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Vorrede. 


//die  Stadtschule  besuchte,  und  wo  er  ausserdem  yon  seinem 
/^väterlichen  Freunde,  dem  Legationsrath  Schweutzel,  einem 
/'gelehrten  und  einsichtsvollen  Rechtsgelefarten,  die  erste  Weihe 
//für  den  Umgang,  so  wie  för  die  juristische  und  politische 
/'Laufbahn,  empfing  (1769 — 1775).  Die  trockne  Schuhnethode 
//damaliger  Zeit  war  fiir  sein  munteres  Temperament  und 
//seinen  nach  Sachen  mit  Ungeduld  strebenden  Geist  nicht 
/'ganz  geeignet*  Mit  Wohlbehagen  vergafs  er  die  zwangsweise 
// gelernten  Regeln  undVocabeln  eben  so  scbndl  als  er  sie  ge- 
//fafst  hatte*)." 

Dreizehn  Jahre  alt  kehrte  er  zurück  an  den  väterlichen 
Heerd,  wo  er  nun  1^/^  Jahre  lang  (1775  — 1778)  an  dem 
TheologieCandidaten  Vey  einen  "geschickten  Hauslehrer  be- 
//safSf  und  durch  unausgesetzte  Uebung  vertraute  Bekanntschaft 
//  mit  den  alten  Classikem  erlangte,  für  deren  Geist  und  Schön- 
//  heiten  er  empfanglich  war«  Nebenher  diente  er  seinem  Vater 
/»vielfältig  in  juristischen  Geschäften  als  Actuar/^*  Im  Herbste 
von  1778  bezog  er  das,  vom  Könige  Gustav  Adolph  gestiftete, 
Gymnasium  der  damaligen  Reichsstadt  Schweinfurt  für  1  V,  Jahre, 
zur  Vorbereitunir  auf  xlie  ;Uilfcdb*sität* 

V:C::  V/   Vy  •••••• 

//Hier.^iit  ^S  iygleicliy.wo  ein  heller,  ausgebildeter  Kopf, 
/^Hofrath  J.  H/i^^olijt;lf%**  in  dessen  Haus  er  wohnte,  durch 
/'taglichen  Umg^^,;*^^^^!»^« pflege  und  Beispiel,  als  väterlicher 
99  Freund  mit  deto»*  IresCen  £rfolg  auf  ihn  wirkte.  Bei  ihm  und 
//in  dessen  Canzlei  erhielt  sein  Hang  für  öflfentliche  Geschäfte 
//noch  mehr  Nahrung  als  vorhin,  und  eine  Richtung,  der  er, 
//neben  dem  Studium  der  Mathematik,  Vieles  verdankte /^ 

//Zu  Geschäften  schon  halb  gebildet,  und  als  entschiedener 
//Verehrer  der  schönen  Literatur,  bezog  er  um  Ostern  1780, 
9f  nicht  ganz  1  ^\  Jahre  alt,  die  Akademie  Erlangen/',  vertauschte 
sie  aber  nach  sechs  Monaten  mit  Giesseti.  Auch  hier  ward 
es  ihm  schon  nach  dem  ersten  Semester  zu  eng,  und  er  trans- 
migrirte  im  FrühL'ng  1781,  auf  fast  volle  zwei  Jahre,  nach 
Leipzig.      Auf  dieser  Hochschule  //wählte   er   sich    den  Ober- 


*)  Alle  in  «^»  eif^scbloMene  V\^orle  tiiid  tutobiogttipinBch* 


Vorrede.  v 

'^hofgerichls Assessor  und  Professor  Seger,  einen  Mann  von 
/'Weit  so  wie  von  bewunderungswürdigen  Kenntnissen  und 
'^  Fibigkeiten ,  zum  Führer  und  Muster.  Mit  Quinctilian  über- 
// zeugt I  dafs  der  künftige  Rechtsgelehrte  und  Staatsmann  ewig 
/^em  Stümper  bkibeu  wird,  wenn  er  die  Alten  nicht  gelesen 
//faat.  bediente  er  sich  im  Fache  der  schonen  Literatur  vor-* 
// lüglich  des  Unterrichts  der  Professoren  Reitz  und  Clodius, 
//und  auch  die  Liebe  des  Letzterisn  ward  ihm.^^ 

'/Als  die  akademische  Laufbahn  sich  dem  Ende  näherte, 
'/fafste  er  den  Entschlufs,  sie  unverzüglich  mit  der  politischen 
''Ui  vertauschen I  und  zu  dem  Ende  nach  Petersburg ^^  (in 
den  Dienst  ron  Catharida  IL)  //sich  zu  begeben*  Weder 
''Hoffnungen  und  Anträge  zu  Acmtern  jm  Vaterlande ^  noch 
''Abmahnungen  seiner  Verwandten,  vermochten . ihn  von  dieser 
"Lieblingsidee  abzubringen ^  und  längere  Zeit  faiaduit^h  be^ 
"schäftigte  er  sich  eifrigst  mit  den  Vorbereitungen  zu  ihrer 
"Ausfuhrung.  Aber  mit  einem  Mal  erwachte  in  iiira  die 
''Neigung  zum  akademischen  Leben,  und  siegte  über  die  nach 
"Norden.  Er  lehnte  zweierlei  Dienstanträge  von  Reidisfursteo 
"(den  Einen  vom  Archivaramt,  den  Andern  vom  Posten  eiqes 
"wirklichen  Regierungsrathes)  ab,  um  das  akademische  Wage-^ 
"Stück  zu  machen ^^^  begab  sich  (J784)  n^ch  Erlangen,  schrieb 
daselbst  eine  Dissertation  //de  Arimannia^^  und  erlangte  durch 
deren  Vertheidigung  nicht  nur  den  juristischen  Poctorhut  (^m 
i3.  April  1785),  sondern  auch  die  PrivatdocentenVoUmacbt« 

Noch   ein  yolles  Lustrum  vor  Ausbruch  der  französischen 

Revolotion,   in  demselben  Jahre  wo  Friedrich   der   Gröfse 

den  Ffirstenbund  gegen  Joseph  IL  abschlofs,  wo  Johann  Jacob 

V.  Moser   in    die   Gruft   sank   und   Pütt  er  schon   seinen   60. 

Geburtstag  zurücklegte,  betrat  mithin  der  dritte  und  berühmteste 

Uauptlehrer  des  teutschen  Staatsrechts  die  BühnCi  um  sie  nicht 

früher  zu  verlassen ,   als   nach   einem   halben  Jahrhundert  imd 

Dach  zweien  Totalmetamorphosen  des  politischen  Himmels  seiner 

Nation.  Gleich  jene  erste  Abhandlung  (über  die  Heermannschaften 

der  Langobarden)  deutete  klar  auf  das  eine  Hauptresultat  seines 

bisherigen   Forschens:    eine   tiefe   Vertrautheit   mit   des  ganzen 

Mittelalters   Rechtsverfassung,    Sitten    und    Geschichte ^    diesem 


VI  Vorrede. 

unentbehrlichen  Schlüssel  aller  publicistischen  Räihsel  der  Ge- 
genwart  Eine  Reihe  von  weiteren  Sehriften  aus  demselben 
Anfangsstadium  (1783 — ^1791):  seine  Geschichte  der  Gerichts- 
lehen ^  seine  Programme  über  die  RitterlehnsHerrschaft  des 
niedem  Adels  und  über  das  Schandgemälde,  seine  Dissertation 
über  den  Briefadel,  und  seine  reichhaltige  *)  Bearbeitung  von 
Saiote^Palaye^s  Rittenvesen  des  Mittelalters  waren  hie  von  neue 
Belege,  und  zeigten  zugleich»  dafs  gerade  das  Schwierigste  fiir 
ihren  Autor  das  Reizvollste  sey. 

Nebenher  offenbarten  dem  Leserpublicum  zwei  voluminöse 
Werke  andern  Schlages,  nämlich  die  /^  Kleine  juristische 
Bibliothek"  (1785* —  ^793)  nnd  die  //Neue  Literatur  des 
teutschen  Staatsrechts"  (1791),  theils  eine  Hauptmaxime  seines 
Riesenfleisses :  //Nofse  bonos  libros  est  magna  pars  eruditionis", 
iheils  die  Allseitigkeit  seiner  Recbtskunde.  Seine  Zuhörer 
freilich  und  auch  die  Mitglieder  des  SpruchcoUegiums  (Glück, 
Geiger,  A.  L»  Schott  etc*)  wufsten  um  diese  Allseitigkeit 
ohnehin:  denn  jenen  Ersten  hielt  er  nicht  nur  Vortrage  über 
Staatsrcdit  und  Lehnrecht,  sondern  auch  eine  Uebungsschule 
für  jederlei  Richter^  und  Advocaturgeschäfte  **);  und  bei  diesem 
Letzten  war  er  schon  nach  seinen  ersten  DocentenMonaten 
Assessor.  Sehr  begreiflich  daher,  dafs  ihn  sein  Ffirst  — -  Carl 
Alexander  (Markgraf  von  Ansbach  und  Baireuth)  —  schon  1786 
zum  aufs'erordentlichen ,  und  gleich  im  folgenden  Jahre  1787 
zum  ordentlichen  Professor  ernannte,  wie  auch  1790  bei  der 
Kaiserwahl  Leopold^s  IL  in  Frankfurt  als  persönlichen  Re- 
ferenten benutzte  ***),  nachdem  kurz  zuvor  Pütter  ihn  der 
K^rojQ^  Hannover  zu  seinem  Amtsnachfolger  vorgeschlagen,  hatte. 


'*)  Carl  Julius  Wsbkr,  der  genialste  und  kenntnifsreichste  von  Klüber's  aller- 
frühsten  Schülern,  sagt:  es  habe  derselbe  «durch  seine  Anmerkungen  das 
«französische  Werk  /«om  halbdeuCschen  gemacht« v     «Das  Bitterwesen  etc.» 

Stuttgart  1833.  Band  11,  S.  5o5. 

-    ^^  ,      i  •  •  • 

**)  So, genannte    collegia  practica    (wofür   er  auch   1791    einen   Foli^Band    Ton 
Acten  drucken  liefs). 

***)  Drei     Monate    hindurch.    —     Zugleich    diente    er    ebendaselbst     der     kur- 
braunscht^eigischcn    Wahlbotschaft,  bei  den  Verhandlungen  über  die  Wahl- 
t  capitulatioii. 


Vorrede.  yu 

Der  Charakter  seiner  KathederVortrage  war  Pragmatismus  und 
Klarheit*)^  im  vertraulichen' Unterhaltungstone.  Nur  anmuthig 
unterrichten  wollte  er,  nicht  auch  imponiren  und  glänzen ;  mehr  nach 
der  Liebe  seiner  Zuhörer  trachtend^  als  nach  ihrer  Bewunderung. 

In  eben  dieser  arbeitsüberlasteten  Periode  suchte  er  sich 
eine  Lebensgefährtin,  und  fand  sie,  im  Herbst  1789,  an  einer 
ebenso  anmuthigen  als  tugendhaften  jungen  Ostindierin:  Josephine 
Christiane  Zeizer  aus  Tutoecoryii*  einer  perlenreichen  Colonie 
der  Holländer  in  der  (jetzt  britischen)  Präsidentschaft  Madras. 
Sie  beschenkte  ihn  mit  5  Kindern,  wovon  aber  nur  ein  Einziges , 
der  Sohn  Friedrich  Adolph,  die  Mutter  iiberlebte,  als  diese 
in  der  Jugendbluthe  —  nicht  volle  23  Jahre  alt  —  verwelkte, 
am  19.  December  1796« 

Kaum  hatte  Klüber^s .  trauerumhüUter  Ehestand  begonnen, 
als  im  Jahr  1790  die  glücklichste  und  entscheidende  Katastrophe 
iur  sein  öffentliches  Leben  eintrat:  nämlich  Carl  August  v. 
Hardenberges  Auftritt  als  Minister  im  brandenburgischen 
Frankenland,  und  der  Abschlufs  eines  32jährigen  energischen 
Freundschaftsbundes  zwischen  beiden  gleich  hellsichtigen  Män- 
nern. Gleichzeitig  mit  diesem  Freund  und  Schirmer  trat  er, 
nachdem  Carl  Alexander,  Friedrich^s  des  Grofsen  Neffe, 
jenes  Land  an  seinen  Lehnserben  und  Vetter  am  2.  December 
1791  abgetreten  hatte,  in  den  Dienst  Friedrich  Wilhelms  II. 
von  Preussen.  Von  Stund  an  wurden  ihm  manch  faltige 
Staatsgeschäfte  übertragen ;  ward  er  vertraut  mit  den  Geheim- 
nissen von  Europens  Diplomatie  **) ;  bewegte  er  sich  in  den 
Kreisen  der  höchsten  Stände  ***),  und  lehnte  er  beharrlich  eine 


*)  Siehe  C.  J.  Webba's  Papsttbum.    Stuttgart  i834,  Bd.  L  S.  XL 

**)  Ha&disbsbg  war  es  beliannUich,  welcher  für  Preufsen  den  SeparatFrieden  mit 
der  neuen  Bepublik  Frankrei9fa,  Anno  1795,  su  Basel  abscblob,  nachdem  er 
schon  früher,  als  Cabinetsminister,  in  Frankfurt  a.  M.  su  dem  Feldsuge  in  der 
Champagne  mitgewirkt  hatte. 

***)  namentlich  auch  jener  reichsstandiscben  Familien,  welche  fliehend  vor  Moreau's 
Heer  im  Sommer  1796  hinter  die  Demarcations Linie  nach  Ansbach  gekommen 
waren,  und  hier^  wenige  Meilen  entfernt  von  Erlangen,  bis  sum  Herbst  1797 
(d.  lu  dem  Frieden  von  Campo-Formio)  residirten :  vorzüglich  der  markgraflich- 
hadischen  von  Cabi.  Fbisdaich.  ' 


X  Vorrede. 

Ohne  fldnem  pr actischen  Staatsaikile  eu  entsagen,  ephai 
und  erhielt  er  1807. die  Function  eines  ersten  Professors*  der 
Rechte  an  der  durch  Badens  Nestor  restanrirten,  >  neuaufbluhenden 
Euperto^^^laroltoa,  und  verlegte  seinen  Wohnsitz  nach  Heidelbeig, 
wo :  er  tiun  während  eines  rollen  Decenniums,  an  der  Seite  von 
Thihauty  Heise,  Zachariä,  Martin  u«  A»,  und  beim 
Ganufse  der  Freundschaft  von  J«  H«  Vofs,  C.  F»  Schwan, 
und  C  G.  V.  Arndt*)|  jene  nämlichen  Lehrcurse,  welche  in 
Erlangen  seinen  Docentenruhm  begründet  hatten,  vermelvrt  durch 
YölkerreehtsVorträge,  wiederholte,  mit  einem  kühnen  Freimuth 
in  der  Kritik  von  des  corsischen  Zwingherrn  lichtscheuem 
Machiavellismus«  Zugleich  erweiterte  er  die  Literatur  durch 
das  erste  (und  einzig  gehliebene)  Compendium  des  Rheinbund- 
Staatsrechtes  (1808),  durch  seinen  //Lehrbegriff  der  Referir- 
kunst^^  ("1808),  durch  das  reichhaltigste  Lehrbuch  der  Kryp- 
tographik  (iSog),  und  durch  eine  auf  Geschichte,  Staatskunde 
und  Nationalökonomie  gegründete  Idealistik  des  teutschen  Post- 
wesens **) ;  während  er  nebenbei  die  Topographie  mit  einer 
eben  so  anmuthigen  als  lehrreichen  //Beschreibung  von  Baden 
bei  Rastat t^^  (1810)  bereicherte,  besonders  aber,  als  Lieblings- 
beschäftigung, von  dem  Jahr  1808  an  die  Curatel  der  Stern- 
warte zu  Mannheim  führte,  eine  sehr  interessante  //Beschreibung/^ 
dieser  Anstalt  (1811)  im  Druck  herausgab,  und  aus  solcher 
Veranlassung  9  in  ein  ihm  anscheinend  so  fem  liegendes  Fach 
der  Gelehrsamkeit  sich  kräftig  einarbeitend,  mit  den  ausge- 
zeichnetesten Corypheen  desselben,  insbesondere  mit  Reicben- 
b  a  c  h,  vielfachen  wissenschaftlichen  Verkehr  und  enge  Freund- 
schaft anknüpfte  und  pflegte. 

Dieses  zweite  Stadium  seiner  Docentenlaufbahn  ward  im 
Herbst  i8i4  durch  eine  Episode  unterbrochen,  welcher  es  vor- 
behalten war,  Klüber^s  ConsulentenWirksamkeit  über  die  Grenzen 
Teutschlands  hinaus  zu  erweitem,  und  seine  publicisiische 
Autorenfeder  zum  Rang   einer  universell- europäischen   zu    er- 


*)  C.  G*  T.  Ahsdt,  über  den  Ursprung  und  die  Verwandtocbaft  der  europaisclien 
Sprachen,  herausgegeben  yon  J.  L.  Klüber,  Frankfurt  a.  M.  1818. 

^)  «Das  Postwesen  in  Teutschland,  wie  es  war,  istundseynhöaate.  Erlangen  181  i.v 
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beben;  nämlich  durch  seinen  Aufenthalt  bei  dem  Wiener  Goi^* 
grefs.  Eingeladen  von  dem  Staa^kanzler  von  Hardenberg, 
und  mehreren  Rathbedurftigen'  alus  dem  hohen  nnd  niedertt^ 
Adel|  belog  er  diesen  Areopag  zwar  nur  als  Privatmann ,  mk 
üriaab  seines  Souverain^s,  des  Grofsherzogs  Carl^  diefnte  aber 
auch  ihm  daselbst  manchfaltig  f&r  Geschäfte  und  Umgang.  ., 
''Schon  vor  dem  Congr^s  war  er  von  russischer  Seite  veran-  | 
/'lafst  worden,  dem  Kaiser  Alexander  eine  historisch-^-polifische  '^ 
'' Darstellung  der  Lage  Teutschlands  und  seine  Ideen  über  eine 
"neue  Gestaltung  dieses  Staatensystems  vorzulegen«  Der 
//benutzte  dieselbe  in  Wien  und  richtete  mehrmal  Fragen  an 
'/Verfasser;  beauftragte  denselben  auch|  gemeinschaftlich  mit 
"Prenssen,  zam  Entwurf  eitles  Manifestes/  dessen  Erscheinung 
'^durch  eine  in  der  Politik  glucklichenreise  eingetretene  Wendung 
//zTrecklos  ward  und  d^nim  unterbliebe^  Von  der  bestaunungs^ 
werthen  Gröfse  und  Manchfaltigkeit  seiner  übrigen  Consulenten- 
Pi'axls  und  FreundschaftsAllianz  (worin  hauptsächlich  auch 
Laharpe's  Name  glänzt)  zeugt  die  Thatsache,  dafs  er,  auf 
ausnahmslos  redlichen  Privatwegen  und  zu  seinem  Privatgebrauch, 
eine  Sammlung  von  CongrefsActenstücken  zu  vereinigen  ver- 
mochte, deren  Reichhaltigkeit  nur  allein  vom  Archive  des 
Wiener  Hof-^s  übertroffen,  von  dem  keines  andern  aber 
erreicht  ward.  Erwagend  die  gespannte  Wifsbegierde  der 
Zeitgenossen,  die  Wichtigkeit  dieser  Sammlung  fiir  die  Welt- 
geschichte, und  seine  Üngefesseltheit  durch  irgend  ein  Geheim- 
haltuDgsversprechen,  entschlofs  er  sich^  dieselbe  dui'ch  den 
Druck  zu  publiciren,  in  möglichst  systematischer  Zusammen- 
ilellung  und  verbunden  mit  erläuternden  Einleitungen ,  Rand- 
Bossen  und  kritischen  Abhandlungen.  So  erschienen  schon  zu 
Anfancr  des  Jahres  i8i5  die  drei  ersten  Hefte  der  /'Acten  des 
\Mener  Congresses":  eines  Urkundencodex,  welcher  von  vielen 
Cabineren  Europens  statt  ihrer  eigenen  Originalmaquscripte  be- 
nutzt wird,  aber,  nach  den  vielseitigsten  Redactionsbemühungen, 
^^st  i835  mit  dem  neunten  Bande  geschlossen  werden  konnte. 

Nach  dem  Schlufs  des  Congresses  im  Sommer  18 1 5  nach 
Heidelberg  i&urückgekehrl:.,  beeilte  er  sich,  durch  dreierlei 
^hriften  einem  dringenden  Bedürfnifs   und   zugleich   der   ver- 
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traiienwollen  Enrartung  des  PubUcums  lu  entsprechen :  narolicb 
i)  durch  eine  kritische  Ausgabe  der  //Schluiaacie  des  Wiener 
Coogresses  und  der  Bundesactc  *),  2)  durch  eine  faistorisch- 
kritisehe  ^^  Uebersicht  der  diplomaiischeii  Verhandluagen  des 
ff  Wiener  Congresses  äberihaupt^  und  insonderh^  über  wichtige 
/f  Angelegenheifeen  des  teutschen  Bundes  ^)^')  ond  3)  durch  die 
«nie  Ausgabe  seines  Torliegenden  Lehrbuches  iiber  das  '/Oflfent- 
#/ liehe  Rechl  des  Teutschen  Bundes  und  der  Bundesstaaten'«: 
dieses  bahnbrechenden  Werkes,  worin  der  eingeweihteste  Sach- 
kenner,  unter  verschwenderischer  Mittheiking  einer  Fhith  von 
neuen  Notizen  fiir  den  Staatsmann  und  den  Theoretiker,  nicht 
nur  ein  Chaos  zu  einem  Dogmengebäude  construirt,  sondern 
auch  als  freisinniger  Rechtsphiiosoph  dieses  Gebäudes  Tugenden 
bezeichnet,  dessen  Lücken  und  Gebrechen  aber  den  Macht- 
habeni  des  Vaterlandes  zur  Abhülfe  empfohlen  hat« 

Unterbrochen  wurden  jedoch  diese  schwierigen  Arbeiten 
im  Frühling  1816  durch  die  Theilnahrae  an  einer  diplomatischen 
Mission  an  die  Höfe  von  Berlin  und  Petersburg,  womit  Klüber 
von  dem  Grofsherzog  Carl  von  Baden  beauftragt  ward,  luid 
welche  nicht  nur  zum  erwünschten  Ziel  führte,  sondern  ihn 
beinahe  fiir  immer  an  das  NewaUfer  entfuhrt  hätte*  Kaisei 
Alexander  wiederholte  ihm  nämlich^  unter  huldvollen  unc 
freigebigen  Aeusserungen,  eine  Einladung,  die  er  schon  auf  deni 
Congrefs  ausgesprochen  gehabt,  als  unmittelbarer  Jurtsconsulti 
de  FEmpereurj  ausserhalb  aller  Staatsbehörden,  und  als  Stifte 
einer  Pflanzschule  fiir  angehende  Diplomaten,  in  russische  Dienste 
zu  treten.  Weil  aber  gleichzeitig  Fürst  Hardenberg  ein< 
dringende  Aufforderung  zur  Rückkehr  nach  Preussen  an  ihi 
ergehen  liefs,  gab  diese  mächtige  Stimme  der  Freundschaft,  di^ 
dankbare  Erinnerung  an  alte  Verpflichtungen  und  die  Lieb^ 
zum  Vaterland  den  Ausschlag  für  den  Staatsdienst  von  Friedricl 
Wilhelm  III.  //Zeit  und  Mühe  kostete  es  aber,  die  Entlassuu 
//von   seinem  bisherigen  Souverain  auszuwirken,   besonders    d 


*)  Eine  dritte,  sehr  Terfnebrte  Auflage  hieryon  erschien  unter  dem  Titel:  «QueHeB 
Munmlung  su  dem  ftflbntliclien  Rechte  des  teuUchen  Bandes»  in  Erlfrngcn  i83^ 
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nhn  derselbe y  ebenso  beharrlich  als  huldvoll^  die  Finanz^ 
•ministerStelle  antrug:  ein  Aint|  welches  er  unter  den  ddma- 
frligen  Verhälmissen  ablehnen  zu  müssen  glaubte*  Endlich  er-^ 
f#  folgte  diese  Dimission,  mit  Merkmalen  der  Fortdauer  des 
rr gnidigsten  WohliroUens»  Er  begab  sich  nach  Berlin  und 
f'üiieraahm  nn  Jahr  1817«  unter  dem  Titel  eines  Wirklichen 
ff  Geheimen  Legationsrathes ,  die  Doppelstelle  eines  Beisitzers 
ifin  dem  Departement  des  Staatskanzlers  tmd  in  dem  Ministerium 
''der  auswärtigen  Angelegenheiten^ ^' 

Wahrend  der  drei  folgenden  Jahre  föhrte  er  als  Inmiediat^^ 
Conunissarius  die  schwierigen  Unterhandlungen  über  den  Zü 
ordnenden  Rechtszustand  der  preussischen  Standesherren  in 
Weslpbalen  und  am  Rhein,  zwischen  diesen  Letzteren  und  den 
sechs  königlichen  Regierungen  dieser  Provinzen ,  mit  einem 
Erfolge,  woför  ihm  allseitige  Zufriedenheit  bezeugt  ward*  Mtlt-« 
knireiie  aber  mufste  er  1818  den  Fürsten  Staatskanzler  auf  den 
Congrefs  yon  Aachen  begleiten,  wo  er  unter  anderen  um  die 
Anerkennung  der  Integrität  von  Badens  Gebiet  sich  hohes  Ver^-' 
dieost  erwarb,  und  die  Freundschaft  Ton  Capodistrias  ge- 
wann. Dennoch  wufste  er  in  diesem  Triennium  noch  die  Mufse 
zur  Composition  und  Herausgabe  stines  zweiten  dogmatischen 
Hauptwerkes  zu  finden:  des  //Droit  des  gens  moderne  de 
TEurope*)":  eines  würdigen  Seitenstückes  zu  seinem  //Oeffent- 
lidien  Recht  der  teutschen  Bundesstaaten '^  ^  von  gleicher  Klat^* 
beit,  Reichhaltigkeit  und  Liberalität 

Nachdem  er  das  Jahr  1821  in  Berlin  verlebt  hatte,  erhi^t 
er  den  Auftrag,  als  königlicher  Bevollmächtigter  die  Auseinander-^ 
setzQDg  des  aufgelösten  Grofsherzogthums  Frankfurt  an  Oft 
und  SteUe  bewirken  zu  helfen.  //Während  dieses  schwierigen 
"Geschäftes  und  in  seiner  Abwesenheit  ward  zu  Berlin,  bald 
"nach  Hardenbergs  Tod,  von  der  im  Herbst  1821  erschie- 
"Denen  (in  Grundsätzen   unveränderten)  zweiten  Auflage  seines 


*)  Stattgart  1819.  gr.  8.  Eine,  um  etwas  bereicherte,  Bearbeitung  desselben  in 
teaUcher  Sprache  licfs  er  erst  m  den  Jahren  1821  u»  1822  folgen.  Stuttgart, 
2  Bde.  gr.  6. 
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1/ //Oieffen^ilicheii  Rechts^'  Anl^fs  genommen  za  eiqer  lajegwierigeo 
£/ Prüfung  dieses  Werkes  und  zu  eioetaa ,  von  dem  Miniftter  der 
i/ouswärugen  Angelegenheiten ^  Grafen  v*  Bernslorff,  einge- 
1/ leiteten  Beschlüsse  des  Staatsminisleriums  wider  seine  Person, 
f/,als  Bürger  und  Staatsdiener^  zu  dessen  Anerkennung  er  sich 
//piQht  verstehen  zu  dürfen  glaubte '^  Summarischen  Bericht 
über  diese  herbste  Erfahrtyig  seines  öffentlichen  luebens  und 
ubfsr  deren  Resultat  —  seinen  augenblicklichen  Entschlufs  zur 
Einreichung  seines  Entlassungsgesuches  giebt  die  nacbstebende 
Vorrede  zur  dritten  Ausgabe  jenes  Werkes.  Erst  auf  wieder- 
hotle  .  Bltde ,  nach  vier  Monaten  ^  i^ard  dieses  Gesuch ,  im  April 
i624y  ihm  gewährt 

,  Jn  das  63«  Lebensjahr  vorgerückt  entzog  sich  Klüber  von 
nun  lan  jedem  Staatsamt »  ungeaichlet  ihm  von  mehreren    Seiten 
die  ehrenvollsten  Anträge  zugingen.     Entschlossen,   künftig  — 
fjm  schaltend   über   ein   otium  cum  dignitate   —  nur   för  die 
Belehrung   seiner   Zeitgenossen,   als  Schriftsteller,   und  für 
den ,  Triumph   von  hervorragend    wichtigen   Rechtsansprücheo,. 
al3  'Consulent,    zu    wirken,    verlegte    er    seinen    bleibenden, 
Wohnsitz    in    die   fiundesstadt    Frankfurt,    wo    er    schon    das, 
jüngste  ßiennium  hindurch  transitorisch  verweilt  hatte    und  wi^ 
den    geistvollsten    Diplomaten    (vorzüglich    auch    dem    Grafen 
Reinhard),   ao  wie  mit  den  ersten  Grofshändlern ,  Freundes- 
umgang   pflog«      Hier    hielt    er,    im    Widerstreite    mit    einer 
preussischen  Verordnung,  dem  Grundsatze  der  Independenz  der 
Gerichtshöfe  von  MinisterialRescripten  eine  energische  Apologie*); 
schilderte   er   das   Chaos   unseres   Münzwesens,    mit   Beifügung 
eines    motivirten    MünzconventionsProjectes  **);    erläuterte    er, 
in  einer  Reihe  von   gründlichen   Abhandlungen,    mehrere  der 
dunkelsten  Materien  unseres  öffentlichen  Rechtes  ***) ;  und  erzahlNi 
er  mit  eben   so  viel  weltbürgerlichem  Enthusiasmus   als    diplo-i 
matischer  Umsicht,  zum  Tbeil  aus  eigenthümlichen  Quellen,  dil| 
politische  Regenerationsgeschichte  der  Hellenen****)*  In  erscböpfenH 


m  I  !■■  ■■      I ' 


*)  «Die  Selbstständigkeit  äa  Richteramtt  etc.    Frankfurt  a.  M.  i89a.i» 
**)  «Das  MunswcscninTeutschland,  nach  seinem  jetzigen  Zustand  etc.?  Stuttgart  iSA^ 
***)«  Abhandlungen  und  Beobachtungen  fär  Geschichtkunde,    Staats-  und  Bechts* 

Wissenschafken.    Frankfurt  a.  M.  i83o  u.  34*    a  Bde.  gr.  8.» 
*^**)« Pragmatische   Geschichte     der     nationalen     und    politischen    Wiedergeburt 

Griechenlands.    Frankfurt  a.  M.  i83$.  gr.  8.» 
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dcD  Rechtsgutachten  9  welche  der  Sachkennerwelt  im  Abdrucke 
vorgelegt  wurden,  bekämpfte  er  von  hier  aus  (1829  u.  i83o) 
die,  vtm  einer  Erbverbrflderung  tiber  Sponheim  entlehnten , 
Ansprache  Baiems  auf  Gebietstheile  von  Baden ;  und  veriheidigfe 
er  die  Forderungsrechte  i  aller  Inhaher  von  schlesischen  Staats^ 
Obligationen  aus  den  Jahren.  1734  his  ±7^7  S^S^^^  ^^^  Kronen 
Oestreich  und  Preussen  (1 83o) ,  —  die '  Suocessionsfähigkeit  der 
Kioder  zweiter  Ehe  des  i"  Grafen. Wilhelm  von  Bentinck 
(i83o),  —  die  iTironfolgeFähigkdt  August's  von  Este 
in  die  Lande  des  Gesammthauses  Braunschweig  (i834)  -*~  und 
das  Nachfolgerecht  des  Hauses  Löwenstein -Wertheim  in  diie 
Stanunlande  des  Hauses  Witteisbach*). 

Im  Januar  i834  ward  er  von  der  französischen  Acad^mie 
des  seienses  morales  et  politiques  zu  ihrem  Mitglied ,  in  der 
Abtheilung  für  Gesetzgebung  und  Jurisprudenz ,  einstimmig 
crvrählt:  eine  Auszeichnung,  die  ihn  um  so  freudiger  über- 
raschen mufste,  da  ihr,  ebenso  wie  den  ähnlichen,  welche  ihm 
früher  in  Teutschland  zu  Theil  geworden,  keinerlei  Bewerbungs- 
scbritt  vorausgegangen  war«  Die  Erkenntlichkeit  bewog  ihn, 
noch  in  demselben  Jahre  seine  neuen  Collegen  in  Paris  zu  be- 
suchen und  einigen  ihrer  Sitzungen  persönlich  beizuwohnen* 

Am  i3.  April  i835  feierte  er  in  Frankfurt  sein  Sojähriges 
Doctorjubiläum :  bei  welcher  Gelegenheit  die  Juristenfacultät  in 
Erlangen,  altehrwurdiger  Sitte  gemäfs,  glückwünschend  ihm  ein 
erneuertes  Doctordiplom  übersandte,  mit  der  Widmung:  //Juris 
publici  inter  nostrates  facile  priacipi^  Almae  nostrae  decori 
quondam  atque  ornamento;   Viro  summis  laudibus  venerando^^' 

In  einem  Greisenalter  von  74  Jahren  und  drei  Monaten, 
aber  bei  voller  Rüstigkeit  des  Geistes  und  ungeminderter  Ar- 
beitslust, verschied  er  sanft  und  ruhig,  nach  kurzem  Uebelbe- 
finden^  am  16»  Februar  1837,  zu  Frankfurt:  tief  betrauert  von 
aüen  früheren  und  späteren  Vertrauten  seines  Umgangs^  die 
einen  eben  so  treuen  als  liebenswürdigen  und  lehrreichen  Freund 
Uk  dem  berühmten  Staatsmanne  verloren. 


)HieiToii  ist  nur  die  hisionscke  Hälfte  cur  Vollendung  gediehen  und  durcli  Dr. 
IfüuDu«,  als  opus  posthumum,  berausgegeben  worden*    Frankfurt  a.  M.  i837« 
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Bifl  in  seine  lelzteti  Lebenatage  war  er  um  die  Feflung  und 
VervoUatändtgung  setiiir  beiden  Lehrbucher  ober  Völkerrecht 
und  teutsches  Staatsrechl  emsig  bemuht  gewesen.  Es  fand  sieb 
dah^r  in  seinem  reicben  literirischen  Nachhdb  ein ,  durch 
correctorische  und  erweiternde  Marginalien^  so  durchgängig 
perftictionirtes  Exemplar  der  dritten  Edition  des  vorliegenden 
Werkes y  dafs  dessen  blofser  Abdruck  die  vierte  Ausgabe 
hatte  vorstellen  können ,  wenn  diese  schon  tu  Ostern  i837 
nöthig  gewesen  wäre«  So  aber,  wo  deren  Erscheinung  erst 
zwei  Jahre  später  erfolgen  konnte,  bedurfte  es  emes  Nachtrages 
der  neuesten  Legislation  und  Literatur.  Der  Ausarbeitung 
desselben  hat  sich  die  Pietät  von  des  Verfassers  sadhknndigem 
Sohn^  in  Gemeinschaft  mit  dem  Unterzeichneten  —  einem  dank- 
baren Schüler  und  langjährigen  Interpreten  des  Vollendeten  — 
unterzogen:  dergestalt  jedoch,  dafs  des  Ers^pren  FleÜs  nur  die 
kleinere  Hälfte  der  Aufgabe  dem  Letztereui  zu  löseui  überlieis. 

HeioelberGi  im  März  iSSq. 


Karl  Eduard  Bforstadt. 


Vorrede 

zu      der     dritten     Auflage* 


Diese  dritte  Auflage  unterscheid  dt  sich  Fon  der  zweiten  durch  eine 
ccAitmde  Menge  yoq  Zusätzen,  und  durch  vortheilhafte  Aenderung  in 
ormat  and  Druck, 

Nicht  leicht  ist  ein  Paragraph  ohne  Aenderung  oder  Zusatz  geblieben. 
ermoch  hat  die  typographische  Aenderung  eine  Minderung  der  Bogenzalil 
üblich  gemacht,  -während  die  Beibehaltung  der  vorigen  Einrichtung  eine 
[riirnog  Ton  63'/^  auf  QbV^  zur  Folge  gehabt  haben  wurde,  laut  einer 
I  der  fiochdruckerei  angesteUteu  genauen  Berechnung. 

VoD  §•  3i  an,  haben  die  Paragraphen  neue  Ziffern  erhalten,  um  nicht, 
tie  la  der  zweiten  Auflage,  den  Zi£fern  der  seit  der  ersten  neu  hinzuge- 
Doimenen  §$.  Notenbnchstaben  beifügen  zu  müssen.  Daher  ist  die 
!kn«raphenzahl  ron  486  auf  585  gewachsen*  Doch  sind  überall  auch 
Üe  \Diigen  Zahlea,  mit  kleineren  Lettern  und  in  Klammem,  der  neuen 
b\\  ZOT  Seite  gesetzt,  um  Citationen  der  zweiten  Auflage  auch  in  der 
iebö^n  ohne  Sdiwierigkeit  finden  zu  können. 

Iß  ihsicht  auf  Grundsätze,  wird  man  Nichts  geändert,  auch  überall  das  Be- 

itreben  wiederfinden,  dem  Dienst  der  selbsterkannten  "Wahrheit  Ehre  zumachen. 

Der  Vortrag  ä&t  Bundesrechts  j  in  dem  ersten  Theil,  wird   nach  den 

t^'^  BaaptPerioden  zu.  beurtheilen,    zum  Theil    zu    entschuldigen    seyn, 

ucii  Teichen  aufmerksame  Beobachter  die  Aeüsserungen  der  bundestäglichen 

Wirksamkeit,  in  Form  und  Wesen,  für  sich  schon  zu  unterscheiden  nicht 

vdeo  unterlassen  haben.     Selbstredend  unterscheidet  sich  dieselbe :   yon 

^0  Anfang  der  Bundesrersammlung  bis  zu   dem  carlsbader  Congrefs  in 

KiB  Herbst  1819,  und  seitdem;  dann  hier  wieder  nach  dem  Abschnitt, 

reicher  im  Jahr    1828  beginnt      Ueber  die  erste  HauptPeriode  hat  der 

Ta&ser  sich  aufrichtig  imd   öffentlich  schon  ausgesprochen ,  in  der  Yor- 

^za  der  ersten  Auflage.     Im  Uebrigen  wird  erlaubt  seyn,  zu  erinnern 

ffi  Cicero'«  (de  LL.  UL  90*  ^nec  reprehendere  licet,  nee  laudare  possums». 

^u  Staatsrecht  der  Bundesstaaten ^   in  dem  zweiten  Theil,   hat  eben- 

«is  loanche  Bereicherung  erhalten,   wozu  einen  grossen  Theil  des  Stoffs 

^  Zeitraom  seit  Erscheinung  d^  zweiten  Auflage  geliefert  hat    In  dem 

^'^  erKheint  Nuni.  lY,  das  Yerzeichnifs  der  Standesherren,   grossen- 

^  umgearbeitet,   und   ein   zweites,  Yerzeichnirs    derselben,    Num.  Y9 

^^  teu  hinzugekommen.  « 

^^»  ttatl.  iMkt,  4.  Aul.  U 
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Dem  Bandesrecht^  und   dem   Staatsrecht   der   Bnndesitaaten  hat 
Verfasser  eine  Reihe  Ton  Abhandlungen  zu  widmen  angefangen,  in 
^.Jbhtmdlungen  und  Beobachtungen  für  Geschieht  künde,  Staats-  und 
Wissenschaften » ,  wovon  der  erste  Band    i83o  hier  in  der  Andre» 
Buchhandlung  erschienen  ist.      Dem  Bundesrecht  insbesondere  dient 
<^  Quellensammlung   zu    dem    5ffeutlichen    Recht    des   Teutschen  Bt 
Dritte,  sehr  vermehrte  Auflage.    Erlangen  i83o.  gr.  8. 

Dem  Urtheil   unbefangener  und  wohlwollender  Kenner  und  Fi 
der  Wissenschaft,  unterwirft  der  Verfasser  das  Alte  und  Nene  mit 
Vertrauen.     Die  Andern   werden   vielleicht  auch   bei   dieser  Auflage 
ermangeln.  Manches  zu  bezeichnen  und,  treugehorsamst  wenigstens  sei 
wollend,  zu  berichten.     Al>er  was  Caligula  (Snetonius,  S4>)  wolltej 
nicht  vermochte,  wird  auch  Ihnen  nicht  gelingen.    Ehrensaulen  setzte 
wahren  Freunde   des  allgemeinen  Wohls   und  der  Wissenschaft  von 
nur  Denen ,  die  es  verdienten. 

Unter  den  Zusätzen  finden  sich  manche^  zum  Theil  erhebliche,  weicht 
Wissenschaft  der  durch  die  zweite  Auflage  zunächst  reranlafsten  glückli 
Unabhängigkeit  des  Verfassers  zu  danken  hat.  Diese  Veranlassung  wurde 
unerwähnt  bleiben,  diente  sie  nicht  zur  Geschichte  der  Wissenschaft  des  oi 
liehen  Rechts,  unserer  Zeit,  dieses  Buchs  und  seines  Verfassers«  Ihnen 
und  einer  hohen  Staatsregierung,  gebührt  eine  SfFentUche  Darstelhmgl 
Rechtfertigung;  schon  seit  sechs  Jahren  liegt  sie  druckfertig.  I 

Kaum  ei*schienen,  ward  die  zweite  Ai^ge  ein  Gegenstand  eifll 
politischer  Verketzerung  des  Buchs  und  seines  Verfassers.  Diplomatisch^ 
andere  Berichte  und  Denunciationen ,  zum  Theil  von  knechtischen  Wo 
dienern,  manche  von  ihnen  sonst  dem  Verfasser  zu  Dank  yerpflichb 
wurden  ingeheim  wider  beide  gerichtet 

Offene  und  directe  Angriffe  erfolgten,  zuerst  von  dem  nassauiscl 
Minister,  Freiherrn  von  Marschall/  der,  wiewohl  ohne  unmittelba 
Erfolg,  mit  einer  formlichen  Denunciation  am  berliner  Hof  endigte;  d 
von  Berlin  aus,  unter  der  Firma  de&  Ministers  der  auswärtigen  Angelej 
heiten,  Grafen  von  Bernstorff,  mit  planmasiger  Verfolgung  des  Verfass 
Alien  Rechtslehrem  auf  preussischen  Universitäten  ward  untersagt. 
Buch  bei  Vorlesungen  zum  Grund  zu  legen.  Aus  demselben  schrif^Ii 
Auszüge  für  den  Lehrbegriff  zu  machen,  und  Stellen  den  Zuhörern  ^ 
lieh  in  die  Feder  zu  dictiren,  war  nicht  zu  yerhindem. 

Das  Ergebnifs  einer  ungefähr  dreivierteljährigen  Untersuchung 
Berlin,  während  berufsmäsiger  Abwesenheit  des  Verfassers,  war  eine  ^ 
urtheilung  desselben  zu  demüthigender  und  ehrwidriger,  sowohl  amtlic 
als  auch  publicistisch-Iiterärischer  Stellung  desselben,  mit  Anföhrung 
Entscheidungsgrunden,  auf  sieben  besctitriebenen  Folioseiten.  Von  s 
Anklagepuncten  hier  vorläufig  nur  zwei,  zur  Probe. 

Zu  schwerer  politischer  Sunde  ward  der  Grundsatz  ($.  67)  angerecl 
dafs  für  Lücken  in  dem  positiven  Staatsrec^ht,  das  natürliche  oder  allgeaa 
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lutnckt  eine  Hfilfja^lle  sey.  Solche  Sunje  tragt  dieser  Autor  mit  fast 
llnfeioea  yoi|;aDgero,  von  Anbeginn  der  wissenschaftlichen  Caltur  des 
Satlkhen  Rechts.  Hatte  er  doch  ausdrücklich  ?or  «Mifsbraach  und  ver- 
ixttt  Anwendung»  gewarnt. 

H«ipt?ergehea  sollte  sejn,  dafs  der  Yerfasser  «hein  Bedenken  ge- 
tngtBi  durchgängig  die  entschiedenste  Yorliebe  für  die  gegenwärtigen 
leaiscliten  Qegiernngsverfassungen  einiger  Bundeslander  unverhohlen  an 
4ea  Tag  SU  legen,  wiewohl  die  neuere  Gesetzgebung  des  Bundes  jb^- 
Ittmtlick,  nnter  der  thatigsten  Mitwirkung  Preussens,  yorziiglich  mit  auf 
ka  Zweck  gerichtet  worden,  den,  diesen  in  einer  noch  lange  zu  beklagenden 
Cpocbe  fast  allgemeiner  politischer  Yerirrung  mit  so  grosser  (Jeher- 
aioflg  gegifteten  Yerfaasiingen  zum  Grund  liegenden  demokratischen 
Prioeipiea  entgegen  zu  wirken ». 

Za  Mitschuldigen  bei  diesem  Yergehen,  hatte  der  Yerfasser  jene 
VBSsischsa  Staatsbeamten  der  höchsten  Classey  welche  auf  dem  wiener 
Bop«b,  uftter  allerhöchster  Ermächtigung,  die  Einfuhrung  des  Repräsen- 
drSjitois  in  allen  tentschen  Bundesstaaten,  mit  allbemerktem  Eifer,  und 
IwidiC^cr  practisch  betrieben  hatten^  als  theoretisch  Ton  ihm  je  geschehen 
^  uid  konnte* 

Audi  waren  seine  Grandsatze  über  diesen  wichtigen  Qegenstfnd  der 
^Nissplisa  Regierung  nichts  weniger  denn  unbekannt,  als  sie  ihn,  nach 
JibTacheii  Antragen  seit  18149  ini  Jahr  1817  in  ihren  Diei^t  angelegentlich 
pidinef,  als  Rath  erster  Classe,  bei  dem  Staatskanzler  und  in  dem  Mini? 
■riam  der  answjfrtigen  Angelegenheiten»  Seine  « Uebersicht  der  diplomA? 
ptln  Yerbandlungen  des  wiener  Copgresses:»,  und  die  erste  Auflage  dei 
ppBwirtigeii  Bucks,  lagen  ror  ihren  Augen;  er  selbst  hatte  beide  dem 
knUü  Staatsbeamten,  dem  Staatshanzier,  mitgetheilt,  nicht  ohne  die  Abr 
i^t,  tkr  seine  ataatarachtlichen  Grundsätze  nicht  in  Zweifel  zu  lassen, 
hai^Mgstigte  Heine  Gespensterfvrcht  vor  Umtrieben;  Mückenstiche  der 
^K^hiA  und  Turngemeindeii  wi^rden  wenig  beachtet,  auf  Beschlüsse 
M  okkt  gedachjt,  die  auf  Einen  ^jrahrhaft  Schuldigen  Hunderttausende 
Im  CuckoUügen  treffen,  wohl  gar  den  Schein  tragen,  eine  g9Q?se  achtbare 
M>oQ  mit  einem  poUtischea  Interdict  belegen  zu  sollen. 

Die  Anklagen  nnd  Anschuldigungen  wider  den  Yerfaq^r  des  Oefient- 
i^Bechtes  bestanden«  Sie  wurden  emsig  beachtet,  yerbreitet,  b^rbeiter« 
^auiikeiit,  Yor  der  Yerurthellung  dem  Angeklagten  äe  zi|  eroffnen,  ihp^ 
^Vertk^igsng  Qpd  Rechtfertigung  ordnnngsmäsig  zu  boren,  ward  pichf 
^  '»nlich  erachtet  Es  hatte  zu  einem  andern  Resultat  führen  konneq. 
J^i  wtfs  dadurch  dar  Mifsrechnung ,  auf  entschiedene  yngej^eiglheit  zy 
[hropferoiig  ^q^  Besoldung  von  fünf  tausend  Thaler/n,  yorgehengt  worden. 

^tz  der  Harte  des  Ministerial]3escheides,  ward  ^rii^  gleiclm^ohl  da^ 
^ück  Verschuldete  nur  der  Yerkehrtheit  der  publicistischen  Urtheils- 
'*''ie«  Verdammten  zur  Last  gelegt  «Vl^er  ihn  kenne  9,  ward  gesagt, 
^^  sich  keinen  Zweifel  darüber  erlauben^  dafs  er  darin  (in  der  Oar* 
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Stellung  seines  Systems)  nach  bester  Wissenschaft  nnd  Ueberzeugunj  I 
Werbe  gegangen  sej»;  aber  die  Nichtkenner  müfsten  darin  (in  der  Mugi 
haftiglieit  seiner  publicistischen  Einsicht)  eine  hose  Absicht  «za  erkeas^ 
glauben  ». 

Zweierlei  scheint  hier,  Ernst  yorausgesetzt,  rSlKg  hlar:  ein  aoffalleoi 
Mangel  der  Vernunfterlienntnirs  bei  dem  Verfasser  —  entweder  des 
scheides,  oder  des  Buchs;  dann,  daTs  den  letzten  die  geheime  Poiij 
wenigstens  nicht  yerdachtigt  habe.  Und  doch  gebührt  auch  dem  Ventaoj 
schwachen  und  dem  Verdachtigen  die  Rechtswohlthat  der  Vertheidi| 
Woher  denn  solche  Verfahmngsweise  und  ein  so  schonungsloses  Unheil 

Wenige  Wochen  nach  Erscheinung  der  zweiten  Auflage,  hatten  n 
Augen  sich  geschlossen;  der  Staatshanzier,  Fürst  Hardenbet^,  drei  d 
dreissig  Jahre  lang,  bei  yielfacher  amtlicher  und  geselliger  Beruhnugi 
dem  Verfasser,  sein  G5nner  und  Freund,  war  gegen  das  Ende  des  0 
gresses  Ton  Verona  gestorben,  zu  Genua  am  36,  Norember  1832.  Äait 
von  anderer  Denk-  und  Handlungsweise,  waren  die  Schranken  geöSr 
Auffallend  fühlbar  ward  sofort,  die  wider  ihn  nun  wirksam  geword^ 
Mifsstimmung,  in  schwierigen  und  yerwichelten  CommissionsGeschafteD, 
ihm  zu  Frankfurt  am  Main  oblagen;  sie  wurden  ihm  mSglichst  yerleide 
Mifsbilligende  Einflüsterungen  und  Anregungen  von  Aussen,  riellei 
yon  einem  Einflufsreichen ,  dem  wohl  aus  noch  andern  Ursachen  ein  p 
licbtischer  TodscUag  solcher  Art  willkommen  sejn  mochte,  kSnnten,  sd 
in  jener  Zeit  auch  mitgewirkt  haben.  Gesprochen  ward  davon,  f 
glaublich;  doch  wurde  es  Niemand  verbürgen,  da  nicht  Sitte  ist,  3 
solche  Bestrebungen  Brief  und  Siegel  zu  geben* 

Ein  Jahr  nach  jenem  Todesfall,  sendete  Herr  Graf  Bernstorff 
oben  erwähnte  verdammende  MinisterialUrtheil  dem  Verfasser  nach  Frankl 
am  Main.  Unfähig,  einem  solchen  Strafurtheil  sich  zu  unterwerfen, 
er,  unter  der  sichern  Voraussetzung,  dafs  solches  nicht  zurückgenooi 
würde,  ohne  den  geringsten  Verzug  um  Dienstentlassung,  die,  auf  iriei 
holte  Bitte,  vier  Monate  später  eriblgte*  Was  damals  ohne  bedeuta 
Schwierigkeit  geschah,  würde  es  auch  heute  durchzusetzen  sejn? 

Es  gibt  ernste  Augenblicke,  in  welchen  der  Mensch  starkmüthig  i 
erheben  mufs  über  die  gewohnlichen  Rücksichten  des  Lebens*  Dem 
gebort  Vemrtheilten  kostete  es,  unter  den  gegebenen  Umstanden,  ni 
die  mindeste  Ueberwindung,  einem  Amt,  Titel  und  Gehalt  rühmlich 
entsagen ,  die  er  unrühmlich  nur  hätte  behalten  können.  Rukigi 
seinem  gekrankten  Recht,  durch  das  Bewufstse^n  der  Schuldlosigl 
schied  er  von  dem  Staat  und  dessen  Dienst;  darum  nicht  minder  dank 
für  alles  Gute,  was  ihm  darin,  besonders  durch  dib  Gnade  des  aU^ 
ehrten  Monarchen,  zu  Theil  geworden  war. 

FaANHFcaT  am  Main,   am  i3.  April  i83i. 
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der     zweiten     Auflag 


AJs  die  erste  Aaflage  dieses  Werkes  erschien,  Hatte  die  Wirksamlieit 
kr  BsiidesYersammlaDg,  and  mit  ihr  die  Entwicklung  der  Bnndes?erfassung, 
^nuD  hegonnen.  Beide  haben  seitdem  so  mannigfache  and  so  erhebliche 
''oruchritte  gemacht,  dafs  in  der  nothwendig  gewordenen  zweiten  Aaflage, 
m  erweiternde  YervoUkommnang  des  LehrbegrifFs  für  das  Bandesrecht, 
|A  Terfasser  zar  Pflicht  geworden  war.  Auch  dem  Staatsrecht  der  Bandes- 

ften  ist  seitdem  yielfache  Aasbildang  za  Theil  geworden,  hauptsächlich  in 
sieht    auf    standische  Verfassung,    standesherrliche,    kirchenhoheitliche) 
kihüFahrt-  und  rerschiedene  andere  Yerhältnisse  staatsrechtlicher  Art 

t     Fast    alle  Paragraphen   der   ersten,    und    eine  Reihe    yon  neuen  der 

iPHten  Auflage,  werden  2ieagnirs  geben  yon  dem  Bestreben,  dieses  Werk 

I nützlich  za  machen,  als  in  der  Macht  seines  Crhcbers  stand.    Wer  sich 

■B  der  Menge  and  Erheblichkeit  der  Zusätze,  Aenderungen  und  Yerbesse- 

feagen  in  dieser  zweiten  Auflage,  überzeugen  will,  darf  beispielweise  nur 

p  ganzen  ersten  Theil,  welcher  das  öffentiiche  Recht  des  teutscben  Bun- 

b  enthalt,  mit  der  ersten   Auflage   yergleichen;  dann   aus  dem  zweiten 

fkeil,  die  Capitel  yon  dem  Staat  und  Staatsoberhaupt ^  yon  Staatsbürgern 

pid  Unterthanen,  yon  Landstanden,  yon  Standesherren,  yon  Oberherrschaft 

pid  Staatseigenthumrecht,    yon  dem  MünzRegal,   yon  der  Kirchenhoheit, 

^n  SchxffiJirt  und  Handelsyerkehr.      Auch  die  Literatur  hat   gewonnen, 

fUkd  das  Register  ist  reichhaltige  und  brauchbarer  geworden»    Die  Zahlen 

fe  Paragraphen  zu  ändern  schien  nicht  rathsam,  um  die  zeitherige  öftere 

AafiQiTang  des  Buchs  in  Druckschriften,   für  Besitzer  der  zweiten  Auflage 

,iidu  zu  yereiteln  oder  beschwerlich   zu  machen.    Daher   sind  die  neuen 

^^agraphen  mit  den  Ziffern  des  nächstvorhergehenden  bezeichnet,  beide 

'^  durch  beigefugte  Notenbuchstaben  yon  einander  unterschieden.  Wegen 

^«eit  sparsameren  Einrichtung  des  Drucks,  hat  die  grolse  Menge  yon 

Zaäzen  aaf  die  Bogenzahl  nicht  nachtheilig  gewirkt. 


XXII  V  o  r  r  c  d  €• 

Das  Ganze  erscheint  auch  diefsmal  in  zwei  Abtheilangen ,  iroron  di 
erste  die  Einleitung  und  das  öffentliche  Recht  des  Bundes  enthalt.  & 
andere  das  Staatsrecht  der  Bundesstaaten;  doch  mit  fortlaufenden  ZaUeo 
der  Seiten  und  Paragraphen.  Diese  Abtheilnng  gewahrt  die  BequemE4 
heit,  das  Werh^  wenn  man  will,  in  zwei  Bände  binden  zu  lassen,  kvi 
ist  ein  Yerzeichnils  der  teutschen  Standesherren,  im  Sinn  der  teutsck 
BundesActe,  hinzugekommen,  geordnet  nach  den  Bundesstaaten,  in  welcle 
ihre  Besitzungen  sich  befinden. 

Dafs  Priratmeinungen  und  mögliche  Irrthumer  des  Verfassers,  (i 
wirkliche  Verhältnisse  in  und  unter  Staaten  auch  diefsmal  unverfingli 
seven,  bedarf  kaum  einer  Erwähnung.  Auch  kSnnen  Belehrungen  schwi 
lieh  irgendwo  eine  willigere  Aufnahme  finden ,  aU  bei  thrti ,  dem  Ye 
besserung  und  Erweiterung  des  Wissens  und  der  Einsicht,  Bedürfb 
geworden  sind. 

Faanhfvrt  am  Main,    am  i.  Mai  1833. 


Vorrede 

v     der     ersten     Auflage* 


rür  Geichichte  und  Staatsrecht  ansers  Vaterlandes^  ist,  nach  grofsen 
lud  schweren  Ereignissen,  ein  neuer  Zeitraum  eingetreten.  >^or  nnsern 
\ft§a  eröffnet  sich  eine  neue  Ordnung  der  öfientlichen  Sachen,  begründet, 
vch  kartem  Kampf,  durch  Yerjagung  der  fremden  Herrschaft  aus  Teutsch^^ 
md^  and  darch  Stiftung  des  Teutschen  Bundes. 

Mit  Recht  darf  man  nun,  zu  dem  der  Geschichte  und  Rechts-wissen* 
ebft  kundigen  oder  beflissenen  Theii  der  Teutschen^  yertrauen,  er  werde 
ibnn  eine  kraftige  Aufforderung  finden,  die,  seit  dem  westphälischen  Frieden 
käsam  errungene,  pubiicistische  Gultur  aufzufrischen^  zu  erhalten  und  zu 
bköhen«  In  der  letzten  Zeit,  unter  *dem  Schwert  Napoleon*s,  hatte  sie  bei 
pi  Reg;ierten  eben  so  wenig  als  bei  den  Regierenden,  Fortschritte  gemacht» 
^öffentlichen  Lehranstalten  wäre  sie,  bei  längerer  Dauer  dieses  gewaltsamen 
JBtandeSy  yielleicht  untergegangen,  wenigstens  napoleonisirt  worden ;  wozu 
and  da  schon  ein  ziemlicher  Anfang  gemacht  zu  sejn  schien. 


r 


Was     der    wissenschaftlichen    Pflege    in    dieser    denliwurdigen    Zeit 

IpDg  ,     das    glaubten    Manche    durch    Politisiren     zu    ersetzen ;    wozu 

Ib   grofsen     Ereignisse,     welche    in    schnellem    Wechsel    über    Europa 

iaherstürsEten ,    es    nie   an    Stoff  fehlen   liefsen*      Unstreitig    kamen    auf 

fiesem  Wege^    schon  durch  Vermittlung  der   gemeinen   Tagblätter,  grofse 

politische  and  pubiicistische  Wahrheiten  in  allgemeinern  Umlauf,  und   es 

frar  ein'  wirksames  Erwachen  des  Volkes,    zu    dem   Bewufstseyn    seiner 

iCKntlichen  Rechte,   oft  nur  zu  merkbar.    Es  ging   dieses  so  weit,   dafs 

■ci  behaupten  konnte,  es  gebe,  in  Absicht  auf  die   wichtigsten  Lehren 

k:  Politik   und  des  öffentlichen  Rechtes,  in   den  cultirirten  Staaten   von 

Wopa  keine  Profanen  mehr.     Aber  eben  so  allgemein,  verbreiteten  sich 

Wt  alle  Gefahren  und  Nachtheile  des  Halbwissens  und  der  AfterCultur 

k  der  Beachtong   um  so  werther,  weil  es  eine  Angelegenheit  betrifft, 

*dde    nächst    der    Sitten-    und    Gesundheitlehre,    die     wichtigste    des 

Veeschen  ist. 
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V   Am  gemeinen  Staawr^  reicbUcb  vo™  aJSch«  % 

auch  des  g«»  ,  ^^  andern  »"  ,    erwarten  l««i   "         .^^ 

bUdet  «t,  ^e  ^"^lues  ^oW  nid^t  zu  f^^       ^  deiner  Zert-f 
Eteheinung  ^'««.^XSstisc^-  ^^'Äen  -ollte  «.genbUcJjUAi 

n^-'^n^^^vrtne:^^^«^^  "^'  ^^ 

stehen,    »le  ^  aic  Zeit,  -w"*  " 

itn  '»«^f"'''*"?''''.„bieten.  v.„  SffenÜiAen Bechtemrtxt 
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die  Schwungkraft  zu  3«£J    .^^  p'*^'*''^  ^^a  irird, 
Studirenden  zu  Erwec»«nng>C    ^«der  enW*":        «Arbeiteo   3« 
sehen  Lehranstalten  hoffentlich^  '    — .»«n   »t 
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Hiezu   kommt,   dafs  die   erste 
li<;hen  Rechtes,    ihrem  Wesen    nach 
und    dafs   ein   groGier  Theil   des   öffentliche 
teutschen   Reichs   und   des  rheinischen    Bundes, 
Literatur,  für  die  Gegenwart,  und  irahrscheinlich 
Staatsmann   und   Rechtsgelehrten   nicht  blofs  nützlich,  i 
lieh,  folglich  in  frischem  Andenken  zu  erhalten  ist« 
welcher  jede  Entschuldigung,  jeder  Vorwand  willkommen  i 
mit  dem  Allerneuesten  begnügen,  und  die  Wahrheit  bestrei 
nach    echter  Bildung  strebende   Rechtsgelehrte    und    Rechts 
Alten  nicht  zu  viel  lernen  kann. 

Wenn  gleich  die  That  selbst  nicht  verkennen  lafst,  dafs 
Lehren,  welche  die  Geschichte  nicht  ermüdet  den  politischen 
darzubieten,  für  einen  grofsen  Theil  derselben,  trotz  der  Ve 
nungsfahigkeit  des  menschlichen  Geistes,  zeither  fruchtlos  zu  seyr 
so  sind  sie  es  doch  gcwifs  weder  für  die  öffentliche  Meinu 
groTse  unaufhaltsam  fortschreitende  Macht  unserer  Zeit,  nocl 
Theorie.  Desto  nöthiger  und  nützlicher  ist  es  aber  auch, 
trachten,  dafs  bei  der  Nation,  um  getrost  und  freudig  in  die 
sehen,  ihre  Pflichten  nicht  weniger  als  ihre  Rechte  fori 
frischem  Andenken  erhalten  werden.  Diese  Betrachtung  wa/ 
Verfasser  Yorzüglich  ein  Beweggrund ,  gegenwärtiges  Werk  - 
und  schon  jetzt  erscheinen  zu  lassen.  ' 
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» 
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Vorrede*  xxr 

Das  Vaterland  hat  einen  Schatz  gewonnen  von  unschätzbarem  Werth, 
ith  das  Daseyn  einer  tentschen  Bandesversammlang  von  fortwahrender 
iBeTf  in  ihrem  Scfaoose  Manner  bewahrend,  welche  die  Nation  ihren 
leisten  beizahlt.  Welche  Hoffnungen  erblühen  nicht  aus  dem  Streben 
les  hohen  Rathft  der  Teatschen,  der  nnlfingst  in  dem  Angesicht  von 
iivjB  das  feierliche  Gelübde  ablegte:  «dafs  er,  eingedenk  der  hohen 
rtimmungi  zu  der  er  berufen  worden,  und  der  Vorschriften  und 
Mtke  der  BandesAete,  sich  durch  keine  ungleiche  Benrtheilung  eines 
tttoen  Bundesgliedes  abhalten  lassen  werde,  innerhalb  der  ihm  vorge» 
ineten  Schranken,  selbst  bedrängter  Unterthanen  sich  anzunehmen^  und 
\  ilmen  die  Ueberzeugung  zu  verschafien,  dafs  Teutschland  nur  darum 
dem  Blute  der  Volker  vom  fremden  Joche  befreit,  und  Länder  ihren 
iBasigen  Begenten  zurückgegeben  worden  seyen,  damit  überall  ein 
fficker  Zustand  an  die  Stelle  der  Willkühr  treten  mSgei»! 

ichst  der  Bundesversammlung,  müssen  die  politischen  Machthaber  in 
ndesstaaten,  gleich  den  Lehrern  und  Schriftstellern,  stets  des  hohen 
eingedenk  sevn,  von  dessen  Erfüllung  das  Vaterland  Heilung  seiner 
n  Wanden  und  einen  fest   und  zweckmäsig  geordneten  Rechtszu- 
es  Gemeinwesens  erwartet.     Diesen  Beruf  erwägend,  und  stolz  auf 
erden    sie  ihre  Pflicht   immer  schärfer    ins  Auge   fassen,    und  in 
11  Eifer'  fiir  ihn  nie  ermüden,   wollen   sie  anders  nicht  eine  uuaus- 
j  lare  Schuld  sich  aufbürden. 

Ifenn    man  in  Form    und  Materie  dieses  Werkes,    durchaus  Aehn*- 

^B  and   oft  Uebereinstimmung  bemerkt,    mit   des   Verfassers  «Staats- 

^  "des  Rheinbundes»,    so  liegt  der  Grund  hievon  theils  in  der  unver- 

f "^  vn  Natur   des  Stoffes,    theils  in  fortwährender  individueller  Ansicht« 

|en  wird  man  die  Beflissenheit,  überall,  wo  es  möglich  war.  Neues, 

rindigeres    und  Besseres  .zu   geben,    nicht  weniger  oft  wahrnehmen'. 

['  die  Methode,  ist  in  dem  Werk  selbst  (§«  14  f.)  gesprochen. 

die    Literatur     des     altern ,    neuern    und    neuesten    öffentlichen 
p,   hat   der  Verfasser  besonders    den  Lehrbedürftigen    erinnern   zu 
nm    so   mehr  geglaubt,   da    dieselbe  zu  vollständiger  Erkennung 
lewahrnng   vorzüglich    dieser   Art  von  Rechtswahrheiten,    und    der 
;e]iorigen   Thatsachen,   unentbehrlich  ist,    und    ein  verhältnifsmäsig 
:her   Theil    des   Publicums    die    öffentliche   Bekanntmachung    einer 
drockfertigen    Fortsetzung    von    des   Verfassers     *  Neuen    Literatur 
:ken    Staatsrechtes»,    deren    Abdruck    in    dem    Augenblick,    wo 
das    teutsche    Reich    vernichtete,    beginnen   sollte,    selbst  wenn 
auf  den    jetzigen    Zeitpunct    fortgeführt    wäre ,    schwerlich    be- 
ten würde*      Controversen    sind ,    in    Noten ,     nicht    selten    ange- 
)  damit    auch    der    Verschiedenheit    der  Meinungen,   selbst  Partei- 
igea,  ihr  Recht  widerfahre.     Aber  Polemik  sucht  man  hier   verge- 
ein  Lehrbuch  ist  kein  Kampfplatz, 


nrvi  Vorrede* 

Oeber  seiiie  Grundsätze  and  die  UnbestecUichkeit  teioer  Wahrheit»- 
Uehei  hat  der  Verfasser  schon  mehrmal  sein  Bekenntnifs  abgelegt^  ts 
hoiFentlich  aaoh  überall  durch  die  That  bduräftigt;  namentlich  in  dem 
gansen  tranrigen  ZmUraon  des  rheinischen  Bundes ,  in  welchem  nü 
nicht  alle  teutschen  Staatsmänner ^  Bechtslehrer  und  Schriftsteller,  die 
Feuerprobe  der  Festigkeit ,  des  Starkmuths  und  der  Uneigenniitziglicii 
bestanden.  Wohlmeinend  mit  den  Fürsten ,  aber  auch  mit  dem  Volk 
nicht  minder y  setzt  er  eine  Ehre  darin,  als  Poblicist  in  keiner  Beat 
hnng  einer  politischen  oder  kirchlichen  Partei  anzugehören«  Solcb 
Denk-  und  Handlungsweise  ist  selten  ein  Mittel,  zu  Hof-  und  PnTat' 
gunsl  zu  gelangen«  Er  hat  aber  auch  die  eine  und  die  andere,  weil 
sie  nicht  auf  andern  Wegen  erlangt  ward,  oder  zn  erlangen  war,  oit 
zu  schätzen  gewufst,  überzeugt,  daTs  der  echte  Publicist  mit  strenger 
Wahrheitsliebe,  mit  reinem  Wohlwollen  und  fester  Gemüthskraft,  mtk 
weniger  ausgerüstet  sejn  müsse,  als  mit  einem  Schatz  von  Erfaknini 
und  Kenntnissen. 

Für  die  UebelwoUenden,  für  die,  bei  welchen  Unparteilichkeit  schoi 
Terdächtig.  oder  verhafst  macht,  mochte  er  nicht  geschrieben  kabea 
Diese  sind  so  wenig  zu  versöhnen,  als  zu  beseitigen.  Dagegen  erkeniil 
er  jede  besonnene  Critik,  fSr  eine  ihm  erwiesene  Wohlthat«  Die  Walir 
heit  kann  durch  sie  nur  gewinnen,  und  ihm  ist  es  nicht  um  Rechthabes 
zn  thun,  sondern  um  Rechtsejn  und  Bechtmachen. 

Geschrieben  in  Teutschland,  am  i.  Mai  1817. 
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BUNDESSTAATEN. 


ERSTE  ABTHEILUNG. 


ENTUALTEIID  DIB  EIKLEITUirG  UlTD  DAS  BUNDESRECUT. 


EINLEITUNG. 


I.      CAPITEL. 

Beg[riffe,    Abtheilungen,    HUlfswissenschaflten ,    Methode, 


§•    *• 


Staat. 


D. 


'er  Staat  (civitas,  respublica)  ist  eine  bürgerliche  GesellschafV, 
ait  dnem  bestimmten  Landesbezirb ,  unter  gemeinschaftlicher  Oberge- 
walt^ ZQ  allseitiger  Sicherheit  fl).  Nur  in  Verträgen  ft),  ausdrucke 
Bellen  oder  stillschweigenden,  ist  der  rechtliche  Entstehungsgrund  dieses 
Sicherheitbnndes,  dieser  Schutzanstalt,  dieses  collectiyen  Subjectes  von 
Bedt«n  und  Pflichten,  zu  suchen  ^).  Das  Ganze  der  bürgerlichen  Soc;ial- 
Bedite  hat  seinen  rechtlichen  Ursprung  in  dem  Ganzen  der  Indiridual- 
Bechle  ^.  Jene  Verträge  sind  zu  betrachten,  wenn  auch  nicht  in  jedem 
einzelnen  Fall  als  erweisliche  Thatsache,  oder  als  in  eine  Magna  Charta  zu 
Pdpier  gebracht,  doch  als  regulative  Idee  der  zur  Staatsverbindung  sich 
Teraontlgemäfs  bestimmenden  Menschen  0*  ^^^  Staatengeschichte,  auch 
'ie  teutsche,  hat  nun  schon  eine  grosse  Anzahl  yon  Staats Grundver* 
trägen  aufzuweisen  /).  Sie  dienen  wider  den  Mifsbrauch  der  Staatsge- 
walt und  der  Voftsrechte ,  und  für  den  Schutz  der  natürlichen  und 
vohjerworbenen  Rechte  des  Regenten  und  der  Unterthanen,  als  eine 
Ricbtschnur,  durch  welche  in  dem  Lauf  der  Jahre  beiden  Theilen  zur 
Gewolmheit  wird,  nichts  Unrechtliches  zu  wollen. 

• 

*)  Andere  geben  als  Staatszufeck  an :  Schutz  der  Recbte ,  Sicherung  der  Herrschaft 
^ei  Reebtes,  Gemeinwohl  (salus  publica),  höchstmögliche  Freiheit,  reehtliche 
Freiheit  der  Staatsgeoossen ,  Erhaltung  der  äussern  Freiheit,  alles  Gute  was 
ittreh  Vereinigang  der  Kräfte  Aller  erreicht  werden  kann,  u.  d.  m.  —  Jene 
^fglichmffsg'ewale,  welche  Alles  in  Vormvindschaft  zu  nehmen  trachlet,  ist  aus- 
g»cHoj8cn.  J.  W.  PtActoüS  (Petersen)  LitcraUir  der  Staatslehre,  I.  Abtheil. 
^  1  — 13,  ai  ffl,  17  u.  33  ff.  Th.  Scmka^z  natiirl.  Staatsrecht,  §.  46.  —  In  der 
Einleitinig  xu  Treoo.  t.  Krbtschmavs's  Hof  u.  Staat  (Th.  !,Bamb.  *i8o8.8.),  wird 

Miber%  aiFeiitl.  Recht,  4.  Aafl.  '  1 
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gewalt  gemacht«  Beide  Urkunden,  nach  der  in  der  holsleiniscben  PrifilepcaLide 
befindlichen  Urschrift,  so  nie  die  besUtigenden  Urkunden  der  folgenden  Rcgentea. 
S.B.  jene  Ton  i5i4  u.  tSJ^o^  1^449  >6i49  aind  abgedruckt,  in  den  PriTil^en  der 
Schleftwig^- Holsteinischen  Bitterschaft,  berausgcg.  v.  F.  C.  Jssssv  und  D.  H. 
Hbobwiscb  (Kiel  1797*  4*)^  ^*  4^  ff*  £benso  die  königl.  Bestatigungturkon^«  t. 
17.  Aug.  1816.  In  Würtemberg  begründete  die  lau'lständische  Verfk&sung  m 
förmlicher  StaatsGrund vertrag,  der  Tübinger  Vertrag  von  i5i4'  —  Durch  (orni- 
liehen  Vertrag  ward  iBSo  Griecbenland's  Unabhängigkeit  und  £r)>monarchic 
begründet.  J.  L.  Hlübebs  diplom.  Geschichte.  —  Eine  chronologbche  Üeber- 
sieht  von  Verfassungsurkunden,  in  PÖlitz  Staat8>vissenschaf)en,  Th.  IV,  S.  nc 
*  • — i3i.  Sammlungen:  G.F.  v.  Mabtvhs  Samml.  der  wichtigsten  BeichsGrundgeset«; 
Erbvereinigungen  etc.  der  europ.  Staaten,  Th.  I.  Gott.  1794*  8.  Die  GonstitutionfG 
der  europaischen  Staaten ,  seit  den  letzten  a5  Jahren.  Leipzig  u.  Altenb.  i8i7*-i4. 
4  Theile  in  8.  ste  umgearb.  Aufl. ,  unter  d.  Titel,  K.  G.  L.  Pöurs,  die  europ 
Verfassungen  seit  dem  J.  178^  bis  auf  die  neueste  j^it.  Lpz.  3  Bde.  iB3s-S3.  & 
Die  Constitutionen  der  amerikanischen  Staaten.  Leipz.  i83o.  8.  Dz  la  Cnoa 
constitutions  des  principaux  etats  de  TEurope  etc.  3eme  ^dit.  Paris«  1793— i8ai 
Tol.  I — VI.  8.  Gollection  des  constitutions,  chartes  et  lois  fondaraentales  de« 
peuples  de  TEurope  et  des  deux  Aineriqucs;  par  P.  A.  Dwa-v^  J.  B.  Dumcifl 
et  J*  GvADXT.  Paris  i82i — idaS»  8.  Vergl.  auch  das  AVcrk  von  v.  Aum  dir 
V.  BottbcrI,  unten  V  4:>^^- 

§.2.     ; 

Fortsetzung, 

Der  Mensch)  ein  sinnliches  Yernunftwesen ,  sucht  in  der  Staatsm 
bindung  Sicherheit,  fuv  sich  und  das  Seinige,  im  innern  and  ätuscn 
Yerhaltnifs,  am  seine  höchsten  Zwecke,  seine  physische,  sittliche  na 
geistige  Anshilduug,  desto  ungestörter  verfolgen  zu  können  ^)^  Doch  ii 
dieses  kein  zureichender  Grund,  die  Staatsverbindungen  als  INatui*Pro^ 
als  durch  Naturnothwendigkeit  entstanden,  za  betrachten  ^);  oder  die  \ er 
trage,  durch  welche  sie  entstehen,  als  absolut  nothwendig,  als  hent» 
gehend ,  nicht  blofs  aus  Gründen  der  Klugheit  und  der  Sittenlehi*e ,  sonöen 
aus  dem  reinen,  volbta'ndig  entwickelten  Begriff  des  Rechtes  £).  Eben« 
wenig  hiit  die  Staatsverbindung  ihren  unmittelbai*en  Entstehungsgrund 
dem  Willen  der  Gottheit  <'). 

a)  Die  Meia  •  oder  PropoUUk  (philosophische  Urgeschichte  des  Staates)  begrüe^ 
die  moraUsche  Nothwendigkeit  einer  Staatsgesellsdiaft,  eines  Bürgerthuuu*  ^ 
die  Einzelnen,  um  ihren  Menschheitzweck  desto  vollkommener  zu  erreicli^ 
Sie  föhrt  nicht  empirisch,  auch  nicht  durch  Hypothesen,  in  den  Urständ <^^ 
Menschengeschlechtes  zurück.  Abistotxles,  ethic.  VIII.  c.  1.  Ejusd.  polit  Ifl.  c  \ 
SncLÖzx&'s  Staatsgelabrtheit,  Th.  f,  S.  i3,  79^78.  Scbkalz  natürliches  Suatsr 
%  1 — 54*    H.  D.  Hi)LLMAifi!i*8  Urgeschichte  des  Staats.   Königsberg   1817-  8. 

b)  Anders :  Plato  de  republira,  Gigbbo  de  officiis,  Bousssav  du  contrat  loda 
lir.  I,  eh.  5  et  6,  liv.  III,  eh.  16.  Der  Verfasser  des  Principe  fondamcnul  d 
droit  des  Souverains  (a  Gcneve  1788.  gr.  8.),  T.  I,  p.  i3  et  suiv.  (verglichen  o 
T.  II«  -p«  85,  wo  doch  ein  <|^uasiContract  angenommen  wird).  Dz  la  Caor 
constitutions  des  principaux  Etats  de  TEurope  C3eme  ^dit.),  T.  I,  p*  ^^' 
C  L.  V.  Hauaa's  Handb.  d.  allgem.  Staatenkunde  OVintherth.  1808.  8)  $*  )< 
liiauKB,  der  Staat  aus  dem  Organi>mus  des  Universums  entwickelt.  Landshut  i8a&.' 


t 
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A.  H.  Müller  von  der  Idee  des  Staats.  Dresden  1809.  4.  Fn.  ANCiLLOBr  über  die 
StaatsvfiMenschaft  (Derltn  1820.  8.),  'S.  i5  ff.  L.  v.  Drksch  öfFentl.  Recht  des 
t  Bundes,  §,  i.  Hxgxl's Naturreclit  (Berl.  i8ai),  §.  ^Syf.  Gösrirsa,  Rudbaatu.  A. 
Im  J.  1793  liefs  ScHLÖKER  (allgcm.  Staatsr.  I.  3.)  drucken:  )> Der  Staat  ist  eine 
ErfinAtHff;  Menschen  machten  sie  xu  ihrem  Wohl,  wie  sie  Brandkassen  etc. 
erfanden.  Aber  uralt  ist  diese  £riindun|;,  wir  treffen  sie  schon  beim  allerersten 
Anfang  der  Geschichte  an.  Und  fast  allffetnem  ist  sie,  trotz  ihres  natürlichen 
loangcnehmen,  bei  Wilden,  Barbaren  und  cultivirten  Menschen  <(. 

cl  Dawider:  Hugo's  Naturrecht,  §.  3 18  ff.  Friss  philosoph.  Rechtslehre,  S.  76  ff, 
VergL  auch  W.  J.  Bekb's  Verfassung  u.  Verwaltung  des  Staats,  Bd.  I.  Heft  2. 
(i8(h)  Num.  I. 

dj  Heftiger  Streit  des  dänischen  Hofpredigers  Masius,  fiir  originem  majestatis  a 
Deo,  wider  Christiast  Thomasius,  am  Ausgang  des  17.  Jahrhunderts.  Man  siehe 
Sgslözkr's  Staatsgelahrtheit,  S.  88  ff.  u.  173  ff.  Christiait  Thomasivs,  nach  seinen 
Schicksalen  und  Schriften,  von  H.  Luden.  Berlin  i8o5.  8.  Wider  jenen  gött- 
lichen Ursprung  streitet  auch:  Origiue  et  etendue*de  la  puissance  royale  suivant 
lei  ÜYres  saints  et  rbistoire.  Paris  1789  et  1790.  3  vol.  8. 


SiaatsgewaÜ.    Staatsoberhaupt.   MoraUselie  PersötUichkeit  des  Staates. 

Staatsgewalt  (Staatshoheit,  höchste  Gewalt,  Souveränetat ,  potestas 
«iprema)   heifst    das   Recht,    die    Mittel   zu   dem  Zweck   des  Staates    zu 
vablen  a).      Die  physische  oder  moralische   Person,   welcher  diese  Wahl 
(dieiasubang  der  Staatsgewalt)  anvertraut  ist,  wird  genannt  das  Staats- 
oberhaupt oder  das  regierende  Subject  (Souverain,  Staatsoberherr, 
Landesfärst,  Regent,  Inhaber  der  Staatsgewalt,  Organ   oder  Depositär  und 
VoUzidier  des  allgemenien  Willens,   Herrscher,    auch  personificirte  Staats« 
gewah  iin  engern  Sinn,   princeps,  imperans,  le  souverain).     £r  ist  Reprä- 
sentant des  Staates    nach   Aussen,    Oberhaupt    desselben  im  Innern.     Sein 
Becht  zu  Vertretung  und  Regierung  des  Staates,  ist  ursprünglich  begründet 
<^k   Uebereinkunft,    ausdrückliche    oder   stillschweigende   ^)«     Der 
Staat  selbst,  ist  zu  beti^achten  als  eine  moralische  Person,  mit  eigenem 
Verstand  und  Willen,  mit  eigenen  Rechten  und  Pflichten,   zu  Erreichung 
^es  Zweckes;   in  Ansehung  seiner  Dauer,   der  Regel   nach  ^)  ohne  Zeit- 
^^t^nmng.     Das  regierende   Subject,   die  Persönlichkeit  des  Oberhauptes 
^  Staat,  mufs  rechtlich ,  als  stets  fortdauernd  gedacht  werden ,  das  heifst, 
^lubkängig  von  dem  Wechsel  der  physischen  oder  moralischen  Personen  äy, 

«1  Vergl.  §.  238.  Durch  die  Staatsgewalt  wird  der  allgemeine  Wille  der  Gcsell- 
icbaft  TcrwirWicht.  Sie  unterscheidet  sich  daher  nicht  nur  von  der  Macht  des 
Staates,  die  in  dem  vereinigten  Willen  und  in  denvereinigten  physischen  Kräften 
^r  Bürger  besteht,  sondern  auch  von  den  verschiedenen  Aro/ie» ,  die  dem  Staat 
ni  Erreichung  des  gesellschaftlichen  Zweckes  dienen.  Der  Zwang  ist  im  Staat 
itnr  des  Rechtes  wegen  da ;  er  verhält  sich  zum  Zweck ,  wie  das  Mittel. 

*'  Hwo  Grotiüs  de  J.  B.  et  P.  l.  4.  7.  3.  PupESDonFF  de  J.  N.  et  G.  VIL  2.  3.  et  4. 
Ui.  HvBia  de  jure  civit.  I.  a.  a.  1.  und  viele  Neucrc.    Vergl.  $.  1  3,  u.  3. 

^J  Wesentlich  ist  die  Festsctsung  iwiffer  Dauer ^    der  juristischen,    in  dem  Begriff 
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dei  Staate»  nicht,  aber  gewöhnlich  und  heilsam ,  und  darum  die  Ewigkeit  des 
Staalsrereins  xu  vermutfaen.  In  solchem  Sinn  ist  die  StaaUTerbtnduog  eine 
societas  immortalia,  ein  corpus  aoternum.   CiWtas  non  moritur. 

d)  Der  Staat,  ein  Subject  ron  Rechten  und  Pflichten,  spricht  und  handelt,  dorcb 
jeden  rechtmäsigen  Regenten.  Le  Roi  ne  meurt  pas.  H.  Roxhucb,  juris  socialis 
et  gentium  ad  jus  naturae  revocati  specimina  VII  (Francof.  lySS.  8.),  Spcc.  l 
J.  3a  p.  5.  Auch  in  diesem  Sinn  besteht  die  in  Toriger  Note  erwähnte  jurldiscb« 
Ewigkeit  des  Staates.  Vergl.  §.  a52  u.  i4^*  ^-  —  ^^  >'>  Brasilien  Don  Pedro  L 
am  7.  April  i83i  der  Regierung  entsagt  hatte,  ward  dessen  sechstbalb jähriger  Solo. 
Don  Pedro  II.  als  constitutioaneller  Raiser  prodamirt,  um  «als  Symbol  «k» 
Staatsvereins  und  der  Integrität  des  Reichs  su  dienen.* 


§;   4. 

Vnierthanenschaft,     Gefiorsam.      Bürgerliche  Freilieä.     UtUerthanen, 
Nahir  der  RecIUe  des  regierenden  und  des  untergeordneten  Suijectes. 
Grundverfassung.    Staatswohl.    Politische  Freiheit. 

I)     Der   moralischen  Persönlichkeit  der  Majestät  gegenüber,  steht  die- 
jenige  der  Unterthanschaft.     II)   Durch   ihre  ünterwerrung   unter  die 
Staatsgewalt,   haben  alle  Staatsgenossen  ihre  Priratz wecke  dem  Staatszweck 
untergeordnet,    m)  Nur   für  den  Zweck  des  Staates,    ist  der  Staatsburger 
(Staatsgenofs,  ciris,  Citoyen)  Unterthan;  nur  für  ihn,  kann  er  von  der 
Staatsregierung  bestimmt  werden.     Daher  ist  er  dieser  rerpfliclitet  nur  za 
staatsbürgerlichem  oder  verfassungsmäsigem  Gehorsam  (§•  5 
a   365),  und   es  bleibt  ibm  auch  in  der  Staatsverbindang  ein  bestimmtes 
Maas  von  Freiheit,  die  bürgerliche  '),  diese  ron  geringerem  Uinfang 
als   die  natürliche.     Unterthanen  heissen   demnach   die,  welche,  unter 
der  Bedingung  rechtgemäser  Regierung,  dem  regierenden  Subject  zu  Staate 
bürgerlichem    Gehorsam    rerpflichtet    sind.     IV)   Ueber  sich,    sieht  der 
Staatsbürger  nur  das  Staatsoberhaupt;    neben  sich,    nur  Genossen;  aile- 
sammt   unter   sich    und  mit    jenem    rereinigt,    nur   für  den    Staatszwed. 
Demnach  besteht,    für  alle  Staatsgenossen,   Gleichheit  der  staatsbürgerli- 
chen Rechte  und  Pflichten  ($.  269).     V)  Die  Rechte  des  regieren- 
den und  des  untergeordneten  Subjectes  in  dem  Staat,  sind  wechsel- 
seitig und  vollkommen.     Beide   erstrecken   sich   weiter   nicht,   als  die 
Pflicht  zu  Erreichung  des  Staatszweckes,  durch  gerechte  Mittel,  soiroliJ 
in    dem    Innern    ^),    als    auch    ausserhalb     des     Staatsgebietes    (§.    55oJ. 
VI)     Der  Inbegriff  yon  Bestimmungen  über  das  Rechtsrerhältnifs  zwischen 
dem  regierendeu  and    dem    untergeordneten    Subject,    heifst  die  Grund* 
rerfassung  (Constitution)  des   Staates  (§.   5   u.   98).     Durch  sie  wird 
nicht  nur  das  Recht   zu  Ausübung  der  Staatsgewalt  festgesetzt,   somlcro 
auch  der  Umfang  und  die  Art  derselben.     Durch  einen  categorischen  Impe" 
ratir  TCrpflichtet  die  Vernunft,  nach  einem  Zustand  der  Ucbereinstimmung 
der  Verfassung  mit  Rechtsgrundsätzen  zu  streben,  in  welchem  das  Staats- 
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wohl  oder  Heil  des  Staates  (salas  reipO  besteht  ^>  \U}  Ist  darin  dem 
Volk  ein  Recht  bedimgen,  für  Ausübung  gewisser  Theile  der  Staatsgevralt 
lof  bestimmte  'Weise  durch  Stellvertreter  mitzuwirken ,  so  ist  die  Grand- 
Tf rfassang  eine  »stellrertretende  oder  repräsentative  ^) ,  und  es  wird 
dardi  solches  Recht  die  politische    Freiheit  des  Volkes  bezeichnet.  «) 

i!  FJoige  Staatsangelegenheiten  von  A.  L.  Jacobi,  S.  35.  T.  Schxale  über  bürger- 
liebe  Freiheit.  Halle  i8o4<  8.  Dat.  Hvse  von  bürgerlicher  Freiheit,  in  dessen 
angef.  politischen  Versuchen,  S.  289 — 'iSh,  Vergl.  §.  aö?  u.  55i. 

*.  Ein  Staat  ist  weder  Kerker-,  noch  Speculations  •  oder  Fiaansanstalt.  Schädlich- 
Uh  der  Slaatskünsteleien  und  des  Vielregierens.  Vorthcil  derjenigen  Staaten, 
wo  das  Purum  regere  gilt,  imd  wo  oft  die  höcj^ste  Weisheit  in  Nichtthun 
besteht  Vergl.  des  Grafen  Jos.  Nih.  t.  Wikdischgrätz  Betrachtungen  über 
rerschiedene  Gegenstände  (Nürnb.  1787.  8.)«  S.  47>  ff.'Liberalität,  Gutherzlglteit, 
Rmianität  u.  Popularität  der  Regierung.  Mittelweg  zwischen  Verbesserungssucht 
0.  Reformations Antipathie,  swischen  Lichtschwärmerei  u. '  Veriinsterungsiucht 
oder  Obscnrantismua.  —  Gemäfs  der  fiir  die  Freiheit  streitenden  BecbtSTeN 
mutlraiig,  wird  in  England  «nicht  die  Macht  der  Regierung,  sondern  die  Freiheit 
der  Caterthanen  als  unbeschränkt  angenommen.»  Da.  Colxx,  die  Verfassung 
voQ  England,  Buch  II,  Cap.  17,  Abschnitt  2,  S.  4*^  der  teutschen Uebersetsung, 
iltona   1819,  S.  4i^' 

L   Kin*s  Rechtslehre,  §.  49* 

^  J.  C  Frhr  t.  Abetük's  Staatsrecht  der  constitutionnellen  Monarchie.  Altenb. 
Rd.  I.  1824.  Nach  des  Verf.  Tod  fortgesetzt  von  K.  von  Rottscb.  Bd.  H,  Abth.  1. 
1837.  Abth.  1.  i8a8.  gr.  8. 

'  T.  AiRis  a.  a.  O.,  Bd.  II,  Abth.  I,  S.  1—6.  F.  Battisch  (Prof.  Hegewisch) 
politische  Freiheit.  Leipz.  i832.  8.  —  Von  der  politischen  Freiheit  des  Volkes, 
im  VerhältniCs  zu  dem  regierenden  Subject  {%.  3791  297,  356),  unterscheidet 
sich  die  politische  Freiheit  des  Staates^  im  Verhältnifs  zu  andern  Staaten.  — 
Nich  derselben  Verschiedenheit ,  theilen  sich  die  politischen  Rechte  in  innere  und 
iuuere.  Jene  gehören  dem  Staatsrecht  an,  diese  dem  Völherrecht  Zu  dem 
Genius  der  hürgcrlichcn  Freiheit,  sind  alle  Staatsgenossen,  zu  Ausübung  der 
ius  der  politischen  Freiheit  des  Volkes  entspiringcnden  Rechte,  sind  uur  die  im 
Besitz  staatsbürgerlicher  Selbstständigheit  sich  befindenden  Staatsgenossen,  die 
ictivBGrger  (§.  259),  unmittelbar  berechtigt,  denen  in  so  weit,  ausser  den 
bürgerücfaen,  auch  politische  Rechte  zustehen.  KAi!rr,s  Rechtslehrc,  |.  4^< 
Dagegen  Tergl.  G    Ij.  ▼.  Hallbb  a.  (§.  2,  b)  a.  O. ,  S<  29.  f. 


§.5. 

Offfeniliehes  Rechte  entweder  Völkerrecht  oder  StaatsreelU- 

1)  Dnter  öffentlichem  Recht  (jus  publicum,  droit  public,  droit 
pobiqne),  auch  Staatsrecht  im  weitern  Sinn  genannt,  versteht  man  den 
^^i^riiF  aller  vollkommenen  Rechte  der  Staaten*  So  fern  diese  Rechte  1} 
^lob  auf  das  Yerhältniss  eines  Staate.«  zu  andern  unabhängigen  Staaten 
^^  Staaten  vereinen  sich  beziehen,  bilden  sie  zusanmien  das  äussere 
'^Seatliche  Recht  oder  das  Völkerrecht  (§*  83*  Dagegen  heifst  a)  der 
lobegnff  der  wechselseitigen,  vollkommenen  Rechte  des  regierenden  und 
^  untergeordneten   Subjectes  in  dem  Staat,    inneres  öffentliche«  Recht 
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oder  Staatsrecht  in  dem  engem  oder  eigentUdien  Sinn;  und  zwar,  so 
weit  es  aus  der  Natur  der  Staatsgesellschafl  flieist,  und  daher  Gegenstand 
nur  derVemunflerhenntnils  ist,  allgemeines  oder  natiirÜGlies  Staats- 
recht «3  ejus  pubL  universale  s.  naturale),  in  dem  Gegensatz  des  posi- 
tiven. II)  Das  Staatsrecht  im  engern  oder  eigentlichen  Sinn, 
beschäftigt  sich  theils  mit  der  Grund  Verfassung  des  Staates,  theils  mit  der 
Staatsverwaltung  (§.  98).  Daher  dessen  Einthcilung,  in  Verfassungs- 
recht und  Verwaltungsrecht  ^).  Dl)  Jede  Staatsgewalt  hat  Grenzen» 
entweder  natürliche  oder  positive  (urkundliche,  verfassungsmäfsige),  oder 
Ton  beiden  Aiten.  Daher  mufs  in  jedem  Staat  ein  Staatsrecht  bestehen, 
und  diesem  ein  (staatsgefahrlicher)  blinder  oder  blofs  leidender 
Gehorsam  C^ioichische  obedicntia  mere  passiva,  der  Gegensatz  von  Ter- 
ständig  prüfendem,  von  ob^issance  raisonnee)  fremd  seyn  O*  Vertrag- 
mäfsig  kann  noch  ausdrücklich  das  Recht  des  Volkes  festgesetzt  sevn, 
über  sein  Interesse  bei  der  Verfassung  und  Vei*waltung  des  Staates,  aaf 
bestimmte  Art  selbst  zu  wachen  (§.  279  ff.). 

u)  Lehr-  und  Handbücher,  von  Bublavaqx;!,  Scheidexantsl,  Iiaxpiiedi,  Schlöxfb, 
Heydeniucicv,  Scbxalx^  Hoffbaueb,  V.  EggbbSi  M.  C.  J.  Michaelis,  v.  Hilui., 
Bbbb,  Lbisleb,  S.  Jobdan,  J.  G.  RÄtzs,  K.  v.  Rottecb  u.  A.  Eschkb  über  die 
Philosophie  des  Staatsr.  Zürich  18a  1.  8.  Pütteb's  Literatur  des  teutsch.  Staatsr. 
II.  Sya.  38 1.  Klübbb's  neue  Literatur  des  teutsch.  Staatsr.  §•  663.  673. 

hj  Constitulions  -  und  AdmiaistrationsRecht  Vergl.  §.  98.  —  Einige  begreifen  auch 
das  gesammtc  Völkerrecht  eines  besiimniten  Staates,  unter  dem  Staatsrecht 
Diese  thcilen  daher  das  Staatsrecht  in  innere»  oder  inländisches  (internum)  und 
äusseres  oder  auswärtiges  (externum).  —  Auch  hat  man  (nicht  empfeblungs* 
werthe)  Beispiele  von  Abtheilung  des  Staatsrechtes,  in  weitltckes  und  ffeütb'dtei 
oder  KirchenStaatsrechU 

tj  Vergl.  §.  4  u.  650.  Auch  eine  positiv  unbeschräuhte  Regierungsgewalt  ist, 
ihrer  Nalur  nach,  Leine  despotische.  Fürst  Mettebnich,  in  Klvbbb's  Acten  «ies 
wiener  Congresses,  Bd.  11,$.  109.  Graf  MihrsTSB  und  Fürst  Habdsnbbbg,  ehen* 
das.  Bd.  I,  Heft  1,  S.  6a  ff.  Bd.  II,  S.  107  f.  —  Also  nicht  blofs  Rechtt, 
sondern  auch  Zwmn^verhtndlichheüen ,  müssen  jedem  Staatsoberherm  Eukomroeo; 
wiewohl  das  Zwangrecht  des  Volkes,  in  einzelnen  Fallen  ,  durch  innere  Fflicht, 
durch  Gründe  der  Sittenlehre  und  Klugheit,  beschränkt  oder  gemildert  seyn 
kann,  insbesondere  wenn  zwischen  vorübergehender  Tyrannei  und  wahrschein- 
licher Anarchie  oder  Pöbelherrschaft  zu  wählen  ist.  Vergl.  Dav.  Hvxb  toih 
blinden  Gehorsam,  in  seinen  Essays  and  Treatises,  i74>«  jetzt  in  dessen  poli- 
tischen Versuchen,  aus  dem  Engl.  (Königsb.  1800.  8.)  S.  263— 3o4.  Schrödm 
elem.  juris  nat.,  socialis  et  gent.  §.  1026.  sqq.  Kakt's  metaphys.  Anfangsg.  der 
Rechtslehre,  §.  49i  A,  S.  171  u.  176.  Bossvet  cinquicme  avertissement  aux  Pro- 
testans,  ^.  Si.  Abtix&ccuiaveli^  oder  über  die  Grenzen  des  bürgerlichen  Gehor- 
sams. Halte  1794*  3*  Aufl.  T«n  G.  H.  Jahob  1796.  8.  P.  J.  »A.  FxubbbacsV 
Antihobbes,  oder  über  die  Grenzen  der  höchsten  Gewalt  und  das  Zwangsirecht  der 
Unterthanen  gegen  den  Oberherrn.  Erf.  I798  u«  i8o3.  8.  lieber  Volksgehorsam; 
in  L.  Gebvais  kleinen  Mittheilungen  aus  d.  staatswissensch.  Gebiete,  Tb.  II  (LeipK> 
i8ati.  8.),  S.  141 — 161.  Verworfen  ward  die  Lehre  vom  blinden  oder  blofs  lei- 
denden Gehorsam,  von  den  evangelischen  Kurfürsten,  Fürsten  und  Standen. 
in  ihrem  auf  dem  Reichstag  zu  Augsburg  i53o  übcrgebenen  Glaubensbekennlnifs, 
Art.  16,  am  Schluss,   und  Art.  a8.    Dagegen  s>^  man  Scumalb  teutscbes  Staatsr« 
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iBerlin  i8s5),  §•  i3.  -*  Die  Staatsgewalt,  das  imperium  ciWle,  ist  nicht  tu  ver- 
TTCchselA  mit  der Herreng^ewaUj  dem  imperium  vel  dominium  A«nVe.   J.NicHbrtii 

dUs.  oben  §.  1.  not.  b  cit.,  §.  4*  Ebendess.  elem.  prudentiae  civilis  (Franeof.  lyoS- 

d)  P.  L  p.  93b  aia.  P.  IL  p.  177,    Majsh^s  Autonomie  (Tüb.  1783),  S.  i88* 


§.  6. 

Form  des   Teuischen  Bundes  und  der  iundesverwandien 

SouverainStaaten* 

l)  Mit  Auflösung  der  teutschen  Reichsyerbindong  erlbsch  die  Reichs 
Staatsgewalt  (Kaiser  und  Reich};  es  bildete  sich  sofort,  für  einen  gi*ossen 
Tbeil  Teutschlands,  ein  StaatenSjstejn  (Systema  ciritatum  foederatarum  s. 
duicamm),  der -rheinische  Bund.  Nach  dessen  Fall  und  Vorbild, 
entiUnd  iur  fast  alle  «}  ehehin  zu  dem  teutschen  Reich  gehörigen  Länder, 
derTeutsche  Bund.  ^Dieser  ist  hein  Bundesstaat  ^3,  kein  mit  Staats- 
gewalt  versehenes  Subject,  auch,  in  seiner  Gesammtheit,  iTein^Iigchtshach- 
folffw  oder  Stellvertreter  des  früher  scEon  erlosclienen  teutschen  Reichs^^5, 
n<Kh  des  yor  seiner  Stiftung  schon  aufgelösten  rheinischen  Bundes  (§•  33, 
k  n.  47)5  er  ist  ein  yolkerrechtlich^y  yerein  der  teutschen  souyerainen 
Firsten  und  freien  Städte  C§«  [»o4).  Ungeachtet  der  Einheit  dieses 
Stastenbondes ,  und  des  gemeinschaftlichen  Bandes,  welches*  die 
einzelnen,  verbündeten  Staaten  vereinigt,  sind  doch  II}  diese  unter 
Mcli  getrennt,  selbstständig  und  unabhängig.  Jeder  von  ihnen  ist  in  dem 
Beqtz  der  Soaverainetät  oder  unabhängigen  Staatsgewalt  <0-  Diese 
tftitschen  bondesverwandten  Staaten  oder  so  genannten  Bundesstaaten,  sind 
ilieils  monarchisch,  theils  republikanisch  'gebildet  Die  monar- 
fbisehen  sind  Erbstaaten. 

••  Tcatsrbe  BundesActe,  Art.  I.  KiihiBii^s  Staatsarchiv  des  t.  Bundes,  Bd.  I,  S.  11 3. 
Bndeu.  Abhandlungen  und*  Beobachtungen,  Bd.  I,  S.  ai3.  —  Sogar  Schieben 
luiD  SU  dem  Bund  (§.  87)  >  dessen  fortwährende  Real  Verbindung  mit  dem 
(entscben  Reich  bald  geläugnet,  bald  bezweifelt  ward,  wiewohl  mit  Unrecht. 
(KiüBn*»)  Geschichte  u-  Rechtoverhältnifs  der  Schlesischen  Staatsobligationen 
«n*  d«n  J.  J734  bis  «737  (Franhf.  1817.  8.),  §.  19—35. 

'/  Wiener  SchlussActe  von  i8io,  Art.  1  u.  2.  Rlübzr's  UebersichC  der  diplomat. 
\>rhaadlungen  des  wiener  Congresses,  S.  i%3  ff.  191  f. 

<y  Vergl  §.  6i,  i33  b  u.e^  238.  Protoc.  der  B.  V.  v.  i8a3,  §.  180;  von  i8a4,  §.  49-  *" 
Daher  haftet  der  Teutsche  ßund  nLAt  ffly  Ycn^flichtungpn  de»  tnitrrhrn  Hr^hli 
Aber  Gorreal  Verpflichtungen  der  einz«/»«»  Bundesglieder,  die  ilmen  ^^vormaUgtn 
Bieahabem  der  Reichshoheit  (Reichs-  und  Rreisständen)  und  reichsunmittelbaren 
l^esberren,  oder  als  Rechtsnachfolgern  von  solchen  (^B.  von  jetzigen  Standes- 
itcrren),  gegen  l>ritte  obliegen,  sind,  vermöge  der  immerwährenden  imd  dinglichen 
Katar  der  Staatsverpflichtungen,  durch  den  Fall  der  Reichsverbindung  weder 
ver^dert  noch  aufgehoben;  das  Reich  und  die  Beichskreise  waren  Aggregate 
^on  noch  jetzt  bestehenden  Staaten.  Beispiele,  namentlich  in  Hinsicht  auf 
«J«  Scholden  der  RetchsOperationskass^,  unten,  §.  a33,  b.  —  Ist  durch  Auf- 
tötung  der  RBiehsrüUrschafi  die  Verpflichtung  zu  Bezahlung  der  Schulden  vor* 
tnaligcr  HitterCantone  verschwunden?    oder   ist  sie  auf  die  Regierungen,  auf 
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|ede  TerhaltiMfsm&ig,  fibei^gangen,  welehM  die  Staatshoheit  Ober  die  £nglic)) 
sahliuigspflichtigeii  rcichsritterechaftUchen  Beeirke  sugefallen  ist?  Das  LeUie 
bejaht  seibat  die  Praxis. 

Dar  am  können  die  Bundesstaaten  sa  den  aihangif^n  und  haUtoiwermiuen  Stuuo 
(^tats  mi-souTerains,  m'ehi  gerechnet  werden.  KiCan,  droit  des  gens  modfrci 
d«  l*Europe,  §.  s4  et  33. 


S-  7. 

Teuisches  affeniUchea  Rechij  und  dessen  Abtheäung. 

Das  teutsche  offeutliche  Recht  überhaupt,  ist  ein  Inbegriff 
der  wechselseitigen,  vollkommenen  Rechte,  nicht  nur  der  Mitglieder  des 
Teutschen  Bundes  unter  sich ,  sondern  aach  der  regierenden  und  itf 
untergeordneten  Subjecte  in  den  souveränen  Bundesstaaten ,  nebst  ge^rrissea 
ToUhommenen  Rechten  gegen  auswärtige  Staaten.  So  fern  es  i)  sich 
beschrankt  auf  das  öffentliche  Rechts verhältnifs  der  Bandesgenossen,  als 
soteher,  unter  sich,  heifst  es  Bundesrecht  <>]);  2}  Staatsrecht  der 
sourerainen  Bundesstaaten  hingegen,  so  weit  dic^wecKsetseitigen , 
vollkommenen  Rechte  der  regierenden  und  der  untergeordneten  Subjecte 
in  den  bundesverwandten  SouverainStaaten,  sein  Gegenstand  sind.  Diesem 
kann  sich  entweder  auf  die  Bundesstaaten  überhaupt  beziehen  (gemeines, 
commune),  oder  nur  auf  einen  einzelnen  derselben  beschränken  (beson- 
deres, speciale}. 

%^)  Das  Bundesrecht  ^   kann  als  Fölkerrecht  betrachtet  werden  ($.  9.  IV.),  vvegcn  dfr 
^\     Unabhtngigkeit  der  in  dem  Bunde  rereinigten  Staaten. 

Unterschied   des   Staatsrechtes^ 

/)    Fott    dem   VSUerreehU 

Das  Staatsrecht  in  dem  engern  Sinn  (§.  IS),  gehört  in  das  Gebiet  m 
Staatswissenschaften  <>).  Es  ist  wesentlich  unterschieden  von  dem  Volker 
recht.  Betrachtet  man  mehrere  unabhängige  Staaten  nach  ihrem  gegen 
seitigen  Verhältnifs,  so  führen  sie  den  Namen  freier  Volker;  sie  werde 
als  moralische  Personen  angesehen,  die  unter  sich  den  Stand  natürliche 
Freiheit  und  Gleichheit  anerkennen  müssen.  Der  Inbegriit  ihrer  weciisef 
seitigen,    vollkommenen    Rechte,     heifst   Volkerrecht    ^)$     und   zval 

I)  so  weit  jene  Rechte  aus  der  Natur  ihrer  gegenseitigen  Verhältnu».«» 
fliessen,    natürliches    oder   allgemeines    Cj°*    gentium    universale) 

II)  so  fern  solche  auf  ausdrackliche  oder  stillschweigei^de  Uebereinkunfj 
sich  gründen,  positives  Cj^s  gentium  positivum,  jus  foederum);  nnl 
ni)  wenn  dieses  auf  Europa  sich  beschränkt,  positives  (auch  practi 
sches)  europäisches  Völkerrecht  O  Cju>  gentium  europaearuij 
positivum  s*  practicum). 


HülfWissenschaften,    Methode.  1 1 

t)  Dm  Gebiet  der^  SuuUMwitittsehafUn  umfafsl  folgende  Wisseascliaften.    I)  tUchtj- 
9iutmtckßfien\  A)  aUgemeau:  allgemeinea  i)  Staats-»  a)  Völker-  und  3)  Privat. 
reckt (  B)  pasäive:    positires    i)    Staatsrecht  (sowohl  Verfassuags -,  als  auch 
Verwaltongsrecbt,    su  welchem   letsteu  auch  die  iinauzielle  und  ökonomische      ^ 
Gortigebung  gerechnet  werden  kann),  i)  Völkerrecht,  3)  Privatrecht,  ü)  PoUiik:  / 
\)iutere;  i)  innere^  a)  der  Verfassung,  b)  der  Gesetzgebung,  der  bürgerlichen, 
padichen,  finansiellen  und  ökonomischen,  c)  der  Verwaltung.  G.  G.  Streliit's 
Grsebichte  n.  Literatur  der  Staatswissenschaften.  Erl.  1817. 8.  —  Verwandte  und 
Rulfswissenschaften  der  StW.,  unten  §»  la.  u>  f. 
l  Du  obiigatorisehe  Verhältnils  swischen  einem  Staat,   als  solchem,  und  emseinen 
XeBschen,   die  nicht  seine  Unterthanen  sind,  ausser  demselben,  als  solchen, 
gebort  f u  dem  Privatrecht    Einige  rechnen  dasselbe  eu  dem  Völkerrecht.    Mao 
s.  aber  t.  Omptcd^  a.   a.  Ol  1.  6  u«  7,  Note  b.  —    Auch  der  Rechtszustaud 
miscben  dem  Staat  und  einzelnen  Unterthanen  desselben,'  gehört,  so  weit  er  auf 
PriraUerhaltnisse,  z.B.  auf  Privatverträge,   sich  bezieht,  zu  dem  Privatrecht. 
hivvn,  droit  des  gens  moderne  de  PEurope,  §.  i4i  c,  und  §.  aSg  a. 
<  Ubr-  und  Handbücher  von  Vattkl^   Bublax^qui,   Mossb,  Güvtub,  NnnoH, 
^Minriis,  SkkiTKtD^  Klübbb.  —  D.  H.  L.  v.  Oxptida's  Literatur  des  Völker- 
recbtes.  Tb.  I  u.  IL   Regensb.  1784  u.  1785.   8.   PiJrnEB's  Lit.  Hl,  38 1.    Klvbkr's 
Ui  f.  ^3  ff.  —  Das  naturliche  Völkerrecht  nennen  Einige  PmotVölker recht 
G&oBB*s  o.  JalOp's  Germanien,  Bd.  II  (Giessen  1809),  S.  i3i  f 


§.9. 

hshesondere  des  Teuischeti  Bundes  und  der  Bundessiaaien. 

IV)  Das  Völkerrecht  des  Teutschen  Bundes  «)  begreift  in 
seil,  die  wechselseitigen  ToUkommenen  Rechte,  1  }  theils  der  Soarerain- 
St^aten  des  Bundes  unter  sich,  nach  ihrem  BundesrerhaltniTs  (Bundes- 
ttk,  im  engern  Sinn,  oben  $.  7,  Note  a},  a}  theils  des  Bundes,  in 
«iaer  Gesammtheit,  gegen  fremde  Staaten  und  StaateuSjsteme.  V3  Das 
^''Ikerrecht  der  teutschen  Bundesstaaten  begreift  unter  sich,  ihr 
TGlkerrechtliches  Yerhäitnifs ,  1)  theils  zu  dem. Bund,  2}  theiis  za  andern, 
r'vohl  teatschen  Bundeistaaten ,  als  auch  fremden  Staaten  und  Staaten 
^^(emen  ^),  und  zwar  zu  beiden  in  anderer  als  teutscher  bundesrechtlicher 
Baiebuiig.  VI}  Die  fortdauernden  Rechte  eines  Staates  gegen  den  andern 
Hrdieoen  im  Staatsrecht  nur  so  weit  Erwähnung,  als  sie  auf  die 
anern  Staatsrerhaltnisse  bedeutenden  Einflufs  haben   0* 

'  1b  eioem  SlaatenSystem  kommt  in  Betracht,  die  völkerrechtliche  Beziehung,  1)  des 
^^^oknkimdet^  und  swar  sowohl  gegen  die  Bundesstaaten  ^  als  auch  gegen  jremde 
Staaten  und  StaatenSysteme ;  9)  der  emzelnen  Bundesstaaten^  und  zwar  a)  su  dem 
Bund,  b)  unter  sich,  ausserhalb  der  Bundesverhältnisse,  c)  gegen  fremde  (su 
^Kttm  Bunde  nicht  gehörende)  Staaten  und  StaatenSysteme. 

'  Mosu  nviirde  das  erste  nachbarliches  Völkerrecht  (vicinum) ,  das  andere  aus- 
•irti^et  im  engem  Stnn  (extemum  in  specie)  genannt  haben.  —  J.  J.  Mosxn's 
^tsch.  auswärtiges  Staatsr.  Frankf.  1772.  4*  Zusätse  hiezu,  in  ebendels. 
Abhaadimigen  verschied.  Bechtsmaterien ,  St.  XIV,  S.  3i3  ff.  Ehendess.  teutsches 
»chbarfiches  Suatsrecht.  Frankfurt  1774.  4*  G.  H.  t.  Röjna'a  Völkerrecht  der 
Tortiehea.  Halle  1790.  a 
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c^  Z.  B.  Schutz-,  Lehn-  und  Allianx Verhältnisse,  Garantie  der  politischen  Selbst 
ständigheit,  des  Staatsgebietes,  der  Verfassung,  u.  d. 

§.  to. 

B)  Fon  dem  Privatreehl. 

l)  Der  Unterschied  zwischen  dem  Staatsrecht  und  dem  Priratrecht  ^)y 
als  einem  Inbegriff  der  wechselseitigen  vollkommenen  Rechte  der  Einzelnes 
(ausser  dem  regierenden  Sobject,'  als  solchem},  ist  objectiy  and  wesent* 
lieh.  113  Da  aber  Alles,  was  das  gesammte  Volk,  oder  dessen  Repnsai>< 
tanten,  als  solche,  unmittelbar  angeht,  öffentliche  oder  Staatsan; 
gelegenheit  ist  ^},  und  hiebei  auch  Einzelne  ein  unmittelbares  Inteicai 
haben  können;  so  kann  dieselbe  Sache,  in  verschiedener  Hinsicht ,  Staats* 
und  Privatangelegenheit  seyn  0«  1^3  Auch  Angelegenheiten  de 
einzelnen  Staatsbürger  mit  Auswärtigen,  sind  Priyatsacheo 
IV)  So  wie  auch  ausser  dem  Staat  ein  Privatrecht  (das  allgemeine'. 
Privat-  oder  bürgerliche  Recht}  denkbar  ist,  eben  so  ist  in  dai 
Staat  ein  positives  Privalrecht  nicht  noth wendig,  aber  gewohnlid, 
V}  Das  öffentliche  Recht  beherrscht  das  Privatrecht  0?  ^  heifst,  ii| 
Collisionsfall  geht  jenes  diesem  vor«  So  kann  die  gesetzgebende  und  dl 
richterliche  Gewalt  gehenmit  seyn  durch  Rechte,  welche  ihren  Gmn 
haben  in  Staatsvertragen,  in  Staats-Grundverträgen  oder  andern  C§*  ^^3' 

ß)  ULPiAirxrs,  in  L.  1.  §.  3  D.  de  justitia  et  jure.    Füttsb's  Lit.  II.  873.     G.  H.  v« 

Birg's  Abhandlungen  cur  Erläuterung  d.  rhein.  BnndesActe,  Tb.  I,  §.  111— ii< 

S.  371  ff. 
h)  Was  auf  den  öffentlichen,  innern  oder  äussern.  Rechtszustand  sich  bezieht,  i 

öffetaUche  Sache  (causa  publica).    Was  das  Mein  und  Dein  Einzelner  unmitt^DM 

angeht ,  ist  Privatsache  (causa  privata). 
cj  So  der  Streit  über  eine  Staatsgrenze,  die  zugleich  PrtYateigenthum  scheidet. 

d)  Bearbeitet  v.  Hsu>isgbr  (1697)»  GusarsR,  Hvfblaito,  TAnKCxn,  v.  Egoshs  u.i 
in  ihren  Lehrbüchern  des  Naturrechtes.  C.  F.  G.  Mxiuisi.*s  Theorie  des  allgen 
Frivatr.  Leipz.  i8o3.  8.  Fb.  v.  Zxii.i.xb*s  natürl.  Privatr.  'Wieh  i8o3.  gr. 
C.  U.  D.  V.  Eggbbs  natürl.  Privatrecht,  nach  d.  Lehrbuch  des  Hofr.  v.  Zzole 
Wien  1817.  8.  K.  S.  Zachabiab  philosoph.  Privatr.  Lpz.  1804.  8.  K.  v.Bottecb 
Lehrb.  des  natürl.  Privatr.  Stuttg.  1839.  8.  —  Dawider  s.  K.  H.  Hi^tdesbeicb 
Original-Tdeen  über  die  krirische  Philosophie  (1798. 8.)  Num.  3,  S.  x66  ff.,  weicht 
das  Dasejn  eines  allgemeinen  Privatrechtes ,  als  eines  besondem  Theils  des  Kala 
rechtes,  bestreitet.  Desgl.  AcHEirwAix.  Auch  Schaoxastv  in  s.  wissenschai^i 
Naturr.    (1792.  8.)  S.  344;  ^  Schkalz  in  s.  natürl.  Staatsr.,  §.  189. 

e)  F.  A.  Sghxblzbb,  das  Verhältnifs  auswärtiger  Kammergüter  deutscher  Staate 
und  das  Familienrecht  deutscher  Regentenhäuser  zu  bürgerl,  Gesetsen  (Hall 
1819.  4.),  S.  86. 

I 
Und  PfivatFüntinreehi. 

Eine  Art  des  Privatrechtes    ist  das  so   genannte  PrivatFürsten; 
recht  oder  Privatrecht  der  Erlauchten  Cj^s  privatum   illustrium  s,  prir 


Hülfwissenschaften  y  Methode.  13 

cipom,  jurispradentia  heroica),  dem  in  TeatscUand  wissenschaftliche 
Pflege  za  Theil  geworden  ist  ^3*  0  Nnr  in  monarchisch  geformten 
Staaten  Iiann  ein  solches  rorliommen.  U)  Es  ist  beschränkt  auf  innere 
FamilieiiPriTatangelegenheiten  ^3  der  Regentenhäoser»  III)  Es  gibt  sogar 
allgemeine  FamilienObserranzen  der  christlichen  Regentenhäuser  in  Europa. 
W)  Besondere  PriTatrechte  solcher  Art  findet  man  in  Familien  der 
soarerainen  Fürsten  des  Teutschen  Bundes  O  C§-  75);  V)  in 
;'ewt»er  Art  auch  noch  in  Familien  von  Standesherren  <f)  im  Sinn  der 
ßtmdesActe.  YO  Selbst  dann,  wenn  Gegenstände  nur  des  PrivatFürsten- 
rrcbtes  in  Staatsgrundgesetzen  bestinunt  wären,  würden  sie  darum  nicht 
Milliüren  Privatrecht  zu  seyn  0* 

j  Werke  Ton  SrBur,  t.  "Nevuaks,  Mossr,  Püttbb,  v.  Sblchow,  Majxb.  —  Puttbh's 
liL  m.  789.  Ki.€bxb*s  Lit.  §.  i5io  ff.  —  Von  dem  Dasejn  und  der  Gültigkeit 
(ifs  t  PriTatFürstenrechtes  s.  PirrrsH's  Beiträge  eum  t.  Staats-  und  Ffirstcn- 
redt,  Th««  II,  S.  i  lo  if.  Ebendess.  Erörterungen  des  t.  Staats  -  u.  Füratenrechts« 
Heft  II,  S.  i3i  iL  —  Von  seiner  Begründung  s.  Klvbxr^s  Abhandlungen,  Bd.  I, 
S.84C 

'  Beispiele :  Festsetzung  eines  bestimmten  Familieneigenthums ,  Ünveränsserlich- 
keit,  Verwaltungsart  und  Genussverhältniss  desselben,  Nach -.und  Erbfolge 
i^arin,  insbesondere  SuccessionsFähigkeit,  und  SuccessionsOrdnung ,  eheliches 
Verhaltniss,  elterliche  Gewalt,  persönliche  Verhältnisse  der  Nutzniesser,  Gross- 
jabrigkeit  in  dem  Familicnverhältniss ,  Vormundschaft,  Adoption,  Paragium 
(uul  Apanage  oder  Deputat  der  Nachgebohmen,  Unterhalt,  Abfindung,  Aui- 
stattnog  und  Renunication  der  Töchter,  Heirathsgut,  Witthum. 

(  Diebesondern  Frivatrechte  der  Familien  der  souverainen  Bundesfiirsten  sind  seit 
der  Auflösung  der  ReichsTerbindung^  zum  Theil  neu  bestimmt,  bald  durch  Haus- 
o^er  Familiengesetze   und  Verträge,   bald   dur9h    StaatsGrundgesetzc    (§.   75); 
tun  Thefl  bedürfen  sie  einer  sorgfältigen  Revision.    £.  A.  ILlus  über  die  Wir- 
koagea  der  Auflösung  der  teutschen  Reichsverfassung  und  der  rhein.  Bundes- 
verfassung  auf    das    teutsche  Privatfurstenrecht;   in  Wiwropp's   Rhein.   Bund, 
Heft  XXVIir,  S.  70.     H.  S.  Zacbariae,   das  Staatsr.  der  rhein.  Bundesstaaten, 
fflitttert  in   einer  Reihe  von  Abhandl.,  Num,  VI.  —  In  den  bundesförstlichen 
Haasern,   ^ic   auch  in  den  bcsondem  Rechten  der  standesherrlichen  Familien, 
bat  durch  Auflösung  der  Reichiverbindung  und  durch  neue    Staatseinrichtung 
Manches  seinen  verbindenden  Grund   verloren,  luad  Anderes  ist  neu  hinzuge- 
kommen.   Vergl.  G.  H.  v.  Bkrg's  Abhandlungen  zu  Erlaut.  der  rhein«  Bundes- 
•^^^  Th.  I,  S.  226  ff.    F.  A.  Schmelzer  a.   a.  O.  S.  68  ff.    Lud.  Pebnicis  pr. 
oHserrationes  de  principum  comitumque  imperii  germ.  inde  ab  a.  1806  subjec- 
toniin  juris   prirati   mutata  ratione  (Hai.    1827,   40?  p-  6   »qq.   —   Auch  itir 
FamilienStreitigkeiten    souverainer    Bundcsfiirstcn    und     ihrer    Familienglieder 
^kenttt  die  wiener  SchlussActe  von  1820,  Art.  23,  die  fortwährende  Gültigkeit 
TOk  den  ehemaligen  Reichsgerichten  subsidiarisch  befolgter  Rechtsnormen.   Von 
Anwendung  des  römischen  Rechtes  s.  unten  §.  78,  a. 
^  IKe  besondem  Privatrechte  der  standesherrlichen  Familien,  so  weit  sie  nach  Auf- 
iöiung  des  rheinischen  Bundes  noch  bestanden,   und   für  die  Zukunft  auch  die 
ficfugnifs  (Autonomie)  dieser  Familien ,  neue  FamilienStatuten  unter  besonderer 
^^esfaerriicher   Genehmigung    zu   errichten,    sind    neu    gesichert    durch     die 
Putsche  Bundesacte,  Art.  14,  Num.  2.  Klübkr*s  Abhandlungen  u.  Beobachtungen 
W- 1»  S.  83  ff.,  i3t  ff.  u.  225  ff.    J.  C  KoHi.Kn*s  Handbuch  des  teutschen  Privat- 
^ntenrechtes   der  vormals    reichsständischen,    jetzt   mittelbaren  Fürsten  und 
Grafen.    Sulzbach  1882.  a 
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t)  A«  J.  ScavAVBmT  pr«  do  )ure  pmato  principum  ex  jum  pubL  gcniu  STttemtle 
eUmintndo,  Jen,  ]806.  4*    VergJ.  anch  t.  Bbkg  a.  a.  O.  S.  229. 


§12. 

Vet'wandie  und  HiilfwUsensehtiften* 

Verwandte  und  Hülf Wissenschaften  ^3  des  teutschen  ofTent* 
liehen  Rechtes  sind:  i')  das  allgemeine  Staatsrecht  ^),  das  in  einem 
gewissen  Fall  auch  Quelle  ist;  2}  das  Völkerrecht  <^},  ebenfalls  Quelle  in 
einem  gewissen  Fall;  3}  das  ehemalige  teutsche  Reichs-  und  Terntoml 
Staatsrecht  J),  nebst  dem  rheinischen  Bundesrecht  O9  <lie  Staats-  und 
UanzleiPraxis,  mit  Inbegriff  der  politischen  Unterhandlungskunn  /);  5)  das 
Privatrecht  g')^  welches  oft  Licht  ans  dem  Staatsrecht  erhält;  6)  die  Staalen- 
geschichte,  mit  Inbegriff  der  Geschichte  des  öffentlichen  teutschen  Rechtes  ^j. 

a)  Schriften  in  Pöttkb's  Lit.  II.  370.  876.  38i  ff.  Hlübib's  Lit.  §.  660— 6Ö9  uml 
673  £L  J.  G.  FxssKAiJEB*6  Grundr.  der  historischen  Hülfs Wissenschaften.  Landslt. 
1803.  8.  J.  £.  Fabhi's  EncjclopäHie  der  historischen  HauptwissenschaAen  usl 
ihrer  Hülfsdoctrinen.  Erl.  1808.  8.  F.  Rühs  Propädeutik  des  histor.  Studiums. 
Berl.  1811.  8.  J.  S.  Ersch  Literatur  d.  Geschichte  und  deren  Ilülfswissenscbaften» 
seit  der  Mitte  des  18.  Jahrb.  Leipz.  i8i3.  8.  Neue  Aufl.  i8a3.  K«  L.  Point 
eacjclopädisch  -  scientifische  Literatur,  das  2*  Heft.  Lps.  181 3.  8.  L.  WiCHLu'i 
Geschichte  der  historischen  Forschung  und  Kunst  Gott.  Band  I.  Abth.  1.  i8i>' 
Abth.  2.  18 13.    8. 

6)   Schrif^n,  oben  §.  5. 

c)  Schriften,  oben  §.  8  u.  9. 

d)  Schriften,  unten  §.  33  u.  34* 

e)  Schriften,  unten  §.  33,  Note  c. 

/)  Schriften  Ton  J.  J.  Mosxb,  F,  C.  TOn  Mosbr,  C  A  Bxch,  J.  S.  Sb£]U)Obt« 
PüTTUi,  Lihrio,  J.  C  Adbiuho  (über  den  teutschen  Styl,  II.  3.  i.)«  Biscior, 
V.  MosBHAKx  (Gesandtschaftsr.,  Abth.  3),  G  v.  Mabtehs,  J.  L.  KLtxBSii  (Krjpto- 
graphik.  Tüb.  1809.  8.)  Man  s*  §.  114  b.  —  Von  der  Ühterhandlunf^shmst, 
Schriften  ron  de  Vsra  et  de  Guvbioa,  de  Gai.lisrxs,  de  la  Sarbas  du  Fub- 
QuKSNAT,  Pbcqust,  Diogks,  Mablt.  Die  politische  Unterhandlungshunst  LeIp^ 
1811.  8. 

ff)  Ueber  das  ramisoke:   Werke  t.  Lavtxrbach,   Vobt,   Hxivbccivs,   J.  H.  Böhbw. 

HsLtFXLD,        GlÜCH,       HoFACBBR,     MaJLBLANC,       HaVBOLD,        ThIBAUT,        ScHÖXAVr 

GihfTaKB,     Zavsxb,    Huyxi.ABD,    Dabklow,    Macrixdxt,    Schwippb,    Mvbi^^ 
BRijrii,    T.    Wximro-IsoKVBBni«    —    Ueber  das    UtUsche:     t.    Sbxchow,  Bwd'- 
Dasis,  Bössio,  Gödb,  Kbüu.,  Wexssb»   Eicbborv,  MrrrBRXAixB,  Bubi.,  Kbah« 
FfliLUP  u.  A. 
A)  Geschichte  der  Teutschen  überhaupt,  Hahv,  v.  B6baü,  Mascot,  Stbüv,  HiBri»- 

LIV     U.    SXBHBHBBBO,     PVTTKB,     M.    I.    ScBMIDT     (fortgesetzt     TOU    MlLBlUEB    Und 

Dbbscb),  Gbbbabdi,  Hbibbich  1778,  Sblcbow,  Kbavsb,  Mahbxbt,  PottHt 
(fortgesetzt  yon  Pöutz),  C.  D.  Voss,  Wilhbb,  Ludb».  C.  G.Hbinbicb's  tcutKlie 
Beichsgeschichte  (bis  i8o3).  Lps.  Th.  I— IX.  1787--1803.  8.  Ebefukn.  Handb 
der  teutschen  Reichsgeschichte.  Leips.  1800.  8.  3.  bis  1819  fortgesetzte  Auflagt 
von  K.  H.  L.  PÖLiTz.  Leipz.  1819.  a  K.  H.  L.  Pöutz,  das  teutsche  Volk  vn^ 
Beich.  Leipz.  1816.  8.  Ebendess,  Handb.  der  Geschichte  der  souyer.  Staaten  ^^ 
teutschen  Bundes,  in  3  Theilen.  Leipz.  i.  Band.    (Geschichte  y-  Ocstcrreicb  uiwi 
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Pitiissen)  1817-  ^    Pvv«  ▼»  KaiBS*t  HaadK  der  deatscben  Getefaiehte.  Leips. 

1834.  8.  —  TeuUdie  SpedalGetchichte:  GnvABi»,  PfmH,  CmiTivs,  Galutti, 

Hissn.  (unten  §.  i3,  Note  d),   K.  H.  L.  Pökits,  Handbuch  der  Geschichte  der 

tourerainen  Staaten  des  Rheinbundes,  a  Bande.  Leips.  x8ii-  8»    C  G.  Wbbsa's 

Literatur  der  (teutscheu)  Staatenge#chichte.   Th.  I.  Leips.  1800.  8.  —  Bechts- 

|e«dttchte  des  teutschen  öfTentl.  Rechtes:    v.  Szlcbow  tu  y.  Gvllxans.     CG. 

Bicm  de  origine  et  progressu  l^;um  juriumque  germanicQrum.    Lips.  T.  L 

1-8:.  T.  IL  ToI.  1.  1790.  Tol.  1.  1795.  8.    C  F.  Eichrorb's  tcutsche  Staats-  und 

Bechtsgeschichte.  Gott.  Th.  I.  u.IL  i8o8  u.  1811.  Th.  III.  (von  ia7a-~i5i8)  1819. 

Tb.  IV.  1833.  8.  Dritte  Aufl.  des  i.  a.  u.  3.  Th.  1821,  Vierte  Aufl.  i834— 36.  8. 

i .  r.  LiNDSLOT*«  teiitscbe  Retchsgeschichte ,  insbes.  histor.  Entwickei.  des  teutschen 

öfifQÜ.  Rechts.  Giessen  1837.  8.  H.  Zöffl,  deutsche  Staats-  und  Rechtsgesehichte, 

lompendiarisch    dargestellt.    In  3  Abtheiluugen.  Heidelb.    i834— 1836.  S-     Das 

unten  §.  367  angef.  Werk  von  J.  D.  Mktbr. 


§  15. 

Fortsetzung. 

Ferner:  7)  Geographie  oder  Erdbeschreibung  «),  und  8)  Staatsza- 
•jidKniide  oder  Stätistih  der  in  dem  Teutschen  Bunde  vereinigten  Souye- 
linStaaten  ^3>  93  Diplomatik  oder  Urkundenlehre,  nebst  der  urkundlicben 
Pönologie  oder  Zeitrecbnungskunde  0>  lo)  Genealogie  oder  Geschlecht- 
iQnde  «0;  >0  Heraldik  oder  Wappenkunde  0»  i^i)  Numismatik  oder 
liinzkaode,  nebst  der  Medaillen  ^  (Scbanmünzen-3  und  Inschriftenkunde 
Epigraphik)  /);  iS)  Politik  O  C  Staatslehre ,  Lehre  der  Staatsweisheit 
>^er  SUatsklugheit,  Staatskunst,  Politiquef  Science  de  gouvernement ,  ' 
Political-Philosophj};  14)  Staatswirthschaft /O  CNationalQekonQnue^Staats- 
rmanz-  und  Polizeiwissenschaft};  i5)  Auslegungskunst  Ov  "tit  InbegrifiF 
icr  Critik  *),  u.  a. 

>)  Werke  von  BüscaniG,  Nobbmaitv,  Fabbi,  Gaspabi»  Srzzs^  Maits-Bsvit. 
Rheio.  Bund,  \X.  168.  C.  G.  D.  Stkxv's  Handb.  der  Geographie  und  Statistik 
3-  Au0.  Berl.  i8a5.  3  Bde.  gr.  8.  J.  G.  Hbtss,  Lehrb.  der  Geographie  der 
Staatendes  teutschen  Bundes*  Bremen,  1. u.a.Abth.  1818  u.  1819. 8.  F. Bbtoit, 
Deutschland  in  geographischer«  Statist,  und  polit.  Hinsicht.  Berlin  1819.  8. 
^«KrfcAorteii  s.  unten  §.  78  u.  85. 

^1  WerW  von  Mkossl,  Gbellmasst»  Raitobi.,  t.  Hoff,  Mabbsut,  Cboxs.,  Mia- 
ULUB,  Bbdhv,  t.  LiBcvnsirsTSBV ,  ScBiTABXj.,  Tabellen  t.  Ockjbabt  u.  Hassel. 
K.  E  L  FöxiiTS,  der  Rheinbund,  histor.  u.  Statist  dargestellti  Leips.  1811«  8. 
f-  A  DuoAsr's  Statistik  der  RheinbundStaaten.  9  Bande.  Frankf.  1819.  8 
lUsssL,  unten  Note  d.  Wihbopp's  rhein.  Bund.  XX.  167*  A.  Fx  W*  CaomB's 
^^r.  Statist  Darstellung  der  Staatskräfte  von  den  sammtltchen  sudem  deutschen 
Suatenbunde  gehörigen  Ländern.  Bd.  l'-IV.  Leips.  1820—1828.  8.  J.  E.  A. 
HoECK^s  Handbuch  einer  Statistik  der  teutschen  Bundesstaaten.  Leips.  1831.  8> 
G<  Hissn.*s  Statist.  Umrifs  der  sämmtl.  europ.  und  vornehmsten  aussereurop. 
Staaten,  HeftI  (Weimar  i8a3),  enthaltend  die  t  Bundesstaaten.  II.  1823.  UL  1824. 
J-  C  Bisihgbb's  yergleichende  Darstellung  der  Grundmacht  oder  der  Staatskrafte 
<Uer  europ.  Monarchien  u.  Republiken.  Wien  1825.  4-  ^'  Frhr.  y.  Malwos 
Statistik  \md  Staatenkunde.  Stuttg.  1826.  8.  J.  G.  Mkusbl's  Literatur  der  ^ 
StatUtik.  2  Bände.  Leips.  1806  u.  1807.  8.    A.  F.  Luxobbs  Kritik  d.  Statistik  u. 
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Pditik.  G5(t.  t8ii.  8.  G.  Hou«r«as*8  Theorie  der  Statistik.  Wien  1819.  & 
F.  J*  Mon  bisloria  StatistioM.  Loran.  1818.  4-  Math.  Kolba.t  theoria  statitticM 
tanquam  »cientiae.  Viennae.  i83o.  8. 

t)  Lehr-  und  Handbücher  der  Diplomatih ,  Ton'GArrKREii  (TI1.I.  1765.  {Ot  Gann. 
ScH&ssMAvv,  Mkbx^v,  Von  ScHxror  gen.  Phlseldeck.  J.  C.  Gattxbxb^s  Abrif» 
der  Diplomatik.  Gott.  1798.  8.  Eiendess,  praktische  Diplomatik.  Ebend.  1799,  8. 
■  Aa&KLo  FvMAOAiLi  dellc  istituzioni  diplomatfche.  Milano.  T.  I  et  IL  1801. 4. 
Waltwsbi  lexic.  dipl.  1745*  i747-  i?^^.  1756  fol.  F.  A.  Hucr's  Literatur 
der  Diplomatik.  Erlangen  179a.  8.' —  Hand-  und  Lehrbücher  der  GhroDologir. 
L^art  de  T^rifier  les  dates  des  faits  historiques  (par  Fb.  Clxmkst)  lere  Parti«, 
imprim^  pour  la  premiere  fois.  Tom.  ler  —  V.  Paris  1819.  Udo  Partie,  reim- 
prim^  «Tee  des  corrections  et  annotations,  et  continu^  par  M.  de  Shttt 
Allais.  Tom.  ler— XVIIL  Ibid.  1819.  8.  J.  Helwio's  Zeitrechnung  zur  Erörterung 
der  Daten  in  Urkunden.  Wien  1788.  FoL  J.  C.  Gattxbeb's  Abrifs  der  Chrooo- 
logie.  Gott.  1777.  8.  D.  H.  Hbgkwisch  Einleit.  in  die  historisclie  Chronologif- 
AUona  1811.  8.  F.  Scioill,  Clemens  de  Chronologie  historique.  Parts  ißi:- 
9  Vol.  in  8.  H.  A.  £.  Wagitsb^s  ausfuhrL  Lehrbuch  der  Chronologie.  Leipzig. 
Th.  I.  1896.  8.  L.  Idblbb's  Handbuch  der  mathemat.  u.  technischen  Chronologi^ 
9  Bände.  Berlin  i8a6  und  1827«  8.  Tb.  Fbibdlbbbv's  Lehrb.  der  Chronologie. 
Frankfurt  i8a^  8.  IUavb.  Magoid*8  Lehrbuch  der  Chronologie.  Mfincbn 
1829.    8. 

d)  J  W.  IxHom  notitia  S.  B.  Germ.  I.  procerum.  Editio  V.  studio  J.  D.  Koi- 
LEBT.  Tub.  Tom.  I.  173a.  Tom.  11.  1734*  fol.  (Uncastrirte  Exemplare  des 
B.  Th.  sind  sehr  selten.)  G.  A.  Will's  Lehrbuch  e.  Statist  Genealogie.  Altd 
1777.^8.  3.  C.  Gattbbkb's  Abrifs  der  Genealogie.  Gott.  1788.  8.  Genealogi- 
sche Tabellen  ron  HifBusB.  4  Theile  in  QuerFoI.  bis  1737;  Fortsetnmg  ▼«> 
G*  F.  K.  (Kbbbkl),  Leips.  1766,  und  SupplementTafeln  dasu,  Ton  der  Köaigia 
Mab»  Ton  Dänemark,  Kopenh.  I^VI.  Lieferung,  1822— 1824«  QuerFol;  Bit- 
9BBMA9V,  POttkb,  Koch  (178O  u.  1818);  Gbbhabdi,  Halle  1808.  Fol.;  Witos, 
Paris  1809.  Fol.;  Voiom,  Halle  1811.  Fol.  Genealogisches  Reichs-  und 
Staatshandbuch;  erschien  su  Frankfurt  bei  yarrentrapp ^'  Ton  1742  bis  i^^ 
jährlich,    seit  langer  Zeit  in  a   OctayBänden,    nachher   1811   wieder   der  erst< 

^  Theil;  dann,  unter  Beihülfe  J.  L.  Klübkb^s,  unter  dem  Titel:  Genealogisches un^ 
StaatsHandbuch.  65.  66.  u.67.  Jahrgang.  Frankf.  1827.  i834  u.  i838. 8.  G*  lUssn« 
allgemeines  europ.  Staats  -  und  Adrefs-Handbuch.  I.  Bandes  1.  u.  a.  Ablk.  entk 
die  .Genealogie,  Geschichte,  Statistik,  Staatsverfassung  und  Staatsrerwaltung ^cf 
teutschen  Bundesstaaten.  Weimar  1816  u.  1817.  8.  J.  F.  Dambbbqkb*s  Fürstenbucb 
Bur  Fürstentafel  der  europ.  Staatengesehichte.  Mit  60  Tabellen  und  einfr 
grossen  Haupttafel.    Regensb.     i83i.    gr.  8. 

ff)  J.  P.  RBi?niABD*s  Wappenkunst.  Nümb.  1778.  8.  J.  G.  GArrsasii^s  Abrife  d« 
Heraldik.  Gott  1791.  8.  Ehendess,  praktische  Heraldik.  Gott  1791.  8.  P-  ^• 
SpatvEK  opus  herald.  T.  I.  1690.  T.  IL  1680.  Fol.  rec.  1719.  (J.  C.  Sibbesrb«) 
Erläuterungen  d.  Heraldik,  nach  Gattebsb.  Nümb.  1789.  Fol.  mit  23  Hupfe«**- 
Tn.  Bbbbd^s  Literatur  der  gesammten  Heraldik.  Bonn  183o.  8.  C  S.  Tb- 
BiBirD*s  allgemeine  Schrifteukunde  der  gesammten  Wappenwissenschaft.  Leipzig 
i83o.    2  Bände.    8. 

J)  Numismatische  W^'erke  von  Le  Blavc,  Ludwig,  Boixabd»  ron  Pbaüv,  Joacii«» 
ScBBEinT,  EcHBEL,  Rascbe,  Schmibdeb  ,  JovBBBT,  MiLLiv.  J.  LEiTzxAirsr's  AbW^ 
einer  Geschichte  der  gesammten  Münzkunde.  Erfurt  1828.  8.  J.  C  Lirsn 
bibliotheca  numaria,  edit.  Ch.  G.  Hbivb.  Lips.  1801.  8.  C.  C  Schbiw^*' 
Handwörterbuch  der  Münzkunde.  Halle  1811.  8.  Nachtrag  dazu  i8i5.  Ve's'- 
unten  §•  335. 


HiUfwissenschafren  9  Methode.  |7 

jr)  Der  Inbegriff  Ton  Gnuidsatsen,  nach   welchen  ein  gemeines  Wesen    gegründet^ 
eingerichtet  und  regiert  werden  soll;  die  Lehre   von  dem   Zwech  der  Staats- 
»prbindung,   und  von   den   Mitteln  denselben  zu  erreichen.    Der.  Weg  in  das 
Gebiet  der  Politik    ist  zu  nehmen   durch   die  Geriete   der   Pflichtenlehre ,    des 
Ratiir-  und  allgemeinen  Staatsrechtes.  —    Joh.  Wilh.  Pia  cid  vs  (Petersen)   Lite- 
rttvr  der  Staatslehre,     i.  Abth.    Strasb.    (Stuttg.)    1798.   8.    (Die  3.  Abtb.  ist 
■irkt  erschienen.)  —   Lehrbücher  von  Achknwall,  Rössig,  Bsbr,  A.  H.  MüiLERy 
Ltdm,  G.  -v.  Skckesdoap  (1817).   K.  H,  L.  Pölitz   (a.  Aufl.   1827).    Ausserdem 
Doch  Schriften  von  Macchia^-elu,    Mazabii«,    Joh.  v.   Müiler,    Ij,   Mubatobi, 
J.  C»MG  u.  A.,  Aristoteles,  Politik,  übers,   v.  Garve.    1  Bde.     Bresl.  1799.  ^ 
Desgl.  V.  3.  G.  Schlosser.    3  Thle.  Letpz.    1812.   8.    Weber's  Grundzüge  der 
Politik.    Tüb.  1827.  8.  Pölitz,  staatswissenschaftliche  Vorlesungen  für  die  gebil- 
deleo  Stande  in  constitutionellen  Staaten.    3' Thle.  Leipz.  i83i.  8.  J.  Scnöir,  die 
Staatswissenscbaften  geschichtspbilosophisch  begründet.    Berlin  i83].  8.    L.  T. 
V.  Spittler's  Vorlesungen  über  Politik.     Herausgegeben   von  Karl  Wächter. 
Stuttg.  1828.  8.     F.  C.  Dahlmars,.  die  Politik  auf  den  Grund  und  das  Maafs  der 
gegebenen    Zustände    zurückgefilhrt.     Bd.    I.     Staatsverfassung-    Volksbildung. 
Gott  i836.  gr.8.Bd.  li:  1887.    L.  v.  Rotteck,  Lehrbuch  der  materiellen  Politik. 
Stuttg.    Erste   Lieferung.    1884.   8.    Vorzüglich  die   Staats wissenschaflen  haben 
znei  Seiten,    eine  juristische    und   eine   poliiisdte.    J.   F.    REiTsaiEiSR    über   das 
Studium  der  Staatswi^senschaf^  (Berl.  1791.  8),  S.  12  ff. 
fe)  Werke  Yon  Adax  Sxidt,  v.  Hsinitz  ,  kzemann,  playfair,  Sartorius,  lauoerdale, 
C  J.  Kraus ,  Sat,  L.  H.  Jacob,   Sihokde  de  Sismondi,  Lveder,  Gaihlr,  Gh.  t. 
ScnösFR,  C  Air  ARD,  Leop.,Krvo,  f.  B.Weber,  Th.  Schmalz,  Dutests,  HuFKLAn>, 
Lotz,  A.  H.  Müller,  v.  Cölln,  A.  W.  v.  Leipzioer,  H.  Storch,  Jul.  Gr.  t.  So- 
M5,  Harl,  Malthvs,  Ricardo,  Destütt-Tracy ,  Nerenius«  Lotz,   W.  J.  Bshr, 
PöuTs,  K.  J.  Rad  u.  4.    Vergl.  unten  §.  893. 
0  Schriften  von  ^cRhard,  Coistradi,  Wittich,  Saxmet,  K.  S.  Zacharias.    Püttbr's 
lit.  HL  804.     Hlvber*s  Lit.  287.    Hagemastit's  Einleit.  in   das  Lehnrecht  (1792), 
V  i58  —  i64-      Rvthsrforth's    Institutes  of  Natural  Law,  Book  11,  chap.  7. 
BitcKSTOSE's  Commentaries  on  the  Laws  of  England,   (edit.  i5.  Lond.  1809.  8.) 
p.  59  —  61.   DoMAT,  de  rinterpretation  des  lois. 
i)  Ars  crilica.    Vergl.  P.  J.  a  Riegger,  Instit.  jurispr.  eccle8.,P.  I.  p.  .36i  —   390. 

■ 

§    14. 

Methode, 

I)  Das  teutsche  öffentliche  Recht  \&t  keine  rationale,  es  ist  eine 
Ms  historische,  theils  positire  Wissenschaft,  worin  nur  Lücken  aus 
dem  natürlichen  Staats  -  und  Völkerrecht  auszufüllen  sind,  E^  sind  also 
<fc  ntionalen  Formen  speculatirer  Wissenschaften  hier  nicht  durchaus 
«wendhar.  Bei  einem  so  verschiedenartig  zusammengearbeiteten  Stoff 
'ürden,  wie  überhaupt  in  dem  positiven  Recht,  so  genannte  höchste 
Principe  mifslich  seyn  «).  II)  Um  systematische  Einheit  des  Ganzen 
«Sjiickst  zu  erreichen,  sind  die  Grundsätze  nach  einem  überdachten  Plan, 
"^h,  zasanune^uhängend ,  und  mit  Auswahl  darzustellen,  in  leichter, 
(gezwungener  Ordnung ,  so  weit  Eigenheit  und  Mannigfaltigkeit  des  Stoffs 
^  gestatten.  Aber  die  Form  der  Darstelltmg  imd  die  Methode  werde, 
C^^k  der  Bestimmtheit  and  Deutlichheit  des  Vortrags,   einzig  bei*echnet 
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aof  Erleichternng  der  Uebersicht  and  anf  praktische  Anwend- 
barkeit Je  mehr  einzelne  Gegenstande  za  HauptGesicbtspancten  erhobea 
werden,  desto  melir  ycrrielialtigen  sich  die  AJbtheilangen*  Dabei  verliert 
aber  die  Uebersicht  des  Ganzen,  und  die  Gelegenheit  zu  Wiederhoiangea 
Termehrt  sich.  Zweckwidrig  wäre,  Deutlichkeit  und  natürlichen  Za&aro- 
menhang  der  Materie,  dem  blossen  Sjstemgeist,  einem  eiteln  Fonnen»piel, 
sclavisca  aufzuopfern ; .  über  dem  Aussinnen  neuer  Formen ,  einer  Wirkung 
des  Einspinnens  in  dunkle  und  subtile  Theorien  neuerer  Scholastik,  die» 
Erzeugnisse  des  unechten  Scharfsinnes,  das  Wesentliche,  die  klare,  bestimmte, 
vollständige  Darstellung  der  Sachen,  zu  vernachlässigen;  in  Oeden  der 
Specnlation,  die  dem  wahren  Genie  fremd  sind,  hemmznirren ,  statt  die 
Geistesthätigkeit  auf  Rechtswahrheiten  und  Kenntnisse  zn  leiten,  die  wohl- 
tbätigen  Einfluss  auf  das  wirkliche  Leben  haben;  oder  hingerissea  roa 
der  Sucht,  neu  oder  geistreich  zn  scheinen,  sich ,  dem  Gesetz  der  Verständ- 
lichkeit entgegen,  zu  der  Fassungskraft  des  Anfängers  nicht  herabzuksseo. 
III3  Die  dogmatisch -historische  Lehrmethode,  ist  der  blob 
dogmatischen,  noch  mehr  der  blofs  historischen,  so  Huch  der  blofs  raison- 
nirenden,  vorzuziehen;  und  die  Literatur,  auch  die  frühere,  darf  nicbt 
vernachlässigt  werden«  IY3  Controversen,  und  Erläuterung  durch 
merkwürdige  Staatsvorfälle  ^},  bleiben  hauptsächlich  dem  mündliches 
Vortrag  vorbehalten  0* 

a)  Von  dem  echten  Geiste  der  Philosophie  in  der  Rechtswissenschaft,  s.  Geist 
der  Jurist.  Literatur  von  1796,  S*   101  ff. 

6)  Exemplorum  magna  vis  est  in  juris  puhlici  tarn  scientia  quam  prudentia.  Doch 
sind  Beispiele  Iieine  Rechtsquelle.  Non  tanta  eorum  est  aucloritas,  ut  aut  ra- 
tionem  vincant  aut  legem.  —  »«Non  exemplis,  sed  legibus  judicandum  est,  et 
omnes  judices  nostros  veritatem  et  legum  et  Justitiae  vestigia  sequi  saDcimus'«. 
JosrnriAircfl  imp.,  in  L.  i3.  C  de  sentent.  et  interloc.  ~  Ueberbaupt  ist  aucb 
im  öffentlichen  Recht  gegen  den  Missbrauch  der  Beispiele  eu  warnen,  damit  e» 
nicht  heisse«  »quod  exemplo  fit,  id  jure  fieri  putatur«.  Cicsao,  epist.  ad  fani' 
IV.  3.  »Inter  causas  malorum  est,  quod  viTimus  ad  exempla;  nee  ratione  com- 
ponimur,  sed  cousuetudine  abducimur».  Siitkca,  epist.  i23.  Was  unwidersteh- 
liche Gewalt  rechtlos  durchgesetst  hat,  kann  ohnediess  nur  als  factisches  Bei- 
spiel dienen.  >»Quae  propter  necessitatem  recepta  sunt,  non  debent  in  argu- 
mentum trahi*«,    Padlus,  in  L.  162.  D.  de  B.  J. 

e)  Schriften  von  der  Lehrart  der  St.  R.,  in  Ft'TTBa's  Lit.  II.  376.  HLisva*«  Lit 
S«  669« 

§.  15. 

Vorsichtregeln. 

Verunstaltet  wird  der  Lehrvortrag 9  entehrt  die  Wissenschaft,  durch 
Partei-  und  Sectengeist;  durch  Vorurtheil  und  Hjpotbesea- 
sucht;  durch  Missbrauch  des  allgemeinen  Staatsrechtes,  des  Volkei- 
rechtes,  der  fremden  Rechte,  insonderheit  des  romischen;  durch  jesoitiscbefl  | 
Probabilismus,  durch  iharahterlose  Halbheit,  durch  Schwanken  ia 
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FestKtzaog  nod  Anwendung  des  Rechtes;  durch  Menschenfurcht; 
dorch  politische  Heuchelei,  Schmeichelsucht  und  Wohldienerei; 
dorck  dictdtorische  Aufgeblasenheit;  durch  Yerketzerung  und 
Verfoigang  Andersdenkenden  Dagegen  gewinnen  beide,  durch  echt- 
philosophische  und  zwechmafsige  historische  Bearbeitung;  durch  Unbefangen- 
yt  and  Nüchternheit  des  Drtheils;  durch  anständige,  edle  Freimüthigkeit  «}« 
\^  dses  MiTstrauen ,  muTs ,  in  dem  Felde  so  praktisch  wichtiger  Unter- 
Stellungen,  mit  der  Festigkeit  im  Fortschreiten  immer  gepaart  sejn,  und 
der  Widerstand  gegen  Andersdenkende  darf  nie  die  Gesetze  der  Humanität 
Terletzen,  Der  Herrschaft  des  Rechtes,  der  "Würde  der  Wissenschaft, 
darf  übenll  nichts  vergeben  werden.  Jenes  und  diese  sind  beständige 
Grossen,  die  Machthaber,  ihre  Politik,  ihre  Meinungen ,  ihre  Neigungen, 
lind  reranderlich ;  jene  bleiben ,  diese  vergehen.  Das  unermefsliche  Reich 
der  Wissenschaften  verträgt  weder  Dictatur  noch  Monopol,  und  dictato- 
mde  Aufgeblasenheit  macht  nur  sich  lächerlich. 

«)  Schriften  von  der  Forsicht  im  StaaUreckt,  in  Futtxe^s  Lit.  IL  875.  KieBn's 
lit  $.  668.  670.  Vergl.  unten  %.  69.  W.  T.  Harens  geschichtliche  Darstelliuig 
des  ülentiümus  alter  und  neuer  Zeit*     Leips.  983a.   8. 


a      GAPITEL. 

ildongsgpeschichte  and  Literatur  des  tentst 

Rechtes. 


A)    Bildunysge schichte. 

§.  16. 

CuUur  des  allgemeinen  Staats-  und  FSlkerreehtes. 

Die  politische  Geschichte  der  Staaten  des  Alterthums  liefert  riel' 
f^iien ,  aber  bis  auf  die  neuere  Zeit  wenig  benutzten  Stoff  für  Bildung  der 
^issenadiaft  des  öffentlichen  Rechtes  «).  Aristoteles  und  Plato 
^ten  Betrachtungen  auf,  über  das  rechtliche  YerhäitniTs  und  die  Ein- 
nchtong  des  Staates.  So  lang  die  politische  Wichtigheit  der  Päpste  in 
^"'^  oberwiegend  war,  so  lang  abenteuerliche  Grillen  Ton  einem 
^monnindi  und  imperio  Christianitatis  der  romischen  Kaiser,  von  einer 
^0^  Heiligkeit  des  rSmischen  Reichs,    yon    einer  Verwandlang  des 
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teutschen  Rciclis  in  das  römische,  practische  Ungereimtheiten  zur  Folge 
hatten,  so  lang  man  der  Hülfe  der  Buchdrackerhunst  ^3,  der  politischen 
und  gelehrten  Zeitschriften  und  Tagblä'tter,  und  der  allgemeinen  ivissen- 
schaftlichen  Cultur  entbehrte,  konnte ' zwechraäsige  Bearbeitung  des  allge- 
meinen Staats-  und  Völkerrechtes  kaum  erfolgen.  Einige  Licht- 
funken fiir  das  öffentliche  Recht,  sprangen  aus  Reibungen  zwischen  der 
päpstlichen  und  der  weltlichen  Macht,  mehr  noch  aus  Luthers 
und  Zwingli's  Reformation  ^}.  Lebhafte  Erörterungen  wider  den 
Mifsbrauch  der  Staatsgewalt,  und  Macchiarelli's  treffende  Schilderung 
des  Despotismus,  wirkten  mächtig.  Schon  hatte  G  rot  ins  die  Sache  der 
Menschheit  vertheidigt,  als  Hebbes,  Graswinhel,  Saumaise,  Wan- 
dalin,  lloutwyn,  Masius,  gleichwie  in  der  neuesten  Zeit  Carl  Ludwig 
von  II aller,  dawider  aufstanden.  Aber  Pufendorff,  Huber,  Locken 
Sidney,  Johann  Christoph  Becmann,  Thomasius,  Leyser,  Boling« 
brocke,  Montesquieu,  Rousseau,  Filangieri,  Uant^  und  viele 
Andere  der  neuern  Zeit,  traten  muthig  dem  Yonirtheil  in  den  Weg. 

a)  K.  D.  Hcllxavk's  Staatsr.  des  AUerthums     Cöln  1810.  8. 

h)  J.  C.  V.  AnFTiTf  über  die  frühesten  unirersal historischen  Folgen  der  Buchdrucker* 

liunst.    München  1808.  gr.  8. 
c)  Mart.  HitBNER,  Orat  de  immortalibus  Mart.  Luther!  in  imperia  meritis.    Hafi. 

1761.  4*    ^"  I^*  I^'  ^^  Eggkrs,  de  incrementis  studü  juris  publici  et  uniTersaib 

et  particularis,  iustaurata  religione  erangelica.    Harn.  1792.  4*     J*  W.  PLAai>ot 

(Petersen)  Literatur  der  Staatslehre,  1.  Abth.  S.  160  f. 

§.  17. 

Fortsetzung. 

Staatsvorfälle  in  Frankreich,  Holland,  England,  Dänemark, 
Rufsland,  Schweden  und  Teutschland,  weckten  den  Untersuchungsgeist  za 
theoretischer  und  practischer  Behandlung  der  wichtigsten  Gegenstände. 
Biblische  Publicisten  und  blofse  Empiriker,  machten  wenig  Gluck 
mehr.  Aber  auch  die  Rationalisten  veranlassten  manche  traurige 
Erfahrung  über  den  Mifsbrauch  der  Speculation.  So  fand  der  Synkre- 
tismus von  Neuem  Eingang.  Friedrich  11.  und  Joseph  II.,  jener 
durch  Schriften,  beide  durch  Regcntcnhandlungcn ,  verkündigten  Wahrheit 
vom  Thron  herab.  Die  Prefsfreiheit  ward,  als  Gemeingut  der  gebildeten 
Menschheit,  in  mehrern  Staaten  begünstigt*  Empörungen  in  Nord- 
amerika und  Frankreich  brachten  wichtige  Wahrheiten  so  zur  Sprache, 
dafs  sie,  ehehin  Domüne  der  Gelehrten,  auffallend  sich  popularisirten. 
Eine  Fluth  von  Lehr-  und  Handbüchern,  vorzüglich  der  Engländer, 
Teutschen  und  Franzosen,  haben  seit  Hub  er  y  Pufendorff,  Böhmer 
und  Wolf,  das  Reich  der  publicistischen  Wahrheit  zwar  nicht  sehr  zu 
erweitern  vermocht,  aber  doch  die  Grundsätze  des  allgemeinen  Staatsrechtes 
theils  fester  begründet,  theils  mehr  entwickelt,  und,  in  mannigfaltiger 
Form ,  sehr  in  Umlauf  gebracht  ^), 
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f)  yuöm'ft  Staats^lahrtheit,  L  8i-  ff.  V.  Abktin's  constitutionelles  Staatsrecht, 
Üi  I,  &  91  ff  32  ff.  MxusKL^s  Leitfaden  zur  Geschichte  der  Gelehrsamkeit^ 
üth.  3,  S*  120O  ff. 

§.  iö. 

Cubur  des  ieuischen  Reic/is-  und  TerritortalStaatsrec/Ues* 

Aach  durch  sehr  fleissige  und  yielfache  Bearbeitung  des  teutschen 
Reichs-  uud  iTerriforial-StaatsrechteS)  und  der  Staatsge- 
schichte, ward  der  wissenschaftlichen  Cultur  des  heutigen  teutschen 
Gffentlichen  Rechtes  nicht  wenig  vorgearbeitet.  Die  älteste  Periode  des 
teatscheo  Staatsrechtes  (his  auf  das  J.  5oo  n*  Ch.  G.}  zeichnete  sich  aus 
durch  Barbarei,  Nationalfreiheit,  und  Heidenthum  ^3*  Wahrend  der  tausend-  ^ 
jäbiigea  Nacht  des  Mittelalters  ^)  herrschten  Hierarchie ,  König-  und  \ 
röousckes  Kaiserthum ,  Beneficial-,  Feudal-  und  Ritterwesen ^  Mifsbranch  ! 
der  fremden  Rechte ,  historische  Jrrthümer.  Mit  der  aufkeimenden  Cultur 
oes  gesellschaftlichen  Lebens,  mit  der  A|ufhebung  des  Faust- 
rechtes,  mit  der  Yerbesserüng  der  Rechtspflege,  brach  die  Mor- 
^nröthe  für  Ausbildung  und  gelehrte  Bearbeitung  des  Staatsrechtes  an. 
Seitdem  entwickelten  sich  die  Systeme  der  gesellschaftlichen  Ordnung  oder 
ta  ewigen  Land^Viedens,  der  haiserlichen  Wahlcapitulation,  der 
Reichsrersammlung,  der  Reichskreise,  der  Reichsgerichte« 
der  Landeshoheit,  der  kirchlichen  Spaltun'g. 

«IJ'CMaixbV  Germaniens  VrYcrfassung  (Hamb.  1798.  8.),  S.  i4  ff*  G.  P.  H« 
Nouxabh's  hurse  Geschichte  der  altern  teutschen  NationalVerfassung.    Uamb« 

^1  CD.  BscK  über  die  Würdigung  des  Mittelalters  und  seiner  allgeni.  Geschieht^., 

Uipz.  i8ia.  8. 

§.  19. 

Fortseitun  g. 

Die  Errichtung  des  Reichshammergerichtes  (1495),  vereinigt 
DÜt  dem,  durch  die  Reformation  geweckten  Forsch ungs-  und  Prüfungs- 
g(Bt,  und  mit  der  Wiederbelebung  der  humanistischen  und  allgemeinen 
(^^^^)inamkeit,  wirkte  sichtbar  auf  die  Bearbeitung  des  teutschen  Staats- 
^tes.  Der  westphälische  Friede  (i648)  gab  dem  teutschen Staats- 
g^kittdc,  in  seiner  Gesammtheit  und  im  Einzelnen,  neuen  Glanz,  neue 
Festigkeit.  Secteneifer ,  Eitelkeit ,  Neuerungs  -  und  HypothesenSucht  einiger 
Sckriftsiellcr,  vermochten  nichts  gegen  Wetteifer ,  Critik  und  unbefangenen 
^Arhcilssinn  vieler  Andern.  Die  akademische  Cultur  des  Staats- 
^lites,   nach  echter  Methode, 'die  fleissige  Bearbeituug   der    Bülfmittel,  ^ 

,  ^^tsrechtes  des  Mittelalters,  der  philosophischen  und  humanutischen 
^Töseaschaften ,  die  fleissige  Benutzung  echter  Quellen,  und  der  teutsche 
^•"'^tngsgciit,    verbunden   mit    Scharfsinn    und    Geschmack,    hatten   den 
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Lehrbej^ff    nnd     Lebrrortrag     des     teatschen    Stattsrechtes    zu  eioem 
solchen  Grad  yon  Yollkoramenheit  gebracht,   dafs  solcher  selbst  von  Aoi- 
landem,  insbesondere  Ton  Franzosen  und  Engländern ,  yorzagsweise  geschätzt 
nnd  gesacht  ward  a). 
a)  HteBBm's  Rinl.  sn  e.  n.  Lebrbegr.  d.  t  Staatsr.  V  >■  ~"  29* 


§.  20. 

PubUeisiisehe  Cukur  während  des  rheinischen  Bundes. 


In  dem  etwas  mehr  als  siebenjährigen  Zeitraum  des  rheinisches 
Bandes  machte  die  Cnltar  des  früheren  öffentlichen  Rechtes  der  Teu^^ 
sehen  aaffallende  Rückschritte,  nnd  diejenige  des  gleichzeitigen  sehr  geriojc 
Fortschritte.  Zwar  wurden  für  das  letzte,  besonders  in  den  ersten  Jahres, 
yerschiedene  literarische  Versuche  gemacht.  Aber,  bei  dem  ron  den 
Stifter  des  Bundes  vielfach  aufgelegten  oder  Tcranlafsten  I>mck,  bei  der 
Wandelbarheit  der  von  ihm  und  manchen  teatschen  Staatsregierungeo  auf- 
gestellten Grandsätze,  bei  der  nicht  seltenen  Wahrnehmung ,  da(s  so|;ar 
Hanptbestimmungen  der  BundesActe  theils  unerfüllt  blieben,  theils  eiiueiiig 
durch  die  That  selbst  anfgehoben  oder  wesentlich  yerändert  würden,  rai 
bei  den  mannigfaltigen  Gefahren,  womit  die  Freimüthigkeit  in  Schrift  und 
Rede  bedroht  war,  schienen  die  Tentschen  den  Glauben  an  ein  wirklich 
geltendes  öffentliches  Recht,  und  mit,  ihm  die  Empfänglichkeit  für  wissen- 
schaftliche  Bearbeitung  desselben,  fast  verloren  zu  haben  «).  Die  Wieder- 
erweckung des  einen  und  der  andern  ist  von  der  nahen  Folgezeit  za 
wünschen. 

«)  Fast  könnte  man  sagen:  nobmutuerunt  Jureconsultorum  oracula««.  Jac.  Gotho- 
moos,  manuale  jaris,  p.  m.  i4*  —  **Cms.i9vla.  omnem  Jurisconsultoram  seien- 
tiam  abolere  voluit«  ne  qui  respondere  possent,  praeter  mm.  Svbtovius,  Cali^» 
r.  34*  ibique  EmestL    Vergl.  unten  §•  69. 


§.  21. 

Bearbeitung  des  heutigen  teutsehen  ifffentUehen  Rechtes. 

Nach  den  vorhandenen  Vorarbeiten  läfst  sich  mit  höchster  Wali^ 
;  scheinlichkeit  annehmen,  dafs,  bei  der  Fortdauer  und  Fortbildung  da 
;  Teutsehen  Bundes,  das  heutige  teutsche  öffentliche  Recht,  durch  aoge- 
'  Mengte,   nicht    seltene    Bemühung   teutscher  Staatsrechtsgelehrten ,   durch 

akademischen  Lehrvortrag,  nnd  selbst  chirch  Bestimmungen  sowohl  dei 
'  Bundesrersamnilung,  als  auch  der  Machthaber  und  Gesetzgeber  in  den 
.    Bundesstaaten,  einen  hohen   Grad    von  wissenschaftlicher  Cultur  crreicheti 

werde. 
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§22. 

Bildungsmiiiel. 

Den  wichtigsteo  Einflafs  aaf  zweckmäsige  Cnltar  des  teutschen  öfFent- 
ücbcB  Rechtes  hat  man ,  neben  der  Cultur  rler  Wissenschaften  überhaupt, 
ZA  enrarteo,  yon  vermehrter  pflichtmäsiger  Thätigkeit  der  Machthaber, 
TQQ  xeitgeraäser  Staatsgesetzgebung,  von  der  Publicität  und  öffentlichen 
Meinuog,  ron  der  frühern,  sehr  fleissigen  Bearbeitung  des  allgemeinen 
Staats-  and  YSlkerrechtes,  Ton  angemessener  Benutzung  des  teutschen 
Reichs-  und  Territorialstaatsrechtes  a^,  yon  dem  akademischen  Lehr?or- 
trag,  von  der  literarischen  Fruchtbarkeit  teutscher  Schriftsteller,  yon 
veiser  Achtung  der  .Regierungen  für  wissenschaftliche  pu)>UcistIsche 
BestreboDgen.  Staatsyerträge  und  Staatsgesetze  vermehren  sich 
uiciit  nur,  sondern  sie  gewinnen  auch  immer  mehr  an  theoretischer  und 
practischer  Wichtigkeit,  an  Reichhaltigkeit  und  planmäsiger  Anordnung 
des  Inhaltes.  Die  Publicität  der  Gegenstände  des  öffentlichen  Rechtes 
inacht  Fortschritte,  und  wie  die  Kraft  der  Ereignisse  Sejn  und  Nichtseyn 
ilor  Staaten,  und  ihre  Ausbildung  unwiderstehlich  bestimmt,  also  wirken 
ouchtig  aaf  Ausbildung  und  Anwendung  der  Grundsätze  des  öffentlichen 
Rechtes  ^)  die  öffentliche  Meinung  ^y ,  das  sich  frei  aussprechende 
(fioralisehe  Urtheil  der  grossen  Mehrzahl  der  Verständigen  in  allen  Yolks- 
lUsen;  der  Zeitgeist,  die  Gestaltung  de^  öffentlichen  Lebens,  durch  fast 
»[l^emeiii  Tcrbreitete  Ideen  über  allseitige  Interessen,  dieses  nothwcndige 
Prodact  gleichzeitiger,  geistiger,  sittlichei*,  gewerblicher  und  politischer 
Yoüksbildnng  (Civilisation);  eine  geistige  Macht  ^,  stärker  als  jede  andere, 
mithia  übermächtig,  ein  unaufhaltsam  fliessender  Sti'om.  Durch  Abgc- 
iclifidenheit  yon  der  öfientlichen  Meinung  wüi*de  selbst  der  BundesTei- 
umnluDg,  einem  gemeinschaftlichen  Organ  aller  teutschen  Regierungen« 
^  heilsame  nationale  Interesse  entgehen,  welches  die  ihr  gegebene  Be- 
stinunang  bezweckt. 

•^Defsen  Studium  noch  immer  zu  empfehlen  ist.    Vergl.  Rhein.  Bund,  XL.  i3  fF. 

M  Beispiele  unten  in  den  §§.  98,  i58,  i65,  217  und  280;   desgleichen  in  Ki.itBKa'8 

lehenicht  der   diplom.  Verbandl.  des   wiener  Congr. ,  S*  11,  194  fT.,  217  ff«, 

(I  "VMr  nennen  Sffenüiche  Meinung  nur  dasjenige,  was  sich  dem^Sinn  und  Begriff 
^er  grossen  Mekrsahl  in  allen  Volksclassen,  nicht  nur  als  wahr,  sondern  auch 
als  Zcitbediirfnirs  aufdringt.  Alle  Wahrheiten  werden  zuerst  auf  dem  Wege 
<ier  Erfahrung  oder  der  Speculation  von  Einzelnen  erkannt;  sie  erhniten  dann 
Gulti^eitundGangharkeit  durch  allmähligcUebereinstimmimg  denkender  Köpfe; 
w  werden  aber  erst  dadurch  herrschend,  dafs  sie  durch  ihre  äussere  oder  in- 
nere Nothwendigheit,  dem  unverfälschten  moralischen  Sinn ,  so  wie  dem  rohen 
>W  nicht  irre  geleiteten  Verstände  des  grossen  Haufens  sich  aufdringen.  Ein 
Torauglicher  Gewinn  ist  dabei  auch  der,  dafs  durch  diese  öffentliche  Meinung 
*o  viel  Nebel  verschwindet,  von  dem  man  glaubt,  dafs  er  unvermeidlich  noth- 
weadig  snm  Regieren  sey.  Aber  die  Erfahrung  hat  es  sVhon  gelehrt,  dafs  die 
Hlhtrüher  das,  was  ihnen  wahrhaft  Noth  thut,  oü  weil  besser  unterrichtet 
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sind,  als  man  es  ihnen  zuzutrauen  pflegt«.  L.  Grav^is  kleine  Mittheilungen  aus 
dem  staatswissenscfaaAL  Gebiete,  Th.  I  (Leipz.  iSas.  8.)«  S.  i33  f.  u.  i36  £ 
Ein  »»mächtiges  Tribunal»«  nannte  das  Urtbeil  der  gesitteten  Welt,  in  einer  feier- 
licthen  Sitzung  des  berliner  hammergerichtes,  dessen  Präsident  v.  Hircheisei, 
in  seiner  Anrede  an  den  Kronprinzen,  nachber  König  Friedrich  Wilhelm  ÜL 
KLEiif's  Annalen  der  preuss.  Geset'zgebiuig,  Bd.  IX,  S.  34 1*  —  Ist  diese  o/esi- 
ticke  Meinung  etwas  Anderes,  als  ein  Gebot  des  natürlichen  Sittengesetzes? 
etwas  Anderes,  als  das  uralte:  »Vox  populi,  voi  Dci'<?  Sie  ist  eine  Art  tob 
bewaffneter  Idee,  eine  unsichtbare  Macht  ohne  \  ergangen heit.  Im  Jahr  i64)5 
schrieb  LEimfiTZ  in  einem  Brief:  »Die  öffentliche  Meinung  thut  yiel  und  beinabe 
Alles  in  der  Welt«.  Von  ihrer  Gewalt,  übertreffend  Heer-  und  Geldmarht, 
s.  man  KliJber's  Abhandlungen  Bd.  I,  S.  387  ff.  Kicht  beherrschen,  nur  lenlu» 
läfst  sie  sich.  Sie  zu  lenken  und  zu  berichtigen,  dienen  nur  die  Verbreitung 
echter  geistiger  und  sittlicher  Cultur.  In  der,  französischen  Pairkammer  sprarh 
TA.tLKiBAif D :  fleh  kenne  Jemand,  der  mehr  \'erstand  hat  als  Voltaire,  mehr 
V^erstand  und  Macht  als  Bonaparte,  mehr  Verstand  als  alle  Minister,  die  waren^ 
sind  und  seyn  werden^  ich  meine  die  allgemeine  Meinung«.  Es  ist  dieselbe 
öffentliche  Meinung,  von  welcher  Preufsen  und  Rufsland  in  der  Proclamatioo 
von  Kaiisch  (25.  März  181 3)  Terkündigten,  dass  durch  ihre  nKraft^<y  wie  durch 
die  Macht  gerechter  Waffen,  alle  der  guten  Sache  abtrünnigen  teutschen  Für- 
sten würden  ^rernichieUt  werden.  Klübeh's  Acten  des  wiener  Congresses,  Bd.  \  % 
S.  974*  —  Wie,  im  J.  1818,  ein  teutscher  Souverain,  wider  seinen  an  physischer 
Macht  ihm  drei-  bis  vierfach  überlegenen  Bundesgenossen,  an  Sie  appellirle, 
findet  man  in  Ki.vb£b's  angef.  Acten,  Bd.  Vm,  S.  i64- 
i)  Ue))er  den  Geist  des  Zeitalters  und  die  Gewalt  der  öffentl.  Meinung.  1797.  8> 
Bn^KnEs  Betrachtungen  über  den  Zeitgeist  in  Teutschland.  Uannor.  1808-  8. 
Ebenders.  über  den  Einflufs  des  Zeitgeistes  auf  die  höhern  Classen.  a  Bände. 
Hannos.  1810.  8.  De  Tesprit  public  ou  de  la  toute-puissance  de  Topinion; 
par  M.le  baron  Gussa^hd  de  Bopillt.  Paris  i8ao.  8.  De  la  contrc-revolution 
en  France  ou  de  la  restauration  de  Tancienne-noblesse  et  des  anciennes  supe- 
rioritös  sociales  dans  la  France  nouvelle;  par  M.  Gabilh.  Paris  i8a3.  8.  Les 
'  conseils  du  trone,  donnes  par  Frederic-le- Grand  aux  rois  et  aux  peuples  de 
FEurope;  publi^s  par  M.  Auqdis.  Paris  1823.  8.  Timothsus  Aclinks  Recht  u. 
Macht  des  Zeitgeistes.  Schleswig  i8t4*  &  Revue  politique  de  l*£urope  en  i8i5. 
Paris  et  Leipzig  i8a5.  8.  Klüber's  Abhandlungen  etc.  Bd.L  S.  388  ff.  tfeber  ^^^ 
Begreifen  der  Zeit,  vom  Prof.  Schulze  zu  Gotha,  in  Pölitz  Jahrbüchern  der 
Geschichte  und  Staatskunst,  i832,  August. 

•  B)     Literatur. 

%  23. 

Bibliographie  und  Biographie. 

Mit  der  Fortdauer  des  Bundes,  mit  den  von  Zeit  zu  Zeit  eintretenden 
neuen  Bestimmungen  cmdStaatsrorfällen,  Tverden,  bei  ungehinderter  öffent- 
licher wissenschaftlicher  Thätigkeit,  die  literarischen  Hiilfmittel  zu  dem 
nenen  teutschen  öffentlichen  Recht,  fortwährend  zahlreicher  und  gehalt- 
Toller  werden.  Die  Bibliographie  oder  Bücherkunde  ^3,  dieses  Theils 
der  positiven  Rechtswissenschaft,  ist  vielfach  wichtig  für  das  Studium  des- 
selben. Eben  so  die  Biographie  (Schriftstellerkunde)  der  Publicisten  ^); 
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iosbesojidere  3ir  Vaterland  ^  personliclier  Character,  Talent,  Religion, 
Ernehung,  wiasenschaftliclie  Bildung,  Dienstrerhältniss ,  Wohnort,  der 
Schauplatz  ihrer  practischen  Thatigbeit,  und  die  politischen  Verhältnisse 
ihrer  Zeit  Nicht  zu  rernachlassigen  ist,  auch  jetzt  noch,  die  Literatur 
eine» grossen  Tfaeils  des  ehemaligen  teutschen  Reichs-  und  Territo- 
rialStaatsrechtes  ^),  selbst  des  öffentlichen  Rechtes  zur  2^it  des 
rheinischen  Bund  es;  welches  alles  nicht  blofs  historisch  und  theoretisch, 
v^ndern  oft  noch  practisch  wichtig  ist. 

<}  Büt  eigne  Liieratur  des  neuem  tpuUchen  öfferuUchen  Rechtes  ist  einst  su  er- 
warten. 

^)  Dk  pirütuek'6iogTaphüchen  Werke  yon  Jsiicincir,  Joglsr,  Wkiduch  u.  A«  (s. 
PiniB's  Literatur  des  t  St.  R.  L  ao  ff.  J.  G.  Hellbacb's  auserL  Biblioth.  f. 
Rechtsgel  L  i3  ft  H.  J.  C  Kösio's  Lehrbuch  d.  allgem.  Jurist.  Literatur.  L 
09—195.)  —  Die  allgemeinen  biographisclien  Werke,  s.  B^  ron  Nicxbon,  Schröchh 
O.A.,  anch  die  lexicographischen  (Jöchbb,  Adeluso,  RoTKamniTD,  Hxnsichx,  Hib- 
tcnsG,  Baub,  La.dvocat  u.  A.),  und  die  ethiogra^hischen,  chronologitelien  u.s.w« 
in  J.  G.  Mkusxl's  Leitfaden  der  Geschichte  der  Gelehrsamkeit  (1799.  8.),  S.5afE, 
89  ft  J.  G.  Meussl's  Lexicon  der  von  1750  bis  1800  verstorbenen  teutschen 
SchriftsteUer,  Bd.  I  bis  XV.  (A  — Z)  Leipa.  180a— i8i6.  a  J.  C.  Koppk's  Leii- 
CQQ  der  jetzt  in  Teutschl.  lebenden  Jurist.  Schriftsteller,  L  Band  (A  — L).  Leip- 
zig 1793.  8-  SrEpr's  Gallerie  aller  juristischen  Autoren.  Leips.  Bd.  L  i8ao.  8. 
Biographie  uniyerselle,  ancienne  et  moderne.  Paris.  T.  I— XXVHL  (A  — N). 
1811  — iSaa  a 

i\  Wirt.  Ltpira  bibliotheca  realis  juridlca.  1679.  >7*®*  ^T^?«  edit.  4.  1757,  11. 
Tomi  foL  Stq^plementbände  hieau  haben  geliefert:  A.  F.  Schott  1775,  H.  C.  Frhr. 
V  Scibkbbärg  1789,  L.  G.  Madihw  Fase,  i  — 3.  1817  —  1819,  Fase.  4.  i8!i3. 
J.  Sl  FmEB*s  Literatur  des  teutschen  Staatsrechtes.  Drei  Theile.  1776.  1781. 
1783.  8.  J.  L  Ki.vBEB*8  neue  Literatur  des  t.  Staatsrechtes  (als  Fortsetsung  und 
Er^äiBung  der  Pütterischen).  1791.  8.  F.  S.  Ersch,  Handbuch  d.  Liieratur  der 
Jiirtsprudenz  und  Politik,  seit  der  Mitte  des  18.  Jahrh.  Leips.  1812.  8.  C  G. 
<^  U-  T.  lUitf  TB  Literatur  des  Staatsr.  des  rhein.  Bundes ;  in  dessen  Beitr.  b. 
Suau.  und  Völkerrecht,  Bd.  I  (BerL  i8i5.  8.),  S.  1  —  84;  grölatentheils  auch 
w  a.  Rhein.  Bund,  XXV.  161  ff.  LTV,  4o3  ff.  vergL  mit  XXV.  7  ff.  XXVL  187  ff. 

§.  24. 

Classification  der  Schrien, 

Der  publicistische  Bücher?orrath  läfst  sich  auf  folgende  Art  ordnen: 
0  ^tenrische  Hülfniittel  a),  und  Geschichte  des  Staatsrechtes  (§•  12, 
^otegj.  D)  Quellen,  sowohl  Staatsyerträge  und  Staatsgesetze,  als  auch 
StotsMlen  (J.  54)  und  Urkunden  ^).  HI)  Compendiarische  Schriflen  c). 
^)  Ausführliche  Systeme  ^)  oder  Handbücher.  V)  Erläuterungsschriften 
Commcntarc)  über  Staatsyerträge  und  Staatsgesteze  0-  VI)  Systematische 
^»ke,  über  einzelne  Haupttheile  des  öffentlichen  Rechtes  /).  VII)  Mono- 
?iplueQ  ir)  (Dissertationen,  Programme,  Tractate).  TUT)  Vermischte 
^olongenA).  IX)  Deductionen,  Gutachten,  Rechtsfalle,  rechtliche  Er-. 
I^^tniae  t}.  X)  Lexicographische  Werbe  *).  XI)  Schriften  über  die 
•  und  Tcrwandten  VVissenschaften  (>. 
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•)  lüPiar,  P6rTn,  KLijssm,  Ebscb,  ▼.  iUxm,  ••  a.  O.  (oben,  S.,aä.) 
i)  Die  ProioeoiU  der  t.  Bundespersammliing^ ,  und  die  Regwnmgtbläitur  Umüidic 
Verkündi^ttiigsblätter)  u.  a.  amtiiehe  Sammlim^n  der  einseluen  t.  Staaten.  —  Die 
FrotoeoiU  der  t.  BundesvertmmnUunff ,  wovon  imtön  $.  i58  ff.,  erftckeinen  söt 
1816:  a)  in  amtlich,  unmittelbar  nach  jeder  Sitzung  in  der  BundesPräsidul- 
fiuclidruck«rei  reranstalteten ,  nur  fOr  die  Geaandachaften  und  Ref^crangen  be* 
atimmten  Abdrücken,  mit  aufgedrucktem  Stempel  der  BundesCanalei,  auf  Schreib. 
papier  in  Folio,  unter  folgendem  Titel:  PtoiocoUe  der  teutachen  Bandcsm- 
a^mmlung,  nebat  den  loco  dicUiturae  gedruckten  Beilagen,  vom  Jahre  u.  1.  w. 
Jeder  Jahrgang  ist  mit  einem  Register  reraehen.  Ein  gemeinschaftliches  alpbi- 
betisches  Register  för  die  Jahrgänge  1816 — 1811,  Ton  Adolph  t.  Holssiisu, 
erschien  auf  Kosten  der  B.  V.  im  J.  181a.  Fol.  Eine  neue  Auflage  dieses  R^ 
gisters,  fortgesetxt  bis  Ende  1833,  erschien  1814.  ß)  Für  das  PMicum  lifferte 
dieselbe  Druckerei  eine  eigene  Ausgabe,  jedoch  ohne  die  loco  dictatarae  i;e> 
druckten  Frotocolle,  Registraturen  und  Beilagen,  unter  folg.  Titel:  ProtowlU 
der  t.  B.  V.  Frankf.  1816  —  1828,  neunaehn  BSnde  in  4*;  wovon  der  jüngste  dk 
Öffentl.  ProtocoUe,  von  1817  und  1818,  die  Ton  i8a8  auf  ai  Seiten,  cntbalL 
Vergl. unten, (.  i58.  Dieselbe  Buchdruckerei  lieferte  auch  ron  den  bei  derB.V. 
gedruckt  eingereichten  •Actenstücken*  eine  Sammlung,  in  fünf  Bänden,  von 
1817  — 1810,  in  4m  deren  Fortsetsung  aeither  unterblieb.  —  Eine  Uebersubt 
des  Inhaltes  der  ProtocoUe,  bis  i8aa,  systematisch  geordnet,  ist:  G.  r.  Miiui 
Repertorium  zu  den  Verhandlungeu  der  t.  B.  V.  Frankfurt,  Heft  i-^ 
1820 — i3i2.  8. 

Allgemeine    Queiiensammlutig-en   f&T    Staatsverträge   und    Staatsgesetse ,   (Tir 
Staats  Acten  und  Urkunden: 

1)  Für  den  Zeitraum  des  TeuUchen  'Bundes:    Die  Ausgaben  der  ScfalussA(.tt 
des  wiener  Congresses,  der  t.  BundesActe,  u.  der  wiener  Schi uas Acte  v.  1810« 
s.  mai).§.  56.    Acten  des  wiener  Congresses,  herausg.  v.  J.  L.  KLCaia.  Bd.l'MH. 
Erl.  181 5— 181 9.  8.    Archiv  des  wiener  Congresses;   herausg.  y.  J.  Grafen  «. 
SoDXjy.   St.  1—3.    Nürnb.   i8i5.    8.    Allemannia.   Bd.  I  — VlI,    oder  4«  Heft« 
(München)  i8i5  u.  1816.  a     Neue  Allemannia.  Bd.  L  (München)  1816.  8.   Die 
unten  bei  Num.  a  angef.  allgemeine  StaatsCorrespondenz  u.  s.  w.    Der  teutsdi«^ 
Bund;  herausg.  v.  K.  E.  Scinra>.    Hildb.  Bd.  I.  1816.  Bd.  H.  (4.  u.  5.  Hef\)  iSi- 
8.    Teutsche  Staatsanseigeu ;  herauRg.  v.  A.  Müllkb.    J^i]iK.  Bd.  L  1816.  Bd.  H. 
1817.  8.    Allgemeines  StaatsverfkssungsArchiv.    Weimar.   Bd.  I,  n  u.  IE  i'^i'' 
u.  1817.  8.    Staatsarchiv  des  teutschen  Bundes;  herausg.  v.  J.  L.  lUdsaa.  Bd.  1 
und  n.  (5.  und  6.  HefV)  Erl.  1816  und  1817.  8.     Archives  diplomatiques  pour 
rhistoire  du  tems  et  des  eUta.    Stuttg.  T.  I— V.  1822—  1824.  8.    Fortgesetzt. 
J.'  L.  Kx.i}Bn's  QuellenSanunlung  su  dem  öffentl.  Recht  des  T.  Bundes.    Dritte. 
sehr  verm.  Aufl.    Erlangen  i83o.  8.    (Die  beiden  ersten  Aufl.  erschienen  unt^' 
dem  unten,   {.  56  a,  angef.* Titel.)    Fortsetzung  i833.    M.  C.  F.  M.  GalTru» 
die  Quellen  des  allgemeinen  teutschen  Staatsrechtes,  seit  i8i3  bis  1820.   U^F'" 
Th.  L  1820.  8.    Quellen  des  öffentl.  Rechts  der  t.  Bundesstaaten ,  von  1800  bu 
18a  1.  Th.  I  u.  n.    Carlsr.  1822.  a    Verm.  Aufl.  i833.   (Die  Vermehrungen  aurh 
besondeiv,   als  3.  Band  der  ersten  Auflage.)    G-  v.  Metsb's   Corpus  juris  ron 
foederalionis  germanicae.  Th.  I,   europäisch  -  germanischer  Codex;    Th.  n,  rci» 
germanischer  Codex.    Frankf.  1822.  8.    Ein  Anhang,  als  sweiter  TheU,  siteiter 
Band,  ohne  Jahrsahl  (1827),  auf  88  S.  a    Zweite  Aufl.  unter  dem  l^tel:  Staate 
acten  für  Geschichte  u.  öffentl.  Recht  des  t  Bundes.  1  Thefle.  Frankf.  i833.  S 
GvaT.  EMxmoHjLüa,  Corpus  juris  germanici,  tarn  public!  quam  privati,  academi 
cum.    Jena,    Bd«  I,  1824.  TOl  u.  620  S.   Bd.  11,  740  S.   a     Chb.  Fa.  Eivin 
Hauptquellen  des  deutschen  BundesStaaUrechtes.    Gott.  1814.  121  S.  &    A.  Mi 
ciAjats,  Corpus  juris  public!  germ.  acadcmicum.    Tüb.  1823.  a    Grundgcsc)'^ 
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dct  t  Bundes.    Zum  Handgebrauch  bei  Vorlesungen  über  d.  teutoche  Staatsr. 
r«a  SciBAU.    Berlin  i8a6.  119  S.  8. 

i)  Für  den  Zeitraum  des  rkeimscken  Bundes:    Die  Ausgaben  der  rhein.  Bun- 

dttAcICt  s«  i.3ob    Der  Bheiniscbe  Bund.  Herausgeg.  von  P.  A.  Wibhopp.   Frankf. 

1806—1814*    Heft  I — LXCCy    in  23  Bänden,   nebst  einem  Supplement- Heft.    8. 

ßkt  Ton  dem  61  •  Heft  an,   auch  den  Titel:  Allgemeine  StaatsGorrespondens ; 

kcmttgeg.  Ton  P.  A.  Wmopp.    Offenb.  181a  — 1814*  Bd.  I  bis  m.  8,  in  jedem 

Btod  3  Hefte.    Allgemeine  StaatsCorrespondens;   als  Fortsetzung  der  Zeitschr. 

iiT  Rhein.  Bund;  herausgeg.  Ton  Bauxb,  Bjkhb  u.  Schott.   Aschaffenb.  181 4  bi« 

i6i5.  Bd.  I — nL  8.    Eine  französ.  Uebersetsung  der  ersten  Bände  des  Rhein. 

Bundes,  erschien  unter  folg.  Titel:  CoUection  des  aetes,  r^glemens,  ordonnances 

ft  «tttres  pi^ces  officielles  relatives  a  la  confed^ration  du  Rhin.  Paris.  T.  I— IV. 

160&  8.   CoUection  des  lois,  aetes,  ordonnances  et  autres  pieces  ofEicielles  re- 

iatires  a  k  eonf(^d^ration  du  Rhin.    lere  ann^,  compos^  de  la  cahiers.    Her- 

lifl  1809.  8.     Paui.   Obstbbbkcese's   Archir   des    rheinischen  Bundes.     Bamb. 

1806-1808,  Heft  I— Xn.  4.     Ebendeu.  Kriegsarchiy  des  rhein.  Bundes.  1806. 

1807.  1808.   4.     EAendess,    Denluffürdigheiten    der   Staatenhunde  Teutschlands. 

(Bimb.)   Bd.  I  u.  n.  1808.   a     Eb^ndess.  Denkwürdigkeiten  der  Staatenkunde 

TeuUchL,  besonders  des  rhein.   Bundes.  (Bamb.)  Bd.  L   1809.  8.    Archiv  der 

Hegiemng  u.  Gesetzgebung  d.  rhein.  BundessUaten.    Würxb.  1808.    4.    Frhrn. 

Y.  Hzbtwich's  monatliche  Abhandlungen.     (Erschien  seit  1788  bis  1808,  monat- 

licli  in  3  Foliobogen,  gedruckt  für  Abonnenten.)  •  Actenstücke  und  Verfassung 

des  Rheinbundes.     Leipz.    1806.    8.     Rheinische  Bundesactc,    der    presburger 

Frifde, nebst   einigen  andern  hierher  gehörigen  Urkunden.    Franz.  und 

teutoch.  Coburg  1807.  8.  Germanien)  herausgeg.  von  A.  F.  W.  Caoxx  u.  C  Jaup. 
Giesten  1807 — 1811.  Bd.1 — IV.  8.  Germanien  u.  Europa;  herausgeg.  von  A.F. 
W.  Ciou  u.  C.  Jaup.  Bd.  L    Gies&en  1812.  8. 

3)  Neuere  JoumaiütiJi  und  Sammlungen  vermischten  Inhaltes:  z.  B.  Sghlöxkr's 
Bnefwechsel,  seit  1772.  10  Bände.  4.  Aufl.  Gott.  1780  ff.  8.  Ehendess.  Staatsan- 
vi§«i.  18  Bände.  Ebendas.  1781  —  1794*  B.  Europäische  Annalen,  seit  i7q5. 
Inbingen.  8.  Politisches  Journal,  seit  1781.  Uamb.  8*  Historisch •  statistisches 
Artbtv  für  Südteutschland.  Frankf.  u.  Leipz.  I.  Bd.  1807.  8.  Die  Zeiten,  von 
C IX  Voss,  seit  i8o5.  G.  F.  HABXBz.nr*s  StaaUarchiv,  Heft  1  —  62,  1796— 180a 
B.  5ic.  Vo6T*s  Staatsrelationen,  seit  i8o3.  v.  ^acHBvnoLz,  Minerva,  seit  1792. 
i>er  tentsche  Zuschauer,  1801  u.  f.  Der  neue  teutsche  Zuschauer,  1804  u.  f. 
(]>  6.  Pahl's)  Nationalchronik  der  Teutschen.  (Schwäbisch  Gemünd)  i8o3  bis 
1809.  4.  Hronos,  eine  Zeitschrift  poltt«,  histor.  u.  lit.  Inhalts.  Erschien  seit 
1812.  H.  LvoEs's  Nemesis,  Zeitschrift  für  Politik  u.  Geschichte.  Weimar  seit 
iBi^.  (Bis  1817,  zehn  Bände.)  8.  F.  Bvoobltz  Journal  für  TeutschL,  bist. 
H-  Units.    Berl.  seit  i8i5.    8. 

•))  Für  das  ehemalige  teuueke  Staaureckt,  und  grossentheils  noch  jetzt,  sind 
«kbtig:  i)  jVetie  Sammlung  der  Reichsabschiede.  1747.  4  Theile.  fol.  a)  J.  J. 
PificiBiB*s  von  Eggenstorf  Sammlung  aller  ReichsschlAsse  (von  i663 — i74o)« 
Bepad).  1740  —  1777.  4  Theile.  fbl.  3)  C.  F.  Gkbstlachbb's  Corpus  iuris  germ. 
(nd^iici  et  privad.  1783—1789.  4  Theile.  &  4)  Ebendess.  Handb.  der  teutschen 
^chsgesetse,  in  systematischer  Ordnung.  1786— 1794.  11  Theile  (der  eilfte  in 
'Abüieilmigen,  1798  u.  1794).  8.  5)  Zu  dem  Handgebrauch:  J.  J.  Schxavss, 
Corpu»  juris  publici  academicum.  1722.  1727.  1785.  1746;  ^^f^^  K^^  ^  *774i 
betörst  und  vermehrt  von  Gottl,  Sohtoasv;  1794  9  vermehrt  von  Rvn.  Hos- 
^^  gr.8.  6)  J.  C  Lovig's  t  Reichsarchiv.  24  Bände.  1710—1722.  fol.  7)  AvT. 
f kiti'i  (Ol.  Laoim.  Lbücrt's;  europäische  Staatscanzley.  it5  Bände.  1697—1760. 
"^  9  Binde  Hauptregister,  1761  — 1772.  8.  Airr.  Fabbb's  neue  europäische 
^ticsuley:  3o  Bande  und  2  Bände  Hauptregister.  1761  —  1772.  8-    Ast.  Fa- 
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wul's  fortg^esetzte  neue  europ.  Staatscansley.  i5  Bande,  177a  —  iT^s,  uebst  Re- 
gister über  die  ersten  10  Bände.  8.  (Auch  unter  dem  Titel:  iV^aie  europ.  St.  C 
3i.  —  55.  Band.)  8)  J.  A.  Reuss  teutsche  Staatacanzley,  Sg  Tbeile,  1783  —  11300. 
8.  Dann  folgen:  der  Jahrgang  1799,  in  8  Bänden,  1800 — 1801;  der  Jalirgiri» 
1800,  in  5  Bänden,  180a  u.  i8o3;  der  Jahrgang  1801«  in  3  Bänden,  180a  — i6o3. 
8.  9)  Der  ReichsdepuUUiofuRecest  (vom  a5.  Febr.  i8o3),  mit  historischen,  geogra- 
phischen u.  Statist.  Erläuterungen  und  einer  Vei^leichungstafel,  von  A.  C.  Gi^- 
PAni.  2  Theile.  Hamb.  i8o3.  8*  (Von  dem  ReichsdeputationsHauptschlufs  er- 
schienen auch  mehrere  Ausgaben  ohne  Anmerkungen,  in  foL,  4*  n.  8-1  <üc 
neueste  von  J.  V.  Cäkxxreh.  Frankf.  181 4-  gr>  8.  Vergl.  §.  5?  e.)  Daui  ge- 
hört noch:  Protocoil  der  ausserordentlichen  Reichsdeputation  su  Regeukburg. 
Regensb.  i8o3.    9  Bände,  und  4  Bände  Beilagen.  4. 

5)  Für  das  evropäische  Völkerrecht:  Leibs itk,  Lümc,  nv  Mokt,  Roiurr 
J.  J.  ScmiAvss,  Corpus  jurb  gentium  academicum  (1096 — 1731).  T.  L  etH  lipi. 
1730.  8.  F.  A.  Wbuch,  Codex  juris  gentium  (1 733— 177a).  T.  L  IL  et  ID.  Ups- 
i7di.  1786.  1796.  8.  G.  F.  DE  Mabtens,  Recueil  de«  principaux  traites  (1761  bk 
1801).  T.  I— Vn.  a  Göttinguc  1791  —  1801  (neue  Aufl.  des  T.  L  et  IL  ib.  181-); 
und  Ehendess.  Supplement  au  Recueil  etc.  T.  I  — XI,  1^  Partie  (enthaltend  Ver 
trage  bis  Ende  1827),  ibid.  1802 — 1829.  8;  u.  ein\olume  supplömentaire  au  IX*" 
Tome  (enthaltend  Verträge  v.  i8i5  — 1819) ,  ibid.  1829.  Das  Supplement  auch 
unter  dem  Titel:  ^Nouvcau  Recueil  etc.  Abrege  de  Thistoire  des  traites  li« 
paiz  entre  les  puissances  de  TEurope,  depuis  la  paix  de  Westphalie.  Par  Mr 
Koch  k  Basle.  IV.  Vol.  1796.  1797.  8.  Deuiiemc  ^dit.,  entierement  refondue, 
Augmentee  et  continu^  (jusqu^au  traitä  de  Paris  du  20  nov.  idi5.)  par  F 
ScHOELL.  Paris  1817  et  1818.  Vol.  I—W .  8.  C.  D.  Voss  Geist  der  merkwür- 
digsten Bündnisse  und  Friedensschlüsse  des  achtsehnten  Jahrhunderts.  Gerai 
Tb.  I— V.  1801  u.  1802.  Desgl.  des  neunzehnten  Jahrb.,  Th.  VI  u.  VII,  M 
u.  1804.  8. 

6)  Urkundenverzeichnuse  oder  Repertorien  über  die  gedruckten  UrknndeiL 
sind  angeseigt  in  Rlüiiea*s  droit  des  gens,  Supplement,  §.  8,  in  Ehendess,  neuer 
Literatur  d.,  t.  Staatsrechts,  S.  81  f.,  in  Pötter's  Lit.  des  t  Staatsr.,  Tb.  H 
§.  769.  Für  Teutscbsland  überhaupt,  von  3] 4  bis  in  das  J.  1730,  dient:  J.  K 
Gbohoisch,  Reges ta  chronologico-diplomatica.  Hai.  1740 — 1744*  T.  I  —  IV'.  Fol 
Ein  Verseichnifs  für  das  t  PrivatFürstenrecht,  von  Reiche,  unten  %,  79. 

c)  Für  das  dffenüiche  Recht  des  TeuUcIten  Bundes,  und  för  di^A  SiaaUrecht  der  Buadn 
Staaten  überhaupt:  1)  F.  W.  TvttTLkvrs^s  Üarstell.  der  Verfassung  des  t.  Bundes. 
Leips.  1818.  8.  s)  L.  v.  Dbesch  öffentL  Recht  des  t.  Bundes  und  der  t.  Bob- 
desStaaten.  Tüb.  Th.  L  1830.  Erste  FortsetE.  (enthält  e.  Zusammenstell,  der 
wiener  SchlufiiActe  von  i8ao).  1811.  8.  3)  J.  F.  Stichbi.  Lehrb.  des  teutscheo 
Staatsrechts.  Giessen  18^0.  8.  4)  ^'  Michaelis»  Entwurf  e.  Darstellung  des 
öffentl.  Rechts  des  teutscheil  Bundes.  Tüb.  182a  8.  5)  Exposö  du  droit  public 
d'Allemagne;  par  E.  H.  de  S.  (Schwarkhopf)  Geneve  et  Paris  i8ai.  8.  6)  K* 
£.  ScHxin*s  Lehrb.  des  gemeinen  deutschen  Staatsrechts.  Jena,  L  Abth.  1811. 
8«  7)  J.  Rvdha&dt's  Recht  des  t.  Bundes.  Stuttg.  1822.  8.  8)  A.  Bbvsvqi^ui'' 
Staatsr.  des  teutschen  Bundes  u.  der  Bundesstaaten;  e.  Beitrag  zu  den  Schrif- 
ten von  Rlvber  u.  Dbesch.  Abth.  I  u.  IL  Erf.  1824.  8.  9)  (Tbeod.)  Scrbux. 
das  teutsche  Staatsr.  Berlin  1825.  8.  10)  F.  v.  Likdixop*8  Grnndrifa  des  teul- 
sehen  Staatsr.  Giessen  1828.   8. 

Für  das  heutige  Staatsrecht  einzelner  U  Bundesstaaten:  J.  Schheleutg's  Staaisr. 
des  Königr.  Baiern.  Th.  I  u.  IL  Leips.  1820.  8.  L.  v.  Deesch  Grundcu^e  de» 
baierischen  Staatsrechtes.  Ulm  1823.  8.  F.  C.  K.  ScnimcH  StaaUr.  d«b  Köni^' 
Baiem.  Erlangen,  Bd.  L  1824.  8.  C.  Cvcühvs  Lehrb.  des  StaaUr.^er  consti 
tutioncllen  Monarchie  Baicrns.    Würsb.  1825.  8.    J.  RtoHAar  über  (^ea  Zutttnii 
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dft  KSnigrrichft  Bayern  etc.  3  Tbeile.  Sri.    18^5—1817.    8.  i8a5.    Rob.  Mohl 

Slaattr.  des  Königr.  Wurtemberg.    Tüb.  Bd.  L  1829.  Bd.  U.  i83] .  8.  (Zusätze  und 

Berichtigungen  dazu  in  A.  L.  Rbtscheb's  pabUcistisclien  Versuchen,  Stuttg.  i833, 

S  %5o  —  349)«    £.   J«  J>  PiSTSB,    geschicbtl.  Darstell,  der  Staatsverfassung  des 

Grofsbenogth.  Baden  und   der  Verwaltung  desselben.    Heidelb.    Th.    I.    (von 

i8e6-  1811).  1819.  8.  Des9.  Geschichtliche  Entwickelung  des  Grofsherxogthums 

Biin.  Heidelb.  Th.  L  i836.  8.    Gh.  £.  Wbisse's  Lchrb.  des  hönigl.  sächsischen 

StaaUr.  Leipc  Bd.  L  1824.  Bd.  H.  1827.  a     G.  W.  Schvveitzeh's  ofFentl.  Recht 

d«s  Grofsherzogth.  SacfasenWeimarEisenach.  Weimar,  Th.  L  i8a5.  3.   Schlsobl's 

Sratlsr.  des  Königr.  Dänemark  und  der  Herzogth.  Schleswig,  Holstem  und  Lau- 

eftburg.     Aus  dem  Dan.  t.  Sabavw.    Schleswig   1828.    A.  Mibvs  übersichtliche 

Darstellung  des  preussischen  Staatsrechts,  nebst  einer   kurzen  Entwickelungs- 

(;f$diichte  der  preuss.  Morarehie,    Berlin  i833.  8.    F.  Büiait,  Darstellung  der 

Verfassung  und   Verwaltung  des  Königreichs  Sachsen.    Leipz.  Th.  I.    i833.   8* 

Finri>ra45v,  die  Verfassung  und  Verwaltung  des  Herzogthums  Nassau,  aus  ur- 

iundlibben  Quellen  zusammengestellt.    Weilburg  i833.  8.    Mübhard,  Grundlage 

des  jetzigen  Staatsrechts  des  Kurförstenthums  Hessen.   L   Abth.  Gassei   i834-'8 

Biet  hessisches  Staatsrecht.    Bd.  I.  H.   i.  u.  H.  a.    Darmstadt  1882.  8.    K.  E. 

Wnss  System  des  öffentlichen  Rechts   des   Grofsherzogthums  Hessen.    Bd.  I. 

Oarmstadt  1837.    8. 

Für  das  öffentliche  Reckt,  wahrend  des  rheinischen  Bundes :  Joe.  Zintbi.'s  Entw. 
r.  Staatsrechtes  für  d.  rhein.  Bund.  München  i8a7.  069  S.  8.  G.  S.  ZachabiX 
h%  publ.  ci  Tita  tum  quae  foederi  Rhenano  adscriptae  sunt.  Heidelb.  1807.  84  S. 
8  W.  J.  Behr's  System.  Darstell,  d.  rhein.  Bundes.  Würzb.  1808.  8.  J.  L.  Kl^- 
ui*s  Staatsr.  des  Rheinbundes.    Ttib.  1808.  8. 

Für  das  ehemalige  teutsche  Staatsrecht,  aüfser  den  unten  Note  d  angef.  Schriften« 
1)  Jo.  Jac.  Ma^scov,  Principia  juris  publici.  1729.  1788.  1744-  *75o.  1759,  ver- 
mebrt  u.  interpolirt  von  H.  G.  Franke,  1769.  Wien  1781.  8.  2)  Von  Joh. 
Sn«.  PijTTEB:  Elementa  juris  publ.  jL 754 >  i756.  1760.  1766.  8.  Nova  epitome  jur. 
piükL  1757.  8.  Kurzer  BegrüF  d.  t.  Staatsr.  1764*  1768.  8.  Institutiones  jur.  pubL 
1—0.  1776.  1782.  1787.  1792.  1802.  8.  (Teutsch  Ton  G.  A.  F.  Gr.  v.  Hohenthal, 
mit  Anmerk.  von  F.  W.  Ganui.  2  Bände,  1791  —  1793.)  Tabulae  juris  publ. 
sjufipticae.  1773.  1787.  Fol.  3)  Jo.  Heitr.  Christ,  de  Selchow,  Elem.  jur.  publ. 
gem.  T.  L  1769.  1782.  T.  TL  1772.  1794.  8.  4)  J<>"«  ^^»'  Klüber's  Einleit.  zu  ei- 
Bfn  neuen  Lehrbegriff  des  t.  Staatsr.  Erl.  i8o3.  8.  5)  Jvst.  Gph.  Lbist  T^ehrb* 
^  t  Staatsr.   Gott.    i8o3.   2.  Aufl.  i8o5.  8.    6)  Nie  Thad.  GöürvER's  t.  Staatsr. 


PriffEL  (de  Kriegelstein),    a  Paris  i754'    ä  Mannh.  1758.    a  Paris  1760.     1766. 
verm.  u.  rerb.  ebend.  1772.    2  Bde.  in  4*  u.  8. 

Für  das  ehemalige  teutsche  TerritorialStaatsrechi  insbesondere:  1)  yerschiedene 
Werke  Ton  J.  J.  Mosbb  (s.  unten  Note  d).  2)  A.  J.  Schütavbbbt's  Anfangsgr. 
^  Staatsr.  der  gesammten  Reicbslande.  Jena  1787.  8.  3)  J.  R.  v.  Rotb*8 
Staatsrecht  deutscher  Reichslande.  Mainz.  Th.  I  u.  DL  1788  u.  1792.  8. 
4)  Für  das  Staatsrecht  geistlicher  Wahlstaaten:  a)  (Wixu.  Hblo's)  Reichsprä- 
^s^bes  StaaUrecht.  2  Thle.  Kempten  1782  u.  1785.  8.  b)  Jos.  t.  Sabtobi's 
|oitL  u.  weit  Staatsr.  der  t.  kath.  geistl.  Erz-,  Hoch  -  u.  Ritterstifter.  ,  2  Bde. 
«4  Abtfaeil.  Nümb.  1788—1791.  5)  Für  das  Staatsrecht  einzelner  t.  Staaten, 
L^  a)  Oestreicfa,  ron  Scobötteb  u.  Bbcr;  b)  Kursachsen,  von  Röiub  und 
^^^«sw;  c)  Wurtemberg,  touBbetbr;  d)  Zweibrücken,  yonBACBMAira;  e)  Meck- 
^'■^^t  ron  Hagbkeistsh;    Q  Kur^Iäinz,  KurTrier  und  mehrere  andere,  ron 
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J.  J.  MosxB,  g)  Reielwrinerscbait,  von  Ktnvma  u:  iUftHtft.    Man  ••  PfNm't 
Lit.  IIL  385.    Ki.^um'8  neae  Literatur.    §.  679.    936—971  u.  104«  iL 

d)  Für  das  hetitiffe  teatscbe  öffetäUche  Recht  sind   einst  ausfahrlicho  Systeme  su  er- 
-vrarten.^-  Für  das  vormalige  ieutsche  St.  R.  sind  die  wichtigsten:  i)  J.  F.  Pm- 
nsenu    Vitriarius    illustratus.     Freiburg.     1691.     8.     cdit.     IL  auct«      Gotha«  1 
T.  L  et  IL    1698  et  i699.'4.  edit.  DL  anet.  ibid.  T.  L  sine   anno  (171a)    T.  ILi 
sine  anno   (iti8)    T.  HL  sine  anno  (i7»5).    T.  IV.   1780.    Auch  ndf  der  Jahr- 
aabl   1781.  /|.   edit.  IV.  ibid.  T.  I—IV.    1789.  4.  edit  V.  T.  I— IV.     Francof., 
1754«  4«   (Hiesu  gebort,  als  Register,  C  G.  Riccn  Repertorium.    Gotbae  <  1740.1 
4.  edit.  n.    Francof.  1776.    4*    Auch   bei   der  frankfurter  Ausgabe  des  Vitriar-, 
illustr.  Ton  1754.)    1)  3   3.  Mossr's  a)  teutsches  Staatsr.    5o  Xbeiie,  1787  - 
1753.   4.    Zusatse,  2  Tbeile.    Register,   1754.    b)  Neues  Staatsrecht,  vnter  11 
▼erschiedenen  Utefai,  in  fast  eben  so'  viel  Quartbanden,  ausammen  ungefähr  i3c 
Alphabete.   1766—1775.    Ein  Band  Register,' 1775.    Znsatae,  8  Bande,    178t. 
178a.   1783.    4.    (PrfTTBR's    Lit.   L  417  ff.)    3)  J.  C  Majxb's  teuUcfaea   gestl 
StaatHr.  9  Theile.  1778.  Weltliches  Staatsr.  8  Theüe,  1776  u.  1776.  8.    4)  (J.  B 
Ftosca)  ErKlärnng  des  t.  Staatsr.,  nach  Pütters  kuraem  Begriff  und  den  Vo» 
lesungen  auf  der  wiener  hohen  Schule.    Wien   1798.  8>    5)  G.  F.   HSMEai-nft 
Handbuch   des    U  Staatsr.,  nach  dem  System  des   Herrn  G.  J.  R.  Puttc&'s 
Berlin.    Bd.  L  u.  IL     1794     Bd.   EL     1797.    8    6)  J.  Sr.  Pvttbh'b   historisclt 
Entwickelung  der  heutigen    Staatsyerfassung  des    t.   Reichs.    3  Theile.     Göt| 
1786.    Zweite  Aufl.  1788.    Dritte  1798.    gr.  8. 

e)  Die  SU  dem  ehemaligen  teyUchen  StaaUrecM  gehörigen,  s.  Rlussb's  Lebrbegriff  I 
.  t.  St.  R.  $.  14,  Note  b,  n.  a,  und  §.  17,  Note  g.  ' 

Zur  Erläuterung  der   rheinüehen  BundesActe:  G«  H.  ▼.  bn^'s  AbKamdlongsi 
Bur  Erläuterung  der  rhein.  BundesActe.     HannoT.  Th.  L  1801.  8. 

Zur  Erläuterung   der   teuUc/ten  BundesActe:  J.  L.  Klubbb^s  Uebersicbt  dai 
diplomat  Verhandlungen   des  Wiener  Congresses  überhaupt,  und   insonderi 
über  wichtige  Angelegenheiten  des  t.   Bundes.    Abth.  I — IDf.    Frankf.  1816.  f 
Ebendess.  StaatsArchiv  des  t.  Bundes,  Heft  I,  S.  39  ff.    Heft  IL  S.  laS  ff. 
/)  Fehlen  bis  jetzt  noch. 

g)  Schriften  dieser  Art  werden  unten  an  den  gehörigen  Orten  angefübrL 
A)  J.  N.  F.  Bhavbb's  Beiträge  zu  einem  allgemeinem  Staatsrecht  der  rheinischei 
Bundesstaaten,  in  5o  Sätzen.  Carlsruhe  1807.  8.  Das  Staatsrecht  der  rbcsn 
Bundesstaaten,  und  das  rhein.  Bundesrecht,  erläutert  in  e.  Reihe  r.  Abhan^j 
von  K.  Z4CHAIUA.  Heidelb.  1810.  8.  —  L.  v.  Deesch  Beiträge  zu  d.  öffentlii' 
Recht  des  teutsch.  Bundes.  Tüb.  182a.  8.  Abhandlungen  über  Gegensl 
des  allgemeinen  Staatsr.  in  Neudeutschland.  Bd.  I,  Abth.  1,  die  i8b3 
geltenden  alten  Reichs-  u.  neuen  Bundesgesetze,  mit  Anmerk.  Abth.  a,  pi 
stische  Statistik  der  souver.  d.  Bundesstaaten.  Carlsr.  1824*  d*  RcitrSge 
constitutionellen  teutschen  Staatsrechte.  Darmst.  Heft  1  u.  a.  i833.  L. 
Quaestionum  de  jure  publico  germanico  particula  I,  Edit  1  auct.  et  ei 
Heidelb.  i83i.  4.  part  IL  ibid.  eod.  A.  L.  Retschbb's  pubUdstiacha  Versucl 
Mit'  besonderer  Rücksicht  auf  würtembergisches  SUatsrecht  Stetig.  i88a. 
I>  F.  WVHV,  kritische  Versuche  über  die  öffentlichen  Rechtoverbiltaiasa 
Deutschland.  Leipa.  i836.  8.  P.  A.  FnaiB,  über  die  Entwickelung  des 
fentlichen  Rechts  in  Deutschland  durch  die  Verfassung  des  Bundes.  Stal 
i835.  8.  H.  G.  RmcHABn,  Monarchie,  Landstande  und  BundesTerfaaaun^ 
Dentschland,  nach  der  historischen  Entwickelung  auf  den  g^enwärtigen 
punkten  der  Staaten-  und  Bundesgesetsgebung  beleuchtet.  LeipB.  Th. 
s836»  &  A.  W.  HBnpm*8  Beiträge  zum  deutschen  Staats«  u.  Fürstenre<Al 
L  Liefernng.  Berlin  1899.  a  J.  L.  RLihnB'a  Abhandlungen  u.  fieobacbtun^eai 
llir  Geschiditkunde,  Staats-  und  Rechtswissenschaften,  Rd.  L  Franko  i83o»   8. 
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Lf.  Diu«!,  Abhmdlunisen  über  Gegenst&ide  äe%  üfBenA.  Rechts,  aowok\  dee 
trotscbeo  Bttnde»   überhaupt,    alg    «uoh    eimeliier   BimdesHaatea.    Münclieii 

')  Von  älteres  Werken  gehören  faieher:  J.  C.  Lvvie'a  BibUotheca  dedaetionntn, 
renn,  ron  G.  A.  JxviCBXir.  1745.  8.  (C.  S.  HoLzacHimsB^s)  DedactionsBibliotheh 
TOQ  TentMhland.  Th.  L  177a  H  1779.  HL  178t.  IV.  1783.  a  (Der  3.  u.  4.Th. 
TM  J.  C  Smnrnxu.) 

i)  C  F.  HK»tL*s  allgem.  europ.  StaatsrechltLexicon.  1751  —  1755.  9  BSnde  in  4« 
Bfpertorium  reale  pragmat.  juris  pubL  et  feud.,  mit  Bi7I>xr's  Vorrede.  Jena 
1-31.  4*  umgearbeitet  and  vermehrt  unter  folgendem  Titel:  Repertorium  des  t 
^uts-  und  Lehnrechtes,  von  H.  G.  Schkidbmahtil.  Leipz.  Th.  L  (A — £)  1782. 
Il(F-K)  1-^  —  von  C.  F.  HIbirliv,  III.  (L  — O)  1793.  IV.  (P— R) 
1-95.  gr.  4.  ■ 

j  VergL  oben  f.  t«  f. 


m.      GAPITEL.  . 

AaSosung'  der  teutschen  Reichsverbmdung.     Stiftung  des 
rheiaischen  und  de»  teutschen  Bcndes. 


§.  25. 

SMifeeidiehe  SkStrke  utul  poläisehe  Sehwäeke  dar  teuUehi» 

ReMchsverHndung. 

Zu  eiaem  hohen  Grad  ton  Bestimmtheit  i^d  YoIlstäncUglieit  war  das 
ttiatsrtchtliehe  System  der  teotschen  Reichsrerbindong  ansgebil^ 
^"l  Aber  aaflallend  schwach,  zum  Theil  sich  selbst  widersprechend^ 
^  d«r  politische  Character  des  teotscheh  Reichst)  geworden,  in 
^  mnem  und  Sussera  Staatsyerhältnifs,  auch  in  den  Territorien.  Bei 
^Bffei  Schwache ,  hei  der  nicht  seltenen  Upberhell>aag  mächtiger  Beherr- 
^  teuUcher  ParticnlarStaaten  über  die^  Gesetze ,  bei  dem  AUianzSystem, 
^^'^  viele  f^ndesherrcn  in  der  neuem  2Seit  den  Vorzog  gaben  vor 
fe  rerfassiwgamasigen  Schutz  der  Reichs  Verbindung  c) ,  bei  der  mindern 
Tatsankeit  des  Reichs  im  Ganzen  för  hriegerische  Verhältnisse,  war  unge- 
'^«i^er  Einflnss  yon  Aussen  nicht  schwer,  oft  un?ermeidlich.  Ent- 
l'^end  sogar  für  die  Fortdauer  der  Reichsrerbindang  konnte  solcher 
^^e&,  sobald  die  beiden  tentschen  Hauptmachte  ihm  zn  widerstehen  yer- 
®«äten,  oder  aicht  Termochten. 
I  *'  ^t«.  ScaucHTEOKOLi.,  Diss.  conipoctus   ricissitudinum  quas   Germaniae  consti- 

^potilica  ezperta  est,  ab  antiqoias.   inde  temporibus  asqae  ad  hodierftuol 

^'  Monachii  1817.     4. 
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^)  Schild erurg  desselben  in  Kl^bsb*»  Einl.  en  e.  n.  Lehrbegr.  des  t.  Suatsr. 
%,  76  ff.  Schilderungen:  in  der  Note  des  frans.  Geschaftträgers  an  die  allgeai. 
ReichsTersammlung ,  Tom  1.  Aug  1806;  in  d.  Europ»  Affnalen^  1806;  DL  «89;  in 
der  EntsagungsUrhunde  der  rhein.  Bundesgenossen,  bei  d.  HeichsversairanL  über- 
geben am  1.  August  1806,  S.  776;  in  d.  Schreiben  des  KurErskansIers  an  die 
ReichSTersamml. ,  vom  38.  Mai  1806,  in  d.  Poiii.  Journal,  1806«  S.  593.  J.  F. 
ScHiviLLKR^s  Oestreichs  Einflufs  auf  Deutschi.  u.  Europa,  seit  der  Reformatios 
bis  SU  den  Revolutionen  unserer  Tage.    2  Bande.    Stattg.  i8a9.    8. 

e)  Eigenen  H^ilUn  verliert  die  Schwache,  im  Bunde  mit  der  Macht.  —  Ueber 
die  neuere  Politik  der  teutschen  Höfe,  s.  (Pahl's)  NationalChronik  d^TeutschcB 
i8o5,  St.  3. 

§.  26. 

Schwächende  Emwitkungen  von  Innen  und  van  Aussen. 

Erschüttert  in  seiner  Grnndfeste  ward  das  teutsche  Reich  dnrd 
den  ihm  aufgedrungenen  Krieg  mit  Franhreich  <>)  ^22.  März  1793^9.  Tds 
1801);  durch  Trennungspolitih ,  insbesondere  durch  SeparatFriedensschlufl 
und  Neutralität  teutscher  Fürsten  *)  (seit  dem  5.  Apr.  1795);  dysri 
Streben  Einzelner  nach  Vergrosserung  mit  teutschen  Landesbezirlien  <) 
durch  die  geheimen  Artiliel  des  Friedens  von  CampoFormio  ^;  duit 
Abreissung  der  teutschen  Staaten  auf  der  linken  Rheinseite,  in  Folge  A 
Lüneyiller  Friedens  (9.  Febr.  1801,  unten  §.  58);  durch  in  demselbfe 
Frieden  festgesetzte,  fast« allgemeine  Secularisation  der  geistlichen  ParticuHl 
Staaten,  und  ein  weit  greifendes  EntschadigungsSystem ,  beides  angenomnü 
und  ausgeführt  in  dem,  ron  Kaiser  und  Reich  genehmigten,  Reichsdepiiti 
tionsHauptschlufs  vom  25.  Februar  i8o3,  dieser  Vor  Acte  des  rheinisciie 
Bundes,  welche  unter  dem  maafsgebenden  Einflufs  Frankreichs  and  Rofi 
lands,  als  rermittelnder  lUä'chte,  errichtet  ward  0* 

a)  M.  !•  Schxidt's  Geschichte  der  Teutschen,  fortgesetzt  v.  J.  Mw.mT».T.»y  d 
XXi  (1807.  8.),  S.  S2  —  3«o. 

ii)  Klvbkr^s  Staatsr.  des  Rheinbundes,  %•  58,  Note  b. 

e)  Preussische  Occupationen  in  Franken  1792  —  1798.  Rsüss  t.  StaatakanaJei «  ll 
29,  S.  169,  Th.  3o,  S  3o5,  Th.  3i,  S.  1  ff.  Abdruck  Kaiserlichen  Handscbi« 
bens  an  die  Herren  Kurfürsten,  v.  7.  Sept.  17%.  (Ohne  Druckort.)  1797.  | 
Brandenburgische  Vsurpations Geschichte  in  deu  frSnk.  Fürstenthümern.  17^ 
Fol.  Staatsarchiv  der  preuTs.  Fürstenthümer  in  Franken;  von  HiLHx.iccff  m 
HaBf scHKAss. Bd. I  —  nL  Baireuth  1797. 8. Neues  Staatsarchiv  u.  s.  w.,  von.  Tii'^»^ 
und  Laivg.  Bd.  L  Ansb.  1808.8.  Europ.  Annalen,  1806,  IX.  %^^,  Note  **.  Fit^ 
müthige,  der  Wahrheit  gemase,  Darstellung  in  (MAirso*s)  Geschichte  des  preus^ 
Staates,  seit  dem  huberub.  Frieden,  Bd.  I,  S.  SjS  —  376.  Vergl.  dagegen  dt 
Grofsen  Kurf.  Friedrich  Wilhelms  Erklärung,  in  d.  polit.  Journal  1806.     S.  M 

d)  Vom  17.  Oct.  1797;  in  v.  Mabtev^s  recueil»  YII.  11 5.  Histoire  abregt  d« 
trait^s,  par  Koch  et  Scboell,  V.  64  et  suiv.  Zu  vergleichen  mit  der  kaiser 
Wahlkapitulalion. 

e)  H&vbse's  Uebersicht  der  dipl.  Verhandl  des  wiener  Congr.  S.  398  f 
Vergl.  unten  §.58. 


\    * 
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§.27. 

Napokan^s  vorbereitende  Zerstörungsver suche. 

Nur  sclteinl>ar  war  die  neue  und  yermehrte  Stärlve,  welche  dem 
tnticlien  Reich,  nach  Napoleon ^s  Versicherung  a),  durch  den  Reichs- 
<k<;»iiUtioiuHaaptschlur8  sollte  zu  Theil  geworden  sejn.  Der  Eroberer 
eriMiterte  und  rerrieUaltigte  seine  vorbereitenden  Zerstorungsversuche, 
Baf)iaods  Bemühung,  ihnen,  durch  ein  von  den  nord-europäischen  und 
tcrd-teutschen  Staaten  mit  ihm  zu  schliessendes  fortwahrendes  BondniTs 
Eniult  za  than  ^),  waren  fruchtlos.  Napoleon  bemächtigte  sich  der 
knaÖTerischen  Staaten  (Jnl.  i8p3).  Er  rersicherte  sich  durch  Allians- 
Tertrage,  der  Streitkräfte  Baierns,  Würtembergs  und  Badens  ^).  Er 
litu,  nach  einem  neuen  Krieg  raiit  Oestreich,  in  welchem  er  das  preussische 
Ktnle  Gebiet  in  Franken  durch  unbewilligten  TruppenDurchmarsch  ver- 
bzte,  darch  den  presbui*ger  Frieden  (36.  Dec  180  5)  Oestreichs  Macht 
ikrmaJ  bedeutend  geschwächt.  Baiern  ^ergrossert,  und  nicht  nur  den 
Ifflursten  ron  Baiern  und  Würtemberg  die  Kouigswürde ,  sondern  aacb 
ikea  und  dem  Kurfürsten  von  Baden  eine  relative  Souverainetät  ^ 
itrschafil 


Febr.  i8o3.   Europ.  Annalen,  iSoS,  EL     i45  IT* 

f)iltittUcher  (noch  ungcdrackter)  Entwurf  eines  Bundes  der  genannten  Staaten , 
^n  Häupter  und  Protectoren  Russland  und  Preussen  seyn  sollten,  vorgelegt 
IQ  Berlin  im  Herbst  i8o3.  Wird  gedruckt  erscheinen,  in  Klübeb's  Abhandlungen. 

n  Ibi  Sept.,  Oct  u.  Dec.  i8o5.  Würtemberg  schlofs  mit  Napoleon  einen  Allianz- 
^rtng  SU  Ladwigsburg  am  4*  ^t.,  u.  einen  andern  StaatsTertrag  zu  Wien  am 
>*-Dec.  i8o5;  beide  sind,  wie  die  baierischen  und  badischen,  noch  ungedruckt. 
^  ^eite  badische  ward  geshlossen  zu  Schönbrunn  am  30.  Dec.  i8o5.  Hxvbxr*8 

}'M\tt,  des  Rheinbundes,  §.  134,  Note  b;  §.  i35,  Note  c. 

t'H.  F.  A.  P.  T.  Daxwigh's)  Publicist.  Erörterung  der  in  dem  presb.  Fr.  begrün- 
iften  SouTcrainetat  der  Häuser  Baiern,  Würtemberg  und  Baden.  Hadamar  1806. 

^  Hlieia.  Bund,  IV.    68   fF.    Zufällige    Gedanken ob    durch  die   rhein. 

l^ndeaActe  den  neuen  Soureraincn  eine  gröfsere  Gewalt  beigelegt  worden  sej, 
^^üeTorhm  gehabt  haben?  (Ohne  Druckort)  1807.  8.  S.  19.  Koch  et  Schokll 
R^abregec  des  traitcs  etc.,  VU.  435  et  suiv. 


§.  28. 

Fortsetzung. 

I 

Napoleon    hatte    Preussen  genothigt,    gegen    Abtretung    Ansbachs, 

''ilsitcU,  und    des    clevlschen    Landesbezirks    auf    der    rechten    Rhein- 

fr-n,  das  Knrfurstenthum  Hannover  von  ihm  anzunehmen  ß).     Er  hatte, 

'^^  Widerspruch   von   teutschei:   Seite,    das  Herzogthum  Berg   und   die 

^'icsHcraoglhums  Cleve  auf  der  rechten  Rheinseile,  sogar  mit  voller 

^^^  ifaiü.  Redl^  4.  Anfl.  3 
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Sourerainetüt  ^),  an  seinen  von. ihm  zum  Herzog  ron  Berg  und  Cleve 
ei^nannten  Schwager,  den  Prinzen  und  GrofsAdmiral  Ton  Frankrelcli, 
Joachim  Murat,  abgetreten.  Er  hatte  zu  München  (März  1806)  Unter- 
handlungen mit  Baiern,  Würtemberg  und  Baden  eingeleitet,  om  diese 
Staaten,  mit  gleichzeitiger  Untei*ordnung  aller  benachbarten  mindennacli- 
tigen  Ijandesherren  und  Reichsunmittelbaren,  sonach  fast,  das  ganze  sudHcbe 
Teutschland,  von  Oestreichs  politischem,  und  von  des  Kaisers  and  Beick 
staatsrechtlichem  Eiiiflufs  möglichst  frei  zu  machen  <^).  Er  hatte  wichtige 
MilitarPnncte  auf  der  rechten  Rheinseite  sich  zugeeignet,  das  Fort  mi 
Stadtchen  Kehl,  Cassel  (bei  Mainz),  Kostheim,  die  ganze  St  Petersinsel 
und  den  militiirischen  Theil  der  Festung  Wesel  '')♦  Er  hatte  seinei 
Oheim,  den  Cardinal  •  Fesch ,  zum  Coadjutor  und  RegierungsNachfo 
des  KurErzkanzlers  und  ersten  teutschen  Reichsstandes  ernannt  ^).  Ai 
hatte  Schweden,  als  Herzog  von  Vorpommern,  von  der  teutschen  Rei< 
tagsversammlung  sich  abgesondert  /).  So  —  war  das  teutsche  Deich  d 
die   That  schon   seiner  Auflosung  nahe  gebrachte).  | 

a)  Tractate  mit  Prcussen,  xu  Parii  am  i5.  Febr.  1806,  und  vorher  zu  Wien! 
i5.  Dec.  i8o5.  Polit.  Journal,  1806,  S.  n'i^  ff.,  a8i,  189,  379,  340,  ^2,  383,  i^ 
5o5  u.  943.    Koch  et  Scsofll   Bist,  abregt  des  traites,  VIIL     14.  3i*  69.      ^ 

b)  nAvec  la  pleine  souverainet^««.  NapoIeon*s  Beeret,  datirt  Paris  den  i5.  9I| 
1806.  Napoleon  hatte  kurz  vorher  von  Preussen  den  Theil  des  HerKogthH 
Cleve  auf  der  rechten  Rheinseite,  von  Baiern  das  Herzogthum  Berg  sich  aU 
ten  lassen.    Mahteit's  Recueil,  SuppUm.  IV.   339.  24^* 

c)  Des  franz.  Gesandten  Otto  (noch  uugedrucktes)  Projet  de  Convention  etc.,  da 
München  den  i9.  März   i8o6«    Vergl.   Klvbkr^s  Uebersicht   der   diplomat.  tt 

'  handl.  d.  wiener  Gongr.,  S.  120,  Note. 

d)  Klvder's  Staatsr.  d.  Rheinbundes,  $.61. 

e)  Der  HurErelianzlcr  meldete  (28.  Mai  1806)  der  Reichs  Versammlung,  Er  habe  ^ 
den  Cardinal  von  dem  Papst  zum  Goadjutor  und  Nachfolger  erbeten]  Fi 
Journal,  1806,  S.  6^2.-  K.  Franz  IL  GegencrMärung.  Ebend.  S.  762.  Hl 
et  ScHOELL  Hist.  abr^g^   des  traites,  \1IL  142. 

/)  Note  des  schwed.  ComitialGcsandten  vom  i3.  Jan.  1806,  in  d.  Polit.  Joitff 
1806,  Jan.,  S.  106.  Mildernde  Erklärung  in  c.  Gircular  des  schwed.  Cabili 
Secretärs,  v.  5.  Juli  1806,  ebendas.  Jul.,  S.  176,  und  in  einer  Rede  des  Kttj 
am  7.  Aug.  1806,  ebendas.  S.  818.    Koch  et  Schoexl  a.  a.  O.  VHI.  146. 

ff)  Napoleon*s  vorbereitende  Erklärung,  wenn  nicht  schon  zu  Stiftung  des  rU 
Bnndef ,  doch  zu  naher  Umwandlung  des  teutschen  Reichs ;  in  einem ,  bald  n: 
dem  presburger  Frieden  evlassenxin  Schreiben  an  den  pariser  Senat ,  aus  Müflf l 
datirt  vom  12.  Jan,  1806,  in  den  Europ.  Annalen,  1806,  IX.  223.*  Polit.  Jour 
1806,  S.  178.  Der  rheinische  Bund,  erklärte  er  hinterher,  sey  nur  eine  nati 
liehe  Folge  und  die  nothwendigc  Vervollständigung  des  presb.  Friedens j 
wolle  nur  rechtlich  fortsetzen,  was  factisch  schon  seit  mehreren  Jahrhundert 
exifttirt  habe.  Man  s.  seine  Erklärung  an  die  t.  Reiehsversamml.  v.  1.  Aug.  18 
u,  s.  Schreiben  an  d.  Fürsten  Primas  v.  ii.  Sept.  1806;  in  d.  Europäischen  An 
Icn,  1806,  IX.  223  n.  240  Polit.  Journal  1806,  S.  333.  Rhein.  Bund,  Ü.  % 
,  Verglichen  mit  der  franz.  Erklärung  vom  22.  Febr.  i8o3,  in  d.  Europ.  Annaj 
181 3,  IL  145  f.  Auch  ward  das  teutsche  Reich  schon  in  dem  presb.  Fr.,  Arlj 
»Goufed^ration  germauique«  genannt. 
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§29. 

Stfokm^s  Uehermachi  und  Enischhiss  %u  gänzlicher  Vernichtung  der 

teutschen  Reichsverbindung. 

Machtig  hatte  schon  seit  1798  Frankreich,  mächtiger  noch  ({,27  f.) 
Mi  1*99,  insbesondere  Napoleon,  auf  das  Schicksal  des  teutschen  Reichs 
^^rkt.  Nicht  nur  beherrschte  dieser  glückliche  Feldherr  jetzt  unmittelbar 
Fn.Dkreich  and  das  Königreich  Italien,  sondern  er  hatte  auch,  seit  dem 
pr^burger  Frieden,  zwei  seiner  Brüder  auf  Königsthrone  gesetzt,  in 
!ira[iel'>},  ond  in  dem,  durch  ihn  aus  der  batavischen  Republik  in  ein 
lönigreich  verwandelten  Holland  ^).  Ueberdiefs  hatte  sich  derselbe  einer 
leilentenden  föderativen  Macht  yersichert.  Selbst  noch  nach  dem  pres- 
Hirger  Frieden,  hielten  zahlreiche  franzosische  Heere  einen  grossen  Theil 
b  südlichen  and  nordlichen  Teutschlandes,  sogar  die  osten*eichische 
ireoziestung  Braunau,  besetzt  Ein  AllianzVertrag  hielt  Preussen  mit 
'rnflkreich  vereinigt  ^).  Mehrere  teutsche  Fürsten,  überzeugt,  dafs  Kaiser 
ii>ti  Reich  vor  Frankreichs  Macht  sie  nicht  schützen  konnten,  wendeten  sich  j 
fip/eln,  um  ihre  Existenz,  zum  Theil  vielleicht  auch  um  Vergrosserung, 
w  Napoleon,  —  So  vorbereitet  und  vom  Schicksal  begünstigt ,  hatte  dieser 
blser  der  Franzosen  (gegen  die  Mitte  des  Jahres  1806)  erwogen,  dafs 
!i3c  plötzliche  Trennung  des  teutscheh  Reichs,  und  die  Yer- 
i^dlung  seiner  meisten  FarticulärStaaten  in  franzosische  Schutz- 
)taten,  Oestreichs  und  Preussens  Macht  bedeutend  schwächen,  die 
niiii^e  betrachtlich  mehren  würden;  auch  werde,  b  eider  so  eben  vernom- 
nruea  beharrlichen  Weigerung  Rufslands,  abgesondert  ron  dem  mit  ihm 
illuten  England,  Frieden  mit  Frankreich  zu  schliessen  <0?  bei  der  wahr- 
5PJ«'fflraeaen  Unentschlossenheit  Oestreichs,  die  teutsche  Reichskrone  an 
Napjleon  in  Güte  abzutreten,  die  Yertheidigung  neuer,  und  zwar  völlig 
iMeidender,  Schritte  in  Teutschland,  ihm  nicht  schwerer,  eher 
inciiler  fallen,  als  die  Behauptung  dessen,  was  in  Neapel,  in  Holland 
wl  anderswo,  von  ihm  schon  geschehen  war.  In  solcher  Lage  der  Dinge 
«Vjchle  und  reifte  zugleich ,  ohne  Unterhandlung ,  in  dem  Geist  Napoleon's, 
•/tea  unter  riesenhaften  Entwürfen,  im  raschesten  Wechsel' der  Begeben- 
ittea,  die  Idee  von  gänzlicher  Vernichtung  der  teutschen  Reichs- 
f^rbiodong,  und  von  Stiftung  des  rheinischen  Bundes,  unt^  Seinem 
^^lutz  f\  als  Mittel  zu  Erwerbung  der  von   ihm  beabsichtigten  Allein- 

•'^apftlcon's  Decret,  Pari«   vom   3o.   Mär«   1806.    Polit  Journal,   1806,  S.  38o. 

«*  533. 
Mraetaltu  Paris,  vom  24.  Mai  1806.    Polit.  Journal,  1806,  S.  548.  S'^S. 
"Previsor.  Convention  zu  Wien,  i5.Dec.  i8o5.    Tractat  bu  Paris,  i5.  Febr.  1806. 

*f'lit  Joarnal,  1806,  S.  283,  SSg,  383  und  943. 
'  W  russische  Staatsrath  Oübrtl  war  am  6.  Juli   1806  (nach  Andern  am  9.  Jul.) 

^  Pim  aogekommen ,  und  hatte  ai^angs  ^<?^^«  'einen  Separatfrieden  sich  erklärt. 

^ithber  schloß  er  doch  einen  solchen,  am  20.   Juli    1806,  dem  aber  Alexander 
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die  Ratification  Tcrsagte.  Polit  Journal,  1806,  S.  870,  984,  938,  989,  9^1, 
u.  9-8. 
e)  Staatsgeschichtc  £uropa*s  von  dem  presburgcr  Fr.  bis  sum  Fr.  von  Tilsit 
(Tüb.  1809.  13),  S.  5?  ff.  L.  G.  Brkoow*8  Chronik  des  Jahrs  1806.  Leip&  i8o() 
8.  Schxidt's  Gesch.  d.  Teutschen  a.  a.  O.  Nie.  Vogt,  die  teutsche  Nation  uo^ 
ihre  Schickfale.  Franhf.  1810.  4»  ^^  ^  Reich  u.  der  rhcin.  Bund,  e.  Panl 
lele  von  W.  J.  Bkhr,  in  d.  rhein.  Bund,  XMII.  4i8*  XIX.  99.  Vergl.  ebad 
Xf.  189.  XXI.  36 1.  XXD.  3.  Europa  nach  dem  Fr.  r.  Prcsburg;  in  d^  Jouroa! 
f.  Geschichte,  Statistik  u.  Staats>visseusrh.,  St.  m.  (Münster  1806.  8.)  S.  61  S 
Ueber  die  Unterjochung  Teutschlands;  ebendas.  St  U,  S.  i48  — 167.  Ueber  d'M 
politische  Stellung  der  europ.  Staaten  kurs  vor,  und  gleich  nach  dem  Fr.  % 
Presbui  g  (1806.  a),  S.  86— 108. 


§.  50. 

St^hmg  des  rheinisehen  Bundes. 

So  empfing  das  tausendjährige  Reicli  der  Teutschen  ^  in  der  rhelni 
sehen  BundesActe  <>)9  seiaVernichtungsurtheil  aus  Napoleon' 
Hand.  Verkündigt  ward  solches )  zuerst  den  zu  Unterzeichnung  de 
rheinischen  BundesActe  zusammen  berufenen  Abgeordneten  der  zu  Bundes 
genossen  erkohrnen  sechzehn  teutschen  Reichsstände  und  Laa 
desherren,  zu  Paris  am  13.  Jul.  i8o6|  in  dem  Namen  des  eigenmächti; 
handelnden  Protectors,  7on  seinem  Minister  der  auswärtigen  Angelegen 
heiten;  dann  auch  der  teutschen  Reichsyersammlung,  am  1.  Augi» 
j8o6|  In  dem  Namen  des  Protectors  ^)  und  der  BuudesgenosseD  ^ 
Ohne  Weigerung  und  unyerweilt  folgte ,  von  dem  letzten  Kaiser  de 
Teutschen,  Franz  IL,  dem  vier  und  fünfzigsten  seit  C«arl  dem  Grossen 
dem  zwanzigsten  aus  dem  habsburger  Stamm,  die  Niederleg ung  de 
reichsoberhauptlichen  Würde  und  der  damit  verbundenen  Kaiser 
hrone<f)-  Der  eilfte  August  1806,  wo  diese  Abdicalion  am  Sitz  de 
allgemeinen  Reichs?ersammluiig  erklärt  ward,  ist  der  rechtliche  £od 
punct  des  teutschen  Reichs.  Die  Einweisung  einzelner  Bundesfiirste 
in  ihre  neuen  Staaten  oder  Landesbezirke,  geschah,  unter  bestimmlo 
Bedingungen,  durch  franzosische  Commissarien,  mit  Beziehung  auf£ 
Stipulationen  der  BundesActe  '). 

«)  £ingan|^v.  Art.  1,  2,  3  u.  11.  Geschlossen  ward  die  BundesActe  su  Fan 
1«.  Jul.  1806,  ratificirt  von  dem  Protector  ku  St.  Cloud,  19.  JuL,  von  den  Boi 
dcsftirstcu  su  München,  «jS.  Jul.  i8oi,  und  un verweilt  vollzogen;  Alles  untt 
dem  Schwert  Napolcon*s.  Vergl.  BundesActe,  Art.  4o.  —  Abdrückt  der  Bund« 
Acte;  hinter  Klubeb's  Staatsr.  des  Rheinbundes,  teutsch  u.  franz.  in  Wisnopf^ 
rhein.  Bund,  L  9.  und  Berichtigungen  ebendas.  IV.  iiö.  V.  3oa;  in  t.  Masto 
Recueil,  SuppUm.  IV.  3i3.  Die  rheinische  ConföderationsActe,  nebst  DrkuoJi 
und  Actenstücken ,  auch  allen  noch  geltenden  Gesetzen.  Herausgegeben  ro 
P.  A.  WraKopp.  Frankf.  1808.  8.  —  Koch  et  Scuosll  Hist.  abregne  des  irslt« 
Vm.  141  et  suiv.  M.  J.  Schmidt\s  Geschichte  d.  Teutschen,  Bd.  XXIH  (fon  d« 
Stiftung  des  Uheinbundes  bis  zu  d.  Krieg  mit  Oesterreich ,  1809;  Ton  I 
T.  DaucB).    Ulm    1814.   a    LuccBjcsmi's  histor,  Entwickclung  der  Ursachen  imi 
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Wirkungen  des  Rheiabundes.   Aus  dem  Italien«  (i  Theile)  vob  B.  J.  F.  ▼.  Halxm. 
I/ipt.  Th.  L    Ursachen  des  Rbeinb.    Leipzig    i8ai.   8* 

^) Earop.  Aimalen ,  1806,  IX.  a39-  Folit.  Journal,  1806,  Aug.,  S.  776.  —  Den- 
fldch  fragt  man  nach  der  Befiignüs  der  Bundesfürsten,  ihre  Verbindung  mit  dem 
teiil»chen  Reich  aufzukündigen.  Vergl.  Wiesaifo  in  dem  Rhein.  Bund,  T-Hf, 
i»-f. 

r)  Bf  Adas.  243,  und  die  historische  Anmerkung  daselbst,  in  der  Note**.  Polit.Jour- 
flu],  1806,  Aug.,  S.  85o. 

0  ÜNÜcadonsUrkunde,  datirt  Wien  6.  Aug.  1806;  in  d^  Europ.  Aunalen,  IX. 
1^9,  D.  Polit.  Journal,  18O6,  S.  859.  Mitgetheilt  ward  sie  den  reichsständischen 
Gfsandton  zu  Regensburg,  durch  den  östreichischen  Gesandten  daselbst,  am 
11.  iu».  1806.  Schon  i8o4t  '^i.  Aug.,  hatte  Franz  IL  den  Titel  Erbkm^er  von 
Oestreicb  angenommen. 

)&l)euL  Bund,  IL  216.  262.  270.  XV.  458  ff.  -^  Die  Einweiswig^s-  oder  Unbergabe- 
vhmJen  setzen  ausdrücklich  die  Bedinffunffen  fest,  unter  welchen  die  Einweisung 
rrfolgte.  Das  alig-emeine  ^Formular  dieser  Urkunden  findet  man  in  der  o)>en  au- 
gefiüirten  Rhein.  ConfoderationsActe  von  Wqthopp,  S.  114  —  121.  DasProtocoll 
der  Emnreisung  des  F.  Primas  in  die  Grafschaften  Wertheim  u.  Rieneck,  und 
a  reicksritterschaftl.  Besitzungen,  v.  i3.  Sept.  1806,  s.  in  d.  Rhein.  Bund,  IL  aTo. 
Pitrtocoli  über  die  Einweisung  Baitrns  in  den  Besitz  der  Stadt  und  des  Gebietes 
t  Nürnberg,  y.  i5.  Sept.  1806;  ebendas.  IL  363.  Von  der  Stadt  Pranhfurt 
».  ebendas.  IL  a  16.  Protocoll  der  Einweisung  Badens  in  das  Fürstenlh.  Leiuingen 
u.ifldiegräfl.  Leiningischen  Aemter  Neidenau  u.  BilL'gheim,  v.  16.  Sept.  1806, 
in  der  Ton  d.  Grafen  Carl  von  Leiningen  Billigheim  wider  Baden  bei  der  B.  V. 
rÄgerdcbten  Besehwerdeschrift  v.  as.  Mai  i832,  Beil.  L  8.  9. 


§.  31. 

Fortseizu  n  g. 

Dnrch  zagenotbigte  Absonderung  von  der  teutscben  Reichsverbindung, 
■porsteigend  von  der  zeitberigen  reicbsverfassungsmassigen  Landeshoheit , 
iiff  UQlergeordneten  Staatsgewalt,  zu  der  Souyerainetä't ,  verschafften  sich 
e  Buadesfursten  politische  Selbstständi-gkeit,  unter  dem  Gebot 
fcpoleon's.  Dieser  erklärte  einen'  Theil  der  bisherigen  teutschen  Territo- 
*Regenlen  für  sou verain,  einen  andern  für  unterworfen,  der 
Httboheit  einzelner  Bundesfürsten  ^),  So  entstand,  mit  Aufloiung  der 
^^Wn  Reichsverbindung,  doch  nur  fiir  die  meisten  *)  souverai»  gewor- 
neo  teutschen  Fürsten,  der  Rheinische  (französisch-rheinische y  oder 
l^^ke)  Bund;  einseitig  und  eigenmächtig  gebildet  in  dem  franzosi- 
^^  Cabinet,  und  in  dem  Augenblick  der  Mittheilung  zu  Paris  unbedingt 
^^oomeo,  Ton  dort  anwesenden  Gesandten  der  zu  Bundesgenossen  von 
^Protector  berufenen  teutschen  Fürsten.  Ueber  dieses  Alles  ward  eine 
t'^de  errichtet,  BundesActe  genannt,  ihrem  Wesen  nach  einem  mili- 
'•«fääcn  Tagbefehl  ahnlich,  der  Form  nach  ein  freier  Vertrag  zwischen 
^Kaiser  von  Frankreich  auf  der  einen,  .den  Bnndesftirsten  auf  der 
*^^  Seite  <^),  dann  auch  zwischen  den  Bundesforsten  unter  sich. 
^Psrkannt    ward    der    Bund,    selbst    in    Ansehung    der    künftig    noch 
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hinsatretenden    Sonreraine,  ron     Rafslaiid    nnd    Preussen,     in  i 
Friedensschlüssen    za  Tilsit    vom    7.  und  9.  Juli   1807  ^).     Garant! 
ward    die   Integrität    der'  rbeinischen    Bundesstaaten    von   Rufsland, 
demselben  Friedensschluss  - '). 

«)  Unterwerfung^  teutscher  reichsständischer  Territorialherrcn  unter  eilf  Bundesßtnt« 
jener  als  Stande  aherren.  Bundes  Acte,  Art.  24*  ^^^tt  s.  §.  3oi  u.  ff.  —  Der  gr 
lich-Bentheim-TecklenburgiscIien  Herrschaften  Rhedu  und  Hohenlimhurg^  und  i 
fürstlich-KaunilEjschen  Grafschaft  RietBerg-  war  in  der  BuudesActc  nicht  cntäh 
Aber  Napoleon  unterwarf  die  beiden  ersten,  im  Mai  1808,  standesherrlirh  di 
Grofsher^ogthum  Berg.  Die  dritte  unterwarf  er  dem  Königreich  Westphali 
durch  e.  Decret  v.  18.  Aug.  i8o7,  dann  in  der  Constitution  des  Königreichs  vi 
i5.  Not.  i8o7;  Atandesherrlichc  Vorrechte  wurden  aber  diesem  Fürsten  r 
der  westphälischen  Regierung  nie  eingeräumt. 

i)  Das  Venieiohnifs  unten,  §.41  a.  —  Ein  Theil  der  tcutschen  Staaten  >Turde 
den  Bund  nie  aufgenommen,  und  auch  Bundesfiirsten  nicht  untenvorfen.  Ihn 
ward  daher  hundesfreie  Souxerainetät  zu  Theil.  So  die  unter  dem  teutsrii 
Reich  begriffen  gewesenen  ottreicidichen ,  preustisehen ,  dänischen  und  sehwtdis^ 
Staaten;  die  preussischen,  so  weit  sie  durch  den  tilsiter  Frieden  nicht  ahgrt 
ten  wurden.  So  auch  die  Lander  des  Kurfürsten  von  Hessen,  des  Herzoge 
Braunsckweifn',  des  Fürsten  von  NassauOranien ,  bis  solche  im  Herbst  1806  t 
Napoleon  ihnen  entrissen  wurden.  Die  Lander  des  Kurfürsten  von  BraunsrhircigLüi 
bürg  oder  Hannover  hatte  Napoleon  schon  i8o3  occupirt;  i8o5  vcrtauichte 
sie  an  Preussen ,  oecupirte  sie  im  Herbst  1806  abermal ,  und  incorporirte 
1807  gröfstentheils  dem  von  ihm  gestifteten  Königreich  Westphalen.  Von  A 
Schicksal  etlicher  kleiner  Lander  in  dem  vormaligen  westphälischen  Reichskit 
in  voriger  Note.    Klübxh's  Staatsr.-des  Rheinbundes,  §.  83. 

c)  Napoleon  sagte  eu  Parb,  in  der  Rede  bei  Eröffnung  des  Cqrps  legislatif,  ' 
16.  Aug.  1807:  »La  France  est  unie  aux  peuples  de  l'Allemagne  par  les  Iw 
Ta  confederation  du  RhinM.  —  Vergl.  Der  rheinische  Buiid,  oder  des  Lo« 
Gesellschaft.    Teutschland  181 4-    8. 

i)  Russischer  Friede,  Art.  i5.    Preussischcr  Fr.,  Art.  4. 

t)  Art.  25.  —  Periodirung  der  EntstehungsGeschichte  des  Bundes.  Vefgl.  ^ 
Bund,  XV.  45a    LX.  454. 


§.  52. 

Ei*weüerung  utul  Verminderung  des  rheinischen  Bundes.  ' 

I)   Die   lateinische  Confoderation,   ursprünglich,    laut  der  Bundes 
nur    für    SüdTeutschland    gestiftet,     erM^eiterte  sich,    innerhalb 
Jahre   bis  an   die   Küsten   der   Ost  -  und  Nordsee.     Vom   December 
bis    in    den    October     1808,     wurden    zu    den    sechzehn     Ursprung 
rheinischen  BundesSou verainen   noch   drei   und  zwanzig  andere teu 
K<>nige   nnd   Fürsten,   einseitig  von  dem  Protector,  in  den  Bund  aa 
nonimen  «)•     H)  Mit   derselben  Einseitigkeit  und  VV'illkühr,    woroii 
übermächtige  Kaiser  der  Franzosen  den  Bund  gestiftet  und  erweitert 
entzog  er  demselben  wieder,  im  Jänner  180Ö,  Kehl,  Cassel  bei  ^ 
nnd  Wesel  *),   dann  im  December  1810,  das  Herzogthum  Oidenb 
(las    honveraine    Füi^tcnthiim    SalmSalni    und    SalmKvrburgf  ^^^ 
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lydii  soareraine  Grafschaft  Meppen  des  Herzogs  von  Arenberg,  auch 
die  staodesherrliehen  Besitzungen  der  Herzoge  yon  LoozCorswarem  und 
tun  Croy,  und  die  standesherrliche  (vormals  reichsständische)  Herrschaft 
Gehmen  des  FVeiherrn  von  Bommelberg,  indem  er  diese  Länder,  so  -wie 
Terschiedene  Bezirke  des  Königreichs  Westphalen  und  des Grofsherzog* 
tlimns  Berg,  ihren  neuen  Regenten  entrifs  und,  nebst  den  drei  Hanse- 
städten, mit  Frankreich,  unter  dem  Namen  des  LtppeDepartements 
und  der  hanseatischen  Departemente,  vereinigte  c).  Die  herzoglich- 
Arenbergische  Grafschaft  Recklinghausen  ward  durch  ein  neapoleonisches 
Decret  vom  22-  Jänner  1811    dem  Grofsherzogthum  Berg  einvei^leibt  ^. 

«)  KifBza's  Staatsr.  d.  Rheinb.  §.  33,  Note  b,  u.  77  ff.  Rhein.Buhd,  XVn.  32o. 
WUL  473.  XXn.  108.  XX\TII.  i5i.  Koch  et  Schokll  Hist.  des  traites,  VTH. 
i(r  et  suiv.  —  Verzeichiiifs  der  ursprünglichen  und  der  später  aufgenommenen 
Mitglieder  des  rhein.  Bundes,  unten  §.41  a.  —  Das  Areal  aller  in  dem  rhei- 
oischen  Bund ,  nach  den  verschiedenen  Perioden  seiner  Ausdehnung  ^  begriffenen 
Staaten  u.  ihrer  Bevölkerung,  unten  §.  78  b. 

*■)  Dl  Mabtk^i's  Becueil,  Supplem.     V.  322.    Vergl.  §.  86  c. 

i  Pariser  S^natus-Consiiltc  organlque  du  i3.  d^c.  1810,  bei  MKmvss  1.  c.  V.  346. 
Rhein.  Bund,  XXVHI.  i5i.  LI.  455.  LD.  147.  Uli.  309.  LVBL  117.  Mabte?.s 
l  e.  V.  326.  33o.  340.  346.  35o.    Koch  et  Schokll  a.  a.  O.  VIH.  325. 

d)  Koch  et  Scboxll  Uistoire  abregne  des  traites,  T.  VID,  S.  325.  Später  verschreibt 
Napoleon,  durch  ein  Decret  vom  14.  April  i8i3,  dem  Heraog  ftir  .seinen  Ver- 
lust, eine  Erbrente  von  106,702  Francs  aus  der  Staatscasse  des  Grofsh.  Berg. 
KlCbsb's  Acten  des  wiener  Gongresses,  Bd.  I,  Heft  L    S.  120. 


§.  35, 

Dauer  und  Ende  des  rheinischen  Bundes. 

I)' Sieben   Jahre    lang    und   etliche  Monate    dauerte  der  Rheiniscbe 
Band;    der   That  nach   nicht   als  Bund   teutscher,    unter  diesem   Namen 
Ttfrdnigter  Fürsten  unter  sieb,  sondern  als  Bund  NapoIeon*8  mit  diesen 
Fürsten.     Dieser  Gewaltherrscher,  der,   uubekiimmert  um  Anderer  Trüm- 
mer, wie    Homers   Götter,    mit  drei  Schritten  am  Ende  der  Welt  aejn, 
wollte,    bediente   sich   der  Bundesform   als   eines  Yorwandes,    die   Streit- 
krifte   der    Staaten    jener    Fürsten    für    seine    nie    endenden   Eroberungs- 
kriege,   die  ganze    Staatenmasse    für    sein    riesenhaftes   ContinentalSystem , 
imd  jeden   einzelnen  Staat  im  Innern   für  seinen  Eigenwillen  zu  benutzen* 
lowiderstehlich  waren  seine  Machtgebote  in  den  teutschen  Staaten,   nach- 
dem er  auch   Preussen   und   den   grofsten   Theil  Polens  durch  die  tilsiter 
Friedensschlüsse  (7.  und  9.  Juh   1807)  seinem  gebietenden  Einflufs   unter- 
worfen,  und  Oestreichs  Macht  durch  einen  diitten  Krieg  und  den  wiener 
Frieden  (14.  Oct  1809)  abermal   bedeutend    geschwächt   hatte«     11)  Eine 
Völkerschlacht  bei  Leipzig   (16. — 19.  Oct.  i8i3)   verjagte  die  Macht 
des  (remden   Herrschers  aus  den  Staaten  der  Bundesförsten*    Jeder  dieser 
Fürsten,    von  der  ihm   aufgedrungenen   politischen  Vormundschaft  befreit. 
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entsagte  nun,  thdUansdrüchlich,  theib stillschweigend ,  dem  so  genannten 
rheinischen  Bund,  diesem  schmählichen  Denkmal  teutscher  Untei'jochtiog. 
Ausdrucklich  geschah  es  von  Einzelnen  durch  Vertrage  «)  mit  den  Haider 
Napoleon  yerbündeten  Machten,  stillschweigend  von  Allen  durch  Beitritt 
zu  den  Allianzen  wider  Frankreich  im  Jahr  i8i3  ^),  ond  wider  den  von 
£lha  aas  in  Frankreich  eingedrungenen  Napoleon  Buonaparte  im  Jahr 
i8i5  ^),  durch  Errichtung  des  Teutschen  Biuides.  III)  Die^  Entsagung 
und  ikiit  ihr  die  gänzliche  Au/losung  des  erzwungenen  widernatürliclien 
Bundes,  erhielt  ihre  un^videmiiliche  Bestätigung  durch  die  damit  überdo* 
stimmende  Erklärung  der  vier  grossen  yerbündeten  Mächte  ^ 
(Oestreich,  Rufsland,  England  und  Preussen ) ,  welche  zu  WiedereroberuDg 
und  Erhaltung  der  Freiheit  yon  Europa^  sich  mit  seltener  Eintracht  unl 
festen^  Willen  das  Wort  gegeben  hatten.  In  dem  pariser  Frieden  von 
3o.  Mai  1814,  Art.  6,  trat  auch  Frankreich,  frei  von  napoleoniscte 
Herrschaft,  dieser  Erklärung  bei.  IV)  Doch  bewirkten  gegenseitig  & 
Bundesgenossen  die  Auflosung  des  rheinischen  Bundes,  weder  durch  ein 
formliche  Acte ,  noch  sonst  ausdrücklich;  nur  stillschweigend  gesciul 
solches,  durch  sprechende  Handlungen,  Gleichfalls  stillschweigend,  wvi 
allseitig  ohne  namentliche  Bezeichnung  des  rheinischen  Bundes')] 
ward  diese  Auflösung  *an erkannt,  sowohl  von  sämmtlichen  Mitgliidieil 
des  Teutschen  Bundes  in  ihrer  Bundes  Acte,  als  auch  Ton  ^en  europäischei 
Mächten,  welche  die  SchlussActe  des  wiener  Congresses  unterzeichneteii| 
oder  derselben  beitraten  /),  Y)  Dennoch  wurden  hiedurch  nicht  allll 
Rechtsverhältnisse  unwirksam,  welche  in  der  Zeit  des  rheini^hefll 
Bundes,  sey  es  in  der  BundesActe,  oder  anderswo,  von  oder  unter  Bupi 
desgenossen  waren  begründet  worden  g). 

d)  Die  meisten  dieser  Verträge  wurden  im  Nor.  und  Dec.  181 3  eu  Frankfurt  ge- 
schlossen. Hallische  «llgem.  Lit  Zeit.  1814«  Niim.  aSi.  Kx.vbeb'8  icten  dd. 
\yiener  Congr.,  Bd.  I,  Heft  2,  S.  64U.93;  Bd.  VIH,  S.  i44  ff.  Martbjst's  Beenciti 
Suppli^m.  V.  610.  643.  649*  65i.  Bauer's,  Behb*s  u.  Scbotts  allgem.  Staats- 
Correspondenz,  Bd.  I,  Hefl  I  (1814),  Num.  I.  C  Jattp  über  die  Auflostiog  dtt 
rhein.  Bundes  und  der  schweizer  VermittlungsActe.  Giessen  i8i4>  B.  I»  ^« 
Dbxscv  Geschichte  Deutscfalanda  seit  der  Stifhing  des  Rheinbimdes  I.  Bvcki 
1.  Abtb.  (1806  —  1809)  %.  Abtfa.  (1809  —  .i8i3,  u.  3.  Abth.  f  i8i3  bis  3o.  M\ 
1814). 

h)  In  den  in  voriger  Note  angeführten  Vertragen. 

c)  Klcbxb's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  11.,  S.  ayS;  Bd.  IV,  S.  437  u.  43i. 
i)  VergL  IUvbeb's  angef.  Acten,  Bd.  I,   Heft  I,   S.  108  u.  laa.     Pariser  Pr.  vo« 
1814,  Art  6.  •   . 

e)  Achtmal  ward  der  ^Rfieinhundit  in  fiinf  Entwürfen  der  teutschen  Bundesictt 
genannt,  aber  nachher  in  der  BundesActe  selbst  ward  dieser  Ausdruclif  offen- 
bar mit  Vorbedacht,  umgangen.  Man  s.  Hlvbbb*s  angef.  Acten,  Bä.  I,  Beit4« 
S.  110;  Bd.  n,  8.  4y  3ia,  319  u.  36o,  vergl.  mit  S.  36i  u.  487,  auch  &  3r. 

/)  Aete  final  du  congres  de  Vienne »  art.  53  '-  64  et  1 18. 

^)  Man  8.  unten  {.  47.    Klvbeb*8  Abhandlungen  und  Beobachtungen,  Bd.  I,  &•  4  ^ 
u.  4s  ff. 
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§.  54. 

Errichiung  des  TetUsclien  Bundes. 

1)  Nach  Anflosang  des  rheinischen  Bandes  ward  eine  Wieder- 
herstellung des  teutschen  Reichs  und  der  Kaiserwürde,  selbst 
mit  Terbesserter  Grandverfassung,  nicht  für  räthlich  erachtet  ^)-  Vielmehr 
mni  Vi)  in  dem  pariser  Frieden  vom  3o^  Mai  1814  ^)  festgesetzt,  dass 
«(die  Staaten  Teutschlands  unabhängig,  und  durch  ein  Foderativ- 
Baod  rereinigt  sejn  sollten,  IIl)  Für  Errichtung  and  Ausbildung  dieses 
Staaten?ereins  wui'den  auf  dem  wiener  Congrefs,  1)  yon  Oest reich 
Qfid  Preussen  eine  Reihe  von  Entwürfen,  za  einem  Grundtertrag  des 
A  errichtenden  Bandes,  Torgelegt  O9  es  wurden  3)  yon  den  beToIimäch- 
ti^m  fünf  teutscher  Hofe  (Oestreich,  Preussen,  Baiern,  Hannover^  Wür- 
lerobei^)  Yorberathschlagungen  über  den  Inhalt  des  Gimndyertrags 
{jeklrea  (Oct.  und  Nov.  1814),  aber  ohne  Erfolg  «'j.  Endlich  kam  es 
3  in  den  letzten  Wochen  desCongresses,  nicht  ohne  sichtbare  und  folgen- 
reiche Eile '),  noch  zu  allgemeinen  Verhandlungen  und  Befath- 
'chlagungen,  der  Bevollmächtigten  aller  künftigen  Bundesgenossen, 
^^üiiemberg  und  Baden  ausgenommen  /j^.  über  den  2u  schliessenden 
Cnindvertrag  ^).  Diese  hatten  endlich  4)  die  Abfassung  und  Unterzeichnung 
ütr  tcatichen  BundesActe  vom  8.  Juni  i8i5  zur  Folge,  und  mit 
v'lcher^  für  acht  unddreissig  tentsche  SouverainStaaten,  mit  Inbegriff 
«Icr  nachher  noch  beigetretenen  Staaten  von  Würtemberg  und  Baden ,  die 
Erricltong  des  Teutschen  Bundes  A). 

«}  Kiiufi's  Uebersicht  der  diplom.  Verhandl.  des  wiener  Gongr.,  S.  69,  60,  61, 
it3  ff.  u  547.  Antrag  des  Papstes,  ebendas.  S.  4?^  ff.  &01,  548,  564-  (v.  Ga- 
<:»>'$)  Meiu  Antheil  an  der  Politik,  D.  Abth.  (Stuttg.  i8a6.  8.),  S.  196—240. 

0  Kiibib'»  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  I,  Heft  i,  S.  i5  u.  i«3  ff.  Schon  in 
dem  Alliaius Vertrag  Ton  Ghauniont  vom  x.  Man  1814,  soll  dasselbe  festgeaetst 
^;  in  einem  geheimen  ArtilieJ.     Klüker's  Uebersicht  S.  laa^  Note  1. 

't  HiiuB's  Bericht  daron,  iu  dessen  Acten  etc.  Bd  11,  S.  393  ff.  Ebendess, 
Uebersicht  etc.     S.  61  ff. 

^  Klibih*«  Uebersicht  etc.,  S.  20  f.  59.  Die  Proiocolle  stehen  in  Ebendess,  Acten 
«c.,Bd.  n,  a  64  ff. 

')  KioBKE*»  Uebersidit  etc.,  S.  182  f.  u.  144. 

'0  \ii&  den  beliannten  Ursachen  dieser  Ausnahmen,  s.  KtvBSa's  Bericht,  in  dossen 
Acten  etc.,  Bd.  H,  S.  §70  ff.    Ebendess,  Uebersicht  etc.    S.  i34  f. 

f)  Ri-wys  Uebersicht  etc.,  S.  182  ff.     Die  Protocolle   vom  28.  Mai  bis  10.  Juii. 

»8»5,  stehen  iu  Ebendess.  Acten  etc.,  Bd.  H,  S.  8^4  ff. 
^  ^ergl.  unten  §.  56,  u.  Allgem.  geograph.  Epheroeriden,  1816,  Jan.,  S.  i3  ff.  — 
>0B  jedem  dcfr  36  ursprünglichen  Bundesglieder  erfolgte  eine  förtnliche  Ratific»- 
^  der  BoadesActe.  Man  s.  unten  §,  56  c.  Die  Ort  -  und  ZeitDaU  aämAit- 
liflier  RatifiealionsUrkunden  findet,  man  in  Mabtevs  Recueil,  Suppldm.  VI. 
wT.  f.  —  Buden  und  ff^ürtemberg"  traten  dem  Bund  bei,  durch  AccessionsUrkun- 
^«1  jenes  vom  26.  Juli,  dieses  vom  1.  Sept.  i8i5.  Beide  stehen  bei  MAnTE^s 
**  *•  Ö.  8.  368  f.  —  Notißcirt  ward  die  Feststellung  des  Bundes  den  auswärtigen 
Mkbien  von  der  Bundesversammlung,  erst  im  Juli  1817.    Man  s.  unten  §.  i85 
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Die  Geschichte  seit  dem  pariser  Frieden  vom  3o.  Mai  18 1 4  l^is  sur  EröfTDun^ 
des  Bundestags  am  5.  Nov.  1816;  in  ▼.  Dbesch  angef.  Geschichte,  Buch  U, 
Abtb.  1. 


IV.       G  A  P   I  T  E   U 

Ueberaickt  des  öffeDtlichen  Rechtes  zur  Zeit  des  teatscheo  Reicbs. 
tmd  des  rheinischen  Bundes*     Yerhältniss   des   neuen   teutscben 
öffentlichen  Rechtes   zu  dem  Staatsrecht  des   teutschen  Reichs, 
und  zu  dem  öffentlichen  Recht  des  rheinischen  Bundes. 


§.  55. 

i.    Staatsverfassung  zur  Zeit  des  teutschen  Reichs. 

Das  teutsche  Reich  war  eine^  aus  untergeordneten  Staaten 
zusammengesetzte f  sehr  eingeschränkte  Wahlmonarchie.  Die  Reichs- 
Staatsgewalt  war  eingerichtet,  i)  auf  einen  Kaiser  (ein  rerfässong^' 
mäsiges,  wählbares  Oberhaupt)  und  q)  auf  eine  Corporation  von 
Reichsständen.  Diese,  in  drei  Collegien  (das  kurfürstliche,  fürstliche 
und  reichsstadtische)  abgetheüt,  bildeten,  nebst  deni  Kaiser,  die  Reich s- 
yersammlung  (Reichstag).  Beide  zusammen,  in  ihrer  Vereinigung  zur 
Reichsstaatsgewalt,  hiessen  Kaiser  und  Reich.  Dem  Kaiser  und  Reich 
stand  die  Reichsregierung  zu^  doch  mit  Ausnahme  gewisser  Reservat- 
rechte  des  Kaisers.  Die  Benennung  Reichsoberhaupt,  welche  <icr 
Kaiser  nicht  selten  führte  und  erhielt,  war  in  dem  Sinn  des  durch  die 
Verfassung  ihm  beigelegten  Antheils  an,  der  Ausübung  der  ReichsStaats- 
gewalt  zu  verstehen*  Für  MatricularWesen,  zu  Vertheilung  der  Reichs- 
steuern,  und  zu  Aufstellung  eines  Reichshriegsheers ,  für  Münz  -  und  Reichs- 
Polizeiwesen ,  für  Vollziehung  reichsgerichtlichcr  Erkenntnisse,  und  fui 
verschiedene  andere  Gegenstände,  war  das  Reich,  geographisch -politisch, 
in  Kreise  eingetheilt.  Zu  Handhabung  der  Reichsjustiz  über  Reichsun^ 
mittelbare,  und  in  höchster  Instanz  auch  über  Reichsmittelbare,  wenn  he 
diesen  nicht  PriyUegia  de  non  appellando  im  Weg  standen,  waren  z>ve 
höchste  Reichsgerichte  bestimmt,  das  Reichskammergericht  und  <iei 
Reichshofrath.  In  Ermangelung  oder  Verhinderung  des  Kaisers,  wäre 
dessen  Stelle  in  der  Reichsregierung  grosstentheils  vertreten  durch  7.^c 
Reichsverweser  (ReichsVicarien),  die  Kurfürsten  von  der  Pfalz  un^ 
von    Sachsen,   durch  jeden   besonders  in   einem  bestimmten  Bezirk  (yica 
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riatBeaVli) ,  von  beiden  gemeinschaftlich  bei  der  Reichs  Versammlung  und 
dem  Reichsitammergericht.  Für  gewisse  Religionsverhältnisse ,  schieden  sich 
dieReicbsstande  in  zwei  Corpora,  Corpus  Catholicornm  und  Corpus 
EvaingeliGoram* 


§.  56. 

Reiehshoheü  und  Landeshoheit. 

.  In  dem  teutschen  Reich  war  eine  zweifache  Staatsgewalt; 
eine  unabhängige  und  eine  untergeordnete.  Die  erste  erstreckte 
sich  über  den  Reichsstaat,  das  Reich  im  Ganzen;  sie  war  dem  Kaiser  und 
(km  Corpus  der  Reichsstände  anyeilraut«  und  hiess  ReichsStaatsfi:e- 
walt  oder  Reichshoheit.  Die  andere  besbhränhte  sich  auf  die 
Grenzen  eines  jeden  der  besonderen  Staaten,  welche  Bestandtheile  des  teut- 
sdien  Reichs  ausmachten;  sie  war  dem  regierenden  Subject  eines  solchen 
PardctilarStaates  anvertraut,  und  hiefs  Territorial  Staatsgewalt  oder 
Landeshoheit  (superioritas  territorialis}.  Diese  Ländeshoheit  w^ar 
eine,  der  Reichshoheit  unmittelbar  untergeordnete  Staatsgewalt ,  über  einen 
FarticoIärStaat  des  teutschen  Reichs  «). 

«)  Teutsche  Landeshoheit  und  Souverainetäi^  waren  nicht  Gegensätze.  Fast  alle  we- 
sentlichen Rechte  der  letzten  waren  auch  in  der  ersten  begriffen;  nur  nicht 
alle,  und  nicht  alle  unbeschränkt  von  Aussen.  Daher  ifvard  die  letzte  von  Man- 
eben  auch  UalbSouverainetät,  (majestas  analoi^a,  jus  summi  imperii  acmulum), 
geoannt  —  Hauptsächlich  entwickelte  sich,  nach  und  nach,  die  Landeshoheit 
aus  der  Gerich tbarkeit,  diese'  aus  der  grundherrlichen  Gewalt  (potestas  domi- 
oica),  diese  aus  dem  grössern  LandeigenthumBesitz.  Klvbeb's  Geschichte  der 
Geriehtslehen.  Erlangen  1785.  8.  Eichhobit,  teutsche  Staats  -  und  Rcchtsge- 
ttebichte,  §$.  390,  299  ff.,  896,  4^8  f.,  525  f.  —  Die  Besitzer  reichsständischer 
reieluaiimittelbarer  Herrschaften  und  Güter,  wovon  die  meisten  bei  der  Reichs- 
rittersch^ft  immatriculirt  waren,  hatten,  wenn  auch  nicht  volle  Landeshoheit, 
doch  Landesherrlichkeit  oder  reichs  unmittel  bare  obrigkeitliche  Gewalt  und  Bot- 
mäsigkeit,  TerritorialGerechtigkeit  oder  Regierungsgewalt;  einen  Libegriff  von 
obrigkeitlichen  oder  Regierungsrechten,  welche  der  Reichshoheit  unmittelbar 
untergeordnet  waren.  —  Das  Verhältnifs  zwischen  Reichshoheit  und  Landes- 
hoheit, war  auch  nicht  wie  jetzt  dasjenige  zwischen  Staatshoheit  oder  so  genann- 
ter OUrhoheit  und  StandeslierrlichkeiL 


§•  57. 

lEmheii  des  ReicItsstatUes.     Trennung  der  ParticutdrStaaten. 

Reicitsunmittelbarkeä» 

Getrennt  und  unabhängig  von  einander,  rereinigten  alle  Particulür- 
Staaten,  als  Theile  sich  zu  einem  Ganzen',  dem  Reichsstaat.  Diese 
Einheit  begründete  die  Subordination  Aller,  unter  die  Reichshoheit. 
^^eatioch  geschah   die    Ausübung   der   I^ndesboheit ,    in    jedem   besondern 
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Staat  nach  eigenem  Recht ,  nicht  administratoruch  für  Kaiser  uiid 
Reich.  Diese  zweifache  Staatsform  veranlasste,  in  Absicht  auf  dasStaaU 
SnbjectionsYerhä'Itniss,  eine  Abtheilung  der  teutschen  Staatsburger 
und  ihret*  Besitzungen,  in  reichsunmittelbare  und  mittelbare. 
Beide  waren  der  Reichshoheit  unterworfen.  Aber  reichsunmittel- 
bar, Person  oder  Sache ,  war  Alles,  was  einzig  der  Reichshobeit, 
reichsmittelbar,  was  zunächst  einer  Landeshoheit  unterworfeu 
war  «). 

a)  Htevon  überhaupt,  und  insbesondere  Ton  den  Kennzeichen  der  Reüknamuitelkar' 
hä  und  der  Miuetharkeit  oder  des  Landsasslates ,  s.  Klübek's  Einleitung  eu  e. 
neuen  LehrbegriiT  des  t.  Staatsr.  §•  93  iL  EAendess,  Isagoge  in  elem.  juris  publ. 
quo  utuntur  nobiles  iminediati  U  imp-  H.  6.    (Erl.  1793.  8.)  S-  i®- 

§.  58. 

GrutuUagen  der  teutschen  Reichsverfassung. 

So  gebildet  hatte    sich  die  teutsche  Reichsverfassnng    hanptsachlicb 
durch   die   goldene   Bulle  Carls  IV.  (i356),    durch  die  kaiserlichen  Wahl- 
capitnlationen    seit   Carl   V.   (iSig),  ,durch    den    westphnlischen    Frieden 
(1648),    durch  Reichsschlüsse,    Reichsabschiede  (der  so  genannte  jüngste, 
Ton  1654)»   und  Reichsherkommen  ^),      Als  Stutze  für  sie  sollte  noch  in 
der  neuesten  Zeit  der  teutsche  Fürstenbnnd  (1784)  gelten  ^). 
d)  Püttkr's  histor.  Entwickelung  der  heutigen  Staatsverfassung  des  teutschen  Reichs. 
3ThIe.  Gott.    1786.    Zweite  Aufl.  1788.'  Dritte,  1789.  gr.  8.    Auch  engUsöh,  roii 
JosiAsr  DoRKroRT.    London  1790  u.  1791.    Dr.  Ludw.  Frlir.  v.  Low,  Geschichte 
der   teutschen    Reichs  -    und  Territorial  Verfassung;    auch   zum    Gebrauch  bei 
akad.  Vorlesungen.  Heidelb.  i83a.  8. 
5)  (JoHAssr   Müllkr's)   Darstellung    des    Fürstenbundes.      Zweite    Aufl.    17^*  ^ 
C  C.  W.  T.  DoHH  über  den  t.  Fürstenbund,  1766.  8.  und  in  Rsuss  StaaUkantlel, 
Xni.     196.'  RLijBKa's  neue  Literatur  des  t.  Staatsr. ,  S.  489- 

§.  59. 

Reiehsarchiv. 

Das  teutsche  Reichsarchir  «),  vielfältig  noch  jetzt  brauchbar,  fü' 
streitige  and  nicht  streitige  Staats-  und  Privatrechte,  befand  sich  au  vier 
Orten:  1)  SSu  Wien,  das  kaiserliche  ReichsHofArchiv,  bestehend:  i)  a"* 
der  geheimen  ReichsH(^f Registratur ,  teutscher  und  lateinischer  Expedition, 
för  Staats-,  Lehn-,  Gnaden-  und  andere  aussergerichtliche  Sachen,  fu^ 
Teutschland  und  Italien;  2)  aus  der  ReichshofrathsRegistratur ,  hauptsächlich 
für  streitige  Rechts  -  und  Lehnsachen;  und  3)  aus  der  Registratur  des  Reichs: 
HoPTaiamtes.  II)  Zu  Wetzlar  h)  ^  für  ältere  Sachen  auch  zu  Aschaffen- 
bnrg  Oy  ^as  Archiv  des  haiserlichen  und  Reichskammergerichtes.  Ol)  Z^' 
Regensburg,  das ReichstagsDirectoi*ial Archiv  ^.  IV)  Das  erzhanzlerischc 
ReichsHauptAraiiv;   bis  i79<s  zu  Mainz,    späterhin  zu  A schaffe nburgi 
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nUfSeit  1818  in  mehr  als  soo  Kisten  za  Franlifurt,  in  dem  Tormaligen 
TratschordensHause ,  das  jetzt  Oestreich  gehört  —  Die  Yerwaltung  und 
.hfsicht  über  alle  Abtbeilungen  des  ReiclisArcIiivs ,    und  die  Anstellung 
<ier  ArchirBeamten,  gebührte  dem  Kurfürsten  ReichsErzkanzler. 
ü)  Pcthb's  Ut.  UL  2i4*    Klüber's  Lit.  24^*    Mosxr   von  dem  röm.  Kaiser ,  &3i. 
T.  HouscvuxER*s  Dcdactiofis-Biblioth    m.   1689.     P.  W.  Gfrcukn's  Reisen,  DI. 
56-^.   F.  £.  ScHAi.  Yoa  dem  zu  Maiius  aufbewabrten  Reichsarchiv.  Mains  1784- 
&  F.  X.  T.  BsaGADim  von  dem  teutschen  Staate^   den  Archiven  und  Registra- 
tiireo.   Wien  1792.  8. 
h  Im  Jahr  1681  wurde  ein  Theil  der  Acten  des  Retchskammergeriehts  von  Speier, 
itm  Sitz  des  Reichshammergerichts  bis  1693,  nach  Franlifurt  gebracht,  sodann 
TOD  da  im  Jahr  1751  nach  Wetzlar  transportirt.    Ein  anderer  Theil  der  Acten 
wurde  im  J.  1688  von  den  Franzosen  eingepackt  und  nach  Strafsburg  gebracht, 
ireil  ue  glaubten,  in  denselben  wichtige  Urkunden,  die  Elsassischen  Lande  betr.,  zu 
finden;  nach  dem  ryswickischen  Frieden  wurden  5oo  Verschlage  nach  Wetzlar  verab- 
folgt, 12  Vorschläge  aber,  und  alle  Acten,  welche  die  Pfalz  und  das  Ebafs  be- 
trafen onter  dem  Vorwande  zurückbehalten ,  dass  ihnen  zuvo/  die  zu  Frankfurt 
liegeDden,  die  Bisthümer  Metz,  Toul    und  Verdün  betreffenden  Acten  ansge- 
aiit>Tortet  werden  müssten,  aber  weder  dies  noch  das  andere  geschah.  S*  Vor- 
trag über  das    Archiv  des  |ehemal.    HaiserL    u.  R.  K.  G.  in   dem  Prot     der 
B.  V^.  T.  1819,  BeiL  zu  §.  9a6  der  35.  Sitz,  v«  ao.  Sept.  1819. 
r)  Diese  letzten,  atu  Speier  ehehin  nach  Aschaffenburg  geflüchteten  Acten,  welche 
5oo  Fässer  füllten ,  .wurden    1807  gleichfalls    nach   ff^ettlar  gebracht.    Hierauf 
ward  über  sämmtliche  zu  Wetzlar   aufbewahrte  Proce(s Acten,   bestehend   aus 
oog^hr  80,000 Stücken,  ein  alphabetisches  Verzeichniis  gefertigt,  welches  sechs 
starke  Folianten  füllt. 
<^)  Von  dem  RvkhsErimarMekaUamU  krchiv  zu  Regensburg,  s.  Rhein.  Bund,  XXL  445. 

§.  40. 

Fortsetzung. 

Ans  den  verschiedenen   Abtheilungen    des  ReichsArchivs    können 

nrich  jetzt  von    den    Betheiligten    die    nothigen    Acten,    Documente    und 

Noeixeo  aiaogt  werden.     Zu   deren  Ablieferang  an  competente  BehSrden 

oder  andere  Betheiligte,  so  wie  zu  Herausgabe  der  gerichtlichen  Depositen- 

;;elder  und   erledigten  RensionsSporteln,    ward,    so  viel  Wien  betrüft^ 

eine  eigene  HofCommission    niedergesetzt  <=*)•     Die  Verwahrung   und 

Abliefenuig  der  r  eich  skamm  er  gerichtlichen  Acten   und  Urhanden, 

^  die  nanmehr  competenten  Behörden,  so  wie  die  Sorge  ßtr  verschiedene, 

dem  Hdchskammergerichl;.  anvertraut  gewesene  Beichscassen ,  hatte  y  in  dem 

^tnam  des  rheinischen  Bundes,  der  F'ürst  Primas^   als  Souverain  der 

Sudt  Wetzlar    übernommen   ^).     Das    reicliskammtrgerichtliche  Archiv 

^«Wetzlar,    mit  Inbegriff  der  altern  ehehin  aus  Speier  nach  AschafFen- 

^crg  geflüchteten    Acten   (§.   89,  b),    befindet   sich    jetzt  daselbst  unter 

Aufsicht  einer  von  der  Bundesversammlung  und  von  Preussen  angeordneten 

^'^mmission  ff).     Das  in   dem  TeutschordensHause   zu  Frankfurt   auf- 

'*^ahrte    ehemalige    reichserzhanzlerische     Archiv    steht    daselbst 

^Dter  üslreichischer  Aufsicht.   —    Die    Archive   der  ehemaligen  Reichs- 

«•reise  werden  an  verschiedenen  Orten  aufbewahrt  ^y 


>.  • 
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a)  Patent  Haiger  Frans  IL  datirt  Wien  am  4.  Febr.  1807.    Hhein.  Bond,  XU  461. 
Durch   ein  k.   k.  Handschreiben  vom  2.  April    1827,    ward   der  Staatsmini&tfr 
Graf  Ton   Buol-Schauenstein  zum  Präsidenten  dieser  Commission  emannt,  seit 
dam  3i.  Oct.   1834  ist  es  der  Landgraf  Friedrich  E^on  Ton  Fürstenberg.    Eis 
k.  Patent  t.  9.  Aug«   i836   verordnet,  da(s  die  Hofcommissibn  mit  Ende  des  J. 
1840  aufgelöst  werden  soll.     Wer   nachher  noch  Acten  oder  Auskunft  zu  er- 
halten wünscht,  soll  sich  defshalb  an  die  k.  k.  geheime  Haus-,  Hof-  und  Staate- 
kanelei  wenden.  ~  Die  mener  Abtheilung  des  Reichsarchivs  ward,  in  den  öst* 
reichisch-fransösischen  Kriegen,    i8o5  gröfstentheils,   1809  aber  hur  so  viel  die 
.    Urkunden  betriflt,  nachTemeswar  geflüchtet.--  Den  ganzen,  im  J.  1809  vifVitn 
zurückgebliebenen  Theil  des  Reich sarchirs,  liefs  Napoleon  nach  Paris  abfuhren. 
(Jos.    Frhm.   v.   Hormatr*s)   Archiv    f\ir    Geographie,    Historie,    Staats-   und 
Kriegskunst.    L  Jahrgang  1810.  (Wien)     Aug.   Hahtlebek's  allgem.  Justiz-  und 
Polizei-Blätter,  Nov*  1809.  —  Auch  das  in  Mailand  aufbewahrte  Archiv  der  ia- 
seriiehen  Pienipotenz  in  Italien,  liefs  Napoleon  nach  Paris  bringen.     Allgem.  lA- 
tung  181a,  Num.  la.  —  Vermöge  des  pariser  Friedens  vom  3o.  Mai  181 4 1  Art. 
3i,  mufsten  die  aus  den  eroberten,   aber  nun  zurückgegebenen  Ländern,  nach 
Paris  abgeführten  Archive  und  Urkunden  lurüekffe liefert  werden.    Dem  zufol<;e 
kam  der  nach. Paris  gebrachte  Theil  der  wiener  Abtheilung  des  Reichs-Archns, 
im  Jahr  18149  in  10Ö7  Kisten,  nach  Wien  zurück. 

h)  Wmopp's  Zeitschrift:  Der  rhein.  Bund,  X.  t45.    XU  461. 

e)  Unter  der  Benennung:  vZu  dem  reichskammergerichtl.  Archiv  vpn  der  T.  Bun- 
desversammlung verordnete  Commission«.  Beschlüsse  der  Bundes versamnil., 
in  ihren  ProtocoUen  vom  6.  Aug.  1818,  25.  Jan.  1811,  7,  Febr.  u.  7.  März  iSii^' 
19.  Juni  1823$  in  Klubeb's  Qüellensammlung,  Num.  XXXVI.  Vortrag  in  dem 
Protoc.  vom  20.  Sept.  1819.  Baier.  Erklärung  in  dem  Protoc.  v.  3o.  Juni  11.' 
i3.  Juli  1820.  Diese  Commission  ist  bestimmt  für  Verwahrung  des  Archin, 
Auslieferung  der  Acten  und  Vorbereitung  der  Auseinandersetzung.  Der  B^ 
schlufs  der  B.  V.  vom  25.  Jan.  1821  sagt:  «Das  Archiv  des  ehem.  kaiserl-  u. 
Reichskammergerichts  verbleibt  eine  Reihe  von  wenigstens  zwanzig  Jahren  unter 
der  Direction  der  Bundesversammlung,  in  der  von  dieser  angeordneten  Ver- 
Wahrung?».  Beschlüsse  der  B.  V.  vom  29.  Jan.  1824  ^^^  ^8.  Jun.  1827  unter* 
sagen  den  Verkauf  oder  die  Vernichtung  der  so  genannten  Misoellaneen  und. 
der  von  der  ArchivCommission  etwa  für  wertblos  geachteten  Papiere.  Hlüberi 
Quellensammlung  a.  a.  O.  —  Ueber  die  reichskammergerichtlichen  Depositen^ 
s.  Beschlüsse  der  B.  V.  in  ihren  Protoc.  v.  1821,  §.32;  1822,  §.  4?  9  i^^*i« 
§.  124;  1825,  §.  9.  u.  57. 

d)  Von  dem  Archiv  des  oberrheinischen  Kreises,  s.  Protoc,  der  B.  V.  v.  iSaa«  $.  ^^* 
39.  4^*  ^*  I^c  ^  baierische  Begierung  übernahm  dasselbe  (das  oberrheinische 
Hreisarchiv)  von  der  kurhessischen,  unter  welcher  es  die  Stadt  Hanau  venfiahrt 
hatte,  zur  Aufbewahrung  in  jäschaffenburg ,  laut  Protocolls  der  B.  V.  in  der  27- 
Sitzung  von  1828.  Lübeckischer  Staatskalender  auf  I829,  S.  84-  Am  21.  Mai 
1829  kam  dasselbe  in  48  Kisten  nach  AschafTenburg? 


§.41. 

Bundesrecht  des  rhemisehen  Bundes, 

Der  rheinische  Bund  (confederation  du  Bhin)  war  ein  Staaten- 
System,  bestehend  aus  verbündeten  teutschen  SouverainStaaten  '')i 
unter    einem  Protector  (Napoleon),   insgesammt  vereinigt  nach  Gesell- 
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stkafbitcht;  der  Theorie  nach  ohne,  der  That  nach  mit  durchaus  ent* 
scheidender  Obergewalt  des  Protectors.  Die  BundcsActe  ^)  verhieTs 
(in  FundamentalStatut  and  eine  Bundesversammlung,  mit  einem 
königlichen  und  einem  fürstlichen  Coliegium,  unter  dem  Vor- 
.sitz  des  zam  Fürsten  Primas  des  Bundes  ernannten  vormaligen  Kur- 
fürsten Reichserzkanzlers ;  die  Bundesversammlung  sollte  zugleich  Bundes- 
^ericht  sevn,  (lir  alle  Streitigkeiten,  welche  unter  den  Bandesfürsten 
tiitstehen  wurden  c).  Aher  weder  jenes  noch  diese  kamen  je  zu  Stande. 
Gegen  den  klaren  Inhalt  der  Bundes  Acte,  nahm  der  Protector  einseitig 
neue  Mitglieder  t')  in  den  Bund  auf,  und  stiefs  aufgenommene,  ihrer 
Staaten  sich  bemächtigend ,   aus  demselben  (^.  3^3 ). 

t)  MiigUedtr  des  Bundes.  I)  Ursprüngliche:  i)  Könige,  von  Baiem  u.  a)  Würtem- 
berg,  3)  Fürst  Primas  (seit  i.  März  1810  Grofishensog  von  Frankfurt),  4)  Grofs* 
hfraoge,  von  Baden,  5)  Berg,  u.  6)  Hessen,  7)  Herzog  von  Nassau,  8)  Fürst 
^00  Nassau  (WeUburg),  9)  Fürsten,  von  HohenzollernHechingen,  10)  Hohen- 
zoUeraSigmaringen,  11)  SalmSalm,  la)  SalmKjrburg,  u.  i3)  IsenburgBirstein, 
14)  Herzog  von  Arenberg,  15)  Fürsten,  von  Liechtenstein,  u.  16)  von  derLeyen. 
(Den  Fürsten  von  SalmSalm  und  yon  SalmKjrburg,  und  dem  Herzog  von  Aren- 
bfT^,  entzog  Napoleon  jm  Dec.  1810  ihre  Souverainetät ,  indem  er  ihre  Staaten 
mit  Frankreich  vereinigte,  die  arenbergische  Grafschaft  Recklingh^usen  mit  dem 
Grofsberaogthum  Berg;  sie  hörten  also  auf,  Bundesgenossen  zu  seyn.)  11)  Neu- 
atifffenomnune :  1)  König  von  Sachsen,  aufgenommen  11.  Dec«  1806,  2)  König  von 
Westphalen,  7.  Jul.  1807,  3)  Grofsherzog  von  Würzburg,  a5.  Sept.  1806,  4)  Her- 
zoge, von  Sachsen  Weimar,  5)  S.  Gotha,  6)  S,  Meiningen,  7)  S.  Coburg,  8)  S. 
Hüdburghaiuen ,  alle  au^enommen  i5.  Dec.  1806,  9)  Herzoge,  von  Anhalt  Des- 
^<B,  10)  A.  Bemburg,  u.  11)  A.  Cöthen,  la)  Fürsten,  von  Schwarzburg  Son- 
^hausen,  i3)  Schw.  Rudolstadt,  14)  Waldeck,  i5)  ReufsGreitz,  16)  R.  Schleitz, 
r)  R.  Lobenstein,  18)  R.  Ebersdorf,  19)  Lippe  (Detmold),  ao)  Schaumburg- 
Lippe,  alle  (Num.  9  bis  ao)  aufgenommen  18.  April  1807,  ai)  Herzoge,  von 
Mecklenburg  Strelitz,  18.  Febr.  1808,  aa)  von  M.  Schwerin,  aa.  März  1808, 
^3)  Ton  HolsteinOIdenburg,  aufgenommen  i4«  Oct.  1808  (Oldenburg  ward  im 
Dec.  iBio  mit  Frankreich  vereinigt,  und  nur  Eutin  blieb  mit  Souverainetät  dem 
Herzog).    Die  ReceptionsVertrage  findet  man  in  Wiin'hopp's  rhein.  Bund. 

^)  Sie  ist  mehrmal  edirt;  man  s.  oben  §.  So  a.  Am  besten  mit  verschiedenen  an- 
dern Urkunden  und  Actenstüchen,  auch  den  in  der  B.  A*  bestätigten  Reichs- 
gesetzen,  von  F.  A.  Wuthopp,  zu  Frankf.  i8o8«  8.,  und  als  Anhang  in  Klübxr's 
Staatsr.  de$  Rheinbundes.    Vergl.  ebendas.  §.  3a,  Note  a. 

0  HiiBSB*s  Staatsr.  des  Rheinbundes,  §.  93  ff. 

^  Ebendas^  §.  33,  Note  b,  u.  77  E 


^.  42. 

Fortsetzung, 

Ein  immerwäbrendes  Kriegsbündnifs  des  Bundes  mit  Napoleon^ 
^ür  alle  beiderseitigen  ContinentalKriege ,  stellte  die  Streitkräfte  der  Bui^ 
desfärsten  fortwährend  zur  Verfügung  des  Protectors,  der  ohne  Unterlafs 
nach  Eroberungen  und  xVIleinherrschaft  strebte.  Die  Stärke  ihrer  Trap- 
penCoDtingente   war  bestimmt  in  der  BundesActe  oder  in  Receptions- 
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Yeitrageo.  Aber  der  Prütector  forderte,  in.  jedem  einzelnen  Fall,  nach 
Belieben,  und  ohne  der  (nie  ztisammenberufenen)  Bundesversammlung  die 
ihr  bedungene  Bestimmung,  wie  yiel  von  dem  Contingent  mobil  za  macheo 
dejj  an  überlassen  0).  Das  Kriegs  -  und  Bündnifsrecbt  des  Bandes 
uBd  seiner  Mitglieder,  ihr  Recht  TruppenDurchmarsche  zu  bewilli- 
gen,  dM  Recht  Neutralität  zu  bedbachten,  Garantie  zu  leisteA, 
oder  sich  versprechen  zu  lassen,  Kriegsdienste  bei  Andern  zu  nehmen, 
SubsidienTractate  und  Frieden  zu  schliessen,  war  theils  durch  die 
Natur  des  Bundes,  theils  durch  die  BundesActe  beschränkt  ^),  mehr  noch 
dnrch  den  Eigenwillen  des  allwaltenden  Protectors«  Dem  Gesandt- 
schaFt recht  des  Buudes  und  seiner  Mitglieder  waren  positive  Schnmlieo 
nicht  gesetzt  c).  .. 

tt)  Ki.9bkb's  Staatsrt  des  Rheinbundes,  $.  ia4  ff*  u.  33,  Note  b. 
b)  Ebendas«  §-  i3i  ff. 
e)  Ebendas..  §«  i3o. 

« 

§.  43. 

TerrifruiFerkaOmue,  kraft  de*  rhemitelun  Bundes. 


t 

Die  rheinische  •  BundesActe  begründete,  theils  unmittelbar,  theils 
mittelbar  dnrch  nachgefolgte  Verträge,  (lir  Bundesfursten  yerschiedene, 
grossentheils  noch  jetzt  bestehende,  Territorial  Yerhäl'tnisse,  die  als 
zu  dem  Bundesrecht    gehörend  betrachtet,  wurden.     Von   dieser  Art  $iad, 

I)  Ausser  einem  allgemeinen  Verzicht  der  Bundesgenossen  auf  gegen- 
wärtige Rechte,  welche  Jeder  von  ihnen  auf  Besitzungen  des  Andern  habeni 
oder  ansprechen  hdnnte  (unten  $•  83),  eine  Reihe  von  Territorial- 
Cessionen,  welche  in  der  BundesActe,  in  eigenen  Tausch-,  Cessions- 
und  Purificatlons Verträgen ,  und  in  Friedensschlüssen  festgesetzt  wurden  «)• 

II)  Mit  aller  Souverainetät  und  Proprietät  (das  heifst,  unabhängige 
Staatshoheit  und  Staatseigenthum  z.  B.  der  Domänen  oder  Kammergüter)« 
wurden  einzelnen  Bundesfursten  überlassen,  die  Reichsstädte  Nürnberg 
und  Frankfurt  die  Reichsburg  Friedberg  ^),  und  die  Besitzungen 
des  Teutschen  Ordens  und  des  Johanniter  Ordens  teutscher  Zunge  0' 
UI)  Blofs  der  Souverainetät  (in  solchem  Fall  damals  oft  Oberhoheit 
genannt)  einzelner  Bundesfürsten,  wurden  nebst  ihren  Besitzungen, 
unter  bestimmten  Bedingungen  (§.  So)  unterworfen,  eine  grosse  Anzahl 
r  ei  chsständischer  Fürsten  und  Grafen  <^,  jetzt  Standesherren 
genannt,  und  alle  Besitzer  reichsritterschaftl icher  Güter  ^\  Allen 
diesen  1>Iieben  ihre  bisherigen  Eigenthurasrechtc,  mit  gewissen  Real-  und 
Personal-Vorrechten,  deren  Inbegriff  man  bei  den  ersten  Standesher r- 
lichlveit,  bei  den  letzten  Grundherriichheit /)  nannte.  Die  sfiin- 
desherrlichen  und  die  grundherrlichen  (vorhin  reichsunmittelbaren)  Be- 
sitzungen wurden  in  Beziehung  auf  den  Oberhoheitsherrn,  Tielfaltig  Ober- 
hoheit -    oder    SouverainetätLande    genannt,     im    Gegensatz   der 
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übrigen    SlaMeti   detselbca  LandesbetTen,    die    man  in    dieser    Beziehung 
biiweiieDSonreraifletät^nndEigenthamslande  zu  nennen  pflegte  ff), 

H^  Kj.i«B*»  StaaUr.  d.  Bbeinbuncles ,  §.  98.  Seit  dem  Druck  dieses  Werks  (1808), 
Tortiiglich  In  den  Jahren  1808  u.  1810,  wurden  nieder  eine  Reihe  von  Verträ- 
gen dteMr  Art  getchlossen.  Man  findet  die  meisten  in  der  Zeitschrift:  Der 
Rhtia.  Htmd ,  and  ia  r.  M^btbv s  Recueil. 

6)  Vertn^  swischen  dem  Grofishersogthum  Hessen  und  dem  Burggrafen  Ton 
Friedberg,  betr.  die  Abtretung 'der  Rechte  der  Burggrafschaft,  v.  5.  u.  9.  Mai 
1817;  in  dem  Archiv  für  Standes-  und  grundherrlichc  Rechte j  Bd.  II,  Heft  1, 
Num.  4« 

c)  Klöbeb  a.  a.  O.  $.  99  tt.  loot  Ebende$s.  Abb.  in  den  Europ.  Annälen,  t8o8) 
XL    i68f. 

i\  KifiBB*s  Staatsr.  des  Bheinb.    §.  99  u.  100. 

f)  Ebendas.    §.  '99  —  10t. 

;)  In  dem  J.  1833  glaubte  Jemand  aus  dem  Art.  iS  (vergl.  mit  Art.  34»  ^7  u«  ff.) 
der  rhein.  RundesActe  die  Entdeckung  gemacht  zu  haben,  dafs  die  Souveraine 
^nicbt  schuldig  sind  und  waren«,  den  Besitzern  der  ihnen  mit  aller  Souverainetät 
zugewiesenen  reichsriUersehafiUcken  Güter  mehr  als  ihre  »Eigenthumsrechte«  zu 
lassen;  also  keine  Qetzt  untergeordnete) Regierungsrechte, namentlich  keine  Patri- 
moiualGerichtbarkeit  (Vollgbaff,  die  Standesherren,  S.  222).  Sonach  hätten  die 
Sti/ter  des  Bundes  beabsichtigt,  jene  bis  dahin  reichsunraittelbaren  Rittergüter, 
durch  die  ron  ihnen  rerfugte  Unterordnung  unter  die  volle  Souverainetat  eines 
Bondcsfursten,  deterioris  conditionis  zu  machen,  als  selbst  die  -während  der 
I.  Reichsverbindung  schon  landsässig  gewesenen  Rittergüter  in  dem  Lande  des- 
selben Bundesfursten ,  und  jene  reichsritterschaftlichen  Güter  wären  seiner  Sou- 
ferainetät  nicht  als  Rittergüter,  sondern  als  gemeine  Grundgütcr  unterworfen 
Horden.  Da  indefs  bei  Einrichtung  des  neuen  Rechtszus'tandes  der  reichsrit- 
tcrschaAlichen  Gutsbesitzer  überall  nur  zur  Frage  kam :  ob  oder  was  ihnen 
mehr  einzuräumen  sey,  als  den  bis  dahin  schon  landsässig  gewesenen  Rittergut- 
besUxem?  so  müfsten  die  Souveraine,  welche  es  angeht,  entweder  den  Sinn 
der  rhein.  RundesActe«  bei  der  sie  selbst  als  MitPaciscenten  erschienen,  nicht 
verstanden«  oder  aus  blosser  Gnade  jenen  so  genannten  Mediatisirten  mehr  ein- 
gerüumi  haben ,  als  sie  »sdiuldig  waren  und  jeVi«/«.    Man  vergL  §.  820  u.  ff. 

/r)  RlCiib^  Staatsr.  des  Rbeinb.,  §.  102. 


§.  44. 

Fortsetzung. 

l)  Ueber  die  standesherrlichen  Besitzungen  legte  die  Bundes- 
Viie  den  Bandesfürsten  folgende  fünf  Souverainetätrechte  bei: 
«if^tzgcbnng ,  höchste  Gerichtsbarkeit ,  Oberpolizei ,  MilitärConscription, 
Bechl  der  C Staats-)  Auflagen  «).  U)  Dagegen  sollten  den  Standes- 
Wrren^  ab  Patrimomal  -  und  Privateigenthum  bleiben:  1)  ihre 
DkonakieB^s)  alle  grundherrlichen  und  Lehngerechtsame  (droits  fieigneariaux 
^^  tliodinx,  unten  %  824  ^)f  welche  der  Souverainetät  nicht  wesentlich 
^iiHMA  essentiellement«)  ankleben ,  nnd  namentlich  die  Rechte  der  niedern 
<uh)  mittlem  Gerichtbarheit,  der  Forstgerichtsbarkeit,  und  Fors^olizeiy 
^  Jagd,  der  Fischerei,   der  Berg-  und  Hüttenwerke,    der  Zehnten,  der 

Über*  BffMÜ.  Badit,  4.  Aufl.  4 
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Lehnprostationen  (an  den  Standesherm ,  ak  Lehn-^  Zins-,  Eribcini- ojer 
Grundherrn),  das  Patronatrecht  und  andere  ähnKclie  Gereektiaiiie;  ndnt 
3)  den  Einkünften  von  den  genannten  Domainen  und  Rechten  ^).  Ifl)  Ueber 
den  Mrahren  Sinn  mehrerer  yon  diesen  Rechtsbestinunangen,  über  die 
Grenze  der  zum  Yortheil  der  Standesherren  aufgestellten  Regel,  oad 
ihres  SubordinationsVerhältnisses ,  über  die  Frage,  (ur  welchen  Ton  beiden 
Theilen  die  Rechtsy  ermuthung  streite,  entstanden  rielfiltig  Zweifel 
und  Streitigkeiten.  Darüber,  so  wie  über  mehrere  andere  Gegen- 
stände des  wechselseitigen  Yerhäitnisses ,  fanden  die  meisten  Oberbokeit- 
herren  für  gut,  eigene  Bestimmungen  zu  machen,  in  mehr  oder  weniger 
umfassenden  Declarationen  und  Edicten  c).  IT)  Freiere  Hand  zu 
Bestimmungen  dieser  Art  hatte  die  BnndesActe  ihnen  gelassen,  in  An* 
sehung  der  ihnen  unterworfenen  yormaligen  reichsritterschaftlicKen 
Giiter  und  deren  Besitzer  ^}. 

a)  Klvber^s  StaaUr.  des  Rheinb. ,  §.  io3.  —  Der  Inbegriff  der  in  dem  $.  genannten 
Hoheitrechte,  ward  oft,  auch  amtlich,  Oberhoheit  genannt.  Die  rbeinisclie  Bus- 
dcsActe  legt  in  dem  Art.  a4,  den  Souverainen  »tous  les  droits  de  «ourerai- 
net^K  über  die  Standesherren  bei ,  beschränlit  solche  aber ,  io  dem  Art  36, 
auf /all/  namentlich  angegebene.  Passender  wäre  der  Inbegriff  dieser  Rechte 
in  der  Rundes  Acte  durch  Haia-Donuune  bezeichnet  worden^  ein  Ausdruck  ^  ^^ 
mit  erst  Tier  Monate  fWiher  Napoleon  die  über  das  Ffirttenthum  Piooibino,  ba 
dessen  Verleihung  an  seine  Schwester  Elisa ,  dem  Kaiser  von  Frankreich  T0^ 
behaltenen  SouverainetätRechte  generisch  bezeichnet  hatte ,  in  der  an  den  S^ 
nat  erlassenen  Rotschaft  vom  18.  MSrz  i8o5;  in  Mabts5*s  Recueil  Supplem.I^^ 
i56.  —  Der  Inbegriff  der  den  Standesherren  gebliebenen  Regierungsrechte, 
ward  PatrwumialHoheit  genannt,  in  einem  badischen  Patent  y.  i3.  Aug.  1806  (in 
d.  Rhein.  Rund.  Heft  I,  S.  101),  desgleichen  PalnmomalUokeä  oder  LandeskerT' 
lichkeü^  in  T.  R8B6*s  Abhandlungen  zur  Erläuterung  der  rheSn.  BundesAct^ 
S.  184  f. 

h)  KLtJBEn*s  Staatsr.  des  Rheinb.  §,  104.  u.  io5. 

f)  Ebendas.  %.  106  u.  188  —  118.    Vergl.  unten   %  3i3.  —  Dafs  die  in  der  rheb. 

,  Rundes  Acte    festgesetzten    Rechte    der  Standesherren  nur   Privilegien  und  Bc- 

f^ünstigungen  seyen,  die  von  jedem  Souverain  beschränht,  oder  widerrufen  ^ef* 

,  den  hönnteu,   wird  behauptet,   in  K.  S.  ZachabiX*8  Abhandl.  fiir  das  Staat<ir. 

der  rhein.  Rundesstaaten  (1810),  S.  3  —  4^9  ^  '^^  d.  Rhein.  Bund,  LVn>  365. 

Dawider  s.  Rhein.  Rund,  XLIX.  149.  L.  a6i,  UH  161.  LIV.  354. 

tl)  Ebendas.  §•  2119  —  a3i. 


§.  45. 

S  e   h   l  u   s  s. 

I)  In  Absicht  auf  Staatsanflagen,  sollten  die  standesherrli' 
eben' Grundgüter  oder  Domainen  und  Güter  so  behandelt  werden 
wie  die  Domainen  der  Prinzen  des  Begentenhauses ,  oder,  in  i^^ 
Ermangelung,  wie  die  Güter  der  am  meisten  privilegirten  Classe  ^ 
II)  Die  standesherrlichen  Domainen  und  Rechte  sollten  nur  an  rheini«* 
Bandesgenossen  verkauft,  und   eher  nicht   ver ausseiet  werden  dürft* 
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ftk  bU  sie  dem  inKadkcIieh  SouTerain  irören  angeboten  -worden  M* 
IH)  In  der  Wahl  ihres  Wohnsitzes  waren  die  Standesherren  auf  yer- 
tfluedeiie  Art  beschrankt  «);  doch  durften  sie  ihre  Einkünfte  und 
Capitalien  abgabenfinei  an  ihren  rechtmäsigcn  Wohnsita  ziehen  d). 
IV)  Sundes-  and  Gmndherren,  welche  ostreichische  Unterthanen  zu 
bleiben  oder  zn  werden  gedachten,  mufsten  bis  zum  i.  Juli  1811  sich 
crklareo,  und  ihre  Besitzungen  in  rheinischen  Bundesstaaten  an  ein  als 
Untertkan  eintretendes  AÜtglied  ihrer  Familie,  binnen  sechs  Jahren  (vom 
j.  Jan.  i8io  an)  abtreten,  oder  solche  vertauschen,  oder  nach  Art.  27  der 
BundcsActe  yerhaufcn  «).  V)  In  peinlichen  Fallen,  sollten  die  Standcs- 
herrea  von  Austrägen  (von  ihres  Gleichen)  gerichtet  -werden,  und  nicht 
mit  VcrmogensConfiscation,  wohl  aber  mit  Sequestration  ihrer  ' 
EaJiünfte,  bestraft  werden  dürfen  J).  VI)  In  Ansehung  der  Pensioni- 
rung  der  standesherrlichen  Staatsdiener,  der  Mitglieder  der  geistlichen 
Ritterorden,  und  der  ReichsStaatsdiener ,  der  Schulden  der  Heichstreise 
und  der  Oberhoheitslande,  und  der  in  dem  ReichsdeputationsHauptschlurs 
von  i8o3  festgesetzten  Rechte  der  Gläubiger  der  Reich sh reise  und  der 
Staatsgläobiger,  auch  der  Pensionäre,  wurden  in  der  BundesActe 
^enciuedene  Bestimmungen  gemacht  g). 

c)  Kicm's  Staatsr«  dos  Bheinb.,  %,  107. 

i)  Ebeadas.  $.  107. 

0  Ebeadas.  |.   108. 

i\  Vertrag  cwischen  Frankreich  u.  Oestreich  v.  3o.  Aug.  18105  i"  d.  Rhein.  Bund« 
L  218L   Baier.  Verordn.  v.  i3.  Nov.  1810,  ebendas.  S.  807. 

0  Vertrag  «w.  Oestr.  u.  Franicr.  y.  3o.  Aug.  1810.  RheiA«  Bund,  L.  ai8.  Baier, 
Verordn.  ▼.  i3.  Nov.  1810,  cbendas.  S.  307. 

/)  Hiiita  a.  a.  O.  §.  109. 

/)  Ebendas.  §.110  —  117.  E.  P.  v.  SxfirsBVRc's  Abb.  in  Harl's  neuem  allgem.  Ar- 
chiT,  Bd.  I,  Heft  1  (Frankf.  i8a5),  Num.  1.  Vergl.  unten  %.  233  Von  der  Ver^ 
Kluedcoheit  der  Schulden  und  Besitzungen  der  i8o3  entschädigten  Reichsstande» 
zu  ErlauUrang  des  §.  38  des  ReichsdeputationsHauptschlusses  von  i8o3,  s.  man 
Ki.riiiji  Abhandlungen,  Bd.  11«  S.  33 1^  sodann  Ebendess.  Abhandlung  in  d« 
irchi?  für  die  Rechtspflege  u«  Gesetzgebung  im  Grofsherzogthum  Baden,  Bd.  4* 
H.  4-  S.  ö6a. 

§.  AQ. 

Idmverhältnisse.  SiaatsServätUen ,  durch  den  rheinischen  Bund 

veranlasst  oder  fortgesetzt* 

0  Ueber  die  actiren  und  passiven  Lehnvcrhldtnisse  der  Bnn- 
^^^^^vstea,  waren  in  der  rheinischen  BundesActe  keine  Bestimmungen 
9<^>acht  Aber  die  meisten  Bondesfiirsten  nahmen  eineein  Anlafs,  theils 
^  der  Auflosung  der  teutschen  Reichsrerbindung ,  theils  ans  ihrem  in  der 
^ftdesAete  geleisteten  Verzicht  auf  Rechte  und  Ansprüche  9  die  Jeder 
^'<B  üioen  damals  an  Besitzungen  eines  andern  Bundesgenossen  haben,  oder 
^"^P^lien  konnte  ($•  83),  als  Grundsatz  anzunehmen:  dafs  die  Lehnherr- 

4* 
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lichkett  über  Reichslehen,  derea  Betitzer  ia  Anafihnng  dendben  Umeo 
onterworfen  waren ,  nunmehr  auf  sie  iQiergegangen  sej;  dafii  jede  Letin- 
Terbindong  zwischen  Bandesfürsten,  und  auch  jede  LehnherritcUieit  einet I 
Standesherm  oder  eines  andern  Unterthans,  über  seinen  dem  Bond  beige- 1 
tretenen  sourerainen  Landesherm,  als  aufgehoben  zu  betnchtm  tej^  vati 
dafs  jede  auswärtige  Lehnverbindiing  inlfindischer  PriratBesitzangea ,  aii 
solche,  unter  den  Bundesßirsten  für  aufgehoben,  und  auf  denjenigen  Bon* 
desfursten  übergegangen  anzusehen  sej,  in  dessen  Gebiet  das  Lehn,  gelegen' 
ist  a).  n)  Auch  wurden  in  der  rheinischen  BundesActe  (Art  a.  n.  87) 
rerachiedene  Staatsservituten  theiis  bestätigt,    theiU  neu  bedungen  bl 

ü)  KLthiiR's   Staator.  d.  Rheinb.,  $.  1 18  —  1  j3.  —  Das  Nähere  unten,  i.  536  a.  f 
h)  KLeBEA  a.  a.  O.  $.  i36  ff. 

§.   47. 

///.   Verhällmss  des  heutigen  teuischen  offehiliehen  Reekies  xu  dc^ 
Staatsrecht  des  teutschen  Reichs,  und  xu  dem  öffentlichen  JReehie  -.i 

des  rheinischen  Rundes. 

Indem  t)  die  rheinische  BundesActe,  dieser  Anfang  einer  nenfl' 
politischen  Schöpfung  für  Teutschland ,  die  förmliche  Auflösung  der  tedi 
sehen  Beichsrerfassung  veranlafste,  begründete  sie,  mit  Yerniehtung  iA\ 
Beichshoheit ,  mehrere  teutsche  Souyerain Staaten ,  indem» durch Befreiiii| 
Ton  der  zeitherigen  Unterordnung  unter  die  Reichshoheit,  ihre  Land« 
hoheit  sich  bis  zu  voller  politischer  Unabhängigkeit  (Souverainetat)  enrii 
terte.  Die  Beherrscher  derselben  erhoben  sich  von  der  Landeshoheit  «, 
der  Souverainetät;  gleichWel,  ob  sie  in  rheinischer  Bundesgenosse» 
schaft  standen,  oder  nicht  II)  Einem  Theil  derselben  wurden  überdiefit 
1)  theiis  bisherige  reichsunmittelbare  Gebiete,  Bezirke  und  Besttzongc 
mit  den  Rechten  nicht  nur  der  Souverainetät,  sondern  auch  des  Eigei 
tfattins,  abgetreten,  3)  theiis  bisherige  reichsständische  Landesherren 
andere  unmittelbare  Beichsan gehörige,  mit  ihren  Besitzungen,  untergi 
ordnet,  mit  Verlust  eines  grossen  Theiis  ihrer  Landeshoheit,  oder  reicht 
unmittelbaren  Territorial-Gerechtigkeit,  indem  jene  in  Standesherrlicl^' 
keit,  diese  in  Grund-  oder  Unterherrtichkeit  yerwandelt  yk-dxi 
ni)  Auch  erfolgten  verschiedene  TerritorialCessionen  einzelne 
Bundesfürsten  unter  sich  «)•  IV)  Dennoch  wurden  manche  Reste  de, 
teutschen  Beichs  -  und  Territorialstaatsrechtes  aus  dem  publicistischOi 
SchüBFbruch  gerettet,  zum  Theil  noch  jetzt  sichtbar  in  dem  ^aatsrecht  dd 
souverainen  Bundesstaaten,  in  dem  gemeinen,  wie  in  dem  besondoi 
V)  Die  teutsche  BundesActe  stiftete,  mit  stillschweigender  An« 
kennnng  der  gegenseitig  von  den  Bundesgenossen  stillschweigend  bewirkte 
Auflösung  des  rheinischen  Staatenvereins  ($.  33  u.  f.),  den  Teutschei 
Bund.  VI)  Mit  der  Auflösung  des  rheinischen  Bundes  ($•  33)  mufste 
alle   Bestimmungen    der   rheinischen   BundesActe,    welohe   fSderative 
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Natur  and,  aofliAreii  för  die  Zubonft  wirksam  zu  seja.  Dagegen  m<if»tea 
tisd  rnünen,  wenn  und  so  weit  nicht  durch  gegenseitige  Willenserklärung 
ItT  Betheiligten  das  Gegentheil  festgesetzt  ist,  alle  Bestimmungen  jener 
ßundesicte  fernerhin  wirksam  seyn^  welche  nicht  föderativer  Natur  sind, 
vonn sie  nicht  als  Bundesfertrag ,  sondern  als  T  e r r i t o  r  i  al S  t aa  ts  ve r  t r a g 
endeiat,  sa  deren  Wirksamkeit  mithin  die  Fortdauer  des  Bundes  Vereins 
als  oothweodig  nicht  yoraus  za  setzen  ist  ^).  YII)  Dem  gemäfs  wurden 
fkk  Rechtsrerhältnisse,  die  in  der  'teutschen  Beichsyerfassung,  in  der 
rbeioischen  Bandes  Acte  ^  in  Verträgen  über  den  Beitritt  zu  derselben,  oder 
in  spateren  in  Folge  der  durch  den  rheinischen  Bund  bewirkten  Staatsyer- 
uidoTuigen  yertragweise  eingetretenen  Bechtsyerhältnissen ,  ihren  Ent- 
rtebuogsgrund  haben,  so  wie  in  der  Regel  die  in  diesem  Zeitraum  erwor- 
benenRechte,  bei  Errichtung  des  Ten  t  sehen  Bundes  nicht  geändert  c), 
londem  zum  Theil  nur  näher  bestimmt  <0*  THI)  Daher  ist  das  ehemalige 
teutsche  Reichs-  und  Territorialstaatsrecht,  und  selbst  das 
Dfl'entliche  Recht  des  rheinischen  Bundes,  noch  jetzt  ein  wich- 
tiges Hülfmittel  in  dem  teutschen  SfiFentlichen  Recht,  sowohl  in  deri 
Boadesrecht,  als  auch  in  dem  Staatsrecht  der  Bundesstaaten  «). 

t)  Vei^l.  Rhein.  Bund,  LX.  4^4- 

i)  Kiiiii'ft  Abhandlungen  u.  j^obachtungen ,  Bd.  I,  S.  6  u.  4^  ff- 
r)  Beüpkie  liefern:  die   als  Regel  geltende   Aufhebung  der   Gesetzkraft  teutscher 
Bctchsgesetxe  ($•  5o  u«  f.);  die  neuen  Titel  mancher  yormaligea  rheinisehen  Bun- 
dnfunten,    selbst  den   jetzt  standesherrlich  untergeordneten  Fürsten  Ton  der 
Leren  nicht  ausgenommen;  die  jetzige  Souverainetät  teutscher   Bundesfürsten, 
über  ihre  unter  dem  rheinischen  Bund  begriffen  gewesenen  Länder;  die  Unter- 
ordniuig  der  Besitzungen,  Personen  und  Familien  ehemaliger  reichsständischer 
Luideiherren  (jetziger  Standesherren)  und  anderer  Reichsunmittelbaren  unter 
Bondesförsten;    die    politische    Vernichtung    der    Reichsburg    Friedberg,    und 
jene  der  beiden  geistlichen  Ritterorden  in  den  rhein.  Bundesstaaten;  die  Unter- 
ordaung  der  Reichsstadt  Nürnberg;   eine  Reihe  von  Territorial  Ausgleichungen, 
Abtretmigen,   Erweiterungen  und    Begrenzungen,    welche   in   der    rheinischen 
BundesActe   oder  in  Folge  derselben  festgesetzt  wurden;   die  Aufhebung   der 
StaauSerrituten    unter  rheinischen  Bundesstaaten  (§.  56o   d);   die  Aufhebung 
oder  Veränderung  mancher  Lehnyerhältnisse;  die  Freiheit  der  Itatholischen  Re- 
Figioiifabang,  welche  der  Protector  in  allen  mit  neu  aufgenommenen  rheinischen 
Bosdesf&rsten  evangelischer  Religion  geschlossenen  Receptions-  und  Accessions- 
Vertrigen  stipnlirte  (unten  %» 5a6  u.  KLiJBEa's  Staatsr.  des  Rheinbundes,  §.  4o3  a). — 
Stälsckmfig^ndc  Anerhrmunff  solcher  Rechtsverhältnisse  findet  man  selbst  in  der 
t«iaschen  Bundes  Acte,  in  dem  Eingang  bei  dem  Titel  mancher  Bundesgenossen, 
uad  in  dem  Art.  i4.  u.  17.    So  auch  in  den  Protocollen  der  t.  Blindesversamm- 
iccg  von  1817,  S.  87,  in  d.  Beilagen  zu  d.  Protoc.  der  11.  Sitzung,  Num  14. 
Auch  erkannten  Oestreich,   Preussen   und  Rufsland  in  allen  Verträgen,  welche 
»e  im  Oct.,  Nov.  u.  pec.  i8i3  mit  rheinischen  Bundesfärsten  über   ihren  Bei- 
tritt m  der  Allianz  wider  Napoleon  schlössen  (§.  33  aj ,  nicht  nur  die  Souverai- 
Ectit  dieser  Fürsten  an,  sondern  sie  garantirten  ihnen  auch  ihren  vorgefunden 
■ea  TerritorialBechts-  und  Besitzstand.   —  «Die  Bestimmungen  des  Lüneviller 
fnedens,  der    ReichsdeputationsSchlufs   und  die    Rheinbund  Acte ,    sind    noch 
Wibend  in  manchen  ihrer  Folgen ,   deren  gänzliche   Beseitigung  Europa   nicht 
•otwirrt,  sondern    verwirrt    haben    würde.«      Worte    des    Vorsitzenden    Ge- 
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ftandlen,  in  der  zweiten  Sitsuni;  der  teuUchen  BandesTcrsammtiiDg,  FrotocgI 
T.  11.  Nov.  1816,  §.  7.  Mehr  aus  diesem  Vortrag  s.  unten  §.  69,  Noted.- 
Dafs  durch  Auflösung  des  rheinischen  Bundes ,  sämmiliche  Stipulationen  diesei 
Bundes ,  namentlich  die  in  dem  34.  Art.  der  rhein.  Bundes  Acte  entlialtcne  /V- 
uchileütung'  der  Bundesfiirsten  (unten  §.  83,  IV  u.  §.  84,^0  schlechthin entlrm 
iTorden  sejen,  wird  behauptet  in  der  Erklärung  des  Hauses  S.  Goburgülonii- 
gen  wider  S.  CoburgSaalfcld,  betr.  die  S.  CoburgEisenberg-  u.  RumÜildisthe 
Succession  (1820.  Fol.)i  §.  i5  —  21.  Protoc.  derB.V.  t.  1820,  J«  114.  Desgl.  ia 
folg,  Abhandl.  Ueber  den  Sinn  u.  die  KraA  des  34.  Art.  der  RheinbundiArk, 
während  und  nach  dem  Rheinbund;  bei  Gelegenheit  der  ErbsdiaAsIrrung  n. 
S.  Coburg  u.  S.  Meiningen.  (Ohne  Druchort.)  i8ai.  8.  S.  19  ti  DamderL 
man:  Beantwortung  der  von  —  S.  Meiningen  gegen  —  S.  0>burgSaa1fe)d  n^ 
lasaenen  Denhschrift  (Coburg  1818.  FoL)«  S.Sj  tt.  Analogische  Gründe  t.  oata 
S.  60  u.  f.    Vergl.  auch  §.  84,  V. 

d)  Oestreich  erklärte  am  22,  Nov.   1814  auf  dem  Wiener  Ck>ngrers :  »Der  Znvd 

der   grolsen  Allianz sey  in  Ansehung  Teutschlands   durch  die  alUirta 

Mächte  feierlich  und  öiTcntlich  ausgesprochen  worden:  j4ufhtbung  des  Ki-Mik 
des,  und  fflederhersteliung'  der  teuisckwn  Freiheit  und  Verfassung  unter  gcwisfci 
MDtlifieati9iieH  etc.  KiÜBEn*8  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  I,  Heft  i,  S.  108 
Pie  teutscbc  Reichs  Verfassung  ward  indefs  nicht  wieder  hergestellt,  auch  nick 
mit  Modificationen.  Erklärungen  des  k  k,  östreichisclien  Gesandten,  m  den 
Protocoll  der  Bundesversammlung  v.  11.  Nov.  1816,  §.  7. 

r)  Non  omnis  moriar !  —  Europ.  Annalen ,  1807 ,  VI.  3o5.  —  Dafs  nach  der  rbni 
BundesActc,  für  die  Bundesstaaten  nur  Bundesstaatsrecht  1  kern  Partiadii 
SUatorecht.  eiistire,  behauptet  N.  T.  Gönitsr,  in  s.  Archiv  für  die  Gcsetogcb.  i 
Reform  des  Jurist.  Studiums«  Bd«  h  (1808.  &),  S.  1  —  16. 


V.      C  A  P  I  T  E  L. 

Wirkung  der  Aaflosung  der  teutsehen  RelcLsverbindung  auf  i 
Titel  und  Rechte  der  Landesherren ,  die  Landesverfassunjj^)  ' 
Reichsg^esetze  und  Rciehsvertragprechte,  das  Privatrccht,  und  & 

Yon  Einzehien  erworbenen  Privatrechte. 


§•  48. 

fVirkung  der  Auflösung  der  teutsehen  Reichsverhindung 

/)  auf  Titel  und  politisches  Rechtsverhditniss  der  teuUchen  Landesherren,  ihrer  /«« 

glieder,  und  des  Reichsadels. 

Durch  xVuflosung  der  teutsehen  Reichsverfassung,  hatten  I)  Ji^F' 
Titel  teutscher  LandesheiTcn ,  ihrer  Familiengliedcr,  und  des  teaU 
Reichsadcb,    welche    in    dieser  Verfassung    ihren  Gmnd  hatten«)» 
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vr^rungijclie  Beziehung  yerloren.  Doch  hinderte  dieses,  an  sich,  bei  den 
stHirerain  gewordenen  Landesherren  und  ihren  P  amiliengliedern ,  die  Eort- 
fuJinuig  derselben  nicht  ^)«  Aber  die  rheinischen  Bundesfüi^ten  verzich- 
t£teii|  in  der  BondesActe  (Art.  3),  auf  diejenigen  ihrer  Titel,  welche 
irgend  eine  Besuehung  auf  das  teutsche  Reich  aasdruckten.  Mehrere  der- 
selbeo  TOtanschten  den  kurfürstlichen  Titel  entweder  mit  dem  königlichen 
o<2er  mit  demgrofsherzoglichen,  den  reichsfürstlichen  mit  dem  herzoglichen, 
den  graflichen  mit  dem  fürstlichen  c).  U)  Alle  teutschen  Landesherren, 
welche  nicht  von  Napoleon  und  den  übrigen  Mitstiftern  des  rheinischen 
Bandes,  andern  ihres  Gleichen  als^ Standesherren  untergeordnet  wurden, 
erlangten,  mit  dem  Yersch winden  der  Reichshoheit,  politische  Unabhängig- 
keit oder  Sourerainetät.  Ein  Theil  derselben  kam  in  rheinische 
Bandesgenossenschaft,  die  übrigen  blieben  bundesfrei  ^). 

i{)  Z.  B.  Kurfürst,  Rcichsiurst,  Reichsgraf,  Reicksfreiherr ,  die  Ers-  und  Erbamts- 
Titel.  KlSbkr's  Staatsr.  des  Rheinbundes,  §.  81  —  83.  —  V>rgfc  Der  toutsclie 
Bund  wider  das  teutsche  Reich.     181 5.    8. 

i)  Pratuen  führte  noch  iin  J.  1809  den  Kurftirstentitel.  So  noch  jelg,i  Hesse nCai*el» 
VergL  Hüten  §.  109  n,  ft  —  Der  Titel  ReichssULät  hat  aufgehört. 

<)  KiCub's  Staatsr.  d.  Rheinbundes,  §.  81  ff. 

d)  Ebendas.  §.  83.    Oben  §.  3i. 


§.  49. 

5)  auf  die  Landesverfassungen  der  texUschen  Staaten, 

1)  Die    Landesverfassungen    der  teutschen   Staaten,  so  weit  sie 
im  Ganzen  oder  theilweise,    durch  die  Fortdauer  der   teutschen  Reichsver- 
bmdung  nicht    klar    bedingt    waren,    wurden    weder    durch    die    in    der 
rkeuuxhen  BundesActe  enthaltene  Aufhebung  der  Reichsgesetze,  noch  duixh 
Auflosimg  der  Reichsyerbindung  und  Stiftung  des  rheinischen  Bundes,  stili- 
sckweigeod  aufgehoben  <<),  und  eben  so  wenig  geschah  dieses  in  der  Bun- 
^Acte  ansdrücklieh  ^).     n)  So  weit  die  Landesrerfassung  auf  ausdrückli- 
chen oder  stillschweigenden  Verträgen,    zwischen  den  Unterthanen  oder 
2"tn  SteÜTertretern   und    den   LandesheiTschaf^en ,    beruhten,    waren    die 
letzten,  selbst  in  üebereinstimmung  mit   dem  Protector    des   Bundes,  zu 
^ioKitiger  Aufhebung  oder  Aenderung   derselben  nicht  berechtigt  <?)•    Die 
aeu  erlangte  Sourerainetät  schlofs  in  ihrem  Ursprung  rechtlich  mehr  nicht; 
in  ach,  als  Befreiung  von  der  Reichshoheit  «^5   und  eher  waren  die 
rDterthanen  Jberechtigt,  Ersatz  zu  fordern,  für   die  durch  widerrechtliche 
Aofhebung    der    Reichsyerbindung    erfolgte    Entziehung    oder    Mindei*ung 
MDcher  von  ihren  Rechten  «),    und  für  Entziehung  des  Schutzes  ihrer 
Rechte  durch  die  Reichshoheit.     HI)  Nach  diesen  Grundsätzen  ist  die,   seit^ 
eriangtcr  Sourerainetät,   in  rerschiedenen  teutschen  Staaten  erfolgte  Auf- 
liebong  oder   Aenderung  der    Landesrerfassung,   namentlich    die 
Aufhebung  der  Landstände  7),  rechtlich  zu  beui*theilen. 
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a)  König],  hannöver.  Erklärung  auf  dem  wiener  Gongrefs,  in  iUfisSK^t  Aelen  1  w. 
Congr. ,  Bd.  L  Heft  i ,  S.  69.    Hannöverisclie  Abstimmung  (£•  la)  in  dem  Protoc. 

der  B.  V.  v.  i8i3,  §.  129.    Zufallige  Gedanken ob  durch  die  rliein.  B.Aci« 

den  neuen  t.  Souverainen  über  ihre  Eigentbumalande  e.  g^rössere  Gewalt  beige- 
legt worden  sej,  als  sie  über  dieselben  vorhin  gehabt  haben?  (Ohne  Druckort 
1807.  8)  S.  48  f.  G.  H.  V.  Berg's  Abhandlungen  su  Erliuter.  der  rhein.B.Acte 
Th.  I9  S.  208  f.  Rhein.  B.,  XXV.  106.  Gdil.  Wosav»  Conm.  de  abrogatio&U 
legum  gennanicarum  vi  et  effectu  in  civitatibus  foederi  rhenano  adscriptis,  prae- 
sertim  in  earum  formam  (Zerbstae  1818.  4«  Auch  teutsch,  in  d.  Bbein.  Buoi 
T^n.  y,  LITT.),  Part.  IL  A.  H.  Meisel  Diss.  quaestiones  de  jure  publ.  ciTitatum 
foederi  rhen.  adscriptar.  Sp.  I.  (Lips.  1811.  4*)?  p*  34.  sqq.  et  40.  Jeii.  AD<;. 
Lit.  Zeit.  1807,  Num.  3ot  u.  3o2,  %,  18;  {fum.  3o4.  S.  612;  1808,  Nuni.  i3i. 
Würtembergs  Rechte  (Ohne  Druckort.  i8i4*  8.),  S.  i3  fC  —  Vergl  Reicbsdep. 
Hauptschi.  T.  i8o3,  %.  60.  Bemerkungen  zu  Erklärung  des  60.  ^  des  H  D. 
Hauptschlusses.  Frankf.  i8o5.  8.  J.  F.  Buk  de  über  die  Erhaltung  der  öiTeot). 
Yerfass.  in  d.  EntschädigungsLanden,  nach  d.  R.  Dcp.  Hauptschi.  v.  i8o3,  mit 
Anwend.  auf  d.  HcrKogth.  Westphalen.  Gott.  i8o5.  4*  li^zsFnLiA's  Staat»« 
archir^  L.  166  ff.    LI.  372  ff. 

h)  Dafs  die  Landesherrschaft,  seit  der  Stlfhmg  des  rliein.  Bundes  und  der  Hao^- 
ten  Sourerainetät ,  die  Landesverfassung  nach  Beliehen  ändern  oder  aiifliflK'n 
könne 9  behaupten:  J.  F.  N.  Brauer,  in  s.  Beiträgen  su  e.  allgeni.  Staatsr.  der 
rhcin.  Bundesstaaten  (Carlsr.  1807.  8),  S.  7  ff.  VergL  auch  C.  S.  Zachabiai 
Jur.  publ.  civitatum  quae  foederi  rhen.  adscriptae  sunt,  ^.  23.  sq. —  Dafs  die  Lau- 
desherrschaft, seit  Auflösung  der  Reichsverbindung,  su  einseitiger  Aufliebuiig 
oder  Aeuderuug  der  Landesverfassung  berechtigt  sey,  wenn  durch  sie  <iic 
Staatsgewalt  unter  mehrere  Subjccte  getheilt  (?)  werde,  dafs  sie  sogar  m- 
pflichtet  sey,  wenn  m  die  Landesverfassung  dem  Zweck  des  Staates  für  nicht 
entsprechend  halte,  behauptet  Behr  in  s.  sjstem.  Darstell.  des  rhcin.  Btindes, 
S.  209  ff.  —  Dass  mit  Aufhebung  der  Reichsgesctse  die  \'crbiudlichkfit  der 
bisherigen  Landesverfassung  ipso  jure  aufgehört  habe,  behaupten:  J.  Zititel,  io 
8.  Entwurf  e.  Staatsr.  Hir  d.  rhein.  Bund.  S.  120.  N.  X.  G$b>fr,  in  s.  Archiv 
für  die  Gesetxgeb.  u.  Reform  des  Jurist.  Studiums,  Bd«  I  (1809.  8.),  S.  1  —  »^' 
und  namentlich  in  Ansehung  der  landständischen  Verfassung,  ein  Ungenannter 
in  der  neuen  Allemannia,  Bd.  I  (1816),  S.  1  ff. 

r)  T.  Berg  a.  a.  Ol  210  ff.  In  Beziehung  a\if  Lippe  (Detmold),  die  versuchte  Auf- 
hebung der  alten,  und  Einführung  einer  neuen  landständischen  Verfhssung  bc 
treffend,  s.  man  Protoeoll  d.  t.  Bundes versamml.  v.  12.  Aug.  1819,  $.  i6s  u.  L 
und  Vortrag!  vorgelesen  in  der  Sitzung  der  B.  V.  vom  9.  Sept.  )8i9*  und  lo<<> 
dictaturae  gedruckt  auf  53  FolioSeiten  (S.  591—643).  —•  Die  Rechte  Dn'iter  (der 
Unterthanen),  konnten  durch  Verträge  des  Protectors  mit  den  Bundesfurstea 
nicht  verletzt  werden.  —  Auch  politisch  gut  wäre  die  Aufiicbung  der  Landey 
Verfassung  nicht.  Sicherer  steht  ein  Fürst,  dem  eine  Suats Verfassung,  als  der» 
dem  nur  persönliche  Enei^ie  die  Daue^  seiner  Herrschaft  verbürgt,  der  Alles. 
und  auch  das  vermag,  was  weder  ihm,  noch  dem  Volke  nüt«t.  Soll  der  Zußll 
guter  persönlicher  Eigenschaften  des  jedesmaligen  Regenten,  die  Gewährki 
stung  seyn,  fiir  gerechte  und  sweckmäsige  Staatsverwaltung?  Absolute  Ge- 
wall  ist  gefährlich  dem  Fürsten,  herabwürdigend  für  die  ünterthaucn.  ^«''8^• 
V  76,  98  und  255  d.  R.  Alex  anderes  Erklärung,  in  Klübeii's  Uebersich«  der 
dipL  Verhandl.  d,  wiener  Congr.  S.  aoo. 

d)  VergK  v.  Bxro  a.  a.  O.  S.  200  ff.    Rhein.  Bund ,  10.  38 1  ff. 

r)   VergK  T.  Barg  a,  o.  O.  S.  209  ff.    Anders  Bmir  a.  a.  O.  S.  208. 

/)  Vergl,  5.  282,  und  die  wiener  SeblufsActe  von  1820,  Art.  56.  -     In  dem  g«'^*' 


der  teoCtehea  ReichsverbiDdung  etc«  57 

Urw^  hositcfacn  Bdict  vom  i,  Ocr.  1806,  wurden  die  LaadsULnde  »aus  unum- 
fckfäakter  M «chtroUkoameUbdl «  aufjg^ehoben.    Von  Lippe  (Detmold),  8.  oben 


§.  50. 

J)  au/ die  deutschen  Reichs ge seti^j 
iiiWi«»ndere    a)   auf  die    durch    sie     begründeten    oder    gebilligten 

Vertragrechte. 

Die  rhetaiscbe  BandesActe  (Art.  2)  erklärte  alle  teutschenReichs- 
gesetKe  für  nichtig  uad  unwirksam,  in  Ansehung  der  Bondesge 
nasseD,  ihrer  Staaten  und  Unteithanen.  Eis  wurden  aber  I)  daselbst 
/!]«lftch  zwei  Ausnahmen  von  dieser  Regel  festgesetzt;  in  Ansehung 
dei-jeoigen  Bestimmungen  des  ReichsdeputationsHanptschlusses  vom  95.  Februar 
iM,  welche  1)  die  Rechte  der  Gläubiger  und  Pensionäre  «),  und 
1  dm  Octroi  der  Rheinschifffahrt  ^)  betrefFen.  Auch  ist  II)  den 
aügemeioeo  Rechtsgrundsätzen  gemäfs,  dafs  jene  Aufhebung  der  teutschen 
Heichsgesetze,  nicht  bezogen  werden  konnte  auf  Staaten,  Personen, 
pbikhe  und  moralische  oder  jundische,  und  Rechte,  über  welche  die 
rridohchen  Bundesgenossen  zu  verfügen  nicht  befugt  waren,  und  nicht  auf 
Hecke,  deren  TVirksamkeit  durch  die  Fortdauer  der  teutschen  Reichsrer- 
Intiiloiig  nicht  schlechthin  bedingt  war^  Also  1)  nicht  auf  die  von  dem 
rsdiiiUchen  Bund  frei  gebliebenen  teutschen  SouverainStaaten  und 
urtn  Unterthanen.  Auch  2)  nicht  auf  solche  Rechte,  welche  Einzelne 
lincb  Reicbsgesetze  oder  reichsgesetzliche  Bestimmungen,  unmittelbar  oder 
Qiittelbur  (ex  pacto  tertii),  schon  erworben  hatten  c)  3)  Nicht  auf 
^  Fottdauer  der  durch  Reichsgesetze  begioindeten ,  veranlagten,  oder 
;eb[lli«rten}  jedoch  von  dem  Fortbestehen  der  Reichsverbindung  nnäbhin- 
^igen  Vertragrechte,  a)  zwischen  Bnndesfursten  unter  sich  ^;  oder 
1»)  £  wischen  Bundesfursten  und  Dritten,  namentlich  fliren  Unterthanen  O9 
^  liatholischen  Kirche,  den  evangelischen  Kirchengesellschaften,  und  Aus* 
*)itigefl  bei  (etwa  auch  zugleich  als  Reichsgesetze  betrachteten)  Staats- 
^wrogea  des  teutscben  Reichs ,  in  welchen  die  Regierungen  daiiialiger 
tatseber  Reichsländer,  späterhin  rheinischer,  jetzt  teutscher  Bundesstaaten 
vli'^fi  ersprünglich  für  sich  selbst  in  ihrer  landesherrlichen  Eigenschaft, 
uji}jiajigig  von  dem  Bestehen  der  teutschen  Reichsverbindung,  als  Mit- 
P' risctiit^Q  anzusehen  waren  /);  oder  c)  zwischen  Dritten,  z»  B»  zwischen 
K^'b^lilien  und  Evangelischen  in  rheinischen  (jetzt  teutschen)  Bundesstaaten, 
'*^ieben  den  Mitgliedern  der  RegentcnFamilien ,  auch  denen  des  reich^un- 
'-^lelbar  gewesenen  Adels  u.  d.  m.  IE)  Fortwährende  Gültigkeit  konnten 
^IbPrivatgesetze  behalten,  dmch  ausdrückliche  oder  stUl^hweigende 
(«tiatrong  einzelner  Bundesfürsten  g\ 

•  ß  Öep.  HaupUchl.  v.  i8o3,  §.  3,  4,  6,  7,  9,  i4,  ^7,  19^  «o,  «4,  «7,  47  —  59,'  64, 
''Ä-fiB,  76,  'T7  — 85.  —  Von  Rei-Jusehulden,  s.  Rhein.  Bund^  L  114  f.  G.  H.  v. 
^^»■^•i  Abbandl.  r..  Erläiit.  d.  rhciii.  B.  A.  Th.  1,  S.  bj  ff.  —    Von  Schulden  der 
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ehem.  HetehsOpeuahmsCiuse,  sehe  man  §.  6  und  933  b.    Auch  die  UuUtkt  Buttia.  , 
j4ciey  Art.  i5,  erneuert  die  Verfugungen  d.  B.  D.  HauptseU.  wegen  des  Schul- 
denw.,   der  Pensionen,    und  der    auf   den  RhcinachifflfahrtOctroi  angeinfiesewn 
directen  und  subsidiär.  Renten  (§.  578  u.  f.).  —    Das  bei  Auflösung  des  te«l 
sehen  Reichs   vorhandene   StaaUeiffetoMum   desselben,   hat,   mit  Ausnahine  der 
Reichsarchive  (^.89  f.)*  seine  frühere  Bestimmung  verloren,    v.  Bno't  angd 
Abhandl.  etc.,  Th. I,  S.  «71.    Rlvber's  Staatsr.  des  Rbeinb.  §.  114.  —  BcicUafi 
d.  t.  B.  V.,  über  die  Gebäude  des  Reichskammer ffertchu ,  in  ihiem  Protoc.  tob 
6.  Aug.  1818,  %.  193,   worin  Preussens  Eigenthumsfecht  auf  dieselbe  anerluiiBt 
wird.    Preuss.  Erklar,  hierauf,  in  dem  Protoc.  von  1819,  §•  53.  —    DesgWcba 
über  die  reich&hammergerichtl.  BibUothek,  in  dem  Protoc.  v.  25.  Jan.  1811,  S- 1^* 
Num.  11  j    V.  19.  Juni  1828,  §.  109;   «9.  Jan.  i8a4,  §.  3^;  in  KlCbke's  ^aellw 
Sammlung,    Num.  XXX\  I.     Sie  soll  nach  Bonn  gekommen  seyn.  —    Von  der 
reichskammergerichtl.  SustenttitumsCaste  u.  den  vorräthigen  Tax^eldem^  1.  Proioc 
d«r  B.  V.  V.  1B18,  §.  «9,  71,  73  u.  193.  —    Von  den  Aetiv  und  PoisivCap^Ha 
der  SustentationsCaase ,  von  Vertheilung  der  ersten  und  Tilgung  der  Icuteo, 
s.  Protoc.  V.  1823,  %  3o. 
h)  B.  Dep.  Hauptschi.  v.  i8o3,  §.  89. 

e)  Bhein.  Bund.  XXV.  10a.  —  VergL^dic  t.  BundesActe,  Art.  14,  Num.  a,  mbis: 
yför  künftige  FäUe.« 

fO  So  s.  B.  verschiedene  MünzConventionen ,  unten  |.  447  a.  u.  f.  Kum't 
Staatsr.  des  Rbeinb.,  |.  3a3.  Vcrgl.  auch  den  preuss.  Entwurf  e.  A'crfasi.  d« 
teuUchen  Staatenb.  v.  Febr.  i8i5,  $.  119,  in  HLimBn's  Acten  des  wiener  CoDgr. 

a  u,  s.  54. 

t)  Denkwürdige  Erkl&rung  der  hannöyerischen  Gesandtschaft  auf  dem  vKm 
Gongr. ,  in  HLÜBin*s  Acten  des  w.  Congr.,  Bd;I,  Heft  i,  S.  69. 

f)  Z.  B.  die  Goncordate  (v.  1439,  1446,  1448)  mit  dem  papstL  Stuhl,  der  ReligidU 
friede  v.  i555,  der  westphäl.  Friede  v.  1648,  der  auch  in  solcher  Rctiekiuig  1« 
Frankreich  und  Schweden  den  jetzigen  t.  Bundesstaaten  garantirt  ist.  PiTTErj 
Geist  des  westphSL  Friedens ,  S.  a4  u.  68  fH  v.  Bkbo  a.  a.  O.  S.  14^  ^  <* 
154  £  GuxL.  WiBSAvn  Conun.  cit.  Part.  L  c.  3.  in  WianoFp's  Zeitschrift:  D> 
rheinische  Bund,  XXV.  101.  KLÜun's  Uebersicht  der  diploro.  Verhsndl  d^ 
Wien.  Congr.,  S.  i53,  a5o,  441  f.,  446,  449*  45i  f.,  4B4,  490  u.  496  iL  A.  Micuii 
Kirchenrecht,  %.  11.  F.  A.  Feey's  Progr.,  ist  der  westphäl.  Friede,  d«ß  ^ 
Stimmungen  des  Art.  V  nach,  in  Bezug  auf  den  Religionssustand  der  cknsll 
HauptConfessionen  in  Teutschl.,  durch  die  rhein.  u.  wiener  BundesActen  ab§e 
schafft  und  att%ehobcn?  (Nein.)  R^mb.  i8t6.  8.  In  den  wiener  Verhandlung 
SU  Errichtung  der  t.  BundesActe,  ward  bei  dem  16.  Artikel  ausdrücklicii  ^^ 
die  »Friedensschlüsse«,  als  die  t.  Bundesstaaten  fortwährend  verpflicbifu^ 
hingewiesen.  Klübbr's  angef.  Uebersicht,  S.  44 1«  44^ t  446  9  449-  "^  Von  u^ 
Concordaten,  s.  Bemerkungen  und  Wünsche  über  die  seit  1806  erscVienm« 
ReligionsEdicte  etc.  (Teutschl.  1817.  8.),  S.  5  ff.  u.  i3.  Wider  die  forUiauemL 
Gültigkeit  der  angef.  Goncordate,  s.  die  unten  §.  Bij  angef.  Schrift  v.  \^" 
S.  92  —  94.  Stilbchweigend  ist  für  künftige  Fälle  ihre  Wirksamkeit  aufgehobc 
durch  diejenigen  Bestimmungen,  welche  übereinstimmend  von  dem  päpstli^'"* 
Stuhl  und  den  weltlichen  Regenten,  für  Verfassung  und  Einrichtung  des  katn< 
Kirchenwesens  in  t.  Bundesstaaten  errichtet  worden  sind  (§.  5o8—5io.V 
K  M^vcb's  voUständ.  Sammlung  aller  altem  u.  neuern  Goncordate,  nebst  cid 
Geschichte  ihres  Entstehens  und  ihrer  Schicksale,  a  Theile.  Leipzig  iB3o  u 
i83i.   gr.  8.    KlvIber,   droit  des  gens  §.  3i. 

g)  Man  sehe  den  folg.  %.  Göshskr  a.  (unten  §.  53a)  a.  O.,  S. 5o— 57.    Hii^' 
WuTHOPF't  rhein.  Bund,    XXVRL  78. 
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§•     Ö4'  (51«.) 

M   auf    die    Autonomie    und     Gesetzgebungsfreifaeit     der    Bundes- 
fursKen,   in  Besiehung  auf  fortdauernde    Gültigkeit    der 

Beichsgesetze. 

I)  Durch  die  in  der  rheinischen  BundesActe  festgesetzte  Aof- 
Mrang  der  teatschen  Reichsgesetze,  ward  die  Autonomie  und  Gesetz- 
^ehangsfreiheit  der  Bundesfürsten  weder  aufgehoben,  noch 
kschriokt.  Demnach  war  es  ihi^r  Bundespflicht  nicht  zuwider,  wenn 
sie  freiwillig,  ohne  Meinung  einei*  aus  der  Zeit  der  Reichsyerbindung  noch 
fortdauernden  rechtlichen  Noth wendigheit ,  reichsgesetzliche  Vor- 
ichriften  fernerhin  entweder  selbst  beobachteten,  oder  solchen  prac- 
tische  Gültigkeit  für  ihre  Staatsbehörden  und  Unterthanen, 
iiisdrucklich  oder  stillschweigend  beilegten  a).  U)  Namentlich  gilt  dieses 
Ton  Reichsgesetzen^  welche  auf  Po  Hz  ei  Gegenstande,  auf  Münz- 
Qud  Ralenderwesen,  auf  peinliches  und  bürgerliches  Recht 
Dnd  R'echtsverfahren  ^)  sich  beziehen.  In  Ansehung  dieser  Gegen« 
st.ixide  Itonnte  daher  den  Reichsgesetzen,  zwar  nicht  als  solchen,  oder  nach 
ihrer  ursprünglichen  Form,  aber  doch  nach  ihrem  Inhalt  (materiell),  mit- 
hin zwar  nicht  mehr  als  gemeinem  Recht  (jus  commune),  aber  doch  als 
angenommenem  Landrecht  (jus  receptum),  practische  Gültigkeit  in 
den  vorhin  zu  dem  teutschen  Reich  gehSrigen  Staaten  nicht  rersagt  werden , 
so  lang  und  soweit  sie  durch  eigene  Landesgesetze  nidhit  abgeschafft 
<mW  abgeändert  waren  O9  welches  zn»thun,  der  Staatsregierung  nunmehr, 
selbst  bd  schlechthin  befehlenden  oder  verbietenden  Reichsgesetzen,  nnrer- 
wekrt  war,  doch,  in  der  Regel,  ohne  rückwirkende  Kraft  der  neuen 
Gesetze  ^ 

•a)  la  dem  ku  dem  rketn.  Bund  nickt  gehörenden  Herzogtbum  Holstein,  ward  die 
Fortdiner  der  Gültigkeit  der  teutscheb  Reichsgesotse ,  in  bürgerl.  und  peinL 
Sarken,  gcsetzUck  yerordnet,  am  9.  Sept.  1806.  Polit.  Journal  1806,  S.  988.  — 
Das  OberAppellationsGericht  der  vier  Freien  Städte  ku  Lübeck  ist  angewiesen, 
ausser  den  ParticuhurGesetzen  und  Becktsgewoknheiten  der  Städte,  anck  das 
ra  ikneii  recipirte  gemeine  Reckt,  mit  Inbegriff  der  Reicksgetetze,  als  £nt- 
icbadaagsquelle  zu  gebraueben. 

h)  Bespiele  liefern:  Reicksabschied  iSii,  S*  >9;  ^^9  $•  3i.  ReiduPotfseiordn« 
1548  mid  1577,  in  mekreren  Stellen,  s.  B.  Tit.  19  und  3a.  R.  Dep.  Absckied 
1600,  V  1^9  ^39  u.  i5s.  Reichsabscbied  1654)  iu  mekreren  Stellen,  s.  B. 
J.  ii3,  111,  191,  174.  Reicksscklüsse  ron  1781  und  1722,  die  Absekaffung  der 
Haadwerksmisebräucke  betreffend.  Von  BeicksCriminalgesetKen  s.  FxvxaBACH*s 
Ukrk.  des  peinL  Reckts,  %,  3.  Diese  und  andere,  gesammelt  in  Gubtlachxb's 
Uandlmck  der  tentscken  Reicksgesetse,  Tk.  IX,  X  u.  XI,  in  Schmavss  Corp. 
10.  pvkL  acad«,  und  in  der  neuen  Samml.  der  Reicksabscbiede.  Frankf.  1747. 
k  Tkale,  Fol. 

<|  GiiL.  WnsABD  Comment.  cit.  A.  H.  Mbisel  diss.  cit.  G.  H.  v.  Bsao's  Ab- 
LttdlvBgen  zu  Erläut.  der  rkein.  B.A.,  Tfa.  I,  S.  5o  ff.  Scrbadxr's  Abkandl., 
ia  Gaoxa*s  und  3 auf's  Germanien,  Bd.  II,  Nnm.  5  u.  i3,  u.  Bd.  HI,  Num.  ao. 
Uwin.  Bund,  XXXVB.  63.    Jen.  Allgcm.  Lit.  Zeit.  1807,   Num.  3o9,    §.19.  u. 
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J)  F.  Tb.  Sbiduts  ,  pmet.  Jl,  G.  Srocumksv ,  diu.  de  ti  legum  priontn  in  poi* 
tftrioribui.  Ups.  i8o3.  4.  A.  D.  Wssn  über  die  Rackanwendaag  positircr 
Geftetae.  HaiuiOT.  1811.  8.  C  C.  J.  t.  HxBuerow  Aber  die  surfiekwirlKnde 
Kraft  der  Getetse.  Dusseld.  181a.  8.  Ta.  Wiisi  über  die  rflckwirkeade  Krift 
der  Getetae.  Frankf.  1814.  &  G.  H«  ^.  Bxm's  RechUfalle,  Th.  IV,  Num.  10. 
P.  W.  PFixFFza's  Abhandl.  in  CaoMa*s  u.  Javp's  Germanien,  Bd.  IQ,  S.  411  ff. 
Jen.  AUg.  Lit.  Zeit.   181a,  Niun.  aao. 


§•    S2.  (51b.) 

c)  auf  authentische  Auslegung  teutscher  Reichsgesetse. 

I)  Da  mit  Auflosung  der  teutschen  Reichs vei*bindung  die  moralische 
Pei'son  der  ReicbsStaatsgewalt  (Kaiser  and  Reich)  erloschen,  und  der 
Tcutschfi  Rund  nicht  Rechtsnachfolger  oder  Stellrertreter  denelben 
geworden,  auch  überhaupt  mit  Staatageiralt  nicht  versehen  ist  ($.  6.  il 
104) y  so  besteht  jetzt  kein  Subject^  welches^  zu  authentischer  Aas- 
legung  der  Reichsgesetze  ermächtigt  wäre  «).  U)  Dagegen  gebükrt  in 
Rechtsstreitigkeiten  jedem  competenten  Richter  doctrinale  Auslegung) 
auch  der  Reichsgesetze  &).  m)  Auch  können  sämmtliche  Baudes- 
glieder  yertragweise  unter  sich  festsetzen,  welchen  Sinn  Sie  zweifel- 
haften Stellen  der  Reichsgesetze  beilegen  wollen;  doch  unbeschadet  der 
Rechte  Dritter.  lY)  Dasselbe  kann  jeder  Regent  für  seinen  Landes- 
bezirk  nach  der  Landesyerfassung  thun  c). 

a)  Ein  Fall  in  den  Protoc.  der  B.  V.^v.  1818,  S.  a38;  t.  1819,  $.  so  u.  41;  ^' 
&8ao,  $•  37.  —  Namentlich  gilt  dieses  von  dem  HDepMauptschl,  v.  i8o3,  der 
seine  rerbindende  Kraft  als  Reichtgeseta  einsig  Ton  der  ReichsStaatigewalt 
(Kaiser  und  Reich)  durch  einen  eigenen  denselben  ratificirenden  ReichsKliluIi 
erhalten  hat ;  also  ^eder  Ton  dem  Willen  der  Deputation  oder  der  Deputations- 
Mitglieder,  als  solcher,  noch,  so  riel  die  4?  ^sten  %%»  (mit  Ausnahme  eines 
Theils  des  |.  a4)  betrifft,  von  der  entscheidenden  Mitwirkung  der  uneigeatlicli 
so  genannten  rennittelnden  Machte  (Frankreich  und  Rufsland).  In  Ansehung 
jener  47  |$,  ist  der  R.  D.  Hanptschluss  augleich  eine  in  dem  Art  7  ^es  Lüne- 
viller  Friedens  Torbehaltene  »anderweitige  oder  besondere  Ueberemhmfi*  des 
Teutschen  Reichs  mit  Frankreich,  dem  auch  Rufsland  beitrat,  und  ist  der  von 
den  beiden  letzten  abgefafste  framsösische  Text  das  Original,  mithin  enUcbeidend 
bei  Abweichungen  der  teutschen  Uebersetsung,  oder  bei  Zweifeln  über  dcu 
wahren  Sinn.  Daher  föhrt  das  Original  folgende  Ueberschrift:  »Texte  oriif'»^^ 
finalement  toiwenu  eutre  les  Ministres  des  Puissances  mödiatrices  et  la  Depu- 
tation de  l*Empire ,  pour  entrer  en  langue  allemande  dans  Facta  d^finitif  de  la 
D^oUtion.«  iÜevoa  sehe  man  KLVBza's  Abhandlungen  Bd.  II,  S.  33i  ff«,  und 
E6eindest.  Abhandhing  in  dem  Ardiiv  für  die  Rechtspflege  etc.  im  Grofs* 
keraogthom  Baden,  Bd.  IV.  H.  4.  Freib.  1887.  t.  Bkbg's  Jurist.  Beobachtungcnt 
Thw  m.«  Sw  64.  —  Ein  die  daselbst  §.  24  festgesetate  grafl.  Hallbergische  Rente 
betreffender  Beschlufs  der  B.  V.  in  ihrem  Protoc.  v.  1818,  i  338,  begehrte 
Auslegung  einer  Stelle  des  a4.  §.  des  R.  D.  H.  S.  von  den  noch  übrigen  »eihs 
Staatsregierungen,  welche,  als  Mitglieder  der  aufserordentl.  R.  DepuUtioo  Ton 
i8a3,  BeydUmachtigte  bei  derselben  hatten.  In  Folge  dieser  ErUäfuagen, 
gab  die  B.  V.  eine  Auslegung,  in  den  Protoc.  t.  i8a4,  %,  7s.  Vei^.  «»^^ 
Protoc.  T.   i8n,  f.  io5  u,  i45;  v.    i8a3,  §•  >5a   u.    168;    Protoc.  der  B.  ^  " 
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Bd.  XT,  S.  5t5  u.  596,  Bd.  XVI,  &  147.  In  den  Protoc  t.  1817,  §.  365, 
auserte  in  der  B.  V.  ein  Befevent,  die  B.  V.  sey  niekt  ennichtigt  su  antfaen- 
liscfacr  InlerpretaCion  derjenigen  $§.  des  Beiehsdep.  HaupUchluMes,  welclie  in 
die  BnndcaAcle  aufgenommen  worden« 

I)  Vei^  das  Protoc.  der  B.  V.  v.  i8ao,  $•  37  ^  Num.  II.  >-  Wie  ehehin  den 
Bfliebgericfaten,  und  selbst  den  TerritorialGerichten.  Die  bei  jenen  damals 
frileadeB,  in  ihrer  Art -noch  jetet  anwendbaren^  Grundsatae  findet  man  ent- 
wie&elt,  in  G.  W.  Srocn's  (Füttxr's)  Diss.  de  jure  et  oflficio  summor.  imperii 
triboialiiim  circa  interpretationem  legum  im^icrii  (Gott  1758,  nnd  in  PiftTsa*» 
opascolia,  p.  i85X    S*  47«  ^^9  ^3. 

e)  VeigL  i  a38  a. 


§.  53. 


(52.) 


4J  auf  iat   fememe    teuUche    Pfivatrecht;     S)   das   LandesPritfotrechi ;    S)    die    von 
Smtehun  erworbenen  Privatreckte,  inebeeohdete  7)  auch  SueeeeeioneReokt/ 
S)  subeidiarieeh  von  den  Reiekegertchten  befolgte  ReektsNormen* 

T)  Nacli  dem  oben  ($.  5i,  II, )  angegebenen  Grundsatz,  ist  die  Frage 
za  beaotworten:  ob  und  wie  weit  das  auf  teutsche  Reichsgesetze ,  so  wie 
nfaDgeiiieineteQtsGheReclitsgewohnheiten,  gegründete  gemeine  teutache 
Priratrecbt  «),  durch  Aafl5sung  der  Reichsrerbindung,  und  diireh  die 
m  der  rheintschen  Bundes  Acte  erfolgte  Aufhebung  der  Reichsgesetze,  in 
<len  teatschen  Staaten  nunmehr  auch  als  Landesrecht  seine  practische  Gültig- 
keit rerloren  habe?  II).  Dem  LandesPrIyatrecht  (yormaligem  parti- 
toürem  teatscbem  Priratrecht)  blieb  seine  Gültigkeit  auch  nach  Aufloaang 
<kr  teotadien  Reichsverbindong ,  so  weit  es  durch  neuere  (besetze  oder 
Rechtsgeirohnheiten  nicht  aufgehoben  ward  ^).  m)  Die  während  der  teut- 
3cken  Reichsrerbindung  yon  Einzelnen  erworbenen  Priyatrechte, 
nameaüich  die  durch  kaiserliche  Privilegien  erlangten,  blieben  fernerhin 
bei  Knft  e),  da  wohlerworbene  Rechte  (jura  quaesita)  der  Priratpersonen 
(mabhangig  sind  yon  der  Art  der  Staatsverfassung.  lY)  Dasselbe  gilt  insbe- 
sondere yon  rechtsgültig  erworbenen  SuccessionsRechten  «f),  ohne 
Unterschied  der  verschiedenen  Arten  yon  Rechtstitehi ,  auf  welchen  sie 
bctnheD.  Y)  Die  wiener  SchlufsActe  yon  1820,  Art.  23,  erkennt  die 
fortväkiende  Gültigkeit  yon  den  ehemaligen  Reichsgerichten  subsi- 
diartseh  befolgter  RechtsNormen,  so  weit  sie  auf  die  jetzigen 
Veililllnisse  der  Bundesglieder  noch  anwendbar  sind  «). 

«>  Vergl  §.  5i  n.  (N.  T.  GömrxH)  Ueber  den  Umsturs  der  t.  Verfassung  und 
«inen  Einflufs  auf  die  Quellen  des  Privatrechts  in  den  neu  sonvcrainen  Staaten 
4er  rfa^n.  Confdderation.  Landsh.  1807.  8.  Ehendess.  Archiv,  Tb.  I,  S.  9. 
WisBOpr*«  rhein.  Bund,  XXVL  an.  —  Von  dem  teutschen  FrwatFüretenreeht 
t.  oben  §.  11  u.  5o,  II,  3,  c.  —  Durch  Auflösung  der  Beichsverbindung ,  ist 
&  Streitfrage,  von  der  Existehs  eines  allgemeinen  teutschen  Privatrechtea 
(aorh  eines  geschriebenen,  oder  blofs  eines  Gewohnheitrechtes?  nicht  blofs 
■m  bisloriscfaen,    sondern   auch   im   Juristischen   Siiln?),    lur   Antiquität  ge- 
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i)  In  T^rtekieileiieii  rheia.  BundeacUatea  ward  da«  ii«i(VaiiftS$lfdto  Priratreclit 
(Code  NapoMon)  eingef&iirt.  So  in  dam  Königreielia  WettpUea,  ii  den 
Grofshersogthfimern  Baden,  Berg  und  Frankfurt,  in  den  Sualaa  der  Her* 
söge  von  Arenberg  und  Anhalt -Cöthen.  —  In  Tertchiedenen  aadera  Baedet- 
staaten  erachienen  einaelne  neue  Geaetxe,  oft  mehr  mit  formaler,  ab ntterieUcr 
Neuheit« 

e)  Unten  $.  54o.  BaAvsa's  Beitrage  su  e.  allgem.  Staatsr.  der  rheia.  Bundes- 
•taatan,  S.  19.  —  Von  erlangten  haiserl.  Sumdestrkdkungen  und  Prmlegin  %, 
ebend.  S.  161  ff.    Wizs^sd  1.  c  P.  I,  ca. 

d)  Vergl.  §.  83,  Num.  m.  u.  l\\  u.  %.  47  b,  >-  Ehemalige  RvefOwäBiUlam^t 
und  Anwaruchafien  auf  Reichslehen,  desgl.  TertragmäCsige  ErbfUgtr^tke  bmdci» 
iurstlicher  Familien,  sind  auch  jetzt  noch  rechtsgültig,  und  namentUcli  unter 
dem  in  dem  34*  Art  der  rhein«  Bundes  Acte  geleisteten  Versieht  nicht  he^ffi3^ 
wenn  aie  nach  den  gleichseitigen  Rechtsgrundsätseu  ein'  getetsmSsigei  Dasejo 
erhalten  haben,  folglich  hiedurch  ein  wohlerworbenes  Recht  begründet  iit 
Klübkb*s  Abhandlungen  und  Beobachtungen ,  Bd.  I,  S.  1  ff.  s.  Wiisa>d  l  c. 
P.  I,  c.  2.  Ki.irBXB*8  Staatsr.  des  Rheinbundes,  §.  120,  vergl.  mit  V  89,9211 
37a.  ^^  Fftr  erloschen  durch  die  Auflösung  der  ReichsTerbindung,  halt  jede 
durch  ehemalige  ReiehsLehnTerhältniase  begründete  Erbfolgerechte  und  Erbfo^- 
Ordnung  (also  auch  da,  wo,  wie  bei  ReichsErs-  und  Erbämtern  (§.  53;),  der 
Gegenstand  des  Reichslehen  nicht  aufgehört  hat),  J.  U.  Rödkr's  Archäologie 
der  teutschen  Lehnsverfassung  (Hildburgh.  1816.  8.)  Vorrede  S.  XIX  mui 
XXVn.  Eben  so  Imlt  für  erloschen,  die  Erbverbrfiderungen  und  Anwart- 
schaften, welche  während  der  teutschen  Reichsverbindung  errichtet  wurden, 
V«  EooxB^s  Teutschlands  Erwartungen  vom  rhein.  Bunde,  S.  11  il  —  ^^ 
die  von  römisch -teutschen  Kaisem  auf  reichslehnbare,  durch  Auflösung  der 
Reichsverbindung  unabhängig  gewordene  Staaten,  oder  deren  unmittelbar 
Bestandtheile,  ertheilten  einfachen  Anwartschaften,  durch  Erlöschung  des  dem 
Kiaiaer  und  Reich  sugestandenen  OberLehneigenthuma  mtwirksam  geworden,  und 
dals  selbst  ReichaEventualBelehnungen  jetst  nur  dann  noch  von  weseatfichen 
Nutsen  sejen,  wenn  su  denselben  die  Einwilligung  des  Vaasallen,  der  (gleich- 
seitig) in  dem  Besits  des  Lehns  sich  befand,  hinsugehommen  ist,  wird  behauptet 
in  V.  BxBo's  angef:  Abhandlungen,  a.  a.  O. 

r)  Vergl.  §.11.  und  73, 


VI     CAPITEL. 

Qaellen  des  teutschen  öffentlichen  Reehte»* 


§-     S4.  (53,) 

Uebersieht 

Quellen  I)  dea  teatschen  Bandesrechtes,  sind:  1)  Staatsverlrage ini 
^eitern  Smn,  sowohl  ausdrückliche  oder  geschriebene  (jus  scripta«»)  1 
nämlich  Pundamentalyertrage  des  Bundes,  und  SUatsyertriJge  (im  engerfl 
Sinn)  der  gesammten   vereinigten  Bundesstaaten,   als  auch  stillschweigen* 


öfiendiehen  Rechtes«  ^ 

«Mier  nngescliridbene  (job  non  scriptum),  naadich  BmidesFiiiidMiittital  -  und 
Stajuherkommeo;  a)  Analogie;  3)  allgemeines  Staats-  und  Vfifterrecht; 
neben  weichen  4)  aach  yerschiedene  Nebencpiellen  und  Erläutenmgsmitrel 
in  Betrachtung  hommen.  E)  Das  Staatsrecht  der  souverainen  Bun- 
deffitaaten  hat,  ausser  jenen  allgemeinen,  auf  ihr  Bundesrerhaltnifi  sich 
bexiehaiden,  noch  folgende  besondere  Quellen:  i)  Staatsy ertrage,  theils 
ansdracUiche,  sowohl  Staatsgrundrerträge,  als  auch  Staatsrerträge  im 
engem  Sinn,  theils  stillschweigende,  nämlich  Fundamental-  und  Staats- 
herkommen; 2)  Staatsgesetze;  3)  Analogie;  4)  allgemeines  Staatsrecht; 
5)  sclhsl  manche  Staatsyertrage  mit  Auswärtigen.  JH)  Unter  St^aatsacten 
im  weitern  Sinn,  begreift  man,  in  beiden  Arten  des  teutschen  öffentli- 
chen Redites,  auch  alle  geschriebenen  Quellen.  Aber  im  engern  Sinn* 
^ei-steht  man  darunter  alle  schriftlichen  Staatsverhandlungen  anderer  Art, 
vorzüglich  die  jenen  yorbereitend  yorausgegangenen  Staatsacten  im  engern 
Sinn,  sind  nicht  Quellen  des  öffentlichen  Rechtes,  aber  Hülfmittel, 
dienend  xar  Geschichte,  Erläuterung  und  Erkläning  desselben  ({•  24,  69 
lind  79). 


I.    ABTHEILUN& 

Quellen   des    Bundesreehtes. 

§•    ö5.  (54.) 

A)Ueherhaapt 
VeHrägey  sowohl  Grundverträge ,  als  auch  Staaisveriräge 

im  engem  Sinn» 

Die  Staatsrerträge,  im  weitem  Sinn, 'durch  welche  öffentliche  Rechts- 

rerhaltoiaR  des  Bundes   bestimmt   werden,    sind    yon  yerschiedener   Art; 

je  nachdem  durch  sie  die  Grundyerfassung,  oder  andere  öffentliche  Becfats- 

verhiltnisse  des  Bundes,  festgesetzt  werden.    I)  Durch  Grundyerträge, 

vtird  das  Daseyn,  der  Zweck,  und  das  Wesentliche  der  Form  des  Staaten- 

bandes  bestinunt  a).    Ihre.yerbindende  Kraft  liegt  in  der  Uebereinhunft 

der  Interessenten.    Ausdrüchlich  errichtet,  heissen  sie  FundamentalVer- 

trage  oder  BundesGrundgesetze:   stillschweigend.   Fundamental 

Herkoramen  oder  Obseryanz.    11)  UeberdieTs  können  Staatsyertrage 

im  engem  Sinn)  der  gesammten  yerbündeten  Staaten,  sowohl  nnter  sich, 

^  auch  mit  einzelnen  Bundesataaten,  und  mit  auswärtigen  Staaten,  errichtet 

'v^en,  für  öffentliche  Rechtsyerhältnisse,  ausserhalb  der  Grundverfassnng 

^  Bandes.    Stillschweigend  errichtet,  heissen  solche  Vertrage  Bundes- 

herkommen,  wenn  sie  auf  Bundesgenossen  sich  beschranken:  Gewohn* 

hcitVolkerrecht  (droit  des 'gens  coutumier),  so  fern  sie  mit  auswar- 

^  Staaten  errichtet  sind.     Von  jeder  Art  dieser  verschiedenen  QueUen 

^  Uer  besonders  zu  handeln. 
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•)  J.  C  BlA»ii'ft  mUgmiai&e  TlMorie  der  StaattOMitCiliilioii.    Harnb.  t^  &  . 
la  4ea  wiena*  MiiiiBteri«lCoiifereiiieii  von  1890,   liane  Würlemberg  dianufas- 
getragen,  der  wiener  SchlufsActe  yon  i8ao  (Art  i3)  eine  DefiniUon  der  GroDd* 
gesetze  des  Bundes  einzuTerleibeii.    Darauf  bemerkte  die  BedactionsCommlssioBf 
Üi  Ihrem  Vortrag,  der  als  Beilage  A    dem  Protocoll  der  22.  Sitzung  toid  16  Apn! 
i8«0'  be^eftigt  ward :     ^Der  Begriff  eines  Grundgesetzes   sej  einer  ron  ptn 
einfachen  Begriffen,  die  durch  schulgerechte  Definitionen  Tiel  leichter  verdimUl, 
als  au^eUart  und  befestigt  würden«.    Dieses  erinnert  an  das  alte:  i»oafuuide£il- 
tio  in  jure  est  periculosa«.    Dennoch  hatte   kurz  vorher  bei  der  B.  V.  eine  fiir 
gutachtliche   Festsetzung   des   Begriffs    der   Grundgesetze   und  der  organiscba 
Einrichtungen  des  Bundes  erwählte  Commission,  folgende  Definitionen  vorgesclili' 
gen:  1)  "pGrundgeseUe  des  teutschen  Staatenbundes  sind  diejenigen  Teitragmau^ 
Besiimmwigen ,   welche  die  Errichtung  des  Bundes,    den  Verein  seiner  Güedn; 
diq  Fcstsetaung  seines  Zweckes,   so  wie  die  der  Bechte  der  Gesammtheit,  dv 
Theilnahme  der  einseinen  Bundesglieder  an  deren  Ausübung,  der  VerpflichtuB^ 
derselben  gegen  den  Bund,  und  der  Verbindlichkeiten  dieses  gegen  sie,  codliek 
des  Bechts,    die  Bundesangelegenheiten  zu  besorgen,    betreffen.     Durch  dieie 
Tcrtragmäsigen  Bestimmungen  wird  die  Bundesv^r/^/un^  gebildet«.  9)  ^Da  aber 
zur  Erreichong  des  Bundeszweckes,    zur  Ausübung  der  Bundesrechte,  »nrBf 
sorgung  der  Bundesangelegenheiten,  Anstalten  und  Mittel  nothwendtg  sind,  oiutf 
welche  die  Wirksamkeit  des  Bundes  nicht  möglich  wäre ;    so  mufs  dieser  dk 
dem  Zweck  entsprechenden  Einriefuungen    treffen,    welche    der  Grimdrertraj 
org'atusehe  (unten  §.  5^  a)  nennt,    weil   durch  sie  der  Bundeskörper  gleicbsaa 
die  Werkzeuge  erhalt,  durch  weldie  er  seine  Thätigkeit  zu  äussern  in  den  Stad 
gesetzt  wird.    Die  Beschlüsse,  welche  der  Bund  zu  diesem  Ende,  als  beständige, 
allgemeine  Normen  falzt,  können  mit  Hecht  den  Grynd^esnUen  beigetahlt  werden. 
Diesen  stellt  aucb  der  7.  Art.  der  BundesActe  die  organischen  Bundeseinricb- 
tongen  in  Ansehung  der  Ausnahmen  von  der  Entscheidung  durch  Stimmenmebr- 
heit,   gleich«.     3)  »Wollte  man  nun,    im   Gegensatz   von  Grundgesetzen,  ^ 
li^rt^en  Btmäesgvseizt  näher  bezeichnen,  so  ist  es  einleuchtend,  dafs  hier  in  Bf 
Ziehung  anf  die  Gegenstände  mir  eine  negatire  Beschreibnng  möglich  >TRre,  und 
dafs  man  eigentlich  als  Gesetae  des  Bundes,  die  mcki  Grundgesetze  sind,  diejeni 
gen  Beschlüsse  anzusehen  hat,    welche   nach  der  Stimmenmehrheit  nicht  gefafst 
werden  können«.    Protoc.  der  B.  V.  vom  29.  Jul.  1819,  §.  i55;   in  den  Proto 
Collen  der  B.  V.,  Th.  VTH,  S.  i65.    Von  den  so  genannten  organischen  Einrieb 
langen  sagt  der  Frfar.  ▼.  Gagsbv  (Mein  Antheil  an  der  Politik,  Abth^QI,  S.iSM 
»das  Wort  war  kicht  gefunden,  aber  die  Sache«? 

§•     ^6*  (55.)  ^ 

B)   Insbesondere. 
i.      GrMn-dverträge, 

I)  Der  erste  HauptGnind^vrtrag  des  Teatschen  Bundes  «)>  i^t  di« 
teutsehe  BundesActe  i)  datirt  Wien  den  8.  Juni  i8i5,  und  nachhe 
genehmigt  von  jedem  der  Bandesgenossen  c).  Die  eilf  ersten  Artike 
derselben  «ad  in  einer  französischen  mangelhaften  Uebersetzang  i^ 
SchlnfsActe  des  wiener  Congresses  (Art  53—64)  wortlich  cinver 
leibt.  Ueberdiers  ward  die  ganze  BundesActe,  daselbst  (Art  118)  ^^ 
emen  Bestandtheil  dieser  SchlufsActe  erklärt,  und  zu  dem  Ende 
als  neunte  Beilage,  derselben  in  dem  teuUchen  Urtexte  beigefügt,  beglelW 
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\^n  cintf  uabeglaubigteo,   mehrfach   fehlerhaften   and  wesentlich  mangel- 

Kaßea  franzosischen    Debersetzung  ^«     Hiemit  ward  ihr  zugleich 

ilie  Gewährleistung    der    acht    europäischen    Mächte    zu  Theil, 

welche  die  SchlnssÄcte   des    Congresses    unterzeichnet    haben   (J.  187  c). 

Sie  ist  abgetheilt  in  allgemeine  (Art   1— 11)  und  besondere  (Irt.   12— ap) 

Besdnmaiigen  e).    Sic   enthalt  ausser  den  grundgesetzlichen,   auch  andere 

Bestinuaiiugen  ($.   i3i  e),    und  nicht  bloss  für  das  Bundesrecht,    sondern 

auch  fiir  das  Staatsrecht    der  Bundesstaaten.     Auch    verhelfst   dieselbe  /) 

noch  andere  Grundgesetze   des  Bundes,   und  Bestimmungen  über 

die  Einrichtung  des  Bundes,  in  Hinsicht  auf  seine  auswärtigen,  mili- 

tinsckm  und  innem  Verhältnisse.  II)  Yon  solcher  Art  ist  der  zweite  Haupt 

GrandfOlrag  des  Bundes,  die  wiener  SchlufsActe  von  1820,  oder  die 

«SchlufsActeder  über  Ausbildung 'und  Befestigung  des  Teutschen  Bundes    zu 

Wien  (von Bevollmächtigten  sämmtlicher  Bundesgenossen)  gehaltenen  Mini s- 

terialCootcrenzen)»  vom  i5-  Mai  1820  ^),  welche,  durch  einen  in  einer 

Plenar-Vcrsammlcng  der  Bundesversammlung    einhällig   gefafsten  Beschlufs 

rom  8:  Jun.  1Ö20,  zu  einem  Grundgesetz  des  Bundes  erhoben  ward  A) 

#1  J>anir  »ird  sie  ausdrücklich  erklärt  in  der  wiener  SchlufsActe  v.  1810,  Art.  3. 

i)  ScklätsAtie  des  wiener  Congresses,  und  Bundes Aeie  oder  Grundvertrag  des  Teut- 
schen Bundes;  beide  in  der  Ursprache,  kritisch  berichtigt,  mit  Vorbericht, 
Cebenidit  des  Inhaltes,  und  Anzeige  verschied.  Lesarten,  vollständig  lierausg. 
r.  J.  I4.  KLirRXR.  Erl.  1816.  8.  Zweite  Aufl.,  durchaus  berichtigt  und  mit  vielen 
aeutti  Aamerk.  vermehrt,  ebendas.  1818.  8.  Eine  dritte,  verb.  und  verm.  Auf- 
lage tit  in  Ehcndess^  QueUensammlung  %vl  dein  öffentL  Recht  des  T.  Bundes.  Erl. 
i83a  8L  Fortsetzung  derselben,  ift33.  Eine  Ausgabs  der  BundesActe  findet  sieb 
aufh  in  E^ndess.  Suatsarchiv  des  t.  Bundes,  Bd.  I,S.  3—39.  Deutsche  Bundes- 
Acte, und  SchlufsActe  der  Minis terialConferenzen ,  unterzeichnet  eu  Wien  am 
i5.  Mai  18^  nach  Ordnung  der  BundesActe  vereinigt,  Frankfurt  1821,  8.  Die 
bfi^a  Hauprgrundverträge  des  deutschen  Bimdes;  dii»  deutsche  Bundesacte  und 
dW  w'mer  Schlufsacte  v.  i5.  Mai  182a  Nebst  einigen  der  withtigsten,  densel- 
bfQ  hefeuzahlenden  und  sie  ergänsenden  Bestimmungen  (Bundcsversammlungs- 
ßctcUussen).  Stuttgart  i834.  gr.  8.  —  Notiz  von  ^hisg^uhen  und  von  französischen, 
eogltsrken  und  russischen  Ushersetzung^cn  der  B.A.,  in  KLVBEa's  angef.  Quellen- 
uioHliuig,  Num.  in,  Vorbericht. 

<)  ftu-Btt's  Staatsarchiv,  Bd.  ü,  S.  5«  ff.  Protoc.  der  B.V.  v.  a.  Dec  1816, 
t  39,  nnd  V.  16.  Jan.  1817,  J.  12.  Mahtess  a.  a.  O,  VL  367—369.  Oben  §,34. 
Xote  h. 
\  ^  \^  JranzosUehe  (Jeher jetzang"  der  ganzen  BundesActe,  mit  Anmerkungen,  findet 
i'wn  in  KLCfiF.n's  Acten  des  wiener  Congresses,  Bd.  VU,  S.  468  ff.,  auch  in 
HuTtiis  Recucil,  Suppleni.  VL  3^9.  und  in  den  Archives  diplomatiques,  T.  IV, 
Stuttg.  i8i3.  8.  —  Weder  vertragmäsiges  noch  gesetzliches  Ansehen  gebührt 
<iicf«r,  in  der  öst reichischen  Hof-  und  Staatskauzlei  gefertigten,  von  Niemand 
•Vglaobigten  Uebersetzung ;  eine  bestimmende  4uslegung  der  BundesActe  ist 
folglich  darin  nicht  zu  finden.  Sie  ist  weder  auf  Verlangen  noch  aus  Auftrag 
der  Stifter  des  Teutschen  Bundes  oder  ihrer  Bevollmächtigten,  und  eben  so 
wfn^  für  die  Mitglieder  des  Teutschen  Bundes,  oder  für  die  Untert hauen  oder 
Angehörigen  derselben  gefertigt;  auch  ist  dieselbe  von  den  Bundesgliedern  ins- 
i;es&mmt  uie  (ür  amllich  erklärt  oder  anerkannt  uordeu.  Klüder's  Abhandlua- 
j,t7*  u.  beob^chlungca,  Bd,  I,  S.  03  ff. 
KluW*i  <«ffen(l.  Bechl,  4.  Aufl.  5 
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#)  Die  besonderh  Bestimnumgeii  wurden  In  Protocollea  auf  dem  wiener  Gongress 
auch,  vdie  ersten  Resricmentar Arükeh*  genannt  KLi^na'«  Acten  des  wiener 
Gongr.  Bd.  11,  S.  53i  f.  u.  536.  —  Geständnisse  fiber  die  UnvoUkammenkat  ia 
B.  A.,  in  Klübsr's  Uebersicht  der  diplom:  Verhandl.  des  wiener  Con(|;r.,  8. 144 1- 
Erinneruugen  gegen  die  B.A.,  ebendas.  S.  146  f^ 

f)  Art.  10,  vergl.  mit  Art.  6,  7  u.  8. 

g)  Die  wiener  SehlatsActe   y.  i8ao'  befindet  sich,  als  Beilage,  bei  V  >  ^  ^'^^ 
der'B.V.  y.  8.  Jun.  i8!&o.    Ein  besonderer  amtlicher  Abdruck  derselben  tos  der 
BundesPrasidialBuchdruckerei ,  erschien    zu  Frankfurt  a.  M.  unter  dem  Titd* 
SchlufsActe  der  über  Ausbildung  u.  Befestigung  des  t.  Bundes  su  Wien  gehal* 
tenen  MinisterialConferenzen.   1830.  4.     Nach  diesem  findet  man  sie  in  Kiuii't 
Quellensammlung,    Num.  FV.     Zerstückelte  Ausgaben   erschienen:   a)  mit  te' 
Bundes  Acte,  bu  Frankf.  i8«i,  unter  dem  oben  Note  a  angegeb.  Titel,  und  h)  '"" 
erste  Fortsetzung  zu  Dresch  Öffentl.  Becht  (oben  §.  24,  9ote  c).  —  Fine 
zösitche  nicht -amtliche  UeberseUung  dieser  SchlussActe,  zu  "Wien  gefertigt,  wi 
zu  Frankfurt  in  Folio  gedruckt,  und  dem  Protoc.  der  B.V.  stillschweigend} 
gefugt.    Da  sie  unvollständig  war,    musstc  ein  reyidirter' und  verbesserter  AW 
druck    nachgeliefert    werden.     Man  findet   dieselbe  auch   in  Maititjs  Rerudfci 
Supplem.  IX.  466.,    in  den  angef.  Archives  diplomatiques,  T.  IV,  und  inCC 
Lxsub's  Annuaire   historique  universel,   pour   i8qo,    f,    58o.     Wie  der  ob« 
erwähnten   franz.   Uebersetzung  der  BundesActe,    so  gebührt  auch  ihr  wed« 
yertragmäsiges  noch  gesetzmasiges  Ansehen;    eine  bestimmende  Auslegung  dtt 
SchlufsActe   ist  folglich  darin  nicht  zu  finden.     Man  s.  KlItbkb's  AhhandlungOJ 
und  Beobachtungen,  Bd.  I,  S.  70  ff. 

A)  Protoc.  in  der  PlenarVersammlung  der  B.V.  v.  8.  Juni  i8ao,  §.  a.  Vergl  imW 
§.  116.  d,  —  Von  ihrer  Auth^ung  und  von  den  dazu  gehörenden  Protocolle% 
t.  unten  §.70,  Note  b. 


§•     57.  (56.) 

2.    Staatsverträge  im  engem  Sinn* 

t)    Eine  wichtige  Quelle  des  teutschen  Bundesrechtes  sind  die  Staats 
yerträge  des  Bundes,  geschlossen  theils  von  den  gesammten  yerbun 
deten   Staaten  nnter   sich,  z.  B.  die  mit  dieser  Eigenschaft  Yersenenei 
Beschlüsse    der   Bundesversammlung    a),    theils    mit    einzeln^ 
Bundesstaaten  *) ,  theils  mit  auswärtigen  Staaten.     II)  Von  dieser  letzte« 
Art    sind    die    Haupt  -    und    Nebenverträge,    Friedensschlüsse 
Bündnisse,  Handels-  und  Subsidien Yerträge,    welch«  i^  ^"^* 
mit   auswärtigen   Staaten  schliefst,    welchen   er   durch  AccessionsAertran 
beitritt,    oder  worin  derselbe,   mit  seiner  Zustimmung,    für  einen  com 
hirenden  Theil  erklärt  wird.     Ifl)  Vorzüglich  gehört  hieher   die  ScUlii , 
Acte  des  wiener  Congresses  vom  9.  Jun.  i8i5  c),   nebst  allen 
bestätigten,  ihr  einverleibten  oder  beigefügten  Verträgen ,  Erkläiungen  « 
Vorschriften,    welcher,    ausser  den   beiden  HauptMitcontrahenten  Oestro 
imd  Preufsen,  alle  Mitglieder  des  Teutschen  Bundes  einzeln,   durch  eige 
Beitrittverträge  als  NebenContrahenten  beigeti'eten  sind  <0- 
o)  BundesActe,  Art.  6,  7,  10  u.  a.  Vergl.  §.  117.  —  Vorzüglich  gehören  1»«^^J^ 
PlenarBeschlüsse  (conclusa  pieni)  der  B.V.,  wovon  §.  130  u.  ia3.  -  ^»*  ^*^^ 
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der  BLV.  mä   Verttaffguette.     Verf^l.  §.114.    So  z.  B.    die   Geschäftordnung 
ikr  B.V\;  überhaupt  alle  anordnenden  und  emrickienden  oder  organisirenden  Bo- 
(tunmuiigen  des  Bundes    für  Ausbildung,  der  Bundesverhältnisse  (französisch: 
<IUpo5itions  reglementaires  et  organiqucs,   im  Gegensatz  der  fondamentaux;  die 
ersten  sind  modtilables) ,  welche  inderB.A.,  Art.  7,  und  in  der  wiener  Schluss 
Acte  T.  1890,  Art.  i3  u.  14,   y^org-amsche  Einrichtungen«,    und  von  Andern  zu- 
vreifeD  erfftuuscke  (organisirende)  Gesetze  genannt  werden.     lu  wiener  Gongrels- 
\'trbandloiigen  wurden  die  unter  dem  Titel:    »besondere  Bestimmungen«  den 
fuciten  Abschnitt  der  BundesActe  bildenden  Art.  11  — 19,    erste  Reglefnetitar- 
Artikel  oder  Verfugungen  genannt.    Man  s.  oben  §.  56  e.     Die  oben  {%,  55  a) 
er^> akute  Commission  der  B.  V.   v.  J.  1819  zälilte  die  Beschlüsse,    welche  der 
Bund  für  organische  Einrichtungen  fafst,  den  Grundg^e setzen  des  Bundes  bei;  sie 
^ab  mgleick  eine  Definition  dieser  Einrichtungen,  in  der  oben  wörtlich  angef. 
Stelle  ütres  Gutachtens.    In  den  wiener  MinisterialConferenzen  t.  i8ao  erinnerte 
UaimoTer,  dals  die   von  dem  dort  niedergesetzten  Ausschufs  für  die  Schlufs- 
Acte  Toi^geschlagene,  ausfuhrliche  Definition  der  organischen  Bundeseinrichtungen, 
zu  grossen  Mifsdeutungcn  fuhren  könne.     Hierauf  >yard  beschlossen,  statt  der- 
Mlben  blofs  zu  setzen:   vorganische  Bundeseinrichtungen,    nämlich  Mittel  und 
Aastaltfa  su  Erreichung  des  Bundeszwecks«.     In   der  folgenden  Sitzung  -trug 
TVürtenke]^  darauf  an,  die  Definition  so  zu  fassen:    »bleibende  Einrichtiuigen, 
die  ah  Mittel  u.  Anstalten  zu  Erreichung  der  Bundeszwecke  allgemein  yerblnd- 
Uih  angeordnet  werden  sollen«.     Zuletzt  kam   es  zu  der  in  dem  Art.  i3  der 
SrhJaisAete  befindlichen  Fassung  (§.  137).    Wiener  ConferenzProtoc.   19  u.  ao« 
^  SL  D.  99.  März  iBao.    Eine  andere  Pefinition  unten  §.  127,  Note  d, 
^]  So  lue  ansdrücklichen  oder  stillschweigenden  Recepttans'  oder  AccetshnsFerträge 
mit  aeu  aufgenommenen  Bundesgliedern}  z.B.  mit  ^ürumberg,  Baden  (§.  107 c), 
Ihit'nUofiAurg.  ' 

''  la  Kicua's  Acten  des  w.  Congr.,  Bd.  VI,  S«  12  ffi    Auch  besonders,  nebst  der 
teut^beo  BundesActe,    von  Ebendemselben,    mit  \^orbericht  luid  Anmerkungen 
lifraiisg.  £rl.  1817.  8.  Zweite  Aufl. ,  durchaus  berichtigt  u.  mit  neuen  Anmerkun- 
gen Ttmiehrt;  ebendas.  1818.  8.    Dritte  Aufl.  jn  Ebendess,  Quellensamml.  etc. 
/)  KiciE&'s  angef.  Acten  etc.,  Bd.  VI,  S.  211  ff.  ax8  ft  4^4  ff. 


§♦     ö8.  (57.) 

Fortsetzung, 

A)  Als  Rechtsquelle  für  den  Teutschen  Bund   dienen  sogar  manche 

jUrtrige,  die  zwischen  dritten  Mächten,  oder  von  Bundesglicflern 

l»nUr  sich,    oder   mit  auswärtigen  Staaten,    oder  mit  den   eigenen  Land- 

•ÄiaJffl,   sind   geschlossen    worden.      So    1)   der    pariser   Friede    vom 

[V.M3ii8i4  «),  2)  der  pariser  Hauptvertrag  vom  30.  Nov.  1816  0, 

3)  der  Gener alReccfs   der    zu   Frankfurt    versammelt    gewesenen 

territorial-Commission  der  vier  Mächte,  Oeslreich,  Preiissen,   Eng- 

M  nnd  Rufsland,  vom  2o.  Jul.   1819  c);  alle  drei  wichtig,  nicht  nur  für 

TerritorialBestand    einzelner    Bundesstaaten,    sondern    auch    filr    die 

Kam  zwischiio    manchen    von   ihnen   und   Frankreich,    und   der   erste 

fi  w^en  der  darin   enthaltenen  Unabhängigheit   der  Bundesstaaten  and 

Uebereinhunft  wegen    der    Rheinschifffahrt    und    der   Errichtung    des 

5* 
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Teotachen  Bandes.  4)  Von  der  angegebenen  Art  sind  aodi  die  E\h- 
schiff  fahrt  Acte,  geschlossen  von  den  zehn  teatschen  Uferstaaten  aa 
12.  Dec.  1821  (§•  5.83),  und  5)  yerschiedene  LandesGrundrerträpi 
einzelner  Bundesgenossen  mit  ihren  Landständen  ({.74)«  6)  Wichtig  ii 
seinen  Folgen,  für  den  Teutschen  Bund  und  einen  beträchtlichen  Theil  der 
Bandesstaaten,  ist  noch  jetzt  der  Lüneril  1er  Friede,  geschlossen  von  Oet^ 
reich  und  dem  vormaligen  teutschen  Kaiser  mit  Frankreich ,  am  9.  Feh 
1801  <0i  und  genehmigt  durch  den  Reichsschlufs  Tom  10.  März  1801  4 
Veranlafst  ward  durch  ihn,  unter  dem  Einflufs  der  yermittelndcn  MacUj 
Frankreich  und  Rufsland,  7)  der  ReichsdeputationsHauptscllal 
▼om  25.  Febr.  i8o3  /),  welcher,  zu  einem  Reichsgesetz  erhoben  dtdl 
einen  Reichsschluss  C Heichsgutachten  vom  24.  März,  und  kaiserlid| 
RatüficationsDecret  vom  28.  April  iSoB)^  viele  Secularisationen,  Temt(4 
YerSndeningen  und  andere  Staats  Verhältnisse  festsetzte,  und  dessen  frf 
dauernde  Gültigheit,  namentlich  in  Ansehung  der  von  Glaubigen 
Rentenempfängern  und  Pensionären  durch  ihn  erworbenen RedtR 
und  des  Octroi  der  Rheinschifffahrt,  in  der  teutschen  Bnndesi«! 
(Art.  i5)  ausdrücklich -anerkannt  ist  Hiebei  kann  zur  Frage  konunei 
Wem  jetzt  die  authentische  Auslegung  des  R'  D.  Haaptschlo« 
zustehe  f)?  6)  Selbst  die  rheinische  BundesActe  (oben  §.30)1» 
hie  and  da  noch,  wenigstens  geschichtlichen  und  erläuternden  Nutzen. 

a)  Art.  9,  3,  6,  6  u.  3«.  Klübeb's  angef.  Acten,  Bd.  I,  Heft  1,  S.  8  ft  - 
diesem  Frieden  wurden  zugleich  die  östreichisch  •  französischen  FriedenssM 
von  Presshurg^  (i8o5)  und  /f7<?ii  (1809),  und  die  preussisch-französlscheu  Fritk 
Schlüsse  von  Basel  (i'ri)b)  und  Tülsii  (1807),  allseits  auch  für  teutschc  S» 
Verhältnisse  merkwürdig,  für  mif^ehoben  erklart.  KLiJBER's  angef.  Acten,  Bi 
Heft  1 ,  S.  s6  u.  3a.    VergL  %,  84. 

b)  Art.  I,  Num.  i  u.  a.    Traite  de  paix  sign^  a  Paris  le  3o  mai  i8i4,  etTrii 
et  Conventions  signes  dans  la  memc  ville  le  so  nov.  i8i5.  a  Paris  i6i5.  6. 

c)  Dieser  Reces-göneral,   mit  zehn  Beilagen,  steht  in  Mabteks  Recueil,  Suppl« 
VÜL  604  —  686,  und  in  Klübkb's  Quellensammlung,  Num.  IL 

d)  OB  Martins    Becueil    des   principaux  trait^s,    VIL   538.     Riwjss   Staatebni 
Jahrg.  1801,  I,  i64' 

•)  ns  Mabtiits  Supplement  au  Recueil  etc.,  H.  996.    Revss  a.  a.  O.  aiSrH.  5. 

/)  Vergl.  oben  §.  a6.  HauptSchlufs  der  ausserordentl.  ReichsDeputation;  Vn 
J.  V.  Cämmebkr.  i8o3.  8.  Zweite  Aufl.  Frankf.  1814.  8.  Auch  in  Mabi 
Recueil,  Suppl^m.  ffl.  «31  et  !i435  und  als  Anhang,  hinter  Lktsi's  Lelirb. 
teutsch.  Staatsr.  Gptting.  i8o3.  8.  Auch  in  Emmiwghaus  Corp.  juris  ^ 
Th.  n,  S.  56i  fF.  Der  DeputationsRecefs,  mit  Erläuterungen  v.  A.  C.  Gasi 
Th.  I  u.  n.  Hamb.  i8o3.  8.  Koch  ^t  Schoell,  Bist.  abr6g^  des  traiK^s, 
164—483.  Vn.  5—1 63.  ProtocoU  der  ausserordentl.  ReichsDeputation  tu 
gcnsburg  i8o3,    Regensb.  i8o3.    Zwei  Hände,  nebst  4  Bänden  Beilagen.  4 

.g)  Hie  von  t.  man  oben  §.  52  a. 
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§•    ^^-  (58.) 

J.  £fcr(«iiim€ii.    Differenzen j  Einfuhrung,  Auslegung^  EtUseheidung. 

l)  Aach  das  Herkommen  a)^  ein  stillschweigender  Vertrag,  eine 
Norm,  welche  durch  stillschweigende  Einwilligung  (sprechende  Handlung, 
^tom  concludens)  der  bei  dessen  Einführung  gleichzeitig  Betheiligten 
begründet  wird,  ist  eine  Quelle  des  teutschen  Bundesrechtes.  Es  kann 
Gnmdrertrage  (Fundamental Herkommen ) ,  und  Staatsverträge  im  engern 
Sinn  (StaatsHerkommen  im  engern  Sinn)  enthalten.  II)  Es  unterscheidet 
Bch  i)  TOD  dem  Gerichtsgebrauch  und  dem  sogenannten  Stylo  cnriae; 
2,)  von  dem  Staatsherkommen  der  einzelnen  Bundesstaaten;  3)  von  der 
Wrjahrung;  4)  von  dem  Besitzstand  (jus  et  favor  possessionis).  DI)  Wie 
SU  Ein  fuhr ang  des  Herkommens  Einwilligung  der  Betheiligten  erfordert 
ivird,  also  auch  zu  der  Auslegung  desselben,  oder  zu  der  Entsc hei- 
in ng,  wenn   das  Dasern  oder  die  Gültigkeit  des  Herkommens  streitig  ist. 

«^  ScbriAci  in  PtrrTxa's  Lit.  IH.  94.    Klüber's  Ut.  §.  837. 


§.  60.  »9-> 

Beweis  und  Eigenschaften  des  Herkommens. 

I)  Ein  Herkonunen  wird  nie  vermuthet  II)  Der  Beweis  des-* 
iclbcii «)  wird  gefilbrt,  durch  glaubwürdige  Anzeige  eines  oder  mehrerer, 
fdiong  qualiflcirter  Fälle  (sprechender  Handlungen).  Sollen  mehrere  Fälle 
tarn  Beweb  dienen ,  so  müssen  sie  gleichartig  seyn.  DI)  Wie  bei  jedem 
indem  stillschweigenden  Vertrag,  ist  der  Ablauf  einer  bestimmten  Zeit, 
kier  eben  so  unwesentlich,  als  eine  Mehrheit  der  Fallet);  ein  ein- 
ziger, ^lificirter  Fall  ist  hinreichend  c),  lY)  Aber  blofse  Facta,  oder 
hoa-Facta,  wenn  sie  gleich  unwidersprochen  geblieben,  haben  keine 
Benoskraft.  Es  wird  die  Meinung  rechtlicher  Nothwendigkeit 
fc  Handlang  oder  der  Unterlassung  <0  »uf  Seite  der  Handelnden  erfor- 
«?t  0.  V)  Auch  wird  vorausgesetzt,  dafs  eine  wirklich  geltende,  und 
feinerhin  gelten  sollende,  hinlängliche  Bestimmung  des  Falles,  in  Grund - 
oder  Sbatsrerträgen  nicht  enthalten  sej. 

■X  MottE  a.  a.  O.  509.     Ehendess.  Staatsr.  IL  iSq  f.    de  Graxeb  Obss.  jur.  uniy. 
H-  7^1.  V  9  sqq-   17*    (^  F.  W«   DX  Sfävgutberg  Diss.  de  observantia  imperii 
(Hat  1795.1,  §.  35.  ^f[. 
4  Mose«  Ton  Teutschland    überhaupt,  5o6  f.   509.     £bendess.  Staatsr.   IL  i5o  ff. 
Micita's  Jurist.  Abbandl.   und  Beobachtungen,  Th.  I,  Num.  6.    Einige  fordern 
mjeJcm  Herkommen,   actuum  frequentiam  et  diutumitatem  temporis.     Ciuiixa 
^  c  i  i».    C.  H.  EcHHARD,  Hermeneut.  jur   lib.  TL.  §.  10a.  sq.    Andere  wenigstens 
«wfi  actus.    De  Nkümakn,  Meditationes  juris  principum  privati,  T.  L  p.  81. 
'  Mosia  Strr.    Ehendess,  t.  Staatsr.  11.  \b\  f.    Pütter  Instit.  juris  pubL  germ.  §.  45 
Ife  SfiLCHOw,  Eiern,  juris  pubL  germ.  §.  44.    H.  C.  de  Sejn'Henbero   Diss.  de  jurt 
'i^ierrantiae  ac  consuetudiuis  iu  causis  publ.  et  priv.  $.  4*  n.  b*  et  §.  5.  n.  a. 
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d)  Von  dem  sogenannten  Un  •  oder  Niehütcrkommen ,   f.  Ger8tlaciiib*s  Cor|).  juris 

publ.  IV.  108.    Schnavbert's  Beiträ^rc  L  78  f« 
c)  xa  Cbajuui  1.  c.  S*  7-  i4*    J*  ^  Majxi^'s  t.  w^ltl.  StaaUr.  L  10  £ 


§•   64-  (6a) 

IVirhung.    Aufhebung. 

l)  Durch  Herkommen  können,  1)  neue,  für  dessen  Begründer  ad 
ihre  Rechtsnachfolger  verbindliche  Bestimmungen  eingeführt,  2)  mangd* 
hafte  oder  unrollstiuidige  ergänzt,  3)  dunkle  oder  unbestinunte  inter 
prctirt  «)  werden.  Nicht  selten  hat  es  4)  sogar  abändernde  oJe 
aufhebende  Wirkung  ^),  in  Beziehung  nicht  nur  auf  ein  älteres  Her 
kommen^  sondern  auch  auf  Gnmd-  und  Staatsverträge  c).  Für  die,  welct 
zu  dessen  Anerkennung  verpflichtet  sind,  hat  es  die  Hraft  eines  Gesetzei 
II)  Aufgehoben  wird  das  Herkommen:  1)  durch  entgegengesetzt 
Willenserklärung,  in  einem  abrogircnden  oder  derogirendeu  Grund 
oder  Staatsvertrag,  Gesetz  oder  Herkommen;  2)  durch  Veränderun 
wesentlicher  Umstände,  z.  B«  der  Staats  -  oder  Bundesverfassung,  $ 
weit  ihr  Daseyn  nothwendige  Bedingung  des  Herkommens  war.  3)  Bio 
formale  Aufhebung  liegt  in  einer  Verwandlung  des  Herkoromens  in  au 
drucklichen  Vertrag  oder  in  Gesetz,  Nicht  so  liegt  eine  Verwandloi 
dieser  Art,  in  der  blossen  schriftlichen  Aufzeichnung  des Hcrkoinmen 
oder  in  einer  schriftlichen  Beziehung  auf  dasselbe,  geschähe  sie  auch  n 
der  Bundesversammlung  oder  von  der  Staatsgewalt  selbst. 

a)  EcAHARD,  nermeneut.  juris  IIb.  IL  §.  101. 

B)  Daher  unterscheiden  Manche :   observantiam  tnducüvam  s.  dhposüivam  (Nvonml 

die  introducllTa,  supplctoria,  correctiva,  derogatoria,  abrogatoria,  begriffen  sb 

indicait'vam  et  interpretattvam.    D.  H.  Kebjurich,  Diss.  de  probatione  consuctudi 

«t  obscrvantiae,  Sect  L  §.  8.— 16. 
e)  Die  Uebertretuug  oder  rechtlose  Nichtbeobachtung  einer   vertragmäsigen  01 

gesetzlichen   Norm  gehört  nicht  hieher.     Sie  wäre  Mifsbrauch  und  Hecbts^ 

letzuog. 


§•  62.  (61.) 

4»    Analogie. 

Zu  den  Quellen  des  teutschen  Bundesrechtes  gebort  auch  die  Rech 
Analogie  0)5  eine  aus  positive»  staatsrechtlichen  Bestimmungen  für  nh 
liehe,  oder  für  entgegengesetzte  Fälle  (durch  Argumente  a  siu 
aut  contrario,  von  Harmonie  oder  Disharmonie  vertragraäsiger  oder  gfs 
lieber  Bestimmungen)  abgeleitete  Handlungs Vorschrift  *).  Sie  ist  I)  Q« 
für  alle  Gegenstände  jeder  Art  von  positiven  Bestimmungen  des  öffentlicl 
Rechtes.     Doch  ist  sie  II)  nicht  anwendbar,   so  oft  Verträge,   Gesc 
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oier  Herkommen,  hinlänglidie  Bestiminiing  gebeu  c).  Dl)  Durch  ue 
Ifonen  i)  neue  rerbindliche  Bestimmungen  festgesetzt,  und  s)  mangel- 
hihe  oder  ttorollständige  ergänzt  werden:  aber  3)  derogatorische 
Wirkung  hat  sie  nicht«  Auch  kann  sie  4)  als  Auslegungsregel  dienen  <0« 
IV)  Nur  mittelbar  kommen,  bei  der  Analogie,  staatsrechtliche  Bestim- 
moBgea  in  Anwendung  e). 

a)  C  H.  Gexslib  pr.,  De  analogia  juris  publici.  Viteb.  1774«  Klübeb's  kl.  Jurist. 
BibL  L  53  ff.  C.  H.  Echhabd  I.  c.  §.  io5  sqq.  H.  E.  v.  Globig's  Versuch  einer 
Theorie  der  WahrscheinlichKeit  (Regensb.  1806.  8.),  Th.  I,  Abschn.  4.  ZachabiI's 
Versnch  einer  allgemeinen  Hermeneutik  des  Rechts,  §.  111.  S.  i38  ff. 

h)  Von  Andern  genannt:  dccisio  oder  ratiocinatio  secundum  argumentum  leffi*  #. 
es  ieg^,  oder  auch  comparatio  ad  legrem,  oder  ar^tnentatio,  Dah.  Nettxlbladt, 
Diss.  de  rarlis  casus  in  foro  obvios  decidendi  modis  in  genere  (Hai.  1750),  §.  29. 
C.  H.  FaKisLEBEs  Diss.  de  ratiociuatione  ex  argumento  legis.  AU.  1780.  J.  J. 
HöFLEA  Diss.  jurisprudentiae  analogicae  fundamenta  (Alt.  174^)9  §•  n*  —  Ver- 
fchiedene  Meinungen  yon  dem  Begriff  der  Analogie,  s.  bei  Nettelbladt;  Diss.  de 
decisione  casuum  secundum  analogiam  (Hai.  1751),  §•  i5  —  23.  —  Die  Unter" 
tcheürnngi Merkmale  der  Analogie,  ebeudas.  §.  i3  sqq. 

c)  pA3.  Kittelbladt,  Diss.  cit.  de   decis.  cas.  sec«  anal.  §.4^  sq.    Ecuiabo  1.  c 

%>   HS. 

d)  VergL  QüisrcTiLiAür,  Instit.  orat.  L  6.  Ec&har'd  L  c.  §.  1 17  sqq.  Ein.  analogischei 
Produkt  ist  die  Induciion, 

ti  in  der  t.  BundesActe,  Art*  14 )  ward  eine  baierische  Verordnung  von  1807  als 
subsidiarische  analogische  Rechtsquelle  angenommen. 


§•    65.  (62). 

Zti;es'  Arten  der  Analogie.    Erfordernisse. 

I)    Die   Analogie    von  Bestimmungen  iiir  ähnliche  Fälle  (Rechts- 
ahnfidikritf  argumentum  a  simili)  setzt  voraus:  das  Daseyn  einer  positiven 
BestxmBiaog   für  Fälle,    die   dem   zu  bestimmenden  Fall  ähnlich  (nicht 
gleich)  sind  «).     Es  wird  aber  erfordert:     1)  wahre   (nicht  scheinbare) 
Aehnlichheit  (similitudo  rationis)^    2)  dafs  hein  hetero^genes  Yerhältnifs 
der  Personen  oder  Sachen  vorwalte,  für  welche  Vorschriften  derselben  Art 
mcht  passen  ^);  3)  dafs  Absicht  und  Ursache  der  in  Beziehung  genom- 
metes  positiven   Bestimmung,   dem  zu   bestimmenden  Fall  ni^ht  entgegen 
scTCB  f),      4)    Auch   der  Grad   der  Aehnlichheit  kommt  in  Betrachtung. 
n)  Die  Analogie    von   Bestimmungen    für  ,  entgegengesetzte  Fälle  ^ 
fargofflentam  a  contrario,   par   Opposition)  setzt  voraus,    das  Dasejn  einer 
positiven  Bestimmung  für  einen  andern  Fall,  mit  welcher  man  in  Wider- 
sprach gerathen  würde,   wenn    man   den   zu  bestimmenden  Fall  anders 
scheiden  wollte  «).      Zwar  wird  jene  positive  Bestinunung  auf  diesen 
Fill  unmittelbar    nicht     angewandt,     aber  sie   leitet  doch  unbedingt  das 
Ctieil,  Ungereimtheiten   und   Widersprüche    in    der  Staatsverfassung   zu 
Twküten;  man  schliefst,  dafs  ein  entgegengesetzter  Grund  entgegengesetzte 
Besdüunongen  nach  sic)i  ziehen  müsse. 
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«)  NsTTKLBLAor,  Dbs.  de  decisione  casuum  sec  analog,  f.  «6  Miq»  Hovacbii,  hiir. 
juris  civ.  }•  i56.  Für  Ausbildung  der  landständischen  Verfassung  in  den  ler 
scliiedencn  Bundesstaaten  hat  grofsentheils  die  Analogie  gedient.  Ein  andern 
Beispiel  unten  §.  118. 

I)  GxisLER  1.  c.  §.  10.    Vergl.  Tebtullianus,  in  L.  37.  D.  de  legibus* 

«)  HÖPtBR,  Diss.  cit.  §.  12.    Geisler  1.  c.  §•  10. 

lO  Andere  nennen  sie  decüionem  secundum  argumentum  legi*  mi  spede  stc  Üctim  (b.f. 
per  quam  jura  et  obligationes ,  quae  in  casu  tacitc  per  casum  diuitmlem  deriso 
obtinent,  determinantur),  und  unterscliciden  sie,  als  eigene  Entscheiduogurt 
Yon  der  Analogie  (a  simili).  PCettklbladt,  Diss.  cit.  de  Tariis  casus  decidendi 
modis,  §.  26. 

#)  Gfislsb  L  c.  $.  3.  9.  HÖELER  Diss.  cit.  §.  12.  n.  ffl.  —  Ein  Beispiel  von  der 
B.  V.  unten  §.  227,  m.  Ein  anderes  in  der  Provisor.  CompetenzBestimntung 
der  B.  V.;  in  den  Protoc  der  B.  V.  v.  1817,  %,  228,  lit.  C,  {§.  5)  Num.  3, 
lit.  a. 


§•    Of».  (63.) 

Fälle  der  Anwendung. 

Die  Analogie  findet  subsidiarisch  Anwendung:  i{)  in  -  uifentlicliai 
Angelegenheiten,  nicht  nnr  des  Teutschen  Bundes  im  Ganzen,  sondern 
auch  einzelner  Theile  desselben  «);  2)  in  weltlichen  und  geistli- 
chen Sachen  ^).  Insbesondere  gelten  3)  analogische  Schlüsse,  nicht  nur 
a  simili y  sondern  auch  a  contrario,  von  dem  Bund  überhaupt,  aut 
einzelne  Theile  desselben,  damit  zwischen  beiden  hein  Widerspiud 
entstehe  c).  4)  Wird  eine  Regel  des  oflentlichen  Hechtes  durch  VerUägi 
oder  Herkommen  aufgehoben  oder  abgeändert,  oder  wird  ein< 
Ausnahme  davon  festgesetzt,  so  bestimmt  die  Analogie,  ob  und  i^it 
fern  andere  ältere  Regeln,  welche  Beziehung  auf  jene  haben,  nocl 
fernerhin  bestehen  kennen  d), 

«)  GsiSLEB  1.  c.  §.  4>    Ein  Beispiel  von  der  B.  V.  unten,  §.  327,  ID. 

h)  Gkislkr  1.  c.  §.  5« 

e)  Ob  die  analogische  Schlufsart,   insbesondere  a  simili,    auch  von  einftelncu  Tbci 

len  auf  das  Ganee  statt  fuide?    Gkisler  1.  c.,§.  7«  u.  8^ 
i)  VergL  Ulpiabvs,  in  L.  i3.  D.  de  legib.    Tsrtui.lii&vs,  in  L.  27.  cod. 


§•    6ö.  (64.) 

'    Eniseheidungsrec/U  bei  streitiger  Analogie. 

Richter,  bei  einem  Streit  über  die  Anwendbarheit  der  Analogie  i^ 
einzelnen  Fällen,  ist  I)  die  Bundesversammlung,  durch  eine  vohl 
geordnete  Austrägallnstanz,  wenn  die  streitenden  Theile  Bundesgenosser 
sind,  so  fem  der  Streit  durch  gutliche  üebereinkunft  oder  Compromil; 
nicht  gehoben  wird  «).     11}   Ist  aber  die  Sache  rechtshängig  vor  der  com 
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peteaten  Jastizbehorde  eines  Bandesstaates,  so  gebührt  dieser  die  Ent- 
stbetdiing  ^.  in)  Bis  za  der  Entscheidung  mufs  der  Besitzstand 
(Status  ipio,  das  Uti  possidetis)  geachtet  werden  c), 

*i  BundesActe,  Art.  ii.    Wiener  Schlafs  Acte,  Art.  3o.    Vergl.  unten  §.  166  u.  f. 
i)  Ob  und  wann  eine  Remissoria  an  die  Bundesyersammlung  erkannt  werden  könne, 

odtr  irasse? 
r)  GmuB  L  €•  (•  lu    Man  s.  unten  §•  i73.     Von  der  Vornckt   in  dem  Gebrauch 

<ier  Analogie,  Si  F.  A.  FaAsr&'s  Grundbetrachtungen  über    Staat  u.  Kirche«  57  f 

§•    66.  (66.) 

'Parallelismus. 

YoQ  der  Analogie  unterscheidet  sich  der  Parallelismns  «);  eine 
Zosammensteüung  und  Yergieichung  so  Icher  yertragmäsigen  Bestimmungen, 
Gesetzslellen 9  Recbtsatze  oder  Erklärungen,  welche  ganz  oder  zum  Theil 
gleichlaviend  oder  gleichbedeutend  sind,  oder  sonst  in  gegenseitiger 
Beziehaiig  stehen  ^).  Er  bezieht  sich  bald  blofs  auf  Worte  (yerbalis), 
iuid  auch  auf  Sachen  (realis).  Als  erklärendes  Hulfmittei  ist  er, 
fln«>e9chränkt  auf  Rechtsverhältnisse  derselben  Art,  auch  im  öffentlichen 
Ileciit  nützlich;  zumal,  wenn  dabei  auf  die  Gründe  und  Chronologie 
st^tsrechtUcher  Bestimmungen  Rücksicht  genommen  wird.  Aber  iintauglich 
ist  rr,  zu  Bildung  allgemeiner  Normen  des  öffentlichen  Rechtes,  aus  beson- 
dern Reehtsbestimmungen  einzelner  Staaten. 

«^OccBO,  De  inrent.  H.  40.  HörLsn  Disi.  cit.  |.  14.  Nkttxluabt  Diss.  de  decis. 
cwnum  sec.  anal.  %.  16.  19.  Echhabd  Hermeneut.  juris,  lib.  L  c.  i.'§.  i5  et 
%.  Biccros  Spicil.  juris  germ.  5o.  J.  L.  GomiAni  Obss.  jurb.  cir.,*  Vol.  I. 
V  14.  p.  76.  sqq.  GLifcH    Praecognita  jurisprudentiae  ecclesiasticae  Germanotum, 

i)  AU  Beispiel  dient  das-  Wort  Souverainetäi  in  der  rheinischen  BundesActe: 
1)  Art  4,  8  u.  3ipa)  Art.  7,  17  —  ao,  m,  a3,  i5  u.  «7;  3)  Art.  ai,  «3, 
14  —  3t,  29  u.  3o.  —  Auch  das  Wort  TtTeuUekland«,  m  der  teutschen  Bundes- 
Atte,  im  Eingang  und  in  den  Art.  1,3,  11  und  14.  Kl^sr*8  Abhandlungen 
od  Beobachtungen,  Bd.  I,  S.  «m  ff.  —  Eben  so  die  Worte  i^Gennrnntkeä  der 
BuBdesgüeder«  in  den  An.  6  (Veränderungen  in  dem  BesitEstand  betreffend) 
vnd  16  der  wiener  Schlu&Acte  von  1820,  welche  auf  Stimtneneinbälligkeit 
^nwcuen,  wenn  man  sie  vergleicht  mit  demselben  Ausdruck  in  dem  Art.  6, 
die  inlbahme  neuer  Bundesglieder  betreifend,  dem  in  dem  Art.  i3,  Num.  3« 
dicKlbc  Bedeutung  ausdrücklich  beigelegt  wird.  Man  s.  unten,  §.  i3o,  d,  — 
üo  viertes  Beispiel  liefi^rt  die  Bedeutung  der  Worte  berste  Standesherren <k  in 
^  Art.  14  der  Bundes  Acte.  Man  s.  imten  %,  292,  a.  —  Ein  fünftes  die  rcichs- 
<taaltreehtliche  Bedeutung  des  Wortes  '»P&rttenmäsigeik.  Vergl.  (.  263. 

§.    67.  (66.) 

S.  allgemeines  Volker-  und  Siaatsreehi, 

1)   Da  der   deutsche  Bund   eine   Tolkerrechtliche  Vereinigung   unab- 
^isgigcr  Staaten  ist,    so  findet,  in  seinen   inncrn    und  äussern  öffentlichen 
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YffrhiUtJiMifiii,  auch  d«fi  natürliche  oder  allgemeine  Yolker recht  AnwM 
«luugt  wenn  positive  Rechtsquellen  ({•  8  u.  f.,  BI  iL  lY,  ^.  55^65) 
mangeln  oder  nicht  zureichen.  II)  Kommt  es  in  Buiides?erhaltiiissen  auf 
stilatsi^chtliche  Bestimmungen  an,  so  findet  das  allgemeine  oder  natür- 
liche Staatsrecht  a)  (jus  publicum  onirersale  s.  naturale),  verhekrte 
Anwendung  und  Mifsbrauch  ^)  ausgeschlossen  (§.  5,  la  u.  i5), 
dann  subsidiarische  Anwendung,  i/^enn,  für  den  gehörigen  Fall,  die 
positiven  Quellen  keine,  oder  nicht  hinlängliche  Bestimmung  geben  0« 
Auch  ist  es,  gleichwie  das  natürliche  Völkerrecht,  ein  wichtiges  Hülf* 
mittel  bei  der  theoretischen  Cultur  und  dem  Lehrvortrag  des  positiren 
(öffentlichen  Bechtes. 

a)  Vergl.  oben  §.  5  Mossb  vo  n  Teutschland  überhaupt,  S.  6-27  flu  HiiiAyVi 
Geist  der  Gesetze  der  Teutschen,  i4  if-  WxsTPHAt,  teutsches  Staatsr.,  S.  3. 
NvTTSLBLADT,  Erörterungen  aus  dem  t.  Staatsr.,  S.  23.  Moses,  t.  SuaUr^^ 
Th.  n,  S.  192.  GöTOia,  tcutschci  Staatsr.,  §.  24.  C.  D.  Voss  über  die  Schick- 
sale der  t:  R.  Staatsyerfass. ,  S.  348.  K.  E.  Schmid's  Lehrb.  des  gem.  teulscli. 
Staatsr.,  Abth.  I,  §.  99.    So  auch  schon  die  älteren  teutschen  Puhliclsten,  seit 

'  detti  westphäl.  Frieden,  «.  B.  Kclpis,  Position,  juris publ.  (1686),  IX.3i4-  Tmii, 
Seimen  Jons  publ.  (1698),  I,  1.  §.  76.  D.  H.  Hxmxzrich,  Litrod.  ad  juspubL 
imperü  rom.  germ.  (Vitcb.  17s  1,  8.),  Proleg.  c.  i.  §.  11.  i5.  —  18.  Cosmo- 
politische  Briefe  in  Ki.übea*s  hL  Jurist.  Bibliotfa.,  Bd.  V,  S.  u5.  und  Tiek 
Andere. 

6)  Davon  s.  J.  G.  Gobvx,  Orat,  dica  juris  publ.  universalis,  Erl.  175a,  (Ein  Am- 
eug  aua  dieser  Abhandl.  steht  in  P.  A.  Fraitk^s  Grundbetrachtungen  über  Staat 
und  Kirche,   29  —  38).    HissMAira's  Literatur  der   Philosophie.   S.  343.    Ad». 

.  i^iiOXT ,  Qr.  de  eo  quod  in  studio  juris  publ.  univers.  nimium  est.  Lugd.  Bit 
1784.  Plaqidivs,  Lit.  der  SUatslehre,  Abth.  1,'S.  62.  ff.  Mo^xb,  von  TeuUchL 
überhaupt,  S.  527.  KimHiaiCH,  1.  c.  Proleg.  c.  1.  §.  11.  17.  18.19.  Oben^iS.- 

,.Von  der  Forsicht  in  Anwendung  des  allgemeinen  Staatsrechtes,  s.  Fiuiini  a.  l 
O.  §.  6. 

«)  Diesen  Sats  werde  ich  gegen  neuere  Angriffe  Tertheidigen,  in  einem  Werk:  vDk 
Wissenschaft  des  öffentlichen  Rechts«  etc.,  das  schon  seit  1824  drttclderti| 
liegt.  —  Ein  hadUokßs  Votum  in  der  B.  V.  (Protoc.  v.  1817,  %.  232)  sagt:  «Et 
ergeben  sich  mir  drei  puellea  des  BuudesStaatsrechtes :  a)  die  BondesActe; 
>  b)  deren  authentische  Erhlarung;  c)  deren  ErgSnsung  durch  neUe  GrundgesetKC 
und  organische  Einrichtungen«.  Hienach  wären  solche  Staatsverträge  u» 
engetn  Sinn  ($.  64  ^  ^7)9  die  so  genannte  organische  Einrichtuiigen  nicht 
betreffen.  Herkommen,  Analogie,  naturliches  YöU&er-  und  StaaUrecht  au^ 
geschlossen. 


§•    6Ö»  (67.) 

Gleiehgewichi.    Polüik.    Verjährung.    Besitzstand. 

I)  Das  politische  Gleichgewicht  «),  in  Europa  oder  in  den 
Teutschen  Bund,  wesentlich  unterschieden  von  dem  rechtlichen  Gleicli 
gewicht  (Suum  cuiqne),  ist  eine  politische,  unbestimmte  Idee,  unter  deij 
Einflufs  der  ConTCnienz  (puissance  d'envie).    Es  hat  d^iher,  in  dem  G« 
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biet  des  SlFeiitlichea  Rechtes,  nicht  die  Natnr  einer  Entscheidnngsquelle  ^). 
ü)  Dasselbe  gilt  Ton  der  Politih  ({.  i3),  selbst  von'' der  gesonden,  als 
»Jeher,  deren  Grundpfeiler  Gerechtigkeit  und  Weisheit,  die  Erhaltongs- 
mittel  der  Staaten,  sind  «).  m)  Da  die  Bandesglieder  in  jhrem  gegenseitigen 
Vexfaütnisa  politische  Unabhängigheit  geniessen,  so  hann  in  ihren  öffentlichen 
Slreii^keiten  Yerjährang,  ein  ErzeugniTs  des  positiven  Privatrechtes, 
nicht  entscheiden  <0.  lY)  Wohl  aber  ist  der  Besitzstand  (uti  possidetis, 
iavor  possessionis )  so  lang  zu  achten ,  bis  der  Streit  in  Güte  oder  auf  dem 
bondesmasigen  A^osträ'galWeg  beigelegt  ist  (§•   172). 

ci)  Kiina's  Lit.  144.  Gvi^ther's  Völherr.  L  3ai.  376.  v.  Mahtxv 6  Einl.  ind«  enrop. 
Völkerr.  §.  118  ff.  Versuch  über  das  Gleichgewiclit  der  Macbt.  1796.  8.  (Nie. 
Vogt's)  System  des  Gleicbgewichts  und  der  Gerechtigkeit.  Fraiikf.  1802.  ÜTheile, 
gr.  8L  C^r.  T.  Gzsrz)  Fragmente  aus  der  neuesten  Geschiebte  des  politischen 
Gldchgewiehtes  in  Europa.  St.  Peterfjb.  181a.  8.  Ideen  über  das  polit»  Gleich- 
gfivicht  yon  Europa.  Leipz.  1814.* 8.  (Jon.  Mt'LLiR's)  Darstell,  des  Fürstenbuh- 
des,  31  ^  89.  PossKLT*8  curop.  Annalcu ,  i8o3,  XI.  120.  XQ.  ««3;  1806,  VUL 
101..  1  «4.  X.  3.  XL  145.  Xn.  370^  1807,  I,  3.  Minerva,  April  1814.  B^  88.  ff.  A. 
ä  Sl  Heeh£s's  Handb.  der  Geschichte  des  europ.  StaatenSystems  (3.  Aufl.  18.1 1. 
^  &  i3.  Biisnow*8  Ghronili  des  19.  Jahrb.,  Bd.  III,  S.  19.  Rom  und  London, 
oder  ober  die  BeschaiTenbeit  der  nächsten  UniTersalMonarcbie.  Von  dem  Verf. 
dft  neuen  Leiriathan  (Bi7cbols),  Tüb.  1807.  gr.  8b  KLVBxm ,  Droit  des  gei|s 
mademe  de  TEurope,  §.  6  et  4^« 

hi  ?l,:bi  snafttf  agitur,  modestia  et  probitas  superioris  sunt«.  Tidrus  de  morib. 
Gennan.  c.  36.  Schlettwehs^s  Staatscabinet,  75-^134.  Bavss  StaatshanKlei, 
MV.  100.    Gaspari*s  D^putationsRecess,  L  70. 

r)  Pucinus    Lit.   der   Staatslehre,   Abth.    I,  S«    59.      Minenra,    18149  AprQ,  & 

4*  —  48.  •       * 

i)  Ki.viia,  Droit  des  gens  moderne  de  l'Europe,  §.  6  et  i35.  Anders  db  HAavBvs, 
Precis  du  droit  des  gens  (3e  edit.  1831),  §.  71,  Note  b. 

§♦  69*  (6a) 

NebewjueUen  und  Erläuterungsmiüel.   . 

4'  SttuUacten  im  engem  Sinn;  h)  Staatsrecht   der  Bundesstaaten;  c)  staaUrechtliche 
y^Tiräge  der  Bunde sSoure raine ;  d)  PrivatFürstenrecht ;  e)  subsidiarische  Rechtsquellen 
der  ehemaligen  Reichsgerichte;  f)  rechtsmssenschafiHehe  Schrifien. 

Wichtig,  -wenn  gleich  nicht  unmittelbare  Quelle,  sind  in  dem  Bund es- 
reckt)  zar  £rlaaterung  und  zu  Nebenbestimmungen:  I)  Staatsacten  im 
ungern  Sinn  i  $.  54);  11)  das  Staatsrecht  der  souyerainen  Bundes- 
staaten, sowohl  das  gemeine,  als  auch  das  besondere ;  TS)  staatsrecht- 
iichc  Verträge  einzelner  BundesSouveraine^  IV)  das  Priyat- 
FSrstenrecht  (§.  ii),  insbesondere  Hausrerträge  und  andere  Ver- 
Rigungcn  erlauchter  Familien.  V)  In  Streitigkeiten  der  Bündesglieder 
«ter  sich  sind  die  AustragalGerichte  iauch  auf  die  in  solchen  FüHen  von 
^  Tormaligen  Reichsgerichten  subsidiarisch. befolgten  Rechts- 
l^ellcn  angewiesen  «).  VI)  Dogmatische  Schriften,  auch  bewährter 
l^ttblicisten  ^),   können  als  EntscheidungsNorm  nicht  dienen   <^);    wohl 


76  E^inl«  VI.  Cap.  Quellen  des  teutschen 

aber  fiir  doctrinale  Belehrung,  Aofliläniiig,  Erlaaterang,  und  statt  eigener 
Darstellung  oder  Ansföhrung  dessen,  der  sich  auf  sie  bezieht  ^«  Vü)  In 
ihrem  Protocoll  vom  ii.  December  i893,  $.  1671  hat  die  teatscke  Bun- 
desversammlung den  Vorsatz  erhlart,  dafs  Sie  «in  ihrer  Mitte  jenen 
neuen  Bundeslehren  und  Theorien  keine  auf  die  Bundesbeschlusse 
einwirkende  Autorität  gestatten ,  und  keiner  B e r n f u n g  auf  selbe  bei 
ihren  Verhandlungen  Raum  geben  werde»  ^).  . 

a)  ^yieIler  SclilufsActe  v.  i8ao,  Art.  23. 

b)  Bewährte  Publicisten  sind  vtrmie  Diener  ihrer  Fürsten,  aber  auch  des  Kethu*, 
Worte  in  der  Hannover,  Abstimmuii^  in  dem  Frotoc.  der  B.  V.  von  i8a3,  $.  119. 
Kuin.  7.  H^ahrt  oder  edäe  Publicisten  sind  nur  die  Wissenschaft  lieh  gebUdetfru 
recht-  und  wahrheitliebenden,  furchtlosen  {%.  14,  i5  u.  33).  Sehern-  oder 
y(/l«rPublici6ten  sind  der  Gegensats.  Zu  dieser  Classe  gehören:  die  so  ge- 
nannten Naturalisten,  das  heilst,  die  wissenschalllich  nicht  gebildeten,  die  hand 
werkartigen  (Routiniers),  die  Stegreif-  und  GelegenheitPublicisten  (publicislei 
de  circonstance),  die  PöbelPublicisten,  die  Hof-  Wind-  und  WellcrPubli 
eisten,  cUe  knechtisch  den  Mantel  nach  dem  Winde  hängen  und  chamäleonartig 
die  Farbe  wechseln,  darum  yon  C,  F.  von  Mosia  GalgenPublicislen  be- 
nannt —  Irren  können  auch  echte  Publicisten;  doch  nur  unter  dem  Gebot 
ihrer  moralischen  Urtheilskraft.  Wie  in  jeder  andern  Menschenclasse,  gHjt  es 
auch  hier  weder  Monopolisten  noch  GeneralPachter  der  Einsicht  und  des 
Wissens. 

«)  Nicht  2u  Tertheidigen,  vor  dem  Bichterstuhl  der  Vemnnfl,  ist  Thbodosics  Hes 
lungern  und  VALRiiTnnAH*8  Gesets  in  JL  un.  G.  Theodos.  de  resjKms.  prui 
RiTTXR  in  not.  ad  Hsiirsccn  Hist.  juris  rom.  §.  377. 

d)  vSecundum  eos  se  sentire,  qui  vera  proposuissent«.  Suetohivs,  in  Gajo  Claudio« 
c.  14.  Kaiser  Jüstimiah  liefs  sein  Gesetzbuch,  die  Pandekten,  einsig  susammen- 
aetsen  aus  den  SchriAen  angesehener  Rechtsgelehrten ,  fast  durchgehends  mit 
ihren  eigenen  Worten.  —  Analogi«che  Anwendung  findet  hier  die  Theorie  ton 
der  Wirksamkeit  der  von  bewährten  RechUlehrern  aufgestellten  I>brsät«e,  als 
ratio  scripta,  in  privatrechtlichen  Streitigkeiten.  Merlih,  Repertoire  univer*«! 
et  raisonn^  de  jurisprudence  (3?»«  ^dit.  Paris  1808.  4.),  ▼•  R«»»«**»  *^"'^ 
LxYSKR,  Spec.  9.  med.  5.  sq.  Uommkl  Rhaps.  obs.  3 18.  Ehendess.  teutsfbff 
Flavius,  allgem.  Regeln,  §.  (n.  Hoehmbr  Princ.  Juris  fcud.  §.  3«.  Walch  Coo 
trov.  juris  clv,,  p.  26. 

t)  Klübkr*s  Quellensammlung,  Num.  XX\X  —  Der  östreichische  Gesandte,  F"'* 
V.  Münch-Bellinghauscn,  hatte  in  dem  Protocoll  vom  n.  Juni  i8a3,  §•  *^ 
sein  Miisfallen  eu  erkennen  gegeben,  »dafs  in  den  Verhandlungen  der  n« 
sieh  so  vielfältig  auf  derlei  Rechtslehrer  ber;afen  werde«.  Er  hatte  am  4-  ^^' 
i8«3  (Protoc.  S.  164)  erklärt,  dais  seine  Aeusscrung  i> allerhöchsten  Or««*^^ 
das  beifalligste  anerkannt«  worden  sey.  Darauf  folgte,  am  11.  Dee.,  °*^  ^ 
in  dem  §.  erwähnte  Erklärung  der  B.  V.  Ene  bestimmte  Angabe  »)«"'*, 
neuen- Bundeslehren  und  Theorien«,  enthält  weder  diese  Erklärung,  noch  , 
ihr  vorausgeschickte  PräsidialAntrag.  Die  Schlufsbemerkungen  in  detnProioc 
vom  4.  December,  worauf  dieser  Antrag  sich  bezieht,  verweisen  niift'»"'^^^ 
auf  etliche  HauptGrundsätM  des  Staatsrechtes,  auf  welche  die  Reclamat»''^^ 
Coramission  (fiinf  Gesandte  in  der  B.  V.)  xu  Begründung  ihres  -^"*''*^*'^^ 
Begulirung  der  Angelegenheilen  des  Königreichs  Weslphalen,  weh  ^^^.^^ 
halle.  Im  Zweifel,  ob  in  der  Erklärung  der  B.  V.  vom  11.  Dec  18^^  ^^^ 
IlauplGrundsälze  (allein,  oder  nebst  andern)  in  Beziehung  g^^^^^^^^  J^^j^i 
dringt  sich   die  geschichtliche   Bemerkung  auf,   dafs  dieselben  %vcdcr  *P^" 
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Urra^  Oberhaupt,  noch  ^i^neue*  insbesondere  enthalten;  ferner,  da(s  das 
PrSdirat  der  Neuheit  ihnen  insgesammt  keineswegs  sukommt,  sie  also  wenig- 
stens keine  ^neven  Theorien«  sind,  wie  dem  Kenner  der  DogmenGeschichte 
des  Öffentlichen  Rechts  bekannt,  und  dem  Nichtkenner  urkundlich  leicht  nach- 
svweiseii  ist.  —  Auf  jeden  Fall  würde  wohl  die  genannte  Erklärung  mifs- 
Terttanden,  wollte  man  dabei  die  Absiiht  Toraussetzen,  der  Erhaltung  und 
Aoihilduag  der  StaatsrechtsWissenschaft  in  Teutschland  Stillstand  su  gebieten. 
(VergL  oben  §.  i5  u.  20.)  In  seinem  Vortrag  in  dem  Protocoll  vom  11.  Dec. 
i8s3,  äusserte  nur  der  genannte  östr eichische  Herr  Gesandte:  »die  Anwendung 
6er  bestehenden  Gesetzgebung  und  die  fernere  Ausbildung  des  Deutschen 
Bmmdtj  (kann)  nur  allein  durc/t  Uns  und  durch  die  Instructionen  unserer  hohen 
Commlttenten  bewirkt  werden«.  —  Im  Uebrigen  hebt  Mifsbrauch  den,  rechten 
Gebrauch  nicht  auf,  und  findet  sich  wider  ihn  und  mögliche  Irrthümer  das 
wirksamste  Gegenmittel  in  der  Freiheit  wissenschaftlicher  Forschung  und  ihrer 
Publicitat. 


§•    70.  (69.) 

Atulegung  der  Grundverträge  utid  BesclUüsse  des  Bundes. 

I)   Bei    Auslegung   der   BundesActe  a),    und  der  wiener  Schiuss- 

Acte  von    1820  ^)  ($*  56),    so  wie  der    übrigen  yertragmäsigen  Bestim- 

iDongen  des  Bandes,   ist,    ansser  den  allgemeinen  Regeln   der  Auslegungs- 

ktmst  ({.  i3),    Rüchsicht  za  nehmen  auf  Zweck  and  Geist,  auf  Ursprung 

und  Yeranlassung  des  Bandes,  auf  Zweckmasigheit  und  innere  Güte,    auf 

das  Staatsrecht  der  Bundesstaaten,    zuweilen  auch  auf  ehemaliges  teutsches 

Beiciu  -  and  TerritorialStaatsrecht  c) ,  und  selbst  auf  das  ofiFentiiche  Recht 

dei  rbciaischen  Bundes  <^.     11)  Zu  Aufrechthaltung  des  wahren  Sinnes 

der  BnndesActe,     ist    die    Bundesyersammlung    berufen,    die    darin 

entbaltettea  Bestimmungen,    wenn  über  deren  Auslegung  Zweifel  entstehen 

sollten,  zu   erklären  «),    und  zwar  dem  Bundeszweck  gemäfs.    Dasselbe 

gut,    nicht    minder,    yon    den    übrigen   yertragmäsigen   Bestimmungen  des 

Bundes  J).    Von  einer  allseitigen   InstructionsEinbolung  der  Gesandten  in 

der    Bondesyersammlung,    ist  jene  Auslegung  in  den   Grundverträgen   des 

Bundes   nicht    abhängig    gemacht  ^  CJ-   ^3j).      TS)   Hat  die  Bundcsyer- 

samnilang    eine    bestimmende   (authentische)  Auslegung    eines    Grund- 

oder  andern   Bundesyertrags  ertheilt,    so   gehört   der  Beschlufs,    welcher 

äcKÜbe  enthält,  zu  den  Quellen  des  öffentlichen  Rechtes  des  Bundes, 

entweder     als    Grundvertrag     oder    als    Staatsvertrag     im    engern  Sinne 

§.  56  n«  57). 

«)  Zu  Erklärung  und  Jusleffung  der  t  BundesActe  dienen  die  darauf  sich  besiehen- 
den Verhaudlungen  auf  dem  wiener  Gongrefs ,  insonderheit  die  CongressProtoeoile^ 
in  Klvher's  Acten  des  w.  Congresses,  Bd,  II,  und  die  zehn  verschiedenen 
Eniwürje  der  BundesActe,  ebend.  B.  H,  S.  »93.  —  Proben  in  Klubkr's 
Icherslcht  der  dipl.  Verhandl.  d.  w.  Congr^  Abth,  «  u.  3.  —  Beiträge  zu 
Erläuter.  der  t.  BundesActe  in  BlI'bbr's  StaatsArchiv  des  t  Bundes,  Heft  I,  S. 
39.  fH  Heft  n,  S.  n5.  ff.  —  Von  der  Befugnifs  der  B.  V.  zu  solcher  Auslegung, 
unten  §.  116  un4  i3o. 
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iy  Wichilf^  f(\T  .^huiegun ff  Sleaerßchhits Acte  sind  die  nocb  (ongedmcliteii)  Proloet>//i 
von  den  3{  wiener  MinislerialConferenzen,  v.  a5.  Nov.  1819  bis  i4*  l^i  i8io< 
insonderheit  die  Vorträge  der  RedactionsCommission  in  den  Sitzungen  vom  i5. 
und  a4.  April  i8ao. 

c)  Von  Atuhffunff  des  Beichsdep.  Hauptsehlusses  v.  i8o3,  oben  §.  5i  u.  58.    * 

d)  Kl^beb's   Abhandlungen   u.  Beobachtungen,  Bd.  I,   S.  1.  ft  —  Von  Autkpt*^ 
der  rhein,  BundesActe,  s.  v.  Bkbg*s   Abhandl.  zur  Erläuter.  des  rhein.  Rimdes, 
S.  ii--5o.    E.  A.  Hats  in  Crome*s  u.  Jaup*s  Germanien,  Bd.  ü,  S.  161  ~ 9 1^. 
W.  J.  Bkrr^s   Darstcll.    des   rhein.   Bundes,  §.  34  9   und  viele  Abhandl  in  Wn* 
hoff's  rhein.  Bund,  u  B.  Heft  V  —  X,  Xffl  —  X\7,   XXIX,    Vergl.  §.  44, 3i3 
u,  3i5.  —  In   dem   ersten  PräsidialA'ortrag   in   der  B.  V.  (Protoc.  v.  11.  Kov. 
1816,  §.  7)  hei  Pst  es:    »So  blieb  denn   auch  die  Schöpfung,  deren  Namen  man 
aus   der  Geschichte   möchte   löschen   können,   und   die   ich   im  biedern  Vereis 
teutscher  Manner  nur  leise  nenne  —  der  Rheinbund  —  ein  unvollständig  poH- 
tischmilitärisches  Machwerk.   Ohne  weitere  Ausbildung,  so  wie  entstanden,  ver- 
schwand  auch  diese  nie  erfüllte  Urkunde,   die  Rheinbund^cte  —  als  Grundlage 
einer  öffentlichen  Gesammtordnung  in  Teutschland,  denn  in  ihren  individuel- 
len Folgen  sind  die  Spuren  derselben  sichtbar  und  fühlbar,  und  gehören  der 
Zeitgeschichte  an«.     Gewifs,   vielfach,   ja   tausendfach  noch  der  'Wirkllchiieil! 
Sind  nicht,   ohne   Bücksicht  auf  das  jus  postliminii,   die   meisten  directen  und 
indirecten  Folgen  der  Vernichtung  des  Beichs ,  die  Aufhebung  der  BeichsgesetM, 
die  politische  Unabhängigkeit  der  einzelnen  Bundesstaaten,  die  neuen  Titel  eines 
bedeutenden  Theils  der  Bundesgenossen,  ihr  Verzicht  in  dem  34.  Art.  der  rhei- 
nischen BundesActc,   viele  Territorial  Veränderungen  und  Vergrösscruugen,  die 
Subjection   so   vieler   vormaliger   reichsständischer  Landesherren  und  anderer 
Beichsunmittelbaren ,  diese  sogar   vermehrt  durch  die   Fürsten  von  der  Leyen 
und  von  Isenburg,  die  politische  Vernichtung  der  beiden  geistlichen  Ritterorden 
uÄd  etlicher  Beichsstadte ,  theils  ausdrücklich,   theils  stillschweigend  anerkannt 
Ton  dem  wiener  ^ongrefs,   wie  ein  Vermächtnifs  aus  dem  rheinischen  Rundes- 
rerhältnifs  in  das  teutsche  übergegangen,  und  kann  man,   bei  auch  nur  ober- 
flächlieher  Vergleichung   der   rheinischen  mit  der   teutschen   Bundes  Acte,  sich 
der  Muthmafsung  enthalten,  dafs  jene  bei  dieser  mehrfach   als  Vorbild  gedient 
habe?    VergL  §.  47.  b.    Die  n'apoleonischen  Verfugungen  in  und  über  TeuUch- 
land ,  und  ihre  Folgen ,  suchen  ihren  ursprünglichen  Titel    in  demselben  Recht, 
in  welchem  des  Markgrafen  Albrechts  Erwerbung  der  TeutschordensBesttsungeo 
in  Preussen,   die  drei  Theilungen  Polens,    die   Unterwerfung   von  Danzig  und 
Thom,  die  Hunderte  von  preussischen  Occupationen  in  Franken  in  den  Jahren 
796  und  1797,  die  Verfügungen  über  die  Bepubliken  Venedig  imd  Genua ^  und 
die  Secularisationen  und  Suppressionen  von  i8o3,  mit  ihren  Folgen,  den  ihriges 
suchen. 

e)  Wiener  SchlossActe  v.  1810,  Art.  17,  vergl.  mit  Art.  4  u.  6.  —  Die  Erklänjng 
oder  Auslegung  betrifft  entweder  ffrundgesetzUche  Bestimmungen  des  Bundes, 
oder  andere.  Ob  im  ersten  Fall  in  der  B.  V.  EmhälUgkeit  der  Stimmen  (una 
nimia)  dacu  erfordert  werde,  wie  bei  Annahme  und  Aendenmg  solcher  Bestim- 
mungen, davon  unten  §.  i3a 

f)  Die  angef.  SchlulsActe,  Art  7  u.  10.  Beilage  ad*  su  §.  190  des  Protoc.  der 
B.  V.  vom  5.  Jul.  1831;  §.  39. 

ff)  Die  angef.  SohlufsActe,  Art.  7  u.  17,  vergL  mit  Art.  8,  9  u.  10.  Man  s.  jedoch 
die  angef.  Beilage  25,  §.  40  n.  ^%. 
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ABTHEILUNG. 

Quellen  des  StaaUrechts  der  souverainen  Bundesstaaten. 

§•  ^**  (7a) 

Verschiedenheit  der  Quellen. 

Der  rechtliche  Grund  der  Staatsgewalt  in  den  teutschen  Bandes- 
staaten li^t  in  der  Einwilligung  des  Staatsoberhauptes  und  der  Einwohner 
dieser  Staaten,  oder  ihrer  Stellyertreter  a\  Das  Bundesverhältnifs  dersel- 
ben, oder  ihre  Vereinigung  zu  einem  StaatenSystem,-  der  Staatszweck  und 
die  Analogie  ihrer  Entstehungsgeschichte,  begründet  für  alle  Bundesstaaten 
{gemeinschaftlich,  gewisse  staatsrechtliche  Bestimmungen«  Andere 
haben  ihren  Grund  in  der  indinduellen  Verfassung  der  einzelnen  Souve« 
rainStaaten.  Daher  sind  die  Quellen  des  Staatsrechtes  der  souyerainen  Bun- 
desstaaten, theils  gemeine,  theils  besondere.  Jene  allein  dienen  dem 
gemeinen,  diese  nebst  jenen  dem  besondern  Staatsrecht  der  Bundesstaaten 
'§.  7)  zur  Grandlage. 

c)  Oben  i.  1.  P.  A.  FaAKR's  Grundbetrachtungen  über  Staat  und  Kirche,  6a. 

§•  72.  (710 

/.    Gemeine   Quellen. 

Die  gemeinen  Quellen  des  Staatsrechtes  der  teutschen  Bundesstaaten 
-^ind:  Staatsverträge  des  Tentschen  Bundes  ($.55  ff.),  sowohl  Grund- 
Tcrträge,  als  auch  Staatsverträge  im  engern  Sinn  «),  und  Herkom- 
men des  Bundes,  so  weit  sie  in  Hinsicht  auf  Verfassung,  Vertretung  und 
Verwaltung  der  Bundesstaaten,  oder  in  Ansehung  öffentlicher  Rechtsyer- 
ialtnissc  ihrer  Staatsangehörigen ,  Verbindlichkeiten  auflegen  *);  Analogie, 
Mwohl  des  Bundesrechtes  (§.  6a  ff.),  als  auch  der  Staatsverfas^ong  der 
Bandesstaaten  überhaupt;  allgemeines  Staatsrecht  (}.  70)5  positives 
Völkerrecht,  so  fern  dasselbe  auf  die  innern  Staatsyerhältnisse  Einflufs 
»iat  (5,  a  u.  f). 

fi)  Bjemoter  sind  namentlich  die  Beschlüsse  der  Bundesversammlung;  begriffen.  Vergl. 
5.  ai4-  —  Von  der  fortdauernden  Verbindlichkeit  teutscher  Reichs  Vertrag- 
rechte, namentlich  solcher,  die  durch  die  Concordate  mit  dem  päpstlichen 
Stuhl ,  den  Religiansfrieden  und  den  westpkaL  Frieden  begründet  wurden,  s.  oben 

\-  5o,  n. 

•J  Scfaaumburg-Hppische  Verordnung  ▼.  i5.  Jan.  1816,  im  Eingang.  Waldeck. 
I^andes  vertrag  von  1816,  im  Eingang  u.  §.  aS,  lit.  f.  S.Weimar-Eisenach.  Grund» 
gesetz  T.  1816,  im  Eingang  u.  §.  Ü29.  S.  Hildburghaus.  Verfassungsurkunde 
V.  1818,  §.  5.  Liechtensteinische  von  1818,  im  Eingang.  Badische  von  1818,  $• 
I  u.  «,  Würtembergische  r.  1819,  §.  3.  Grofsherz.  Hessische  v.  i8io,  Art.  i 
u.  1.  S.  Coburg-Saalf eidische  v.  1821,  Art.  1  u.a.    Braunschweig.-  und  Blanken- 
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burgische  Landsehaftsordn.  r,  1810,  §.  i5.  Sachijnr  Mdningisches  Gruodgeul 
r.  1819,  §.  81.  Sachsen  lltenburg.  Gruadg^et«  t.  i83i,  §.  11.  Königl.  Säcli^ 
Verfass.UrlL  r.  i83],  §.  89.  (Die  baierische  Verfags.  Urlu  r.  1818- u.  die  Ko^ 
hessiache  Ton  i83i  nicht).    Vergl.  imten  %,  ai4  —  3^7> 


§•    73.  (72). 

fVohin  die  fremden  Rechte,  in  der  Regel,  sticht  gehören. 

I)  Das  römische  Staatsrecht  ut  in  Teutschland  nie  angeaomnie 
worden,  am  wenigsten  seit  Errichtung  des  l'eutschen  Bandes.  £s  lun 
daher,  gleich  dem  subsidiarisch  oft  noch  angenommenen  romischeo  Piirat 
recht)  Üer  als  Quelle  nicht  dienen;  selbst  bei  zufalliger UebereiiistimmuDl 
einzelner  Satze  des  r5mischen<  und  des  Staatsrechtes  der  soa\craro(^ 
Staaten  des  Teutschen  Bundes*  Doch  findet  eine  Ausnahme  Sutt,  i 
Ansehung  der  hie  und  da  noch  angenommenen  romischen  Lehre  von  M 
FiscalGerechtigheit  und  etlichen  andern  Begalie6  a).  Q)  Das  canonisch 
päpstliche  Becht  findet  nur  noch  in  dem  KirchenStaatsrecht  der  Mk 
Uhen  einige  Anwendung  ^).  TD)  So  auch  das  longobardische  Lcli^ 
recht,   nur  subsidiarisch  bei  Lehen  in  teutschen  Bundesstaaten  <^). 

a)  Mascoy  Princ.  juris  publ.  p.  38.  Püttek's  Beitr.  I.  107.  de  Sfichow  Flen 
'  juris  publ.  $.  49>  Nittkt.bladt*8  Erörterungen  aus  dem  t.  Staatsr. ,  S.  itt:  i 
Wbstphal's  t.  Staatsr.  S.  78,  §.  7.  Schnavbert's  Beiträge,  DL  io5  -  »' 
Gxrstlachbb's  Corp.  jur.  publ.  IV.  43.  —  Von  Anwendung^  des  röm.  Recki^  >| 
PnvaiFüriUnrechi,  s.  Gxrstlacher  IV.  4^*  Scb^^taübkrt's  Beitr.  IL  98.  ir.  \ 
WienerSchlufsActe  t.  i8ao,  §,  a3.  Oben  §.  11  e.  Von  der  ^»«/o^'f  der  fremd« 
Becbte,  Schvaubkrt  IL  tia. 

l)  VergL  MossR  Ton  XeuUchl  überh.  534.  EAend,  r.  Staatsr.  II,  tiia  M^ko 
L  c.  39.  sqq.  v.  Gt'2rDP.RODK*s  t.  Staatsr.  i83.  dk  Selchow,  L  c.i.5o.—  ff'<''^' 
noch  gehen  Gerstlacrer    1.  c.  IV  4^  ff.  u.  ScHirAiTBERT  ^.  a.   O. 

c)  MosxR^s  Lehnsverfassung,  S.  i55  u«  $29.  EBendess,  t.  Staatsr.  IL  n5.  0.  ^ 
DE  LvDOLP,  de  Jure  feminarum  illustrium,  F.  IL  c.  1.  §.  11.  Mascot  l  c  v 
BoBHxxB  Princ.  juris  feud.  |.  3i.  sq.  Schütaubert,  a.  a.  O.  IL  118  f.  -^>*' 
anwendbar  ist  die  Regalien  Verordnung  K.  Friedrichs  L  t.  ii58,  H  F.  ' 
P.  £•  Bbrtrax's  Abhandl.  in  Zepersicr's  SammL  auserles.  Abbandl.  ,au.s  de 
Lehnr.  L  199.  (auch  lateinisch,  als  Streitschrift,  Halle  1765.)  Pütteb's  Beitr Jf; 
i  ao7. 


§♦    74-  (73). 

IL    Besondere   Quellen. 

Besondere  Quellen  des  particulären  Staatsrechtes  der  sou\erau)* 
Staaten  des  Teutschen  Bunde  ssind:  I)die  besonderen  Staatsvertr«; 
eines  Bundesstaates  «),  sowohl  StaatsGrandrerträge,  hetrcffend  « 
StaatsGrundrerfassung  (§.  98),  als  auch  Staats^erträge  im  enge 
Sinn,   betreffend  öffentliche  Bechtsverhältnisse  ausser  der  Grundverlassun 
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so  auch,  in  ernzelnen  Ländern ,  eigene  Staatsgesetze,  die  zum  l^eil 
nor  der  Form  oder  dem  Schein  nach ,  von  Verti  agen  sich  unterscheiden. 
Zi  dieser Classe  gehören:  veitragmäsig  emehtete  Staatsverfassungsürluinden, 
lindtsgnuidgesetze,  StaatsConstitutionen  (ewige  vertragmasige  Willenser- 
UiimigeQ  des  Staatsoberhauptes  und  der  Uiitcrthaneii ) ,  Landes  -  und  Erb- 
rergleiche  ^),  LandtagsRecesse ,  Erledigungen  der  Landesgebrechen  (resolu- 
tion«  ad  gravamina  ordinnm  provincialiuin),  landesheirliche  Declarationen, 
Rfiersalea  und  Assecurationeu ,  liandciConipactate,  Accorde,  Regimenls- 
nrJnungen  <^);  Recesse  mit  Landsassen,  soAvohl  ganzen  Ciassen,  als  auch 
clnzeltten:  Privilegien  der  Landschaften  überhaupt  «'j,  und  besonderer 
Ciassenderseiben;  landesherrliche  Constitulions  -  und  Organ  isationsEdicte  Oi 
Patente  oder  Declarationen,  insbesondere  die  staatsrecbtlichen  Verhältnisse 
der  Standesherren  and  Guts-  oder  Grundherren  belreffcnd  /).  —  Manche 
ileneanungen  dieser  Rechtsquellcn  trennen  solche  nur  scheinbar  von 
«icr  Classe  der  Verträge  ff), 

u}  PiTTu's  Ut.  Uf.  280.  Moser  von  der  t.  Reichsstände  Jjanden,  1194  iL  ii5i, 
1161  •  —  Ein  Ferzeichm'jss  von  Grund-  und  andern  Staatsverträgen  eiozelner 
Läiiaer,  mit  Aaclnveisung  der  Schriften,  >vo  sich  Abdrücke  davon  finden, 
$.  bei  MosEE  a.  a.  O.  949 — 1x24«  —  Viele  finden  sich  in  Li'NiG*s  Sammlungen, 
tiua'»  n.  Reu  SS,  Staatskanzleien  u.  a.  (vergl.  Georgisch  Regesta  chronologico 
diptomaüca);  die  neuesten  in  der  Sammlung:  Die  Constitutionen  der  europ. 
SUaten,  seit  den  letzten  a5  Jahren.  Leip2.  u.  Altcnb»  1817  —  24.  4  ^l*-  ^• 
2. AufL  unter  dem  Titel:  Pölitz,  Die  europ.  Verfassungen  seit  dem  J.  1789 
bis  auf  die  neueste  Zeit.  Leipz.,  i833  — 34-  3  Bde.  8.;  und  in  L.  Lüder's 
diplomaL  Archiv  fiir  Europa.  Leipz.  Bd.  I.  1819.  Bd.  U.  1821.  Nach  des 
Verüassers  Tod  fortgesetzt  von  K.  H.  L.  Pölitz.  Bd.  HI,  in  2  Abth.  1823.  8. 
5}steiBalJsch  ztisammengos teilt  in  folg.  Schrift:  G.  L«  v.  Zakgest,  die  Yerfas- 
iung^geftcUe  deutscher  Staaten  in  systematischer  Zusammenstellung.  Darmst.  u 
Ldp&  Bd.  L  1B28.  Bd.  II.  1B29.  £d.  lU.  i832.  8.  — •  Daut^chlaftds  Ckinsti 
(«üoKfi,  enthaltend  die  beiden  HauptGr  und  vertrage  des  deutschen  Bundes,  und 
die  seit  dem  Jahre  1814  in  einzelnen  Bundesstaaten  eingeführten  Verfassungs 
urltufiden  und  Gesetze  über  landständische  Verfassung.  Rinteln,  i833.  8,  — 
CoUection  des  Chartes,  lois  fondamentales  et  actes  constitutionnels  des  peuples 
«Je  lllarope  et  des  dcux  Ameriques  etc.  par  M.  M.  P.  A.  Ddfad,  J.  B.  DirrsR- 
6iia  et  J.  Gavbxt.  T,  I— VI.,  Paris,  1821  —  23.  8.  (Der  2.  Theil  enthält  die 
iputscben  Verfassungen).  —  Nachahmung  verdienen :  Jvn.  Thadd.  Zaoser's 
Corp.  juris  publ.  SalisburgensU.  Salzb.  1792.  8«  und  die  Sammlungen  för 
üoMirsr,  V.  1794;  för  BraunschweifffVolfonbuUel^  von  1770,  u.  von  RiBBEirraopp, 
»"9^;  für  HbUtein^  von  Jenskst  u.  Hkgewisch  1797^  für  Batem^  von  17785  für 
ff'isnemherg^  in  der  vWürteinbergischen  Grundrerfassung«,  in  Ruyschsr's  unten 
(3kote  b)  angef.  Sammlung,  und  in  den  »Haupturkunden «,  herausgeg.  von 
H.  £.  Paulus  18169  für  Baden  ^  J.  G.  Dvttli»geb's  Quellen  des  badischen 
Staatsrechts.  Carlsr.  Bd.  I.  1822,  8.4  für  die  laudsässige  Ritterschaft  in 
Teutechland,  von  Lüsig  1730.  Vergl.  Klübkb's  Einl.  zu  e.  n.  Lehrbegr..  des 
l  Staat&r. ,  §.  49  d,  u.  e. 

'*  Merkwürdige  Beispiele: 

•)  aus  der  Zeit  des  teutschen  Reichs  u.  d,  rheinischen  Bundes :  der  me ekle nbürg^is che 
laadesgrondgesetzL  Erbvergleich  von  1755,  in  Fabkr's  Staatsk,  CIX.  1695  vergl. 
Ä^win.  Bond,  LHL    2785   mecklenburg.  grundgeselzl.  Erbvertr.  mit  der  Stadt 

I        UoWr's  iSffeiiÜ.  Recht  4.  Anfl.  Q 


02  I^^<^*  ^''  ^P*  Qu^Uea  des  teuUclien 

Rostocli  V,  i3.  Mal  1788,  in  Reuss  Suauluuuley,  XXfl.  i4$  XXHL  1,  uo^ 
Vertrag  «wischen  Ebendenselben  ▼.  14.  Mars  18174  —  der  tübinger  Vcrtraji. 
1614,  und  der  würtembergische  Erbvergleich  von  1770,  dieser  in  Ykxn'swm 
StaaUk.  XXXI.  335  (vergl.  Fetieb's  Grundzüge  der  erbländ.  Verf.  Würterabfrp, 
1817.  8.)  5  —  der  braunsckweig-lünBb,  woi/en&,  Landtagsabschied  t.  9.  Aprü  i^^ 
in  Fabu's  neuer  Staatsk  XXX.  335,  u.  als  Beil.  B.  bei  der  von  den  LandiUndei 
im  Mai  1819  bei  der  Bundesversammlung  gedruckt  eingereichten  »Darlegung  dir 
«wischen  dem  Herzog  Carl  etc.  und  den  Landständen  obwaltenden  Differeai«, 
8^^0—56$  —  der  tckuumburg-Uppische  Landes  vergleich  v.  179M  —  der  Land«. 
gnindvergleich  des  Stiftes  Essen  v.  a.  Sept.  1794,  in  v.  Biao's  Slaatenugiiin, 
Bd.  ni,  Num,  i3  5  —  die  hohenzollcm-si^maringe tische  Landcsvcrlräge  von  17^ 
und  17984  —  hokentolUm-heching^enseher  Landesgrundvertrag  von  1788}  dar 
ntumedisehe  Landesvergleich  v.  14.  Aug.  1804.  —  die  pfaUneukurgUcken  Dep* 
Utions Abschiede,  über  die  neuburgischcn  Landes-  und  Regierungsferhällniue, 
V.  3.  Oct.  I799,  in  Rkuss  Staatsk  ,v.  1799.  Yt  Qoi  u.  v.  10.  Juni  i8m,  m 
(KLvazB*s)  Rheinischen  Staatsanztigen,  Heft  i  (i8oa.  8.),  S.  3i  ff.5  -  Guar 
stitution  des  Königr.  Baiern  v.  i.  Mai  18085  in  d.  baicr.  Regier.  Blatt,  M 
8t.  «a,  u.  in  d.  Rhein.  Bund,  XIX.  3  —  14.  .         j. 

ß)  aus  der  Zeit  des  Teulschen  Bundes:  Nassauisches  Edict,  die  Errichtung  dl 
Landstande  betr.,  v.  i.  u.  2.  Sept.  1814^  in  der  Allgem.  Zeit.  v.  1814,  N»* 
«54  —  a58j  Nutsamsche  Verordnungen  v.  3.  Nov.  i8i5,  u.  v.  29.  Oct.  lÄ 
Constitution  des  Hönigr.  der  Niederlande,  mit  Inbegriff  des  Herzoglh.  iw«»*«|i 
V.  «4.  Aug.  i8i5.  —  Schwarzb.  Rudoisi.  landständische  Verfassungsurkunde,  1 
8.  Jan.  1816.  —  Grundgesetz  über  die  landständische  Verfassung  des  MM 
BOgth.  SaehsenfTetmarEisenach ^  v.  5.  Mai  1816,  in  KL<;fiKH*8  StaaUarcIuT,  ßi. 
S.  169  —  ao3.  —  H^aldeckischer  Landesvertrag  über  die  Landes  -  und  siäadli^ 
Verfassung  v.  19.  April  1816,  in  Klvbeb's  Staatsarchiv,  Bd.  II,  Heft 6.—  ^Ai« 
bur^Li'ppische  Verordn.  v.  lö.  Jan.  1816,  die  Eiufübrung  landslandiscber  Vffll 
•oag  betr.,  in  Ki.tJBKR*8  Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.67  ff.—  GonstitulionsErgänzo^ 
Acte  zu  der  alten  Stadtverfassung  der  freien  Stadt  Frankfurt,  v.  19»  J«^  ^^ 
$}  in  der  GeseU  •  und  StatutenSamml.  der  freien  Stadt  Frankf.,  Bd.  I  (181 
8.),  S.  1 — 70.  —  Hamburg",  Lübeck  und  Bremen,  s.  unten  §.  24**  "^  GrunogiN 
der  landschaftlichen  Verfassung  des  Fürstenth./ffVd^iir^Aatije»^  v.  i9.Mäiti8i8.' 
Verfassungsurkunde  des  Hönigr.  Bayern,  v.  a6.Mai  1818.—^  Verfassungsurkuoi 
für  das  Grofsherzogth.  Baden,  v.  aa.  Aug.  1818.  —  Verfassungsurkunde  furd 
•ouver.  Fürstenth.  Liechtenstein,  da tirt  Eisgrub  vom  9.  Nov.  1818;  in  derAllg^ 
Zeit  T.  9.  und  10.  Febr.  1818.  —  StaatsverfassungsVertrag  fiir  das  Köfui 
ff^ürtemberg-,  v.  a5.  Sept.  1819.  (Zwei  frühere  Constitutionen ,  v.  i5.  Märxi8il 
und  ▼•  Mürz  1817,  wurden  von  den  Ständen  nicht  angenommen)."  ^  | 
Rvyschsb's  Samml.  der  würtembergischen  Gesetze.  Stuttg.  1829  u.  f  B.  \f^^ 
halt  in  den  3  ersten  Bänden  die  StaatsGrundgesetze  von  1496  — >  iÖa8)<  ^ 
fassungsurkunde  für  das  Rönigreich  ff^ürtemberg,  mit  den  dieselben  ergi 
senden  Gesetzen  und  Verordnungen,  zusammengestellt  von  G.  Fr.  RAFfr.  t^' 
Bande.  Rotweil,  i83a.  &  -- Rönigl.  hannoverische sV^Llent^  betreffend  die  Org^j 
tation  der  Ständeversamml.  y.  ^.  Dec.  1819.  Neues  StaatsgrundgeseU  iur 
Königr.  Hannover  v.  a6.  Sept.  i833.  (Letzteres  ist  von  dem  Rörng  als  för 
nicht  bindend  erklärt  worden  durch  ein  Patent  v.  5.  Juli  1837,  und  nacbd 
die  Stande  auf  den  Grund  des  Patentes  v.  7.  Dez.  1819  zus.2berufen  ^ord 
ward  ihnen  mit  einem  königl.  Schreiben  v.  16.  Febr.  i838,  der  Entwurf  ei^ 
neuen  Staatsgrundge&etzes  zur  Berathung  vorgelegt).  —  Vertragmäsig  erneue 
Landachaftordnung  für  d.  Herzogth.  Braunschtveig'  u.  d.  Füratcnth.  Bümkenbu 
v.  ft5.  April  iBao.  Neue  Landschaftordnung  für  d.  Hzgth.  Braunachweig  r. 
Oct  i8ia.  —    Königl.  sächsisches  Patent  vom  16.  Oct.  i8ao,  betreffend  diel* 
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itasdiube  Verfassung,   nach   der   Landtagsordn.    v.  1718.     Neue  Verfassungs- 
Arkuade  de»  Köaigr.  Sachsen,   v.  4.  September  i83i,  —    Verfassungsurkunde 
Jfs  Grofsherzogth.  Hessen,  v.  17.  Dec.  i8ao.   (Ein  GonslitutionsEdict  v.  ao.  Mär« 
ißio,  ward  von  den  Ständen  nicht  angenommen.)  ~    Gesetz,   die  ständische 
VeHasMing  des  Herzogthums  SaduenCoburgSaalfeld    (seit  i5.  Nov.  1826:  Sachsen- 
C^Urgji,  Gcikm)   iMtr.,  Tom  8.  Aug.  1821.  —  Grundgesetz  über  die  landschaflL 
Verf.  des  Hzgth.  SachsenCohurgMeiningen ,  v.  4.  Sept.  1824.    Desgl.  für  das  seit 
A  13.  ?5ov.   1826   neu  gebildete  Hzgth.   SachsenMeiningenHUdburghausenSaalfeld, 
T.  li  Aug.  1829«  —  Verfassungsurkunde  för  d    Fürstenth.  Schwarzbur^Sönders- 
^Mse»^  T.  2&  Des.    i83o.  —    Verfassungsurkunde  für  d.   KurfiirsUnth,  Hessen, 
T.  9.  Jaaiiar  i83j.  -^     Grundgesetz  für  d.  Hzgth.  SachsenMuinburff  ^  v.  29.  April 
t83i.  ~   Verfassungsurkunde    des   Fürstenth.   Ho/ienMoilemSiffman'ngren ,  v.    11. 
Juii  i83i  —    Jede  StaatsverfassungsUrkunde  sollte  in  sich  selbst  die  Fähigkeit 
Inges,  auf  verfassungsmäsige  Art  ZusätJ^e,  Aenderungen  und  ^  Verbesserungen 
aufmachaen,  welche  sowohl  veränderte  Zeitrerhältnisse,  als  auch  reifere  Ein- 
siebt luui  Erfahrung  darbieten.     Darum  nennen  die   Brltten   ihre  Verfassung 
perpgtaoUmtQvaäon  (fortwährende  Neuerung,  d.  h.  zeitgcmase  Ausbildung). 
•  )  Wider  die  Verbindlichkeit  dieser  Verträge,  s.  J.  Ad.  L.  B.  ab  Icestai»,  Viudici^e 
territoriaii«  potestatis   ad  versus   capitulationum ,    compactatorum  et   litterarum 
reremlium  abusus  in  imperii  R.  G.  principatibus  passim  inolescentes.  Monach. 
rt  logolst  1765.     Auch  teutsch:  Rettung  der  Landeshoheit  gegen  den  Mifsbrauch 
^r  Capitulationen   u.   s»  w.,   mit  Anmerk.    Cvota  J.  J.  Moseb)    Frankf.  1765. 
Wq^  jedoch  ScBQBAsr's  Leben  des   Herrn  von  Icrstadt  (1776.  8.),  S.  71.  f. 
111—119.   J*  BxcH.  V.  RoTH*s  Staatsr.  der  t.  Reichslande,  I,  i5  f.  u.  Ioh.Bapt. 
ScvcB't  Prüfung  d.  Verträge  und  Gewohnheiten  zwischeu  teutscben  Landesherren 
Gi)d  UDlerthanen.    Wetzlar ,  1792.  8. 
')  J.  C  ivns's  CoUectio  nova  von  der  landsässigen  Bitterschaf^  in  Teutschland, 
Inukf.  u.  Leips.  lySo.  2  TheUe  in  fol.    (enthält  weit  mehr  als  der  Titel,  sagt, 
•  Mona  a.  a.  O.  3 16).    M.  Fai^u's  kurzer  Begriff  der  Schleswig* holstein.  Landes 
IViiOegiea,  in  d.  Kieler  Blättern,  Bd.  BI,  Heft  1  (1816),  ]Vum  1. 
f  /.  ft  Bidisehr,  von  i8o3,  1807,  1808,  1809  u.  1811.  Hesssndamtstädtisehe,  ▼.  i8o3. 
^'^rtTVibergtschr ,  von  1806  und  181 1.     Preussische,  v.  1809,  t8io;  1814  u.  i8t5. 
dv.  ii-C&hittscfte,  V.   1810  tt«  1811.     Sachs,  Coburgische,  v.  1802  u.  1808.   Ifassau» 
iida,  X,  1812.    Sachs,  H^eimat'Eisenachitchß ,   v.    i8i5^  und  viele  andere. 
0  IImhoü  ■oten,  in  den  Capiteln  von  Standes herren  und  Grundherren« 
t '  filaiJliVs  Handb.  des  t  Staatsr.,  Bd.  ü,  ^.  20.    Wiesaxd,  in  dem  Rhein.  Bund, 
UH  3o3  f.  —  So  ward  in  Frankreich  das  Edict  von  Nantes  (1598)  u.  dasjenige 
'OQ  i6s6  als  ein  förmlicher  Staatsvertrag  betrachtet.    Flassav,  Histoire  de  la 
«ÜpkMBaüe  frsn^aise,  T.  ü  (edit.  de  1811),  p.  168  et  899. 


§•    73.  (740 

Fort8et%ung, 

Aucb  geboren  dahin:  mancbe  landesberrliche  Haus*  oder  Fa- 
luieugesetze,  Famiiiea?ertriige  udd  andere  gültige  Di^ositionen 
^  B.  ober  Pamilieneigentliuai ,  FamilienFideicommifs ,  darauf  sich  bezie- 
^«i?  Nachfolge,  Schulden  ^0  «♦  dg].;  Staats  vertrage  mit  andern 
^-ilen,  soifohl  zu  dem  Teutschea  Bund  gehoreudeix  als  auch  andern  *). 
^Bsttrdeca  gibt   es    noch    in    oianchen  Ländern    eigene  Staatsgesetze, 

6* 


g4  ^i"'*  ^I*  ^^P«  Quellen  des  teutschen 

die  der  LandesTerfassung  gemäfs,  von  dem  Staatsoberhaupt,  etwa  unter 
Mitwirliung  der  Landstände,  enichtet  worden  sind  c).  Die  Kraft 'mancher 
Landes  vertrage  ist  yerstärkt  durch  Garantie  auswärtiger  Staaten  «0  oder 
des  Teutschen  Bundes  (§.  226)9  und  durch  den  erklärten  Bandeszweck 
ist  die  Pflicht  des  Bundes  begi^ndet,  die  Aufrechthaltung  der  Grnadver- 
Fassung  alier  Bundesstaaten  zu  schirmen  ^)* 

a)  J.  D.  Reichs*«  Verseichnifs  xur  Erlauter.  des  t.  Priiratfurstenrechtes  Tonujlich 
gehöriger  Urkunden.    Bückeb.  1785.  4.    Mo§er'8  FamilieaStaaUr.  E  964  ff.  '- 
Von  dem  k.  preu4s.  HausFideicommifs  unten  §.  533  b.  —  Nassauiseher  Ixhtm 
T.3o.  Juni  1783,  (in  Rkvss  Staatok  XVI.  79,  u«  in  db  Martbks  Recueil,  IL  ^w)} 
nach  einem  Hausvertrag  Tom  i4-  Jul.  1814  (wovon  Auszug  in  t.  Gagxbk's  M^i 
Antheil  an  der  Politik,  U.  Abtbeil.,   1826,  S.  ^43  f.)  erstreckt  auf  das  Gr4 
bersogih.  Luxemburg  (Klvbea's  Acten  des  w.   Congr.,    Bd.  VI,  S.  173)«  fl^i 
nassauücher  Vertrag  v.  18.  Apr.  i8o5.  —  Königl.  wäriemb.  Hausgesetz  t.  1.  }4i 
1808,   in  d.    Rhein.  Bund,   LB.   3.     ff^ürtemb,  Hausgesetz    vom    a  Juli  lüi 
in  d.  wurtemb.    Reg.  Blatt    v.  8.   Juli    1828.    —    Baierisck-pjälz,  Vertrag  va 
Pavia,  St.  Oswaldstag    1319,   in  Fabbr^s  neuer  Staatscaneley,   Tb.  491^«^ 
Erbvertrag  svriscben  PfaU  vl  Baietn  t.  22.  Sept.  1766,  bei  Fabbrs.  a.  O.i  ThJi 
6.  66  ff.  u.  in  Mabtbns  Recueil,  T.  I,   p.  658.    (Der  angef.  Hausvertrag  r.  tu, 
steht  auch  bei  Fabbr  a.  a.  O.,   Th.  53,   S.  81,   u.   bei  Martens  I.e.  p.  (i6<l 
Vertrag  zwischen  Kurbaiern  u.   Kurpfalz,    puncto   constituti   mutui  possesscd 
V.  19.  Juni  1774  9  bei  Fabbr  a.  a.  O.  Th.  53,  S.  104,  u.  bei  Martens  I.  c.  p.W 
Baierisch-pjäl*.  Hausvertrag  nebst  Separat  Acte,  beide  v.  12.  Oct.  1796,  in  & 
Arbtw^s  Genius  von  Baiern,  Bd.  I,   Heft  1.    BaieHsch-pfälz,  Hausverlrag  t. S 
Febr.  1771 1  bestätigt  im  Teschener  Fr.  v.  1779,  Art.  8.     Pfaltbater,  Apanagh 
oder  vielmehr  ParagialRecefs  mit  PfalzBirkenfcld,   v.  3o.  Nov.  i8o3.    Ro^, 
baier.  Familiengesetz  v.  28.  Juli  1808,  in  d.  Rbein.  Bund,   XLIX.  3.    Baier,  t 
milicngesetz  v.  18.  Jan.  1816,    in  d.  baier.  Regier.  Blatt  v.  1816,  St.  /Jo*  ^ 
HausGrundgesetz  oder  FamilienStatut,   als  künftig  allein  gültiges  HaiLsgesetl 
5.  Aug.  1819^  in  d.  baier.  Regier.  Blatt,  1821,  Num.  i.  —  Königl.  katmSverfd 
u.  herzogl.  braunsckweigisehes  gemeinschaftliches  Famiiiengesete  v.  24.  u.  19.O 
i83i.    Neues  Hausgesetz  fiir  das  Rönigr.  Hannover  v.  19.  Nov.  i836.  —  H$a 
sächsisches  Hausgesetz  v.  9.  März    i838.  —  Meeklenb,  Schwerin,  u.  strelit«.  I« 
läufiger  Hausvertrag  v.  5.  Dec.  1808.   Vergl.  Rhein.  Bund,  LUI.  282  f.  -  f^ 
Haus-  und  Staatsgesetz  v.  4.  März  1817.    Von  d.  grossherzofflich  hessischen  Wi 
vertragen  s.  Bbch's  hessisches  Staatsr.  1.  Buch,  2.  Heft.    Darmstadt  i83s.  & 
Badisches  Hausgesetz  und  FamilienStatut  v.  4.  Oct.  1817 ,  in  Klvbbr's  Acten  ( 
\Tiener  Congr.  Bd.  VIR,    S.  193.   —   HohenzollemSiffmaring-isehes  FamilienSta« 
V.  1821.  —  Reussische  Erb-  und  Geschlechts  Vereinigung  v.  1668,  in  Liwic'sR. 
p.  spec,  L  910.  —  Geraischer  GeschlechtsRecefs  von  1681,  ebendas.  —  ^^\ 
^fm'lvrGonstitutionen  unten  §.242,  c.  —  Haus-  und  Staatsgesetze,  betreffend 
Staatsschulden,    die  Privat-  und  Familienschulden  des  Regenten,   die  Schulden 
Mitglieder  seiner  Familie,  und  die  Staatsveräusserunffen,  sind  angeführt  unten,  ^. 

S)  Z.  B.  über  Commerzgegenstände,  Abzugsgeld,  Nachsteuer,  Heimfallrecht,  Thr 
folge,  Erbverbrüderung,  Gfenzberichtigung,  TerritorialCession,  Purificalion i 
Austausch,  u.  d.  —  Beispiele  in  Rsirss  Staatsk.  XL  Num.  10—14.  Mos»'«  8 
wärtiges  SUatsr.  263.  33i.  38i.  Ebenders.  von  der  Landeshoheit  Oberb.« 
Schlözbr's  Staatsanz.  Heft  XXXL  Num.  3s.  Rhein.  Bund,  DI.  366.  IV.  106.  \ 
V.  246.  IX.  487.  492.  X.  36.  76.  82.  XXn.  126.  XXVffl.  112.  XL.  161.  XL\TH 
406.  XLIX.  46.  65.  65.  L  295.  3o2.  UV.  43i.  Obstbreeichbr's  Archiv  des  rbi 
Bundes,  Vm.  Num.  1.  u.  2.    Klvbkr's  Staatsr.  des  Rheinb.,  §.  98,  d.  -  Die 
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da  Jakren  i8i6,  1817  «ad  1819  über  TerritorlalVerhältaisae  geftcUoMenen 
ytrtri^:  Oestreichs  mit  Baiern  t.  14.  Apr.  1816;  Oestreichs  und  Preussens  mit 
dmGroCiherxog  von  Hessen,  vom  3o.  Jan.  i8i6j  Grofsbritanniens  mit  ebenderas. 
df  eod.;  des  Königs  der  Niederlande,  G.  H.  von  Luxembui^,  mit  Preussen, 
T,  8.5qt.  1816,  mit  Groftbritan.  v.  i6.  Nov.  1816,  mit  Oestreich  v.  12.  Mär» 
i8r,inid  mit  Rufsland  v.  17.  Apr.  1817;  Badens  mit  Oestreich,  v.  10.  Jul.  1819, 
und  mit  Oestreich,  Rufsland,  Grofsbritannien  und  Preussen,  de  eod.;  nebst 
M  oben  §.  68  angef.  GeneralRecess  der  frankfurter  TerritorialGommission  v. 
30.  M  1819;  alle  in  v.  Mabtiss  Recueil  des  trait&,  Suppl^m.  VII  et  VHI. 

<)  Von  dem  Honigr.  Sachsen,  s.  den  Codex  Augusteus,  und  v,  Römsb's  kursächs. 
SUilsr.  OL  1— Ö8.  —  Von  der  Erklärung-sart  der  Landesgrundgesetse  u.  Staats- 
mtrige,  s.  Wixsb's  Sammlung  Jurist.  Abhandlungen  (1783)  Num.  7.  —  Von 
Jußtiwg'  und  Veränderung-  der  Landesverträge,  s.  Mossn  von  der  Landeshoheit 
überhaupt,  S.  5o  ffl    Wiener  ScMufsActe  v.  i8ao,  Art.  66.    Vergl.  oben  §.  49, 

rf)  Äosn's  Rechtsmaterien,  ü.  146.  Ol.  Soy..  IV.  38o.  —  Von  der  Garantie  der 
rirteMi.  StaaUverfassung,  s.  Paulus  Haupturhunden  der  lyürtemb.  Landes- 
griudferfass.,  Heft  2,  S.  iB  —  i2,  und  Verhandlungen  in  den  Versamml.  der 
Landstände  des  Königr.  Würtemberg  im  J.  i8i5,  Ablh.  IX,  S.  161  — aoo;  wo 
S.  176  ff.  Preussens,  Hannovers  und  Dänuemarks  GarantieUrkunden  v.  1764  bis 
1-1  for  Würtemberg.    u4cten  des  wiener  Congresses,  Bd.  VI,  8,  6i3  ff. 

f)  flieroB  unten,  $.  aa6. 


§•    76-  (76.) 

Fortsetzung. 

D;  Das  Staats herhommen  ist  ebenfalls  eine  der  besondern  Quellen 
o  pardcolären  Staatsrechtes  der  souverainen  Bundesstaaten  «);  wobei  die 
btn  (5.  69 — 61)  bei  dem  Herhommen  des  Bundesrechtes  vorgetragenen 
u^tmeinen  Grundsätze,  in  ihrer  Art,  Anwendung  finden.  lU)  Endlich 
ie  inalogie  des  gedachten  besondern  Staatsrechtes  ^)  ebenfalls  mit  An- 
^tndnng  der  oben  (§.  6a — 65)  vorgetragenen  Grundsätze,  unter  gehöriger 
Eiosclirajikung.  —  Willkühr  (orientalisches  Staatsrecht,  Sultanismus ^ 
l^potbmos),  findet  hier  überall  nicht  Statt  0« 

"Vergl.  Mosxb's  Abhandlung  verschiedener  Rechtsmaterien.  IV.  518  —  609.  E^en- 
^rt.  Ton  der  t.  Reichsstände  Landen,  18.  ii3i  fF.  1186. 

AP.  A.  FiAara's  Grundbetrachtungen  über  Staat  imd  Kirche,  64*  Moskb  von  der 
Utdeshoheit  überhaupt,  &o.    Rhein.  Bimd«  XLVn.  a58. 

''^^  §•  499  h  u.  c,  99  u.  a55  d.  Sur  l'origme  du  despotisme  oriental.  1766.  8. 
I^  despotisme.  1776.  8.  The  right  divine  of  Kings  to  govem  wrong !  Dcdicated 
to  ihe  holy  Alliance.  London  1821.  8.  —  Von  dem  so  genannten  arbitrio  summi 
»frrmtis,  s.  Moser  v.  d.  Landeshoh.  überh.  5o— 819.  Ebenders,  von  der  Reichs- 
«tlfifie  Landen,  1188.  Püttsb's  Beitr.  L  817.  35 1.  Fhash  a.  a.  O.  66  ff.  G.  S. 
7uini,  Monstrum  arbitrarii  juris  territorialis  (in  den  Parergis  Göttingens.  1786. 
^—70,  auch  besonders  gedruckt.  Frf.  et  Lips.  .1789.  4O1  §•  16  sqq.  EJusd, 
Diel  de  studiis  nimiae  libertatis  circa  Status  imperii,  ruinam  L  R.  G.  procuran- 
^  (G6tt.  1788.),  §.  18.  —  Manifeste  des  Kurf.  Moriz  v.  Sachsen  u.  des  Markgr. 
Albrecht  V.  BrandenburgGulmbach  wider  Kaiser  Carl  V.  v.  i53a,  in  Hortledsr's 
^Wlungen  von  den  Ursachen  etc.  des  teutschen  Kriegs  K.  Carls  V.  Th.  II, 
S  »197  f.  u.  i»99  ff.    Heiitiuch's  teutsche  Reichsgeschichte,  Th.  V,  S.  694.  — 
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Der  58f  reichisclien  StSnde  Manifest  an  alle  ettrop.  Mächte,  wider  H.  Ferdinand  IL 
1619;  bei  F.  C.  J.  FfSCBKii  über  die  Geschichte  des  Despotismus  in  TeuUcbL 
(Halle  1780),  Anhang,  28^  —  291.  Manifest  der  brannschweigischen  Landstlndt 
fvider  ihren  Herxog  Carl,  in  Form  eines  Schreibens  an  dessen  Bruder  den  Her- 
sog  Wilhelm  Ton  Brauiischweig-Oelsi  datirt  vom  17.  September  i83o.  Fürst 
MrrTKRsrrcn's  Erklärung  auf  dem  wiener  Congrefs,  in  Hl^zh's  Acten  des  wiener 
Gongr. ,  Bd.  D,  S.  109.  —  BesvhwerdeLibell  der  ehemaligen  dänischen  Beidv 
stände  ^ider  ihren  König  Christian  ü.  den  Bösen,  ▼.  i5s3,  in  r.  Lcurmc^  rnü- 
quiae  manuscriptonim ,  T.  V.  lib.  2.  n.  6.  p.  3i5.  —  »Inter  dominum  cl  semin 
nulla  amicitia  est;   etiara  in  pace  belli  tarnen  jura  serrantur««.    CvsTitTS,  \1I0 


§•    77.  (76.) 

S    c    h    l    u    s    s. 

Bemerkensutrcrth  ist  auch,  dafs  der  ursprüngliche  Rechutitei 
mancher  SottverainetKt-^  Staatsyermogens  -  und  grundheniichen  Becui 
teatscher  Landesherrschaften,  nicht  nur  in  dem  Erbrecht  und  io  Vertrag 
mit  Unterthanen,  Land.«assen,  Landstanden  und  Auswärtigen  iiegt,  sondm 
auch  in  kaiserlichen  Verleihungen ,  z.  B.  Privilegien  «)  und  Reichsieb 
briefen  ^) ,  in  rechtshräftigen » reichsgenchtlichen  Erkenntnissen ,  die  w 
malige  TerritorialStaatsverfassung  betreffend  c),  (wodurch  das  streit^ 
Recht  unter  den  Parteien  bestimmt  ward,  imd  welche,  nach  Beschafo 
•heit  des  Gegenstandes ,  die  KraA;  eines  Landesgrtmdgesetzes  hatten  ''j}  n* 
in  unTOixlenlilicher  Verjährung.  Wichtig  ist  dieses  noch  jetzt  hie  and  4 
sowohl  für  die  innere  Staatsverfassung  ({.  5i  ff,),  als  auch  in  BcaeM 
auf  manche  auswärtige  Staaten. 

o)  Kaiserl.  Wahlcap.  (179a)  L  9.  Vü.  3.  4.  Vm.  1.  18.  21.  XV.  5.  In^tr.  P« 
Osnabr.  ^^IIL  1.  et  4.  Reiclishofr.  Ordn.  I.  i5.  Beispiele:  Zoll-,  Stapel« 
ManxpriTiIegien,  Privilegia  academica,  u.  d.  Moseb  t.  d.  Landeshoheit  i**^ 
haupt,  45.  484.  Bkenders,  ron  der  t.  Rcichsstande  Landen,  ii3o.  £^«^^'' 
Staatsr.  IL  ]3o. 

*)  Mosbb's  t.  Lehnsverfassung,  i55.  Beispiele  in  LiJzrio's  Corp.  juris  feud  ^ 
T.  I— ra.  Franhf.  1717.  Fol. 

c)  Z.  B.  in  Bechtshändeln  der  Landstände,  Domcapitel  u.  a.  Landesuntertha«» 
über  ihre  GereehUame,  Torzüglich  in  Steuersachen.  Moser  von  der  \^ 
hoheit  überhaupt,  48.  Pütter's  Beitr  H.  aao.  Klubää^s  Isagoge  in  clcm.  jun 
pnbl.  nobilium  immediat  §.  54.  Beispiele  s.  bei  J.  T.  Zaüjce»,  Corp.  juris  puW 
Salisburg.  9—89,  in  Puttwi's  Lit.  HI.  281  ff.,  bei  Moseb  ron  der  Landeshobo 
in  Steuersachen,  8ao  ff.  und  an  riclen  andern  Stellen. 

O  Majer's  t.  weltl.  Staatsr.,  L  i5.  Moseb  ron  der  t.  Reichsstände  Landen,  n'-fl 
ii56. 
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VIL    C  A  P  I  T  E  L. 

Der  TeuUche  Bund ,    in   g^eog^raphischer    und    politwcher 
j  Beziehung^. 


§•    78,  (77.) 

Jreal  und  VoUcsuM  der  hundesverwandten  Skaaien. 

Kein  Bundesgebiet.- 

Die  durch  den  Teiitschen  Bund  rereinigten  Staaten  waren 
cheluD  fiestandtheile  des  teutachen  Reichs  (imperiam  s.  regnum  ger- 
flwuucum,  Corps  germaniqae,  empire  germanique,  8t.-£mpire),  dem  politi« 
«rhenRaDg  nach  des  ersten,  anGrofse,  bis  i8oi  des  dritten,  ron  i8oi  — 
)8o6  des  fünften  Staates  in  Europa  «).  In  dem  Zeitraum  des  rheinischen 
Buiei  (i8o6 — 1814),  gehorte  ein  grosser  Theil  derselben  zu  diesem 
Vaatenrerein  ^)..  Der  Flächeninhalt  der  durch  den  Tentschen 
Band  rereinigten  Staaten  beträgt,  nach  ungefährer  Schätzung) 
BBainmeo  11,725  (nach  Andern  ii,5o2*®/,ooi  ii,5i3  und  auch  1 1,^75) 
\todratMeilen  c).  Die  Einwohnerzahl  ward,  im  Mai  iBai,  in  der 
BoodesMatrikel  angenommen  zu  3o  MMlionen  163,687  <0;  sie  hat  sich  aber 
»tflftn  bedeutend  rermehrt.  Das  Gebiet  meines  jeden  zu  dem  Teutschen 
Band  gehörenden  Staates  bildet  ein  für  sich  bestehendes  Staats- 
»<^^iet,  frei  Ton  fremder  oberherrlicher  Gewalt.  Daher  sind  die  Gebiete 
»immtlicher  durch  den  Teutschen  Bund  vereinigter  Staaten,  nicht'  als  ein 
Gesammt-  oder  Bundesgebiet  zu  betrachten.  Auch  besitzt  der  Bund 
Wio  ebenes  Gebiet,  als  Bundesgebiet  *),  und  kein  in  seinem  Verein 
^iflfener  Staat  oder  so  genannter  Bundesstaat  ist  ein  »Staat  des  Teutschen 
BüiuJeM  f), 

0  I>ie  JreülGr6sse  des  teutschen  Reichs,  Schlesien  mitbegriffen,  ward  im  J.  179O2 
ucb  einer  Mitte Uchätsung  aus  den  yerschiedenen ,  sehr  abweichenden  Angaben, 
^octzt  auf  ungefähr  12^00  geogr.  Quadratmeilen,  die  Volksmenge  auf  29  Mil* 
fi<Qen,  der  Umkreis  auf  mehr  als  5oo  teutscbe  Meilen.  Nach  dem  Lüneviller 
^nedca  (1801 ) ,  scbatste  man  noch  1 1,100  QM.  mit  nahe  an  a6  Mill.  Einw. 
OHisiix't  Statist,  ümrifs  der  sämmtl.  europ.  u.  rornehmslen  audereurop. Staa- 
^  BeftI,  welches  Oestreich  n.  Preusscn  u.  den  teutschen  Staatenbund  enthält. 
^oraar  i8i3.  Heft  II.  i8«3.  IH  1824.  Fol.  —  Aeltere  Werke;  A.  F.  Rawdel's 
I  AsMlea  der  Staatskräfte  Ton  Europa.  Berl.  1792.  fol.  J.  F.  Ocrhabt's  Euro« 
?^  Staaten  etc.,  2.  Liefer.  (Leips.  1804.  fol.)  G.  Hasssi's  statist  €mrifs  der 
•^HitL  europ.  Staaten,  Th.  I  (Braunschweig,  i8o5.  fol.)>  worin  die  Special* 
^»tik  sammtl*  damaliger  t.  Staaten.  Aehnliche  Werke  roa  K.  H.  Livo  (i7q8. 
P'^^  J.  D.  A-  Höea  (1799^1800.  fol.)  (J.  M.  Frhm.  von  LxxcaTsvsms's ) 
y«r|leiebeade  Uebersiobt  von  Teutschland,  t.  1789-— 1812,  in  dessen  Allgem. 
(Wien  i8i4«  8.)»  S.  128— 141  u.  166.  H.  M.  G.  GasuMAifs's  Hist  statist. 
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Handb.  v.  Teutst  hl.  Th.  I  u«  II.  Götting.  1801  u.  1804.  8.  J.  F.  RiiTExnn,  das 
t.  Reich,  vor  und  nach  dem  Lünev.  Fr.  Bd.  I.  Fraiikf.  a.  d.  O.  1804.  8.  K.  £. 
A.  V.  Hoff,  das  t.  Reich  vor  der  franz.  Revol.,  und  nach  d.  Fr.  v.  Lüaer.  Th.1 
u.  n.  Gotha  1801  u.  1804.  8.  A.  C.  Gaspajii  s  DeputationsRecels,  mit  Erlauter. 
Th.  I  u.  n.  Hamb.  i8o3.  8.  Hlübeb's  Lit.  60  f.  —  C.  W.  ▼.  LABasous^s  Ueber- 
sieht  der  deutschen  ReichsstandschaAs-  und  Territorial -VerhSItnisse  vor  dem 
französ.  RcvoVutionsliriege,  der  seitdem  eingetret.  Veränderungen  und  dagegen 
wärtigen  Restandtheile  des  deutschen  Bundes  und  der  Bundes$taateii<%(rlui 
i830.  8.  Chomk,. geographisch -statistisehe  Darstellung  der  StaaUkräfte  von  deo 
sämmtlichen,  zum  teutschen  Staatenbunde  gehörigen  Staaten.  4  l'^^^i^^*  ^'P^' 
1828.  8.  C.  G.  D.  Steih's  Handbuch  der  Geographie  u.  Statistik  der  t.  Bunde. 
Staaten.  Leipz.  i833.  8.  (Auch  als  3«  Band  von  des  Verf.  Handb.  der  (allgero.) 
Geographie  u.  Statistik.) 

b)  Für  sämmtlichc  rheinische  Bundesstaaten ,  die  nach  des  ^Protectors  Laune  (ich 
bald  vermehrten  oder  vergröfserten ,  bald  verminderten,  schätzte  man:  imJ. 
1807  über  5ooo  <^M.  mit  mehr  als  la  Mill.  800,000  Einw. ;  im  J.  1810,  S^^oB^M 
mit  14  Mill.  935,263  Einw.,  nach  Andern  5,743%  9M.  mit  14,64^36  Einw- 
im J.  1811,  i3  Mill.  563,977  Einw.,  nach  Andern  5,559%)  Q^*  ^^^  i3,7o^,i8j 
Einw.  C.  D.  Voss  vergl.  Tafel  der  Staaten  u.  Regenten  TeuUchlaads.  kip« 
1808.  fol.  G.  IIassfl*s  Statist.  UebersichtsTabcllen.  Gott.  1809.  fol.  Koch  rt 
ScHOFLL,  Hist.  abr^gee  des  traitcs,  VIIL  3^4.  K.  H.  L,  Pölitz,  d.  Rheinbund, 
bist,  und  Statist,  dargestellt.  Leipz.  1811.  8.  Tabellar.  üebersichl  voa  Teulscln 
land.  Leipz.  i8n.  Querfol.  Milbillfh^s  Handb.  der  Statistik  (Landsb.  t8ii.  8-1 
S.  io3— 322.  J.  A.  Demiah's  Statistik  der  Rheinbundstaaten.  Bd.  Iu.n.  Franli. 
1812.  8.  H.  Storch's  europ.  Staats-  und  AdrefsHandb.  f.  i8i3,  Bd.  H.  —  IM 
chatten  v.  d.  rheiii.  Bund:  von  Sotzuaüin ,  i  Blatt  und  4  Blätter,  1811;  wBUl- 
tcr,  Leipzig  bei  Hinrichs  1811. 

«)  Den  Flächeninhalt  geben  an:  K.  F.  V.  Hoffmann  auf  11,49574  QM.,  Cnou  aof 
11.968.  —  Die  Grenzen  säinmtlicher  Bundesstaaten  betragen  zusammen  uugeialir 
3620  Meilen.  Die  hierunter  begriffenen  Grenzen  von  Bundesstaaten  Wofe  ^ 
bundesfreie  Staaten,  bilden  zusammen  eine  Länge  von  ungefähr  690  Meikn.  - 
GeneralCharten  für  den  TerritorialBestand  sämmtlieher  Bundesstaaten,  vonSttf"» 
Nürnb.  1816;  von  Weilahd,  Weimar  1816;  Leipz.  bei  Leo,  1816;  von  Haxu» 
(1  Blalt),  Würzb.  1824.  —  Grössere  oder  vereinigte  SpecialCharten  sind:  Bn 
iHANjf's  SpecialCharte  von  Teutschland,  in  342  Blättern,  Berlin  seit  1816;  Stetit* 
gröfsere  Charte  von  Teutschl.  1819;  von  Couios's  u.  Gii£es*s  Charten,  in  3^ 
Scctionen,  Stuttg.  seit  18235  Weilawd's  Atlas  der  teutschen  Bundesstaaten,  ^Vö 
mar  seit  1824;  Stieleh's  Charte  v,  Teutschland,  dem  Königr.  der  Niederland« 
u.  der  Schweiz,  in  25  Blättern,  Gotha  1829  bis  i835.  R.  v.  L.  (ilifsstw) 
HandAtlas  v.  Teutschland,  in  i3  lithograph.  Bl.  Berlin  i832.  Atlas  v.  den  Hut 
sehen  Bundesstaaten,  in  72  Spezialkarten,  Erfurt  i832.  —  ATf/iVfifi Cluulc  ^«'" 
Teutschland,  in  20  Blättern  von  Amt.  Bleust.    München  seit  1824. 

d)  Protoc.  der  B.  V.  v.  13.  Apr.  1821,  §.  10a,  in  der  ersten  der  unter  Nwo- **' 
beigefugten  Tabellen.  ~  Hierunter  sind  begriffen :  Oestreich  mit  9,482,217  ^" 
auf  37i5*/ioo  9^«;  Preussen  mit  7,923,439;  Dänemark  mit  36o,oop  auf  i7-i/>^ 
der  König  der  Niederlande  mit  255,ooo  auf  \%9!^Aov  VergL  unten  §.  87  b-  ^ 
Nach  dem  Beschlufs  der  B.  V.  vom  12.  Juli  1827  ward  für  die  Matrüirf  ^" 
TotalSummo  angenommen  zu  3o,  i63,  488,  sodann  nach  dem  Bescblui"*  vo"' 
30f  April  i83i,  wo  die  Einwohnerzahl  der  Freien  Herrschaft  Knipi»*^^'*" 
hinzukam,  zu  3o,  166,  487.  ItLiJBER's  Quellensammlong ,  S.  3a6  ff-,  d^''^" 
ForUQUung,  S.  82,  So  die  angenommene  oder  fnatriktlmäsige  Einwohner 
«ahl,   die  ^'tr^iichc  oder  stati^Usche  ändert  sieb  mit  jedem  Jahr.    Sie  mag  jel'^ 
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g^  96*;4  MOIionen  betrafpen.  —  Gcograpbisehe  und  statistische  Werbe  tob 
dm  tentscfaen  Bundesstaaten  überhaupt,  s.  oben  §.  i3  a  und  b. 

e)  Du  wenige  Gmndeigenthum ,  wel<5he8  in  Bandesfestungen  dem  Bund  für  den 
Vertheidigungssweck  zusteht  (f.  208)  t  hat  nicht  die  Eigenschaft  eines  Staats- 
gebietes. —  Wenn  Ton  dem  Flächeninhalt  sämmtlicher  Bundesstaaten  eusämmen- 
genommen,  suweilen  der  Ausdrucli  Bundesgebiet  gebraucht  wird  (f.  189),  so  wird 
$0lther  nur  Im  uneigentlichen  Sinn  xu  verstehen  seyn.  Vergl,  Protoc  der  B.  V. 
r.  i8s4«  $•  i3i,  ghzgl.  hessische  Abstimmung. 

/)  Ün  nnhewachter  Ausdruck  in  der  königl.  sächs.  Verfass.  Urk.  v.  i83i,  §.  1. 
Richtig  erklärt  die  kurhess.  Verfass.  Urk.  v.  i83i  Kurhessen  fSr  einen  «Bestand- 
tlicfl  des  T.  Bundes». 


§•  79*  (7a) 

ff^ohnsäxel    Meere.    Bewohner. 

Die  Bandesstaaten  fassen  in  sich,  eine  ansehnliche  Menge  Städte  ^ 
lUrlilflecfeen,  Dorfer,  Wichbolde  (Weichbilde),  Weiler,  nebst  ihren  Mar- 
ken, Weichbild en  oder  Burgfrieden,  Schlosser,  Burgen,  Ritterguter, 
Einzelliofe,  Mühlen,  einzelne  Häuser,  hin  und  wieder  auch  noch  Kloster  «); 
ferner, Baaerschaften,  Gemeinden,  Kirchspiele,  Marken;  desgleichen,  Bäche, 
Flüsse  and  Landseen  ^);  aber  hein  Meer*  Doch  stehen  insbesondere  denen 
Bundesstaaten,  die  vermittelst  eines  ihr  Gebiet  durchströmenden  Flusses 
IWr  Meer  HandelsTcrhehr  treiben,  oder  die  an  Meere  grenzen,  über 
tiiese  Qod  die  {Ihrigen  freien  Meere,  dieselben  Becbte  zu,  welche  andere 
tnropaische  Staaten  geniessen  c).  Weit  der  grofste  Tbeil  (gegen  a4Mill., 
nitch  Andern  24)^73)000)  der  Bewohner  der  Bundesstaaten,  gehört, 
qkH  Sprache,  Abkunft  und  Sitten,  zu  der  tentschen  Nation,  der  zahl- 
reicbtcn  in  Europa  «').  Der  grofste  Tbeil  der  übrigen  Bewohner  (unge- 
fabr  4 Mill.  790,000,  nach  Andern  8,780,000),  gehört  zu  der  slawischen 
^illoa.  Ausser  diesen,  leben  in  teutschen  Bundesstaaten  e),  Italiäner 
ii2-.üoo  in  Tyrol  und  den  ostreichischen  Küstenländern),  Franzosen 
'.Bogeiahr  70,000),  Griechen  (ungefähr  2000),  Juden  (ungefähr    183,000), 

'^  Cagefabr  «,5^5  Städte,  3,aoa  Marktflecken,  101,473  Dörfer,  70,000  Weiler  tod 
tiiuelhöfe.    Hassel  a.  a.  O.  S.  lio  f. 

^^  ^m  dem  Bodensee,  mare  Suevicum,  s.  Klubui's  Einleitung  zu  einem  neuen 
I^irbcgriff  des  teutschen  Staatsrechts,  §.  71.  —  Von  den  teutschen  Flufsgebie- 
tea  s.  S'  4^6  a.    Von  der  SchifOrahrt  §.  563  u.  ff. 

'*  RiciiB  a.  a.  O.  §.  71. 

4  Cebcr  3^  Millionen  stark,  in  den  yerschiedenen  Staaten  yon  Europa.  Tabella- 
rische Uebersicht  von  Teutschland  (Lcip«.  1811.  Querfol.),  Tafel  L  —  Teuttch 
(nicht  Deutsch);  von  Teut,  Theut,  Tuisto,  Tuisco,  Teutones,  Theutones,  Theu- 
tuci,  Theotisci  (auch  Theodisci),  Teutonia,  Teutonicus,  Teuteberg,  Teutoburg 
(Teotohurgensis  saltus),  Teutomalu»,  Teutobochi,  u.  d.  Noch  heute  der  Teute- 
iiof  und  der  Teuteberg,  in  dem  Fürsten thum  Lippe.  Lvtbxr*s  Bibelübersetzung, 
L  Cor.  14,  T.  11.  Mascov,  Pütteb,  Moskb.  «Litera  D  est  ab  Alamanuis,  miris 
^tnrat  veteris  depraratoribus.    Reliqui  omnes  custodinnt  T».     So  schrieb 
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J.  6.  TfAcngn  Im  61oM«r.  germ.  Lipt.  17^:.  Fol  —  D«wi4«r  s.  ittgen.  Adki 
ger  der  DeuUcheo,  1814,  Num.  i38,  u.  Haandver.  Magasia,  1837,  Nun.  11. 
«)  HAäftxt  a.  a.  O.  S-  ao.  —  Derselbe  sebüUI^  so  viel  die  tUUgion  der  Eiawober 
beeriihy  i5  Mill.  »7,000  (nacb  Andern  10,776,700)  HathoUben,  11  Mül.  r,ooo 
CnacbAndeni  1 1,783,000)  eTangelisebe  der  «ugsburgiscben.  Confession  Verwisau, 
9  Mill.  3o,ooo  ETangelisch-Reformirte.  Farner  a6,ooo  Herrabutber,  s,5oo  Mea 
ttoniuiif  14,000  fiebenner  der  griecbiscben  ReligioD ,  i8ft,ooo  Juden. 


§•     80.  (79.) 

Staaten* 

I)    Dia   aourerainea  Staaten  des  Teotscben  Bundes  besteben  jetzt  ins 
den  baiserlicb  -  östreicbiscben    und  konigUcb-preufsischen  gesammlen,  Tor- 
xnals  zu  dem  teutscben  Reich  geblSrigen  Staatsgebieten,  aus  Romgreichen, 
Grorsherzogthümern ,  einem  Kuriurstentbum,  Herzogthümern,  Fürstenthu- 
mern   und  Freien  Städten.     Jeder  dieser  Staaten  hat  eigene  geograpbiscb- 
politische  EÜntheilungen,  in  Provinzen,  Kreise,  Land vogteien,  Bezirke,  Can- 
tone,  Aemter,  Sammtgemeinden  u.  d.   II)  Dagegen  hat  die  alte  Eintheilunj 
Teutschlands  in  Gaue  (pagos)  und  Markgenossenschaften  (vicos) ,  die  spätere 
in  Lande  sächsischen  und  fränbiachen  Rechtes  (Franken  oder  Schwaben  uod 
Sachsen,  Alemannia  et  Saxonia),  und  die  neuere  in  Reichskreise,  aufgehört; 
80  wie  auch  di«  physische  Eintheilung  in  Nord-  (Nieder-)  und  Süd- (Ober-) 
Teutschland  (Germania  septentrionalis  et  meridionalis),  weder  genau  bestimmt^ 
noch  von  practischem  Nutzen  ist  a).  lü)  Durch  die  rheinische  BundesActe  und 
andere  Staats  vertrage  kamen   viele  ehemalige  reichsständiscbe  Farticu- 
läi^taaten  und  andere  reichsunmittelbare  Gebiete  und  Ortschaften  des 
teutscben  Reichs    unter    die    Staatshoheit   rheinischer  souverainer  Bundes- 
staaten ^)    und  wurden   diesen    einverleibt.     Die   teutsche  BundesActa 
hat   dieses  Staatsverhältnila    zwar  Bestehen   lassen,    aber   doch   näher  und 
fester  bestinunt  ($*  3o3  ff.)* 

a)  Ki.ütn*8  Einl  su  e.  n.  LehrbegrifT  des  t.  StaaUr.,  §.53.  , 

h)  Diese,  tbeils  supprhnirUn,   tbeils  subordimrien  Staaten  und  Gebiete  wurden  nich^ 

medtatUirt,    Die  Yormaligen  Regenten  der  subordinirten   wurden  Jbrer  persöaj 

%chen  und  dinglieben  ReiehsHumittelbarkeit  (|.  87)  und  ibrer  Landesbobeit  ode 

Landesberrltcbkeit  (f.  36)  entsetzt,  aber  nicbt  in  ein  mittelbares   oder  Mcdiatj 

Verbaitnifs  eu  ibrer  neuen  Landesberrscbaft  gebraebt  > 


§•    84v  (80.) 

Politische  und  geographische  Beschaffenheil  dieser  Staaten. 

Die  soaverainen  Staaten  des  Teutschen  Bandes  sind  theils  monai| 
chisch^  theils  republikanisch  geformt  Jene  sind  Erbstaaten 
und  gr5fstentheils  so  genannte  repräsentative  Monarchien,  d«  h.  erblich 
Einherrschaften  mit  Stellvertretung  des  Volkes  oder  landatäadischer  Tet 
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f  assang.  Geistlidie  Wahlstaaten  oder  Stiftlande  sind  nicht  mehr  vorhanden. 
Die  ehemaligen  Passiv LehnverhäUnisse  der  meisten  haben ,  etwa  mit  sehr 
selteoea  Aasnahmen,  aufgehört  (-§.  1142.  54 1)*  Den  Territorial Y er- 
mischongen  dorch  mndam  von  eigenem  Hoheitgebiet  eingeschlossene 
fremde  Hobeirbe»rhe  (£nclaTen)|  und  den  GesammtHoheitbezirken  oder 
TerrttorialCondominaten  (mit-  oder  sammtherrschaftlichen  Landern, 
J^ndestheiien  oder  Bezirlien),  hat  man,  so  Tiel  möglich,  theils  aussa- 
weicheo,  theils  sie  aufzuheben  gesucht  «).  Daher  sind  die  Staatsgebiete 
letzt  fast  darchgehends  geschlossene  (territoria  clausa,  §•  977).  Doch 
ist  der  grofste  Theil  des  TerritorialGebietes  etlicher  Bundesstaaten  nm-> 
schlössen  yon  Gebiet  eines  einzigen  andern  Bundesstaates  i);  noch  mehr 
aber  gibt  es  kleinere,  von  dem  Hauptland  getrennte  TerritorialBezirke 
oder  Neben  linder,  die  Ton  Gebiet  anderer  Bundesstaaten,  eines  oder 
mehrerer,  umgeben  sind  ^).  Die  Würde  des  Landes  (nobilitas  s.  dignitas 
reslis),  wo  rächt  des  gesammten,  doch  des  Haupllandes,  ist  jetzt  überall 
der  person  lichen  Würde  des  Beherrschers  gleich  <0>  £ia  StaatsReligions- 
Cjiarakter,  eine  Abtheilung  der  Bundesstaaten,  in  Beziehung  auf  eine  so 
genannte  herrschende  ($.  SsS)  Staats-  oder  I^andes Religion,  findet  nicht 
Sutt;  mithin  keine  politische  Eintheilung  in  katholische,  eran^etische 
I  sowohl  dei*  A.  C  verwandte,  als  auch  reformirte),  und  rcrmischte  Staa- 
ten« Ein  Unterschied  zwischen  mächtigen  und  mindermächtigen 
Bandesstaaten,  ist,  in  rechtlichem  Sinn,  unstatthaft« 

•>  In  der   jüogern  Linie  des  ftirstl.  Hauses  Reujs  bestehen  noch  denkwürdige  Ter- 
ritorialCondomüiatVerhältnisse.    Man  s.  Definitive  Ansichten  des  fürsA.  Bauses 
BeolsLfOhenstein  u.  Ehersdorf  etc.  (im  April  i8i5.  Fol),  §.  5,  6,  i5  u.  i6.  — 
Ueber   das  Dorf  Niederrad  besteht  ein  Gondominat  zwischen   der  Freien  Stadt 
Frankfurt  und  dem  Kaiser  v.  Oestreich,  dieser  ron  wegen  der  ehemaligen  Teutsch- 
ordcnsCommende  su  Frankfurt  {%.  284  b),  worin  beide  alterniren,  so  dafs  jene 
^re  }ahre  und  dieser  ein  Jahr  dasselbe  ausübt. 
i)  SoJche  Enclaven  in  konigl.  preussischem  Gebiet,  sind,   weit  eum  gröfsten  Theil, 
die  henogl.  anhaltischen,    und  die  liirstl.  schwarsburg-sondershausischen  sou- 
▼erainen  Besitzungen. 
tt;  Solche  üoliru  TerritorialBezirke  besitzen:    Oestreich  (in  dem  Gebiet  der  Freien 
Stadt  Frankfurt,  $.  334),  Freussen,  Königr.  Sachsen,  Baiern,  Hannover,  Kur- 
hesaen,    Grofsfaerzogthum  Hessen,  Braunschweig,  Nassau,  die  grofsherzoglieh- 
«ad  herzoglich -sächsischen  Häuser,  Oldenburg,  AnhaltBernburg,  HessenHom- 
h«rg,  SchwarzburgSondershausen  und  Rudolstadt,  Waldech,  die  Freien  Städte 
Huabiirg,  Bremen  nnd  Frankfurt. 
')  VergL  SBioaow,  £lem.  iuris  piibl.  germ.  {•  11a    KLVBBii*a  Eialeit  ku  e.  neuen 
Lekrbcgriff  des  teutsch.  Staatsr.«  §.  54- 


§•  82.  (81). 

Vereinigung  mehrerer  Staaten, 

Manche  Bundesstaaten ,  sind  aus  mehreren  Staaten  zusammengesetzt. 
^^  Tereinigung  unter  gcmeinschaTtlicher  Oberherrschaft  «),  besteht 
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entweder  nur  personlich,  d.  h*  eingeschränlit  aaf  die  Person  des  gemein- 
scliaftlichen  Regenten ,  oder  dinglich,  wenn  die  Staaten  selbst,  unter 
sich  vereinigt  sind.  Sind  die  letzten  nach  gleichem  Recht  yereinigt 
Ccoordinirt),  so  wird  ihr  eindividuelle  Souverainetät  hierdurch  eben  so  wenig 
anfgehoben,  als  im  Fall  einer  blofs  personlichen  Vereinigung;  woU  aber, 
wenn  die  dingliche  Tereinigung  nach  so  ungleichem^}  Recht  besteht, 
dafs  sie  entweder  den  einen  Staat  der  Oberherrschaft  des  andern  unter- 
ordnet, oder  gar  für  den  einen  Staat  eine  Einyerleibung  in  sicli 
schliefst,  d.  h.  den  einen  Staat,  mit  Vernichtung  jeder  Art  Ton  poUtiscW 
Selbststä'ndigheit,  in  einen  blofseu  Bestandtheil  des  andern  rerwandelt ') 
(unio  aequalls  incorporatiraj.  Die  dingliche  Vereinigung  der  Staaten 
begründet  die  Eintheilung  der  Staaten  in  einfache  und  zusammen- 
gesetzte. Sie  unterscheidet  sich  wesentlich  von  der  Zusammenschmel- 
zung  oder  Verwandlung  mehrerer  Staaten  in  Einen  ^3*  So  auch  von 
blossen  Zngehorungen  (Pertinenzen}  eines  Staatsgebietes. 

a)  Poma*«  Lit.  OL  i34.  Klöbsr's  lit.  §.  918.  Vvmmow  de  J.  TS.  et  G.  VU  5. 
16  sq.  AUetibi  Positiones  de  jure  civit.  §.  407.  Schkodt,  Jur.  publ.  iiniv.  VM< 
c.  4.  V  8.    (P.  A.  Frhrti.  v.  Fhashs)  Beweis,    dafs   dem  Domcapitel  von  Trier 

die  landesherrL  Zwischenregierung  in  dem  Fürstenth.  Prüm sasteHe 

(1781.  Fol),  §.  5— 13  u.  ao— «7.  Pöttbe's  Beitr.  I.  aiffl  v.  Römzb's  kursacb«. 
Staatsr.,  L  106  —  176.  Von  Luxemhui^g,  s.  unten  §.  86.  b.  und  Acte  final  du 
congr^s  de  Vienne,  art.  67  et  71.  Klijbkr*s  üebersicht  der  dipl.  Vcrhandl.  de* 
wiener  Congresses,  S.  161.  —  Ohne  gemeinschaftliche  Oberherrschaft  bestekt 
eine  RealUnion  swischen  den  Staaten  der  beiden  Grofshersoge  von  MecUenbarg 
(Schwerin  und  Strelitz) ,  die  seit  i533  eine  gemeinschaftliche  landständische  Ver* 
fassung,  und  daher  gemeinschaftliche  Landtage  haben  (§.  287). 

b)  MsTiut,  Concil.  posth. ,  cons.  5.  n.  76  sqq.  Olssscblaoer's  Erläuter.  der  goU 
nen  Bulle.  S.  66  u.  357. 

c)  Uebersicht  der  rerschiedenen  ÜnionsjirUn,  nach  des  Verfassers  Ansicht:  tWo 
dmtatum,  sive  perpetua  sit  sire  temporaria,  sit  jure  I)  yel  societaUs  (systcma  rm- 
tatum  foederatarum);  Q)  vel  imperfi,  h.  e.  sub  eodem  imperante.  Haec  est: 
1)  yel  personalis,  Bive  a)  mere  personalis  seu  personalissima,  si^e  b)  hereditam 
seu  gentilitia ;  a)  vel  realis,  }ure  aj  »ive  aequali,  b)  sive  inaeptaii,  ita  ul  haec  »it 
«)  vel  inaequalis  proprie  sie  dicta,    ß)  vel  incorporativa, 

d)  Beispiel  in  dem  Acte  final  du  congres  de  Vienne,  art  65  et  73,  und  inHivBSi') 
Acten  des  wiener  Congr.,  VI.  168.  176  fL 

§.    85.  (82.) 

Präiensionen.    Vertichie  auf  JUeehie  und  Ansjfrüehe. 

13  Die  vormaligen  Prätensionen  des  teutschen^  Reichs  *i 
haben  mit  dessen  Auflosung  aufgehört,  ü)  Dagegen  fehlt  es  nicht  u 
Territorial-,  insonderheit  SuccessionsAnsprüchen ,  sowohl  einzelner  teai 
scher  Bundesstaaten,  als  auch  ehemaliger  reichsstandischer,  nnn  »^ 
Standesherren  untergeordneter  Fürsten  und  Grafen.  DT)  Auf  dem  wienei 
Congrefs  ward  von  Bundesstaaten  hin  und  wieder  auf  bisherige  Recht* 
und  Ansprüche  verzichtet:  wegen  anderer  hingegen   erfolgten  Vorbe 
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hjlte  und  RechtSTerwahruDgen  *J.  IV)  Die  rheinischen  Bundes- 
fürsten  verzichteten,  in  ihrer  Bundes  Acte  (Art  34),  auf  alle  damaligen 
Reckte,  welche  Jeder  von  ihnen  haben  oder  ansprechen  könnte  C^las  heiPst, 
ddnuls  hatte,  ansprach,  ansprechen  konnte,  oder  glaubte  ansprechen  zu 
koanen);  auf  bundes verwandte  Besitzungen  eines  andern  Bundesgenossen, 
mit  Ausnahme  der  eventuellen  SuccessionsRechte  0*  Aber  Ansprüche 
gegen  bundes  freie  Staaten  waren  hierunter  eben  so  wenig  begriffen, 
als  erst  in  der  Folgezeit  entstehende  oder  entstandene  Ansprüche.  Eben 
so  wurden  standesherrliche  SuccessionsAnsprüche,  selbst  auf  souve- 
raioe  Bundeslande,  durch  jenen   Verzicht  aufgehoben  ^), 

a)  Kivui*8  Einleitung  zu  einem  neuen  Lehrbegriff  des  teutschen  Staatsrechts,  §.  73. 

i\  Des  Hauses  j^nhalt  Rechtsrenvahrung  seiner  SuccessionsAnsprüche  auf  Sacbsen- 
Laaeoburg;  in  Klübrb^s  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  VI,  S.  3a  1  f.  Ebendess, 
rebersicbt  der  diplom.  Verbandl.  des  wiener  Congr. ,  S.  74  f*  lu  in  dem  Protoc 
der  B.  Y.  Tom  5.  jNov.  1816.  §.  3.  Oe Streichs  Verzicht  und  Vorbehalt  in  An- 
sdiaog  der  Lausitzen,  Preussens  und  Sachsens  Verzichte,  in  dem  Acte  final  du 
congres  de  Vienne,  art.  18  et  19.  Klvbeb's  angef.  Uebersicht,  S.  73.  Rechts- 
rerwahrong  der  Standesherren,  cbendas.  S.  149  f*  327.  329. 

')  Von  dem  Sinn  und  Umfang  dieses  Verzichtes,  s.  Klübxr's  Staatsr.  des  Rhein- 
huides,  §.  89 — 92.  Ebendess-  Abhandlungen  u.  Beobachtungen,  Bd. I,  S.  1—57. 
VergL  unten,  |.  54o.  —  Ueber  die  Frage:  ob  diese  Verzichtleistung  durch  Auf- 
lösuiig  des  rheinischen  Bundes  entkräftet  worden  sej?  s.  oben,  §.  47$  Note  b. 
hLüsn's  angef.  Abhandlungen,  S.  4^  ^«  Protoc.  der  B.  V.  t.  1817,  S*  70  der 
Ori^nal-  oder  Folio  Ausgabe.    Vcrgl.  §.  84.  V.  u.  §.  53  d. 

<A  Bü&rras  Beitr.  zu  einem  allgem.  Staatsr.  der  rhein.  Bundesstaaten,  S*  üjS. 
L  A.  Havs,  Abb.  in  d.  Rhein.  Bund,  XLIIL  io3.    Ebendas.  IV.  ii4« 

§•    84.  (83.) 

Fortsetzung. 

\)  Ueber  Baierns  Vorschlag  auf  dem  vriener  Congrefs,  der  teutschen 

Bamlalcte  einen   ähnlichen,   noch  bestimmtem  Verzicht,    wie  der  so 

^  erwähnte  in  der  rheinischen  Bundes  Acte,  einzuverleiben,  kam  ein  fester 

Bödilnfs  nicht  zu  Stande  fl)     VI.  In  dem  tilsiter  Frieden  ^)   liefs  Frank - 

reich  sich  und  seinen  Verbündeten  von  Preufseu  versprechen,  dafs  alle 

TenitorialPratensionen  Preussens,  auf  Staaten  zwischen  der  Elbe  und  dem 

ß^i  so  wie  ähnliche  Prätensionen,  welche  Staaten,  die  zwischen  dem 

ßida  und  der  Elbe  gelegen  sind ,  auf  der  rechten  Seite  der  Elbe  gelegene 

prenfascbe  Staaten  haben   konnten,   mit    dem  tilsiter  Frieden  für  immer 

^ii>9clien  sejn  sollten;  eben  so  alle  Conventionen,  Transactionen  und  AlKanz- 

Toträge,  welche   Preufsen    mit   einem  auf  der  linken  Seite  der  Elbe 

^degenen  Staat,  bis  zu  dem  tilsiter  Frieden  geschlossen  hatte.     Dagegen 

UsPrenfsen,  in  seinem  ZusatzArtikel  0  2u  dem  pariser  Frieden  vom 

^Mä  1814,  sich  von  Frankreich  versprechen,  dafs  der  tilsiter  Friede, 

K  wie  jeder  andere  seit  dem  baseler  Frieden  zwischen  Frankreich    und  ^ 

Pittfaen  geiehlossene  Vertrag,  in  allen  seinen  Artikeln  aufhören  solle  ver- 

^Kch  za  scyn. 
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a)  Bai«m  scUng  Torf  ^en  Vtrsicht  dtrBundesglieder  auf  gcgt naeitige  Territoml* 
Ansprüche,  und  auf  TOrmalige  Hoheitrechte,  Lehnberrlicbkeit  und  Suatsdieul- 
barkeiten  in  andern  Bundesstaaten,  nur  mit  Ausnahme  der  Rechte  der  Regie- 
rungs-  und  Erbfolge  (ur  den  Fall,  wenn  ein  Haus  im  Mannstamm  aussterben 
würde.  HLifBER's  Acten  des  w.  Gongr.,  Bd.  II,  S.  60%  f.,  5O9  u.  5i3.  Ehniw, 
•ngef.  Uebersicht  etc.  S.  i5i  f. 

^)  Fransosiscb-preussischer  Friede  eu  Tilsit,  9.  Juli  1807,  Art.  10  u.  11.  Ob  und 
wie  fern  alles  dieses  anwendbar  gewesen  aeir  auf  das  Verbältnils  Preuuens, 
nicht  etwa  blofs  tu.  Mecklenburg ,  sondern  auch  eu  Sachsen  und  jinhalt,  io  Rürl- 
sieht  auf  ihre  Staaten  auf  dem  rechten  Efer  der  Elbe?  Vergl.  Polit  Journal. 
Oct.  1807,  S.  974  f-    Acte  final  du  congres  de  Vtenne,  art.  )3,  am  Schltifs. 

r)  Klübkr's  angef.  Acten  etc.  Bd.  I,  Heft  1,  S.  3t,    VergL  oben  §.  58  a. 


§     Ö5.  (Sl.) 

Teutschlands  Grenze,  bis  zu  dem  rhemisehen  Bund, 

Teutschlands  Grenze*«}  hat  sich  oft  verändert  *).  Noch  bei 
Errichtung  des  rheinischen  Bundes  war  sie  hie  und  da  streitig.  In  diesem 
Zeitpunht  waren  es:  im  Norden,  die  Eider  (der  schleswig-holsteioische 
CanaO,  und  die  Ostsee  C^s  baltische  Meer);  gegen  Osten,  Preufseij. 
(Schlesien)  Galizien,  Ungern,  Slavonien,  Croalien;  gegen  Süden,  i> 
adriatische  Meer,  Italien,  die  Schweiz;  gegen  Westen,  der  Rhein,  (ror- 
»üglich  seit  1801,  nach  Art.  6»  des  Lüneriller  Friedens.)  1  clie  batavlschv 
Republik,  die  Nordjee. 

a)  Einst  waren  es:  «mutuus  metus  aut  montes».    Tacitus  de  M.  G.  c.  1. 

6)  Die  Hauptveränderungen  in  Klvbbb^s  Einl.  zu  einem  neuen  Lehrbegr.  des  i 
Staatsr.,  §.  57  —  71.  —  Landcharten  nach  den  verschiedenen  Perioden,  li«feni 
J.  M.  Haasii  Atlas  historicus.  Norimb.  1750.  5.  D.  Kölbh's  Einl.  cur  alten  u. 
mittlem  Geographie.  3  Thle.  Nürnb.  1730.  1737.  1745.  8.  C.  Kbdsi's  Atlas  i. 
Geschichte  aller  europ.  Länder  u.  Staaten  (bis  1816).  Oldenb. ,  Leips.  u.  tiiWf- 
Heft  I— IV.  1800—1818.  Neue  Aufl.  der  L  Liefer.  1818.  RoyalFonnat  (D-s 
4.  u.  letste  Heft  auch  unter  dem  Titel:  Tabellen  und  Charten  aur  Geschtciite 
der  neuem  Zeiten,  v.  i5oo  bis  1816.)  Ehendess.  kurae  Anaeigen  und  ErläateruQ- 
gen  über  s.  Atlas.  Halle  181«.  8.  Der  Atlas  au  Malte -Baua's  Fröcis  de  1« 
Geographie  uniTerselle.  Paris  1810.  8.  Teutschland  in  geograph.  sUtist.  Bezie- 
hung, seit  d.  letzten  tausend  Jahren.  Leipzig  1814.  gr.  8.  Histor.  Atlas  von 
Sachsen;  in  25  Charten,  mit  Erläuterungen  von  950—1815.  Leipz.  1816.  -- B^ 
die  4/<»r»  und  nuUUr^  tentsche  Geographie,  s.  die  Werke  von  Pan..  Cttv*** 
Cn.  GitLABios,  Jag.  Caex.  Smsa,  Caa.  Jdvokse,  J.  D.  Köun,  d'Asvaxi,  o^A. 
Vergl.  J.  £.  Fabbi*s  Encjclopädie  der  histor.  Hauptwisaensch.  (1808.  8),  S.  ^)^ 
ii5  ff. 


§•  Ö6.  (95,) 

Grrenxe  der  Staaten  des  rheinischen  Bundes, 

Dia  Grenze  rheioisoher  Bundesstaaten,  im YerbaltniTs  zu  Bun- 
des Preieen   Nachbarstaaten  I  ward  niehrmal  Terändert    I)  Vom  12.  J"^^ 


in  geo^aphiaoher  und  politjftcher  Beziehung. 

lOoibis  in  den  December  1810,  waren  die  Bandeastaaten ,  deren  mehrere 
erst  nmchen  dem  September  1806  und  dem  October  1808  in  den  Bund 
ififgenommen  wurden,  umgeben  von  Franlireicb  (§.  26  ff.))  von  liSnig- 
liehen  Staaten  ron  Holland  «3)  Dänemark  und  PreuPsen  ^3)  ^on  Oestreich 
and  der  Schweiz;  auch  you  yerschiedenen  teutschen  SouverainStaaten,  bis 
diese  elenfalls  dem  rheinischen  Bund  beitraten.  II)  Vom  December  1810 
bis  zo  der  Auflösung  des  rheinischen  Bundes  grenzten  rheinische  Bundes- 
iUiiea  ao  uapoleonisch-kaiserliche  Staaten  von  Frankreich  (Empire  fran^ais^, 
toit  labegriff  der  seit  dem  December  1810  mit  Frankreich  vereinigten 
Staaten  Ton  Holland  und  Teutschland  ^),  an  königliche  Staaten  von  Däne- 
mark^ und  PreuTsen  Oy  ^^  kaiserliche  Staaten  yon  Oestreich/},  und  an 
üie  Schweiz  ^). 

j)  Fraio.  holland.  Tractat  x.  Fontainebleau  y.«ii.  Nov.  1807,  Art.  1,  3  u«  5>  — - 
Tentscke Staaten  wurden  1807  u.  1808  9m  Holland  abgetreten:  Ostfrhsland,  Jtvtr, 
y$ni,  KaipkaH4en  (zusammen  64  ^^*  und  14^,000  Eiuw.)»  auch  einige  Beurko 
an  der  westlichen  Seite  des  Rheins,  susammen  70  QM.  und  160,000  £iu>v. 
iMvt%  0.  Jaqp's  Germanteo,  Bd.I,  Num.  i5.  F.  J.  Bbbtuch*»  allgem.  geograph. 
EplieiDeriden,  Mars  1808.  S.  349*  Rhein.  Bund,  XXVHL  i5i.  —  Durch  ein 
Dfcret  rom  9.  und  ein  SenatusconsuU  vom  10.  Juli  1810  unterwarf  Napoleon 
OHJrkskad,  JeverunA  Kniphansen  dem /rantösisehen  Kaiserreich*  —  Ob  die  Erb* 
berneluft  hwr  ein  Bestandtheil  des  teutschen  Reichs  scy?  tvar  sehr  streitig. 
Giurucm's  Corp.  juris  germ.  publ.  etpriir,,  IL  266.  Mosbb's  Rechtsmaierien, 
IX.  95.  Ehendess.  Craysverfassung ,  S*  70.  Schwxdeb^s  Theatr.  praetens.  E.  10. 
T.  SzLcioVs  neue  Recbtsfälle,  III.  zi6.  Jaop's  und  Cbohb*s  neues  Journal  für 
Staahkimde,  I.  687  —  728.  Nach  von  Rufsland  geschehener  Abtretung  dieser 
Herrsfktft  an  HolsteinOldenburg  im  J.  1818  (Mabteits  Recueil,  Suppldm.  Vit 
^  1.  %^y  ward  sie  dem  Hereogthum  Oldenburg  einverleibt  HersogL  olden- 
bargkfbe  Erklärung  de£shalb,   in  d.  Protoc.  der  B«  V.  ▼»  97.  Nov.  i8a3«  $.  148. 

i)  Fraoz.  preuss.  Friede  eu  Tilsit  v.  9.  Juli  1807,  ArL  7,  10  und  11. 

()  Durtb  ein  kaiserL  französisches  organisches  SenaiusCon^uU  y.  a3.  Dec  181^1 
wurdramit  Frankreich  vereinigt:  das  Königreich  Holland,  sodann,  unter  dem 
^Tama  des  Lippe-  und  der  hanseatischen  Departemente,  die  Hansestädte,  und 
TOS  rheinischen  Bundesstaaten,  die  Staaten  der  Herzoge  v.  Oldenburg  (Eutin 
du«g«iiommen)  u.  das  f^ürstenthum  Meppen  des  Hersogs  ▼.  Arenberg,  4er  F<ir> 
«(«  TOB  SalmSalm  u  SalmKjrburg,  verschiedene  Bezirke  von  dem  Königreich 
^e$tphalen  u.  dem  Grofshcrzogth.  Berg.  Diese  französischen,  von  Teutschland 
^frisseoen  Provinzen  bildeten  die  Sü.  französische  MilitärDivision.  Dagegen 
^^i  Bei^  die  herzogl.  arenbergiscbe  Grafschaft  Recklinghausen.  Rhein.  Bund, 
U4Ü.  LH  147.  Lm.  309.  L\in.  117.  M4BTKH*s  Becueil,  Suppl^m.  V.  34o. 
)^  —  Von  1806  bis  1808  halte  Napoleon  mit  Frankreich  vereinigt:  Rehl, 
^^el  hei  Mainz,  Kostheim«  die  St.  Peterslnsel  bei  Mainz  und  die  Festung 
^e^l,  so  viel  den  militärischen  Theil  betrifft.  Klvbbb's  Staator.  des  Rhainb. 
i-  61.   VergL  oben  §.  3a. 

A  Duemaek  vereinigie  das  game  Herzogth.  H^isuin  mii  d.  danisehtn  Monarchie 
^cii  eine  Ver^mln.  t.  9.  Sept.  1806;   in  dem  Polit.  Journal  r.  t8o6,  Sept., 

*' Gfessfettrag  zwischen  Prenssen  u.  dem  König  v.  H^estphulen,  v.  14.  Mai  1811, 
«oiireh  der  Tkalweff  der  Elbe  als  Grenze  festgesetzt  ward.  Gazette  de  Franc- 
*«i  i8n,  Ko.  a33. 
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/)  Wiener  Fr.  ▼.  14.  Oct  1809,  Art.  3. 

g)  Vertrag  swischen  Baden  und   dem  Ganton  Aargau,   r.  17.  Sept.  1808,  Art^  1 
in  d.  Rhein«  Bund,  XXX\1L  46. 


§•    Ö7.  (86.) 

TcrräorialBestand  des  Teuischen  Bundes  und  dessen  Grenun. 

l)  Den  geographischen  oder  TerritorialBestand  des,  mit  eigenem 
Staats-  oder  Bundesgebiet  (§.  78)  nicht  versehenen,  Teutschen  Bundes, 
bilden,  Tcrmoge  der  BundesActe  «),  die  Staaten  der  Sourerainea 
Fürsten  und  Freien  Städte  Teutschlands,  mit  Eimchlufs  des  Kai- 
sers von  Oestreich  und  der  Konige  von  Prcufsen,  von  Dänemaili, 
und  der  Niederlande,  und  zwar  Oestreich  und  Preafsen,  beide 
für  ihre  gesammten,  vormals  zu  dem  teutschen  Reich  geboremlen 
Besitzungen  ^),  der  König  der  Niederlande  für  das  GrofsherzogtbumLtuein- 
bürg  «)•  n)  Durch  diese  Bestimmung  der  BundesActe,  verbunden  rail 
dem  pariser  Frieden  vom  3o.  Mai  1814,  der  SchlufsActe  des  wiener  Gm- 
gi^esses  vom  9,  Juni  18 15,  und  dem  pariser  Haupt  vertrag  vom  20.  Novemixn 
i8i5,  sind  zugleich  die  Grenzen  zudem  Teutschen  Bund  gehörender 
Staaten,  im  Verhältnifs  zu  dem  Teutschen  Bund  nicht  angehörender  Nacii- 
barstaaten,  festgesetzt.  DI)  Dem  zufolge  grenzen  teutsche  Bundes- 
staaten, an  die  Ostsee,  an  das  Königreich  Preufsen,  an  das  Grofshewof 
thum  Posen,  an  das  Königreich  Polen  und  an  das  Gebiet  der  freien  StaÄ 
Cracau  C  ^®  östreichischen  Herzogthümer  Auschwiz  oder  Oswieciden  und 
Zator),  an  die  Königreiche  Galizien  und  Ungarn,  an  einen  Theil  desnetiea 
Königreichs  Illyrien,  an  das  adriatische  Meer,  an  das  lombardisch- veneliani^che 
Königreich,  an  die  Schweiz  <'),  an  das  Königreich  Frankreich,  an  da 
Königreich  der  Niederland;  O7  a»  die  Nordsee,  an  das  Hci-zogthum  Schleimig. 
Mit  bundesfreien  Staaten  grenzen  nur  eilf  Bundesstaaten:  Oestreicli' 
Baiern,  Würtemberg,  Baden,  Preufsen,  Luxemburg^  Hannover,  Oldeß- 
bai*g,  Holstein,  Lübeck,  Mecklenburg. 

ä)  Art.  I.  Vergl.  auch  den  ersten  preuss.  Entwurf  der  BundesActe,  in  Kitsni 
Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  I,  Heft  1,  S.  45.  —  Unter  » Teutschland'  wird  in 
der  BundesActe  verstanden  die  Allheit  der  in  dem  Bund  vereinigten  Souveraia^ 
Staaten;  doch  jeder  darunter  begriffene  als  selbst8tl[ndig,  mit  eigener  unabhäfr 
giger  SUatsgewalt.  KlIjbek's  Abhandlungen,  Bd.  I,  S.  aia  fT.  —  Wie  die  Freie 
Herrschaft  Kniphausen  äu  dem  Teutschen  Bund  gehört,  s.  ebendas.  S.  ai4  ^ " 
unten  §.  819.  —  Von  bundesfreien  Staaten  der  Bundesgenossen,  s.  die  angef.  i 
ten,  Bd.  O,  S.  i!i3,  i3i,  344,  4i8  u,  470. 

*)  VergL  KtiTBM's  angef.  Acten,  Bd.  H,  S.  81,  344,  38o,  4o3  u.  419.  -  ^  ' 
Seiretohüeken  Bundesstaaten,  s.  oben  §.  78  c,  und  die  angef.  Acten,  Bd.  l  Heft 
S.  45,  Bd.n,  S,  81,  insbesond.  von  Webch-Tyrol  undKämthen,  ebendas.  Bd. 
S,  106.  Für  Kärnthen,  Tyrol  und  Steyermark  liefe  Oestreich  sich  drei  teuisch 
ComjtialStimmen  geben,  in  dem  Bcichsdeput.HauptechluIs  v.  i8o3,  {.  3«.  -  Vo 
preussischen  Bundesstaaten,  ebendas.  Bd.  I,  Heft  1,  S.  45,  insbes.  von  Schlesie 
und  PreussischGeldem,  ebendas.  Bd.  D,  S.  81,  106,  4i3  u.  469.  -  OsstrcU^  ' 
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PrmsMm  erldirten  atif  dem  iviener  Gongrefs :  j^nes,  ddfs  es  mit  seinen  g^esammtem, 
Staaten t  init  alleiniger  Ausnahme  von  Ungern  und  Itiüien,  —  dieses,  dafs  es 
mit  aiieu  seinen  Staaten,  mit  alleiniger  Ausnahme  Yon  dem  eigentlichen  Preusseo 
und  Polen,  dem  Bunde  beitreten  wolle.  Ebendas.  Bd.  11,  S.  81,  344,  38o,  4o3 
und  4^9«  ~  Oestreich  rechnet  von  seinen  Staaten  folgende  xu  dem  Tentsehen 
Bond:  i)  Ershersogthum  Oestreich;  3)  Herzogthümer  Steyermark;  3)  Ganithen 
tt.  4)  Krain;  5)  das  östreichische  Friaul  oder  den  Görzer  Kreis  (Görz,'Gradisca, 
Tolmein,  Flitsch,  Aqulleja);  6)  das  Gebiet  diw  Stadt  Triest;  7>  die  geftirsCete 
Gra6chaft  Tyrol,  mit  den  Gebieten  von  Trient  und  Briten,  und  dem  Vorarlberg, 
doch  mit  Anssehluls  von  Wailer;  8)  das  Hersogthum  Salzburg;  9)  das  Königr. 
Böhmen;  10)  die  Marhgrafschaft  Mähren;  11)  den  östreicbischen  Tbetl  vott 
Schlesien,  mit  Einschluss  der  böhmisch  -  schlesischen  Herzogthümer  Ausithwitz 
und  Zator.  Man  s.  dessen  Angabe  in  dem  Protoc.  der  B.V.  v.  iäi8,  §.77«  auch 
in  Ki.vBKB*s  Quellensammlung  Num.  Xm,  und  die  östreichische  Verordnung  v. 
9.  >IärK  iBao,  betr.  die  Abschafl^ng  der  Nachsteuer  und  des  AbtBuggeldes;  in 
Frans  L  polit.  Gesetzen  u.  Verordn.,  Bd.  48^  S.  59  fT.,  u,.in  der  fraBkf.  O.P.  A. 
Zeitung  v.  i5.  April  1820,  Num.  106.  —  Nicht  erwähnt  sind  in  rorstehender 
Anseige:  das  TeutschordensHaus  und  der  Johanniterhof,  nebst  deren  Zuge- 
hömngen,  in  der  Freien  Stadt  Frankfurt  u.  deren  Gebiet,  welche  Oestreich  mit 
SouremtAetat  und  Eigenthum  besitzt.  Man  s.  die  Noten  zu  §.  234«  Die  Slaats- 
hobeit  über  HohenGeroldseck,  welches  in  der  Anzeige  von  »816  steht,,  hat 
Oestreich  im  J.  1819  an  Baden  abgetreten.  —  Preussen  erklärte  in  dem  Protoc. 
der  B.  V.  Ton  1818,  §.  io5,  u.  in  KrvBSn's  Quellensammlung,  Num.  XiV,  ^äsa  es 
folgende  sieben  preussische  Provinzen:  Pommern,  Brandenburg,  Schlesien, 
Sachsen,  Westphalen,  Cleve-Berg  und  Niederrhein,  als  zum  Teutsehod  Bfmd 
gehörend  betrachte,  und  demselben  damit  beitrete« 

{\  VergL  §.  89  d«  Läuich  gehört  nicht  zu  dem  Tentsehen  Kmd,  Klijbbb*«  Acten 
des  wtener  Gongr.,  Bd  11,  S.  635.  —  Wohl  aber,  seit  i8a5,  in  gewisser  Art 
die  Freie  Herrschaft  Kniphaiuen,  wovon  §.819. 

^}  Fmchftloaes  Begehren  der  Schweiz,  wegen  Verbesserung '  ihrer  .  GreoBe  gegen 
Teutschland,  auf  dem  wiener  Congress,  in  Kl^bxr's  Acten  des  Sfviener  Gongr., 
V.  141  £  >  .    . 

f^  Grenzvertrag  Bwischen  Hannover  und  dem  Königr.  der  Niederlande  v.  a.  Juli 
id«^,in  MabtBss  Recueil,  Supplöm.  XL  879. 

§•    88»  (87.) 

Insbesondere  gegen  Frankreich, 

G^en  Frankreich  —  von  jeher  den  gefahrlichsten  Nachbar  Teutsch- 

Uihda  «)  —  nvard  seit  der  Völkerschlacht  von  Leipzig,  die  Grenze  mehr- 

mai  vettragmäsig  festgesetzt.    1)  Der  pariser  Friede  vom  3o.  Mai  1814 

be-^tiiBBite  als  Grenze  zwischen   Frankreich   und  den  SourerainStaateh  lies 

n  errichtenden  teutschen  Staatenbundes,  den  Thal  weg  —  das  heifst,  die 

wandelbare)  Fahrbahn   der   thal-  oder   abwärts   fahrenden   Schiffer  *)  — 

^  Rbeins  c),  yon  der  Stelle  an,  wo  der  Rhein  die  Schweiz  verläfst,  bis 

(«^»ludb  Gcrmersheim)  an  den  Einflufs  desjenigen  Arms  des  Queichflusses, 

^cher   an  den    zu   Frankreich    gehörenden    Dörfern    Queichheim,^  Mer- 

lohetm,  Knitfelheim    und    Belheim    vorbeiflierst  «).      Von   dieser   Stelle 

^  Rheins  an,  bis  an   die  Nordsee,  zwischen  Ni^uport  und  Dunkircbeof 

L        &lgk«Ki  SteiL  Bed»^  4.  Aufl.  7 
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ward  durch  den  pariser  Frieden  ron  1814  die  Torige  Grenze,  in«  m  am 
1.  Jfinner  179a  f)  war,  för  Tentscliland  und  das  jetzige  KSnigreich  der 
Niederlande  'wieder  hergestellt,  nur  mit  etlichen  Ausnahmen  ^\ 

•)  Vor  tausend  Jahren  gab  Eoivhart,  Carls  des  Grossea  Gebeimschreiber,  (d« 
Tita  et  gestia  Caroli  M.,  e.  XVI.  p.83.  edit.  ScsxurcHii,  Traj.  ad  Rhen.  1711.  i) 
den«Rath:  rw  tp^vfMoy  fUov  //9(t  ytiTom  oJ«  ^x^^^  ^*  h«  den  Franlien  laagtt  dv 
wohl  sum  Freunde  haben,  su«  Nackhar  hab'  ihn  nicht.  Gallus  eati  liuae  tu. 
Germane,  cnveto.  —  Dagegen  houuten  die  Teutschen  schon  cn  des  Tadtui  Zeil 
▼on  sich  rühmen:  «nullos  mortaliom  m-mu  autji^  ante  Germanoa  etw*. 

k)  Eigentlich  sollte  es  die  j^ekje  des  Thalwegs  seyn,  eine  Linie  ohne  Breite,  «an 
delbar  mit  dem  Thalweg. 

c)  Der  Rhein,  Franhreichs  Grense;  in  £.  L.  Possblt's  europ.  Annalen,  179&  VI 
«37— 364.  Ueber  Frankreichs  MUitärgränsen  gegen  Italien  und  TeutKUind:  in 
den  Enrop.  Annalen,  1804,  VL  s6i.  VO.  56.  J.  T.  Rotb*s  Literatur  der  Suatt^ 
rerhaltttisse  swischen  Teutschland  und  Franlur.,  Bd.  L  (Die  Schriften  tod  Ver 
tragen  «nd  Friedensschlüssen,  ron  843  bis  1795.)  Weissenb.  1798.  8.  Büdei 
der  Rhein  die  natürliche  und  schütsende  Grense  von  Teutschland?  (Von  R.Raii 
um,  SU  Cassel.)  Mains,  Strafsburg  u.  Lusemb.  181 3.  a  Welches  ist  die  icfate 
md  natürliche  Grenie  swischen  Teutschl.  u.  Frankreich?  Eine  mililar.  Belrtrh- 
tung.  .  (Ohne  Dnickort)  i8i3.  3i  S.  8.  £.  M.  Ansnr,  der  Rhein,  Teutschliodt 
Strom,  aber,  nieht  Teutschlands  Grense.  Leips.  i8i3.  99  S.  8.  Wo  ist  die  nüür 
Uche  und  sichere  Grenslinie  för  die  mit  Frankreich  benachbarten  Staaten? 
Germanien  1814.  8.  Der  Rheinstrom,  Teutschlands  Weinstrom,  nicht  Teutsch- 
lands Rainstrom.  (Ohne  Druckort.  1814.)  8.  Ueber  die  kunfUge  GrtMe  i^i 
sehen  Frankr.  u.  TeuUchland,  Mannh.  i8i5.  4-  J-  F.  OcaaAnT,  der  Rheiis  nach 
der  LSnge  seines  Laufs  u.  der  Beschaffenheit  seines  Strombettes.  Mams  1816. 6. 

i)  —  «bis  dahm,  wo  er  in  das  batarische  (lioUifndische)  Territorium  eintritt^ 
lautete  die  Grensbestimmung,  welche  in  dem  Lämnniler  Frieden  r.  9.  Febr.  i8(»i 
Art.  6,  gemacht  ward,  als  Folge  der  an  Frankreich  geschehenen  Abtretung 
aller ,  fan  dahin  sn  Teutschland  noch  gehörig  gewesenen  Lander  auf  der  linken 
Rheinseite.  Dieser  Bestimmung  waren  vorausgegangeu,  theils  (179^  s.  i'9^^ 
SeparaiF\riedensschi&sse  Frankreichs  mit  Preussen  (Kurbrandenburg),  HesseaCasse^ 
Würtemberg  und  Baden  (nachher  am  a4.  Aug.  1601  auch  mit  KurpfsUBaiero). 
theils  die  fruchtlosen  Verhandlungen  des  rastaUer  FrhdensCongTresset,  Tom  9.  l^- 
1797  bis  s8.  Apr.  1799.  ^^^  9\\cn  diesen  s.  KlÜbsr^s  Staatsr.  des  Rheinbim- 
des,  |.  58. 

0)  Pariser  Fr.  y.  3o.  Mai  1814,  Art.  2,  Art.  3,  Eingang  und  Num.  5,  und  Art.  3; 
in  KlCbsb's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  I,  Ifeft  1,  S.  11  IT.  u.  i5  f. 

/)  Chb.  Hub.  PrimEL,  Limes  Franciae.  Pars  prior.  Limes  Franciae  ab  Oceano  i^ 
Rhenum.  Argent.  1785.  4.  (Auch  unter  dem  Titel:  Commentarii  de  limite  Galliac^ 
Eine  musterhafte  Grensbeschreibung.  Ein  Aussug  in  Ki.ÜBxa'8  hleiner  Jurist- 
Biblioth.,  St.  I,  S.  85-~ii3.  —  Die  Grensreränderungen  von  800— tBoit  $•  >° 
KLt'Bu*s  Einl«  SU  einem  n.  Lehrbegriff  des  teutschen  Staatsr.,  §•  57—64. 

^)  Angegeben  in  dem  pariser  Frieden  von  18 14  9  Art.  3,  Eingang  u.  Num.  i—^ 


§•    8^-  (88.) 

Fortsett»ung. 

_  ■ 

U)  Der  pariser  Hauptvertrag  vom  20.  November  t8i5  '')7  ^^^^ 
terte  die  so  eben  angezeigte  Grenze  auf  verschiedenen  Punkten.    Er  nahm 
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ik  Grenze  Ton  1790  zur  Begel,  und  fugte  nähere  Bestammungen  hioza» 
Den  zufolge  läuft  jetzt  die  Hoheitgreoze  gegen  Frankreich  auf  dem 
Thal  weg  des  Bheins  ^3,  von  dem  Panlü  un^  wo  er  die  Schweiz  rer- 
läfst,  bis  an  den  Einflufs  der  Lauter.  Von  da  auf  der  Lauter  Oi  an  dem 
Departement  Niederrhein  hin,  bis  an  das  MoselDepartement.  Dann  zuerst 
auf  desen  Grenze,  und  von  dieser  auf  der  Westgrenze  der  ehemaligen 
Gn&chaft  Saarbrüclien  hin,  bisHouvre.  ^  Von  hier  über  Pell weilcr,  Nieder- 
ireiüog,  Schardorf,  Wallwich  und  Launsdorf,  (welche  sifmmtlich  mit  ihren 
Feldmarhen  bei  Frankreich  bleiben),  bis  Perle,  an  der  Kunststrafse  von 
ThionrSle  nach  Trier.  Endlich  von  da  auf  der  Grenze,  zwischen  dem 
Departement  der  Ardennen  (über  Villers  bei  Orval)  und  dem  zu  dem 
Teatschen  Bund  gehörenden  Grofsherzogthum  Luxemburg  ^3,  mit  Inbegriff 
des  ganzen  Herzogthums  Bouillon,  bis  an  die  Maas  ^^  Hl)  Ein  Grenzvertrag 
zwischen  Prenfsen  und  Frankreich,  vom  28.  October  1829/), 
bestimmt,  in  der  Gegend  von  Saarlouis,  die  bis  dahin  streitig  gewesenen 
Grenzen«  Em  ahnlicher  Vertrag  zwischen  Frankreich  und  Baiern, 
vom  5.  Jtili  i8a5  ^3,  bestimmt  die  Grenzen  zwischen  Bheinhaiern  nind 
Frankreich.  Auch  einer  zwischen  Frankreich  und  Baden  yom 
3o  Januar  1827  (§•  9^}. 

«)  Art.  1,  Num.  1  u.  2. 

*)  Pariser  Fr.   v.  1814,   Art  3,  Num.  6.     Pariser  Hauptvertrag  v,  20.  Pfov.  1816, 

Art.  1,  Num.  2.  —  Auch  der  Lünevillcr  Friede  v.  i8q6,    Art.  69   scAaJte  die 

Grenze  auf  den  TLalweg. 

f)  Doch  so,  das«  ^eistenhurg-,  durch  welches  die  Lauter  fliefst,  bei  Franlireich 
bleibt,  an  dem  linken  Ufer  mit  einem  Bezirk  Ton  nicht  mehr  als  ein  tausend 
Toiica.  Larnhu  liegt  sonach  ausserhalb  der  französischen  Gremse.  Die  nähere 
Bestimmung  der  baiertsch  -  französischen  Grense  erfolgte  durch  einen  von  Frank- 
reich mit  Baiem  im  Sommer  1825  geschlossenen  Grenssvertrag.  Davon  s.  die 
AQgenu  Zeit.  r.  9.  Dec.  1825,  Beilage,  S.  i37i. 

^  huemkurgs  Grenzen  sind  bestimmt,  m  dem  wiener  Vertr.  ▼.  3i.  Mai  181 5,  Art  4t 
fjekm  des  wiener  Gongr«,  VL  172)  und  in  dem  Acte  final  du  eöngr^s  de  Vienne, 
art  68,  TergL  mit  Art  66  u.  69 ,  und  mit  dem  Art  1 ,  Kum.  1 ,  des  pariser 
Vertr.  r.  20.  Nov.  i8i5,  worin  das  ganze  Herzogtfaura  Bouillon,  aac%  seinen 
Grensen  Ton  1790,  von  Frankreich  abgetreten  wird.  *^  Von  dem  l^mfang  des 
Grnftheraogth,  Luxemburg  s.  M.  F.  J.  Müuum's  Statist  Uebersicht  des  Hegth. 
Luxemburg  (unter  Oestreich).  Trier  181 4-  8.  W.  tov  »er  Njiräsa^s  EntwiekeL 
der  rliein.  Territorial-  u.  VerfassungSFCrhältnisse  (Frankf.  1882.  8.),  8.700—714. 
LMCscH,  das  Grofshersogthum  Luxemburg,  integrirender  Theil  des  teutschen 
Bondes,  in  seinen  altern  und  neuem  historisch  •  staatsrechtlichen  Verhältnissen. 
Braunschw.  i83i.  8.  —  Histoire  du  pays,  chateau^et  ville  de  Bouillon  depuis 
Torigine  du  Duche  jusqu'a  la  rerolution  de  1789  par  M.  F.  Ozsrat. 

*}  VergL  auch  den  GeneralRecess  der  frankfurter  TerritorialCommission ,  y.  20.  Jul. 
^819,  Art  5,  i3  u.  34;  in  v,  Motens  Eecueil,  Supplero.  Vin. 

0  In  der  GesetzsammL-fiir  die  k.  preuss.  Staaten,  v.  i83o,  S.  2^,  u.  bei  Marti£is 
l  c.  XSL  162.  Preussisch  -  französische  Erklärung  wegen  Beseitigung  einer  Diffc- 
leaa  f(ber  den  Lejenscheu  Bezirk  swischen  der  Saar  n.  *  der  Blies,  r.  11.  Juni 
18S7;  hl  der  angef.  GesetaBaoanL,  S.  t5,  v.  in  Mastkits  L  g.  XQ.  5a. 

r)  Bei  MsntiQis  L  c.  XH.  1. 
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§.    90.  (89). 

Foris0t%ung* 

1}  Wiewohl  der  Thalweg  als  Souverainetät Grenzlinie  zwischen 
Franl<reich  und  den  angrenzenden  teutschen  Bandesstaaten  Cjetzt  nar  dem 
Grofsherzogthum  Baden)  angesehen  werden  soll;  so  wird  doch  jetzt  die 
ganze  Breite  des  Stroms  C^ht  auch  dessen  Flufsbett),  so  viel  Schiff- 
fahrt  und  Handlung  (nicht  auch  dessen  übrige  Benutzung)  betrifl^ 
als  ein  zwischen  beiderseitigen  Staaten  gemeinschaftlicher  Strom 
betrachtet  0}.  ü)  Auch  soll  die  Schifffahrt  auf  dem  Rhein,  yon  dem 
Punht  an,  wo  er  schiffbar  wird,  bis  an  das  Meer,  und  umgekehrt,  frei 
sejiij  so  dafs  sie  Niemand  untersagt  werden  darf  ^}.  Auf  dem  wiener 
CongreTs   wurden  defshalb  eigene  Bestimmungen  gemacht  0. 

a)  In  dem  ReichsdeputationsHauptscblurs  t.  a5.  Febr.  i8o3,   $.  89,  bei&t  et:  <Di 
«der  Rhein  von  den  Grenzen  der  bata vischen  Republik  an,  bis  sn  den  Grauen 
«der  helvetischen  Republik,   ein  zwischen  der  französ.  Republik  un4  dem  tcut- 
« sehen  Reiche  gememichafiUcher  Strom  geworden  ist« ,  u.  s.  vr«    In  der  Conventtm 
sur  torirot   de  navig'ation   du  Rhin,    faite  le  97  Therm idor  an  Xu  (5.  Aug.  1804) 
heifst  es,  nachdem  in  dem  1.  Art.  die  pünktliche  Vollziehung  des  Torhin  erwähn- 
ten §.39  des  R.D.Hauptschlu8ses  stipulirt  worden  war,  in  dem  Arts:  «Encoo- 
«s^quence,  quoique  le  Thalweg  du  Rhin  forme,  <piant  k  la  souverainete,  U  Umu 
venire  la  France  et  fAHemagne,  le  Rhin  scra  toujours  considere  soiifi  le  rapport 
« de  la  navigation  et  du  commerce,  comme  un  fleuve  commun  enire  ies  deux  Empiret, 
«ainsi  qu*il  est  dit  au  mcme  paragraphe  du  dit  rcces,    et  la  navigaiimi  en  sera 
«soumise  Ä  des  r^lemcns  communs^.    Klvbxb's  Acten  des  wiener  Gongr.,  Bd-IU, 
8.  «8s.  —  Diese  Restimmung  ist  auch  dem  Sinn  des  pariser  Friedens  ron  i8i4i 
Art.  5,  gemfifs.  —  Du  Thalweg  du  Rhin,  consid^r^  comme  limite  entre  la  France 
et  t*Allemagne  (par  M.  Jollivet),   a  Mayence,  an  X.  (1801).  8.    Retrachtungcn 
über  den  Thalweg  des  Rheins ,  als  Grenzscbeide  zwischen  Teutschland  und  Frank- 
reich.    (Nebst  Joe.  Rapt.  Moses  Jollttkt*s   Abhandl.   über    den  Thalwfg  de« 
Rheins).    Germanien  1809.  gr.  8.     Einige  Worte  über  die  Rheinschiffiahrt  ron 
Gx.  Abbou»  Jacobi.    Düsseid.  'i8o3.  8.  u.  in  PossKtrs  «urop.  Annalen,  i8o3, 
IL  167.    Remerkungen  über  den  Octroi Vertrag  und  die  mainzer  Schi|ferOrgani* 
•atioA  (Heidelb.  1806.  8.)  S.  49  IT. 

h)  Pariser  Fr.  1814,  Art.  5. 

c)  Aete  final  du  congres  de  Vienme,  art  108  et  suiv.,  art.  iiy.  Bi^üna'!  Act» 
des  wiener  Congr.^  Bd.  VI,  8.  89  C  93.  Rd.  m,  S.  a54  ff.  »»rT  ff.  Vergl.  unteo 
f.  571  ff. 


•§•  91-  (9a) 

S    c     h     l    u     s    8* 

VX)  Dafs,  so  viel  die  SouTerainetat  über  die  grofsern  undhleined 
Rheinlnseln  betrifft,  die  zur  linhen  Seite  des  Thalwcgs,  zu  Pranltrcich, 
die  zur  rechten  Seite,  zu  der  teutschen  soureraioen  Unterhenvcliaft  gehoreoi 
ist  eine  Folge  der  festgesetzten  SourerainetätGrenze  «>  Da  der  Thalweg 
wandelbar  ist,   so  ist  es  auch  diese  Hoheitgrenxe  *),    IV)  IhmX  aber 
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aidbt  tack  ää$  Eigen th um  der  Inseln  einer  solchen  Wandelbarkeit  unter 
werfen  tev,  so  ist  in  dem  pariser  Frieden  ?on  i8i4,  Art*  3,  Nnm.'  5,  und 
10  dem  pariser  Hauptvertrag  vom  20.  Nor.  (Art  1 ,  Num*  0)  festgesetzt, 
daft  solches,  welche  Yeranderungen  auch  künftig  in  dem  Lauf  des  FInsees 
eintreten  mögen,  unrerändert  bleiben  soll,  so,  wie  dasselbe  nach  einer 
neuen  Besichtigung  des  Flufslaufs  werde  festgesetzt  werden  0?  welche  von 
Letderseitigen ,  innerhalb  dreier  Monate  zu  ernennenden  CommissiU*ien 
Tonooebmen  sey  ^ 

«)  Jouxrmi  a.  a.  O.  $,  63. 

i)  Unbestimmt  waren  in  dem  Luneviller  Frieden  geblieben,   die  Fragen:    1)  ron 
Ferr^hmg'  nicht   nur   des   Thahyegs,    sondern  auch   des   ganzen  Flussbettes; 
s)  Ton  Kututanlagen  (s.  B.  yon  Strichxäuuen  u.  a«  Werken  der  Kunst),  wodurch 
jtat  Yerruckungen  yeranlasst  werden;  3)  von  zwei  Thal  wegen,  die  es  in  einigen 
Gegenden  gibt  (Jollitit  a.  a.  O.  §.  6f  7,  1 1  und  64).    Der  pariser  Friede,  Art.  3, 
Num.  5,  and  der  pariser  Hauptrertrag  r.  so.  Not.  i8i5,  Art.  i,  Num.  a,  haben 
die  ente  Frage,    in  Ansehung  der  Souverainetät  über  die  Rheininseln,    still- 
schweigend bestimmt,  indem  sie  nur  das  Eigenthum  der  Inseln  für  unwandelbar 
eitiiren.  Im  Fall  einer  Verrückung  des  Flusslaufs. 
c)  Dtr  pariser  Friede,   a.  a.  O.,  bestimmt  als  NarmaiEpoehe  für  den  Besitzstand 
dieser  Lueln,  den  Zeitpunkt  der  Uaterstiehnung  des  Luneviller  Friedens.  —  Nach 
dieser  Grundlage  wurden,  im  J.  1817,  die  EigenthumsTerhältnisse  zwischen  I7ai&it 
■ttd  Frankreich  ausgeglichen;   doch  ao,   da£B  die  seit  dem  Lüneyiller  Frieden 
durch  die  Natur  (nicht  durch  Kunstwerke)  mit  dem  festen  Lande  yerbundenen 
Issda  ausnahmweise  dem  Lande  bleiben  sollen,  zu  dem  sie  bei  der  Ausgleichung 
gehörten.     Blan  s.  den  bei  dem  folg.  $.,  Note  c,   angef.  französisch -badischen 
Vertrag  von  1827,  Tit.  I,  Art.  1  ff. 
4  Kapoleon  hatte  emseitig,   im  März  i8oö,    den  Zeitpunkt  der  geschehenen  AtU'^ 
wedkätmg  der  Ratifiaaiionen  des  Luneviller  Friedens,    als  KormalEpoehM  für  die 
Sovrerainetat  über  die  Rheininseln  festgesetzt,  und  nach  solcher,  auf  das  Gut« 
achten  einer  ron  ihm  ernannten  Commission.,   sich  Inseln  zugeeignet    Ki.i}BBB's 
Staatsr.  des  Rheinbundes,  |.  6a 


§♦    92.  (91.) 

Grauen  der  einxdnen  Staaten  des  Teutsehen  Bundes. 

Jeder  einzelne  Staat  des  Teutschen  Bundes  hat  seine  eigene  Terri-- 
torislGrenze,  natürliche  oder  yermarkte.  Rechtlich  gesichert  ist 
&elbe,  dnrch  Vertrage  mit  Nachbarstaaten,  duiH;h  Herkommen  und  BesitZr 
stand«).  Bei  einer  Flufsgrenze  ^)  gilt  im  Zweifel  die  Mitte  des 
Flolses  fnr  die  SouyerainetätGrenze  ^0«  Doch  ist  in  der  neuem  Zeit  od 
ixt  Thalweg  ^)  dafür  bestimmt,  und  auf  Brachen  die  Mitte  ihrer 
linge  ^J.  Zu  Festsetzung,  und  Berichtigung  der  Grenzen  werden  nicht 
selten  ron  beiden  Seiten  GrenzComissionen  ernannt. 

«)  Vergl.  Mosxb's  nachbarUches  Staatsr.  117.    FOma's  Lit.  III.  816  ff     Hiüsm^s 
lit  f.  1606  f . 
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i)  VergL  den  östr^teh,  kater.  Vertrag  ron  HOaclieii  ▼<  l4-  Apr.  1816«  Art  1  u.  9; 
In  Ki.1;«Kn'8  Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  40t  u.  406.  GenaralBecel«  d^r  frankf.  Tfni 
torialCommission,  ▼.  ao.  Jul.  18199  §.  4^9  ^^  Maatxhs  Becu^tt«  .Suppig.  MO. 

«^)  Gaonva,  de  jure  belli  et  pacta,  lib.  II«  c  3.  §.  i6.  n.  t.  et  ^  18. 

«)  So  auf  dem  Bhein.  Oben  *  f .  88  fl.  —  Klübsb's  droit  des  gena  modsrne  de 
FEurope,  §•  i33.  —  Die  Bfaeingrenze  Ewischen  J9tf<fe»  und  Frankreick  ist  bestimmt 
durcb  einen  FinalHecess  Tom  3o.  Jan.  1827,  in  dem  bad.  Regier.Blatt,  182-, 
St.  38.  Auszugvreisc  abgedruckt  ist  dieser  Staatsvertrag  in  Mabtbss  Bccuell, 
Supplem.  XL  i23.  —  Die  Staatsgrenze  zwischen  Baden  und  dem  scfai? eiser  Gao- 
ton  Aargau  ist  der  Thalweg  des  Rheins ,  worunter  hier  xdie  grösste  Tiefe  dei 
StromsM  EU  rerstehen  ist,  und  auf  Brüdken  die  Mitte  derselben.  StaatsTertr. 
y.  17.  Sept.  1808,  Art.  1;  in  d.  Rhein.  Bund,  XXXVIL  46.  und  in  von  MAsnin 
Recueil,  Suppig.  V.  140.  —  Eine  lithographirte  badische  neue  BhemGrentdwie 
liefert  die  Resultate  dieser  Grenz  vertrage. 

d)  Man  s.  oben  Note  d.  So  auch  auf  der  Rheinbrücke»  zwischen  Kehl  und  Strass- 
bürg.    Pariser  Hauptvertr.  v.  20*  Not.  i8i5,  Art.  1,  Num.  2. 


PoUHsdher  Charakter  des  Teulschen  Bundes. 

1)  In  dem  Innern  der  Sundesstaaten. 

Ueber  Jen  politischen  Charakter  des  Teutschen  Bundes  und  der  ilin 
bildenden  Staaten  wird  einst  die  Geschichte  unparteji^ch  richten.  Der 
herrschende  politische  CharaIit6T  unseres  Zeitalters  CZciipislt^  ^\6 
bewegenden  und  leitenden  Ideen  der  Zeit^nossen},  welcher  hertorgelit 
aus  der  politischen  Bildung  der  grofsen  Mehrzahl  der  Verstandigen  in  allen 
Yolksklassen ,  ist:  Sti*eben  nach  einer  urkundlich  und  vertragsweise  befestigten 
Ordnung  des  gemeinen  Wesens;  ein  Streben,  i3  nach  yerfassungsmäsiger 
bürgerlicher  Freiheit  und  gesetzmäsiger  bürgerlicher  Rechtsgleichheit  der 
Staatsgenossen;  2)  nach  Aufrechthaltnng  beider,  durch  allgemeine  \oll(s- 
yertretung,  durch  Gewissensfreiheit,  vernünftige  Prefsfreiheit ,  und  A»if- 
merhsamkeit  auf  die  Öffentliche  Meinung,  diese  Stimme  der  großen  Mehrzahl 
der  Verständigen  im  Volk  C$-  22).  Dieser  Charakter  ist  ein  Resultet  der 
Cifilisation  und  der  Sitten,  welche,  wie  einst  die  KirchenReformatiort,  der 
Gang  der  Zeit  (la  marche  du  temps)  oder  der  Genius  des  Jahrhflnderts 
unserem  Welttheil  gegeben  hat  Er  wird  sich  erhalten  durch  die  Macht 
der  Dinge,  welche  überall  die  Oberhand  behalt.  Durch  Gebote  nni  Ter- 
•  böte  lafst  das  Reich  ^r  Meinungen  sich  nicht  beheri'schen.  Unhaltbar 
ist  daher  der  Anspruch  blofser  FeudalStände,  auf  Fortbestehen  eines  dem  Zeit- 
bedürfnifs  Widerstrebenden  Zustandes.  Desto  mehr  berechtigen  Weisheit  der 
Herrscher,  Pflicht  der  Staateverwaltet,  CulCur  des  Zeitalters,  zu  der  Erwartungt 
dafs  in  jedem  Bundesstaat  das  Bestreben  der  Regierung  dahin  gehen 
werde:  den    Staat  dem  Bürger  lieb,  ehrwürdig  dem  AulUö^^ 
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X«  machen  «Ql    Lieb  gewinnen  müssen  ihn  ciie  Bürger,  wenn  die  Macht- 
lieber,  mit  einem  GottlichkeitPrincip  im  Herzen,  persönliche   Neigungen 
and  Yortbeile  gefangen  nehmen  unter  dem  Wohl   Aller;  wenn  sie- durch* 
dmjigen  sind  Ton  der  Ueberzeugung ,  dafs  das  Volk  eine  Seele  habe,  das 
heifsi,  Gefub]   für  bürgerliche  Freiheit,  Rechtsgleichheit  und  Eigenthum; 
wenn  die  Handlungen  der  Regierung  das  Gepräge  der  Gerechtigl&eit,  der 
Ordnung  und  Mäsigung,   der  landesväterlichen   Sorge  für  das  Wohl  des 
I..andes,    des  Bestrebens   redlich  zu  bessern  und  fortschreitend  zu  arbeiten, 
tragen;  ifenn  die  Einwohner  mit  dem  wahren  Gefühl,  nur  dem  Gesetz  zu 
gehorchen,  und  nur  zu  dem  Staatszwech  regiei*t  zu  werden,  in  ihrem  Staat 
den  Freiort  des  Menschenrechtes  und  der  Rechtsgleichheit  der  Staatsbürger 
sehen ^  wenn  durch  unzweideutige  Regentenhandlungen,  sie  überzeugt  werden, 
dafs  kein  TrugSTstem  mit  ihnen  spiele  ^    und   dafs   die  Staatsregierung  von 
der  Idee  ausgehe,   Sie  sey  nur  um  des  Volkes  willen;    wenn  nicht   Viel- 
regieren, keine  Beglücjiungsgewalt  sie  stört  in  dem  lebhaften  Bewufstsejn 
ihrer  bürgerlichen  Freiheit  ^),    wenn    nicht  nach  militärischem  Zuschnitt 
regiert  wird,    nicht,    nach  einem   vorherrschenden  Princip  des  Mifstrauens, 
kostspielige  Controlen  auf  Controlen   gehäuft  werden,    nicht  übertriebenes 
FonneospieU  nicht  zahllose  Voi-schriften  eigene,  freie  Rraft  zum  Handeln 
und  Selbstdenken  ersticken,   und  die  heilsame  Grenze  des  vernünftigen  Er- 
messens   vernichten,    wenn  nur  persönliche  Würdigkeit,    nur   anerkannte 
Tugend,  Verdienst,  Sachkunde,  Talent  und  Erfahi*ung,  die  einzigen  Bestim- 
mungsgründe seyu  werden  in  der  Wahl  der  Staatsdiener,  auch  der  hohem 
Grade;  wenn,  das  Bedürfhifs  der  Zeit,   des  Staates   und  seiner  Einwohnei* 
richtig  erkennend,  ein  weises  und  gerechtes  System  allgemeiner  Volksrertre- 
tnng,  und  eine  damit  in  Uebereinstimmung  gebrachte  Staatsverwaltung,  die 
Htaaftsrerfassung  sichei*t,  wenn  durch  ein  richtiges  und  gerechtes,    in  jeder 
Hinsicht  wohl  berechnetes  AbgabenSystem ,  ungefährlich  d^  Sittlichheit  der 
abgabepflichtigen,  durch  kluge  und  gewissenhafte Staatswirthschaft  gesorgt 
wirdy  für  zweckmäsige  Benutzung  und  Verwaltung  der  StaatskräfYe;  durch 
Gewissensfreiheit,   durch  zeitgemäse    Gesetzgebung,  durch    das    Recht   der 
Bin-  und  Beschwerdeschriften,  durch  Verantwoitlichkeit  auch  der  obersten 
StaAtsbeamten  für  Zweckmäsigkeit ,   und ,  vor  einer  richtenden  Behörde ,  für 
Hfchtmäsigkeit   oder   Uebereinstimmung   der  Regentenhandlungen   mit    der 
Verfassung  und  den  Gesetzen  des  Staates,  durch  Aufrechthaltung  vernuiift- 
^eaaserPrefsfreiheit,  Unabhängigkeit  der  Gerichtshofe,  durch  unparteyisehe, 
aarerzogerte  Rechtspflege  gegen  Jeden,  durqj^  milde  Formen  bei  dem  pein- 
Hcken   Verfahren,    durch  eine   Habeas-corpus-Acte  <?),   für   Sicherheit   der 
Personen  und  Aires  Eigenthums;  durch  zweckmäsige  Anstalten,  für  Bildung^, 
kr  Jugend    zu    sittlich  guten,   vaterländisch   gesinnten    und    betriebsamen 
Biofem,  wie  für  Ackerbau  und  Gewerbe,  für  Künste  und  Wissenschaften. 
So  ist    der    Souverain    in    der   Ausübung   des   obersten   Grundsatzes   jeder 
weisen  Staaisrcgierung  »Sey   gerecht   und    gut«,    dem    Staate    dienend  <'), 
da-    öflVnllithcn     Meinung    (§.    33)    über    oflentliclics    Interesse  «)  gewifs, 
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und  vrürdig  der  Haldigang^  die  eia  edles  Volk  seiner  Majestät  bringt  So 
ist  jeder  Bürger  trea  dem  Fiirstea,  und,  fordert  es  die  Noth,  YieitheUiger 
des  Vaterlandes*  So  ist  der  Staat  nickt  genothigt)  sich  enfscheidendeu 
Einflufs  Ton  Aussen  blofs  zu  stellen/}. 

a)  »Orte  ii  firmissimum  longo  Imperium  est,  quo  obediente«  gaud^ntu,  Litics, 
Vm.  i3. 

^)  Tho  Great-Charter  (Magna  Charta),  Haupturkunde  brittisclier  Freiheit,  Ton  un, 
nebst  der  Declaration  of  rights  Ton  1689.  RcgierungsEtd  eines  jeden  Königs  too 
England;  desgl.  von  Sch^reden,  wie  seit  1720,  so  auch  seit  1779,  in  v.  MiRrm 
Sattiml.  der  wichtigsten  Heichsgrundgesetse  der  vornehmsten  europ.  Staaten, 
I,  634*  Ehendett,  Abrifs  des  Staatsr.  der  Tomehmsten  europ.  Staaten,  Th.  I, 
S.  87.  Rede  des  Fürsten  Ton  HoheniiollernHechingen,  1810,  in  d.  Bbein*  Bund, 
LIIL  275. 

0  ('679)  ^*  MAnTx^Ts  a.  a.  O.  L  8a3«  Ebendess,  Abrifs  des  Staatsr.  der  Tornehm- 
sten  europ.  Staaten,  I.  i85.  Blachston£*s  Commentarics  on  the  laws  of  England, 
B.  I,  chap.  1.  JcsT.  Möser's  patrIot.  Phantasien,  IB.  86.  t.  Archekhou,  Eng- 
land u.  Italien,  Bd.  I,  Th.  1,  S.  11  f.  —  Diese  Acte  hat  vor  ähnlichen  Gesetzen 
anderer  VöUier  den  Yorsug,  dafs  sie  auf  ihre  Uebertretung  eme  bestimmte 
Strafe  aeCKt. 

d)  Selbstbekenntnisse  denkender  Souveraine:  K.  JusrndAif's  (oben  §.  1  b).  - 
FaiEi)iitcB*s  des  Einzigen,  Verfassers  des  Antimachiayells,  Erklärung  in  Scniö' 
skh's  Briefwechsel,  Heft  21,  S.  207.  Seine  Abb.  über  die  Regierungsformea  0. 
über  die  Pflichten  der  Regenten;  in  s.  Oeuvres  posthumes,  T.  VI.  ConseHs  h 
tröne,  donn^s  par  Frederic-le-Grand  aux  rois  et  aux  peuples  de  TEuropc;  pu- 
blik p«r  Auoms.  Paris  1828.  8.  —  Königs  Stanislaus  AucrsTrs  Rede  auf  dem 
Reichstag  zu  Grodno,  1784*  A  L.  3acobi*s  Staatsa^elegcuheiten  (Gelle  !;&*• 
8.),  S.  99  ff.  —  Kaiser  Alsxavdkr's  I.  Krönungsmanifest,  v.  i5.  Sept.  1801,  io 
H.  Storch's  Rufsland  unter  Alexander  L  (St.  Petersburg  1804.  8.),  S.  110  f. - 
Befestigt  wird  die  monarchische  Staatsform  durch  yolksthümliche  Denk-  und 
Handlungsweise  der  monarchischen  Regierung,  die  dadurch  die  Herten  der  In- 
torthanen  gewinnt. 

0  Die  sichersten  Mittel'  gegen  RevolutionsSchwindel.  F.  C.  ▼.  Moser*«  patriot 
Archiy,  L  393—398.  A.  L.  Schlöser's  Staatsgclahrtheit,  I.  163  ff.  X  J.  Es«^.'* 
Fürstenspiegel,  822. 

/)  Mens  agitat  molero.  —  Man  a.  die  oben  §.  22  angef.  Schriften.  Ueber  die  Po- 
litik der  teutschen  Höfe,  s.  NationalChronik  der  Teutschen,  i8o5,  St  3.  f-^ 
Jahn's  teutsches  V'olksthum.  Tüb.  1810.  8.  Blicke  Ton  der  Zeit  In  die  Zukunft» 
in  der  Neuen  AUemaimia,  Dec.  1816,  und  in  der  Allgem.  Zeit.  1817,  Beil. 
Num.  7  u.  f.  J.  F.  FniKS ,  von  deutschem  Bund  und  deutscher  Staatsverfassung. 
Heidelberg  1816.  8.  (C.  C.  Sacr)  Der  deutsche  Bund  nach  seinem  gansen  Um- 
fang. Züllichau  1816.  8.  Yo|^  teutschen  NationalSinn.  Leips.  1816.  8.  I^  ^' 
Dbksch,  Betrachtungen  über  den  teutschen  Bund.  Tüb.  1817.  8.  Drei  Aufsät« 
in  F.  L.  Lisomxb's  geheimen  Papieren  (Stuttg.  1824.  8.):  »Die  politische  Reform 
u.  die  neuen  Interessen« ;  »über  aristokratisches  u.  demokratisches  Princip«j  ^" 
»»über  Öbscurantismus  u.  Mit  leim  äs^gkeitw,  S.  i23ff.,  i83  ff.,  u.  289  ff.  lUm»«»*^' 
die  Erwartungen  der  Deutschen  von  dem  Bunde  ihrer  Fürsten.  Hannover  i834'^" 
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<  I 


§.    94.  (93.) 

IL  In  iem  muwttrttgen  St«atavefhXikttiss  der  BuitdetttiuiteM.    ' 

Ehrwürdig  mofs  ein  Bandesstaat  dem  Ausland  werden,  wenn  er, 
ia  der  Unabhäopglieit  fremder  Staaten  das  KieinQd  eigener  Freiheit  ehrend, 
seine  Veipflichtungen   gegen  sie  trea  erfüllt;  wenn  er  mit  Weisheit  nnd 
Oifeabeit  jene  Mäsigung  yerbindet,  die  stets  Gefährtin  innerer  Kraf^,. und 
Bürge  für  die  Dauer  staatsgesellschaf^licher  Einrichtungen,  Charahtergrofse 
der  R^enug  rerkündigt;  wenn  er,   bei  Festigkeit  und  Buhe  im  Innern, 
XU  sicherem  Besitz  föderativer  Macht  yon  Aussen,  bei  Friede  und  Eintracht 
mit  den  Nachbarstaaten,    fem  yon  Sucht  durch  WafFenruhm   zu  glänzen, 
uj}d  meidend  den  sturmbewegten  Ocean  der  Politik ,  seine  politische  Wichr 
dgkeit  sichtbarer  wirken    lafst    in    friedlichen,    als    in  kriegerischen   Yer- 
lultnisseo;  wenn  er  durch  streitfertige  Kriegsmannschafl,   angemessen  den 
Kräften  and  dem  Bedürfnifs  des  Landes,  und  durch  fortwährende  Bewaff- 
nung der   waffenfähigsten   Staatsbiirger ,    nicht   nur    das   Vaterland   gegen 
xnaeie  und  äussere  Feinde  sichert,   sondern  auch   kriegerischen    Geist   und 
TiteHajidische  Gesinnung  bei  dem  Volk  erweckt,  wenn  er,  übers^epgt,  dafs 
lucht  iD  das  Zugreifen  die  höchste  Weisheit,  wie  die  höchste  Begierde,  z|i 
setzen  sej,  dafs    nicht   jeder   Zuwachs  an  Menschen   oder  Gebiet,   wahre 
Vprmehrung  der  Macht  eines  Staates  nach  sich  ziehe,  dafs  vielmehr  Friede, 
Freiheit,  Recht   und    Güte   die   grofsen  Hebel   zu   dem  Emporsteigen .  der 
Suaten  sind,  sein  Heil  nicht  sucht  in  yermeintlich  furchtbarer  Yergrofse- 

')  Ke  Stifter  des  Tentscfaen  Bandes  bekennen ,  in  dem  Eingang  der  Bunde^jicte, 
Üve  UtberBeugung  ron  den  »* Vortlieilen ,  welche  aus  ihrer  festem  und  *  d^uery 
biften  Verbindung,  fUr  die  Sicherheit  und  .Unabhängigkeit,  TeuUehhn^,  und  für 
die  Ude  und  das  Gieichgewieht  Europa'*  hervorgehen  wurden«.  Adbnliche  £r- 
Uinugai  auf  dem  wieuer  Congress,  in  Koten  der  BevoUm.  der  verein.  Sourer. 
Fürsten  u.  Freien  Städte  TeutschL,  t.  aa.  März,  und  der  BevoUnu  von  Freussen 
vad  Uestreicfa,  t.  k).  u.  3».  März  i8i5,  in  Kldbbb*«  Acten  des  wiener  Cosgr^ 
Bi  1,  H^  4*  S.  43  u. 


§•   95.  (94.) 

In  dem  Bundesverhökniss^ 

Das  klare  Interesse  seines  Daseyns  yerpflicbtet  den  Teutschen  Bund 
nGerechtiglteit  and  Weisheit,  im  Innern  und  Aenssem.  Demnach  irerden 
Becküiebe,  Staatsweisheit,  Wohlwollen  und  reger  Eifer  für  Gemeinwohl, 
&  Bondesgenossen  beleben.  Diese  werden  die~  Bundesversammlung  wohl- 
^  leiten,  und  nicht  zugehen,  dafs  die  Thätigkeit  derselben  in  unnütze 
^^^seiuftigkett,  ia  Blendwerk  und  Ceremonlendienst  sich  anflSse.  Ein 
*^tei  Feld  zu  nützlichem  Wirken,  steht  dieser  erhabenen  Yersammlung 
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oiTen.  Bedeatende  negative  Yortheile  sogar,  ist  maa  yoo  ihr  za  hoffen 
berechtigt,  so  fern  schon  der  Blick  auf  Sie,  egoistisches  Wirkeo  zom 
NackthcU  des  Gattzeo  oder  Ebaelnen  zu  hindern  vefoiag.  Sie  wird  Bau- 
liche Mittheilungen  unter  den  Bundesstaaten  erleichtern,  rermehren  und 
unterhalten.  Aufmerksam  auf  die  Stimme  der  öffentlichen  Meinung,  über. 
zeugt,  dafs,  früher  oder  spiter,  Hafs  und  Verachtung  den  Unterdrücker 
des  Schwachem  treffen  müsse,  huldigend  dem  Grundsatz  der  potituclieQ 
Einheit,  Freiheit  und  Unabhangigheit  des  Bundes,  so  "wie  dem  Yorzuj 
der  moralischen  Macht  yor  der  physischen,  erwagend,  dafs  ausser  den 
politischen  auch  ein  geistiges.  Band  die  Bundesstaaten  uraschliefst,  wird 
durch  Ehrgeiz,  durch  Streben  '  nach  Alleinstehen ,  Machtspiel  (EaD* 
paisii*en  und  Puissanciren )  und  Yergrtfsserung,  durch  Drohung,  aus  da 
Verbindung  zu  scheiden ,  kein  Bundesgenofs  trachten ,  sich  übei-  die  Grunzt 
der  Pflicht  und  Gleichheit  zu  erheben.  Der  gemeinschaftliche  gleiche  Ein- 
Ilufs,  wozu  die  beiden  machtigsten  Bundesstaaten  sich  berufen  finden  <» 
-wird  ihre  Beweggründe  zur  Eintracht  verstärlien,  er  wird  für  Teutscl 
land  eine  Gewährleistung  der  Ruhe ,  für  Europa  ein  Pfand  des  Frieden 
seyn,  wenn  er,  ihren  Verheissimgen  treu,  nie  anders  wirkt,  als  einmuAij 
und  woblthätig.  Das  Verhältnifs  des  Bundes  und  der  Bundesstaaten  lud 
Aussen  fordert  eine  desto  sorgfältigere  Beachtung,  da  Teutschland  in  pdl 
tischer,  wie  in  geographischer  Hinsicht,^  der  Mittelpunkt  von  Eurf 
ist  ^),  und  da  fünf  Bundesgenossen,  wegen  bundesfreier  Staaten,  zugleis 
auch  europäische  Mächte  sind  Oi  in  dem  unten  ($.  338)  angegebeii 
Sinn.  Darum  fordert  das  W^ohl  aller  Bundesstaaten,  bei  der  freiet 
Ent Wickelung  im  Innern,    die  geschlossenste  Verbindung  nach  Aussen. 

u)  KieaBii*«  Deberticbt  der  diplom.  Verhandlungen  des  wiener  Congr.,  S.  ifrt 
l)  A.  H.  C.  HvsRKif,  der  teutscfae  Buad,  in  seinen  VerhSltninsen  su  dem  enropl 
sehen  Staatensystem.  G5tt.  i8i6.  8.  DtOErosr  des  proscriptions  T.  IL  (Pni 
i8ta  8.),  p.  9i9--«67  et  p,  4i>3  eC  suir.  Der  t.  Rund  u.  die  Bundesstaat» ;& 
BfvBSAEB's  allgtm.  polit.  Annalen.  Bd.  V,  Heft  s,  S.  iii— i4a.  —  VergI<^B 
Voss  Zeiten,  t8i6,  St.  4.  Dawider  s.  Ad.  Miti.LEH'a  SCaatsanneigcn,  1816.  !•( 
#)  Oetftrd«^,  Preussen«  Hannover,  Holstein,  Luxemburg  (§.  78  e.  87.  191  <>^'' 
Vergl.  >viener  ScblussActe  v.  1810,  Art  46  u.  47,  auch  §.  187  uad  Sdtu^"' 
Manuscript  aus  Südteutschland  (London  i8tio.  8.)t  S.  21 3  H.  und  149—191' 
Da  der  Bundessweck  allen  Bundesgenossen  das  Germanist'ren  cur  Pflicht  «^^^ 
könnte  einseinen  das  Europäisiren  siim  Vorwurf  gereicheut 
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Vra.      C  A  P  I  T  E  L. 

iubjed  md  Object  des  teatschen  öfientlicheii  Rechtes.  Bundes* 
ewalt   Staatsverfassan^  und  Staatsverwaltiuig*    Ueberskht  der 

Staatshoheitrechte. 


§•    Ö6.  (95.) 

&t/rcl  toul  Oiject  des  teuischen  öffentlichen  Jtec/Ues. 

l)  Das  Subject  des  teutschen  öffentlichen  Rechtes,  stellen  dar: 
9  .Lbsiciit  i)  auf  die  Substanz  der  öffentlichen  Gewalt,  a)  iu  dem 
'fQodesrecht,  die  Gesammtheit  der  Bundesstaaten,  b)  in  dem 
Staatsrecht  der  souTerainen  Bundesstaaten,  die  einzelnen  Bundes- 
tjiateo:  dann,  23  ^  ^i^l  0  ^^^  Ausübung  der  Bundesgewalt  be- 
^.  die  Bundesyersammlung,  b)  in  Absicht  auf  die  Ausübung  der 
Staatsgewalt  in  den  souverainen  Bundesstaaten,  das  Staatsoberhaupt, 
Bit  Iliosicht  auf  diejenigen  Bedingungen,  unter  welchen  ihm  die  Ausübung 
er  Staatsgewalt  anvertraut  ist.  ü)  Das  Object  besteht  in  den  wechsel- 
ntigea,  vollkommenen  Rechten,  und  zwar  i)  der  Bundesgenossen  in 
^01  Bundesrecht,  s)  indem  Staatsrecht  der  Bundesstaaten,  der 
gierenden  und  der  untergeordneten  Subjecte^  nebst  gewissen  vollkommenen 
leckten  gegen  Auswärtige  (§.  9}.  Dahin  gehören  die  Hoheitrechte» 
vohl  des  Bundes,  als  auch  der  souverainen  Bundesstaaten. 


Bundesgewalt 

Dmem  Wesen  nach  ist  die  Bundesgewalt  des  Teutschen  Bundes 
^  eine  gesdischaftliche ,  ein  Recht  der  Gesammtheit  der  Bundesstaaten. 
b?It  dieses  nicht  nur  rom  den  Y erfassungsrechien,  sondern  aaeii  von 
•  CQ  übrigen  Rechtendes  Bundes,  sie  sejen  Vertragsreckte  oder  Ho«> 
^^itttchte«  deren  Ausübung  ihm,  als  einem  unabhängigen  Staatenverein, 
^dem  Willen  der  Baiidesgenossen  zusteht.  Die  ausübende  Behörde 
'^'^  Bandesversammiung  ($.  116). 


t09     E^  Cap.  VUL  Svl^  tind  Object  a«»  teotacben 

§•    98.  (97.) 

StaaUGrundverfassung.   Siaaisform*    Staaisverwalhmg*  Lejitmiä 
Monarchisches  Prmcip.  MachiyoUkammenheä. 

Die  formale  Entwickelung  des  Staatsrechtes  der  zu  Staatshokf 
oder  unabbängiger  Staatsgewalt  berecbtigten ,  teutscben  Bundesstaate 
gdüt^vonzwetftchem  Getiofatspunkle  aus;  yonderGriindTerfatiangt 
▼0»  der  Verwaltung  dieser   Staaten   (J.  4  u.  5).     I)  Die  Lehre  roa 
StaatsGrand?erfassung(StaatsConstitution),  dasStaatsrerfassaag 
recht,  umfafst  alle  Rechtsbestinimungen ,  welche  auf  die  Staatsforn 
(forma  civitatis  s.  reipublicae),  das  heifst ,  auf  die  Art  der  offeutlichen  Vi 
sonlichheit  des  regierenden  Subjectes ,  und  auf  das  Rechtsrerhaltnifs  zwisch 
Oberherrschaft  und  ünterhcrrschaft  im  Allgemeinen ,  sich  bezichen.  III)  Li 
gitim  oder    gesetzmäfsig  ist  nur   die  Staatsgewalt,  welche  durck  do 
Rechtstitel  begründet  ist     Legitim  ist  nur  das  Staatsoberhaupt,  dem« 
Ausübung  der  Staatsgewalt  TCrmoge  eines  Rechtstitels  zusteht  ^).    I» j  C 
buhrt   diese    Ausübung    einer   mit    der    personlichen    Majestät  bekieiQet 
physischen    Person,    so    bildet    diese   gesetzmäsige    physische   Einneit  ( 
regierenden  Subjectes   den   Grundbegriff  der  Staatsform,  und  wird  dir 
Cungeföhr    seit    dem    Carlsbader    Congrefs    von    1819)    mönarcniscn 
Princip,   oier  Tielmehr  Princip  des  Monarchismus  benanntj  ein  Gna 
begriff,   woron    Absolutismus    oder  Unbeschrä'nktheit   des  regierew 
Subjectes  in  der  Ausübung  der  Staatsgewalt ,  natürliche  (?•  5)  oder  poatJ 
ein   wesentliches   Ingredienz  keineswegs  ist  c)»     Der   Inbegriff  von  ««S 
rungsrechten  und  Pflichten,   welcher  dem   mit  der   Eigenschaft  des  öW 
Oberhauptes  behleideten  Einzelnen    zukommt,   bildet  die   monarchisci 
Staats gewalt^     Demnach  ist  durch  den  Grundbegriff  der  monarchisci 
Staatsform    eine  Unbeschränhtheit  des  regierenden  Subjects  eben  so  v« 
begründet,  als  ein  Mehr  oder  "Weniger  yon  Einschränkungen  des  consn 
tionellen  Monarchen  durch  die  Verfassung;  wohl  ^ber  die  äosserste  0 
des  Monarchismus,  welche    durch    Mitregentschaft    oder  durch  g^ 
Ausschliessung    der   mit  der  personlichen   Majestät    bekleideten  phy^^ 
Person  yon    der  Staatsgewalt,  überschritten   würde.     V)   ^^  ^f 
Staatsregierung   gebührt    dem  regierenden  Subject  in  der  durch  die  Sta 
Grundrerfassung   festgesetzten  Art.     VI}   Manche  Staaten  haben  Ve^ 
sungsurkunden  ($»  1,  f)  oder  geschriebene  Constitutionen.    Sie  I^ 
da?on    urkundlich-yerfassungsmäsige,     auch     Constitution 
im  engem  Sinn  «O*    VD)  ^  durch  die  geschrieb^e  oder  ungeschn 
StaatsGrund Verfassung  eine  Volksvertretung  bei  der  Regierung  ^  ß^  *^ 
TheiLaahme  an  der  Ausübung  der  Staatsgewalt  festgesetzt,  so  istdieSta 
form  eine  repräsentative  oder  ständisdi-yerfassongsmäsigC)  ^    ^ 
sau    der   absoluten  «).     VIII)  Die  Lehre   yon    der  Staatsveriralti 
CStaatsadministrationD ,   das    StaatsVerwaltungsrecht,    umfab^ 
RechUbestimmungen ,  welche  auf  die  Aasübungsart  der  Sta«*»g*^ 


OfeniKchen  Rechte^  Rcmdesgewalt  etc.  ##^ 

oodiis  aijministnaicli  civiättem  8*  rempnblicÄm},  in  dem  innern  und  Sttssiern 
;uatoverlialtnirs,  sich  beziehen.  IX}  Der  Inbegriff  der  SlaatsHoheitrechte, 
n  iem  Besitz  des  Regenten,  seine  Regentengewalt  nach  ihrem  ganzen 
fcl^tmftsigea  Umfang,  heisst  seine  Machtyollkommenheit,  plenitudo 
«testatis  A 

)  ruaÜiV&h«  selbst  in  der  Theorie»  ist  die  aristotelische  (Politic.  IIb.  IQ,  c  5-^). 

EacJbeHaiig  der  StasU/ormeh,  in  monarchische,  aristokratische  and  demokratische« 

Vcv^  J.  N.  HuTn  Eiern,  prudeatiae  civilis  (Francof.  1703.  8.),  P.  IL  p,  1 — 948. 

\y,  T.  Hams  über  Staatsrerfassung  und  Staatsyerwaltung.    Hönigsb.   i8o5*   8. 

MiccsASy  über  Volhsgewalt  und  AUeinherrschalt.  Halle  1817.  8.    t.  Gkeatias^  die 

Besuitace  der  Sittengeschichte,  Bd.  IV  (der  Staaten  Verfassung),  Stuttg.  &890.  8. 

ScaLOsia*«  Staatsgelahrtheit,  Th.  I,  S.  iia.    Gawilh,  de  la  contre^'^olution  en 

Fraoce  (Paris  i8«3.  8.)>  introduction,  p.  I— XUIL    Fistui  über  Staats^erfas- 

•ang  IL  Staatsverwaltung.    Aus  d.  Frans,  von  Schlosssa.   Frankf.   ift]6.  8»  *— 

Eimfitek  ist  die  Staatsform ,   wenn  sie  nur  aus  zitier  der  verschiedenen  Sta^Asfor- 

neu  besteht;  nuammengesetzt  oder  gemischt,  wenn  sie  aus  mehreren  Staatafonnen 

msainf  gescUt  ist.     Die  einfachen  Staatsformen  sind:    1)  das  Bßick  (regnnm), 

^o  die  Staatsre^erung  e^ier  oder  mehreren  (Monarchie,  Einherrschaft,  .Dparchie, 

Trisf«^  o«  s*  w.),  mit  der  persönlichen  Majestät  bekleideten,  physischen  Per« 

MMKs  ibcrtragen  ist  3  es  kann,  wie  auch  die  Geschichte  lehrt,  entweder  JSr^räich, 

»oder  ß^Mkireieh     oder  Emennunf^^reich  (regnum   vel  successivun .  89u .  heredita* 

rimu  rel  ekctitium ,  vel  nomiaativum) ,  und  in  federn  dieaer  Falle  der  Itefgent 

durch  Stellvertreter  des  Volkes  (Reichs-  oder  Landstände)«  beschrankt  seyn, 

(repräicntative  Monarchie,  Diarchie  u.  s.  w. ,  Monarchie  etc.  mit  republikanischen 

pbftiuitionen);    1)  der  Freistaat  (eine,   im  Gegensats  des  Reichs,  nicht  gana  an; 

ifasessoie  Benennung)  oder  die  Republih,  wo  die  Staatsregierung  einer  a^earali« 

Khen  Person   (einem  souverainen  Rath)  übertragen,    und  kein  £inselni^  mit 

yenölicher  Majestät  bekleidet  ist)   und  swar,  a)  AristolaraHe ,  Adelsherrschaft, 

wcBs  des  Rechtes  sur  Theilnahme  an  der   Staatsregierung  nur  Mitglieder  aus 

hcttimintcn  (rath-  oder  regierungsfähigen)  (yeschlechtern  fähig  sind;   b)  Ihm/^ 

kaue,  Volksherrschai^,   wenn  des  Rechtes  zur  Xheilnahme  an  der.Staatai^e- 

run^  alk  natürlich  oder  positiv  regierungsfähigen  Staatsbürger  (aetivA.St^ats- 

horger)  ahae  Geburtvorsog  theilhaftig  sind,  es  sef  nun  unnUtUklbßr,  .oder/v«'M#^4r» 

iaxxk  eac  bestimmte  Anzahl  von  ihnen  gewählter  Stellvertreter  (repräsentative 

Demokratie).    Ohne  Beispiel  ist,  dafs  das  ^«^ornnK«  Volk  herrsche.—  Ein  Reich, 

oder  ein  Freistaat,   mit  Volksvertretern  bei  der  Regierung  für  Theilnahme  an 

fo  Ausübung  wesentlicher  Regierungsrechte,  hat,  in  dieser  Hinsicht,   eine  su- 

tmmengesetzie  Staatsform.  —  Auswüchse,  Krankheiten  des  Staatskörpers,  sind: 

Jktfttie,  Zwing-,  Gewalt-  oder  WiUkührherrschaft,    die  Maxime  willkührlicher 

Stebregienuig ,   d.  h.  nach  beliebiger  Ausdehnung  der  Regierungsgewalt  über 

ire  Bsturiiche  oder  verfassnngsmäsige  Grenze;  Oligarchie,  wenn,  in  der  Aristo- 

biäe,  etliche  Mitglieder  des  souverainen  Rathes  Verfhssnngswidrig  vorherrschen; 

^kkkhdti,  P5belherrschaft,    wenn,  in  der  Demokratie,  zur  Theilnahme  an  der 

ftiaurepemi^  nicht  befugte  'Staatsgenossen,  sich  der  Staatsregierung  annialsen. 

^"h^Stnumhund  ist  keinßtaat,  auch  kein  Bundesstaat;  er  hat  also,  in  obigem 

X'bbi  ^Äne  Staatsfonn,  nur  eine  Rundesform. 

■it|iiMi(äi  oder  (aesetzmäsigkeit  im  Allgemeinen,  heilst  joder  ZusUnd,  welcher 
\  farKhtEchen  Ordnung  gemäfs  ist.  .  Neu  ist  der  politische,  auf  dem  wiener 
f  Ci8gre&  von  Talkyrand  nnd  Labesnardiere  mystisch  hingeworfene  Ausdruck  Le- 
»  fftinitit,  um  damit  ausschliessend  das  Recht  der  regierenden  Dynastie  zur 
"nivarolge  in  festgeseUter  Ordnung,   das  £rbK<yntgthum|  su  bezeichnen,  im 
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t  M    ^vdI.  Gap.  VIIL  Sttbjcct  und  Ohjeet  des  teutschen 

G^QMU  «oes  rechtwidrigen  Begiemagibesitset,  einer  flictifclum  Uubu^l 
Regienuigi^ewalt  (gouTemement  de  fait),  und  unrechtlicber  Amprücbe  auf  j 
selbe  Fon  Seite  eines  IndiTiduums  oder  einer  Familie.  Die  Sache  selbst  eropile 
nicht  bloss  das  Recht,  auch  die  Regel  der  Klugheit:  »minori  discrimines« 
priBcipem  quam  quaeH«<.  Vergl.  ConTersationsLexicon,  Neue  Folge  (Bil 
i8«5),  Art.  Legitimität.  Maltb-Bbcv,  Trait^  de  la  Ugitimiti  Paris18t4.fi. 
la  L^gitimit^  en  pratique  et  en  th^orie;  in  dem  pariser  Tagblatt:  Le  Conrr 
fran^ais,  du  91  juin  1836.  K.  ÜEnmAvin,  über  das  Princip  der  Legitimitit  Lei 
i83i.  8.  F.  MuaHAHo,  die  VolksSouTerainetSt  im  Gegeasats  der  sogenia« 
TjOgitimitat.  Cassel  i83i.  8.  —  Practisch  bewSfart  sich  der  wahre  Charakter 
monarcbiaehen  Legitimiert,  nicht  blofs  durch  die  Form  der  ErbKchkeit,  soili 
auf  das  Mindeste  eben  so  nothwendig  durch  Wesen  und  Gehalt,  durth  G» 
mKsiglieit  und  Weisheit  im  Regieren.  Unter  einem  legtUmut  princepi  die 
man  sich  bei  den  Römern  den  Gegaiisate'  eines  Tyrannen.  Hcmccirs,  Histo 
juris  rom.  f.  378.  Auch  gebrauchte  in  solchem  Sinn  das  Wort  Legitimität. 
Beziehung  auf  Frankreich  unter  den  Ministerien  der  GardniUe  Macann  1 
Ridielieu,  der  Cardinal  Rbts,  in  seinen  M^oires,  T.  11,  p.  119.  Di  Pu 
du  congr^s  de  Vienne  (Pens  1616),  T.  II,  p.  74«  ^gt*  *'G*est  un  graodftp 
fo^A  mot  que  celui  de  la  Ugäimiie,  mais  que  de  nuages  autour  d«  lui!  Comb 
peut-il.j  aroir  de  sources  de  l^gitimit^"!  etc.  etc. 

c)  Wiener  SeHlussActe  Ton  i8«o,  Art.  67.  Vergl.  unten  %,  18).  r.  GAGins'sBe 
in  demProtoeoU  der  Bundesversammlung  v.  17.  Juli  1817.  $.  StS.  -~  Dai  moi 
chisehe  Prineip  ist  weder  gleichbedeutend  noch  verwandt  mit  dem  despoikr! 
dem  absoluten,  dem  aristokratischen,  dem  theokratischen.  Vergl.  Gonversiti 
Lexicon  der  neuesten  Zeit  und  Literatur,  Bd  m  (Leips.  i833.  8.),  8.  i5i, 
Meviareh.  Princip.  Treffende  Schilderung  des  Juris  r^ü  Hebraeoram  und 
monarebisehen  Absolutismus,  in  Cn.  Tnon^sn  Disa.  de  homiaibus  prop 
Kberis  Germanoriim,  f.  35— 49.  et  %,  56.  Faixna.  MuiuiAiin,  die  imbeacbi 
Fürstensehaft;  politische  Ansichten  des  19.  Jahrhunderts.    Cassel  i83t.  8. 

d)  Ein  Versetebniss  c^nHäntionelUr  Staaien  in  und  ausser  Europa,  in  dem  Gotj 
sehen  genealog.  Hofkalender  von  18^,  S.  48  f.  1 

e)  ßfaiionams  ou  de  droit  commun,  werden  die  Staaten  mit  RepraaentatiTVer 
eung,  und  sp^eiaus  ou  de  droit  priv^  et  d'exception,  jene  mit  absolater  geuj 
in  dem  Gommentaire  aur  l'esprit  des  loia  de  Montesquieu.  Li^ge  1817.  8. 

f)  Ein  aus  dem  canonischen  Redit  entlehntes  Wort;   mit  welchem  Manche  ('• 
Perm,  Instk.  juris  publ.  germ.  f.  110.),   gegen  Et^mnologie  und  Aiislo{ie 
dmsstrHe  Recht  (jus  eminens)  beaeichnen. 


U^ber sieht  der  Staats Hoheiireehte. 

O   ^^esemtiiehß  und  Mufäiiig-g. 

■ 

I)  Die  einzelnen« Rechte,  welche  zusammen  die  Staatshoheit  bik 
md  deren  Attsübung,  als  Mittel  zu  dem  Zurech,  zu  der  Staatsrerwalti 
gebort,  heissen  StaatsHoheitrechte  (Majestät-  oder  Soarerainetätrec^ 
Regiemngsrechte  «),  Regalien,  Gewalten ,  jura  majestatis  s.  regiminisi  j 
regia  s.  regalia ,  pouvoirs).  ü)  Eine  zwechmäsigc  üebcrsicht  der  Staa 
Hoheitrechte  *)  gewähren  die  verschiedenen  E  int  heil  un  g  en  derselt 
in  wesentliche  und  zufällige,  in  äussere  und  innere  (diese,  eatW^ 


iSfeadichen  Rechtes»  SfaatsHoheitrechte  f|| 

^eflcine  oder  besondere,  verleilibare  oder  unrerleibbareX  und  in  eingescliraiikte 
und  nneiiigeschranhte  <?).     IH)  Ihrer  Natur  nach,  sind  die  Hoheitrechte 

0  wesentliche  (essentialia),  wenn  sie  schon  in  dem  Begriff  des  Staates 
lie^,  d^s  heisst,  durch  die  Tprgesetzte  Erreichung  des  Staatszweckes  un- 
■ktelUr  bedingt  sind;  3)  zufällige  (accidentalia)  wenn  sie  dem  SUat 
■BS  eiaefl  besoadern  Erwerbgrund,  mithin  nur  bedingungsweise  oder  unter 
boooders  festgesetzten  Verhältnissen,  zustehen  ^).  Die  ersten  werden  tou 
ßo^en  Hoheitrechte,  die  andern  Regalien,  beides  im  engern  oder 
ksondern  Sinn,  genannt  ')• 

■3  ErÖrtemiigeii  über  die  Worte  Regierungs-  und  Souverainetatreckte ,  s.  in  RieBCH's 
Arten  des  wiener  Congr.,  Bd.  11,  S.  80  u.  108  f.  Ebendess.  angef.  Ueber^cht 
ftc, ,  S.  157  n.  267. 

I)  Scknitea  ron  den  StaatsHoheitrechten:  Rbgbt.  Sixtivcs  (1602  u.  1717),  Casp. 
Zssstn  (1668  u,  1710),  C.  G.  Jaroow  (1726  u.  1757),  J.  F.  Döhleb  (1776  n.  1785); 
•-  PiTxiB's  lit.  ÜL  294.  Klubbr's  I/it.  §.  1079.  I^VBJurs  Himjoklstoss  ,  Ent- 
wttkeL  d.  Begriffs  der  Regalität.  Landsh.  1804.  8.  K.  D.  Hü iLMAinr's  Geschichte 
des  Ür^rungs  der  FinanzHegalien  in  Teutschland.  Franlif.  a.  d.  O.  1806.  8. 
C.  0.  GaAKBs,  über  die  Eintheilungen  und  Grundsätze  der  Regalien  und  Soure- 
raiaeelbrechte.  Rinteln,  1808.  4>  F.  F.  Hagkkkistsb,  tou  der  EintheiL  der  Re- 
I^Uen;  in  dem  Anhang  su  (dem  von  ihm  aus  dem  Latein,  übersetzten)  Scbnav- 
ÜBT,  auch  der  Regent  ist  an  die  von  ibm  gegebenen  Gesetze  gebunden«  Ro- 
stock 1795.  8. 

>^  CL  ä  a  BdxXB,  Diss.  de  juribus  majestaticis  (Lips.  1786),  §.  2  sqq.  Kl€bsb's 
kl  jorirt.  Bablioth.,  St.  V,  S.  77—82.  Allgem,  Lit.  Zettung,  17^^  BTuM.  i56. 
B.  W.  PrBiiwtB ,  über  die  Grenzen  der  GiniPatrimoniaUurisdietioa  (GdtUageQ 
iM.  8.),  S.  3 — 4^*  —  Anderswo  findet  man  noch  andere  Euoheilwngen  der  Ho* 
Intrcekte,  die  theils  richtig t  theils  unrichtig,  theils  auch  unschicklich,  oder 
^ii  in  dem  Sjstem  eines  positiven  Staatsrechtes  nicht  fruchtbar  sind.  Bei- 
tpiele:  I)  Benutzbare  oder  FinanzRegalien  (einträgliche,  laeraÜTe  oder  Kammer» 
BepBn,  utiJia  s.  cameraha),  die  zugleich  als  Q^^^  ^^  Staatseinkünfte  be- 
ttiekfect  werden,  oder  sich  auf  Erhebung  derseli>en  bestehen,  und  unhemuUkarß 
(bw  atiii  s.  tton  cameralia).  Vergl.  %,  353.  FörrzB,  Instit.  juris  publ.  germ., 
i  ^  ScBKAU,  natürl.  Staatsr.«  §.  199«  H)  Höhere  (raajora)  und  meiere  (mi- 
fiora);  in  deren  Erklärung  jedoch  mehrentheils  Unbestimmtheit  und  Verschie- 
(ieabeit  herrscht.  Boxhkeb,  Princ.  juris  feud.,  §.  63.  Preuss.  allgem.  Landr«, 
Th.  H,  Tit.  i3,  §.  24  ff.  Vergl.  Döhlbb,  von  den  Regalien,  S.  22  f.  JiOMOWi,  von; 
ia  Begafien,  S.  43  f.  10)  Regalia  juris  puhUd  und  juris  frivoH  (Adr.  Stbo^bi 
^  wahre  Verf.  des  Progr«  war  Hki'b*  Gottl.  Fbavcbb).  Vergl.  Hascov^  Princ» 
m  pubL  {erm.,  edit  a.  1769,  p*  4^7*  Nxttxi.bi.adt'6  Erörterungen  aus  dem 
t.Stutor.,  S.  25 1  ff.  IV)  Regalia  ecclesiastica  s.  sacra,  und  poUUea  s.  profana. 
Ptmi  L  c.  §.  2i5.  V)  Regalia  Jeudalia  et  non  fetidaUa.  PerTsB  1.  e.  f.  ti5. 
^l)  Regalia  perswtalia  s.  majcstatls,  et  fieealia,  Vergl.  DduABB  a.  a.  O.  S*  sd« 
Jiisow  a.  a.  O.  S.43,  46  u.  48.  VR)  Regalia  jtrimtte  et  eamndaf  clas«(i.  VargU 
Oöiua  a.  a.  O.  S.  24.    VIR)  IXrede  uu^  MireoU  Hoheitrecbtc.    J..F.  E.  hojt^ 

\    ^  deo  Betriff  der  Polizei,  S.  i4  ff     IX)  Eine  eigene  Eintheilung  in  potestas 

1  ^giMim,  execuUva  (>Yohin  auch  potestas  jiidiciaria  und  punitiva  gehören),  ift" 
*fitiitea,  reprae^entativa  u.  cameratis ,  hat  Schi.özkb  In  s.  allgem.  Staatsr.,  f.  9, 
&ioof.  X)  C.  S.  Zacbabiae  (juris, publ.  civitatum  quae  foederi  riien.  adaoriptaf 
*«rt»  iS2.)  unterscheidet:  Regalia  1)  formmUa  und  2)  materiaütj  diese  in  a)  obr 
iteüH,  thsOs  interna^  Ü»i|a  externa,  und  b)  subjediwu    A«hn|iche  Abtheilungen, 
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Ili    EinU  Yin.  Caf^  Subjeet  und  Objeot  des  leotschen 

in  Her  Jkllgem.  Lit  Zeitimg,  17989  Nim.  «4?»  vauL  in  Scnuu,  natlri  fitaiUi 
$.  ioft-*'t67t  yerg^  mit  EUndess.  reinem  Naturr.  S.  101  f.  XI)  Von  nocb  ai 
,  deicM  Eintfaeilungen ,  s,  B.  in  potiora  und  communia,  ordinaria  und  extrionli 
naria,  principalta  u.  subsidiaria,  s.  Jiinoow  a.  a.  O.  S.  4^*^ 

d)  Von  dieser,  sehr  verschieden  erklärten  Eintheilung,  rergl.  man'Scraitss,  Com 
pend.  jur.  publ. ,  m.  1.  8.  Just.  Ge.  HxvsKn,  Diss.  de  distinetione  rejaliam  bte 
essen ttalia  et  aecidentalia  (Gott.  1755),  §^  a3  sqq.  Böblee  a*  a.  0.,  &  ai  tu 
a4  A  KSTTICLBI.ADT  a.  a.  O.,  S.  a5o  ff.  F.  G.  v.  Uaniuiui,  über  die  wesenil 
Rechte  der  Majestät  (Würsb.  1787.  8.),  %*  3.  Scbxals,  reines  Naturrecbt,  §.]^ 
u.  S.  101  f.  Ebendess.  natürliches  Staatsr. ,  §.  107  u.  196.  Die  meisten  ders< 
genannten  eintraglichen  oder  Kammer Reg'olien  gehören  dahin.  —  Wider  Sm 
JQntbeilung,  s.  (Matth.  Hoitxass's)  Erörterung,   in   wie  weit  ist  der  Succestoi 

•  iingtil^ris  au  Anerkennung  der  Verträge  des  Vorfahrs  verpflichtet  (1797. 8.)' 
(.  88  f.  —  Von  den  Kennzeichen  der  wesentlichen  und  eufalligen  Hoheitrechu 
a.  NiTTELBLADT  a.  a.  O.  S.  i98  ff. 

§)  Vergl.  Coini.  et  Bbved.  Carpzow  ,  fratrum,  praes.  Woltg.  HtascHBici,  Di$&  d 
regalibus  0^it^l>*  \6i^  4*)t  e.  1.  sub  fin.  J.  G.  Majke's  System  der  Staatsregie 
rung  im  Grundrisse  (Hof  i8o3),  §.  116.  Hikmxlstoss  a.  a.  O.,  §.  i9Qnd9t 
ScHXALZ ,  in  s.  Handb.  des  teutschen  Staatsrechts.  —  In  einem  andern  Sinn  oi 
tersdieidet:  Gewalten,  Hoheiten  und  Regalien,  Sciixax.x,  in  s.  natürl.  StaaUrerhi 
§.  105—107. 

§.    100.  (99.) 

M)  Aeuisere  und  Innere, 

la  Ansehung  ihrer  Gegenstände  sind  die  StaatsHoheitrechte  zweifach 
V)  Aeassere  C^uswärtige,  regalia  transeuntia  s.  externa),  die  sich  auf  äi 
Terhärtnifs  des  Staates  gegen  Auswärtige  beziehen,  auf  ein  Verblltnii 
in  welehem  das  Oberhaupt  berechtigt  ist,  die  moralische  Personlichkit  di 
Staate». nach  Aussen  zu  vertreten  «}.  Dieses  Bechtsverhältnifs  begreift i 
aidi,  dais  Kriegs- und  Yertragrechtj  oder,  mehr  vereinzelt,  die  Rech: 
i)desKriegs  (jnsbeUi),  3)  des  Friedens  (juspacis^,  3)  der  Vertrag« 
Insbesondere  der  Bündnisse  Cjus  pactorum  et  foederum),  4)  ^^  ^' 
s^Bdschaften  (jus  legationum) ,  5)  die  Staatsservituten,  Ü^Innei 
(regalia  .  i^manentia  s.  interna  sive  domestica) ,  die  das  Yeiiialtnifs  (i> 
Staates  im  Innern  betreffen,  ein  Yerhältnifs  zwischen  Oberherrschaft  an 
Unterthanschaft,  Staatsoberhaupt  und  Volk.  Diese  lassen  sich  nach  dr 
Ha^uptgegenstanden  (trias  politica)  unterscheiden:  1)  höchste  Obei 
a.ufsicht  (jus  inspectionis  supremae);  2)  Gesetzgebung  Cpotps^asl^' 
(erendi);  .3)  höchste  vollziehende  Gewalt  im  weitern  Sinn  (ausniJ 
itnde,  voUstreehende  oder  ausübende  Gewalt,  potestas  exegueoili  «uprea 
•I  generaliter  definita).  Auf  diese  dreifache  b)  Weise  sind  zugleich  i 
F*6rtaen  verschieden,  unter  welchen  die  Staatsgewalt  sich  zeigen  mni 
wenn  sie  sich  äussert.  Doch  wäre  in  der  WirkKchheit  eine  T5ll»g' 
scharf  begrenzte  Trennung  jener  drei  Hoheitrechte ,  da  sie  in  bestandigl 
Wechselwirkang  stehen ,  eben  so  unvortheilhaft  als  schwierig  0*  ^"^ 
mufs,  in  den  monarchischen  teutschen  Bundesstaaten»  die  gesaminte  Staa» 
gewalt  in  dem  Oberhaupt  des  Staats  yereinigt  bleiben  ({.  «97)» 


(Entliehen  Rechtes.  StaatsHoheitrechte«  IIS 

i)  Bkraof  alleb  grilnden  Einige  eine  so  gesaimle  repräsentaUve  Gewalt.    Sgbx.ö* 
in'sall^etn.  SUatsr.,  S.  loi.    GömrXft's  t  Staator«,  S.  44^  u.  444. 

H  GKm«s,'de  J.  B.  et  P.  lib.  L  c.  3.  §.  6  hq.    MErsoxa,  Trias  politica  ex  princiP 
püs  jiuv  pubL  nniyersalis  considerata.  Würceb.  1783.  4*  —  Einige  setzen  su  den 
drei  al^emeinen   Bestandtheilen    der    innem  Staatsgewalt    noch    einen    vierten 
Vutn,  lue  heurüteiiende  oder  rtchierliche   Gewalt.     So   Hetdenbbich,   Hofblaho 
0.  A.  lodere  (H.  H.  Gros  lind  W.  3.  Bsaii)  nehmen  n,ur  zwei  an,    die  gesett- 
gtkwde  and  vollziehende  oder  ausübende;  und  wieder  Andere  (Heiiik.  Stsphani, 
ö  1  Naturr.  £ri.  1797,    und  BoHiir,   in  s.  Principes  d*administratiön  politique, 
nüt.  s.  Paris  1809)   ^^^  eine,   die  ^eseitg^eiende.     Nach  CLSRMOHT-Tosfii^aB  und 
Bdj.  GovsTAKT  (Cours  de  politique  constitutionnelle,  yol.  I,  p.  14 — 20),  mufs 
über  der  gesetzgebenden ,   richterlichen  und  Tollziebenden  Gewalt ,  noch   eine 
Tierte  sckweben,   die  königliche  oder  Herrschergewalt,    die,   als  eine  neutrale, 
überall  baadhabende  und  aufsehende,  jene  in  das  Gleichgewicht  setzt,  wenn  sie 
sich  gpgesseitig  reiben.   —    Nach  Einigen  bilden  die  aufsehende,   gesetzgebende 
und  Tolhiebende  Gewalt,   wodurch  die  Staatshoheit  auf  die  einzelnen  Gegen- 
Uändt  des  Staatszweclts  wirkt,    die  Form,    diese  Gegenstände  insgesammt  aber 
6en  Inkslt  der  Staatshoheit.    Allgem.  Ut.  Zeit,  1798,  Num.  247*'    Scbxalz,  All- 
gem.  Staatsr.,  §.  105—107.  —  Noch  Andere  theilen  die  Staatsgewalt  in  die  fferr- 
/eirr««iM/^  (Souverainetät,  potestas  legislatoria),    rechtsprechende  (potestas  judi- 
ciaria),  nnd  vollziehende  (potestas  rectoria  s.  executoria)  Gewalt    HjkTiT*s  Rechts- 
ieire, $.  4^*    K.  E.  ScmiDT*s  Lehrb.  des  gem.  deutsch.  Staatsr,  Abth.  I,  §.  35.  — 
la  der  ersten  franz.  Constitution  (1791),    welcher  AKcaLOs  (über  StaatswisAen- 
scbaft,  Abschn.  2)  folgt,  wurden  vier  Gewalten  angenommen:  die  gesetzg-e Sende, 
tdlsiekende,  verwaltende  (eine  Art  der  vollziehenden)  und  riduerlichen,  —  In  den 
beidea  constitutionellen  Charten,    von  Brasilien    1823,    und  von  Portugal  1826, 
ivrrdea  ner  Gewalten  angenommen,   welche   zusammen  die  Staatsgewalt  bilden: 
iji  geteUgehende  j,  die  vermittelnde ,  mäsigcndc  oder  leitende  (moderador,  früher 
TOS  Bea).  Constant  die  neutrale  benannt),  die  vollziehende,  die  richterliche.    Die 
miie  gebührt  (nach  Art.  71  u.  74  der  portugiesischeif  Charte)  dem  König,  als 
bdcbiteiii  Oberhaupt  der  Nation,   damit  er  stets  über  die  Handhabung  und  Er» 
bltoag  der  Staatsunabhängigkeit,    des  Gleichgewichtes  und  der  Zusammenwir« 
lu(  (Harmonie)   der  übrigen  politischen  Gewalten  wache.     Wieder  Andre 
uBtentbeiden:   gesetzg^ebende ,  vollziehende  (welcher  sie   die  richterliche  und  die 
Strd^gfiralt  unterordnen),  aufsehende,  repräsentative  und  CameralGewalt, 
0  Ver^L  {.  354.    Wie  die  Geschichte  der  dritten  französischen  -Constitution  (1795) 
beweiit,  wo  dem  Directorium  jede  Theilnahme  an  der  Gesetzgebung  versagt  war. 


§•    101.  (100.) 

Diese  j  a)  entweder  allgemeine  oder  besondere» 

Werden  die  drei  genannten  allgemeinen  Hoheitrechte  Cpra  majcs- 
^tka g. regimüiis  generalia},  als  drei  verschiedene  Arten  der  Wirhsamlieit 
^'köcbsten  Staatsgewalt  einzeln,  oder  mehiiere  zusammengenommen,  auf 
'^besondere  Gegenstände  der  Staatsregiemng  angewandt,  so  ent- 
i^iitta  daraus  die  so  genannten  besondern  Hoheitrechte  (jar/i  majestatica 
^ftgiminb  specialia),  die  von  jenen  abgeleitet,  und  ihnen  untergeordnet, 
*A  coordinirt,  noch  entgegengesetzt  sind.  Dahin  gehören  «):  i)  Justiz- 
i^<)keit,  bürgerliche  tind   peinliche,     a)   Polizeigewalt*     3)   Ifinanz- 

KAlwr'»  SimtL  Recht,  4.  Aufl.  ^ 
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h  o  h  e  i  t ;  wohin  gerechnet  werden  hSnnen ;  SteuerRegal  (SUatoAuflagenRegalf 
droit  d*inipdt)f  Strafsen-  und  GeleitRegal,  CommeriRegal,  MunsRegal, 
PostRegal,  Bergwerkregal,  Forst  und  JagdRegal,  WasserRegal,  hldlut^i^ 
ConcessionsRegaL^),  LandesschutzRegal,  LandesdienstRegal ,  Fiscalgewalt, 
Domanialrecht  u.  a.  cJU  4)  Privilcgiengewalt  S)  Aemter-,  Titel-, 
Deoorations-,  Rang-  und  Standeserhohungsrecht  6)  Erzie- 
hungs- undUnterrichtsRegal.  7}  Uirchenhoheit,  8)  Lehnhoheit. 
9)  Wehr-  und  Waffenhoheit  10)  Aeusserstes  Recht  (jus 
eminens)* 

a)  Eine  RangördtmHg  wird  durch  eine  genau  hestimmte  Regel  nicht  hegrundet 
bi)  Das  Recht,  Concesn'onen  tn  solchen  Instituten ,  Handlungen,  Gewerben  und  Be- 
fugnissen SU  crtheilen,  die,  wegen  des  Staats -Interesse,  der  Willkühr  eine»  Jeden 
nicht  überlassen  werden  können. 
c)  G.  H.  BoaowsAT's  Abriis  des  practischen  Finans-  und  Cameralwesens  (1.  Aui 
Berlin,  ^799*  S*)«  Rd.  11 ,  Th.  3.  —  Aus  dem,  was  Blachstosc  (Goromentaries 
on  tbe  laws  of  England,  Bd.  I,  cfa.  8.  p.  a86,  edit.  XL  1791)  al^  von  Begali» 
noch  bestehend  anfuhrt,  erhellet,  dafs  in  England  so  gut  wie  kein  Münz-,  kein 
Post-,  kein  Bergwerk-,  kein  Forst-  und  Jagd-,  kein  \Vasser-,  am  Mresigsteo 
ein  MühlenRegal,  ,und  gar  kein  ausschliefsender  Staatsbetrieb  irgend  eiser  Art 
▼on  Ilandd  oder  Fabrikation  Statt  habe;  gleichwie  auch  dort  keine  SuaUdo. 
m£nen  und  keine  Auflagen  auf  die  gemeinsten  und  nothwendigsten  SpcisoTsarea 
bestehen. 


§•  *Ö2.  (101). 

bj  Vfirleihbarc  •der  unverUihhart^  jene  entweder  priwäive 

oder  cumtäiUive. 

I)  Die  Snnstanz  der  Hoheitrechte  ist,  in  der  Regel,  unreraurserlidi. 
Allein  die  Ausübung  und  Benutzung  solcher  inneren  RegaUen,  ievtti 
Gebrauch,  ohne  Nachtheil  des  Staatszweches,  ohne  die  Wirbsamkeit  deij 
Staatsit/gierung  für  solchen  zu  hindern,  Andern  überlassen  werden  ^n^i 
die  also  nicht  nothwendig  von  dem  Staat  selbst,  unmittelbar  und  ausschllel- 
send,  ausgeübt  und  benutzt  werden  müssen,  kann,  mit  Unterordnung  untet 
die  Staatsregierung,  unter  deren  Oberaufsicht,  Gesetzgebung  und  yollziebendü 
Gewalt,  an  Andere  abgetreten  werden.  Regalien  dieser  Art  können  dahei] 
auf  die  angezeigte  Weise,  namentlich  von  Unterobrigkeit  und  Landsassen 
insbesondere  Ton  ansehnlichen  Grundeigenthümern  und  Gemeinheiten  '^) 
durch  Yerleihung  (sey  es  Vertrag  oder  Privilegium)  oder  nnrordenfaUcht 
Yerjähmng,  ganz  oder  zum  Theil,  erworben  und  besessen  werden  ^).  Sonacl 
findet  eine,  mit  oder  ohne  Zeitbestimmung  verliehene,  untergeord- 
nete Ausübung  eines  oder  mehrerer  Zweige  der  Regierungsgewalt,  ö| 
einem  bestimmten  Bezirk  des  Staatsgebietes,  Statt*  Daher  die  practiscl 
merkwürdige  Eintheilung  der  Regalien  in  verleihb,are  <^)  Cconcessibü« 
s. communicati va)  undunverleihbare  (inconcessibilia).  II) Bei  VcrJeihnnj 
eines  Regals    wird  entweder  die   Ausübung  desselben   ausschlie&end  ühcr 


öiieftüitihen  Rechte»  StaafsHoheltrechte.  Ilj( 

lassen,  oder  der  Vorbehalt  hinzugefügt,  dafs  nebenher  die  Staatsregleriin^ 
dasselbe  auszuüben  befugt  sev.  Daher  die  Eintheihmg  der  verleihbaren 
Hokeitrechte  in  prirativc  und  cumulative.  Für  die  erste  Art  streitet 
die  Rccbtsrermuthung  ^). 

d)  Vorsüglich  solchen  Fürsten   und  Grafen,   städtischen   und  geistlichen  Gemeior 

heilen,  denen  ehehin  eine  vertragviäsif^  unier  geordnete  oder  subalterne ,  auch  einp 

retdumäteihar   untcrf^eordneU  Landeshoheit ,    Landesherrlichkeit    oder  Regierungs- 

geivall;,  you  Einigen  ünterhoheit  genannt,  (fus  territörii  subofdinati  s.  suhalternf, 

jus  territoriale  tubofdinatum^  auperioritaa  territorialls  pactitia)  sustaod.    \'ergl. 

ualca  S-  3i9,  Note  b,  u.  $.  3io,  Note  c«  —    Bcüpieie:  in  Srauuv's  rec^tl.  B«* 

deakea,  Ü.  igd  fL  (wo  der  Vertrag  vom  18.  März  1783  zwischen  Hannover  und 

dem  gräfl.  Hause  Stolberg,  wegen  der  Grafschaft  Hohn&tein«  wovon  auch  v.  Lieb< 

ujlMVks  Beitrfige  tu  der  Staatsverfassung  der  braunschw.  lüneb.  Churlande  (i794« 

8>),  S.  33  IT.,  u.  Klvb£r*s  Abbandlungen,  Bd.  11 ,  S.  294  iT;   einen  Vertrag  mit 

Stoftei^gStoIberg,  über  dessen  Theil  Ton  Hohnstein,  sohlofs  Hannover  am  4«  Aug, 

1821);    in  PüttfVs   hist.  Entwich,   der  Staats vcrfafs.  des  t  Reichs,  IIL  290  (die 

iiicderkessiscbc  oder  rothe^burger  Quart,  eia  Paragium  mit  auf  bestimmte  Weise 

unterigeordneter  Landeshoheit,    unter   der  Oberhoheit  des  Kurfiiraten  von  Hcs- 

scm«  unten  $.  3i8,  b);  in  NrrrELBLADT*6  Erörterungen  aus  dem  t.  Staalsr.,  $.  371  ff.; 

in  PfTTFJi*s  Lit.  m.   §.  1628,    und   in  Klvder's   neuer  Lit,  S.  698;    in  liLvaea^s 

Acten  des  wiener  Congr.,   Yl.   92.    193.     Verträge  Preussens  mit  dem  Grafen 

▼.  Giech  T.  10.  Nov.  1796,  und  mit  dem  Grafen  von  Stolberg  Wernigerode  vom 

19.  Mai  1714  und  28.  Sept.  1814,  der  letzte  in  Voss  Zeiten,   Dec.  1814^  S.  443«, 

endlicb  vom   i3.  Aug.   1822,   in  dem  Amtsblatt  der  Regierung  von  Magdeburg, 

T.  i8%3.    A.  W.  Hefftbr*s  Beiträge  zum  t  Staats-  u«  Fürstenrecht,   L  Liefer. 

(1829),  S-  328111  —  Von  Wernigerode  s.  auch  Acte  final  du  congres  de  Viemie, 

art  23.  —   Von  Regierungsrechten  jetziger  Standes-  und  Grundherren,    unten 

{.  3oi  £  u.  320  ff. 

l)  Jo.  TVEBUior,  De  alienatione  et  concessione  jurium,  quae  vocari  solcnt  regalia. 
ttebnst.  1693.  4.  J.  F.  Döhlkb's  Abhandl.  von  den  Regalien,  §.  35 — 39.  dx 
LiiKiLr  T.  n.  obs.  198.  not.  8.  n.  535*  8trvbe*s  Unterricht  von  Regier,  und 
Inslk&achen,  Sect.  m.  §.  20.  Moskb,  von  der  teutschen  Reichsständc  Landen, 
&  226  C  Ebenders.  von  der  Landeshoheit  'überhaupt,  245  fT.  G.  L.  Böbiur, 
Pnac.  jaria  feud.  $.  63.  D.  B.  W.  PFBirrsa  über  die  Grenzen  der  CivilPatri- 
monialJuriadiction  (Gott.  1806.  8.),  Buch  I,  Abschn.  1.  G.  H.  v.  Bxb6*8  Abhand> 
lungen  (1808.  8.},  $.  85  ff.  Allgem.  Landr.  für  die  preuss.  Staaten,  Th.  ü, 
Ht  14.  %.  21  ff.  26  ff.  Cons|itutions£dict«  die  Lehn  Verfassung  in  dem  Gross- 
henogthum  Baden  betr.,  v.  12.  Aug.  1807,  §.  5.  —  Aon  dem  Beweise  bei  Strei- 
tigketten über  Regalien,  s.  unten  §.  270  u.  ff. 

n  b  dem  preuss.  allgem.  Landr.  a.  a.  O.  werden  die  vcrleihbaren  niedere ,  die 
aadem  höhere  Regalien  genannt.  Vergl.  Hi.t'BER*8  ücbcrsicht  der  diplom.  Ver- 
haadL  des  wiener  Congr.,  S.  3oi,  3i2  u.  f.  —  Ueber  das  System  der  Regalien, 
insbesondere  der  niederen  Regalien,  im  Allgemeinen  Landrechte,  und  über  die 
Raaptgrundsätze ,  welchen  dasselbe  bei  den  niedern  Regalien  gefolgt  ist;  vom 
geh.  Finanzrath  Duesrerg  in  Berlin;  in  Simon's  u.  v.  SxRAÄPrr's  Zeitschrift  für 
iiissensdiaAl.  Bearbeitung  des  Preuss.  Rechts,  Bd.  ü,  Hefl  i  (Berlin  i834), 
KniR.  IV.  Eigene  Benennung  und  EintheUung,  s.  bei  Nettelbladt  a.  a.  O., 
S.  365  iL 

n  G.  L.  BoKBXEH  1.  c. 


t 
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§•    4Ö5.  (102). 

5J  Emgesehränhe  und  unemge$chrankie. 

In  soareraineii  Staaten  des  Teutschen  Bundes  können  dnzelne  Staatt- 
Hobeitreehte  aasgeübt  werden,  entweder  nur  unter  Beobacbtoog  gewisser 
positiren  Einscbränbungen ,  namentlicb  unter  yerfassungsmasiger  Mitwirkang 
der  YolksTertreter,  oder  obne  Einscbränbungen  dieser  Art  In  jenem  Fall 
sind  sie  eingescbranbte,  in  diesem  uneingescbrankte.  Für  den 
letzten  Fall  streitet  die  ReebtSTermutbung;  aucb  in  denjenigen  Bundesstaaten, 
in  irelcben  Landstande  sieb  befinden  «),  denen  eine  yerfassungsmisige  Mit- 
wirkung oder  Xbeilnabme  (nicbt  Mitregentscbaft)  an  bestimmten  Gegen- 
ständen der  Staatsyerwaltung  zustebt 

«)  Andere  nnterscbeiden  bler  Comiiial'  (landtSglicbe)  Heckte  und  RetervoU,  bd  die- 
sen aber  cmf^esäwänHe  und  unetng'esckränkte.  NxTni.BLAJ>T^s  Erörterung  aui 
dem  t.  Suatsr.,  949  ffi  a58  iE  33a  —  Von  Torbebaltenen  und  tob  Reichstag* 
oder  Landtagsacben  in  den  europäischen  Monarcbien,  s.  Buiv6sh*s  Terglekhende 
Darstell,  der  Staatsver&ss.  b  den  europSiscben  Monarchien  1  {^  67— 70,  $.  s5i 
•79- 


ERSTER    THEIL. 


BUNBESRECHT 


t      GAPITEL. 

Begriff,  Zweck,  imd  Mitgplieder  des  Teotsehen  Bandes. 


§.  104#  (103..) 

Bejrif  des  Teuischen  Bundes.    Seine  tJnauflösharkeä ,  SocialGew^k^ 

Ferfasmng  und  Jhisbädung» 

I)  Der  Teutsche  Band  a)  ist  ein  fortwährender  freier  Staaten- 
ba nd  ^3,  eine  Vereinigiing  der  onabhangigen  Staaten  Teutschlands  zu  einer 
ToUerrechtiichen  gleichen  Gesellschaft  für  gemeinschaftliche  Zwecke  «)• 
ff)£rist  nnanflosbar;  keinem  Mitglied  steht  frei,  sich  Ton  ihm  zu 
tremiiB^  TS)  Da  die  Bandesstaaten  nar  Tolkerrechtlich  und  durch  Ge- 
teilscbAftrecht,  nicht  durch  Rechte  einer  Obergewalt  yereinigt  sind;  so  ist 
&  Bandesgewalt  eine  politische  Social-  oder  Collegialgewalt,  keine 
Stut^ewalt,  und  es  besteht  für  den  Band  weder  ein  Protector,  noch 
ein  Oberhaupt  ').  lY)  Das  Sub'ject  der  Bundesgewalt  ist  die  Gesammt- 
krt  der  Bnndesglieder.  Y)  Die  BundesActe  enthält  Grundzüge  der 
BondesTerfassung/).  Entwicklung  und  Ausbildung  derselben,, 
vlKrdn8timmen&  mit  ihrem  Geist  und  mit  dem  GrundCharakter  des  Bundes, 
itdit  nur  der  Gesammtheit  der  Bandesglieder  zu  g). 

<)  Teatiche  Bundes  Acte,  Art  i. 

OEine  TÖlkerrecbtlicbe  Gesellschaft,  fir  immer  errichtet;  keine  Uehrgßngs4tuf9 
ra  emem  künftigen  Staatsgebüde,  und  keine  vorübergehende  MUanz  für  einen 
hettimmten  Fall  oder  Zeitraum.  —  Auch  kein  Bundesstaat^  Gesammtstaat  oder 
Staatenstaat,  kein  Societät-  oder  Völkerstaat,  unter  einem  Bundeshaupt  oder 
einer  CentralRegterung,  welcher  die  besonderen  Staatsregieruugen  nachgeordnet 
wiren.  Präsidial  Vortrag  des  k.  k.  östreichischen  Gesandten,  in  dar  cweiten 
Sitiviig  der  Bundesversammlung  Tom  it. Not«  i8a6»  Efum.  if  in  KLüaxa's Staats 
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archiv,  Heft  5,  Bd.  II,  S.  39  ff.  u.  81.  ProtocoUe  der  B.  V.  Tb.  L  S.  16. 
V>rgl.  Klvber's  Uebersicht  der  diploni.  Verhandl.  des  wiener  Gongr.,  S.  ia3  f. 
128  f.  u.  191  r  LoDvif's  Nemesis,  Bd.  VlI,  Ilum  12.  Anders  A.  H.  L.  Hkeris 
der  t.  Bund  in  s.  Verbältn.  sud.  europ.  StaatenSystem  (Gott.  1816),  S.  2off.~ 
C.  L.  Stieolitx,  Dist.  quaestionum  juris  publ.  Spec.  L  de  indole  et  natun 
foederis  germanici  (Lips.  18^.  4)1  $•  6-  ^m^'  ^^  i^*  —  Sondern  ein  fortwäkrtndtr, 
völkerrechiUcfier  Verein  mehrerer  Staaten,  ein  Staateiivcrein ,  StaatenBündnifs. 
StaatenS} Stern  oder  System  vereinigter  oder  verbündeter  Staaten,  S^stcnu 
civitatum  foedcratarum  seu  acliairarum,  eine  StaatenSocietat.  Vergl.  Poltbuts 
Listoriar.  üb.  II.  c.  4-  FnASGRius,  de  rep.  Achaica.  C  G.  Hetttk,  pr.  de  eod.  arg. 
Gott.  1783.  Sax.  PurK^DORp,  Diss.  de  systematibus  civitatum,  in  s.  Dissert. 
acad.  selectis  (Upsal  1677.),  p.  210;  aucb  in  dessen  polit.  inculp.  p.  116.  C.  t. 
}lT»HEts||OER ,  Quaest.  juris  pabL  üb.  %»  c.  24.  Joa.cb«  Ekd«»  Scbxii^t«  Dis&  je 
civitatis  origine  civitatumque  systemate.  Jen.  1745.  J.  G.  WieI'And,  Diss.  de 
systemate  civitatum.  Lips.  1777.  u.  in  s.  Opusc.  acad.  Fase.  I.  (1790.  8.)  n.  i. 
Gomparaison  de  la  ligue  des  Achtens,  des  Suisses  et  des  Provinces  unies,  par 
M.  de  Mkeräajtx.  a  la  Haye  1784.  4*  (Eine  gekr.  PreisscTirift.)  SAurrE-CRon  dft 
anciens  gouvernemens  fcderatift.  Paris  1779.  ^  Le  Systeme  federatif  des  ancieos 
mis  en  parallele  avec  celui  des  modernes,  par  E.  A.  ZiNSEBLnrG.  Heidelb., 
Strasb.  et  Paris  1809.  8*  F.  TV.  Tittkasv,  über  den  Bund  der  Ampbictionen; 
eine  gekrönte  PreisschriH.  Berlin  1812.  8.  F.  Kortcx,  die  Eutstebungjgeschirhte 
der  freistädtischen  Bünde  im  Mittelalter  u.  in  der  neuem  Zeit,  i  Bande- 
Zürich  1827.  gr.  8.  Vergl.  Pöi.in,  Jahrbücher  der  Geschichte  u.  Staatskunst, 
1829,  Bd.  I,  S.  620  ff.  H.  G.  Scheidexaistel's  allgem.  Staatsr.  überhaupt  u. 
nach  der  Regierungsform,  §.  lai  -*-  ta4«  Schlösbr's  allgem.  Staatsr.,  S.  ii?. 
Püttsb's  Beytr.  L  24.  Buri-axa-qui,  Principes  du  droit  politique,  P-  IL  cL  1. 
§.  43  sqq.  G.  H.  v.  Berg's  Abhandlungen  ku  Erläuter.  der  rhcin.  BundfsActe, 
Th.  I,  Num.  1.  —  A.  de  Toc^ttetille,  de  la  d^mocratie  en  Amerique.  Brüssel 
i83$.  Bd.  I,  S.  270  ff.  Die  GonstitutionsActen  der  vereinigten  Staaten  von 
Nordamerica,  v.  4«  Oct.  1776,  u.  v.  17.  Sept.  1787,  in  v.  Mahtews  Recneil,  L 
567.  UL  76.  Die  Confödcrations Acten  der  scfawetfleriscben  Eidgenosscnscbaft  r, 
29.  J>ec.  i8i3  u.  16-  Aug.  1814«'  bei  Ma-btens  a«  a.  0.,  Supplem.  V.  (»59«  V1Q* 
161«  u.  in  (UsiKRi^s)  Handb.  des  schweizer.  Staatsr»  (2.  Aufl.  1821.),  S.  3,  u.  in 
Heft  I,  V.  L.  SsFxi/s  Handb.  des  schweizer  Staatsr«    Zürich  i837* 

r)  BundesActe,  Eingang,  u.  Art.  3  u.  11.    Wiener  SchlussActe  v.  1820,  Arti.u.  ?• 
.  Pariser  Fr.  v.  3o.  Mai  181 4»  Art  6. 

d)  Wiener  SchlussActe  v.  1820,  Art.  5.  —  »Die  Zeit,  die  Cultur  der  McnschbciU 
kennt  Aeinen  aBsoluten  Grenzpunkt;  so  wollen  auch  Wir  das  ^  Gebäude  unsers 
teutschen  Bandes  ftlr  heilig,  aber  ni'e  lur  geschlossen  nnd  f^anz  rollendet  hal- 
ten«. Worte  in  dem  ersten  Vortrag  des  b.  b.  ^streichücken  Gesandten,  in  dem 
2.  Protoc.  d.  B.  V-,  vom  u.  Nov.  1816,  §.  7.  Vergl.  oben  }.  74,  Kote  i,  ani 
Schlufs. 

« 

e)  Politische  Betrachtungen  bei  Errichtung  des  teutschen  Bundes  •  m  hj*VBMh'$  aoi^' 
Uebersicht  etc.  S.  122  —  i3i. 

/)  Klüber's  Acten  des  wiener  Gongr.,  Bd.  11 ,  S.  34.  EAendess,  angef. Uebersicht 
ete   S.  145. 

gy  Wiener  SchlussActe  v.  1820,  Art.  4.  —  Vergl.  den  angcf.  ersten  Vortrag  des 
Vorsitzenden  Gesandten,  in  der  2.  Sitzung  der  B.  V.  v.  x8i6,  V  '^'  ^*  ^^  "'  ^^' 
der  Quart  Ausg. 
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« 

Vmfmijj  Charakter  y  Hmipiheziehimgen  und  Garantie  des  Bundes. 

I)  Nis  hatte  noch  ein  Staatenbund  eine  so  grosse  Anzahl  von  Staaten 
().  10«)  nrnftTst,  jwie  jetst  der  teatsche;  grosse,  mittlere  und  kleine^ 
mofuittisch  und  republicanisch  geformte.  0).  II)  Den  Charakter  des 
Bond«  beliehnen,  als  zwei  gleich  feste  Grundstützen ,  eines  Theils  die 
Rechtsgleichheit  der  Bundesgenossen,  andern  Theils  das  National- 
Band,  welches  alle  Bundesstaaten  wohlthatig  umfassen  soll  ^).  111}  In 
jm BondesTerhaltnifs  stellen  sich  zwei  Hauptbeziehungen  dar,  nach  Innen 
und  nach  Aussen  0«  IV)  ^^  Bestehen  des  Bundes  ist  garantirt 
darcK  die  acht  earopäischen  Mächte,  welche  die  SchlufsActe  des  wiener 
Congresses  unterzeichnet  haben  C§*  56}, 

a]  Kifm*s  angef.  Uebers.  etc.,  S.  iSy. 

h)  Der  obcA  ($.  104,  Note  b)  aogef.  Präsidial  Vortrag;  in  Klübkr's  Staatsarchir. 
Bd.  n,  S.  36.  —  Mit  Recht  ward  in  diesem  Vortrag,  das  NationalBe- 
durfnifs  der  Teutschen  als  der  einzige  richtige  Leitfaden  för  teutsche  Staaten- 
TrrhältDisse  anerltannt,  und  hieraus  die  Folge  entwickelt,  dafs  der  Bund,  wenn 
gleich  kein  Staatenbund,  doch  auch  kein  blosses  Schuts-  und  Trutsbündnifs 
ar^i  daas  er  die  sairnntlichen  Staaten  durch  ein  Nation alBand  umfiissen 
ftoUe,  und  daCs  die  VerheissUngen ,  welche  die  Staaten  nicht  blo(s  sich  gegen 
elaandcr,  sondern  auch  mit  einander  ihren  Unterthanen  gegeben  haben, 
^abre Verpflichtungen  des  Einzelnen  gegen  Alle  seyen,  deren  Erfüllung  also 
aofli  Tom  Gänsen  gefordert ,  und  auf  Anzeige  jedes  einzelnen  Bürgers  gefordert 
werden  kOnne.  VergL  auch  Art  63  der  wiener  SchlussActe  von  id«o,  und 
ttatCB  V  i8i  und  2S7. 

0  Eian  insführlichen  Umrifs  der  Bundesterhältnisse  in  dieser  zweifachen  Besie- 
httüg  enthält  der  gutachtliche  Commissions  Vortrag  tiber  die  so  genannte  Reihen- 
folge, der^  als  ioco  dictaturae  gedruckte  Beilage  11,  mit  3  Unterbeilagen,  bei 
<iem  ProiocoU  der  B.  V.  Tom  17.  Febr.  1817,  §.  5i,  sich  befindet,  S.  67  —  87 
der  Original-  oder  Folio  Ausgabe.  -^  Eines  »äussern  Organismus  des  Bundes- 
^*»  im  Gegensatz  eines  inner n  Gliederbaues,  vergleichbar  mit  Leib  und 
Seele,  irird  schon  erwähnt  in  dem  Protoc.  der  B  V.  v.  11.  Nov.  1816,  $.  7, 
tu  Xnm  HI;  in  den  Prot,  der  B.  V.,  Bd.  I,  8.  54  u.  55.  —  Zur  Uebung  in  der 
iurktlscken  Eintheilungskunst  lassen  sich  die  Bundes  Verhältnisse  in  eine  Menge 
^osOber-,  Unter-  undAflerabtbeilungen  zerlegen,  wobei  man  bis  zu  ethischen 
uad  politischen  Gesichtspunkten  hinauf,  bis  zu  Privatverhältnissen  und  einer 
Art  Ton  Verkörperung  hinabsUigen  kann.  Aber  einer  zackenartigen  Ordnung 
dieser  Art,  in  dem  Vortrag  des  öffentlichen  Rechtes  des  Bundes  zu  folgen,  ver* 
l>>etet  die  pflichtmäsige  Sorge  für  practisch-theorctisches  Bedürfnifs,  für  wahre 
Irieichtentng  der  Uebersicht,  für  Klarheit,  Kürze  und  Bestimmtheit  des  Vor- 
^,  fftr  'Einfachheit  utad  echten  Geschmack  in  der  Darstellung.  QuincUiian's 
"oACictrtfs  Lehren,  und  des  letzten  Tadel  der  Rechtsgelehrten,  wegen  des 
Meli  im  Eintheilen  (de  oratore,  IL  47.),  werden  noch  jetzt  nicht  selten  über- 
eilen. Die  HaupUtellen  sind  angezeigt  in  Klvber's  Lehrbegriff  der  Ref^rir- 
^'«»t,  §.  44..  Vergl.  oben,   §.  14. 
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§•  106,  (104.) 

Buniestwedu    Nebenzwecke^ 

T)  Der  erklärte^}  Zweck  des  Teutschea  Bundes  gebietet  Bewabrnng 
der  Unabbängigkeit  und  Unrerletzbarkeit  aller  BnndessUalen,  und 
Erhaltung  tbeils  der   äussern  und   innern  Sicherheit  Teutschlands; 
also  Sicherung  und  Handhabung  des  Rechtszustandes  in  alten   innern  und 
äussern  'Verhältnissen  der  Bundesstaaten  und  des  Bundes,    II)  Ausser  diesen, 
werden  als  Beweggründe  zu  Stiftung  des  Bundes,  aoch  (di^  Yortheile 
angefühlt,  welche  aus  solchem  für   die   Ruhe  und  das  Gleichgewicht 
Ton    Europa   hervorgehen   würden  ^)«    Demnach  ist  der  Teutsche  Bond 
ein  Sicherheit b und  <^).    In  seinem  rechtmäsigen  Wirkungskreis  finden 
sich  Mittel   zu  Unterdrückung  der  Selbstständigkeit    schwächerer   Staaten 
eben  so  wenig,  als  zu  ausdrücklicher  oder  stillschweigender  Begünstigung 
staatsverderbender  Willkühr   in  der  Regierung   und    Vertretung   einzelner 
Bundesstaaten,  zu  Hemmung  nützlicher  Fortschritte  des  teotschen  Yolhes 
in  jeder  Art  von  Cultur,  zu  Beschränkung  freier,  Ternünfliger  Meinungs- 
äusserung, und  zu  Beiorderung  selbstsüchtiger  Absichten   einzelner  Classen 
von  Staatsbewohnern«     Wo   ausdrückliche   Vorschriften  der  Grundgesetze 
des  Bundes  nicht  zureichen ,  ermächtigt  und  'verpflichtet  die  wiener  SeUoss- 
Acte  von  1830  (Art.  3  u.  9)   den   Bund  und  die  Bundesversammiong  zu 
Maasnehmungen,   welche  durch  »die  in  dem  Grundvertrag  (dbf  BundesActe)| 
bezeichneten  Bundeszweckec   geboten  sind;  ein  Fall,   der   hauptJ 
sächlich  bei  Verletzung  des  durch  jenen  Grnndvertrag  bedingten  allseitigen 
Rechtsznstandes «($•  217  u.  f.  u.  169),  namentlich  der  landstiindischen 
Verfassung  Q»  284,  i),  und  bei  einem  Missbrauch  der  Sonverainetät 
(ebendas.  u.  {.  550  —  554)  , eintritt    IV)  Nebenzwecke  für  Erhöhung 
des    Gemeinwohls    sämratlicher  Bundesstaaten    sind    der  Wirksamkeit    des 
Bundes  nicht  entzogen.     Die  Bundesversammlung  ist  durch  die  BundesActc 
(Art   6)  ausdrücklicli  ermächtigt   und  verpflichtet  zu  gemeinnützigeo 
Anordnungen,  wozu  zwar  auch  jede  Staatsregierung  für  sich   und  aus- 
schliessend    ermächtigt    ist,    deren   Zweck   aber   durch  -  ziisammenwirkendi 
Theilnahme  aller    Bundesstaaten,  mittelst  freiwilliger   Vereinbarung    Aller 
vollständiger  erreicht  werden  kann  ä).     Geistige  und  sittliche  Cultur,  Hände 
und  Verkehr,  Post-  und  Münzwesen,  eröffnen  hiezu  ein  eben  so  ^weite 
als  fruchtbares  Feld  (§.  148  a,  u.  aSy). 

n)  BundesActe«  Art  3.  Wiener  ScMussActe  ▼.  i8so,  Art  1.  Vergt  Ki.vbsii* 
aagef.  Uehersicht,  S.  118.  Ebendess.  Acten  Ae%  wiener  Congr.,  Bd.  II,  S.  344  1 
.403.  4ti.  —  Nicht  blofs  auf  innere  Ruhe  (wie  es  in  dem  balerischen  Votum  ii 
der  6.  Sitxttiig  der  B.  V.  t.5.  Dec.  1816  heisst)  sondern  auch  auf  innere  ^oA^r-Afi« 
ist  der  Zwocli  des  Rundes  gerichtet.  Üiese  bezeichnet  einen  fosien  Rephuzu^stwtt 
in  welchem  auch  der  Einzelne  seine  Sicherheit  findet.  Vergl.  §.  S17.  —  De 
Zweck  fordert  1)  alUeiti^n  Sicherheit  TeuUchlmnds;  also  Sicherhett  in  aillei 
aufsem  und  innern  Verhältnissen,  für  den  Bund  im  Gänsen,  und  für  alleTheil 
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desselben  euiaelii  betrachtet.    Derselbe  ermScbtigt  Ewar  die  Geeammtbeit  nicht, 

ab  Regierer  uad  Ordnungshalter  in  den  einseinen  Bundesstaaten  aufsutreten, 

oder  auf  ihre  Innern  Angelegenheiten  unmittelbar  einxuwirhen  (§.  9i4  u.  f.),  wohl 

aber  sur  Obsorge,   daCi  unter  luid  in  den  Bundesstaaten  die  innere  Ruhe  und 

Sicheiheit  des  Bundes   nirgend  bedroht  oder  gestört  werde   ($.  169  u.  ff.  317). 

Der  Zvrech  gebietet  1)  Bewahrung  der   ÜnaBhängigkeä  und   ünverUtzharieü  der 

in  Band  begriffenen  Staaten.    Der  Bund  soll  wirksam  seyn  g^n  Bedrohung 

oder  Verletsung  der  politischen  Selbstständigkeit,  und  jedes  andern,  natfirlichea 

oder  erworbenen,  Rechtes  eines  jeden  Bundesstaates.  —    Das  erste  aller  Mäfti 

SU  Erreichung   des   Zwecks   ist  Eim'ffieit  der  Bundesgenosse    Hierauf  sollten 

folf^en,  nach   Preussens  Erklärung:   »eine  kraftvolle  Krüffsg-etuait,  ein  Bundes* 

geritki,  und  landständische,  durch   den  Bundesrertrag  gesicherte,  Verfassungen4U 

Rifisa's  angef.  Acten,  Bd.  ü,  S.  16. 

l>)  BaadesAete,  im  Eingang. 

f)  BandesActe,  Art«  a  u«  11.  Klvbbb^s  ange£  Uebersicht  etc.,  S.  i43  f* 
i)  BondesActe,  Art  6.  Wiener  SchluIsActe  v.  iBao,  Art.  64*  Protocolla  der 
Hiener  Minis terialConferensen  y.  1819  u.  ao.  Sitsung  19  ▼•  8.Märzi8ao.  YergL 
den  oben  (^  104)  angef  Ostreich.  PräsidialVortrag  y.  11*  Nor.  1816,  Abschn.  I, 
IH.  d,  n.  Abschn.  m,  Einleit;  wo  Entscheidungen  über  gemeinnütsige  Anord- 
an^  för  Gegenstände  der  PlenarVersammlungen  der  B.  V.  erklärt  werden, 
iro  SU  einem  Beschlufs  eine  Stimmenmehrheit  von  ewei  Drittheilen  erforderlich 
Ml  Spaterbin  (i8ao)  wurden  sie  yon  der  Entscheidung  durch  Stimmenmehrheit 
ausgenonimen.  yergl.  §.  129.  —  Für  die  eingegangenen  Vorschläge  bu  gemein- 
DttUigen  Anordnungen  soll  in  der  Bundeskanalet  ein  eigenes  Ferweiokmss  oder 
Bester  gehalten  werden.  Unten  §•  148 ,  Note  a.  —  Ueber  den  Begriff  der 
geneiiBiütaBgen  Anordnungen,  s.  li.  y.  Dbbsch  Beiträge  etc.,  S.  36,  wo  jedoch 
^er  An.  64  der  ScblussActe  übersehen  zvl  sein  scheint-    VergL  nuten  S-  a37» 


§.    107.  (105.) 

BuMitsjfenosseti,    Aufnahme  und  Classen  derselben*    Natur  der 

Bundesgenossenschaft* 

I)  Bniidesgenossen  sind:  die  Soarerainen'Fursten  (ein Kaiser, 
Bonige,  Grofsberzoge,  ein  Karfurst,  Herasoge,  Fürsten,  ein  Landgraf)  nnd 
^Freien  Städte  Teutschlands,  als  Repräsentanten  ihrer  Bundesstaaten  «)• 
n)  Die  Aufnahme  neuer  Mitglieder  kann  nor  yon  der  Gesammtheit  der 
Bandesg^ieder ,  und  zwar  durch  Stimmeneinhälligkeit,  geschehen  ^>  Ut)  Nach 
dem  Alter  ihrer  Bunüesgenossenschaft,  theilen  sich  die  Bundesgenossen 
ifi  zwei  Classen:  in  arsprüngiicbe,  die  Stifter  des  Bundes,  welche  an 
iec  Zahl  sechs  und  dreissig,  bei  Errichtung  der  BundesActe  Mitglieder 
ia  Bandes  wurden,  und  aufgenommene,  welche  späterhin  Aufnahme 
obngt  haben.  Mitglieder  der  letzten  Art  sind  Würtemberg  und  Baden» 
kren  jedoch,  in  sicherer  Erwartung  ihrer  nachfolgenden  Theilnahme  «), 
Torläofig  schon  in  der  BundesActe.  als  (künftiger)  Bundesgenossen  Erwab- 
iiong  geschieht  ^;  ihren  Beitritt  erklärten  sie  durch  besondere  Accessions* 
t>kiuiden  ({.  34  A).  Später  noch,^ira  J.  1817,  ward  HessenHombnrg 
^toomnen  ($.  ipö  g).    VT)  Unter  den  Bondesgenossen  sind   fünf,  die 
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nar  wegen  eines  Theik  ihrer  Staaten  za  dem  latschen  Bund  gekSreo 
(§•  780.  87-  95.  191  o).  Y)  Die  Bandesgenossenschaft  begründet  eigene 
Rechtsrerhaltnisse  der  Bundesglieder,  nicht  nur  zu  denk  Bunde  (§. 
i83  ff*  2i3  fi*,),  sondern  auch  zu  andern  SouverainStaaten  und  Staatea- 
vereinen  ($.  2^4),  and  selbst  zu  den  eigenen  Staaten  und  Unterdunen  ({. 
3^5  ü).  YI)lbrer  I>iatur  nach  ist  die  Bandesgenossenschaft  ein  rertrag- 
ntlsiges  SocialYerhältniss  der  Bundesstaaten,  also  dinglich  f).  Das 
t..etzte  ist  damip  auch  die  natürliche  Eigenschaft  des  Stimmrechtes  io 
der  Bundesversammlung« 

a)  Bundes  Acte,  Eingang  n.  Art  1. 

i)  Wiener  SchlufsActe  v.  i8ao,  Art.  6.    Unten  J.  lay» 

t)  Oestreichs  Erklärung  gegen  Würtemberg,  über  die  Kothwendigkett  der  TM- 
nähme  ailer  teatschen  touverainen  Füraten  an  dem  Bunde  |  in  Mtt»n*i  Acten 
des  wiener  Gcmgr.,  Bd.  I,  Heft  1,  S.  107.  TVürtembergt  GegenäuMenrng,  eben^ 
.   das.  S.  109.    Vergl.  auch  KteBEa's  Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  ^o, 

<0  BundesActe,  Art.  4.  u.  -65  aber  nicht  im  Eingang.  —  Von  den  heianntcn 
Ursachen,  warum  ^artem^er^  und  Baden  als  ursprüngliche  MitPaciscenteB  bei 
Errichtung  des  T.  Bundes  nicht  erscheinen,  s.  BLifBin's  Bericht' in  dssten  angef. 
Arten,  Bd.  H,  S.  670  ff.,  Tcrgl.  mit  Bd.  VI,  S.  3i4  iE  Eiendeu.  aijgef.  üeber 
steht,  a  1^4  f.  —  Von  jindem,  die  sich  «ur  Aufnahme  gemeldet  hatten,  »olcfae 
aber  nicht  erlangten,  s.  ebendas.  S.  i35  f.  Rlvbxa\s  Staatsarchiv,  Bd.I,  S.40.- 
m%Baduehe  Beitritturlrande  ist  datirt  vom  36.  Juli  i8i5,  iiewurtewhergU<^^^^ 
1.  Sept.  iSi5.  Beide  findet  man  angeführt  in  d.  Protoc.  d.  B.  V.  ▼.  5.  K«^ 
1816,  §.5$  und  abgedrucht  als  Beilagen  a.  u.  3,  S.  39  u.  ff.  der  Orig.  Aibg. 
BLean's  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  56  ff. 

e)  BundesActe,  Art.  i.    Wiener  SchlufsActe  v.  iBao,  Art.  16.    Vcrgl.  unten  ^  u»^ 


§•  *08.  (106.) 

Benennung  und  Ordnung  der  Bundesgenossen- 

^      Die    Bundesgenossen   werden    in  der   BundesActe,   und  z^r  * 
bestimmter    Ordnung;,    jedoch    unbeschadet    ihres    Banges ^    benann    J 
Nachdem  SachsenGotha  im  J«  1825  im  Mannst^mra  erloschen  ist,  u<id  ^  ^ 
Anzahl  sich  dadureh  um  eins  vermindert  hat,  auch  die  übrigen  drei 
aogKchen  aächsischen  Hauser  ihre  Benennung  znm  Theil  geändert  h»»^"' 
nnd  Oldenburg   sich  nicht  mehr  HolsteinOldenburg  nennt  und  den  gi^ 
herzoglichen  Titel  angenommen ,  auch  HessenHomburg  die  Aufiiahnic  an 
die  Bundesgenossen  erlangt  hat,  besteht  jetzt,  nach  der  genannten  Oranufl»? 
folgendes  Verzeichnifs  der  Bundesgenossen:    1)  der  Kaiser  roo  Oe« 
reich;  2)  der  Konig  rdn  Preussen,  beide  för  ihre  gesammteo,  vom» 
zu   dem    teutschen   Reich  gehörigen    Besitzungen  *);   3)  Die  HSmge 
Sachsen,  4)  Baiern,   6)  Hannover  und   6)  Würtemberg;  V   , 
GroftherzogTyon  Baden;   8)  der  Hurfili^  von  Hessen;    9)  ^^"^    L'h 
herzog  von  Hessen;  10)  der  Herzog  von  Holstein  (-Glüchstadt,  ««8  ' 
KSnig  von  Dänemark),  wegen  Holstein  nnd  Laaenbarg  <?);    n)  ^*'' 
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henog  Ton  Luxemburg  (sogleich  HSnig  der  Niederlande);  12)  der 
Herzog  Ton  Braunschweig;  i3)  der  GrofsherzQg  yon  MecMenburg- 
Schwerin;  14)  der  Herzog  von  Nassau;  i5)  der  Grofslierzog  yon 
Sachsen WeimarEisenach;  16)  die  Herzoge  von  (SachsenGotha  ^ 
cessirt  kkr  seit  i^a5)  SachsenCoburg-Gotliay  17)  SachseuMeinin- 
«renHiidbarghausen,  18)  Sachsen  Altenburg  (bis  1826  S.  Hildburg. 
busen);  19)  der  Grofsherzog  von  Mecklenburg  Strelitz;  20)  der 
GruiUierzog  ')  von  Oldenburg;  31)  Die  Herzoge  von  AnhaltDessau, 
23^  AnhaitBernburg,  23)  und  Anhalt-Cöthen^  24)  die  Fürsten 
rofl  SchwarzbiirgSondersbausen,  26)  SchrwarzburgRudol- 
stB(lt,36)HohenzollernHechingen,  27)  Li^echtenstein,  28)J9o- 
henzolleroSigmaringen,  29)Waldech,  3o)Reurs  älterer  HauptLinie 
(ReufiGreir«),  3i)  Reufs  jüngerer  HauptLinie  (seit  1824  nur  die  beiden 
»oaventifleo  Füllten  ron  HeussScbleitz  und  yon  ReufsLobenstein  und  Ebers- 
dniO/)i  33)  ScbaumburgLippe  und  33)  Lippe  C-I^^tmold)^  34)  die 
Freien  Städte  Lübeck,  35)  Frankfurt,  36)  Bremen  und  37)  Ham- 
burg. Anfgenommen  >vard  späterhin  im  Jahr  1817,  am  7,  Juli,  38)  der 
Land^afron  Hessen  Homburg;  das  Stimm  verhältniss  desselben  ward 
iviioih  einer  \>reitern  Anordnung  ausdrücklich  vorbehalten  f).  Demnach 
nnii  jetzt  im  Ganzen  38  stimmführende  Bundesglieder;  39  hingegen,  wenn 
iiuiu  die  beiden  regiei'enden  Fürsten  yon  Reufs  jüngerer  Linie  für  2rwei 
S-tureraiDe.  zahlt. 

')  Art  6,  wergl.  mit  Art.  4  und  dem  Eingang«  Klvbui's  angef.  XJebersicht  ete.  S. 
3o)  £  Dieselbe  Ordnung  ist  auch  in  der  proTisorischen  Bundesmatrifcel  beibe- 
lultn,  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  ▼.  1818,  $.  310;  nurdafs  daselbst  ^e^#ffii//<9mMir^ 
vBinittelhar  Tor  den  Freien  Städten  gesetst  ist.  ^ 

i)  ^amflitUeh  sind  diese  Staaten  angezeigt,  oben  §.  87,  Note  b. 

')  V<a  £Men  beiden  HerKOgthümem  will  Dänemark  seine  Stimme  in  der  Bundes- 
Tmamoifamg  benannt  "nissen,  seitdem  es,  durch  Vertrag  mit  Prenssen  (Klvber's 
Affen  des  wiener  Congr.,  Bd.  V,  S.  6o5),  den  gröfsten  Theü  des  HersBogthums 
8arbfieoLanenburg  und  den  darauf  sich  besiehenden  Hereoglichen  Titel  ervrorben 
i)At.  Dieses  ward  ihm  auch  in  der  ersten  Sitzung  der  B.  V*.  bewilligt;  doch 
^pmabrten  hiebet  die  Gesammthäuser  Mecklenburg-  und  Ankah  ihre  Rechte  und 
Aasprüche  auf  Lauenburg.  Protoc.  v.  5.  Nov.  1816,  §.  3,  in  Klübbr's  Staats- 
srehir,  Bd.  H,  S.  «7  f. 

^  'WieaGolAtf,  welches  vermöge  der  BundesActe  die  16.  Stelle  unter  denBundes- 
SBiOttea  einnahm,  erlosch  im  Mannstamm  am  11.  «Febr.  i8i5.  Seitdem  cessirt 
«eiae  Stelle  unter  den  Bimdesgenossen ,  sein  AntheU  an  der  16.  Stimme  in  dem 
fBgern  Ralh,  und  seine  VirilStimme  in  dem  Plenum  der  B.  V.  (Wiener  Schlufs- 
Acte  T.  1810 1  $.  16),  und  ist  die  Zahl  der  Bundesgenossen  um  1.  vermindert. 
öorch  einen  Erhtheilungsvertrag  v.  i4.  Nov.  18^6  vereinbarten  sich  SaehsenCohurg, 
"^^thenMetmM^en  und  SacksenHildSurg'hausen  Über  ihre  Succession  in  den  gotha- 
altenbargischen  Landen,  und  über  Tersehiedene  dadurch  veranlafste  Territorial - 
^  TitelVeränderungen.  Man  s.  das  gemeinsehaftl.  Patent  v.  i9.  Nov.  18369 
'"  ▼•  MiaTBirs  Recueil,  Supplement,  T.  X,  p.  1080^  u.  in  d.  Prot,  der  B.  V. 
^^  i5.  Jan.  1837;  auch  in  v.  Metsk's  Staatsacten,  Th.  II,  S.  298.  Danach 
^A^erten  tieb  die  Benennungen  der  genannten  drei  BundesfQrsten ,  in  Sachsen-' 
^^gGotkm,  SadiS9nMtmm^enHiidhur ^hausen  uttd  SachsdnANetthifg^  (vorhin  Hild- 
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bui^hauten),  und  d«a  ScimmTerlitttiiift  dieser  HIu«er  In  dem  Flamm  der  EV^ 
deagleicben  die  MatricalarrerhallniMe  der  drei  hersogJUdieii  Hauer,  aad 
iiirer  Anteige  in  d^m  Protoc:  der  B.  V.  t.  12.  Juli  1897,  §.  79.  Vergl  uiia 
im  Anhang,  Num.  I,  Note  3,  u.  v.  Mbyxr  a.  a.  O.  S..3o3. 

e)  Peter,  Hersog  und  regierender  Administrator  voi^  Oldnthtrg,  Fftrtt  eu  Lobeck, 
—  wie  er  bis  sn  dem  am  9.  Juli  i8s3  erfolgten  Tode  des  gemütUtraidttoHenop, 
an  dessen  Stelle  er  seit  178$  die  Begiemng  führte,  in  seinem  Stutttitd  iidi 
nannte,  —  nahm,  auch  nachdem  er  als  Hersog  in  eigenem  Namen  regierte ,  ^ 
in  dem  34.  Art  der  SchlufsActe  des  wiener  Congresses  dem  henogUchen  Haute 
Eugetheilte,  grossKerzog^Ucke  Würde  nicht  an.  Hlvbsr's  angef.  Ueberticht  ek. 
8.  163.  Dennoch  ward  HolsteinOldenburg  Grossheraog  und  KömgUcke  Hoki 
tituHrt  in  einem  preussisch-oldenburgtschen  UebergabeProtocoU  ▼.  9.  Apr» 
1817,  in  nUams  Recueil,  SuppUm.  Vm.  4o5,  in  einer  preussiseh-oldeabuip 
•chen  Conrention  y.  a8.8epl.  1818,  ebendas.  DL  967,  und  in  dem  GeneralHeceli 
der  frankfurter  TerritorialCommission  t.  90.  Jul.  1819,  Art.  97,  3o,  3i  u-^i 
m  T.  Mahtevs  RecueU,  SuppUm.  Vm.  6i5  et  suiy.  Aber  der  Solm  und  Nad^ 
folger  jenes  Hersogs  nahm  den  grofshersoglichen  Titel  an,  sogleich  in  dca 
wegen  seines  Regierungsantritts  erlassenen  Patent  rom  98.  Mai  idi%^  "  An 
Verlangen  des  Hersogs  wird,  seit  dem  Anfang  des  Jahres  1894«  die  Stinnea 
der  B.  V.  nicht  mehr  HolsteinOldenburg,  sondern  bloss  Oldenburg  hesaaA 
Protoc.  V.  1894 ,  f.  9.  ^ 

f)  Reust,  Dem  rheinischen  Bund  traten  die  Fürsten  von  ReuCiGrcit«,  ReufsSchifl^ 
ReuisLobensteinLobenstein  und  ReufsLobensteinEbersdorf  als  vier  vendü^^k^ 
Soureraine  beL  Doch  sollten  auf  dem  Bundestag  nur  die  beiden  BauptÜfii^ 
in  welche  sich  das  Gesammthaus  Reu£s  abtheilt,  die  altere  und  die  j^ 
jede  Eine  Stimme  fuhren,  und  die  Häupter  dieser  beiden  Linien  ihren  SiUB 
dem  CoUegium  der  Fürsten  haben.  AcccssionsVertrag  v.  18.  Apr.  1807,  Art.  V« 
«•  ö,  in  Martxbs  RecueU,  Suppl&au  IV.  394.  Die  teutsche  BunaesActe  VI 
Eingang,  u.  Art.  i,  4  u.  6)  nahm  das  suerst  erwähnte  H««^*«^®'^!  .Jj 
falls  an,  nachdem  die  Tier  reussischen  Fürsten  gemeinschaftlich  nnd  umu  ^ 
im  Nov.  i8i3,  durch  Verträge  mit  Oestreich,  Preussen  und  Russland.  *o 
SU  Wien  im  Mars  i8i5,  der  AUians  wider  Napoleon  beigetreten  wares; 
in  Absicht  auf  Stimmführung  in  der  B.  V.  betrachtete  sie  die  drei  Furs^ 
jungem  Linie  ansammen  als  eine  Einheit,  Gesammtheit  oder  Geaix^ 
Am  7.  Mai  1894  erlosch  die  SpecialLinie  R.  LobensteinLobenstein;  «a  ^^^ 
sitaungen  succedirte  R.  Lobenstein  u.  ^bersdorf.  Vergl.  §.  i56  «•  >^«  '* 
Protoc.  der  B.  V.  v.  1894,  V  47-  •         '  «. 

g)  ProtocoU  der  B.  V.  v.  1817,  §.  3o4,  und  Beschlufs  in  dem  Protocoll  derr 
Versammlung  V.  7.  Juli  1817,  in  den  Protocollen  der  D.  B-  V.,  ^Vl'.  ' 
u.  in  V.  MABTsifs  Recueil,  Supplem.  VIL  i39.  —  In  den  wiener  Min»" 
Cooferensen,  Protoc  v.  i5.  Mai  1890,  erldärte  Oestreidi  den  W**"^  1*,« 
HeisenHomäurff,  das  swar  in  das  Plenum,  aber  noch  in  keine  Cone  aoigr 
mcn  sey,  baldmöglichst  eine  angemessene  Entscheidung  erfolgen  mog  ' 
B.  V.  nahm  hierauf  diesen  Gegenstand  unter  ihre  Agenda  aufi  ^  y  j 
dictaturae  gedruckten  Zusammenstellung  sur  vertrauL  Sitsung  ▼•  <7* 
Bis  jetat  ist  noch  kein  Gesandter  für  HessenHombui^  in  der  B.  >•  *  ^^ 
ten.  —  Was  die  Rangstelle  darin  betrifft,  so  seist  die  BundesMatrikel  t^^^ 
Homburg  unmittelbar  vor  die  Freien  Städte.  Unbestimmt  ist  noch,  ««  ^^^ 
GoriatStimme  dasselbe  Theil  haben  soll.  —  Der  Landgraf  ^^^^  uLjti^ 
SchlulsActe  des  wiener  Congresses,  Art.  48,  von  der  grofshersogh<^  V^ 
OkerMokeä  über  Homburg  h^freU,  welche  die  rheinische  BundesActe  ihm  ^  J^ 
hatte.  Er  erhielt,  in  Folge  des  Art.  49  der  gedachten  S^^'^^^^Iüi,  S 
efiemaligen  SaarDepartement  einen  Besirk  (10^400  Einw.)  mit  Sou^^*^ 
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fifiteBdiiim  (aacli  Oberaml)  Mn'senk^im  benannt.  Vergl.  Kx.6bbb*8  angef.  Üeber- 
•cte  elc.  &  as  v.  i3&.  Bhende^s.  Staatsarchiv,  Heft  3,  8.  a5a  f.  u.  436  f.  Beces- 
icoeril  ^  la  Commission  territoriale  rasaembl^  a  Francfort,  du  ao  juillet-1819, 
art  39,  bei  MAaxEars  I.e.  VQI.  616.  —  Das  «Amt  Homburg»  nnd  das  «Oberamt 
McttoikiBv  bilden  lusamn^en  (das  souTei^aine  Fürstentbum  HessenHomburg) 
dne  GmttScfae  Ton  By^  QM.  mit  18,41^9  nach  Andern  ungefähr  10,000  Einw., 
im  J.  i(B4  ^  ai4<M>>  Ib  ,dem  angef.  GeneralRecefs  der  firankfiirter  Territorial- 
ConttMion  T.  1819,  Art  3o,  setzten  die  vier  Terbündeten  Mächte  fest:  dafs 
itr  Lujgraf  t.  HessenHomburg,  in  Ansehung  der  in  der  wiener  CongrefsActe, 
Art  48f  erwähnten  Staaten,  volle  Souverametät  gemessen,  und  den  Titel  Sout^- 
rmmr  Lndgraf  yon  Hessen  fahren  solle.    Martsits  1.  c.  VIIL  617. 


IL      GAPITEL. 


Tifel,  Wappen,  Ceremoniel ,   nnd  Rang^   des  Bundes  nnd  der 

Bnndesgpenossen. 


§.  109.  (107,) 

TUd  des  Bundes  und  der  Bundesgenossen. 

i)  Der  bestandige  Staatenyerein  der  Souyeraineh'  Fürsten  und 
Ffden  Städte  Teatschlands  soll,  rermoge  der  Bundes  Acte,  den  Titel 
Teaticker  Bund  führen  «).  B)  Die  früheren  Titel  verschiedener 
Baniletgenossen  wurden  yerändert,  theils  kurz  vor  Auflösung  der 
^tatschea  Beichsrerbindung,  theils  in  der  rheinischen  Bundes  Acte,  oder 
ipiterlua  hei  der  Aufnahme  in  den  rheinischen  Bund,  theils  während  des 
'^er  CoDgresses«  I)  Die  Konigswürde,  nebst  einer  relativen  Souve- 
'^i^t,  hatten  die  Kurfürsten  von  Baiern  und  Würtemberg  schon 
D  des  presbnrger  Frieden  ^)  erhalten*  H)  In  der  rheinischen  BundesActe 
*^ltai  der  Kurfürst  von  Baden  (welcher  hurz  yorher,  nachdem  der 
F^ger  Friede,  Art»  i4,  ihin  eine  relative  Souyerainetat  beigelegt,  den 
^  loaverainer  Kurfürst  angenommen  hatte)  und  der  Landgraf  yon 
8e«enüarmstadt,  den  Titel  Grofsherzog,  mit  den  Hechten,  Ehren 
^  Torzugen,  welche  mit  der  kSniglichen  Würde  yerbunden  sind  «) 
**ite»  rojaux,  honores  regii),  und  der  Chef  des  fürstlichen  Hauses 
^»«au  erhielt  den  Titel  Herzog  ^. 

*>  B«B4tgActe,  Art  i.  —  Vorschläge  zu  andern  Benennungen  s.  in  Klvub*s  Acten 
^witer  Congr.,  Bd.  11,  S.  40a  u.  411.  —  Von  der  Titulatur  des  Bundes,  in 
^rtiben  an  auswärtige  Mächte  $.  i85  ^,  und  Ton  ihnen  §.  144.    Von  der  T!- 
^'^^  der  a  V.  in  Eingaben  bei  derselben,  §.  i49« 
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i)  Presbarger  Fr.  t*  96.  Dec.  i8o5«  Art.  7,  8  u.  14. 

e)  Rhein.  BundesActe,  Art.  5*    db  AlAmTBvt  Precis  du  droit  du  gena  moderne  de 

TEurope,  T.  I,  §.  io4«     Klübka,  Droit  des,  gen«  moderne  de  rEurope,  ^  3i. 

-91,  110,  18S  et  tuiT. 
ä)  Rhein.  Bundes  Acte,  Art.  5.  —  Der  Mannstamm  der  hersoglicben  (naaaau-ttiingi- 

sehen)  Linie  des  Hauses  Nmssäu  erlosch  am  ^4«  Mars  1816.    Hierauf  ging,  mit 

den  Besitsungen  dieser  Linie,  die  Hersogswiirde  auf  die  bis  dahtu  förstliche  lime 

NassauWeilburg  über. 


§•    110.  (106) 

Fortsetzung^ 

ni)  Späterhin  erlangten  bei  ihrer  Aufnahme  in  den  rheinischen  Bund: 
der  Karfürst  von  Sachsen  «)  die  Ronigswurde;  die  Fürsten  von  An- 
halt  Dessau,  AnhaltBernburg  und  AnhaltC5then  den  Titel 
Herzog  ^);  die  Grafen  von  Reufs  und  Schaumhurg Lippe  den 
Fürstentitel  <).  IV)  Die  präsumtiven  von  ihnen  abstammenden  Nachfolger 
der  Grofsherzoge  führen,  nach  dem  Vorgang  in  dem  Hause  Baden  voo 
1806,  den  Titel  Erbgrofs herzog  (grandduc  her^ditaire),  in  dem  grolV 
herzoglichen  Hause  Hessen,  bis  zu  der  Regierungsveränderung  im  Jahr 
i83o,  Grofs-  und  Erbprinz.  Der  vermuthliche  von  ihm  ab^tanimeüdi 
Nachfolger  des  Rui:fursten  von  Hessen,  führt  den  Titel  Kurprinz.  L, 
herzoglichen  und  fürstlichen  Häusern  heifst  er  Erbprinz. 

d)  Französisch -sachsischer  Friede  su  Posen  vom  11.  Dec.  1806,  Art.  3.  Rhek 
Bund,  m.  467. 

h)  ReceptionsTractat ,  Warschau  den  18.  Apr.  1807.  Rhein.  Bund,  X.  ^  —  Bt 
Fürst  von  AnhaltBemhurg  hatte  schön  im  April  1806  von  K.  Franc  IL  die  hii 
«ogliehe  Würde  erhalten,  und  früher  schon  fUhrten  alU  Fürsten  voa  Aabidt  f 
ihrem  EUuttitel  den  Herzogstitel:  »Fürst  su  Anhalt,  Herzog  zu  SachscB,  Enger 
»und  Westphalen,  Graf  zu  Ascanicn,  Herr  zu  Bernburg  und  Zerbst««. 

c)  Rhein.  Bund,  JX.  447.  XUL  i35  ff.  i37. 


S   e    h    l   u    8    ^. 

V)  Während  des  wiener  Congresses  nahm  der  Rurfiirst  von  H  a  n  n  o  v  e 
9^r  Braunschweig Lüneburg  den  H8nigstitelan<>);  der  Herzog  vo 
SachsenWeimar  den  Titel  Grofsherzog  ^)  von  SachsenWeinutrElis« 
nach.  Der  Kurfürst  von  Hessen  verband  mit  seinem  kurfürstliche 
Titel  das  Frädicat  Königliche  Hoheit  <^);  In  der  SchlufsAote  des  wieni 
Congresses  erhielten  die  grofs  herzogliche  Würde:  die  Herzoge  vc 
HolsteinOldenburg  <^,  von  Mecklenburg  Schwerin  und  Med 
lenhurgStrelitz  '),  und  dem  Konig  der  Niederlande  ward  solche  wc^< 
Luxemburg  beigelegt/),   welches  mit  dem  Königreich  der  Niederlanc 
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Mir  in  persSnlicher  Yerinndang  steht,  ond  von  dem  Honig  auf  Nachge* 
bonie  seinea  Haoses  übergehen  bann.  VI)  £Uiche  Bundesfnrsten  setzten 
ii)  ihrem  Staatstitel,  zu  ihren  übrigen  Titeln  auch  den  grofs herzog* 
liehen,  TOn  *  neuerworbenen  Landern,  die  zu  dem  Teutscben  Bund  ge- 
koren. So  nannte  sich  Preussen  Gix>fsherzog  bei  Rhein  ^  Kurhessen 
Gro&henog  von  Fulda,  HessenDarmstadt  Grossherzog  (von  Hessen  und) 
bei  Bhein  f )•  YIT)  Sammtlichen  Bundesfursten  ward  in  der  BundesAote, 
mh  einigen  £r5rterungen ,  das  Pradicat  souyerain  (Princeps  summa  s. 
mprema  potestate)  beigelegt  A).  Auch  erhielt  in  dem  GeneralRecefs  der  franh- 
[vrter  TerritorialCommission  von  1819  {§.  58},  der  Landgraf  ron  Hessen* 
flomburg  den  Titel  SourerainerLandgraf  ($*  >o8  jf).  YIII)  Die 
Baasestädte«  Hamburg,  Lübeck  und  Bremen,  und  die  Stadt  Franh- 
fart,  nahmen  den  Titel  Freie  Städte  an  t). 

1)  An  36.  Ott.  181 4*  Hi.x7Bia*s  Aetea  des  wiener  Gongr.,  Bd.  11,  S.  ^5  f.  Bd.  I, 
Heft  1,  S.  64  it    Anerkannt  in  dem  Acte  final  du  congi4s  de  Vienne,   art.  26. 

M  Am  6.  April  i8i5.  Klvbkk's  ang^.  Acten  etc.  Bd.  H,  8.  i98--ios«  Mit  Bei- 
fall nnd  Unterstütsung  Ton  Oesireich,  Russland,  Frankreich,  England  und 
Prcttssca;  nachher  anerkannt  in  dem  Acte  final  du  oongres,  art.  36.  Hersöglirh- 
imoutkmeiffüche  Rechts  Verwahrung  für  den  Fall,  wenn  mit  dergleichen  Anneh' 
muAg  höherer  Titel  wesentlicke  Vorrechte  yerbunden  werden  sollten.  Ebendas. 
Bd.  n,  S.  100. 

()  Am  s8.  Apr.  i8i5.  Klübss's  angef.  Acten,  Bd.  n,  S.  aoi  f.  Ward  stillscbwei- 
gend  aaeritanot,'  in  dem  Acte  final  du  congres,  art.  41 9  ^^i  ^1  und  in  dem 
Fing:^ng  der  BundesActc*  Klübkb's  Ueberslcfat  der  diplom.  Verfaandl.  d.  w. 
Coi^.,  S.  161  f. 

ü  \  f  rgL  f.  108  e. 

'»  Acte  inal  du  congres,  art  94  et  36. 

0  Ebeadjs.  art.  67  et  71.    VergL  §.  8t  a.  und  §.  286  i, 

i)  Ebenda«,  art.  35.    iUifasK's  Staatsarchir  d.  t.  Bundes,  Bd.  I,  S«  4*^  v*  437* 

h  BfOiAetActe,  Art  1.  Hi^TBSt's  angef.  Acten,  Bd.  n,  Sw  344,  40t,  454,  469,  493  f. 
UoideM.  angef.  Uebersicht  «te.,  8.  166  f. 

0  Arte  ßaü  da  congres  de  Vienne,  art.  53,  66,  58,  und  in  dem  Eingang  der  t. 
BoadssActe.    80  auch  die  Stadt  Cracau,  m  dem  Acte  final  ete.,  art.  6. 


%M    H2^  (110.) 

Courtoisie. 

\)  Bei  Festsetzung  der  dem  Teutscben  Bund  zu  gebenden,  oder  yon 
zu  empfangenden  Courtoisie,  ist  Rücksicht  zu  nehmen:  theils  auf 
biiherigea  Gebrauch  bei  andern  unabhängigen  Staateorereinen  <*),  theils 
&  Terschiedenen  Rangverhältnisse  sowohl  seiner  Mitglieder,  als  aäch 
s^nigen,  mit  welchem  schriftlicher  Verkehr  Statt  hat  ^).  Was  H)  die 
kcdesgenossen  betiidV,  so  erhalten  die  Grofsherzoge  und  der  Kur- 
N  fon  Hessen,  welchen  königliche  Ehre  (honneurs  royaux)  gebührt 
•  199  Q-  m)i  Toa  den  Haisem  und  Königen  den  Brndertitel  «)  Der 
'»iutattitel  wird  dem  Kaiser  ron  Oestreich  und  den  Konigen  gegeben  «Q. 
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Das  Pradicat  R6nigliche  Hoheit  (Altecae  rojale),  welches  andi  die 
hSniglichen  Kronprinzen  und  in  der  Regel  die  Nachgebohmen  in  Uii^- 
liehen  Haasem  erhalten,  wird  den  Groüsherzogen  und  dem  Korfursten 
Ton  Hessen  gegeben  ^)|  das  Pradicat  Hoheit:  den  Erbgrofsherzogen  und 
dem  Kurprinzen  yon  Hessen  (§.  iio),  so  wie  den  Prinzen  und  Prinzessinnen 
in  der  Nebenlinie  des  kSniglidien  Hauses  Würtemberg/)  und  den  nad- 
geborneu  Prinzen  und  Prinzessinnen  der  grofsherzoglichen  Hanser  g)]  das 
Pradicat  Durchlaucht:  den  Herzogen  und  dem  Landgrafen  von  Hessen- 
Homburg  ^)y  den  Fürsten  und  den  Prinzen  und  Prinzessinnen  fürstlicher 
Hauser*  In  der  Courtoisie  der  Freien  Städte  kommt  in  Betrachtang, 
theils  der  Gebranch  während  der  teutschen  ReichsTerbinduqg,  theila  ihn 
jetzige  Unabhängigheit. 

a)  Vergl.  C  A.  Bxgr's  SUatoPraxis,  S.  so,  28,  3o  f ,  33,  37,  40  u.  44. 

h}  Auswärtige  Mächte  schreiben :  >^der  Durcli]auchti(|;8te  Teutsche  BundM,  und  »h 
S^renissime  Gonfed^ration  GermaniqueM.  Vergl.  $•  i44-  —  I^i®  Torlaufige  G^ 
6€häftsordn.  d.  B.  V.  y.  1816,  Abschn.  HI,  fordert  an  die  B.  V.  folgende  Auf- 
scbrift:  nAn  die  hohe  teutsche  Bundesrersammlung«.  Ki.übxa'8  Staatsarchiv, 
Bd.  n,  S.  ai.    Vergl.  i  149  u.  j85. 

e)  J.  J.  Mossa  Ton  dem  Brudertitel;  in  s.  Opusc.  acad.  4*3.  .M.  G.  Cvamra  histOM 
u.  polit«  Abhandlungen,  Num.  V,  S.  isi  ff.  J.  A.  FaAVBBNsrxnr,  I>tss.  I.  et  IL, 
de  titulo  fratris.  £rf.  1715.  1716.  Klubkh  über  Einführung,  Bang,  Ersämtcr, 
Titel,  Wappenseichen  und  Wartschilde  der  neuen  Kurfdrsten,  $.  96  u.  46. 

lO  F.  C  y.  Moskaus  kleine  Schriften,  VL  s.  v.  Mabtkvs  Einl.  in  das  europ.  VöUtcrr. 
§.  174,  Note  g. 

f)  Grofshersogl.  badische  Verordn.  y.  i4*  Aug.  1806.  Kurhessische  Erklärung  ?, 
a8.  Apr.  181 5,  in  Klvbxb's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  ü,  S.  aoi  f. 

f)  Nach  einer  >vürtembergischen  Verordnung  y.  19.  Mai  i8a5  fuhren  die  Priase 
und  Prinsessinnen  yon  der  Nebenlinie  der  yon  dem  ersten  Honig  gebildete 
Hauptlinie,  den  Titel:  Herzoge  und  Herxoginnen  tu  fß^ürtemherg ,  und  erhalt« 
das  Pradicat  Hoheit^  Das  Pradicat  purchlaucht  hatten  bu  dahin  diejenige 
Prinaen  'geföhrt,  welche  nicht  Descendenten  und  nicht  Brüder  des  ersten  Honig 
sind.  Nach  dem  würtemb.  Hausgesetz  yon  i8s8  werden  die  königL  Trinsen  u 
Prinzessinnen  der  Hauptlinie  KSnigUche  Hoheit,  die  der  Nebenlinie  ihr*oge  un« 
Herzoginnen  y.  Würtemberg  genannt  u.  mit  Hoheit  angeredet  —  Das  Pradic« 
KinigUfhe  Hoheit  erhalten  alle  Prinzen  und  Prinzessinnen  des  königl.  sidksischf 
Hauses,  yermöge  einer  Verordn.  des  Honigs  y.  9.  Febr.  1807.  -^  K.  haieriscJ 
Verordn.  y.  3.  Oct.  1816,  wodurch  der  Schwester  des  Königs  das  Pradicat  Jidni^ 
Wehe  Hoheit,  ihrem  Gemahl,  dem  Herzog  Wilhelm  yon  Baiern  und  seinen  Nac 
kommen,  allen  Mitgliedern  der  Nebenlinien  des  königl.  Hauses,  das  Prädic 
Hoheit  yerliehen  wird.  Durch  eine  k.  baierische  Verordn.  y.  10.  Dec  181 
erhielt  Herzog  Wilhelm  y.  Baiem  das  Pradicat  KönigUehe  Hoheit, 

g)  Z.  B.  die  Markgrafen  mfladen ,  yermöge  grofsherzogl.  Verordnungen  y.  sa.  Au 
1806,  38.  Noy.  1807,  u.  y.  4.  Oct.  1817.  Bad.  Begier.  Blatt,  1806,  n.  i9,  iBq 
n.  41»  1817,  n.  24« 

K)  In  den  wiener  MinisterialGonferenzen  y.  1820  (Protoc.  y.  i5.  Mai  i8ao),  k: 
yon  östreichischer  Seite  ein  Antrag  yor,  dafs  den  s&mmtUchen  Herzoge» 
Teutschen  Bund,  mit  Einschlufs  des  Landgrafen  yon  HessenHomburg,  das  P 
dicat  Herzogliche  Hoheit  möge  beigelegt  werden;  er  blieb  aber  damals  ol^ 
Folge,  weil  es  weniger  eine  Bundesangelegenheit,  als  eine  zwisehen  den  Höj 
zu  yerhandelnde  Frage  sey.    Doch  ward  yerabredet,  dais  die  Höfe  ihre  Ansü 
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tcB  d«ra]»er  an  das  kaiaerlx  ö^treicliische  Gahinct  vvürden  gelangen  lassen,  und 
ibre  Gesandren  in  der  B.  V.  fiir  den  Zeitpunkt,  wo  hier  die  Sache  xur  Sprache 
kommen  werde,  instruiren  würden.  Nur  hypothetisch  nahm  die  B,  V.  diesen 
Gegenstand  unter  ihre  Agenda  auf,  in  der  loco  dictaturae  gedruckten  Zusam- 
menstellung SU  der  TertrauL  Sitzung  v.  27.  Juli  1820,  S.  316  der  OriginalAusg. 
der  Protoc.  t.  i8so. 


§♦  **5»  (111.) 

RegetUett-  und  HaustUeL     ffappen. 

s 

I)  Die  Bundesgenossen  bestimmen  selbst,  kraft  ihrer  unabhängigen 
Staatsbohett,  ibre  Regenten-  und  Landertitel,  ihre  Hans-  und 
ätamm-  oder  Familientitel,  ihre  Erbschaft-  oder  Succession-  und 
insp räch- oder  Pratension Titel  a),  so  auch  ihre  Staats-, Familien-^ 
Erbschaft-  und  Anspruchwappen  ^),  so  fem  sie  nicht  als  Mitglieder 
höherer  oder  gleicher  sonrerainer  Regentenhäuser,  in  Ansehung  eines  oder 
des  andern  Titels  oder  Wappens,  den  Bestimmungen  der  gemeinschaftlichen 
Hao^esetze  odei*  des  Famiiienhauptes  zu  folgen  verpflichtet  sind.  11)  Das 
letzte  gilt  aach  von  Bestimmung  der  Titel  und  Wappen  (lir  nicht  re- 
gierende Herren  der  bundesfärstlichen  Häuser  «).  m)  Der  Teutsche 
Bund  ist  bei*ecbtigt,  ein  eigenes  Bundeswappen  festzusetzen  und  za 
fuhren« 

a)  Die  aeocn  fTitel  der  Bundesgenossen  findet  mau  in  dem  Genealogischen  und 
StaaCsbandbuch.  Franko  a.  M.  i838.  gr.  8.  Auch  gvofsenthdls,  doch  nicht  alle 
richt^,  m  G.  Hassil's  Staats-  imd  AdressHandb.  der  t.  Bundesstaaten  för  1816, 
in  der  1.  Abth.;  besser  in  Bisracxa^s  Tcrgieich.  Darstell,  der  europ.  Monarchieen 
Q.  Rep«ibL  (Wien  181&  8.),  S.  i!Ki— i3a  K.  däm*che  Erlüär.  über  Veränderun- 
gen in  dem  k.  dänischen  Titel  und  Wappen;  in  d.  Protoc.  der  B«  V.  t.  i5«  Jun. 
iQoo,  V  8.    HerKOgL  oldenburgisehe ,  in  d.  Protoc.  v.  i8a4,  §>  2.  , 

A)  Bmitrueke  Verordn.  t.  20.  Dec.  1806,  das  königl.  Wappen  u.  Siegel  betr.,  nebst 
Abbddang»  in  dem  baier.  RegienBlatt,  1807^  N.  3,  und  in  OxsTBBiUEicBXH*sArchiT 
d.  rhetn.  Bundes,  1807,  St.  IV,  N.  ö.  Badisches  GeneralAusschreiben,  Titel, 
Wappen  und  Siegel  des  grofshersogl.  Hauses  Baden  betr.,  v.om  2.  Mai  1807,  in 
dem  Regierungsblatt  v.  i8o7,  Num.  21,  u.  eine  Berichtigung,  Num.  99; 
sodann  eine  neuere  Verordnung  y.  24*  Nov.  i830  iu  d.  Regierungsbl.  t.  i83o, 
Soml  18.  Stuihsen'Coburg^'Gothaisehe  Verordnung  wegen  des  herzogl.  Wappens 
T.  18.  April  i83o,  Gesetzbl.  v.  i83o,  Num.  7. 
<-)  Klpskb  a.  a.  O.  $.  4^  ^  Königl  baier,  FamilienGesetE  t.  1808,  Art.  4  ^m  in 
d.  Rhein«  Bund,  XLIX.  4*  Baier,  Verordn.  v.  1806,  bei  Obstebbxichxb  a.  a.  O. 
Hnm.  6«  Bestimmung  der  Titel  und  Wappen  der  nachgeborenen  Frinsen  des 
grofsbersogl.  Hauses  Baden,  durch  grofsherzogl.  badische  Verordnungen  vom 
3t.  Aug.  1806,  2.  Mai  1807  u.  28.  Nov.  1807,  in  dem  badischen  Begier.  Blatt  1806« 

■.19;  1807,  n.  21  u.  41  •    Der  Titel  ist  so  bestimmt:   V.  G.  G. ,  Grob- 

bersoglicbe  Frinseti  und  Marhgrafen  zu  Baden,  Hersoge  eu  Zähringen  etc., 
Grafen  so  Salem,  Petershausen  und  Hanau  etc.  Desgl.  badische  Verordn.  ▼. 
4.  Oct.  1817.  —  Neuere  Wappen  der  Bundesgenossen  findet  man  in  Bbktuch's 
ailgem«  gcograph.  Ephemeridcn,  s.  B.  das  baicrischc,  in  d.  Jahrg.  1809,  April, 
&  5^;  in  Schobcb's  ailgem.  europ.  Staats-  u.  AdressHandb.  für  1812,  u.  bei 

nsber*c  MTcDll.  Becht,  4.  Anfl.  9 
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H4M11»  a.  a.  O.  —    äeraldische  Besclureibttiig  (Blasontrimg)  der  Wappen  dfr 
Bundesgenoaaeo,  in  Biaisexa^a  angeCl  DarstelL  f.  48—549  S.  139—168. 


CeremonieL 

Das  unter  sonverainen  Staatenvereinen  und  Staaten  übliche  Staats* 
und  VÖlkerCeremoniel  "J  (das  persönliche,  Canzlei-,  Gesandscbaft-, 
und  KriegsCeremoniel)  sowohl  bei  personlichen  ZusammenliünfVen,  alsaueh 
in  Staataschriften,  .in  Staats-  oder  Canzleischreiben  (lettres  de  conseil  oa 
de  chancellerie),  in  Cabinet-  oder  Handschreiben ,  und  in  eigenhaiidigeR 
8chi*eibeii  ^),  findet  in  der  Regel  Statt,  auch  für  den  Teutschen  Bona, 
und  nicht  nur  unter  den  Bundesgenossen  unter  sich  und  in  ihren 
eigenen  Staaten,  sondern  auch  im  Yerhältnifs  zu  souverainen  Staaten  ausser 
dem  Bund. 

«)  J.  C.  LiJTfTG's  Theatrum  ceremoniale  historico-politicum,  oder  historisch -pollfi 
scher  Schauplat«  etc.  Leipz.  1719  u.  1710.  Zwei  Thetle,  in  fol.  Roossxr,  Ut^ 
monial  diplomatique  des  cours  de  PEurope.  Amst.  et  a  la  Haye  1739.  T.  I  et  0. 
fol.  (auch  als  IV.  u.  V.  Band  Ton  Rousskt's  Supplement  zu  ot*  Most  CoqK 
uniTcrsel  diplomatique  du  droit  des  gens).  Jcl.  Berihh.  y.  Boaa's  Ceremonia 
Wissenschaft  der  grofsen  Herren.  Berlin  1733.  8.  F.  C.  t.  Moseb's  teutsclir« 
Hofrecht.  2  Bande.   Frankf.  1754*  4* 

iy  G.  A.  BzcR*8  Staatspraxis  oder.  Kansleiübung  aus  der  Politik,  dem  Staats*  um 
Völkerrechte.  Wien  1754.  8.  Zweite  Aufl.  1778.  J.  S.  Skxbdobf,  Esmi  du 
trahft  du  stile  des  cours.  Gott.  1751«  8.  Bevu  et  corrige  par  de  Coloi.  Ha 
noTre  1776.  8.  F. «C.  t.  Moseb's  StaatsGraromatik.  Frankf.  1749- &  J.J.Mose»' 
Einleit.  eu  den  Kansleigeschaftcn.  Hanau  1750.  8.  J.  St.  Pütteb*s  Anleit.  zui 
Jurist.  Praxi.  Zwei  Theile.  Gott.  1753.  1765.  1780.  1789.  i8oa.  8.  J.  C  Aj>b.o> 
von  d.  Canzlei  -  und  CurialStyl ;  in  dessen  Werk  iiher  den  teutschen  Styl,  T.  ^ 
Abtchn.  2 ,  Cap.  1 ,  S.  67  ff.  G.  F.  ▼.  Mabten 's  Einl.  in  d.  europ  Völkerrj 
§.  isa  ff.  iS4ff*  171  ff*  2o3ff*  J.  C  LtJirio's  europ.  KanaleiCeremoaiel;  in  dfs»f 
Theatrum  cerem.  Ehendess,  Staats-  irad  Titulaturbuch,  vcrb.  n.  verm.  ronCr.  A 
Jehicheb.  Leips.  1743  u.  175a  8.  Neues  yollständiges  frasEÖsiscbes  u.  teutsrHo' 
Titulalurbttch.  Lpz.  1780  8.  Neues  teutsches  Titulaturbuch.  Mit  Ein!,  r.  G-  Cj 
Clavdivs.  2.,umgearb.  Aufl.  Leips.  1811.  8.  J.  D.  Bcmpf's  teutscher  Secreur 
nebst  Unterricht  über  die  heut.  Titulaturen  in  Teutschl.  Berlin,  3.  Aufl.  1816. 
BiscHOFF*8  Lehrbuch  des  teutschen  Kanzleyst^ls,  L  38i.  H.  Bbuses's  s^st 
Entwickl.  d.  Lehre  t.  d.  Staatsgeschäflen.  2  Bände.  Erl.  1800  u.  180a.  &  F« 
T.  MossAn's  europ.  Gesandtschaftsrecht.  Landsh.  i8o5.  8.,  Abtb.  2.  J- 
Klvbxb's  Hryptographik.  Tub.  1809.  8.  Ch.  i»b  Mabtkits  Manuel  diplomatiqu 
Leips.  i8ta.  8.  Moseb's  auswärt.  Staatsr.  919.  1^1,  aöi.  2 56.  EbetuUss,  persöni 
Suater.  n.  39.  44.  47.  Mebeav's  Miscell»ncen,'L  277  iE  —  Von  dem  Gebrauc 
einer  Stampiile,  s,  Moseb's  Staatsgrammatik,  S.  73  ff. 
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§•    44Ö*  (113.) 

Ghichheü  und  Rang. 

l)  Die  natürlichen,  ToUkommenen  I^echte  der  Gleichheit,  welche, 
ohne  BScksicht  auf  Verschiedenheit  der  Zeit,  des  Baums,  der  Yolhsmenge, 
der  Miacht,  der  Titel,  der  Cultur,  allen  unabhängigen  Staaten  und  Staaten- 
reranen  zahoinmen  a),  gebühren  auch  dem  T putschen  Bund,  im  Ganzen 
and  in  seinen  Theilen.  Was  durch  positive  Bestimmungen  des  Völker- 
recht»  ^),  insbesondere  des  teutschen  Bunde^echtes  ^),  hierin  nicht  auf- 
gehoben oder  modificirt  ist,  moTs  in  dem  innern  und  Ihissern  Yerhiiltnirs 
des  Bundes  und  seiner  SouverainStaaten  geken.  II)  Die  Bangyerhaltnisse 
der  Bundesgenossen,  ausserhalb  der  Bundesversammlung,  sind  yon 
den  Besdnmiungen  der  BundesActe,  in  dieser  ^}  ausdrücklich  för  aus- 
genoaunen  erklärt:  aber  für  diejenigen  in  der  Bundesversammlung,  enthält 
diese  Acte  eigene  Bestimmungen,  wovon  in  dem  folgenden  Capitel  (§.  i3i 
u.  f.).  Auch  ward  in  den  wiener  Mini&tenälConferenzen ,  dem3i.Protocoll, 
Tom  26.  Mai  1820,  eine  Writim  unterschriebene  Acte  beigefügt,  dafs  aus 
der  Ordnung,  in  welcher  die  Bevollmächtigten  die  wiener  SchlufsActe 
Ton  1820  unterschrieben  hätten ,  für  den  Bang  der  Bundesglieder  kein 
Präjadix  entstehen  solle. 


a)  GöTflxn'a  Völkerr.  L  198  —  279- 

i)  V.erbaBdlaiigen  und  Ueberelnkunft  avf  dem  wiener  Congrefs,  Kl$bkk*8  Atteil 
d.  w.  Congr.,  Bd.  VI,  S.  ao4  if*  Ebendess.  Uebersicht  der  diplom.  Verbandl. 
des  w.  Congr.,  S.  i63  ff. 

f)  Von  der  Recbtsgleichbeit  der  Bundesgenossen,  und  von  iliren  Ausnahmen, 
osCfa  }.  9i3.  —  Von  Bai^bestimmungen  für  die  Mitglieder  des  ehemaligen 
rhtmtdten  Bundes  unter  sich,  s.  Klvbeh's  Staatsr.  des  Rheinbundes,  §.  87.  f.  - 
Rn^jrtreit  swischen  Hannover  und  ff^ürtemberg  auf  dem  wiener  CongreH),  tf. 
lUfiti'ft  Acten  des  wiener  Confpresses,  Bd.  II ,  S.  74  ff*  Ebendess.  Uebersicht 
etc.;  S.  5o5  ff. 

i)  Art.  8.  Kl9beb's  angef.  Uebersicht  etc.,  8.  53a  ff.  536.^ —  Von  Erörterung«*» 
über  den  Bang  der  Bundesgenossen,  in  der  Bundcsversammfung,  ebendas. 
&  5o4^536(.  —  Yergl.  auch  den  ReichsdeputationeHauptseMuüs  von  i8o3,  §.  3s« 
Nanu  3k  —  Von  dem  Rang  der  vormal.  teutschen  Reichsstände,  s.  die  Reichs* 
ge&etze  in  Gebstlacheb's  Handb.  der  Reichsgesetze,  Th.  IV,  S.  4^9  ff*  Von  d. 
Hang  der  Reichsfursten,  s.  Moser's  t  Staatsr.,  Th.  36,  S.  1  ff.  Ebendcrs,  ron  d. 
UUerf.  Regierungsrechten,  Th.  I,  8.  35 1  ff.  Raiser  Carls  Vt  Reglement  defs- 
halb  für  den  haiserl.  Hof  r.  1728,  in  Gvst.  EMiiivftHAüS  Gorp.  furis  germ.,  Tb.  H 
(i8s4.  a),  8.  44ob  Von  d.  Rang  der  Reichsgrafen«  s«  MoaiB's  t.  8taator^  Th.  38^ 
S.  i5i  ff. 
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in.    C   A   P   I   T   E   L. 

Bnndesversammlungp« 


ERSTER    ABSCHNITT. 

Besliminun}]^   und   Wirkung^sbefu^niss    der    Bundesversaimnlnii]^, 
im  A]l|)^eDieinen«     Abtheilnng^  in  Plenum  und  en{]^ern  Ralb, 

und  Rechtsverscliiedeoheit   beider« 


§♦    I16*  (114.,) 

Begriff  und  Bestimmung  der  Bundesversammlung* 

I)  Für  zwechgemäse  Ausübung  der  SocialBechte  des  Tcutschen  Bundts« 
im  Innern  und  äussern  Yerhältnifs,  ist  eine  Bundesyer Sammlung 
(comita  foederis)  angeordnet  '}«  Sie  ist  eine  immerwahrende,  allgemeine 
and  regelmäsige  Versammlung  der  bevollmächtigten  Abgesandten 
aller  Bundesgenossen  ^),  die  einzige  yerfassungsmäsige  Bnndesbeborde  für 
alle  inneren  und  äusseren  Verhältnisse  des  Bundes,  ihn  in  seiner  Gesammt- 
beit  vorstellend,  das  beständige  Organ  seines  Willens  und  Handelns. 
Sie  ist  berufen  für  AuFrechthaltung  des  wahren  Sinnes  der  BundesActCi 
für  Auslegung  darin  enthaltener  zweifelhafter  Bestimmungen  (f  70  u. 
i3o),  für  Sicherung  ihrer  richtigen  Anwendung  und  des  Bechtszusfande« 
unter  den  Bundesgenossen  und  in  den  Bundesstaaten  c)^  und  selbst  für 
Abfassung  von  Grundgesetzen  des  Bundes,  so  wie  zu  dessen  Ein- 
richtung, in  Hinsicht  auf  seine  auswärtigen  militärischen  und  innern 
Verhältnisse  ^.  Zufolge  dieser,  durch  die  Grundveiträge  des  Bundes  ihr 
gegebenen  Bestimmung,  ist  II)  die  Bundesversammlung  keine  Behörde  für 
Grund  Verfassung,  Gesetzgebung,  Centi'alVerwaltung  und  oberste  gerichtliche 
Rechtspflege  der  Bundesstaaten,  auch  keine  NationalStell Vertretung, 
und  eben  so  wenig  ein  Gericht  0  für  Streitiglieitexi  zwischen  Einzelnen 
und  Regierungen  von  Bundesstaaten  (§.  i34.  216)*  Aber  sie  hat  auch 
III)  in  ihrer  Gesammtheit  nicht  Weisungen  von  einzelnen  Bundesgliedern 
ztt  empfangen,  noch  durch  deren  Tadel  sich  von  verfassungsmäsigen  Be- 
schlüssen und  deren  Vollziehung  abhalten  zu  lassen  /). 

a)  BandesActe,  Art.  .4*    Wiener  ScUufsAete  v.  i8ao,  Art«  7. 

h)  Die  angef.  SchlufsActe,  Art.  7.    In  einem  Präsidial  Vortrag  (Protoc  i8i4f  $•  116). 
wird  die  B.  V.  definirt ,  als  »ein  permanenter  MinisterlalCoiigrerft  der  Repräsen- 
tanten sämmtlicher  Bundesglieder^.    Richtig  verstanden,  eine  fortwährende  \'er 
Sammlung  ton  Mandataren    (nicht  Ton  Staatsministern)   sämmtlicher  Bund^ 
genossen. 

c)  Wiener  SchlufsActe  v.  i8ao,  Art.  6  u*  17  —  34.  *^' 
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d\  Worte  d«t  Art  lo  der  BundeaAele,  VergL  mit  Art.  9  der  wiener  ScyoftActe.  *- 
Die  wiener  SchluIsActe  t.  i8ao  mufste,  wenn  gleich  vollzogen  von  BercdlmScbr 
ü(ten  tammtUcher  Bundesataaten ,  Tcrmoge  ihres  Art.  65,  als  das  Resultat  einer 
unabänderlichen  Vereinbarung  zwischen  den  Bundesgliedern,  mittelst  Prasidial- 
Voftragfl  an  den  Bvndettag  gebracht,  und  dort,  in  Folge  gleichlautender  Erhla- 
TvageB  der  Staatsregienmgen,  durch  förmlichen  BundessMuss  su  einem  Grund* 
gtteu  erhoben  werden.  Es  geschah  solches  durch  einen  Bescfalufs  der  B.  V., 
in  dem  Protoc.  der  PlenarVersamml.  v.  8.  Jun^  1830,  $•  %;  wo  Wür(embei^ 
erklarte,  dafs  ihr  bis  dahin  gesetzliche  Kraft  noch  abgegangen  sey.  —  In  den 
wiener  BfinisterialConferenzen  war  CProtoc.  18,  v.  4.  März  1820)  der  östreichische 
Vorschlag  angenommen  worden,  dass  die  Residtate  dieser  Confereneen,  in  der 
Form  einer  Supplementär  Acte  xu  der  Bundes  Acte  an  die  B.  V.,  als  Veberein- 
kunft  sammtlicher  t  Regierungen  und  als  GnmdgeseUü  des  Bundes,  su  bringen 
»eyen,  unter  Beziehung  auf  den  10.  Art.  der  BundesActe;  hingegen  seyen  Ge^ 
genstände,  die  nicht  zu  Grundgesetzen  gehörten,  z«  B.  wegen  Bundesfestungen, 
ContmgentStellnng ,  Handels,  u.  dgl.,  an  die  B.  V.  su  verweisen,  und  defshall) 
blols  gleicfamasige  Instructionen  an  die  Gesandten  daselbst  zu  erlassen.  Spliter- 
hin  (Protoc.  18,  v*  19.  März  1830)  erklärte  Würtemberg,  die  Form  eines  Ban- 
dtttagsBe9Mu4jet  sey  zu  wählen;  denn  die  B.  V.  sey  jetzt  das  einzig  verfaa- 
ftuBgsniäsige  Organ  des  Bundes./  Hierauf  vereinigten  sich  (ebendas.)  alle  übrigen 
Stimmen  dahin,  dafs  die  oben  erwähnte,  in  dem  Protoc.  v.  4*  März  beliebte, 
nnd  unverrucht  aufrecht  zu  haltende  Form  diejenige  einer  von  hier  (Wien)  aus- 
gehenden, keiner  fernem  BeraUam^  am  Bundestag  bedürfenden  Acte  sey,  und 
CS  ward  die  angeführte  Bestimmung  des  Art.  65  der  ScblufsActe  angenommen. 

t)  VeigL  (v.  Gütern)     Ueber  Teutschlands  Zustand  u.  Bundesverfassung  (Stntlf. 

181a  a) ,  s.  76  ff. 

0  Denkwürdige  PräsidialErklärung  in  der  HofTmannischcn  Beschwerdesache  wider 
Korbessen,  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  17.  März  1817,  §.  io5j  auch  unten  §.  317  c. 
h  dem,  'diesem  ProtocoU  als  Beilage  40  beigefögten,  loco  dictaturae  gedruckten 
Vertrag  IwiCst  esy  unter  Anderem:  mEs  kann  der  Fall  seyn,  dafs  mit  den  Be- 
•cUfiisen  der  B.  V.  desto  grössere  Unzufriedenheit  entsteht,  je  gerechter  sie 
und,  und  wenn  sie  dann  sich  gefallen  lassen  müfste,  statt  Gründen,  Vorwürfe 
amokören,  wenn  ein  unzufriedenes  Bundesglied  sich  berechtigt  glauben  könnte, 
In  verweisendem  Tonern  ihr  zu  reden;  so  würde  die  Stellung,  welche  sie  zur 
Erfttflng  ihrer  Bestimmung  behaupten  mufs «  auf  die  gemeinschädlichste  Weise 
vcrrickt  werden.  Sie,  welche  die  Gesammtheit  des  Bundes  vertritt,  ist  nie  und 
nirgend  anter  einem  Gliede  de«  Bundes«  und  Vorstellungen  gegen  Bescblttaae, 
welche  die  B.  V.  gefafst  hat,  können  nicht  an  die  Bundesgesandtschaften  gerich- 
tet werden,  vielleicht  um  die  Achtung  zu  umgehen,  welche  man  jeuer  schuldig 
fu  seyn  glaubt,  und  welche  doch  auch  diese,  als  Stellvertreter  der  Bundes- 
gheder,  zu  fordern  berechtigt  sind«. 


§♦    117.  (114h.) 

W^  tmil  Grenzen  ihrer  PFirkungshefugtiiss*    Natur  und  Rec/Us- 
^^stand  ihrer  Beschlüsse,    Prptestation  und  Recurs  wider  diete  an  Aie 

Gesammtheit  der  Bundesglieder. 

I)  Bestimmt  einzig  für  Bundesverhältnisse,  ist  die  Bandesrersammlung 
^ine  oberhen^licfae^  namentlich  keine  oberherrlich  richterliche,  sonderh 
eine  volkerrechtliche  Bundesbehorde^   und  zwar  eine  bestimmcAfdet 
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anfstthende,  Teriraltendef  rollziehende.    In  der  ersten Eigenscliaft 
errichtet  sie  Vorschriften  (HandlungsNormen),  neae  oder  erklärende,  selbst 
Gnmd vertrage  des  Bandes,  macht  Einrichtungen  and  Anstalten  zu  Erfüllung 
der  ausgesprochenen  Bundeszwecke»   erwirbt  Rechte  für  den  Buod,  uod 
griindet  Yerpflichtiingen  luv  ihn.    In  der  andern  beachtet  sie  Alles,  vas 
auf  Sweeh  und  Wohlfahrt  des  Bandes  Einflufa  haben  kann«    In  der  dritten« 
leitet  sie  den  verfassungsmäsigen   Gang  der  Bundesangelegeuheiten.    In  dtr 
rierteni  irirht  sie  dahin,  dafs  die  B&stimmungen  des  Bundesrechtes  fori- 
-vrahrend  zur  Ausführung   kenunen,  namentlich,   dafs  in   streitigen  Falb 
nicht  nur  das  Yeihältnifs  derselben  za  dem  Bandesrecht  TerFasssungsmasig 
(estgesetst  werde,  sondern  auch  geschehe,  was  auf  solche  Art  festgesftztl 
ist  (§•   166  u.  ti\),     n)   Die  Grenzen   ihrer  Wirksamkeit,  der  Umfang 
Qirer  WirkungsbeFugnifs   oder  Competenz ,  sind  bestimmt  durch  m 
Grund  vertrage    des   Bundes:    wo   diese  nicht  hinreichen,  durch  die  darin 
«ngeragten   Bundeszweohe  «)•     DI)  Der  Gesammtwille   des   Bandes 
wird  ausgesprochen,  durch  Beschlüsse  der  B.y.  (§.  67),  durch  b  und  es- 
Terfassungsmäsige,   das  heifst,  die  innerhalb  der  Grenzen  ihrer  Com- 
petenz, mit  Beobachtung  der  bundesgrundgesetzlich  vorgeschriebenen  Fom^ 
oamentlich  nach  yorhefgegangener  Berathuug  und  freier  Abatimmongt  ent- 
weder im  engem  Rath  oder  in  dem  Plenum  ($.  120  u.  ff.))  nachMehrhnt 
oder  CinhälKgkeit  der  Stimmen  (§.  isS  ff.)t  ^nd  übereinstimmend  mitdeis 
allgemeinen  Gebot  der  Gerechtigkeit  abgeFaFst  sind  *).     IV)  Der  Rechts- 
bestand  dieser  Beschlüsse  beruht  sonach  auf  ihrer  bundesyerfassuogsmäsig^ 
üechtlichkeit,   nach  Form  und  Inhalt«    Y)  Wider  einen    verFassung^ 
widrigen  BesChluFs,  steht  den  betheiligten  Bundesgenossen  das  Reditsniitte 
der   Protestation   oder   Rechtsrerwahrung   zu  «).     Vi)    Der  Recnr 
eines  Bundesgenossen  unmittelbar  an  die  Gesammtheit  der  Bandes* 
gHeder^    wider    einen    BeschluFs     oder    gegen    die    VerFahrungswebe  W 
Bundesrersammlung ,  aus  dem  Gnmd,  weil,  nach  der  Ansicht  des  Beschve^i^ 
luhrera,   durch  den  BeschluFs  das  allgemeine  Gebot  der  Gerechtigkeit,  iß^ 
'beeondere  die   WirkungsbeFugniFs  der  B.  Y*    überschritten   worden,  oda 
weil  durch  die  gewählte  VerFahrungsweise  die  gehörige  F5rmlichkeit  nicli 
beobachtet,  oder  die  Pflicht  der  jedem  Bundesgenossen  und  seiner  Begierun! 
gebührenden  äussern   Achtung   verletzt  worden  aey^  daFs  aber  durch  soidie 
BeschluFs   oder  solche  VerFahrungsweise,   eine  allen   Bundesgenosse 
gemeinsame    Beschwerde    (gravamen    commune)    begründet  wen! 
ward    bei   Errichtung    der   Grundverträge  des  Bundes    ausdrüchiich  nich 
vorgesehen.     Es  scheint  inzwischen  ein  solches  Rechtsmittel  in  der  Natu 
des  teutschen-Bundcsverhältnisses,  als  eines  völkerrechtlich  gesellschaftliclifrt 
in  dem  Zweck  des  Bundes,  iii   der  bundesgrundgesetzlich  vorgescbrie^üci 
Handhabung  des   Rechtszustandes,   in  der  verFassungsm«isigen  AbliiogigKei 
der  BundesversammiuMg  von  dem  Willen  der  Gesammtheit  der  IkiadesgKedei 
»od   auch   nach  der   Analogie  der  ehemaligen  teutsc^n  Rükbveri'assa»;; 
nicht  unbegründet  zu  seyii  dy  \ 
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4)  WicMT  ScUoftAeley  r.  i8so,  Art.  9.  —    Für  die  B.  V.  ist  der  Umfang  ihrer 

Wirkim^befugails  bestimmt,    theils  in  der  Bundes  Acte,    tbeils  in  der  wiener 

SddnlsActe  t.  182a     Bis  die  letzte  die  näheren  definitiven  Bestimmungen  gege- 

ben  hatte,    bestand  eine  »provisorische  CompetenzBestiinmung  der  B.  T.",   welche 

diese  erricbtet,   und  ihrem  Protoc.  v.  ii.  Juni  1817,  S*  ^^^  v*  4^99    einverleibt 

batt«.    Sie  steht  in  Klümba's  Quellensammlnng ,  Num.  VI.    (r.  Gagbbn*s)  Antheil 

aa  der  Politik,  Abth.  m,   S.  89  — 97.  -*    Der  Ausdruck  Competenz,    in  diesem 

Simi,   ist  bei  der  B.  V.   üblich;   auch  ist  er  gebraucht  in  der  wiener  Schlufs- 

Acte,  Art.  to  n.  3i. 

i)  Wtcner  Schlafs  Acte  ▼.  182a.  Art.  10. 

r>  Baiem  und  Wurtcmberg  protestirten ,  dem  Vernehmen  nach,  im  Juli  1828,  wider 
einen  in  Besiebang  auf  die  Bundesfestungen  gefafsten  Bescfalufs,    weil  solcher« 
angeachtet  er  eine  organische  Einrichtung  (§.  ia5  u*  f.)   betreffe,    nicbt  durch 
StimmeneinhelUgkeit  gefafst  sey. 
d)  Ki-vaSA,  Abbandlungen  und   Beobachtungen,    Bd.  II,    S.  26t  ff.     Ein  Beispiel 
eines  solchen  Recurses  wider  Beschlüsse  d.  B.  V.   vom  18.   und  24-  März  1824 
(Protoc.  §.  67  u.  70),  liefert  die  gedruckte  «Erklärung  des  Fürstl.  Hauses  Reufs- 
Lobenstein  und  Ebersdorf  an  die  Allerhöchsten,   Höchsten  und  Hohen  Glieder 
des  Durcbl.  D.  Bundes,  betr.  das  Verfahren  der  B.  V.  bei  einem  Streit  in  dem 
l'ürstL  Hause  Reufs  Jüngerer  Linie,  über  den  Theilungsmaasstab  seines  Bundes- 
Costingents.    Im  April  1825».     17  Seiten  in  Fol.,   auch  in  ÜLtJaKR^s  angef.  Ab- 
baikilangen  a.  a.   0.     Darin   heifst   es  S.  9:    «Alle  Bundesglieder   sind  gleich 
betbeiligt   dabei,    dafs   die   Bundesversammlung   nicht    nur   die   Grenzen   ihrer 
Wirkungsbcfugnifs ,    vorsüglich  gegen  Bundesgenossen  nicht  überschreite,   son- 
dern auch  die  den  Letstem  gebührende  Achtung  nicht  verleUe.   Eine  Beschwerde, 
die  in  solcher  Hinsicht  heute  dem  Einen  zugefügt  wird,    kann  morgen  einem 
Andern  widerfahren,   und  da  in  dem  BundesTerhaltnifs  Alle  gleich  berechtigt 
fiiad,  so  ist  die  Einem  von  ihnen  zugefiigte  Beschwerde  Allen  gemeine.    Man  s. 
aarh:   Definitive  Ansichten  des  Fürstlichen  Hauses  BeufsLobenstcin  und  Ebers- 
dorf über  das  Verfahren  der  hohen  D.  B.  V.  bei  einer  Streitigkeit   unter  den 
Gliedern  des  Gesammthauses  Reufs  jüngerer  Linie.    Im  April  1825.    X  u.  69  S. 
in  FoL  —  lieber  den  Gegenstand  dieses  Streit«  vergucken  sich  beide  Xheill* 
ohne  Zuthun  der  B.  V.,  am   i3.  Mai  1828.   —   Anderer  Meinung   ist  Mavbbn- 
BftzcBKiL,  in  den  »«Grundsätzen  des  heutigen  d. Staatsrechts,  Frankfurt  a.  M.  1887. 
§.  ij3.  Kote  f. 


Sin  «pmI  Eröffnung  der  Bundesversamtnbmg*    Bundesiofs-  wid 

Gesehäßardnung^ 

I)  Die  Bandesversammlung  bat  ibren  Sitz  in  der  Freien  Stadt  Frank- 
furt«).     II)   Die  Eröffnung    derselben    war  auf  den  ersten  September 
/  )8i5  festgesetzt  *),  hatte    aber    nach    sieben  Vor-  oder   Präliminar- 
Conferenzen  O1  erst  am  6.  November  1816  Statt  f^.    ÜI)  Für  den  Or- 
|[mismas  der  Bundesversammlung  soll  eine  eigene  BundestagsOrdnung 
«mchtet  -werden  *).     Bis  dahin  ist  von  der  Bundesversammlung  eine  vor- 
^^ttfige  Geschäftordnung  durch  üebereinkunft  festgesetzt.     Sie  ward 
^cnbredet  in  vcrtrawlicher  Besprechung  am  3o.  October  1816,  und  ange- 
'<offl]iieD  durch   Bäscbltift   in  dei^   PlenarVersammlung   vom  14.  No^cänber 
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1816/).     Für  Rerision  dieser  Gescblftordnaog  beildit  bei  der  E  V. 
eine  Committion  g). 

a)  BondesAcle,  Art  ^  u.  19. 

ü)  Ebendaselbst.    Klvbeh's  Acten  des  wiener  Con^.,  Bd.  n,  S.  351«  4<^  11.^11. 

c)  Die  über  die  V'erfaandlungen  der  sieben  yorbereätmgS'  oder  PrälwuMrCmrfereKUK 
der  Gesandten  abgefafst^n  Registraturen,  t.  6.,  9.,  iS.,  ii«,  93*  u.  3o.  Od  u. 
T.  4.  IXoT.  1816,  sind  abgedruclit  in  der  Qui^A^usgabe  der  ProtocoUe  derB.VM 
Bd.  I,  S.  931—339.  Eine  Uebersicht  derselben  findet  man  In  Klvbxr's  SUati- 
archiT,  Bd.  II,  S.  8— 13.  ^ 

dj  Klübzb's  StaaUarchiv,  Bd.  ü,  S.  3  fü 

c)  BundesActe,  Art.  7,  8  u.  la  Kl^bxb's  Staatsarcbir ,  Bd.  11,  S.  9,  83,  90, 9^ 
IL.  113.  —  Von  den  Gegenständen  der  B.  T.  Ordnung,  s.  den  Gutachtl.  Com^ 
missionsBericht  zu  5.  53  des  Protoc.  v.  17  Febr-  1817,  8.  86  der  Original-  odfr 
FoUoAusgabe. 


in 


f)  Sie  steht  als  Beilage  eu  §.  13.  des  Protoc.  der  B.  V.  v.14.  Nov.  1816,  u.i 
Blübxb's  Quellensammlung,  Num.  VL  Aurh  in  dessen  Staatearc^hi? ,  Bd.  D, 
S.  i3  ff.  Vergl.  ebeudas.  S.  10  f.  90,  93  u.  io5  fil  —  Der  Ausdrupk  »Bundestags' 
DucipUn»  scheint  durch  diese  Geschäflordnung  eben  /  so  wenig  begründet  tu 
seyn,  als  durch  die  Natur  der  Bundes-  und  gesandtschaftlichen  Verbältnisäe 
Vergl.  §.  ii5,  116,  i3d  u.  137. 

g)  Protoc.  der  B.  V.  y.  1.  u.  33.  Apr.  1819,  §.  48  u.  65,  u.  3.  u.  19.  Aug.  1810, 
§.  90  u.  109;  1831,  5.  37  u.  175.  —  Vortrag  über  verschiedche  Punite  in  der 
künftigen  Geschäftordn.  der  B.  V.,  als  Beilage  D  zu  dem  3o.  Proloc,  jora 
lö.  Mai  1830,  der  wiener  MinisterialConferenÄen,  Oestreichischer  Vortrag  über 
die  künftige  Form  der  V^erhandlungeu  am  Bundestag,  ebenda^,  als  Beil.  C  \crgl. 
die  OriginalAusgabe  der  Protoc.  der  B.  V.  t.  1830,  S.  ai5,  Num.  4  ^  5* 


§^,   119*  (115.) 

thmer  und  Vertagung  {Ferien)  der  Bundes  Fersammiuug>    Geschäft' 

gang  während  der  Vertagung. 

I)  Die  BundesFcrsammlung  ist  bestandig.  Sie  hat  aber  die  Befag 
nifs,  wenn  die  ihrer  Berathung  unterzogenen  Gegenstande  erledigt  sind 
auf  bestimmte  Zeitsich  zu  yertageu;  doch  nicht  länger  als  vier  Monate 
II)  Die  zeither  gewöhnliche  jährliche  Vertagung  auf  wenigstens  vier  Mo 
nate,  ist  die  ordentliche  (Feriae  magnae  et  ordinariae).  Es  gibt  auci 
kürzere  und  ausserordentliche  Ferien  0.  HI)  Alle  näheren  Be 
Stimmungen,  betreffend  die  Vertagung  und  die  Besorgung  der  wähl*" 
derselben  etwa  vorkommenden  dringenden  Geschäfte,  sind  der  Bundesve 
Sammlung  bei  Abfassung  der  Einrichtungsgesetze  rorbehalten  ^)»  IV)  ^^^^ 
den  Geschäftgang  während  der  Vertagung  hat  die  B.  V  ^^\ 
weilen  nähere  Bestimmungen  festgesetzt,  durch  einen  vorläufigen  m 
•chluft  vom  «6.  Juni  1817  '). 

ß)  Dass  dieses  nicht  von  definitiver  Erledigung  aller  Geschäfte  tax  verstellen  s<?}| 
war  gleich  anfangs  zu  vermulhen,  und  das  Hcrlioinnien  hat  solches  bestätigt- 

1)  Die  Worte  der  BundesAcle,  Art.  7.  Vergl.  KLihiEn's  Acten  de»  wiener  Congrl 
Bd.  n,  S.  346,^349 .  35i  f.,  -408,  419,  465  u.  483.    Prot  der  B.  V.  v.  33.  »e^ 
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1^1(9  S*  7^  -~  Am  aoi  Sepl*  1819  ward  die  B.  Y.  rerUgt  Tom  1.  Oct.  1819 
bis  10.  Jan.  1830,  ihre  Thätigkeit  begann  aber  erst  am  8*  Juni  1810,  wegen  der 
io  der  Zwischenzeit  bis  zum  24.  Mai  1820  zu  Wien  gehaltenen  Ministerial- 
Conferenzen,  deren  BauptResultat  die  Schi ufs Acte' Tom.  i5.  Mai  i8ao  war. 

r»  Katk  einer  Vertagung  von  vier  Monaten  beschlofs  die  B.  V.  am  5.  Dec.  1822,  • 
ihre  Sitzungen  bis  zum  1.  Febr.  i8i3  auszusetzen,  aus  Gründen,  die  in  d.  Prot. 
\,  i8«t,  §.  333,  angegeben  sind.     Osterferien  wurden  gemacht  in  den  J.  1823, 
1834  n.  i8?6  drei,    in  den  J.   1828  u.   i83o  vier,  im  J.   1824  sechs  Wochen,; 
UVihnacbtferten  im  J.  i833  iiinf  Wochen. 

i}  ßnndesActe,  Art.  7.  —  Aeusserungen  des  laxemburgisclien  Gesandten  über  die 
Vertagung  und  die  Geschäfttbätigkeit  der  B.  V.  in  der  44.' Sitzung  v.  1817,  u. 
in  (v.  Gagkbs's)  Mein  Antheil  an  der  Politik,  Abth.  m,  S.  169  —  190. 

-)  Protoe.  der  B.  V.  v.  26.  Jun.  1817,  §.  267.  Dieser  Bescktass  setzt  Folgendes 
fest:  1)  Das  Präsidium  und  die  FräsidialCanzlei  werden,  auch'  wäfirend  det 
Vertagung,  als  fortwährend  im  Amt,  daher  auch  das  EiureichungsProtocoll 
immer  %is  eröffnet  betrachtete  2)  Der  präsidirenAe  Gesandte  mufs  jederzeit, 
\^enn  er  abreist,  einen  andern  Gesandten  eines  Bundesstaates  zu  den  Präsidial- 
Geschäften  substituiren.  3)  Neben  ihm,  oder  seinem  Stellvertreter,  müssen 
jejeneit  zum  wenigsten  zwei  Gesandte  (ernannt  hiezu  durch  vertrauliche  Eini* 
gun§,  oder  durch  Stimmenmehrheit)  am  Sitz  der  B.  V.  sich  befinden,  die,  nebst 
den  ühngeu  etwa  anwesenden ,  mit  dem  präsidirenden  einzig"  dazu  sich  zu  ver- 
>jnuneln  baben,  um  in  Kcnntnifs  der  Eingaben  und  Geschäillagc  erhalten  zu 
Pferden,  und  um  zU  crmessen,  ob  ein  dringender  Fall  vorhanden  sey,  der 
frühere  Einberufung  der  Gesandten  erheische,  und  um,  wenn  Gefahr  aus  Ver- 
xug  droht,  provisorische  Einl^tungen  zu  treffen  für  Instruction  des  Gesefaäftes. 
4)  Commiasioncn  sind  an  Fortsetzung  ihrer  Arbeiten  durch  die  Vertagung 
oieht  gebindert.  5)  Nach  Wiedereröffnung  der  B.  Y*  erhält  diese  von  dem 
Attsschuls  Anzeige  von  seinen  Verrichtungen.  6)  Vor  der  Vertagung  ist  jedes-_ 
mal  der  Zeitpunkt  der  nächsten  formlichen  Sitzung  festzusetzen.  —  Eine  vor- 
übergehende Modification  von  Num,  3  dieses  Beschlusses,  enthält  das  Protoe. 
der  B.  V.  v.  20.  Sept.  1819,  §•  221. 


Abtheüungen  der  Bundesversaminbing : 

'    /»  ,P  l  e  n^u  nu 

I)  In    der    BaDdesrersammlung    unterscheidet    man   die    rolle    oder 

PleAarVersammlung    öder  das  Plenum  a},   und  die  engere   Yer- 

fammlang    oder   den    engern    Rath»      Die   MitgKede^    »nd    in    beiden 

'i:e«lben,  aber  das  Verhältnifs  der  Stimmen  ist  verschieden,     II)  In  Hitisicht 

^  Behandlung   und  Erledigung    der   Geschäfte,  ist  der  engere  Rath  die 

i*« gel,,  das  Plenum   die  Ausnahme  ^).    III)  In  Jem  Plenum   sind  keine 

'^^^^sarnntstimmen ,  sondern  nur  Viril  Stimmen,  so  dafs  jedes  Mitglied  darin 

«^iu  und  für  sich  Sitz  und  Stimme  bat.    Es  ist  aber  hiebei  die  politisch- 

l^'^ts^pkische  Ungleichheit  der  verschiedenen  Bundesstaaten  dadurch  beachtet, 

^--f' den  kleineren  nur  eine,  den  gröfseren  mehr  als  eine  Stimme  gegeben 

■-*-»  «elches  in  dem  engern  Rath  nicht  Statt  findet,  wo  für  eine  Reihe  der 

'^tfierea  Bundesstaaten  in  dem   Stimmengewicht   eine  Ungleichheit   darin. 
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Vtt'halinisse  und  Gewicht  der  Stimmen.  ^ 

Für  den  Antheil  an  den  Beschlüssen  der  B.  V« ,  welcher  jedem  Bundes- 
glied  durch  sein  Stimmrecht  zukonmit,  ist  in  dem  Plenum  nicht  dasselk 
Verhältnifs  festgesetzt,  wie  in  dem  eogern  Rath.  Die  Verschiedenliöi, 
in  iSahlen  ausgedrückt,  ist  jetzt  (HessenHomburg  im  Plenum  mitgezalilti 
wie  folgt  «).  I)  ^^  im  Plenum,  tV=Vj  '^^  d^"*  engern  Rath,  hat,  jcd« 
für  sich^  Oestreich,  Prenssen,  Sachsen,  Baiern,  Hannorer,  Wurtemberg. 
U)  -^7  im  P.,  tV  =  tV  >"^  ^  ^^^^1  ^^^  Baden,  Knrhess^n,  GE  He»sea, 
Holstein,  LuxembuFg.  III)  ^  im  P.,  TTxT  =  ä  ">^  «•  B*,  hat  tonn- 
schweig,  MechlenhurgSchwerin ,  Nassau."  IV)  ^  im  P.,  77x7  =  h  "" 
e.  R.,  hat  S*  Weimar,  (bis  182 5  stand  hier  auch  S.Gotha),  S.CoburgGollui 
S.lhleiningenHildburghausen ,  StAltenburg  (yorhin  S-Hildburghaosea).  V]  h 

im  P,,  -^y^  ^  =  A  ^^  ®'  ^'1  ^^^  MecklenburgStrelitz.  VI)  ^'5  im  P" 
tTX  ft^^Tifz  im  e.R.,hat  HolsteinOldenborg,  AJ)essau,  A.Bernburg,A«Coth?a, 
SchwarzbmrgSandershausen ,  SchwarzburgRudolstadt.  VU)  ^  im  Pm 
t7^^  =  Tiv  im  e.  R.,  hat  HohenzoUernHechingen,  Liechtenstein,  Hoheih 
«oUemSigmaringen ,  Waldech,  Reufs  ältL.,  Reufsj  L«,  SchaumborgLippei 
Lippe,  ym)  yS  im  P.,  773^  =  ^  im  e.  R.,  hat  Lübeck,  FranWuit, 
Bremen,  Hamburg.  —  Hieraus  erhellt,  dafs  das  Stimmenge i*i cht 
der  ersten  yon  diesen  acht  Classen,  in  dem  Plenum  demjenigen  in  ^^"^ 
engern  Rath  sehr  nahe  kommt;  dafs  in  dejn  Plenum,  die  zweite  Classeam 
wenigsten,  die  siebente  Classe  am  meisten  begünstigt  ist;  dafs  in  ^^^ 
Plenum,  wo  die  wichtigsten  Gegenstände  zur  Entscheidung  hemmen,  oif 
sechs  machtigeren  Bundesglieder  (der  Kaiser  und  die  fünf  Komge 
zusanunen  genommen^  das  Ueberge wicht  über  alle  übrigen  haben,  ^^ 
sie  mit  24,  diese  mit  46  Stimmen  auftreten,  diese  also  gegen'' jene  die  zu 
einem  Beschlufs  nothigen  zwei  Drittheile  aller  Stimmen  (§.  laS)  nicq 
erreichen.  Trennte  sich  eines  oder  das  andere  der  mächtigeren  Bnndcy 
glieder  bei  einer  Abstimmung  von  den  übrigen  seiner  Classe,  so  wuru 
dieser  Abgang  durch  Beitritt  aus  den  übrigen  Classen  nicht  leicht  imei-sel^l 
bleiben. 

a)  F.  W*  TiTTXAss's  Darstell,  der  Verfass«  des  t.  Bimdos,  S.  54  f. 


§•  i25.  (iia) 

Gegenstände  für  den  engern  Raih^  und  für  das  Ptenum, 

I)  vin  der  Regel  fafst  die  Bundes>ersammlung  die  zu  Besorgung  ^ 
gemeinsamen    Angelegenheiten    des    Bundes*  erforderlichen   Beschlüsse 
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engem  Rath  ($:i20>  Diese  Form  der  Schluftfaming  findet  in  allen  Fallen 
Statt,  two  bereits  feststehende  allgemeine  Grundirätze  in  Anwendung,  oder 
iic^hlossene  Gesetze  und  Einrichtungen  zur  Ausfuhrurg  zu  bringen  sind; 
überhaupt  bei  allen  Berathungsgegenständen,  welche  die  BundesActe  oder 
spatere  Bachlfisse  nicht  bestimmt  daroii  ausgenommen  haben«  «}• 
Die  BescUosse  des  engem  Raths,  sind  entweder  entscheidend,  oder 
nur  rorbereitend;  das  Letzte  z.  B.  in  dem  §.  124  angezeigten  Fall. 
U/  AasnaLin weise,  nur  in  den  in  der  BundesActe  und  in  der  wiener 
SchluTsAde  yon  1820  ausdrücklich  bezeichneten  Fällen,  bildet  sich  die 
Üundesrersanunlung  zu  einem  Plenum.  Solches  geschieht,  wenn  es  an- 
[iommt:  1)  i^auf  Abfassung  und  (oder)  Abänderung  yon  Grundgeaelzen 
[|.  55  Q.  56)  des  Bandes;  2)  auf  Beschlüsse,  welche  die  BundesActe  selbst 
betreffen  (anten  Num.  IT);  3)  auf  organische  Bundeseiiirichtungen;  4)  ^^^ 
i;i3ueiniiiitzige  Anordnungen  sonstiger  Art«  6);  desgleichen,  5)  auf  Kriegs- 
crklirung,  6)  auf  Bestätigung  eines  Friedensschlusses,  und  7)  auf  Aufnahme 
nm  neoen  Mitgliedes  in  den  Bund  e),  m)  Ist  in  einzelnen  Fällen  die 
Frage ,  ob  der  Ge  genstand  vor  das  Plenum  gehöre ,  z  w  e  i  f  e  1  h  a  f t ,  so 
(nf^clie^el  solche  der  engere  Bath,  und  zwar  durch  Stimmenmehrheit  d^, 
IV,  Die  oben  (11^  2.)  erwähnte  Bestimmung,  weist  Beschlüsse  jeder 
Art.  vdcbe  die  ^BundesActe  selbst  betreffen,  an   das  Plenom  «)^ 

f)  Worte  der  wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  11,  vergl.  mit  Art.  la. 
>  Worte  der  BundesActe,  Art-  6.  Rlüber^s  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  II, 
S.  ^0*,  481  u.  496«  —  Protocoll  der  ersten  Plenar Versammlung,  v.  i4-  Nov. 
1816«  in  Klvb£r*8  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S.  96  ff.  —  Die  provisorijc/ie  CompetenZ" 
hetimgmng  fiir  die  B.  V.,  in  d.  Protoc.  v.  1817,  §.  aa3;  diese  vertragmäsige 
BeidnuDung  für  eine  A^i;r/aj^t(ft^jrangelcgenheit  ward  in  dem  engem  Hath  er- 
richtet ^  und  durch  Sömmenmehrkeü.  Ob  beides  in  der  Meinung  i^ecbtlicher 
Nothwendiglteit ,  oder  hlofs  nach  willkübrlicher  Zustimmung  (nemine  contra- 
ücmit),ward  ausdrücklich  nicht  erklärt. 

')  Hleaer  SeUu&Acte  ▼.  1820,  Art  la,  4^  n.  49«  vergl.  mit  Art.  38  u.  4^*  — 
PicaarBescUüsse  hat  map  bis  jetst:  1)  y.  i4*  "^or,  1816,  >yegen  Annahme  der 
vorläufig  GeschäAordnung;  a)  v.  7.  Juli  1817,  wegen  Aufnahme  von  Hessen- 
Uumborg;  3)  ▼.  8.  Juni  i8ao,  wegen  Annahme  der  wiener  SchlufsActe;  4 9  ^ 
u*  6)  Tom  3.  Aug.  1830,  betr.  die  AusträgallnsUnz ,  die  ExecutionsOrduung, 
^t  FIufsschifiTahrt;  7)  t.  5.  Oct'  i8ao,  wegen  Uebemahme  der  Bundesfestungen 
Miliz,  Lwembor^  und  Landau;  8)  v.  9.  April  18a  1,  betr.  die  Kriegsverfassung 
cesT.  Bandes;  9)  y.  3o.  Oet.  i834,  betr.  die  Anordnung  yon  Schiedsgerichten 
^  Streitigkeiten  zwischen  Regierungen  u.  Ständen. 

<'ßtiM«sActc,  Art.  7.  Wiener  JSchlufsActe  v.  i8ao,  Art*  la.  Kj.vbmi's  angef. 
Aftft,  Bd.  n,  S.  433  f.    Vergl.  unten  §.  ia6. 

'^^SvnJetJeu  enthält  Bestimmungen  von  zweifacher  Art,  grundgesetzUche  und 
*(^- grandgesetzliche  (%.  ,S5  ff.).  Bezweckt  ein  die  BundesActe  selbst  betreffen- 
^^Bescblufs,  die  Abänderung  einer  grundgeseulicken  Bestimmung,  so  gehört 
''^  schon  darum  yor  das  Plenum,  weil  in  dem  unmittelbar  yorhergehenden 
^^  (Nom.  1  des  gegenwärtigen  §.)  die  Abänderung  yon  Grundgesetzen  allgemein 
^o  gewiesen  ist.  Bezweckt  er  die  Aenderung  einer  nidu- grundgeseUUdten 
^timmung  der  BundesActe,  so  ist  eine  Bestimmung  für  diesen  Fall  in  dem 
^Khiiu  t  nieht  enthalten,  sie  findet  sich  aben  in  dem  Satz  Num.  a.    Djeser 
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wckt  aiifftmnm  BMcUftue,  vßeieke  die  Bundes Atü»  seUst  hetrtffm,  aa  d«l  PWn, 
^eicbriel  ob  aie  eine  Aendenmg  oder  keine  Aendenuig  der  BundesActe  be 
Bwecken,  ob  sie  auf  grundgeseteliche  oder  nicht -grundgeset7.1iche  Bestimmuiiga 
derselben  sich  bestehen;  in  so  fern  geht  dieser  sweite  Sats  Tiel  iveiter  all  dei 
erste.  So  fern  nfan  annehmen  darf,  es  %ej  der  in  den^  Protoc.  der  &  V.  roi 
1617,  S»  39 1,  über  die  Pensionirung  der  Mitglieder  des  JohannIterOrdeBi  g^ 
gefa&te  Retcblufs  (unten  §•  t3o,  Notee)  ein  die  Bundes  Acte  selbst  betreffender, 
so  ist  gewifs,  dafs  solcher  9  obgleich  die  BundesActe  selbst  betreffend,  in  df n 
Plenum  nicht,  sondern  im  engem  Rath  gefafst  worden  sey.  Gtcwifs  Ut  aud 
dafs  die  in  dem  engem  Rath  errichtete  provisorische  CompetenzBcstimmiu]^ 
abgesehen  davon,  dafs  sie  im  Gänsen  eine  organisirende  (doch  nur  proTisomcbv] 
Satzung  ist.  Manches  enthält,  welches  die  BundesActe  selbst  betrifft.  Vfr«l 
oben,  Note  h.  —  Für  die  Erklärung  obiger  Stelle  in  dem  6.  Art.  der  Ümii» 
Acte,  der  Worte:  ei  Beschlüsse,  welche  die  BundesActe  selbst  hetrefen*,  ist  ibn 
Entstehungsgeschichte  wichtig.  In  den  wiener  Congrcfs Verhandlungen  findet  äicii 
kein  bestimmter  Erklärungsgrund.  1)  In  dem  dort,  bei  den  leisten  Verbaoc 
lungen  über  den  T.  Bund,  sum  Grund  gelegten  Entwurf  der  BundesActe,  kti^ 
stehen  weder  diese  Worte,  noch  ähnliche  oder  gleichbedeäleflde.  Hümi 
Arien  etc.,  Bd.  ü,  8.  ,3i5.  Bei  der  Erörterung  jenes  Art.. 4,  in  dem  iy^\n 
ConferensProtocoU ,  wurden  sie  auch  nicht  vermifst.  Ebendas.  S..^9t  346,^)! 
35o  n.  375.  2)  In  dem  dritten  Protocoli  (S.  407)  ward  beliebt,  dem  Art  ■<  oo(l 
binxujBufugen ,  ydafs  das  Plenum  in  keinem  Fall  sich  mit  andern  Gcgeiistättdr& 
als  denen  der  allgemeinen  Gesetze,  allgemeinen  innern  Bnnde&einrichtungen,  am 
den  Abänderungen  in  der  BundesActe,  beschäftigen  könne««.  I>ic  Rede  war  ai« 
hier  Ton  Abänderungen  in  der  BundesActe;  solche  sollten  nur  von  dem  Ptenu" 
gemacht  werden  können.  3)  In  dem  vierten  Protocoli  ward  (S.  ^lo)  HirJi 
Redaction  der  Art.  4  und  7  eine  Gommission  ernannt.  Diese  srhlug  in  <if* 
6(  Protocoli  (S.  4^0  folgende  Fassung  vor:  «Wo  es  auf  Abfassung  und  .^'^ 
siderung  der  Grundgesetze  des  Bundes  oder  die  BundesActe  selbst  betrefleiulf 
(betreffender)  n Beschlüsse,  auf  organische  Bundeseinrichtungen,  oder  gemeu 
«nütsige  Anordnungen  ankommt,  bildet  die  Versammlung  sich  zu  einem  Pleno* 
Diese  Fassung  ward  (S.  455)  genehmigt.  Die  Rede  wai*  hier  von  J^ändem 
solcher  (schon  gefafster)  Beschlüsse,  welche  die  RundesActe  selbst  betreffet' 
nicht  von  Abänderungen  in  der  BundesActe.  4)  ^i^e  Gommission ,  die  hierai 
fiir  definitive  Redaction  der  BundesActe  in  der  6.  Sitzung  (S.  457)  ernsost  wa 
schlug  in  einer  «Neuen  oder  revidirten  Abfassung  der  BundesActe  (S.  Ifi^)  ^^ 
gende,  wesentlich  veränderte,  Fassung  in  dem  Art.  6  vor:  «Wo  es  suf  Ab" 
«sung  und  Abänderung  von  Grundgesetzen  des  Bundes,  oder  0s/BescDlus> 
«welche  die  BundesActe  selbst  betreffen,  auf  organische  BundeseiBrirbtua{<^ 
«oder  gemenmützige  Anordnungen  sonstiger  Art  ankommt,  bildet  steh*  u.  »•  ] 
Die  Rede  war  hier,  ganz  allgemein,  ron  Beschlüssen,  welche  die  BundsiJf^  *' 
betreffen;  nicht  mehr,  wie  früher,  blofs  von  Abänderungen  in  der BundcsAf«' 
auch  nicht  mehr  von  Abänderung  die  BundesActe  selbst  betreffender  {^^ 
ipefafster)  Beschlüsse.  5)  Diesem  letzten  Vorschlag  gemäfs,  ward,  in  der  t^^ 
folgenden  Sitzung  (S.  l^tfo) ,  blofii  mit  Weglassung  des  nun  überflüssig  ^^^^ 
neu  Wortes  oder,  nachstehende  Redaction  beliebt:  «Wo  es  auf  Abfss«^^'' 
Abindenuig  tob  Gnmdgeseteen  des  Bundes»  auf  Besehlüsae,  welche  die  Btti)<l<i 
Acte  selbst  betreffen,  auf  organische»  u.  s«  w.;  gerade  so,  wie  die  Stelle  K 
n  der  BundesActe  lautet.  6)  In  dem  vor  mhr  liegenden  handschriitUchen  On| 
nalExemplar  der  oben  angeführten  «Neuen  oder  revidirten  Abfassung^  (^  ' 
wiener  Protocollen  gewöhnlich  die  «zvranzig  Artikel»  genannt),  welches  1  ^ 
siebenten  bis  s«  der  eilften  oder  letzten  dier  wiener  Gonferensen,  su  kfu>^ 


der  BsmdesActe  gedient  bat,  wid  darum  mit  vielen,  m  des  Sitsiingen  Daeh  «n 
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uA  renbredeten,   Aenderungen  und  Zusäteen  rersehen  ist,   lautet  die  Stelle 

inpniaglii'U  genau  ao ,  wie  oben  au»  dem  6.  Protocoll  wörtlich  angegeben  ist . 

naiMBtlkh  steht  vor  den  Worten:    «oder  die  BundesActev,    hein  disjunctiyes 

CnuMu  —  Will  man  nun  bei  Jduan^s  Trofftsprneh  (L.  No»  omnium  so.  D.  de 

LL)stcb  sieht  beruhigen,  so  kann  man  sieb  der  Muthmassung  überlassen:  dafs 

a)  mit  dieser  Stelle,   nach  ihrer  «irsprünglichen  Fassung,   nichts  Anderes  beab- 

iiebt|^  vordea  sej,  als  dafs  die  j^bänderung-  der  Grundgesetze  des  Bundes  oder 

(laci  BSr)  die  BundesActe    selbst  betreffender  (also  scbom  gefafster)  BesckliUse, 

f«r  (ias  Pleaum  gehören  soll,  woj^i,  geflissentlich  oder  nicht,  der  Unterschied 

irriscben  grundgesetzlichen  und  nicht- grundgesetzlichen  Bestimmungen  der  Bun- 

dfsActe  mit  Sti fisch weigen  übergangen   war;    dafs  aber  b)  späterhin,    in  Folge 

nsrs  blofsen  Schreibfehlers,  da  in  dem  Wort  *•  betreffender«  der  Endbuchstab  r 

Migi^blieben,  und   hiedurcfa  der  Sinn  der  Stelle  dunhel  geworden  war,    eine 

\ermekelajlg  in  die  Erörterung  geratbeu  sey,    deren  Resultat  eine  wescntlielM 

VeränderuBg  des  echten  imd  ursprünglichen  Sinnes  der  Stelle  war.  —  In  einem 

Comiiiisiio&sGutachten   in  den   Protoc.  der  B.  V.   y.   1S19,  §.  i55,   S.  4^  der 

Or^  «Ausg.,  ham   dieser  Gegenstand  zur  Sprache.     Es   ward  aber  dabei  blofs 

fol^de  Bemerkung  gemacht:    «Dafs  Beschlüsse,  welche  die  BundesActe  selbst 

bflrelEni,  itme  Abänderung  diesem  ersten  Grundgesetzes  des  Bundes  bezwecken 

küueo,  bedarf  wohl  kaum  einer  Bemerkung^.     Dennoch  nahm,  ein  Jahr  spater, 

lu  Wieo  der  zweite  Ausschufs,    von  welchem  ein  Mitglied  bei  Abfassung  jenes 

Gutaebteni  Torzüglich  mitgewirkt  hatte,   das  gerade  Gcgentheil  an,  laut  dessen, 

nas  hier  sunachst  folgt.  —   In   den   wiener  MinisterialConferenzen  TOn  1820, 

«riwiat  der  zweite  Ausschufs  die  Absicht  gehabt  zu  haben,  die  in  Frage  stehende 

Stefle  SU  berichtigen.     In  seinen  Anträgen  (Beil.  zu  dem   10.  Protoc.  y.  &  Jan. 

iSso),  schlug  er  folgenden  Satz  Yor,   ^Sechster  Satx,    Wenn  Beschlüsse  über  die 

haiesAti^  selbst  gefafst  werden  sollen ,  welche  auf  die  Ausle^ung^  Abänderung, 

mirr  näkere  Bestimmung  dieses   ersten  Grundgesetzes  des  Bundes  gerichtet  sind, 

10  ist,   wie  in  Ansehung  anderer  Grundgesetze,    Einhälligkeii  der  Stimmen  er- 

fordeHich*.    Es  ward  aber  dieser  Vorschlag,   worin  des  Pleni,  you  welchem 

solche  Beschlüsse  ausgehen  müfsten,    wohl  zu  erwähnen  gewesen  wäre,    in  die 

Schltt&Acte  nicht  aufgenommen,    sondern   in  dieser  (.Art.  iiy  blofs  auf  die  in 

der  BandesActe  bezeichneten  Fälle  Yerwiesen.    Der  Vorschlag  spricht  von  über 

die  BuadesActe  selbst  zu  fassenden  Beschlüssen,  die  frühere  Fassung  des  Art.  6. 

der  BmdesAete  hingegen,    Yon  Abänderung  über  die  BundesActe  selbst  «ebon 

gefafoer  Beschlüsse.   —    Nach  Yorstehender  Aufklärung,  möchte   mit   Andern 

(Tirrxiss's  DarsteTl.  der  Verfassung  des  t  Bundes,  S.  57)  keineswegs  anzuneh- 

BCB  sejn,   daCi  der  Inhalt  der  in  Frage  stehenden  Stelle,  ganz  in  der  nächst- 

Torhei^benden  Bestimmung   «Abfassung   und  Abänderung   von  Grundgesetzen 

dn  Boades*  enthalten,   mithin  nur  besondere  namentliche  Erwähnung  des  Ein- 

zdaei  aeben  dem  Ausdruck  der  Gattung  sey.    und  eben  so  wenig  möchte  (L. 

f.  Dsttoi  Beiträge  zu  d.  off.  B.  des  t.  Bundes,  S.  26)  die  Au&telhxng  einet 

C^itonchiedea  zwischen  Grundgesetzen  im  weitern  und  im  engem  Sinn  ^att 

Orundgesetzen  und  NichtGrundgesetzen)  nötlüg  sejn,  um  jene  Stelle  von  beiden 

Arttn  Terstehen  zu  können.    Maubenbbkcher  1.  c.  versteht  darunter  die  auüten- 

ti^  Agtlegung  der  BundesActe. 
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§.    124.  (1194 

FerhatuUungsart  in  dem  Plenum.    VorhereUung  der  GegenHänie 

fikr  dasselbe^ 

I)  In  dem  Plenum  findet  Erörterung  oder  Berathung  nickt  Su 
"Ea  wird  nur  abgestimmt,  darüber,  ob  ein  im  engem  Rath  Torbereitetj 
Scblufs  soll  angenommen  oder  veifw^orfen  werden  «}.  Q)  Dab 
muPs,  wenn  ein  Gegenstand  dem  Plenum  zur  Entscheidung  TOrgelc 
werden  soll,  ein  Entwurf  des  von  demselben  zu  fassenden  Beschlüsse 
in  der  engern  Versammlung  vorbereitet  und  zu  solcher  Reife  gebrad 
werden,  dafs  er  ron  dem  -Plenum  entweder  angenommen  oder  len^orff 
werden  bann  ^).  III)  Bei  organischen  Einrichtungen  sollaucli  d 
Vorfrage:  ob  solche  unter  den  vorwaltenden  Umständen  notliwentli 
seyen,  in  dem  Plenum,  und  zwar  durch  Stimmeneinhälligheit,  entschiedi 
werden  «).  * 

d)  Wiener  SchlufsActe  y.  1820,  Art.  12,   yergl.  mit  der  BundesActe,  Art.  ^c 
dem  Plenum   soll  also  nur  mit  Ja  oder  Nein  abgestimmt  werden.  — *  Auf  di 
wiener  Congrefs    fafsten    die  Stifter  des  Bundes  durch  ihre  Bevollmärbt 
per   unanimia  den  Beschlufs:    «dafs  das  Plenum  nicht  sowohl  sur  Dbcuss 
als  «ur  Sanction,  oder  Verwtrjung  der  Entwürfe,  geeignet  sey».    Kicbib's  Ati 
des  wiener  Congrefses,  Bd.  11,  S.  4^4* 

Ä)  BundesActe,  Art.  7.  Wiener  Schlafs  Acte  von  1820,  Art.  12.  —  Die  w«?n| 
Congrefs  Verhandlungen,  s.  in  Klvbeb's  angef.  Acten,  Bd.  B,  S-  346,  ^^ 
und  tfii, 

c)  Wiener  SchlufsActe  r.  1820,  Art.  14.    Vergl,  unten  §.  127. 


§•    425.  (120.«) 

Bädung  der  Beschlüsse  durch  Stimmenmehrheit^  doch  verschieien 
dem  engem  Raih  und  in  dem  Plenum.    Entscheidende  Stimmt 

des  Präsidiums, 

I)  Der  Gesammtwille  des  Bundes  wird  festgesetzt  durch  vcrfassunj 
mäsige  Beschlüsse. der  Bundesyersammlung  (S.  1 1 6  und  1 1 7, HD*  Ü)  ^ 
Grnndrerträge  des  Btmdes  bestimmen,  dafs  diese  Beschlüsse  in  der  R^d 
dnrch  Mehrheit  der  Stimmen  Cvotamajora  s.  plurima)  zu  Stande  liomra 
sollen  «).  Es  soll,  wenn  Einhelligkeit  oder  allgemeine  Übereinstimma 
der  Stimmenden,  Stimmeneinheit,  fehlt,  die  Personlichhelt  der  Gesellsca 
in  der  Mehrheit  der  Stimmen  sich  darstellen,  folglich  der  Theil  der  ß^ 
desglieder,  welcher  die  Minorität  bildet,  rechtlidi  als  einwilligend  in  ' 
Willenserklärung  der  Mehrheit  betrachtet  werden.  HI)  Die  Berechnung 
art  der  Mehrheit  soll  yerschiedei^  seyn,  nach  der  zweifachen  Colleg 
Verschiedenheit  der  Bundesrersammlung.  F^  sollen  nämlich  entscheiden 
i)  in  dem  engern  Rath  die  »absolute«  c)  Mehrheit,  3)  in  i^  ^^ 
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fiDiB,  »eine  auf  zwei  Drittheile  d6r  Abstimmnng  benihende  Stimmen« 
nrfiriclt«  ^.  3)  Bei  Stimmengleichheit  in  der  engern  Versammlung, 
steht  dem  Vorsitzenden  die  Entscheidung  zu«  «)• 

tf)  «SowoU  b  der  engern  Versammlung  als  in  Pleno,  werden  die  Beschlüsse  nach 
der  Mtkrhfi't  der  Stimmen  gefafst«.    BundesActe,   Art,  7.  —   Zu   vollständiger 
Ufb^rslcht  der  Stimmenverhältnisse  überhaupt,    diene  Folgendes.     Die   zu   einem 
ahxaras&eüden   Beschlufs    abgelegten    Stimmen,    sind    entweder   einhällig,    d.  h. 
dorriiaas  ulrereinstimmend  (einmüthig,  vota  unanimia),  oder  getheitt  (vota  divisa 
6.  diTersa).    Sind,  im  letzten  Fall,  die  Stimmen  nur  einfach  getheilt,  das  heifst, 
sprechen  sie  mehr  nickt  als  zwei  verschiedene  Willenserklärungen  aus,    so  sind 
dieselben  entweder  gleich  getheiU  (rota  paria),    oder  ungleich  getheilt  (vota  im* 
paria).    Hier  heifst  der  Theil  der  einverstandenen  Stimmen,   welcher  der  »ahl- 
reichere ist,  die  Stimmenmehrheit  (vota  major^  s.  plurima),  der  weniger  zahlreiche 
heifk  die  Minorität   oder  Minderheit    (vota  minora).      Sind  aber  die  Stimmen 
mehrfach  getheilt,    das  heifst,   sprechen  sie  mefir  als  zwei  verschiedene  Willens- 
rrklaningen  aus,   so  sind  für  diese  die  Stimmen  entweder  gleich  getheilt  (z.  B. 
bei  11  Stimmen,   sprechen  4  ^^  J^dc  von  drei  verschiedenen  Willenserklärun- 
gen), oder  ungleich  getheilt.     Im  letzten  Fall,    ist  absolute  Mehrheit  vorhanden, 
wenn  for  eine  derselben  der  grössere  Theil  aller  Votanten,  mithin  mehr  als  die 
HUfte,  sich  erUart:  relative  oder  respective  (verhalt nifsmäsige)  Mehrheit  hingegen 
leigtiich,  wenn  für  eine  der  verschiedenen  W^illenserklärungcn  nur  eine  gröfsere 
Asahl  von  Votanten  stimmt,  als  für  jede  der  übrigen  einzeln  genommen,  z.  B> 
weiin  von  la  Votanten,  5  für  die  erste,  4  für  die  andere,  3  für  die  dritte  Wil- 
lenierUlrung  stimmen.    Vergl;   §.  126  a.    —    Da,   in  gesellschaftlichen  Verhält- 
nissen, Entscheidung  durch  Stimmenmehrheit  ursprünglich  nicht  gilt,    sondern 
nur  dann,  wenn  sie  durch  Vertrag,  und  nur  so  weit  als  sie  durch  diesen  fest- 
gesetzt ist,  so   ist  mit  jener  relativen  Stimmenmehrheit  auch  die  absolute  ein- 
geführt; nicht   lungekehrt.     Für   den  engern  Rath  der  B.  V.,   haben  aber  die 
Gruodvertrage  des  Bundes   bis  jetzt  blofs  die  absolute  festgesetzt,    das  Wort 
« absolute 'V  hier  in  dem  gewöhnlichen  Sinn  genommen.  —  In  dem  Plenum,  sind, 
bei  der  Abstimmung   mehr  als  zwei  entgegengesetzte  Willenserklärungen  nicht 
denkbar  (§.  124). 

^)  So  hettimmen  es  die  BundesActe,  Art.  7,  u.  die  wiener  ScIilussAct<e  v.  1820, 
irt  11  m  11,  auch  Art.  38.  —  Die  wiener  CongreL Verhandlungen  über  die 
Irage  von  der  Stimmenmehrheit,  findet  man  in  Blübebs  Acten  etc«,  Bd.  11, 
S.  409,  463,  466  f.,  473  f««  4^  U.497*  Die  Verhandlungen  über  dieselbe  Frage, 
in  den  wiener  MinisterialConferenzeu  von  1819  u.  i8ao,  finden  sich  in  den  (un- 
gedruckten)  ProtocoUen  derselben,  Num.  3,  10,  18,  19,  20  u.  23. 

0  Der  Aasdrack  "absolute»   Stimmenmehrheit  findet  sich  in  der  BundesActe  und 

4  der  wiener  SchluIsActe ,  a.  a.  Oi ,  ohne  nähere  Angabe  seiner  Bedeutung.  — 

^  den  ProtocoUen  über  die  der  Schlafs  Acte  vorausgegangenen  MiniSterialCon- 

ferroxen.  desgleichen   in  einem  GommissionsGutachten  in  d.  Protoc.  der  B.  V. 

'.  1819,  S'  »35,  S.  4^7  (der  Orig.Ausg.)«   wird  auch  das  Wort    " relative»  Stirn- 

Bwnmehrheit  ausdrücklich  gebraucht,    und  zwar  von    der  für   das  Plenum  fest- 

gftetzten  Stimnicnmehrheit  ron  zwei  Dritthetlen.    Diesem  Ausdruck  wird  daselbst 

tia  sonst  ungewöhnlicher  (man  s.  vorstehende  Note  a)  Begriff  beigelegt.   Solchem 

ffS^nüber,   wäre  die  natürliche  Berechnungsar t  ditr  Stimmenmehrheit,  wo,   bei 

«ät^ch   getheilter  Willenserklärung   der  Gesellschaftglieder,    diejenige  für  die 

Mehrheit  gilt,    worin  mehr   als   die  Hälfte   aller  Stimmenden  übereinstimmen, 

•huihae  zu  nennen;    denn  diejenige  positiv  festgesetzte ,    nach  welcher  erst  zwei 

l^iläKile  der  Stimmenden,  d^rch  Uebereinstimmung  die  Mehrheit  bilden  sollen, 

K^Bkci's  affenü.  Becht  4.  Attfl.  10  . 
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wird,  alt  Gegentatis  von  Jener,   In  den  angeführten  Protocollen  und  GuUcliiti 
relative  Stimmenmehrheit  genannt- 

d)  Auf  dem  wiener  Congrefs  ward  ein  k.  sächsischer  Antrag,  dafs  in  dem  Fienuoi 
überall  keine  Stimmenmehrheit  gelten  möge,  vielmehr  allgemeine  üehereintün 
mung  für  erforderlich  su  achten  sey,  abgelehnt.  Klvbkb's  Acten  etc.  Bd.  D. 
S.  4^^«  —  Zu  einer  entscheidenden  Mehrheit,  gehören  also  auf  das  Weoi^: 
i)  in  der  enf^em  Versammlung  von  i7  Stimmen  9;  2)  in  dem  Plenum  tob  6q 
Stimmen  47,  hier  HessenHomburg  (.$.  to8/^  u.  116)  mitgesahlt  Vorjäolige 
Geschäftsordn.  der  R.  V.  f.  3o.  Oct.  1B16,  Abschn.  I,  in  KuiBn's  StsstsvciiiT, 
Bd.  n,  S.  i4t  und  in  Ebendess,  (^uellensammlung ,  Num.  V.  —  Bei  der  en^era 
'  Versammlung  ist  hier  der  Fall  einer  mehr  als  eweifachen  gleichen  Theiliug  der 
Stimmen  unbestimmt  gelassen.  Man  s.  den  folg«  ^  —  Von  dem  Ctwick  iuh) 
yerhältnist  der  Stimmen,  oben  %  112. 

•)  Bundes  Acte,  Art.  7.  Vergl.  unten  $.  190*  Beispiel,  wo  diese  DccisifStifluitf 
ausgeübt  ward,  in  d.  Protoc.  t.  i8a6,  §.  34*  —  Stimmengleichheit  (gleich  gethrilte 
Stimmen,  vota  paria)  ist  vorhanden,  wenn  bei  dem  Mangel  allgemeiner  Leber- 
einstimmung  der  Stimmenden,  für  die  eine  von  twei  verschiedenen  Bestioioiun- 
gen  des  7.u  fassenden  Beschlusses,  eben  so  viel  Stimmen  sich  -  erklären  aU  iur 
die  andere.  Für  diesen  Fall  in  dem  engem  Rath,  ist  dem  VorsiUendeo  ein 
Entscheidungsrecht  beigelegt;  ein  Recht,  welches  oft  auch  entscheidende  Stimme 
oder  votuni  dccisivum  genannt  wird,  doch  nur  im  engern  Sinn,  weil  im  nci- 
tern  alle  bei  Abfassung  des  Beschlusses  in  Betrachtung  eu  siehenden  Stimtnes 
entscheidend,  also  nicht  blofs  ratbgebend  oder  consultativ  sind.  Jenes  hx- 
scheidungsrecht  könnte  nur  dann  eintreten,  wenn  unter  den  17  Stimmen  wenig' 
stens  eine  aus  rechtmäaiger  Ursache  in  dem  vorli^enden  Fall,  s.  B.  ivegn 
Betheiligung,  für  activ  nicht  eu  achten  wäre,  oder  der  Stimmführer  sich  der 
Abstimmung  erlaubterweise  freiwillig  enthielte  (f.  i55  u  i63).  Indess  beitit  es 
in  der  Forläuf.  GesMfiordnung  der  B.  V.:  «Zu  einer  gültigen  Beschlursnaliine 
'  gewöhnlicher  Art  (wosu  Slimmeneinhälligkeit  nicht  nöthig  ist),  wird  tu  der 
engern  Bundesversammlung  die  AS  gäbe  von  wenigstens  9,  so  wie  in  einer  Pln^r- 
Versammlung  von  wenigstens  4^1  einverstandenen  Stimmen  erfordert*.  ^^^] 
«  Bei  vertraul/chm  Berathungen  bedarf  es  keiner  bestimmten  Anxahl  okiitgthnifT 
Stimmen».  Wenn  es  aber  dort,  eu  einem  gültigen  Beschlufs^  der  wirkliche 
Abgabe  von  wenigstens  9  einverstandenen  Stimmen  überall  bedürfte,  so  wäre 
ein  Gebrauch  der  DecisivStimme  nicht  denkbar,  folglich  die  defshalb  in  <^ 
BundesActe  enthaltene  Vorschrift  durch  die  Vorlauf.  Geschäftordnung  suH 
schweigend  aufgehoben  worden.  Bei  der  Umfrage  über  PrivatReclaoiatioflen, 
und  bei  Streitigkeiten  der  Bundesglieder  unter  sich ,  haben  die  Gesandten  a^i 
betheUtgten  Bundesglieder  sich  der  Abstimmung  eu  enthalten  ($.  if^)-  ^^^ 
sinkt  die  Zahl  der  Stimmenden  auf  16  oder  weniger  herab.  Sollte  auch  1»^^ 
KU  einem  gültigen  Beschluß  des  engern  Raths,  die  Abgabe  von  wenigstens^ 
einverstandenen  Stimmen  erforderlich  seyn?  —  Von  Stimmengleiehhett  bei  Wao 
len  der  Mitglieder  au  B,  T.  Commissiimen ,  unten  §•  i5a,  d. 


§•     i2,6.  (120.) 

Fortsettun  g. 


a 

IV)  Unbestimmt  ist  noch  der  Fall,  wenn  bei  einer  Abstimmuog  iß 
dem  engern  Rath,  mehr  als  zwei  entgegengesetze  Wüleoserklarung^" 
({.  195  a)  für  den   abzofassenden  BeachloTa  sich   ergeben,  nnd  S^  ^^ 
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^oa  üttcn  m^  aIa  ^  Hälfte  der  MitjgUeder  ubet^einstimmen  •)•    Y)  Feblt 
bn  einer  AbstimmoBg  in  d^m  Plenum  die  Mehrheit   von  xwei  Drittheilen, 
oier  kann  man  m  einem  Fall',  wo  Stimmeneinhällighcit   zur  Entocheidungi 
KT  es  in  dem  Plenum  oder  in   dem   engern   Rath,  nothwendig  ist,  dazu 
oidit  geUnjen;  so  kommt  ein  Beschlufs  nicbt  zu  Stande,  sondern  es  bleibt 
<fie  Sack  in  der  seitherigen  Lage*    USnnte  sie   aber  darin    nicht   bleiben, 
z.  B.  vreil  die  Pflidit    zu    Erfüllung    einer    gesets-  und  yertragmasigen 
rerhinifkXkat  eine  Entscheidutig  fordert^  so  müfste  man  trachten,   durch 
ffnfederholle  Umfrage,    oder    auf   andere    gewillkührte   Art,    z«   B.    durch 
\WtrJer,  Scliiedsrichter^  oder  Loos,  einen  Beschlufs  zu  Stande  zu  bringen  ^). 
r^elaoge  dieses  nicht,  so  würde  dessen  ungeachtet  die  Mehrheit  der  Bundes- 
g^noneo  ihrer  Willenserkläning ,  wenn  es  th unlieb,  in  ihren  Gebieten  so 
Tveit  Folge  zu  geben   berechtigt    seyh,  als  solches   mit   den   Gerechtsamen 
Aer  Gesammthelt   and   der  unter   der  Minderheit  begriffenen  Bundesstaaten 
vereinbar  wäre  «).     YI)  Die   Regel   von   der  Bescblufsfaasung  durch  Stim- 
nenaidu'beit  leidet  Ausnahmen;  doch  nur  in  solchen  Fällen,  fitr  welche 
^«tk. Grundgesetze  des  Bundes  Stimmeneinhälligkeit  (yota  unanimia)  als 
notlimdig  erklärt  ist    (§.  127  —  i3o)  und  auch  da  nur  bei  de&nitiren 
Beschlüssen,  nicht  bei  blofs  Torbereitenden  .(§.  124)   und   solchen,  welche 
die  Toriäofige  Frage:    ob   der  Gegenstand    zu    den    Ausnahmen   gehSre? 
klKfien^. 

•i  Obt  positire  Bestimmung  entscheidet  hier  die  relative  Stimmenmebrheit  nicht; 
dai  Wort  im  gewöhnlichen  oder  aaturlicfaen  Sinn  genommen,  nicht  in  dem  oben, 
t  »5,  Kote  c,  erwähnten.  —  Ein  Fall,  wo  bei  der  Wahl  eines  Mitgliedes  su 
4gm  Militär Aosschufs,  die  Wahlstimmen  fiir  drei  Mitglieder  der  B.  Y.  gleich 
getiitilt  waren,  kommt  vor  in  d.  Protoc.  r.  18^49  %>  75.  Man  s.  unten  §.  i5i,  a, 
—  Bd  gleichem  Recht  aller  Stimmluhrer,  nimmt  für  den  Fall,  wenn  die  Stim- 
met mkr  als  zwei  Willenserklärungen,  lud  swar  in  ungleicher  Zahl  aussprechen, 
iBrBfi|el:  «eam  sententiam  debere  esse  potiorem,  cui  paueiores  adversantur^, 
Jo.  (Jat  »I  Cmuna ,  Disqu.  de  eo  q.  j.  e.  cirra  yotorum  disparitatem ,  ex  pari 
«ufTrigaBtiam  jure,  $.11;  in  seinen  Opusc.  T.  IL  p.  447.  Auch  auf  die  Wahl 
einer  Pereon  wendet  er  dieses  an,  §.  i4>  Nur  wenn  Gleichheit  der  mehr  als 
cwc^ick  gethetlten  Stimmen  vorhanden  ist,  will  er  f.  16  andere  Entscheidungs 
irten  ulassen,  s.  B.  wenn  Ton  16  Stimmfuhrem  für  jede  von  4  Terschicdenen 
Xcnongeii  4  stimmen. 

^)  1^  dai  positive  Bundesrecht  für  diesen  Fall  eine  ausdrückliche  Bestimmung 
^^  enthalt,  so  ist  dieselbe  aus  dem  natürlichen  Gesellschaftrecht  «u  ent- 
^oen.  Da9.  Nkttslbladt,  System,  elementare  imiversae  jurisprudentiae  natu- 
nfi5\  J.  387  seq. 

^  Ofaic  diese  Beschränkung  würde  die  Mehrheit  ihre  Willenserklärung  gegen  die 
Mimierheit  auch  bei  dem  Mangel  eines  verfassungsmäsig  festgesetzten  Gesammt- 
«iHeas  durchsetisen  können;  welches  mit  den  klaren  Bestimmungen  der  Bundes- 
^  Art.  6  und  7,  nnd  der  wiener  SchlufsActe,  Art.  10  bis  i3,  eben  so  wenig 
dl  mit  dem  Geist  der  Bundesverfassung  eu  vereinigen  wäre.  —  Dag^en  heifst 
n  10  einem  CommissionsGutachten,  in  d.  Protoo.  der  B.  V.  r.  1819,  $.  i55, 
$^4:3  u.  f.  der  Orig.  Ausg.,  wie  folgt.  «Sind  aber  die  organischen  Einrichtun- 
^,  wie  wohl  die  meisten,  von  der  Art,  Mass  sich  eimielne  Bundesglieder,  ohne 
Sifbtbeil  aller  übrigen,    nicht  davon  ausschliefen  dürfen,    oder  dafs  sonst  die 
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Mi4itegel  im  OaaBen  niclit  durehsvltiiren  ttokt;  so  tSli^  dl«  MebnaKl  derB» 
ideflgliecier  sich  freilich  in  die  Lage  ge*eUt,  nichl  sowohl  die  Mindenalilf  durrk 
einen  Beschlufs  nach  Stimmenmehrheit  ^  Terblndlich  ku  mach^,  als  vielmehr  ne 
sur  Erfüllung  der  Bundesswecke  und  su  den  nöthigen  defsfallsigen  Eiiirickhui- 
gen,  wie  auch  eu  ihrer  Terhältnidmasigen  Theilnahme  und  Mitwirliimg  darao. 
•nfmfordem.  Letetere  aber  lafst  sich  nie  rerweigem,  so  bald  man  nicht,  was 
«uch  Indirect,  aufhören  will,  Bundesmitglied  sn  seyn».  Ein  solches  WoUeo 
wdrde  dem  Art.  5  der  wiener-  SchlulsActe  Ton  i8«o  widerstreiten. 
d)  Bafs  in  den  Fällen ,  wo  ein  (definitiver)  Beschlufs  nur  durch  Stimmeneiohä 
ligkeit  gefafst  werden  kann  (|.  127  u.  f.),  diese  EinhälUgkeit  auch  bei  eincin 
vorbereitenden  Beschlufs  in  dem  engem  Rath  nothwendig  sey,  behauptet,  ivc«ca 
der  allgemeinen  Fassung  des  Art.  7  der  Bundes  Acte,  Rcdr^bt,  in  d.  Reckt  d« 
teutschen  Bundes,  Tit.  I,  Gap.  VII,  §.9.  —  Nicht  alle  Falle,  wo  unanimn er- 
forderlich  sind,  gehören  vor  das  Plenum  (§.  tsS,  verglichen  mit  §•  127  q.  139). 
Auf  die  dahin  nicht  gehörenden  Fälle,  bezieht  sich  die  aUgemeine  Fasiiugdei 
Art»  7  der  BundesActe ,  dafs  «weder  in  der  engern  Versammlung  noch  in  den 
Plenum ,  ein  Beschluls  durch  Stimmenmehrheit  gefafst  werden»  dürfe.  In  allen 
andern  Fallen  streitet  die  Bechtsvermuthung  für  die  Regel  der  Stimmeomehrfaeit 
in  dem  engem  Rath{  um  so  mehr,  da  im  ersten  Absats  des  Art.  7  (vergi.  mit 
BLVBxa's  Acten  des  w.  Congr.,  Bd.  ü,  S.  4^4)  ausdrücklich  gesagt  ist,  daii 
daselbst  nach  StimmenmeArheit  zu  entscheiden  sey,  wie  fem  ein  Gegen&Uiid 
nach  der  Bestimmung  des^Art.  6  vor  das  Plenum  gehöre,  und  da  dieser  Art.;, 
mehrere  Falle  nennt,  wo  unanimia  erforderlich  sind.  Mit  dieser  letzten  Bestim- 
mung des  Art.  7,  ist  zugleich  stillschweigend  festgesetzt,  dals  auch  die  vorimtf^t 
Frage:  ob  ein  Gegenstand  zu  denen  gehöre,  über  welche  durch  StimmeniDCbr- 
heit  ein  Beschlufs  nicht  gefafst  werden  könne?  im  zweifelhaften  Fall  ihre  Eni 
•cheidung  durch  Stimmenmehrheit  erhalten  soll.  So  auch  das  ComouMioB- 
Gutachten,  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  t.  1819,  §.  iö5,  m,  1,  S.  479  der  Ongioal' 
Ausgabe.  Anders  auch  hier,  Rvdhart  a.  a.  O.  Cap.  VII,  $.  1 1  u.  18.  —  Unterschieden 
von  dieser  rorlaufigen  Frage,  ist  bei  organischen  Einrichtungen  die  Vorfrage: 
ob  solche  Einrichtungen  unter  den  obwaltenden  Umständen  nothwendig  <€)<»• 
Zu  deren  Entscheidung  sind  unanimia  erforderlich.    Man  s.  $•  198. 


§.    127.  (121».) 

Autnahmen  von  der  Regel  der  Entscheidung  durch  Stimmenmehrheit, 

Sowohl  tn  dem  engern  Rath  als  auch  in  dem.  Plenum  (§«  *-- 
und  1261I),  kann  ein  BeschloTs  durch  die  vorhin  erwähnte  Stiinnienine°^ 
keit,  aasnahmweise,  nicht  zu  Stande  kommen,  in  folgenden  zehn 
darch  die  wiener  SchlufsActe  von  1820  «)  (zum  Theil  auch  schon  dnrc) 
die  BundesActe)  bestimmten  Fällen  *).  Wenn  es  betriflPt:  1)  Annalim( 
neuer  Grundgesetze  des  Bundes  (§.  55.  u»f.),  oder  Abänderung  00 
bestehenden  ,<^);  2)  organische  Einrichtungen,  das heifsti bleiben 
Anstalten  ab  Mittel  zu  Erfüllung  def  angesprochenen  Bundeszweche  } 
3)  Aufnahme  neuer  Mitglieder  in  den  Bund  e);  4)  Religions 
Angelegenheiten  A  In  allen  dieseiS  Fällen  wird  zu  einem  Besclilu/J 
StimmeneinhälHgheit  (vota  unanimia)  erfordert  <?^). —  Ausser  den  wf 
genannten  vier  Ausnahmefällen ,  sind  in  andern  Artikeln  der  wiener  Schißt*" 


1»  Absphn.  BcfflbiiiDUOg  u.  Wirkungsbefi^gnifs  etc.     £49 
Xei6  Book  leeks  andere   festgesetst,   wehche  unten   ($.   199)  angegeben 

4)  Wiowr  ScUu&Acte  ▼.  1820,  Art.  i3  bis  16$   hier  rollständiger  tind  umfassen- 
der« aÜsia  der  BimdesActe,  Art..  7,  geschehen  war,  wo  nar  vier  AusnafameföUe 
bessnBl  waren.     Doeh  steht  die  im  ESngang  des  g^nw artigen  §.   angegebene 
va&tmihte  Bestimmung,  dafs  die  Ausnahmen  sowohl  ftir  das  Plenum  als  auch 
fSa  iea  engim  Roth  gditen  sollen,  nur  in  der  BundesActe. 
/V /]Üe  wie&er  SebluTsAcie  enthilt  swar,  in  dem  Art.  i3,  eine  AufkäMung  von  nur 
mr  (in  gegenwinigem  $^  angegebenen)  Ausnahmeflllen,  abar  sedu  andere  kom- 
nen  daria  serstreut  in  andern  Artikeln  vor.    Von  diesen  s.  man  unten  $.199.  — 
Die  Gtttkkke  der  Verhandlungin  über  Entscheidung  durch  Stimmenmehrheit  in 
der  B.  V.,  und  über  die  Ausnahm^  von  dieser  Regel,   ist  drei/ach,    1)  Die 
VtthamBnngen  auf  dem  tresner  Congress  stehen  in  KLihiEa'B  Acten  des  wiener 
CaagrcHM,  Bd.  D,  .6.  466  £,  47^9  483  u.  497,  dann  S.  35o,  35i  ff.,  407  ff., 
4m  £,  4^4  f*«  4^1  f'     ^)  Diejenigen  in  der  BundssvetsamuUung,  findet  man  in 
der  Torliaf.  Geschäftordnung  ron  i8t6,   Abschnitt  I,    wo  die  Bestimmung  der 
BoodcsActe  wörtlich^ wiederholt  wird  (in  KLeasa^s  Staatsarchiv,   Bd«  11,  S.  16, 
»ttk  m  Sbeadess.  ^^ellensammloi^,  Num.  Y),  und  in  den  ProtocoUen  der  B. 
V.  T.  1B19,  i  4^^  11^  n.  i55.    Eine  Erörterung  über  die  Eintlieihmg  der  Armee- 
Corp«,  im  iUärs  1819,  leitete  die  B.  V.  auf  die  Nothwendigkeit  cnner  genauem 
Bttüauaung  der  FälU,    in  welchen  Stimmenmehrheit  nicht  entscheide.     Dieses 
«eraalafite  die  Erwälilung  einer  Cononission,  welche  ein  Guiachten  crstatteie  Über 
die  Begriffe  von  Grundgesetzen,  organischen  Einrichtungen  und  übrigen  Oetefsen 
im  Bioides  (obos  $.  55,  a>,  und  über  die  Frage,  welche  Berechtigangen  unter 
dca  jttribas  singulorum  zM  verstehen  seyen.    Die  B.  V.  besehlofs,  dafs  ron  den 
cHKhiea  Gesandten  Instruction  hiarüber  einsuholen,  inzwischen  aber  bei  ovga- 
JÜM'faea  Einrichtungen  nach  .  den  Anträgen    der  Gommissio» ,    als  doctnneller 
AusIcgoDg,  und  nach  der  bisherigen  Uebung.  zu   verfahren  $ey<.     Dieses  Qut- 
tditeB  sieht  In  der  Quartausgabe  der  .ProtocoUe  der  B.  V:,  Bd.  Vni,  S.  tf6<, 
■•ioT.  Mitaa's  Staatsacten,.  Tb.  n,   8«  ii«e.    Hierauf  kam  3)  die  Frage  von 
des  Aasaahmen  von  der  Regel  der  Stimmenihehrheit  •  in  den  wiener  MitttMUfkal- 
Cfmferauta  von  1^19  u.  1890,  in  zehn  SttKun^^n  zur  Sprache.    Es  vfar  hiezu  ein 
figcaer  Ausschufs  efpannt,  der,  nach  einer  Reihe  von  Conferenzen,  Vorschläge 
äherpb,  worauf  nach  mdirfacher  Aenderung  und  vidseitigen  Erörterung^  end- 
iic&  ia  die  SchhifsActe,  die  im  gegenwärtigen  und  dem  folg.  §»119  angegebenen 
Bes(iBnmigen  aufgenommen  wurden.     Diese  Verhandlungen  ündet  man  in  den 
^'oer  ProtocoUen  der  Sitzungen  3,  3;  iQ*  17,  18,  19,  ao,'as<y  aS  u.  949  ^^^ 
AlSor,  u.  1.  Dec.  1819,  vom  8.  Jan.,   ai  Fehr,^  4-9  8.  u.  99.  März,  i5*,  19. 
u.  I4.  April  1830,  —   Schriften  über  die  Frage  de  ctuüu4  a  jur§  majorum  (seil. 
viHsrum)  eseepiis^   insbesondere   von  den  Recfoen  der  Emueinen,   s.  in  Füttbb's 
IX\SL  %tß  fL     lUt'ittB's  JUt  |.  io35  n.  f.    jU  C.  Scbkoicobb,  Eiern,  juris  nat., 
lodalis,   et  gentium  (Groning^  1775«  8.),  §«  689.sq<|[.    H.  H.  Gaoa  Naturreeht, 
i  164.   XrrTHiuni's  Darstell,  der  Verfass.  des  t.  Bundes,  S.  66  ff.    £.  F.  Oioaaxi, 
«b  ond  in  wie  fem.  jus  eundi  in  partes  auf.  tentsche  Landes-  und  Stände ver- 
^äiunlungen  anwendbar  ieyl  Stuttg.   1817.  8.     Woldbx.  SarTrAHTH,  ,Diss.  de 
finbtts  circa  jus  decidendi,  quo  vota  majore  in  comitiis  utuntur  (lips.  1816.  4.), 
?•  75  sqq. 
'  V«  der  bestimmenden  Erklärung  bestehender  Grundgesetze ,  unten  $.  iSa  < 
h  WicBer  Scblufsaete,  $,  i3.     Beschlüsse  für  organische  Einrichtungen  des  Ban- 
^  sind  anordnende  nnd  einrichtende  Bestimmungen  für  Ausbildung  solcher 
Boadesverhaltnisse,  die  durch  den  erklärten  Bundeszweck  (§.  106)  bedingt  sind. 
ßa  BuadesActe,  Art«  6»  neollt  als  G^ffensoiz  der  «organischen  Bandeaeiartch- 


1^  L  TheiL  UL  Cap.  Band^syersammlinig. 

'  fimgeA»,    dk  «gemeinnütaigen  AnordnuBgai  tonttiger  Art»,  welebe  ku  den  j 

benxwecken  des  Bundes  geboren  (§.  106).  —   Nur  su  Einführung  Bleibender  \ 

stalten,  als  Mittel  su  Erfüllung  der  ausgesprochenen  Bundeszwecke,  nvird  Sil 

meneinhälliglieit  erfordert;    also   nicht    auch    ui  vorüSer^Aenden ,    namentl 

frowtoriichen,   als  «einstweiliger  Aushiilfev.     IntenmBeachlufs   &xt  B.  V.  m 

39.  Juli  1819,  in  d.  Protoc.  t.  18199  V  i&&«   Num.  11 ,  9,   S.  474  ^^^  ^-^ 

gäbe*   —    IHe   Bemühungen^  in  der  Bundesversanunlimg ,    und   hi  den  wiei 

MinisterialConfereosen  von  181O9  einen  klaren,   richtigen  und  logisch  tchaii 

B9griff,    der  organischen  Einrichtungen  ftstausetsen,    aind  oben  <§.  55,  Not« 

u.  (.  Ö7,  Kote  a)  angegeben*     Eine  frühere  Redaction   der  SehlufsActe  spr^ 

von  gemeinuülngen  Anordnungen,    die  «entweder  der  Natnr  einer  organisc^ 

Einrichtung  sich  nähern,   oder   ausser   den  bestimmt   ausgesprochenen  Band 

Ewecken  liegen».     Vergl.  unten   §.  199,  Note  g.     Der   Ausdruck  «oi^aniJ 

Einrichlungen  »kam  auf  dem  wiener  GongreCs  suerst  tot,  in  dem  Ton  Oestra 

im  Mai  i8i5  Torgelegten  Entwurf  der  BundesActe,  Art.  7«    dann  in  einem  l 

.  steinisehen  Votum.    BLitem's  Acten,  Bd.  D,  S.  3i6  u.  35o.     Der  Freiherr  \ 

Gagern  9 '  welcher  als  luxemburgischer  Gesandter  auf  dem  wiener  Congrefs  j 

Conferensen  über  die  BundesActe  beiwohnte,    schrieb   im  J.  1816  (in  Ud« 

Nemfsia,  Bd.  Vü,  8t.  4,  &  600,  Num.  X):  «Was  sind  organische  Gcsetxe,  1^ 

was  sittd  ihre  Grenxen?    Das  Wort  war  leicht  gefunden,    aber  die  Sscm 

Vergl,  auch  L.  v.  Dutscn  Beiträge  etc.,  S.  3i— 36.  —    Ausftihrlich  Terbrd 

sich  über  diesen  Gegeostand  der  gutachtliche  Gonimissi#nsBertchi  su  f.  dt  «j 

Proioc.  der  B.  V.  r.  17.  Febr.  1817,  S.  65  — 87  der  Original  Ausgabe,  und 

angefi  InterimBeschlufs  r.  99.  Juli  1819,  Num.  B,  9,  S.  471  ff» 

9)   Diese  Stelle,   betreffend  die  Aufnahme  neuer  Mitglieder,  kam  auf  würtemim 

achen  Vorschlag  in  die  wiener  SchluCsActe,  Art.  i3,  vergl.  mit  Art.  6,  ^0  d 

selbe  festgesetat  ist.    Man  s.  das  wiener  MinisterialConferensProtocoll  Num* 

▼.  19.  Mars  182a  ^  Beispiele  solcher  Aufnahme,  ausdrücklicher  und  stilkch«^ 

gender,  oben  (.  107  u.  108 ,  e. 

J)  Causae  ecclesiasticae  publicae.    Vergl.  BundesActe,   Art.  169    u.  unten  i  ^ 

6ia  u.  ff.,  u.'626.    L.  T.  DaKscB  Beiträge  etc.  S.  87.  —  Die  BundesActe,  Art 

hatte  wenigstens  sweifelhalt   gelassen,    ob   sie  die  Hfrchenangeleg^heiten 

öffentlichen  Bechtes  zu  den  juribus  singulorum  rechne.     Sie  bagt: ^ 

jura  nngulorum  oder  BeligionsAngelegenheitenv ,  okne  disjunefives  Comma 
dem  Wort  oder,  und  auch  mit  Auslassung  des  absondernden  Wortes  auf,^ 
oder.    Gerade  so  lautete  auch  früher  schon  diese  Stelle  in  der  auf  dem  wiei 
Congrels  entworfenen  Neuen  oder  re^idirtea  Abfassung  der  BuudesActe,  Art 
Blvsxa's  Acten  des  wiener  Congr. ,  Bd.  11 ,  S.  483  u.  601.    Dagegen  lautete  c 
frühere  Beschlufs  in   dem  dritten  wiener  Con#ereusFrotocoH   ^.  ^  ^'^'  * 

ao : -.—  «  ^uf  jura  singulorum  und  auf  HeligionsSachen  ».     Ri.**kr  s  an 

Acten.  Bd.  n,  S.  4ot.  Und  eben  so  wurden  in  der  üeborsetaung  des  Art. 
in  dem  a^  59  des  Acte  final  du  congres  de  Vienne,  die  Rechte  der  Ein^'^ 
Ton  den  ReligionsAngelegenheiten  unterschieden  (« cbaque  Ibfis  qu*n  s'sf^^a  j 
de  droits  individuels,  ou  «Pai&ires  de  religion»;  mit  einem  uA^vs^^h&äetA 
Comma,  und  nieht  schlechthin:  ou  affaires  eto).  —  Wann  ReligioösAiig<?l^g^ 
heiten,  in  dem  oben  angegebenen  Sina,  in  der  B.  V.  au  verhaudel»  »e)'^^ 
unten  §.  146,  Note  /  „^ 

g)  Zwar  sagt  die  wiener  SchlufsActe,  in  dem  Art.  i3,  von  diesen  vkr ^  \ 
ausdrücklieh  mehr  nicht,  als  dafii  bei  ihnen  «ein  Bescblttft  durch  dtintmtl 
mehrheitnitkt  Statt  finde».  Aber  in  den  nächstfolgenden  Art.  14 1  ^'^J 
au  organischen  Einriciitungen  aasdrücklich  «Slimmenef'iiAd//f>Xt*tl«^,  ^  ^^^  .^^ 
oben  (Note  h)  angejceigten  Verhandlungen  des  wiener  Congresses«  ^  ^^^  | 
YCrsMimlnng,    und  der  \>rnier  MiniaterialConfirrenzen  von  1819  «•  ^^'  ^ 
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Uar  der  Witt«  der  Bandetstifler  berror,  dafs  in  allen  Tier  Fällen  za  einem 
Beiclihilb  ScimineneiBliiilligkeit  erforderlich  sejn  solle.  Beispielweise  s.  man 
HL«m%  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  II  ^  S.  4^  u.  477.  Vorlauf.  Geschäft- 
orda.  der  B.  V.  t.  1816,  Abschn.  L  Protoc.  der  B.  Y.  y.  1819,  §.  ii5  (aament- 
Uch  der  Beschluls),  u,  §.  iS5.  Protocolle  der  wiener  MimsterialCouferenaen, 
▼,  19.  B.  «4-  April  i8tia 


NametUUeh  hei  organischen  Einrichhmgen, 


I)  *Definiti?e  Abstimmung  über  Gegenstände  der  vorhin  ({•  127) 
g«ninnten  Art,  liann  nar  nach  genauei^  Prüfung  und  Erörterung 
der  den  Widerspruch  einzelner  ßnndesglieder  bestimmenden  Grunde,  deren 
Dtrlejung  in  lieinem  Fall  verweigert  werden  darf,  erfolgen«  «).  II)  »Was 
insbesondere  die  organischen  Einrichtungen  (§.  127,  Num  2)  l>e- 
tnift,  so  mnfs  nicht  nur  über  die  Vorfrage,  ob  solche  unter  den  ob- 
waltenden Umständen  nothwendig  seyen,  sondern  auch  über  Entwurf  und 
Anlage  derselben  in  ihren  allgemeinen  Umrissen  und  wesentlichen  Bestim- 
mrmgen,  im  Plenum  und  durch  Stimmeneinhälliglieit  entschieden 
werden.  Wenn  die  Entscheidung  zu  Gunsten  der  vorgeschlagenen  Einrichtung 
avige&llen  ist,  so  bleiben  die  sämmtlichen  weiteren  Verhandlungen  über 
dif  A as f  uhr  n  n  g  (Vollziehung)  im  Einzelnen  der  engem  Versammlung 
öwiassen,  welche  alle  dabei  noch  vorhommanden  Fragen  durch  Stim- 
menmehrheit entscheidet,  auch,  nach  Befinden  der  Umstände,  eine 
Comniission  aus  ihrer  Mitte  anordnet,  um  die  verschiedenen  Meinungen 
und  Antrage  mit  möglichster  Schonung  und  Berücksichtigung  der  Verhält- 
nisse imd  Wünsche  der  Einzelnen,  auszugleichen«  ^). 

a)  Siod^orte  des  Art.  i3  der  wiener  Schluf&Acte  ▼.  i8ftO,    die  auf  das'Vori^ 

(j.  ir)  anmittelbar  folgen.     Dieselben  Ideen  findet  man  schon  in  einem  Coui- 

n>»»on«Gutachten,  in  d.  Protoc.  der  B.  V.   v.  1819,  J.  i55,   S,  473   derOrig. 

Avf^be.  —   Diese  Bestimmung  ward  veraulafst  durch  einen  Widerspruch  des 

lassanaKhen  Bevottmachtigten ,    der  begehrte,   dafs  bei   den  im  i3.  Art.  aufge- 

EdUtea  Ausnahmen,  namenttieh  bei  Annahme  oder  Abänderung  dcr'Grundgeselfid 

und  bei  organischen  Bundeseinrichtungen,   Siimaieneinhäik'/fhit  nur  in  so  fora 

&*  nothwendig  erklärt  werde«    als  von  den  darüber  zu  fassenden  Beschlüssen 

^t  der  Fori^sianä  des  Bundes  abhängig  sey.     Wiener  MinisterialConferenx- 

^•toeoU  Hura.  «3 ,  v.  19.  Aprtl  1810^ 

')  Worte  des  14.  Art.  der  wiener  Schln&Acte  von  1820.  —  Oestreich  hatre  früher 

iciKnin  der  B.  V.,    in  dem  Protoc  t.  ai.  Jan.  1819,  §,  4,    erldärt,   dafs  bei  , 

^  langen,  wo  es  auf  Festsetzung  von  Modalitäten  organischer  Bundcscinrich- 

^entoliomme,  die  Stimmenm^ÄrÄtfiir  als  entscheidend  «u  achten  sey;  nur  allein 

^k  Handhabung  dieses  Grundsatzes  könne  die  Bundesverfassung  gedeihen ,  so 

*«  dtuoi  VerletKung  täglichen  Stoff  eur  Auflösung  eines  Nationalbandes  berci- 

^  wurde,  u.  s.  >v.  —  Diesem  gemäfs,  ward  die,  von  beiden  Hessen  bis  dahin 

■^proehene,   Zusammensetzung  des  8.  und   des  9.  Corps  des  Bundesheeres 

iatli  StiHimenmehrbeii  festgesetzt,  in  dem  Protoc.  der  B.  V.  v.  11.  März  1819, 

^«31;  verglichen  mit  den  Protoc.  t.  4.  u.  vi,  März,  u.  v.  8.  Jul.  1819  j  §.  19» 
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4o  u«  i4a.     Auch  kam  dieser  Gegeiutaiid  aur  Spncbe,  tei  dta  Erottenngci 

über  das  .nassauische  TruppenContingenL     Man  8.  ia^en  Protoe.  v«  iSm^  did 

loco  diel.  g^dr.  SeparatProtocoUe ,  S.  3o3  ff.»  344  £ •  481  it  ik  55a  C  der  Orij^ 

AuBg«    Vergl.  unten  %,  soo,  Note  b* 


§.    129.  (12I.C) 

FQrUeixung  der  Ausnahmen  von  der  Hegel  der  Siimmenmchrhei, 

Ausser   den    oben   ($.    127)    genannten    vier   Fallen,  'bat   die  wiea 
ScblnfsActe  von   1820    nacbfolgende  sechs  Fälle  als   Ausnahinea  r 
der   Regel   der    Entscheidung   durch   Stimmenmehrheit  festgesetzt.    5)  i 
Fällen,   wo  die  Bundesglieder  zusammen  oder    insgesammt  nicht  ia  ihn 
vertragmäsigen  Einheit ,  sondern  (jeder  für  sich)  als  einzelne ,  selbstständigi' 
und  unabhängige  Staaten  erscheinen  o),  folglich  jura  singulorum  ^)  ob* 
-walten,   oder  6),  wo  einzelnen  Bundesgliedern  eine  besondere,  nicht  ia 
den   gemeinsamen  Yerpflichtungen  Aller  begriflene  Leistung  oder  Y er- 
will igung    für    den  Bund    zugemuthet  werden  sollte  ^  kann  ohne  freie 
Zustimmung  sämmtlicher   Betheiligten,   kein  dieselben  verbindeaddr 
Beschlufs  gefafst  werden«  cj.     7)  vWenn  die  Besitzungen  eines  sonrerainen 
teutschen  Hauses   durch   Erbfolge    auf  ein   anderes   übergehen,  so  hängt 
es  von  der  Gesammtheit  des  Bundes  ab,  ob  und  wie  fern  die  auf  jeneQ 
Besitzungen  haftenden  (§.  107)    Stimmen  im  Plenum  (im  engern  Raih 
kaiin  kein    Bundesglied  mehr  als  Eine  Stimme  filhren),  dem  neuen  Be- 
sitzer beigelegt  werden  sollen«  <0-     8)  Sollen  Veränderungen  indem 
gegenwärtigen  Besitzstand  der  Bundesglie^er ,   Aendei*ungen  in  den 
Rechten  und  Verpflichtungen  derselben  In  Beziehung  auf  den  Bund  bewirkeo, 
so  wird  dazu  ausdrückliche   Zustinunung  der  Gesammtheit   des  Bundes 
erfordert  «)•     Auch  kann  9)  freiwillige  Abtretung  auf  einem  Bundes- 
gebiet haftendar  SouverainetätRechte,  an  einen  Andern  als  einen  Mit- 
verbündeten, anders  nicht  als  mit  solcher  Zustimmung  geschehen  /).    Endlich 
wird  10)    zu    gemeinnützigen  Anordnungen   C$^    »06},  freiwillige 
Vereinbarung  unter  den  aämmtlichen   Bnndesgliedera  in  der  Bundesrcr- 
aammiung  erfordert  ^)« 

a)  Also,  wo  Rechte  in  Betracht  kommen,  die  den  Qundcsgliedem  mn^er  ihrm 
verfassungmäsigen  Verhältnifs  zu  dem  Bim^  .zustehen;.  Buchte,  bei  welcbeD.si<! 
als  Milglieder  der  Corporation  nicht  su  betrachten,  die.; also,  unter  der  ^^^^' 
Jcungsbefugnifs  des  Bundes  nicht  begrlfTen  sind.  Auf  solche  i^t  bier  <ier  Sioo 
des  Ausdrucks  «/rira  sinffulorunn»  (Rechte  der  Einselnen  *>droits  individ««!**  "" 
dem  art.  69  des  Acte  final  du  congres  de  Vienne)  zu  beschränken.  Sclton  ihrer 
Natur  nach,  kaim  die  Bundesgewalt  auf  Rechte  sich  nicht  eiftreckeo,  die  f*^^' 
kalb  der  Bündesverhältnisse  liegen.  Bei  diesen  ist  jeder  Biuldesgenoss,  i»  '''"' 
sieht  auf  den  Bund,  einem  Auswärtigen  (extraneo)  gleich  7.1W achten.  Kl^f  'i*^ 
jedoch,  daCs  hier  blosses  Interesse  eines  Einzelnen,  das  hei !^  ^ekhe«  w<^hl 
rerbimden  ist  mit  roUkommenem  Recht,  nicht  gemeint  sey.  Wl^  5*  '^^*  " 
Unter  obige  Bestimmung  schien  liurhesscn  die  so  genannte  west JjiäUsche  Ftfgf 
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raiwbsiiiilireo,  als  ««sich  in  der  ^.  V.  weigerte,  bei  dem  Betc&iufB  über'die- 
icibe,  die  Stimmenmehrheit  ansuerkenneüe.  Protoc.  der  B.  V.  y.  id.  'Marx  1817, 
^  101, 

ii  Die  fiM^M^dte,  Art.  7,  hatte  dm  vielMitigeii  und  oft  beetriCteneii  Ausdriicli, 
«Jura  Mgnlorumv  aufgenomtnen,  ohne  den  damit  zu.  yerbikideAden  Sinm  fest- 
lusetMo.  Gleichwohl  war,  auf  dem  wiener  Qongreu,  die;  I9oKhweiidigibtft  einer 
loicha  Beitimmuiig  nicht  uabevührti  gebliebeit.  £s  war  sogar^  iii  einem  Privat- 
von«^^,  eine  solche  Fassung  iiir  die  Stelle  der  BuiidesAicte  von  defi  Ausnah- 
ffien  von  der  Stimmenmehrheit  vorgelegt  worden,  bei  welcher  Jenetf  tudE^catimmte, 
u'eifarlier  MiCideutung  unterworfene .  Auadraek  entbehrlich  gewovden  w^re. 
fiuvAS  Acten  des  wiener  Gon^n,  B.  II,  &  497  n.  f.  AUeafidls  häUr  man 
iÜföer  Fassung  die  oben  (j^ote  a)  angegebene  nähere  Beslimmulkg.  ab.  Mtte 
AouiaJiBie  beifögen  Jiönnen,  wenn  die  Aufhahme  jenes  Ausdruehs  för  nöthig 
oder  oütxlioh  erachtet  ward.  Damit  wfire  künftigen  Zweifeln  und.  Streitigkeiten 
aui^ewi^tt  worden,  denen  ähnlich,  welche  in  Hinsieht  aef. Ausnahmen  von 
der  Regel  der  Beschlu£sfassung  durch  Stimnienmehrheit,  •  auf  ^der  allgemeinen 
Reicbienamrolang  nnd  .unter  den  Publicisten,  •  anderthalb  JahriHlndeffte  <^in- 
durdi,  eins  berühmte  Stelle  des  westphälischen  Friedens  («ubi  StaiHe.tartquam 
uuuB  corpus  considerari  nequeunt».  I.  P.  O.  art.  V.  %.  5ft.)  veranla&t  ihaitte. 
^?i>rrn  u.  Klvbicii  am  oben  §.  137  h  angcf.  0«>.  —  Bald  seigie'sich,  hei, der 
laiaetfiwKmUu»g ,  die  Unentbehrlichkeit  einer .Festset»ing!di6s;9tit- den. (ucibus 
iii^omm  SU  yerbindenden  Begrifis.  In  dem  Protoc.  \.  1819V  .f.  .i^^^rward 
H/lcke  Ton  mehreren  Seiten  her  dringend  gewünscht.  Zu  Erstattung  eines  Gut- 
arbtens  hierüber,  ward  eine  Commission  erwählt,  die  halA  nachher  ein  solches 
äb«rreichtc  Protoc.  r.  20.  JuL  1819,  f-  *^5'  "~  Hierauf  kam  dieser  Gegenstand, 
imJ.iSso,  in  den  wiener  MinisieriaJConferenzen  zur  Sprache.  Die  RedaclionsCommis- 
w«  ftr  die  Sddu&Acte,^hätle  sich  in  ihrem  Entwarf  mit  VotliddiMfat  jdiW\Aus^ 
^niclu  esthalten«^  Aber  die  k  s|b:hsisch^^B^voPmäcfltigtea  ev]dMeili.4tff  ^^^  '^ 
^'^  (i3.)  Artikel  über  die  Ausnahmen  ron  der.^timineBfnehrheit,  eine  Erwähnung 
«Irr  juriuro  singulorum  yermifsten.  Der  preussische  Bevollmächtigte  erwiderte: 
^r  jvrs  singulorum  sey  ein  Beschlufs  durch  Stimmenmejirheit  ilberl}$^fpf  ^nicht 
ceukkr;  daher  habe/ man  diesem  Gegenstand  einen  eigenen  Artikel  (i5)  gewid- 
met. Der  würtembergische  Bevollmächtigte  verlangte  in  der  folgenden  Siti^üng, 
^^  «U^  den  juribüs  singulorum  auch  diejenigen  FfiUe  möchten  angeführt  wer- 
^1  wo  «inAelnen.  Bundesgliedem  eine  besonderä,  .  nicht i  in  den«  gimeinSaimen 
WrpfliditiiD^ji  Allei<  begriffene  lieistong  oder  VerwiU%u|^  ^r  .dey^,  Buad 
ugesoimeB  wird».  ProtocoUe  der  wiener  MinistcrialConferenasen ,  ■Num.  '^9  u,: 
^1  TOD!  8.  u.  ^9,  MäcÄ  1820.  So  kam  endlich  der  Art,  i5  der.  wiener  Sclfiufs- 
Attesu  SUnd^,  worin  man  den  in  der  BundesActe  enthaltenen  Ausdruck  jVtrtf 
«rä'ii/ditnii  iswar  bdbehielt,.  demselben  aber  eine  Bestimmung  vöraikssbhickte, 
"Ml  ifl  dem  Bundcsrerhältnils  darunter,  SU  verstehen  sey*     ••  <    -      ^ 

0  ^Voiudes  Art  i5  der  wipner  SchlufsActe  y.  i8»Oj  veranlaiat  itOQ,';k.  tvüctenir 
^'p«^r  Seite.  Man  s,  die  nächstvorhergehende  Note»  -7;  -ÄfÄ  freier  Zustim;, 
'^Hfig  »ämmtlicher  Betheiligten,  kann  also  ein  dieselben  verbindender  BeschluCs, 
••3rch  Stimmenme^rAeit  gefafst  werden;  nur  zu  i^r^m  Vortheil ,"  ist  diese  für' 
«wirbam  erklärt.  Man  ver]gl.  den  ScÜufs  des  Privatvorschlags  in  ÜMJasÄ^s 
^^^  des  wiener  Congr.^  B.  B,  S.  498. 

''^Tfirte  des  Art.  16  der  wiener  SclduCsActe  v.  i8ao..  Ma»  vergib,  ^«d^-  den 
Kd.  —  Dafs  die  Worte  «Gesammtfieit  der  Bundesgliedeir  >^  9 ;  im.  Art»  >6»  po 
**ini  Art.  6  in  Beziehung  auf  Veränderungen  in  dem  Besitzstand,  auf  Stim- 
^^inhÜUglteii  hinweisen,  g^ht  schon  äus  einer  Vergleichung  derselben  Ausdrücke 
^^  aagef.  Art.  6,  in  Beziehung  auf  die  Aufhahme  neuer ^Biäidesglieder,  mit 
^  idf  Kmn.  3,  hervor,  in  welcher  letztes  Stell«  dieeeibe  Bed^tnng'  jenem 


r 
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Wovl  atttdnltUiek  beigelegt  wird.  —  Nach  der ,  durck  die  GrlMbui^  des 
Saduentiothaischen  Maanslaniines  im  J.  i995  '(§.  106  d)  erfol|;ten  Territonil 
Verandemng ,  ist  bis  jetst  keine  Bestimmung  erfolgt  über  die  Frage:  ob  uod 
von  vtem  foitan  die  StimaM  SmdutnGcnha  m  dem  Plenum  ni  fÜhrea  sej? 

e)  Wiener  8cliliilaActe  v,  )8io,  Art.  6c 

/)  WieMT  ScUwlsActe  ▼.  1810,  Art.  6. 

g)  Wieaer  ScblufsActe  r.  1830,  Art  64.  Die  ia  Wien  unter  5ttreicliisdier  Aaf 
•wbft  (Kujna's  Abhandlungen,  Bd.  I,  S.  ^o)  gefertigte  franxdsisebe  Uebendnu^ 
dieser  SchluikActe  bedient  sieh  itK%  Ausdrucks:  consentement  libre  et  luuDim 
des  gouTersemens  de  la  Gonf6dfration.  —  In  einer  sweiten  Hedaction  fiber  dk 
Frage  too  der  Sdmmeumdvhcit,  welche  ni  den  wiener  lÜuisterialCoafereBtefl 
(Protoc.  Mum.  19,  v.  8.  Man  >8m)  erörtert,  uad  nach  verschiedenen  Aesdf 
rmagen  Torlinig  genehmigt  ward,  lautete  diese  Stelle  so:  « GemeiDnut&ge  An 
Ordnungen,  weil  sie  entweder  der  Natur  einer  organischen  finndeteiDrirfatunf 
sieb  «dAtfre ,  oder  weil  sie  atustr  den  bestimmt  ausgesprochenen  Baade» wcrltn 
liegen,  können  nur  aus  freier  Vereinbarung  berrorgehen ».  Dawider  erinocrte 
in  der  nSehstfolgtnden  SiUuag  rom  19.  Mira ,  WürtenabeTg :  gemeinaatiige  in 
•riaungea  düillen  als  Ausnahmen  Ton  der  Stimmenmehrheit  nicht  ati^efölin 
werden;  die  Stifter  des  Bundes  hätten  dieselben  der  Stimmenmehriieit  oster 
geordnet.  Dessen  ungeachtet  ward,  späterhin,  die  oben  im  f.  angef.  Bcstimmunj 
in  die  SchlulaActe  au^enemmen.  Anderer  Meinung  ist  MAoass*»^'^  '•  ^ 
S*  108,  not.  t 


§.  130.  (121«».) 

Oh  tmd  tiMMM  SthnmetmehrheU  hinreichend  se^  %u  Anwendung  m 
Ansnmhmen  von  Regdn,  und  tu  Auskgung  yteriragmusiger 

Bestimmungen  des  Bundes! 


I)  Zu  blosser  Anwendung  einer    durch    nothwendige   StimraeneiQ 
halligheit  festgesetzten  Regel  auf  einen  bestimmten  Fall,  so  wie  zu  £»t 
scbeidttsg  der   Vorfrage:  ob    der  Fall   nach  jener  Regel  zu  beartheilei 
seT  ($•  i36  dj^  isl  in  der  Bandesrersammlung  Stimmenmehrhrheit  luo 
reiebend;  denn  die  Beschlafsnahme  durch  Stimmenmehrheit,  und  dafs  solch! 
in    ^m  engern   Hath   geschehe,   wo    diese  Entscheidungsart  ubcrdicft  ^\ 
gewohnlichere  ist,  haben  die  Grund  vertrage  des  Bundes  als  Regel  aufgestell 
(§.  ia3  u.  125),  in  Ansehung  jener  Anwendung  und  Vorfrage  aber,  ba 
sie    eine    Ausnahme  nicht   gemacht,   und  eine   solche  ist  auch  doreb 
Natur  der  Sache  nieht  bedingt.    H)  Ausnahmen  yon  einer  bundesrertnJj 
mäsigen  Regel  können,  da  sie  Aufhebung  derRcgelfur  einen  bestimmte 
Fall  sind,  nur  auf  dieselbe  Art  wie  die  Hegel  festgesetzt  werde»" 
AlsQ  nur  durch  Einhälligkeit  der  Stimmen,   oder  durch  freie  Zustu»^'' 
s&nmtlicher  Betheiligten,  weiin  auch  die  Regel  nur  d«rck  solche  eotst^ 
konnte,  und  darum  so  entstanden  ist;  desgleichen  nur  in  demPleoo^' 
darin  nur  durch  Stimmenmehrheit  von  '/,,  wenn  auch  die  Regel  aa«e 
und    auf   das    Wenigste    durch    solche  Stimmenmehrheit    war  i^^%^   ^ 
worden.    111)  Die  Erklärung  oder  Auslegung  der  in  der  Bunde«^^** . 
Ottthaltonen  Bestimnungen,  wenn  darüber  Zweifel  entstehen  sollten,  ^ 


1«  Absdin«  Bestimmung  u*  WirkungsbefugnlTs  etc.     1^5 

der  wiener  SchlnfsActe  von  lÖso  der  Bandesrersammlang  übeitragen,  mit 
der  Weisung,  dafs  solche  dem  Buadesz\i'ecli  gemafs  geschehen  müsse  «), 
ikr  eine  ausdrückliche  Bestimmung  der  Frage  i  ob  und  wann  Einhälliglieit 
<ier  Stimmeo  dazu  erforderlich  sej?  ist  daselbst  absichtlich  unterblieben  «Oy 
10  auch,  oh  nod  wann  dieselbe  vor  das  Plenam  oder  vor  den  engem  Rath 
^hore?  lY)  Da  bestimmende  Auslegung  einer  yertragmasigen 
ßelimmung  der  ursprünglichen  Errichtung  der  letzten  gleich  zu  achten 
iii  ($.  S63),  so  mufs  sie  auf  dieselbe  Art  erfolgen  wie  diese*  Die 
autfaentklie  Auslegung  vertragmadger  BestimmiingeB  des  Bundes  gehSrt 
demoach  1)  ror  das  Plenum  der  B.  Y.,  wenn  diese  Bestimmongen  ent- 
weder zu  den  grundgesetzlichen  der  Bundes  Acte  gehSren,  oder  ohnediela 
ron  dem  Pleoam  ausgegangen  sind  (§.  56,  11),  und  nur  von  ihm  ansgehen 
ivmntefl  ($.  isS);  in  allen  andern  Fällen  ist  diei^elbe  Yon  dem  engern 
Rath  aertheilen  «),  Und  es  gehört  2)  StimmeneinhäUigk^it,  sowohl 
n  ^  PJennm  als  aneli  la  dem  engern  Rath,  nur  dann  dam,  wenn  «ach 
die  aoszulej^ende  Bestimmung  nnr  durch  dieselbe  zu  Stande  gebvacht  werden 
konnte/)  (j.  147  —  122  c);  in  allen  andern  Fällen  ist  Stimmenmehr- 
^(it  luareichead. 

•)  «NtliS  tarn  naturale  est  quam  eo  g<^llere  quidque  dis«olv4,  quo  eolUgafuin  est*. 
iLhATcs,  in  L.  35.  D.  de  R.  J.  Nach  demselben  Grundsate  sollen,  im  J.  i8i3, 
Luienburg  vad  W&rtemberg  rotlrt  haben. 

^)We«ea  Gleichbeit  des  Grundes,  und  yermdge  der  Schliifeftdge  a  majori  ad 
nnttu,  sind  auch  solche  Bestimmungen  hieher  zu  rechnen,  die  in  andtm  Bun- 
dcivfitre^,  als  der  Bundes!  cte,  dieses  ersten  Gnmdrcrtrags ,  enthalten  smd. 
San  8.  S.  76,  und  die  niener  ScblufsActe  Art.  3i,  in  den  Wortenr  «VoU- 
°^Bog  der  Bundes  Acte  und  uBrCg'en  Grundgesetse  des  Bandes  v. 

')  >r«ewr  SchlufsActe  v.  1820,  Art,  17,  verglichen  mit  Art.  7.  —  Ve»  der  ^w- 
^^"«^  oder  Erhlärung  der  Grundrerträge  nnd  Bundesbeschtüsse  ftberhiaupt, 
*•  «*>«ii  i«  70.  —  Als  die  wiener  ScblufVActe  noch  nicht  bestand,  beschlofs  die 
^•V.  provisorisch,  daro(k  Stimmenmehrheit,  eine . Auslegung  des  7.  Art.  der 
todailcte,  betr.  die  Frage:  wann  ausnabm weise  ein  Beschluß  diircb  Stimmen-*. 
*»fcHiCTt  niebt  gefafst  werden  könne?  Protoc.  t.  «9.  Mü  1819,  5.  i55. 

^^im  wiener  MtnisterialConferemßen  r.  i8ao,    batte  anfedgs  (Siltfung  so)  der 

^^^  Aassehufe  cfine  Bestfmmung  vorgeschlagen ,    dafs   ea.  einer  ^.JhiLgkgung*. 

^BmdetAtte,  ^nhAlUg^keit  der  Stimmen  erforderlicb  sey  (oben  V  i»3,  Notee); 

*»  war  dabei  nicht   nnterschieden,    ob  die  Hrklämng  gnmdgesetJBlIehe  Bestim- 

*«g«i  der  BundesActe,  oder  Stellen  anderer  Art  betreffe.    Diesen  Unterschied 

■^^  spSterhhi  (Steing  33)  die  lledactionCommission,  indem  nie  Nnm.  1  des 

i^Art  so  gefasst  hattet    «Annahme  neuer  Grtmdjgesetse,   AbSaderung   oder 

«**ni«i#ofe  Erklärung  Aec  bestehenden  y.   —  In  der  folgenden  Sitaung  («3)  erin- 

^*t^itt  fuusam'tche  Bevolhnächtigte ,  dafs  betheiligte  Bundesglieder ,  wenn  sie 

«fairem  bteresse  gemäfs  finden,    leicht  in  jeder  von  der  Bundesversammlung 

Kfoiachini  oder  su  machenden  jinwendung"  der  Stelle  eines  Grundge4et«ei^  auf 

^*n  Fall,  eine  authentische  Erklärung,   wobu  Stimmeneinhälliglieit  nöthig  sej, 

^■^»  oder  m  finden  vorgeben,   dann  aber,   durch   eine  solche  ihötftfrie  Be- 

'^ptÄag  und  ihren  "Widerspruch ,   die  Anwendung  des  Gesetzes  auf  ihren  Fall 

Ladern  wiirden.     Sonach  werde ,  wenn  man  die  vorgeschlagenen  Worte  <*  au- 

'^»atiiclie  Erklärung V  in  den  i3.  Art.  aufnehme,  filr  den  Bund  in  dert  meisten 

^»üea  di«  Uum<^lichkeit  hervorgehen,   Volkicbung  der  Grundges^M  au  be- 
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wirken  Ri^tlxsaiii  $ej  also,  t^'enn  man. nicht  den  ganecn  Zweck  verfeUea  wolic 
dafs  man  die  autLcntische  Erklärung  in  der  B.  V.  durch  StiniinenmrArA«f'{  g^ 
schehen  lasse.  —  Hierauf  ward,  in  der  24.  Sitzung,  beschlossen,  da(s  in  dem 
i3.  Artikel  die  Worte:  ^oder  authentische  Auslegung«  wegSleiben  sollten.  -  In 
derselben  14-  Sitsung,  gab  jedoch  das  Plenum  der  Ministe nalGonfiereiR  dem  kr- 
h$smehen  Bevollmächtiglen,  auf  seinen  Antrag,  betreffend  die,  in  &m  17.  Ail 

.  der  SchlttfiActe,  der  B.  V.  übertragene  Erklärung  der  BundesActe  in  Falieo, 
wo  über  deren  Auslegung  Zweifel-  entstellen  würdas ,  die  Ver Sicherung',  cdafs 
der  Art,  17  Jieinen  andern  Sinn  habe,  als  der  B.  V«  in  zwcifelhaAen  Fällen  die 

'  ttoctHneiie  Erklärung  euKlispfeehen )» :  aber  Silmmeneinhätliffkett  g<Jy,  nacb  Vor- 
arhrift  des  i3.  Artikels,  nOthig,  «wenn  etne  solche  ErklSrong  eine  ynrVkk 
mntuß  G«4ütag€huHg,  oder  Abänderang  In  den  bestehenden  Gesetsen ,.  rar  Fol^ 
«haben  würde«.  -^  Dafs  auch  gegen  diese  Versirherung,  die  von  dem  nasiaui' 
sehen  Berollmächtigten  in  der  nächstvorhergehenden  Sitzung  geäusserte  Besoi^- 
niss  eintrete ,   leuchtet  ein.   — .  Denn ,   da   eine  authentische   oder  bestimmfßdc 

^  firktärung  nur  dann,  wenn  d[ie  doctrinale  nicht  aushilft,  nöthig  und  tulassl  kt, 
offthin  äiireb  sie  «1  einem  mangelhaften  Gesetx  das  Feklende  hinmgeAaa  wtri 
■fi  entkiilt  aia  eine  nette  {m.  den  BandesrerkaltiiiaseB,  rine  Tertragmasigo)  Bcitim- 
muug  oder  (wie  es  in  obiger  Versicherung  heifst)  Gesetaßgebung  (V  ^)<  ^ 
solcher  wird  aber,  bei  Grmi</verträgen ,  und  bei  yerschiedenen  andern  vertrag- 
mäsigen  Bestimmungen  des  Bundes,  nach  Art.  7  der  BundesActe  und  nack 
Art.  i3  bis  16  der  wiener  SchlufsActe  von  1820,  Stlmmcneinfaälligkeit  erfordert. 
-r  iWcnn  nun  gleich  die  MinisterialConferena,  yeranlafst  d^rch  die  von  den 
naspauischen  Bevollmächtigten  erregte  Besorgnils,'  durch  Weg^tretchoog  der 
Worte  Aoder  authentbche  Auslegung»,  in  dem  a3.  Artikel  geflissentlich  eint' 
lück^  lieXs,    so  geht  doch  aus  dem  Zusammenhang  ihrer  Verhandlung,  betos- 

.  ders  aus  der   dem   kurhessischen  Gesandten  ertheilteu   Versicherung,  ^*r^^^ 

da^f  bei  ihr  keinesw^s  die  Meinung  herrschte:   es  sej  aar  Interpretation ;W:'^ 

,Alt%  vertragiiyäsiger  Bundesbestinunungen  blofte  Mehrheit  der ,  Stimmen  binrn- 

ckend,  dass  rielmehr  bei  ihr,  auf  das  Wenigste,  folgende -Gniiid>«^s0  fesUUn^«"' 

,  t)  Al^legung  der  G^im^/verträge  des  Bundes,  steht  der  B.  V.  su;.  die  doctHo«^ 
.    p4er.  wissenschaftliche    (welche  blots   nach  den  Begeln  der  Wissenschaft  «^ 

.   Jnachen'iat)  nach  M^hi:heit,    die  authentische  nach  Eiuliälügkeit  der  S^mmeo^ 

,  a)  Doctrinale  Auslegung  solcher  Verträge , .  kann  auch  der  engere  Bath  erthet- 
Jap»  aittMentiscbe  nur  das  Plenum  der  B.  V.  *),  —  Dieser  letrtt  Sai«  ^^^ 
sich  ai4S  dem  11,  ArtÜiel  der  wiener  ScblufsActe  von  1820,    vergli^hci^  mit  den 

.  Artikeln  \%  und  i3,  .und  mit  der  BundesActe,  Art.  6.    Den  ersten  Sal*  1^^^ 

der  doctrinale  Ausleger,    auch  ohne  die  Aufschjiüsse,  welche  in  dea  oben  er- 

.    wähnten  wiener  Gonferems Verhandlungen  gegeben  sind,  schon  in  dem  6b  i"- 

.    der  BundesActe,  verglichen  mit  dem  «weiten  Satz  des  n.  Ai^.  daselbst,  begrün- 

,  det  finden,  —  Wären  in  der^B.  V.,  bei  einem  vorkommenden  Fall,  die  MeiöUfl 

/g^.Ä^Aeilt^  über  die  Frage:  oä  . authentische  Auslegung  eines  GTUodTer***?' 
ni>thig|.  Mglich  diese  von  dem  Plenum,  und  zwar  nach  $timmeneinhäl)igl(C^^ '''|| 

..:ert|ieilen  .^ey?-  so  würde  diese  Forjrage   in  djöm  engarn  Bath,   und  «war  t^^ 

;  Stimmeniin«^rAeti(,.zu  entscheiden  seyn*  BundesActe,  Art. 7.  ScblufsActe,  Arti . 
jVergl.  oben  5.  »25.  —   Bei  Entscheidung   dieser  Vorfrage,   wie  bei  der  iß  <^'" 

.  .Plenum  KU  ertheilenden  authentischen  Auslegung  eines  Grundvertrags )  ^^"^'^ 

"^^.Alwr  es  isind  noch  andere  Verhältnisse,  für  authentische  Avaleginog,  deoltbar- 
.  .,0,  Di^  (?rK/ii/verträge  sind  nicht  die  einsigen  Bestimmungen»   die  aü^<^'^ 
aend  vor  das  Plenum  gehören   (§.  ia3).     a)  Eb  gibt  Bestimmungen»  ^^*" 
Stimmeneinhälligkeit  erfordert  wird,  und  die  der  eng^rs  Bath  ftstsetsen  iauu 
($.  laS,  vergUpben  mit  ^  117  u.'  199), 


-  •  • 
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BaadM^^er,  welelM  bet  dem  d«u  Anfaft  gebenden  Fall  bsliieiUgl  «Ind^  slimin- 
beitdrfigt  aklit  seyn  (i»-i63),  —  Dafs  auch  die  au$^^f9tisck9  AusUgwitg  4^  der 
Hondes^esetce y  vor  den  engern  Rath  gebore,  und  hier  Ton  der  Mekrheit  der 
Stimmen  abhängig  se^F,  \Yird,  ohne  Unterschied,  behauptet,  in  einer  bei  der 
B.  V.  abgelegten  Relation,  Beilage  i5  su  §.  tgo  des  Protoc.  der  B.  V.  t.  5.  Jnt. 
i8)ifV4>*  ^  scheint  aber,  dafs  daselbst  die  oben  erwähnte.,  dem  kurhessi- 
scIiCB  Gesandten  ertheilce  Versicherung  sey  fibersehen  worden;  auch  erklärte 
eksdasdbst  de^  Gorreferent ,  dafs  er  mit  des  Referenten  Ausföhrung  über  die 
Idtfrpretation  der  Bundesgesetse  und  Beschlüsse,  nicht  einverstanden  sey.  — 
VoB  einer  alUtUiffen  InstructtonEinholunff  der  Gesandten  ($.  i5i),  ehe  man  in 
äer  R  V.  cur  Abstimmung  schreitet,  ist  die  Auslegung  in  den  Grundrerträgen 
de&  Bundes  nicht  abhängig  gemacht,  obgleich  eine  solche  in  der  angef.  Relation, 
).  ijo  n.  49  9  in  Vorschlag  gebracht  wird ,  und ,  in  einem  frühem  Fall ,  ein, 
auf  antbentische- Auslegung  einer  nicht-grund gesetzlichen  Bestimmung  der  Bnades- 
Acte,  gerirhtetes  Gesuch ,  zur  Berathung  und  Beschlufsnahme  « nach  yorgängi- 
t^ Berichterstattung V  angestellt  ward,  in  dem  Protoc.  t.  «5.  Not.  1816,  §.  37. 
Mio  s.  die  wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  7  u«  17,  verglichen  mit  Art.  8, 
9  tt.  la 

M  Der  engere  Rath  erklärte  durch  einen  Beschlufs ,  in  dem  ProtocoU  t.  37.  Jul. 
i8r.  S>  35i,  dafs  die  in  dem  i5.  Art.  festgesetzte  Pensionirung  der  Mitglieder 
des  taitschen  Ordens,  auf  die  Mitglieder  des  JohanniterOrdens  auszudehnen  sey. 
iMe  Stimmen  hiebei  waren  einhällig;  aber  Mehrheit  hätte  genügt,  wenn  es  au- 
tbcotisrhe  Auslegung  einer  nicht-grundgeselzlichen  Bestimmung  der  BundesActe 
tt^n  tollte.  Betrachtet  man  aber  diese  Erklärung  als  eine  ganz  neue  Bestim- 
nuig,  so  konnte  sie  anders  nicht  als  mit  freier  Zustimmung  sSmmtlicher  Be- 
thnÜgten  errichtet  werden  (§.  129). 

p  Durrb  noAwendige  Stimmeneinhälligkeit,  mufs  die  authentisch  zu  erldärende 
BestilBmung  eu  Stande  gekommen  seyn;  zufällige  käme  bei  obiger  Regel  nicht 
in  Betracht.  So  auch  L.  t.  Drxsch,  Beiträge  zu  dem  öffentL  Recht  des  d.  Bun- 
itt(Tüb.  1822.  8.),  S.  I  ff.  —  Nach  allgemeinen  Grundsätzen  des  Völkerrechts, 
Lma  antbentische  Auslegung  yertragmäsiger  Bestimmungen,  und  selbst  Entschel. 
duB^  der  Vorfrage,  ob  der  Sinn  zweifelhaft  sey?  nur  durch  freie  Uebereiiüiunft 
>ner  lateressenten  erfolgen.    Klubsb,  droit  des  gena  de  l'Europe,  §.  i63. 


§♦    151.  (122.) 

Simmordnung  in  dem  engem  Mathy  utid  in  dem  Plenum. 

^  For  die  Stimmord-nung  in  dem  engern  Rath  der  Bundes- 
^emnalaiig  ward  in  der  Bundes  Acte  vorläufig  diejenige  Ordnung 
^^<^  TOtantium)  festgesetzt^  in  welcher  oben  (§.  isO  die  Inhaber  der 
^■nl-  und  CuriatStimmen  genannt  sind»  Es  ward  aber  nicht  iiur  zugleich 
b Torbehalt  hinzugefugt,  dafs  die  Stimmberechtigten  unbeschadet 
*|'e$  Ranges  in  dieser  Ordnung  stimmen  sollten  <>),  sondern  auch  in 
^  »cfctea  aaf  dem  wiener  Congrefs  gehaltenen  ConferenzProtocoll  durch 
^«Beschlufs  noch  überdiefs  einem  Jeden  sein  Recht,  in  Ansehung  des 
^^  TOihehalten  *>  IT)  Für  das  P I  e  n  u  m  ward  auf  dem  wiener  Congress 
'^'"«*g  der  Beschlufs  gefafst,  dafs  derjenige,  welcher  zwei  Stimmen  zu 
^^hüf  Tor  demjenigen  genannt  werden  soll,  welcher  nur  eine  hat  «). 


Itt8  1«  '^^^  lUL  Cii]x  BundesyersammlaAg. 

DkMm  gemiC«  müden  in  der  BcadesActe  <0  ^  Stimiiien  för  jbs  Plenan 
einstweilen  geordnet,  und  in  so  fern  Ausnahmen  von  dem  ehemaligen 
teutschen  ComitialBang  gemacht  0* 

4)  BimdesAcle^  Art.  4*  Vorläufige  Getchaftorda«  der  B.  V.  t.  3o.  Oct.  1816, 
Abacha.  It  in  Klübik*»  StaatsarchiT.  B.  II,  S.  16.  —  Die  Festaetsung  einer  i^- 
itämdigtn  Stimmordnung,  ist  su  erwarten.    Ebendas.  8.  83. 

i)  KLdasa'ft  angef.  Acten,  Bd.  H,  S.  495  f.  u«  607  f.  —  Voir  diesem  Rtmg  dfr 
Bnndesgenossen,  oben  $.  it5. 

c)  Ebendas.,  S.  470. 

^  Art  6.    Die  angef.  rorläuf.  Oeschaftordn. ,  a.  a.  O. 

e)  Ki*tisica*s  angef.  Uebersicht,  S.  535.  Die  Ordnung,  worin  die  Bundetgcnossn 
in  der  BundesActe,  in  dem  Art.  4  för  den  engem  Rath,  und  in  dem  Art.  6  für 
^das  Plenum  genannt  worden,  ist  nicht  bei  allen  diesdbe.  Verschiedenheit  zei;^ 
sich  bei  Baiem,  Sachsen,  Braunschweig,  den  Mecklenburgischen  und  henogli^ 
Sächsischen  Häusern,  Nassau,  Waldeck,  Reuüs,  HohenaoUemSigmaringn. 
Hir^na's  aqgef*  Uebersicht,  S.  Ö04  fL  —  Von  UessenHomburg,  oben  §.  108,/ 


§.    132.  (123.)     - 

^or^«e^sisisjr- 

Bl)  Zugleich  ist  in  der BundesActe  festgesetzt:  dafs  in  dem  ganzei 
Zeitraum,  in  welchem  die  B.  Y.  (in  dem  Plenum}  mit  Abfassung  de 
Einrichtangsgesetze  C§i  i^^}  beschäftigt  seyn  ^ird,  \)  für  dl 
AbstimmungsOrdnnng  der  Bandesglieder ,  heinerlei  Bestim 
mung  gelten  dafs  vielmehr  2}  die  zufällig  sich  fugende  Ordnoi^ 
keinem  der  Mitglieder  zum  Nacht  heil  gereichen,  noch  eine  Regf 
begründen  solle  ">')* 

d)  BundesActe,  Art.  8. 


§.    155.  (124.) 

S  e   k   l  u   8  9* 

IT)  Ferner  ist  festgesetzt  «}:  dafs  0  nach  Abfassung  der  Eittricfatuni 
gcaetzoi  die  Bondesyersammlung  die  künftige  für  beständig  eint 
führende  Stimmordnung  ($.  i30  in  Berathung  nehmen,  und  hieh 
steh  so  wenig  als  möglich  yon  derjenigen  Ordnung  entfernen  werde,  weld 
ehedem  auf  dem  Beichstag,  namentlich  in  Gemäfsheit  des  Beichsdi 
pntationsHaaptschlusses  von  i8o3,  beobachtet  worden  ist  0;  dala  2)  abc 
aoch  diese  Stimmordnung  auf  den  Bang  der  BundesgUeder  überhauy 
nnd  deren  Vortritt  ausser  deo  Verhältnissen  der  BondesTersammlaa 
heinen  Einflufs  ausüben  soll  V)  Dieser,  mehrfachen  Voiatcht  ungi 
achtet  kam  es  schon  in  den  wiener  Conferenzen  zu  rerschiedenen  Erort^ 
rungen  über  den  Bang  einzelner  Bundesfiirsten  in  der  Bundesversammlung  ^i 
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Die te gecetaEte  Berathsciilaguiig  Aber  die  künftige,  für  bestfindig  einnt- 
Chuit  Stimmordimiig,  hat  Ins  jetzt  nicht  Statt,  gehabt 

tf)  Sodesicte,  Art.  8. 

il  Uod,  MB  Theil,  beobachtet  werden  solUe;  denn  bekanntlich  unterblieb,  bei  der 
iW^Bomta  ReichaTersammlung,  in  dem  ReichsfiirjUMKfltk  die  Einföhrung  der- 
\tmfieäaeuen  FträSinmHen,  welche  in  dem  ReichsdeputationsHauptftchlufs  waren 
ertÜt  worden. 

r)  Daroo  in  KLVBsa's  angef.  Uebersicht  etc.«  S.  5o4  £ 


^Essa 


ZWEITER    ABSCHNITT. 

PersoiuilYerhältiusse  9     Yerhandliing^sordnung^    und    vollziehende 
Wirksamkeit  der  Bundesyersammlung'. 


§.    154.  (125.) 

Vehersicht  dieses  Abschniües* 

Der  BegrifF  und  die  Bestimmung  der  B.  Y.,  der  Umiang  ihrer  Wir- 
knngsbefngnifs,  die  Natur  ihrer  Beschlüsse,  ihre  Abtheilong  in  Plenum 
0841  eogan  Bath,  mit  der  Verschiedenheit  der  für  jeden  von  beiden  be- 
itnuateo  Gegenstande,  mit  der  Bildungsart  der  Beschlüsse  und  mit  der 
Stimioordnnng,  Alles  Gegenstände  des  ersten  Abschnittes  dieses  Capitels, 
ftKckopfeo  nicht  das  hier  in  Betracht  zu  ziehende  Yerhaltnifs  dieser  Bandes- 
klörde.  Die  Bundesversammlung,  SQwohl  in  dem  engern  Bath  als  auch 
Id  äem  Plenum,  wird  gebildet  durch  BcToIlniächtigte  aller  Bundesgenossen, 
sosamnen  in  collegialischem  Yerein.  Zu  Beobachtung  und  Handhabong 
der  (lorc^  lUe  bestehenden  Yorschriften  und  den  Zweck  gebotenen  Ordnung 
in  dea  Verhandlungen,  sind  alle  Mitglieder  der  B.  Y-  gleich  rerpflichtet. 
Aber  die  Leitung  der  Yerhandlungen ,  verbunden  mit  der  Aufsicht  über 
^  Kanzlei  und  Begistratur,  ist  einem  dieser  Bevollmächtigten,  als  Yor* 
v^zeadem,  übertragen*  DieBechtsyerhaltnissedes  Yorsitzenden,  als  solchen, 
««r  ämmtiichen  Bevollmächtigten  und  ihrer  Angehörigen,  der  Bundes- 
^ai^apersouen  und  der  am  Sitz  der  B.  Y.  bei  dem  Bund  accreditirten 
Ge&andtai  answärtiger  Mächte,  die  Yerhandlungsordnung  und  die  voll- 
ofiedc  Wirhsamheit  der  B.  V*,  fordern  eine  nähere  Betrachtung ^  welche 
fer  folgt, 

§.     155.  (126.) 

Vsrsitt  tmd  JOireetarium  m  der  Bundesversammbmg, 

Q  Sowohl  in  dem  engern  Bath  als  auch  in  dem  Plenum  der  Bundes- 
'"^""ariimg  bat  Oestreich  den  Yorsitz  «)•  U)  Der  Vorsitzende, 
^  so  nennt  die  BundesActe  den  präsidirenden  oder  PräsidialGesandten  -— 
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halt)'  kn  TerUndenmgsfaUy  jedesmal  einen  andern  6e§andten einei Bundes- 
staates za  den  PräsidmlGeachiCften  zn  substitniren  ^).  Daher  vrird^  zu 
Verhütung  jeder  Stockung  in  Leitung  der  Geschäfte,  der  ostreicUsrhe 
Gesandte  iur  Verhinderungsfälle  mit  SubstitntioRsGewalt  versehen  c).  Aber 
noeh  fehlt  eine  Bestinunang  über  die  Fragen:  wer  den  Vorsitz  zn  fSiiren 
und  die  GeschäfUeitung  zu  besorgen  habe  bei  Ermangelung  eines  öst« 
reichischen  PräsidialGesandten ,  z.  B.  nach  plötzlichem  Ableben  des  zeitherigen, 
oder  bei  verzögerter  Ankunft  des  neu  ernannten  nach  schon  erfolgter  Ab- 
rufung  des  zeitherigen?  Desgleichen,  wenn  Oestrcich  Partei  ist,  z.  B.  iii 
einem  Streit  unter  Bundesgenossen,  namentlich  in  einem  Fall  des  3o.  .y- 
tihels  der  wiener  SchlufsActe  von  1820,  oder  in  andern  Fällen,  -wo  die 
TOUziflhende  Wirksamkeit  der  B.  V.  eintritt  (§.  166)»  III}  Da  ein  Vorsitz, 
nach  seinem  natürlichen  RechtsbegrüF,  sich  auf  die  Sitzungen  einer 
Versammlung  beschränkt  <0i  <ui<^  die  Bundesversammlung  auch  ausserhalb 
derselben  einer  Leitung  ihrer  Geschäfte  bedarf^  so  ist,  in  der  kunftij^en 
BundestagsOrdnung,  eine  eigene  genaue  Bestimmung  über  den  Umfang  di'^ 
mit  jenem  Vorsitz  verbundenen  Wirkungskreises,  insbesondei^e  über  liü 
Frage  zu  erwarten:  in  welcher  Art  auch  in  Zukunft  mit  dem  Vorsitz  eir. 
Directorium  bei  der  Bundesvei*$ammlung  überhaupt  verbunden  bau 
solle  0? 

a)  BundesActe,  Art.  5.  Klvbsr*«  angcf.  Acten,  Bd.  II,  S.  353.  —  Oe^treick  erMärti 
in  den  wiener  Sitsungen  fünf  teutscher  Höfe,  «dafs  dieses  GeschaflPräsidiin 
«sich  blofs  auf  denformiäen  Geschäftsgang  beschränken  solle,  damit  auch  dci 
vjyrt  proponendi  eines  jeden  Mitgliedes  kcio  Abbruch  geschehe»,  Ebendd* 
BdL  n,  S.  83.  So  auch  Baiem,  in  d.  Protoc.  t.  1817,  §.168,  £u  L  —  Da( 
unter  dem  Vorsits  «b1o(s  eine  formelle  Leitung  der  Geschäfte  su  verstehen  sff 
hatten  früher  schon  Oestretch,  Preussen  und  Hannover  erklärt.  Ebendas.  ßd. ' 
Heft  1,  S.  59.  Yergl.  Klübsr's  angef.  Uebersicht  etc.,  S*  i46  ^-  ^49  ^^^  ^^ 
unten  Note  d. 

h)  Beschluls  der  B,  V.  in  dem  Protoc.  v.  a6.  Jun.  1817,  §.  267,  Num.  9.  Dort 
dem  Vorsitz  substituirte  Gesandte  nimmt  in  der  B.  V.  den  Sitz  des  Präsidente 
nicht  ein ,  er  bleibt  auf  seinem  gewöhnlichen  Sitz.  —  Als  der  k.  k.  östrciiiüscl) 
präsidirende  Gesandte  vom  Dec.  i83i  bis  cum  Juny  i83a  von  Frankfurt  abw( 
send  war,  wurde  er  durch  den  von  ihm  substituirten  k.  preussischen  Gesandte 
vertreten.  Eben  so  vom  Dec.  i835  bis  zum  Mai  i836.  —  Von  der  Benennan 
des  Vorsitzenden,  im  Verhältnifs  su  auswärtigen  Mächten,  unten  $.  185^^. 

r)  Protoc.  der  B.  V.  yom  14.  Not.  1816,  §.  10.    Baier.  Votum  ebendas. 

d)  Der  erste  preussische  Entwurf  der  BundesActe  enthielt  ausdrücklich  den  ^'oi 
schlaf,  den  Vorsitz  Oestreich,  das  Directorium  Oestreich  und  Preussen  gemtü 
schafilich  zu  geben,  und  beides  durch  besondere  zweite  Botschafter  auseuübfi 
KLimxa*s  angef.  Acten  etc.,  Bd.  I,  Heft  1,  S.  5o,  52  u.  53.  Vergl.  auch  eheadaj 
Bd.  n,  S.  a,  91,  a3,  95,  3io,  3i6  u.  481.  —  Bei  Eröffiiung  des  Bundestag! 
am  5.  Nov.  1816,  mufste  der  Vorsitzende  kaiserlich-östreichische. Gesandte,  au 
ausdrücklichen  Befehl  seines  Souveralns,  Folgendes  erklären:  «Se.  Majest' 
A betrachten  Sich  als  vollkommen  gleiches  Bundesglied,  Sie  erkennen  in  dem  eil 
«gerSumten  Vorsitz  bei  dem  Bundestag,  hin  wahres  politisches  Forrecht,  sondei^ 
«ehren  darin  nur  die  schöne  Bestimmung  einer  Ihnen  anvertrauten  Geschäft 
i^leitung^.    Protoc.  v.  1816,  $.  4,    Klvbbb*s  Staataarchiv,  Bd.  D,  S.  89  u.  81. 
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e^ \ft Bitrtriitiuig  luNnmeii  Mer  «•  B.  folgende  Gegenstände:  ob  und  welcbe  Votv 
icchte  mit  dem  Vorsitz  und  Directorium  verbunden  seyn  sollen  (VergL  Klpbxb's 
angeC  Acten  etc.»  Bd.  U,  S.  a5  u.  196)?  die  Vertretung  der  Bundesversammlung 
bfi  Gesandten '  auswärtiger  Mächte  4Ki.vbkr*s  angef.  Acten,  Bd.  11,  S.  i4i  u. 
i-^)*,  ^  Legitimation  dieser  Gesandten,  und  der  Bevollmächtigten  der  Bundes» 
^»Ottca,  besonders  der  Präsidial-  und  DirectorialGesandten;  die  Eröffnung, 
^orUlzfig?  Einsicht  9  und  Prüfung  der  für  die  B.  V.  einkommenden  Schreibe« 
tuil  Eingaben;  die  Ansage  zu  den  Sitzungen;  die  Proposition  und  Umfrage 
(hno;  die  entscheidende  Stimme  bei  Stimmengleichheit;  die  Bildung  der  Be- 
ttMme  aas  den  Abstimmungen;  das  Directorium  der  Acten,  insbesondere  der 
in  den  Sitrongen  abzuhaltenden  Protocollc;  die  Unterschrift  der  von  dem  Bond, 
nd  in  dessen  Namen  von  der  B.  V.  zu  erlassenden  förmlichen  Anafertignngen ; 
die  öfentlicbe  und  PrivatDictatur ;  die  Aufsicht  über  den  Versammlungsort,  das 
Archir,  die  Registratur  und  Canzlei,  die  Bibliothek,  die  BundesmatrikularCasse 
und  die  BimdescanzleiCasse,  auch  über  sämmtliche  hiebei  angestellte  Personen, 
ood  die  Verwaltung  der  Gerichtbarkeit  über  die  letzten;  Bestellung  eines  Bundes* 
Guttlen.  Die  vorläufige  Geschäftordnung  v.  3o.  Oct.  1816,  enthält  einstweilen 
BestiBimnngen  über  verschiedene  von  diesen  Gegenständen,  welche  unten  an 
dea  gehörigen  Orten  angegeben  werden.,  —  Aeufserung  des  hannoverischen  Be> 
voQiAkbtJgten ,  in  den  wiener  MinisterialConferenzen  von  i8ao»  dafs  «früher 
oder  spater  vielleicht  das  Bedürfnifs  eintreten  werde,  eigene  JusUzCansuUnien 
hfMtOL  Bundestag  anzustellen«.    Vergl.  unten  §.  17a  o. 


§.    136.  (127.) 

^4  Cwnkif  Registratur y  Archiv^  Bibliotl^k  und  Buehdruckerei  der 
itniaVersammJung.     Canzleipersouen.   BundescanzleiCasse.    Bundes^ 
mairihäarCasse*    Ferhättnüsdet*  Gesandten  %u  der  Candeu 

I)  Die  Bandesversammlung  hat  in  einem  angemessenen,  zugleich  iur 
Ire  Sitzungen  bestimmten  Local  <>),  eine  eigene  Canzlei  nebst  Regia« 
taurund  Archiv  und  die  BundescanzleiCasse,  auch  eine  Büc her- 
t^miDJang,  insbesondere  eine  Sammlung  von  gedruckten  Gesetzen,  Statuten 
^  Verordnangen,  die  in  den  Bandesstaaten  gelten  A);  dieses  Alles  unter 
ioffieht  des  Präsidiums.  U)  Sämmtliche  bei  der  Bundescanzlei  ange* 
teilte  Personen,  mit  Inbegriff  des  CanzleiDirectors,  sind,  auf  den 
;(it^btlichen  Vorschlag  des  Präsidiums  c),  von  ihr  zu  ernennen,  und  dem 
^A^  za  verpflichten ,  dem  sie  daher  mit  Amtpflidht  angehören  ^.  Die 
^11  flicht  über  dieselben  steht  jederzeit  dem  Präsidium  zu,  welches  auch 
't'' der  Bundesversammlung  zustehende  Gerichtbarkeit  über  dieselben 
JBzuuben  hat  0-  lU)  Noch  fehlt  eine  feste  Bestimmung  über  die  Frage: 
*^.bei  Ermangelung  oder  Verhinderung  des  CanzleiDirectors, 
«Jäi  Stelle  zu  vertreten  habe  f)  ?  IV)  Da  die  Protocolle  der  B.  V»  mit 
^en,  zum  Theii  auch  ihre  Registraturen  oder  SeparatProtocolle  und 
^^t  andere  Yerbandlungen,  z.  B.  die  Protocolle  der  MilitärCommission, 
('^'Rechnnng  der  BundescanzleiCasse  gedruclit  werden  ($.  i65);  so  besteht 
ti^vegen  eine  Uebereinkunft  mit  einer  an  dem  Sitz  der  B.  Y.  befindlichen 
('^ddrackerei  ^),  die  in  solcher  Beziehung  den  Namen  BundeePriaidial' 

KKWr't  dffcBtI.  Redit,  4.  Anll.  ^^ 
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Bttcfhilrncherei  fahrt  ^  und  dcreft  Vowlelicr  yon  dem  Wrector  8er  Boiri«. 
canzlei  in  Pflicht  genommen  ist.  V)  Za  Unterhaltung  der  Canzlei,  zo 
Bestreitung  der  Druckliosten,  auch  jener  der  MilitärCommission,  und  für 
andern  gemeinschaftlichen  Aufwand  der  Bundeaversamraluiig,  x.B>  förüire 
Büohersammlung ,  besteht  eine  BundescanzteiCasse  mit  dem  noüngen 
Personal  A)  (dermal  einem  pn^tisorischen  Cassier)  anter  Oberaufsicht  der 
B.  y.,  insonderheit  des  Prasidii,  und  unter  Aufsicht  des  CanzIeiDirecton, 
Sie  ^ird  gebildet  durch  Beiträge  sammtlicher  Bundesgenossen,  und  zrar 
ausnahmweise  nach  einer  gleichen  Vertheiiung  unter  die  siebeoftl 
Stimmbfrechligten  des  engem  Baths;  daher  die  Theilhaber  einer  CnriatSü 
insg^sammt  mehr  nicht  bezahlen,  als  ein  YirilStimmberechtigter.  Die  Hat 
richtnng  wird,  so  oft  es  nSthig,  von  der  B.  V.  beschlossen  ').  Der  jeJa- 
malige  Beitrag  eines  jeden  von  den  siebenzehn  Stinimberechtigtea  besteht 
in  zweitausend  Gulden  rheinisch  oder  im  24  Gulden  Fufs«^).  £r  ist  1 
Alle  Yoa  ihnen  gleich,  weil  Ton  der  Verwendnng  Alle  gleidien  YortheiJ 
ziehen.  Der  Gesammtbetrag  einer  jedesmaligen  Bewilligung  besteht  demiucl 
in  34,000  Gulden.  VI)  Mit  der  Verwaltung  dieser  BundescanzleiCasse  i 
jetzt  zugleich  jene  der  Bundesmatrikular, Gasse  für  die  Boodesnu 
trikularBeiträge  der  Bundesgenossen  (§  181  u*  19639  verbunden.  TU)  Di 
Zutritt  in  der  Bundescanzlei,  und  die  Verabfolgung  begehrter  Abschnftenj 
ist  keinem  zu  der  Bundesversammlung  gehörenden  Gesandten  gewelut^ 
Urkunden  und  Original  Acten  werden  jedoch  keinem,  ohne  defshalb  ergangen 
Verfügung  der  B.  V.  überliefert  ^). 

a)  Ein  rAveckinasiges  Loeal  fiir  die  B.  V.  und  deren  Archiv ,    ward  1816  Tore«t  rt 
dem  fiirstl.  thum-  und  taxigchen  Palast  bereitet,  wo  xugleich  die  Wohnung  ^ 
kaiserl.  Ostreich.  Gesandtschaft  ist.    Erklärung  der  B.  V.  an  den  8enat  derStn 
Frankfurt,    im  Ot.  1816,    Art.  1;    loco    dict.  gedruckt  in  d.  Proloc.  der  B 
V.  1S16,  und  in  Klübkr's  Staatsarchiv,  Bd.  11,  S.  159.    Vorlauf.  GeschäAor 
▼.  1816,  Art.  I  u.  IV,  ebendas.  S.  i3  u.  ati. 

A)  Beaehlufs  der  B.  V.  t.  18.  Jan.  1811,  in  d.  Protoc.  v.  t8si,  (.  10. 

«)  Begtstraftur  über  die  sechste  PräliminarConferenz  der  Gesandten,  v.  3o.  Ot< 
1816,  in  der  Quart  Ausg.  der  Protoc.  der  B.  V.,  Bd.  I,  S.  «96.  Proloc.  J< 
IJ.  V.  V.  a3.  Doc.  1816,  $.  70.  Klürkb*s  Acten  des  wiener  Coagr.,  Bd. HS- 8' 
—  JetÄt  sind  bei  der  Bundescanzlei  angestellt :  ein  Can/JeiDirectur,  ein  Regblri 
tor,  drei  Canzlisten  (wovon  einer  zugleich  DrucliCorrcctor),  zwei  Canxlf 
diener. 

d)  Oestreichs  Erklärungen  defshalb,  in  den  J.  i8i4  u.  181&,  in  Hlvbkb's  Acten  ^< 
wiener  Congr.,  Bd.  II,  S.  a,  Si  u.  3 10.  Preussische,  ebenda».,  S.  17.  R^^H 
angef.  üebersicht  etc.,  S.  146  u.  55o.  —  Noch  fehlen  Bestimmungen  über  fi^ 
gcnde  Fragen,  Wer  ist  als  Staatsoberhaupt  der  BundesCauzleipcrsonen  wj 
ihrer  Angehörigen  zu  betrachten?  (üer  Bund?)  Wo  ist  ihre,  ihrer  Ehefrauei 
Witwen  und  Kinder  staatsbürgerliche  Heimath?  Nach  welchen  Procef«G<^^«^| 
ist  die  der  B.  V.  über  sie  beigelegte  Gerichtbarkeit  auszuüben?  Wekhc  Civ 
Gesetze,  und,  in  peinlichen  Sacken,  welche  Strafgesetze,  sind  für  und  geg^  ^ 
anwendbar?  (Etwa,  durch  subsidiarische  Reception,  die  Gesetze  des  Sil«»  «^ 
B.  V^,  oder  —  ihres  fori  originis?)  Ist  das  Präsidium,  da  ihm  die  Ausübu»! 
der  Gerichtbarkeit  über  diese  Personen  übertragen  ist,  (gehörige  Rccblskii"« 
*^--  ihm  vorausgeaetzt)   auf  die  Rechtspflege  zu  verpflichten,  wie  allfeinein  W 
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te  das  Ricliteramt  yenvaltenden  Personen  üblich   und  wesentlich  nothig    st? 
Ware  swed^^eosaCi ,   einem  an  dem  Säz   der  B.  V.  bestehenden,    collegialisch 
besetsten  Geriebt  diese  Rechtspflege,   für  immer  oder  in  einzelnen  Fallen,   auf- 
iragncisl^M  Sberlrageii?  —  JDU  Foli9»lgiMraU  über  dt«  €aax)f ipersonen ,  atel« 
olmc  Zneifel  der  B.  V,  su.    Wär^  iur  «ie  in  der  B.  V.  eiM  PolizeiCoauniaMO« 
suuordsfn  ? 
r)  Voriluf.  Gcschaftordn.  der  B.  V»  t.  1816,  Art.  IV 5    in  Klübxb's  Staatsarchiv, 
Bd.  II,  S.  «a.    Ebendaselbst  wird  dem  Präsidium  auch  die  Bcfugni(s  übertragen, 
ik  bei  drr  Bundescanxlei  angestellten  Individuen ,    im  Fall  nicht  gehörig  erföll« 
Icr  Imipflieht,  wieder  »u  tmi^ssen.   —  Die  BimdeseanMM  ieX  unterschieden  Ton 
4fr. iu  k  GesandflcbaftCanxlck     lä  der  sechsten  Pvälimiq&'Confereiis  der  6»- 
uadten  ((•  tt8)  t.  3o*  Oct  1816,  propoairte  der  vorsitsende  Gesandte,   «sich 
über  die  Besoldung  eines  seitlichen,    mit  der  Präsidial-»  (k  If.  östreichisehen) 
«CaiuTfi  in  keiner  Verbindung  stehenden  CanzleiDirectors  auszusprechen  v.     £r 
gcUug  sugleich  für  denselben  einen  Jahrgehalt  von  6000  Gulden,    nebst  fV-eier 
Wohawig  und  Bebeitsuag,  vor  5  welches  allgemein  genehmigl  ward.    ProtoeoHe 
derB.  V.  ( 9uart Ausgabe ) ,  Bd.  I,  &  %%j.  —   Die  Besoiäämg^n  der  übngett 
Gaazldperfonen,  wurden  ebendaselbst  festgesetst,  aber  erhobt^  durch  BescUula 
der  B.  V.  ▼.  11.  Jan.  1811,  in  d.  Protoc  y.  1831,  $.  5. 
/)  Bo  Verhinderung   des   CanzleiDirectors,   ward   mehrmal   die  Protocollfuhrung 
einem  bei  der  Östreic hischen  Gesandschaft  am  Bundestag  angestellten  Rath  von 
den  Frlsidium  übertragen,  womit  die  übrigen  Gesandten  sieh  einverstandeii 
ecUirtai.    Protoe«  v.  »8a4«  §-  i^>  181169  §.  68. 
;)  Begistratur   über  die   sechste  PräliminärConferenSy  v.  3o.  Oet  1B164   in  der 
QuartAusgabe  der  Protocolle  der  B.  V.,Bd.  I,  S.^Sy.  —    Ein   eigener  Druck* 
Comctor,   befindet  sich   unter  dem  BundcscanzleiPersonal.     Protoc*  der  B.  V. 
T.  1^6,  $.  70. 
k)  Vaeb  einem  Besehluf»  der  B.  V*  v.  14«  Oet  i83o,  sind  mir  Verwaltung  der 
BesdesaMlrUudarCasse  und  der  BundeacansleiCasse  su  bestellen:    em  B««dte* 
casiitr«  ein  Cassecontroleur,  ein  Canzleidienor.    Die  beiden  ersten  haben  La  dem 
Betchlufs  festgesetzte  Cautionen  zu  leisten,  und  sind  mit  Dienstlnstructionen  zu 
veneben  und  eidlich  zu  verpflichten.     Die   daselbst  festgesetzten   Besoldungen 
dieser  Beamten,  sind  zu  Vs  auf  die  B.  MatrikuIarCasse«  zu  y,  auf  die  B.  Canzlei- 
Cuia  angewiesen.    Lübeehischer  Staatshalender  auf  18S1  ^  8.  86. 
1)  C^sr  die  Errichluag  der  BimdeacanideiGasse  spricht  die  Verhandlung  bi  der 
icrbstea  PräliminärConfereaz   der  Gesandten,   v.  3o.  OxL  1816}    in  der  angef; 
9tt*itAii6gabe ,  Bd.  I,  S.  aSy.  —    Von  gleicher  Fertheilang'  der  Beitragt  su  der 
BiudcscanzlciCasse  unter  die  17  Stimmberechtigten  der  engern  B.  V.,  s.  Proto* 
(oDe  der  B.  V.  r.  1818,   4*  ^^^  u*  20.  Aug.,  §.  io4  u.  aio,    daselbst  In  dem 
Besehhifs,  Num.  «,  u.  v.  3o.  April  i83t.    Vergl.  unten  %,  181  u.  195  b.  — 'Nadt 
naem  Beschluß  der  B.  V.  v.  5.  Aug.  1819,  §.  166^  sollen  auch  die  Dnickkoslta 
^  MUA&rCommüsion  aus  der  BundeseaaE&leiCasse  bestritten  werden. 
')  Beispiele  von  Beschlüssen  zu  Einzahlung  von   Beitragen.^   findet  man   in    dem 
Protocoll  der  sechsten  PräliminärCoufcrenz   vom  3o.  Oct.   1816.     Protoc.  der 
B.  V.  v.  11.  Nov.  1816,  %.  9)  V.  4.  Mai  1818,  %.  io4i  v.  5.  Aug.  1819,  %  1665 
▼•  n.  Jan.  18a i ,  %•  4;  v.  i8m,  §.  58;  v.  i8«3»  %.  1165  ▼.  »824,  §.  i35.  —  Reth- 
^'^g'uhleffmgr  und  Revtsitm  der  Rechnungen  durch  eine  BundestagsCommiMioik 
Protoc.  der  B.  V.  v.  1818,  §.  96  u.  104  nebst  Beilage  40$  v.  1820,  §.ta5;  t.  i8si, 
l  4i  305  o.  339;  ▼.  i8a6,  §,  14,  betr.  die  Rechnungen  von  i8ao— i8a4i  ▼•  »8a 7, 
^  Vorlauf.  Gcschaftordn.  der  B,  V.,  Art.  IV. 


11 


|[64  I*  liieil.  Ilt.  Cap#  Bandesyergammlung. 

§•   457.  (i29i.) 

BwoUmaelUigie  Gesandte^  InierimGesmmdie  umd  gpeeialhev&Bmikhijle 
Gesandte   der   Bundesgenossen   in    der    Bundesversammlung,     Ikn 
Vorrechie^  Legitimation  ^  Substitution  y  Beriekterstaitung  und 

Instruction* 

I)  Die  Berollmächtigten  der  Bundesgenossen  in  der  Bonles- 
fefsanmiinng  (§.  116),  werden  als  Gesandte  beglaubigt  «),  nnd  geniesen 
in  dieser  Eigenschaft  die  gesandschaftlichen  Yorrechte  wid  Befreinngen  (). 
n)  Für  die  Zeit  der  Erledigung  einer  Gesandtenstelle,  auch  wahrend  der 
Abwesenheit  oder  Verhinderung  des  beständigen  Gesandten,  kann  tob  dem 
stimmberechtigten  Bundesgenossen  eiki  InterimGesandter  bestellt,  nnd 
hiezu  der  Gesandte  eines  andern  Bundesgenossen,  mit  dessen  Einwilligong, 
gewählt  werden  <^).  UI)  Dafs  ein  Gesandter  för  mehrere  Stimmen  in  der 
B.  y«  fortwährend  bevollmächtigt  werde,  widerstreitet,  in  Ermangelung 
einer  positiven  Bestimmung,  der  Natur  der  Bundesrerhältnisse  nickt;  aDcb 
spricht  dafür  die  Analogie  des  Herkommens  bei  der  ehemaligen  allgeneioen 
Reichsyersammlung  ^  und  bei  andern  Staatsversammlnngen ,  nsmentlich 
den  wiener  MinisterialConfercnzen  von  1Q20,  IV)  Eben  so,  daß  eio 
Bundesgenoss  mehrere  Gesandte  zugleich  in  die  B.  V.  abordne;  es  ser 
nun  gleichbe vollmäch tigtc ,  mit  der  Clausel  sammt  oder  sonders,  o^r  f ur 
nach  Gegenständen  getrennte  Stimmführung,  oder  so,  dafa  für  bestimmte 
Gegenstände,  der  Eine  dem  Andern  als  gesandschaftlicher  SpecialBevoil- 
mächtigter  O  beigeordnet  sey.  V)  Die  Legitimation  der  Gesandten 
erfolgt  bei  dem  Präsidium  der  Bundesversammlung,  welches  den  übrigen 
Bevollmächtigten  amtliche  Nachricht  davon,  in  der  nächsten  iorrolicheo 
Sitzung  der  engem  Versammlung,  zu  ertheilen,  und  über  die  Zuiänglichkeit 
der  Beglaubigung  einen  Beschlufs  der  Bundesversammlung  zu  veranlassen 
hat  /),  VI)  Für  Verhinderungsfälle  pflegt  den  Gesandten  in  ihrer  Voll- 
macht SubstitutionsGewalt  ertheilt  zu  werden,  kraf\  welcher  sie,  so 
oft  es  nothig,  Stellvertreter  ernennen  und  beglaubigend),  welches 
Jedesmal  in  dem  ProtocoU  der  engern  Vei^mmlung  angezeigt  wird.  VU)  1^^^ 
bevoUmächtigten  Gesandten,  denen  Berichterstattung  an  ihre  Begl^ 
iningen  obliegt,  sind  unbedingt  abhängig  von  ihren  Committenten  and 
diesen  allein  verantwortlich  für  Befolgung  ihi'er  Instructionen,  der 
allgemeinen  und  besondern,  sO  wie  für  ihre  Geschäft|uhrung  überhaupt  ^)i 
wobei  jedoch  die  Selbstständigkeit  der  B.  V.  in  ihrer  Gesammtheit  rac)\i 
Mdet.  Handeln  Gesandte  als  Mitglieder  einer  von  der  B.  V.  nieder- 
gesetzten Commission,  oder  als  von  ihr  ernannte  Referenten»  «0 
mufs  die  Frage:  ob  und  wie  weit  sie  in  dieser  Eigenschaft ,  zuAeusserung 
ihrer  gutachtlichen  Meinung,  von  Instructionen  ihrer  Regierung  nbhUoffS 
sejen ,  aus  der  Natur  des  Auftrags  beurtheilt  werden ,  namentlich  bei  un- 
partheyischen  Rechtser5iterungen.    ^TII)  In  dem  Verhältnifs  der  Gesaa^^^" 
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ßr    CariatStim-men    sind     versckiedene    Eigensclkaden    zä     bemerken 

«)  Ver^  ÜMtuK's  ai^e£  Acten  etc.,  Bd.  Q,  8.  ai.  —  pie^e  bevoUmäcHti^len. Räthe 

der  Bwmdesffemss0n,  die  nach  ihrer  wesentlichen  Bestimmung  des  Gesandten- 

Titeb  oder  eines  diplomatischen  GhaMLkters  nicht  bedürften,  sind  von  den  Bun- 

dflss^fiedem  abgeordnet  in  die  B»-V.,   mithin  Geumdte  der  Bunde* genossen  in  der 

B.  K,  oder  an  den  oder  auf  dem  Bundestag;  nicht  Gesandte  der  B.  V.  oder  des 

Bondeslaigs  (vetgL  f.  i85  ä),  folglich  eben  so  wenig  Bmndesiag-sGeeamdte  i^  Bitn- 

desffemmäte  (vergl.  die  Rubrik  in  d.  Frotoc,  der  B*  V.  v.  1819,  S.  665  der  Orig. 

Auag.)^     Die  beiden  letaten  Titel  wären  passend  für  Gesandte,    die  von  dem 

BuMMh  tfng'  oder  von  dem  Btmd  an  Staatsregierungen  oder  Gougresse  abgeordnet 

wurdea  ($.  189).     Die  Benennung  BundestagsGesandte  pafst  für  jene  eben  so 

wenig,   nie  die  Benennungen  Bunde sreg^ierun ff  (Regierung  des  Bundes)  wkABun- 

des^Mtt  ($•  76  u.  119),    jene  von  einer  zu  dem  Bunde  gehörenden  Staatsregie- 

TvoMg^    diese  entwed<^r  von  dem  Staatsgebiet  < eines  su  dem  Bunde  gehörenden 

Staates,   oder  von  allen  Staatsgebieten  der  in  dem  Bund  vereinigten  Staaten  mi- 

samBon  genommen.    (VergL  wiener  SchlufsActe  Art.  29  nebst  aa  u.  34,  u«  Art. 

47  n.  5i).    Angemessener  spricht  der  Entwurf  einer  provisorischen  Executions- 

Ordsang,  Art  8,  in  d.  Protoo.  v.  ao.  Sept.  1819,  $•  ^^o,  S.  665,  von  Bundes- 

Slaata^erungen.   —    Von  den  Pflichten  .  it.   Eigenschaften  di^er  ,Geaandten, 

«.  (>.  Gugem)    Ueber  Deutschlands  Zustand  u.  Bundesverfassung  (Siultg..  1B18. 

8.),  S.  5s  n.  96  ff. 

^)  Die  Eigenschaft  der  BoUchaJttr  oder  Gesandten  vom  ersten  Rang,  ward  Bevoll- 
mächtigten der  Bundesgenossen  in  der  B.  V.  seither  nicht  beigelegt;  sie  wurden 
^  ausserordentliche  Gesandte  tuid .  bevollmächtigte  Minister,  mithin  als  Ge* 
sandte  vom  zweiten  Rang,  accreditirt  und  behandelt,  (obgleich  der  europäische 
\  öQLergebrauch  Gcstodten  des  zweiten  Ranges,  aU  solchen,  das  Pradicät  £jrce/- 
Uvt  allgemein  nicht  einräumt  ■  (Ki.ffBBa*s  dreit  des  gens  de  TEurope,  §.  210V 
und  dasselbe  auch  dCn  Gesandten  der  Bundesgenossen  in  der  B.  V.,  als  solchen, 
t^n  Staatsbehörden  ihres  Souverains  nicht  gegeben  wlrd^  Ao  kann  solches  doch 
auek  diesen  Gesandten  in  einer  andern  Eigenschaft,  oder  durch  besonder^  Vor« 
lohtt^g  ihres  SouVerains^  (als  staatsamtliche j  militärische,  Hof-,  Ordens-,  oder 
TitttiarExcellenz)  zukommen,  verschieden  alsdann  von  der  diplomatischen  Excel- 
Jenz.    Vergl.  %.  144  ä.  . 

')  Ein  Beispiel  in  dem  Protoc.  v.  18^3,  §.  144)  ^o  "^^^^  Abrufung  des  würtemberg. 
Gesandten,    der  baierische   «zur  einstweiligen  Führung   der  würtembergischen 
Stinmc«   bevollmächtigt,   und  dieser  am  27.  Nov.  i8a3  sich   hiezu   legithnirt«. 
Em  an  i3.  Mai  1824  erschien  wieder  ein  eigener  Gesandter  von  Würtemberg. 
Bei  dieser  Gelegenheit  erwähnte   das  Präsidium   der  Frage :    ob  und  wie  fei^n 
cae  VirilStimme,    ohne  Bestellung  eines   eigenen  Gesandten,    dem   Gesandten 
noes  andern  Bundesgenossen  übertragen   werden  dürfe?     Ein  Beschlufs   hier- 
über ward  nicht  gefafst.    Vergl.  |.  i35  b. 
*)  Hier  gab  es  noch  1804  Gesandte,    die  im  Reichslurstenrath  von  3^,  5  bis  7  ▼«i*- 
•cfaiedeBen  Fürsten  zugleich,  fortwährend  bevollmächtigt  waren,  und  im  J.  &8«9 
einen  (Frhr.  v.  Linker),  der  es  sogar  von  12  war. 
^)  ^le  jeder  andere  Betheiligte,  kann  auch  ein  Bundesgenofs  einen  SpedalBevolU 
mkkUgten  ohne  gesandUchäfiUehen  Charakter  an    den  Sits  der  B.  V.  abordnen, 
ote  einen  daselbst  schon  anwesenden  Mann  daxu  bestellen,    für  ihn  besonders 
ketrefüende   Angelegenheiten  vor   der  B.  V.,   b.  B.   tm   Vergleich- oder  andern 
\  erhandlungen  bei  oder  mit   einer  Gommission  der  B.  V.     Doch   würde   ein 
Milcher  auf  Zulassung  in  Sitzungen  der  B.  V.  nicht  Anspruch  machen  können. 
Beispiele  in  dem  Protoc.  der  B.  V.  v«  1816,  i3.  Dec;  v.  1818,  §.  19;   v.  1819, 


\ 
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V  «56  u.  169;  T.  iSfto,  §.  4^;  V.  t8ai,  $.  ^,  9a6  u»  95a.  A«feli  farni  dieser 
Gegenstand  im  J.  1814  bei  der  B.  V.  zur  Sprache,  bei  Gelegenheit  eiMS  yod 
Würtemberg  wegen  der  standesherrlichen  Beschwerden,  su  mündlicher  W- 
hamAttiig  mit  der  f&r  jene  Beschwerden  angeordnete«  Bmideslagi^omiiissioii 
(nielrt  cu  Sit«  «nd  Stimmlllhriuig  oder  in  Verhandlungcii  in  der  Bmdesver- 
•amnlung)  nbgeonlneton  SperialBevoRniehligteiL 

/)  Hi.0an*a  5taatmrehir,  Bd.  il,  S.  97.  Bei  einer  VerSnderung  in  der  fenoa  des 
AnsateUera  der  V^Umacbt^  «.  B.  durch  Todesfall,  umiIs  eine  Vollmai'lii  \un 
seinem  Machlblcer  beigebracht  werden.  Protoc.  der  B.  V.  r.  1817,  V  ^1  *^>^ 
§b  tn9;'tS20,  $.  1  u.  73;  ▼.  1891,  S*  ^9^*  —  ^^^  t"*  ^^  ^*'  ^  ^^  Bmff 
Ihum  (Menburg  der  aeitharige  LandesAdmhiialrator  die  Begicrong  ia  ngcDen 
MaMwn  Obemomnien  hctte,  fibergab  deasen  Gesandter  eine  neue  I^tiantioL 
Praitoc.  der  B.  V.  r.  1804,  §.  a.  —  Von  der  Legitimation  der  GiirialGesandteo 
nnten  %,  i54  tu  157. 

g)  lli.DBm's  Staatsarchiv)  Bd.  H,  S.  99  f.  n.  «7.  ProtoeoUe  ▼.  i8t6,  f .  53  o.  59; 
▼.  i8t«r,  {.1  u.au  ^  Von  der  SnWttitution  des  PrSsidialGesandten«  obeafiS). 

k)  Wiener  ScUufsAete  v.  iBm,  Art.  8.  Protoc  der  B.V.  t.  i8«a,  ^  6.  —  Preuv 
sisohe  Erklärung  tiber  die  Nothwendigkeit  der  Instra<4iona£inholuttg,  «hei  all« 
denjenigen  wiekiiffem  und  $f9rwckebem  Angelegenheiten,  weicbe  zur  nafaern  Er- 
drternng  und  sUm  gutacbtlicfaen  Vortrag  an  eigene  Gommisswmen  ▼erwiesen 
mw&taf\  in  d.  Prötoc.  der  B.  V.  ^.  iftii,  V  81.  —  Von  alUutif^er  bütrurtioÄ^ 
EinbcAong  naten,  V  >5>*    ^^1*  «u^b  ^.  70. 


§.    158.  (fW>.) 

CeremMMe/  iler  Gesandien.    Ihre  Jlbrufung*    yiersiegebmg  naci 

Urem  JäUeken^ 

I)  Dm  Ceremoniel,  welches  die  Gesandten  der  Bundesgenossen  in 
dar  B.  Y^  towoU  gegen  diese»  als  auch  oiiler  sieb  «nd  gegen  Aoswarüjei 
zu  beobatSitien  haben,  ist  positiir  nicht  beafKmint;  es  ist  in  der  Beg^l  ^ 
gew5hnliche  der  Gesandten  vom  zweiten  Bang,  wie  es  theils  ans  der  > 
tur  ihrer  Bestimmung  und  dem  diplomatischen  Gebrauch,  theils  aus  ^ 
Terbältniasen  der  Wohlanstandigkeit  und  der  hergebrachten  BSdko»^ 
sich  ergibt«  II)  Die  Abrufuag  eines  Gesandten  wird  von  ihm  dem  T0^ 
ritzenden  Gesandten ,  nnd  durch  diesen  der  B.  V.  anf  dieselbe  Art  eroff««*! 
wie  sein  Eintritt.  W)  Nach  dem  Todesfall  eines  Gesandten  gescMÜ 
die  Versiegelung  seines  Nachlasses,  insbesondere  seiner  PapierCi  ^** 
einer  zu  derselben  Gesandtschaft  gehörigen,  hiezfi  ermächtigten  Person»  oäßt\ 
von  den  beglaubigten  Stell  Vertreter  derselben  oder  des  Gesandttty  in  l^ 
mangelHAg  aller  dieser,  von  dem  Präsidium  der  Bnndesversammhing  *)• 

a)  Vorläufige  GeschfiOordn.  der  B.  V.  v.  3a  Ort.  1816;   in  Klöbm's  SU»Wf ''^ 

Bd.  fl,  8.  i5,  «.in  dessen  yuellensammlung  etc.  Num.  V.    Von  der  ^*^^ 
^    lung  «nd  £nlsiegelung  nach  dem  Ableben  des  hannoverischen  Gesandten  v.  ^^1^ 
teas,  a.  fliandie  Proloc.  der  B.  V.  v.  m.  Febr.  1.,  a  u.  i5.  Mars  »»»»*•  ^' 
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§♦    '59^  (128«.) 

FierhUiniss  der  Gesandten  €u  den  BundeiMasUtn^  .    i 

T)  Der  Gesandte  ttnes  Bundesstaates  hi  der  B.y.,  ist  nicht  anzusehen 
als  accreditirt  bei  Bundesstaaten!  allen  oder  einzelnen«);  dewi  die 
B.  T.  ist  nur  ein  Congrefs  tob  Gesandten  sammtlidier  Bnndeastaateu.  I^ 
dao  Lindem  der  BundesSouTeraine  hann  daher  ein  solcher  Gesandter  |  in 
(iieser  Eigenschaft^  nur  auf  diejenigen  gesandtschaftlicben  Vorrechte  find 
Befreinngen  ^)  Anspruch  machen,  welche  durchreisenden  Gesandten,,  a^ 
solchen,  eingeräumt  ^erden  <^)|  es  $ej  allen,  oder  nur  den  Geiandtea.in 
der  O.  .Y.,  oder  blofs  den  Gesandten  seines  Souyerains.  D)  EÜi^lne,  G^ 
sandte  dieser  Ar^i  werden  jedoch  nicht  selten  zugleich  auch  bei  einem  0()«r 
«lern  andern  Bundesstaat  accreditirt. 

O  Von  den  Gesandten  auswärtiger  Machte,  s.  $.  i44* 

^>  Z.  B.  von  Chaussee.,  Wege-,  Pflaster-,  Thor-,  Sperr-  und  Brürhengeld ,  Zoll 
tt.  dgl.     In  Teradiiedenen  Bundesstaaten  wird  diese  Befreiung  den  'Ge^ 
llea   der  Bondtsstaaten  in  der  B.  V<  ^ngeräumt,    nach  dem.  Bespiel  dev 
Gesandten  in  den  ehemaligen  Reichs-  und  Hreisversaipmlui^u, 

>  RUtaa*a  droit  des  §eas  i{io4enie  de  l'fliirope«  £•  176  et  904. 


§.  140.       *     .   (i2ö««o  "  \ 

ItfaitonsKUhey  Seereiärf  und  CoHoKsieny  und  üitigeß  Gef^l^f., . 

Bei  den  Gesandschaften  der  Bundesgenossen  am  Bundestag,  .sind,  nach 
Gntfinden  oder  Bedärfnifs,,  LegatlonsRathe,  Secretare  und  .Cap%- 
listen,  wenigstens  die  letzten,  angestellt.  So  fern  sie  mit  der  Bundes- 
cansiei  in  nmfliohe  Berührung  bomsneh  sollen,  z«  B«  bei  der  Dietsti«*, 
FerC%ui^  TO«  Ahsdiriften  u.  d.,  haben  sie  eine  Ton  ihrem  Gesilndieii' 'Aus- 
gefertigte schriftliche  Legitimation  dem  Director  der  Bundestanzlef  zu 
überreichen  «).  Den  Sitzungen  der  B.  Y.  dürfen  sie  nicht  beiwohnen*). 
Sie  and  die  iihrigen  Angehörigen,  gemessen  die  dem  gesanc^schafUiahen 
Gefolge  jHikonunenden  Vorrechte  nnd  Befreiungen  f ).  .  . 

a)  gfgpiiratnr  der  B.  V.  y.  9.  OcL  1816 ;  In  der  Q^ArtAusgabe  der  ProtocoUa  der 
B^  V.,  Bd.  1,8.  219.  —  Bei  der  Dictatur  soll  Miemand  sugelassen  werd<H&9  .der 
flieht  m  wirhUchem  Staatsdienste  steht.  Registratur  der  B.  V.  ▼•  i5.  Ojct.  i9i6; 
eheadas.  S*  a3i. 

i)  fUfaaa's  StnaCsarchiv,  Bd.  II,  8.  ti  u.  t6  f. 

')  Vergl.  §.  149.    KLrBsn's  droit  des  gens  moderne  de  reurope,  %.  188—^91.  aö3  c. 
»7  «.   111  et  suiv.  s3o.  ' 
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§•    141.  (129.) 

Ferhakhiss  der  BundesVersammhmg  und  der  emzebien  GesmidUchafitn 

XU  der  Siadi  Frankfurt. 

Durch  eine  ron  der  Bundesrersammlnng  an  €eti  Senat  der 
Freien  Stadt  Frankfurt  im  Qctober  1816  erlassene  Erklärung ,  mit 
welcher  der  Senat  im  Allgemeinen  sich  einverstanden  erklarte,  hat  dieselbe, 
in  Hinsicht  auf  ihr  und  der  einzelnen  zu  ihr  gehSrenden  GesandtscMea 
Yerhältnifs  zu  der  Stadt,  Folgendes,  mit  Vorbehalt  künftiger  beson- 
derer Bestimmungen,  festgesetzt  a).  1)  Für  solche  Terhandlungen  mit  der 
B*  y.  oder  mit  einzelnen  Gesandten,  welche  in  den  Geschäftkreis  der 
stadtischen  Polizei-  und  anderer  obrigkeitlicher  StadtbehSrden  einschlagen, 
besteht  aussch liessend  eine  aus  der  Mitte  des  Senats  niedergesetzte  Com- 
mission,  welche  die  Stelle  des  ah  Hufen  gewühnlichen  Ministeriums  der 
auswärtigen  Angelegenheiten  zu  vertreten  hat  ^}.  II)  Die  B*  Y.  empfangt 
TOU  der  Stadt  fortwährend  zwei  Schildwachen,  vor  dem  Eiogaog  zu 
ihi«m  Versammlungs-  und  ArchivOrt  Bei  ausserordentlichen  Feierlichkei- 
ten (wie  am  ,6.  Nov.  1816,  bet  Eröffnung  der  B.  V.)  wird  die  Wache 
verstärkt  Wegen  der  militärischen  Ehrenbezeugungen  für  die 
Gesandten,  wird  weitere  Erofi^nung  sich  vorbehalten  «)•  In  den  Kirchen 
der  verschiedenen  christlichen  Confessionen,  werden  anständige  Plätze  für 
die  Gesandten  und  ihr  Gefolge  angewiesen  <Q«  Der  Senat  wacht,  wie  über 
erlaubte  und  wohlthätige  Prefsfreiheit,  also  auch  gegen  etwaige  Mifs- 
bräocfae  derselben.  Nur  die  von  der  B«  Y,  für  die  zu  Frankfurt  er- 
scheinenden Zeitungen  und  periodischen  Blätter  eingesandten,  oder 
von  ihr  als  amtlich  anerkannten  Artikel,  sind  als  officiell  zu  betrachten, 
und  mit  der  Aufschrift  «oflicieller  Aitikel»  zu  versehen  «). 

ß)  Diese  EtJUänmg  der  B.  V.,  welche  von  dem  Präüdium  mit  einer  kirsen  Begi» 
timyiNot^  dem  Senat  sugesandt  ward,  »teht  in  lUifBXH's  Staatsarv*hiv,  Bi4 
S.  i57  ff.  "  Die  Antwort  des  Senats,  v.  i5.  Oct  1816,  ebeadas.  S.  §19*^'* 
Berathungeo  derB.V-  hierüber,  8.  man  in  den  Registraturen  über  die  Präli«»«»»*'"' 
Conferensen  der  Gesandten,  v.  8.,  9.,  i5.,  aa.  u.  3o.  Oct  1816,  in  der  Qii«''' 
Ausgabe  der  Protocolle  der  B.  V.,  Bd.  I,  S.  aa5  ff.  Vergl.  Hl«»»'«  StaaU 
archiv  Bd.  ü,  S.  8^11  lu  166.  Ejmihohaus  *  Corp  juris  germ.  acai.,  Tb.  Uj 
8.  657  —  661,  Die  Note  an  den  Senat,  die  Antwort  oder  die  GcgcncrkläH 
desselben«  die  Antwort  des  Präsidii,  und  Bemerkungen  des  prcufs.  Gesandteßj 
sind  loco  dictaturae  gedruckt,  in  der  OriginalAnsgabe  der  Proloc  der  B.  j 
V.  i8i6.  —  In  den  wiener  MinisterialConferenRen,  in  dem  Proloc.  d.  3a.  Sit«H 
V.  so.  Mai  i8ao,  ward  beschlossen,  die  Gesandten  in  derB,  V.  über  ihr  H«« 
liebes  Verhäitnifs  su  der  Stadt .  Frankfurt  au  iastruiren.  Vergl  die  Origü^^' 
Ausg.  der  Protoc.  der  B.  V.  y,  i8ao,  S.  si5. 

k)  Die  angef.  Erklärung,  etc.,  Art.  11,  Wum.  a. 

c)  Erklärung  etc,  Art.  I. 

^  Erklärung  etc.,  Art.  ML 

f)  Erklärung  etc.,  Art.  11. 
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§.  142.  (laa) 

Fortsetzung, 

VST)  Die  ia  die  B.  Y.  abgeordneten  Gesandten  der  Bundesgenotten, 
und  die  sie  begleitenden  gesandtschaftlichen  Personen,  geniefsen,  für 
sieb,    ibre  Familien  und  Dienerschaft  a),    in  Absiebt  auf  ibre  Wohnun- 
gen   volRge  Exterritorialität,    und   eben    so    Befreiung   yon  aller 
jiiJtischett   Civil-,    Criminal-  und  Poiizei-Gerichtbarheit,    auch 
Ton  Versiegelung  bei  Sterbefötleu;  desgleichen  ton  städtuchen  Steuern 
und  Abgaben  aller  Art,  insbesondere  von  Sperr-  und  Chausse'egeld, 
ron  Abgaben  in  Ansehung  aller  Consumtibilien  und  (auch  yon  Frem- 
den rerTertigter)  Mobilien,    die  sie,   auch  ausser  der  MeTszeit,   zu  ihrei^ 
und  der  Ouigen  Gebrauch  kommen  lassen;  ferner,  yon  aller  Einquartie- 
rung,   oder  deren  Reluitiouy    in  Ansehung  aller  Wohnungen,   welche 
Ton   ibnen,    oder  you  ihnen  angehörenden  Personen,    eigenthümlich  oder 
nuetbweise ,    besessen  oder  bewohnt   werden;    endlich  sind  auch  bei  dem 
Todesfall  eines  Gesandten,    dessen  Erllen  frei  yon  Abzugsgeld,   selbst 
dann,    wenn    die   Erbschaft  in    andere    teutsche   Bandesstaaten    ausgeführt 
wurde  *)•     V)  Wäre,    bei   Händeln  oder  Widersetzlichkeit  gegen 
Polizeirerfugungen,  ein  zu  der  Dienerschaft  eines  Gesc^ndten  gehöriges 
lodividuuni  yerhaftet  worden,   so  hat  die  Polizei  dasselbe.,   so  bald, es  sich 
gehurig  ausgewiesen,   in   das  Haus   des  Gesandten  fuhren  zu  lassen.     Zieht 
i^ie»er  nickt  yor,    dasselbe  des  Dienstes  zu  entlassen,    so   ertheilt  er  nicht 
neu-,  auf  ihm  zukommende  Mittheilungen  unverzüglich,  besonders  wo  Zeug- 
sckift  desselben  nothig  wäre,  alle  erforderliche  Auskunft,  sondern  gibt  auch 
Jen  gegen  dasselbe   geführten  Beschwerden  dergestalt  Folge,    dafs  solches 
Ton   derjenigen  Behörde »   der   es  unterworfen,    zur  Untersnohung  sowohl, 
als  anch,   wenn  es  schuldig   befunden   ist,    zur  Strafe  gezogen,    und  zur 
Geoogtiiinmg  angehalten  werde  c).  Das  letzte  hat,  ohne  Zweifel,  auch  dann 
Statt,  wenn  eine  Verhaftung  yon  Seite  der  städtischen  Polizei  nicht  erfolgt 
vire.    yi)  Wäre  ein  solches  Individaum   eines  Verbrechens  angeschul- 
digt, oder  dieses  erwiesen,  so  ist  dasselbe,  wenn  es  wegen  augenblicklicher 
Gefahr  ron  der  Polizei  in  Verhaft  genommen  worden,   sofort  an  den  Ge- 
bsadtai  auszoliefern,    und  ihm,  so  yrie  wenn  keine  Verhaftung  erfolgt  ist^ 
zn  oberiassen,  ob  er  dasselbe  dem  Senat  zur  Untersuchung  und  Bestraftmg 
aosÜeftm,  oder  in  sichere  Verwahrung  in  seine  Wohnung  gebracht  haben, 
und  an   «eine  Regierung   zur  Untersuchung  und  Bestrafung  abfuhren  lassen 
wolle  O. 

a>  b  der  angef.  Antwort  des  Senats  (in  Hi.übkh*s  Staatsarcbiv,  Bd.  ü,  8.  i«5  f.) 
md  SU  erkennen  gegeben,  dafs  dem  beiderseitigen  Interesse  angemessen  s^: 
^jrrr  und  Schuizverwandte  der  Stadt,  die  in  den  Dienst  eines  Gesandten  treten, 
VW  der  Gerichtbarkeit  und  der  Polixei  und  von  den  öffentlichen  Abgaben  der 
Stadt  nicht  xn  eximiren;  im  entgegengeseUiten  fall  könne  die  Stadt  sich  Vcran- 
b&t  sehen,  für  den  Fall  einer  solchen  Dienstannahme  den  Verlust  des  Bürger- 
redites  oder  der  Schutsverwandschaft  festsusetzen. 
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h)  Erklärung  etc.,  Jkrt,  DI,  Num.  i  u.  9«  u.  Art  IV.  Antwort  des  SenaU, 
KLiJBBB's  Staatettrchiv,  B4.  ü,  8.  m.  ^  Von  Dienstleuten  der  Gesandten,  d 
städtische  Bürger  oder  Schutsverwandte  sind,  s«  auch  hier  die  Note  o.  —  A« 
Tön  ff^echseistempel  sind  die  Gesandten  frei,  l>ei  Geldern,  die  sie  su  ihrem  eigOM 
Gebraiick  und  &»  eigene  Boclinang  besiiehen.  Regisitralur  «ker  B.  V.  t.  i  Ju 
i8i0.  —  Die  Befreiui^  von  Sperr-  and  Ckatu^cvg'elä  bewilligte  der  Senat  unU 
der  Voiautssetsuag,  dafs  es  in  andern  Bundessta^eu  eben  so  gehalten  wrrd 
Klübeb's  Staatsarchiv,  Bd.  11,  S.  ist.  —  In  Ansehung  aller  Comumühilkn  ui 
MMlien,  welche  sie  kommen  lassen,  haben  ifie  i^esandten  CertificatB  dabin  aa 
'  misteneu,  daft  diese  t^eg^nnände  ihnen  -gehönefi,  und  lu  ihrem  oder  der  Arigc 
«llcinigea  Gebrauch  besliiwnl  äiod.    Erklärung  olc  JMum.  IV. 

r)  Erklärung  eU.„Art.  lEL  Num.  4,  lit  b.    VergL  Note  a. 

d)  Erklärung  etc. ,  Art.  DI,  Num.  4 1  !>*•  ^*  (Vergl.  Note  a.)  —  UausMuchmg  k  d( 
Wohnung  eines  Gesandten,  hat  nur  Statt  in  dringenden  CriminalFällen,  bu 
aber  erst«  nach  gebührender  Anaseige,  mit  ausdrficklicher  Genehmiguog  desO 
sandten,  und  inOegenwait  fcner,  oder  einer  ?«■  ihm  dwtm  veroriaeleaFfcfM 
£bmdaa.«  Itt.  d. 


§.    145.  (131.) 

S     C      h      l      U     M      8. 

Vn)  Die  Gesandten  der  Bandesgenossen  in  der  B.  V.  crtheilen.  4 
nicht  zu  der  Gesandtschaft  gehörende  Personen,  weder  Schutzbrief 
für  Anfenlhalt  öder  Treibung  eines  Gewerbes,  noch  in  ihren  Wohnunge 
einen  2uflachtort  (Asyl),  gegen  Verfolgung  von  Seite  der  PoGzei  od« 
eines  Gerichtes  a).  Vill)  Dagegen  bleibt  der  gesammten  Bundesrer 
Sammlung  die  Befugnifs  rofbehalten,  in  dazu  geeigneten  Fallen,  einzelnfj 
Personen  Schntzbriefe  lur  den  Aufenthalt  zu  Frankfurt  zu  crlkeilen') 
80  wie  lüO  einzelnen  Gesandten  das  Becht,  Passe  zu  ertheileo,  oae 
ZQ  visiren,  in  allen  FIfllen,  in  welchen  solches,  nach  anerkannten  Gnura 
sStzen  des  Völkerrechts,  den  bei  einem  Staat  accreditirten  Gesandten  zu 
steht  *).  X)  Die  hier  genannten  Vorrechte  geniessen  alle  in  der  B.  * 
abgeordneten  Gesandten,  selbst  die,  welche  noch  in  nexa  cirico  der  Stat 
sich  befinden.  Doch  glaubt  die  Bundesversamititung  als  einen  Gninoftt 
ansehen  zu  müssen,'  da(^  ip  2ul«unft  kein  in  nexü  cirico  der  Stau 
Frankfurt  stehendes  Individuum  zum  Gesandten  in  der  B.  V 
ausser  ßr  die  Stadt  selbst,  ernannt  und  angenommen  werde  ^«  TS^^ 
Verhältnisse  dfes  jedesmaligen  Gesandten  der  Stadt  zu  derselben,  bW 
ihrer'  eigenen  Bestimmung  überlassen  <^). 

n)  ErUSrong  e(k«,  Art  m,  Nmra.  4,  Ik.  a  u.  d.  —  Von  «inem  mifttungeiieD  F|» 
im  J»  &8i6»  dem  .Sits  der  B.  V.  das  Recht  einer  FreistäUe^  för  TeuUchc,  dj 
poliUsoher  Vürgehen  besdiuldigt  sind,  su  bowilligM,  s.  Klüm^s  Staauarchi^ 
Bd.  il,  S.  1%.  Daa  Gesuch  eines  Frhrn.  v.  Lame^an  gegen  eine  ohri^^^^ 
Verfligui^,  durch  wekhe  dersdbe  aus  Poliaeigründea  aus  der  Yrtm  ^^^ 
Fnankfort  war  enlf4Brnt  worden,  ward  von  dar  B  V.  fiir  unslaUhaft  «f^^ 
in  den  Protoc.  ▼.  i8ao,-§.  174.  --  Seincua  PlenaOBuicn  darf  «Ol  Geiandler  m( 
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guUMci,  Mamimerktarhwim  auMcrlialb  «einer  W-ohnuiig«  >od«r  Ittr  andere,  Mi 
einer  Genndlsckalt  am  Bttndeetag  nitflit  gehörig  Personen«  ■«  feitigea;  Ebeodas, 
Uta. 

M  ErUSruiS  etc.,  Art.  HI,  Num.  4.  Itt.  a. 

r)  ErUärui^  etc.,  Art  W.  Der  Senat  stellte  anheim,  ob  die  Gesandten  sich  nicht 
aof  ^»  blofse  Visiren  der  Passe  bescbränhen  wollten.  Klübsr'«  Staalsar<|hL¥, 
ß<L  II,  S.  336. 

<0  £rUafiing  ete.,  Art  Y.  —  Erinnerung  Ae%  Senats  daivsder  (ta  ttifian'a  Staats- 
srrUv,  B^  M,  S.  ^2  u.  £),  und  Bemerkungen  des  preufe.  Gesandten  iücuauf, 
beide  lace  dicUltnme ,  ak  Beilagen  4  u.  5  gednieiit)  in  der  QrigmalAilsgdM  der 
Prolo«,  der  B.  V.  v.  1816. 

f>  ErUSra^etc,  Art  V. 


Gesandte  auswärtiger  Machte^ 

I)  Die  Bandesrersatnmlung  ist  befugt,  und  es  ist  ihrer  Würde  gemafa, 

\un  aaswart i^en  Mächten  Gesandte,  ordetttUche  und  anaserordeDtiiche, 

«andunen  «),   und  das  Ceremoniel  m  besiiMineii ,    welches  sie^egen 

^K^«U>en  he<4»a«liten  will-  f).     H)  Zwar  acci*editirten  jene^  Mächte  ibre  He- 

andteo  fSrmlicb    nicht    bei    der    Bundesversammlung,    sondern    bei    ^em 

Ikrchlaucbtigsten  Teutschen  Bund^,   oder  «pr.e$  la  Ser^issime 

Confederation  Qennamque«  c),  (der  Gesammtbeit  der  verbündeten  Staaten) ; 

»ber  ^  an   die   Mitglieder  des  Tentsdien   Bandes  d)   geriditete  Crtditiv 

w'wi  dodi  bei  ^er  Bundesversammlung,  als  dem  Organ  oder  der  9  Central- 

Behörde«  des  Bundes,    übergeben;  die   gesandtschafUichen  Yerbandlungen 

laben  bd  ihr  und  dorcb  sie  Statt,  und  auch  die  gesandt^aftiichci  Besidenz 

ist  aa  dm  Sitz  der  B.  Y«  <?).    HI)  Diese  Gesandten  sind  bei  der  Gesammt- 

l^'tdo'  Biuidesstaaten  aecreditirt,  mitbin  bei   jedem  ^insselnen   dieser 

^es  nur  in  seiner    Yereinigung  mit  der  Gesammtheit;  daher  sie  auch 

ifl  ürer  E^enschaft  als  Gesandte  nur  bei  dem  Bund,  nicht  bei  der  Begie- 

^ng  eines  jeden  Bundesstaates,    ein   Creditiv   überreichep.     Hiernach  sind 

^"i  gesandtscbaftlichen  Yorrechte  und  Befreiungen  dieser  Gesandten^  in  den 

(üuidnca  Bnndesitaaten,  zu  beurthetlen /).     lY)  Zwar  ist,   bei'  Zulassung 

^'^'^  Gesandten,  die  Bendesversammlung  nicht  zugleich  za  betrachten- 

•»^  ein  europäischer  Congrefs  g) ;   aber  es   kann  die   Anwesenheit    von  Be- 

^'ünuchtigten  europäischer  Staaten,  fast  in  dem  Mittelpunkt  von  Cu^c^a« 

•ader  freien  Bundesstadt,    unter   örtlichen   Umständen,  welche .  die  freie 

^Mrksankeit   der   Abgesandten   -rorzügtioh    begünstigen,    ein    erwiascbter 

^J  "werden  zu  diplomatischen  Verhandlnngen  etiropäischcr  Mächte  tmter 

"4  uod  mit  teutschen   Bundesstaaten,   hiedurch    aber  zu  Ea*haltung  und 

Wmigung  der  fi*eandlich  gesellschaftlichen  Bande,  welche  die .  gebildeten 

''^i^er  Europa^s^  auch  ohne  ausdrückliche  Uebereinkuuft ,  stets  umschlingen 

410»  A). 
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«)  WieAer  StUuftActe  v^  i8to,  Art.  5o.    Vefgl.  unten  V  190^  ^  i^vf  den  wu 
Congrela  gesebali  der  VoracUag,  der  Regel  nach  keine  solcbe  Gesandten 
nehmen;  in  Klvbbu's  angeführten  Acten,  Bd.  ü,  S.  a3,  1S9,  i4*  ff* 9  161, 17? 
yergl.  mit  Bd.  I,    Heft  1 ,   8.  5i.     KiiTBm'ft  angef.  Uebersicht  etc,  S.  147. 
Ueber  Zulassung  fremder  Gesandten  am  Bundestag ,   Lvdkv's  Nemesis,  Bd. 

/     St.  1 ,  Num.  9. 

iy  Die  B.  y.  hat  das  auf  dem  wiener  Congrefs  errichtete  Reg^lemeni  nr  U  r 
entre  les  agent  diphmaiiques  (s.  HlCbbh^s  Acten  des  wiener  Gongresses,  Bd. 
&  ad4  £)  angenommen  9  in  ihrem  Besehluft  t.  11.  Jun.  1817  f  Num.  ID;  in  de 
Proioc.  ▼.  1817,  (•  %vj>  Damals  bestand  der  cu  Aachen  ron  den  daselbst  M 
sammelten  fünf  Michten  (Oostreich,  Preossen,  Ru&land,  GrofsbritaiaieB,  Fr 
reich)  in  dem  Gouferen£protocoll  vom  31.  Nov.  1818  gefafste  BescMufi  nt 
nicht,  daCs  die  bei  diesen  Mächten  accreditirten  MkuHerRetidenten  (mimm 
rtMens),  in  Hinsicht  auf  Rang,  eine  Mtttelcla^se  bilden  sollten,  sniscben 
Gesandten  vom  «weiten  Rang,  und  den  Geschaftträgem  (chai^^-d*a 
wodurch  bei  jenen  Mächten,  und  Inj  denen,  welche  diesem  Beschlujjf  bdtrel 
vier  Rangclasaen  Ton  Gesandten  besteben  ;•  RLÜBza's  europ.  Völkerrecht  (183^ 
Bd.  I,  %,  179,  S.  290.  —  Gesandte  dritter  Classe  erhalten,  von  den  Gesandt 
der  Bundesgenossen  «m  Bundestag ,  den  ersten  Gegenbesuch  nur  durch  CbarM| 
in  Ansehung  der  Gesandten  der  übrigen  Classen,  bleibt  es,  in  Absicht  auf  B» 
suche  und  Gegenbesuche,  bei  dem  allgemeinen  Herkommen.  Ebendas.,  HL:.-* 
Die  Ankunft  eines  k.  franaösischen  Gesandten  gab  Anlafs  eu  einer  nfiherni  II 
rede,  wie'  es  mit  den  Antritt-  und  Gegenbesuchen,  und  mit  dem  aar  Ebit  M 
von  einer  auswärtigen  Macht  neu  accreditirten  Gesandten  au  veranitalleDdi 
Gastmahl  zu  halten  sey.  Es  besteht  darüber  eine  Registratur  v.  17.  Ne?.  181".-* 
Eine  ausdrückliche  Bestimmung  über  den  Rang  der  auswärtigen  Gesandten,  0 
Verhältnifii  su  den  Gesandten  der  Bundesgenossen  m  der  B.  V.,  war  vorgescU» 
gen  In  dem  gutachtl.  CommissionsBericht  eu  §.  53  des  Protoc.  v.  1817 1  ^" 
der  Original-  oder  FolioAi^gabe.  — -  Von  dem  diphmatisdien  Verkskr  der  ^% 
unten  §.  186;  von  der  diplomatischen  Spracht  in  ihren  auswärtigen  VerhaM 
sen,  §.  149. 

r)  60  auch  die  wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  So,  und  der  angef.  Beschlufs  der 
B.  V.  V.  la.  Jun.  1817,  im  Eingang  und  Num.  TL  —  Diese  Gesandten  ncnno 
sieh  daher  Ministres  pUnipotentiaires ,  Envoyes  ei  MinUtres  pien^^oUnMres,  1^ 
mstres-residens,  Ckarg^es-d'^fiures  etc.,  pres  la  Serenüsime  Ctn^Mviion  GerM- 
ft/^.  —  In  dieser  Art  wurden  diplomatiscke  Agenten  accreditirt,  1817  ^  ^^^ 
von  Frankreich;  1817,  1824,  i8a5,  1838,  1839,  von  Grofsbritanniea;  1818  ^«^ 
Rufsland;  1819  ein  MinisterResident  von  Schweden.  Protoc.  der  B.  V.  ^.  i8*'< 
5.  379  u.  455;  T.  1818,  §.  1  u.  i53j  v.  1819,  i  37;  v.  1838,  §.  i59J  ▼-  »8*i' 
$.  100;   r;  1835,  $.  3  u.  37;  V.  i83o,  f .  3  u.  3. 

<0  In  dem  Creditiv,  welches  der  fransösische  Gesandte  im  J.  i835  übergab,  laa^ti 
die  Anrede,  wie  folgt:  «Tres- haute  et  tres-illustresPrincesSouveraias  etV*^ 
libres  composant  la  S^renissime  Confcderation  Gcrmani4{ue  v. 

e)  Vergl.  na  Mabteets  Pr^cis  du  droit  des  gens  dePEurope  (^dit  de  1831),  §-^^ 

/)  Vergl.  oben  §.  187,  Num.  V.,  u.  Kltjbkb's  droit  des  gens  de  l'Europc  moderne 
§•  3o3  et  suiv.  —  Ausser  ihren  Gesandten  bei  dem  Bund,  accreditircn  tfoxx^ 
auswärtige  Mächte  noch  besondere  Geisandte  bei  einaclnen  Bundesstaaten. 

g)  Anders  die  Zeitochrift  MUmanma,  Heft  89  u.  40  (München  1816),  S.  i4>  ^ 

h)  Vergl.  Preuss.  Votum  bei  Eröffnung  der  B.  V.,  in  IIlvbbb's  Staatsarchiv,  Bd.I 
S.  4^*  A.  H.  Im  IIxbbsn,  der  teutsche  Bund  in  seinen  ^'crhällnisseu  su  uct 
europäiachen  StaatcnSystem  (1816)1  S.  3o  f. 


/ . 
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§.     145.  (1321^) 

Aeetediünmjf,  amiUeker  Verkehr^  Vwrechtt^  und  Abrufung 

au9wärtigtr  Gesandten, 

I)  Bei  ihrer  Accreditirung,  baben  die  Gesandten  auswärtiger  Machte 
sich  »forderst  an  den  Präsidenten  der  B«  Y.  zu  wenden,  durch  Mittheilung 
ihres  Beglaubigungsschreibens  in  der  Urschrüt,  nebst  einer  Abschrift,  auch, 
oadb  dessen   Beschaifenheit  ($.  149)»  einer   teutschen,    lateinischen,  oder 
Sviizosisclien   Uebersetzung.     Die  Absehrift,  nebst  der  Uebersetzung,  legt 
der  Präsident  der  B«  Y.  vor.     Zeigt  sich  hein  Anstand,  so  wird  die  Ur- 
(chrift  in  der  Yersammlung   eröffnet  und  yorgelesen,  die  Accreditimng  in 
lern  Protocoll  für  geschehen  erklärt,  und  ein  Antwortschreiben  auf  das 
[>editir  erlassen ,  mit  Beifügung  einer  lateinischen  oder  franzosischen  Ueber» 
ctznng,  wo  es  nothig  «)•     II)   Der   amtliehe  Yerhehr  zwischen   der 
E).  T*  und  den  solchergestalt  accreditirten  Gesandten,  hat  auf  die  unten  ($. 
1B6)  angezeigte  Art  Statt     DI)  Sie  geniefsen  an  dem  Sitz  der  B»  Y.  die- 
selben gesandtschaftiichen  Yorfechte,  die  daselbst  den  an  den  Bundestag 
»bgeordneten  Gesandten  der  Bundesgenossen  zukommen  ^)«    lY)  In  Hinsicht  auf 
%brufiing  der  Gesandten,  und  überhaupt  wegen  Beendigung  der  Ge- 
undtKhaft,  gelten  auch   hier  die  allgemein   üblichen  Formen,  Gebräuche 
nad  rechtUchen  Yerhaltnisse*     Mit   dem    Recreditir    wird    es   eben  so 
gflutoi,  wie   bei   dem   Creditiy  und  dessen    Uebergabe.    Der   abreisende 
Gctandte  arhalt  einen  Pafs,  der  ihm  auf  der  Reise,  auch  im  Fall  eines 
Ibiegs  mit  dem  Bund,   in   allen   Bundesstaaten  den  üblichen  yolkerrecht-* 
lichea  Schutz    gewährt;    wefshalb    die   B*  Y.,    wenn    sie  es  für  rathsam' 
liit,  die  Regierung  desjenigen  Bundesstaates    benachrichtigt,   durch   dessen 
Gdnet  die  Reise    geht  <^),  damit   die  durchreisende  Gesandtschaft  daselbst 
(di^riges  Geleite  erhalte. 

ß)  Veber  dieses  Alles  s.  den  angef.  Bescblufs  der  B.  Y.   ▼.   la.  Juiu  1817 ,   UL 

4  Ebeodis.  OL  9.     Der  Senat  der  Freien  Stadt  Frankfurt   erkennt  dieses   an. . 

Oestracli  machte  den  Yorschlag  hiezu,  in  d.  Protoc.  der  B.  Y.  t*  1817,  i.  157, 

HL   üoen  förmlichen  Bescblufs  hierüber,   fafste   die  B.  Y.   in  dem  Protoc«  t. 

19.  Febr.   1824«  S*  4^f    vergl.  mit  §.  54.     Dieser  Beschlufs  steht  in  Klvbsb's 

^^adkwiammlong  etc.,  Num.  XXIX« 
")  Ehadttp  V.x.  YergLHsuBia's  Droit  des  gens  moderne  del'Europe,  i.a)8--s3o. 


§•    146.  (133-) 

Anlass  zu  Verhandlungen  der  Bundesversammlung  i 

*'  knk  tBe  Bundesrate  und  die   wiener  SchlussActe  etc,;    2j  von  der  B,  F.  selbst,^ 

Aslafs  zu  Yerhandlnngen  erhält  die  Bundesversammlung, auf  yerschiedene 
^  I)  Manche  Gegenstande  sind  ihr  durch  die  BundesActe    Torge- 
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schrieben ,  zur  Berathung  und  Festsetzung  durch  Beschlüsse.  Die  Bonib- 
Acte  macht  ihr  Kor  Pflicht,  sich  zarorderst  zu  beschäftigen«),  mit  der 
Abfassaiig  tod  Grundgesetzen  des  Bondes^  und  mit  desseii'EisriGli- 
tung,  in  Absicht  auf  seine  aasivartigea  und  iimern  Verhältnisse,  such  die 
militärischen  ^).  Ausser  diesen,  sind  in  der  BundesActe  O  noch  TerscUedeoe 
andere  G^enstSnde  ausdrücklich  zur  Erledigung  an  diie  Bandesrersammlung 
gewiesen.  Dasselbe  geschah  in  der  wtenet*  SchlufsActe  ^  und  in  ettidien 
in  den  wiener  MinisterialCoaferenzen  yon  1820  abgefarsten  SeparatProtB- 
Collen  und  besondern  Beschlüssen  «)•  H)  Die  Bundes ?ersaminh(| 
selbst  kann,  Ton  dem  Zweck  und  den  Bedürfnissen  des  Bundes,  AnÜ 
nehmen ^ztt  Verhandlungen  über  bestinmite  Gegenstande/)» 

a)  BundesActe,  Art.  10,  7  u.  8.    Yergl.  KLt'oKii's  Acten  des  wiener  Congr.,  Dil 

S.  353  f.,  36i  u.  409.    Ebendess.  Staatsarchir,  Bd.  ü,  S.  16. 
^>  Vergt.  KtifBBu's  aagef.  Acten,  Bd.  H,  8.  456  f.  ~  ProtocoUe  der  B.  V.  v.tM 

S.  4;  "v*  ifti7,  ft.  3S. 
0)  Art.  6,  8,  14,  i5,  i6r  x8  u.  19.     VergL  Iii.i^un*s  Staatsarchiv,  Dd.II,  & 
u.  8a  fil 

d)  Wiener  SchlufsActe  v.  1810,  Art.  54  9  63  u.  65. 

e)  Zusammenstellung  der  besondern  Gegenstände,  welche  in  Folge  der  NMfft 
MlnisterlalConferensen ,  isor  weitern  Berathung  an  den  Bundestag  in  brup 
sind;  loco  dietatuvae  gedruckt  au  der  vertrauL  Sitsong  v.  97-  Jal-  'Bao,  ia^ 
OrigUiW Ausgabe  der  Protoc.  der  B.  V.  v.  1820,  S.  ai3— 116. 

y)  Kirchliche  und  ReligiotisAnffrUf^enheiten  hat  die  B.  V.  nicht  aus  eigenem  Antnr 
in  Berathung  su  nehmen,  sondern  nur  auf  Antrag  eines  Bnndesgliede»,  oS 
auf  Beschwerde  über  Verletzung  eines  durch  den  16.  Art.  der  Bundesirte  \ 
grOüdete»  Bechtes.     Erörterung  hierM>er,  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  t.  10.  Ml 


§.     147.  (134.) 

3)    Von   einzelnen  Bundesgliedern, 

m)  Auch  jedes  einzelne  Bundesglied  ist  befugt,  unmittelto  ow 
durch  seinen  BeroTlmächtigten ,  der  Bundesversammlung  Antrage  und  >  0 
schlage  zu  machen,  und  in  Vortrag  zu  bringen.  Geschieht  solches  aur( 
dessen  Stimmiuhrer,  so  mufs  es  schriftlich  geschehen ^  und  der  Antr 
oder  Vorschlag  wenigstens  am  Tage  TÖr  der  Sitzung,  in  Wc^^  ^^ 
selbe  Statt  haben  soll,  dem  Priisidiam  schriftlich  aulgetheilt  werden.  S 
Vorsitzende  ist  sodann  verpflichtet,  innerhalb  vierzehn  Tagen,  ^< 
der  Anbringung  an  gerechnet,  wenn  die  Bundesversanamlnng  nicht  seh' 
bei  der  ersten  Anzeige  eine  frühere  oder  spätere  Vornahme  sollte  beschloß 
haben,  den  Antrag  oder  Vorschlag  zur  Berathung  vorzulegen  *]* 

a)  BundesActe,  Art.  5.    Klubeb's  angef.  Acten,  Bd.  ü,  S.  353,  353,  4o8  f-*  ^^* 
461.    Vorlauf.  Geschäftordn.  Abschn.  11 ,  Klübxb*s  Staatoarchir,  Bd.  H,  S.  i 
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§.     14Ö.  (13*). 

4)  F  o  n     1}  r  f  i  t  e  n. 

IV) Endlich  können  auch  dritte  Personen,  moralische  oder  phj^ischei 
namentlich  Landstande  und  Unterthanen  einzelner  Bundesstaaten ,  auswärtige 
Staates  und  deren  Unterthanen,  vermöge  des  ihnen  zustehenden  Beschwerde- 
uod  Pddtionsrechts  '^^j  uumittelhar  Anlafs  geben  zu  Verhandlungen  der 
Hundes  Versammlung.  —  Anti'äge  dieser  Art  müssen  s  c  h  r  i  f  1 1  ic  h  übergeben 
werdeo.'  Sie,  wie  überhaupt  alle  an  die  B.  Y.  eingehende  Schreiben,  ge- 
langen zuerst  in  die  Hände  des  Präsidirenden,  welcher  davon  in  der 
nächsten  ordentlichen  Sitzung  Anzeige  macht.  Werden  aber 
dieselben,  nach  Form  oder  Gegenstand,  für  gänzlich  unstatthaft  erachtet, 
»  geschieht  solche  Anzeige  blofs  in  der  nächsten  vertraulichen 
Sitzung*  Die  Berathung  über  statthafte  Anträge  oder  Schreiben,  wird 
loa  dem  Präsidium  innerhalb  dreier  Wochen  in  Vorschlag  gebracht, 
^enn  nkht  schon  bei  der  ersten  Anzeige  eine  andere  Bestimmung  defshalb 
getrofiiBn  worden  ist  ^). 

^  Trr]^  nuten,  %  ^17  n.  ff.  und  die  provtsor.  Competenieordaimg  Aer  B.  V.  r. 
IX  hmi  1817,  §.  5;  in  KL^in's  9uelleB8ammtiuig  (i8do),  8.  a38  £ 

I)  Vorläufige  Geschäftordn.  ▼.  t8i6,  Abschn.  11',  in  ttLUBia's  QueUensammlung 
(i83o),  S.  «i5.  —  ^klärung  der  Ostreich.  Gesandschaft,  ebendas«  8.  88  u. 
101  ff  —  fieschlufs  der  B.  V.  in  d.  Protoc.  v»  3o.  Jan.  1817:  «dafs  von  der 
BttsdesPrasidialCanzlei  ein  Verzeichniss  der«  (yon  dritten  Personen  Ton  Zeit  ea 
Zeit)  «eingehenden  Vorschläge  zu  gemeinnützt  gen  Anordnungen,  (vergf.  }.  K16  u. 
33*)«  die  einer  i^eitero  Prüfung  werth  geaehtet  sind,  angelegt,  dateefthe.  in  der 
kfztoi  SitsuDg  des  Jahres,  der  Versammlung  überreicht,  und  dem  FrotocoU 
be^gefögt,  indessen  aber  jeder  zweckmäsig  und  gehaltvoll  scheinende  Vorschlag 
ledesaal  unter  den  BundestagsGesandtschaften  in  Umlauf  gesetzt  werden  soll.  — 
'^  solches  Verzeichnifs ,   von  5  Vorschlägen ,  steht  in  der  Beilage  zu  %,  7  des 

\  Protor.  T.  1818.  £in^  weitere  Folge  soll  ^eser  Beschlufs  niclit  gehabt  haben.  -^ 
\tr^  Protoe.  r.  si.  Nov.  1816,  %.  34 ;  t.  i3.  De^  1816,  §.  d6f  ▼.  i3L  J«n.i8t7, 
^  7;  r.  so.  Fdbr.  1817. 


; 


§.     149.  (i36.). 

an  die  B.  V*     Adresse  y  l^rache    und  Sieget   der    B.  K 
Aasmpme^    unförmliehe  umd   ungeuemende  Eingaben  ttnd  jMr essen. 
Mnii  tiktMjf  der  FrivatReelammtionen.    Zueignung  oder  Einreiehung 

van  Druekschrifien  hei  ier  B.  V. 

X)  AJie  Eingaben  an  die  B^mdeffrersammlang,  gesehriebene  «nd  ge- 
•brtae,  roriKtifige,  principale,  nnd  nachträgliche,  sind  mit  der  Anrede: 
'Hole  Bandesrersammlung«,  und  mit  gehöriger  Namensuntersehrift 
2Q  rmeheii  ($.  148)^  und  unter  der  Auf&chrift:  »An  die  Hohe  Teutsche 
BondesTersätamilang « ,  bei   dem  Präsidium  einzureichen  (11  sc)..   Dieses 
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gchreibt  auf  solche  die  Empfangzeit,  und  lafst  ihrer,  ireim  sie  nach  Form 
oder  Gegenstand  nicht  sofort  für  unzulässig  geachtet  werden  (welches  daiu 
in  der  nächsten  vertraulichen  Sitzung  anzuzeigen,  ist),  nach  Verschiedenheit 
ihres  Inhaltes,  entweder  blofs  in  dem  EinreichungsProtocoU  ($.  159),  oder 
auch  in  dem  Yerzeichnifs  der  Vorschläge  zu  gemeinnützigen  Anordnaagen 
(Note  a  zu  dem  vorigen  f),  unter  Nummern,  mit  hurzer  Anführung  der 
Einsender  und  des  Gegenstandes ,  erwähnen  «).  II)  Eingaben  bei  der  Bond»' 
Versammlung,  werden  nur  in  teutscher  Sprache  angenommen,  und  da 
in  einer  andern  Sprache  abgefafsten  Beilagen  derselben,  müssen  teutscke 
Uebersetzungen  beigelegt  werden  ^).  Anonyme  Eingaben  verda 
nicht  angenommen  c).  Unförmliche,  unbescheidene,  ungezie- 
mende, unpassende  Eingaben  legt  die  B.  V.  entweder  ganz  bei  Sete, 
oder  nimmt  sie  blofs  ad  Acta  ^,  oder  sie  läfst  dieselben,  mit  oder  ohne 
Rüge  ^},  zurückgeben;  entweder  nnmittelhar  oder  durch  den  Gesandtea 
der  Regierung  des  Exhibenten  j).  Als  unstatthaft  werden  von  ihr  znrück- 
gewiesen,  gemeinschaftliche  Adressen  oder  Vorstellungen  von  ünterlianM 
teutscher  Bundesstaaten,  welche  oiFentliche  Angelegenheiten  des  Bund« 
zum  Gegenstand  haben  g).  DI)  In  ihrem  schriftlichen  Verhehr  mit  aai- 
wärtigea  Regierungen  ($•  186)  bedient  1)  die  B*  V.  sich  der  teol- 
sehen  Sprache^  jedoch  dahin,  wqher  es  erwiedert  wird,  mit  Beiiugaif 
einer  lateinischen  oder  franzosischen  Uebersetzung  A)^  2)  Das  Be glaubt« 
gungschreiben  und  das  Recreditiv  für  ihren  Gesandten  bei  äcv^^n 
jkann  eine  auswärtige  Regierung  in  der  eigenen  National  -  oder  in  doer 
sonst  beliebigen  Sprache  abfassen,  es  wird  aber  dabei  eine  teutsche,  lata- 
ntsche,  oder  französische  Uebersetzuig  erwartet  0*  rV)  Das  Siegel,  dessa 
die  Bnndesversammlnng  sich  vorläufig  bedient,  ist  dasjenige  der  ostreicbischa^ 
Gesandtschaft,  mit  der  Umschrift:  »Kaiserlich  ostreichische  BnndesPrasidlai- 
Canzlei  ^).  V)  PrivatReclamationen  können  bei  der  B.  V.  von  de« 
Interessenten  personlich,  oder  durch  gehorigBevollmächtigtebetrieben 

werden  0-  VI)  Ohne  vorher  erhaltene  Bewilligung  werden  Zueignö»o^° 
von  Druckschriften  von  der  B.  V.  weder  angenommen  noch  anerkannt,  an» 
ihr  zu  überreichende  Druckschriften  teutscher  Schriftsteller,  ^  i"*" 
durch  den  Gesandten  des  Staates,  dem  der  Einsender  angehört,  bei  »^ 
einzureichenm). 

«)  Vorlauf.  Geschäftordn. ,  Abschn.  11  u.  m-,    a.  a.  O.  S.  17  u.  «i.  -  ^'^ 
Exemplare  einzureichen  seyen,   s.  §.  160.   —   Durch  einen  Beschluis  ▼•  "• 
1824  (Protoc.  §.  3) ,  ersuchte  die  B.  V.  1)  die  Regierungen  gammllicher  Biaw^ 
Staaten,  Beclamationen  u.  Denkschriften,  die  bei  ihr  gedruckt  eingereidit  yi^^^ 
aollen,  einer  Censur  su  uuterziehen;   a)  den  Senat  der  Fr.  Stadt  Franift"^'^^ 
verordnen,   dala  in  dortigen  Druckereien  dergleichen  Eingaben  eher  nicht  a% 
nonunen  werden,    als   nach  ertheiltem  Imprimatur  der  Bondescaml^il^'^  ^^ 
die  in   vorkommenden  Fällen    mit    der  HeclamationsGommission  ^"^^^J^gjem 
nehmen  werde.     Klübbb's  Quellensamiplung,   Num.  XXVÜ.     Anlafs  «0    '  ^^^ 
Beschlufs  gab  eine  Eingabe  für  die  Prälaten  und  Ritterschaft  des  Benop  ^ 
Holstein,    welche  nach  Form  und  Inhalt  Mifsfallen  erregt  hatte.    *■"  ** 
anget  Protoc.  V  3.    Vergl.  auch  oben  §.  116  f. 
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h\  BcscbtoTs  der  B,  Y.  t.  6.  Dco.  i8i6;    la  d.  Froloe.  r.  i8i6,  §•  44.  —    Vergl. 

«iirb  lUeuDi'ft  Ueberticlit  etc.,.S.  53?  ff. 
r)  Beschlofs  in  dem  Protoa-der  B*  V.  t.  3o,  Jan.  1817,  §.  39.     Klüdba*«  Quellen- 

sanmliuig. 
i)  Bas  ScUcJisal,    bei  Seite  .gelegt  zu  werden^   hatte   die  unten  §.  $o3  angef.  als 
Petition  hei  der  B.  V.   eingereichte  Welkersche  Druckschrift  für  Prefsfreiheit. 
£tn  BescUofs,  die  Eingabe  lediglich  ad  acta  su  legen,  in  dem  Protoc.  ▼.  So.  Jan. 
1817,  §.  a8;  in  den  Protoc.  Bd.  I,  S.  277. 
f)  Hügea    und   Verweise  gegen  Eingaben,   in    den  Protocollcn   v.  1818,   $.  i35; 

V.  189«,  f.  «7  u.  a8;  ▼•  1893,  S*  193;  ▼•  i8%4»  V  3* 
')  Eine  Eingabe,  betr-  die  Bevision  mehrerer  Erkenntnisse  gro(shersogI.  hessischer 
Tjerichtstellen ,  ward  dem  ghzgl.  hess.  Gesandten  übergeben,  su  etwaiger  Einlei- 
tung einer  Untersuchung  wider  den  WinkelschriftstcUer ,  Protoc.  v.  1810,  §.  55. 
r)  B^cUufs  der  B.  V.  r.  37.  Oct.  i83i ,  in  d.  Protoc.  v,  i83i ,  §.  »39.   —   Vergl. 
jedoch  oben  $.  148,  a.  und  die  wiener  Schlafs  Acte  v.  i8ao,  Art  67,  wo  «hin- 
retchesid  bekundete  Anzeigen  dev  Be^heiligten«  bei  der  B*  V»,   wegen  Vichter- 
lullung   der  in  dem   2.  Abschnitt  der  Bundes  Acte,   Art.  la  u.  ff.,  enthaltenen 
besondem  Bestimmungen  für  zulassig  erklärt  worden.     Früher  wurden  in  der 
B.  V.  selbst  Anträge  auch  Ton  atuserhM  der  Bundesversammlung   als  passende 
Veranlassungen  genannt,  wichtige  Gegenstände  in  die  Reihenfolge  der  Berathungs- 
'  gegnttinde   aulkunehmen.     Protocolle  der  B.  V.  Bd.  K,  S.  44  ^  99-  —  ^ 
Ai^gnet  1881  ward  einer  von  474  Einwohnern  der  Stadt  Darmstadt  unterzeich« 
»eie  Bittvorstf llung , .  betreffend  Vorkehrungen  wider  die  Cholera,  und  Bestre- 
bnnge«  zu  Gunsten  der  mit  Bulsland  in  Krieg  begriffenen  Polen,  durch  welches 
jene  Seuche  unterhalten  und  verbreitet  werde,   von  der  B«  V.  die  Nehmun|;  zu 
den  Acten  verweigert.    Sie  ward  durch  die  ghzgl.  hessische  Gesandschaft  in  der 
B.  V.  an  das  Ministerium  der  auswärtigen  Angelegenheiten,  und  von  diesem  an 
die  pMentflB  gesendet,  wie  es  hiefs,   mit  der  Aeusserung,    dafs  dieselbe  gegen 
Iraadeageselzliehe  formen  anstosse.    Aehnlicbe  Bittschriflen,  mit  zahlreichen  Un- 
tertrhriAeu,  aus  Giessen,  Mainz,  St uttgayrt. und  Tübingen,  gelallten  im  Sept.  i83i 
an  die  B.  V.     Sie  hatten  den  oben   erwähnten  Beschlufs  v.  27.  Oct.  zur  Folge, 
InAnmiward  derselbe  durch  ein  königl.  Edict  v.  39.  Jan.  iB3ti  zur  Nachachtung 
in  so  weit  bekannt   gemacht,   als  er  mit  der  baierischcn  Verfassungsurkunde 
überttnitimme.    Baier.  Regier.  Blatt  v.  17.  Febr.  i83a. 
k)  BcscUuls  der  B.  V.  v^  la.  Jun.  1817,  L  9,  3  u.  4.   HL  &  IV.  3;  in  den  Protoc. 
V.  181-^,  %,  337-     Doch  wird  in  dem  angef.  Membr.  I,  Absatz  4,  nicht,  wie  in 
den  übrigen  Stellen,   einer  lateinischen  oder  französischen,    sondern  (dem  Ver- 
nchrnen   nach,    aus  Versehen)  nur  einer  französischen  Uebersetzung   erwähnt. 
Lateinische   Uebcrsetzungen  wurden    vorgeschlagen ,    von  königlich  -  sächsischer 
uid  banaöTerisrher  Seite,  in  dem  Protoc.  v.  11.  Mai  1817,  §.  168,  Num.  1. 
0  Der  aagef.  Beschlufs  v.  13.  Jun.  181 6«  HL  3.  V.  3 
')  \urliiif.  Geschäftordu. ,  Abschn.  m,  Num.  7,  lit.  h$   in  KLtrBBa's  Staatsarchiv, 

Bd,  II,  S.  31. 

U   Ocffentl.  Bekanntmachung  der  B.  V.,   betr.  die  Abfassimg   u.  Einreichung  der 

PrivtttR^clanuaionen ,  in  dem  Protoc.  v.  11.  Dec.  1817,  §    412,  folgenden  wesent- 

kirheo  Inhaltes:     1)  Privatpersonen^    die  ihre  Angelegenheiten  bei  der  B.  V.  per- 

betreiben  wollen,    hüten  sich,    wenn  sie  nicht  ohnehin  gehörig  bekannt 

,  in  der  BundesPräsidialCanzlei  gebührend  zu  legitimireo,  u.  bei  ihrer  Ent^ 

bmuBg  von  da  einen  bekannten  Bevollmächtigten  zu  bestellen  und  in  der  Canz- 

Ici  anzuzeigen;   ihre  Vorstellungen  müssen  auf  eine  angemessene,   deutliche  u. 

wUekliche  Weise  abgefafst  seyn.      3)  Eigene  Abgeordnete  zur  Betreibung  von 

Privatangelegenheiten    sind    nur  dann  anzunehmen,  wenn  sie  sich  ihrer  Person 

halber  überhaupt ,    und  imonderheit  als  zu  Führung  solcher  Geschäfte  tüchtige 

•  aflcBlL  Recht,  4.  Aofl.  12 
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Männer  legitimiren*  3)  Zur  Uebergabe  ibrer  Vorstellungen  imd  ni  weitem 
Betreibung  der  Sache,  Können  Priratpersonen  dabier  (bei  der  B.  V.)  bebnntf 
und  dazu  geeignete  Männer  zu Bepoiimäcktig^ten  und GetehSfUuhrem  bestenea- 
Fall,  wo  die  preussische  Gesandschaft  eine  ihr  Eiigebommenc  PrivatReclamauon 
einreichte,  in  dem  Protoc.  der  B.  V.  v.  «8.  Apr.  i8«5,  §.  5i.  —  Eigene  A^« 
ßir  Besorgung  von  PrivalReclamationen  sn  FranAirt  anzuordnen,  hat  dieB.  \. 
nicht  für  räthlich  gefunden.  Besehlufs  in  dem  Protoc.  v.  1817,  $.4^  Küiu\ 
Quellensamml.,  Num.  XIL  —  \'on  der  Commistian  fUr  PrivatBeclamatiotton,  t. 
§.  i3a 
m)  Bcschlufs  T.  3.  Juli  i8«3|  in  d.  Protoe.  r.  iSsSt  %,  i95. 


§.    lÖO.  (137".^ 

Xeiifrisieu  der  Verhandlungen.     Verlasmehmung.    Fristen 

und 


I)  Die  Zeitfrist,  innerhalb  welcher  die  Berathang  der  bei  dci 
3.  V-  gemachten  Anträge,  durch  das  Priisidittm  in  der  B,  Y.  in  Antr<'j 
gebracht  (propooirt}  werden  sollt  ut,  bei  Antragen  und  Yortehligea  cio- 
zelner  Bundesstaaten  in  der  Regel  auf  vierzehn  Tage,  too  ^r 
Anbringung  an  gerechnet,  gesetzt;  hingegen  bei  sonstigen  Antra<[eu, 
so  wie  überhaupt  bei  allen  an  die  B.  \*  eingehenden  Schreiben,  auf  drei 
Wochen,  ron  der  ersten  Anzeige  an,  welche  der  Prasidirende  in  der 
nächsten  ordentlichen  Sitzung  nach  deren  Eingang  der  Yersaaunlimg  davon 
zn  machen  hat,  wenn  nicht  diese  schon  bei  der  ersten  Anzeige  eine  andat 
Bestimmung  getroffen  hat  «).  II)  Wird  Berathung  von  der  B.  V.  ßr 
nSthig  erachtet,  so  wird  Yerlafs  genommen,  das  heilst,  durch Vitin- 
barung  festgesetzt,  wann  jene  Berathung  Statt  haben  soll  *).  Doch  bin 
diese,  und  selbst  die  Beschlufsnahme,  ausnahm  weise  auch  sofort  nach  dir 
ersten  vom  Präsidium  der  Yersammlung  gemachten  Anzeige  des  Antn^ 
wenigstens  früher  als  nach  Ablauf  der  oben  erwähnten  Fristen  erfolgen. 
Die  B«  Y.  hann  nämlich  sogleich  nach  dieser  Anzeige  bestimmen,  oh  tvnt 
ausführliche  Erörterung  der  Sache  nothig  sey ,  ob  in  einer  fSrmlichen  od(t 
in  einer  vertraulichen  Berathung,  ob  zuvorderst  Berichterstattung  durch 
eines  oder  mehrere  ron  ihren  Mitgliedern  an  sie  geschehen  solle  Of  ^^ 
Sache  zu  einer  Yorbereitung  für  die  Behandlung  in  dem  Plemun  ($.  >'^ 
u.  f.)  sich  eigne,  u.  d.  m.  m)  Bei  ausführlichen,  bei  schwierig«^» 
oder  von  einer  besondern  Yerhettung  von  Umständen  abhängig^ 
Yerhandlungen,  unterscheiden  sich  nicht  blofa  in  ihrer  nothi^endig^ 
Stufenfdge,  sondern  auch  der  Zeit  nach,  oft  sehr  merhbar:  der  bei  der 
B.  Y.  gemachte  Antrag,  die  erste  Anzeige  desselben  bei  der  B.  V.  4«^" 
das  Präsidium,  die  Entscheidung  der  Yorfrage,  ob  solcher  in  ausfuhrhebe 
Berathang  zu  nehmen  sey,  die  Yerlafsnahme ,  die  Berichterstattungi  ^^^ 
Erörterung,  die  vertrauliche  und  die  (Srmliche  Berathung,  die  vorläufig« 
und  die   endliche  Abstimmung,   die   Yorbeichlüsse   und  der  Euih^^^ 
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(TtrgL  §•  161).  IV)  Sowohl  Fristen  als  aach  Termine,  welche  die 
E  V.  für  Erorterangen,  Abstimmung  and  Beschlafsfassiing  für  Erklärungen 
einzelner  Betheiligten,  für  Erledigung  eines  Vermittlungsgeschäftes  u.  d.  m^ 
festgesetzt  hat  ^,  sind  in  der  Regel  erstreckbar,  weil  Falirristen  und 
peremtorische  Termine  rechtlich  nicht  zu  ^rmuthen  sind.  Die  Erstreckung 
kamt  erfolgen  aus  eigener  Bewegung  der  B.  Y.,  oder  auf  Antrag  von 
Betheiligten ,  ausdrücklich  oder  stillschweigend« 

«)  Vorlauf.  Geschäftordn?  der  B.  V.  t.  3o.  Oct.  1816,   Abschn«  II,    in  Klvbbr's 

Staatsarelur,  Bd.  n,  S.  16  u.  ff. 
i)  Man  hat  Beispiele  von  Yerla&nahme  auf  14  Tage,  3,  4*  6  bis  8  Wochen,  3  bis 

4«  ja  6  Monate:    auf  6  Monate,  in  d.  Protoc.  v.  5.  Juni  i8a3,  §•  98.    Man  s. 

die  Hegister  der  Protoc.  voc  Verlafsnahme. 
r)  Vorlauf.  Geschäftordn.,  Abschn.  H  und  HL     Erörterungen   hierüber,   in  dem 

Protoc  T.  i8a3,  §.  119,  —  Beispiele  von  Ferlassruihme,  in  den  Protoc.  der  B.  V. 

T.  14.  Nov.   i8t6,  %,  a;   V.  a8.  Nov.   1816,  §.  3o;   v.  aa.  Dec.   1817,    §.  4*^9  vu 

V«  1$.  JuL  18a  1 ,  §.  196. 
d)  Vcrgl.  die  Vorlauf.  Geschäftordn. ,  Abschn.  11  u.  HI,  Num.  3,  lit.  a,  u.  Num.  5. 

Erortcrungen  u.  Beschluls  wegen  einer  mit  grofsem  Nachtheil  des  Veraugs  ^er* 

bundenen  Beschwerde  Anhalt- Cöthens  wider  Preussen,  in  dem  Protoc.  der  B.  V. 

r.  11.  Not.  u.   7.  I>ec.   18a  t,   §.  !i33  u.  i36;    auch  Beschlufs  v.  18.  Jan.  18a  1, 

f.  11,  Num.  3,  desgl.  v.  16.  Jun.  1817«  %.  a3i,  Art.  11,  lit.  a — c.    Auch  s.  man 

mten  §.  i5i  e,  161,  17a  u.  177. 


•   §.    151.  (137M 

.MseUige  und  indhMueUe  InstructionsEinholung.  Gleichlautende  atU 
scAige  Berichierstattung*  Reife  tMr  AbHimnmng.  AufhaÜung  der 
A^tkiiimmunj/  durch  Mangel  an  Instructionen.     Abstimmung  und  Be* 

Schlussziehung.    Reihenfolge  der  Geschäfte. 

T)  Erachten  die  Mitglieder  der  B.  V.  für  ndthig,  dafs  vor  der  Abstim« 
mimg  über  einen  bestimmten  Gegenstand,  Jeder   von  ihnen   Instruction 
($.  137,    i3o  d)  von  seiner  Regierung  einhole,  so   wird  die  defshalb  ge- 
nommene Abrede  in  der  Regel  nur  als  Gegenstand  vertraulicher  Mittheilung 
oder  Vereinbarung  betrachtet,   mithin  zu  förmlichem  Beschlufs  der  B.  Y. 
niiclit  erhoben,  und  davon  als  eines  solchen  in  dem  Protocoll  nichts,  son- 
dern   allenfalls   nur  in   einer  Registratur  oder   in   einem  SeparatProtocoU 
über  die  vertrauliche   Sitzung    das  Nothige  erwähnt  »).     Dann  ist  zugleich 
eine    Zeitfrist  für  die   Abstimmung   festzusetzen  ^).     II)  In  solchem 
Fall  kann  eine  gemeinsame,  öder  vielmehr  gleichlautende  allseitige 
Berichterstattung,  als  gleichmäsige Darstellung  der Thatsachen  und  der 
Tcradiiedenen  Gesichtpunhte  zu  ihrer  Beurtheilung,   für  rathlich  gefunden 
werden  c).     Aber  nicht  die  B.  V.,  dieses  fortwährende  verfassungsmäsige 
ft^an  des  TVillens  und  des  Handelns  der  Gesammtheit,  hat  bei  dem  Bund 
oder  aeiaen  Mitgliedern,  sondern  jeder  Gesandte  für  sich  bei  seiner 
R^iening  Instruction  einzuholen  d).     Auch  hat  sie,  in  der  Regel,  in  ihren 
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Terhancllungen  sich  nicht  «urhalten  zn  lassen,  durch  UoterhAn^nn^  und 
Verabredungen ,  welche  über  Gegenstände,  die  bei  ihr  in  Berathung  stehen, 
etwa  zwischen  einzelnen  Bundesgliedern  Statt  haben*  lU)  So  bald  ein  zur 
Berathung  gekommener  Gegenstand  hinreichend  erörtert  worden,  wird  von 
der  Versammlung  der  Beschlufs,  dafs  derselbe  zur  A.bstimmung  reif 
sej,  gefafst,  und  die  Zeit  festgesetzt,  wo  die  Abstimmung  geschehen 
soll.  Bedarf  es,  zum  Zweck  derselben,  allgemein  der  Einholung  eioer 
Instruction  ($.  187),  oder  wird  dieselbe  Ton  Seite  nur  eines  oder  meh- 
rerer Gesandten  zu  Ablegung  seiner  Stimme  ßir  nothig  erachtet,  so  vird 
dafiir  zugleich  die  Frist  bestimmt.  Diese  darf,  in  der  Regel,  nicht 
länger  seyn,  als  sechs  bis  acht  Wochen  ')•  Zu  gehSriger  Zeit  erfolgt 
hierauf  die  Abstimmung,  und  endlich  die  Beschlufsziehung  (§.  ]6ü 
u*  fr.)-  IV)  Auch  in  Ansehung  der  Ordnung,  in  welcher  überhaupt  die 
verschiedenen  Gegenstände  nach  Inhalt  der  BundesAete,  in  der  Bundesver- 
sammlung verhandelt  w^erden  sollen,  von  ihr  Reihenfolge  (Ordnnngi- 
liste  der  Va*handlungsgegenstände)  benannt,  kann  von  Zeit  zn  Zeit  eine 
Vereinbarung  Statt  finden/). 

a)  Eid  Beispiel,  in  dem  CommissionsBericht  isu  der  Registratur  über  die  vertranL 
SitxuBg  V.  12.  Jul.  1831,  loco  dictaturae  gedruckt, 'in  der  Original A^nsgabe  der 
Protei-.  V.  1811,  S.  671  ff.f  u.  in  der  so  eben  angeC  Registratur,  ebendas.  S.  S-o 
u.  f.    Vergl.  Protoc.  v.  181«,  $.  81',  104. 

i)  Vorlauf.  Geschäftordn.,  a.  a.  O.  S.  18.  —  In  dem  angef.  Protoc.  der  B.  ^. 
V.  12.  Jul.  1811 ,  ward  eine  Zeitfrist  von  4/2  Monaten  festgesetzt. 

c)  Man  s.  die  Ragistratur  fiber  die  vertraul.  Sitzung  vom  ia.  Jul.  1821,  nebst  dem 
ibr  beiliegenden  CommissionsBericht  in  einer  Besrhwerdesachc  Anbalt-Cotbeos 
tvider  Preussen.  Von  solcber  Art  war  das  CommissionsGutacbten  fiber  den 
Büchemachdruck,  dessen  Einsendung  an  die  Regierungen  bu  Instrtt€tionEiDbo> 
lung  beschlossen  ward,  in  d.  Protoc,  v.  1819,  \,  s3.  Desgleichen  der  Entwari 
eines  Bundes tagsBescblusses  über  das  Verfahren  bei  Streitigkeiten  der  Bundes- 
glieder  unter  sich,  in  d.  Protoc.  v.  1810,  §.  114. 

d}  Oben  |.  137.  —  Der  angef.  CommissionBericht  t.  11.  Juli  tS^i,  §•  1. 

e)  Vorlauf.  Gesrbaftordn. ,  Absclm.  U,  am  Schlufs.  Vergl.  a«ch  §.  164.  —  ^^ 
nach  fruchtlosem  Ablauf  dieser  Frist,  eine  entscheidende  Mehrheit  roii  Ab* 
Stimmungen  in  dem  Protocoll,  so  ist  stillschweigende  Einwilligung  der  Ni<blslin)- 
menden  ansunehmen.  VergJ.  Protoc.  t.  11.  Dec.  181-1  §.419,  n.  unten  i  i53 
u.  i63. 

/)  Protocolle  der  B.  V.  von  i8i6,  Plenarversamml.,  v.  14.  Nov.,  %,  115  von  181-. 
§.  i3  tt«  53,  wobei  ein  loco  dictaturae  gedruckter  gutachtlicher  Commissioai- 
Vortrag,  als  Beilage  11,  mit  3  Unterbeilagen,  worin  ein  solches  cltutificirendt* 
Ferzeichniss  vorgeschlagen  wird  (S.  67—87  der  Original-  oder  Folio AuÄgal)'^ 
welches  von  der  B.  V.  durch  Beschlufs  r.  10.  MSrx  1817  (Protoc.  §.  91)  ang* 
nommen,  und  bald  nachher  von  dem  Präsidium  (}.  37Ö,  lit.  b)  gerfthmt  ward, 
das  jedoch  am  3.  Nov.  1817  (Protoc.  ^.  378)  eine  neue  Classification  sn  dt« 
Protoc.  gab,  welche  angenommen  ward,  unter  der  Benennung  ^brJtttmf;  ^'' 
Geschäfte  i>^  früher  9^Geschdßfolgei>  benannt  in  der  Beilage  aa  «u  J- 3i  desProloc 
V.  i8i6.    (v.  Gaoirs's)  Mein  Antheil  an  der  Politik,  AbVh.  ffl,  S.  59-89. 
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§.    152.  .  (138.) 

Cmmmissianen oder  Aussehmse.  Referenienund Correferenien.  Vorträge^ 
Berichte^  Gutachten  u.  o.  Vorarheiten.   Depuiaiionen  det'  B.  V* 

I)  Für   besttnmite  Angelegenheiten,  insbesondere  für  Yermittlung  der 
Sirettigkeitea  unter  Bundesgliedern,  für  Yollziehungsgegenstände  ($.   178), 
iosiiesoadere  wegen  Yoliziebung  des  14«  Artikels  der  BundesActe,  für  Vor- 
bereitniig   neuer  Bundesgesetze    oder  besonders   wichtiger  Beschlüsse,  für 
Beririon  der  GeschiAordnnng ,  für  Bevision  der  Bestimmungen  über  das 
Austragalferfahren,    Itir  Handhabung  der  dffentiichen  Buhe,   iür  Prüfung 
der  Becbnungen  über  die  BnndescanzleiCasse  und   über  sämmtliche  Bundes- 
Malrikularbeitrage ,   für  Prefs-  und  Militi  rVerhältnisse ,    (lir  Unterhandlung 
eines  Friedens  oder  Waffenstillstandes,   für  Prüfung,  Erörterung,    Yot-be- 
rettnng    und   Begutachtung    der    PriratBeclamationen  und  anderer  Berath- 
schlagongsgegenstünde,    ernennt    die    Bundesrersammlung   aus    ihrer  Mitte 
Commissionen  a)   oder  Ausschüsse  ^);  inil^elcher  Hinsicht  eine  eigene 
Commissions Geschäftordnung  c)  besteht«     Die  Ernennung  der  Mit- 
glieder der  Commissionen   geschieht  in  dem  engern    Bath    nach  Stimmen- 
mekrbeit,  durch  Wahl  auf  übliche  Weise,  das  heifst,  durch  Stimmzettel, 
wekbe  jeder  Stimmführer  anonym  abzugeben  hat^).     Diese  Commissionen 
ci^ktatten  Yor träge,  Berichte  und  Gutachten  an  die  Bundesver^mm- 
luQg.     Ihre   Wirksamkeit    darf  nie  die  Grenze  der   bundestaglichen   Com- 
pdenz  überschreiten.     II)  Bei  Erwähfauig  der  Mitglieder  von   Bundestag- 
Commissiooen    wird    nicht   immer   und  nicht  einzig    auf  die   persönlichen 
Eigenttliaflen  der  Gesandten  gesehen,  sondern  auch  die  politische  Stellung 
ihrer  Machtgeber  und  deren  YerhSltnifs  zu  dem  Gegenstand  der  Commlssion, 
mehrentheils  mit,  selten  allein,  in  Betracht  gezogen.     Wegen  der  gewohn- 
VVc^iea  Yerbindung  dieser  Beweggründe,  beschränkt  sich  die  Wahl,  wenigstens 
in  der  Regel,  auf  die  Person  des  Gewählten;  daher  wird  bei  dem  Abgang 
lieoelbea    zu  einer  neuen   Wahl    geschritten*     HI}  Für    Erstattung    eines 
Yortrags  oder  Berichtes,  oft  verbunden  mit  einem  Gutachten,  über 
nunche  Gegenstände  der  Yerhandlung  in  dem  engern  Bath,  auch  über  die 
UoTse  CompetenzFrage,  bestallt  die   B.  Y«  zuweilen  sinzelne    Gesandte   zu 
Referenten,  auch  wohl  Correferenien  0>  deren   Ausarbeitungen  an- 
gehSft  oder  gelesen,  erwogen,  und  in  der  Begel  demProtocoll  einverleibt, 
oder  ab  Anlagen   beigefugt   werden.    Die  über   PrivatBeclamationen 
(|.  218)  in  der  Yersammlung  zu    erstattenden  Yor  träge   sind   zuvorderst 
in  Tertraalichen  vorbereitenden  PrivatBesprechungen  vorzulesen,  umsämmt- 
bckcB  Gesandachafteil,  zu  eigener  Einsicht  und  näherer  Prüfung   der   Ein- 
S>ben,  Gelegenh^  zu  geben/).     lY)  Zu  Erleichterung  der  Berathschlagung 
oad  Abstimmung,    werden  einzelnen   Mitgliedern   bisweilen  Yorarbeiten 
ükrtragen,  oder  es   werden   solche  von  ihnen  aus  eigenem  Antrieb  unter- 
ooramen,    z.  B.    erläuternde    Vorträge,    Zusammenstellung    und   Ueber.sicht 
von  Thataacheu^  Gesetzen  und  Eiorterungen,  Entwürfe,  Plane,  Sammlung 
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von  Materialien,  n.  ä»    g"").    Y)  Depatationen  ans  flurer  Hitte,  hann  die 
B.  Y.  für  bestimmte  Terhandlangea  oder  Yerriclitimgeii  erwählen  A). 

fl)  BtindesActe,  Art.  ii.  Wiener  SchlufsActe  Ton  i8ao,  Art  14)  ai  n.  49.  Vergi. 
sweites  Protoc.  der  B.  V.  t.  1816,  {.  7,  Absats  m,  EinL  u.  Num.  HL  BescUur$ 
der  PlenarVersammL  ▼•  14«  Not.  18169  §•  >i-  Drittes  Protoc.  ▼•  1816t  $.5 
n.  6;  alle  drei  in  Hl€bxb*8  StaatsarchiT ,  Bd.  Ü,  8.  89,  91  f.  104  f.  Q>  iM. 
Dreizehntes  Protoc.  t.  1816,  f.  55.  Protoc.  v.  1817 «  ).  17  u.  33.  Executiom- 
Ordn,  Art.  x^  in  dem  Protoc.  der  PlenarVersammL  ▼.  3.  Ang.  1810.  Mehr 
Beispiele  findet  man  in  den  ProtocoUen  der  B.  V.,  in  den  Registern,  vocCon- 
mission;  desgleichen,  nebet  einer  Classification  der  Tertcbicdenen  Arten  von 
Gommisaionen,  in  dem  Commlssions Vortrag  bu  dem  Protoc.  ▼.  «s.  Apr.  1819. 
Auch  in  der  Quellensammlung,  Forts.,  S.  61.  63.  89.  Denlcwürdige  Commission 
für  landständische  Angelegenheiten,  angeordnet  in  dem  Art.  4  des  Beschlusstt 
der  B.  V.  in  dem  öffentl.  ProtocoU  t.  18.  Juni  i83i.  —  Be^tändtffe  AusschiUse 
wurden  (Ür  unpassend  erklart  Ton  Oestreich,  in  d.  1.  Protoc.  r.  1816,  §• '. 
Abschn«  m,  Num.  3. 

k)  Der  Ausdruck  4^jiussehus4*  (Comite),  gleichbedeutend  mit  Commission,  wird  ia 
der  Bundes  Acte  a.  a.  O.,  und  in  der  wiener  SchlufsActe  v.  iBio,  Art.  11  0.49* 
gebraucht;  auch  in  den  oben  angefahrten  ersten  und  eweiten  ProtocoUen  der 
B.  V.  T.  1816  •  und  selbst  in  der  a weiten  PrSliminarConferens  der  Gesandt» 
▼•  9.  October  i8|6 ,  wo  der  würtemb.  Gesandte  Bedenklichkeit  dagegen  aufserte. 
Spaterhin  ward  bei  der  B.  V.  der  Ausdruck  Commusion  üblicher;  er  ist  aurb 
in  dem  Art  14  der  angcf.  SchluIsActe  gebraucht.  Doch  hat  man  dieBenennoog 
Ausschtus  Torzugwcise  dann  gewählt,  wenn  für  denselben  Gegenstand,  nebea 
der  aus  Mitgliedern  der  B.  V.  bestehenden  Commission ,  noch  eine  andere  aus 
solchen  Mitgliedern  nicht  bestehende  Commission  am  Site  der  B.  V.  angeordnet 
ward,  s.  B.  die  MilitärCentralCom mission  (f.  194),  die  LiqnidationsCommissioJi 
für  die  Forderungen  an  die  ReichaOperationscasse  (§.  t33,  ^),  u.  a- 

c)  Die  Geschi^rdmtng  in  Betreff  der  B.  T.  Commissionen,  ward  angenommen  durcb 
Beschlufs  der  B.  V.  r.  19.  April  1819,  in  d.  Protoc  t.  1819,  §.  65j  auch  in 
HLÜBxn's  Quellensammlung,  Nam.  XV.  Sie  befindet  sich,  nebst  einem  daxuge 
hörenden  Commissions Vortrag,  als  Beilage  ti  bei  dem  Protoc.  ▼•  si-  '^P"' 
1819,  S.  i83,  u.  in  der  QuartAusgabe,  Bd.  VII,  S.soS.  —  Nach  derselben  (M)i 
besteht  fortwährend  eine  Reclamait'&nsCommiMston ,  auch  JEm^n^ffnCommission  g^ 
nannt,  (lir  Prüfung,  Vortrag  und  Begutachtung  der  PriTatEingaben  (}.  11% 
in  der  Regel  aus  fünf  Mitgliedern.  Sie  wird  dreimal  im  Jahr  emeuerti  su  Neu- 
jahr, EU  Ostern,  und  nach  den  SommerFerien.  Sie  ist  befugt,  offenbar  uner- 
hebliehe  und  unsulassige  Eingaben  sofort  su  beseitigen,  und  daTon  in  der  nacD- 
sten  vertraulichen  Sitzung  Aniseige  su  machen.  Im  Verbind  er  uugsfidl  kann  )t<^A 
Mitglied  ein  anderes  substituiren,  dagegen  kann  diese  Commission  ihre  y^' 
aamroluQgen  fortsetzen,  so  lang  noch  drei  Mitglieder  g^enwartig  sind.  —  ^"^ 
besteht  für  Volkiehungsgeschäfte  der  B.  V.  fortwährend  eine  ExecutiotttCmmf 
sion.  Man  s.  §.  178-  —  Sind  für  eine  CurüüStmtme  verschiedene  Stinimfüircr 
bestellt*  die  im  engern  Rath  in  der  Stimmführung  periodisch  wechseln  (§.  1^'' 
so  kann  Jeder  von  ihnen,  auch  dann  wenn  er  im  Turnus  nicht  ist,  MitgÜw  too 
Commissionen  werden  oder  bleiben.  Beschlufs  der  B.  V.  in  ihren  Protoe. 
1831,  §.  73.    Die  angef.  CommissionsGesohäftordn.  $.  a,  Num.  4« 

d)  Die   oben  (c)  angef.  GeschaAordnung   in  Betreff  der  Commissionen,   v  ^' T 
Zwei  Beispiele  von  der  Ernennung  der  Mitglieder  einer  ReclamaliönsCominis^'<' 
nach  dem  Antrag  des  Präsidii,  ohne  ßrmliche  fTahl,  in  d.Proloc  v.  la.Jwl»^^' 
§.  i38,    und   in   dem   BundesContingentStreit  awcier    SpetialLinien   des  i\'^^ 
Hauses  Reufs,   am  27.  Jan.  i8aö;  man  s.  die  oben  §.  117»  Note  d,  angcf- f*"' 
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^rkte  ReeunScItrift:  «Erkla^ungv  vu  8,  w.  Für  die  H^akUn  der  Commisttons* 
nhgUeder,  werden  in  dem  Sitoungssaal  der  B.  V.  gedrucj&te  Stimmzettel  stets  in 
Rerettscliaft  gehalten.  Jeder  Zettel  enthalt  ein  VerzeichnUs  sämmtlicher  Mit- 
glieder der  B.  V.;  jeder  Stimmfuhrer  beseichnet  auf  seinem  Zettel  diejenigen, 
die  er  iit  Mitgliedern  der  Gommission 'bestimmt  —  «Findet  sich,  bei  der  Zäh- 
kng  der  WaUstlmmen,  eine  SiinmengUiekheii  fiir  zwei  oder  drei  Mitglieder  (der 
B^  V.),  sn  Besetxung  der  fünften  Stelle  in  der  iteciiimaft'ofwCommission  (s.  obett 
A'ote  f),  so  werden  diese,  falls  das  Präsidium  sich  des  in  Fällen  der  Stimmen- 
j;{dclihdt  ihm  zustehenden  Voti  decisivi  (f.  ti5)  nicht  bedienen  will,  ersucht, 
sicli  untereinander  su  rereinigen,  wie  sie  unter  sich  in  bestimmten  Fristen 
wechseln  wollen».  So  die  oben  (c)  angef.  Geschäftordnung  iiir  B.  T.  Gommis- 
siosea,  {.  9.  Indefii  legt  die  Bundes  Acte  dem  Präsidium  ein  f^oium  äecijwum 
ua  daui  bei ,  wenn  in  dem  engem  Bath  der  B.  V.  gleiche  Stimmen  twei  (nicht 
drei,  oder  mehr)  rerschiedene  Willenserhlärungen  aussprechen*  Man  s.  §.  i25 
it  £  Beispiel,  wo  dasselbe  ausgeübt  ward,  in  d.  Protoc.  v.  1826,  §•  34*  — 
Von  andern  Commissionen  als  der  BedamationsGommission,  spricht  diese  Ge- 
scbäftordanng  nieht.  —  Ein  Beispiel  ron  Stimmengleichheit,  bei  der  Wahl  eines 
Mitredet  ffkr  den  BundestagAusachuls  ftir  üff/titarAngelegenheiten,  in  d.  Protoc. 
V.  1814,  S»  75,  wo  für  drei  Mitglieder  der  B.  V.  die  Wahlstimmen  gleich  getheilt 
wutn,  vnd  diese  Stimmengleichheit,  auf  Verlangen  der  Mehrheit,  durch  Ent- 
admdaiig  des  Präsidii  gehoben  ward.  —  Bei  Commissionen  zum  Versuch  der 
GtUe  in  Streitigkeiten  der  Bundesglieder  unter  sich,  oder  für  Fälle,  wo  es  auf 
V'oUBehuDg  des  R.Dep.  Hauptscfalusses  r.  i8o3  ankommt,  werden,  fiir  Verhin- 
deriuigifalle  einselner  Mitglieder,  Sieihertreier  ernannt,  bei  Commissionen  Ton 
3MilgUedem  eiaer,  bei  solchen  von  5  etwa  a;  es  sind  die,  welche  in  defWahl 
uch  den  primo  loco  ernannten  CotemissiousMitgliedern  die  meisten  Stimmen 
buea.  CommlsnionsGeschäftordn«  §.  4*  I™  Mai  18a a^  bestanden  in  der  B.  V. 
i6Coiniiiissionea»  jede  besetzt  mit  3  bis  7  Mitgliedern,  früher  auch  etliche  mita. 

f)  Die  Wahl  des  oder  der  Berichterstatter,  erfolgt  in  der  B.  V.  entweder  brevi 
mau  durch  Vereinbarung ,  oder  nach  erfolgter  Abstimmung  durch  förmlichen 
Bcschluii.  Vorläufige  Geschäftordn.  der  B.  V.  v.  1816,  Abschn.  Ol,  Num.  3, 
tild  und  e;  in  Klvbxb's  Staatsarchiv,  Bd*  H,  S.  19.  —  Beispiele  von  Referen- 
ten^  in  den  Protoc  der  B.  V.  v.  5.  u.  la.  Apr.  u.  5.  JuL  18a  i. 

f)  ^toc  der  B.  V.  v.  16.  Jan.  1817,  §.  16;  vergL  mit  dL  Protoc.  v.  1816,  §.  16* 
V  OB  der  BeclamationsCommission  s.  oben  Note  c, 

(?)  iidspiele  liefern :  die  Sustentations Angelegenheit  reicliskammergerichtlicher  Indi- 
näueQ(i8i6),  der  Büchemachdruck  und  die  Prefsfreiheit  (1818),  die  bürgerliche 
Wbesierung  der  Juden  (Protoc.  v.  i8ao,  \,  100  u.  ii5j  v.  i8ai,  $.  164)  u.  a. 

*l  2L  B.  stt  CeremonielVerrichtungen.  Desgleichen  fiir  manchen  diplomatlachen 
Verkehr  mit  Gesandten  auswart^er  Mächte«    Vergl.  unten  §•  186,  0.  , 


§.    155.  (139.) 

Sitzungen. 

I)  Ordentliche  Sitzungen,  hält  die  B.  V.  am  Montag  und  Donners- 
^(leit  der  Mitte  des  J.  1819,  in  der  Regel  nur  am  Donnerstag)  jeder 
^^^,  Vormittags  von  10  (seit  1832  von  11)  bis  1  oderaXHir:  aufser- 
^'«ieDtlichei  so  oft  es,  durch  Abi*ede  oder  das  Pribidium,  für  nothig 
^l£l  ^ird«    Q)   In  beiden  hat    in   dem  engern  Rath,  allenfalls  ab-   , 
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wechselttd,  entweder  Form  liehe  oder  feierlie&e  YerltanAlofig  der  Gesclifte 
Statt,  oder  nur  rertrauliche  Unterredong*  Die  letzte  ist  eine  Art  von 
Vor-  oder  PrivatConferenz,  von  Yorbesprechong  und  Yorberathschlaguog, 
für  Torlaufige  Erorteiiingen  und  Mittheilung  weduelseitiger  An^hten  und 
Notizettf  mancher  Yortrage,  CommiaaiontBerichte  and  Entwürfe,  audi 
fcerontehender  Abstimmangen  und  ErhlSrungen  einzelner  Bundesglieder, 
ohne  amtliche  Form  und  Wirkung,  ohne  formliche  Abstimmun|[  uad  ge- 
meinscha(\Iiche  Pro tocoll Führung;  doch  so,  dafs  zuweilen  über  die  Ter- 
handlang  eine  Registratur.  (Protocoll  in  minder  ieierlicher  Form) 
abgefafst,  und  entweder  geschrieben  oder  loco  dictatorae  gedraclit,  den 
Gesandten  mitgetheiit  wird  «).  Nach  Yerschiedenheit  dieser  Yerhandlangs- 
art  sind  die  Sitzungen  des  engern  Raths  entweder  fSrmliche  oder  Ter- 
trauliche,  zum  Theil  geheime»  Dem  Präsidium  ist  durch  eina 
Beschlufs  der  B.Y«  überlassen,  »die  zu  fassenden  Beschlüsse  in  rertraulichai 
Besprechungen  rorzubereiten,  und  die  Zahl  der  förmlichen  Sitz- 
ungen hienach  zu  bestimmen«  ^),  IV)  Alle  Plenarsitzungen 
(Sitzungen  des  Pleni)  sind  iormliche,  Y)  Die  Natur  des  Jedesmaligen 
- Yerhandiungsgegenstandes  bestimmt,  ob  die  Bundesversammlung  sich  als 
engere  Yersammlung,  oder  als  Plenum  ($.  lao — 123)  damit  zu  beschäl- 
tigen  habe*  YI)  Der  Yoraitzende  ist  befngt,  die  Sitzung  zu  eroffnen, 
so  bald  die  bestimmte  Stunde  geschlagen  hat  c),  yn)  Die  Sitzordnung, 
sowohl  in  dem  engern  Rath ,  als  auch  in  dem  Plenum ,  stimmt  mit  der 
Stimmordnung  (§.  i3i)  uberein  <0- 

a)  Von  den  ProtocoUen  u.  Hegistraturen,   oben  §.  14 3. 

^)  Beschlufs  in  dem  Protoc.  der  B.  V.  v.  3.  Nov.  1817,  J.  378. 

r)  Ueber  die  Gegenstände  dieses  §.  s.  die,  am  3o.  Oct.  1816  von  der  B.  V.  erheb- 
tctc  9iForiäufigeGeschäfiordnung  der  teutschen  B.  V.»,  Art.  I,  in  Klubm's  StaaU- 
archiv,  Bd.  H,  S.  i^  ff. 

J)  An  einer  runden  Tafel  sitsen  sämmtliche  Gesandte  in  LincblOrdnuog.  Von  <ier 
Linken  des  k  k.  östreichischen  präsidirenden  an,  sitst  der  preussische,  oim 
der  königlich -sächsische,  der  baierische  u.  s,  w.,  so  dafs  der  Ictstc  unmitid* 
bar  «ur  Rechten  des  östreichischen  sitst.  Diese  Reihe  wird  blofs  durch  den 
Bundescanisleldirector,  als  Protocollfiihr^r ,  unterbrochen ,  wdchcr  dem  ^or- 
sitzenden  Gesandten  gerade  gegenüber,  swischen  dem  luxemburgiscbfen  und  dm 
der  n.  Stimme  silst.  Registratur  über  die  erste  PräliminärConferen«  ▼.  4»  ^^^ 
«816,  in  den  Protoc.  der  B.  V.  v.  1816,  Bd.  I,  S.  «24  der  9uartAiifigabe. 


§.    154.  (140.) 

ansage  U7id  Absage  der  Säxungen, 

I)  Die  Ansage  zu  den  Siteungen,  auch  bei  eintretender  Verhinderung 
die  Absage  derselben,  gebührt  dem  PrSsidinm.  Sie  geschieht,  w  "^'' 
Regel,  am  Tage  vor  der  Sitzung;  jedoch  ffir  ordentliche  Siteungen  nar 
dann,  wenn  die  regelmäsige  Haltung  derselben  war  untei*brochefl  worden. 


K 
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ü)  Der  Antagezettel^  entMH  die  Zeit  und  Form  der  Yeriaitimlang 
und  die  Adresse  des  Gesandten;  den  Gegenstand  der  Berathschlagang  rsar 
daan,  irenn  ohne  vorausgegangene  Abrede,  eine  soldie  Besdilüfsoalnne 
iteiibiditigt  wird,  wozu  die  BundesActe  Einstimmiglieit  (unaniraia)  vor^ 
lehrcibt«)  ($.   127 )• 

a)  Ufber  diesen  §.  8.  die  vorlaufige  GescTiaftordn.,  Abschn.  I,  a.  a.  0.  S.  i4-  — 
Gfwölmlich  gescbiebt  jetzt  die  Ansage  nur  nacb  Ablauf  der  Ferien,  und  in  der 
Form  einer  PrSsidialEinladiuig  mittelst  offenen  Umlaufschreibens* 


§•     *55,  (141.) 

BmimUsse  des  Erscheinens.   Nachtragung  der  Stimmen*    SktOschwei- 
jtnie  Ueheremsiimmung  mit  der  Mehrheit,     f^orlehak  der  Abstim- 

nmng  nach  dem  Jlblehen  des  Gesandten. 

\)  Ist  ein  stimmbei*echtigter  Gesandter  verhindert^  der  Sitzung 
beiaiwoknen»  ao  hat  er  solches,  und  den  Namen  des  seine  Stelle  etwa 
urtretenden  Gesandten  (seines  Substituten)^  dem  Yoraitsenden  schrift- 
Hch,  wo  möglich  Tags  vorher,  anzuzeigen;  worauf  die  Substitution 
[t  1^7)  jedesmal  in  dem  ersten  §«  des  ProtocoIIs  angezeigt  wird. 
Oj  bi  in  Abwesenheit  eines  Ge|Uindten^  oder  eines  Stellvertreters  des- 
lelben,  xa  ProtocoU  abgestimmt  worden,  so  bann  derselbe  seine  Stimme 
noch  in  der  nädislen  Sitzung  zu  ProtocoU  geben;  aufserdem  wird  er  für 
übereinstimmend  mit  der  Mehrheit  oder  mit  Allen  geachtet^  so 
fern  nicht  Ton  ihm  eine  längere  Frist,  aas  erheblichen  Grundein,  bei 
<itr  Versammlung  nachgesucht  und  erwirkt  worden  ist  (§•  itti,  Note  e). 
IQ)  ÜUh  dem  Ableben'eines  Gesandten,  bestimmt  die  B^  Y.  die  Frist, 
innnUb  welcher  sie  die  Ernennung  seines  Nachfolgers  oder  Stellver- 
treters erwarten,  und  diesem  für  aUe  Gegenstände,  worflber  seit  4em 
Tojcifall  abgestimmt  worden,   das  ProtocoU  offen  behalten  will  «). 

)  lebcr  diesev  f .  a.  die  Vorlauf.  GesohäAordn. ,  AJbsehn.  I,  a.  a.  O.  8.  i4  f*      ' 


AfmMMy  eines  Gesandten  für  mehrere  Staaten.    Msthnmung  und 
^^^»ethseb$ng  bei  Gesammtsiimmen.    Besondere  Ferhtdtmsse  der 

CuriatGesandten. 

0  Kn  Gesandter,  welcher  in  dem  Plenum  flir  mehrere  Bundes- 
^^^^  Stimmen  abzulegen  hat^  mufs  solche  einzeln,  und  in  der  für 
'^^  dieser  Staaten  festgesetzten  Ordnung  ($.  j3i),  ablegen«  JX)  In 
"^  eogern  Yersammlung  kann  ein  Gesandter  ebenmäsig  für  mehrere 
^"M  beroUmächtigt  oder  substituirt  sejn;    dann  aber  hat  er  jede  an 
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ibrer  gekorigen  Stelle  absolegeD.  OD)  Auch  darf  daselbst  Rir  jeden  h 
SU  einer  Gesammtstimme  «)  vereinigten  Bundesstaaten  (§•  isi),  ein 
eigener  Gesandter  anwesend  seyn;  es  darf  aber  die  Gesammtstimroe  selbst, 
nur  Ton  £inem  derselben  gefnhrt  werden  ^).  IV)  Die  Theilbaber  dner 
Gesammtstimme  in  der  engei*n  Yersammlung  hSnnen  för  die  Fuhrung  der- 
selben eine  bestimmte  Abwechslung  (Turnus,  Alternation)  durcK  lieber- 
einkunft  festsetzen»  Dieses  ist  im  Jahr  1816  geschehen,  von  Brauo- 
schweig  und  Nassau  c),   und  von  den  vier  Freien  Städten  <0* 

(i)  Die  Natur  einer  CurMilSttnime  bringt  es  mit  sicli ,  da(s  die  Stimmen  jedesmil  In 
Namen  aller  Theilhaber,  die  in  dieser  Hinsicht  eine  moralische  Person  bilden. 
abgelegt  werde ;  also  durch  einen  gemeinschaftlichen  Stiramfübrer  für  den  (k- 
sammiwillen  aller  Theilhaber.  Der  Gesammtwille  ist  das  Resultat  des  ^Viüeos 
aller  Einzelnen.  Diesss  Resultat  kann ,  kraft  einer  Vebereinkunft,  gebildet  wer- 
den«  entweder  durch  Uebereinstimmung,  oder  nach  einer  festgesetEten  Mehrheit 
der  einscinen  Stimmen ,  oder  durch  Gompromifs ,  indem  alle  TfacHhaber  die 
.Festsetxung  ihres  Gesammtwillens  Einem  oder  Mehreren«  fiir  einen  oder  meh- 
rere Falle,  übertragen;  gleichviel  ob  der  Eine  oder  die  Mehreren  aus  derMItie 
der  Theilhaber  sind,  oder  nicht,  wie  s.  R.  in  dem  letzten  Fall  der  gemm 
schaftliche  StImmiÜhrer,  BevoUmichtigte  oder  Gesandte.  —  Die  jOngere  Haupt- 
Uaie  des  lurstlichen  Hauses  Hernes,  welche  drei,  seit  i8s4  swei,  Tersehiedeoc 
souverain  regierende' Fürsten  unter  sich  begreift  (§.  108),  bildet  sowohl  in  Aw 
Plenum  der  R.  V.  ().  lao),   als  auch  in  der  Curie  der  sechsehnten  Stimme  J«» 

'  engem  Raths  (f.  isi),  nur  eine  Einheit,  mithin  im  engern  Rath  eine  Curie  oder 
Gesammtheit  in  einer  Curie;  ein  Verhältnifs,  dergleichen  schon  bä  der  ebcna- 
Kgen  allgememen  ReichsTersammlung  in  dem  Hause  Anhalt,  wo  der  Geschlecht- 
älteste  die  Stimme  im  Fürstenrath  führte,  und  mehrfach  in  den  vier  reiciitp 
gräflichen  Curien  .sich  fand.  —  Rei  den  CurlatStimmen  des  engem  Ratht  der 
R.  V.,  sind  folgende  Benennungen  üblich:  die  i5.  (16.  oder  17.)  Stimme;  die 
Curie  der  i5.  (16.  oder  17.)   Stimme;  der  CCuriat-)    Gesandte  der  16.  Stlminc 

h)  Dabei  « behält  sich  jedoch  die  R.  V.  für  künftige  ahnliche  Fälle  die  Entschei 
dang  lediglich  Tor.»  —  Von  diesem  Allen  s.  die  Vorläufige  Gesebaftordn, 
Abschn.  I,  a.  a.O.  S.  16.  Vergl.  auch  Rlvbxb's  angef.  Uebetsicht  etc.,  &53off* 
Die  R«  V.  kann  einem  nicht  im  Turnus  stehenden  Gesandten,  in  einer  Sache, 
wobei  seine  Regierung  betheiligt  ist,  das  Wort  geben.  Ein  Beispiel  '^  ^ 
Protoc.  Y.  1819,  i.  i«i. 

c)  Ein  vierteljähriger  Wechsel,  und  so,  dais  der  Rraunscfawdgische  Gesaiulle  d» 
Anfang  macht.  So  oft  einer  von  beiden  Gesandten  in  den  Turnus  tritt,  ^^^ 
solches  jedesmal  in  dem  Protoc.  der  R.  V.  angexeigt.  So  auch  bei  dem  H^' 
maligen  Tumarius  der  Freien  Städte.  Es  wird  aber  biebei  nur  das  Bunaes- 
glied,  dessen  Gesandter  in  den  Turnus  tritt,  benannt.  Protoc*  t.  i0>7»  '*  "^'^ 
179,  288  u.  429- 

W)  Vorläufig  auf  ein  Jahr,  ward  im  J.  1816  durch  Uebereinkoirfl  festgesetst,  u. 
späterhin  beibehdl|en,  dafs,  abwechselnd  in  bestimmlem  Zeitraum,  suerst  der 
lübeckische,  dann  der  frankfurter,  hierauf  de»  bremische,  endlich  der  han^|^' 
gische  Gesandte,  die  Gesammtstimme  fuhren  solle.  —  In  den  wiener  Minis«"* 
Conferensen,  in  dem  3o.  Protoc  r.  i5.  Mai  i8ao,  äufserte  der  öslreich^f  « 
RevoUmächtigte  den  Wunsch,  dafs  die  acht  Theilhaber  der  secfaehvten  Stimm ^ 
(§.  isi)  sich  über  einen  Turnus,  oder  über  ein  abwechselndes  Directon 
vergleichen  möchten.  —  Nach  einer  solchen  Vcbercinkunft  würde  der  tun  ^ 
Gesandte  seine  Instruction  nur  ron  dem  im  Turnus  stehenden  Theilhaber,  ^^ 
von  dem  Dircctorium,  eu  eroplangen  liaben.    Wie  dieselbe  gebildet  »''««'ö*'' 
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nach  eiiicm  EinselwilleB,   etwa  nach  inenomroeiter  Bücl&spracbe  mit  den  übrigen 
TVcShabcm,    oder  nach  Stimnieiimehrheil,  würde  yon  der  üebereuü&aiift  ab- 


§.    157.  (142b.) 

Fortsetzung. 

V)    Ist  bei  einer  CiiriatStiinme  ei^  Tumas  eingeführt ,    so  sind  auch 

ilie   Gesandten,    an   wekhen   die   Reihe    der  Stimmführung    nicht   ist^ 

bectchtigt,  allen  Sitzungen  der  B«  Y«  beizuwohnen.    Gleich  andern, 

Itonnen  sie  jederzeit  zu  Mitgliedern  yon  Commissionen  erwählt  werden, 

und  solches  bleiben,    wenn  sie  während   ihrer  Stimmführung   dazu   waren 

cr^-ahlt  worden  «)«    YI) .  Ist  bei  einer  Gesammtstimme   ein  Turnus  nicht 

etogefnhrt,   und   für   alle  Theilhaber  nor  Ein  Stimmfiihrer  gegenwärtig, 

•o  kann  dieser  für  einselne  Theilhaber  bei  der  Abstimmung  nicht  besonders 

Totiren,   er  kann   aber  für  jeden  Einzelnen,   wenn   dessen  particulKres 

Literesse  es  erfordert,  namentlich  bei  in  Berathung  stehenden  Streitigkeiten 

unter  ihnen,    Erklärungen    zu  Protocoll    geben  ^)*     YII)    In   einem 

Streit  zwischen    einz^en    Mitgliedern   derselben    Curie,    und   auch  bei 

•  andern    Streitigkeiten,    wobei    eines   oder   mehrere  (selbst  die  Mehrheit) 

llitglieder  derselben   Curie    betheiligt  sind,    ist  der  CuriatGesandte  weder 

!ierpflkhtet,    nocb  ohne  Einwilligung  der  B.  Y.   berechtigt    ({.    i63   f), 

der  CnriatAbstinunung    in    der    B»  Y*   sich    zu    enthalten  <^)*      YIII)    Die 

Legitimation   eines   CuriatGesandten    kann   geschehen ^   entweder   durch 

eine  gemeinschaftliche,    das   heifst,  von  Allen   unterzeicbnete,    YoUmacht 

'aller  Theilhaber   derselben  Stimme  f')',    oder  durch  eine  von  einem  oder 

jndireBen  Mitgliedern   der  Curie,   in  eigenem  Namen  und  aus  Auftrag  der 

.jttbrign,   unterzeichBete  Y<^lmacht,    oder  durch  YoUmachten,    deren  jede 

/flsr  T0>  rinem   oder  etlichen  TheUhabem  e)  unterzeichnet  ist.     IX)    Da 

jeder  Theilbaber.  einer  CuriatStimme  des   engern   Baths,   in  dem  Plenum 

Bie  oder  zwei  YirilStimmen  hat;  so  mufs,   wenn  in  der  ron  ihm  ausge- 

iteUten   Yollmacbt   Anderes   nicht    ausdrucklieb   gesagt    ist,    angenommen 

«Erden  ^  da£k  er  den  Gesandten  für  seinen  ganzen  Antheil  an  den  Yerhand* 

iaagen  der  B.  Y-,  mithin  auch  zu  seiner  Yertretung  in  dem  Plemnn,  bevoll- 

■icktigt  habe  J).  , 

p '       ' 

«•)  Besckliifs  der  B.  V.  v.  i6.  Mars  i8ai,  $.  78. 

i)  Bäspiele  in  den  Protoc.  der  B.  V.  v.  1817,  |.  56,  a44  u*  3*^9  ^*  1818,  {.  aai; 
T.  1819,  §•  iiS,  i53,  181,  191 1  194  u.  212}  T«  i8a3,  $.  i53,  betr.  die  Curie  det 
tS.  Stimme.  Vergl.  unten  §.  i63. 
OFreiwilfig  gesebah  solches,  in  den, Protoc,  der  B.  V.  y.  la.  Oct  1818,  §.  a35, 
iL  ▼.  18191  i-  ii3.  —  Bei  einer- Abstimmung,  über  die  Ansprüche  der  Ganerb- 
6rkafU^n  AltLimpurg  und  Frauenstein  xu  Franlifurt,  «glaubte  der  CuriatGesandte 
der  Freien  Städte  sich  einer  besondern  Abstimmung  enthalten  ku  dürfen ,  bet 
^r  schon  vorhandenen  Mehrheit  der  Stimmen».  Protoc.  ▼•  a.  Dec.  1816,  §.  36* 
tia  Beispiel  bei  der  Gurie  der  i3  Stimme,  in  den  Pk*otoc.  v»  »8a3^  f.  i53,  wo 
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OMlfeieli  nir  Ei-wSgung  cmpftU,  ob  bei  einer  Curie  ^eiui,  rream  dk  Mekrbdi 
ihrer  Mllglieder  nicht  abiusümmen  sirb  veranlara  glaubt,  das  Stimmrccbt  der 
fibrigen«  die  davon  Gebrauch  machen  wollen,  su  ruhen  habe? 

d)  Beispiele  in  den  Protoc.  der  B.  V.  v.  1816,  §.  59;  1817,  S»  7^  u.  38:;  iSm, 
f.  s;  18« I,  $.  i66. 

e)  Beispiele  in  der  Registratur  fiber  dif  4»  PrälimiuarConferens  t.  1816.  Mi 
wendig  ist  dieses  ohnehin,  wenn  in  der  Person  eines  der  Theilbaber,  s.  fi.  durti 
Todesfall,  eine  Veränderung  rergeftllen  ist.  Man  s.  die  Protoc  der  B.  V.  1. 
1817,  §.  65  u.  387;  1818,  §.  loa;  1819,  %,  89;  i8ao,  S-  1^«  ^-  i8a4ti  t- 
Aus  der  jÜngern  Hauptlinie  des  fSrstlichen  Hauses  Hetu*  ({.  i56  a),  ward  int* 
her  die  Vollmaeht  des  GuriatGesandtenf  blofo  ton  dem  ältesten  der  drei  wstt 
raiaen  Fürsten  dieser  Linie  unlersricbtteti  in  eigenem  IVaoien  und  au  luftn^ 
der  ilbrigen.  Dagegen  ward  die  fürstlich*  reuDüsche,  Hir  die  teutscy  Bunde» 
Acte  unter  dem  16»  Aug.  181 5  ausgefertigte  RatificationslJrkunde,  von  jedem  dtr 
drei  Fürsten  der  jungern  Hauptlinie,  nebst  und  nacb  dem  Chef  der  i\im, 
unterxeichnet  Vergl.  Protoc.  der  B.  V.  v.  i8a4,  §•  Ö5.  Auch  wird,  furwi« 
BundesMatrOittlarLeistungen,  In  der  definitiven  BundesMttrihel  jeder  der  dm, 
aeil  dem  Mai  1894  swei,  Fürsten  jüngerer  Linie  einceln  aufgeßihrt,  nach  eiotn 
Besehluis  in  d.  Protoc.  v.  i8a4 ,  ^  6-^.  Aber  in  Ansehung  der  Beiträge  tu  der 
BundescansleiCasse  (§.  i36),  werden  jene  drei,  jetEt  xwei,  Fürsten  als  eise  unter 
der  Curie  der  17.  Stimme  begriffene  Einheit  oder  Gesammtheit  betrachtet. 

/)  Ausdrüchlich  nur  für  den  engern  Rath,  in  d.  Protor.  der  B.  V.  v.  1B17,  i'\ 
Ausdrücklich  für  den  engem  Rath  u.  die  PlenarVeraamml.,  In  d.  Protoc.  f. 
1817,  f.  387;  i8so,  i.  159. 


§.     iÖ8*  (ii|3.) 

Pratoeotte  und  ProtocoBfÜhrtr.    RegUtraJturen  und  SeparalProl9rm^ 

Bekanntmachung  der  Protocotte» 

I)  In  den  Sitaungen  der  Bundesversafnmiüug,  soivohl  in  dem  PienuiR 
ab  auch  in  dem  engem  Rath,    werden  gemeinschaftliche  Protocollc 
gefuhrt,   und  nor  durch  einen  Protocollfuhrer ,  jetzt  den  CanzleiDirector 
der  B.  V.  «).     Derselbe  wird  in  der  B,  V.  von   dem  Präsidium  in  Vor- 
sehlag  gebraM;fat,    und,   wenn   gegen   teiiie  t'eraon  nichts  zu  erriniiern  iiti 
angenommen  I    hierauf    durch    jeiies   dem    Bund    vei*pflichtet  fy    ^)  ^ 
llauptProtocolI«!  e)  sind   von  zweifacher  Artt    flir  PlenarSitzungeo, 
Qfld  iVr  Sitzungen  des  engern  HaVhs«    Sie  enthalten  die  Anzeige  i^ 
in  der  Sitzung  anwesenden  Gesandten,  und  die  Yerhandluogen,  namentlic 
die  Vortrage,   Anzeigen,    Mittheiiungen  und  Anträge  des  Prasidiams,  em- 
zelner  Gesandten,  der   erwählten  Commissionen ,    und  der  Referenten  w^ 
Bfrichjterstatter,    die  Abstimmungen  der  Stimmfuhrer,    und  die  Betchlusse 
derYersanmilang  d).     ffl)  Ueber Verhandlungen  in  rertraulichei' Siliun? 
nicht  nur,  sondern  aach  in  förmlicher  (§.  aao),   werden,  wenn  w 
B.  V.  für  nSthig  oder  nützlich  erachtet,  NöbenProtocölle,  2.  B.  eine 
Registratur,   ein  Separat-  oder  Nebenprotocoll,  ein  geheim 
ProtocoU,    aufgesetzt,    und  dqn  einzelnen  Gesandschaiteu  mitgetheiltf  en 
weder    geschrieben    mittelst    J>icUlur^    oder  loco  dictaturae,   ^  ^  °^'" 
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>n«anlAlNlniek  der  Protoeolle  gehörend,  ^draolit  ({•  i6o).  IT)  Darch 
Ion  die  TorMufige  Geschäftordnang  genehmigenden  BeseUufs  der  B.  Y» 
>oai  i4«  NoYember  1816  «)  ward  «die  Bekanntmachung  der  Bandes- 
t^Varliaiidliuigen  durch  den  Druck,  als  Regel  festgesetzt».  Seit  dem 
I.  JuU  1824  gilt  dies«  Art  der  Bekanntmachung  als  fast  seltene  Ausnahme 
on  der  Hegel  /). 

l^  K^tuMM^  Staatsarchiv,  Bd.  n,  S.  11  f.   —    Von  dessen  Stellyertreter  im  Fall 

«aer  Veriimderung,  oben  $.  i36. 
)  Vorlauf.  Geschäftordn.,  Abschn.  IV,  a.  a.  O.  S.  21;  auch  in  Klübxb^s  Qoellen- 

nmmhing,  Num.  V«    VergL  $.  i36» 
)  Es  fverden  davon  in  der  Buchdruckerei  der   B.  V.  anUiiche  Abdrücke   in  Folio- 
Format,  für  den  officiellen  Gebrauch  der  Mitglieder  der  B.  V.  und  der  Regie- 
rungen, veranstaltet;  sie  werden  mit  dem  Stempel  der  Bundescanzlei  bezeichnet, 
dnsco  Umscbrift  die  Worte  «^Ortffinalj4bdrtu:k'»   enthalt.     Nach  diesen  Original- 
Ahdrürlien,  wurden  früher  (s.  oben  §.  34  b)  von  derselben  Buchdrucherei  für 
das  PaiUanm  ein  Abdruck  in  Quart  geliefert «  wobei  jedoch  alle  loco  dietaturae 
^cdnirlrten  Protscölle  und  Aufsätze  (§.  160)  nicht  befindlich  sind.  -—  Von  Be* 
Vannimsrhnng  der   Bundestags  Verhandlungen  in  poUfüchen   TagkläUem,    unten 
i  i65. 
U  \oHauf.  Geschäftordn.,  Abschn.  IV,  a.  a.  O. 
')  f(LOiin*s  Quellensammlung,  Num.  V. 

^'  Durtb  Besrblnfs  der  B.  V.  v.  1.  Juli  1824  (Protor.   $.  ii6)  ward  «d«r  -Bmdes' 
* tamsieii>rreefM»  aufgegeben,    künftighin«    nach  Maasgabe  der  verhandelten  Ge^ 
«•eastande,   zweierlei  Protoeolle   (fixr7)-  jede  Sitzung  aufzunehmen,    und  zwar 
•^ofemtiicke  und   separate,   blofs  loco   dietaturae  zu  druckende,   Protoeolle».  — 
Seitdem  wurden  die  Verhandlungen  der  B.  V.   in   der  Regel  der  Oeffentllchkeit 
cotMgen.    Daher  werden  in  der  öffentlichen  oder  QuartAusgabe  der  gedruckten 
ProtocoDe  seitdem   vermifst:    die  Verhandlungen  über  Streitigkeiten  einaelner 
Bundesf^der  unter  sich,  nur  etwa,  wenn  Privatpersonen  dabei  betheiligt  siyid, 
mit  Ausnahme  der   diese  angehenden  Resultate;    die  Verhandlungen  über  Be- 
Mrbwerden  von  Landständen,    Corporationen  und  Privatpersonen  gegen  Bundes- 
glieder, nnr  mit  Ausnahme  der  envä'hnten  Resultate  (vergl.  §.  iiä  a);  alle  Ver- 
handlui^a  über  Militär  Angelegenheiten  des  Bundes;  seh  der  Mitte  des  J.  i8a8 
die  Verhandlungen  mit  den  bei  dem  Bunde  accreditirtea  Gesandten  auswlrti|^ 
Märkte;   seil   1807  sogar  das  EinreichiuigsProtocoIl  oder  Verzeichoifa  der  bei 
«kr  B.  V,  dagekammenen  schrif\lic4ien  Eingaben  (§.  iSq  c).    Nur  mit  besonderer 
Beirill^ung  der  B«  V.  im  August  1825,   durften  etliche  neuere  loco  dich  ge- 
druckte Beschlüsse  in  eine  Fortsetzung  von  G.  v.  MrxEa's  Corpus  juri^  confoed. 
pxm.  anfgenommen  werden.    Bis  zu  dem  Beschlufs  der  B.  V.  vom  1.  JuH  1824 
(i  116  ■),   war  die  ^jfentUche  oder  QwvnAmgßhe  der  ProtoeoUe  (oben  %.  %k  h 
nmlich  reichhaltig  und  belehrend  für  daa  sachkundig  l^bUcuin  U9d  eiqselne 
ficlheiligte.    Aber  seitdem  sind  sie  sehr  mager  gewordeou     Der  ganze  Jahrgang 
>8^  lulk   58  weitläufig   gedruckte  QnartSeiten,   wOTiui  34  mit  vorher  schon 
^arrh  Zeitungen  bekannten   Bdlagen,    Bufsland  betreffend«   «uagf fällt  sind,  — 
Hetracbtungen  hiertber  und  Wunsche  liefert  A«  MicBAXi.iat  die  Protoeolle  der    ^ 
bhra  d.  BuBdaav«rsammlttng.    Erlangen  18S9.  &  -r-  Ueber  die  GeheimbaHung 
kr  BundestagVerhandlungen   ward   bei    dem  GH.  hessischen  Staalaministierittm 
Bochwcrde  geflthrt,  in  einem  Promemoria  vom  ai.  Nov.  iSsö,  Yon  dem  Frhrn. 
T.  Ga^em;  in  dessen  Mein  Antheil  an  der  Politik,  Th«  JU  (Stuttg»  i83o).  S.  246 
kii  tSi.    Derselbe  Frhr.  v.GAGXBisi  machte  in  der  fitandeversammlung  su  Darm- 
tfadt,  im  Jinner  i833,  den  Antrag  auf  mögliche  Erweiterung  und  Wiederher- 
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ftlelluiig  relatiter  Oeffentlichkelt  der  Veriiaiidlttn^tB  d€t  Biuideita|8.  Vo^ 
Terlangte  im  J.  i83i  die  kurheMiscbe  StändererMmmluiig  von  dem  Staatimloii 
tcrium  Mittheilung  der  loco  dictaturae  gedruckten  Bundesta^rotocoUe,  wenit 
stcns  der  Abstimmungen,  Aeufserungen  und  Anträge  des  kurhessischen  GeuiMlieD 
^Man  8.  die  Verhandlung  besonders  ▼.  3o.  Sept  i83i  in  der  AUgem.  Zeituoj 
vom  6.  bis  lo.  Jan.  i63i,  auCserord.  Beilagen  7 — 9.  10.)  Aehnlicbe,  drin|eade 
Antrage  enthalt  der  Beschlufs  der  kurhessischen  Standeversammhuig  v.  1.  Apri 
i83tt  (Frankf.  OPAZeit  v.  9.  Apr.  idSa). 


§•    *ö9.  (144.) 

Fortsetzung. 

V)  Die  HanptProtocoUe,  Registraturen  und  Separ 
Protocolle,  werden  in  den  Sitzungen  selbst,  formlich  nicht  zu  Si 
gebracht,  sondern  erst  nachher,  dann,  spätestens  1  am  Tage  vor 
nächsten  Sitzung,  in  der  Canslei  für  die  einzelnen  BandestagsG 
Schäften  zur  Einsicht  niedergelegt,  hierauf  aber,  in  der  nächsten  Sitzu^ 
TOrgelesen,  wo  es  nothig,  berichtigt,  und  von  den  anwesenden  Gesaall 
unterschrieben  «);  nicht  auch  yon  dem  ProtocoU  fuhren  VI)  Jeder  G 
kann  seine  Abstimmung  schriftlich  übergeben,  oder  auch,  zur 
ruckung  in  das  ProtocoU,  dictiren.  Antrage  einzelner  Gesandten ^ 
Gegenstand  in  Berathung  zu  nehmen,  so  auch  Vorträge  oder 
erstattungen  einzelner  Gesandten,  Ausschusse  oder  Commissioneot  ^< 
dem  gehörigen  ProtocoU  als  Beilagen  beigefulgt  ^).  YÜ)  ScIireiiM| 
Denkschriften  und  andere  Eingaben,  welche  an  die  Bundesrersaminli 
gelangen,  werden  indem  EinreichnngsProtocoll  (ProtoCoIiom  rO* 
exhibitarum)  yerzeichnet,  weiches  fast  immer  am  SchluTs  der  formüdl 
Sitzungen  vorgelesen  und  vorgelegt  wii'd  «).  VIH)  Die  geschrieW 
OriginalProtocoIle  werden,  in  Abtheilungen  gebunden,  in  dem Arcu 
der  B.  Y.  aufbewahrt«  Mach  ihnen,  und  zwar  nach  einem  mittelst^ 
Copirmaschine  davon  gemachten  Uel)erdruck,  werden,  unmittelbar  v 
erfolgter  Unterzeichnung,  in  der  hiezu  bestimmten  Buchdmdierei  ($*  *' 
OriginalAbdrücke  gemacht  ({.  i58  cl,  und  den  Gesandtschaften,  j^^^ 
ihnen  in  bestimmter  Anzahl,  statt  der  Dictatur  mitgetheilt. 

h)  Vorlauf.  GeschSftordn.   Abschn.  IV  u.  IQ,  n.  1.  —  Gesandte,  die  siiglo^^| 
einen  andern  als  Stellvertreter,    kraft  erhaltener  Substitution  (§   i37)t  ^^ 
Sitzung  anwesend  waren,   bemerken  solches  bei  ihrer  Unterschrift  1  **    ^^ 
den  Worten:  «auch  ex  substitutione  für  die  i3w  Stimme»»  oder  *^^^\^7^ 
stein  und  Lanenburg».    Protoc.  v.  31.  Jan.  1819.  —  Nach  einer  PrasidialE'n 
Tung,   in  d,  Protoc.   v.  18.  Nov.  1816,  §.  14,  smd  die  Erinnerungen  c«tf«W 
Gesandten  su  Berichtigung  des  ProtoeoUs,  nicht  erst  in  derjenigea  ^^*^' j 
solches  EUr  Untereeichnung  vorgelegt  wird,  Torsubringen ,  sondern,  <»  tr 
terung  der  definitiven  AjusUrumg,  dem  Präsidium  vorläufig  nitsuAeileH' 
b)  Vorlauf.  Geschäftordn.,  Abschn.  IV;  a.  a.  O.  j 

I?)   Vergl.  Kiüan's  StaaUarchiv,  Bd.  H,  S.  94  u.  ii3.  —  Die  ^SmmclmgsFrf^ 
findet  man,  bis  bu  dem  Jahr  1897,  abgedruckt  in  der  dffentlkbCD  oder^ 
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Ausgabe  der  Protoc  der  B.  V.,  und«  seit  Anfang  des  J.  ißsi,  auch  in  der 
OnginalAusgabe,  am  Schlnfs  ^des  Protocolk  einer  Sitzung,  so  oft  neue  Eingaben 
ringeluMBmen  sind.  Seit  1827  dürfen  die  EinreichnagsProtocoUe  nicht  mehr 
der  QuartAusgabe  einverleibt  werden.  —  Eingaben  waren:  1816  =  114; 
i8i7S=353;  1818=  19M  1819  =  iSa;  i8ao  =:  ii3;  i8ai  =  ii4;  1822=:  137; 
iBt3:=iOi;  1894=4^;  1825=:  6t ;  1826  =  81.  Ein  alphabetisches  Yerseichnifs 
TOD  iSjö  bis  1819,  steht  in  der  QuartAusg.  der  Frotoc.,  Bd.  VIII ,  S.  317— 3aB. 


§.     160.  (I45..) 

Dtctaiur.    Druck  loco  diciaiurae* 

I)  Die  Dictatur,  das  heifst,  die  amtliche  Mittheilan^  der  geschrie- 
benen oder  gedruckten  (§•  i36)  Eingaben  und  Verhandlungen, 
namentlich  derProtocoUe  und  Registraturen,  an  sammtliche  Bundes* 
tkgsGesandtschaAen ,  im  Namen  des  Präsidiums ^  geschieht,  in  dem  Dicta- 
furZimiiier,  an  diejenigen  Indi\riduen^  deren  die  einzelnen  Gesandten  zu 
diesem  Zwech ,  insbesondere  zu  Fertigung  d^r  Abschriften ,  sich  bedienen 
wollen«  n)  Diese  Personen,  welche  in  wirklichen  Staatsdiensten  stehen 
müssen,  nnd  rerpflichtet ,  sich  hiezu,  durch  schriftliche  Zeugnisse  der  sie 
Uaa  emichtigenden  Gesandten,  in  der  Canzlei  zu  legitimiren  «)•  HI)  Ge- 
ichriebene  Aufsatze  werden  den  genannten  Indiyiduen  entweder  im 
cigPDÜichen  Sinn  dictirt,  oder  zu  Nehmung  einer  Abschrift  rorgelegt» 
f dasselbe  gilt  Ton  gedruckten  Eingaben ^  die  in  zu  geringer  Anzahl  von 
Eiemplaren  eingekommen  sind^  als  dafs  jede  Gesandtschaft  damit,  wenige 
stens  hinlänglich ,  konnte  rersehen  werden«  (Um  yoUständig  ausznreicheni 
soltten  ron  gedruckten  Exemplaren  nie  weniger  als  achtzig  Exemplare 
«n^eseadet  werden«)  lY)  Die  Protocolle  und  Registraturen  über 
rertrauliche  Sitzungen  der  B.  Y«,  die  CommissionsBerichte, 
(Ü6  Vortrage  und  Eingliben  in  jenen  Sitzungen,  werden  4l1oco  dic- 
tatarae»  ^)  gedruckt,  und  so,  mit  dem  Stempel  der  Bundescanzlei  ver« 
>cfcen,  den  Gesandschaften  mitgetheilt.  Nur  als  Manusoript  gedruckt,  als 
geheimer  Abdruck,  sind  sie  zu  öffentlicher  Bekanntmachung  nicht 
I^timmt,  Daher  sind  sie  in  der  gedruckten  nicht-amtlichen,  ofTent- 
^kW  oder  Qnart4.usgabe  der  BundestagProtocoIle  nicht  zu  finden.  Die 
^otooolle  and  Yerhandlungen  der  MilitärCommission,  werden  Üleils 
Bur  geschrieben,  theils  loco  dictaturae  gedruckt. 

*'  Vorläufige  Geschäftordn. ,  Abschn.  IV.  Registratur  über  die  sweite  Präliminar- 
Conferenx  der  Gesandten,  ▼.  9.  Cot  1816;  in  der  QuartAusgabe  der  Frotoc. 
^  R  V.,  Bd.  I,  S.  M9. 

h  Diese  Worte  werden,  auf  der  ersten  Seite,  oben  auf  den  Rand  gedruckt,  unter 
^en  Stempel.  —  Seit  dem  Juli  i8a3  wurden  auch  gan«  geheim  su  haltende  Pro- 
tocoUe  oder  Registraturen,   unter  dem  Titel  <k Geheimes  Protocoll»  u.  s.  w.  ge- 
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§•    161.  (I45>i.) 

Stufenfolge  jeder  Verhandlung.     Verhandlungsardnung  m  jeder 

Sitzung. 

1 )  Bei  jedem  Gegenstand ,  der  in  den  Sitzungen  der  B.  Y.  zur  Ver- 
handlung kommt,  sind  zu  unterscheiden:  i)  der  Antrag,  die  ErofI 
nung  oder  Mittheilung;  8)  die  Erörterung;  3)  die  Abstim- 
mung; 4)  die  Beschlufsziehung.  Nach  Lage  der  Sache,  kann  diese 
Alles  in  d^elben  Sitzung,  es  kann  aber  auch  in  mehreren,  und  selbst  io  eioe 
Reihe  ?on  Sitzungen,  vorkommen  ($.  i5o);  es  können  Yorbeschlilssc 
nothig  seyn,  ehe  ein  Endbeschlufs  möglich  ist.  Ein  bedeutender  Spielraiun 
in  der  Yerbandiang,  der  in  einzelnen  Fallen  nach  Conrenieiiz  leiiuttl 
werden  kann«  ist  kaum  Tcrmeidbar.  II)  Die  Ordnung,  nach  welcher ii 
jeder  Sitzung  die  Yerhandlungen  TOi*znnehmen  sind,  soll  in  da 
Regel  folgende  seya  «).  i)  Yorlesnng,  etwa  n5thig  gefundeiie  Bericb* 
tigung,  und  Unterzeichnung  des  Protoculls  der  vorigen  Sitzung;  s)  kia^i 
der  eingekommenen  Eingabe«)  3)  Umfrage  und  vorlaufige  Abstimmang 
über  jede  von  ihnen  ^);  4)  Anzeige  der  Gegenstände,  welche  wdter  «i 
verhandeln  sind;  5)  stufenweise  Yerhandlung  über  dieselben,  welcb 
beslehea  kann,  in  Yerweisung  zo  Berichterstattung  oder  an  eine  Cobi 
mission,  in  Erörterung  and  Berathung,  in  Beschlufsnahme,  dafii  die  Sadu 
zur  Abstimmung  reif  sey  (§.  i5o),  in  Yorbereituag  derselben  zur  Absüa^ 
mung  in  dem  Plenum,  in  Frist bestimmung  zur  Abgabe  der  Stimmen,  etwi 
auf  einzuholende  Instruction,  in  endlicher  Abstimmung,  in  Schlufssiehujij 
und  deren  Genehmigung,  von  Seite  der  anwesenden  Gesandten,  io  Bestim 
mung,  dafs  und  wie  der  Beschlufs  bekannt  zu  machen  sey,  n.  d.  n^i 
6)  Abrede  über  die  nfichste  Zusammenkiiaft,  ihre  Form  und  Yerhandlung^ 
gegenstände. 

a)  Nach  Yorschrift  der  verlauf.  GesrhSftordnung  vom  3o.  Oct.  i8i6,  Absrlm.  ^ 
k)  Hiebea  soll  bestimmt  Verdens  i)  ob  der  GegensUnd  sich  sofort  (vor  AbUvf  ^ 
gewöhnJicben  Frist)  aur  Beralhung  oder  Bescblufsnabme  eigne;  a)  ob  au»fiw^ 
liebere  Erörterung  desselbeu  nöthig  sey ;  3)  ob  diese  vorerst  in  einer  vertraij 
lieben  Beratbung,  oder  sogleich  in  färmlicber  Sitzung  vorsunebmen  sej;  4)  ° 
im  letsten  Fall  suvörderst  eine  Prüfung  und  Berichterstattung  für  nöthig  «^f^'^' 
tet  werde,  and  wer  biezu  ersucht  werde.  Die  Bestimmung  der  Ansafal,  »o  ^ 
Mt  Wahl,  des  oder  der  BcrichtersUtter,  erfolgt  entweder  brevi  mana^or^' 
Vereinbarung,  oder  nach  erfolgter  Abstimmung  durch  förmlicken  Bete^i^^ 
Vorlauf.  GescbäAo'rdn. ,  Abschn.  IO,  Num.  3. 

§.    162.  (146..) 

Beschluss  aher  die  Re^e  der  Sache  %ur  jastünmung.  Umfrage*  Wi^^ 
holung  derselben,  Siimmgeiung^  vorläufige  oder  endUche* 

I)    Wird    über    einen  Gegenstand    die  Fassung  eines  BeschU«*j^ 
von  der  Bundesversammlung  für  nothig  erachtet,   so  wird  von  ihr  zaror 
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dcnr,  moodlioh  oder  schriftlicli,  darch  vorUnfigen  BeKliIii&  festgesetst^ 
obdieSndte  reif  zur  Abstimmang  sey;  allenfiiüs  nach  vorhergegan* 
geoer  «llieitiger  InstniGtionsEliaholang  und  Berichterstattuag,  und  iiack 
FnstkMOig  zu  Eiolangong  der  noch  fehlenden  Instructionen  ($.  aSi )« 
[I)  Ist  der  endliche  Beschlufs  yon  dem  Plenum  zu  fassen^  so  kann  eiae 
Reife  tir  Abstimmung  eher  nicht  angenommen  werden,  als  bis  in  dem 
engeni  fladi  ein  solcher  Entwurf  des  endlichen  Beschlusses .  rerfassmiga« 
mSsig  xa  Stande  gekommen  ist,  der  von  dem  Plenum  geradezu  entweder 
mgeocmaien  oder  rerworfen  werden  kann  (§•  ia4)«  DI)  Ist  die  Sache 
für  reif  zur  Abstimmung  er  klart  «),  und  wird  nicht  hierauf  von  Seite 
Eines  oder  mehrerer  Gesandten  eine  Frist  zu  InstroctionsEinhoIung  begehrt 
ud  erwirkt  ($.  i5i),  so  wird  zur  Abstimmung  oder  Stimmgebung 
gesehritteiL  ^  Diese  erfolgt,  in  festgesetzter  Ordnung  ($•  i3i),  auf  Um- 
Frage  des* Präsidiums  ^)«  lY)  Das  Präsidium  kann  eine  wiederholt^ 
On  frage  romehmen,  um  Zweifel  über  einzelne  Abstimmungen  zu  heben. 
oder  am  die  Zahlung  der  einzelnen  Stimmen,  für  die  eine  oder  andere 
MeiflOfig,  zu  berichtigen  c).  Y)  Die  vorläufige  Stimmgebung  kann 
müfldlick  geschehen.  Bei  endlicher  Abstimmung  werden  die  Stimmen, 
80  bald  för  jene  eine  Frist  festgesetzt  njrar,  entweder  schriftlich 
nr  EioTerieibang  in  das  Protocoll  eingegebefi)  oder  za  dem  IVotocolI 
dictirt  ^ 

fl)  Ob  ud  in  welchen  Fällen  einer,  den  in  Frage  stehenden  Gegenstand  betreffen- 
des EingdM,  namentlich  einer  nachträglichen «  die  kurs  Tor  der  beschlossenen 
AkrtiBiBiuig  eingekommen  ist»  in  so  fem  SiuptnsivWirkunf^  einsurfiomen  sey, 
hk  nit  der  Abstimmung  und  Beschlulsfassung  noch  suruckgehalten  werde? 
Um  nr  Sprache,  in  d.  Protoc.  v.  i823,  §.  i53. 

i)  \ortiuf.  Geschäftordn.,  Abschn.  lU»  Nunu  7«  11t  a  u.  b;  a.  a.  O.  S.  ao. 

f^  Kbnaai.,  Ut.  b. 

<0  Ebndak,  lit.  d. 


§.  465.  (146» 

FerhindjUehkeU  der  Buniesglieder  xur  Stimmgehung. 

Ausnahmen  hietmn. 

[   Da   alle   Bundesglieder    zur   Mitwirkung    för    den    Bundeszweck 

Jße  Verpflichtung   übernommen  haben,    und   ein   noth wendiges   Mittel 

^-  iiessea  Erreichung  darin  besteht,   dafs  die  Angel^enheiten  des  Bundes 

^  die  Bundesversammlung    mittelst  yerfassungsmäsiger   Erklärung  des 

'u&mtirillens  erledigt  werden,  dieser  aber,   nach  Vorschrift  der  Grund- 

'^e,  durch  Stimmgebung  der  Einzelnen  festgesetzt  werden  soll  a);  so 

^  ^  jedes  Biindesglied  mit  dem  Stimmrecht  zugleich  die  Yerbindlich- 

^it  verbunden  ^),    die   Stimme  abzugeben  (zu  yotiren).    11)  Diese 

^^Ueidet  nur  dann  eine  Ausnahme,  wenn  bei  dem  in  Berathschlagung 

^bendeo  Gegenstand  1)  ein  Bundesglied*  Partei  ist,   folglich  als  stimm- 

l^ltWi  SfcaiL  Recht.  4.  AuO.  13 
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fltkig  nickt  betrt»htet  werden  darf  c),  weil  ein  Parfeeiwille  aidit  ooi 
stitnirencier  Theil  eines  iinparCeyisehen  Gesammtivillens  tejn  lumn;  od« 
wenn  9)  ein  in  dem  vorliegenden  Fall  stimmfSfliiges  BondesgUedf  mit  aai 
drtickiicher  oder  stilUchweigender  Einwilligang  der  Bandetrerwun 
long  ^«  sich  des  Abstimmens  freiwillig  enthalt,  gleichviel  ob  e$iic 
Uesu  auadrüchlich  «)  oder  stülschweigend  /)  erklärt  In  dem  enten  Fd 
beet>eht  kein  Stimmrecht,  in  dem  andern  raht  daMelbe  (rotam  ^iesdl 

a)  Alles  dieses  rermöge  der  Bundes  Acte,  Art.  4  n.  7. 

Ü)  Oestreieh  brachte  diesen  Gegenstand  cur  Sprache,  fai  demProtoe.  ▼.i8t3,M 

c)  Brisptele  liefern  die  Abstinuniing en  über  PrivalRccIamationen,  und  über  Stn 
tigkeiCen  einaelner  Bimdesglieder  unter  sich«  Protoc.  der  B.  V.  t,  1818,  {■  il 
—  Ist  ein  Bundesglied  bei  dem  coacreten  Sireitfall  nur  in  so  ^eit  betheüi^  il 
die  dafiir  aufzustellenden  Grundsiitsie  sein  Partie ulärinteresse  in  eiuem  «oder 
möglichen  Streitfidl  unmittelbar  berühren  können,  so  ist  es  darum  bei  Eni 
•cheiduRg  des  gegenwlrtigen  Falles  als  Partei  nicht  au  batracbtan,  mitbin  itinfl 
miilg.  Ana  dieaem  Gesich^>unct  ist  das  bana^eriaefae  Votum  in  d.  Prot.  \ 
a.  liec.  1816.  $.  37,  au  beurtbeilen,  betr.  die  Beschwerde  des  OA.  >\aho5cy 
wider  Braunschweig. 

d)  Kine  solche  Dispensation  ist,  nach  dem  Eingang  dieses  §. ,  nothvrendig.  Siri' 
aber  auch  sureichend.  «Quamquam  in  secielate  singuli  legibus  adstriogtihi 
unlv<ersi  tamen  supra  leges  sunt  positi*.    Ij.  C.  ScanÖnaa,  Elem.  jvris  Mtiirdf 

;     aneiaKa,  «t  gentium  (Groning.  1775«  8.),  §.  6^5«  —  Daher  ist  ein  Beschluß  ^ 

,    B.  V.,  namentlich  die  Wahl  einer  Conimiasion,  darum  nicht  ungültig,  nreilfl 

oder  «ler  andere  Stimmfiihrer  sich  der  Stimmgebung  enthalten,  oder  wohl  p 

dawider  proteatirC  hat,    aej*  ea   weil  er  die  Competens  der  B.  V-m  dfrSa^ 

'    bestreitet,  oder  aus  einem  andern  die  Form  oder  das  Wesen  betreflendca  Gm 

(So   enthielt  Preussen  sich  des  Votums    1)  bei  e.  Commissionswahl,  a  «'^ 

scbwerdesacbe  wegen  der  OctroiRente,  weil  es  die  Conipetens  derB.V.  in  Bio 

schiffTahrt Angelegenheiten  bestritt,  im  1.  .SeparatProtoc.  ▼.  18.  Aug.i845,  NaSt 

S.  4to;  a)  im  Protoc.  ▼.  94.  Febr.  i83i,  §.  44,  b^tr.  die  DifFerens  xvr.  Braaintbt 

u.  Lippe,  wegen  der  braunschw.  Aufsenlehen  im  Lippischen.    HB.  AUttl** 

#)  Beispiele,  in  den  Protoc.  der  B.  V.  v.  a.  Dec.  1816.  §.  36;  v.  181'',  %  \^^ 

jedoch  mit  §.  107;    ▼.  1818,  5.  «3«;  v   1819,  5«  »>3;    v.  i8a3,  §.  i53,  l»*, 

Curie  der  i5.  Stimme. 

/)  In  solchem  Fall  wird  der  Nichtstimmeade  als  ^WUsekweigend  einperttan^f^ 

der  Mehrheit  angesehen.     Oben   §.   i5i   e.     Hannoverische    Erklärung  in 

Protoc.  T.  aa.  Dec»  1817,  V  4i9«     Beaiimmungen  der  Vorlauf.  Gesch^or 

der  3.  V.,  oben  §.  i55,  B  u.  IH,    wo   die  Fälle  einer  freiwUligen  Pracl< 

featgeaetat  aind«  mittelst  atillachweigender  Entsagung  auf  das  Stimmrecbt  in 

Torliegendan  Fall.     Inswiachen  hangt  auch  hier  yon  der  B.  V,  ab,  oh»t 

der  Stimmgebung  dispensiren  will.    Es  gibt  Fälle,  wo  die  Gesamrotbeit  ^^ 

lieh  dabei  betheiligt  ist,  dafs  kein  Bundesglied  Ton  ausdrücklicher  SHmingt] 

sich  ansschliefse,  c.  B.  bei  einer  Kriegserklärung  und  einem  Friedeasscblur 
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§.    164.  (147). 

^nftchuhierBesehbiSSiiehung.  jienderung  und  Genehmigung  ahgelegier 

Stimmen,   Absiimnmng  sub  spe  raii^  oder  ad  majora,    InteHoifuiren. 

Erimtrungen  gegen  schon  ahgefaaste  Beschlüsse*    Mehrheit  der 

Gesandten  für  dieselbe  Stimmgebung. 

I)    Nach  geendigter  Umfrage,  Tonnen  einzelne  Gesandte,  oder  mehrere, 
wean  gleich  sie  ihre  Stimmen  schon  abgelegt  haben,    um  Aufschub  der 
Festsetzaiig  des  Beschlusses   ersuchen;   sey  es  wegen  neuer  Grunde  in 
spatem   Stimmen,    wegen    neu    eingetretener,    erheblicher    Thatumsfinde , 
oder  zu  AaHiiärung  Ton  Mifs Verständnissen,  u.  d.     Bewilligt  dieTersamm* 
hing  den  AuEtchub,    so  erfolgt  hierauf  weitere  Erörterung  <<).     II)  Da  ein- 
Kitige  Willenserklärung  nicht  bindet,  so  kann  bis  dahin,  wo  der  Beschlufii 
Terfusongsmäsig    festgesetzt    ist,    jeder    Stimmberechtigte    die    abgelegte 
Summe  ander n.     m)  I3ie  ohne  Vorbehalt,  selbst  ohne  oder  gegen  erhal- 
tene iiufniction  ($.   187  n.  i5i),  abgelegten  Stimmen  der  bevollmachtigtea 
Gesandten,  bedürfen,  um  bei  der  Beschlufsziehung  für  wirksam  zu  gelteui 
eme«  nachfolgenden  Genehmigung  ihrer  Regierungen  nicht.     IT)  Ob  und 
wie  weit  aber  sub  spe  rati  Stimmen  abgelegt,  wohl  gar  Beschlüsse  gefafst 
werden  dürfen  5  ob  und  wie  weit  folglich  sub  spe  rati  abgelegte  Stimmen» 
hei  Bildung  des  Beschlusses  zu  zählen  seyen;  ob  und  wann  für  wirkliche 
Sümmgebung  gelten  könne  ,^  wenn  ein  Stimmführer  sich  schlechthin  für 
majura  schon  erklärt,    ehe   noch  Stimmenmehrheit  in  dem  ProtocoU  yor- 
liegt  (vergl.  $    i63,  l),  oder  wenn  er  erklärt,  er  ti*ete,  abgesehen  von  dea 
anter  sich  dirergirenden  Ansichten  der  Betheiligten,   der  Majorität  bei  h^^ 
oder,  er  sey  instruirt,    der  Mehrheit   beizutreten,  oder,   er  sey   zwar  mit 
\x\8truc4ion  noch  nicht  versehen,  wolle  aber  doch  (bei  schon  vorliegender 
Stfmmennehrheit)    den   Beschluls   nicht  aufhaltei|  ^');    ob   und  in  welchen 
Fallen  bei  der  Abstimmung  Interloquiren  d)  zulässig  sey;    <A  und  wie 
^eit  Erinnerungen,  in   Absicht  auf  Uebereinstimmung  der  Beschlüsse  mit 
liftn  Inhalt    der    Protocolle,    nach    erfolgter  Unterzeichnung   der    letzten, 
zulässig,  wie  solche  vorzubringen  seyen,  und  mit  welchem  Erfolg;  ob  und 
i&it  welchen  Rechten  zwei  und  mehr  Gesandte  eines  YirilStinunberech-^ 
tijten  ({«  i56  u.  f.)  in  den  Sitzungen,  insbesondere  bei  der  Slinungebungi 
dazulassen  seyen;  —  über  alles  dieses,  sind  eigene  Bestimmungen  noch  fxk, 
Twarten- 

i\  VorliaC  Geschäflordn. ,    Abschn.  DI,   Num.  7,  lit.  c;   a.  a.  O.  S.  20.     Vergl. 

oben  §b  i5i.    Freufsisebe  Erklärung^  in  dem  Protoc.  ▼.  181«,  %•  ^** 
h  Beispiel  in  d.  Protoc  ▼•  1824«  §•  67. 

)  Beispiele  in  d.  Protoc.  v.  1824,  §.  67;  t.  i8a5,  §.  92  u.  93.  Oldeabui^.  Erklär 
mng  hierauf,  in  d.  Protoc.  v.  1825,  §.  92.  —  In  gewissen  Fallen,  s.  B.  bei  Be* 
seUicfsung  eines  Bundeakriegs ,  Waffenstillstandes  oder  Friedens,  bei  Fassung 
«aes  BescUusses  wider  eine  grofse  Macht,  u.  d.,  können  bald  allen  übrigen 
Baadcsgliedem,  bald  einselnenr  Erklärungen  der  angeführten  Art  nicht  gleich. 
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gnliig  scyn.  Und  wie,  wenn  die  schon  vorliegende  Stimmenmehrheit,  ia  Stirn 
mengleichheit,  oder  in  Minderheit  sich  dadurch  verwandelte,  dafs  AbstimmonfreB 
Tor  der  Bcschlurssiehung  geändert  werden?  Oder  wenn  nach  einer,  che  noch 
Stimmenmehrheit  yorliegt,  also  im  Voraus  erfolgten  Abstimmnng  ad  mafora,  j 
Sdaimengleicbheit  «tnkr&le?  Hdnnen  nicht  Abstimmungen^  die  nach  schon  mr- 
li^gender  Stimmenmehrheit,  abweichend  von  dieser  erfolgen,  Anlals  werden  m 
Aenderung  schon  abgelegter  Stimmen? 
rf)  Ein  Beispiel  in  d.  Protoc  der  B.  V.  v.  14.  Nor.  1816,  §.19.  Vergl.  auchProtoc. 
T.  1818,  {.  19,  u.  SeparatProtoc  y.  sS.  Apr.  i8aii,  S.  991.  —  Das  Inierlo^ren 
sollte  nur  dann  Statt  finden,  wenn  ein  Stimmfuhrer  sich  berechtigt  vnd  Ter- 
pflichtet  cmclitet,  gegen  eine  während  der  Abstimmung  erfolgte  Erklärung  eines  , 
Andern,  oder  gegen  dessen  in  derselben  Sitsung  behaupteten  Rang,  Vorsits  oder 
Stinumrecht,  entgegenstehende  Rechte  oder  Anapvüche  seines  Machtgebers,  durch 
XU  ProlocoU  erklärten  Widerspruch,  alsbald  ku.  wahren.  Aufeerdcm  wäre  es 
unbefugte  Uuterbrpchung  der  Stimmordnung. 


§•    165.  (148«.) 

Entwurf  und  Festsetzung  des  Beschlusses»    Seme  Crenehmigung,  Jlcn- 
derwngj  Aufhehungy  Ausfertigung^  Bekanntmachung  oder  Miitheibrnj- 

Amtliche  ZeitungsArtikeL 

I)  Nach  vollständig  geendigter,  oder  rechtlich  für  geendigt  zu  ach- 
tender C$«  iSif  Note  e,  if.  $.  i55)  Abstimmung,  und  ^enn  nicht  Auf- 
schub der  BeschlaPsziehung  verlangt  odei*^  bewilligt  wird  (§.  164),  schreitet^ 
sowohl  in  dem  engei*n  Batb  als  auch  in  dem  Plenum y  das  Präsidium,  in 
derselben  oder  in  der  folgenden  Sitzung,  nach  vorschriftmäsiger  (§•  isS, 
1^7  u.  ff.)  Maasgabe  der  abgelegten  Stimmen,  zu  der  Vorlegung  etna 
j^nt Wurfs  des  Beschlusses.  Ist  solcher  von  den  anwesenden  Gesamllen 
genehmigt  oder  berichtigt,  so  wird ^ von  der  B,  V.  und  in  ihrem  Namen » 
der  Beschlufs  in  dem  Protocoll  festgesetzt  «).  II)  Dieser  bedarf  alsdano, 
um  rechtsgültig  und  voliziehbar  zu  se}7i,  keiner  Genehmigung,  von 
Seite  einzelner  Gesandten  oder  ihrer  Regierungen  *).  Er  ist  sofort  rechts- 
gültig und  verpflichtend  für  die  Bundesgenossen ,  wenn  er  verfassungsmasig, 
das  heifst,  innerhalb  der  Competenz  der  B.  Y.,  und  mit  ßeobacbtung  der 
für  Beschlufsfassung  festgesetzten  Form,  zu  Stande  gekommen  ist  (f  if?). 
m)  Ein  Beschlufis  der  B.  Y.  hat  nicht  die  Eigenschaft  eines  rechtshraAigcn 
Urtheils.  Dessen  ungeachtet  findet  Aenderung  oder  Aufhebung  ver- 
fassungsmasig  gefafster  Beschlüsse,  wider  den  Willen  derer,  die  daraas  ein 
Recht  erworben  haben,'  nur  Statt,  bei  wesentlicher  Yeranderuiig  solcher 
Umstände,  deren  Daseyn,  für  die  Wirksamkeit  des  Besehlusses  ab  noth- 
wendig  vorausgesetzt  war  c),  oder  bei  Entdeckung  neuer  Thatumstande, 
welche  die  bei  dem  BescUufs  als  nothwendig  vorausgesetzten  Yerhaltnisse, 
von  den  wirklichen  als  wesentlicb  verscbieden  darstellen  <^.  lY)  Die  Bun- 
des vei^mmlung  bestimmt,  ob,  wie  weit,  und  in  welcher  Art,  ein  Beschlufs, 
80  wie  das  Protocoll,  bekannt  zu  machen  sey  «)•    )Die  Behanntnuchuiig 
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der  Baodeslagyerhattdlungeii   durch  (oiFentlichen)  Drach    ({.  t363  auf 
Kosten  der  BimdescanzleiCasse,    hatte  sie  als  Regel  festgesetzt,    uncT  sich 
für  jeden  einzelnen  Fall  vorbehalten,  Ausnahmen  hievon  zu  machen/)« 
Diese  OeEEentlichfceit  des  grofsten  Theils  ihrer  Verhandlungen,    war   eine 
wichtige  Quelle  für  Bildung  der  Wissenschaft^  des  Bundesrechts  und  der 
offentlkkn  Meinung  ($.  32).     Aber   durch  den  oben  ({.  i583  erwähnten 
BescUoTs  der  B.  Y*  Tom  1.  Juli   1824  ward  die  Regel  der  OefFentlichkeit 
der  BondestagYerhandlungen    in   Ausnahme   verwandelt.     Y)    Für  Art 
und  Mittel  der  Ausfuhrung  der  Bundestagbeschlüsse,  für  innere  Sicherheit 
\ü  deo  Bundesstaaten,  ist  eine  ExecutionsOrdnung  errichtet  (§.  178). 
M]  Auf  Eingaben,  Mittheilungen  und  Schreiben,  aufser  den   Anträgen  der 
Dimdesglieder,    antwortet   die  Bundesversammlung   durch   Zusendung    von 
Aaszügen  aus  dem  Protocoll,  mit  oder  ohne  Anfuhrung  der  Gründe  ^, 
welclie,  irie  Alles ^  was  von  der  B«  Y-  ausgeht,   von  der  BundesPräsidial- 
Caozlei  aasgefertigt  werden  A).     Yü)  Alle  in  politischen  Tagblattern 
der  Freien  Stadt  Frankfurt  erscheinenden  Artikel ,  die  Bundesversammlung 
um\  ikre  Yerhandluugea  betrefFend,  sind  als  nicht-amtliche  anzusehen,  weiin 
iiiclit  die    Ueherschrift:     «Officieller    Artikel»    vorgesetzt    ist;    ein 
Merkmal,  dafs  sie  ans  der  Bundescanzlei  den  Herausgebern  zum  Einrücken 
mitgetbeilt   worden    sind  0>     YIII)    In   Beziehung  auf  ^ie  Yerhandlungqn 
^er  B.  Y.  und   auf  die  Geschäfte  der  von  ihr  abhängenden  Commissionen , 
soll  in  die  Zeitungen,  welche  in  Bundesstaaten  erscheinen,  nichts  aufge- 
nommen werden ,  als  wortlich,  was  die  ihnen  mitgetheilten  Biindea- 
ta^sProtocoUe  enthalten  *). 

»i)  Vorläii£  Geschäftordn.  ?.  1816,  Absehn.  HI,  Num.  5  u*  7,  lit«  a;  a.  a.  O.  S*  19  f. 
^)  WieatT  Schluß  Acte  v.  1820,  Art.  7,  8  u.  lo.  —  la  der  yorläuf.  Geschäflordn^, 

ibscluL  m,  Num.  5,    scbeint  blofs  die  Rede   su  seyn  von  einer  Genehmigung, 

<U&  ur  Scblulssiefaung  geschritten  werde.  —  Yerhandlangen  der  B.  V.  in  der 

Uo&Baaaifcfaen  Beftchwerdesache  wider  KurheMen,    im  Febr.  und  MSrz  1817. 

Man  n  unten  §,  217,  o. 
r)  Ver^.  Ki.uK«H*8  Drmt  des  gens  moderne  de  TEurope «  V  >6^* 
^  Gmadnüeher  Commis^ionsVortrag,  §.1,  bei  dem  ProtocoU  der  &  Y.  v.  5.  Apfil 

>8ii.    Oestreirfaische  Aeufserung,  in  d.  Protoc.  v.  r823,  §•  i^^*  ' 
')  Voriäall  Geschäftordn.,   Abschn.  lU,  Num.  5   u.  7,   lit.   e;  a.  a.  O.    S.   19  f. 

HlSiii's  Staatsarehiv,  Bd.  H,  S.  106  f. 
/)  Bcschlois  in  dem  Protoc.  der  FlenarYersammlung  v.  i4-  Not.  1816,  |.  la;  in 

Hiem^s  Staatsarchiv,  Bd.  n,  S.  109. 
^)  >orläuf.  Geschäftordn.,  Abschn.  m,  Num.  7,  lit  f. 
*)  Ift  dieser  Farm:  « Auszug  aus  dem  ProtocoU  der  .  •  •  Sitzung  der  teutseheu  Bus- 

<lc»Tersammlung  vom  (Datum)  ., .  .    Die  teutsche  BundesTcrsammlung  hat  be- 

Klüotsen,  u.  8.  w.    Frankf.  den (L.  S.).    Die  BundesPräsidialCanzlei». 

(Unterschrift  des  GansleiDirectors.)   Vorlauf.  Geschäftordn.  Abschn.  in,  Num«  7. 

lit  g;  a.  a.  O.  S.  21. 
i)  llcib^  oinii,.  I  2„  Jen  PrflliminärConferencen  der  Gesandten,   im  Oct.  1816^ 

Dimak  erlassene  Erklärung  der  B.  V.  an  den  Senat  der  Freien  Stadt  Frankfurt, 

^rt..n;  in  Klober*s  Staatsarchiv,  Bd.  II,  S    160. 
^>  BesrhluCi  der  B.  V.  v.  5.  Febr.  1824,  in  d.  Protoc.  §.  89,  u.  in  Klübch's  Qucl- 

}cfl«unndang,^um.  XX\1U. 


:t9ß  !•  Tfaeü.  III.  Cap.  Bandcsvenaminlaiig. 

-%  §♦  166.  (140».) 

rOUti€a€na€   rr  irKSaniKttl  OCT  Mm»   w  • 

/)üeherkaupt» 

In  ihrer  Tollziehenden  Eigenschaft  ({.  117  u.  170),  ohric  wekhc 
der  Bund  sehr  oft  mehr  nicht  als  Formenspiel  seyn  M'ürde,  hat  die  Ban- 
desyersammlung  folgende  Rechte  und  Pflichten-  I)  Die  Sorge  fui 
fort  wahrende  Wirksamkeit,  und  daher  in  einzelnen .  Fällen  etwa 
nothige  Yollziehnng  aller  von  dem  Bund  ausgegangenen,  odei*  unter 
seiner  Autorität  errichteten  Bestimmungen ,  und  deryon  ihm  übernommenen 
Verpflichtungen  ^)\  namentlich  Vollziehung  der  BundesActe,  nach  ihrem 
ganzen  Inhalt,  und  der  übrigen  Grundgesetze  des  Bundes,  der  Ton  der 
B.  V.  in  dem  Umfang  ihrer  Wirkungsbefugnifs  gefafsten  Beschlüssve,  der 
am  Bundestag  vermittelten  Vergleiche,  der  in  Streitigkeiten  der  Bundes« 
glieder  über  den  jüngsten  Besitzstand,  auf  Begehren  der  Bundesversamm- 
lung abgefafsten  rechtlichen  Bescheide  (§.  172  u.  174  u.  fO^  der  dui*ch 
Austrage  gefällten  richterlichen  Erkenntnisse,  der  unter  Gewährleistung  des 
Bundes  gestellten  compromissarischen  Entscheidungen,  der  von  dem  Bond 
übernommenen  besondern  Garantien  ^).  Gegenstand  der  vollziehenden 
Wirksamkeit -der  B.  V.,  ist  demnach  jedes  Bechtsverhältnifs ,  welches  durch 
den  Bund  begi*ündet  oder  gesichert  ist,  sey  es  durch  den  erklärten  Bundes- 
zweck  überhaupt,  oder  durch  besondere  bundesmasige  Be^^timmung  '). 
D)  Zu  diesem  Ende,  hat  die  B.  V«,  ntfch  Erschöpfung  aller  andern  bundes- 
verfassungsmasigen  Mittel,  die  erforderlichen  ExecutionsMaasregeln 
in  Anwendung  zu  bringen ,  mit  genauer  Beobachtung  der  in  der  Execations- 
Ordnung  ($.  178  u.  f.}  des  Bundes  defshalb  festgesetzten  Bestimmungen  <). 

a)  PräsidialVortrag  in  der  B.  V.  am  ao.  Sept.  1819,  f.  aao,  Num.  II,  &  659. 

i)  Wiener  ScbluTsActe  v,  i8so«  Art.  3i,  90  u.  17.    EiecutionsOrdnung,  Art.  t«  in 

dem  Protoc.  der  Plenar Versammlung  der  B.  V.  v.  3o.  Aug.  i8ao,  {•  3. 
e)  Provisor.  CompetensBestimmung  der  B.  V.  v.  11.  Jun.  1817  ($.  as3  der  ProCoc.;, 

lit.  B,  f.  4}  Num*  5,  vergl.  mit  Num.  4   u.  6,  u.  lit.  G,  i«  5,  Nnm«    1    n.  «. 

«Alles  gekört  Tor  den  Bund,  was  sur  Erfüllung  des  allgemeinen  Zfveekea,  Art.i. 

und  der  einseinen  in  der  BundesActe  gegebenen  Bestimmungen,  Rechte  «.  s.  %v. 

gebort»,   und  «inoerhalb  der  Grenzen,   die  der  Bundcssweck  beeeicliaef,  muf;» 

die  B.  y.  sich  frei  bewegen  können ,   nach  dem  Ziel ,   das  ihr  Torgesterlit  ist  1»,  ■ 

heilt  es  in  dem  CommissionsGutachten  über  die  Beihenfolge  der  GesckafW,    iu 

der  Beil.  11  su  dem  Protoe.  v.  17»  Febr*  1817* 
d)  Wiener  SfhlulsActe  v.  i8ao,  Art.  3i. 


S-    **>^-  048«.) 

S}  Set  SUfrmm^  der  mmepn  Ruhe  und  SidtertuU  des   Bundes,      3)  Bei  ^idersetzlit:hk€tt 
der  Untertkanen,  bei  Aufrvkr,  und  bei  geßhrttchen  Bewegimg^en. 

l)    Sind  innere  Ruhe  und  Sicherheit  des  Bundes  und  der  Bim- 
desstaaten   irgend   bedroht,    oder  gestört,    so    hat  die  B.  V«,    da  ihr  die 
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Skkniag  des  RedilssiHttrnckB  unter  .den  Bondesgliedern  tmd  in  den 
Banietstaaten  zur  Pflicht  gemacht  ist,  über  Erhaltung  und  Wiedcflier* 
stelluag  derselben  Rath  zu  pflegen,  und  die  hiezu  geeigneten  Beschlüsse^ 
nach  iLDleitang  der  in  dem  Bundesrecht  enthaltenen  Bestimmungen,  zu 
ftaaea').  D)  Zwar  steht,  in  jedem  zu  dem  Buad  gebührenden  Staat,  die 
j^ufirscUttltung  der  innem  Ruhe  und  Ordnung,  der  Regel  nach,  der 
LajHbregierung  allein  zu:  aber  als  Ausnahme  kann,  beiWidersetzlich- 
lieit  derUnterthanen  gegen  ihre  Regierung,  bei  offenem  Aufruhr, 
bei  gefahrlichen  Bewegungen  in  mehreren  Bundesstaaten,  Mit- 
wirliiiiig  des  Bundes  za  Erhaltung^  oder  Wiederherstellung  der  Rahe  ein- 
treten, in  Hinsicht  auf  innere  Sicherheit  der  gesammten  BundesMaaten , 
und  in  Folge  der  Yerpflichtung  der  Bundesglieder  zu  gegenseitiger  Hulf- 
Idstang  ^). 

m)  Wiener  SchlufsActe  t.  i8ao,  Art/ 18.  Vergl.  unten  §.  916  u.  si6.  —  Von  die 
ter  Art  sind  die  in  dem  Protoc  ▼.  90«^  Sept.  1819,  {.  lao  u.  f.  (Bd.  vm.  8.  s66  C 
u.  i97  £),  enthaltenen  Beschlüsse  wider  entdeckte  «.revolutionäre  ünUriebe », 
wodiLtth  prOTisoritche  Maasregcln  wider  die  Lioenz  der  Siudenun  auf  ümverti- 
leten,  wider  den  Misshraueh  der  Frejse,  und  wider  lenie  Umirieke  überhaupt 
fcriigaetst,  und  wegen  der  letsten  eine  Centrmiünteriuchmg'^Commiesmu  au  Mainz 
tätdergBMlMt  ward.  Ver§L  Geschichte  u.  Verhandlangen  der  mainaer  Central« 
UoteriachaiigsGooiniission;  in  Fa.  Mvbh^bd*«  allgem.  polit  Annalen,  Bd.  VHI, 
Heft  (i8sa),  S.  i3 — 7s.  Allgem.  deutsche  HealEncyclopädie  ( ConTersatioiis- 
Leiicon),  5.  Aufl.  (18^2)  Bd.  X,  u.  SupplementBand  v.  1829,  10c.  Umtriebe. 
Ebeodaa.  Neue  Folge,  Bd.  II  (]8ik8)  voc.  Mainaer  CentralUntersuchungsGommit- 
ttMi.  JL  r.  DaBSCH  Öffentl.  Recht,  S.  104 — lor.  Auf  jeden  Fall,  sind  diese 
lluiregcln,  susainmen  genommen ^^  ein  denkwürdiges  Betspiel,  welcher  kraft- 
voHen  Entwickelung  die  BundesgcwaH  fähig  sey,  wenn  der  Wille  der  Mächtigen 
eingreifend  zuaammenwirkt.  —  Zweck  der  erwähnten  CU.Commission  (man  s.  das 
aagfC.  ProtocoU,  und  KlGbkb's  Qu(tllensammlung ,  Num.  XVH)  sollte  seyn:  «ge- 
meiiischaftliche  Untersuchung  und  Festslellung  des  Thatbestandes,  des  Ursprungs 
und  der  mannigfachen  ^Verzweigung  der  gegen  die  bestehende  Verfassung  und 
ouiertBube,  sowohl*  des  ganaen  Bundes,  als  einzelner  Bundesstaaten;  gerichte- 
tes  retolaliesiriren  Umtriebe  und  demagogischen  Verbindungen«.  £a  aolMe  fUe 
Conmigdon  « ausschliefslich  aur  weitem  Untersuchung  der  gedachtfen  Umtriebei 
von  Bundea  wegen  bestellt  sejni».  Auch  sollte  sie  «die  Oberleitung  der  Local- 
Cstenuchungea  in  Bundesstaaten  übernehmen».  Zur  Berichterstattung,  über 
ilot  Verhandlungen,  über  Anstände,  zu  Erholung  weiterer  Verh4ttungsbefehle, 
vA  Ober  die  ResulUte  ihrer  ThStigkeit,  war  ihr  die  B.  V.  angewiesen  ^  welche 
•die  weiteren  Beschlüsse  au  Einleitung  des  gerichtlichen  Verfahrenafasasawerdev. 
Ene  richterliche  oder  recbtsprechende  Behörde  sollte  die  Commission  nicht 
K)ii.  Die  B.  V.  wählte  durch  Stimmenmehrheit  in  der  engem  Versammlung 
aelteaBuudesglieder  (Oestreich,  Preufsen,  Baiem,  Hannover^  Baden,  G II.  Hessen, 
Nittstt),  welche  die  UntersuchungsGommissarien  zu  ernennen,  jedem  ernannten 
<Bea  Sccretär  oder  Actuar  beizugeben,  und  beide  in  Mainz  zu  unterhalten 
^>ttca.  «I>te  Kosten  der  Gommiasion  (im  Gänsen),  so  wie  die  Untersuchuitg 
Mlbst,  waren  yon  dem  Bunde  zu  tragen».  Sie  beliefen  sich,  dem  Vernehmen 
^k,  auf  80  bis  90,000  Gulden,  und  mit  Inbegriff  des  von  den  sieben  Begie- 
'^en  einzeln  zu  tragenden  Kostenaufwandes,  auf  mehr  denn  5oo,ooo  GuMen. 
pafautaüatton  der  Gommission  erfolgte  im  Herbst  1819  mit  gro&er  Oeftent- 
^Uiot,  Unre  Auflösung  im  Sommer  und  Herbst  1838^   nach  iaat  neunjähriger 
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J>«uer,  IM  der  Stiße,  iwck  «ad  nach,  olne  Beiiaiuitnadi««g  der  Eesiill«le  ibrcr 

Tbaügkeit.  S.  MumaABo's  all^m.  polit  Annalen,  Bd.  VHI,  Heft  i,  S.  45  IL  - 
Hauptberichi  der  CentralUntersuchungsCommission,  d.  d.  Maiiu  den  i4-  Dec^in- 
ber  1837.  Mit  Anlagen  Num.  I  bis  ÜSL  incl.  3i4  S.  in  Fol.  oder  79  Bogen. 
RvD.  Hvo,  die  Central-Unterftuchangs-Commission  su  Mainz,  u,  die  dcmagogi- 
gcben  Umtriebe  in  den  Burscfaenscbaften  der  deulsehen  Universitäten,  sor  'Ukt 
des  BundestagsBescblusaes  ▼.  ao.  Sept.  1819.  Leipc  i83i.  8.  Auch  wrter  d. 
Titel:  Geschichte  der  geheimen  Verbindungen  der  neuesten  Zeit,  3.  Heft,  — 
Beschluis  der  B.  V.  Tom  ai.  October  i83o,  betr.  SicherheitvorkebriuigeA  wider 
die  in  mehreren  Bundesstaaten  eingetretenen  oder  zu  besorgenden  Unruhen  d. 
auflrÜhrerlscheA  Auftritte)  bekannt  gemacht  zuerst  in  der  Frankf.  OPAZeitoag 
V.  «8.  Kot»  i83o,  dann 'auch  in  andern- pffentlichen  Blattern.  •**  Betchlüsse  der 
Bundesvcnammiunff  vom  90.  Juni  und  8.  August  i833,  betreffend  die  Errichtung 
einer  CentralBehördc  am  Sitz  der  Bundesversammlung,  für  Erforschung  eine» 
gegen  den  Bestand  des  teutschen  Bundes  und  gegen  die  öffentliehc  Ordnung  in 
Teutschland  gerichteten  Complots,  insbesondere  eines  zu  Frankfurt  am  3.  Xpnl 
ebend.  J.  Statt  gehabten  Attentats,  und  für  Beförderung  der  dawider  anhängi- 
gen Untersuchungen.  (Amtliche  Bekanntmachung  in  der  Frankfurter  Obeii^oüt- 
antsZeitung  vom  14*  August  i833.)  Ein  Beschluß ^er  B.  V.  vom  5,  Juni  i83^ 
▼erordnet  Einsendung  der  UntersuchungsActen  an  die  durch  den  Bewhluis  der 
B.  V.  V.  jia  Juni  i833  angeordnete  GentralBehörde,  und  Aufschub  der  Definitiv 
Erkenntnisse  bis  zu  einer  Erklärung  dieser  Behörde.  —  Durch  einen  Bttcfalufs 
V.  \5n  Jan.  i835  verbot  die  B.  V.  das  Wandern  teutscher  HandwerksgeseUni 
nach  gewissen  Ländern  und  Orten,  und  ihre  Thcilnahme  an  Verbindungen  und 
Versammlungen,  wodurch  die  öffentliche  Ruhe  bedroht  oder  gestört  werdec 
kömitew 


F  o  r  i  s  €  i^%  u  n  g. 

in)  Ist  in  einem  einzelnen  Bundesstaat  durch  Widerset zlicb- 
keit  der  Unterthanen  gegen  die  Obrigkeit |  die  innere  Ruhe  anmittei- 
bar  gefährdet,  und  eine  Yerbreitnng  aufrührerischer  Bewegungen  zu 
besorgen,  oder  ist  'wirklicher  Aufruhr  ausgebrochen,  und  begebrt 
1)  die  Landesregierung  selbst,  nach  Erschöpfung  der  gesetz-  und  Te^ 
fassungsmäsigen  Mittel,  den  Beistand  des  Bundes,  so  hat  die  B.  Y.  schleu- 
nigste Hülfe  zu  Wiederherstellung  der  Ordnung  zu  yeranlassen.  Ware 
aber  s)  Me  Regierung  notorisch  aufser  Stande,  den  Aufruhr  durch  eigene 
Kräfte  zu  unterdrücken,  und  gehindert  Hülfe  bei  dem  Bund  zu  suchen, 
so  ist  die  B.  V.  dennoch  verpflichtet,  auch  unaufgefordert  zu  Wieder- 
herstellung der  Ordnung  und  Sicherheit  einzuschreiten.  Jedoch  dürfen 
3)  in  keinem  Fall  die  veriiigten  Maasregeln  von  längerer  Dauer  sejn, 
als  die  Landesregierung  für  nothig  erachtet  «).  Auch  mufs  4)  diese  Re- 
gierung nicht  nur  die  Bunderversammlung  von  der  Veranlassung  der 
eingetretenen  Unruhen  in  Kenntnifs  setzen,  sondern  auch  bei  derselben 
beruhigende  Anzeige  machen ,  von  den  zu  Befestigung  der  wiederhergestell- 
ten gesetzlichen  Ordnung  getroffenen  Maasregeln  /')*    5)  Ersatz  der  durch 
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^\^    SodoBg    Ton   Hfilftroppen    verarsachten  Kosten  Oi  desgleichen  Ein- 

nuartimng    und  Nat  oral  Verpflegung   der  Truppen  ^,    liegt    dem  Bundes^ 

btaat    ob,  welchem  die  Hülfe  geleistet  ward.     lY)  Sind  in  mehreren 

Baadcsstaaten  öffentliche  Ruhe  und  gesetzliche  Ordnung  durch  gefahrliche 

Verbindungen  und  Anschläge  bedroht ,  und  können  dawider  nur  durch  Zu« 

sammenwirltang  der  Gesammtheit  zureichende  Maasregeln  ergriffen  werden, 

!>n  ist  die  B.  Y.  bePugt  und  verpflichtet,    dergleichen  zu  berathen  und  zu 

LeschlieTsen,  nach  genommener  Rüchsprache  mit  den  zunächst  bedrohten 

Regierungen  0« 

A>  Wiener  SchlalaActc  t.  1810,  Art«  a6/  —  Als  die  im  September  i83o  in  Belgien 
ansgdyrocliene  Insurrection  auch  in  das  GH.  iMsenüturg  sich  verbreitet  hatte, 
forderte  der  König  der  Niederlande,    als  Grofsherzog,    den  Teutschen  Bund 
mehnnal  auf,     die    verfassungsmäsige  schleunigste  Hülfe  eu  Wiederherstellung 
der  Ordnung  su  leisten.     Durch  einen  Beschlufs  der  B.  Y.  in  ihrem  Separat- 
PfoCocoll  ▼.  17.  u.  18.  Hfärs  i83i,  ward  hierauf  festgesetzt,  dafs  ein  Corps  yon 
14,000  Mann  Bundestruppen,    bestehend  aus  dem  10.  ArmeeCorps  u.  der  «wet- 
ten IHvision  des  neunten,  in  Bereitschaft  gesetzt  werden  solle,  um  in  dem  GH. 
iMxtvAvg^  die  durch  Insurrection  gestörte  Ruhe  wieder  herzustellen.   Proclama- 
tioo  des  GeneralGouFerneurs  in  dem  GH.  Luxemburg  v.  25.  März  1 83 1,  in  teutschen, 
■ifdeiiandischen  u.  franz.  Blättern.    Die  B.  Y.  schien  inzwischen,  in  Absicht  auf 
die  Unterstütsung  des  Landesherm,  der  Londner  Conferenz  der  BevoBmäcbtigteB 
roB  Osstreich,   Grolsbritannien,   Frankreich,  Rufslaiid  und  Preufsen  zu   rer- 
tranen.    Das  35.  ProtocoU  der  Conferenz  drückte  deren  Wunsch  aus,   daGs  bei 
ilr  die  Bevollmächtigten  Oestreichs  u.  Preulscns    von  der  B.  V.  Vollmacht  er- 
blten  möchten,   über  diese  Sache  zu    unterhandeln.     Diese   Vollmacht  ward, 
aafb  öffentlichen  Blättern,    ron  der  B.  V.  ertheilt,   dureh  einen  Beschlufs  in 
iZrrem  ProtocoU  v.  9.  Sept  i83i.     Auch  bezog  sich  die  Confbrens  «midrflclilicli 
darauf  in  einer  an  den  holländischen  Gesandten  erlassenen  N.o|e  yom  4*  JaAp 
i83i.    Gegureich  machte  bei  seiner  am  18.  Apr.  i83a  zu  London  ausgewechselten 
Hatifiration  des  Londner  Tractats  v.  i5.  Nov.  i83i  den  Vorbehalt  der  Rechte  des 
7.  Bmndes,    in  Absicht  auf  Abtretung   u.  Vertauschung   eines  Theils   des  GH. 
Luxeinbarg.     Jouni.  de  Franef.  du  a8.   arril  i833.     Von  dem  Recht  u.  Beneh- 
men das  T.  Bandes  in  dieser  Angelegenheit,  ein  wich;tiger  Artikel  aus  dem  Jour- 
■aJ  de  Laxembourg  in  dem  Journal  de  Francfort  du  5  sept  i833,  u*  ans  der 
Kölner  Zettuqg  in  der  Frankf.  OP AZeit.   v.  3.  Sept.  i83S,  Beilage  946.  —   Von 
dem  Recht  des  T,  ßundes  auf.  das  GH.  Lusemburff,  bei  der  Trennung  Belgiens 
yQü  dem  RR.  der  Niederlande 9    in  der  Frankf.  OPAZeit.  v.  28.  Nov.  i836.  — 
Ans  Veranlassung  eines  Aufstandes  zu  Frankfurt  a.M.,  weit  zum  gröfsten  Theil 
«tn  Fremden,  am  8.  April  i833,   wurden  nach  einem  Beschlufs  der  B.  V*  vom 
13.  April  i833,  5streichische  und  preuisische  Truppen  nach  Frankfurt  und  des- 
lea  nächste  Umgebung  verlegt,  und  ward  dann  von  der  Bundesversammlung  am 
3.  April  1834  ^ne  «  Provisorische  Norm  der  dienstlichen  Bestimmungen  für  die 
m  Frankfurt  und  in  der  Umgegend  vereinigten  Bundestruppen  v  errichtet    Sie 
^kt  in  der  Allgemeinen  ZiCitung  vom  14.  Juni  1834)  Beilage  i65. 
«'  Wmer  Schlu&Acte,  Art.  37.    Beschlufs  der  B.  V.  v.  9.  Aug.  i832f  in  Ktüna's 
QuellensamraL  Fortsetznnjg ,  S.  71. 

'\  bentCbnsordnung,  Art.  i4- 

'^)  Bwkliiü  der  B.  V.  v.  28.  Aug.  iB32. 

')  WitüT  SdilufsAcle ,  Art.  a8. 
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§.  169,  (14^) 

f)  Wird  in  einem  Bundesstaat  ordnnjigsmasige  Rechtspflege  in 
einer  Jastizsache  <>}  verweigert,  yerzogert  oder  gehemmt^;, 
und  ist  daselbst  Hülfe  dawider  auf  gesetzlichem  Weg,  auch  unmiUelU 
bei  der  höchsten  Staatsregierung  fruchtlos  gesucht  worden^  so  kun  der 
Betheiligte,  vermöge  des  durch  den  erklarten  Bnndeszweck  gegebeoea  ati- 
gemeinen Gebots  der  Handhabung  eines  allseitigen  festen  Rechtszastande» 
(f  io6,  i66  a  917)  und  nach  besondem  Rechtsbestimmungen  des  Bunde 
(Note  if),  Recnrs  an  die  Bundesversammlung  nehmen,  mittelst  eio« 
gehörig;  begründeten  Beschwerde  über  verweigerte,  verzögerte 
oder  gehemmte  Justiz  (querela  de  protracta  vel  deqegata  justitül 
n)  Ib  der  bei  der  B.  Y.  einaireichenden  Bescbwerdeschrift  ist,  io 
Folge  des  39.  Artikels  der  wiener  SchlufrActe,  gründlich  aoszuftthren:  dafs 
die  lliatsache  der  «verweigerten  oder  gehemmten  Bechtspflege  erwiesen» 
sey  'y  dafs  dieselbe  nach  Rechtsgrundsätzen ,  insbesondere  « nach  der  Terfu' 
frung  und  den  bestehenden  Gesetzen  des  Landes»  sich  nicht  rechtfertig 
ksse;  dafs  dawider  in  dem  betrefFeoden  Bundesstaat  «auf  gesetslidan 
Wege  ausreichende  Hülfe  v  nicht  habe  erlangt  werden  können.  UD  ^ 
B.  y.  liegt  dann  ob,  diese  Beschwerde  anzunehmen,  dieselbe  niclt  nur 
nach  allgemeinen  Rechtsgrundsatzen ,  sondern  auch  nach  der  yerfassuflg 
und  den  bsteehenden  Gesetzen  ^)  des  Landes  zu  prüfen,  und,  veon»e 
erwiesen  und  begründet  gefanden  ist,  bei  der  liandesregieiting,  voo  welcher 
za  der  Beschwerde  Anlafs  gegeben  worden,  gerichtliche  Hülfe  so 
bewirken  «O?  denn  der  oberste  Grundsatz  des  Bundes  ist,  dafs  unter 
^Uen  Bundesgliedern  und  in  allen  Bundesstaaten  kein  anderer  als  ein  recht- 
licher Zustand  bestehen,  mithin  auch  die  Justiz  in  aller  Hinsicht  nor  g^ 
seiBlioh  verwaltet  werdea  müsse  <^>  lY)  Vermöge  des  Rechtsb^ffi  <^<^ 
Justiasverweigerung  CNote  b),  eignen  sich  zu  bundesvertragmasiger  Be- 
schwerde bei  der  B.  V.,  unter  andern,  folgende  Fälle.  ^  i)  Wenn  ein 
Landesgericht,  in  einer  bei  ihm  angebrachten  Klagsache,  darch  eineo 
Sprach  rechtwidrig  sich  für  incompetent  erklart  hat,  und  Hülfe  äyn- 
der  in  dem  landesverfasaungsmäsigen  Stufengang  oder  Instanzenzug^  ^^^ 
ttnnittelbar  bei  der  Staatsregierung ,  vergebens  gesucht  worden  tst/J- 
a)  Wenn  der  ordnungsmSsige  Gang  der  Rechtspflege  durch  ungebuhrlic 
erlassene  Ministerial-  oder  Cabinetbefehle  verzögert  oder  gehemmt, 
namentlich  die  gesetzmäsige  Wirksamkeit  richterlicher  ErKenn 
nisse  aufgehalten  oder  unterdrückt  wird  ä'),  mittelst  Verhiodcrung 
ihrer  Vollziehung  A},  oder  ausdrücklicher  Cassirung  derselben  <)•  ^J 
indirecte  Justiz  Verweigerung  kann  eine  Beschwerde  bei  der  B.  >• 
gründen  A). 

«)  Wider  rein  administratioe  Ferfigungen.  namcnllicb  roHzeiliche,  l^'»^****;*****^^;! 
mäaig  bestehender  Behörden,    wenn  und  so  weit  nicht  •gcrichtliclie  H-ag« 
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der  HÜMfig  in  (S-  366,  474  il  u.  889  IF.)^  findet  R^curs  an  die  B.  V.  mittebt 
Dcnthwwdc  über  JustiftFerwcigerung  nicht  Statt.    Man  s.  die  wiener  ScUufiiActe 
T«a  1810,  Art  'S9,    vergl.   mit  Art«  a5  nnd  53«     Protoc.  der  B.  V.  t.  1820, 
{.  174 ^  ^^«  ^'^  Verweisung  des  ▼.  Lßmesan  aus  Frankfiirt,  u.  Protoc.  ▼.  1817, 
^  9^3,  bilr.  die  Verweisung  des  ▼•  MasseuSach  aas  Heidelberg,   und  Protoc.  v. 
ite;,  §*7i9  betr.  t.  MölPs  Forderung  an  Würtemberg ,  wegen  Besoldungsver- 
Iritrsnag.  —  Selbst^  in  einer  Reekuache  ist   Verweigerung,   VermÖgeruag  oder 
Henurafls  der  Rechtspflege  dann  nicht  denkbar,   wenn  sie  su  gerichtlicher  Ver- 
J»jB«fJiu!ig  darum  noch  nicht  zugelassen  werden  kann,  weil  der  Beschwardefilhrer 
die  geseHlich  nothwendigen  VorbtämgungMi  noch  nickt  erßiiU  hat.     Protoo.   der 
B.  V.  von  1B17,  S*  ^4>9  ^-  %  fi*  ^4^  der  ^uart Ausgabe,  u.  Protoc.  v.  «9.  Man 
18»,  {.88,  Bd.  XI,  S.  186  f. 
i)  JuiÜMmrvtifftrung  im   weitern  Sinn,    heifst  jede  Begehungs»  oder  Unterlas- 
saagthandlinig,   durch  welche  in  Justizsachen  rechtwidrig,  von  einer  Gerichts- 
oder  andern  Staatsbehörde,    den  SouTcrain  mit  eingeschlossen,    die  ordaangs- 
mlfiigc  Bechtspflege  Ton  Anbeginn  Tersagt,  oder  in  ihrem  Laufe  yendgert,  oder 
10  lÖasieiit  anf  VoUaiehung  des  rechtskraftigen  Richtertpmehs  gehemmt  oder 
«irfanplos  gemacht  wird.     Im  engern  Sinn,   beschränkt  sich  der  Begriff  der 
JottiKTcnreigerung  auf  die  Vtrsa^ng  rechtlichc(n  Gehörs  (denegatio  justitiae)« 
wt)  CS  vor  dem  Beginn   oder  in  dem  Lauf  des  gerichtlichen  Recfatsverfabrens. 
Daum  aaterscheidet  sie  sich:   1)  Ton  der  ^va^verzögenmg'  (protractio  justitiae), 
dsi  hciftt,  wenn  die  Rechtspflege  in  ihrem  ordnungsmäsigen  Lauf,  sey  es  in  der 
\ erfcaadlung,  oder  in  der  Entscheidung,  oder  in  der  VoUsichung  des  Urtheils, 
▼OB  dem  Gericht,  durch  eigene  Schuld,  oder  in  Folge  Ton  einer  andern  Staats- 
behörde  eriialtener   Weisung,    rechtwidrig   hingehalten    oder    verzögert   wird; 
1)  TOB  der  gerichtlichen   gänslichen    UtUerUusung  oder    von   Regieriingswegcii 
uatemommenen  Hemmung  der  Follziekung  eines  rechtskräftigen  RicLAerspruchs.  — ^ 
Die  Goldae  Bulle  r.  i366,  Cap.  XI,  f.  3  u.  4)  spricht  ron  «justitia  denegata» 
od  von  «deicetus  justitiae».    Der  Reichsabschied  tob  161«,  $•  58-  (al.  iS),  und 
nach  ihm   6kt  ReichskammergerichtaOrdnung   von    i5d5,   Th.  n,  Tit«  1,  f.  2, 
ipiirht  davon,    «dafs  einem  das  Recht  versagt,   oder  ihm  das  nicht  vollsogen 
werden  mochte,  und  das  kuudltch  wäre  oder  gemacht  würde».    Ein  Privilegium 
K.  Friedrich**  HL  für  die  Reichsstadt  Strasburg  (BoECLra  ad  Aeneae  Sylvii  bist. 
Fnd. B.  p.  S7.)  spricht  von  Klägern,  die  sich  beschweren,  «jus  sibt  vel  penitus 
deasgatnai,  Tel  nimia  mora  se  elusos  esse».    Bei  Rechtslehrem  findet  sich,  mei- 
nes \FiisenS9  ein  ToUstättdiger  Begriff  der  Justiisverweigerung  nichL  Einiget  setsen 
iokbea  als  allbekannt  voraus,   wie  Luool»  de  jure  eam.,  Seot.  L  %>  11.  p-  i56, 
XoiL  in  d.   System  d.  Gerichtsbark,  des  kais.  Reichskaromergerichts,    Th.  II, 
S.  i3i  ff.,    H4BXELT  in   d.   Grundrüa  des   reichshofräthl.   Vcr&hrens,   Bd.  III, 
Akh.  t,   5.  3a,  undy  sehr  drollig,   der  Verfasser  der  von  Ssi.mow  edirten 
taleit  in  den  Reichshof rathsProcels,  Bd.  11,  S.  439»     Andere  beschränken  ihn 
asf  den  Fall,    «cum  justitia  protrahaiur  per  ncgligentiam  Judicit  vel  in  cognos- 
(tsde  vel  exequando,  aut  denegutur,  litigatorem  jodicii  limen  adeaatem  vel  litis 
proecstnm    prosequentem    repellendov.     GaAnxn  Frocess.   camer.   tit.  37.« {•  i> 
p.  S99»    Auf  des  kiekters  « expressam  (justitiae)  d^cgationem,  vel  temporia'  l^e 
iMü  proCelationem»,   beschränkte   ihn  J.  H.  BonnaBa  Diss.  de  origine,  pro- 
^rcuB  atqoe  indole  querelae  denegatae  vel  protractae  justitiae,  {.  1.  et  a3*  Auch 
«r  voa  des  Richters  Weigerung,  die  Klage  annunehmen,  und  dessen  protelatio 
tti,  spricht  JüSTiviÄsr  in  L.  iS.  $.8.    C  de  judic.     3Isblw,  in  seinett  R^er- 
u«t  universel  et  raisonne  de  Jurisprudence,   T.  III  (Se  odit  de  1807),  p*  5o8, 
ixl'  Demi  Je  jutu'ce ,  sagt:    «c'cst  le  refus  que  fait  un  juge  de  readre  )a  justice 
«paed  rlle  lui  est  deinandec».   —    Die  wiener  SthUusActg  von   iBao  nimmt  das 
MortJasii&verwcigerung  in  dem  «{rc«(«m  Sinn.  Sie  spricht  überhaupt,  im  Art.  29, 
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TOA  «verweigerler  oder  gelwinm^r  RechUhülfev,  und,  im  ArU  63,  too« 
weigerter  gctetsUclier  und  verfaMungsmasiger  Recfatshülfe  y.  Die  profiior.C 
petensBefttimmniig  der  B.  V.  (Protoc.  v.  ii.  Juni  1817,  $•  si3,  lit  C,  3)  ipH 
Ton  dem  « Fall  einer  in  Rechtssachen  emtretenden  JustisTen^Mgerung,  oder  6nw 
derselben  gleich  au  achtenden  Veraögerung  v.  —  Wer  die  Gegempartn  des  B<- 
sohwerdeluhrers  sey,  ist  gleichgültig;  wäre  es  auch  der  StaatsFiscus,  derlao«| 
desherrliche  LehnFiscus ,  die  StaatsDomänenvcrwaltung,  oder  irgend  dse  SUiU- 
behörde,  oder  der  R^nt  wegen  einer  persönlichen  PrivatverpÄichtung  i\,i^\ 

r)  Vorausgesetat  werden  hier  Gesetze,  «die  mit  den  Grundgesetzen  und  den  \ er 
fiigungen  des  Rundes  nicht  in  Widerspruch  stehen»,  Worte  der  provisorocb 
CompetenaBestimmung  der  B-Y.,  in  dem  Protoc.  ▼.  la.  Juni  1817,  $.  siB^Art^, 
Num,  6.  Vergl.  unten  §.  «17,  V.  Ferner,  Gesetae,  die  landesverfauungsnajii! 
errichtet  sind,  und  solche,  die  mit  Gelx>ten  der  allgemeinen  Gerechligkeit  niriit 
in  Widerspruch  stehen.  Also  nicht  Gesetae,  die  an  sich  schon  rechüoa  üni 
dean  das  Recht  ist  das  Gesetz  der  Gesetae ,  der  Souverain  der  SouvenifiCJ 
Auüserdem  würde  a.  B.  durch  Landesgesetae,  und  ia  deren  Folge,  danb  Venp 
ruag  des  Rechtswegs,  eine  Rechtlosigkeit  begründet  werden  können,  beivull 
kommen  recbtsbeständigen  Privatanspruchen  an  den  StaatsFiscus,  die  SuatMas««, 
die  landesherrliche  Domänenverwaltung.  Man  s.  die  gründliche  Entwickeluag  in 
dem  unten  (Note  e)  angef.  Wangenheimischen  Vortrag,  |.  i3,  und  uaten  Kuui 

d)  Wiener  SchluIsActe  v*  iSao,  Art  squ.  63.  Interpretation  des  19.  Art.,  io  H 
als  Beil;  8  au  f.  98  des  Protoc  der  B.  V.  v.  i8a3  gehörenden  Vortrag,  i  i3« 
u.  in  d.  Protoc  ▼.  i8a5,  §•  7a.  Provisor.  CompetenzBestimmung  der  B.  V.  n 
d.  Protoc  Y.  la.  Jun.  1817,  §.  a3,  lit.  C,  Num.  3.  Vei^l.  das  grofcheri<^t 
hessische  Votum,  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1817,  §.  a4a,  u.  das  mecUeabur] 
gische  in  d.  Protoc.  t.  ai.  Not.  1816,  $.  16,  so  wie  ein  Gutachten  in  d.  Prolet 
V.  1817,  §.  6.  Das  durch  Beschlufs  der  B.  V.  (in  d.  Protoc.  ▼.  1817^  M'^ 
genehmigte  Gutachten  über  die  Reihenfolge,  Num.  IR,  3;  in  d.  Protor.  v.  181*. 
i  5a,  ReiL  11.  ->  «Die  hohe  Bundesversammlung  soll  ....  die  SeUtUtändi^i^'i 
der  Gerichukofe,  innerhalb  der  ihnen  in  jedem  Lande  durch  Gesetse  \ud\(r 
fassung  gesetaten  Grenzen,  gegen  aufsere  ungesetzliche  Einwirkungen,  und  da- 
durch eine  ungehinderte  Rechtspflege  in  den  verschiedenen  deutschen  BuBdcs- 
Staaten  sicher  stellen.  Reschränkt  daher  eine  Regierung  das  Richtersmt  b  ^^^ 
Freiheit  seines  Urtheils  auf  eine  ungehörige ,  in  den  Gesetzen  und  der  Vertav 
sung  nicht  begründete  Weise,  so  tritt  der  Fall  ein,  in  welchem  die  Boodes 
Versammlung  einauschreiten  und  die  gerichtliche  Hülfe  zu  bewirken  hat».  ^^^^^ 
in  dem  oben  Notea^  angef.,  von  der  R.  V.  genehmigten  Gutachten,  in  d-ProtoC' 
V.  29.  März  i8ai,  |.  88.  ProtocoUe  der  R.  V.,  Hd.  XI,  8.  186.  -  W«tef,al5 
oben  in  dem  §.  gesagt,'  reicht  die  Wirkungsbeftignifs  der  R.  V.  nickt.  Sie  t^> 
keine  oberrichterliche  Rehörde,  im  Verhältnils  au  den  Laudesgertchten  in  m 
Bundesstaaten  ($.  ai4  u.  ai5). 

«)   VergL  217  u.  f.  —  Unter  den  vielen  PnvaiReclamatiotien  wegen  Justkrerwcige- 
rang,   von  welchen  zeither  der  gröfserc  Theil  von  der  B.  V.  för  uDg^"'"| 
erklärt  ward,   zeichnen  sich,   theils   durch  die  Menge  der  BetheOigteB.  ti>^'' 
durch  die  Schwierigkeit  der  dabei  in  Betracht  kommenden  Rechtsfragen  f  ^»^^ 
andern  aus,  die  %o  geoMMOkten  wes^älischen  Angelegenheiten  (die  von  dem  ^ 
Königreich  Westphalen  herrühren).     Es  sind  Reschwerden  der  ^«^^''T^'^^^J 
theils  des  westph.  Staatsschatzes,   theils  aus  Verbriefungen  der  ^^^^'^l^^^^ 
schuld,    der  DienstCautionäre,   der  Domänenkäufer,  mit  Inbegriff  fl*|[  ^' 
'eingezogener  vormaliger  TeutschordensGüter ,  der  durch  die  Staats veraa 
dtenstlos  gewordenen  Staatsdiener,    und  der  Unternehmer  von  Truppco' 
llospitalVerpflegung    oder  Lieferungen    von  Arbeiten.     Die  hiebei  hetbei  ig^^^ 
StaatarcgieruBgen  sind:    PreufiscB,   Hannover,   Kurhessen,  Braunsckweig- 
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ReKhwmkn  wurden  wider  Kurhcssen  gerichtet     Man  s.  dio  Proioc. 
der  E  V.  seit  1 81 6,  rorniglich  die  unten  (§.  «17,  Note  a)  angef.  Erklärung  der 
B.  V.  ii  dem  Protoc.  r.  17   Man  1817,  §.  io5.     Auttüge  au«  den  ProtocoUen, 
in  T.  Miob's  Repertor.  su  den  Verhandl*  der  B.  V.»  Heft  UI,  S.  379— -4i3. 
Protoc.  ?.  i8t3,  §§.  98  u.  100.    In  dem  Protoc.  t.  4*  D<)c.  i8i3,  §.  164»  erklärte 
sidi  dk  &  V.  für  incompetent ,   und  glaubte  sich  «einer  wiederholten  Aaem- 
« pfeUnog  des  allerdings  rucksichtwurdigen  Schicksals  der  Domänenkäufer  an  die 
BiO^^t  des  Kurfürsten  überhoben  v  etc.;  in  Ansehung  der  übrigen  Reclaman- 
res  unierliers  sie  nicht,  die  Abelheiligten  Regierungen  zur  möglichsten Beschleu- 
aniguag  der  Verhandlungen  ein/.uladen9.     Man  Tcrgl.  damit  den  denkwürdigen 
Vortrag  des  ^^ürtemb.  Gesandten  v*  Wanoxnhsim,   in  d.  BeiL  8  sn  d.  Protoc. 
V.  5.  Juni  t8i3,   §.  98.    Späterhin,   in  dem  Protoc  v.   10.  Aug.  i8a6,    §.  98, 
wurden  Ton  der  B.  V.,  wegeii  Mangels  an  Competene,  alU  Reclamationen,  Ihri- 
iiijjisprurlie  an  das  aufgelösete  KR.  Westphalen  .enthaltend ,  abgeiviesen,  doch 
den  betlieiligten  Regierungen  baldmöglicbste  endliche  Feststellung  des  dafiür  an- 
/nae&meoden  Rechtverhältnisses  empfohlen.     Hierauf  folgte  von  Preulken  eine 
Erklärung  wegen  Uebernahme   seines  Antheils   an   der  CentralSchuld   des  KR. 
Westphaleu ,  unter  Beziehung  auf  2  zugleich  überreichte  preufs.  CabinetOrdres 
V.  l\.  Jan.  1B27,  in  d.  Protoc.  y.  1827,  $.  27.     In  den  wiener  MinisterialConfe- 
reinen  ia  der  33.  Sitzung  vom  i3.  Mai  i8ao,  kamen  diese  westphäUschen  Ange- 
lefreuMen  zur  Sprache.    Oestreich  äufserte:  dieselben  könnten  wohl  nur  durch 
billig  ond  gleichförmige  Instructionen  an  die  Gesandten  in  der  B.  V.  erledigt 
nerden,  um  einen  BundestagBeschlufs  zu  bewirken«     In  diesem  m5chten  zwar 
die  Bittsteller  an  die  gehörigen«  Landesgerichte  zu  rerweisen ,    zugleich  aber  die 
hetbeiligten  Regierungen   zu   ersuchen    seyn,    «die    Entscheidung   dieser  Land- 
t;mrkte  —  wenigstens  über  die  Frage:    ob  und  wie  weit  den  einzelnen  Recla- 
malen  bona  fides  zur  Seite  stehe?    und   ob   sie  filr  das  zeither  Gezahlte  oder 
Gelmtete  schadlos  zu  halten  seyen,  oder  nicht?  —  wirklich  ansuerkennen^  und 
te  deßfallaigen  Rechtsgang  auf  keinerlei  Weise  beschranken  zu  wollen  v.   Protoc. 
JerB.  V.  T.  i8ao  (OriginalAusg.),  S.  ai6.     Ueber  die  hier  ki  Beziehung  «kom« 
rnnden  Rechtafragen,   s.  man  db  Martxbts  Pr^is  du  droh  des  gen^  moderne 
d(  IXnrope  (5e  edit.  de   i8ai),   p,  484—488.     KLthiKa's  europ.  Völkerrecht 
(ifHt),  \.  i58  n.  f.     GonTersationsLexicon,    roc.  Domainenkfiufer.  —   Eine  l>ei 
der  B.  V.    wider  Preufsen   eingereichte   Beschwerdeschrift    y.   la   JuU   iföo, 
Jos(»renreigerung  betr.,  enthalten  die  «Actenstücke  betr.  die  Forderungen  der 
Ggenthuffler  Schlesischer  StaatsObligationcn  aus  den  J.  1734  bis  1737»  (Frank- 
^  a.  M.  i83a  8.),  S.  89  ff. 

^  Voi  der  B.V.  genehmigtes  Gutachten,  in  dem  Protoc.  v.  19.  März  1821,  Bd.  XI, 
V  88,  S.  i55  f. 

i')^ergL  unten  §.  873  u.  353.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1817,  %,  101,  iis  u.  190; 
^0,8.  lai  u.  i5o;  Bd.  III,;S.65;  u.  Nachtragl.  Actenstücke,  Bd.  H,  S.  17a  ff., 
191 C)  Bd.  in,  S.  3a  ff.  u.  38  ff.  Der  unten  (Note  1)  erwähnte  t.  Siers- 
iorplBsche  Fall    wider    den  Herzog   Carl   yon  Braunschweig,    in  den  Protoc. 

''  W  der  B.  V,  gedruckt  eingereichte  Beschwerde  des  Frhrn.  v.  Venninffen,  wider 
^ni,  datirt  Mannheim  i5.  März  i83o,  mit  beigefugter  Denkschrift,  betr.  die 
^Hunderung  der  Vollziehung  eines  reclitskraftigen,  reichshofräthlichen  Erkennt« 
<^«.  Die  Bundesversammlung  fafste  im  September  i83i  den  Bescblufs:  «dals 
^  S^I,  badiache  Regierung  zu  ersuchen  scy,  dem  Frhrn.  v.  Venningen,  wegen 
^  ün  durch  reichshofräthliche  Erkenntnisse  richterlich  zugesprochenen  For- 
^«^n,  rechtliches  Gehör  zu  gestatten,  oder  denselben  klaglos  zu  stellen». 

')  V&aifg^^.  j^pj  jg^  Milsbrauchs  der  Staatsgewalt,  s.  man  die  bei  der  B.  V.*ein- 
P'öditc  gedruckte  Vorstellung  des  Frhrn.  y.  SiersUfrpff,    wegen  der  von  dem 
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Ben og  Carl  rwä  Bravnscliweig  unmillelbar  gescMieacn  CMtinuig  einn  f(tnm\ 
liehen  Erkenntnitsei,  uad  dessen  Zeiretbung  durcli  einen  landetkerrlicbeu  Ibh 
medialComniitsSr  yor  dem  versammelten  Landesgericht  »u  Wolfenbuttel  Man 
i83o.  Fol.;  abgedrttclit  auch  in  dem.Hesperus  (Stuttgart)  y.  a.  n.  £  Juli  i83o, 
Nuak  i57  fL  Auf  diese  Beschwerde  (des  Frhrn.  v.  Sierstorpff)  erfolg  ?on 
der  B»  V.  in  ihrem  Protoc.  y.  7.  Ott.  i83o,  V  »36,  nachstehender  BttcUnb:! 
1)  Die  am  9.  Jinner  1  J.  aaf  Befehl  Seiner  Durchlaucht  des  Heraogs  yosBraua^ 
sdiweig  yorgenommene  Ousation  des  yon  dem  Heraoglichen  Landesgerichte  un- 
ter dem  4*  desselben  Monats  abgegebenen  imd  publicirten  E^henntniases  ia  der 
Sache  des  Freyherm  von  SierstorpfT,  wegen  yerletster  Ehrerbietung  gegen  Seior 
Hersogliche  Durchlaucht,  wird  för  wirkungslos  erklärt t  und  die  Henogiitke 
Regierung  wird  aufgefordert,  die  Ausfuhrung  dieses  Erkenntnisses  airbtittbc- 
ihindern.  e)  Wird  einhellig  eiiuuint:  es  yerstehe  sich  yon  selbst,  daü  aus  ii. 
lafs  der  yorliegenden  Beschwerde  der  Rückkehr  des  Freyberni  von  Sientorptf 
und  seiner  Familie  nach  Braunschweig,  und  seinem  Aufenthalte  daseliist,  tm 
Seiten  Seiaer  DurcUaucfat  des  Heraogs  kein  Hindernifs  weiter  in  den  Weg  ^ 
legt  werden  könne.  —  Wäre  nicht  schon  durch  den  Rechtsbegriff  der  Jutlui^r- 
Weigerung,  auch  iilr  diesen  Fall  (denn —  «semper  speci^Iia  generalibus  üuuotr 
Ij.  i47«  D.  de-R.  J.)  --  der  Recurs  an  die  B.  V.  begründet,  so  wdrdc  er  ei 
durch  die  Rechts  Analogie  a  contrario.  Widersinnig  wSre,  den  Art  «9  d^r 
%yiener  SchlufsActe  yon  i8ao  so  ausaulegen,  dafs  dea  Schutaes  der  K  V.  nur 
'Der  sich  solle  au  erfreuen  haben,  dem  der  Rechtsweg  erschwert  oder  rersp«rrl 
ward;  nicht  auch  Der,  dem  sogar  das  durch  förmlichen  Richterspruch  en>nr 
bene  Recht,  yon  dem  Inhaber  der  Staatsgewalt  durch  absolute.  Casurung  ffott 
Spruchs  willknhrlteh,  yon  (>ewaltwegen  vernichtet  ward.  Oder  wäre  Der,  den 
durch  Eigenmacht  yon  Oben  herab,  im  Verkaltnils  su  der  Rechtspflege  groiW- 
res  Unrecht  augefögt  worden  ist,  minder  schutaberechtigt ,  als  Der,  dem  gerin- 
geres widerfahren  ist,  mitbin  jener  in  Beziehung  auf  den  Rechtschuts  deteriorii 
eonditionis  als  dieser?  Und  wäre  der  Milabrauch  der  Staatsgewalt,  im  Verhält- 
■ifs  au  der  gesetamflsigen  Rechtspflege,  in  dem  letxten  Fall  geringer  als  in  dem 
ersten?  Man  a.  die  oben,  Kote  d,  angef.  Worte  aus  dem  Gutachtea  is  den 
Protoc.  der  B.  V.  y.  «9.  März  1811,  $,  88. 
Jk)  Geschehen  könnte  dieses,  durch  MUsbrauch  der  geseUg^eienden  GewaU,  t-  ^ 
wenn  durch  (^esetne,  oder  ihnen  in  der  Wirkung  gleich  zu  achtende  Vedugiui- 
gen,  mit  rückwirkender  Rralt,  die  gerichtliche  Verfolgung  eines  früher  Kfioo 
crwerbeaen  Recht»  gehemmt,  geschwächt  oder  yernichtet,  wohl  gar  dainS^; 
richtlicher  Erörterung  schon  begriffene  Recht  yerandert  wird,  Protoc.  derR^' 
y.  t8t8,  $.  a4i,  Qd.  VI,  S.  ai6;  ferner,  wenn  ex  capite  gran'ae  Moratorico, 
wäre  es  auch  dem  StaatsFiscus ,  ertheilt  worden^  desgleichen,  wenn  aaf  dem  so 
genannten  AdminUtraUvJiuüzweg  (f.  366)  ein  Justumifsbrauch  au  Scholdeii  g^ 
bracht  wird,  yergl.  ProUic.  der  B.  V.  i8a6,  §.  75,  Bd.  XVRI,  S.  i59  ^ 


§•    170.  (|4a) 

S)  Fälle,  wo  gegen  Bundesglieder  unmittelbare  Verfugungt-  und  Follxiehmg^ß^* 
der  B,  K  eintritt;  sowohl  von  Amiswegen,  als  auch  auf  Anregung  von  Äiiadr*^^'*'^*' 

I)  Wo  der  Bund,    die  Gesammtbeit  der  Bundesglicdcr,   «0"***' 
telbar  dabei  betbeiligt,  oder  dui'ch  «eine  Grund- oder  andern  Ver^^ 
die  B.  Y«  geradeUn  dafiir  zu  sorgen  angewiesen  ist,  dafs  einzelne  Bun- 
desglieder  ihre  durch  das  vertragmasige  Bnndesrecht  an^veifelhaft  hegp^' 
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detcn  ?crpfliditiiiigeii  geli5rig  «rföUen,    da  hat%   im  Weigenmgsfall,    die 
\\,  y,  iaa  Recht  und   die  Pflicht,    nach  erfolgter    verfaMungsniasiger  Be- 
ratiiing  und  Fassung  eines  Beschlusses  über  die  Anwendbarlieit   der   hier 
tioichbgendeo  Rechtsgrundsa'tze  auf  den  vorliegenden  Fall,  dieselben  sofort 
liorcli  nnwttelbare  Yerfiigung,    auch   von  Amtswegeny    daza  änsnhal- 
ten  «);  siso  auch   nnanfgefordert  von  einem  betheiligtea  Einzehien,    und 
ttnminribar  oder  geradezu  auf  dem  YoHziehnngsvreg,  ohne  yorhergegangene 
juWra^algerichtliche  Yerhandlung  und  Entscheidung.     11)  Sind  neben  d^m 
ßiiody  aoch  einzelne  Bundesglieder,    eines  oder  mehrere,   bei  der 
EHuJJang  jener  Verpflichtungen  besonders  und  unmittelbar  beth^i- 
iigt  ^),   so  and  dieselben,  im  Fall  rerweigerter  Erflillang  oder  gesoheiie* 
ner  Uebertretang  berechtigt,  Recurs  an  die  B«  Y«  zu*iiehmen,  und  diese 
(ioith  eine  Anzeige  oder  Beschwerde  aufzufordern,    dafs  sie  die  Eriililung 
t!i-r  Veqillichtung,    oder  die   Aufrechthaltung  CManutenenz)   des  Bundes- 
Ttt^tes,  alsbald   oder   unmittelbar   auf  dem   YoUziehungsweg,   wie    auch 
ohne  äiese  AufTovderung   bei  Wahrnehmung  der  Pflichtwidrigheit  ihr  ob- 
liegt, bewirke,    ohne  die  Imploranten  auf  den  austrSgalgerichtlichen  Weg 
711  rerweisen,    und   die  Wirksamkeit  des  Bundesrechtes  von  einer  gericht- 
iir)ieii  Eruitemng  und  Entscheidung  abhängig  zu  machen  <^);  vorausgesetzt, 
in  beideo  (Num*  l  u.  11)  F  allen ,  dafs  die  Anwendbarkeit  des  ia  Beziehung 
^oguDenen  Redibatzes  auf  den  vorliegenden  Fall,  nach  dem  Urtheü  der 
B.Y.,  klar  (in  continenti  liquid}  ist,  mithin  nicht  auf  weiterer  Erörterung 
ijenilit.    nr)  Wird  diese  Anwendbarkeit,    in  einem  der  beiden  genannten 
Falk,  lon  der  B.  Y.  för  unzweifelhaft   nicht  gehalten  ^^    oder  von 
den  in  Aotpruch  genommenen  Bundesglied  widersprochen,    und  der 
Widenpnieh  Ton  der  B.  Y.  sohleohlhin  fSr  unerheblich  nicht  ecachlet,  so 
hat  tKettlke  zuvSrderst  jenes  Bandesglied,  unter  Anberaumung  einer  hursen 
Frutf  lu  FolIstSndiger  Erklärung  aufzufordern.      Nach  Einlangung 
(leneJbeQ,  oder  nach  fruchtlosem  Ablauf  der  bestimmten  Frist,   entscheidet 
(iie  B.  T.  nach  Stimmenmehrheit ,    und  schreitet ,   nach  Besobaffenheit  der 
tnsfauHle,    bondesmäsig  zu  der  Exeeution  O*      Wo  nicht  Gefthr  auf 
<fan  Verzog  haftet,  mufs  jedoch  vorher  Yermittlung  (f  174)  versucht 
Verden.    TT)  Die   geschehene  YoIIziehung  hindert  nicht,    daft  nachher 
^  videraprechende  Bundesglied,   zu  Yerfolgung   seines   Anspruchs,    den 
bandemasigeo  AusträgalRechtsweg  wider  das  ihm  gegenüber  stehende  Bun- 
^U  wähle 

*^  Meie,  sch<m  in  der  Natur  des  teutschen  Bundesverhältnisses  gegriüidete,  wi- 
^^Ihar«  FerfigungM'  oder  Foiiuehungsbejugms*  der  B.  V.,  hex  uhsweilbUialter 
Vfrletiaog  bundesmäsiger  Pfiichten  eines  ehnelnen  Bundes^edes  gegsa  Alle, 
|(töit  gu  den  wichtigaten  Bestimmungen  der  wiener  3eU«fiiActe  v.  i8fto,  Art  17, 
i»  i.  63.  VergL  oben  §.  117  u.  166.  —  ßeispüh  von  y^rfflithümgen  der  ange- 
"ipea  Art,  Uefem  die  BundesAeie,  Art.  la  bis  19,  und  die  angef.  SchlulsActe, 
^rl  S3,  54,  63  u.  6S.  Man  s.  aueh  die  ProtocoUe  der  B.  Y.,  s.  B.  Qber  die 
^^«boifolge,  in  der  PlenarYersamml.  v.  i8i6,  J.  tiS,  dann  von  1817,  $.  «3, 
>  17.  Febr.  u.  17.  Nov.;  wegen  der  Standeaberren,  Protoc,  derB.V.  v.  17.  Nov. 
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1817,  1.  Oet  1818,  t4-  ^^  1819*  ^*  voriämfifre  ^ressffeteia  v.  «O.  Sept  i8i< 
(.  6  (in  d.  Protoc.  dar  B»  V.«  1819,  §.  aao,  in  K&ohba*«  Quelloisammliuig,  Nun 
XIX.)  ermäcbtigt  die  B.  V. ,  Druckschriften ,  die  in  der  Form  täglicher  fillnc 
oder  heftweise  erscheinen,  oder  nicht  über  70  Druckbogen  stark  sind,  nen 
« sie  nach  dem  Gutachten  einer  von  ihr  isu  ernennenden  Connmission,  der  >Yürd 
des  Buildes,  der  Sicherheit  eineeiner  Bundesstaaten,  oder  der  Erhaltung  de 
Friedma  nnd  der  Ruhe  in  Teutschland  Buwiderlaufen ,  ohne  vorher gtf;tM»tn 
Aufjorderweg,  aus  eigener  Aiatorüät,  durch  einen  Ausspruch,  von  welchen  krin 
Appellation  Statt  findet,  su  unterdrücken,  und  die  betreffenden  Begieruii^<i 
sind  verpflichtet,  diesen  Ausspruch  su  Tollziehen  1».  Beispiel  dieser  Art,  durd 
Unterdrückung  des  Stuttgarter  Teutschen  Beobachters,  in  dem  BeschluOs  \.  \^ 
Mai  1833,  Protoc.  V  9^*    ^^l>  unten  §.  5o4. 

h)  Em  Beispiel  liefert  die  BundesActe,  Art.  18,  und  der  Beachlufs  der  B.  V.,  betr 
die  Freisügigkeit  unter  allen  Bundesstaaten,  in  dem  Protoc.  v.  a3.  Juni  181- 
§.  a54« 

r)  Die  unmittelbare  Vollsiehungspflicht  der  B.  V*  auch  in  diesem  Fall,  hat  lltrc 
zureichenden  Grund  ebenfalls  in  den  Bestimmungen  der  Art.  3i  u.  53  der  \\\t 
ner  SdklufeActe  ▼.  1810.  —  ^^i*gl-.  die  grofsherxogl.  hessische  Abslimmuog  li 
dem  Protoc.  der  B«  V.  v.  1817,  §.  ai4;  wo  folgende  Streitfalle  unter  die  us 
mittelbare  Veriugungs-  u.  VollaiehungsGewalt  der  B.  V.  gestellt  werden:  1)  nein 
ein  Bundesglied  sich  der  ihm  innerhalb  seines  Gebietes  sustehenden  nnuifr 
schrankten  Brgierungsgewalt ,  auf  eine  unrechtliche  Weise  cum  Narhtfaeil  fio(i 
andern  Bundesstaates  bedient,  oder  i)  die  Pflichten  verletst  hat,  nelche  dif 
Bnndesglieder,  als  solche,  sich  gegenseitig  schuldig  sind;  3)  wenn  yon  rff r  As 
nähme  einer  feindseligen  Stellung  «wischen  swei  oder  niehrem  -Bundesttaaten. 
oder  4)  von  VorletKung  der  Grundgesetse  und  der  Verfassung  des  Bandes  die 
Bede  ist».  —  Das  in  der  Note  a  angef.  t*orläuf,  Pressgesetz,  §.  6 9  ennäcbti<;t 
die  B.  V.,  auf  die  Beschwerde  eines  Bundesglicdes  gegen  ein  anderes,  ^^^^^ 
Verletzung  des  Prefsgesetzes ,  «die  Beschwerde  commissariseh  tmterjii^s  <u  las- 
sen, u.  wenn  dieselbe  gegründet  befunden  wird,  die  unmiHeih&re  Unterdriidiun^ 

-  dar  iä  Bede  stehenden  Druckschrift,  auch  wenn  sie  cur  Glasse  der  periodiicfaen 
gehört,  alle  fernere  Fortsetsung  derselben,  durch  einen  etUsjAeiäendru  Juufnck 
su  reritigen*  —  Preussen  erklärte,  in  d.  Protoc  t.  1818,  §.  10,  da/s  eioe  An- 
ordnung wegen  definitiver  Erklärung  des  in  der  BundesActe,  Art.  i5,  bestimm- 
ten Pensionswesens  der  Mitglieder  des  teutschen  Ordens,  ein  voUig  pÜichUMU^^i 
ganz  geeigneter  umstand  fnr  die  Wirksamkeit  der  B.  V.  sey».  —  Streirigkoien 
einselner  Bundesglieder  unter  sich,  welche  nur  aliein  das  unmittelbare  Interesse 
derselben,  glicht  zugleich  dasjenige  der  Gesammtheit,  betreiben,  sind  nicht  Ge- 
genstand der  unmittelbaren  Vollziehungsbefugnifs  der  B.  V.,  sondern  des  bundes- 
mäsigen  Vermittlungs-  und  Austrägal Verfahrens  (§,  173  u.  ff.).  Erläuternd  »st 
hier  der  reuüs-lobenstein  •  und  ebcrsdorfische  Recurs  an  die  Gesammtheit  der 
Bandesglieder,  wider  swei  Beschlüsse  der  B.  V.,  im  J*  i8a5;  oben  §.  117^^ 

d)  In  zweifelhaften  Fällen  empfiehlt  die  proyisorische  CompetenzBestimmong  (Ff<>^^ 
T.  1817,  §.  1^3),  §.  7,   InstrucÜonsEinhoiung, 

e)  ExecutionsOrdnung  v.  3*  Aug.  i8ao.    Unten  §.  178  u.  f.  —  ContrOTertirt  w» 
in  der  B.  V.  über  diesen  Gegenstand,  in  der  Sitzung  r.  5.  Juli  i8si;  ai ^^/ 
«Aeiüserung  des  Correferenten»  in  der  Beilage  25  zu  dem  ProtocoIIf  ^^ 
den  dagegen  gerichteten,  loco  dictaturae  gedruckten  «Ansiehten  des  wurtenu>«  - 
gischen  Gesandten».     Hierauf  folgte  eine  Zusammenstellung  der  g^i^^^lP 
Momente,  in  dem  zu  der  vertraulichen  Sitzung  vom  12.  JuÜ  18a  1  loc^     Xe 
rae  gedruckten  CommissionsBericht.    Aber  eine  Besthlulsfassung  der  ^•^'  ^ 
den  hiebei  besielten  Streitgegenstand,   unterblieb,  obgleich  solche  in  ^^^  ^' 
tocoll  der  27.  Sitzung,  $.  1969  angdtundigt  war. 
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§•    ^7*^  (148I.) 

ImsotUerheä,  Fatt  der  unerlaubien  Selbsihülfe. 

\)  Erlanbl«  insbesondere,  ein  Bandesglied  sich  gegen  ein  anderes^ 
offenbar «i)  willliülirliche  Gewaltthätigkeit  oder  Eigenmacht, 
eine  viderrechtliche  Selbsthülfe  ^3,  so  hat  die  B.  Y.,  auf  Anrufen 
des  Bediciligten  «3f  ^^  Pflicht ,  sofort  nicht  nur  den  Gegner  von  der 
Gewaltdiat,  als  einer  offenbar  widerrechtlichen  Handlang  (Factam  nuilo 
jure  jiisd6cabile},  abzamahnen,  sondern  auch,  bei  fortgesetzter  Widerrecht- 
iichkeit,  denselben,  unter  Aufrechthaltung  des  bedrohten,  oder  Wieder- 
henteJlung  des  gestSrten  Besitzslandes  (§•  >7^))  &i>f  d^ni  bundesverfässungs- 
masigen  Esecutionsweg  C{.  178  u-  fO  in  die  Schranken  seiner  Bundespflicht 
zuröck  zu  weisen,  und  dem  Beschädigten  Schadenersatz  zu  yerschaffen  ^. 
VI)  Macht  in  solchem  Fa)l  das  Bundesglied,  welches  sein  vermeintliches 
Reckt  mit  Selbsthülfe  verfolgt,  die  Einwendung,  dafs  es  widerrechtlich 
nicht  handle  oder  gehandelt  habe,  sondern  nur  sein  Recht  verfolge,  so  ist 
es  dsmit,  nach  fruchtlos  versuchter  Yermittlung,  auf  den  bundesmasigcn 
Rechtsweg  zu  verweisen  (§.  170,  IV). 

«)  Dai  keiisl,  wo  die  Thatsache  erwiesen,  und  ihre  Unvereinbarkeit  mit  dem 
Beckts^esets  Uar  ist,  mithin  gegrfindete  iSnreden,  weder  factische  noch  recht- 
licW,  nicht  sichtbar  sind;  ehehin  der  Fall  reichsgerichtlicher  nnbedmgter  Man- 
date (Mandata  S.  C).    Processualische  Verhandlung  wäre  hier  swecUos. 

^)  Dtfii,  aneb  der  im  11.  Art  der  Bundes  Acte  enthaltenen  Entsagung  der  Bundes- 
l&dcr  auf  den  Gebrauch  aller  Selbstgewalt,  auch  Repressalien  (§.  557)  unstatt- 
Ittft  scyes,  wird  in  einem  grolshersoglich  -  hessischen  Votum  bemerkt,  in  d. 
Prococ  d.  B.  V,  ▼.  9.  Juni  1817,  f  214«  Num.  10.    Vergl.  den  folg.  §. 

f]  Aber,  snsaahmwetse,  auch  wMufgtfordert ,  «wenn  die  Anwendung  der  Selbst- 
tüUie  ier  Öffentlichen  Ruhe  und  der  Verfassung  des  Bundes  Gefahr  droht». 
Grofiriienog^«  hessisches  Votum,  in  d.  Protoc  der  B.  V.  v.  9.  Juni  1817,  §.  si4^ 
5itsL  1«    Vergl.  oben  $.  167,  170  u.  172. 

^  Dieies  grfiiidet  sich  auf  die  BundesActe,  Art.  11,  und  auf  die  wiener  Schlufs- 
ide,  von  iSso,  Art.  19  u.  3i.  Klvbkb's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  H, 
&.  356,  4s3,  43o,  485. 


§t    172^  (148K) 

6]     Bei   Streitigheiten    der   Bundesglieder   unter    eich* 
A)  Für  AufrechthaUung  des  Besitzstandes. 

Für  Streitigkeiten  der  Bundesglieder,  ist  weder  das  auf  dem 
^"riaer  Congrefs  beabsichtigte  Bundesgericht,  noch  die,  in  den  wiener  Mi* 
lustoidConferenzen  von  1819  und  1820  vorgeschlagene,  permanente  Ausr 
IfigaHnstanz  zu  Stande  gekommen  «)*  Dagegen  verzichteten  nicht  nur  alle 
Bundesglieder  auf  den  Gebrauch  der  Selbsthülfe,  namentlich  des  Kriegs 
aod  jeder  andern  Gewaltthätigheit  ^),    in   ihren  wechselseitigen  Streitighei- 
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teiii  sondern  et  wai*d  auch,  für  alle  und  jede  dieser  Streitiglieiteii ,  < 
Bundesversammlung  eine  bestimmte  Competenz  beigelegt  0.  f 
B.  V.  soll  bei  Streitiglieiten  der  Bundesglieder  uitter  »itb  <0i  wej 
beide  Theüe  dabei  in  ibrer  bnndesroäsigen  offentlieheo  odi 
Staatseigenschaft  zu  betrachten  sind  ($.  177,  Nom.  i5  n.  16),  so  vi 
A)  den  Besitzstand  betrifft,  1)  wenn  Thatlichheiten  Zü  besorgen,  odi 
eingetreten  sind,  rorlKufige  Maasregeln  2u  YerbStang  oder  Abste 
hing  jeder  Selb^thuire  ergreifen,  und  TOr  Allem  den  Besitzstand  aui 
recht  halten  0*  3}  Wird  sie  ron  einem  Bundesglied  zum  Seht 
des  Besitzstandes  angerufen,  und  ist  der  jüngste  Besitz  streitig 
so  ist  sie  befngt,  ein  bei  der  Sache  nicht  betheiligtes  Bundesglied  in  de 
Nahe  des  zu  schützenden  Gebietes  aufzufordern,  die  Thatsache  des  jüngste 
Besit74>s,  und  die  angezeigte  St5rung  desselben,  ohne  Zeitverlust  durclsei 
nen  obersten  Gerichtshof  summarisch  untersuchen,  und  daruhe 
recht  liehen  Bescheid  abfassen  zu  lassen.  Dessen  Vollziehung  tu 
die  BundesTCrsammlung,  durch  die  ihr  hiezn  angewiesenen  Mittel  (f  r^l 
zu  bewirken,  wenn  der  verurtheilte  Bundesstaat,  nach  an  ihn  ergangene] 
Aufforderung,  nicht  freiwillig  Folge  leistet /% 

a)  Von  den  wiener  CongrefsVerhandlungcn,  über  Errichtung  und  'Wirbamlifit 
eines  Bundesg^rickus ,  ».  unten  §.  116  a,  u.  Kl^sxh's  angef.  Uehenlcht  rttn 
8.  173  IT.  —  Spfiterhin  hatte  bei  der  Bundcsrenianinilung  mehrfache  Beratkuoi; 
Statt,  Über  Anordnung  einer  permamnun  AustrXgallnatatuB  oder  lostragalO»- 
mission,  Protoc«  rom  M>.  Sept  1819,  $.  «19,  Tcrglichen  mit  den  Protocolln 
T.  16.  Juni  1817,  §.  i3i,  Art.  HI,  i5«,  18«),  196,  906,  ir4,  si4;  rom  5.  Nirt, 
5.  Mai,  u.  11.  Dec.  1818,  1«.  Jan.  u.  6.  Müi  1819.  —  In  den  wiener  Hiiusterul- 
Contbrenseii  der  Abgeordneten  der  Bundesstaaten,  in  den  J.  1819  u.  i8m,  >«*'* 
die  Mehrheit  für  Errichtung  eines  pemuiuenUrn  AuHräf^täGerichie»,  Des  fibri^ 
jedoch  nachgebend,  erklärte  dtesell>e:  «indefs  wolle  sie  sich  die  irorgcKbla^ 
W4tndel&are  Austrägallnslans  in  so  weit  gefallen  lassen,  dafs  dadurch  die  ti^f^?' 
Kinfilhrung  einer  permanenten  nickt  ausffeschlosjten  werde  v.  HannoTer  iB^<^ 
dcrheit  erklärte:  «die  Mängel  der  jetzigen  prorinoriDchen  Einricfatuag  i'u^'* 
In  der  Folge  besonders  fühlbar  werden ,  wenn  |uristiscbe  Kenntnisse  ^  ^^ 
B.  V.  seltener  würden,  die  des  teutschen  PriTatFGfStenrecbts  sich  hnmcrmtr 
und  mehr  Terlieren  sollten,  und  früher  oder  später  fielleicht  das  Bedu 
eintrete,  eigene  JustizCmtsutenteu  bei  dem  Bundestag  ansustellen ».  Protoc. 
19.  Sitsung  vom  8.  Mars  1820,  yerglichen  mit  den  Protocoltcn  der  s*  bog  « 
Sitzung  vom  18.  Nov.  1819  u.  4«  März  182a  Man  s.  auch  oben  f.  i35, 
Noch  ward  die  Hoffnung  su  Errichtung  eines  beständigeii  AusträgalOeru-Bt 
nicht  aufgegeben,  in  dem  Protoc.  der  PlenarVcrsammL  v.  3.  Aug.  1810,  §• 
Art  t.  S.  SSO  der  Orig.Ausg.  u.  in  d.  Protoc.  des  engem  Baths  v.  i8to»  i-  )< 

b)  BundesActe,  Art.  11. 

c)  « Die  Bundesversanunlung  ist  diejenige  Behörde,  bei  welcher  alie  unAf^^^ 
tigkeite»  der  Buudesglieder  unter  sieh,  anxubringen  sind».  So  der  Bescau 
der  B.  V.  vom  16.  Juni  1817,  Art.  1. 

d)  BuudesAile,  Art.  11.    Klübib's  angef.  Acten  etc.  Bd.  II,  S,  63s  ff.,  Vergl  obes 
§.  114,  und  unten  §.  173  a,  u.  177,   Num.  i5  u.  16.  —    Die  nachgeborntn ,      ^ 
cessionsfähigon  Mitglieder  des  Regentenhauses,  sind  unter  obigen  Bestim'"**"^ 
nicht  begriffen.     Vergl.  %.  -149. 
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P>  Wiener  ScUalklcte  von  idao,  Art  19,  vergj.  mit  der  BuiideaActe,  Art,  in  -^ 
Be$cbtu98C  der  H.  V.   vom  6.  Mai  h.  7.  Juai  1819,  AbsaU  H,  iu  den  Protoo* 
V,  1819,  5.  78  u.  11 3.  —    Beschlüsse  der  B.  V.  in  dem  Fall  der  sdiaumhurg- 
b'ppischen  Besciiwerde  wider  Lippe,   daß  dieses,    dem    n.  Art   der  Bundes  Acte 
m>f«id«r,  in  dem  XUni  Mtupe  das  von  ibm  behauptete  Recht  der  Auspfändung 
ittU  mniüratber  GeiMilt  aus^^eübt,    hiedtti*cfa  aber  den  BesitcsUnd,   die  imere 
Sicbcriiot  Teutacblands,  und  die  Unabhängigkeit  eines  mitverbündelen  Stai^lea 
Terlelit^be,  ein  Fall,   wo  der  B.  V.  das  Bei  hl  xustehe,   auch  ohne  voraus- 
gegangenen  Versuch  sum  Vergleich  und  Bestellung  einer  Austrägallnstanz,    die- 
jenigen Schutz  gewährenden  Beschlüsse  «u  fassen,  welche  dem  Zweck  der  rich- 
terlleheii  Manntenens  des  Angegriffenen,  bis  cur  Ausgleichung  oder  Entscheidung 
4er  Sache,  enUprecben;  In  den  Protoc.  der  B.  V.  v.   1818,  $.  a35,   vt  1819, 
|.  «je,  it3  u.  191,  vergL  mit  ebendaa«  v.  1818,  $.  sai,   r.  1819,  %.  9,  i53,  >8t 
u.  HJ.   Lippe  fugte  sich  dem  Beschlufs  der  B.  V.,  ebendas.  v.  1819 ,  §.  191, — 
Auch  s.  man  die  Verhandlungen  bei  der  B.  V.  von  18a  1  u.  18«,  in  dem  unten 
\.  i'ß  ff  erwähnten  Streit  zwischen  AnkaÜCoÜien  und  Preusseiu 
f)  Wiener  ScbhifsAeM  von  1890,  Art  20. 


§♦    175^  (1481.) 

B)    in    Strettiffkeüen    anderer    Jrt, 
a)  Vermittlung. 

B)  Competent   ist  die   Bundesrersammlang,    in   «allen  and   je* 
dea>*)   bei    ihr   angebrachten    Streitigheiten    der   Bnndesgifeder   unter 
sicb^  also   nicht  blofs  in  denen  Fällen,    wo  vorerst  Anfrechthaitong  des 
Besitzstandes,  za  Entfernung  einer  drohenden  oder  wirklichen  StSrung  des 
inaeni  Friedens  im  Bunde,    in  Betracht  kommt  ($.  173).  —   Einer,  in 
Stratigkeiten  von  Bundesgenossen   unter  sich,    declinatorisch   oder  perem- 
toriach,  forgehrachten  Einrede   des  blofsen  Staats  Interesse,    der  Con- 
reoieozi   des  Verwaltungs-  oder  Finanzyortheiis    (exceptio  M£A  interest, 
^efosipiod  reip*  expedit) ,  oder  der  rein  politischen  oder  poHlisch- 
rechr liehen  Natur  des  Sti*eites,   rechtliche  Folge  zu  geben,    dazu  findet 
QcK  in  dem  Bundesrecht  eine  Ermächtigung  weder  Für  die  B.  Y.,  nament- 
lich bei  der  Frage    von   Zulässlgkeit   der  Austragallnstanz ,    noch   für   ein 
bondaTcrfassungsmäsiges  Austra'galGericht  ^).  —    Doch  ist,   in  Streitigkei- 
ten der  Bnndesglieder  unter  sich ,   die  B.  V.  i)  wenn  nicht  bloft  die  Auf* 
recht hahung  des  Besitzstandes  nothig  wird,  nur  subsidiarisch  eompetent, 
das  heilst,    wenn  und  so  weit  dafür  Familien  Austrage,    VertragAus- 
^"8^  Ol  ^^  Schiedsrichter,  welche  die  Parteien  durch  Compromifs, 
ser  et  ein-  für  allemal  oder  nur  für  den  vorliegenden  Fall,  aufserhalb  der 
BttsdefTersammlang  erwählt  haben,    nicht   bestehen  ^.     Ueberhaapt  ist 
die  Bandes  Austragallnstanz   für  alle  solche  Streitigkeiten  der  Bnndesglieder 
unter  riA  angeorduet,   worin  diese  in  ihrer  politischen  Unabhängigkeit,  in 
ihrer  öffentlichen  oder  Staatseigenschafk,  in  Betracht  kommen,    und  ohne 
jene  Instanz  ein  Forum  für  einen  Streit  unter  Bundes§^e*os- 
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sen  nicht  fondirt  seyn   wurde,    wShrend  ein  FundamentalGrnnds 

des  Bandet   jede  Art   von  Rechtlosigkeit  in  und   unter   Bundesstaaten  i 

absolut  unsul&sig  erkl&rt  ({•  317)«    II)   In  dem  gehörigen  Fall,  hat  < 

Bundesversammlung,   nachdem   sie  yon   dem   besdiwerdeföhrenden  Tk 

unter  gehöriger  Darstellung  der  Thatumstfinde  und  Rechtsgrunde,  zn  k 

desmasiger  Hülfe  angerufen  worden,  zuvorderst  die  Vermittlung  dm 

einen,    den  Parteien   von  ihr  bekannt  zu   machenden,    Ausschufs,  i 

stehend  aus  zwei  oder  mehr  Gliedern  ihres  Mittels,  zu  versuchen  '};  d 

Pflicht   und  Befugnifs,    welche   ihr  auch   in   verschiedenen  andeni  FÜ\ 

(S*   1803  zukommt.     DI)  Nach   Maasgabe   der  Umstände,    kann  die  B. 

eine  Zeitfrist   vorschi'ciben ,    zu  Erledigung  des   YermittlungsgescIiäAi 

auch  kann  jeder  der  sti*eitenden  Theile  auf  eine  Fristsetzung  antragen, 

lY)  In   Beziehung  auf  die    von  dem  beschwerdeführenden  Theii  bei  d 

B*  y.  eingereichte  Darstellung  seiner  Ansprüche,  hat  der  Ansschofs,  m\ 

Bestimmung  einer   kurzen   Frist,    von  dem  beklagten   Theil  ebennuis 

eine  Darstellung    der  Sache  und  seiner  Einreden  zu  begehren,  ui 

nach  Yergleichung  des  beiderseitigen  Vorbringens,  angemessene  Yorsch!ä| 

gutlicher  Uebereinkunft  entwerfen  zu  können  g).    IT)  Sodann  hat  der  Au. 

schttfs  einen  Termin   zum  Versuch  der  Güte   anzusetzen,    und  sich  / 

bemühen,  gütliche  Beilegung  des  Streites  zu  Stande  zu  bringen,  auch  Im 

eintretenden  Schwierigkeiten,    so  wie  überhaupt  von   dem  Erfolg,  an  di 

Bandesversammlung  zn  berichten  A),    VI)  Kommt  ein   Vergleich^ 

Stande,   so  wird  die  Vergleichurkunde  nebst  den  gegenseitigen  Ratificatio 

nen,    jene  in  Urschrift,    diese  in  Abschrift,    in    dem  Bundesarchi?  niedei 

gelegt,  und  der  Bund  übernimmt  die  Garantie  des  Vergleichs  O» 

a)  Worte  der  Vermittlungs  •  und  AustragalOrdnung  in   dem  einmiithig  gefi£$te^ 

Betchlufi* der  B.  V.   v.   16.  Jim.   1817,    Art.  I  (in  Klubbe's  ^uellenMmmK 

Num.  Vni,    auft  dem  Protoe.   v.  1817,  §.  i3i ,    verglichen  mit  den  AbfidoimuQ 

gen  daselbst,  §.  i5s,   189,  196,  114);    übereinstimmend  mit  der  auch  atl^^ft 

sprechenden  Vorschrift  in  dem  11.  Art.  der  Bundes  Acte,  in  der  wiener  ScM 

Acte  V.  i8ao,   Art.  11,  und   in  dem  Protoc.  der  PlenarVersammlung  v.  3.  Aug 

i8so,  §.  s,  Art  t.  —  Also  gleichviel,  ob  der  Streit  auf  ein  durch  öffenilirbe& 

oder  durch  Privatrecht  begründetes  Verhältnir«  sich  bezieht;  wenn  nur  das  vd 

einem  Bundesgenossen  in  Anspruch  genommene,    und    das    den  Anspruci  ver 

folgende  Buadesglied  dabei  in  seiner  bundesmäsigcn  politischen  Unabhängige^' 

also  nicht  in  einer  Eigenschaft  erscheint,   in  welcher  dasselbe  den  Gnichtstisi 

vor  einem  Landesgericht  ansuerkennen ,   mithin  vor  demselben  Recht  tu  f^»^ 

oder  SU  nehmen  hat,    s.  B.  als  Besitser  eines  Privatguts  oder  einer  aufB^' 

PrivatverhSltnisse  sich  besiehenden  Berechtigung  (i,  534),  f^^^^  "^^^  ^^^  ^^^ 

Fiscus,   oder  eine  SUaU-  oder  landesherrliche  Domänenbehörde  bd  ^em  Stc^ 

als  Partei  erscheint  (f.  474  u.  48a).    Vergl.  $.  177,  Num.  16.    PerT»«,  ^"^ 

juris  publ.  germ.  $.  474*    Klvbkh*s  Einleit.  zu  e.  neuen  Lehrbegriif  aes  t^^^^ 

StaaUr.  S-  ^'    J*  K*  Hkatiiis,  Diss.  de  uno  homine  plures  sustinente  personas^ 

Giess.  1699;  u.  in  dessen  Opusc.  Vol.  I.  T.  IIL     A.  W.  HsFrrEft'a  Beitrage  f«" 

t.  Staats-  u.  Fürstenrecht,   S.  i83.    (Ohne  zwischen  Personal-  und  ReaiPrif»' 

Streitigkeiten  unter  Bundesgenossen  su  unterscheiden,  erklärt  die  BundesAnstri' 

gallnstanz  för  competent  auch  in  PrivatStreitigkeiten  der  Bundesgenossen  uoWr\ 

•ich,   G.  V.  SvnvT-r,  in  der  in  der  folg.  Note  angef.  Schrift,  S.  «4  *>    ^    ' 
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Ziuamineiilreflreii  verschiedener  Recbtseig«iMchafteii  in  ^iner  Peraon, 
ffer  rcchtliclie  Gehalt   einer  etwa  vorgebrachten  forideclinatoriacben  Einrede  au 
bettunmca,    und  so  versteht  man  den  Vortrag,    betr.  die  liurhessiscbe  Schuld- 
fbrdemng  an  Waldeck,  in  d.  Protoc  v.  1818,  loco  dict  gedruckt  als  BeH.  %  su 
V  191  ^*o  M  (&  85  der  Orig.  ikusg.)  heiftt:    «dala  die  B.  V.  diejenige  Behörde 
we^y  bei  welcher  alle  and  jede  Streitigkeiten  der  Bundesglleder  unter  sich  ansu- 
brb^n  aejen,    dafs  mithin   nicht  die   Qualität  der  Streitsache,    sondern    die 
(kuiikit  der  Streuenden  es  sey,  welche  die  Behörde  begniAde».  —  La  der  Slreit- 
«ocbe  awiacfaen  dem  König  von  Hannover  und  dem  Hensog  Oirl  von  Bremntekmeig 
(^  *T9/)*    von  jenem  behauptete  persönliche  BeUi4Ugung^  betr.,    soll  die  Frage: 
ob  hier  ansträgalgerichtliche  Entscheidung  Statt  finden  müsse?   bestritten  wor- 
den aejn.     Die  Protocolle  der  B.  V.  von  i8a8  oder   1899   raOssen  Auskunft 
dartiber  geben.     VergL   §.  177,  Num.  16,   u.  %.  «39.     Für  ineompetent  wollte 
Prenisett  die  AustragalGerichte  erklärt  wissen,  wenn  Einwendungen  vorgebi^cht 
werden,   auf  den  Grund   einer  mehr  poUtieehen  uU  recMiehem  Katur;  %a  der 
preulsiscben  Beilage  3i  au  dem  Protocoll  der  B.  V.  v6m  so.  Doc.  t8ai,  f.  aS6. 
Protseoih  der  B.  V-i  Bd.  XÜ,  S.  374«  —  Streitigkeiten  awischen  BundesgKedcrn, 
veraniaiat  durch  yertreiimg,    welche  das  eine  seinen  ünterikanen  bei  ihren  An- 
sprucken  wider  das  andere  angedeihen   läfst,    begründen,   in  der  Bege1,,die 
Aiistragallnstanx  nicht.    Vergl.  die  wiener  ConfereneProtocolle  v.  i8ia  Nun».  18, 
und  das  grofsheraogl.  hessische  Votum  in  d.  ProtOc  der  B.  V.  v.  9.  Jon.  1817, 
|.  si4,  dum.  11 ;  wo  jedoch  angenommen  wird,  daik  hier  ein  Rcgeol  Um  Sache 
scMter  Unterthanen  au  eemer  eigenen  alsdann  machen,    und  ErÖfiiung  des  Aus- 
trägalWegs  (nach  Inhalt  des    1 1,  Art.  der  BundesActe   und  des  do.  Art' '  der 
wiener  SrhluftActe  von  1810)  begehren  könne,   wenn  das  streitige  V^rkältnifs 
wimittelbar  auf  politischen   Ereignissen  beruhe,    8.  B.    wenn  Abtretuiig  eines 
Laadcstheils,  die  Frage  von  Theilnabme  an  Schulden  des  Landes  oder  einselner 
TheOe  desselben  oder  einaelner  Staatsansialten  veranlagt  (man  a.  jetst  Art  3o 
ier  wiener  ScUu&Acte),  oder  wenn  die  UnteHhanen  Vergütung  der  Kosten  für 
durchmnischirende  Truppen  fordern.    Vergl.  V  ^77»  l^um.  14  ik  i5. 
l^)  Bei  der  B.  V.  ward  von  k.  preussUeher  Seite,   in  einem  Streit  mit  AnkmUC^ken 
18a I,   und  auch  später,   die  Frage  aar  Sprache  gebracht:  ob  in  Streitigkeiten 
unter  Bundesgliedern,  die  Bundesversammlung,  nachdem  ihr  Versnch  der  Ver- 
■uttl«^  fehlgeschlagen,   auf  die  von  einer  Partei  vorgebrachte  Einrede,  dafs 
y^egen  der  InteresseNatur  der  Streitsache,   die  bundesverfassungsmäsige  austrä- 
galricblertiche  Entscheidung  unstatthaft  sey,   einen  Unterschied  vimchen  Rechte 
und  /nfore#«eStreitigkeiten,    oder  awischen  streitigen  (vollkommenen)  Itoehten 
und  coüidirenden  Interessen,  au  machen,  und  nur  fUr  die  auerst  genannita  die 
Anstragallnetana  för  aulässig  au  erklären  habe?   Man  s.  die  Protoc.  der'B%  V. 
V.  4.  Jan.  i8ai,  §.  160,  ao.  3un.  1811,  i  178,  die  Bea.  a5,  au  |.  190  dte  Protoc. 
?.  5.  JuL  1811,  i.  «7—80,  auch  §.  34;  u.  auch  Protoc.  v.  ao.  Dec.  1811«  V«56, 
Protoc  T.  i8sa,  V  83.    Jener  preufetsch-cöthensche  Streit,   ward,  aiach  lebhaf- 
ten Erörterungen,   außerhalb  der  B.  V.  endlich  in  Gate  beseitigt,  durah  twei 
V^ectrige  Preutsens  mit  A.Göthen  u.  A.l>essau  v.  17.  Juli  i8a8,  betr.  der  erste 
dje^efseittng  der  beiderseit.  Unterthanen  vom  ElbetoH,   der  andere  die  Zoll- 
u.  Verkebrverhältnisse  awischen  den  beiders.  Landen;  in  d.  preulh.  Gesetasamml. 
1818,  &  ^  u.  99.  —  Die  preussische  Einrede  des  Interesse,  veranlalate  Erdrte- 
raagen,    in  und  aufser  der  B.  V.    Preussen  behauptete,   in  d.  Protoc.  n  182«, 
V  9%i  adaia  «war  miie  Streitigkeiten  der  Bundesglieder  unter  sich,  bei  der  B.  V. 
»•gehruekt  werden  könnten;  da&  aber  bei  GoUisionen  von  Interessen,  nur  Ver- 
mUhngsversmehe  ohne   eventuelle  Präfudae,    nicht  aber  ein   rechtliches   Ferjmhren 
SUtt  linden  könne,  welches  vielmehr  nur  dann  statthaft  seyn  dürfe,    w*nn  die 
reekOiehe   Batur  der  Beschwerde   ^«112   klar  vorliege.     Diese  PräjudiciaKrage 
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mfitoe  voft  /limmllMiUii  Bundcaregiermigi'ti  (also  \im  dem  Buttd  mmittelbi 
catscUedeii  werden,  wem  nicbt  dorcti  die  K  V.  eine  genfigende  Aufklärl 
snr  Zulriedettheic  beider  Theile  erfolge».  Es  flind  aber  dieee  BrhAuptung 
dtr  B.  y.  nli^geiid  Eingang.  —  Schon  in  den  Protoc  r.  1817,  $.  196,  erUj 
Bkdemt  «Der  it,  ArL  der  BundetActe  enibalte  Nichte  von  einem  Latnvhj 
ffwitehea  folditfofor  und  rtddUchtr  Natur  der  Strekigkeiten  imter  Bttndftge&l 
senj  indefa  aclRte  er  ftr  dat  Polititche  derselben,  schon  ein  Au8liuiiftini| 
dnrek  die  Verordnung  eines  YermittlungsAussebttsses.  Alles ,  was  Bee bte  \ 
Verbindliefalieiten  der  Glieder  und  Verfl^paigen  der  BundeaActe  selb«t  betr^ 
gehöre  tor  die  B,  V,^  Zudem  sey  es,  nach  der  Natur  der  Seche  ond  der  M 

.  •  echeftf   cfase  imMiche  Au^he  um  die  Auffindung  der  Grenaacheidr,  wo 
Politisehe  in  einem  Streit  unter  sourerainen  Staaten  mif1i6re,  und  das  R 

t  liehe  anfeage.  Sonach  würden  die  Zwecke  der  Sicherung  des  Rechts - 
-  '  F#iedensans1aa4es,  die  im  Geiste  der  Bundes  Acte  Kegon,  auch  bei  dem  R 
Stäben-  devaelhe»  hesser  gedeihen«  als  bei  einer  neuen  Unterscheidung,  dui 
die  dei^  Bundestag  in  SchVrieeigfceiten  geratben  k^nne«.  -^  H^iittemherf^  erkM 
ebttiMs  s<^«n  in  d.  Frotec.  ¥.  1817,  §.  i8qt  «Ein  Unterschied  ^et  Strn'iij; 
tCD  der  Bundeeglirdek*  imcer  si^,  nach '  ihrer  E3genschaA ,  ob  sie  s.  B.  nj 
pri9§imcMuhtr  Natiir  scj-eä,  wcj  dem  Art.  ti  der  BundesAete  fremd.  Ztj 
»lohten  die  Irrungen' -  unabhfingiger  ^oi^rraine  insgemein  mehr  sisats 
«dlketrethtlicbery'  ab  prtTatrecht lieber  Nirtur  seyn;  doch  konnten  unter  1 
PondbsgÜerfei'u^  nach  dd^n  engen  Familien Verhallnksen «  worin  viele  unter « 
'     «tehan,  aud^  pHmtreclrtKfbe  Streitigkeiten,   besondere  über  GegeastSit^f 

•  PmatFiirstenreehts,  hätiiig  vorkommen».  -^  AtäuätCöiken  erklarte  in  d.  PnX 
der  B*' V.  r.  iS^i,  ^  ir*):  nach  der  Natur  der  unter  iinabbüa^gen  Sta^i 
deakbaren  45treilfölle ,  könne  die  Gesetsgebung  des  Bundes  kaai^  »«'-^ 
Arten  und  Fonadbi  des  Avstrags  anordnen,  1)  den  sirenffi'itkerGeken,  in  ail 
Fillen^  wo  wirkfiche  Recbtsrerletsnngen  vorliegen,  und'  9)  den  nrmäkipi 
•chiedariehterKchea  A^rag,  in*  aüen  Fillen,  wo  der  Streitbandol  mdir  poli 
sehen  als  strengriofcterlichen  Grund  habe.  *  Bis  jetat  eey  nur  die  ente  Art  ^ 
Auatrags  geaetslich  vorhanden.  *-^  Dem  in  dem  %.  aulj^stellten  GrundsaU  ^ 
tau  im  WeaentUchen  bei:  A*  BatnrQuaEi.,  Suatsr.  des  t.  Bundes  u.  der  BHiuic 

•  ataalen,  L  Ahtb.  (iSs4.  8.>,  S.  di4  ff.,  u.  L.  r«  Daasca^  Beitnige  sa  d.  «ff«?"' 
Reeht  des  t.  Bundes  (Tüb.  itki.  S.),  S.  79  ff.  Eb$ndess,  Abhandlung  "^ 
Oegemtfode  dks  dffentUehcB  Rechtes  (München  i83o.  8.),  S.  t  ff.  A.  W.  Hr/'j 
tsb's  BeürSge  mim  deutschen  Staats«  uait  Füratenreeht,  L  Uefhtia;  (Berlij 
-  tStif  a>,  S.  i«4  f«  G.  T.  Srners's  erster  Versuch  auf  dem  Felde  deiM 
echton  Bundesr.,  betr.  die  verfiissungsmasige  Erledigung  der  Streitigleitai  z^^j 
sehen  deutschen  BundesgKedcm  (Bremen  i83o.  a),  S.  ao  ff    JeabA«'«  U^^^] 

-  M$  aMgem.  u,  deutschen  Staätsr.,  I.  Abth.,  S.  34^;    wo  iadefs  unter  Sirriti 

•krften  Aber  Interesse  etaatsrCobldicbe,    und  unter  denen  fiber  Rwlite  yn^l 

!f«iflitliehe  StrcHigk^ten  rerstanden  werden«  —   Die  aage[i|brle  entge^ei^^^ 

•Behauptung    ward  ifertlieidigt   von   einem  Ungenannten   (prenfo.  SiaatsdiH 

Hmv),   hl  am  BekrUfr^n  eur  Wissenschaft  u.  lit^Mnr    des  difttaai.  Bnnd^ 

'  fechlesv  €t^  I,  van  A.  Utfterscheidai^  aw.  Interessen  u.  Bechtea  hei  S^r«H^^} 
%m  unter  Bundesglied erm  Bdiia  t8a3.  a$  wo,  S.  iS«  4as  «Recbüic^e  «»{ 
Rkhliaehtliche»  ^Is  Erkennungsmerkiaal  des  angeföfarten  Uatersclucdes  9^^^^ 
bcn^   auch  di^  practischp  Oültigkett  desselben  in  so  fem  behauptet  ^'^\  ], 

'  für  blofiia  InleresseStreitigkfeiten,  ^eil  ihnen  rtcMcfn  Natirr  mangle,  sto^*^^^ 
Hchterliches  Verfahren   u.  Erkenhtnil^  m^t  Statt  Ände.     Ebenso  von  Mii»" 
aanoHnR  1.  c.  S.  i«>,  Note  e.     Vcrgl.  BavKQUKu.  a.  a.  O.  S.  3i9»  ^^  '*j..,,, 
Nach  der,   jedem  Bechtsgelchrten  bekannten,   Natur  des  Bechihsg'«*^»    * 
Ükrall  dem  Recht  nur  das  Unrecht,  also  in  jticm  wirkKcbtu  Streit  ^ 
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Bflitelidbe  4tm  KiehtvecblHrben  gegeiittber;  und  jedes  in  Strett  befaugciie  In- 
t»fm§m  iat  eatweder  r9«^Micli  €4cr  widerrerhüicfa«    Bftusonu»  de  V*  8.,   %'oc. 
l»t«rMML     DeiwMoli  erkennt  die  Gerechtigkeit^  und  mil  ihr  die  echle  Politilc, 
bei  Stniligiiettea  Qb^all  auet  einen  Unierachicd,    den  «wischen  Beohi  n^A  Ua- 
iPfMi     Auch  findet  «ich  in  den   |>e»Midern  ttechtsqnellen  des  T.  Bundes,   fiir 
Siceili^eiten  der  Buüdesglieder  «ntcr  eich,   nivgend  ein  Grund,  wdoher  die 
Bb.  V«  «der  .ei»  Aiißtr%alGedcht  Terp6ichtete  oder  ermäl-htigte,   der  Einrede 
AJolsen  Interesse  rechtliche  Folge  su  geben«    oder  einem  widerreehtlichcn 
dee  einen  Thsiltt  des  Recht  des  andern  uncevsttordnen  oder  neehsii^ 
^^*rg)«  §•  559«    Wider  dus  Rechte  gibt  es  hein  Beehl,  viel  weni^  ein 
waJbres  Interesse«   und  das  einxjgiB  wehre  leteoesse  stireilet  für  dieNÜerrsdiaft 
des  Bechls»     JM»  Reoht  int  des  Geset»  der  Gesetae,    der  Souverahi  der  Bö»- 
«emiae.  —  Besser  mird  dür  Interesse Vonvaaid  mobt,  durch  «eine  spüer  erfolgte 
D w  breabung  oder  Umwandlung  in  f>olitUche  Natur,   im  Gegensats  der  rccht- 
iicbeii.    Wer,  hin  und  her  seh  wankend,  filr  SUreitigkeilen  unter  tentscben  fiun- 
desgcneseen,  in  Hinsieht  auf  ihre  Qnalification  xu  austragalgerichtlicher'Erör- 
lerpp^   und   Entscheidung,  einen   practtsch    wichtigen   Unterschied  bdumf^tet, 
»)  bald  «wischen  Jlee^i-  und  /ef0>'e#M-)Streitigkdten  (warum  nicht  each  T^nniscb' 
ten2)(   %i  bald  AWischop»  p^Htüok^recktliokeu  (politiacb-factischen?)  und  ffoäiu't*- 
rciMfcifJt  Strei|igkeiten^3)  bald  ewischen  Sachen  von  rem  paüäsaher  Netnrund 
rem  retMieken  Sechen ;  bald  sogar  4)  awischen  Sachen,  die  Ton  mebt  politiseher 
»h  ron  posjtivrecbtUcber  fifatuci  und  solchen,  die  vom  teeil-  rechtlicher  ele  po- 
lil^her  Katar  sind,  wie  in  der  preule.^  Erklärung  in  dem  Prof  oe.  der  fi.  V.  v. 
s«i,Dec    iße«,  §,  «56,    Beilage  3i   (ProtoroOe  der  B.  V.,  Bd.  XH,   &  874); 
3)  swischen  furt^^ite/MMm  .ueid  tHiUer-  oder  Aundesstaatsfvehtliehen  Streiliekei- 
len^  wie  Preu&en  in  d.  Protoe.  der  B.  V.  vom  6.  Mai  1617,  §.  ika  (in  den  angef. 
PrelecoUea,  Bd>  U,  S.  »ao);  6)  «wischen  poZutacAen  oder  wesentlich  pplitischen 
Stieitliraigfa,  die  politisch  an  behandcU.,  und  Ton  der^  B.  V«.  selbst  su  erledigen 
ei^es,   und  imdem,  deren,  fintftchesdung  den  Austrägalgei4c4Hto   unbedenklich 
e«.  liberiassea  seyi»  c^  Demr  li^  euvörderst  ob,  zu- einer  von  diesen  |>islinctto- 
mem  efeb  eMMchlioftend  su  bekennen.     Dann  aber  bat  derselbe  «on  der  gewahl- 
te«  Ic^ifieb-richtige  DefiatleMttl«  «ml  spedfieche  DifTereBeen  anengeben.     Denn 
jede  von  diflsea  Unlevacheidungen  wäre  eine  Neuerung  ha  der  ReehUwelt, 
«as  klar,  und  beMenmt  gedacht  ist,   kann  und  mule  ebfen  so  auch  mit 
Wertest«  TereUndUch   för  ^bdermten,    ausgedruckt  yrerden.     Bei  der  vierten 
JltMtfestiim,  die 'seger  ein  Mehr  oder  Weniger  eur  Grundlage  ninwil,  wäre  dafiir 
ubendiels  ein  genau  bestimmender  Gradmesser  anengeben.    Se  lang  von  dem 
trUbcr  oder  Anhänger  solcher  mystischen  Doctrin,  diese  Beditigengen  nicht 
v^OhMsmea  erülttt  sind,  und  hiedurch  der  Streitpunkt  geborig  kstgesctet»  ist, 
hüte  tfcb  mit  dem  Gegner  der  Streit  läcbt  erörtern.     P.  £.  I^tiiiistiirs  Vcr- 
muiildH»  i4.  Anll.X  §•  i«o  ff.  3i8  l£  33t  ff.    Wären  aber  auch  jcae  Bedingun- 
gfen  erlülltt  m»  ^vürden  .de*nooh  Rechtskenner  und  Recbtafrednd«  der  ge%yählten 
Obinctiem  in  dem  Bundoireeht  weder  theorietisehen .  neeh  prectbehen  Werth 
«gestehen*    Denn  1)  das  Btmdesrecht  (oben  llote  e>  u»  §.  174)  veitskrdAel  all- 
^eoKla,  Ar.  «die  und  jediee  »cht  gütlich  beigelegte  Streitigkeiten  der  Ruildes- 
gVeder  «iter  sick,  dab  die  B.  V.  «richterlicfae  Entscheidung v,  und  awsr»  eub- 
■dfariecb  (oben  I,  im  f.),    «durch   eine   wohlgeordnete  AustragaUnstene  ku 
bewirben»   habe.     Wie  anders  könnten  auch   a)  in  dem  angenommenen  Fall, 
toaligkeite«  von  Bundesgliedem  unter  sich  ein  rechtliches   Ende  -  erreiehen? 
iaias  Bundesrecht  einen  ivchtlosen  Zuartand  nidit  duldet  (j.  126  n.  1*7),  und 
4«  in  der  Bundes  Acte  (Art.  n)  alle  Buadesglleder  sich   verbindlich  geitftfcht 
kakm,  «ehunder  unter  keinerlei  Vorwand  su  bekriegen,  noch  ibrefilreitigkei- 
I»  jnifc  (aewelt  «1  vorfolgen»  sondern  sie  bei  der  Bundesversammlung  annabrin- 
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gen».    3)  Der  Fall  des  blolien  Interesie  einet  Eimselnen,  das  beilil,  eiiies 
teretse,    weichet  nicht  verbunden  itt  mit  ToUkonnneneni  Recht,   ist  eoter 
bnndetvertragmitigen  Aiuaahmen  von   der  Regel   der  Stimmcumehrbeft  ni 
bejriÜen  (|.  119  a).  —    Dalt  im   üebrigen,   in  gerichtlichen  8trtitf8Dea, 
doctrinaie  Autlegnng  to  genannter  evropaitcher  VertrSge,   an  welchci  w 
auch  die  Grundv^rtrage  det  T.  Rundet  gehören,  wie  jedem  andern  GcrHi 
ako  aiith   den  AutträgalGerichten    von   Rechttwegen  suntehe,    leidet  Vä 
Zweifd. 

c)  Fftr  mieU  au%ehoben  duroh  die  Rundet  Attttrigalinttam,    erklfirt  die  Ftni 
oder  (und)  VertragAutlrige  die  wiener  SchhiftActe  von  i8to,  Art  24. 
ao  der  angef.  RetcUulh  der  R.  V.  t.  t6.  Jun.  1817,  Art«  L 

d)  Wiener  SchlultActe  v.  idao,    Art.  14  vnd  3o.    Der  angef.  Retchluli  der  B. 

V.  16.  Jun.  1817  f  Art.  I.    Retchlufs  der  R.  V.  in  der  PienarveraaroniL  r.  3^1 

»810,  |.  a,  Art  lo.  —   Sekiedsg^ridku ,  wie  tie  für  Enttebeidung  too  Stitii 

heilen  awitehen  Regierung  und  LandttiKnden ,  tubtidiaritch  und  facnltoliT  du 

den  CIcnarRetchlura  der  R.  V.  t.  3o.  October  1884  featgetetat  «md  (i  iHj 

bönnen  (nach  Art.  la  dietet  Retchluttet)  auch  für  Streitigheiten  von  Bi 

gliedern  unter  tich,   nach  freier  Uebereinhunft  der  Parteien  gebraucht  wer 

F.  C.  Eksbobs,  Ditt.  de  difihrentia  inter  Auttraegat  et  arbitrot  comp 

Ooett  1801.  4.    Comjtromissüniml  det  OberAppellationagerichtt  au  Lfibeck 

8.  dea  GH.  v.  Hatten  wider  Anhalt-Cöthen,    wegen  der  DoUlgelder  der 

prinietein  v»  A.Göthen,   geb.  Prinsettin  v.  Hetten-Darmttadt,  erÖfbeC  im 

1839.  —  Die  Foiizitkunff  der,  von  AuttrlKgal-  oder  Schiedtrichtem  auch  di 

Art  getproehenen,  recbttkräftigen  Urtheile,  liegt  der  R.  V.   ohne  Zweifd  dano 

ob,  wenn  die,  eine  tolche  Inttans  begründende  Uebereinhunft  unter  ihn  Garat/k^ 

getteDt  itt     GH-  hettiachet  Votum  in  d:  Protoc.  der  R.  V.   v.  9.  Jud.  181-, 

$.  ai49  Rum.  i3.    Ob  und  wie  weit  aber  auch  auiter  dem  Fall  einer  Garautkl 

•tt  theilt  nach  den  Thatumaüuiden  det  Fallet,    theilt  nach  allge'memeB  Gniod- 

aataen  det  Rundearechtet  au  bettimmen.     Vei^L  $.  166  u.  f.,  f.  si?  v*  f-  - 

Die   groiaherBOglich-  und  henogllch'säeksüeken   (mit  Autoahme  von  Sacfam* 

Coburg)  und  fÜrttlich^rvu^moAen  Hinter  haben,    in  ^  4^    ^^  provisonsdifo 

Ordnung  det    gemeintcbaftlichen  OberAppellationtGeriehtot  au  Jena,  ßr  die 

unter  ihnen  etwa  entttehenden  Streitigheiten  Aber  reinet  Mein   und  Deitf  na- 

nenilich  in  Eigenthum-,  Contract-  und  Erbtchaf^treitigkeiten,  auch  Gremirrun- 

gen,  nicht  aber  aber  polititche  Verhältnltte,  ihr  gemeinachaftliehet  Oberipp<^^ 

lationtGericht  au  Jena  aur  sckiedsriekteriieken  (Auttragal-)  Inttana  bfitelH.  - 

Von  der  durch  den  naumburger  Vertrag  von  t554«   ftii*  sämmth'iAe  sk^"* 

Ntuuer  fettgetetaten  AuttrXgallnttana ,    s.  v.  Röaaa't  Staator.   uod  SUtiitik  des 

Churfurttenthumt  Sachten,  Th.  I,  S.  5ot  ff.    Waisa't  Suattr.  det Kdaiir' S«<^|> 

ten,  Rd.  n,  §.  355.  ->   CMtavaUonit/AutlrS^e  tind  fettgetetat,   in  dem  Erbferein 

dea  Getiimmthautet  Na4sttu  von  1783,  Art  ao;  in  Raimt  StaaUhanaley,  ThXM, 

8.  to3.  —    Dat  f)lrttlich.reiwji>db  Getammthaut  hat,    fttr  Rtreitigheiten  «eiiier 

MitgUeder  unter  aieh,    Familien  Autträge  fettgetetat,    durch  die  Erb- luid  Gfr 

tcMedKverehiigung  v.  1668,  $.  44  u.  71;   in  Lusio't  R.  A.,   SpiciL  ttc.,  Th  '. 

S.  910.     Protoe.  der  R.  V.  v.  i8a4,  §.  ^7,  am  Schhift.  —    Von  den  Ftmaien 

Autträgen   det  Hautet  Bramtuchweig^Lämehtrg^,  P.  C.  Riaasaraor*»  BeiCrig«  ^^ 

Verfhat.  det  Htgth.  Rrauntchw.  Lfincb.  wolfenb&tt  Theilt,  l  R«^  ^*^'' 

S    163-176.  , 

e)  RnndetActe,  Art  11.  Wiener  SchluftActe  v.  i8ao,  Art  ai  u.  3o»  —  B«*  ' 
der  R.  V.  v.  16.  Jun.  i8i7,  die  Vermittlung  der  fl.  V.  betr.,  A«"^  *'"  , 
Protoc.  V.  1817,  §.  a3i;  und  in  Hi.i)aaa't  9uellentammlung,  Nnni.  ^^^  J^c 
die  GommittiontVortchlage  in  §.  1—8  det  in  dem  nächttfoSgcndea  f  t  ^^/f 
angef.  Bntwtirfs  einet  RundettagtRetchluttos  Ober  dat  Verfahren  i»  SMH  '' 
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Utk  der  Bnadesglieder  unter  einander.  —   Beispiele  von  VermiUlungen,   in  den 

ProloeoUen  der  B.  V.:  in  Sachen  Bremen  c.  Oldenburg,  Protoc.  v.  1817,  §.  417; 

-  Groiib.  Hessen  c.  Nassau,  Protoc.  v.  1817,  §.  383;  Baden  c.  Baiem,  Protoc. 

V.  1B18,  ♦.  66;  —  Kurhessen  c.  Waldeck,  Protoc  v.  1818,  §.  19;  —  S.  Coburg 

r.  S.  llsbingen,  Protoc.  v.  1B18,  V  laBj  —    8.  WeimarE.  u.  Schw.  Budolstadt 

r.  &  Cobarg,  Meiningen  u.  Hüdbnrghausen,  auch  Sehw.  Sondershausen^  Pfotocw 

T.  i8«S»  |.  i34,  v.  i8si«  f.  149  VL  191,  ▼.  i8s9,  f.  67,  90,  100,  H7,  i36i,  1615  — 

Kurhesien  c.  Nassau,  Protoc.  v.  i8i9,  f.  i58;  v.  1835,  §.  3oj  —  Scbaumb.  Lippe 

r.  Lippe,  Protoc.  t.  1818,  §.  149;   auch   Ton  i83o.  —    Baiem  c.  GH.  Hessen, 

Protoc.  V.  i8sä,  §.  i36;  —  swischen  sieben  Bundesgenossen,  Protoc.  ▼.  182a, 

f.  140;  -  swischen  Prenfsen  und  Nassau,  die  saarbrüclier  Landescassenschulden 

betr.«  PNitoc.   von    1899,  (.  109;  —   swischen  den  sou verainen  Besitsern  von 

Bcüandlheilen  des    vormaligen   GHersogthums    Frankfurt,    Protoc.   von   i8aa» 

$.  m3;  swischen  Preuisen  u.  Baiern,   Protoc.  v»  aa.  Juni  1816;   swischen.  Uan- 

iiorer  tt.  Braunschweig  1839  u.  i83o.  —  Ob  und  wann,  gegen  den  von  einem  oder 

mehreren  der  Betbeiligten,  oder  von  allen,  voraus  erklärten  Willcii,   die  B.  V. 

Venuttlnng  versuchen  könne,  oder  müsse?   scheint  einer  eigenen  Bestimmong 

wcrth  sa  sejn. 

/)  Ikr  angeC  Beschluß  v.  16.  Juni  1817,  Art  II,  a.  •    . 

fi)  Der  aagef.  Beschluß  v.  16.  Jun.  1817,  Art.  n,  b. 

A)  Der  sogef.  Beschlufs  v.  16.  Jun.  1817,  Art.  11,  c. 

»)  Der  angef.  Beschlurs  v.  16.  Jun.  1817,  Art.  U,  d.  —  So  ward  der  Streit  swi- 
sHiea  Oldenburg  und  Bremen,  über  den  elsflether  H^cserzoll ,  unter  Vermitt- 
hin^  der  B.  V.  verglichen,  und  dessen  Vollsichung  unter  die  Garantie  des 
ßondes  gestellt  Protoc.  der  B.  V.  v.  1819,  §.  193.  Mabthts,  üccueil,  Sup- 
p/euk  \in.  645.  552. 


§•    174^  (148k.) 

b)    Entscheidung  durch  eine  Austrägallnatano.  . 

Ist  der  Versuch  einer  Vcrmittliiog  fimchtlos,   and  demnach,    weil  ein 
rechtloser  Zustand  unter  Bundesgliedern,  wie  überhaupt  in  dem  Bunde 
und  in  den  Bundesstaaten,  nicht  Siatt  finden  soll  ($.  317)^  richterliohe 
Fntscheidang  nothwendig  f^^  so  bat  in  allen  und  jeden  Streitigheiten 
[%■  173),   subsidiarisch  (^  173,  I),  die*  Bundes rersammlung  dieselbe,  und 
zwar  dorch  eine  wohlgeordnete,  blofs  fiir  diesen  Fall  bestimmte  A  ustragal- 
InsttBZ^),   txx  bewirken  ^).    Das  AnstragalGericht  ist,  in  jedem  einzelnen 
FsD,utd  arwar  in  der  Regel   durch  Vorschlag  des  Beklagten  und  Aaswahl 
ties  Rligers,   zu  benennen,  und   von  der  Bundesversammlung  auftragweise 
za  bestellen«     Zu  dem  Ende    hat    1)   der   Beklagte  <0>    binnen  4  bb 
(  Wochen,  TOn   dem  Tage  an  gerechnet,  wo   der  AosschuTs  die  Anzeige 
Y%  len  Mifslingen  des  Sühnerersuchs  bei  der  B.  V.  gemacht  hat,  aafter- 
^  die  Bundesversammlung   (jure  devolutionis}  O9  drei  bei  der  Sache 
ludt bfdieiligte  Bundesglieder  dem  Klager  zu  benennen  /),  aas  welchen 
<iieier,  binnen  gleicher  Frist  ^),   eines  zu  wählen  hat;    dessen  oberster 
Gericktshof  dann,  jedoch  nur  im   Namen,  anstatt  und  aus  Auf- 
trag der  Baadesversammlung  A),  för  Verhandlung  und  Entscbeidang 
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der  Streitaacke,  die  Austragatlnstanx  (das  AoatrJfgatGcriciit)  bildet  <). 
a)  niese  Bestimmung  wird  dem  Gerichtshof  von  der  B.  V.,  unter  Jllif- 
theüuog  der  Vergleichhantllungen,  durch  seine  liandesregierung —  zwischen 
wi?)c|icr  und  der  B.  Y.«  ^^  oothigen  Mittheilungen  durch  Ihren  Gesandten 
arMgeo  *—  bekaant  gemaclvt^  und  er  erhfilt  von  iKr  (der  iL  V*)  förm- 
lickefi  Aufirvg)  als  Auatragatlnstanz  der  Bundes  Acte  gemSrs  %n  kamdeln  ^>. 
S)  rtem  Gerichtshof  steht,  und  zwar,  (wenn  er  aus  mehreren  Senaten 
t>estelit)  im  Plenum,  die  Leitung  des  Processes,  nach  der  bei  ihm 
(i;oltcndea  ProceCsordnung  Oi  die  Ertbeiluog der  Zwischcnurtheiic, 
auch  unbediiigier  Mandate  m)  und  die  definitive  Kntscheidaag. 
Kkr  alte  streitigen  Haupt-  und  Nebenpunkte,  uneingescbranbt  aea  ,  ohnt- 
WiJttere  Einwirkung  der  Bundesversammlung  und  seiner  I>an- 
desregierung;  doch  hat  diese^  auf  Ansuchen  der  Bundesversammlung 
g4e9ir,.4?r  Parteien,  im  Fall  ei^er  Zugerung,  da^  Nothjge  au  das  .Geiicht  xu 
erlassen  i>)« 

fl)  Preufii.  ErUärung  in  dem  Prolocoll  der  B.  V.  v.  «8.  Jan.  1818,  Jafs  nioAi  uiL 
Streitigkeiten  der  BundeAglleder,  nach  fruchtloser  Vermittlung,  zu  der  Austragal 
Instans  sich  eigneten.    VergL  ol^en  %  173,  a,  u^  §.  170,  auch  §.  177. 

f>^  J^^ira^en  hiefs  in  dem  Mittelalter»  Rechtstreitigkeiten  vor  einem  SchietUrt'rkti'f 
aiLSfinaQderse(7.en  oder  erörtern,  und  von  ihm  entscheiden  lassen.  Der  Srhied> 
rjchter  hiefs  utu^truger  oder  Austragrichtcr;  dif^^f  Art  der  Erörterung  und  Ent- 
scheidung der  Rechtshändel  überhaupt,  und  so  auch  das  schiedsrirhterlirtKr 
Gericht,  biefs  der  jiustrag  oder  die  jluiträgü  (Austraegac,  Austraegarum  jus. 
Instantia  austraegalis).  Wachtsr,  Schiltxr,  Haltavs,  Scheks,  Obxm*ik,  in  ihren 
Glossarien,  toc.  Dramen  u.  Austrag,    PrxmiiGKR,  Vitriar.  illustrat  IV.  499- 

c)  BundesActe , ,  Art.  fi.  Wiener  Scbliif&Acte  r.  1810,  Artsi)  Terglichen  mit  den 
wiener  ConferensProtocollen  von  1810,  Num.  18,  19,  10  u.  3%;  wo  unter  Ande- 
rem die  Errictitu^  ein(?r  permanenten  AustrSgallnstans  in  Bcrathung  kaon,  aber 
verschoben  ward.  Vergl.  (v.  Gagkrb*s)  Mein  Antheil  an  der  Politik,  Ablh.  DI, 
S.  114— i4i.  -^  Bundes-,  Vermittlungs •  und  AustragalOrdniing,  in  dem  Basrfaluis 

.  .  dcat  B.  y.  V.  1(1.  Jun*  1817,  betn  die  VcrmiuUtmg  bei  8treitigk0iien  d^r  Bundcs- 
•gtif4«r  ^nter  sich,  und  Au&t^ltmig  eif^r  wohlgeordneten  AiuträgtUiMMms ,    in 
.den  Protoc*  der  B.V.  v.  i8i7v§«^3iy  u.  in  Rt.v]iKR^s  Quellensamrolung,  Num.  \  HL 
lü^schlufs   der  B.  V.  in  d.  Protoc.    der  PlenarVersamml.  v.  3.  Aug.  i8so,    das 
1x4  Aufstellung   der  jiusträgathutanzen  su  beobaehtende  FerffäireH  betr.,   %,  ^ 
91 -219  der  OrÜg.Ausg.  u.  in  KLenRR^s  Quellensammlung,  IVom.  XX»  «ueli  tevisrfa 
uad  firanösisck  in  MAsnas,  Recueil,  Supplement,  DL  5t6.  1—  Zar  Mewüiöm  des 
.  fffg?^  ß#scHlHsses  V,  |6.  Jun.  19*7  (man  a.  Art- 11  det  aogef.  frotoiv  der  Plenac^ 
Ver^^^m^lO«  ward  ypn  der  B.  V.,   in  dem  Protoc.  t.  3.  Aug.  i8ao,  $.96,   eine 
^Commitsion  niedergesetzt ,  deren  Vortrag  und  JSfi^ffifiir/' eines  Bunde*tagstkschlu<s*r^ 
'über  ^i  Verjähren  In  Streitigkeiten  der  Rundcsgliedei'  unter  einander,  in   dem 
'Pkiafoc.  T.  11.  f>ee.  1820,  §.  314,  und  daselbst  in  der  BHI.  ^5,  8.  685  tt.  ft  dor 
Orig.Atiag.,  sa  teien  sind.    Abstimmungen  kierftber  finden  awb  ia  de»  Proto- 
^lo»  yo^  18Ü1  «.  iQst,   ein  definitiver  Besohlufs  ist  aber  bis  jeUt  nicht  e»- 
fi^^,  7--    C  Frbr.  v.  DalWich,  die  Apstrl^allnstan/M  ^u  Erläutere  de«  Act*  11 
der  t.  B.  A.   Mains  1817.  8.    H.  L.  C.  Eolkh  über  die  nothwendigc  und  gesetr.!. 
Zulässigkeit  der  Austr.Instanx ,   nach  Inhalt  Art.  11   der  B.  A.,    in  Absicbl  auf 
dfejenfgen  Ansprüche  und  Forder.,  wefehc  der  Kurftlrst  von  Hessen  an  mehrere 
gnnfidimqgl.,  hcrKOgl.  u.  fömtl.  Bäuser  aas  Anleihen  hat    Frankf.   t8i&  4- 
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Mo«L,  die  öffefttliehe  R^hUpflege  des  deutschen  Bundes.    6tuttg.  iSfli.  8. 
Ene  ZuisrnmensleUung  der  bis  jeUt  bestehenden  Bestimniungen  über  die  Bun- 
daA.tMlrigs]Ittstans,  mit  Anmerkungen,   ftndet  man  in  A.  W.  Hkfftsr's  Beitra-  ' 
^en  ftoai  t.  Staats-  und  Fürsten  recht,  L  Lieferung  (1819),  S.  174  ^    Erörterungen 
darüber,  in  L.  ▼.  Dnxscn  Abhandlungen  (i83o),   8.  27  fil     Pa.  Fbisdr.  Wilh. 
Fcinr.  T.  Itfonuani,  das  AustrSgalTerfahren  des  Deutschen  Bundes.    Eine  histo- 
nsebiittMicMtisrhe  Monoigraplne.  Frankf.  a.  M.  i838.  8.    Dieses  Werk  lerärtert 
n^taidi  auch  das  Scfaiedsgeriehta^Institut  (^  «84  b)  und  berichtet  trsebopfend 
ober  alle  bisher  an  den  Bundestag  gebrachte  AusträgaliSHe,  sammt  Angabe*  der 
Ealseheidungsgnuide  von  den  bereits  erledigten^ 
d)  £s  kana  weifeüafi  oder  streitigr,  mithin  zu  beilimmen  nöthig  sejn,  #er  Ton 
heidea  Tbsilen  ^  Bolle  des  Klägers  fcu  libemehncn  habe,  römiaeh:    cquis 
SBtar  iaIcQigiitur,  quia  par  onuiiiun  causa  ridelur«.  L.  t3  et  i4«  D.  de  Jvdkiis; 
vnkher  ?on  beiden  Theilen  also  de»  andern  den  Vorschlag  sur  Austrigal- 
Gaidtiwahl  su  machen,  und  vor  dem  Gericht  das  Bechtsvcrfiriuren  ansüfangen 
habe.   Veretaigca  sich  hierüber,  oder  wenigstens  über  efa« 'gemeinsobafUiche 
Wahl  des  AustragalGerichtes,    die  Parteien  nicht  <Boi6piel  einer  Verewigung 
örr  letsien  Art,  in  dL  Protoc«  t.  1821,  §•  it  u*  33),   so  hat^  «acb  dem^iben 
(Noiec)  aagef.  Entwurf,   §.  11 ,  die  iktndemersttmmiunff  das  AustragfilGttricht 
M  keitiauDen.    Nachher  hat,  in  Ermanglung  einer  Vereinbam^  der  Parttieo» 
h$  JiutrügalGeriefu  festnusetcen ,  welcher  von  beiden  Tbeilen  aar  etsUsn  Hand- 
Isig,  ohne  Präjudia  für  seine  sonstigen  Rechte,  aufisufordern  sey.    Gutachtlicher 
Cosnitsions Vortrag,  §.  10,  s.  dem  Proioc.  der  B.  V.  v.  5.  Apr.  «ßvt,   \»  gS. 
nc5cklu(s  in  dem  Proioc  der  B.  V.  v.  18.  Jan.  i8si,  ^  11,  Kum.  3,  ti*  ebendas. 
ia  dem  vorausgeschickten  Vortrag,  Num.  a.    In  «der  Beschwerdesaehe  der  rhein- 
pOlaisdien  Siaatsgläubiger  ISt.  D,   tbeilte  das  AustragalGenekt'  Aie  Botte   des 
HUgers  der  badisrhen  Regierung  au,  im  Mars  18a  1.    Protoc.  der  B.V«  ▼;  i8aa, 
%,  176,  BeiL  sa,  V  48.    In  der  Beschwerdesacho  der  Witwe  des  letfleB  Biark- 
giafcn  v^fi  Brandenburg  Ansbaeh  w»  Baireuth,  Priaaessin  Bericeky  (Protoe%  der 
B.  V.  ▼.  18)7,  f.  68)»   bestimmte   das   J^usträgalGcricht  Frenfsen  «um  ülfiger 
wider  Bniem.  In  dem  Streit  awlsehen  Preufsen,  Baiem,  Hurhessen,  OB«fIcssen, 
S^WeimarEiaenach  u>  Frankfurt,  betr.  die  Beaabltmg  der  Penstonen  ▼ormaKger 
HWiasoUbeattiten,    theilte  das  O.Appell.Gericht  su  Celle  am  1.  JuK  iB«6  die 
laiiiaövc  dem  Hagtb*  Nassau,  jedem  der  übrigto  eme  besondere  Rechtsausiuh- 
nu^,  asd  suletzt  Allen  eine  Schlufededoction   cu*     In  dem   mdiriaiclien  Btreit 
«p^en  Beanblung   u.    Vertheüong.  der  kur-  n.  oberrheinischen  Hrelsscfaitiden, 
aberiieia  die  B.  V.  (Protoc,  y,  la.  Juli  i83i,  $.  t4i)  das  OherlVibunal  au  Stutt- 
gart, au  bestimmen,  welche  Regierung  bei  einem  jeden  der  streitigen  Paukte 
But  der  Rechtsausfübrui^  den  Anfiing  su  machen  babe;  -^   In  ^bem  Fall  Mner 
wirklieben  ZmttfeHmJUgkeit ,    wekher  Theil  als  Klüger'  an   betitaehten  sey^   ist 
«igMÜic^  die  Frage  nur:   welcher  Ton  ihnen  das  BechtareHbhren  anEutegen 
habe?  Wie  in  den  judidis  diyisorlH,  wäre  dann  jeder  Theil  ak  Kläger  und  Be- 
Ua^  stt  betrachten,  und  entsteht  daraas,  dals  ^der  Eine  den  ersten  Sata  odc^r 
im  enle  Weehselscbrift  bei  dem  Geriebt  einreicht,  ^t  ihn  als  Fartiei  kein  Sach- 
theil, a.  B.  in  Ansehung  der  Beweislast. 
')  Von  der  B.  V«  geschah  der  VoaseUag  am  j4.  Febr.  i833,   in  der  Beachwerde- 
la^  Hannovers  wider  Hurhessen,  ^ei^en  Verletaung  eines  üandelsTerteags  u. 
ErMwig   der  Transitzölle.     Knrhessen  hatte  sich  des  Voeaohlags  geweigert, 
na  es  die  Sache  fiir  ungeeignet  au  einer  Austr%alEBlscbeiduBg  inel*.    Hanno- 
m-viihlte  die  oberste  JustiKstelle  au  Wien. 
<)Der  a^e£  Beschlols  v.  16.  Jun.  1817,  10,  9.     Der  angef.  Entwurf  y^  ai.  Dec. 
th»f  |.  ]o;  wo  jedoch,  ohne  Zweüel  aus  Versehen,  gesagt  ist,  da£i  der  Be- 
U^  eine  Klageschrift  cinsurdchen  habe.   -    Besicht  der  hHlagic  Titeil  aus 
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mehrerem  Bundosgliedem,  so  müssen  diese,  über  die  dem  Kläger  «nr  Aus« 
roreusohUgeBdtn  drei  Bundesgli^der,  innerhalb  der  genetaiten  Frist  sich  veit 
gen,  wenn  sie  nicht  sugeben  wollen,  dafs  statt  ihrer  die  Bundesvereammli 
wähle.  Protoc.  der  B.  V.  v.  182s,  V  i6>-  Vergl.  das  groCihersogL  hmki 
Votum  in  d.  Protoc.  v.  9.  Jun.  1817,  $.  9i4v  Num.  11,  wo  Jedoch  die  Roll 
dtos  KISgers  und  des  Beklagten  Terwecliselt  sind.  —  Aus  besondera,  Gnmdi 
ward ,  in  einem  solchen  Fall ,  den  mehreren  Beklagten  eine  abermalige  Fi 
von  6  Woeben  aar  Benennung  dreier  Bundesglieder  ertbetlt ,  in  d.  Protoc.  < 
k  V.  ▼.  i8ts,  i.  161. 
g)  Ein  Prajudia  Hir  den  Kläger,  wenn  er  in  der  gcsetaten  Frist  ans  den  ilm  \ 
gesoklagenen  drei  Bundesgliedern  keines  wählt,  ist  in  den  oben  angef.  fiescU 
sen  auadrOrklich  nicht  festgesetit.  Der  oben  (Noteü)  angef.  Entwarf  T.tt.I) 
iSio,  §.  11 ,  schlägt  aber  vor,  dafs  in  solchem  Fall  die  BundesTersammlu 
jure  devolutionis,  den  AusträgalBichter  su  ernennen  habe,  aus  den  drei  > 
4cm  Beklagten  oder,  subsidiarisch,  von  ihr  selbst  voi^esoblagenen  drei  tivd 
gliedern.  -*-  Sind  mekrtre  Kläger,  so  haben  sie  innerhalb  der  geseUtcn  \i 
vk€r  die  Auswahl  eines  Ton  den  vorgeschlagenen  Bundesgliedem  sich  m  vi 
einigen^  wo  nicht,  so  geht  das  Kecht  der  Auswahl  auf  die  B.  V.  ftber.  Es 
'  hier  paritaa  rattonis,  wie  bei  dem  in  der  nächstvorhei^henden  Note  entäbol 
Fall  der  mehreren  Beklagten.  So  auch  der  angef.  Entwurf  ▼.  ai.  Tkt.  181 
S*  11,  S.  689  der  Orig.Ausg^  u.  das  angef.  gh.  hessische  Votum  v.  9.  Jun-  iBi 
Rum.  lt.  —  Es  kann  auch  einer  der  mehreren  Kläger,  der  okne  tein  VA 
durch  Wahl  des  andern  Klägers  erfolgten  Niedersetxung  eines  AustrsgslGen< 
tes  späterhin  beitreten  f   er  ist  aber  solches  su  thun  rechtlich  nicht  «erpflit^ti 

•  Einen  Fall  s.  man  in  d.  Protoc  der  B.  V.  v.  1899,  \,  18s  u.  196. 

A)  Der  sur  Austrägallnstana  bestimmte  oberste  Gerichtshof,  handelt  uod  erläi 
seinen  BSchterspruch  ikim  Nmnen  und  tmstaU  der  Bundesv^rsammlmg ,  so  ^ 
vermöge  derselben  Auftrags it\  denn  «die  B.  V.  kann  nur  sich  selbst,  und  ^^\ 
auswärtige  Behörde,  ummiuelhar  als  AusträgaUnstans  erkennen».  Der  Gerkhl 
her  ersdietnt  demnadi  för  den  streitigen  Fall ,  nicht  als  eine  mit  Gerichtewai 
▼ersehene  Justiabehörde,  sondern  als  bundesTerfkssungsmäsig  erkohra«  ^^ 
hmtdUm^f  und  SprucACoilegmm.  Die  Uebernahme  des  AustFägalAnftra^,  > 
bei  ihm  als  Bundespßicki  ansusehen.  Nur  gans  besondere  Verhältnisie  Mönn< 
sur  EnuckMiguHg  dienen,  die  er  binnen  14  Tagen,  ron  dem  Tage  des  erlult' 
nen  Auftrags  an,  bei  der  B.  V.  Torsubringen  hat.  Auch  ein  solches  Bu«!^^ 
glied  kann  erkohren  werden,  das  ein  mit  andern  gemeiiuchaßiieket  obcntc 
Gerieht  ($.  ««7)  hat;  doch  muls  hier  der  Vorschlag  au  drei  Austrlgafflifh*«'' 
so  geschehen,  dab  dem  Kläger  dadurch  auch  wirklich  die  Wahl  cwisc^» 
AppellationsGerichten  offen  bleibe  (Protoc  ▼.  aa.  Dec.  1817,  $.  4*o)-  -  ^ 
in  den  Staaten  des  erkohmen  Bundesgliedes  mehrere  Gerichte  dritter  histaa 
und  hat  der  Kläger  sich  über  die  Wahl  unter  ihnen  nicht  ausgesprochen,  s 
sieht  der  B.  V.  die  Auswahl  su.  Beschlufs  der  B.  V.  ▼.  16.  Jun.  1817*  ^'  '^' 
Art.  m,  Num,  1—4.    Wegen  des  lotsten  Punktes,  und  von  dem  iu  der  Bunde 

•  Acte  Torkommenden  Ausdruck  €  Gerichte  dritter  Instam^^  Tergl.  j^o«*  ^^°* 
der  B.  V.  t.  i8ao,  §.  914,  und  eine  Anmerkung  unten  $.  aay,  Note  ^ 

0  jituirSga/fferiehtliche  Ferhamllungen  in  Streitsachen  von  Bundesgh'edem  unfe 
sieh,  wobei  Privatpersonen  nicht  betheiligt  sind,  also  blois  in  Folge  des  irt  1 
der  BundesActe  u.  des  Art.  %i  der  wiener  SchlufsActe  von  i8so,  hatten  Statt 
1)  in  Sachen  SchaumburgUppe  wider  Lippe,  betr.,  a)  die  im  J.  1709  ^^^^^' 
BrackUche  Erbschaft,  seit  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  8.  Juni  1818;  h)  die  HM 
'  eines  Landtags  im  Fürstenthuni  Lippe,  seit  dem  angef.  Protoc.  ▼.  >8>B;  f)  j^" 
deshoheitStreitigkeiten  iu  dem  Amt  Blomberg,  seit  dem  Protoc.  v.  17- «^P^ 
i8t8;   a)  in  S.  Kurhessens  wijer  Nassau  o.  Lippe,  Schuldforderung  betr.,  s«> 
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Ann  Protoe.  v.  «9.  Juli  1819.    (Waldeck,  MecklenburgStrelits  u.  Sehamiiburg- 
lippe  hüben  sieb,    ivegen  Shalicber  Forderungen  mit  Hurhessen   vergliohcn.); 
3)  n  S.  SsrhsenWeimarEisenech  wider  S.  Hildburghausen ,  ex  post  S.Hüdburg- 
kn«m,  modo  S.  MeiningenHildburgbausen  u.  $.CoburgGotha,  wegen  Forderun- 
gen n«s  dem  Thüringer  Rayon  Verband,    Urtheil   des  OberappellationsGericbtes 
fttt  GeikT.  i5.  Not.  i832,  <^ucllens.   Forts.  S.  106;  4)  in  S.  Kurbessens  wider 
Bmis  i.  S.WeimarEisenacb,  geistl.  u.  weltl.  Stiftungen  in  Fulda  betr.,  Urtbeil 
des  ObtrsppellationsGerichtes  su  Celle  v.  a4*  Nov.  i8ä4.  —  Noch  unerledigt  ist 
eä  Streit  xwischeu  AnhaltDessau  und  Preufsen,  betr.  die  anbaltische  ausschlies- 
sende  Lmdeshoheit   über  einen  Theil   des  Dorfes  Burgchemnits   u.  die  Nieber- 
mnriie,  bei  der  B.  V.  im  J.  1826  von  Anhalt  angebracht.  —    Von  dem  persdn- 
AhcA»  9tmt  swisrhen  dem  König  Geoi^  IV.  Ton  Hannover  und  dem  Hersog 
Carl  von  Braunscbweig,  in  den  J.  1829  u.  i83o,  s.  man  §.  173  a,  ijg  J,  947. — 
Durch  FtrgUick  wurden  folgende  AusträgalSachen  erledigt:    a)  ein  Streit  swi- 
sckcB  AnhallCöthen  (mit  AnhaltDessau)  und  Preufsen  (oben  f.  178,  b)^   durch 
Vertrage  mit  Cöthen  u.  Dessau  v.  17.  Juli  1828,    in   der  preuts.  Gesetssamml. 
V.  1818,  Num.  i5;  b)  «wischen  S.  Meiningen  u.  S.  Cobui^,  wegen  der  Eisenberg- 
K.  RSnhildischen  Succession,  nach  Protoc.  v.  sS.  Jan.  1827;  c)  swischen  Reuä- 
Sc^ktt  u.  ReuisLobenstein    u.  Ebersdorf,  wegen  BundesMatrihularLeistungen 
(|.  117,  VI,  u.  (.  195 Y  ^),  durch  Vergleich  v.  i3.  Mai  1828. 
1 1   Der  angef.  Beschlurs  -der  B.  V.  v.  16.  Juu.  1817,  Art  H,  3.  —  Der  Gerichtshof, 
hter  eiae  Art  von  AmphyktionenTribunal ,  empfangt  die  Mittheilung  durch  seine 
Laiidaregierung,  der  solche  durch  ihren  in  der  B.  V.  bevollmSchtigtcn  Gesand- 
tes coJiommt.    Protoc.  der  B.  V.  v.  1821,  |.  33  u.  54-  * 
0  ITird  ein   iur  mehrere  Bundesstaaten  gemeinschaftlich  bestehendes  Oberappclla- 
tioBsGericht  cum  AusträgalGericht  gewählt,   und  hat  dasselbe  nicht  eiue  allen 
gmeinscbaftliche  Procefsordniuig,   sondern  fUr  die  Rechtsachen  aus  jedem  der 
gedachten  Bundesstaaten  die  darin  geltende  Procelsordnung  au  beobachten,   so 
fiiisMn  «Ue  AusträgalParteien  in  jedem  einzelnen  Fall  sich  über  diejenige  dieser 
Ferschiedenen  Procefeordnungen  vereinigen,   nach  welcher  in  ihrer  Austragal- 
Saebc  verfahren  werden  soll     Der  Fall  kam  i832   bei  der  B.  V.  vor,   als  das 
geneiasebaftlii:be  O.A.Gericht  ku  Jena   zum  Austrägalgericht  gewählt  war;  die 
Vartckn  wählten  die  im  GH.  Sachsen  Weimar  geltende  Procelsordnung. 
n/)Nach  eineni  Beschluß  der  B.  V.  v.  28.  Febr.  i833,   hann  ein  AusträgalGericht, 
wenn  ober  Neuerungen  während  der  Rechtshängigkeit  bei  ihm  Beschwerde  ge- 
ffihrt  wird,   mit  unheüngUu  Mandaien,   doch  ohne  Androhung  von  Geldstrafen, 
t'onehreiten;    es  hat  aber  die  Veranlassung  des  auf  das  erlassene  Mandat  er- 
gangenen,  an  die  B.  V.  einsusendenden  DefinitivErkenntnisses,    dieser  lediglich 
•Ol  überlassen. 
r)  Wtener  Scblu&Acte  v.  1820,  Art.  22.    Beschluls  der  B.  V.  in  dem  Protoc.  der 
VkatrVersantmlung  v.  3.  Aug.  1820,  Art.  2.    Moni.  a.  a.  O.  §•  12  u.  i3.  —  Bis 
eise  eigene  jiuntr&galGerichUordnunf^  wird  errichtet   seyn,    geschieht   «die  In.- 
stniction  des  Processes  nach  der  Processordnung ,  welche  der  Gerichtshof  über- 
bopt  beobachtet,  und  gane  in  derselben  Art,   wie  die  übrigen  dort  au  instrui- 
rendcn  Rechtssachen  verhandelt  werden».    Der  Beschluüs  v.  16.  Jun.  1817,  Art: 
ffl,  6.    Vergl.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1820,   §.  214,   wo  die  Commission  erklärt: 
•fOD  dem   Bedürfiiifs   einer    eigenen    vollständigen   AusträgalGerichUordnuag^ 
bhe  ne  sieh  immer  mehr  überaeugt,  je  weniger  sie  den  Einfluls  der  Verschic- 
Mwit  der  Gerichtsordnungen  selbst  auf  die  Wahl  der  Gerichtshöfe,  und  eine 
2»  derselben  nothwendig  entspringende  Ungleichheit  der  Rechte,    habe  verken- 
Btt  Uonen*.    Bis  jetzt  fehlt  es  der  Ordnung  des  austrägalgericbtlichen  Verfah- 
m»  an  Vollständigkeit,  und  hie  und  da  an  gehöriger  Bestimmtheit;  ein  Mangel, 
der  auch  durch  eine  ausgebildete  Doctrin  weder  gehoben  noch  gemildert  ist.  — 
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Im  OM^er   i83o  erfolgte  lUKrtlstekeBder  BesoUnfs    der  B.  V.:   «SamdSd 
allerliöckste  and  iidchUe  BvadtMtpgtunfi^a  werden  darch  ihre  Gesandicl 
crteefctt   die  OberAppellatioiiigtrichte  aueuweiten ,    in  allen  FfiUea,  wo  ile 
AnstrigalGericbte  eine  ummikcibare  Zm^uihmg  «»  ArtwuUe  der  sireitendca  Ti 
nirlil  bewirken  können,  davon  ihren  Regienuigen  die  Vorlage  su  machen,  da 
dieselben  in  den  Stand  gesetxt  werden,  durch  ihre  BundeetagsGesandttckfl^ 
die  geeignete  Mittheiliing  an  jene  Regierung,  die  es  angeht,  au  bewirfcea*.  K 
aaa*»  QuellenMinmIung,  i.  Fortsetxung«  8.  lo.  —  GEI.  heaaiacher  Vorschlag. 
dringende  Fflile ,  wo  ein  unersetalicfaer  Schade  au  beaoi^n,  oder  die  ö&ailii 
Ruhe  ^fabrdel  wäre,  der  B.  V.  das  Recht  au  Erlasaung  vorlAnfig^r  Bestimm 
ffitk  (provitofischer  Verfügungen)  au  übertragen;    in  dem  Protoc  der  B. 
T.  1817,  §•  ai4i  Num.  38,  rergl.  mit  Num.  1.    Vergl.  oben  $•  167,  u.  179. 


§.    175.  (148'.) 

43  Fehlen  filr  den  sti^eitigen  Gegenstand  besondere  Entscbeidoni; 
quelle n^  so  hat  das  AnsträgalGericht  nach  den  ehehin  bei  den  Reic! 
geriehten,  in  Streitigkeiten  derselben  Art,  subsidiarisch  geltenden  nech 
quellen  m  erkennen ,  so  fem  sie  auf  die  jetzigen  Verhültnisse  der  Bande 
glieder  noch  anwendbar  sind  «);  im  Kostenpunkt  nach  gemeinrechtliclu 
Grundsalzen,  mit  Festsetzung  der  Kosten  blofs  nach  der  Taxoidnang  u 
Gerichts  ^\  ^  Das  Endurthell  ist  im  Namen  und  aus  Auftrag  de 
Bundesversammlung  abzufassen^  und  es  sind  die  Entscheidungsgründ 
▼oUsiflndig  beizufügen  c).  6}  Geschehen  soll  die  Eröffnung  des  £nd 
nrtheils  an  die  Parteien^  längstens  innerhalb  Jahresfrist,  n 
Tage  der  überreichten  ersten  Klage  oder  Beschwerdeschrift  gerecho 
von  dem  Gerichtshof,  jedoch  c ausdrüchlich  im  Namen  und  ausAu/h 
des  Bundes »  ^) ;  worauf  das  Gericht  die  Acten  und  das  publicirte  Erkennt 
nifs  dem  Bundestag,  und  zwar  auf  demselben  Wege,  auf  welchem  es  ^i^ 
Acten  empfangen  hat,  fiberschicht  Das  Urtheil  ist  sofort  als  rechtsj 
krärf^ig,  mithin  als  vollziehbar,  anzusehen  und  zu  befolgen  05  ^^'^ 
sich  von  selbst  versteht,  dafs  die  dem  Bichterarot,  gegenüber  dem  unler- 
liegjBHden  Theil,  gebührende  Achtung,  unbeschadet  der  freien  ßecbtirer- 
theidigmng^  auch  hier  nicht  aus  den  Augen  gesetzt  werden  daif.  7)  "W^^ 
neu  aufgefundener  Thatsachen  und  Beweismittel,  kann  ionerbaU» 
vier  Jahre,  vom  Tage  der  Auffindung  an  gerechnet,  Kestitntion  nach- 
gesucht werden,  doch  ohne  dadurch  die  Vollziehung  de«  ürtheils  aufe»- 
halten.  Ueber  Zolässigheit  der  Bestitution ,  und  über  Erheblichkeit  u/»l 
Mchtliche  Wirkung  der  neoaufgefundenen  Thatsachen  und  Beweismittel 
hat  der  vorige  Gerichtshof,  nach  ordnungsmSsiger  Yerhandbo^f  ^ 
erkennen«  Bei  diesem  wird  auch  der  BestitutionsEid  abgelegt,  ««*  *^*^ 
%on  dem  Vorsteher  derjenigen  Staatsbehörde,  unter  deren  iu/sicht  an 
Genehmigung  Bestitution  nachgesucht  wird,  und  von  demjenigen  Staats- 
beamten, welcher  die  Sache  bearbeitet  hat,  oder,  wenn  mehreie,  "ioti  d«»» 


TOD 


2«  Abtchn»  PeisonalVerhaltiiisie  etc.  S99 

«icWkM  der  andere  Tiieil  hi&m  benetml:   entweder  in  Pcr§on  oder  durch 
SpcviaTßerollmaehtigte  A    .8)  Die  Yollzieliiing  des  rechtskraftigeti  Vr- 

tlietL,  wenn  Oini  niclit  sofort  oder  nicht  vollständig  Folge  geleistet  wird, 
itTtngl  die  Baadesversanunlung ,  nach  Vorschrift  .  der  ExecutionsOrduung 
ij,  i7ft«»£).  Ist  iregeo  Streitigkeiten ,  die  bei  der  Yollziehang  yor- 
Vommen,  ricbterlicfae  Entseheidung  ndthig,  so  steht  solche  dem  Torigen 
\uifräga%ericht  2n  /r)-  9)  Nur  bei  tiresentlichem  Zusammenhang  mit  dem 
Heclitstreit,  kann  Wiederklage,  wenn  sie  sogleich  bei  der  Einlas^ng 
tu/'  die  Vorklage  angebracht  ist,  und  10)  Theilnahme  (Intervention) 
nnes  dritten  Bundesgliedes  an  dem  Rechtstreit,  bei  dem  Austragal- 
Gmcht  zagelassen  werden  A).  11)  Aber  zu  einer  Adcitation  ad  Uleni, 
tu  AoAVirderung  eines  dritten  Bundesgliedes  2ur  Theilnahme  an  dem  Recht- 
itreit,  ist  t*In  solches  Gericht  nicht  befugt  0*  la)  Ein  Declarations- 
Gesucb  wider  ein  bundesverfa^sungsmasig  gesprochenes  AusträgalGerichts- 
urtheil,  darf  von  der  B.  V.  nicht  angenommen  werden,  und  die  ihr  oblie- 
^nt]e  Vollziehnng  jenes  Urtheils  nicht  hemmen;  es  ist  bei  dem  AustrigaU 
r.mtkl  anzubringen  *).  i3)  NullitätBeschWerde  wider  ansträgal- 
^eixlitliche  Urtheile,  sey  es  in  der  Form  von  Klage,  Einrede  oder  Reehts- 
Miiild,  ist  unstatthaft  0- 

')  Wteaer  Scfalu£iActe  v.  i8ao,  Art.  a3.  Der  angef.  Beschlufs  der  B.  V«  tu  der 
HleiurVersamml.  ▼.  3.  Aug.  1820,  Art.  4.  Vergl.  den  angef.  Beschlufs  ▼.  i<k  Jun. 
1817,  Art  Ol,  7,  wo  subsidiariüch  blofs  «auf  die  in  Teutschland  gelteipden 
^tmiaen  Heckte t  (jus  commune)  verwiesen  war.  (PüTtm's  Beitr8ge,  Th.  Q, 
5iiiiL  11— 3i.  Schvaubbbt's  BettrSge,  Th.  I^  Num.  4.  Rovob's  teaUelies  Pviratr., 
S-  83  IL  ff.)  In  dorn  Protoc.  der  B.  V.  t.  1817,  §.  196,  erUSrte  Baden  mit 
&er)it  Ar  durchaus  nolhwendig,  dafs  die  B.  V.  bestimmt  erkUre,  waa  unter  in 
TeaticUsnd  hergebrachten  gemeinen  Bechten  jetzt  cn  yerstehen  sey.  I^  k. 
säclwsebe  Votum  erklärte  sich  für  «das  fast  durchgäogig  anerkannte  römbche 
0.  unonsrhe  Becht»;  das  preußische  wollte  unter  dem  gemeinen  tentsehen 
Redit  idas  tcuuche  Becht  und  das  römische  Becht«  Terstaliden  wissen.  Pro- 
tofofle  der  B.  V.,  Bd.  lU,  8.  85.  191.  —  In  der  Zeit  des  f.  Beiefaa  waren  die 
j«tngen  Bnndesglieder  der  Beichshoheit,  folglich  den  von  dieser  verordneten 
Gesetzen  unterworfen;  Jetzt  sind  sie  souverain.  Nach  dieser  wesentlidien  Aen- 
dcrnng  ihres  Bechtseustandes ,  sind  ihre  seit  Auflösung  des  t  Beichs  unter  sich 
'OB  ihrer  Staatsseite  geschlossenen  Verträge  in  der  Begel  als  Völkerverlräge 
(p»tla  Juris  gentium)  zu  betrachten,  mithin  nach  dem  Volkerrecht  au  beurthei- 
W«,  von  iTvelchem  das  r)$miche  und  tcutsche  Privalrechl  mehrfleh  alnrrfcht, 
L  B.  bd  einem  SocietatVertrag  in  Ansehung  der  Clausel  «ne  hitra  eerlum  fem- 
pu  tocietate  abeatur».  L.  i4*  B.  pro  socio. 

')  Der  angef.  Beschlufs  v.  3.  Aug.  1820,  Art.  5.    Auch  unten  Note  d, 

*)  Der  ai^tf.  Beschlufs  ▼.  3.  Aug.  i8ao,  Art  5. 

^  Der  ingef.  Beschlufs  der  B.  V.  ▼.  16.  Jun.  1817,  Art.  m,  5  u.  8)  in  d«  ^toc. 
v»8i7,  %.  43i.  Der  angef.  Beschlufs  v.  3.  Aug.  i8so,  Art«  5j  wo  es  jedoch 
^rt:  «im  Namen  der  Bundes versammluHg «  (nicht  des  Bundes).  SöUte  «Her* 
Wi  JMkresfnst  die  Eröffnung  des  Endurtheils ,  etwa  wegen  rorgekoamener 
liri^Punkte,  wegen  Beweisführung,  nicht  ru  versagender  Fristen  u.  d.,  nicht 
l'Hnütk  seyn,  so  hat  das  Gerieht  die  Grunde  des  Verwigs  der  B.  V.  amuiaeigen, 
^^  Baiignng  oder  MifsbiUigung  von  ibr  sn  erwarten.     Der  angef.  Beschlufs 
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V«  i6.  Juni   1817.     BeiB]Hel  cmer  »oklieii  Aascige ,   in  dem  Proto&  der  B. 
V.  a8«6,  (.  35.  —    Nach  4  Jahren  8  Monaten,  erfo^te  am  18.  Oct  i8i5 
AustrSgalUrtheil  in  S.  Baiem  c.  Baden,  we^en  der  rheinpfaluschen  SUatsscb 
lit.  D.    Nach  a  Jahren  10  Monaten ,  erfolgte  dasselbe  am  36.  Mai  iBSo,  in  d 
Streit  «wischen  Baiern  und  Preuisen,  wegen  der  Witthumfordemng  der  Wih] 
.des  letsten  Markgrafen  von  BrandenburgAnsbach  und  Baireoth.    Nach  fait  acj 
Jahren,  am  la.  MSrs  i839,  erfolgte  vom  O.A.Gerieht  su  Geile  das  Aoitrai 
Urlheil  in  dem  Streit  von  Preiüsen,   Baiem,  Kurhessen,   GH.  Hessen,  Na 
u.  Frankfurt,  Pensionen  für  BheinsoUBeamten  betr.     Ein  Streit  über  ^'erplIir 
tungen  aus  dein  so  genannten  thüringer  Bayon Verband  (unten  §.  176  e)  Ut  jrt 
(Aug.   i83o)   schon  seit   dem  December   1811   rechtshängig   in  der  Austri^) 
Instans. 

e)  BnndesActe,  Art.  11.  Der  angef.  Beschluls  v.  3.  Aug.  i8ao,  Art  6.  De 
gemäls  erklarte  Baden,  in  den  Protoc  v.  a6.  Jan.  u.  6.  Apr.  i8s6,  §i  6  u.4 
dafs  «das  von  dem  AusträgalGerirht  gefällte  Haupterhenntnifs,  einem  mitaij 
schiebender  Wirkung  verbundenen  Hechtsmitlel  nicht  unterworfen  sej». 

f)  Der  angef.  Beschlufs  v.  3.  Aug.  1810,  Art.  6,  7  u.  8.  VergL  den  BescUuii 
16.  Jun.  1817,  J.  s3i,  Art.  HI,  9—11. 

fr)  Der  angef.  Beschlufs  v.  3.  Aug.  i8«o.,  Art.  9.  —  Nach  dem  Vorschlag  der  Bui 
destagsCommission ,  in  }u  27  ihres  Entwurfs,  der  bei  §.  214  des  Protoc.  de 
B.  V.  V.  )i.  Dec  1810  (S.  694  der  Original  Ausgabe)  sich  befindet,  konneDiG 
Parteien  Streitigkeiten  dieser  Art  bei  dem  AusträgalGericht  unmittelbar  ai 
bringen ,  ohne  dafs  es  defshalb  eines  weitern  Auftrags  von  Seite  der  B.  V 
bedarf. 

A)  Der  angef.  Beschlufs  v.  3.  Aug.  i8ao ,  Art.  3.  —  Dasselbe  Gericht  hat  darülx 
stt  erkeunen,  ob  eine  wesentliche  Verbindung  der  Hechtsverhältnisse  des  drirt« 
Bundesgliedes  mit  dem  abhängigen  Bechtstreit  bestehe?  Im  verneinenden  Fal 
findet  die  Intervention  nicht  statt.    Ebendas. 

1)  «Weil  die  Jurisdiction  des  AustragalGerichtes  einzig  und  allein  auf  der  ff^'^ 
der  principaliter  litigantium  beruht,  und  das  adcitirte  Bundeaglied  (wollte  nai 
Adcitation  aulasaen)  ohne  sein  Zuthun,  ex  facto  alieno,  verbindh'ch  genai 
würde ,  vor  einem  in  Ansehung  seiner  incompetenten  Richter  (vor  einem  iui 
trägalRichter,  su  dessen  Bestellung  es,  durch  Vorschlag  oder  Auswahl,  nuM 
mitgewirkt  hat)  su  erscheinen  und  Becht  su  nehmen».  Worte  des  hannörerij 
sehen  Bevollmiehtigten,  als  Mitgliedes  des  dritten  Ausschusses,  In  einer  BeiTa^ 
au  dem  ao.  Protocoll  der  wiener  MinisterialGonferenaen  vom  98.  Min  iBio; 
wodurch  die  Versammlung  bewogen  ward,  die  in  dem  ersteut  in  der  i8.Siuun^ 
v.  4.  Mars.  18110  vorgelegten  Entwurf  des  Art.  3  des  angef.  Beschlusses  vom 
3i  Aug.  i8to,  nach  den  Worten  «oder  aujgejorden  werden»  vregsustreicbr 
Wollte  das  AusträgalGericht,  gleichviel  ob  au^^Antrag  einer  Partei  oderro 
Amlswcgen,  ein  drittes  Bundesglied  adcitiren,  so  würde  es  die  Grensen  dr 
ihm  von  der  B.  V.  ertheilten  Auftrags  überschreiten.  —  Zur  Sprache  liam  ^ 
ser  Gegenstand  bei  der  B.  V.,  in  den  beiden  Gutachten  su  dem  Vortrags  ^ 
als  BeiL  la  su  $.  176  des  Protoc.  v.  182a  abgedruckt  ist,  so  wie  in  i.  ^i  ^^ 
Vortrags,  u.  %,  181  u.  196  des  Protoc.  v,  i8i«.  Vergl.  auch  unten  §.  »7^  ^i" 
Für  Kulässig,  wenn  das  AusträgalGericht  die  Verbmdung  der  Bechtsverhi'to»«^^ 
*  des  Dritten  mit  dem  Bechtstreit  für  wesentlich  erkläre,  halt  die  Adciuiion, 
RuDBART  in  d.  Becht  des  t.  Bundes,  S.  IS9. 

V\  HiÜBsa's  Abhandlungen  etc.  Bd.  II. 

0  üeber  die  Frage,  ob  wider  AusträgalGerichtoUrtheile  Besckwerdefikrim^  "^^^^ 
Nichtigkeit  (unheilbarer)  sulässig  sey?  enthalten  die  Bundesvertrj^  ieine^^ 
stinmiung.  Im  J.  i834  erklärte  die  B.  V.  eine  von  SachsenGothaCobarg  wid<^ 
ein  austrägalgeriehtlicfafiB  Urtheil  angebrachte  Nullitätsklage  für  imtittba^  ^^^ 


%  AfasdiD.  PersmialVerhältnisde  etc«  9SS 

dtf  lolche  m  der  BimdetgeseUgdyang  nieht  begründet  sey.  —  In  einem  andern 
Fall  ward  die  Einrede  der  Nichtigkeit  Terworfen  durch  einen  Beschlufs  der 
R  V.  r.  3.  Oct  i833.  —  S.  Hefftee  a.  a.  O.,  S.  a5«  u.  »97;  lu  v.  Dbbsch  a.  a.  0., 
S.  81  iL  --  Eben  darum  hönnte  auch  die  Vollsiehung  des  Urtheila  durch  die 
Gnrede  der  Nichtigheit  nicht  aufgehalten  werden. 


/nsofMlerAetif^  iveim  Privatpersonen  bei  dem  Sireii  hetheüi^  sind, 
nach  Art.  50.  der  wiener  SeblussActe* 

14)  Es  bann   der  Fall  eintreten,  dafs  Forderungen  (Ansprüche)  ron 
Priratpersonen  an  Bundesglieder,  darum  nicht,  wenigstens  nicht  yoU- 
ftandig,  befriedigt  werden,  weil  —  was  sogleich  in  der  ersten  Vorstellung 
bd  der  BnndesTersammlung  nachiisaweisen  ist  —  eine  gänzliche  oder  theil- 
▼eise  TJngewifsheit  über  die  Frage  vorwaltet:  ob  und  welches  oder  welche 
Bandesgtieder,   und   wie  weit  jedes  von  ihnen,  als  Yerpflichtete   in  An- 
spruch za  nehmen  seyen?  Indem  —  abgesehen   noch  yon  der  Hauptfrage: 
ob  und  wie  weit  die  Forderung  in  quali  et  (oder  aut)  qoanto  bqpründet 
KT?  —  unter  mehreren  Bundesgliedern,  als  Sooyerainea^  die  Vor- 
frage 0  zweifelhaft  oder  streitig  ist:   a)  ob   nur  Einem,  nnd  welchem 
Ton  ihnen,  b3  oder   ob   mehi*eren  zugleich  (aeque  principaliter]),  und  zu 
welchem  Theil  einem  Jeden,  c}  oder  ob  nur  Einem  oder  Etlicheu  prioci- 
paliter,  dem  oder  den  Andern  subsidiarisch,  d)  oder  blols,  nach  welchem 
Yerikütniis  Jedem  der   mehreren   Schuldner,    Zahinngspflicht,    mid    zwar 
Jerjeitalt  obliege,   dafs   der  Eine  oder   die  Hehreren  im  Weigerungsfall 
schnldiv  seren,  den  Priratpersonen  defshalb   yor  dem  gehSrigeh  Richter, 
mteTumiüsdi   oder  endlich,  zu  Recht  zu  stehen  ^)?  Hier  soll,  nach  Yor- 
jchriA  dfi»  drei fs igst en  Artikels  der  wiener  SchluTsActe  yon   iSao,  die 
Bondesyersammlung,  auf  Anrufen  der  Betheiligten  (Bundesglieder 
oder  Privatpersonen  ^),    den  Zustand  der  Rechtlosigkeit  dadurch  aufheben, 
^  sie  zoyorderst  gütliche  Ausgleichung   (§.  178)  yersucht,  dann 
^)  so  fern,   in    einer  yon  ihr  zu  bestimmenden  Frist,  die  in  Anspruch 
gtaoiuneaen  Bundesglieder  sich  nicht  über  ein  Compromifs  yereiaigen, 
rechtliche  Entscheidung   der   streitigen   Vorfrage  «O^  durch  eine 
Ansträgallnstanz   (§•    174)    yeranlafst  <^).      Das   AustragaKxericht  ist 
»ö  »llcQ  Fallen,  wo  nach  Vorschrift  des  angeführten  3o.   Artikels  ein  Aus- 
^^igalTofahren   eingeleitet  ist,  beauftragt  und  ermächtigt,   alle   Fristen 
v<A  imtswegen   zu    beachten,    bei   Nichtbefolgnng    einer   Verfugung 
Fc^t(»<ucher  Art  Verzichtleistnng  auf  die  unterlassene  Verhandlung  anzu- 
nehmeii,  und   eben   das  auszusprechen,  was  sonst,  auf  Antrag  iti  andern 
TheOi,  ab  Folge  der  Unterlassung,  zum  Behuf  der  endlichen  Entscheidung, 
anszuspiechen  scjm    würde /)♦      Auch    sind    dem    richterlichen    Ermessen 
tateriaistische  und  proyisorische  Bestimmungen  rechtlich  unbenom- 

lUi^*i  UcBtl.  Recht,  4.  Aufl.  15 
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oMii  g).  ErklKrt  das  Aiistr8s»fDrÜMil ,  daft  wider  die  in  Aaipradi 
loenen  Bandesglieder  eine  Klage  nicht  Statt  finde,  dafs  also  sie  nicht  die 
rechten  Beklagten  sej^en;  so  ist  hiemit  dem  Kläger  nicht  die  Befognifs 
abgesprochen,  nunmehr  andere  Bandesglieder  in  Ansprach  za  nAmn. 
i5)  Den  Privatpersonen  ist,  da  sie  ab  Gläubiger  oder  Prätendenten 
bei  diesem  Rechtdiandel  mittelbar  b^theiligt  sind,  unbenommen,  ihr  In* 
teresse  bei  dem  compromiasarischen  oder  AusträgalGericht  unmittelbar  zo 
wahren  A).  Die  BundeseanzleiDirection  ist  ermächtigt,  ihren  Anv»lt»i 
»die  erforderliche  Aufklärung  über  den  Stand  der   Sache  zu  ertheiien«'). 

a)  Erörterungen  hierüber,  in  den  ProtocoUen  der  B.  V.  v,  1891,  §•  »9  ^1^"^ 
93  u.  106,  besonders  in  dem  Gutachtlichen  Comnussions Vortrag,  Beil  6  n 
dem  Protoc.  v.  5.  April  18«  1,  §.  98.  —  Die  hier  gemeinte  Vorjrage  (Präjudkü 
oder  PräliminarFrage)  betrifit  blofs  den  PräjudicialPunkt  der  PastivUgHiwäf« 
war  Saehe,  die  Frage  Ton  ganslicher,  oder  theUweiser,  oder  jnur  priseipilff 
JfirAiverpIlichtuiig  eines  Theils  der  in  Bcaiehmig  stehenden  Bmideighed;r.  & 
Compromifs-  oder  AusträgalGericht  soll  durch  rechtliches  ErkemUnifi  fettsetta 
welches  oder  welche  von  mehreren  Bundesgliedern  wegen  der  Forderuag  gsa 
oder  sum  Tbeil  aufscr  Anspruch  (ex  Ute)  su  lassen,  welches  oder  welche^ 
gegen  in  Anspruch  eu  nehmen,  und  auf  eine  defshalb  erhobene  Klage  sicliai 
SU  lassen  schuldig  sey,  mithin  die  Forderung  su  Tertrelen  habe.  Die  \oHrifi 
besteht  also  nicht,  wie  schon  irrthfimlich  angenommen  worden  ist,  in  derFo^ 
welches  von  den  mehreren  Bundesgliedem  prom'sorisch  (durante  litc)  die  Zbm 
oder  die  Mimeute,  s.  B.  den  TVitwengehalt ,  die  Pension  u.  d.  ssu  hesaklen  bik: 
obgleich  eine  Bestimmung  auch  hierüber,  dem  auslrägalrichterlicben  ErrooKi 
unbenommen  ist.  Man  s.  unten,  Note  g,  —  Im  Fall  eines  Streites  über  Jeo 
InkmU  der  ^^orjrmfe,  kann  dieselbe  von  dem  AusträgalGericht  fest^esetit  ««r 
den.  Diese«  gesthah  in  dem  Streit  über  die  riieinpiSkische  Staattscbnia & A 
von  dem  OAG.  au  Celle  in  dem  Urtheil  v.  i&  Oet.  189$  *  in  demPretoc.^ 
a6.  Jan.  1816,  Bd.  XVffl,  S.  14.  Der  B.  V.  steht  nicht  die  Bcfugnifi  »<  "| 
einem  vorliegenden  Streitfall  die  streitige  Vorfrage  gleichsam  in  legislati«»"«^ 
fbstcusetKen,  und  so  deren  Festsetzung  dem  compromissarischen  oder  autrig'*' 
'  gerichllicben  Erkenntnils  au  entsiehen.  Dagegen  steht  ihr  die  antfaeDlitrli' '"^'^ 
pretatioa  von  Bundeabestinunungen  au,  wenn  in  Betuehung  auf  die  Vorfrage 
das  Compromifs-  oder  AusträgalGericht  einer  solchen  su  bedürfen  crl^'^* '^ 
Die  HaufUjrage,  betreffend  die  Richtigkeit,  den  Grund,  die  Grölse  uodBcM^^' 
fenheit  der  Forderung  der  Privatpersonen,  spaterbin  die  gehörige  Leiitai^^*^" 
Seite  des  unstreitig  verpflichteten  Subjectes,  wovon  erst  nach  austragtln^'^'f' 
lieh  entschiedener  PrajudicialFrage  die  Rede  seyn  kann,  gehört  weder  ^r<ii^ 
B.  V.,  noch  vor  das  Gompromiis-  oder  AusträgalGericht»  sondersi  ^^ 
eines  Streites  darüber,  vor  die  Landesgerichte  des  leistungspflicktigeo  ^^' 
gliedes.  Man  s.  auch  den  oben  angef.  Gutachtlichen  CommbsionsVortr^'  r 
Weder  die  Entstehungsgeschichte,  noch  der  Wortlaut ,  noch  der  G«*^ 
3o.  Art.  fordern  au  Begründung  des  darin  festgesetaten  Verfahrens,  ^^  J^ 
Anspruch  an  und  filr  sich  hegrOndet,  oder  daf&r  von  einem,  ctÜrhe*^  ^ 
allen  der  dabei  betheiligten  Bundesglieder  schon  amerktuua  sey.  Ci  '^  S^j 
dafs  derselbe  nach  RechtsgrundsatKen  nicht  schon  für  offenbar  gnis^  P 
achten ,  und  nicht  ein  Streitfrevel  unverkennbar  sey.  Müfste  jene  Aocrkco'^"'^ 
der  Forderung,  oder  der  Liquidität  ihrer  Gröfse,  ihrer  ünbcdingtheili  W 
oder  Terfallreife  u.  d.  m.  vorausgegangen  seyn,  so  würde  in  Jedem  vorkom'»"* 
dem  Fall  von  dem  einseitigen  Urtheil  oder  Willen  der  Gegner  desPr«t«^°'^ 
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aller  oder  oinsetaier  abhiogeii,    die  Beidminuiig  deB  AH.  So   Tfirlcungslos  su 

aidun,  imd  sieb  einer  gerichlliclieii  RecfaUverfolgung  ganz  «u  entElehen»  —  In 

dm  wieBir  Gonferenienv   erlüärte  die  RedartionsGoininission,  in  einem  in  der 

Situa%  ▼*  iSl  April  1810  erstatteten  Vortrag:    «die  Vorschriften  des  Art.  3o 

bexögea  sich  etnug  auf  die  Frage,  welchen  Bundesstaat,    oder  welche  Bundes- 

fttialcn  die  Forderung  (der  Anspruch)  überhaupt  angehe,    und  es  bleibe  hiebet 

Wdif Sei  dahin  gestellt,    ob  die  Forderung  an  sich  gegründet  sey,  oder  nicht». 

80  iiid  das  würtembergische  Votum   in  d.  Protoc.  der  B.  V.  t.  1894 ,  §.  49» 

Aaders  v.  ÜAmTnira  in  e.  Gutachten  in  d.  Protor.  v.  21.  Dec.  1810  (Bd.  X,  &81 

der  QuartAusg.),  welcher  dafür  halt,  es  «sey  erforderlich,  dafs  die  Forderung 

selbst  Ydll%  klar  sey».    Auch  PrKimR,  in  s.  practlschen  Ausföhrungen,    mit 

firkemtaissen  des  GAG.  au  Gassei,    Bd.  n   (HannoT.   1S2S,   4.),  Num.  XIV, 

&  4<>^4>^  "^  Darüber,  was  unter  der  Vorfra^  zu  rerstehn  sey,  fanden  bei 

d«r  &  V.  sehr  ausfSihrliche  Erörterungen  Statt,  s.  Protocolle  der  B.  V.,  Bd. XI, 

&  ii5  E,  173  fL  vu  %vj  ff.,   Bd.  Xn,  8.  t5  ff.,  ai3  ff.  u.  iSs  fL  —   Von  dem 

Fan,  wenn  huinet  von  den  in  Anspruch  genommenen  Bundesgliedem  die  For- 

denog  0lr  gegründet  eriiennt,  s.  im  folg.  %.^  Num.  19. 

Vi  Olme  dafii  die  Einrede  des  unrecht  gewählten  Beklagten,  oder  der  ermangeln- 
da  PssaiirLegitimation  zur  Sache,  mit  Erfolg  entgegengesetzt  werden  könnte.  — 
Die  ia  Anspruch  genommenen  Bundesglieder  sind  befugt ,  auch  andttre  Bundes- 
t^fBooea,  als  nach^  ihrer  Behauptung  bei  der  Vorfrage  betheiligt,  lurTheilnahme 
ui  der  gitiichen  und  austrSgalgerichtlichen  Verhandlung  auftufordem.  Von 
drr  AddtatioB  unten  Note  d,  und  oben  §.  176,  Num.  11.  —  Von  einem  Fall, 
wo  ctUche  d»*  in  Anspruch  genommenen  Bundesglieder  (Baden,  GH.  Hessen, 
Katsao)  behaupteten,  dafs  der  Anspruch  alle  Bundesgenossen  angehe,  s.  man 
die  Protoc.  der  B.  V.  ▼.  1828,  %,  975  ▼.  i8«4»  S-  49«  Wenn  gleich  in  diesem 
M  aicht  denkbar  wäre,  dafs  die  B.  V.  in  der  vorgeschriebenen  Art  gütliche 
Aagieicining  versuche,  so  hindert  doch  dieses  nicht,  dals  in  der  B.  V.  ein 
SöbttTersitch  unter  sammtlichen  Bundesgenossen  Statt  finde,  und  auf  solche 
Weite  die  Absicht  des  3o.  Artikels  erfüllt  werde. 

^)  Vortrug  der  BedactionsCommission  in  den  wiener  MinisterialConf^renzen,  in 
den  Protoc  ^der  12.  und  96.  Sitzung  vom  i5.  u.  24*  -^pril  1820,  wo  es  heifst: 
ionter  dem  Ausdruck  BeikeiUffte ,  seyen  beide  (sowohl  di(*  Bundesglieder,  als 
auch  £e  Privatpersonen)  begriffen ,  da  in  dem  hier  vorausgesetzten  Fall  sowohl 
die  Buadei-  (Staats-)  regierungen,  als  auch  die  Privatpersonen  veranlafst  wer- 
den kAurteo,  sich  an  die  Bundesversammlung  zu  wenden  v. 

^  Der  ru^ierUeiien  Beurtkeilunff  hat  die  B.  V.  auf  keine  Weise  vorzugreifen;  toa- 

■KBtSeh  aiclit  durch  FesUettung  der  Vorfrage,  welche  ausschliefsend  entweder 

'iser  Uebereinkunft  der  Betheiligten,  oder  der  richterlichen  Beurthdlung  (oben 

Note  s)  sn  überlassen  ist,  auch  nicht  durch  Bestimmung  dessen,  was  in   Auf- 

nnd  Gegenrechnnng  gebracht  werden  darf.    Eben  so  wenig  darf  sie  in  der  Ver- 

^^»^l^tmeite ,  die  gesetzmäsige  Wirksamkeit  des  Richteramtes  irgend  hemmen. 

~  Wa»  oben  ().  174,  d)  von  dem  Fall  gesagt  wird,  wo  zweifelhaft  oder  streitig 

i^tt  welches  von  den  betheÜ^ten  Bundesgliedem  die  Rolle  des  Klägers  eu  über- 

■rtMcn  habe,  gilt  auch  hier.    Vergl.  Protoc.  der  B.  V.  v.  iBai,  §.  n  u.  33.  — 

Ob  in  einem  FViU  des  3o.  Art.  der  wiener  SchlufsActe,    dem  AusträgalGericht 

^  AieiMiim  ad  litem,   als  2ur  Instruction  der  Sache  gehörig,  eu  überlassen 

»?^  Vcfgl.  aweites  6«taGbten,   §.  7  «u  dem  Vortrag  in  der  Beil.  aa  zu  §.  176 

^»^otoc.  der  B.V.  v.  iSaa,  u.  ebendas.  §.182,  insbesondere  das  groftherzogl. 

^•■»Aefi.  das  kurhessische  Volum.    Oben  175,  Num.  11. 

')  ft  ^h^rigmlGeri&ktsttrtheiU  wurden  bis  Jetzt  gefa'llt,  in  Streitigkeiten,  wobei  Pri- 

^a^wripten  betheiligt  sind,  zwischen:  1)  GH.  Hessen  n.  Nassau,  betreffend  den 

Too  Naesau  zu  fibernehmenden  Theil  althessischer  Landes-  und  Kammerschul- 

15* 
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den,  Urtlieil  des  OAG.  su  Mfiadien  ▼.  4.  Juli  i8t3,    in  d.  Protoc.  der  B.  | 

▼.  4.  Dec  18^39  Bd.  XV,  S.  646  u.  574  iF-  (weg^  des  Bestandet  und  d«  S 

Irags  der  von  Nassau  au  übernehmenden  althessiscfaen  Landes-  und  Himnu! 

schulden,   ward  der  Streit  am  Anstr^galGericht  Terfaandelt,   aber  ilS^  ^«rj 

Vergleich  beigelegt);  a)  Baden  (für  sich  u.  GH.  Hessen  und  Nassau)  il Bafeii 

betr.  die  Besahlung  der  rheinpfala.  Staatsschuld  lit.  D,   Urtheil  des  OAG.  i 

Gelle  ▼.  a8.  Oct.  i8a5,  worin  sugleicb  die  Vorfrage  richterlich  iVstgesetst  mr| 

in  d.  Protoc.  v.  a6.  Jan.  18269   Bd.  XVID,  S.  6  u.  14  fil;  3)  Prenbeiif  Bari 

Kurbessen  u.  Frankfurt,  betr.  e.  Schuldforderung  der  TestamentExceulom  d 

letzten  KurfSrsten  von  Trier,  Urtheile  des  OAG.  au  Darmstadt  ▼.  19.  Müi8^ 

in  d.  Protoc.  t.  8.  Juni  i8a6,   u.  y«  28.  Nov.   i8t6,   in  d.  Protoc.  ▼.  &Fen 

1827,  $.  ao,  Bd.  XIX,  S.  23  u.  32  iL;    4)  Preufsen  u.  Hurhessen,  dsnn  KaJ 

filr  sich  u.  Wurtemberg,  sammtllch  als  Besiteer  Tormaliger  hurmaioier  Luui 

thetlc,  betr.  die  auf  den  Zoll  Vikbach  und  die  Beute  Lohneck  radicirten  Sckj 

den  des  Kurfurstenthums  Maine,    Urtheil  des  AG.  su  Dresden  t.  6  Man  lü^ 

in  dem  öffentl.  Protoc.   t.  18.  Mära  i83o;    5)  Preufsen  und  Baiern,  betr.  i!i 

Witwengehalt  der  Witwe  des  letsten  Markgrafen  von  BrandenburgAndiadi  tu 

Baireuth,   Prinaessin  Elisabeth  Berkeley,   Urtheil   des  OAG.  sn  LGbeck  t.  > 

(publ.  26.)  Mai  i83o,  in  d.  öffentl.  Protoc.  ▼.  17.  Juni  i83o;  6)  den  Regienia,'^ 

des  im  J.  1814  für  Verpflegung  fremder  Truppen  bestandenen  Tkünager  FU^a 

Verbandes»   nämlich  den  Hercoglich- Sächsischen,   Fürstlich •  Schwanbiu^itdii 

und  Beufsi sehen  Häusern  (S. Meiningen  hat  sich,   in  Folge  einer  mit  S-Weiffi 

getroffenen   Uebereinkunft,    von   der  Streitgenossenschaft   losgessgt,  kt  ab« 

wegen  später  erworbener  saalfeldischer  Landestheile  wieder  hineingetreten),  i 

das  OAG.  au  Celle  gewiesen,  durch  Beschlufs  der  B.  V.  in  dem  Protoc.  t.  5.  De 

1822,  Bd.  XIV,  S.  186,  und  einen  Beschlufs  ▼.  i83i,  betr.  den  Streit  etüclH 

der  genannten  Häuser  blofs  unter  sich.    Die  AusträgalUrtheile  in  beiden  Sack 

wurden  publicirt  am  16.  Nov.   i832.     7)  acht  Regierungen  (PreafseD,  Baien 

Baden,  Kurhessen,  GH.  Hessen,  S.  V^eimarEisenach,  Nassau,  Frankfurt),  ^ 

die  Bezahlung  der  reichsdeputationsschlufsmäsigen  Pensionen  an  vormalige  W 

aollBeamte,  Beisler  u.  Cons.,  an  das  OAG.  su  Gelle  gewiesen,  durch  fieseii^H 

der  B.  V.  in  d.  Protoc.  v.   11.  Mai  1826,   Bd.  XVffl,   S.  120;   da»  Endurlhd 

ward  eröfiuet  su  Celle  am   12.  Mars  i832.     8)  Baiem  und  Baden,  neb^t^^ 

Hessen  u.  Nassau,    betr.  die  Bcsahlung  der  rheinpfakischen  SuaUObligatiooj 

lit.  b,    vor  dem  OAG.  su  Lübeck,    durch  B.  V.  Beschluls  m  d.  ?Totoc.  r.  ij 

Mars  1829,  enUchieden  durch  ein  Urtheil  v.  10.  Juli  i832.  QuellensaniDi- ^^^H 

S.  io5.    9)  Nassau  und  Preufsen,  Baiern   und  SachsenGoburgGotha«  ^'  1 

Uebernahme  oder  Vertretung  der  NassauSaarbruckisch^n  Schulden,  eBtschi^^' 

durch  ürtheü  des  (Äerhofgerichts  su  Mannheim   v.  28.  Mars  i836.   W  ^H 

hängig  in  der  Austrägallnstans ,  in  Sachen  wobei  Privatpersonen  bethei%t»iAj 

befinden  sich  jetst  folgende  Streitsachen,   swischen:    1)  Preufsen,  ^^^"'j 

Frankfurt,    betr.  das   kurtrierische  Schuldenwesen,    vor  dem  OAG.  w  *n 

durch  B.  V.  Beschluls  in  d.  Protoc.  v.  16.  Mai  1828,  Bd.  XIX,  &  i43-  «'  H 

reich,  Preufsen,  Baiern,  Wurtemberg,  Baden,  GH.  Hessen,  S. Weimw «- '|*j 

sau ,    betr.  ein  von  der  berliner  SeehandlungsSocietät  i8o5  an  Naasa"ö^*''n 

Fulda  geliehenes  Capiul,   anhängig  bei  der  B.  V.  seit  dem  Jan.  18)8,  ^^^\ 

dem  OAG.  su  Celle,  seit  Aug.  i83o;   3)  die  oben  §.  174,  Note  h,  ^^^^1\ 

erwähnten  Streitigkeiten  swischen  Schaumburglippe  und  Lippe»  Tor  dem  ^ 

Hofgericht  su  Mannheim,  seit  August  i83o;    4)  die  theilweis«  F«»*^^  J 

oben  (Num.  I,  i)   bemerkten  Streites  wegen  althessischer  I^^***^^     "^J 

dem  OAG.  su  München.    5)  Ocstreich,   Preufsen  u.  GH,  Hessen,  ^      \ 

u.  Nassau,   femer  swischen  GH.  Hessen  u.  Nassau,   betr.  ^  .^^ ^^i^J 

Pensionswesen  verschiedener  vormaliger  geistlicher  Stifte  in  Man»  "'  " 
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^^r  dem  OAG.  su  Jena,  seit  April  i83a;  6)  Preufsen  u.  Nassau,  betr.  die  Be- 
Tihhsg  der  Zinsenruclistaiide  woa  lnurcölnisdiea  landst.  Obligationen  aus  den 
Jabrea  179$  bis  i6i5,  für  die  Zeit,  wo  Nassau  kurcölnische  Landestheile  in  Be- 
s<U  hstte,  vor  d.  OAG.  au  Gelle,  seit  Mai  i83a;  7)  ungefabr  16  Regierungeuj 
betr.  die  Beaablung  u.  Yertbeilung  der  kur-  u.  obei*rhein.  Kreisschulden,  vor 
dem  OberTribunal  au  Stuttgart,  vermöge  Bcscblusses  der  B.  V.  t.  11.  July« 
i83i;  8)  Preu&en,  Hannover,  Kurhessen,  Meckl. Schwerin,  Braunschweig  u. 
AnUtBeraburg«  betr.  das  im  Julj  1826  angebrachte  Gesuch  der  Administrato- 
ren der  von  Lossowschen  FamilienStipendienstiflung  xu  Magdeburg ,  wegen  ver- 
sriuedcaer  der  Teutschordensballei  Sachsen  gemachter  Darlehen,  vor  dem  OAG. 
cu  Labeck,  verm.  Beschl«  der  B.  V.  v.  a8.  July  i83i,  TS)  Forhereitungen  au 
ciaeaa  AnstragalVerfahren  wurden  in  folgenden  Streitsachen  obiger  Art  getrof- 
fen: 1)  in  S.  Preufsen  wider  Nassau,  betr.  Schulden  der  saarbrücker  Landes- 
cassea,  insbesondere  a)  an  die  Gräfin  OUweiler,  Witwe  des  Fürsten  Ludwig 
von  N«siaiiSaai1>rücken,  seit  dem  Protoc  v.  6.  Juli  1820,  b)  an  andere  saar- 
briekiic&e  ^Stabiger,  Staatsdiener  und  Pensionäre,  seit  dem  Protoc.  v.  7«  Dec* 
i8tii  t)  in  &  Baiern  wider  GB.  Hessen,  betr.  die  Entncbtung  einer  dem  Grar 
fen  Vier^  g^böbrenden,  auf  die  Receptur  POeddersheim  radkirteu  Korngulte, 
seit  dem  Protoc.  v.  i3.  Mai  1822;  3)  ewischen  Baiern  u,  GH.  Hessen,. wegen  e. 
Forderung  von  Würsweiler  und  Weissenburger  an  das  Depart.  Donnersberg, 
ictt  dem  Juli  18149  erledigt  durch  Vergleich,  nach  Protoc.  v.  8.  Febr.  1817 i 
^1  Bi  S.  der  i&nf  teutschen  RheinuferStaaten,  betr.  Rfickstände  von  auf  den 
RheittOctroi  radicirlea  Addltionaffienten,  welche  dem  Grafen  August  von  Lei- 
oiagenWesterburg  und  der  Prinaessin  Caroline  von  IsenbnrgBirstein,  jetat  verm. 
Gräfin  BuolSchauenstein ,  au  entrichten  sind,  seit  den  Protoc.  v.  17.  Febr., 
ti.  Apr.  u.  «3.  Juni  i8a5  (soll  in  Güte  erledigt  seyn). 

/jBeKbhift  der  B.  V.  v.  19.  Juni  i8a3,  in  dem  Protoc.  v.  i8a3,  Bd.  XV,  S.  186. 

4)  tV,  dem  Zweck  des  Gesetzes  und  der  Verhandlung  gemäfs,  Hir  die  Privatpef*- 
Hftea  den  Zustand  unverschuldeter  Rechtlosigkeit,  so  viel  möglich,  absukürzen, 
kdoate  das  AusträgalGericht  in  den  Umständen  rechtliche  Veranlassung  finden, 
vorent,  jedoch  ohne  Präjudis  für  die  Hauptfrage  (oben  Note  rf>9  durch  einen 
Vorbescheid  proptsonsch  vnd  mterinUttisch  featausetaen,  ob  einea  der  in.  Beaaebaiig 
st^bcidMi  Bundesglieder,  und  welches,  und  wie  weit,  oder  auch,  dala  jedes 
oder  Btthrere  ron  ihnen,  nach  einem  bestimmten  Verhältnifs,  yravuorüch,  das 
bei&i,  his  SU  endlicher  austrägalrichterlicher  Bestimmung  des  sahlungspflichligen 
Sobjectes,  unter  bedingtem  Vorbehalt  des  Ersataes,  au  Bezahlung  der  Zituen 
<Mier  verfmllener  CapitaiThetle  (vergl.  Reicbsdeput.  Hauptschlufs  r.  180S,  §.  78, 
79i  87  a.  B8),  oder  der  jüimenie,  z.  B.  des  Witwengehaltea,  der  Pension,  Leib- 
roüa  o.  d.,  yerpflichtet  seyen,  die  defiuüive  Entscheidung  der  Vorfrage  abqpr 
bis  nach  hinlänglicher  Erörterung  der  Sache  auszusetzen.  Vergl.  das  Protoc. 
^B.  V.  T.  1811,  §.  11,  Num.  3,  u.  den  angef.  Gutachtl.  Comroissions Vortrag, 
i8a.  11.  V.  GaoLXAv's  Theorie  des  gerichtl.  Verfahrens  in  bürgerL  Hechts- 
strekigheiten,  $.  387  u.  f.  v.  Daascn  a.  a.  CX,  S.  66  ff.  Anders  Mbin.  a.  a.  O, 
S.  i57.   Unentschieden  äuüsert  sich,  HarrTsa  a.  a.  O.,  S.  296. 

h  BeicUals  der  B.  V.  v.  iS.  Jan.  18a  1,  f.  11.    Der  angef.  Gutocbtl.  Commiaaiona- 
Vortrag  $.  9.  —  Auch  daa  Geriebt  könnte  sie  au  Aufklärungen  veraiüasaen. 

*)  IctcUiilt  der  B.  V.  v.  at.  Mai  i8s8t  %.  91  des  Protocolls. 
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§•    '77.  (148..) 

Betketliff'ttng-  eines  Bundesg-liedes  in  seiner  SUuUseigenscht^i ,  Bei  dem  Streit  tuui  anM 
mit  eüur  Privatperson»  Streitigkeiten  der  Bundesglieder  alt  Privatpersonen,  Fall,  wrt 
keines  von  den  Bundesgliedem  die  Forderung  für  gegründet  erkennt,  Desgleiden,  xm 
mehrere  Bundesglieder  als  correi  debendi^  oder  wegen  connexer  j4nsprücke  van  Pi>'n 
personen  tu  belangen,  oder  wenn  in  einem  Rechtstreit  zwischen  Privatpersonen ,  Livk 
gerirhf^  verschiedener  Bundesstaaten  gleich  competent  sind,  Fortsetzung  einst  rftd 
gericfUlichen  Processus  zwisc/ien  Privatpersonen  und  'mehreren  Bundesgliedern  vor  tm 
gerne inscltaßlichen  Geric/W,     Zwei/el  über  Zulässigkeit  der  Austrägallmtan», 

16)  Dieselbe  Competenz  der  Bundesversammlung  und  der  Austi-a>.i 
Instanz  ist  auch  dann  begründet,  wenn  ein  Bundesglied,  3ls  bondt 
mäsiger  Souveiiiin,  bei  dem  B echtstreit  zwi^hea  einem  andera  Bunde 
glied»  ab  bundesmasigem  SoareraiOf  and  einer  Priratperson,  rermä 
eines  ihm  setbststandig  zustehenden  Bechtes,  principaKter  betheiligt  \s 
fn  welchem  Fall  ihm  die  Wahl  frei  steht,  in  jenem  Bechtstmt  als  Pri 
cipaÜntervenient,  oder  in  separate  gegen  das  Bundesglied  bei  der  Bnocä 
Versammlung,  und,  nach  fruchtlosem  Versuch  der  Gute,  bei  einer  An'tri 
gallnstanz  aufzutreten  ($.173«).  17)  Nicht  gehemmt  ist  die  CoiDixrteii 
der  Bundesversammlung  und  der  Austrägallnstanz,  wenn  bei  Streitigi^citii 
unter  Bundesgliedern,  als  Souverainen,  Privatpersonen  als  Streitirt 
nossen  oder  accessorisch  betheiligt  sind«).  18)  Wohl  aber 
jene  Competenz  in  Streitigheiten,  wo  Bundesglieder  nicht  in  personli 
PrivatStreitigheiten  unter  sich  (§.  289  u.  1780),  oder  nicht  iu  lEier  ki 
desmäsigen  öffentlichen  oder  Staatseigenschaft,  nicht  in  ihrer  hundesn»» 
gen  politischen  Uuabhüngigheit,  sondero  als  Privatpersonen  inBetracb 
hMunen,  etwa  ab  Besitsser  ^on  Gutem,  Beaten,  oder  Gereehtsancn,  n 
dem  Gebiet  eines  andern  Bundesgliedes  *),  auch  wenn  dessen  StaatsRsca^ 
($.  474)1  LehnFiscus  C§-  54 1  *,  vergl.  mit  §.  534),  oder  eine  Staats- oder  iW«- 
herzliche  DomänenbehSrde  (§.  482)  der  Gegner  wäre,  oder  als  Verwalter^«*"' 
den  Gutes,  oder  als  Bechtsnachfolger  von  Privatpersonen,  z.B.  als  Cesaooarc 
od«r  Erben,  u.  d.  c)-  in  welchen  Fällen  die  ordentlichen  Geridite  «1« 
Landes  competent  sind  (§.  217).  19)  Auch  ist  die  Bestimmnng  ^^ 
So.  Art.  der  wiener  SchlufsActe  von  1820  nicht  anwendbar,  mWuß  ^* 
Bundesversammlung  nicht  competent,  wenn,  bei  Forderungen  fon  Pri^^* 
piersonen,  die  defshalb  gemeinschaftlich,  in  ihrer  offeatÜ^;!^^'' 
Eigenschail  (§.  173a)  in  Anspruch  genommenen  mehreren  Bandes- 
glieder  anter  sich  darin  einig  sind,  da£i  in  Ansehung  ihrer  Al^^|; 
sowohl  gemeinschsMch  als  auch  individuell,  die  Forderung  ""***!  ,\ 
sey,  wenn  also  zwischen  ihnen  in  dieser  Hinsicht  nichts  "^ 
oder  bestritten  ist.  Bei  dem  Mangel  eines  gesetz-  oder  vertragm««»? 
henden  gemeinschaftlichen  Bichters  über  Bundesglieder  '^**  /  ^ 
Fall  «Ol  hat  daher  der  Prätendent,  wenn  die  Gegner  nicht  über  cm  5<^^ 
raeinschaft liebes  Gericht  sich  freiwillig  vereinbaren,  jedes  der  ^^^^ 


Olli 


2»  Ah$chn#  PersonalVerliältiiisjse  etc.  23t 

Baniogliedar  besonders,  rordessea  inländischem  gefaörigeoi  Richter, 
ab  IKtsclroldiier  Terhältnifsmäsig  in  Anspruch  zu  nehmen«  ^ird  hier  die 
Forderung  rechtskräftig  für  statthaft  erklärt,  und  ist  dann  die  Beitrag- 
yaote  des  Venirtheilten  s^ischen  den  mehi*eren  Bundesgliedern  zweifelhaft 
oder  sinilig)  dann  erst  kann  die  Bestimmung  des  3o*  Artikels  in  Anwen- 
dung iroinmen  «>.  ao)  Eben  so  yerhalt  es  sich  mit  Streitigkeiten!  wo 
mdkren  Bandesglieder  in  ihrer  Prirateigenschaft,  als  gemeinschaftlich 
Terpfficlitete  (correi  debendi]),  oder  wegen  connexer  Ansprüche,  roa  Pri- 
latpersonen  zu  belangen  sind;  wo  im  Yerhältnifs  zu  ihren  allseitigen 
obosUm  Landesgerichten,  ein  uamittelbar  höherer  gemeinschaftlicher  Ge- 
richlikfif  (forum  commune,  imroediate  saperius,  ob  eontinentiaoai  cansae 
\el  oonnexitatem  causarum  competens)  fehlt;  oder  wo  in  einem  Rechtsl!reit 
zwiscben  Priratpersonen,  Landesgerichte  verschiedener  Bundesstaaten  gleich 
Lompetent  sind /}.  2 1 )  In  etlichen  Fällen ,  wo  Privatpersonen  gegen 
mehrere  BoodesgUeder  gemeinschaftlich  ihre  Entschädigungsfordernng  bei 
dem  vormaligen  Reichskammergericht  anhängig  gemacht  hatten^  der 
PmTfs  aber  wegen  Anil5sung  der  Reichsverbindung  und  des  Gerichts 
nicht  fortgesetzt  werden  konnte,  beschlofs  die  B.  Y.,  dafs  die  betheiligten 
Bundesstaaten  über  Ein  Gericht  sich  zu  vereinbaren  hätten,  yor 
vttklieiR  der  Rechtstreit  fortgesetzt  werden  könne  ^).  Hier  hatte  der  Geg- 
ner ier  Bandesglieder,  auf  Erörterung  und  Entscheidung  der  Sache  durch 
ein  gemeinschaftliches  Gericht,  schon  ein  Recht  erworben.  23)  Ob  favo- 
lem  jaris  et  justitiae,  und  da  der  crkläiie  Bundeszweck  jeder  Rechtlosig- 
lieit  widerstrebt  C§-  ^^7  u*  f')i  ^^  überall^  wo  die  Zulässigkeit  der  Aus- 
trfigailmtaiiz  zweifelhaft  ist,  für  dieselbe  zu.  sprechen  /<); 

^)  Badea  erklärte  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1817,  §.  196«  «dafs  weder  aus  der 
coBttiitale ,  nocli  aus  der  continentia  causarum,  luediatisirte  Fürsten 
oAer  aadere  Unterthanen  vor  die  (Bundes-)  Austrdgallastaas  gelangen 
lidaatoi». 

i)  Uierind,  als  forum  rei  sitae,  die  ordentlichen  Gericiite  des  Landes  oompetenl- 
GH.  hetsiaches  Votum  In  d.  Protoc  v.  9.  Jim.  1817,  §.  914«  Num.  ii,  lit.  a.  — 
Ekeodas.  lit.  c,  hetfst  es:  Gibt  ein  solcher  RealBesits  «Veranlassung,  4ah  das 
bedksende  Bandesmitglied  mit  dem  Rezentem  des  Bundesstaates,  in  wek'heta  die 
Goler  liegen  9  mit  seinem  Fifeus,  oder  mit  seinen  Behärden  in  Streit  igerätk,  so 
^nttf  man  ▼ielleicht  die  Entscheidung  der  Sache,  als  eines  Streites  sv^iscben 
<"ti  Bnndesmitgliedern,  nieht  vor  die  Landesgeridbte,  sondern,  nach  fruchtlos 
venachter  Vermittlung  von  Seite  der  B.  V.,  sur  Verweisung  an  die  Auslrägal- 
ItttuK  geeignet  hailen,  weil  der  lu  Art.  der  BundesActe  tämmUidte  StreHigkci- 
tea  der  Bundesglieder  dahin  eu  verweisen  scheaU  (man  s.  jedoch  oiMm  i>.i7^ 
Kote  a).  Bedenkt  man  hingegen,  dafs  in  solchen  Tüllen  der  Regent,  welcher 
ia  ciaes  asden  Fürsten  Suat  Güter  besiut,  in  <&9#er  Hiaaicht  nur  PritMUeigr^mikü- 
^r,  nieht  Bandesmitglied  ist  (nicht  in  seiner  bunde^smäsigen  politischen  ünab- 
^ngi^t  in  Betracht  kommt),  dafs  daher  an  und  für  sich  die  Zustandiffhä  der 

i^t^igerichtw  in  solchen  Fällen  offenbar  begründet  ist; dafs  endlich  ein 

M^,  seiner  Natur  nach  privatrecbtiicher  Streit,  je  nachdem  er  entweder 
>niK^  Landesherm,  oder  mit  Unterthanen  desselben  obwaltet,  bald  vor  die 
'^lU^agaUastana «  bald  vor  die  Landesgerichle  gehören  würde ;  ~  so  wird  mau 
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•cWediicIl  Bedenken  tragen,  die  £ntacheidung  solciier  Streiftigliett^  Uurenu. 
turJiclicn  Behörden,  den  Land9sgerichun ,  eu  fiberlaMCn«  Jedoch  wird  eise  Er- 
Härunff  de&halb  nöthig  sejn,  damit  in  eina&elnen  Fällen,  keine  Zweifel  auf  des 
allgemeinen,  oder  Tielmehr  unbestimmten  Aufdruck  des  erwähnten  ii.  irtilieis 
gegrftndet  werden ».  Die  wiener  SchlufsActe  von  i8ao ,  enthält  eine  soldie  Er- 
kliruDg  nicht.  Erörterungen  hierüber  in  dem  Streit  swiscliea  Ijuxenbarg  n. 
Wnrtemberg,  wegen  enteogener  Einkünfte  der  Herrschaft  Weingarten  von  iäo6 
bia  i8i5,  in  dem  Protoc.  t.  i8a4»  §.  5i. 

e)  In  dem  oben  angef.  GH.  hessischen  Votum,  Num.  ii,  lit.  b,  lieifsl  es:  «b 
keinem  Fall  kann  aber  ein  solcher  (Real-)  Besitz  Veranlassung  werden,  ooe 
Cerichtbarkeit  in  persßnttchen  Sachen  des  Besitzers  zu  begründen,  und  es  fiaden 
tn  dieser  Beziehung  weder  Arreste  noch  sonatige  Maasvegeln  statt,  welche  danuC 
.  abzielen,  das  besitzende  Bundesmitglied  zur  AnerkennisBg  einer  den  diogliebn 
Gerich^tand  fiberschreitenden  Gerichtbarkeit  zu  nöthigen».  —  Wenn  gleich. 
vermöge  der  völkerrechtlichen  Unabhängigkeit  der  Person ,  und  selbst  nach  der 
Analogie  der  wahrend  der  t.  Rcicbsyerbindung  Ton  den  Reichsgerichten  aBg^ 
nommenen,  aber  nicht  durchaus  unwidersprochenen  Regel:  «immedialus  sempfr 
et  ubique  est  immediatus«,  weder  Geriehtzwang  noch  überhaupt  Rechte  der 
Oberherrschaft  über  die  physische  Person  eines  Bundesgenossen  ven  etaein 
Bundesglied  ausgeübt^  werden  dfirfen,  so  möchte  doch  vorstehender  Satz  roo 
der  Incompetenz  in  allen  persönlichen  Rechtsachen  (actiouibus  personalibui) 
ohne  Unterschied,  auf  diejenigen,  wo  die  physische  Person  de^  Bondesglicde» 
nitht  in  Anspruch  genommen  wird,  keineswegs  zu  bezieben  seyn,  nicht  auf  das 
fOrom  conttvctus,  hereditatis,  gestae  administrationis  et  rationum  reddsndannRt 
auch  nicht  auf  das  forum  arresti  realis,  quod  affine  foro  rei  sitae  quodammodo 
videtur.    Man  s.  oben  ^.  178,  Note  o. 

d)  Diesen  Mangel  bemerkte  auch  bei  der  B.  V.  die  Commission  für  das  Austrägal- 
Verfahren,  in  d.  Protoc.  r.  21.  Dec.  1820,  §.  114.  Man  s.  auch  die  grofibeno^L 
badischen  u.  hessischen  Erklärungen  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  i8s3,  $.  9'  "* 
104,  u,  in  d,  Protoc  v.  i8m,  §.  i35.  Preufs.  Erklär,  in  d.  Protoc.  t.  M 
§.  164.  GH.  hessische,  in  d.  Protoc.  ▼.  i8a4,  §.  49.  Beschlufs  in  d.  Protoc 
▼.  1825,  f.  65,  und  das  demselben  yorausgeschickte  CommissionsGiitschieB, 
Bd.  XVn,  S.  66.  —  Das  oben  (|.  17a  n)  erwähnte,  auf  dem  wiener  CongreA 
projectirt  gewesene  Bundesgericht,  wäre  hier  competent  gewesen. 

«)  Protoc  der  B.  V.  ▼.  1822,  §.  i33. 

y)  Sieben  Regierungen  (Preufsen,  Baiem,  Baden,  Uurhessea,  GH.  Hessen,  N»Mu, 
Frankfurt),  als  RechUnachfolger  des  vormaligen  reichsritterschaftliebenCantons 
Mittelrhein,- wählten  1819  das  Stadtgericht  zu  ^eUlur  zum  gemeinschaftViehea 
Richter,  über  einen  von  dem  frankfurter  Handlungshause  Rüppel  und  Bsnuer 
angeregten  Streit,  betr.  die  Sistirung  der  Auslieferung  eines  gerichdichaii  ^ 
dem  Archiv  des  vormaligen  Reichskammergerichto  befindlichen  Depositiin»^ 
welches  der  von  Schleif  rassischen  Debitmasse  gehört;  ein  Streit,  über  welciieB 
aufserdem  die  dabei  betheiligten  Privatpersonen  vor  einem  Landesgericht  einer 
jeden  der  genannten  sieben  Regierungen  besonders  hatten  Procefs  fuhren  m««««'' 
Vergl,  Protoc.  d.  B.  V.  v.  1819,  %,  ««7;  v.  1826,  §.  67. 

g)  Protoc.  V.  1822,  §.  i36;  v.  1819,  %.  725    v.  1817,  §.  98;  v.  i8s3,  ^•/^♦^^."p 
180;    ▼.  1824»  i*  49t  insonderheit  das  oldeaburgbche  etc.  Votum,  ^ 
knrpfiilz.  Erbpächter  der  gräfenauer  u.  Hemsliöfe  c.  Baiem,  Baden,  GH*  i^^' 
sen,  Nassau.  —  Protoc.  v.  1817,  §.  98  u.  426,  in  S.  der  Mitglieder  des  cliemj.|| 
gen    rheinpfal zischen  GeneralLandesCommissariats  zu  Mannheim  c.  die  ^ot 
genannten  vier  Bundesglieder.  —    In  dem  Protoc  v.  1824,  §•  38,    ^^^^t^^^ 
ReclamalionsGommission:   die  Bundesgesetegebung  enthalte  nichts  daron,    ^ 
in  dem  angegebenen  Fall,  die  mehreren  Bundesglieder  em  oberstes  Gericht  «1« 


2.  AhsoiiB.  PöKMialVerhaltaisie  feto.  233 

desien  EntsdieUwig'  siek'  geftdüen  ksaen  mtissmnk  In  dem  .Proton,  t. 
1814*  §-  iif,  macht  ein  würtembevgitdbes  VoCnrii  von  der  freien  Entechlieisung 
der  flielnnerett  Beklagten  abkängigv  ob  sie  sick  über  ein  gemeinsehaftlickes  Ge- 
richt ▼erdnlgen  woUen.  In  einem  Gutftckten,  in  dem  Protoc.  y.  a4.  April  i8a3 
($•  7*5  S.  i3s  der  ^oartAnag,)  Aber  einto  Fall^  W0  die  betheiligten  Bundes- 
^ycÄer  «iek  über  ein  geneinsehaftiiches  Gericht  Tereidbart  hatten,  heifiit  es: 
«k  Das  Verfahren  bei  einem  so  eonstituirten  Gerichte  sby  aber  keiileswQgi  durcb 
<2iejea%en  Vorschriften  normirt,  nach  welchen  sich  die  erwählten  AustrSgal- 
^«richte  imd  die  vor  .ihnen  im  Rechtstrejte  befangenen  Bundesglieder  zu  richten 
katten ».  —  Die  ForUtUung  eines  reichsgerichtlichen  Rechtstreites  zwischen  einem 
Bundesglied  und  Privatpersonen,  gehört  yor  die  Landesgerichte  des 
—  Von  der  Voütißkimg^  rechtskräftiger  reichsgericht^chei^  Erkenntnisse 
dliirck  die  competenten  Land^figerichte,  oben<  §.  169  h«  r- .  Von  AkUeJenrng 
r«srlisgerichtlicher  Acten,  oben  §.  40.  ., 
Ks  Stillschweigende  Anerkennung  dieses  6ründsatzes,  in  dem  Beschlufs  der  B.  V., 
in  S.  der  Erbpächter  der  grafenauer  und  Hemshöfe,  in  d.  Protoc.  y.  18^49 
§.  49-  —  «C*est  un  grand  mal  de  suivre  Texception  au  lieu  de  la  regle.  D  faut 
ctre  aprere  et  contraire  a  l'exceptiony.  Pascal.  Voy.  ses  Oeuvres  (idit.  de 
Paris  1819),  T.  ü,  p.  167. 


§♦    478.  (148-0 

^)    Exe  cuiiom  Ordnung, 

Für  Tollziehongsgeschäfte  der  B*  Y.  «)  ist,  durch  eine  Ey^cutions« 
Ordnung  Tom  3.  Aug.  1890  ^i),  Folgende  festgeaetzt.    l)  Für  Prüfung 
iiad  Yortng  der  VoUziehangsgegeastände,  bestiebt  in  der  B.  Y«  fortwäb- 
rendL    «iiie   Commission   (ExeGalionsCommission)    Ton  ISnf  DSitgliddenH 
mit  zwei  Stellyertretem,  jedesmal  eroanut  für  sechs  HonatOi  mit  Eiiuschlofs 
der  Ferien,  and  so,   dafs  bei   der  Erneuerung  wenigstens  zwcd  neue  Mit^^ 
gliedcr  darin  aufgenommen  werden.    II)  Ueherzeugt  sich  die  B«  Y«i  dafs 
die   RegKrung  eines  Bundesstaates  eine  Jbundesmasige  Yerpflicbtung  nicht, 
oder  nicht  hinlänglich   erinllt  habe,  so  begehrt  sie  yon    derselben  durch 
ihren  Gesandten  in  der  B.  V«,  in  einer  bestimmtem  Frist,  die  Anzeige 
entweder  der  unterdessen  geschehenen  Vollziehung,  oder  genügender  Hin- 
dtfrniwe  oder   Weigerungsnirsachen.     Ergibt  sich  dann  eine  unbegründete 
Nichterfüllung f  so  beginnt  das  ExecutionsVerfahren.     JDI)  Unter 
MHthfihing  ihres  EatecutionsBeschlusses,  erlabt  die  K  Y.  an  die  Eegiecung 
eine  motiTirte  Aufforderung  zur  Folgeleistimg  innerhalb  einer. gesetzten 
Frist  c).      lY)   Wird    innerhalb   dieser,   vollständige    Folgdeistung  nicht 
nachgewiesen,  so  beschliefst  die  B*  Y.   den  wirklichen  Eintritt  des 
aoge^hten   ExeCntionsYerfahrens ,    und    eröffnet   solches   der  Begidrung 
durch  ihren  Gesandten.    Y)  Dieses  Yerfahren  kann  nur  gegenidie  Begie<- 
r1tag  Statt  finden;   ausgenommen ,  wenn  eine   Begierung  selbst,  eigener 
zureidieader  Mittel  ermangelnd ,   gegen  innere  Buhestorer  Hülfe,  notk  dem 
Bnade  begehrt,  oder  einen    ausgebrochenen   Aufruhr  durch  eiglene  Kräfte 
zu   ootCBdrüchen    notorisch    umermSgend^    und    sogar    gehindert  ist ^  die 
Unife  des  Bundes  anzurufen  <0« 
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m)  .Di«  Ytiener  SchluliiAcie,  Avt;  3it  |^  dit§e  «p  «ii,  wie  oben,,  i.  rt6,  Miifii.| 
angefühlt '  iftt.  (Olme  Zweifel  gehören  dahin  aueh  die«  nach  Voncfarift  dj 
in.  Jkit.  denielhen  SvMulhActe^  abgefafsten  recbtlidien  Besoheide  über  d^ 
jüngsten  Besitzstand,'  oben  f.  17a,   obgleich  sokhe  in  de«  angef«  3i.  Art  nkl 

'  mit  benaniit  sind.)  hi  diesen  CVUen,  sollen  die  nerfordeflichcn  Exetoiionl 
Maaaregehi,  naeb  EncMptfiiing  cüler  «sdem  binsieivarfiiatMgsaMaigfli  Mhtel 
•in  JkjmendvBg  gebracht  werden v. 

A)  Definitiv  errichtet  in  Folge  der  ^ener  ScUufsActc»  t.  16)0,  Art.  3i,  undea 
'halten  in  dem  Frotoc.  der  PlenarVersammY.  der  B.  V.  v.  3.  Aug.  1810,  S- 
S.  919  der  Orig.Ausg.  u.  in  Kli^bie's  Qucllemammlung ,  Num.  XXL  —  Ik 
'  provisorisciic  EiecutionsOrdnung,  war  kur«  vorher  errK-htet  worden,  dun 
flescUufs  der  B.  V.  v.  30.  Sept.  1819,  in  d.  Frotor.  v.  iBig,  §.  «19.  —  In  df 
Bundes  Acte  war  dieser  wichtige  Gegenstand  unbeachtet  gifblieben. 

c)  Solche  Aufforderungen  erlieÜs  die  B.  V.,   i83o  an  den  Herzog  Carl  von  Bniu 

'  schweig,  1834  an  den  Senat  der  Freien  Stadt  Frankfurt;  in  beiden  FäUea  «an 

di(^  Execution  durch  Folgeleistung  abgewendet- 

ä)  So  a^ch  die  wiener  SchluIsActe  v.  i8io,  Art.  33. 


§.     179.  (1481».) 

Foriseizung. 

VI)  Die  ExeoutionsMaasregelnr  Werden  im  Namea  der  Gesammtheii 
des-  Bandes  beschloaaen  und  ansgefShrt  <<).  ¥11)  Den  ExecntionsAaf- 
trag;  teithellt  die  B.  V.,  mit  Berfichaichtigung  aller  LooatUmftlsde  miti 
tfomdgen  TerhlitniAie,  einer  oder  ntehrereo^  bei  der  Sache  nicht  bediäJig- 
ien  Regierungen  von  Bandesstaaten  ^).  Sie  bestcrnnt  zagleich  die  Anzahl 
üet  ExecutionsMan^schafV,  und,  nach  dem  {edesmaligen  Zweck,  die  Dauer 
de#  fixeciiiionsVerfahrens  «X  Yllt)  Die  Leitung  dieses  Yerfahro»  ge- 
sohieht,  nach-  ei«>et*  ron  der  Bandesrersammlang  zu  ertheilenden  bstnic- 
tion  ^)^  "dordk  einen  CiyilCommissär,  den  die  ExocutionsRegienui;  ^ 
ernennen  hat  <?);  i^eldier  auch  obKegt,  von  dem  Fortgang  und  d^Beeo.- 
digung  des  Geschäftes  die  B.  Y.  in  KenntniCi  zu  setzen.  IX)  Die  obere 
Lei  taug  dee  Vollaehungsgesohüftes,  in  seinem  ganzen  Laof^  fl^^  ^^ 
B;  V.Mi.  X)  Wo  nicht,  nach  dem  Ausspruch  der  B.  V.,  Gefahr  anf 
4em  Vei^ug  haftet,  hat  die  ExeoutionsRegterung  zairSrderft  der  hedieüig* 
ten  Regierung  ^inzakfindigen,  daTs  unfehlbar  Exeoation  erfolgeo  soiie. 
Wenn  i^eht  fanmen  drei  Wochen  genugende  Erfölhing  der  vorliegenden 
Beschlüsse  nachgewiesen  werde/).  XI)  Ist  auch  diese  dritte  Frist,  welche 
4ie  ExecnttOMRegie^ang  nicht  rerliingern  kann,  fruchtlos  abgeiauAiir  ^ 
erfoJgt  die  Execation ,  genau  nach  Maasgabe  des  ExecationsBeschlos$es  der 
B.  y.  Der  CivilCommissär  berichtet  an  seine  R^erung,  und  dieie  macht 
der  B.  y.  die  nStfaigen  Eröffnungen ,  welcher  fortwährend  die  obere  Lei- 
tung des  ExecutionsYerfahrens  zusteht  und  obliegt.  XH)  Yoifeiebane^  ^^ 
eompromissarischen  oder  xlustragalErkenntnisses,  kanoTondei 
B.   Y.  nur  auf  Anrufen  der  betheiligten  Partei  verfügt  werf«" 
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DcrlolMilt  dfl^  ErhenntdiMS,  Aatf  nie  "Gcgenttaad  einer.  Benidumj;  oder 
cinei  BescfakisseB  der  B*  V«  unerden.  Zalassige  Einreden  seg;en  iie 
VoüsiahiHig  sittd  unverweilt  an  das  AoströgalGericht  m  yerweisen^  nach 
Jenen  \iH9rack  die  B.y,  das  iralere  in  ExeoationaWeg  TeinuiJaikt  Für 
äimVicke  Aastibde  bei  Cen^Nromisaen  und  YergMehen,  ist  .aehieiintg,  in 
gewoUieher  Arl,  ein  AnstrigaKierieht  zu  ernennen  ^  weMhes  über  die 
Zw&ki  und  Einreden  zu  erkennen  bat  XIÜ)  Nich  Erfullang  dte 
ro^ekiflgsaaftrags  y  sind  die  Truppen  ebne  Tersug  zoruclizusiebett,  und 
alles  £iecationsVerrabr6n  bort  auf.  lUV)  Die  liquiden  Kosten  der  Exe*- 
cBtioa  iiat  die  Begiemng^  die  solcbe  yerunaoht  batte^  obne  Vereng-  »1 
entncbtOD,  oder  defsbalb  Sicberfaeit  zu  stellen.  Udber  Einwendungen  oder 
ßeidiferde  dagegen  bat  die  B«  V<.  sttiemscbeideUf  oder,  bei  YoUziebuBg 
aastrigalgeikbtlicher  Erhemstnisse,  das  AustragalGei-ibbt.  Gescbab  die '  Exe^ 
CQtiQB  gegen  Rubestorer,  so  sind  diese  9  ron  ibrer  Regiemng,  xn  Bezab* 
luBg  der  Hosten  auf  ge^tzmosigeni  Wege  anzuhalten.  Unter  dem  Yoi^ 
waod,  dals  die  liquiden  ExecutionAosten  nocb  nicht  bezahlt  seyen,  dürfen^ 
nach  gsKbebener  Executitm,  die  Truppen  ihren  Aufenthalt  in  dem  Lande 
nicKt  fortsetaen» 

»)  Wiener  SchlufsActe  ▼.  iSso,  Art.  32. 

M  Die  liebemehinnng  des  Ai^rags  itt  Bundespfliebt.  Wiener.  SfchluüiAcSdT.iftioi» 
Art.  34.  Ifl^eigert  akb  «eine  Regierung,  den  Auftrag  su  übernehmen,  so'eut- 
tcbodet  die  B.  V.  über  ihre  Weigarungsgründa.  ^atk  .Befinden  iibertrfigl  sie 
ciicr  andern  Regierung  die  VoUaiehttag.  Behant  die  .etate  auf  «nbagründeter 
Ai)leliiiiu^  des  Auftrags ,  so  bleibt  sie  su  SchadeaersalU  'verpfliohte£<.  und  dem 
Bud  rcrantwortlich  för  alle  nacbtheilige  Folgen.    SaecutionAOrdn.,  Art^  9» 

f)  60  auch  die  wiener  SehlulsAete  t»  tOao,  irt.  Si» 

4  Dtrin  lind  sovvofal  die  Art  dei^  Volkiebtti^,  als  auch  die  EaceeutionsG^ustiinde, 
bestinmt  anzugeben. 

t)  So  auth  die  wiener  ScblufsActe  t.  1820«  Art.  34*  ^  der  EsccationsAultrag 
an  mehrere  Regierungen  ergangen,  so  bestinuntj  die  B.  V.,  wckbe  dceselben 
^ea  ü'rQCommissär  su  ernennen  habe.    Ebend.  ■••  .    r« 

/)  Ks  fast  SU  dem  Ablauf  dieser  Frist  lieft  es,  im  April <i83n,  in-  s^aem.jStreit 
ntt  dem  Honig  ron  HanäoTer  ($.  iTda)  der  Heraog  Carl  voii  Brannschweig 
^ionuaen,  ehe  derselbe,  zufolge  eines  Beschlusses  der  B.  V.,  seihet  Verordnung 
>oin  10.  Mai  1897  öffentlich  surücknahm.  Der  ExeculionsAuftrag  war  dem  Rö- 
ugreith  Sachsen  geschehen,  Tvelches  su  dem  Ende  schon  ein  TruppenCorps  Ton 
^  bis  6000  3Iann  in.  Bereitschaft  gesetzt  hatte. 


§•    180.  (1484). 

S)     Fermiulungsreckt  der  B,  V,  überhaupt 

00^  oben  ($.  173)  ermahnte  Redit  und  die  Pfliebt  der  B.  ?.y  in 
alUh  Streiligheiten  der  Bundesglieder  nnter  sieb,  •  wo  nicht 
Crfahrmf  dem  Vereog  haftet  <§.  167  u.  172)4  Vermittlung- güilichw 
^'^in^ltanit,  aueb  unaufgefordert^  ^u  veiwcben,  ist  b^rQndetv  theils  in 
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aMdraekUBheA  Yoraolirifteii  der  6aiideiGrttndT«rCrig«  «),  tk«ils,  «k  Mittri 
zm  dem  Zweck,  düreh  die  Natur  der  BestimmtfBg  der  B.  Y.  (f.  116); 
anck  da^  wo  das  aainitteUMure  YoUziehaiigBreckt  der  B*  V.  (f.  170)  emtritL, 
und  selbst  danni  wenn  noch  streitig  oder  zweifelhaft  ist,  ob,  nedi  ftocht« 
los.yersnchter  Güte,  das  Forum  der  bundesmäsigea  AustragalltistMUi  fon- 
dbrt  sev^).  .H)  Aber  auch  in  Streififflieileii  der  Mitglieder  ciaei  dem 
Bund  angehorigen  Regeatenhaukes,  über  die  Thronfolge  ia  dem 
Bundesstaat,  ist  das  YnniifttlttBga'echt  der  B.  Y.  durch  die  Natur  ikrei 
Bestimmung  begründet  «).  Uad  eben  so  in)  in  Yerfassnngstreitig- 
h^iten  fiwischen  einer  dem  Bund  aageUtrendea  Landesherrschaft 
und  den  Landstinden  oder  Yolksrertretern.  lY)  Bei  Ausfüb- 
cmn'g  bundesferiassungsmäsig  beschlossener,  so  genannter  organischer 
Einrichtungen,  soll  die  B.  Y»,  nach  Befinden  der  Umstände,  die  ver- 
schiedenen Meinungen  und  Anträge  durch  eine  Commission  annugleidieD 
suchen  (§«  ia8).  Y)  In  Streitigkeiten  eines  BandesSouTeraims  mif 
auswärtigen  Mächten  <f),  oder  dieser  unter  sich,  kann  der  Bund, 
als  europiische  Gesammtmacht,  mit  Einwilligung  der  Betheiligten,  üorch 
die  B.  Y-  als  Yermittler  auftreten  e).  yi)  Bei  Yermitüungien  der  B-  V. 
geschieht  die  unmittelbare  Yerhandlung  durch  einen  Ausschufs/). 

11)  BaadflsAdo,  Art.  11.  Besrhlufs  dar  B.  Y.  ▼.  16.  Jun.  1817,  die  Vermittluiig 
dsr  B.  V.  betr.,  in  d.  Protoc.  t.  1817,  $•  «3i.  MTiener  SchlofsAcle  ▼.  i8%o, 
Art  14  «•  si.    YergL  oben  §«  17S,  Note  d. 

O  AbsHmawiagcn  und  Beschlols  in  d.  Prot,  der  B.  Y.  r.  1818,  §.  19,  betr.  eine 
kttrhessisclie  Schuldftnderang  an  Waldeck.  Ebea  so  in  d.  Protoc.  v.  1819, 
(*  168,  betr.  die  kurhessisehen  Schuldforderungen  gegen  Nassau,  Sekawakurg* 
Lippe  u.  Lippe.  Hannoverische  Aeufiierung,  loco  dict.  gedruckt  cur  TertrauL 
^ta.  V.  5.  Juli  i8siv  8.  553  der  Orig^Ausg.,  betr.  AnhaltCöthen's  Beschwerde 
wider  Preufsen. 

ü)  Anders 'AUraxiiyaiCRiK  |.  1189  Note  g. 

<0  yfwäKt  SdiluisActef.  36  und  87. 

e)  ÜLVBn's  droit  des  gens  moderne  de  TEurope,  %,  160. 

jO  BundeaActe,  Art  11.  Der  angef.  Beschlufs  t.  i6.  Jun.  1817,  Nuai.  n,  wo  die 
▼OB  dem  Ausschufs  su  beobaehtende  Yerfkhrungsweise  Torgeschrieben  ist.  Vergl 
•    oben  \,  173. 


9)    Finatuwesen,    FetUeUung  der  ^ujgahen  des  Bundes,  tmd  seines  Geld- 

Matrikularwesens, 

I)  Da  von  sammtlichen  Bundesgliedern  Geldbeitrüge  su  leisten 
sind,  zu  Erreichung  der  Zwecke  und  zu  Besorgung  der  Angelegenheiten 
des  Bundes,  so  hat  die  BundesTersammlung  das  Finanzwesen  des 
Bundes  zu  ordnen  und  unter  ihrer  Aufsicht  verwalten  za  lassen.  Sie  hat «) 
1)  den  Betrag  der  gewöhnlichen  ^)  Terfassungsmäsigen  Ausgaben,  so 
weit  ea  im  Allgemeinen  geschehen  liann,  festzusetzen;    2)  in  verhom- 
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FUlaif  di0  aufserordentUchen  Ausgaben  e),  weleke  sa 
Kuifiknuig  betoodever,  in  Hinsicht  aaf  anerkannte  Bnndeszweckei  gefafs« 
teo  Seidduise  erforderlich  sind,  und  die  za  Bestreitang  derselben  za  lei« 
sTanden  Beitrage  zu  bestimmen;  3)  das  matrikelmasige  Verhält- 
niTs,  a«l  welchem  Ton  den  Mitgliedern  des  Bandes  beizutragen  ist,  fest- 
zusetstt^;  4)  ^^  Erhebung,  Verwendung  und  Verrechnung 
der  fidtrige  anzuordnen,  und  darüber  die  Aufsicht  zu  führen«  11)  Die 
ßottdefMatriknlarbeiträge  fliefsen  in  die  BundesMatrikular- 
casse  ($.  19SX  "Vielehe  TOn  der  BundesCanzleicasse  rerschieden  ist($*  t36), 
für  Rrkgnwecke  in  die  Kriegscasse  ($.  197)* 

at  Dtf  Folgende  sind  Worte  der  wiener  SchlufsActe  v.  1820,  Art.  5s.  Vergl. 
PofitisHi«  FVagen  des  BundestagsAusschusses  fSr  die  yölkerreebtl.  VerhSItnisse 
des  Kriegs  u.  Friedens,  loco  dictatnrae  gedruckt  als  Beilage  4B  sn  f.  tiS  des 
Protoc  der  B.  V.  v.  181 9 ,  S.  681  der  Original  Ausgabe. 

h]  Von  der  BundesGansleicasse  und  den  daraus  su  bestreitenden  Ausgaben,  sodann 

roB  der  BundesMalrikularcasse,  oben  §.  117. 
}  In  Briegueiten,  gehören  hieher  die  Bedürfhisse  der  BundesKriegscasse.  Auch 
sind  TOD  dieser  Art:  die  allgemeinen  Kosten  der  im  J.  1819  angeordneten  Cen- 
tralUntersnchungsCommission  su  Mains,  die  allgemeinen  Kosten  der  im  J.  1819 
am  Site  der  B.  V.  errichteten,  aus  MUitarPersonen  bestehenden  MüitSrCom- 
minion,  und  der  für  FortificationsGegenstande  angeordneten  LocalCommissio- 
nn,  die  FordficationsKosten,  die  Kosten  der  im  J.  i8s4  angeordneten  Liqui- 
datioosCoromission  för  Forderungen  an  die  ehemalige  BeichsOperationsGasse 
(Protof.  T.  i8s49  §.  44)9  die  Pensionen  der  bei  der  transrfaenanischen  Sustenta- 
iiMiAiistalt  ($.  a33)  beschäftigt  gewesenen  Personen,  nach  d.  Protoc.  t.  i8s4, 
{•  tot  0«  a.  0u 
^  Von  der  Matrikel,  unten  §•  195. 


§.    182.  (148..) 

fO)    fFirksamkeit  der  B.  F.  fiir  auswärtige  FerhäUnüse. 

In  Beziehung  auf  die  auswärtigen  Verhältnisse  überhaupt,  liegt 

^er  B.  y.  ob  «):    1)  als  Organ  der  Gesammtheit  des  Bundes,  für  An f- 

reGlkthaltnng    friedlicher    und    freundschaftlicher    Yerhilt- 

niue  mit  auawartigen  Staaten  Sorge  zu  tragen  ^);  9)  die  T<m  fremden 

Xicklen  bei  dem  Bund  beglaubigten  Gesandten  ($•  i44  ^  ^0  <^n'** 

ttekmen,  und,  wenn  es  nSthig  befunden  werden  sollte,  im  Namen  des 

^iiniei  Gesandte  an  fremde  Machte  abzuordnen  c);  3)  in  eintretenden 

Falleii  Unterhandlungen  für  die   Gesammtheit  des  Bundes  zu  fuhren 

(it86),  mid  Vertrage  für  denselben  abznschliesen;  4)  auf  Verlangen 

•*^  an  dem  Bunde  gehSrender   Staatsregierungen,  für  diesell>en  die 

VtVYeadnng  des  Bundes  bei  fremden  Regierungen,  und,  in  glei<» 

^  Alt,  auf  Verlangen  fremder  Staaten,  die  Dazwisehenhnnft 

^  Budes  d)  bei  einnelnen  Bundekgliedern  eintreten  zu  lassen*    Auch  ist 

^)  ^B.  Y.  yerpflichtet,  die  auf  das  Militä'rwesen  des  Bundes  Bezog 
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habenden  «rganifcheii  Einrichtnngeny  und  die  zur  Sickerheit  der  za  dei 
Bonde  g«liorendeA  Süatagebiele  erforderlichea  Yerthei^igangsanstal 

te«  za  bciolilkljen  «)• 

/i)  Worte  der  wiener  SchlufsActe  v.  1890,  Art.  5o. 

6)  Si'breiben  des  tcutschen  Bundes  an  die  Schweizer  Eidgenossenschaft  t.  i5.  Ma 
1833,  wegen  Verhütung  für  Bundesstaaten  gefSQirlicher  Umtriebe  der  ans  Fnnli 
reich  in  schweteer  Cantone  eingedrungeneD  pofaiischen  miHUEriseheit  Flficlitlmge 
dem  Vorort  ndl  einer  BegleitungsNoCe  ftbergeben  durch  den  öatreidk  Getaadtn 
in  der  Schweia.  Beide  wurden  bekannt  durch  öiÜBntUcbe  Bl£ttert  ^  ^  ^ 
Frankf.  WAZeit.  t.  3o.  Mai  u.  1.  Juni  i833. 

r)  In  den  wiener  MinisteriaiConferenaen ,  ward  dem  ProtocoU  ▼.  i5.  llai  1810, 
SilBung  So,  die  Bemerkung  einFerleibt«  es  sey  im  Art.  5o,  Num.  1,  der  Schht^t- 
Aele,  die  Absicht,  blob  in  muierordnuUcken  Fallen  von  Bundeawcgen  GoMdre 
an  eraenaen.  Diese  würden  dann  (mit  Hecht)  Bm^stagsGeäoaJte  heilaea,  \  o^ 
1S7,  Note  a. 

d)  VergU  den  Art.  drj  der  wiener  SchlufsActe,  u.  unten  i«  187  u.  f. 

e)  Wiener  SchluTsActe  v.  1810,  Art.  5i. 


IV.     C  A  P  I  T  E  L, 

Rechtsverhaltnim  des  Teutschen  Bandes: 

1)  zu  den  Bandesgenossen,  Ihren  Staaten  and  Unterlhanen^ 
8)  zn  auswärtigen  souverainen  Staaten  nnd  Staatenvereinen. 


§.183.  (149.  j 

Rechtsverhaltniss   des   Bundes* 

I)     Zu  Jen  Bundes  (genossen ,  ihren  Staaten  und  ünUrthanen. 

Des  Bechtsyerhältnirs  des  Teutschen  Bundes  ist  zwei&ch;  nach 
Innen  nnd  nach  Aussen  ($.  loS,  III>  Nach  Innen,  bezieht  es  «ch 
s«f  die  Bundesgenossen,  und  auf  ihre  zu  dem  Bunde  geborende  Staa- 
ten und  Dnterthanen.  Hier  wird  es  begründet  äeils  durdi  ^^ 
Nstnr  tuid  den  Bireek  der  besiebenden  Staatenreretnägung  C$-  <^^)'  ^'^ 
durch  Gsundvertnige  des  Bundes,  und  ihnen  gemiTs  erricfatele  Be^Uas«^ 
dar  BundesTerisnunlnng.  Die  Ausübung  der  in  dieser  Hiasicht  den 
Bunde  zustehenden  Beohte,  wo  wie  die  Erfüllung  der  ihm  obliegendes 
Pflichten,  ist  der  Bundesrersammlung  übertragen,  sIs  dem  lofaalHT 
der  Bundeagewsk,  und  dem  stellTertreteiiden  Pfliehtlrsger  der  Gesaffiio^- 
1^  ($.  116)1 


j)  zQ  Am  Biindeagietaosseni  ihren  Staaten  u.  Untertli.  fiSQ 

§-    184.  (150.) 

Fortsetzung. 

1)  Z«  Jem  innern  BechtsTerhaltnifs  des  Bundes  gehören:  Grundlage 
und   AasbildnDg   der   ianem  Bundesrerbaltnisse;  Bestimmung  der  Bandes- 
genosMaidisft  und   der  danät    verbrnidenen  Backte  und  Pflichten;  Uater- 
h^itoMtg  aser  bestandigen  Bundesversammlung  mit  bestimmter  Wirknngs- 
iiefngnifj;  Beschützung  der    Bundesstaaten  gegen  jeden   Angriff;   Garantie 
des  BeäUes  und  der  politischen  Selbstständigkeit  ihrer  in   der  Bundes  Ver- 
einigung begriffenen  Staaten;  Aufrechthaltuog  der  rechtmäsigen  Grundyer- 
Hissoog  in  den  Bundesstaaten    (§•   2a5.   a83.  997);   Erhaltung  der  innern 
Vi  übe  und  Sicherheit  Teutschlands;  durchgangige  Verhütung  oder  Airfhe- 
bang    eines   Zustandes    yon   Bechtlosigkeit^   gemeinnützige    Anordnungen; 
Vemuttlaog    der    unter    den    Bundesgenossen    entstehenden    Streitigheiten 
<larc2i  einen  Ausschufs  der  Bundesversammlung,  und  richterliche  £ntschei- 
(iung  derselben   diutsh    eine    wohlgeordnete  Austragallnstanz;   Mitwirkung 
der  B.  V.  bei  der  Entscheidung   von  Streitigkeiten    zwischen    Begierung 
und  Landstanden   durch  Schiedsgerichte  (§.  284 ft);  Pflichten  der  Bundes- 
giieder,  in  Absicht  auf  verschiedene   Gegenstände   der  Staatsverfassung  und 
i&F  SUatsverwaltung,  auf  das  YertheidigungsSjstem  des  Bundes,   nament- 
kh  die  dem  Bund  in   Ansehung  der  Bundesfestungen  zustehenden  Staats- 
Serritatoi,  auf  Bundeskriege,  auf  eigene  Kriege  und  Bundnisse  «).  II)  Ueber 
dl«  ünterthanen  der  Bundesgenossen,  hat  der  Bund,  da  är  mit  ihnen 
nicht  in  Staatsverbindung  steht,  keine   Art  von  Staatsgewalt,  nament- 
lich keine  gesetzgebende  und.  oherrichterliche   ($.si4u*fO»so  yfi'^  sie 
gegen  den  Bund    nicht  in  Staatspflicht  stehen^),  obwohl    mittelbar 
(don^  ihre  Staatsregiernng)  in  Bondespflicht;     Doch  ist  die  Handhabung 
eines /ortwahrenden  Bechtszustandes^  (S*  217  u.  ff.,  u.  169  e),  auch 
rür  die  Ünterthanen   der   Bundesglieder  von  dem  Bunde  festgesetzt,  und 
lon  ihren  Begierungen  eine  positive  Verpflichtung  dazu  aoeh  gegen  diesen 
fiogcgangen«     £s  sind,   in  dem   zweiten  Abschnitt  der  BmidesActe,  ler- 
Khiedaie  einzelne  Bechtsverhaltnisse  für  sie,   allgemein  oder  ein- 
zHn,  durch   den  Bund  begründet  oder  namentlich  gesichert  ($*  397  ff«). 
Hie  Erfüllung  aller  dieser  Verpflichtungen  können  die  Ünterthanen,  ins- 
goammt  oder  einzeln,  namentlich  die  Landstände,  bei  der  Bundesversamm- 
log  fordern  <?).    Im  Uebrigen  stehen  sie  nicht  zu  dem  Bund,  sondern  nur 
2u  ihrer  Staatsregierung,  in  unmittelbarer  Beziehung,  und  die  Bundes- 
^hlSne  werden  für  sie  erst  nach  geschehener  landesherrlicher  Verkündi- 
g^g  verpflichtend  ($.    i65).     Nur  im  Fall  der  Verletzung   eines  durch 
dea  Bund    terlhssang^masig   geskherten    BechtaverUillnistKaif  •  atelft  .ihnen 
sulmdiiriiek   der   Weg   der  Beschwerdeführung   an  die   Bundesver- 
sammlsag  offen  ($♦  169.  ii.  «17  u.  £>    Erledigung  getechter  Boacbwer^ 
^^n  lokher  Art  zu  bewirken,  ist  diese  emiächtigt  und  verpflichtet ^  wo 
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es  nSthig,  im  baDdesyerfassungsnusigen  Wege  der  Execution  ({.  178),  in 
welchem  de  auch  den  Bedrängten  Schatzbriefe  und  sicheres  Ge 
leite  ertheilen  kann  t'}.  Es  gilt  dieses  Alles  nicht  blofs  Ton  euueloec 
Unterthanen,  sondern  auch  von  Classen  und  Corporationen  derselben. 

d)  Von  diesen  Rechten  wird,-theQs  oben  theils  unten,  ausfÜhrlicber  gehandelt 

B)  NSberes  unten  §.  214,  I.  Daher  kann  ron  ihnen  gegen  den  Bund,  th  wlcbta, 
Hoth^ßrraik  (in 'dem  gesetilichen  n.  nbliohen  BegriiF)- nidil  bcgsngen  wer^ 
obglach  ein  Vergehen  gegen  ihn  9  rermoge  der  eigenen  Staatsverbiadusg,  h 
welche  die  Bundespflicht  wesentlich  rerflochten  ist,  aur  Strafe  eben  so  woU 
angerechnet  werden  kann,  aU  ein  gegen  den  eigenen  Staat  un6iittelbar  begu^ 
nes  Verbrechen,  und  in  keinem  Fall  weniger,  als  eine  Rechtsverletzung  gega 
etnen  Auswärtigen  anderer  Art.  Ein  in  allen  Bundesstaaten  pnblicirter  Ik- 
aehlulk  der  B.  V.  rem  tS.  Aug.  i836  verordnet :  dafa  «jedes  Untemebniea  gcga 
die  Existens,  die  Integrität,  die  Sicherheit  oder  die  Verfassung  des  Amin,  a 
den  einaebien  Bundesstaaten,  nach  Maasgabe  der  in  diesen  bestehenden  Gesett^ 
nach  welchen  eine  gleiche  gegen  den  einselnen  Bundesstaat  begangene  Handlu^ 
als  Hochverraih,  Lande tverrtOh  oder  unter  einer  andern  Benennung^  m  rirlita 
wXre,  cu  beurtheilen  und  au  bestrafen  ist«.  —  Dafs  auch  gegen  den  Bund  Ho(& 
verrath  begangen  werden  könne,  ward  angenommen,  in  den  Verhandlungn 
der  Bweiten  Hammer  der  Landstande  des  GH.  Hessen,  i8ks  Heft  6,  8.  78^* 
Die  Constitution  der  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  t.  17.  Sept.  i'% 
Art.  3,  Num.  3,  erklärt  für  Verrath  gegen  die  V.  St.:  «wenn  Jemand  Kri^ 
gegen  sie  erhebt,  oder  sich  mit  ihren  Feinden  verbindet,  oder  diesen  Hälft 
leistet».  Diese  Bestimmung  ist  positiv,  und  die  Organisation  der  Gonfoderadoii 
der  V.  Sc  ist  wesentlich  verschieden  von  derjenigen  des  T.  B.  —  Von  to 
Bund$sCaHMie^ersomenj  oben  %.  i36,  Note  d, 

c)  Als  von  ihren  Regierungen  übernommene  Bundespflicht.  Vergl.  $•  184?  ^r«. 
ai8.  —  «Der  B.  V.  liegt  ob:  die  Erfüllung  der  durch  diese  Bestimmungen (^ 
BundesActe)  iibemommenen  Verbindlichkeiten,  wenn  sich  aus  hmreicbend  te» 
gründeten  Anseigender  Betheiligten  ergibt,  dafs  solche  nicht  Statt  gefundeB 
habe,  au  bewirken  t.  Wiener  SchlulaActe  v.  1890,  Art.  53.  Erklärung,  in  ^°b 
Präsidial  Vortrag,  in  der  aweiten  Sitaung  der  B.  V.  v.  11.  Nov.  1816,  ohea 
$•  io5,  Note  i,  —  Aus  demselben  Grund,  und  nach  der  BechtsAnalogiet  oiu^^ 
dieses  gelten  auch  von  Bestimmungen,  welche  aum  Vortheil  der  Uflt^rt&aneii 
auch  in  Grundverträgen  des  Bundes  autser  der  BundesActe,  namentlich  Inder 
wiener  SehlnftActe,  ftestgesetst  sind. 

tO  AuAer  diesem  Fall,  sind  Schutabriefe  und  sicheres  Geleite  in  dem  ^cg^  ^^ 
BachU  von  der  eompetenten  richterlichen  Behörde,  oder  aufsergerichüicii  ia 
Weg  der  Gnade  von  der  Landesherrschaft  au  ertheilen.  —  In  der  Fr.  Su« 
Frankfurt  kann  die  B.  V.  Schutzbriefe  ertheilen  (§.  i43). 


§* 


(151.) 


II)    Zu  auswärtigen  souverainen  Staaten  und  Staatenveremen, 

I)  Das  BeditSTaUatnira  des  Teutschen  Bundes  nach  Aufsen,  ^m&rst 
alle   BcBieihnngen,    die   ihm,    als   einem  Verein  politiseh  uosbblogi;^ 
Staaten,  als  einer   europSischen    Gesammtmacht,  gegen  aasWsi'^'S 
souveraine  Staaten    und  Staatenrereine   auhommen  «>    ^^^ 


^1 


2)  zu  aaswartigen  Staraten  und  Staatenvereinen.      24  t 

begrüniiet,  tlieils  durch  die  Natur  der  poUHschen  UhabhXngigfceit 

tnd  Einlieit  des  Bundes,  theils  durch  Yerträge*     U)  In   dieser  Hinsicht 

u-IkTs,  iu  und   unter  dem  Namen  des  Teutschen  Bundes  ^^  die  Buiidesrer* 

mmmlttBii^i  in  dem  ersten  Jahr  ihrer  YVirksamheit,  an  jede  der  übrigen 

nro^uachea  Mächte,  auch   an   die,  welche  zugleich  Glieder  des  Bundes 

dnd,   und  an  die  Vereinigten  Staaten   von  Nordamerika,  eine   fSrmKche 

Notiiication   ron  der   Feststellung  des  Bundes  ^).    Verschiedene  dieser 

tf ächte  ernannten   Gesandte  bei  dem  Bund  (^.   i44  Q*  f-))  ^^^  theilten 

hm   Ton    ihnen    erlassene    öffentliche    Declarationen    formlich  mit  <?)• 

Ol)  In  seinem  souyerainen  Macht verhiQtnifs,  stehen  dem  Bund  alle  Rechte 

EU,  deren  Ausübung  ihm,  in  solcher  Beziehung,  nach  dem  angenommenen 

[jrundsatz  der   politischen    Einheit   sammtlicher    Bundesstaaten,    ron    den 

Bondeigenossen  übertragen  sind,  und  welche  das  Vollierrecht  einem  freien 

KtiatenTerein,  als  dem  Vertreter  der  unter  ihm  vereinigten  Souverain* 

fitasten,  allgemein^  oder  nach  dem  Inhalt  besonderer  Verträge,  einrinmt  ^. 

iV)  Da  der  Bund  nur  auf  Gründung  und  Handhabung  eines  Recbtazustan« 

des  berechnet  ist,   so   bann   und   mufs  seine  Politik  keine  geheime  seyn. 

£r  soli  Rechtsverletzungen  weder  zufügen,  noch  von  Andern  dulden  «)• 

•)  Frotoc.  der  B.  V.  r.  1817,  (.  is3.    Dieses  RechtsverhältniTs  der  Staateavereine, 

ut  io  der  Regel  nicht  verschieden  von  demjenigen  einl^dier  Staaten«    VergL 

Zacsaba,  das  Staatsr.  der  rhein.  Bundesstaaten  nad  das  rheki,  Bmidesrecht, 

erlaaleit  in  e.  Reibe  von  Abhandlungen  (Heidelb,  iSiow  A.),  8.  i4a  u.  fll  — 

AU  eine  europäische  Gesammtmacht  ward  der  Bund  ancirliawit,  voriänig  sdion 

im  deoi  pariser  Frieden  v.  18149  Art.  6,   und  nachher  in  der  SehlulsActe  des 

wiamr  Congresses,  Art.  53.    Vei^L  auch  unten  Note  c. 

ki\  BescUub  der  B.  V.  in  ihrem  Protoc  v.  la.  Jun.  1817«  ^  M7,  N.  I,  ioHtINn's 

^iicUcBsanunL,   S.  a4&  ft    Vorausgegangen  war  eine  loco  dictatnrae  gedruckte 

«Annerkiing  einiger  Punkte,    die  auswärtigen  Verhältnisse  des  Bundes  betr.» 

itelche  in  der  vertraul.  Siteong  v.  3.  Mäns  1817  TOi^ekommen  sind».  —   Von 

aDcn  msdiSen  liefen  anerkennende  Autwortschreiben  ein,  ausgenommen  Portu» 

gaK  Saidfflien,  die  Pforte,  u.  die  V.  St.  von  Nordamerika.  -^  Wie  die  ange- 

fuhrtea  Bekanntmachungsschreiben,   so  sollen  auch  alle  nachfolgenden  Sckrti^em 

der  B.  V.  an  auswärtige  Staatsregierungen,  die  Unur^ekrift  fahren:  «IXrr  TMraA« 

9mti,  wmd  m  dosten  Namen  der  Kaiser itek''Oejtreiekisehe  frAtüUremde  Geeamdte  (in) 

der  Bmmdes9ereantmlung^9^  und  (richtiger)  in  der  beigefSgten  fransfisischen  Veber* 

»etniBg:  «La  Confederation  Germanique,  et,  enSon  nom,  le  Ministre  d*Autriche, 

President   de  la  Dietev.'  Der  angef.  Beschlufs  v.  1817,  2.     In  der  amtlichen 

fraaiösischen  Uebersetsung  des  PräsidialVortrags ,  in  dem  Protocoll  der  B.  V. 

T.  10.  Sept.  1819,  V  ^^o,  keifst  der  PrSsidialGesandte,  «le  AGnistre  de  S.  M,  L 

et  R.  Apostolique , . pr^sidant  la  Dieter.    In  der  BundesActe,  Art.  5,  heilst  er 

>der  Vorsitxendei».    Kurhessen  hatte  vorgeschlaj^ :  «Der  verbündeten  Fürsten 

IL  Freien  Städte  Deutschlands  «ur  B.  V.   abgeordnete  Bevollmächtigte  u.  Ge- 

Midte,  u.  in  deren  tarnen:  der  Vorsitzende  Haiserlich -östreicfaische Gesandte»; 

Bttnns  «Der  der  B.  V.  präaidireiade  Gesandte«,  und  «Le  Ministre,  prisidant 

U  Biete»  (beide  in  d.  Protoc.  v.  la.  Mai  1817,  §.  168);    Würtemberg:   «Per 

fonitseade  Gesandte  in  der  B.  V.»  (Protoc.  v.  1817,  %.  195).    Meckfcnburg  gab 

derb  der  ConferenzPunctation  v.  3.  Mars  1817  aufgestellten,   nachher  in  dem 

Be»rUols  angenommenen  Formel  seinen  Beifall,   weil  die  «Ausfertigung  immer 

▼«  der  B.  V.  ergehe,   und  der  PrSsidircnde  die  Befugnirs,   solche  allein  «u 

KBbir'i  aacnü.  Redii,  4.  Aufl.  16 
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uitlerMltihat«,  aiir  Tim  Ihr,  es  dc]^gati<Mit,  heraehiMn  Ummt^  ^v^«im  avdi 
durch  Jen«  Formel  wohl  auagedriickt  seyv.  Protoc.  t.  1817,  V  >T7.  Eii» 
lauinüche  Formel  der  Untersrhrift,  ward  nur  alieb  von  Kurhessen  Torgeschta 
gen  (Protoc.  ▼.  1817,  ^  168),  aber  kein  Beschlufs  darüber  geiafst. 

tf)  So  die  auf  den  StaaUrersammlungen  en  Aacken  (1818)  u.  Laibaek  (i8bi)  erfaf«e- 
aeii  Deelartttouea.  Protoc  der  B.  V.  r.  1818,  f.  6;  r.  1891,  ^  i34-  —  Im 
Sept  i83i  notifieirten  Frankreich,  Grofabritannieu  und  Bu(aland  dem  T.  Bund 
die  TOD  ihnen  aus  Auftrag  der  griechisclien  Nation  geschehene  Emcmmig  it» 
königl.  Prinxen  Otto  von  Baiem  cum  Erbköpig  von  Griechenland,  und  ersurli 
ten  nm  dessen  Anerkennung.  Diese  ward  erklärt  durch  einen  Beseht uTs  der 
B.  V.  ▼.  4*  Ott.  1831,  in  dem  Protoc.  r.  i839,  §.  409,  in  KlCbxb^s  Quellensaiiiinl 
F»rU*  S.  75. 

lO.  V'erhaadluBgcn  der  Bw  V.  über  die  S$ermtkerei  der  Barkureskim,  Protoc.  t.  i8i% 
§.  «36,  490,  353,  ^ib^  VL.  Beilagen  66  u.  86.  (r«  Gagxbv's)  Alein  Antheil  an  drr 
Politik,  Abth.  IQ,  S.  i56*-  169.  —  Von  einem  antipiratischen  Verein,  s.  Protor. 
▼.  i8ao,  §.  59.  F.  W.  Wittich  über  die  Seeräubereien  der  Barbarcsken.  Du.sselil 
1819.  8.  Vergl.  Protoc.  r.  1810,  §.  58.  Wider  die  Einmischung  fremder  MarMf 
ia  ianens  Angelegenheiten  des  T.  Bimdes,  fafste  die  B.  V«  einen  BetKcMnls  t. 
17.  Sef«.  1834.  —  Als  auf  dem  Aachener  Coiigrefs  eine.  Reihe  Ton  Standesker* 
ren,  im  Sinn  der  teutschen  BundesArte,  wegen  Nichterfüllung  des  i4-  Art.  die* 
aer  Acte,  Beschwerde  gegen  ihre  Regierungen  geführt  hatte,  beschlossen  Oe«!- 
reich,  Großbritannien,  Preufsen  und  Bufsland,  bei  jenen  R^ierungen  fvr' 
ErAllung  des  14.  Art.  sich  xa  verwenden,  weil  «die  Bundes  Acte  eines  Beat^odtiicH  1 
d«r  vtener  CongreftActe  bilde,  und  darum  die  Standesherren  bemehüg;!  aeyn,, 
die  bite^e»lion  und  bona  offiicia  aller  Höfe,  welche  die  CongreüiActe  imteracick- 
net  iudMo,  und  eben  so  aller  Staaten,  welche  dieser  Arte  beigetreten  sind,  in  leteter 
Instaaa  in  Anspruch  au  nehmen,  um  bu  dem  Rechtsxustand  (sitvatiom  l^ale) 
s«  gelangen,  welchen  die  ScMufsActe  des  Congresses  Ifir  sie  fieatgeseiat  habe«. 
Man  sehe  das  Aachener  ProtocoU  der  genannten  Wer  Mächte,  jom  «t-NoT,  tSiB, 
isi  Htvnu's  QueUenSammluug ,  1.  Fortsetaung,  S.  3,  besonders  S.  4*  6  u.  g. 
£m»  Folge  der  erwähnten  Beschwerden  und,  aum  Theil,  dieses  ProtoeoUa,  ^ar 
«in  Besehlufa  der  Bandesrersammlung  vom  «4.  Mai  1819,  beaweckead  die  Klag- 
loaateUnag  der  beschwerdeführenden  Standesherren. 
a)  Wegen  Beaoi)gniffl  einer  Gefahr,  wricbe  von  Seite  politiarher  MlfkvcryUUu«»e 
halber  nach  der  Schweis  Geflüchteter  Teutschland  drohen  köame,  erlieft  die 
B«  V.  im  JMamen  des  T.  Bundes  eine  Note  vom  6.  Mars  i834  an  den  Schweizer 
Vorort,  und  erhielt  von  diesem  eine  Gegennote  vom  18.  Mars.  Beide  atishen 
in  der  Allgem.  Zeitung  v.  i4-Märs  i834i  ordentl.  u.  aufoerord.  Beilage.  Hierauf 
fo%lo  vo*  Seit«  der  B.  V.  eine  abermalige  N«te  vom  1.  Mai  i834. 


§.    186.  (|52i.) 

DiflmiMai§eher  Ferkehr  des  Bundes. 

Der  diplomatisch«  Verkehr  von  Seite  de«  Bttiules  mit  ai»w£rti- 
g0O  Staaten,  wird  I)  dnrck  die  B.  Y.,  dieses  TerfastHngsmäsig«  Organ 
seines  Willens  and  Handelns,  besorgt,  und  zwar  immerhin  nur  in  Folge 
eines  fBrinlichen  Beschlusses.  Er  hahn  Statt  haben  i)  entweder,  mit 
den  bei  dem  Bund  aecreditirten  auswärtigen  Gesandten  (J.  144  u.f.), 
inuudlich    oder  schrißlich,  oder  9)   unmittelbar  mit  den  aiM^ürtigen 
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Stftfttsregiaraag«ft,  durck  Schreiben   des    Butides  (das  keifst,   in 
smein  Nmen,   der  Bondesrersamnihmg,   man  s.  oben   {.    187)   und  der 

auswärtigen  Regierungen  «),   oder  durch   Gesandte,   die  von  dem  Bund 

ihgeordnet  werden,  sey  es   für  beständig,    oder    nur    rorübergebend  für 

dneo  bestimmten  Zweck  und  Auftragt).    II)  Bei  mündlichen  Yerhand* 

langen  mit  aaawartigen  Gesandten,  soll  ror  allem  auch  der  Prfisident 

der  B.  T.  in  analoger  Art   das   unmittelbare  Organ  derselben  seyn;  doch 

steht  ihr  frei,    demselben   eiiizelne   Gesandte  aus   ihrer  Mitte  zu  der  Ter- 

bandlung  b^zugeben.     Bei  Anträgen,  oder  bei  Antworten  auf  solche,  ist, 

ohne  defdialb    einen   eigentlichen    schriftlichen    Notenwechsel    einzuleiten, 

zugleich  eine,  von   der  B.    Y.   oder^  ausnahmweise,  von  dem  bestimmten 

Aosschufs  genehmigte  YerbalNote  zu  übergeben,  welche   das  Yf^esent- 

Uche  der  Besprechung  enthält    Ist  die  YerbalNote  yon  dem  Präsidium  zu 

ertheilen,  so  kann  dieselbe    eher  nicht  übergeben  werden,  ab  bis  sie  yon 

ier  B«  Y.,  oder ^  ausnahmweise,  von  dem  bestimmten  Ausschufs  genehmigt 

ist  c).     m)  Auswärtige  Gesandte  können  ihre  Noten,  nach  Gefallen, 

an  den  Band  richten,  oder  an  die  B.  Y.  oder  deren  Präsidium  <0*    lY)  Der 

Tonirzende  Gesandte  hat,  in  der  Regel,   jede   von   einer  auswärtigen  Ge- 

täadtschaft  erhaltene  Note  oder  Eröffnung,  der  B«   Y»   in   der  nächsten, 

orlentUchen  odei*  anfserordentlichen,  Sitzung  mitzutheilen^  oder,  ausaahiii- 

wase,  zuerst  einem  yon  ihm  zu  erbittenden  Ausschufs  «). 

•)  Schreiben  der  scliweiMr  EidgenossenschaA  an  die  B.  V.,  in  d.  Protoc.  der  B.  Y. 

V.  i8t7«  f»  396,  BeiL  8ö,  S.  7^5. 
i)  Der  ingef.  Bescfalufii  der  B.  V.  t.  is.  Juni  1817,  Num.  II  «k  IV*  —  Ka  der 
Bcjgd,  sollen  nur  in  aiifserordentlichen  FciUen  Gesandte  geschickt  werdtfi. 
ObcB  f.  181.  —  Für  schr^licke  Verhandlungen,  kann  die  PräsidialGes^ndscbafl 
lasaakmweise  iur  nöthig  oder  nützlieh  erachten,  sich  Torerst  nur  mit  einem 
Ucfa  von  ihr  sa  Erbittenden  Aussrhuss  der  B.  V»  zu  benehmen ,  nvo  man  Unter 
«gCBSr  Verantwortung  sieb  zu  rereinigen  hat,  ob  und  vrie  fern  jetzt,  odeV*  noch 
nicbCy  die  erhaltene  diplomatische  Mittheilung  an  die  Gesammifaeit  bewirkt  wer- 
den solle;  doch  tollen  förmliche  officielle  Erklärungen  oder  wirkliche  Verband- 
langen  diesem  Ausschufs  nicht  zustehen.  Ebendas.  Num.  11,,  1.  —  "Wegen  Ai|- 
gel^eaheiten,  die  das  Gro&herzogthum  Luxehnhwff  betrafen,  verhandelte  die 
B.  V.  mit  der  zu  London  für  die  holländisch -belgischen  Händel  bestandenen 
Coaferena,  bestehend  aus  Bevollmächtigten  von  Oestreich,  Frankreich,  Grofs- 
hnlaaaien,  Preofsen  und  Bufsland,  durch  Vertnittelung  der  ttstreiokiseben  und 
pmÜHSche»  Bimdestagsgesandten  mit  den  östreichischen  Und  preuCftischea  Be- 
ToDnafbtigten  in  der  londner  Coni^rcnz.  Man  vergl.  z.  B.  das  Protoc.  der 
B.  V.  T.  «8.  Jani  i83a,  in  der  FranhF.  OPAZeitung  v.  m,  Jidi  188s 
:)  Der  ange£  Besdilufs  V.  is.  Juni  1817^  IV,  i  Mündliche  Erklürungen,  ohne 
VerbalNote,  welche  der  präftidirende  Gesandte  einem  bei  dem  Bunde  accredi- 
ürlca  Iremden  Gesandten,  auf  einen  von  demselben  in  gleicher  Weise  gesrlieke. 
WA  JUitn^  crtbeiU  haS,  werden  von  der  Bundesversammlung  als  nicht  amtliche, 
dftUofte  PrvrtrUufserungen  betrachtet.  Die  ^genseitig  in  solcher  Form  erfolgten 
Aeiftermigen,  gelten  bei  ihf.  fiir  nur  TorUufige  vertrauliche  Prtvarbesjyreehun- 
get  «der  pouT  parlers,  mitbin  als  unverbindlich  fllr  den  Bundestag.  So  in  cftnem 
(aof  ITiederzulassun^  k.  belgisc^ber  Zoltbeamien  und  Gensdarmes  in  dem  lutem- 
bio^  Festungsbenirk  sich  beziehenden)  Vorgang  mit  dem  k.  fitinzösisthen  Ge- 

16  • 
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UAdten,  im  Juni  bb  September  i833|  wo  die  B.  V.  in  einer  tomtlben  ciDMQtn 
AatwortNole  TOm  16.  Sept.  erklarte:  dafs  sie  li&r  ofiBcidl  nur  denjcaifco  Verkbr 
switcben  dem  PrSsidinm  und  auswärtigen  Gesandschaften  erkenne,  wekber  tob 
beiden  Seiten  mit  VerbalNoten  begleitet  ist,  und  wovon  jene  des  Prasidireodn 
das  Resultat  eines  Beschlusses  sind. 

d)  Ebendas.  IV.  3.    Protoc.  ▼.  iSsi,  §•  i34- 

r)  Ebenda«.  IV.  4.  —  Seit  1818  erscheinen  schrifttiehe  Verhandlungea  der  B.  \ 
mit  den  bei  dem  Bund  accreditirten  Gesandten  auswärtiger  Mächte^  nicht  imkr 
in  den  öffentlichen  Protocollen  der  B.  V.  —  Von  der  Sprache  in  dem  diplomai 
Verkehr  des  Bundes,  oben  %,  149*  —   Von  der  Unter schrifi  der  R.  V.  i  i85,  ^ 


§.      187.  (152b.) 

Aemsere  Rechte. 

Im  Verhältnirs  zu  auswärtigen  sourerainen  Staaten  und  Staatenvereinen, 
gebührt  dem  Teutschen  Bund,  als  einer  unabhängigen  Gesammtheit,  das 
Tertrag-  und  Kriegsrecht.  Er  hat  also  das  Recht,  1)  rechtmisi^ea 
Krieg  zu  führen;  nur  zu  seiner  Selbst vertheidigung  will  er  dasselbe 
ausüben,  zu  Erhaltung  der  Selbstständigkeit  und  äufsem  Sicherheit 
Teutschlands ,  und  der  Unabhängigheit  und  Unverletzbarkeit  der  einzelnen 
Bundesstaaten  «)•  s)  Das  Hecht  Frieden,  und  3)  andere  Verträge ^\ 
namentlich  Bündnisse  und  Handelsverträge,  zu  schliefsen,  und  Ga- 
rantie zu  versprechen,  oder  sich  versprechen  zu  Iibsen  <^),  4)  Neutrali- 
tät in  Kriegen  anderer  Mächte  zu  beobachten,  und  sich  dabei  zu  Schot- 
ten O*  5)  ^^  acti?e  und  passive  Gesandschaftrecht,  oder  du 
Recht,  Gesandte  jeder  Art  zu  schicken  und  anzunehmen  «).  6)  D^ 
Recht  und  die  Pflicht,  seine  Mitglieder,  in  Ansehung  ihrer  Rechte  un«i 
Ansprüche  gegen  Auswäitige,  durch  wirksamste  Verwendung  zuTer- 
treten,  und  diese  Verwendung  und  Vertretimg  so  weit  auszoddioeot  als 
nltohig  ist,  damit  denselben  rolle  Sicherheit  und,  für  erlittene  Beehrsrer- 
letznng,  angemessene  Genugthuung  zu  Theii  werde/).  7)  Aach  Kr 
Unterthanen  eines  Bundesstaates,  soll  die  Bundesversammlung  i)ci  ^^ 
wärtigen  Staaten  sich  verwenden,  wenn  ihre  Staatsregierung  selbst 
darauf. anträgt  IT).  8)  Das  Recht  Staatsservituten  A)  aaszniiben,  oder 
sa  gestatten,  so  weit  der  Bund  in  seiner  Gesammtheit  dazu  berecliHgtt 
oder  verpflichtet  ist« 

«)  BundesActe,  Art.  11.  Wiener  ScfaluisActe  v.  i8so,  Art  d5.  Der  Teuttde 
Bund  ist  «ein  Bund  des  Friedens  und  der  Eintracht».  Protoc  der  B.  ^ •  ^' 
1.  Mai  1818. 

h)  Wiener  ScfalufsActe  t.  i8ao,  Art.  35.  ~  Von  emem  mit  den  pfipstftdi«'  ^^' 
KU  schUefsenden  Conwrdat,  s.  KLlfBra's  angef.  Uebersicht  etc.,  S.  4^  '^ 

c)  Die  Contrahenten  der  Sehlu&Acte  des  wiener  Gongresses,  haben,  dorch  wört- 
liche Einruekung  der  ersten  eilf  Artikel  der  BundesActe  (Art  63-64)t  ^ 
durch  Erklärung  der  gansen  BundesActe  für  einen  Theil  der  ScUuft^cte  (Art 
64  tt.  118},  die  Garantie  des  Bundes  Obemonunen  ((.  65). 

<0  Wiener  ScUuTsActe,  Art,  45—4?.  —  Vei^l.  §.  189  u.  1  91. 
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«)  Ifmer  ScUii^Acle  t.  18110,  Art.  öo,  Num,  a.    BescUufs  der  B.  V.  t.  17,  Juni 
1817,  im  Eiiigaiig;  in  d.  Protoc.  v.  1817,  $.  227,  S.  461  der  Orig.Auagabe.  — 
Svr  in  ataserordetaUehen  Fällen,    sollen   von  Bandeswegen  Gesandte    ernannt 
«erden.    Oben  V  i^a.  —    Von  Gesandten  auswärtiger  MSehte  bei  dem  Bond, 
oben  ^  144  i>-  189. 
/)  Von  der  Verpflichtung  der  B.  V.  zu  Vertretung  der  BmtdetgUeder  bei  auswiir- 
ti^  Machten,  s.  wiener  SchlulsActe  von  1810,  Art.  87  u.  5o,  Nurau  4*    Vergl. 
cÄen  t-  >^v   ^  unten   §.  189  u.  191.     Von  Vertretung  der  üniertlumen  eines 
Bundesstaates  durch  die  B.  V.,  unten  §.318. 
fr)  ProTiBorische  GompetenzBestimmung  der  B.  V. ,   in  d.  Protoc.  ▼.  1817 ,   $.  saS, 
tit  C,  (^  5)  Num.  3,  c.  —   Verhandlungen  der  B.  V.  in  FäUen  dieser  Art,  s. 
in  den  Protocollen  der  B.  V.  v.  5.  u.  a3.  Bcc.   1816,  §.46  u.  69;    desgl.  n 
ai.  Bor.  1816,  f.  17;  T.  5.  Dec.  1816,  %.  44«  4^  u.  69^  v.  3o..Jan«  u.  ▼.  8.  ]IU 
1817,  V  ^  ^  1^9   1818,  %,  117,  181  u.  i83;   18199  §.  70;   i8ao,  §.  148;  i8a3i, 
{.  lai;   i8s49  §•  29-  ^  Wer  sich  unmittelbar  an  die  B.  V.  wendet,    wird  von 
ihr  an  seine  Landesregierung  verwiesen. 
A)  Hievon  unten,  |.  559  ^  ^ 


§.    188.  (162«.) 

f^erlHXMng  ehnelner  Bundesstaaten.    PfliekttMsiges  Verhaken 
derselben.    Daxwisehenhmft  des  Bundes» 

I)  Da  alle  Bundesstaaten  in  ihrem  politischen  Verein  eine  Gesammt- 
niticht  bilden,  so  ist  YeVIetzang  eines  einzelnen  Bandesstaates  YOn 
AuswirtigeD,  zugleich  Verletzung  der  Gesammtheit  «).  ü)  Oagegep 
ist  ydxr  Bundesstaat .  yerpflichtet^  von  seiner  Seite  weder  Anlafs  zu  sojU 
eben  Verletzungen  zu  geben,  noch  auswärtigen  Staaten  dergleichen  zuzu- 
f  ügea  A).  m)  Begehrt  ein  Bundesstaat ,'  bei  einer  zwischen  ihm  und  einer 
auswirtigea  Macht  entstandenen  Irrung,  die  Dazwischenhunft  des 
Bandes,  so  hat  die  Bundesversammlung  den  Ursprung  solcher  Irrung,  und 
das  wahre  Sach verbal tnifs  sorgfältig  zu  prüfen.  Ergibt  sich  hiebei,  dafs 
dem  Bundesstaat  das  Recht  nicht  zur  Seite  stehe,  so  hat  die  Bundes ver- 
jomnylfing  denselben  von  Fortsetzung  des  Streites  ernstlich  abzumahneii, 
and  die  begehrte  Dazwischenhunft  zu  verweigern,  auch  erfo^'derlichep 
Falls  zu  Erhaltung  des  Friedensstandes  geeignete  Mittel  au  zu  wenden* 
bn  Gegenfali  bat  sie  demselben  ihre  wirksamste  Vertretung  und  Ver- 
wendung ($.  187)  angedeihen  zu  lassen  c). 

4)  Wiener  SchlulsActe  v.  1820,  Art.  36.  —  Erörterungen  und  Berathschlagungen 
ober  Kriege  und  Frieden  des  Bundes,  findet  man  in  den  Protocollen  19,  i3  u.  14 
der  wiener  MinisterialGonferenzen  ▼.  31.,  28.  u.  a5.  Jan.  1830. 

&)  Ebendas.,  Art.  36. 

c)  Eboidas.,  Art.  37,  und  Art,  5o,  Num.  4.  Vergl.  8-  »B?»  Num.  6,  und  unten 
S.119.  —  Eine  frühere  Bestimmung  enthält  die  provisor.  GompetensBestimmung 
der  B.  V.,  in  d.  Protoc.  v.  1817,  i  3a3,  lit.  C,  (§.  5)  »um.  3,  d. 
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§.    189.  (152^.) 

Gefahr  eines  jhkßriffsy  fOr  einaudme  Bundesstaaten  ^  oder  für  die  Gt- 
sammiheä^  selbst  bei  angetragener  Vermittlung.  Gefahr  einer  Ferktanuj 

der  NeutraUt'dt     Fertheidigungsmaasregeln. 

I)  Entsteht  aas  der  Anzeige  eines  Bundesgenossen,  oder  aus  andern 
zuverlässigen  Nachrichten,  Besorgnifs,  dafs  ein  einzelner  Bundesstaat,  odci 
die  Gesanimtheit  des  Bundes |  von  einem  feindlichen  Angriff  be- 
droht werde,  so  mufs  die  B.  Y.  sofoit  die  Frage,  ob  Gefahr  eines  sol- 
chen Angriffs  wirklich  v(»4ianden  sej,  in  Berathung  nehmen,  und  darüber 
baldinSglichst  einen  Ausspruch  thun.  Wird  i)  die  Gefahr  von  ihr  aner- 
kannt, so  mufs,  gleichzeitig  mit  diesem  Ausspruch,  wegen  der  in  soichem 
Fall  anverzüglich  in  Wirksamkeit  zu  setzenden  YertheidigungsMaasregelm 
ein  Beschlufs  gefafst  werden.  Beides,  jener  xVasspruch  und  dieser  Bescblufsi 
ergeht  yon  der  engern  Versammlung,  die  dabei  nach  der  in  ihr  gel- 
tenden absoluten  Stimmenmehrheit  veriahil  a}.  Ein  solcher  Beschlufs  ve^ 
bindet  sammtliche  Bundesstaaten  zur  Theilnahme  an  den  vom  Bundes^ 
n8th%  erachteten  YertheidigungsMaasregeln  ^).  Wird  aber  s)  ^ie  Yorfragts 
ob  Gefahr  vorhanden  tey^  verneinend  entschieden,  so  bleibt  nichtsdesf^^ 
weniger  denjenigen  Bundesstaaten,  welche  von  der  Wirklichkeit  der  Gefahr 
überzeugt  sind,  unbenommen,  gemeinschaftliche  YertheidigungsMaasregelu 
unter  einander  zu  verabreden  c).  U)  Wenn  in  einem  Fall,  wo  es  die 
Gefahr  und  Beschutzung  einzelner  Bundesstaaten  gilt^  einer  der  streiteodeo 
Theile  auf  förmliche  Vermittlung  des  Bundes  antragt,  so  wird  derselbe, 
in  so  fern  er  es  der  Lage  der  Sache  und  seiner  Stellang  angemessen  findet, 
unter  vorausgesetzter  Einwilligung  des  andern  Theils,  diese  Vermittlaiig 
übernehmen^  jedoch  darf  dadurch  der  Beschlufs  wegen  der  zur  Sicherheit 
des  Bundesgebiets  (des  zii  dem  Bund  gehSrenden  Staatsgebietes,  $.  7^)  ^ 
ergreifenden  Maasregeln  nicht  aufgehalten  werden,  noch  in  der  Ausßhro"? 
dei*  bereits  beschlossenen  ein  Stillstand  oder  eine  Verzögerung  eintreten«)- 
VH)  Treten  in  einem  Krieg  zwischen  auswältigen  Mächten,  oder  in  andern. 
Fällen,  Verhältnisse  ein,  welche  die  Besorgnifs  einer  Verl«tzang  der 
Neutralität  C§.  187)  des  Gebietes  der  Bundesstaaten  veranlassen,  so  ^^^^ 
die  B.  V.,  ohne  Verzug,  im  engern  Rath  die  zur  Behaaptung  d»^^ 
Neutralität  erforderlichen  Maasregeln  zu  beschliefsen  <?). 

a)  Wiener  ScblufsActe  t.  18^0,  Art.  38. 
3)  Ebendas.,  Art.  41. 
c)  Ebendas.,  Art.  43. 
lO  EbcBdas.,  Art.  43. 
t)  Ebendas.,  Art.  45- 
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§♦    i90.  (162..) 

femdUeher  üAerfaH  KriegserUärung.  P/Ke/U  der  Bundessiaaien  tur 
ThcAMtAme  an  dem  Krieg»    Ihre  fretwüKge 


l)  Wird   das   zu   dem  Bund   gehörende    Gebiet  eines  oder  mehrerer 
Baiidesstaaten,  Ton  einer  ausi«\ärtigen   Macht   feindlich   überfallen,  $ö 
tritt  sofort   der   Stand    des  Kriegs  ein;   es  mufs    in  diesem  Fall,   was 
auch  femer  yon  der  B.  Y.  beschlossen  werden  mag,  ohne  weiteru  Verzug 
za    den    erforderlichen     yei*thcidigungsMaasregeln    geschritten    werden  a). 
II)  Sieht  sich  der  Bund  zu  einer  formlichen  Kriegs  er  lilärung  genSt&igt, 
so  kinn  solche  nur  von  der  B.  Y.,  und  zwar  in  dem  vollen  Rath,  nach 
der  für  denselben  yorgeschriebenen  Stimmenmehrheit  von  zwei  Drittheilen 
:  $.   >^5),  beschlossen  werden  ^).     Ol)   Die  auf  solche  Art  ausgesprochene 
KnegserUarung,  verpflichtet  sammtliche  Bundesstaaten  zu  unmittelbarer 
Theiloahme  an  dem  gemeinschaftlichen  Krieg  <?);  zu  Neutralitit  ist  kei- 
ner berechtigt     lY)  Bei  ausgebrochenem  Krieg,    steht  jedem    Bundesstaat 
frei,  ZOT  gemeinsamen   Yertheidigung  eine  gröfsere  Kriegsmacht   zu 
»I eilen,  als  sein  BundesContingent   beträgt;  es  kann  jedoch  in  dieser  Hin- 
sicht keine  Forderung  an  den  Bund  Statt  finden  «Q. 

a)  lyieoer  SchlufsArte  v.  i8ao,  Art.  89. 

k\  'Ehcndas.,  Art  4o>    Klübxb's  Acten  des  wiener  Congr. ,  Bd.  II,  S.  43a- 

<)  Bbendaa.,  Art  41- 

d)  Ebenda«.,  Art  44- 


§.    19  !♦  (152U 

Kriege  den  em  BundesgUed  als  europ'diache  hnndesfreie  Macht  beginnt, 
Ifiemu  em  solches  in  seinen  bundesfreien  Besitzungen  bedroht^  oder 

angegriffen  wird 

• 

I)    Beginnt   ein   Bunde&glied,   das  zugleich  Oberhaupt  eines   zu  dem 

Bunde  nicht  gehörenden  Staatsgebietes  ist,  in  dieser  Eigenschaft ,  sej  es 

out  aDem   Bundesglied  derselben   Art  a) ,  oder  mit    einer   zu  dem   Bund 

nicht  gehörenden  Macht,  einen  Krieg,  so  bleibt  derselbe,  da   er  die  Yer« 

baltnitse   and    Yerpflichtongen    des    Bundes  nicht  berührt,   dem   Bunde 

fremd  ^).      Für   den    Bund    treten,    in    solchem    Fall,    die    Bechte  uq4 

Pflichteo   der   Neutralität  eine).      Im  einzelnen  Fall   kann   eine  ius- 

nakme   ron  dieser  Begel  Statt  finden,   wie    die   hier  zunächst  iolgeade 

Bestiimaung   der  wiener  SchlufsActe  ausdrücklich   festsetzt*    II)  In  denen 

Fälho,  wo  ein  solcher  Bundesstaat  in  seinen  aufs  er  dem  Bund  gelegenen 

Bentzuigen  bedroht  oder  angegrifFen  wird,    tritt  für  den  Bund  dm 

Vcrpdicbtung  zu  gemeinschaftlichen  YertheidigungsMaasregcIn,  oder 
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zu  Theilnahme  und  Hülfleistung,  nur  in  so  fern  eiii|  aU  derselbe 
nach  Torgängiger  Berathung  durch  Stimmeomehrheit  in  der  engern  Ver- 
aammloiigy  Gefahr  für  die  zu  dem  Bund  gehörenden  Gf biete  erkennt 
Dann  finden  die  oben  ($.  189)  angegebenen  Bestimmungen,  liier  gieicih 
masig  Anwendung  «O* 

a)  Es  yerstelit  sich,  nach  Art.  11  der  BundesActe,  dafs  in  diesem  Fall  1)  düc 
Ursache  des  Streites  auf  beiden  Seiten  den  BundesTcrhaltnlssen  durchaus  fremd 
seyn  müsse;  s)  dafs  der  Krieg  nicht  auf  die  zu  dem  Bund  gehörenden  Staatea 
des  einen  und  des  andern  Theils  ausgedehnt  werden  dürfe.  Das  Letste  wJ 
auch  durch  die  wiener  SchlufsActe,  Art  4^»  (verbis:  «oder  in  andern  fallen«) 
bestätigt.  Vergl.  L.  y,  Dbbscb  Bettrage  su  dem  öfTcntL  Recht  des  deuUcba 
Bundes«  Tttb.  1822,  S.  Sg  ff.  Im  yorkommenden  Fall,  kann  die  Ausmittlttoj 
der  Grensscheide  grofseu  Scbwierigheiten  unterliegen;  wie  denn  überhaupt  die 
Kriegsyerhältnisse  derjenigen  Bundesglieder,  welche  sogleich  bundesfreie  SUi 
ten  beherrschen,  die  bedenklichste  Seite  des  Bundes  bilden.  —  Wenn  es  obea 
heilst:  «auf  beiden  Seiten»,  so  deutet  dieses  auch  auf  den  Fall  eines  Hriegi 
xwischen  BundesgUedern ,  von  welchen  nur  du*  eine  souveraine  Besittuogro 
aulser  dem  Bunde  hat 

b)  .Wiener  Seh] ufs Acte  y.  i8ao,  Art  46.  Von  dem  eigentlicben  Sinn  der  iu  diesen 
Art,  yorkommeuden  Ausdrücke:  «in  seiner  Eigenschaft  als  europäische  Machte* 
s.  unten  |.  aSB. 

c)  Baiem,  Holstein,  und  die  Bevollmächtigten  der  vereinigten  Fürsten  und  Freien 
Städte,  verlangten,  in  den  wiener  Conferenzen,  ausdrückticke  Festsetsuog  der 
NeuiraUiät  des  Bundes,  für  den  Fall,  wenn  Bundesglieder,  welche  Staaten  ausser 
dem  Bund  besitsen,  mit  Andern  (Auswärtigen)  oder  unter  sich  in  Krieg  geratheo. 
HLitBia's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  B,  S.  357  ^m  ^78,  428,  43i  u.  I^2bl 
Aber  es  ward  solche  (als  sich  von  selbst  verstehend)  von  den  übrigen  nicht  fui 
nöthig  oder  nütdieh  erachtet    Vergl.  unten  ).  asi,  Note  4. 

W)  Wiener  SchlulsActe  v.  i8ao,  Art  4?* 


§•    *92.  (i52f.) 

ßf^afftnstüUiandeS'^  Friedens-,  und  andere  ünierhandhtngen  für  Bmie^' 
kriege*  Annahme  und  Bestäiigmy  eines  Friedensvertrags, 

1}  Nach  einmal  erklärtem  Bundeshrieg,  ist  nur  die  Gesammt- 
beit  der  Bundesglieder,  durch  ihr  Organ,  die  Bandesversamminngi  ^' 
rechtigt,  1)  Unterhandlungen  mit  dem  Feind  einzugehen,  und  3)  Wa<- 
fenatillstand,  oder  3)  Frieden  zu  schliefsen  a).  Kein  einzelnes 
Hitglied  des  Bundes  ist  hiezu  einseitig  berechtigt^),  selbst  dann  nicht, 
wenn  es  auTserfaalb  des  Bundes  Besitzungen  hätte  c}  ^  und  in  dieser  Hm* 
ficht  als  europäische  Macht  (§•  191)  betrachtet  würde;  auch  niAi  2" 
Abrnfung  seiner  ContingentTruppen,  noch  zu  Neutralität,  i«  ^^"' 
aehung  seiner  unter  dem  Bund  begriffenen  Besitzungen  ($.  1Ö7  "'  ^^^j 
H)  Erfolgen  von  Seite  des  Bundes  Unterhandlungen  über  Abscbluft 
des  Friedens,  oder  eines  Waffenstillstandes,  so  hat  die  Bundc8f«P- 
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%A-makBf  ztt  specieller  Leitung  derselben  einen   Aussehufs  zu  be- 
sU«UflB,sa  dem  Unterhandlungsgesehäft  selbst  aber  eigene  Bevoll- 
nm  lebt  igte  zu  ernennen,  und  sie  mit  geborigen  Instructionen  zu  verse- 
he ^     ni)  Die  Annahme  und  Bestätigung  eines  Friedensyer- 
tv^ags  kann  nur  von  der  Bundesyersammlung,  in  der  rollen  Yersamm- 
Vmig,  geschehen  «)» 

«)  TOencr  ScWußiActe  v.  1820,  Art.  5o,  Nuin.  3. 

*)  BnsdesActe,  Art  11.  Polltiscbe  Fragen  des  BundestagsAusschusses «  in  Besie- 
Iwag  auf  des  Teatochen  Bundes  völkerrechtliche  Verhältnisse  des  Kriegs  und 
Frieaeitt,  loco  dictatarae  gcdruclit  (S.  681  —683)  als  Beilage  48  su  dem  Protoc. 
der  R  V.  T.  «o.  Sept.  1819,  §.  21 5.  Klübbb's  Acten  des  wiener  Coogr.,  Bd.  II, 
&  336  C,  4a3  ff.,  43o— 43a,  485,  499  u-  53a. 
';«)  dieser  SchluDiActe  r.  i8ao,  Art.  48. 
W)  Ebendas.,  Art.  49. 

;•)  £bcBd«s.t  Art,  49.    Vergl  oben  §.  ia3. 
'  I 

w 
m 
t 

\ 

\ 

}.  V.      C   A   P   I   T   E   L. 

j         VertheidigungsSy stein    des    Bandes. 


§•  *ö3.  (153..) 

Vebersieht 

Det  Sicberbeitzwech  des  Teutschen  Bundes  gebietet  ein  angemessenes 

I^ei'tAeidigangsSystem,  nach  den  Regeln  der  Kriegshunst  Bei  Ein- 
ivlitiuig,  Handhabung  und  Anwendung  desselben,  mnfs  die  yerfassungsma- 
<je  Rechtsgleichheit  aller  Bundesgenossen  (§.  2i3),  als  oberster 
Cmndsatz  gelten.  Die  Gesammtheit  der  Bundesstaaten  erscheint  darin  als 
fdktsliiidige  Haupt-  und  Gesammtmacht,  jeder  einzelne -Bundesstaat 
ih  gleichberechtigter  Macht-  und  Bundesgenofs,  und  selbst  der 
kidoste  nicht  ab  blofser  Hülfsgenofs  (AlKirter),  auch  nicht  des  oder  der 
taehtigsten«  Es  kommen  dabei  in  Betracht:  I)  die  Matrikel  oder  der 
iaachlag  der  jedem  einzelnen  Bundesstaate  für  den  gemeinschaftlichen 
Zwecli  rerhaltnifsmasig  obliegenden  Leistungen,  sowohl  an  Geld  als  auch 
m  Mannschaft  (Truppenzahl  oder  Gontingent);  U)  die  Kriegsrer- 
iassong  des  Bundesheeres,  nämlich,  1)  die  Eintheilung  des  Heeres 
in  Brigaden  und  ArmeeCorps,  diese  entweder  ungemischte  (aus  Trup- 
pen eines  einzigen  Bundesstaates  bestehende)  oder  gemischte  (combinirte, 
*•  t  ans  Truppen  mehrerer  Bundesstaaten  zusammengesetzte),  jedes  Corps 
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naeh    den    vertchiedeuen    WAfFeagattuagen    kmistnilng    z««amnengesetxi 
Festaetiang  a)  der  Bewaffnungsart,  insonderheit    des   Calibers 
den  Feuergewekren  und  dem  groben  Geschütz;  3)  der  Art  der  Waffe 
Übungen   ( EierctrReglement ) ,  und  4)  des   Feiddienstes^  5)  Fuh 
und    Pflegwesen;    6)   Lazarethwesen;    7)    Kriegsgesetze 
Kriegsartikel;  8)  der  Oberbefehl,  das  Obercominando  mit  dem 
gehdrigen  Generalstab;  III)  Bundesfestungen  und  andei-e  Befestigung! 
werk*. 


§.    194.  (153^) 


OhUegenheä,     VerhanMungen  und    Beschlüsse  der  B.   V.     Um 
Ausschuss.    MäUärCentralCommissü^.    MäüärLoealC^mmistm. 


(Uäart/omtmssumsvanziei, 


h 


I)  Da  der  Bundesversammlung  zur  Pflicht  gemacht  ist,  die  au 
das  Militarwesen  des  Bundes  Bezug  habenden  Einrichtungen ,  und  ^  201 
Sicher&tellung    seines    Gebietes    erforderlichen    Yei^theidigungsanstalten  n 
beschliefsen  «),  so  hat  dieselbe  alle  oben  genannten  Gegenstände  in  Betrachtung 
genommen  ^),  und  die  ndthigen  Bestimmungen  festgesetzt.     D)  Sie  lut  21 
Vorbereitung  der  Beschlüsse ,  einen  aus  sieben  Mitgliedern  der  B  »V.  beste< 
heiiden  Milita'rÄusschufs  ernannt  c ),  welchem  die  t orlaufige Erortenzo^ 
und  Bearbeitung  der    Militäi*angelegenheiten    übertragen    ward.     lü)  Zui 
Hülfe  für  diesen  Bundestags iusschufs  und  die  B.  V.,  namentlich  für  rei 
militärische    Arbeiten    und    Berathungen,     ist    überdiefs  eine  »Miii 
tärCommission   der  Bundesversammlung«,    als    »zeitlicher  tecb 
uischer  Beistand«  derselben,  am   Bundestag    angeordnet  «9.      Dieselbe  soll 
bestehen  aus  sechs  MilitärBevollmächtigten,    jeder   wenigstens    rom  R^o 
pioes  Stabsofiiciers ,   und  zwar ,  unbeschadet  der  Gleichheit  der  Becbt^i  ^" 
Hi9sicht   auf  die   verschiedenen    ArmeeCorps,    aus    einem   ostreichiscoeot 
einem  prenfitischen  und  einem  baierischen ,  dann  aus  einem  yon  jedem  der 
drei   gemischten  Corps,  nach  eigener  Uebereinkunft  der  bei  diesen  bethö- 
ligten  Bundesglieder,  doch  so,  dafs,  neben  dem  CorpsBeyoUmächtigten  o" 
sUmmfShrenden  Mitglied,  auch  für  jede  Division    der  gemischten  Corpsi 
eia  Abgeordneter  den  CommissionsSitzungen    als  DivisionsBevoUmjicbHs^^^ 
beiwohnen  darf.     Diese  MilitärCommission  ist,  in  ihrer  Gesammtheit?  ein 
der  B,  V*  untergeordnete  Behörde;  ihre  einzelnen  Mitglieder  sind  nur  en 
«ie  bevolhnächtigten  Regierungen,  für  die  von  diesen  erhaltenen  bcsoDden 
Anf^räge,  verantwoitlicfa.     Eine  eigene  MilitärCommissioniCan*  ^'' 
besoi^  die  Canzleigeschifle  O-     IV)   Dieser  militärischen  XentrÄlCo'»' 
mission,  wui*den,  zu 'Erleichterung ,   Leitung   und  Prüfung  ihiw  ArW«  ' 
verschiedene  militärische  LocalCommissionen  untergeordnet.    Sie 
den  ernannt,  theils  für  die  Auswahl  neu  xu  herestigeuder  Plätze,  '*«»* 


des  Bundes.  861 

urtikliMB  UiitersQcliiuigen  an^  Aufnahmen,  and  za  defshalb  za  erstattenden 
UnUditett/}.  Y)  Da  die  Kosten,  welche  auf  die  MilitXrCenlralCommis- 
sion  and  ihre  Canzlei|  und  auf  die  LocalCommissionen  zu  verwenden  sind, 
tiaA  gemeinsame  Interesse  des  Bundes  betrefiPen,  so  haben  alle  Bundesglieder 
t-iiizelii,  oad  zwar  nach  dem  FuTs  der  Matrikel,  das  Nothige  beizotragen; 
nur  imf  Ausnahme  der  aof  den  Druck  der  MilitarCommissionsProtooolIe 
/.n  Terwendenden  Hosten,  welche  aus  der  BundesCanzIeiCasse  (§.  i36)  zu 
2>esCreiten  siod  g).  VI)  üeberdiefs  hat  die  ß.  V.  einen  dreifachen  Inbegrift* 
vun  Hauptbestiknraungen  für  das  Kriegswesen  errichtet:  i)  eine  Geld-  und 
eine  Contingent Matrikel,  3)  ein  organisches  Bandesgesetz,  über 
die  Hriegsrerfassung  des  Bandes,  in  ihren  allgemeinen  Umrissen 
and  wesentlichen  Bestimmungen,  3)  nähere  Bestimmungen  der 
Rriegsrerfassung  des  T.  Bundes;  von  welchen  allen  hier  einzeln  zu 
handeln  ist 

• 

•)  Wiener  ScidufsActe  v.  1810,  Art  ii,  •*-  Schon  in  den  wiener  CongreisVer- 
liandhugcn,  wurden  diese  Gegenstände  an  die  B.V.  verwiesen.  Kxvbbb'b  Acten 
etc.,  Bd.  H«  S.  456  u.  f.  —  Ueberslcbtl^ehe  Darstellung  der  MilitaunrerfaälUiisse 
des  deutschen  Bandes,  aus  dem  Gesichtpunlite  des  öffentl.  Rechts  u«  mit  einigen 
eouiiopoli tischen  Anmerkungen.  Mainz  i833.  8.  —  Versuch  einer  Entwickelang 
der  Kriegsverf.  des  deutsch.  Bundes  ▼.  Dr.  Frhrn.  ▼•  Leonbardy,  Franlif.  i835.  8- 
M  Scbon  in  der  zweiten  PraliminärConferens  r.  9.  Oct  1816,  vrurden  die  MilitSr- 
Vfrhlltnis«e  aU  dritter  Berathungspunkt  aufgestellt.  In  dem  zweiten  Protoc. 
der  dritten  Sitzung  der  Bw  V.  v.  i4*  ^ev.  i8i6,  §.  4,  ward  defshalb  Verlafs 
gnominen.  Seitdem  sind  dieselben  am  Bundestag  fortwährend  ein  Uauptgegen- 
stasd  der  Verhandlungen  gewesen. 
e)  BeacUols  in  d.  Protoc.  ▼.  9.  Apr*  1818,  |.  86«  S.  ass,  vergl.^mit  (.  87,  S.  ai8 

der  Ori^  Aus^ 

^  8cscUafs  der  B.  V.  über   die  Zusammensetzung,  den  Wirkungskreis,  und  den 

Gfsrhsftgang  der  (in  den  Verhandlungen  zuweilen  auch  MilitarCentralCommission 

benaimlen)  MHitärCommisiion ,  in   dem  Protoc  v.  i5.  MSrz  1819 ,  %•  37;   in  der 

fuariAttsgsbe   der  Protecolle  der  B.  V.,  Bd.  VII,  S.   117,   auch   in  v.  Mfena's 

vSfasftsrten,  Tb.  II,  S.  lol     Frühere  Verhandlungen  wegen  Anordnung  einer 

Coinmission  dieser  Art,  in  d.  Protoa  v.  1819,  §.  4i  v.  1818,  %>  85,  109  u,  s34* 

IVag  vorhin,    in  Folge  eines  Beschlusses  der  B.  V.  v.  9,  Apr.  1818,   §.85,  be- 

lUsdene  MiUtärComiU  ward  aufgelöst    durch  einen  Beschlufs  v.  11.   Oct  1818 

<  Protoc.  V.  1818,  §.  i34).  —  Schon  auf  dem  wiener  Congrefs,  ward  die  INieder- 

sMuuig  eines  Militär  Ausschusses  versucbt     Klvsxk's  Acten  etc.,  Bd.  II,  8-  89, 

1*3,  HO  fL  XL  197.  —  Zu  dem  fß^irkungtkreu  der  M.  G.  rechnet  der  angef.  Be- 

wUkIs  t.  1819:    1)  Lieferung  der  ihr  von  der  B.  V.  oder  ron  deren  MlKtar- 

Attsrhuts  aufgetragenen  Arbeiten f    i)  Aufmerksamheit,    dafs   alle  Contingente 

<iei  Bundesbeeres  in  Bereitschaft  gehalten  werden;    3)  Aufsicht  über  die  Bun- 

(icsfestungen  und  den  Militärdienst  darin  ^  4)  unmittelbare  Leitung  der  fortifica- 

^»riuhen   Arbeiten,   wefshalb   die  MilitSrLocalCommissionen  und  die  Gouter- 

oeure  und  Comraandanten  der  Bundesfestungen  an  sie  gewiesen  sind.  —   £ine 

^nc  Casse  hat  die  M.  C.  nicht;    wegen  der  benöthigten  Gelder,   hat  sie  sich 

» ien   BundcstagsAusschiifs  zu  wenden.   —    Die  M.  C.   fafst   ihre  Beschlüsse 

^t\  $ummenmehrheit ;    im  Fall   einer  Gleichheit  der  Stillhiien,    legt  sie  die  Tcr- 

«löcteoen  Meinungen  dem  Bundestags Ausschufs  vor,    mit  welchem  nur  allein, 

ö'ibliiiit  der  B.  V.,  sie  unmillelbar  zu  verhandeln  hat,  und  zwar  in  der  Begel 

'»««eUt  schriniicher  Berichte.    Den  ror^itz,  welcher  einzif^  die  GescbäAnihning 
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betrifil,  fuhrt  der  Bevollmlicfatigte  der  nach  der  Bundes  Acte  suent  stlmmnuieii 
Regierung  (Oestreich).  Die  f^oUmachien  der  xu  der  M.  C  BeTolUuaditigttu 
werden  bei  der  B.  V.  übergeben,  welche  beglaubigte  Abschriften  diTon  ib 
M.  C.  eufertigt.  —  Die  Verhandlongen  der  B.  V.  über  die  Errichtung  dn-  \\\ 
IttärOommission,  und  mit  derselben,  findet  man  ange&eigt  in  den  Registeni  iibei 
die  Protocolle  der  B.  V. ,  toc.  MilitärCommission  und  MilitärVerhältnisäe.  - 
Die  Protocolle  der  MilitärCommiseion  werden  auf  Kosten  der  BundesCantleicaste 
loco  dictaturae  gedruckt  Vom  19.  Mars  1819  bis  ku  dem  8.  Juni  i838,  vim 
auf  solche  Art  Protocolle  über  179  Sitsungen  gedruckt  erschienen,  in  198^  B 
«)  Registratur  über  die  vertraul.  Sitzung  v.  31.  Mars  1819.  S.  i35  der  Origius^ 
/)  Beschlufs  der  B.  V.  v.  11.  Oct.  1818,  §.  i34,  Num.  4  u.  5,  u.  Beilagen  35 u.)-. 
5.  573  f.  u.  597.  Beschlufs  t.  5.  Oct  1890,  in  d.  Protoc.  v.  iBio,  §.  \^>  ^ 
gister  über  das  ProtocoU  der  MilitärCommission,  toc.  Instractioaen  un«!  Mit 
glieder  der  LocalCommissionen.  —  Die  Orte,  wohin  diese  LocalCommiiiioDa 
fteitber  gewiesen  wurden,  sind:  Ulm,  Rastatt  und  Donaueschingen,  GernKnheia. 
Homburg  bei  Zweibrücken,  Mains,  Landau,  Luiemburg. 
^)  Beschluß  der  B.  V.  in  d.  Protoc.  r.  5.  Aug.  1819,  §.  166,  Num.  5,  u.  t.  1811 
f.  «8,  TergL  mit  den  Protoc  r.  1819,  §.  197  u.  «17.  Von  der  Reekmmg^^ 
MilitärCommission«  s.  Protoc.  der  B.  V.  v.  18a  1,  $.  fto5,  Protoe.  derMiliUr 
Conumsston  r.  »3.  Mars  1819,  §•  i86. 


§.    195.  (153-.) 

/•    BundesMairtkel^ 

ßkr   Geldititräg-e    und  Mannsehaftitellung, 

I)  Für  den  Zweck  des  Bundes,  ist,  so  oft  es  n6thig,  TeAÜtniTsmisii 
von  jedem  Bundesglied  ein  Geldbeitrag  za  liefern  ($•  181),  and  iur^^ 
Bundesbeer  vorschriftma'sig  ausgerüstete  Kriegsmannschaft  za  ^^^ 
Für.  jede  dieser  beiden  Arten  von  Leistungen  besteht  äne  Matrl^c|' 
U)  Die  Geldmatrikel  ist  zweifach:  1)  für  BundesCanzleibedV 
nisse,  woza  jeder  der  siebenzehn  Yiril-  und  CuriatStimmbereditigtenli 
engern  Raths  jedesmal ,  wenn  die  B«  V.  es  für  nothig  erklart,  fiooo  v 
den  im  24  Gutdenfttfs  an  die  BundescanzleiCasse  za  lieferr^ 
($*  i36);  2)  für  andere  Geldbedurfnisse  des  Bundes,  welche  in  <>>« 
Buadescasse  oder  BundesmatrikularCasse  C$'  i36),  ßr  aug^^' 
blickliche  Kriegszwecke  aber  in  die  Kriegscasse  des  Bundes  ($•  >^'^ 
fliefsen ,  und  wozu  jedes  einzelne  Bandesglied ,  nach  dem  Itfaasstab  dff 
BevSIkerung  seines  zu  dem  Bund  gehörenden  Gebietes,  beizutragen'»' 
ni)  Die  Mannschaft-  oder  KriegsContingentMatrihel  bestiiniDt 
die  Truppenzahl  nach  den  verschiedenen  Waffengattungen  ^  welche  pes 
Bundesglied,  ebenfalls  nach  dem  Muasstab  der  Bey^lkening  seines  Uo^^ 
zu  dem  Bundesheer  zu  stellen  hat  IV)  Durch  einen  Beschlufs  der  B« 
in  ihrem  Protocoll  mm  20.  August  1818,  §.  210,  ward,  sowohl  ßi 
Geldbeitrage  an  die  BundesmatrikularCasse,  als  auch  liir  die  Mannsc 
Stellung,  die  Volkszahl  «)  jedes  Bundesstaates  als  provisorise'»'' ^j! 
trikel  Ä)  für  die  nächsten  fünf  Jahre  festgesetzt.     Späterhin  beschlofs  üJ^ 


des  Bundes.  8^ 

^  \.,  dafs  hbunen  der  fünf  Jahre  lieine  Veränderung  dieser  Einwohner- 
ahl  in  der  Matrikel  Statt  haben  könne,  hingegen  jede  nachfolgende  Yer- 
lekning  in  dieselbe  aufzunehmen  sej  <?).  Y)  Durch  einen  Beschiufs  des 
ogem  Raths  der  B*  Y*  yom  is.  Juli  i8a3  ward  festgesetzt,  dafs  die  be- 
rehende  preyisorische  Matrikel  so  lang  fortdauern  müsse,  bis  eine  neue  zu 
»tande  gekommen  seyn  werde  «O*  YI)  Für  die  Bedürfnisse  der  Bandes - 
»«ier  BondesmatrikalarCasse  im  Friedensstand,  ward  zeither  jedesmal  die 
Tinde  Summe  ron  3o,ooo  Gulden  im  24  Guldenfiifs  bewilligt  ^)* 

i)  Erdrtrrungen  in  der  B.  V.  über  den  Maasstab,  i/velcher  bei  der  Matrikel  xum 
Grunde  su  legen  sey,  ob  der  Flächeninhalt,  oder  die  Bevölkerung,  oder  die 
Staatiriakunfte,  oder  eine  Termischte  Grundlage;  besonders  in  dem  Commis- 
stoflsfiericht ,  Beilage  74«  su  dem  Protoc.  der  B.  V.  v.  14.  Juli  1817,  $.  338; 
desgi  in  dem  Protoc  v.  1814 1  S*  i^«  besonders  in«  dem  Oldenburg.  Votum. 
Andere  Verhandlungen  seigen  die.Hegister  der  ProtocoUe  v,  1817 — 1819  an, 
roc.  Matrikel. 

%)  Man  findet  diese  Matrikel   oder  vielmehr  BeTölkerungsliste   der  Bundesstaaten, 
mit  den  durch  den  Beschiufs   t.  4*  Febr.   1819   (Protoc.  %.  19)  nachgetragenen 
Aenderungen,  in  den  Protoc.  der  B.  V.  v.  1891,  als  TabelleZÜTer  1,  S.  387  der 
Orig^Ausg.,   und   mit  den   durch  den  Beschiufs  der  B.  V.   vom    13.  Juli  1837 
(Protoc.  %»  79)  nachgetragenen  Aenderungen,  unten  in  der  in  dem  Anhang  be- 
findlichen Tabelle  Num.  I,   unter  der  Rubrik:  SetlemahU   —   Die  Quoten  der 
einselnen  Bundesglieder  bei  einer  Bewilligung  Ton  3o,ooo  Gulden,    findet  man 
m  den  Protoc.  v.  1811,  %,  239,  S.  703,  v.  i83i,  3o.  April,  und  unten  m  Anhang, 
Üim.  HL    Zu  jener  Summe  haben  s.  B.  beizutragen:  Oestreich  94^0  FL  5oKr., 
Prtn&en  7^680  Fl.  3o  Hr.,  Baiern  3,54o  Fl.  49%  Hr.,   Baden  994  FL  35  Hr., 
HmenHomburg  19  FL  55  Hr.,  HoheneoUernHechingen  i4  Fl.  a5  Hr.,  Liec^hten- 
ttoa  5  FL  3o  Kr.  —   Von  einem  durch  Vergleich  v.  i3.  Mai  1828  beigelegten 
Streit  unter  den  Fürsten  der  jungem  Linie  des  fürstlichen  Hauses  Reuss  (SchleÜB 
c  Lobenstein  und  EbersdorO^   über  den  unter  ihnen  für  die  Bundesmatrikulai^« 
^      Lmtuagen  anEunehmenden  Theilnngsmaasstab,  s.  man   die  Protoc.   der '  B.  V. 
^      ▼.  1^4,  ^  11,  67  u.  70,  u.  Tcrschiedene  Fon  beiden  TheQen  bei  der  B.  V.  in 
Umlauf  gesetete  Druckschriften.    VergL  oben  ).  117,   VI.    Dieser  Streit  iHbrt 
auf  die  seinem  Gegenstand  ähnliche  Frage:  ob  ohne  Zustimmung  des  Bundes, 
svischen    einzelnen  Bundesgliedern    eine   Vcrtheilung    ihrer  matrikularmasigen 
Leistungen,  abweichend  Ton  der  Bundesmatrikel,  rechtsgültig  erfolgen  könne,  sey 
eiMiircli  Vertrag,   oder  durch  von  ihnen  yeranlafsten  schieds-  oder  anstrfigal- 
riekterlieben  Spruch? 

r)  Ptotoc  T.  4»  Febr.  1819,  S-  >9'  "  Hurbessen  und  Luxemburg  erböheten  ihre 

in  die  provisorische  Matrikel  eingetragenen  Aogaban,  in  d.  Protoc.   v.   1819, 

f.  19.  —  Von  den  MatrikularAenderungen  in  den  sächsischen  Heraogthümera, 

Kit  1827,  s.  die  folg.  Note  d.     Nach    einem  glaubwürdigen  Veraeichnifs    der 

Volksmenge  sammtlicher  Bundesstaaten  im  J.  i832,   in  der  Allgemeinen  Zeitung 

TOB  24.  Juli  i833,   aulserord.  Beilage  262,    betrug  die  Gesammtzahl  dfer  Ein- 

wokner  m  sanuntlichen  im  Bunde   vereinigten  Ländern  86,281,578»   worunter 

Oeitmch  mit   10,964,295,  Preu&en  mit  10,081,214.     Danach  würde  die  Streit- 

auoschaft  des  Bundes,   su  1%  von  der  Bevölkerung  berechnet,  bestehen  in 

3Mi5  Mann,  während  die  Bundesroatrikel  von  1818  sie  auf  nur  302,272  setzt. 

i)  Protoc  T.  1823,  |.  139.    Oldenburg  genehmigte  diesen  Beschiufs  nicht.   Protoc. 

r.  ilM,  §.  11.  —   Seitdem  wurden  die  Verhandlungen  für  Errichtung  einer  de* 

ßmAn  Matrikel  bei  der  B.  V.  fortgesetzt.    Man  sehe  z.  B.  die  ProtOeolle  von 
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iSftS«  {.  lOfl;  V.  i8«4,  V  >>  «•  4^*  ^  ^^  Aendnruttgcs^  vflMie  die  dorrli  di 
Suceession  in  die  S.Gotbaitchen  Lande  (V  loB  O  eHblgien  TerritorialVeHiili 
niitse  nÖtbig  machten,  wurden  ftir  die  Geldbeiträge  (nicht  aurh  für  die  Muq 
schaflstellung)  festgesetzt  in  dem  Protoc,  der  B.  V.  v.  la.  Juli  1817,  J.  > 
e)  Man  s.  die  Protocolle  der  B.  V.  v.  1824,  %,  i35;  i8i5,  *.  81;  i8i7,  ^3;  182B 
^.  5.  Di0  Unterhaltung  der  drei  Bundesfestungen  fordert  ungefähr  14^000  Gu) 
dem  kn  14  OuldenfuCi  (|.  11t,  »).  *-  Die  Rgchnmng^  über  alle  Buadesniatnkulir 
Beitrage  wird  der  B.  V.  übei^eben,  jie  aolcbe  durch  eine  Commistion  prüfei 
lafst.  Protoc.  v.  182 1 ,  ^.  a8  u.  ao5.  Ein  Bericht  über  den  Stand  dieser  Casi^, 
wird  angeführt  in  d.  Protoc.  v.  1825,  §.81 


§.     196»  (lo3J.) 

/7.    Krtegsverfassung   des  Bundes* 

^y     in  ihren  aUg-emeinen  Umrissen  und  wesentlichen  BesUntniun^n* 

Die  »Kriegsverfassung'  des  Bundes,  in  ihren  allgemeinen 
Umritten  und  wesentlichen  Bestimmungen«,  ist  von  der  B.- ^^  liorcli 
ein  so  genanntes  organisches  Bundesgesetz  vom  9«  April  18(21  •'i. 
in  nachstehenden  24  Artikeln,  mittelst  verfassungsmäsiger  Stimmeinhüilig- 
heit  festgesetzt.  1)  Das  Bundesheer  ist  aus  den  Contingenten  allrr 
Bundesstaaten  zusammengesetzt,  welche  nach  der  jedesmaUgen  Bandtfdtfatn- 
hei  gestellt  werden,  fi)  Dm  YeHiältDlfi  der  Waf feagattangeo, 
wird  nach  tien  Grundsätzen  der  neuern  Hriegsfulirutig  festgesetzt.  S)  Zur 
Bereithaltupg  für  den  Fall  des  Ausruchens,  wird  das  Bundesheer  schon  im 
Frieden  gebildet,  und  dessen  Starke^  so  wie  die  innere  Eintbeilung. 
4urch  hesondert  Bundesbeschlüsse  bestimmt  4)  Das  Bandesheer  besieht 
ans  vollstSndig  gebildeten,  theils  ungemischten  theili  zusamnenge- 
»etzten  ArmeeCorps,  welche  ihre  Unterabtheilungen  von  Diriflonen, 
Brigaden  u«  s.  W.  haben.  5)  Hein  Bundesstaat,  dessen  Confingcnt  eis  oder 
mehrere  ArmeeCorps  für  sich  allein  bildet,  darf*  Contingente  andfrer 
Bundesstaaten  mit  dem  seinigen  in  eine  Abtheilnng  rereinigen.  6)  Bei  den 
zusammengesetzten  ArmeeCorps  und  Divisionen ^  werden  n'cii  die 
Bdüidesstaaten ,  welche  es  betrifft,  ibcr  die  Bildung  der  erforderlichen  Ab- 
theiinngen ,  und  deren  vtillstandige  Organitetion,  unter  einander  vettioigefl- 
Wenn  dieses  nicht  geschieht^  wird  die  Bundesversammlung  entscheiden. 
7)  Bei  der  Organisation  der  Kriegsmacht  des  Bundes,  ist  auf  die  aus  "^ 
sondern  Yerbältnissen  der  einzelnen  Staaten  hervorgeliead^fl  ^^' 
tereseen  derselben  in  so  weit  RQokaicht  zu  nehmen,  als  es  mit  <l^  ^  ' 
(feinen  Zwecken  verfeinbar  anerkannt  wird.  8)  Nach  der  gcosA?^ 
Heben  Gleicbheit  der  Rechte  und  Pflichten,  soll  selbst  der  Schein  Ton 
Suprematie  eines  Bundesstaates  über  den  andern  rermieäen  ^'^^ 
9)  In  jedem  Bundesstaat  mufs  das  Conttngent  idouner  in  einem  s^' 
3tand  gehalten  werden,  dafs  es  in  kürzester  Zeit,  nach  der  von  dm  ^"^ 


«vfi%km  Airffegdcfongf  nartcli'-  oad  sohlagfertig^  vad  id  allen  leir 
Dcp  Ikikn  r^llttairdif  gerfiatat,  aotruckan  Mtme.  lo)  Die 
Starke  ond  die  Zuaammetiaiehang  des  aufsusleüendea.  Kriegsheer 
I  rri,  «erden  durch  basondere  Bondeabaschlusae  beadmmt;  1 1)  Die  Anstel«^ 
\kn  nukm  dlenthalben  ao  getroffen  ieyn^,  daCi  das  Bandesheer  yollgäh« 
Hg  erUtea,  und  im  Fall  der  Nothwendiglieit  ^erstarkt  werden  könne. 
Zu  Sami  Ende  soll  eine  besondere  Reserve  besteben. 

mbi  dem  Proioc.  der  PlenarVersamml.   v.  9.  April  i8«t»  §.  a,   S.  919—393   der 
j    Ons.Ausg.    Diese  24  Artikel  befinden  sich  auch,  als  Beilage,  bei  dem  loco  dict. 
gedruckten  Protocoll  der  MHitSrCommission  t.  94.  Juli  i8sa,  S.  7s5— 796,   ti. 
ia  KLfian's  Quallensammlung,  Kum.  XXXVII;  auch  basoadars  gedruckt»  «nter 
dem  TSlel:    KHegsverfassuiig  des  T.  Bundes,  bestehend  aus  94  organischen  Ar- 
tikeln o.  10  Abschnitten  näherer  Bestimmungen  in  97  Paragraphen,  nebst  13  Ta- 
bellen;   TolIsUindig  erlassen   am  11.  Juli  1839.    (Zum  Theil  Abdruck  aus  G.  ▼. 
Mrrm's  Corp.  Juris   confoed.  germ.)    Frankf.  iSaS.  8.    Teutsch  u.  franxösisch 
aebcB   jene   s4  Art.  in   Maktens   Recueil,  Supplement,  IX.  666.    Vergl.   auch 
(t.  Gjkans's)  Mein  Antbeil  an  der  Politik,  Abth.  III,  S.  190  —  909.     Die  Mili- 
lärrerfassung  des   deutschen   Bundes,    zunächst   in   ihrer   Anwendung   auf  das 
hönlgreich  Haanoren    Hannover  i83i.  8. 


§.     197.  (153.,) 

t  Fortsetzung. 

t     \t)  Das  aufgestellte   Ehiegsbeer  des  Bundes  ist  Ein  Heer,  und  wird 

t^o  Einem  Feldherrn  befehligt     i3)  Der   OberFeldherr  wird  jedes^ 

half  ircan  die   Aufstellung  des  Knegsheeres   beschlossen   wird,  yon  dem 

Bosd  emält     Seine  Stelle  bort  mit  der    AoflSsnng  des  Heeres  wieder 

£    i4)  Der   OberFeldherr  wird   von  der  Bundesrersammlung,  welche 

eiocige  Behörde  ist,   in  lUd  und  Pflichten  de#  Bun^  genom- 

tS)  Die  Besliihmnng  und  Anafilning  des  OparationjiPlansv  .wird 

dem  Eimcasen  ^es  OberFeldberm  Oberlasien.    Onaelb^  int  .dem.lBnnd 

reranlwortlich,  und  kann  einem  Kriegsgericht,. unlerwoi?fen 

16)  Der  OberFeldherr  ist  gehalUa,  alle  Theilei  dies  Bundes^eerait 

Veit  es  rmm  ihm>  abhängt«  dutfchaus  gleichmäsig  au  behandeln.  •  £r 

die   festgesetzte  Heereinthailnag  nicht  -abändern^  doah  steht 

im,  seitliche  (för  einige  Zeit)  Detachirndgen  au  yerfugen»     17)  Dif 

fahlhaber    der   einaelnen    Trupptjiabtheilungen  werden   Ton 

i^  Staat,  demen  Truppen  sie  bdtefatigen  sollen,  emaint*     Für  die  Ab- 

^^'ikägim^  weldie  ona  mehreren  Contingenten  ausanunenges^tzt  sind,  bleibi 

^  Emanming  dieser  Befehlhaber  der  Yereinbanang  der  betheiiigten  Regiet 

^^sa  iiberiasaen.     18)  Die  Pflichten  und  Rechte  dieser  BefeUhaber, 

"^^  che  aat  ihran  Terhattniasen  zu  dem  Bunde  faerrorgehen,  aind  denen  dei 

^^^^TFddhemi  analog.     Sie  haben  uabedtngteti  Gehorsam  von  allen  ihren 
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ümergebenen  m  fordern,  to  wie  Qirea  YorgeMUten  sn  leistta.  19)  D 
Gerichtbarkeit  steht  den  Befehlhabem  der  Heerttbtheilaiiges  zo,  iu< 
den  Too  den  Buodesftaaten  denselben  Torgeschriebenea  Grenzen«  to)J) 
Verpflegang  des  Bandefheeras  wird,  onler  oberster  Leitnng  im  Oba 
Feldberm ,  durch  BeroUmfichtigte  sammtlicher  ArmeeCorps  besor|;t,  um 
innerhalb  der  Bundesstaaten,  unter  Mitwirkung  derjenigen  LsndeiComiru 
sarien,  welche  es  betriiit  (rergl.  $.  do6).  si)  Auf  besondem  Bandet 
schlufs  wird,  aus  den  matrikularmäsigen  Beiträgen  sammtlicher  Bundesgln 
der,  eine  eigene  Krlegscasse  errichtet  aa)  Die  Vergütung  ro 
Durchmarsch-  und  CantonirungsKosten,  so  wie  von  andern  allgemein 
Leistungen  in  den  Bundesstaaten,  soll  nach  billig  ermüsigten  Preiseo  ged» 
hen ,  und  den  Landesnnterthanen  immer  so  schnell  als  ra5glich  baare  B< 
Zahlung  geleistet  werden«  23)  Allenthaiben  ist  der  Grundsatz  eiaer  gfei 
chen  Yertheilung  der  Lasten  und  der  Yortheile,  sowohl  rucksicW 
der  Heerabtheilungen,  als  der  Bundesstaaten,  zur  steten  Richtsclinar » 
nelimen.  94)  Zwischen  sämmtlichen  Bundesstaaten  soll  ein  aligemeiae 
Cartel  bestehen  «). 

ä)  Ein  Entwurf  su  einem  allgemeinen  Cartel,  ward  der  B.  V.  tob  der  MiHtit 
CommiMion  rorgelegt,  u.  Ton  den  Gesandten  an  ihre  Regierungen  zur  Lutni^ 
tionftEinholung  gesendet.  Protoc.  derB.V.  y.  i8so,  §.i66;  der  Entwurf  ebeaii 
als  Beil.  17,  S.  53i  der  Orig,Au8g.  Diene  GartelGonvention  kam  su  SUnde  ai 
10.  Febr.  i83iy  in  dem  Protoc.  der  B.  V.  von  diesem  Tage,  f.  a5. 


§.     198.  (153.0 

B)    Nähere   Bestimmungen   der  Krie gsverjatsung, 
1)  Stärke   des   Bundeshecres. 

»Nähere  Bestimmungen  der  Kriegsrerfassung  dsi  Test 
sehen  Bundes^,  sind  überdiefs  durch  zwei  Beschlfisse  ,des  efigcm  Bath^ 
der  B.  V.,  dielis  einhellig  iheils  durch  Stimmenmehrheit,  in  zehn  Tenchie- 
dehl^n  A:b9duiitten  fertgesetzt  worden  <<),  wie  folgt*  I)  Starke  des  Boa- 
desheeres.  1)  Die  Kriegsmaeht  4es  Bundes  ist  aus  den  Contingeoten 
aller  Bundesstaaten  zusammengesetst  Das  gewöhnliche  Gontiogent  eifl<* 
jeden  Bnndesstsates  betrigt  den  hundertsten  Theil  seiner  Ber«!' 
kerung,  nadi  der  unter  Ziffer  1  beigefügten^),  durch  den  BetchloTs 
▼om  30.  August  1818  ydrlaufig  auf  fünf  Jahre  angenommenett,  ^^  ^ 
4-  Februar  1819  berichtigten  BundesICatrihel  ($»  195).  a)  Utf«  ^ 
&hl  ist  nur  die  streitbare  Mannschaft  aller  W«ffengattan^>g"^' 
fen.  Zur  streitbaren  Mannschaft  werden  gerechnet,  die  Offioere,  I}nte^ 
officiere ,  Gemeine,  Spiel-  nnd  Zimmerleute,  dann  die  ArtiiJsrieRik^^"' 
Soldaten,  so  weit  sie  nach  Num.  16  zur  Bedienung  des  Geidnitisi  gerech- 
net werden  können.    Jene  Mannschaft,  welche  fSr  das  iihrigt  Ai«m^ 
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«ernngsParks  gehSrt^  wird  ron  den  Staaten,  welche  diese  Geschütze 
^efcen,  and  zwar  nach  der  dem  $•  14  unter  ZifFer  7  beiliegenden  Tabelle« 
gestellt,  and  rom  Stande  der  Infanterie  abgezogen.  16)  Für  Pionniers 
a^aJ  Pontoniers  wird  das  Yerhältiiirs  des  hundertsten  Theils  der  Armee 
t£-3itgesetzt.  17)  Ein  jedes  Contingent,  dessen  Stärke  mehr  als  Ein  Armee- 
Corps  hetrigt,  stellt  einen  BrückenTrain  für  grofse  Flüsse,  nach  Maas- 
gabe des  Bedürfnisses;  jedes  der  übrigen  einzelnen  ArmeeCorps  aber,  ohne 
Unterschied,  ob  gemischt  oder  ungemischt,  einen  für  eine  Flufsbreite  ron 
^00  Schoben.  18)  Sappen rs  und  Mineurs  werden^  als  zum  Belagemngs- 
Park  gehörig,  aufser  dem  für  Pionniers  nnd  Pontoniers  bestimmten  Hun« 
lerlthol  der  Armee,  ron  denjenigen  Bundesstaaten,  bei  welchen  sich  diese 
jorpg  bereits  im  Frieden  organisirt  befinden ,  gestellt«  19)  Das  numerische 
ferhahnifs  des  Fufsrolkes  ergibt  sich  ron  selbst,  wenn  die  Reiterei, 
Bedienung  der  Feldgeschütze  und  des  BelagerungsParks,  die  Pionniers 
A  Pontoniers,  dann  die  Sappeurs  und  Mineurs,  ?on  der  Gesammtzahl  des 
Heeres  abgezogen  werden«  20)  Ungefähr  der  zwanzigste  Theil  des 
*STolkes  soll  aus  Jägern,  Büchsen-  oder  Scharfschützen,  bestehen«  Die 
iter  Ziffer  8  beigefügte  Tabelle^)  enthält  eine  Uebersicht  aller 
affengattungen,  so  wie  solche,  nach  der  Matrikel  und  zufolge  der 
lommenen  Bestimmungen  über  das  numerische  Yerhältnifs  derselben, 
completen  Kriegsstande  von  sämmtlichen  Bundetetaaten  zu  stellen  sind« 
0  Es  bleibt  den  Bundesstaaten  überlassen,  zur  Bildung  ihrer  Contingente 
'hLaadwehr  zu  verwenden;  doch  mufs  dieselbe,  gleich  den  Linien- 
tppea,  geübt,  ausgerüstet,  schlagfertig  und  mit  in  der  Linie  gebildeten 
^fficieren  besetzt  sejn.  Als  Grundsatz  wird  auch  hiebei  angenommen, 
Jl^s  kein  Gontingent  zum  grölsern  TJieil  aus  Landwehr  bestehen  kSnne« 
33)  Der  Landsturm  gehört  nicht  in  das  geregelte  System  des  Kriegs, 
sondern  ist  zu  den  Anstalten  zu  zählen,  welche  im  Augenblick  der  Gefahr 
ilire  Bestimmimg  erhalten,  und  dem  eigenen  Ermessen  der  einzelnen  Ban- 
desstaatea  aberlassen  bleiben* 

•>  VencUedenen  kleineren  Bundesstaaten  ist,  in  Absicht  auf  die  in  der  Bnndes* 
JbiaU  Urnen  angesetzten  Cavalerie-  imd  AriiUerieContingente,  ErUiekterung 
f^on  der  B.  Y.  bewilligt  worden,  s.  B.  dem  Hxgtb.  Sachsen  Gotha ,  nach  seinem 
Bestand  bis  i8i5.  Frotoc.  der  B.  V.  ▼.  1821,  f.  100.  Erörterungen  über  die 
hfl  Erleichterungsgesuchen  dieser  Art  ansunehmenden  Grunds&tee  findet  man 
ia  d.Protoc.  der  B.  V.  v.  i8ai,  §•  loo,  loi,  3^4;  ▼•  >8»9>  §•  3"9;  ▼•  *^®»  §•  »•9 
u.  166.  Vertrauliche  Abstimmungen,  in  den  loco  dict  gedruckten  Registraturen 
r.  10.  u.  17.  Aug.  1820,  S.  )63,  281  u.  997  u«  f.  der  Orig.Ausgabe,  S,  weimar- 
nseoachisches  Erleichterungsgesucb,  in  d.  SeparatProtoc.  der  B.  V.  t.  14.  Febr. 
itei,  V  3,  u.  V.  14.  Mär«  i8«i,  §.  3,  S.  »77  u.  %%o  der  OrigAusg. 
^)  Diese  Tabelle  findet  man  unten  im  AfUiang ,  unter  Num.  L 
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§.    200.  «53K) 

3)    Eintfaeflung   des   Bunilesheeres. 

III)  Eintheilung  des  Bandeslieeres.  23)  Das  Bandesheer  b 
steht  ^QS  sieben  ungemischten  und  drei  combiairten  oder  (^i 
mischten  (aus  Truppen  mehrerer  Bundesstaaten  zusammengoetztei 
^rmeeC<jrps  «),  wekhe,  ohne  weitere  Benennung,  nach  Numero  hczeid 
net  'werdeu,  und  deren  jedes  in  A.btheilungen  von  Divisionen,  Brigade 
Hegimeutern,  Bataillonen,  Compagnien,  Schwadronen  und  Batterien  zerfi'l 
A4)  Ein  ArmeeCorps  enthält  mindestens  zwei  Divisionen,  eine  Dim 
mindestens  zwei  Brigaden,  eine  Brigade  mindestens  zwei  RegimeoteTf  ä 
CavalerieRegiment  wenigstens  vier  Schwadronen,  ein  InfanterieRegben 
wenigstens  zwei  Bataillone,  ein  Bataillon  in  der  Begel  nicht  unter  8<n 
Mi|nn|  eine  Schwadron  oder  eine  Compaguie  im  Durchschnitt  i5o  ILuui 
e\^e  Batlerie  sechs  oder  acht  Stücke  Geschütz.  a5])  Das  Minimum  eine 
joi  Stelleaden  CavalerieContingents  ist  3oo  Pferde  oder  eine  Division,  du 
eines,  selbs^stäudigen  InfanterieUorpers  /^oo  Mann,  das  der  Geschütze  eiik 
Batterie  von  sechs  oder  acht  Stüchen.  Die  Stellung  dieser  Einheit  vtrJ 
der  Uebereinknnft  der  Bundesstaaten,  mit  der  unerläfslichen  Bedingoo^ 
Sberlassen,  dals  sie  ganz  gleich  organisirt,  bewaiTnet,  und  geübt  sera  mx- 
Als  Grundsatz  wird  jedoch  festgesetzt,  dafs,  im  Fall  der  VertretuQfi 
solche  nur  im  Corps  Statt  finden  kann.  In  Ansehung  der  Geschutzeiniieit 
wii'd  angenommen ,  dafs  doi^ ,  wo  das  zu  stellende  Contingent  nicht  ^<i 
Zahl  6  oder  8  erreichen  sollte,  die  Staaten,  welche  es  betrifft,  sich  unter 
einander  wegen  des  Mehrstellens  von  einem  oder  zwei  Stücken  Geschüt 
vereinigen  werden.  s6)  Die  Theilhaber  an  den  combinirten  oder  gern 
ten  Cvrps  und  Divisionen  werden  sich  unter  einatider  yereinigefl,  wie 
die  gesetzlichen  Abtheilungen  zu  bilden,  und  die  verschiedeuc« 
Waffengattungen  nach  dem  angenommenen  Verhaltnifs  unter  sich  i^  rt'^^ 
theilen  für  gut  finden,  und  diese  Uebereinkunft,  drei  Monate  nach  Annahm« 
der  näheren  Bestimmungen ,  der  Bundesvei^sammlung  anzeigen  ^).  1^*  ^^ 
sie  sich  nicht  vereinigen  kannten,  wird  die  Bundesvei*sammlung  tcrmittel 
einwirken,  und  nothigenfalls  entscheiden  c).  Durch  einen  Beschluß  ^' 
Bund^vecsanmüung  vom  9.  December  i83o,  verbunden  mit  nachti'%iicfle 
Besohlüssen  vom  14.  December  i83o  und  17.  Februar  i83i,  wurden  dii 
drei' vermischten  Armeecorps  neu  organisirt^  und  ward  sus  an 
neben  denselben  eine  ReserveInfanterieDivision  gebildet^*  «t)  ^ 
jedem  ArmeeCorps  mufs  auf  die  Bildung  einer  starken  CavaJene-  «« 
Geschütz  Reserve  Rücksicht  genommen  werden. 

a)  Die  EintheUung  de$  Bundesheeres,  findet  man  unten  im  Anhang,  in  ^^^  ^ 
Num.  n.  —  Die  Verhandlungen  der  B.  V.  über  die  Eintheilung  des  Bundesi»^^^ 
res  in  ArmeeCorps,   findet  man  angezeigt  in  den  Registern  über  die  ^^^^ 
der  B.  V.,  voc.  CorpsEintheüung.  —    A.  J.  V.  Hbumsch,  Entwurf  der  BiWon« 
des  d.  Bundesbeeres,   nach  den  in  d.  Grimd«ügen  der  Mib'tarrerf  aiisje«F^     ^ 
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fiestimmungen;   mit  e.  Karte  v.  Deutschland,  lUttmiiiirt  nach  den  ArmeeCdrps. 
Cirkr.  i8«o.  8. 
^)  Dl  das  Minimum  eines  sn  stellenden  GaTalerieContingentes,  3oo  Pferde  oder  eine 
i)inaiQii  sejn  soll,  so  sind  diejenigen  Bundesstaaten,  welchen  in  der  Contingent- 
MalTikci  eine   geringere  Summe   angescUt   ist,    genöthigt,   mit  andern  Buiides- 
slaatca,  deren   Contingento    zu   demselben    gemischten   ArmeeCorps   gehören, 
RtktkinuFerträffe  zu  schliefsen,  nach  welchen  diese  di^  Stellung  ihres  Cavalerie- 
Cotttingentes  (auch  wohl  der  Artillerie)  übernehmen.     Vortrag  des  MiliUr Aus- 
schusses, in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1821 ,  $.  101.  —  yetträ^e  dieser  Art  haben 
geschlossen:   1)  S.Golha  u.  Altenburg  mit  dem  Königr.  Sachsen,   Protoe.  der 
B- V.  T.  1811,    f.  39  u.  100,    und  der  Vertrag  ▼.  17.  Jan.   1891,    loco   dict. 
cbenibs.  S.  91  der  Orig.Ausg.;    2)  SchwarzburgSondershausen  u.  Schwanburg- 
Bttdobtadt  mit  Sachsen WeimarEisenach,   Vertrag  y.  91.  Febr.  18112,   loco  diel, 
in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  1822,  S.  228  der  Orig.Ausg.    SeparatProtoc.  der  B.  V. 
▼.  i4*  Febr.  18^2,  §.  3,  u.  r.  27.  Juni  1822,  §.  2,  nebst  Anlage  3  loco  dict.  ge- 
druckt, S.  177,  610  u.  617;    3)  MecklenburgStrelitx  mit  MecklenburgSchwcrin, 
SeparalProloc.  der  B.  V.'  ▼.   14.  Febr.    1822,   §.  4,    S.    178    der   Orig.Ausg.} 
4)  ScbaumburgLippe ,  Waldeck,  u.  Lippe,  mit  Holstein  u.  Lauenburg,  Protoc. 
T.  tSti,  }.  5i.     5)  Vertrag  zwischen  den,    die  1.  Division  des  9.  ArmeeCorps 
biMenden  Staaten  (K.  Sachsen,    S.  Gotha  Altenburg,    S.  Coburg,  S.  Meiningen,* 
S.  fiüdburghausen  u.  BeuTs  alterer  u.  jung.  Linie)  über  die  Einrichtimg  dieser 
DiTision,  geschlossen   14.  Aug.  1821;    in  dem  S.  Hildburgh.  Begier«  Blatt  vom 
$.  JsD.  1832,  IVum.  !•    6)  In  Unterhandlung  standen  (im  Aug.  1822):   Bohen- 
soUernUechingen,    HohensoUernSigmaringen,   Liechtenstein,   u.   die  Freie  <Stadt 
Fnnkfort,  desgl.  Hessenllomburg,  mit  GH.  Hessen,  Protoc.  der  B,  V.  v.  1829, 
l>  11  IL  5i.    SeparatProtoc.   ▼.   14.  März   1822,   §.  1.   —    Die  B.  V.  er^yarlele 
noch  Terscbiedene  Conventionen  dieser  Art  und  allseitige  Einreichung  der  «Stan- 
dewnweisc».    Man  s.  ihre  ProtocoUe  v.  26.  Juli  1821,  §•  222;    1822,   §.  12,  u. 
▼•  M.  Febr.,  14.  März  u.  i3.  Mai  1822, 
c)  3CaD  c  Art  6  u.  7  der  Kriegsverfass.   in  ihren  allgem.  Umrbsen   u.  weaentl. 
Bettimmoiigen,  oben  §.  196.  —    In  der  Contingeut3Iatrikcl  Ist  das  Herzpgthuiu 
iViw#ffli,  in  der  2.  Division  des  9.  ArmeeCorps,  angesetzt  mit  3o28Mann,  worun- 
ter be^ffi»  sind:  2,347  ^^nn  Infanterie,  433  M.  Cavalerie,  218  Mann  Artillerie 
rmt  5  $(oclen  Geschütz,    u.  3o  M.  Pionniers   u.  Pontoniers.     Nassau  machte 
späterhin  den  Antrag  auf  Bewilligung,    dafs  das  CavalerieContingent  ihm  möge 
eriasien' werden,  dagegen  wolle  es  Ersatz  leisten  durch  Stellung  einer  vefliah- 
nüjmäsig  grofsern  Anzahl  von  Infanterie  und  Artillerie  (eine  MehrzalU  von  1,011 
Mann,  mit  2  Canonen),  so  dafs  dann  das  nassauische  Contingent  eine  eigene  oder 
ungemischte  Brigade  von  4)^39  Mann  bilde.     (Begistratur   über   die    vertraul. 
Sits.  T.  3o.  Juli  1821).    Vergl.  auch  Protoc.  t.  1821,  $.  55  u.  65.    Dieses  Be- 
gehren,   durch  dessen  Bewilligung  jener  Staat  im  Krieg   zwar  mit  Verlust  an 
CavsleriePferden  gänzlich  verschont,   dagegen  mit  desto  gröisercm  Verlust  ün 
Menschen  bedroht  würde,  ward  von  Oestreich  unterstützt,  mit  dem  Vorschlags 
dem  Oberfeldhcrm  zur  Pflicht  zu  machen,    dafs  er  (nach  Art.  16  der  Kriegs« 
Terfsssung  in  ihren  allgem.  Umrissen,  oben  §.  197)   von  der  disponibeln  Cäva- 
ferie  des  Bundesheeres,   der  2.  Division  des  9.  ArmeeCorps  diejenige  Aushülft 
gewähre,    welche   der   Abgang   des   nassauischen    CavalerieContingent»   nöthig 
niche.    (Fraaidial Vortrag  zu  der  vertrauL  Sitz.  v.  7.  Dec.  1821^  loco  dict  ige^ 
dmdt,  S«  73i  der  OrigAusg.)    Andere  Vorschläge  geschahen,   von  Wür^m- 
berg,  von  Luxemburg,   von  K.  Sachsen,    in  den  loco  dict.  gedruckten  Sep^rat^ 
Protocollen  der  B.  V.  v.  14.  Febr.  182^,  §.  5,  u.  v.  25.  Apr.  1822,  ä.  178,  278 
u.  396  der  Orig.Ausg.     Inzwischen  gaben  sowohl  das   Gesuch  als   auch   diese 
Vorschläge,  Anlafs  zu  mannigfaltigen  Erörterungen  in  der  B.  Y,     Alan  s.  die 
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loco  dict  gedruckten  SeparatProtoeolle  r.  14.  Febr.,  14.  u.  a8.  Mäns«  ^5.  Apr 
3o.  Mai,  10.,  i5.  u.  27.  Juni  1822,  nebst  ihren  Beilagen;  in  d.  Protoc.  der  B.  1 
V.  18939  S.  178,  '^19,  a47f  ^^  48>9  ^4^^  ^49«  609;  besonders  daa  Separa 
Protoc.  ▼.  i5.  Apr.  1811,  u.  dessen  Beilagen.  Die  Schwierigkeiten,  ^wciebe  ai 
•olehe  Weise  die  Erledigung  dieser  Sache  fand,  haben  bis  jetst  CAng.  -iSSc 
•icki  beseitigt  werden  können.  Dabei  kam  sur  Frage,  ob  dieser  Zwiespa 
durch  Stimmenmehrheit  könne  entschieden  werden?  Erledigt  ward  dieser  na< 
säuische  Gontingentstreit  in  dem  ProtocoU  der  B.  V.  Tom  9.  Der.  i83o,  $.  3^. 
Dem  sufolge  ist  unten  in  dem  Anhang,  in  dem  Nachtrag  su  Num.  I  vu  IL»  S.81: 
das  nassauische  Gontingent  in  dem  9.  ArroeeCorps  angesetst  mit  einer  %ollstii 
digea  InfanterieBrigade  von  4)039  Mann,  worunter  3,711  M.  Infanterie ,  ^88  1 
Artilleristen  und  3o  Pionniers.  (MsTxa's  Staatsacteu«  IL  365.) 
dj  Die  Resultate  der  genannten  Beschlüsse  der  B.  V.  findet  man  unten  im  Anhac; 
in  dem  Nachtrag  su  Tab.  I  u.  H  und  in  Tab.  IIL 
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4)    Bereithaltung  im  Frieden. 

IV)  Beretthaltung  im  Frieden.  38)  In  jedem  Bundesstaat  niuii 
das  CoDtingent  von  einem  Procent  der  Bevöihemng  so  marsch-  and  schlug 
fertig  erhalten  iverden,  dafs  es,  vier  Wochen  nach  dei*  vom  Band  erfolg 
ten  AufForderong ,  in  allen  seinen  Theilen  zur  Verfügung  des  OberFeid 
herm,  auf  die  für  jedes  ArmeeCorps  zu  bestimmenden  Samme  lpl£tze 
gestellt  werden  honne.  29)  Um  diesen  Zweck  zu  erreichen ,  werdex 
folgende  Grandsatze  angenommen :  1 )  Das  Material  der  Rüatung  R\ 
alle  Waffengattungen  mufs  stets  in  gehöriger  Anzahl  und  Eigeiu»chan 
Torhanden  sejn.  Auch  müssen  in  den  Zeughäosem  die  nothigen  Vorräth^ 
liegen,  um  jeden  Abgang  schnell  ersetzen  zu  können.  3o)  a)  Die  ContingenK 
des^  Bundesheeret  müssen  auch  im  Frieden  yoUständig  erhalten  werden 
Zu  Ersparung  des  Soldes  und  der  Verpflegung  kann  zwar  im  Frieden  be 
allen  Waffengattungen  auf  bestimmte  Zelt  Beurlaubung  Statt  finden 
ein  Theil  der  Mannschaft,  ^o  wie  der  Dienstpferde,  mufs  jedoch  stets 
bei  den  Fahnen  und  im  Dienst  bleiben.  3i)  3)  Hiezu  wird  folgendei 
Maasstab  aufgestellt:  a)  bei  dem  Fufsvolke  mufs  der  sechste  Theil  der  eingeübten 
Mannschaft  «),  und  wenigstens  zwei  Drittheile  der  UnterofUciere  im  Dieas^ 
beibehalten  werden ^  b)  bei  der  Reiterei,  wird  der  dienstthuende  Stand  11^ 
der  Regel  auf  zwei  Drittheile  der  Mannschaft  und  der  Dienstpferde  festi 
gesetzt  ^%  falls  nicht  die  besondern  Landeseinrichtungen  eine  Beschränkung 
auf  ein  Drittheit,  unbeschadet  des  Zweckes,  zulassen.  Den  Bundesstaaten] 
bei  welchen  keine  Beurlaitbung  der  Dienstpferde  Statt  findet,  und  welcliä 
keine  I^ndwehrCavalerie  stellen ,  ist  eine  Vacanthaltung  von  Dienstpfcnien 
in  Friedenszeiten  gestattet;  es  darf  diese  jedoch  nicht  ein  Fünftheii  des 
pritsenten  Standes  c )  übersteigen ,  und  es  müssen  Vorkehrungen  getrofl'en 
sejrn,  dafs  die  Mobilmachung*  der  Caralerie  dessen  ungeachtet  in  der  bestimm- 
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tea  Frist  geschehen  koiuie»  c)  Bei  der  reitenden  Artillerie ,  wird  das 
Vinmaiii  des  dienstthaenden  Standes  ebenfalls  auf  zwei  Drittheile  anter 
deoaelben   Modificationen,    wie    bei    der  Cavalerie,    bei  der   FufsArtiilerie 


I  aber,  nnd  bei  der  Bespannung  des  Geschützes  und  der  ersten   Munitions- 
I  wagen,  anf  ein  Drittheil  des  vollen  Standes  festgesetzt.     Ss)  Die  gesammte 
Mmnmchaft  des  gewohnlichen   Contingentos,  nämlich  der  hundertste  Theil 
der  Beroikerong,  mufs  alle  Jahre  vom  Urlaub  einberufen ,  und  wenigstens 
.'  durch  Tier  Wochen  im  Dienst  und  Gebrauch  der  Waffen  geübt  werden. 
'I  IKe  kleineren  Contingente  werden  sich  unter  einander  vereinigen^  die  jalir- 
*  liehen  Hebtmgeny  in  möglichster  Verbindung  aller  WaiFengattungen,  allen- 
falls in  Brigaden,  vorzunehmen*      33)  Damit  für  den  Fall,  wo.  durch  be- 
sondern  Bundesbeschlufs  (Num.  8}  eine   Verstärkung  des  Bundesheeres 
wioükig  gefimden  wird,    dieselbe  gehörig  aufgestellt  werden  könne,  müssen 
in  jedem  Bundesstaat,  der  nicht   ohnehin  eine  bedeutendere  Anzahl  von 
feUdieosltaaglichen    Truppen    unterhält,    (als    Reserve,    oben    Num.  ^27} 
Khon   in    Friedenszeiten    Cadres    von    Üfiicieren,    Uuterofficieren    und 
SpieUeaten,  für   den   dreihundertsten   Theil  der  Bevölkerung,    nebst    dem 
aodiigeD  Matei^  <0  vorhanden,  auch  solch^  Einrichtungen  getroffen  seyq, 
da&  lekn  W^ochen  nach  dem  gefafsten  Bundesbeschlufs,  vollständig  geübte 
ud  ausgerüstete  Regimenter,  Bataillone  und  Escadrone  schlagfertig  aufge- 
itellt  werden  können.     34}  Der  Bundesversammlung  iwird   am    i.  Janner 
jeden  Jahres  eine  Uebersicht  des  Standes  des  Bundesheeres  vorgelegt. 
I>n  Bandesstaaten,   deren    Contingente    ein  oder  mehrere  ArmeeCorps  in 
sicii  begreifen,  bleibt  es  überlassen,  die  diefafallsigen  Tabellen  nach  den 
ki  üuien  geltenden  Einrichtungen   abzufassen.     Die  unter  Zahl  10  beige- 
kgtt  Tabelle  zeigt  die  Form   der  Standes  Ausweise ,   über  welche  sich  die 
Tbeilkaber  der  gemischten  ArmeeCoi'ps  vereinigt  haben.    Sie  werden  solche 
Corps-  oder  wenigstens  divisionsweise  einsenden.    Diejenigen  Bundesglieder, 
wekbe  Zusammen  eine  Division  bilden,  werden  sich   unter  einander  über 
die  Art  der  Musterung    einrerstehen ,  und,  drei  Monate  nach  Annahme 
der  näheren  Bestimmungen,  ihre  Anzeige  hierüber  an  die  Bundesversamm<- 
long  machen  «)• 

«)  Unter  «eingeübter  MannscbaA«  ist  hier  das  ordentlicbe  Contingent,  von  Einem 
Procmt  der  Bevölkerung,  und  Ewar  ebne  Einrecbnung  der  Rccruten,  als  Mini- 
Bnm  lu  versteben.  Bescblufs  der  B.V.  v.  i3.  Sept  i83a,  Num.  1;  in  KLi'Bia's 
QueUeasammL  (4*  Aufl.) ,  S.  73.  und  in  v.  Msibh's  Staats- Acten,  Bd  OL  S.  in. 

i)  Dieses  findet  Anwendung  nur, auf  diejenigen  Bundesstaaten,   bei  denen  die  in 
ffan»  3o  nacbgelassene  Benriaubung  der  Mannschaft  und  der  Dienstpferde  iStn. 
I        gefiifari  ist.    Der  angef.  Bescblufs  v.  i3.  Sept.  i832,  Num«  s. 

e)  Dieses  Vs  ist  allein  ▼on  dem,  gemäfs  dem  hier  eintretenden  Sachverhaltniüs«  mit 
^Ok  jn-äsenien,  gleichbedeutenden  compUten  Stand,  nämlich  von  V7  des  vollen 
Coatiiigents,  su  verstehen  und  su  berechnen.  Der  angef.  ßescblufs  v.  1 3.  Sept. 
18)9,  Num.  3. 

0  Bei  der  Cavalerie  auch  nebst  den  erforderlichen  Dienstpferden.  Der  angef. 
Beichlofs  V.  i3.  Sept.  i83a,  Num.  4* 
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e)  Von  Zeit  cu  Zeit  kann  die  B.  V.  eine  Mosterong  der  sur  ReserrebifanlerieDit 
siongehdrigeu  Contingente  verfugen.  Im  Herbst  i83i  u.  i836war  solches  der  I-aJ 
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5)    Mobiimochung   des  Buudesheeres. 

y)  Mobilmachung  des  Bunde sbe eres.      35)   Der   Bund  wim 
bescbliefsen,  ob  von   jedem   Bundesstaat    nur  ein   Tlieil    des    Contingentf 
oder  das  Ganze  zu  stellen  scy.     36)  Wenn  das  Bundesheer  ausruckt,  vns^ 
Ton   dem  OberFeldherrn  für  alle  Contingente  ein  gemeinschaftliches  Er 
hennungszeichen   Torgeschrieben*     87)   In   Hinsicht   der  Bewaffoung, 
dann  des  Calibers  der  Gewehre  und  des  Geschützes  ^  soll   in  jedem  Ar 
meecorps   eine  solche    Uebereinstimmung  Statt  finden,   dafs   die  Manitioa 
der  Artillerie,  und  vorzüglich  jene  der  Feuergewehre,  gegenseitig  gebraack 
werden  kSnne.     38)  Was   zur  ersten   Ausrüstung  an  Munition  für  die 
Feldgeschütze  erforderlich  ist,  zeigt  die    Tabelle    der   Beilage   n.    Ton 
diesem  MunitionsBedarf  werden  zwei  Drittheile  dem    Heer  mit  eigener  Be- 
spannung nachgefuhrt,  das  letzte  Dritthdl  aber  in  Depots  zur  Abfuhiuni; 
bereit  gehalten,  jedoch  ohne  Verbindlichkeit  zu  eigener  Bespannung.    Die5e 
Depots  dürfen  nicht  über  24  Meilen  von  der  ersten  Aufstellung  des  Ban- 
desheeres entfernt  sejn.       Der  MunitionsBedarf  für   den    Belagerungspari^ 
ist  aus   der  Tabelle  9  ersichtlich.     38)   Das  •ärztliche    Pei^sonal  für 
die    Linie     mufs    bei  allen    Contingenten    unausgesetzt    complet  erhalten, 
nachstdem  aber,  im  Fall  des  Krieges,   ein,  auf  den  zehnten  bis  zwölften 
Theil  der  Starke  des  Bundesheeres  hinlängliches,  arztliches  und  HospitaiPerso- 
nal  aufgenommen  werden,    40)  Die  Vorräthe  an  Arzneien,  VerbandRequisiten 
und  Spitalbedürfnissen,  sind  auf  den  zehnten  bis  zwölften  Theil  der  Siärhe 
eines  jeden  Corps  zu  berechnen,  und  es  muft  hiebei  die  Hälfte  fSr  beweg- 
liche Spitaler  in  Anschlag  gebracht  werden.    Ein  eigenes  SanititBeglemCö* 
enthält  auch   über  diese  höchst  wichtigen  Gegenstände   besondere  und  ge- 
naue Bestimmungen.      41)  Bei  jedem  ArmeeCorps    sollen   so  viele  Bacb- 
8fen  mitgeführt  werden,  dafs  in  24   Stunden    für    den   vierten  Theü  «^^ 
Mannschaft  Brod  gebacken  werden  hann.     Das  Bäck^rPersonal)  ^^'^ 
militärisch  organisirt  und  bewaffnet  werden  soll,  um  nSthigenblls  lur 
Vertheidigang  der  Magazine  verwendet  werden  zu  hünnen,  muf»  «0  ''^^  ' 
nct  werden,  daft  Äuf  jedes  Tausend  Mann  vier  Bäcker,  mit  Einschktsder 
Oberbäcker,  kommen.      42)   Die   Transportmittel   müssen  bei  jeöen 
ArmeeCorps  dergestalt  eingerichtet  seyn,  daß   die  Natural  verpnegiuiS 
die  Mannschaft  wenigstens  auf  vier  Tage  mitgeßihrt  werden  könne.    4  i 
Hinsicht  der  Waffenübungen   und  des  DienstReglements  «oließ? 
wenigstens  in  der  Hauptsache,   bei  jedem  ArmeeCorps  gleiche  Gruno» 
beobachtet  werden.    44)  Unter  den  Officieren  der  verschiedenen  B""  ^*' 
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fAaaten,  liet  Ziisaminenziehung  der  Contingente  und  im  gemeinschaflfcKchen 
Dienst,  entsclieidet  über  den  Rang  der  Militärgrad  und  das  Dienstalteil. 
Um  jedoch  in  dieser  Beziehung  allen  IneonTenienzen  bei  Yereinigong  ver^ 
Mrhiedener  Abtheilungen  Torzubengen,  "wird  als  Regel  festgesetzt:  dafs  nur 
iur  eine  Dirision  ein  General-  oder  FeldmarschalLieutenant;  für  eine  Bri- 
gade ein  Generalmajor  oder  GeneralFeidwachtmeister;  für  ein  Infanterie« 
Regiment  ron  2  bis  3  Bataillons,  für  ein  CaTalerieRegiment  Ton  4  bis  8 
Escadrons,  dann  für  6  Batterien,  ein  Oberst;  für  ein  InfanterieBataillon 
run  i^  his  b  Compagnien,  für  eine  CavalerieDivision  von  2  Esoadrons, 
dann  fiir  zwei  Batterien,  ein  Oberstlieutenant  oder  Major;  für  eine  Com«- 
pagnie  oder  Schwadron,  und  für  eine  Batterie  Ton  6  bis  8  Gesehntzen, 
eia  Hanplmann  oder  Oberlieatenant  als  Commandant  zu  ernennen  ist.  Im 
ttbrigeB  bleibt  den  Staaten  unbenommen ,  ihren  Officieren  im  eigenen 
ContiiigeBt  einen  beliebigen  Dienstgrad  zu  ertheilen;  bei  Zusamitienstofsung 
rersdiiedeDer  Abtheilnngen  wird  jedoch  nicht  auf  diesen,  sondern  nur  auf 
jenen  Rfichsicht  genommen,,  der  ihnen  zufolge  obiger  Bestimmnngeii,  nach 
der  Abtheilung,  welcher  sie  vorstehen,  zukommt  o)* 

w)  Jeder  Bundesstaat  hat,  aucb  während  der  Kriegszeit,  sein  Contiiigent  su  unter- 
lullen.  —  Wegen  der  Frage :  wie  es  mit  der  UttterhuUung  (iiüt  Sold,  Bekleidung, 
Bewaffnung  und  Munition)  des  Coniin^entei  eines  Bundesstaates  zu  halten  sej, 
der  durch  feindliche  Besetzung'  seines  Gebietes  der  Mittel,  ganz  oder  «um  Tlieil, 
bennbt  ist,  selbst  dafiir  zu  sorgen,  ob  die  Unterhaltung  aus  der  BoBdesHciegs- 
rasse,  und  zwar  gege^  künftig  von  jenem  Bundesstaat  zu  leistenden  Ersatz, 
oder  ohne  solchen,  zu  bestreiten  sey?  ward  von  der  B.  V.  InstructionsEinho- 
lung  der  Gesandten  bei  ihren  Regierungen  beschlossen;  in  dem  i.SeparatFrotoc. 
V.  4«  Juli  iSai,  loco  dict.  gedruckt,  S.  627.  Man  s.  auch  die  loco  dict.  ge- 
druelitett  SeparatProtocolle  der  B.  V.  v.  20.  vu  27.  Jon.  1822,  S.  537,  ^^  u.  6i3 
4er  Orig.Ausg.  Von  der  hier  aufgeworfenen  Frage,  s.  BiiviiirQiJtt.L'8  Staatsr. 
des  T«  Bandes  u.  der  Bundesstaaten,  Abth,  ü,  S.  1^  f.,  und  die  daselbst  angef. 
SeparatProtocolle  der  B.  V.  t.  6«  u.  .i5.  Februar,  i3.  März,  24*  April,  12.  Juni 
u.  12.  Juli  1823.  Ein  Beschlufs  der  B.  V.  y.  12.  JuH  i823  bestimmt,  dafs  im 
ang^ebenen  Fall  die  Unterhaltungskosten  als  gemeinschaftliche  Last  Torschufs- 
fteise  gelragen  werden  sollen;  doch  bei  theilweiser  Besetzung  des  Landes  nur 
ycriiaitnifepiSaig ,  nach  den  Umstanden.  Wiedererstattimg  sott  erst  nach  ge- 
iclüossenem  Frieden  Statt  ünden,  auch  aus  besondem  Gründen  ganz  oder  tbeil- 
weise  erlassen  werden  können. 


§.    205*  (153*.) 

6)     OberFeldherr. 

y\)  OberFeldherr.  45).  Der  OberFeldherr  wii'd  jedesmal, 
Menn  die  Aufstellung  des  Kriegsheeres  Beschlossen  wird,  von  dem  Bund 
in  ier  oigern  Versammlung  erv^^ählt.  Diese  Stelle  hört  mit  der  Auflosung 
rles  Bundesheeres  -wieder  auf;     46)  In  Fällen,   mo  man   nur  einen  Theil 
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des  Buudesheeres   zusaramenzuziehcD    für    iiothig    «"achtet^    bleibt    es    der 
Bescblufsiifiliaie   der  BundesTersammlung   rorbelmlten ,    wegen   des  Oberl»e- 
fehis  besondere  VerfügiiDg  zu  trefien.    47)  Der  OberFeldherr  vedhott  sich 
stim  Band,    wie  jeder  commandirende  General  zu  seinem  Soureraim,    die 
Bundesversammlung  ist  daher  seine  einzige   Behörde,   weiche    mit  ihm 
durch  einen  aas  ihr  gewählten  Ausschufs  in  Verbindung  steht.      48)  Der 
OberFeldherr  wird  von  der  &  V.  in  Elid  und  Pflicht  des  Bundes  genom- 
men;  er  erhalt  von  derselben  allein  Vollmachten  und  Befehle,    aack   b 
besondem  Fällen  specielle  Instructionen;   er  erstattet  an  dieselbe  seine  Be- 
richte   anmittelbar.     49)   VVenn  der  OberFeldherr  in  Eid  und  Pflicht  ge- 
nommen ist,   and  seine  allgemeine  Instruction  von  der  B.  V.  erhalten  hat; 
•o  bleibt  ihm  allein  überlassen,   den   Opera tionsPlan  nach  seiner  An- 
sieht  zu  entwerfen^   auszuführen  und  abzuändern,   wie  es  die    Umstände 
fordern.    £>  ist  durchaus  nicht  verbunden,   diesen  Plan  vor  der  Anafuh- 
nmg  irgend  Jemand  mitzutheilen,  und  es  soll  lediglich  von  seinein  beson- 
dem Vertraaen  abhängen,    wenn   er  die  Hauptzüge  desselben   mit   einem 
oder  mehreren  Generalen  besprechen  oder  berathen   wilL    5o)   EIrst  dann, 
wenn   er   nach    getroffenen  Einleitungen    zur    wirldichen  Aifsfuhmng  ge- 
schritten sejn  wird,  ist  er  verpflichtet,  der  B.  V*  die  Umrisse  seines  Ope- 
rationsPlans  vorzulegen.     Er  mufs  jedoch  denselben  auf  das  UmstandlicI^e 
schriftlich   aufsetzen,    damit   für   alle   Zufalle,   die    ihn   persönlich    trefTen 
kunneuf  so  Torgesorgt  sej,  dafssein  Nachfolger  das  Ganze  vollatand%  ein- 
sehen and  folgerecht   yerfahren  könne.     5i)  Anfser  dem  OberFeldherm, 
wird  von  der  B.  V*  auch  ein  GeneralLieutenant  des  Bundes  gewählt. 
Diesem  gebührt  in    allen  Fällen,    welche    eine   Stellvertretung    im   01»er- 
Commando  des  Heeres  fordern,  die  zeitliche  Verwesung  der  OberFeldherrn- 
Stellet  mit  ganz  gleichen  Bechten,   wie  die  des  OherFeldberrn.     Sobald 
der  bisherige  OberFeldherr  das  OberCommando  wieder  übernimmt,    oder 
ein   neugewählter    in    dasselbe    eintritt,    kehrt    der  GeneralLieutenant    des 
Bundes    in  sein  früheres  Verhältnifs  zurück.     Sa)  Als  Generallieatenant 
des  Bundes  seil   einer  der  CorpsCommandanten  gewählt  werden,  welcher 
jedoch,   so  lang  nicht  der  Fall  der  Stellvertretung  oder  der  Einberufung 
von  Seite  des  OherFeldberrn  Statt  findet,  ohne  Vorrecht  vor  den  übrigen 
CorpsCommandanten,   bei  seinem  Corps  rerbleibt     53)  Der  OberFeldherr 
hat  die  Befugnifs,  wegen  Einstellung  der  Feindseligkeiten  Ueber- 
einkünfte  abzuschliefsen,  wenn  dadurch  grofse  Vortheile  zu  erreichen  sind, 
oder  Gefahr  auf  dem  Verzug  haftet.     Er   soll  jedoch  formliche  allgemeine 
Waffenstillstandverträge  nur  unter  vorbehaltener  Genehmigung  des  Bandes 
abschliefsen  können.      54)  Der  OberFeldherr  kann   über  die  Aobtellnng, 
Bewegung  und  Verwendung   der  ihm  anvertrauten  Streitkräfte,    aach    die 
allenfalls   nothigen    zeitlichen    D^tachirungen,    nach   seinem   Ermessen 
rei^lSgen,    jedoch  mit  Beobachtung  der  festgesetzten  Heereintheilong,    die 
er   nie  abänd^n  darf,    und  der  Beisanmienhaltuog  der  von  Einem  Staat 
gestellten  Corps,  in  Fällen,  wo  diese  ohne  Nachtheil  beiücksichtigt  werden 
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kamn.      Alle  Detachirungen   and  solche  Maasregela,    welche  in  die  organi- 
ychen   CorpsYerhältiitsse   eingreifen ,    können   nur  so    lang  dauern ,    als  es 
inititarische  Rücksichten  erfordern,    und  kein  Corps  darf  hiedurch  bis  za 
dein  Grad  geschwächt  werden,  dafs  es  nicht  mehr  als  selbstständiger  H5r* 
per  bestehen  konnte.    55)  Zu  dem  als  Reserre  aixfzostellenden  ArmeeCorps 
stofsen  besondei^s  zu  bildende  Artill-eri'eMassen,  zu  deren  Bildang  alle 
ArmeeCorps  des  Bundesheeres  nach  dem  Yerhältnifs  ihrer  Cavalerie  and 
ArtUCerie  beitragen.     Der  OberFeldherr  kann,  zu  diesem  Behuf,  von  jedem 
der    angemischten   ArmeeCorps    bis   zu  einem  Fünftheil,    und  yon  jedem 
genuschten  Corps  bis  zu  einem  Sechstfaeil  der  Cavalerie,  femer  von  jedem 
ArmeeCorps  bis  zu  einer  Batterie  von  acht  Stucken  Geschützes,  beordern. 
TTenn  dnrch  von  dem  Bund  genehmigte  Einrichtungen,  die  Zahl  der  Rei- 
terei   eines  Corps  sich  gegen  den   matrikularmäsigen  Betrag  mindert,    so 
wird  die  Zahl,    um   welche  sie   vermindert  wird,    an  dem  Quantum  abge- 
zogen,   welches    detachirt    werden    kann.      56)'  Obige  Bestinmiung   eines 
'Mamuiras    soll    den   OberFeldherrn    nicht    hindern,    für    den   Tag    einer 
Schlacht  die  Reserve  durch   Infanterie,    Cavalerie   und  Artillerie   einzelner 
Corps  nach  seiner  Einsicht  in  so  weit  zu  verstärken,   als  es  die  Schlagfier- 
tigkat  der  einzelnen  Corps  gestattet.     57)  Der  OberFeldherr  hat  das  Recht, 
die  Befehlhaber  der  ans  den  verschiedenen  Corps  herauszuziehenden  Cava- 
lerie- und  ArtillerieMassen  aus  den  Generalen  des  Bundesfaeeres  nach  seinem 
Irraenen  za  ernennen«     58)  -Wenn  schon  die  innere  Einrichtung  derCon- 
tingente,  nach  ihrem  Ausrücken,  auch  im  Krieg  den  einzelnen  Bundesstaa- 
ten überlassen  bleibt;  so  ist  doch  der  OberFeldherr  befugt,  die  Mannschaft 
sowohl,    als  das  Materielle  der   verschiedenen   Contingente  za  mustern, 
zu  Hebang   allenfallsiger  Mängel,   welche  auf  die  Schlagfertigkeit  Einflufs 
oebmen  können ^    sich  an  die  Regierung,    welche  es  betrifft,   zu   wenden, 
und,  wenn  er  es  für  nSthig  hält,  anch  defswegen  Anträge  bei  der  Bundes- 
rersunmfang  zu  machen,  welche  ohne  Verzug,  mit  Anwendung  der  über 
die  Hriegsverfassung  aufgestellten  Grundsätze,    darüber  einen  Beschlufs  fiis» 
sen,  ond  fiir  dessen  Ausfuhrung  Sorge  tragen  wird.     59)  Die  Bestimmung 
der  Militarstrafsen,  die  Anlage  von  Hospitälern  und  Magazinen,  so  wie  die 
Bezetcbnang   der  Yerpflegbezirke  der   Corps,    und   überiiaupt  aller  Maas- 
regeln  zur  Sicherstellung   der  ArmeeBedürinisse  und  der  Wohlfahrt  des 
Heeres,    sind   dem  OberFeldherrn,    mit  Beachtung  der  Eigenthumsrochte, 
und  onter  dem  nothigen  Benehmen  mit  den  LandesCommissarien ,  lediglich 
za  überlassen.     60)  Der  OberFeldherr  kann  die  Individuen,    welche  sich 
aoszeicbnen,  ihren  Landesherren  zur  Belohnung  empfehlen.     61)  Cm  in 
^  Felddienst  des  Bundesheeres  die  ndthige  Uebereinstimmung  zu  bringen, 
ksl  der  OberFeldherr  das  Recht,   darüber  Bestimmungen   durch  Armee- 
befehle ztt  erlassen,   so  weit  solche  für  das  Allgemeine  nothwendig  sind, 
und  nicht  in  die  innere  Einrichtung  der  Corps  eingreifen.     63)  Damit  den 
Bundesstaaten   über  die  gleichmäsige  Behandlung  aller  Theile  des  Bundes- 
beeres  volle  Beruhigung  verschafft  werde,  wird,  aus  dem GeneralStab' der- 
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selben,  für  jedes  ArmeeCorps  ein  höherer  Officier  in  das  Hauptquar- 
tiei*  abgesendet,  dem  bei  dem  OberFeldberrn  und  allen  übrigen  Chefs 
freier  Zutritt  gebührt,  um  mit  denselben  über  die  Angelegeohdlen  des 
Corps  sich  zn  benehmen  und  dessen  Interesse  za  vertreten«  63)  Bei  den 
combinirten  Corps,  kann  diesem  hohem  Ofßcier  noch  ein  anderer  toq 
niederem  Rang  von  jeder  Division  beigegeben  werden,  nm'die  emzelueo 
DtTisionen  in  demselben  Corps  zu  vertreten.  64)  Diese  höheren  Offidm 
sind  die  Organe  zwischen  dem  OberFeldlierrn  und  den  einzelneu  Regie- 
rungen sowohl,  als  den  Corps,  welche  es  betrifft«  Dem  OberFeldhem 
ist  jedoch  in  biesondern  Fällen,  wo  er  es  rathlich  findet,  frei  gestelltf  sicfa 
unmittelbar  an  die  Regierungen  zu  wenden,  und,  wie  sich^yon  selbst 
▼entdit,  alle  Ausfertigungen,  welche  auf  die  Operationen  Bezug  haben, 
durch  die  ihm  untergebenen  Stellen,  eben  so  an  die  Corps  zu  erlassen. 
66)  Der  BundesFeldherr  kann  nicht  zugleich  Befehlhaber  irgend  einer 
Heerabtheilung  8e)m.  Ueberhaupt,  kann  kein  General  zugleich  das  uiumt- 
telbare  Commando  über  eine  höhere  und  eine  niedere  Abtheilong  fuhren. 
Mit  dem  Antritt  eines  jeden  hohem  Wirkungskreiaes,  wird  der  niedere 
an  den  nächstfolgenden  im  Rang,  in  derselben  Heerabtheilung,  in  der 
Zwischenzeit  abgetreten.  66)  So  wie  der  OberFeldherr  mit  ausgedehnter 
Vollmacht,  durch  nichts  beengt,  mit  Kraft  und  Nachdruck  seine  Beschlüsse 
▼erfolgen  kann,  so  ist  er  auch  für  fehlerhafte  Entwürfe  oder  irrdiumer  in 
grolsen  Combinationen,  dem  Bund  persönlich  verantwortlich.  Der 
Bund  kann  ihn  einem  Kriegsgericht  unterwerfen,  welches  aus  einem 
Feldmarsehall,  General  der  Infanterie  oder  Cavalerie,  als  Präsidenten,  ron 
der  Bnadesrersaromlung  gewählt,  aus  zwei  Feldzeugmeistern  oder  Genera- 
len der  Infanterie  oder  Cavalerie  ^  zwei  GeneralLieutenanten,  zwei  General- 
Majoren ,  alle  sechs  aus  dem  Bundesheer,  dazu  commandirt,  aas  Einem 
GeaertlAuditor,  yön  dem  Staat  des  OberFeldherm,  aus  Emem  Defeosor, 
Ton  dem  OberFeldherm  selbst  gewählt,  bestdien  soll,  und,  nacb  Voter- 
Sttchung  des^Thatbestandes,  ihn  nach  dem  Gesetzbuch  desjenigen  Staates, 
zu  dem  er  gehört,  zu  richten  hat  Ton  den  als  Bebitzer  zu  diesem 
Iti^^KSgericht  bestimmten  sechs  Generalen,^  ist  £iner  yon  Oestreicb,  Einer 
von  Prenfsen,  Einer  von  Baiem,  Einer  von  jedem  der  drei  gemischten 
ArmeeCorps  zu  commandiren.  Die  Commandirung  geschieht  ^  auf£ii"^* 
dang  der  Bundesversammlong  an  die  gehörigen  Staaten. 


§.  204.  (133-.) 

7)    GorpsCommandanten. 

VII)  Corpscommandanten.  67)  Die  Befehlhaber  der  uDgemiscb- 
tch  Corps  erhalten  diejenigen  Rechte,  Melche  der  Sourerain,  öC5S^ 
Coi^ps  sie  befehligen ,  in  Uebereinstimmung  mit  den  angenommenen  Gnin 
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sinten  der  BandeaKricgftTerfassuftig^  ihnen  zu  erlheilen  für  gut  findet»   Was 
»bcr  die  BereUliaber  derzus^rauengesetzten  Corps  betrifft^   «o  koinr 
men  dabei  f<^nde  Grundsätze  in  Anwendung  (Nuln,  68  bis  75)«     68)  Die 
sasammengesetzten  ArmeeCorps  werden  jedes  yon  einem  Geoend 
beCcUi^)  der  aus  denjenigen.  Staaten  oder  den  Trappen  decselben,    deren 
Gorttingeale  das  XrmeeCorps    bilden,    genommen    wei'den  aolL      69)  Dia 
CorpaCoounandanten  kdnnen    zwar   die  Eintkeilung   ihrer  ArmeeCorps 
nkiit  «idern;   allein  sie  sind  befugt,    zum  Be|iuf  der  ihnen  iibertragenea 
Operaftionen  alle  augenblicldichen  Detachirungen  yorzanehmen,   welche  der 
Dienst  erfordert     Die  Bestimmung,    irelche  Truppen  sowohl  zu   dicoeOf 
ah  EU  iok  Ton   dem  QberFeldherrn   verfügten  Entsendungen    verwendet 
iverden  nilen,   bleibt    den  CorpsConmiand<mten   überlassen*     Der.  Obev- 
FekiWr  kon,    nur  ausnahmweise,    in   besondera  und  dringenden  Eälten 
dircct  daraber  verfügen.     Er  hat  jedoch  die  CorpsCommandanten,  ■  die  es 
bdnift,  gkichaeitig  davon  in  Kenntnifs  zu  setzen,  und  solche  Detachima« 
^  niclit  contingentweise ,  sondern  nach   den  bestehenden  VnterabUieiltitti- 
gea  der  Corps  in  Divisionen,  Brigaden ,  Regimenter  u*  s.  w«  zu  vei:fögea» 
^)  Die  Coi'pscommandanten  haben ,  im  Dienst  der  einzelnen.  Contingente^ 
eine    t er kaltnifs masige    Gleichheit    unter     diesen    zu    beobachten, 
"i)  Die  CerpsCommandanten   haben  das  Recht,  die  unter  ihren  Befehlen 
stelMiiden  Corps,    sowohl  in  Beziehung  auf  die  Mannachafi;  aU    auf.  das 
MAtcml,  eben  so   zu  mustern,  wie  der  OberF^herr.     70)  Zu  Brhal- 
timg-dcr  ianem    Ordnung,    können   sie  die  ihnen  zu  Gebot  eteliendAn 
po/iseilichen  Mittel  verwenden,  und  alle  ihre  Untergebenen  wegen 
milittfiscber  Yergehen  in   Arrest  nehmen,  und    provisorisch  suspendiren« 
Jede  Patersachung  und  Aburtheilung  mufs  aber  den  gehörigen  Militärge- 
richten überlassen,   und  dem   CorpsCommandanten  Abschrift  aller  Urtheil- 
sprücke  über  diejenigen  Vergehen  tnitgetheilt  werden,  deren  Untersuchung 
er  fenn]»tü  hat.     73}  Den  CorpsCommandanten  steht  das  Recht  zu,  In- 
diriduea,  welche   sich  besonders    auszeichnen,    dem    OberFeldherrn 
Qod  den  Regierungen,  die  es  angeht,  zu  empfehlen.    74)  Die  Cpfp^Com- 
mandantesa    haben,   das    Recht,    sich    den    Chef    ihres    Generalstabfi 
ikien  GeneralAdjutanten  und  eine  hinlängliche  Anzahl  Offici^re  des  Gene- 
r^tabes,  unter  den  Officieren  derjenigen  verschiedenen  Staaten. anezuwäh* 
In,  deren  Contingente   das  Corps  bilden,  und  sich  diese  von  den.  Regiei^ 
rongen,  die  es  betrifft,  zu  erbitten*-  Die  Beamten  der  Yerwaltni^cszw^ife 
aad  übrigen  Anstalten    werden    von   denjenigen   Staaten   gewählt,   denen 
Contingente  zusammen  das  ArmeeCorps  bilden.    75)  Die  an  den  combinirteii 
Corps  and  Dirisionen  Theil  habenden  Staaten,  werden  sich  unter,  einander 
vm\d  über  die  Art  und  Weise  der  Wahl  der  Corps-  und  Divisio^ 
Commndanteny   als   auch  über  die  Einrichtung  des  Generalstabs  und  dei^ 
übriges  Yerwaltnngszweige ,    vereinigen  1    und    diese    Uebereinkunft ,   drei 
Monate  nach  Annahme  der  zweiten  Abtheilung  .der  9  näheren  Bestj^nmo- 
geo<  der  Bundesversammlung  anzeigen.    Da,  wo  sie  sich,  nicht  vereinigen 
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hSnneiiy  wird  die  B.  Y«  Termittelnd  einwirlten,  und  iiStliigeBfalls  entsch» 
den*     76)   Wenn   der   Befehlhaber    eines  gemischten   oder   angemischt» 
ArmeeCorps  sich   duroh   den   OberFeldherrn  in  Beeilten   des  Corpi  od» 
der  dasselbe  bildenden  Contingente,  die  er  za  rertreten  hat^  verletzt  fl»ubt\ 
so  hat  er  davon  die  Anzeige  an  die  Begierang  des  Bondesstaates,  im  es| 
hetrüRf  zu  machen,   welche  sodann  seine  BeschweFke  der  B«  V.  To^ 
k^n  hann.      77 )  Gknbt  ein  CorpsComnnndant  aber ,    dafs  ihm  in  seinen 
persSnlichen  Bechten  zu  nahe  getreten  worden,  so  kann  er  onparjdieTid}« 
Untersuchung  fordern,     bt  die  Veranlassung  yon  der  Art,  dafs  Corps- 
Commandanten   durch  Eingriffe  des   OberFeldherrn    in   ihre  Bechte,  oder 
durch  sonstige  Wiiiliührlichkeiten  gegründete  Beschwerden  zu  haben  glaokn, 
und  defshalb  eine  l}ntersuchu:.g  gegen  den  OberFeldherrn  fordern;  so  hi 
die  CorpsCommandanten  berechtigt,  sich  auf  dem   Dienstweg  durdi  des 
OberFeldherrn  von  der  B.  Y.  ein  Kriegsgericht  zu   erbitten.     Diese  vini 
sodann    dtet    Bundesstaaten    wählen,    welche    zu    dem    niederzusetzenden 
Mriegsgericht  —  ähnlich  jenem  (ur  den  OberFeldherrn  bestimmten  —  die 
nMiigeu  Ofiiciere  nebst  dem  Auditor  zu  commandiren  haben.    Alle  andero 
Untenuchungen,  welche  die  CorpsCommandanten,   etwa  durch  Beschwerde 
gegen  einander  oder  gegen  ihre  Untergebenen  reranlafst,  wünschen  solitea« 
b5nnen  nur  bei  dem  OberFeldherrn  im  gewohnlichen   Dienstweg  nachge* 
sucht,  und   von  ihm  die   diefsfallsigen  Kriegsgerichte  angeordnet  werde». 
78)  Die  Terhältnisse  der  Befehlhaber  der  zusammengesetzten  Diri- 
•ionen  und  Brigaden  sind    in  ihrem  Wirkungskreis  denen  der  Cor]»- 
Commandanten  analog. 


§.   20Ö.  (153^.). 

8)    Bildung    des   Hauptquartiers. 

"Vni)  Bildung  des  Hauptquartiers.  79)  Die  Gescklft«  des 
Hauptquartiers  zerfallen  in  zwei  Hauptabtheilungen:  in  die  Leitosg  des 
Heeres  im  Allgemeinen,  und  in  die  Leitung  besonderer  Zweige.  ^ 
erste  enthält:  1)  die  Tötung  iev  Operationen  und  Bewegungen;  «)  ** 
Eridenthattung  und  Ergänzung  des  Standet ,  den  innem  Dienst]  3)  di^ 
Shonomische  Leitung,  die  Mege  und  Wartung  des  Heeres.  Die  zweite: 
1)  die  ArtillerieDirection;  2)  Die  GenieDirecHon ;  3)  die  Ifoerpoll««' 
80)  Die  Geschäfte  der  ersten  Abtheilung  fuhren:  der  GcnersKJosrtier- 
in^'ftter/  der  dirigirende  General  Adjutant,  der  Generalintendant;  *'«  ^^ 
iKweiten :  der  GeneralGenieDirector,  der  General  ArtillerieDirector  und  der  Cnet 
der  Heerpolizei  —  sämmtlich  in  gleichen  Dienstverhältnissen  und  in  GemSfsß^^ 
der  vom  OberFeldherrn  erhaltenen  Befehle.  Die  Tabelle  (Nnm.  majhemAnet 
den  Wirkungskreis  der  yerschiedenen  Chefs ,  das  Detail  der  Eintheiinng 
und  die  dazu  nothigen  Individuen.    81 )  Der  OberFeldherr  bat  i^  *^*'' 
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BcW.       ^  GeneFalQaartienneister ,  den  diri^renden   General  Adjutanten,  den 
Gccm^nlAaditor,  und  den  dirigirenden  Arzt  zu  wählen^  auch  seinen  Gene- 
ralaftab  selbst  zu  bestellen»    Der  GeneralLieutenant  des  Bundes,  die  Direc- 
tor««i  des  Artilterie-  nnd  Genie  Wesens,    der  Chef  der  Heerpolizei,  und 
der    GenanDntendant,  mit  den  ihm  zunächst  untergebenen  Torstäi^den  der 
Yes^^vakongszweigii^  werden   von   dem  Bund,  welcher  auf  die  Vorschlage 
des  OberFeldherm  die  geeignete  Rücksicht  nehmen  wird,  gewählt  und  in 
Pllk&t  genommen.     8a)  Der  Ob^Feldherr  wird,   sobald  er  den  OberbC'- 
iehl  des  Heeres  übernommen  hat,  sä'mmtliche  im  Hauptquartier  angestellte 
Offtciere  und  Beamte,   welche   nicht  bereits   von  der  Bundesrersammlung 
selbst  Tereidet  sind,   im  Namen  und    aus  Auftrag  derselben,  in  Elid  und 
FflichtCD  dei  Bundes  nehmen.     83)   Der  OherFeldherr  unterzeichnet  alle 
Bttehhf  wsk&e  an  die  verschiedenen  Zweige  und  Abtheilungen  ansgefierdgt 
werden,    Nor  ausnahmweise  und  in  dringenden  Fällen  kSnnen  die  Referen- 
ten, die  es  betrifft,  jeder  in  seinem   Fach,  im  Namen  des  OberFeldherrn 
Weisungen  unterzeichnen,  welche  indessen  jedesmal  an  die  CorpsComman- 
daAttt,    ttod  nie    an   die  denselben    untergeordneten    Zweige  9    gerichtet 
aeva  müssen.     84)   Der  OherFeldherr,    weicher  für  die  Dauer  des  ihm 
tibertragenen  Befehls  nur  im  Dienste  des  Bundes  steht,  bezieht  auch 
aur  Ton  diesem  seinen  Gehalt  und  alle  sonstigen  Emolumente.    Die  übri- 
gea  im  Hauptquartier  und  bei  der  Intendanz  angestellten  Indiriduen   erhaL 
ten  zwar  ihre  gewohnliche  Gage,  Besoldung,  Löhnung  und  Naturalyerpfle- 
guag  —  nach  dem  Rang,   welchen  sie  im  Dienste   der  Bundesstaaten  ein- 
nehmen, zu  welchen   sie  gehSren  —  von  diesen  Bundesstaaten*    Dagegen 
aber  werden  alle    übrigen  *  Unkosten,    die  aus  der  Zusammensetzung  des 
Hanptifaartiers  nnd  der  Intendanz  hervorgehen,  aus  der  Kriegscasse  bestrit- 
ten, namUcIi  1 )  die  TaFelgelder  und    aufserordentlichen  Zulagen ,  an  Geld 
nnd  Nttunlien,    Hir  das   gesammte  Personal   des  Hauptquartiers  nnd  der 
fateodanz,  s}  der  Aufwand  fSr  die  verschiedenen  Canzleien  jener  Zweige 
tmi  tSr  Aren  Transport ,  3)  die  geheimen  Auslagen,  für  Mondsehafter  a.  s.  w«, 
4)  die  Besoldung  and  Verpflegung    aller   im  Hauptquartier    angeslelltaa 
iadaridiiea,  die  »icht  zu  einem  oder  dem  andern  Contingent  das  Boadesk 
hcerts  ^hSren«    85)  Die  einzelnen,  von  der  Bundes^ersammltmg  zu  emeiV' 
nenden  Chefs 9  so  wie  die  übrigen  Chargen  im  Hauptquartier,  Unnen  aus 
den  fcnsAiadeiien  Bundesstaaten,  im  Sfam  des  $•  81  der  ntfieveii  Bestim* 
nuagen  gewählt  werden.    Die  diesen  Individuen  in  Folge  ihrer  bundeage* 
nafien  Ankellung   zukommenden   Gebuhren,   sind   in  dem  Tert»fleguiigt'> 
Rfigicniaat  enthalten,  gleichwie  der  Wirkungskreis  der  ktzten,  nämlich  der 
Gkargen,  im  DienstReglement  nfiher  bezeichnet  ist. 

«)  Zwnt  loco  dictaturae  gedruckt,  in  den  Protoc  der  B.  V.  t.  i8si,  S.  3^9  der 
Ori|.Au«g.,  nachher  öffentlich  gedruckt  su  I.193  der  Protoc.  der  B.V,  v.  i8«j, 
S.  703  der  Orig.Ausg. 
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^  §.  206.  C163».) 

9)    Verpflegung. 

« 

IX)  Verpflegung.  86)  So  bald  die  Gontingente  de»,  fimdakeeres 
unter  die  Befehle  des  OberFeldherrn  treten,  geschieht  die  Y^rpflegaog 
derselben  qach  den  Vorschriften  des  für  das  Bundesheer  entwodenen  Y(^ 
pIlegHeglements,  welches  zugleich  die  Instructionen  für  die  rerschiedeflei 
yerpflegbeamten  enthalt  <=>}. 

a)  Dieser  Gegenstand,  vrorüber  oben  (§.  197,  Num.  ao)  schon  eine  Bestimmung 
sich  findet;  ist  einer  nflhem  Erörterung  u.  Bestimmung  vorbehalten,  weO  mm 
h^l  Atr  Bi  V.  sich,  nach  mehrfacher  Verhandlung,  bis  zum  11.  Juli  1819.  w« 
.  .obige  nähere  Bestimauingen  der  Hriegsv'er£ftBsiiiig  festgesetst  »wutimij  noch  mAi 
h^i^  vereinigen  ]&6nnen  über  die  Fragen:  ob  das  VerpfleguQgsgesdiaft  fiir  in 
ganse  Bun^esheer  Von  einer  allgemeinen  CentralBBhörde  (allgemeine  oder  Heer- 
oder Armeeverpflegung)  ausgehen  solle?  oder  ob  dasselbe  bei  jedem  cinieloea 
'  'ArniceCorps  nur  von  einer  eigenen  VerpflegumhehSrde  (besondere  oder  Corps- 
Verpflegung)  abgesondert  besorgt  werden  solle?  Man  s.  msbesondere  £f 
loco  diet  gedraditen  Ansichten,  und  den  VotftMg  4es  Ic  wfirteaibapsdn 
Gesandten,  mit  drei  Anlagen ,  als.BeiL  39  su  §.  224  .der  Proioc.  der  ü  V.  v. 
18a  1,  S.  33 1,  3i6— u.  649  ff.  der  Orig.Ausg.  —  Ueberdieis  sind  eigene  iZtj^^- 
ments  iiber  ^^cf^fl^gung ,  Sanitatswesen  (§.  20a,  Nüm.  39  u..f.)  und  GeriMarktk, 
zu  erwarten.  Man  s.  das  loco  dict.  gedruckte  SeparatProtoc.  der  B.  V.  v.  37.  J«un 
1811a,  g.  2,  u.  dessen  Anl.  H,  8.  609  n.  6i5  der  Orig.Ausg. 


.   •   ■  < 


.     §.      207«  (153p); 

10)    Geric'htbarheit.  ' 

I 

"  •  • 

.,.X)  Gericbtbaikeit  87)  Die  Getichtbarheit  stehtt  ia  dff 
Begely  den.:Befddhatem  der  Corps.,  Divisionen,  Brig;aden.  und  Bsgi^oier 
mal,.  88)  DieBundesstaaCen  werden  die  Grensen  der  Gericbtbari^eit 
beatinttien^  welche  sie  den  CoAunandanten  ihrev  Corps^  Dii^ineneia  n»!  Cöaüa* 
genteubcr^n^n  wollen  utid  hiebet  bedacht se^rn^die  B^gid&inderMsIi^^ 
iMaAAaiSti%.m  ertheileiu' 69)  Jeder  im  Hauptquartier  «kgealelUefifficier  «od 

CttilBtawt»  cti&es  Bundesstaates,  midrjedeis  Yonden  verseUedeaMi  CMaofpi^^ 
diOMelbefi  «igetheilte  Indiyidttuai,  gahort  unter  die.Gttiebtbtiiheit  dei  Gorfs 
oder  4er  Dirision  seimds  Staates.  In  Fillea,  wo  ein  gerichtUßha  iediia^ 
«her  ein  solcke»^  IndiTiduum  notbwendig  w^en  sollte,  lasaii»^^ 
Feldherr,  nach  Befinden,  durch  den  Auditor  dea  Hauptquartieiy  m^^ 
über  die  begangenen  Vergehen  summarisch  instruiren  lassen.  D"*"  f^^ 
müssen  äie  Angeklagten ,  nebst  den  ünter^cKungsActen,  an  ihre  genc 
liehe  Behörde  zur  Aburtheilung  abgeliefert  werden.  Diese  pestinun^^" 
sollen  auch  fiir  die  Individuen,  welche  in  den  Hauptquartieren  der  Arm^ 
Corps  angestellt  sind,  analoge  Anwendung  finden.     90)  Diejenigen  Mii»^^ 
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and  GTilBeYolIniachtigteii ,  welche  zu,  dem  Hauptquartier  abgeordnet  sind, 
und  nidit  unter  der  Gerichtbarhett    der  Corps  stehen,   h5nnen    nur    bei 
solchen  Tahrechen,  wo  Gefahr  bei  dem  Verzug  Statt  fände,  jenem  sum« 
manschen  Yerhor   unterliegen,  und  müssen  dann  zur  Aburtheilung  an  die 
Behörden  abgeliefert  werden*     Wenn   die  Verhaftung  eines  solchen  Abge- 
ordneten ^thwendig  geworden,  %o  wird   der  [OberFeldherr  den  entspre- 
cbeniea  CorpsCommandanten  unverzüglich  zur  Absendbng    eines    pro?ifiO- 
riscken  Ben>llmfichtigten  ayit  so   lang  in  das  Hauptquartier  einladen,  bis 
roA  deoa  (den)  gehörigen  Staate  (Staaten)  eine  neue  definitive  Ernennung 
iur  diesen  Platz  ergangen  ist.     91)  Diejenigen  Individuen,  welche  durch 
freie  \}d>erem1iunft  und  Annahme  dem  Hauptquartier  folgen,  so  wie  auch 
alle  Fremdeo,  Kriegsgefangene   u»  s.  w.,  stehen   unter    der  Gerichtbarheit 
des  Hauplqiiavtiers,  und  werden  nach  den  Gesetzen  desjenigen  Staates  ge* 
ricktet,  Ton  welchem  der    OberFeldherr  ist»     92)  Der  OberFeldherr  hat 
das  Bedt,  alle  Befehlhaber  des  Heeres  zu  suspendiren ,  jeden  Untergebe- 
Den  ^erbaften  zu  lassen,  und  gerichtliche  Untersuchung  über  sie  bei  ihren 
Behörden  zu  Tcrankssen;  auch   in  Fallen,  wo   Gefahr  mit  dem  Verzug 
Terboodea  wäre,  ein  summarisches  Verhör  derselben  anzuordnen.    Bei  den 
gemisditen  ArmeeCorps  haben    sich  die  betheiligten   Staaten   über  die  Be« 
stimmmif  des  Gerichtstandes  des  CorpsCommandanten,  der  Di  visionäre  und 
Brigadier«,  zu  vereinigen.     98)  Gegen  das  Verbrechen  des  Meineides ,  dos 
Vemths,  der  Feldflüchtigkeit,   pnd  der  Insubordination,  werden  im  Bun« 
de^eo  doFch   besondere   Kriegsartikel    Strafbestimmungen    getrofifenf 
weide  dem  gesammten  Krifegsheer  als  gleichförmiges  Gesetz  gelten  sollen« 
94)  Die  in  den  Kriegsartikeln  nicht  genannten  Verbrechen  und    Vergehen 
Verden  nach  den  bei  den  Contingenten  der  einzelnen  Stafitea  gültigen  Ge« 
setzen  kortheilt     95)  Der  OberFeldherr  kann  das  Standrecht,  nämlich 
den  lommarischen ,    aufserordentlichen    Frocefs,    g^en    Militäre    in    allen 
jenea  ai^Isetordentlichen  Fällen  anordnen,  in  welchen  schnelle  Beslrailing 
des  Basels  wegen  nSthig  wird,    und  in  den  Gesetzen  der  verschied^eii   . 
Bandesstaaten  nicht  ohnehin  schon  das  Standrecht  festgesetzt  ist.    96)  Eben 
so  kat  der  OberFeldherr  das  Recht,  das  MartialGesetz,  das  heifst,  das 
soaunarische  peinliche  Verfahren  gegen  den  Bürger  in  Feindesland  asn  t^- 
känden,  nnd  in  Folge  dessen  das  Standrecht  anzuordnen.    In  den  Bundes*  - 
Stuten  soll  diefs  jedoch  nur  nach  gepflogenem  Benehmen  mit  den  gehüri* 
gen  Regierungen ,  und  nach  erhaltener  Zustimmung  derselben,  geschehen» 
97)  Zu  Handhabung  der  Heerpolizei    wird    eine    eigene   Gendarmerie 
cnichtet,  deren  Minimum  auf  Zwei  Tom  Hundert   der   Reiterei  aagenon»- 
loea,  nnd  welche  2^hl  in  das  CavalerieContingent  eingerechnet  wird»    Dai 
I^tS^ment  enthält  die  allgemeinen  Bestimmungen  über  ihre  Bildung  nn4 
Dienstleistung. 
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§•   2<>8.  (1531.) 

Itl.    Bundesfesiungen^ 

Ihr  RechUverhäUntAs  in  AhsUht  auf  den  Bund  und  die  Stamtihokeit  der  BunehMglieder, 

f)  Die  Bandesfestungen  und  andere  für  den  Zveek  dl^  Gafftimnt- 
heit  bestimmte  Befestigungswerke   gehören   «a  den  gemeinsanicn 
Vertheidigungsanstalten   des  Bandes  «).     O)  Ihre  ErriAtung,  Wiederher- 
stellnng,   Erweiterung  und  Terbesserung,   ihre  Ansstattmig  und  Unterini- 
ttmg  ^),  ist  daher^  in   Ermanglung  anderer  HülFquellen,  oder  weim  nichi 
Verträge  das  Gegentheii  begründen,  eine  MatrikuIarLast  des  gesamm- 
ten  Bundes.    III)  In  und  bei  den  Bundesfestungen  sind,  so  ^weit  rer- 
tragsweise  etwas  Anderes  nicht  festgesetzt  ist,  die  fSr  den  Fe^angszweck 
bestimmten     Bauwerke    und    liegenden  Gründe,   Eigenthum  des 
Bandes.     {Man  s.   unten  Note  b,  und  bei  dem  (big.  ^.  Note  a,  e  o»  d.i 
IV}  Daß  die  Staatshoheit  über   die  Bundesfestungen  demjenigen 
Bandesstaat  gebühre,  in  dessen  Gebiet  sie  sich  befinden,  ist  Regel  «);  es 
wird   aber  V)  die  Ausübung  derselben,  zumal   in  Kriegszeiteii ,   dtirch 
des»  bnndesmtisigen  Zweck   dieser  Kriegswerke,  durch  die  dem  Bond  da- 
stehende Fcstungs-  und   Besatzungsgerechtigkeit  (munimenti  e^ 
praesidH  jus}  fortwahrend  so  mannigfaltig  beschränkt,  dafs  hier  das  wech- 
selseitige Bechtsrerhaltnifs  zwischen   dem  Bund  und   dem  ßinideastaat ,  in 
nMncher  Ilinsicht  eine  öffentliche  oder  StaatsSerritut  ({.  559  n«  f.l 
bildet  «O*     ^O  In  Ermanglung  besonderer  Rechtstitel,    sind  au^    in    An- 
Ahang  der  bestehenden,  oder  künftig  anzulegenden  Befestignngswerke  des 
Bundes,   die    Rechte    und    die    Pflichten   aller  Bundesgenossen 
gleich.  Vn^  Wo  und    so  weit  aber,  durch  anerkannte  Staatsrer- 
trage«),  bestimmte  Platze  für  Bandesfestungen  erklärt,  die  Erriefctntig 
aetier  Befestignngswerke  an  bestimmten  Orten  festgesetzt,  die  Verwendang- 
torhandener  Mittel  hiezu  angeordnet,  und  einzelnen  Bundesstaaten  die  Be- 
Siitzung  solcher  Plätze  und  die  Ernennung  der  obersten  KriegsBefehlhaber 
darin  zugewiesen  ist,  da  ist  es   nicht  nur  Bundespflicht,  die  Last  in 
gehörigem  Maofs  Zu  tragen,  das  Mötlige  rorschriftmäsig  zur  Ausfiairang 
zu    bringen,    und   die,   einzelnen   Bundesstaaten  eingeräumten,    Vorrechte 
gebührend'  anzuerkennen,  sondern   es  ist  aucb  die  Gesammthelt  und  jeder 
einzelne    Bundesgenofs    berechtigt,    auf   Erfüllung    der    vertragmäsigen 
Pflichten  zu  dringen*      VIII)  Wo    Errichtung  oder  Abtretung  einer   Fe- 
stung oder  eines  andern  Befestigungywerkcs  in   einem   Bundesstaat,  durch 
besdndern  RecTitstitei  fttr  den   Bund    nicht  begründet  ist,  bedarf  solche, 
Worin   sie  Statt  haben   soll,  der  freien   Zustimmung  des  betheiltgten 
Bundesglieäes  ($.  129). 

«)  In  dem  Proioc.  der  B.  V.  v.  19.  Jan.  1818,  %.  9,  VIII,  dcfinirtc  Oestreich  die 
t.  Bundesfestungen  als  «fcslc  PliitRc,  tvclchc  «ur  gemeinschaftlichen  Terlheidi- 
gang  TeutschLincIs  bestimmt  sind«. 
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i)  Betcldiift  in  dem  §.  a  des  Protoc.  der  PlenarVersamml.  der  B«  V.  t.  5.  Oct. 
id^Oi  woft>n unten  {.an.  —  In  dem  unten  (Note  c  des  folg.  §.)  angcf.  preufsisch- 
mederUUidiscben  Vertrag  ▼.  ii.  März  1817,  Art.  7,  heifst  es:  «La  place  de 
Loxcmbourg  ^lant  forteresse  de  la  ConftMeratfon  Oermanique,  et  les  Gouver* 
DCincBS  de  Pmase  et  des  P«js*Bas  ne  pouvant  en  consiquenee  etre  censes  aroir 
.  robligation  de  rentrctealr  exclusirement  a  leiirs  fraix,^la  question  de  sonentre- 
tien  «st  reserTce  aus  discussions  de  la  I>ietev.  Man  s.  auch  die  unten  (Note  « 
des  Ib^.  $.)  angef.  Ostreich -prenfsiselie  Erklärung,  in  dem  Protoc.  der  B.  V. 
T.  «..Oct.  1818,  §.  «32. 

r)  Das  pariser  Protoc.  t.  3.  Nov.  i8i5,   in  Krau  eines  Vertrags  errichtet  zivischen 
den  Tte^  Terbundeten  Mächten,  Oestreich,  Rufsland,  PrcuCscn  u.  Grofsbritannien, 
Gn  T.  MuiTK^rs  Becucil,   Supplem,  T.  VI,  p.  673,   u.  in  Klvbeb's  Staatsarchiv« 
Bd.  I,  S.  389)  sagt  im  Art.  10:  «Les  placcs  de  Mayence,  Luxembourg-  et  Landau, 
sont  declarees  places  de  la  Confed^ation  Germanique,    ahtraction  faite  de   la 
Somvtrmimte  ttmioriale  de  ces  placfs^»     Den  Beschlufs  der  Plcnar Versammlung 
der  B.  V.   wegen  üebernahme  dieser  drei  Bundesißestungen ,  s.  unten  $•  sii.  -^ 
In  dem  Protoc.  der  B.  V.  v.  8.  Oct.  1818,  §.  ^32,  boten  Preiifscn  u.  Oestreich 
dem  t.  Bunde  die  Einräumung  der  Festung  Mainz  an,    «abgesehen  jedoch   von 
der  Territorialoberherrlichkeit  dieses  Platzes  v.     Derselbe  Vorbehalt  findet  sich 
anek  in  dem  unten  (in  Note  a  des  folg.  §.)  angef.  Vertrag  wegen  Mains,  v.  3o^Juni 
t8i6«  Art*  8,  9  u.  i3,  u.  in  dem  ebendas*  an|;ef.  Reces-general  v.  lo.  Juli  1819, 
Art-  «»•  —  Von  Luxemburg,   s.  man  die  unten  (Note  c  des  folg*  5-)  angef.  Ver- 
trage r.  8.  !^ov,  1816,  Art«  4  u.  6,  v.  12.  März  1817,  Art.  4«  ^9  6,  u.  v.  20.  Juli 
1819,  Art.  33  bis  37.  —    Die  Souverainctat  über  Landau  ward  Baiern  zugesagt 
schon  auf  dem  wiener  Congrefs,   in  einem  ConferenzProtocoll  v.  10.  Juni  181 5, 
nnchfaer  förmlich   abgetreten  in   dem  munchner  östreich-baierischen  Vertrag  v. 
14.  Apr.  1B16»  Art.  9.     In  dem  angef.  Reces  •  general   v.  aa  Juli  1819,  Art.  3, 
ist  die  Eigenschaft  einer  Buudesfestung  «sous  le  rappprt  militaire«,  für  Landau 
festgesetzt,   mit  der  Clausel:  «sans  que  cette  disposition  puisse  alterer  en  rien 
le  droit  de  souverainetc   qui  est  devolu  ä  S.  M.  le  Roi  de  Ba viere  sur  la  dite 
Tille». 

^  Voa  JbfiKS«  8«  den  unten  (Note  a  des  folg.  §.)  angef.  Vertrag  v.  3o.  Juni  181 6, 
Art.  9  —  1^ 

0  Von  dieser  Art  sind  die  unten  angeführten  Stellen  des  Acte  final  du  congres 
de  Vienne,  des  pariser  Vertrags  v.  3.  Nov.  181 5,  des  (JeneralRecesses  der 
frank£  TerritorialCommission  v.  ao.  Juli  1819,  u.  die  unten  ebenfalls  angef. 
besondern  Vertrage  (ur  Mainz,  Luxemburg  u.  Landau.  —  Bei  verschiedenen 
von  diesen  Verträgen,  sind  sowohl  der  Bund  als  auch  die  einzelnen  Bundes- 
staaten, als  gemeinschaftlich  verpflichteter  Theil  zu  betrachten,  so  dafs  selbst 
darcb  einmuthig  gefafslcn  Beschlufs,  der  Bund  einseitig  sich  davon  nicht  los- 
sagen konnte. 


§.  209.  (153'.) 

Benennung   der   Bundesfestungen, 

I)  Weder  in  der  Bundes  Acte  noch  ursprunglich  durch  Bcscblüsse,  der 
BttmJesrersaxnmlung,  wohj  aber  durch  Verträge  anderer  europäischen  Mächte, 

18* 
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dereu  Inhalt  der  Teutsclie  Bund  anerliennt,  sind  folgende  Festungen  fil 
Bundesfestungen  erklärt:  i)  Mainz  <>)  mit  Einschlufs  von  Castel  un< 
Kostheim ,  unter  grofsherzogUch-hessischer ,  2}  Luxemburg^))  unte 
k.  niederländischer,  und  3)  Landau  ^,  unter  k.  baieriscber  Staatstioheit 
Ueberdiefs  ist  festgesetzt,  dafs  4)  eine  rierte  Bnndesfestnng  am  Ober 
rhein  errichtet  werden  solle  ').  H)  um  die  Vcrtbeidignngslinie  der  ai 
Frank  reich  grenzenden  teutschen  Staaten  zu  rerstärken,  haben  die  rier  rer 
bündeten  Mächte,  von  den  zufolge  des  pariser  Tractats  vom  2a  Nor.  181: 
von  Frankreich  bezahlten  Entschadigungsgeldern ,  sechzig  Millionen 
Francs  bewilligt,  nämlich  1)  30  Millionen,  zu  Erbauung  der  oWc 
erwähnten  neuen  Bundesfestung  am  Oberrhein,  2)  5  Millionen ,  zu 
Vollendung  der  roainzer  Festungswerke,  3)  i5  Millionen  iur  Baiern,  zu 
Errichtung  eines  Befestigungswerkes  in  seinen  zwischen  Frankreich 
dem  Bhein  und  preuTsischen  Bezirken  gelegenen  liandestheilen  (zu  Germen- 
heim),  und  4)  öo  Millionen  für  Preiifsen,  za  den  für  Verthei<ligHn§ 
des  Niederrheins  bestimmten  Festungswerken/);  doch  so,  dafs  alle 
diese  Summen  in  Gemäfsheit  der  Plane  und  Vorschriften,  unter  Tereifl- 
barung  zwischen  und  mit  Oestreich  und  Preufsen ,  zu  verwenden  mi 
welche  allgemein  werden  festgesetzt  seyn  ^).  ID)  Bei  den  zur  Sicherljeit 
der  für  die  westliche  Grenze  Teuschlands  bestimmten  neuen  Befestijangf«- 
ist  die  >Vahl  der  Anzahl  und  Oerter  durch  strategische  Zwecke  be 
dingt  A),  die  Ausführung  hingegen  theils  durch  wissenschaftliche  oder 
fortificatorische  Regeln,  theils^  durch  das  Maas  der  zu  Gebot  steheoden 
GcIdmitlcL 

4?)  Mainz.  Man  s.  das  (in  Note  c  des  vorigen  §.)  angef.  pariser  Protocol!  der  nff 
verbündeten  Mächte,  v.  3.  Nov.  i8i5,  Art.  10.  Oestreich  -  preufsischcr  Veriraj 
mit  dem   GH.  Hessen,  v.  3o.  Juni  1816,  Art.  8— 14;    als  loco  dict  gedrucMe 

*  Beil.  ag  su  dem  Protoc.  der  B.  V.  t.  8.  OcU  1818,  §.  «3»,  u.  in  v.  Murw» 
Becueil,  Supplem.  \TI.  73;  nebst  einem  von  den  genannten  drei  HcfJeriiD^«' 
fiir  Vollziehung  dieses  Vertrags  aufgenommenen  Protocoll  vom  17.  !>«•  '^^^' 
bei  Martess  ).  c.  VIL  341.  Reccs -gineral  de  la  Commission  terriloml«  rts- 
semblee  a  Francfort,  du  ao  juillet  1819,  art.  i5,  16,  ao— a3,  et  38^  beiH*»- 
TK»s  1.  c.  Vm.  611  H.  ff.  —  Alle  Werke,  Gebäude,  Grundbezirkc  n.  Einkunft«» 
welche  «u  der  Festung  gehörten,  als  dieselbe  in  Folge  der  Convention  ^oa 
23.  Apr.  1814  den  Alliirten  übergeben  ward,  bleiben  ausschliefscnd  «ur  ^^^' 
fiigung  des  FestungsGouvemements,  nnd  ihr  Ertrag  gehört  «ur  Dotation,  D«" 
angef.  Vertrag  v.  3o.  Juni  1819/  Art  9,  u.  der  angef.  Reccs-gen^ral,  ArM»  •" 
MilitärConvention  zwischen  Oestreich  u.  Preufsen,  geschlossen  su  CarI»lMd  i« 
10.  Aug.  1817,  betr.  den  Besatxungsdienst  u.  die  militärische  Vcnralt«"«  ^^ 
Festung  Mainxj  in  den  Protoc  der  B.  V.  v.  i8i8,  ab  loco  dict.  gw^rucAt« 
BeiL  3o  zw  %.  a33,  S.  5ii  der  Orig.Ausg.,  auch  bei  Martins  a.  a.  0.  VTH.  k^ 
—  Oestreich  und  Preufsen  erhlärten  in  der  B.  V.  (Protoc.  v.  8.  Oct.  1818.  S-f^^ 
dafs  sie  «bereit  scyen:  1)  dem  t.  Bund  die  Festung  Main«  mit  Allem,  ^^  A^* 
Bestand  als  Festung  ausmacht  und  zum  Festungseigenthun^  gehört,  mit 
schlufa  von  Cas&el  und  Kostheim,  zu  überantworten  und  einiurSun»«^!  '^  ^ 
Bund  das  Recht  auf  jene  Beiträge  abzutreten,  welche  noch  auf  die  »u  ,^\ 
düng  der  Wcriie  von  Main«  bestimmten  5  Mill.  Francs  tax  empft«geft  sin^J  "^^ 
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^ies  Alles  3)  mit  dem  Vorbehalt,  dab  der  Bund  sich  ver|illtclile,  die  geaainni- 
ten  jafirlichen  Unterhai tung^koftteu  (deo  Sold  der  Truppen  ausf^enonimen) ,   ho 
wie  die  vollkonimene  Instaiid&etziuig  der  Werke   und  Befestigung   der  Cascruen 
OL  AU^agine,  die  AuAchaffung  des  ArtillerieMateriab  u.  des  Approvisiojanemenls 
der  Festung  Mains  u.  Cassel  gemeinschaftlich  su  bestreiten. ,   und  Oestreich  u. 
Prenisen  die  für  das  letste  Approvisionnement  gemachten  Vorschüsse  zu  ver- 
güten«.   Die  B.  V,  beschlofs  hierauf  Berichterstattung,  und,  in  dem  in  Note  a 
tu  dem  vorigen  $.  angef.  Beschlufs  t.  5.  Oct.  1820,  die  Ueberuahme  aller  drei 
Bundeftfestungen ,  Mainz,  Luxemburg  und  Landau.-    Die  Uebergabc  und  Ueber-. 
oalioae  ron  Mainz  an  den  T.  Bund,  erfolgte  am  i5.  Dec.  1825,  von  Luxemburg 
ttn  März  i8a6.    Unten  %.  an  ä,  —  Ein  FestunffsReg'lenient  fdr  Mainz,  Y>ard  von 
der  B.  V.  su  Stande  gebracht  am  37.  SepL  iBSa.  —  Die  SchluisActe  des  wiener 
Con§reMCS  enthält  keine  Bestimmung  über  die  Festung  Mainz,  obgleich  auf  dem 
l~J<uigrcfs  Anträge,  sie  zu  einer  t.  Bundesfestung  zu  bestimmen,   waren  gemacht 
worden,  Tjon  russischer  Seite  (Klvbkb's  Acten  des  wiener  Congr.  Bd.  VII,  S.  76« 
393«   394  ^  3oOi    dann  von  dem  hessischen,    herzogl.  sächsischen  und  nassaui- 
scben  Bevollmäcbtigteu  (ebendas.  Bd.  I,   Heft  a,   S.  4^)-     Klübxb's  Uebersicht 
der  diplomat.  VerhandL  des  w.  Congr. •   S.  .io5  u.  565'.   —-    K.  A.  Schwab,    die 
Gescbichte  der  Bundesfestung  Mainz.    Mainz  i835.  8. 

i|  CosmI  und  Kottheim  werden  ausdrücklich  als  fortiftcatorische  Zugehöre  von 
Mains  benannt,  in  dem  oben  angef.  Vertrag  v.  3o.  Juni  1816,  Art.  8  u.  in  den 
Protoc.  der  B.  W  v,  1818,  §.  aSa. 

.- 1    LusrmiSurgr  ward  an  den  König  der  Niederlande,    als  Grofsherzog   von  Luxem- 

biung,    f-exk  toute  propriete  et  souverainele«  abgetreten,  aber  «sous  le  rapport 

uulltaire^f    filr  eine  Bundesfestung  erklärt,   in  dem  Acte  final  du  congr ^s  de 

Vieme,  art.  67,  in  dem  wiener  Vertrag  der  vier  verbündeten  Mächte  mit  dem 

K.  der  Niederlande^  v.  3].  Mai  i8i5,  Art.  3  (in  liLVBsn's  Acten  des  w   Congr., 

Bd.  VI«  S.  172),  in  dem  oben  (Note  6  des  vorigen  |.)  angef.  pariser •  Prot ocoll 

T.  3.  Nor.  i8i5,  Art.  10,  in  dem  frankfurter  preulsisch-niederlandischenSupple 

ncntarVertrag  v.  8.  Nov.  1816,  Art.  4  (bei  Mabtsks  a.  a.  O.  VIII.  267),  in  dem 

frankfurter  Vertrag  der  vier  verbündeten  Mächte  mit  dem  K.  der  Niederlande, 

▼.  IS«  Mars  1817,  Art.  4   (ui  den  Protoc.  der  B.  V.  v.  1818 ,   als  loco  dict.  ge- 

dr«ckle  Beilage  33  zu  §.  a3a,  S.  5a8  der  Orig.Ausg. ,  u.  bei  Mi^STsas  1.  c.  VII. 

4i5),   u.  in   dem  oben  angef.  Reces-g^neral  der  frankf.  TerritorialCommission 

▼.  sow  JttJi  1819,  Art.  35  —  37. 

d)  Umdü^  ward  zuerst  für  eine  Bundesfestung  erklärt,    in  dem  oben  (Note  h  des 

vorigen  \.).vn%fi{-  pariser  Protocoll  v.  3.  Nov.  i8i59  Art.  10.    In  dem  münchner 

Vertrag  zwischen  Oestreich  und  Baiern,   v.  14.  Apr.  1816   (in  den  Protoc.  der 

B.  V.  T4I1818,    als  loco  dict.  gedruckte  Beilage  zu  |.  23a,  S.  Öai,   in  Klübkb's 

StnatMrcbiv,  Bd.  I,  S.  4oa,  u.  bei  M^rtens  1.  c.  VP.  i3),  Art.  3,  ward  Landau 

an  Baiem  *en  toute  propriet^  et  souverainete »  abgetreten,  Jedoch,   «sous  le 

repporl  militaire»   ausdrücklich  als  Bundesfestung,    u.  der   angef.  frankfurter 

Reeea-general  v.  20.  Juli  1819,  Art.  3,  bestätigte  solches.     Man  s.  Note  c  zu 

dem  vorigen  V     Beschlufs  der  B.  V.   v.  14.  Dec.  i83o,    betr.  die  Aufsicht  u. 

Oberaafaicfat  über  diese  Bundesfestungf   in  Klübjui's  Quellensammlung ,   Forts. 

S.  ai.    Am  27.  u.  28.  Jänner  i83i  erfolgte  die  Uebergabe  dieser  Bundesfestung 

von  Seite  des  Bundes,  Und  dereu  Ucberhahmc  von  Baiern. 

«)  «La  censtruction  d'une  quatrieme  place  föderale  sur  le  haut  Rhin».    Das  angef. 

pariser  Protocoll  v.  3.  Nov.  i8i5,  Art.  10. 
I)  Der  angef.  Rcces-general  v.  J819,  Art.  38,    verglichen  mit  dem  angef   pariser 
Protocoll   V.   3.    Nor.  i8i5,  Art.  10,  uud  mit   der    östreich-preufsisehen   Erklä- 
rung  in  der  Sitzung  der  B.  V.  v.  8.  Ott.  1818  in  den  Protoc.  v.  1818,  §.  232.  — 
Baiem  erhielt  die  erwähnten  i5  Mill.  Fr.  zuerbl  bestimmt  augcsivbcrt  in  seinem 
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Vertrag  mit  Oestreiefa  v-  14.  Apr.  18169  •^i*^*  ^%  aachber  in  dem  angcT.  Recc 
g^neralj  ia  dem  pariser  ProtocoÜ  v.  3.  Not.  181 5,  Art.  7,  lit.^a,  war  ibm  blo 
eine  rerhältnifsmäsige  Summe  zugesichert  worden.  —  Ebenfalk  tu  VerstlrkuJ 
ihrer  VertbcidigungsLinicn  ftegen  Franhreich,  erhielten,  von  den  fmnöstsrh« 
EntschSdigungageldern,  der  König  der  Niederiatub  60  Mtll.,  der  HStiig  von  5(u| 
£lu'en  10  MHl.  Francs.  Das  angef.  pariser  FrotocoU  t.  3.  Nov.^  i8i5,  Art.  | 
u.  5.  Das  angef.  pariser  ConferenEProtocoU  ▼.  ai.  Nov.  181 5.  Der  tnge 
Hec68'g6nöral,  Art.  38,  u.  die  oben  (Note  r)  angef.  Vertrage  t.  8.  Nor.  iBi( 
Art.  a,  u.  T.  la.  Mars  1817,  Art.  a  u.  3. 

^)  So  das  angef.  pariser  ProtocoU  ▼.  3.  Nor.  181 5,  Art.  10,  ix.  der  angef.  Bec» 
gen^ral  t.  1819,  Art  38.  -*  In  einem  parber  GonferensProtocolI  ron  Bcrol 
mäcbtigten  der  vier  verbiindeten  Machte,  v.  ai.  Nov.  i8i5  (in  MABTtn  Bemfi 
Snppldm.  Vn.  406)  heilst  es ,  in  Absicht  auf  Vervrendung  der  rar  Yerstürkoa 
der  Verlheidiguogslinien  der  an  Franhreich  grenzenden  Staaten:  «Lean  Eicej 
leoces  ont  reconnu  que  ce  n*e8t  pas  Tavantage  particulier  de  Fun  ou  de  Tautrl 
Etat,  mais  Ia  Hlrete  conamme  et  tinter^  de  tou$  qu'on  a  en  vue  es  adoptant  ^ 
lyxteme  eaenttelUtnent  Europeen,  et  que  par  son  cons6quent  les  Pdssances  qui 
ont  conconru,  doivent  avoir  un  droit  ^gal  a  en  surreiller  redproquement  Tni^ 
eution ,  et  a  prendre  jonnaissance,  d*^poque  en  ^poque,  des  progres  qni  aurou 
ete  faits  dans  Tapplication  des  fonds  desttn^s  a  un  oh^et  d'aussi  baute  impor 
tance^.  Zugleich  ward  festgesetzt:  «que  relativement  au  sjst^me  d^fensifd 
lAllcmagne,  les  cours  ^Autriche  et  de  Prasse  se  concerteront,  tant  cntre  eÜA^ 
qii*avec  ceux  des  Souterains  sur  les  territoires  desquels  de  nouveaux  oorrad 
d<^fcnsifs  seront  a  eonstruire,  sur  les  plans  h  adopter  et  Ia  marcke  i  mM 
pour  ces  constructionsv.  Mit  der  h.  nlederlSndischen  Regierung,  heirstnwr>| 
1er,  soll  sich  die  grofsbri tannische,  mit  der  sardinischen  (wegen  der  Festun«« 
werke  in  Savojen)  die  östreichische,  über  planmSsige  Verwendung  derbe\>illig 
ten  Summen  vereinbaren.  Üeberdiefs  sollen,  um  den  beabsichtigten  Erfolget 
sichern,  häufige  MittheDungen  unter  den  Cabinetten  statt  haben. 

k)  In  Vorschlag  sind:  Ulm,  als  Hauptwaflenplats,  mit  Verwendimg  der  su  eiae^ 
neuen  Dundesfestung  am  Oberrhein  bestimmten  ao  MÜl.  Fr.*«  u.  Gerwertlie«^^ 
TAI  eihetii  Brflckcnhopf  auf  dem  linken,  und  etlichen  achütaenden  Werken  auf 
dem  rechten  JRbeinufer,  als  der  schicklichste  UebergangspuakC  über  den  Ober 
rhctn,  mit  Verwendung  der  für  Baiem  bewilligten  i5  Mül.  Fr.;  feraeri  //»»^»"'^ 
bei  Zweibrficken  (doch  mehr  in  offensiver,  als  defensiver  Hinsiebt/,  Jf^^ 
und  DoTwueschingen,  Man  s.  hierüber  das  Gutachten  der  MüttSrCommission 
fiber  die  t.  Bundesfestungen,  v.  a8.  Juli  1819,  loco  dict  gedruckt  sa  ^  ^i^^^^' 
der  B.  V.  v.  1819,  §.  ai6,  8.  684  der  Orig.Ausg.  Frotoc.  der  B.  V.  v.  ißtOi 
S.  164.  Frotoc.  der  MiHtarCommission  v.  a.  Mär«  x8aa  (54*  Sits.))  f-  ^1^^ 
180.  «A  orläufige  Bestimmungen  über  die  Bundesfestungen»,  hatte  schon  w» 
J.  1818  der  B.  T.  Ausschufs  in  Militärsachen  der  B.  V.  übergeben,  all  Beil  3: 
KU  d.  iVoloc  V.  1818,  §.  a34,  nebst  dem  dara  gehörenden  ComimsMoasBericIit, 
cbendas.  als  Beil.  35.  Der  Beschlufs  darauf,  in  d.  Frotoc  v.  1819,  %  "* " 
Die  Bundesfestungen  thcilen  sich  in  drei  Classen:  1)  die  drei  scbon  bestehen- 
den; 3)  sur  Befestigung  angetragene  Funkte,  woeu  durch  Verträge  der  »run- 
deten Mächte  bestimmte  Summen  von  den  fraiiisösischen  Entsch«diji"W^*'*^^" 
angewiesen  sind;  3)  von  der  MilrtärCommission  sur  Befestigung  «g*^^^^ 
Funkle,  wo7.u  die  nöthigen  Geldmittel  von  dem  Bund  hcrbei«uscblf<«  «''*°*  7 
In  einer  Ösireichiscbcn  Froposition  in  den  Frotoc.  der  B.  V.  v.  1818,  f«  0' ^*  *^' 
War  auch  Saarlom's  als  Bundesfeslung  in  Vorschlag  gebracht. 


dc3  Bundes* 

U  e  i  a  i.z  u  n  g^, 

l)  An  sich  ist  die  Be Satzung  der  Bimdesfcstmigen  ^ie  eine  Pflicht, 
9o  anck  ein  Beakt  der  Gesammtheit.     Es  sind  aber  D)  durch  von  dem 
Bund  anerhaniife  «)  Yerträ^  und  Beffchliisae  der  Bundesrersammlung;,  fol- 
gende  Ausnahmen   von  dieser  Begel  festgesetzt:     i)  Die  Besatzung  von 
Vainz  soll  aus  einer  gleichen  Anzahl  ostrclchlscher  und  preufsischer ,  und 
aus  einpm  BataUjOA  .grofsherzoglich-darm$tä4tischer  Titippen. bestehen*  Für 
das  MaxuHim  jder  Besatzung   im  Friedea  sind  7000  Haan  Infanterie   und 
300  Pferde  festgesetzt.     Im  Krieg  soll   die  Besat2uiig%,   wenn  die  Festung 
in  Bebgeningsstand  erlilart  wird,  aus  20,933  Mann  bestehen;   nämtich  aus 
7000  üistreichischen,    7000  preufsischen ,    2,010  Sachsen  •weimamchen^  982 
s,  aitenborgüeheni    1^66  s.  Coburg •  gothaischen ,    i,i5o  s.  meioingea-hild- 
bni^Jkaoaiachan,  &a9  aabaltodessauischen,  37oa*bemhiirgischen»  Ssö  a«oothi. 
sehen,  300  hessen- homburgischen  Bundestrnppen  ^)*     Der  GouTerneur  und 
der  Commandant  sind,    abwechselnd  von  5   zu   5  Jahren,    von  Oestreich 
und  Prenfsen  zu  ernennen,  und  zwar,   dafs^  wenn  ein  ostre^ichischer  Gou- 
terneiuti   der  C^pniqi^adant  Ton  Preußen  .gegeben  wirdt   aad  umgekehrt. 
Die  ArtiUemDirectMMi  bestellt  Oestreich,  die  Geniedircctton  Fk«a£ien. .  Unter 
dem  Vorsitz  des  Gouverneurs,  bilden  den  GouvemementsBath:    der  €om- 
niandant,    der  Chef  der  ArtillerieDirection    und    der  Chef  der  GenieDirec- 
tion  ^y     2)  In  Luxemburg  soll   die   Garnison,    sowohl   überhaupt,   als 
auch  jede  Wafiengattung  insbesondere,    zu  |   aus  preufsischen ,   zu  i  aus 
h.  mederländaschen  Ti*uppen   bestehen,    und  nicht   nur    den    Gouverneur, 
sondern  auch  4dQ  Conunandanten,  hat  Preu&en  %vl  ernennen  ^    Im  Krieg 
soll  die  Besatzung  aus  7,006  Mann  bestdian;   nämlich  aus  Syooo  preufsi- 
schen, 2,556  luxemburgischen,  5 19  waldeckischen ,   240  schaumbin^g- lippi- 
schen uad  i^i  lippiscben  Bond^truppen  «>     3)  Zu  Landau  soU  in  Frie- 
densaeiten  die  Besatzung  gänzlich  aus  bayerischen  Truppen  besteben  />*   }n 
Kriegszeiten  soll   die  Besatzuug   aus   6,291    Mann   bestehen;   nämlich   aus 
4000  baieriachen,   45 1  schwarzburg-sondprshausischea,   539  ^*  ^udolstädti- 
schen,  145  hohenzollernrhecbingischen,  55  liechtensteinischen,  356  hohen- 
zoliem-sigmariogischen,   223  ^'eufsischen.  (ältere^*  Linie),    $23  reufsischen 
(jSngenr  Linie)  Bvnd^struppen  e). 

*/)  Bcsclilufs  der  B.  V.  in  d.  Proloc.  der  PlcnarVersaminl.  v.  5.  Ocl.  iß'io,  S.  4^ 
der  Orig.Ausg. 

A>  BeKliiufs  der  B.  V.  v.  3.  März  i83i,  in  KU'iaa's  QueUcnsammlung,  Forts. 
8.  Bu  .Die  zu  di/eser  Hriegsbe^tnung  gehörigen  ßenio-  uad  ArtiUerie-OiTiciere, 
▲rtilUeristen,  Sappeurs,  Mi^c.urft,  Piounier^,  PoiUunicr«  und  Cavalcrislcn  sind 
io  dem  östrcichischen  und  i>rcufsi&chen  Conlingent  begriffen,  und  werben  von 
beiden  Staaten  %u  gleiclicn  Tlieilcn  gegeben.    Kbenclas. 

f)  Man  8.  die  (<n  Note  a  des  vorigen  §.)  angef  carlsbadcr  öst reich -preufsische 
MifilarConveiition  r.  10.  Aug.  1817,  Ar».  1,  3,  4,  5  u.  la  (In  dein  Eingang 
dieser  CunFcntton,  lieifftt  Main«  «der  Sohlk^Mi  DeuUckUmdi^  den^das  öftmtiicfae 
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Vertrauen  u.  die  frttberen  Verhandlui^eii  in  die  Hände  der  ^eideu  Hmsptmieki 
des  t.  Staateabtindeft  legte»»  u.  in  dem  20.  Art.  «das  Bollwerk  Teutschlandi?.) 
Der  angef.. Ostreich -preufsiiclie  Vertrag  mit  dem  GH. 'Hessen  v.  3i.  Jun.  1816, 
Art«  II.  Der  angefl  Reces-gen^ral  y.  ao.  Jul.  1819,  Art.  i5  u.  16.  Ver^J.  auch 
das  pariser  Protoc.  ▼.  3.  Nor.  181 5,  Art.  10.  ^  Am  39.  Oct.  1B14  ^^  lutn 
eratenmal,  das  Goavernement  von  Oestreich  an  Preufaen,  die  CommaiidntiirYOQ 
Preuiatn  au  Oestreich  über.    Ein  »weiter  Wechsel  erf0]gte  am  6.  So?.  1829. 

i)  Der  (in  Note  c  des  Torigen  $.;  angef.  preufsisch-niederländische  Vertrag  ▼.  8.  ^'or. 
1816,  Art.  4  u.  5f  der  (ebendas.)  angef.  k.  niederländische  Vertrag  mit  den  vier 
rerbündeten  Mächten,  r.  11.  Mars  1817,  Art.  5,  u.  der  angef.  franlifurter  Rece>- 
g^^ral  Tom  so.  Jul.  1819,  Art.  36.  —  Die  Schla(sActe  des  wiener  Coogr., 
Art.  67,  IL  der  angef,  wiener  Vermag  des  H.  der  Niederlande  nit  den  ner 
Tcrbünd.  Mächten,  t.  3i.  Mai  i8i5,  Art.  3,  gaben  dem  K.  der  Niederlsude  dk 
Ernennung  su  den  Gouremeur-  und  CommandantenStellen;  nachher  Terucbleit 
der  König  hierauf.    Vergl.  das  pariser  Protoc.  ▼.  3.  Not.  18) 5,  Art  10. 

•)  Der  angef.  Beschlufs  der  B.  V.  t.  3.  Mära  i83i.  Die  erforderlichen  Genie- u 
ArtiBerieOfficiere  (u.  s.  w.  wie  oben  Note  ¥)  weirden  von  Preufsen  und  Ltuein- 
bürg  nach  VerhaltnÜa  ihrer  KriegsbesateungsContiiigeBte  gemetaschafUidi  ^ 
ben.    Ebendas« 

/)  Das  (in  Note  b  au  §.  ao8)  angef.  pariser  Protocoü  t.  3.  Nor,  i8i5,  Art.  10. 
dessen  Inhalt  in  dem  Östreich-baierischen  Vertrag  r.  14«  Apr.  1816,  Art.  2,  be- 
kräfligt  ward. 

§f)  Der  angef.  Beschhilk  der  B.  V.  r.  3.  Marx  i83i.  Die  erllMrderliefaen  Genie-  ti. 
ArtiUerieOfficiere  (u.  a.  w.  wie  oben  Note  b)  ^t  Baiern.  —  Besondere  Mus 
regeln  für  die  Sicherheit  der  Buadesfestnng  Landait,  enthält  ein  Beschluß  ()«r 
^  V.  ▼.  17,  Mära  i83i. 


§•    211.  (i5äM 

BaMujts  der  B,  V,  weg^en  üebemahme  und  Herstellung  öder  ValUndmg  der  Btades- 
ftttungrn,   m$ul  Anerk^hmmg  der  BeeatzuMgereehU.     Neuere  VerhwMmf  ^ 

näK§re  Beeümmeaigen. 

I)  Darcb  einen  in  der  PlenarVersammlutig  vom  5.  Oct  1820  «"" 
ballig  geFafsten  Beschlufs,  nahm  die  Bdndearersammlung,  nach  Ttrsci^ie* 
denen  Erörterungen  «),  folgende  drei,  in  den  wiener  MinisterialCoafcrcn- 
»en  von  1820  b)  rerabredete  Artikel  als  Grnndbestimmungen  afl^>'• 
1)  «die  nach  den  europäischen  Yertragen  bereits  als  Bandesfestungen 
bestehenden  Plätze,  Mainz,  Luxemburg  und  LandaUf  werden  von 
dem  Bund  übernommen  <0;  a)  die  nSdiigen  Vorkehrungen  n  ^^^' 
kchieblicher  Herstellung  oder  Vollendung  dieser  Festungen,  ^^ 
sogleich  zu  veranlassen;  3}  die  Anerkennung  der  Garnisonrecli 
in  den,  Art.  i  benannten  Plätzen,  findet  in  Gemäfshcit  der  besteb«^''^» 
der  Bundesversammlung  in  der  5o.  Sitzung  des  Jahres  1818  ^orfg^H  "^ 
Verträge  Statt».  Die  B.  V.  erklärte  diese  drei  Artikel  für  die  «Basis 
der  ferneren  Verhandlungen  über  die  Entwicklung  und  Anwendung  dieser 
Sätze,  bei  der  nähern  Regulinmg  und  Ordnung  der  Verhältnisse  d^^ 
Festungen».  II)  Zu  Ausführung  dieser  drd  Hauptbeatiinmaagca,  la^^^^ 
die  B.  V  an  demwlben  Tage  in  dem  engern  Rath  die  nöthigen  BcjcUö»»  v» 


des  Bundes.  5181 

veldte  zeidier  sowohl  die  MiliUirCommission  bei  der  B.  V.^  als  aach  die 

Tmdiiedenen  LocalCommissionen   ($•    ^93)  Note),    beschäftigt  haben/); 

ttoToa   Resultate   theils    schon    erlolgt,   theils  ^  noch    zix    erwarten   sind« 

lüj  Durch  einen  in  dem  engern  Rath  der  Bundesversammlung  nach  Stirn- 

meamchrheit  gefafsten  Beschlnfii  yom  38»  JFuli   i8d5  ^9  worden  nähere 

Bestimmungen  über  die  drei  Bnndesfestungen  festgesetzt,  als  Nachtrag 

zu  der  Rriegs?erfassung  des  T.  Bundes;  desgleichen,  »zeitliche  Bestimmun» 

gen  in   Hinsicht  auf  üebernahme  und    Herstellung  der  Bundesfestungen, 

and  auf  Geschäftvermittlung  zwischen  ihren   Gouverneuren  und  Comman- 

danten  und  der   Bundesversammlung,  nebst  Formularen  zu  der  eidlichen 

VerpflidiUiiig  der  Gouverneure  und  CommandaAten  «•     lY).  Nicht  .nur  die 

Foilenduttg  oder  Herstellung  der  Bundesfestungen,  auch  ihre  Unter- 

hsLltnng  in  gehörigem  Stande  ^0,  i<t  eine  gemeinsame  Matrihulartiast 

aller 


M  In  der  33.  u.  34.  Sitzung  v.  a3.  ü*  34.  Mai  i9io,  wo  der  siebente  Aussebofii 
über  ^Besen  Gegenstand  Vortrag  erstattete,  wurden  obige  drei  Artiliel  vcr* 
ebredee  imd  in  .ein  SeparatProtecoU  cusammengefafst,  welches  suerst  in  der 
▼ertrauüchen  Sitsungder  fi.  V.  v.  27.  JuL  1B20  zur  Sprache  gebracht  ward* 
Man  9b  die  loco  dict.  gedruckte  «Zusammenstellung  der  besondern  Gegenstände, 
welcbe  in  Folge  der  letzten  \yiener  MinisterialConferenzen  zur  weitem  Bera« 
thung  an  den  Bundestag  zu  bringen  sind«;  in  d.  Protoc.  r.  1810,  8*  «14  der 
Orig.  Ausg. 

h)  >lan  s.  die  loco  dict.  giedruckten  Registraturen  vom  ,10^,  &7*  u«  oS«  Aug.  v^d 
5.  OcL  1820,  in  der  Orig^Aufig*  der  Protoc.  der  B.  Y,  v.  ^8ao,  S.  a639  2(79, 
309  u.  457. 

r)  In  den  Protoc,  der  B.  V.  ▼.  i8ao,  S.  458  der  Orig. Ausg. 

ä)  Die  Uebergabe  der  Festung  Mainz  ah  den  Teutschen  Bund,  geschah  zu  Mains 
am  ]5.  Dec  i8a5,  durch  den  preufs.  VlceGouTcmeur  und  den  Östreicli.  .Gem- 
mandantcn  an  Commissäre  der  B.  V.  Die  Uebergabe  der  Festung  Luxemburg' 
an  den  Bund,  erfolgte  daselbst  am  i3.  März  1826.  Lattdau  ward  daselbst  am 
17.  }an.  i83i  dem  Bund  übergeben. 

e)  In  den  Protoc.  der  B.  V.  v.  1810,  §.  164,  S.  449  u.  f. 

/)  Im  Jui  i8si  g^b  die  MititärCommlssion  eine  tjebersicht  ihrer  Arbeiten,  t)  in 
Hinsieht  auf  die  bestehenden  drei  Bundesfestungen,  s)  in  Bwaehwng  auf  die 
XU  fertigenden  Befestigungsentwflrfe.  Protoc.  der  B.  V.  t.  i8as,  §•  i84*  — 
Politisch -militärische  Gegenstände  sind  angedeutet,  in  dem  loco  dict.  gedruck- 
ten Gutachten  der  M.  C  zu  $.  226  der  Protoc.  der  B.  V.  ▼.  1819,  S.  69t  der 


^)  h  einem  SeparatProtoeoU  der  t9.  Sitzung,  und  aus  solchem  in  G.  t.  Mbw's 
Staatsacten,  Th.  ü,  S.  372  —  283.  —  Dieser  Beschluß  ward  gefa&t,  mit  Wider- 
spruch Ton  Baiem «  Wflrtemberg  und  Luxemburg,  imd  unter  ihrer  Bechtsrer* 
Wahrung  wegen  ihrer  Behauptung,  dafs  zu  seiner  Gültigkeit  StimmendnhMltgheit 
gehöre.  —  Der  im  §*  angef.  Beschlufii  t.  «6.  Juti  1825  erhielt  Modification  und 
Verrolktändtgung  durch  einen  Bescbluis  r.  19.  Aug.  i83o  (bei  v.  Mstxb  a.  a.  O. 
&  iSo  £);  worauf  Oestreich  und  Frenften  in  dem  Protoc.  t.  96*  A19.  i83o, 
i  191,  eine  ▼8rwaheen4e  Erkl&rung  gftmeinachaftlich  hiasu£Dgten. 

h)  Ditt  Kosten  der  üntärhaUung  schätzen  Kenner,  bei  Mainz  auf  80^000,  bei  Luxem- 
burg auf  40,000,  bei  Landau  auf  25,ooo  Gulden  im  a4  Guldenfuls,  jährlich; 
äho  ijQ  Ganzen  auf  145,000  Gulden. 


väBit 


•VI.    G  A  P  I  T  E  L. 

BcchtoverlMiltiius  der  Boodeagenossen  ab  solcher. 


§.    2152*  (154.) 

Einleitung* 

•1)  Der  Teutscke-Bttud  ist  heia  Staat,  aoaderm  ein  StMtenrer 
ein  (§•  104).  Er  hat,  als  aelcher,  keine  &taaisregieruDg  (f  :i 
tt.  f.)  und  ureder  Staatshoheit  noch  Bundesgebiet  ($.  78  u.  i)' 
Note  a).  Nor  die  Bundesgenossen  sind  mit  StaatsRegienmgirecIitefl  im 
mit  Staatigebiet  Ter^ehen.  Der  Inbegriff*  dieser  yerschiedeoen  Stuis«! 
biete,  deren  jedes  fiir  sich  souverain  ist,  bildet,  insbesondere  in  (lem\a 
hSltnifs  des  Bundes  zu  Auswärtigen,  den  geographisch*  polidsdieD  Ttrri 
torialBestand  des  teutschen  Bundes.  II)  Aus  der  Yereiiugune <ic 
Bundesgenossen  mit  diesen  Staatsgebieten  zu  einem  Staatenbund, er.t 
^ringen  für  sie  insgesamat  nicht  nur  Pflichten,  sondern  and  Rechtt 
in  Hinsicht  auf  den  Bund,  auf  andere  SouyerainStaaten  un^Stii 
tenyereine,  aof  Verfassung,  Verwaltung  und  Vertretung  ihrer  eigent^ 
Staaten.  Der  ganze  InbegrüF  dieser  Rechte  und  Pflichten  gekürt  £t 
dem  Bundesrecht;  obwohl  einem  beträchtlichen  Theil  derselben,  uQ'<!i 
particaliu'e  Gesichtpunhte  gestellt,  auch  in  dem  Völkerrecht,  tmd  xH^ 
dem  Staatsrecht  der  Bundesstaaten,  eine  Stelle,  gebührt. 


ERSTE    ABTHEILUN& 

IbdUaMr&aftftwe  der  JSunde^aenossen  sm  dei 


§♦    SIS*  (155) 

Alf 

VtrpflicMung  det  Bundesgenossen   xu  den  Bundesverträjei^   ^ 

M^c/Usgleiekheit^    AMisnahmen  davon.   Unierordnung  unter  ^  ^" 

/tfs^wjpfjii     Feränderungen  in  dem  Be^zsiand.    Feraiuf^ 

von  SouvermneiätsReekien. 

.  I)  Ab.  Mitglied   des    Teutichea   Bund^    ist   jedes  Obe^P^  ^"^j 
teutschen  Bundesstaates  nach  Geseltodiaflrecht   yerpAichtet,  die  Gran 
vertrage  des  Bundes  und  die  ihnen  gcmäfs  errichteten  BenchU^^^  ^^ 
Bundesversammlung  pünktlich    zu  beobachten  «).     II)  Alle  B»"^^"'^^^ 
haben,  als  solche,    gleiche    rcrtragmäsige    Rechte  nni  ^^  *^ 
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ten  ^),   so,,  dafs    Titel,    Staatsform,    Macht,   LandesgrSfse  und 
Beligionc),  in  den  ifesentliehen-  Bondesyerlialtiiisseii  keine  Rechts vcr- 
ichiedeaheit  hegriinden«    IH)  Aiisnahnen  yon  dieser  Recht3gleichh«it,  sind 
die  Ungleichheit  der  Stimmyerhältoisse  in  der  B.  Y.  ($•  lao  u.  ff.),  die 
Stimmordnung  ($•    i3i),  und  gewisse  Verhältnisse  der  Bundesfestungen 
(§.  3o8  u»  fi.).    TV)  Zwischen  den  einseelnen  Bundesgenossen  findet  nirgend 
ein  Yerhaltnifs  der  Unterordnung  Statt;  aber  Jeder  ist,  im  Udbrrigen  unbe- 
schadet seiner  polilischen  Unabhängigkeit,  innerhalb  der  BöndesrerfaÜtaisie 
dem   Bund  rertragmSsig  untergeordnet,   wäirend  er  zügleieh  ^heil 
nimmt  an  der  Ausübung  der  Bundesgewalt.    Y)  JedesBundesgÜed' ist'dem 
Bunde  terpBichtet  zu   den  yerfassungsmäsigen  Leistungen,  an  OeMbei- 
tragea   und   Mannschaftstellung,  welche,  mit  Ausnahme  der   Beiträge  -£n 
der  BondesCanzIeicasse  (^  i96),  nach  den  Kräften  ihrer  Länder  verhllt- 
nirsming  unter  sie  rertheät  sind,     YI)  Yeränderungen   in   dem  Be- 
sitzstände der  Bund^glieder,  be^virken,  ohne  Zustimmung  derGetammt« 
faeit,  heine  Aenderung  in  dem  Becht-  und  Pflichtrerhähnil^  ai  dem  Band 
C§.   1^9)*     Yb)   Ohne  solche  Zustimmung,  kann  kein 'Bundesglied  Sou- 
▼  crainetätsRechte,  die  auf  einem   zu  dem  Bund  gebührenden   Gebiet 
haften,   an   Andere  als  Mitrerbündetö    freiwillig   abtreten   (S*  139 
Uu  33o).      Vlll)  Eine  nothwendige   Abtretung    wüMedem  neuen  Be- 
sitzer an  sidi   keinen   Apspruch  auf   Bundesgenossenschaft    geben*      Und 
eben  so  wenig  IX)  dio  Succ esston  eines  zu  dem  Bund  nicht  gehSren- 
den  Begentenhauses,  in  ein  zu  dem  Bunde  gehörendes  Gebiet. 

ft)  Bundes  Acte,  Art.  3.  —  Veber  das  staatsrechtliche  YerhSltnifs  dpr  Bundesstaa- 
ten nir  Bundesversammlttiig,  in  L.  A.  BErscRsa^s  publicist.  Yersuchen  (Stuttg. 
i83s.  8.),  Num.  IT. 

6)  BttüdesActc«  Art.  3  u«  ii,  Wiener  SchlufsActe  v.  1830»  Art.  a.  KLCBxa's  aogef. 
Acten  etc.,  Bd.  II,  S.  345,  4o3  u.  4au  Vergl.  oben  (§.  129,  Note  c)  die  öif- 
reiekiseke  Erkläriuig  u.  das  preuisüche  Votum  bei  Eröffnung  der  B.  V.,  in  dem 
ersten  Protoc.  der  B.  V.  t.  1816,  beide  in  KliJbxh's  Staatsarchiv,  Bd.  ü,  S.  4^* 
Bmierückes  Votum,  ebendas.  S*  4^*  — 

r)  Von  den  36  souverainen  Bundei^/Sirjte«  (Beuis  jüogere  Linie  £Qr  a  gerechnet), 
iäd  jetst,  für  ihre  Person,  6  katholisch,  99  so  genanat  protestantisch «  nJimltch 
11  erangelisdi  reforaiirt,  18  evangelisch  der  augsburgischen  Coafession  verwandt. 
—  Weder  ein  Corfmä  Cathoiie&rum,  noch  ein  Corpus  Enfongelinarwn,  wie  ehehin 
am  teutschen  Beicfastag  (i|.  35),  besteht  am  Bundestag;  überflüssig  wäre  auch 
das  eine  und  das  andere,  VergL  F.  A»  Ba^a's  Minerva,  Mars  iSäa,  S444*~46>' 
Anders  Ax.bx«  Mqiileb  über  die  Notfawendigkeit  der  Beorganisationdes  Corpus 
ETangelieomm  auf  dem  Bundestage  der  Teutschen.  Leips.  i83o.  8«  C»  £•  Wuss, 
Arcbir  der  Kii<chenrecht8 Wissenschaft,  Bd.  H  (Franhf.  i83i)»  S,  a  £  Anders, 
PLAaca,  TiTtHASs  u.  AuEX.  MÜLLsa  in  den  unten,  $.  507  d,  5j6  o  mid  5a  1  a 
ugef.  SchrifWn,  auch  Alldem.  BircheneeiCung,  i83o,  Num.  74,  S,  <kM,  u.  Pau. 
in  s.  öffisntL  Becht- der  evang«  lutber«  Kirche  in  Teutschi.«  &  474« 
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§.  214.  (iö6*.) 

Der  Bund  hai  keine  okerhertüehe  Gewali  y  HameniHeh  keine  jeset 

gehende  «nd  oberriehierKche. 

1}  Dem  TeuUchen  Band,  irdcfaer  kein  Staat  ift  und  heiiien  $ta< 
oder  StaaUgebiet,  folglich  aadi  keine  Staatsgewalt  ^  keine  Staabkoliei 
reoh^te,  keine  Staatdangehorigen  nnd  Unterthanen  hat,  welcher  io  der  Bu 
desActe  den  eiuxelnen  Bandesstaaten  ihre  Unabhängigkeit  garantiit  hit  ^ 
steht  oberherrliche.  Gewalt  über  die  Bundesgenosseo  uod  M 
deaitaatea  nidit  z«  ^);  namentiich  II)  keine  gesetzgebende  Ge 
walt  Die  Grundgesetze  und  die  £inrichtung8  •  oder  so  genaoji 
tea  organischen  Gesetze  des  Bundes  ^),  so  wie  alle  Beschlüsse  der  B&i 
desversammlung,  wurden  und  werden  rectragweise  errichtet  Slem 
also  nioht  oberherrliche,  sondern  Yertraggesetze  ^;  eine  Buadesge 
setsgebungi  im  eigentlichen,  juristischen  oder  legislativen  Sinn,  gibt f 
aidit.  ID)  Ehen  so  wenig  ist  oberrichterliche  Gewalt,  im  Yerhült 
nifs  zu  Landesgerichten  der  Bandesstaaten,  dem  Bund  eiogeracmt 
lY)  Rechtsverhaltnisse  im  Innern  der  Bundesstaaten  gehorea  nur  W 
and  nur  so  weit  vor  den  Bund,  als  sie  durch  Terfassaogsma&i^' 
B  est  immun  gen  desselben  begründet,  oder  gesichert  smd/)  (M^ 
».  IE  ). 

«)  So  die  wiener  SclilursActe  v.  i8ao,  Art.  53.  —  Die  BundesActe  crkenal,  in  if 
Eingang  und  in  dem  i.  u.  a.  Art.,  —  und  so  auch  die  wiener  ScUuDsAct^^ 
1810 ,  im  Eingang  und  Art.  1 ,  a  b.  53  —  sämmtliche  Bundesgenoisen  ßr  ^ 
vtrain,  das  beifst,  für  unabhängig  von  Aufsen.  Die  CongreCsVerhandluni« 
über  dieses  Beiwort,  findet  man  in  Klübkr's  Acten  des  wiener  Congr.,  Ba  u, 
S.  344,  40«  f.,  454»  459,  493  f.  Ehtndess.  üebersicht  der  diplomat  Verbwai 
des  wiener  Congr.,  S.  i56. 

h)  Vergl.  §.  104,  184  u.  aa6.  Erinnerungen  defshalb  in  den  wiener  CoiijreßVer 
handlungen,  s.  m  Kiübbi's  angef.  Acten  etc.  Bd.n,  S.345.  —  Die  SoareraifleUt 
sowohl,  als  auch  die  Rechtsgleichheit  der  Bundesgenossen  (§.  11%  1^^^^^^ 
Oberherrschaft  des  Bundes  aus.  Die  Regierungen  der  Bundesstaat»  l>«wn  ß* 
wissenhaft  eu  wahren,  ihre'SouverainetSt  und  ihre  Verfassungen.  Neben  b»«« 
nieht  über  ihnen,  steht  der  Bund;  nur  nach  Gesellschaftrecht  smd  sie  mtt  i  ^ 
vereint.  Bestimmungen  desselben  dürfen  weder  die  Eben  noch  die  ^^^ 
letisen.  Ein  Referent  in  d.  B.  V.  (Protoc.  v.  1817,  i  346)  rügte,  ^ »» *r^ 
BeMihyverdeschrift  der  B.  V.  eine  «höchste  aufsehende  Gewalt»  i«ges<*"« 


war.  In  dem  Vortrag  au  §.  io5  des  Protoc  der  B.  V.  t.  1817,  wiro^  ^^^ 
^es  sey  irrig,  dafs  die  B.  V.  (in  der  Hoffmannischen  ^^^^"^^"^^^ Z^^f. 
I^urhessen)  sich  gleichsam  als  eine  oberstrichterliche  Behörde  dargestellt  ^^ 
—  Daft  dem  Bund  eine  ^Obtr^hoheü  Rhstehe,  wesentlich  "^^"^^^^^^^^^^ 
Hoheit  der  einsehien  Bundesstaaten»;  dafs  der  B.  V.,  weil  sie  die  ^^"^^^n. 
des  Bundes  vorstelle,  «die  gesetagebende,  verwaltende,  ricfaterlielie  ^  ^ 
ziehende  Gewalt,  so  wie  das  Recht  des  Kriegs  und  Friedens,  ^f^^^^^jer 
stehe»;  dafs  jene  Obersthoheit  mit  der  ehemaligen  Rcichshoheit,  die  ^^^^^^ 
einzelnen  Bundesstaaten  aber,  nur  scheinbar  eine  volle,  mit  der  ^^^ 
Landeshoheit  viel  Achnlichkeit  habe»,  -  wird  behauptet,  um  den  Stand« 


der  BundefigeoOBSin  tn  dem  Bund.        '        98tf ! 

ritte  Art  TomMtfUdtHo%ejt  su  vmdkirett,  i«  dem  Archiv  idr  ttaiideA*  und  grimil* 
berrl.  Rechte,  Bd.  I,  Heft  a  (i8aa),  S«  i  —  aa,  Tergl.  mit  Heft  i,  S.  iii  — ii5. 

r)  BoodesActe,  Art.  6,  8  u.  lo. 

J)  Leges  convejfitionales.  Bundes  Acte,  Einleitung.  YiTiener  ScIiluTsActe  y.  iBao, 
Art.  1  u.  60  u.  ft  ProtocoHe  der  wiener  Conferensen,  3.  Sitsung,  r.  t.  Dec. 
iBi^  Vergl.  unten  $.  ^%B  u.  f.,  u.  Ki9kib*8  angef.  Uebevaicht,  S.  i4B.  DaWider 
s.  L.  ▼•  Dnsfros^  öffebt).  Heckt  dea  U  Bundet ,  §.  67.  JospAn'a  Lekrb.  |.  186, 
No«e  X  M^OBBvBSxcBsa  ^  ii5,  Note  b.  —  Werden  i^eich  die  GmadTerträge 
des  Bundes  zuweilen  (selbst  in  der  Bundesacte,  Art.  10,  u.  Schlufaacte  r.  ^o, 
Art.  i3)  Grvoidgesetze  genannt,  so  geschieht  es  doch  nur  im  uneigentlichen  Sinn, 
nicht  im  juridischen  oder  legislativen.  Staatsgesetze  sind  sie  nicht;  so  wenig 
aU  FafliuKenStatuten,  die  man«  ebeomSsig  in  jenem  uneigentliehen  Sbn,  sttWeU 
lea  FamÜMigtsetse  nennt.  Von  der  Frage:  ob  und  wie  fem  eine  Staataregie^vbg 
SU  Bnndesbeschlfissen  stimmen  könne,  die  mit  der  LandesOrundrerfosaung  in 
^Viderspruch  stehen?  unten  §.  3i5,  IV. 

I)   Gutachten  in  d.  Frotoc.  V.  29.  März  1821,  §.  88,  Bd.  XI,  §.  88,  S.  i55  ff.    Vergl. 
unten  §.216. 

f)  Der  FirasidialVorCrag  in  dem  Frotoc  der  B.V.  y.  20.  Sept  1819,  f.  2*0,  N«m.I, 
erbcoBt  filr  Sehuldigheit  der  Bundesversamn^lung  «die  Achtung  vor  dem  }edflm^ 
Bondesalaat  gebührenden  Hecht  eines  jeden  Bundesstaates,  seine  inaer»  Apge- 
legjcnbeiten  nach  eigener  Einsicht  zu  ordnen».  Die  wiener  Schlufsacte  v.  1820« 
Art.  53,  BB  u.  61,  erkennt  dasselbe,  namentlich  in  Absicht  auf  Anordnung  der 
landstandischen  Angelegenheiten  (§.  284)*  Preufsisch-russische  Erklärung  in  der 
Frodamation  von  Haiisch  v.  «5.  März  i8i3,  in  Hi.#aftB^s  Acten  dea  wtener  €on» 
gT*ss.,  Bd.  VU,  S.  275. 


Einwhrhmß  oder  Einmischung  des  Bundes  in  innere  Angelegenheiten 
der  Bumdesstaaten.  Voüxiehung  der  Bundeshesehlüsse*  Manche  «ton 
diesen  »md  em  Theä  des  inländischen  Siaaisreehies^  doeh  ist  das 
EmwSUgungsreeht  der  Regierungen  in  Bundesbestimmungen  heschränht* 

f)  Unmittelbare  Einwirhung  oder  Einmischung  in  innere  An- 
gelegenheiten der  Bundesstaaten,  in  ihre  Staatseinricbtung  und  Staatsrer- 
valtoAg,  kommt  dem  Bunde  oder  der  Buudesyersanmiluiig  nur  dann  zu, 
Vena  derselbe  darch  den  Bundeszweck ,  darch  eine  aasnahi&wf  J3e  Wp^* 
4ere  Bestimmiuig  des  Bundesrechtes^  oder  durch  andere,  mit  dem  Biwdes- 
Terkiltnxfs  vereinbare,  ySlkerrechtliche  Gründe,  allgemeine  oder  besotiderei 
daza  ermächtigt  ist  «);  namentlich  auf  Anrufen  eines  Bundesstaates  dann, 
wenn  dieser,  nach  seinem  sou verainen  Bechtsyerhältnifs,  durch  jene  Ein- 
richtung^ oder  Yervaltung  beeinträchtigt  zu  werden  behauptet,  so  auch  bei 
angebrachten  Beschwerden  über  gehemmte  oder  yerwetgerte  Justiz,  oder 
über  Hemmung  oder  Vernichtung  der  "Wirhsarakeit  richterticher  Erkennt- 
nisse (},  169)',  desgleichen  wenn,  bei  Streitigkeiten  zwischen  der  Landes- 
henwhift  jind  ihren  Landständen  oder  Unterthanen,  Gefahr  droht  für  die 
CfFentliehe  Ruhe  ($•  167  n-  f.,  u.  896),  oder  weiu»  in  ^ohen  S^reitighei- 
tpR,  oder  überhaupt  in  landständisehen   Angelegenheiten,  ein  BetheiKgfer 
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über  Yerietzang  des  BeohtaBuslaiideB  bei  der  B»  V«  Be^ch^rerde  fiibrt, 
^i^^nn  sonst  darin  die  B.  Y.  za  nnrerlangter  Etnmiscbaiig  durch  die  wie 
ner  SchlaTsActe  besonders  ermächtigt  ist  (§.  284^1  ^^^  '^^  ^^^  ^  i^ 
BoodesActe,  Art«  19  bis  19«  zu  einer  Bundesangelegeoheit  erhobeDea  Ver 
bfikniasen»  11 )  Jede  zu  dem  Bund  gehörende  Staatsr^ienuig  bat  die  Oblie- 
genheit r  auf  Yollsiebung  der  Terfassungsmatig  erriebteteB  Bnndeibe- 
sohlüs^re  za  halten  6),  und  die  Bundesrcrsammlang  bat  das  Recht  nnd 
die  Yerbindlicbkeit,  mit  An^wendung  der  bundesverfassungsmäsigen  Mittel 
dafür  zu  sorgen,  dafs  dieses  geschehe  f)«  DI}  In  manchen  Bundesstaaten 
ist  durch  dk  YerfaasHngsurbaiide  d)  ansdrüekUcb  festgesetzt,  dafs  die  Be- 
acblässe  der  B.  Y.,  ^velcbe  die  verikssangsmasigen  Yeriiällniase  Teutscb* 
iands,'oder  die  YerbSItnisse  tentscher  Staatsbürger  im  Allgemeinen  behtf- 
fen,  einen  Theii  des  inländischen  Staatsrechtes  bilden  0?  un<^< 
wenn  sie  von  der  Landesherrschaft  pflichtgemaTs  yerkündigt  siiid(^^.  i# 
9t&  iL  5a4  g^  yerhindende  Kraft  haben.  lY)  Doch  ist  die  JUacbtUfugniis 
der  Regienmgen  ron  Bnndeestaaten,  insbesondere  der  constilutionelb, 
dnirch  Einirilligting  in  BnndesrertrSge  und  BnndesrersammlvngsBesdiKisse. 
für  ihre  StaatenPflichtcn  zu  übernehmen  und,  diesen  gegenüber,  dem  ßunü 
Bechte  eiazuräiimen,  beschränkt  durch  die  Pflichten,  welche  das  eigene 
Staatsinleresse  und  die  Landesrcxfassung  ihnen  auflegen,  überhaupt  durch 
die  Rechte  ihrer  Yolker  und  deren  rerfassungsmäsiger  Yertreter/)* 

»  I 

a)  Wiener  SchlufAÄcto  v.  i8ao,  Art  18,  25— «7,  3«,  53,  55,  56— 61.  Excfuiions 
Ordn.  T.  3.  Aug.  1810,  Art.  6;  in  KtifuxA'A  QuellensammL  S.  299.  Vergl  0^ 
§»  104,  184,  114  u.  916.  Rlübka*«  europ.  A'ölkerrccht,  §,  5i  u.  f.,  u.  am  Scblai» 
die  Zusätze  au  diesen  ^§.  --  W.  J.  Bxni,  von  d.  rechtl.  Grencen  der  Einnir- 
IiuDg  des  t.  Bundes  auf  die  Verfassung,  Gesetzgebung  und  Reclitspflege  seiaej 
Gliederstaaten  (Wünsb.  1.  u.  2.  Anfl.  1820.  8.),  behauptet  S.  3:,  es  kSniM  «ii<? 
That^keit'  des  Bandes  auf  das  Inaere  dar  Baadesstaatca  sich  gar  niokt  heaxkn- 
DnivUer  a.  ma»  JU  «.  Dbmmm,  oilbitL  Becht  des  t  Bundes,  S.  ^-«79  ^  ^ 
oben  f.  167  a,  angeführten  Maasregeln  vrider  revolutionäre  Unitrie]>e.  -  ^^^' 
handlungen  über  die  Frage  von  Einmischung  der  B.  V.  in  innere  Lis^^s^'^' 
genheiten;  in  der  badischen  Standeyersamml.  y.  i83i,  in  der  kurbeniscbea  von 
i83i  V.  i832,  in  der  gro&herzoglich  -  hessischen  t.  i833.  Von  der  Pfliclrt  und 
Beftignidl  der  B.  V.  in  Ansehung  der  Stadt  Frankfurt,  s.  den  folg.  t-  -  ^^" 

'  dere  Orftnde  au  einer  Einmischung  enthalten  die  Art.  la  bis  19  ^  ^^' 
'  ik(Blai  AmA  sehe  man  die  provisorische  CompetensBestimmuag  dtr  S*  ^  * '" 
d*  Pr»tec.  V.  1817,  $.  223,  lit.  C,  Num.  3.  Die  leiste  spricht,  lit.  B,  §*i,  ^^/^' 
ala  Grundsau  aus,  dafs  die  B.  V.  zu  Abstellung  solcher  Verfügung^"  i^'"^' 
Bundesstaates,  in  Beauebung  auf  Personen  oder  Corporationen,  vfirlen  hönnc 
die  mit  den  Grundgesetsen  und  Verfugungen  des  Bundes  in  Widerspmcli  stehen, 
oder  für  die  innere  oder  äufiiere  Sicherheit  desselben  gefabrlieh  werd^i  A^»'*' 
ten.  (Vcif  l.  ttttöi  i  aa5,  DL)  Oestreich  machte  hiebet  die  hemtrlm^i  ^^ 
Sata  aej  ao  au  modificiren,  dafs  die  B.  V.  nur  über  die  Jngen^^^^  ^^ 
GeseUe  in  den  einsclnen  Staaten  au  den  allgemeinen  Vorschriften  der  o^^ 
Verfassung t  hingegen  über  die  Anwendung'  der  gegebenen  Gesel«e  auf  wej^'"' 
tun  Fälle,  nur  jede  einzelne  Regierung  zu  entscheiden  habe 9.  Femer  ^^^^^^ 
in  der  angef.  OompeteiUsBestimmung,  lit.  C  <V  5),  Mum.  3:  «Ds  der  BegHff  ^'^J 
ToDaa  8<m¥crainctfit  der  eiaaeln^  BvsdessUaten  in  der  BundosAete  tm  Cmn 
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f>;tlcgt  i«tt  «o  liegt  nAbeguraifclt  jede  Einmiecbtuig  der  B^  V^  ia  die  Inneni*  ad«< 
muiMtralifvn  Verbältnisce  aulSierluiIb   ihrer  Competenx.     Indefs  gründen  sich 
H*doch  auf  den  Sinn  der  Bundes  Acte   folgjcnde  Ausnahmen » :    a)  bei  Justfzver 
vrx^ertoig',    oder  dieser  gleich  ku  achtender  Verzögerung,    ist  durch  ihre  Ver 
wendong  gerichtliche  Bülfe  zu  befvirhen  (Kechtfertigung  aus  dem  Art.  ii  der 
BnnAcaArl^l    b)  wenn,  bei  Strekiglieifen . awiitben  dem  Hernien  und  adnca* 
UmterAmum,   die  ümere  Buhe  des  Landes  geföhrdeli  und  mit  dieser  auch  dier 
allgeaietae  Rohe  bedrohl  ist;    c)  wenn  eui  Bundesglied  wegen  der  Beschwerde 
eines  actner  Untertbanen   eine   nicht  sum  Bunde   gehörende  Regierung,    oder 
d)  eine  solche  Regierung  gegen  ein  Bundesglied,    die  Verwendung  der  B.  V,  in 
Anspmch  nimmt. 
1  Wiener  Sc^lnfsActe  v.  i8ao,  Art  3».- 
)   Ebend^B.,  Art.  3t. 

0  i>ie  badndie,  würtembergische,  grofsheraoglich  hessische,  .  Sachsen- hildhurg . 
haasische»  sachsen-coburg-saalfeldische,  sachsen-altenburgische,  königl.  sächsische, 
in  den  oben  \.  72,  Note  h^  angef.  Stellen;  auch  die  sachsen-meiningische  von 
1849.  Kur  Ton  organischen  (%,  127)  Beschlüssen  der  B.  V.  sprecheii  die  Ver- 
fassnngsitrlranden  von  Baden  und  Würtemberg.  Vor  andern  Eeiehnet  sieh  avar 
die  Bcatininraiig  in  der  würtembei^.  VerfaaaungsurlK.  t.  1819,  §»  3^  wie-  lolgts 
«Das  Königreich  Wiirtemberg  ist  ein  Theil*  des  teutschen  Bundes;  daher  haben, 
alle  organischen  Beschlüsse  der  Bundesversammlung,  welche  die  yerfassungs- 
misigen  Verhältnisse  Teutschlands,  oder  die  allgemeinen  Verhältnisse  teutschct* 
Staatsbürger  betreffen,  nachdem  sie  von  dem  Könige  verkündet  sind*,  auch  fth* 
Wurtembcrg  verbindeiidi  Kraft  Jedoeh  tritt  in  Ansehang'  der  Mittel  i«r  Er- 
füllung iLer  hierdurch  begrüiideteii  VerbindKehheiten  die  verfassungamas%B  Mit- 
Wirkung  der  Stande  ein». 
r>  Zufolge  eines  Bundes tagsbeschlusses  v. '18.  Aug.  i836  bedarf  es  dieser  ausdrilck- 

liehen  Festsetaung  nicht.  Vergl.  §.  184,  Note  h, 
f^  Vergt  f«  ai5  f,  184  e,  u.  558.  Hlübxr  Droit  des  gens  moderne  de  l'Europe, 
(.  i^s«  W.  J.  Bebb  a.  a.  O.  A.  L.  Rkyscbkr^s  publictstische  Versuche  (Stuttg. 
iSSi.  8.),  S.  107 — 25o.  Thfod.  Ki^td,  von  der  Stellung  sowohl  der  constitu- 
tionellen  Bundesregierungen  als  auch  der  Ständeversammlungen  Deutschlands, 
7.tt  dem  deutschen  Bund  und  t\k  Deutschlands  Einheit.  Leipa.  i833.  8.  J.  H. 
ZiBBUta^  das  staatsrechtliche  Verhältnifs  der  deutschen  constitutioneüen  Staaten 
xnm  denCsehen  Bunde,  mit  besonderer  Beziehung  auf  Würtemberg.  Leips.  i833.  4^ 
—  Verträge  des  Bundes,  Beschlüsse  der  Bundes vc;rsammlung  werden  in  den 
Staaten  der  Bundesgenossen  nur  dann  und  nur  so  weit  verpflichtend,  als  da- 
selbst £e  StaaUregiening  sie  publieirt,  das  heiflit,  indivldiien  sie  öibltlidi'iai^ 
eigener  Wfllensbesttmmung  gemäfs  erklärt.  Grundverträge  ufid  so  gennivt^  or- 
gantiebe  Ebtricbtungen  des  Bundes,  sind  9m  sieh  schon  für  jeden  BmdeigtAos- 
len  nur  daibi  und  so  ^veit  verpfliehfend ,  wenn  und  als  Er  aefin^  filmiH^ng 
pllichtjgemäfa  daau  gegeben  hat  (§.  117). 

§•    2i6»  <       (iö7.) 

RidUerUche  GewaU,  hat  der  Bund  nur  in  gewisser  Art   Kein  Bundes- 
jerteAl  und  kein  permttnentes  AuUrägaigerichi*  Forum  des  Bundes. 

l)  RicliLterHclie  Gewalt  ist  ij  dfem  Bund,  in  ge'irisser  Art,  über 
die  Baodesglieder  eingeräumt;  doch  nur  ftir  ihre  Streitigkeiten  unter  sieb, 
deren  rich^rliche  Eoticbeidang  die  Bundesrer94iiiiialung,  nacb  fruchtlos 
Tcnndhter  Yermittliitig,  dnrth  eine  wohigeordsete  Attsträgallnatanz 


'>;^i 
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so '  bewirlten  liat,  deren  Bechtspraoh  die  streitenden  Tkeile  i»h  sofort 
unterwerfen  sollen  (171  u.  flP.)*  I^^g^g®'*  besteht  a)  kein  Bundesge- 
riclit,  für  Rechtshändel  der  tJnterthanen  in  den  Bundesstaaten  unter 
sich,  oder  mit  Angehörigen  fremder  Staaten,  auch  nicht  in  hocbsfer 
iMttnz  ($•  ai4)*  Ehea  so  wenig  besteht  3}  ein  Bandesgericht,  oder 
ToHritt  die  Bundesmeammlong  die  Steile  eines  solchen,  für  Streitighöten 
der  tJnterthanen,  aller  oder  einzelner  Classen,  oder  der  LandstSnde, 
mit  der  Landesherrschaft  «)•  nur  mit  Ausnahme  a)  der  über  Er- 
richtung und  Handhabung  der  Constitution  der.  Freien  Stadt  Frankfurt 
etwa  entstehendei^ Streitigkeiten,  für  welche  der  B»  Y^^das  Entscheidongs- 
recht  in  der  SchlufsActe  des  wiener  Congresses  eingerBumt  ist  ^3,  oder 
b)  wo  durch  Vereinbarung  der  Landesherrschaft  und  der  Land- 
stande, ihr  eine  bestimmte  Einwirkung,  die  sonst  in  ihrem  Beruf  nicbt 
läge,  übertragen  ist  c^,  U)  Demnach  ward  die  Idee  tou  Errichtung  eines 
beständigen  BundesgerichtSi  oder  audi  nur  eines  permanenten 
AttStrSgalgerichts  für  Streitigkeiten  von  Bandesgliedem  ontar  sich, 
welche  auf  dem  wiener  Congrefs  und  seitdem  mehrmal  nachdrücklich  in 
Am^egung  kam,  gleich  jener  Ton  Anstellung  eigener  JustizConsulenten 
bei  dem  Bundestag,  bis  jetzt  nicht  yerwirklicht  <0>  —  D^  Forum  des 
Bundes  in  Klagsacben  wider  ihn,  ison  Bundesgenossen  oder  Daterthanen 
derselben^  ist  in  seinen  Orundrertrogen  nicht  bestimmt  ')< 

a)  Von  Anträgen  defshalb  auf  dem  iviener  Congrefs,  s.  Kluber^s  Uebersicht  der 
diplomatf  Verhandlungen  des  ^viener  Congresses^  S.  179 — i83,  i85,  186,  i^q 
u.  270.  —  Von  Streitigkeiten  der  Unterthanen  mit  dem  StaatsPhcus,  §.  4''4f  ^^^ 
mit  Bundes  gliedern,  §.  176  u.  f.  —  Für  das  Daseyn  richterlicher  Gewalt  der  B-V., 
wenn  cleich  unter  eigener  Form,  streitet  L  v.  Dresch  in  dem  dffenl].  Recht 
des  t.  Bundes,  §.  68.  —  Folgerungen  aus  dem  Bundeszurecj^  (oben  §.  io5);  über- 
haupt in  Hinsicht  auf  die  Frage :  ob  und  wie  weit  dem  Bund  ein  Llols  leidendes 
Verhalten  gesieme,  in  Hinsicht  auf  manche  wichtige  Ereignisse  in  einseliien  Bun- 
desstaaten? Hievon,  und  von  dem  Recurs  der  Unterthanen  an  die  B.  V^f  vergl. 
den  folg.  §.  u.  §.  166  u.  if. 

ü)  Aeie  fittil  du  coBgr^s  de  Vienne,  art.  4^.  Wiener  SchlufsAete  ▼*  idso,  kn.  61. 
PreAocotte  i5  u«  16  der  wiener  MinisterialGouferensen,  y.  Si.  Jan.  u.  i%>  Febr. 
.i8eo.  —  Verband!,  bei  der  B.  V.,  1)  über  die  Beschwerden  der  Geschlechter 
der .  adeL  Gesellschaften  MUJmpwrg  u.  FrwMuiem  au  Frankfurt  a«  M*«  in  d. 
Protoc.  V.  1816,  §.  36  u.  64;  t.  1817,  §.  34o;  t«  1819,  §•  3t5,  u,  die  Bittschrif- 
ten der  beiden  Gesellschaften,  in  den  NachtrSglichen  Actenstücken  der  t.  Bun- 
desTerhandlungen,  Bd.  I,  S.  3i  u.  sSS,  Bd.  HI,  S.  146  u.  319.  Die  Gegenerldä- 
rungen^des  Senats  und  der  BürgerRepräsentation,  ebendas.  Bd.  DI,  S.  197. 
%)  über  die  Ansprüche  der  Judengemeinde  daselbst,  in  d.  Protoc.  t.  1816,  {.  49 
u.  54;  ▼.  1817,  §.  i3a,  34i  u.  388;  t.  1818,  $.  ai8;  ▼.  1890,  %,  siö;  r.  1821, 
§.  i6a.  Gesets  über  den  Staatsbürger!.  Rechtsenstand  der  Juden  in  der  Freien 
Sudt  Frankfurt,  in  dem  Protoc.  der  B.  V.  v.  18)4,  §.  i38s  L.  t*  Duscn  über 
die  Ansprüche  der  Juden  auf  das  frankfurter  Bürgerrecht.  Tüb.  1817.  8. 
Ki.eBva's  angef.  Uebersicht  etc. ,  S.  384it  Die  gegenseitigen  Denkscimften  findet 
man  hi  den  NaebtrSgliehen  Actenstücken  der  t.  Bundesverhandl ,  B.  I,  S.  ii3 
n.  i53,  Bd.  IV,  8.  asS,  Bd.  V^  S.  141.    3)  über  die  Ansptüebe  der  k^tkoHteken 
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(kmmie  daselbst,    in  den  Protoc.  t.  1817,  §.  388$    v,  1819,  §.  a)4;   ▼.  t89*a, 
^111;  T.  i83o.    Vergl.  unten  $.  5a6,  ÜVote  o. 
r)  Ym  Rdipiel  von  Mecjilenburg,  unten  §.  a83. 

J)  Von  den  wiener  CongressVerhundlun^en ,    über  Errichtung  und  Wirkungsbefug« 
Bi&  eines  Bundes^ridOs ,  8.  Klübeb*s  angef.  Uebersicht  etc.,  S.  173  ff.    Preussen 
erUirte  ein  Btmd^sgeriehl  för  den  «letzten  und  nothwendigsten  Schlufsstetn  dea 
Recbts|d)audes  in  Teutschland »;    KtÜBsa^s  Acten  des   wiener  Gongr.,   Bd.  H, 
S>  r.  Vergl.  Schreiben  des  k.  preufs.  Staatskanzlers,  Fürsten  yon  Hardenberg 
an  den  ebemaligen   Hofrichter    v.    Berlepsch,    v.    18.  März   1816,    in  F.  L.  t. 
BiiuncB*8  neuesten  Actenstücken  in  meinem  entschied,  reichsgerichtl.  Procefs 
(M  1816.  8.),  S.  30  f.   —    Dafs  die  Errichtung  «eines  höchsten  NationalGe*^ 
ticIitoW&s  för  Teutschland,   bei   der  Regeneration  des  tautschen  Vaterlandes 
ein  etsfiicrtes  Interesse  erhalten «  habe,  behauptet  der  k.  preufs.  wirkL  Geh. 
Bath  r.  KiipTSy  in  s.  Beitragen  zum  Staats-  u.  Völkerr.,  Bd.  I  (1815),  S.  i65» 
So  auch  F.  K.  Stromdkgr,  was  ist  Rechtens,  wenn  die  oberste  Staatsgewalt  dem 
Z^tc\  des  Staats  Verbandes  entgegenhandelt  (Braunschw.  i83o.  8.)?  S.  33  ff.  u.  60. 
Ein  solches  Bnndesgericht  verordnet  die  Constitution  der  Vereinigten  Staaten 
ma  Sordameriea  v*  1787,  Art  3,  Abschn.  25  in  Mabtsvs  Recueil,  T.  III,  p.  89. 
Auch  s.  man  die  Utrechter  Union  der  Vereinigten  Niederlande  y.  1597^  Art«  16^ 
in  Scmucss  Corp.  juris  gent.  I.  896.  —   Die  Vermittlungs*  und  AusträgalOrd- 
nnng  in  dem  Beschlufs    der  Bundesversammlung ,    r.  16.  Juni  1817,  Art  m,    in 
Hima'B  (|^ellensammlung,   Num.  VIII,   erklärt,    dafs   «der  Vorschlag    wegen 
£itic1itiuig   einer  permanenien   Austrägallnstanz  nicht  als  aufgegeben   belrachtel, 
iondeni  sich  vorbehalten  werde«.    Auch  geschah  Erwähnung  hievon,  in  den  Pro- 
tocoÜen  der  B.  V.  vom  5.  März,   5.  Mai  u.  2a.  Dec.  1818}   y.  19.  Jan.,  6.  Mai 
1.  to.  Sept  1819.     In   den  wiener  MinisterialConferenzen   der  Abgeordneten  der 
Bundesstaaten,   in  den  Jahren  1819  und  1820,   war  die  Mehrheit  sogar,    für  Er- 
ncblvng  eines  permanenten  AusträgalGerichtes,  Ben  übrigen  nachgebend,  erklärte 
sie:  «inde(s  wolle  sie  sich  die  vorgeschlagene  wandelbare  Austrägallnstanz  in  so 
^cit  (gefallen  lassen,  daüs  dadurch  die  künftige  Einführung  einer  permanenten 
mck  ausgeschlossen  werde».    Hannover  insonderheit  erklärte:  «die  Mängel  der 
jetzig  provisorischen  Einrichtung  dürften  in  der  Folge  besonders  fühlbar  wen- 
den, wemi  juristische  Kenntnisse  bei  der  B.  V.  seltener  würden,  die  des  teut- 
teWn ^maiFürstenrechts  sich  immer  mehr  und  mehr  verlieren  sollten,    und 
früher  oder  später  vielleicht  das  Bedürfnifs  einträte,  eigene  JustizConsutenten  be( 
dem  finndestag  anzustellen».    Protoc  oll  der   19.  Sitzung  v.  8.  März  1620,  ver- 
hieben mit  den  Protocollen  der  2.  und  19.  Sitzung  v.  28.  Nov.  1819  u«  4*  Man 
18101,  —  Der  im  J.  1819  zu  Mainz  niedergesetzten  CentralUutersuchungsCom» 
^kiissiott  (§.  167,  Note  a)  ward,   ohne  Besorguifs  einer  Souverainetät Verletzung 
^er  Verkürzung,   eine  verhältnifsmäsig  gröfscre  Gewalt  eingeräumt,   als  die- 
^^nig^,  deren  ein  wohl  geordnetes  Bundesgericht  bedurft  hatte,  oder  wonüt  die 
Mondes AttstrSgalGerichto  ausgestattet  sind,    und  die  ehemaligen  Reichsgerichte 
^nig^tattet  waren. 

^  emer  bei  der  B.  V.  gedruckt  eingereichten  Vorstellung  vom  24»  Dec.  i833 
^roTodrte  der  Graf  v.  Schönhom- ff^tesentheid  den  T.  Bund  auf  den  Rechtsweg, 
üt  Bitte  um  Anzeige  der  Gerichtsbehörde ,  bei  welcher  die  Rlage  anzubringen 
Der  Gegenstand  war  ein  Privatanspruch*  an  den  T.  Bund,  die  Herausgabe 
die  .Bezahlung  des  Kaufpreises  eines  dem  Grafen  als  Privateigenthum  zu- 
^t^eaden  Palais,  sammt  Nebengebäuden  und  Garten  in  der  Stadt  Maiiu,  weichet 
^dem  pariser  Frieden  einzig  im  Interesse  des  Bundes,  besessen  und  als  Ca- 
**f>s  benutzt  ward,  wie  auch  die  Entrichtung  des  Geldwerths  seiner  Benutzung. 
^  Forderungsrecht  des  Grafeu  war  von  der  B.  V.  nicht  bestritten,  vielmehr 
'^^hiat,  ab^  seine  Befriedigung  ward  verzögert. 
^^^^%  affcoü.  Recht,  4.  Anfl.  19 
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§.   217.  (158-.) 

HandhahuMg  eines  aOseüigen  Beehixusiandes.     Reeurs  an  die  B.  V.^ 


bei  dessen  Verletzung, 

I)  Nur  im  Bund  mit  der  Gerechtigkeit,  and  Rechtm&iglieit  der 
Regierung  und  ataatsburgerliclie  Freiheit  der  Unterthanen  denkbar;  denn 
das  Recht  ist  das  Gesetz  der  Gesetze ,  der  Sourerain  der  SoaTeraine'l 
Damm  steht  das  Gesetz  als  fürstliche  Nothwendigheit ,  uher  dem  Funteiu 
und  rechnen  Konige,  auch  teutsche,  das  öffentliche  Bekenntnifs,  im  Diemte 
der  Gei*echtigkeit  xu  stehen,  sich  zur  Ehre.  Sie  beseelt  das  edle  Gefölil^ 
ans  welchem  jener  Ausspruch  eines  alt-r5mischen  Kaiserpaares  gesetz- 
weiset)  herrorging:  »Würdig  der  Majestät,  ist  das  Wort  eines  Heir- 
«Sehers:  auch  der  Fürst  bekennt  sich  unterworfen  dem  Gesetz!  Benifat 
»doch  auf  dem  Ansehen  des  Rechts,  Unser  oberherrliches  Anfehen. 
»Grfifser  fürwahr  als  Herrschergewalt  ist  es,  die  Fürstlichkeit  den  Geset- 
3HEen  nnteranordnen.  Darum  sey  es  ein  GStterausspruch  des  gegenwirti^en 
»Edictes:  Was  Uns  selbst  zu  erlauben  Wir  Uns  nicht  herausnehmen,  das 
»rerkündigen  Wir  Andern «,  durch  Gesetze.  Dem  moralischea  Zwang  da 
Rechts  unterwirft  sich  das  Gewissen  pflichtgetreuer  Herrscher  nicht  min- 
der willig  ^li  j^^nes  der  Richter.  Denn  das  ist  der  werthroilste  Torzu^ 
echter  Gesittung,  dafs,  unter  ihrem  unaufhaltsamen  Einflufs,  die  sittlick 
und  geistige  Macht  der  Staatsregierungen  ihre  physische  überwi^,  und 
dafs  die  Gewalt  des  Rechts,  den  Sultanismus  verscheuchend,  jene  der 
Willkuhr  in  Schranken  hält  Für  was  anders,  als  für  Handhabnn;  des 
Rechtzustandes,  leben  Menschen  in  Staats  Verbindung  und  erkennen  sie  ein 
Oberhaupt?  Oder  gibt  es  einen  kräftigeren  oder  achtbareren  Verbündeten 
der  IjCgitimitat  der  Herrscher,  als  die  Gerechtigkeit?  Darum  fordert  der 
naturliche  und  der  erklärte  Zweck  des  Teutschen  Bundes,  gebietet  der  in 
seinen  Grund  vertragen  waltende  Geist  der  Weisheit ,  Sicheron^  ^^ 
Handhabung  eines  festen  Rechtzustandes  in  Teutschland  (f  io6). 
Er  fordert,  dafs  für  alle  Bundesstaaten,  und  in  allen,  für  ihn  und  inibm 
selbst,  durchaus  ein  Rechtzustand  bestehe:  dafs  also  kein  Bundesstaat, 
und  Niemand  in  einem  Bundesstaat,  oder  im  Yerhältnifs  zn  eioeni  sol- 
chen, oder  zu  dem  Bunde  selbst  c),  rechtlos  gelassen,  dafs  Rechtsrer- 
telzung  in  keiner  Beziehung  geduldet  werde  ^  dafs  nirgend  WüMu'^i*  *"  ^^ 
Stelle  des  Rechts  trete.  Es  gilt  dieser  FundamentalRechtsatz  jeder  öffent- 
lichen Ordnung  von  allen  Beziehungen  sowohl  Einheimischer  und  Auswär- 
tiger, zu  dem  Bund  und  den  Bundesstaaten,  als  auch  des  Bundes  und  der 
Bundesstaaten,  nebst  ihren  Angehörigen,  zu  auswärtigen  Staaten  ond  Staa- 
teuvereinen,  sammt  deren  Angehörigen  ^.  11)  IhJier  ist,  wf^  ^""^ 
nähere  Bestimmung,  der  Bund  wesentlich  betheiligt,  bei  Handkabung 
der  Verfassung  (J.  225  u.  f.),  bei  Herstellung  und  Handbabung  em» 
allgemein  und  hinlänglich  gesicherten  Rechtzustandes,  nm&^^ 
bei  rechtmäsigem  Gebrauch  der  gesetzgebenden  und  rollii^^^^^^^ 
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Gewalt^  bei  gehöriger  Re^^htspflege^  und  nngestorter  Fortdaaer  der 
Innern    Bube,  in   jedem    Bundesstaat*       III)   Selbst  die  Landesberr-* 
scbafty  in  ibren  eigenen  BealPrivatsti^eitigbeiten   ($.  289,  lY,  von  ibren 
perboalicKen  Privatstreitlgkeiten  s.  man  ebendas.),  desgleicben  der  landes-* 
lierrltdie   LebnFiscust  die   StaatsDomanen Verwaltung   (§.   482), 
die  Stttatseasse  und  der  StaatsFiscns  ({.  177,  Nom«   16,  u.  474), 
in  allen  Becbtstreitigkeiten  mit  Untertbanen,  eigenen  und  fremden,  die 
sieb  m  gerichdicber  Erörterung  und  Entscbeidung   eignen,  sind  Terpflicb-» 
tet,    TOT   den   ordentlicben   Gerichten   des  Ijandes  ßecbt  zu  geben  und  2U 
aelunen.    lY)  Auf  Terfassungsmäsige  Weise    können   daber,  bei  Yerlet* 
zung  des  Becbtzustandes  jeder  Art,  nicbt  nur  Bundesglieder  gegen 
einaAder  Beschwerde  bei   der   B.  V.  fubren  ($.    170  n.  ff.),  sondern 
UMch  Landstande  und  Untertbanen  mittelst  Bescbwerdefubnmg  gegen 
^edrSckottg,  Verletzung  der  Verfassung  ^  oder  Mifsbraucb  der  Staatsgewalt, 
w^gea  Terweigerter  oder  gebemmter  Recbtspflege,  und  in   dem  Fall  des 
3o.  Artibeb  der  wiener  ScblufsActe  von  1830  ($.  176),  Recnrs  an  die 
Bundesversammlung  nebmen^)  ($•    169   u«  325   vu  f.),  welcbe  in 
solchem    Fall    zu  Verwendung,    Vermittlung,  und  andern   bundesmäsigen. 
Einaschreitnngea  befugt  und  yerpflicbtet  ist/).     V3  «Wenn  die  Begierung 
eines  Btmdeastaats  eine  Verfügung  in  Beziehung  auf  Personen  oderCor^ 
poratioiien  treffen  sollte,  welcbe  mit  den  Grundgesetzen  und  den  Ver- 
fügungen   des    Bundes   im   Widerspruch    stände,   oder    für    die 
innere  oder  aufsere  Sicherheit   desselben  gefährlich  werden 
koante^  so  ist  die  Bundesversammlung    zur   Einwirkung   Behuf  der  Ab- 
atdlvBg  dieser  Verfugung  berufen  »f).     VI)  Von  ganz  anderer   Art  ist 
die  Frage,  von  dem  jetzigen  Entscheidungsrecht  über  ehemalige  Beeurse 
jetziger  Bnndesglieder  an  die  allgemeine  Beicbsversammlung  wider 
retcbsgericbtliche  Erkenntnisse  A). 

m)  ^MutÜm  «st  fons,  basis  sc  fondamentum  omnis  imperü.  Justi  injustique  regols 
Lex  est  A.  H1.UIT,  Primae  Hneae  coUcgü  diplomatico-historico-politici  (Lugd* 
Batav.  1760.  8.),  f.  3i6.    Baco*s  Lex  legum. 

I)  Impp.  TvxoDosiüS  et  VjjjammAsvB^  in  L.  4*  C  de  LL.  (L  14.)  Dieselben  Rai- 
ler  verordneten:  «Wir  befeblen,  dafs  rechtwidrig  herausgelockte  «berherrliche 
«Bcscripte  von  allen  Richtern  mifsachtet  werden  sollen*.  L»  7»  €•  de  precib. 
%mp»  offer.  (I.  19)  Nicht  weniger  bestimmt,  nur  ausführlicher,  verordnet  das« 
seÄe  Häiser  Avastastos  in  L.  6.  C*  si  contra  jus  vel  uttl.  publ.  (L  91.)  Mehr 
6.  man  unten  %.  S73« 

f)  Von  dem  Forum  des  Bundes,  als  Beklagten,  in  PriTatangelegenheiten,  s.  oben 
J.  S16,  Note  e, 

i)  Hede  des  Mreieh.  Gesandten  bei  Eröffnung  der  B.  V.  am  5.  Nov.  1816,  In  den 
Froloe.  $•  4^  in  Ki.¥bB]i'8  StaatsafcbiT,  Bd.  H,  8.  98.  Merkwürdige  PräsUUai" 
Btilänm^,  bei  Gelegenheit  der  JusUsbesch werde  des  Oekonoms  WiUi«  Hoffmann 
wider  Kurfaessen,  bi  d.  Protoc.  der  B.  V.  v..  17.  Mars  1817,  §.  io5,  in  den 
Protoc.  der  B,  V.  Bd.  n,  S.  i3o  der  Quart  Ausgabe:  Die  Bundes  rersammbmg 
wM,  «eingedenk  der  hohen  Bestimmung,  su  der  sie  berufen  worden,  und  der 
Voncbriflen  und  Zwecke  der  BundesActe,  sich  durch  keine  ungleiche  Beurthei- 
hutg  cfaies  einseinen  Bundesgliedes  abhalten  lassen,  innerhalb  der  ihr  vorgc* 
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seiclmeteii  SclmfikeiiY  die  aie  aie  vtrytseu  kat,  noch  je  rttfiaum  wird,  sefbd 
h^irimgur  ünterthanen  »ioli  aBmnehroen,   und  auch  ihnen  die  Uebcnei^n^  u 
yerscbaffen,    clafs  Teutschland  nur  darum  mit  dem  Blute  der  Völker  vod  firm 
dem  Joche  befreit,  und  die  Länder  ihren  rechtmasigen  Regenten  surücl^d)« 
worden,  damit  Überall  ein  rechtlicher  Zustand  an  die  Stelle  der  WiDltShr  tre- 
ten m5ge )».     Hiemtt   ist  der  au  dem  angef.  §.  io5  gehörende  Vortrug  n  vtr- 
gleichen,   welcher  loco  dictaturae  gedruckt,   und  als  Beilage  ^o  dem  ProUxoD 
beigefügt  ist     Vergl.  (t.  Gaoxbh's)   Mein  Antheil   an   der  Politik,  Ablb.  III, 
S.  97 — 114.     Preussische  Erklärung  in  derselben  Sache  (adie  B.  V.  habe  daiur 
SU  sorgen,  daÜs  auch  jeAem  Einzelnen  in  gehörigem  Wege  sein  Recht  angedeibe*), 
in  d.  Protoc.  r.  1817,   V  111.     Oettreick   theilte   «aufrichtigst  den  Wuasch  der 
B.  V.,  dafs  jeder  Teotsche  sein  Recht  im  gesetxlichen  Wege  finde«,   Ebea^ 
V  141.  —  Vorträge  des  Gesandten  der  1 5.  Stimme,  in  d.  Protoc.  t.  1817,  f  36, 
u.  loco  dtct.  als  Beil.  54  au  §•  i36  der  Protoc.  ▼.  1817  gedruckt,  S.  360  der 
Orig.Au8g.,   u.  in  d.  Protoc.  v.  1818,   §.  306,   betr.  Möller's   und  Taschs  Be 
schwerde    wider  Kurhessen.    —    Vortrage    des    wurtetnb,   Gesandten  über  dk 
westphäl.  Angelegenheiten,  in  den  Protoc.  v.  1818,  §.  a^i^  u.  t.  i8s1,  BeiL8ip 
§•  98.    Erörterungen  der  B.  V.  in  ihren  Protoc.  ▼.  1S17,  $•  id6,  363  u.  441. 
Beachhifs  derselben,   in  d.  Protoc.  v.  1817,  f.  i36»   —   In  einem  BetcUofs  t. 
91.  Oc tober  i83o  sagt  die  B.  V.:   es  sey  «zu  erwarten,   dals  die  teutscbeo  R^ 
gierungen   gerechten   Beschwerden,    wo   solche  bestehen,   und  im  gesetzlichen 
Wege   vorgebracht  werden,    mit  landes väterlichem  Sinne   abhelfen,  die  Ibt^ 
bimdesgesetalich  obliegenden  Verpflichtungen  gegen  ihre  Unterthanea  erfullfii, 
und  auf  diese  Weise  jeden  Vorwand  an  sträflicher  Auflehnung  heseitigefl  wer 
den«.  Ki«Bxn*s  QuellensammL  etc.  Fortsetsung,  S.  i5  f.    «Die  aUmäehtige  Jüku, 
des  Rechts  und  des  tiulichen  VorwärUschreiiens  t>  ^  bezeichnet  ein  wiener  haUumt- 
licher  i^itungsartikel  vom  i5.  September  1 835  (betreffend  die  Zwecke  der  Monar- 
chen von  Ocstreich ,    Rufsland   und  Preufsen  und  ihrer  Minister  su  Töplitz  im 
September  i835),    als  die  aweckmäsigste  Waffe  wider  revolutionäre  Gewaina- 
gen  und  Bewegongen;   in  der  (Augsburger)  Allgemeinen  Zeitung  und  in  der 
Frankfurter  OberPosUmtsZeitung  vom  a5.  Sept.  i835,  Beilage. 
O  Man  8.  vorzüglich   oben  §.  ii5,    und  die  Note  1   zu  §.  284;    dami  die  io  der 
Note  a  angeführten  Protoc.  der  B.  V.,   desgl.   die  provisor.  CompcleitfBestün- 
mung,  in  den  Protoc.  v.  1817,  f.  «!i3,  lit.  C  (§.  5),  Num.  3,  lit  bj  den  Joco 
dict.  gedruckten  Commissions Vortrag,    betr.  den  Widerspruch  der  lipptf^^ 
Stände  wider  die  versuchte  einseitige  Einführung  einer  neuen  UnA&\h^^ 
Verfassung,   in  den  Anträgen,  L  a  u.  3,  zu  d.  Protoc.  der  B.  V.  r.  9.  Sept. 
1819,  S.  619—629  der  Orig.Ausg.;  worauf  der  Bescblufa  der  B.V.,  ^««"/*"*^ 
gefafst  ward,  dem   öffentlichen  ProtocoU  nicht  einverleibt  ist    Auch  die  yon 
dem  Bunde  garantirte  Verordnung  der  Grofsherzoge  von  Mecklenburg,  t«  w^aor. 
1817,  oben  J.  »97,  d.    Vcrgl.  auch  oben  §.  ai6.  —   Wie  es  mit  dea  Eitg*^ 
bei  der  B.  V.,  in  solchen  Fällen  su  halten  sey,  s.  oben  f.  149.  —  ^^  ^^ 
Gongrefs Verhandlungen  über  diesen  Gegenstand,   s.  in  Ki.vbxb's  Uebersicht  der 
diplomatischen    Verhandlungen    des    wiener   Congr.,    S.   173  ff.,   insbesondere 
S.  186   u.  270.     «Wo  Stände  gegen   den  Mifsbrauch  der  SouveraiactatsB««'»^ 
der  Fürsten  klagen  wollen,  mufs  noth wendig  der  Recurs  an  den  ^«^  "J°|? 
ofSen  stehen»;  so  lautete  eine  hannoverische  Erklärung,  welcher  ^^^'^'^\^^ 
trat.    hK0axa*s  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  I,  Heft  i ,  S.  71 ,  Bd.  fl,  S.  »»•  "^ 
Von  dem  Fall,  wenn  mehrere  Buudesglieder  als  correi  debendi,  oder  ivcg 
couaeier  Ansprüche,  von  Privatpersonen  zu  belangen  sind,,  oben  {.  177*  1 

/)  Doch  i»t  hiebci  die  in  dem  §.  7  der  oben  (Note  i)  angef.  provisor.  ^^^  . 
Bestimmung  der  B.  V.  enthaltene  allgemeine  Bemerkung  nicht  su  Ober«^^* 
«dafst  wenn  in  einem  oder  dem  andern  Fall  die  Competeas  der  ^  ^« 
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i^ikaß  aeyn  sollte,   der  Eeitber  beobachtete  naliirUdbe  Ausweg  vorb^alten 
bleibe,  die  Angelegenheit  zur  lostrueU'otuEtMholun^  zu  verweisen  seyv. 

^)  Werte  der  oben  (Note  6)  angef.  provisor.  CompetenzBestlmmung  der  B.  V., 
§.  4^  Hum.  5.    In  der  bei  der  B.  V.  im  März  i83o  eingereichten  Beschwerde* 
scbrilt  des  Frhm.  ▼.  SiefstorpflT,    wider   den  Herzog  Carl  Ton  Braunschweig, 
bctfbt  es  S.  i4 :  «So  ist  Gerechtigheit  der  kräftigste  Vedl>uiidete  der  Legitimität 
hiild%e  ihr  ohne  Ausnahme,   und  sie  kann  allen  .Anfeindungen,   jedem 
ihrer  Gegner  gestrost  entgegen  sehen.     Noch  leben  Zeugen  genug  von 
den  traurigeu  Felgen,   die  daraus  hervorgingen,  als  der  Monarch  eines  grofsen 
Hcicbs  den  Beschlufs  eines  Gerichtshofes  cassirte,   und  dieser  dennoch  dabei  zu 
beharren  nicht  umhin  konnte.   (Arr6t^  du  parlement  de  Parts  du  4  janviei' 17881 
Man  s.  M.  A.  Tukrs,  Histoire  de  la  revolution  fran^aifie,  T.  I  (2  ^dit.   Paris 
s8s8w  8w),  p.  18.)     Wie  entmuthigend  würde  es  auch  auf  die  Richter  in  den 
fiuadesstaaten  wirken,    wenn  sie  sich   der  Besorgnifs  hingeben  müfsten,   ihre 
Sefbststandigkeit  und  Unabhängigkeit  im  Rechtsprechen,  in  vorkommenden  Fal;- 
len  Ton  der  Hohen  Bundesversammlung  nicht  mit  Nachdruck  geschützt  zu  sehen! 
Schon  darum  ist  die  Gesammtheit  des  Bundes,   sind  alle  Regierungen  bundes^ 
▼erwmdter  und  bundesfreier  Staaten  nicht  weniger,   als  die  ihrer  Leitung  Ai^ 
verte^utea,  auf  das  Höchste  betheiligt  dabei,    da(k  zu  gerechtem  VolksunwilleQ 
mr^gend  AnlaCs  gegeben  werde.     Wilden  Ausbruch   desselben  mit   verstärkter 
Macht  zu  dämpfen,  dazu  nicht  allein,  auch,  durch  feste  Handhabung  der  Herr- 
schaft des  Rechts  wider  Unterdrückung  oder  Hemmung,  ihm  zuvor  zu  kommen, 
bt  der  Hohen  Bondesversammlimg  der  erhabene  und  wohlthStige  Bemf  gege- 
ben 9.     Nach  Verletzung  der  Ver£assungsurkundc  durch  Ordonnanzen  (Gabinet- 
Rescripte,   vom  «5.  Juli  i83o),    reichten  zu  Paris  drei  blutige  Tage  (27.  18.  29. 
Juli)  hin,   eine  Thronveränderung  und  wesentliche  Zusätze  und  Aenderungen  in 
der  Charte  constitutionelle  zu  bewirken.    Discite  iustitiam  etc. 

4)  Wer  hat  zu  entscheiden  über  die  Frage:  ob  ein  von  der  allgemeinen  Reichs» 
9erssmmiunff  unentschieden  gelassener  Recurs ,  den  eine  jetzt  zu  dem  Bund  ge- 
hörige Staatsregierung  wider  ein  reichsgerichtllches  Erkenntnis  bei  derselben 
angebracht  hatte,  begründet  sey,  wenn  der  Gegner  des-  Recurrenten  ein  jetziges 
BundesgUed,  oder  ein  Unterthan  eines  solchen,  wohl  selbst  des  Recurrenten, 
1*1?  VergL  Frotoc.  der  B.  V.  in  der  von  Berlepschischen  Beschwerdesache  wider 
Bannover,  r.  1818,  §.  i35,  und  in  dem  als  BcÜage  ai  dazu  gehörenden  Vortrag. 


§.  2ia  (158^.) 

•  •  • 

Fortset%ung. 

* 

VI)  KSnnen  Privatpersonen,  za  Befriedigui^ .  ihrer  Ansprüche 
dämm  nicht  gelangßil ,  weil .  gänasUche  oder  tbeüweis^  Ungewifshieit  ro|:wal- 
let,  wer  von  mehreren  Bundeftgliedern,  oder  wie  weit  jeder  \on  ihnen, 
iDH  Schuldner  8ey,;80^steht  denselben  der  Becurs  an  .die  B«  Y*  offen 
(^  176).  YII>.Attch  die.  Landeaherrschaft  hann  bei  Widei-setztich- 
kat  der  Unterthanoi^  bei  Aufruhr,  und  bei  gefährlichen  BeweguQgen, 
von  der  B.  V.  Beistand  verlangen  und  erwarten  ($.  167  n*  f.),  die  i? 
«okien  Fallen  selbst  unaufgefordert  fiir  Erhalliing  und  Wiederherstellung 
der  Bähe  zu  soi'gen  hat  (§.  167).  VIR)  Ueberhaupt  siud  alle  Interes- 
sente« befugt,  bei  der  BL  V-  #uf  geziemende  Weise  z\k  begehren,  sowohl 
ongcsiiinte    vollständige    Festsetzung    oder    Vollziehung,    als  auch 
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pünktliche  Beobachtung  desjenigen,  was  durch  die  ScUoTsAete  des 
wiener  Conjcresses  in  Absicht  auf  teutsche  Bundesrerhaltnisse  (z.  B.  Art.  32, 
43,  46  ti>  5a),  durch  die  BnndesActe  (z.  B.  Art.  6,  8,  12  bb  18,  unten 
§•  ft88  ff.)f  du^b  ^^  wiener  SchluCiActe  Ton  i8ao  (z.  B.  Art  S3~65)) 
und  durch  BundetUgtBeschltisse  "ausdrücklich  oder  durch  den  erliUrten 
Bandeszweck  stilkchweigend  festgesetzt  ist  IX)  Am  häufigsten  sind  bei 
der  B.  y*  die  so  genannten  PiTatReclamationen,  Recun«  Ton  Pri- 
Tatpersonen  wider  Bundesglieder,  (ur  deren  Prüfung,  Vortrag  und 
Begutachtung,  bei  derselben  fortwahrend  eine  eigene  Commission  bekht 
(§.  149,  i52,  tt.  ebend.  Note  c,  169,  c)*  X)  Wird  in  Fallen  dieser 
Art,  sej  es  Ton  einem  Bundesgenossen  oder  ron  einem  Andern,  die  HülTe 
des  Bundes  angerufen ;  so  mufs  das  Bestreben  des  Reclamanten  Tor  allen 
Dingen  dahin  gerichtet  seyn,  die  Competenz  der  B*  Y.  für  den  vorlie- 
geiidea  Fall  zu  begründen  <>)«  XI)  Glauben  Unterthanen  eines  Bnodes- 
ftaates  gerechte  Beschwerde  wider  eine  zu  dem  Teatschen  Bund  nicht 
gehSrende  Staatsregierung  zu  haben,  und  hoffen  sie  günstigeo 
Erfolg  von  einer  Verwendung  der  B.  V.  bei  derselben,  so  haben  sie 
dieselbe  nicht  unmittelbar,  sondern  durch  ihre  Landesherrsebaft  bei  der 
B.  V.  nachzusuchen  ^). 

a)  Seit  dem  Beschlufs  t.  t.  Juli  1814  (oben  §.  i58,/),  virerden  die  VerlMuuIluog«^ 
der  B.  V.  <lber  Beschwerden,  welche  bei  ihr  von  Privatpersonen  wider  fiuodes^ 
glieder,  oder  von  Bundesgliedem  unter  sich  vorkommen,  den  Bh'rlien  nicbt  nur 
des  Publicums,  sondern  auch  der  beschwerdeführenden  Privatpersonen,  so  vid 
möglich  entzogen  j  sie  werden  nicht  mehr  in  die  «um  öffentlichen  Druck  bestimm- 
ten Protocolle  aufgenommen.  Ausnahmen  werden  nur  auf  ausdrticklicfacä  Vrr« 
langen  einr^lner  Bundesglieder,  in  sie  selbst  betreffenden  Angelegenbeileo,  gc 
macht,    Beispiele,  in  den  Protoc.  der  B.  V.  v.  1827,  )•  27,  s8,  64»  71* 

ii)  Man  s,  oben  §•  187,  Num.  7. 

§•    219.  (158«.) 

Verwendung  der  B.  V,  bei  BundessUuOeny  auf  Beehren  fitmier 

Staatsregierungen» 

Begehrt  eine  zu  dem  Teutschen  Bund  nicht  gehörende  Staats- 
regiernng,  Verwendung  der  B.  V.  in  einer  Angelegenheit,  wclcbe 
einen  Bundesstaat  betrifft,  so  ist  die  B.  V.  Term5ge  des  Bundeszweclu 
({.  io5),  zu  einer  Vetwendung  dieser  Art  an  sich  berechtigt  Di«*"* 
hat  jedoch,  1 )  wenn  die  Beschwerde  zunächst  einen  Unterthad  dei  Boi»- 
desstaates  betrifit,  den  Beschwerdeführer,  der  Regel  nach,  zufSr^^^'' 
die  Landesherrschaft  des  Unterthans  zu  rerweisen.  Wii^  ^  . 
Beschwerde  ordnungsmäsig  nicht  gehoben,  und  hierauf  von  Nwon  a*« 
Verwendung  der  B.  V.  in  Anspruch  genommen,  so  hat  diese,  nach  »*«*• 
gäbe  des  3.  Artikels  der  BnndesActe,  die  geeigneten  Schritte  w  ^^  '^' 
Betrifft  aber  2)  die  Beschwerde  die  Regierung  eines  Bondesita«l«» 
unmittelbar,  und  wird  die  Verwendung  in  der  Absicht  nachgesocfc'»  ""^ 
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Regienuig   sor  Entsagong   auf  einen  mder  die  auswärtige  Regierung  ge- 
maditen  Anspruch,  oder  zu  gütlicher  Beilegung  einer  über  noch  zweifei* 
baftes  Recht   entstandenen  Irrung,   zu  bewegen;  so  ist  die  B.  V«  befbgt, 
ihre   guten   Dienste  (bona   ofFicia),   und    selbst   ihre   Yermittlnng 
wenn  beide  Theile  einwilligen,  eintreten  zu  lassen«     bt  aber  der  Gegen- 
stand der  Beschwerde  eine   von  Seite  des  Bundesgliedes  der  fremden  Be* 
giervng  widerfahrene  Rechtsverletzung,  und  findet  die  B.V,  dieselbe 
gegründet;  so  liegt  ihr  ob,  das  Bundesglied  zu  schleuniger  und  genügen- 
der Abhülfe  aufzufordern,   und    mit  dieser    Aufforderung,  nach  Befinden 
der   Umstände,  solche  Maasregeln    zu   verbinden,   durch   welche  weiteren 
friedeatorenden  Folgen  zu  rechter  Zeit   vorgebeugt  werdet),  und  wofür 
ein   Rechtfertigungsgrund ,  aus  dem  9,   Artikel  der  BundesActe  hergeleitet 
wrerden  kann  cy, 

«)  Diese  Salae  sind  gegründet  in  dem  Geist  der  Bundesrerfitfsung,  und  darum  an- 
genonmen  in  der  provisorischen  Bestimmung  der  Competens  der  B.  V.,    in  d. 
Protoc.  V.  1818,  J.  as3,  lit.  C,  Num.  3,  d. 
l)  Wiener  SchlufsActe  v.  1890,  Art  36  m  37.    VergL  oben  %.  18a 
O  ^cfgL  die  angef.  pro^isoriscbe  Bestimmung  der  Competens  der  B.  V.  a.  a.  O. 

§•  220.  (159.) 

SekfU%  und  GarmUie  uois  SeUe  des  Bundes.    Recht  der  Bündnisse. 

13  Jeder  Bundesstaat,  als  soichei*,  ist  berechtigt,  von  dem  Bunde 
Schutz,  gegen  jeden  Angriff,  von  Aufsen  oder  von  Innen  C{.  106  u« 
187  fL}^  so  wie  n)  Garantie  seiner  sänuntlichen,  unter  dem  Bunde  be- 
griffenen Besitzungen,  zu  fordern  a).  DF)  Zwar  hat  jeder  Bundesstaat 
dis  Hecht  der  Bundnisse  aller  Art,  aber  er  ist  verpflichtet,  in  keine 
Verbindungen  sich  einzulassen,  welche  gegen  die  Sicherheit  des  Bun- 
des, oder  einzelner  Bundesstaaten,  gerichtet  wären  ^}.  \ 

a)  BuaJesActe,  Art.  11.  V^ergl.  Ki.0bbh*s  angef.  Acten  etc.,  Bd.  II ,  S«  355  ff. 
4s3  f.  u.  4^5.    Vergl.  oben  $.  184. 

i)  BuadeftActe,  Art  11.  Vergl.  oben  (.  188  o.  Ki.0B]ca*s  angef.  Acten  etc.,  Bd.  IL 
S.  85  C,  355  ü,  4^3  f-«  4^1  499  u.  53s.  —  Der  ganse  Satx  des  11.  Art.-  der 
Bw  A,  das  Bündni&Recht  betreffend,  ist  in  der  frans.  Uebersetsung  dle^efl  Ar- 
tilLeis,  welche  in  dem  Acte  final  du  congres  de  Vienne,  art.  63,  sich  befindet, 
\uam eggcblieben,  vermuthlich  ans  Versehen.  In  der  in  der  wiener  Staatscanislei 
gefertigten  frans.  Uebersetsung  der  BundesActe  sind  die  Worte  «aller  Art*  (de 
tottte  espece)  unflbersetst  geblieben. 

§•  221-  (160.) 

IXriej  und  Sireüig^eUen  unter  Bundesgenossen,     Störung  der  innem 

Ruhef  und  Ferrüekung  des  Besitzstandes. 

1)  Die  Bundesgiieder  sind  Tcrpilichtet ,  einander  ^0   unter   keinerlei 
Vorwaad  zu  bekriegen,  noch  U)  ihie  Streitigkeiten  mit  Gewalt 
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zu  verfolgen,  sondern  sie  bei  derBundesrersammlfing  anzubrbgen i). 
Dieser  gebülirt  dann  Vermittlang  durch  einen  Aussdinfs,  und,  y^m 
solclie  nicht  gelingt,  richterliche  Entscheidung  durch  eine  wobK 
geordnete  Austrägallnstanz  C{.  ij$  u.  fF.  u*  216).  ÜI)  Bei  Stornog 
der  innern  Ruhe  und  Sicherheit  des  Bundes,  bei  eigenmich- 
tiger  Yerrückung  des  Besitzstandes,  von  Seite  eines  BundesgKedn 
gegoi  ein  anderes,  tritt  bundosverfassungsmasig  die  vollziehende  Wirksam* 
heit  der  Bundesversammlung  ein  ^). 

«)  Von  Kriegen  einzelner  Bundesgenossen  mit  Auswärtig^en,  bt  hier  nicbt  die  Redt 
Doch  hat  ein  Bundesstaat,  in  dieser  Bexiebung,    gegen  jeden  Angriff  SeAsC:  voa 
dem  Bund  su  erwarten,    filr   seine    unter  dem  Bunds  begrpenen  Bctiliuiigei 
(i*  187  u.  ff,  u.  i3o).     Er  ist  aber  dagegen  hetchränkt  in  dem  Reoht,  Bwdma^ 
SU  errichten  (ebendas.).  —   Der  Fall  eines  Kriegs  solcher  Bundesgenossen  w^r 
eich,  welche  Staaten  ausser  dem  Bunde  besitsen,  ward  in  den  wiener  Conferen- 1 
aen  berührt,  von  Baiern,  Holstein,  und  den  Deputirten  der  Tercinigten  Fantes 
und  Freien  Städte  (Acten  etc.,  Bd.  &,  S.  357  f.,  4s3,  43i  £),    aber  eine  au^ 
drüchliche   Bestimmung    defswegen    der  BundesActe    nicht  einverleibt    Ver«l*| 
V  191*    Fs  bleibt  also  einem  solchen  angegriffenen  Bundesgenossen  die  Befug 
nifii,   nach  Art  11  der  BundesActe,   Sckiaz  und  Garantie,    för  seine  «sier  (f»ij 
Bund»  begriffenen  Staaten,  von  dem  Bund  su  fordern,   so  bald  der  Krieg  auch  \ 
diese  SUaten  berührt  (vergl.  die  angef.  Acten  etc.,  Bd.  n,  S.  43i);   ein  Gegen-  I 
stand,  welcher,   im  concreten  Fall,  su  wichtigen  Frörterungen  und  Ereignitfco 
Anlafs  geben  kann.     Die  wiener  SchlufsActe   t.  1810,    Art.  47^   ^^  eiue  am- 
drficklicfae  Bestimmung  hierüber.    Man  s.  oben  §.  191. 

h)  BundesActe,  Art.  11.  Yergl.  Kli1ber*s  angef.  Acten  etc.,  Bd.  11,  S.  356  f-, 
4s3  f.,  43o  u.  485.  —  Der  Sats  des  §.  gilt  von  allen  und  jeden  Streitigkeiten 
von  Btmdesgliedern  unter  sich.  Oben  §.173.  —  Ein  Verzeichnifs  von  i5  Sirert- 
'  saehen  unter  BundesgUedem ,  die  Tom  Ende  des  J.  1816  bis  ku  dem  Ende  der 
SitBUBgen  im  J.  1819  bei  der  B.  V.  angebracht  wurden,  findet  man  in  0.  t. 
91sTia*s  Bepertor.  su  den  Verhandl.  der  B.  V. ,  Heft  H,  S.  170  f. 

c)  Htevon  obcü  $•  167  u.  17a, 


§.    222.  (,61.) 

Pflichien  in  Absichi  auf  Bundeskriege. 

Bei  einmal  erklärtem  Bnndeshrieg  (§.  190),  darf  kein  MitgW 
des  Bundes,  i)  einseitige  Unterhandlungen  mit  dem  Feind  eing^ 
hen,  a)  noch  einseitig  Waffenstillstand,  oder  3)  Frieden  schlief- 
sen  o).  Demnach  ist  4)  auch  kein  Bundesgenofs^  im  Fall  eines  Bnnde»- 
kriegs,  zu  einseitiger  Abrufung  sein^  ContingentTruppen  von  dcßi 
Bundesheer  *),  oder  5)  zu  Neutralität  c)  berechtigt,  in  AnschuDg  sei- 
ner unter  dem  Bund  begniTenen  Besitzungen  <0* 

«)  Man  8.  oben  §.  191. 

*)  Baiern  trug,  auf  dem  wiener  Congrefs,  auch  auf  eine. ausdrückliche  Bestimmi^S 
an,   dafs  in  einem  Bundeskrieg  hein  Bundesglied  seine  Truppen,  den  rau 
Nothwekr  ausgenommen,   von  dem  Ganzen  trennen  dürfe.     Dieser  Antrag  ^*  ^ 
nur  mit  Ausnahme  der  Worte :   ä  den  Fall  der  Nothwehr  ausgenommen^'   ^^ 
fangs  angenommen,  nachher  aber  von  Baiern  zurückgenommen,  «^^i*  ''^ 
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teÜMt   verstehe«   dafii  in  einem  Bnndeslirieg  ein  Mi^lied  niclit  die  Gentingenl- 

Truppen  xuruckrofen  können».   Vergl.  Hvüexh^b  angef.  Acten  etc.,  Bd*  n,  8.  ^  ff., 

357,  4^3,  4^  ^  499- 
c)  Wiener  SdilufsActe  v.  1820,  Art4i.    Es  folgt  auch  aus  den  Bestimmungen  des 

11.  Art.  der  BandesActe.    Vergl.  §.  190.  —   Analogie  des  solonischen  Gesetzes, 

bei  Gnujua,  N.  A.  11.  19. 
ij  Voa  dar  Neatralität  des  Bundes,  in  Besiehung  auf  hauUsfreiä  Besitaungen  einet 

BiudcagUedes,  oben  §•  187  u,  2$], 


§♦   225.  (163.) 

Itefmgmm  ier  Bundesgenossen  tu  auswärtigem  GutsbesUt  und  Staais^ 
dieasM^  m$A  %u  Veräusserung  von-  Staaisgüiem,  emzebun^  Gehids* 

theäen,  und  SewverainetäiReehten. 

I)  In  Absicht  auf  auswärtigen  Staats-  und   Gutsbesitz,  II)  in 
A^nsehung  der  Befugnifs,  in  auswärtige  Staatsdienste  zu  treten  a), 
und    ni)  nach   der  eigenen   Landesyerfassung  gültige  Yeräufserungen 
der    Staatsgüter  ($.  333)   und   einzelner   Theile  des  Staatsgebietes 
C$-    33o),  ohne  die  darauf  haftenden  SouverainetätRechte ,   vorzunehmen, 
und  den  Bundesgenossen,  von  dem  Bund   ausdrückliche  EÜnschiränkungen 
iiicl&t  gesetzt    lY)  Dasselbe  gilt  von  der  Yeraufserung  solcher  Sou- 
TerainetatRechte,  die    auf  einem   zu   dem  Bunde  gehörenden    Gebiet 
baAea,  wenn  solche   an    Mitverbündete   geschieht* / Geschieht  dieselbe 
aa  Auswärtige,  so  wird  Zustimmung  der  Gesammtheit  der  Bundesglie- 
der erfordert  ^). 

a>  Anders  war  es  in  dem  rheinischen  Bund.  Kl^xb^s  Staatsr.  des  Rheinbundes, 
S-  80»  —  Der  jetzige  soureraine  Landgraf  Ludwig  von  HessenHomburg  stejht  in 
preufs.  Kriegsdiensten. 

h)  Vergl.  %,  129  u.  33o.  •—  Die  rheinische  BundesActe,  Art.  8,  verbot  Veräufse- 
rangen  dieser  Art  schlechthin. 


ZWEITE    ABTHEILDIVG. 

ReAtsverhaltniss  der  Bundesgenossen  zu  andern  SöuverainStaaten 

und  Staatenvereinen.. 


§»  324.  (,630 

Bertehtigung  und  Beschränkung  der  Bundesgenossen  j  ün  FerhäÜniss 

nach  Aussen^ 

I)  Jeder  teutsche  Bundesstaat  hat,  in  seinem  VerhältniTs  nach  Anfaen 
sowohl  m  teatschen  Bundesstaaten,  als  auch  zu  Souveraineii,  welohe  dem 
Teufscheo    Bunde   nicht  angeboren,   und  zu  andern  Staaten  vereinen ,    die 


I 
I 
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Beehle  unabhingiger  Staaten  ($.  338);  insbesondere  ist  er  berechtigt, 
sein  RechtsverhdltniTs  za  ihnen  frei  nnd  selbststündig  zu  besdmmea  a> 
II)  Doch  ist  er  durch  Pflichten ,  weiche  seine  Vereinigung  mit  dem  Teat* 
sehen  Bund  ihm  auflegt ,  in  der  Ausübung  mancher  roii  diesen  Rechten 
beschranlit  Am  meisten  ist  dieses  der  Fall  bei  Streitigkeiten  düi 
Bundesgenossen  ($•  sai  u,  f.>  s)  Nicht  nur  der  erfalürte  Zweck  des 
Bundes  ($.  106)  überhaupt,  sondern  auch  die  ausdrücklichen  Bestunmim- 
gen  seiner  Grundverträge  ^3  über  das  Kriegs-,  Friedens-  and  Bund* 
nifs recht  der  Bundesgenossen,  begründen  Einschränkungen  dieser  Art. 
Den  Fall  wahrer  Nothwehr  oder  abgenothigter  uuaurschieblicher  Seik- 
hülfe  auigenommien,  kSnnle  ein  blofs  mit  teatM^cn  BandesstRaten  mvk- 
ner  8cV«yerain>  ohne  Zustimmung  des  Bandest  zu  einer  Mriegserkli- 
rung  gegen  auswärtige  Mächte,  oderJKuHriegsbündnissenniitilineOjsirli 
nicht  für  berechtigt  halten  c).  3)  Der  Zweck  und  die  Grundverträge  des 
'  Bundes  legen  jedem  Bundesgliede  die  Pflicht  auf,  an  den  Verhandlan- 
gen  und  Maasregeln  Theil  zu  nehmen,  welche  der  Band  iur 
Sicherung  seines  Rechtzustandes,  sowohl  im  Ganzen  als  auch  ein- 
zelner Theile,  nothig  findet,  namentlich,  von  dem  YertheidiguogsSjsteni 
des  Bundes  ($.  193  u.  £F.)  und  von  Bundeskriegen  (§.  188  u«  ff.  o«  i^^) 
sich  nicht  auszuschliefsen.  4)  Für  manche  völkerrechtliche  Yerkiltniäe 
einzelner^ Bundesglieder  mit  auswärtigen  Staaten,  ist  dem  Bund  ein  B(!€M 
zu  bestimmter  Mitwirkung  eingeräumt,  z.B.  zu  Berathung, Dazvischeo- 
kunft,  Verwendung  <^,  Vermittlung  (§.  187  u.  f.). 

a)  Das  Nähere  unten  %.  555  u.  ff.  —  Dafii  bei  msnchen,  sie  geradesu  betfadligei^ 
den  Beatimmiingen  des  pariser  Friedens  v.  1B14 «  der  SchlufsActe  des  wieo^ 
Congresses,  und  des  pariser  Haupt  Vertrags  v.  scNov-  i8i5,  tcttt«clic  Souver»»- 
Staaten  su  unmitteUarer  MOwtrkung'  ntdä  gelassen  wurden,  war  eine  factiscbe 
Anomalie,  welche,  in  gleicher  Weise  auch  so  manche  andere  europäische  Stsa 
ten  treffend,  in  gebietenden  Umständien  des  Augenblicks  Entschuldiguiig  üodet, 
milhin  das  RechtoverbältniCi  an  sich  nicht  aufbeben  kann  Dagegen  ward  dieses 
desto  sichtbarer  beachtet,  in  dem  GeneralRecefs  der  frankfurter  Terntonal- 
Commission  v.  1819  (oben  J.  58).  —  Das  RangverhäUmss  der  einseben  Bundes- 
glieder,  sowohl  unter  sich  aufserhalb  der  Bunder.rersammlung  ({•  ^^^'^ 
auch  gegen  die  su  dem  Bund  nicht  gehörenden  Souyeraine,  wird  ^"  .  ,^ 
Bundesverein  nicht  geändert  —  Von  GarmnUen  auswärtiger  Mächt«  ^  ^"*^ 
3u^8staaten,  s.  $.  75  u.  558.  ^^^ 

b)  BundesActe,   Art.  ii.     Wiener  SchlufsActe   v,   i8ao,  Art.  6  u.  35  ft  -" 
Nähere  oben  §.  188  u.  ff,  ai3,  VH— IX,  n.  919—313.  ^ 

c)  Vergl.  Klüber»«  angcf.  Acten  etc.,  Bd. II,  S.  85  ff. ,  io3  ff.,  ii4  f"  "^^«^ft ,, 
i3o  f.  u.  43i.    Kaiser!,  russische  Erklärung  delshalb,    ebendas.  ^'^\^ ^^. 
S.  6«  f.  —   Gröfscrc  Ausdehnung  wrd  dem  Kriegsrecht  der  cinsclncn  B«|fl^^^ 
Staaten  gegeben,    in  F.  W.  TxTTnAirn's  Darstell.  der  Verfassung  des  <•  **" 
8.^' 9^  ui  ff. 


d)  Von  der  Beschränkung  der  Verwendtmg  des  Bundes  Iur  Unierthanen  ^^  ^^ 
desstaates  bei  Auswärtigen,  oben  §.  188.  —  Von  der  Ferwcndung  der  B.  ^^^ 
Bundesstaaten,  auf  Begehren  fremder  Staatsrcgicrungen ,  obeä  S-  **^  5  ii5 
besehräidieBd  ist  einnbadiscke  Erklärung,  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v.  i8»7>  5 
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DRITTE    ABTHEILUNG.. 

lUtklsverhmUmus  der  Bundesgenossenj  ab  sokkery  zu  t) 

eigenen   SUuAen* 


§•  225*  (164.) 

Des  Brnndes  Aufreehihaliung  und  Garantie  der   Crrundverfassung  in 

iewt  Bundesstaaten,    Beachtung  der  letzten  bei  Abfassung  der  Bundes^ 

be^cMSuwe.    Verlamdigung  dieser  Beschlüsse*   Prctestadonen  dmmder. 

Xmubtmdisehes  FerhäUniäS  xu  Geldbeiträgen  tu  dem  Bund^ 

I)  Die  Bundesgenossen    und    ihre  Unterthanen  ($.  184  o«  S27),  sind 
bereclktigt,  yon  dem  Band  zn  fordern,  dafs  er,    yrie  ihren    Rechtzustand 
uberliaapt,  also  auch    insbesondere  ihre  Staatsyerfassung  schirme.     Durch 
Aen  erklärten  Bundeszweck  <>)  ist  der  Bund,  mithin  auch,  als  Stellvertreter 
ier  Gesammtheit,  die  Bundesrersammlung    verpflichtet,  nicht  nur  iur  £in- 
fubmiig    einer    landstlndischen    Verfassung    ($•    283),    sondern  auch  für 
AufrcAthaltong    der  rechtmäsigen   Grundrerfassung  in   den   Bundesstaaten 
({.  383  n.  284)9  ^^s  heifst,  der  rerfassungsmasigen  wechselseitigen  Rechte 
und  Pflichten  des  Staatsoberhauptes  und  der  Unterthanen,  auf  Anrufen  des 
aber  Verletzung  des  Rechtzustandes    sich  beschwerenden   Theils^.ia  den 
bundesrerfassungsmasigen   Fällen   Sorge   zu    tragen ;  also  dann  verpflichtet 
2a  Aafreehthaltnng  ^)  der  Staatsverfassung,  auch  wenn  Garantie 
derselben  bei  dem  Bund  ausdrücklich  nicht  verlangt,  oder   voii  {hm  nicht 
besonders  zugesagt  wäre  ($.  217,  283).      Dem    ist  die  Bestimmung  der 
wiener  SchluCiActe   von    1820^  Art«   61   (unten   $.   284),  nicht ; entgegen, 
Q)  Die  Bnodesversammlung  ist  berechtigt,  die  von  einem  Bundesglied,  für 
die   in  seinem  Land    eingefiihrte   landstandische  Verfassung,    nachgesuchte 
G^r:kntie  zu    übernehmen  <^);   welches  schon  mehrfach  geschehen  ist  ^. 
Barch  Uebemehmung  der  Gewährleistung   erhält  dann  die  B.  V*  die  Be- 
fagnif«,  aof  Anrufen  der  Betheiligten,  die  Verfassung  aufrecht  zu  erhal- 
i    tey   und   die    über   Auslegung   oder   Anwendung   dersdben  entstandenen 
I    Imingen,  90  fern  dafür  nicht  anderweitig  Mittel  und  Wege  gesetssltch  vor- 
1    geschrieben  sind,  durch  gütliche  Vermittlung  oder  compromissarische  £nt- 
I    Scheidung  beizulegen  ^).     US)  Zu  einem  grundgesetzlichen  Bundesbeschlufs, 
f    der  eine  nothwendige  Folge  des  Bundeszweckes  nicht,  und  der  eigenen 
Staatsgrandverfassung  zuwider  wäre,  ist  kein  BnndesjgHed  berech- 
tigt,   seine    Einwilligung  zu  geben/).      IV)  Verbindende  Kraft  für  die 
Staatsbehörden  und  Unterthanen  in  den  Bundesstaaten,  erlangen  die 
Bundefbeschlüsse  durch  ihre  landesverfassungsmäsige  Verkündigung  von 
Seite  der  iniäudischen  Staatsregierung  (§.  2i4i  s^^i  ^62  u.  5o49  Note  d). 
V)  Protestationen,    Petitionen    und    Adressen    in  Bundesstaaten, 
wider   BundestagsBeschlüsse,    erklärt    die    Bundesversammlung    für   unzu- 
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lässig  IT).  VF)  In  denen  Bundesstaaten,  ii?o  der  YoranscUag  (das  Badget) 
der  Staatsausgaben  Von  einer  Bewilligung  der  Landstande  ablängt, 
bedarf  es  bei  den  m  dem  Bunde  zu  leistenden  Geldbeiträgen,  einer  nldiea 
Ebwilligang  nicht  A).  Doch  19t  den  Standeni  durch  Vorlegung  des  Bun- 
desbeschlosses,  die  Mothwendigkeit  des  Beitrags  nachzuweisen. 

a)  BundesActe,  Art.  9.    Vergl.  aucb  Art.  ii.    Oben  §.  106  u.  S17. 

b)  Dafii  heiüst,  den  Theil,  nvelcher  iler  Verfassung  entgegenhandelt,  hiedurch  da 
Rechtsustand  verletzt  (§.  317),  und  die  innere  Ruhe  gefährdet,  auf  Anruf» 
des  andern,  durch  sweckdieuliche  Mittel  xu  Erfüllung  seiner  Pflicbt  zu  be?te 
gen,  oder  auch  zu  nöthigen.  Nicht  blofs  den  Untcrthanen,  auch  dem  Staau- 
oberlwupt,  dient  der  Schute  der  Rechte,  wosu  die  Gesammtlieit  Terpikfaiet  k 
VergL  PreiAiaens  Vorschlag,  in  Hi.i)aBa*s  Acten  des  wiener  Congr«,  Bd.ll,  $.3o9; 
femer,  oben  §.  917  u.  f.  u.  167  u.  f.,  insbesondere  die  wiener  SchlufsAcU  ?. 
1830,  Art,  &49  6^  u.  69. 

c)  Wiener  SehluTsActe  t.  1820,  Art«  6o.  -^  In  ihrer  proTisorischen  BestinuuiDs 
der  Competens  der  B.  V.  v.  1817,  nahm  die  B.V.  als  Grundsatz  an:  «dieB.V. 
sej  berufen ,  Garantie  der  Verfassungen  einzelner  teutscher  Staaten  dann  n 
übernehmen,  wenn  der  einzelne  Staat,  unter  den  gehörigen  Erforderniiseo, 
das  beiftt,  unter  einstimtm^r  Brklärunff  des  Fursien  und  der  Stände,  darauf  ui 
tragt,  daia  der  Bund  die  Garantie  seiner  Verfiassung  übemthmeY,  Protoc.  h 
B.  V.  r.  1817,  %'  323,  11t.  B,  Num.  a.  Nach  einem  in  allen  Bundesstaaten  pabd 
cirten  Beschlufs  der  B.  V.  Tom  18.  Aug.  i836  (wot.  auch  §.  184«  I^ote  ^)  &t 
jeder  Bundesstaat  verpflichtet,  einen  in  einem  andern  Bundesstaate  des  Hocb- 
rerraths  Angeschuldigten  dahin  auszuliefern,  wenn  derselbe  nicht  sein  eigea^r 
UttSerthan,  und  nicht  wegen  eines  andern  Verbrechens  In({ui8it  oder  Sträf- 
ling ist. 

d)  llote  'des  grofshersogl.  s.  weimar-eisenach.  (gesandten  am  Bundestag,  ▼.  «8.  Nor. 
1816,  in  der  BeiL  a5  zu  §.  35  der  Protoc.  der  B.  V.  t.  1816,  wo  für  die  be 
gehrte  ausdrüchliche  Garantie,  die  Verpflichtung  und  Berechtigung  des  GtrasU 
verlangt  wird,  wider  den  dem  Verfassungsvertrag  entgegenhandelndeii  Tbeil  alk 
aweckdienlichen  Mittel  anzuwenden,  um  diesen  zu  vertragmäsiger  ErföUoiigKo 
bewegen,  oder  auch  zu  nMigen,  Verhandlungen  des  Bundestags,  über  die  aacli' 
gesuchte  BundesGarantie  des  s«  weimar-eisenachischen  Grundgesetzes  t.  5.  M^ 
1816,  Über  die  landst£ndische  Verfassung;  desgleichen  über  die  VeHä»iuigs* 
Urkunden  TOn  S.  Hildburghausen  u.  Ton  Baden  (1818),  von  S.  Cobat]^alfeld 
(1891  tt.  1899),  u.  über  eine  Vereinbarung  der  Grofsherzoge  von  Mecklenburg 
nüt  ihren  LandstSnden,  über  rechtliche  Entscheidung  bei  Streitiglisites  über 
Landesverfassung  oder  Ausübung  der  landesherriicben  Gewalt;  in  d.  PtoUn^ 
V-  1817,  {.  416,  V.  1818,  §.  197.    Vergl.  unten  §.  383  f.  u.  997,  d. 

e)  IjViener  SchlufsActe  v.  1890,  Art.  60. 

/)  lufserdem  Könnte   ein  Bundesglied,   nach  eigenem  Gefallen,  durch  öfrenllicbe 
'  Verträge  der  inländischen  StaatsGrund Verfassung  derogiren.     Und  doch  kaiu» 

eine  ländstandische  Verfassung,    selbst  nach  einem  Grund  vertrag  des  Bundes 

(wicher  ScUttIkActe  v.  a89o,  Art  56),  nur  auf  verfassungsmäsigem  W^  *^^ 

ändert  werden«    Vergl.  §,  9i5,  984  u«  369. 
g)  Beschluß  der  B.  V.  v.  9.  Aug.  i839;  in  Rlüber's  Quellensammlung,  Fortsetzung» 

S.  70, 
A)  Wiener  SchlufsActe  v.  1890,. Art.  58. 
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^226^  (165.) 

Der  Bund  hesehrmki,  m  der  Regele  die  Bundesgenossen  niehif  in 
der  eigenen  Siaatsverfassung  und  SiaaisverwaUung. 

l)  AoDier  dem  Fall  der  übemommenea  besondern  Garantie  der  land- 
sUmdisGlien  Yerfassung,  und. der  Aufrechthaltung  der  über  den  i3.  Artikel 
der  BiuidesActe  in  der  wiener  SchlufsActe  von  1820,  Art*  54  bis  59,  ent- 
haltenen Bestimmungen!  oder  einer  bei  ihr  angebrachten  Beschwerde  über 
VerielZQBg  der  (wenn  gleich  yon  dem  Bund  nicht  besonders  garantirten) 
GruDidverfiissang  des  Landes  C§*  3^5  ^'  284)9  i^^  die  Bundesyemmmlui^ 
nicbt  herecht^t!  in  die  Staatsverfassung  qnd  Staatsverwaltung, 
in  landstandischen  Angelegenheiten!  auch  nicht  in  Streitigkei- 
ten zwischen  den  Landesherren  und  ihren  Ständen  einzuwirken, 
(§.  io4<|  i84}  ai4  u*  2i5),  so  lang  solche  nicht  den  Charakter  aufrühreri- 
scher Bewegungen  odei*  wirklichen  Aufruhrs  annehmen  ^) ,  oder  über  ver- 
sagte oder  verzögerte  Justiz  begründete  Beschwerde  geführt  wird  ($.  169), 
oder  der  Fall  unerlaubter  Selbsthülfe  eintritt  C§-  171$  auch  ^i'j).  n)Deber- 
dlefs  haben  die  Bundesgenossen,  ungeachtet  ihre  Souverainetat  oder  nnab- 
^i^ig®  Staatsgewalt  in  der  BundesActe  ausdrücklich  anerkannt  wird  ^^^ 
öusnahmweise  in  der  BundesActe  sich  zu  gewissen  Einschränkun- 
gen und  Normen  verpflichtet  O 9  deren  Yermehrung  durch  bundesver- 
tragmiag  (§.  i56)  errichtete  Beschlüsse^  noch  fernerhin  Stat  haben  kan% 
insbenodere  für  Handhabung  der  innern  Sicherheit  Teutschlands  ^,  und 
für  Beförderung  der  gemeinschaftlichen  und  individuellen  Wohlfahrt  der 
Bandesstaaten. 

a)  mriaer  Schlu(sAcfte  t,  i8to«  Art.  53  ü.  6t.  —  Vergl.  oben  ^  ai5  n.  167  u.  £ 

h)  Bundcticte,  Eingang  m  Art.  1.  Wiener  Schlu&Aete  v.  iSao,  Art  53.  Hx.9bbb's 
angef.  \Jcl>cr8icht  etc.,  S.  i56  f.  u.  aSy. 

e)  Vergl.  dea  Eingang  des  18.  Art  der  BiinclesActe,  und  dessen  Geschichte,  in 
HLffuMOk*»  angef.  Uebersicht  etc.,  S.  a64  f.  Ebendess,  angef.  Acten  etc.,  Bd.  II, 
S.  536.  —  Auch  sehe  man  die  BundesActe,  Art.  14—19.  —  Was'Baiarn  «nd 
WOrteraberg  in  dieser  Hinsicht  anfangs  erklärten,  s.  in  Hl^se's  angef.  Ueber- 
sicht ele«,  S.  957 — 269. 

J)  BeKUfisae  der  B.  V.  v.  90.  Sept  1819  und  von  i833  u.  i833.  Yeifl«  oben 
§.  106. 

§.  227,  (166  j 

I 

Einzelne  Beehtsverhältnisse* 

LmiaiadUthe    Verjassyng.     GemeinscIiaftUche   oberste   GeHchte  etc.      Gerichte    drtUer 
InttoHZ  fir  alle  BundetstaaUn,    Recwrs  an  die  B.  F.  wegen  Justizverweigerung, 

In  dem  zweiten  Abschnitt  der  BundesActe,  Art  i2  bis  19,  sind, 
unter  der  Rubrik  ^besondere  JBestimmungent»  (§.  67,  a),  verschie- 
dene fiechtsverhältnisae  entweder .  gegründet  oder  bestätigt  und  gesichert^ 
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zam  Theil  auch  vorfaeifiien  worden ,  welche  «war  nicht,  wie  die  rorlierge- 
henden  Artikel,  «auf  Feststeiinng  des  Bandes»  gerichtet  sind,  diich  aber 
mit  die$en  gleiche  Kraf^  haben  sollen.  Anch  ist,  in  dem  Art*  63  der 
wiener  SchluüsActe  tqu  iSso»  die  Bewirkong  der  Erfüllung  der  darch 
diese  Bestimmungen  übernommenen  Verbindlichkeiten,  der  BundeererBanun- 
lung  zur  Pflicht  gemacht  worden.  Es  sind  die  hier  folgenden.  I)  «Id 
allen  Bundesstaaten  wird  eine  landstandische  Terfassnng  statt  fio- 
den  «3.»  iDie  B.  Y.  hat  darüber  zu  wachen,  dafs  diese  Bestimmang  tn 
keinem  Bundesstaat  unerfüllt  bleibe^).  U)  «Diejenigen  Bundesglieder. 
deren  Besitzungen  nicht  eine  Volkszahl  von  3oo,ooo  Seelen  erreichea, 
werden  sich  mit  den  ihnen  verwandten  Hausern,  oder  andern  Bandesglie- 
dem,  mit  welchen  sie  wenigstens  eine  solche  Volkszahl  ausmadien,  zu 
Bildung  eines  gemeinschaftlichen  obersten  Gerichtes  Tereini- 
gett<?)».  Schon  bestehende  Gerichte  dritter  Instanz  O,  in  Staatai, 
deren  Volksmenge  unter  3oo,ooo,  aber  über  iSo,ooo  ist,  werden  in  ihrer  bis- 
herigen Eigenschaft  erhalten  ^\  «Den  vier  Freien  Städten  steht  das 
Recht  zu,  sich  unter  einander  über  die  ErrichtuYig  eines  (für  sie  allein 
bestimmten)  gemeinschaftlichen  obersten  Gerichtshofes  zu  vereinigen  /).  *  — 
« Bei  den  solchergestalt  errichteten  gemeinschaftlichen  obersten  Ge- 
richtshSfen  ^3,  soll  jeder  der  Parteien  gestattet  seyn,  auf  Verschickung 
der  Acten  auf  eine  teutsche  Facultät,  oder  an  einen  Schoppeastuhl ,  zn 
Abfassung  des  Endurtheils  anzutragen  A)».  m)  Durch  analogische 
Schlufsfolge  a  contrario  Cf  ^3  u.  f.),  in  Beziehung  auf  diese  Bestimmung 
der  Bundesacte,  gilt  als  bundesrerfassungsmasig  der  Grundsatz,  iaTi  fnr 
jeden  Bundesrat,  der  nicht  ein  mit  andern  gemeinschaflliches  OberAppd- 
lationsGericht  hat,  wenigstens  Ein  eigenes  Gericht  dritter  Instanz  iieste- 
hen  misse  >}•  IV)  Im  Fall  verweigerter  oder  gehemmter  Rechts- 
pflege, findet,  auch  in  Bechtstreitigkeiten  der  tJnterthanen  mit  der  Lan- 
desherrschaft, namentlich  mit  dem  StaatsFiscus,  Recurs  an  die  Bundes- 
veraammlung,  mittelst  Beschwerdefiihrung  bei  derselben,  Statt  ($.  169^ 
fti6  mid  S17). 

«)  BundesActe,  Art  i3.  —  Von  der  merkwürdigen  Gesduchte  und  dem  Siaa  die- 
ses wicktigeii  Artikels,  s.  Klübks's  angef.  Uebersickt  etc.,  S.  194  C  Miaerra, 
April  1817,  S.  i5a— 171.  J.  C.  Frhr.  ▼.  Abxtin,  diplomatiftcke  Gescbicbte  des 
i3.  Artikels  der  teutschen  Bundesacte;  in  der  «Zeitschrift  für  Baiera»,  Bd.  H 
(München  1816),  8.  33—75. 

i)  l/Viener  SchluDiActe  t.  i8aOf  Art.  54-  ^  Das  Nähere  unten  |.  a83. 

e)  Bundes  Acte,  Art.  is.  VergL  Klvbxb's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  H,  S.  355,  41%^ 
434,  44«,  4^4  n.  486«    Alinerra,  April  1817,  &  996— 3i5. 

J)  Bei  dem  in  der  B.  V.  Torkommenden  Ausdruck:  tLGerieJUe  dräter  /«jteu»,  ist 
Folgendes  au  bemerken:  1)  Mit  dieser  Vorschrift  ist  nicht  gesagt,  dafs  in  aiien 
Rechtsachen  ein  ireifutkßr  stujenweiser  Rechu^ang-  (drei  Instanaea)  statt  haben 
müsse.  Ein  solcher  hane  auch  schon  sur  Zeit  des  t.  Reichs  bei  gewissen 
Rechtshändeln,  s.  B,  geringftigigen,  vermöge  der  Landesgesetse  nicht  Statt; 
und  so  auch  jetat.  -^  1)  Die  provisorische  GompetenaBestimmung  der  B.  V. 
vom  la.  Juni  1817  (Proioc.  1817,  |.  aa3),  %.  5,  Nuol  3,  lit.  a,  niroan  an,  dals 
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der  Art,  i«  der  BnndesAcle  die  Anordnung  dreier  bttaitten  oder,  wie  er'sich 
•oedrficiit,   «die  Jiistkpflege  naeh  drei  Instanzen  als  einen  im  Tentacben  Bund 
(etl^eeetoten  Grandsala  ausspreche».  —    3)  Zu  der  in  der  B.  A.  verordneten 
AuMrmfuiinsumz  (§.  178  u.  f.)  -—  hier  das  Wert  Instana  statt  Gerichtsbof  ge- 
nonunea  —   bestimmte  der  Bescbluls  der  B.  V.  v.  16.  Juni   ^817,  §.  «3i,  IH, 
3  «.  4«  ^^  ^^Mtte  oberste  JuMtixsulh"»^  -welche  daselbst  (III,  5  u«  6)  auch  «der 
obcrete  Gerirbtshof »  genannt  wird ,  ein  Aasdruck  der  auch  schon  in  der  Bun- 
dceAete  rorkommt.     I>agegen  sprechen   das  Protoc.   der  PlenarVersammL  ▼. 
3.  Aug.  i8ao,  §.  a,  Art.  a,  u.  die  Protoc.  der  B.  V.  ▼.  1890,  f.  91,  u.  y«  1822, 
9*  a8,   nur  ron  dem  «.obersten  Gerichtshof'»,     Auch  üe  Commission  der  R  V. 
für  Entwerfung  eiues  BundestagsBeschlnsses  über  das  Verfahren  in  Streitighei- 
tofc  der  Buadesglicder,  spricht  in  ihrem  Entwurf ,  Art.  13  n.  14«  nur  ron  dem 
«Geridkf  hächster  Instante  und  von  der  *  höchsten  JtutvuteUet  (Protoc«  der  B.  V. 
▼.  idio,  &  6B9  u.  f.);  und  in  ihrem  Vortrag  (Protoc«  t.  si.  Dec.  i8so,  $•  314) 
l»emerJrt  dieselbe:  sie  habe  sich  des  Ausdrucks  «Gericht  dritter  Instana»  enthal- 
ten ^    sreil  in  einem  Bundesstaat  tnehrere  (berichte  dritter  Instana  bestehen  könn- 
ten«, und  sie  der  Meinung  se^r,   dafs  nur  «die  höchste  Justisatelle  jedes  Landes 
cur  AustrSgallnstana  bestimmt  seyn  könne)».     Indefs  sind  in  einem ' Bundesstaat, 
neben  einander  mehrere   höchste  Justisstellen  denkbar.     Von   solcjber.  Art  sind 
ietst  in  dem  preufsischen ,   das  OberTribunal  in  Berlin  und  das  rheinische  Ap- 
pettattonsGericbt  au  Cöin.  —    Auch  sind  in  den  preufsischen ,  baierischen  und 
ghsgL  hessischen  Landestheilen  auf  der  linken  Bheinseite,   wo  die  franaösische 
JnstiaTerfassung  beibehalten  ist,    nur  zwet  Instansen  üblich,   da  der  Cassations- 
bof  för  eine  dritte,  im  gewöhnlichen  Sinn,  nicht  gelten  kann. 
-I  BundesActe  a.  a.  O.     Vergl.  ÜLOasa's  angef.   Arten  etc.,   Bd.  II,   S.  355,  4a3 
u.  633.  —    Diefs  ist  der  Fall  bei  Liueemhurg  und  Oidenhurff.     Auch  bei  Araiut- 
sekietiff  war  es  so ,  ehe  Waldeck ,  Schaumburglippe  nnd  Lippe  (unten  Note  g^ 
skh  mit  ihm  Tereinigten. 
0  BundesActe  a.  a.  O.     Vergl.  Klübkr's  angef«  Acten  etc.,  Bd.  n,  8.  355,  4^2* 
454  n.  533.  —  Obgleich  die  vier  Städte  ausammen,  eine  Volksmenge  ron  Soosooo 
nidit  erreiebcn.  —   Vergl.  Protoe.  der  B.  V.  v«  si*  Nov«   1816,  $.  a3k<  ^.  'Das    , 
gemeiBschafUicbe|0A(7ericht  kam  au  Stande,  s.  Note  ^.     Gerichtsordnung  für 
das  gemeinsehafU.  Ober  Appell.  Gericht  der  vier  Freien  Städte)   in  derdamml. 
der  LtibeduKhen  Verordnungen ,  Bd.  VI  (Lübeck  i833.  4.) ,  8.  57  —  1  la. 
^)  In  Fdgt  dieser  Bestimmung  sind,    seit  1816,  folgende  ^emeimchafiUeke  Ober- 
jfyyeütüiomsGeriehie  errichtet  worden:    1)  Zu  Jena,   von  den  grolahersogL  und 
htrtn^eh'suchsischen,  dann  den  förstlich-rettfW^cA«»  Häusern.    Protoc«  der  B.  V. 
▼.  1817,  {.  37.     a)  Zu  Wolfenbüttel,    von  dem  Hersog  Ton  Brmuu^tweig  und 
den  ftrstlichen  Häusern  fTaldeek,  Schammhurg^- Lippe  und  Lippe»    Protoc«  der 
B.  V.  r.   1817,  f.  19.     Hemogl«  braunschw.  Verordn.  t.  i3.  Dec.  1816^     Die 
OAGerichtaordnung  ist  von  i836.    3)  Zu  Zerbst,  von  den  drei  tmhaltischen  und 
den  beiden  sekwarthurffischen  Häusern  (zusammen  für  nur  ungefähr  129,000  Ein- 
wohner).  Protod.  der  B.V.  v.  1817,  §.400.    4)  An  das  OberAppellationsCTericht 
tu  Dannstadt  schlössen  sich  HohenzolUmHeching^en  und  HohenzollemSigmanngen 
mit  ihren  Besitaungen  an,  durch  Staatsvertrag  mit  Hessen  v.  1818.    Protoc.  der 
B.  V.  T.  t8i8,  §.  142.    Später  schlofs  H,  Sigmaringen' t\c\i  an  das  OberTribunal 
sa  SUiUgart  auf  sechs  Jahre  an^  durch  Vertr.  ▼.  11.  u.  aa.  Juni  i8a4-    Wird  in 
dea  ersten  6  Monaten  des  6.  Jahres  der  Vertrag  nicht  aufgekündigt,   so  ist  er 
far  erneuert  au  achten.    Verordnung  ▼.  27.  Aug.  ft8s4t   ^^^  beigefügter.  Ober- 
AppdlationsGeriefatoordnung,  in  dem  Wochenblatt  für  das  Fürftenthum  H.  Sig- 
maribgeaf  i8s4,  St.  36.  (i83i  wurde  der  V«rtrag  auf  6  Jahre  erneuert).     Das- 
selbe that  U,  tteckingen  durch  einen  Vertrag  v.  J.  1825 )   der  Vertrag,  nebst 
der  OAGei^chtaordnung,  ist  (ohne  Datum)  abgedruckt  in  Htm  würtemb.  Regier. 
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Blatt  T.  4.  Oct  ifefi,  Nttm.  40.  Protoc.  d^  R  Y.  ▼.  8.  Febr.  1896,  Bd. 
S.  63.  (Aach  dieser  Vertrag  wurde  i83i  auf  6  Jalire  erneuert).  6)  Eben  s 
Ueckteiutein  wegen  des  Fürstentbums  Vadiu,  an  das  dstreichische  Appdlatio 
Gericht  fär  Tyrol  und  Vorarlberg  bu  Innsbruck.  Protoc  der  B.  ?.  r.  i8 
$.  i4a.  Für  die  liecbtensteinischeii  Becfatssadien  nennt  sich  dies«  Gericht 
«K.  H.  AppcUationsGericbt  £tir  Tyrol  vad 'Vorarlbergs  ab  aus  alieriwdkste 
Bewilligung  constituirtes  flevisions Geriebt  des  souYerainen  FürsÜ.  liecklostei 
niscben  Fürstenthums  Vaduav.  6)  OberAppellationaGericht  sn  Psrdnm,  {üj 
Afeci/m^iirjf Schwerin  und  Strelits,  eröffiaet  am  i.  Oct  i8i8.  Verordn.  t.  i.  Jnl 
i8i8,  mit  beigefugter  OAGOrduung,  in  der  BeiL  cum  26.8t  des  GH.  Mcckleobi 
offictdlen  Wochenbl.  r.  1818.  Vergl.  auch  Protoc  der  B.  V.  r.  t8i7i  (•  >' 
S.  599.  7)  OberAppcUationsGericht  der  Freien  Städte  au  Lübeck,  eroffioet » 
i3.  Not.  1810.    Protoc  der  B.  V.  v.  i8ao,  f.  la  u.  aoi. 

h)  BundesActe  a.  a.  O.  VergL  Klvbxb's  angef.  Acten  etc  Bd.  n,  8.  4)ii  4' 
660.  — *  Tbl  BrmmsehuKt'gischen  kann  ActeuTersendung  ab  Becht  nicht  gefordrti 
werden,  weil  dort  eine  AppellationsCk>nunission  dritter  Instans  schon  bestasd 
che  ein  gememchaitliches  OAGertcht  angeordnet  ward.  BescUuli  der  B.  \ 
in  dem  Protoc  t.  1817,  §•  *4i4*  —  ^^  gesetemasig  ein  BechUlsndel  an  h 
gemeinschafUicbe  OAGericht  nicht  gelangen  kann,  da  kann  in  solchem,  blöd 
wegen  der  inr'$.  angegebenen  Vorschrift,  Actenversendung  nicht  begehrt  werda 
Eni  Fall  in  d«  Protoc.  der  B.  V.  v.  1819,  $.  i34*  —  Den  Art  n  derBuAdb 
Acte  erklSrte  die  B.  V.  durch  Bescfaluls  t.  i3.  Nov.  i834  dahin,  da&  dledärl 
fiBstgeaetste  Actenrersendung  auf  CinlStreitigkeiten  xu  beschränken,  raiÜuB  vub 
Polizei-  und  CrimiaalSachen  nicht  su  verstehen  sey.  —  Für  andere  Gerirliti; 
als  die  gemeinschaftlichen  Oberappellationsgerichte  ist  dieser  Beschlo/s  Bi<M 
bestinunt  Fände  das  SpruchGoUegium  die  Sache  nickt  reif  sun  fn^urtiieil,  vi 
wurde  es  die  Acten  mit  dieser  Bemerkung  surücksusenden,  und  str  emartai 
haben,  ob  ihm  solche  su  Abfassung  eines  Vorbescheides  wieder  geteiid«t  «ilrj 
den;  wAiigstens  müfiite,  auch  ohne  Zurucksendung  der  Acten,  Tonihrnsnit' 
firagt  werden,  ob  man  ihm  die  Abfassung  eines  Vorbescheides  üherlsisen  «olle. 

1)  Widrigenfalls  wurden  die  Unterthanen  in  den  gröfsera  Staaten,  in  Absiebt  aai 
Heohtipflege  deterioris  conditionis  s^yn,  als  jene  iu  den  kleinem,  für  wel^bf 
gemeinschaftliche  (H>erAppellationsGerichte  bestehen.  Dieses  wäre  eis  Yi'i^^^' 
Spruch,  welche  das  analogische  argumentum  a  contrario  begründet  (^6*)^ 
Daher  ergingen,  auf  swei  PriTatBeschwerden,  dafs  eine  dritte  Instaia  oder  an 
AppeUadonsGericht  für  das  Hereogthum  Holstein  nicht  bestehe,  von  5«»  ^^ 
B.  V.  Aufforderungen  an  Holstein,  aneuaeigeii,  wie  es  sich  mit  derisordn^ 
eines  c^Mrsten  Gerichtes  fär  das  Herzogthum  Holstein  verhalte.  Protoc  ▼•  ^^'^^ 
§,  91;  T.  i8aa,  §.  9&  —  In  denen  teutschen  Landern  am  Bhein,  wo  nocbfrao 
cösiache  Gerichtsverfassung  besteht,  sind  nur  zwei  Instanaen. 


§♦   228*  (167.) 

Rechte   der   Unterthanen, 

Erwerb  und  Besitt  awländisehen  Grumdeiffenthums.    Freier  fF^g»^' 

Die  yerbündetea  Souroratnen  Fürsten  und  Freien  Städte  kamen  in  ^^ 
BundesActe  überein,  den  Unterthanen    der  Bundesstaaten,  aufser  00» 
vorhin    schon    ernannten    VerAssungsrechten ,    noch    rerscbiedenc  a«  J' 
Hechte  zuzusichem  fl>    Es  gelten  diese  Rechte  för  alle  Unterthaneo  h 


ButtilesgetiiMBte  atu  ibren  eigpnen  Staatetlr 

HÜireiid   Midere,  in  den   nfohstrorliergebenden  Artikeln  der  Bundes  Actei 
nnr  fSr  gewisse  Classen  derselben  festgesetzt  sind  (§•  2^0  q«  ß,).    Alle 
Unterthanen  sollen  das  Recht  haben,  Y)  ^»Grandeigejithum  Aufsei** 
kalb  des  Staates,  den  sie  be:^o]men^  zu  erwerbe»  und  zu  besitzen,  obne 
(iefskalb  in  dem  fremden  Staat  mehreren  Abgaben  und- Lasten  wilerworfen 
£a  am^  als  dessen  eigene  Unterthanen  c)«.    Zufolge  der  Rechtsfflmlichkeit 
C^  63},  ist  diese  Bestimmung  auch  yon  allen  Berechtigungen  anderer  Art, 
die  G^enstand   eines  PrivatEigenthumbesitzes  ieja  können,  zu  rerstehen, 
z.  B.  Ton  priratrechtUchen  Servituten^,  ron  Zebl^t*  und  Zins«  oder  Gült- 
recblen^  Ton  Ldin-  nnd  Erbzinsherrlichkeiten,  von  Pfand-  und  Pati*oaat- 
rechten«    YS)  »Die  Beßignifs  des  freien  Wegziehens  aus  einem  Ban- 
desstaat   in    den    andern,    der   erweislich   sie   zu   Unterthanen   annehmen 
will  ^;  doch  unter  Vorbehalt,    dafs  Militärpflicht   gegen    das   bisherige 
Vateriand   nicht   im   Wege   stehe«  «)•  ,    Du   dureh  diesen  Vorbeh^t  4is 
^^F^S^"^*^^  ^  einzelnen  Ländern  allzusehr  beschrankt  werden  kSnnte, 
so  hat  njeht  nur  die  B.  V.  die  Einfuhrung  mSglichst  gleichförmiger  Gnmd- 
satze  in  Berathung  zu  ziehen  ($•  237},  sondern    es  haben  auch  etliche 
Bundesstaaten  vorläufig  defshalb  Vertrage  unter  sich  errichtet/). 

a)  BasdesActe,  Art.  18,  Eibgang.  Ki»eBsa>  aogef.  Aeten  ete.  Bd.  II,  S»  49*  ^  ^^ 
ScwIrM.  üehersicht  etc^  S.  a64  f.  (Doch  ist  daselbst,  S.  365,  Z.  7  u.  ffi,  ein 
Versehen  dahbi  su  berichtigen :  daCi  der  jetäige  Eingaag  des  Ark  18  der  Bandes- 
Jkde,  in  diese  au%enommen  worden  sey,  wiewoU  um  dieselbe  Zeit  der  Antrag 
gesscbt,  und  wahrscheinlich  scbon  genehmigt  war,  dafs  in  solchem  statt  «ife« 
Uaterthanen  der  t.  Bundesstaaten *,  zu.  setzen  sey:  «lAren  Unterthanen v.)  Ehem^ 
ieu,  Staatsarchiv,  Bd.  D,*  8.  85;  Vergl*  unten  §•  ifin,  ^  Von  noch  mUtrm 
Rechten  der  Unterthaneb,  welche  in  GongrefsSitsungen  in  Antrag  Juunen,  oder 
Biete,  s..  die  angef.  rebersicbt  etc.,  S.  ä68  C  -      ^  « 

h)  Zusammenhangenden  Berii^t  'Vön'  Congreft Verhandlungen  über  diesen  Gegen« 
stand,  iindet  man  in  Kx.eBBB*s  angef.  tJebersicht  etc.,  S.  i44  ^*  '^  I^e  in  dem 
mcMuhaUk  Artikel  der  Bundes  Acte  enthaltenen  Bestimmungen,  werden  in  dem 
IVUHalVortrag  bei  EröfOiung  der  B.  V.  am  5.  Nov.  1816,  ak  die  Viroblthüttg- 
Site  Hir  alle  Tentschen,  und  als  solche  gerfihmt,  daß  ein  «wahres  arMl#cAip# 
Bürgtfrtekt  begründen^».  In  dem  Vortrag  über  die  Beihenfelge,  loco  diotatnraii 
gedruckt  su  dem  Protoc.  y.  17.  Febr.  1817,  heifsen  sie  (S.  77)  wohlthatige  Be* 
Stimmungen,  durch  die  ein  allgemeine t  teuUchee  Bürgerreckt  begründet  werden 
•oliv.  In  der  Vorlauf.  CompetenzBestimmung ,  §.  saS^,  lit.  Bj  des  Vtoi6c.  v. 
19.  Itm*  18t 7,  S.  4^1  ^*'d  ^r  B.-V.  empfohlen,  darauf  mi:achten,  dals  diese 
Bestinunuag^  in' Erfüllung  gebracht  werden«  MecUenburg  eskbnnte  in  deas^ 
18.  Art.  denZwecb,  daf^  der  Teu&iche  in  kewemihfßi  des  rerbundeten.  Teutacb*. 
laads  als  Fremder  behandelt,  und  dadurch  das  Gefühl  eines  gemeinsamen  VaUr' 
lamies  wieder  erwecht  werden  solle v.  Protoc.  v.  1817,  f.  a33.  Han  s.  auch 
ebendas.  §.  40  u.  68. 

^  BandetfActe,  Artl  18,  lit^  a^  Dem  gdmafe,  bestimmt  ein  Seireiek.  Hofcanslei. 
Beeret  ▼.  14.  Apr.  t^^  da£i  in  dmi  su  dem  T.  Bund  gahdrenden  ösSreicb. 
Staaten,  Unterthanen  anderer  t  Bundesstaaten  BusticalGüter  besitsen  Können. 
'H.  FaAVB  L  polit.  Gesetse  u.  Verordn.,  Bd.  53,  S.  79.  —  Wegen  eines,  yer* 
möge  dieser  Befugni(s  io  einem  andern  Bundesstaat  erworbenen  Grund^igenthumSf 
steht  darum  dem  Erwerber  daselbst  noch  nicht  das  ActirBürgerrecht  su;  auch 
Birte,  wenigstens  nicht  in  seinem  ganzen  Umfang,   das  Indigenat     In  diesem 
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8iw  bcilbmia  eine  würktm^gUtki  Vwtdu.  y.  la  M4bn  ifhS  ik  m^d.  Vor 
.  M^nft  des  y8.  ArtilielB.  Wüitemb.  Eqgier.  Blatt,  iSaS,  St  M,  u.  iUgen.  Zar. 
1^,  l!7iiml  9O9  Beilage«  , 

lO  Vergl.  den  folg.  %  a.  $•  4^.  —  la  der  ßundesActe,  Art  18,  Niun.  i,  mri  in 
den  fß^UUn  eine»  jeden  Bitndegstiatet  gettelte,   ob  er  ITnterthancB  einti  nkn 

!  BnfldtMltaattt  m  ToUstandigen  UnterCkann  rnrnkman,  wuk  iIuwb  AeiHdfvii 
M^olmiiti  m  telnem  Gebiet  gfsUttca  will«  Gnmdeifmalmm,  in  »eiaem  Gebkl  n 
trwerhen  und  daaselbe  als  Forenses  »u  hesiUen,  darf  er  3inen  nicht  irthrei, 
(Num.  V  in  diesem  %  ).  Das  Recbt  auf  voilstäad/gv  UntertbiUMcbaft,  naneBtlidi 
auf  beständigen  Wobnsits «  ist ,  seiner  Natur  narb ,  Iteine  unbedingt  notlmen^ 
Fblge  de^  Recbtes  emes  Auslinders  auf  £rwerb  und  Besitc  tnllndiicben  Gnni 
eigencbums.  —  Verhandlungen  In- dar  B.  V*  wegen  jkmmdsrMg  tcitode 
ü^tertbaiienf  nach  HmssUmd  und  JNarJmmeriim,  in  d,  Pr^oc.  f.  1817$  \*  »•  > 
999;  V,  18199  i«  148.  (t.  Gaobbs's)  Mein  Antbeil  an  der  PoUtik,  Abtk.01 
S.  145  — 166. 

f)  BundesActe,  Art,  18,  lit  b. 

/>  Diireb  TerfrSge  mit  S.ÜMa,  gescU.  tu  Dresden  am  6.  Ort.  1817,  mit  Jl^räMr 
iSktmaok,  geaebl.  au  Weimer  am  «5.  8epC  1817«  hat  tMtrm  tetgaastit,  daft,  ii 
Abgeht  auf  AUstrlinderui^reiheit,   die  MiliarPaicfati^iei«  wechseiMitig  aaden 

.  soUe  vom  Anfiuig  des  18.  bis  sum  rollendeten  27,  Lebensjahr.  Baisr.  Beluafll- 
macbung  v^  10.  Nov.  1817.  Protoc.  der  B.  V.  ▼.  1817,  §.  «54«  —  Man«. *>«'l» 
die  hadische  Erklärung  in  Hinsicht  auf  BeScbränhung  der  Auswanderuii|srmiir'< 
duvch  die  MUitii^fliehtigbeit;  in  d.  Protoc  der  B*  V.  y.  iSiE,  ».  st  Aadnt 
Abstimmungen«  das.  y.  1817,  ^  68«  t47f  ^^i  934^  t4o,  ^41,  f94«  t^v  ^^ 
CommiiiioiMVoltrag  bicrftber^  ebcAdaa.  y.  1817«  i«  iMv  Bau.  56b 


§♦  229.  (16g.) 

CitiiL  Mftil  MüUarDienste  in  fremim  Btmdeskaaien.     ttfrtimf  vv» 

Naehsi9U9r  mui  MxMgsgM. 

.  AncK  sollen  alle  Unterlbanen  VII]|  das  Recht  habeo^  in  Civü- o<^ 
MilitäirDienate  eines  andern  Bundeaataates  sa  treten;  dieses  jsdodif^ 
wie  den  frinte  genannten  (Men  We^ug,  mir^  in  9.0  fem  heiiie  Ter^' 
üehfh^dit  tji  MilitifDiensten  gegen  das  bisbeitge  Taterland  im  Wege  siebt «). 
ymjSPreilieit  yon' aller  (d.  1.  jeder  Art  von)  Nachsteuer  (Jos  de- 
tractus  et  g^lla  emigrationis,  Abzugsgeld  und  Nachsteuer,  oder  Absckofs- 
im4  Abfehrtgeld)  sichert  die  BondesActe  allen  tentachen  Unterthaneo  ^n^ 
m  fem  dna  YermSgen  in  einen  andern  tenttehen  Staat  ubei||ditt  tinA  mi 
d8n^ '  nMkt  besondere  Yerhfiltnisse  dnreh  so  genannte  Prei^'gh^^^^'^ 
trSge  hestehen  *) ;  eine  Bestimmung ,  welcher  auch  die  zu  Erhebnng  ^^ 
Nachsteuer  bis  dahin  berechtigten  iViyaten,  z.  B.  PatrimonialGeuchtslierren. 
8|«dte  und  andere  Commonen  naterworfen  sind  O«  I>|0  B^i^'^^^' 
aamnaluag  hat  m>di  hesondera  durch  einen  Betchlvrs^)  festgesetzt: 
1)  daft  diete  Beflrerang  yon  Nachsteuer  und  Abzugsgeld,  sich  a«'' ''^^^ 
Buridesstaiiten  wechselseitig  örstrechen  solle;  gleichviel,  wozu  der  Erti^p 
fruherhlit  yerwendet,  und  ob  solcher  zeither  vom  StaatsFiscus,  oder  v»" 
Standesherreu  und  FriyatBerechtigjteni  von  Cbnutnineti   oder  Patriiaontf' 


.^Bimdisi^grHiossc«)  A\  jbt^  eigenen  StaateoL  SMT 

Ger^drtCfiy  sef  erli^beii  iilftnlef^v  so  itis^iettn   kntMking  tHie  EnUdifidi- 
gongiAinienti/g  gegen   den  Diodeslierrn  begrÖndien  solle.  '  Pernet  ü )  dafs 
jede  Alt  fon  Vermögen,  welches  in  eihen^  l^andesstaät  übergelif,  frei  seyn 
>9lle«  CS  flcy  aus  iailafs  einer  Answandeningt  oder  aus  dem   Grand  eines 
£rb6db»ßaii£üb|  eines  Verluttfat  Tausches,  «iaer  Schenkung,  Mitgift,. oder 
aaf  aatee  Weise.     3)  Die   Befreiimg  soil  nch  bexiehen  auf  jede  Abgabe, 
weldie  teither  Ah  Ansfiihr  des  Yermdgeiis  ron  einem  Bundesstast  In  den 
andern,   oder  den    Cebergang    des   Yermogenseigenthums    auf  Angehörige 
änes    andern   BjundeasUates   beschränlite«      P.<\gegei|    43.sq1I    anter  dieser 
Frtuuigig^  nicht  begriffen  seyn,  jede  onabbangig  ¥0«i  Wegzug  bisher  ^ ) 
eniriditete  Abgabe,    namentlich   CollatenllErbtehaftsleaer,    Stempelobgnbe, 
u.  d.y  to  snök  Zoih     5")  Dagegen  sind  al»  angehoben  anzusehen  dBe  Ab- 
züge  ron  aus  denpi   Lande  gehendem  Termogeh  zum'  Vorthefl  der  Staats- 
oder Gemcindeschiilden'lHIgungcassen,  ^d   die  ManumissionsGelder ,  wegen 
noch  tetehendcr  Leifaeigeuschaft  oder  Hofh^righeit,  sp  fem  nur  Aoamn- 
dcmde  dieselben  zo  ertlriehten  halten.     Ueber  den   T^^auf  ron  der  Iliili- 
tirpfl]cht%heh,  iü  Beziehung   auf  Freizügigkeit,  behalt  die  B.   V.   steh 
besondere  Debereinkunfl  bei  Festsetzung  der  MilitarVerhaltnisse  des  Bandes 
Tor.    6}  Besondere  Yertrage  anter  BtmdeMtaatez^  i^ber  ..Freizügigkeit  tir^i 
nsr  IQ  se  weit  znUSssig  and  gültig,  als,  sie  die  hier  fesfegesetste-  Befraang 
nickt  besebHuiken,  Tielitoehr  begünstigen  oder  ai^ehaeiL    7)'  Der  Anfangs- 
Tennin  dieser   Nachjteüeffrelhiiit   ist   ddr  i.  JoH  1817,  doch  mibes<fhadet 
der  gSasfigeren  Bestimmungen  in  Vertragen  oder  landesherrlichen  Terord- 
floAgeo.    Es  soll  hiebei  auf  den  Zeitpunkt  der  wirklichen  (nicht  der  blofs 
beabsichtigten  oder  erklärten)  Exportation  des  Termogens   (an^  den  »Tag 
der  reellen  Exportation,  ohne  RfiekMcht  auf  den  Tag  des  Anfalls«}  ge- 
sdien   wf^pdeu;    weui>   gji^ichi  djye  &klärupg,.derA93wanderußg,.4|^fi,r  ^er 
Yeraaogeoanfall  .frühem  (i^or  ^l^ia,  1.  .Juli  1817)   erfpigt.  wSre;  so  »dafs 
vom    I«    Juli     1817    an    gerechnet,     jede    NachsteuerErhebong    cessiren 
nnfi«  /%  — '  ttebereinsti/nmend'  mit  diesem  Beschlnfs  der  B;  Y.  ritid  in 
uricMedaiien  Bnndesslaaten  eigfane  Yerordnangen^  Sbw  die  Üaelisleittfr^ 
freiheit  ergangen  ^>  ■  *   ' 


»    « 


«)  BundssArte,  Art.  18,  lit  b.,  Num.  a.  Vergl.  unten  §.  337.  —  Durch  ein  Sttreich. 
BofcanaleiDecret  ist  deii  ostreieh.  Unt'efthänen  Yerhoten,  von  fremden  Staaten 
üfhmuaisehe  Anstellungen  sokheir  A'H  anzunehmei/,  wie  sie  In  dem  'Art  1 '  dei* 
r.  BfOage  au  der  Wlean*  CongrefliAete  flBangBsglemcnt  iür  die  dffA.  Afsalen) 
bcsaiciniee  sincL  '        .v>  • 

i)  BiudesAttet  Art.'  18^-  lit«  e^  -^  CotimiiraUSritckafiSietter  ist  bierunter  «idit  he- 
pigem.    Ki^ffnaTs  afagef.  A#ten  «t«,,  Bd.  n,  6.  d6& 

t)  Die  6esclisel(te  der  tvieae^  Cangrefs¥«rbandluiigen  hierüber,-  nndel  Mhn  in 
MiBiV  «Btel  Vebvmicbl  c«r.,   8.  ^rS  f/  Mkinie9t,>  augef.  Aeten  eie.v  M.  U, 

0  BetMitt  der  B.  V.  v.  i34  'hkxu  18179.10  d.  Protor.  ▼.  t8i7,  §.  954«  und*  in 
Kftim's  QfwUemMMimlttttg^  JNm;  DL  Eitler  Antrag  hieMU,  ebend.  f  40^  Vor- 
ing  il  der  Bau.  i5  «u  d^PralooC  r.  18^7,  -8*  89  der  Orig.Ansg.  Die  I}f6n$mui- 
g«  kieHlber  k  der  B.V.,  aladt  Irngtseigtln  d.- Register  der  Proh>e6lle,  1^.  ^'ne 

20* 
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faieBbeBt  fiMfet  auoi  m  &  ▼.  Wmrm'%  Bepcrt  n  iki  Ter 
hudL  der  B.  V.,  Heft  H,  &  «if— s^-  (t.  Gaabut*!)  Metn  AMhd  a  dei 
Polilili,  Abth.  m,  &  5i  l£  —  OejireieJkücke  Belttnatmaclni^  des  BescUnss« 
r.  s3.  Juni  1817,  durch  Patent  t.  t.  Min  iSso,  in  Frani  L  polit  Gcteluo  o. 
Terordn.,  Bd.  48,  S.  59.  Der  f.  4  dSeset  Fatcntt  eriiielt  ErBnlenugBi  dvrtli 
ein  HoftmsleiDeeret  ▼.  is.  Oct.  iS»;.  —  ßnrtemitrgiicU  Anfrage  iiber  & 
Abenpfreibeit»  m  der  TrrtranL  Sitsnng  ▼.  19.  Fdnr.  1818,  n.  actr«idttitk  1. 
prettfaitche  Anaiebten  dedhalb,  loeo  dict  gednicbt  Unter  S.  101  darProtoc 
r.  1818,  Orig.Aiug.,  betr.  den  AnfangsTermin  der  Befreiung  bei  ActiTCapitalci 
die  im  Lande  angelegt  md.  —  Da  Forderungen  (nomina)  alt  valiSrpo&lc 
Saeben  einer  idealen  Exportation  Ubig  sind«  ao  aind  aie  für  in  ^  luiial 
flberg^aagen  von  dem  Zeitpunkt  an  an  achten,  in  wckben  nach  dea  GcMtn 
nnauaehmen  ist,  dais  sie  dem  Analander  angefallen  aeyen;  webci  s.E£i 
Gnindsatse  von  dem  Erbachaftantritt,  Ton  der  DeliberationaZcit,  Ton  derAt- ; 
ceptation  u.  a.  w.  in  Betracht  kommen. 

e)  Ob  hiemit  die  EmßiMruHff  seither  nicht  entrichteter,   desgleichen  die  ErUktif 
seither  entrichteter  Abgaben  dieser  Art,  f^  unstatthaft  erUirt  sej? 

/)  Der  6ben,  Note  J,  angeführte  Beschluß  der  B.  V.  tob  1817  «etste,  iliHlaB.11 
des  ctolfaUs  oben  erwähnten  Vortrags,   de«  Zeitpunkt  der  ExpdrtitM«  u^ 
dingt  sum  Entscheidungssiel.     Indefs  hieh  die  B.  V.  in  einem  fiodiliili  tou' 
3.  Aug.  1837  (Protoc.  §.  6s)  eine  erklärende  Bestimmung,  die  ohes  im  i  nf*  1 
seigfe,  fUr  nothig. 

g)  PrettsMcke  Verordn.,  betr.  die  Freisllgigkeit,'  y.  11.  Mai  1819,  ia  der  pifsh 
Gesetssamml.  Num.  54t.    Oegtreiädsche  t.  «•  MSft  1890;  a.  a.  0.  «sd  ibMi^, 
vBiia  Becetil,  SuppUm.  IX.  45o.  -*  Prtmitn  erstreckte  obigta  BfllcUifi  ^  I 
B.  V.,  cum  Vortheil  versdiiedener  Bundesstaaten,  eud^  auf  seine  su  dcnlMt , 
m'cfd  gehörenden  Suaten.     PreuOi.  Gesetasamml.  t.  1818  u.  1819,  Regüt  ><* 
Abschols-  u.  Abfahrtgelder. 

§•  250-  <,Ä> 

thuAkamfi^eSt  der  Rechte  chriHUther  Ünierihmen  v&h  kt  fer 

sekiedenkeä  ihres  GhnAensbeke^minisses. 


Aach .  eiaEclnen  Glasten  ron,  Cittertluioen  der  BiindesslaaieB 
TM  dem  Band  bestimmte  Rechte  zugenchert«  So  ist  IX)  in  AWkit^"^ 
die  Unterthanen  christlicher  Religion  festgesetzt,  dafs^^^^' 
schiedenheit  der  christlichen  ReligionsParteien ,  ( Y erschiedenbelt  der 
christlichen  Glaubensbekenntnisse),  in  dem  Genufs  der  bürgerlichen  ao<l 
politischen  Rechte  keinen  Unterschied  begrünen  soll  «). 

«)  Bundesjkete,  Art«  16.  HtfiiBa's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  B,  &  dtö  v.  49»  ^^ 
uiiten  V  63$  V.  £,  u.  519.  ~  Diese  Bestimmung  der  Bundes  Acte  ^  ^^  ' 
lieh  «icht  auf  eme  bestinunte  Zaki,  also  auch  nicht  auf  bestiaualt  Jr^^  ^ 
ohristlichen  Glaubensbekenntnissen  besdirSnkt  Man  s«  KLesn's  9^  ^y^ 
sieht  etc.,  a  44^  —  Von  Einwohnern,  die  sieh  na  der  grieOüi^^^^^ 
Ikügipn  bekennen,  unten  f.  6s5,  Note  e.  —  Von  der  BV.  8tadt  ^^'^^Jt^ 
$.  5s6,  i<.  —  Eine  eigene  Bestimmung  in  der  Bundes  Acte,  betrefod  dk  B^ 
der  hft^ltscken,  Kirche  und  der  tvmigekseken  Eirekengesettsakaße»  ia  den  ^' 
Sfhen  Bundesstaaten,  war  auf  dem  wiener  Gongrefs  an  Antn^  «ed  ^^^ 
gekommen,  sie  unterblieb  aber  am  Ende.  Ausaihrlieh  daron  in  RsC^*'  '^ 
Uebersicht  etc.,  S.  397  £    Veügi  Ki.tam*s  Staatsarchir^  Bd.  B,  &  85^ 


Bufldesgenosieii  zu  ihren-  eigeoea  Staaten«  ^fJO 

§.    231.  (17a) 

äteckU  Jhr  SUmdeäherreH  und  des  ehemaligen  uHmiUeltarem  • 

Reichsadels. 

Aucb  ist  X)  das.  Rechts vcrhältnifs  der  ehemaligeo,  nun  teatschen  Bun- 
dLesfurrten  «ntergeordnelen  reichsstandiscben  Landesherren,  von  fursdidieni 
od«r  griflkheni  Stande,  der  jetzigen  Standesherren,  sowohl  za  dem 
Bund  und  sämmtlichen  Bundesstaaten,  ab  auch  zu  derito  Bun- 

■ 

i,  zu  welchen  dieselben  jetzt  gehören  a)j  so  wie  XI}  dasjenige  des 
eliemaligen  unmittelbaren  Reichsadels,  der  rormaligea  umnittel- 
Reicbritlerschaft  ^),  auch  auf  der  linken  Rheiaseite,  zu  den  Bun- 

!,  theiis  in  der  BnndesActe  «)  bestimmt,  theils  von  der  B«ndes- 
Terssmmlung  noch  zu  bestimmen.  Die  wiener  SchlnfifActe  von  i8ao  <0 
stdierte  roa  Neuem  den  Rechtszustand  der  Standesherren. 

«)  B«adeaActe,  Art.  i4*  *-  Hieron  das  Nähere  unten,  §.  3oi  u.  f.  —  Ausfuhr- 
Geher  Bericht  rou  Mener  GongrefsVerliandlungen  über  diesen  Gegenstand,  fin- 
det inaii  in  Kk^i's  aof^ef.  Vebcrsicht  etc.,  S.  374  ff.  FrotocoUe  der  B.  V.  r. 
1816,  $.  3i;  T.  1817,  §.5. 

*)  VergL  H]^Bxa*8  angef.  Uebersicht  etc.,  6.  966  f. 
'  t)  BvsdciActe,  Art.  149  die  beiden  letsten  Absätse.  —  Das  Nähere  hievon  unten 
{.  3«!  u.  C  ' —  Ausführlicher  Berichl  von  wiener  Gongrefs Verhandlungen  über 
Suem  Gegenstand,  s.  in  KtirBKa's  aagef.  Uebersicht  etc.,  S.  34i* 

O  Art  63,  rerbunden  mit  Art.  53.  Das  Nähere  unten,  %.  309.  Die  B.  V.  nahm 
Ueranf  diesen  6^;enstand  in  ibre  Zusammenstellung  der  cur  weitem  Berathung 
aa  den  Boadestag  tn  bringenden  besondem  Gegenstände  auf,  welche  su  der 
▼crtraol.  Sitzung  r.  «7,  JuL  i8ao  locö  dictatnrae  gedruckt  ward> 


t 

) 


S- S52-  (trt). 

Rechte  der  Juden^ 

Endlich  XH}  ist,  in  Hinsicht  auf  die  Juden  in  den  Bundesstaaten, 
fatgesetzt  «):  iah  1)  die  BuiidesyersammluD({  in  Berathung  odimeu 
ioUe,  n)  wie,  auf  mSglidist  fibereinstimmende  Weise,  die  b&r gerliche 
Verbesserung  der  Juden  zu  bewirken  sej,  und  b)  wie  Inscmderiieit 
denielben  der  Genufs  der  bürgerlichen  Rechte,  gegen  Uebernahme 
aller  BSi^erpflichten ,  in  den  Bundesstaaten  rerschafit,  oder  gesichert  wer- 
ka  könne.  Jedoch  soUen  a)  den  Juden,  bis  dahin,  die  denselben  von  ^> 
ie^  eioaehien  Bandesstaaten  bereits  eingeräumten  Rechte  erhalten 
imiency, 

1)  BaBdesActe,  Art*  16^    IViene^  ScUnlsAete  ▼•  1890,  Art.  65.  —   Die  B.  V.  be- 

•riiifa  ane  Sammlung  der  Terschiedenen  hierüber  bestehenden  Gesetse;  in  d. 

Preloc  r.  dl.  Aug.  i8so,  V  >oo,  rergUchen-mit  der  loco  dictaturae  gedruckten 

ZussHmensieihmg,  dbend.  S.  916.  --   Ausföbrliche -Nachricht  von  wiener  Con- 

grefeFsrhatidlungen  über  diesen  Gegenstand ,  in  Ki.ösba*s  angef.  Uebersifht  etc., 
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S.  376  ff.  —  Ehendess.  Suatfiarcliiv ,  Bd.  II,  S.  83.  —  Das  liaiemche  Votum  in 
d.  Protoc  der  B.  V.  v.  16.  Der.  i8i6|  $.  4^.  —  Erörterung  in  den  wieder  Mi- 
nisterialConferensen,  in  d.  Protor.  3i  u.  33,  t.  so.  u.  s3.  Mai  idso. 

h)  Van  dem  S&r  Wieset  W#fteav  statt  ^et  IHilfer  gebfWcfcrett  im,  «.  «Mar  Ukenn*» 
angef.  Uebersicht  etc.,  S.  38a  f.  11.  384  if;  -r  Verhandlungen  am  Bndcstag, 
über  die  Ansprüche  der  israelitischen  Gemeinde  z^  Frankfurt  a.M.,  obca  i.916. 
—  VbA  den  Ansprüchen  der  Juden  tu  IMeek,  s.  Protoc.  iter  W.  V.  V.  i8ti, 
^  66  «.  ift6.  Die  Juden  in  Lübeck.  i8«6.  8.  -^  ^^bassb,  das  JiftdMl1i«ni' «.  seine 
Beform,    Baireuth  i8s8.  a 

0  VergL  unten  f.  465,  5 16,  5i5  u,  f.,  519.  Abhandlungen  über  diese«  eben  •« 
wichtigen  als  vielbesprochenen  G^enstand,  in  Ludxv'k  Nemesis,  Bd.  W^^  St.  6» 
Num.  1,  ü.  St.  8,  Num.  1;  von  Pitaff  In  den  Kieler  Blättern  tob  1819;  in 
Rt.0BiB*8  angef.  üebersScht  etc.,  S.  389  it  ^Aeltere  Schriften,  worunter  die  tob 
IxannusocR,  BonmactAYs  o.  Sxi»io  durch  Sachkunde  sich  besondem  nusnrii- 
BM^  sind  angefiihrt  in  iUean*s  angef«  Uabersicht  etc.,.  8.  891  .it.  J»  &  £mci 
Ulepatur  der  Juriaprudens  u;  Politik  (i8ia)t  Num.  1109—  iiid.  C.  K.  W. 
F.  Dom,  über  die  bürgerl.  Verbesser,  der  Juden,  a  Thcile«  Hefl.  1781  u.  i-Bl 
a.  Aufl.  1785.  8.  u.  franxösisrh,  Dessau  1783.  8.  Essai  sur  la  reg^neration  pbi- 
ftiqi^e,  morale  et  politique  des  Juifs)  par  Gaiooiiuu  Mets  1789^  8^  £S^ewäeAs, 
Observations  noufelles  aui;  les  Juifs,  et  sp^ialement  sur  cciu  d'AmRterdain  et 
ie  Francfort»  Paris  180?.  .8.  (Auoh  in  der  BeFi^e  pbilosopbjque«  litAemire  et 
politique.)  G  W.  Sptmia  über  die  ehemalige  und  jeta^ge  I^ige  der  luden  in 
Teutsvhl.  Halle  1809.  8.  Pes  Juifs  au  &9*  sieclei  par  Baix^  Paria»  »« «iUt 
1816.  8.  CA.  BvcmoLB  übfr  die  Aufnahme  der  judisf-hen  GlaiibenagcB«»v«ü 
«tun  Büq(erre('ht.  Lfib.  i8i4«  ^  MMtndPM*  Acteasfücke,  i^ie  Verbeaser«  d.  bür 
gerl.  ZuAtandef  der  Israeliten  betr..  i6i5l  8.  Juden«  oider  —  Israeliten  9^  I«aiMi- 
stände?  in  d.  neuen  rheio«  Merkur,  18161,  St,  1».  -F.  Büns  über  die  Anaprudtf 
der  Juden,  an  das  teutache  Büq^errecht.  ^ßcrJU  1816.  8b  Zweiler  ^erh,  Abdruck, 
ebend.  1Q16.  J.  F.  Fmots  übv  die  GeGihrdintf  des. .  Wohlstandes .  u.  dv&  Ota- 
rakters  der  Teutscben  d,unrh  dia  Juden.  Ileidelb»,  i8i6i»  Q.  Zweiler  Terfau  Ab- 
drurk,  ebend.  1816.  Bemerkungen  ku  d.  Schriften  der  Herren  Buas  u.  Farns  etc. 
Frankf.  1816.  8.    M.  Hsss  freimüth.  Prüfung  der  Schrift  des  Hm.  Bmis.    Frankf. 

1816.  8.  SiOH.  ZiHHKBv  Würdigung  der  AngriAe  des  Hm.  Bühs  auf  die  Juden. 
Heidelb.  1816.  8.  Die  Juden  und  cla4  ^uftenthum  wie  sie  sind.  Cöln  1816.  8. 
(AusEÜge  aus  EissmiKflGBB's  entdecktem  Judenthum.)  Die  Juden  und  ibre  Geg- 
ner. DeutschL  1816.  a.  Terbl'ü. 'irerm.'AtfiL^lMif '4emNam«n  des  Ver£,  6.  Fnix- 
DBica.  1816.  8.  Versuch  einer  Berichtigung  d^r  Ideen  des  büraerUdien  Zuatan- 
des  dei^  Israeliten.  Frankf. '1816.  8.  H.  E.  Scan»  über  das  Tlüi^gerrecht  der 
'9^den  in  ilmitai4il.   Abfh.  I  «/  a.    Hildburgh.  iBi6t  8.  <  Aueh  in  des  Verf.  Zeit> 

^  aehfift:  TM  dJauUche  IMind^.Hcft  ft«  LI«  BwiiA"»  Ueen  über  die  nöthige 
.Organisation  der.  Isr^Iiten.  CarUr..  1816.  8.  .ib^cjn^/4.,  peist  des  Ghriatentk. 
und  des  achten  Volkstbums,  dargestellt  liegen  die  f*einde  der  Israeliten,  (gegen 
Rühs),  Carlsr.  1817.  8.  C.  F.  y.  Schmiot-Phisxl]>bci^  über  ^^s  felsige  Verhalt- 
hifs  def  jüdischen  Nation  7.u  d.  rhristl.  BÜrgerVeft»n ;  iL'  dessen  künft^  Umge> 
stsAtny^,  Bopeiiih.  1^17.  8.  H.  £.  6.  f^etitos  Beitrage  vOii  fid.  u.  «Iiriacl.  6e- 
JtkHen  sur  Verbessen  der  Bekenner  des  jÜdisobtn  Gkld>etti.  krankC  1817.  E 
L.  W.  F.  Grattkaauxk  vom  Stamme  Aaron  u.  dessen  angebL  Vorrechten.   Leip^ 

1817.  8.    Frhr.  v.  Semsbvbg,  welche  Hindernisse  stehen  der  bürgerl  Verbesser 

•    d€r  JudeA  in   t,  Rundes staelen.  «entgegen «  und  w«^  sind  sie  au  heben?    Carlsr. 

'     189 u  &    W.  T.Keve  über  die  £maiiei|Uitien  der  Juden.    Tb^ie  du  Judeismc; 

•  »  par  Tabbe  L.  Cbiaaim.  a  Versoirie  I83a  %  voL  in  8.  (BeUrtJleiiHnge»  dieses 
Bnehs  von  Zuvs  u<  Jost.)  Gsm.  Blvsan,  über  die  Sttilung  der  Bekenwer  des 
Mösaisched  Glaubens  in  Deutschland.  Altoua  i83s.  &    ii.  £»  iGw  Pste&GS  (wkler) 


BttlMfes^enoasön  su  ikrr n  eignen .  Staaten.      t     Sftl 

Mm  pkikA0  HatlMMlabtoBtoiiiig«  Meli  Ursprungs  FiA^gtm  und  9e«er■klgtmi^ 
Liipik'iSao.  a  £MMl9M/(Praliu)  Vorachlage  Rir  Vrrlei^g  des  jAcNschen 
Bwfcginfi  Mif  den  ersten  WorlMntag«  u.  wtder  das  Scbaebem  der 
Jttdctts  ia  Ai.nu  MffiAia's  ArrbiT  für  die  ii€«ie6te  Gesetegebung,  M.  I, 
S.  4S5--  495.  Zfim.*«  ein  Wort  aber  (für)  die  EmanciiietioB  d^r  Bleuler  de« 
m  Glftnbens  in  ßaden,  Heidelb»  i&3i.  8.  Ehwidess,  Mierocotmiw»  LLie- 
(HeiMb.  i83a),  S.  59  f.  (gegen  Paulus).  Kau.  SmcBFVis  ILber  das 
VOTUIttdft  der  Juden  su  dea  cbrisllieben  Staaten»  Halle  i833.  a  Der  Verf.  ist 
iu  ppevik.  geb.  Oberregierungsratb.  Eine  Widerlegung  ia  dftr  Frankf.  OPAZeit. 
▼.  i3.  Ifai  i833.  /.  AI  Jost  offenes  Sendschreiben  an  Hm.  GORR;  Streckfiirs, 
■fir  Ventämfigung  über  verschiedene  Punkte  lu  den  Yerbaltnisaen  der  Jttden. 
BcrBn  iflSä.  &  G«  W,  BÖuua,  die  Gleichstellung  der  Jukn  mit  christlichen 
Stnnftbifym.    Gott.  1813.  a 


§•    253.  (172.) 

ReiehsOperaiianscßsseSekHlden^  Rechte  der  BhemOeiroiReHieni  iSbAtc/- 
dem  mmd  Pensiomen  (geiuUehtr  und  wtUieher)  nach  Besiümmmmgtm 

d€ä  Reieh$Deputüiitm$Schkme$  ven  £805. 

Xin)  liine  streng  roehtlicbe  Yerpflichtang  zu  Ttlgung  der  Sclialden 
der  Tormaligeii  ReichskriegsOperationscasse,  aus  den  Jahren  r793 
bU  1801 ,  dieser  Gesamint^huld  des  teatscben  Reichs ,  Ist  von  den  jetzt 
soQTeninen  Regierungen  vormaliger  teotscher  Reichsländer  noch  nicht  an« 
erkanat  worden,  doch  hat  die  Bandes versammliing  lur  Bichtigsteliui»^  »die- 
ser Fordeniiigen  gesorgt  »)^  XIY)  Diejenigen  Bieefate-^  welche  darch 
den  BeldisdepiitaftonsHaiipttchllirs  vom  a6.  Februar  i8o3  f esCgesetztt  iind, 
in  Ansehung  1)  der  auf  den  RheinschlfffahrtOctroi  angewiesenen, 
diretten  und  siibsidiarisclien  Renten^),  s)  4e$  Schuldenwesens  der 
fbemaligwi  Jfteichshreise  ($•  45)y  ^  Landesherren  jand  LfjiAder  ^)t 
und  3^  der  Pensionen(§«  a34)  geistlicher  und  welllicher  Individuea  <'), 
die  in  Folge  des  R.  O.  HatiptseUasseSi  8ire  Stellen  verloren  hdben,  daAet*n 
anverändert  foit  ^),  indem  solche  von  dem  Bunde  garantirt  ^ivorden 
ttod./);  eine  Gamntie,  welche  die  unmittelbare  Toll:(iehufigsbefngDiiV,  der 
Boadesversammlung  ($•  170^  hegntndet.  Doch  soliein  XV)  dif,  Pensio- 
nen Ar  die  uberrbeinisehen  BisehSfig  und  Geistliehen  auF  die 
Besitzer  der  Länder  auf  der  linken  Bheinseite  übertraget  werden,  und  es 
soll  die  Regulimng  der  (In  dem  R*  Dep«  Hauptsdiliift  (.  7$- festgesetzten) 
transrlienaaischen  ^ustentatipnsCasse  und  der  t^ensionen  fiir  ^iese 
Bischöfe  and  Geistiichjen ,  binnen  Jahresfrist  von  der  3pndl9vmaminjhing 
g^behen,  bis  dahin  aber  die  Bezahlung  jener  Pensionen  auf 
Alt  fortgesetzt  werden  ^). 


«)  Van  den  Scbnidca  der  eh^naL  RaicM^pemiioimMse,  dieser  Schulde»  des  vottnal. 

t.  Beiohs  ($«6  c),   ciaes  labegriffii  jeinaslaer  «aNter  einem  verlhssongsinasigen 

Ohsiiaupt  Tereinigter  Staaten,  fiir  lieftruagen  an  Beichsfestungen  u.a^Heiegs- 

MirftiiBSc,  aas  dm  BeiebsKriflgsjabron  179s  bis  i8oi,  ivelchcdie  im  J.  ifiai  ge- 


5iS     I.  TlieiL  VL  Cap.  3.  Abdi.  Rechtsverhälliiib  der 

fertigten  VeneicknisM  auf  nur  1V681198S  Gulden  Capital  aagebtn,  di«  aber  nun-' 
malur,  in  Folge  der  seitdem  Statt  gehabten  Liquidationeil,  anCapifeal  uagdahr 
drei  Millionen  Gulden  im  14  GuMenftila  betragen,  wovon  jedoch  bin  feint  nnr 
avgefabr  i^oo^ooo  Gulden  völlig  liquid  seyn  sollen,  t.  man  die  Verhaadln^en 
bei  der  B.  V.  seil  1818,  besonders  die  Voitrage  in  d.  Proioc.  v.  181t,  f.  86; 
T.  18a  1 4  S'  1^9  Beil.  18,  loco  diel,  gedruckt,  S.  34?  ^  INrcb  einen  Bea^u£i 
der  B.  V«  t.  19.  Febr.  18149  Protoc.  $.449  ward  eine  aus  drei  vou  Ocatrciek» 
Freniaeii  und  Baiern  ernannten  Individuen  gebildete  LiquidaUonsGoMiniaaioa 
angeordnet«  welche  seit  dem  April  1826  bis  in  das  J.  i8t6  au  Fmaldvrt  ver* 
samnMlt'war,  auch  im  Mai  i83o  sich  wieder  versammelte,  um  nach  eioier  ihr 
crtheQten  Instruction  (in  d.  Protoc.  v.  i8j6,  §.  55)  und  unter  Leitung  eiaea  fatezu 
erwählten  Bundestags  Ausschusses,  die  Richtigstellung  dieser  Schuldm^  in  Hia- 
sieht  ihrer  Beschaffenheit  und  ihres  Betrags,  au  bewirken«  Protoc  ▼.  i8i4i 
f.  i4;  ▼.  i8i5,  {.91;  V.  i8a6,  §.  3i  u.  55.  Durch  einen  Beschlufs  der  &  V. 
T.  9.  Sept  t83o  (in  v.  Mxyxb's  Staatsacten,  Th.  11,  S.  353)  ward  daeae  Com- 
mission,  als  nicht  mehr  nothwendig,  für  aufgelöst  erhlart.      Auch  ward  darin 

^  festgesetat,  da(s  die  Besitaer  solcher  Forderungen,  die  angeblich  sieb  noch  in 
erster  Hand  befinden,  eidlich  au  erklären  haben,  ob  mit  diesen  Foi dciungca 
nicht  etwa  eine  Cession  Statt  gefunden  habe?  und,  wenn  solche  geschehen,  um 
wrtsbeu  Betrag?  hi  den  'wiener  Ministen^lGonferenxen  von  1810  ward  diese 
Sache  an  den  Boadeaiag  verwieaen,  um  eine  Vereinigung  der  Bundeaglieder  su 
bewirken,  wie  die  Gläubiger  ex  aequo  et  bono  au  befriedigen  seyen.  Man  ». 
die  aur  vertraulichen  Sitaung  der  fi.  V.  v.  97.  Jul.  i8au  loco  did.  g;edruckte 
Zusammenstellung,  S.  316  der  Orig.Ausg«  der  Protoc.  v.  i8io«  Ein  Bearhlufs 
der  B.  V.  V.  5,  Ort  iBao,  (Protoc,  §.  160)  sagt:  «Dafs  obgleich  keime  rmcMicke 
yerbmälickAeä  des  Bundes^  (auch  nicht  der  unter  dem  vormaligen  Beicb  b^rif- 
fen  gewesenen  Staaten?  man  s.  oben  §.  6,  Note  c)  «sur  Zahlung  der  Reich&- 
OperationacasseSchulden  anerkannt  werde ,  dennoch  auf  einiffe  Befriedi^paig  der 
RrivalgUiubiger,  der  Biiiighä  gemäß,  Bücksicht  au  nehmen  sey,  daher  die 
betreffende  Commission  ersucht  werde,  der  Bundesversammlung  VorseUige  au 
machen:  wie  und  unter  welchen  Modalitaten  die  Privatglaubiger  der  Beichs- 
Operationscasse  ex  aejuo  et  6ono  au  befriedigen  und  auf  diese  Weise  den  wohl- 
ihStigen  Gesinnungen  des  Bundes  au  entsprechen  wäre.»  —  Dag^en  ward  eine 
aoa  dem  SÖjAkri^n  Kriege  herrührende  Förderung  an  das  teutsche  Beicb,  von 
der  B.  V.  geradesu  abgewiesen,  in  d.  Protoc.  v*  i8t7,  §.  i3i. 

h)  BundesActa,  Art.  i5.  Vei^l  unten  §.  578,  ta.  Ki.ijasa*a  angef.  Acten  elCn  M.  H, 
8.  363,  438,  453  u,  489.  —  Von  direcim  Renten  s.  den  B.Dep.  HanplachL  v. 
i8o3,  §.  9,  i4,  17,  19  u.  ao;  von  subsitUan'scken ,  ebendas.  §.  7  u.  97,  und  Pro> 
Memoria  des  Bevollmäclitigtcn  der  Sladt  Frankfurt^  in  KL^va^s  Acten  etc-,  Bd.  VI, 
S.  387  ff.,  desgleichen  in  Bbendest.  Staatsarchiv,  Bd.  I^  S*  55 1  ff. —  U^Mrbaupt 
•  a.  hievon  und  von  defshalb  stett  gehabten  wiener  Oommisaiona Verhandlungen, 
.    ebendas.  $•  519  ff. 

c)  R.Dep.Hauptschl.  v.  i8o3,  §,  38  u.  77-^85.  BundcsActe,  Art.  i5.  iUvna^s 
SUatsrecht  des.Rhembundes,  %,  1,1 5  ff.  —  Von  den  Schulden  der  htr-  and 
oberrheinischen  Kreise,  s.  Rhein.  Bund,  VBL  i4i.  X.  ii3.  XHL  3.  XIV.  a5i. 
XV.  354.  XDC  94.  LL  35a  Un.  168.  LVn.  3i6.  LXL  69.  LXB.'  239.  Caona'a  u. 
Jaba*s  Germanion,  Bd.  II,  S.  3i4  ff.  Protoc.  der  B.  V.  t.  1817,  (.  8  u.  844; 
▼•  1818,  S,  46,  81  u.  208;  y.  1819,  §.  116;  V.  1830,  §.  107  \k,  i48s  V.  i8s5,  §«74* 
Ein  Beschlufs  der  B.  V.  v.  1817,  43.  Sitzung,  ersuchte  Baiem  u.  Kurhcssen  um 
Regulirung  des  Pension  -  u.  Schuldenwesens  dieser  beiden  Kreise.  Eine  von 
diesen  beiden  Höfen  ernannte  Commission  erstettete  im  Mära  1817  einen  Haupt- 
bericht  darüber.  Die  dabei  betheiligten  Regierungen  konnten  aich  in  Güte  nicht 
vereinigen,  thetls  über  den  Maasatab  der  Vertheilung,  tiieils  über  die  Frag«  von 


Buiidesgeoostfeii  zu  iluren  eigeiieoi  Staaten.  6ft3 

der  Bcilmgpflicbl  der  Länder  auf  der  linkea  Rfaeiitaeite.     Ini  J.  i83i  eroHnnte 

die  B.  V.  ene  ConunMsioii,   für  £rstalttui§  eiaes  Gultchteas  11,  «^  w«    Em  Be- 

selilnls  der  B.  V*  v.  is.  Mi  i83a  erledigte  vertchiedeiie.  Pttnlile  u.  rerfö^  filr 

■treitige  die  Entscheidung  durch  ein  Austrä'galGericht.  —  Von  Vertheilung  der 

stkmmkueken  Hreisachulden ,  s.  Rhein.  Bund,  XULd^i.  XLIV.  333.  XLVL  101. — 

Befreivag  der  Sutfuieskerren  Ton  dem  Beitrag  zu  Kreisschulden.     Bhauik's  Bej- 

trage  sa  e.  allg.  Staatsr.  der  rheln.  Bundirestaaten,  S.  iis.  —   Von  Schulden 

ToröHÜger  reiehsnUerschaßltcher  CanUmc,  ol^en  §.  6  €.     pefinittTBeschlufs  cjner, 

nach  einem  Beschluß  der  ^.  V.  ▼.  1810,   bestandenen  Cömmission  für  VeHhei- 

lung  der  Schulden,   des  Cantons  Mittelrhein,   datirt  ▼.  lo.  Oct.  ;i89i«  .•  ^llgem* 

Zeil.  ▼.  la.  Oct.  iBii.   —   Ueberdiefs  sind  eine  Reihe  Ton  Lamlestchulden ,    die 

auf  vtrtkeiHen  Ländern  haften,   bei  der  B,  V.   seither  sur  Verhandlung  gekom- 

■len«  1.  B,  Schulden  des  Jokanniief&rden* ,  4'keiHf^faUiMeht  Staatssehulden ,  lit  !> 

und  b,  Jtöniglich-«re«^it/iVo^>  Staatsschuld,  aUke^Mcke  Gameräl-  und.  Landei- 

ftchwlden,  streitig  awischen  GH.  Hesseh  und  Nassau,   Tcrschiedene  htrirür^sehß, 

«lesgl.  huiMunzische  Staatsschulden,  a.  B.   die  auf  den  Zoll  3^ilzbacb  und   die 

Reale  Lohneck ,   und  die  auf  die  Aemter  Rüdesheim  und  Krautheim  besonders 

b5|»ol]ie€irten.   '—   Die  Streitigkeiten  über  die  Lasten  des  Grofshersogth.  Ft*tmk' 

fiart  ittid  des  Departemenls  Fulda,  wurden  regulirt  durch  e.  Haaptrerlrag  der 

dabei  belbeiligten  Regierungen  vom  s.  Juli    1838,    besonders   abgedruckt   au 

Fraftkfl  auf  i5a  S.  in  FoU;  er  steht  auch,  doch  ohne  die  i5  Anlagejik,  in  9(Ua- 

TBss  Recueil,  Supplement,  XU,  6.,  auch  in  der  kurhefs.  Gesetzsamrol«  t.  1829, 

S.  109 — 138,  und,  mit  den  wichtigsten  Beilagen,  in  den  Neuesten  StaatsActen, 

Bd.  XVH,  Heft  3,  S.  345-  36o.  —   Von  der  Gompetcns  der  B.  V.  in  Streitig- 

briten  tfber  diese  Art  von 'Schulden,  s.  $.  176  u.  f. 

4  &  Dep.  Hauptschlufa  t.  i8o3,  S'  ^  ff-  Mehrfache  Verhaadlimgen  defahalb ,  m 
dea  Proioc.  der  B.  V.,  s.  B«  in  den  Protoc.  t.  1833,  Bd-  XTV,  S.  «4  v-  ^^^ 
der  QuarUAusg.    Man  s.  die  Register,  yoc.  Pensions wesen,  u.  den  fidg.  §. 

e)  CNwn  (.58.  —  So  auch  schon  die  rheinische  BundesActe,  Art.  3.  G.  H.  v. 
Baaa^  jM»haiidlungen  an  Erläut.  der  rheia.  B,  A.,  Th»  I,  Numi.  '4,  S.  57  C 
RbciB.  Bond,  XLVL  36.  KiCbsb^s  Staatsr.  dea  Rheinbundas,  (.  117.  *--  Proto- 
coUa  der  B.  V.  ▼.  1817,  V9  u«  17.' 

O  BwadcaAcie,  An.  i5*  Vei^L  KLeaxa's  angef.  Acten  etc.  Bd.  ß,  S.  3^  u;  489. 
KicwAtf.  Staatsr.  d.  rbein.  Bundes,  $.  117.  t.  Bxao's  Abhandlungen  ea-Eriäut. 
der  rheia.  BundesActe,  Bd.  I,  Num.  4.  Rhein.  Band,  XLVL  36.  —  Mit  dkser 
Garantie  ist  keineswegs  anerkatent,  dals  der  T.  Bund  eine  Fortsefsung  oder  ein 
RecbtsBachfolger  des  t.  Reichs  sey  (§.  6  u.  63).  Es  bleibi  also  die  Regvl  ud- 
▼erricfcl,  dafa  Rechtsverhiiltnisse  dea  I.  Reichs  auf  den  Bund,  als  solehen, 
nickt  übergegangen  seyen«-  Ueber  ReditSTerhältnissa  aus  dem  Zeitraimi  dea 
rhaa.  Bundes,  s.  Protoc.  det  B.  V.  r.  1817,  %.  871,  u.  oben  (.  47,  rergl*  mit 
f.  53;  IV,  u.  83,  m  «.  IV. 

r)  Bfwdair Acte ,  Art;  i5.    Vergl.  Rifasa*»  angef.  Acten  ete.,  Bd.  R,  363,  470*  4^9* 

5oB  11.  534.     EUmde*9.  angef.  Uebersiehl  etc.,   S.  ifio  fF.    Von  der  Gatchichte 

diasea  Sualentaliona'Wesais,  s.  man  Baveb's,  Baaa's  und  Scbott's  allgem.'Slaals- 

Gorreapoftdena,  Bd;  I  (1814),   Num.  3.    Rhefai.  Bund,  Heft  UV.  435-    0mer- 

hna^en  ti>er  den  \i.  75  des  ReichsfinedensiDepulatioBaHauptschlosses.  Oernsanien 

i8a5.  6L  —  Vielfaehe  Verhandlui^n  der  B.  V.  über  diesen  Gegenstand,  unter 

der  Rvbrik  €irtMwrkenum'9Che  Sustentaiioiuu4ng^lrffe$theiienif^.  oder  auch  »Susten- 

tatlonsWesen  der  übefThdnischen'GeistlMikeilv,  findet  man  m  ihren  ProlOeol« 

lca,*s<il  1816.     Man  s.  die  Register  der  Frotocolle^    n.  G.^.  Mivaa's  Repert. 

flu  den  VerbandL  der  B«  V.  Heft  Hly  S.  369  —  394.  ^  TiTTmAim's  Darslail.  der 

Verlass.  des  I.  Bundes,  S.  i65  ff.  —  Nacb  e.  Beachhife  der  B.  V.  in  dem  IVotoc. 

T.  ifej^  §«  SOI,   sottle  die  (sdt  i8o3  ao  Regensbnrg,  seit  1810  au  Frankfurt 
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bMlandene)  trMsrbeambche  SwIeiaacioiuAttstall  nltt  Sem  Imdm  ^  J.    1821 
giAslicfa  anlliörfB.     D«r  EndUiescUvfb,   iiebtt 'R^dminigttbertMt  vom    t.  Der. 
•     tSt7  bis  Jufli  i8t4f  tedc«  üA'in  cL  Protoc.  ^.  1814,  {.  im  f. 


§.  234.  (I73-.) 

PeiMtMcii  iler  Mkffitiifr  des  TetUsck^  und  Johrnnrnker-Ordent- 

XVI)  Die  Mitglieder  ie$  Teutschen  Ordens  sollen  ebenfalU 
nach  den'  ia  «dem  ReichMlepuUtionsHaupIschlurs  voo  i8o3  für  die  Dom- 
Stifte  feitgeletilea  Gniadsit«eo,'Peii«ioftea  erittlteo,  so  fei«i  sie  änen 
■odi  nicht  hinreichend  waren  bewiHigt  worden.  Diejenigen  Ffintco, 
welche  eingezogene  Besitzungen  des  Tetitschen  Ordens  erhalten-  haben, 
sollen  diese  Pensionen  bezahlen  ^  nach  Yerhaltnifs  ihres  Anthetls  an  den 
ehemaligen  Ordensbesitzungea  ");  eine  Folge  der  zerstSreoden  Schickale, 
wislehe.  dem  Orden  seit  dem  prefsburger  Frieden  widerfiihrea  iraren  <). 
1L\11)  Die  au  dem  diemaKgen  teutschen  Grofspriorat  (der  tcntachen 
Zunge)  des  JohanniterOrdens  gehörenden  Mitglieder  dieses  Ordens, 
auf  welchen  ebenfalls  seit  dem  presburger  Frieden  die  Macht  der  dreignisw 
zei'StSrend  gewirkt  hatte  «)i  machten  Anspruch  auf  Aasdehnung  des  iS.Art. 
der  BnndesActe  auf  sie,  auf  Erhaltung  da«  Ordens,  und  auf  ZurBckgabe 
4er  noch  unrcnidrserten  OrdensgOter^  es  hontiten  aber  kaum  Pensionen  (ar 
die  Mitglieder  und  Diener  des  Ordens,  und  Schuldenzmhlnn^  erwirkt 
werden  ^ 

4)  BuadesActo,  Art  i5.  V^ergL  KaSasa's  aa^.  Adea  ctr.,  Bd.  H,  S.  47»  «.  489. 
AnMlptf.  angef.  Debetfstclit  «le.,  S-  46«  f .  ^  Diu  BastimaiuBg  itor  BiiaJasActc^ 
wegen  Ptiuiomrunff  der  Mitglieder  des  Ordens,  ist  uaToIktäBdig;  der  Mtmtr  des 
Ordeas  crwttnt  sie  aicht«  Veriamdlttagea  darOber  bei  der  B.  V»,  fiadat  man 
ia  ibi«a  Protocollea  tos  1816— i8ss.  Maa  s.  die  Register,  voc  Danticher 
Orden  u.  DeatsellOi^easBteer  a.  Beamte,  mid  eiae  Zasanuaeasiellaiig  bis  adso. 
ia  iGw  T.  Maita'a  Bcpert.,  Heft  Hl,  S^  3io— 3s8. 

i^Dem  TeMitekm  Ordern  wanni,  gleichwie  seil  1796  Tan  Preafsea  die  Lsadcabobeit 
fiber  aaselmliclie  BesirlM  ia  Fisanhen  ($.  a6)^  tcboa  während  des  fimaMhMcb- 
ösireiebisebea  Kriegs  im  J.  i8e5  bedeuteade  Besitaaagen  tob  Baiera,  Wärtern* 
^berg  und  Baden  als  erobertes  Gut  «ntrtsaen  woiden.  Bbeia.  Bund,  LV.  67  ff. 
Der  presburger  Friede  t.  a6.  Dec.  i8o5,  Art  8,  la  «.  i5,  bestätigte  aolches; 
er  bestbnmte  db  noch  Abri^ea  Besitaangca  des  Horb*  aad  Taati  ihm  silier», 
aabst  dieser  W«rde,  eiblieh  in  Maaaslamm  nach  dem  Itocbt  der  Ers^aburt 
dam  Tsa  dem  Kaiser  voa  Oestrekh  bieaa  eraaaaica  PriMsa  aeines  Havses. 
Bbein.  Bund,  LV/^5  IL   -    Aach  gab  die  rbeiBisdie  BandesAate  ▼.  t&i6  Ter- 

•  sahiedeBe  Ordaasbesstauagea  aa  Baiem,  Wiirteaibefg,  Badea  anl  Hcbwarflorn- 
Sigotariagea,  und  der  Greishersog  Tmi  Berg  oacapirte  die  Gämraeads  lUfamter. 
Rhein.  Baad,  LV.  77  S  Mmi  s.  hieraa  KLteaa's  Staalsr.  d.  Bbamhaadw,  f.  100, 
JVaiee.    BUniew.  aageC  Uebersaefat  elc,  8.  4oa  ff«    Earop.  Aaaaiea  iBa6,  IL  9. 

•  Bbtia.  Band,  XXVL  aoa  —  Wttvead  des  Iraaaösierh. öalretchiscben  «siegs  1809, 
^«med  der  Ordea  Ten  Rapoleon  durch  ek  Dcetet  aua  Begensbaig  ^i^om  a4«  Apr. 
•809  iia  n  lUatmss  Recaeil,  Buppl^.  \.  901),  in  aBea  rheiaiscbaa  Bandes- 
slaftlan  unUrdrarht,   aad  dessea  gsnaes  BestUthum  denen  fiaadmiUnlen  suge- 


mlm^en^  in  .derm  Gebiet  «ft  feleg«  wir,  4ie  dbiftgc»  Pensmcii  «n  4i0)Baigeii 
ikrer  Uat«rUuiii«ii  b^fahtow  tolttco,  ivdelie  ak  Ordmgliedw  Im  BMita  «Ur  Or- 
dnisgttter  waren.    Oettreirb  erkaiiBte,  m  <fc«i>btitg  der..aiiiSMr  4m  i^alreicbi- 
Mrbea  Gebiet  gelegenen  Ofdeiiagüler,  dicae  Veriligiiiig  ant  ib  -dem.  wieder  FHedeo 
t.  14*  OcU  1809,  Art.  4.    Rhein.  Baud,  XXXm.  14.  45o.  XXXVJL  i49*  Von  der 
Verfaiauaig  11. dea BeaatsiiageA  des  Ordens  mi  J.  i%o^  a-ebeadac  LV. 49»  LYli  i^B. 
Scildea  ward  erriclilet|  ein  ^Mmttptmrttßg^  der  an  dcM  itormala  tenCaebmrdaaehen 
BciiiaiMigeB  betbeiUen  BMt  (Baiem,  Wftrtadberg^  BadeK,  Iteaenv  HaiMiu, 
Gro|iiberaos;tb.  Frankfurt)^  über  die  Anieinanderfletaiuig  der  dare«f  tieli  jMsie- 
henden  Verhaltaiase,   geschU  au  Mergentheim  den  16.  Mai   iBiftrv.  ..  SIergenth. 
i&%9.  Fol.    Auch  in  MiArioia  Recueil,  Supplem.  YL49>«    Andere  Verlrlge  Ton« 
i^&3,  ebenda».  VD.  aSy  u.  E  -7  Die  T.  O.  Cater  im  Königreieb  Smek^tn   Wen- 
deln der  Honig  den  UmTeraitaten  Lei|i«ag  und  Wfltenbeiig,  dnttn  den  FAraten. 
«rbvlen  fforta,   AteifiMn  umd  Grimiha^  an«  im  Seft.   i8n.  -—    Ob  die  Mch 
\>rtmbttag  der  hönigl.  itße^tithtUitckni,  tmi  ihnen  nie .  anerkannun  lieeffaeiiaft, 
IUI  dem  Besitz  ihrer  Lander  wieder  gehuigten  Begenlen  (Hannover,  Eurbeaten, 
Brannacbweig)  ^teekfigi  tind^   die  vnn  Napoleon  dem  ehemaligen  &m$gf  ron 
H^e4tpkaUH  (Eheiu.  Bund,  LVL  189.)  wahrend  de«  rbeiniMJien  Bunden  eelmiiaff- 
Uv  TruCafbordeiiaGuter  (iHwa  ab  rmtmmet  Gut)  ikh  auaueigpen?  KkrkB^mn  hat 
di«aea,   aidi  hkr  Tielleirht  aU  fieebbaiMUblger'  aca  UeiMgs  von.  Weaiphaleii  be- 
trarbtead»  bejaht«  iu  e.  Yeroedn.  r«  8.  Ort  i8i6^   uud.  ticb  aegae  aar  lätruek- 
J^dHmmjt  der  ▼««  der  Ju  weatphKl.  Rfgiening  veranfrerten  TeutorhondeniGfiter, 
gegen   firstaltu«^  der  Raufgelder  «nd  erweialichew  Melioralionen,   Gir:  befugt 
erklärt.    Beurtheilung  des  Fallca,  im  den  Proioc  der  B.  V.  ▼:'i8t8,  f«  ho^,  u. 
V.  1817^  S*  16*  ^^1-  <M^  §•  106.  -^  Der  w^ntr  Congrtis  MIbCs,  '«  ^^^  teüteeben 
MoadcaAcfe^   Art«  i5,    die  in  dem  wiener  Frieden  t.  1809  nnei^Münflefi  V#riu- 
fCu^gan  «ber  TeiitsrherdenaGäler,  im  A%nnehlen  rtillatJbwnigcnd  gellen«    Vcrgl. 
die  angef,  Aelenete.^  Bd.  U,  &  470.    Hi.iJvn*is  iUebemiei^t  derdiplcMnv  VeAand- 
In^ge«  dea  w.  Congr.^  &  ^a,  «?<«  46a  f.  «^   Dna  aa  der  ebamaligen«TeMlach. 
eedenaCommende  f^nnUurl  gebdrende  Tenlacbordentflava'  j^u  f!nmäfiuti'  a,  M., 
nebaa  den.  dami.  geböi«nden  Gütern^   GdSUea  ndd  Gereehtaatoien  j(«nmentlich 
d«Bi  Condominift  in  dem  Dorf  OUedemd  <obeaS.  61  a^  mad  »heipw  Bottd^  LM, 
t4^»  i6aK  beaitat  Omnnek  init  BommeaiAetit  und  Ei|)nilbunv«  buift  der:  wiener 
OmgvalsAete«  Art  Si«  dessen  Bettimanwigea  aikf  dem  wienec  CeHyefa  dn  »einem 
roas  •«,  Jnni    i8i5    datirteii   Frotdooll    rön  BevaümMitigtett  Ton   Oesireich, 
Rtirnland«  Gro&britamiten,  Preufren  und  Frankreieh^  dem  gemfiis  Oesireieh  und 
PrenAcn  am  19.  Juni  einebeacadere  Convention' achleasen^  naiiBr.  Mdiat  und 
fiwsalfrt  wurden«    Kiitanli  Aeten  des  wiener  Coogreaaes^  .Bd.  VRl«  €•  lao. 
Bd.  VI,  6.  643  ^     «1— baiw '  Quellenaammtmig,  S«  56  £     Hoon   et  8cnosLi.  # 
Hialoire  ftbedg^. dea  imilde,  XI«  368  «t  auir.    Don  Genufa  der  Emküofte  fHunk- 
furinr  TmtoehoedensBeaStnni^en  hat  jetat  aorh  der  Horb*  msd  Teutarbmebter, 
Eraliiraog  Amon  f<6n  Oettreirb.     Bokben  Gennli  bat  «r  anch  fpn  den  Berr- 
scbaAe»  S^ißpm  sind  llatniAy.awe&  tentachmeisteriscbeBi  IMrtgutem  im  Preußisch, 
gcblesieai^  dngfgrn  wnrd  die  daaelbat  gelegene  Hemchäft  MamUim ,  Torbiü  au 
der  böknietfaen  TL  ik  G6mmeadd  Freudeihthal  gehörig,  km  J.  sBio  von  Prmdsen 
seeadaniirtb  *T*  In  de*  istrtiekmcketi  6nmt»n'  besiehe  Aer  T:  Q*  nodi«  mit  aeinen 
danken- Beaatana^ien^  sn^  erst  im  J.  fl0S4  hat  Reiaer  Frans  L  mw ' Autnsitlelung 
fifinea  IWftcm  Domaineubtattnee.  eide  Commission  unter  dem  Vorslia  ^les  Era- 
Vavaoga  Mmdaulian  niedrrgesetxt.     Er  besteht  ferner  norhv   ledmrh  lauter  Ver- 
bindMg  mkder  öatrcicbisrhc«  Abtheüung;    in  der  kölii)^chluleierliiidia^hen 
Peevbs  iUrMAi,  wo  die  Ballcf  Utrecht^  imtor  «inem  Bailli  oder  Landeonmien- 
thur  aut  sa  Biüem,  nebai  den  daau  gehörigen  Gutern.    Ekmker^pkiUm  irertraute 
Bncfe  etr.«  Th.  I  (Gtrmania  idi8.  %.h  ^  T^*    Neueale  EiArichtflflg  des  4athol. 
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Klrebenwtfsem  in  den  k.  preuls.  SUaten  (Fvanlrf.  i8«9.  8.),  S*  i4  £  ~  Voo 
dem  Versueii  auf  dem  wi^tier  Congrefs,  su  StilliMig  eines  neuen  UtAtditn  Or- 
dens, s.  HLtaEii'e  angef.  Uebersicbt,  S.  565. 

r)   Von  den  netteren  Sehicksalen  des  Jokanmter^  oder  MaiBeeerOrden*  m  TestscUaiid 
s.  man  KlIsib's  Abb.   in  den  Europ,  Annalen,    i8o8>   XL  j6B  ft    (Ekwie4t,) 
EsaaS  Mir  Fordre  de  Malte  ou  de  Sr.  JeaA,  «t  snr  ses  rapports  avce  rADnia^e 
en  ^tt^rali  et  avee  k  Brisgau  en  particulicr  (Basle,  vielmelir  Carlsmlie,  1806.^), 
f.  6  et  tniv«     Ueber  den  Malteserorden  «nd  seine  gegenwärtigen  VfriiShuisse 
ftu  Teutseiiland  überhaupt ,  und  *  cum  Breisgau  insbesondere.    Frankf.  s.  Lcipi. 
1804»  8»    Malta,  der  Hauptsits  des  Ordens,  war  tob  Napoleon  am  9.  Juni  1798 
in  Beaits  gaM>mmen,  nacbher  aber  (5.  Sept.  1800)  Toa  England  erobert  wordea 
Dieses  verweigerte  die  imr  Frieden   ^on  Amiens  slipiilirte  Zurückgabe  an  den 
Orden,  und  der  pariser  Friede  ▼/  1814 1  Art.  7,  erkannte  ibm  das  EigrilliuB 
der  Ineei  xu.     Nach  der  günstigen,   bauptsaeklich  dureh  K.  Paul  I  (der  & 
Würde  eines  Protectors  u.  Oroftmeisters  des  Ordens  sich  beigelegt  kitte)  ler- 
anlafsten  Bestimmung  in  dem  B.  Dep.  Hauptschl.  v.   i8o3,  {.  t6,  mhm  der 
presbnrger  Fr.  t.  i8o5,   Art  iS,  dem  tentschen  Grofspriorat  oder  Johuoiter* 
meislerCbum  die  Graftcb.  Bondorf,  und  gab  solche  an  Würfemberg.    Die  rkeia. 
BundesActe,   Ait.  19,  gab  das  Fftrstentbum  Heitereheim   dem  GH.  t.  Bado. 
I>fm  Grofahersog  ron  Würsburg  bewiUigtie  Napoleon,  in  d.  Vertrag  über  lebe 
Aufnahme  m  den  rhein.  Bund  v.  <i5.  S^t.  1806,  Art  3,  alle  im  Wfirsbur^beD 
gelegenen  Güter  des  JoimnniterOrdens,  mit  aller  Souverainetät  und  IVopnetäi 
In  Baiem  ward  der  Orden,    nachdem  im  Jahr  180s  der  Landesherr  eia  eigenes 
Baierlsches  Priorat  für  die  dortigen  Ordensbe^tsungen  ge^flet  hatte^  aa^^e- 
hoben,   durch  ein  Edict  ▼.  8.  Sept  i8oa  Reg.  Blatt,   Num.  Ö4«     Ein  liöugl 
wes^phjilisches  Decret  y.  16.  Febr.  i8to,  supprimirte  ihn  in  dem  gaasea  KSnig- 
reich,  und  bestimmte  seine  Besitinagen  su  der  Dotacioii  des  Ordens  der  weit- 
philischen  Hrone«    In  Würtemberg  wurden  1810  die  Gefalle  der  JokaaniteiCoo- 
menthnrien  incamenrl,  und  daraus  eine  Dotation  für  den  MilitärVtrdicBitoniai 
gebUdet     Haohdem  Pi«nlaeA  durch  ein  Edict  t.  So.  Oot  1810  (GesecuemaL 
V.  1810,  6.  3a)  sammf liehe  geistliche  Güter  in  der  Monarchie  etngesoges,  nod 
für  Staatsgüter  erklart  haUe,  wurden,   durch  eine  künigl.  Urkunde  tks3.  Jto. 
1811,  die  Balley  Brandenburg  des  JohanniterOrdens  und*  das  HerreaaidMeitiiBin 
(su  Sonnenburg)  in  der  Mark,  Sachsen,  Pommern  und  Wendland,  nebet  alieo 
Omunenden  derselben  für  aufgelöst  und  erloschen  erklart,  und  deren  sie»"^ 
liehe  Güter  als  Staatsgüter  eingesogen.    Dagegen  ward  von  dem  Kda^i  ^^^ 
eine  Uriiunde  t.  «3.  Mai  181a  (GesetasammL  ▼.  18»,  S.  109),  «au  eisoi  ehrta- 
'    vollen  Andenken  der  ^losdienen  Balley  Bfikndeid>urg,   ein  Mwer  GkfeseTd«^ 

.  errichtet,  in  der  Eigenschaft  und  unter  der  Benennui^  B.  yreue*.  St  lohaei»^^' 
Orden»,  ohne  Einkünfte  und  ohne  besondere  Verpflichtung  der  Bitter,  eucb 
ohne  Ahnenprobe.  —  Den  Johanniterhof  in  der  Freien  Stadt  FreMkjeft,  w 
den  dasu  gehörenden  Flasehenhof,  der  von  dem  Stadtgebiet  mngebaa  iit,  ^^ 
in  den  wiener  Oongrelsverhandlungen  nicht  erwähnt  Ist,  besittt  (Mr^  ">'' 
Sottv«ralnet&t  und  {Sgenthum,  sttfolge  des  Art  61  der  wiener  Oaagrersi^' 
wovon  Näheres  oben,  Note  i.  Den  Niefsbraneh  dieeea  Besitithmae,  i»t  defl 
darauf  haltenden  Lasten,  hat  dermalen  auf  Lebcnsaeit  der  JohanniterPro^'^'' 
Edmund  Gvaf  von  Goudenbove.  -<  Von  den  Bemühungen  des  lohaaaiterCNais 
auf  dem  wiener  Congreis,  a.  Ki.tmui*s  Ueberaicht  der  diplemat  Verbeadl  des 
wiener  Congr.  S.  110— 116,  174,  553  und  5ko.     Beendest.  Acten  i»  ^ 

'     Gottgr.,  Bd.  I,  Heft  3,  S.  85.   Bd.  VI,  S.  464«  -  In  Teutschland  blieb  dem 
Orden  nur  noch  das  Grofi^riorai  in  Böhmen,  mit  Commenden  fai  ^'^'^V 
.    Mähren  u.  PreuisischSehlesien.     Von  dem  Best  seiner  Beskaungen  «<>^°^ 
TeutacUand,  s.  Ki-vsaa'a  angef.  Ueb^wicht^  S.  iia.     In  dem  Hirckefletaal  u" 
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u  Sicflien  besitzt  der  Orden  seine  Güter  noch.    In  dem  Kdmgreicli  Neapel  und 
im  fibf4gen  Italintf  waren  sie  iB35,nac]|  nicbt  surückgegeben.    Allgem.  Zeitung 
T.  9.  Juni  i8i5,  Art.  Rom.    Am  10.  Febr.  i8o3  ernannte  Papst  Pias  YH,  auf 
die  PHi^etilatiian '  Aer  Prlorat«  des  Olsens,  einen  üetie»  Crossmtister ,   ifi  d^ 
Pers«tt*des  Baült  vcms  Tomas!  ««f  Bicttfen,  naehdem  Fürst  Auspoli*  m  Londi» 
die  Ihm  «[igttrageM  ^rofaneistik^arde.  a)>^lehi|t  hdtte«    JQas  G^ueralCapi%el 
oder  das  beil.  Conseil  des  Ordens  befand  sich  bis  in  das  J.  i8a6  an  Catanea 
aaf  Mt  huA'  Sicili^,  imter<  einem  Ton  ihm  erwSblten  GeneralStattbldier'  oder 
GeaaralLknlenant  des  GrofiTmeisterthums,  Andreas  di  Giovatmi  y  CßnteÜes,  den 
der  Papst  im  Aug.  1814  bestätigte.    Im  J.  i8a6  ward  dieses  Gapitel,  l&raft  einer 
päpsllicben  Bulle  v.  12.  Mai   1896  proTisorisch   nach  Ferrara  im  Kirchenstaat 
verlegt    Am  19.  Oct.  i83i  hielten  «die  Ritter  des  soaverainen  Ordens  des  beil. 
Jobafln  TOB  Jernsalemv»  ku  Loiidon  ein  Capitel,  in  welchem  ein  Graf  Moftara 
äen  VonhE  fiiHrte.  -~  Obgleich  der  Orden  B^itämgen  mit  Souveraiiietil  nicht 
mekr  hat,  so  nimmt  doch  Oestreich  von  demselben  noch.  Gesandte  yom  sweiten 
Rai^  an,  s.  B.  am  16.  Jan.  i8s5  den  Fürsten  AIojs  von  Liechtenstein,   der  in 
diesem  Posten   dem  Grafen  Vincent  ▼•  CoUowratUebstinshy  folgte.     Auch  die 
fransdsbche  R^ierung  nahm    iS^S  einen  GeschäfttrSger  von   dem  Ordeii  an. 
Bei  der  B.  V.  machte  Im  J.  1816  ein  BeToHmüchtigVer  des  Ordens  den  Antrag 
auf  Erbaltnag  des' Ordens,  nnd  auf  Zurüchgabe  der  noch  unverSuderten  Güter 
desselben.    Die  B.  V.  beschlofs ,  solchen  sur  Berathnng  und  Beschlulknahme^ 
nach   Torgangiger  Berichterstattung,    aussustellen.     Protoc.    ▼.  s5.  Not.    1816. 
f.  «7.    Als  «anfberordentlieher  Gesandter  u.  beroUm.  Minister  des  aoaTerainepi 
Job— nilrrordens»  <Gd)errekhte  jfm  17.  Jänner  i836  dem  Kaiser  Ferdinaml  L  in 
einer  besondem  Audienx  sein  Beglaubigungsschreiben  der  Graf  F.  Stihß  ^on 
Khevesliailer-llletsch,  fc..Jc.  GeneralMajer  u.  des ' Johanniterordens  Comtbnr* 
^  Ein  Ton  dien  Mi^liedeni  der  B.  V.,  bis  auf  Würleniberg,  gelafiiter  Besehftufii 
rem  y;.  Joli  1617,  setEt  fest,  dafSi  die  in' dem  Art.  \B  der  B.  A.  fn  Beireff  der 
Pansioniruiig  der  Mitglieder  des  Teutschen  Ordens,  enthaltenen  Bestimasnngen, 
und  deren  Anwenddtng,  auch  anf  die  Miiglieder  u.  Duner  (bei  dem  Deutsi^hen 
Ovdfliy  erwlhnt  die  BundasAfcte  der  IKener  nicht)  dea /fl^mutiterOrdsns  ^m»^ 
iehum  aeyeiD».    Protoc.  v.  1817,  V  ^^*    VergL  auch  ebendas.«  S*  4^  "^  ^* 
der  B.  ▼.'  kam  die  Verthetlung  Von  drei  Sekuddfittdenm^^n ,   iiki  Gesamfilbetrag 
roa  983,te4  PI««  *ni^  Inbegriff  der  Zinsen,   iqiter  die  .  jetaigen  Besitser  der  Jo- 
banailerOrdenagüter  anr  Verhandlung,   welche  das  teutsche  Grofiipr!ora|.  bei 
einem  GÜabigerConsortium,  unter  General-  und  SpecialVerpfandung,  coiiftrahtrt 
hatte,  an  dessen  Spitie  das  Handelshaus  Lindenhampf  und  Olfers  am  Münster 
steht     Aofier  acht'  Bnndesgliedern  (Oestreidi,  Preulsen^  Baiem,  HamKOfer, 
Wnrtemberg,  Baden,  GH.  Hessen,  Nassau),  gehlen  auch  das  Kö«igrei<^  der 
liiederlande   (wegen   der    Commenden  Aniheim  und  Nin^wegea)  .und^  etUrhe 
SchweiserCantone  (wegen  Basel  u.  Rheinfelden,   und  wegen  Freiburg)  su  den 
▼erpAicfateten  OrdensgutBesitsem.     Nach  mehreren  Vortragen  und  Verhandlun- 
gen in  der  B.  V.  (Protoc.  y.  1816,  S*  63;  t.  1818,  i.  iSa;  t.  189s,  (.  39;  i8s3, 
f.  i65;  i8a4,  S*  6x;   1896«  V  80.)  und  einer  für  diesen  Gegenstand  u.  eine  Be- 
clamation  des  Fürsten  von  BentheimSteinfmrt  bestandenen  AusgleichungsCom- 
Ritssion  su  Frankfurt  4U  M.,   bestehjen4  ans  B^Tollraachtigten  nebt  betheiligter 
Regierungen,   ham  unter  diesen  am  12.  Jänner   1899   ein  Vertrag  su  Stande, 
«ekher  4er  Bitndesr^rsammlung  rorgel^,   ui|d  bei  |hr  tcui  den  beth^iligten 
Bvadesgliedem  genehmigt  ward.    Die  ProtpcoUe  der  B.  V.  r*  1819  müssen  da^ 
INäWe  enthalten.   —   Von  den  Pensionen  der  Mitglieder  des  teutschen  Grofs- 
Prionti  des  JohanniterOrdens,   s.  mäh  den  Vortrag  u.  Bes^hlüfs  der  &  V.  fai 
dem  Frstoc.  ▼•  17.  Oct  1840,  §.  189  li.  i83. 


SiMT-     I.  TheiL  VI.  Cap.  S.  AMh.  Reohtoverhafayfe  der 

§.   1155.  (173».)    . 

PfiMP^M«!»  tUr  MUgUeier  ekemaUgtr  J>om-  iwiI  freitr  Rtkhttiße, 

w9iß9Mede9imr  AkgM^ifBH  de§  ekemmligen  Rgjrk rfrn m wnyrirfci ,  iet 

i^räien  FfhuMos  uäd  der  Diemtr  des  OrosskemogOmeikM  Frmifm. 

XVHI}  Die  Mitglieder  der  tbemaUgeii  Don-  mid  freie«  Beiels- 
stifte  habeh  die  Beßignifs,  die  dorch  den  BeickideputatioiiflHÄaptscblafs 
von  i8o3  (estgesetzteu  Pensionen,  ohne  Abzug,  in  jedem  mit  dm 
'reuUchen  ßi^nd  im  Frieden  stehenden  Staate  zu  verzehren  «)i  XIX)  B6 
atiawtiigen  fiir  angemessene  Pensionirupg  verschiedener!  beidelndl^ 
mniigen  kaiserlichen  ReichsKammergeriekt  nngesteiit  gewaeaer  Per- 
sonen, der  CanzleiPersonen ,  Pedellen  und  Boren,  Aerete,  Notarien  und 
ProtocoUisten ,  Advocaten  und  Procuratoren,  wurden  von  der  Bundesle^ 
s^iniliin§  errichtet^).  XX)  Für  Pensionirung  des  nun  (1817)  rer- 
storhenen  Fürsten  Primas,  Erzbischols  von Regensburg,  nnddsr  Dieser 
des  vormaligen  Grofsherzogthums  Frankfurt,  waMJ  in  der  mer 
CongreTsActe  geskirgt  «). 

ä^  Bandet  Acte  4  Art.  i9.    in  der  amtliehen  frans6s.  Ueberaetsung  der  Bundeslrtr 

'   sind  die  Werte  «ehne  Absug»,  in  dem  i5*Art  unaberietst  ^ehlidMa.  Hifiw'i 

<    AofiM  des  w.  Gongr.,   VIL  480.  ^  Voa  wiener  Got^reftVarkaiidkMg«  ober 

'  dieseii  Oej^enstand,  ••  man  Kt^an's  Uebersirkt  etc.,   8.  458  A  —  Btttkim^ 

'    der  eensMuBier  Domherren  M  der  &  V.<,    wegen  Beateueriuig  ihrer  FenaowB 

'  vei»  #eil»'badehs;  in  den  Pi^loc«  der  &  V.  ▼.  1811 «  §.  140  n.  s6f  W«i  »^ 

'g««i4eBen,  In  d«  Pretoe.  v.  i8a3,  §.  tt3.     Eben  so    eine  ihnlieke  BcielNva^t 

der  Dhinrapitvlaren  Ton  Speyer,  in  d.  Protoe.  y.  i8a4,  $.  69. 

6}  Besehhiftder  fk  V.  vom  14.  Jnli  1817,  in  d«  ProtMt  t.  1817,  V  «330^  hür-  ^ 

'Pensioiien  seit  dem  1.  Jim.  1817.  'Ein  Bescblnfii  wegen  der  Besoldnagi- ■•  ^' 

siöiisliaefcsaode  seit  1806  bis  Ende  1816 ,  ist  noch  mi  erwarten.    Die  Verbaoa 

•  liagen  bei  der  B.  V.  geben  die  Register,   toc.  BeietslLammergericht ,  an,  uoi 

GJy.  Matn's  Heperlor.,  Ikft  IB^  8.  .194—304.  -^  KLesBa's  ^taata^.;  du  B^' 

hiMdes,  }»  iid. 

<4  Medi  den  Crundsätaen  des  69.  $.  de»  R.  Bep.  HauptsohL  v.  i8e3,  in  den  M« 

fhMil  du  cengrds  de  Vieme ,  Art.  45(   ^  Ki.iten*s  anget  Uebersicbl  SK^  &  ^^^ 

'u.  r.>  ^  Es  geboren  aber  diese  Penskmen  niofat  su  denen,  welehe  ia  dsm  ^'  ^^' 

(ier  BnndelAele  garantfrt  sind»    PrOtoc.  der  R.  V.  v.  i8a3^  $•  189. 


§•236/  (174.) 

FUrdUth4äxiiche  Pbsirechie  und  Ansprüche. 

lEXT)  Dom  fÖrslrtchen  linuse  Tliurn  und  Taris  «oll  der,  i^^  /" 
ReictsdeputotionsBauptschlüf?  vort  i8o5,  oder  durch  sjSterö  Vcrtrag^i 
^tätigte  Besitz  und  Genuits  der  Posten,  in  den  verschiedeoeo  Bun^ 
desStaaten  bleiben ,  so  lang  nicht  etwa  anderweitige  Verträge  SP^"\  ^ 
werden.     In  jedem  Fall,  versichert  die  BundeaAcfe  demselben,  i» 
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4af  aS  det  enMuMn  OVfratetiMlAUMwv  irfiie  auf  BeI«M»ii«  der 
Pötten,  oder  mf  «ngemenene  Entscbldlgmig  gegrSiideteti  Btdkte  «ad 
Aaspntche.  Dieses  soft  auch  da  Statt  finden,  wo  die  Adfliebunf  der  taxi- 
Khm  Posten y  seit  i8o3,  gegen  den  Inlialt  des  DepatatiooiScUoaies  )>e- 
mh  gttdbelMi  wart,  ia  m»  fern  diaM  JEnladiadigiiiig  dorcli  Vertrage  nicht 
sdion  dcfiMlir  fiMlgeselst  iet  •<). 

a)  BundesActe,  Art-  17.  Vergl.  Klümb's  angef.  Acten  etc.,  Bd,  B/S.  363  f.,  535 
o.  4S5  r  B^mJess.  angef.  tJehersicht  etc.,  S.  148  f.  )58,  168,  356  u.  i3i.  — 
VergL  nnleD  $.  439«  44^  u.  54i. 


§.    257*  (175.) 

/teeiisfßerkmkmiMej  Asrm  Meatimmung  der  Mundesm%*$mmmhimg 

'    nöeh  ohliegi.         « 

Dant  nteht  durch  Verschiedenheit  gesetxlicher  Vorschriften    ein  un- 
:har4{ge^,  für  einzelne  Bundesstaaten   nachtheiliges  Verhfltnifs  entstehe, 
I)  die  Bundesglieder  in   der  BundesActe  sich  voriiehalten ,  hei  der 
'ateo  Znsaauneakunft  der  Bundes  Versammlung  in  Berathuog  ui  treten: 
1)  wogen  des  HandeU  uisd  Verkehrs  awischen  deu  merachiedenenBun- 
.|bsstaaten  «),  wohin  auch  mSgfichste  Gleiohffrmiglieit   in  dem  Mfinely- 
tdem  ({.  4i5,  4^0,  4299  43i)i  in  Maas  und  Gewicht  (§.  4>4)t   und 
b  WechsliingaTjjpen  ($•  l^i%c)  zu  rechnen  .scyn  n^Schte,  damit  nicht 
frier  BondoistiMt  sich  ab  eioen  ge8cbIosseneoHa«delsftaat  betrachte;  a)  we- 
pn.   der  Beiiiffahrt,    naeh  Anieitvag  der  auf  dem  wiener  Coagrefs 
lageoDaimeaett  Gmndsltze  ^).     II)  Aneh  hat  die  BandesAale  der  Bandes- 
rersammlung  zxkt  Pflicht    gemapht,  die  Einfithrung  mfigliChst'gleich- 
fSrmiger  Gruadsati^e  in  Öerathung  zu  ziehen:    1)  iiber  Prefsfrei- 
lieic  O9  a)  fiber  Sicherung  der  Biecbte  der  Schriftsteller  und  Verleger 
(e^eo    Buchernachdruck  0;    3)    iiber    Militiirpflichtigkait    der 
Cnterthanen  c^);   4)   fiher   hGrger liehe  Verbesserung   der   Juden 
(l  s32)«     Die  wiener  SchliifsActe  (Art  53  u.  65)  hat  diese  Ver]>fllch. 
Uiag  erneuert.     Ob   und  wie  fern   diese  G^enstande  in  der  B.  V»  durch 
(ÜAflieaairiickeit  erledigt  werden  können |.  oder  freie  Zpatiipmung.  aller 
■aadesgüader  daau  erforderlich  sejt  ist  theils  tmk  den  aehoD  f  orhaadeaen 
Bestinumiagen  (^  127  ff«  u.  563  if.)?  ^heOs  nach  der  Mafur  dei  Gagen- 
i^es  zu  heiirthelien.  '—  Zu  >irunschen   ist,  dafs  aufser  den  hier  genann- 
ten^ die  Bundesversammlung!   unter    freier 9    (der    Regel    der   Stimmen- 
mehrheit in  der  B.  V.  nicht  unterworfener)  Zustimmung  alter  Bimde$g|ie- 
1er  ^  du«  Wirksamkeit  noch  über  manche  tindare  BeehtoTarhaltoJsfea.jand 
][eineian(ltzig£   Anordnungen    ($.   106,  1^9  tu   1489  P^iMea)  Tcr- 
i^reiten  möge />    Allein  bis  Jetzt  hat  die  Erfahrung  gelehrt  ^   dafs  Be^m- 
auingeo  iiber  gemeinnutzige  Anordnun^n  fast  nur  durch  particülare  fie- 
itrebanigaat  Gawtset  Vertrage  und  Vereine  erfolgt  sind. 
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a)  Biaid«Acle,  AH.  i^  Wieaar  fteUalk^ote  t.^iMs  Art*  tSS.«.  6S.  -  VcrhandL 
ia  de»  w^niar  Miiii«l«mlGo«fereafleBf  w  de»  Pr^Coc.  «,  ii ,  »9,  f9,  33  «.  }(, 
Y.  $8.  Not.  1819»  la  Jan.,  11.,  i3.f  s3.  u.  «4.  Mai  i8ao.  —  Wß  wiener  Cob- 
crefs Verbaadluii^n ,  s.  in^LÜBKa^s  angef.  Acten  etc.,  Bd.  O,  S.  369  ii.  471.  - 
Erster  PrasidialVortrag ,  in  dem  Protoc.  der  B.  T.  v.  11.  Not.  1816,  S.  7;  Ib 
ghmte^s.  StaataarchiT,  Bd.  II,  S.  85<  —  In  ihrem  Protoc.  ▼.  3.  Aug«  1810,  S>  98^ 
ernannte  die  B.  V.  für  Bearbeitung  dieser  GegenstlLttde  aiaa  Ct^mutm,  b 
Folge  eines  In  den  wiener  MinisterialConferenaen  (34.  Sits|ing)  tb^fitefl 
SeparatProtocoIls  t.  14*  ^^^  i8ao.  Man  s.  die  loco  dictaturae  gedruckte  Zu- 
•ammenstellung,  in  der  Original  Ausg.  der  Protoc.  der  B.  V.  t.  i8«o,  S.  tif, 
au  der  TcrtrauL  Sitsung,  t.  97.  Jul.  i8so.  Auch  8.  man  den  Bescbluli  der  B.V 
T.  19.  Ort.  1810«  in  den  Protoc,  ^  167,  u.  die  Protoc.  ^.  1819,  $.  loS.  \h 
i68-  an.  919.  aaS.  —  Verhandlungen  der  B.  V.  über  den  freien  Verkdu' lit 
den  tunkmendiffsien  Lehetuhedirjnusen ,  in  den  Protoc  t.  1817  und  1818.  —  % 
liehst  freier  Verkehr  unter  den  Bundesstaaten  ist  wichtig,  nicht  blofs  för  PriTit- 
wohl,  aoadfem  .aueh  iBr  ^oKtiaahe  Entwiohelung  der  fiMon  und  Vcntiiluig 
des  I]ationalBandes,  welches  alle  Bundeaataaten  umachlingen  soll  Diese  Ge- 
aichtpunkte  Tereinigt,  sind  Gegenstand  Ton  eigenen  Verhandlungen,  wddie  oiur 
den  Beg^erungen  von  Baiem,  Würteniberg,  Baden,  beiden  Heasen,  denpvlr 
hersoglich-  und  herxoglich •  sächsischen  Staaten,  Nassau,  beiden  Hobeniollen, 
beiden  Reufs,  Waldeck«  auf  einem  Hände UCongress  xu  Darmstadt  in  den  Jähret 
1890  bis  1893  durch  Abgeordnete  Statt  hatten.  —  Nachricht  toa  der  Gescliidite 
und  den  Verhandlungen  dieses  Gongresaes,  in  Mobhamd's  allgem.  polit.  Amalait 
1894,  Bd.  XI,  Heft  4,  S.  349*^388,  u.  189»,  Bd^  XIV,  HflfI  a,  S.  93-1»' 
ConTeeiatioMlieucon,  Neue  Folgf,  toc.  Darmstadter  HandelaCo]^re&.  -  KöusL 
luamSveriseher  Antrag  auf  Erleichterung  und  Beförderung  des  ActhhMdilt  oni 
Verkehrs  in  Teutschland  u.  s.  ir. ,  desgl.  auf  gemeinsame  Maafsrcgeln  gegen  da 
Schleichhandel  im  Innern  Teutschlands;  in  dem  Protoc  A.  B*  V.  t.  9.  iog*  '^ 
99I  Sitoung  J.  997.  Femer  kdnigl.  hannöteriacher  Antrag,  in  der  aiiDliebeB 
Sitawig  der  Bi  V.,  $.  996,  betr.  die  .£rleichtentng  u.  BeO^rderoag  des  2Vm<^ 
kmmMs,  König),  pret^füche  Erklarnng  dagegen  in  dar  40,  Sitsoag  der  fi.^^ 
T.  95.  Oet  i839.  lieber  die  Bestitution  und  Verfassung  der  grdlsercii  HasdeU 
atadte  Teutschlands.  Frankf.  1816.  8.  J.  J.  Eichbofp's  Betrachtungen  über  <ieii 
19.  Art  der  d.  BundesActe,  nebst  Andeutungen,  wie  in  Gefbige  deneH)«  dem 
BandelsTerkehr  sw.  den  Bundesstaaten  Erleichterung  au  tencfadfak  W!»- 
baden  i8ao:  a  ,  • 

i)  B«ndesAete,  Art  19.  Aete  final  du  congres  de  Vicmne.  art  108-117-  ^ 
Num.  16  au  diesem  Acte  finaL  Hx.vaaa^s  angef.  Acten  etc.,  Bd.  m,  &  ^"^ 
u.  Bd.  n,  S.  369  £  449  u.  47t  f.  Ehendess.  angef.  Uebersicht  etc.  S.  i^'-  ^ 
ner  SchlufsActe  t.  1890,  J.  65.  —  Bestätigt  wird  diese  Vorschrift,  roA  m 
baldmöglichste  Volleiehung  f^geaelat,  in  einem  Beaeblufs  der  B  V^f  '^  ^ 
Proloe.  der  (PleinarVereanmL  n>m  8.  Aug.  1890,  §.  4.  Hi.frm'a  ^^«^^^^^Tf^ 
Nma«.  XXB^  «nd  hiedurch  anglich  die  Cpnpetena  der.B.  Y-  för  jeae  Scbfl- 
fahrtangel^enheiten  begründet  Man  s.  unten,  f.  563  ff.,  wo  auch  die  Bestun 
mungen  des  wiener  Congresses  angegeben  sind.  _  . 

c)  BundesActe,  Art  i8,  lit  i.    Wiener  SchlulsActe  t.  1890,  §.  65.  -'  ^  ^^^' 
aere  unten,  (.  5o4.  «    r  V 

^  BnadeaAcle  «.  «.  O.    Wiener  SchhifaActe  t.  1890,  Art  65.    Beieblab  der  »•  . 
.  T.  a.  >Apr.  1935,  «dafs  der  Nachdmek  im  Umfang  des  gansen  ^^^^^^^^ 
Terbieten  u.  das  achrifütellerische  Eigenthum  nach  gleichfl^rmigen  Grün       ^ 
festaustellen  und  au  schfitsen  sey».     In  Folge  dessen:  Beachlufs  der  B.    •  ^ 
9.  Not.  1837,  bekannt  gemacht  durch  die  Geaetisammlü^en  der  elaaelnen 
deaataaten,  im  Anfhng  dea  J.  i83a    Danach  duv&n  Uie^ariaehe  Erteafu«^ 
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Art,  M  wie  Werke  der  Kunst,  sie  mdgeii  bereits  Teröffentlidit  seyn  oder  nicht, 
•falle  £iawilliguiig  ihres  Urhebers  oder  seines  Rechtnachfolgers  auf  mechanischem 
W<^  nicht  vervielfältigt,    und  es   soll  dieses  Recht,   insofern  auf  dem  Werke 
der  Herausgeber  oder  Verleger  genannt  ist,  mindestens  während  eines  Zeitrau- 
mea  tob  lo  Jahren  anerkannt  und  geschützt  vrerden.    Dieses  Decennium  beginnt 
für  die  in  den  letstverflossenen  ao  Jahren  im  Umfange   des  teüUchen  Bundes- 
gtbieu  erschienenen  Werke  vom  9.  Nov.  1837,    für  künftig  erscheinende  vom 
Tag  ibres  Erscheinens  an  (bei  Werken,  welche  in  mehreren  Abtheilungen  heraus- 
konmen,   von  der  Herausgabe  der  letzten  Abtheiluag  an,   vorausgcsetat,   dafs 
xfvischen  der  Herausgabe  der  einselnen  Abtheilungen  kein  längerer  als  ein  drey- 
labri^er  Zeitraum  verflossen  ist).     Für  grofiie,  mit  bedeutenden  Vorauslagen 
verbundene  Werke,  kann,   auf  Antrag  der  betreffenden  Regierung,   der  jedoch 
innerhalb  dreier  Jahre  vom  Erscheinen  des  Werkes  an  su  stellen  ist,   die.  Frist 
bis    SU   einem    langem,    höchstens    sojährigen   Zeitraum,    ausgedehnt   werden. 
r>em  Beschädigten  soll  der  Anspruch  auf  volle  Entschädigung  zustehen.  Außer- 
dem findet,  neben  den  in  Gemälsheit  der  Landesgesetse  insbesondere  gegen  den 
Nachdruck  su  verhängenden  Strafen,    in  allen  Fällen  die  Wegnahme  der  nach- 
gedruckten Exemplare,   und,   bei  Werken  der  Kunst ^  auch  noch  die  Beschlag- 
aahme  der  «ur  Nachbildung  gemachten  Vorrichtungen  (Formen,  Platten,  Steine 
u.  8.  w.)  Statt.    Der  Debit  aller  Nachdrücke  und  Nachbildungen,  sie  mögen  im 
Bundesgebiet  oder  aufserhalb  desselben  veranstaltet  seyn,   ist  aUgemein  verbo- 
ten,  bei  VermeiJuug  der  Wegnahme  und  der  durch   die  Landesgesetze  ange- 
drohten Strafen.     Ob  und  wie  lange  im  Bereich  der  Bundesstaaten,   in  denen 
der  Nachdruck  bisher  nicht  verboten  war,    der  Vertrieb   der  noch  vorrSthigen 
Kachdrucke  noch  gestattet  seyn  soll,    bleibt  der  Bestimmung  der  betreffenden 
B^erungen  überlassen.  —  Verhandlungen  in  den  wiener  MinisterialConferenzen, 
in  d.  ProtOG.  32  u.  33,  v.  ao.  u.  a3.  Mai  i8ao.    Vergl.  die  loco  dictaturae  ge- 
druckte Zusammenstellung,  in  der  OriginalAusg.  der  Protoc.  der  B.  V.  v.  i8ao, 
S.  si5.  —  Nachricht  von  den  wiener  Congrefs Verhandlungen  über  diesen  Gegen- 
stand, in  Klvbsh's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  IV.  S.  «  ffl    EAendess.  Uebersicht  etc., 
S.  i53  f.,  a49«  ^*  ^  ^61-     Vergl.  unten,   ).  6o5,  wo  auch  die  Verhandlungen 
der  Bw  V.  angegeben  sind, 
e)  Bundesicte,  Art.  18,   lit  b,  Num.  4*     Wiener  SchlufsAcle  v.   1820,  Art.  65- 
VerhanHi  der  B.  V.  über  diesen  Gegenstand,   in  den  Proipc.  v.  1817,  §.  68, 
J47f  »Ä,  ai3,  3ai5  v.  1818,  %.  27,    Commissions Vortrag,  ebend.  1817,   %.  186, 
Beil.  56.    Vergl.   oben  §.  aa8,  Note  /  u.  Klubbr's  angcf.  Acten  etc.,    Bd.  II, 
S.  5oa  n.  5o8.    Ebendess.  angef.  Uebersicht  etc.,  S.  a6a.  —  Von  VeHrägen  ein- 
xehier  Bundesstaaten  hierüber ,  -oben  $.  229. 
/)  Eine  Festsetxung   des  ^griffe    der   gemeinnützigen   Anordnungen ,    findet   sich 
weder  m  den  Grundverträgen  des  Bundes,  noch  in  den  Beschlüssen  der  B  V.  In 
der  französischen  Uebersetsung  der  wiener  SchlufsActe   (wovon  Klvbfb's  Ab- 
bandlungen Bd.  I,    S.  70)  ist  in  dem  Art.  64  der  Ausdruck  übersetzt  durch 
smesures  de   bien  public».  —   Von   dahin   gehörenden   Gegenständen  s.  Klv- 
Bia's  Uebersicht  etc.,  S.  a44  u.  ff.  u.  S.  a68  u.  f.     Namentlich  gehören  dahin: 
eine  vertragmasige  Bestimmung   der  Bundesversammlung  über  individuelle  Frei 
^^'i  gcgd  persönliche  Dienstbarkeit  und  willkührliche  Verhaftnchmung ,    dafs 
keiB  Einwohner  der  Bundesstaaten  seiner  persönlichen  Freiheit  anders  beraubt 
werden  dürfe,  als  auf  gesetzlichem  Wege,  imd  dafs  ^ev  eines  Verbrechens  Be- 
rüchtigte nur  vor  seinen  ordentlichen  Richter  gehöre;  Gleichheit  vor  dem  Gesetz; 
'Bcaeitigung  erblicher   persönlicher  Vorrechte;    Gewissensfreiheit;    Unabhängig- 
keit der  Rechtspflege  imd  Sicherung  derselben  wider  Mifsbrauch  der  Staatsgewalt; 
Bechtiluraft  und  Vollziehungsfahigkeit  der  von  auswärtigen  competenten  Gerich- 
ten gesprochenen  Urtheile  (§.  366  d);  Disciplin  auf  Universitäten ;  Einförmigkeit 
Klibcr'f  Sffentl.  Recht,  4.  Aufl.  2  t 
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in  dem  Zoll-  und  Mfinsweten  und  in  der  Poeiverwaltiing;  Handekfreilifit: 
Handwerksaclien;  Verbot  des  Bficfaemackdruclu ;  Regulativ  wider  dn  Mif»- 
brauch  der  PreCifreiheit^  Verbot  aller  Lottospiele  uud  Lotterien,  avcli  bei 
8taatsanlehen;  Maasregeln  gegen  Prosetjtenmacherei,  gegen  Erschwenu^  rer. 
nischter  Ehen  (^  5 19)  9  Vertnnbarung  fiber  die  bürgerliche  VerbetMnng  der 
Juden,  und  wider  Landstreicher;  desgleichen  Aber  gewisse  Gegspcüoie  der 
Wehranstalt,  u«  d.  m.  —  In  einem  Gutachten  des  HannÖTeriscbei  Gtniiten 
T.  Martens,  iu  dem  Protoc.  t.  16.  Juni  1810  (Bd  IX,  $.  17,  S.  4*  derQurt- 
Ausg.),  heifst  es:  «über  Gegenstände  der  innem  Administration  seynnrdiiu 
ein  hinreichender  Grund  au  einer  allgemeinen  Vereinbarung  vorhanden,  nenn 
in  einseinen  Staaten  der  Zweck  sonst  nicht  wohl  erreicht  werden  könnet. 


ÖFFENTLICHES  RECHT 
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ZWEITE  ABTHEILUNG, 


nTHALTEBD  DAS  STAATSBBGBT    TBOTSCIIKR   BOnDSSSTAATKH. 
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ZWEITER    THEIL. 


STAATSRECHT 


D  BH 


'rEU^rSGHEN  BUNDESSTAATEN. 


I.     GAPITEL. 

Der   Staat  und  das  Staatsoberhaupt 


§.  238«  (176.) 

Xwefaeier  Charakier  der  Bundessiattien.  Sie  sind  europäische  Suuäen. 
Are  SUuUshsheU  oder  &mveraimeiäi}  sewoU  Vhabhängigkeii  als  auch 
Siaatsgewak.   Rechtlicher  Enisiehunffsgrund  utUl  RealEigensehaß 

der  SkaaishoheU. 

IJ  Der  politisclie  Charakter  eines  Teutsehen  Bundesstaates    ist 
zweifack     Er  hat  die   Eigenschaft    eines  Mitgliedes  des  Teatschea 
Bnudes,  und  diejenige  eines  unabhängigen  Staates  «).    D)  Yermoge 
äer  ihm  eigenthümlichen  Sonverainetiit  und  seiner  geographischen  Lage,  ist 
jeder  xa  dem  Teutsehen  Bund  gehSrende  Staat,  zugleich  ein  europäi- 
scher  Staat,    und   zwar  für   sich,   das   heilst,    unabhängig    yon    seiner 
Vertmidang  mit  dem  teutsehen  Staatenbunde  (§*23i  n«  555  u.  fF.)*    Fünf 
Bandesßlrsten  ($.  96)  bezeichnet  ein  uneigentlicher  diplomatischer  Sprach- 
^brauch  (f.  191,  a)  als  solche,  die  ^zugleich  europaische  Machte« 
ini'j  nur  in  dem  Sinn,  dafs  sie  zugleich   OberhiSupter  von  europäischen 
souTerainen  Staatsgebieten  sind,  die  nicht  zu  dem  Teutsehen  Bund  geho- 
reik   ADe  Staaten  einer  jeden  yon  diesen  fünf  Mächten   sind  europäische, 
aber  ae  and  theils  zu  dem  Teutsehen  Bunde  gehSrend ,  theik  bnndesfrei, 
und  mcht  sowohl  die  Art  der  Y^einigung  beider,  —  ob  sie  dinglich,  oder, 
^ie  bei  Hannover   und  Luxemburg    (§.  81  a  u«   286  b),  nur  persoulich 
^U  ^  ab  Tielmehr  ihre  geographische  Trennung,  kann  in  vorkommenden 
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vollkommen  yerpflichtet;  doch  bleibt  ihm  die  ycrfassungsmasige  Ätisubong 
der  gesammten  Staatsgewalt  ($.  397).  Hat  der  Staat  eine  TolksTertrctung 
C{*  283),  so  ist  ^^^  OberheiT  ein  ständisch-rerfassungsmasiger 
($.4)-  m)  Da  der  monarchische  Oberherr  eines  sou verainen  Staites  in 
seinen  Handlungen  äurserlich  anabhängig  ist,  folglich  nicht  blofs. den  Aus- 
wärtigen, sondern  auch  dem  Volke  gegenüber  in  yoUer  natürlicher  Freiheit 
sich  befindet;  so  ist  in  der  Staatsverbindung  seine  Person  selbst  im  Fall 
eines  Mifsbrauchs  der  Staatsgewalt,  unverletzbar  (unantastbar)^  es  wd 
ihr  in  diesem  Sinn,  weil  eine  Vergreifiing  an  derselben  dem  StaaUwohlio 
höherem  Grad  widerstreben  wurde,  Heiligheit  zugeschrieben  «).  lY)  Wird 
der  R^ent  eines  Bundesstaates  yon  einer  Privatperson  <^,  ans  dem 
Grund  einer  persönlichen  PrivatverpPlichtung,  z*  B.  wegen  Pn- 
Tatschulden,  in  Anspruch  genommen,  und  ist  für  diesen  Fall  weder  durch 
die  Landesverfassung  noch  durch  Privatvertrag  ein  Gerichtftand  fest- 
gesetzt; so  bann  der  klagende  Tlyil  bei  demselben  um  Erwahliing  iormil- 
eher  Gerichte,  für  eine  oder  mehrere  Instanzen,  zu  brdnungsmäsiger  Yer- 
handluDg  und  rechtlicher  Entscheidung  der  Sache,  tind  im  Fall  der  Ter* 
Weigerung  einer  solchen  Wahl,  oder  der  Vollziehung«)  des  von  einem 
erwählten  Gerichte  gesprochenen  rechtskräftigen  Urtheils,  bei  der  Bundes- 
Versammlung  um  Verwendung  bei  dem  Gegner  nachauchen,  und,  nutliigea 
Falls,  nm  Beviirhung  gehfiriger  Bechfshülfe  ($•  169).  Da  in  den  teut- 
schcn  Bundesstaaten  Niemand  rechtlos  gelassen  werden  soll  (J.  2170.159), 
und  dei'  Souverain  in  seiner  Begenteneigenschaft  Gerechtigkeit  überall  za 
handhaben  berufen  ist;  so  kann  er  sich  um  so  weniger  iür  befugt  kalten, 
in  seiner  Privateigenschaft  dieselbe  zu  verlaugnen  (§.  363). 

a)  Die  Benennung  «iOherhaupi  des  Staates 9  wird  den  monarckischen  Regenten  t. 
Bundesstaaten  ausdrücklich  beigelegt,  in  der  wiener  Schlafs  Acte  v.  iStOf  Art^:. 
Auch  in  der  preufii.  CriminalOrdnung  v.  1806,  z.  B.  $.  49a 

6)  Die  Staatsregferung  oder  Oberherrschaft  ist  daher,  ihrer  iVa<»r  nach,  etnffefckrifd^ 
Man  s.  die  oben  (§.  938,  ^)  angef.  Ostreich,  u.  hannöver.  Erkläruiigeii.  Ertiiro% 
der  Fürstin  Pavlibb  zur  Lippe,  t.  a5.  Mai  1807,  in  d.  BhciOi  Bund,  XL  aw. 
Oestreichische,  preusMc/te  und  Hannoverische  "Erkl^LTungen  auf  dem  wiener  Congt«»^» 
über  die  Bechte  der  Unterthanen ,  in  Ki.t'MB'8  Uefoersicht  d.  dipL  Verhandl. 
des  w.  Gongr.,  S.  129  f.  u.  »44  ff.  —  Sidjübt  sur  le  gouvcmemciit,  T.  H 
P.  «38.  PÖttkb's  Bcyträgc,  Th.  l,  S.  817  ff.  Fb.  Aifcix.LOw,  über  Sourerainetat 
tt.  StaaUverfassungen.  Berlin  1816.  8.  s.  Aufl.  1816.  Ebenders.  über  die  StaaU- 
wisMnschaft.  Berlin  1810.  8.  a  C.  Dabbiow,  über  Souverainetit,  Stialsre^ 
fassung  und  BepräsentatlvForm.  1816.  a  F.  L.  v.  Hobbthai.  über  SouveraineUi'» 
Staatsverfassung  und  BepräscntativForm ;  zur  Beleuchte  d.  Schrift  ^^  ^^' 
Dabelow.  Bamb.  1816.  8.  (Auszug  in  der  AUemannia,  Bd.  VII,  S.  »8«-*, 
ver|;l.  mit  d.  Neuen  Allemannia,  Bd.  H,  S.  97  ft)  (Kbüg)  Die  Fürsten  u. 
Völlier,  in  ihren  gegenseitigen  Forderungen.  Leipi.  1816.  8. 

tiBai^.  Verfass.  ürk.   1818,   Tit.  H,   §.   1.     Ba^tht  Verfass.  ürh.  1818,  5- »• 
fTurtemi.  Verfass.  ürh.   1819,  ^  4.  (Vergl.  unten  $.  »55  u.  »8o.)    CohrgSaüJ^ 
Gesetz,  die  stand.  Verfass.  betr.,  i8ai,  §.  3.  Schhoedir,  Elem.  juris  na^"  ^" 
et  gent.   §.  960.   io35.  io3a    Klübeb's  Droit  des  gcns,   §.  so3.  -  Der  äufterc 
Hichler  der  Könige  ist  die  Geschichte.  —    Von  dem  Verbrechen  belcidigw 
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MajaslAly  s.  L.  im.    C  81  quis  imperatori  maledixerit,  u.  Fiuxbbach's  peinl. 

Recht,  %,  171  tt. 
i)  Die  Rede  ist  hier  nicht  von  RealPrivatstreitigkeiteu  des  Landesherm,  s.  B.  als 

Besitaers  liegender  Grunde,  wo  das  forum  rei  sitae  territoriale  compctent  ist. 

VergL  $.  177«  Nun».  16.    Auch  nicht  von  Rechtstreitigkeiten  der  Bundesglieder 

inHer    üch,     insbesondere    adch    wenn    Privatpersonen    dabei  betheiligt  sind 

(V  ^70 — 177)«  Ton  Familien-*  und  Vertrag  Austragen  der  Bundesf&rsten  ($,  173), 
Toa  dem  Gerichtstand  der  landesförstlichen  Domanenliammer  (§.  ifii)  und 
des  StaatsFiscus  (§.  474)*  —    ^^^  allgemeine  bürgerliche  Gesetzbuch  für  die 

öitreidkiseke  Monarchie,  Th.  I,  Hauptst.  1,  |.  10,  verordnet:  «Auch  solche 
Rechtsgeschäfte,  die  das  Oberhaupt  des  Staates  betreffen,  aber  auf  dessen 
Privaleigentfaum,  oder  auf  die  in  dem  bürgerlichen  Rechte  gegründeten  Erwer- 
bung^artoi  sich  besehen,  sind  von  den  Gerichtsbehörden  nach  den  Gesetzen 
so  beartheQen«.  Nach  der  ghxgL  meeiieniurgiiehen  Verordn.  sur  Publication 
der  OberAppell.Ger.Ordn.  v.  aa  Dec.  1816,  §.'i,  sind  die  in  allen  Rechtsachen 
wider  ieak  Landeftherm,  auch  in  seinen  Privatverhaltnissen,  die  Jtistiscansleien 
m  erster  lastans  competent.  —  Dafs  es.  den  teutschen  Unterthanen  durchaus 
an  eine»  Rechtsweg  fehle,  für  Klagsachen  gegen  ihren  oder  einen  andern  Lan- 
dcsherm.  In  seinen  Privatverhlltnissen,  wird  behauptet  in  L.  v.  Dbxsch  Abband* 
luogen  etc.  (i83o),  S.  79  f. 
e)  Die  ExecutionsOrdnung  des  T.  Bundes  (i.  178)  erwähnt  dieses  Falles  nicht. 


§♦    240.  (178-.) 

SiaaUverfassung  der  Frieien  Siädie. 

/)    Uederhaupi, 

1)  In  jeder  der  vier  Freien  Städte  ^teht  die  Staatshoheit,  ihrer 
Substanz  nach,  der  Stadtgemeinde  zn  a).    R)  Ausgeübt  wird  dieselbe 
von  dem  Rath  oder  Senat   (Bürgermeister  und  Rath),  als  der  hSchsten, 
sowohl  ohrigbeitiichen,  als  auch  die  ganze  Stadt  und  deren  Gebiet  reprä- 
sentirenden  Staatsbehqirde^  jedoch  fÜF  bestimmte  Gegenstände,  namentlich 
bei  Errichtong  der  Gesetze,  und  bei  Festsetzung  der  öffentlichen  Abgaben 
ond  Aasgaben  ^),  anch  bei  Erwerbung  und  Yeraufserung   der  Städtgüter 
(Domänen),  und  bei  Yerträgen  mit  andern  Staaten,  unter  verfassungs* 
masiger  Mitwirkung  der   Burgerschaft,    oder  eines  stellvertreten- 
den Aaaschuasea  derselben^).      Einem    Ausschafs   dieser  Art  gebahrt, 
nach  der  besondem  Stadtverfassung,  die  Sorge    für   Anfrech thaltung  der 
Stadtrerfassung ,  auch  Mitwirkung  selbst  bei  manchen  laufenden  Geschäften^ 
namentlich   bei  der  Finanz  Verwaltung  ^.     m)  Bei  Errichtung,   Revision^ 
Aendemng  -oder  Aufhebung  der  Staatsgrundgesetze,  tritt  daa  Stimm- 
recht  aller  AetivBürger  oder  ihrer  Stellvertreter    ein  e")     lY)  Vermöge 
seines  Büi^ereides,  ist  jeder  Burger  dem  Senat  zu  constitntionellem  Gehor- 
sam Terpflichtet.     V)  Auf  dem  wiener  Congrefs  ward,  in  den  Yerhand- 
iiingen  nber  den  Teutschen  Bund,  der  Wiedereintritt  dieser  vier  Städte  in  die 
polituche  Freiheit,  und  ihr  Recht  auf  die  Rückkehr  zu  ihrer  alten  Verfassung 
anerbannt  /)•     \l)  Ihre  politische  Unabhängigkeit  hat  denselben  Umfang  wie 
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« 

diejenige  der  übrigen  Bundesstaaten«  VII)  Die  wiener  SchlufsActe  von 
1820  f  Art  62,  erklärt  ihre  Bestimmungen  über  den  t3.  Artikel  der  Bun- 
desActe,  betreffend  die  Nothwendigkeit  landständischcr  Yerfassong 
in  allen  Bundesstaaten  ({•  283),  auf  die  Freien  Städte  tur  anwendbar  in 
so   weit,    als   die  besondern  Verfassungen  ond    Verbältnisse   dendbea  es 

zulassen. 

• 

a)  In  dem  kamhurg.  IlauptRecels  f..  171 3,  Art.  1,  wird  als  « unwidemiflirbe« 
FundamentalGesets  festgestellt,  «dafs  in  dieser  Stadt  das  Kv^tov  oder  die  höcluie 
Herrschaft  (das  höchste  Recht  und  Gewalt)  bei  einem  EdeluBathe  und  der  Erb- 
gesessenen Burgerschaft  inseparabili  neiu  conjunctim,  und  susammcn,  siebt  aber 
bei  einem  oder  andern  Theil  privative,  bestehe ».  Dagegen  « verbleibca  E. 
£•  Batb,  so  viel  das  Exercitium  u.  resp.  die  Abnützung  oder  Genufs  etc. 
betrifft»,  die  festgesetsten  Gerechtsame.  Man  s.  Unwiderrufl.  Fiiadamental- 
Gesetz,  Begimentsform ,  oder  IlauptBecefs  der  Stadt  Hamburg.  Mit  e.  Einieit. 
V.  L.  V.  Hess  (Ohne  Druckort,  1781.  8.),  Art.  1,  5  u.  39.  —  Die  Goiutitutioib- 
ErgansungsArte  der  Stadt  Frankfurt  y.  i8i6.  Art.  5t  bestimmt,  dals  «sUeftitr 
Stadt  austehenden  Hoheit-  11.  SelbstVerwaltungsrechte ,  in  ihrem  weitcsica 
Umfang,  auf  der  Gesammtheit  ihrer  christlichen  Bürgerschaft  beruhen«.  ' 
Ai^x.  Mt'LLEB's  Elnl.  cum  Studium  der  Vcrfassungsgeachichte,  der  vier  freien 
Städte  des  t.  Bundes.  Hamb.  1816.  a 

b)  In  Hamburg  und  Bremen  geschieht  beides  durch  Bath-  und  Bürgerscbtte 
wosu  in  Hamburg  die  von  dem  Bath  in  jedem  geeigneten  Fall  su  conirocireiule 
Gesammtheit  der  ActivBürger,  die  Erbgesessene  Bürgerschaft  genannt,  entschei- 
dend mitzuwirken  hat,  nach  Art.  16  des  angef.  HauptBecesses,  und  eben  so  In 
Bremen  die  burger  -  conventiahigen  (d.  h.  die  vorsüglichsten  Abgaben  besah- 
lenden)  Bürger;  in  Lübeck,  von  aE  hochwciscii  Bath  mit  Zustimmung,  oder  nach 
getroffener  Uebereinkunft  mit  der  ehrlicbenden  Bürgerschaft».  Zu  Frankjuri  ist, 
in  der  angef.  GonstitErgänsungsActe,  Art  17,  dem  gesetsgcbenden  Korper  ein- 
geräumt: die  Gesetzgebung  überhaupt,  mit  Ausnahme  der  Grundverfasson^Ce- 
setze,  die  Besteuerung,  die  Anwendung  der  bewaffneten  Macht,  die  Sancüoo 
aller  Staatsvertrage,  die  Ucbersicht  des  Staatshaushaltes,  die  Einwilligung  vx 
Veraufserung  städtischer  Gemeindegüter,  die  Bew«'ihrung  und  Erhaltung  der  N'er- 
fassungt  u*  s.  w.  Auch  in  Hamburg  kann  die  Genely^igung  der  Bürgerirbaft 
durch  einen  Bath  -  und  Bürgerschlufs  geschehen.  Beispiele  in  der  Sanuni  der 
hamb.  Verordnungen,  v.  i8i5,  i^.  146;  1818,  S.  268;  1820,  S.  187  u.  373. 

c)  In  Hamburg  sind  die  bürgerlichen  CoUegien,  jenes  der  Oberalten,  besiebend  aus  1? 
Blitgliedem,  der  Sechziger,  und  der  Hundert  u.  Achtziger;  desgl.  die  Verord- 
neten der  Bämmerei.  Ceberdiefs  bestehen  27  Baths-  u.  bürgerliche  Dcputationeo. 

In^ZÜÄ?'/*^  unten  (Note  g  des  folgenden  §.)  angef.  UnioosBecefs  t.  i;"  "" 
Anzahl  ***J^^"*^-swÖlf  bürgerliche  Collegien,  deren  jedes  durch  eine  bcstiromlc 
allerlei  V  V^^'^^^'^'Lvertreten  wird;  überdicfs  sind  dreilsig  Deputationen,  ßr 
Bremen  ^  ^TZ  "T^^^^^^^^^^ '>  öffentliche  Anstalten  u.  Gewerbe.  -  I" 
n  •;—  «"encn,  em  CoUegium^^Är  Aeltermanner  von  ungefähr  «o  Mitgliedern, 
vi^rZ^^V'^^'T^  R«IP«-"ngsCo^ission ,  worin  8  aus  dem  Ratf.  u.  .5 
die  nfn  "  *'"u  Z  ^"'•^«"chaft,  unteT^Lelchen  4  von  jenen  u.  .2  vos  diesen 
all«  aS^Itr  ?  t  '"'"^''P"^*'^"  ^^^^^^n?  Ä^^  bestehen  Dcput<rtioneQ  ßr 
sor.^„  ?  Emnahrnen,  Ausgaben  u.  Verwaltu^S^SlÄo'"'«««  S^^'"^«"'  ^^'^ 

B^^rS^^  -sammengeset.t  ail^Mi'tSil^  ""!'" 

gerscliaft.  -  Zu  Frankfun  überträgt,  in  der  anL^of  rnncV^»»-&ät«u»^^^^^'^' 

ihiV"  ''"f  "'?^  Bürgerschaft  lie'  AuS^^'t^^^^^^  aTci  a. 

'iirer  Mate  „.  Autorität  ausgehenden  Behö,^en:^0  der  ,^^^^^  '" 


\ 
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saatmlsi^  oder  dem  gesetegebenden  Kdrper;  2)  dem  Senat,  als  höchstem  obrig- 
heitUcliem,  die  ganxe  Stadt  reprasentirendem  CoUegium;  3)  dem  ständigen  Bor- 
geraiaaschufs.    Die  erste  besteht  aus  90  MitgUederii  des  Senats,  aus  20  Mitglie- 
dern  des  aus  61  Bürgern  bestehenden  standigen  Bürgerausschusses  (BürgerRe- 
prasenCation ),  aus  4^  Personen,   die  aus  der  übrigen  christlichen  Bürgerschaft, 
von   dem  jährlich  erneuerten  Wahlcollegium  der  Fünf  und  Siebensiger  gewählt 
werden,  und  aus  9  Deputirten  der  Dorfiichaften,  die  seit  i8a3  su  doren  Vertre* 
tang,  bei  Gegenständen,  wobei  dieselben  betheiligt  sind,  Kugezogen  werden.   Der 
Senat  hat  auf  der  ersten  Bank  14  Schöffen,  auf  der  «weiten  14  Senatoren,  auf 
der  dritten  i4  RathsTcrwandte,  yon  welchen  12  aus  den  zünftigen  Handwerkern, 
die  2  andern  aus  der  übrigen  nicht  zünftigen   Bürgerschaft  gewählt  werden. 
Aus  den  Mitgliedern  der  ersten  Bank ,  wird  der  ältere,  aus  denen  der  aweiten 
der  jüngere  Bürgermeister  jährlich  gewählt    Bei  dem  Senat  unterscheidet  man 
den  Großen  (Plenum)  und  den  Engem  Rath;  der  letzte  besteht  aus  den  beiden 
Bui^rmeistem  u.  20  Mitgliedern  von  allen  drei  Bänken.  Nach  Art,  25  der  Constit. 
ErgänxungsActe ,   ist   dem  Grossen  Rath,   als   obrigkeitlichem,   die  ganze  Stadt 
reprasentirendem  Collegittm,  die  executire  Gewalt  u.  die  Stadt-  und  Justizver- 
%«a]tang  im  Allgemeinen  anvertraut;  der  Engere  Rath  hat  die  Berathung  u.  Ent- 
scheidung aller  Yerwaltungsgegenstände ,  nach  Vorschrift  der  alten  Verfhssung, 
»o  weit  die  Gonstitutions-ErgänzungsActe  keine  Ausnahme  macht,  —  Bttrg^ermetstfr 
haben:  Frankfurt  2,   auf  1  Jahr,  die  übrigen  Freien  Städte  4«  auf  Lebenszeit, 
«on   and  aus    dem  Senat  erwählt;  zu  Hamburg  werden  3  aus  den  graduirten 
rechtsgelefarten  Senatoren  von  dem  Plenum  des  Senats,  1  aus  den  i3  Senatoren 
vom  Handelsstand  und  nur  von  diesen  erwählt.  —    Die  Syntb'ci  oder   rechtsge- 
lehrten Räthe  des  Senats,  sind  jetzt  überall  Mitglieder  des  Senats,  doch  haben 
sie  darin  DecisivStimmen  nur  in  Frankfurt. 

d)  h  Hamburg  hat  das  CoUegium  der  Oberalten  für  Aufrechthaltung  der  Stadt- 
Tcrfassung  zu  wachen.  —  In  Frankfurt  ist  der  Senat,  in  bestimmten  Verwal- 
tungsfallen,  an  die  Einwilligung  des  ständigen  Bürgerausschusses  gebunden, 
üeberdiefs  bestehen^  ausser  dem  engern  oder  Verwaltungsrath,  als  Verwaltungs- 
ämter,  eine  geheime  RathsDeputation,  eine  CentralFinanzGommission,  zusammen- 
gesetxl  aus  Gliedern  des  Senats  u.  des  ständigen  Bürgerausschusses,  u.  eine 
Handebkammer.  Oonstit-ErgänzungsActe  v.  1816,  Art.  25  u.  26.^  Nenn  hiezu 
erwählte  Mitglieder  des  ständigen  Bürgerausschusses,  bilden  das  JlechnungsRe- 
vtskmsGoilegium ,  früher  NeunerColIegium  genannt.  Ebendas.  Art«  49*  ~*  ^a. 
Bremen  besorgen  Mitglieder  des  Senats  und  der  Bürgerschaft  alle  Verwaltungen, 
unter  Controle  des  Senats,  dem  davon  Bechnung  abzulegen  ist. 

0  ConstitXrgänzungsActe  der  Stadt  Frankfurt,  1816,  Art.  17  und  5o,  wo  zu- 
gleich die  authentische  Erklärung  aller  Artikel  dieser  Acte,  der  gesetzgebenden 
Versammlung  beigelegt  wird.  Vergl.  das  jener  Acte  vorgesetzte  RathsPublican- 
dum  ▼.  19,  Juli  1816.   Vergl.  den  hamburg.  HauptRecefs  v.  1712,  Art.  16  u.  53. 

/)  BundesActe,  im  Eingang  u.  Art.  1 ,  4»  6  u.  12.  Erörterungen  in  Revbka's  Acten 
des  wiener  Congr.,  Bd.  II,  S.  80,  129,  i35  ff« 


§.    241.  (178M 

2}  Jeder  von  den  Freien  Städten  insbesondere. 

JVach   solchen- Grundsätzen,  hat  I)  di«  Freie  Stadt  Frankfurt  ihre 
i'rühere  Verfassung  <i),  wie  dieselbe  darch  Privilegien,  Vertrage,  insbeson- 
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dere  den  Burgervertrag  von  16 13,  liaiserliclie  Besolationen,  reielttgeridit- 
liehe  Entscheidangeii,  Yerordnangea  und  Herkommen  festgesetzt  war,  wie- 
der hergestellt,  und  im  Jahr  1816^  durch  ein  neues  Statut  ^)  ergSnzti  mit 
Beobachtung  der  in  der  SchiufsActe  des  wiener  Congresses,  Art«  46,  ent- 
haltenen Vorschriften;  worin  zugleich  der  Bundesversammlung  ein  Ent- 
seheidungsrecht  übertragen  ist,  in  Streitigkeiten,  die  etwa  über  Erriditong 
und  Handhabung  der  Verfassung  entstehen  ($.  216).  11)  Die  Freie  Hanse- 
stadt Bremen  hat,  nach  Wiederherstellung  c)  ihrer  alten  Verfassung«^ 
im  Jahr  18 13,  über  einzelne  Gegenstande  verschiedene  neue  Statute  0 
^richtet;  doch  mit  ausdrücklichem  »Torbehalt  der  durch  die  Verfiosoiigs- 
nrkunde  hünftig  festzusetzenden  Bestimmungen«/).  DI)  Unter  ahnlicliem 
Vorbehalt,  hat  die  Freie  Hansestadt  Hamburg,  im  Jahr  18149  '^^^  ^^^' 
here  Verfassung^)  wieder  hergestellt  A ).  IV}  Eben  so  die  Freie 
Hansestadt  Lübeck  1)  im  Jahr  i8i3.  V)  Den  Bewohnern  der  städti- 
schen Landgebiete,  ist  eine  formliche  Beprisentation  in  dem  Ratk  nnd 
auf  BurgerConventen,  namentlich  in  Hinsicht  auf  Gegenstände  der  aacb  sie 
mit  betreffenden  Gesetzgebung  und  Besteuerung,  bis  jetzt  nur  in  Frank- 
furt eingeräumt  i).  VI)  Die  Bestimmungen  der  wiener  SchlufsActe  too 
i8ao,  in  Beziehung  auf  die  in  dem  i3«  Artikel  der  BundesActe  verordnete 
landständische  Verfassung  in  allen  Bundesstaaten,  «ind  auf  dieFreus 
Städte  so  weit  anwendbar,  als  die  besondern  Verfassungen  und  VerUlt- 
nisse  derselben  es  zulassen  O* 

a)  Schriften  in  Püttbb's  Lit  ÜL    171.  u.  in  KtVBu's  Lit.   197.    Gedrängte  Dar- 
stellung o.  Inbegriff  der  wesentlichsten  BestandtbeHe  der  alten Verfait. 

der  freien  Stadt  Frankfurt.  Franhf.  1816.  8.  NoBBXAmr  a.  unten  aagef.  0., 
S.  0810  n.fL—  Die  fursd.  primatische  Organisation  der  Stadt  Franhf.  ▼•  i<»-  ^' 
1806,  findet  man  in  d.  Rhein.  Bund,  u.  in  den  unten  (Note  b)  angcf.  Constitu- 
tionen« Th.  U,  S.  37a,  so  wie  die  Constitution  des  Grofshersogthuau  Fraiüif. 
V.  i6.  Aug.  1810,  ebend«  Th«  U,  S.  a35. 

ü)  ConstitutionsErgansungsActe  der  Freien'  Stadt  Frankfurt  (errichtet  vatM'  ib- 
Stimmung  der  gesammten  Bürgerschaft,  und  mit  Beistimmung  einer  sehr  ^»^^ 
Mehrsahl  derselben,  publicirt  durch  Rathsverordn.  ▼.  19.  Jul.  1816).  Fnn^^. 
1816.  a  Auch  in  der  Gesetz-  u.  StatutenSammlung  der  fr.  St.  Fran]if.f  ^'^ 
(-Frankf.  1817.  8.),  S.  1  —  70,  in  den  Constitutionen  der  europ.  Staaten,  Th.  U 
(Altenb.  u.  Leip*.  1817.  a),  S.  385  ff.  u.  in  Pölitb  europ.  ConstitiUioiien  seil 
1789,  Bd.  I,  S,  1195.  Ein  Ausuug  in  J.  C.  Bisotgrii's  vergleichender  Darstc". 
der  Staatsverfassungen  der  europ.  Monarchien  u.  Republiken  ( Wien  1818.  8.  Jt 
a  286  - 192.  C.  S.  Mi'LLKB's  vollständ.  Samml.  d.  kaiscrl.  in  S.  Frankf.  c.  Frankf. 
ergang.  Resolutionen  u.  a«  dahin  eingeschlagendcp  StadtverwaltungsGrusflges^^  * 
Abth.I— m.  Frankf.  1785.  FoL  (In  der  L  Abth.,  S.  18—1191,  steht  derßürgcrvcr. 
trag  (Verfassungsurkunde)  v.  i6i3.)  Das  Verhältnifs  der  SiadtHrger  «»  ^^" 
Landbewohnern  im  Gebiete  der  Freien  Stadt  Frankfurt,  nach  rechtlichen  «•  «taals- 
wirthschaftUchen  Grundsfiteen.  Hanau,  bei  König,  i83a.  a  G.  W.  ^'^'T^^ 
(Landdeputirtens)  SeparatVotum  eines  Mitgliedes  der  £ur  wiederholten  Pnitung 
des  Gesctsentwurfs  der  Besteuerung  der  Landbewohner  betreffend,  angcoranc 
Commission  der  gesetzgebenden  Versammlung  von  1832.  (Als  Mamiscrip  ß 
druckt  für  die  Mitglieder  der  gesetsgeb.  Versamml.)  i832.  RkwoW»«  Aiüfct 
über  Frankfurt  a.  M.  in  v.  Rottbcb's  StaatsLexicon  Bd.  Vi.  £.  3  --  i3. 
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r)  BelutwnHiMichttng  t.  6.  Not.  i8i3;  in  der  8animlujig  dor  Verordnungeii  u.  Pro- 
dame  des  Senats  der  freien  Hansestadt  Bremen,  Band  Ton  i8i3  it.  1814  (Bremen 

1814.  ay,  s.  1. 

<0  Gnittd^esetse  der  kaiserl.  u.  rettlisfreien  Stadt  Bremen;  enthaltend  die  Tafel  (i433) 
tt.  die   neaeeten  Statuten«  (nämlich)  die  Neue  Eintracht  (i434)  u.  die  Kündige    ^ 
Rolle  (1489)9  und  Terschiedene  Eidesformeln.    Aus  der  niedersScht.  Urschrift 
ubcrMtxt,  mit  Vorherlcht  u.  Sachregister,  ▼.  C  N.  Rollbb.  Bremen  1798.  8.  Die 
Kundige  RoUe  steht  auch«  im  Urtext«  in  Gerh.  Omucns  SammL  alter  u.  neuer 

Gesetsbiicher  der Stadt  Bremen  (Bremen  1771.  4«)«  S.  647  £  —  (j.  F.  H. 

NomuLkHB^s  Handbuch  der  Länder-  und  Völkerkunde«  Bd.  I«  Abth.  5  (Hamb. 
«767.  8.)«  S.  3089  tt.  f.  (Herm.  ▼.  Post)  Histor.  Nachrichten  u.  s.  w.  1768.  4* 
11.  m  C  U  U.  JJLgkb's  Magasin  für  die  Reichsstädte«  Bd.  VI  (Ulm  1797.  8.)« 
Nun.  tu  Ck.  dx  Villxrs  constitutions  des  trois  riUes  libres  ansihitiques. 
lidjpsig  1814.  8. ,  wo  die  Constitutionen  der  Hansestädte  teutsch  und  fransösich 
ahgedmckt  sind.  Bisotobb  a.  a.  O.«  S.  293  ff.  Schriften  in  P€ttbb*s  IAU  HI. 
171.  n.  Ki£bbb*s  Lit.  196.  —  Zwei  Fon  einer  Rath-  u.  BürgerDeputation  im 
J.  1814  entworfene  Plane«  der  eine  zu  einer  verbesserten  Verfassungsurkunde« 
der  andere  su  einer  Supplementar€onstitutionsActe «  stehen  in  den «  in  3  Ue- 
ferangea  (  ohne  Druckort ,  i8i5  in  8. )  erschienenen  Freimüthigen  Bemerkungen 
über  die  neuen  Constitutionen  der  freien  deutschen  Reichsstädte«  in  der  a.  u. 
3k  lieforong.  Man  s.  auch:  Verhandlungen  über  die  Verfassung  der  Freien 
HsBsettadt  Bremen.    Bremen  1818.  4- 

r)  Z.  6.  Statut  über  die  Rathswahlen  (Wahl  der  Rathmänner)«  ▼•  90.  Man  1816« 
md  Rath-  und  Burgerschhi£i  ül^er  die  BürgerConvente  zu  Fassung  der  Büi^er- 
hcschlüsse,  y.  11.  Dec.  1818«  beide  in  der  angef.  (bremer)  Samml.  d.  Verord- 
nungen« Bd.  V.  1816,  S.  14  f£«  Bd.  V.  1818«  S.  i36;  auch  in  d.  angef.  Verband- 
loi^ea«  S.  53u 

y)  Worte  des  angef.  Rath-  und  Bürgerbeschlusses  r.  ii.  Dec.  1818. 

ff)  HaoptRecefs    (FundamentalGesets   u.    RegimentsForm )    der   Stadt    Hamburg', 

errichtet  «wischen  E.  E.  Rath  u.  der  Erbgesessenen  Bürgerschaft,  am  i5.  Oct. 

171«  (mangelhaft  in  Lihno's  Reichsarchiy ,  .Part  spec.«  Contin.  IV.«  p.  i9«5); 

in  der  oben  (f.  440«  a)  angef.  Ausgabe  von  Hess,  S.  1— 86.    Eine  Reihe  von 

Beilagen  dazu;  ebendas.  S.  87 —  170.     UnionsRecefs  (von  1710)*«  naml.  von 

den  (bftrgerlichen)  GoUegien  insgemein«  von  den  Oberalten«  von  dem  Collegium 

der  Sechziger,  von  dem  Collegium  der  Hundert  und  Achtziger«  den  5.  Oct, 

171a  zwischen  E.  E«  Rath  u.  der  löbL  Erbgesessenen  Bürgerschaft  approbirt 

o.  confirmirt;  ebendas.  S.  171  —  198.    Beglement  der  Rath-  u.  BürgerConvente, 

fon  1710,  eine  Beilage  zu  Art.  31  des  HauptRecesses  v.  1712.  (Joh.  Klbfbbbb's) 

Sammlung  der  hamburg.  Gesetze  u.  Verfassungen,   samn;it  histor.  Einleitungen. 

Bd.  I  — lOL  Hamb.   1765  u.  ff.    Register  dazu«  mit  Vorr.  v.  Gottfir.  ScbVtzb. 

Hamb.    1774«   8.    Neuer  Abdruck    der    vier    HauptGrundgesetze    der    Ham- 

hurg^sehen  Verfassung.  Hamb.  i8a3.  8.    Nachtrag  zu  dem  Neuen  Abdruck  etc. 

Ebendas.   i8a5.  8.    SupplementBand   zu  dem  Neuen  Abdruck  etc.     Ebendas. 

1835.  8.   —     VaLBBS  a.  a.  O.    Bisibobb   a.  a.  O.«    S.  291  ft     Schriften  in 

PCran^z  Lit  HL  171  u.  HriJBEB's  Lit  198.  —    Li  Hamburg  heilst  die  Gesammt- 

hett  der  ActivBürger,  d.  h.  die  zur  Bürgeret  (Bürgerversammlung)  zu  kommen 

herechtigt   sind,   im   eigentlichen   Sinn  die   Bürgerschaft  oder   auch    die   Brh" 

gftetsene  Bürgerschaft,  abgetheüt  in  5  Kirchspiele.    Dieselbe  besteht  theUs  aoB 

ordentlichen  hiezu  erwählten  Mitgliedern ,  die  jedesmal  bei  Strafe  zur  Bürgeret 

kommen  müssen,  theils  aus  freiwilligen,  die  darin  zu  erscheinen  befugt  sind, 

entweder    wegen   eines   bürgerlichen  Amtes,   oder  wegen  so   genannter  Erb- 

gesesseaheit,   d.  h.  wegen  des  Besitzes  eines  freien  Vermögens  in  Hänsern  oder 

Csniadstttcken  von  1000  Rthlr.  Spccics  in  der  Stadt,  von  aooo  im  Stadtgebiet«    ' 
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Beeidigte  Stadldiener  und  fremde  ReUgionsrerwaiidte ,  sind  anigesdilosiet. 
NoBAMAKir  a.  a.  O.,  S.  3os4.    Bunien  tu  a.  O.«  8.  «9^  iL 

h)  Hamburgischer  Rath-  u.  Bürgerschlufs  ▼.  17.  Mai  18149  dafs  die  wetestlirbe 
altere  Grundverfassung  der  Stadt  hergestellt  werde ,  doch  mit  Vorbehalt  der- 
jenigen  Modificationen ,  Aenderungen  und  Verbesserungen,  in  Auelniiig  der 
einxelnen  Zweige  der  öffentlichen  Einrichtungen,  welcbe  rerfassungsinSiig  wer- 
den gut  gefunden  werden;  in  der  Sammlung  der  Verordnungen  der  freia 
Hansestadt  Hamburg,  s.  B.  Bd.  I  (i8i5.  8.)*  S.  8.  C  Veigl.  fMU, 
Su  18  Ui  ^.  ^ 

i)  Proelamation ,  betr.  die  provisorische  Wiedervereinigung  der  Mitglieder  in 
ehemaligen  Senats  (der  Stadt  Lübeck ^^  tu  Führung  des  StadtRegbneBU, 
V.  19.  Mars.  181 3;  in  der  Sammlung  der  lübeckischen  Verordnungen  u.B^ 
kanntmachungen  (seit  i8i3),  Bd.  I  (Lüb.  i8ai.  4«)9  S.  i.  Bckanntmaclumg, 
betr.  die  abermalige  Wiedervereinigung  des  Senats;  in  der  angef.  SammL, 
Bd.  I,  S.  3s.  BürgerRerefs  r.  1669.  —  Von  der  Staatsverfassung  s.  buo 
NoBBHAw  a.  a.  O.,  S.  1794  u.  ffl    Bisnroxa  a.  a.  Ol,  S.  19^  I&'Jac  v.  Mim'i 

gründL  Nachricht  von  der Stadt  Lübeck.    Lübeck  1731.    8.    Dritte,  sebr 

verm.  u.  umgearb.  Aufl«  (v.  J.  H.  Sciriobsl).  Ebend.  1787.  8.  Vilixb's  a. ».  0. 
Bisivom  a.  a.  O.  —  Seit  geraumer  Seit  erschienen  die  lübecker  Verordnungeii, 
gedruckt  auf  einxelnen  Blättern  in  Fol.  u.  in  4*  l^ie  Verordnungen  seit  i8i3, 
erscheinen  nun  in  der  aiigef.  im  J.  1891  angefangenen  Sammlung. 

/)  Von  Bremen  vergl.  man  die  oben  (Note  ä)  angef.  Plane  von  1814«  in  den  ingeL 
Freimüth.  Bemerkungen,  3.  Liefer.,  S.  11  u.  57,  u.  die  (ebendas.)  angef.  Ver* 
faandlungen  etc.,  S.  167.  —  Anspruch  der  fratUJurter  Ortschaften,  auf  Aus- 
übung aller  den  übrigen  Staatsbürgern  des  Freistaates  zustehenden  Rechte;  in 
den  ProtocoUen  der  Bundesversammlung,  EinreichungsProtocoIle,  1817, 
Num.  3ii,  1818,  Num.  5.  Zurücknahme  dieser  Reclamation,  ebendass.  1  ' 
Num.  4^«  ' 

/)  Wiener  SchlufsActe  v.  i8ao,  Art.  6^. 


§.    242.  (179.) 

jßlodialiiäif  Staatsform  und  Thronfolge  Aer  Bundesstaaten' 

I)  Alle  a)  SoaverainStaaten  des  Teutschen  Bandes  sind  jetzt  alloüal* 
U)  Die  meisten  sind  auf  ein  monarchisches   Oberhaupt  (eine  &n^^ 
physische  Person,   monokratisch)  eingerichtet,    yier  haben  eine  republi- 
kanische Staatsform.  Di)  Das  regierende  Sabject  ist  ein  rechtmsaigeSf 
wenn  seine  Regentengewalt  dem   Rechtsgesetz   gemafs   ist  i^  <fi^y  ^^' 
u*  f.)»    IV)  In  allen  monarchischen  Bundesstaaten,  ist  jetzt  die  ordent- 
liche Thron-  oder  Regierangsfolge  eine  erbliche  (jure  sanguiais^ 
nach  dem  Rechte  der  Erstgeburt^)*     Sie  bann  bestimmt  sejn,  ^»^ 
Staats-  und  Familiengesetze  «)  oder  Yerträge,  aach  durch  andere  recats- 
gaitige  Willenserklärung  d).    V)  Auf  serordentliche  Thronfolge  ^^ 
solche,  die  durch  Gebart  entweder  gar  nicht,  oder  noch  nicht,  oder  w 
allein,  dazu  berechtigt  sind,  hann  subsidiarisch  Statt  finden,  vermöge  e 
Erbvertrags  <?),  oder  einer  andern   rechtsgültigen  Willenserklärung»  *" 
einer  altern  rechtmäsigen  Mitbelehnung,'  Anwartschaft  oder  EventoalBee 
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mng;/),  oder  einer  freien  Wahl  nach  Abgang  des  zeitherigen  Regenten- 
\aases  ^).  YI)  Die  Thron-  oder  Regierangsfolge  in  den  teutschen 
^^uTerainen  Erbstaaten,  ist  jetzt  überall  als  wahre  StaatsSaccession 
zu  betrachten  A);  welche  die  priVatrechtliche  Idee  einer  Erbschaft,  einer 
Vererbung  oder  Ererbung  der  Regentengewalt,  mithin  auch  diejenige  eines 
Erbfolgerechtes,  einer  Erbfolgeordnung,  eines  Erblassers  und  eines  Erb- 
oder  Vermüchtnifsnehmei^s,  aosschliefst«  YIl)  Zu  einseitiger  Restimmung 
der  Thron-  oder  R  e  g  e  n  t  e  n  f  o  1  g  e,  ist  der  Sou  verain  in  der  Regel  nicht, 
auC  jeden  Fall  aber  mir  in  so  weit  berechtigt,  als  dadurch  Rechte  Dritter 
nicht  verletzt  werden  <).    • 

't)  So  fern  die  ehemaligen  TerritorialLehnverhältnisse  der  Fürstenthümer  Waldeck 
und  ScliaumbargLippe  zu  Kurhessen,  das  beide,  so  wie  Lippe  (Detmold), 
Scbwanb^onderfthauseu ,  Schwarzb.Rudolstadt ,  und  Liechtenstein,  (auch 
KauaitsRIetberg)  jetzt  in  seinem  Staatskalender  (v.  i8a3,  S.  4^9)  als  Vassallen 
nieder  auffuhrt,  nicht  wieder  hergestellt  sind,  oder  werden.   Vergl.  |.  571. 

/ )  Ca«.  On.  HovACHXB,  Diss.  de  origine  et  fatis  successionis  ex  jure  primogeniturae 
in  laniliis  illustribiis.  Goett.  1771  rec.  £rf.  1784.  4*  u.  in  s.  Opusc.  jurid., 
T.  L  (Stttttg.  1804.  8.)  9  n«  L  B.  Ffkifvsb  über  die  Ordnung  der  Regierungs- 
nacbfo^  in  teutschen  Staaten.  9  Theile.  Cassel  i8a6.  8.  Aug.  Fbixd.  Schott, 
Fr.  de  judicio  super  iViajoratu  saepe  arduo.  Lips.  1781.  4*  Mosbb's  Famiüen- 
Staatsr.  L  71.  5o2.  915.  IL  ia«2.  Püttkr's  Erörterungen,  L  3o7.  G.  L.  Bosamsa, 
Princ.  juris,  feud.  %»  i5o.  sqq.  J.  G.  Lbist*s  Lehrb.  des  teutschen  Staatsr. 
(i8o3),  $.  3i.  Wsbbu's  Handb.  des  Lehnrechts,  Tb.  m,  S.  3^0  f.  Pvttbb*s 
lii.  HL  756.    Ki.uBSR*s  Lit.  %.  i539. 

')  Hier  gilt:  t)  üntheilharkeit,  und  a)  Vorzug  der^rd^eni  Geburt^  der  Erst-  oder 
Vorgebnrt,    nach    der   Ordnung  der  Urnen  (Linealfolge);    doch   kein   blolses 
Lebtagloteresse.   -^  Dafs  auch    ohne  ausdrückliche    positive    Bestimmmg,   bei 
teutschen  Bundesstaaten  die  Vntheilbarkeit  gelte,  Wird  behauptet   in  folgender 
Schrift.    Ueber  die  Untheilbarkeit  deutscher  Bundesstaaten.    Hannos.  iSaS.  8. 
Dawider  die  Recension  in  der  Zeitschrift:  Hermes,  Bd.  XXVI,  S.    i5o  C  — 
Von  dem  Hanse  Brandenburgs  s.  man   die  Hausverordnung  des  Knrf.  Albtecht 
Acbilles  von  i473,  den  Geraischen  Vertrag  von  1599  und  das  Pactum  Frideri- 
cianum  von  i75a,  anerkannt  im  teschener  Frieden  von  1779,  RcussSt  aatseansley, 
Th.  S9,  S.  169  ff.    A.  F.  Baz  Entwickel.  der  brandenb.  Hausvertrage.    Frf.  u« 
lirips.  1798/  8.   abgedruckt  auch  bei  Reüss  a.  a.  O.  Tb.  3a,  S.  140  ff.  Ebenäess, 
Beehtfertigung  meiner   EntwickelVing    n.  s.   w.    (wider   die   Critik  bei  RiusSy 
Tb.  3i.)  Frf.  u.  Leipz.  1794.  8.  —    Thronfelge  in  Baiem,  In  der  baier.  Verfass- 
Urk.  r.   1818,  IL  9  f£,   und  in  dem  königl.  HausGrundgesets  r.  5.  Aug.  1819» 
TU.  5.    Frühere,  zum  Theil  abweichende  Bestimmungen  finden  sich  in  der  Con- 
stitution von   1808,  Th.  n,  |.  1,  u.  in  d.  konigl.  Familiengesetien  v.   sS.  Juli 
1808.  {.  27  £,    n.   V.    1.  Mai    1816.     Schv9Ch*s  Staatsr.  des  Hönigr.  BaierA, 
Bd.  I,  V  *  45   u.  f.  CucüHVS  Lehrb.  der  constitut.  Monarchie  Baiems ,  f.  67  ff. 
l.  T.  Dbesch    Abhandlungen   über   Gegenstände  des  öffentl.  Rechts  ( München 
i83o),  S.  «»11  ff.  —    Thronfolge  im  Königr.  Sachsen.  Verfass.Urk.  v.  i83i,  |.  7. 
Wiisse's  StaaUreeht  des  R.  Sachsen,  Th.  I,  $.  40  u.  S.  209,  —  Von  dem  gegen- 
^»ttig^n  Tb  ronfolgerecht    der  erftestmischen   u.  alberUnischen  Linien  des  Hauses 
Sachsen,  ebendas.  §.43   u.  S.  aio  u.  Th.  ü,  S.  547  ^»  —    ^"on  Braunschweig- 
Umeburf  s.  P.  €.  Ribbsntrop's  Beyträge  zur  Verfass.  des  Hzgtlu  Braunschw.- 
Luoeb.  wolfenbtittelschen   Theils,   t  Beytr.  (Braunschw.    1787)9   S.  io3.  ff.  u. 
^o.  —  Thronfolge  in  ff^ürtemberg ,  in  dem  Verfassungsvertr.  v.  1819,  $•  7,  u. 
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in  d.  wuirtemb.  FamiliengeseU  r.  8.  Jimi  iBA  -*  GH»  bududies  Haoigcseti  u. 
FamUienSutut  ▼.  4«  Oct  1817,  und  Verfass-Urk  v.  1818,  §.  4*  --  KitrheuUdu 
Haus-  und  SUatsgesetz  x.  4*  Marx  1817.  —  Grofth.  hessücke  VGrfasi.Urk m, 
i8ao,.  Art.  5.  —  Sachsen- coburg-meiWn^wcA«  PrimogeniturConstitiitioii,  t. 
Q.  Dec.  1800,  bestStigt  Ton  dem  teutochen  Kaiser  am  17.  Aug.  1801.  —  Nassau 
Oranisdkes  ErstgeburtGeseta  t.  (k  Mära  178Ö,  in  Rauaa  Staatscandey,  Hu  XIX, 
S.  a39.  Nassau -ortmische  PrimogeniturConstitution  ▼•  6.  Mars.  17651  besUtigt 
vom  Kaiser  39.  Sept.  1786.  — 

d)  Jo.  Fbavc.  BuDDXirs  de  testamentis  summorum  imperantium;  in  s.  Sdectis, 
p.  49>«  Gun..  Fbid.  Frabc.  Bvddbi  opusc.  T.  I.  (Goth.  1759.  8.)  p  i48— 15& 
FftAirc.  Jos.  BoDXAw  Comm.  de  arduo  inter  testamentum  prtncipis  S.  R.  L  pa- 
blicuiBi  et  privatum  discrimine.  Mogunt  1784.  Bnenrisaan,  Vitriar.  iUuitr.  üb. 
3.  tit.  20^  §.  6.  MossB*s  Staatsr.  XXV.  i58.  E&endess.  persÖnL  Staatsr.  D.  i5j. 
a58.  ff.  3i3.  und  FamilienStaatsr.  IL  969.,,  F.  C  v.  Mos^r's  patriot.  Arcbir, 
Bd.  DC,  Num.  a.  Kvobii*s  rechtl.  AbhandL  u.  Gütachten,  S.  3s).  t.  SttcionV 
Recbtsf.  n.  70.  PiiTTxa*s  Erörterungen,  L  186.  207.  'Püttxb's  lit  DL  '^ 
Ki.vbxh's  Lit.  §.  i566. 

e)  Z.  B.  Erbverbrüderungen  oder  Erbeinigungen.  W.  A.  RvDLorr  dist.  de  padb 
successorits  illustrium  et  nobilium  Germaniae,  speciatim  iis,  ^piae  pacta  confra- 
temitatis  appellantur.  Büts.  1770.  4«  Mossa's  Staatsr.  XVH.  16  ff.  Ebendeu,  Fa- 
milienStaatsr. L  9%o.  981.  969.  Göhsxr's  teutsches  Staatsrecht,  {.  ^^o,  Fvrtui 
Ut.  DL  766.  Kl&mib's  Lit.  %,  i54o.  —  Von  der  Erbverbrüderung  der  Häuur 
Sachsen  u«  Hessen,  wie  auch  ftrandenhurg ,  s.  Waissi  a.  a.  O.  §.  44  v.  Tb.  H, 
8.  55o.  ff.  Von  BraunsckweigLäneburg ,  Ribbxvtbof  a.  a.  O.  S.  176  £  -*  B^ 
Stimmungen  über  die  ausserordentliche  Thronfolge,  enthält  das  haierisohe  Familin- 
gesets  V.  5.  Aug.  1819,  Tit.  5. 

f)  Von  der  Fortdauer  der,  während  der ,teutschen  Reichsrerbindung,  durch  Erb- 
verträge ,  Amvartschait,  oder  EventualBelehnung  erworbenen  Thron-  und  £rb* 
folgerechte,  s.  oben  §.  53,  Num.  IV,  §.  83  f.,  u.  §.  640.  —  Der  Fall  atueror- 
denUidter  Thronfolge  kann  auch  eintreten  bei  erfolgender  Regieruagsunföbigkeit, 
Abdication  oder  Entoetsung  ($•  a&6)  des  Throninhabers«  Desgleichen  1  weoA 
derselbe  au  dem  Besita  eines  fremden  Thrones  gelangt,  der  unvereiahar  ist  mit 
gleichseitigem  Besita  des  inländischen;  femer  wenn  die  Reibe  der  Thronfolge 
die  Gemahlin  eines  auswärtigen  Souverains  trifft ,  u.  d.  m.  Die  beiden  lebten 
Fälle  sind  vorgesehen  in  der  haierschen  VerfassJJrk  1818,  Tit.  11,  i  6,  «•  f<' 
milienStatut  v.  5.  Aug.  1819,  Tit.  V«  {«  1. 

g)  Betspiel  von    Bolsfem   u.    Schlesiviff,  oben  )•  1,  /.     Andere  Beispiele  unten, 

V«47»<'- 
//)  G.  H.  V.  Brno's  Abhandlungen  au  Erläut  der  rhein.  BundesActe,  i«  8^«  ^  ''"' 
'    Lbist  a.  a.  O.  f.  «4.  —    Hiernach  müssen  die  Ausdrücke  « Erbmonarcbie,  Erb- 
folge, Eri)folgerecht  (statt  Thronfolg^recht),  Erbprina,  Thronerbe»  u.  d.  er 
klärt  und  verstanden  werden.   —    Von  der  Wirkung  einer  Vereinigung  von 
Bundesländern  durch  StaatsSuccession,  auf  das  Stimmrecht  in  dem  Plenum  der 
Bundesversammlung,  oben  $.  199. 
f)  J.  F.  Ruurox's  Beiträge,  L  36a 

§.    245.  (180).  , 

Gemeinrechtliche  und  besondere  SuccessumsOrdnung^  PrivtdNäehuiss* 

I)   Bei  an^Tem  Familienrecbten    der   Mitglieder   des   RegenlenHaas^? 
kann  die  gemeinrechtliche  (blos  nach  der  Nähe  der  Verwandschal  1 
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und  ohne  Unterschied  des  Geschlechtes),  q^er,  selbst  bei  soayerainen 
Staaten  des  Hauses ,  eine  besondere  SuccessionsOrdnung  Statt  finden, 
2.  B.  Seuiorat,  Majorat,  Minorat  a),  auch  eine  Secundogenitur  ^),  und 
selbst  Tertiogenitar.  11 )  Für  den  PrivatNachlafs  des  Souverains  kön- 
nen besondere  Bestimmangen  gelten  e):  staatsrechtliche ,  lehnrechtliche, 
familienfideicommifsrechtliche,  vertragmäsige,  letztwillige  des  Erblassers, 
und,  in  deren  Ermangelung,   das  Recht  der  bürgerlichen  IntestatErbfolge« 

a)  G.  F.  BoEHM£R*princ.  juris  feud.  §.  iSa.  i53.  Scbott  \.  c.  PCtteb's  Lit.  HL  764. 
Kv£vn*6  Lit.  §.  i53j.  —  Durch  Vettrag  der  säcbs.  emestiniscben  Häuser  ▼. 
la  Oct.  1831 ,  ward  das  bis  dahin  ihrem  jedesmaligen  Senior  mit  der  Landes» 
hobelt  sum  Genuls  zugestandene  Amt  OUisUhen  an  S-  WeimarEisenach ,  gegen 
etse  Abimdungssumme ,  för  immer  überlassen.  Scbweitzbb's  öffentL  Recht  des 
GHgth.  S.  WeimarEisenach,  I.  19. 

h)  Z.  B.  iB  den  badischen  Grafschaften  Salem  und  Petershausen.  —  Von  dem 
Hause  Brandenburg«  vergl.  LKNz^mml.  brandenb.  Vrli.  TL  676.  FüTTxa's  bist. 
Eatwiclwl.  L  «46.  Bats  in  Ricvss  Staatsh.  XXXIL  140.  i5o.  —  Von  Oestreich, 
s.  Wbjic&^s  Geschieh te  von  Oestreich,  ao4* 

c)  So  in  d.  baier,  Familiengesets  v.  5.  Aug.  1819,  Tit.  5.  Moseb's  Staatsr.  XXVL  61. 
Ehendess,  FamilienStaatsr.  IL  1161.  u.  persönl.  Staatsr.  II.  53a.  Ebendess.  Zusätze 
xtt  s.  neuen  Staatsr.  IL  477-  Bskbo.  Sckbidt  princ.  juris  feud.,  %,  5 18.  Pcttmavst 
dem.  juris  feud.  $.  376.  A.  F.  H.  Possx  über  die  Sonder ung  reichsständischer 
Staats-  und  Privatrerlassenscbaft  (Gott.  1790.  8.)i  |.  i3  fiL,  33  u.  5o  ff.  G.  G. 
A.  H.  ▼.  Kasptz  Erört«  der  Verbindlichkeit  des  :weltl.  Beichsfursten  aus  d. 
Handlungen  s.  Vorfahren,  §.  17—19.    BooMAim  a.  a.  O. 


§.   244.  (181.) 

igenschafien  des  Thronfolgera. 


I)  Bei  der  erblichen  Thronfolge  uaeh  Erstgeburtrecht,  wird  das 
SoGcessioiisRecht  abgeleitet  TOn  dem  ersten  Erwerber,  doch  nur  für 
seine  dazu  geeigneten  Nachhommen  (saccessio  singularis,  ex  pacto  et  pro- 
Tidentia  majomm,  nach  Geding  und  Fürsorge  der  Altyordern);  nicht  von 
dem  letzten  Regenten,  yon  dessen  Willen  dasselbe  sonach  unabhängig  ist. 
n)  So  fem  der  Weiberstamm  nicht  ganz  von  der  Regierungsfolge 
ausgeschlossen  ist  «(),  haben  die  Agnaten  den  Vorzug  vor  den  Cogna- 
ten  (agnatisck-cognatische  Thronfolge);  auch  ohne  ausdrücklichen  Ver- 
zidit  der  letzten  ^)* 

«)  VergL  PGttsh's  Ltt.  DL  7d6.     Hlvbjkb's  Lit.  |.  1&39.     LtisT  a.  a.  O.   $•  33. 

Butob's  Beitrage,  Th.  I,  Num.  is.    G.  I^.  Boshkxb's  RechtsfäUeii  Bd.  I,  Num.  65. 

Von  der  Erstgeburtfolge  des  wMUcken  Geschlechtes,  inCaoms's  u.  Javv's  Ger- 

muiin,  Bd.  IV,  Heft  1  <i8io),  Num.  L  «^    G&sslieh  ausgeschlossen  war  der 

-Wcaberstamm,  in  dem  w^Hemi.  Hausgeseti   ▼•   1808,   V   **     Anders  in  dem 

wvrsraa.  Verftssongsvertr.  ▼.  18L9,  §.  7$  auch  in  dem  kUerü&h^  Familieagesete 

▼•  1806,  Art.  99  ff.,  und  in  demjenigen  Tom  5.  Aug.  1819,  Tit  5.*    Soiivircii 

a.  s.  a,  8.  s8o. 

KliiW»  SHTeoll.  Recht,  4.  Aufl.  22 
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S)  Vergl.  überhaupt  oben  {.  %^*^    Note  e,    und  BinverB't  rergletcheniU  Dnrslell 
der  SlaaUTerfass.  der  europ.  Monarchieen  o.  Bepubl.  (Wien  1818.   8.),    %.  38« 

9.   109  ff- 


§.  245.  (182.) 

F0riseizung. 

III)  Der  Thronfolger  mufs  aas  rechtmäsiget  Ehe  geboren  sern. 
AbalAiiuitung  aua  uogleicber  oder  nicht  standesmäsiger  Elhe  (ataa- 
desungleicher  Ehe,  matrimoniam  ex  ratione  ttatoa  seu  ordinis  peraooarum 
inaequale),  ist,  der  Regel  nach,  hein  rechtsgültiger  Grund  eo  Aus- 
schli^fsung  yon  der  Thronfolge.  Doch  können  durch  Staats-  oder  Fami- 
liengesetze  «),  geivi^  Arten  von  Ehen,  in  Hinsicht  auf  Thix)nfoIgeFah]g- 
Ikeit  ihrer  Abkömmlinge,  für  Mifsheirath  (disparagium)  erklart,  oder 
in  jener  Hinsicht  ihnen  gleiche  Wirkungen  mit  Mifsheirathen  be%elegt 
sejn  ^).  lY)  Auch  können,  rerm^ge  eines  gültigen  Verbots  Standes- 
mSsigerEhen  für  bestimmte Nachgeborne  <^),  die  aus  einer  standesmasigen 
Ehe  abstammenden  Nachkommen  zur  Succession  unberechtigt  seyn.  T)  Mor- 
ganatische ^,  uneheliche  oder  natürliche^  und  AdoptirNacIi- 
kommen  «),  sind  in  der  Regel  nichts  suocessioaafahig.  YI)  Auch  solche 
nicht,  die  mit  eifiem  KSrper-,  Gemüth-  oder  Geistes  fehler  behaf- 
tet sind,  mit  welchem  gänzliche  ünfKhigkeit  zu  Führung  des  Regenten- 
amtes yerbonden  ist/),  YIl}  Geistlicher  Stand,  bei  Katholiken,  ver- 
trägt sich  in  Erbstaaten  nicht  wohl  mit  der  weltlichen  Regentenwürde;  er 
ist  aber,  ohne  besondere  Restimmung,  kein  gültiger  Grund  zur  Aus- 
schliefsung  ff). 

m)  Zur  ThronfolgeFähigkeit  fordern  Abstammung  aus  ebenbürtiger  (ohne  nähere 
Bestimmung),   mit  Bewilligimg  des   regierenden  Herrn   geschlossener  Ebe:    die 
haiertsche  Verfassungsurliunde  s,  1818,  Tit  3,  $.  3,    und  das  baieriscbe  Fami- 
lienStalut  t..  5.  Aug.  1819,  Tit.  3,  §.  1;  die  würtemher^Mike  Verfassoii^ariiunde 
▼.  1819,  ^*  89  ^>^  Verfassungsurluinde  des  Gil.  Hessen  Ton  i8fto«  Art«  5.    Das 
hadtscke  Haus-  und  FamilienStatut  v.  4«  Oct.  1817,  §.  a,   spricht  die  Nachfolge 
dem   «ehelichen   ebenbürtigen   Maanstamm»   xu«     Das  kur he t suche  Haus-  und 
Staatsgesetz  v.  4*  Mürs  1817,  .§.  6,  fordert  mehr  nicht  als  Einwilligung  des  Sou- 
▼erains  su  den  Ehen  der  Prinsen   und   Prinsessinnen   des   Hauses.  —  In  dem 
grofsheraoglichen  Hause    S.  ff^etmarEUenaeh    erklart    die  PrimogenitnrOrdo.  t. 
17S4  für  Mifiiheirath,    c^de  eheliche  Veri»indung  mit  eiiMr  andern  Person,  als 
aus  einem  fürstlichen  oder  alten  reichsgräflichen  Hause».     Von  einem  Foi^ege- 
benen,  aber  nicht  bestehenden  FamilienStatut  oder  Herkommen  des  fursü.  und 
gr&fl.  iippiseken  Gesammihauses,   s.  Kuram^s  Abhandinngen  a.  fieobacht,  Bd.  I, 
S.  3s5.  —  Vergl.  auch  kaiscrl.  russisches  Maniicst  v.  ao.  Mars  (9.  April)  i8so. 
Sein  wesentlicher  Inhalt  ist  angegeben  in  Ki.#b]cb*s  evrop.  Völkerrecht,  §.  ti6,i&. 
->  Aeilere  Beispi^  Solcher  Ha«isgesetae,  seil  dem  Mitldalter,   liefert  P^rna, 
über  MiCiheirathen  teulseher  Ffirst»  und  Grafen,  S.  191  IL,  83t  ff.  a.  8o3£  — 
Der  Kmser  mnd  die  Heick$ger$chte  erkanatesi  Hausgesetne  dieser  Art,    wenn  kai- 
serliche Bestatigvng  fehlte,  nicht  filr  rechtsgOltig.    P^ma  a.  a.  O.,  &  3o3  C 
u.  4210.     MosKa's  FamilienStaatsr.,   I.   1S9.    B.    i3o.    16t  f.,   190.    a39.     Bscss 
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SuauJunslei,  X.  lai.     (v.  RutrrBi.)  Der  Rekbshofrath  la  Justie-  und  Gnaden- 
M£ben,  Th.  U,  S.  176  ff.  —    Die  Meinungen  der  ReekuUhrer  hierüber   waren 
j^tbeilt.     Vergl.  y.  Sblchow*»  Electa,   p.  877.     G.  L.  Bokhxxr*«   Recbufiille, 
B.  I,  Nuni.  55.    (Bac)  Bistor.  Entwickel.  des  Begriffs  unstandesmäs.  Ehen,  (»47. 
KivBKi'ft  hl.  Jurist.  Biblioth.  Bd.  VI,  S.  440  — 45o.   —    Manche  neuere  Haus- 
getelM  erhlaren  die   ohne  Eiuwilligong  des  Oberhauptes   des  Regentenhauses, 
von  Mitgliedern  dea  lotsten   geschlossenen  Ehen,    für  mch$if.     So   das  angef. 
wirtemh.  UausgeseU  t.  1808,  %.  18  ff.,  vu  das  äaien'scke  FamiUenStatut  v.  5.  Aug. 
1819,  TiU  4,    gleichwie   schon   das   frühere   FamilienGeseta   v.   a8.  Juli   i8<^ 
Art.  11  ff.    VergL  auch  das   §.  94^  angef.  hirhejsiiche  Hausgesets  t.  4.  Marx 
1817,  i  6«  —  Durch  ein  gemeinschaitlieh  errichtetes  könig).  HumUiverüekt^  und 
hcrsogL  Btaunsehweigisches  Familiengesetc,  yom  a4«  u*  19    Oc tober  i83i,   ward 
jedon  StamBiherni  der  beiden  Hauptlinien  des  Gesammthauses  Braunschweig- 
Lüneburg  ein  Aufsichtrecht  über  die  Vermählungen  der  Prinscn  und  Prinzessin- 
nen soner  linie  in  so  weit  augeeignet,  dals  diese  Torbunden  sind,  au  den  Ehen, 
wekbe  sie  einzugehen  beabsichtigen«  die  (bei  ebenbürtigen  Eben  ohne  besondere 
Grunde  nicht  su  versagende)  Einwilligung  des  regierenden  Herrn  nachsosuchen. 
>Viude  ohne  deren  in  formlicher  Staatsurkunde  erfolgte  Ertheilung,  eine  Ehe 
gesehlessen,    so  aollen  die  daraus  abstammenden  Kinder  weder  cur  Succesaion 
in  den  deutschen  Staaten  des  Geaammtbauses,   noch  au  dem  Rai^,   Titel  und 
Wappen  dea  Hauses  berechtigt  sejn.     Diese  Bestimmungen  sind  wiederholt  in 
dem  Hausgesetz  liir  das  Königreich  Hannover  ?om  19.  NoTomber  i836,  Gap.  3. 
h)  üu^iti'ek,  Standes  ungleich,  unstandesmäsig(matriroonium  inaequale)  ist  jede  Ehe,  die 
swiscbea  Personen  aus  yerschiedenen  Staadesclassen  geschlossen  wird.    Auch  bei 
solcher  Ehe  streitet»  wie  bei  der  gleichen,  standesmasigen,  gleich-  oder  ebenbürtigen, 
die  Bechtavennuthung  för  volle  Rechtswirkung  derselben.    Eine  Ausnahme  hie- 
«on.   krait   positiver  Bechtsbestimmung,  macht  diejenige  Art   der  ungleichen 
Ehea,  welche  MuMheirath  (disparaginm)  genannt  wird;  eine  Ehe,  welcher,  wegen 
bertimmtcr  Standesungleichheit  der  Gatten,  Rechtswirkungen  einer  gesetamäsi- 
gen  Ehe,    in  Absicht  auf  die  Kinder   und  den  Ehegatten  von  niederem  Stande,  ^ 
durch  eine  positiv -rechtliche  Regel  (nicht  durch  (Jinen  besondern  Vertrag  fiir 
den  concreten  Fall,  ^vie  bei  der  morganatischen  Ehe)  entzogen  sind.    Nur  diese, 
etnachrankend  au  erklärende,  positive  Bestimmung,   ist  Entscheidungsquelle  für 
die  Fragen:    ob  und  wie  weit  den  Kindern  Name,  Titel  und  Wappen  der  Fa- 
milie, Geburtsland  des  Vaters  (väterliche  Ebenbürtigkeit),  SuccessionsFahigkeit 
in  Absiebt  auf  Staatsregierung,    FamilienFideicommisse  und  Lehen,    und  den 
Tätcrlicben,    freieigenthumlichen  oder  AilodialPrivatnachlafs ,    ob  und  wie  weit 
der  Gemahlin  die  sonst  gewöhnliche  Theilnahme  an  den  Standes  •  und  Familien- 
Torsugen  des  Gemahls,   auch  die  erb-  und  wilthomlichen  Berechtigungen,  ent-  ' 
zogen  sejen?  —  Die  Idee  von  Mifsheinithen  ist  ein,  von  Tcutschen  erst  in  der 
neuem  Zeit  erweitertes,  Vermächtnifs  eines  rohen  Zeitalters,  wo  Eben  zwischen 
Freien  und  Unfreien .  ^ersonis  ingenuae  et  serrilis  conditionis,  doch  nur  sie,  in 
weltlicher  und  kirchlicher  Beziehung  nicht  fiir  volhvirkend  galten«  —  Die  ganze 
Tksorie  von  Aiisshtinuheu  ist  dem  Sittengcsetz,   der  Staatsweisheit  und  dem  all- 
gemeinea  Rechte  fremd.     Politisch  betrachtet*  schliefst  schon  der  Name  eins 
Beleidigung  in  sieb.    «An  ease  ulla  major  aut  insignior  coatumelia  potest,  quam 
partem  civitatis,    velut  (ooiaminatam,  indignam  connubüs  liaberiv?  Livios.  — 
In  der  Zeit  der  teutschen  Reicbsverfassung  war  der  Rechtsbegriff  der  Milsbei- 
vMh  w?der  dareh  Reiahsgesetne  noch  durch  Reichsherkommen  vollständig  be» 
stiaBut    Sowohl  von  einzelnen  Familien  des  hohen  und  niedem  Adcla,  als  auch 
von  Baehtagelelni^n^  war  er  Fielfach  bestritten,  und  selbst  der  Gerichtshrautb 
der  Rei^sgerichte  tvar  in  diese/r  Materie  schwankend  und  ungleichförmig.     In 
der  oeiiesten  Zeit  (besonders  seit  i8o6>  ward  liei  einer  Reibe  von  Vemüblun« 
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gen,    in  teutschen  gouverainen  Häusern  und  in  standesberrlichen  Famäien,  die 
frühere  Strenge  mit  Erfolg  unbeachtet  gelassen.     Daher  sollte  diese  MüsleLit 
jetat  aus  dem  teutschen  Recht  überhaupt,  wenigstens  auTserhalb  der  soureraina 
Regentenhauser,  verbannt,  (vergl.  GÖvnxa  a.  ^.  O.  S.  3o5,  3o8  o.  3io),  in  ror- 
.  hommeuden  Fällen  aber,    als  eine  rein  positive  Idee,    als   eine  der  BeclitsTer- 
muthung  widerstrebende,   mithin  einschränkend  an   erklärende   und  tob  dem 
behauptenden  Theil  streng  su  erweisende  Ausnahne  von  der  Regel  behndrtt, 
folglich  genau  hesehränH  werden  auf  die   klaren  Bestimmungen  noch  geltcsder 
besonderer  Staats '  und  FamilienGesetze,  —  Von  einer  Stelle  der  t.  BundesActe, 
die  Ebenbürtigkeit  der  Sutndesherren  betr.,  s.  unten  §.  3o3,  i/.  —  Von  dercV 
mmit'gen  Theorie  und  Praxis ,   vergl.  Püttxr  a.  a.  O.    Eienäers.  über  den  Uoter 
schied  der  Stände.   Gott.  1795.  8.    Dass  Handb.  des  teutschen  FriTatr.«  Bd.  VI, 
%.  675  ff.    ScBVAUBsaT's  Erläut.  des  Lehnr.,  V  1^^-     Mosxa^s  FsmilienStaaUr. 
IL  93—147.    H&BSRLiif,   in   dem  Repertorium   des  t.   Staats- und  Leborfcbb, 
Th.  m,  S.  695  ff.    GitsTHXB's  europ.  Völkerrecht,  IL  43a     Klvbxb*s  Abband 
lungen  und  Beobachtungen,   Bd.  I,  S.  s5a  ff.   und  373  ff,     (Etenäets,)  RecbiL 
Attsfthrung  der  väterl.  Ebenbürtigkeit  u.  familien-Hdeicommissar.  Suoeeffions. 
Fähigkeit  der  Herren  Reichsgrafen  W.  F.,  G.  A.  u.  F.  A.  Bentinck  (Varel  i^ 
&),  §.  28  —  38,  S.  73— 10a     PthrTxa*s  Lit.  DI.  748  ff.     Kl(7Bxb*s  Lir.  i  M 
Die  bekannte  Stelle  der  kais.  Wahlcapitulation  (XXIL  4),  bestimmte  teit  1-41 
die  Föigtn  der   «unstreitig  notorischen   Mifsheirath   eines   Standes  ^et  Reiclu 
oder  aus  solchem  Hause  entsprossenen  Herrn»;    sie   machte  aber  sugleich  die 
Festsetzung  des  Begriffs  einer  solchen  Heirath  abhängig  von  einem  kunftigto 
Regulativ,  das  nie  erfolgte.     Vergebens  sucht  man   daher  in  ihr  einen  Erliea- 
Bungsgruud  für  den  Begriff  von  Milsheirathen.    Nur  tbeilweise  und  itilkkwd- 
gend  erfolgte  von  Seite  der  reichsgesetagebenden  Gewalt  eine  Bestimmung  dies« 
Begriffs,  durch  den  Reichsschlufs  vom  4*  Sept.  1747.    Darin  nahmen  Kaiser  ond 
Reich  als  Grundsatz  an:    die  Ehe  eines  ReichssUmdes ,   oder  eines  aus  reichm- 
tUf ehern  Hause  entsprossenen  Herrn,  mit  evntr  fireigebomen,  nida-adtHthen^tt- 
Bon,  sey  eine  unstreitige  Mifsheirath.     Aber  auch  mehr  nicht  sagte  der  Beict»- 
aehluis.   Klubxr's  angef.  Abhandlungen,  Bd.  I,  S.  a6a  ff.    Die  rheinische  BundetActe 
erklärte   alle   teutschen   Reichsgesetzo   iilr  nichtig   und    unyvirksam  ($•  3o).  - 
Dafs  seit  Auflösung  der  Retchsverbindung  Alles,    was  durch  ReichsgeteUe  oder 
Reichsherkommen  über  Mifsheirathen  bestimmt  gewesen ,   in  Ansehaag  der  ror- 
mala  reichsständischen ,  nun   standesherrlich  untergeordneten  Fürstea  v&d  Gra- 
fen,  kraftlos  sey,   in  Ansehung  nicht  nur  spfiter  geschlossener  Ehes,  loodem 
auch  der  frfiher  geschlossenen,   so  fern  SuccessionsFSlIe  erst  nach  der  standes- 
herrlichen Unterordnung  eintreten  würden,   behauptet  GöirintB,  in  dem  asg^* 
Archiv,  L  3o8.  »   So  weit  Mi&heirathen  noch  rechtlich  begründet  tind,  bat 
man  jetat  cu  mUerseheiHen  (§.  259,  DI.  u.  26a,  DI),    1)  die  Mifsfaeiratben  sou- 
verdner  Erbregenten  und  ihrer  Familienglicder  (oben  Note  n),   und  %)  ^^^ 
gen  des  Adels,  des  hohen  und  niedem  (§.  162  n.  f.  und  3o3,  Note  4* 

c)  Sriten,  aber  nicht  unerhört,  und  nicht  unverboten,   waren,  wahrend  des  tai- 
sehen  Reichs,  Eheverbote  dieser  Art     J.  E.  F.  Davs,  über  Familieflg«^<<'  ^^ 
teutschen  hohen  Adels,  ivelche  standesmasige  Vermählungen  untersagen  (Fr» 
179».  8.),   §.  7  u.  ff.     SsLOHOw,  Elem.  juris  publ.  germ.,  T.  H.  4«  54»'   ^""' 
HaasnuEiEB,    Diss.   de  pactis  gentilitiis  familiarum  iUustr.  et  nobil.  (Mogun- 

»788.  4)»  5-  *4-  .  jj 

d)  Morganati'sehe  Ehen  (auch  Ehen  zur  linken  Hand,   matrimonia  ad  h.  ^«u 
genannt)  sind  Ehen,  bei  welchen  rechtsgültige  jiusnakmen  von  der,  die  Stm 
und  Erbfolgcrechte   der  Ehegatten   und  Kinder,  sey  es  beider  oder  ^^ 
eiaen  oder  der  andern,   bestimmenden  gesetsKehen  Regel,    durch  f^ertTtti" 
getetEt  sind.    Der  Inhalt  des  Vertrags  allein,  beatimmt«  in  der  R«gcl,  dw 
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smyn  «•  die  Rechtowirlumgeii  einer  morgatiatischcii  Ehe.  Als  Atisnalimeii,  und 
sciae  Bcstunoraiigeii  «treng,  mithiti  einscbraiiKend  xu  verstellen.  Weitere  Aus- 
führung, in  KttBu'a  Acten  des  wiener  Congr.,  VUL  175  ff.  Püttkr  Ton  Mifs- 
hctmlhen,  S.  368,  371  n.  4i4*  —  ^^'^  ^^^  SuveessionsRechten  morganatischer 
Hinder,  a.  J.  H*  Boshxsk,  De  sccundis  uuptiis,  praecipue  illustrium  personarum« 
Secl.  IL  S-  *9-  MTI.BB  ab  EsaBSBAcn,  Gamologia  personarum  illostriam,  c.  6. 
^  3t  aq.  ^o.  HsisrB.  Wolf^bt  tr.  de  matrimonio  ad  morganaticam  (Hannor. 
it36.  4*)9  $•  ^^'  36*  <9-  3o.  Rö8siG*s  Grunds,  des  t,.  t^rivatr.  961.  Bitvdb's 
Grunds,  des  t«  PriTatr.  §.  574* 

c>  Von  uitekelie^en  oder  natürlichen  Kindern,  vergl.  Wjllcr  Opusc.  IL  i63.  Moskb's 
FantuIienStantor.  E  853  ffl  860  ffl  88a  ff.  —  Von  udTifo/iti'vNachltommen,  ebendas. 
IL  i6S.  Rendess,  Staatsr.  Th.  aa,  S.  3a9  S.  Pütteb  Jur.  prir.  princ.  §.  38.  — 
Von  durch  nackjolgende  Ehe  legitiroirten,  s.  Bobh&bb  Princ.  juris  feud.,  f.  435. 
PtTTBB  I.  r.  %,  17.  .  MosEB  B.  B.  C,  EisBsHABT  Diss.  diß  }ure  liberor.  illegitiaAor. 
iw  S7*  Gtvca's  Erlauter,  der  Pandekten,  Th.  n,  $.  146.  Hi.i7BBB*s  angef.  ReehtL 
Ausföhrung  etc.,  §.  Jfi — 47,  auch  43  u.  44.  —  Von  Kindern  aus  einer  G^mt^ 
semiBke,  s.  Fottbb's  Lit.  HL  771.  Klübxb's  Lit  $.  i545.  r.  HoLBscBimm's  De- 
ductionsBibliotheh,  L  3i5.  Mosxb's  StaaUr.  XIX«  456.  XVm.  494.  Bhendess. 
Zusatse  su  s.  neuen  Staatsr.  IL  553  ff.  Bxirsg  Staatsh«  HL  433.  VI.  99.  Zxpbb- 
bicb's  SaraniL  auscries.  AbhandL  aus  dem  Leimr. ,  Th.  IV,  S.  3o4  ff.  KLiTBsm's 
angef.  BechtL  Ausfuhrung  etc.,  §.  i5  —  38,  8.  35  —  73.  -^  Hiergegen. 
A.  W.  ll£VPTEB,  die  Erbfolgereehte  der  Mantel*Kuider,  Kinder  aua  Gewissens- 
ehen etc.  Berlin  i836.  8.  Wider  Letctem,  C.  F.  Dzetbb,  die  Gewissensehe,  Le* 
gitlmation  durch  nachfolgende  Ehe  etc.  Halle  i838.  8.  —  Kinder  der  Liebe 
tenUcher  Fürsten.    (Von  Job.  Fbixdb.  Graf  y.  Bbvst.)  Lnbben  1813.  8. 

/)  VergL  unten  |.  217,  Q.  und  Kbobb*s  rechtl.  Abhai^dlungen,  ^^i,  948.  C  F. 
Walc«  Opusc.  n.  180.  Merkwürdige  BeichshofrathsGutachten,  IB.  307.  fflirt9mb. 
Hausgesets  v.  1808,  §.  3, 

f)  VergL  Mosxn's  FamilienStai^tsr.  I.  aS.  Ebendeu,  Lehnsrerfhssung,  196.  Pövtbbi 
Prim.  lin.  juris,  prir.  princ.  §•  3i.  Ebendess.  Beiträge,  0.  i4q.  u.  Bechtaf.  Bd.  II, 
Th.  3,  S.  i49«  553.    T.  UoLZ8cHVHXB*s  DedactionsBibliothek ,  L  38o. 


§.  246*  (183.)  • 

itegierunßsaniriH.    Regierungseid.     Huldigung^    Einxug,    Krämmg. 

In  der  erblichen  Einherrschaft,  tritt  der  yei^fassangsmasige  ThroaToU 

ger,  nach  dem  Abgang  seines  Yorfahrs,  ron  Rechtswegen  (ipso  jure), 

mithin    unmittelbar,'  an  dessen  Stelle.      Er  tritt  daher,  nach  erledigtem 

Thron,  sofort  die  Regierang  an  a).    Er  yerkündigt  solches  den  Un- 

terthanen,  erklärt  sich  für  rerpflichtet  zu  Handhabung  der  Staats- 

terfassung  &),   schwort,   wo  es  nSthig,  den  Regierungseid  c)^  und 

nimmt  die  Staatshuldigung  d^  ein  $«  273  u.  373)«     Doch  ist  VOA  der 

Leistung  des  Regierangseides  die  rechtliche  Fortdauer  der  Landesrerfasiung 

eben  so    wenig   abhangig,  als  yon    der  allgemeinen  Landeshuldigung   die 

Verbmdlichheit  der  Unterthanen  zu  staatsbürgerlichem  Gehorsam  gegen  den 

neoen  rechtmiisigea  Landesherrn.    Auch  den  SuccessionsBerechtigt^n,  wird 

T^leich  die  ?orläuiige  oder  ErentualHuldigung   geleistete).     Ueber- 

dem  kann  eine  feierliche  Inauguration,  Einzug   und  KrSnung  Statt 

Wben  /), 
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•)  MoMca'ft  SUator.  XVHL  4-^1.    EJkmdßss,  persivl.  StMlsr.  H.  1«. 
k)  Eine  förmliche  y^rtickerungturhmde  hat  der  neue  Regent  defiihaJb  aussueteileo, 
nach  dem  s.  weimmr^etsemtck,  GrundgeteU  über  die  liodatiKd.  Verfaaa.  t.   1816, 
^  ti6  u«  i«8v   iit  Hlübxb's  SUaUartbiv,   Bd.  I,    8.  aoi;    nach   d»   laadsdiaAL 
Gruadgeaets  des  Fürstenth.  NilMtirg^uten  v.  1818,  ^.  56;  nach  d.  föraii  wuideci, 
LandetTertrai;  über  die  laudstünd.  Verftws.   ▼.  1816,  f.  4<;    ■s^b  der  groCsh. 
kesstschan  Verfasauiigsirrk.  v.  i8ao,  Art.  106;  nach  der  würtemh,  Veri^MiuignKrlk. 
▼•  1819,  S-  10;   nacb  der  t.  cöhitrg'saaljeiä,  t,  1811,  §.  190;   narh  der  meimm^i- 
schitn  y.  1819,  Art.  107;    nach  der   erneuerten   I^ndscbaftordn;  des   Herxogtfa. 
J7raicii#dbp9t^Wolfenbättel   u.  des  Fürstenth.  Blanhnhwf  t.  i8«o,   §.  «r^;    nach 
der  köttigl.  Aoeks.  Verfass.  Urk.  f.  i83i,  §.  i38;  nach  der  ht^moilem^sigmarm- 
gucken    T.   i833,  §.  196.  und  nach  dem  hannoverischen  Grundgeactse  tob 
i833,  S*  >3.    Statt  dessen  hat  König  Ernst  Augast  durch  Patente  ▼om  5.  Ju'i 
u.  I.  November  i8S7  erklärt,   dafs  dieses  ganse  Grundgesetz  ihn  weder  formell 
noch   materidl  binde-     Alshscht^s  staatsrechtliche  Bedenken  über   das    Patent 
dea  Königs  E,  A.  Zweite  Aufl.  Stuttg.  i83T.  8.  *-  Das  k.  hann.  Pal eoT,  die  deutsch. 
SUUide  uad  der  BundesUg.    Leips.  1837.  8.   Von  O^friesland  s.  T.  D.  Wiabda*« 
ostlHes.  Geschichte,  Bd«  V,   S.  86,  Bd.  Vm,  S.  5  u.  i^.  Bd.  IX,  S.  194,  Bd.X, 
8.  6,  u.  Abth.  a.  8.  ai3.  —    Von  Schleswif^  und   Holstein,   s.  oben  §.  1 ,  ^-   — 
llostB^s  persönl.  Staatsr.  II.   14.  35.     Ebenders»  von  -der  ReichsstSnde    Landen, 
ti5d>  *~  8chon  in  dem  alten  Frankreich  schwur   der  König  den  Regiemag&eifi. 
GaiaoBivs  TuBomnrsis,  Hb.  IX.  c.  3i.    Bjktvsios,  Capitularia  regum  Francor^  B.  5. 
#)   Bm0riseh»    Verfassungsurk.   v.   1818,    Tit.   X,    §.1.   Buieriscke    Familiengesetxe 
▼•  1806,  Art.  71  f-,  u.  V.  18.  Jaa.  1816,  Art.  81.  —   Von  dem  ehemaligeii  ff^^ar- 
temberff,  a.  Tübinger  Vertrag  v.  i5i4,  v.  Erbvergleich  ▼.  1770,  am  Srhiuf»;   in 
den  Haupturkunden  der  nvQrtenib.  Lamlesgr  und  Verfassung,   Hefl  I,  8.  4^  "•  ^« 
Heft  n,  8.  18a  f.  Heft  IB,   8.  7  u.  40.   --    Von  SchUiwi^  und  HoLt^in,    oben 
§•1,4^  —   Privilegien  der  BramuckweigH^olJenhuUel,  Landschaft  v.  1770,   §.  "9, 
ti.  Erneuerte  LandschaflsOrdn.  des  Hersogth.  Braunschiv.  Wolfenbüttel   u.  dei 
Fürstenth.  Blankenburg  v.  i8so,   §.  79.  *—    Von  Schweden   s.  oben  §.  989  ^.  ^ 
Verfassungsurk.  des  Fürstenth.  Nntekdiel  v.   18.  Juni  1814 4  im  Eingang,    in  d. 
Handb.  des  Schweiser.  Staatsr.  (Aaraii  18a  1.  8.),  S.  4^-  —  V^erfassungsurkunde 
des  Königr.  der  Niederlande  v.  181 5,  %.  53. 
.  O  Pihma's  Lit.  BL  96.    Klcbkb's  Lit.  %.  889  ff.    C.  G.  Bubx  Grundsatse  der  Hul- 
digung.   Tüb.  1794.  8.     MosEB  von  der  Landeshoheit,    in  Ansehung  der  Uater- 
thanen,  Personen  und  Vermögens,  4^*   —    Baier,  Verfassungsurkonde  t.  i8i8> 
Tit.  X,  §.  5* 
#)  Vergl.  unten  §.  272.    Moseb  von  der  Reichsstände  Landen,  1159.    Rauss  Staatsk. 
XBL  342.    Mkbbai}*s  Miscell.  H.  146.    PeTTxft's  Lit.  in.*>893.    Klubeb's  Iit46.-' 
Verbunden  mit  der  Aufnahme  in  dea  CtvilMäbenls,  d.  h.  ebne  Mitregierong  und 
Mitgenufa,  ward  die  EventualHuldIgung  bisweilea  gebraaekt,  am  einem  Sacccs- 
sionsBerechtigten,    auf  den  Todesfall  des  jetsigen  Besitsers,  die  Vortbeile  des 
Besitzes  schon  jetzt  zu  verschaffen ,   und  so  dessen  Nachfolge  eu  sichern.    Just. 
Kobtholb,  Diss.  de  possessione  ea  lege,  ne  contra  tradentem,   dum  vivit,  exer- 
ceatur,  tradita,  §.  3.    Hbitk.  Coccxji  Deduction.  iUustr.,   T.  L  p.  209.     MosKn*s 
persönl.  8taatsr.,   Th,  B,  8.  593  f.     Ebendess.  FamilieB8taat8rM   Bd.  1,  8.  17  f. 
G.  L.  BöBX£B*s  Rechislalle,  Rd.  I,  -8.  5o6.     ScawBniB's  Theatrum  practeusion.« 
TL  n  (nach  GUfe>*s  Ausg.),  S.21.    KitJsxa's  kl.  Jurist.  Bibliothek.  8t.  a  &44i  ff- 
Die   oben   (§.  245  h)  angcf.  Rechtl.  Ausfuhrung  etc.,  §.  69—72,   S.  176—183. 
Damder  s.  J.  ria.  de  Caaxeb   diss.   de  impossibili  in  diein  traditione  s^mbo- 
lica,  in  dessen  Opus«.  T.  I.  p.  641. 
/)  Mo8BB*s  persdnl.  Staatsr.  11.  i3. 
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§.  247.  (184.) 

Regierumgsmündigkeii  des  I%ronf olgers.     Unfähigkeit  des  Staüis^er- 

herm..   Begenisckaß.     Thronerledigung. 

1)    Die  Regierangsmündigkeit,  das    regieniDgsfaliige    Alter  des 
'rhronfolgert,  wird  bestimmt  durch  Staat»-  und  Hausgesetze  oder  Verträge^ 
zawdleii  durch  Willenserklärung  des  Vorfahrs  «).     II)  Bis  zu  Erreichung 
desselben,  wenn  dem  Thronfolger  die  Succession  angefallen  ist,  und  auch, 
wenn  nach  dem  Regierungsantritt,  durch  einen  Körper-,  Geistes-,  oder  Ge- 
inüdireUeT,  durch  Abwe!jenheit  (z.  B.  Flacht»  Gefangenschaft),  durch  Suspen- 
sion oder  Entsetzung  des  Oberheirn  von  der  Regierung,  Regierungsunfa- 
hfg^lieit  erfolgt^),  desgleichen    bei  erloschener  Thronfolge,  tritt  —  wie 
in   WeKIstaaten   wahrend   einer  Thronerledigung    (Interregnum)  die  Zwi- 
scheuregierang  —  eine  aufs  erordentliche  Staatsrerwaltnng,  eine   Re- 
gentschaft ein;  eine  Vormundschaft  liehe  oder  InterimsRegierung,  Reichs- 
iider  Begi6ruiigsrei*wesung ,   Yicaiiat,  StaatSTOrmundschaft  c)^   welche  rer- 
hütet,   dbfs   die    Staatsregierung    zweckwidrig   geführt   4)der   unterbrochen 
^erde,  und  der  Staat  in  Regierungslosigkeit  oder  Anarchie  falle.     III}  Der 
Regent   oder   Regierungsverweser,  das  interimistisch   regierende   Subject, 
iuhrt  die  Staatsrcgiet*ung  in   der  Regel  allein  fl);  aber,  auf  das  Wenigste,  '  ^ 
mit  denselben  Beschränkungen ,   wie  der  Staatsoberherr.     Seine  natürliche 
Bestimmung  ist,  alle  nicht  positir  ganz  unzweifelhaft  ausgenommenen  Rechte 
der  Regierangsgewalt,  gleich  dem  wirklichen  Landesfursten,  nach  Erforder- 
nifi  der  Landeswohlfahrt  auszuüben  ').     Er  erhält  in  dieser  Hinsicht  beson- 
dere Ehrenbezeugungen  und  Einkünfte.     IV)  Die  Regentschaft  hSrt  auf, 
so  bald    die  gewohnliche  oder    ordentliche   Regierung  wieder  eingetreten 
ist,   wenn    nämlich    der   Sou verain  die    Fähigkeit  zur  Selbsti%giemng,  die 
Regierungsmündigkcit  erlangt,   das   heifst,    das   gehörige    Alter  erreicht/) 
oder  den  gehSrigen  RSrper-,  Gemüth-  oder  Geisteszustand   wieder  erlangt 
hat,   oder    wieder   anwesend^    oder    wenn    der .  Thron  wieder  besetzt  ist. 
V)  Bei  erloschener  Thronfolge,    oder  bei  ganzlicher  Thronerledi- 
gang,  gebührt  die  Wiederbesetzung  des    Throns,  im  Zweifel,  dem  Volk 
oder  dessen  Stellvertretern  ^). 

a)  Meist  das  Tolleiidete  acKttehnte  Jahr.  Püttbb*s  Lit.  781.  KLÜssa's  fit.  §.  t558. 
Mosxa's  persönL  Staatsr.  L  688.  Jos.  Freibr.  ▼.  Hoakatb  über  Minderjährig- 
keit, Vormundschaft  u.  Grolsjahrigkeit  im  östreichischen  Kaiserstaate  und  Kai- 
•erhawse.  Wien  1808.  8.  Pnnemi.  Veriass. Vertrag  v.  1819,  }•  9^  Hansgeset« 
r.  i8c6,  $.  5.  u.  Familiengesets  t.  8.  Juni  i8s8.  ßaierische  Verfa8ft.Urk.  ▼. 
1818,  Tit  I,  §.  9,  u.  Famüiengesets  t.  1808,  Art.  71.  Das  angef.  htrhess.  Haus- 
geseu  T.  1817;  $.  3.  Verfass.Ur]i.  des  Hönigr.  Sachsen  v.  18S1,  §.  8.  HatmÖPtrüekes 
Gnmdgesets  r.  i833,  §.  12.  Hausgesets  fiir  das  Königreich  Hannoyer  t.  19.  Not. 
t8)6,  Gap.  5.  Braunsekmeigisch»  neue  Landscbaftsordnung  y.  iSSs,  $.  i5.  In 
dem  g^saunmten  Hause  Sachsen  ernestinücher  Linie  das  surüdcgelegte  ein-  und 
swaangste  Jahr.  So  auch  in  der  alhertinischeu  Linie  bei  den  Nachgeborenen, 
bei  dem  regierenden  Herrn  das  achtxehntc  Jahr.  Wcissji*s  Staatsr.  des 
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Köuigr.  Sacbsen,  Dd.1,  §.45  u.  S.  an.  Auf  den  Antritt  de«  ai.  Jahre«  bestinmit 
die  Verf.I^rk   von  HohenzollemSigmarmgen  v.   i833,  §.7.  —    In  dem   kerMgL 
Hause  Brmtrudiwetff  bestimmt  ein  Haus-  und  Lande$^sets  (pactum  Hcarico- Wil- 
Iiclminum)  von  i535  das  vollendete  18.  Jahr.   Aber  in  der  'WirldichketK  vrar  es, 
besonders  nach  dem  erklärten  Willen  des  Vorfahrs,  fast  immer  anders  ;  das  vol- 
lendete 25.,   94V2M  32^/^.,  33.,   19.  Jahr.  Mosbh  a.  a.  O.,  S.  570  ff.  EJbnwitt*,  t. 
Staatsr.,  XIX.  358  ff.  Rxbbsbtro^  a.  (oben  $.  343  c).  a.  O.  S.  ii5  ff.  (£.  GrdfcA  v. 
MO^sTt^a's   Widerlegung  der  ehrenrülu*igen  Beschuldigungen,  welche   Sich  Se. 
Duri-hl.    der   regierende  Hr.  Hensog  v.  Braunschweig   gegen  Ihren    erhabenen 
Vormund   etc.   erlaubt  haben.  (3.  Aufl.    Hannover  1837.  8,    Auch  fransösiscb : 
Refutation   des  accusations  etc.  Ebendas.  3.  Aufl.  1837.),   S.   5o  ff.,    168  — 185. 
( HcRLEBUSCB )   übcr    den   Zeitpunkt   der  Volljährigkeit    der  Prinsen    aus    dem 
Hause  Braunschweig.    Braunschw.  1837.  8.    (Witt's  genannt  t.  Döbaibg)  Ver- 
such  die  Mifsrerstandnisse  su  heben ,  welche  «wischen  dem  König  ▼.  Eiif^land 
uud   dem  Hsg.  von  Braunschweig  durch  den  Grafen  v.  Münster  herbeigeführt 
worden   (Hamb.    1838.  8.),   Beil.  S.   16  ff    Gutachten   (von  Scbhidt   genannt 
V.  Phiseldech,  V.  Mabtf.ks,   G.  P.  V.  BüLOw,  u.  A.)  u.  Druckschnflen  für  u. 
wirler,  in  d.  Anhang  2U  vorstehender  und  eu  folgender  Druckschrift:  Gehörige 
Würdigung    u,    aktenmäsige    Abfertigung    des    gegen   Se.  D.  den    regier.    Hm. 
Herzog  v.  Braunschweig  erschienenen  Libells  (von.  Kuvdwobth,  Strabb«  &8a8.  8.), 
8.  399  —  4^9>     I^«  ^'  Kx]SBrs*s  Hints  on  the  Time  of  the  coming   of  Age  of 
llie  Dukes  of  Brunswic  -  Lüneburg.  London  1838.  8.     Ron.  BBisBMAss'a  puhli* 
listisi'hc  Prüfung  der  Beschwerden  Sr.  Durchl.  des  Herzogs  Karkv.  Braunschw«, 
in   Betreff   der    vormundschaftL   Verwaltung    Sr.    Maj.    von   Grofsbritanlen  u. 
Hannover.    Kiel  1839.  8.    (HäBBiiLiir's,   gewes.  braunschw.  Kreisamtmanns )  Pu- 
blicislische  Darstellung   einer  angebL    publicist.     Prüfung    (BaimiMAirB*«)    der 
Beschwerde   Sv,  DurchU   u.  s.  w.    Lausanne  (Braunschw.)   »839.  8.     Jkoch: 
(Bos8E*s)  DarstelL  der  Verhfiltnisse  des   Ton  Braunschweig    entwicheacn   Geh. 
Raths  T.  Schmidt F Phiseldeck  u,   s.  w,    (Braunschw.)  1837.  8.  —    Im  Zvreifel 
sprechen    flir  das  35.  Jahr,    als  den   in   dem  röm.  Recht   gesetzten  Zeitpunkt 
der  Volljährigkeit,  der  Reichshofrath  1783,  HIbbbz.is*s  Repertor.  des  t.  Staats- 
u.  Lehnr,,  Th.  III,  S.  371,   u,   Pi^TTSa  in  iustitut.  juris  pivbl.   germ. ,   {.  458. 
£/tf«i/.  Jus  priv.  princ.,  §.  77.    Mdseb's  t.  Staatsr,  XVIII,  4^*    AUj>n*a  teutache 
Staalscopstitutionen ,  Bd,  H,  S,  5o6.     Rxvss  t,  Staatskanalei ,    IQ.  807.   VH. 
210,  —    Von  dem  Titel  des  Thronfolgers,  oben  ^,  110,  und  von  dem  Tkel  des 
niindcr jährigen    Regenten    wahrend    der    Regentschaft,    unter    welcher  er    in 
manchen  teutschen  Staaten  Landprinz  titulirt  ward.    Mosbb*s  Famih'enStaatsr^ 
n,  7^5,      Ebendets,   Staatsr.   XXn.    au,     &enders,   von  den   t.   BricbsstSnden, 
S.  654«   —    Von  der  Erziehung"  dos  minderjährigen  Sourerains,   s.  Wuvtemb. 
Verfass.Vertr.  v.    1819,   {.   16.    t.    Abstis's   cpnstitutionelles  Staatsr«,    B.  I« 
S.  318  —  337.    A.L.  V,  Masse vBA.Ga  über  Fürstenersiehung  in  ReprasentatiT Ver- 
fassungen, Heidelb.  1817.  8. 
l)  Verschiedene  Fälle   sind  hier   su  unterscheiden:  I)  Körper fohler,  a.  K  Taub, 
uud  Stummheit,    Taub«   und   Blindheit,    einaelu  oder  rereinigt,  fortwäbrende 
schwere  Krankheit  (morbus  perpetuus).  Als  Kurfürst  Ludwig  IL  Ton  der  Pfals 
blind,  taub  und  lahm  geworden  war,  enthoben  ihn  seine  Söhne  und  Blthe  der 
Regierung,  und  übertrugen  solche  dem  Kurprinaen  Ludwig.    Mosbb^s  persönU 
StaaUr.  i,  Th.  I,  S.  668.    R.  T.  Gvtot  diss.  de  jure  surdo-mutoruro.  Gromug. 
1834.  8,-11)  Seelen'»  oder  Geisten  -und  GemiUhfehler,    (Von  den  Schwädien  und 
Krankheiten  der  Seele,   in  Ansehung  ihres  £rkenntni(s>  und  Empfindungs •  Ver- 
mögens, 8.  Kaitt^s  Anthropologie,  S.    134  ff  u.  68.)    KtUBaa^s  Lit  V  «557^. 
Cab.  Qno  Gbaxbx  pr.  de  tutela  et  cura  prindpum,  Rint.  1796.  4-  Sramr  juris 
prud.  heroica,  P.   V,   p.  639.    Mossa's  Staatsr.,  Th.   18,  S.  149.  ^m  fÜMvnxsy 
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aeait.  }un$  pnr.  priac  m.  363.  f «  8  C    Die  Goldene  Bulle  CarU  IV.  t.  1356, 
Cap.  «5,  f.  3  u.  4)  ■»  d«*  unten  sn  6.  334,  §.  25$,  Note  d^  angefahrten  SteUe. 
Lci>Kwi«'8  Eriaut  der  6.  B.,  Tb.  II,  S.  477  ff.  —    Man  unterscheide:   BUkUmn 
(Scfawehainmgkeit,  Einföltigheit),    ßTaknsüm  (Verrficktheit)  und  Raserei  (Tob- 
sacht  >.  —    Von  dem  hanttüverischen  Fall  des  Königs  Georg  DL  ,1788,   s.  Rbvss 
Staatsh.  XDL  1.  17.  46.  70.  81.    Als  im  Herbst  1810  König  Georg  lEL  abermals 
(Tt  J«  alt)   in,  eine  Geisleskrankheit  gefallen  war,   ernannte  au  Anfang  des  J. 
1811  das  Parlament  den  Prinsen  r.  Wallis  cum  Regenten.    Polit.  Journal,  1810, 
&  i«3o$   idti,  S.  98.  —  Von  dem  Henog  Joseph  Maria  Goneaga  von  GuaskUla, 
17^9^  dflr  in  Wahnsinn  mit  anfallen  Ton  Tobsucht  verfallen  war,  s.  Merkwür- 
dige BeichsbofrathsGuUehten,  lU.  907.  Habtzelt's  Grundlinien  der  Reichshofraths- 
Praxis,   Beilagen,  S.  3i— 6«.    Von  den  Fällen  des  Fürsten  Nicolaus  Leopold 
v<m  Smim^Salm  1769,  u.  des  Erbprinaen  Carl  Albrecht  Christian  von  Hohanlohe* 
fß^aUenäar^'Sekilling^sßirsi  1790,  s.  man  Hakbslt's  Grundrifk  des  Teichshofk*8thl. 
\  erfakrcos  in  Justia-  u.  Gnadensachen,  Bd.  III,  Abth.  1,  S.  390  u«  394  —    Von 
dem  Fall  des  Fürsten  Friedrich  Carl  von  Neuwied,    1793  —  180s ,  s.  H4Bsu*ni*s 
Staatsarchiv,  IL  ao3.  V.  114.  XL  3io.  XIL  20.  896.  XUL  so.  XVL  397.  XIX.  973. 
NXnL  3o8.    Malblahb's  Anleitung  aur  Gerichts-  und  Kanalei Verfassung,  IV.  54- 

—  Von  dem  Fall  des   Fürsten   Leopold  aur  Lippe,  1791  —  1803«  s.  Habbruvs 

Staatsarchiv,  L  74.  BL  374.  3o3.    Politisches  Journal,  1790,   S.  1198;   1791 9   S. 

98,  3oa  u.  4^7;  1795«  S.  4oB,  908  u.  1381.    (BoTaaae's)  Merkwürdige  Krank- 

heits.  und  Curatelgeschichte  des  regierenden  Fürsten  sur  Lippe.    17^»   8.  — 

Von  dem  FaU  des  Grafen  Philipp  Ernst  von  Lippe 'Mverdissen,  Stifters  dieser 

Linie  und  der  jetat  regierenden  von  Scbaumburg- Lippe  oder  Bückeburg,   i685 

'173S,  s.  Actenmäsige  Geschichte  des  Lippe -Brackischen  Erbfolge -Streits  etc. 

(Backeborg,  1806,  Fol),  $.  i3  u.  14,  S.  17  ff.  u.  f.  64,  S.  86  ff.,  auch  f.  i7f 

S.  s3,  S.  3i.    Mossa's  teutsches  Staatsrecht,  Tb.  XBI,  S.  378,  818  ff.    Darstel- 

loBg  der  Landeshoheit   des  hochfUrstl.  Hauses  Lippe  in  Detmold  über  das  im 

Furfttenthum  Lippe  belegene  Parochial  •  Amt    Blomberg  (Lemgo    1818,  FoL) 

S.  3  Note  I.  —    Von  dem  Fall  des  Uereogs  Peter  Friedrich  Wilhelm  von  Hol- 

j/tm^iAmkurg-,  1785  —  1838,  s.  Rhein.  Bund  XXVIH.  i56.  —    Fall  des  Fürsten 

Carl  AJbrecht  Christian  von  Hohenlohe  -ScKHUn^sfikrH,   1798—1796.  -*    FaU  des 

Modnnnigen  Grafen  Gustav  von  Sa^ff^iugensUin,  1698.  Mosxa's  Staätsr.,  Th.  189 

S.  i33.  —  Fall  des  Grafen  Hermann  Friedrich  von  Bentheim  au  Bentheim.  1738. 

Mona's  persönL  Staatsr.,  Th.  I,  S.  383.  -^    FaU  des   Markgrafen  Christoph 

von  Baden,  i5i5— 1637.    ScnoxFrLiir  bist.  Zaringo-Badensis,  Th.  O,  p.  376.  sq; 

—  FaU   des  Heraogs  Wilhelm  von  Brauntchweig  -  Lüneburgs ,   1681— 1593,    Mo- 
iEa*s  peraönl.  Staatsr.«  Th.  I,  S.  611.    RxTmisTxa's  braunschw.lüneburg.  Chronik, 
8. 1618 f.—  W^n  auffallender  Geistes-  und  Gemüthstörung  durch  Trübsinn  und 
Schwäche    des  moralischen   Begehrungs Vermögens  su  sweckgemäser  Regierung 
unfähig  geworden,  mufste  Kaiser  Rudolph  IL,  auf  Verlangen  der  Stände  und 
iciner  Unterthanen,   durch  eine  Urk.  v.  la.  Apr.  1611  die  Regierung  über  Böh- 
men, Mäkren  ^  Schlesien  und  die  Lausitz  an  seinen  Bruder  Matthias  ohne  Vorbe- 
halt abtreten ,   dem  er  schon  am  39.  Jan.  1608  dieselbe  über  Ungarn  und  Oest- 
reich  fiberlassen  hatte.     Die  römisch -teutsche  Kaiserkrone  blieb  ihm  bis  an 
schien  Tod,  30.  Jan.  1613.  K.  L.  WoLTKAinr's  Geschichte  Böhmens,  Th.  U,  S.  146 
--163^  T.  Ravhzb's  Geschichte  Deutschlands  von  der  Abdankung  Carl's  V.  bis 
m  dem  westph.  Frieden.    Mossa's  persönl.  Staatsr.,  Th.  I,  S.  667.    lU)  Lang- 
^wierige  jihwesenheit,  aumal  an  unbekanntem  Ort,  freiwiUige  oder  geswungene, 
i^B.  VerschoUenheit,  Flucht,  Gefangenschaft,    v.  OMPmnA's  Ut.  des  VöUwrr. 
i  Sti.  C  L.  na  DasouaKAinr  diss.  de  pactis  et  mandatis  principia  captivL  Hai. 
1718.  rec.  1741.    J.  C.  W.  DB  Stxck  de  rege  captivo  regno  se  abdicante;  in  sei- 
nen Ohas.  subsec,   n.  31.    IV)   (?ro*c  VerleUung  der  Regentenpßichun ,  %,  B. 
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MilsbrMich  der  liuidktberrllokeii  Gewalt,  Tyrannei^  landTtederblicte  ProdisyiUt. 
Vmitm  ^  »55,  und  dt«  datclbit  Note  ä  «ngef.  Betspieie.  Steht  1.  c.  P.IV.  p.  6«0. 
oa  NxuMAHV  L  €•  T.  nL  p.  367.  6id.  Hooeb's  t.  Staatsr.,  Tb.  18,  8.  149;  1*^  ^. 
8.  1^7.  Bkend^rs.  von  d.  kais.  Regierung&reclttett  11.  PflicliteOf  Th.  I,  &  si9.  ff. 
^  Fall  des  Ffirslen  Wilhelm  Hyacinth  au  NrnssatiSü^en ,'  1707.  Mosai  «.  a.  O. 
S.  «4«.  Eh^ndess,  pera^ol.  Staattr.  der  Reaehtit&ide,  Th.  I,  S.  6i5.  —  Fatt  des 
Hersogs  Carl  Leopold  Ton  BhcklünkwrfStkmerm,  1798—1747.  Mosxa'a  SuaUr. 
Th.  a4«  a  s64-36i,  beranders  S.  ti83  ff.  u.  3o6  ff.  £6en^ri.  rou  der  t. 
BakhastäBde  Landen,  S.  ift53  C  Ebendess.  periönl.  Slaatar.,  Tk  1,  S.  638. 
667.  J.  F.  Frzrriveaa'a  Htsloric  dea  braiuuchweig -Lüneburg.  Hauses,  Tk  IQ, 
S.  744 --783.  Hsiaaicn's  teuUche  Reichsgescbichte,  Th.  MI,  S.  740  fL  Th.  MH, 
&  «79  IL  —  Fall  des  regierenden  Reiohsgrafen  Friedriihs  von  UmmgvmGmmtn' 
kimm,  1770.  Mosn*6  ZusStse  an  s.  neuen  Staaten.,  Th.  O.  S.  453.  Pvttkb*s  histor. 
EntwicbeL  d^r  Staatorerfass.  des  t.  Reichs,  Th.ni,  S.s36.  —  Fall  des  regierendrii 
ff^iU"  XU  Rfmmgrafen  Carl  Magnus  su  Bhemgra^nstem  u.  Grehwtäer,  1775.  Mo- 
an  a.  a.  O.  Th.  n,  S.  455.  Rsvss  StaaUkaasley,  Th.  IQ,  S.  43t.  Perm  a.  a.  0. 
.  8.938.  F.C.  Lavcbbasi)'«  Leben  und  Schicksale.  Th.  I  (Halle  179s),  S.  «1  ff  — 
Fall  des  RcichsErbtmchsessen »  regierenden  Rdchsgrafen  Gebhard  Xa^er  10 
^olfegg^aldstt,  1778.  Mosaa*«  angef.  ZusStse,  Th.  0,  S.  460.  PilTTaai  a.  a.  0. 
S.  s38.  —  Flucht  des  Hersbgs  Carl  Ton  Braunschweiff  am  7.  Sept.  i83o,  bet  ei- 
nem Attlhihr  u«  Verbrennung  seines  Residenssrhlosses.  VergL  unten  ^  a55  d. 
V  )  PrivtUveHrtekan.  PCttke's  Lit.  786.  RLessa's  Lit.  %.  i568.  Ahast.  Famci 
diss.  Princeps  peccans.  Jen.  1674.  J*  ^*  Möilbb  diss.  de  obligalione  subditorum 
ex  delicto  summae  potestatis.  Jen.  1698.  4*  o>  NiVHAsm  de  delictis  et  poeuiv 
priacipumj  als  1,  Theil  seiner  Meditat.  juris  privati  princ.  J.  H.  a  Sxma«  diss. 
de  modis  finiendi  superioritatem  territorialem  (Ups.  1730.),  cap.  5.  de  delictis 
principum.  P.  F.  a  Rsllhovt  diss.  de  jure  puniendi  princtpera  definqitcntem. 
£rf.  1717.  4«  J-  G*  CsABsa  diss.  de  delictorum  et  poenarum  in  causta  statuum 
Imperii  R.  G.  Francof.  ad  Viadr.  1728.  4«  i*^<**  Lips.  1738.  J.  C.  na  CaAxu 
opusc.  T.  IV.  p.  53o..  Mosxh's  persönl.  Siaatsr.  der  Reichsständc,  Th.  H,  S.  %qo, 
»B  SxLCBow  elem.  juris  publ.  6.  R*  L,  T.  IL  f.  610.  sqq.  äiKSKBBBÖ  Beitrage 
sum  t.  Rechte,  Tk  RI,  S.  191 ;  Tk  IV,  S.  91  und  laS.  Ausser  grobem  Miß- 
brauch der  Landeshoheit,  fielen  dem  vorhin  genannten  regierenden  Reichsgrafen 
Ton  LeiningenGünterblum  surLast:  «schreckbare  Gotteslästerung,  attentirte  ho« 
micidia,  Teneficium,  Bigamie,  crimen  laesae  roajestatis,  concussionis  seiner  Ln- 
terthanen,  und  unerlaubter  Mifshandluagen  fremder,  auch  geistlicher  Persooen»; 
dem  genannten  regierenden  Wild-  und  Rheingrafen:  «von  ihm  selbst  eingestan- 
dene schändliche  Beträgereien  und  rielfaltig  begangene,  befohlene  and  sugelas« 
sene  Fälschungen».  —  Beispiele  von  LamdBsketekmerden :  wider  dto  Fürsten  Ton 
Ostfritsland,  1710  u.  iL  bei  Mosxb  von  der  Reichsstände  Landen,  S.  iao5  ff.$ 
wider  den  Hersog  Carl  Engen  ron  Würtemberg ,  1760 — 1779*  in  Mosbb's  Le- 
beasgeschichte,  Th  R,  S.  na  ff.  u.  Ebendeu.  SteatsHandbuch  ▼.  1768,  8.44«  ff. 
Beispiele  von  Junätmüthräuchen^  bei  Mosbb  von  der  Landeshoheit  in  Joatixsachen, 
S.  t  fil  u.  197  ff.  Ebtnders,  von  der  t  Justisverfassung,  Th.  I,  S.  91a  ff.  Von 
ObinetJustia,  s.  man  §.169,  373  u.  353.  —  Bei  ganzer  oder  theil  weiser  Be^ie- 
rungaunflihigkett,  hat  man  Beispiele  von  Abdankung  (Abdicatiou),  freiwilliger  oder 
geswungener*  Regiemngscntselsung  oder  ThronRevolntion.  Unten  $.  355  u.  f.  Klü- 
bib's  Lit.i.  1060KU.  ta68K  Moseb*s  persönl.  Staatsr.,  Tk  I,  S.  666 ff.  Desgleichen 
▼OB  freiwilliger  oder  abgenöthigter  Annehmung  eines  Mitregenten  oder  Regie- 
rangsgehfUfen.  Mosxb*s  t  Staater.,  Th.  a4,  S«  s3i  u.a37  ff.  Ebendeu,  persönl. SUatsr., 
Tkl,  8. 609  ff:  Fall  des  Grofsherzogs  Carl  Friedrich  von  Baden,  Nov.  1808  (Bad.  Be- 
gier. Blatt  ▼.  1810) ;  des  Königs  Anton  von  Sachsen,  i3.  Sept.  i83o  (H.  sächs.  Gesetz- 
samml.  v.  i83o,  u.  Acteastückein  den  Meuesten  StaatsActen  und  Urkunden ,  Bd.  sa  u. 
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s3>)  des  Korförttcn  rou  Hetsen  Wilhelm  E.  (Vertrug  »w.  dem  Mnrf.  u.  dem 
Kurprinaen.  ▼.  3o.  Septemb.  i83i.  Gesete  r.  3o.  Sept  i83i  u.  Proioc.  der  bess. 
SUUideTerMraial.  v.  8.  Oct  i83i.  Neueste  SutUActen  u.  Urk,  Bd.  aa  u.  «3.). 
I»  der  Zeh  des  teuUcben  Beicbs  hatte  mau^enpiele  von  retchsgerichtlicher  Ver- 
■rtlwttaag  lu  Gelluignifs  und  Suspension  von  der  Regtertmg,  aneh  von  Sits  und 
Stimme  m  den  Reichs-,  Hreis-  und  reicbsgräflicben  GoUegialVersammlimgen. 
MosxB't  Stnaur.,  Th.  «4,  S.  a4i  ff.  EBemlers.  von  den  liais.  Regier.  Rechten  u. 
PlUebten,  Th.  I,  S.  an  ff.  Püitib's  hist.  Entzieh,  a.  a.  O.  Des^chen  von 
rdrhsigericfatlicher  Anordnung  einer  Lan^esSequestration  oder  Administration. 
Mosu  u.  P0TTn  a.  a.  O.  Auch  Erklärung  in  die  Retchsacht,  bei  VerletEung 
der  Pflichten  gegen  Kaiser  und  Reich.  —  Besonderer  Fall  des  Knrförsten  von 
der  Pfek,  Friedrich's  des  Siegreichen,  der,  nachdem  er  seit  1449  als  Vormund 
seines  umBOndigen  Neffen  PhiUppr  die  Kurlande  regiert  hatte,  auf  Bitte  der  Mut- 
ter dieses  Pflegbefohluen,  der  kurpfSlnschen  Landstände  iMid  Räthe,  im  J.  i45i 
den  Neffen  arrogirre,  und  die  Kurwürde  und  Regierung  in  eigenem  Namen  auf 
LebcDsaeit  übernahm,  mit  dem  Versprechen,  dafs  er,  so  lang  Philipp  und  minm- 
liche  Nachhommen  desselben  leben  würden,  unvermählt  bleiben  wolle.  Der 
Papef  genehmigte  solches  und  die  sechs  andern  Kurfürsten  erkannten  Friedrich 
als  Kttrförsten  und  I^ancleshemi  an,  nie  aber  war  bei  dem  Kaiser  eine  Aner- 
kemuKDg  tu  erwirken.^  N.vh  Friedrichs  Tod  1476,  folgte  ihm  Philipp  in  der 
Regierung.  C.  J.  KasMZR's  Geschichte  des  Churfiirsten  Friedrtfh  L  von  der 
Pfal«  (Mannb.  1766.  4.),  Urkundenbuch,  8.  10,  14,  34,  36,  41,  44-^5«.  Klübkh, 
die  eheliche  Abstammung  des  Fürstl.  Hauses  Löweusiein.WerthM'm  von  dem 
Kurfürsten  Friedrich  dem  Siegreichen  von  der  Pfiak  (Frankf.  a  M.  i837.  8.  Opus 
posth.)  f.  6,  S.  18  ff. 

Von  dieser  so  genannten  tuteia  lllustrwm  handebi:  CO.  GnAsax  1.  c.  H.  F.  C. 
T.  LTBCBm's  Abh.  von  der  VormundschaftbestelHing  bei  Privat-  und  erlaüchteu 
Personen.  Zwei  Theile.  Jena  1790. 1791.  8.  Moskb's  Staate.  XVIL  169«  Ekendess. 
persanL  SCaatsr.  L  a88,  und  Zusätse  isu  seinem  neuen  Staatsr.  R.  337*  vt  Skl- 
cBOw,  Elem.  juris  priv.  princ.  %,  by^.  ns  Rxai.,  Science  de  gonvemement, 
vol.  rv,  eh.  8,  §.  43  —  48.  (P«T.  AwT.  Frbm.  v.  Fhabtr*»)  Deduetion  Ober  die 
Zwiarhenregiemng  in  dem  Fürstenth.  Prüm.  (1781.  Fol.),  5-  14,  i5,  19,  20  n.  98. 
Pema's  Lit.  HL  779.  Kl«b«b*s  Lit.  $.  i556  f.  ATttrAe/W^cAe  Verf)fiss.Urk.  v.  i83i, 
V  7—9 -,  und  Hausgesets'  v.  1817,  §.  4  f.  GH.  hessische  Verfass.Urk. 
T.  i8so,  Art  107.  ff^ürtemb.  Verfass.  Verlr.  v.  1819,  ).  11  u.  ff.  u.  Hansgesets 
r.  1808,  %,  4.  Baier.  Verfass.  ürk.  v.  1818,  Tit.  %.  %,  11— ss.  Familiengesets 
V.  1808,  Art.  60  ff.  Kdnigl.  sädts,  Verfass.  ürk.  v.  i83i,  f.  9  — 15.  Bronn- 
sekw9ig-üeke  neue  Landschaftsordaung  v.  i83a,  §.  11—14.  MmmtSrnrückes  Grand- 
geset«  V.  i833,  §.  14— «5.  Hannoverisches  Hausgesetx  v.  19.  N6v.  1^6.  Cap.  6. 
UokemaolUmSigynarmffenscke  Verf.  Urk.  v.  i833,  §.  6  u.  197.  Von  dem  HersOgth. 
BraunschmeigUtneburg ,  RtBURTBOr  a.  a.  O.  S.  m  ff.  —  Ceber  die  Rrtsiekung 
des  minderjährigen  Souverains  bestehen  zuweilen  besondere  Bestimmnngen;  s.B. 
m  der  königl.  sächs.  Verfass. Urk.  v.  i83i,  §.  i5;  in  der  braunschweig,  neuen 
Landschaftsordnung  v.  i832,  §.  16  —  235  u.  in  der  Hannoverischen  v.  i833,  §.«5. 
—  TAei  ^en  Regenten,  2.  B.  Regierungsverweser,  Vormund  u.  Regent,  regieren- 
der LandesAdmlnistrator,  in  vormundschaiUicher  Regierung  Unsers  vielgeliebten 
Vetters,  u.  d.  Wiiniopp*s  rhein.  Bund,  XL  a33.  XXVHI.  160.  i56.  —  Aus  gana 
neaen  Gründen  läugnet,  dafs  ein  teutscher  Hundesfilrst  «wegen  gänslicher  oder 
tbeQweiser  Regierungsunfähigkeit  bevormundet  werden  könne»  (dafs  in  solchem 
^all  die  Staatsregierung  durch  eine  Regentschaft  geführt  werden  könne),  Alex. 
M«i.ti«  (zu  Weimar)  über  Regen tenBe Vormund ung  (Ilmenau  i8««.  8.),  S.  i4  ff. 
Dawider  erschien:  Q  W.  SonxvcR  über  Regenten bevormundung,  Stände  tt.  stän* 
^\i€U  Verfhssung.    (Ilmenau  i8a3.  173  S.  8)  S.  9  — 20  u«  167  u.  173. 
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d)  In  mandieii  Staalen  ist  ilun  ein  Refenüekmßrmtk  beigeordnet,  dessen  GiUachlcn 
er  in  allen  wichtigen  Angelegenbeiten  einsuholen  hat.  In  dem  Künigracfa  Sach- 
sen ist  hiesu  die  oberste  Staatsbeh5rde ,  das  GesammtMinisteriiun,  bestimmt 
Verfh8s.Urk  r.  i83i,  %.  i4;  in  HohensoUemSigmaringen  die  ersten  swtl  R2the 
der  Rcgierang,  Verfass.Urk.  v.  i833,  $.6.  —  Nach  bekanntem  Herkommen 
nehmen,  in  teutsehen  Stallten,  vormundschafUicbe  Regenten,  anstatt  ihicrMeg- 
befohlenen,  die  Landeshuldigung  ein,  bestltigen  die  Landesfreiheiten  und  die 
Privilegien  einaelner  Corporationcn  und  Classen  Ton  ünterthanen,  Terwalten 
die  Landesregierung  und  erlassen  die  Gesetise,  Verordnungen  und  Befehle  ib 
eigenem  Namen,  lassen  auf  Münsen  ihr  Bildnifs,  Titel  und  Wappen  prägen, 
erfiMÜen  mud  empfangen  Belehnungen,  empfingen  ehedem  die  Heichsleben  und 
schwuren  den  ReichsLehneid  in  eigenem  Namen,  föhrten  8tts  und  Stioisne  ia 
allen  Reichs-  und  KreisTcrsammlungen,  GoUegial-  und  FamilienConTenten,  u.  d-m. 
Mosn's  pers6nl.  Staatsr.,  Th.  I,  S.  5a4  ff*  B.  C.  SraoT,  Jurisprudentia  beroica, 
Part.  VL  p.  1^9  sqq. 

e)  Für  solchen  Umfang  der  TormnndschafUichen  Begentengewalt  spricht  fiberdiels 
nicht  nur  die  Analogie  des  Tormaltgen  teutsehen  ReichsStaatsrechts,  in  Uinsicht 
auf  die  reichsoberhauptliche  Gewalt  der  ReichsTicarien  in  dem  Zwiacbeanretcli, 
sondern  auch  seit  Jahrhunderten  das  Herkommen  in  den  teutsehen  Begenteo- 
hSusem,  und  das  Zeugnils  bewahrter  Recbtslehrer.  H.  Goocxji  Diso-  de  toteli 
ilhistrium  (Francof.  ad  Viadr.  1693),  Sect  IL  (.  8;  auch  in  dessen  £xercit. 
aoad.,  Tol.  L  n.  84-  ^'  H-  Gamina  delineat  jurisprudentiae  privatae  Slustris, 
lib.  L  e.  6.  $.  7.  B.  G.  Stbut,  Jurisprudentia  heroica,  P.  VL  p.  118L  i»k  Skx- 
caow  elem.  juris  publ.  S*«  R.  L  hodiemi,  T.^IL  $.  587.  H.  F.  L.  Frhro. 
V.  LTHCHxa's  angef.  AbhandL,  Th.  I,  S.  180.  Mosn*s  persönL  Staatar.  L  533. 
(RLtan*s)  Nachtrag  der  Braunschw.  Wolfenbüttel.  Landstande  m&  ihrer  Be- 
schwerde wider  ihren  Landesherrn,  bei  der  teutsehen  BundesTersammlang. 
(Frankf.  1819.  Fol.),  S.  3  u.  ff.  Zorn.;  die  RegierungsVormundschaft  im  Ver- 
haltnisse  cur  Landesverfassung.  (Ohne  Druckort)  i83o.  8.  —  Von  der  Ver- 
pdichtnng  des  Fürsten  su  Anerkennung  der  Regierungshandlungen  des  vormund- 
sdiaftL  Regenten,  unten  %,  a5a,  Note  h. 

f)  Von  einem  eigenmäekUgen  Regierungsantritt  des  minderjährigen,  sich  för  voll- 
jährig  erklärenden  Fürsten  Constantin  ron  SalmSalm,  1783,  s.  Rxosa  Staats- 
kanaley,  m.  3o5.   VIL  aio. 

g)  Beispiele:  in  dem  teutsehen  Beich,  nach  Ableben  Ludwigs  des  Kindes,  u.  a.  m.; 
in  Holstein  und  Schleswig  1459,  oben  §.  1 ,/;  in  Schweden  1719  u.  1743;  in 
Norwegen,  1814.  Man  s.  auch  Ludwigs  XV.  Edict  y.  1717,  betr.  das  Wahl- 
recht der  fransos.  Reichsstände,  nach  Erlöschung  des  königl.  Mannstammes, 
in  Rovssit's  Supplement  su  DvMokt*s  Corps  universel  et  diplomatique,  T.  II. 
P.  a.  p.  i65.  —  In  Oestreich  kann  der  letste  Stammerbe  über  das  Redit  sur 
Thronfolge  nach  Belieben  veriiigen.  —  In  Baiem  enthält  die  Verfa6S.Urk.  ▼.  1818, 
Tit.  a,  die  näheren  Bestimmungen. 


§.  248.  (IS5.) 

Gemahlin  und  fVüwe  des  Souverams. 

0  Die  Gemahlin  des  Souyerains,  obgleich  dessen  Staatshoheit 
insbesondere  seiner  Gerichtbarheit  untergeben  <>),  und  zu  Theiioahme  an 
der  Staatsregiernng  nicht  befugt,  fuhrt,  in  der  Regel,  Prädicat,  Titel 
und  Wappen  ihre«  Gemahls  *),    und   es  wird  ihrer  in   dem  ordentlichen 
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Kirckengebet  erwthnt.  Sie  geniefst,  im  yerhaltniili  za  den  Gemahlin- 
nen  anderer  Soq veraine,  den  Rang,  welcher  der  Würde  ihres  Gemahls 
sAgemessen  ist  ^^,  nnd,  vermöge  der  HofEtiquette,  den  Yorrang  yor  den 
Witwen  voriger  inlandischen  Sonveraine.  Es  werden  ihr  bestimmte  Ein* 
kanfte  ^,  und,  für  den  Fall  ihres  Witwenstandes,  ein  Witwenge« 
halt  ^)  ausgesetzt.  Meist  hat  sie  einen  eigenen  Hofstaat.  Gewisse 
Verbrechen  gegen  sie,  werden  bestraft  wie  Majestätsverbrechen,  oder 
Felonie/).  DamenOrden  stiftet  oder  ertheilt  sie,  nur  mit  Bewiüi« 
gung  ihres  Gemahls.  Wegen  ihres  Ablebens  findet  eine  bestimmte  dffent«> 
Uclie- Trauer  Statt.  II)  Die  Witwe  des  Souverains  behSh  Wappen, 
Pradicat  und  Titel  i  auch  das  Recht  einen  eigenen  Hofstaat  zu  haben. 

a)  Moskb'a  Staatsr.  XX.  35o.  354«  355.  Augusta,  legibus  non  soluta.  Anders 
CuL  ScaÖsv  in  dem  Bedenken:  oh  eines  regierenden  Fürsten  oder  Landesherm 
Gemahlin  ihres  GemaUs  Unterthanin  sey?  Leipe.  1733  und  i75o.  4»  I^^  ver* 
schiedenen  Meinungen  der  Gelehrten»  s.  in  Mosxa's  Staatsr.  XX.  338 — 35s.  — 
Beispiele  Ton  Ehe-,  Untersuchungs-  und  ScheidungsProcessen,  in  L.K.T. Haix- 
rKi.»*s  Beitragen  sum  Staator.  u.  der  Gesch.  v.  Sachsen,  Th.  I,  Num.  1,  und 
in  Scbwxitesh's  Öffentl.  Recht  des  GH.  S.  WeimarEisenach,  L  46*  —  National* 
poliwiliche  Verhandlung  in  dem  Oberhause  des  brittischen  Parlaments,  im  Sept. 
bU  Nov.  i8so,  über  die  Frage;  ob  die  Königin  Caroline  durch  ihre  Aufführung 
sich  unwürdig  gemacht  habe,  die  Ehre  des  Thrones  mit  ihrem  Gemahl  cu 
theaen? 

k)  Mosm's  Versuch  des  neuesten  europ.  VöUierrechts  in  Friedens-  und  Kriegs- 
Seiten«  I,  3 16.  Mosbr's  Staatsr.  XX.  35i.  —  Hat  sie  höhere  Geburtwürde,  als 
ihr  Gemahl ,  so  fuhrt  sie  dieselbe  fort.  Ebendas.  353.  — ■  Von  dem  Gemahi  einer 
SouTerainin,  s.  Mossa's  Völkerr. ,  I.3i4.  Gihmon's  Völkerr.  OL  483.  D.ScHwsaT- 
na,  8.  resp«  J.  G.  Usaavs,  Diss.  de  matrimonio  fsminae  imperantis  .cum  suh- 
dito.  Lipa.  1686  4.  J.  P.  PAi.msivs  Diss.  L  et  IL  de  marito  regmae.  Gryph. 
1T07.  4*    J.  C  W.  ▼•  Stxck  Ton  d.  Gemahl  einer  Königin.   Berlin  1777.  8. 

e)  Hosn't  Vdlkerr..  a.  a.  0.  Ebendets.  Grundsätse  des  europ.  Völkerr.  in  Frie- 
denauiten,  i66. 

0  Mosn's  Staator.  IX.  3oo. 

e)  PifrvxB's  lit  DDL  775.  KLCaxa's  Lit  $•  i^^-  Mosxa's  Staator.  XXL  35  ff. 
XXQ.  1  IL  Btetukss.  FamilieaStaator.  IL  447, 67a.  Wsusx's  Staator.  des  Bönigr. 
Sachsen,  Th.  I,  (.  4s.  Baier.  Familiengesets  r.  5.  Ajug.  1819.  fFürtembergisckes 
T.  a  Juni  1828.  König],  sada.  Verfass.Urh.  ▼.  i83i,  §.  16.  Hannörerisches 
Hausgesetz  r.  i836,  Gap.  10,  Abschn.  5.  H.  Sachsisches  Hausgeseti  v.  Mira 
t838L    Vergl.  überhaupt  Bisnresa  a.  a.  O.  §•  84$  S.  a33  ff. 

/)  Mosm's  Staator.  XX.  354.  Ki.vaBa's  kl.  Jurist.  Bibl.  XIX.  3io.  Bbend^ss.  Lit 
54s.    Fsobbbacb's  peinL  Recht,  §.  17a. 


§.    249.  (186.) 

/VaeJbjelkerfitf.   Kmder.    FäierUche   GewaU.   Enumcipaiiot 

sekaft.  GerkhManA,  SramnsAatipe. 


nachgeborneny    succesfionsfSihigen    Mitglieder    des  Regenten- 
kaoses,  stehen  vnter  der  Stontshoheit,  namentlich  unter  der  Gerichtbaikett 


350  II*  TheiL  L  C8i|%  Der  Staat 

des  Soa?eniins  «),  und  seine  Kinder  aarserdem  noch  unter  seiner  raterli- 
chen  Gewalt^);  in  welcher  Hinsicht  Emancipation  Statt  findet  c),  so 
wie  Besteliung  einer  Vormundschaft  <0«  I^  Bestimmung  des  Titels 
und  Wappens  der  Nachgebornen,  hängte  in  der  Regel,  Ton  ihm  ab') 
Ihr  Gerichtstand  wird  durch  die  Ijandesgesetse  bestimmt,  und  du  kn. 
desverfassungsmäsige  Recht  der  Austrage  kommt,  da  es  sich  auf  Streitig- 
keiten der  Bundeaglieder  unter  sich  beschrankt,  ihnen  nicht  zu/).  Dage^ 
gen  hSnnen  ihnen,  nach  der  Haus  Verfassung,  für  bestimmte  Streitigkeiten, 
FamilienAusträge  gebühren.  Dem  Souverain,  als  Stamm-  oder  Farn i- 
lienhanpt,  können,  nach  der  Haus  Verfassung ,  über  die  Mitglieder  seines 
Hauses  nodi  andere  Rechte ,  insbesondere  «las  EinwtUigungsrecht  bei  ilrtn 
Vermahlungen ,  zustehen  g). 

a)  Vergl.  Mosbu's  FaiiiiiienStaarsr.   D.  383.  741  ff.     J.  F.  v.  Tböltsci  Abhandl.  a 

Smsftftns  Beitr.  OL  sei.    Pcttkb*6  Lit  m.  763.    Kl^mb's  Lit  6s5. 

"  S)  Stbüt  Jurispr.  heroica ,  V.  1  —  lor.    dm  Nsvmavit  Medit.  iuris  prir.  prin^  HL 

i'-aoB.    Mosn's   StaaUr.  XXIL  i&3.  419«     EhetuUss,   FamilienStuter.  IL  ^1 

Ehenätäs,  Gruuds.  des  europ.  Völkerr.  in  Friedenszeiten,  166.    SnassKiu  Beitr. 

m.  197.  PüTTKii*«  Lit.  ni.  778. 

r)  Jo.  Gx.  KtTipis  De  adoptionibus  et  emancipationibus  principum.  Argent.  1686. 
rec.  1741.  OK  NEumAW  I.  c.  III.  169.  Mossm's  FamilienStaatsr.  IL  779.  r.  Cii- 
xsb's  wedar  Vehenst.  XXXVUL  49.    HABni.is*s  SUatsarchiv,  XXXV.  819. 

#0  PüTTSB*»  Lit.  HL  '1*79.    Hlvbf.r'6  Lit.  %,  i556.    dv  Neithahv  1.  c.  IILS09.  Wmssi 
Staatsr.  des  Königr.  Sachsen,  Th.  I,  §.  45.    Grafl.  tippitcher  Vergleich  mit  d» 
LandstXnden,   puncto  tutelae,    Tom  11.  M8ns  1667,    i°  HIssbliv*«  Staatsarrbk 
DL  195,  u.  neuere  Verträge  von  1794  u.  1796  ebendas.  L  74.  HL  3o3.  —  D^ 
der  Landesregierung  Terluttig  gewordenen  (§.  sö5,  d)  Hersog  Carl  tob  Bnun- 
schweig  ward  ron  dem  König  Wilhelm  IV.  von  Hannover  und  dem  regiemdn 
Hersog  WHhelm  von  Brannschweig,  unter  Zustimmung  der  AgnstsBi  iM  «gene 
Verwaltung  seines  Vermögens  und  die  Veriiigung  über  dasselbe  eatsogen,  uo^ 
die  eine  und  die  andere  einer  agnoJtuehen  Curatei  untergeordnet,  durch  eine  (der 
vorwaltenden  Sufserordentlichen  Umstände  wegen)  gemeinschaftlich  (woss  sonst 
der  regierende  Hersog  von  Braunschweig  allein  befugt  gewesen  wäre)  triwt^' 
Verordnung,    datirt  London  vom  6.  Febr.  und  Braunsrhweig  i4«  ^^  '     ' 
in  den  beiderseitigen  Gesetssammlungen  u.  in  der  Hannover.  Zeitung  t.  3.  Apr* 
i833.     Rechtsverwahrende  Erklärung  des  Hersogs  Karl  dagegen,  datirt  P>r** 
8.  Mai  i833«  in  d.  Pariser  Tageblatt  La  Tribüne,  dann  abers.  in  der  A11g.2citg 
T.  8.  Juni  i833,  aufiierordentl.  Beilage. 
.  •)  Man  s.  Moseb's  t.  Suatsrecht,  Th.  XXII,  8.  433^45o.  XVIU.  «57.  idrr.  XXIB.  ^'fi- 
DB  NxoBLkiiB  L  e.  IIL  397.     Baieri0cAg  Verltissungsttrk   ▼.   1818,  Tit  s,  ^  ^ 
FamilienStatut  v.  5.  Aug.  1819,  Tit.  2,  §.  1,  so  wie  das  FamiUengessts  v.  I&  J<n. 
1816  u.  das  HausgeseU  v.  1808,  %.  7  ff.    (Scbwck's  StaaUr.  des  Kösigr.  Bvero, 
Bd.  1,  S.  i36  f.   u,  116).    ßrürtemierg^.  Verfassungsvertr.    vS   1819,  $•  8  "*  *^ 
HausgeseU  v.  i8s8«  so  wie  das  Hausgeseta  v.  1808«  Art.  77  K    Sadist^'  B"^' 
u.  FamilienSutnt  v.  4.  Ott  1817,  (.  a«  u.  Verfassungsnrk  t.  1818,  t«  4*  ^' 
hesMchgs  Haus-  und  Staatsgeseta  v.  4.  Mars   1817,  %.  6.     GrofthsgL  Hufi^ff^ 
TerfassungsttfiL  r.  iBio,  Art  5.    KfiOssa's  AMundlungenete.«  Bd.I»  S.3»4  ' 
Von  einem  Verbot  aSsMir jiiiJa^r  Chtn  für  bestimmte  Nachgeborse,  oben  f-  ^  ' 
J)  Dafs  ihnen,    aufser  dem   Gerichtotand  vor  den  höchsten  Gerichten  des  L«*^ 
auch  Aas  Vorrecht  der  Austrägt  gebahre,  wie  aur  Zeit  Avf  t  HeichfrerfiM««»«' 
behauptet  C.  a  JUtmäJul,    in  GnsLxa's  etc.  Archir  Ar  die  civilistlKA«  ^^' ' 
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Bd.  I  (i8i8)y  S.  96—  104.  Dagegen  s.  man  das  ^artemb.  Votum,  in  dL  Protoc. 
der  B.  V.  T.  %%.  Mai  1817,  §.  189»  und  das  badische  ebendas.  §.  196.  In  beiden 
werden  die  Apauagirten,  so  wie  die  «mittelbar  (?)  gewordenen  ehemaligen 
RciciMataMle »,  för  aolcfae  erklärlv  die,  nach  den  durch  Aufldsnng  des  teutsehen 
Rrichs  entsUmdeaen  Verhältnissen,  Untertkameu  ihrer  Souyeraine  sind.  So  auch 
das  gro&herzog].  hessische  Votum  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  r.  1817,  t*  si4« 
Kum.  9.  Die  Bandes  vertrage  bestimmen  die  bundesverfassungsmiisigen  Austrage 
ausdrücklich  nur  farlBuutleig^iteätr  unter  sich  ($.  17a  u.  f.).  —  Verschieden  too 
jenen  sind,  die  in  den  Hausvertragen  oder  besondem  Vertragen  etwa  yerordne- 
ten  Familien-  oder  gewillkahrten  (Conventional-)  Austräge.  VergL  Lnroi's  Lehr- 
Irae^  des  deutschen  gemeinen  CiTÜProcesses ,  S  97  j  Note  10. 
g)  Vergl.  oben  §.  n3. 


§•     2i>0.  (187.) 

Apanage    der   Nachgehometu      UnterhaU    und  Aussteuer    der    IVttt- 

xessinnen^    Vormundschaft. 

l')  Den  Nachgebornen  wird,  zu  ihyem  Unterhalt,   eine  Apanage 
(flepatat,  AÜmentengelder)  ausgesetzt  <>).     Dieselbe  Jbesteht  bald  in  einem 
bestimmten  Jahrgeld,  oft  yerbanden  mit  Naturalien  (apanagium  proprium), 
bald  in  dem  Besitz  und   Genufs   eines   Landesbezirhs ,  Terbnnden  mit  man- 
chen Hoheitrecbten  unter  der  Oberhoheit  des  regierenden  Herrn  ^)  (apana- 
gium  improprium   s.  paragium).       Ein    apanagirter  oder  paragirter  Vater 
rererhl,  in  der  Regel,  die  Apanage  auf  seine  rechtmäßigen,  ihm  ebenbürtigen 
NachkoiMnen.     Nach   deren    Abgang   fallt   solche,   in   der  Regel,   an  den 
regierenden  Herrn  zaruclu     Bei  merklicher    bleibender  Vermehrtmg    des 
Staatseinkommens,    aus  Quellen  die  za   der  StaatsSaccession   gehSren,  ist 
KrKuliung   der   Apanage   billig   und  recht  c\     ü)  Der  Unterhalt  und,  bei 
v\\T«T  Vermahlung,  die  Aussteuer  der  Prinzessinnen  ist  bestimmt  jnrch 
Staats*  oder  Hausgesetze,  dnrch  Vereinbarung  mit  den  LandstSiideB ^  oder 
durch  Herkommen  ^.     III)  Die  Anordnung  einer  Vormundschaft  über 
Nadigeborene  steht  dem  regierenden  Stammhaupte  zu  ^). 


*)nmm'M  Lit.  m.  789.  KLessR's  Llt.  §.  1534.  Mossa's  Staator.  XIV.  t  — 499. 
Ekeudess.  FamillenStaatsr.  I.  36o— 5ii.  Baier,  Familiengesets  r.  «8.  Jan.  1816, 
Q.  Funüiettgesets  t.  5.  Aug.  1819.  Genaue  Bestimmungen  in  dem  wär9em$.  Fa- 
miliengeseta  t.  a  Juni  i8a8.  Von  dem  Königr.  Sachsen  s.  Verfass.  ürL  r.  ^1, 
^  s3.  WnasB  a.  a.  O.  Th.  I,  $.  41.  Von  Kurhsssen  s.  die  Verf.  Urlc.  t.  i83], 
i  i4  tt.  flL  HaanöTerisches  Hausgesets  y.  i8d6,  €ap.  10.  K.  SächsSsehes  Haus- 
gescts  ▼.  März  i838. 

h\  JoAd.  Ebdm.  Schxxdt  pr.  de  paragio  a  freragio  et  apanagio  distincto.  Jen. 
1-65.  4. 

c)  KMih4n4ek$s  Haus- und  Staatsgesets  v.  4- Mars  A817,  f.  11.  J.  S«.  P6TTiai  «^¥»01. 
de  siigendo  .apanagio,  auctis  reditibus  piimogeniti  regeotis.  2wL  ififi*  «•  ia 
desaea  Sjllbge  commentat  jus.  por.  priiKipu»  fllustraat  p-  49^ 

i)  SMTkiu.  Verfass.Urk.  t.  i83i  ,  V  «8.  Rdnigl.  $äths.  Verfass.IJrlu  ▼.  i83i ,  f  s3. 
—  Voa  der  Prmzfssinsteuer  unten  V  4^  ^' 


m 
m 
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§♦  25  !•  (188.) 

Meäide$iu    HafHümt.   CeremonieL    Orden.    fUel.     fVmppen,  äüjeMU\ 
Symbole-  '  Insignien  und  tOeinodien.    CwüLiHe. 

Von  dem  Willen  des  Souverains  han^  ab,  die  Wall  seiner  Resi- 
denz «),  die  Errichtung  and  Einrichtung  seines  Hofstaates  ^),  nek 
Trabanten-,  Leib-  und  Schlofsgarde  c)  oder  MilitarHofsteat,  dir 
Errichtung  neuer  Erzilmter  und  Erblandhofamter  <^,  eigener 
Ehrenorden  <^),  die  Bestimmung  des  Staats-  uu4  HofCeremoniels/), 
des  Haus-  und  Staatstitels^)  und  Wappens  A),' der  MajestitSTm- 
bole,  Staatslnsignien  und  Kleinodien  *'),  des  KrSnungs- 
FestOrnats,  auch  wohl  der  Staatsheiligthümer  oder  Relif 
(lipsana  imperii).  Die  Festsetzung  einer  Ci?ilListe,  auch  (Kosten  der) 
Haushaltung  des  Regenten  genannt,  das  heifst,  die  Bestimmung  des  Quaih 
tums  der  jährlichen  Einnahme,  welche,  in  monarchischen  Staaten,  der 
Staatsoberherr^  als  solcher,  für  seinen  und  der  Seinigen  Unterhalt,  mit 
Inbegriff  des  Hofstaates,  aus  der  Staatscasse  zu  beziehen  hat,  ist  den 
Staatsoberhaupte  dann  überlassen,  wenn  sie  nicht  schon  in  den  Staats-  oder 
Familiengesetzen  enthalten  ist,  oder  der  Einwilligung  der  Landstande  be- 
darf *). 

a)  peTTsa*8  Lit  6i6.    KL<fBiB*8  Lit.  %.  1874  c.  1390.    Mosxb's  persöoL  Suarsr.  H 

71.  81.    Ehendets.  Zosätse  su  s.  neuen  t.  Staatsr.  II.  354«  —  Von  den  Bvgfnt^ 

dm  s.  Mosbb's  Hofr.  IL  795.  Haltaus  glotsar.  h.  v.  C  F.  Waicb  Opnsc  IL  116- 

'  SkiGhow  elem.  juris  germ«  priv.  §.  595.    ^usd.  elem  juris  prir«  princ  $.  ^} 

Davs  Handb.  des  t  Privatr.  IL  §.  197  f.  ^  >, 

h)  F.  C  t.Mossr's  teutoches  Hofrecht.  %  Theile.  Franhf.  1754.  t755.  4«  J.JMostf's 
persönl.  StaaUr.  IL  71.  -^  Von  Pagßn  oder  Edelknaben,  s.  Mosia's  Hofr.  ^^^' 

e)  Mosia^s  persönl.  Staatsr.  IL  87  fF. 

d)  VerijL  unten «  in  dem  XIV.  Gapitel. 

•)  Hieron  unten«  in  dem  angef.  CapiteL 

/)  Oben,  $.  114,  und  unten,  in  dem  angef.  Capitel. 

g)  Oben,  |.  109  ffl 

A)  Oben,  f.  iiS.  —  Von  dem  Majeitäutiul  $.  F.  C.  t.  Mossk's  kleine  Scbriftea, 
VL  I.  £.  H,  WiXLA5D  über  die  Einführung  der  erblichen  Hsisenrorae  m 
Frankreich  (Berlin  1804.  a),  S.  139  £    t.  MAarns  Einl.  in  d.  europ.  Völkerr. 

S-  »74f  n*  9-  .. 

0  Püttbb's  Lit  HL  109.  Klvbbb's  Lit  §.  909  ü.  ,  VergL  Möllib's  hiit  Nachnch 
tm  Ton  den  Feierlichkeiten  m  alten  Zeiten  beim  Antritt  derflegicruiig  dar  fcliwe- 
dischen  Könige.    Stralsund  1779.  foL 

k)  Diese  Einwilligung  ist  nötbig,  nach  der  toürtemi.  Verfass.  ürk.  r.  1819.  i-  ^^ 
—  106;  nachder5adi/(^fiT.i8i8,§.59;  nach  der  grofsh.  hessischen  r.  iö»o,S.':o; 
nach  der  königl.  sächsüehen  ▼.  i83i,  $.  99.  Von  der  preussisehen  ÖTill^«^®»  *' 
Verördu.  r,  17.  Jan.  1890,  betr.  das  Staatsscbuldenwesen,  $.3;  in  der  preuj». 
GeseltsaramL  v.  1890  Nunu  9,  S.  10.  Von  SaehsenCohwr^  s.  das  Geseö»  "'* 
landstandische  Verfasa.  betr.  1891,  $»  71.  Die  BaierütAi  ist  duveb  eio  Gruodg«^ 
sei«  T.  1.  JuK  1834  für  immer  festgeaetai  auf  9360,  680  Fl.  Baier.  GesetsbWj* 
1834  f  Num.  9.  —  Von  der  Nothwendigkeit  der  Einführung  einer  <»w£^  " 
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BfOidessUaten,  von  der  Gescliicbte  u.  dem  Betrag  der  CirilListeii  in  teutschea 

lu   a.  Staaten,  t.  KjLÜBim's  Staatsarchiv,  Bd.  I,  8.  4^  — 5i8.    Conaid^ration 

smr  la  liste  ciinle;  par  Gbbgoiiie.  Paria  i83o.  8.     Lettrea  aar  la  liste  civile  et 

sur   Tapanage :    par    GoiuuENnr.     Ausg.    21.   Paris  i837«   18.   —    Das   Verhiilt* 

Ulfs    d^  Betrags  der  CivilListe    au    der   gesammten   Staatseinnahme   ist    sehr 

Tersclueden   in    den  teutschen  Staaten.     Von  constitutionellen    hat  man  jetat 

(  i83o)  Beispiele  f  dais  solche  ungefähr  ö^Vio«  ^V%^  9'A  jener  Einnahme  betragt. 

Von  der  gesammten  Staatseinnahme  kommt  jetzt  (.i83o)  auf  die  CivilListe,  un- 

gel&lir  in  Frankreich  der  laSVs.  (bis  Aug.  i83o  der  aQ.)»  in  Preufsen  der  «oV,.« 

in  gngtaiiJ  der  ai.,  in  den  Niederlanden  der  doV^Q.  TheiL  ~  In  dem  16.  Jahr- 

linnAtrt .  nannte  man  die  CivilListe  den  JurstUchen  Staau    J.  C.  Pfistib,  Hersog 

Clmatoph  sa  WOrtemberg,  Th.  I  (Tüb:  1819.  8.;,  S.  a3a. 

§.   2i>2.  (189.) 

f^erimJUickktli  des  S&uveraüis  aus  Hmidhmgen  seiner  Vinfakren. 

I>er    ewige  Staat  spricht  durch  jeden  Regenten   (^  3)*    Seine  Yer- 
pfliclitaxigen  f  wie  seine  Rechte,  werden  nicht  geschwächt  und  nicht  rer- 
alcbtet,  doTch  blofsen  Wechsel  in  der  physischen  oder  moralischen  Person 
Aes  regierenden  Snbjeetes.     Defswegen  ist  jeder  Regent  yedbanden  «),  die 
Staatshandlnngen  seiner  Regiernngsyorfahren,  das  heifst,  sowohl 
Staats-  als  auch  priratrechtliche  Handlungen,  welche  diese  in  ihrer  Staats - 
oder  Regenteneigenschaft  (von  ihrer  Staatsseite)  unternommen  hatten  1  und 
die  rechtlichen  Folgen  derselben,  anzuerkennen,  so  fem  dieselben  aawider- 
mflidi)  ohne  Ueberschreitong  der  yerfassungsmasigen  Befugnifs,  onternom- 
nien  worden  ^).    Jede  andere  Handlung  des  Staatsyorfahrs,  ist  als  Privat- 
üiandlnng  anzusehen,  wefshalb  der  Staat  nur  aus  dem  Grunde  nützHcher 
Verwendung  e),  der  Staatsfolger  nur  als  PriTatmann,  aus  besondern  Grün- 
den, &a  Ldstung  oder  Entschädigung  verpflichtet  sejn  kann  ^    Nach  den- 
selben Grundsätzen  sind  Anwartschaften  zu  beurtheilen  «). 

fl)  i'EußUt^i^  id  est,  per  tnterpositam  civitatem^^.  Gtiorius  de  J.  B.  11.  14.  11.  Ci- 
Titas  non  moritnr.  «Princeps  non  tarn  proprio  qimm  reipublicae,  quae  p«rp^toa 
est,  nomine  contraxisse  intelligitarv.  Pet.  Guoxlibus  de  jure  pacis  (LoTan. 
i6«a.  4-)  9  p*  ^*  Regentenwechsel  ist  kein  Rcgierungsweehsel.  —  Der  Regent 
und  seine  RegiemngSTorfahren  sind,  in  rechtlicher  Hinsicht,  als  eine  Persoä  au 
betraebten,  als  ku  Fortführung  desselben  GeschSftes  beTollmächtIgta  Subjecte 
(^  a4^9  V).  Unter  jedem  Regenten  ist  die  Staatsgewalt  an  ihre  eigenen  Hand- 
langen gebunden.  Nicht  sie,  nur  die  Person  des  Regenten,  ist  dem  Wechsel 
imterworfen.  «Jus  popnli  non  deficit,  nisi  deficiat  ipse  populus,  Eadem  u^que 
respnbliea  est,  quamns  nunc  hoc  nunc  alio  modo  regatur:  alioquin  diceres, 
renpoblkam  in  statu,  quo  nunc  est«  eisolutam  rideri  paetis  et  debitis  in  alio 
itata  contractia*.  Gaonus  1.  c.  H.  9.  3.  Byetkershofh  quaest  juris  pnbL,  Hb. 
n.  c  a5.  J.  1.,  in  Ejus  Openb.  omnib.  (Coloniae  Allobrog.  1761.  FoL),  p.  «57. 
HoiMcBüHXB*s  DeductionsBibliotheh,  IV.  3061.  Rlüber^s  Lit.  §.  i343.  Mtudi  ab 
EHimAGH  nomologia  ordinum  imperalium,  c.  X.  p.  354«  sqq.  t.  G5bil*s  Ab- 
handL  aus.  d.  Staatsr.  St  m,  Cap.  i,^§.  71—95.  Cap.  VL  nx  CaAMsa  Opusc 
IV.  386.  ▼.  Cbahxh's  Nebenst.  CXVI.  507.  Moskr*s  persdnl.  StaaUr.  OL  lao 
*•  9ffeBlL  Recht,  4.  Anfl.  23 
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III.  Bbefiders»  ▼.  d.  ReiclufiUuide  Landen,  ai4«     Uommml  obs.  «S7.  983.49) 
Kou  de  pecunia  mutuat.  tuto  coUoc.  {.  36.    Rbvss  Deduct»  vu  VA.  Samm) 

IV.  i63.  PöTTSH  prim.  lin.  juris  prir.  princ.  §.  64*  ▼.  Zwtaaxvfi  Nebemt  1 
61—89.  HÄBERttv's  Repertor.  dea  t.  SuaU-  u.  Lehnr.,  Art  Nadifol^i  (.  1^ 
Tb.  III,  S.  6oo.  J.  N.  BiacHovF  orat.  de  acre  principum  alieno.  HelnH  1794.  g 
(Matth.  Hov«abb*8)  Verauch :  in  wie  weit  ist  der  Succeaaor  am^viarit  ei  ^cti 
et  Providentia  ma jornm ,  su  Anerkennung  der  Vertrlige  und  Haadlungen  de 
Vorfahrers  yerpflichtct?  1797.  8.  r.  RoTTKcn's  Abhandlung  über  die  Verbiod. 
lichkeU  eines  Regentcnnacb folgers  su  Haltung  der  von  aeioem  Vorfakren  g» 
s€blos4enen  Verträge  etc.  Freiburg,  1798«  8.  G.  C  A«  H.  t.  Kahpts  Erörtenu^ 
der  Verbindlichkeit  dea  welllichen  RcichsfUraten  aus  den  Handlungen  seiner  Vor- 
fahren. Neustrelits  1800.  8.  K.  T.  WcnniSD,  können,  die  teutschea  Stamm^i» 
grundsatxe  einen  Regieriingsbachfolger  befreien,  die  Regentenhaudlungen seioei 
Vorfahrers  zu  vertreten,  mithin  die  erweislichen  u.  redlichen  Schulden  desselben 
Ru  bezahlen?  Frankf.  1801.  8>  Wie  sind  deutsche  Reichsfursten  verbunden, die 
Handlungen  ihrer  Regierungsvorfahren  su  rertrcten?  Frankf.  u.  Leips.  M.  S. 
W.  J.  BJ(Ca*s  Erörterung,  in  wie  fern  ist  d^r.Regent  einea  S^aatas  tn  iie  BiaJ 
lungen  seines  Regierungsvorfahrers  gebunden?  u.  s.  w.  Bamb.  1818.  8.  ^  ^ 
Frhrn.  ▼.  E&krs  Versuch  über  die  Verbindlichkeit  der  Handlungen  eines  Re^a 
ten  für  seinen  Regierungsnachfolger.  Landshut  1819.  8. —  Namentlich  gilt  Obi^« 
Ton  der  Verpflichtung  su  Rezahlung  der  unter  früheren  Rcgciiten  rechtmisifi 
eontrahirten  Stat^tehulden»  Ghotivs  1.  c.  H.  14*  5«  ^^ — ^*-  Wäbithie  P.  V.  ob». 
16t.  Mosm*s  Staatsrecht,  Th.  a3,  Cap.  lag.  RnvnxV  t.  Fiivatr.  f.  695.  t. 
Rampts  a.  a.  O.  %.  3i  n.  61,  Num.  1;  §.  62,  73,  74  u.  80.  So  auch  das  ebem 
lige  Reichskammergericht.  HÄBERuif*s  Staatsarchiv,  Heft  IX,  Num.  1.  -  ^*» 
RraunschweigLüneburg ,  P.  C.  RiBBKyxROp's  Beiträge  zur  Vcrfass.  des  H^^- 
Hraunschw.Lüneb.  wolfenbütt.  Antheils,  I.  Beylrag,  (1787),  S.i43.—  DerGnind 
■at^  iin  §.  gilt  auch  von  den  Regierungshandlnngen  eines  rormundscfcaftliclifn 
il^rcnlvn  (i:  a47»  u.  das.  Note  e).  PüniowAnr  de  Jore  nat.  4t  gent  üb.  >nL 
c.  10^  %,  a.  sq.  J.  Laur.  Flkischzr  diss.  an  .prinoepa .  ea  factis  mtaris  pos»It  ob- 
ligari?  (Mal.  1716.  4.)  p.  3i.  Von  der  Gültigkeit  djer  Reigicrungsh^ndlungen  ei 
nes  von  mehreren  Re^ierungtCompetenten,  Avälircnd  seines  Landesbeslt«««  *• 
WEStTHAL's  tcutsches  Staatsrecht,  Abth.  1.  Vergl.  auch  die  §1  346.  Note  b  an 
geführten  Schriften  über  die  hannovr.  Regierungsantritts -Patente  ^ftf^^' 

c)  V.  Graxer's  Nebcnst.  XV.  gS.    Mtler  ab  Ehreitbach  nomologia,  c.  10.  $•  *  ^^' 
.   ter's  Rechtef.  Bd.  II,  Th.  I,  Resp.  219.    v.  Raxpts  a.  a.  O.  $.  loS  M- 

*  *  I 

d^  ▼.  HiMipTft  a.  a.  <).  5-  ^9  Ä'.  S.  190. 

O  Dedttction  in  S.  y.  Dlttfurth  0.  HeasenCassel,  in  Bxvss  Dcduct  u.  ürk.  Samml. 
I,  ahi^  J^sHAHT^s  Anleit.  zu  Abfass.  der  Schriften  am  R.Kammerg.  t79*  ^'^^^^ 
Th.  I,  Bed.  iiö.  Rraon's  Beitr.  IL  Nu».  4  u.  6.  G.  L.  BäB«a'«  B«f kW  *i 
137.  G.  L.  BömLER  diss.  de  obligationo  succeasoris  ex  expectativa  ^^•"^  *f , 
cesaoris,  Gott.  1749.  u.  in  dessen  Elcctis  juris  feud.,  T.H.  n.  VI.  <Ci«p«f  *"*  ' 
T.  HoruAHN)  Von  der  Verbindlichkeit  des  Landes-  und  ^^^*^^^^^c\ 
die  von  dem.Vorfaliren  ertheilte  Anwartschaft  und  EventualBelebnaag*  iTT''  ^ 
Nachtrag  u,  s,  w.  1798.  fol.  AUgem,  deutsche  BibUoth.,  Bd,  87,  ^t  •»  ^  ' 
Dawider  s.  r,  Zwieblkik's  Nebenst.  I.  Num.  a..  u,  4.    Wsstpiai.'»  ^*"^'  * 
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§•   2Ö5.  (Ifeu.) 

Und  zm  dem  Regierungshamdlungen  des  Zwüchetk/ierrsehers,  wäJ^Pend 

€mer  femdUehen  Inhahung  des  Landes. 

"War  Aach  feindlicher  Eroherung  eines  Landes  und  für  dasselbe  that- 
5achli<i  eingetretenem  Friedensstand ,   bis   zu  der  Ruckltehr  des  rechtmnsi- 
gen    Regenten,    eine    von    diesem   vulken-echtjich    ijicht  anerlvannte,   noch 
(well  die  blofse  Thatsache  der  Eroberung  einen  Rechtstitel  zu. geben'  nicht 
\rei3uag>.aQzaarkeon!ende  iSrmlicbe  Zwischanregieruog  des  Erobeievs  oder 
seines  *'Na«kfi)lger8    eingieiretiea ,    wekhe    die   Natitr   ^er   faetischerr  «oder 
f^uaÄllcgferangsnachfoJge,    also    nicht    diejenige    einer'  blofs    militärischen 
Inbabang^f  hat}   so    sind   die  Regierungshandlüngen   des'Z.wiscKen- 
Uerrschers    Yon   dem   zurucUgekehrten    r^chtmäsigen    Regenten. /lur,  so 
weit   anzuerkennen,  0U  ihre   Gültigkeit  auf  Reolitsgrunden   beruht,. deren 
VerpAickttuigignind  sieh  b<gi  jedem  Nachfolger  in   der  8taat»regiennig  fin- 
det «).       So  weit  aber   darum,  weil   wahrend   des  factisch    eingetretenen 
Friedensstaades,  in  dem  Lande  weder  der  Staatsrerpin "  und  die  Staatsregie- 
rang,  noch  die  Herrschaft  des  Priratrechtes  aufgehört  l^atte.     Bel.dej.;  un- 
TemmdUcfa^n.  Treanung  von   ihrem  rechtmüaigen  Regsten,  w<ar  .die  .€e- 
stmmtlieit  der  Staatsbürger  in   die  NothwendigUeik  >  gesetet,  den  Slaal^er- 
ein    mit  *d<Jm  Eroberer  oder   seinem  Nachfolger  fortzu^etaieni  tinbes6!ifrtdet 
der  g^e^en  beide  fortdauernden  Ansprüche  jen.es  Regenten  auf  den  fti^ck- 
trüt  in    die  ; Ausübung   feiner   Staatsbefugnisse*     W^geu  jener   (seda^j^iena 
innpedUa)   aoth^irepdigeo  und  wii^Uchen  Fortda^ev   d^  St^at^TPreJiP^,,.  ist 
der  «n   dtfr  Sbalsvegiernng  Terhindert  gewesene   Regent,  im Hineiob^> auf 
Begienfttgshand'hiifgen    der   Zwischenzeit,    Staats-    und   pHrÄtrechtlleh^  als 
Naclxf olger    der    in    dieser    Zeit    bestandenen    Zwischenherrscnaft    öder 
aufseroiaentlichen  Staatsregierung,  zu  betrachte^  ^j.  ; 


a)  Diei^e  schwierige  Rechtsfrage  ist,  in  ihrem  ganzen  Uip fang  Ijetraclilpt,  |i(ef;m|sch- 
ter  Natur,    f)^,  (loinmcMi  völkerrechtliche,,  ^taat8f*shlUche>  ppiy^tir^cjl^tlif^fj^''cr- 
bältnUse  ip  jErwägjyuig^    Sie  «etzt- ^orau^  <   d^Cs  Hpf  iocmliche  h]^iej^s\^^(^^  ^wi- 
schen dem.£rpberer   oder.fiesgaem  Nachfolger  \md  dem  reehtm^sigen  j^egf^ten, 
aufgehört  habe,   dafs  folglich  für  das  erp.ber^^  Land  ein  Frie4ens«taiyjl|,f![^tiscii, 
und  mit  ihm  eine  Zwischenregicrung  eingetreten  sey.    Dieser  Fall  ist  wesentlich 
rerschieden  von  demjenigen,    wo  der  förmliche  Kriegsstand  nicht  aufgehört  hat, 
also  hlofs  militärische  Inhabung  des  Landes,  und  in  demselben  keine  förmliche 
Zwischenregierurig  des  Eroberers  oder  seines  Nachfolgers  bestanden  hat :  wovon 
in  meinem  t>roit  des  gens  moderne  de  VEurope,  §.  255  et  256.  —  Die  in  diesem 
und  dem  folgenden  §.  in  BeKicfauiig  genommetien  Rechtsfragen,  kamen  in  der 
neoesten  Zeit  vielfaltig  zur  Erörterung,  bei  Gelegenheit  der  Staa  tsver  ander  imgen, 
•     «ele^  IKApeleon^fi  £foberu9gen.  und > sein  Fall  zur  Folge. ha t(ffl;  in.denftannö- 
lemplien  und  kif|?hcs$ischen  Staaten ,  in  den  H[err.ogthüiner9  13raui|$cl|ixeigf'\|^d 
(mm  Grofshefzogthum)  Oldenburg,   in  den  Königreichen  Fraükreich,    Spanien, 
Sardinien,  "Neapel^  in  dem  Kirchenstaat  u.  a.  —    Iii  den  Angelegenhcile^  des  im 
X  iftr^  auf^clösfen  Königreichs  Westphalen, '  gingen  Maiinovtr ,  ticBl>yisdh''abd 
araenMJiviwI^  «rdn  jder  Behanpf üng  aus,  der  K^^Og  von  Wta^MiW  s»f  IHtbi^Ml 
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seiner  sechi jährigen  Zwischenregleruiig  legitimer  König,  mit  TÖllierrecktlftclMi  . 
Utel,  nur  über  den  Theil  des  Königreichs  gewesen,  welcher  ron  Preulsen  dmck  [ 
den  tilsiter  Frieden  Ton  1807  an  Napoleon,  und  von  dietem  an  Um  alugetreien  | 
worden  se^r.  Die  Reclamationen  wider  die  drei  genannten  Regierungen  gaben  An- 1 
lafs  SU  Verhandlungen  in  der  BundesTersammlung,  in  den  ProtocoUen  von  tSi? 
bis  1828,  (oben  }•  i^f  ^)«  besonders  in  der  6itauag  t.  5«  Juni  t8a3,  in  den 
ProtocoUen  der  B.  V.,  Bd.  XV,  S.  234;  ^^^^  ^^  Votum  von  Oldenburg  etc, 
in  d.  Protoc.  ▼.  4- 1)«<^-  i8i3y  V  '^?  ^^^^  "^  ^^^  MinisterialConferenaen,  welche 
der  wiener  SchlntsActe  von  i8ao  yorausgingen,  in  den  ProtocoUen  rom  ai.Febr. 
und  33.  Mai  1810. 

i)  Die  in  diesem  und  dem  folgenden  {.  dargestellten  Grundsitse,  sind  {ene  detVo** 
fhssers.  Abweichende  Meinungen  sind  angeeeigt  in  seinem  ange£  Droit  des  gern, 
§..a58  et  %5g.  —   So  auch  die  hieher  gehörende  Literatur,   welcher  feigende 
SchriAen,  meist  neuere,  beisuftigen  sind.    Lavtsesa-ch  eoUeg.  theor.  pract  Pan- 
dectar.  Hb.  49*  ^'*  i^*  S*  ^*    WKSTpniL's  teutsches  Staatsrecht  AbhandL  I«  S-  9* 
Ds  Maetcvs  pr^cis  du  droit  des  gens  (3«  ^dit.),  $.  281.     Erörterung  der  Fra- 
gen: hat  der  Kurf.   Ton   Hessen  ....  Anspruch  an  eine  völlige  Tl?iedercia 
setmng  in  den  vorigen  Stand?  u.  s.  w.  Altona  1817.  4*    B.  W*  Piaitinn,  in  wie 
fern  sind  Regierungshandlungen  eines  Zwischenherrschers  für  den  reclitnaia.  B^ 
genten  verbindlich?   i8i8.  8.    Ueber  die  Aufrechthaltung  der  Verfügungen  des 
Jer6me  Bonaparte  in  Kurhessen.  1819.  8»  L,  ScHAuxiJiH,  die  rechtl.  Verlialtnissr  ^ 
des  legitimen  Ffirsten,  des  Usurpators  u.  des  unterjochten  Volks.  Cassel  iSfto.  8. 
F.  F.  SncBsi.*s  Beitrag  au  der  Lehre  von  der  Ge^Tahrleistung  o.  der  Reditsbe* 
aUndigkeit  der  Handlungen  eines  Zwichenherrschers.  Giessen  iSaö.  &  — ^    V<» 
der  Frage  betr.  die  Veraulserungen  von  StaauDomänen^  handeln  insbesondere; 
RiTTBa's  Denkschrift  u.  s.  w.,  in  den  NachtrÜgl.  Actenstucken  an  den  teutscbea 
Bundesverhandlungen,  Bd.  n  (Frankf.  1817.  4.),  S.  aio.    Srican.  a.  a.  O.  AI)- 
handlungen,  in  dem  OppositionsBlatt,  1818,  Num.  a49  ^^  ^^i?  in  hotan^s  Ke- 
meais,  Bd.  VIR,  St  a,  Num.  8$  Bd.  X,  St.  1,  Num.  i.    HAmvLaaBn's  Juatis-Ka- 
meral-  u.  PoliaeiFama,  1817,  Num.  171  u.  f. ;  1818,  N«aL  176  hi»  179.     Böksx*! 
Wage,  18189  Heft«  3.  —   Für  die  Frage  von  verausserten  oder  rin^mogcmii 
SiaaUjidtPcapüaiittti  B.  W.  Pfbifpkr«  das  Recht  der  Kriegseroberung   in  Hecle* 
hnng  auf  Staatscapitalien.  Cassel  i8a3.  8.  J.  G.  K ,  können  die  vormaL  Scintld- 
ner  der  früherhin  kurhessischen,  demnächst  von  Frankreich  eroberten  Kapttallen 
sich  auf  erlittenen  Zwang  berufen,  wenn  sie  dem  anerkannten  Eroberer  dersel- 
ben die  Schuld  getilgt  haben?  gegen  PFKimn.  i8a4-  8.    Abhandlung,  in  der  Ka- 
meral-  und  PoliaeiFama,  (Stuttg.)  i83o,  Num.  1.  u.  1.  —    Richterspruche:  bei 
SncaxL  u.  PvstFFn  a.  a.  O. :  in  v.  Bülow's  Abhandlungen  Über  eimEelne  Bfate- 
rien  des  röm.  T)ürgerL  Rechts,  Bd.  I,  S.  1;  Bd.  R,  S   7;  in  dem  Anhang  au  dem 
(hamburger)  Polir.  Journal,  Juni  1890, 


§♦   254^  (Neu.) 

Fortsetzung^ 


Begenten 


oder  seinen  Nachfolger,  ist  daher  eine  Regierangshandlang  des  Zwischen- 
berrschers:  1)  wenn  jener  derselben^  auf  irgend  eine  Art,  genelimi- 
gend  beigetreten  ist,  namentlich  durch  Anerkennaiig  der  Zwiachenre- 
gieruDg  ia  eiaeiii  vorausgegangenea  oder  spiitern  Frtedendschlufa;  a)  wenn 
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die  ffandhing  den  GrundslEtzea  der  vor  der  Elroberung  reohtmäsig  bestan« 
denen    Staatsrerfassang   nad   Staatsverwaltung   gemafs «),    oder 
3)    ohne   dorch   diese  Grandsatze   bestimmt  zu  seyn,  aber  auch  ohne  die 
Grenxen  der  Staatsgewalt  zu  überschreiten,   nach  der  gleichzeitigen  Lage 
der  Dinge  iur  nothwendig  oder  in  hohem  Grad  nutzlich  zu  achten 
w«r;  4)  wenn  der  Eroberer  oder 'sein  Nachfolger  der  in  der  Eigenschaft 
Zwischenherrschers  ihm  zustehenden  Gewalt  sich  bedient  hat,  um  ein 
,  gteichTiel  ob  Unterthan  desselben  Staates  oder  nicht,  zu  Be* 
gaM^jing    einer   dem    Staat   gehörenden   Schuldforderung,    oder  zu  irgend 
^ner  andern  Leistung,  namentlich  zu  Uebemehmnng  einer  Tertragpflich^ 
za  nSdttgen^).     In  solchem  FaU  ist  anzunehmen,  dafs  die  Leistung  dem 
Staat  aum  Yortheil  gereicht  habe.    In  solcher  Hinsicht  eingegangene  Stipu» 
lalionen,  ist  der  zurnchgehehrte  rechtmasige  Souverain  nur  nach  erfolgter 
Entschädigung  des  Contrahenten  oder  dessen  Rechtsnachfolgers  aufzuheben 
befugt,  indem  er  z^  B.  den  Gegenstand    bei  demselben    vollständig  und 
ganzÜck    einlSst,    wefshalb  ibm  jedoch  der  Regrefs  wider  den  Usurpator 
vorbdialten  bleibt.    Auch  5)  wenn  der  dem  Zwischenherrscher  gegebene 
Werth  oder  Tauschgegenstand  zum  Vortheil  des  Staates  verwendet 
worden  ist  C^^i^o  ^  rem).  —  Hat  der  Erwerber  auf  wahre  Verbes- 
serung der  von   ihm  zurück  zu  gebenden  Sachen  Kosteri  gewendet,  so 
Unn  er  dafür  Yei^tung  fordern  «^)« 

c)  aQuae  illa  pars  quae  restituitur  facere  praestareipie  ipsamet  jure  debuUset,  slre 
ex  «xmtractu  sire  ex  quacnnqpie  alia  caussa».  Pit.  GvDXLnrus  de  Jure  pacis 
(LoTam  1610.  4*)f  P*  43-  ▼•  BiJLO^'s  Abhandlungen  über  einsebie  Materien  des 
rom.  bürgerL  Rechts«  Th.  II,  S.  i. 

4)  fSTükt  begriffen  unter  dem  hier  aul^stellten  Grundsat«,  sind  die  ohne  Zwang  er- 
folgten Leblongen  oder  eingegangenen  Rechtsgeschäfte. 

e)  «rctitor  ex  aliena  jactura  lucrum  facere  non  debet».  Pavlvs  in  L.  38L  D.  de 
hered.  peltt. 


♦    »i>0^  (190.) 

Dotier  des  Verhältnisses  zwischen  Souverain  und  Volk. 

Vermöge  des  UnterwerfungsVertrags  behiSt  das  Yolh,  der  Inbegriff 
der  Staatsbürger ,  auTserhalb  des  Staatszweches  seine  Selbststandiglieit ;  und 
der  Regent  hat  die  Oberherrschaft  ^  nur  unter  der  Bedingung  pflichtgema- 
ser  Wahl  der  Mittel  zu  Erreichung  jenes  Zweckes*  Es  hann  also  1 )  das 
Volk  Ton  dem  Regenten  als  blofses  Mittel  f3r  andere  Zwecke  —  Despotis- 
mus, Soltanismus,  Macchiayellismus  <>),  sind  unvereinbar  eben  so  wohl  mit 
der  nttlichen  Würde  und  dem  Rechte  des  Menschen  als  mit  der  vollkom- 
menea  Pflicht  des  Regenten  —  nicht  behandelt  werden,  daher,  im  Gegen- 
fall, das  Recht  der  Gegenwehr  oder  des  gewaltsamen  Widerstandes  gegen 
Wiittoliiherrschafl,  jus  resistendi  contra  tyrannum^  le  droit  de  la  r^sistance 
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au  potivoir  arbitraire  h  7  «ad  2 )  das  Reeht  seu  der  Oberiiermkaft 
ohne  gehörige  Anwendung  der  Mittel  zu  dem  Staatszweclt,  nicht  bestehen. 
So  oft  das  regierende  Sabject  anders  als  dem  StAatszweck  gemafs  denkt 
oder  handelt,  so  oft  es  Willlifihrhen^schaft  sich  eHaobt,  thut  et  solclies 
a]s  Mensch,  nicht  iais  Regent,  nnd  es  steht  ihm  der  UnterwerfunpTertrag 
entgegen  ^) ,  welcher  beiden  Theilen  Zwangpflichten  auflegt;  seine  Macht 
ist  dann  nicht  auf  Recht,  sondern  blofs  auf  Stärke  gegründet*  Unter  allea 
U«nstiinden^  ist  die  Erhaltung  des  Staates  und  der  difentlichen  Ordnung, 
ein  Recht  und  eine  Pflicht,  welchen,  bei  dem  Regierenden  nicht  weniger 
als  rien  Regiei^ten ,  alle  andern  weiciien  imlssi^n  tt) ;  wefshalb  kuweilefl  pos- 
live  Yorikmingsmittel  gegen  solche  Pflichtverletzung  festgesetzt  worden  'l 
Aber  wiilkührliche  Widersetznng  des  Volkes  gegen  Yerfügongea  des  Stuts- 
^berhaapies,  •  Empörung  gegen  rechtgemüfse  Oberherrschaft,  gewtelose 
Abgabensperre/),  wäre  widerrechtlich;  noch  mehr  willkührUche  ße- 
gierungsEntsetzung  des  Regenten  g)  C'^^i'onRevolution},  ron  Seite  des 
Volkes,  einer  Partei  desselben,  oder  eines  Dritten,  überhaupt  wiilkührliche 
gewaltsame  Umstürznng  der  rechtlich  bestehenden  Staatsordnung  (Stuts- 
Re?olotion ).  Selbst  im  rechtmäsigen  Fall  ist  Reformation  einer  Be?uhh 
tion  vors^uziehen ,  und  die  Heiligkeit  oder  UnTei^etzbarkeit  der  Person  des 
Regenten  (§.  989),  zu  unterscheiden  von  der  Wtderrechtlichkeit  seiner 
Handlung  A);  so  auch  in  erblich  monarchischen  Stiften,  das  persönliche 
Recht  des  Regenten,  und  das  Recht  seiner  Familie,  zur  Regierang. 

n)  Die  von  Macchiatflli  (II  Principe,  i5i5.)  Torgetragenen  Grundsätze,  widerlegle 
ein  königlicher  Schriftsteller.  Examen  du  Prince  de  MacchiaveL  edit  3.  a  » 
Hayc  1741.8.  Was  Friedrich  IL  sogar  nach  4*  jähriger  Regierung  hierüber  noch 
schrieb,  findet  man  in  s.  Hintcrlassenen  Werken,  Th.  VI,  8.  63.  Us  ^om^i 
du  tronc,  donnes  par  Fr^6ric-]e- Grand  aux  rois  et  aus  peuples  de  ITurope; 
pmhliös  ^ar  M.  Av^vis.  Paris  1823.  8. 

6)  Der  Willkuhr  widersteht  das  Becht.    Cum  tyranno  societas  civilis  consiite«*  ne- 
quit.    Einst  war  die  Frage  von  der  Rechtmasigkeit  des  Widerstandes  geg^^  v 
rannei,  eine  theologisch  exegetische  Controvers.    A.  L.  Schlöszh's  Slaatsgclanrl- 
heil,  I.  32   ff.    J.  L.  F.  Meister'»  Lehrb.  des  Naturrechts  (1809.8.),  i  6i3. 
ScHEiDEMAirTEL's  Staatsr.  nach  d.  Vernunft  etc.,  Th.  m,  S.  364  ff.    Vergl  oben, 
§.  4  9  Note  k.    In  revolutionärem  Mjsticisraus  wird  das  jus  resistendt  gcpi*<^^'g^' 
in  den  Parolcs  d'un  croyant,  par  l'Abbe  de  LAnEirvAis  (Paris  iB34)»  ^^  **'  *  ' 
34»   35  et  37.  —    Ueber  die  schwierige  Frage   von  dem  jure  resistendt,  imc 
HvME  (History  of  England,  eh.  XLVI.  4.  *)  die  Bemerkung;  «And  80  difficult  « 
to  cxplain  that  jioint,  that,  to  this  day,  whatever  libcrties  may  he  uscd  I>>  P"* 
▼ate  inquirers,  the  latvs  have,  vcry  prudently,   thought  proper  to  im"»'^"' 
total  silence  with  regard  to  iti».  Doch  fehlt  eB/ctetiikhtaiiBdspieleai'«^^^'^  ' 
lichem;  Vorbehalt  dieses  Reclitts.  Man  s.  Note  e,  auch  den  unten  a»g«i  ^^^^ 
und  die  oben  (§.  5  c)  angef.  Jarob  u.  Fxuxbbach.  Immer  bleibt  es  »"» ^^^    ,  ^ 
Fall  eine  zarte  Frage:  wann  die  Pflicht  des  Gehorsams  aufbore,  una  das 
des  Widerstandes  anfange? 

c)  Vcrgl  oben  §.  5,  Note  c  u.  die  §.  76,  r,  angef.  Mauifesle  ^.  i55j  "•  ^^}^\  ^^^ 
Jun.  Brtjti  (Langikt)  vindiciac  contra  tyrannos.  Solodori  i577-  «•  ^*^  /r*«rl. 
reren  Ausgaben  beigefügte   Abh.  de  jure   niagistfatuum   in  subdite«. 
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Scu^SBB^ft  Staatsg^Ubi^thelt,  L  84.)   £ntw]ckeking  der  Lehre  vou  Hugo  Gbotivs 

de   jur«  resisteudi,   m  GljüTIy's  Geschichte  vom  Recht  der  Vernunfl,  S.  ts6  — 

iS4*     Algemoo  Siahsy,  discours  sur  le  gouvetnemeiit.  a  )a  Haye  170a.    3  vol. 

in  xs  lA-  inehrmaL  Rvd.  Wsoxiuso  diss,  de  obligatione  ciriimi  erga  principem  tjran- 

Aumu  Gott.  1748.  Job.  Benj.  Ebhüuui  über  daa  Recht  des  Volka  £u. einer  Rero]u- 

tioA.  Jena«  1795.  8.    Grotivs  de  J.  B.  et  P.  üb.  L  c.  4.  et  lib.  II.  c.  5.   Scrro'b- 

DSA  elem.  juris  Dat.  §.  ioa6.  sqq.    Gaos  Naturrecht,  §.  335.    Algernon  Si&sncT*s 

diicourses   concermng  government  (Lbnd.  1698.  4«))  F*  U,  eh.  33.  P.  RL  eh.  1 

o.  3,  und  der  Uebersetser,  C.  D.  Ebhabd  (Leips.  1793),  in  d.  EinL,  S.  56.    K. 

G.GiJSTBUi's  ettrop.  Völker.  R.  436.   Vattsi.  droit  des  gens,  liv.  II,  eh.  4*  IwSi. 

et  cb.  17,  §.  aoo  et  suiy.    (J.  Cph.  Wilh.  v.  Stech)  Von  Absetzung  eines  röm. 

Küsers.  17Ö9.  4*    J*  Benj.  Ebhabd  über  das  Recht  eines  Volkes  bu  einer  Rero- 

lutioBL  Jena  179^.  8.    F.  K.  t.  Stbombxck  ,  was  ist  Rechtens ,  wenn  die  oberste 

Staatsgewalt  dem  Zwecke  des  Staats  Verbandes  entgegenhandelt?  Braunschw.  i83o. 

8b     Tierte  sehr  vermehrte  Aufl.    i832.    8.     Pölitz  die  Staatswissensehaften  im 

JJeJkle  unterer  Zeit ,  Th.  I ,  S.  228  fF.    W.  F.  L.  Röppbx  ,  Staat  u.  Regierung  i 

aus  d.  Gesicht punct  des  Naturrechts.  Braunschw.  i83i.  8.    HoaxxL  rhaps.  obs.^ 

636.     SvABMz  Aphorismen  etc.;  in  den  Materialien  su  der  wissensch.  Erklär,  der 

aeaesten  aUgem.  prenss.  Landesgesetze,   Heft  4«  S.   16.    Mosbb's  Staatar.  VIL 

-'i.   lii.ÜBXB*s  Lit.  731.  Memoire  adress^  au  Roi  en  juillet  1814«  par  M.  Cabvot. 

Paris.  181 5.  8.  Teutscb,  in  Ludxb^s  Nemesis,  Bd.  IH,  Heft  6,  u.  daraus  besonders 

abgedruckt,  Weimar  i8i5.  Hermes,  Jahrg.  i8«3,  Heft  4,  S.94  ff.  Ueber  das  Gassen* 

recht  der  wurtemberg.  Landstände  (Frankf.  1816.  8.),  37  ff.  M.  G.  F.  W.  GB:lVBL^ 

der  StaaUbeamte  als  Schriftsteller  (Stuttg.  1820.  8.),  S.  9.  f.  a2,  5o,  Sa  61.  Da 

Louo  Constitution  de  VAngleterre,  liv.  RI,  eh.  14.  L.  v.  Dbbsch  dffentl.  Recht 

des  t.  Bundes,  §.  6.    Allgem.  t.  RealEncyclopädie  ( ConversationsLexicon) ,  voc. 

Aufruhr.    Gabuh  de   la  contre-revolution  en  France  (Paris  1823.  8.),  p.  106 

et  sniv.    U.  S.  Za.chabi&'s  vierzig  Bücher  vom  Staate ,  Bd.  R  ( 1820  ) ,  S.  448  ff. 

Selbst  C  L.  V.  Halub,  in  der  Restauration  der  Staatswissenschaft,  Th.  I,  S.  401 « 

Note  «4;  Th.  R,  S.  4a8  ff.  u.  570.,  erklärt  sich  für  das  Recht  zum  Widerstand. 

Fr.  MoBHABD  über  Widerstand,  Empörung  und  Zwangsübung  der  Staab^rger 

gegen  die  bestehende  Staatsgewalt,  in  sittlicher  u.  rechtlicher  Beziehung,  Braun* 

schw.  1831.  8.       ^ 

d)  Die  Staatengeschicbte,  ältere  und  neuere,  bewahrt  Fälle,  wo  diese  GrnndsäUe 

angerufen  wurden.    Betitele  aus  der  neuern  Zeit,  in  C.  D.  Voss  Zeiten,  1811, 

Jan.;  1814,  April,  S.  116  ff.,  Mai,  S.  289  ff.,  Juli,  S.  65  ff.  —  Von  der  Ab- 

setsnng  PhÜtpps  It.  in  den  Niederlanden   i58i ,  s.  JJiA.  Hubbb  de  jure  civiutis, 

lib.  L  SecL  3.  c.  ö.  §.  63—65.  p.  88  edit.  Thoxasii.    A»b.  Hluix  orat.  inaug.  de 

jure  abdicandi  Regem  Philippum.  Lugd.  Bat.  1779.    Ebendeu.  historiae  federum 

Belg^  federati  primaie  lineae,   P.  L  p.  35.  sq.    Erzählung  von  21  Revolutionen 

und  Empörungen  neuerer  Zeit  wider  Monarchen  oder  ihre  Regierungen,  in  dem 

I.  Cap.  des  2.  Bandes  von  L.  Hovfxabv,   die  sUatsbürgerL  Garantien  oder  die 

vrirl&samsten  Mittel,  Throne  gegen  Empörungen,  and  die  Bürger  in  ihren  Rech- 

ten  z«  sichern.  2.  umgearb.  Aufl.  Leipz.  i83o.  2  Bände.    Avciixov,  tableau  des 

revoltttions  du  Systeme  polit.  de  lEurope,  T.  R  (Paris  »823 ),  p.  34a.  —  Eng- 

liscbe  ParlamentActe  v.  i3.  Febr.  1689,  bei  der  Thronentsetzung  Jacobs  II;  m 

V.  Mabtkv's  Samml.  der  vornehmsten  europ.  Staaten,  Th.  I,  S.  84o,  u.  in  der 

Collection  des  Gonstitutions  etc.,  von  Dvvav,  Ditvbboibb  et  Gaümt  (Paris  18«  i), 

T.  I.  —    Die  oben  (§.  76,  c)  angef.  reichsständischen  Manifeste  wider  Kaiser 

iarl  F.  T.  i552,  —  Der  ebendas,  angef.  BeschwerdeLibell  der  dänischen  Reichs* 

si&ide  wider  König  Christian  IL  den  Bösen ,  v.   i523.  —   Thronentseteung  u. 

Thronentsagung  des  K.  Erich  XIF.  von  Schweden  aus  dem  Hause  Wasa,   1669 

C&msKL,  Europ.  Steatengeschichte,  5.  Aufl.  1816,  S.  5o5)  und  des  R.  GusUw  /r. 
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Adolph  TOn  Schweden,  1809.    Geschichte  der  schwedMchen  Revolatlon  u.  g.  w. 
Kiel   1811.   &    Voss  Zeiten,  Bd.  XIX   il  XX.     Koch   et  Scmoklx.  hiat  abr^ 
des  trait^  T.  XIV,  p.  ao3.    Die  Entsagun^urkunde,   in  Martxhs  recneii,  Sap. 
pUm.  V.  170.  —  In  Frankreich  ward,   am  7.  Aug.  i83o,  wegen  €^r(s  X,  Ver- 
letzung der  Vrfittsungsttriiunde ,   von  den  beiden  Kammern  der  Thron  ücüich 
vnd  Ton  Rechtswegen  für  erledigt  erklärt,  nachdem  Carl,   för  sich  und  wioen 
Sohn  den  Dauphin,  doch  nur  bu  Gunsten  seines  Enkels,  des  Herzogs  tob  Bor- 
deaux,  abdicirt  hatte.    Zugleich  ward  der  Hersog  Ludwig  Philipp  ron  Orleans 
zum  König  der  Franzosen  erklart.    Moniteur  uniyersel  du  8  aoüt  i83a  Voa 
allen  europäischen  Mächten  ward  diese  Throm^eränderung  anerkannt    Beden 
der  Minister  Duc  de  Broglie  und  Thiera  in  der  DepuUrtenkammer  am  5.  Jan. 
i833^  in  dem  Moniteur  universel  du  6.  Janv.  i833,  u.  in  der  Allgem.  Zntuag 
^  13.-20.  Jan.  i833.  Revolution  de  juillet  i83o,  caractere  lögal  et  politique  etc.; 
par  Dupis,  ain^.  Paris  i833.  8.  —    Wegen  seines  Hanges  zu  Wiilkührhemchaft 
und  Verschwendung,  und  weil  er  Städte  an  Pfalz  veräussem  wollte,  kündiglea 
1498  die  würiemherffüchen  Landstände  ihrem  Herzog  Ehcrhard  iL  den  Geborura 
auf,  und  der  Kaiser  billigte  solches ;  an  des  Entsetzten  Stelle ,  ward  sein  Neffe 
Ulrich  Herzog.     Ltvio's  Reichsarchiv,  Part.  spec.  Cont.  ü,  Fortsets.  1,  S.  719 
tt.  791.    Auch  in  Duxost  corps  diplom.  T.  III,  P.  2 ,  p.  388«    Sattlis^s  Gesck 
des  Herzogtfa.  Würtemberg  unter  den  Herzogen,  Th.  I,   S.  a3.   ffl    Snrrtn's 
Gesch.  1/Vürtembeigs,  S.  87  if.  —    Das  oben  (§.76,   c)  angef.  Manifest  der 
Setreichtsehen  Landstände  von  1619,   an  alle  europäischen  Mächte,  wider  ilnta 
Landesherm,  den  Kaiser  Ferdinand  IL  —    Während  einer  bald  siehenjäkigen 
Regierung,  unter  beharrlicher  Ifichtanerkennung  der  bis  dahin  in  aaerkamiier 
Wirksamkeit  bestandenen  landständischen  Verfassung,    hatte  Herzog  Ceti  tob 
Braunschweig^  allgemeinen  Unwillen  der  Landeseinwohner  erregt.  Rei  einen  Auf- 
ruhr in  der  Hauptstadt,  am  7.  Sept.  i83o,  ward  sein  Residenzschloft  verbrumt 
und  er  zur  schnellsten  Flucht  genöthigt ;  er  eilte  nach  England.  Auf  dringendes 
Bitten  der  braunschweigischen  Bürgerschaft  und  der  rersaromelten  Lsodstande, 
llbemahm  sein  Bruder,  Herzog  Wilhelm,  die  «Regierung  der  braunsdiwe^iscben 
Lande  bis  auf  Weiteres^ ,  solches  verkündigend  durch  ein  Patent  vom  38.  Sepi 
i83o.    Tags  vorher  hatten  die  Landstände,  in  der  Form  eines  an  diesen  gerich- 
teten Schreibens,  ein  Manifest 'erlassen,  welches  eine  gedrängte  DarsteUnog  der 
Landesbeschwerden  enthält,  und  mit  der  Schlußerklärung:  es  sej  eine  «auf  die 
«Grundsätze  des  allgemeinen  Staatsrechts  sich  stützende  (rechtliche)  UiuDOgliri}- 
«keit,  dafs  der  Durch!.  Herzog  Carl  die  Regierung  des  Landes  fortsetse».  l^'^* 
ses  Manifest  erschien  in  öffentlichen  Blättern;  Allgem.  Zeitung  v.  7.  Od  i83o, 
aiuserordcntl.  Beil.  49 >  auch  in  dem  hamburger  Unpart.  Correspondssteo  t<  i- 
u.  ff.  Oct.  u.  in  der  Neckarzeitung  v.  a  Oct    Auch  in  der  2.  Aufl.  folgender 
Schrift:  Der  Aufsland  der  Braunschweiger  am  6.  u.  7.  Sept.,  seine  VeranlaKUBS 
und  seine  Folgen.    Braunschw.   i83o.  8.    Eingedenk  der  durch  Grmidvcrlrägc 
des  Bundes  (BundesAcic,  Art.  a.    WienerSchluIsActe  v.  i8so,  Art  1,  3,  7»  9 
u.  i8),  ihr  aufgelegten  Pflicht,  fafste  die  Bundesversammlung  hierüber  sm  i-^- 
i83o,  in  dem  Protoc.  %,  104,  vorsorglich  nachstehenden  Beschlufs,  weleker  dorca 
dflfentliche  Blätter  bekannt  ward.    1)  «Se.   Durchl.  der  Herzog  ^0«^  ^^° 
Braunschweig^'Oeie  wird  ersucht,   die  Begieruhg  des  Herzogthums  BriDsscfaircig 
bis  auf  Weiteres  zu  fuhren,  Alles,  was  zu  Erhaltung  der  Ruhe  und  Sicberheit, 
•o  wie  der  gesetzlichen  Ordnung  im  Herzogthume  eiforderlich  ist,  voiznk«*^"» 
und  dafli  dieses  auf  Veranlassung  des  deutschen  Bundes  geschehe,  öffcathco 
kennt  zu  machen;  in  so  fem  übrigens  Se.  Durchl.  zur  Aufrechthaltung  der  gc 
setzlichen  Ordnung  gegen  gewaltsame  Angriffe  aufserordentliche  Hülfe  W"" 
sollten,  und  die  Dringlichkeit  des  Falles  die  vorläufige  Anrufung  der  Bundc»ver- 
sammlung  nicht  zuliefse ,    werden  Sc,  Durchl.   in   dem  BundesbescU»«»«  ^'^^ 
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si.  Od.  d.  J.  (34.  Sits^  {.  958)  9  die  iiir  aiig«nb1ic)iliehe  UnterstiltiKaiig  von 
tca  des  Bandes  bereite  Hälfe  finden;  9)  den  berechtigten  jignaieu  Sr.  Durehl. 
de»  Hersogs  Carl  tou  Braunscbweig  ^ird  anheim  gegeben,  diejenige  deßnkive 
Amor4mmg  für  die  Zukunft,   welche   bei   diesem  beklagenswerthen  Stand   der 
DiB§0  die  dauernde  Ruhe  und  gesetsliche  Ordnung  in  dem  Herzogthum  Braun- 
aeliwc%  erbeiscfat,  in  GemaCsheit  der  Hereoglich-Braunschweigiaehen  Hausgesetie 
iifld  dea  in  deutschen  und  andern  souTerainen  HSusem  üblichen  Herkommens 
sa  berathen  und  su  bewirken,  so  wie  auch  eine  baldige  Benachrichtigung  über 
die  in  aolcber  Art  getroffene  Feststellung  dem  Deutschen  Bunde  cur  Anerktiunmg 
mmkommtn  su  lassen».     Durch  eine  königlich  -  hannoverische   und  hensoglich- 
braunschwe^lische  FamilienActe  ward  hierauf,  im  Februur  i83i,  festgesetst:  dals, 
bei  der  durch  angestellte  Untersuchung  erlangten  Ueberseugung  von  der  abso- 
luten Bcgwrungsunfahigkeit  des  Herzogs  Carl,  die  Regierung  in  dem  Henogthum 
Srauoscbweig  als  erledigt  anzunehmen;  dafs  dieselbe  nunmehr,  unter  Anfrecht- 
lialruag  der  über  die  Primogenitur  in  dem  Hause  BraunschweigWolfenbüttel  be- 
stehenden Vertrage  und  des  Facti  Henrico- Wilhelmini,  so  wie  der  auf  solche 
steh  gründenden  Successionsrechte,  definitiv  auf  den  Herzog  Wilhelm ,   als  nSch- 
stca  Agnaten,  mit  allen  verfassungsmäsigcn  Rechten  und  Pflichten,  übergegangen 
sey;  dals  Herzog  Wilhelm  dieselbe  Obemehme,  dafs  derselbe  landesgrundgesetz- 
lich  die  Verfassungsurkundc  vom  35.  April  i8ao  annehmen  und  bestätigen,  die 
Aufrechtfaaltung  der  über  die  Primogenitur  bestehenden  Verträge  und  des  Facti 
Henrico-Wilbelmiani  (von  1 535)  schriftlich  versichern,  und  hierauf  die  Landeshul- 
digiiiig  und  die  Diensteide  der  Staatsbeamten,  unter  Aufhebung  aller  früheren 
Verpflichtung  derselben  gegen  den  Regierungsvorfahr,   entgegennehmen  werde; 
dals  dem  Herzog  Carl  eine,  den  Landescinkünften  angemessene,  möglichst  stan- 
desmaeige  Sustentation  auszumitteln,   und  auch  aiif  deren  verliältni&miisige  Er- 
höhung  ftir   den  Fall  etwaiger,  aus  legitimer  und  standesmasiger  Ehe  abstam- 
laeader  Descendenz  (von  deren  Rechten  s.  Mosia's  Staatsr.  Th.  XXIL  S.  aio) 
desselben,  demnächst  Rücksicht  zu  nehmen  sey.    In  Folge  dieser  FamilienActe, 
aoch  in  Einverständnils  mit  Preufsen  und  andern  Regierungen,  hat  Herzog  Wil- 
hefan  am  lo.  April  iBSi  die  Regierung,  in  eigenem  Namen,  angetreten,  solches 
dorcb  Patente  angekündigt,  und   am  25.  April  zu  Braunschweig  die  Landeshul- 
^igung  angenommen.    Erst  am  ti.  Juli  i83a  legitimirte  sich  für  ihn  der  bis  da- 
lan  von  sdnem  Vorfahr  bevollmächtigt  gewesene  braunschweigische  Gesandte  in 
der  Bundesversammlung;  i833  ward  über  das  Vermögen  des  Herzogs  Carl  eine 
Caratei  angeordnet  (§.  i5o,  e\  —    So  fem  durch  emen  Zusammenflufs  von 
pflichtwidrigen  Privat-  und  Regierungshandlungen  des  Herzogs  Carl  (wovon  bis 
jetzt  nur  ein  Theil  zu  öffentlicher  Kunde  gebracht  worden  ist)   aufser  Zweifel 
gekommen  wäre  oder  ist,  dafs   durch  dessen  Regierungsweise,  in  Folge  eigen- 
thümlicher  (yeistes-  und  Gemüthsart,  das  Staatswohl,  der  öffentliche  und  Pri- 
vatRechtszustand ,  die  gesetzliche  Ordnung  und  öffentliche  Ruhe ,  diese  vielleicht 
selbst  in  Nachbarstaaten,  anhaltend  bedroht,  folglich  der  Staatszweck  des  Her- 
sogthums ,  und  selbst  der  erklärte  Zweck  des  Teutschen  Bundes  augenscheinlich 
gefährdet  werde,  war  immerwährende  Entfernung  dieses  Fürsten  von  der  Landes- 
r^erung  durch  die  Noth  der  Selbsterhaltung,  das  so  genannte  äufserste  Recht 
oder  Staatsdothrecht,  dringend  geboten.    Schon  die  Goldene  Bulle  C^arFs  IV. 
von  i356,  Oip.  a5,  §.3,  verordnete  in  Kurhäusern  Ausschliefsung  des  erstge- 
bomen  Sohnes  von  der  Regierung,  «si  forsitan  mente  captus,  fatuus  seu  aUerius 
•ftmöti  et  nMahilU  dtfeetu*  existeret,  propter  quem  non  äebtrei  seu  ^o##et  homi- 
cnibas  principari».  —   Förmliche  und  directe  Mitwirkung  der  Landstände ,  wie 
149IB  in  ßßüriemherg  bei   der  Regieruugsentsetzung   des  Herzogs  Eberkmrd  IL^ 
aehiea  diefsmal  für  nöthig  nicht  erachtet  zu  werden.    Vorhin  schon  hatten  die 
braoaichweigischeA  6UUide  eiamüthig  bei  dem  Benog  Wilhelm  (auch  bei  dem 
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König  von  HaimoTer)  driogeiid«  Anträge  gemacbt,  auf  Atswan  Uebtraabme  ond 
FAbrung  der  I^aiidetregienuig  in  eigenem  Namen.  —  Auf  diesen  Fall  lidi  bcse- 
liende  Urliuaden,  in  den  Neuesten  StaaUActen  u,  Urkunden,  Bd.  XI,  Heft  i 
(Stutrg^  i83o)9  Num.  t  —  16;  u.  Bd.  XXHL 
e)  AU  positive  roriammff^mt'Uel  gegen  WilUitthrherrscliaf^,  vmrden,  seit  daer  lan- 
gen Beibe  Ton  Jakrhunderten ,    StaatsGrundverträge  gewählt,  Paeta  coBrenta^ 
WaU-  u.  a.  Capitulationen,   Constitutionen  oder  Verfaesungsarkandfla,  Bigie- 
rungseide.    Beispiele  oben  $.  1,  f,  u.  $.  98,  h*  In  ArragmUen  war  es  im  9.  Jihr- 
hundert  sobon  StaatsverfasaungsSitte,  dafs  der  Oberricbter,  trenn  er  den  neues 
{iönig  aum  Thron  führte,  ihn  anredete,  wie  folgt:   «Wir,  die  wir  ebensoritl 
sind  wie  Ihr,   und  mehr  vermögen  als  Ihr,  machen  Euch  snm  Sourerain, 
versprechen  Euch  Gehorsam,  unter  der  Bedingung,  da&  Ihr  lusere  Reclite 
Freiheiten  beschütaen  werdet:  wo  nicht,  —  Nicht»!    Ds  xjl  Gaon  Constitvtiooi 
des  principaux  Etats  de  l*£urope,  T.  m  (3eme  6dit.>,  p.  189.    König  AlfhmulW 
von  Arraf^anitn  räumte  1287  den  Hronvasallen  formlich  das  Becht  der  Wider- 
aetzung  gegen  den  König  und  der  Selbsthülfe  far  den  Fall  ein,   wenn  ibr^D 
Privilegien,   auch  nach  geschehenen  Vorstellungen,   Eintrag  geschehen  irär«. - 
Nach  einer  feierlichen  Urkunde  des  Königs  Andmas  IL  von  Jüngam,  tob  m% 
räumte  seitdem  jeder  König  in  seinem  Krönungseid  den  Unterthanea  aasdruck- 
lieh  das  Becht  ein,   wider  ihn  die  Waffen  zu  ergreifen,   wenn  er  wider  die  5a- 
tionalfreiheit  würde  gehandelt  haben.     Man  s.  die  angef.  Collection  des  consti- 
tutions  etc.,  par  Dofav  etc.  T.  W,     Erst  1687  brachte  K.  Leopold  I.  es  dalün. 
dafs  diese  Glausel  in  dem  Krönungseid  abgeändert  ward.  —  In  dem  Gniiuigesetz 
des  Herzogthums  Brabant  und  Limburg,   in  der  Joyeuse  entr^,    welches  jedrr 
Regent  bei  seinem  Begierungsantritt  beschwören  mufste^    war  festgesetzt,  (UJs 
so  bald  derselbe  eines  der  LandesPrivilegien  verletzen  würde,   die  Unterthanco 
von  allen  Pflichten  des  Gehorsams  gegen  ihn  entbunden  seyn  sollten.    Mu  ^ 
die  angef.  Collection  des  constitutions ,  par  Dupao,  etc.,  T.  IIL  —  Ein  aimtiches 
pactum  de  non  praestanda  qbedientia ,    ging  der  Erbprinz  Ltidmg  ron  Ungsro 
in  seinen  pactis  conventis  ein ,  als  er  i355  in  Polen  den  Thron  bes^.  lUss  $• 
die  angef.  Collection  etc.,  T.  IV.  —  In  England  fand  daa  Becht  des  Vüifxt^^' 
des  gegen   willkührliche  Begierungsgewalt  gesetzliche  Anerkennung  ia  der  BiIl 
oder  vielmehr  Deelaration  of  rights  von  1689,  in  v.  Ma^tshs  Samml.  derBeiciis- 
grundgesetae  etc.,   Th.  I,  S.  841.     Bi.aca8T0irB's  Commentaries  on  the  Laws  of 
England  (i5  edit«  1809),   vol.  I.  p.  sSi.  n.  p.  435  sq.  439  sq.     Ds  Lou»'  <^'^ 
Verfassung  von  England,   Cap.  14,  S.  291—300,  nach  der  zu  Altern  ^^^^'^' 
schienenen  Uebersetzung.  —  In  dem  NegerKÖnigreich  Sennaar  im  nordöstlichen 
Afrika  (54oo  QM.  mit  1%  Mill.  Einw.)  steht  der  muharoedanische  ErbWjiig  so 
streng  unter  den  LandesgeseUen ,    dafs  er  im  Ucbertretungsfall  gesetimw'g  °"!" 
gerichtet  werden   kann.     L.  G.  D.  Steik's  geograph.  statist.  Lexicon,  Bd.  l  » 
Abth.  1  (Leipz.  1821),  S.  3ä6.  —  Die  Bepräsentativ Verfassungen  setsen  der  An- 
wendung des  juris  resistendi  entgegen,   das  Princip   der  ünverletsbarieit  «r 
Person  des  monarchischen  Souverains  und  der  Verantwortlichkeit  der  f^^^^' 
—  Der  Aufstand  der  Griechen  gegen  die  türkische  Begierung,  die  Aaftfifl*^ 
ihres  schmählichen  Hingebens  unter   gesetzlose  Gewalt,   seit  dem  ^^^^  ^^^ 
ward  rechtlich  gegründet:    i)  auf  die  Thatsache  der  widerrechtlich«"  üttt«^ 
jochung,   indem  da,   wo  blofs  Gewalt  die  Grundlage  der  Herrschaft^**'   ^^ 
Uebermacht  der  Gehorchenden  das  Band   auf  dieselbe  Art  löset,  y^  **  ^^^ 
dem  Herrscher  geknüpft  warj    a)  auf  die  Willkührherrschaft  ^^^^ J^L^^ 
(orientalisches  Staatsrecht,  Sultanismus)  der  Begierung,   die  weder  börgcr  ^^ 
Ereiheit  noch  Eigenthum  der  Unterthanen  anerkennt.     Die  Griechen  ""j^  .j^^j 
kischem  Joch  waren  keine  Unterthanen,  sie  waren  Sclaren;  der  ^''^T^j^n, 
war  nicht  ihr  Staataoberherr,  nur  ihr  Tyrann.     Die  oben  *.  7^  *  ■^' 
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au»  Gvfttips.    Kaeli  ausgebrocheoer  losurrection,  war  denkbar  «Hr  der  W«ch- 
selfallt  Unabhängigkeit,  oder  gescfaärAe  Knechtschaft.    Völkerrtchtliche  An«ich- 
ten  dea  Kampfes  der  rereinigtea  Griechen  gegen  die  Turhen.   München  i^i^  8. 
Bemarques  politiques  sur  la  cause  des  Grecs-    Paris  1822.  8,     Du  souteyenient 
des  naiiona  chretiennes  dans  la  Turquie  eurpptome;  par.  £.  GAuntK«.  Paris 
idas.  8.    La  Grece  en  1831  et  1823,  (Par  M.  Stovadza,)  Paris  1819.  8.   f.  Gli^cb, 
der  Kampf  der  Griechen  um  Freiheit.    Leipz.   i8a3.     Hiatoire  de  la  r^voluftion 
de  la  Grece,  par  Scttzo.   Paris  i83o.  8;    Teutseh  von  FöasTXXAnr.  Beriin  i83o. 
8«    Biso  ]VsBin.os  Geschichte  des  griechischen  Au£itandes.  •  Teutseh  bearbeitet 
Ton  EisiBBAcn«  Lpx.  i83o.  8,    ConrersationsLezicoa,  neue  Folge,  Bd.  I,  Abth*  2i 
Art.  Griechen,    J.  L.  Blubek,  diploqiatische  Geschichte  der  politisehen  Wieder- 
geburt Griechenlands.    Franhf.  i835.  8. 

f)  TiMT  gegen  eine  offenbar  revolutionäre  oder  despotisirende  Begierung  sind  Ab<* 
gabenvenreigerung  der  Zahlungspflichtigen  und  Nichtbewilligung  des  Budgets 
durch  die  Stände  gerechte  Mittel  zu  Herstellung  und  Erhaltung  des  Beehtssu- 
Standes.  Wie  die  Bewilligung,  so  ist  auch  die  Verweigerung  der  Abgaben  nicht 
wtUkuhrlich,  nur  nach  festen  Grundsätzen,  nach  dem  Gebot  bestimmter  Pflich- 
ten, können  sie  ausgeübt  werden.  De  Pradt,  Sur  le  refus  de  Timpot.  Paris 
i832.  8.  —  Beispiele  von  Abgabensperre  von  Seiten  der  Landstände  von  Lan- 
guedoc,  finden  sich  aus  den  Jahren  iSji,  1618,  1639,  i633,  in  der  Histoire  du 
I^nguedoc,  par  D.^  Vaissette,  T.  V.  p.  3ii  et  suiv,,  Ö16,  568,  669,  579.  Des- 
gleichen 1788  inBrabant.  Busch  Welthändel  neuerer  Zeit,  Fortsetz.  v.  Bainow 
(1810),  S.  5io.  Mit  solcher  Sperre  ward  1839  und  i83o  in  Frankreich  gedroht; 
es  bildeten  sich  Vereine  für  Verweigerung  der  Staatsabgaben. 

ir)  Zwei  Eitreme  sind:  der  Monarchismus  und  der  Macchiavellismus.  Darstellung 
der  Grundsätze  des  ersten,  s.  in  Gribser's  Princ.  jurispr.  nat.  IL  7.  3.  Schude- 
xastzl's  allgemeines  Staatsr.,  §.  57.    Schroxder  1.  c.  ^.  io37  s<I* 

h)  Aus  dem  Becht  zur  Entsetzung,  oder  zu  Beformirung  der  Verwaltung,  folgt 
hier  niebt  ein  Becht  zu  Bestrafung,  zu  Auflösung  der  Staatsverbindung ,  zu 
Anarchie.  Baiit's  Bechtslehre,  §.49.  Schroxoer  1.  c.  §.  io38.  Das  ist  der 
Sinn  des  englischen:  «theKing  can  do  nowrong«.  Blachstons's  Commentaries 
on  thc  Laws  of  England,  T.  L  (edit.  179O,  p.  346.  Doch  denken  viele  Britten 
sich  dabei  hinzu^  beeause  he  doee  liotbfaig. 


§♦  256*  (191.) 

Fortsetzung. 

tt)  Da  der  Staatsoberherr  durch  Vertrag  zu  der  Staatsvertretimg  und  . 
Staatsregierang  sich  yerpflichtet  hat,  so  ist  er  zn  'willkührlicher  Abdankangf 
zu  einseitiger  irillkührlicher  Aufhebung  seiner  rertragroüsigen  yerbindlich-* 
Wit,  nicht  berechtigt  «).  Eben  so  "wenig  zu  "vrillhührlicher  VeräuTserung 
der  Staatsrertretung  und  Staatsregierung,  ($.  289,  33o,  33 1),  auf  welche 
Am  nur  ein  biofs  persönliches  (jus  personalissimum),  wenn  gleich  auf 
««ine  Nachhommen  übergängliches,  Recht  zusteht  ^). 

«)  Gmm  a.  a.  a  H.  ^db.  Mobbr's  Staatar.  VB.  36  iE  Ebemkirs.  v.  d.  röm. 
Kaiier,  6i8.  J.  C.  DimxAB  Diss.  de  abdicatioae  regnorum  aliarumque  dig^iU- 
tum  illustriura.    Francof.  ad  Viadr.  1734.  4-    Ma.  Hjksssn  Diss.  de  conditione 
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pHncipift  qat  Inperio  se  alnÜcaTit.  Viteb.  1734.  4-  —  Beispiele  von  Jhdmthi 
gtn  gaben:  Kaiser  Carl  V.  i$$6,  die  Königin  Cbristine  TOn  Schönreden  1^54, 
König  Johann  U.  Casimir  von  Polen  1669,  Philipp  V.  Ton  Spanien  1734,  \1o 
tor  Amadeas  H.  König  t.  Sardinien  1730,  StanisUus  August  Ton  Polea  1796, 
Carl  IV.  Ton  Spanien  1808,  Carl  X.  ron  Franhreicb  i83o«  Markgraf  Cbriitian 
Friedrich  Carl  Alexander  Ton  BrandenburgAnsbach  u.  Baireath  1791,  dessen 
AbdankungsPatent  in  Rxvss  Staatshanslei,  Tb.  19,  S.  199.  Aeltere  Beis^dc 
▼on  Abdankungen  römischer  Kaiser,  in  Mosta*s  Staaten  a.  a.  O.j  desgl.  tcut- 
acher  Landesherren,  in  Mosm's  persönl.  Staatsr.  teutecber  RdchssUnde,  Tk.  I, 
S.  666  iL  —  Von  den  Rechten  der  nach  des  Vaters  Abdankung  geboraen  £n- 
ier,  s.  Mossa's  t  Staatsr»,  Th.  aa,  S  sio.  —  Von  Annebmung  eines  Hegkrwm- 
gMUfiu  oder  Mitregenten,  oben  §.  %ifl^  b. 

h)  RovssBAV  Du  contrat  social,  lir.  11,  eh.  1.  —  Von  Veräulsernng  des  Staits^ 
bietes  u.  der  Staatshoheit,  unten  ).  33o  f.  —  ]>esgL  einselner  Hohettrechie, 
f.  354,  und  der  Domänen,  S*  ^33  u.  333. 


IL      GAPITELi. 

Die    Staatsburger    und   Unterthanen. 


§.    2Ö7^  (192.) 

Vofk.    Siaaisiürger  und  ünierihamen. 

In  dem  Innern  des  Staatsrereins,  stebt  dem  Staatsoberbaupt  gegenSkri 
die  Gesammtheit  der  Staatsburger,  das  Volk  «).  Durch  den  ünterwer- 
fungsrertrag  ist  jenem  fortwabrend  das  Recht  übertragen,  in  Suatsang^^^' 
genfaeiten  den  allgemeinen  Willen  yer&ssangsmäsig  ($.  379  ff«)  ^^^' 
seUen  and  anszuiuhren.  In  dieser  Hmsicbt  ($•  4),  sind  alle  Staats- 
burger oder  Mitglieder  der  Staatsgesellscbaft,  pbjsische  und  maaiiache^), 
dem  yerfaasongsmäsig  festgesetzten,  fiir  ibren  Gesammtwillen  gelteodeo 
Regierangswillen  des  Staatsoberberm  onterworfen  c),  Daber  h&ü^  ^^ 
in  solchem  Yerbaltnifs  zu  ibm,  Untertbanen  ^. 

«)  Von  den  yerschiedenen  Bedeutungen   des  Wortes  FolA  (Nation),  •.Ki*'*** 
Droit  des  gens  de  l'Europe,  f .  1  u.  ao.    Vei^l.  unten  $.  a59  u.  167. 

h)  Keine  GeselUekaß,  auch  die  Kirche  nicht  (§.  5is),   kann  eben  SutßttmSt^ 
(Statom  in  Statu)  bflden,  d.  b.  ihre  VTirksamkeit  der  Staatsregienuig  enf»ekefl. 

c)  Wicht  abhängig  ron  eigener  Einsicht,    darf  der  staatsbürgerliche  ^^"f^^l 
Einselnen  seyn,  im  Verhältnils  su  Verfügungen  des  Regenten.    V^rf^i'^ 
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365.    FsvnBAcaV  AmlHobbea,  8.  66.     Aber  diureli  besclieldeiie  Vortlenitiig, 
darf  dag  eigene  UrCheil  demsettt^  vorgetragen  werden. 
d)  ümtergv^ene ,  anch  Ferwttlum^sangthSriff«  (administr^s)  in  Beuehong  auf  Staats- 


§.   258.  (ig3.) 

der  Siaaisgenossen. 


^eienUich  ist  in  der  Slaatigeselkchaft  nur  ein  Stand,  derjenige  der 
Staatskarger.  Bei  diesem  findet,  nach  allgemeinen  staatsrechtliclien  Bezie- 
hongen,  eine  gewisse  Yerschiedenheit  der  Einzelnen  Statt  ($«  259). 
iJ>er  eine  Abtheilung  der  Staatsgenossen  in  eigentlich  so  genannte  St  and  e^ 
und  €iae  Ungleichheit  dieser  Stande^  nichts  weniger  als  Bedingung  des 
Staatszweckes  «),  hat  sich  aach  in  Teutschland,  in  gewisser  Art  schon  in 
dein  ersten  bekannten  Zeitraum  ^),  in  die  Staatsverfassung  eingeschlichen; 
ue  hat  sogar  Ungleichheit  der  Rechte  (ein  Castenthum  und  superio- 
rites  sociales  3  erzeugt,  lu  dieser  Hinsicht  hat  sich  nach  und  nach  eine 
dreifache  Abtheilung  (Standesclassen),  in  Adel,  Burger-  und  Bauerstand, 
gdnldet  C$«  260  —  966).  Staatsbürgerliche  Verschiedenheiten  anderer 
\rt  beziehen  sich  theils  auf  Beschäftigung^  Lebensart,  Gewerbe, 
Wohnort,  Eigenthum  und  NationalOekonomie  CS*  2^7)9  theila 
auf  Yerschiedenheit  der  Unterordnung  unter  den  Staat  ($•  368),  theils 
auf  Religionsrerschiedenheit  ($.  465  n«  535)«  Noch'  ein  anderer 
Untendiied  betraf  ehehin  die  1>urgerlichen  UnterordnungsYerhfilt- 
nisse  gegen  das  teutsche '  Reich ,  wo  alle  Reichsunterthanen  entweder 
Reiehsunmittelbare  oder  Mittelbare  ($.  87)  waren;  mit  der  teut- 
schen  Rdchsrerfassung  hat  dieses  aufgehört.  —  Die  Rechte,  welche  .von 

der  Standesyerschiedenheit  abhängen,  sind  in  einzelnen  Staaten  mehr 

oder  wauger  gesetzlich  bestimmt  «X 

«)  So,  in  Abtickt  auf  den  Gehtrt4tttnd,  so  fem  er,  als  solcher«  Vorrechte  gcniefiltc 
Baco  dm  Vebulaxio  in  opertb.  (fttmtoL  166$.  IbL),  p*  iiö^.  RovsasiLtr,  Du 
contrat  social,  lir.  I,  eh.  9,  am  Schlufs.  Job.  Müxam's  Bemerkungen  über%len 
Utttersdiied  der  Stände.  Aus  d«  Engl.  Leips.  1772.  8.  Kavt^s  Rechukbre, 
V.49-  D.  S.  191.  Tmoo.  Schmale  na|ürL  Staaten  9  fF.,  6a  f.  69.  CabinetOrdre 
H.  Friedr.  Wilhelms  DL  v.  10.  Man  17986  £.  M.  r.  Scm.isma*8  Nachricht  ron 
einigen  Häusern  des  Geschlechts  der  vonScblieffen  (Cassel  1784«  40i  S.  s.  J.  W« 
T.  Aacnxinroi.K  lÜRerra,  Mai  1808,  S.  i65  ff.  Sirrss  Sur  les  pHvH^ges.  Blenders. 
9«'est-ce  ^e  le  Tiers- ^tat?  Covdobcbt's  Entwurf  e.  histor.  Gemälde  der 
Fortschritte  des  menschlichen  Geistes  (ins  Teutoche  t*  £•  L.  Fossilt,  Tüb. 
1796.  a),  276  ffl  289  ft  J.  St.  PiJTTXR  iiber  den  Unterschied  der  Stände,  be- 
soaders  des  hohen  und  niedem  Adels  in  Teutocbl.  (.Gott  vftfi'  8.)  i3  E ,  ver« 
Rieben  jedoch  mit  S.  la  F.  W.  B»  ▼.  RAxmwa's  Organiaation  Terschiedener 
Staade  und  Gewalten  in  monarch.  Staaten.  Hannov.  1801«  8«  Untersuchnngen 
über  den  Geburtsadel  und  die  Möglichkeit  seiner  Fortdauer  im  19,  Jahrhundert. 
Von  dem  Verf.  des  neuen  LeTiathans  (Fhucdb.  Bvchhole).  Berl.  u.  LeipE.  1707.  8. 
De  la  contre-r^Toludon  en  FVance,  qu  de  la  restauration  de  l'cncieuie  noblesse 
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.  ^  4et 'micMaMS;:Mq^ri4iMs  ioeiides  iUinftlaFpiAce  tto^vdle;  pav  M.  Gürai 
(k  Paris  1893.  8.)f  preiaee^  et  p.  tu  et  mdv.  J.  G.  Kbumi,  der  Kastengeist, 
«Niei*  aber  die  Ungebühr  der  StKnde.  Edangen  i8i3.  8.  (C.  G.  r.  AnniV 
Gedanken  über  wichtige  Angelegenheiten  des  Menschen  u.  des  Bürgen  (FranU*.! 
a.  M.  i834«  ^O«  S.  89  ff.  Histoire  de  la  f^odalite;  par  M.  BABGüm.  Paris 
i8a5.  8.  ConrersationsLeiicon,  Art.  Adel.  Vergl.  unten  $.  364.  —  Dawider  s. 
von  KoTZEBvn.vom  Adel-  Leipz.  179s.  9.  ^I^ieod.  Gotti..  TOn  Hipph.  über  Ge- 
setzgebung und  Staatenwohl  (Bcrl.  i8o4-  8.)/S.  126.  A.  W.  RKnaciib  über  des 
teutschen  Adel.  Gdit*.  i^i^.  8.  tifn^arb«itet  in  dessen  Sämmtlicben  Werkei 
Bd.  n  (Hannov.  i83i.  8.),  Num.  Vu.  VI.  C.  Thieabach,  über  den  germanisclm 
ErbSkdcjl*  Beitrag  %vkr  Gesohichte  des  Urspriaags  d^  Stände.  Ootba  iS35.  i 
iyyf-  D,  von  GsisijiR,  übj^r  den  ^de|,  als  einen  cwiscben  Menarchie  u.  Deai- 
Iiratie  nothwendigen  VoU&sbestandtheiL  Minden  iB35.  8.  —  Marcus  Aurtüu 
'  ^  gab  die  Lehre:  «Trachte  das  Bild  eines  Staates  dir  klar  zu  machen,  in  vvelrliea 
'  Aie  GteiefAtit\  und  d!^  fr^etche  Offenheit  der  Hede,  Alles  durchdringt,  und  die 
'  I(i>&if^lie  aiaeht  vor  Allem  und*  am  meisten  die  Preihiit  der  Jtegürtm  in  & 

Mjl  Gp4s|i^n  Tvn' dem  Ursprung  u.  'fotcrschied  des  adeliche»,  BUrge^- und  Bauen- 

.  Standes.     Cöln,    1710.  4*     G-   ^r  Ala.sd   Diss.,  binae    de    statu  honiinum  apndl 

'  vcteres  Germanos.    Lips.  1745  et  1747.  4»     ^*  Meibteh's   Gesch.   der  üngleitbli. 

•'•  fl-Statide  uttter  dfeu  vornehmsten  etiro}):  VÖTkem.   Zw«i  Bände.  Hrfnnov.  1-91  & 

/     £ri«rMoisrTA!G*s  (letBten  Abtes  zu'kbraeh)  Geeehirhte  dar  'le«rf^c&en  ataal$bii^ 

r    geirlichf«' FjifCihiQit,  oder  der  Hechte  d^r  gemeine»  fWien,-  dca  AdfiSi  und  dir 

.  ,^i^<^qi^  JTeiftf chlands,    j[V^om.  Anflug  der  ffänk*  Peqoijp  l(is  Fricdr.l)  Bi^^ 

Th.  ».u,  a.  ^d.  n,   Th.  1  u.  2,    Barab.  ijBu —.1814.   ^.^    J.  C.  Majw,  Gern« 

'  niehi  Urveffassung*  (Hamb.  1798.  8.),' 35.  45  fr.     Putte»  a.  a.  O.S2  — 5^.  Gbu- 

'■  VellV  antipta^oii.  Staat  (Berh  1B08:  8.),  S.  229  ff.    Aar!  MAiTfÄifTV Freilicli  der 

'  i  B^ankanv  Adel/Sclai^erey.  .Nüfnlu  1^9.  8.  '  Put:  'Wbt.Ftca  IMss;  fcfchwicsrdiplo- 

.  •  tniftiiDa  4a  Fßmom  amyem  JE^oraanbieernaifici    HcitlellK  1788;  4.    Hi  D*  Hcur 


f'  QfeiftaclMii^  «Ä^JiR'«  P..  L.  I*  MiliBAir  «nm  di^  tArsteü  mutltmafsL  EaUtebuDg  der 
Verschiedenheit  der  Stande;   in  s.  MiscoUadcnn,  I..849..   ^  Av.MoH»^''^ 
schichten  der  Deutschen,  Bd.  IV  (Bresl.  1819.  4.),  S.  371—390. 
a)  JH^afoir.  Edict  y^  4^  «^un>  1808«  die  Grundverfassung  dfer  varsehialto«  ^^"^^ 
H<f  betr-tinO.  BJbcim  Bund,  XXIL  63.'XXym..  117.  .  .       ' 

'.    f'iOI'inMr.'l      .     »   .4     ,i   ...:    .,    •.    .,   ••-        'ii'iJg\    '■*"''    .'  ••    •    1       .«'  •    <*    '»    '     • 

'9kv€¥k^y  Vhlky  'VAerlhaken  tmJ  Ndth».     mi^lieder' der  ^e^enÜfiko»»''  ^^^^' 
-unJ '  PßhMgtei^üusk  Hier  •  SuäU^g^ehöhe^. ' » ActivBü^^er.     Gemeinde gUeder.  ^'Ctnuindiver- 
'"    '   '      •  •  ♦•'•i:  '^     fdj^ng  UHd  Gemehideardnungen. 

■'"•"''ir««th1*'eii«%  tinä'rtÄffllftÄist  die  -ibthfeilrfng  dri'' 'Sraatigeno«"' 
m'aem  wpTtern  Sinn,;  {h'SoÜTeraU  iVijd  ypllf  p),. ^ dickes  als  1»^««^ 
^er  S^aaJ^bfirjjep,  ^n  Vertältnlfj    Alf    dW.  Qberhei-Fn.  ,  A) .  P'*  *'"" " 
BÄTgßR  «wdi  I^pt(ir.tb»a«.a ,(^4  -aö?);.  «wd,  die.  3liws&  «IteO'E»»***  " 
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des   Staalagebktea,   bildet   die   Nation,  den  Weteqtlichen  StofF  des 
StuttsTereint.     01)  Das  Staatsinteresse  läl^t  sa,  daß,  in  erbUch-ino- 
oarcbischen  Staaten,  die  Mitglieder   des   Regentenhaoses ,  dem    gerammten 
Tflail^  gegenüber,  als  eine  höhere Classe  ausgezeichnet  werden,  geschieden 
^>j^\i  dem  Adel  ($.  262,  III),  welcher  durchaus   in   unterthansohaftlichem 
V^rhaltniTs  steht.     lY)  Alle  Staatsangehörigen  haben,  unter  dem  Sc)iq,tz 
d^=-s  Staates,  ein  Recht  auf  Freiheit,^  Ehre,.  Eigenthum.     Sie  Alle 
h^aben  gleiche  staatsbürgerliche  Rechte  Qiid   Pflichteni    Keiner 
d^arf,  wegen   seiner  Gebmt,   TOn  irgend    einem  Staatsamte  ausgeschlossen 
Y^^erden.    Alle  sind  verpflichtet  zu   gleichem   staatsbürgerlichem   Gehorsam 
V     t  4.  365),  auch  wahrend   ihres  Aufenthaltes   aufserhalb  Landes  *)  j  und 
^r-Ji  gleicher  Theilnahme  an  den  Staatslasten.    Die  Verpflichtung  zu  Verthei- 
(X.igQDg  ies  Taterlandes    und  die   Yerbindlichlieit    zu    dem  Waffendienste 
&ind  aUgemetn.     Jedem  gebijjbrt  Freiheit  der  Person,  des.  Geiwi8seii&,  des 
^Sgeotluiiiis, 'der  Auswssnderung. -' Niemand   darf  sieinem  ordenlltchen  Rich- 
■  <r  enteogen,  und  'anders   als  in  den  durch  das  Gesetz  bestimmten  Fällen, 
"^eriaftet    und     besti^aft:   w erden  c).      Auswärtige    Besitzer    inlandischer 
Priralberechtigungen   (Forensen,  §.   267)   sind   der  Staatsgei^alt  in  A^se- 
httflg  dieser,  und  wo,  wie  jetzt  fast  überall y  der  rolle  Landsassiat  ($»069) 
plt^  auch   in  Absicht  •  auf  den  Gerkhtstand  in  persSnliehen  Sachen  ttinter- 
wofftn.    TemporSre  Uttterthanen  (§.267)  stehen  in  persönlicher  ühter- 
mlrfigkeit    gegen    die  Staatsregierung,  während  ihres  Aufenttialtes  ia^.dem 
j/äatsgebiet,  und  wegen  darin  vprgenomniener  Handlungen.  ,  Y).  In  Absicht 
So/*  Ansubnng  (gewisser    innerer  ppli^isch^er  Rechte  (§«  4  Q)»  beiA^jen., . ip 
Staatea  znit;  Repräsenta^iyYerfa^sungK  AAtivBücger,  di^eaigen  Staatabür- 
{er,  deaea  ein  Milwiriiungfir6cht  bei  Bildung  der  y^lhs?ertreian]g  ($«'489) 
znkoinnit  ^.     VI)   80  fern  nach  der  'Staatsverfassung-  Gemeinden'  die 
Grundlage  des  StaatsVereins  sind,  mufs  jeder  Staatsbürger  .einer  Gemeinde 
als  Burger  oder  BeisaTs  (§.464)  angeboren,  sp  weit  nicht  gesetzlich  jeine 
Ausnalme  besteht    Die  Rechte  der  Gemeindea  werden  dsrcfa  die  Gemein- 
derathe .  nnd  deren   Yomteher  Torwaitet ,  nhter  rerfassungsmiisigeT^  MMwir- 
Wng    der  Gemeindeaiisscbüsse  oder  Abgeordneten,  nach  den  Gesetzen  und 
Vertragen,  und  unter  Aufsicht  der  Staatsbehörden   (§•  334)-     In  man(|hen 
Staaten  Bildet,  wie  sich ' gebührt  f),  die  Mufiidps^- oder  (^en^evfji^^jv^''" 
(as&ang  der  Dorf'*  und.  Stadtgemeind^,  in.  ihren  üanpts^ügem.  eisen.  Be- 
itandtkeil  <der  Staatsverfassang /)>,  und  es  bestehen  eigene •  Gemein deo^d - 
langen, -Land-  oder   Dorf-  und  StSdteordnungcn  ^)^"  üntersfehfödch  Von 
den   fSr    grSfscre    gemeinschaftliche    Bezirlte    bestinimteh    B  e'z  i  r  1|,-    pder 
Rreisordnnngen  und  Proyinzial-  ode^  Dej.arfemi^jntAjlQr^nun- 
geQ  (§,  286,  2886)  290  o*  99i)> 


,  t  .  •  •!<         1  I   I  I 


«)  lUTta.  a.  O.  193.  •  i  .1^    .        • 

h  Abtaies  tanquam  praesentek.  Daher  dürfefa  sie  SttC^h  abwesend-  IwvöflMttndet, 
öfipfUltch  surückgerofeo,  und  wegen  sdlcrher  Handlangen  bestraft  wetvfeM,  dnrch 
wHck«  sie  im  Attsland  die  inländiseben  Stm^esetK«  Obertrelen  häbed. '^  Tf^n- 
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bjlCb'»  Lehrb,  des  peinl.  Redits,  V  ^i*    Ki.f  bxe  Üroit  des  gens  moderM  it  FEu- 
rope,  §•  60  et  suir.    Von  ihrer  AiuUeferung  wegen  Verbrecken,  ebendti.  §.66. 

c)  Alles  Worte  des  würtemi,  Verfais-Vertr.  r.  1819,  §.  si  u.  f.  Man  s.  aucfa  du 
Gesetz  für  die  stand.  Verfass.  des  Hemogtfa.  S,Co6urg-Saai/eld,  t.  i8a  1,^10  u.£ 
5.  memmg.  Grundgesetx  v.  1829,  Art.  6  ff.  KönigL  ^odLr.  Verfass.  UrL  t.  i83i. 
J.  s4  ff*     KurhessUche  r.  t83i,  |.  I9ff.  u.§.ii4C 

<Q  Vergl.  das  angef.  meining.  Grundgesetz,  Art  i3.  Unter  3o  MiU.  Eiimolineni, 
hat  Frankreich  80,000  ActiTBÜrger,  ungefShr.  Nach  der  Charte  ron  1814  vw 
wahlberechtigt,  wer  3oo  Franca  Steuer  oder  mehr  besahlt.  Von  den  droib 
politiques  der  citoyens  fran^ais,  a.  man  FumuGBOv,  Code  adoiinistratif  (Fara 
1806.  8.),  p.  700—760, 

e)  Die  Gemeinden  bilden  die  materielle  Grundlage  des  StaatsgebSndes.  Dalier  bt 
das  constitutionelle  Staatsleben  in  einer  Hauptbesiehung  gefährdet,  wem  u 
nicht  nach  Innen  und  nach  Aufsen  xweckgemais  mit  einer  rechtlichen  und  frei- 
ainnigen  Gemeiniewrinmng  ausgestattet  smd.  Das  wären  sie  nicht,  wenn  dieG^ 
meinde  im  Verhaltmis  au  dem  Vorstand,  und  dieser  gegen  die  rorgesetäe 
Slaatsbehdrde,  eine  Null  wfee.  Eifersucht  der  monarchischen  Staatsgewalt  itf 
die  politische  und  staatsbürgerliche  Selbstständigkeit  der  Gemeinden,  it\AtMt 
wider  Mifsbrauch  nicht  genug  schutsende  Einrichtung  der  GemeindeTerwaltusg, 
das  Vorurtheil  ron  QuasiMinderjährigkeit  und  darum  nöthiger  Staataberorffloa- 
dui^  der  Gemdnden,  hatten  seit  dem  Anfang  des  16.  Jahrhunderts  die  Gcmeia- 
den  in  eine  Art  von  Willenlosigkeit  versetzt.  Erst  seit  dem  ersten  Jahneluu! 
des  19.  Jahrhunderta  fing  man  an,  durch  bessere  Gcmeindeordnungea  das  gelneind^ 
bfirgerliche  Leben,  diese  Vorschule  des  staatsbürgerlichen,  wieder  ananregen 
und  neu  au  bilden. 

/)  fe'ürUmh.  Verfass.  Vertr.  y.  1819,  §.  61  —  69.  f^rkes^.  Vcrfaaa.ürk  t.  i85i, 
%.  41 --48.    Hanndverüeke  r.  i833.    HohemoiiemSifrnutring-ensche  r.  i833,  M'^ 

g)  Cfemeindeordnungen,  in  Baiem  t.  17.  Mai  1818,  u.  t.  1.  Juli  1834.  Preula.  Städteordn. 
>.  19.  Nov.  1808.  Reridirte  preufs.  Städteordn.  y.  17.  Mära  i83i.  (Daron  1. 
Aun.  M^un*s  Archiv  für  die  neueste  Gesetagebung,  Bd.  II  (i839X  S.  356-4^*) 
ßßlirtemi.  Edict  ▼.  3i.  Dec  1818,  betr.  die  Gemeinde  Verfassung.  KömgL  jick- 
suche  Städteordn.  v.  Febr.  i832.  Bmdisches  Gesetz  über  die  Verfassung  d.  Ver- 
waltung der  Gemeinden,  v.  3i.  D^c.  i83i.  Badiickee  Gesets  über  die  Beclifc 
der  Gemeindeburger  u.  die  Erwerbung  des  Bürgerrechts,  v.  3i.  ^'  *^^* 
Grasshersogl.  Hess,  Gl^meindeordnung  v.  3o.  Juni  1821.  Gemeindeordsung  tai* 
die  Stadt-  u.  Landgemeinden  in  Kurhessen  v.  aS.  Oct.  i834.  Ffirid.  Jtni^'<^ 
Verordn.  v.  iS.Sept.  i83i,  betr.  d.  Verfassung  der  Sudt  Gera.  HoheMtoütn'^^^' 
gische  Gemeindeordnung  v.  i5.  Jan.  i835.  Die  erste  würtcmbergische  Comm«»* 
Ordnung  erschien  170«.  Von  der  würtcmb.  Gemeindeverwaltung,  ^^'^' 
MxxüivGxa's  Beschreib,  v.  Würtemb.  («.  Aufl.  i843),  S.  454—459-  ^*  ^^\ 
oan*a  VerfhssL  u.  Verwalt  der  Gemeinden  in  Baiern.  a  Theil*.  München  1819.  »• 
Äaaiwck^»  Stäatsr.  des  Königr.  Baiem,  Bd.  I,  8.  347—46«.    ^- ^' ^'^^"^5 

..  ^der  prenla.  CommunalBeamte.  a.  Aufl.  Berlin  i8a3.  8.,  auch  in  H*  F' ^^ 
Alk.  Jurist.  Monatschrift  in  den  preufs.  Staaten,  Bd.  VE,  S-  96  E  Vü»  ^^f  ^. 
Stiidtcordnung,  nebst  den  über  dieselbe  bis  ins  Jahr  1829  ^^^^^^^  \^, 
gen,  Entscheidungen  u.  Zusätaen.  Herausg.  von  J.  D.  F.  Rmor.  Vierte  t  ^• 
Ausg.  Berlin  i83«.  a  W.  FAonrsTECH]»,  d&fi  deutsche  Gememdeferfi»«»^^^ 
Verwaltung.  Damut.  181a  a  J.  P.  v  Sxvssubg's  Entwurf  einer  0«»  ^ 
Ordnung.  Carlsr.  i8ai.  8.  J.  G.  Fnacn^s  u.  J.  B.  Hü»r«tta'8  En«^«"  J'.^ 
maindeordn.  CarUr.  idaa.  a  Hbäk.  MthLtsn  (Regier,  ßecretär  «u  ^^^^^^^^ 
GeiMBiideverfassung,  sunächat  für  Kurhessen.  Caasel  i83i.  B.  J*  ^ 
über  GemeandeBargerthum.    Darmat.  i838.  8. 
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§..  280.  (195.) 

//•  Nach  eigentlich  so  genannien  Ständen. 

/)  Adel,    Persönlicher,  Verdienst-  und  Geistesadel, 

•  •  • 

la  Absicki  auf  dea  Unterschied  dei*  .Sl^atsbüi'ger.  «u^d  Uotei^^h^aeft 
nach  eigenüicli  so  genannten  Ständen,  bemerkt  man  noch,  in  teu^chea 
Bundesstaaten,  drei  o}  Hanptstäudef  Ad^l-,  Burger-  und  J3auerstaa4 
Der  er^te  der  A4iQl  ^)?  i^t  ein  Geburt  stand  Oi  womit  erbliche  Yov«- 
rcchle  ^Qr.  Mitgliedern  der  übrigen  Standesclassen  TCi^bunden  sind  <0*  Dme 
Vorrechte  erhalten  ihre  nähere.  Beistimniung  n^ch  den  rcrsdbi^en^n  Clas- 
sen  des  Adeb,  durch  das  Jlecht,  theils  des  Teutschen  Bundes  .({•  aSi), 
theils  der  einzelnen  Bundessjtaaten^  Blo($  peirsönHcher  odei:,  ^i^ichU 
erblicher  Adel  (Amts-,  Dienst- «  Chargen -^  Kriegs- .  odfli^  Glocken  Adel)» 
gehört  2u  den  Ausn^men  voa  der  B^gel,  und  findet  nur  da  Statt,  ^^o 
er  durch  Staat^esetze  begründet  ist  e)«  Untecschied^  tou  i,fm  staatsbÜT'* 
gertichen,  gibt  es  in  sittlicher  Hinsicht  nur  Yerdien.stadel />,  S^^i- 
len-  oder  Tugendadel,  unabhängig  ron  Zufall  und  Verleihung,  so  wie  in 
geistiger  Hinsicht  GeistesadeL 

«)  Eigentlich  nur  zwei,  Ad^l  und  Nicbtadel;  der  letctfe  tlieilt'  srcb'in  BilrgertUnd 
und  Biiierstand.  -*  Den  Niefatadel  nannten  thcbfn  die  frantosiseben  Arlstol&ra- 
ttn.  la  geal  taillable  et  correable  (wobl  auch  maÜ^able)  ä  merd  et '  k  tolcteti, 
wie  voek  jcttt  tn  Fngarn  der  ffaae  nicht  rerdistagfabigeTheil  derNdfiori  'm&era 
cMUdbuea»  plelM  beifst 

I)  Schriften  i^  Pöttbb^s  Lit  IH.  164.  KLi'BEH's  Lit.  §.  1047.  H.W.  LawX«  Handb. 
f.  BilcberA^nde  u.  Bibliotheliare,  Tb:  I,  Bd.  1  (llalle  1793.  a),  5.  läi  — 884, 
inbes.  S.  846.  G.  ü.  D.  y.  Eggxh's  Archiv  f.  Staatswissenscb.  u.  Gesetzg., 
Bd.  I  (Zürich  17^..  8.)  9  toc,  AdeL  Söawon's  Staatsr.  des  Bonlgr.  *Baieni^ 
Bd.  I,  §.  .60^ 

e)  UrsprftngBch  der  Stand  der  GuUbesitser,  von  Od,  d.  b.  BcsitKung.  t)Ie  Vcr- 
acbitdcsea  Meinuiigett  Yon  dem  Ursprung  des  Wortes  Adel,  s.  in  Schiltkb*s 
tbeamr.  antiquit.  teuton.,  Tom.  III.  p.  622.  G.  L.  Scheii>*s  Nachr.  Tom  Adel, 
S.  lei  J.  C.  H.  Dubtxr's  verm.  Abband!.,  Tb.  HI,  S.  1246  f.  1296.  Ehendess, 
Nebcaat.,  8.  34  ff. 

i)  Von  der  WobiFitate  der  alten  Teutschen,  nach  Tacitu»,  &•  J.'F.  Binde  Or.  de 
Tera  nobilitatis  notione  etc.    Goett.  1798.  8.  •       .        tt 

0  Wie  in  Baiem  und  Würtembc-g,  bei  nichtadelichcn  Bittern  des  Civil  Verdienst- 
ordens. Uuten  \  49^9  ^'  —  Vom  Personal  Adel  s.  Lkyseu  Medit.'  ad  Fandect., 
8pec  664.  m.  fe.  MoszK  y.  d.  t.  XJnterthanen  Bechten,  S.  ^91.  Kif»BR's  iL 
fivist.  Bfbl,  SK  XXV,  S.  17  f.  —  Anders  F.  C.  J.  FiscAeb,  in  s.  Lehrbegr« 
sSmmtl.  Kameral-  u.  Polizeir.,  Bd.  I, -§.  806  f. 

O  Hlevon  (bei  den  Alten  Götteradel)  s.  M.  Gbass  Diss.  de  exceptione  nobilitatis 
eic  Tüb.  1717J  in  Mosxr's  Sjntagni.  dissertat.  p.  181  sqq.  Estob's  neuf  kl. 
Sc^nften,  Tb.  I,  S.  i53  f.  167  f.  Ebendess.  teuteche  Becbtsgelal^rtb.  Tb.  ffl, 
i  194.  J.  O.  Salyius  Proben  des  t  Beichsadels,  Gap.  1  u.  2.  In  dem  J.  182t 
sagte,  in  der  fV>ansösiscben  DeputirtenKammer,  ein  Dcputirler:  «Le»  sup^riori- 
tes  indiTiduelles,  pour  apcrcevoir  les  superiorit^s  sociales  au«dessus  de  leurs 
tetes«  auront  beaucoup  a  desccndre>\ 
UttiVt.  SffcBtL  Recht.  4.  Aufl.  24 
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Gehurt»  und  Brief^deL 

Der  Adel  ist,  in  Ansehung  der  Art,  wie  Jemand  selbst  ihn  eriangt 
hat:  i)  Ccbartadel  «)  (Geschlecht-  oder  Stammadel,  nobilitas  genütitia), 
wenn  er  ihm  ron  dem  Vater  *) ,  vermöge  Abstammung  aus  red»tiiiasiger 
Ehe  c),  mitgetheilt  ist,  wohin  auch  der  Fall  einer  Legitimation  durci 
nachfolgende  Ehe  gehört  Oi  «o  fern  nicht  poritire  Bechtsbestinunangea  in 
einzelnen  teutschen  Bundesstaaten  oder  Familien  widerstreiten;  «)  Brief- 
adel *)  (BMllenadel,  nobilitas  codicillaris  s.  diplomatica) ,  wenn  ihm  der 
Adel  von  dem  Staatsoberhaupte,  oder  von  einem  andern  zu  der  Adelung 
Berechtigten/),  durch  ein  Privilegium  (Adelsbrief,  Diplom  oder  Pateot) 
veriiehen  ist  Durch  Adoption,  durch  Bitterguts-  oder  BitterlehnsErwerb, 
durch  Erbeinsetning  mit  der  Bedingung,  den  adelichen  Namen  des  Eri)- 
hssers  ku  fSKren,  kann  der  Adelstand,  ohne  ein  hiezn  berechtigendes  ober- 
herrliches Privilegium  •  weder  erlangt  noch  Andern  mitgetheilt  werden. 

«)  (J.  CL  W.  V.  Stkcr)  Von  dem  Gescblechtsadei  und  der  Erneuerung  des  Adels. 
Leipa.  1778.  8.  Eocyclop^die,  par  d^Alsmbxht  et  Diokrot,  voc  Noblesse  an- 
cieuue,  —  Der  Geschlechudcl  ist  entvveder  Urtulel  oder  neuer  GeaeiilechtMlrl« 
und  beide  sind  entweder  alter  (der  auf  eine  bestimmte  Anxahl  adelicfaer  Ahorn 
oder  Vorfahren  sich  gründet)  oder  neuer.  Klvbkr  Isagoge  in  jus  pubL  iiobi- 
liiun  immed.,  S*  3  sq.  —  Räterhurü'g;  beaeicbnet  mehr  niehl  als  Geburtadel;  ako 
nicht  den  Besitx  einer  bestimmten  Anxahl  adelicher  Ahnen.  Nacb  e.  preufs. 
GabinetOrdre  v.  4,  Sept.  i83o  (GesetMaraml. ,  St.  18)  ist  bei  FamilieaaliÄuBgea 
und  Fideicoin missen  im  Z^veifel  der  Be»itx  von  4  adelichen  Ahnen  daranter  i^ 
Tersteben. 

k)  Eine  adtelicbe  Muiter  theQt  den  mit  ihrem  nicht- adelichea  Ehemann  eneeugten 
Kindern,  weder  ihren  Geburt-  lAOch  ihren  Briefadel  mit;  so  fem  ne  nicbldBreli 
ein  Privileginm  be&onders  hiesu  ermächtigt  itt.  Hienach  ist  der  to»  Einsen 
behauptete  Kunkeladel  (nobilitas  uterina}  zu  beurtheileo.  KL^ua  I>is«.  de  aobi- 
litate  codicillari,  $.  3.  —  Ein  adeUches  Frmuenximmer  verliert  sogar  dnrcfc  Ver- 
heirathang mit  einem  Nichtadelichenf  ihren  eigenen  AdeL  KjXbkb's  U»  Jurist. 
Biblioth.,  St.  XXV,  S.  i3.  —  Kinder,  welche  geboren  sind  ehe  ihr  Vater  Brief- 
adel erlangt  halte,  nehmen  an  des  Vaters  Adel  nur  dann  Tlieil,  wenn  sie  in 
srinem  Adelsbrief  ausdrücklich  mitbegriffen  sind.  KlUber  Diss.  eil.  §.  5.  Anders 
Honnsi.  Obs.  770. 

^c)  Für  die  Kinder  bewirkt  die  Ehe  der  Eltern  die  Iiegitimität,  Torausgeselst,  dals 
die  Mutter  Tor  der  Niederkunft  rechtiuäsige  Ehegattin  war.  L.  11.  C,  de  natnr. 
lib.  (V.  a-",)  Nov.  89.  c.  8.  §.  1.  Aib.  Schwkpfv's  romisches  Privatrecbt  (a.  Aufl. 
Altona  1819),  §.  703.  --  Des  väterlichen  Adelstandes  nicht  theilbaftig  sind  Kin- 
der, welche  ein  Adelicher  in  Getvissentehe  ($.  24^9  O9  so  f^rn  er  au  Scbliefsnng 
einer  solchen  nicht  ermächtigt  war,  oder  in  einer,  mit  solcher  rertragmasigen 
Beitimmung,  dafs  die  Kinder  des  vaterlichen  Adelstandes  nicht  theilbaftig  seja 
sollen,  beftigterwcise  geschlossenen,  Ehe  eur  Unken  Hand,  oder  ausser  der  Ehe, 
oder  in  dantuato  coUu  enseugt  hat.  Nicht  die  Bede  ist  hier  von  Gewissenseben 
evangelischer  Landesherren,  auch  mit  Laudesher rliclikeit  versehener  evangelischer 
reichsunmittelbarcr  Herrschaft-  oder  Gutsbesitzer  von   niederem  Adel  in  der 
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Zctt  dct  tentsclieii  Rdehs,   die  von* der  kirchKchen  Trammg  iv!«  Andere,  also 
«ucli  sick  Mlbtt  KU  dUpenatren  befugt  gind  oder  waren.   —    Von  Mütkeirathen^ 
oben  §»  «4^9  ^• 
i)  Das   Naturrecht  nicht   allein,   auch   da«  positive  gemeine   Recht   (Not.  74.  in 
praef.  Not.  89.  c.  8.    L.  la  in  iin.  G.  de  natural,  lib.  §.  2.    Inst,  de  hered.  quae 
ab  intest,  f.  ult.    Inst  de  nupt.    Cap.  6.  X.  qui  iilit  sint  legithni.    Lbtskh  Spec. 
9^  med.  9.   VoKTitrs  Commentar.  ad  Fandect.  Hb.  XXV.  tit  7.  n.  6.)  —  welches 
ttater  der  Autorität  der  Reichshohett  in  ganx  Teutschland  subsidiarisch  galt, 
dem  die  Beichsgerichte  in  ihren  Richtersprüchen  su  folgen  durcb  Reichsgeset/.e, 
wie  jetat  die   bundesTerfassungsmasigen  AusträgalGerichte  Ton  dem  Teutschen 
Rund  (wiener  SchlulsActe  Ton  1810,    Art.  ^3),    angewiesen   waren  —   spricht 
den   dorcb  nachfolgende   Ehe  Legitimirten   alle  Rechte  der  ehelich  Gebornen, 
okoe  irgead  eine  Ausnahme  su,   «perinde  ac  si  legitim!  non  facti  ftfissent  sed 
natl«;  durch  Reichsgesetse   oder  Reichsherkommen    war    dem  nicht  derogtrt 
Dem  gcmala  folgten  die  Reichsgerichte  im  Rechtsprechen  jener  Regel  auch  in 
Ansehung  des  väurUchm  Adelstandet  der  Mantelkinder;    nnd  eben  so  die  teut- 
schen Recht^lehrer.    Mtlk«  ab  KBKKifBA.cH  Gamologia  personarum  imperti  illnst- 
rinn,   c.  V.  $.61.  p.  14?  sq.  et  c.  XXIV.  J.  1  et  s.  p.  5i4  aq.    J.  Ga.  Cainua 
de  jurib.  et  praerogatiris  nobilitatia  aritae,  p*  191  sq.    J.U.  r.CaAHxa*«  wetxlar. 
Scbenätanden,   Th.  io5,  S.  111.    Rioavs  Tom  landsfirs.  Adel,   S.  «89.     J.  M. 
GnASS  Dias,  de  ezceptione  nobilitatia  etc.,  |.  11.  (in  Mosica's  Syntagm.  dissert. 
p.  iBi«)    J*  F.  G.  Hkssb  diss.  de  llberorum  legitimatione ,  an  et  quatenus  nobi- 
Ktate«  conferat?  C^tt.  1792.    Vojet,  Lavtsrbach,  Kkipsgbild,  Lincmkh,  Tellek 
u.  A.    Man  s.  die  oben  ($.  24^9  ')  Angef.  Rechtliche  Ausführung  etc.  %,  4*^ — 4B 
tt.  M — 66.    Mit  seichten  Gründen  und  in  wenigen  Zeilen  widerspricht  G.  F.  E. 
£i>i>sBiJa9  (praes.  H.    G.  Bavsb)  diss.  legitimationem  per  subsequena  matrim. 
BobOitatem  non  restaurare.    Ups.  1776.  4*    (Man  s.  die  angef.  Rechtl.  Auafuh' 
ruiig,  S.  179.)  —   Sogar  den  per  rescriptum  principis  legitimirten  Rindern  ade- 
Itcher  Väter  erkannte  die  Reichscanzlei  den  vaterlichen  Adelstand  au.    Man  s. 
die  angef.  Rechtliche  Aiisf&hrung,  %,  47i  Note  1,  S.  i«6. 

t)  Von  den  verschiedenen  Formen,  unter  welchen  der  Rriefadel  vorkommt,  a.  K^ihisn 
Diss.  cit.  $.  5.  •—  Von  aeinem  Ursprung',  ebendas.  cap.  II.  p.  19 — $0.  u.  Ki.ifBXB'a 
¥L  TUT.  Bibl.  St.  XXV,  S.  3o  ff.  —  Dar  Briefadel  ist  entweder  Kaufadei  oder 
Guaaladel,  dieser  zuweilen  VerdiensladeLt 

0  W^krend  der  teutschen  Reichaverfassung  x.  B.,  von  einem  der  beiden  Reicha- 
Tirnrien  während  eines  Zwischenreichst  Ton  einem  kaiserL  Oberfaofpfalsgrafen 
(comes  palatinua  major),  oder  von  einem  andern  durch  kaiserliche  Verleihung 
hlexu  Berechtigten.  Daher  Vicariat-,  Gomitiv-  u.  d.  Adel.  HLÜBira  Diss.  cif. 
§.  18  u.  19. 

§.  262.  (197). 

Hoker   und  niederer    Ad'il;  jetzt   nur  LmndesadeL     Souveraine   ErbRegetUen    und  ihre 

FamiliengUeder  gekoren  nicht  zu  dem  Adel. 

I)  Ab  Staadesclasse  betrachtet,  theilt  sieb  der  Adel  in'  hoben 
tmd  niederna).  A)  Der  hohe  Adel  (HerrenStand,  Stand  der 
Beithsherren  oder  Erlauchten,  ordo  Illustinum,  nobiHtas  superior,  Erlauchte, 
illiwtrea),  objectlr  betrachtet,  ist  ein  lubegrüF  bürgerlicher  erblicher 
Vorrechte ,  die  ehe  hin  ihren  Grund  hatten,  entweder  in  einemi  der  Fa- 
milie, wegen  eines  Reichslandes ^  zustehenden  Sitz*  und  Stimmrecht  tu  der 

24* 
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allgemeinen   Beicfatrersanmilang)    oder   ib    der   eriblkheii   rtkh$ßKnßkh^ 

Wurde  ^),  jetzt,  entweder  in  einer  Tertragmfisigen  Bestintmang  dee  Teut- 
sehen  Bundes,  oder  in  einer  ausdrücklichen  oder  stillschweigenden  Willenser- 
Märai>g  des  inländischen  Souverains.  Zur  Zeit  desteutschenBelchs  begrifT 
der  teutsche  hohe  Adelstand  unter  sich:  die  ErbKurlürsten,  die  Erbiucsten  des 
testschen  Beichs,  dann  die  mit  dinglicher^)   Beichsstaadschaft  remhe- 
«lea  Beicfasgrafen  und  Herren  ^,  nebst  ihren  allseitigen  ihnen  d^enbvrtigeB 
FamilienMitgliedern.     Jet2t  bilden  den  hohen  Adelstand:  i)  allgemein, 
das  heifst,  in   allen  teutschen  Bundesstaaten,  diejenigen  Standesherren  im 
Sinn  der  BundesActe,  welche  während  der  teutschen  Beichsyerbindung  za 
dem  hohen  Adel  des  Beichs  geh5rten  /?);  %)  iu  einzelnen  Bttadjeastaatec, 
diejehigen,    denen   Termoge  dortigen   pai*ticulären  B  echtes  der  hohe  Adel* 
stand  zukommt  ($.  817  u,  497)«  B)  Der  niedere  Add  (anch  geradehin 
der  Adel,   Edelleute,   nobilitas  inferior),  ist  ein   Inbegriff  yon  .  Burgerii- 
chen  jerblichen   Vorrechten^  womit,  in  der  StandesclassenBeihef  der  Rang 
jiwiscben  den  Personen  des  hohen  Adels  euier  Seits ,  und  denen    Ton  dem 
Bürgerstande  anderer  Seits,  yerbuiiden   ist/).      II)  Durch  AvAoaang  der 
teutschen   Beichsverbindung  hat  der  teutsche  (unmittelbai*e  und  mittellMre] 
Beichsadel,  als  solcher  i?')  aufgebort  ä)   (§.  48 )•     Es  gibt  dahiir  in  den 
Bundesstaa.ten  jetzt  nur  Landesadel,   inländischen   oder    im  Iinland  aaer- 
>annteii  ausländtschen«     Doch  mufs  der   in   der  Bundes Aete   den  Standes- 
herrte«    zugesicherte  hohe   Adelstand    ($•    3o3)    in  allen  Bondesstnaten 
MafSr  anerkannt  oder  geachtet  werden,  während  inländische  Anerkennung 
jedes  andern  ausländischen    Adels,  streng  rechtlich,  yon  friier,  ausdrückli- 
cher   oder    stillschweigender,    Willenserklärung,   des    Soureraias    abhangt 
C§.  498>     n^)   F^fci  geworden    von   der  Beichsburgerschafti  und  von  der 
Jüater4>rdnung  unter  die.  Beichshoheit,    gehören   jejzt.  die  soureraiaen 
ErbBegenten  teulscher  Bwidesstaaten,  nebst  den  Mitgiij^deiua  ihrer 
Familien,  so  wenig  zu  dem  Adel  ($.  9i5(f.  III),  als  ehehin  der  rSrnsch- 
teutsche  Baiser,  als  solcher,   und  als  vorhin  und  jetzt  die  BegenMihäoser 
in  den  übrigen  ErbMonarchien  von  Europa.     Ein  souverainer  EribHegent, 
mit  seinem  Geschlecht,  steht  über  allen  unterthanschaftlichen  Staatsgenos- 
sen, mithin  auch  über  allen  Adelsgenossen  *). 

a)  Teutsche  BundesActe,  Art.  14,  lit  a.  P«tter  von  d.  Unterteil,  der  Stände, 
S.  73  ff.  M06E11  von  der  t.  Unterthanen  Rechten,  S.  89«  ff.  Ki.eBKit  Diss.  cit. 
§.  6.  Efiud,  Isagoge  in  jus  publ.  nobilium  immed.,  §.  5  sq.  —  Die  U£sdun 
GeaeUe  unterscheiden  Herrenstand  u.  Riuersumd,  und  rechnen  su  dem  Jetsteo : 
alle  ehemaligen  nicht -reichsständiscben  Grafen,  alle  Freiherren  und  Edeilente» 
Bad.  Landrecht  von  1809,  Satz  §77  ed.  Edicte  v.  «a.  Juli  1807,  §.  a,  u.  v.  4.  Juni 
1808,  f.  %\}  in  d.  Rhein.  Rund,  XIL  32«.  XXVm.  114.  Die  badisthe  Terfos- 
suagauth.  v.  1818,  Art.  »8,  spricht  «von  adelichen  Familien,  welchen  d^r.Groft- 
hersog  die  Würde  des  hohen  Adels  verlethetT>;  u,  ein  Edict  v.  16.  Apr.  1819 
sagt:  die  «ehemals  rciclisstämlischen,  fürstlichen  und  gräflichen  Häuser  werdca 
fortan  «u  dem  hohen  Adel  in  Teutschland  gerechnet».  So  auch  das  grolsherzogl 
hesffiche  Ediet  t.  17.  ¥tbt.  i8ao,    u.  h.  hannßverische  Verordnungen  r.  iB.  Apr. 
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ttier  die  V^rbaitniMe  des  Adels  r.  sa  Juli  1608  (Hbem.  Bttnd  XXIV.  436.)9 
dier  ISfeciitrag  dasu  v.  5.  Dec.  1808,  11.  dfts  Ediet  über  den  Adel  t.  16.  Mai  1618, 
Beilage  V  su  der  Verfastungsurkcmde,  schweigen  von  der  Abtheilung  des  Adels 
m  hohen  und  niedern.    Das  leiste,  §.  6,  spricht:  «Der  baierische  Adel  hat/än/ 
Grmd^T  1)  rarsten,  1)  Grafen,  3)  Freiherren,  4)  Ritter,  5)  AdeKehe  mit  dem 
PrUieal  Ton.     Dagegen  bestimmt  das  £dict  von  demselben  Datum,   betr.  die 
sla«tov«ehtliclieD  YerhÜltnisse  der  Tormals  reichsstandisehen  Fürsten  und  Grä- 
fes, BeSfge  IV  su  der  Verfassungsurhunde,  §.  i,  dafs  diese  Fürsten  und  Grafen 
an  den  koktm  Adel  gehören  sollen.     Und  ein  hönigl.  Rescript  v.  37.  Jan.  t8a5 
▼erleOil  den  Grafen  von  Paypenheim  das  Vorrecht,  daÜs  «sie  eu  dem  koken  Adel 
geboren  sollen».    Kl^bsb  a.  a.  O.,  Bd.  I,  S.  320  u.  aaS.     Eine  andere,   doch 
amck  fibiflkche,   Classification  des  baierischen  Adels,   findet  man  in  ScHusrca's 
Staatsr.  des  Hönigr.  Baiern,  Bd.  I,  S.  a98->3a6.  —  Die  Verfassungsurk.  des 
lUiaiigr.  ¥ltriem6erff  V.  1819,  §.  139,  i3o  u.  189  iL  unterscheidet  blols  lUmdet- 
hmrrUtkm  und  riuersekafiiieken  Adel.  —   Die  ehemalige  Abtheilung  des  Adels  in 
reieksmmdugliaren  und  miUeiäaren,    beaog  sich  auf  das  ^d^^eeANMi/Verhältniüs  im 
teatschen  Reich,  wovon  Hlübkr  Isagoge  cit.,  |.  10  et  »1.    VergL  di>en  §.  87. 

i)  Von  diesem  ehemaligen  RechtsbegrifF  des  hohen  Adels  und  seinen  Folgen,  s. 
Ki.rvra  Diss.  de"^  nobilitate  codicülari  (Erlang.  1788.  4*)  9  %»6  ei  20.  Ehendess,  hl. 
far.  Bibl.  XXV.  26  ff.  Ebendess.  Isagoge  in  jus  pubL  Nobilinm  immediatoi^.,  %.  6. 
Ekendess,  oben  f.  24$  angef.  Rechtliche  Ausf[lhrung,  $  5.  (J.  G.  W-  t.  Stbck) 
Von  dem  Geschlechtsadel  und  der  Erneuerung  des  Adels  (1778.  8.),  S.  38. 
Gos^fxa's  teutsches  Staatsrecht,  §.  68.  Dank  Handb.  des  t.  Priratr.,  Bd.  10» 
S-  339.  Eben  so,  nur  mit  Ausschlafs  cler  blolsen  erblichen  ReichsfKrstenwürde, 
RxrTTDs's  teutsch.  Frivatr.,  $.  339,  u.  C  F.  Eichhobs's  deutsch.  Privatr.,  §.  56  u. 
57.  —  Seit  1800  hatte  der  Freikerr  von  Bömmelberg,  wegen  der  Herrschaft 
Gebmen,  Theil  an  der  reichsgräflich -westphälischen  Guriatstimme  im  Reichs- 
förstenrath,  unten  Note  d, 

c)  Die  mit  dmffUeher  Reichsstandschaft  versehenen  reiduständuch^n  Grafen  gehör- 
ten unstreitig  au  dem  hohen  Adel ;  wirkliche  Reichsgrafen  wurden  sie  benannt 
von  EsTOB,  HÄBXBLUf ,  RirwnB,  Dass.  Man  s.  Kl^bkh's  §.  %ifi  angef.  Reohtllche 
Ausföhritng  etc.,  S.  17.  —  Definitiv  von  Kaiser  und  Reich  niekt  anerkaittt  war 
die  Beichstandschaft,  und  daher  auch  nicht  der  hohe  Adelstand  (so  fem  diesen 
nicht  etwa  bei  Einzelnen,  in  anderer  Beziehung,  alter  DpiastenUrsprung  oder 
erbliche  ReichsFürstenwürde  begründete)  der  reicht grSflicken  PertonaHsten^  d.  h. 
derjenigen  Reichsgrafen,  die,  obgleich  au  Sita  und  Stimme  in  eines  der  vier 
retchsgraflichen  Gollegien  vorläufig  aufgenommen,  doch  durch  erbeigenthüm- 
lifben  Besitz  einer  reichsunmittelbaren  (nicht  bei  der  Reichsritterschaft  immatri- 
culirten)  Graf-  oder  Herrschaft,  und  von  wegen  derselben  durch  Uebernahme 
eines  standeswürdigen  Bei  chsMatrihular Anschlags  u.  s.  w.,  zu  der  Reichsstand- 
schaft sich  genügend  noch  nicht  qualificirt  hatten.  Man  s.  Reichsabsch.  1654» 
i  1^.  Wahlcap.  I.  5.  m.  21.  Reichsabsch.  i548t  §•  66.  Klvbkb  Isagoge  cit. 
$.  5.  a-  3.  Mosbb  V.  den  t.  Reichsständen,  816  ff.  Vergl.  unten  §.  3o3,  Note  e. 
—  TitW^rGrafen  wurden  von  manchen  Fublicisten  diejenigen  Grafen  benannt, 
welche  SU  dem  niedern  Adel  gehörten,  und  in  diesem  die  oberste  Stufe  bilde- 
ten. EsTOB  Commentat  et  opusc.  Vol.  L  Part.  2.  p.  3o8.  3ii.  Ebendess.  Diss. 
de  odio  in  matrimonia  imparia,  §.84—89.  —  Dafs  sogar  die  nicht -reichsständi- 
Rhen  (und  nicht -reichsfurstlichen)  Landesherren  zu  dem  hohen  Adel  gehört 
hätten,  meint,  gegen  die  Kundbarheit,  C.  Voiaghaff,  die  teutschen  Standes 
aerren,  S*  d52  f. 

d)ln  im  teutschen  Reich  gab  es,  wie  reichsständischc  Grafen,  also  auch,  wiewohl 
ia  der  neuem  Zeit  sehr  selten,  reicksständiscke  Herren,  Reichsherren  und  Frei- 
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lierreB,  das  iieiljt,  tolche«  deaen  wegen  eiaei  BeicMande»  8its-  und  Stinamiii 
in  der'  allgemeinen  BeicluTersaniniliJuig  erblich  sustand.     Die  BeiclitgCMlie,  i.  ß. 
der  Reiclisabftcbied  r.  i548,  §•  66,   und  noch  die  neuesten  WaUeapitolalioofn, 
Art  XXIL  §.  s,  machen  Erwähnung  tou  ihnen,  in  den  Worten  «Ffintn,  Gra^ 
len  und  Herren t ,  oder  ReichsGrafen  und  Herren,    die  im  Reich  SeimeiD  et 
Votum  haben  V  (Wahlcap.  RL  ii).    Sie  sctaen  dieselben  entgegen ,  dca  cGnfen 
und  Herren,  so  in  den  ReichscoUegieu  Aeme  Session  oder  Stimme  habsa»  (¥f  a\iV 
cap.  XXIV.  9.).    Mosxb's  FamOienStaa torecht,  Th.  II,  S.  i36.    Von  jener  irt 
war,  noch  in  der  leisten  Zeit  des  teutschen  Reichs,  der  Freiherr  roa  Bönnel- 
bei^,  der  1800  in  der  Herrschaft  Gehmen  succedirte,  vt  eiche  Thefl  gab  ao  lier 
reirhsgraflichen  vrestphalischen  CuriatStiinme  in  dem  ReicbsfurslenFatii  (^  3oB,(.l 
Frühere  Beispiele  von  Reichsstanden,  die  nur  Freiherren  oder  Herren  Ton  - 
waren,  sind  die  von  HoLenfels,    die  Ton  RÖnigsegg   und  Anlendoif,  die  tos 
Frauenberg,  die  von  Zimbern,  die   von  Mettemich  (Nachfolger  der  Dyiasln 
Ton  AVinneburg  und  Beilstein),  die  von  Wolfstein,  die  Waldbott  toa  Bum- 
heim ,  die  v<A  Schönborn ,  die  von  Freyberg  su  Juatingen.    GsBBAaoi's  gcoesL 
Geschichte  der  erbl.  Reichsstandc,  Bd.  I,  S.  684.    Mosxn  von  den  t  ReiciBsUii- 
den,  S.  83o,  868  u.  870.    Ebendess,  FamilienStaatsr. ,  Th.  II,  S.  i36   PnmsGii 
Vitriar.  iUustr.  T.  L  p.  776.  T.  ÜL  p.  ia5.  —    Zahlreicher  waren  die  Beispiele 
von  reichssUindischen  Dt/muien  oder  Edlen  Herren  in  dem  staatorechüidien  S«ni 
des  Blittelalters,  s.  B.  Lippe,  Hohenlohe,  Erbach,   Castell,  Isenbui]^,  liüua, 
Griechiugen,  Schönburg,  HobenGeroldsech  u.  a.    Gebhasoi  a.  a«  0.  L  3ii  £- 
Die  meisten  der  vorhin  geuanuten  lielsen  sich  von  dem  Baiser  höhere  Titel  ver- 
leihen.   Aber  solche  von  dem  Kaiser  verliehene  Fürsten-   und  Grafeotitel  Än- 
derten nichts  in  dem  Bechtsverhaltnifs  der  Erhöheten,  sowohl  2U  der  Bdcbbo- 
heit,  als  auch  au  der  Landcühoheit  teutocher  Bcgierungen  und  au  ihren  Ftnüieit 
Beichsabscbied  i548,  |.  66.    Wablcapitulaüon,  XXR.  2.  4.  5.  6. 

e)  BundesActe,  Art  14,  lit.  a.    Vergl.  unten  $.  3o3,  dL 

f)  HLVBxa  U.  jur.  BibL  XXV.  «8.  —  Doch  geht  der  jänu*  oder  Dtemtm^,  den 
ble&en  Geburtrang  vor.  Badiecke  neue  Bangordnung  v.  6.  Juli  1806,  membr. 
I ,  in  d.  Beg.  Blatt,  St.  XX.  Eine  iadiscke  Verordn.  r.  s6.  Aug.  1806,  hob  deii 
Unterschied  «wischen  Adel  u.  KichUdel,  in  den' Staatsämtem  auf,  ab  ^^ 
Staatointeresse  nnd  dem  Zeitgeiste  widerstrebend. 

g}  Auf  der  Unken  Hkeinseüe ,  in  den  an  Frankreich  durch  den  lünevfller  fWeiieJi 
von  1801  abgetretenen  Landern,  ward  der  vormalige  Reichsadel  schon  i^  ^^ 
franaösischen  Gesetae  abgeschafft.  HLÜBxa's  Abhandlungen ,  Bd.  I,  S*  ^  ^P'^ 
jure  erfolgte  seine  Wiederherstellung  durch  die  Trennung  dieser  lind^f  von 
Frankreich  nicht.  Vergl.  J.  3«4.  Aber  eine  k.  preuseitche  Cabinetordre  Mß-J»»» 
i8a6  stellte  daselbst  die  Titel,  Prädicatc  und  Wappen  dieses  Adels  wieder  her, 
und  eine  aweite  vom  a5.  Febr.  i8a6  gestattet  dem  Adel  in  den  Rheinprovin««» 
unter  königlicher  Bestätigung  FamilienFidcicommisse  au  errichten.  Ihr  folgte^ 
aS.  Mara  1828  ein  Gesetz  wegen  der  Fideicommisse,  die  in  den  zu  dem  Torma^ei» 
Grofshereogthum  Berg  gchör^  gewesenen  Landestheilen  vor  Jönfiihnu^  «er 
französischen  Gesetze  bestanden.  Preufs.  Gesetzsamml.  v.  i8s6,  St  3}  ^-  ^^^ 
St.  5. 

h)  Klvbkb^s  Abhandlungen  etc. ,  Bd.  I,  S.  267  f^» 

0  Vergl.  PÖTTKa  über  den  Unterschied  der  Stände,  S.  144  ff.  u.  83  Ä.  Ki.«»i«*| 
Abhandlungen  etc.,  Bd.  I,  S.  a68  ff.  Anders  v.  Daasca  Abbandlungen«  S.  1^ 
u.  a36.  In  Zweifel  scheint  es  zu  stellen  EicHHoav.  in  dem  dcutscbeo  Pn»^«*'"-' 
S  57,  Note  a. 
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§.  265.  QCJ8.) 

Siufen   des  hoktn   und  nie  dem   jidels. 

I)  Jede  Classe  des  Adels  hatte,  wahrend  der  teutschen  Reichsver- 
i'assuog,  yerschiedene  Stufen.     A)  Die  Stufen  oder  Standesabtheilnn- 
gen  des   hohen   Adels   waren:    i)  der    ErbKurfurstenstand    (Erz- 
funten  «);  der  weltliche  ^)  Reichsfürstenstand,  Herzoge,  Markgrafen 
lind  Pfalsgnifen,    dann    Landgrafen    und   Burggrafen    mit  Furstenwürde, 
eigeotKch  so  genannte  Reichsiiirsten ,  und  gefurstete  Grafen  <*),  welche,  in 
Beziehnng   auf   die    Berechtigung   zu   Legal  Austragen,  in   dem  teutschen 
neich    noter     den    F&rstenmäsigen  d)    mitbegrifFen    waren;    3)    der 
Reichsgrafenstand,   so  weit  er  mit  dinglicher  Reichsstandschaft  rer- 
seben  war;  4)  der  Stand  der  rdchsstandischen  Dynasten  oder  Dynasten- 
stand, in   der  alten  Bedeutung  des  Wortes  «)•     B)  Der  niedere  Adel 
hat  folgende  Stufend):  1)  Titular-  oder  nicht -reichsstandische  (nnge. 
iuntete)   Grafen  ^),    (von    den     reichsgräflichen     Personalisten     oben 
^  963  e);    q)    Freiherren   oder     Barone  A);    3)   Edle-    und  Ban- 
nerHerren;    4)   des  heiL   rom.  Reichs  Ritter;    5)  Edle   von; 
6)  gemeiner  Adelstand,  blofs  mit  dem  Pradicat  von.     II)  Jetzt  sind 
bei  neuer    Adelung,   in    den    meisten    Bundesstaaten,   für  den   niedern 
Adeistand  nnr   drei  Stufen  noch  in  Gebrauch:   Graf,  Freiherr,  und 
gemeiner    Adelstand    mit    dem    Pradicat    von*      In   Baiera  sind 
vier  Stufen  <),  und  in  Oestreich  sind  alle  vormaligen  noch  üblich. 
Doch  dauern  die  wahrend  der  teutschen  Reichsverfassnng  erlangten  Adels- 
benennangen    noch    fort;    nur    überall    mit    Weglassung   des   Prüdicates 
«^ Reichs  9,  &  B.  in  den  Titeln  Reichsgraf,  Reichsfi^iherr  u*  s.  w.  ($*  48). 
IVr  Titel  Kurfürst  hat  nur  bei  Kurhessen  sich  erhalten  (§•  111)* 

0)  Schriften  in  PCTnii's  Lit.  10.  5o.  141.  KlObxb's  Lit  124*  ^^  ""  ^^^  dem 
Ertkeneg  von  Oestreich,  s.  Privilegium  Friedericianum  v.  11 56,  in  des  Grafen 
Rttd<rfii  CoBonHi  de  GnosaKBe  operR».  miscellan.  Tom.  I.  (Yenet  1769.  fol.), 
p.  4—7.  F.  F.  Scbröttxb's  Ostreich.  SuaUr.  H.  9  ft  G  A.  Bbck  jus«  publ. 
auitriac.,  Spec.  L  17.  sqq.  db  Si-cbow  elem.  juris  publ.  §•  119. 

^  Von  ffeistUehen  Beichsfurstcn  und  gefürsteten  Prälaten,  s.  KlObeb  Isagoge  cit. 
i*  5.  not.  1.  u.  diss.  de  nobilitate  codicilL  §.  6.  ao. 

r)  Von  allen  diesen,  s.  Masco y  princ.  juris  pubL  Ifij.  sqq.  J.  F.  FncmBaBB,  Vi- 
triarius  iUustratns.  11.  16  —  763.  Gbbhabdi  geneaL  Gesch.  der  erbl.  Reichsstande. 
1-  i33  £  160.  177.  M08BB  Yon  den  t.  Reichsstanden,  passim.  PfirrsB  über  den 
Intenchied  der  StSnde ,   i38  f.  —    Von  Pfalsgrafen ,  s.  Brauuschw«  Anseigen, 

r54, 377  f. 

^Schw  reicbsstaatsrechtlicbe  Bedeutung  bat  der  Titel  Purstenmäsi^  (principales) 
■ickt  iB  der  Begrensung  des  hoben  Adels  vom  niedern,  sondern  in  der  dureb 
^'«  ehemalige  Reicbiiverfassung  begründet  gewesenen  Beibc  der  UgalAuMträfcai- 
^reditifften  erster  Classe.  Hier  wurden  unter  FurstenmMsigen  (R.  G.  O.  149^, 
^(•»4;  i555,  n.  u.  3.  R.  A.  iSyo,  $.  loa)  nur  die  reichssUindiicheH  gefürsteten 
^''ichsprälaten  und  ^efiarsteten  Reichsgrafvn ,  als  mit  den  Kurfürsten  und  Fürsten 
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die  erste  Gasse  der  Legal AustragalBevechtigten  bUdend,  veraUndea;  aUo  weder 
die  neuen  Fürsten,  wie  Pi'TTSB  in  den  unten  angef.  Opusculis  meinte,  nocb  die 
apanagirten  Fürsten,  noch  die  ungefursteten  reichsstandischen  Grafen,  noch  über- 1 
baupt  die  altgräflicben  Häuser.  Püttxb's  bist.  Entwick.  I.  268.  f.  Kl«b£r's  üLjur.  { 
Bibl.  IV.  %'j^  f.  379.    Dagegen  s.  Pottxb's   Opuscula  rem  judiciariam  inperü  il- 
lustrautia,  579.  S-  ^>*    Moskb  von  d.  t.  Heicbsstandea,  5a4.     Ruhdx^s  t  Friratr.  \ 
$.  3S9.  WxcanKRLiK's  Chronologen,  Bd«  X,  Num.  1  u.  3.   G.  F.  C  Bouat  Di». 
de  lis  qid  dieuntur  FursleonM[sige.    Marb.  1785. 

*)  Sebriften  bei  Ki.tBKB,  lai.  19a.  GmiuBBi  a«  a.  O.  L  i65.  G.  £•  Wus«  AUl 
T.  Dynastien ;  in  F.  G.  A.  Scbxidt's  fortgeaetsten  Beitragen  siir  Geacliichte  des 
Adels  (Leips.  1795),  Num.  a.    Pvttbb  a.  a«  O.  111. 

/)  (t.  gfBCB).yom  Gescblecbtsadel  (Leipa.  1778.),  38  ff.  J.  G.  Estob's  lil.  Mri^ 
ten,  I.  844. 

f)  Einen  M^tUladel  macbt  aus  diesen,  Howul  Rbaps.  obs.  899.  Dawider  s.  Hivia 
Gomm.  de  jure  nobilium  feuda  militaria  constituendi  C1786.  8.),  p.  5  sqq. 
Ebender*.  de  nobilit  codic.  %,  7.  Vergl.  die  kais.  Wablcap.  m.  ai.  ^[XILi. 
XXIV.  9.    FvTTBB  a.  a.  O.  lai  ff.  u.  i3o  — 133. 

A)  H.  W.  LawIts  Handb.  f.  Bücherfreunde  und  Bibliothekare,  TL  11,  Bdi, 
Ablh.  2  (Halle  J795),  S.  329— 335.  —  Der  iffaronTitel  Ist  feudalen  Ursprusgi.  j 
In  England  hiels  er  ursprünglich  Vavassour  (ralvasor),  welches  die  Angebacb-  j 
aen  in  Thane,  die  Normannen  in  Baron  verwandelten.  The  Feerage  of  Great*  j 
Britain  and  Ireland,  by  John  Dbbbbtt  (the  i3^^  edit.  Lond  1820.  11.)  i  ^<^^^  • 
p.  LI.  ( 

t)  Graf,  Freiherr,  Bitter,  Edler  oder  gemeiner  Adelstand.  Baier.  Begierungsblatt  , 
1808,  St.  i3.  Edict  über  den  Adel  im  Konigr.  Baiern,  ▼.  a6.  Mai  1818,  tli  - 
BeH.  5  EU  der  baier.  Verfass-Urk.  ▼.  1818. 


§•   264.  (199J 

Po  litis  vh0r    H^crth    des    ^dels.     allgemeines    Recht    und   teuttcht*,  in 

hexiehung  auf  ihn.     Plehejer. 

I)  Mit  Yerscbmahung  jeder  Art  yon  Castenthom  und  Aristokntismus, 
«rheant  das  Staatsinteresse «)  nnr  den  Adel  des  persoaitch^n 
Terdienstesy  bei  den  gleich  gebornen  Staatsgenossen;  indem  «esücm 
«Kind  nicht  rerleiht,  was  dem  Vater,  der  Trägheit  nicht,  was  dem  FIeii$i 
€c  dem  Vorurtheil  nicht,  was  dem  Genie,  das  heifst,  dem  privilegirten  Wc"- 
«und  Naturadel  gebührt,  der  an  Racen  und  Gasten  nicht  gebunden  ist»  )• 
n)  Erbadel  ohne  wesentliche  Vorrechte,  ist  Scheinadel,  er  gleicht  einer 
Münze  Ton  blofsem  Nennwerth:  wesentlich  bevorrechtet,  ist  er  unrerew- 
bar  mit  den  Rechten  und  dem  Geist  eines  aufgeklärten  Zeitalters,  ui  wel- 
chem auch  der  Niedrigste  sich  des  Adels  seines  Menschenthums  luid  acr 
Gkichbürtigkeit  aller  Wesen,  die  den  Clurahter  der  Menschheit  tragen^ 
kcwufst  ist.  Das  allgemeine  Recht  fordert  demnach  Rechtsgleich- 
heit (Isonomie)  aller  Cnterthanen  ($.  4).  üebereinstimmeü^  n»'^ 
dem  Sittengesetz  und  der  Christaslehre,  verbietet  es,  daCs  an  die  ^^^ 
eines  Menschen  ein  Vorrecht  geknüpft  werde.     E«  will,  daft  uttter  Ueo- 
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sdien,  äafs  unter  Staatsbürgern,  als  solchen,  kein  anderer  Unterachied  Statt 

ftide,  ab  der,  welchen  Tagend,  Fähigkeit  und  Bildung  befunden.     Wenn 

l>eTOTTechtete    Gebartstande  an  sich   schon   nichts  weniger  als  nothwen- 

<iige  Uebel  ^),  wenn  sie,  auf  das  Gelindeste  ausgedmekt,   psychologisch- 

politiacher  Luxus   oder  Assignate  der  Eitelkeit  sind ,  so  ist   gewifs^    dafs, 

wer  jelxt  anders  artheilt,  wenigstens  sein  Jahrhundert   nicht  rersteht  ^. 

Sie  gehören  zu  jenen  Institutionen  des  Mittelalters,  die  mit  dem  Yerschwin- 

den  des  Monopols  der  Hofgonst,   der  Kriegsehre,   der  feineren  geselligen 

Bildung,  sich  selbst  überlebt  haben,  und,  gleichsam  durch  Naturnothwen- 

diigVeit,  früher   oder  später   untergehen»     ni)  In  Teutschland  hat  die 

äitaatsgeietzgebung  dieses,  hin  und  wieder,  schon  mehr  oder  minder,  we- 

imigstem  stillschweigend ,  am  sprechendsten  durch  gleichmastge  Yertheilong 

d^er  Staatslasten    unter  alle  Unterthanen,  und  durch  Erklärung  der  Gleich- 

)m.dt  ANer  vor  dem  Gesetz  anerkannt  «);   wo   dann  dem  Erbadel  meist  nur 

Xeonwerth   geblieben  ist,  nachdem  man  ihn  yorlängst  der  Standespflichten 

tladigt  hat,   aas    welchen    seine    Vorrechte    allmählig   heryorgewaehsen 

.    Dagegen   sind  in  manchen  Bundesstaaten  diese  Rechtsrerhaltnisse 

«ntweder  anders,  oder  noch  nicht,  wenigstens  nicht   durchaas  bestimmt/)« 

Tbea  80  Ferschieden  sind  die   Beispiele^  in  den  zu  dem  Teutschen  Bund 

nicht  gehörenden  Staaten  g).     TV)   Wo   noch  Erbadel  besteht,  da  bildet, 

ihm  gegenüber,  der  gesammte  Nichtadel  den  Stand  der  Plebejer.    Dieser 

erkennt,  seit   Aufhebung  der  Leibeigenschaft,  in   allen  gd>ildeten  Staateni 

•  nach  dem    staatsrechtlichen    Grundsatz    der   Isonomie,    unter    sich    weder 

Ca5teo,  noch  andere  Abstufungen  (§.  265,  d)^ 

ä)  Dem  Staatseweck  gemäls.    Vei^l.  oben  §.  ^58,  ni.  ebendas.  Note  a.  —  Exegese 
▼on  MoiTTxsQiTiEü's  oft  mifsTerstandenem  Gescbicbtspruch :  «point  de  monarque, 
point  de  noblesse;  point  de  noblesse ,  point  de  monarque  v ;  in  Klüiibr's  Ueber- 
sieht  der  dipL  VerhandL  d.  wiener  Congr. ,  S.  987  ff.    In  der  Natur  der  Aristo- 
kratie liegt  es,   das  Interesse  der  Gaste  mit  dem  der  Monarchie  su  identifidren. 
Von  der  AdeUkette  s.  Klübkr's  Acten  des  wiener  Congresses,  Bd.  VI,  S.  4^1  ff» 
ConrersatioosLexicon,  Bd.  XI,  Hälfte  1  (182a),  toc.  Adelsliette.  —  «Mon  auto- 
rite  ne  reposait  pas,   comme  dans  les  vieilles  monarchles,    sur  un  echafaudage 
de  castes  et  de  corps  interm^dlaires ;    eile  etait  immediate,   et  n'ayait  d*appai 
que  dans  elle*mcme,  car  il  n^y  avait  dans  TEmpire  que  la  wuion  et  mot».    Na- 
roLBos,   laut  des  Manuscrit  venu  de  Saint  Helene  (Londres  1817.  8.),  p.  aS. 
Anders  Ludwig  XIV.  mit  seinem   «l'Etat  c'est  Moint.  —    Den  Hofadel  nannte 
Sapoieon  noblesse  de  valets.    Memoire  du  duc  de  Botigo,  T.  IB.    «Die  consti- 
tairende  Versammlung y,  sagte  Ebenderselbe,  «that  sehr  einfaltig,  da(s  sie  (1790) 
sogar  den  TitularAdel  abschaffte.     Ich  machte  es  besser»  ich  adelte  alle  Fran- 
loien,  jetst  kann  Jeder  stolz  seynv.    Memorial  de  St.  Helene,  par  le  comte  de 
Us-Ci8E8,   T.  ly,  sous  la  date  du  17  juin  1816.    Die  Charte  constitutionnelle 
Ludwig«  XVnL   von  1814,   gab  oder  licfis   dem  französischen  Adel  lieine  Vor- 
reehu,  nur  etliche  Scheinvorzuge,   adeliche  Titel,   wie  auch  Napoleon  nur  sie 
veriicVca  hatte,  von  denen  auf  das  Mindeste  zweifelhaft  ist,  ob  sie  in  Mitte  auf- 
geUtrtcr  Zeitgenossen,  besonders  fiir  die  Nachkommen,  mehr  Vortheil  als  Last 
gewahren«  —  Dagegen  s.  man  des  Frhrn.  t.  Gaoxbv  Schutzrede  lUr  das  Ritter- 
tbiioif  in  dem  ProtocoU  der  Bundesrersammlung  y.  17.  Juli  1817}  §•  375«    Das 
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Prineip  der  Erblielikeit  u.  die  frens.  u.  engl.  Fahrie.    Berlin  18^.  a  F.  W.  D. 
▼.  GnsLBB,  über  den  Adel,  als  einen  snr  Vermitthuig  swischen  Mmtrdk  nad  I 
Demokratie  nothwendigen  VolksbestandtheU ,  und  über  die  LmdtagirinendiaA  1 
der  pretifsisclien  Provinsialstande  in  der  preufa.  Monarchie.    BerUa  i836  & 

^)  Worte  in  J.  W*  tov  AncHvnHOLa  Minerva,  Mai  1800,  8.  ^d^  AuMprScke  tor 
Gelatta  oder  Hippokrates,  von  dem  Talmud,  von  Voltaire,  in  KLvm'sAb*  1 
handhingen  und  Beobachtungen,  Bd.  i,  8*  333.  —  «Nobili«  est  qnemnrttts  1 
nobiiitat».  —  Non  fadt  Nobilem  atriitm  plenum  imaginibus;  nemo  in  nostna  1 
gloriam  vixit,  neque  quod  ante  fuit,  nostrum  est«  Animas  facit  aobilem.  ^m 
est  generosus?  ad  virtutem  bene  compositus».  Sesxca,  epist  44-  Nobilisfit, 
generosus  nascitur.  Mrtute  decet,  non  sanguine  niti,  sagte  Theodoiiui  der 
Grofse  in  dem  Regierungsunterricht  filr  seinen  Sohn  Honorios,  bei  Gmiümi, 
de  IV.  eottsulatu  Uonorii.  «Was  wird  das  geben,  wenn  man  sogar  VeitiieD»te 
fticht  mehr  yerdient,  sondern  sie  umsonst  hat»?  sagt  Cobb.  v.  Pbotoiis,  a 
dem  Berieht  von  seinen  Vorfahren ;  in  G.  C  LicHranzzG^s  Termiscfaten  Sriirif- 
ten,  Bd.  m  (Gott.  1801),  S.  143  fT.  Von  dem  heutigen  aristokratischen  Gatf 
in  teutschen  Staaten;  in  L.  Gkktais  kleinen  Mittheilungen,  Th.  I  (Leipz.  iS». 
8.),  a  3— «o,  Th.  n,  S.  331  —  338  u.  S.  94-98.  J.  C.  Futitcmim:  h 
gtttsherrlich- bäuerliche  Verhaltnifs  in  Deutschi.  Neustadt  a.  d.  0.  1%  8. 
S.  3i3 — 4^«  ConversationsLexicon  der  G^enwart,  Leipa.  i838.  Bd.  L  vor. 
AdeL  —  Der  Geburt  sollte  der  Staatsbürger,  aulser  der  physischen  inid  gei»(i* 
gen  Ausstattung  und  dem  Geschlechtnamen,  mehr  nicht  ku  danken  babes,  als 
das  in  dem  bürgerlichen  Gesetsbuch  bestimmte  oder  gebilligte  Erhrccbt. 

t)  Worte  F.  A.  von  $cn.öi»a's,  in  s.  Staatsgelahrtheit,  Th.  I,  S.  5i.  VergL  aarl 
K.  £.  ScHxin's  Lehrb.  des  gem.  deutach.  Staatsr.,  Abth.  I,  $.  la  —  Kaitenseitt 
und  ReligionshaCs  sind  Vampyre  des  Alenschengeschlechts. 

d)  VergL  Kl1juu*s  angef.  Uebersicht  etc.,  S.  194—101,  u.  die  oben  §«  «58  *^' 
Scfaririen.  —  Bei  reifer  Erwägung  des  politischen  Charakters  unsert  Zfitalifr< 
(^  93)  und  des  eigenen  Vortheils,   werden  erblich  Bevorrechtete  weder  unbe- 
lehrbar noch  unversöhnlich  auch  nur  scheinen  wollen.     Ihrer  eigenea  £11»^» 
wird  nicht  entgehen,  dafs  angebomes  Verdienst  nicht  denkbar,  folglicli  ein  er 
worbener  Ehrentitel  achtungswerther  sey  als  ein  ererbter,  da  er  hei  dem  Subjcrt 
Eigenschaften  voraussetst,  die  ihm  persönlich  angehören,  und  nicht  obne  Utei** 
schied  ein  Erbtheil  Aller  seyn  können,   die  aus  derselben  Ehe  berrorgfsug^" 
find.  —  Wer  anders  als  die  gance  Nation,    entrichtet,   und  von  Hecb»^"» 
Jetst  die  SteucrMillionen,   und   stellt   die   Mannschaft  xu   den  TausodcD  der 
Heere,  selbst  m  Friedensr^iten?    Wenn  sonach  die  Staatsmacht  aus  glacbm^' 
gem  Zusammenwirken  aller  Staatsgenossen  hervorgeht ,  mit  welchem  Scbein  tob 
Becht  könnte  ein  kleiner  Theil  derselben  über  alle  andern  sich  erbeben,  »»bst 
im  Widerspruch  mit  der  Lehre  des  Christenthums ,   au  dem  er  sich  bewnj  • 
Im  Fortgang  der  Civilisation,  haben  Einsicht,  Besitsthum  und  Gewerbfleiu 
Nichudel  so  sehr  erhöht,  dafs,  um  einen  Adel  über  sich  au  erblicken,  er  »^^ 
tief  herablassen  müfste.    Das  Beich  der  Privilegien  ist  dahin,  es  darf  nie  v" 
kehren.    NoUbiiitaten  der  Geburt,    Standesvorxüge  Weniger ,   köime«»"'    ^ 
stehen  durch  Anerkennung  der  vielen  Andern;  sie  mindern  sich  nseb  usa       ' 
und  verschwinden  endlich,  wenn  diese  sich  mindert,  und  endlich  gan*  't'^^ 
Revue  politique  de  ITEurope  en   i8i5  (Paris  et  Leipxig  1816.  8.)i  ?•  ^^      ' 
Wenn  Kaut  (Bechtslehre,  S.  193)  rielh,  den  Adel  aussterben  au  lassen»  v»  ^^ 
damit  ausdnlekliche  und  plötaliche  Abschaffung  widerratheu,  aber  aic 
sprochen,    dafs  ihn   sich   Vollends  überleben  lassen,    dem  k\isi\^f^^  ^ 
komme.  * 

e)  Die  Constitution  des  ehemaligen  Königreichs  H^estphalen  von  1807,  "*  .  .|!jpn 
u.  i5,   verordnete  Rechtsgleichheit  aller  Unterthancn,   hob  alle  AdeUPri«»«» 
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a«f,  «ud  fiel«  ilen  kiel  dem  Namen  aaeh,  bloik  als  T!tiilaff6aebe,  forldavem* 
EkoB*  Bund,  XII,  48t  ff.  Zwei  wettpkja.  Decrete  ▼.  4.  Sept  1811,  den  Adel 
und  die  Majorate  betr.  —  Fast  eben  so,  die  Constitution  des  ft.  Bm^rm  v, 
1.  Mai  1808,  Tit  I,  §.5,'  in  dem  Rbein.  Band,  XIX.  5,  n.  das  baier.  Edict 
T.  sB.  Joli  1808,  nebst  Nachtrag  t.  «8.  Juli  18089  vi*  Nachtrag  Tom  as.  Doe. 
1806,  die  Verhältnisse  des  Adels  betr.,  ebendas.  XXTV.  436.  Desgleichen,  eine 
Verordn.  fSar  das  Grofshersogth.  Bergr  r,  3i.  Mars  1809,  in  d.  AUgem«  Zeit, 
Aptrii  1809,  u.  in  dem  Code  politiqne  (Paris  1809.  ^))  P*  ^99  >  ^^  grofthenogl. 
jramkfmrti*^  OrgauisationsPatent  r.  16.  Aug.  i8to,  %.  14,  in  d*  Rhein*  Bnnd^ 
\LVlL  i58;  das  herxogL  tmhaU-cHtkenMi^  t.  ^  Dec.  1810,  Art  8  u.  9,  ebendas. 
UL  97  «.  die  Verfass.  des  GH.  Hessen,  v.  1890,  Art.  19 — ao,  18— 3o,«37  u.  38. 

J)  Von  BoAen,  das  angcf.  Edict  t.  4.  Juni  1808,  f.  11  f.  Rhem.  Bund,  XXVIIL  114. 
Hassd.*!  Handbuch  för  1816,  L  117.  Von  dem  GH.  Hessen,  s.  die  Verfass*Ur]u 
r.  i8to,  Art.  38.  S.  memmg,  Grundgesets  ▼.  1819,  Art.  18.  —  Von  IVnwjen 
s.  $.  369  Note  A. 

/f)  Bcispiele:  1)  aus  dem  nordamerikanischen  Freistaat  $  aus  Frsnhreich  r.  1790  bis 
1808,  TOtt  1808  bis  4«  Juni  1814«  wo  die  Constitution,  Art  71,  die  Beibehaltung 
des  alt«  n.  neufranzösischen  Adels  verordnete;  aus  dem  ehemaligen  Königreich 
Italien,  bis  1808,  und  nachher  bis  1814;  aus  dem  Fürsten thum  Liieca,  Ton 
1805--  1814 ;  aus  der  SiebenlnselnRepublik ,  seit  der  Constitution  y.  1804 ;  aus 
Mexico,  wo  durch  Decr.  r.  3.  Mai  1826  die  Adelstitel  abgeschafft  wurden;  aus 
dem  Norden  von  Europa,  in  den  ältesten  Zeiten  der  Monarchie;  aus  der  Tür- 
kei; aus  dem  sinesischen  Kaiserreich;  aas  der  alten  Welt,  vorxüglieh  bei  Grie- 
chen u.  Römern;  —  1)  aus  Holland,  nach  dem  Gesetx  t.  92.  Mai  1809  u.  dem 
kdnigl.  Statut  v.  1.  Oct.  1809,  wodurch  ein  rerfassungsmäsiger  Adel  eingeführt, 
der  aber  durch  e.  Gesets  v.  i4*  Febr.  1810  wieder  aufgehobeu  ward;  aus  Rom, 
wo  im  Juli  1809  der  Adel  angehoben  ward;  aus' Spanien,  nach  d«  Constitution 
T.  6.  Juli  1808,  Art.  140,  u.  durch  k.  Decret  v.  18.  Aug.  1809:  aus  Neapel, 
wo  t8oo  Ferdinand  IV.  allen  Adel  aufhob  und  einen  neuen  einführte,  dann  Ton 
1806  bis  i8i5;  panische  Constitution  der  Cortes  r.  19.  Mars  181s,  Art.  5  lü 
16  ff.  u.  27  £^  ans  der  Schweis;  —  3)  aus  Rnisland,  England,  Dänemark, 
Scnweflen« 


S*    ^^'^-  (200.) 

2)     Bütgerstand. 

Der  zweite  Haaptstand  ist  der  Bürg  er  stand  ^3  (Bürgerliche,  ctvici, 
iMirgensesi  boargeoisie);  eine  zahlreiche  Classe  ^)y  weiche  alle  Freien  unter 
ach  begreift,  die  weder  zu  dem  Adel^  noch  zu  dem  Bauerstand  gerechnet 
werden  können  <?).  Eine  Abtheilung  derselben  (der  so  genannte  geehrtere 
oaer  höhere  Bürgerstand),  wird  hin  und  wieder  noch,  wiewohl  ohne 
eigentlichen  Rechtsgrund,  Honoratioren  (vornehmere  Bürger)  genannt  ^ 
Durch  particnläre  Staatsgesetze  können  für  den  Bürgerstand  verschiedene 
Clasaen  bestehen,  und  manche  derselben  beyorrechtet  sejn,  bald  in  person- 
lidm*  and  dinglicher,  bald  in  blofs  personlicher  und  blofs  dinglicher 
Hinacht  ^). 

ft)  (Job.  Frhr.  v.  IIoaix)  Die  Ehre  des  Rürgerstandcs  nach  den  Reichsrechten. 
Wjcd,  1791.  8.  G.  L.  Böhmvr's  Rechtsf.  B.  I,  Abth.  a,  Num.  55.  Hoxxkl 
Ohs.  618.    MossB  Ton  der  t.  Unterthanen  Rechten,  459  ff 
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h)  Doch  vnteHcUddM  tou  dem  SkuOiMrgyr  (citoyca),  und  tnn  dem  Ort$krjftr, 
Insbetondero  Tan  dem  ei^entlidi  so  gtnaiiiiten  Bürg-wr  ^mer  SttuU.  E»cycbpcäie, 
par  DiDSBOT  et  »'Aunnsar ,  art.  hourfeoü  lud  eitoifem»  Bovsoav  coBtrat  wdil, 
liT.  I,  eh.  9,  Note  *. 

c)  In  dem  MiUelaUer  wurden,  unter  den  Freien,  Fretg-ehamen  oder  ff'elm  (m- 
gen«»),  nicbt  blofii  die  Bittermasigen  oder  Ritterfreien  (wie  Jos.  Gi^duoi 
und  Graf  Bvat  glaubten),  sondern 'aucli  der  Bürger ^  und  der  freie  Anenind, 
die  Gemeinlireien  9  begriffen.  Man  unterscbied,  nach  Erbauung  der  Stidte,  » 
genuoe  militares ,  burgeuses  und  rtuticos.  P&ttbb  a«  a.  O.  53.  (19^  loi.  G.  L 
Boaanxa  Diss.  de  jurib.  ex  statu  militari  Germanor.  pendenlibus.  Gott.  1:4a. 
1750.  4«  '^*  H.  C  »s  SitLCHOw  De  Juribus  ex  statu  ingenuorum  ia  Oeniaia 
pendentäus.  Goett.  1756.  4*  u.  in  s«  Electls,  119.  X  F.  Bvbdv*s  t  Printr. 
|.  3*7  A 

lO  ihm&rmioren  (honestiores  de  plebe,  bonne  Bourgeoisie,  engl  Geatlemea)  ^ 
•en,  in  dem  gemeinen  Leben,  Personen 'aus  dem  Bürgerstande,  die  rinegtelir- 
tare  Eiistens  haben,  als  die  ist,  welche  ein  sündiges  Gewerbe  pht«  U>Ihi 
gehören  s.  B.  Staattdiener  bis  au  einer  gewissen  Stufe,  Geiekrte,  KSmsütr,  Kuj- 
lenie  (im  Gegensats  ron  Krämern),  Unternehmer  erheblicher  Fabrikea,  £r^ 
Mmer  bedeutender  Güter,  Rentem'rer  von  einiger  Bedeutung,  and  dicjcaigi 
GeiMMeit,  die  für  ihre  Person  auf  einen  hohem  Stand  nicht  Anspruch  micba 
kann.  Mosbb  tou  der  t.  Unterthanen  Rechten,  46a  f.  Ekenieu,  FafBÜieo- 
Staatsrecht,  O.  i3i.  —  Ob  der  Reichshofrath  diese  Honoratioren,  dem  Ab- 
grensung  nicht  immer  genau  genug  bestimmt  oder  bestimmbar  ist,  in  fiedeboag 
auf  Mi(sheirathen ,  als  den  Gegensats  der  von  ihm  so  genannten  persounui 
pleke/mmm  (t.  Ruivel's  Reichshofrath ,  L  a53.  Revss  St  C.  XXL  384)  ^^^ 
tet  habe?  Als  Gegensats  möchte  sie  hier  betrachtet  wissen ,  Hsssmoii  iHss. 
de  pactis  gentilitiis  etc.  (M%.  1788),  p.  7a  sqq.  —  In  Bmem  ward  das  Privile- 
gium der  Siegetmäsigieä  (Mossa  Ton  der  t.  Untertb.  Rechten ,  4^  f*  ^^^' 
ZeiCung,  1809,  Num.  19)  aufgelioben,  durch  Verordn.  ▼.  so.  Apr.  18081  '^^ 
Rcgi«r.Bktt  des  folg.  Jahres,  Mum.  6.  Aber  nach  BeiL  VBI  sn  d.  XtrUuXrl 
▼.  1818,  besteht  solches  wieder.  —  Das  jtremstuäte^  allgememe  Landrecbt  unirr- 
scheidet  hßhem  und  nieiem  Bürgerstand;  doch  ohne  ^ie  Schcideliaie  swiscbcn 
beiden  so  scharf  au  stehen,  wie  für  ein  Gesets  nöthi^  ist  KlCbii's  Abband 
lungen  etc.,  Bd.  I,  S.  378.  —  In  dem  Grofsherzogthum  ßerff  hob  Napoleon  Hw 
Unterschied  auf,  zwischen  dem  Bauerstand  und  dem  hohen  und  nledem  ßur- 
gerstand,  durch  ein  Gesetz  rom  3i.  März  1809;  in  dem  Code  politiqi«  (P>"* 
1809.  8.),  p.  699. 

e)  Von  Baiem,  Schvbcr's  Staatsr.  des  Hönigr.  Baiern,  Bd.  I,  §•  7$  ^* 


§.    266.  (201) 

3)    Bauer  stand;  freier   und  unfreier. 
Dritter  Stand,     Pöbel. 

I)  Der  dritte,  auch  ebreawertbe,  Stand  ist  der  Baucrstan*  C^»" 
bauer,  nistici,  ruricolae),  wie  die  zahlreichste,  also  auch  die  nuUlic 
Claase  yon  Staatsbürgern;  wohin  die  gehören,    deren  unmittelbare       r 
beschäftigung  in  Landwirthschaft  besteht,   so   fern  sie  »^^^^  ^"'^^^n 
stand,   Amt,    oder    besondere   Rechte,    von   diesem   Stand  ausgcn     ^^ 
sind*).    H)  Leibeigene  (Hörige,  EigcnbehSrige ,  homincs  propnOt 
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entweder  für  ik^  Ftnoa  in  erblicker  Leibe^aft  (HalseigeneX  oder  iragen 
Ihrer  Gnter  in  dingHcher  Eirbhdriglieit ,  erblicher  GcitspfKcht  oiet  Gttti- 
unterthanigkeit  CDienstbauern} ,  den  an  freien  Baaerstand  ansmacben  e'^y 
Bod  in  dem  beatigen  Teatsohiand  aar  npch  als  aaf£allende  Ausnahmen 
roa  der  Regel  zu  betraditea.  Gj[nyjiche  Abachaffang  der  Leibeigenschaft, 
ibsohites  Verbot  derselben,  ist  eines  Ton  den  Geboten  der  hestigen  Caltar- 
Terlultnisse;  sie  ging  nnd  geht  herror  ansr  einem  Hfifsbraueh  der  phjnsischen 
Gewalt,  beruht  also  nicht  auf  Hecht«  III)  Aufserdem  unterscheidet  man 
auch  Adel  und  Nichtadeli  und  rechnet  zu  dem  letzlen  den  Bürger- 
oad  Baoentand ;  der,  in  dem  Gegensatz,  der  GeistlicUieit .  und  des  Adels, 
aiiA  der  dritte  Stand  (Tiers-etat)  genannt  wird.  lY)  D^  Pobel, 
der  hohe  and  niedere,  eine  Ausgeburt  der  Nation,  ohne  echte  geistige 
und  sittliche  Bildung,  sich  sträubend  gegen  rechtliche  Ordnung,  Sitte  und 
Teronaft,  bildet  keinen  Sts^fid^  er  findet  sich  ze^sfreut  in  allen  Stän^en^  ^ 


«)  Patsngfr  9k  labmirage  sont  les  deux  auMnelles  de  Y4M9t  sa|^e  Sin.iT;> 

h)  Also  gehören  dabin  weder  alle  Bewohner  ^des  platten  Landes,' '  noch  bloft  die 
Besitzer  eines  Bauergutes  oder  der  Bauerlandefei.  In'  Absiebt'  auf  persönliche 
staatsbürgerliche  Rechte,  sind  .heut  su  Tage  die  freien  Bauern  von  Bürgern 
kaum  za  unterscbeiden.  Wsstphal's  teutsch.  Frivatr.  L  49^*  "^^^l*  >■&  übri- 
gen, W.  F.  Scvifo-ncB  de  notion«  rusficoEam  in  Germania  (Goett.  i743)t  §•  9  sqq. 
BovDi's  t  Frivatr.  $.  4B3«  Wvstpbal  a.  a.  O.  I.  a44*  Mossb  y.  d.  t.  Unter* 
tlaalii  Bwhte»,  '4^5.  -^  TagtlSkner  und  JUMbc^Atr*  tMdem  lande  .geh(Arbi, 
jene  sa  dem  Bauer  «„dMSfS  v««  Aßjat  Bilfgers^nd* .—  AeichsunmiUei&are  Bauern 
(BvsDi  a.  a.  O.  |.  78)  gab  es  nicht.  *  Die  einzelnen  Bauern  in  den  Reichsdörfem 
waren  Untertbanen  der  reichsunmittelbaren  Dorfgemeinde.  Ra^dbi.  (Annalen 
der  SUatskräfke  Ton  Europa,  I.  f.  120)  iienilt  si^  Eihwohnör  der  un^ttdbaren 
BeiehsdSrfcr.  ^   •       ' 


»  '  \ 


r)  FatrimonialLeibeigehe,  nicht  StaatsLeibeigene,  die  nur'm  Kerkers taateii  denld>ar 

waren.  A.  L.  ScftLÖcxi^'s  Staatsgetahrtheit ,  L  61.  --  Jf^tfgr&k&ign  Ward  die  leß*- 

iiffuuek^:    1)  m  dem  Badüeken  am'  23.  Juli  1783  y  Soblössb's  Staätsaaseiged, 

V.  89,  und  iSt9Jn  den  neuerworbenen  Landestl^eilcn;    a)  in  dem  Für^enti^ 

ffokenzotUmHeehin^en  1798;    d)  in  den  Herzogthümem  Holstein  Cwo  i5^  Letl^ 

^eosch^  noch  nicht  bestand)  u.  Schleswig^,  1804 ;  4)  in  ^^^.  Nassauischen,  am 

!•  Jaa.  1808,  Rhein.  Buiid,  XlV.  335  und  am  i,  u.  3.  Sept.  181a •  in  d«  nassau. 

Verordmiagsblatt  v.  1808,  S.  286,  0.  v.  1812;  Bd.  I,  S.  2874  4")  i¥«M/.  Oibine^ 

Ordre  ▼.  «&  Oct.  1807,  wegen  Aufbebang  der  £igenbeh5rigkeit«  LeibcigenaehaA^ 

£rbuiterthlaig]ieit  auf  sammtL  pre^  Domänen;   in  dem  Königreich  Preulsff« 

Wte  schon  K.  Friedr.   Wilh.  L   die   Leibeigenschaft,    Erbunterthänigkeit  np^l 

Gtttspflichtigkeit  der  DomänenEinsassen  aufgehoben.    5)  in  Baiem,  1808,  Regier. 

BlattTon  i8o8,  St.  49;   Terfass-Ürk.   1818,  Tfit,  4,  S-  6,   u.  Befl.  Vi,   §.  ki6; 

Q  in  dem  ebemal.  Orofsberzogtb.   Berg-,    in   dem  Er/uriiscken,   Baireutküeken', 

^^Mnsekm  u.  UrnmüUehen,  dnreh  Decrete  K.  l9apolei>ns,  datiit  Madrid  io..Dt». 

^H.7)  in  dem  ebemsl.  Kl^nigr.  fTestpkahn,  dgrcb  die  Constitution,  Art.  \\ 

»tenigL  Decrete  ^.  a3.  Jan.  1808  u.  27.  Juli  1809,  in  d.  Rhein.  Bund,  XYIEL 

'ii^»  B.  in  d.  Moniteur  westpUalien,   1809,   "•  *®^>   ®)  '"  ^'  ^^rstenth.  Uppe- 

^imU,  am  1.  Jan.  1809;   9)  in  d.  Fürstenth.  SchaumhnrgUppe,   am  10.  Febr. 

'^'^  in  d.  Rhein.  Bund,  XLID,    ii9;    10)  in  Sf^weiischPommem,   TOm  }«  1810 

«Bf  dttveh  Verordn.  r.  uk  JuB  1806,  in  dem  Polit.  Joomal  i8fo6,  Juli  S«  68t; 
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ii)  m  dem  ghwul  Orobherwglh.  Frmüifmt,  ditrdi  4ai  OtfgniiitiMiPiini 
T.  16.  Aug.  i8i«9  i*  t3;  11)  HesMnDmmutmdi  faoh  die  LeibeigeMehafk  tiif,  « 
dem  Heraogth.  fß^etiphaUn,  5.  Nov.  1809,  u.  in  dem  Fürstentb.  Stvlenhwf, 
durch  Verordn.  v.  i5.  Mai  1811,  in  d.  Rhein.  Rund,  LVL  194«  LXffl.  394,  all- 
gemein in  iler  ycrfitfts.Urlu  ▼.  18^0,  Art.  «5.  13)  In  den  hÖnigL  frtfutwkn 
Staaten  findet  persimWcke  ErbuntertlOnigiieit  nickt  Sutt,  adion  nach  ^tm  AUgem. 
Landr.  ▼.  1796,  Tb.  II,  Tit.  7,  Abachn.  4«  S*  ^«  ff**  v-  nacb  bftaigL  EiicUB 
V.  ^9.  Dec.  1804  u*  9.  Oct«  1807,  l^n.  Scbmau  ül>er  £rbuntertbani|;heit  Beit 
1808.  8.  14)  fyüi'iemh,  Edict.  v.  18.  Nov.  1817,  betr.  die  Aufhebung  der  penönl 
LeibeigenacbaftGefalle ,  u.  Verfiiss-Vertr.  1819,  S'  ^^}  ^^)  Aehnlicbe  Verorja. 
der  freien  Stadt  Frankfurt,  v.  1.  Jan«  1818;  16)  Aufhebung  in  MeckUnhtrg/m 
Febr.  i8«>|  17)  Aufhebung  in  dem  Heraogthum  Oldenburg  durch  Verorb. 
▼.  10.  Mira  1814,  bi  d.  Oldenb.  Gesetaaamml«  t8i4i  Num.  43,  mit  Bcudiu^ 
auf  einen  deftfaUs  schon  früher,  am  7.  Juni  1808  gefa&ten  Qeschlufik  \%)U 
gehoben  in  der  k.  sachs.  Oberlausitx,  seit  dem  ■.  Apr.  i83i.  19)  Eben  so  in 
F.  HokenzotUmSigmaringen  durch  die  Verf.TJrk.  t.  i833,  §.21.  10)  ScUvtrd 
oder  Leibeigenschaft,  und  die  Ausübung  einer  darauf  sich  besiehenden  Madri, 
erklart  ffir  unstatthaft,  das  Ailgenu  burgerl.  Gesetsbuch  für  die  teutscken  Eng- 
länder der  istrtM.  MttMrchie  r.  18&J1,  |.  tfr  —  Noch  beaUht  Uibciseuihaft 
in  der  Oberlausits. 
J)  Beherxigungen  vor  dem  wiener  Gongrefs  (i8i4-  8.),  S.   11—18. 


8-  267*  (702.) 

IIL  miek  Beschäftigung^   XeietiMre,   Gewerbe,    fVekt^rt,  ßrwi^ 

tffm ,   NatumtdOekemönUe, 


I)  lo  HixiMcht  auf  Beschäftigung,  Lebensart  und  Gewerbe ^i 
unteracheidet  man:  Staatsbeamte,  abgetheilt  in  Cinl«>  und  Militär*  (TVdH 
Stand,  Geistlichheit  ^),  Hoileute,  Gelehrte  <?),  Künstler,  Kauf-  und  Uan- 
delsleate,  Fabricanten  und  Manufacturisten,  HandMrerher  oder  Proressionisten, 
Luidwirtke  (Handels-,  Gewerb-  und  Bauerstand),  Taglobner  an^  Gw«^^' 
n)  Von  allen  diesen  unterscheiden  sich  die  Benlenzehrer  (rentierf/i  ^°^ 
Blofs  oonsumirende  und  geniefsende  Classe  (Kostgän((er  des  Staates)  1  uiul 
die  Armen  und  Arbeitslosen  d)  (Freizehrer).  111}  Auf  den  Wohnort 
beliehen  sich  die  Abtheilungen:  1)  in  Städter  und  I^ndJeute  oder  Bewoh- 
ner das  platten  Landes;  s)  in  solche,  die  für  immer,  oder  nar  als  Fremde 
für  die  Zeit  ihres  Torübergehenden  Aufenthaltes  in  dem  Staatsgebiet,  ären 
Wohnsitz  in  diesem  haben  ^subditos  perpetuos  et  temporarios);  ^)  ^ 
inlandische  und  auswärtige  Cforenses).  Eigenthumbesitzer,  von  Imni^^"*^" 
oder  dinglichen  Pri?atberechtigungen,  je  nachdem  sie  zugleich  ihitn  t><>  "' 
«itt,  od^  n«r  Gmndeigenthum  oder  diagliche  Privatber6chtig«n(  ^  f"| 
Staatsgebiet  haben.  IV)  Alle  Einwohner,  das  beifst,  alle,  üt'i^^ 
ständigen  Aufenthalt  iii  dem  Staatsgebiet  haben  (ihr  4iibegriff  iit  ^  ^^' 
tion),  sind  entweder  Grundeigenthümer,  Eigenthunier  eirtfc 
Theile  des  Staatsgebietes,  oder  Beiwohner  (landeigner  oder  Niclitlian - 
eigner).     V)  In  Hinsicht  anf  NationalOekonomiie,  xitiMnAdit^^ 


und  Unterthaneo. 

« 

^rodueealen  und  Consumeiiten.  Die  esslen  heiTaen  so,  ao  weit  m 
ick  mit  Urprodoction,  oder  mit  industrieller  oder  conimeraudler  Ptodoc- 
tofl  beschäftigen« 

)  Diese  CUssiflcation  »t  wicliti^;,  in  Absicht  auf  die  Verschiedenheit  der  Rechte) 
«DTon  dss  Mebte  in  das  tentsche  PriTatrecht  gehört  Aufserdem  kdiinte  mao, 
mit  den  Oefconosiisteni  die  Nation  eintheilen :  in  die  proincUve  Glaase,  die  Classe 
der  Gnmdeiffner  (Gutsbesitzer,  Zehntherren),  und  die  sterile  Classe.  Schxals 
Aunalen  der  Politik,  lieft  I  (Berl.  1809)«  Num.  i.  —  In  dem  Mittelalter  unter- 
schied man  Lehr-,  ff^ehr»  u.  Nährstand,  das  hie(s,  Geistlichkeit,  Adel  und  Volk. 

•)  Die  wiclitig8ten  Unterscheid ungsMerkmale  finden  sich  bei  der  katholischen  Geist- 
ricKkett  Zu  der  Geistlichkeit  gehören,  in  dem  Königreich  Sachsen,  auch  die 
linifenititRectoren.    r.  RÖxbh's  kursächs.  SCaatsr.  ISL  i55  fL 

')  Die  metften  Vorrechte  genielsen  die  Lehrer  und  Studirenden  Auf  Unirersitfitctt, 
und  die  Graduirten«    Vergl.  s.  B.  v.  RÖvxn  a.  a.  O.  4^  ff* 

0  Are.  NmjMv's  Grunds,  der  Staatswirthsohaft,  I.  89  f.  F.  U.  Bodb,  StaaUwesen 
11.  Meuschenbiidung,  National«  u.  Privat Armuth.    Berlin  1837.  3  Bde.  8. 


§.  268.  (203.) 

IF'  nath  Verschiedenheit  der  Unierordnung  unier  den  Siami. 

Immediat"  und  MediatUnterihanen. 

Aile  Unterthanen,  als  solche,  sind  dem  Staat  unmittelbar  unterwor- 
fen. Aber  in  Absicht  auf  die  Ausübung  mancher  Hoheitrehte,  imtersehei* 
(irt  man  noch  in  manchen  Staaten^  Immediat-  und  MediatUntertha- 
DM'');  je  nachdem  die  Untertbanen,  in  Ansehung  der  Ansibiuig  aller 
Hoheitrechte,  den  administrirenden  StaatsbehSrden  unmittelbar,  oder,  an 
kaekttng  gewisser  Hoheit*,  aach  gnisherrlicher  oder  Patrimonialredite^ 
aner,  der  Staatshoheit  untergeordneten  Gnindobrigkeit  unterworfen  sind 
^Gutsunterlhanen,  Unter-  oder  Hintersassen).  —  ftie  ünterthanigheit  wird 
»icht  aufgehoben  durch  StandeserhShnng ,  durch  Befreiung  Tön  gewissen 
Staatslasten,  durch  Erwerb  oder  Besitz  eines  oder  mehrerer  verleihbarer 
Regalien  ({.  loa},  der  Standesherrlichkeit,  der  subalternen  Landeshoheit, 
<Jer  Grundherrlichkeit,   durch   kirchliche  Weihe  und  Widmung,  u.  d. 

>)t)BSn.CHow  Elem.  juris  germ.  priv.  §.  3oi.  343.  C  H.  Gbisleb  Comm.  de 
^ndsawiatu,  107.  Homxel  Rkaps.  obs.  600.  (I^ahl's)  Chronik  der  Teuischen, 
M  1808.    Vergl.  Schwsitsxb's  öffentl.  Recht  des  GH.  S.  WeimarEisenach,  I, 

Mi,S.  65. 


§.  269.  (204.) 

*    Alle  in  Lands assiat. 

Die  ünterthanschaft  wird,  in  teutschen  Staaten,  auch  bezeichnet  durch 
^Fridicat  landsässig.      I)   Daher  heifsen  alle  Unterthaaen  Land- 
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issi-eir  O?  <»  äem  weitern  Sito'n  ^).  Der  IdbegrifF  d»r  ikReii  in  dtoeii 
yerkdtaiiff  sakommenden  besondern  Rechte  «))  wird  ActitLandsassut 
(Landsasserei)  genannt;  in  dem  Gegensatz  des  PassivLaÄdtassiatsJ 
eines  .Inbegriffs  der  den  Landsassen  obliegenden  StaatspiUchtenf  oder  der>> 
|cnigen  Stsiatsbefagnisse,  welche  der  Landesherrtfchaft  über  sie  «nl  iiire  in 
dem  Lande  befindliche  YermogehSnbstanz  zukommen  ^.  If)  In  dem  en« 
gern  Sinn,  versteht  man  unter  Landsassen  die  höhere  oder  pririleg^rH 
Classe  der  Landesunterthanen  •).  HI)  So  fern  der  Landsassiat,  insbesoih 
dere  die  TerritorialGeric^tbärkeit,  gegen  auswärtige  Eigenthumbesitzer 
inländischer  Immobilien  oder  dinglicher  Pmatberechtigungen  (forea$ei]|j 
blofs  auf  die  in  dem  Lande  befindlichen  Gegenstände  ihrer  JBerechtigan|; 
^geschrSnMt  wird,  heifst  er  unvollständig  (eingeschränkt,  nicht  roli 
minus  plenus):  vollständig  (aneingesohränht,  voll,  plenos)  hinge; 
wenn  er.  auch  adf  die  persönlichen  Verhältnisse  der  Forensen  ansgede 
wird  /}»  Dieser  wird  jetzt  in  den  meisten  teutsohen  Staaten  gefteod 
macht  g). 

a)  Land$asMu  heifsen  auch,  in  andern  Bedeutungen :  i;  Inländer,  in  dem  Verhäiull 
SU  Ausländern;  i)  Landleute,  in  dem  Gegensats  der  Städter  (G.  H.  GnsU 
C^muL-  de  iaidsassialu,  $•  18  et  19.  p.  63  sqq.);  A)  tfßKm-ftui^Mber  (o  '^ 
landtagfahig),  die  .in.,  einigen  Undern,  in  AbsiokC  auf  dta  GericbtstauJ, 
abtbeilen  in  Kansiei'  oder  Schriftsasien  und  Amtsas^en,  (unterschieden  tob 
giefi^fiof n  uimi^ufUer^ebeßen}^   Hiccxus  von  dem  landsässigen  Adel«  3fti  iL  M( 


huass^,  €iBiStzi  109.    Moem  a.  a.  Ol  539. 

4}  GinsuiR,   i38.  L     P.  LAvoV^fplomat.  Blümenlese ,  Kum.  86;  in  Mtom'c  Gf 
'  adücbUbmchBr,:  DL  93i.  -*-  Nickt  blofs  die  Gnmdeig^fäikimer,  sendern  such  ^  I 
:vbfigen  Emwohmer  (Eing^essenen)  des  Landes ,    werden  unter  den  hu^swf^ 
im  neitern  Sinn  begrifTen. 

c)  Daron  s.  Mossn  ron  der  t  Untertbanen  Rechten  und  Flickten,  S.id^^" 
Schriften  Ton  dem  Landsassiat ,  in  Pöttxb's  Lit.  IIL  10a.    Ktüuii*«  lit  i47* 

d)  GsisLEB  1.  c.  §.  48.  p.  181.  scbränkt  zwar  diese  Abtheilung  ein,  auf  den  Lan^ 
sassiat  in  dem  en^^ern  Sinn,  gesteht  aber  S.  189  ff.  selbst,  dafs  das  Wort  Passir- 
Landiassiat  gleichbedeutend  sey  mit  LandesKoheiL 

e)  Gnntni,  ^.  ^7  sqq.,  wo  aucb,  J.  41  —  47,   ron  ihren  gcmcben  und  bwoüdem 
•    Beebten  gehandelt  wird. 

j^)  Sogar,  *in  einigen  Ländern,  auf  Vasxllen  und  Mitheletmie ,  als  solclie,  ^^^^ 
ihre  Kinder,  selbst  bei  ausländischen  Lehen  (Aufsen-  oder  Butenleben,  feudis 
extra  curtem).  Biccivs  a.  a.  O.  378  f.  889.  Zipebbic&'s  auserl.  AbbandL  a.  d. 
Lehnr.,  Tb.  I,  S.  209  ff.  %3S  ff.  K*  S.  Z4ChabiX'6  Handb.  des  Wnigl  »cbfc 
Lehnr.  (s.  Aufl.  ▼.  Wxissn  u.  v.  Liifasirtr,  Leips.  i8s3),  $.  i3i  «^  ^'  |7^  ^ 
PeTTMAinf  Eiern,  juris  feud.  §.4^3.  Haüboii^'s  Lehrb.  des  bönigl.  sncli^  ^'»^*^^; 
S.  391.  Wnssx's  Lehrb.  des  königl  sächs.  Staalsr.,  L  i  46.  Sctvftrnni 
öffentl.  Kecht  des  GH.  S.  WeimarEisenach,  L  §.  33.  —  In  dem  Bönigr.  SacJ 
sen  werden  selbst  Souveraine  und  Mitglieder  ihrer  Familien,  wenn  aie  inländisrw 
Güler  besiteen,  oder  dabei  mitbelehnt  sind,  in  Hinsicbt  auf  ihre  pertönücö«^ 
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VerfaSHalMet  i]isb«Mmdere  den  penönücfaen  GeriebtBUiid,  als  Unterllianeii  be- 
baadeUi  doch  80II,  nach  einem  Heseript  ▼.  4*  J^n*  181 3,  bei  wider  sie  eiage* 

itickten  PeraonalKlagen,  das  Gericht  an  die  höchste  Behörde  Bericht  erstatten. 
^)  Bicctrs,  379.    BoKnaa  Princ.  juris  feud.  $.  3i8.    nir  Sklchow  Elem.  juris  germ. 

ftiy*  fb  «&5*  n.  4*    ▼•  äöua's  hnrsSchs.  Staatsr.  IL  i3  ff.    FcFFszrDOBF  Process. 

dr.  L  la  §.  3i.    Futthi's  Rechtsf.  Bd.  ü,  Th«  4,  S.  968.    Frenlsisehe  Proeefs- 

ordn.  Tit.  II,  §.  ii4«  —  Von  Porensen,  unten,  $.  407  u.  466. 


§•    270.  (205). 

ZVoefc  Vtrsckieienheü  der  persönlichen  und  dinglichen  Unierwürfykeä» 

Beweis  der  StaatsSubjectian. 

Gatbesitz,  Wohnsitz  und  Dienstverhältnifs,  begründen  die  persSn« 
liehe«)  Unterwürfigkeit;  bürgerliche  Subjection  des  Grundeigenthoms 
unter  die  Staatahobeit,  die  dingliche  Unterwürfigkeit  I)Di6  dingliche 
wild  beorhiindet  dorch  den  Beweis,  dafs  die  Sache  Tb  eil  oder  Zu  ge- 
ll Sr  des  Staatsgebietes,  oder  wenigstens  yon  dem  Eigenthümer  wirklich 
md  recbtmasig  dafür  anerkannt  worden  sej.f  11}  Das  einzige,  wahre 
und  sichere  Merkmal  der  personlichen  Unterwürfigkeit  gegen  den  Staat, 
ist  die  unzweideutige,  rechtmasige 'Anerkennung. der  Staatshoheit. 
Diese  bann  auf  zweifache  Art  geschehen:  ausdrücklich,  durch  aosdrück- 
lichea  UaterwerfangsVertrag ,  der  gewShnlich  in.  einen  HuldigungsAct  ein- 
gekleidet wird;  stillschweigend^  indem  man  die  Ansubnng  der  Staats- 
Mett  sich  gefallen  lafst. 

«)  J.  F.  ▼.  TaÖLTSCB,  in  SnannLass  Beiträgen,  L  129*  HI.  161.  IV.  87.  i38. 


§.    271*  (206.) 

Fortsetzung. 

Der  Beweis  der  persSnlichen  Unterwürfigkeit  gegen  den  Staat 
kann  also  zweifach  gefuhrt  werden:  einmal,  durch  Beglaubigung  einer 
rechtniAsig  geschehenen  ausdrücklichen  Anerkennung  der  Staatshoheit  a), 
iftsbesondere  einer  wahren  Staatshuldignng ;  zweitens,  durch  Beglaubigung 
itillschweigend  geschehener  Anerkennung,  also  durch  glaubwürdige, 
inzeige  solcher  Handlungen,  aus  welchen  hervorgeht,  dafs  die  Ausübung 
der  wesentlichen  und  allgemeinen  Hoheitrechte  rechtmäsig  und  wirklich 
ley  anerkannt  worden.  Die  letzte  Beweisart,  obwohl  specifisch,  ist  nicht 
minder  kräftig,  als  die  erste  ^).  Inzwischen  ist,  yorzuglich  bei  ihr,  fiel-* 
Gütig  mdkt  blola  über  das  factische,  sondern  auch  über  das  rechtliehe 
Verhiltoits,  besonders  uher  die  Beweiskraft  mancher,  ab  Merkmale  der 
Daterwjufigkeit  angegebeoer  Rechte,  gestrittas  worden  c>  Daher  folgen 
^!ef  Grundsätze  über  die  merkwürdigsten,  ofifentlich  zur  Sprache  ge* 

Klibci't  «fertl.  R«cht,  4.  Anfl.  25 
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brachten  Bewei »gründet  Nsdk  den  neuern  TerrttminiyeiMerangen 
und  Ausgleichungen ,  namentlich  seit  dem  Verzicht  in  dem  84.  Arlilel  der 
rheinischen  BundesActe  (§.  83,  lY;  84 f  V;  4?!  b)f  süid  Streitiglieitei, 
wo  diese  Grundsätze  in  Anwendong  kosunen,  ftefteoer,  aber  dock  nicht 
überall  anvemieidlich« 

a)  J.  B.  Schuk's  recht].  Ent Wickelungen  einiger  Materien  in  Betreff  der  Und» 
hoheit  (Franlif.  u.  Leips*  1795.  8.) 9  37.  34. 

6)  E  probatione  apecierum,  resultat  probatio  gencris.  Wer  an  eiaem  Od  dh 
wesentlichen  und  allgemeinen  Hobcitreehte  besitat,  hat  daselbst  die  Staatshobeit 
WssTFHAL*s  t*  Staatsr«  &74  f*  Gkislkii  De  landsassiatu ,  $.  5a  u^d^^  Momni 
der  Landeiihoh.  überh.  191  f.  u.  193  f.  195.  Unlen  §•  275,  a.  Dagegen  s.  Cii 
■SR,  T.  VI.  Oba.  i4ti.  §.  6. 

r)  Diese  Streitigkeiten  sind  aweifach:  1)  od  die  Person  oder  Sache  latUtitsig  s(j?  \ 
—  a)  ßß^em  die  Landeshoheit  sustehe?  e.  B.  welchem  Grensnachhar?  ob  eioe» 
Landesherm  aHein,  oder  mehreren  gemeinschaftlich?  ob  dem  ^runJ-ok 
Eigenthnniherm  des  Bcsirka?  —  Nackrkht  von  einer  grolsen  Monge  Lai^ 
hoheitStrekigfcaiienY  bei  Moan  von  der  Lsndeahoheit  uberhavft,  q&-i4 
C  H.  ScawsncB  Tbeatrum  praetenaionum.  Edit  a.  171.7.  foL  Pütiu's  Ül 
IlL  83o  ff.  KLiJBxa'a  Lit  148.  69!  —  Von  den  RechUmäuln ,  u  de  Giinii 
obs.  63 1.  Mossa  a.  a.  O.  191  f.  C.  J.  Eisknstuch  Dias,  de  modo  superioriuik 
tcrritorialis  jura  contra  tot^  qnt  se  illi  snbjeetos  esae  negant,  legitime  per» 
quendi.   Lips.  17t».  4.    (Htitaa'a  kl.  jar.  KM.  VI  i6t). 

d)  Schriften  in  Pü-ma^s  Lit.  IH.  to3.  8a9.  KL0BSit^s  Lk:  ^ifi  t*  69a  iE  Snum"« 
Nebcnst.  iV.  141.  Du  CaAwaa,  VL  oba.  \\ik\.  Hmu>'9  veiehaprilat  Stufer. 
IL  36.  WBaTPnA2.'a  Staatsr.  Ö7B.  Gxisi.xr  l  c.  i  öo-^sa  v.  Rofa*s  SiuterA 
Reichslande  L  80.  Moaia  a.  a.  O.  117—190  (wo  ein  alphabetisches  XetMr 
nifs  von  Gründen  und  Gegengründen).  Ehendets,  Zusatse  ku  s.  neuen  Staatsr. 
IL  66a.  Ebenders.  von  der  Reicksstande  Landen^  537  ff-  Jo»  HivaAn  Di».  ^ 
characteribua  superioritatis  territ  caute  designandia.  Alt.  1749-  4«  ^'^'^ 
Schmidt  Diss.  de  notia  charftcteristicis  superioritatis  territ  Ingoist  17:1.  4' 
(J.  F.  T.  TaöLTSCH)  Gedanken  yon  d.  Sehten  Begriff  und  Grunde  der  Unmittel- 
barkeit und  TarritorialGerechtigkeit  in  vermischten  Reichslinden.  ftuM.  a- 
Leipa.  1786.  8.  (v.  Emxii's)  Geschichte  der  LandeahoheitStreitigto'ten  und 
Grundsätse,  nach  welchen  dieselben  bauvtheill  werden  müssen.  Ulm,  1799'  ^ 
J.  B.  ScHus  a.  a.  O.  B.  C.  H.  Hxtdehrxich  Dias*  de  jure  apanagii  coinitum  me- 
diatorvm  in  Saxonia  (Lipa.  >785),  $•  17-^31. 


§.   272.  C2Ö7.) 

Grtmdsatoe  iOnr  die  Beweügründt.    ErHer  Grunäsaiu   IhUip^ 


l>  Bewiesen  wird  die  Staatshoheit,  dnidi  die  Tbatsache  oflSweitleiH 
tiger  a)  und  rechtaiasiger  0  >  ansdrikhiicber  odei*  stilfoehweigeNder  (wovon 
§«  974)  AnerkeiiBoag  derselben.  Eine  ansdrüekliehe  Ancfrheimviig 
liegt  in  der  Staatshnldignog  o)  (hwnagiumy  tessera  sobjeetiosi*  ^^^^^^ 
einem  faertiühen,  meist  tidlichen,  Yeraprechoii  der  Unterthanp^i^  i/dt^ 
in  constiintioDellen  Staaten  namendfeh  aadi  auf  Beobachtung  der  Uf^^ 
Terfassang  gerkbtet  zn  werden  pAegt     Sie   ist  entweder  yollsfso^^S 
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oAcr  allgenein  Ckotnagiiai  plennm  s.  unirertale))  oder  unvolltlandig 
oder  particular  (minus  picnum  s.  particulare),  je  nachdem  sie  entwedeif 
ia  Ansebung  der  Pefson  und  des  Grundeigenthums  zugleich,  oder  blofs  in 
Hioncht  auf  den  Gutbesitz  in  dem  Staatsgebiet,  geleistet  wird  «O*.  Sie  un- 
tencheidet  sich  yon  andern  Yerpflichtungsarten ,  die  z«  B.  auf  Lehn-, 
Schutz«,  Cent-,  Gericht-,  Standes-  oder  Gutherrlicbheit  (Äblegung  der 
L^hnpflicht,  Lehnhuldigung  oder  yassallagium  der  Vasallen,  Unter- 
sassenhuldignng  der  standesherrlichen  Untersassen,  'Patri'monial- 
oder  Erbhuldigung  der  Patrimonialpflichtigen,  und  Erbeid  oderErb- 
pflickt,  jaramentum  asMcnrationis^  der  Eigenfaorigen),  auf  FaragialYeriiält- 
Tiits,  oder  auf  Bürgerpflicht  (Bürgereid)  sich  beziehen  «).  Die  Tor- 
iintige  oder  Event oal Huldigung,  wird  den  SuecessionsBerecKttgten, 
2«  JBL  iim  RegierungsNachfoIger,  Mitbelehnten,  Erbrerbrüderten,  Anwärter 
a.  d.  für  seinen  künftigen  SuccessionsFall  geleistet  ».  Sie  ist  also  hein 
Marliaial  der  gegenwärtigen  Unterwürfigkeit. 

a)  Bloße  Goriallcn,  Courtoisie,  u.  a.  HÖflichlieitBezeugungen  haben  keine  Beweis- 
Inirft. 

$)  Aho  kehie  moderne  Pfahlbürgerschaft.  Vergl.  db  Bsssiat»  Medlt.  ad  bstrnm. 
ptc«,  Spec.  IV.  mast.  L  $.  ii.  p«  i4« 

e)  Schriften  bei  Perm  IIL  99.  ül^bkr  146.  C.  G.  BtrirB  Grundsätze  der  Hvidt- 
gBog  in  Tevtschland.  TÜb.  1794.  8.  PrEFnnOBB  IV«  i  $qq>  Hsantrs  vol.  !• 
resp.  56.  Lvdolf  Symphor.  consult.  forens.  Vol.  IL  cons«  %&,  p,  it65<  Sriv* 
MKs'»  Nebenstuuden ,  Bd.  IV,  S.  167.  —  Auch  die  Geistlichkeit  ist  su  Äblegung 
des  Unterthaneides  yerpfiiclitet  (§.  52o). 

i)  ScHwxDEB,  ViTBUR«  HoB^,  GiiLADEnus  u.  A.  sprccben  Von  persdniicher  und 
ämffiicker  (realer)  Huldigung. 

t)  Stbvbsit's  Nebenst  IV«  167.    Mosubb  Usus  prMt.  dwtioetlonttm  ftudal.  XIII.  1. 

Bv9B  a.  a.  O.  |.  3.  Note  a.  ^.  39-^38.     J.  N.  HBanvs  Diss.  de  dommentitia 

apanagii  et  paragii  distincttone,  %*  19.' ii  et  99.    Bbsoid  Thesaur.  pract.,  toc. 

Hül^uig.     9.  €.  Lybqbxb  Commeiit.   de  superiorhate  lerYitorlali,  p*  6f.  — 

fCirtaoi's  SCaatsredlC  des  Rheinbunde»,  $.  910  u.  ««9.    Von  der  GBriekifßiM  s. 

PoTnBiiOBF  De  |urisdict.  germ.  $.  106.     6.  A.  HiBrasCBBoi^'s  LdftHs  toh  der 

peinl.  Gerichtsbarkeit  (Frankf.  1813.  8.)>  S.  10a. 
/)  Schriften  bei  Püttbb  u.  Klübxb  a.  a.  O.    Bbvs»  Staatsiu  XÜL  349*    Mbuau's 

MisceDaneen^  IL  146  fF. 


§.    275^  (208,) 

FaBe  der  BMigung. 

Bie  Staatshuldigung  «)  wird  geleistet ,  dem  Staatsoberherm  9  1 )  bei 
dem  Begiemngsantritt,  yon  allen  Untertbanen,  wenigstens  von  den  Fami- 
lienhaaptem,  auch  yon  den  Staatsbeamten  und  von  der  Geistlichkeit  ^); 
2)  wahrend  der  jedesmaligen  Regierung  1  von  den  neuen  Bürgern,  Unter- 
ibsoeD,  Sdmtzyerwandten ,  Staatsbeamten  u.  s*  Wm  bei  ikxer  Aanahsie;  in 
dene^  Staaten,  wo  der  yolle  Landsassiat  gilt  ($•  »69),  audi  yon  deK  Fo« 
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rensen  ($.   967),  und    von  den  TerritorialYassallen ,  bei  Ablegang  ibm 
Lehnpflicht 

a)  SmuBKiv'fl  Ncbenst  IV.  167.    Sie  isl  nicht  noth wendig.     Luoolp  S>inph.  coo«ult. 
for.  IL  1154.  1165. 

6)  Estor's  neue  kleine  Schriften ,  I.  65  ff. 


§.  274.  (209.) 

StäUehwe^ende  HokeUAgnätiam. 

Der  Beweift  stillschweigend  geschehener  Anerkennung  der  Staats- 
hoheit bedarf  sprechender  Handlungen.  Dabin  gdiSrt:  1 )  die  Agnition 
der  Ausubong  der  Staatsfaoheitrechtc,  wovon  nnten  ({.  27a  0.  ff.) 
das  Nähere;  3)  die  Ausübung  der  Landstandschaft^  durch  Erschdaeo 
mit  Sitz-  und  Stimmrecht  auf  landstandischen  Versammlungen  «);  3)  die 
Niederlassung  in  dem  Staatsgebiet y  indem  man  daselbst  seinen  bestän- 
digen Wohnsitz  nimmt,  auch  wohl  zugleich  Grondeigenthum  erwirbt^) 
4)  Nicht  immer  liegt  eine  Anerkennung  der  Staatshoheit,  in  der  Enrab- 
niing  im  ordentlichen  Kirchengebet  O  (preces  publicae),  in  der  Fder 
dffentlicher  Freudenfeste  <')  (laetitia  publica),  in  der  SffeutlicheD 
Trauer  O  (luctus  pnblicus). 

a)  Stbvbxh's  Nebenst  IV.  157.    J.  C.  W.  v.  Stxcb's  Abhandluiq;en  ans  d.  Staate 
und  Lehnr.  17  ff. 

^)  Beispiel  in  dem  Westphalischen  Frieden.  L  P.  O.  V.  «a 
r)  Sdirifica  in  PtfTTsa's  Lit  DL  io3.  KlObbr's  Lit.  149.  Strvbiv  s.  «.  0.  i63. 
Bonopm  J.  E.  P.  lib.  m.  tiU  41.  §.  81  sqq.  H.  W.  t.  BClow*8  Betracht  über 
die  Wahleap.  Leopolds  IL  70.  —  Nicht  nur  der  Bcgent,  sondern  oft  auch  Erb- 
yerbrfiderte  u.  .a.  SuccessionsBerechligte,  Mi^ieder  der  landesherrUchen  F'* 
nilie,  Standesherren,  Grundherren,  Hirchenpatronef  Schutsherren,  eingepfairt^ 
laadsissige  Gerichtherrschaften  n«  a.  werden  in  das  ordentliche  Kircfceugebet 
eingeschlossen. 

d)  Schriften  in  PerTu's  Lit  IH.  io3. 

e)  Ebendas.  KLesia^s  Lit  149.  H.  baier.  Landes-  u.  HoftranerOrdnung  t.  so.  J»l> 
i8s7*  —  Man  unterscheide:  a)  allgememe  LandesTrauer;  b)  ColUgien'  un 
e)  HofTnuet;  d)  auch  für  Sumdej-,  Grund-  oder  Genekihemckafien,  PrÜ«^> 
ßrdunpatnme  u.  a.,  wird  oft  eine  eingeschränkte  öffentliche  Trauer  erlaubt. 
Mosn's  persönL  Staatsr.  D.  047.  König],  preuss.  TrauerBeglement  ir.  r  Oc. 
1797.    RiGcnrs  vom  landsass.  Adel,  494* 


§.  275*  (210.) 

Zweäer  und  dritter  Grundsatz* 

ü)  Der  qualtficirte  Besitz  aller  allgemeinen  und  wesentlicbj^ 
(§.  99,    101  u.  271  ,  Note  b),  ist  ein  sicheres  Mcrfcm^ 
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Staatshoheit  *}  Ifl)  Der  Besitz  der  besondern-  Hoheiti^eehte  (§.  loi), 
eins&ela  betrachtet,  beweist  die  Staatsboheit  nicht  ^);  aber  er  yermehrt 
<Iie  Kraft  des  Beweises,  der  durch  die  übngen  Beweisthümer  ^eföhrt  wird. 
Daher  beweisen  i)  die  Staatsservituten  nicht  für  eine  allgemeine  Staatsho- 
heit des  Berechtigten  c),  z,  B.  Blutbann,  Cent  oder  Fraisch  in  fremdem 
Gebiet  ^;  denn  Staatsdienstbarketten  sind  Ausnahmen  yon  der  Begel,  und 
du  Ganze  der  Staatshoheit,  als  untheilbares  Becht  «),  kann  einem  Soureraiii 
in  einem  fireoiden  Staatsgebiet  nicht  zostehen/);  a)  Yerleihbare  Be- 
galien,  TCrlieliea.w  L^adaassen^  inabeson^e  anse|ui]iche  Gnmdeigen- 
üiilmer,  oder  Gemeinheiten,  mit  Subordination  gc^ea  die  Staatshpheit 
Ci  10«))  begründen  nicht  eine  ßtaatal|ohißit  der  Priyilegirteii  g),, 

• 
«)  Di  SncHOw  dem«  juris  puiM..  germ»,  T.  L  &  4aa.  y.  Rotv's  .Staatar.  d.  Bei«b#- 
laode  I»87.  Oben  §.  371  ^.  —  Allere  begnügen  sich  mit  dein  .ßesits  der  g^sets- 
gcbenden  und  ToUsiehendeo  Gewalt.  Gkislbr  De  landsassiatu^  196 — ai3.  117.  -* 
O^er  mit  dem  Besitz  der  gesetsgel!>enden  Gewalt,  Geriditbarkeit ,  Fiscalgerecb- 
tiskett,  Heerfolge  u*  des.  Steuerveehtes.  Bxvkajis  diss.  cit.  §.  5i.  Ds  Ceakm 
T.  H  obs.  623.  —  Oder  mit  dem  Recht  der  St^uc^  und  I^eerfolge.  BaAintB*« 
Beiträge  eu  e.  allgcm.  Staatsr.  der  rkeio.  Bundesstaaten,  8.  »$9  — 163.  —  Od^r 
mit  der  gesetzgebenden,  «oberhauptlichen»  und  oberrichterlichen  Gewalt.  Msjxa's 
weliL  Staatsr.  IIL  45«  *—  Oder  mit  der  Ausübung  der  höchsten  Gerichtbarkeit. 
Stbubbh,  IV.  142.  -^  Oder  mit  dem  Majestatrecht  in  geistl.  Sachen  (jus  circa 
Sacra).  Stbubsv,  IV,  i6i  fT.  Dagegen  s.  Wsstpsal's  Staatsr.  574-  —  Oder  mit 
der  bloCsen  QviL-  oder  PolizeiGerichtbarkeit.  y.  Eppubs  a.  ä.  O.  65  fil 

M  De  Sixcaow  L  c.  Majbb  a.  a.  0.  ID.  ^\,  Gkislkh  1.  c.  196.  ^-  Hier  gilt  die 
Regel :  tantum  praescriptum,  quantüm  rite  possessum.  —  Beispiele :  die  Hegalien 
der  Sudt  Minden.  L  P.  O.  XI.  4.  r.  Roth  a.  a.  O.  L  86;  die  Gen'ehOarkeä  (wie* 
woM  das  merkwürdigste  Recht,  in  der  EnUtehungsgeschichte  der  teutschen  Lan- 
desboheit  GftiSLxa  I.  t.  iiS.'  Stkvbsv;  IV.  142.  KLeB<a*8  Geschichte' der  (k- 
nchtilelien.  £rL  1785.  6);  6ie  AppelUuionslnttanz  ^  Sciius  a.  a.  O.  i.  GaAinni  T. 
IV'.  Obs.  1095.  GövEiKB  1.  c.  S.  63.  6.  F.  SsosriT«  Staatsreeht,  Geschichte  und 
Sutittik  der  Reichsdörfer  Gochsheim  und  Sennfeld  (180a),  8.  66  f.  Pertn  elein. 
juris  piibl.  1.477;  das  kirch^che  tUformationsrechJt ;  dai^  SUuerrecki^  8t9VB9v,  ,iy, 
B<^d.  164«  OB  iiVDOu  T.  L  obs«  10a.  Wxajmsa  T.  IQ.  P.  IV.  obs.  loS.  Mosu 
von  der  Landeshoheit  überk  i83.  \Y£STFaAJ.'8  Staatsr.  574«  Schwxitbsb's  öffentL 
Recbt  des  GH.  S.  WeimarEisenach,  L  S.  au.  Vergl.  unten  f.  4o3.  Dagegen  s. 
LuAoi.?  s)mpbor.  L  889.  yerglichen  mit  IL  ii52;  der  Glockenschlag ,  die  Befug- 
nifs,  Glocken  für  obrigkeitliche  Zwecke  su  gebrauchen.  J.  F.  Ludovici  diss.  de 
«>  q.  >  e.  dr^a  campanas.  Hai.  1708  4.  Erweisung  der  dem  gräfl.  Hause  Wed 
nutebenden  ^acich-  und  Gerechtigkeiten  im  Dorfo  Irlich  am  Rhein  (Neuwied 
»770- Fol),  S.  i34  fi: 

)  RiwM  Staatok.  L  36o.  XVIL  3a  ff.  Mossb  a.  a.  O  67.  Pättbb's  bist.  Entwich. 
^  17B.  BoBBXKB  princ.  juris  feud.  §.  64.  H.  Hiloxbbabd  diss.  de  jure  regali 
in  alieno  territorio,  superioritatem  territorialem  non  inferentc.  Alt  1709.  N.  S. 
^sna  von  t.  Staatsrechtsdienstbarketten,  §.  3 1—34«  80  fjL 

^  ^«tei  §.  377.  Mosia  a.  a  a  65.  V.  Roth  a.  a.  O.  L  84.  G.  I*.  Bokhxeb  elect. 
^  ^i.  Hblo*s  reichsprälat.  SUaUr.  IL  47.  Rwss  SUatsk.  XXX.  »3«.  Schob 
*  «•  0.  175. 

^f  >'CT|l  MosiB  ton  der  Landeshoheit  überhaupt,  S.  200.     Leist  §.   19.  S.  49* 
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ibiqtir  cH.  not.  4.    £.  K.  W»i.a«o  iber  Alp  EiiiliUKtaig  ^br  crlilicheB  Uiiicr 

^Orde  in  Frankreicli  (Berlin  1804.  8.)  S,  89  ff. 
/)  Dm  hvDOhr  T.  11.  obs,  198.  n.  9.  p.  535. 
g)  Z.  B.  die  PatrimonialGerichtbarkeit.    Moske  a.  a.  O.  63,  992  ff. 


§.  276.  (Ml.) 

Vierter  und  fünfter  Grundsaiz. 

IV)  Der  Besitz  '  züfSHiger  oder  anfserwesentlither  Holieitreelite 
($.  99)  beiveist  nieht  fSr,  der  Mangel  derselben  nicht  ^ider  die  Staats- 
hoheit »).  W)  Rechte,  die  za  den  Hoheitrechten  in  hetiier  BeKiehang 
gehören,  sind  untauglich  zu  dem  Beweis  der  Staatshoheit  ^);  z.  B.  Leho- 
herriicUieit  <^),''iint)ef9chieden  von  der  Lehnhdheit  ^,  das  blofse  EigentkoBi 
des  Ortes  «),  mancbe  Arteh  der  Yogtei /),  die  evangelische  Rirchengewalt) 
das  Patronati*echt  ^),  die.  w^tphajische  Freistuhlgerichtbarkeit  A). 

a)  Z.  B.  2o11-  und  StapelGerecbtiglieit ,  FostRegal,  Detract,   u.  d.    GnsuiLc 

195.    V.  RotH  a.  a.  O.  81.  f. 
5)  HxuxAH!r  ihs'.  dt.  {.  i3.  sqi|.    GttSLm  1.  c.  p.  196.  sqq. 

c)  lUosxa  a.  a.  O.  94.  Schus  a.  a.  O.  i45.  Bokhmve  princ«  juris  feud.  $.  3. 4-  et 
217.  Klüher*«  Id.  Jurist.  Bibliotlieli,  St.  XIII,  S.  112.  ff.  Ausgenommen  bd  b 
ländlichen  StaatsActlvLehen ,  da  wo  der  volle  Landsassiat  gilt  ($•  269). 

d)  Vergi.  unien  (Jap.  XVIL 

e)  Vergl.  jedocb  Stbubk*8  Nebenst.  IV.  168.  Die  rheinische  BundesActe  unterscbei 
det  genau,  louveratneie  und  proprieuL    Vergl.  oben,  §.  43  u.  44* 

f)  JUNGKS  a  Scauvano  de  ad^ocatia  armata,  FraneoC  1719«  Fol.  Mosia  a.  a.  0. 
67*  fSJb^näts*.  ^us^art.  StaaUr.  4^^*  ^^  Sulcbow  eled.  533^  sqq-  Gnsua  I. 
4:.  91 1.  V.  Zwi|tiasui*s  filebenst.  1.  107.  C,  C  Voiot^s  gemeiaDuU.  Abbandl. 
Niim*  XIL  ScHpK  a*  a.  Q.  ia&  a3i.  £ug«n  llIo«TAG*a  Oeacbi  d«f  («lUKlifl! 
fitaatob&rgi9!l.  Freiheit,  Bd.  I  (1812),  Abacbn.  3. 

^)  Vcrgt  I.'  P.  O.  V.  44. 

h)  C.  P.  Kopp  über  die  Verfassung  der  heimlichen  Gerichte  In  Wcslphaleo,  J.  3i7. 
ff.  Klvbfr's  Geschichte  der  Gerich tslchen,  S.  44  ,'55—64  u.  107  ft  Bh^^*' 
Beschreibung  von  Baden  bei  Rastatt,  ITi.  ^  8.  164  ff.^  Nur  auf  westpliälisckr 
oder  efigerischer  Erde  gab  es  Frclslühle  oder  Vehmgcrichte,  und  Frcigraßcliaf- 
teii.  Kopp,  a.  a.  0-  §•  35  u.  40.  Daher  dienen  solche  äu  Bestiramung  derC«« 
zen  Ewischen  Alfsachsen  (Westsachsen  oder  Westphaleu)  und  Altfrank^i.  P-  F- 
J.  MUllkr^s  Beitrag  «ur  Bestimmung  der  Grcnsen  zwischen  den  Franken  uufl 
Sachsen  der  Vorzeit  (Dulsb.  li.  Essen  1804.  8. ),  S.  78.  J.  F.  MöilCTi  <Jer 
Pfarrer  von  Elsey,  (d.  h,  nachgelassene  vermischte  Schriften,  Dorün.  lÖ»«-  ^'' 
Bd.  I,  S.  54  £  >  Bd.  H,  S.  46  ff. 

§.  277.  (212.) 

Sechster^  siebeuiery  achter  Gruwiaatt* 

VI)   Der  Beweis,   dafs   eine  Sache  Beslandtheil ,   oder  Zugchor 
des  Staatagcbietes  sey,   Lcgiündct  die  Staatshoheit.     VH)  Ab«'  ^  Bcwe«- 
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kraft  des  Grandes  von  derl^ge  mnerlidb  des  Staatsgebietes,  und  des  geo- 
graphischen Zusammenhanges  (Cootiguität,  argumentum  a  situ), 
hangt  ab  Ton  der  £?idenz  der  Eigenschaft  eines  geschlossenen  a)  und 
richtig  TCrmarkten  ^)  Landes  (territorii  clausi).  YDI)  Auch  Verträge 
und  andere  gültige  Verfügungen  cy  dienen  zu  dem  Beweis  der  Staats- 
hoheit O* 

a>  Vergt  f.  gl.  Schriften  in  Pt*TTBB*s  lit,  UL  B^S.  Ki.taEB*s  Lit.  69«.  ZiPXBinGB's 
SammL  aoserles.  Abhandl.  aus  d.  Lehnr»,  Th.  I,  S.  209  ff.  —  Streit:  1)  über 
das  Bradsriicont  qiddqvdd  est  fn  terrllorio,  etfam  est  ^  (snb)  terrtosvi^  d^eh, 
salva  Tentate  et  probatione  MMUFarli}  —  ^)  über  die  Existens  geschlossener 
teutscher  Lander.  Moser  y.  d.  Reichsstände  Landen,  104—117.  Ds  Buaia 
aaaot  ad  Caeceji  )uris|>rud,  publ.  64S«  STairBxa's  Nebenst  IV,  i53^  Wnunaa 
P.  IV.  obs.  i.  PtJTTBR  instit.  juris  publ.  §.  476.  Ebendess.  Rechtof.  Bd.  L  Resp. 
38,  B.  DL  Hbydsbhbich  diss.  de  jure  apanagil  comitum  medlatorum  in  Saxonia 
p.  Bi^-adL  G6btrbb'8  VöUierr.  IL  186.  206  ff.  Wbstpbal's  Staatsr.  5^.  v.  Cba- 
■Bifs  wesbtr.  Beilr.  RL  i84«  ^  Die  RednUtmrmuthmf  strdtet  nicht  dafilr.  — 
Ejii%e  subsUtnirten  die  Eintheäung  in  vcrmüekte  und  tawerfmscMe  Lander. 
TBöi.Tsai  in  der  oben  ($.  217,  Note  d^  angef.  Abth«  —  3)  Hypothese:  dais  in 
den,  Ton  ursprünglich  wendtsehen  Völkern  bewohnten  Ländern,  die  Landesho- 
b^t  früher  entstanden  sey ,  als  anderswo ;  dals  jene  Länder  seitdem  territoria 
Hama  seyen,  und  daher  für  diese  Eigenschaft  noch  jetst  die  Rechtsyermathnng 
streif«.  PüTtBB*s  hislor.  EntwSdcel.  I.  7.  t^5-  BUndesw.  Beltr.  t  17S.  r.  fUmm 
Beim  sa  dem  mefrklenbnr^  Steatsr«  L  (179&.  6.)  i-*-3o*  Pagegen  s.  Gbisim  L 
c  195.    Bhendess.  progr.  de  analogia  juris  pubL  f.  la  p,  33. 

h)  Nicht  von  Katurmarhen«  als  sokhien,  ist  hier  die  Bede,  durch  welche  bisweilen 
die  Wohnsiise  gleichx«dender  Menschenmassen  geschieden  sind«  —  Unterschied 
swischen  Staats-  und  PrivatGrense;  Kwischen  Territorial-  und  kirchlicher,  z.  B. 
ProTln^sI-.  Di5ces-  und  KtrchspielGrense;  desgleichen  swischen  Militär-,  Ge- 
leit- lind  Geridit*  oder  Amt-,  ameh  Stadt-,  Dorf*  und  Gutgrenae,  femer  Mark-, 
F«ff<^,  Jagd-,  gl  —isiguithuin  *  n.  d.  Greoae.  Um  GaAxia,  T.  L  obs*  359-  Gun- 
T«an  a»  41;  Q.  OL  170.  iL  Bhein.  Bund,  LVL  9o5.  ^  Bai  den  Staatsgrenaen  un« 
tencheidet  man:  Land',  FluCs-  und  Seegrensen.  Von  politischen  Grenaen, 
GßxTBBB  R.  372. 

e)  Mosaa  von  der  Landeshoheit  überhaupt,  86  f. 

lO  Von  der  Kraft  des  Beweises  vnpordenhlicher  Verjährung,  seit  Aufhebuim;  der  teuV 
sehen  Beichsverbindung,  und  in  Hinsicht  auf  die  Vorseit. 

§.  278.  (213.) 

V,  nmeh  verschiedenen  Gedchtpuncten  des  bürgerlichen  Rechisiandes^ 

hk  Absiebt  auf  den  burgerKchea  Rechtstand,  sbd  die  Unterthanen 
des  Staates  aüeh  noch  m  betrachten,  in  Ansehung:  1)  ihrer  Religion  (un- 
ten Cap.  XVI),  2)  ihrer  bürgerlichen  Ehre,  3)  ihrer  ehelichen, 
4)  elterlichen,  5)  Tormundschaftlichen,  6)  patrimonial-  und 
leibpflichtigen,  und  7)  ihrer  Vermogens-Verhaltnisse,  alles  (pfisten- 
theib  Gegenstände  der  Priratrechtswissenschaft. 


IIL    C  A  P  I  T  E  L« 

Die     Landstande. 


g.  279.  (214.) 

f^inffrliiwTr     LandsiunJUchaft     ReekMUd  derselben.     fVufhambi 

der  Lakdaände, 

* 

I)  Landstande  »)  sind  Staatsbürger,   die,  braA*  der  StaatüGnmdfer- 
fassung,  za  collegiallsclier  Stellvertretung  des  Volkes  bei  der  Stäatsregienuigi 
für  bestimmte  StaatSTerhaltnisse  berufen  sind«    In  ibrer  Gesammtheit  bilden  ] 
sie  daa  vecfassun^sraasige  Organ  des  Volkes  bei  der  Staatsregierung.  II)  Las  d- 
standscbaft  heifst  die  Pflicbt  nnd   Berechtigung   2a  8it£  und  Stiaune . 
ih  landstandiscben  Versammlungen;  es  sey  in  Person  oder  dnrcli  Berollmicli' 
tigte,  oder  durch  gewählte  Abgeordnete  ($.  289).     III)   Dem  Zweck  g^ 
xaSiüf  sollte  die  Landstandschaft  in  der  Regel  nur  durch. Wahl  yon  wahl- 
berechtigten Mitbürgern  erlangt  werden«    Dabei  kann  die  Wählbarkeit  ao 
^ositiT  Torgeschriebene  Eigenschaften   gebunden  wya ,  «■'  Lebensalter,  an 
ein  bestimmtes'MaaTs  TOnStenerentrichtung,  oder  yoh  Grond  -  oder  Capital- 
Eigenthum,    azi  Gewerbe  gewisser  Art,  in  Wissenschaft  oder  Hmist,  an 
bewahrte  yorzügliche  Einsicht  und  Vaterlandstreue  &);  denn  in  der  Stande- 
YCi^sanunliMig  sollen  alle  Elemente  der  Kraft  und  des  Wohlstanäa  der  Na- 
tipn  Wortführer  haben,  Grund-  und  CapitalBesitz,  .Kuitft'-  und  Gewerb- 
fleifs,  Sittlichkeit,  Einsicht  nnd  Geistesbildung^    U  JMMshen  Bundeotaiten 
ist  jetst  die  Landstandschaft  entweder  auf  Erwählnng"  ypb  Jffithnrgern  ^r 
nicht,  oder   neben   solcher  auch  auf  andere  Bechtstitel   gegrund^  ($•  ^^ 
n.  £P.),  und  nach  Standesclassen  geordnet.    IV)  Die  Staatsregiemng  ist  ver- 
pflichtet,  nicht  nnr^  in  bestimmten  Angelegenheiten,  entweder  die  Einwil- 
ligung oder   den  Rath  der  Stande  Versammlung  einzuholen,  sondern  auch 
Antrage,  Anzeigen,  Wunsche  und  Beschwerden  derselben  auf- 
nehmen, und  darauf  nach  Gebühr  zu  beschliefsen  c).     Das  Maaft  der  land- 
stSndischen  Wirklsamkeit  bezeichnet  den  Grad  der  politischen  Freiheit  ($•  4) 
eines  Volkes. 

a)  Im  Sinn  wahrer  FoUvertretuug  ({.  389  u.  997).    Der  Staat  werde  npx^i  ^ 
durch, das  Volh,  und  nicht  mit  ihm,  als  einem  Mitregei^len,  aber  i^f  ^^ 
sungsm^fsig,  nicht  ohne  dasselbe.     Daher  wird  der  Name  Volkvfjrtreter  den 
Liandständen  in  mehreren  der  neuern  landständischen  Grundgesetse  ausdruc 
'  beigelögt,  s.  B.  in  dem  'achwarsburg -  rudolstädtischen  toci  1816,  §•  ^  ^  ^'   , 
^emwefmar-  eisenachischen  von  1816,  §.  6,  in  dem  meiniogttchen  ▼.  i8»4»5*^' 
54  u.  in  der  Ucberschrift  des  IV.  Abschnittes.  Auch  verhiefs  Prcuften  to«  ^^ 
bis  1816  mehrmals  «eine  Repräsentation  des  Volhes».  Vergl.  §.  «88.  *•  " 
StaatsGrund Verfassung  mit  Landstän^fO)  als  Volksvertretern,  eine  paris««" 
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riscbe,  hciAl  eine  rep^äsetttative  (§.  4  uu '98  d),  «lue  landsläadbche;  ,dei|ii  diese 
ist  niciU  Gegensata  Ton  jener,  es  sey  denn,  dafs man  nat^  dieser  bloiieCaslen-, 
SUMtescUsfimi-,  oder  CorporatiOna Vertretung,  hi  dem  mittelalterigeB- Fendal-, 
Gasten-  Hnd  PrivUcgiengeist  (§.  a83  a),  unter  jener  hingegen  nicht  Voflirertre- 
tong,  aondern  YoDiSottverainetit  in  der  Staatsverbindung  (§•  1,.^  sich  denken 
wollle.    Bei  Gasten*,  Standesdassen-  oder  GorporationsStandea  wird  fingirt, 
dnfii  aichl  die  eiasdben  Staatsgenosaen ,  aoadem  ehuelne  Stande  oderScandes- 
clasaew  die  snbjectiren  Elemente  der  Staataverbindang  bilden ,  da£i  die  Volhs- 
maiining  sich  durch  Standesmteinung ,  der  Yolhswille  durdi  Standeswillen,   die 
Volluatiflome  durch  Gesammtstinunen  der  Standesdassen  sich  aussteche*    Das 
korbeaaiache  Votum  in  dem  Protoc.  der  B.  V.  r.  a5.  Mai  1818s  §•  >*7f  erUarl  -den 
tik  dem  i3.  Art.  der  BundesActe  befindlichen  Ausdruck*  «laadsISndische  Verfas- 
«ung»  stiUschweigend  für  ^eichbedeutend  mit  ReprSseatatlTyeifassuog.  In  dem- 
srfbaa  Som  steht  ebendaselbst,  in  dem  schwareburg  rudolstadtiscben  Vottohi  das 
Wort  «VolksReprasentationv,    Desgleichen  in  einem  hannÖTerisciiett  Volum  auf 
dem   wiener  Congrels.    Bi.übsr'8  Acten  des  wiener  Gongreas^s,  -Bd»  I,  Heft  1, 
S.  68L  —  Da(s  die  teatschen  landstandischen  Verfassungen  nicht  ein  eigentliches 
RepraaentatiTSystem  darstellten,  wird  behauptet  ron  Alex.  MvftLd^.das  deofeche 
Repraacalati^System  eto«  Ilmenau  i8s8.  8.  -r-  Der  Geist  «^hter-RepirasentalivVer- 
&aattng.ist  keiaeawega  unrereinbar  mit  dem  Wesen  der  JUkmarchiö;  er  Verschmäht 
nur  den  Unhold  des  Absolutisnms,  des  Aristokratismüa  uiid  des-Aristo-Tbeokra- 
tiannas^    Der  rerfassungsmasige  RegiemngswiUe  des  regierenden  Subj^tes    gilt 
bier  for  den  Willen  der  Gesammiheit.  —   Aach,  in  FreUkuOefi  sind  Landstande 
dctdibar,  nur  nicht  in  rein  demokratischen.  ^-«-'  Schriften,  in  PüxTza*s  Lit.  DIL » 
375.    lUtaoi's  Lit  V  io36  ff.    Veräeichnifs  der  Schnften  v.  i8i4  bis  iBt6,  mit 
Asiaerk.  a.  Aussigen,  in  der  Allemannia,'Bd.  VII  (München  1816),  S,  213-^98. 
—    Moaaa   ▼.  d.   Landeshoheit  überhaupt,  Gap^  a   u.-  14.     Ehtniers,  Ton  'der 
BeicbsetSnde  Landen,  986-*i53o.    P6TTm  insiit.  ju^  publ.  gerin«  f.  197«  sqq. 
HluBuai's  Handbudi  dea  t.  Staatsr.  Bd.  n,  \:  197  ft    Lnsr's  Slaatsr.,  ^  iß  fL 
GoBsaa's  t.  Staatsr«  §.  160  fL    Dahs  Handb*  dei'  t.  Privatn  IV*  ^45i'  SnmüKn's 
Hcbenat.  IL  36i.    Shndejs.  ObAs.  joris  et  hish   167.    Rhein.  ;Bund,  .LVIL  4^5. 
J«  C  Bisiv6BR-s  rergleidiende  DarsteHaag  ^r  SuatSverfassuag  dir  enro^  Mo- 
narchien u.  Republiken  (Wien  1818.  8.),  S.  463-- 660.    W.  T.  Krvg  das  Re^rä- 
seatatiTSjstem^  oder  Ursprung  und  Geist  der  stell?ertretenden  Verfassungen. 
Leips.  i8t6.  8.    Ueber  teutsche  Freiheit  u.  Vertretung  teutscher  Völker  d^irch 
Landstande  (yon  Feuxbbach).   Leips.  1814.  ^'    Bemerkungen  über  die  künftigen 
Landes(}on8titutioDen  und  die  VolksBepräsentationen  in  Teutsclil.   181&I  8.   (D. 
H.  Heokwisch)  Einige   nothwendige  Gründe  für  ständische '  Verfassung.  X>ipz. 
i8i6.  8.    G.  C.  Dabelow,  Asculon  u.  F.  L.  v.  Hornthal,  oben  §»  289,  Note  a. 
L'eber  Verfassungsvertrag,  Verfassungsformen,  und  die  Wirksamkeit  standischer 
Versammlungen.  Wiesbaden  1817.  8.    Skbau)  Brxvdkl,  die  Geschichte,  das  We- 
sen und  der  Werth ,  der  NationalReprasentation.    Abth.  I.  u.  IL  Bamb.  1817.  8. 
An.  Graf  t.  Moitu's  Ansichten  bei  den  Ansichten  (a.  Aufl.  Riel  1816),  S.  76  —  81. 
MABcaarAS  über  Volksgewalt  u.  Alleinherrschaft.  Halle  1Q17.  8.  G.  F.  Schlossbb^s 
standische  Verfassung,  ihr  Begriff ,  inre  Bediugiuig.  Frankf.  1817.  8.    W.  Bbhv- 
■ABD,  die  t.  BundesActe  über  Ob?   Wann?   Wie?  teutscher  Landstände.    Hei* 
delb.  1817.  8.    JuL.  ScBXELTEiva's  Beleucht.  der  Reinfaardisehen  Scbrift  1819.  8. 
Eienders.  über  den  Begriff,  u.  die  Wlrksamk  der  Landstände.    Rudölst;*  1818.  a 
H.  T.  RoTTjiCK*s  Ideen  über  Landstande.  Garisn  1819^  8.    EMes  hjstoirtquea  et 
poBtiqoes   sur  les  assembUes  representatives;   par  Felix  Booui.   Paris  i8)3.   8. 
Tfa.  BAnTLKBKisr's  GeschäftsLeiikon  für  die  deutschen  Landstände.  Bd.  i,  A  —  G. 
Lerpz.  1834.  Ö.   G.  F.  Köbtig  das  Königthum  u.  die  RepräsenUtion,  Leips.  1898. 
8.    C.  ü  L.  FduT2  das  constitutionclle  Leben,  nach  seinen  Formen  und  Bc- 
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•dingifligeB     liMinnynr    &83o.  a    W*  T.  Kauo,  das  aepriiantartivSyrt«,  od« 
UrspraiBg  uad  Geist  skr  ttallferlrelmdeB  Verfassungen,  mk  begond.  Hiniclit  tuf 
BedUcUand  u.  fiadisan.  I^ipi.  i83i.  8.    ▼.  Aaara's  constiintionellct  dUatntrU; 
Ba.I,S.a37  it  Bd.IIt  Abdi.  3,  S.i64fL  KUJssa's  UebersicliC  iler  ^1.  Verbal 
d.  w.  Congr.,  S.  199  £«  194  f.  u.  649*  *"  ^*  RoDvsnT's  Uebertidit  der  vencMti 
MtatsverfMsungan  ukmt  VoUisvctirenuig.    Mflnciiai   i8i6.  Fol.    \w^Akak\ 
DnntciL  der  repräsentativen  Vcrftssnngen  venefaiadMwr  europ.  a.  der  «fiodhi 
sehen  VerAssuii^ien    aMhrerer  teulsclien  Bsnidcastaaten,    in  fibrea  GrmdngeiUi 
Carisr.  i0s3.  4  Tabellen ,  in  Fol.    Uebeniefat  der  Regiemagsfornea  der  teut*' 
«eben  Bnndetstaaten;  in  dem  Qotbaiscben  geneal.  Hofkalender,  anf  i8t5,  S.  ^| 
Chmnologische  Üebenieht  der  Verfiissiuigsurkvaden ,  seit  i<707;  dwdifiS.jl 
«-47.    Venciehnifs  der  evrop.  Gonslitutienen ,  in  P^its  StaatswiMeiiiekftn, 
Tb.  ly ,  6k  »9  £    Alias  constkntionnel «  par  IL  na  Mabct.  6  Tsbleau.  hm 
i8b6  et  sniv«    C  G.  Hbllo  Essais  sur  Se  regne  constkulaonnel ,  oa  mtrodadin 
a  r^Cude  de  la  cbarte^  Paris  1697«  gr.  In  &    L.  ▼.  ZAaoaa,    die  VeHuiva^ 
gcsctse  dentseber  Staaten  insystematiscber  Zusanunenstellnng.  Danastsdt,  Bit 
itB9.  Bd.  IL  i83a  81    a  Ta.  Wnxnm,  von  atandiarber  Verfsssimg  «.  ik4^ 
.     TeatsoUands  Zukunft.  Garlsr.  i83a.  a    Da  P^adt  sUtistiqoe  dct  iibert^  pdij 
fiqnea  en  Enrope»  Paris  i83o.   G.  W.  Soaw^Tsa's  Gescfaicbte  det  Bampfn  tw^ 
'  sehen  dem  alten  und  dem  neuen  Verfassungsprinctpe  der  Staaten  der  ncttestti. 
Zeit.   1.  u.  s.  Theil  (bis  1791)'  Leips.,  bei  Barths  i833.  &    Pisaiiio .FnuoH 
Principea  du  droit  publis  oonstitutionnel ,  administraiif  et  des  gens^  ou  Mu«l 
du  Citeyen^  sous  nn  gouvemenient  repr^sentatif.  Paris  i834  3  vol  ia  18;  Pn^ 
ainao  ■  Faaaaias,  profst  de  code  giMral  des  1<hs  fondamentalet  et  coastitiitiofr. 
noiles  d'un  monarcbie  repr^entatire.  Paris  id35«8.  —  Eine  SaauafaiBg  deskwi^ 
diger  Redfo  u.  Vortrage  in  teutscshen  StandeTersammlungen,  liefert  dtr1k»\s(\i 
Ständesaal,  berautg.  ▼.  Wsuau  Freiburg,  Heft  I,  i833.  —  Sammlimgmt  von  Ver 
fassungsurhnnden,  in  folgenden  l^erkco.    AUgemriaes  StaatsrerftMaag*«^^'* 
-Weimar,  Bd.  I  u.  R,  181^  a  G.  D.  Vou  allgem.  Arefatr.  der  Isnditasd.  V«^ 
bandL  u.  Angelegenheiten  der  Staaten  des  t.  Bundes.    Duraut  Sd.  i,  «c^  ^ 
i8ai.  a    C  Lt'naa's  diplomatisdies  Ardnv.  Lefpa.  BdL  I,  1819.  Bd.  a  i8tt.  & 
und  die  oben  %.  1,  Bote /am  ScUn£i^  «i^*  Sanmlungen  von  Vsiftuiuig»ur' 
banden,  besonders  die  von  Poura. 

6)  Gelehrte,  Kanstler,  Staatsbeamte.  Rriegsleute,  soHten,  ais  solche,  hterDirlitin 

Betracht  kommen. 

1 

c)  Die  Verfassungsurkundc  des  preulsischen  Fürstenthums  Neuchdtel  r.  >^  ^^^ 
1814 ,  Art.  14,  beseichnet  die  dortigen  allgemeinen  Landstände  (Audlences  fjuA- 
rales)  als  gesetzgebende  Behörde  und  Nau'onalraihv.  Handb.  des  Schwelt.  Suatsr. 
(Aarau.  i8ai.  a).  8.  4^* 


§.  280.  (m) 

Politischer  Geniehtpunct. 

Die  Aiotalt  di5r  Volkvertrctung  (NationalStcUi^rtPetiinß)»  ^f^ 
in  Tentichland  seit  Jabrkunderten  Landschaft  genannt)  i»it  ^^*' ^^. 
das  ganze  Land  Torstellende  Corporation,  und  jedes  Mitglied  der^l^^^  *^.^ 
Landstand,  weil  es  benifen  war,   ffir  das  ganze  liand,  die  Ges*mmt « 
dei'  Einwohner,  auf  dem  Landtage  zu  stehen.     GeFordert  von  dem  po*| 
sehen  Charakter  de«  Zeitalters  (§•  93),  ist  diese  Anstalt  jct^t  in  i^R  10^' 
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Gl  lealsclieo  BandeHtaBten  ein  HauptibestandtlitH  der  Staatwerfaeaiingf  and 

Aklidbt   oder   rerdichftig  in  Ihrer  hootigen  Gestall  mir  da,  wo  man  lein 

drlmndeirt  nicht  versteht,  oder  nidt  yerstehen  mochte^  und  raifstrauand 

»akoty.  neben  ond  mit  ihr  die  Zügel  der  Begierang  mit  heilsamer  Kraft 

ickt  handhaben  za  hSnnen^    Gegründet  anf  den  Grvndaais  allgemeiner 

^oUiTertreiang,  und  yersehen  mit  weseittUohea,  die  Begieningnet^e 

a  Staatsoberhanptes,  Dauer,  der  Staatsrerfassnng  imd  die  Z«¥eck  -  und  Ge^ 

etjuniaigheit  der  Staatsrerwattong  aichetnden  Rechten,  aber  weder  eine 

Jlitregeatadaft  oodi   eine   Ansgobiirl;  der  Anai*chie ,  nicht  der.  Regierung 

eindadig  gegeniiberslehead,  sondern  nut  ihr  ein  gemeinschaftliches  Interesse 

rcrfolgendf  die  Rechte  und  das  Wohl  des   Regenten  vnd  seines  Hana^ 

licht   weniger  achtend  und  .erhaltend  als  diejenigen  des  Volkes^   verstürht 

nid  sichert  diesdhe  die  rechtliche  Hraft  der  Staatsregierung,  die  offentiiehe 

Bähe,  die  Erhaltung  und  das  Fortschreiten  der  Gesittong.   In  ihr  soll  sich 

ler  gesaanmteCttiturStand  di^  Volkes,  mit  allen-  daron  abhängenden  ReehtSr 

begriffen  ond  Bedürfnissen,  darstellen.     Als  wahrer  Landesfertreter  an  der 

Seite  des  Fiirsten,  als  Wächter  der  Regiening,  ihrer  gesetsgebenden  und 

voltziehenden  Macht,  besonders  der  Fiimnasgewalt,  als  volhsthulnhches  Bil* 

iingiimittel,  erhöht  sie  das  Glüch  der.  Nation  <»).    Als  .Yerndttler  zwischen 

Aar  Regierung  nnd  dem  Yolh,  erleiehtert  sie  jener  das  schwere  Amt  d« 

Bcgierens,  diesem  die  Pflichten  des  Gehorsams.  Sie  wacht  gegen  HiTabranch 

der  Regentengewalt  durch  Staatsdiener,  gewäirt  dem  Staatsfisoshalt  eine 

kü^ame  Durchsichtigkeit,  sichert  wider  Gefahren,  in  weldke  den  eiwta 

Tleil  Yemichung  zn  WiUkühr  und  Unterdrückung,  oder  MüUeitiing  aeiner 

Blthe^  den  andern  der  aus  dem  Griiihl  gebotoier  pt^kiseher  ünwfindigkett 

krrorgdlende  Unmath  leicht  atiirsen  konnten,  entwidielt  einen  edeln  und 

(reuen  Yolksgeist,  weckt  den  Sinn  för  Opfer  zum  Besten  des  Gänsen,  und 

ttt   ander  schwierigen  Umstanden  die  sicherste  Stutze  des  Staates,  soomIi 

Wahres  Staats-  und  Zeitbediizfnir&    Ffir  den  Regenten  ist  aie  ein  Hiilfmif- 

kU  wefehes  er  bei  Festsetzung  seines  Begiemngswillena  in  bestimmten  FSik- 

leo   zu  gebrauchen  sidi  gewohnt  und  angevriesen  ist.    Durdi  sie  wird  die 

Staatsf«rfinsung  fihig,    fortwährend  das  Bessere,    welches   fortschreitende 

Einsicht  und  £r£ihrnng  darbieteo,  und  das  Neue,  welches  Tcrnnderte  Yer- 

kallniase  gdwsten ,  aufzunehmen,  also  die  Gegenwart  mit  der  Yorzeit  ans*- 

xngleicben,  damit  nicht   das  Staatsgebiüide   in  dem  Lauf  der  Zeit  Teralls^ 

und  ^idlidi  zummmenfalle^    Sie  ist  ein  Organ,  durch  welches  die  Nation 

ikre  Stimme  verCsssungsmäsig   für  Gemeinwohl  vernehmen  litssen  kann  und 

itofs;  sie  yerschafi^  d^  Regierung  nothwendige  Gelegenheit,  Worte  der 

Wahrheit  so  vernehmen«    In  Form    und  Handlung    tragt  nie  das  Geprige 

des  aUgemeinen  Wülena  ^),  ist  nicht  bloik  berathend,  auch  nicht  Stellver- 

treter  aar  eines  Theils  (eities  Standes  oder  einer  Gaste)  der  Staatrimigier, 

und  cbea  so  wenig  Deckmantel  eines  KryptoAristokratismua,  zu  Anhinifuiig 

und  fiewahmng   staatszwechwidiiger  Auszeichnung,  Befreinngen  und  YfRr- 

lechtc.   Denn   ungerecht  wäre  eine  Capitulation   des  Regenten,  mit  Einer 
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Classe  T€Mi  DoMrlhttion )  wodurch  die  andern  ClaMen  und  du  WoU  i 
Ganzen  beeinträchtigl  würden  c).  So  find  Wahrheit  und  Staatswok 
ihre  redliche,  ruhige  Erforschangi  die  einzige  eclile  Seite  des  & 
prasentatiySjstema,  und  eine  Regierung  mit  Repräsentati?Veffb«aflg  i 
sicher  Y  fortwahrend  auf  der  Hohe  des  Jahiiiunderts  zu  stdien,  dasltoT« 
mit  der  SfientUchen  Meinung  (§.  99)  nicht  in  gefährlichen  Widetspnid 
zu  gerathen.  Durch  die  ^-'islalt  der  VoHiTertretnng ,  wird  jede  $tutsf<in 
eine  ständisch-verfassungsmäsige,  stellvertretende  oder  reprisenUtif 
($•4  U.96;,  a);  aber  weder  Pobelherrsdiaft  ($*98,a),  noch  Yolkshemckifk,  00c 

'  VoikSonyerainetat  ä)  in  der  Stuts Verbindung  ($.  I9  Oi  begründet  oderk 
gunstigt,  und  eben  so  wattig  irgend  eine  Verletzung  der  dem  regiereote 
Sbbject  gebührenden  Treue  und  Ehrerbietung,  oder  eine  Befeindnng  tm 
Rechte ,  zu  deren  lösten  Be^rahrung  vielmehr  dieselbe  wesentlich  bettim 
iet.  Hat  das  System  der  landstandischen  Verfassung  iur  die  StasUTemHl 
einige  Unbequemlichkeit ;  so  wird  diese  reichlich  daduiteh  Teifotet,  M 
durch  verfasBUttgsmüsige  Einwirkung  der  Landstande,  die  Terwalton^a 
Toiksthumllohe  Sicherheit  erlangt,  dafs  MinirterDespotismns  nieht  besteb 
daft  nieht  lacht  ein  Untauglicher  (unredlicher,  verschwenderischer,  unii 
sender,  talentloser)  auf  dem  Ministevstuhl  sich  erhalten,  difs  heioera 

.  solchem  die  eiserne  Ruthe  gesetzloser  Willkühr  handhaben  kann;  Mil 
lettt  und  persönliche  Würdigkeit  Einzelner  durch  den  natürlichen  Uecbtf 
mvs  der  Verfassung  in  die  Hohe  gehoben,  und  dem*  Landesfursten  sotiivs 
dig  vor  die  Augen  gestellt  werden;  dafs,  weit  entfernt,  die  Person  desBi 
genten  zn  einem  Schattenbild,  zu  blofsem  Werkzeug  eines  fllinistetui-  ^ 
Volkswillens  herabzuwürdigen,  ihr  viehnefar  ein  höherer  Giad  tos  Bafa 
heit  oder  Unverletzbarkeit  ($.  ^39)  gewährt  wird,  als  zu  erreichen  wäi 
wenn  dieselbe  nach  einer  vertragmfisigen  Verfiissuiig  und  erhahen  ükr  K 
den  persönlichen  Vorwurf  nicht  regierte,  sondern  der  Ge&hr  oder  ^tf 
Verdacht  blofsgestellt  wäre,  nach  eigener  oder  fremder  WiUkuhr  zo  ^^ 
eehiBn.  Während  der  öffentliche  UnwiOe  nur  auf  die  Minister  omi  äi^« 
Geholfen  fallt,  bleiben  in  einem  etwa  daraus  entstehenden  Stnm,  ^ 
Monarch  und  die  Monarchie  unerschüttert.  80  ist  cfe  steÜTtrtret^^ 
Sliiatsform  eine  Institution,  die  das  Volk  wider  den  Mifsbranch  der  StnU 
gewalt,  den  Monarchen  wider  die  Volksgewalt  schirmt,  wahrend  ae  >i^ 
zu  gleicher  Zeit  Unterthanen  sichert,  die  im  Stande  und  bereit  and  fff^ 
Thron  zu  vertheidigen.  So  bildet  die  Volkvertretung  eine  der  W*^'* 
Stutzen  des  Throns,  ein  festes  Gewölbe,  von  welchem  der  Mosarci)  ü^ 
allein  der  Staat  selbst  weder  ist  noch  sejn  kann,  als  Schlufsstein  des  Suai^ 
gebaudes,  nothwendig,  sicher,  und  erhaben  über  Alles  getragen^' j 
auch  ist  sie  eine  Art  von  Ersatz  für  den  Verlust  des  teatsehen  Bficbi 
Schutzes,  besonders  des  reiclisgeriohtlichen.  Es  liegt  in  der  N^tur  ^J 
Dinge,  dafs  mit  der  zunehmenden  Entwicklung  der  StaatsgeselischaA^^ 
die  stellvertretende  StaaUform  sich  immer  mehr  verbreiten  and  ausbil«' 
mufs.    Sie  ist,  auf  einer  gewissen   Stufe  der  NalionalCultur,  so  ticflij 
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meiden  ab  za  entbehren.  Dennoch  fehlt  es  atich  dem  ReprasentatrrVer- 
wngsSTstem,  dieser  veredelten  Staatsform,  nicht  an  Gegnern/),  Freun-* 
I  der  absoluten,  das  heifst,  durch  ReprasentativVerfassung  nicht  beschrank- 
I  Staatsgewalt  if). 

Vergl.  Encyclopedie,  par  d*Alembkrt,  voc.  Representant,  A.  W.  Bxhbkbo  über 
ilie  Staatsverwaltung  teutscher  Länder  und  die  Dienerschaft  der  Regenten.  Han- 
nover 1807.  8.  H£BUi.in's  Handb.  des.  t  Staatsr.  X  $.  197  f.  Rhein.  Bund,  IQ. 
38i.  Bim's  Darstell,  des  rhein«  Bundes.  ^  70—7^.  Die  alten  Landstande  u. 
neani  VoAsRepräsentanten ;  in  der  Allemannia,  Bd.  VI  (München  1816.  8.), 
S.  167  C  J.  G.  Pahl's  politische  Lectionen  (München  1810.  8.),  Num.  11.  F. 
U  Lurnn's  geheime  Papiere  ( Stutrg.  18^4.  8. ),  S.  \ifi  fT.  C  G.  Hslio  du  r^< 
gtme  coostitutionnel,  i«  edit.  Paris  i83o.  8.  Die  Vorrede  su  den  Fragmens  philo« 
sophiqoeSf  par  Covsuff  Nouv.  Edition.  Paris  i833.  8.  Ntusamsdu  Erklärung  fiber 
Zweck  und  Wcaen  der  landat.  Verfassung,  ia  d.  Protoe.  der  B.  V.  v«  i8j8,  §.40. 

Eine  reprSsentatire  Regierung  ist  die  Regierung  im  Sinn  der  öflfontlichen  Mei- 
Bung  (|.  n),  das  anregende  Princip  der  Staatsyerwaltung.    Unsichtbar  tragen 
ifire  Veriiigungeii  die  bedeutungsvollen  Buchstaben  S.  P.  9*  R*9  ^^^  Sinnbild  je- 
Btr  Meinung  an  der  Stirne.    In  der  monarchischen  Staatsform  ist  sie  bestimmt, 
Einherrschaft  und  Freiheit,   folglich  das  monarchische   und  das  demokratische 
Fnncip,  Rönigthum  und  Volkstbum  (res  olim  dissociabiles ,  principatum  et  li- 
bertatem),  för  Gemeinwohl  su  yereinigen,   und  den  Aristokratismua  (§.  98  a), 
wo  nicht  gane  au  entfernen,  doch  su  xügeln.    Allgemein  offenbart  sich  bei  den 
gebildeten  Völkern  Europa's  ein  Streben  nach  solcher  Verfassung;  eine  Folge 
de«  seit  dem  leteten  Viertheil  des  18.  Jahrhunderts  bei  ihnen  erwachten  GeAhls 
niaogter  politischer  Mündigkeit.  —    Oft  hat  das  entscheidende  Stimmrecht  der 
Ludstande,  ihre  Stimm-  und  Redefreiheit,  das  Wohl  des  Landes  und  der  Re- 
genteoFamilie  gerettet.  Damm  soUen  Landstande  keine  stummen  Schöffen,  nicht 
lekweigende  Schnltheilsen ,  nicht  Jaherren  oder  Postulatdieuer  und  Figuranten 
>ttf  daem  Staatatheater  seyn^  auch  nicht  blofs  lebendige  Berichte,  welche  die 
RegieniBg  einfordert,  der  Landtag  kein  Gaukelspiel.    In  dem  Schoofii  der  Land- 
lUnde  entwickelt  sich  fUr  monarchische  Staaten  jene  yaterländische,  echt  de- 
mokra^he  (volksmächtige)  Gesinnung,  durch  welche  sich  oft  schon  das  will- 
komnwDtte,  sehr  heilsam  angewendete  Element  der  wahren  Fürstenmacht  gebil- 
det Imi.  lUinuni  a.  a.  O.  Ungefährlich,  vielmehr  durch  die  Geschichte  bewahrt, 
ut  daJier  das  Dogma  von  der  Nothwendigkeit  des  ReprasentativSystems,  H. 
&TiMamunB'8  Gefahr  einer  deutschen  Revolution.  (Leipa.  1893.  8),  S.  4«  iL 
ittf  August  folgte  Tiberius,  auf  Titus  folgte  Domitian.  Am  3.  Mära  .i8a8  schrieb 
^^'iKf  Don  Pedro  L  in  Brasilien  an  seinen  Bruder  Don  Miguel   in  Portugal : 
«Die  coastitntionnelle  (reichsständische)  Charte  ist  der  wahre  Rettungsanker 
^  Staatischiffs  in  Mitte  des  grofsen  Sturmes,  der  solches  mit  dem  Untergang 
^diohtt,    Cousxv,  in  der  angeführten  Vorrede ,  sagt:  «Notre  Europa  dans  sa 
n^orit^  pttissante  contient  tous  les  eUmens  de  la  vie  sociale,  arrivee  a  son 
^tier  d^Teloppement;  eile  est  donc  comme  condamn^  au  gouvemement  repri- 
*^tatit  Cette  admirable  forme  de  gouTemement  est  une  heureuse  necessit^  de 
^<^tre  teras,  et,  sana  foüe  propagande  eile  fera  le  tour  de  l'Europe».    G.  v. 
^^  Vertheidigung  der  landesfurstl.  Rechte  gegen  die  Feinde  der  neuen  Con- 
«Üittöouen  in  D.  Nürnb.  1837.  8.  —  Kaum  der  Erwähnung  werth,  im  Verhalt- 
^^  ta  dem  Staatovortheil  des  RepräsentatiTSystems,  sind  die  Kosten  der  Land- 
^^ie.  In  dem  GH.  Baden  betrugen  sie,  von  1818  bis  i83o,  jährlich  1 3,633  Gulden. 

'^  ^^^"i^im  Vorschlag,  in  Rlvbxr's  Acten  des  wiener  Gongr.  Bd.  II,  S.  3o4.  Volk- 
^CTtreter,  die  aus  einer  privilegirten  Gaste  hervorgehenden  (  Feudal  •  Und  Mi- 
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bemerkt  man  landstiinduche  Verfassong  fest  begrfindet,  schon  in  dem  Gee 
der  alten  teuCichen  Staatsverfassung  nicht  weniger,  als  iu  der  teutsche 
TerritorialVerfassung  des  Mittelalters  ^),  ungeachtet  hier  das  angenon 
mene  romische  Recht  das  absolute  Rc^^prongsSjatem  begünstigte. 

a)  MosfeH  Ton  der  Reichsstande  Landen «  347  tt  B.  6.  Stbitt  rtm  dem  Unpran^ 
üntersfhied  und  Gerechtsamen  der  Landstande  in  Teuuchland,  betoadm  ii 
Meddenbur^,  mit  Anmerk  von  G.  J.  (Juigow).  Hamb.  174t.  S,  Pertn^s  Beitr 
L  107.  F.  G.  HIbsblib's  Grundlinien  einer  Geschichte  der  t.  Landstaade;  b 
Sonösn'«  8taatsanseigen,  Heft  67  (1793),  8.  «65—977.  HXbxbx.ib's  Handb.  cL  i 
Suatsr.«  Bd.ll,  §:  197.  C  H.  LAsa's  Prfifnng  des  Termantl.  Altera  der  t  Land 
sUlnde.  Gött.1796.  8.  Dawider  s.  A.  L.  Jacobi*s  Auflösung  einiger  Zweifel  ülw 
das  Alter  und  Repräsentationsrecht  teutscher  Landstinde.  Hannor.  1798. 8. 
CG.  Wbbbr  diss.  L  et  IL  de  vera  ordinum  prorincialinm,  tum  in  Gernuau 
'  generatim,  tum  speciatim  in  Bav^riae  ducatu,  epocha  recte  cmistituends.  Lqn. 
^797-  4«  ^-  F-  £•  ^*>B  staatswissenschafU.  n.  Jurist.  Nachrichten^  L  Jahf^.  \M 
(Hildburgh.  1799.  4.)  Num.  37-'3o.  M.  C.  Oiravnrs  tou  den  Landrarhen  (Ge- 
schichte der  LandstSnde  in  yerschiedenen  t.  Landern);  !n  dessen  MUer.  u.poit 
Abhandlungen  Gtfarb.i783.  8.),  S.  127 — 199;  auch  ebendas.  S.  t — nS.  K.J. Hur- 
MAtrv  über  den  Ursprung  und  das  VerhSltnift  der  LandstSnde.  Nur^.  i8o5. 81 
K.  D.  HeLiHAsv^s  Gesch.  des  Ursprungs  der  Stände  in  Teutscbl.,  TiAlI  {M\ 
Absehn«  IV.  Sn.  Bbssdel  a.  a.  O.  Abtfa.  I,  S.  4^  ff*  u.  s«o  ff.  Abth.  0,  S.i  £ 
Eicmmmi^  t  Staats-  u.  Recfatogesch.,  Th.  m,  §.  493—417,  Tb.  IV,  V  546-5^ 
995—^.  C.  A.  Zum  Bach's  Ideen  über  Recht,  Staat,  Staatsgewalt  u.  s  w, 
Tb.  n  (Cöln  1817.  8.),  S.  166— s38.  —  Von  den  Volksversammlungen  in  den 
ahen  Teutschland,  s.  Bnvsa  de  origine  et  progressu  l^um  juriumquegermafiicor. 
P.  L  p.  17. 

ü)  F.  C  J.  FiscnB^s  Gesch«  des  Despotismus  in  TeutschL,  S.  i35  f&  --  Voa  aoeb  1 
fMQiem  Zeiten,  s.  Lon  a«  a.  O. 

e)  Wasaa  tc.  Von  emer. Urkunde  des  röm.  Königs  Heinricb's  VIL  t.  isSi,  s.aaten 
§.  294,  c.  —  Von  Läm'ck  und  Baiem,  s.  unten.  Note  /  —  Von  PFwrzhwrg,  s. 
P,  Oxstxebxichxb's  Denkwürdigkeiten  der  Staatenkunde  Teutschlands,  Bd  ^i 
Beft  1  (1808.  a),  Num.  1.   Rhein.  Bund  XXVL  a68  ff. 

4).  Mosm  a*  a.  O.  847.  Hdsaa's  patriot.  Phantasien,  TKIV,  Nuni.5i,  Mjum  cofleg. 
diplomat,  histor.,  c.  14.  A.  F.  H.  Posss  über  das  Staatseige^thum  in  da  t. 
Beichslanden,  197.    Luro  a.  a.  O. 

e)  VergL  Mossa  a.  a.  O. 

/)  Die  Freiheiten  der  HoUtemer  sind  so  alt  als  das  Volk    Seit  sie  durch  CsrI  den 
Grofsen  cum  germanischen  Reich  kamen,  befragten  ihre  Herren  und  Grafen,  bei 
jeder .  wichtigen  Vorkommenheit,  die  Stimme  ihrer  Landherren,  der  Seniornm 
terrae.    Die  urkundlichen  Beweise«  seit  1422,  findet  man  in  der  oben$.i)V^^^' 
angef.  Sammlung  und  in  der  unSen§.a86,c,  angef.  Denkschrift  der  PralateoO'f'J^' 
Eben  so  alt  ist  die  landständische  Verfassung  in  den  meÜAmsch-tkürmguc^^^' 
dem.    R.  F.  HAVSM4Vff*s  BeytrSge  cur  Kenntnift  der  chursfichs.  landtagsrer- 
.  samnluDgan.    Wstssa's  Lehrb.  des  k.  sacba.  Slaatsr.,  Bd.  I,  {.  5i.  -  Voa  dem 
;^  UUUc^cken,  wo  schon  seit  dem  i3.  Jahrhundert  Stande  für  GesetJ^uBj  ^^ 
•  ;  Besteuerung  bestanden,   landesgrundvertragmäsig  seit  dem  Frieden  von  Feibe 
i3i6,  s.  HsinicH's  t.  Beichsgesch.  VIIL  71^  —  Von  Baiem,  J.jJxG.t.Kw''^«'' 
Anleit  «ur  Renntnifs  der  batr.  Landtage  im  Hittelalter.    MüncheiM8o5.  8.  ^^ 
baier.  LandtagsTerhandlungen  in  den  J.  14^9  bis  i5i3,  herausg.  y.l^r.'HBf«'^"' 
MündMn  180S— i8o5.   18  Bande,  a    Samml.  baier.  landst&nd.   PrWts^'^^ 
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MuncLea  1779.  4-    ▼.  K9MtaUJM\  hfjßr.  8^»atsn  4l6.    (Paitobb'«)  Vcirftneli  über 
den  Ursprung  und  den  UtnfaQg  ( d^i;  .|f^4*^P4^<^1^9>^.  BecbU  in'  Baiem.  1798» 
1-99.  8.    J.  RuDHABT^j    Geschichte  der  Landstände  in  .Baiern.    Heidelb.   i8i6* 
1  Bände.  8.*  Zweite  Aufli  1819.  Webeb  1.  c.  Lotz  a.  a.  O.  tJieber  den  Ursprung 
der  attbaierisch-landfltändischen'Verfa^ong;   in  Buce^tbb's'  und  Zibbl's  neuen 
Beiträgan  ewb  vaterländ.  Oeacbidite,:  Bd.  i,  Heft  i  (Müncheii  188)),  Nam.  1.  — 
Von  der  Ohtrp/ah,  L.  y.  £6€BH^*9,Ge6cb.  der  vormal.  Laadschaft  in  der  ObeiC 
p&li.  Amb.  u.  Jhlunchen ,  1802.  8.    J.  J.  Obbb^bbbobb   von  den  Ereiheitea  ,«iad 
?nvi1egien  des  landsässigen  Adels  in  der  Oberpfalz  (Ingoist.  1784.  8.),  S.  %j  ff. 
J.  G.  Fessxaieb*s  pragmat.  Staatsgeschichte  der  Oberpfalz^  B.I  (München  1799.8.), 
&  i'ro— 291.    —    Von  Neuhurg,  F.  J.  Lipöw&rVs  Gesch.  der  Landstände  von 
Ffaküeohorg.   —  Von  ff^ürtemherg,  (münsinger  Vertrag  ▼.  1489),  Moser  v.  d. 
Relchsitande  Landen,  ^8,  —  Von  der  Marltgraüschaft  Bade^,  Moama»«.  (X3;d. 
573  «-  1348.  —  Von  Mecklsnburg,  Stbut  a.  a.  0.  A.  A«  W.  y,  Floiow;  wJ»^  4m 
Reciit  des  Adels  in  Mecklenburg,  und  4€ssea  Verhältnifs-zu  der  Landeshoheit» 
Schwerin  1790.  4*    "^   Von  dem  Furstenthum  Uppe,  die.  unten  §«  287,  4^nge£ 
I>fdactiooen.  —  Von  der  Mark  Brandenburg'  s.  BücAHOtris  G^scH.  der  Churmark 
Braodeob.,  Th.  VI,  Register,  voc.  Landtage  und  Lam^sReeesse.' '—  Yoa^ehlestfn 
aus  der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts,  a.  (▼.'  Kmbbb)  VomlSphleiien  vor  und  aeic 
1:40  (1788.  8.),  Th.  I,  S.  227,  383.  fF.,  Th.  fl,  S.  aßß.   —  O,  A.'2:u».BAca>  Qe- 
schichte  des  Ursprungs,  der  Bildung,  Formen  und  Rechte  in  d*  pretis^.  Rhein- 
provinzsn,  CÖbi  1817.  8.   —    Von  den  Landst^odei^  in  den  jchemal.  kathol.  geistl. 
Wablgtaaten^  r.  Sabtobi's  Staatsr.  der  Erz-  Hööh-  und  Ritterstifler,  Bd.R,  Th.  2, 
AWhn.  2,  a  454  ff.  '       -  •    '-  .    .    /••  .» 

() ;Nec  Eegibos  Infinite  aut  fibera  potestaa»  De  niiioribttS' rebus- principe« :eoa* 
soltant,  de  majoribus  omnes-».  Ta^citus  -4^  fä.  G*  c.  7.  t  C^bqu  M^  Cj^uIk<) 
de  a.  801.  et  Gapit.  3.  de  a.  8o3,  bei  Baluz  T*  It  p.' 356 ..et,  394.  Pfeffxssoeb 
Vitriar.  illnstr.  T.  L  p.  73.  sq.  Eug.  Mqktag's  Geschichte  der  teutsch.  bürgerl. 
Freiheit,  L  5i.  G.  G.  HsnrBicii's  teutsche  Rcichsgeschichte ,  Th.  I,  S.  82.  36o, 
Th.n,  S.  6  £  467.  WiBSABD,  in  dem  Rhein.  Band,  OB.  3bo  fP.  KxihiXR'tf 
Ceber^cht  der  diplomat  Verhandlungen  des  wiener  Gönigr.  S*  242^  Die  <lboii 
in  der  Note  a  angef.  Schriften.  —  Pia  ,%u  v^j^liger  Ausbildung.  d09  UuidstfiAd^ 
hW  Instituts,  bemerkt  man  in  dem  lyiittelalter,  daCs  geistlichq  und  weltliche 
Landethefren  zu  den  wichtigsten  Regierungshandlungen  nicht  nur  den  Rath,  son- 
dern  anch  die  Einwilligung  ihrer  Vassalien  und  Ministerialen,  oder  der  Lahäherren, 
die  geistlichen  ohnediels  auch  die  Einwilligung  derQapi^l,  einhflllt^nr  .  ^cmifit't 
Nachrichten  rom  Adel,  S.  116.  (F.  172  fü.  Riccfus  toh^  landsäfs.  Adel.  S.  ,1^7 
^1  160  ft,  Ri.i^BB*s  Anmerk.  zu  SaintePalaye  yp)n\  Ritte^rwcsen ,  Th.  II,  3,  201, 
-  LandstlndiflirheParÖmie:  «wo  wir  nicht  mitrathen,  da  wollen  wir  ^uch  nicht 

nutthaten». 

..."  I  . '      ■« '<  ■ 

'  •  \      .  • 
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ni]  In  ebem  grofsea  Theil  der  monm^ohiscb  .gefiormten  Läftdev  hätte 
^'^^'^^»ndiache  YerEMsang  bi0  in  die  letzte  Zeit  des  teütscben  Reicbs'  fort- 
gAum«).  Aber  m  etlichen  horte  dieselbe  auf»  in  Folge  der  Äurch 
^^^  RdchsdepatationsHauptschlurs  von  i8o3  verfügten  Landeryerifnderun- 
S^ß  *);  in  andern  -ward  sie  eigenmächtig  aufgejboben,  thQil»„PW]W  ift.4er 
»«trlen  Zeit  der  teutschen    Reichsrerbindung,  entweder    vconagc.  ^«ter.  in 

^»««  W««.  R«At,  4.  Au«.  26 
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den  presbtirgei^  Frieckn  (ft6.  Dee.  iSoS)  Wigelegt  erhakenen  SoaverauM 
tSt  '),  oder  hraft  rermeiiiter  landesberrlicher  Maditrollkomnienbett  <^j,  M 
nach  Auflosung  des  teutschen  Beichs,  in  dem  Zeitraum  des  rheiniscLe 
Bundes  ^).  lY)  In  den  Jahren  1806  Ins  1810,  worden  in  etüden  w 
suisamjnengesetzten  rheinischen  Bundesstaaten  Y ersuche  einer  laoiitan 
dischen  Yerfassung  neuer  Art  zur  Schau  ansgestellt,  aber  ob 
Daner  und  gedeihlichen  Erfolg /).  Y)  Auf  dem  wiener  Congrefswar 
im  Namen  fast  aller  teutschen  Staaten,  namentlich  PreuTses 
unumwunden  anerkannt,  dafs,  auf  der  heutigen  Stufe  politischer  Cnltiir,  i 
allen  teutschen  Staaten  eine  durch  Grundyerträge  bestimmte  Yeriasaa« 
mit  Yolksrertretung  nothwendig  sey  ($.  283)i  and  die  Denker  erkiai 
ten  einstimmig,  ohne  Uebereinkunft,  diese  Forderung  wie  für  rechtlic 
allgemein  begründet,  also  auch  für  heilsam  zu  wahrer  SUateobii- 
dung.  YI)  Dem  zufolge,  liefs  man  in  einer  bedeutenden  Anzahl  von  Bo» 
desstaaten  die  frühere  landstandische  Yerfassung  mit  erneuerter  Hraft  fon- 
bestehen  ($.  387  )>  in  einem  grofsen  Theil  jener  Staaten  ward  6m  m 
landstindische  Yerfassung  errichtet  g)  ($.  386^^  in  yerschiedenen  wird  ein 
solche  noch  erwartet  ($.  388).  \ll)  Alle  Yerfassungsurhunden  teulda 
Staaten ,  welche  seit  der  Auflosung  des  rheinischen  Bundes  erricktet  wfl> 
den,  sind  hervorgegangen  aus  dem  Princip  der  Nothwendigkeit  zeit- 
gemäser  politischer  Beform.  Darum  huldigen  sie  den  Extremei 
der  Beyolotion  und  der  fortwährenden  Unruhe  der  Bewegung  eben  so 
wenig,  als  jenen  der  blindstarren  Stabilität  und  der  rachsüchtigen  Beactioi 
unter  dem  Deckmantel  der  gutgemeinten  Erhaltung  des  GeschiohtlicLen  ootl 
des  heilsamen  Widerstandes  gegen  «labstracte»  (?)  Theorieen.  TIA)  Seit  der 
franzSsiscben  Bevolntion  ist  der  staatsrechtliche  Grundsats:  iteio 
eirilisirter  Staat  kann  ohne  StsatsYerfassungsurkunde  mit  Tolksrertrefuit^ 
bestehen,  Sitte  und  Meinung  der  europaischen  und  der  meisten  amml^ni- 
sehen  YSlker  geworden  A)* 

m)  Schriften,  oben  %,  379,  a. 

A)  Von  dem  ehemaligen  Fürstenthum  üftün/ter,  s.  Reichsdep.  HaupUchlufs  r.  a5.Febr. 
i8o3,  %.  3.  —  Von  den  Resten  des  htrtrierischen  Landes  auf  d«r  recliteo  Bbeia- 
Seite,  8.  OeffentL  Erklär,  des  F.  t.  NassauWeilburg  ▼.  6.  Febr.  1804 ;  ^^  HIi» 
UB^s  SUaUarcbiT,  Heft  60,  S.  i83.  Rhein.  Bund,  Heft  i,  S.  i35.  -  Von  aem 
Hersogthum  H^estphalen^  s.  die  oben  %,  49,  a,  angef.  Schrift  von  Busdi- 

c)  Von  IfTiknemierg,  s.  Verordn.  t.  do.  Dec.  i8o5,  in  d.  Rhein.  Bund,  L  i3ft  ^'^^ 
tige  PHlfting  dieses  Gewaltschrittes,  von  Sohobll,  in  der  Hist.  9hr%k^»  ^^j**; 
t^,  par  Roch,  VDL  487.  —  Von  Br^ügau^  s.  knrbad.  Verordn.  von  »3.  Mai 
1806,  in  dem  Rhein.  Bund,  L  i4o. 

d)  Von  StkwedisekPammerH,  ■.  königl.  Verordn.  ▼.  »6.  Juni  1806,  in  d.  F*  ^^"f^ 
nal  i8o6,  S.  687;  wogegen  daselbst  neue  Landstande  u.  die  9ch\ftäitcke  Beic  • 
Terfassung  eingeführt  wurden,  ebenda«.,  Aug.  1806,  S.  817  u.  ««o«  ^^^T^, 
die  Fortdauer  der  dortigen  ProvinwalVerfassung  bedungen,  in  d.  *"*"'  5^ 
dänischen  Frieden  v.  Kiel  ▼.  14.  Jan.  1814,  Art.  8,  u.  in  Preufsens  ^'^^*^ 
mit  DSnemark  ▼.  4.,  u.  mit  Schweden  v.  7.  Jant  i8i5;  in  KiirBi»*«  Ad« 
wiener  Congr.,  Bd.  V,  S.  607  u.  5i3. 
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t)  «Ati«  landesherrlicber  Machtvollkoinnieiiheiti»,  ward  die  landstandisehe  Verfiit* 
tung  au^ehobeo,  in  ;dem  GH.  Hessen,  durch  Verordn.  v.  i.  Oct  1806;  in  d. 
Rhda.  Bund,  DL  38 1.  —  Eben  so  in  dem  a  CoburgSaalfildi^ehAn ,  1806»  —  Di« 
Eiarerleibang  des  Herso^bums  Holstein  in  die  dänische  Monarchie  (Verordn* 
f.  9.  Sept  1806),  schloss  die  Aufhebung  des  Restes  Ton  landständischer  Ver- 
fiBCimg  in  sich.  Rt^ata's  Uebersicht  der  diplom.  Yerhandl.  des  wiener  Congr., 
S.  s4i  f*  ^  ^  AnhaUCStken  ward,  durch  Verordn.  v.  98.  Dec.  1810,  die  land^ 
sUadisehe  Verfitianng  «»fgehoben,  und  eine  andere  nach  neuf^ansösiachem  Zu« 
schaitt  eiagefahrL  Bbein.  Bund,  IJL  97.  liV.  38i.  Sie  steht  auch  in  dea  Con- 
sdtationen  der  europ.  Staaten,  Tb.  n  (Leips.  1817.  8.),  S.  260  £f.  DerHerxog, 
so  liei&t  es  im  Eingang,  « glaube  seinen  Unterthanen  heine  heilbringendere  Con* 
stitiitioa  geben  sn  hönnen,  als  diejenige,  welche  Napoleon  der  Grofse  seinen 
V&lkera,  welche  er  als  Vater  liebt,  gegeben  bat».  —  In  Bat'em  ward  in  denen 
Profiiisen  (Baiem,  Nenburg,  Vorarlberg  iL  Tyrol),  wo  noch  landständische 
Verftssimg  bestand,  solche  suerst  dahin  gemindert^  dafs  die  landständischen 
SteoerCassen  abgeschafft  wurden  (Verordn.  ▼.  8.  Juni  1807,  in  d.  Regier.BIatt. 
Nun.  95),  dann  aber  aufgehoben,  durch  Verordn.  r.  1.  Mai  1808.  Rhein.  Bund, 
XVIH  466.  Dagegen  ward  eine  NtoionalReprasenuaum  för  das  gance  Reich,  in 
dessen  Constäution  y.  i.  Mai  1808,  (in  d.  (Constitutionen  der  europ.  Staaten, 
Th«  n,  Sji3a)  verordnet,  aber  nachher  nicht  angeordnet.  Rhein.  Bund,  XVRL 
^68.  XIX.  11  f.  Ki.9bxb's  [angef.  Uebersicht  etc.,  S.  9i5  f.  —  Verseichnifs  der,  über 
£e  Attfhebnng  der  Stände  in  den  RheinbundStaaten,  erschienenen  Schriften,  mit 
Anmerk.  u.  Zuaatcen)  in  der  Allemannia,  Heft  4>  ^  4^  (München  1816.  8.), 
S,  soi—aia. 

^Von  dem  Grofsbersogthnm  Berg,  a.  Rhein.  Bund  I,  118.  i3i.  IL  t5s.  —  In  dem 
Königr.  fTestpkaUn  wurden,  mit  Aufhebung  der  bisher  in  (Rarhessen,  Braun- 
schweig n.  Hannover)  bestandenen  landständischen  Verfassung,  Reichsstände  (ein 
Racbstrngbild)  eingeführt.  NapohotCs  Constitution  du  royaume  de  Westphalie, 
r.  i5.  Noy.  1807,  art.  11  u.  99—33.  Rhein.  Bund,  XIL  47^-  Constitutionen  diet 
europ.  Staaten,  Tb.  IL  S.  117.  HiifBXB's  Staatar.  des  Rheinbundes,  §.  187.  Nach 
<wei  8taats<2omddien,  Reichstage  genannt,  1808  u.  1810  (Rhein.  Bund,  XX.  319. 
^XIL  89.  XIX  3oi),  hörte  auch  dieses  Schauspiel  auf.  Rhein.  Bund,  XIX.  a8.  — 
Dieses  Muster  fand,  im  J.  1810,  Nachahmer  an  dem  Grofsheraog  t.  Frankfurt^  wel- 
cher eine  Constitution  v.  16.  Aug.  1810  (in  d.  Constitutionen  der  europ.  Staaten, 
Th.  n,  S.  a35)  gab,  und  fsa  Hanau  im  Oct.  1810  eine  Stlnderersammlung  halten 
lie&  (Rhein.  Bund,  XLVIL  i58.  XLiX.  ia6.  L.  i^a*)«  ^  ^  ^"^  Bertog  v^  A»' 
^MSfken,    Von  diesem  und  ron  Baiem,  a.  oben  Note  e. 

Pöins  (Fortsetaung  von  PossiLr*s)  Geschichte  der  Teutschen  (Leipa.  1819.  8.), 
S.  758—771. 

')  Han  I,  die  (Institutionen  der  europäischen  Staaten  seit  den  lotsten  a5  Jahren. 
I^  u«  Alted>.  Tb.  I  u.  H,  1817.  Th.  HI,  1810.  Tb.  IV,  i8i5.  gr.  8. 
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§•  285.  (217'.) 


Bundes-»  u.  siaaisreehiKehe  Naihwendigkeä,  l^eriragmät^keUi  Garanftf , 
u.  rietUerltcher  Schutz  der  landsiändischen  Fetfaisung.  Aufreekthal 
tung  des  monarchischen  Prineips.  ff^ider  Misshrauek  der  OffeHt- 
Uchieü  ut%d  des  Drucks  siehemde  Gesehäßordming.  Mimttmdk 
Cimirasignaiur  der  landesherriiehen  Verfügungen.  Feridmter  ier  ■ 
der  Eeit  des  t  Reichs  bestandenen  landsiandisehen  Ferfaaunjtn, 

1)  Die  GrimdTerträge  des  Teutsclien  Bundes  erklären  das  Sjrstea 
der  landständischen  Verfassung  (RepräsentativSjstem,  die  Voib- 
rertretung  bei  der  Regierung  darch  Landstände  oder  NationalReprlsenin- 
ten)  für  einen  nothivendigen  Bestandtheil  der  Grund verPassung  eiaa 
jeden  Bundesstaates ');  jeder  soll  ein  ständisch-Yerfassuagsmäsiger  s«tii 
Sie  Terpflichten  die  Bundesrersammlung,  darüber  zu  brachen,  dafste 
Bestimmung  nirgend  unerfüllt  bleibe  ^);  also,  dafs  in  jedem  ßnoi» 
Staat  eine  landständische  Verfassung  fortwährend  bestehe.  Die  Landstüll 
und  Unterthanen  sind  befugt,  Bewirkung  der  Erfüllung  der  in  den  G 
vertragen  des  Bundes  für  sie  enthaltenen  Bestimmungen ,  von  der  B 
▼ersammlung  zu  fordern  ($.  i84)  3s5  u.  327).  H)  Dem  zufolge  v;)r 
erwarten:  1)  dafs  die  Bundes  Versammlung  für  Erfüllung  dieser 
despflicht  Sorge  tragen  werde  c)^  9)  dafs  in  denen  Bimdesstaaten, 
landständische  Verfassung  nicht  schon  aus  der  frühern  Zeit  fortdaue 
wieder  eingeführt,  oder  errichtet  ist,  solche  ohne  langea  Vet 
werde  eingeführt  werden  ^;  3}  dafs  überall  den  Landständen  vese 
liehe  Rechte  werden  gelassen,  oder  eingeräumt  werden;  4)  ^^ 
landständische  Verfassung  allenthalben,  wo  sie  es  nicht  schon  ist, 
nur  zu  einem  vertragmäsigen  ff)  Hauptbestandtheil  der  Giao^ 
Verfassung  des  Staats  werde  erhoben,  sondern  auch  5)  ia^  ^ 
zweckmäsig  werde  gesichert,  und  ausdrücklich,  wie  aack  meiir'i 
schon  gesdiehen  ist/),  unter  die  Gewähr  des  Teutschen  Bbs 
(man  s«  den  folg.  $.)  gestellt  werden,  der  auch  ohnediefs  in  btsti 
ten  Fällen  zu  AufVechthaltung  derselben  berufen  ist  C§*  ^Ht  ^^^'  ^ 
üif'jd).  Sogar  von  auswärtigen  Mächten-  wurden  ehedem  ^u^' 
die  Rechte  teutscher  Landstände  garantirt  C$*  781  ^3*  IQ)  Ein  Besc 
der  Bundesversammlung  vom  16.  August  18241")  ^tzt  fest:  dafs  io  ^ 
Bundesstaaten  mit  landständischer  Verfassung  a)  streng  darüber  ^^^ 
werden  solle,  damit  in  der  Ausübung  der  den  Ständen  zugestaod^^nd 
Rechte  das  monarchische  Princip  ($.  98)  unverletzt  eA^M 
bleibe,  und  damit  b)  zu  4Jbhaltnng  aller  Mifsbräuche,  welche  iu^^^M 
Oeffentlichkeit  in  den  Verhandlungen  oder  durch  den  DracHflj 
selben  begangen  werden  kSnnen,  eine  den  Bestimmungen  der  wi^ 
SchlufsActe  (Art  67,  69  u,  53)  entsprechende  Geschäftordnung  * 
geführt  y  und  über  genaue  Beobachtung  derselben  streng  gehalten  werM 
IV)  Zu  richterlichem   SehuU   der    landständischen    Yerttmußf^^ 
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liieils  cm«  gnmdgesetzliche  Bestimmung  für  Verantwortlichkeit 
der  obersten  Staatsbeamten  (§*  842)^  theils  die  Yerordnung  eines 
(iurcli  Compromir$  gewählten  Schiedsrichter  Amtes  ({.  i3o),  theils 
die  Erriiitung  eines  StaatsGerichtahofest  als  richterlicher  Behörde 
ffider  Untemehmniigeii,  die  auf  den  Umsturz  der  Verfassung  gerichtet 
sbd,  und  wider  Verletzung  einzelner  Bestimmungen  derselben  A).  Auch 
ist  aosdrucbliche  Verpflichtung  aller  Staatsdiener  auf  die  Verfas- 
saagsurliunde,  in  manchen  Bundesstaaten  verordnet  <).  .  Y)  Damit  fiii* 
alle  Regentenhandiungea  die  grundgesetzliche  Verantwortlichkeit  der 
obentm  Staatsbeamten  bestehe,  ist  in  den  meisten  neueren  Verfassungsur- 
kaiuieD  fiestgesetsst,  dafs  alle  ron  dem  Soüverain  unmittelbar  ausgehenden 
iaadeslierrlichen  Befehle  und  Verordnungen  zu  ihrer  Gultigkett  der  Ge- 
genzeichnung (Contrasignatur)  eines  der  obersten  Staatsbeamten  bedür- 
ka]  eine  Bestimmnng,  die  um  so  nSthiger  erachtet  ward,  da  das  frühere 
Bechtonittel  der  Beschwerdeffihrung  bei  einem  Beichsgericht,  wider  Mifs- 
b&uch  der  landesherriichen  Gewalt  und  wider  Verletzung  der  Verfassung 
licht  mehr  Statt  hat,  und  da  durch  jene  Vorsicht  der  Erschleichung  landes- 
kerrlicher  Willenserklärungen  und  der  Unterschiebung  falscher  oder  yer- 
^hter  Ausferti^ngen  Torgebeugt  wird.  VI)  In  denen  Bundesstaaten, 
vo  früher  schon  landatändische  Verfassung  staatsgrnndgesetzlich 
^gründet  war,  ist  solches  unabhängig  von  dem  Fall  der  teut- 
(cfaen  Reichsverbindung  ^). 

f)  BundisAete,  Art.  iS.  Von  den  Freien  Städten  s.  ^.  341,  VI.  —  Von  der  merk- 
^«^digen  Geicbichte  nod  dem  Sinn  des  Artihels  i3,  s.  Hlvbkb's  angef.  Ueber- 
siebt  etc^  8.  194  A  Biovov,  des  proscriptions,  Th.  11  (Paris  i8ao.  8.),  p.  197-- 
^?*  —  Verhasidlangen  über  jenen  Smn,  und  über  die  Frage,  ob  swischen 
^^(bestaftfvw  Md  Umiständucker  Verfassung  «n  wesentlidier  Unterschied  sey, 
Iiomnieii  vor  in  den  carlsbacler  GonferenzProtorolien  r.  6  bis  Si.Aug.  1(819. 
Nttiu.  7—10,  i3,  19  u.  a3,  und  in  den  dazugehörigen  Betlagen  (Nebenbeilage 
lu  dtti  tiebeoten,  den  Nehenbeilagen  1,  3,  4,.  5  und  6  su  dem  achten,  und  Ne- 
benbeilage  t  zu  dem  neunten  Protocoll) ,  und  in  dem  Protoe.  der  B.  V.  v.  20. 
^t  1819,  §.  aao,  S*  657  ^^d  671  der  Orig.  Aasgabe.  «Ein  BeprSsentativSystem 
i«t  ■>  Teutschland  ron  den  ältesten  Zeiten  her  Rechtens  gevresenv,  erldärte 
Haimorer  auf  dem  wiener  Congrefs.  K&ÜBxa's  Acten  des  wiener  Cengresses, 
^  l,  Heft  1,  S.  68.'—  PreussentVerfaeibung,  unten  $.  s88a).  Will  man  unter 
^"»ittämdueker  Verfilssung  dne  in  mittelalterigem  Feudal-  und  PriTilegiengeist 
'uigericMete  Terstehen,  wo  die  nur  aus  Standesclassen  hervorgehenden  Land tag- 
^^ci^litigten  eunichst  nur  das  besondere  Interesse  ihres  Standes  zu  vertreten 
braaclieii,  hingegen  unter  AtpraMifftiftVVerfassung  eine  solche,  wo  jedes  Mitglied 
der  Ständerersammlung  das  allgemeine  und  das  besondere  hiteresse  aller  Staats- 
genossen  bei  der  Regierung  nach  eigener  gewissenhafter  Einsicht  au  vertreten 
^fliehtet  ist^  äUo  eine  Volksvertretung,  dann  ist  allerdings  ein  wesentlicher 
iBlenchied  zwischen  beiden.  VergL  §.  98a)/a395)  u.S79a).  —  Endlich  erfolgte 
i^dem  54.  Art.  der,  zu  einem  GrundgeseU  des  Bundes  erhobenen  iS*bb\  wienwr 
^^^sActe  V.  i8ao  eine  bestimmende  Erklärung  des  i3.  Art.  dahin,  dafs  «in 
iilen  Bondesstaaten  landatändische  Verfassungen  Statt  finden  sollen^;  wodurch 
^'^  ia  dem  angef.  Protoe.  der  B.  V.  v.  so.  Sept.  1819  angekündigte  Bcrath- 
«chUguni  und  ReschluTsnahme  überflüssig  gemacht  ward.  —  Fettsetoung  g^tcich- 
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firmigtr  GrumdsäUe  füXv  landtUndisclie  VerfaMiiiig,  K^hlug  OMtreicb,  am  n.Ho! 

1816,  der  Bundesvenammlang  ror.  Ht^Bn'»  StaaUarchlv,  Bd.  U,  S.  84. - 
In  die  Willlifilir  der  Fürsten,  stellt  die  Einführung  landatandiacher  Verftssunj 
C.  C  Dabuow  über  den  i3.  Art.  der  t  BundesActe.  Gott.  1816.  &  Dawide 
f.  Lvnra*«  Nemesis,  Bd.  VI,  8t  1  (t8t5),  Num.  7.  (Frhr.  ▼.  GAexur)  Der  £u 
Siedler,  Th.  I,  H0ft  3,  8.  do.  —  Im  J.  t83o  lieft  Jemaad  dniclien :  «Der  Furcfi 
▼or  Napoleon   verdanke  der  t3«  Artikel  «eineB  Urapnuig», 

i)  Wiener  SclubActe  t.  iBao,  Art  54-  Vergl.  oben  §.  997,  n«  die  VerbaBdlo 
der  B.  V.,  bei  Gelegenheit  des  Gesuchs  der  Prälaten  u.  Ritterschaft  des  H< 
aogth.  Holstein  um  Wiederherstellung  ihrer  landstand.  Verfassung,  in  d.  Proto 
T.  1823,  f.  199;  desgleichen  die  Verhandlungen  der  Beschwerden  der  bn< 
.  Bchweigischen  Landstinde  wider  den  Heraog  Carl,  in  den  Protoe.  der  B.  V, 
1899  u.  1830.  Von  noch  au  erwartenden  laadstlndiachea  Verfitsfuigeii,  oot< 
$.  188.  Die  SchlursActe  von  i8ao  hat  die  in  dem  Art.  i3  der  Bnndeslcte  fi 
gesetate  Verbindlichkeit  nicht  gemindert ,  sie  hat  dieselbe ,  in  den  Art.  54  b 
62,  verstSrkt.  In  dem  Protocoll  v.  so.  Sept.  1819  (§.  aao,  L)  erklarte  die  6.V| 
aus  der  NichterfiUlung  des  von  vielen  Seiten  geäufserlem,  ▼erschiedentlidi  au 
am  Bundestage  laut  gewordenen  Wunsches ,  daft  cur  Bildoiig  der  im  i3.  Art 
erwähnten  Verfassungen  eine  allgemeine  Norm  featgeaetet  werden  möge,  mt; 
wie  man  sich  jetst  freilich  nicht  mehr  verbergen  könne,  für  Teutschland  manches 
Uebel  entsprungen. 

c)  Sogleich  in  seinem  ersten  Vortrag  in  der  B.  V.  am  11.  Nov.  1816,  nuhote  das 
PrSsidium,  und  mahnte  späterhin   die  B.  V.,  durch  ihren  Beschluft  ▼.  10.  Min 

1817,  %.  91,  betr.  die  Reihenfolge  ihrer  CeschSfte,  dann  in  ihrer  proniorüc&a 
GompetensBestiramung  vom  la.  Juni  1817,  i-  4«  Num.  3,  an  Erfüllung  des  i3.  Ar- 
tikels der  BundesActe.    Nach  dem  Beschlufs  der  B.  V.  ▼.  a5.  Mai  1818  (JM^- 
T.  1818,  %.  117),  hatten  alle  Regierungen,  von  welchen  der  i3b  Art  der  Ba&da- 
Aete  noch  nicht  erföllt  war,  die  Verpflichtung  übernommen,  der  B.  V.  itf«^ 
JakrtifriH  die  geeigneten  Mittbeüungen,  ron  den  ferneren  EÜnleituagsn  ia  des 
standischen  Einrichtungen,   von  deren  Forlgang,  und,    wo  möglich,  von  är^ 
allseitigen  Resultate  SU  machoi,  welchem  die  B.  V.  sofort  vertraueaTolleatgcgeD- 
sah.    Vergl.  hiemit  die  Abstimmungen  in  dem  oben  <Note  h)  angcf.  Frotoc.  a. 
B.  V.  ▼.  1893,  S.  tag.    Daselbst  heifst  es,  in  der  hannöver.  Abstimmung,  Num.«^' 
«Eine  gesetiltche  Verbindlichkeit,  ohne  die  Möglichkeit  ihrer  Reahsatbn  in  der 
Zeit,  würde  kein«  aeyn;  und  in  einem  Grundgeseta  dea  T.   Bundes   darf  Aan 
Element  gefunden  werden,  das  sein  eigenes  Princip  auflöset«.    VeigL  UtfU^ts 
In  L.  L  V  *•  ^*  quod  quisque  juris  etc.  und  Prcufs.  allgem.  Lsndreclit,  Tb'  ^ 
Tit  4,  §.  ^74.  —  «Wenn  die  B.  V.  (d>end.Num.  3a)  ihre  Rechte  auftd)«  ^^^^^'^ 
würde  sie  ihre  Verpflichtungen  att%eben  können  v?  —  Von  der  Frage,  voa  dem 
Zeitraum,  mnerbaib  dessen  die  Erfüllung  dea  i3.  Art.  der  BundesActe,  die  &D' 
fÜhrung  landatändischer  Verfassung,  da,  wo  solche  noch  nicht  bestebt,  <b  er-  1 
warten  sey,  s.  man  gesandscbaftliche  Aeufserungen  im  J.  i8a3,  in  to  ?'<'  ^ 
Collen  der  B.  V.,  Bd.  XV,  S.  10«,  3o3,  389,  4 16  ff.  u.  419  ff.  —  Di«  ^^1 
der  B.  V.  für  Volkiehung  des  i3.  Artikels  der  BundesActe  findet  ^Z^ 
sammen  in  Hi.übib*s  f^uellensammlung  au  dem  öifentK  Recht,  Nom.  ^^  ^ 

8.  341  ff^ 

d)  Theiia  schon  vor  dem  angef.  Beschlula  der  B.  V.  v.  aS.  Mai  1818,  theib  ip»^'' 
hin,  machten  einsebie  Bnadeiglieder  bei  der  B.  V.  Anaeige  von  ihrer  £10^'^ 
einer  laadständischen  Verfassung,  etliche  von  noch  bevorstehender  Eidivd'^d' 
Man  s.  die  Register  der  Protocolle,  voc.  Verfassung.  .    .  . 

e)  Seiner  Natur  nach,  ist  das  Verfassung« werk  ein  aweiseitige»  Geschäft,^'" 
des  wechselseitigen  Gebens  und  Nehmens:  also  keine  Pollicitation,  fi^'"* 
in  jedem  Augenblick  widerrufliche  Verleihung.     Vergl.  oben  §.  1,  «"d  ^^ 
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von  StaaUGnindviirtr«^«!!  db^vcUs.  Note  /    Das  Verspreehen  und  Acoeptireu 
kmn  eben.  a^w^U  fttillschwei^end  als  aiudruddich  erfolgen;  das  leUste«  unter 
Anderenif  la  der  eralen  SlaBdeyeraammlung,  und  in  dem  Regierungseid  (V  946)* 
Ueber  landatändisclM  Repraaentatioa  in  dem  Grofiiliersogtlram  Hessen  (Stnttg. 
i8to.  8.),  6*  5,  7,  10  u.  4$.  *—  J>abar  siad,  in  der  Theorie^  pactiHe  Verfassungs- 
urkundea  die  Begel,  n«  wSr^ifirie  oder  gegebene  (tou  der  Regierungsgevralt  allein 
auigsgangeae,  eigentlicb  Majestitbriefe,  wie  die  Iranaösische  von  tßi4)  ^^^  •^us- 
nabmen.    Wider  das  ntueüige   Voraebreibcn  (Octroyirca)   landstlKndiscber  Ver- 
fassung, sprechen  die  Beispiele  von  Nichtannahme  einer  octrojirten  Verfassung, 
im  fß^aUe9iÜ4fk0U  (i8&4X  in  ¥linm6erir  (i8i5— i8t8X  KurküiMn  (i8i5  u.  1816). 
UfftDeimoti  (1819)»  GH.  Hfs^em  (i8ao)«  HofmnzoUernSigmMnnge*  (i833X  Hon- 
wmr  (i833y  gröÜstentheils;  man  s.  das  Protoc.  der  a.  Hammer  v.  10.  Dec.  t833). 
lock  fc  man,  auf  Veraalassui^  eines  hurhess.  Minist.  Rescriptes  v.  a.  Mai  1816, 
deo  Ifsaen  rhein.  Merkur,  18169  St   10.    Wider  ««ai  dem  Sugretf»   g^nachte 
Ver&fisungeii,  a*  Widerkgung  der  ehrenrührigen  Reschuldigiingen ,  welche  Sich 
Se.  DurchL  dor  Herj^tg  voa  Brauaachweig  gegen  Ihren  erhabenen  Vormund  etc. 
erlaabt  haben.    (HaanoTor  1897.  8,)«  S,  78.  -*•  AnsdrOcUich  tragen  das  Gepräge 
mes  yTtrags,  die  Verfasaangsarhunden  von  dem  K.  der  NiedtrLmde  (i8i5), 
Ton  S.  fTeimarEisemch,  ff^aUack  u.  Frmt^furi  (1816),  ^on  HiMurg^huustn  (181^, 
roa  fyüri^mierg^  wo  sogar  eine  constituireade  Ständevensammlvag  gehalten  ward 
(1819),  ^^A  BrauMsekmeig  (i8«o},  $•  Meimngen  (1899)^  Kurktssau  (i83i)«  im  Ein- 
gaag  u.  Art.   109,  $.  Jlunhurg  (i83iX  Hönigr.   Sächs^  (1^1),  Bramschmtig 
{id37\  HokänzoUemSiffmarmgen  (i833X  i4>P«  (i836).  AeltereBebpieleoben  i  i.f. 
Doch  findet  auch  eine  octroyirte  Verfasaung    den  Rechtsgvund  ihrer  Gültigkeit 
in  der  Anerkennung  oder   stillschweigenden  .Anaahnia  des  Volkes.     Das  mei- 
nin^scbe  Grandgeset«  v.  idag,  Art*  109,  setst  fest,  äätt  ea  mir  durch  Ueber- 
enutimntMng  des  Regenten  und  des  Landtags  abgeändert  werden  könne. 
J)  Die  Garmtif  des  T.  Bundes  ward  ia  fönenden  VerÜKsangsurkunden  aasdrfick- 
lick  als  SehiitHnittel  au%estellt:  1)  iader  #•  we4mtir*et*enaeküefnn  v.  1816,.  §.  111; 
a)  in  der  «.  küä6urghausücli«n  v.    1818,  §.  58|  3)   in  der  /.  cohurg-^atUfsUdsehen 
V*  1820,  V  lai;  4)  in  der  meimnguehen  v.  1829,  Art.  108;  5)  in  der  ^cAworj^Kr^- 
^<^rtluumsiJken  v.  i83o,  §.  \i\  6)  in  der  kurhetsischen  v.  i83i,  $.  i57$   7)  in  der 
^»"^tw^üem-sigmaringiMchen  v.  i833,  %,  199.  —  Zugesichert  ward  von  der  B.  V^ 
die  verlangte  Garantie,   in   den  Protoc.  der  B.  V.,   für  die  erste  1817,  §.  98; 
fiür  die  andere,  1818,  %,  228;  för  die  dritte,    182a,   $.  167;  seitdem  (seit  dem 
Cojigrefs  von  Verona)  hat  die  B*  V.  keiner  laudständischen  Verfassungsurkunde 
mehr  die  bei  ihr  nachgesuchte  Garantie  ertheilt,  nicht  denen  von  Baden  1818* 
von  Kurkf^itn   uad   Schwaribiirg$ondtrshau4en   i83i,    und   von   HokenwliermSig^ 
mrmgwn    i83$.       Kurhessen   und   SckwarzhurgSondersKmsen    machten    i83i    bei 
^  B.  V.  den  Antrag,  ihren  Verfiassungsurkuoden  von  i83o  und  i83i  die  daria 
nwähnte  Garantie   des  Teutscben  ßundes  au  ertheUen.     Die  B.  V.  beschlors 
Wraaf  anfangs   InstrucUonsEinhohmg  (Prot  d.   7.  Sita.  v.   i83i,  $.  5i.),  nach- 
her aber  (Prot,  der  33.  Sita-  v.  i83«-  §•  367)  Aufstellung  einer  eigenen  Commis- 
'^  zu  Begutachtung  des  in  Betrefif  der  Kurhessischen  Verfassung  gemachten  An- 
trags. Als  im  J.  i833  auch  HohenzotiernSigmartngen  den  Antrag  auf  Garantie  seiner 
Vwfauung  von  i833  bei  der  B.  V.  machte,  fafste  diese  (in  ihrer  89.  Sitz.  ▼. 
>)•  Sept.  ifl33,  Protoc.  (,  4of )  den  Beaehluia :  «Die  sur  B^utacbtnag  des  An- 
^^*  wegea  Uebemahme  der  Garantie  der  Kurhessischen  Verfassang  gewählte 
WestagsComroisstoa  wird  ersucht,  ihr  Gutachten  auch  über  die  gleichmasigen 
Anträge  in  Betreff  der  Verfassungen  iiir  die  Füntenthümer  SchwaraburgSon- 
^«rihainen  und  HohcnsoUemSigmaringen  »u  erstrecken».  —  Anch  Baden  machte 
^»  der  B.  V.  den  Antrag  auf  Gewährleistung  seiner  Verfassungsurkunde,   und 
^*^  V.  bescblofs  InstructionsEinholung,  in  d.  Prot.  v.  1816,  $.  3i4;  seitdem 
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nibt  die  Ssche,  —  Em  StaatogeseU  der  Grofi/lierBoge  von  Meddenhr^  ?.  4 
Not.  1817,  betr.  die  acliiederiohtcrliehe  EAUdieidoiig  der  Verlmimgssiretli^ei 
iwisehen  der  Landetherrsofaelt  und. den  LeudsUnden,  erhielt  die  Gtrantie  di 
B.  V.,  in  d.  Protoe.  ▼.  18161,  V  ^^7*    VergL  «orten  ^  «^^  d.  —  Von  der  Not 
wendigkeit  soloher  Garantie;  s.  Neae  allgem.  poUt.  Annalen,  Bd.XV.  (i8i5; 
S.  179  fi^  —  Von«  den  Teivcliiedenen  FbrmM  der  Garantie  *einer  Verfaisoo^ 
ter  welcben  jene  de«  Bondeft  als  die  letste  angeseigf  wird,  s*  Ana.  Haitis 
AlkL  Miauta*a  Archiv  lilr  die  neueste  Gesetzgebung ,   Bd.  I,  Heft  I,  (i83i| 
&  75f—8a, 

g)  In  Hi.VBBa's  9*eUensammlttng  au  dem  öAsnd  Reeht  ete.,  Num.  \iSL  S.  )i 
Vcrgl.  aach  die  SohlufsAete  ▼•  1830»  Artr  57.  au  dem  Besebluli  der  B.  V. 
a8.  Juai  i83a.,  Art  9«     ■        •  . 

A)  Baievische  Verfius.  Urlu  n  18181  Tit.  X,  $.  6  n.  f.     D^r  würtemb.  Verfan.V 
trag  y.  18191  S^S^^'^t  ^^^  diekönigl.  /odbucA«- Verfa89.ür]i.  ▼.  ^8^,f  i4f-i' 
veroi^nen  emen  StoßiisGwnckitko/,  au  gericbtlidiem  Schute  der  Verftssung 
erkannt  über  Unlemebmiiagen ,  die  auf  den  Umstura  der '  Verfkssaag  gericbi 
sind,  und  über  Verletayng  einaelner  Punote   derselben.    Eine  Anklage  l 
deCshalb  vor  ihm  gosch^hen,  sowohl- Ton  der  Regienmg  g^en  Mitglieder 

<    Ständerersammlung  und  dea  A^usscbusses,  als  auch  ron  den  St&nden,  nicbtoi 
geged  Mimsler  und  Deparlemen^Ghefs,  sondern  aneh  segen  Mitglieder  uod  hö' 
Beamte  der  Stande.     Anklage  nnd  Vertheidigung  geschehen  Qfientlich  und 
Protocolle  wierden  gedruckt.    Der  kdnigl.  säsduiscke  StGHof  wurde  eroibet 
a6.  f  ebn  i8ä4.    OPAZeitung  v;  &  Mars  i834. 

0  8.  httdbvrgfaaus.  Verfass  Urh    ▼.  1818,  $•  55.    S.  coburg-atalfeldisele  t.  18 
$.  lao;  S.  ihcidingische  ▼.  1894.  S-^  f* 

i>  Vefgi  di^  wiener  SehlufsActe  t.  i8so,  Art.  65  u.  56,  u.  oben  $.  49.  Aach 
oben,.  Note  e,  angef.  'Widerlegung  etc.,  S.  75  ft  —  Die  Geschichte  derVerhad 
lungen  über  den  angef.  Art.  56,  in  den  Wiener  MmisteriitlConfereDxen  ' 
Dec  1819,  wird  eraahlt,  in  der  gedruckten  Eingabe  der  Landstinde  desFfinte 
thums  Lippe  bei  der  B.  V.  v.  18144  Anl.  ▲,  8.  3i. 


§.  284«.  (217b.)  . 

Bestimmungen  der  wiener  Se/UussActe  v.  £820. 

Freikeä,  ^b  ständi9tht  Verfas4img'  zu  ordnen,  Aenderung  derseiben,  ntir  auf  verjw 
swkgsm&sig$m  f9^tg.  BtmdesnUUtgv  Beschränhmg'  bei  EinriehZung  dieter  ferjau^g' 
Curmtie  de^  Bundet.     Besthrärthmg  der  EAmiriung  von  Seite  der  B.  V.    FerhUaus 

'  der  Freien  Städte  tu  dem  fS.  Art,  der  Bundes  Acte, 


.  ) 


Aüfser  dem,  daf«  die  wiener  SchlufsActe  ron  1820  der  Biwde*- 
Tcrsammlung  zur  Pflicht  macht,  dafür  zu  sorgen,  daCi  in  jedem  Band«- 
Staat  eine  laadständiscba.  Yerfassung  for^Sbrend  bettebe  ($•  383  )f  ^^ 
dieselbe  noch  folgoide  Bestimmungen  «)•  I)  Den  soarerainen  Fürst^ 
der  Bnsdesataaten  bleibt  überlassen,  die  landstandische  Yerfassung^  ^J^ 
innere  Landesangelegenhcit,  zu  ordnen,  mit BeniksicBligung sowonl  er 
fruherhiri  gesetzlich  bestandenen  ständischen  Rechte,  als  auch  der  gcg^"' 
wärtig  obwaltenden  Verhältnisse  b).  113  Landständische  Verfassung««^'  ^|* 
in   (übereinstimmend   von   den   Betheiligten,   ausdrücklich  oder  stillscli^^»' 
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jend)  anerkannter  Wirksamheit  bestehen,  k5nnen  nur  anfrei^- 
fassungsmäsigem  Wege  abgeändert  werden  c).  HI)  B^(' Errichtung 
und  Elnricktuog  der  landstandischen  Verfassung  in  den  Bundesstaaten,  sind 
folgende  ronB and.es wegen  ^)  .gesetzte Einschrank nagen  zn  beobach- 
ten. i)Da  der  Bund ,  mit  Ausnahme  der  Freien  Städte,  aus  soÜTerainen 
FCfstea  bestdit,  so  maft,  dem  hiednkh  gegeben\en  Gnitoäb|^griff  ^nifölgc, 
die  gesammte  Staatsgewalt  in  de^i  Oberhaupt  des  Staates  ver- 
einigt bleiben,  und  der  Souyerain  kann  durch  eine  lan45tändische  Yer- 
fassong  9ur  in  der  Ansubaug  bestinanter  Rechte  an.  die  JUitwirknng  der 
Stsnde  gebdnden  werden  ^%  a )  Durch,  landstandisohe  Verfassung  darf 
kein  Btmdesfurst  in  der  ErfSilung  seiner  bundesmäsigen  Verpflich- 
tungen gehindert  oder  beschranlit  werden/)..  3)  T^ö  (Jeff entlich- 
keit  landständischer  Verhandlungen  durch  die  Verfasswg  gestattet  ist 
({.  3oo),  muTs  durch  die  Geschä'ftordnung  dafür  gesorgt ,  werden ,  dafs  die 
{esetslichen  Grenzen:  der  freien  Aeufserung,  weder  bei  den  Verhandlungen 
selbst y  noih  bei ' deren  Bekanntmachung  durch  den  Druck,  auf  eine  die 
Rahe  des  einzelnen  Bundesstaates  oder  des  gesammten  Teutschlandes  gefähr- 
dende Weise  überschritten  werden  rt»  IV)  "Wird  von  einem  Bundesglied, 
lur  die  in  seinem  Lande  eingeführte  landständische  Verfassung,  die  Garan- 
tie des  Bundes  nachgesucht,  so  ist  die  Eundesrersammlung  berechtigt, 
solche  zu  übernehmen»  Sie  erhält  dadurch  die  Befugnifs,  aaf  AnrufVmg 
der  Betkeiligten^  die  Verfassung  aufrecht  zu  erhalten,  und  die  über  Aus- 
legung oder  Anwendung  derselben  entstandenen  Irrungen,  so  fern  dafnr 
nicht  anderweit  MitJtel  und  Wege  gesetzlich  rorgeschrieben  sind,  durch 
gütiiclie  Vermittlung  oder  cfompromissarisdie  Entscheidung  beizulegen  A). 
V)  Anfser  dem  Fall  der  übernommenen  besondem  Garantie,  und  der  Anfrecht- 
haltung  der  über  den  i3.  Artikel  der  BundesActe  hier  festgesetzten  (in 
gegenwartigem  $.  erwähnten)  Bestinmiungen,  öder  einer  bei  ihr  angebrach- 
ten Beschwerde  über  Verletzung  der  Cwenn  gleich  yon  dem  Bund  nicht  beson- 
ders garantirten)  Grund?erfassung  des  Landes  ($•  aaS)^  oder  in. einem  Fall 
der  (in  dem  folgenden  §.  angezeigten)  Bestimmungen  des  PlenarBeschlui^ 
«s  der  B.  V.  vom  3o.  Octöber  i834,  ist  die  B.  V.  nicht  berechtigt, 
iu  landständische  Angelegenheiten,  oder  in  Streitigkeiten 
2"^»chen  den  Landesherren  und  ihren  Ständen,  einzuwirken,  so  lange 
»Iche  nicht  den  Charakter  aufruhrischer  Bewegungen  oder  wirUichen 
Aofrohrs  annehmen,  in  welchem  Fall  die  Bestinunungen  der  Artikel  a6 
^  27  dieser  SchlufsActe  Anwendung  finden  «).  VI)  Die  Anwendbar- 
keit des  i3.  Artikels  auf  die  Freien  Städte  überläfst  die  wiener  iSchlufs- 
Acte  der  Eigenthümlichkeit  ihrer  Verfassungen  ($•  a4o). 

')  Die  ErOrtemngen  und  Berathseblagungen  über  den  i3.  Art.  der  BnndesActe, 
^  über  die  hndstSndische  VerfassiUig  in  den  Bundesstaaten ,  weUhe  in  den 
^eoer  MinisterialConfereneen  Ton  1819  u.  1620  Statt  hatten,  findet  man  in  den 
fijr  diese  aufgesetzten  (ungedruekten)  Protocollen ,  Kiun.  6,  '',  8,  9  «;  18,  rom 
!'>•  19.  14.  u.  s8.  Der.  1819,  11.  v.  11.  Mai  1890. 
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6}  Wiener  ScUufalcte  t.  iSao,  Art  55, 

c)  Wiener  ScUulkActe,  Art.  66.  Bestritten  ward  die  Frage  Ton  dem  Dawjn  n 
erkannter  fß^irktamkeü,  in  den  Verhandlungen  bei  der  B.  V.  i)  i8i3  u.  1814,  ^ 
Gelegenheit  der  (yon  der  B.  T.  für  unbegründet  erhUrten)  Beschwerden  der 
Prilatea  und  Bitterschaft  des  Hersogth.  HoUtem,  Prot,  der  B.  V.,  Bd.  IV,  5. 
99i-*3€4  n.  386-469;  XVI,  8.  3  ff.,  Beachhifs  der  B.  V.  tbendas.  XY.  536. 
XVL  &  u.  in  B&itua's  QuBUeaaammlttog  ni  deai  öfleatL  Becht«  a  3^9  £,  m^l 
unten  ).  188«  b;  a)  1829  u«  i83Qt  in  der  Beschwerdesache  der  hrawudimngudM 
I>ndstände  wider  den  Heraog  Carl  ($.  247  b  u.  aSd  d),  worin  am  4«  I^ot.  iföo 
in  der  B.  V.  der  Beschluls  erfolgte :  «dafs,  nach  Art. ^54  u.  S6  der  wiener  Schlut» 
Acte,  die  in  anerkannter  Wirksamkeit  bestehende  erneuerte  LandschafUordau^ 
▼.  J.  i8ao  nm  Hdchstdemaelben  (dem  Heraog)  nicht  a«f  anderem  abverfauaip 
masigen  Wege  abgeändert  werden  Mune».  Hmnvfv^rs  VeHasswig  nm  Jak 
i833  ist  durch  eb  Patent  seines  neuien  Honigs  Ernst  ^ugiu$  vom  1.  Nor.  i&^ 
gänslich  aufgehoben  worden.  —  If  ach  den  Art.  56  u.  58  der  ScUalsActe,  u&- 
ter  Anderem,  ist  auch  die  Frage  eu  beurtheilen:  ob  und  wie  fern  eine  Stub. 
regterung^bttfitgt  sey,  eu  Bundetbtschlussen ,  die  mä  der  LandetGrumberßsnHg  a 
fßTiersfnuA  st9hßn,  ihre  Zustimmnag  au  geben?  und  ob  und  wie  weit  BskUbisi 
dieser  Art,  selbst  nach  erfolgter  Bekanntmachung  (ta5  u  414  u.  t\  laadmer 
fassungsmäsig  in  demselben  Lande  Terbindende  Kraft  haben?  VergL  die  Srbli4 
Olausel  in  der  k.  baierischen  Bekanntmachung  des  Prefsbeschlusses  t.  1819, 
unten  §.  5o4,  Notel^,  u.  die  Verfassungsgesetse  der  Bundesstaaten  über  k 
Verantwortlichkeit  der  Minister  (§.  34«). 

d)  Dafs  der  Bund  nicht  berechtigt  aey ,  eine  allgemein  Teribindeode  Rsgel  aber  k 
Verfassung  der  cinselnen  Bundesstaaten  aufausteUen,  behauptet  Änu,  is^er 
oben  (».  ai6)  angef.  Schrift,  S.  5i  ff.  Vergl.  auch  den  angef.  Art.  56  der  Sciiiuü 
Acte  Ton  i8ao. 

0  Wiener  SchlufsAete,  Art.  57.  Beschlufs  der  B.  V.  in  dem  Proloc.  r.  16.  iafr 
i8a4>  f.  >3i,  Bd.  XVI,  8.  a63  der  Quart  Ausgabe,  dafs  «in  allen  BttadesstaaUfa. 
wo  laadatändlsche  Verfkaaungen  bestehen,  darOber  gewacht  werden  solle,  danit 
ift  der  Ausfibung  der  den  Standen  durch  die  landstSndische  Verfsssang  luge 
standenen  Hechte,  das  monarchische  Princip  unverletst  erhalten  bleibe«. 

/)  Wiener  SchlufsAete,  Art.  58.    Vergl.  unten  §•  196,  X. 

g)  Wiener  SchlufsAete,  Art   69.    Auch  a.  man   den  Bescbluft  der  B.  V.  ^om  16 
Aug.  i8i4f  oben  $.  i83,  ÜL 

A)  Wiener  SehlmbActa,  Art.  6a    Vei^  %,  o83,  914,  aa5  «.  a84b. 

1)  Wiener  SchlufsAete,  Art.  61.  Vergl.  jedoch  oben  §.  m5.  -  Di«  ;^'A^'  ^ 
Bimdesver^animlmig  £u  Einwirkung  in  landständuche  Angelegenheiten,  oder  m 
Streüiff ketten  awischen  Landesherrschaften  und  ihren  Standen,  erhalt  ihre  Bestim 
mung,  theils  durch  den  in  der  BundesActe  erklarten  Bundesaweck  (§.  t<^  ^  ^^'^ 
aberhaupt,  den  auch  die  wiener  SchlufsAete  von  i8ao,  Art.  3  u.  9,  «1«  oberttw 
Grundsats  der  gesammten  Bundesverfassung  bestätigt,  theila  durch  ^^ 
Bestimmungen  dieser  SchlufsAete,  bei  der  man,  ohne  sie  mit  «ich  selbit  io  n^ 
d^rspruch  su  setsen,  die  Voraussetzung  nicht  wagen  darf,  dafs  d^rm  ^ 
Beschränkungen  jener  Befugnifs  hätten  gemacht  werden  wollen,  irelcw^^ 
BundesEweck  aufheben  oder  wesentlich  yerändem;  diesen  Zweck,  ''^''^i^m 
die  Sicherung  und  Handhabung  eines  jeden  RechUztutander  ein  Hauptbes^^ 
i»t  Ö.  ai?).  Nicht  blofs  einzelne  Artikel  der  BundesActe  und  der  wiw*r 
ScMiilaActe,  sondern  auch  die  Gfsammtheit  derselben  in  ihrem  ;umi»bi^»°^* 
verbondfi  mit  dem  Art  33  der  SohlufaActe,  begründen  eine  gewisse  Comr 
ttmz  der  B.  V.  in  dem  kndständiscben  Verfassungswerk.  GuUchtcn  i« 
Protocollen  der  B  V.,  Bd.  XV,  S  429.  —  Die  Einwirkung  oder  J^"»"*'*!;^ 
der  B.  V.  in  die  genannten   Angelegenheiten  oder  Streitigkeiten,  ist  »wnw^ 
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entweder  tod  Betheiligten  verkttgu  (ad  iaatantiam),  oder  «m^'  verUmgU  (e« 
o0cie).    FSUe,  wo  die  leiste  (aber  auch  die  erste)  su1Sm%  i9ti   sind  in  der 
ScUttiiActe  namentlich  angegeben,  in  den  Art.  25,  16,  37,  57,  58,  u.  59i     Von 
der  ersten   erwähnt  diese  Acte  nur  Eines  Falles  ausdrüchlich ,  in  dem  Art.  6o. 
Wollte  man  aus  der  Fassung  des  Ardkela  61  ein  Argument  iUr  die  Behauptung 
herieiten,  daflh  mtr  in  denen  FIHen,  welche  die  SohluiSiActe  (In  den  Art«  ai^  %% 
57,  58,  59,  60  11. 61)  auadrflcldich  beseichnel,  die  B.  V*  an  yerlangter  Eiiiwirkiiiig 
baftigt  sej,  so  würde  solche^  au  viel,  mithin  Nichts  ]>eweisen.     Es  würde  be- 
weisen, dals  die  B.  Vt  au   von  ünterthanen  oder  Landstanden  verlangter  Ein- 
TTirkung  in  landstandische  Angelegenheiten  oder  Streitigkeiten  auch  dann  nicht 
^ugt,  geschweige  denn  verpflichtet  sej,  Wenn  die  Landesherrschaft,  aulser  den 
in  ier  SirhluftActe  namentUdi  genannten  F&Ilen,  den  durch  die  Bundes  Acte  a]L> 
geona  ngeaicherten  Bechtaivstand  ($•  106  u.  ai7)  offenbar  verletzt ,  wenn  sie 
L  B.  die  Erfüllung  des  i3.  Artikels  der  BundesActe  verweigert,  wohlerworbene 
Rechte  der  Landstande  und  ünterthanen  verletet,  die  bestehende  landständische 
Verfassung  nach  Willkühr  aufhebt,  wesentlich  verändert,    oder  anEuerkennen 
steh  weigert,  die  landesherrliche  Gewalt  mi&braucht.     Auch  spricht  schon  die 
prorisorische  GompetenzBestimmung,  in  dem  Prot.  v.  la.  Juni  1817,  («.aaf,  litl 
Cf  Hum.  9  (Rx.ilBBm's  Quellensammlung  etc.,  (.  139),  der  B..Y^dlfiLJCompeteii«  ; 
zn,  wenn  ganse  Corporationen  und  Qassen  bei  Ihr  Beschwerde  fühlten.  Über  ; 
Verleüung' Ihnen  in  der  BundesActe  Ibestimmter,   oder   darin  ausdrücklich  ein-  . 
geräumter  Gerechtsame.     Endlich    ist    auch    in   dem   3.  Art.  der  SchlulsActe  '- 
(erordnet,  dals  in  solchen  Fällen,  wo  die  Vorschriften    der  Grundgesetae  des  > 
Bundes  nicht  hinreichen,  die  Wirksamkeit  der  B.  V.  durch  die  in  dem  Grund- 
vertrag  bexeichneten  Bundeszwecke  bestimmt  werde.    Nach   diesen  Grundaätaen» 
ist  die  Frage  von  dem  Reeure  der  LtmdsUMe  und  Onfer$hanen  an  die  B^Y««  und 
Too  der  Cmmpeienz  der  letaten  hierauf,  au  beurtheilen,  wovon  V  '>7  ^*  >*^* 

§.  284^ 

Schkisriehierliehe  Entscheidung    van  Streüigkeden    zwischen   Regie- 
i^vi^  tmd  Landsiänden,  oder  m  Freien  Städten  zwischen  dem  Senat 
und  den  verfassungsmäsigen  bürgerlichen  Behörden, 

Ihach  einen  PlenarBeschlofs  der  Bandesyersammlung  vom  3o.  OctfH 
^r  i834  —  abgefalst  in  den  in  der  ersten  HSIfte  des  Jahres  i834  « ^ 
Wien  abgehaltenen  Oabinetsconferenzen,  über  die  gemeinschaftiichen  Ange«* 
l<gc»k«len  des  teutschen  Vaterlandes p  —  wurden  Schiedsgerichte«) 
^Afieordnet,  zu  facaltativem  Gebrauch  für  Entscheidang  yon  Streitigkeiten, 
»wohl  1)  zwischen    Regierang  und  Ständen  eines  Bandesstaates,  oder  in 
freien  Städten  *)  zwischen  dem  Senat  nnd  den  verfassungsmäsigen  bürger- 
ten BdiSrdea  (ia  allen  den  Fallen,  wo  nicht  darch  Gesetss  und  Landes- 
'crfuiung  för  diesen  Zweck  bereits  Vorkehrungen  getroffen  sind),  als  aaeh 
V  zwischen  Bandesgliedem   unter  sich  (wenn  die  streitenden  BundesgUe- 
^^)  im  beiderseitigen   EinverstandniTs,  diesen   Weg  dem  anderwett  ange- 
^'finelen  y erfahren  —   §.  216, 173  ft  —  rorziehen).  —  um  das  Schieds- 
ß^cht  zu   bilden,   ernennt  jede   der    17  Stimmen  des  engern  Rathes  der 
^'^'ttversainnilung  ans  den  von  ihr  reprätentirten  Staaten,   von  3  zu  3 
'bren,  zwei  durch  GharahteF  und  Gesinnung  aasgezeichnete  Männer,  welche 
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durch  mehrjShri^n  Dienst  hinüiiglicbe  Henntnisie  vi^  GeschiflJHldug, 
Aet  Eine  im  Juridisclieh,  der  Andere  im  administratiren  Fache,  erprote  habeo' 
pie  erfolgten  Ernennungen  werden  der  BundesTer^ammlung  angezeigt,  und 
j^fidieaer   SffeDtl^:li,.bekan];it.gefnacnL    Wird^  im  eiuselnen  Fall,  sclu«^)- 
ncbtorlicke  £ntsoheidmng  nochgesuchtf  so  h»ben  die  ^reitenden  Theile  ui 
der  betiahttt  gemachten  ^Listii'd^  34  Spvuchmakiner  in  der  Regel  seclis 
Schiedsrichter,  jeder  yon  ihnen   dfd,  auszuwählen,   wobei  jedoch  in  Er- 
mangelung beiderseitigen  Einverständnisses ,   die  von  den  betreffenden  B^ 
yi^iingen  selbst  ernannten  Spruchmänner  ausgeschlossen  sind*    Dem  üeber- 
dnhonraien  heider  Theile  bleibt  überlMaeni  siplK,<mf  die  Wabl  tob  a  oder 
4   Sciriedsriditern  zu  beschranken,  oder   deren   Zahl  auf  8  aossadehoei 
Erfolgt,   nach  vereinbarter  Benzfting  an '  das   Schiedsgericht,  und  naclidea 
insbesondere,  im  Fall  i,  äie  Kegierung  den  Standen  die  Liste  der  Spradh. 
mäimer  mitgetheilt   hat,  die  VVahl   der  Schiedsrichter    nicht   binnen  rat- 
*  Wochen,  so  ernennt  die  ^vMsdosversammlung  die  leteteiren  statt  des  um* 
gen  Theiles.     Die  Schiedsriditer.  wählen  aus  der  Zahl  der  übrigen  Sprad- 
mähner  einen  Obmann;  bei  Gleichheit   der  Stimmen   wird  ein  solcher  tob 
der  Bundesversammlung  ernannt.      Nachdem   die   Acten,  spruchreif,  dea 
Obmaz^i   übersendet    siudi    überträgt    dieser    zwei    Schiedsrichtern,  deret 
Einer    aus   den    von   der   einen   Partei,    der    Andere  aus  den  ron  des 
Gegentheile  Erwählten  zu  nehmen  ist,  die  Abtassong  der  Belation  und 
fler  Correlation.     Demnächst  versammeln   sich  die  Schiedsrichter  und  ent- 
scheiden  den  streitigen  Fall   durch  Mehrheit  der  Stimmen.    Etwa  Mf 
Ermittelung   oder  Aufklärung    von   l'hatsachen    verschafiBt    die  BundesTer* 
Sammlung  dem  Schiedsgericht  d^^^ch» 'die.  Bundestagsgesandten  der  betbei* 
ligte^  Regierungen.     Wird   nicht  hierdurch,  ebe  Verzogening  unrermeia- 
lieh,   ao   soll    die    Entscheidung  *  spätestens   binnen   vier  Monaten,  von  of"^ 
Ernennung  des  OWÄnnes.  an  gerechnet ,  erfolgenV-und  es  soll  dieselbe  d«? 
Kraft  und  VVirhung  eines  austrä'galgerichtlichen  Erhenntnisses  haben,  ancii 
die  bundesgesetzliche  Executionsordnung   dabei  zur  Anwendung  koouneo. 
Bei  Streitigkeiten  zwischen  Regierung  und  Ständen  über  die  Ansätze  öoe$ 
Budgets  insbesondere  erstrecken  sich  Kraft  und  Wirkung  des  schiedsncb- 
terlichen  Ausspruches  auf  die  Dauer  der  SteuerbewiiligungsPeriode,  ^^|^^ 
das.  in  Frage,  stehende  Budget  umfafst    Anstände  über  die,  den  betbeilig- 
ten  Staaten  zur  Last  fallenden  Kosten  werden  durch  die  Bundesversamm- 
lung.: erledigt.     Bei  Streitigkeiten  zwischen  Regierung  und  Ständen 'oi'^ 
die  schiedsrichterliche  .  Entscheidung   nothwendig   jeder  unmittelbarem  1^^' 
9!wi9phenknxift  der  Bundesversammlung  ($•  2184  a  lY)  vorhergehao* "  ^  ^^^ 
Befchlnfs  dev  Bundesversammlung  selbst  erklärt  im   übrigen  den  Gebrauc 
difties  Scbiedsg^richtß  für   facultati?,     Nicht   nur.  allgemein  bum  ^«^^ 
in  Bondesstaa^tt  durch  landesgrundgesetzliche  Uebereinkunft,  sondern  au 
in  einzelnen  Fällen  besonders   durch  specielle  üebereinkunft,  ß*'  StreiVg- 
keiten  zwischen  der  Landesregierung  und  den  Ständen    ein  andei^  als 
bundesvertragmäsige  Schiedsgericht  angeordnet  wei<den. 
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4)  Ai»OLrB  Absou»,  cU«  richterliche  und  Tolkiehende  Geitalt  ii9B  deuteclMa  Biiadee, 
mit  besonderer  Rücksicht  auf  da#  durbh  ikn  BuHdültesehhiOi  rmä  3ouOctw  i834 
eia^emhrte  BnndesSchledbgerichc.  8tuttgi  >835.  0. «  Dan  ■eviel  Stfjiiedsgoidht.  fär 
die  eonstitutionellea  Staaten  in'Dentsehländ;  Fi^anlifi'  i£36/  &  MifeioB,  Arahir 
f.  d.  neueste  Geseti|gfefoong"irller  deutschen 'Stltateii;  Bdi>VLfi.  3«  S«  i44.Fraakf. 
i836.  8L  Ist-  eine  analoge  JknweBihtiig'  'dea  iieven  BikBdes-Schiedsgevidits  auf 
Hamburg,  io  lange  dessen-  Verfasanng  besteht,  gedenkbir? .  Hmfeibnrg  18S&  8- 
Frbr.  L.  Rinms,  patriotJ  Phantasien  eines  Juristfn^  XXI,  S.  3ift*  .Oldeilburg  »836. 
Frasz  Frhr.  t.  Gbübk»,  Abhandlungen  über  Gegenstände  des-  öffentL  B«  dea  d. 
Bundes  o.  des  Staatsr.  der  Bundesstaaten.  Betrachtungen  über  das  bundesge- 
»etstiche  Schiedsgericht.  Heft  Ü.  i5o.  Stuttg.  i836.  8.  Betrachtungen  über  den 
Bandestagsbeschlufs  vom  3o.  Oct  iQS^«  die  Einführung  des  Instituts  der  Schieds- 
Tkbter  betr.,  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  Anwendbarkeit  desselben  in 
Bijern,  Ton  Dr.  Thnak  in  Würsburg;  in  r.  Zvauni's  Zeitschrift  für  Theorie 
xad  Praxis  des  Bayer.  Givils  Criminail.  n.  öff^ntl..  Rechts,  Bd.  H,  Heft  1  (Mün- 
rben  i836),  Num.  ^  Pji.  Faiipa.  Vfn,B,  Frhr.  r.  IjBovhaiu>X7  das  AusträgaWerfah- 
rca  des  Deutschen  Bundes.  Frankf.  i838.  8. 

i)  Der  46.  Art.  der  wiener  Gonfp^efsActe  rom  Jahr  i8t5  in  Betreff  der  Verfassung 
der  freien  Stadt  Frankfurt' erhjUt  jedoch  hiierduroh  keniß  Ab&nderung  CArt,*XI, 
d«i  Bdstgsbeschl.);  s.  §...316.- 


.  i 


§♦^85» 


OJ&) 


BmtftGesichtfhmete,  des  heutigen  landstätidüe'heu  VerfätmngaSystetM. 

Sein  jetziger 'Bestand: 


t 


/J ,  in   äf»    Freien   S^ädpgn, 


in    em  .heulen  Zustaiid   des.BeprfisenUtiYSjstQniSf jn^dea  teutschea 

BimdeMtaaten,  ist  inebrfacl^^,  y^rs9hie.deii;beit.  b^erj^^     thctils  nach 

der  Staitsform,   theik'  nach  Form,  Ursprung,,  Entsteh^uT^gsaitv  A^sbilduii^ 

und  Aasdeh&nxig  des  Instituts,  theils  nach  sjeinen    Grundl^gpn   und   nach 

Qer  Art  und  dem  ümf^ing.  seiner  Wirkongshefugnisse^,   Ail^  d.i^se  rerschie- 

ienen  Betrachtungen  sind   ki  der  hior  folgenden  Da^tellong  in.  Betracht 

za  nehmen*  .  A)  lo   den*  Freien  Städten«  wo  die .  Staatshoheit . ihrei; 

dabstanz  .nach  der  Stadtgemeinde^  die  Ausübung  der^äpfseren;Hp]|ieitrechte« 

nnd  die  yplleiebeDde  Gewfdt,:  mit  Einschlafa- dcf  iYei*waIt;aQg,  eineiii  y» 

>«mcn  Gliedern  wahlbaren  Ratb    oder    Senat,    unter  mehrfacher  Mitwir- 

^   und  Bei<Mrdnung  TOn  BSrgerBef  räsentan^p  zdstehty,  y ertrat,  frijhjei; 

tthon,  osd  yertritt  iet^  wieder,  zum.Theil  neu  .gebildet,  ein  rmehr  oder 

^^tger  za^eioher  Au^schars  der  Bürgerschaft. ^j)9s  ipt^.  reffcbie- 

^^en  Benennungen,  an  der  Seite  des  Senats,  die,  SteUe.deis,  in  andera 

<><uuieistaaten  bestehenden,  oder  noch  einzuführenden  Xtandstände  ^).    Die 

^itner  SchlufsActe  Ton    1820,  Art.    62,   erkennt  die  Anwendbarkeit  des 

^^*  Artikda  der  BundesActe  auf  die  Freien  Städte  i^  .so  weit,  als  die,  be- 

^iwen  yerfaaefingea  und  Yerhältnisae  derjselben  e»  zalasaen*-  - 
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a)  Mail  •»  cbea  $.  «4^  tt.  L 

B)  £rU8riuig  der  Freien  Slidle»  io  d.  Protoc.  der  B.  V.  ▼.  1818»,  f.  41 ;  wo  n 
hetbt;  «Je  gücUacber  dcli  die  Freie»  SOdt»  in  dieser  Lege  befiaden,  «n  so 
lebbafWr  nissea  tie  iich  mit  dem  T/Vnntcbe  Tereiiiigee«  durch  eDgsaMbe  Ans- 
ftthtuag  dee  i3.  Art  ein  BedfirftniSi  erfölll  ea  sehen,  vr^ches  e^  diiBgeadia 
frerden  telicinl,  und  deieen  Belnedigung  eine  der  si^Mrtlen  GniB&|a 
der  Krall  des  Bundes  rar  Erhaltong  der  iuljMm  und  nuwm  SiclwriMit  kti 
wird,  die  snletst  dock  hauptsaoUieh  auf  der  Zufriedenheit  ^ler  Bfirgor  der 
BundcsaUaten  beruhen  niuCi». 


§•  286« 


(219.) 


2)    in  den  m^nmrekiieh  geJormUn  Bund^sstamien; 
wo  imndständiieke  Verfassung 

a)    theils    neu    errichtet    ist. 

B)  Was  die  monarchisch  geformten  Bundesstaaten  betrifiti  so  ist 

I)  in  einem  grofsen  Tiieil  derselben,  seit  Aoflosong  des  rheinischeo  Buo- 
desy  eine  landstandische  Yerfassnng  neu  errichtet  worden,  nachdem  die« 
selben  firüherhin  entweder  keine,  wenigstens  keine  in  dem  jetzigen  Umfu; 
des  Landes,  oder  eine  anders  gebildete,  zum  Theil  unlängst  factisch  auf- 
gehobene, hatten,  die  in  manchen  yon  der  Landesherrschaft  war  aufgehoben 
worden.  Die  Staaten,  worin  solches  geschehen  ist,  sind  folgende,  geordnet 
nach  der  Zeitfolge  ihrer  Yerfassungsarkunden,  welche  hierfür 
die  Geschichte  der  Bildung  und  Entwickelung  des  RepräsentatiTSjsteiDS, 
so  wie  der  Inhalt  dieser  Urkunden  in  Absicht  auf  die  bei  ihrer  EntstehuDg 
herrschenden  BegierungsMazimen,  mehr  oder  weniger  bemerkenswertli  ist: 
i)  das  Herzogthum  Nassau  «);  3)  das  Grofsherzogthnm  Ln^xembarg^); 
3)  die  FurstenthOmer  SchwarzburgRudolstadt  <?),  4)  Schaom- 
burg  d)  und  5)  Waldech  «);  6)  das  Grofsherzogthnm  Sachsen- 
WeimarEisenach/);  7)  das  Fürstenthnm  SachsenHildbarglaQ' 
sen^);  welches  nach  semer  im  Jahr  18« 6  erfolgten  Vercinignng  roit 
Meiningen,  im  Jahr  1829  eine  mit  diesem  rereinigte  landschaftfiche  Ver- 
fassung erhielt  (unten  Num.  16);  8)  das  KSnigreich  Baiern  A);  9)  ^^ 
Grofsherzogthnm  Baden«);   10)  das  Ffirstenthom  Liechtenstein 0; 

II)  die  KSnigreiche  WSrtemberg  ')  tmd  iä)  Hannorer«);  >3)  d«J 
Herzogthum  Braunschweig,  nebst  demFurstenthum  Blanltenbarg^; 
14)  das  Grolsherzogtitium  Hessen  0);  i5)  das  Herzogthum  Sacisen- 
CoburgSaalfeld /»)  163  das  Herzogthum  SachsenMeiniflgci»')' 
17)  KnrhessenO;  iB)  das  Herzogthum  Sachsen Alteaiui'g')' 
19)  Holstein  Oi  ao)  das  MSnigreich  Sachsen  «)  31)  ^  FSutenAo^ 
HohenzollernSigmaringen  «);  aa)  das  Fttrstenlhmn  Lippe*)* 

a)  Nassau,  Landständisches  VerfassungsEdict  v.  1.  u.  2.  Sept.  i8]4f  b^^'.  ^'^  r[ 
richtung  der  LandstSnde;  in  der  Samml.  der  (nassau.)  landesherrl.  E^cte,  ' 
IV,  S.  4,  u.  als  Beilage  7  ni  ).  40  der  Protoe.  der  B.  V.  ▼.  i^A  a*^ '" 
den   Constitutionen    der   enrop.  Staaten,  Tb.  II.  (Leips.  1817*  8.),  &  w 
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Q.  ia  dffii  Europ.  Aaaalc»,  iBi5,  Cqd«  dipbra.  S.  9^3.    (Dawider  s.  €.  D.  Voss 
Keitea,  i8i5.  St   t.  S  70  ff«    Critische  fieleucht  des  Vonnwrto  ainnt  Bemer- 
kaageAt  woorft  das  aetstuitclie  Ediet  u.  a.  w»  im  JaHuarheft  der  Zeiten  von 
Vom  begleitet  worden  ist  Franko   i8i6.  &     Ki.ijBsa's  Ueberskht  der  diplom. 
Verhandl.  dea  wiener  Goagr»,  S«  ai8  £).     Edict  ▼.  9:.  o.  11«.  Sept  i8i5.    Ver- 
ordn.  V.  3.  m,  4-  No^-  i^B^  betr.  die  Bildung  der  Herrcnbanb  der  Landttiinde; 
als  BeiL  8  an  §.  4^  der  Protoc.  der  B.  V.  y.  1818^  u.  in  den  angef.  Conttitationen, 
Tb.  m,  &  577.     Patent   ▼.  4.  For.  i8i5,  die  Wahl  der  Landstiinde.,  ebend. 
S.  576.    Naasanische  Erlilärung  in  der  B.  V^  in  dem  angef.  §•  4^  -—Erst  1818 
trtt  die  Verfeasung  in  das  Leben.    SitxvngtProtocolle  der  ersten  kndstftndisehen 
DepmirtenVersanunl.  des  Heraogth.  Rassau,  yon  d.  J.  1818.  Wiesbaden  1818. 
Fol  Bemerbungen  über  Nassau's  LandstSnde.  1818.  8.    Prüfende  Bemerkungen 
ndesBemerkuagenetcWiesb.  1818^8.  SitsungsProtocoU  der  Herrenbank  bei  der 
StätderersammLdesIleraogtb.  Nassau  r.  J.  1819.  Desgl  y.  J»  i8ai.  Deegiy.J.s8aa. 
^^baden.  FoL     8itanngsProtooo]l  der   laadständ«   DeputtrtenVevaamml.  cur 
Ständevers.  dea  H.  Nassau,  yon  1818.  1819^  i8ao.  1821.  t8ia.  i8«3.  1894,  i8a5, 
0. 9.  w.  FoL    Das  Edict  y*  «9.  Oct  i83i,  wodurcb  die  Mitglieder  der  Herren- 
bflnk  yon   i3  auf  19  vermehrt  wurden,  wird  von  der  Deputirtenkammer  als 
rerfassungswidrig,    mithin    als  ungültig  angefochten.     Man  s.   Ueber  die  Ver- 
mehrang  der   1.  Kammer  der  Nassauischon  Landstände.    Zweibrüeken  i83i.  8. 
Aiiung  daraua,  in  Zövp&*s  Microcosmss,  a.  Liejßsr.  Hödelb.  i^a>,  ^  io«^a3. 
A)  iMMtmkmrg*  Wegen  seiner  seither  bestandenen  Verbindung  mit  dem  Mün^vv  der 
I^iederknde  (§.  8a  a  u.  i]i)t  hatte  es  mit  diesem  die  k.  niederländisciM»  Constitu- 
tion Tom  x4.   Aug.   i8i5  gemein,     ^e  steht  in  dea  angef.  Constitutionen  der 
earop.  Staaten 4  Tb.  II,  S.  499  ff-     In   dem  1.  %,   dieses  FundamentalGesetzes 
betfst  es:  «Da  das  GA.  Luicemburg  unter  Einer  SouyeratnatKt  mit  dem  Mdnigr. 
der  Nicderlaiide  steht,  so  wird  es  nach  demselben  FundamentalGeseta  regiert 
werden,  unbeaehadet  jedoch  seiner  Verbindung  mit  dem  t  Bundy.  —  Lniem- 
bufg  hat  ogene  ProyinaialStände,  welche  4   Deputirte  in  die  a.  Kaasmer  der 
Generalstaaten  dea  Mönigr.  senden.    Man  s.  §.  ago,  i.  -*-  Lnxendmrgiaebe  An* 
KtS^  m  d«  Protoe.  der  B.  V.  y.  1818,   %.  106,  yergl.  mit  §.  35  der  Pnatoe.  y. 
igt^    —  Schon  unter  dsterreicbiseber  Roheit  hatte  LuaemburgtLandstände. 
Mm  t.  y.  der  Nanam  o.  oben  $.  89  angef.  Ort,  8w  101  ff,  £.  Mtitcn,  das  Grofs- 
fcwiogthnm  ImsenAmtg^  in  seinen  Sltem  und  neuern  bistorisch-ataatsrechtliehen 
Verkältnissen.    Brannschw.  i83a,  8. 
<)  5.  hdoUiadt,    Pnblieandum    wegen    der   VolksRepräsentation   in    den    f%rstl. 
schwsnb.  Landen,  y.  8.  Jan.   1816«  Budolst   1816,  sechs  wcidtnfig  gedruckte 
Seitea  ia  kL  8.;  auch  fai  den  angef.  Constitutionen  der  europ.  Staaten,  Th.  IL 
S>  364  ft,  u.  in  Bisiaoia's  yergleicbender  Darstellung  der  enrop.  fttaatsterfas- 
*«agsa  (WicB  181a  a),  8.  $07  ff«  Landesf&rsftKche  Verordnung  y.  ai.  April  iSai« 
«thallsnd,  ia  Kraft  eines  LandesGrundgesetaes ,  eiiie  aShere  Beslimmung  und 
£ntwiekekuig  der  landstandischen  Verlassung,  in  Foigp  einer  yorausgegaagenen 
Bertthong  und  Vereinbarung  mit  den  Ständen  bi  einer   allgenteineD  Landes- 
^cnasnabng.    Vergl.  unten  %.  «94,  e^    Der  erste  Landtag  ward  eröfftaet  am 
9.  Apr.  i8ti ;  nach  sechsjähriger  Dauer  wafrd  er  geschlossen  im  JuM  i8s6b 
4  HaJRatir^,  lippiscben  Theils.    Verfhssungsnrkunde  y.  16.  Jan.  t8i6;  in  IMtta's 
^^^rch|r,  B.  I,  8.  67  ff.,  u.  ia  d.  angef«  Gonstitutionenf  Th.  d^  S.'4io*  — 
^  der  Theüung  der  Gi^afschaft  Scbaumburg  awisehen  HessenCaaeel  u.  Lippe. 
AWerdissea,  bestanden  schaumburgische  LandstSnde,  die  auerst  gememschaMich 
^Keben,  und  bis  1661  allgemeine  Landtage  hielten,  nachher  aber  sich  Arelwillig 
treastoa,  in  dem  lippischen  Thetl  späterhin   gana  in  Vnthatigkeit  geriethe«,  in 
den  bsssischen  hingegen  sich  erhielten. 
"^  ^</^.    Auf  einem  allgem.  Laudlsg   errichteter  Land^sGrundtrerira^    y.   19. 
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'April  i8t6,  wMbfeh  dtie  (»Bi4  flÜMeitig  «hmitedeni  vianiao^a)  bodiUuidiKlH 

•  'VAtfaMMig  attTt  Ncttebegrfilidet  ward;  aücK  io.d^  C^ostituliDQeii  der  turop 

.» Staalaa,  Th.  IH«  S.  366,  it.  mk  Anmerkmigen  in  ftbvm's  SuataarchiT,  Bd.  D 

.  S»  »43  £    Das  niclit  stur  Axiiföhning  gekoauaene  Verfaaaimgs-  il  VtiSialtuDgi 

OrgaiiiiatioiisDecrct  ▼.  aS..  Jan.  ii8i4v  atelit  in  d«  an^f.  GoiaatiiatioMs»  TiE 

.S..«76w  -^  VergL  Moam  von  der  Baichaaluide  Landen t  S-  474  «•  ^494*    B^ 

:  Bund;  Heft^yil,  .6.  i/(o^  — r  Unter  den  9(8.  OcU  iSSo  Hüiohten  die  I^adstinae 

bekannt»  der  Füret  liabe  aiecn&ammenberttfenv  *um  eich   mit  ihnen  über  dk 

Mittel.  EU  Erleicbtiurang  de^  aüf.den'Unterthanen  rahenden  Jjaatenimd  tn.  Ter 

'.  •  beaeeriingefll  ihrer  Lage  gemeineohafUieh  au  berathen.  Die  grolae  Zahl  und  äk 
Widitigkeit  der.  Torliegenden  Gegenatande  habe  eie  beadnunt,  tn  deren  Tor 
Uufigar  Bearbeitung  einen  engem  Autaohtifii  au  erwählen».. 

/)  S4  mMtutrEuefUeh:.  Grundgeieta  über  die  landatand.  Verfafik,.T.  £r.  Mai  1816; 
inlU(6toan*a  Staatsarchiv,  Bd.  I»  8.  )69*-9oS,  als  Beilage  aS  sn  $.  36  derProtoc. 
der  >B.  •  V.  ▼.  t8i6y  in   den  angef.  Ganstitutionen  der  europ^  Staaten,  Tk  IZ, 

.  S.  33o  £/«.  in  PöLira  earop.  Verfeuungen  seit.  1789,  Bd.  I»  S.  7&1.  Ward 
yeitragwieiae  errichtet,  und  garantict  ton  dem  T«  Bund,  in  d.  Protoc  der  B.  V. 
V.  .i8a7,  %  93.  Vorana  ging  eise  Verotdnung«  V.  3o.  Jai^  1816,  über>  eine  M 
•tandisehe  BerathtchlagungSTeriamml.,  in  Hi.ÜBaB'8  Staataarchiv,  Bd.  I,  iS.  i^^ 
SoiwniTgBa^a  offetatl.  Becht  dea  GHtgth.  S.  WeimarEiaenacfa,  I,  18  £  76-113. 
.8«  weimai>ei8enach.  Standeverhandlungen  auf  Schloaa  Domburg.  6.  Hefte,  l^ei- 
mar  1818  u.  1819.  4«  S-  Weimariache  Landtags  Verhandlungen  im  Jahr  iB^t. 
i8ai.  Weimar  i8ai.  4.  Der  Landtag  dea  GH.  S.  WeimarEiaenaeh,  idio.  Jeu 
i8ai.  8.  -*  Im  J.  1809  waren  dieLandatände  von  Weimar«  Eisenach  u.  Jena  vereinig 
undbeatatigt  worden.  Im  Jahr  1811  erhielten  sie  eine  neue  Einrichtung  unter  dea 
Namen  ProvincialDepntation  des  Hensogth.  Weimar.  Jen.  Aug.  Lit  2eit.  1810, 
EB>  Nnm.  74^  u..  Aug.  Zeit  1811,  Num.5a.  Von  diesen  Verandeifilngca  und  roi 
der  frühem  Verfaasung»  s.  das  Allgemeine  Suattverfassnngs ArAiv,  Bd«  n,  St  s.  u* 
SonwsRsaa «.  «.  O.;  L  34  fE  -^  Der  meimariache  Lahdtag,  t83a.  Weinar  i83a  & 

g)  5.  HUdkurgiamsm,    GrundgeseU  der  landschafü.  Verf.  r;  19.  Mars.  1816,  io  ^ 
'  Begier;  Blatt  r.  1818 <,  JSwxu   16,  in  den  angeü  Constitutionen,  Ti6  m,  S.  385, 
n.  bei  Pqutb  a.  a.  O.,  Bd.  I,  S.  78a.  Watd  vertragweise  nrnchtet  und  garandrt 
von  dem  T.Band.  Protoc.  d.  B.  V.  t.  i8a8,|..ii5.  —  Diurcb  eine  Bekaantmacliuog 
V.  6.  Aug.  1807,  war  die  Fortdauer  der  landschafll.  Ver&aa.  so|jesichertwordeo, 
Rhein.  Bund,  IX.  485.  VergL  auch  das  landesherrl.  Beaoript  v.  %^  8ept  1^1^'« 
in  d.  Allgem.  Zeit.,,  1816,  St.  a56,  S.  ioa3;  worin  «Verbessemng  der  Mao^^ 
der  bishf)tigen  Verfassung*  angekündigt  ward,,  wo  die.  Bitlerschaft  neat  «em 
«entsfihiedenes  Cebergewicht  über  die  Stidte  hatte,  u.  besonders  der  Bauenund 
«gar.nicht  .vjertreten  war»,  der  jetst  in  die  Landschaft  eiiuKUfiihrcn  tty.  ^  ^'^ 

,     einem  Beaeript  v.  vj.  Nov.  1817  ward  ein  Entwurf  der . Verfasft.Ur)MUi^  ^^^ 
Stinden  an  Eröftnung  ihrtor  Ansieht  mitgfltfaeilt  —  Landtagaverhasdlaas»  ^^ 

.    FüratBnthuma  HiUburghauseu.  a  Bande.  HOdb.  iBai-^i8a8.  «.  Im  h  i8i^  ^"^ 
aeit' 1771». der  erste  Landtag  wieder  gehalten. 

«)  ^edinik  Vetfasanngaeirkuvido  v.  a6.  M^  1818,  mit  10  daan.  gehöreiidm£^<^° 
von  demnelben  :Tagey  u«  mit  einem  Anhang  su  $.  loßf  besonders  gedrodti  ia  4-i 

.  ..  aiicb.  ioiG.  D^iAnrGva'a  Verfasa.  deaKönigr.  Baiertn  mit  den  darin  aige^  ^!^ 
ren  k.  E^iet^a  u.  Verordnungen,  Bd.  I-*ni,  (München  1818  bis  181^  ^l  ^  ^^ 
Verfass^Urk.  aUeiu.in.den  angef.  Constitutionen,  Th»  m,  S.  iia,^  >•  'o^^*^'* 
plomat.  Codex  au  L.  Lüoans  Statist,  herald,  genealogw  Tascheuhttdi  Eur^^P^' 
Bd.  I,  Abth.  i  (1819),  $.  10a.  Ein  Abrifs  dieser  Verfaaaung,  in  SM^^* 
Staatsr..  des  Königr.  Baiem,  Th.  I,  &  436-477,  in  L.  v.  Daiscv,  ßf»^L 
des  baierschen  Staatsr.,  %.  16— 5 1,  u.  Scuiwca^s  Staats«,  des  Königr.  BsierD,Hd.  it 
.  S.  49^—633,  auch  in  J.  C.  Bismojui's  vergleichender  DaivteK.  der  Stsatif«rf^ 
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fungen  der   europ«  Monarcfaieen  und  Republilieii,  S.  670—578.     König],  Ent- 
tchlieCsttng  t«  6«  Oct.  1818,  enthaltend  die  Modificationon  der  Verfassungs Urkunde 
fitr  den  Rhemirets,  nach  den  besonderen  Institutionen  desselben  ^  in  dem   Amts« 
biatt  för  den  baier.  RheiDkrets,  1818,   Num.  a6;  auch  bei  v.  Dbusob   a.  a.  O. 
S.  539.    ScRUBca  a.  a.  O.  S.  197.  —  Baierische  Anzeige  bei  der  B.  V.,  in  dem 
Frotoc  y.  1818,  %  i54«  —  Verhandlungen  der  1.  Kammer  der  StändeversammL 
des  Königr.  Baiern,  im  J.   1819.  München  1819.  8.  Verhandlungen  der  o.  Kam- 
mer u.  s.  w.,  im  J.  1819.  4^  Hefte.  München  1819—1821.  8.    Vollstand,  aiphabet 
Repertorium  über  die  Verhandlungen  der  ersten  Standerersamml.  des  K.  Baiern. 
München  18a  1.  8.    Jul.  Gr.  ▼.  Sonxsr,  der  baier.  Landts^  r.  1819.  Nümb.  18a  1. 
S.   R.  ▼•  H01.&SCHUHXB,   der  bayerische  Landtag  von  1825.   L  AbtheiL  Erlangen 
i8i6.  &    GL  AbtheiL  Nürnberg  1827.  8.     Graf  Ch.  £.  r.  BEBZKL^TSBif^u's  Be- 
rtchl  über  die  Stände?ersammlung  des  Königreichs  Bayern,  vom  17.  Nor.  1837 
bis  18.  Aug.  1828.  Zürich  1829.  8.    G.  £.  Graf  t.  Bbvzel^tsbwav's  Baiembriefe, 
oder  Geist  der  Tier  ersten  StändeTersammlungen  des  Königreichs  Baiern.  Bd.  !• 
Standeiiersammlunff  v.  1819.  Bd.  IL  St.V.  v.  1822.  Bd.  HL  StV.  ▼.  1825.  Bd.  IV. 
StV.  y.  1828.  Stu^t-r.  i83i.  gr.  8.    Baiern^s  Deputirtenkammer  v.  i83i,  redigirt 
Ton  EisxBXAinr.  Mün<  ben  i832.  8.  -—  Von  früheren  Ereignissen,  s.  Klübxb's  Ue- 
benicht  der  diplom.  Verhandl.  des  wiener  Gongr.,  S.  224  ff.  u.  oben  §.   281  f. 
lu  282,  e.    Bbbbdxl,  a.  (%.  214)  a.  O.  Abth.  I,  S.  246  ff.  —  Baierische  Landtags- 
Verhandlungen  in  den  Jahren  1429  bis  i5i3.  Herausg.  v.  Fb.t.  Kbsvbbb.  18  Bde. 
München  i8o3 — 6.  8. 
1)  Baden:    Verfassungsurkunde  ▼.  22.  Aug.  1818;  in  dem  bad.  Begier.  Blatt,  1818, 
Num.  181  in  J,  G.  Bvttlibgsb^s  Quellen  des  badischen  Staatsrechts,  Bd.  I  (Garlsr. 
1811.  8.)  Num.  1,  auch  als  BeiL  24  su  $.  214  der  Protoc.  der  B.  V.  t.  1818,  in 
den  Constitutionen  der  europ.  Suaten,  Th.  m,  S.35i,  vergl.  mit  Th.II,  S.  249  ff. 
u.  in  Lüobb's  diplomat.  Godex,  bu  dessen  Statist,  herald,  geneal.  Taschenbuch 
Europa,  Bd.  I,  Abth.  2  (1820),  Num.    1.  Auch  besonders,  unter  d.  Titel:   Die 
landständ.  Verfassungsurk.  f.  d.  GH.  Baden,  nebst  den  dazu  gehör.  Actenstücken. 
Csrisr.  1819.  8.  —  Die  Garantie  des  T.  Bundes  ward  verlangt,  bis   jetst  aber 
nicht  ertheilt.    Oben  §.  283  £  —  Verhandlungen  der  Ständeversamml.  des  GH. 
Raden  (y.  1819;;  enthaltend   die  Protocolle  der  1.  Kammer.  4-  Hefte»  Garlsr. 
^^19.  8.  Verhandlungen  der   2.  Kammer  der  StändcversammL   des  GH.  Baden, 

1819.  8.  Hefte.  Garlsr.  1819— -1820.  8.  —  Verhandinngen  der  1.  Kammer  der 
^devers.  des  GH.  B.  im  J.  1820.  6  Hefte.  Garlsr.  1820.  8.  Verhandlungen 
der  3.  Kammer  u.  's  w.  im  J.  1820.  9.  Hefte.  Carlsr.  1820.  8.  —  Uftbersieht  der 
ttlndischen  Verhandlungen  beider  Kammern  des  GH.  Baden.  2.  Bände.  Garlsr. 

1820.  8.  (Besonders  abgedruckt  aus  G.  v.  Rottbcb^s  Archiv  für  landstand.  An- 
gelegenheiten im  GH.  Baden.)  Beurtheilung  der  Verhandlungen  der  badischen 
Landstande  am  J.  1820.  Leipz.  1821.  8.  G.  v.  Rottecr,  der  badiscbe  Landtag 
▼•  t83i;  in  dessen  Allgem.  polit  Annalen,  Bd.  DL  (i832),  Heft  1  u.  2.  —  Land- 
Stande  hatte  Baden  in  der  Markgrafschaft  seit  \%  Jahrhundert  nicht  gehabt, 
indem  neuerworbenen  Breisgau  1806  abgeschafft,  im  Tj  1808  durch  Verordn. 
▼•  5.  Juli  aber,  und  nachher  auf  und  nach  dem  wienet  Congrefs  eine  Landes 
Repräsentation  mehrroal  angekündigt.  Klübxb's  angef.  üebersicht,  S.  207  und 
>^>  C  D.  Voss  Zeiten,  1816,  St  7.  Allgem.  Staatsverfassungs Archiv ,  Bd.  I 
M»6),  &  391  ff. 

^)^Mtmtuin  (Vaduz  u.  Schellenberg.)  Landesherrl.  Edict,  datirt  aus  Eisgrub 
^  9*  Nov.  1818;  gedruckt  in  den  angef.  Constitutionen,  Th.  m,  S.  433,  und  in 
^  Allgem.  2^itung  v.  9.  u.  10.  Febr.  1819.  —  Erklärung  in  d.  Protoc.  d.  B.  V. 
T.  1819,  §.  14.  —  Von  den  Rechten  dieser  Landstande,  unten  §.  294,  e. 

*)  ^^mhtrg.  Verfassungsvertrag  v.  25.  Sept  1819.  8.  Auch  in  dem  Staats 
^  Begier.  Bl.  v.  1819.  Num.  65;  und  in  den  angef.  Constitutionen,  Th.  ffl, 
^^^^^^h  ttffeatL  Recht,  4.  Aufl.  27 
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S.  391.  Ward  durch  Verhandlimgen,  mit  einer  tu  dem  Ende  emberufend 
Standerersammlung  Tertragweise  ku  Stande  gebracht.  Erklär,  in  d.  Protoc 
der  B.  V.  §.  111.  GouversationsLexicon,  Bd.  X,  Art.  Tübinger  Vert'ag,  auci 
der  Eingang  des  Verfas8.yertrag8  v.  1819.  Hob.  Mohl*6  Staat«r.  des  Königr 
Wurtemb.  2  Bde.  Tiib.  1839  u.  i83o.  8>  —  Verhandlungen  in  der  Kammer  h 
Staodesherren  des  KÖnigr.  Würtemb.,  im  J.  1820.  5  Heile.  Stuttg.  iBaoiL  1831. 81 
Verhandlungen  in  der  Kammer  der  Abgeordneten  des  K.  W.,  im  J.  \hi 
i5  Hefte  und  3  aufserord.  BeilagenhefVe.  Stuttg.  i8ao  u.  1821.  8.  —  VerhaoJi 
lungen  in  der  Kammer  der  Abgeordn.  des  K.  W.^  im  J.  181 1,  3  Hefte  und] 
aufserord.  Beilagenhefte.  Stuttg.  18a  1.  8.  —  Frühere  Versuche,  mit  den  Ud 
ständen  über  eine  Verfassung  übereinzukommen,  in  den  J.  i8i5  bis  1817^  miis 
langen.  Man  s.  davon  Klcber's  angef.  Uebersicht,  S.  216  ff.  u.  Verhandlun<;t] 
der  würtemb.  Landstande,  in  den  J.  18 15 — 1817.  4^  Hefte  u.  4  HeAe  Beila«f3j 
I  Heft  Supplement Actenstüche,  \  Heft  Anhang  cur  25.  Abtheil.,  1  Heft  R^ister. 
(Heidelb.)  1815—181'*.  8.  Verschiedene  Flugschriften,  u.  Aufsätze  in  period 
Blättern.  Enttaurf  der  Verfass.  fttr  das  Königr.  Würtemberg  (nebst  e.  Adei«- 
Slatut,    als  Beilage);  Tom  Könige   der  Standeversamml.    mitgetheitt  (3.  Afarz)' 

1817.  Stuttg.  8.  Auch  in  den  angef.  Constitutionen,  Th.  DI,  S  170.  Vfi^L 
Conversat.  Lexicon,  Art.  Tübinger  Vertrag,  Würtemberg,  Würtembei^gi^iie 
Undstände,  u.  Wilhelm  I.  K.  v.  W. 

m)  Hmnover.  Patent,  die  Verfassung  der  allgem.  Standerersamml.  betr.,  r.  -. 
Dec.  1819;  in  d.  hannöver.  Gesetssamml.,  L  Abtheil.  Num.  26,  u.  in  den  ao^eC 
Constitutionen,  Th.  HI,  S.  34o.  Protocoll  der  B.  V.,  Bd.  V,  8.  i«8.  -  V« 
den  Rechten  dieser  Landstände,  unten  §.  294^  e.  —  Nach  Wiedereroberung  da 
I^andcs,  ward  im  J.  1814«  die  frühere  landständ.  Verfassung  bestätigt,  und,  io 
Folge  eines  Patents  r.  12.  Aug.  1814 1  u.  eines  andern  v.  2.  Sept.  1814 1  ^^^ 
Organisirung  der  Landstände  (in  den  Europ.  Annalen,  181 5,  Cod.  dipl,  S-^^H 
am  i5*  Dec.  i8i4  der  Landtag  wieder  eröffnet.  Polit.  Jonmal,  Jan.  i8i5,$.tiC« 
86  ff.  Klubsb's  angef.  Uebersicht,  S.  220  f.  Voss  Zeiten,  Juli  1816.  F.  L.  r- 
Bzu.xrscH,  was  bedeuten  die  Landstände  in  Hannover?  1816.  8.  H.  LrDF5,  das 
Königr.  Hannover,  nach  seinen  öffentl.  Verhältnissen,  besonders  die  Verband- 
lungen  der  allgem.  Stand eversamml.  in  den  J.  1814,  i8i5  u.  1816.  Kordbaosfo 

1818.  8.  PöLiTz  a.  unter  Note  o  angef.  O.,  Th.  IV,  8. 394  ff.  —  Nach  Erlöschung 
des  furstl.  Hauses  Ottfriesland  1744,  sicherten  die  dortigen  Landstände  ihre  laod- 
ständische  Verfassung  durch   förmL  Vertrag^  v.  17.  Juli  1744^  "***  ^^^  °^"*" 
Landesherm,  dem  K.  Friedrich  DL  ▼.  Preufsen.     Alle  ihre  Rechte  bestätigte 
Friedrich  Wilhelm  IL  am  12   Nov.  1786.     Durch  den  tilsiter  Frieden  r.  180- 
kam  Ostfriesländ  an  Napoleon,  der  die  Landstände  nicht  anerkannte.    I^ach  \  er- 
treibung  der  Franzosen  im  Herbst  i8i3,  trat  die  land ständische  Verfassung  i^ 
fort  wieder  in  Wirksamkeit    Am  26.   Nov.  181 3  wurden   die  Landstäade  toh 
Preufsen  susammenberufen.     Die  SchlufsActe  des  wiener  Congresses,  Art.  r« 
gab  Ostfriesland,  mit  Inbegriff  von  Harlingerland,  an  Hannover,  mit  der  Be- 
stimmung,   dafs  die  Landstände  ihre  Bechte  und  Privilegien    behalten  so^^^'^- 
Dasselbe  erklärte   am   i5.  Dec.    i8id,  der  preufsische  Bevollmächtigte  hti  der 
Uebergabe  des  Landes  an  Hannover.    Indeüs  hat  Hannover  die  besoadere  w^  ' 
ständische  Verfassung  dieses  Landes  bis  jetst  nicht  wieder  hergestellt*    tui« 
Bekanntmachung   v.  3i.  Aug.  1816  verordnete,  dafs   auch  die  Einwobner  e' 
Fürstenth.  Ostfriesländ    und  von  Harlingerland,  an  der  (allgemeinen)  S^"°^ 
versamml.'  des  Königreichs  Theil  nehmen  sollten.      Obgleich  später,  sa  Aun 
am  12.  Nov.  1818,  die  ostfriesischen  Landstände  für  wieder  hergestellt,  und  mi^ 
ihnen  die  Stände  des   Harlingerlandes   für  vereinigt  waren  erklärt  tfordefl, « 
ward  doch  in  dem  angef.  Patent  v.  7.  Dec.  1819  Ostfriesland  der  tA^^^ 
StaBdeverfassung   des  Königreichs   einverleibt,   suglcich  aber,  V  ^»  ^^**^^'' 
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dafs  «alle   Angelegenheiten,  welclie  nur  die   eine  oder  die  andere  Provinz  an* 
gehen,  und  zu  einer  ständischen  Berathung  geeignet  sind,  auch  fernerhin  an  dia 
bctreflTenden  ProrinzialLandschaften  würden  gebracht  werden».     OstfViesIand  er- 
hielt in  der  ersten  Kammer  zwei  Deputirte  Ton  der  Ritterschnil,  in  der  zweiten 
Hammer  vier  ron   Städten,  und  fönf  von    freien    Gutbesitzern.  —  Auch   das 
Fürstenthum  Hildesfieim,  welches,  in  der  wiener  CongrefsActc,  Art.  27,  Prcufsen 
an  Haiinoyer  abtrat,  mit  allen  Rechten  und  Lasten,  womit  es  (durch  den  Reichs- 
dep.  Hauptschlufs  von  i8o3,  §.  3)  unter  preufsische  Herrschaft  gekommen  war, 
and  dessen  Landstände  im  Nov.  1818  für  wieder  hergestellt  waren  erklärt  wor- 
den, ward  auf  ähnliche  Art,  wie  Ostfriesland,  der  allgemeinen  Ständeverfassung 
einverleibt,  durch  das  angef   Patent  v.  1819.   —    Von  den  ProvmzialStänden  de» 
KR.  Hannover,  §.  290,  i*.  Vergl.  §.  284,  Note  c.  —    Am  i5.  "Sov.  i83i  ward  der 
niedergesetzten    ständischen   Gommission    der   ^Entwurf  eines  neuen  SUtatsGrund- 
^ttetzes  ßtr  das  Königreich  Hannover »  zur  Berathung  vorgelegt.    Nach  der  Be- 
endigung dieser  Berathung  wurden  die  neu  gewählten  Stände,  getheilt  in  zwei 
Kammern,  zum  So.  Mai  i832  zusammenberufen.      Am   i3.  März   i833  nahm  die 
Stände  Versammlung,   mit   den  von  ihr  beantragten  und   beschlossenen   Verän- 
derungen, den  vorgelegten  Entwurf  als  künftiges  StaatsGrundgesctz  an;   darauf 
erfolgte,  unter  dem   a6.   Sept.    i833,  die  königl.  Vollziehung   und  Publication. 
S.  hierüber  Pölitz,  Europ.  Verfassungen,  Bd.  I,  S.  3i6  ff.,  u.  Bd.  III,  S.  665  ff.  — 
König  Ernst  j4u^ust  hat  inzwischen  gleich   nach  seinem  Regierungsantritt,  nach- 
dem er  am  29.  Juni  1837  die  allgcm.    Ständeversammlung  vertagt  hatte,  durch 
ein  Patent  v.  5.  Juli  e.  a.  das  StaatsGrundgesctz  v.   26.  Sept    i833   als  ftir  ihn 
nicht  bindend,   weder   in   formeller,  noch  in  materieller  Hinsicht,  erklärt,  und 
eine  Abänderung  desselben  in  der  Art  angekündigt,  dafs  seine  dcfsfalls  zu  neh- 
mende Entscbliefsung  den  neu  einzuberufenden  Ständen  eröffnet  werden  sollte. 
Einberufen  wurden  hierauf  (und  zwar  nach  den  Bestimmungen  des  Patents  v.  7.  Dec 
1819)  die  allg.  Stände  durch  eine  königl.  Proclamation  v.  7.  Jan.  i838,  und  et 
wurde  denselben  mit  einem   königl.  Schreiben  v.  18.  Febr.  der  Entwurf  eines 
neuen  StaatsGrundgesetzes ,  in  142   §.,   zur  Berathung  zugestellt.     Der  Erfolg 
Hiervon  ist  zur  Zeit  noch  zu  erwarten.  —  Staatsrechtliche  Bedenken  über  das  Patent 
Sr.  Ma)    des  Königs  Ernst  August  von  Hannover,  vom  5.  Juli  1837,  Stuttg.  u. 
Tab.  1837.  8.  (Aus  der  Allg.  Zeitung). 
n)  Brnnscftweig:     Verordn.  enthaltend  die   erneuerte  LandschaftsOrdnung,  v.   a5. 
Apr.  1820.  Braunschw.  1820.  39  S.  in  8.    Auch  abgedruckt  in  der  von  den  Land- 
ständen bei  der  Bundesversammlung  eingereichten  BeschwerdcschrifV:  «(Darlegung* 
Tl.  s.  w.  (Frankf.  1829.  Fol.),  S.  ai— 4^-     Diese  erneuerte  Verfassungsurkunde 
ward  durch  Verhandlungen  mit  einer  durch  eine  Verordn.  v.  6.  Sept.  1819  ein- 
berufenen Ständeversammlung,  vertragwet'se  (wie  früher  schon   die  Landschafta- 
Ordn.  V.  9.  April  1770,  oben  §.  74,  i)  durch  förmliche,  am   19.  Jan.  1820  von 
den  versammelten  Ständen  geschehene  Annahme  und  Unterzeichnung  zu  Stande 
gebracht,  gemeinschaftlich   ftir  das  Herzogth.  BraunschweigWolfcnbüttel  u.  das 
Furstcnlh.  Blaskenburg,  deren  landständische  Verfassung  früher  getrennt  war.  — 
Zu  legaler  Kenntnifs  der  B.  V.  ward  sie  gebracht  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  v. 
i3.  Juli  1820,  §.  67.     Vergl.  Widerlegung   der  ehrenrührigen  Beschuldigungen, 
ivelche  Sich  Se.  Durchl.  der  Herzog  v   Braunschw.  gegen  Ihren  erhabenen  Vor- 
wimd  etc.  erlaubt  haben  (Hannover  1827.  8.),  S.  75  ff.  204  ff.  219  ff.  286  ff.  — 
ittin  erstenmal  nach  der  französ.  Occupation,  wurden  im  Dec.  1814  die  Schatz* 
ritbe  (Mitglieder  der  Landschaft)    wieder  versammelt.     KitJBEB's   angef.  Ucbcr- 
*^^  S.  221.    Die  Landstände  wurden  zum  Landtag  einberufen,  zu  einem  con- 
•^itttirenden,  durch  Verordn.   v.  6.  Sept.   1819,   zu   einem   ordentlichen,  durch 
Verordn.  v.  29.  Oct.  1821.  Landtagsabschied  v.  11.  Juli  i823,  in  der  angef.  «Dar- 
^ng^  8.  28—48.    Nach  der  Flucht  des  Herzogs  Carl,  bei  einem  Aufruhr  und 
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Schloliibraiid  am  ?•  Sept.  i83o  (§•  255,  d)t  reraaniroelten  tlch  die  LemUtlDd« 
ohne  landesberrliche  Zasammenberuiuiig;  wo  tie  das  oben,  §.  «55,  aogef.  denk 
würdige  Manifest  ▼.  27.  Sept.  i83o  erlietsen.  Eine  neue  LandscbafUOrdauoj 
T.  11.  Oct  i832,  bei  Pölits,  Bd.  I,  S.  1199«  ward  errichtet.  —  K.  H.L  Pöiin 
Votum  über  den  Entwurf  der  reridirten  LandschaAsOrdnung  des  Hem^ 
Braunschw.  Leips.  i83i.  8. 

c)  GH.  Hessen,  Verfassungsurkunde  t.  17.  Dec.  t8io.  ~  Erklär,  in  d.  Pntof. 
der  B.  V.  ▼.  1818,  §•  9a;  1819,  §.  95  u.  ai8.  —  (Die  Annahme  einer,  duitkeii 
Edict  T.  18.  Mars  1820  gegebenen,  Constitution  hatte  Schwierigkeiten  gefuQdn 
K.  H.  L.  PÖLiTe,  die  Staatswissenscbaften  im  Lichte  unserer  Zeit,  Tb.  IV.  S.  4% 
Bemerkungen  das  Edict,  die  landstand.  Verfass.  des  GH.  Hessen  betr.  FnnU; 
i8ao.  8.  Ueber  landstand.  Bepräsentation  im  GH.  Hessen  i8ao.  8.  Erörtenugti 
über  landstSnd.  Verfass.  namentL  in  Beaiehung  auf  das  GH.  Hessen.  18W.& 
Treue  Darstell,  der  Verhandlungen,  welche  der  Eröffnung  der  Landstande  des 
GH.  Hessen  Torangingen.  Mainz  1810.8.  Die  Landstande  des  GH.  Hessen,  seit  den 
14.  Oct.  1830.  8.  (Wiesb.  1820.  8.)  —  Verhandlungen  der  a.  Kammer  der  Land* 
Stande  des  GH.  Hessen,  in  den  J.  1810  u.  i8ai.  Darmst  1820  u.  1821.  so  Hefte, 
nebst  4  Heften  aufserordentl.  Beilagen  u.  Begister.  8.  P.  J.  Ft.oaET*s  bist,  kri 
Darstell,  der  Verhandlungen  der  StändcFersamml.  des  GH«  Hessen.  GleCm; 
i8«a.  8.  Verhandlungen  der  1.  Kammer  des  GH.  Hessen,  im  J.  i8'y,4'  Damur. 
1814.  8.  Verhandl.  der  2.  Kammer  etc.,  i.  J.  i8*%4*  Ebendas.  1814.  5  Bände  & 
Samml.  der  Gesetze  u.  Verfügungen,  die  in  Folge  des  Abschiedes  für  die  S^t 
Tersamml.  in  d.  J.   i8'y24  erlassen  wurden.    Ebendas.  1834-  B.^ 

p)  5.  CohurgSaalfeld,  Gesetz,  die  ständische  Verfass.  des  Herzogth.  S.  Coboi]^- 
Saalf.  betr.  ▼.  8.  Aug.  1811.  Cob.  1891.  4.  u.  bei  Pölits  a.  a.  0.,Bd.  1, 8.806.- 
Garantirt  von  d.  T.  Bund.  Protoc.  der  B.  V.  r.  iSai,  1. 149 ;  i8a9,i.  ifin.  167.  - 
Ein  früheres,  die  Grundzüge  der  zu  errichtenden  laudstand.  Verfass.  entbalteo- 
des,  Decret  ▼.  i6.  März  1816,  steht  in  d.  angef.  Constitutionen,  Th.  11,  S,^o^' 
Das  Fürstenthum  Saalfeld,  das  Amt  Themar  u.  a.,  worauf  das  landständisebi 
Grundgesetz  r.  8.  Aug.  18a  1  sich  erstreckte,  trat,  in  dem  TheilungsTcrtrag  r. 
1«.  Nov.  i8a6t  S.  Coburg  an  S.  Meiningen  ab,  und  erhielt  dagegen  das  Fürsten- 
thum Gotha,  u.  a.,  welches  eigene  landständische  Verfassung  hat,  wovon  §.  i&^»^ 
Auf  das  neuerworbene  Fürstenthum  Uchienberg^  (mit  27,100  Einw.  auf  8%QM, 
Fürstenthum  benannt  nach  einer  herzogt.  Bestimmung  r.  6.  März  1819)  erstrefb 
sich  diese  Verfassung  nicht;  daselbst  bestand  ein  eigener  Landrath.  Mao  i. 
§.  190.  m.  Durch  Vertrag  v.  3i.  Mai  i834  ward  Lichtenberg  an  Preufsen  abgetreten, 
welches  am  aa.  Sept.  i834  davon  Besitz  nahm.  Preufs.  BesitznabmePatent  r. 
i5.  Aug.  1834. 

f  )  5.  Meminffen.    Nach  VergrÖfserung  des  Landes  durch  den  TheilungSTertrag  y*  >>• 
Nov.  i8a6,  folgte,  nach  Berathung  mit  einem  landständischen  Ausschols:  Grund- 
gesetz für  die  vereinigte  landschaftliche  Verfassung  des  Herxogtharos  Sackten- 
Meiningen,  ▼.  a3.  Aug.  1839;  in  der  Samml.  der  landesherrL  VerordnaD|;eo  im 
Hsgth.  S.  Meiningen,    1829,  N.  i3.  Wahlordnung  für  die  Erwählung  der  iaiM^' 
•länd.  Abgeordnelen,  de  eod.,  ibid.    —    Vor  jener  Theilung  war  tm^^* 
Grundgesetz  über  die  landschaftliche  Verfassung  y.  4.  Sept.  i8a4.  Meiningen  k- 
Hiedurch  ward  die  bis  dahin  blofs  für  das  Unterland  besUndene  landstandiscbe 
Verfassung  (Moser  von  der  t.   Beichsstandc  Landen,  S.  469)  nach  §.  ^*  ^' 
aufgelöst,     doch    unter     fortdauernder    subsidiarischer   Gültigkeit   fuf  ^^'^ ' 
Falle,  wo  das  neue  Grundgesetz  keine  Auskunft  gibt.    Erklär,  in  dem  Protoc. 
der  B.  V.  v.   1818,   %.  a6.     Der  erste  Landtag  nach  dem  Grungesctt  ^  '^^' 
ward  eröffnet    am    17.    Dec.    i8a4.      Von    seinen    Verhandlungen  crscbiea«»* 
AnsBüge  aus  den  landschaftlichen  Protocollen  des  ersten  Landugs,  in  d.  J-  '^| 
w.    i8a5.      MeiniDgen    1825.  8-    ^    Vor  der   Vereinigung  Hildburgban»«*»  *' 
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Mehungen  18^6,  und  imcb  solcher  bis   1819,  hatte  Hilclburghausen  eigene  land- 
fttSndisf  he  Verfassung.    M.  s.  oben,  Note  ^. 
r)  KMrkessen,    Von  der  landstand.  Verfassung  vor  der  frauKösischen  Occupation» 
I.  C.  W.  Leddkbhoss's  hl.  Schriften,    Bd.   I  (1787.  8.),  N.  1,  ff.  Moseb  v.  der 
Reichsstande  Landen,  S.  610  ff.     Hanau,  wie  Fulda,  hatte  heine,  SchaumBurg- 
hatte  eigene   Landstände  (§.  286,   ä").    —    Fruherhin  hatten    H.   Gassei   u.  H. 
narmstadt    gemeinschaAIiche    oder    allgemeine   Landtage,    und   jedes    für  sich 
wieder  besondere  oder  engere;  jene  allgemdnen  sind  seit  1638  nicht  mehr  vor« 
^kommen*  —  In  seinem  Beitrittvertrag  zu  der  grofsen  Allianz,  datirt  Franhf. 
s.  Dee.  181 3,  Art.  s^p.  et  secr.  3,  rerpflichtete  sich  Knrhessen,  »h  r^tablir  les 
Etats  de  son  pays  dans  les  constitutions  et  pririleges   dont  ils  joulssaient  en 
180&,  Sans  que  pour  cela  aucun  indiTidu  puisse  se  soustraire  aux  charges  com- 
munesv.    Dk  Mibtxns,  Recueil,  Supplement,  V.  653.     Durch  dn  Regier.  Aus« 
fckrciben  ▼.  99.  Aug.  1814  (Europ.  Annalen   i8i5,  Cod.  dipL  S.  345),  ward  die 
landstand.  Verfassung  bestStigt.    Auch  in  dem  Haus-  u.  Staatsgesets  t.  4»  Mära 
1817,  J.  3,  ward  sie  festgesetzt     In  dem  Protoc.  der  B.  V.  t.  1818,  §•  117,  er- 
lilärte  der  Kurfülrst,  dafs    Er  «demnächst,  nach  eigenem  Ermessen,   und  nach 
den  indiTiduellen  Verhältnissen   seiner  Staaten,  das  Nöthige  anzuordnen  nicht 
anstehen   werden».  —  Durch  ein  Edict   r.  27.  Dec.  181 4 «  wurden  so  ständische 
Deputirte  zu  einer  am  1.  März   181 5  zu   eröffnenden  landständischen  Versamm- 
lung einberufen.    So  ward  im  J.  i8i5  u.   1816  wieder  ein  engerer  Landtag  ge* 
halten,  wo  aufser  den  Deputirten  des  Adels,  der  Geistlichheit  und  der   Städte, 
mm  erstenmal  auch  Deputirte  der  Bauern,   einer  Ton  jedem  der  fünf  Ströme 
iLandesablheilungen),  zugelassen  wurden.    Es  ward  ein  Entwurf  zu  einer  neuen 
(▼ertragweise  nicht  zu  errichtenden)   Landesverfassung    (in   d.    Constitutionen 
i.  europ.  Staaten,  Th.  H,  S.  255)  vorgelegt,  der  Landtag  aber  zuerst  vertagt, 
nachber  durch  ein  Rescript  vom  2.  Mai  1816  aufgelöst,   weil   beide  Theile  sich 
nicht  vereinigen  konnten.     Seitdem  regierte   der  Souverain  ohne    Landstände. 
KiCin's  angef.  Uebersicht  etc.,  S.  217.    K.  H.  L.  Pölitz,  die  Staatswissenschaf- 
ten im  Lichte  unserer  Zeit,  Th.  IV,  S.  43^.    Beurkundete  Darstellung  der  kur- 
hessiscben   Landtagsverhandlungen    (von  d.  J.   181 5).   Mainz   1816.  8.  Nachtrag 
hiexu  1816.  8.  Kurhessische  Landtags  Verhandlungen  v.  1816,  Abth.  I— IV.  i8i6. 
^  Uebersicbt  der  Verhandlungen,  in  dem  allgem.  Staatsverfass.  Archiv,  Bd.  I, 
^  ky  n.  Bd.  n,  St.  I.     Bbbbdxl  a.  a.  O.  Abth.  II,  S.  8.  ff.  —  Im  Sept.    i83o 
hewilligte  der  Kurfürst  die  Wiederversammlung  der  Landstände ,   und  am  14. 
Sept.  auch,   dafs  die   Provinzen  Hanau  und  Fulda,  zeither  ohne  landständische 
Verfassung,  gleich    Ober-  und    Niederhessen    landständisch   vertreten    werden 
sollen.    Verordn.  v.  19.  Sept.   i83o,  wodurch  die  gewählten  VoIksRepräsentan- 
tcn  aus  allen  Landestheilen  auf  den  16.  Oct.  eusammenberufen  wurden;  in  dem 
knrhess.  Gesetzblatt,  i83o,   Num.  XIL      Eine  aufserordentliche  (constituirende) 
Versammlung  jener  Repräsentanten   ward   zu  Gassei  am  16.  Oct.  i63o  eröffnet. 
£4  erschienen  darin  Deputirte  der  Mitglieder  von  drei  Gurien;   von  den  Prä- 
laten und  der  Ritterschaft  (nicht  auch  von  den,  nur  curiatim  dazu  einberufenen 
Standesherren),  von  den  Städten,  von   dem  Bauerstand.      Zum  erstenmal  er- 
lehienen  darin  Deputirte,  aufser   denen  vom  Bauerstand,  auch  aus  dem  Grofs- 
^ogthum  Fulda,  dem  Fürstenthum  Hanau,  der  Grafschaft  Schaumburg.  Der 
Erfolg  war  eine  ganz  neue  ^Kurhessiscke  Ferfoj gungsurhtnde  yom  5.  Jänner  i83i»y 
^che  am  8.  Jänner  zu  (Hassel  von  dem  Kurfarsten  in  Person,  in  feierlicher 
Versammlung  bekannt  gemacht  ward.    Errichtet  ward  sie  nach  vorausgegangener 
^thong  mit  den  Landesdeputirten  und  «in  vollem   Einverständnifs  mit  den 
StanileB».    Abgedruckt  ist    sie,  in  Pölitz  europ.  Verfassungen,  Bd.  I,  Abth.  I, 
^-  W5  und  in  Ami.  MfLLxa's  Archiv    fiir  die    neueste  Gesetzgebung,  Bd.   I, 
(Mihii  i83^)  5,  1—44.    Kritische  Bemerkungen  dazu,  von  Aon.  Mabtiv,  eben- 
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das.  S.  iS—^  u.  55o~6i9.  •  Kurbeuische  Landtagsverhandloiigea  too  i83i. 
Cassel  i83i.  4«  ^i*  ^^^ste  Landtag  ward  aufgelöst  am  a6  Juli  i83i.  &  Vi- 
PrsirrsB,  Geschichte  der  landständischeu  Verfassung  in  Kurhesscn  (seit  dem 
i3.  Jafarh.)  Cassel  i834.  8*  Auszug  aus  der  kurhessischen  VerfassungsuriioDde, 
in  der  Neckarzettung^  r.  i83t,  Num.  ii,  mit  der  Bemerhitiig:  adals  dieses  SUiU- 
Grundgesetz  an  Zweckmasigkeit,  Klarheit,  Bestimmtheit  und  Vollständigkeit  kei- 
nem andern  teutschen  nachstehe,  in  manchen  wesentlichen  Beatimmungen  woU 
die  meisten,  in  etlichen  alle  übertreffe  v,  Vorbehalt  des  Bischofs  und  desDora 
kapitels  su  Fulda,  bei  Beschwörung  dieser  Verfassungsurkonde ;  s.  Frankf. 
OPAZeit.  V.  i5.  Febr.  i83i,  Beilage.  Kurhessisches  Gesets  über  den  StaaUseiau 
T»  27.  Febr.  i83i;  in  Folge  der  Verfassungsurkunde,  %,  140.  KuriiessiKhes 
Gesets  vom  %y,  Febr.  i83i  betr.  den  kurfürstlichen  Hausschau  j  in  Folge  der 
Verfassungsurkunde,  §.  i4o.  Der  SfiootMchatz  enthält  Staatsvermögen,  der  Htau- 
schall  hingegen  Fanu'itenfiäeicammus ,  Capitalvermögea  des  Kurbanses.  Koüxa 
▼on  dem  Betraff  des  Hausschatzes  und  des  Staatsschatses,  in  der  fraiikf.  OPA. 
Zeit.  ▼•  8.  4pr.  i83i. 

s^  S,  j4lienhurff,  Grundgesets  für  das  Hersogthum  S.  Altenburg,  ▼.  29.  April  i&3i, 
errichtet  «nach  erfolgtem  Beirath  der  Landschaft  und  mit  deren  ZustiminuAg\ 
bei  PÖLiTs  europ.  Verf.  Bd.  I,  Abth.  2,  S.  855.  Ueber  die  frühere  Verfasfon^ 
des  vormaligen  Fürstenthums  Altenburg*  die  es  auch  nach  seiner  Trennung  tob 
Gotha  bis  sum  Jahr  i83i  behielt,  s.  unten  ^.  187,  Note  c. 

t)  HoUtein,    (VergL  §.  1,  Note/,  u.  %.  a8i,  Note/.)     Dieses  Hersogthum  hatte,  in 
Vereinigung  mit  dem  weder  su  dem  teutschen  Reich  noch  zu  dem  T.  Bund  ge- 
hörenden Schleswiff,  bis  171a  Landtage.     Bei  Vertauschung    des  Landes  an  Dä- 
nemark, ward  in  Tractaten  von  1767  u.   1773  die  Erhaltung  der  LandesTerfis- 
suug  stipulirt.    Mabtens,  Recueil  des  traites,  T.  I,  p.  191  u.  3^2.  Von  dem  Vor- 
gang im  J.  1806,  s.  $.  282,  e.    Durch  eine  k.  Erklärung  vom  a8.  Jan.  i8i5,  ivard 
Wiederherstellung    der  Landstände    zugesichert,  und   es   hatten  deisbalb  Ver- 
handlungen Statt.     Vergl.  Klübbb's  angef.  Uebersicht  S.  aai.     Polit.  Jouroal 
Mars   18) 5,  S.  ao5  ff.  Eine  k.  Verordn.  r.  19.  Aug.   1816  (in  Hi^ubbb's  Staatv 
archir,  Bd.  H,  S.  276)  ordnete  Vorbereitungen    an ,  zu  Einfuhrung  einer  neucD 
landstand.  Verfassung.      Apergu  sur  la  liaison  politique    entre    les   duch^  de 
Slesvig  et  de  Holstein   et  sur  le  droit  de  rassembler  les    ^tats  dans  ces  <lrut 
provinces.  Copenh.   1816.  8.      Vergl.   Allgem.   Staats verfassungs Archiv,  Bd.  ^^ 
S.  Sil  ff.  In  dem  Protoe,  der  B.  V.  t.  1818,  §.  a6,  erklärte  Dänemark,  dafe  es 
«im  Begriff  stehe,    die  in  dem  H.'  Holstein   einzuführende  Verfassung  su  be- 
stimmen«.    Privilegien  der  holsteinisch-schleswigischen  Ritterschaft^  zum  Dmcl' 
befördert   v.  F.   C.  Jcisisxar  u.   D.  Hbobwisch.  Kiel    1797,  4.     N.  Filb*8  liu«er 
Inbegriff  der  schleswig-holst.  LandesPrivilegien;   in  den  Kieler  Blättern,  Bl  ^ 
Heft  i  (1816),  Num.  6.  F.  C.  DAHLmAifv's  urkundl.  Darstell,  des  dem  schtewig- 
holstein.  Landtage  zustehenden  Steuerbewilligungsrechtes.  Kiel    1819.  8.   1>^"^' 
Schrift  der  Prälaten  u.  Ritterschaft  des  Herzogth.  Holstein,  enthaltend  die  Dar- 
stellung ihrer   in    anerkannter  Wirksamk.  bestehenden  landständ.  VerfaMixi^* 
insbcs.  ihrer   Steuergerechtoame.  Frankf.     i8aa.  Fol.     Merkwürdige  Verband- 
lungen hierüber  in  der  Bundesversammlung,  in  den   Protoe.  v.  i8i3  ^  '^^' 
Bd.  XV,  S.  »91-304  u.  386-469,  XVI,  S.  3  ff.     Durch  einen  Bescblufe  ^0« 
S7.  Nov.  i8!i3  erklärte  die  B.  V.,  «da(s  die   alte  Verfassung  in  Hoktein  in  ^' 
erkannter  AVirksamkeit  nicht   bestehe»;   ebendas.  XV.  536.  XVL  8.    Kiim»'* 
Quellensamml.  Num.  XXXVm,  S.  349  f.    ü.  J,  Loenssr,  über  das  Verfassung« 
werk  in  SchleswigHolsleiu.  i83o,  8.     Einige  Worte  über  die  Schrift  d«  Berm 
Lornsen  etc.  Schleswig  i83o.  a     Ueber  das  Verhältnifs  zwischen  Holstein  nnd 
Schleswig,  Allgem.  Zeitung  v.  1.  u.  3.  Juli,  aulserordentl.  Beilagen  s5t^»^,^ 
Den  Prälaten  und  der  Ritterschaft  der   Herzogthümer  Holstein  u.  ScWei^fr 
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ward  durch  eine  königl.  Erldarong  t.  6.  Oct.  i8i5,  (auch  darch  ein  Cansloi- 
Khreiben  t.   9«  Sept   18  lö),  die  ungestörte  Fortdauer  des  siivischen  ihnen  be- 
stehenden nexus  socialiSf  nach  der  11,  Resolution  ▼.  27«  Juni    1732,  sugesichert. 
Vergl.  BnnTDXZ.  a.  (§.  379)  a.  O.  Abth.  n,  S.  101  ff.  —  Durch  Verordnung  r. 
i5.  Mai  1834  wurden  in  Folge  eines  allgemeinen  Gesetses  ▼.  39.  Mai  i83i  (im 
Hamb.  unpartb.  Korresp.  ▼.  10.  Juni  i83i)  für  HoUtein  berathende  Fropinsial' 
Stände  angeordnet,  und  besondere,  durch  Verordn.  yon  demselben  Tage,  für 
SchUswiff»    Holstein's  berathende  Stände  bestehen  aus  47  wählbaren  Mitgliedern 
und   eiaem   erblichen,   dem  jedesmaligen  Besitzer   der  furstl.  Hessensteinischen 
Fideieomnalfagfiler.     Zugleich   ward  ein   OberappellationsGericht  su   Kiel    und 
ciae  Regierung  su  Schleswig,  angeordnet,  beide  gemeinschaftlich  f^r  Schleswig, 
Holstein  und  Lauenburg,  wo  aber  Lauenburff  seine  eigene  landständische  Ver- 
fassvBg  behielt«    In  Absicht  auf  den  dänischen  TheQ  dieses  letztgenannten  Her- 
sogthuma,    verpflichtete  sich  Preussen,  in  einem  Vertrag  mit  Hannoyer  ▼.  29. 
Hai  181 5,  u.  in  der  SchlufsActe  des  wiener  Congresses,  Art  29,  die  bisherigen 
Rechte  und  Privilegien,  namentlich  die  auf  den  im  J.  1 766!  bestätigten  Landes- 
Becels  r.  i5.  Sept.  1709  gegründeten,  bestehen  zu  lassen;   eine  Verpflichtung, 
ivelche  nachher  Dänemark,  bei  dem  Eintausch  dieses  Landes,  übernahm.     Hi.tf- 
»b's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  IV,  S.  4^  u.  146,  Bd.  V,  S.  907.  K*  Däni- 
sches Patent  v.  6.  Dec  181 5;  in  Klvbbr's  Staatsar chir,  Bd.  I,  S.  4^  —  ^o  den 
Protoc.  der  B.  V.  t.  1818,  §.  96,  erklärte  Dänemark,  das  Herzogth.  Lauenburg 
gcoiesse  fortwährend  die  landständische    Verfassung,     die    ununterbrochen  in 
deniselben  Statt  gefunden  habe,  und  ihm  durch  besondere  Staatsverträge  auch 
für  die  Zukunft  zugesichert  worden   sey.     S.  a*  Fölitz  europ.  Verfassungen 
Bd.  I,  Abth.  a,  S-  7^3.  ff. 
OK.  SfieAien.     Itand-  uud  AusschufstagsOrdnung  r.  ii.  Mars  1738;  in  d«  Codex 
lagusteus,  L   Fortsetz.   (r.  R.   C«  v.   BssiGSBar,  Leipz.   177a.  Fol.)   S.  3i-*44- 
Kursächs.  Landtagsordn.,  herausg«   v.  F.  G.  HAusHAim.  Leipz.   1799.  8.  Ein  an- 
derer Abdruck  erschien  zu  Dresden,  ebenfalls   1799.    Land-  und  Ausschufstags- 
Ordo.  des  KÖnigr.  Sachsen,  von  1728,  u.  allgem.  KreistagsOrdn.  v.   i8fti.    Mit 
Zusätzen  von  H.  Blvkber,  Leipz.    1822,  8.  (Enthält  auch   die  neueren  Verän- 
derungen.   Si:hriften  von  Sciulxbxb  u.  Wsisss,  unten  §.  299.)   Das,  in  gleichem 
Oeist  abgefafate,  k.  Decret  v.  16.  Oct.  1820,   nun  gedruckt  in  Wzissx's  Staatsr, 
des  Königr.  Sachsen,  Bd.  I,  S.  193.     Von  der   dortigen   landständ.  Verfassung 
Oberhaupt,  s.  ebend.  §.  5i— 83,  u.  Bd.  II,  S.  554  ff*  K*  H.  L.  Pölitz,  die  Regie« 
ruag  Friedr.  Augusts,  K.  ▼.  Sachsen,  Th.  I,  S.  180  ff.  Th.  R,  S.  76  u.  368  ff. 
tt-  358.  Königl.  sächs.  Erklärung  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  t.  1818,  §.  66.  —  We- 
gea  der  durch   den  Landesverlust  t.   181 5  Tcränderten  Territorial  Verhältnisse, 
ward  die  sonst,  in  Folge  der  durch  den  TraditionsRecefs  t.  3o.  Mai  i635  und 
sonst  zugesicherten  Particular Verfassung  und  Verwaltung,   völlig  getrennt  ge- 
wesene landständische  Verfassung  des  Markgrafthums  Oberlautiu,  mit  der  alterb- 
l^dischen    in    gewisser    Art    vereinigt.     Man  unterscheidet  nämlich,  seit  dem 
LandUge  v.  18* Xa«  "^  Hinsicht  auf  die  landstandische  Verfassung,  zwei  Landes- 
ibeüe:  1)  die  alten  Erblande,  jetzt  Hreislande  genannt,  eingetheilt  in  vier  Rreise, 
den  meifsnischen,  leipziger,  erzgebirgischen  und   yogtländischen ;  2)  die  Ober« 
^ftosktz.    Nach  dieser  Abtheilung  waren  unterschieden,  die  alterbländische  Land- 
schaft n.  die  oberlausitzische,  welche  beide,  in  der  Regel  alle  6  Jahre,  in  der  all- 
gemeinen Landesversammlung  sich  vereinigen.     Das  gegenseitige  QuotalVerhält* 
^^  beider  Landest&eile,  bei  Vertheilung  gemeinschaftlich  bewilligter  aufseror- 
^^icker  Leistungen,   ward  1821   in  der  allgemeinen  Landesversamndung  pro- 
visorisch festgesetzt,  fiir  die  Oberlausitz  bei  Geldbeitragen  auf  Vlo,  bei  Ratural- 
^''asUtionen  auf  "/i^o  des  Ganzen.     Auszug  aus  den  Verhandlungen  des  Land- 
^  von  i8Vsft  (s82i.  8  S.  in  4.)  und  als  Beilage  zu  St.  20  der  Gesetisamml.  von 
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1811.  —  Ueberdiefii  werden  in  dem  Markgraftham  Ob*rimusiU  nodi  {elft  Iwmii. 
dere  Landtage«  und  in  jedem  der  4  Kreite  der  alten  Erblande  Kreistage  gelnl 
ten.  Man  s.  V  >909  ^-  ^on  der  Verfassung  Tor  i8i5,  a.  man  ▼.  Rdna^i  kur- 
sachs.  Staatsr.  ID.  i-~58  u.  69  ff.  Bisnexa,  8»  49<^  Rhein.  Bund  LY.  117.  Von 
der  allniähligen  Bildung  der  Oberlausitser  Verfassung  s,  C  G.  Klma't  Gnod- 
linien  aum  Unterricht  in  der  Oberlausitser  Verfassung  v.  Geschichte.  Görihi 
i8oo«  8.  Ehendess,  Abrifs  der  Oberlausitser  Geschichte  i8(m — i8o4*  4  Binde  8. 
Wsissx  a.  a.  O.  §.  179  u.  Bd.  n,  S.  546.  —  Gegen  das  Ende  Septemben  iS3o 
erhielt  das  Geheime  RathsCoUegium  durch  ein  königL  Reacript  den  Anftnf, 
«einen  (ron  den  Landstanden  in  Antrag  gebrachten)  Plan  «n  einer  den  Erfor- 
dernissen der  Zeit  und  den  Verhältnissen  hiesiger  Lande  entsprechenden  Ifllir^ 
Verfassung'  und  RfpräsenttUioH  zu  bearbeiten,  um  bei  der   spätestens  mit  im 

I.  Mars  i83i  su  bewirkenden  Wicdereröi&iung  der  Stünderersammlaag  tar 
Mittheilung  an  selbige  bereit  su  seyn*.  O.  F.  H.  ▼.  WATsnonF  über  die  Notkim- 
digheit  einer  Veränderung  der  im  KR.  Sachsen  dermalen  bestehenden  landstäid. 
Verfassung  i83o.  8.  (In  dem  KR.  Sachsen  ward  dieser  Scbrift*^das  Imprimatnr 
Tersagt.)  Sächsische  Landtags  Acten  Tom  J.  i83i.  Dresden  4  Bände  in  4*  ^^ 
u  Mars  i83i  ward  ein  Entwurf  einer  neuen  Verfassung  den  Tersamnielta 
Landständen  sugefertigt  Nach  einem  GeheimenRathsRescrtpt  an  die  Stlod« 
Tom  11.  Juni  (Allgem.  Zeit.  t.  3o.  Juni  i83i)  sollte  derselbe  nicht  als  ein  scba 
Tollendetes  Ganses,  sondern  nur  als  Grundlage  betrachtet  werden^  ron  welrher 
ans  im  Laufe  der  Zeit  die  Verfassung  und  Gesetsgebung,  unter  constitotioneDen 
Beirath  der  Stände  sich  im  Einseinen  weiter  entwickeln  und  ausbilden  solle. 
Auf  diese  Weise  kam  die  neue  Ferjassungsurkunde  des  K&nigreidu  vom  4*  <^F- 
Umher  fSSf  su  Stande.  Pölits  europ.  Verfassungen  B.  \  Abth.  1.  S.  sio. 
Vcrfassungsnrkunde  des  Königreichs  Sachsen,  t.  i83i.    Dresden  i83i.  8* 

tf)  HohemtollemSigmarmgen.  Verfassungsurkunde  für    das  Fürstenthnm    H.Sm  ^^^ 

II.  Juli  i833,  gegründet  auf  Landesverträge  ron  1793  u.  1798,  und  erncbtci 
auf  dem  Wege  einer  Vereinbarung  mit  den  Abgeordneten  des  Landes  als  Statu- 
grundvertrag.  —  Amtliche  Ausgabe.  Sigmaringen  i833.  8.  Pölits,  enrop.  Ver- 
fassungen Bd.  ni,  S.  53a,  rergl.  mit  Bd.  I,  S»  1071. 

w)  Lippe.  Es  bestand  hier,  für  Ritterschaft  und  Städte,  Ton  ahen  Zeiten  hernoe 
landatändische  Verfassung.  Mosxa  a.  a.  O.  S.  474  u.  149a.  Frlänterad  bter- 
über,  sind  folgende  bei  der'^B,  V.  eingereichte  Deductionen:  1)  Geschicbd.  o. 
recht].  Darstell,  der  in  dem  F.  lippe-detmold.  Lande  bestehenden,  jedoch  ^ 
Lande  vorenthaltenen  landständ.  Verfs. ;  von  den  Landstanden,  von  BittCTsdwft 
u.  Städten.  Frankf.  1817.  Fol.  a)  C  G.  CLosTXBXxixn's  kritische  Beleucbtong  der 

Ton  Seiten  der  Landstände des  F.   Lippe  übergebenen  Druckschrift  elf* 

Lemgo  1817.  Fol.  3)  Gegenbeleuchtung,  als  Antwort  auf  die  sondern  ArdaV«^'» 

Clostkiuuikb  in  den  Druck  gegebene  Beleuchtung ^  -*;  in  Auftrsg  mx 

Landstände  von  Ritterschaft  und  Städten  des  F.  Lippe«  von  C  Avt0.  ^^^ 
tt.  Bielef.  1819.  Fol.  4)  Anseige  und  Bitte  der  Stände,  bei  der  B.  V.  eiogerd^^bt 
im  Juni  18^4,  mit  Beil.  A~G.  Fol.    Während  des  rhein.   Bundes  war  die  /ab- 
liebe Haltung  der  Landtage  unterblieben.    Nach  Auflösung  dieses  Basd«  »er- 
langten die  Landstände  vergebens  vollständige  Wiederherstellung  der  alt««  ^^ 
fassung,  dann  aber  seitgemäse  Modification  derselben  in  dem  Weg«  ^f  ^^' 
einkunft  mit  ihnen.     Nach  mehrfacher  Verhandlung  wendeten  sie  sich  im  3*  ^^^7 
beschwerend  an  die  B.  V.,  welches  den  oben  angef.  Deductionsweciud  1^' 
lafste.     Auch  SchaumburgLippe  vereinigte  sich  mit  dieser  Beschwerde  hei 
B.  V.,  welche  hierauf  eine  VermittlungsCommission  ernannte.    Vroloe,  ^ 
V.  1818,  5.  149  u.  m.  —  Unterdessen  gab,  durch  ein  Decret  v.  &  ^"^1*1  vj 
die  Fürstin    Vormünderin    u.  Regentin  dem  Lande  eine  nsue  iLLtiMUrtBdtf« 
Verfassnngsurkunde»  (Lemgo,  1819.  3i  S.  4.  auch  abgedruckt  in  Vovn  en^' 
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Verfatnuigen  Tb.  I,  Abtb.  a,  S.  1097.);  «neb  machte  sie  ron  dieser  Ertheilung, 

als  emer  Erföliong  des   i3.  Art  der  B.  A.,  AnsEeige  bei   der  B.  V.  Protoc.  t. 

1819,  §.  i3o.    Gegen  diese  eigenmächtige  Aufhebung  der  alten,  und  die  beab- 

tkhligte  etnseittge  Einf&hrung  einer  neuen  LandesTerfassung  (§.  49  u.  a84,  II), 

protestirten  bei  der  B.  V.  sowohl  die  Landstände  als  auch  der  Fürst  ▼.  Schaum- 

burglippe.     Es  kam  daselbst  su  wechselseitigen  Erklärungen;  die  B.  V.  gab 

solche  an  die  oben  genannte  Gommission,  welche  in  der|SitBung  t.  9.  Sept. 

1819  Vortrag  (loco  dict  gedruckt  S.  591— ^4^  dcrOrig«  Ausg.)  erstattete,  und 

welche  im  J.   1820  (Protoc.  V  ^lo)  erganst  ward.  Protoc.  der  B.  V.  ▼.  1819, 

§.  181,  18S  u.  194.    Seitdem  kam  diese  Angelegenheit  bei  der  B.  V. ,  in  den 

gedbruckten  öffentlichen  Verhandlungen,  nicht  mehr  zurSprache.^    Endlich  ward, 

am  29.  Juni  i836,  ein  constitnirender  Landtag,  susammengesetst  nach  älterer 

Art,  eröffiset ,  und  er  hatte  eine,  mit  Skutimmung  der  Landstände  errichtete 

Beae  landständiscfae  Verfassungsurkonde  vom  6.  Jnli  i836  zur  Folge. 


§♦    287.  (22a*) 

61    Theils,     wie    In    der    neuern    Vorxeit,    fortdauert,    oder 

wieder  hergestellt  ist. 

II)  In  einem  bedeutenden  Tbeil  der  monarchisch  geformten  Bundes- 
lUaten  dauert  entweder  die  während  der  tentschen  Reichsyerbindung 
scliOQ  bestandene  landständische  Verfassung  fort,  bald  onj^cäadeastr  bald 
mit  mehr  oder  weniger  Veränderung,  oder  es  ist  diesirifie  in  solcher  Art, 
nach  einer  während  der  franzosischen  Inhabung  des  Lkndes  Statt  gehabten 
Unterbrechung,  wieder  hergestellt  worden.  In  diese  Classe  gehören; 
OOestreich,  mit  seinen  za  dem. Band  gehörenden  Staaten  a);  2)  und 
i)  die  Grüfsherzogthümer  MecklenburgSchwerin  und  M eckten- 
bargStrelitz  ^);  4)  das  Fiirstenthum  SachsenGotha  O9  S)  6)  u*  7) 
die  Füntenthünier  AnhaltBernburg,  AnhaltDessau  nnd  Anhalt- 
Cothen  rf);  8)  u,  9)  die  Fiirstenthümer  R e u fs  O  älterer  Linie  (Reufs- 
Greitz)  und  Renfs  jüngerer  Linie  (ReufsSchleitz,  ReufsLobenstein, 
ond  ReufsEbersdorf ). 

<)  Ofttreieh  hat,  in  den  yerschiedenen  Provinzen,  fortwahrend  Landstande,  und  hSIt 
PostolatenTage  ($.  394,  f)  wie  früberhin:  in  dem  Ershersogthum  Oestreich  oder 
Niederöstreicb,  abgetheilt  in  das  Land  unter  der  Enns  und  in  das  Land  ob  der 
£iiot,  in  Steiermark  und  Kärnthen,  in  Krain  (hier  erneuert  durch  ein  Patent 
».  19.  Aug.  1818,  in  den  Polit.  Vcrordn.  Frau«  L,  Bd.  46,  S.  316),  in  Böhmen, 
in  Mähren  und  Schlesien.    Denkwürdig  ist:  Der  Stände  des  Herzogth.  Oestreich 
vnter  der  Enns,  bist  u.  diplom.  Ausführung  über  sämmtlich  ihnen  sustehendo 
Rechte  u.  Freiheiten,  von  1619;  bei  Fiscasa  über  die  Geschichte  des  Despotis- 
»w  in  Teutschl.,  Anhang,  S.  6— loa   —   Durch   ein  Edict   r.  «4.  Mäns  1816, 
^wpd  m  Tyrol  die  von  Baiem  1808  aufgehobene  landstSndische  Verfassung  wie- 
der hergestellt,  auf  die  Grundlage  der  vorigen  Privilegien  und  Freiheiten,  doch 
elmedas  alte  Recht  der  Steuerbewilligung;  in  den  Constitutionen  der  europ. 
^ten,  Th.  H,    S.   io5,    Pölitk,  europ.   Verfassungen,  Bd.  I,  Ablh.  1,  S.  5i, 
M>d  in  Klvsse's  Steauarchiv,  Bd.  ü,  S.  «3?  ff.  -   Saleburg  und  Vorarlberg, 
so  wie  Görs»  haben  die  Errichtung  einer  landständischen  Verfassung  noch  su 
«fwartea.  —  Von  Oestreich  überhaupt,  s.   man  unten  $•   »94»    Note  /     Das 
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Standeweaen  In  Oestreich ;  ron  Scssslub  ;  in  C  t.  Rottscr^s  allgem.  ^h 
Annalen,  Bd.  m,  Heft  3  (i83o),  Num.  i.  J.  C.  BisnreKa't  Tergleicheide  Dar- 
•teil*  der  SUatsrerfassungen  der  enrop.  Monarchieen  u.  Repabliken  (Wieo 
i8i8«  8.),  S.  10  n.  467— 473-  BBzsnsi.  a.  (§.  979)  a.  O.  Abth.  I^  S.  363  £  Rtj. 
pertorium  des  t.  Staats-  u.  Lehnr. ,  Tb.  III,  8.  698  ff.  —  Vergl.  die  Ostreich. 
Erjklärungen  in  den  Protoc.  der  B.  V.  r.  1818,  S.  793  v.  1819,  §.  aio. 

b )  Mecklenburg^,  Die  beiden  Grolsberzogtbümer  Sobwerin  u.  Strelits  babe&  au 
gemeinscbaftlicbe  landatiUidiscbe  Verfassung«  eine  Ritter-  iind  Landscbtft,  vekii« 
begründet  u.  eingericbtet  ist  durch  die  Union  r.  i523  u.  den  landesgrundgesetzl 
Erbvergleich  ▼.  1755 ,  dieser  in  FiBSa^s  europ.  Staatscansley,  CIX.  169,  u.  alg 
Anhang  su  G.  G.  Juigow  von  den  Regalien  (Rost.  1737.  4>)«  S>  * — i^i.  Mant. 
auch  ScBLÖeBB*8  Staatsanaeigen,  IV.  495,  u.  Verbesserungen  in  der  Orgaiusati<i 
der  Landatande  ▼.  1808  m  d.  Rhein.  Bund,  LDL  ^78.  Im  Jahr  1808  ward  di» 
Verfassung  ihrem  Wesen  nach  bestätigt.  Einen  ZusatE  erhielt  dieselbe  dank 
das  oben  ($.  a83,  f)  augef.  Staatsgesetz  v.  aS.Nov.  1817,  betr.  die  Entscheidiui|)- 
art  bei  Streitigkeiten  zwischen  der  Landesherrschaft  u.  den  Landstandea  über 
Verfassungsge^enstände. 

c)  Die  Fürstenthfimer  GoUia  u.  Mtenburg^  hatten  schon  zu  der  Zeit  ibm 
Vereinigung  als  Herzogthum  SachsenGotha  u.  Altenburg  jedes  eine  eigene  lind- 
ständische  V^erfassung,  und  eigene  Landtage,  seit  dem  16.  Jahrhundert  begriii- 
det  durch  LandtagsAbschiede  und  landesfiirstliche  Reversalen  und  Zusicherungefi. 
MosxB  von  der  Reichsstäude  Landen,  S.  4^8  u.  1484.  Rhein.  Bund,  Heft  \ 
S.  473.  —  Erklärung  in  d.  Protoc.  d.  B.  V.  v.  1818,  %.  26.  —  Merkwürdig! 
Erklärung  des  Herzogs  an  die  altenburg.  Landstände,  im  J.  1818,  u.  Resalutt 
des  altenb.  Landtags  t.  1818;  in  L.  LfrDKn*s  diplomat.  Codex,  zu  dem  Statist 
herald,  gcneal.  Taschenbuch  Europa,  Bd.  I,  Abth.  2  (i8ao),  Num.  3.  Als  nach 
dem  Erlöschen  der  Linie  S.  Gotha  u.  Altenburg  im  Mannstamm  (11  Febr.  189^) 
durch  den  Erbtheilungsvertrag  v.  la.  Nof.  1826  (oben  §.  108,  <0  Gotha  ao  S. 
Coburg,  Altenburg  an  die  bis  dahin  S.  Hildburghausen ,  nun  S.  Altenburg  be- 
nannte Linie  fiel,  behielt  jedes  der  beiden  Fürstenthümer  nach  wie  Tor  mt 
eigene  landständische  Verfassung,  und  ist  die  gothaische  abgesondert  von  der 
coburgischen.  Im  November  i83o  >vard  für  Gotha  eine  zeitgemäse  Umgestaltung 
lugesichert,  wodurch  auch  dem  Bürger-  und  Bauerstand  eine  angemessene  Ver- 
tretung zu  Theil  werden  soll.  —  Von  der  neuen  5.  AUenhurgiscktn  Verfassos^' 
T.  i83i  s.  oben  §.  286  Note  j. 

d)  Anhalt.  Die  sammtlichen  herzoglich-anhaltischen  Länder  haben  ffemeiBsdaßt^ 
eine  landständische  Verfassung,  und  daher  nur  gemeinschaftliche  Landtage  und 
einerlei  Steuer wesen.  Das  HauptGrundgesetz,  nach  welchem  ohne  Zustimmong 
der  Stände  keine  Steuern  ausgeschrieben  werden  dürfen,  ist  der  Landtagfabschied 
r.  i652,  in  Lvnig^s  R.  A.,  P.  spec.,  cont.  2,  Forts.  3,  S.  248  fE  u.  bei  Pf"ifl 
a.  unten  a.  O.  S.  604  ff.  Eigentliche  Landtage  wurden  seit  1698  nicht  geJuJteu, 
wohl  aber,  yon  Zeit  zu  Zeit,  von  dem  Senior  des  Hauses  ausgeschriebene  und 
imter  seiner  Oberleitung  gehaltene  Deputations-  und  Landrechuungstage.  P^i^" ' 
Rechtsfälle,  Bd.  I,  S.  Ö64  fF.  Moskh  a.  a.  0.,  &  849,  46S  u.  1447.  Mos»'»  Sttatj- 
recht  des  Hauses  Anhalt  (i74o.  Fol.),  S.  198  ff.  Die  Geschäfte  der  Undschai^ 
bestehen  hauptsächlich  in  Verwaltung  des  gemeinschaftlichen  LandesScKulden- 
wesen  und  in  Erhebung  gewisser  Steuern.  Sie  werden  besorgt  von  dem  fngf^n 
(aus  8  Mitgliedern  bestehenden  Ausschuss,  welcher  dem  weitem  (aus  20  Mitgu^ 
dem  gebildeten),  dem  auch  die  Steuerbewilligung  zusteht,  Recfinung  absulegei^ 
hat  —  AnhaltCothen  hatte  in  seinem  Landestheil,  durch  ein  Decret  r.  A  ^' 
1810,  die  Landständc  aufgehoben,  und  dagegen  neue,  von  neu  franzosieher  Artt 
eingeführt  Vergl.  oben  §.  28a  e.  Rhein.  Hund,  Heft  5a,  S.  99.  ConstiltttioDefl 
der  europ.  Staaten,  Th.  II,  8.  «60  ff.    Es  ward  aber  nach  dem  Tode  de»  Her- 
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logs,  am  s4*  Oct.  i8ia,  diese  Constitution  von  dem  Vormund  des  Nachfolgers 
aufgehoben,  und  die  alte  Verfassung  mit  etlichen  Aenderungen  wieder  herge- 
stellt. Rhein.  Bund,  Heft  65,  S«  225  ff.  —  In  d.  Protoc.  der.B.  V.  v.  i8i8|  J.  127, 
erUärten  die  drei  anhaltischen  Häuser:  «bei  ihnen  bestehe  noch  eine  land- 
standische  Verfassung,  aber  ihre  Verbesserung  werde  gewünscht,  ^a  der  JLauf 
der  Zeiten  ihre  ursprungliche  Gestalt  gar  sehr  verändert  habe^  ihr  Abschen 
hatten  sie  auf  eine  Uebereinstimmung  in  der  Verfassung  der  anhaltischen  Landes- 
theile  gerichtet ,  die  ohne  Beachtung  mannigfacher  Rüclisichten  und  ohne  yor- 
lichtige  Einleitung  nicht  su  erreichen  sey». 

Rfuis,  Erb-  und  Geschlechtvereinigung  Ton  1668,  §.  68,,  in  Lirsno^s  R.  A., 
P.  spec.,  I,  910,  GeschlechtRecefs  von  1690,  §.  18.  Die  ältere  Hauptlinie 
(B.  Greitz)  hat  eine  für  sich  allein  bestehende  landständiscfae  Verfassung.  Die 
jmgtn  Hauptlinie  (§.  108)  hat  für  ihre  Landestheile  (Schleiz,  Lobenstein  und 
Ebmdorf,  Gera,  Pflege  Saalburg)  eine  gemeinschafüiche  landständische  Verfas- 
sung, so  wie  2u  Gera,  für  Regierungs-,  Appellations*  u.  GonsistorialSachen  ein 
gemeinschaftliches  RegierungsColIegium  u.  Consistorium.  Die  LandstSnde  jener 
Landestheile  der  jungem  Linie,  bestehend  aus  den  adelichen  und  nichtadelichen 
fiesitzem  der  canzleischriftsässigen ,  dem  gemeinschaftlichen  Lehnhofe  su  Gera 
lehnspflichtigen  Rittergüter  und  aus  Abgeordneten  der  Städte^  bilden  zusammen 
Eia  Corpus,  die  gesammte  Ritter-  und  Landschaft,  und  hatten  gemeinschaftliche 
Landtage,  «.  B.  iSgi,  1780,  1787,  1746,  1761 ,  1764»  1769,  1779  *"  Gera,  und  ge- 
meinschaftliche Ausschufs-  oder  DeputationsTage,  so  wie  auch  gemeinschaftliche 
ritterschaftliche  Gouferenzen  üblich  sind.  Diese  Stande  sind  borathend  für  Ge- 
tetzgebung  und  das  ganze  Land  angehende  Einrichtungen,  die  Steuern  hangen 
ab  von  ihrer  Bewilligung.  Ueberdiefs  hat  jeder  Landest  heil  eine  besondere 
kidständische  Corporation,  für  seine  besondern  Angelegenheiten ;  von  ihr  werden, 
ron  Zelt  zu  Zeit,  besondere  landständische  Zusammenkünfte  gehalten.  Vergl- 
t.  81  a.  MossR  Ton  der  Reichsstände  Landen,  S.  474 1  ^'^^  ".  149-  Pctteb's 
Rechtsfälle ,  Bd.  m,  S.  391  ff.  u.  391  ff.  Pölitz,  europ.  Verfassungen  Th.  I, 
Abth.  2,  S.  1094. 


^\  288.  (22o^) 

0)   Theils   noch  zu   erwarten  ist, 

in)  1q  yerschiedenen  Bundesstaaten,  ist  die  Einführung  oder  Wieder- 
iicnteliung  einer  landständischen  Verfassung  theiis  zu  hoffen,  theils  schon 
'erheifsen,  and  hier  das  Werk,  dem  Vernehmen  nach,  der  Vollendung 
^^-  In  diese  Classe  gehören:  1)  Preufsen  «),  welches  jedoch  einstwei- 
len j  für  jede  der  acht  Hauptabtheilungen  des  Staatsgebietes,  berathende 
PfovinzialStände  errichtet  hat  h)^  2)  das  Grofsherzogthum  Oldenburg, 
Mlwt  dem  Filrstenthum  Eutin  c);  3)  die  Fürstenthümer  Schwarzburg- 
Sondershansen  ^,  4)  HoheazollernHechingen  «),  und  5)  Hes- 
^^nHomburg /);  auch  6)  etliche  östreichische  Provinzen  (287,  a). 

•)  ^m$tn.  In  einem  Edict  vom  27.  Oct.  1810  erklärte  der  König  seine  Absicht, 
*^^ Nation  eine  Eweckmäsig  eingerichtete  Repräsentation,  sowohl  in  den  Pro- 
^iöMuala  für  das  Ganze  zu  geben».  Preufs.  Gesetzsamml.,  1810,  S-  3i.  We- 
gholt ward  diese  Erklärung  in  einem  Edict  vom  7.  Sept.  1811«  in  der  Gc- 
**<»amml,  ▼,  1811,  S.  36a.  Seit  dem  7.  Sept.  1811  war  eine  «interimistische 
KatioaalRcpräsentatiOfl  1»  angeordnet,  die  am  5.  März  und  17.  Nov.  18 13  in  er- 
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Beuerte  Thäligkeit  geseUt  ward)  Gesetssammliuig  Ton  1811.  S.  961— )6i;  t« 
18139  S.  18  u.  i34.    In  einer  Tom  wiener  Gongrefii,  t.  9s.  Hai  181 5  datirte 
Verordnung  (in  d.  preuik.  Gesetssamml.,   i8i5,  S.  io3  11.  io  d.  CoiMtitutioae 
der  europ.  Staaten,  Th.  II,  S.  114)9   auch  in  etlichen  späteren,  njunentlidi  i 
BesitcergreifungsPatenten ,  ward  von  dem  König  die  Bildung  einer  «Beprasenta 
tion  des  Volkes»  Yerheifsen;  in  den  einseinen  Landestbeilen  sollen  ProTooa] 
Stände   hergestellt  oder  angeordnet,   und  ceitgemSfs  eingerichtet,  o.  aos  ihe 
eine  Versammlung  der  LandesBeprasentanten  gewählt  werden,  welche  saBa 
lin  ihren  Site  haben  soll.  KxtBKn*s  Uebersicht  der  diplomat.  VerfaandL  dei  wk 
ner  Congr.  S.  9a3  f.    In  einem  Schreiben  Tom  17.  Dec.  1816  an  die  Stande  de 
Stiftes  Merseburg,  rersicherte  der  Staatscamsler  Ffirst  Hardenberg:  et  vredi 
die,  kraft  der  Verordnung  vom  aa.  Mai  i8i5  beschlossene,  Maasregel  etneBi 
Präsentation  des  Volkes  au  bilden,  und  die  ProTinaialStande  den  Bedfirfaiuen  d« 
Zeit  gemafii  einaurichten ,  nunmehr  binnen  Knrxem  unfehlbar  sur  Aus(uhroi( 
gelangen.    Allgem.  Zeitung  Ton  1817^  Num.  36.    Durch   Verordn.  t.  17.  Ja 
i8ao  ist  einstweilen   festgesetzt,   dafs   «künftigbin  die  Aulhahme  eines  neon 
«( Staats  •)  Darlehns  nur  mit  Zusiehung  und  unter  MitGarantie  der  jiuoftigti 
^reicksständuchen  Versammlung  geschehen  solle*.    Gesetssamml. ,   i8«o,  S.  1«. 
Nach  vielen  mühsamen  Vorarbeiten,  schien  das  Werk  vor  iSaa  seiner  Aoffuiinn^ 
nah  gebracht  au  seyn.  —  Prenfsens  Erklärung  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  T.S.febr. 
i8t8,  §.  96,  Beschlufs  darauf,  ebendas.  {.  137.    Vergl.  oben  §.  a83,  c.  -  Vm 
dem  ehemaligen  SekwedischPommem ,  s.  oben  $.  98a,  d,  —    G.  H»  M.  t.  Wdb. 
die  Bechte  der  LandstSnde   der  teutscben  Prorinaen  in  der  preufs.  Monarclü 
Bwischen  d.  Bhein.  u.  d.  Weichsel ,  durch  Urk.  belegt  als  Corpus  juris  publiä 
Leipa.  1817.   8.     Zum  Bach's  oben  §.  a8i,  a,  angef.  Geschichte.    Sosauroa 
der  deutschen  Verfassung  im  germanischen  Preufsen.  Münster  1818.  8  Buina 
a.  a.  O.  Abth.  11,  S.  68  ff.  —  Neuehäul  hat  eine  eigene  V^fassungsurkonde  *. 
18.  Juni  1814«  nnd  ihr  sufolge  eine  erbmonarchisch-republikaniscb-repräseotatin 
Verfassung.    Oben  %.  279,  c 
A)  In  Absicht  h\kf  Provmxiai^iände/m  jeder  der  verschiedenen  Prorinsen  der  preaf» 
sehen  Monarchie,  erfolgten,  nach  langwierigen  Vorarbeiten,  nachstehende  w- 
aetse.    I)  All^enuinet  Geteu  wegen  Anordnung  der  ProvinzialStande,  r.  5  Jubi 
i8i3,  in  der  preufs.  Gesetssammlung,  i8^3,  St.  i3.    Nach  demselben  ist  der  B^ 
sits  von  Gnmdeigenikum  eine  Bedingung  der  ProvinsialStandschaft.    Di^  ^ 
vinsialStfinde  sind  das  Organ  der  verschiedenen  Stände  (Standesclassen)  der  Co- 
terthanen  in  jeder  Provins;  jede  Classe  von  Stimmfuhrem  ist  es  «für»  (^'" 
Stend.    Sie  bilden  1)  eine  herathende  Versammlung,  für  ProvifUtaiGeseOenttirft, 
und ,  so  lang  nicht  allgemeine  ständische  Versammlungen  Statt  finden,  anrh  mr 
Entvrürfe  solcher  allgemeinen  Gesetse,  welche  Veränderungen  in  Persooeo-  rm 
Eigenthumrechten  und  in  den  Steuern  zu  dem  Gegenstand  haben,  so  weit  sie  die 
Provins  betreffen:   a)   BiUen  und  Beschwerden  sind  ihnen  gestattet^  dieaiifdtf 
specielle  Wohl  und  Interesse  der  ganzen  Provins  oder  eines  Tbcils  ders«jwii 
(nicht  aber,  in  der  Begel,  blofser  Individuen)  sich  besiehen;  3)  dieOw»«*^' 
geleg'enheüen   der  Provins  sind   ihren  Beschlüssen  überlassen,  unter  Voroe 
landesherrlicher  Genehmigung  und  Aufsicht  —   Die  verschiedenen  Cbvea 
Stände  berathschlagen  nicht  abgesondert,  sondern  vereinigt  in  einem  riea 
Den  LandtagMarschall    (Präsidenten)  ernennt  der  König,   und  swar  aus 
Ständen,  doch  nur  aus  dem  ersten,  in  den  Bheinprovinsen  und  in  W^^ 
aus  dem  ersten  oder  sweiten  Stand.    Zu  einem  Beschlufs  gehört,  in  der  B^^« 
eine  Stimmenmehrheit  von  zwei  Drittheilen  def  Anwesenden.    DasB«^ 
LandtagVerhandlungen,  wird  durch  den  Druck  bekannt  gemacht,   b  den  e 
6  Jahren  soll  alle  a  Jahre  ProvinzialLandtag  seyn.    «ÄPoitn  «»«  ^*f*'?"^",j 
rufung  der  allgemeinen  Landstände  erforderlich  seyn  vrird ,  und  a^  •'* 
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aas  den  ProTlnualSt&iden  hervorgehen  tollen,  bleibt  landesherrlicher  Fürsorge 
rorbehalten *•  —    II)  Jcht  besondere  Geseüe ,  nämlich:   i— 3)   drei  Gesetse  ▼. 
I.  Juli  i8i3,  wegen  Anordn.  der  ProTinsialStände,  a)  für  die  Mark  Brandenburgs 
u.  das  Markgraflh.  Niederkmtiu ,  b)  für  das  Königr.  Preiusen,  c)  für  das  Her- 
sogch.  Pommern  u,  das  Fürstenth.  Rügen»    Nach   diesen  beiden  leisten  Gesetsen« 
sind  die  ProvinsialStande  abgetheilt  nach  drei  Standesclassen.  Den  ersten  Stand 
bilden  die  Domcapitel,  Herren,  (wo  diesen  beiden  Standschaft  eingeräumt  ist) 
und  Bitterschaft,  den  andern  die  Städte,   den  dritten  die  übrigen   standfahigen 
Gatbesitser,    Erbpärhter  und  Bauern.    Der  Anzahl  der  StiromfÜhrer  nach,  ist 
die  Zahl  för  den  ersten  Stand   gleich  der  Zahl  jener  für  die  beiden  andern 
Stande  susamrocn;   ausgenommen  in  Westpreufsen   und  in  Litthauen.    Die  P. 
Stande  oder  Abgeordneten  su  dem  ProvinzialLandtag  werden  gewählt  Ton  den 
WaUberecbtigten  ihrer  Standesclasse ;  nur  Wenige  ausgenommen  in  der  Mark 
Brandenburg,  nebst  der  Niederlausitz,  und  in  Pommern.  Bei  BittergutBesitzern, 
wird  adelicbe  Geburt  zur  Wählbarkeit  nicht  erfordert.    Die  Wahl  ihrer  Abge- 
ordneten geschieht  auf  Kreistagen  (Edict  v.  So.  Juli  1812.  §.  1  u«  ff.,  in  d.  Ge- 
letzsamnü.  181s ,  S.  i43  ^  ~~    Ferner,  4  u.  5)  zwei  Gesetze  y.  37.  März  18149 
wegen  Anordn.  der  ProvinzialStände,  d)  für  das  Herzogth.  Schlesien,  die  Graf- 
schaft G^Wc«  u«  das  preuüs.  Markgraflh.  Oberlausitt,  u.  e)  für  die  'Provint Sachsen; 
cbendas.  1824,  Stück  6.    In  diesen  beiden  Gesetzen  sind  die  ProvinzialStände  in 
»er  Classen  abgetheilt ;   wovon  in  Schlesien  etc.   die  Fürsten  u.  Standesherren 
den  ersten,   die  Bitterschaft  den  zweiten,   die  Städte  den  dritten,  die  übrigen 
Gutbesitzer,  Erbpächter  und  Bauern  den  yierten  Stand  bilden.    In  der  Provinz 
Sachsen    bilden  die  Domcapitel   von  Merseburg  und  Naumburg,   drei  Grafen 
von  Stolberg  und  der  Herzog  von  Anhalt  Dessau  wegen  des  Amtes  Walternien- 
hurg  den  ersten,   die  Bitterschaft  den  zweiten  Stand,   u.  s.  w     In  Schlesien  ist 
die  inzahl  der  StimmfSbrer  für  die  beiden  ersten  Stände  gleich  derjenigen  für 
die  beiden  andern  Stände,  nämlich  4^;   in  Sachsen  ist  diejenige  für  die  beiden 
ersten  Stande  35,  für  die  beiden  andern  37.  —  6  u.  7)  zwei  Gesetze  t.  27.  März 
1824,  wegen   Anordnung   der  ProvinzialStände  f)  in  den  Rhemprovinten  (das 
Grolsherzogthum  Niederrhein,  u.  die  Herzogthümer  Cleve,  Jülic^h)  Berg)  und  g) 
in  der  Provinz  ff^es^halen ,   in  d.  Gesetzsamml.  i8a4 ,   Stück  9.    In  beiden  sind 
^  ?rov.Stände  in  vier  Classen  getheilt.    Den  ersten  Stand  bilden  die  Standes- 
li^rren  im  Sinn  der  t.  BundesActe,  und  zwar  4  in  den  Bheinprovinzen ,   11   in 
Wettphalen;  den  zweiten  die  Bitterschaft;  den  dritten  die  Städte,  in  Westphalen 
nur  die  zur  Vertretung  des  bürgerL  Gewerbes  geeigneten;  den  vierten  die  übri- 
gen Grundbesitzer.  Für  jeden  der  drei  letzten  Stände  sind  in  den  Bheinprovin- 
2«a  a5,  in  Westphalen  20  Mitglieder  bestimmt.    Die  Mitglieder  des  ersten  Stan- 
des erscheinen  in  Person;  bei  Verhinderung  können  sie  sich  durch  ein  Mitglied 
ihrer  Familie,  oder  durch  e.  Bevollmächtigten  aus  dem  zweiten  Stand  rertreten 
^en.    Die  drei  übrigen  Stände   erscheinen  durch  gewählte  Abgeordnete«  — 
B)  Gesetz  wegen  Anordn.  der  ProvinzialStände  h)  des  Grofsherzogth.  Posen^  ▼. 
s?«  März  i8a4,  üi  d.  Gesetzsamml.  St  16.    I>rei  Stände,  nämlich:  Bitterschaft 
^  24  Mitgliedern,  an  deren  Spitze  die  Fürsten  y.  Thurn  u.  Taxis  (wegen  des 
Fürstenth.  Krotoszjrn)  und  Sulkowsky  (wegen  des  FamilienMajorats  Beisen),  im 
^ngen  12  durch  Wahl  ernannte  BittergutBesitaer;  Städte,  16  Mitglieder)  Gu^ 
°««itser,  Bauern  u.  Erbzinsmänner.    Verordnung  vom  i5.  Dec  i83o,  betr.  die 
^«Ordnung  der  ProvinzialStände   im  GH.  Posen,   nach  dem  die  näheren  Fest« 
seUuQgeu  einer  besondern  Verordnung  yorbehaltenden  Gesetz  y.  27.  März  1824; 
«»der  preufii.  Gesetzsammlung  y.  i832,  St.  3.    Die  oben  angef.  Gesetze,  betr. 
^  ProvinzialStände,  findet  man  beisammen  in  folg.  Sammlung:  Die  Gesetze 
'^^  Anordnung  der  ProvinzialStände  der  preufs.  Monarchie.    Mit  e.  Einleit. 
^«rausgeg.  von  J.  D.  F.  Bukpv.  Berlin  1826.  a    Ueberblick  über  Preulsens  Pro- 
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TinxIalStSnde;  in  A.  MCllee's  Archh'  für  die  neueste  GeseUgebung,  M  i  HeA 
^,  S.  227—261.  —  Von  der  Einföhrung  obiger  Provin«ialStande,  machte  Preirf 
sen  Anzeige  bei  der  BundesTcrsammlung,  in  den  Protocollen  der  B.V.  seit  M 

—  Verliandlungen  der  ProTinsialLandtage  liefert:  J.  D.  F.  Ruwt's  (Pmiai 
zial-)  Landtags  Verhandlungen  in  der  preufs.  Monarchie;  wovon  zu  Berlin  iH3( 
die  fünfte  Folge  erschien,  enthaltend  die  Verhandlungen  in  den  J.  1827  a.  \hl9k 

—  In  den  oben  angef.  acht  besonderen  Gesetzen  werden  nähere  BfsürnmT-n 
vorbehalten.  Dergleichen  erschienen:  für  Schlesien,  Glatz  u.  die  preafs.  OW 
lausitz,  in  e.  Verordn.  v.  27.  März  18249  für  die  Kurraarh,  Ncumarli  u.  fi 
Niederlausitz,  in  c.  Verordn,  ▼.  17.  Aug.  1828 ;  fßr  die  Provinz  Saclisen.  im 
Verordn.  v.  17.  Mai  1827;  fiir  die  Provinz  Westphalen,  in  e.  Verordfl  i 
i3.  Juli  1827;  filr  die  Rheinprovinzen,  in  e.  Verordn.  vom  i3.  Juli  i8r:l 
das  Königreich  Preufsen.  in  e.  Verordn.  v.  17.  März  1828;  sammilicb  in  der» 
gef.  preufs.  Gesetzsammlung.  —  Aufser  den  ProvinzialLandtagen  sind  td 
Kreisversammlung'en  und  CommimalLandtag-e  angeordnet,  Beispiele:  Verord&f 
17.  Aug.  1825,  betr.  die  CommnnalLandtage  in  der  Kur-  u.  Neumark  BrasJf 
bürg,  nebst  Nachtrag  dazu,  in  e.  GabinetOrdre  vom  27.  Dec.  1826;  VerorJij 
17.  Aug.  1825,  betr.  die  Kreisordnung  und  Kreisrersammlungen  in  der  K.iM 
Neumark;  Verordn.  v.  17.  Aug.  1825,  betr.  die  CommunalLandtage  in  Fonnctf 
Verordn.  v.  18.  Nov.  1826,  betr.  die  CommunalLandtage  u.  die  Kreistage  in  I 
Niederlausitz;  Verordn.  vom  17.  Mai  182%  betr.  die  Kreisordnung  für  die ll 
Tinz  Sachsen;  Kreisordnung  für  das  Königreich  Preufseu;  sämmtlich  in  dfrl 
gef.  preufs.  Gesetzsammlung. 

c)  Oldenburg,  mit  Einschlufs  von  Jever,  Eutin  und  Birkenfeld.  Die  Grafsc^^ 
Oldenburg  u.  Delmenhorst  wurden  1778  von  Danemark  an  das  jetzt  r<^e 
Haus  abgetreten,  u.  hierauf  1777  von  K.  Joseph  IL  unter  dem  Namen 
bürg  zu  einem  Herzogthum  erhoben ,  statt  dessen  seit  1829  der  Titel  GroS 
zogthum  gefuhrt  wird.  Man  s.  oben  §.  108  u.  111.  Weder  in  OliefAur^^ 
in  dem  Fürstenthum  'Eutin  oder  Lübeck  waren  früherhin  Landstände,  \to»i 
1816  noch  das  neu  erworbene  Fürstenthum  Birkenfeld,  und  seit  1823  dtil 
dem  kaiserlich  -  russischen  Hause  abgetretene  Erbherrschaffc  Jever  kommt, 
gleichfalls  früher  ohne  Landstände;  doch  war  im  F.  Lübeck  durch  btschöl 
Wahlcapitulation  die  landesherrliche  Macht  beschränkt  im  Steuer-  und  Fr 
fach.  —  In  dem  Protoc.  der  B.  V.  v.  1818,  §.  127,  erklärte  Oldenbur^t 
die  oldenburgischen  Lande  ist  die  landständische  Verfassung  durchaus  i^«\ 
es  fordert  reife  üeberlcgung,  um  eine  heilsame  Einwirkung  der  Tersfi'«^ 
Glassen  der  Staatsbürger  zweckmäsig  und  dauernd  zu  ordnen.  Viclff  i^^  1 
r^its  vorgearbeitet».  Durch  eine  Bekanntmachung  v.  5.  Oct.  i83o  erkU^I 
Grofsherzog,  dafs  Er  «Alles,  was  durch  die  Bundesverfassung  zugesicb'''^ I 
auch  gewissenhaft  erfüllen  werde». 

rf)  Schwär zburgSondershausen.  Von  der  frühem  Verfassung,  s.  Mosm<  ^^J| 
Beichsstäcde  Landen ,  S.  469  n.  879.  —  Erklärung  in  d.  Protoc.  der  F».  "j 
1818,  §.  127.  —  In  einem  zu  öffentlicher  Bekanntmachung  an  die  Regifrfli^f 
Arnstadt,  auf  Veranlassung  der  Stadt  Arnstadt,  erlassenen  Rescript  top^^-^ 
i83o  sagt  der  Fürst:  «Eingedenk  Unseres  fürstlichen  Wortes  und  Untfi*^ 
Eintritt  in  den  teutschen  Bund  übernommenen  Verpflichtungen,  bibea 
beschlossen,  noch  im  Laufe  dieses  Jahres  Landstandc  zu  bilden  und  t^^^ 
zu  berufen.»  Eine  Verordn,  v.  4.  Nov.  i83o  verfugte  die  Ausarbcitrin§  ^ 
Entwurfs  zu  einer  ständischen  Verfassungsurkundc.  Die  hierauf  von  ^^  ^\ 
sten  octroyirte  «Landständische  Verfassungsurkunde»  vom  28.  Dec.  »S3c(j 
PötiTz  europ.  Verfassungen  seit  1789,  Bd.  I,  S.  1007),  ist  nicht  in  reba*^l 
kommen.  Förmlich  protestirt  haben  dagegen  die  Städte  Arnstadt,  Bre-ff^n 
Gehren  u.  Langewiesen.  Unter  dem  21.  Juli  i83i  erklärte  der  Fürst,  «daftH 
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(iif  gegebene  Verfassung  nicht  in  Ausübung  kommen  kenne,  sieb  Ton  selbst  ver- 
liebe, dsis  Alles  in  seiner  bisherigen  Ordnung  bleiben  und  fortgehen  müsse». 
.4 11g.  Aneeiger  der  Teutschen ,  i83i ,  St.  70. 

)  Ho/tenzollemHechingen  hatte  früherhin  keine  Landstande.  Erklärung  in  d.  Pro- 
toc.  der  B.  Y.  v.  1818,  §.  127.  Es  besteht,  nach  Bestimmungen  eines  Landesvergleichs 
Ton  1796,  unter  dem  Namen  Landschaft  eine  Art  ron  LendesReprasentation,  ge- 
bildet durch  swölf  ron  und  aus  den  Gemeinden  (1  Ton  der  Stadt  Hechingen, 
10  Ton  den  Landgemeinden)  Landesdeputirten.  Jahrlicb  wird  diesen  die  vor^ 
jährige  Steuerrechnung  und  die  Steuerausschreibung  für  das  gegenwärtige  Jahr 
Torgelcgt,  um  ihre  Erinnerungen  und  Vorschläge  zu  yernehmen;  auch  ist 
Ihnea  unbenommen,  zu  neuen  Gesetzen,  Verordnungen  und  Anordnungen  Vor- 
M'hlage  SU  machen;  ein  eigentliches  Einwilligungsrecht  ist  ihnen  nicht  zugestan- 
den. VergL  PÖLITZ2  europ.  StaatSTerfassungen  >  Bd.  I,  S*  1071.  Schreiben  des 
Fürsten  Friedrich  an  seine  Unterthanen,  v.  a8.  Ck't.  18349  .in'  der  Hannover. 
Staatszeitung  t.  Jan.  i835,  auch  in  der  Frankf.  OberPostamtZeit.  v.  17.  Jan« 
iSS5.  Als  Zusatz  zu  Art.  4  .des  Landes  Vergleichs  ward  am  1.  Febr.  i835  eine 
M'ablordnung  errichtet. 

/  HttsenHomhurg'  hatte  früherhin  keine  Landstände ,  in  seinen  beiden  sourerainen 
Landestheilen,  dem  Amt  Homburg  und  dem  181 5  erworbenen  Oberaint  Meisen- 
heim.    Vergl.  §.  109,  e,  und  die  angef.  Constitutionen,  Th.  in,  S.  44^* 


§•    289*  (221.) 

9Hg^meiner  f^ertretungsGrundsatu      TVahlgesetze.     Grundlagen  der 
landstmidschafi.  Vetschiedenheit  der  Stimmfuhrer  auf  dem  Landtag. 

I)  Schon  in  der  Natur  einer  Volkvertretung  liegt,  dafs  diese  unmit- 
Itlbar  von  dem  Volk  ausgeben  müsse  (§.  279).  Aber  auch  das  Staats- 
^M  fordert  die  Organisation  der  Landstände,  nach  dem  Grundsatz  all- 
jemeiner  Volkrertretung  «);  denn  nicht  zuiallige,  nicht  individuell^  üuad 
iorporatife  Interessen,  sondern  die  allgemeine  Bildung  und  Einsicht,  das 
allgemeine  ReclitSTerhäitnirs  und  Bedürfnifs  des  Volkes,  sollen  rertreten 
H^erden«  Daher  darf  namentlich  der  freie  Bauerstand,  die  zahlreichste 
U)d  unentbehrlicliste  Classe  der  Untertliauen ,  mithin  die  Hauptmasse  des 
^tsrereins  (§•  266} ,  nicht  ausgeschlossen  werden  ^3.  Nicht  jeder  ein- 
celne  Landstand,  wohl  aber  die  Gesammtheit  der  Landstände,  yertritt 
iii  Gesammtheit  des  Volkes  (§•  297).  II)  Nach  der  Natur  der  Anstalt, 
»Uten  fliitglieder  einer  Ständeversammlung  solches  nur  durch  Wahl 
fou  Mitbürgern  werden  (§..279);  doch  nicht  durch  Wahl  des  Volks 
^  UrTersammlungen  (assemblees  primaires,  wie  in  den  drei  ersten 
Coimitutionen  Frankreichs  von  1791,  1798  u»  17953.  Wahlgesetze 
^mmen  dann  das  Wahlrecht,  die  Erwählungsart,  die  Eigenschaften 
^^  Wähler  und  Wählbaren.  Der  Geist  des  Instituts  gebietet,  dafs 
äiesc  Gesetze  das  Wahlrecht,  die  Wahlfähigkeit  und  Wählbarkeit  nicht 
^  sehr  beschränken  (§.  280,  c)  c).  Sie  müssen  eine  Zusammensetzung 
^  Laodstände  begründen,  welche  die  Offenbarung  eines  wahren  rer- 
Qunftigea    Gesammtwillens    rer bürgt.       lil)    Doch    beruht    in    einzelnen 


452  II*  T^^^*  lU*  ^P- 

Bandesstaaten  jetzt  die  Landstandschaft,  entweder  anstdilieTieQ 
oder  neben  dem  Rechtstitel  einer  Erwahtong  durch  Mitbuq 
Gebart  (bei  den  Prinzen  Tom  Regentenhause),  bald  auf  la 
oder  priyilegirtem  Gutbesitz,  yerbunden  zuweilen  mit  gewi- 
chen Eigenschaften  des  Besitzers,  bald  entweder  auf  Corp« 
oder  auf  StandesclassenRecht,  beides  durdi  besondere  Rechtstit 
bald  auf  einer  Amtwurde,  einer  besondem  Ernennung  oder  Ye 
Seite  des  Regenten.  lY)  Nach  deu-  neuem  teutschen  Repräsc 
sungen,  werden  die  Abgeordneten  oder  Deputirten  gewäh 
von  einer  bestimmten  Classe  von  Staatsbürgern  oder  Corporat 
Ton  der  Geistlichkeit,  von  RittergutBesitzern,  von  Unifersitate. 
bestimmten  Elinwohnem  gewisser  Bezirke,  z.  B.  von  den  Bi 
Stadt  ^  von  den  Mitgliedern  der  Landgemeinden  eines  bestimml 
Die  Abgeordneten  der  ersten  Art  sitzen  gewohnlich  in  der  ersti 
die  übrigen  in  der  zweiten*  Y)  Die  auf  dem  Landtag  er 
Stimmführer  sind  dann  theils  geborne  oder  erbliche 
patrimoniale,  theils  erkohrne;  diese,  entweder  durch  i 
Wahl  einer  stimmberechtigten  Gesammtheit,  oder  der  von  il 
nannten  Wahlmanner  (Abgeordnete  oder  Deputirte  $.  aSo,  c), 
Bevollmächtigung  von  Seite  eines  stimmberechtigten  Einzeln 
treter  oder  Bevollmächtigte ) ,  oder  durch  Ernennung  auf  b« 
(oben  Num.  III).  YI)  Bei  den  RittergutBesitzern  w 
dem  landtagfahigen  Gutbesitz,  zu  der  personlichen  Stimmiah 
len  noch  besondere  personliche  Eigenschaften  erfordert  ff),  z.  B.  Eri»^ 
Ahnenprobe/),  Indigenat* 

a )  VergL  §.  197,  IL  —  Historische  Zweifel,  dieses  RepräsenUtioosRccht  betreM 
bei  dem  unten,  |.  197  b,  augef.  Possx.  Dagegen  s.  man  die  «GnindslUe  einer 
gerechten  Volkvertretung»;  in  J.  WxmxL's  Europa  in  seinem  gegenwif^ 
Zustande  (Wiesbaden  i8a4.  a),  S.  3o6— 355. 

6)  Dennoch  hatte  dieser,  bis  auf  die  neueste  Zeit,  in  den  wenigsten  teatschca 
Landern,  eigene  unmittelbare  Vertretung  auf  dem  Landtag.  £r  hatte  die^^« 
als  seltene  Ausnahme,  in  Tyrol,  Thom,  in  dem  Lande  Hadeln,  in  der  Grafscbdj 
Hoya,  in  dem  Stift  Kempten,  in  Baireutfa,  Ostfriesland,  Würtembcrg.  MosW 
TOn  der  t  Reichsstände  Landen,  45a  469.  473.  Ljlng's  Steuerrerfossung»  ^n 
SpiTTi.Ba*s  Gesch«  ron  Würtemberg,  S.  loa.  Auf  dem  schwedisch-poiiimen*''n 
Landtag,  9.  Aug.  1806,  erschien  auch  der  Bauerstand.  VergL  £ickbo&5( 
teuUche  Staats-  und  Rechtsgeschichte,  Th.  DI,  §.  425.  —  Eigenes  VcrtretuugH 
recht  auf  dem  Landtag  erhielt  der  Bauerstand  in  der  neuesten  Zeit:  im  "^^ 
cogthnm  Nassau  im  Sept.  1814 ;  in  Kurhesseu  im  Dec  i8i4  (Ki.eBta'srebersic 
etc.  S.  siB)  und  i83o,  oben  §.287,  c;  in  dem  GH.  Luxemburg  iB^^f  ^^^^ 
§•  s86,  b;  in  den  Fürstenthfimern  Schwarsbui^Rudolstadt ,  Schaumburg  LipP^ 
und  Waldeck,  u.  in  dem  Grolshersogthum  S.  WeimarEiscnach  '^'^  ^^^^ 
Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  69  f.  u.  120,  Bd.  H,  S.  261  u.  i63);  in  Tyr^^  '^'^ 
abermal  (ebcndas.  Bd.  H,  S.  237);  seit  1817  in  Baiem,  Baden,  "^"^^^^^^^1^^ 
GH.  Hessen,  in  dem  Heniogthum  Braunschweig  und  Fürstenthura  B^^*^^"^'^^] 
in  dem  Hersogthum  S.  Coburg,  in  den  Fürstenthümcrn  S.  Meiniug«"  «•  ^''^^ 
tenstein;  in  dem  Königreich  Sachsen  i83(i  in  Hannover  i332;  auch  m^eop^ 
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fiiteban  fitaatea  bd  den  ProTinsitlStMiiden.  —   E.  M.  Absdt  über  den    Baoer- 
•tellrertretung.    Berl.  i8i5.  8.    Ueber  Repräsentatiou  des  Bauer 
d.  Kieler  Blättern,  Heft  V  (i8i5),  u.  in  d.  AUemannia,  Bd.  VII 
61  f. 

*tikel  Gensua,  in  dessen  StaatsLexlkon ,  Bd.  m,  S.  366—388.    Cob- 
es  ]iolitiques.    Brüssel  i836.  18.  Bd.  I,  Nam.XXI.  u.  XXVII. 
ogthum  Nassau  heifsen  nur  die  Prinzen  Tom  Hause  gedorrte ,  die  au 
g  auf  der  Herrenbank  berechtigten  Familienhäupter  enbliche  Land- 
tglieder  der  Herrenbank. 

sABB  diss.  de  conjunctione  loci  et  suffiragii  in  comitiis  provincialibus. 
•  Cab.  Cbb.  KoBiSGBUTTEB  dlss.  de  jure  stand!  in  comitiis  prOTin- 
teb.  1787»    Lbodbbbosx's  kleine  Schriften,  L  3i.  Mosxb  a.  a.  O. 

•  RÖHEB  a.  a.  Ol  m.  11.  i3. 

in  dem  Königreick  Saeksen,  mit  Inbegriff  der  OberLausitsB  ^  in 

>hmen  u.  Mähren.    In  dem  ersten,  nach  Einigen  seit  i53o,  nach 

eil  1700.    Rhein.  Bund.  LUL  3ot. 


H.    ..y^, 


tbtheüangen  der  Ständeversammhingen*    AUgememe  oder 
>  und  ProvinzialStände.    Kreisstände.    JRrovmxtal.  oder 
landr'dthliche  Coüegien. 

:ge  der  allgemeinen  Yertretungseinheit  der  Landstande  ($.  289 

,  jiifises    FondamentalGrundsatzes    landstandischer  Verfassung  a^^ 

kiUen  auf  dem  Landtage  fiir  Berathschlagang    und  Beschlüsse,  in  einer 

Beihe  Ton  Bandesstaaten  ^),  alle  Landstände  zusammen  eine  einzige  Ter- 

fimmlung,  ein  Plenomj  welches  nicht  bindert,  dafs  in  der  Tersammlung 

ik  Sitzordnung  nach  verschiedenen  Ständen,  Classen,  Curien  oder  Bänken 

l^estimmt  sejn  lionne.     H)  In  anderen  Bundesstaaten  c)  berathschlagen  und 

WhlieCsen  die  Landstände,  ortlich  getrennt,  in  zvvei  Abtheil nngen<f), 

genannt  Kammern  «3,   Sectionen/),  oder  Herrenbank   und   Ter- 

^mlung  der  Landesdeputirten  ^},  oder  erste  Classe  und  Landes- 

Versammlung  Ä),  überall   eine  Art   von   Ober-  nnd  Unterhaus,  obwohl 

i&  der  Regel,   in   Rechten  und  Pflichten  einander  gleich,     m)  In  etlichen 

Buadesstaaten  hat  man,  für  einzelne  Landestheile ,  besondere  oder  Pro- 

rinzialStände   und  Landtage,   für  alle  zusammen  hingegen  allge- 

^^ine,   Reichs-    oder   NationalStände   und    Reichstage    oder    allgemeine 

Standeversammlungen  «),  die  nicht  überall  nothwendig  aus  Mitgliedern  der 

novinzialStändeversammlungeD   zusammenzusetzen  sind.     IV)  In  dem  Ko- 

i^iSTeich  Sachsen  erscheinen  jetzt  in  der  allgemeinen  Landes-  oder  Stan- 

^(^enaminhing,  Landstände  aus  den  alten  Erblanden  und  aus  dem  Mark- 

P^knm  Oberlansitz.     Es  bestehen    überdiefs   in    dem  letzten  besondere 

^roTlnzialStande   (§•    286,   288  a,  u.  291,  h)  und  in  jedem  der  vier  alt- 

«rbländischen  Kreise  eigene  Kreisstände  ^).     Auch   in   den  Provinzen  der 

P^^nCsischen  Monarchie  bestehen  ProvinzialStände,  Kreisversammlungen 

^^'t  »ffentl.  Recht,  4.  Aufl.  28 
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und  CommnnalTjandtage)  unterschieden  ron  den  verheifienen  Reiclnstanden 
oder  LandesReprasentanten  ($.  288).  Y)  In  yerscliiedenen  teutschen  Pro- 
yinzen  der  linken  Bheinseite  bestehen,  als  eine  Art  yon  besondern  Hepii 
sentatiyCoIIegien ,  die  von  der  franzosischen  Regierung  eingeführten  De- 
partementalRathe  O)  unter  dem  Namen  ProvinziaU  oder  Land- 
rath*n);  eine  für  Vereinfachung  der  Staatsverwaltung  nützliche  und  bei 
dem  Volke  beliebte  Einrichtung. 

m)  Eine  StSndeTersammliuig  ist  Vertreter  einer  politischen  Emheüj  des  gesanunten 
Volkes,  ftlr  einen  gemeinscbaftlichen  Zweck.  Die  beiden  Gmndkräfte,  das  hrm* 
mende  und  das  antreibende,  oder  das  bewahrende  und  das  neuemde  Friodp. 
finden  sich  in  dem  Plenum  einer  Standeversammlung  beisanunen,  vermöge  der 
Verschiedenheit  der  Ansichten  und  der  freien  Erörterung.  Ein  yerfaMungsmasigcs 
Recht  des  Regenten ,  die  Standeversammlung  zu  vertagen  oder  auiGEiilösefi,  id 
neue  Wahlen  su  veranlassen,  ein  unbeschränktes  Veto  (das  Recht  sa  Met  Er- 
klärung des  verfassungsmäsig  hemmenden  Widerspruchs)  dieser  Versammlung, 
sind,  einander  gegenüber,  stark  genug,  in  einem  monarckuehen  Staat  mit  Repri* 
sentativVerfassung  das  Gleichgewicht  zwischen  der  Regierung  und  den  Stand» 
an  bewirken  und  zu  erhalten.  Besteht  man  aber  auf  einer  Zweiheit,  so  erfolge 
die  Spaltung  in  nationalem  Sinn,  nicht  in  dem  vergänglichen  des  Gastentbomi 
(S-  98*).  Ein  Staat  soll  ein  Verein  von  Staatsbürgern  sejn,  nicht  ein  Amalgan 
von  Standesclassen. 

h)  So  in  Rurhessen,  in  den  Herzogthümern  S.  WeimarEisenach  u.  S.  GoburgSaal 
feld,  in  den  Fürstenthümem  S.  Altenburg,  Liechtenstein,  SchwarzburgBudolsUdt, 
SchaumbnrgLippe,  Waldeck,  HohenzoUernSigmaringen. 

c)  In  den  Rönigreichen  Baiem,  Sachsen,  Hannover  und  Würtemberg,  in  den 
Grofsherzogthümern  Baden,  Hessen,  Luxemburg  (in  diesem  vereinigt  zelther  mit 
den  Ständen  des  Rönigreichs  der  Niederlande)  und  MecklenburgSchTrerin  ufid 
Strelitz,  in  den  Herzogthümern  Braunschweig  und  Nassau,  auch  zmtber  in  den 
Fürstenthum  Lippe. 

J)  Gründe  wider  eine  solche  Abtheilung  oder  Zweiheit,  das  Zweikammersystem, 
-worin  gewöhnlich  die  erste  gröfstentheils  eine  Adels-,  Pair-  oder  MagnatenKan- 
mer,  die  zweite  eine  Ranuner  der  Gemeinen,  der  Abgeordneten  oder  Lande»- 
Deputirten  ist,  findet  man  in  dem  Entwurf  des  (würtemb.)  ständischen  Conit^ 
über  das  8.  Cap.  des  zu  erneuernden  VerfassungsVertrags  (1816.  8.),  StSs-^f 
in  d.  Allgem.  Staatsverfassung  Archiv,  Heft  1  (1816),  in  GbXvsll's  Abh.be^ 
PreuTsen  einer  Constitution  (1816)?  in  der  neuen  Allemannia,  Bd.  H,  Heft  i 
(1816),  S.  6—9,  in  M.  V.  Cnixi^s  Jahrbüchern  der  Literatur,  Bd.  ß  (Wien 
i8ao.  8.),  S  «91—294;  im  Hsbmbs  oder  krit  Jahrbuch  der  Literatur,  »8«^ 
St  1.  S.368  f.,  u.  in  RLihixn's  üebersicht  etc.,  S.  a3a  ff.  195  ff.  Jwum.Bii«ai5 
tbree  Tracts  relative  to  the  Spanish  and  Portugueze  aifairs  (Lond.  18t i<  8-)« 
N.  1.  Zöpn.*s  Microcosmus  (1.  Liefer.  Heidelb.  i839),  S.  18  ff.  Advoc  Jhx^ 
in  Alex.  MoiLsn^s  Archiv  für  die  neueste  Gesetzgebung,  Bd.  1 ,  Heft  1  (^^^ 
i832),  S.  6a  ff.  Debatten  über  den  Vorzug  des  Einkammersystems,  in  ^^ 
Sitzung  der  a.  Rammer  der  ( constituirenden )  hannoverischen  Standerersamn- 
Imig  am  aa.  Aug.  i83f ;  in  dem  hamburger  Unpart.  Correspondenten  ^.  *•  ^' 
3i.  Aug.  i83a,  u.  in  der  Allgem.  Zeit.  v.  16.  u.  17.  Sept.  i^a.  —  DafUr  ••y* 
Wavgzvhbim)  in  d.  Europ.  Annalen,  i8i4,  S.  894  fH  (Ebenderselbe)  Die  We« 
der  Staatsverfassung  in  ihrer  Anwendung  auf  Würtemberg.  Frankf*  i^'^' 
(Ebenderselbe)  lieber  die  Trennung  der  Volksvertretung  in  zwei  Ablbeunag«'' 
u«  über  die  landschafll.  Ausschüsse.  1816.  8.  Gedanken  über  die  Scbrift:  ^ 
die  Trennung  u.  s.  w.   1816.  8.    (Vertheidigt  jene  Schrift.)    Fb.  Asciuoj  über 
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Staatswuseoscfaaft  ( 1820},  S.  77.  fF.  K.  6.  L.  Pölitx  Beleuoht  de*  Entwurf« 
eines  Staatogrundgesetzes  des  Königreichs  Hannover  (Leipc.  i83i*  8.)«  S.  64  ff. 
Mo5TESQviEX7 ,  in  seinem  berühmten  Capitel  über  die  englische  Verfassung  (£«•> 
prit  des  lols,  Lir.  XI,  Chap.  6}  erhlärtc  das  System  einer  Erbkammer  für 
das  unumgängliche  Gleichgewicht  zwischen  den  constitutionellen  Gewalten  eines 
BeprasentatiTSyatems. 

r)  So  in  Baiem,  Königreich  Sachsen,  Hannover,  Würtemberg,  Baden  GH»  Hessen» 
/)  So  in  Braunachweig« 

^)  So  im  Herzogthum  Nassau. 

k)  So  früher  in  dem  Königreich  Sachsen,  wo  die  erste  Glasse  der  Landstande, 
bestehend  aiis  den  Prälaten,  Fürsten,  Grafen  und  Herren,  sich  streng  abson- 
derte Ton  der  eigentlich  so  genannten  Landes  Versammlung  oder  den  beiden  au'^ 
dem  Glassen,  der  Ritterschaft  und  den  Städten,  indem  sie  einseitig  mit  der  Ee- 
gierung  communicirte. 

1)  In  solchem  Fall  dienen  für  Ernennung  der  Abgeordneten,  Gommunal-,  Provin- 
Eial-  oder  Departemental  -  und  NationalListen ;  dergleichen  (trois  listes  de  nota* 
bilite)  zuerst  durch  die  französische  Constitution  v.  i3.  Dec,  1799,  ^^^-  ^)  ange* 
ordnet  wurden.    Memoires  pour  servir  k  Thistoire  de  France  sous  Napoleon, 
krils  a  Ste. -Helene;  par  Ic  g^neral  Gourgauo,  T.  I  (iSaS),  p.  187  et  365.  — 
Nach  der  pretus,  Verordn.  v.  aa.  Mai  i8i5 ,  sollen  in  den  einzelnen  Landesthei- 
len  ProvinzialStände  gebildet,  und  aus  ihnen  eine  Versammlung  der  LandesRe* 
Präsentanten  gewählt  werden.    Hierauf  folgte  die  Anordnung  der  berathenden 
ProvinzialStände  überhaupt,  durch  ein  Gesetz  vom  5.  Juni  iSaS,  und  für  sieben 
Provinzen  durch  eben  vo  viel  besondere  Gesetze,  in  den  Jahren  1828  imd  i8a4* 
Man  s.  §.  288.  —    Das  Grofsherzogthiim  Luxemburg    in  seiner  Vereinigung  mit 
dem  Königr.  der  Niederlande,  hat,  wie  andere  Provinzen  dieses  Staates,  eigene 
Etats  provinciaux,  60  an  der  Zahl,  welche  vier  Deputirtc  zu  der  zweiten  Kam- 
mer der  l^tats  generaux  wählen.  FundamcntalGesetz  des  Königr.  der  Niederlande 
T.  44«  Aug.  i8i5,  §.  77  ff.  u.  129  —  161.    Vergl.  oben  §.  286.  f.  —  Das  Herzog- 
thnrn  HoUtein  erhielt  durch  e.  hönigl.  Verordnung  v.  i5..Mai  i834  berathende 
ProvinzialStände,  (das  Herzogthum   Schleswig   erhielt,  durch  Verordnung  von 
demselben  Tag,  besondere  ProvinzialStände). 

0  In  dem  KÖnigr.  Sackten  bestehen  Kreisstände,  in  jedem  der  4  Kreise,  in  welche, 
Kit  der  TerritorialVeränderung  v.    181 5,   die  alten  Erblande  eingetheilt  sind. 
Die  Stände  eines  jeden  Kreises   theilen  sich  in  zwei  Oorporationen,   in  Ritter- 
schaft und  Städte.    Zu  ihrer  Wirkungsbefugnifs  gehören:  Rerathung  und  Bevor- 
^Ortung  desjenigen,  was  sie  für  das  Wohl  des  Kreises  nothwendig  erachten^ 
Besorgung  der  ständischen   Gassen-  und  Rechnungsangelegenheiten,   der  allge- 
meinen des  Mreisea  oder  der  besondern  Gorporation,  entweder  der  ritterschaftl. 
oder  der  städtischen;  die  hreisständischen  Wahlen  der  Kreisvorsitzenden  und 
Deputirten  etc.;  Besorgung  der  ihnen  vom  König  aufgetragenen  oder  überlasse- 
aen  Angelegenheiten.    Die  Kreistage  sind  entweder  allgemeine  desselben  Kreises, 
^  h.  für  beide  Gorporationen,   deren  jede  hier  an  einer  bcsondem  Tafel  Platz 
nimmt,  oder  besondere,  für  eine  derselben;   die  letzten  also,  entweder  ritter- 
schafUiche  oder  städtische.  Nur  auf  landesherrliche  Anordnung  oder  Gestattung, 
liönnen  Kreistage  gehalten  werden,  ausgenommen  bei  einer  allgemeinen  Landes- 
▼mammlung,  iur  die  dabei  anwesenden  Kreisstände.    Jeder  Kreis   hat  in  der 
«llgem.  Landesversanunlung  eine  bestimmte  Zahl  ritterschaftlicher  Wahlstellen, 
wekbe  durch  Wahl  der  an  den  Kreistagen  Thcil   nehmenden   Besitzer  schrift- 
(^siger  Güter  aus  Personen  ihres  Mittels  besetzt  werden.    Die  Ausschufsstände 
welche  der  Kreis   zu  einem  Ausschulstag  des  Königreichs  sendet,  werden  auf 
dem  Kreistag  von  den  übrigen  Ständen  mit  Vollmacht  versehen.  AUgem,  Kreis- 

28* 
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tagtOHaung  ▼.  lo.  Aug.  i8ai;  in  d.  GesetssammL  r.  1891  y  St  16,  8.  ^-no 
Wxnss'A  Lehrb.  des  königl.  säclis.  StaaUr.9  Bd.  I,  $.  io3— 119. 

/)  Nach  der  fraiusöstschen  Verfassung  besteht  eine  dreifache  Repräsentation:  di« 
beiden  Kammern  su  Paris  für  das  ganse  Reich,  ein  Oonseil  departemental  für 
jedes  Departement,  ein  Conseil  d'arrondissement  (Bezirkrath)  lur  jeden  Boirl 
Nach  dem  Gesete  rom  8.  Pluriose  J.  Vm,  soll  in  jedem  Departement  ein  Ikfar- 
tgnunuäRaik  oder  Conseil  g^n^ral  durch  freie  Wahl  der  Bewohner,  mid  nachlMs 
stimmten  Normen  bestehen;  er  soll  in  jedem  Jahr,  auf  Einbemfung  derfiegit 
rung,  sich  Tersammeln,  und  länger  nicht  als  14  Tage  Tersammelt  bleiben.  Sm 
Wirkungskreis  ist:  i)  theils  adnunistraUvrichierlieh ,  indem  er  über  Beschwerdeo 
einzelner  Bezirke,  Städte  oder  Gemeinden,  wegen  unrichtiger  Vertheilung  der 
Steuern  entscheidet;  9)  ihtiXt  finanziell ,  indem  er  a)  die  dem  Departement  auf- 
gelegten directen  Steuern  unter  die  yerschiedenen  Beairke  desselben  rerthelt, 
b )  die  für  die  DepartementalCasse ,  eu  Bestreitung  ihrer  Ausgaben  für  bcfou- 
dere  Bedürfnisse  des  Departements,  nöthigen  ZulageCentimen  auf  den  V^orscbla^ 
der  Regierung  festsetzt,  und  c)  die  Rechnung  der  obersten  DepartemcnUlB6 
hörde  (  des  Präfecten )  über  die  Verwendung  dieser  Fonds  abhört  und  geoeih 
migt.  Ueberdiefs  dient  er  3)  durch  seinen  Präsidenten  als  Organ  des  De^- 
menu  unmittelbar  bei  den  Ministerien,  für  Beschwerden,  Wünsche  und  Bedüii- 
nisse  des  Landes. 

m)  In  Baiem,  unter  dem  Namen  Landrath.  Gesetz  ▼.  i5.  Aug.  1828.  Schitsc»') 
Staatsr.  des  Königr.  Baiem,  Bd.  1,-S.  46a— 49^*  -~  ^  ^«r  ^/<*  hessischen  Provk 
Rheinhessen  ^  unter  dem  Namen  ProvinzialRaih,  durch  Vcrordn.  y.  7.  Aug.  1818- 
VergL  Verhandlungen  in  der  2.  Kammer  der  Landstände  des  GQ.  Hessen,  too 
i8ai,  Heft  10,  S.  io5-*ia5. —  In  dem  sachsen-coburg-saalfeldischen  Fürstenlhum 
Liechtenberg ,  unter  dem  Namen  Landrath^  durch  Verordn.  r.  27.  April  0. 
3.  Sept  1811,  für  berathende  Theilnahme  an  der  Gesetzgebung  imd  für  Bewilli 
gong  und  Vertheilung  der  Abgaben;  seit  1824  ward  er  nicht  zusammeaberufeB 
Nach  Abtretung  dieses  Landes  an  Preufsen,  ward  er  aufgehoben  in  dem  preufs. 
BesitzergreifungsPatent  y.  i5.  Aug.  i834*  —  Auf  den  baierischen  Landtagen  too 
1819  und  1822,  kam  die  Einfuhrung  dieser  landräthlichcn  Gollegien  auch  in  ^en 
übrigen  baierischen  Proyinzen  in  Antrag.  Jul.  Gr.  y.  Sodkn,  der  baier.  Landtag 
V.  1819  (Nürnb.  1821.  8.),  S.  19-35.  Sie  war  von  dem  König  durch  Verordn, 
r.  1«  Jan.  1822  vorläufig  schon  beschlossen,  ward  aber  suspcndirt  durch  eine 
Bekanntmachung  v.  26.  Jun.  182^ 


§♦   29  !♦    •  (222M 

Glossen  der  Landstände. 

GewShnlicb  ist  die  Landstandschaft  nach  Terschiedenem  Verliattru/'^ 
bestimmten  C lassen  zugetheilt;  wobei  ein  Standesclassen -  oder  Corpora- 
tionsPrincip,  besonders  ein  Rest  vormaliger  FeudalAristokratie,  meir  oder 
weniger  wahrzunehmen  ist  a).  Ehehin  gab  es  in  manchen  StaateD^  l^o^  ^^ 
landschaftlichen  Matrikel,  nur  eine,  in  andern  zwei,  drei  oder  ner 
C lassen  (Curien,  Gollegien,  Bänke)  der  Landstande  *).  Jetzt  findet  ^^ 
in  tentschen  Bundesstaaten,  nach  Verschiedenheit  der  angenommenen  Grand- 
läge  der  Landstandschaft :  1)  bald  zwei  Classcn,  bestehend  z,  B>  a^^ 
Ritterschaft  und  Städten  c)  oder  aus  Geistlicbheit  und  Landmannscbaft  <0i 
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3)  bald  drei    Classen,   beatehend   a)  eotweder  theils  aus  Fairsten,  Grafen 
and    Herreu      (Magnaten     oder     Pairs),    tbeiis    aus    Ritterschaft,     dieils 
ius  Städten  «),  oder  b)   theils   aus  einem  Colleginm  der    Prälaten,   Für- 
sten,    Grafen    und    Herren    (und     zwar    in    dem    KonigreicK    Sachsen 
jetzt,    mit  InbegrifF  der  Deputirten  der  Universität  Leipzig ))    theils    aus 
Ritterschaft,  thetb  aus  Städten/}  oder  c)   aus  Abgeordneten  der  Ritter- 
ichaft, der  Städte 9  der  Bauern,  Landbezirhe  oder  Dorfgemeinden^),  oder 
aus  RittergQtBesitzern ,  aus  Deputirten  der  Städte  und  Flechen,  aus  Depn- 
ürten  der   bäuerlichen  Amtbezirhe  ^);    3)  bald   vier  Classen,    bestehend: 
a)  ans  Herren,  aus  Prälaten,  ans  Ritter«  und  Mannschaft,  aus  Städten  <), 
oder  b)  ans  Greistlichkeit,  Ritterschaft,  Städten  und  Bauern  ^) ,  oder  c)  aus 
ABgeordneten  der  RittergutBesitzer,  der  Städte,  der  Eingesessenen  auf  dem 
platten  Lande,   des  geistlichen   oder  Lehrstandes  ^).      4}    Bei   der  neuen 
Eiurichtung  der  landständischen  Verfassung  in  Baiern,  Königreich  Sachsen, 
üannoFcr,    Würtemberg,   Baden,     Kurhessen,    Gx'ofsherzogthum    Hessen, 
SachsenAltenbarg,  Brannschweig,   und  in    dem  Herzogthum  Nassau,    hat 
man,   bei    Yertheilung    der    LandesRepräsentation ,    auf  die    rerschiedenen 
Standesclassen  nicht  ausschliefsend  Rücksicht  genommen,  sondern  auf  aus- 
zeichnende Verhältnisse  der  Gebiirt  (bei  den  Prinzen  des  Regen- 
leahauses^,  mancher  Familien,    einzelner  Personen,  des  Grundbe- 
sitzes, des  Gewerbes,  CHandels-  und  Fabrihwesens),  des  Amtes,  der 
Gemeinden,  der  Kirchen-  und  Lehranstalten  «•)• 

*)  BiBTBAm  tactique  des  assembUes  legislatives.  IL  Ausg.  Paris  iftia.  Bd.  I,  Cap.  4. 
i)  Mos»  a.  a.  O-  4ii.  475.    Puttbä's  Lit.  m.  278.  f.    Hlübka's  Lit.  270  ff.  —  Von 

der  landschaftlichen  Malrtkcl,  ebendas.  64 1* 
0  So  in  Mecklenburg,  SachsenMeiningen,  in  den  FilrstentliCUnern  Altenburg,  An- 
ludt,  SchwarzburgSondershausen,  Lippe,  Beofs  beider  Hauptlinien.    Mosaii  a,  a. 
0.  468.  f.    la  dem  ehemaligen  GrorshenBogthum  Berg  waren  Ritlerschaft  und 
Hauptstädte.  Rhein.  Bund ,  H.  ibi.    Von  der  Lausitz  Sr  Note  i.  —   In  Oestrei- 
ckischScfalesieu  heifsen  die  Landstande  «Fürsten  und  Stände y;  jene  begreifen 
unter  sich  die  Hersoge  u.  Fürsten,  diese  die  freien  Standesherren  u.  die  dem 
Landesfursten  unmittelbar  unterworfene  Bitterschaft    Ihre  allgemeinen  Zusam- 
menkünfte heir^en  Furstentage. 
^)  In  dem  Furstenthum  JJechtetuUtn  bildet  die  Geistlichkeit  die  erste  Classe,  be- 
stehend aus  drei  Deputirten,  welche  alle  geistlichen  Beneficiaten  u.  Communitä- 
^n  aus  ihrem  Mittel  auf  Lebenszeit  wählen,  u.  aus  allen  geistlichen  Pfründnern, 
<lic  ein  liegendes  oder  steuerbares  Vermögen  yon  wenigstens  aSoo  Gulden  Steu- 
enats  besitzen;   die  Landmannscfaaft  aus  den  Vorstehern  und  Altgcschwornen 
einer  jeden  Gemeinde,  und  aus  allen  Unterthaaen,  die  liegende  Gründe  mit  ei- 
nem Steuersatz  von  aooo  Gulden  besitzen. 
•)  Von  SachsenGotha^  s.  Mosxr  a.  a.  O.  S.  469. 

/)la  dem  KÄnigr.  Sachsen^  v.  Röiueb  a.  a.  O.  HL  7.  Wmssk's  Lehrb.  des  königl. 
»«*8.  Staatsr.,  Bd.  I,  §.  B4— 5;.  F.  A.  F.  Apxl  diss.  de  Jurib.  singularib.  Qe- 
"«orum,  praesertim  in  Saxonia.  Lips.  1791.  4.  Auch  teutsch,  ebendas.  179«.  4«; 
^O)edoch,  seit  den  i8i5  verSnderten  Territorial  Verhältnissen ,  in  der  ersten 
Clasie  das  besondere  Gollegium  der  Universitäten  wegfallt,  seit  1811  die  üni- 
^«witat  Leipzig  dem  Gollegium  der  Prälaten,  Grafen  und  Herren  einrerleibt, 
Auch  in  der  allgemeinen  Landesversaramiung  seit  1817  die  oberlausitzer  Land- 
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Schaft  mit  der  alterbländiscben  der  4  Kreise  Tereinigt  ist.  Man  s.  Note  i,  u. 
Wxissx  a.  a.  O.  §.  5a  u.  &4*  Daselbst  bat  die  erste  Giasse  das  Hecht,  darcfa 
abgeordnete  auf  dem  Landtage  zu  erscheinen,  v.  Röueb  III.  16.  Auch  bat  da- 
selbst die  schriftsässtge  Ritterschaft  VirilStimmen ;  die  Besitzer  ofnf/i/W^r  Rit- 
tergüter haben  nur  Theil  an  CuriatStimmen.  Ebendas.  S.  16.  f.  Die  letztes 
senden,  aus  jedem  Amt,  von  ihnen  gewählte  Deputirte  auf  den  Landtag.  ÄS- 
gem.  KreistagsOrdn.  t.  10.  Aug.  181 1,  $.  37;  in  d.  Gesetf.samml.  ▼.  18s  1,  St  16. 
Im  Jahr  iBai  ward  die  Berechtigung  zur  Landtagföhigkeit  auf  alle  neuscIuiA- 
sassigen  Rittergüter  ohne  Unterschied  ausgedehnt ,  und  überdiefs  in  jedem  der 
4  alterblandischen  Kreise,  auch  in  der  Oberlausitz,  eine  Anzahl  rittersckaft- 
lieber  Stellen  (zusammen  yierzig  an  der  Zahl)  gegründet,  welche  aus  demMittd 
der  bis  dahin  för  ihre  Person  nicht  landtagfahigen  Rittergutbesitzer,  durrl) 
Wahl  der  ritterschafllSchen  Kreisstande  eines  jeden  der  4  Kreise,  in  der  Ober- 
lausitz aber  durch  Wahl  der  Stände  vom  Lande  (Note  i),  m  besetzen  »nd, 
und  ihren  Inhabern  gleiche  Rechte  und  Pflichten ,  wie  den  altadelichen  Hitter* 
gutbesitzern ,  gewähren  und  auflegen.  Bei  diesen  ritterschaftlichen  Wahlstellea. 
sollen  weder  adeliche  Geburt  noch  eine  bestimmte  Zahl  adelicher  Ahnen,  son- 
dern nur  RittergutBesitz  und  Zutrauen  der  Wähler  entscbciden.  Man  s.  dea 
amtlich  bekannt  gemachten  gedruckten  Auszug-  aus  den  Verbandlungen  des  am 
i5.  Oct,  1830  eröffneten,  und  am  i5.  Jun.  18t  1  beschlossenen  Landtags  (i8ii> 
8.  S.  in  4*  u.  als  BeiL  zu  St.  20  der  Gesetzsamml.  y.  1821 ),  S.  5.  u.  f.  —  Voa 
den  Kreisttänden  in  den  4  Kreisen  der  alten  Erblande,  oben  §•  390. 

g)  So,  seit  1816,  in  dem  Grofsherzogthum  5.  fF'eimarEtsenuch^  wo  «11  Abgeord- 
nete Ton  dem  Stande  der  RittergutBesitzer,  10  yon  dem  Stande  der  Büi^r, 
10  yon  dem  Stande  der  Bauern,  als  Volksvertreter  und  zwar  yon  jedem  Staiul 
aus  seiner  Mitte  erwählt  werden«.  Die  Universität  Jena,  als  eine  mit  Ritter- 
gütern ausgestattete,  dem  ganzen  Lande  gehörende  Anstalt,  stellt  zu  dem  Stande 
der  RittergutBesitzer  den  eilften  Abgeordneten.  Kl^iueb's  Staatsarchiv,  Bd.  I, 
S.  166  f.  —  In  dem  Herzogthum  5.  CoburgSaalßid  bestand  vor  der  Trennung 
Saalfelds  im  Nov.  1826  (§.  286,  p),  die  Gesammtheit  der  Landstande  aus 
17  gewählten  Abgeordneten,  6  aus  der  Ritterschaft,  2  aus  den  Stadtohngkeiten 
au  Coburg  u.  Saalfeld,  3  aus  den  Städten  Coburg,  Saalfeld  und  Pöisoecltf  6 
aus  den  übrigen  Städten  und  Dorfgemeinden.  —  In  dem  Hersogthum  5.  Meinä-^ 
gen  sind  nach  dem  Grundgesetz  von  1829,  24  Abgeordnete,  8  aus  jedem  der  drei 
Stände,  der  RittergutBesitzer,  der  Bürger,  der  Bauern,  so  dafs  jeder  Stand 
8  wählt.  In  dem  Herzogthum  S.  Altenburg  bestehen  nach  dem  Grundgesetz  ^on 
i83i  die  Landstände  aus  einem  Präsidenten  und  24  Abgeordneten,  wovon  8ADg. 
der  RittergutBesitzer ,  8  der  Städte  und  8  des  Bauerstandes.  -«  In  dem  Für- 
stenthum  S,  Riidotstadi  besteht  die  Volksrepräsentation  ans  18  gewählten  Landes- 
Repräsentanten,  nämlich  6  RittergutBcsitzem ,  6  Einwohnern  von  Städten,  6 
mit  Landeigenthum  angesessenen  L^nterthanen  ^  die  weder  Rittergüter  besi^ 
noch  städtische  Rüther  sind.  —  Auch  die  ProvinzialStände  des  GrofehersoglBiw« 
Luxemburg  bestehen,  seit  i8i5,  aus  Deputirten  der  Ritterschaft,  der  i8SfaM 
und  der  Landbezirlie  (districts  ruraux);  jede  dieser  drei  Classen  wählt  so  Ab- 
geordnete. 

A)  In  dem  Fürstenthum  SchaumJburg^  lippischen  Antheils,  erscheinen  auf  dem  Lan  • 
tag  die  wirklichen  Besitzer  adelicher  Güter,  von  den  Magistraten  gews&i<^  ^ 
putirte  der  Städte  u.  Flecken ,  u.  aus  den  Besitzern  der  Bauerguter  g^^  ^ 
Deputirte  der  Amtiuterthanen.  Klvbbr's  Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  69.  "  '^ 
Fürstenthum  ff^aldeck  bestehen  die  Landstände  aus  den  Rittergutbesittero»  aus 
Deputirten  der  Städte,  wozu  in  den  drei  ersten  Städten  der  erste  Büi^g«^"*'.*'^'' 
u.  der  StadtSecretair,  in  den  übrigen  der  Bürgermeister  allein  bestimiA^  sr 
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u.   aus   lo   Repräsentanten  des  Baaerstandes ,    Ewei  aus  jedem  OberJustkamt. 
Ebeadas.  Bd.  n,  S.  i5o  u.  f. 
)  So  bis   i8i5    in  der  Gier-  und  Niederlausät,    Da&clbst  hiefsen  die  drei  ersten 
Classen  das  Liand.    Das  Land  und  die  Städte  hatten,  jeder  Theil  auf  dem  Land- 
tag eine  GuriatStimme«    t.  Röuh  a*  a.  Ol  ID.  69*    So  noch  jetst  in  dem  bei 
Sachsen   gebliebenen  Theil  der  OberlausiiM,  welcher  jetst  eine  besondere  Land- 
schaft (Stande  von  Land  und  Städten)  hat,  durch  die  er  an  der  allgemeinen 
sächs.  LandesTCrsanunlung  Theil  nimmt.     182  t  wurden  für  landschaftliche  Ver- 
sammlungen eine  Anzahl  ritterschaftlicher  Stellen  gegründet,  welche  aus  dem 
Mittel    der  bis  dahin   für  ihre  Person   nicht  landtagfabigen    RittergutBesitser, 
durch  ff^tM  der  Stande  vom  Lande  su  besetzen  sind.  —  Ueberdiefs  besteht  da- 
selbst eine  fortwährende  itänduche  Deputation,  su  Besorgung  der  dem  Lande  und 
den  Städten  gemeinschaftlichen  Militär  Angelegenheiten,  durch  welche  auch  die 
gemelnschafllichen  CassenAngelegenheiten    der  Provinz    besorgt  werden  sollen. 
Mandat,  die  neuen  Verfassungs-  und  Verwaltungseinrichtungen  in  der  Oberlau- 
BitE  betr.,  V.  la.  Mars  18a  1  ( Gesetesamml.  1811,  St.  4)9  S*  ^-  —    ^^*'  Sckun» 
duehPammem  wurden,  in  der  angef.  Verordn.  v.  Aug.  1806,  die  oben  im  |.  ge- 
nannten vier  Classen  festgesetzt.  —    So  auch  in  dem  Hersogthum  Krmn  seit 
1819.     Dieselben   vier  Classen  bestehen   in  Ntederöstreieh ,  Steyermark,  Bühmtn, 
Mahren,  Gaiizien. 
i )  In  dem  Hersogthum  Braumchweig  und  Fürstenthum  Blankenburg  sind :  Prälaten 
(Aebte  nnd  Decane  der  Stifte  und  Klöster),  sechs  in  der  ersten  und  sieben  in 
der  zweiten  Seetion  der  Landstände;  Ritterschaft  oder  die  Besitzer  von  78  land- 
tagfabigen Rittergütern,  alle  in  der  ersten;  19  Deputirte  von  den  Städten;  und 
19  Abgeordnete  für  den  Stand  der  nicht  zu  der  Ritterschaft  gehörenden,  dienst- 
oder  meierfreien  Grundbesitzer,  ein  gewählter  Deputirter  von  jedem  Kreisge- 
richt aus  der  2^hl  der  sowohl  auf  dem  platten  Lande  als  auch  in  den  Städten 
und  Flecken  ansässigen  Schrift-  und  Freisassen,  alle  Deputirte  von  den  Städten 
und  den  nicht  ritterschaftlichen  Grundbesitzern  in  der  zweiten  Seetion.  —   In 
TrfTol  bestehen  die  Landstände  ans  Prälatenstand,  Herren-  und  Ritterstand,  Bür- 
gerstand, Bauernstand. 
0  b  dem  Fürstenthum  Hüdburghausen  bestand,  vor  seiner  im  Nov.  1836  erfolgten 
Vereinigung  mit  Meiningen  ($.  a86),   die  Landschaft  aus  gewählten  Abgeordne- 
ten von  vier  Ständen,  6  aus  den  RittergutBesitzem,  5  aus  den  5  Städten,  6  aus 
den  Eingesessenen  der  6  Aemter ,  1  aus  dem  geistlichen  oder  Lehrstande. 
n)  lo  Baiem  besteht  die  Kammer  der  Reichsräthe  aus  den  volljährigen  Prinzen 
des  k  Hauses,  den  ReichsKronbeamten,  den  beiden  Erzbischöfen,  den  Häup- 
tern der  standesherrlichen  Familien  im  Sinn  der  t.  BundesActe,  als  erblichen 
Beichsräthen ,   einem  vom  König  .ernannten  Bischof,   dem  jedesmaligen  Präsi- 
denten des  protestantischen  GeneralConsistoriums ,  und  aus  vom  König  erb- 
lich oder  auf  Lebenszeit  ernannten  Mitgliedern;    die  zweite  Kammer  besteht 
aus  den  Grundbesitzern   mit  gutherrlioher  Gerichtbarheit ,   Abgeordneten  der 
Universitäten,  Geistlichen  der  hathol.  und  evangelischen  Kirche,  Abgeordneten  der 
Städte  und  Märkte,  und  der  Landcigenthümer  ohne  Gerichtbarheit.  —  In  Hanno- 
vtr  ist,  nach  dem  Patent  vom  7.  Dec.  1819,  die  erste  Kammer  zusammengesetzt 
^}aperi9niieh  iereehü'gten  Mitgliedern,   nämlich  den  Standesherren  im  Sinn  der 
t.  BuidesActe,  dem  Erbmarschall,  dem  Grafen  von  Stolberg  wegen  der  Graf« 
Kbaft  Hohnstein,  dem  GeneralErbpostmeister;  2  Aebten,  einem  KlosterDirector, 
den  kathoL  Bischöfen,  einem  angesehenen  evangeL  Geistlichen,  den  mit^  einem 
penönlichen  erblichen  Stimmrecht  begnadigten  Majoratherren,  dem  Präsidenten 
de»  GeneralSteuer-  und  SchatzCoUegii,  den  ritterschaftlichen  auf  Lebenszeit  er- 
zählten Mitgliedern  des  allgemeinen  SchatzCoUegii,  und  aus  35  für  die  Dauer 
desielben  Landtags  erwählten  Depuürien  der  sieben  ProvinzialRitterschaften ;  die 
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€Uf$iU  Kammer  hat  su  Mitgliedern,  die  auf  Lebentseit  gewahltea  nicht  riltenckaft-    i 
liehen  Mitglieder  des  SchatzCollegii ,  sechs  Deputirte  Ton   eben  so  viel  Stiften, 
einen  der  üniversitfit  GÖttingcn ,  swei  von  den  Consistorien  su  crrwählende  De-  ! 
putirte  für  das  Kirchen-  und  Schulwesen;  66  Deputirte  von  den  Städten,  von 
der  Graftchaft  Hohnstein,  von  den  hoyaischen  und  diepholcisciien  Flecken,  tod 
freien  Gutbesitsem,  die  nicht  au  der  Ritterschaft  gehören  (so),  von  den  Lude 
Hadeln  (a),  und  ron  den  Flecken  nnd  Freien  der  Grafschaft  Benthetm  (i).  - 
In  ßnrtem^ergr  besteht  die  Kammer  der  Standesherren :  aus  den  Prinzen  des  L 
Hanaes,  aus  den  Häuptern  der  standesherrlichen  Familien  im  Sinn  der  t.  Bun- 
desActe,  und  aus  den  Tom  König  erblich  oder  auf  Lebensseit  ernannten  liitgüe«  ' 
dem;  die  Kammer  der  Abgeordneten  besteht  aus  i3  Mitgliedern  des  rittersckiflL  j 
Adels,  Ton  ihm  aus  seiner  Mitte  erwählt,  ans  den  6  evangel.  GeneralSuperinteo-  | 
denten ,  aus  dem  kathol.  Landesbischof,  einem  ron  dem  Domkapitel  aus  lemer  1 
Mitte  gewählten  Mitglied,  \u  dem  ältesten  kathoL  Decan,  aus  dem  UmTersität«  j 
Cansler,  aus  einem  gewählten  Abgeordneten  von  jeder  der  7  vornehmsten  SUidte, 
aus  einem  gewählten  Abgeordneten  von  jedem  OberamtBesirk.  —  In  Baden  ht-  ' 
steht  die  erste  Kammer:  aus  den  Prinaen  des  gh«  Hauses,  den  Häuptern  dn*  | 
standesherL  Familien,  dem  kathoL  Laudesbischof  u«  einem  von  dem  GroCshenog  t 
auf  Lebensaeit  ernannten  evangel.  Geistlichen  mit  dem  Rang  eines  Prälaten,  »cht 
Abgeordneten  des  grundherrl.  Adels,  awei  Abgeordneten  der  LandesUniTersiti* 
ten,    und    den    vom  GH.    ohne  Rücksicht  auf  Stand  nnd  Geburt  emajutea 
Personen;  die  a weite  Kammer  besteht    aus    63  Abgeordneten  der  Städte  und  .- 
Aemter.  —  In  dem  GH.  Hessen  ist  die  erste  Kammer  eben  ao  eingerichtet  wie 
die  badische,  nur  dala  hier  auch  der  Senior  der  fireiherrl.  Familie  von  Biedewt 
daau  gehört;  die  sweite  Kammer  besteht  aus  6  Abgeordneten  des  hinlänglich 
angesessenen  Adels,  von  ihm  aua  seiner  Mitte  erwählt,  aus  10  gewählten  Ibgeord- 
neien  d6r  8  vornehmsten  Städte  (Darmstadt  und  Maina  wählen  jede  sX  vo^  ><" 
34  Abgeordneten  von  eben  so  viel  aus  Städten  und  Dorfgemeinden  susanunenge- 
setaten  Wahlbesirken«  —    In  dem  Herxogthnm  Nassau  ist  die  LandstandscbiA 
aunächst  vertheilt  nach  dem  Unterschied  awischen  Adel  und  Ntchtadel.    E«  ^' 
steht  die  Herrenbank  (Adelskammer)  aus  drei  Classen  von  Mitgliedern,  ans  ge. 
bomen,  den  Prinaen  des  Regentenhauses,  aua  erblichen,  sechs  Häuptern  theüt 
standesherrlicher ,  theils  grundherrlicher  Familien,  und  aus  auf  sieben  Jahre  g^ 
wählten  sechs  Deputirten  der  adelichen  Guteigenthümer;  die  Versammlung  der 
LandesDeputirten  (Kammer  der  (gemeinen)  aus  aa  Mitgliedern,  auf  sieben  Jaiirt 
gewählt)  3  von  der  Geistlichkeit,   1  von  den  Vorstehern  der  höheren  Lelnts-    1 
stalten,  3  von  bestimmten  Gewerbebesitaern,  i5  von  und  aus  bestimmten  Land-    1 
eigenthümem,  von  denen,  die  wenigstens  7  fl. ,  nnd  aus  denen,  die  weaigtteiu 
ai  fl.  au  jedem  GrundsteuerSimplum  beitragen.  Verordn.  v.  3.  Nov.  1816  (ob^ 
a86  «)«  vergl.  mit  dem  Patent  v.  1.  u.  9.  Sept.  1814. 


§•   292»  (223.) 

Landsiandschaß  der  Siandesherren^  und  dea  ehemaligen  utmittei^'^ 
Reiehsadeb*,  so  mch  der  GeisiUchkeii  und   ünhersUaie^ 

I)  In  Absiebt  auf  Ijandstandschaft,  yerordnet  die  teutschc  Bani««" 
Acte:  1)  dafs  die  Häupter  der  standesherrlichcn  Familien  *« 
ersten  Standesherren  in  dem  Staat,  zu  dem  sie  geboren,  seyn,  und  mit 
ihi'en  Familien  daselbst  die  privilegiiieste  Classe  bilden  «),  mithin  w  ^^° 
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*rtten  Sleileti  unter  den  L&ndständen  berechtigt  seyn  sollen;  2)  daf^  die 
landtagfShig)  Begüterten  aas  dem  ehemaligen  unmittelbarenReichs- 
idel,  Ahtheil  an  der  Landstandschaft  haben  sollen  ^).  II)  Dagegen  fan* 
ien  die  auf  dem  wiener  Congrefs  gemachten  Anträge,  dieteutschen  hatho- 
ischen  Bischöfe  and  Domcapitel  mit  liegenden  Gründen  aoszustat- 
en,  and  in  allen  Bundesstaaten  als  Landstände,  und  zwar  als  die 
ersten,  anzuerliennen,  keinen  Eingang  c);  so  wenig  als  der  Vorschlag, 
lie  katholische  und  evangelische  Geistlichkeit,  als  solche,  ander 
^andischen  Verfassung  Theil  nehmen  zu  lassen  ^.  Dennoch  haben,  seit 
enem  Congrefs,  in  einer  Reihe  von  Bandesstaaten,  sowohl  BischSfe  als 
md  andere  höhere  Geistliche  beiderlei  Religion ,  Landstandschaft  erhalten 
'$.  391).  ni)  VFohl  aber  sind,  in  mehreren  Bundesstaaten,  geistliche 
^tiftangen  und  Corporationen  e),  wohin  auch  Universitäten  f) 
jerechnet  zu  werden  pflegen,  wegen  landtagfahigen  Güterbesitzes  zu  Land- 
tajidschaft  berechtigt* 

1)  BuodesAttte,  Art.  14,  llt.  b.  —  lieber  den  Ausdruck  «er^to  Sumdes^rrent^  vergl. 
Klübib's  Uebersieht  etc^  8.  391  ff.,  294,  295,  ^mß^  doo^  3i4  u.  323.  Dieser  Aus- 
druck flofs  aus  dstreichischen  Entwürfen  in  die  BundesActe«  Klübbr^s  Acten 
des  wiener  Congresses,  Bd.  II,  S.  4  u.  3 18.  In  preufsischen  Entwürfen  stand: 
sie  sollten  «als  Standesherren  die  ersten  Landstände  bilden v.  Ebendas.  S.  36  u. 
3o6.  Die  fransösiscbe  Üebersetzung  der  B.A.  hat:  «Les  chefs  de  res  maisöns 
forment  la  premiere  clatse  des  Etats  dans  les  pays  auxquels  ils  apparliennentv. 
KiüBia's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  VH,  S.  477.  VergU  unten  §.  3o4  k  --  I^nd- 
standacbaft  steht  den  Häuptern  der  staudesherrlichen  Häuser,  in  dieser  Eigen- 
schaft, mithin  ipso  jure  j  £u,  nicht  durch  Wahl,  und  nicht  als  Deputirten  oder 
Abgeordneten;  in  so  fem  werden  sie  zuweilen  gebome  oder  Erblandstände  ge- 
nannt (§.  «89 ). 

MBundesActe,  Art  14^  g^g^n  das  Ende.  Kl9bkr*s  Uobersicht  etc.,  S.  ai6,  ^4^  f. 
«.359«: 

0Kiöim»8  üebersicht  etc,  S.  ai6. 

')  V.  3.  Dbwoha  ,  wird  es  nützlich  seyn ,  die  kathol.  u.  protestant.  Geistlichk«  an 
der  Ikunft.  stand.  Verfassung  der  t.  Provinzen  des  linken  Bheinufers  Theil  neh- 
men zu  lassen?  Mit  e.  Anhang  ▼.  CG.  Bruch.  Göln  181 5. 8.  Wider  die  Ansprüche 
der  Geistlichkeit  auf  Landstandschaft ,  s.,  Gbdhm's  u.  Dibbbot's  Gorrespondens 
(Brandenburg.  1810),  S.  28,  u.  Bhstschneider  in  Schbötkh*s  u.  KLBin*6  Opposi- 
tionsSchrift  für  Christenthum  and  Gottesgelahrtheit,  Bd.  IH  (Jena  1819),  S.  283. 
-  Die  HokenMtUiemSiffmarmffensche  Verf.  Urk.  t.  i833,  %,  80  a.  8a  ff.,  gibt  der 
G^tlichkeit  das  Recht,  einen  Abgeordneten  in  der  Ständcrenammlung  zu 
^aben. 

0  Al^emeine  Grundsätze  über  das  Vertreten  der  Kirche  bei  Ständerersammlungen, 
nit  besond.  Rficks.  auf  Würtemberg.  Herausg.  v.  H.  E.  G.  Vlvixm.  Heidelb. 
1816.  8.  —  Vorsteher  oder  Inhaber  (Statthalter,  Comthure)  geistlicher  Ritteror- 
densBesitzungen  genielsen  oder  genossen  hie  und  da  Landstandschaf^ 

;)ln8o  fem  haben  oder  hatten  UniTcrsitäten ,  in  manchen  Ländern,  Sitz  und 
Stinme  in  der  Glasse  der  Geistlichen.  R.  Hatjsbv  ▼.  d.  PrälatenRechten  der 
^niversiaten.  Frankf.  a.  d.  O.  1788.  a  11.  in  Koppx's  niedersächs.  Archiv  f.  Ju- 
rifprud.  Bd.  I,  Num.  6.  Klvbbb's  Jurist.  Biblioth.,  St.  XX.  —  So  fem  sie  we- 
gen des  Besitzes  landtagföhiger  Attter^'titer,  Landstandschaft  geniefsen ,  gehören 
^c  nicht  zu  den  Prälaten.    Lxysir  Sp.  664.   m.  3o  et  32.    Sbosb  a.  a.  O.  — 
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Aach  nicht,  wenn  tie,  wie  |etEt  in  mehreren  BundeMtaaten ,  ohne  Eackacht 
auf  GfiterbesiCs,  Landstandschaft  haben«  —  In  dem  Mittelalter  wurden  Uaireri 
täten  landtagberechtigt,  nicht  bloi«  wegen  ihres  Grundeigenthums,  sondern  auck 
wegen  vorxfl|^her  Geistesbildung,  und  wegen  ihres  Ansehens  bei  dem  Volk 


§.   295.  (224.) 

Recht  der  landsiändüchen  Corporaiionen: 

/)     nach     dßH    wiener     Conf^ressFerhandlungen.  y 

I)  Das  Volk  hat  ein  yertragmäsiges  Interesse,  nicht  nor  an  der  Ye^ 
Fassung  des  Staates,  sondern  auch  an  dessen  Verwaltung  darch  dii 
Staatsregiemng  ($.  i).  Die  Ausübung  der  in  dieser  Hinsicht  Oun» 
stehenden  Rechte,  gebührt,  in  der  Regel,  seinen  Vertretern  beidff 
Regierung,  den  Landständen.  II)  In  den  Verhandlungen,  welche  aafd« 
wiener  Congrefs,  der  Errichtung  des  Teutschen  Bundes  Torausgioge^ 
sprachen  die  Stifter  des  Bundes,  mit  Ausnahme  sehr  weniger ,  ibt 
Ueberzeugnng  dahin  aus  Oi  ^^^  ^^  Minimum  von  Rechtend 
landständischen  Corporationen,  in  allen  Bundesstaaten  bestehen  müsse; 
i)  in  Mitwirkung  bei  der  Gesetzgebung;  a)  in  der  Nothwendigkat 
ihrer  Einwilligung  zu  Festsetzung  und  Regulirnng  der  offentlickei 
Abgaben,  yerbunden  mit  der  hie^on  untrennbaren  Mitaufsicht  li 
deren  Verwendung,  wenigstens  Kenntnifs  yon  der  berorstehendes 
oder  geschehenen  Verwendung;  3)  in  dem  Recht  der  Beschwerde 
Führung  über  Mängel  oder  Mifsbräuche  in  der  LandesrerwaltoJig) 
insbesondere  in  dem  Recht,  gesetzmasige  Bestrafung  schuldiger  Staats* 
diener,  und  zu  dem  Ende  ihre  Versetzung  in  den  Anklagestand,  zo 
fordern«  III)  Das  hier  angenommene  ReprasentatirSystem  gibt  & 
Tollziehende  Gewalt  dem  Regenten  allein^  die  gesetzgebende  Ihm  ^^ 
den  Landsta'nden  in  gewisser  Art  ($.  297)  gemeinschaftlich;  es  bedingt 
die  Festsetzung  8£fentlicher  Abgaben  durch  voraus  erfolgte  landstindiscbe 
Einwilligung. 

a)  HieBsa's  ange£  Uebersicht  etc.,  S.  aoi  fF.  —  Dasselbe  that  auch  Baden,  welcfafs 
dem  Bund  erst  spSter  beitrat ,  in  e.  Note  t.  9.  Dec.  i8i4 ;  ebendas.  S.  S07.  - 
Fast  eben  so  Nassau,  in  e.  Patent  t.  1.  u.  a.  Sept.  1814 ;  ebendas.  8«  «9^ 
—  Preuseen  versprach,  schon  vom  Congrefis,  in  e.  Edict  v.  la.  Mai  181^1  ^ 
die  Wirksamkeit  seiner  LandesBepräsentanten  sich  erstrecken  soDe:  lof  ^' 
rathung  über  die  persdnlichen  und  Eigenthumrechta  der  Staalsbüiger,  mit  Eio> 
schlaft  der  Besteuerung.    Ebendas.  S.  aa3  f. 
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§.  294.  (22d«.) 

2)  nach    der   Grundverfassung   ieutscher   Bundesstaaten, 

I)  Die  nähere  Bestimmang  der  den  Landständen  eines  einzel- 
en  Bundesstaates  zustehenden  Rechte  und  ihres  UmfangeSf  ist  einer  der 
khtigsten  Gegenstande  des  Yer fassungsrechtes  desselben  Landes  <k). 
)  Die  allgemeine  Grundlage  teutscher  landstandischer  Verfassung, 
t:  Theilnahme  des  Volks  durch  Abgeordnete,  mittelst  Berathnng  und 
linwilligung  ^)  oder  Zustimmung,  zuweilen  oder  in  gewissen  Fällen 
uch  mittelst  blofser  Berathung  (Beirath,  Gutachten),  1)  an  der 
Gesetzgebung  Ot  und  a)  an  Bestimmung  der  Staatsauflagen  ^j. 
D)  Mach  der  Jbesondern  Landesverfassung  können  jedoch,  nicht  blofs  Ge- 
etzgebang  und  Abgabenwesen,  sondern  auch  Gegenstände  der  Verfas- 
tuDg,  der  Rechtspflege,  der  Verwaltung,  der  Militäreinrich- 
nng,  der  Nationalwirtbschaft,  namentlich  Landwirthschaft,  Han- 
lel  uad  Gewerbe,  zu  landtäglicher  Verhandlung  kommen.  Die  meisten 
h»*  neueren  landständischen  Verfassangsurkundea  enthalten  ansdrucklicbe 
Bestimmungen  hierüber.  IV)  In  etlichen  Bundesstaaten  ist  selbst  nicht, 
oder  kaum,  jenes  Minimum  landständischer  Rechte,  zu  dessen  Einräu- 
Bung  auf  dem  wiener  Congrefs  die  grofse  Mehrheit  der  Stifter  des  Teut- 
Rken  Bundes  sich  bereit  erklärt  hatte  ($.  293},  den  Landständen  in  det* 
seaen  landständischen  Verfassung  zu  TheU  geworden  «).  V)  In  den 
(streichischen,  zu  dem  Teutschen  Bund  gehörenden  Staaten,  ist  der 
Ihiliere  Umfang  der  ständischen  TVirkungsbefugnifs  /)  geblieben,  oder 
wieder  beigestellt  worden  (§.  287,  a), 

•)  la  dem  tübinger  Vertrag  v.  8.  Juli  i5i4i  geschlossen  mit  den  Volk  Vertretern 
unter  VermittluDg  des  Kaisers  und  verschiedener  Reichsfursten,  versprach  Her- 
zog Ulrich  Ton  H^urtemberg' ,  für  sich  und  seine  Nachfolger:   ohne  Rath  und 
Willen  der  Landstande  keinen  Krieg  anzufangen;  kein  Stück  des  Landes  su  ver- 
pfänden; keine  Steuern  auszuschreiben;  Niemand  ohne  richterliches  Verhör  zu 
rerurtbeilen ;  jedem  Unterthan  freien  Wegzug  zu  gestatten.    Dieser  Vertrag  ist 
die  Grandfeste  aller  vrürtembergischen  Freiheiten.    Die  Verfassung  erhielt  ihre 
Fortbildung  durch  Landtagabschiede,   Testamente  der  Regenten  u.  durch  den 
£rbvergleich  von  177a  —   Eben  so  genaue  als  reichhaltige  Bestimmungen  ent- 
halten das  Fundamentalgesetz  des  Königr.  der  Niederlande,   mit  Inbegriff  von 
i^etniurgy  v.  24.  Aug.  i8i5,  §.  io5,   197,   lai,   128,  ii3  u.  ff.,  das  /.  wetmar- 
fi'etuuhisehe  Grundgesetz  v.  6.  Mai  1816,  §.  5  u.  97  ff.,  das  s.  memingische  v. 
'     *8^»  J-  14  ff. ,  das  meintngische  v.  1839,  Art.  80—88,  die  neuesten  Verfassungs- 
^TWden  von  Nassau,  Schaumburg,  fValdeck,  S,  Hildburghausen,  5.  Coburg,  Bai- 
^rn,  Baden,  GH.  Hessen. 
M  Mossa  von  der  Landeshoheit  in  Regiemngssachen ,  L  36i.    Ebendess.  Nebenstun- 
^«a»  L  77.  n.  i65.    C.  C.  A.  H.  r,  Kaxptz,  einige  Worte  über  die  Gemeinsam- 
^^t  des  BesteuerungsRegals  in  Mecklenburg.    Neustrel.  1798.  8. 
')  Beier.  Verf.  ürk.»  1818,  VH.  a.   Badisehe  1818,  §,  64  u.  f.  IffUrtemb.  Verf.  Vertr- 
*H  Vn.  88.    Meining.  Grundgesetz  v.  i8a4,  S-  i4;  ▼•  1829,  Art.  85.    Mosbb*s 
^'«benst.,  77  —  223.    v.  Cbasxb*s  wetzt.  Nebenst,  Th.   104$  S.   198.    Püttsb's 
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Lit.,  §.  1088.  —   Der  röm.  König  Heinrich  VH.  erklärte  in  einer  Urk.  r.  i33i. 
es  sey  auf  eipem  von  ihm  su  Worms  gehaltenen  Reichstag  festgesetst  worden, 
dafs  ohne  Zustimmung  der  angesehenem  und  hohem  Landsassen,  km  Territ«* 
rialherr  Ordnungen  und  neue  Rechte  errichten  dürfe ;  in  Scbasvat  hist.  W'omai, ' 
cod.  prob.   p.  109.    LuKio^s   Reichsarchiv,  P.  spec.,  Contin.  IV,  Th.1,  S.3, 
auch  in  J.  A.  y.  Schvltxs  Coburg.  Landesgesch.  d.  Mittelalters.  Coburg.  1844. 
Nach  der  badischen  Verfassungsurkundo  von  1818,  §.  65,  darf  kein  die  Frnknt 
der  Personen  und   das  Eigen thum  beschränkendes  Gesetz  einseitig  von  der  R^ ' 
giening  autkentisch  interftreiirt  vrerdcn.  —    Die  Frage :  ob  und  in  welchen  Falles.' 
die  Regierung  in  der  Zeit  swischen  den  Landtagen  provisorische  oder  InkriaCt.^ 
seile  und  Verordnungen  eu  erlassen  befugt  sej?  verdient  überall  eine  feste  stasf 
dcsgrundgesetKÜclie   Restimmung.     Verhandlungen   darüber,    in    der  badUdKn 
Kammer  von  i83i.  ' 

ff)  Relcfasabschied  y.  i54),  §.  53.  Mosm  von  der  Landeshoheit  in  Stcaentcbev' 
8.  17.  P0TnR*s  ittstit  juris  publ.  germ.  §.  i^.  Uandveste  vton  i4ss  der  Gri»' 
fen  eu  Holstein  u.  Stormam ,  Hersogea  «1  SeUesvrig »  daiüi  ihnen  und  ihren  Er« 
ben,  alle  tapfern  Mannen  und  Einwohner  des  Landes»  ohne  ihre  Bewtlliguf 
^  keine  Rede  oder  Schätzung  eu  geben  verpflichtet  seyen,  aufser  bei  Vennal)iiu| 
einer  landesherrlichen  Tochter  an  einen  Fürsten,  oder  wenn  der  Laodeiberr 
eine  Hauptschlacht  auf  dem  Felde  verlöre;  abgednu^kt  in  den  oben  (§.  1. 1) 
anget  Privilegien  «.  s.  w.,  S.  ■•^S.  Im  J.  1460  gab  in  Holst^  u.  Sdilesvji 
der  neu  erkohrae  Landesherr  eidliche  Versicherung  för  dak  kndstandische  Redl 
der  Steuerbewilligung.  Man  s.  oben  $,  1,  f.  Historisch  durchgeführt  wird  die- 
ses Recht,  bis  auf  die  neuere  Zeit,  in  der  oben  §.  a88,  b,  angef.  Dcaksduift 
der  Prälaten  u.  s.  w.  von  181«,  S.  5  u.  ff.  P.  A.  Pfiäeb,  das  Recht  der  Skict» 
verwiiliffung' ,  nach  den  Grundsätzen  der  würtembergischen  Verftwsung,  mfr 
Rucksicht  auf  entgegenstehende  Restimmungen  des  deutschen  Rundes.  Stuttgut 
i835.  8.  Dawider  erschien  daselbst  eine  Gegenschrift  (von  dem  Legat.  Batk 
Göss).  —  Abgaben  sollten  anders  nicht  als  vermöge  eines  Gesetses  erhob« 
werden.  In  so  fern  ist  die  Steuerbewilligiuig  unter  der  ständischen  MitwirluBf ' 
cur  Gesetzgebung  begriffen.  In  diesem  Sinn  spricht  die  alte  Paromie :  «Wo  wir 
nicht  mit  rathen,  also  sollen  wir  auch  nicht  mit  thaten«. 

•)  Für  das  Fürstenthum  Liechtenstein  (Vaduz  u.  Scheüenberg)  ward,  in  einem  tu« 
Eisgrub  datirten  Edict  v.  9.  Nov.  1818,  «die  in  den  k  k.  östreichischcn  teulsche« 
Staaten  bestehende  landständische  Verfassung  (man  s.  Note  f)    in  ihrer  Wesrn* 
heil  zum  Muster  genommen«.    Mitwirkung  bei  der  Gesetzgebung,  sey  es  auf» 
nur  durch  Vorschläge,   ward  (§.  16)  den  Ständen  ausdrücklich  versagt,  B« 
Einführung  neuer  allgeineiher  Abgaben,  soll  ständische  Rerathung  vorausgehen« 
welcher,  in  gerechten  und  billigen  Fällen,  die  höchste  Genehmigung  nicht  rersagt 
werden  soll  (§.  i5).    Auf  dem  Landtag  soll  der  jedesmalige  Steuerhcdarf  durch 
Postulata  vorgelegt  werden;  dann  «haben  die  getreuen  Stände  nur  über  die fj» 
bringlichkeit  der  postulirten  Steuern  zu  berathschlagen ,  und  dafür  m  sorgrD« 
(§.  11).    Dagegen  wird   «jedem  Landstand  die  Refugiufs  eingeräumt,  m  oem 
Landtag  Vorschläge  zu  machen,  die  auf  das  allgemeine  "Wohl  abzielen»  (f.  ")} 
nur  dürfen  solche  nicht  das  «bürgerliche,  politische  und  peinliche  (Gesctt-)Fach 
und  die  äufseren  Staatoverhältnisse  v  (§.  16),  auch  nicht  solche  Gegenstände  be- 
treffen,  die  entweder  zufolge  der  Urbarien  oder  althergebrachter  IJehuBgj   ^ 
fürstlichen  DominialGefalle  oder  die  Privatrenten  des  Landesherrn  angehen, ^^<^ 
sie  gleich  den  Namen  von  LandesRegalien  fShrcn  (  §.  14  ).    In  dem  Hönigreic 
Hannover  gibt  das  Patent  v.  7.  D«c.  1819,  %.  6,  der  allgemeinen  StanderertainnJ 
hmg:  1)  «das  Recht  der  Verwilligung  der  erforderlichen  Steuern,  und  der  M» 
Verwaltung  derselben  unter  verfassungsmfisiger  Goneurrene  und  Aufsicht 
liandesherrschafi ;  1)  das  Recht  auf  Znrathesiefaung  bei  neu  zu  erlassenden  a 
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pmAnea  Landesgetetaen;  d)  das  Recht,  über  die  su  ilircr  Beratkuig  gehöHgen 
Gegenstände,  Vorstellungen  an  die  Landeshemcbaft  su  bringen»;  Alles  «im 
Wesentlichen  Rechte,  welche  fnlherhin  den  einzelnen  hanndyerischen  ProTin- 
nalLandschaften  augestanden  haben».  —  Das  sckwarzhurg -rudoUtädtiscke  Publi- 
randum  t.  8.  Jan.  1816,  verordnet  §.  1  blofs,  dafs  «die  Wirbsamkeit  der  VoUcs- 
Reprascntatioii  sich  auf  die  Rerathung  über  alle  Gegenstände  der  Gesetr^bung, 
weiche  die  peraönlicbeu  und  Eigeathumsrechte  der  Staatsbürger,  mit  £inschlu£i 
der  Besteuerung  betreffen,  erstrecke».  Aber  eine  spätere  landesherrliche  Er- 
klärung, V.  ai.  Apr.  1811,  erweitert  jene  Wirksamiteit  dahin,  dafs  «die  Landes- 
Repräsentanten  haben :  1 )  das  Recht  der  Berathung  und  Zustimmung  bei  allen 
nei  KU  erlassenden  Gesetzen,  welche  die  persönlichen  Verhältnisse  oder  das 
Elgentfaum  sammtlicher  Untertbanen  betreffen^  doch  daft  die  Vorweigerung,  nn- 
ter  ausführlicher  Anfuhrung  der  Gründe,  durch  Va  der  anwesenden  Mitglieder 
Sutt  haben  kann;  7)  das  Recht  der  Berathung  und  Bewilligung  aller  au  Deckung 
der  aotbwendigen  Staatsbedürfuisse  auszuschreibenden  Steuern,  worüber  in  je- 
dem Jahr  die  Rechnungen  dem  LandtagsAusschufs  zur  Prüfung  und  zu  Erinne- 
rungen dawider  Torzulcgen  sind;  3)  das  Recht,  alle  Mängel  und  Gebrechen  in 
der  LandesTerwaltnng  und  Vollstrecknng  dem  Landesfürstcn  ansozeigen;  4)  neue 
Laadesschulden  können  ^  ohne  ausdrückliche  .Einwilligung  d^r  Landesversamm* 
lung  nicht  gemacht  werden.  —  Ein  grofsherzogl.  hessisches  Edict  v.  18b  Mära 
1810  hatte  den  Ständen  mehrfach  beschränkte  Rechte  zugedacht ;  da  aber  wegen 
Annehmung  derselben  sich  Schwierigkeiten  herrorthaten ,  so  hatte  dieses  die 
ausgedehntere  und  rollständigere  Verfassungsurkunde  vom  17.  Dec.  1810  zur 
Folge.  —  Die  Rechte  der  preussischen  ProTinsialStände,  nach  dem  Gesetz  trom 
5.  Juni  i8aSf  s.  oben  §.  388,  Note  b. 

)  Die  Landtage  in  den  östreichischen  teutschen  Staaten  werden  in  der  Regel  durch 
einen  landesfurstlichen  Commissär  eröffnet,  welcher  den  Ständen  die  landesfürst- 
lichen Ansinnungen  oder  Postulate^  zur  Berathschlagung  mittheilt;  nur  im  Lande 
unter  der  Enns  empfangt  eine  landstäudische  Deputation  zu  Wien,  in  feierlicher 
iudiena,  die  Postulate  juimittelbar  aus  den  Händen  des  Monarchen*  —  Die 
ff^irhmfshefiigniss  der  Landstände  um&fst  «  die  ETidenChaltung  und  Repartirung 
der  Ton  dän  Landesherrn  geforderten,  auf  Grund  und  Boden  gelegten  Steuern, 
■nd  der  damit  in  Zusammenhang  stehenden  Leistungen  an  Geld  und  Naturalien, 
das  Creditwesen,  die  Verwaltung  der  ständischen  DomesticalFonds ,  die  Anstel- 
long  der  standischen  Beamten ,  die  Führung  der  ständischen  Matrikel,  die  Vor- 
icMäge  stt  denen  Stiftungsplätaen,  die  ihnen  rorbebalten  aind,  u.  au  w.  Dabei 
tiabea  sie  das  Recht,  ihre  gemeinsamen  Wfinaehe  für  das  Beste  des  Landes, 
durch  das  Organ  der  liSndeabehörde  yor  den  Thron  bringisn  au  können.  Das 
Beekt  der  Besteuerong  selbst  ist,  seinem  ganaen  Umfimge  nach,  dem  Landesför- 
stea  vorbehalten,  der  die  beschlossene  Ausschretbung  der  mit  der  Grundsteuer 
in  Zosammenhang  stehenden  Anlagen  an  Geld  und  NaturaUea^  den  Ständen  jähr- 
lidi  in  der  Form  eigener  Postulate  bekannt  macht.  Deputationen  an  das  aller- 
iioehste  Hoflager  düjrfen  nur  nach  rorlaofig  von  dem  Monarchen  erhaltenar  Ge- 
aelimigniig  abgesandt  werden».  J.  C  Bisuraxa's  ▼ergl^ichende  DarsteB.  der  Staats- 
verfass.  der  eiarop.  Monarchien  u^  Hepubl  (Wien  181&  8.),  S.  4G9  £ 


§♦   295.  (225^) 

Fortsetzung. 

^)  Bei  der  Gesetzgebung  erstreckt  sieb  das   standiscbe  Mitwir- 
^'i^echt,  in  der  Regel,  nicht  blofs  auf  die  Errichtung   neuer,  andern 
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auch  auf  Aendernng,  Aufhebung,  und  authentische  Anslegun» 
bisheriger  Gesetze  «);  nicht  nur  auf  bürgerliche  und  peinliche,  soDdenj 
auch,  in  der  Hegel,  auf  Polizeigesetze  ^),  zuweilen  selbst  auf  militänscltt- 
Strafgesetze  ^3«  Aber  das  Recht,  die  zu  Yollziehung  und  Uandlia* 
bung  der  Gesetze  erforderlichen  Verordnungen  (dispositions  regleoeD- 
taires)  und  Anstalten  zu  errichten,  auch  in  dringenden  Fällen  inten« 
mis tische  Verfügungen  zu  machen,  und  zur  Sicherheit  des  Staate^ 
das  Nothige  vorzuhehren ,  steht  dem  Regenten,  ohne  vorhergegangene 
dische  Mitwirkung,'  zu  <0*  VIT)  Bei  dem  Finanzwesen  kann  der  Beg 
der  Selbstbesteuerung  des  Volkes  durch  Landstände  (dm  besten  dunM 
gewählte  Abgeordnete)  umfassen,  nicht  nur  das  Erkenntnifs  über  NotU 
wendigkeit  oder  Nützlichkeit,  Rechtmasigkeit,  Art,  Snaniej 
Vertheilung  und  Erhebungsart  aller  directen  und  indirecten  SM 
auflagen,  in  Kriegs-  und  Friedenszeiten  ($.  897  u,  fO;  sondern  aud  ii 
Recht  der  Einsicht  der  Rechnungen,  der  Gegen-  oder  Miuadt 
sieht  oder  Coritrole  in  der  Verwendung  der  Staatsabgabeo,  voU  pl 
das  Recht  der  Umlage  und  des  Einzugs  in  eine  abgesonderti 
Casse  ^)y  die  landschaftliche  Staats- oder  SteuerCasse,  untersclnv 
den  Yon  andern  StaatsCassen,  namentlich  yon  der  Kammer-  oder  Domäaet, 
Casse,  oder  auch  zum  Theil  in  eine  unter  landstandische  Aufsicht  gestdltt 
StaatsschuldenzahlungsCasse/).  Ob,  wann  und  wie  weit  Staati* 
anlehen  ohne  Zustimmung  der  Stände  gültig  gemacht  werden  koonefli 
darüber  entscheidet  die  Verfassung^). 

a)  Nauauüehe  Verfafs-Urk  ▼.  1814,  §.  «.   fß^aldeoh'sehe  v.  i8i6,  §.  «.  Wtinisruä 
▼.  i8t6,  $.  5.  Kurhesstsche  Verfass.  Urk.  v.  i83i,  $.  95.  JSaitnsche  t.  1818,  Tit^i 

V  9-  &  ahenhurgüehe  ▼.  i83i ,  $.  901  iL  Brautuekweig^che  t.  i8m,  §.  16"^ 
ßnrUmi.  SUatsverfksBungsVertrag,  r.  1819,  §.  88.  Budi^che  VerfassungsaHd 
T.  1818,  §.  64.  Mtinmguche  y.  1899,  Art.  85.  GH.  hesitscfu  v.  i8«o,  $.  T«"^ 
S.  eoinrgücke  v.  1891.  §.  64—67.  S,  mainmgische  t.  1899,  Art  85  u.  f.  Von  3t« 
Königreieh  Saohsen,  Verfass.Urk.  t.  i83i  ,  V  B5  ff.  8.  Wkimh  a.  a.  0.,  Bd.  ^ 
%•  isu  —  In  dem  Hersogthum  Lauenburg  steht  den  Standen  das  Recht  ta,  ^« 
Gesetse  su  publiciren.  —  Die  Verfassungsurkunde  mufs  bestimmeii,  0^  ^^ 
Recht;  Gesetse  in  Vorschlag  su  bringen  Cdie  Einleitung  oder  InitiatiTe),  ^^ 
dem  Souverain,  oder  auch  den  Ständen  (s.  s.  B.  die  kuriiesaiscbe  Yerfaf».  Tri 

V  979  die  würtembergische ,  %*  179,  die  badische,  §.  67,  die  stushtnhhiU^^ 
Mteke  T.  1818,  §•  47,  die  Sachsen -coburgische«  §.  67,  die  Sachsen -meimogi^ckf 
S.  86,  die  den  Standen  frei  stellt,  sogar  Gesetzentwürfe  einzureichen,  diescBifan- 
bui^'sondershausensche  ▼.  i83o,  §.  8,  Num*  9,  die  waldeckische  y.  tM^  ^  ^ 
Num.  4v  die  weimarische^  §.  5,  Num.  4«  die  hohiBneoUem-sigmaringCDsdie,  V  ^ 
KönigL  sächsische,  §.85,  die  S.  alienburgische,  §.ai4,  die  nassauisehe,  ^^^^^ 
die  braimsckwetgische  y.  1890,  §.  39  u.  3o.)  sustehe,  ob  in  Absicht  auf  dielafi* 
desherrliche  Sanction  der  ron^den  Standen  vorgeschlagenen,  dem  Sourerain  an 
unbeschränktes,  oder  nur  ein  suspensires  Feto  zustehe,  z.  B.  dafs  der  GeseU' 
Vorschlag,  wenn  in  zwei  Ständeveraammlungen  die  Sanction  versagt  ward,  ob 
er  in  der  dritten  wiederholt  worden ,  auch  ohne  jene  Sanction  Gcsei«if*^  ^ 
lange.  Vergl.  die  grofsherzogl.  Iiessische  Verf.Urk.  v.  i8ao,  §.  76.  Fr.  Motf**"' 
das  königliche  Veto  in  der  constitutioneUen  Monarchie.  Gassei  i83a«  8. 
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I  Di«  Polä€ig€seUg9hmtg  bt,  in  der  Begel,  hievon  nicbt  aussuaclilieCieii*  Würtemb. 
Verfaat.  Vertr.  v.  1819,  f.  91.  Stbubsü  obss.  juris  et  hist  oba  4*  f*  i&-  Eben- 
deri.  Ton  Begier,  u.  Justizsachen,  $.7,  Note  b.  r.  Bxbo^s  Handbuch  des  Polizeir. 
Th.  I,  S.  197  fL  Ehendess.  Bechtsfalle,  Th.  m,  N.  4*  Decisiones  imperiaL  in 
caussis  Mechlenb.  de  a.  17149  ^®>  STBUBsar  a.  a.  O.  Mecklenb.  Erbyergletch  v. 
i7$5,  |.  191,  196  t 

I  Würtemb.  Verfasa*  Vertr.  ▼.  1819,  $.  100. 

IWurtemb.  Verfaas.  Vertr.  t.  1819,  §.  89.  Königl.  sachs.  Verfas8.Ur]c.  t.  i83i, 
$.88. 

IKönigl.  Sachs.  Verfass.tFr]i.  t.  i83i,  §.  96 — 106.  Mossa  von  der  Landeshofa.  in 
Steuersachen,  S.  648.  HXbxrlis's  Handb.  des  t.  Staatsr.,  Bd.  II,  §.  198,  S.  49 
C  C.  L.  Hijrsnr  diss*  de  jure  cinum  rationes  tributorum  eztraordinariom  eri- 
jcndi.  Lips.  i8o4.  4«  Verhandl.  in  d.  VersammL  der  Landstande  des  Königr« 
Wfirtemberg,  Abth.  IX  (i8i5.  8.);  S.  3o  £,  88  fü,  124  ff.,  201  ffl  Abth.  X. 
S.  68  C  (Fischxb)  Ueber  das  Cassenrecht  der  würtembergischen  Landstände. 
Franlif.  1816.  8.  —  Von  dem  Becht  der  Landstande  su  geheimen  Ausgaben  und 
tißXT  gehatmen  Truhe  ^  ebendas.  S.  4i'~'^^*  —  ^  d®™  Königr.  Hannover  haben 
die  Landstände  die  Mitrerwaltung  der  GeneralStenercasse,  unter  TerfassungsmS« 
fiiger  Goncurrens  und  Au&icht  der  Landesherrschaft.  Patent  y.  7.  Bec  1819» 
i*  6.  —  Von  dem  hramuehweigischen  LandesSteuercolI^um,  einer  gemeinschaft- 
lichen landesherrlich-ständischen  Behörde,  s.  die  erneuerte  Landschaftordn.  ▼. 
1830,  (.  19  ff.  u.  die  Verordn.  t.  29  Oct.  1821.  —  Von  dem  landständischen 
Cassenrecht  in  dem  vormaligen  Furstenth.  Hildhurghausen^  s.  das  dortige  Grund- 
gesets  der  landständ.  Verfass.  r.  1818,  f.  2,  lit.  e,  u.  V  5o;  desgL  in  dem  Für- 
stentbiua  fTaldeck^  s.  Kxihuui's  Staatsarchir ,  Bd.  II,  S.  261  u.  268  ffl;  desgl.  in 
dem  Hersogth.  5.  Bteiningen,  das  Grundgesets  t.  1829,  Art.  4?  ti.  83.  Von  den 
s.  wemar-eüenachisc/ten  landschaftlichen  Gassen,  und  Ton  der  den  Landstanden 
eingeräumten  Ernennung  des  Cassiers  bei  der  HauptLandschaftcasse,  s.  Blvbbb's 
Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  166,  191  ff.  u.  200.    Von  dem  dortigen  Landschaft-  oder 

'  OberSteuercolleginm  s.  Schwbitebb's  öffentl.  Becht  des  GH.  S.  WeimarEiseiiach, 
^- 1,  {.  86.  —  In  ßaiem  wurden,  in  denen  Provinaen,  wo  noch  Landstände 
waren,  1807  die  besonderen  landschaftlichen  Steuercassen  aufgehoben.  Verord. 
T.  8.  Jon.  1807,  ^  ^  Begierungsblatt  1807,  N.  26.  —  Auch  in  Schweden  haben 
die  Beichsstände  eine  bestimmte  Aufsicht  über  die  öffentlichen  Gassen. 

)  Würtemb.  Verfass.  Vertr.  t.  1819,  f.  120,  188  u.  198  (vergl.  unten,  §.  401,  b). 
HQdburghausische  Verfass.  Urk.  ▼.  1818,  §.  5o.  Königl.  sächs.  Verfass.ürk  ▼. 
iB3i,  §.  107.  —  8.  meiningische  v.  1829,  Art.  44  u-  83.  In  Würtemberg  ut 
die  Verwaltung  der  Staatsschulden  seit  dem  1.  Juli  1820  den  Landstanden  über- 
lauen)  daselbst  besteht  überdieCi  eine  landständische  Gasse  fbr  den  ständischen 
iafWaad.    Verf.  Urk.  §.  194. 

r)  Königl  sSchs.  Verlieus.Ur]i.  t.  i83i,  §.  io5. 


§.     296.  (226«.) 

S    e    h    l    u    s    s. 

TID)  Das  yerfassongsmäsige  Mitwirhungsrecbt  der  Landstände  kann 
»icli  entreclien,  nicht  nur  auf  Errichtung  oder  Prüfung  des  Finanzge- 
setzes  (^.  399),  der  Yoranscbläge  (Etats)  für  StaatsEinnabme  und  Aus- 
i^^  für  einen  bestimmten  Zeitraum,  sondern  auch  auf  Contrahirnng  a) 
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und  Tilgung  der  Staatsschulden,  wohin  auch  die  Ausgabe  yon  Papi 
geld  CS«  4^3)  gehSrt,  auf  Uebernehmung  neuer  Lasten  auf  den  S 
und  dessen  Angehörige ,  auf  Erwerb  und  Yeräufsenmg  der  Staatsgej 
reohtsame,  des  Staatseigenthums,  insbesondere  des  Staatsgebi 
tes  (§.  33o.  353.  354) 9  ^^f  Gründung,  Yeränderung  and  Aufhebung 
Staatsanstalten,  auf  Ausübung  des  Vertragrechts  mit  Auswäiti 
insonderheit  bei  Handels-  und  SubsidienYerträgen  ($.  558,  a)«  H)  Zqi 
Beruf  der  Landstände  gebort  überdiefs,  dafs  sie  in  Hinsicht  auf  Mang« 
oder  Mifsbräuche  bei  der  Staatsverwaltung,  ihre  Wünsche,  Toi 
Stellungen  und  Beschwerden  dem  Regenten  vortragen,  auch  ure^ 
Terfassungswidriger  £kndhingen  Klage  anstellen  ^),  auch  schriftliclie  Be 
schwerden  der  Unterthanen  CPetitionen  von  Corporationen  und  Eb 
zelnen,  auch  vereinigten  Einzelnen)  annehmen  und,  so  fern  sie  gegrundi 
befunden  worden,  bei  der  Staatsregierung  unterstützen^').  X)  Aucli£ 
Zahl  der  zu  Ergänzung  des  stehenden  Heeres  jährlich  erforderMa 
Mannschaft,  kann  zu  einer  Yereinbarung  mit  den  Ständen  aosgeseb 
seyn  ^)«  XI)  Aenderung,  bestimmende  Erläuterung  oder  kn 
legung,  und  Ergänzung  der  Yerfassungsurhunde,  hann  ohne  m 
fassungsmäsige  Einwilligung  der  Stände  nicht  Statt  haben  <0.  Xu)  Td 
bindlichkeiten,  welche  durch  Grundvertiäge,  Staatsverträge  und  Herbon 
men  des  Teutschen  Bundes  ($.  56,  57  u.  59}  den  Bundesstadten  i 
Hinsicht  auf  ihre  Yerfassung,  Yertretung  und  Yerwaltung,  oder  in  An« 
hung  der  Rechtsverhältnisse  ihrer  Staatsangehörigen,  oder  in  Absicht ai 
Lebtungen  für  Bundeszweche,  z.  B.  durch  Mannschaftstellung  und  GeU 
beitrage,  veriassungsmäsig  Cf  fiiS)  aufgelegt  sind  oder  werden  ($.7^^ 
befinden  sioh  aufser  der  ^irhungsbefugnifs  der  Landstände,  und  nur  U 
Festsetzung  und  Anwendung  der  Mittel  zu  deren  Erfüllung,  kann  h 
verfassungsmäsige  Mitwirkung  eintreten  «). 

a)  Durch  eue  preussiseh^  Verordn.  v.  17  Jänner  i8«o,  V  a,  ward  fe«tge$»»i  ^-^j^ 
küafUghin  die  Aufiiahme  neuer  Darteben  nur  mit  S^iwiehuiig  im4  voter  >l>t 
Garantie  der  kOnfti^a  Reicfhastandiscfaen  Yersammlung  gesehehea  hUmt,  Pr<^* 
GesetzsammL  i8ao^  St.a«  EinwUliguug  derLandstände  fiordeort  A$BS^iSem»pf^ 
landatänd.  Grundgesetz  v.  aS.  Aug.  1829,  Art.  ^2  fL 

b)  Wurtemb.  Verfass.  ürk.  v.  1819,  §.  124.  Hüdburghaunche  r.  »818,  J^/J 
Meiningiache  v.  1829,  Art.  86.  Königl.  aächsiscbe  v.  i83i,  §.  109  u«  f.  "^'^^ 
%.  34a. 

Ä')  Beatinunungen  über  dieaea  Petitionarecht  in  verachiedenen  Yerfaasung«o^*"f "^^ 
Intereaaante  Verhandlungen  darüber  in  Standeveraammlungen,  2.  B.  au  Weimar 
Darmatadt  u.  Dreaden,  im  Jan.  u,  Febr.  i833  (Fraiihf.  OPAZ.  r.  i4  ^^^'  *^' 
Beil). 

c)  Würtemb.  Verfaaa.  ürh.,  §.  99. 

ä)  Oben  §.  a84,  11.    Baierischc  Verf.  ürk.  v.  1818.   X.  7.    Badische  ▼•  iSift  f- ^ 
u.  74.    Würtembergiache  v.  1819,  §.  177.    Gr.lirzgl.  heaaiache  r.  1820,  Art  »^ 
Bildburgbauaiache  t.  1818,  §.  53.  KönigL  aacha.  Vcrfa8S.Urk.  v.  i83i ,  $.  »3«  »»^ 
Sohwarzburg-rudolatädtiache  landeaherrl.  Erklärung  v.  ai.  April  i8«i,N  ' 
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)  Oben  i  «84,  m,  3.  Wiener  Scfala&Acte  ▼.  i6ao,  Art.  58.  Verfassungsurlitin- 
den,  ron  S.  Hildbvrgbausen ,  i8i8,  §•  6;  Baden,  i8i8,  ^.  i  ii.  a;  Würtemberg, 
1819,  §  3;  GH.  Hessen,  1810 ,  Art  1  u.  2;  CoburgSaalfeld,  1891,  Art  1  u.  a; 
Braunschweig,  und  blankenb.  erneuerte  Landschaftordn.  ▼.  i8ao,  %,  i5 ;  Scbwars- 
burg-rndolstadtiscbe  landesherrl.  ErM.  r.  ai.  April  i8ai,  I^um.  6.  KönigL  säcbs. 
Verfass.Url(.  ▼.  i83t^  $.  89.  (So  aueb  die  OrganisationsUrbunde  för  die  Land- 
iümde  des  Fürstentbums  Neucbitel  t.  a6«  Dec.  1814«  Art.  11,  in  Begebung' auf 
das  Yerbaltniia  ku  der  Eidgenossenscbaft.  Handb.  des  Scb weiser.  Staatsr.« 
S.46&)—  Im  Juni  i8a7  verweigerten  die  meeblenbvrg-scbweriniscben  Landstande 
die  Fortsetsong  IreiwiUigcr  Beibülfo  su  Uaterbaltnng  des  BundesContingents  in 
FricdensBeiton.  Der  Groisbersog,  «icb  de&balb  auf  Buadesbescblüsse  belebend, 
drohte  ihnen  hierauf  mit  Nötbigung  su  gebührender  Theilnafame  an  der  ErHil* 
lan^  der  bundeaoultigen  Verpflicbtuag. 


§.    297.  (226.) 

hmdsäixe  über  Art  und  Umfang  der  landsiändischen  Reehte*    Ver- 
meknmgy  Aenderung  und  Auslegung  der  Ferfassungswfiamde. 

l)  Das  yerfaasungsmasige  Mitwirkungsrecht  der  Landstände 
jr  Ausübung  bestimmter  Hobeitrechte  and  Wahrung  des  Gemeinwohls, 
\  eiozelnen  Staaten  auf  yerschiedene  Art  gestaltet,  hebt  die  Regie- 
Qngseinheit  nicht  aof«  Dasselbe  schliefst  daher  weder  eine  Mitre- 
entschaft  in  sich  a},  noch  eine  Theilung  der  Soaverainetät  oder 
legierungsgewalt  zwischen  dem  Regenten  und  den  Ständen,  noch 
ine  gänzliche  Trennung  der  inneren  allgemeinen  Hoheitrechte. 
bch  der  wiener  SchlofsActe  yon  1820,  Art  67,  soll,  in  den  monarchi- 
dien  Bundesstaaten,  die  gesammte  Staatsgewalt  in  dem  Oberhanpte  des 
Staates  Tereinigt  bleiben  ($.  284)*  P3  Ihrer  ursprunglichen  und  wesent- 
Heben  Bestinunung  nach,  gebührt  den  Landständen,  so  weit  ihre  Befug- 
nisse reichen,  allgemeine  Yertretang  bei  dem  Regenten,  in  Einsicht 
>Bf  die  Gesamratlieit  der  Unterthanen,  so  dafs  die  Gesammthek  der  Land- 
tt^de,  als  Repräsentant  der  Gesammtheit  des  Yotlses  anzusehen  ist  ($.  279 
IL  S89),  und  jedes  Mitglied  der  Stände  versanmilung  das  Interesse  nicht 
Uob  semes  Bczirhs  oder  seiner  Standesclasse,  sondern  des  ganzen  Landes 
^^unehmen  hat;  ein  Grundsatz,  der  in  den  meisten  4er  neueren 
hnditlndischen  Yerfassungsurbunden  ausdrücklich  ausgesprochen  ist  ^). 
^  Aufser  den  oben  (§.  294)  angezeigten  landschaftlichen  Fundamental- 
^Men,  streitet  die  Rechtsrermuthung  gegen  die  rechtliche  Noth- 
irendiglieit  landständischer  Mitwirkung  oder  Theilnahme  an  der  Staatsrer- 
wiltQng^  so  fern  nicht  eine  entgegenstehende  besondere  Rechtsrermuthang 
^desgnmdgesetzlich  begründet  ist  c).  IV)  Zweckgemafs  ist:  1)  die  Pest- 
wtzung  schiedsrichterlicher  Entscheidung,  für  den  Fall  eines 
Zwie^alies  über  Auslegung  oder  Anwendbarkeit  der  Yerfassnngsurkunde  <f), 
^nd  s)  eine  Bestimmung  über  die  Art,  wie  Zusätze,  Erläuterungen, 
l>esHinniende   Auslegungen    und    Aenderungen    der    Yerfassungsur- 

i^löWi  »ffenll.  Recht,  4.  Aufl.  29 
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kanäe  za  Stande  gebracht  werden  bSnnen  «).  Y)  Antrage,  Vor- 
schlagOi  Vorstellungen,  Bitten,  Wunsche,  Anzeigen,  Erin- 
nerungen und  Beschwerden/),  das  Staatswohl  betreifend,  unaufge- 
fordert vor  die  Landesherrschaft  zu  bringen,  steht  den  LandstaodeQ, wie 
allen  Unterthanen    frei*     VI)  Wegen  Mifsbranchs   ihrer  Terfassongs- 

m&igen  Rechte ,  sind  Landstände  verantwortlich.  i 

* 

«)  PoTTsa's  Lit.  HL  io6i.  Ki.ten*6  Lit,  973.  Mosbe  von  der  lAndeBbohnt  übe^, 
haupt,  907.  Ehender*.  Ton  der  Heichsatande  Landen,  3ii.  839.  Snvsu'ilfe 
beostunden,  Th.  II,  S.  35i  ff.  Scbsavbbbt^s  Staatsn  der  gesanunten  Bekbskii^ 
S.  4>*  i47*  ^**  Aar.  Fbavh's  Etwas  üher  die  WaUcapitolatioiiea  in  d.  ga4{ 
WahUtaaten  (1778.  8.),  S.  11 3.  Losung  des  Staatsproblems:  bt  mit  demBi 
griff  der  Souverainetat  der  Begriff  der  Landstande  vereinbar?  1806.  4«  ^^^^ 
BÜBTnr,  in  Alex.  Mvllbb's  Arcbiv  für  die  neueste  Gesetzgebung,  Bd.L  S.59LI 
VergU  PvTTBA*s  Beitr.  L  179.  u.  €•  Abbavxb  über  landschafUicke  Verfasss^ 
und  NationalReprasentation.  Landsh.  1809.  8.  —  Freunde  des  scbwanko^ 
Rechtes  Termeiden  bestimmte  Aeulserungen  hierüber.  Piittir  a.  &  0.  uodi 
s.  Instit  juris  publ.  germ.,  $.  ao3,  legte  den  Landstanden  (tspeciem  coimpeii 
bei,  nachdem  er,  $•  181«  den  ehemaligen  Retcbsstanden  geradesn  coimpoii 
£ugesclirieben  hatte.  —  Goccsji  in  s.  juris  pubL  prudentia  (i7i3),  c  7.  $.  tt 
schrieb  den  Reichsstanden  sodetatem  potestatis  su.  Für  «integrirende  TfadI 
des  Staatsregimentes y  erklärt  sie,  C  W.  Schxhr  über  BegentenberormuBdi^ 
Stande  u«  standische  Verfassung.  (Rmenau  i8s3.  8.),  S.  38b  —  Ob  dioL« 
stände,  als  Corpus,  in  diesem  Verhältnifs  als  ünterihanen  %vl  betrachten  sqei 
s.  MosxB  von  der  R.  Stande  Landen,  548.  839.  895.  Oder  als  prmUgiruVM 
thanen  und  Räihel  v.  Rotb's  Staatsr.  der  Reichslande,  IL  55.  Oder  ob  giai 
verfassungsmäßig  modifieirier  ünierordmmg  su  der  Landesherrschaft,  oder} 
verfassungsmasig ,  fiir  Ausübung  bestimmter  Hoheitrechte  und  Wahnug  I 
Gemeinwohls,  blofs  zur  Seite  stehen? 

^)  Landstandische  Verfassungsurl&unden  seit  1816:  weimar-eisenacbische,  ^4 
Schwarzburg -rudolstädtische,  $•  1;  hildburghausische,  §.  6;  hadiscbe,i4 
wurtembergische,  §.  i55;  grofsh.  hessische,  Art.  88;  braunschweigische  enmed 
Landschaftsordnung  von  1810,  §.  1  u.  46;  coburg-saalfeldisclie,  §.  34b<^ 
meiningische  v.  1829,  Art  79.  —  So  auch  schon  Scrwu>sb,  Introd.  in  jmpa^ 
c.  i3.  p.  869.  H&BiEBLnr's  Beichshistorie,  R.  457.  VIR.  693.  (r.  Ussoi^K 
Gedanken  üher  die  allerwichtigste  Angelegenheit  Teutschlands.  Th.  I  (1:9^^ 
S.  a33.  PÜTTxa  a.  a.  O.  — *  Dawider ,  Boiheb,  de  nat  et  indole  dominii  in  t^j 
toriis  Germ.  lib.  TL  c.  6.  A.  F.  H.  Posse  ,  über  das  Staatseigenthum  in  destert 
sehen  Reichslanden ,  und  das  StaatsRepräsentationsrecht  der  tentscbeo  Ltfi 
stände  (Rost  u.  Lelps.  1794.  8.),  Abschn.  IL  GöasnBH  von  StaatsmhtsW 
barheiten,  )•  60. 

c)  Stbubiit,  Th.  RL  Red.  64.  Rimsa,  Obss.  juris  pubL  p.  i56.  Mosxa's  Jitf<^ 
Fassung  L  106.  ScnirAUBxaT's  Reiträge  I.  96.  —  Von  dem  landstandifc^ 
wirkuiigsrecht  bei  Landes-  und  DomänenVeraufserungen ,  bei  Landes 
gungs Anstalten,  bei  Besetzung  des  Hofgerichts,  bei  Gontrahffuog  neoer 
desschulden,  Mosbr  tou  der  B.  Stände  Landen,  i38i.  i383.  —  Von  ilireii 
ten  bei  Gefahr,  besonders  während  der  Abwesenheit  oder  VerhinderuB| 
Landesherm,  bei  Gemüthliraiiliheit,  oder  Gefangenschaft  desselben,  bei  & 
löschung  der  RegentenFamilic,  ohne  SuccessionsBerechtigte,  bei  Aendenm§^ 
Staatsverfassung  u.  d.  m. 

rf)  Geschehen  war  dieses  in  dem  (durch  das  meiningische  landschaWichc  Cr«» 
geaeu.  v.  1829,  Art  110,  aufgehobenen)  hildburghaus.  landschaftL  Gni«ls«^ 
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T.  1818,  (.  57.      Die   hobensollern "  fitgmariii{|Uche  Verf.Urk  t.  i833,  i.  191, 
rerordnet  för  den  Fall,  wena  die  Regierung  und  die  Stände  Versammlung  iiber 
die  Auslegung  einzelner  Bestimmungen  der  V.  U.   sich  gütlich  nicht  vereinigen, 
authentische  Interpretation  durch  ein  Gompromifsgericht  oder  eine  Juristenik- 
cultät  —  Staatsgesets   der  Grofsherzoge  von   Mecklenhurg^Sehwerin    u.  Strelitt 
r.  8.  Nov.  1817«  betr.  eine  mit  ihren  Landstanden  getroffene  Vereinbarung,  dafii 
0.  wie  Streitigkeiten  zwischen  der  Landesherrscbaf^  und  den  Standen  «über  Landes» 
Terfassung,  Landesgrundgesetze,  sonstige  öffentliche  Verträge^  die  Ausübung  u.  Auf- 
wendung derselben,  so  wie  überhaupt  wegen  Ausübung  der  landesherrlichen  Ge* 
traltv,  durch  beiderseits  erwählte  Schiedsrichter  entschieden  werden  sollen,  so 
dafs  diese  bei  Verletzung  des  Besitzstandes,  nach  Umstanden,  selbst  vor  dem 
Versach  der  Güte,  ein  Inhibitorium  zu  Erhaltung  des  vorigen  Status  quo,  oder 
ein  angemessenes  Intermisticum  erkennen  können,   und  dafs  die  Landstfinde  bei 
unterbleibender  Folgeleistung  den  Recurs  an  die  B.  V.  durch  die  Schiedsricbter 
nebmen  können,  als  Beilage  87  zu  d.  Protoc  d.  B.  V.  v.  aa.  Dec.  1817«  u.  in 
den  Constitutionen  der  europ.  Staaten,  Th.  ID,  S.  438.     Ward  guramtin  von 
dem  T.  Bund,  «um  alle  Bestimmungen  desselben,  in  welchen  auf  den  Bundes» 
tag  Bezug  genommen  worden,  jederzeit  aufrecht  erhalten  zu  wollen».     Frotoc. 
def  B.  V.  V.   1817,  §.  416;   V.  1818,  §.   127.  —  Die  schwartburg  •rudoUtädtUche 
landesherrliche  £rklltrung  v.  2i,  Apr.  i8ait  Num.  6,  bewilligt  compromissarische 
Entscheidung  der  Bundesversammlung,  wenn  bei  den  Landstanden  Zweifel  da* 
ruber  entstehen ,  ob  das  Staatsbedürfnifs  einer  Steuerforderung  der  Regierung 
begründe.  —  Man  s.  auch  die  wiener  SchlufsActe  v.   1890,  Art  60,  wo  eine 
ibnliGhe  Bestimmung  für  den  Fall,  wenn  die  landständische  Verfassung  von  dem 
T.  Bund  garantirt  ist. 

•)  Badische  Verfass.  Ürk.  v.  1818,  §.64  u.  74.  GH.  hessische  v.  i8ao^  Art.  110, 
Schwarzb.  rudolstadtische  landesherrl.  Erklärung  v.  ai.  Apr.  1891,  Num.  %. 

OGrayanüna  ordlnum  provincialium,  Landesbeschwerden;  cahiers  de  doUance,  In 
dem  alten  Frankreich.  —  Auch  das  Recht  zu  gerichtlicher  Klage  wider  das  Staats* 
ministerium  u.  einzelne  oberste  Staatsbeamte,  wegen  Ungesetzmäsigkeit  der  Re- 
gierongshandlungen,  kann  den  Landstanden  eingeräumt  seyn.  Vergl.  §.  «^ 
VI,  VL  34«. 


§.   298.  (227.) 

^^B^aaniische  CoUegiaL  und  DeptUatünsReehte.    Diener  und  Zusan^ 
menkUnfte.    Ausschüsse.    Aufnahme  neuer  Mitglieder. 

0  ^^  Landständen,  als  einer  eigenen,  fiir  sich  bestehenden  Corpo* 
'atioQ,  steht   in   der  Regel   das  Recht  zu^  unter  landesherrlicher  Ober- 
^sicht,  ihre  coUegialischen  Angelegenheiten  nach  Gutfinden  zu 
«stimmen  a),  und  die  nothigen    landschaftlichen    Beamten    zu  bestellen, 
*ttch  Canzleien^   Archive    und    Registraturen   zu   unterhalten  h). 
^Willkuhrliche  Zusammenkünfte  (PriFatConrente}  und  Selbst- 
^inkerafang   zu   einem  Landtag,   werden  ihnen  in  den  meisten  Staaten 
^cat  mehr  gestattet«);  doch   sind   Ausnahmen   von    dieser    Regel   in 
ajifijerordentlichen    dringenden    Fällen    für    unzulässig  nicht   zu   achten  d), 
")  In  manchen  Staaten  sind  für  gewisse  laufende  oder  blofs  vorbereitende 
^Qäite,  landständische  Commissionen,  Ausschüsse  oder   Deputa- 
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tionen  angeordnet,  zaweilen  ein  weiterer  oder  grSfserer,  and 
engerer  A^usscbufs  «),  in  mancben  Ländern  fortbestellend  auch  anfser 
der  2^it  der  allgemeinen  Ständeversammlung /).  lY)  Einseitige  Aul- 
nabme  neuer  Mitglieder  findet  in  der  Regel  nicht  Statt,  woU aber 
landesberrlicfae  Erhebung  eines  Gutes  zu  einem  landtagfahigen,  wo 
und  so  weit  Güter  dieser  Art  bestehen. 

a )  Baraa,  DtM.  de  poteatate  Augostiasiini  auppletoria,  Sect  fl.  $.  1 1.  Hotn  r.  itt 
B.  Stiinde  Landen,  659.  —  Von  Umonen  der  StSnde,  a.  Ifoan  a.  a.  0.  699-^11 1 
1116.   1199.  —  Von  ihren  SiegvlH,  a.  ebendas.  8t8.     Moan's  RecbUnutenea.  i 
St  Vn.  N.  9.    Von  den  waldeckiachen  Landatanden,  a.  iU«an*a  StaaUardür,  1 
Bd«  n,  S.  a56  f.,  a6i,  265  u.  a68  fil 

&)  Würtemberg.  Verfaaa.  Urlt.  r.  1819 ,  §•  19311.  f.;  weiauiritche  ▼.  i8r6,  {.  S^H; 
bildbarghaoaiBcbe  y,  18t 8,  §.  a4  ^«1  Coburg -saalfeldiache  ▼.  i8fti ,  §.  io4;  »«- 
ningiaehe  v.  18149  $•  ^^  —  ^4,  ▼.  1899.  §•  53  ffl  —  Ein  LandmanehMÜ  ^  tMä 
oder  gewählt,  besteht  in  mehreren  Landschaftettf  s.  B.  in  Hannofer,  Harbesaeif 
Meiningen.  —  Aach  iatuUcka/tliehe  FortUher  sind  in  etlichen  Staatea  angfori 
net,  —     Von   dem  LandSyndieus  s.  die  brauaschw.  erneuerte  Landschaftonk  r. 

'  i8ao,  V  ^«  -^  ^<>n  LamdrSihen  s.  Mosza  r.  d.  B.  Stande  Landen,  761.  M.  C 
CvBTiva,  bist,  polit.  Abfaandl.  117.  ▼.  Bno's  teutachea  Magasin,  1796,  Heft  I. 
Nnm.  6.  Von  LandrSthen  in  dem  ehemaligen  Grofsheraoglhum  Berg,  u  Bbeii. 
Bund,  I.  110.  —  Von  iMndsehaftCotuulenUn,  Symäieen^  Ctmzlem,  Arckharin,  St- 
rretären,  ReffistraMren,  MvoetUen,  u.  s.  w.  Mossa  a.  a.  O.  8oi.  —  Von  ian^* 
ständischen  Archiven,  Registraturen,,  Kanzleien,  BibHothektn ,  GeMa^a,  ebend». 
816.  819.  Wkissx'b  k.  Sachs.  Staatsr.i  Bd.  I,  $.  8a.  ScacvK^a  Staatsr.  desHöni^« 
Baiem,  Th.  I,  §.  16a. 

c)  S.  Weimar •  eisenach.  Verfass.  Urk  y.  1816,  §.  56;  bnieriscfae  v.  1818,  VD,  Bi; 
badische  r.  1818,  §.  5i;  hildburghausischc  v.  1818,  $.  45$  meiningiVhe  t.  18?^ 
Art.  5i;  fursll.  liechtensteinische  t.]8i8,  %.  \o)  würtcmbergische  v.  1819«  §.19)', 
grofsh.  hessische  t.  1810,  Art.  63;  königl.  sächsische  v.  i83i,  §.  118.  In  dea 
KÖnigr.  Sachsen  sind  die  seit  dem  i5.  Jahrliuudert  üblichen ,  selbst  in  fiandtag- 
Beyerscn  u.  Land  tag  Abschieden  genehmigten  willkühHii-hen  ZusammenkunAe  seit 
der  LandtagOrdii.  t.  17^8  aufser  Wirkung  gekommen.  K.  F.  HAVsain  *  Ber- 
träge  Eur  Kenntntfs  der  kursächs.  Landesyersammlungen,  Th.  B  CLeipx.  i?9&  &)• 
Num.  1.  MosEa  a.  a.  O.  1519.—  «Das  Ausschreiben  der  Landtage  ist  ein  Mes- 
herrlichcs  Vorrecht,  aber  auch  eine  Schuldigkeit» ;  Abhandlung  hierüber,  in 
MosEH^s  Abhandlungen  ycrschiedener  Beclitsmnterien ,  St  VII,  S.  6^1  —W- 

d)  (Vergl.  oben  $.  997,  c)  Mosaa  yon  der  Landstände  Conyenten,  ohne  landes- 
herrliche Bewilligung;  in  seinen  Nebenstunden,  St.  VI,  S.  876—909.  Ektnien. 
yon  der  teutschen  flelchsständo  Landen,  S.  i499*  ~  Li  dem  Berxogtlium 
Brmtns^weig'  steht  den  Landständen  dieses  Becbt  seit  alten  Zeiten  au.  H^mi 
Nebenat.  St.  VI,  S.  879.  In  der  dortigen  Landschaft  Privilegien  u.  Befu^a^ 
y.  9.  Apr.  1770,  ^.  18,  beifst  es.  «Getreuer  Landschaft  ist  gesUttet,  sich  rur 
Berathschlagung  der  Landesnothdurft  ycrinöge  hergebrachter  alter  Freibeit  in 
zugelassenen  Fällen  zusammen  zu  bescheiden,  welches  für  keine  yerbotene  Goo- 
fenticula  und  Conspirationes  gehalten  werden  sollv.  In  der  emeuertea  Land- 
schaflordnnng  y.  i8ao,  $•  39,  wo  von  dem  Recht  des  Landesherm  au  ittsschre^ 
bung  und  zu  Zusammenberufung  einzelner  Mitglieder  die  Rede  ist,  heilst  t^'- 
«Dergleichen  Zusammentretungen  können  auch  ?on  den  Mitgliedern  der  Land- 
schaft selbst  eingeleitet  werden ;  wenn  sie  eine  besondere  Veranlassung  t»  ^ 
ben  glauben,  über  Gegenstände  yon  gemeinsamem  Interesse  sich  zu  beratbscbla- 
gen|  Jedoch  mufs  vor  der  wirklichen  Versammlung  selbst  davon  und  vo«  dem 
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/wetlie  d6r  Veriamrolung  seltfg  der  Landesherrsrhaft  gehörige  Aoeeige  gemacht 
werden».  Als  der  Herzog  Carl  sich  weigerte,  diese  der  Thai  nach  vielfältig  von 
ibm  schon  anerluinnte  erneuerte  Landschaftordnung  fernerhin  anzuerkennen  und 
die  darin  Terordneten  Landtage  auszuschreiben,  er  auch  Anlaüs  zu  wichtigen 
landstandiachen  Beschwerden  gegeben  hatte,  beriefen  die  beiden  Ausschüsse, 
der  weitere  nad  engere,  am  ii.  April  1819  sämmtUche  Landstdnde  auf  dett 
11.  Mai  1899  suaammen,  und  machteii  zu  gleicher  Zeit  dem  Herzog  hievon  An* 
zeige,  hielten  auch  die  ausgeschriebene  Zusammenkunft,  auf  welcher  Beschwer- 
defuhrung  bei  der  Bundesversamralung  beschlossen  ward.  Als  am  7.  Sept.  i83o 
dieser  Herzog  bei  einem  Aufruhr  und  erfolgter  Anzündung  seines  Besidenzschlos- 
ses  zur  Flacbt  in  das  Ausland  war  genöthigt  worden,  beriefen  am  9.  Sept.  die 
beiden  Ausachüsae  «die  gesammten  Mitglieder  der  Landschaft,  als  die  gesetzmi* 
ftigen  Repräsentanten  des  Landes » ,  zusammen.  Auf  der  hierauf  erfolgten  Ver* 
ummlung,  erging  das  oben  (§.  955,  d)  angef.  landstandische  BeschwerdeMamfest 
wider  den  Herzog,  vom  97.  Sept.  i83o.  Die  B.  V.  erklSrte  durch  Beschluß  v. 
4.  Nov.  i83o,  die  erneuerte  Landschaftordnung  ftir  in  anerkannter  Wirksamkeit 
bestehend. 

HoscB  a.  a.   O.  766.     Von  dem  Königr.  Sachsen  s.  die  Verfass.ürk.  v.  i83i, 
^  i«3  — 116.    Wusss's  k.  sächs.  Staatsr.,  Bd.  I,  §.  58 — 61,  75  u.  f.  u.  ein  k. 
Decret,  S.  ao3.    Braunschw.  erneuerte  Landschaftordn.  v.  i8ao-  §.  35  u.  f.   So 
auch  im  AnbaltischcA ,  $.  287. 
)  Mecklenb.  Erbvergl.  v.  ij5b,  §.  176  (F.,  S.  wefmar-eisenach.  Grundgesetz  fiber 
die  landst.  Verfass.,  §.  io5  u.  fü    Hildburghausische  Verfass.  Urk.  v.  1818,  §.  3, 
39  u.  f.  43  u.  f. ;  badische,  §•  5i ;  würtembergische,  $.  187 — 199 ;  coburg-saalfeldische, 
S  io4£;  meiningischev.  1829,  Art.  53iF. ;  schwarzburg-rodolstäd tische  landesherrl. 
Erklär,  v.  ai. Apr.  1811, Num. 4*  Waldeckischer Landesvertrag,  v.  19.  Apr.  1816« %» 3 1 
a.fll  Kurhess.  Verfass.Urk  V.  i83i,{.  10a.  S.  Altenburg.  Grundges.  v.  i83i  (Landes- 
Deputation),  §.  349^1  HohenzollemSigmaringenschcVerf.Urk.  v.  i833,  §.  180  ff« 
1&  Tyrol  hat  man  drei  Arten  von  landständischen  Versammlungen ,  den  grofscn 
offeaen  Landtag ,  den  grofsen  AusschufsCongrefs ,  die  perennirende  oder  perpe- 
tutrllche  ActivitSt  In  Böhmen  and  Mähren  besteht  ein  permanenter  LandesAiu- 
6cbu&,  in  Niederöstreich  im  Lande  unter  der  Enns,  und  im  Lande  ob  der  Enns, 
In  Stejermarli  und  in  Karnthen,  ein  Gollegium   der  Verordneten  u.  ein  Colle- 
gium  der  Ansschufsräthe.  —  Von   landständisehen  Ausschüssen   s.   v.   Abetiit's 
Staatsr.  der  constitutionellen  Monarchie,  Bd.  H,  Abth.  9,  S.  196,  wo  es  heif&t: 
&  Dieser  Ausschufs  ist  berufen  (u.   s.  w.  bis)  zu  veranlassen  v.     Man  s.   auch 
PiVLLs  vom  Fortbestehen  der  ständischen  Verfassung  u.  der  Mündigkeit  der 
Staatsgesellschaft;   in  dem  Archiv  fUr  landständische  Angelegenheiten,  8.  Liefe- 
rung (Carlsr.  1839),  S.  33. 


§♦  299.  (22a) 

^^»miMdimgen  der  Landschaft.     jiussehreHung.    Ori  und  Xeii. 

SUx-  und  Stimmardnung. 

^)  Nach  Verschiedenheit  der  Landesverfassung  und  der  Umstände  wer- 
^^1  UDter  rerfassungsmäsiger  Mitwirkung  des  Regenten,  ordentliche 
'^'^  atitserordentliche  Landtage,  allgemeine  Landtagyersamm- 
mögen  und  engere  Aosschufs-  oder  DepuUtionstage  gehalten  a),  II)  Zu 
^^^  Ort  dieser  Versammlungen  wird  meist  die  landesherrliche  Residenz- 
^^^  Stahlt,    zuweilen    auch    ein   anderer    bestimmter,   oder    beliebiger 
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Ort  ^).  m)  Die  Ausschreibang  der  ordentliGhen  Landtage  (ConTocs- 
tion},  die  Einberuiiing  der  Landstande,  geschieht  von  dem  Regenten'). 
lY)  Was  die  Zeitbestimmung  betrifl^,  ao  geschieht  die  Aiuschrrikog 
entweder  zu  bestimmter  Zeit,  z.  B.  jährlich,  oder  nach  zwei,  dm,  oder 
aedis  Jahren,  oder  aofaerordentlichi  so  oft;  es  notfaig,  insonderheit  nach 
einem  Regierangswechsel,  oder  nach  Gntfinden,  allenfaUs  aach  auf  An- 
suchen der  Landstände  ^.  Y)  Die  Sitz-; und  Stimmordnung  in  dm 
Plenum,  oder  in  den  verschiedenen  Abtheilungen  der  Standeversanunloai 
($•  290),  oder  auch  in  den  rerschiedenen  Classen  der  Landstande  ($*  991V 
ist  entweder  nach  einer  bestimmten  Regel  festgesetzt  oder  wülktthrlich  «>, 

a)  RxiCBABOT  Hiss.  de  statibus  provlnclalibus,  p.  la.  Riocnrs  spedL  Joris  geriii 
priv.  293.  Mosxa  y.  d.  B.  Stände  Landen,  i385.  i493.  i497-  Wixssi*s  logv 
Lehrb.,  Bd.  ü,  §.  66  ff.  —  Von  gemeinsduiJtUckdn  und  hesomdem  Landtag  ir 
Hessen,  Schaumburg  und  in  den  yerschiedenen  Landestheflen  der  Fuiiten  m 
Beols  jüngerer  Hauptlinie,  s.  oben  §.  986  u.  287,  u.  Moaxa  a.  a.  0.  6so.  »14 
LBDOBBaosx's  kleine  Schriften,  L  67.  194-  —  ^^^  ^tc##cAtw«Veraanuiiluiigen> 
oben  f.  998  u.  Mossa  a.  a.  O.  i5i4*  D.  G.  Schbxbxe  von  churf.  sachs.  Land- 1 
Auaschufstagen.  Halle  1754.  1769.  1793.  8.  (Auch  in  F.  C  Mosaa'a  diplomatlsd» 
hiator.  Belustigungen,  Th.  I,  S.  i85).  £.  C.  Wbissb's  ZusaUe  hiesu.  Leipc  1^ 
8.  *^  Von  ehemaligen  Süfitagen  in  dem  Kdnigreich  Sachsen,  s.  Bdnsa  a.  a.  (X 

A)  Mosaa  Ton  d«  B.  Stande  Landen,  1600.  —  Von  Landtagen  unter  freiem  U» 
mel,  ebendas.  468.  ScHLösxa'a  Staatsanaeigen^  Heft  39,  8,  4ii.  t.  Lmsan) 
Beitr.  sur  Erdrter«  der  StaaUverfass.  der  braunschw.  lüneb.  Ghurlande  (Goda 
1794«  a)^  &  190.    KönigL  Sachs.  Verfasa-Urk.  v.  i83i,  §.  ii5. 

#)  Vorrecht  und  Schuldigkeit  hiebe!.  Moaia  a«  a.  O.  1496.  Bbendesi.  Rechtsna» 
rien,  VB.  691,  —  Von  der  Landatände  CouTcnten  ohne  landesherrliche  BewOI 
gung;  oben  §.  998,  d.  Stbubiv  obas.  juris  et  hiat ,  oba.  IV.  $•  94.  —  Die  V» 
iaasung  bestimmt,  ob  und  an  welche  Landstande  eigene  landesherrliche  Ei»^ 
fimgsRescripu  su  erlaaaen  aejen. 

d)  Moaaa  Ton  der  B.  Stande  Landen,  i5oo.  —  Von  den  Verfaaaungaurkonden  vk 
Errichtung  dea  T.  Bundes,  bestimmen  die  s.  ailtenburgische  alle  4,  die  baierucirti| 
königlich  aachsiacbe,  würtembergiache,  grofahersogÜch-hessische ,  kurhesslscbei 
meiningiache,  hohensoUem-sigmaringensche  aUe  3,  die  badische  alle  a  Jahre  ein 
ständische  Versammlung.  Ein  badisches  Geseta  t.  14.  Apr.  i895  änderte  dieso, 
auf  3  Jahre,  em  späteres  ▼.  a  Juni  i83i  stellte  aber  die  frühere  Bestimniuiig 
wieder  her. 

«)  Die  brannschweigiache  Landtagordnung  von  1890,  §.  45,  will,  dafa  In  dea  bei- 
den Sectionen  der  Landatände,  «bei  den  Berathachlagungen  keine  JlbtheOusS 
noch  Unterachied  der  Mitglieder,  und  eben  ao  wenig  eine  gewiaae  Ordsungii" 
Anaehung  des  einsunehmenden  Sitsea  und  der  Abatimmungen,  statt  finde '.  ^ 
ders  das  meiningiache  GrundgeseU  t.  1894»  §•  64  t  das  folgende  von  i8«9f  Art 
99  iL  schweigt  bievon.  Die  Rönigl.  sächs.  Verfaaa.Urk.  v.  i83i,  j.  76,  berti«»l 
für  gewisse  Mitglieder  der  ersten  Hammer  die  Sitzordnung,  bei  den  ubngea,  ^ 
wie  in  der  «weiten  Bammer,  wird  solche  durch  das  Loos  festgesetxt 
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§.   500.  (229.) 

^erhandtmngeii  ti/öAremi  der  SkändeversamnUHt^g.      GeschXiftordnung. 
hilassung,  Vertagung^  Auflösung.    Neue  Depuiirtenwahlen.   Oeffeni' 
Uehkeä.  Memungs-j  Jtede-^  Press-  Uf%d  Arrestfreüteii. 

I)  F3r  die  Yerhandlungsart  in  der  StandeyerBammluiig    besteht  g^ 
rHknlicli  eine  Gescliaft-  oder  Yerhandlungsordnang,  entweder  in 
er  YerfassQDgsarkande,  oder  abgesondeit  von  derselben.     11)  Unter  Be- 
backtong  des  gehSrigen  Ceremonielsa),  erfolgen  bei  einer  Standerer- 
immlong:    i)   die  Eröffnung  des  Landtags;  9)  die   Ernennung  oder 
Srwälung  des   Präsidenten   und  des  TicePrasidenten  oder  des  Land- 
chaftDirectors,  da  wo  nicht  ein  bestandiger  Präsident,  z.  B*  der  Land- 
ribmarschall  oder  Landmarschall,  ist,  die  Ernennung  der  Secretarej  die 
iegitimation    der    erschienenen    Mitglieder   der   Standerersanunlung  '), 
mi  die  Bildung  eigener  Ausschüsse,  Comites    oder  Commissionen,  fiir 
Vorbereitung,  Prüfung  und  Vortrag   einzelner  Arten  von  Gegenstünden ; 
1}  die  landesherrlichen  Propositionen  c)    (Postulate)  und   Hitthei- 
angen;  4)  die  Vorlegung  des  Finanzberichtes  und  Finanzplans 
[$•  399),  so  wie  der  Entwürfe  zu  neuen  Gesetzen  und  Einrichtun- 
gen; 5)  Die    Festsetzung    der  Tagsordnung;    6}  die   Anhörung  der 
Bedner,  die  Erörterung,  mit  gesetzmäsiger    Freimflthigl&eit  und 
Freiheit  der  Bede,  und  die  Berathschlagung,  allgemeine  oder  abge- 
Mderte,  nach  den  Abtheilungen  oder   Classen  der  Landstünde  <'),    auch 
für  gewisse  Angelegenheiten  des  Ausschusses,  und  zwar  in  oder  ohne  Bei- 
ttjn  landesherrlicher  Czu  Einmischung  in  die  ErSrterung  berechtigter 
oder  nicht  berechtigter)  Commissarien,  öffentlich  oder  bei  verschlösse* 
MQ  Thüren  (in  geheimer  Berathung  oder   geheimem  Comiti};  wenn  die 
fleralhschlagnng   für  geschlossen   erklärt  ist;   7)   die  Abstimmung  der 
Einzelnen,  mündliche  oder  schriftliche,  laute  oder    stille   (geheime,   mit 
wdfsen  und    schwarzen  Kugeln),   und   zwar  in  der  Regel  nach   eigener 
Ucht,  ohne  Mandat    oder   Instruction    ($«  297),    und  nur   in  eigener 
Perton,  nicht   durch  Bevollmächtigte;  8)  die  Fassang  der  Beschlüsse 
Bach  Stimmenmehrheit  der  Einzelnen,  oder  der  Abtheilungen  CCurien)  in 
^r  Landschaft,  in  den  zu  solcher  qualificirten  Fällen  <f);  9}  die  Commu- 
Bication  unter  den  verschiedenen  Abtheilungen   der   Standeversammlung 
vi  290)  und  mit  der  obersten    Staatsbehörde  oder  dem  Staatsoberhaupt; 
^<^)  die  Erklärungen  der  Standeversanunlung,  beifallige,  einwilligende, 
gnUcktcnde,  abweichende,    verweigernde,    mifsbilligende    (landständisches 
feto,  §,295).  u)    die  Verabredung  und  Entwerfung  der  Landesbe- 
schwerden/), der  Landesgebrechen,  Erinnerungen  und  Desi- 
QdrieQ,  der  Vorstellungen,  Vorschläge,  Anträge   und   Bitten; 
^^/^landesherrlichen  Resolutionen,  der   LandtagsAbschied  ^), 
<^  Schlufsacte  des  Landtags,  auch  der  DeputationsAbschied;  i3)  zu- 
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weilen  besondere  landesherrliche  Entschliefsung  oder  Resolution  auf 
die  standischen  Beschwerden  (Erledigung  der  Landesgebrechen);  14)  die 
Entlassung  oder  Schliefsung  des  Landtags  mit  oder  ohne  Feierlichkdi, 
m)  Meist  bestehen  positire  Bestimmungen  über  die  Dauer  des  Landtags 
und  deren  Verlängerung  oder  Abkürzung,  über  die  Vertagung  und  die 
Auflösung  der Ständeyersammlung  h^,  über  den  Zeitraum,  nach  deaeo' 
Ablauf  neue  Deputirtenwahlen,  und  nach  welcher  Ordnung dieselLeB 
rorzunehmen  sind,  über  den  Ersatz  der  in  der  Zwischenzeit  abgegangenea 
Deputirten,  über  die  Verpflichtung  der  Standemitglieder,  o.  d.  o., 
IV)  Oeffentlichkeit  der  landstandischen  Verhandlungen  (soifoU  Zu*« 
lassung  des  Publicums  in  den  Sitzungen  ab  auch  Sfifentliche  gedncktej 
oder  lithographirte  Mittheilung  des  Denkwürdigen  der  Verhandlun^n),  abl 
Begel,  ist  zweckgemafs,  theils  als  Sporn  für  Thätigkeit  und  BerafpiUchl 
der  Mitglieder,  theils  als  Erinnerungs-  und  Bildungsmittel  für  Staatsbeamte^ 
und  Mitglieder  der  Standerersammlung,  theils  damit  die  Nation  ihre  Staats»! 
manner  und  Stellvertreter  in  ihrem  ofiPentlichen  Charakter  kennen  Ittu^ 
und  auch  für  Anregung  eines  rerfassungsmasigen  Volklebens  t  )•  Was  it 
Hinsicht  auf  öffentliche  Bechte  und  Pflichten  im  Namen  Aller  yerbadelk 
wird,  mu(s  in  der  Begel  auch  Allen  kundwerden,  und  was  das  Licht  ra^ 
tragen  kann,  hat  nicht  nothig  das  Licht  zu  scheuen.  Daher  gilt  der  Geist 
der  Oeffentlichkeit  in  standischen  Verhandlungen  für  den  Genios  ia 
öffentlichen  Wohls  ^  und  als  eine  der  wichtigsten  Grundbedingongea  dei 
öffentlichen  Lebens.  V)  Wie  diese  Oeffentlichkeit,  eben  so  liegen  ml 
gemäfsigte  Opposition,  Meinungs-,  Bede-  und  Prefsfreibeit 
($.  5o4  u*  f.),  desgleichen  in  der  Begel,  Arrestfreiheit  der  Mitglieder 
der  Ständerersammlung,  mit  Ausnahme  des  Falles  einer  Ergreifung  auf 
frisdier  That  bei  einem  peinlichen  Verbrechen  und  der  Weckselstrenge, 
in  der  Natur  einer  BepräsentatiyVerfassung  *).  Ein  Verstofs  gegen 
das  Beglement  kann  den  Buf  zur  Ordnung,  mit  oder  ohne  Ceosur, 
Aufforderung  zu  Widerruf,  die  Ausschliefsung  von  der  VersammJangt 
selbst  die  Verweisung  vor  eine  richtende  Behörde  begründen. 

a)  Von  dem  landesherrlichen  Ceremonielt  s.  Mosxa^s  Rechtsmaterien,  St  IV.,  S.  tß^' 

3J  Von  dem  Erscheinen  der  Grafen  und  Herren  durch  Abgeordnete ^  der  Uni^«rs'* 
täten,  der  Städte,  der  amtsässigen  RitterCurien ,  durch  Bevollmächtigte,  &  Bii- 
CHARDT  diss.  cit.,  p.  33.  sqq.  Auf  den  Landtagen  der  östreichischen  zu  dem  t 
Bund  gehörenden  Staaten,  ist  feder  Landstand  der  drei  oberen  Qassea  y^- 
pflichtet,  persönlich  su  erscheinen,  und  selbst  in  den  wichtigsten  Verhinderung 
fallen  hann  er  durch  einen  ReTollmächtigten  sich  nicht  vertreten  lassen ;  nur  la 
OestreichischScUesien  zeigen  sich  Ausnahmen  hievon.  Bisnfcaa  a.  a.  0«  S.  47^^' 

c)  Mossa  Y.  der  B.  Stände  Landen,  S.  i5o3. 

d)  MosEB  a.  a.  O.  i5o4  ft  -  In  der  Ständeyersammlung  sollen  die  dahin  ^börtfl- 
den  Angelegenheiten  frei  besprochen  und  erörtert  werden,  ohne  Furcht  for  Bad»«« 
die  von  absoluter  Gewalt  zu  besorgen  wäre.  Die  Regierung,  die  keine  W^ 
ist,  «iebt  der  Erörterung  beobachtend  zu,  und  beuuUt  für  das  StaaUwohl  die 
dadurch  erhaltenen  Aufklärungen  und  Winke. 
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)  SriüiSB  obss.  iuris  et  hlst«  ao6.  —    Ob  und  wann  bei  Stimmen fUichheit  ^  die 
Stimme  des  Präsidenten  den  Ausschlag  gebe?  Hönigl.  säcks.  Verftus.Ur]|.  t.  i83i, 
$.  198.  *-  Von  dam  Recht  m  Tkeiie  su  gehen  (jus  eundi  in  partes,  itio  in  partes) 
0.  £.  F.  Gsoaent  ob  und  in  wie  fern  jus  eundi  In  partes  auf  teutsche  Landes- 
ond  Standeversammlungen  anwendbar  sey?  (Stuttg.  1817.  8.)t  8.  71  fll  u.  78  f. 
WoLnm.  SxYFvAHni  diss.  de  finibus  circa  jus  decidendi,  «pio  TOta  majora  in  co- 
mitSs  ntnntnr,  recte  regundis  (Ups.  1818.  4O9  P*  61 —tS«    Preuls.  (jesets,  we- 
gen Anordn.  der  ProvinsialStande  för  die  Mark  Brandenburg  vu  das  Marhgraf- 
thum  Niederlaustta;  t.  i.  Juli  1823,  §.47i  u.  so  auch  die  andern  preuls«  (^esetse 
für  die  ProvinualStande  in  den  übrigen  Pro?insen  ((.  088»  Note  5).  —  Das  Recht, 
eine  SeparatStimme    absulegen,    gibt    die  KonigL   eäehe»   Verfass^Urk.   t.   i83i, 
^  119,  den  Abgeordneten  der  Rittergntsbesitser,  der  Städte  und    des  Bauer- 
ftsades,  in  der  sweiten  Rammer,  wenn  wenigstens  drei  Yiertheiie  der  Anwesen- 
den ihren  Stand  in  seinen  besondem  Rechten  oder  Interessen  durch  den  Be- 
icfaluls  der  Mehrheit  für  beschwert  erachten,  —  Ob  in  dem  Fall  einer  Stimmen» 
gUicAkeitf  dem  Laudesherrn  ein  Bntseheükm^ereckt  (wie  nach  dem  meining.  Gnmd- 
gescts  ▼.  i8a4,  J«  63,  und  nach  dem  v.  1829,  Art  95),  oder  riekteriiche  Auctori- 
tät  in  solchen  Fällen  gebühre,  welche  sich  auf  die  rerfassungsmSsige  Concur* 
rens  der  Landstlnde  su  Ausübung  eines  Hoheitrechtes,   oder  auf  die  natürliche 
Freiheit  der  Stande    beziehen?  Stbobsv  1.  c.  907.    Von  Weimar  s.  Ri.iJBBA's 
Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  187,  —  Ob  auch  für  Fälle  des  getrennten,  oder  ungleich- 
artigen Interesse  t  namentlich  bei  der  SteuerbewHUgun§^^  im  Zweifel  die  Mehrheit 
der  Stimmen    gelte?   Verneint  wird  es  von  Mosxb  a.   a*  O.    i5o8.     Ehendess, 
Rcchtsmaterien,  I.  58.  160.    Srausiff  1.  c.  906.    Wo  der  allgemeine  Vertretungs- 
gnmdsats  (§•  989)  gilt,  ist  das  Interesse  aller  Stimmfuhrer  gleich,  doch  aber 
auch  das  besondere  einzelner  Beilragpflichtigen  gebührend  su  beachten.    Jetzt 
entscheiden  die  meisten  Verfassungsurkunden  über  die  angeführte  Frage. 
/)  Vergl  $.  297,  Num.  V.    Mosxb  a.  a.  Ol  1189.  1997. 

t)  Von  dem  LandtaffReccee^  s.  Mosbb  a.  a.  O.  i5u«    Rxcss  Staatsk.  XXXVIIL  a35. 
Von  Weimar  s.  Rl«bxb's  Staatsarchir,  Bd.  I,  8. 190.  Von  dem  Königr.  Sachsen, 
die  Veriass.Urk-  ▼•  i83i,  f.  119*  —  Von  den  KoeUn  des  Landtags,  s.  Mosbb  a. 
a.  0.  S.  i5ia,  und  oben  %.  a8o,  6.    Die  meisten  der  neueren  VerDassungsurkun- 
den  bewilligen  den  Landstanden  eine  bestimmte  Entsckädigungy  Tag-  und  Reise- 
gelder. RönigL  sSchs.  Verfass.Urk.  t,  i83i  ,  §•  lao.  Vergl.  auch  Wbissx's  angef. 
k  Sachs.  Suator.,  Bd.  I,  %.  79  ff. 
^Yon  Fertagw^f^  oder  Prorogation,  und  von   Atifi^nmg  der  Landtage  handelt 
MoizB  Ton  der  Reichsstande  Landen,  S.  i5ia    Manche  Verfassungsurkunden 
enthalten  hierüber   eigene  Bestimmungen,   si.   B.  die  weimariscbe,    %    96;  die 
baierische,  VH,  aS;  die  würtembergische,  ).  186;  die  grofsh.  hessische,  Art.  63 
Q.  ^\  die  hüdburghausische  r.  1818,  (.43;  die  königl  sächsische  ▼.  i83i,  %.  116. 
Au%elost  wurden:  die  Ständeversammlungen  von  Kurhessen  und  Würtemberg 
l     im  Mars  i833. 

<)  Imago  animisermo  est.  Qualis  ratio  talis  oratio.  Bbab*s  Minerva,  18a  >,  Febr.,  S.  997 
-394.  Verhandlungen  der  a.  Kammer  der  grofsh.  hessischen  liandstände,  1820, 
Heft  I,  S.  68  ff.,  74  ff.  5  Heft  3,  S.  Ö7  ff.,  79  ff.,  noj  Heft  6,  S.  70.    v.  Abxtxb's 
^tsr.  der  constitutio^ellen  Monarchie,  fortges.  v.  Rottxch,  Bd.  H,  Abth.  a. 
S-  Ml.   y.  Fbuxbbac8*s  Betrachtungen  über  die  Oeffimtlichkeit  u.  MündUchk. 
der  Gereehtigkeitspflege  (Giessen  i8ai).  Rauptet,  a,  S.  47«    Jswa-  BsanMi's 
Tactik  oder  Theorie  des  Geschäftganges  in  deliberirenden  VolksStändeversamm- 
IvBgen;  nach  dessen  hinterlass.  Papieren  bearbeitet  v.  St.  Dvxobt.  Erlangen 
1B17.  8.    p.  S.  Lavbbbti  de  Ttioquence  politique  et  de  son  Muence  dana  les 
outernenens  populaires  et  repr^sentatifs.  Paris.  1819.  8.  —  Frtmen  werden  im 
«fluchen  Parlament  nicht  zugelassen;  man  glaubte  bemerkt  su  haben,  dafs  ihre 
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Gegenwart  nicht  selten  nachtheQlg  auf  die  Debatten  einwirke.  Bbbtiai,  S.  189. 
In  Darmstadt  wurden  sie  i833  sugelassen.  —  Welse  Besehrdnhmg  der  OdEent 
Uchkeit  in  dem  Art.  69  der  wiener  ScfaluIsActe,  oben  §.  184*  OeffenUkh  ly 
die  standiscben  Sitsnngen  in  beiden  Kammern,  in  dem  KÖnigreicli  Sacbseü,  h 
Hannover,  In  Baden,  in  Karhessen  u.  GH.  Hessen  n.  in  Brawudiweig  (teh 
i63i);  nur  in  der  «weiten  Kammer,  in  Baiem  n.  Würtembei^g,  auch,  nach  doer 
neuem  den  $.9  des  Patents  rom  i.Sept  1814  abändernden  Bestimmmig  im  Her- 
Bogthum  Nassau.  Im  December  i83i  beschlofs  in  der  Freien  Stadt  Frtmkfart  der 
gesetigebende  Körper,  dafs  swar  «eine  Sitzungen  nicht  öffentlich  seyn,  dals  aber 
seme  Verhandlungen  Über  solche  Angelegenheiten,  welche  ein  aügeiDei&es  hK»- 
resse  bilden ,  durch  den  Druck  eur  Kenntnils  des  Publicums  gebracht  werdet 
sollen.  Man  s.  die  Verhandlungen  in  den  Frankfurter  Jahrbüchern  t.  18H 
Num.  1.  —  In  dem  Königreich  Sachsen  wünschten ,  auf  dem  Landtag  i8so  0, 
18s  1,  die  Stande  den  Z>rtM^  der  Landtagschriften,  der  König  bewflligte  aber 
Moft,  dab  nach  beendigter  Landesversammlung,  aus  den  cur  Publicitat  geeigDe- 
ten  Verhandlungen,  ein  kurzer  Aiuzug  durch  den  Geheimenrath  gefertigt,  und 
nach  ertheilter  landesherriicher  Genehmigung  durch  den  Druck  bekannt  gemacht 
werden  sollte.  Zum  erstenmal  erschien  ein  solcher  Auszug  unter  dem  6.  Od 
>8si«  auf  8  QuartSeiten,  in  der  k.  sachs.  Gesetzsammlung  1891,  Num.  so,  aus 
den  Verhandlungen  des  jüngsten  achtmonatlichen  L&ndtags.  Im  Jänner  i83o 
setzte  die  Mehrzdil  der  Stände  es  durch,  dafs  die  auf  dem  vorigen  Landtag  nor 
Ilthographirten  LandtagActen ,  auf  gestempelten  Bogen,  nur 'für  die  Mitglieder 
des  Landtags  gedruckt  wurden.  Die  KönigL  sachs.  Vcrfas8.Urk.  r.  t83i,  %.  \\ 
▼crordnet  den  DrwA  der  ProtoeoUoy  wenn  nicht  in  einzelnen  Fallen  Gebclm- 
haltung  durch  die  Kammer  beschlossen  wird.  In  Baiem  fafste  am  9.  Man  i83i 
die  Kammer  der  Reichsräthe  einmüthig  den  Beschlufs ,  ihre  Verhandluogen  ia 
kurzen  Auszügen  der  Publicitat  zu  übergeben.  In  Hannover  bewilligte  der  Kö- 
nig im  Sept  i832  der  Standeversammlung ,  auf  ihr  Ansuchen,  die  Zukssuog 
Ton  Schnellschreibem  zur  Aufnahme  der  Verhandlungen  für  die  hannörer* 
Zeitung,  deren  Redaction  vorbehalten  bleibe,  zu  ermessen,  in  wie  weit  die 
Verhandlungen  sich  zur  öffentlichen  Mittheilung  eignen.  In  HoUtem  ist  in  der 
Verordn.  t.  i5.Mai  i834,  welche  berathende  Stande  einfuhrt,  $.  79  festgeseUt, 
dafs  der  wesentliche  Inhalt  der  Verhandlungen  in  den  ständischen  VersammliiB' 
gen  fortwährend  in  einer  dafür  bestimmten  Zeitung  bekannt  zu  macbcn  lej- 
—  In  dem  GH.  Weimar  ward  auf  dem  am  17.  Dec.  i8ao  eröfiheten  Lan^ta^i 
dann  auf  den  Landtagen  ron  iSsS,  1896  und  1839,  die  Oeffentlichkeit  der  Lasd- 
tagSitzungen  nicht  beliebt,  aber  festgesetzt,  daüs  Auizüge  aus  den  Verhandlnii$eo 
durch  den  Druck  bekannt  gemacht  werden  sollen.  ScRwsirzza's  öffentl.  Becht 
des  GH.  S.  WeimarEisenach.  L  §.  69.  Frankf.  O.Postamt8Zeit.  v.  3o.  März  1819.  Ebea 
80  in  dem  F.  S.  Meiningen ,  in  der  LandtagSitzung  ▼.  19.  Dec.  1814*  ^^  ^ 
auf  dem  Gothaischen  Landtag  i83o.  Als  i833  in  Weimar  die  Stände  durch 
Stimmenmehrheit  einen  Antrag  auf  Oeffentlichkeit  ihrer  Verhandhingen  gcna^^^ 
hatten ,  erklärte  der  Grofsherzog  durch  ein  Rescript  v.  4*  Jänner  i833:  ^ 
solle  bei  der  NichtÖffentlichkeit  sein  Verbleiben  noch  fernerhin  behalten.  D^ 
würdig  ist,  zu  dessen  Rechtfertigung  das  yorausgegangene  Gutachten  des  Staat» 
ministeriums,  in  der  Frankf.  0PA.2ieitung  v.  i833,  Num.  10,  s3  u.  s6.  —  1^ 
RetuUato  der  preufsischen  ProyinzialLandtagVerhandlungen  sollen  durcb  qa 
Druck  bekannt  gemacht  werden;  die  Sitzungen  sind  nicht  öffentlich. 
k)  Die  Opposition  bt  eines  von  den  LebensPrincipen  der  RepräsentatiTVerfasstfig- 
Sie  ist  der  Prüfstein  der  Gesetz-  und  Zweckmäsigkeit  der  Staatsrerwalting- 
Ihre  Richter  sind  die  öffentliche  Meinung  und  das  öffentliche  Gewissen.  Da-um 
wird  sie  von  dem  Staatsinteresse  gefordert,  und  wo  sie  zufallig  fehlte,  mu^^ 
man  trachten  sie  herbeizufuhren.    Durch  Rede  und  Gegenrede  wird  die  Vu>r 
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heit  geboren.  lEan  s.  den  Vortrag  des  StaatsProcurators,  in  d»  Moniteur  uni- 
versel  v.  3o.  Mars  iSsS,  u.  e.  AufsatE  de  roppoaition,  in  d«  pariser  Courrier 
francais  Ton  demselben  Tag.  Du  Pouvoir  et  de  TOpposition  dans  la  Societ^; 
par  M.  GAjnia.  Paris  i6a4*  8.  Vergl.  das  meiningische  Grundgesets  y.  1839, 
Art.  99. 


IV.      G   A   P   I   T   £   L. 

Die     Standesherreo. 


§.    501.  (230».) 

Begriff  der  Siandesherren  wid  Stanäesherrschaflen,     BundessiaiUen, 
wnrm  ttandesherrliche  Bezirke.    SkmdesherrUche  Unierordnung  unier 

mehrere  Bundesttaaten  zugleich, 

I)  Standesherren  «),  im  6inn  der  teatschen  BandesActe  ^), 
sind  der  Bundesacte   gemäfs  bevorrechtete  Landeigenthumer  vom  Herren- 
stande <?);  Tormals  teutsche,  fast  durchgehends  reichsatandische  ^,  Landes- 
lerrea  von  fürstlichem   oder  gräflichem  «)  Stande,  welche  bei  dem  Fall 
der  teutschen  Reichsverbindung  oder  späterhin/),  der  Staatshoheit  teutscher 
SoQTeraine  unter  bestimmten  Bedingungen  untergeordnet  wurden.     Unpas- 
send auf  ihren  Rechtszustand,  sind  die  Benennungen  Mediatisirte  imd 
mittelbar  gewordene  ehemalige  Reichsstande  ^)*     In  der  Zeit  des  teut- 
schen  Reichs    mit  personlicher  und  dinglicher   Beichsunmittelbarheit  und 
oiit  reichsTCrfassungsmäsiger  Landeshoheit  ausgestattet,  nunmehr  in  bevor- 
rechteten Privatstand  versetzt,  sind  sie  jetzt  teutschen  Souverainen  unmit- 
telbar, aber  standesherrlich  untergeordnet    U}  Ein  nach  Vorschrift 
Jer  BnndesActe   standesherrlich  bevorrechteter  Landesbezirh ,  vormals   ein 
feichsunmittelbares  den  Inhaber  zu  teutscher  Landeshoheit,   meist  auch  zu 
Rddisstandschaftbet^echtigendes  Territorium,  heilst  Standesherrschaft  h^ 
Es  kann  demselben,    nebst    dieser   Benennung   der   Gattung,   der  Titel 
Furstenthom,  Grafschaft,  oder  Herrschaft  zukonunen,  welcher  durch  das 
^wort  «standesherrlich«  sich  genauer  bezeichnen  lafst     DI)  Standesherr- 
ncQe  Bezirke  dieser  Art  in  grofser  Anzahl  >),  bestehen  in  folgenden  nenn 
''^ndesstaaten:  in   den  königlich -preufsischen    Provinzen    Westphalen 
l'ii^  Kiederrhein,  in  den  Königreichen  Baiern,  Hannover  und  Wurtemberg, 
^  dea  Grofsherzogthumern  Baden  und  Hessen,    in  dem  Kurfurstenthum 
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Hessen,  in  dem   Herzogthnm   Nassau,  in  dem  (^ürntenthum  Üohenzollei'a 
Sigmaringen.      lY)    Manche    Standesherren  sind,  wegen    standesherrlider 
Besitzungen  in  yerschiedenen  Bundesstaaten,  der  Souverainetat  mehrerer 
Bandesfursten  zugleich  untergeordnet 

a)  Scbriften,  die  Standesherren  betreffend,  sind  angeselgt,  in  Wmopp's  rheb.  Bund,  • 
XX,  180—194.  —  GairnzB  über  die  Standesherren;   in  Lüx>eh*8  Nemeds  Bd.in, 
St.  3  (1814)9  S.  973 — 993.     J.  F.  V.  Sek8Bübo*8  Entwurf  för  eine  umfassende  o. 
gleicbheitliche  Bestimmung  der  Standes-  und  grundherrlicfaen  RecbtsrerhältBUse, 
Gtrlsr.  1821.  8.     Archiv  fdr  Standes-  und   grundherrlirbe  Rechte  und  Verhilt 
ntsse,  Geschichte  und  Statistik,  alter  und  neuer  Zeit  Bd.  I,  Heft  1.    Heilbrona,  ' 
1821.   Heft  a  u«  3.    Garlsr.  u.  Baden,   i8ai.  Bd.  ü,  Heft  1.     Ehendas.  1811.  j 
Heft  s   tt.  3,  i8s3.8.   CVollobaif,  die  teutschen  Standesherren.  Giessen  1814.8.  , 
(Dieses  Buch,  auf  768  Seiten  Text,  mit  97  Beilagen  auf  393  Seiten  u.  3.  Tabeü»,  ; 
bedarf  vieler  Berichtigungen.)     L.  v.  Dbxsoh  von  den  Rechtoverbältnissen  der  ' 
Standesberren ,    nach  dem  deutschen  Bundes-  u.  bayeriscben  Staatsrechte;  in  - 
dessen  Abbandlungen  (M uneben  i83o.  8.),  S.  119— sc^  u.  237—943. 

i)  Das  Wort  Standesherren  gebraucht  die  BundesActe,  Art.  14,  lit.  b,  von  deo 
Häupiem  dieser  fürstlichen  u.  graflieben  HSuser.  —  Wesentlich  verschieden  fon 
diesen  Standesberren ,  deren  Recbtsftustand  durch  dit^  teutache  Bandes  Jet»  uod 
die  SchlussActo  des  wiener  Congreeses  (unten  Note  «Q  bedingt  ist,  und  die  dub 
daher  am  genauesten  durch  die  Benennung  Standesherren  im  Same  der  t.  BirnJu- 
Acte  bezeichnet,  sind:  i)  diejenigen  Standesherren,  die  schon  vor  1806  als 
ansehnlich  bevorrechtete  Grundcigcnthümcr  in  verschiedenen  tcutschen  Landern 
bestanden,  wie  in  Schlesien  (seit  dem  i4*  Jahrhundert,  freie  und  minderfreto 
Standesberren,  mit  Standesberrscbaften  und  Minderberrschaften,  und  Yto  norb 
1819  Thurn  und  Taxis  —  man  s.  %•  549,  d  —  fSr  sein  Furstenthum  KrototfjD 
Standesberrlicbkeit  eriangte),  in  der  Öfter-  u.  Niederlausitz;  9)  dieienigen,  iireU-k 
MoM  Auflösung  der  t.  Reichsverbindung,  in  etlichen  Bundesstaaten  Standesberr- 
lichkeit  durch  landesherrliche  Ferleihung  erlangt  haben ,  wovon  Beispiele  «nteo 
§•  3i6;  eine  Verleihung,  durch  welche  weder  Hoffnung  eu  CuriatStimmrecht  io 
in  dem  Plenum  der  B.  V.  (§.  190).  noch  ein  in  allen  Bundesstaaten  nothneodlg 
ansuerhennender  hoher  Adelstand  (|.  3o3),  und  die  unten  (f.  3o3)  erörterte 
standesberrlicbe  Ebenbürtigkeit,  nebst  dem  von  der  B.  V.  bewilligten  Pridicat 
Durchlaucht  oder  Erlaucht,  erlangt  werden  bann.  Darum  könnte  man  die  StB- 
Im  Sinn  der  BundesActe,  tetosche  StH.  nennen,  im  Gegensatz  jener ,  denen  nur 
in  einseinen  Bundesstaaten  eine  bestimmte  Standesherrlichkeit  xusteht,  sor  m- 
ländische,  e.  B.  preufsische,  baierische,  badische.    Man  s.  %,  3 17, 

c)  Herrenstand,  im  teutachen  alt-staatsrechtlichen  Sinn.  VergL  oben,  §.  sds,  ^ 
Kz.fBXR  Isagoge  in  elementa  juris  publici  quo  utuntur  Nobiies  immediati  10  loh 
perio  R.  G.  (ErL  1793.  8),  §.  6.  Rhein.  Bund,  XXIH.  194.  —  Die  Beneiuiiuig 
Standesherren  in  dem  oben  angegebenen  Sinn,  ist  nun  stylo  publico  fast  ^^ 
mein  angenommen.  Andere  hatten  sie  fiir  privilegirto  Berren  erklart  Bsn's 
systemat.  Darstell,  des  rhein.  Bundes,  §.  146.  2UchabiX's  Abbandlungen  su  &- 
läuter.  des  Staatsr.  d.  rhein.  Bundesstaaten,  S.  94  ff.  Vergl.  oben  $•  {4<  ^ 
oder  gar  (Ür  Staatsbeamte,  Bshb,  a.  a«  O.  S.  409,  Vergl.  auch  ßwjtn  s-  «• 
O.,  S.  179  & 

d)  Ausdrücklich  nur  von  «ehemaligen  Reiehsstandett»  ^  spricht  die  BundssMtf,  ^ 
Art  i4'  Aber  Ausnahmen,  doch  nur  wenige,  sind  dadurch  begründet,  daii  ä^ 
SchlussActe  des  wiener  Congresses  auch  EtUchen  für  Besitaungen,  welche  in  dem 
tautscben  Reich  su  Reichsstandschaft  nichs  berechtigten,  Standesberrllchlieit  in 
Sinn  der  t  BundesActe  angewiesen  bat  Von;^dieser  Art  sind ,  unter  Freadsen: 
1)  der  Fürst  von  ff^iugensteinBerlehurg  wegen  der  Herrschaft  Hombnrg  an  der 
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Mark,  deren  standesherrliche    Gerechtsame  Im  J.  i8ai  an  die  Krone  Preufsen 
rerSaftert  worden  sind  (nicht    auch    wegen  seines   Antheils   an    der    vormals 
reichsstandisehen  Grafschaft  Wittgenstein);  a)  der  Hersog  von  Or&y  wegen  Dül- 
men; 3)  der  Fürst  von   BentheimSttinfuH  weg^n  Steinftirt  (nicht  auch  wegen  der 
Tonnals  reichsstSndischen  Grafschaft  Bentheim),  und  4)  der  Fürst  Ton  Bentkefm- 
TtekUnharg^  oder  BeftiheimHheda  wegen   der  Herrschaft  Rheda.     Acte  final  du 
congr^s  de  Vfienne,  art.  43.     Dafs  in  Ansehung  dieser  Besirhe ,  Ihre  Besiteer 
nur  standeaherrliche  Realisten,  also  der  standesherrliehen  pers^lichen  und  ver. 
BiiichteD  Vorrechte  ($.  do4  u.  3o6)  nicht  theilhaftig  seyen,  behauptet,  in  Wider- 
spruch mit  der  preufsischen  Staatspraxis,   t.   Dasaca,  Abhandlungen,  8.  119. 
Auch  behauptet  er  solches,  Note  r,  von  hannoverischen  Standesherren,  nach 
Art.  3i  der  wiener  Congrefs Acte;  aUein  diese  hatten  sämmtlich  Reichsstandschaft, 
und  zwar  Arenberg  und  Loos  sogar  VirilStimmrecht  nach  dem  ReichsDep.- 
Hauptschlnfs  v.  i8o3,  §.  3i.  —  Von  der  vormals  nicht-reichsständisc4ien ,  doch 
reichsunmittelbaren,  nun  aber  standesherrlichen  Grafschaft  HokenUmhurg,  dem 
F.  Yon  BentheimRheda  gehörend,  unten  §.  3 17,  a.  —  Die  in  dem  Königreich 
Würtemberg  gelegene    Graf*  oder  Herrschaft  Lßwenstem^  d«n  F.  von  Löwen- 
ftteinWertheim  gehörend,  war  weder  reichs-  noch  hreisständisch.     Der  gröftere 
Theil  derselben    gehötft   der  älterh  Hauptlinie  (der  freudenbergcr)  des  ftirst- 
licben  Hauses  LöwensteinWertheim ,  blofs  das  Amt  Abstatt  gehört  der  jungem 
(der  rosenberger)  Hauptlinie,  alles  Ucbrige  besitsen  die  beiden  SpecialLinien 
der  altern   Hauptlinie,  jede  zur  Hälfte.     Auf  dem  bei  der  B.  V»  von  Würtem- 
berg im  Juni  1829  eingereichten  Verzeichnifs  der  dortigen  Staudesherren ,  sind 
beide  Linien  benannt;  doch  ist  nur  die  ältere  mit  einem  vormals  reichsstandi- 
Mhen  Besitzthum,  einem  AntheH  an  der  Grafschaft  Limpurg,   dort  begütert  — 
Der  würtembergische  Verfassungsvertrag  r.  1819,  ^.  129,  gibt  eine  Stelle  in  der 
ersten  Kammer  der  Landstände   den  «iHävptem  der  fursUtchen  imd  grälL  Fa- 
milien, und  don  Vertretern  der  standesherrl.  Gemeinschaften,  auf  deren  BeaStz- 
tm^n  vormals  eine  Reichs-  oder  jKr«t.ftagsStimme  geruht  hat*. 
f)  Nor  von  reichnstSndischen  fltrstUchen  und  ffräfliehen  Aänftem  spricht  die  Bondes- 
Acte  unter  lit  a  des  i4*  Artikels;  wiewohl  sie  leitet*  unten,  nach  Num.  4^  vnd 
eben  so  die  wiener  SchlufsActe  von  i8«o,  Art  63,  auch  der  «mittelbar  gewor- 
denen Fürsten,  Grafen  und  Herrew»  erwähnt  (§.  807  u.  809»  vergl.  mit  V  '3^61^  4* 
Daber  fand  sich  eine  jiusnahme  von  der  zuerst  gemachten  Erwähnung  nur  der 
Birstlichen  und  gräflichen  Häuser,  bei  dem  Freiherm  von  BömmcAberg,  dem  (seit 
1800)  Besitzer  der  vormals  reichsständischen,  in  dem  48.  Atl.    der  wiener  Gon- 
grcfsActe  als  Standesherrschaft  im  Sinn  der  teutscben  Bunde^Acte  anerkannten 
Herrschaft  Gehmen.    Vergl.  §.  269,  d.    Dieser  Freiherr,  ohne  männUche  Nach- 
kommen, hat  i8s5  Gehmen  verkauft^  an  euien  Freiherrn  von  LandabergVehlen, 
welcher  dasselbe  ohne  Standesherrlichkeit  besitzt     Man  a.  im  Anhai^  IV,  am 
SeUars  die  Anmerkung. 
/)  Die  Gcsehickte  dieser  Art  standesherrlicher  Unterordnung  beginnt  mit  dem  J. 
1B06.   Schon  kurs  vor  Auflösung  des  t  Reichs  entstand,  durch  ft^eiwillige  Un- 
temerfong,  die  standesherrliche  Unterordnung  der  (trafen  von  Fug'ger  unter 
Mtm,    Baierische  Declaration   vom    7.  Juni  1806*.     Wmopr's  rhein.  Bund, 
Heft  I,  8.  67.  O.  as8.  XR.  5i6.    Aber  in  Masse  erfolgten  standeshenriiche  Sub- 
jcctionen,  durch  die  rkeifnsche  Bimdesjtete^  Art.  34.    Vergl.  oben  $.  3t  u.  43 — 
^-  ha  J.  1807  subjicirte  der  König  von  Westphalen ,  den  Fürsten  Ton  Kaunüz- 
^^t^rg^  wegen  Rietberg;  deCigleichen  im  J.  1808  der  Grofsherzog  von  Berg  den 
Grafen  (jetEt  Fürsten)  von  BenthehnTeeklmburg  wegen  Rheda  und  HohenLim- 
Inirg-    Aber  weder  jenem  noch  diesem  wurden  die  in  der  rheinischen  Bundes- 
Acte  bestimmten  standesherrlichen  Vorrechte  eingeräumt.  Im  J.  1810  unterwarf, 
^^^  gleichfaUs  ohne  standesherrliche  Vorrechte,  Napoleon  theils  sich  selbst 
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UmOs  dem  Gro&lienog  Ton  Berg ,  verscUedene  eheoiaUge  Bdchsstaade,  äte  bk 
dabin  noch  frei  geblieben  waren,  nämlich  die  Fürsten  von  SalmSakm  und  Stämr 
Kyriurgi  nnd  den  Henog  von  Arenkerg  ($.  3s).    Endlich  wurden  im  Jahr  i8i5, 
▼on  dem  wiener  Gongre£i^  auch  die  aouverainen  Fürsten  Ton  lienhwrg  und  tob 
der  UjfBH^  so  wie  die  dem  Ersten  schon  durch  die  rheinische  BundesActe  ub- 
iicirten  Grafen  von  Isenburg,  standesherrlich  untergeordnet.    Acte  final  da  co- 
gr^s  de  Vienne,  Art  61  et  5a.    KLVBsa's  Uebersicht  der  diplomat  Verhudl. 
des  wiener  Congr.,  S*  19,  81,  91*  66«  i35  u«  56i.    Ebeniest*  Aeten  de»  meoer 
Gongr.,  Bd«  B,  S.  679  L  Bd.  VBI,  S.  i5a.    Reces-gem&ral  de  la  GonmuiaoB 
territoriale  rassembl^  a  Francfort«  du  ao  juillet  18191  '^^  ^«  19  et  i5.  Ea 
Gesuch  des  F*  ▼•  der  Lsyen,  um  Entschädigung  oder  sonstige  Hülfe,  vi|gn 
yerlorner  Landeshoheiti  ward  ron  der  B.  V.  sweimal  abgewiesen,  in  ibren  Fro- 
Coc  V.  1816,  |.  aa,  u.  v.  i8ao,  f.  aai.  —  Dagegen  ward  der  Landgraf  Ton  Hu- 
^enHomhurg^  welcher  TCrroöge  der  rheinischen  BundesActe  gegen  den  GE  too 
Hessen  in  standesherrlicher  Unterordnung  gestanden  hatte,  von  derselben  durch 
den  Acte  final  des  wiener  Gongresses  befreit  (§•  108»  e).  —   Gesebiclite  da 
sogen.  Mediatisimng,  in  dem  angef.  Archiv  etc.  Bd.  I,  Heft  1,  S.  laa  fil,  Heft  1 
8.  17a  iL 
g)  Obgleich  su  ihren  Souverainen  unstreitig  in  ummUelhaßem  SubjectionsVerliältDÜi 
stehend,  werden  diese  Standesherren  hin  und  wieder  MediatUirU  oder  auch  «• 
miüBlkar  gewordene  vormalige  Reichsstande  genannt,  das  Letste  selbst  in  der  l 
BundesActe,  Art.  6  u.  14,  u.  in  der  wiener  Gongre&Acte,  Art.  Sa,  4^  »•  ^ 
so  wie  in  der  wiener  SchlufsActe  von  1820,  Art.  63,  in  Beschlüssen  der  B.\^ 
8.  B.  vom  18.  Aug*  i8a5  u.  i3.  Febr.  1829,  in  manchen  Staatsverträgen  mu) 
landesherrlichen  Edicten.    Es  geschieht  durch  Verwecbslung  von  Begriffen  da 
ehemaligen  t  Staatsrechtes,  und  des  heutigen  t.  öffentlichen  Bechtes,  welcbem 
der  Begriff  vormaliger  Unmittelbarkeit  und  Mittelbarkeit  (S-  87)  fremd  ist.  VergL 
S»  8ou  —   Zur  Zeit  des  teutschen  Beichs,  waren  alle  einer  teutschen  Landesbo* 
heit  oder  Landesherrlicbkeit  (§.  36,  a)  zunächst  untergeordneten  Beicbsangehön- 
gen,  MiUelhare  oder  üfeitoUntertbanen  des  Kaisers  und  Reichs  oder  der  Beleb- 
Staatsgewall.     Dagegen  waren  dieser  tauniueltar  untergeordnet,  nicht  nur  <üc 
seit  dem  Fall  der  Beichsverbindung  einer  Staatshoheit  als  Standesberren ,  also 
mit  Vorzug  vor  anderen  Staatsgenossen,  untergeordneten  vormaligen  rdclKiaiBi^- 
telbaren  Landesherren,  sondern  auch  aBe  übrigen  reichsunmittelbaren  Ui^^^ 
herren,  und  der  niedere  reichsunmittelbare  AdeL    Veigl.  oben  S-  80  b.   Medi^ 
tisirte  biefsen,  damals,  gewesene  Reicbsunmittelbare,  die  aus  demRecbtsnistaa^e 
der  Reicbsunmittelbarkeit  in  denjenigen  der  Reicbsmittelbarkeit  waren  herabg^ 
setst,  die  aus  unmittelbaren  Reichsuntertbanen  (über  diesen  Ausdruck  s.  ^^ 
Anhang  cu  Scnx^vss  compend.  jur.  pubL)  in  reichsmittelbare  waren  verwandelt 
worden.    Bei   dem   niedern,  reichsunmittelbaren  Adel,   msonderbeit  bei  der 
Beichsritterschaft,  fanden  sich  viele  Beispiele  solcher  Mediatisiruog;  in  der  a<^- 
em  Zeit  seit  1796  (}.  a6,  c),  in  früherer  Zeit  bei  dem  vogtländiscben  Adel  i^ 
dem  Vogteiadel  in  der  Ffak,  am  Rhein  und  Neckar,  bei  dem  Adel  auf  dem 
Westerwald,  u.  a.    Hatten  Mediatisirte  ReichssUndschaft,  mitbin  BeicliaStea«'^' 
pflicht  gehabt,  so  biefsen  sie  auch  (aus  der  Reicbsmatrikel)  Exumrte.   Mit  dem 
Fall  der  Reichsverbindung,  haben  Reichsbobeit,  Reichsstandschaft,  Belcbsima»^' 
telbarkeit  und  Mittelbarkeit  überall  aufgebort,  und  die  Landesbobeit  hat  »^ 
bei  denen,  welche  fremder  Hoheit  nicht  untergeordnet  wurden,  in  unabhiop^ 
Staatshoheit  verwandelt  —   In  Schutz  genommen  wird  die  Benennung  Mediati- 
sirte, in  d.  aiige£  Archiv  für  sUndes-  und  grundherrl.  Rechte,  Bd.  I»  Hefti. 
S.  108 — ii5;  als  ob  eine  Benennung,  welche  eine  am  höcbsten  bcrorrccbtete 
Standesclasse  beaeichnet,  weniger  ehrend  wäre  als  eine  publicifttisch-sinol<>^ 
womit  fortwährend  eine  erlittene  Herabseteung  angedeutet  würde.    Folgcric*^ 
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wSre  dann  auch  die  Benennung  MeSitäherrMükaßen ,  atatl  StandeBbemcbaften, 
Ton  Einigen    Standesgebiete  benannt.     Durch  eine  Fiction  wird  a.  a.  O.  die 
Bundesrersammlung  für  ein  wuicMares  Oberhaupt  (vergL  auch  Archiv,  Bd.  I, 
Heft  I9  S.  34 1  Heft  a^  S.  4  v«  '^)  ^^^  ^^'  ^Gesammtholui»  des  T.  Bundes^ 
etwa  gleichlautend  mit  der  ehemaligen  Beichshoheit«,  erklärt;  die  Bnndesglieder 
hätten  wohl,  «in  Besiehung  auf  sich  selbst,  eine  An  von  Ünabhängigheit,  doch 
nicht  in  Besiehung  auf  andere  unabhängige  Machte  »•    Der  Bund  habe  die  höchsten, 
ein  Bundesglied  die  höheren,  ein  Mediatisirter  die  niederen  Begierungsrechte, 
Ton  der  Gerichtbarheit  habe  jedoch  de;r  letzte  die  mittlere  und  niedere.    Die 
Oier^thaheä  des  Bundes  sey  der  B.  V.  anvertraut,  diese  übe  die  höchsten  Be- 
gierungsrechte  aus,  jedes  Buudesglied  nur  die  höheren,  ein  Standesherr  die 
niederen,  und  zwar  die  beiden  letzten  mi  Namen  der  höchsten  oder  obersten 
Bundesbehörde,  oder  aus  Auftrag  des  Bundes   (Bd.  I,  Heft  i,  S.  34)«     ^ 
könnten  denn  auch  jetzt  die  subjidrten  Beichsstande  fkMediatmrte  genannt,  in 
keiner  Beziehung  aber  zu  ünurthanen  herabgewürdigt  werden».    (Doch  schwören 
sie  das  Homagium!)    Die  Einwohner  in  ihren  Gebieten  sejren  zunächst  «Unter- 
thanen    des    Mediaüterm,    also    ilfe<&alUnterthanen».     (Nach   solcher    Art    zu 
argumentiren ,  waren  die  letzten,  in  Beziehung  auf  den  Bund,  A/terMedüiiOiktet* 
thanen.)     Auch   wird   daselbst    das  Prädicat   Mediatisirte  ausschlieisend  den 
Standesherren  beigelegt,  da  es  doch  eben  so  wohl  dem  vormaligen  reichsun- 
mittelbaren  niedem  Adel  zukommen  müfste,  dem  gleiche  Unterordnung  wider- 
fahren ist,  und  den  defshalb  die  BundesActe,  Art   14*  unter  den  e. mittelbar 
gewordenen  Beichsangehörigen»  begreift.    Endlich  wird  (Bd.  I,  Heft  3«  S.  36 
Q*  ff.)  behauptet,  dafs  die  Justiz-  und  Folizeibeamten  der  Standesherren,  Befehle 
nar  von  diesen  anzunehmen  hätten,  nur  von  ihnen  abhängige  und  nur  ihnen 
Terantwortlicli  seyen. 

i)  Von  Einigen  auch  Siandesgebiet  benannt  t  e.  B.  in  dem  nassauischen  (oben 
§•  386  ange£)  Edlct  v.  i.  u.  a.  Sept.  18149  %  4>  ^^'^^  ^  d^'A  badischen  (unten 
{.  3i3)  angef.  Edict  v.  29.  Juli  1807,  §.  18. 

0  Ein  VerzeichnUs  der  Standesherren,  im  Sinne  der  BündesActe,  geordnet  nach 
den  Bundesstaaten,  findet  man  unten  im  Anhang,  Num.  IV,  und  ein  zweites 
BÜgomeines  ebendas.  Num.  V.  —  Von.  standesherrlicher  Seite  ward  im  J.  i8ao 
eine  hei  der  B.  V«  zu  haltende  Matrikel  der  standesherrlichen  Familien  in  Antrag 
gebracht  (§.  3o3,  ^).  —  In  den  Jahren  1829  u.  i83o  wurden  Verzeichnisse 
▼on  Standesherren  bei  der  B.  V.  eingereicht,  nicht  nur  von  Bundesfursten,  in 
deren  Gebiet  Standesherrschaften  sich  befinden,  sondern  auch  von  solchen, 
deren  Hoheit  dergleichen  nicht  untergeordnet  sind,  wie  Oestrdch  und  Mecklen- 
burg, auch  Königreich  Sachsen,  da  der  bevorrechtete  Zustand  des  furstl.  n. 
giräfl.  Hauses  Schönburg  nicht  auf  dem  14.  Art.  der  BündesActe  beruht, 
woTon  %.  3i8. 

0  Manche  haben,  als  Standesherren,  vier  Souveraine,  wie  Löwenstein  Wertheim, 
wenigstens  die  ältere  oder  freudeuberger  Hauptlinie  (oben  Note  d).  Andere 
^^ben  drei,  wie  Ffirstenberg,  Leiningen,  Thurn  und  Taxis,  SolmsBraunfels. 
Viele  haben  zwei,  wie  die  Färsten  und  Grafen  von  laenburg,  beide  Linien  von 
Oetting^,  SalmKratttheim,  Arenberg,  LoozCorswarem,  BentheimSteinftirt, 
^ittgensteinHohenstein,  Wied,  SolmsBraunfels,  SolmsLich,  SoImsLanbach, 
SolniaBödelheim,  LeiningenWesterburg,  ErbachErbach,  WaldbottBassenheim. 
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SkandeshcrrUehkeü.    Ihre  Normen.    Erlosekung» 

I)  Die  Standesherrlichbeit,  der  Bechtsznstand  der  Standeslums 
als  solcher  (§•  So«,  ii.  43  —  45),  sowohl  för  ihre  Person  nnd  Familie, 
als  auch  fBr  ihre  standesherrlichen  Besitzungen,  beeeichnet  den  Inbe- 
griff ihrer  besonderen  Rechte;  namentlich  ihre  Torrechte  vor  der  Pemn 
und  dem  Grundeigenthum,  sowohl  der  Patrimonial  -  oder  Grandherrm,  als 
auch  der  übrigen  Staatsunterthanen.  II)  Dieser  Rechtssostand  der 
Standesherren  ist  theils  allgemein,  oder  für  Alle  durch  die  Bundes* 
Acte  in  Verbindung  mit  der  SchlufsActe  des  wiener  Gongresses  ron 
i8i5  0)  ii^ithin  yertragweise  und  ySlkerrechtlich,  festgesetzt^ 
theils  ist  derselbe  besonders,  in  einzelnen  Bundesstaaten,  bald  staats- 
gesetzlich, bald  yertragweise,  und  insolchem  Fall  nicht  seltenaofver- 
achiedene  Weise  bestimmt.  Von  beiden  Hauptarten  von  Bestimmangen 
dieses  Bechtsssustandes,  ist  hier  abgesondert  zu  handeln.  III)  Der  beson- 
dere Bechtszustand  einer  standesherrlichen  Besitzung  erlischt  nicht  dqt 
durch  Verzichtleistung,  freiwillige  oder  noth wendige,  sondern  auch 
in  der  Regel,  wenn  dieselbe  ganz,  oder  wenigstens  der  Inbegriff  der  stan- 
desh^rrlichen  Gerechtsame,  durch  besondern  Bechtstitel  yon  dem  Staate 
zu  welchem  dieselbe  gebort,  erworben  wird  c);  doch  hangt  es  von  deseo 
Begierong  dl,  ob  sie  Ton  den  nicht  nothwendig  auszuübenden  dinglichea 
Rechten,  namentlich  der  Landstandschafl  Gebrauch  machen  wilL 

a)  Ausdrücklich  yerweiset  auf  die  BundesActe,  der  Acte  final  du  con^et  de 
Vienne,  art  3i,  43  et  5a ,  auch  art.  64;  überdiefs  wird  daselbst  in  dem  art^ 
yerschiedener  Standesherren  erwähnt. 

^)  In  Erwigung«  dafs  diese  yormals  reicbsimmittelbaren  Landesherren,  ilirvr  m 
GemÜfsheit  der  teutschen  Reichsyerbindung  genossenen  politiscben  Selbststän- 
digkeit, ohne  eigene  Schuld ,  sum  Vortheil  anderer  yormals  reichsrnnmittflbdiv'' 
Landesherren  gleicher  Art,  beraubt  wurden,  ward  (selbst  yon  Napoleoo,  man 
s.  %.  3o  e,  44  u.  45)  für  nöthig  erachtet,  ihre  Unterordnung  an  bestimmif 
Bedtngmig'en  wesentlich  au  binden,  deren  yollstandige  Gewährung  sie  2u  Mtn 
berechtigt  seyn  sollten.  Daher  dürfen  die  Bestandtheile  dieses  yölkerrechtli'li 
bedungenen  Rechtszustandes,  wie  anomal  sie  auch  in  der  jetzigen  Staatsoraoun^ 
^erscheinen,  und  wie  unbequem  manche  derselben  für  die  StaatsyenTsltiiaf[ 
seyn  mögen,  ihnen  einseitig  weder  entzogen,  noeh  beschränkt,  nocb  dur^ 
Landesgesehse,  Verordnungen  und  Staatseinrichtungen,  auch  nicht  durch  Imd 
stSndiscfae  Verftissnng  oder  Beschlüsse  (wiener  Sehluft  Acte  y.  i8«),  Art  58), 
wettlilos  gemacht  werden,  Gcwifs  ist,  dafs  der  durch  die  BundesActe  ftstp«**^* 
standesherrliche  Rechtszustand  nicht  als  Verleihung,  am  wenigsten  tU  ^^^'' 
raflidies  Priyilq;ium  oder  Begünstigung,  sondern  nar  als  Best  eines  fröifr^ 
grdbem  und  yollkommnem  Bechtsyerhältnisses  «u  betrachten  «cy.  Ver^ 
§.  809.  n.  3o5  e,  desgl.  die  Grundsätze,  welche  die  yon  der  unten  ($•  ^^^' 
erwähnten  BundestagsCommission  in  ihrem  Vortrag  am  «4.  Mai  1819;  ^ 
gleichzeitig  auf  Veranlassung  einer  fiirstl.  Thurn-  und  taxiscbco  Bc8chw«JJ* 
gegen  Wttrtemberg  (§.  3ia  d)  yon  ihr  ausgesprochen,  und  in  der  B.  V.  ^^^^ 
aufgenommen  wurden. 
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r;  Beispiele  liefern:  In  Prenfsen,  die  Tormallgen  Standesfaerrsehaften  GimhornNetutadt 
und  Homhurg"  an  der  Mark:  in  Wilrtcmberg,  Ochsenhausen,  dann  fiirstliclie 
SalmReißfrscheidKrauthetmische  und  fiirstliclie  CoHoredoMansfeldtsche ,  auch  andere 
SU  der  Grafschaft  Lmhurg"  gehörende  standesfaerrHche  Landestheile;  in  Baden 
Thengen  und  KieUgau,  Man  8.  das  Verzeichniüs  der  Standesherren  im  Anhang.  — 
Von  staadesherrlichen  Feräussenmg^u  an  Andere  als  den  Staat,  s.  man  {•  do6. 


•  §.    505.  (231.) 

Reehtszusiand   der   Standesherren. 
I)  Nach  Bestimmungen  des  T.  Bundes  i 

im  Ferhakmss:  /)  zu  dem  teutschen  Bund,  a)  zu  den  Bundesstaaten  msgesammi. 

Die  teutsche  Band  es  Acte  a)  bestimmt  den  künftigen  Rechtsznstand 
ierjenigen  Standesherren,  welche  vormals  Reichsstände  (reichsstündiscbe 
Landesherren^  waren,  auf  folgende  Art.  I)  In  Absicht  auf  ihr  unmittel- 
bares Yerhaltnifs  zu  dem  Teutschen  Bund,  ward  festgesetzt,  dafs 
üe Frage:  ob  die  vormals  reichsständischen  Landesherren  einige  Curiat- 
Stimmen,  in  dem  Plenum  (nicht  auch  in  dem  engern  Rath)  der  Bun- 
desversammlung, habensollen?  in  Erwägung  zu  ziehen  sey,  beiiBerathung 
^r  Einrichtungsgesetze  des  Bundes  ^).  II)  In  Hinsicht  auf  das  Yerhält- 
nifsder  Standesherren  zu  den  Bundesstaaten,  vereinigten  sich  die  Stifter 
des  Bandes  in  der  BundesActe  c),  um  ihnen,  in  Gemäfsheit  der  gegenwärti- 
gen (8.  Juni  i8i5)  Verhältnisse,  in  allen  Bundesstaaten  einen  gleichfor- 
migbleibenden  Rechtszustand  zu  verschaffen,  dahin :  darsA)imyer- 
liiltnifs  zu  den  Bundesstaaten  insgesammt,  i)  die  fürstlichen  und  gräflichen 
ttandesherrlichen  Häuser,  in  Teutschland  d)  fernerhin  zu  dem  hohen 
Adel«)  gerechnet/)  werden  sollen,  und  dafs  2)  das  Recht  der  Eben- 
bürtigkeit^^, in  dem  bisher  h')  damit  verbundenen  Begriff  O 9  ihnen 
Meiben  *)  soll  O;  eine  Norm,  welcher,  um  Zweifeln  und  Streitigkeiten 
Torzubeugen,  eine  bestimmtere  Fassung  zu  wünschen  seyn  mochte»»). 
Ueberdiefs  hat  3)  die  Bundesversammlung  durch  zwei  in  dem  engem 
Hatb  gefafste  Beschluvsse  festgesetzt:  dafs  den  vormals  reichsständischen, 
jetzt  standesherrlich  untergeordneten  Familien,  ein  ihrer  Ebenbürtigkeit  ») 
angemessener  Rang  und  Titel,  und  den  Fürsten  das  Prädicat  Durch- 
laucht o)^  den  Häuptern  der  gräflichen  Familien  aber  das  Prädicat 
£rlaachtp)  ertheilt  werde.  Eine  von  standesheiTÜcher  Seite  in  Anti^ag 
gd)rachte,  von  der  Bundesversammlnng  zu  errichtende  Matrikel  der 
standesherrlichen  Familien,  ist  bis  jetzt  nicht  zu  Stande  gekommen  f). 

a)  BundesActe,  Art.  6  u.  14.  —  Bekräftigt  in  der  wiener  SchlufsActe  von  18)0, 
irt  63  u.  53.  —  Die  wiener  CongressFer/tandlunffen  über  die  hier  erwähnten 
Bettimmungen,  findet  man  im  Zusammenhang,  in  .Klvdbr's  Uebersicht  der 
diplomat.  YerhandL  des  w.  Congr.,  S.  291  ff*  Man  s.  auch  das  angef.  Archiv 
^  standesherrl.  u.  grundherrl.  Rechte,  Bd.  I,  Heft  1,  S.  193  if.,  Bd.  ü,  Heft  1. 
S.  9ofL 
KVdber*!  SffenU.  Recht,  4.  Anfl.  30 
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i)  BundesActe,  Art  6.  KtfttB'ft  Acten  des  wfen.  Gougr.,  Bd.  Q,  8.  53i.  Vcrgl 
oben,  S'  !><>«  ^«  —  Gründe  für  standesherrlicbe  GuriatStimmeii  m  der  B.  V, 
in  dem  angcf.  Archiv,  Bd.  I,  Heft  i,  S.  i  £  —  Auf  dem  MekenerCongnu 
beschlossen  Oestreich,  Preufsen,  England  und  Rufidand,  den  Wumch  da 
Standesherren,  CurtatSiunmen  in  der  B.  V.  au  erlangen,  durch  ihre  GesaodteJ 
bei  den  teutschen  Regierungen  unterstütsen,  und  im  eintretenden  FsU  («lecu 
ccheant»),  für  angemessene  Auslegung  und  VoUeiehung  des  Art  6  der  B.  i 
ihre  bona  officia  dann  eintreten  £u  lassen,  wenn  die  Gesandten  ron  Oestreid 
und  Preufsen  bei  ihren  GoUegen  defshalb  Anregung  thun  würden.  ConfereDi 
ProtocoU  V.  7.  Not.  1818,  in  Mabtsks  recueil,  Supplement,  DL  287.  Dies« 
Beschluls  hat  bis  jetzt  keine  Folge  gehabt  —  Anträge  des  Erbprinseo  GoutaBli^ 
T.  LöwensteinWcrtheimRosenberg,  auf  Bewilligung  von  GuriatStimmen,  s 
dessen  (unten  (.  di«  a  vu  d.  angef.)  Eingaben»  bei  der  an  Wien  trenaa 
roelt  gewesenen  MinisterGonferena »  v.  1.  Febr.  1834«  und  bei  der  6.  V.  i 
21.  Nov.  i834* 

c)  Bundes  Acte,  Art  i4*  —  Diese  Bestimmungen  gelten,  als  Vefirug,  für  «ü 
Bundesgenossen,  und  in  alten  Bundesstaaten.    Vergl.  oben  §.  214»  3oa,  h,  u.^^^ 

d)  Unter  «  Teutschland'»  wird  in  der  BundesActe  rerstanden,  die  Allheit  der  in  da 
Bund  yereinigten  SouverainStaaten,  doch  jeder  darunter  begriffene  ab  &elb4 
ständig,  mit  eigener  unabhängiger  Staatsgewalt    Klvbxb's  Abhandlungen,  Bd.  ( 

S.   911. 

«)  Wer  in  dem  teutschen  Reich  au  dem  hohen  jidel  gerechnet  ward,  davon  om 
§.  269  u.  f.,  u.  Ki.6bs]i*s  Abhandlungen,  Bd.  I,  S.  217  fL  —  Welche  Art  1« 
Adelspersonen  bilden  jetzt,  in  denen  Bundesstaaten,  wo  hoher  Adel  bestHi( 
den  hohen  Adelstand,  im  Gegensats  des  niedem?  Zuvörderst  gehören  daU 
alle  Mitglieder  standesherrlicher  ( vormals  reichsständischer)  Häuser  im 
der  BundesActe,  fürstlicher  und  graflicher.  (Von  einem  Freiherrn  s.  i  3oii« 
Wer  <fl>er  daselbst  noch  aufser  diesen  zu  dem  hohen  Adel  gerechnet  yit 
soll,  bleibt,  wie  die  Bestimmung  des  Inbegriffs  von  Vorrechten  des  hohen  Adeb, 
der  staatsoberhauptlichen  Gesetzgebung  eines  jeden  Bundesstaates  anheim  gestellt 
Vergl.  %.  263.  Zu  dem  hohen  Adel  können  jetzt  die  souverainen  Erbregeotei 
teutscher  Bundesstaaten,  und  die  Mitglieder  ihrer  Familien  nicht  gereclu^ 
werden  ((.  359,  M,  u.  a6i,in).  -*  Dafs  nach  den  im  teutschen  Reich  angenonmeneD 
Begriffen,  seit  der  Auflösung  des  Reichs,  selbst  theoretisch  von  hohem  Add 
in  Teutschland  gar  nicht  mehr  die  Rede  seyn  hönne,  behauptet  G  Vou^nn^ 
gibt  es  noch  einen  teutschen  hohen  Adel  (iSaS)?  S.  36  ft  Man  s.  auch  desses 
Buch,  die  t.  Standesherren,  S.  55t  ff.,  wo  abweichende  Ideen  über  hohen  Add 
und  Ebenbürtigkeit  vorgetragen  sind.  *—  Was  in  Beziehung  auf  die  oben,  it 
dem  $.,  wörtlich  angoföhrte  Bestimmung  der  BundesActe,  über  den  boha 
Adelstand  der  Standesherren,  in  einxelnen  Bundesstaaten  —  in  Preu&en,  Baem 
Baden,  Würtemberg,  GH.  Hessen,  Hannover  —  durch  SUatsgesetze  bis  jettt 
verordnet  ist,  findet  man  beisammen  in  Rlübka*s  Abhandlungen,  Bd,I,S.<i9^'' 
Ob    oder  wie   fern   die   ungefursteten   retchs gräflichen  Häuser,  welche  in  der 

-  allgemeinen  Reichsversammlung  des  teutschen  Reichs  nur  als  Persfmab't^  » 
einer  reichsgräflichen  CuriatStimme  Theil  hatten,  zu  dem  hohen  Adel  geborten. 
davon  oben  §.  36a,  c,  Beispiele  von  solchen,  jetzt  standesherrlichen,  Fe«oBali*^«"' 
in  KLihivB's  Abhandlungen,  Bd.  I,  S.  296  f.  Standesherrlichkeit  im  Sinn  der 
BundesActe,  ward  diesen  Personalisten  fiir  äire  Besitzungen^  da  diese  nidit 
reichsständisch,  d.  h.  nicht  reichsunmittelbare,  mit  Landeshoheit  versehene,  ^ 
Sitz  und  Stimme  in  der  allgemeinen  Reichsversammlung  berechtigende  Lander 
(Leist  teutsches  Staatsr.,  ^  58  u,  75.)  waren,  in  Reinem  Bundesstaat  cingeraniDt. 
Ob  ihnen  solche  für  ihre  Person  in  sämmtlichen  Bundesstaaten  gebühre,  0^ 
also  in  allen  für  standesherrliche  Personalisten  (vergL  §.  3o6,  d)  aMuerk«»«" 
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serea?  beruht  auf  ehier  hesttinmenden,  mithin  von  dem  T.  Band  «u  machenden 
Auslegung  des  i4.  Artikels  der  BundesActe,    Einzelne  Regiernngen  Ton  Bundes- 
«taaten,  sind  hierüber  seither  Terschiedenen  AnsieJiten  gefolgt.    Btuam  räumte 
dem  Grafen  von  Giech  (welcher   1796,  wegen   seines  Besitses   eines  durch 
Vertrag  von   1700  von  brandenburgischer  Landeshoheit  befreiten  Landbesirks, 
Toa  dem  fränkischen  GrafenCoilegium  einstweilen,   unter  der 'Bedingung  der 
^uaÜfication  mil  einem  gröfsem  Besirk  war  aufgenommen  worden,  aber  nicht 
nur  diese  Bedingung  nicht  erfüllt,  -sondern  sogar  die  Lendeishoheit  über  obigen 
fiexirk  1796  durch  preuisisefae  Exemtion  verloren,  und  solche  anerkannt  hatte) 
das  Prädicat  Erlaucht  anfangs  nicht  ein,  und  hatte  ihn  bei  der  B.  V.  im  J.  1839 
als  Staodesberrn  nicht  angemeldet;  es  gab  aber  ihm,  so  wie  dem  Grafen  von 
Pappenheim,  (%»  di5t  Ä),  dasselbe  später  (i83i)  durch  besondere  Verleihung 
für  das  jedesmalige  Stammhaupt.  Baier.  Regier.Blatt,   iSSi^  Num.  35.    Er  liefs 
solches  am  9.  Sept;  i83i   der  Bundesversammlung  aneeigen.    Hannover  hat  da- 
leihst  den   Grafen  von  Platen  und  Hallermund  als  Standesherrn  swar  ange- 
meldet, ihm  aber  Sits  und  Stimme  in  der  ersten  Kammer  seiner  Standeversamm- 
iuDg  nur  in  so  fem  eingeräumt,  als  er  ein  bedeutendes  Rittergut  im  Königreich 
inverhen  werde.     fVurUmherg  hat  den  Grafen  von  ])}eipperg  bei  der  B.  V.  als 
Staodesherm  angemeldet.  Eben  so  das  GH.  Hessen  den  Grafen  von  Schlitz-  genannt 
Görtx  (vergl.  {•  3i5,  b),    Klijbbb's  Abhandlungen,  Bd.  I,  S*  296  f.  —    Noch 
SU  erwartende  Bestimmungen  über  andere  Fragen,  s.  cbendas.  S.  3.19. 
•Die  Standesherren  im  Sinne  der  Bundes  Acte ,.  und  die  Mitglieder  ihrer  Familien, 
Büsaen  in  allen  Bundesstaaten,  wo  inländischer  hoher  Adel  nicht  besteht  (wie 
s.  B.  in  den  Freien  Städten),  als  Personen  von  k&hem  Adel,  das  heifst,   dort 
hoher  als  der  niedere  Adel,  geachtet,  und  in  allen  Bundesstaaten,  wo  inländischer 
hoher  Adel  besteht,*  su  diesem  gerechnet  werden,  während  in  jedem  Bundesstaat 
lolandische  Anerkennung  jedes  andern  ausländischen  Adels,  strengrechtlioh,  von 
I  n&drücklicher  oder  stillschweigender  Willenserklärung  des  Souverains  abhängt. 
Klciu*s  Abhandlungen,  Bd.  I,  S.  317  fE  u.  3iS.  *-*    Bestimmungen  hierüber 
in  teutschen  Bundesstaaten,  sind  in  yorigcr  Note  angezeigt. 
)  Bl^nhiiariigktü  ist  ein  Besiehungs«  oder  VergleichungsHauptwort  (terminus  com- 
paratus).    Es  drückt  einen  Verhaltnifsbegrtff  aus^  kann   also  nicht  verstanden 
«erden,  .ohne  Beisetsong  oder  Hinsudenkung  eines  andern,  mit  dem  es  TcrgKchen 
«erden  soll;  abec^ut  gesetst,  begründet  es  kein  vollkommenes  Urtheil.    So  auch 
das  Beiwort  ehtmburtigf  ein  Prädicat,  wosu,  wenn  in  einem  gegebenen  Fall  ein 
bestimmter  Sinia  damit  verbunden  werden  soll,  zwei  Snbjecte  gehören,  deren 
«iaes  mit  dem  andern  vergltchen,  oder  dem  andern  bcuefaungsweise  cur  Seite 
geietsi  wird.    Beide  Worte,  allgemein  auf  Geburt  hindeutend,  sind  Pradicate, 
die  auf  Personen  bezogen  werden.    Nur  durch  eine  Art  von  rhetorischer  Figur 
oder  Freih«t,  wird  das  Eigenschaftwort  ebenhiirtig  suwcilen  Sachen  beigelegt, 
L  B.  einer  Ehe,  dem  Mannstamm  u«  d.    Ebenbürtigkeit  bezeichnet  eine  Gemein- 
lehaft,  welche  «wischen  zwei  oder  mehr  Personen  in  Ansehung  ihres  Geburt- 
standes hestdiL    Demnach  bezeichnet  sie  eine  Unterart  der  Genossenschaft,  das 
lieifftt  eine  Art  jener  Hauptart  der  Genossenschaft,  welche  man  Standesgenossen- 
Mhaft  nennt.    Als  Species  der  letzten,  bezeichnet  sie  die  Ebenburt^  oder  Gehurt- 
ffandesGenoissensehafi,    Gleichgehurt    oder    Gleichheit    des    GeburUtandes*     Sie   hat 
verschiedene  Abstufongen,  naeh  Verschiedenheit  der  GeburtstandesVerfaälfnisse. 
1>«  SU  gleichem  Geburtstand  gehören,  heifsen  Ebenbürtige  oder  Geburtstandes- 
Oenotten.  Höhere  als  die  Ebenbürtigen  heilsen  Uebergenossen,  Niedere  hingegen 
Nieder^oseen.  —  In  Absicht  auf  das  positive  GeburtstandesVerhältnifs  der  Ehe- 
S^Oen,  bei  welchem  in  der  neuern  Zeit  die  Ebenbürtigkeit  vorzugweise  in  Frage 
gezo|en  zu  werden  ptegt,  waren  I)  in  Teutschland,  in  der  ältesten  Zeit  und  in 
^  Mittelalter,   alle  Freien,  ohne   Unterschied»   einander   ebenbürtig.     Die 
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YerscMedenfieft  des  Rangßs  der  Frelgeborenen,  nacli  Maafsgabe  der  fiecftcläli 
Eintheilung,  luim  hiebe!  nicht  in  Betracht.  Obwohl  standeguagleicli,  warn  i 
die  Ehen  der  Adeliehen  (der  Personen  des  nachherigen  hohen  Adds)  und 
der  Rittermasigen,  mit  gemeinen  Freigeborenen,  keine  MiCshdratheiu  Kiim' 
Abhandlungen,  Bd.  I,  S.  sSa  ff.  —  ü)  In  der  neuem  Zeit  des  tetitschen  Rei 
befanden  alle  Mitglieder  des  hohen  Adels,  und  so  auch  alle  det  niedern,  li^ 
gegenseitig  in  altffememer  Gebiirtstandes-  oder  Ebenburtgenossenscbaft  h  Hini(| 
auf  diese  galt  bei  den  ersten  gleichrieli  eu  welcher  Rangolasse  des  Koben  AMi 
sie  gehörten,  ob  zu  den  ErbHurfursten,  den  Hersogen,  den  (furstiidini)  Ffi^i 
grafen,  den  Markgrafen,  den  (fürstlichen)  Landgrafen,  den  Fürsten,  den 
ständischen'  Grafen.  Besondere  Standesgenossenschaften,  in  Absicht  auf 
Frädicate,  Rang  und  Geremoniel,  bildeten  unter  sich  die  ErbkurfartttOf 
fürstlichen  Hauser  im  Verhältnifs  su  den  gräflichen,  die  altforstliclieii  im 
hältnifs  Bu  den  neufiirstlichen  (Klvbxb's  Abhandlungen,  Bd.  I,  S.  i55  IT.), 
altgräilichen  den  neograflichen  gegenCiber.  Selbst  unter  den  reichss^ 
Grafen  hatte  man  die  Realisten  von  den  Personalisten  su  uBtersdieid«! 
definitiv  unentschieden  geblieben  ist,  ob  die  leisten  su  dem  hohen  Adel  gi 
(oben  Note  e^  u.  §.  96s,  a).  Dennoch  war  iu  Hinsicht  auf  MtsMratktn, 
den  Freien  aller  Glassen  unter  sich,  das  alte  und  mittlere  teutscfae  Recht 
gegen  die  Mitte  des  achtschnten  Jahrhunderts  in  keinem  Punct  aufgehoben 
abgeändert;  es  hatte,  wenn  auch  nur  als  Gewohnheitrecht,  fortwährend 
kraft.  Reichsgesetxlich  war  erst  seit  dem  Reichsschluls  vom  4*  ^^  ^"-^ 
Ausnahme  hievon,  nur  eine,  b^p-undet;  nämlich,  dafs  die  Ehe  «nes  Reicbssi 
oder  aus  einem  reichsständischen  Hause  entsprossenen  Herrn,  mit  mer 
borenen  Nichtadelichen,  für  unstreitige  Mtfsheirath  su  achten  sev. 
a.  a.  O.,  8.  357—267.  — •  DI)  Bei  der  Auflösung  des  teutschen  Beid» 
diese  Ausnahme  aufgehoben;  die  rheinische  Bundes  Acte  erklärte  sBe  H< 
setse  ftir  nichtig  und  un^virksam,  nur  mit  swei  Ausnahmen,  i?elche 
Gegenstand  nicht  berühren.  Ueberdiefs  änderte  sie  die  Standesrerhaltni 
seitherigen  Mitglieder  des  hohen  Adels.  Ein  Theil  der  letzten  stieg  empor 
der  Landeshoheit,  welche  der  Reichshohett  untergeordnet  war,  su  sour^ 
oder  unabhängiger  Staatsgewalt,  von  seitheriger  Reichsbürger-  und  Unte; 
EU  bürger-  und  unterthanfreier  Persönlichheit.  In  Folge  dessen  trat 
mit  seinen  Familiengliedem,  aus  dem  seitherigen  Standesverhältniü  bers 
war  fortan  erhoben  über  alle  unterthanschaftlichen  Staatsgenossen,  mitliiB 
über  den  Adel  jeder  Classe.  Ebenbürtig  war  ihm  forthin  Niemand,  all  ^ 
glieder  seines  Geschlechtes,  und  die  Erbregenten  anderer  souverainea 
nebst  den  Mitgliedern  ihrer  Familien.  Vergl.  §.  359,  HI,  u.  36a,  HL  £ 
wurden  dagegen  alle  übrigen  seitherigen  reichsständischen  Laadesbenta 
ihren  Familiengliedern«  Ihre  ReichssUndschaft  hörte  auf,  untertbi 
wurden  sie  und  ihre  mit  reichsunmittclbarer  Landeshoheit  ausgestatieta 
sitsungen  der  StaaUhoheit  Anderer  untergeordnet,  meist  mit  standesborr 
Vorrechten,  manche  ohne  solche.  Ueberall,  wo  ein  Adel  fernerhin  * 
verwandelte  sich  ihr  hoher  Reichsadel  in  LandesadeL  In  unterthi 
Privatstand,  wenn  gleich  meist  in  standesherrlich  bevorrechtetes 
konnten  sie  und  die  Mitglieder  ihrer  Geschlechter  fortan  für 
jener  von  ihren  vormaligen  ReichsMitständen  nicht  mehr  gelten,  ^ 
den  neu  erworbenen  Besits  der  Souverainetit  über  jede  stsatsh 
Standesclasse  waren  erhöht  worden.  (Anders,  A.  W«  HKnma,  Beitrage 
teutschen  Staats-  und  Fürstenrecht  (Berl.  1839),  S.  67,  S3  C  u.  «»  ^^ 
V.  DbbsCb,  Abhandlungen,  S.  339.  Sav.  Johoah,  Lehrb.  des  allgem.  u.  d 
Staatsrechts,  §.  387,  IL)  Bestimmungen  über  Mifsheirathen  fand  man 
in  der  rheinischen  BundesActe  noch  in  Gesetsen  rheinischer  Bundesfön^* 
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lasBahuM  des  Grotsberaogs  tob  Berg,  der,  in  einem  Docret  yom  3k  Mars  1609, 
^e  Frcibdt  des  Menschen  nirgend  mehr  su  wahren  gebot,  als  in  jenem  Rechts- 
geschäft (der  Ehe),  welches  ihre  unbeschrankteste  Ausübung  roraussetse.  Die 
reichsgcsetsliebe  Ausnahme  von  der  Regel  war  vertilgt  (§.  5o)$  das  gemeine 
teuUche  Privatrecht,  ohne  diese  Ausnahme,  galt  in  der  Regel  nach  wie  vor, 
nun  als  LandesPriTAtrecht.  Eben  so  bestanden  noch  die  durch  die  frühere  Auto- 
Bomie  befindeten  Privatrechte  einselner  Familien  des  Adels,  so  fern  nicht  auch 
sie  durch  Landesgesetse  modificirt  oder  aufgehoben  waren,  wie  in  den  unter 
frsnxösische  Staatshoheit  gekommenen  Landern  oder  Bezirken,  und  in  dem 
Grolshersogthum  Berg,  durch  die  oben  erwähnte  Verordnung.  Was  aber  das 
sDgemeine  Öffentliche  und  Privatrecht  betrifft,  so  ist  demselben  die  Idee  von 
Miishefa«then  durchaus  fremd  (§.  a45,  A},  Klübba  a.  a.  Ol,  S.  967  —  ^77.  — 
I\' )  In  obigem  Rechtsustand  fand  der  Teutsche  Bund  die  Sache.  Derselbe  gab 
In  der  BundesActe  den  standesherrlichen  fürstlichen  und  gräflichen  Häusern 
Zuiicherang,  in  Absicht  auf  hohen  Adelstand  und  Ebenbürtigkeit.  Von  jenem 
oben  Note  9,  von  dieser  unten  Note  i.  —  Vermöge  ihres  aus  der  Landeshoheit 
fliefsenden  Gesetzgebungs«  und  DispensationsRechkes,  konnten  in  der  2^it  des 
teutschen  Reichs  Landesherren  sich  selbst,  ihre  Familienglieder  und  Andere  durch 
Gesetse  ( Gewobnheitrecht  mitbegrlifen)  oder  Dispensation  zu  Schlielsung  mor- 
^anaUsthtr  Ehen  ermächtigen.  Die  Häupter  und  Mitglieder  standesherrlicher 
Familien,  jetst  der  Staatshoheit  eines  Bundesstaates  unterworfen,  hängen  hierin 
ton  dessen  Gesetsen  oder  Dispensation . ab.  Anders,  Eicheoes,  teutsches  Pri- 
vatr.,  $.  S94,  u.  L.  v.  Dbbsch,  a.  a.  O.  S.  14 1* 

)  Unter  c^rj^er»  (BundesActe,  Art.  i4«  «),  ist  höchst  wahrscheinlich  der  Zeit- 
raum ifor  Auflösung  der  teutschen  Reichsverbindung  sn  verstehen.    Man  vergl. 
die  Anmerkung  in  Rk^bb*s  angef.  Acten  etc.,  Bd.  H,  S.  4^9  ^^^^  *     Ebendett, 
Uebersicht  etc.,  S.  3ii  u.  3i9.    Eißndess»^  Abhandlungen,  Bd.  I,  S.  297  E, 
Mo  welchem  Standesverhältnils  der  Teutsche  Bund  die  staudesherrlichen  fitrst- 
ficltcn  und  gräflichen  Häuser  im  Jahr  181 5  gefunden  habe ,  ist  oben  (Note  ff) 
gemeldet    Derselbe  gab  ihnen  (in  der  BundesActe,  Art.  i4)  Zusicheruug:  <idtus 
zürnen  das  Redtt  der  Ehtnhürtiffkeit ,  in  dem  büher  damU  verbundene^  Begriff»  ver» 
bleibt,'»   Vierfache  Unbestimmtheit  seigt  sich  in  diesen  wenigen  Worten.  1)  Das 
Beziehungswort   Ebenbürtiffkeä    ist    absolut  gebraucht,    das    cur  Vergleichung 
fiöüiige  Subject  wird  verschwiegen;  es  ist  nicht  gesagt,  mit  Wem  den  Mitglie- 
dern der  standesherrlichen  fürstlichen  und  gräflichen  Häuser  Ebenbfirtigkeit.  ver- 
'  bleihen  soll.    Vergl.  Note  g.    Gehoben  wird  der  Zweifel  nicht  durch  die  fran- 
zösische Uebersetsung  der  Bundesacte,  welche,  nebst  dem  Urtext,  dec  wiener 
'  CongrclsActe  beigefügt  ist  An  sich  schon  gebührt  derselben  weder  vertragpnäsiges 
ooch  gesetsmäsiges  Ansehen;  eine  bestimmende  Auslegung  ist  also  darin  nicht  "u  fin- 
den (oben  §.57,  d).  Zudem  ist  diese  Uebersetsung  hier  offenbar  untreu.  Sie  spricht : 
«les  droits  d*^ga]it6  de  naissance  avec  les  maisons  souveraines,  comme  elles  en 
ont  )oü  jttsq[u^ici».    Treu  übersetst  mülste  es  heilsen:  T^alitä  oder  la  parit^ 
^0  naissance,  dans  le  sens  qui  7  a  et6  attache  jusqu'icL    Aber  auch  unwahr 
^  lieh  schon  ist,  was  die  Uebersetzung  sagt.    Notorisch  befinden  sich  die  in 
onterthansehafüichem  Verhältnifs  stehenden  standesherrlichen  Häuser,  nicht  auf 
gläclier  Standeslinie  mit  den  souveraincn  Häusern ,  nicht  mit  den  in  dem  Teut- 
scben  Bund  begriffenen,  noch  weniger  mit  bundesfireicn«  Nicht,  im  Stande,  nicht 
^THei,  Rang  und  Ceremoniel,  sind  sie  ihnen  gleich.    Wäre  aber  die  Absicht 
Seesen,  die  sugesicherte  Ebenbürtigkeit  nur  auf  das  Rechtsveshältnils  der  Fer- 
^«kkuffcn  sundesherrlicher  Familiengliedcr  mit  Mitgliedern  aouverainer  Regen- 
^lianser  tu  besiehen,  dals  solchen  Ehen  fortan  volle  Rechtswirkung  gebühren 
"<^Ue;  so  fmdet  doch  eine  solche  Absicht  sich  hier  durch  Worte  offenbar  nicht 
auigediückt   9)  Usbestinmit  ist  auch  das  Wort  «bisher».    Obgleich  sehr  wahr- 
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scheinlicli  ist,  dafs  damit,  der  Sprachlehre  suwider,  nicht  der  ttäd»tvoriierge- 
gangen«  siebenjährige  Zeitraum  des  rheinischen  Bundes  habe  besädmet  wcidci 
wollen,  sondern  der  Zeitraum  Tor  Auflösung  des  teutschen  Beiehs  (obenKoK 
A);  so  kann  doch  ein  doctrinaler  Ausleger  sich  nicht  für  ermSchtigt  haken.  sol< 
ches  für  gewifs  anzunehmen.  Er  hann  es  um  so  weniger,  da  hier  das  Wort  ii 
swei  dem  Grade  nach  wesentlich  verschiedenen  Beziehungen  genommea  mm 
hönnte;  in  Hinsicht  entweder  auf  GeburtstandesGenossenschaft  der  Stanid 
herren  und  ihrer  Famiiienglieder  überhaupt ,  oder  nur  auf  Mifsheiraibs 
derselben.  In  der  ersten  Besiehung  stellen  sich  drei  Zeiträume  der  neuen  \a 
gangenheit  dar:  die  letzte  2^it  des  teutschen  Reichs,  die  Zeit  des  riiQoiscW 
Bundes,  die  Zeit  Ton  dessen  Auflösung  gegen  das  Ende  des  J.  i8i3,  bbiuü 
Stiftung  des  Teutschen  Bundes  im  Juni  i8i5.  Wäre  unter  dem  «bisher?  «4 
der  beiden  letzten  Zeiträume,  oder  jeder  yon  beiden,  su  verstehen;  so  «f 
eine  Gleichstellung  der  standesherrlichen  Familien  in  dem  GeiurUUmdt  mAk 
so  u  Vera  inen  Bundesfursten  und  ihren  Familiengliedern,  die  seit  Auflösung  ii 
teutschen  Reichs  Verbindung  kundbar  nicht  bestand,  offenbar  nicht  sogeii 
sondern  nur  ein  Verbleiben  in  dem  seitherigen  Standesverhiltnils,  m  jenei 
neuesten  Vergangenheit.  Sollte  aber  unter  dem  «bisher»  und  dem  ganieo 
wozu  es  gehört,  nur  auf  Musheirathen  von  Sfandesherren  oder  ihren  F: 
gliedern  gedeutet  werden;  so  wäre  dasselbe  synchronistisch  anders  nieht » 
stehen,  als  von  der  teutschen,  noch  in  der  letzten  Zeit  des  teutschea  Beithi 
standcnen,  gemeinrechtlichen  Regel,  dafs  nur  Eben  zwischen  Freien  und 
freien  für  Mifshcirathen  zu  achten  seyen;  nicht  auch  zugleich  von  der 
die  kaiserliche  Wahlcapitulation  und  den  Reichsschiufs  von  1747 
Ausnahme  (oben  Note  ^),  die,  vermöge  der  in  der  rheinischen  Bundesl 
klärten  Aufhebimg  der  Reichsgesetze,  unanwendbar  geworden,  nnd  nicbt 
der  hergestellt  war.  3)  Einer  dritten  Unbestimmtheit,  nicht  der  genogstau|^ 
gegnet  man  in  den  Worten:  «in  dem  bisher  damit  verbundeneu  Begrip 
ern  erklärte  in  einem  Rescript  v*  27.  Jan.  i8a5,  dafs  die  vormals  mchträd 
dischen  Grafen  von  Pappenheim  «zu  dem  hohen  Adel  gehören  und  das 
der  Ebenbürtigkeit  haben,  in  dem  bisher  damit  verbundenen  Begriff*  (uQ 
3i5,  6),  Dennoch  räumte  der  König  das  von  der  B.  V.  den  standesbe 
gräflichen  Famillenhäuptem  im  J.  iSag  ertheilte  Prädicat  Erlaucht  dem 
der  gräfl.  Pappenheimischen  Familie  nicht  eui;  er  ertheilte  ihm  aber  dasse&i 
J.  i83i  durch  besondere  Verleihung  (§.  3i5,  6).  Hier  erscheint  die 
Zusicherung  eines  Verbleibens  der  Ebenbürtigkeit  mit  einer  RelatiTitat,  ^ 
der  den  Begriff,  noch  die  ihm  cur  Erläuterung  dienen  sollende  Zeit  leia^ 
seyns,  auCser  Zweifel  setzt.  4)  Endlich  liegt  auch  eine  Unbestimmtheit  ia 
-  Mangel  einer  Anseige  des  H^trhrngnanfanget^  auf  welchen  die  genannte  Zu' 
rung  bezogen  werden  solL  Hätte  die  Absicht  vorgewaltet,  den  Stan^^^ 
und  ihren  Familiengliedern  volle  GeburtstandesGenossenschaft  mit  des  »os^ 
nen  Bundesfursten  und  ihren  Familiengliedern  zii  bewQligen;  so  wlrrst^^ 
durch  über  den  hohen  Adelstand  empor  gehoben  worden.  Dieses  vaf  ^ 
nung  nicht;  denn  ausdrücklich  sagt  die  BundesActe,  dafs  sie  nt  ^ 
Adel  gerechnet  werden  sollen.  —  Ob  aber  etwa  wäre  beabsicht^  *^^ 
ihnen  aufser  dem  hohen  Adelstand,  auch  Ebenbürtigkeit  mit  den 
Bundesfürsten,  wo  nicht  durchgehends ,  doch  in  Hinsicht  auf  FervuJdsfiP^^ 
Personen  aus  bundesfilrstlichen  Häusern  in  dem  Sinne  zu  bewilligen  f  «hu 
dieser  Art  nie  als  Musheirntken  von  Seite  der  ersten  angesehen  werdfs 
ten  ?  In  der  Zeit  des  teutschen  Reichs  waren  Ehen  dieser  Art  keine  lliisb<^^ 
Bei  dem  Mangel  einer  bestimmten  Erklänmg  in  der  BundesActe,  ist  sieht 
scheinlich,  imd  nach  dem  Gesetz  der  Vollkommenheit  rechtlich  nicht  so  * 
tfacn ,  dafs  die  souveraineu  BundesfUrstcn ,  nach  der  eingetretenen  weseo» 
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StandesverSuderung ,  welche  Sie  über  jene  Personendasse  und  den  in  der  Bon- 
desActe  ihr  mugesicherlen  hohen  Adektand  erhöht ,    diese  Clas&e  hingegen  bu 
iinterthanschaftlichem  VerhältnilB  erniedrigt  hatte,  ein  unveränderUohes  Bestehen 
jener  Sitte  in  der  BundesActe  haben  festsetzen,  oder  daOi  Jeder  ^on  ihnen 
sich  der  Btfkgniis  habe  ettiäussem  wollen,    nach  eigenem,  durch  sein  Staats- 
imd  Familienlntercsse  su  bestimmenden  Gutfinden ,  jene  Sitte  in  seinem  Hause 
entweder    bis    auf    Widerruf,    fortdauern  au   lassen ,    oder   au    modifidren, 
oder  aufiiaheben.    Deutlich   erhellet  diese  Willensmeinung  aus  verschiedenen, 
seit  der  Stiitnng  des  Teutschen  Bundes  errichteten  Verfassungsurhunden  und 
Haasgesetaen  teutscher  Bundesfursten,  worin  die  Bechtsgültigkeit  der  Ehen  der 
Mit^ieder  ibrea  Hauaes  durchaus  aShämgig-  gemacht  wird  von  der  Ehmilligung 
des  rtgierenden  Herrn ,  nur  Ton  ihr.    So  in  Baiern ,  Würtemberg ,  Kurhessen, 
GH.  Hessen,    Ki.UBxa*s  Abhandlungen,  Bd.  I,  S.  3a3  fL    So  auch  das  königl. 
Hsiugeseta  lur  daa  KÖnigr.  HannoTer  ▼.  19.  Not.  i836,  wo  (Gap.  3,  §.  a)  je- 
doch angenommen  wird,  dals,  nach  Art.  14  der  t.  Bundesacte,  die  Mitglieder 
standesherrlicfaer  Hauser  «  den  Souverains  ebenbürtig  »  seyen.  —  Oder  wäre  etwa 
nur  beabsichtigt  worden,  den  fürstlichen  und  gräflichen  Standesherren  und  ihren 
Famüieogliedeni    Zusicherung    au  geben,    da(a    in  Hinsiebt    auf  ihre  Ehen  mit 
Personen  niedem  Standes,  in  allen  Bundesstaaten  es  bd  dem  Bechte  der  Eben- 
bürligkdt  in  «fern  Sinn,  welcher  in  der  Zeit  des  teutschen  Beichs  damit  verbun- 
den war,  verbleien,  oder,  richtiger,  dals  dasselbe  (in  der  Zeit  des  rheinischen 
Bundes  nicht  mehr  bestandene)  Becht  wieder  gelten,  dafs  in  der  Bichtung  nach 
V»un  ihr  EheStandesaeiger  auf  die  Zdt  des  teutschen  Bdchs  curüchgestellt  wer- 
den solle?  daia  also  in  standesberrlichen  fürstlichen  und  gräflichen,  vormals 
rcichsstandiacben  HSuaeni,  nur  die  Arten  von  Ehen  ihrer  Mitglieder,  welche  in 
der  genannten  Zeit,  vermöge  der  haiserUchen  Wahlcapitulation  und  des  dieselbe 
authentisch  auslegenden  Beichaschlosses  von  17479  för  Mi^eheirtUhen  galten,  das 
heilst,  die  Ehen  mit  nichiadeiiehen  Freigehorenen^  wie  jene  mit  Leibeigenen^  auch 
fenurkm  dafikr,  hingegen  tUU  Ehen  anderer  Art  als  voUwirkerJ  für  Gemahlin 
und  Kinder  gelten  sollten.    Baa  Letzte  nur  möchte,. «rtfim  das  augesicherte  Ver- 
bleiben  dea  Rechtes  der  Ebenbürtigkeit  nur  auf  Heiraihen  bexogen  werden  soll, 
SR  Zweifel  anxunehmen  seyn.    Sollte  jenes  frühere  Bechtsverhaltnifs  für  die  Stan- 
desherren in  allen  Bundesstaaten  wieder  aufleben,  so  bedurfte  es  dazu  einer 
solchen  Bestimmung,  wie  jene  in  der  BundesActe,  da  die  Beichsgesetae  durch  die 
rheinische  BundesActe  ihrer  Gesetakraf^  waren  beraubt  worden  (f.  5o).    £r- 
inmscht  mufate  die  Wiederherstellung  dieser  Gesetakraft  sejn,  sowohl  den  sou- 
v^eninen  Bundesfursten,  als  auch  den  standesherrlichen  Familien.    Jenen,  so 
fern  und  so  lang  de  Vermahlungen  ihrer  Familienglieder  mit  standesherrlichen 
fernerhin  für  auläsaig  achten  wollten  oder  würden.    Diesen,  weil  dadurch  nicht 
nur  ihr  Familienglana,  sowdt  er  von  Vermahlungen  abhangt,  überhaupt  ge- 
iichert  ward,  sondern  auch  wdl  ihnen,    wenigstens  bis  auf  l/^derruf  durch 
Staats*  und  Hauagesetae  in  einaelnen  Bundesstaaten,  die  Aussichi  auf  Verraah- 
Ittogen  der  genannten  Art  wieder  eröffiaet  ward.    Doch  auch  mehr  nicht  als 
Aussicht    Eine  Ferpflichiung ,  Ehen  der  gedachten  Art  federzeä  für  NichtMifs. 
heiratheü  gdten  au  lassen,  sie  durchi  Staats-  und  Familiengesetze  nie  au  be- 
schränken, ihnen  gewisse  Bechtswirkungen  nie  su  versagen,  hatten   die  souve- 
niaen  Bundesfursten  in  der  BundesActe  nicht  übernommen ,  weder  unter  sich, 
aoch  gegen  die  Standesherren.  —   Eben  so  wenig  ist  in  der -Bestimmung  der 
BuadesActe  ein  Erkenmingsgrund  au  finden,  für  einen  BechtsbegrUT  von  MisS' 
^irethen  auf  Seite  der  Mitglieder  soueerainer  teutscher  RegenUnhäuser.  KLvaaa's 
Abhandlungen,  Bd.  I,  S.  «77—307.  —   Beispiele  von  Vermahlungen^  von  Prinaen 
i'nd  Prinzessinnen  aus  teutschen  souverainen  Häusern,  mit  Personen  aus  stan- 
detherrlichen  fürstlichen  Familien;  desgleichen,  von  Prinaen  jener  Häuser  mit 
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standeslierrllclien  Wittwen  aus  soaTerainem  Geschleckt,    findet  man  a.  a.  0. 
S.  3i6  ff.   —   Eine  autbentisclie  Auslegung  der  in  Frage  stelieuden  Stdle  der 
Bundes  Acte,  von  dem  standesberrlicben  Recbt  der.Ebenbürtiglwit,  ündet  ilcii 
niebt   in    den   Bescblüssen   der   Bundesyersammlung  rom    18-  Ang.  i8i5  und 
i3.  Febr.  1819,  betr.   die  Courtoisie  der  standesberrlicli  untergeordneten  Für- 
sten und  Fanulienbäupter.    ütvasa  a.  a.  O.,  S.  3o8-*3i8.  —  Und  eben  so  iveni^  , 
in  dem  Vertrag  des  östreicbischen  Bevollmacbtigten,  des  (standesberrlicben)  Für- 
sten von  Metternicb,  in  dem  Aacbener  Conferens-Protocoll  v.  7.  Nov.  1818,  In 
Mahtkns  recueil,   Suppl^m,  IX.  387.  —  In  der  unten  §.  3o8  ^  angef.  Sdnift 
«Betracbtungv  etc.,  welche  offenbar  aus  dem  Scboofi»  von  Mediatisirten  berror.  ; 
gegangen  ist,   vrird  S.  /fi  unverboblen  das  Bekenntnifs  abgelegt:  «das  Betkt  1 
der  Ebenbürtigbeit  sej  bis  jetst  ein  leeres  Wort,  dessen  Bedeutungslosigluit  mit  j 
federn  Tage  mehr  an  das  Liebt  trete».  ) 

k)  Bleiben  soll  den  standesberrlicben  Familien,  in  allen  Bundesstaaten,  das  Recbt  | 
der  Ebenbürtigkeit,  in  dem  bisher  damit  verbundenen  Begrifil    VtrUthen  mA  \ 
also  dasselbe  durch  diese  Bestimmung  der  BundesActe  nicht,  namentlich  oirlit 
solchen  Familien,  denen  dasselbe  früher  nicht  zustand,  denen  etwa  erst  in  dem  . 
Zeitraum  des  Teutschen  Bundes ,  in  einem  Bundesstaat  von  dem  Souveraln  des- ' 
selben  Standesherrllchbeit  verlieben  ward.    VergL  S*  ^^T- 
l )  Vorstehenden  Erläutertmgen  aufolge  möchte  diese  Bestimmung  der  BmidesActe, 
über  das  standesherrliche  Recht  der  Ebenbürtigkeit,  su  verstehen  seyn  wie  folgt: 
Den  standesberrlicben  Familien,  im  Sinn  der  BundesActe ,  soll  in  alUn  BimdeS' 
Staaten  auch  fortan  das  Recht  der  Bbenburtiffkeii  verbleiben^  in  dem  bisher  damit 
verbundenen  Begriff;   das  beifst,  GeburtstandesGenossenschaft  mit  Allen,  die 
daselbst  in  der  Zeit  des  teutschen  Reichs  zu  dem  hoben  Adel  gerechnet  wurden, 
und  in  Gemäfsheit  ihrer  jetzigen  Verhältnisse  su  diesem  Stande  noch  su  ml)- 
nen  sind,   oder  solchen  später  erworben  haben.    Recht  der  Ebenbfirtigheit  soQ 
ihnen  also  zustehen,  nicht  nur  unter  sich  und  mit  vormals  nicht-reichsstandisches 
Beichsfursten-,  sondern  auch  im  Verbältnifs  zu  denen  inländischen  und  auilan- 
dischen  (vergl.  Rkvss  Staatskanzley,  XTV.  5i)  Herzogen,  Markgrafen,  Landgrafen, 
Fürsten,  vielleicht  auch  Burggrafen  und  Grafen,  welche  daselbst  jetzt  etwa  nocfa 
aufserdem  zu  der  Classe  des  hohen  Adels  gerechnet  werden« 
m)  Vorstehende  Bemerkungen  und  Erläuterungen  bewähren  dieses.  Um,  nachlb&CQi 
den  Sthn  der  in  den  §.  fast  wörtlich  übertragenen  Bestimmung  in  der  Biuide$- 
Acte  sich  vollständig  und  klar  zu  vergegenwärtigen,  möchte  diese,  wie  folgt,  >a 
paraphrasiren  seyn.    Obgleich  die  in  Frage  stehenden  fürstlichen  und  graiidea 
Häuser,   in  Gemäfsheit   der  gegenwärtigen  Verhältnisse,    nicht  mehr  teatscbe 
Reichsstände,  Reichsunmittclbare  und  mit  teutscher  Landeshoheit  begabte  L^- 
desherrcn,  nicht  mehr  auf  nur  gewisse  Weise  der  teutschen  Beichshoheit,  son- 
dern   nimmehr  standesherrlich    der  Staatshoheit    teutscher  Bundesfurst^  Q^* 
tergeordnet,   und    so   aus   einem  vormaligen  landesherrlichen  StaatsTerhältmis 
in  bevorrechteten  Privatstand   versetzt  sind;   so  sollen   sie   nidits  desto  we- 
niger   1)    zu  dem  Jtohen  Adel  in   TeuUchland   (in    allen  Bundesstaaten)  g« 
rechnet  werden;   und  soll    a)  ihnen  das  dieser  Adelsclasse,  auf  aUen  iJ^^ 
Rangstufen,  eigene  Recht  der  Ehenbürtigieit ^  in  dem  bisher  damit  vcrbuB^«ß^" 
Begriff,  das  beifst ,  dasjenige  Recht  der  GeburtstandesGenossenscfaaft  oder 
Rechtsgleichheit  der  GeburtstandesGenossen    verbleiben^  welches  während    «^ 
Reichs  Verfassung  allen  Mitgliedern  des  hohen  Adelstandes  unter  sich,  ntf^ 
ihrer  Geburt ,  zukam ,  gleichviel  auf  welcher  Stufe  desselben  sie  sich  hei^ 
Sie  sämmtlich  dürfen  also,  in  Folge  oder  unter  dem  Vorwand  ihrer  j«»^ 
XJnterordniuig  unter  die  Staatshoheit  vormaliger  ReichsMitstände  iu>^  ^^ 
genossen,  die  durch  Erhebung  zu  der  Souverainetät  aus  dieser  S**'*^^^*^. 
Schaft  herausgetreten  sind,  utOct  ihren  in  der  Zeit  des  teutsoben  Beichs  1^ 
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teo  Geburlstand  nicht  erniedrigt  werden;  sondern  sollen  in  allen  Bundesstaaten 
fiir  Personen  und  Familien  von  hpkem  Adel  und  allseitig'  gleichem  GehurUtandes- 
Heeki  mit  Allen,  die  eu  diesem  Stande  gerechnet  werden,  gelten.  —  JU gierun- 
gen ifon  Bundesstaaten  haben  in  ihren  Verordnungen  über  den  Rechtsiiustand 
der  ihnen  untergeordneten  Standesherren,  die  hier  in  Betracht  stehende  Bestim- 
numg  der  Bundes  Acte  meist  mit  densdben  Worten,  also  mit  gleicher  Unbe- 
stimmtheit, wiederholt;  nur  dafs  Etliche  das  Wort  «bisher»  ausdnuchlich  auf  den 
letzten  Zeitraum  des  teutschen  Reichs  beziehen.    Die  hieher  gehörenden  Stellen 
aus  Verordnungen  von  Preufsen,  Hannover,  Würtemberg,  Baden,  GH«  Hessen, 
findet  man  in  Klübsh's  Abhandlungen,  Bd.  I,  S«  3^0  ff. 
«)  In  dem  ersten  der  beiden  hiernächst  angef.  Beschlüsse  der  Bundesversammlung 
itebt  nach  dem  Wort  «Ebenbürtigkeit»:  «mit  den  souverainen  Häusern».    In 
dem  sweiten  heifst  es :  «mit  den  regierenden  Hausem».    Ob  durch  diese  Worte, 
welche  in  swei  in  dem  engern  Bath  der  B.  V.  gefassten  Beschlüssen  vorkommen, 
die  unbestimmte  Stelle  in  dem   14.  Art  der  Bundes  Acte  eine  authentische  Aus- 
legung habe  erhalten  können?  davon  s«Klubxb's  Abhandlungen,  Bd.I,  S.  3o8  ff. 
0)  BescbluTs  der  B.  V.  vom  18.  Aug.  iSaS,  inKLVBiB's  Quellensammlung,  Nuro.XXXn. 
Dieser  Beschlufs  sagt  allgemein:  dals.  .  .  «den  Fünfen  das  Prädicat  Durchlaucht 
ertheilt  wurde».    Dagegen  heifst  es  in  dem,  in  der  nächstfolgenden  ]^ote  ange- 
iUlfften  Beschluis  der  Bundesversammlung  vom  i3.  Februar  1899:  dals..  •  •  «in 
Folge  dieses  Beschlusses  (vom  18.  Aug.  182$)  den  Häuptern  dieser  Fürstlichen 
Familien  das  Prädicat  Durchlaucht  gebührt».    Vex^l.  L.  Fbbvicb  quaestionum  de 
jure  pubUco  germ.  Particula  11.  Hai.  i832.  4*  —    ^^^  Beschlufs  von  iSaS,  und 
der  in  der  Note  p  erwähnte  von  1829,  ward  für  Preulsen  bekannt  gemacht  in 
der  preuls.  GesetBsamml.  v.  i83a,  St.  10.  In  der  die  Bekanntmachung  verfugenden 
CabinetOrdre  vom  ai.  Febr.  i832  bestimmt  der  König,  dafs  «nur  den  Häuptern 
der  Fürstlichen  Familien  das  JPrädicat  Durchlaucht  ertheilt  werde»  s.  d.  Cab.- 
Ordre  in  der  Frankf.  OPAZ.  v.  i3.  Mai  i832*    Durch  eine  spätere  k  Cabinet- 
Ordre vom  3>  März  i833  (in  der  preufs.  Gesetzsamml.  von  1833,  St.  ö)  ist  yer-. 
ordnet:  dats  allen  den  fürstlichen  Titel  fuhrenden  MUgliedem  (nicht  blols  .den 
Häuptern)  der  in  dem  der  k.  Instruction  vom  3o.  Mai  1820,  §-  1 ,  und  in  der 
Bekanntmachung  des  Staatsministeriums  vom  28.  April  i832  beigefugten  Ver- 
teicfanifs  unter  I  benannten,  in  den  preuüsischen  Staaten  angesessenen,  fürstlichen 
Familien  von  den  Landesbehörden  und  Unterthanen  das  Prädicat  «Durchlaucht» 
ertbetlt  werden  soll.  —  Durch  ein  Cabinetschreiben  des  KaiserjS  Ferdinand  von 
Oestreich,  aus  Frag  vom  3.  Sept.  i836|  sind  die  Rangverhältnisse  unter  den  fürst» 
Heben  Häusern  in  Oestreich  bestimmt,  wobei  eine  Verordnung  Kaiser  Carls  VI. 
vom  25.  Mars  1728  sum  Grunde  gelegt  ist,  mit  Beziehung  auf  den  Beschlul«  der 
B.  V.  v.  19.  Aug.  1825;  in  der  Frank£  OPAZ.  v.  24.  S^pt.  i836,  Num.  266« 
f)Bc8cbluft  der  B.  V«  vom  i3.  Febr.  1829;  ebendas.  Num.  XXXIIL  Fxbkics  1.  c. 
—  In  einer  gedruckten  Denkschrift  v.  14.  Jan.  1828  hatte  der  Graf  von  War- 
tonbergRotb,  fär  sich  u.  a.  Standesherren,  um  Ertheilung  des  prädicats  Erlaucht 
an  die  standesherrlichen  gräflichen  Familien,  bei  der  B.  V.  nachgesucht.  —    In 
Ansehung  der  standesherrlichen  nachgeB&renen  Familienglieder,  bestimmt  eine 
hadiiehe  Verordn.  v.   2.  Oct.   1829,  dafs  jenen  in  (vormals  reichsständischen) 
J^stUchen  Häusern  dieselben  Ehrentitel  wie   ihren  Familienhäuptem,  hingegen 
jenen  aus  (vormals  reichsständischen )  gräflichen  Häusern  das  Prädicat  Hochge- 
boren, abwechselnd  mit  Hochdenselben,  solle  gegeben  werden.    Die  Häupter 
gräflicher  Familien  sollten  von  den  Ijandcsbeh Orden  in  schriftlichen  ^ufertigun-  ' 
gen  angeredet  werden:  «Erlauchter,  Hochgebomer  Graf»!   Bad.  Begier.  Bl.  v«  • 
l^,  Num.  XX.  —  Durch  ein  Signat  v.  12.  Juni  i83o    verfugte  der  König  von 
^okrn,  für  den  Grafen  Maximilian  von  Torring-Guttenzell  die  Ertheilnng  <'Aner- 
^naung)  des  Prädicats  Erlaucht«  da  er  früher  wegen  der  Grafschaft  Oonsfeld 
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RddiMtand  war,  «l  die  daf&r  Eur  EntscbSdlgung  mtt  ReicfasBUndscIiaft  erhaltcDe 
Hemcbaft  Guttensett  im  Königreich  Wurtemberg  standesberrlicfa  besitst. 
y)  Bei  den  Wiener  MinisterialGonferensen  im  J.  1810  (s8.  Protoc.  t.  ii.  Mai  1830), 
erfolgte  ron  ■tandesberrlicber  Seite  der  Antrag  x  1)  dab  sammüiebe,  des  Beebtes  der 
Ebenbürtigkeit  jetat  theilbaftigef  standesherrlicbe  Familien  in  ein  au  dem  Ende 
bei  der  Bundescanalei  au  eröfinendea  ProtocoU  oder  RegisUr  (standeabcrrlkbe 
Matrikel)  rerseicbnet,  und  da£i  in  solcbea  die  in  dieaen  Familien  durcb  Gebart 
Vermäblung  oder  Tod  vorgebenden  Veränderungen,  in  Folge  der  von  den  Häup- 
tern derselben,  sowohl  an  die  B.  V.  ab  auch  an  die  einselnen  Buudeagliederf 
gelangenden  Anaeigen,  regelmäßig  und  fortlaufend  einautragen  wiren;  a)  daXi 
dieaen  ebehin  reicksständiacben  Familien  ein,  ihrer  Ebenbürtigkeit  mit  den  toa- 
verainen  Häuaem  angemesaener  Rang  und  Ttte/  auerkannt,  und  das   Prädicat 
DurchioMcki  für  die  Fürsten»  so  wie  das  Prädicat  Eriam^  für  die  Grafien,  ge- 
aetalich  bestimmt  werde.     Die  Versammlung  verwies  diesen  Antrag,    mit  des 
Übrigen,  aur  Berathung  an  die  Bundesversammlung.    Dieser  letate  Gregenatand 
ward  erledigt,  durch  die  oben  (Note  o  und  p)  angef.  Beschlüsse  der  B.  V.  voa 
i8a5  u.  1839.  Der  erste  hat  bis  jetat  keine  Bestimmung  von  der  B.  V*  erfaaHea. 
Doch  vereinigten  sich  unmittelbar  nach  dem  oben  (p)  angeCl  Beschlnfr  vom 
i3.  Febn  1819,  sämmtliche  Gesandschaften  in  der  B.  V.,  von  ihren  Höfen  dis 
Veraeiehnifii  derjenigen  fürstlichen  und  gräflichen  Häuser  au  erbitten,  auf  welche 
in  jedem  Bundesstaat  die  Beschlüsse  vom  a5.  Aug.  i8a5  u.  i3.  Febr.  iSmq  An- 
wendung linden,  damit  solches  aur  HenntniCi  der  B.  V.  gebracht  werde,    h 
Folge  dessen  haben  einzelne  Bundesfursten ,  in  den  Jahren  1819  u.  i83o,  f«r- 
zeiehuiM  der  in  ihren  Staaten  standesherrlicb  begüterten,  aum  Theil   auch  der 
daselbst  bloCs  domicilirenden  oder  mit  nichtstandesherrlichen  Gütern  angesesse- 
nen Standesherren  eingereicht    Man  s*  §«  3ot,  i,  und  unten  im  Anhang  die  Bei- 
lagen IV  u.  V;  auch  das  (Varrentrappische)  Genealogische  StaatsHandbueli  auf 
daa  Jahr  i835,  und  den  Gothaischen  genealog.  Hofkalender.    Alle  dieae  beson- 
deren Veraeichnisse  findet  man  vereinigt  in  dem  AUgememen  Vwwnckmt*  unten 
als  Anbang  Num.  V.    In  Oeitreick  erschien,  in  Folge  eines  kaiserUchen  Gabinet- 
Schreibena  vom  9.  Sept.  t8a5,  ein  HofcanalaMinisterialSchreiben  vom  7.  Oct 
1835,  betreffend  den  Rang  der  mediatisirten  Familien  und  die  TUuUonr  der  me- 
diatisirten  Fürsten  (in  der  Anrede  «Durchlauchtig-  Hodigeborner  Fürst«,   im 
Context  «Durchlaucht»),  nebst  einem  Verzeickmts  der  mittelbar  gewordenen 
ehemals  reichsständischen  firttUchen  Häuser;  in  K.  Franz  /.politischen  Geaetsen 
u.  Verordnungen,  Bd.  IUI,  8.  907— a  10,  auch  in  der  Allgem.  Zeitung  v.  iSsS, 
Num.  3o4.  Ebendaselbst  ward  nachträglich  in  e.  MinisterialSchreiben  v.  8.  Not. 
i8a5  (in  den  angef.  polit.  Geaetaen,  S.  aio)  erklärt:  dafs  die  vorgeaebriebene 
Titulatur  dem  Chef  einer  jeden  von  beiden  fürstlichen  Linien  des  Hauses  Schön- 
bürg  ankomme.    In  jenes  dstreidusche  Veraeichnifs  sind  auch  fürstliche  Häuser 
aufgenommen,  welche  Standesherrschaften  im  Sinn  der  Bundes  Acte  weder  be- 
sitzen noch  besessen  haben,  dagegen  in  dem  teutschen  Beich  reicbsständiscbe 
Personaliaten  waren. 

§.    504*  (232.) 

S)  %u  d0n0n  Bundesstaaten,  xu  welchen  sie  gehören: 
a)    persönlicbea  Verbältnifs. 

B)  im  yerbältniTs  zu  denen  Bandesstaaten,  za  welchen  die  ein- 
zelnen Standesherren  gehören  <»),  solleDi  ao  viel  AA)  ihren  persönlicbea 
Bechtazuatand  betri£E^,  1)  die  Häupter  der  atandesherrlichen  Famiüea, 
die  eraten  ^)  Standeaherren  deaselben  Staates  sepi.    Sie  und  ihre  Fami- 
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lien  0>  bilden  s)  daselhit  die  priyilegirteste  ^  (am  irieisten  bevor- 
rechtete) Classe,  insbesondere  in  Ansebung  der  Besteuerung  «),  und 
geniefsen  3)  unbescbranlite  Freiheit,  ihren  Aufenthalt/)  in  jedem  zu 
dem  Bunde  gehörenden  9  oder  mit  demselben  in  Frieden  lebenden  Staat  zu 
nehmen  ^);  desgleichen  4)  privilegirten  Gerichtstand  A),  und 
5)  Befreiung  von  MilitärPflichtigkeit  Jedoch  sind  dieselben 
7)  den  Landesgesetzen  unterworfen, 

n)  hl  jedem  dieser  Bundesstaaten  können  die  Standesherren  die  hier  folgenden 
Rechte  fordern  ($.  809.)  Dieses  hindert  nicht,  dais  durch  Uehereinkunft  swischen 
ihoen  und  der  Landesherrschaft,  einzelne  Rechte  dieser  Art  aufgehoben,  abge- 
Sndert,  oder  modificirt  werden  können;  wovon  hin  und  wieder  sich  Beispiele 
finden,  —  Was  in  einzelnen  Bundesstaaten,  in  Absicht  auf  die  in  diesem  §.  er- 
Tväbnren  Rechte,  nach  Maafsgabe  der  BundesActe  festges'etEt  ist,  findet  man  in 
den  unten  |.  3i3  angef.  particulSren  Rechtsquellen. 

b)  Hievon  oben  §.  99«,  a.  Die  baier.  Veriassungsnrk.  v«  1818,  Tit  VI,  f.  ^« 
Num.  4*  erklärt  die  dortigen  Standesherren  für  erbliche  Beichsräthe,  für  erb- 
liche Mitglieder  der  ersten  Kammer  der  Ständeversammlung.  —  Aufser  dem 
Vorzug  in  der  Landstandschaf^ ,  schliefst  diese  Bestimmung  auch  jeden  andern 
Tor  Standesherren  anderer  Art  in  sich,  namentlich  vor  denen  in  Schl<$sien,  in 
der  Ober-  und  Nied^rlausitz ,  und  vor  solchen,'  denen  in  dem  Z^raum  des 
rheinischen  Bundes  und  seit  Erricbtimg  der.  t  BundesActe  Standesherrlichkett 
durch* landesherrliche  Verleihung  s^  Theil  geworden  ist  (f.  3.t5  u.  817 )• 

c)  H^eibiiche  Mitglieder  eines  standesherrlichen  Hauses  treten  durch  Ferheiraikung 
mit  einem  Mann,  der  nicht  zu  derselben  Familie  gehört,  aus  jener  Familie 
heraus,  in  den  Stand  und  die  Familie  ihres  Mannes;  bei  Verheirathimg  mit 
einem  Manne  Ton  einem  andern  Zweig  ihrer  Familie,  treten  dieselben  in  den 
Stand  und  die  Linie  des  Mannes;  jedoch  überaU  unbeschadet  der  5vcor«0Ofwr»eAss 
für  sie  und  ihre  Kinder,  so  weit  solche  in  Gesets^n  oder  Herkommen«  in  reehu- 
guUigen  Verträgen  oder  Verfügungen  gegründet  sind. 

^)  »Privilegia  ita  intelligenda,  ut  aliquid  tribuant  ultra  jus  commune*.  Gbotius 
de  J.  B.  et  F.,  lib.  R.  c.  18.  %,  '4*  n*  4«  ^ne  werthlose  Begünstigung,  würde 
eine  contradlctio  in  adjecto  in  sich  schlielsen.  Beil.  31  su  d.  Protoc«  der  B.V. 
V.  1819,  %•  101,  S.  394  der  Orig^  Ausg. 

OKLusn's  Acten  des  wiener  Gongr.,  Bd.  U,  S«  36o  f.,  393,  4^9  4^7  u.  47S- 
Anfangs  war  die  Rede  von  Steuer/^0t)6eflr^  doch  nur  für  ihre  Personen,  also 
Yon  blola  persönlichen  Steuern.  Ebendas.  S.  36o  ff.  —  Die  baierische  Decla- 
ration  ▼.  1807  ($.  doy)  ertheilt  den  StH.:  1)  Zollbefreiili^;  von  allen  Lebens- 
mitteln für  ihr  Hausbedürfniik  (nicht  auch  Accisfi*eiheit);  s)  Befreiung  Yon 
Weggeld  innerhalb  des  eigenen  standesfaerrCehen  Besirks,  für  die  Standesherren 
und  ihre  Familie. 

/)  Damit  ist  nicht  auch  die  Freiheit  gegeben,  in  Diensts  euies  andern  Bundesstaates 
nach  Gutfinden  su  treten,  ohne  defshalb  m  der  Verfugung  über  standesherrliche 
Einkünfte  beschränkt  werden  zu  dürfen.  Die  Bestimmung  der  BundesActe 
hcsehrankt  sich  auf  den  AuJcnthaU.  Hatte  auch  unbeschränkte  Freiheit  in  fremde 
Dienste  zu  treten  allgemein  eingeräumt  werden  wollen,  so  lag  nahe  Veranlassung 
dasu  in  der  baierischen  Declaratiou  v.  1807,  A.  8.  VergL  auch  das  baier.  Edict 
▼•  36.  Mai  1818,  Beil.  IV  ui  der  Verfassungsurk.  %,  5,  u«  die  rheinisehe  Bundes- 
Acte, Art  7,  und  RLt'Bmi's  Staatsrecht  des  Rheinbundes,  %•  >93* 

k)  Wegen  eines  blofsen  auswärtigen  Aufenthaltes  dieser  Art,  darf  einem  Standes- 
herm,  oder  emem  IVIitglied  seiner  Familie,  kein  Recht  entaogen  oder  geschmSlert, 
namentlich  keine  Last  aufgelegt,  kein  standesherrliches  Einkommen  mit  Abgaben 
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belegt  werden.  In  tefaier  Elgenscbaft  aU  Grundherr,  )dft  StaaUdiencr,  alt  Stuti- 
Pensionär  u,  d^  liann  er  dieselbe  Befreiung  nicht  begehren. 
A)  Vergl.  die  baier.  Declaration  von  1807,  A.  9.  Ueber  den  Gerichutand  und 
das  Verfahren  in  peinlichen  Sachen  Yvider  die  Häupter  standesherrlicberFamillea, 
fl.  ebendas.  A.  11,  u.  die  oben,  Note  a,  angezeigten' besonderen  Recbtsqucüen. 
Dasselbe  gilt  in  Absicht  auf  Verhandhingen  wegen  des  Naeklasui,  und  anf 
yamrnndsdJrftem  standesheRÜcher  Personen. 


§.    505*  (233.) 

l)    Rechtsauatand   der   standesherrllchen   Besltsungen; 

BB)  In  Absiclit  auf  den  Rechtszustand  der  standesherrlicliea  | 
Bezirke^  gebühren  den  Staaidesherren,  als  verfassungsmäsigen  Unterobrig- 
keiten ($«  10a):  a)  bürgerliche  und  peinliche  Gerichtbarkeit,  j 
in  erster,  und)  wo  die  Besitzung  (in  demselben  Lande)  grofs  genng  ist,  l 
auch  in  zweiter  Instanz«);  2)  ForstGerichtbarkeit;  3)  Ortpoli- 
zei ^);  4)  Aufsicht  in  Kirchen-  und  Schulsachen,  auch  über  müde 
Stiftungen.  Jedoch  aind  5)  alle  diese  Gerechtsame  auszuüben:  a)  nadi 
Vorschrift  der  Landesgeaetze,  und  b)  unter  Oberaufsicht  der  Re 
gierangen  c).  6)  Ihre  Besitzungen  (die  Einwohner  der  standesherrlichen 
Bezirke,  die  atandesherrlichen  Untersassen)  sind  der  Militärverfas- 
aung  unterworfen.  7)  In  Absicht  auf  HealBesteuerung^  in  An- 
sehung ihrer  standesherrlichen  Grundbesitzungen  «O?  ^^^  ^^  Standes- 
herren  die  priyilegirteste  Classe,  und  8)  auch  in  BealStreitigkeitea 
geniefsen  sie  einen  priyilegirten  Gerichtstand')*  9)  Es  bleiben 
ihnen  die  Bechte  und  Vorzüge,  welche  aus  ihrem  Eigenthum  und 
dessen  ungestörtem  Genufs  herrühren/)  (§.  3o6). 

a)  Von  den  zu  einer  xwetXen  riehteriicken  Instanz  qualiiicirten  Standesherren,  btben 
nur  wen^e  ron  dieser  Befugnifs  Gebranch  gemacht  In  der  ffreusstseken  Mo- 
narchie nur  die  Fürsten  yon  Wied  und  von  SolmsBraunfels  (unten,  Not«  c). 
In  dem  GroCihenogthum  Hessen  haben  alle  Standesherren  die  sweite  Initass 
^^g«g«hen.  Regier.  Blatt  ▼.  iSaS,  St  10.  Eben  so,  im  Yerhältnifs  su  ICitrkessen, 
die  fürstlichen  und  gräflichen  Häuser  Isenburg,  ihre  Justiskanzlei  xu  Mcerbol«, 
▼om  1.  Not.  1829  an.  In  dem  Grofshereogthum  Baden  haben  auf  du  Becbt 
der  swdten  Instanz,  yenichtet:  i8a5  der  Fürst  Ton  Fftrstenberg,  doch  mit  Vor- 
behalt der  Ernennung  eines  Rathes  in  dem  landesherrlichen  Hofgericht  Aa 
Proyina;  iSaS  der  Fürst  yon  SalmReifferscheidKrautheim  (unten  f.  3i6).  ^ 
Baiem  hat  1827  der  Fürst  yon  Leiningen,  mit  Zustimmung  seiner  Aff^^ 
unbedingt  yendchtet  auf  die  Ausübung  der  Rechtspflege  in  aweiter  Instant  unu 
der  mittlem  oder  BeairkPoltEei,  durch  eine  standesherrliche  Regieraags-  und 
JnstisGansleu  Dagegen  setat  der  Graf  yon  Pappenheim  (s.  $.  3i&,  b  u.  $•  M ') 
diese  Ausübung  fort  —  Etliche  Standesherren  haben  selbst  die  erste  hutam 
aufgegeben,  &  B.  der  Herxog  yon  LoosGorswaren  in  Preuisen  und  HannoTer, 
der  Graf  yon  ErbaehSchonberg  im  GH.  Hessen,  verschiedene  in  Baiera  «•  -^ 
In  Baiem  bestimmt  ein  im  Dec.  i83i  yon  den  Ständen  genehmigtes  Geiet«  di« 
RechtSTerhältnisse  der  auf  die  Gerichtbarkeit  freiwillig  yersichtenden  Scaadei- 
und  Gutsherren, 
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^)  Zu  rentehen  Ist  wohl  unter  OriPolkei,  nach  dem  hier  obwaltenden  VerhSltnlfs, 
die  nieder»  Polizei  in  dem  gansen  Umfang  des  standesherrlichen  Beeirhs,  also 
eine  niedere  partlculare  oder  BeiirkVoWzei  {%,  383).  Die  BundesActe  spricht 
den  St  H.  eiüherhaupt  alle  diejenigen  obrigifeitlichen  Rechte  zu,  welche  nicht  xu 
der  Staatsgewalt  und  den  höheren  Regierungsrechten  gehören»*  Die  baierischo 
Declaration  t.  1807  (yergl.  %•  3o7)>  lit*  £,  lafst  den  Standesherren  die  «ge- 
wöhnliche untere  Polizei  i»,  im  Gegensatz  der  «obersten  Polizei  im  Allgemeinen«, 
u.  das  baierische  Edict  y.  96.  Mal  1818,  §.  a6)  spricht  ihnen  die  «Local«  und 
BistrictPolisei  zu».  Der  Ausdruch  Ort  bezieht  sich  ohnehin  zuweilen  auf  einen 
groisern  Bezirk,  als  denjenigen  einer  eifizelnen  Ortschaft,  z.  B.  ehedem  der 
(reiehsritterschaftiiche)  Ritterort,  d.  h.  der  (reichsunmittelbare)  Rittercanton. — 
Von  dem  standesherrlichen  Fiscusrechi  unten  S»  A7^ 

e)  Es  wird  also  durch  tdie  den  Standesherren  zustehende  Ansfibung  mancher 
obrigheitlichen  Rechte,  die  Einheä  der  Staatsgewalt  und  der  Unterthantchaft 
nicht  au^ehoben,  —  In  Baiem  können  Standesherren  9  die  einen  geschlossenen 
Bezirk  mit  14  bis  ao,ooo  Einw.  besitzen,  ftir  die  Rechtspflege  in  3,  Instanz  u. 
iilr  Polizei  (der  mittlem  Art)  ein  für  beide  vereinigtes  Collegium  unterhalten, 
unter  dem  Namen  Regierungs-  und  PolizeiCanzlei.  Beilage  IV  zu  der  Verfass. 
UrlL  T.  1818.  Der  Herzog  r.  Leuchtenberg,  als  Fürst  r*  EichstSdt,  darf  ein 
Ton  der  Justizcanzlei  getrenntes  CoUegiuro,  unter  dem  Namen  Polizeicanzlei 
unterhalten.  Man  s.  die  unten  §.  317  angef.  k  Erklar.  r.  16.  Nor.  1817.  In 
Pretusen  dürfen  die  Standesherren  für  zweite  Instanz  ein  Justizcollegium,  u. 
für  niedere  oder  BezirkPolizeiverwaltüng  einen  Oberbeamten,  unter  dem  Titel 
Polizei,  oder  Regierungsrath ,  bestellen,  desgl.  f3r  ihre  Privatverwaltung  eine 
Rentkammer  oder  DomSnencanzleL  Man  s.  die  unten  $.  3i6  angef.  Instruetion 
T.  3o.  Mai  i8ao,  §.  38  ff.  u.  60.  Dem  Fürsten  von  Wied  hat  im  J.  i8i6  der 
König  die  Errichtung  eines  RegierungsGoUegiums  bewilligt,  für  Polizeiverwaltung) 
Kirchen-  und  Schulsachen,  u.  Rechtspflege  in  zweiter  Instanz.  Auch  der  Fürst 
▼on  SolmsBraunfels  erlangte  im  J.  1828  eine  gleiche  Bewilligung. 

<0  Vergl.  oben  §.  3o4)  Note  d,  vu  (P.  J*  Flobbt)  Ueber  das  Recht,  die  Domainen 
der  Standesherren  zu  besteuern;  in  Gaowc's  u«  Javt's  Germanien;  Bd.in,  Heft  1, 
Noffl.  3. 

0  Die  BundesActe,  Art.  14,  bewilligt  ihnen  üherhaupt  privQegirten  Gerichtstand, 

ebne  Ausnahme  zu  nfachen,  in  Ansehung  einer  oder  der  andern  Art  desselben.  ^^ 

Aach  bleiben  den  Standesherren  ihre  Grundgüter  oder  Domäne^  Q.  333  e),  und 

ilire  grundherrlichen  Gerechtsame,  ihre  Rechte  Siu£ PatränanialDtenste  oder  Frohnen 

(S.  4^,  a),  nebst  den  statt  derselben  etwa  zu  entrichtenden  Reluitions-  oder 

Oiffutgeldem,  und  auf  Grund-  oder  Patrimonial Ah  gaben  {%.  ^i^  \u  f.  vl  393), 

desgleichen  die  LehnPräetanda  aller  Art«  obgleich  deren,  als  blofser  Eigenthum- 

i^te  (|.  3o6,  Num.  9),  in  der  BundesActe  ausdrücklich  nicht  erwähnt  ist. 

VergL  unten  |.  893  u.   Ki.vbbb*s   Staatsr.   des  Rheinbundes,  {b  aio.     Wider 

gesvmngene  Ablösung  solcher  Abgaben  und  Dienste  ($.  393  g),  s.  man  die 

Vorstellux^  der  Fürsten  von  LÖwensteinWertheim  bei  dem  GH.  von  Baden, 

in  der  Frankfurter  OberPostamtZeitung  t.  23.  Nov.  i83i;  u.  die  Antwort  des 

(IttgL  Staatsministeriüms  darauf,  ebendas.  Blatt  v.  6.  Dec.  i83i.    Desgl.  die 

Beschwerdeschriften  derselben  Fürsten  bei  der  B.  V.  v.  i83a,  unter  $.  3i«  d* 

Die  Gefalle  der  vormals  reichsstandischen  Fürsten  und  Grafen  vor  und  nach 

^er  Mediatisirung.    München  1828.    8. 

•^  Vergl.  die  baierische  Declaration  v.  1807,  L.  v.  Dusch,  Abhandlungen  S.  179  A^ 
Von  Schuldenaitheilung,  dieselbe  Declaration,  I. 
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^)  Hieroo  f.  man  die  CongreftVerhanciliiiigeii,  in  HLffm^t  aogef.  Ueberticht  «tc, 
S.  3oi  u.  3ii  iL  Vergl.  oben  |.  loa,  c.  Weil  die  meisten  Stimmen  Tfollta, 
dafs  der  B«  V.  die  Bestimmung  der  Grenze  der  höheren  Regiernngsreckte  n 
überlassen  sey.  VergL  die  baierische  Declaration  v.  1807,  G  —  H.  t.  Dees«! 
Abhandlungen,  6.  i83  ft  —  Ob  den  St.H.  das  Fücutreckt,  ohne  besondere 
landesberrltche  Verleihung  gebühre?  unten  f.  478. 

c )  80  die  fiseaUsehen  JTorrechie  der  Schatulle  des  Landesherm  und  seiner  Gemabliii, 
unten  |.  335.  Desgleichen  das  Recht  der  vierzigjährigen  Yerjäkrung.  C  F. 
EL^-xa's  Themis,  Bd.  I,  Heft  3,  S.  19«    Vergl.  unten  )•  335,  a. 

d)hi  Absicht  auf  ^ianiieeherrliehe  Ferätueerungen,  sind  Terschtedene  Falle  zu  unter- 
scheiden.    Dafs   SU   der  Rechtsgültigheit  solcher   VerSuderongen  jeder  Art, 
suTÖrderst  die  Beobachtung  jener  Förmüchheiten  nöthig  sey,  welche  Landesgese to; 
Lehnverhältnils  und  Familienyerfassung  gebieten,  rersteht  sich  von  selbst   Wiri 
die  Sttmdeeherrltehkeit  (§.  3o«)  an  ein  ebenbürtiges  Mitglied  der  atandesherrlirba 
Familie   Teräulsert,   so   bleiben    die   Familienrechte  und  der  standesherrücb 
Rechtsrastand  uuTerandert,  nur  tritt  der  Veräufserer,  in  Ansehung  seiner  ytp 
sönlichen    standesherrlichen  Vorrechte,   surück   in    die  Reihe    der  eiafaciiei 
Familienglieder.    Anlangend  die  Frage  von  Veraufserung  der  Standesherrliciilnt 
au&erhalb  der  Familie,  und  nicht  an  den  Suat  (§.  3oa,  IE),  so  hörnen  dir 
standesherrlichen  Vorrechte,  welche  auf  das  Verhältuil^  eu  dem  T.  Bund  lul 
Bu  den  Bundesstaaten  insgesammt  sich  besiehen  (§.  3o3),  ohne  EinwilUgiu^  (in 
Bundes ,  auf  den  neuen  Erwerber  nicht  übergehen ,  und  die   standesherrlicba 
Vorrechte,  welche  auf  das  besondere  VerhältniCs  en  dem  Inland  sieb  besiebn 
(§.  do6-*-3o6),  nicht  ohne  specielle  Einwilligung  der  Suatsregierang.  W» 
aber,  in  solchem  Fall,  den   standesherrlichen  Rechtsaustand  des  Verauisererv 
für  seine  Person  und  Familie,  betrifft,  im  VerhSltnifs  nicht  nur  su  dem  Inlu^ 
sondern   auch   au  dem  T.  Bund  und  sämmtlichen  übrigen  Bundesstaaten,  so 
kann  der  Ver&uOierer  auf  Fortgenufs  nur  jener  persönlichen  und  Famflienrecfiie 
Anspruch  machen,  welche  ihrer  Natur  nach  unabhängig  sind  ron  dem  Besiti 
der  veräulserten  Standesherrschaft;  insbesondere  hört  er  auf,  dem  Staat,  a 
dessen  Gebiet  die  Standesherrschaft  gellten  ist,  standesherrlich  speciell  ansuge- 
hören.    Eine  VerSufserung  au  der  Standesherrschaft  gehörender  EigenthtmrtcW, 
oder  dayon  herrührender  Einkünfte,  hat  einen  Verlust  standesherrlicher  Vo^ 
rechte  nicht  cur  Folge,  weder  für  den  Veräufserer  noch  für  seine  Familie;  es 
gehen   bei  Vcräudierungen   dieser  Art   aufserhalb   der   Familie,  die  mit  der 
▼eränfserten  Sache  verbundenen  standesherrlichen  Vorrechte,  a.  B.  Befrousj 
Ton  Steuer  und  Einquartirung,  ohne  besondere  landesherrliche  Genelniig^* 
auf  den  neuen  Erwerber  nicht  über.    So«  in  Ermangelung  positiver  RecktsDe- 
atimmung.    Eine  aolche  findet  sich  in  der  unten  (§.  3io)  angef.  k.  preo&i<cfaes 
Instruction  vom  3o.  l^Iai  i8ao,  §.  6a  u.  63.    Zu  den  Eigenthumrechten  and  den 
davon  herrührenden  Einkünften  werden  daselbst  gerechnet:  «die  DotoMnea  m 
Privatgüter  des  Standesherrn,  seine  Bergwerke,- Hütten   und  Hammerwerke, 
seine  Jagd-  nnd  Fischereigerechtigkeit,   seine   Rechte  auf  Patrimonialii)^^ 
und  PatrimonialDienst,  also  Grund-  und  Bodenzinse,  Renten,  Gülten  u.  Zeimtest 
Hand-  n.  Spanndienste,  seine  Patronatrechte,  seine  Erbsins-  und  Lehnherrlic 
keit»  etc.     Vergl.    auch   die   baierieehe   Declaration  von   1807,  H.  ^^  ^jl 
Rvnxn  in  E.  M.  ScnxLLnro's  Archiv  für  CameralRecht  u*  SUatsverwaltung«  ^ 
(Leipz.  1817.  8.)  Heft  3,  Nnm.  3.    v.  Daxscn  Abhandlungen,  S.  ^^^:^\ 
(S.  ao6„^)  sogar  der  Verlust  des  hohen  Adelstandes  und  der  Ebenbnrtigii^ 
als  rechtliche  Folge  einer  Veraufserung  der  standesherrlichen,  vormsl»  reic 
ständischen  Besitzungen  bezeichnet  wird.  —    Zu  bemerken  ist  hier,  ^  ^   ^ 
bei  der  B,  V.  in  dem  J.  1829  eingereichten  Verzeichnissen  (Gothaiick«"  ^^  * 
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Hoflialeiid«r  aiif  i83o,  S.  i83o,  6.  ^67)  der  Inläud^chen  Sundesherren,  Preussen 
jene,  welche  ihre  Standesherrschafiten  veräuCsert  habeu,  nämlicb  den  Grafen 
vou  Walimodcn  und  den  Freiherrn  ron  Bömmelberg,  nicbt  mit  aufiRUirt;  und 
ebco  so  ff^ürtemherg-  den  Fürsten  von  Melterntch,  der  seine  Standesherrscbaft 
Ochsenhausen  reräufsert  bat,  und  den  Grafen  Ton  Aspremont^Lynden,  der 
1811  seine  Standesberrscbaft  Baindt  yerkauft  hat,  auch  nicht,  wohl  aber  den 
Fürsten  von  ColloredoMansfeld,  obgleich  derselbe  seine  standesherrliche  Herr- 
»chaft  Groningen  durch  Vertrag  vom  2«  Jänner  1837  an  Würtemberg  verkauft 
hat  —  Auch  der  Fürst  ku  HaunitzNietberg,  ohne  männliche  Nachkommen, 
hat  die  Grafschaft  Nietberg  in  Westphalen,  welche  durch  den  Art.  43  der 
wiener  Congrefsacte  v.  i8i5  für  eine  Standesherrschaft  unter  preufsischer 
Staatshoheit  erklärt  war,  um  das  J.  iBiS  an  den  Gutsbesitzer  Tenge  eu  Nieder- 
barkhausen im  Fürstenthum  Lippe  verkault;  desgleichen  verkaufte  der  Graf 
T.  SternbergManderscheid  am  3o.  März  i83d  seine  Standesherrschaft  Schüssen- 
ried  und  Weissenau  an  die  Krone  Würtemherg.  Bei  solchen  Fällen  von 
dem  T.  Bund  anerkannter  Fortdauer  blofs  persönlicher  Standesherrlichkeit 
der  Häupter  standesherrlicher  Familien,  ohne  Standesherrschaft  würden 
diese  Häupter  nebst  ihren  Familiengliedern,  gleichwie  die  oben  (§.  3o3,  e) 
enrähnten,  eme  eigene  Glasse  von  Standesherren  bilden,  nämlich  stände s» 
herrliche  PersoneUisUn ,  im  Gegensatz  der  Realisten« 
)  Die  unten  angef.  preufs.  Instruction  v.  3o.  Juni  1820,  §.57  —  61,  Von  Baiern 
s.  T.  DfiiscH,  Abhandlungen,  S.  176  ff.  u.  200  f.  —  Etliche  Standesherren 
benennen  die  Ganzlei,  welche  fUr  die  ihrer  Person  unmittelbar  obliegenden 
öffentlichen  oder  Privatgeschäfte  bestimmt  ist,  CcthmeU    Vergl.  §.  344« 


§*    507.  (235.) 

)  Grundlage   su    einer    nähern    uud    gleichförmigen    Bestimmung 

des  Rechtzustandes  der  Standesherren» 

Veberdiefs  ist,  um  die  ia  den  wiener  Gongrefsyerhandlungen  von 
oekreren  Seiten  in  Anregung  gekommene  Unbestimmtheit  mancher  Rechts- 
icrhaitnisse  sofort^  ganz  oder  theilweisef  zu  beben,  in  der  teutschen  Bun« 
biete  festgesetzt:  «dafs  als  Basis  und  Norm,  a)  bei  der  nähern 
Nimmang  der  angeführten  Befugnisse  sowohl)  wie  b)  überhaupt, 
lodin  allen  übrigen  Puncten  zu  weiterer  Begründung  und  Feststel- 
Qog  eines  in  al len  Bundesstaaten  übereinstimmenden  Bechtzustandes 
icr  mittelbar  gewordenen  (der  teutschen  Bundesfürsten  untergeordneten 
ronnaligen  reichsständischen )  Fürsten,  Grafen  und  Herren ,  die  in  die* 
»ni  BetrelT  erlassene  königlich- bai er i sehe  Verordnung  vom  Jahre 
1807  ")  unterlegt  werden  »  soll  *). 

»)  Diese  ist  unten  §.  3i3,  Note  e,  näher  angezeigt.  —  Die  wiener  Erörterung 
^*tt  Punctea  findet  man  in  Klvbsr's  Acten  des  wiener  Gongresscs,  Bd.  n, 
S.  4m,  467,  49^9  5o4,  611,  53o  u.  Ö38,  Ebendess,  Uebersicht  etc.  S.  3i5  —  32i.  — 
^^  diese  baiertsche  Declaration  verweisen  abermals  die  Beschlüsse  der  B.  V. 
^*  M*  Mai  1819  u.  17.  Oct.  1820,  iu  den  Protoc.  v.  1819,  §.  loi;  u.  v.  i8ao, 
!•  17&  In  dem  GommissionsVortrag  in  der  BeiL  20  zu  §.  101  der  Protoc.  v. 
1819,  heilst  es:  «Die  Absicht  des  t.  Bundes  wollte  und  konnte  es  nicht  sejn, 
ui  selbigen  (in  den  wiener  und  sonstigen  Verhandlungen )  die  Lage  der  Media« 
l^^äWi,  üffeiitL  Recht.  4.  Aufl.  31 
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tisirten  Ungewisser  oder  scUechter,  wie  Im  rhefaifsclien  Bunde,  so  iteOai.  Di 
VorachriAen  desselben  aber  lauten  auch  för  alle  Staaten  gemein;  nur  wäre 
sie  nicht  allenthalben  gehörig  befolgt.  Es  liam  also  darauf  an,  eine  Lande 
gesetEgebung  eu  finden ,  wo  dieses  am  meisten  geschehen  war;  und  es  ist  i 
dieser  Hinsicht,  daCi  die  baierische  Verordnung  von  1807  als  nonnircnd  avi^ 
stellt  ward;  wefshalb  auch  die  unmittelbare  Beziehung  auf  die  BnndcsAd 
unterbleiben  konnten. 
4)  Eigene  Verhandlungen  der  BundcsTCrsammlung  über  diesen  Gegenstand  &tek 
bevor.  ProtocoUe  der  B.V.  t.  1816,  $•  3i;  ▼.  1817,  g.  5.  Hi^uasa^s  Staatsardiit 
Bd.  n,  S.  87. 


§•   508.  (236«.) 

BechUverwahnmg  der  St^H.  g^gen  f^orsiehenies»    Behauptete  JVidfx 
Herstellung  einiger^  und  Unierwerfung  anderer  unier  Preussen. 

Darch  vorstehende  Bestimmungen  fanden  die  Standesherren  Oui 
Hoffnungen  und  Erwartungen  nicbt  befriedigt  a).  I^  Mehrere  behielia 
dawider y  sofort  auf  dein  wiener  Congrefs,  durch  formliche  RechtS' 
yerwahrung,  den  Umfang  ihrer  Hechte^  wie  ihn  der  Besitzstand  m 
i8o5  bezeichne,  sich,  ihren  Nachliommen  und  Unterthanen,  für  ewige  Zei- 
ten yor  i)^  II)  Verschiedene  yon  Napoleon,  theik  bei  Errichtung  de» 
rheinischen  Bundes,  theils  spater  ihrer  politischen  Selbstständiglteit  henuhttt 
and  theils  dem  Grofsherzogthum  Berg,  theils  Frankreich  nntervorfcBj 
gewesene  Fürsten  und  Grafen  c),  deren  Besitzungen  in  dem  ehemalig' 
westphälischen  Kreise  gelegen  sind,  suchten  insbesondere,  wiewohl  yergebemJ 
auf  dem  CongreTs  den  Grundsatz  geltend  zu  machen,  dafs  sie,  nach  Ter- 
treibung  der  ihnen  aufgedrungenen  fremden  Herrscher,  in  ihre  Torigenl 
Rechte  ipso  jure  wieder  eingetreten  sejen  «O«  ^)  ^^  ^^ 
bestrebten  sich  auf  dem  CongreTs,  durch  freiwillige  Unterwerfung  unter 
Preufsen,  Erleichterung  und  einen  gesicherten  Rechtszastand  za  erlao- 
gen  «);  ein  Schritt,  welcher  jedoch  eine  Absonderung  ihres  Schlclisals  roa 
jenem  der  übrigen  Standesherren  nicht  zur  Folge  hatte.  IV)  Alle  diese^ 
Widerspruche,  Verwahrungen  und  Bestrebungen  haben  die  BestinuDuo^ 
der  SchlufsActe  des  wiener  Congresses  und  der  BundesActe  weder  aufzr 
halten  noch  zu  entlcraften  yermocht 

a)  KLuBxa*s  Uebersicht  der  diplom.  VerhandL  des  wiener  Congresses  S.  ii9^ 
3s6  f. 

*)  Klubeb  a.  a.  O.  S.  149  f.,  817,  3«i,  829  f.  u.  665.  Ehendess.  Acten  deswicDfl 
Congr.,  Bd.  VI,  8.  3a3  u,  3a5.  —  Fortwährende  rolle  Reehtsgultigliat  diöä 
Protestation,  selbst  für  jene  Standesherren,  die  mit  den  über  sie  gebietende 
Regierungen  über  die  ihr  RechUTerhältuifs  bestimmenden  Edicte  und  Dedaratiooei 
Verträge  geschlossen  haben,  wird  behauptet,  in  den  <a BetraekUmgen  ul)er  d* 
Uneulänglichkeit  des  14.  Art  der  BundesActe  zur  Befriedigung  der  mediatistrteii 
Reichsstände»  (Heidelb.  i833.  8.)  S.  35  ff.—  Anträge  des fursd Gcsammthaus« 
LöwensteinWertheim  ,auf  Zusätee,   nähere  Bestimmung   und  Acnderungf" ''" 
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Art.  14  der  BandesActe,  in  dessen  (unten  V  ^^^  d  u.  a  angef.)  Eingaben  bei 

der  B.  V.  r.  3o.  Sept.  i833  u«  29.  Sept.  i834« 
r)  Die  Herzoge   von  Arenberg,   LoosGorswarem,   nnd    Groy,    die  Fürsten  von 

SahaSalm  und  SalmKyrbarg,  der  Rheingraf  (seit  1817  Fürst)  TOn  SalmHorstmar, 

und  der  Graf  (seit  1817  Fürst)  TOn  BentheimSteinfurt. 
i)  Blvbib  in  der  angef.  Uebersicht,  S.  x5o  u.  828  f. 
r)  Klvbkb  a.  a.  O.,  S.  i5o  ff.  n.  33o  f£    Dieses  thaten  die  Fürsten  yon  SaynWitt- 

gcnstein,  WiedNeuwied  und  WiedRunIcel,  die  Fürsten  und  Qrafen  von  Solms, 

der  Graf  von  BeütheimRheda  oder  Tecklenburg. 


§♦   509.  (236b,) 

Bestimmungen  der  wiener  SddussActe. 

Die  wiener  ScblufsActe  von  1820  a)  sichert  abermal  den  Rechts- 
sostand  der  Standesherren,  durch  folgende  Bestimmung^  «Es  liegt  der  Bundes- 
Tersammlung  ob,  auf  die  genaue  und  yollständige  Erfüllung  derjenigen  Be- 
stimmongen  zu  achten,  welche  der  vierzehnte  Artikel  der  BundesActe  in  Be- 
treiF  der  mittelbar  gewordenen  ehemaligen  Reichstände  und  des  ehemaligen  un- 
mittelbaren Reichsadels  enthält     Diejenigen  Bundesglieder,   deren  Ländern 
die  Besitzungen  derselben  einverleibt  worden,  bleiben  gegen  den  Bund  zur 
im?ernickten   Aufrechthaltung    der    durch    jene  Bestimmungen  begründe- 
ten  staatsrechtlichen    Verhältnisse    verpflichtet.      Und   wenn    gleich    die 
Streitigkeite^i,  welche  über  die  Anwendung  der  in  GemäTsheit  des 
rierzehnten  Artikels    der  BundesActe  erlassenen  Verordnungen  oder  abge- 
schlossenen Verträge  entstehen,  in  einzelnen  Fällen  an  die  competenten 
Behörden    des   Bundesstaates,  in  welchem  die  Besitzungen  der 
mittelbar  gewordenen  Fürsten,  Grafen  und  Herren  gelegen  sind,  zur 
Entscheidung  gebracht  werden  müssen;  so  bleibt  denselben  doch,  im 
Fall  der  verweigerten  gesetzlichen  und  verfassungsmäsigen   Rechts- 
liülfe,  oder  einer  einseitigen  zu  ihrem  Nachtheil  erfolgten  legislativen 
Erklärung   der   durch  die  BundesActe  ihnen  zugesicherten  Rechte,  der 
Recars  an  die  Bundesversammlung  vorbehalten  ^);  und  diese  ist  in 
einem  solchen  Falle  verpflichtet,  wenn  sie  die  Beschwerde  gegründet  fin- 
det, genügende  Abhülfe  zu  bewirken»  <?). 

<)  Art  63,  verbanden  mit  der  allgemeinen  Bestimmung  des  Art.  53;  in  KlI'Bee^s 
Quellensammlung,  S.  218  u.  ai5.  —  Verhandlungen  über  die  Rechtsverhältnisse 
der  Standesherren,  in  den  wiener  MmisterialConferenten,  in  dem  38.  Protocoll, 
y-  11.  Mai  1830.  Von  standesherrlicher  Seite  waren  damals  in  Wien  seclis 
besondere  AnJträge  gemacht  worden,  und  es  hatte  der  neunte  Ausschufs  einen 
^nen  Vortrag  über  den  i4*  Art  der  B.  A.  erstattet,  welcher  nebst  jenen 
Anträgen  von  östreichiscfaer  Seite  der  Conferenz  empfehlend  vorgelegt  ward. 
Diese  beschlofs,  eine  Berathung  bei  der  B.  V.  hierüber  einraleiten.  Die  B.  V. 
nahm  hierauf  diesen  Gegenstand  in  die,  Note  a  des  hier  folgenden  §.,  erwähnte 
Zusammenstellung  auf.  —  Schon  in  den  carlsbader  Conferenzen  (Protoc.  v. 
3o.  IL  3i  Aug.  1819)  war  die  Frage  von  einer  bestimmenden  Auslegung  des 
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i4«  Art.  der  Bundes  Acte  £ur  Sprache  gekommen  (  sie  ward  aher  m  den  dimals 
beschlossenen  wiener  Conferenxen  Terwiesen. 

h)  Beschränkende  Meinung  über  diesen  Recura,  in  Rudhabd*s  Recht  des  d.Baades, 
S.  ai7  u«  ff.  —  Beschwerden  über  Verletaung  standesherrlicher  Rechte  sind 
fsuvörderst  bei  den  competenten  Landesbehdrden,  dann,  im  Fall  einer  hier  er- 
folgten Abweisung  f  im  Rechtsweg  bei  den  Landesgerichten  ansubringen.  Kach 
hier  erfolgter  ordnungsmasiger  Verhandlung  und  rechtskraftiger  Eatscheidoiij, 
findet  Recurs  an  die  Bundesrersammlung  nicht  Statt.  Beispiel  einer  gerichtL 
Verhandlung  und  Entscheidung  durch  das  knrhessische  OberAppeUatioasgerieht, 
in  B.  W.  Pfbiitxb*8  Rechtsausftihrungen,  Bd.  11,  S.  ^o5  —  4^^  **  Recnrg  n 
die  B.  V,  in  Beschwerdefallen  der  genannten  Art  findet  Statt:  bei  einer  Justiner- 
Weigerung,  und  bei  einseitiger  legislativer  Auslegung  der  durch  die  Bundesirte 
den  Standesherren  sugesicherten  Rechte. 

c)  Diese  specielle  Bestimmung  paust  an  der  allgemeinen  Regel  in  der  Prorisor. 
Bestimmung  über  die  Gompetens  der  B.  V.  t.  i9.  Juni  1817«  §•  4i  Kum.  5, 
Klübxb's  Quellensammlung  etc.,  S.  387  f. —  Beschwerden  über  Beeinträchtigung 
in  dem  durch  den  Art.  t4  der  BundesActe  festgesetsten  Rechtssustande,  m 
besondere  auch  durch  legislatire  Bestimmungen,  haben  wider  Baden  bei  der  B.  V. 
angebracht:  der  Graf  Ton  LeinmffenBüUghetm,  durch  e.  Eingabe  Tom  92.  Mai 
i83a,  und  das  Gesammthaus  Löwenetemff^ertkevn,  durch  Eingaben  vom  sd.Mln 
u.  96.  Mai  i83a,'  ai.  Mars  u.  3o.  Sept.  i833.  In  einer  Eingabe  t.  la.  Juni  i834 
hat  der  Erbprins  Gonstantin  ▼.  Löwenstein WertheimRosenberg ,  ab  Beroll- 
mSchtigter  seines  Gesammthauses  und  der  meisten  übrigen  Standesherren  bei 
der  B.  V.  auf  eine  Bestimmung  des  T.  Bundes  angetragen:  dafs  in  allen  Filinii 
wo  eine  Beschwerde  so  genannter  Mediatisirten  wider  ihre  Staatsregierung  tob 
der  B.  V.  nicht  sofort  für  unbegründet  erachtet  wird,  die  B.  V.  gerichtliche 
Erörterung  und  Entscheidung  derselben  einem  AusträgalGericht  oder  einer  andern 
▼on  der  Landesregierung  unabhSngigen  richterlichen  Instans  aufzutragen,  uod 
das  Urtheil  in  eigenem  Namen  au  publiciren,  auch  für  dessen  VoUsiehunf  du 
Nöthige  ansuordnen  habe. 


§♦   510^  (236*.) 

Ferhandhtngen  tmd  Beschlüsse  der  B.  V* 

Ihrer  Bestimmung  gemafs,  hat  die  Bundesyersammlang  die  He^ 
Stellung  und  Aufrechthaltung  des  gesammten  standesherrlichen  Rechuza- 
Standes  sich  zur  Pflicht  gemacht.  Nicht  nur  hat  sie  I)  die  Frage  tod 
standesherrlichen  CuriatStimmen  in  dem  Plenum  der  B.  V.  unter  iHre 
Berathschlagungsgegenstände  formlich  aufgenommen  (§.  lao,  g);  sondern 
sie  hat  auch  U)  dasselbe  in  Absicht  auf  Vollziehung  des  14.  Artikels 
der  BundesActe  gethan  a),  und  für  diesen  Zweck,  durch  einen  Beschlafs 
Tom  1.  Oct*  1818,  eine  eigene  Commission  aus  ihrer  Mitte  niederg^ 
setzt  ^).  HQ  Diese  Commission  erhielt  den  Auftrag:  i)die  angebrach- 
ten oder  weiter  sich  ergebenden  Beschwerden  und  Vorstellungen  der  sul>- 
jicirten  ehemaligen  Reichsstände,  Reichsritterschaft  und  Beichsangehorigen 
zu  erörtern,  und  gutachtlichen  Vortrag  zu  deren  Erledigung  zu  erstatten; 
3)  eine  Zusammenstellung   und  Anwendung  derjenigen   Grundsatze  zu  be- 
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guuchten,  welche  zur  befriedigenden  Erfüllung  des  Art.  14  der  Bundes* 
icte,  sowoU  in  Hinsicht  der  Form  der  Behandlung  als  in  Ansehung  der 
Sache  selbst,  für  angemessen  erachtet  werden  «).  lY)  In  einem  Vor- 
trag ^9  eroffiiete  diese  Commission  ihre  Ansicht  über  Wortlaut  und 
)uin  des  i4-  Artikels  der  BundesActe,  insbesondere  im  Yerhältnils  zu  Lan- 
iesgesetzen  und  Einrichtungen ,  über  den  Gesichtpunct,  aus  welchem  über- 
iiefs  die  baierische  Declaration  Ton  1807,  als  Basis  und  Norm  zu  «weite- 
rer Begründung  und  Feststellung  eines  in  allen  teutschen  Bundesstaaten 
übereinstimmenden  Rechtszustandes  der  mittelbar  gewordenen  Fürsten, 
Grafen  und  Herren»  (§•  807)  zu  betrachten  sej^  und  über  diejenigen 
Gegenstände,  welche  zu  befriedigender  Erfüllung  des  14«  Artikels,  durch 
^^enseitige  Yerhandlungen  der  einzelnen  Regierungen  mit  ihren  Standes- 
berren  zu  erledigen  wären,  mit  Yorbehalt  des  Erklärungs-  oder  Entschei- 
loogsrechtes  der  B.  Y*  für  den  Fall  eines  Zwiespaltes.  Zugleich  über- 
reickte  die  Commission  eine  tabellarisch  geordnete,  vergleichende  sununa- 
riscke  Darstellung  des  Rechtszustandes  der  subjicirten  vormaligen  Reichs- 
rtinde  0),  Noch  ist  nicht  gelungen ,  alle  Beschwerden  von  Standesherren 
aber  Nichtvollziehung  des  14«  Artikels  zu  heben/). 

•)  b  der  Reihenfolge  ihrer  Agendonim'  setste  die  B.  Y.  diesen  Gegenstand  als 
VIT  dritten  Classe  gehörend.  Frotoc.  t.  1817,  §.  5a,  Beilage  11,  Num.  ü,  u. 
§•  91.  Wiederholt  ward  solcher,  unter  Num.  i,  in  die  Ordnung  der  Berath- 
schlagnngftgegenstande  geseUt,  in  dem  Protoc.  y.  1817,  §.  388,  und  abermal  in 
diejenige  «Zusammenstellung  der  sur  weitern  Berathung  an  den  Bundestag  su 
bringenden  besondern  Gegenstande»,  welche  su  der  yertraulichen  Sitsung  r. 
17.  Juli  i8to  loco  dictaturae  gedruckt  ward.  —  Summarische  Uebersicht  der 
Verhandlungen  der  B.  Y.,  die  Staatsrecht!.  Verhältnisse  der  Mediatisirtcn  betr.. 
In  d.  Archiy  för  Standes-  und  gruodherrl.  Rechte,  Bd.  I,  Heft  1,  S.  187  C, 
Heft  9,  S.  919  ff.,  Heft  3,  a  181  ff. 

i)Protocolle  der  B.  Y.  r.  1818,  $.  995;  t.  1890,  §.  11  u.  910;  ▼.  1891,  §.  170. 

0  Proioc.  V.  1818,  §.  995. 

^)  Beilage  90  za  §.  101  de«  Protoc.  v.  94.  Mal  1819,  u.  in  d.  angef.  Archiv,  Bd.  I, 
Heft  9,  S.  144  ff.,  Heft  3,  S.  i37  ff.,  auch  bei  YoLLGBArr  a.  a.  C,  Beilagen 
XVH,  nebst  Beil  XVm  —  XXL  Einen  frühem  gutachtl.  Bericht  des  hannöver. 
Gesandten,  findet  man  in  der  Beil.  99  su  %.  3i  der  Protoc.  v.  i8i6. 

«)  Beilage  94  su  §.  101,  der  Protoc.  y.  1819;  auch,  u.  swar  ausgedehnt  auf  das 
%K  hessische  Edict  y.  7«  Apr.  1820  u.  die  preuls.  Instruction  y.  3o.  Mai  1890, 
m  d.  angef.  Archiv,  Bd.  11,  Heft  1.  S.  108  ff.  Darin  sind  die  einzelnen  Gegen- 
stände übersichtlich  dargesteUt,  nach  der  baier.  Declaration  y.  1807,  nach  der 
vvürteinb.  DarsteUung,  nach  dem  badischen  Edict  y.  1819,  nach  der  grofshersog- 
lieh -hessischen  Erklärung  y.  5.  Mars  1818,  nach  dem  baier.  Edict  yom  96  Mai 
1818,  und  nach  der  rhein.  BundesActe. 

/)  Man  s.  die  oben  $.  3o8  b,  angef.  Schrift:  «Betrachtungen  u.  s.  w.» 
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§♦  31  !♦  (236*.) 

Fortseixu»^.    AaehenerCongressBetehbtss. 

T)  Durch  einen  Beschlufs  yom  a4-  ^^  18^9  ^)9  worden  Mmiif 
TOn  der  B.  Y«  i)  alle  Begiernngen^  die  es  angeht,  «dringend  anfgefordeit,^ 
den  Sobjicirten  zayorderst  alle  die  einzelnen  Befugnisse  und  denjeni- 
gen gesammten  Bechtszo stand  angedeihen  zu  lassen,  so  'wie  die 
Bestimmungen  des  Art.  14  9  zugleich  mit  der  baierischen  Verordnung  toq 
März  1807,  ^^  Basis  und  Noim  dazu  angeben,  auch  sich  dieserhalb  nur 
zunächst  an  den  Ausdruck  und  die  Vorschrift  derselben  zu  halten;  diejeni- 
gen Verordnungen  der  einzelnen  Bundesstaaten,  welche  hiemit  in  'Wicle^ 
Spruch  standen,  oder  nicht  ausreichten,  mochten  abzuändern  oder  z8 
ergänzen  seyn»  Femer  mSchten  2')  die  Regierungen  über  alle  Puncte 
und  streitigen  Fragen^  welche  durch  die  yorgedachten  Bestimmiingei 
nicht  erledigt  werden,  oder  worüber  eine  yerschiedene  Anwendung  nach 
der  eigenthümlichen  Beschaffenheit  der  Bundesstaaten  gewünscht  virJ, 
zwar  noch  die  Unterhandlungen  mit  den  ihnen  subjicirten  yormaliges 
Reichsfliänden  and  Reichsadeligen  ungesäumt  fortsetzen  und  betreiben,  damit 
ein  freiwilliges  Uebereinhommen  noch  yersucht  werde,  in  dessa 
Ermangelung  jedoch  wären  innerhalb  kürzester  Zeitfrist  diejenigen  Pancte^ 
welche  dann  noch  streitig  und  unerledigt  geblieben,  nur  mittelst  Vorlegaif 
der  darüber  geführten  Verhandlungen,  an  den  Bundestag  zu  bringen, 
nach  der  yon  demselben  im  Sinn  der  BundesActe  abzugebenden  Erkla* 
rung,  zum  endlichen  AbschluTs  zu  befordern  und  zu  entscheiden».  YQAof 
Veranlassung  der  in  den  wiener  MinisterialConferenzen  yon  1830  versam- 
roelten  Bevollmächtigten  der  Bundesglieder,  ward  abermals  die  Aofmerb- 
samUeit  der  B.  V»  auf  die  Anträge  und  Beschwerden  der  Standesbemn 
gerichtet  (§•  809,  a).  VII3  In  Ansehung  dieser,  hat  dieselbe  nacl  i^ie 
vor  sich  bestrebt,  ihrer  amtlichen  Thätigkeit  einen  angemessenen  Erfolg 
zu  yerschafFen  (§.3iou.  3ia).  VIU)  Auf  dem  Aachener  CongreTs  i8i8'^)t 
yereinigtenOestreich,Preufsen,  Frankreich,  Rufsland  undGrofs- 
britanien  sich  zu  dem  Beschlufs,  die  yoUständige  VoUziehaog 
des  14.  Artikels  der  BundesActe,  ohne  Beschränkung  und  willkükrliche 
Auslegung  bei  den  teutschen  Regierungen,  die  es  angeht^  durch  ihre  Ge- 
sandten zu  unterstützen,  und  wo  es  nothig,  daran  zu  erinnern,  dafs  die 
Souyeraine,  welche  die  wiener  CongrefsActe  unterzeichnet  haben,  für  deren 
Vollziehung  Sorge  zu  tragen  berechtig  seyen* 

a)  Protocolle  der  B.  V.  y.  181 9 «  §.  101;  in  Besiehung  genommen  in  d.  Protoc. 
V.  i8«o,  §.  178.  Jüur  fnrternierff  dissentirto  bei  diesem  BescUuIs,  unter  Anhö- 
rung besonderer  Grunde  (%,  101  des  ProtocoUs).  Auch  GH.  Hessen  gab  baW 
nachher  eine  abweichende  Erklärung,  im  §.  128  der  Protoc.  v.  1819.  —  Vchenm 
der  Verhandlungen  der  B.  V.  über  standeshcrrl.  Angelegenheiten  bis  i8«i}  ^" 
r.  ]Vl£vEn*8  Rcpcrtorium ,  Heft  2,  S.  aaa  —  23a,  u.  in  d.  Archiv  für  Standes-  «• 
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grimdhetT).  Rechte,  Bd.  I.  Heft  i,  8.  aig;  Heft  3,  S.  181.  Schon  in  demB^sMuis 
der  B.  V.  v.  1.  Oct  1818  (Protoc.,  $.  aa5),  wurden  die  «von  einzelnen  Tor- 
maligen  Betchsständen  und  yon  den  Beyollmächtigten  des  vormaligen  unmittel- 
baren Reichsadels  eingereichten  Vorstellungen,  den  Regierungen,  welche  es 
angeht,  im  Allgemeinen  zur  geneigten  Würdigung  empfohlen».  —  Auch  ist 
bemerkenswerth  der  Vortrag  des  Ostreich.  Gesandten,  in  d.  Frotoe.  t.  1.  Oct 
1818,  $.  aa5,   nebst  dem  ersten  PräsidialVortrag  in  d.  Protoc.  v.  1816,  §.  7, 

n,  1. 

()  Aachener  CooferensProtocoU  t.  7.  Not.  1818;  in  Klvbkh's  Quellensamml.,  1. 
FortsetEung,  S.  3-  Was  in  diesem  ProtocoU,  in  Absicht  auf  CuriatStimmen  der 
Standesherren  in  der  Bundesversammlung  beschlossen  ward,  bt  oben,  |.  3o3  ^, 
gemeldet 


§♦    5i%  (236*.) 

Standesherrliche  Besehwerden.  LandesherrÜehe  Gegenerklärungen  und 
jinxeigeny  wegen  Erfüllung  des  £4.  Art*  der  B.  A^ 

l)  Za  Erlangung  des  ihnen  zugesicberten  Rechtszostandes,  irendete 
ach  ein  grolser  Theil  der  Standesherren  mit  Anträgen  und  Beschwerden 
ui  die  BundesTersammlnng  «}*  Manche  dieser  Beschwerden  waren 
Toa  einer  bedeutenden  Anzahl  von  Standesherren  gemeinschaftlich, 
wider  die  Regierungen  yerschieden er  Bundesstaaten  gerichtet  ^);  andere 
TOü  mehreren  in  Gemeinschaft,  blofs  wider  die  Regierung  eines  ein- 
zelnen Landes  «).  Andere  Beschwerden  wurden  von  einzelnen  stan- 
desherrlichen Häusern,  blofs  gegen  die  Regierung  desselben  Landes 
angebracht  <0«  D)  Diejenigen  Regierungen  von  Bundesstaaten,  wider  welche 
Beschwerden  dieser  Art  namentlich  gerichtet  waren,  wurden  hiedurch  zu 
G^generhlärnngen  yeranlafst  •).  m)  Aber  auch  andere  Regierungen 
i^^en  Anlafs  zu  Anzeigen  bei  der  B.  Y«,  was  in  ihren  Ländern  sie 
ßr  Ordnung  des  standesherrlichen  Rechtszustandes  und  zu  Erfüllung  des 
14*  Artikels  der  BnndesActe  gethan  hätten  fy 

<)  Von  Zeit  eu  Zeit  erschienen  am  Sitz  der  B.  V.  eigene  Bevolimächtigrte :  etliche 
för  eine  bedeutende  Anzahl  von  Standesherren »  wie  anfangs  der  Graf  Georg 
voQ  fFaldecAPyrrnont  (Beil.  22  zu  §.  3i  des  Protoc.  v.  1816),  nachher,  au  dessen 
Stelle,  der  Graf  Friedr.  Carl  Ton  Bassenheim  (Protoc.  y.  1819,  V  101»  Beil.  ao 
^  33,  T.  18a  1,  §.  45);  andere  für  einzelne  standesherrlicho  Häuser,  z.  B.  fdr 
das  forstliche  Oesammthaus  Hohenlohe,  dann  für  CasUl  und  RechterenUmpurg, 
Protoc.  y.  »817,  §.  65  für  die  fürstlichen  Häuser  Leiningeti,  Lowenstemff^ertherm- 
iiosenlerg,  und  Thum  und  Taxi^,  Beil.  23  zu  §.  3i  des  Protoc.  von  18165  für 
^foenstetnff^ertheimFreudenherg,  Protoc.  v.  1820,  §.  1785  für  « beinahe  sämmt- 
l^chci^  Standesherren,  der  Erbprinz  Constamm  v,  LOwensteinH^erthetmRosenberg, 
^  e.  Vorstellung  y.  aa.  Nov.  1834)  gleichwie  derselbe  an  e.  solchen  an  die  zm 
Wien  «versammelt  gewesene  MinisterConfcrenzi»,  datirt  Wien  den  1.  Febr.  i834. 
VOQ  dessen  Antrag  auf  von  der  B.  V.  zu  bestimmende  richieriicha  Enischtidung 
ktandeiberrlicher  Beschwerden,  s.  man  oben  $.  3o9  c. 
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h)  Beilage  32  «u  f.  3i  der  Protoc.  t.  1816.  Wider  fnrtemherff,  BaJen  und  GE 
Hessen,  Beil«  to  EU  (•  101  der  Protoc  y.  1819. 

c)  Wider  fFürtemherg^,  Protoc.  v.  1821,  §.  4^  u.  107;  neue  Beschwerden  führte 
im  J.  1824,  bei  der  B.  V.  der  Graf  Waltbott-Bassenheim,  für  sich  und  die 
Mehrzahl  der  würtembergischen  Standcsherren.  Wider  Baden,  Protoc  ▼.  1811, 
§.  178;  V.  1821,  §.  16  u*  107.  Wider  Kurhetsen  und  GH.  Hessen,  i.  die 
folg.  Note. 

i^)  1)  Wider  fTürtemherg:  a)  von  dem  fürstl.  Hause  Tkum  und   Taxis,  BeiL  10  < 
EU  §.  101  des  Protoc.  y.  1819,  eine  Beschwerde,  welche  gutlich  beigelegt  ward,  ■ 
Protoc.  y.  18193  §.  209,  würtemb.  Regier.  Blatt,  1819,  Num.  i56;  b)  Ton  dem  .{ 
fÜrstl.   Gesammthause   Hohenlohe,  Beil.  20  eu  §.   101  des  Protoc.  r.   1819,  o. . 
Archiy  für  Standes-  u.  grundherrl.  Rechte,  Bd.  I,  Heft  1,  S.  39  ff.,  Heft  2<  S.  j 
29  fr.,  Heft  3,  S.  47  fr.,  Bd.  n,  Heft  1,  S.  38  fT.;  c)  die  Beschwerden  der  Gräfes  !' 
yon   ff^aideckPyrmoTU  und  yon  IsenhurgMeerhoU ,  wurden  durch  Uebereinkunft  -i 
beigelegt,  Protoc.  y.  1822,  §.  38,  würtemb.  Regier.  Blatt,  1819,  Num.  B7  u.  79» -~  i 
2)  Wider  ^a</0it,  a)  yon  dem  F.  vonLowensteinH^ertheimFreudenherg,  Beü.  20  es 
§    101  der  Protoc.  y.  1819,  Protoc  y.  1820,  §.  178,  y.  1821   §.  16,  u.  Arcbit 
für  Standes-  und  grundherrl.  Rechte,  Bd.  I,  Heft  1,  S.  72  fT.,  Heft  s,  S.  83  £, 
Heft  3,  S.  114  fr.;  b)  yon  den  fürstL  Hausem  Lowenstein^ertketmRosenBer^  u 
c)  Leininffen,  Protoc.  y.  1820,  §.  178,  u.  y.  1821,  §.  16,  u.  Archiy  für  stand»-  o.  ' 
grundherrl.  Rechte,  Bd.  I,  Heft  1,  S.  86  ff.,  Heft  2,  S.  89  ff.,  Heft  3,  S.  127  C  Letnisg. 
Denkschrift    y.    26.  Jan.    1827;    d)   yon    den    furstlicben    Häusern  LSwenstfO' 
ff^ertherm,  freudenberg-er  u.  rosenherger  Linien,  betr.  ErsatE  entsogener  Einkünfte, 
Denkschrift  y.  22.  Juni  1821.    Diese  Standesherren  sind  jetst  (Dec.  i83o;  mit  Bades 
in  gütlichen  Verhandlungen  begriffen,     e)  Von  dem  Gesammthause  LSwenstem- 
ff^crtketm,  betr.  die  Anwendung  badischer  Gesetse  wegen  Abschaffung  der  Herren-  1 
frohnen,  der  Blut-  u.  NeubruchEehnten,  Beschwerdeschriften  y.  25.  Mars  u.  26.  .Mai  . 
i832,  vom  21.  Mars  u.  3o.  Sept.  i833.  f)  Wegen  gleicher  Gegenstande,  Beschwerde-  j 
Schrift  des  Grafen  y.  UiningenBilUghetm,  y.  22.  Mai  i832.  —  3)  Wider  GH.  Hessen: 
a)  yon  dem  Gr.  y.  ErbachErbach,  Protoc.  y.   1821,  §.  206,  u.  y.  1822,  §.  44i 
die  Denkschrift  y.  12.  Jun.  1821,  mit  Anmerkungen,  in  d.  angef.  Archiy,  Bd.  I, 
Heft  3,  S.  i~46;b)  yon  den  ftirstl.  Häusern  SolmsBraunfels  und  SolnuIM, 
Denkschriften  y.  1.  Juli  1822,  9.  Juni  u.  29  Juli  1826,  u.  5.  Juli  1827,  u.  Protoc 
y.  1822,  §.  180,  N.  92;  c)   von  Solms^  HohensohnsLich ,  Denkschrift  y.  23.  OcL 
1826,.  yon  welcher  Seite  im  Juli  1829  bei  der  B.  V.  angeseigt  ward,  dafs  sämint- 
liehe  Beschwerden  dieses  Hauses  gehoben  seyen.  —    4)  Wider  Kurkeistm 
von  dem  Fürsten  von  IsenburgBüdingen  u.  den  Grafen  von  fsenburgMeerkoU  u. 
y.  Isenburgff^ächtersbach,  wegen  Besteuerung  des  standesherrL  Grundeigenthunui 
Denkschrift  vom  Dec  1826,  und  Eingaben  bei  der  B.  V.  im  J.  1829. 

#)  Beispiele:  i)  ^ürtemberg,  Protoc.  v.  1818,  §.  ^7  u.  205;  y.  1819,  J.  loi;  v. 
1821,  ^.  4S>  V,  1822,  %.  38.  2)  Baden,  Protoc.  y.  1818,  §.  107;  y.  1819,  $.  68; 
y.  1821,  §.  243.  3)  GH,  Hessen,  Protoc.  y.  1818,  §.65,  u.  die  dasu  gehörige, 
loco  diitaturae  gedruckte  «Nähere  Darstell,  der  standesherrL  Verhältnisse  in 
dem  GIEI.  Hessen,  S.  173  der  Orig.  Ausg.  der  Protoc  y.  1819,  §•  128. 

/>  1)  Freussen,  Protoc.  v.  1818,  §.  212  j  v,  1820,  §.  74;  2)  Baiem,  Protoc  ▼.  1B18, 
§.  i33>  3)  Hannover,  Protoc.  y.  1818,  §.  97.  4)  Nassau  Protoc.  y.  1818,  §.>o; 
5)  Baden  u.  GH.  Hessen,  Protoc  v.  18249  §•  10, 


Die  Standesherren.  489 

§.   515^  ^237.) 

IL  Nach  siaaisgeseixlichen  Bestimmungen  einobelner 

Bundesstaaten  s 

f)    vor  Errichtung  d§g  Teutschen  Bundes, 

I)  Schon  die  rheinisclie  BundesActe  a),  hatte  den  Bechtszustand 
ier  von  ihr  geschaffenen  Stande$herren,  im  Wesentlichen  rertragmäsig  ^) 
bestimmt  (oben  §.  43  —  45).  n)  Sinn,  Umfang  und  Auslegung  ihrer 
Bestimmungen,  so  "wie  die  ifichtige  Frage:  für  Wen  (den  Landesherrn, 
oder  die  Standesherren),  in  zweifelhaften  Fallen  die  Rechtsvermuthnng 
rtreiten  müsse?  waren  fast  nirgend  aufser  Streit  geblieben  c).  Auch  yer- 
miT&te  man,  in  derselben  BundesActe,  noch  yerschiedene  nähere  Bestim- 
mangen  über  jenen  Rechtszustand,  welche  zu  Vermeidung  aller  Ungewifs- 
leit  des  Rechtes,  so  wie  zur  GleichfSrmigkeit  der  Standesherrlichkeit  in 
allen  Bundesstaaten  für  nothwendig  erachtet  wurden  <0  BI)  Durch  diese 
zweifache  Betrachtung  glaubte  man  in  einzelnen  Bundesstaaten  sich  veran- 
bfst  und  befugt,  zu  eigener  staatsgesetzlicher  Festsetzung  des  Rechts- 
ZQstandes  der  inlandischen  Standesherren  für  ihre  Personen,  Familien  und 
standesherrlichen  Besitzungen,  mittelst  landesherrlicher  Declarationen, 
Organisationen,  Verordnungen,  Edicte,  Resolutionen,  Er- 
läuterungen, u.  d.  «). 

«)  Auch  die  EmwemingsProtöeoUa  der  Gommissarien  des  Bundesstifters  (oben  J. 
3o,  e),  enthielten  cum  Thell  ausdrückliche  Bedingungen  der  Einweisung  in  die 
Oberboheitlande.  Formular  der  jenen  ProtocoUen  einsurfichenden  Bedingungen, 
bei  VoLLOBAFT  a.  a.  O.,  Beilage  V.  —  Die  Bestimmungen  der  rheinischen 
BundesActe  u.  dieser  ProtocoUe  dienen  noch  jetzt,  als  ursprani"^ che  Grundlage 
des  standesherrlichen  Rechtssastandes,  zu  dessen  Erläuterung.  -Bei  Errichtung 
des  14.  Art.  der  UuUchen  BundesActe  war  die  Absicht,  für  denselben  eine  neue, 
allgemeine,  festere,  nähere,  den  Standesherren  Im  Allgemeinen  günstigere  Form 
aufzustellen.  VergL  ProtocoUe  der  t.  Bundesversammlung,  Bd.  VÜI,  S.  18  u.  f. 
A)  Von  abweichenden  Meinungen,  s.  oben  §.  44«  Note  c.  • 

OHievon  Klöbbr's  Staatsrecht  des  Rheinbundes,  §.  106—110.    Ehendeee,    Ueber- 

ucht  der  diplom.  Verband],  des  wiener  Gongr.  S.  276  f. 

^)  Bals  «durch  die  rheinische  BundesActe  weder  die  Familienverträge  noch  das 

vormalige  Privatrecht  der  standesherrlichen  Familien  auf  keine  Weise  erloschen, 

daCi  solche  vielmehr  klar  und  deutlich  erhalten  worden  seyen,  und  dals  nur 

Dasjenige  in  Abgang  gekommen  sey,  was  mit  der  erloschenen  teutschen  Reichs- 

Verbindung    so   eng   zusammengehangen  habe,   dals   es  mit  ihr  uniartrennlich 

verbunden  gewesen  sey  v  (dafs  es  ohne  sie  fernerhin  nicht  habe  bestehen  können); 

^ais  daher  namentlich  die  standesherrliche  SuccessionsOrdnung  und  die  Unver- 

auiseriichkeit  der  Stammgüter,  in  Folge  der  rheuiischen  BundesActe  zu  bestehen 

»»cbt  aufgehört  habe,  behauptet  Lud.  Perhice,  progr.  observationes  de  principum 

tomitumque  imperii  gcrm.  inde  ab  a.   1806.  subjcctorum  juris  privati  mnUU 

rationc  (Hai.  1827.  4.)  p.  17,  Vcrgl.  auch  v.  Bsbg*s  Abhandlungen  zur  Erläut. 

^«r  rhein.  BundesActe,  Th.  I,  S.  227. 

OHIeher  gehören:  i)FürBAiBnN:  Declaration, die Souverainetäts-  und  Subjections- 

^'crhäitniase  in  den  subordinirten  Landern  betr.,  v.  19.  Mär»  1807;  in  d.  baicr. 
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Regier.  Blatt,  1807,  8.  465^490,  in  Wmopp*8  Rbein.  Bund,  IV.  87»,  11.  ind. 
ArchK  für  Standes-  u.  grundherrL  Rechte ,  Bd.  I,  Heft  1 ,  S.  194  ^t  ^  üi  des 
Quellen  des  öffentL  Recbts  der  t.  Bundesstaaten,  Bd.  n,  S.  969  ff.;  auch  ia 
ExMiiroiiAirs  Corp.  Juris  germ^  Th.  11 ,   S.  6o5  ff.  vu  bei  Yoli^aatp  a.  a.  0^ 
Beil.  VI  Erläuterung  (v.  s5.  Mai  1807)  der  Declaration  r.  3t.  Dec.  1606  u. 
19.  März  1807,  die  Bestätigung  der  Familien  Verträge  betr.,  Rhein*  Bund,  MI 
175,  11.  in  d.  angef.  Archiv,  Bd.  11,  Heft  1,  S.  161  ff;  auch  bei  Vou€i&n, 
Beil.  VI,  S.  XX.  Edict  v.  a5.  Dec.  1807,  ebendas.  S.  XXI.  Edict  t.  la  Febr.  1809, 
cbendas.  S.  XXR.    Edict  über  die  gutsherrlichen  Rechte,  t.  a8.  Juli  1808;  Bkeb.  | 
Bund  XXS.   i3a  Edict,   die   Verhältnisse   des   Adels  betr.,  ▼.   a8.  Juli  1808;' 
Rhein.  Bund,  XXIV.  436.    Nachtrag  daau«  v.  2a.  Dec.  1808.    Edict  t.  16  M»  : 
1818,  die  Rechte  der  Standesherren  betr.,  als  Beilage  IV  su  der  baier.  Verj 
fassungsurkundo  von   1818,  in  d.  baier.  Gesetzblatt  v.   1818,  S.  189,  auchbl 
den  ProtocoUen  der  B.  V.,  Bd.  VI,  S.  27^  u.  bei  Vollghafv  a.  a.  O.,  Beil.  XXIV. ! 
Declaration' y.  7.  Jun.   1806  {vor  Errichtung  des  Rhein.  Bundes),  die  Gnfa' 
Ton  Fuffger  betr. ,  Rhein.  Bund,  L  67.  IL  ai6.    Vergl.  mit  der  Bekanntmachin; ' 
der  baier.  LandesDirection   in  Schwaben;  Rhein.  Bund,   XIL  5 16.  XIV.  vfi,\ 
Auch  s.  man  unten  §.  3i6  b.    Declaration  über  die  Rechte  u.  Immunitäten  da ' 
F.  T.   Tham  und   Taxis  u.  seines  Dienstpersonals  in  d.  Stadt  Regensbarg,  t. 
27.  März  1812;  in  d.  Regier.  Blatt  t.  1812.    Vergl.  H.  v.  Scbelha^s  Magazin  d. 
baier.  Staats-  u.  Privatr.,  Bd.  I  (1808),  Num.  3.  —    Von  der  Declaration  fuf 
den  Grafen  von  Pappenheim,  unten  §•  3i5,  b.    Von  der  Declaration  für  da 
Prinzen  Eugen,    Herzog   von  Leuchunierg ,    als   Fürten  von  Eichstädt,  untes 
§•  3i7,  a, —  i)Für  WüaTUuiSBe:  Resolution,  mehrere,  die  subordtnirtea  Fürsten, 
Grafen  und  Edellente  angehende  Bestimmungen  betr.,  ▼.  26.  Juni  1807;  Rbeia. 
Bund,  IX.  436.    Verordn.  über  die  Obsignationen,  Inventuren  und  VermögcoS' 
theilungen   bei   den  Mediatisirten ,   v.    14.  Febr.   1807;   Rhein.  Bund,  V.  Boo. 
XVIL  959.    Zusammenstellong  der,  die  Verhältnisse  der  Fürsten,  Grafen  und 
Edellente  des  Königreichs  (Würtemberg)  bestimmenden  Gesetze  und  Verord- 
nungen.   Stuttg.  1811.  4«    (Erschien  auch  mit  Anmerk.  unter  d.  Titel:  Würtem- 
bergs  SouTerainetätsMifsbräuche  u.  s.  w.  Teutschl.  181 4-  8).    VergL  Arcfair  für 
Standes-  u.  grundherrL  Rechte,  Bd.  I,  Heft  9,  S.  173  — 199.  —  3)  Für  Badrt: 
Proyisorische  Verordn.  die  staatsrechtl.  Verhältnisse  der  subordinirten  Fürsten 
u.  Grafen  betr.,  v.  90.  März   1807;  Rhein.  Bund,  Vn.  106.    Verordn.  (oder 
drittes  ConstitutionsEdict)  die  Standesherrlichlieits Verfassung  betr.  t.  as.  Jo^ 
1807;  Rhein.  Bund,  XIL  39 1.  XVII.  97X  XXIV.  435.  u.  in  d.  angef.  Archir,  Bd. 
n,  Heft  1 ,  S.  i63  ff.    Verordn.  die  Siegel  der  St.  H.  betr.,  v.  a  Oct.  1807,  in 
OnsTiBBSiGHBB's  Archiv,  Jahrg.  11,  St.  9,  N.  8.  Organisation  f.  d.  Grofthereogth. 
Baden,  t.  96.  Not.  1819.    Verordn.  t.  i4«  Mai  i8i3,  betr.  die  Einziehung  aller 
«standesherrl.  Obrigkeit  in  Criminal-  u«  Civil-,  auch  Rechts-^  Rirchen-  u.  geroeioeii 
Polizei-  auch  Regierungssachenv;  in  d.  Regier.  Bl.  i8i3.  St  16.    Verträge  mit 
Frankfurt  u.  Würsburg,    wegen   der  unter  mehreren  Bundesförsten  suglcidi 
angesessenen  Standes-  und  Grundberren,  y.  1811  u.  1819,  n.  Verordn.  wegen 
der  zugleich  im  Grolsherzogthum  Hessen  angesessenen,  y.  5.  Mai   i8i3f  ia  ^ 
Regier.  Blatt,  i8i3,  St  71.    Von  FamilienFideicommissen,   s.  bad.   Laodr.  r. 
1809,  Säte  677  ea  £  u.  Verordn.  y.  6.  Juni  1808,  §.99,  in  d.  Rhein.  Bind, 
XXVnL  193.    Von  ihrem  Gerichtstand  s.  Verordn.  y.  a  Juni  181a    VergL  auch 
Rhein.  Rund,  XXXV.  3o3.  —  4)  Für  das  Grofsherzogthum  Hbssbs  :  Declaration, 
die   staatsrechtL  Verhältnisse   der   Standesherren  u.  ihrer  Bezirke  n.  Gebiete 
betr.,  y.  1.  Aug.  1807;  Rhein.  Bund,  XIIL  64.    Kachträge  hiezn,  y.  3i*  Man, 
90.  Juni  u.  98.  Dec.  1808.    In  d.  Rhein.  Bund,  XX.  956.  XVHL  45o.    inorda. 
einer  obcnrormundschaftlichen  Behörde  über  Familien  yormaliger  Rcidiastande; 
Rhein.  Bund,  Vü  489.    VergL  auch  Rhein.  Bund,  LXBL  941.  LXm  64-  Verorda. 
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wegen  der  Siegel  der  Standes-  und  PatrimonialHerren,  v.  i.  Aug.  1808.  Von 
ihrer  Steoerpflicht,  Verordn.  v.  3<k  Juni  j8o8,  in  d.  Hheln.  Bund,  XX.  359.  — 
5)  Für  das  ehemalige  Grofshersogthum  Würkbitbg:  Verordn.  v.  9.  Juni  1807 
in  d.  Bhein.  Bund,  X.  3«  —  Vcrgl.  auch  Rhein.  Bund,  VXD.  295.  IX.  491.  XlV 
396.  XX.  i8o.  —  Bestiinmungen  von  Regierungen  rheiniseher  Bundesstaaten 
über  standesherrllche  FamiUenAuUmonue  und  FamiUenverträge ,  in  Hlubsb's  Ab- 
handlm^en  u«  Beobachtungen ,  Bd.  I,  8.  87— 108. 


§•  5144  (23a) 

Ihre  Anwendung  und  Uebernehi. 

I)  Die  vorhin  genannten  staatsgesetzliclien  Bestimmungen  yon  Begie- 
iingea  rheinischer  Bandesstaaten,  -v^erden  in  manchen  teutschen  Bundes- 
taaten,  nicht  immer  ohne  Widerstreit  mit  den  Vorschriften  der  teutschen 
kudesActe  ($.  3o3  fF.),  noch  jetzt  mehr  oder  -weniger  in  Anwendung 
;ebracht*  11)  Obgleich  schon  früher  aus  ihnen,  als  blofs  particulären 
kstimmungen ,  allgemeine  Grundsätze  nicht  zu  bilden  waren,  so  ge- 
lahrt doch  eine  summarische  Darstellung  ihres  Inhaltes  a)^  namentlich 
iirer  wichtigsten  Eigenheiten,  eine  Uebersicht  nicht  blofs  der  Absichten, 
irundsätze  und  Verfahr nngsweise  einzelner  Staatsregierungen,  sondern  auch 
esjenigen,  worauf  man  bei  der  bevorstehenden  Erforschung  und  nahern 
''estsetzung  eines  in  allen  Bandesstaaten  übereinstimmenden  Staats-  und 
»nvatrecbtlichen  Verhältnisses  der  Standesherren  (§.  807),  die  Aufmerk- 
amkeit  zu  richten  habe* 

'•)  Eine  solche  findet  man  in  Hlvbvr's  Staatsr.  d.  Rhein.  Bundes  §•  189  —  3^8.,  na^^h 
folgenden  Rubriken:  A)  Persönliche!  Verhältnirs.    Huldigung.    Titel  und  Wappen. 
Kirchengebet.    Trauer.    Ganxlei-  und  HofCeremoniel.    Residenz  und  Einkünfte. 
Ehren-  und  Schlofswache.    Auswärtige  Kriegsdienste.     Familiengesetse*     Ver- 
bindlichkeit  allgemeiner  Landesgesetze.     Persönliche  Polizeibehörde.     Gericht- 
stand: 1)  in  GivilStreitigkeitenj  a)  in  Sachen  der  freiwilligen  Gerichtbarkeit ; 
3)  in  peinlichen  Sachen.    Aeltere  Privilegien  und  Exemtionen.    Heutige  Immuni- 
täten.   Auswärtiges  Staatsverhältnifs.    B)  Yerhältnifs  der  standesherrUchen  Be- 
sitzungen,   1)  Grundeigenthum,    a)  Rechte:  a)  Oberhoheitrechte,    b)  Standos- 
herrliche  Realrechte.    Gerichtbarkeit ,  bürgerliche  und  peinliche.    Cent.  Forst-, 
Lehn*  geistliche  und  freiwillige  Gerichtbarkeit.    Fiscalische  Sachen.  Justizbeamte 
und  Canzleien.    Appellation.    Aufsicht.    Taxen  und  Sportein.    Niedere  Polizei. 
Finanz-  und  Gameralrechte.     Oberlandesherrliche  Reserratrechte.     Patrimonial- 
herrliche  Rechte.     Prinlegien-   und   Dispensationsrecht«     Aemter-,   Titel-   und 
Bangrecht.  Erziehungswesen.  OefTentlicher  Unterricht.  Kirchensachen.  Lehnsadicn. 
Landes-  und  Kammerschulden     Pensionirung  und  Abtheilung  standesherrlichcr 
Diener.  —    VergL  auch,  Rhein.  Bund,  VE.  145.  VlIL  aoo.  X^X  aay.    Bihb's 
bjstem.  DarstelL  des  rhein.  Bundes  9  §•  98  —  189. 
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§♦   51ß*  (239.) 

Ihre   EnUiehMtngsari    und   Vwsehiedenheü*      Besehwerden  dagegn. 

Verleihung  der  SUmdesherrliehkeii» 


I)  Dabei   wird  jedoch  nicht  zu  übersehen  seyn,  da£s  in  dem  Stitit 
über  Sinn,  Umfang   und    Auslegung  der  rheinischen  BondesActe,  so  irie 
über  Bechtsyermuthungf  die  Oberhoheitherren  selbst,  oft  für  eigenen; 
Yortheili  zur  Entscheidung  geschritten  sejen,  und  dafs  in  ihren  staau- 
gesetzlichen  WillenserliläruDgen,  der  Rechtszustand  der  Standesherren,  dessen  j 
allgemeine  Gleichförmigkeit  selbst  die  rheinische   BundesActe  beabsiditi^e,! 
nicht  selten  auf  ganz  verschiedene  Weise,  hie  und   da  sogar  wider 
den  klaren  Inhalt  jener  BundesActe,  bestimmt  worden  sej.     Durch  welchei' 
Alles  n)  die   Standesherren   zu   vielfach  geäusserten  Beschwerden  sick 
berechtigt  hielten  «).     DI)  Endlich  ward  auch,  in  dem  Zeitraum  des  rld- 
nischen  Bundes,  in  etlichen  Bundesstaaten  Standesherrlichkeit  an  an- 
sehnliche Grundherrschaften  durch  Privilegien  gegeben  ^). 

a)  (t.  Staj>u.'8)  Bemerkungen  su  d.  gro&hensogl.  badiscben  OrganisationsEdict 
V.  36.  Nov.  1809.  Wertheim  1809  Fol.  Leidensgeschichte  der  durch  die  Bbeii- 
bundActe  mediatisirten  vormal.  Beichsstande.  Teutonien  18 13.  8.  Geburt,  Tluteii 
XU  Ende  des  Bheinbundes.  Germanien  181 3.  8.  Materialien  su  Germamens 
Wiedergeburt.  1814.  8.  Würtembergs  SouverainetatsMirsbräuche.  TeutscU 
1814*  8.  Vergl*  auch  Kl€bxb*8  Uebersicht  der  diplom.  Verhandl.  des  nicner 
CoDgr.,  S.  979  ff.  —  Von  der  Competenz  der  B.  V.  bei  Beschwerden  dieser 
Arti  oben  §.  309.  —  Von  den  Beschwerden  u.  Anträgen  der  Standesberrei 
auf  dem  wiener  Gongreis«  s.  Klubxk's  angef.  Uebersicht  etc.,  S.  a8i  £ 

6)  SUndesherrlichheit  erhielten:  1)  in  dem  GrofsherEOgthum  Hessen,  am  3o.  I>ec. 
1808,  die  dem  Grafen  ron  Schlits  genannt  Görts  gehörende  Herrschaft  Sckh^, 
deren  Besitzer  wegen  solcher  rorhin  Mitglied  der  frankischen  Reichsrittencliaft, 
Canton  Bhonwerra,  und  dem  im  J«  1804  die  Aufnahme  (als  Personalist)  in  dai 
reichsgrafliche  wetterauische  Gollegium  zugesichert  war,  die  aber  nicht  cor 
Vollziehung  kam;  Bhein.  Bund,  XXDL  247;  —  2)  in  dem  ^yrofshenogthum 
Baden,  im  J.  1808,  die  gräflich-hochbergtsche,  jetzt  markgräflich- badische  Heir- 
Schaft  Zwtng-enierg'  am  Neckar,  früher  zu  der  frankischen  Reichsritterschaft, 
Canton  Ottenwald,  spiter  unter  kurpfSlzische  Hoheit  gehörend;  —  3)  inäta^ 
Königreich  Baiem,  durch  eine  königl.  Declaration  t.  si.  März  1807,  der  Graf 
Ton  Papponheim,  für  seine  Tormals  rcichsunmittelbare,  doch  nicht  reidisstio- 
dische,  sondern  bei  dem  reichsritterschaftlichen  Canton  Kocher  immatriculirte» 
auch  in  der  rheinischen  BundesActe  tmter  den  standesherrlichen  Besitsung^ 
nicht  erwähnte  Grafschaft  oder  Herrschaft  Pappenhehn.  Genealog,  u.  StastsHaiid- 
buch  auf  das  J.  i835,  Art.  Pappenheim.  Es  wurden  ihm,  eine  JustiiCaoflch 
als  Gericht  zweiter  Instanz,  ein  MediatConsistoriun ,  die  standesherrÜcbeo 
baierischen  Ehrenrechte  u.  s.  w.  eingeräumt.  Erweiterung  und  nähere  Besliaimiuifi 
des  Pappenheimischen  Bechtozustandes  erfolgten  in  der  Zeit  des  Teutscben 
Bundes.  Duröh  ein  k.  Decret  v.  6.  Dec.  1818  war  das  jedesmaligo  Hanpt  der 
gräfi.  Familie  Pappenheim,  so  lang  dasselbe  im  Besitz  der  damals  in  Baiem 
gelegenen  Herrschaften  bleibt»  zum  erblichen  Beichsrath  der  Krone  Baiern  er- 
nannt. Daher  erhielt  der  Summherr  in  der  baierischen  Ständerenammluflg 
Sitz  und  Stimme  in  der  Kammer  der  Beichsräthe,   unter  den  SUadahent»; 
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«li  Refoiuerliiiiartdiall  hatto  er  auf  der  allgemelneD  RelchiTersammliuig  in  dem 
Reichsfiirstenrath  Sita,  aber  niclit  Stimme.  Ein  k.  Rescript  v.  27.  Jan.  1835 
erklärte:  daCi  «die  Grafen  ▼.  Pappenheim  au  dem  hoben  Adel  gehören  und 
das  Recht  der  Ebenbürtigkeit  haben,  in  dem  bisher  damit  rerbundenen  Begriff; 
daft  die  Haupter  dieser  Familie  den  ersten  Standesherren  in  dem  baierischen 
Staat  angereiht  seyen,  und  alle  Ehrenrechte  und  persönlichen  Vorrechte  an- 
sprechen können  t  welche  in  dem  Edict  über  die  staatsrechtlichen  Verhältnisse 
der  vormaL  reichsständ.  Fürsten,  Grafen  u.  Herren  {v.  36.  Mai  1818),  Abschn. 
l,  §.  1  —  17t  ertheilt  sind;  auch  dafs  die  in  diesem  Edict  über  Rechtspflege, 
Poliseiverwaltung  kirchl.  Angelegenheiten  u,  Verhaltnisse  der  Staatsdiener  ent- 
haltenen Bestimmungen,  auf  die  Inhaber  der  Herrschaft  Fappenheim  Anwendung 
finden  sollen».  Klübxr^s  Abhandl.  etc.  Bd.  I,  S.  323  f.  Durch  einen  von  der 
baier.  Staatsregierung  au  allgemeiner  Kenntnifs  und  Nachachtung  gebrachten 
Pappenheimiscben  Familien  vertrag  v.  ai«  Nov.  1835,  §,  7,  in  d.  baier.  Regier. 
Blatt,  Num.  16,  ward,  statt  des  seitherigen  Seniorats,  die  Primogenitur  in  der 
mit  FamilienFideicommifs  belegten  Grafschaft  Pappenheim  eingeführt  Doch 
ward  das  von  der  B.  V.  im  J.  »839  den  Standes  herrlichen  gräflichen  Familien- 
bäuptern  ertheilte  Pradicat  Erlaucht  (§.  3o3)  dem  Haupt  der  Familie  von  dem 
König  nicht  eingeräumt.  Baier.  Verordn.  v.  33.  April  1839,  in  dem  Reg.  Bl. 
T.  1839,  S.  553.  —  Dagegen  verlieh  dasselbe  im  J,  i83i  der  König  dem  jedes- 
maligen Stammhaupte.  Baier.  Regier.Blatt  v,  i83i ,  Num.  35.  Er  liefs  solches 
am  9.  Sept  i83i  der  Bundesversammlung  anzeigen.  Gleiche  Verleihung  und 
Anzeige  geschah  von  Baiern  für  das  Stammhaupt  des  gräflichen  Hauses  Gireh 
(§.  3od,  e).  Von  KaunitzRietberg'  und  BentheimTecklenburg ,  die  in  den  J.  1807 
und  1808,  jener  von  dem  König  von  Westphalen,  dieser  von  dem  Grofsherxog 
von  Berg,  untergeordnet  wurden,  s.  oben  §.  3oi,  Note  f.  Vermöge  der  Schlufs- 
Acte  des  wiener  Congresses,  haben  beide  nun  Standesherrlichkeit  im  Sinn  der 
t.  BundesActe.  —  Von  den  ff^irkungen  einer  FerUihung  der  Standesherrlichkeit, 
unten  ^.  3 17. 


§.    516.  (240-.) 

2)    Seit  Errichtung  d,    T,  Bundes. 

I)  Seit  Errichtang  des  Teotscben  Bundes,  bt  in  den  meisten  von  de- 
len  Bandesstaaten,  in  -welchen  Standesherren  sich  befinden,  durch  landes- 
herrliche Verordnungen  und  Erklärungen  a)  zum  Theil  nach 
rorher  genommener  Rücksprache  mit  den  Betheiligten,  der  Rechtsznstand 
icr  inländischen  Standesherren,  bald  iur  Alle,  bald  iiir  Einzelne,  dergestalt 
I^B^esetzt  worden,  dafs  die  in  dem  14.  Artikel  der  BundesActe  enthaltenen 
Bestimmungen  nicht  nur  namentlich  auf  dieselben  angewandt,  sondern  auch 
''^  naher  bestimmt,  theils  erweitert  wurden,  obgleich  nicht  durchgehends 
UAd  nicht  überall  zu  voller  Zufriedenheit  der  Standesherren.  ü)  Yerord* 
<^vQgen  dieser  Art  sind  bekannt  gemacht  worden,  inPreussen«^,  Bai- 
ßr»i*),  Hannover  c),  Würtemberg  ^,  Baden  0»  Grofsherzogthum 
'lessen/),  Kurhessen  g).  Nassau  hat  durch  Auseinandersetzung  mit 
l^em  emzelnen  Standesherrn,  dessen  besondern  Rechtszustand  geordnet  A}; 
^e  auch  in  verschiedenen  andern  Bundesstaaten,  neben  der  daselbst  erlas- 
^^  allgemeinen    Verordnung,    geschehen  istt),      HohenzollernSig. 
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maringen  hat,  für  den  Fürsten  yon  Fürstenberg,  Bestiinmnngen  Tertng- 
weise  festgesetzt  *). 

a)  Ueber  die  Frage:  ob  und  wie  weit  landesherrliche  Declarationen  über  Standes. 
herrliche  Rechtsverhältnisse  der  landstandischen  Zustimmung  bedürfen?  s.  um 
die  Verhandlungen  in  der  a.  Kammer  der  badischtn  Standerersammloog  y.  231 
Aug.  i833;  in  der  badischen  LandtagsZeitung  ▼.  i833,  Num.  86  ff.  S.  643  iT.  - 
Die  Verf.  Urk  des  Ffirstenth.  HohenzöllervSigmaringen  ▼.  i833,  %.  i5,  spiicltt 
«Die  fürstlichen  Standesherren  treten  in  die  gleichen  staatsbürgerlichen  Recl 
und  Verpflichtungen  ein,  jedoch  mit  den  Voraügen,  welche  ihnen  die  de 
BundesActe  susichert». 

a^)  Preussen.    Edict  r.  ii.  Juni  i8i5,  in  der  Gesetzsamml.  für  die  preuls.  Staat 
i8i5f  St.  9,  in  d.  Protoc.  der  B.V.  r.  i8i8,  als  Beilage  aS  su  $.  ais.  u. 
KLfBin's  Staatsarchiv,  Bd.  iL  S.  i43  ff.    VergL  auch  davon  die  Verhandlung« 
der  Landstande  des  Königr.  Würtemberg,  im  J.  i8i6.  Abth.  XXL  —  Als  naki 
und  ergänzende  Bestimmung  dieses  Edictes,  erschien,  unter  dem  3o.  Mai  ih 
eine  ausführliche  Instruction  wegen  Ausfahrung  des  Edictes  r.  si.  Jim.  i8ii 
in  der  angef.  GesetzsammL,  i8io,  Num.  9,  u.  in  d.  Protoc.  der  B.V.  v.  18^ 
als  BeiL  8  su  §.  74.    Das  Edict  und  die  Instruction  stehen  auch  in  dem  Are 
für  Standes-  und  grundherrL  Bechte,  Bd.  11,  Heft  2,  Num.  10;  u.  bei  VouG&i 
die  t.  Standesherren,   Beilagen  XXV  u.  XXVL  —     K.  Declaration  über 
Communal Verband  der  standesherrl.  Besitzungen,  v.  i4*  Juli   1829;  in  der 
setzsamml.  y.  1829,  St.  16. 

b)  Baiem:  Verfassungsurh.  v.  1818,  Tit.  V,  §.  2;  Tit.  VI,  §.  5».  Edict,  betr. 
staatsrechtL  Verhältnisse  der  Standesherren,  t.  a6.  Mai  1818»  u.  Edict 
die  Bechte  des  Adels,  von  demselben  Datum;  beide  als  Beilagen  zu  der  V 
fassungsurk,  yon  demselben  Datum,  und  ui  G.  Döu.iircKB's  Verfass.  des  Köni| 
Baiern,  Bd.  I.  Das  erste  Edict  steht  auch,  als  BeiL  20  zu  §.  i33,  in  di 
Protoc  d.  B.  V.  y.  1818  u.  in  d.  Archiv  für  Standes-  und  grundherrL  Becbte,  Bd. 
Heft  1,  S.  ai4  fL  Verordn.  betr.  das  Prädicat  Erlaucht,  y.  as.  Apr.  1829, 
d«  Beg.  BL  y.  1829,  S.  553.  Verschiedene  andere  Verordn.,  angef.  in  Scivsci 
Staatsr.  des  HB.  Baiem,  Bd.  I,  S.  3o5  -<  Declaration  y.  7.  Juni  1806,  betr. 
staatsr.  Verhältn.  der  Grafen  y.  Fu ff  ff  er.  Nachträge  dazu,  in  d.  Rhein.  ßQii4 
Heft  L  S.  67,  IL  226,  Xn.  5i6.  VergL  oben  |.  3i3  e.  Declaration  y.  37.  Man 
1812,  betr.  die  Rechte  u.  Immunitäten  des  F.  v.  Thum  u.  Taxis  u.  seines  Dien^ 
Personals  zu  Regensburg;  in  d.  Begier.  BL  y.  1812,  S.  841. —  Bekanntmachung  r* 
11.  Febr.  1823,  betr.  die  gräfl.  RecAtemschen  Hausy ertrage;  in  d.  Regier.  BL  ^ 
1823,  Num.  12.  —  Von  den  Rechtsyerhältnissen  der  baier.  Standesherreii,!*.^. 
Dbxsch  Abhandlungen,  S-  119  fE 

ü)  HarmoMr,  Verordn.  über  die  standesherrl.  Verhaltnisse,  i>  des  fürstl  Hansd 
Betaheim  in  der  Grafsch.  Bentheim,  y.  i8.  Apr.  1828,  in  der  hannorer.  Geseb* 
sammL  y.  1823,  Abth.  I,  Num.  16.  Vertrag  zwischen  Hannoyer  u.  Benthcii^  ^* 
16.  März  1823 ;  2)  des  herzogL  Hauses  Arenberff ,  für  dessen^ zum  Henogthuin 
ArenbergMeppen  erhobenes  standesherrL  Gebiet,  y.  9.  Mai  1826;  in  der  ang«^ 

GesetzsammL  v.  1826,  Abth.  I,  Num.  28,  S.  i6ö  ff.;  3)  "üebereinkunf^  t. 

1826,,  mit  dem  Herzog  y,  LoozCarswarem ,  Fürsten  yon  Rh(BiaaWolbcclii  ^^' 
dessen  standesherrL  Verhältnifs,  irvegen  des  Kreises  Emsbühren;  Verordn-  ^' 
11.  Sept.  1826,  betr.  <üe  von  jenem  an  den  König  abgetretene  Auaüboog  der 
Gerichtbarheit  u.  standesherrL  Verwaltungsrechte;  in  der  angef.  Gesetwamml. 
V.  1826,  Abth.  I,  Num.  32,  S.  193.  —  In  dem  Königreich  Hannover  ward  duriH 
eine  Bekanntmachung  des  GabinetMinisteriums  vom  November  1829  beigelegt: 
1)  das  Prädicat  9. Durchlaucht^  den  vormals  reichsständischeu,  mm  dem  K5tti§ 
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steodesbeirllch  «ntergeordneten,  dem  Hersog  von' Arenber ff ,  dem  Hensog  von 
Loo»  und  CoTswarem,  dem  Fürsten  ron  Bentfieim,  In  Folge  des  BundestagsBe- 
schlusses  vom  18.  August  iSaS^  1)  das  Prädicat  Erlaucht,  den  Häuptern  der  vormals 
reichsstandischen,  nun    dem  König  standesherrlich  untergeordneten   gräflichen 
Familien  von  Stoiber gSioiier ff,  von  Stolherffff^ernifferode ,  von  PiatenHaliermund, 
tu  Folge  des  Bundestagsbeschlusses  vom  i3.  Februar  1829.    Frankf.  O.P. A.Zeit. 
V.  3.  Dec  1829. 
D  fTürtemberff:  AdelsStatut.  1817,  bei  VoiLORAfv  a.  a.  O.,  Beilage  XL    Zusammen- 
stellung des  den  Standesherren  im  Wege  gütlicher  Vereinbarung  einzuräumenden 
gcsammten  Rechtszustandes,  vom  Oct.  i8to,  ebendas.  BeiL  XDI,  nebst  XU,  XIV 
u.  XV,  und  der  Bezeichnung  weiterer  Zugeständnisse,  Beilage  XVI    Verordn. 
T.  3i.  Dec  1839,  betr.  die  Gerichte  von  Ebenbürtigen  in  peinlichen  Fällen  der 
Uäupter  sUndesherrL  Häuser;  in  d.  Regier.  Bl.   i83o,  St  3.  —    Declarationen, 
die  Staatsrecht!.  Verhältnisse  betr.,  a)  für  Thum  und  7a«t>,  y.  8.  Aug.  1819; 
in  d.  Regier.  BL  1819,  St.  56,  u.  Verordn.  wegen  Vollziehung  dieser  Declaration, 
T.  1%.  Juni  i8a3,  in  d.  Reg.  BL  i8a3,  St  4a;  b)  für  fTaldeckPyrmont,  v.  sS. 
Aug.  1819,  in  d.  Begier.  Bl.  1819,  St  57.;  c)  für  IsenBur ff  Meerholz  ^  y.  21.  Noy. 
1819,  in  d.  Regier.  Blatt,  St  79;  d)  für  f^artenierffRoth,  y.  4.  Dec.  182a,  Reg.  BL, 
Num.  83;  e)  für  HohenlohefraldenhurffBarUnstein,  y.  «7.  Oct  i8i3,  in  d.  Reg.  BL, 
Num.  91   (dessen  Verzicht  auf  Polizeiyerwaltung,  Forstgerichtbarkeit  u.  Forst- 
polizei, ebendas.  in  dem  Blatt  y.  1.  Juli  ]83ö);  f)  für  die  Hohenlohischen  Häuser 
ff^aidenburffBartensteinJaxtberff^  NeuensteinOehrinffen,  NeuensteinKlrchberff  u.  Neuen- 
sUinLatiffenburff,  V,  27.  Sept  i8i5,   in  d.  Reg.  BL,  Num.  4*;  g)  ^i*   Truchsess 
H^aldburffZeiiTrauchburff,  y.  16.  Febr.  i8a6,  Reg.  BL  Num.  11;  h)  für  Quadtlsny, 
t.  8.  Mai  18217,  Reg.  BL  Num.  18;  i)  für  Neipperff,  y,  19,  Mai  1827,  Reg.  BL 
Rum.  21;  k)  für  KoniffseffffAuUndorf,  y.  6.  Aug.  i8a8,  Reg.  BL  Num.  54;  1)  für 
HohenloheWaldenburffSchillinffsßir^t^  y.  1.  Nov.  1829,  Reg.  Bl.  Num.  5i;  m)   für 
Hohenlohe^aidenhtrffSchillinffsßtrst  in  Kupferzell,  y^  i.  Noy.  i83o;  n)  für  Hohen' 
loheff^aldenburffJaxtberff,  betr.  dessen  Gorichtbarkeit,  vom  8.  Apr.  i83o;  o)  für 
Waldhurff-PTolfefffffFaidsee,  y.  10.  Febr.  i83i ,  Reg.  BL  i83i,  Num  14.  p)  für 
PiUklerUmburff ,  betr.  dessen  staatsrechtL  Verhältnisse  y.  17.  Aug.'  i83a,  in  d. 
Regier.  BL  Num.  4^9  <l)  ^^  ^'®  Grafen  y.  Rechberff  u.  Rothenlöwen  i832,  in  d. 
Begier.  BL  y.  a8;  r)  für  ff^aidbwffZeilumrzach,  v,  Jan.  i834,  im  Regier.  RL  y. 
29.  Jan.  s)  för  QuatUlsny,  y.  Noy.  i834,  ebendas.  y.  29.  Noy.   i834.  --    Wegen 
der  übrigen  würtemb.  Standesherren,  s.  die  würtemb.  Erklärung  in  d.  Protoc. 
der  B.  V.  y.  3i.  Jan.  1829,  §.  38.  u.  d.  Protoc.  y.   18.  März  i83o  (L.  D.).    K. 
S.  ZachjuixI,  die  Souverainetätsrechte  der  Hrone  fT'ürtemberff  in  ihrem  Verhältnisse 
zu  den  Eigenthumsrechten  des  förstlichen  Gesammthauses  Hohentohe,    Heidclb. 
»836.  gr.  8. 
»)  Baden.    Verordn.,  die  standesherrL  Verhältnisse  betr.,  y.  a3.  April  1818,  in  d. 
Bad.  Regier.  Blatt  y.  1818  Num.  9,  und  in  den  ProtocoUen  der  B.V.  y.  1818, 
als  Beilage  17  zu  §.  107;  auch  bei  Voli.6baff  a.  a.  Ol,  Beilage  XXIL  —    Edict, 
die  Standes-  und  grundherrl.  Verhältnisse  betr.,  y.  16.  April  1819,  in  dem  Regier. 
Blatt,  u.  in  d.  Protoc.  der  B.V.  y.  1819,  als  Beil.  i3  zu  §.  68,  und  m  d.  (S. 
3oi,  a)  angef.  Archiv,  Bd.  ü,  Heft  .1,  S.   204  ff.;  auch  bei  Vollgbafv,  Beil. 
^KID.  —    Man  s.  auch  die  oben  (§.  3ia,  e)  angef.  l>adischen  Erklärungen  in 
der  B.  V.  —    Bad.  Bekanntmachung ,  das  bei  Ausf^tigungen  an  die  Häupter 
der  mcdiatisirten,  yormals  reiehsständ.  Färsten^axnßien  zu  beobachtende  Canzlei- 
Ctretnomal  betr.,  y.  ao.  Dec,  iSaö.    Reg.  BL  y.  aa  DA  N.  XXXL    Btid.  Bekannt- 
machung, das  bei  Ausfertigungen  an  die  .  .  .  (wie  bei  1)  Gro/^nfamilien  etc.  y. 
10.  März  18^9.    Reg.  Bl.  y.  aa.  Apr.  1829.  N.  VH.    Bad,  Bekanntmachung,  die 
^ourtoisie  gegen  die  nachffeborenen  Familiengliedcr,  yormals  reichsstäud.  fürstl. 
^«  gräil  Häuser  betr.  y.  a5.  Sept»  18)9.    Reg.  BL  y.  3.  Oct  1839.  ^^^'  ^^- 
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Bettimmungen  filr  citteelae  St  H.:  a)  Bekanntmachung  Tom  i%.  Der.  \M^  betr. 
die  8tandeslien*L  Rechtsverhältnisse  des  (urstl.  Hauses  FürsUnhtr^,  Reg.  BL 
18^49  St.  1 ,  u.  Protoc.  der  B.V  v.  i5.  Jan.  1814.  Vebereinkunft  mit  demselben, 
wegen  dessen  Vereichtleistung  auf  die  zweite  Instans,  r.  14.  Mai  i8a5,  io  d 
Reg.  BL  T.  «5.  Mai  i8i5;  b)  Uebereinkunft  mit  dem  F.  v.  Salm/UiffersduidKn^ 
kernt,  wegen  der  StaatsrechtL  Verhältnisse  der  Standesberrschaft  Kraiakeim,  t.  | 
6.  Oct.  i8i5,  in  d.  Reg.  Bl.  St  a5,  u.  Protoc.  der  B.V.  r.  ^8^5,  $.  85;  c)  kW 
liebe  Uebereinkunft  mit  den  Grafen  t.  LeirnngenBillif^im  u.  LemmgtnNtUnai, 
V.  3.  Marx  1816,  in  d.  Reg.  Bl.,  St  7;  d)  Verordn.  r.  7.  Oct.  i83o,  betr.  d« 
staatsr.  Verhältnisse  des  ftlrstL  Hauses  Ton  der  Ltyen,  als  Besitsers  der  GrafKli. 
Hohengeroldseckf  in  d.  Reg.  Bl.  St  12;  e)  Verordn.  t.  i4*  Mars  i833,  brtr. 
die  Standesherr]  •  Verhältnisse  der  Fürsten  r.  LSwensteinf^erthean,  in  d.  Reg.Bl 
V.  i838,  Num.  XL  f)  Badische  Verordn.  v.  ai.  Mai  i833,  betr.  die  standesbeni 
Verhältnisse  der  Fürsten  von  Leiningen;  in  dem  Bad.  Regier.Blatt,  i833,  ^\us, 
XXV. 

/)  GH.  Heuen.  Edict,  die  standesherrL  Rechtsyerhältnisse  betr.,  ▼.  17.  Febr.  i8m, 
in  d.  Regier.  Bl.,  u.  bei  Voixghaff',  Beil.  XXV1L  Man  s.  auch  die  oben($i3it, 
e)  angef.  Erklärungen  in  d.  B.V.  —  Bestimmungen  für  einzelne  St.  H. :  a)  Uebe^ 
einkunft  mit  dem  F.  v.  henburgBir stein,  y.  10.  Febr.  i8i5,  wegen  Ueberlusun; 
der  StandesherrL  Rechtspflege  aweiter  Instans  an  denSouverain;  b)  üebereiokunft 
mit  Ebendemselben,  v.  10.  Dec.  1816,  wegen  Ausübung  der  standesherrL  Gerirkt- 
barkeit  u.  Poliaei  durch  grofishersogL  Beliördeu«  bis  auf  weitere  Verfiiguiig  ia 
d.  Reg.  Blatt  v.  26.  Dec.  1826;  c)  Uebereinkunft  mit  dem  Grafen  t.  Etktk- 
SchSnberg,  v,  7.  Juli  1826,  betr.  die  Ausübung  der  standesherrL  Gericbtbarkfit 
erster  Instanz  durch  grofshersogL  Behörden,  im  Auftrag  der  Standesherrschaft, 
in  d.  Reg.  BL  t.  26.  Juli  1826.  d)  Uebereinkunft  derselben  Art  v.  x836,  mit 
Isenburg^Biidtngen ,  in  d.  Beg.  BL  t.  17.  Febr.  i836. 

g)  Karhessen.  Verordn.  t.  1.  Mai  1818,  betr.  den  Gerichtstand  der  Standesberrek 
Kurhess,  Edict  «nach  vorgängiger  Verständigung  mit  den  Standesherrent  über 
die  besondem  Verhältnisse  der  kurhess.  Standesherren,  r.  29.  Mai  i833)  in  ^^ 
kurhess.  Gesetzsammlung •  i833.  St  X,  Ausaug  in  der  OPAZ.  t.  i3.  u.  i4  Juai 
i833,  BeiL 

k)  Nassau.    Erklärung  in  d.  Protoc.  der  B.V.  t.  1818,  S-  ^o. 

t )  So  in  den  preulsischen  Rhein-  und  wcstphälischen  ProWnsen  u.  in  Wfirtemberg. 

,  *)  Hoken*olUmSigmaringen.    Vertrag  mit  dem  Fürsten  v.  F&rstenherg,  wegen  der 

j4ppeUationsInsian*  für  die  standesherrlichen  Aemter  Jungenau  u.  Trochtelfingeoi 

V.  5.  u.  22.  Oct.  1818;  in  der  SammL  der  Gesetae  u.  Verordn.  für  d.  Fünteotb. 

H.  Sigmaringen,  t.  1808  bis  1820  (SigiMr.  1822.  4.),  S.  221  u*  £, 


tVirkungen  landesherrlicher  Ferleihung  der  Skandesherrliclikeä- 

Wird  in  einem  Bundesstaat,  einem  Grundeigenlhumer  und  dessen 
Familie,  durch  landesherrliche  Verleihung,  Standesherrlichheit  mit 
,demselben,  oder  mit  einem  dayon  nicht  aehr  abweichenden  Umfang  ron 
Gerechtsamen  ertheiit  «),  wie  solcher  den  Standesherren  im  Sinn  der  tent- 
achen  BundesAcle  zukommt;  so  beruht  I)  der  Rechtstitel  der  Prin> 
girten  einzig  auf  der  Verleihung  des  inländischen  Staatsoberhauptes, 
und  es  können  dabei  der  6»   und   14.  Artikel  der  Bundesacte,  als 
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licht  als  Becktsqttelle  dienen«  II)  Es  wird  also  durch  eine  solche,  fai  ihrer 
n^irksambeit  auf  das  Staatsgebiet  des  Ertheilers  sich  beschränhende  Yerlei- 
long,  i)  ein  Anspruch  zur  Theilnahine  an  einer  standesherrlichen  Curiat- 
itimme  in  dem  Plenum  der  Bundesyersammlung)  wenn  eine  solche  er- 
lebtet würde  (§.  ido  g,  u.  do3),  eben  so  wenig  begründet,  als  3)  ein 
1  allen  Bundesstaaten  nothwendig auzuerliennender  hoher  Adelstand 
f.  3o3),  und  3)  die  in  der  BundesActe  den  Standesherren  zugesicherte 
Fortdauer  der  Ebenburtigheit  (woron  §.  3o3  u.  3i5  b}^  -vvenn  gleich 
lern  Bevorrechteten  diese  Vorzüge,  alle  oder  zum  Theil,  aus  andern  Rechts- 
;ruaden  zustehen  honnen,  z.  B.  alle,  weil  er  in  Hinsicht  auf  Besitzungen 
D  einem  andern  Bundesstaate  rolle  Standesherrlichheit  im  Sinn  der  Bundes« 
Lcte  hat. 

)  Beispiele  aus  der  Zeit  des  rhein.  Bundes,  oben  $.  3i5  b.  —    Neuere  Beispiele: 
K  baierische  Erklärung  der  staatsrecHtlichen  Verhältnisse  des  Prinzen  Eugen, 
(vormals  Vlcomte  de  Beauharnois,   dann  AdoptiTSohnes  Napoleon's,  kaiserl. 
franz.  Prinzen,  Vicekönigs  In  dem  KR.  Italien)  Herzogs  Ton  Leuchtenher  ff ,  in 
seiner  Eigensdiaft  als  Fürst  von  Eiehaiädt^  r.  i5.  Not.  1817,  in  d.  baier.  Regier. 
Blatt  T.  1817,  S.  947'  ff-  u.  in  Martevs  recueil,  Saplem.,  IX.  i55.    ScHxiLztiro's 
Staatsr.  des  Königr.  Baiem,  Th.  I,  S.  ai8.    Die  auszeichnenden  Ehren  u.  a. 
Vorrechte  dieses  Hauses  wurden  ahermals  bestimmt  durch  ein  ausführliches  lu 
ReKript  Tom  Si.  Dec   1834«  in  dem  baier.  Regierangsblatt,   i835,  Num.  48« 
(Auszug  in  d.  Frankf.   OPAZeit  t.   25.  Sept.  i835.  Beil.).  —    Von  der  Staats« 
rechtlichen  Geschichte  dieses  Herzogs  seit  1814,  KLtfBBB*s  Uebcrsicht  der  dipl. 
Verhandl.  des  wiener  Congr.,  S.  109  f.    Baiem  überllefs  ihm  1817  einen  bedeu- 
tenden Theil  des  yormaligen  Fürstenthums  Eichstädt,  unter  baierischer  Hoheit, 
mit  ansehnlichen  Vorrechten,  u.  dem  oben  genannten  Familientitel.    Doch  hat 
nach  einer  k.  baierischen  Bekanntmachung  v.  12.  Febr.  i833,  die  Krone  Baiem 
▼on  dem  Hause  Leuchtenberg  die  gesammte  Gerichtbarkeit  und  die  so  genannten 
Dominiealien  über  das  Fürstenthum  Eichstädt  durch  Rückkauf  wieder  erworben. 
(Aaszug  in  d.   Frankf.   OPAZeit  ▼.  a5.  Sept.  i835,  Beil.).   —    Der  gräfl.  (nun 
föntl.)  bentheim-tecklenburg-  oder  rhedaischen,  vormals  reichsunmittelbaren, 
aher  nicht  reichsständischen  Grafschaft  oder  Herrschaft  Hohenlimhurff,  welche 
in  der  SchlufsActe  des  wiener  Congresses,  Art.  33,  blofs  für  ein  preufslsches 
Schutzland  erklärt,  und  daher  in  dem  Art.  43  und  24  unter  den  preufsischen 
StAndesherrschaften  unerwähnt  geblieben  war,  wurde,  auf  Bitte  ihres  Besitzers, 
des  Grafen  (seit  1817  Fürsten)  von  BentheimTecklenburg  oder  BentheimRheda, 
durch  eine  königlich^preufsische  GabinetOrdre  t.  19.  Dec.  1816  Standesherrlich* 
lieit  eingeräumt    Die  letzte  $  im  Sinn  der  t.  BundesActe,  war  ihrem  Besitzer, 
wegen  der  gleichfalls  vorhin  reichsunmittelbaren,  aber  nicht  reichsständischen 
Herrschaft  Rheda,  in  der  SchlufsActe  des  wiener  Congresses,   Art.  4^«  schon 
sugesichert.  —  K.  preufsische  Erhebung:  1)  des  f.  thutn-  und  taxischen  Fürsten- 
thums KroUMzyn   zu    einer  schlesischen   Standesherrschaft,    im  J.  1819«  unten 
i*  44oi  Note  b;  a)   des  landgräfl.  hessen-rothenburgischen  ratibor-raudenschen 
GüterComplexus  und  der  Herrschaft  Corvey,  jenes  unter  dem  Namen  Mediat- 
Hertogthum  Raübor,  dieser  unter  der  Benennung  MediatFürstenthum  Corvey, 
in}.  1811,  zufolge  zweier  Verträge  zwischen  Preufsen  u.  HessenRothenburg 
▼*  16.  Oct.  i8i5,  (in  Mabtxss  recueil,  Suppl.  VIIL  t58,  vergl.  mit  ebendas. 
VIL  33i)  u.   v.  10.  Mai  1810,  des  letzten  unter  genehmigendem  Beitritt  des 
Kurfürsten  WilheWs  I.  von  Hessen;  3)  der  hatzfeldtischen  Herrschaften  ^^i/i/e». 
W  u.  SchSfutein  zu  e.  Standesherrschaft,  1891,  s.  den  folg.  §.»  Note  c.^  Zwei 
Küa)«"«  Sffenil.  Beeilt,  4.  Aofl.  32 
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Beftplel«  aus  BaAen:  i )  Nach  e.  Verordn.  des  GH.  Ludw%,  r.  18.  Jani  ifti; 
(Reg.  Bl.  1897,  8.  149)9  aoUen  die  standeaherrliclieii  Gereciitaame«  iftlekedea 
ftirstL  Hause  Fürstenberg  durch  Uebereinkunf^  t.  11.  Nov.  i8a3  bewillig  inirdei, 
auch  denen  Besitzungen  zu  gut  kommen,  'welche  der  genannte  Grofshenog  ktte, 
«als  Standesherr  in  den  Grafschaften  SaUm  und  Petershatuen,  in  den  HemcbiiWB 
GontUUhem,  mit  den  dazu  gehörigen  drei  Höfen  BonnartahauserHof^  ErdbecrM 
und  HeimbronnerHof,    Suuen  am  halten  Markt,  Ldmg^enHein  mit  Beoita  mi 
Volkartshausen   und   Münchhof  mit   den    dazu  gehörigen   Orten  Adekreullie, 
Tepfenhardt  und   Urnau   aammt  Dependenzen».    a)  Nach  e.  BekanDtsi«:bfn|! 
des  GH.  Ludwig  y.  19.  Oct  1819  (Reg,  Bl.  a.  a.  (X),  soll  die  von  ihm  erkaaüij 
(seinem  natürlichen  Sohn,  dem  Grafen  Ton  Lmngetuiem,  hinterlasaene)  HerrscUll 
HtiUberg,  mit  den  Ortschaften  Gottmadingen  u.  Ebringen,  gleich  den  ttbriseti 
allodialen  Besitzungen  des  Grolshersogs,  die  standesherrlichen  Bechta  und  BH 
fugnisse  (des  Grofsherzogthums)  genielsen. 


§-    518.  (240^.) 

Müielclasse  twisehen  Siandeskerren  tmd  Grundherrem. 

■ 
Ab  eine  Mittelcia sse,   zwischen   den    Standesherren    im  Sina  te 

tentsclien  BondesActe  and  den  yormals  reichsunmittelbaren  GrandkerrOt 
kann  man  gewisse  ansehnliche  Landeigenthümer  betrachten,  die  sonoU  lür 
ihre  Person  und  Familie,  als  auch  für  ikren  Herrschaft-  und  EigenthoiB' 
bezirk  j  mit  einem  Inbegriff  von  Vorrechten  ausgestattet  sind,  der  sie  zwir 
auf  eine  höhere  Stofe  als  die  Grundherren  erhebt,  aber  doch  eines  ktf 
sprach  auf  alle  den  Standesherren  durch  die  BundesActe  zugesickertei 
Vorrechte  nicht  begründet  «),  wenn  gleich  manche  derselben,  z»  B.  Eben- 
bürtigkeit in  dem  Sinn  der  BundesActe,  und  in  allen  Bundesstaaten  anzu- 
erkennender hoher  Adelstand,  in  anderer  Hinsicht  ihnen  zustehen  konoea. 
Dahin  gehören  l')  solche,  die  zur  Zeit  der  tentschen  Reichsrerbindonj, 
wenn  gleich  ohne  dingliche,  und  nicht  alle  mit  personlicher  Reichsanmit- 
telbarkeit,  und  ohne  Landeshoheit,  doch  zur  Ausübung  eines  solchen  Iab^ 
griffs  von  Regierungsrechten  ermächtigt  waren,  den  man  damals  vertrag' 
masige,  untergeordnete  oder  subalterne,  oder  auch  reichsmittelbar  onter- 
geordnete  Landeshoheit,  Landesherrlichkeit  oder  Begierungsgewalt  (§*  10s,  a) 
zu  nennen  pflegte  O*  B)  Auch  diejenigen  gehören  dahin,  die  zwar  mi^ 
einem  mindern  Umfang  von  untergeordneten  Begierungsrechten  als  die  so 
eben  genannten,  doch  aber  mit  einem  bedeutendem  als  die  Grandherren 
gewohnlicher  Art,  ausgestattet  sind;  sey  es  als  Rechten  personlicher  und 
dinglicher  Reichsunihittelbarkeit  und  Landesherrlichkeit  zur  2Seit  dei  tent- 
schen Beichs  <?),  oder  kraft  landesherrlicher  Verleihung  neuerer  Zeit  A 

m)  Ein  ordo  medioxumus,  aufweichen  darum  mit  Honoo.  (rhapsodia  obsemtt>i 
T.  V.  •h%.  618.  n.  5.)  die  Regel  noch  nicht  anisawenden  sejn  möchte:  «eoinp»' 
ratum  in  classem  ejus  cui  comparatnr,  non  in  seqaentem,  esse  collocaadinn'. 

k)  Beispiele:  1)  Das  theils  fürstliche,  theils  gräfliche,  lormals  (seit  seiner  ror 
ibi%  durch  KUrsachsen  erfolgten  Exemtion,  ohne  Besitz,  einer  retchsmwiittelbireB 
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Graf-  oder  Herrschaft,  mithin)  als  Personalist  reichs-  nnd  krelsstSncIlsche,  Haus 
SekMurg'  hat,   im  VerhSltnifs  eu  dem  Königr.  Sachsen,  einen  Rechtsaustand, 
welcher  durch  awei  Becesse  v.  4*  Mai  1740  (beide  als  Beil.  BI  au  Beil.  4  zu 
\,  90  der  Protoc.  der  B.V.  yon  i8a5,  auch  in  v.  Mxtsb's  Staatsacten,  Bd.  II, 
S.  3s6  £  tt.  in  dem  Gesets-  u.  Verordnunggblatt  für  das  Königr.  Sachsen,  i835, 
St.  29,  S.  596  —  608.)   festgesetst  ist.     Davon  s.  man  r.  HdHni*s    Staatsr.   u* 
Suttstih  des  Kurfürstenthums  Sachsen ,   Tb.  B,  S.  73  —  83.    C.  E.  Wttsss's 
Jifhrb.  des  k.  sSchs.  Staatsr.,  Th.  I,  |.  t<>,  Th.  fl,  §  3iii  -—  33i  u.  S.  546.  C.  M. 
PiHTna,  Disa.  juris  puhl.,  quo  possessiones  principum  ac  comitum  djnastar.  a 
Schoenburg  in  Saxonia  elect.  utuntur,  adumhratio  (Lips.  1800  4.)«  p-  ii>  sqq. 
Eknde**,  Schönburg  Topographie  (Halle  180a),  S.  69  ff.    M.  H.  L.  Pölitk,  die 
Regierung  Fricdr.  Augustes  K.  ▼.  Sachsen  (Leips.  i83o.  S,\  Tb.  I,  S,  186—  190^ 
Geaeal.  SuatsHandb.  für  1897,  S.  583  f.    Bestätigt  ward  dieser  Bechtsxustand 
durch  eine  königlich-sächsische  Declaration  t.   18.  Mai   181 5,  welche  Rtr  einen 
Bestandtheil  der  SchluisActe  des  wiener  Gongresses,  Art.   118,  erklärt  ward. 
Blubu's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  VI,  S.  i39  ff.,  Bd.  VH,  S.  i55.    Zugleich 
renprach  Sachsen,  die  Vortheile  und  Bechte  anzuerkennen,  welche  dem  Hause 
Schönburg  in  dem  T.  Bund  würden   TCrsicbert   werden.    Am   4*   Mars   1818, 
machte  Schönburg,  in  einer  gedruckten  Denkschrift,  bei  der  B.V.  den  Antrag 
tauf  Bestimmung  seiner  bei  dem  T.  Bund  auszuübenden  Bechte  und  Vortheile, 
«insbesondere  in  Betreff  der  Stimmberechtigung  bei  demselben»;  es  stehe,  fügt 
ci  hinsu,  «mit  den  mediatisirteu  fürstlichen  und  gräflichen  Häusern  keineswegs 
«in  einer  Linie».    Ais  auch  das  KB.  Sachsen  die  Sache  in  Anregung  gebracht 
hatte,  erfolgte  am  7.  Aug.   1828  der  Beschlufs:  dafs  dem  Hause  der  Fürsten, 
Grafen  und  Herren  eu  Schönburg  dieselben  persönlichen  und  Faniilienrechte 
und  Vortheile  eingeräumt  würden,  welche  den  im  J.  1806  mediatisirten,  ehemals 
reichsständischen  Famüien  zugesichert  worden.     Durch  einen  von  der  Hrone 
Sachsen  mit  dem  Hause  Schönburg  am  9.  Oct.  i835  geschlossenen  Becefs  ward 
festgesetzt:  dafs  die  seither  zu  Glaucha  als  Appellations-  oder  Zwischenlnstana 
bestandene  Geaammtregierung  wegfalle  und  die  Gerichtstellen  und  Untcrobrigheiten 
der  Schönburgischen  Bece(sherrschaften  in  unmittelbarer  Unterordnung  unter 
den  königl.    Behörden    stehen   sollen.    Für  gewisse  geistliche  Angelegenheiten 
soll  SU  Glaucha  ein  Unterconsbtorium  fortbestehen,  unmittelbar  untergeordnet 
dem  königL  CultusMinisterium.    Für  verschiedene  Angelegenheiten,  insbesondere 
för  die  dem  Hause  Schönburg  überlassene  Erhebung  der  Steuern  u.  a.  Abgaben, 
soll  eme  Schönburgische  Gesammtcanzlei  bestehen.    Aus  seiner  gemeinschaftlichen 
Stenereasse  zahlt  Schönburg  jährlich  1000  Bthlr.  an  die  Staatscasse,  zu  Unter- 
haltung der  Kreisdirection  und  des  BezirkAppellationsGerichts.    Die  Häupter 
der  ftirstl.  Linie  haben  das  Prädicat  «Durchlaucht»,  die  der  gräflichen  «Erlaucht». 
Dieser  ReceGi  steht  in  dem  Gesetz-  u.  Verordnungsblatt  för  das  Königr.  Sachsen, 
i83S,  St.  29,  8.  6 10  —  634.    Uebersicht  seines  Inhaltes,  in  Klitbsb's  Quellensa  mm- 
lang«  a.  a.  O.    Man  s.  auch  Lud.  Psbuicbs  Progr.  quaestionum  de  jure  publico 
genn.  partIcuJa  prima.    Hai.  1898.  4*    A.  W.  HcrFm's  Beiträge  zum  t.  Staats- 
v.  Ffirstenrecht,  L  Liefer.,  8.  3i6  ff.    Ein  k.  k.  östreichisches  HofhanzIeiMiniste- 
rislschreiben  r.  8.  Not.  i8i5  (Nachtrag  zu  dem  oben  $.  3o3  angef.  v.  7.  Oct. 
den.  J.)  verordnet :  daCi  dem  jedesmaligen  Chef  einer  jeden  der  beiden  Schön- 
Wgischen  Hauptlinien  Waidenburg  und  Hartenstein  das  Prädicat  Durchlauchtig. 
Hochgebohrner  in  der  Anrede,   u.  Durchlaucht  im  Gontext  gegeben  werden 
soBe.—  1)  Das  gräfliche,  Tormals  reichsständische  Haus  Stolberg;,  a)  wegen 
^  nicht  reichsständischen  Grafschaft  iVoAiMtem  im  Königr.  Hannover  (%.  loa,  a), 
J>)  wegen  der  Grafschaften  ff^emigerode  {%.  loa,  a),  und  c)  Stoiber g,   beide, 
«it  181 5,  in  k.  preufsischem  Gebiet.    Von  der  Grafsch.  Wernigerode  s.  Hkff- 
ns's  angef.  Beiträge,  S.  329.    Von  Stolbcrg  S.  Wzissx  a.  a.  O.,  Th.  I,  %,  ss, 
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11.  HtrrrB«,  8.  339.  —  3)  HeuenRheikfelsRMenburg ,  wegen  der  so  gcumt«*; 
nieder  hessischen  oder  rothenburgiscKen  Quart  in  Karhessen.    Oben  %,  loi,  a.  De 
cisiones  Hasso-Gassel. ,  T.  IL  dec.  a85.  n.  3.    Mahtshs  recueil,  Suppleou  ML 
33i ,  Vm.  i58.  Hsfftbe's  angef.  Beitrage,  S.  3oi  if.  —  4)  SckwarzhurgRudoUkt, 
wegen  des  Amtes  //m  unter  sachsen-gothaischer  Hoheit.    Man  s«  die  s.  gotbaiscbe 
Erklärung  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  t.  i6i8,  ^.  ao.  —  5)  Uohenlohe,  die  neveB» 
steinische  Hauptlinie,  wegen  der  obem  Grafschaft  Gleichen,  unter  sachseo-gotb. 
ischer  Hoheit.  —   6)    Graf  von   Beniinck^  wegen  der  Edeln  Herrschaft  tml 
unter  oldenburgischer  Hoheit,  s.  Klvbkb's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  0^ 
S.  66i  if.  u.  57a  ff.    WivKOPP's  rhein.  Bund  XV,  429.  XVIIL  449.  —  7)  &»6»- 
fFildenJeU,  wegen  der  Herrschaft  ff^ildenJeU  unter  k.  sächsischer  Hobelt,  r. 
RönxB  a.  a.  O.  Th.  m,  S.  140.  —    Aehnliche  Verhältnisse  SchvfarxhurgSoniin 
kausens  lu  S.  Weimar  und  Preufsen  (vorhin  Kursacbsen,  Wkisse  a.  a.  0.,  TLl 
§.  ai)  sind  durch  Ucbereinkunfk  aufgehoben,  die  ersten  1811,  die  andern  1816.- 
Die  Herrschaft  Broich  an  der  Ruhr  (1819  mit  i3,8ii  Einw.  auf  mehr  nicht  ab 
%  9M.)  eine  Herrschaft,  wenn  gleich  nicht  reichsunmittelbar,  dock  mit  tdir 
bedeutenden  Vorrechten,  ehehin  unter  grofshercoglich-bergischer  Hoheit,  aofaB^ 
den  Dynasten  von  Broich   bis   137a,   dann   den  Grafen  zu   Limburg  am  d« 
hohenlimburger  Linie  bis  i5o8^  hierauf  der  Familie  von  Daun,  Grafen  zuFalkn*] 
stein,  bis   168a,  endlich  dem  gräfl.  Hause  Leiningen  u.  Dachsburg  gchöresi, 
aas  welchem  sie  Euletst  bis  1818  eine  an  den  (178a  verstorbenen)  Prinzen  Gtore. 
von  HessenDarmstadt  vermählte  Erbtochter  besals,  von  welcher  dieselbe  1^ 
deren  «weiten  (i83o  verstorbenen)  Sohn  Georg  überging.    Obgleich  Broich  ia. 
der  rhein.  BundesActe,  Art.  a49  als  Standesherrschait  dem  Grolsherzog  toi 
Berg  untergeordnet  ward,  so  wurden  doch  von  diesem  standesberrlicbe  Rethti- 
der  Besitzerin  nicht  eingeräumt,  vielmehr  alle  Begier ungsrecbte  ihr  entzogaf 
erst  seit  dem  1.  April  1816  erhielt  sie   von  Preufsen   wieder  die  CiTÜGenclit- 
barkeit   erster   Instans.  —    8.   auch    die  Badischen  Verordnungen,  betr.  äa 
RechtSKustand   der  gräfl.  LanfferuteinüchenResiiivakgen^   v.  a5.  Juni  i8a5  u.  3i. 
Dec.  i833;  in  dem  bad.  Regier.  Bl.  i8a5.  St  i5,  u.  i834.  St  u 
c)  Als  Beispiele  mögen  dienen:   1)  das  CondominatAmt  Mayscheid^  bestehend  am 
den  Rirchspielen  Isenburg  und  Grofsmayschcid,  (1818  mit  i456  Einw.)  in  ^ 
preufs.  Regierungsbezirk  Coblens,  dem  Fürsten  von  Wied  und  (nach  i8as)  äea  1 
Grafen  von  Walderdorf  gehörig,  ehehin  Bestandtheil  der  nicfatreichsstandischea. 
aber  eu  Rreisstandschaf^  im  kurrheinischen  Kreis  berechtigten  Grafschaft  ^ie(ie^ 
benburg,  seit  1664  davon  getrennt,  war  reichsunmittelbar,  aber  weder  reuk 
u.  kreisständiscb  noch  reichsritterschaftlich,  deunocb  beitragpflichtig  su  Kammer* 
sielen.    In  Folge  der  rheinischen  BundesActe  kam  es    1806  unter  nassautsche 
Hoheit,    181 5   unter  preufsische.     Das   jetzige   Rechtsverhältaifs    ist  bestimmt 
durch  einen  Reccfs  vom  a9.  Mai  1826,  zwischen  Preufsen  und  dem  Fürsten  ^on 
Wied,  der  auch  den  Walderdorfischcn  Antheil  erworben  haben  soll.  —  2)  Schleis 
und  Flecken  Schwarza  (1816  mit  984  Einw.  in   169  Häusern),  Im  preofs.  Antfceü 
der  Grafschaft  Henneberg,  dem  gräflichen  Hause  Stolberg  Wernigerode  geböreod« 
war  reichsunmittelbar,  aber  weder  reichs-  und  kreisständisch  noch  rächsriner^ 
sehaftlich,  auch  in  der  neuem  Zeit  nicht  reichs-  und  kreissteuerpflichtig)  ^^ 
her,  wie  es  scheint,  Zugehör  der  Grafschaft  Henneberg,  von  welcher  es  p 
durch  eine  Erbtochter  an  Stolberg  kam,  seit  i35o  würzburgiscbes  aofgetrageoi 
Erb-  und  PatrimonialLehn.     Von  seiner  Geschichte  und  seinem  Rcchlsaustan 
8.  m.  Klübbä's  Abhandlungen,  Bd.  II,  S.  3 18.    —  3)  Die  Herrschaft  Schauen  {% 
QM.,  im  J.  1800  mit  ungef.  1100  Einw.),  bei  Halberstadt,  im  preuls.  BegicniflS^ 
bezirk  Magdeburg,  der  freiherrlichen,  nun  gräflichen  Familie  v.  Grote  geWi^ 
war  weder  reichs-  und  kreisständiscb,  noch  reichsritterschaftlich,  aber  reichsu» 
mittelbar.    Die  SchlufsActe  des  wiener  Cowjjresses,  Art  43,  erklärte  9okhf  ßr 
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einen  Bestandtheil  der  preuft.  Monarchie.  —  Solche  ehehin  rdchsanmlttelbaref 
aber  weder  reichs-  und  kreisständische  noch  reichsrllterschaftliche  Besitsungeo, 
sind  auch:  das  förstl.  Trautmannsdorfische  (1819  an  den  gch.Rath  T.Feder,  von 
diesem  an  das  fürstliche  Haus  LÖwenstein-Wertheira-Freudenberg  verkaufte, 
von  Kaiser  Frans  IL  zu  einer  gefürsteten  Grafschaft  erhobene)  Dörfchen  Ümfjtn» 
hath,  bei  Miltenberg  am  Main,  im  J.  1810  mit  nur  188  Einwohnern)  (BRumtB's 
Beitr.  su  einem  Staatsr.  der  rhein.  Bundesstaaten,  S.  67  u.  199);  das  y.Hanne'scha 
Rittergut  Xie^ati  bei  Coburg;  das  freiherrl.  t,  Kurzrockische  freie  Gut  fVeliingS' 
büuel,  un  Herzogthum  HolsteinGlückstadt;  das  FreischukenGut  Wisch,  an  der 
mecklenburgischen  Grenze,  ehehin  (1791)  dem  ^Fürsten  von  Hessenstein  gehö- 
rend. -^  Die  als  Bestandtheil  der  preufsischen  Monarchie  in  der  wiener  Goo- 
grefslcte,  Art.  43»  (auch  in  der  rhein.  BundesActe,  Art.  a4)  genannte, -fürstllcb- 
nnd  gräflich-^o&s^/^scAtf  Herrschaft  VFildenhwrg^  an  der  Sieg,  im  Jahr  1816 
mit  2614  Einw«  auf  ungefähr  9  QM.,  bis  1418  eine  Besitzung  der  Dynasten  von 
Wildenberg,  war  reichsritterschaftlich.  Vereinigt  mit  der  angrenzenden  ftirstlich- 
Hatzfeldtiscben ,  ehehin  unter  Kurcöln  landsässigen ,  Unterherrschaft  SchönHem 
(i8i5  mit  1676  Einw.),  ward  dieselbe,  durch  eine  königl.  CabinetOrdre  v.  9.  Juni 
1811,  von  Preulsen  zu  einer  Standesherrschaft  erhoben,  unter  dem  Namen  Wil- 
dtnhur^Sehönttein ^  doch  mit  ausdrücklicher  Ausnahme  desjenigen,  was  in  der 
teutschen  BundesActe  für  Standesberren  festgesetzt  ist,  in  Absicht  auf  Eben- 
bürtigkeit und  Hofihung  zu  CuriatStimmrecht  in  dem  Plenum  der  Bundesver- 
sammlong.  Wegen  derselben  erhielt  der  Fürst  von  Hatzfeldt  eine  VirilStimme 
in  dem  ersten  Stand  der  rhein.  ProvinzJalStande,  durch  Verordn.  v.  i5.  MSrz 
1B35,  in  der  preufs.  Gesetzsamml.  1825,  Sl.  V. 
0  Vergl.  oben  {.  3i6  u.  817. 


§.    519.  (Neu.) 

n     h     a     n     g. 

^^chUuistmhd  der  Freien  Herrschaft  Kniphausen,  im  BesiU  des 

Grafen  Bentinck. 

I)  Eine  Anomalie  in  dem  tentschen  Staaten-  und  Bundesrerhältnifs, 
suizig  io  ihrer  Art,  einen  so  genannten  halbsouverainen  Staat,  unter  dem 
Scktz  des  Teutschen  Bundes,  bildet  jetzt  in  gräflich -Bentinckischem 
Besitz,  die  Freie  Herrschaft  Kniphausen  «)-  Durch  sie  und  die 
«nter  oldenburgischer  yertragmäsiger  Oberhoheit  stehende  Edle  Herrschaft 
'arel  nebst  Zugehorungen,  wie  auch  rerschiedene  aufserhalb  beider  gelegene 
^rundguter  oder  grundherrliche  Domänen,  alle  in  gleichem  Besitz  und 
G^nuCs  desselben  Inhabers,  wird  das  gräfliche  Aldenburgische  Fs 
lienPideicomraifs  *)  dargestellt.    II)  Frei,  wie  alle  Friesischen  La 


ami- 
Länder, 
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bis  in  das  16.  Jahrbandert,  Ton  der  Oberhemcbaft  des  teatschen  Beidis, 
dann  aber  diese  stiilscbweigend  anerkennend,  war  Hniphaasen  weder  reiclu- 
und  Iii*eisstandisch  —  daher  reicbs-  und  hreisdteaerfrei,  frei  Ton  Maniuckfl- 
Stellung  zu  dem  Reicbskriegsheer ,  auch  in  dem  Interregnum  frei  yoq  der 
Gericbtbarkeit  der  Reicbsvicarien — ,  noch  reichsritterschafrlicb,  woU  ab«r 
reichsunmittelbar  mit  Landeshoheit  und  Reichsfreiheit;  auch  waren  & 
knipbauser  Flagge  und  Seeschiffpasse  auf  dem  Weltmeer  geachtet  Zo- 
gleich  war  diese  reichsfreie  Herrschafr  ein  aufgetragenes  Lehn  des  herzo«-' 
lich-burgundischen  Lehnhofs  zu  Brüssel,  bis  17971  wo  ae  appropriirt: 
ward  0).  ni)  Bei  Auflösung  der  Reichsverbindung  sourerain  geworde%{ 
ward  sie,  durch  den  französisch  -  hollandischen  Staatsrertrag  Tom  11.  Nor/r 
1807,  der  Staatshoheit  des  Honigs  ron  Holland  standesherrKeh  ($.  86,  a)|. 
dann  durch  das  franz6siscbe  SenatusConsult  vom  i3.  Dec  1810  der  hvss*] 
lieh -franzosischen  Staatshoheit,  mit  Anerkennung  nur  der  graflich -Bentioclihi 
sehen  Eigenthumrechte  (§.  86,  c),  untergeordnet,  und  dem  Yerwaltunji' 
bezirk  Jever  beigefugt.  lY )  Nach  Yerdräognng  der  franzosischen  En> 
Schaft  in  dem  Befreiungskrieg  im  Herbst  18 13,  gelangte  daselbst  Graf 
Bentinck  auf  etliche  Wochen  wieder  zum  Besitz  politischer  Unabhängigst» 
Aber  am  s5.  Nov.  i8i3  nahm  ein  mit  einer  Heerschaar  yorüberzieheader 
russischer  General,  im  Namen  seines  Kaisers,  irrthümlich  proTisonsclfit 
Militär«  und  CivilBesitz  TOn  Kniphausen,  die  Yerwaltung  dem  beaachbarta 
Herzog  von  Oldenburg  übertragend,  der  bis  um  die  Mitte  des  J*  1836  sick 
in  dem  Besitz  derselben  behauptete,  so  sehr  auch  der  Graf,  besonders  auf 
den  Congressen  von  Wien  und  Aachen,  davon  frei  zu  werden,  sich  bestrebt 
hatte.  Y)  Der  wiener  Congrefs  hatte  über  den  Rechtszustand  dieser  Herr- 
schaft nicht  verfügt  Zu  einer  standesherrlichen  Unterordnung  derselbe! 
sich  nicht  befugt,  aber  volle  Souverainetät  einer  so  kleinen,  darcb  eine 
für  Seeschififahrt  günstige  Rhede  mit  dem  Weltmeer  unmittelbar  m  Ver- 
bindung stehenden  Besitzung  ihrer  Politik  nicht  gemafs  erachtend,  trach- 
teten die  auf  dem  Congrefs  zu  Aachen  1818  versammelten  Machte,  aaf 
einem  Mittelweg  ein  Staatsverhältnifs  zu  begründen,  welches  den  Regeoteo 
Hniphausens  dem  Standpunkt  unter  den  Beherrschern  völlig  soaTeraber 
8taatei>  entrückte,  ohne  ihn  zu  irgend  einem  derselben  in  unterthaosdiali* 
liebes  Yerhaltnifs  zu  setzen.  YI)  Zur  Ausfuhrung  kam  diese  Willensmeiauo; 
durch  einen  Yertrag  («Abkommen»  betitelt)  vom  8,  Juni  iSsSOi 
geschlossen  zu  Berlin  zwischen  dem  Grafen  Wilhelm  Gustav  Friedrid 
Bentinck  (ohne  Zustimmung  seiner  Familie  und  der  übrigen  'm  der 
Note  b  genannten  SuccessionsBerechtigten)  und  dem  Herzog  von  Oldeo* 
bürg,  unter  russischer  und  preufsischer  Yermittlnng,  der  zuletzt  anch 
Oestreich  beigetreten  war.  Garantirt  ward  solcher  von  dem  TeutscheD 
Bund;  doch  mit  Yorbehalt  der  Rechte  Dritter,  nachdem  des  genaonten 
Grafen  Bruder  Johann  Carl  seine  agnatischen,  und  Sachseit-Weimar-Eisenacli 
die  Rechte  Dritter,  insbesondere  die  durch  die  unten  (Note  b)  erwalmtB 
FideicommifsConstitution  von  i663  begründeten  (der  SuccessionsBerechtig- 
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:eD),  wider  jenen  Vertrag  bei  der  Bundesyersammlung  aosdrttckiich  Torhe- 
iten hatten«).  Tu)  Nach  dieser  Uehereinhanft,  steht  i)  Hniphausen 
lermali  als  ein  «besonderes  Land»  unter  dem  Schutz  des  Tent- 
ichen  Bundes  /))  und  mittelbar  in  Yerbindung  mit  solchem;  es  Kg». 
lart  zu  den  tentschen  Bundeslanden  » ,  gibt  aber  die  nach  dem  angenom- 
nenen  Yerhaltnifs  ihm  obliegenden  BundesmatricularLeistungen ,  Geld  und 
HanDSchaft,  an  Oldenburg.  Die  Grundrerträge  und  Beschlüsse  des  Bun- 
les,  haben  dort  Kraft  und  Gfiltigheit,  wie  ain  den  übiigen  Bundesländern»* 
iId  Folge  dessen »9  heifst  es  im  3»  Art,  c  versteht  sich  Ton  selbst,  dafs 
inter  dem  Titel  der  ehemaligen  Beichsgesetzgebnng  keine  besondern  Rechte 
Ulf  Oldenburg  übergehen;  da  die  ehemalige  Reicfasgesetzgebung  nur  in  Er- 
lassong  neuer  Ordnungen  und  Gesetze  im  Reiche,  mithin  solcher  Gesetze 
ikh  auTserte,  welche  allgemein  iur  die  Reichsunterthanen  verbindliche 
Kraft  haben  sollten,  Bestinmiungen  aber^  welche  mit  solchen  Ordnungen 
iiDil  Gesetzen  überhaupt  zn  vergleichen  sind,  gegenwartig  nur  bei  dem 
Bondestage  verhandelt  und  vereinbart  werden  können»  (?).  a}  Die  Herr- 
icbaft,  der  oben  genannte  Graf  und  seine  Familie,  sind  der  «Hoheit»  (nicht 
des  Herzogthums,  sondern)  des  Herzogs,  seit  1829  Grolsherzogs,  von  Ol- 
denburg untergeordnet,  «jedoch  nur  so,  wie  sie  vorhin  bei  Kaiser  und 
Reicb  gewesen  ist»«  Dagegen  liegen  dem  Herzog,  jetzt  Grofsherzog,  die 
Pflichten  der  vormaligen  Reichshoheit  ob.  3)  Wie  in  der  ZSeit  des  teut- 
Khea  Reichs,  haben  der  Graf  und  seine  Familie  die  personlichen  Rechte 
lud  Vorzüge ,  ist  er  Landesherr  und  hat  die  Landeshoheit ,  insbesondere 
^6  gesetzgebende  Gewalt  und  die  Justizgewalt,  auch  das  Recht  der  be- 
londern  Flagge»  4)  Wo  in  CivilStreitigkeiten  die  Reichsgerichte  oompe- 
tent  waren,  ist  es  jetzt  —  auch  in  Privatsachen  des  Grafen  und  der  Glie- 
der seiner  Familie,  und  in  Klagesachen  kniphauser  Unterthanen  wider  den 
Grafen  oder  dessen  Behörden,  als  Obrigkeit,  —  das  OberAppellationsge- 
ncU  za  Oldenburg,  aus  besonderem  ihm  von  dem  Grofsherzog  ein-  für 
allemal  ertheiltem  Auftrag.  Wo  in  CriminalSachen  weitere  Yertheidigung 
Statt  findet ,  werden  diesem  Gerichte  die  Acten  zu  Abfassung  des  Urtheils 
iQgesendet,  die  Urtheile  aber  von  dem  kniphausenschen  Gerichte  publicirt« 
Oasselbe  Gericht  ist  Schiedsrichter  — ^  doch,  auf  Verlangen  des  Grafen, 
nach  eingetretener  Spruchreife,  zu  Acten  Versendung  verpÜichtet  —  bei 
«allen  in  Beziehung  auf  Kniphausen  zwischen  dem  Grofsherzog  und  dem 
Grafen  oder  seiner  Familie  vorliommenden  Streitigkeiten,  welche  die  Aus- 
legung dieses  Vertrags,  oder  den  Umfang  und  die  Natur  der  dem  Grofs- 
lerzog  übertragenen  Hoheit  und  der  dem  Grafen  zustehenden  Rechte,  im 
gegenseitigen  Verhältnils  zu  einander  an  sich  oder  in  ihrem  Princip,  ab« 
gcseben  von  der  Erfüllung  der  daraus  auf  Seite  des  Grafen  entspringenden 
Verbindlichkeiten,  worauf  die  Amtsthätiglteit  des  Fiscals  sich  bezieht,  zum 
Gegenstand  haben»  (sie!).  Die  Execution  der  Richtersprüche  wider  den 
Grafen,  geschieht  unter  der  obern  Leitung  des  O.A.Gerichts.  Unbeschadet 
^uier  landesherrlichen  Rechte,  erklärte  der  Graf,  in  Absicht  auf  indirecte 
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Abgaben  Y  sich  bereit  zu  einer  Vereinbarung  über  gewisse  Gleichfomu^eit 
mit  Oldenburg.  5)  Als  Wächter  für  Erhaltung  guter  gemeiner  OrdonDg, 
und  für  Erfüllung  der  durch  diesen  Vertrag  von  dem  Grafen  übernomme- 
nen Verbindlidikeiten,  ist  ein  Fiscal,  nach  Art  des  vormaligen  Beichsfiscais, 
bestellt,  den  der  Grofsherzog  aus  drei  von  dem  Grafen  vorgeschlagenen 
oldeuburgiscJien  Beamten  ernennt.  6)  Vermöge  der  übernommenen  Ga« 
rantie,  soll  der  Teutsche  ßund  auf  Erfüllung  der  in  diesem  Yertra; 
enthaltenen  Bestimmungen,  insbesondere  bei  Streitiglieiten  zwischen  den 
Grofsherzog  und  dem  Grafen,  achten,  und  defswegen  dem  Grafen  da 
Becurs  an  die  Bundesversammlung  offen  stehen.  7)  In  Bezieki 
auf  auswärtige  Verhältnisse,  werden  «die  Interessen  des  Grafen 
seiner  Unterthanen  bei  andern  (zu  dem  Teutschen  Bunde  nicht  gehoreodea] 
Staaten  unter  dem  Schutz  des  Bundes  durch  den  Souverain  Tertret 
welchem  die  dem  Kaiser  und  Beich  zugestandene  Hoheit  über  Rnipha 
eingeräumt  ist».  -—  Bei  der  aus  der  Natur  des  gewählten  gegeoseiti^a 
Verhältnisses  hervorgehenden  Entwichelung ,  insbesondere  der  breitet 
Grundlage  ehemaliger,  durchaus  weder  gönau  bestimmter,  noch  unbe&tnt 
teuer»  teutscher  Beichsverhältnisse,  und  bei  der  Unbestinuntheit  und  Uo- 
hlarheit  mancher  Vertragbestimmungen  g^ ,  ist  mehr  zu  wünschen  als  m 
hoffen,  dafs  diese  Vereinbarung  nicht  eine  Quelle  von  Reibungen  und  Strei- 
tigkeiten se)^!  m5ge.  —  In  Folge  eines  kaiserlichen  Privilegiums  vom  li 
Juli  i6S3  A)  steht  dem  Besitzer  das  Münzregal  zu,  welches  derselbe 
seitdem,  auch  nach  Auflosung  des  teutschen  Beichs  ausgeübt  hat 

a)  Sonst  auch  Herrlichkeit  genannt;  eine  alte  Reichsherrtchaß  (dynastia  imperii),  aa 
Aiisflufs  der  Jahde  in  die  Nordsee,  auf  der  Landseite  von  der  Herrschaft  Jerer 
umschlossen,  im  Jahr  i8a3  mit  sSSq  Einwohnern  auf  o,85  QM.  In  dem  Beschlufi 
der  B.y.  vom  3o.  April  ist  die  Einwohnerzahl  provisorisch  angenommen  m 
3,949,  und  die  dem  grofshersogl.  oldenburgischen  BundesContingente  beisufog^nue 
Mannschaftstellung  festgesetzt  auf  29  Mann  Infanterie ,  ohne  Reserve.  —  TeBer 
die  Geschichte  und  das  staatsrechtliche  Verhältnifs  der  Herrlichkeil  KnipbaaMB« 
dann  der  edeln  Herrschaft  Varel ;  s.  man  Kicber^s  Acten  des  wiener  Congressefi 
Bd.  m,  S.  553  fS.  (Ebenäess.)  Rechtliche  Ausführung  der  väterl.  Ebenburtlglflt 
u.  familien-fideicommissar.  Successionsfahigkeit  der  Herren  Reichsgrafen  W. x> 
G.  A.  u.  F.  A.  Benlinck  (Varel  i83o.  8.)  §.4— 14,  S.  i4—3a,  Bbendets,  Darstell 
in  dem  unten  angef.  Genealogischen  StaatsHandbuch  fiir  1827,  Art  Bcntinci- 
Auch  F.  A.  BRAi!r*s  Minerva,  für  i8a5,  Bd,  IV,  S.  463—480. 

^)  Ein  agnatisches  und  subsidiarisch  auch  cognatisches  FamilienFideicomnifiti  ^ 
dem  Vorzug  der  Erstgeburt,  gestiftet  von  Anton  Günther,  letztem  Grafen  toa 
Oldenburg  und  Delmenhorst,  durch  eine  FideicommissConstituiion  in  seinem  Tes- 
tament von  i663,  Art  40,  zunächst  f^r  seinen  unehelichen,  von  dem  Kaiser  iw 
legitimirten,  dann  zum  Freiherrn,  und  i653  zum  Grafen  von  Aldenburg  erno- 
benen  Sohn  Anton  und  alle  dessen  Nachkommen.  Das  Testament  steh^  in  ^^  ' 
Just  WnfEELitA.MBr's  oldenburgtscheu  Friedens-  und  der  benachb.  Ortsn  Knfg^- 
handlungen  (Oldenburg  1667,  auch  1671.  Fol.),  S.  653—576.  —  Nachdem  ^^' 
ton's  I.  Manns ta mm  mit  dessen  Sohn  Anton  II.  1738  erloschen  ist,  sio^  ^^  . 
FidciconimifsSuccession  in  Kniphausen,  nach  Erstgeburt  berechtigt:  D  Die^' 
glieder  des  gräflichen  Mdenhurgischen  Pf^eiSerstammes  (tiÜBMsn's  genealog.  TaDi 
Tab.  216),  aus  welchem  jetzt  die  Grafen  Benlinck  (AldenburgBentindi),  a^^*"' 
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mend  ron  Aiitoa's  IL  Erbtochter,  Gemabltn  des  1733  in  den  Reichsgrafenstand 
erhobenen  Wilhelm  ▼.  Bentinck,  eines  Niederländers,  im  Besitz  sind;  H)  die 
dem  Aldenburgischea  Stamm  SudstituirUn:  i)  die  Mitglieder  des  Wetberstammes 
des  1667  verstorbenen  Fürsten  Johann  von  Anhait2ierbst  (Hihivxa^  Tab.  iSg),  in 
und  aus  den  Begenteuhausem  S.  WeimarEisenach  und  Rufsland  j  9)  die  Mit- 
glieder des  Hauses  Holstein;  a)  die  altere  oder  dänische  Hauptlinie,  d)  sowohl 
die  in  Dänemark  regierende,  /9)als  auch  die  Linien  Sonderburg,  (blühend  in  den 
SpecialLtnien  Augustenburg  imd  Beck),  und  Glücksburg  in  dem  Weiberstamm, 
blühend  in  der  fürstlichen  Familie  BontheimSteinfurt;  b)  die  jüngere  oder  got- 
torpbche  Hauptlinie,  und  swar  a)  der  ältere  Ast,  in  und  aus  dem  kaiserlich- 
russiscben  Hause,  und  ft)  der  jüngere  Ast  (HolsteinEutin),  nämlich  das  bis  18Ö9 
in  Schweden  regierend  gewesene  Haus,  und  das  in  Oldenburg  und  Eutin  regie- 
rende Haus.  —  Die  dreifache  Verschiedenheit  der  Bestandtheile  des  Aldenburgi- 
sehen  FamilicnFideicommisses^  und  der  danach  geordneten  Succession  der  Sub. 
stituirten,  so  wie  die  hier  in  Betracht  kommenden  Verwandschaft  Verhältnisse 
habe  ich  entwickelt  in  dem  Genealogischen  StaatsHandbuch  für  1897  (Frankf. 
1827.  a),  Art.  Bentinck,  S.  986  ff. 

t\  Der  erste  Lehnaufiraff  geschah  iSSs,  um  sich  Schutz  wider  den  Grafen  von  Ost- 
fricsland  zu  yerschaffen,  von  den  unremiählt  gestorbenen  Fräulein  Schwestern 
Anna  und  Marie,  Erbherrinnen  Von  Jever.  Schwxbkb's  Theatr.  praeten^f.  IL  18 
11.  31.  Ein  Eweiter  Lehnauitrag  erfolgte  im  Jahr  1667,  wo  Graf  Anton  Günthev 
Ton  Oldenburg,  gemeinschaftlich  mit  seinem  natürlichen,  durch  kaiserL  Rescript 
legitimirten  Sohn,  dem  Grafen  Anton  L  von  Aldenburg,  Kniphausen,  dem  König 
Carl  IL  von  Spanien,  als  Hersog  von  Brabant,  su  Lehn  auftrug,  und  solches 
Ton  ihm  als  neues  Lehn  wieder  erhielt.  Die  angef.  Bechtl.  Ausfuhrung,  §.  8. 
Diese  Lehn  Verbindung  erlosch  unwiderruflich,  als  das  zur  Lehnher  rllchkeit  be- 
rechtigte Herzogthum  Burgund  durch  den  Frieden  von  Campo  Formio  1797, 
und  überdiefs  auch  das  lehnpflichtige  Kniphausen,  durch  das  franz.  Senatus- 
Consult  V.  i3.  Dec.  1810,  mit  Frankreich  vereinigt  ward,  dessen  Gc{setze  jeden 
FeudalNexus  *£ur  vernichtet  erklärten. 

^)  Dieser  FeHrag  ist  abgedruckt  in  dem  Protoc.  der  B.V.  r.  18.  Aug.  i8a5«  als 
Beilage  zu  §.  99,  Bd.  XVn,  S.  187  u.  in  AUaTEvs  recueil,  Suplem.  T.  X,  p.765. 
Französisch  übersetzt  steht  er  in  dem  Journal  de  Francfort  du  3o  aojit  i895.  -^ 
Durch  ein  Paient  y.  10.  Juli  1826  (als  Beilage  a,  in  d.  Protoc.  der  B.  V.  t.  95. 
Jan.  1827,  §.  7,  Bd.  XIX,  S.  16)  machte  der  Herzog  von  Oldenburg  solchen 
nach  seinem  ganzen  Inhalt,  insbesondere  den  Einwohnern  4cr  Herrschaft  Knip- 
hausen, bekannt,  und  versicherte  dieselben  seiner  «oberherrlichen»  Gnade. 
Man  8.  auch  Protoc.  der  B.  V.  v.  a5.  Jan.  1827,  §.  7^  Bd.  XIX,  S.  6  u.  16. 

OBcschlals  der  B.  V.  v.  9.  März  1826,  $.  3o  des  Protocolls:  cdafs  der  Bund  in 
diesem  gtmz  eigenen  und  hetondem  Falle  die  Garantie  .  •  .  .  um  so  bereitwilliger 
übernehme,  als  dadurch  weder  das  unmittelbare  Verhaltnifs  Oldenburg«  ftum 
Bunde  eine  Aenderung  erleide,  noch  auch  dem  wohlbegründeten  Rechte  Dritter 
lintrag  geschehen  solle».  Protoc.  der  B.  V.,  Bd.  XVW,  S,  74.. Die  sämmtl.  Ver- 
handlungen bei  der  B.  V.  findet  man  in  den  Protocollen  derselben  v.  18.  Aug. 
»8^,  §.  92;  T.  a6.  Jan.,  3.  Febr.,  a.  u.  9.-  März  i8a6;  §•  7»  *^i  a4  ü.  3o;  Bd. 
XVn,  S-  87;  XVni,  S.  8,  49,  63  u.73.  —  in  einem  SeparatProt.  wurden  voh 
der  Curie  der  16.  Stimmebesondere  Bemerkungen  hinzugefügt,  laut  des  öffentU* 
chcn  Protocolls  v.  3.  Febr.  1826,  S.  10,  Bd.  XVni,S.  5i.  Die  sachsen-weimarische 
Rechtsyerwahrung  steht  §.  7   des  Protoc  v.  i8a6,  Bd.  XVÜI,  S.  8. 

/)  b  dem  Eingang  des  Abkommens  wird  gesagt :   der  Graf  habe  gewünscht,  «den 
Schatz  des  Teutschen  Bundes,  wie  früherhin  des  teutschen  Reichs,  zu  geniefsen.» 

i)  Proben  liefern  die  in  dem   königL  sachsischen  Votum,  in  dem  Protocoll  der 
B.  V.  (Bd.  XVin,  S.  49— 5 1)  enthaltene  Critik,^  und  KlvbbbV  Abbandlttogen. 
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Bd.  I,  S.  ai4  ff.   VcrgL  auck  A.  W.  lUmsB*»  Boiträg«,  L  Liefer.,  S.  366  ft, 
die  Noten. 
k)  In  Mosxa's  teulsch.  StaaUrecht»  Tb.  XXH,  6«  37a— 374*  Auch  In  ▼.  HsBai's  Actis 
comitiaL  Batiabon.  T.  1,  p.  991. 


V.    GAPITEL. 
Die     Grundherren. 


§.  520.  (241.) 

Gnmdherren.  GrumdherrKchkeii*  VersehieienejIrUnderGrundhtrrtA, 

Uebersicht  des  Capüels. 

I)  Die  Grund-y  Gut-  oder  Patrimonial-Herren  sind  Grand-* 
eigenthümer ,  adelicbe  oder  nicbt  adelicbe ,  physiscbe  oder  moralische  ^)  • 
Personen,  welcbe  sowohl  (ur  ihre  Person,  als  auch  für  ihre  grandberr- 
liehen  Besitzungen  ^),  besondere  Rechte  geniefsen;  theils  weniger,  tbeils. 
geringere,  als  die  Stande8lien*en  •).  U)  Der  Inbegriff  dieser  besonders 
Personal-  und  RealRechte  heifst  Grund-,  Gut-  oder  PatrimoniaU 
Herrlichkeit  <0*  HI)  In  mehreren  Bundesstaaten,  findet  man  yerschie- 
dene  Arten  yon  Grundherren:  1)  in  Bundesstaaten  auf  der  recbtea 
Seite  des  Rheins,  a)  theils  solche,  die  bei  Auflösung  der  teutschen  Reicb- 
yerbiodung,  nebst  ihren  Besitzungen  schon  landsä'ssig  oder  reichs- 
mittelbar  0),  b)  theils  solche,  die  damals,  nebst  ihren  Besitzungen,  zwar 
nicht  mit  Reichsstandschaft  yersehen,  aber  doch  reichsunmittelbar /) 
waren;  3)  in  Bundesstaaten  auf  der  linken  Rheinseite,  a}  solche,  die  tot 
der  durch  den  lüne viller  Frieden  (1801)  erfolgten  Abtretung  an  Frankrddi, 
landsassig,  und  b)  andere,  welche  damals  reichsunmittelbar  waren. 
lY)  Der  Rechtszustand  der  Grundherren  ist  festgesetzt,  theils  allg^ 
mein  (dieses  für  die  vormals  reichsunmittelbaren  Grundherren,  tbeils 
auf  der  rechten,  theils  auf  der  linken  Rheinseite,)  dui*ch  die  teutscbe 
BundesActe,  theils  besonders,  in  einzelnen  Bundesstaaten  staats- 
gesetzlich, zum  Theil  auch  vertragmäsig,  und  zwar  nicht  sehen  auf 
verschiedene  Weise«  Ton  beiden  Arten  ron  Bestimmungen,  ist  hier  zu 
handeln. 

«)  Auch  Gemeinheiten  oder  Körperschaften  (Corporationen),  geistlich^  und  welcliche, 
befinden  sich  hie  und  da  unter  den  Grundherren.  VFürUmk.  Ver&as.  Vertragt 
1819,  $.  39  ff. 
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0  Hemchaften,  Gmndhemchaften,  Gebiete,  Bezirke,  Rittergüter ,  Güter,  Hufe, 
SatteUiöfe,  Orte,  lehnbare  nnd  allodiale. 

r)  Vergl.  Bhauxb*8  Beiträge  eu  einem  allgem.  Staatsr.  der  rbein.  Bundesstaaten, 
S.  199.  —  Ungeachtet  der  stets  fortschreitenden,  strengem  und  bestimmtem 
AusbUdung  der  teutscben  Landeshoheit,  befanden  sich  doch  vielföltig,  in  fast 
allen  teutschen  Staaten,  hrndsänig«  UfUfroirigieiien,  sowohl  ansehnliche  Gmnd- 
eigenthümer  und  Gemeinheiten,  als  auch  wenig  begüterte,  adellche  und  nicht  ade- 
liche Gerichtsherren,  fortwahrend  in  dem  Besitz  der  Ausübung  und  Benutzung 
einer  Reihe  von  niedem  oder  verleihbaren  Regalien  ($•  loa).  Von  dieser  Art 
sind  Zp  B,  bürgerliche  und  peinliche  Gerichtbarheit«  niedere  Ort-  oder  Bezirk- 
Polizei,  jus  fisci  minus,  Aufnahme  neuer  Unterthaaen,  Judenschutz,  Industrie- 
Concessionsrecht  (§.  461),  Forst  und  Jagdgereohtigheit,  niederes  Wasser-  und 
Bergwerkregal,  Nachsteuer  und  Abzugsgeld,  überhaupt  die  sogenannten  benutz- 
baren oder  FinanzRegalien  (|.  99  b,  u.  363),  die  man  als  einen  Autfluss  oder 
Anbang  dieser /»«rtini/areii,  unterg^eordneten  obrigkeiüichtm  Gewalt  oder  Reffierung4- 
§ewaU  betrachtete.  Zahl  und  Umfang  dieser  Regierungs rechte  waren  am  be- 
trächtlichsten bei  denjenigen  Fürsten  und  Grafen,  stadtischen  und  geistlichen 
Gemeinheiten,  welchen  eine  vertragmäsige  oder  tmterffeardnete  Landeshoheit  oder 
Landesherrlicbkeit  (§.  103,  a)  zustand.  Bei  Andern  ward  diese  Art  von  Regie- 
ruogsgewalt  mit  verschiedenen  Namen  bezeichnet,  z.  B.  Nerriichieä ,  Fogtei^ 
Uckkeit^  Gericht,  DorJ-  und  Gemeindehemchaß,  Gebot  und  Ferbot,  Gericht*  und  Pi>- 
Uzeiherreehafij  PatHmoniaiGerichtbarkeä  (§.  368--37o).  Beispiele  dieser  Art  finden 
sich  noch  jetzt,  bei  den  Standesherren  (§•  Soi)  und  Grundherren,  bei  manchen 
Städten,  und  bei  denen,  welchen  untergeordnete  Landeshoheit  aus  der  Zeit  der 
teutschen  Reichs  Verfassung  noch  zusteht.  VergL  {.  3i8  u.  Rlubxb*s  'Acten  des 
wiener  Congresses,  Bd.  VI,  S.  91  u.  139. 

i)  Bei  Rittergütern,  heifsen  die  dinglichen  und  vermischten  Bittergutrechte  auch 
ReaUdeL 

9)  Vergl  z.  B.  die  Geschichte  des  vogteilichen  Adels  in  der  vormaligen  Rhein-  u. 
Neckarpfalz ;  in  d.  Archiv  für  Standes-  u.  grundherrl.  Rechte.  Bd.  I  u.  H.  — 
Badische  Verordn.  für  den  Rechtszustand  des  schon  vor  dem  presburg.  Frieden 
0.  d«  rhein.  Bund  mit  Gerichtbarkeit  landsässig  gewesenen  Adels ,  v«  sa.  Apr. 
i8)3,  in  d.  Regier.  BL  Num.  11. 

/)  Vergl.  oben,  %.  43,  Num.  RL  Von  den  Veränderungen  in  dem  Rechtszustand 
des  vormaligen  reiehsritterschaftUchen  Adels,  in  Folge  der  Auflösung  des  t.  Reichs 
und  der  rhein.  BundesActe,  Rl^bxb's  Staatsr.  des  Rheinbundes,  §.  aio  ff.  Nssr's 
Uehersicht,  in  d«  Rhein.  Bund,  Heft  XX,  S.  199.  Dals  die  unmittelbare  Reichs- 
ritterschaft eben  reichsständischen  Charakter  gehabt  habe,  wird,  im  Widerspruch 
mit  der  Geschichte  und  dem  t.  ReichsStaatsrecht,  behauptet,  in  dem  Archiv  für 
sUndes-  und  grundherrl.  Rechte,  Bd.  R,  Heft  a  Num.  a. 


§♦    321«  (242.) 

Reehts%u9tand  der  Grundherren. 
^)  Allgemein^  nach  der  U  Bundes Aete^  tc  %war  der  varmab 

reichsunmittelbaren  CrrundherreUj 

/)  auf  der  rechten  Rheinseite. 

Die  teotsche  BandesActe  »)  bestimmt,  allgemein,  den  Rechtszu 
sUiid  der  jetzigen,  Tormals  reichsunmittelbaren  Grandherren  auf  der 
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rechten  Rhelnseite,  and  zwar  in  der  Regel  nur  derjenigen,  welche, 
nebst  ihren  Besitzungen,  der  Matrikel  der  Reichsritterschaft  einrer- 
leibt  waren  ^),  auf  folgende  Art  c).  I)  In  Absicht  auf  ihr  persSnlicles 
Yerhältnifs,  soll  ihnen  zustehen:  i}  unbeschrankte  Freiheit,  ihren  Auf- 
enthalt in  jedem  zu  dem  Bande  gehSrenden,  oder  mit  demselboi  in  Prü- 
den lebenden  Staate  za  nehmen  ($«  3o4);  3}  pririligirter  Gericlit- 
stand. 

I 

I 

a)  Bandes  Acte,  Art  14«  gegen  das  £nd&  Die  wiener  ScblufsActe  Ton  1840,  Art  . 
63,  Tcrpllicbtet  die  BandesTersammlong  sa  Aufireditbaltung  dieser  Bestimmung  1 
und  erklärt  den  Recurs  an  die  B.  V.  in  bestimmten  Fallen  für  culSisig.  M^b  i 
6.  oben  §.  309.  I 

h)  Kl^sb's  Uebersicht  der  diplom.  Verbandlungen  des  tvicner  Congresses,  8.  366  f.  j 
e)  Die  wiener  GongrefsYerbandlungen ,   s.    in  Kl€ber*8  angef.  Uebersicht  eta,  S.  ! 
341  ffl  12.  in  Biendeu,  Acten  des  wiener  Gongresses,  Bd.  VHI,  iu  dem  B^ter,  > 
&  399. 

§.    322.  (243). 

Portsetzung. 

n)  In  Ansehung  ihi^r  grundherrlichen,  Tormals  reichsnnmtttelbaren 
Besitzungen,  soll  ihnen  zustehen:  1)  Antheil  der  (landtagfahig)  Begü- 
terten an  Landstandschaft  a);  a)  PatrimonialGerichtbarkeiti 
($.  368  f.)$  3)  Forstgerichtbarkeit;  4)  OrtPolizei  ($.  3o5,  «H 
5)  KirchenPatronat,  jedoch  so,  dafs  alle  diese  Rechte  nach  Yorschrüt 
der  Landesgesetze  auszuüben  sind  ($.  3o5);  6)  priyilegirter  Gericku 
stand  in  R ea  1  Streitigkeiten  ^). 

a)  Ein  Vorzug  in  der  Landstandscbaft,  wie  bei  den  Standesberren  (§.  sga),  Mt  is 

.    der  Bundes  Acte  nicht  gegeben.     Ob  und  wie  Weit  sie  VirilStimmreebt,  mi^  is 

welcher  Abtbeilung  der  Landstande,  auseaüben  haben,  hangt  Ton  der  landstäii« 

discheu  Verfassung  des  Landes  ab.    Vergl«  Kl^kb's  angef.  Uebersicht,  S.  ^• 

h)  Auch  ihre  Privatster,  und  ihre  Bechte  auf  PatrmontalDienste  und  Mffahtn  blei«; 

ben  ihnen,  wie  den  Standesherren  (§.  3oS,  a),  als  Eigentbumrechte« 


§♦   525*  (244) 

S     O      h      l     U      8      S. 

Endlich  sollen,  III)  in  Absicht  auf  ihre  vermischten  Verhältnisse, 
nach  den  Grundsätzen  der  frühem  teutschen  Verfassung,  1}  ihre  noch 
bestehenden  FamilienVertrage  aufrecht  erhalten  werden.  Aocli 
soll  a)  ihren  Familien  die  Refugniüs  zustehen,  über  ihre.  Güter  Terbiod- 
liehe  Verfügungen  zu  treffen;  doch  müssen  solche  dem  Staatsoberhaupt  Torg^ 
legt,  und  bei  (und  Ton)  den  höchsten  Landesstellen  zur  allgemeinen  KenntniTs 
und  Nachachtung  gebracht  werden,  3)  Alle  bisher  dagegen  (gegen  die 
Tormalige    reichsadeiiche    FamilienVerfassung)    erlassenen    Verordnuo- 
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rea«),  sollen  Atr  künftige  Fälle  nicht  weiter  anwendbar  aeyn»  IT)  In 
Ibsidbt  aof  den  Recurs  an  die  Bandesreraammlang,  wegen  Nichter- 
üllung  des  14*  Artikels  der  Bundes  Acte,  treten  aach  hier  die  oben  C§« 
I09  u.  3 113  angeführten  Grundsätze  ein  ^). 

)  Hieron  Ki.vbxb*6  Staator.  des  Rheinbundes,  §.  Mi,  u.  nnten  §.  3a6,  Note  a. 

)  Dafs  die  Hinweisung  auf  die  baierische  Verordnung  von  1807  f  als  Basb  und 
Nona  u.  s.  w.  (§.  807),  in  dem  i4*  Art.  der  BundesActe,  auch  auf  den  vor- 
maligen  unmittelbaren  Reichsadel  anwendbar,  und  dafs  bei  diesem  unter  jener 
Verordnung  nicht  nur  die  Declaration  v.  19.  März  1807,  die  baierischen  Stan- 
desberren  betr.  (§.  3i3,  d),  so  weit  solche  auf  jenen  Adel  passe,  sondern  auch 
dio  baierische  Verordnung  ▼.  3i.  Dec.  1806,  die  Ritterschaft  und  ihre  Hinter- 
sauen betr.  (§.  3^6,  a),  zu  rerstehen  sey,  wird  behauptet  in  d.  Archiv  für  Stan- 
des- u.  grundherrl.  Rechte,  Bd.  ü,  Heft  1,  S.  81 — 89.  Dawider  s«  man,  aulser 
dem  Inhalt  und  der  Ordnung  des  14.  Art.,  die  Entstehungsgeschichte  jener  Hin- 
Tieisong  in  den  Acten  des  wiener  Congr.,  angeführt  oben  ^  307.  a.  —  GHzg). 
beftsische  Declaration  t.  .  .  Aug.  1827,  betr.  die  staatsrechtl.  Verhältnisse  der 
Tormals  reichsritterschaftlichen  Freiherren  Riedesel  zu  Eisenbach,  grofsentheils 
nach  dem  durch^  da^  Edict  vom  17.  Febr.  i8so  für  die  Standesherren  angeord- 
npten  Rcchtsverhältnifs  {  in  dem  GH.  Hefs.  Regierungsblatt  1807,  Num.  38. 


§•    524.  (245\) 

i)  auj  der  linken  Rheinseite. 

I)  Die  Anwendung  vorstehender  Grandsätze,  auf  denjenigen  ehemali- 
^  ( nichtreichss tändischen )  reichsuu mittelbaren  C reichsritterschaffcli- 
(^en)  Adel  (§.  36,  a),  welcher  auf  der  linken  Rheinseite,  von  jener 
^ho-n  Eigenschaft  her,  noch  begütert  ist ,  und  welcher  nach  der  durch 
leo  lüneriller  Frieden  von  1801  erfolgten  Abtretung  tentscher  Länder 
ui  Frankreich,  nach  franzosischen  Gesetzen  war  behandelt  worden,  yerord- 
Bct  die  BundesActe  a)  nur  in  gewisser  Art.  Sie  setzt  fest ,  1 )  dafs  hiebei 
Beschränkungen  Statt  finden  sollen,  und  zwar  2)  diejenigen,  welche 
&  dort  bestehenden  besonderen  Verhältnisse  ^)  nothwendig  machen  ^). 
Zugleich  3)  erkennt  sie  hiedurch  stillschweigend  an,  die  Wiederher- 
stellung des,  durch  franzosische  Gesetze  vernichtet  gewesenen,  niedern 
Adelstandes,  für  jene  Gutbesitzer  und  deren  Familien  ^.  H)  Diese 
Torscluift  der  BundesActe,  setzt  nachfolgende  nähere  Bestimmungen 
'^  Rechtszustandes  der  genannten  Gutbesitzer  voraus,  welche,  da  sie  der 
Btmdesrersammlnng  nicht  vorbehalten  worden,  den  neuen  Landesherren 
ükerlassen  sind  «). 

«^  Bondcslcte,  Art.  i4,  am  SchluTs.  Bestimmung  in  der  wiener  SchlufsActe  von 
»8^0,  Art.  63,  oben  §.  3«i,  a.  —  Die  salm-reifferscheid-dyckischc  Herrschaft 
%*,  bei  Neufs,  war  reichsunmittelbar,  aber  weder  reichsständisch  noch  reichs- 
ritterfichaftlich.    Vergl.  KlUbkä's  angef.  Uebcrsicht  etc.,  8.  366  f. 

*)  Dieser  anf  der  linken  Rheinseite  begüterte  Adel,  war  njcht  nur,  durch  die  Ab- 
tretung jener  Lander  an  Frankreich,  seiner  persönlichen  und  dinglichen. Reichs« 
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unmittelbtrkelt  und  adaer  reklumimittelbareii  LandeslierrlicliMt  oder  Tenlt» 
rialGerechtigkeit  ((.  36,  a,  u«  87)  beraubt  worden;  ibm  hatten  die  franzöturbcs 
Gesetze  auch  den  Adelstand  und  das  was  die  Franzosen  droits  seigneunaoi 
et  feodaux,  die  Teutschen  Gut-,  Grund-  oder  Patrimonial Herrlichkeit,  Erbam, 
herrlichkeit  und  Lehngereehtaame,  sowohl  lehnherrliche  als  auch  TassalUtisck 
nennen,  aebat  den  Zehnt*  und  Patronatrechten,  genommen,  und  aeine  ronuli 
gen  FamilitnfideicommilsRechfee  und  PaasirLehnTerhiltnisae  remichtet 

e)  Die  wieftr  CongrefsVerhandlnngen,  s.  in  Hlvbbb's  angef.  Ueberaieht  etc.,  &  3(8| 
n.  566  ff. 

d)  Klvbbb's  angef.  Cebersicht  etc.  S.  374«  Vergl.  §.  a6i,  g,  insbeaondere  die  prfu 
süeke  CabinetOrdre  t.  3i.  Dec  i8a5  wegen  Wiederherstellung  der  Titd,  Pr» 
dicate  und  Wappen  des  Adels  in  den  Beairken  auf  der  linken  Rheinseite,  in  da 
preufs*  Geaatiaamml.  i6a6,  S-  6.  CabinetOrdre  ▼.  19.  Mära  i8a6,  betr.  die  I> 
richtung  der  FamilienFideicomroissc  in  den  Rhein-Provinaen,  Ebendas.  i(h^ 
8«  19.  Geseta  t.  i3»  Mars  1818,  wegen  der  Fideicommisse  in  dem  ehmaL 
OHsgth.  Berg,  in  der  GesetssammL  v.  1818,  St.  5.  Gabinetordre  t.  16.  Jan.  i83&, 
wonach  den  Hiuptem  adelicher  Familien  Tom  Hitterstande  in  Rheinhesseii  gc 
stattet  aejn  soll,  Familünfideicommisst  au  errichten,  wenn  sie  ein  landta^Uga 
Rittergut  beaitaen,  und  bia  aum  1.  Jan.  i837  einer  beabsichtigten  Stiftung  ua 
Besten  der  f  on  der  Succession  in  das  Grundeigenthum  ausgeachlosseoea  Sö\m 
und  Töchter  beigetreten  seyn  würden.  (Frankf.  OPAZeit.  t.  la  Febr.  18% 
u.  Allg.Zeit  r.  17.  Febr.  i836,  aufserord.  Beilage.)  Bfuerücke  Verordn.  roa 
5.  Oct.  1818,  fär  den  Adel  in  dem  baier.  Rheinkreis.  Schuhce^s  Stasttr.  da 
HR.  Baiern,  Th.  I,  S.  3a5  f. 

tf)  Gleich  den  näheren  Bestimmungen  für  die  Skmdesherren^  welche  derselbe  if 
Artikel  ebenfalls  den  Landesherren  überiäfst ,  nur  unter  Verweisung  aof  & 
baierische  Declaration  ?on  1807  (§.  307).  —  Es  findet  Recurs  an  die  Bwitsv^r- 
sammlumg^  Statt»  wenn  Gutsbesitzer  behaupten,  dafs  die  von  den  neuen  Landet- 
herrschaften  gemachten  Beschränkungen,  daa  Maas  der  Nothwendiglieit  obo' 
achreiten.  Wiener  SchlufsActe  von  1820,  Art.  63.  Die  BundesActe  hatte  (lie£«i 
unbestimmt  gelassen.  Klübxe's  angef.  Uebersicht,  S.  373.  —  Bei  Bestimimug 
der  Grente  dieser  Noth wendigkeit,  möchte  politische  Rücksicht  nicht  tve&l^ 
als  juriatiache  eintreten,  und  daher  als  leitender  Grundaats  anannebmoi  Kfi: 
da£a  kein  Vorrecht  ((.  3ai— 3a3)  einiuräumen  aey,  welches  mit  der  auf  der  lin- 
ken Bheinaeite  seit  dem  Anfang  der  franeösisrhen  Einrichtung  bestaades» 
Rechts-,  Gericht-,  Poliaei-  und  Steuerverfassung,  und  mit  der  daselbst  b  dem- 
aelben  2^itraum  ausgebildeten  und  eingewurzelten  Volkstimmung  für  onTereio- 
bar  au  achten  ist.  Vergl.  jedoch  die  gedruckte  BiUtehrift  des  fiberrbeinisc^ 
▼ormala  unmittelbaren  Adela,  an  die  Bundeaveraammlung  vom  i5.  Dec  1^'"' 
worin  die  B.V.  um  Bestimmung  des  Rechtsaustandes  dieses  Adels  gebeleo  inr^ 
—  Die  oben  (f.  3ii)  erwähnte  AufenüuUtJreihcii  möchte  am  wenigsten  cioeiB 
Anatand  unterworfen  sejn« 


§.   525.  (245k.) 

Verhandhmgen  u.  Beschlüsse  der  B.  V.  ß-ifiiruiijreii  uml  Besehuferi^ 

bei  derselben. 

I)  Die  Bundesyersammlang  bat  der Heratellong  vaiiBso&ibo^ 
des  Rechtszustandes,  welcher  in  der  BundesActe  dem  yormaUgeo  immittel- 
baren  Reichsadel  zugesichert  ist,   ihre  pfUchlmäsige  C$-  3o9,  b)  Ao/*^^' 
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»mkelt  gewidmet.  Nickt  nur  hat  sie  zu  Yollzlehung  des  t4- Artikels 
Jer  Bundes Acte^  «den  Rechtszastand  des  yormaligen  Reichsadeb»  ausdruck- 
lich in  die  Ordnong  ihrer  Berathschlagungsgegenstande  gesetzt  ^3,  sondern 
luch,  auf  die  Ton  Berollmächtigten  dieses  Adels  bei  ihr  gemachten  An- 
trage ^),  die  oben  (§*  3io,  c)  erwähnte  Commission,  and  den  ($•  3ii) 
mgefuhrten  Beschlnfs  Tom  s4-  Mai  1819,  namentlich  auch  aof  diesen 
Segenstand  erstreckt.  II)  In  ihrem  Vortrag  vom  24.  Mai  1819  0>  cr- 
ichtete  diese  Commission,  dafs  die  von  der  yormaligen  Reichsritterschaft 
erhobenen  Beschwerden  noch  aaf  sich  beruhen  könnten,  bb  zu  Einlangung 
siaet  Resultats  der  von  ihr  unmittelbar  an  die  Hofe  von  Baienif  Würtem- 
berg  and  Baden  gerichteten  Vorstellungen.  Durch  einen  zweiten  Vortrag 
rom  5.  Oct  1820  «Oi  yeranlafste  die  Commission,  auf  wiederholte  Beschwerde 
les  genannten  Beichsadels,  eine  von  der  B.  V*  an  die  erwähnten  drei 
Hofe  erlassene  Aufforderung  zu  baldigster  Erklärung.  IIQ  Erklärungen 
licht  nur  dieser  drei,  sondern  auch  anderer  Hdfe,  sind  theils  früher  schon, 
Aeils  spater  bei  der  B.  V  erfolgt  ')^  es  sind  aber  die  Beschwerden  da- 
iorch  noch  nicht  überall  erledigt  f), 

1)  Unter  Num.  a,  in  d.  Protoc.  t.  1817,  (.  388.  Man  s.  auch  den  PrasidialVortrag 
in  deni  Protoc.  ▼.  11.  Nov.  1816.  —  Summarische  Uebersicht  der  Verhandlungen 
i  B.V.  über  diesen  Gegenstand ,  in  d.  Arcbir  für  Standes-  und  gnuidherrlicho 
Rechte,  Bd.  I,  Heft  L  S.  166  —  170. 

^)  Darstellung,  Erklärung  u.  Bitte  des  yormaligen  Reicfasadels,  datirt  Frinkf.  a.  M. 
den  13.  Febr.  1817,  u.  unterseichnet  von  dessen  Bevollmächtigten,  den  Frbrn. 
T.  Zoiel  KU  Darmstadt  u.  RiUb  v.  CoUenback  Fol.  Auch  in  d.  Archiv  für  Stan- 
des- und  grundherrL  Rechte,  Bd«  I,  Heft  1,  S.  94  fL,  Heft  a,  S.  116  ft  Gegen- 
eioaoderstellung  dieser  Darstell,  mit  den  Edicten  u*  Verordn«  mehrerer  U  Bun- 
detttaaten;  ebendas.  B.  II,  Heft  3,  Num.  5. 

t)  Protoc  T.  1819.  BeiL  ao^  lit.  A,  e,  an  §.  loi« 

4  Protoc.  V.  i8ao,  %,  16a. 

0  Erklärungen  gaben  bei  der  B.V.:  i)  PFürtemherg,  in  d.  Frotoe.  t.  i8ai,  §.  a5a; 
▼.  i8si,  f.  10.  3)  Buden,  in  d.  Protoc.  r.  1890,  §•  16s ;  v.  i8ai,  §.  s43.  3)  GH. 
Ueuen^  in  d.  Protoc.  v.  1818,  (•  65.  4)  Bie  gro4sher»ogL  und  hernogL  smeksi- 
icken  Häuser^  in  d.  Protoc  v.  1818»  §.  10.    5)  Nassau^  in  d.  Prot.  v.  1818,  §•  ao. 

0  Selbst  im  GH.  Baden  nicht,  obgleich  die  mitbetheiligten  Frhm.  von  Zobel  und 
Rudt  von  GoUenbach  im  Mai  1819  bei  der  B.V.  angexeigt  hatten,  dafs  das  ha- 
dische  Edict  v.  16.  Apr.  1819,  betr.  die  grundherrL  Rechtsverhaltnisse,  ron  dem 
Tormals  unmittelbaren  Adel  des  Grofshersogthums,  mit  Ausnahme  weniger  Ein- 
lelner,  angenommen  worden  sey.  —  ff^ünemberg  erklärte  in  d.  Protoc.  v.  i8as, 
J.  10,  daCi  die  grolse  Mehrheit  des  ritterschaftlichen  Adels,  die  königliche  Fest- 
letsung  seines  Rechtsaustandes  angenommen  habe. 


§.   526.  (246.) 

OjNaeh  staaisgesetzlichen  u.  vertragmäsigen  Bestimmungen 

einzelner  Bundesstaaten. 

I)  Der  Rechtsznstand  der  Grnndherrcn,  der  ehehin  theils  landsassigen, 
Arib  reichsunmittelbaren,  ist  überdiefs  in  einigen  Bundesstaaten  staatsge- 
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setzlieh,  hie  und  da  zum  Theil  auch  vertragmV^ig,  und  zwar  nick 
selten  auf  rerscliiedene  Weise  bestimmt  «}.  11}  Zu  staatsgesetzlichen  Be- 
stinunungen,  in  Ansehung  der,  bei  Auflosung  der  teutschen  BeicksTerbio. 
düng,  einzelnen  Bundesfursten  untergeordneten,  vormaligen  reicbsanmittel- 
baren  Güter  und  deren  Besitzungen,  hatte  die  rheinische  BundesActe  dioen 
Bundesfursten  freiere  EUinde,  als  bei  den  Standesherren,  gelassen^). 

u)  I)  Von  älum  Recbtsquellen,  so  weit  diese  noch  'gelten,  Ton  landesherrlirbn . 
Pri?ilegien,  Declarationen ,    Assecurationen  $  Ton  Landes-  und  ErbTergleichen, 
LandtagsHecessenu.  d.,  s.  oben  $.  74  fl.  A*  Kopr's  GrundherrHclikeit  in  da 
altern  Bettandtheilen  des  Königr*  Baiern.   Landsh.  1809.  8.   —  11)  Von  wutn 
RecbtsqueUen  gehören  hieher:  1)  für  Baizbv:  Verfas8.ürk.  t.  1818,  Tit  V,  ^) 
u.  4-  Verordn.,  die  Ritterschaft  und  ihre  Hintersassen  betr.,  t.  3i.  Dec«  iH 
in  d.  Rhein.  Bund,  V.  118  u.  in  d.  Archiv  fdr  Standes-  u.  grundberrl.  Becfale, 
Bd.  I,  Heft  3,  S.  214  ft^  u.  Bd.  U,  Heft  1,  S.  i53  ff.  Erläuterung  hiesu,  die  Bd-j 
atatigong  der  FamilienVerträge  betr.,  t.  25.  Mai  1807,  ebendas.  TR,  177,  n.  »j 
den  angef.  Archiv,  B.  n,He{t  1,  8.  161  fE    Edict  über  die  gutsherrlichen  ßec);te,j 
▼.  a8.  Jul.  1808,  in  dem  Rhein  Bund,  XXIL   i38.     Edict  über  die  künft.  Ver., 
hältnisse  des  Adels,  t.  28.  Jul.   1808,  ebendas.  XXIV.  436.     Nachtrag  (ia2u,r.j 
92.  Dec.  1808.    Edict  wegen  Aufhebung  der  EdelmannsFreiheit,  t.  20.  Apr.  iSvS, 
In  d.  Rhein;  Bund,  XXIX.  325.    Edict  wegen  Aufhebung  der  Siegelmasigkeit,  r,^ 
•o.  Apr.  1808,  In  d.  Regierungsbl.  1809,  Num.6.    (Doch  besteht  die  Sie^elmiti^ 
keü  wieder,  nach  Beil.  VRI  su  der  Verfa8s.Urk.  t.  1818,  wo   die  damit  Terbno- 
denen  Vorrechte  bestimmt  sind).    Organ.  Edicte  r.  28.  Jul  1808^  die  Verhälbusx 
des  Adels  betr.,  u.  die  *gutshcrrl.  Rechte  betr;  Organ.  Edict  t.  8.  Sept  iSoS^ 
die  PatrimontalGerichtbarkeit  betr.,  u.  Nachtrag  'dazu  t.  4*  Oct  1810.  Edict  t.] 
16.  Aug.   1812,  die  gutsherrliche  Gerichtbarkeit  betr.,  nebst  d.  L  Rescript  v 
26.  Apri  1814.    (Alle  diese  Edicte  stehen  auch  in  d.  baier.  B^er.Blatt).  £(Üi 
wegen  Aufhebung  der  FamilienFideicommisse^  und  Einführung  der  Majorate, 
22.  Dec  1811,  in  d.  Rhein.  Bund,  LXD.  333.  u.  in  d.  Regier.  Blatt,  1812,  Nuin 
Erklärende  Verordn.  hiesu,  y.  24*  Aug.  1812,  ebendas.  1812.     Drei  Edicte  t 
26.  Mai  1818,  a)  über  den  Adel,  b)   über  die  gutsherrlichen  Rechte  a/id 
gutsherrliche  Gerichtbarkeit,   c)  über  die  FamilicnFideicommisse ;   beide  toi 
t6  Mai  1818,  u.  ab  Beilagen  6  u.  7  ku  Tit.  V,  $.  4  der  Verfassungsorlia 
Ton  demselben   Datum;    auch  in    Döllietger's  Verfassung  des  Rönigr.  Baier 
Bd.  L    Declaration,  die  staatsrechtl.    Verhältnisse  der  Grafen  Ton  Pappe^kA 
betr.  T.  22.  MSrs   1807,  oben  ^.  3i5.  b.    Die  baier.  Verordnungen  wegen  d 
Lehnverhältnisse,  unten  $.641  u.  543.  Nach  der  baier.  Verfassungsurk.  v.  181 
Tit.  V,  §.  4,  soll  der  «übrige  Adel  des  Reichs  (im  Gegensat«»  der  vornalt^ 
reiohsständischen  Fürsten   und    Grafen  v    und  «der    ehemaligen   unmittelba 
Reichsadelichen»),  wie  jeder  Guteigenthümer,  seine   gutherrlicben  Recht« 
halten»,  nach  den  daselbst  angeführten  ßestimraungen,   u.  überdies  wt^  t< 
gende  Vorzüge  geniefsen:  ausschliefsendes   Recht  zu  gutherrlicher  Geric*^^^ 
barkeit;  Recht  zu  Errichtung  von  FamilienFideicommissen  auf  Grundvermög?' 
befreiten  Gerichtotand,  Siegelmäsigkeit,  bei  MilitärConscription  Eintritt  der  Söbae 
des  Adels  ab  Gadetten.  Vergl.  L.  y.  Debsch,  Grundzüge  des  baierischen  StaatsN 
%.  75  ff.  82  ff.  u.  91  ff.  —  2)  Für  WüHTZMBBBo:  Jlesolution  t.  26.  Jim.  1807» « 
d.  Rbeiii.  Bund,  K.  436.  Provisorische  Instruction  für  die.  PatrimonialBeamt«fl| 
V.  10.  März  1807,  ebendas.  X.  Ö9.     Resolution,   die   Obsignationen,  iDTcnturf« 
und  VermögensTheilungen  betr.,  v.   14.  Febr.   1807,  ebendas.  V.  3oa    Auffo^ 
derung  an  sämmiL  Vassallen  und  Unterthanen ,   ihren  Wohnsitz  in  die  iöni^L 
Staaten  zu  verlegen,  v.  26.  Oct.  1806  u.  11.  Sept.  1807,  in  d.  Rhein.  Bund,  ^U 
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i33.  X.  104.  Die  oben,  §.  3i3  Note  e,  Num.  2,  angef.  Zusammenstellung  etc. 
Snittg.  1811.  4«  Entwurf  eines  würtemb.  AdelsStatuts,  v.  J.  1817,  Anhang  ü. 
u.  in  (1.  angef.  Arehiir,  Bd.  I,  Heft  a,  S.  a^y  ff.  Vcrfass.  Verlr.,  1819,  i.  3^  ff. 
VeroHn«  r.  8.  Dec.  1811,  wodurch  ein  bleibender  Rcchtszusland  för  die  Mehr- 
zahl des  vormals  unmittelbaren  reichsrittersdi.  Adels  festgesetzt  wird ;  in  d.  an- 
gef. Archir,  Bd.  I,  Heft  3,  S.  199  ff.,  und  als  Beilage  bei  d.  Protoc.  derB.V. 
V,  i3.  Dec.  i8«i.  Würtemb.  Erklär,  in  dies.  Protoc,  §.  «5^,  u.  in  d.  Protoc. 
V.  i8«3,  §.  10.  Verordn.  v.  84*  Oct.  i8a5,  wodurch  die  Verordu.  v.  8.  Dec.  i8ai 
au(h  auf  den  vormals  landsass.  Adel  ausgedehnt  wird,  so  fern  er  auf  Patrimo 
mal-  luid  Forstgerich tbarkeit  und  auf  OrtPolieei  verzieh tet.  Bekanntmachung  v. 
10.  Sept.  1828,  betr.  den  Vollzug  der  k.  Declaration  über  die  Staatsrecht!.  Ver- 
hältnisse des  vormal.  reichsrittersch.  Adels,  in  besonderer  Hinsicht  auf  dciT Gra- 
fen T.  FuggerNordendorf,  als  Besitzer  des  Bitterguts  Niederalfingen.  Bekannt- 
mach. V.  7.  Mai  i83o,  betr.  die  Vollziehung  der  k.  Declaration  über  die  staatsr. 
Verhältnisse  dea  rittcrsch.  Adels.  B.  Würtemb.  Bekanntm.,  betr.  den  Vollzug 
der  L.  Declaration  über  die  staatsrechtl.  Verhältnisse  des  ritterschaftl.  Adels,  in  be- 
sonderer Beziehung  auf  die  Familien  v.  Hornstem-Grieningen,  y»  Linden  n^v^  Degen- 
feldSchomhurg'Ei/6ac/i.  Stuttgart  7.  Mai  i83o.  Begier.Blalt  Num.  34*  i°  Beziehung 
auf  den  Frbrn.  Friedr.  v.  Speth'Untermarchüial  u*  den  Kamnierherrn  u.  KrcisOber- 
forstmeister  V.  Blessen,  Stuttg,  22.  Jul.  i83o.  Begier.Bl.  Num.  35.  —  3)  FürBADiir: 
Verordn.,  die  Eintheilung  der  Bitterorte  betr.,  nebst  provisorischer  Bestimmung 
ihrer  Rechte,  v.  35.  Nov.  1806;  berichtigter  Abdruck  vom  23.  Dec.  1806,  in  d. 
bad.  Regier.  Blatt,  1806.  Num.  29  u.  33,  u.  in  d.  Rhein.  Bimd,  IV.  87.  Verordn* 
die  GrundherrlichkeitVerfassung  betr.,  y.  22.  Juli  1807,  in  d.  bad.  Begier  Blatt 
1807,  Num.  3i,  in  d.  Bhein.  Bund,  XIV.  190,  u.  in  d.  angef.  Archiv,  Bd.  II, 
Hef\  1,  S.  i85  ff.  Organisation  des  Grofsherzogthums,  v.  26.  Nov.  1809.  Die  oben 
§.  3i3,  Note  e,  Num  3,  angef.  Verordn.  v.  14.  Mai  i8i3.  Verordn.  die  Bechts- 
verhnltnisse  der  Tormal.  Reichsständc  u.  ReichsangehÖrigen  betr.,  r.  23.  April 
1818,  %.  38— 5a ;  als  Beil.  17  zu  §.  107  der  Protoc.  der  B.V.  ▼•  1818,  u.  in  dem 
Archiv  för  Standes-  u.  grundherrl.  Rechte,  Bd.  II,  Heft  2,  Num.  10.  Edict,  die 
blandes-  u-  grundherrl.  Rechtsverhältnisse  betr.,  y.  16,  Apr.  1819,  als  Beil.  i3 
Äu  \,  68  der  Protoc*  der  B.V.  v.  1819,  u.  in  d.  angef.  Archiv,  Bd.  D,  Heft  1, 
S.  204  ff.  Badische  Erklär,  in  d.  Proloc.  derB.V.  v.  1820,  §.  162 j  t.  1821,  §.  248. 
A  on FamilienFideicommissen,  s.  bad.  Landr.  r.  1609^' Satz  677  can.  ff.,  u.  Ver- 
ordn. V.  5.  Jun.  1808,  %.  22,  in  d.  Rhein.  Bund,  XXYIH.  i23.  Vertrage  u.  Ver* 
ordn.  V,  5.  Mai  i8i3;  oben  ^.  3i3,  Note  e,  Num.  3.  Verhandlungen  der  bad. 
Bej^icrung  mit  dem  vormaL  unmittelb.  Reichsadcl,  im  Jan.  1822;  in  d.  angef. 
Archiv,  Bd.  I,  Heft  2,  S.  224,  Heft  3,  S.  i65.  Allgemeine  Verordn,  für  den 
Rechtssustand  der  unter  badische  Souverainetät  gefallenen  ehemal.  unmittelb. 
Beichsrilter,  ▼.  22.  April  1824,  in  d.  Regier.Blatt,  Num.  11;  ergangen  nach  Ver- 
trägea,  die  am  26.  Sept.  1823  mit  den  Grundherren  des  vormal.  Cantons  Or- 
tenau,  am  i3.  Dec.  1823  mit  denen  der  Cantone  Craichgau  u.  Ottenwald  ge- 
schlossen 'worden,  u.  denen  jene  des  Cantons  Hegau  beigetreten  waren,  worin 
dieselben  ihre  Gerichtbarkeit  u.  OrtPolizei  an  den  Staat  abgetreten  hatten.  Be- 
schwerde dieses  vormal.  Reichsadels,  datirt  v.  21.  Mai  i832,  wider  badische  Ge- 
setxe  V.  28.  u.  3i.  Dec.  i83i,  durchweiche  er  sich  in  seinem  vertragmäsig  fest- 
gestellten RcchtszustaDd  verletzt  glaubt,  gedruckt  eingereicht  bei  der  Bundes- 
versammlung auf  59  S.  Fol.  4)  Für  das  Grofsherzogthum  Hessk:!;:  Resolution, 
vFegen  des  Gerichtstandes  der  vormaligen  Rcichsstände  und  Reichsritter,  ip  d. 
Rhein.  Bund,  VT.  465.  Vergl.  auch  ebendas.  VIII.  295.  IX.  491-  Verordn.,  die 
staatsrechtl.  Verhältnisse  der  adelichen  Gerichlherren  betr.,  v.  i.  Dec.  i3o;,  ia 
dem  Bhein.  Bund,  XIV.  2i3.  Verordn.  die  Siegel  der  Standes-  u.  Patrimonial- 
Herren  betr.,  v.  1.  Aug.  1808.  ^Hessische  Erklär,  in  d.  Protoc.  der  B.V,  r.  1818, 
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we gliche s,  2.  B.  Ufer  des  Meeres,  Hafen,   öffentliche   Flüsse,  Canlle,  Straften, 
Forsten,  Bergwerke,  Staatsgebaude,  überhaupt  Domänen  oder  Kanmeigfiter. 
Vergl.   §.  3«9-'333.  —   Namentlich   gehört   dahin   das  so   genannte   Fisauga 
(§.  338),  bewegliches  und  unbewegliches.  —  Einige  begreifen  das  gesvmk  öf- 
fentliche Vermögen  des  Staates,  unter  dem  Wort  Domänen  oder  HnrnmergSter, 
oder  auch  unter  dem  Wort  FiscusGut ,  ohne  Rücluieht  auf  die  besondern  Be* 
hörden,  durch  welche  es  yerwaltet  wird,  oder  auf  die  Verwendung. —  Dss^iym«. 
allgem.  Land  recht,  Th.  n,  Tit.  i4,  %•  n  u.  ii — 33,  unterscheidet  bei  dem  Staats-    i 
▼ermögen  gemeinet  und  besonderes  Eigenthum  des  Staates.    Zu  dem  ersten  rtcb- 
net  es:  die  Land-  und  Hcerstrafsen,  die  Ufer  des  Meeres  u.  die  Hafen,  die  tob 
Natur  schiffbaren  Ströme,  das  ausschliefsende  Recht,   gewisse  Arten  der  herren- 
losen Sachen  in  Besits  zu  nehmen,  die  BefugniCs,  yerwirkte  Güter  etnsiutehen, 
grofse  Geldstrafen  au&ulegen,  u.  Absugsgeld  eu  fordern.      Die  Nutsun^recke 
dieser  Arten  des  Staatseigenthums  werden  (|.  a4)  niedere  Realien  genannt,  t.  , 
das  gemeine  Staatseigenthum  selbst  soll  den  Domänen  yöUig  gleich   su  schtea  , 
seyn  (§.  a5).  Unter  dem  besondern  Staatseigenthum  begreift  es  die  Domänen-  o^r 
Kammergüter,'  d.  h.  einselne  Grundstücke,  Gefalle  o.  Rechte,  deren  besonderes  &  , 
genthum  dem  Staat,  die  ausschliefsende  Benutsung  seinem  Oberhaupte  sukommt- 
Das  östreichisehe  allgem.'  bürgerl.  Gesetsbuch   ▼.    i8ii,  f.   «87,  unterscheidet: 
1)  Jrei  stehende  Sachen,  welche  allen  Mitgliedern  des  Staats  sur  Zueignung  übc^  , 
taneR  sind;  9)  aUgewuines  oder  iffenUiehes  Gnt,  d    b.  Sachen^   die  jenen  nur  , 
«VfB  Gebrauch  yerstattet,  wie  Landstraßen»  Ströme,  Flüsse»  Seehäfen  und  Meer- 
ufer;  3)  Staatsvermögen,  d.  h.  was  su  Bedeckung  der  Staatsbedürfnisse  besllmmt 
ist,  als:  Müns-  oder  Post-  u.  a.  Regalien,  Kammergüter  (Domänen),  Berg-  uinl 
Salswerke,  Steuern  u.  Zölle.   —  Drei  Arten    von  Vermögen  im  Staatjigebiet,  , 
Pfiyat-,  National-  und  Staatsvermögen,  unterscheidet  G.  F.  Kbaoss,  das  Ntliooal-  , 
nndi  SMntsvermögen.     Beri.  i835.  8.     In  Frankreich  wird  unterschieden,  /)•■  , 
tnasM  de  VitaJt  und  Uomaine  puhlic.  Zu  dem  letzten  werden  gerechnet:  1)  die  ter.  , 
rains  militaires,  les  routes,  les  rues  et   places  publiques  des  rilles,  boargs  eti 
▼illages,  et  toutes  les  autres  voies  et  chcmins  publics;  2)  les  rivieres  ns^igabk^ 
et  flottables,  les  canaux  de  navigation  intirieures,  les  cours  d'eau  non  nsTigablci 
id  flottables.    PBOvnnov,  trait^  du  Domaine  public.  Dijon  i835.  5  vol.  &  Ver^l 
G;  A-  ab  VwwML  de  bereditate  mobÜiari  illustriura,  Jen.  vj^o,  4«     W.  BoBGSAsm 
.  diss.  de  bereditate  quadraplici  (Marb.  1754.  4.),  c  a    $.  as.     Lvno&r,  de  jorev 
feminar.  iltüstr.,  Sect  IL  membr.'  L  %,  16.  —  Errichtung  und  Fortfuhrung  eines  | 
Staatsinventars  oder  Vermögenverceichnisses.  <, 

i)  Vergl.  !•  334.  Auch  das  Privat-  oder  SchatuUGutj  und  das  FamiiiinGut  des  Begec-  .•, 
ten  gehört  dahin,  s.  §•  33«. 

e  )  Uatno  {.  336  u.  f.  3S4.    In  diesem  Smn  spricht  Gaotius  de  J.  B.  et  Ph  üb.  B-  i\ 
c.  4*  V  i4>  ^^^  einem  dominio  populi  generali,  j, 


§.    529.  (249.) 

Nutur  des  SiaaUeigmUkumreehies. 

Das  Staatseigenthumreoht,  in  dem  oben  imgegebeneo  SfoDfi^ 
i)  kriti  Grund-  und  Bodeneigenthum  des  regierenden  Subjectei  oder 
seiner  Familie,  an  dem  ihm  unterworfenen  Staatsgebiet  «).  Audi  bestebt 
dasselbe  2)  nicht  in  der  Staatsgewalt  selbst,  etwa  als  EigeothoA 
einer  IndiTidualPerson  oder  Familie  0,  wie  in  so  genannten Patrimo- 
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DtalStaaten.  Es  ist  Yielmehr  3)  ein  Aasflufs  der  Staatshoheit,  doch 
wesentlich  luitei^ckiedeii  von  der  Oberherrschaft  über  Personen  «). 
4)  Obgltich.  keitfc  Quelle  van  Hoheitrechten,  Wkt  es  doch,  dafs 
Auswärtige  (Alle,  welche  Mitglieder  dieser  Staatsgesellschaft  nicht  sind) 
das  Staatsgebiet  nach  allen  seinen  Theilen,  und  allen  darin  befindlichen 
Sachen,  gleicfayiel,  ob  solche  Privat-  oder  Staasvermdgen,  oder  Adekpota 
sind ,  als  schon  occupirt ,  mithin  als  fremd  ansehen  müssen ,  nnd  in  Hin- 
sicht auf  solche,  ohne  Erlaobnifs  des  Staates,  keine  Art  des  Gebrauchs  sich 
erlaohen  dSrfen. 

<)  «Ad  reges  potestas  omnium,  ad  singulos  proprietas«.  SsnccA,  erat.  3i.  — 
Anders,  Käst  in  d.  Rechtslehre,  180  f.  C  L.  ScastD,  de  juris  publrei  et  privat! 
cottfenientia  et  differentüs,  p.  7.  (wo  es  heifst:  «imperans  pm  in  dmMiikio  habet, 
femmas  autem  /ti/m  dirigity).  Fisciim's  Lekrbegriff  sammtU  Kameral«  und 
Poliseirechte,  11.  388.  Q*  G.  Batraa,  de  natura  et  indole  dominii  in  territorüs 
Germaniae  (Hai.  1780.  8*),  lib.  L  $.  10.  p.  40*9  ^o  die  Worte:  «Germania  tota 

regitur  jure  patnmomati  et  herili.  —  —  Superioritas  territorialis  — ►  — 

cum  ipsis  territoriis  in  ptUrimxmio  est,  ut  patrmomalem  et  hertlem  haud-  Inepte 
dixeris».  £benders.  de  origiae  et  progressa  legam  jariumq[ue  German.  P»  H. 
voL  s.  p,  911.  iqq,  Davs,  Handb.  des  t.  Privatr.I,  §•  10 1^.  Sgb9aubbbt*s  LehrU 
dei  t  Staatsr.,  Bd.  I,  §.  4^  u.  149.  —  Wider  BnmxR  «.  A.  F*  H»  Possb,  Ober 
das  Staatseigen thum  in  den  teutschen  B.  Landen  (Rost.  179^.  8.)  S.  10  ff.  33  ff. 
und  in  Koppx's  Almanach  der  RechtsgeL  (1795.  8.),  S.  i65  —  177.  —  In  man- 
rbon  kleineren  teutscben  Landern  mag  in  der  Voraseit  der  nachberigen  Landes- 
herraeball  das  Grundeigentfanm,  wo  nicht  des  ganzen  Landes,  doch  des  gröfsem 
Tbeils,  sugestanden  haben.  VergL  Pvttsr's  Beiträge  Eum  t*  Staats«  u.  Furste»« 
recbt,  Tk  I,  S.  129  ff.  i4o  ff.  u.  171  fC 

0  Anders,  J.  G.  Maikb  in  d.  Einleit.  in  das  Privatfurstenrecbt  überhaupt,  §.  4<H 
S.  80.  ScmrAussHT  in  d.  Staatsr.  der  gesammfen-R.  Lande,  $.  i65;'  ^-^' Dawider 
I.  Po«8K  a.  ä.  O.  §.  3  n.  4,  8.  iß  ff. 

0  So  hei&t  die  Befugntls,  die  Handlungen  der  8taatsgenossen  dem  StkittlsWecb 
gemSfs  SU  leiten.  Der  Metueh  bann  Gegenstand  der  Oberberrscbaft,  ni^t  de# 
Sigeuthnnis,  seyn.  Dre  Oberherrsebaf^  hat  ewei  Gegenstände,  P»H^(Mi»ii  iwd 
Sacken,  lieber  die  Sachen  erstreckt  sieb,  aufser  der  Oberberrücfaaft,  auch  da tf 
Staatseigen tbumrecbt  (f.  3^8). —  Da  auch  unbörperlicbe' Sachen  (Befugnisse) 
Gegenstand  des  Figenthums  seyn  können  (dominium  rerom  incorponllitim),  so 
^äre  das  Recht  zu  der  Oberherrschaft  (ku  der  Staatsregierung,  su  Anrtlbung 
der  Staatsgewalt)  in  einem  PatrimonialStaat,  Big^nihm;  nicht  dieOberhei^schaft. 
Dieses  Eigenthum  oder  eigenthümliche  Recht,  wäre  aber  nicht  Staatseigentbum. 
Vergl  Gbotius  de  J.  B.  et  P.  lib.  9.  e.  3.  §•  4-  üb.  3.  c.  20.  %.  6a.  Rovssxav, 
Gontrat  sodal,  p.  33.  J.  F.  Katsbb,  de  diverso  dominii  et  imperii  |ure.  Gfiess. 
17^  Jäe.  Ravx,  Hber  den  Unterschied  der  Oberherrschaft  nnd  des  Eigentfatims 
(Jena  1766.  8.),  3o  u.  5o.  G.  F.  ZKirmn,  Diss.  de  differentiis  jurinm  imperii  ac 
domiait  eorumque  eUbctibus  Sn  regimine  territorial!  (Heidelb.  1793.  4*)9  §•  '35. 
^ssa  a.  a;  O.  |.  6.  ff.  Maixb's  Autonomie,  §.  L  si.  40.  C  53.  Ebendes**  Cinleit. 
ia  d.  Priratfurstenr.,  iso.  ^.  79.  VergL  Fiscm's  Kameral-  und  Polkefreehte« 
B.314. 388^  •^' 
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§•  550.  (2öa) 

Skaaiserwerhungen*    Feraussemng  des  SkaaisgelneieB  tmd  der 

SiaatsKoheU» 

I)  Was  der  Regent,  durch  irgend  einen  Rechtstitel ,  Ton  Staatswegea 
erwirbtf  wird  sofort  EUgenthum  des  Staates,  and  gehört  zo  dem  StaaU- 
rermSgen  «)•  Sind  es  Landesbesirke  mit  Souverainetati  so  erfolgt  ihre 
Vereinigung  mit  dem  Staatsgebiet  in  der  Regel  ipso  jure,  ond  sie  tr^ 
ten  dann  mit  solchem,  im  Zweifel,  in  volle  Rechtsgemeinschaft  (§.  333, 
Mote  c).  n)  Da  dorch  den  UnterwerfungsVertrag  der  Regent  nur  die  Ver* 
tretung  und  Regierung  des  Staates,  nach  ErforderniTs  des  StaatszweckeSf 
erhalten  hat,  auch  sein  Recht,  wie  nach  dem  Naturtecht  jedes  Yertng- 
recht,  blofs  persSnlich,  und  er  nur  dazu  befugt  ist,  wozu  er  zugleich  and 
TCrpflichtet  ist;  so  steht  ihm,  den  nicht  zu  yermuthenden Fall  eines  Patri- 
monialStaates  ausgenommen,  wie  eine  ivUlkuhrliche  Yeräufserung  der  Staat^ 
rertretung  ond  Staatsregiernng  ({.  339.  356),  also  auch  eine  willkobriiche 
YeriufserHng  des  Staatsgebietes  ^  und  der  auf  demselben  haften- 
den Staatshoheit  (§.  238),  ganz  oder  zum  Theil,  nicht  zu  e).  Es  üt 
vielmehr  das  Einwillignngsrecht  der  Unterthanen,  oder  Ihrer  Repräsentan- 
ten ,  in  YerauCserungsfallen  dieser  Ai*t  begründet  ^)«  Auch  kann  freiwil- 
lige Abtretung  auf  einem  zu  dem  Teutschen  Rund  gehörenden  Gebiet 
haftender  SonverainetatRechte,  ohne  Zustimmung  der  Gessmmtheil 
der  Rundesglieder,  nur  zu  Gunsten  eines  Mitverbündeten  geschehen  0* 

«)  Vl^urtemb.  Verfass.  Vertr,  t.  1819»  %.  a  u.  87.  Hildburgbaus.  Haus«  u.  Grund- 
gesets,  über  Staatsguter  u.  Staatsschulden  r.  26.  Apr.  1820,  $.  1.  —  G.  3Ld« 
liSiKiLF,  de  j«re  feminarum  Ulustrium,  Sect.  II.  membr.  L  §.  i5  et  16. 

i)  Schriften  in  Ki.«bsb'8  Lit.  &.  i565b.  Erblichkeit  des  Rechtes  sar  Thron-  o<Ier 
Bc|;ierun^fo]ge,  ist  nicht  gleicbgeltead  mit  Eigeuthum  des  Staatsgebietes. 

c)  i^mmcAff  Verf.  Urk.  HL  1  u.  3.  H^&rumherg.  Verf-Urk.  I.  1.  a.  BtidUcks  Verf. 
Urk  L  3.  BaduehMs  Haus-  u.  FamilienStatut  ▼.  4.  Oct  1817^  |  1.  KurkeitUeki 
Hau»-  und  Staatsgeseta  y.  4.  Mära  1817,  J.  1.  Kurhess.  Verf.  Urk.  t.  i83i,  f  >• 
Gbotids  de  J.  B.  et  P.  lib.  IL  c.  6»  §.  3.  sqq.  Ejusd,  annalcs  et  historise  de 
rebus  Belglcis  (Anst  1657.  FoL),  lib.  VIL  Puissdoby,  de  jure  aat.  et  j^at. 
üb.  V^IIL  c.  5.  §b  9.  Bqq.  Vattzx,  droit  des  gens,  lir.  I,  eh.  ai,  §k  357  et  stiir. 
Ravx  a.  a.  O.  63,  Stbvb«v»  Obs.  jur.  et  bist  germ.  obs.  4.  §.  17.  Hoxrnn's 
Katurr«  {.  aou  ZaaTVKB,  diss.  cit.  §•  i<k  KLlmxB*s  kL  jur.  BibL  X.  si3.  v. 
.Attvns's  constitutionelles  StaaUrecht,  Th.  I,  S.  i44  f.  BartboL  de  las  Casas, 
fßtrum  reges  rel  principes,  cives  ac  subditos  ali<?nare  possint?  Tub.  1629. 4*  ^^^' 
ib.  et  Jenae  1678.  4.  A.  .Babtb's  VorlesuBgen  über  d.  öffentl.  Becht,  Aar^- 
«.  i83f ,  S.  i36,  —  Inders  (nur  nicht  bei  WahUtaaten)  Theod.  H.  JL  Saauu, 
,  Pisa»  de  jure  alieoandi  territoria,  absque  consensu  statuuro  proTiacialiiun,  prb- 
cipibus  Germaniae  competente  (Rint.  1786.  8.),  V  4  —  *o.  Man  vcrgl.  im  üebr^eo, 
als  practisch  merkwürdige  Fälle,  die  Erklärungen  der  Stände  in  dem  Bsoit, 
als  dieses  an  Frankreich  abgetreten  werden  sollte.  Pommerische  ErWarung  auf 
dem  wcstphäl.  Fr.  Congrefs  1646,  bei  Pfa^ikkr,  Hist.  pacis  Westphal.  lib.  3-  f. » ■• 
Erklär,  der  haier.  Landstände  1778,  bei  dem  Ostreich.  Anspruch  auf  BaierOi  ü) 
Dobii*s  Denkwürdigkeiten,  Bd.  U,  S.  55  ff.    Erklärungen  des  norwegisdun\o\ia' 
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und  Reichstags,  als  DSnemarlt,  in  dem  hider  Fr.  v.  i4*  Jan.  i8i4f  Norwegen 
an  Schweden  abgetreten  hatte.  Voss  Zeiten,  181 4i  St.  VL  -  Vebtvbxni's  Cbronik 
des  19  Jahrb.,  Jahr  1814  (Bd.  XI),  S.  691  fT.  Brznobl's  Geschichte  der  Na- 
tionalRepräseatation,  Abth.  O,  S.  110.  AUgero.  Zeitung  1814«  Beil.  Num.  60  ff. 
Erhlämngen  defshalb,  in  der  Sitzung  des  engl.  Parlaments  r.  10.  Mai  1814. 
Allgem.  Zeitung  18149  Beil.  64.  Journal  de  Francfort,  18149  N.  i47*  i4^  i49 
(art  de  Breme).  ai5.  318.  Carlsr.  Zeit  1814,  N.  i45.  Anrede  der  norwegischen 
Volhs Repräsentanten  an  ihren  neuen  Bönigt  in  der  Audiens  v.  14.  Dec.  18149  in 
dem  Journal  de  Francf.,  181 5,  n®  4*  FursUnsehluss  Ton  1216,  in  Hunnn  metrop. 
Salisb.  IL  4^*  Andere  Beispiele  bei  Bigvon,  du  congres  de  Troppau  (Paris 
1811  •  8.),  eh.  y,  p.  ii5  et  suiv.  -r  Von  Veräufserung  einselner  Hoheitrechte, 
^.  354;  d^sgl-  ^^^  Staatsdomänen,  §.  333. 

)  So  auch  das  Grundgesetz  der  landschaftL  Yerfass.  des  F.  Hildhurghausen ,  t. 
19.  Marx  1818,  §.2,  lit.  a,  u.  §.  ifo.  ff^ürtemh,  Verfass.  Vertr.  ▼.  1819,  §.  85. 
Von  Baitm,  aus  dem  J.  1778,  s.  C.  W.  t.  Doem^s  DenhwürcUgkeiten  seiner  Zeit, 
Bd.  n,  S.  55  ff.  S.Meming'.  landstand.  Grundgesetz  y.  ^3.  Aug.  1829,  Art.  a. — 
Dafs  Einwilligung  der  Landstände,  oder  der  Ünterthcmen,  in  Ermangelung  einer 
besondem  Bestimmung,  nicht  nötfaig  sej,  behaupten  Strvbeut,*  Obss.  juris  et  bist, 
germ.  obs.  IV.  14.  MosxB,  Ton  d^  Beichsstande  Landen,  3i5.  978  f.  3ii. 
SiavBSii^s  Rebenst.  IL  423.  BncirxR  I.  c.  aii.  sqq.  ScBjfAiniKRT*s  Staatsr.  der 
gesammten  Heichslande,  §.  8i.  Schmalz  L  c.  $.  19  —  32.  —  Dawider  s.  A.  F. 
11.  Posss  a.  a.  O.  §.  i4  f.  Eienders,  über  das  Einwilligungsrecht  teutscher  Unter- 
tlianen  in  LandesTeraufserungen.  Jena  1786.  8.  (Auch  in  C.  F.  H£bsrlih*s 
Nacbrtchlen  etc.  VIL  54a  ff.)  Erläuter.  verschied,  wicht  Gegenstände  ftir  d. 
Staatsmann  und  Gelehrten.  Schmalk.  1786.  KLiJBin's  kl.  jur.  Bibl.  X.  «33  ff.  — 
Das  LehnObereigenthum  kann,  in  der  ftegel,  ohne  Einwilligung  des  Vassalleii, 
reräufsert  werden.  Möllxh,  Distinct.  feuÜ.  c.  ao.  dist.  i.  "Wclflsb  in  Zipbb- 
Bics*s  Samml.  zu  d.  Lehnr.,  IL  Num.  ai.  Mascov,  de  jure  feudor.  p.  220.  A. 
Globio,  de  rebus  dubiis  In  jure  feud.  p.  111.  Anders  BönxsR,  Prtnc.  juris  feud^ 
§.  309.  MAnTQii  in  Zspjebsich's  Samml.  0.  Num.  ao,  {ia,  «3.  Scuiltsb  ad  jus 
feud.  alemann.  a68. 

r)  Wiener  Sehluis  Acte  t.  i8ao,  Art  6. 


§•    351.  (261.) 

Fortsetzung. 

So  fern  ein  teutscher  Bundesstaat  ein  PatrimonialStaat  wäre  a}, 
lionnte  dem  Regenten  die  Befugnifs ,  sein  Hecht  auf  die  Bechtsrertretimg 
^  Begierung  des  Staates  zu  Teräufsern,  nach  den  .Bedürfnissen  des  Staa- 
tes nicht  abgesprochen  werden  *);  vorbehalten  jedoch  die  Einwillignng 
^erer,  welchen  ein  vertragmasiges  SaccessionsBecht  zusteht  c). 

')  Welches  von  den  teutsehen  Erbstaaten  behauptet,  J.  C  Majxb  in  d.  £inl.  in 
^M  Privatfürstenr.,  §.  40,  S.  80.  ScmrAi^BiaT  in  d.  SUatsr.  der  gesammten 
Heichslande,  S.  i65.  f.  Vergl.  Grotius  1.  c,  lib.  L  3.  $.  11.  1».  i3.  Vattäl, 
Droit  des  gens,  I.  ö.  68.  Moskr's  Osnabrück.  Gesch.  L  Vorrede.  ZsHtwxa,  diss . 
cit  ^  n  —  18.  Possx  a.  a.  O.,  S.  «6.  —  Doch  unterscheidet  sieh  auch  ein 
PatrimonialStaat  wesentlich  von  einem  so  genannten  kaus-  oder  dienstkerrUehen 
.  Staat  (regnum  heriie«  rechtlich  eine  Chimäre);  wie  bürgerliche  Oberherrschaft 
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▼on  I>aus-  oder  <lienstberr1ir1)er  Gewalt  (iinperimii  berile),  wie  SUatipIltck 
von  GuUpflicbt.  POttxa^s  Beitr.  Th.  I^  Num.  8.  Db  Lvoolp,  Sympliorem  eonsuli 
far.  T.  L  cons.  lo.  p,  3a6.    VergU  AUjxh's  Autonomie,   188.    Bavk  a.  a.  0.  ba. 

6)  GB0TIV9  de  J.  B,  et  P.  L  c.  3.  §.  13.  H.  c.  6.  §.  3.  et  hb.  IIL  c  ao«  §•  ^  Zunn 
I.  c,  {•  7.  $CBJ.ETT\vxiN'a  Bcckt  der  Meuftchbeit,  19a. 

c)  SoHACBXBT  «.  8.  O.  §•  lyS.  y.  Boths  Staatsr.  t.  Belcbslaiide,  0.  2$.  Lust'} 
Staatsr.  ^,  38.  C.  G.  Gmbus,  Disa.  de  liinitibua  juris  alienandi  territoria  teculam 
imperii  Germ.    Tub.  1795.  4« 


§.    332.  (050) 

»  

Domaneti  oder  Kammergüter. 

Ein  wichtiger  Bestandtbeil  des  Stadtsvermogens  sind  die  StaatsDo- 
manen  a).  Krön-,  Staats-  oder  Kammergüter,  Grundeigentham  des 
Staates,  zum  Theil  verbanden  mit  grundherrlicfaen,  nutzbaren  Geredits»- 
raen  ^),  dessen  Ertrag  zu  dem  Staatss^waud  bestimmt  ist  ^y,  Sie  unter- 
scheiden sich  wesentlich,  nicht  nur  von  Prirat-  oder  SchatulJGutera  des 
Regenten  ^ ,  sondern  auch  yon  Hoheitrechten,  auch  den  eiriträglichen,  und 
Ton  dem  FiscusGut  0  '(§.  338).  Die  Einkünfte  der  Domänen  gehüren  | 
zu  dem  StaatseinkomraenT).  Selbst  da,  wo  nach  dem  particaläreR 
Staatsrecht  sie  für  FamilienFideicommifs  des  Regentenhauses  gelten,  dient 
ihr  £i*trag,  nach  Abzug  des  zu  der  Civilliste  nSthigen  Theils,  za  dem 
Staatsaufwand  g)* 

a)  Schriften  in  PÜTTxa'a  Lit  ID.  $.  10Ö2  ff.  KxinuB's  Lit.,  S.  276.  Cph.  Fauirjus 
domaniale.  Francof.  1701.  Fol.  Jos.  Claud.  Dbstouches  Beurtbeilung  der  D"- 
roanenrecbte  in  Deutscbland.  München  1768.  8.  Nachtrag  biezu,  ebenda«.  i:^>^- 
Fortsetzung,  ebendas.  1768.  8.  Dan.  Gottfr.  Schhbber's  Abb.  von  Kammergutem 
und  Einkünften.  Leip«.  1743.  «.  Aufl.  1754.  4.  (W.  F.  Chassot  de  FLOBimcorBi) 
Etwas  über  die  Natur,  die  Veräufserung  und  Verschuldung  der  Kammergfiier. 
Heimst.  i-'qS.  8.  Mosra  von  der  Reicbsstände  Landen,  ao5.  De  Sexcbow  dem. 
Juris  publ.  416,  V.  Roth's  Staatsr.  t  Reichslande,  B,  16.  29.  Fischbr's  Kamcral- 
und  Polizeirecbte,  IL  479  —  499»  Borna»,  Princ.  juris  feud.  |.  60.  ScmfArBWiT  $ 
Erlaut,  des  Lebhr.,  na  C.  CA.  H.  v.  Kavjptk  Erörler.  der  Verbiudlichici' 
des  weltl.  Reichsfursten  aus  d.  Handl.  seines  Vorfahren,  14  —  35.  Stbubr,  D- 
Bed.  1.  V.  Berg's  Beobacht  u.  Rechtsfillle  I.  Num.  1.  J.  P.  Haiil*8  Handl>.  dff 
Staatswirthschaft  und  Finanz  (Erl.  1811.  8.),  J.  886  ff.  Von  der  Eh^mtoipt ,%. 
V.  Göifa.'«  Abhandl.  ans  dem  Staatsr.,  IL  74.  Staatsgüter  u.  DomäDcn  5««^ 
-  gleichbedeutend  in  dem  Allgem.  bürg.  Gesetzbuch  för  die  deutschen  Erblaid« 
.  der  dUlre«cA.  Monarebic » '  §.  i47«»  verglichen  mit  §.  287  u.  dem  Begister,  y^ 
Domänen.  —  In  dem  proussisofien  Staat  heifsen  diejenigen  Domänen  oder  Hanun^^' 
guter,  deren  Benutzung  und  Ertrag  zu  dem  Unterhalt  des  Königs  und  seiner 
FtoiÜic  bestimmt  sind,  KvonFideitommüsr  Man  s.  §.  333,  d,  --  Einig«  ^' 
..  Striaen  Domänen  und  Kammergüter.  In  Bestimmung  des  UntcrtchiedA  weicflcn 
sie  jedoch  sehr  von  einander  ab.  Vergl.  Grotius  am  unten  a.  O.  F^rtSDO^j 
4e  jure  nat.  et  gent.  lib.  8.  c.  5.  $•  &>  et  11,  B«HMKn,Nor.  jur.  controT.  ob«.«»- 
PffTTXAVH,  Elem  juri»  feud.  §.  65.  v.  Roth  a.  a.  O.  Schmdbäaktbl  ä.  uflt^f  ^^. 
C.  ScRsxinsR,  über  Kammergüter  und  Givillisten  deutscher  Füralen.  beip>*S  ^^' 
Hartniann)  i833.  8. 


J 
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0  Es  gibt  DomäneoHerrscbaften,  Aemter,  Städte,  Dörfer,  Höfe,  Kammergüier , 
31ubleu«  Gebäude,  Forste,  Jagden,  Fiscbereien,  Aecker,  Gerten,  Wiesen,  Berg- 
u.  Hüttenwerke,  Salinen,  u.  d. —  Die  beutige  FinansPraxis  reebnet  oft  zu  den 
Domänen  aucb  diejenigen  grundkerrUchen  Gerechtsame,  welche  Air.  sieb  besteben, 
das  heiistf  wenigstens  jetzt  nicbt  mebr  als  Gerecbtsame  eines  DomänenGuts 
bestehen,  nämlicb:  isolirte  Rechte  auf  PatrimonlalDienste  oderFrohnen  (§.468,  a), 
und  auf  gut-  oder  gr  und  herrliche  oder  PatrimonialAbgaben  (§.  398),  nicbtregale 
Hagdgerechtigkeit  auf  fremdem  Grundeigentbum. 

')  Sax.  CoccEji  jus  civ.  .controv.,  P.  IL  lib.  49-  tit  14.  Mascoy,  Princ.  juris  publ. 
p.  78-.  Selcuow,  Eiern,  juris,  publ.  germ.  §.  ^id,  Stritbeh  a.  a.  O.  §.  5.  u.  7. 
OüBKL  a.  a.  O.,  S.  8.  w,  74.  Destouchxs  a.  a.  O.,  S.  4*  Pretus,  allgem.  Landr., 
Tb.  II,  Tit.  i4,  §.  11  f.  wo  es.beifst:  «Einzelne  Grundstücke,  GeflUe  und 
Rechte,  deren  besonderes  Eigentbum  dem  Staate,  und  die  ausschliefsende  Be- 
nutzung dem  Oberbaupte  desselben  zukommt,  werden  Domänen  oderKamiter- 
gOter  genanntv.  Klüber's  Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  4^5.  Vergl.  auch  die  ehemalige 
Constitution  du  royaume  de  Westpbalie,  art.  9.  ^-  Abweichende  Begriffe,  s. 
Lei  MossB  a,  a.  O.  207  f.  Göbkl  a.  a.  O.  75.  Gbotivs  de  J.  B.  et.  P.  IIb.»  IL  c. 
6.  §.  11.  L.  C  Schröder,  £lem.  juris  nat.,  socialis  et  gent  (Gronlng.  1776.  Q.)» 
i  902.  IL  Ha5t*s  Recbtslehre,  ]83.  v.  Roth  a.  a.  O.  Schsidexaittel's  Repertor. 
I.  711.  PUttmajin  I.  c  —  Von  den  7Vi/&/Gütern  (bonis  mensalibus)  in  geistl. 
Staaten,  s.  Stbvbfn  und  Schvaubert  a.  a.  O.  C.  G.  Biebeb,  de  natura  et  indole 
dominii  in  territoriis  Gerra.  (Hai.  1780.  8.),  43« 

()  In  dem  preufsischen  Staat,  ward  dieser  Unterschied  aufgehoben.  BsaxER,  nov. 
jor.  controT.  T.  I.  obs.  11.  §.  i5.  sq.    Fischbb  a.  a.  O.  R.  493-    Vergl.  |.  335^  a. 

)  Fiscus  und  Domänen  erklären  für  gleichbedeutend,  Leyseb  Spec.  657.  m.  10. 
Bkhukb  L  c.  ^  9.  —  Die  ehemaligen  Domänen  oder  Rammergüter  der  jetzige^ 
Stttndesherren ,  fuhren  meist  diesen  Namen  noch  fort,  obgleich  sie  jetzt,  in  der 
Regel  wie  Privatgut  behandelt  werden,  und  der  Name  standesherrlicfie  Gi^ndgiUer 
ihrem  jetzigen  Verhaltnils  angemessener  sejn  möchte. 

')  Vergl.  unten  §.  480.  C.  F.  HikBEBLijy's  Handb.  des  t  Staaten.  IL  S«  i9>* 
MosKR  T.  d.  Landeshoheit  in  Steuersachen,  535.  fL  Pütter's  Beitf.,  I.  127.  v. 
KiTttTÄ  a.  a.  O.  §.  12.  S.  22  —  33.  Stbubeb,  Tb.  ü,  Bed.  I^  §.  5  u.  7.  v.  Jxjsti 
über  die  Natur  u.  Wesen  der  Staaten«  §.  29.  Beroiüs,  Polizei-  und  Cameral- 
Magazin,  Tb.  VIR,  S.  266.  Landständische  Verhandltingen  hierüber:  Wür- 
tcmbergiscbe  Ständeverhandlungen  Ton  ]8i5,  Abtb.  I,  S.  8&  ff.,  Abth.  IV, 
8.  58  ff.,  Abth.  IX.  S.  18  u.  89,  u.  im  Protoc  v.  17.  Mai.  181.7.  Fi<owr*» 
Darstellung  der  Verbandlungen  der  Ständeversammlung  des  GH.  Hessen 
^on  1820  und  1821,  S.  199.  ProtocoU  der  nassauiscben  Landesdeputirten- 
Versamml.  v.  i83i,  S.  17 —  24  u.  4^  —  61.  Von  der  Verwendung  des  Domänen- 
Ertrags  im  RR.  Hannover  zu  dem  Staatsaufwand,  s.  actenmäfsige  Würdigung 
der  Anklage  des  Ministeriums  Münster  (Hannover  i83i.  8.),  S.  12  ff.  . —  In 
dem  Herzogtbum  Nassau  war,  nach  der  Behauptung  der  Landstande,  der  Ertrag  der 
Staatsdomänen  unter  dem  Staatseinkommen  mitbegriffen.  Man  s,  die  nassauiscben 
Landtagverbandlungen  v.  i83i,  u.  die  Allgem.  Zeitung  v.  26.  Apr.  i83i,  auTserord. 
Beilage  147  u.  14a  Der  Streit  vtard  i836  durch  Vergleich  beigelegt,  zum  Vortbeil 
des  Rersogs.  Man  s.  unten  §,  333,  d.  —  Acht  teutscbe  Reicbsgesetze  aus  dem 
Zeitraum  von  i53o  bis  i654,  aucb  ihnen  gemäfs  alle  acht  kaiserliche  Wablcapi- 
tulationen  seit  i658,  u.  der  Reichsschi ufs  v.  1775^  §.  33  bezeugen  und  bestätigen 
^as  weit  ältere  Staatsherkommen,  dafs  Steuern  nur  subsidionsch  gefordert  werden 
dürfen,  d.  h.,  wenn  und  so  weit  die  Einkünfte  von  den  Rammergütem  und  aus  andern 
FinanzQuellen,  zu  Bestreitung  des  nöthigen  SteatsAufwandes  nicbt  hinreichten. 
Reicbsabscliiede,  v.  i53o,  {.  iiS;  v.  i543,  f.  24;  v.  i544»  §•  ^Oi  v  .1555,  VB2$  v.1567, 
i48u  49;  V,  i566,S«4i ;  v.  1576,  S*  i^ »  v- 1654  §.180  u- 14.  In  Gnan'Acau'a Handb. 
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der  Reichsgetctse,  Th.  VII,  S.  967  C;  verglichen  mit  des  Kaisers  denkwürdiger  ^ 
▼emeinender  Erldärang  auf  der  Reicbsstönde  Antrag,  den  Landesliemcbaneit  . 
ein  unbeschränktes  Besteuerungsrecht  su  bewilligen,  in  dem  kaiserL  CominiuioBv  : 
Decret  r.  3«  Febr.  1671  (in  der  Neuen  Samml.  der  R.  A.  Th.  IV,  S.  83)  md  j 
SrauBSV  a.  a.  O.  u.  Th.  I,  Bed.  i,  %.  3.  Th.  D,  Bed.  1,  §.  4  IT.  Ekemiut,  OW  1 
ralion.  juris  et  historiae  gemu,  obs.  IV.  $•  11.  p.  18a.  —  Von  Kammrtthik»,  \ 
1.  f.  339.  I 

^)  Man  s.  unten  §.  333,  Note  d« 


§.    533.  (253.) 

Eigemihumverhakni$8^    FeräusseruHg  und   Belastung    der 

Bausßdeieommiss, 

I)  In  der  Begel    ist    die  Substanz  der  Domänen   Staatseigentkn 
iiiid  unveriafserlich  o);  wenigstens  wird  bei  einer  BeprasentatirVerftf- 
sang)    Einwilligung   der   Ständeversammlung    zu    der  Veraufserang  e^fo^ 
dert  ^).    n)  Wo  und  so  weit  sie  aber,  kraft  des  particularen  Staatsrechts^ 
oder  eines  besondern  Rechtstitels,  Eigentbum  des  Regenten  0)  ^^ 
fideicommissariscbes  Haus-  oder  FamilienEigeutbum  des  R^ 
gentenHauses  ^  sind,  gesetzt  auch,  dafs  etwa,  ans  andern  Gründen,  euienj 
Dritten  SuccessionsR echte   darauf  gebühren,    steht  der  Veräufsening  hÖBJ 
Hindemifs  im  Weg  «),  so  bald  dieselbe  dem  Staat szwech  nicht  entgegeQ| 
ist,  und  überdiefs  in  dem  Fall  der  Eigenschaft  eines  FamilienEigenthaini)  i 
Einwilligung  der  SuccessionsBerechtigten  hinzukonunt /)•     Ol)  Wider  on*^ 
rechtmäsige  Yeraofserung,    steht  dem    Nachfolger    in  der  Regierung  &\ 
BevocationsBefugnifs   zu  5").      IV)    Das  Wort    Veräulsening    "»'vi- 
hier  im  weitern  Sinne  genommen,  so  dafs  auch  Verpfändung,  Bela-  1 
stung  mit  Servituten,  und  Infeudation,  überhaupt  jede  Uebertr«gang 
eines  dinglichen  Bechtes,  darunter  begriffen  sind  A).    In  Absicht  auf  >  er- 
waltttng  der  Domänen   und   auf  Verwendung  ihres  Ertrags  ($.4^)1 
ist  den  Ständen  in  manchen  Staaten  ein  bestimmtes  Mitwirkungsrecht  ein- 
geräumt '")* 

a)  Sak.  Coccxji  1.  c.  E.  J.  TnrxKi.,  Diis.  de  domaniis  principum  inalienalHli^o^ 
£rf.  1728.  Jo.  Avo.  HxLtrxLi»,  Diss.  do  restricta  illustrium  alienandi  facultatft 
maxime  quoad  aUodia  avita.  (Jen.  1747),  cap.  IL  et  IQ.  Von  dem  E^tbuffl 
der  Domänen^  nach  allgemeinem  u.  particulärem  Staatsrecht,  btadelt  fo«^« 
primae  lineae  coUegii  diplomatico-historico-politici ,  §§.  141  — 19^1  P*  17"'^ 
Auch  8.  man  t.  Abktiv's  Staatsr.  der  constitatiouellen  Monarchie,  Abth.  l^r  ^ 
S.  3io  ff.  ConversationsLexikon  der  neuesten  Zeit,  Bd.  I,  (i83a),  Art  Domaneo- 
frage,  S.  698  ffl  —  Von  dieser  im  Allgemeinen  sehr  streitigen  Frage,  1.  B'^* 
vom  Beftignisse  der  FOrsten  in  Veräufsening  der  Domänen.  Munster  u.  Haosor 
17Ö6.  8.  Mosu  a.  a.  O.  m  ff.  Lftsk»  Spec.  5o.  med.  6.  sqq.  Fiscatii  a.  a.O.' 
D  481  m  493  ff.  DnroTrciiss  a.  a.  O.,  8.  8.  Gäotiüs  1.  c.  .  PuFKffDOBr,  de  f^ 
nat.  et  gent.  lib.  a  e.  5.  $.  8  et  11.  Schaöi>er  1.  c.  §.  qoo.  Hörm«"'»  K«^«"^^ 
i  196.  J.  C.  HoPFBAVBa's  Naturr.,  §.  446.  F.  G.  v.  Hbrtlxi!i*s  Versuch  äl>ei 
die  wesentl.  Rechte  der  Majestät,  %.  Ö9.    Flxischsr,  lasdt.  juns  feud.  33a  Scv^' 
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vah9TTt*s  aligenwiB.  Sta«tsr.  IL  §»  946.    Alsx«  M6ixxii's  Archiv  für  die  neueBte 
GesctKgebang.  Bd.  I  ( i83«)>  8.  555  ff..  *—    Von  der  VerSurserung  in  Noth/äilen, 
t.  J.  A.  Scn.rrrvvnv's  Rechte  der  Menschheit,  $•  984*    GelSugnet  wird  obige 
Regel  TOB  MAVHnrBBXCBui:  §.  aoi,  Note  q,  weil  die  Frage:  sind  die  Dominen 
Staats    oder  sind  sie  FamilienEigenthttm  ?  eine  putestio  fncü  sej.  —    Dafs  die 
Kammergfiter  tentscher   FBrsten  swtschen  Staats-  und  PriTateigenthnm  in  der 
Miite  Stehen,  behauptet  Gömm,  teHtsches  Staatsrecht,  §.  ^Bo,  -r    Ueber  die 
»taatswirthschaAliche   Nfitelichheit   einer  VerSufserung  der   Domänen  t.  Alex. 
MüLun's  Archiv  filr  die  neueste  Geselsgebung,  Bd.  I,  (i832),  S-  i56  f.  u.  555  tL 
In  Prrus4en  erUfirt  das  allgem.  Landr.  11,   14,  §.   11  n.  «5  die  Domfinengüter 
uAd  Einkünfte  för  Staatsetgenthanu    Von  ihrer  VerSufserung  und  dem  Hron- 
fidcicommifa  unten,  Note  b  und  d.  —    In  Baiem  erhlSrt  die  Verftias.  Urk  ▼. 
1818,  Tit  m,  die  Domänen  und  Regalien  för  Staatsgut,  u.  ihnen  für  einverleibt 
alle  ImniobiliarErwerbungen  der  Mitglieder  des  königl.  Hauses,  wenn  der  Erwerber 
darüber  nicht  verfiigt  hat«—  Die  hönigl.  *&chs.  Verfass.  Urh.  v.  i83i,  $.  16—199 
erUürt  die  Domänen  iur  unveräufserliches  Staatsgut,  das  durch  eine  constittttio- 
Bflle  Finansbehörde  eu  verwalten,  das  lediglich  ra  Staatsewechen  im  benutsen, 
dessen  Ertrag  den  Staatscassen  überlassen  ist;  doch  sind  bestimmte  Schlösser« 
Palaste«  Hofgcbaode,  Gärten  und  Räume  dem  Kdnig  sn  freier  Beautxung  über- 
lassen.   Noch  ebendas.  §.  q9,  ist  die  als  CivilListe  (§•  i5i)  aus  Staatscassen 
dem  König  jährlich  zu  beeahlende  Summe  als  Aequivalent  su  betrachten  für 
die  den  Staatscassen ,  auf  die  jedesmalige  Dauer  der  Regierungsseit  des  Königs, 
uberiviesenen  NntEungen  des  köntgL  Domänengutes,  welche  auch  den  Staatscassen 
•0  lang  überwiesen  bleiben  sollen,  als  eine  CivilListe  bewilligt  wird,  die  wtoig- 
siens  5oo,ooo  Thaler  beträgt    Die  Stände  sind  verpflichtet  und  berechtigt,  über 
die  Erhaltung  des  Staatsguts  £u  wachen.    Ebendas.  §.  18  u.  108.    Aehnliche  Be- 
stimmungen ia  der  htrhes^,  Verfass.  Urk.  v.  i83i,  §.  189  ff.  —  Von  dem  würl&mS* 
Kammergut,   s.  den  würtemb.  Verfass. Vertr.  v.  1819,  §.  102  u.  io3  u.  107,  wo 
es  für  UDverSufseriicbes  Staatsgut  erklärt  wird,  sUtt  dafs  früher  der  Regent 
darfiber  für  seine  Bedürfbisse  nach  WilUiühr  verfügte.    MsnHnroKn's  Beschreib. 
r,  Wurtemk  (ft.  Aufl.  i8t3w),  S.  4o4  u.  494.    J.  C  F.  Bansa,  praes.  O.  D. 
HomAss,  Diss.  de  Fideicommisso  Sereniss.  gentis  Würtemb.    Tub.    1769.   4« 
J.  G.  Bunm,  Elem.  juris  publ.  Würtemberg  §.  3o.  33.  297.    Landtagsabsch.  v. 
16^9,  in  der  Würtemb.  Grundverfassung,  S.  466  f.    Erbvergleich  v.  1770,  Cl.  IV. 
S-  >•    Paulus,  Haupturkunden  der  würtemb.  Landesgrnndverfass.,  St.  I,  S.  119. 
Von  dem  würtemb.  HofDomäncnRammergnt  s.  unten  Note  d.  -^    S.  Meming, 
l«QdschafU.  Gnindgesets  v.  1899,  Art.  3.  — 

)  Von  der  Nothwendigkeit  der  EmwilUgunff  der  Landstande,  oder  ünierthanen,  s. 
Grundgesets  für  d.  hindsch.  Verfass.  des  F.  Hildbwrgh.  v.  t8i8,  §.  a,  lit.  f,  u. 
$.  5.  S.  Uiidhurf^,  Haus-  u.  Grundgesetss  über  Staatsgüter  u.  Staatsschulden, 
▼•  96.  Apr.  1810,  §.  4,  5  u.  10.  fß^urtemh>  Verfass.Urk.  v.  1819,  §.  85,  loti,  loS, 
107.  Buditche  V.  181S,  §.  58.  S.  Cohttr^SaaifeldisehB  v.  t8ai,  %,  76  u.  119.  S. 
^yr^Mtminffüche  v.  1824,  %.  i4,  Num.  4.  Von  jener  ^;  18)9,  oben  Note  a. 
^wrhettuekt  v.  i83i,  §.  i4i.  HxBTivs,  T.  I.  resp.  33.  Du  Lvnswio  consh.  Halens. 
T.  n.  IIb.  3.  cons.  34.  n.  14.  i5.  Ft>oaB5covaT  a*  a.  O.,  S.  9.  56  fil  Dawider, 
^  Strvbxv  an  dem  unten  (Note  d)  a.  O.  Mosra  von  d  R.  Stände  Linden,  aa4. 
Snciow,  Elem.  joris  publ.  germ.  }.  416.  WeafdiBB  P.  V.  ob«.  161.  P.  X.  obs. 
^.  469.  GöififZH  über  Staatsrechtsdienstbarkeitea,  §.  60.  —  Die  karpfahbaitHicfu 
St^ts-  und  Fideicomroi&Pragmatik  v.  ao.  Oct  1804,  i  10  u.  11,  verbietet  alle 
und  jede  Veränfserung,  Verpfandung,  Infeudation,  Reinfendation  u.  Expectansen 
(Icr  Staats-  und  Kammergüter,  Staats-  und  Kammergefallo,  Dagegen  s.  man 
<!'«  baier.  Verfass.  Urk.  t.  1818,  Tit.  m.  Vergl.  auch  Badisthes  Haus-  u.  Fami- 
lieaSlatut  v.  4.  Oct.  1817,  ^  1.    Kurhesj.  Haus-  u.  Staatsgesets  v.  4.  MSrs  1817, 
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§.  1.  —    Für  veraufserlicb,  nach  dem  BedfirfiiiCi  dei  SUales,  imd  uter  Btob>  'i 
Achtung  gewUser  FörmUchkeiten ,  erklärt  die  Domanmi,  d»  nut  Zoaelnng  der  ii 
Frinxen  des  königlL  Hausea  und  der  Landitaade  in  den  ProTimai  eniclitcteii 
prefujf'sche  Edict  u.  Hauagesets   r«  17.  Dec   1818,  publicirt  dorch  köoigL  fi^!l 
kaantmachung  ▼.  6.  Not.  1809^  in  der  Sammlung  der  preufa.  VerordaaBga  t.;i 
1806  bis  27  Oct.  1810  (BerL  iSaa.  4«)?  S.  604--' 614«  euch  in  Haai.'t  HttMib.iii 
Staatswirthschaft  (181  u  a),  S.  M7  C    Frfiher  erkUrte  das  preula.  aUg.  hnh^ 
Th.II,  Tit.  i4i  §•  1^  ff*  di^  DomSoen  nur  gegea  Enlschadigung  (s.B.  durch  Tavscl^ 
Erbpacht,  gegen  fortwährende  SUnaen)  für  TerauCaerlieh.     Ewige   Uiweriiifg» 
lichkeit  aller  Fürstenthümer,  Graf-  u.  Herrschafletty  auch  einaclner  Güter  od 
Einkünfte,  welche  die  preufs.  Monarchie  bilden,  setate  K.  Friedr.  Wilh.  l  dntK 
ein  Edict  v.  i3.  Aug*  17 13  fest,  auf  den  Grund  eines  in  dem  königl  Hause  diir^ 
Verfassung  und   FundamentalGesetae   beqjebrachien  FamilienFideicommiis»^ 
ScnücaxA  a.  a.  O.  Cap»  1.  §.  5. 

c)  Dieses  behaupten  von  den  teutschen  Erbitaaten  überhaupt,  SniCBOw,  Bdm^ 
••  a.  O.,  F&ORBscovBT ,  63.  Scnu^u  natürL  Staatsr.,  §.  166.  Man  s.  aber  i 
Hp  GöcaxL,  Diss.  possessorium  summariissimum  an  et  quatenus  adversus  f  rino] 
a  subditis  possit  institui?  (ErK  1798.)  $.  i3. 

d)  So  PtJTTxa  in  princ.  juris  pubL,  $,  191.    SociATmsBT's  Staatsr.  der  ges.  Beic 
lande,  §.  i43.    Lxist's  t  Staatsr.  §.  ai.    EicrtBoav's  teutsche  Staats-  u 
geschichte,  Bd.  I,  ^  58.  —   Das  preussisohe  so  genannte  KronFideicommut  bcsleiii 
jetat  in   dem   Complex   derjenigen   Immobilien  u.  nutabaren   Gerecbtsame  di 
liegenden  Gründe,  Waldungen,  Schlösser,  Jagden,  Fischereien,  Rentea,  Gefil 
u.  d.,  deren  Benutaung  u.  Ertrag  cum  Unterhalt  des  Königs  und  seiner  fwü^i 
bestimmt  sind,  deren  Substanz  aber,  nach  dem  preufs»  allgem.  Landrccbt,  Xi 
Tit.  14,  §•  la,  als  Domren  oder  Kammergüter  anausehen  aind«    Em  Geseti  ri 
17.  Jan.   i83o  erklärt  die  Domänen  u.  Forsten  für  Landeseigentbum. " 
königl.  *äck4.  Yerfass.  Urk.  t.   i83i,  $.  ao,  erklart  für  UausFideicomoiiis 
Einrichtungs-  und  Zierdc^egenslände ,  die  Mobilten  u.  Moventien  ia  dea  tu  da 
Staatsgut  gehörenden  königl.  Schlössern,  Palästen,  Hofgebfiuden  und  Garteo*  da 
in  dem  grünen  Gewölbe  u.  a.  kön.  Sammlungen  befindlichen  Kostbarkeitca,  b»"^" 
lieh  die  GemäldeGallerie ,  die  Kupferstiche,  Naturalien-  Müna«  u* «.  Cahineie,; 
die  Bibliothek,  die  Kunst-,  Qüst-  u.  Gewehrkaminer;  femer  Alles,  vvasderBöflig*^^ 
rend  seiner  Regierung  aus  irgend  einem  PrivatrechtsTitel,  oder  durch*  Erspanu^^ 
fn  der  CivilListe  erworben,  und  worüber  er  unter  den  Lebenden  nicht  TOrfugt  hw 
auch  das  Vermögen,  welches  er  vor  seiner  Thronbesteigung  besessen,  vai  ^^ 
er  damit  nachher  erworben  hat,  so  fern  über  dieses  Vermögen  weder  intcr 
▼Itos  noch  mortis  causa  Ton  ihm  verfugt  worden  ist.  —  ff^ünemhetgU^*  Hui* 
merschreibereiGut,  ein  FamilienFideicommifii  u.  PriFatEigenthnm  der  Bcgesto)- 
Familie,  dessen  Verwaltung  u.  Benutaung  dem  Regenten  austeht,  nach  Eberbanls 
m.  Codicill  y.  1674,  §.  8,  u.  Carl  Aleaanders  TesUment  §.  3  u.  4i  ^  m\^^ 
Verfass-Vertr.  ▼.  1819,  %  10«  u.  108.    Brbtsb,  diss.  cit.  u.  J.  G.  Bam"  ^  '• 
§.  33  et  «97  sqq.    Jetat  heilst  es  HofDomainenKammei^t;  aein  reuier  Ertrij 
beträgt  jetat  ungefähr  aoo,ooo  Fl.  MsMxurora  a.  a.  O,,  S.  406  u.  4^i  "'^^' 
aphieden  von  dem  oben,  Kote  a,  erwähnten  Kammergut  —  Von  dem  btkrisdit* 
Haus-  n.  StaatsFideicommUs Vermögen, s,  baier.  Harns-  u..Staatsf1deiconi]nirsFi^ 
matik  ▼.  w,  QqU   18049  §.  a;  baier.  Constitution  v.  1.  Mai  1808,  Tit  s,  ^  "< 
baier.  Familienge^seU  t.  a8.  Jul.  18105  Art.  55.    Verfa6a.Urk.  ▼.  18181  T>^  ^ 
Hausgrundg^ets  V.  5.  Aug.  1819,  Tit.  6,  J.  4i  Tit.  8,  §•  1  *i.  3.    Karpfil»^*" 
ache  Haus-  und  StaatsFideicommils-,  dann  SchuldenPragmatik  vom  30.  Od- 1^^* 
in  d.  baier.  Regiere  Blatt,  n.  in  der  Allgem.  Zeit.,  i8o5|  dum.  so  £    l^^ 

.   erklärt  das  sammtliche  p&labaierische  Haus-  oder  FamilienFideicomnufsVermogjs 
augleivfa  iür  StaatsFideicommifs,  um  dasselbe  mit  dem  geaanunteu  Laade  u^ 
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dem  Staalsgnl  luitremibar  xu  verbinden.  Die  haiisohe  VeHkstiingsnrkunde  t. 
1818,  %.  59,  erkläi^t  die  Domänen  fär  « PatrimonialElgenthum  des  Regenten  und 
seiner  Familre)»;  doch  so,  dafo  ihr  Ertrag,  aufser  der  darauf  radiclrten  CirilListe 
ood  aulser  andern  darauf  haftenden  Lasten,  der  «Bestreitung  der  Staatslasten 
ferner  belassene  Meibe.  Es  darf  aber,  nach  $.  5d,  keine  Domäne  ohne  Zustim- 
immg  der  Stände  ver«nafsert  werden;  Vergl.  £.  J.  J.  Pfistxb,  geschiehtL  Ent- 
nricheL  des  Staatsr.  des  GH.  Baden,  Th.  I,  S.  14 1  ff*  -^  Die  gakgL  ketsucks 
\  errassongsurkunde  ▼.  1820,  Art  7,  erklärt  Va  der  damaligen  Domänen  für 
anTeraafserliches  FamiUeneigenthum  der  grofsherzogl.  Familie,  doch  so,  dafs 
der  Ertrag  derselben  in  die  Staatscasse  fliefst.  Das  übrige  Va  ^^^  i^^ch  Art.  6, 
mittelst  alimäbligen  Verkaufs,  zur  Schuldentilgung  verwendet  werden.  Der 
einjährige  BruttoErtrag  desselben,  wird,  in  den  StaatsObligationen  vom  1.  Oct. 
1835  angegeben  zu  636,878  Gulden.  Anders  das  frühere,  von  den  Ständen 
turückgewiesene  Edict  oder  Grundverfassungsgesetz  v.  18.  März  1820,  Art.  17, 
m  der  Frankf.  OPA2^itiing  v.  28.  Mal  1820,  -^  Von  dem  htrhe^süchen  Haus- 
ridetcommifs  s.  kurhess.Verfass.Urk.  v.  i83i,  §.  140  u.  Gesetz  v.  37.  Febr.  i83i. 
Alex.  Mvuxb's  Archiv  für  die  neueste  Gesetzgebung,  Bd.  I,  (1882),  S.  558  f. -- 
Das  Grundgesetz  des  Herzogth.  S.  Mtenburg'  v.  i83i ,  $.  18,  u.  Beilage  s,  $.  1 
11.  2,  erklärt  das  Domänen  vermögen  für  Eigenthum  des  herzogl.  Hauses,  ver- 
ordnet Verwaltung  desselben  durch  die  Kammer,  gesondert  von  der  Steoercasse, 
aber  dennoch  Einheit  des  Kameral-  und  landschaftlichen  Interesse,  daher  auch 
Terfaasungsmäsige  (landtagliche  Verhandlungen  über  den  KammerEtat),  weiset 
auf  sie  die  Erluiltung  der  Lands trafsen  und  Chausseen,  den  Aufwand  auf  die 
landesherrliche  Gerichtbarkeit  bei  den  herzogl.  Aemtern  und  Gerichten,  Beitrag 
f.u  gemeinnützlichen  Anstalten,  die  Verzinsung  ihrer  Schuilden,  unddie  Civilliste 
(Unterhalt  der  herzogl.  Familie  und  die  Kosten  der  Hofhaltung),  wozu,  wenn 
ibr  reiner  Ertrag  nicht  hinreicht,  ein  Beitrag  aus  der  Steuercasse  (Kammerhülfe) 
ni  bezahlen  ist.  —  Die  HokenzolUmSiffmarin^ensche  Verf.  Urk.  v.  i833,  $.  72, 
erklärt  die  Domänen  für  Stamm-  und  Fideicömmifsvermögen  des  regierenden 
Hauses.  Statt  einer  so  genannten  CivilKsie,  ist  in  dem  Grofshensögthum  5. 
H^emarBisenaeh  dem  Souverain,  zu  Erhaltung  seines  Hauses  und  Holstaales,  das 
Kammervermögen  als  FamilienFideieommifsGut  überlassen,  womster  die  Domänen, 
Stttsbaren  Beeilte  und  Regalien,  unter  Verwaltung  der  landesfiirstlkhen  Ham- 
mer, verstanden  werden.  Gesetz  v.  17.  April  1821,  in  d.  Regier.Blatt,  1S21, 
S.  495.  ScHwziTzra's  öffentl.  Recht  des  GH.  S.  WeimarEisenach ,  L  43  f.  Be- 
rechnung des  Ertrags  u.  der  Verwendung  des  weimar.  Kammervermögens  im  J. 
i83i,  in  der  Frankf.  DP  AZeitung  v.  16.  Mai  i832,  Beilage.  —  Die  musam^che 
landständiscbe  Verfassungsurkunde  t.  1.  u.  2.  5ept.  1814  erklärt  die  Domänen 
tür  hersogliches  Familiengut.  Aber  das  darin  bestätigte  nassauische  Steuergeseta 
▼om  ^/^  Febr.  «809,  ^  i  n.  5,  bestimmte  ihren  Ertrag  zu.  dem  Staatsaufwand. 
Sie  amd  indefs  seit  1816  einer  besondem  Verwaltung  untergeben,  und  seit  dem 
dieat  ihr  Ertrag  dem  Landesherm  und  seiner  Familie  statt  einer  GvilLlste. 
Hiewider  ward  von  der  Deputirtenkammer  Beschwerde  gefuhrt  in  der  Stände- 
Tersammlnng  seit  i83i.  Man  s.  oben  §•  332,  Note  f.  Im  Juni  -i836  ward  der 
Streit  auf  dem  Landtage  durch  Vergleich  beigelegt,  zum  Vortheil  des  Landesherm. 
Altern.  Zeitung  v.  6.  Juli,  tu  Frankf.  O.Postamtzeit.  v.  9.  u.  10.  Juli  i836.  Von 
^cr  landesherrlichen  FamilienfideieommifsElgenscbaft  der  Domänen  In  dem  Her- 
zogth. Brmt^lsolmeq^luneburg,  6.  F..  O.  BnannorV  Beiträge  etc.,  L  Beitrag 
(1787.8.),  S.  1Ö2.  Durch  eine  Uebereinkunft  zwischen  dem  Herzog  und  den 
Landatänden  vom  Oct  1832^  darf  das  Kammergut  ohne  Zustimmung  der  Stände 
10  «einem  Bestand  keine  Veränderung  erleiden,  und  sind  von  dessen  Ertrag 
jährlich  237,000  Rthlr.  (als  CivilListe)  zu  Bestreitung  der  Bedürfnisse  des  Lan- 
^^Hirsten  und  des  herzoglichen  Hauses  zu  entrichten.  —    Für  landesherrliches 
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FMÜlitiie^eatkum  erldSrt  die  Domänen,  du  Gcsete  Bkt  die  tliad.  Vcrraii.aM: 
Henogib«  5.  Cohir^Stmißld  v.  i8fti,  $•  76  u.  119,  —    Sach  de«  oben,  Kotch, 
angef.  sachten  hädhurghaunsd^en  Haua-  vu  Gmndgeaets  v.   iSoo,  ^  1,  gehimj 
alle  Domänen  eu  dem  unreraufserlichen  Staatigut,  «und  «war  obne  üotendM,! 
ob  sie  au  dem  FamtlienFidetcommiCi  des  heraogl.  sacht.  Gesammthtoses  {eköKi| 
und  in  den  PortionsAnschlägen  enthalten,  oder  erst  in  spateren  Zeitea  erwMk^ 
oder  dem  Staat  angefallen  sind».  —  Andere  Haus*  n.  Staatsgesetie s. antea ^39| 
Tiote  f.  —  Nach  manchen  Hausgcsetsen,  sind  auch  die  Materworhenen  G&ter  äenFi 
milien-Fideicommifs  ipso  jure  einrerleibt     Erbrertrag  des  Gesammthansn  5ai 
sau,  T.  1783  (in  Rbqss.  Staatscanslei,  XVL  65.),  $.  5,  6  u.  89,  Erbvereine  vnisM 
Kurbaiern  u.  Kurpfals  ▼.  «2.  Sept.  1766  u.  t.  16.  Febr.  1771,  §.  8,  9  n.  11.  SnnM 
1.  c.  S.  4i6*  ^*  ^*  FtouvcoimT  a.  a.  O.  59«  Stbübs»,  Obss.  juris  et  bist  19t.  s^.-- 
Von  den  SehaiuUgüum,  besonders  im  preuCiischeu  Staat,  unten  $.  33S. 
e)  Stbvbxs,  de  statuum  prorincialium  origine  et  praecipuis  jnribus,  %,  18;  in 
Obss.  jur.  et  bist.  191.    Moseb  a.  a.  O.  224.  3ib.    t.  Jusrt's  Staattwictlisch 

Tb.  n,  $.  75. 

/)  Moseb  a.  a.  O.  294«  2^6.  3i3.    J.  A.  Hbllfbld,  Dtss.  de  restricta  illiutnuin 
nandt  facultate  (Jen.  1747)9  c  1.  $.  11,  aa.  c.  5.  $.  41.  ^{€1.  —    Das  G«wii 
stand.  Verfass.  des  Herx.  CöburgSaalfeld  ▼.  1811,  §.  76  u.  119,  emenotdieSii 
SU  Gmxmu,  wider  Verminderung  u«  Veriluüserung  der  Domänen.  ~   Voa  Vi 
aulserung    der   Domänen   in   ehemaligen   reichaunraittelbaren   StiftliDdeo 
fftütiitAgn  Wahlstaaten,  s.  G.  L.  BÖnua»  Princ.  iuris,  canon.  (.  604*  sq*  ^ 
BBBT  a«  a.  O.  ^  2o3.  f.    Fisciikb*s  Kameral-  und  Poliieir.,  IL  486.  Mosn  i  i 
O.  317.    GöifBSB  Ton  Staatsrechtsdienstbarkeiten,  f.  $9.    VergL  oben  §.t38, 4 

ff)  Jo.  Gb.  Lau,  de  bonis  cameralibus  alienatis ,  praesertim  emtitiis  et  in  fi 
concessis,  a  successore  revocandis.  Vinar.  1753.  -—  Von  der  Gültigkeit  S) 
in  dem  Mittelalter  geschehener,  Veräußerungen  und  Lehnreichungen,  F.  J.  I^' 
diss.  de  e.  q.  ;.  e.  principi  successori  circa  revocanda  avulsa.  Ups.  1717,  Fiscnf 
a.  a.  O.  EL  494  ^*  49^*  Mecblenb.  ErblandesTorgl.  V*  9^ — 981  bei  Jabgow  t.  4 
Regalien,  append.  p.  3i.  — >  TJeber  die  Gültigkeit  der  ▼.  e.  Zwischenberrschai 
während  der  fetndL  Inhabung  des  Landes,  geschehenen  Veräufsenmgen, ».  ob4 
§.  «53  u.  f.  und  Klübbb's  europ.  Völkerrecht,  §.  a58  u.  t 

A)  VergL  G.  L.  BÖnua  princ.  juris  can.  j.  6ao.     Jabvs  ▲   Costa  m  DecrtiaM 
Gregor!  DL,  lib.  L  tit.  4  t.  et  lib.  HL  tit.  2  t, 

0  GeseU  Ar  die  stand.  Vorfass.  des  Hers.  S.  Cobur^SatUJ.  i8ai,  (.  76«  u.  119- 


§.    554,  (254,) 

Privaiffut    MUieAares  Siaaisvermogen. 

I)  Priratgat  ist  Alles,  dessen  Eigentham  PriratpenoneD,  aIslolc^ 
iBQStebt.  Dahin  gebort  in  dem  Staatsgebiet  das  YermSgen,  Trelcbes  Eigen- 
tbum  physischer  oder  moralischer  (juridischer)  PriTatPersonea  ist;  naineni- 
lieh  das  Kirchengut  und  das  Yermogen  frommer  oder  milder  Stiitoogen  ^\ 
auoh  dos  Prirafe*,  Patrimonial-  oder  SdiatoUvenoogeo  des  Regenteo  (^  ^^^)' 
D)  Mittelbares  SUatSTermSgen,  nennen  Einige  dasYemogen  der  Stadt-, 
Fleclieii-  und  Dorfgemeinden  (§.  269),  auch  dasjenige  der  miWen  oder 
frommen  Stiflangen  für  Religion,  geistige  Ausbildung,  oder  WohUha^^*^^^ 
gegen  HulfbedüriUge  ^};  so  dafs,  bei  zwechmäsiger  Yerwaltong,  das  ^^^' 
mögen  der  ersten  zu  den  Hosten  der  örtlichen  obrigheitlichen  Bedurfm^^e, 
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r  Rechts-  und  Polizeipflege,  dasjenige  der  letzten^  welches  stets  als  hei- 
;  und  unantastbar  sollte  behandelt,  werden,  zu  Lehr-,  Erziehangs-  und 
iterricht Anstalten,  mitverwendet  zu  werden  pflegt.  In  Absieht  auf  Ge- 
sinde- und  Stiftungsvermogen,  ist  jedoch  keine  Staatsbehörde  in  der 
egel,  zu  eigenmächtiger  oder  einstiger  Verfügung  und  Verwaltung  he- 
gt (§.  53 1  ff.  65 1). 

Es  ist  bier  überhaupt  die  Rede  von  dem  Eigenthum  moralischer  Personen,  die 
der  Staatsregierung  untergeordnet,  und  ihrer  besondern  Aufsicht  und  Fürsorge 
empfohlen  und  unterworfen  sind.  —  Von  frommen  und  miiden  Sitflungen  insbe- 
sondere, s.  C.  F.  HoioBL,  epitome  sacri  juris,  p.  168.  et  358.    Böbkbr  jur.  eccU 
ProteatanL,  T.  IV.  lib.  5.  tit.  6.  (J.  44*    ^'b*  Bhsvdxl,  das  Recht  u.  die  Verwal- 
tung milder  Stiftungen.  Leips.  1814   8.  ReichsDep-Hauptschl.  t.  i8o3,  $.  65  a.  37. 
Einige  betrachten  Corporationen  dieser  Art  wie  StaaUffeielUehaftem  (die  des  Staates 
wegen  existiren).    Sie  legen  daher  dem  Staat  an  ihrem  Vermögen  ein  Mäei'gem- 
thtmrechi  bei,   so,   dafs   der   Staatsgesellschaft  der  g^enüssenJe  und  vollziekende 
Theil  des  Eigenthums,  dem  Staat  der  dirigirende   Theil  zukomme,  jedoch  unter 
ffemtinsehaßiiehcr  Mitwirkung  bei  Ausübung  dieser  gethettten  Eigenthumrechte. 
\'ergL   Gbotvvs  de  J.  B.  et  P.  R.   3.  19.    t.  Stsch's  Ausführungen  einiger  ge- 
roeinnüts.  Materien  (Halle  1784.  8.),  S.  ti.     BaAuxm's  Abhandlungen  sur  Erläut. 
des  westph.  Friedens,  ü,  10  ff.    Jargow  von  den  Regalien,  467-     Sbb.  Bhsvdvl, 
Au  Recht  und  die  Verwendung  der  milden  Stiftungen,  LeipK.  i8i4*  8.  Abb.,  was 
ist  der  Staat  den  frommen  Stiftungen  schuldig?  in  Badsr's,  Bshr's  und  Scaorr's 
allgem.  StaatsCorrespondenz,    Bd.  I  (1814)1   Num.   i3.      Von  dem  Recht    au 
sfcuUtrisiren ,  unten  %,  53 1    u.  ff.  —   Von    der  CommunalFerwattyng  s.    bairisehe 
Aoordn.  einer  GeneralVerwaltung  des  Stiftung-  u.  CommunalVermÖgens,  in  d. 
baier.  Regier.Blatt  1808,  St.  5.    Dawider  erging  eine  6aier.  Verordn.  ▼.  6.  Mars 
1817,  betr.  die  Verwaltung  des  Stiftung-  u.   CommunalVermÖgens.    Baier,  Edict 
über  das   Gemeindewesen,  in  d.  baier.  Regier.Blatt,    1808,  St«  6t.     Von  der 
landespolizeilichen  Aufsicht  bei  Verwaltung   und  Veräuiserung  der   Gemeinde« 
piter  in  dem  RR.  Sacfuen,  s.  Wsissb's  königL  sächs.  Staatsr.,  Bd.  R,  f.    187* 
Graf  ▼.  Bloss,  über  Gemeindewesen ,  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  Her« 
zogthümer  Schleswig  u.  Holstein»  Hamb«   i83fl.  8.     Gemeindeordaungen ,   oben 
S,  159.  —  Als  Staatsgut  betrachtet  das  Vermögen  der  RlÖster,  der  Bildungs-  u. 
WohlthätigkeitAnstalten,  GösrErsB,  in  s.  teutschen  StaaUr^  §.  4i5.  VRL  Dawider 
s.  J.  H.  BöBsxB  jur.  eccl.  protest.,  lib.  3«  tit  5.  §•  3i.  sq. 


§.    555.  (255.) 

Privat-  oder  SehahäjU  und  Famäiengui  des  Begenten 


I)  Landesherrliches  Privat-^  Patrimonial-  oder  Schatnll- 
S^t')f  denkbar  auch  in  einer  erblichen  Monarchie,  heifst  das  Prirat- 
^iS^thnm  des  Regenten.  Dieser  hat  deCshalb,  der  Regel  nach,  Eigen- 
^halt  und  Rechte  eines  Privatmannes  ^).  Zu  Yeräafserung,  auch 
lA^Weichang  der  SchatuUGüter ,  bedarf  er  reichs-  oder  landständischer 
Einwilligung  nicht  c);  der  agnatischen,  und  auch  der  lehnherrlichen,  nur 
^'^«1  wenn  sie  FamilienFideicommifs ,  oder  lehnbar  sind  <').  Die  Lindes* 
'^«n  liehe  Schatnllc  (principis  ratio)  geniefst,  nach  Vorschrift  der  römischen 
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Gesetze,  und  nach  teutschem  Gerichtsgebraach ,  jura  fisei  0*  So  audt 
die  Schatulle  der  landesherrlichen  Gemahlin  und  des  Thronfolgers/). 
(Augustae  et  Caesaris  ratio).  Das  Privatgut  des  Regenten,  ist  bei  seinem 
Ableben  als  Pri  vatNachlafs  zu  behandeln  C^  243)-  H)  Auch  die  R^ 
gentenFamilie  kann  eigene  Familiengüter  besitzen  ^),  mit  oder 
ohne  Fideicommifs-  oder  Lchnrerbindung ,  abgesondert  Ton  deu  StaatsDo> 
münea  und  von  dem  PrivatrermSgen  des  Regenten. 

4)  Von  andern  auch  Chatoulie-  und  ScatulGut,  desgleichen  KabinetGut,  Caiieitt 
parücttliere  du  prince,  genannt.  Jakgow  von  den  Regalien,  4^8.  Jo  Tob.  Hoh 
MAVV  diss.  de  patrimonio  principis  private,  quod  die  Chatoiüle  rocant.  Jemiri'.^ 
A.  F.  Rivurcs  diss.  de  bonis  principis  paCrimonialibus.  Lips.  1737«  4*  Lnni 
Spec.  657.  m.  10.  Mosxa,  von  der  Reichsstande  Landen,  ais  fil  Ehenden,  tw 
der  Landesh.  in  Gameralsachen.  4-  F»  C.  J.  FiscKxa's  Lebrbegr.  der  Gainrral> 
und  Poliseirechte,  IL  479  ^«  Baier,  Familiengesets  ▼•  1808,  Art.  65.  flf.  Rbni. 
Bund,  XLDC  i3.  8.  Meinin^,  landstand.  Grundgesetz  ▼.  a3.  Aug.  1899,  Art  3^ 
u.  46«  £uie  im  Königreich  Hannover  bestehende  landesherrliche  Schataibm 
ist  aus  Fonds  entstanden,  die  der  ]ionif;l  Familie  ausschliefsend  sugehören.  Ur 
Vermögen  bestand  i83a  in  2400,000  Tbalem,  nachdem  damals  der  Aöni^  es 
da«i  gehörendes  Capital  von  1,100^000  Thalern,  welches  bei  der  Tormaligen  H&upfr 
Hammercasse  aus  Erbegeldem  Tcninsbar  angelegt  war,  erlassen  hatte,  iügn. 
Zeit.  ▼•  8.  Juli  i83s.  Beil.  S.  748.  —  Einige  unterscheiden  Patrimonial-  u.  ScIi»' 
tullGut  RoTH^s  Staatsr.  t.  Reichslande,  IL  39.  ▼.  GöBn.*s  Abhandlungen  aas  dm 
Staatsr.  St.  a,  S.  i3i.  C.  C  A.  H.  y.  Haupts  Frört,  der  Verbindlichfc.  des  weltL 
Qcichsfursten  aus  den  HandL  s.  Vorfahren,  36.  ^  Einige  unterscheiden  Pstrimo> 
aial-  und  SchatulIGüter,  schreiben  jedoch  an  beiden  dem  Regenten  das  tolle 
£igenthum  su.  y.  Roth  a.  a.  O.  —  In  dem  preusgisehen  Staat,  ward  der  üntrr- 
schied  zwischen  Domäne»-  und  (liegenden)  SehatullGütern  aufgehoben,  und  beide 
für  uUFeräufserlieh  erklart.  Verordn.  y.  i3,  Aug.  1713.  Bnoua  L  c  ^  iS*  B- 
scHSB  a.  a.  O.  n.  493.  f.  Das  preues.  tUlgem.  LandredU,  Th.  II,  Tit  i4t  betliiBat: 
|.  14«  dafs  Güter  u.  Sachen,  welche  der  Landesherr  selbst  aus  eigenen  Erspar 
nissen,  oder  durch  irgend  eine  andere  auch  bei  Privatpersonen  stattfiodeode 
Erwerbungsart  an  sich  gebracht  hat,  als  dessen  Privateigentbum  su  betrachtet 
seyen.  ),  i5:  »Hat  jedoch  derjenige  Landesherr,  welcher  ein  solcher  erster  Er- 
werber war,  über  unbewegliche  yon  ihm  auf  deigleichen  Art  erworbene  Sacken, 
weder  unter  den  Lebendigen  noch  yon  Todeswegen,  verfugt;  so  -sind  dieselbes 
ftir  einverleibt  in  die  Domänen  des  Staats  anzusehen.«  —  Die  hönigl.  lackMckt 
Verf.  ürk.  y.  i83i,  §.  ai,  erklärt  fiir  Privateigcnthum  des  Rönigs  Alles,  was  er 
yor  seiner  Thronbesteigung  besessen  hat,  und  mit  diesem  Vermögen  ferner  e^ 
wirbt.  Hat  er  darüber  nicht  verfugt,  so  wächst  solches  bei  seinem  Ablebei 
dem  Hausfidekommifs  (§.  333,  d)  su.  Auch  über  das,  was  er  währesd  seiner 
Regierung  durcb  irgend  einen  PrivatrechtsTitel  oder  durch  Ersparnisse  an  der 
ClvilCsfe  erworb(!n  hat,  kann  er  frei  verfiigen,  doch  nur  unter  den  Lehendei; 
bei.  seinem  Ableben  fallt  das  noch  Vorhandene  an  das  Hausfideicommifs.  D'« 
Stande  sind  berechtigt  und  verpflichtet,  über  die  Erhaltung  des  HaosfideicoiD- 
misses  eu  wachen.  Ebendas.  §.  aou.108.  —  Von  dem  königU  AomiJver.  Sckatull- 
gut,  8.  man  die  königl  Erklärung  an  d.  allgemeine  Ständeversamml.  v.  1 1.  Mal  iSS) 

4)  Oettreich.  Gesetzbuch,  Th.  I,  HaupUt  1,  §.  so.  S.  Meining^,  landständ.  Grundgfr 
sets  y.  1839,  Art  46* 

c)  P«TTMAOTr  elcm.  juris  feud.  §.  65.  not.  c.  Flobskcoübt  a.  a.  0.  64.  BisewB,  d« 
domanüs  Germaniae,  lib.  L  §,  16. 


I 


und  Staalseigcnthumrechc  etc»  529 

^NnsAiiy  nedit  ium  priT.  princ.  T.  IV.  Üb*  i.  üU  4*  §•  3i.  sq.  p.  3i.  tq,  POnw 

K1V5  elem.  jur.  feud.  %.  65.  not.  c. 
()  L.  3.  C  äe  quadricnn.   praescr.  Rrissobivs  de  V.  S.,  voc.  ratio.  Stbtk  U-  M.  lib. 

42.  tit.  5.  f.  3.    Lktser  Sp.  ^bS.  in.   3.     Gmelin's  Ordn.  d.  Gläubiger,  IV.  21. 

Anders,  wie  es  scheint,  Mosui  a.  a.  O.  ai3.  —  Die  römischen  Gesetze  fordern 

tu  Ferjäkrung^  dieser  Guter,' einen  4ojHbrigen  Zeitraum.  L.  4.  C.  de  praescript; 

3o  Tel  40  anmtr.  L.  uU,  G.  de  fand,  patrim. 
/)L  6.  §.  1.  D.  de  jure  iisci.    Pufbbdobf,  T.  IV.  obs.  a6i.    Hbufeld  diss.  de  hjr- 

potlieca  fisci,  §.  34«    Pvtteh  prim,  lin.  jur.  priv.  princ.  $.  8.  not.  a.  Gmkliv  a.  a.  O. 
f)  Berühmt  und  sehr  bedeutend   sind  ^die    Östreicbischen"'  PalriinonialFamilienherr- 

KhaAen,  in  Oestreich  unter  der  Enns,  in  Böhmen,  Mähren  und  Ungarn. 


§.    5t#v*  (266.) 

Adesfoia^    Res  NuUtMis.    Bona  vaeanita* 

I)  Das  Staatsgebiet  und  jede  Sache,  welche  sich  darin  befindet,  sind, 
wegen  des  darauf  sich  beziehenden  Staatseigenthumrechtes  (§•  3«8,  829), 
n  Ansehang  aller  Auswärtigen  a)  als  fremd  oder  oecnpirt  zu  be- 
raehten.  Das  Meiste  hie^on  ist  entweder  Priyateigenthum  ($.  3349  335}, 
»Jer  StaatsTermSgen  ($.  328,  333).  Was  hebes  Ton  beiden  ist,  heifst 
lerraloses  oder  freistehendes  Gut  (adiamnov)  ^).  Adespota  sind 
tiso  Sachen,  innerhalb  eines  Staatsgebietes ,  die  weder  zu  dem  Privateigen- 
ham,  noch  zu  dem  Staatsvermogen  gehören.  Sie  sind  als  nickt  occu- 
plrt  anzusehen 9  nur  in  Ansehung  des  Staates  und  seiner  Bürger,  nicht 
a  Hinsicht  auf  Auswärtige.  Ihre  Zueignung  ist  dem  Staat  und  allen  seinen 
ütgliedem,  'aber  auch  nur  ihnen,  frei  gelassen,  ü)  Sie  unterscheiden  sich 
'OQ  Niemand  g  je  hörigen  Dingen  (rebus  nullius),  als  nicht  occupirten 
machen  aufserhalb  eines  Staatsgebietes;  und  Ut)  von  so  genanntem  erb- 
osem  oder  yacantem  Gut  oder  Nachlafs  Gedig  Gut,  bona  racantia), 
irelches  der  Staat,  hraft  eines  positiven  subsidiarischen  Erbrechtes,  sich 
»eignet 

>)  In  diesem  Sinne,  spricht  Geotius   de  J.  B.  et   F.  lib.  3.  c.  4-  S«  >9*  ^^^  einem 

don^inio  populi  generali, 
0  Auch  dereUnpurte  Sachen  innerhalb    des  Staatsgebietes  gehören  dahin.     VergL 

i.  338,  Num.  VI. 


§.  337.  007.) 

Recht  auf  Adespota. 

I)  Adespota,  die  als  Zuwachs  (jure  accessionis)  zu  dem  FriTat» 
ägendiQm,  oder  zu  dem  Staatsrerm8gen>  im  eigentlichen  Sinn,  hommeft, 
^  als  der  Hauptsache  einrerleibt,  als  Bestandtheil  derselben  zu  betvacb- 
^\  es  findet  also  forthin  ein  Occupationsrecht  defshalb  nicht  Statt. 
^  Gleiche  BeFugnifs  zur  Occupation  der  AdespOten,  fanben,  wenn  im 

KlBW'i  McntL  Recht,  4.  Aufl.  34  • 
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partlcuKre  Staatsrecht  keine  andere  Bestimmung  gibt  <>),  «Kc  etniekeii 
Burger  and  der  Staat  *);  dieser,  weil  er  des  Erwerbs  auf  glddie  Art, 
wie  jene,  fähig  ist,  beide,  weil  eine  besondere  Zueignung  dieser  Sacbea, 
inoerbalb  des  Staatsgebietes,  noch  nicht  erfolgt  ist  UI)  A.U8 wartige 
siiid  nicht  befugt,   Adespota  sich  zuzueignen  c)  (^.  336). 

n)  "Wie  meist  in  Ansehung  der  gefundenen  Schätze  und  der  derelinqutrUn  Saclin. 
PCttkii*8  Lit.  ni.  693.  KlI*bkh*s  Lit.  §.  i386.  Held*8  reichsprälat  Staatsr.  IL  61^ 
Selchüw  dem.  juris  germ.  priv.  §.  534.  RutiDE^s  t.  Privatr^  %,  i83.  I)m 
Hanclb.  I.  iB3.  Jabcow  von  den  Regalien,  5o4.  Vergl.  Prgujs^  allgcm.  Landr, 
I.  9.  74 — 106.  Code  civil  francais,  Art.  7i3.  —  Xon  Sckätzm  s.  ebenda«.  art.'ift 
G.  L.  ßöiiMEB*8  Hechtsfalle,  Bd.  III,  Num.  209.  Kisn  quaest.  for.  Tab.  DL  c.  3t. 
Ha.uboli>*8  k.  särhs.  Privatr.,  |.  180.  —  Von  Ber^erken  unten  §.  44^  ff  —V« 
ddttn  PliUzen,  Bergen,  Hügeln,  Thälem,  fValdun^en,  Gebüschen  u.  d.,  &.  ScBi&t* 
BSBT*s  Staatsr.  d.  gesammlen  Rciihslande,  §.  170.  —  ßif^üstes  Land,  innerbft 
einer  Dorjmarhtng^^  sprechen  dem  Landesherm  zu,  Strübrn,  Th.  IV,  Hed  ic9< 
V.  TU  LOW  u.  Hagkma?!«  in  d.  pract.  Erörterungen,  Th.  II,  Num.  97.  Aiwlint 
der  Dorfherrschaft,  nicht  der  Dorfgemeinde.  Chb.  Ebbt.  Wäisse,  «.  retp.  K 
pLATNva,  diss.  de  dominio  agrorum  incultorum  intra  eoofinia  pagonm  Gero* 
niae  sitorum  (Lips.  i8o5),  §•  1— 5.  iVoch  Andere t  nach  Verschiedcnlieit  der 
Eigenlbumverhältnisse,  entweder  der  Dorfgeincinde  oder  der  Grundberrstbft. 
EicHHOBH*s  deutsch.  Privatr.  (3.  Aufl.),  %,  «86.  —  Bestimmungen  über  die  Recbtt 
des  Staates  auf  herrrdose  Guter  und  Sachen,  enthalt  das  prcuss,  allgem.  Lan3% 
Th.  n,  Tit  16.  Allen  Mitgliedern  des  Staates  lafst  deren  Zueignung  frri,  d» 
AUgem.  bürgerl.  Gesetsbuch  f&r  die  deutscbea  EribUftde  der  S^terreiek.  Hoav" 
chie,  V  «Ö7. 

i)Die  Prävention  findet  statt.  So  auch  in  dein  Königreich  Sachsen,  WfusiM 
Sachs.  Slaatsr.,  Bd.  II,  §.  22a. 

c)  Diese  Theorie  der  Adespoten  ward  von  dem  Vr^-f.  /.ucrst  vorgetragen,  in  1  iL 
jur.  Biblioth.  XIX.  873  f.  und  aus  dieser,  doch  nicht  gaiir.  richtig,  von  Dis«  • 
d.  Handb .  des  t.  Privatr. ,  L  i  101^  u.  182.  --  Ycrgt.  fibrigens  PCtteb's  IÜ 
HL  f  1875  ir.  KlObsk's  Lit.  S.  4?3.  Biasan  1.  c  p.  82.  90  sq.  J.  A.  L.  8» 
oEjfSTicKxn  comnv  de  fundamentis  juris  supreinae  potestatis  circa  adespoti 
Goelt.  1789.  4.  (Klübeb's  W.  }ur.  Bibl.  XIX.  357.)  Zebttäeb  I.  c,  f.  ^o-h 
BüKDE  a.  a.  Ol  $.  182. 


§.  558.  (2öa) 

^f  res  nullius^  bona  vacantia  und  res  derelictas.    FisewGtä. 

lY)  In  Absicht  auf  Niemand  gehörige  Sachen  (res  nullius),  iut 
jeder  Staat,  jedes  physische  oder  moralische  Individuom,  gleiches  Occap 
tionsBecht.  Es  entscheidet  also  das  Zuvorkommen  (res  cedit  primo  orcu- 
panti}.  Y)  Auf  lediges  oder  vacantes  Gut  (bona  Tacantia),  insbeson- 
dere so  genannten  erblosen  Nachlafs,  wozu  ein  ordentlicher  £r^ 
(Intestat-,  Testament-  oder  Yertragerbe)  nicht  yorhanden  ist,  eignen  ^i« 
heotagen  Staaten  dem  Fiscus  ein  subsidiarisches  oder  anfaerordentliches  Erb- 
recht zu  «)j  so  wie  VI)  em  aosschlidWndes  Occapationsrecht  in  Hinackt 
aaf  verlassene  Sachen  *)  (pe%  derelictas).  Vfl)  Alles,  was  das  partkii- 
Idre  Slaatsiecht  dem  Fiscns  aneignet,   heilst  FiscnsGut  <*)  (bona  Rsc»h% 


und  ^aatseigenthumreclit  etc.  ^| 

fi.  Jediges,  TCi*LiS9eae8,  venrirlites  Gut  (bona  vacantia,  derelicta,  ereptUia), 
:hatze,  gefundene  Sacheo,  was  das  Meer  auswirft^  Bernstein,  sehiifbrüchige 
üter  (wo  da3  Strandrecht,  die  Griindruhr,  gilt),  Perlen  und  Goldsand  i« 
riratwasser  u.  d.  <0*  ^^  gehört,  gleich 'den  Domänen,  zu  dem  Staatsvei> 
ogen,  und  verwandelt  sich  in  Domäne,  sobald  es  dem  lubcgrüF  derselben 
n>  erleibt  wird. 

)  Pttteb's  Ut.  IIL  %.  1876  ff.  Ki.6BitR*8  Lit.  473.  Bkhbkb,  nov,  jur.  contror.  T-  t 
obs.  69,  STRCTBKir,  Th.  D,  Bd.  74.  Wbisss  a.  a.  Ol  t.  Scrödea  in  Livob*6  Zeit« 
schrid  Bd.  X,  Heft  i  Num.  3,  Für  ein  bloCses  jus  exclusivum  occu}»andi  erUärl 
dieses  Recht  Blvse,  im  Rhein.  Museum,  Bd.  IV.  S-  si3.    Unten  §.  476. 

)  Letsxh  Sp.  443.  Sp.  658.  m.  17.  et  18.  Gvvjhtu*»  Völkerrecht,  IL  64-  70.  Joa. 
Iluia.  Fklzii  diss.  excerpta  controversiarum  illustnum  de  rebus  pro  derelicto 
babitis,  Argent.  1708.  4*  Gakg.  Majavsu  disp.  de  jure  rei  derelictae;  in  Ejus 
Dissert.  T.  I.  n.  16.    RüirDS*8  t.  Priratr.,  f.  182.  Oben  §.  337,  Note  a» 

)  E.  J.  TsxESL  diss.  de  domaniis  principum  inalienabilibus,  g.  5~*7. 

f)  J.  £.  RossK4if N  von  dem  Mulifenrecht  (droit  d'epave) ,  in  d.  Erlang,  gel.  Ans 
fjo,  S.  7  ff.  T.  Tböltsch  Anmerkungen,  Et,  163.  Haltaus  gloss.  ▼•  Mulühe. 
S.  L.  Lbebkr  praelectio  de  fontibus  juris  patrii  (Bernae  1788.  8.),  p.  ai. 


§.    559«      f  (559.) 

Staatsschulden 

I)  Der  reine  Bestand  des  StaatsrermSgens  ergibt  sich,  nach  Abzug  dar 
Staatschuldcn.     Eigentlich    so    genannte    Land  es  schulden  «),    haftend 
auf  den  LandesSteuer-  und  RegalienCassen ,  Kamm  er  schulden  ^),  haftend 
auf  den    Kamniergütern,    Landschaft  schulden,    da   wo   Landstände   mit 
eigener  landschaftlicher  VermogensSubstanz   oder    Gasse   bestehen   oder   be- 
itdnden,  subsidiarisch  auch  Schulden,  welche  Staatsinstitute  anter  Ga- 
rantie des  Staates  contrahirt  haben,  gehören    in  die  Glasse   der  Staatssefaal- 
«Jene);  nicht  so  Privat-  und  Familienschulden  des  Regenten  <'),   auch 
nicht  Aemter-  und  Gemcindeschulden.     II)  Staatsschulden  werden ,  vermöge 
der  Regentenpflicht,  gültiger  weise  contrahirt,  aus  rechtfertigender  Ursache  «), 
out  Beobachtung  der  in   der  StaatsverfassungsUrbunde,  oder   in  den  llaus- 
gesetzen  des  Regenten  vorgeschriebenen  Förmlichkeit/),   insbesondere  mit 
f^inwtlligttng    der  Landstände   (§.    294)).     Rechtfertigende  Ursache  ist     . 
jedes  wahre,  unmittelbare  Staatsbedürfnifs.     Dahin   gehören :    1)  unzweifel- 
nafte  bleibende   Landes  Verbesserung,  und  rechtliche   Folge  neuer  vortbeil- 
^er  Landei'erwerbiing ;   2)  Tilgung  rechtmäsiger  Sliaatsschulden;   3)  Ret- 
^g  des  Staates,  des  Regenten,  oder  seines  vermuthlichen  Nachfolgers,  aus 
unabwendbarer   grofser    Gefahr    oder    Beschädigung.      DI)    Staatsscfaalden 
werden  errichtet,  bald  auf  blofsen  StaatsYerwaltungsCredit  —  d.  h.  unver- 
«icterte,  schwebende,  oder  unfundirte  Staatsschulden,  namentlich  Staatscasse- 
und  AdministrationsSchulden  <?),  iloating  debt,  dette  Uottante,    untadelhaft, 
^ean  dadurch  etatmäsigc   Einnahmen  zu  eUtmäsigen   Ans^jaben   nor  anti- 
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oipirt  werden,  oder  wenn  anabwendbare  aarserordentliche  Bedurfniise  ein. 
treten,  —  bald  mit  GeneralHjpotbck  auf  das  gesammte  YennSgen  und 
Einkommen  des  Staates,  oder  mit  SpecialHjpotlieli ,  aaf  bestimmte  Slutv 
guter,  Provinzen,  Aemter,  Gassen  oder  Staatseinkünfte,  die  den  Staatsjlao-j 
bigern  zu  sicherer  Bezahlung  des  Capitals  und  der  Zinsen  dienen  sollen  i\' 
(fiindirte  Staatsschulden).  Auf  den  Grund  und  Boden  des  Staatsgebietes^ 
dessen  grofster  Theil  Privateigenthum  ist,  pflegen  Staatsschulden  kypoths 
karisch  nicht  versichert  zu  werden;  nur  it>n  dem,  was  darin  Stantsei^ 
thum  ist,  wäre  eine  solche  Hypothek  zu  rerstehen  «)♦ 

a)  MosEB  Ton  der  t.  Rcichsstände  Landen,  i357  ff. 

^)  Mosvr's  Staatsr.  XXm.  459  ff.  XXIV.  1  ff.  Benders,  von  der  Landesbob.  m  C». 
nier&lsachen.  61  ff.  Ehenders,  persönl.  Staatsr.  IL  117.  lao.  58«.  (Cüssot  & 
Florsscodrt)  Etwas  u.  s.  w.  (oben  $.  33!k,  Note  a)«  Der  Reicbsdeputatioia- 
Hauptschhifs  Ton  i8o3,  %,  78,  spricht  Ton  Kamerschulden,  welche  Special-  o^tr 
GeneralHypothek  in  Kammer  vermögen ,  oder  auch  nur  versionem  in  rem  (Sr 
eich  haben.  Es  kann  aber  auch  eine  der  Hammerrer waltung  auf  anderr  Art 
aufliegende  Zahlungsverbindlichkeit,  die  Eigenschaft  einer  Kammerschuld  begrün- 
den.   Vergl.  oben  §.  33a. 

e)  MosEB  r.  d.  rcichsstandlschen  Schuldenwesen.  Th.Lu.  ILErf.  u.  Leips.  xr'^l^Ar-ii.if. 
Ehemlers.  von  der  Reichsstände  Landen,  S.  1376  ff.  Schxideha7(te].'s  aUrni. 
Staatsr.,  |.  189  ff.  J.  N.  Bischoff  orat.  de  aere  principum  alieno.  HelimLJ 
1794«  8.  Ueber  die  Natur  u.  die  Abtragung  der  Staatsschulden  u.  ihrer  Zinsei.' 
Frankf,  a.  M.  1801.  8.  F.  C.  t.  Moser's  Hofrecht,  L  i45,  und  in  derVorrwk- 
2u  dem  II.  Hand.  Ueber  das  öffentliche  Schuldenwesen.  Leips.  1810.  8.  Koci' 
et  ScBOELL  histoire  abr^g^e  des  trait^s  de  paix,  T.  \^,  p.  81. 

d)  Die  personlichen  oder  JVft'oeschulden,  namentlich  SchatullSchuIden  desRegeotei, 
fallen  auf  sein  Priyatyermögen  und  seinen  PrivatNachlafs.  Mosii's  persoalj 
Staatsr.  IL  58a.  Famt/MuSchulden  haften  auf  dem  Faniilieuvermögen. 

«)  Dabei  sollte  nie  die  Betrachtung  fehlen,  dafs  Staatsschuldenmachcn  nicht  wenigtr 
sej^,  als  die  Mittel  der  Zukunft  den  Bedürfnissen  der  Gegenwart  opfern. 

f)  Haus-  und  StaaUg^eseUe,  betreffend  die  Staatsschulden,  die  Privat-  und  Famlliea- 
schulden  des  SouTcrains,  die  Schulden  der  Mitglieder  seiner  Familie ,  und  (Üe 
Staatsverliufserungen:  1)  EmseUige  Verordnungen,  k.  B.  Testamente,  in  Brm- 
•chwelg,  Würteraberg  u.  a.  Mosxa's  braunschw*  limeburg.  Staatsr.  71.  Schidt's 
Anmerkungen  und  Zusätze  dazu,  61.  Moser*s  Staatsr.  XXXIII.  5o8,  ondpersoo]. 
Staatsr.  IL  i5i.  177  ft  —  t)  Haus-  oder  Familienvertrage :  in  Braunschweig  toi 
i535  u.  1591;  —  von  SachsenWeimar  u.  Eisenacb,  Mosxa's  braunschw.  lünek. 
8t,  R.  71.  Ehendes*.  personl.  Staatsr.  IL  i«9.  137;  —  in  dem  Hause  Na»» 
der  Erl>verein  v.  3o  Jun.  1783,  §.  i3— 18,.  in  Reuss  SUaUk.  XVI  91,  «•  D* 
Mabtevs  recueil,  II.4o5;  u.  Vertr.  v.  18.  Apr.  i8o5;  —  in  Baiern,  r.u.  Oct  i'^ 
u.  Haus-  und  Staatsfideicommifs-,  dann  Schuldenpragmatik  v.  10.  Oet.  i8oq,  <& 
dem  baier.  Begier.  Bl.,  in  v.  Areths's  Genius  von  Baiern.  Bd.  I.  Heft  i  (i8o5)' 
8.  i5,  und  in  der  Allgem.  Zeit.,  i8o5,  Num.  20  ff.;  bestätigt  in  d.  Constitution 
des  Königr.  Baiem  v.  i.  Mai  1808,  Tit.  ü,  §,  11,  in  d.  baier.  Regier.  BL  1808, 
St.  «aj  —  in  SachsenCoburgSaalfeld,  v.  i.  Apr.  180a,  in  Kl^br's  RheinischeB 
SuaUAuzeigen,  Heft  I,  1802,  S.  44;  ~  im  Hr«gth.  S.  Meiningen,  landstaBd 
Grundgesetz  v.  23.  Aug.  183g,  Art.  42  ff.;  —  n  MBcklenburgSchwerin,  Staats- 
und HausFundamentalgesetz,  v.  11.  Mai  i8o5,  in  d.  mecklenburg.  schv^er. 
SUatskalender  v.  1806,  S.  189;  —  in  Baden,  v.  1.  Ott.  1806,  18.  Nor.  1808  " 
▼.  5.  Oct.  1820,  in  dembad.  Regier.  Bl.,  1806.  N.  27;  1808.  N.  38;  i8w,  K.  »5.- 
3)  Undtsgrundverträ^ :  Würtembergiache  Landtags  Abschiede  t.  16J9  u.  i65* 
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<Mosn*s  persönl.  Staatsr.  IL  i5i),  und  Erbvorgleicfa  v.  1771,  «d  C1«s«.  IV.  S.  93; 
braunschweig-wolfenbaitelUcber  Vertrag  mit  der  Landschaft  ▼.  i^  Mai  1794,  bei 
Flohkscoubt  a.  a,  0.;  8*  bildbai|;bau8ische8  Haus-  und  Grundgesetz  t.  a6.  Apr. 
1820;  hirhess,  Verf.  Ürk.  v.  i83i,  §.  94. 

In  dieser  Hinsicht  unterscheidet  man  Staatsschulden  im  engern  Sinn,  und  uid- 
ifumstraiiOtU'  oder  RechnungsSchulden,  Von  der  letzten  Art  sind  alle  in  die 
Classe  der  Staatsschulden  förmlich  nicht  aufgenommene  Schulden  der  Staats* 
casse,  welche  die  Natur  eines  Ausgaberückstandes  aus  einer  laufenden  Staats- 
▼erwaltungsRechnuug  haben,  wie  der  Rüchstand  einer  der  Staatscasse  obliegen- 
den jährlichen  Leistung,  oder  einer  Zahlung  für  ordentlichen  Staatsaufwand 
eines  bestinlmten  Rechnungsjahres,  und  alle  Ausgaben,  die  unter  dem  Voran* 
sclilag  (Etat)  eines  bestimmten  Rechnungsjahres  nicht  begriffen  sind.  Zu  der 
ersten  Classe  gehören  alle  Schulden,  die  Tcrzinsbar  oder  nicht,  als  Rückstände 
der  genannten  Art  nicht  zu  betrachten  sind. 

Nie  sollte  man  eine  Sicherheit  anbieten ,  die  der  Unterrichtete  für  angemessen 
nicht  gelten  lafst.  —  Von  den  verschiedenen  Methoden^  Staatsschulden  zu  machen, 
s.  Lüdkr's  Nationallndustrie  (Rraunschw*  1808),  Cap.  11.  Ueber  das  öfTent- 
liche  Schuldenwesea.  Leipz.  18  lo.  8.  Ideen  über  StaatsschuldenTilgung ,  vom 
Grafen  von  Soden,    Wien  i8i4«  8.  ^ 

Man  s.  das  AustragalUrtheil  des  dresdener  AppellationsGerichts  vom  6.  Mars 
18S0,  in  der  Beil.  zu  dem  öflentl.  Protoc.  der  B.  V.  t.  18.  März  i83o.  Austrägal 
Irtheil  des  münchener  OberappellationsGerichts  v.  4*  J^^i  1898,  als  Beilage  zu 
dem  Protoc.  derB.V.  T.4.  Dec.  i8a3,  §.  160;  in  den  Protoc.  derB.  V^  Bd.  XV, 

s.  574, 


§.    540.  (260). 

IV)  Bei  Staat^sschulden,  lautet  die  Yerbriefung  (Staatsobligation,  Staatar 
apier,  Banknote),  entweder  auf  einen  namentlich  dat*in  angegebenen  Gläu- 
tger,  oder  auf  jeden  Inhaber  (au  porteur,  Papiergeld).  V)  Die  Zahlung a) 
tird  gestellt,  auF  Sicht;  anP  bestimmte  Zeit  nach  Sicht;  auf  Capitalfufs 
oach  Ablauf  der  stipuliiten  Zeit,  nach  Maas  und  Münze^  wie  die  Anleihe 
geschah),  es  sey  nun  durch  Zahlung  des  Ganzen  auf  einmal,  oder  durch 
^tück-,  Parlial*  oder  TerminalZabliiiig ;  aaf  Anticipationen  oder  Asbtr^ung 
b  ganzen  Opitals  nebst  Zinsen,  yon  einem  bestimmten  Einkommeii  d4M 
Staates,  binnen  kurzer  Frist;  auf  Jahrzahlung  oder  Jahrgefalle  (Anaaitäten, 
Keitrenten,  Renten,  die  nur  wahrend  einer  bestimmten  Reihe  von  Jahren» 
(tau  der  Zinsen-  und  CapitalRückzahlung)  bezahlt  werden;  auf  Leibrenten, 
>ttf  Tontinen;  auf  Lotterie,  a.  d.  ^).  VI)  Der  Staat  hat,  in  der  Regel, 
dittelhen  Rechte  und  Pflichten  wie  ein  Priratglänbiger.  VII)  Von  der 
Verbindlichkeit  des  Regierungsfolgers ,  die  Schulden  seiner  Vorfahren  sa 
^hlen,  wird  oben  gehandelt  ($.  252). 

«)  Zu  Begulirung  und  Tilgung  de«  Staatsschuldenwesens,  sind  in  manchen  Ländern 
%ne  SchuldentilrrungsComnussionen  und  AmorttsatitmsCassffn  verordnet  (f.4oi,b> 
Vofl den /^ecA<^woA/M<iteit^  Moratorien,  Gompetenz  n.  a«,  s.  die  angcf.  Abbandl.  über 
^ie  Nalor  und  Abtragung  u.  s.  w.>  §•  8.  ff.     Mossb  v.  d.  reicbssländ.  Schulden- 
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gleich  CommenCar  fiber  gesetsliche  Beslimmungen  ron  3o  eoiui 
chischen  Staaten  Europa's).    Acteostücke,   die  landstandischen  AnUanen  wider 
den  kurfiirstlich'bessisclien  Staatsminister  H.   D.  L.  F.  Hassehpflug  betreffend. 
Stiittg.  i836.  8.     Pivheibo-Ffeheira,    de  1a  responsabillte  des  minUtrea  dans  le»    J 
monarchies  constituticnnelles;  dans  ta  «Revue  ^trangere  de  Fegislation  et  d'eeo- 
nofnte  politique;  publik  par  Foixm«,  ii  Parts,  i*^  ann^e,  Nam.  i,  D^.  i834t 
p.  116— 123;  a»«  ann^,  Num,  3,  Oct.  i835,  p.  753*««769.    BAumsrnn,  de  la  m^ 
ponsabilite  des  Foncttonnaires  publics  en  Angleterre«  et  des  daf^ers    9t  iacim- 
Teniens  auxquels  ils  sont  exposes ;   in  der  angef.  Revue  etrangere,  Num.  3^  jaxir- 
i835,  p.  129 — 144*  I)>  GoLBKRT,  de  la  responsabillte  des  ministres,  dana  lesdlven 
^tats  constitutionnels  de  l'Europe;  ibid.  Num.  6.  Avril  i835,  p.  S42 — 35t.   Von 
'    den  Aristokratien,  den  Geschlechts-,  Geld-,  Geistes-   und  Beamten Arbtokrstica, 
und  der  Ministerverantwortlichkeit   in  reinen  Monarchien.  Leips.  t834»  &   (Eiae 
Anzeige  dieses  sehr  schaUbaren  Buchs,  von  PraaxiRO-FKBBsiaA  in  der  ang^.  R«> 
vue  etrangere,    a*»  annee,  Num.  12,  Oct.  i835,  p.  762 — 766.)    Bericht  desSuatr 
raths  Berenger,  im  Namen  der  Commission  för  die  Anklage   der  letsten    Mini- 
ster des  entthronten  Königs  Carl  X.,  in  der  Sitzung  der  fransös.  Dcpulirlenkam* 
mer  ▼.   23.   Sept.    i83o;  in  dem  Moniteur  universel   du  24.  Sept.  i83o,  in  der 
AHgera.  u.  in  andern  teulschen  Zeitungen.     Zu  Paris   wurden  am  21.  Dec-  i83o 
▼ier  von   diesen  Ministem,  wegen   durch   ministerielle  Handlungen  begangenes 
Hocbverratbs,  TOn  dem  PairHof  r.u  lebenslänglichem  GefangniCs  TemrtheOt,  ihrer 
Titel,  Grade  und  Orden  verlustig,  und  der  erste  von   ihnen,  Ffln^^  Poligoac, 
ward  überdiefs  für  bürgerlich  todt   erklärt,  die  drei  andern  in  den  Stand  der 
Interdiction  (Entmündigung)  versetzt.  Von  England,  s.  Cottv  de  radministration 
de  1a  justice  criminelle  en  Angleterre,  et   de  Tesprit  du  gouvernemeat  ai^lai« 
(Paris  1822.  8.),  p.  191  et  suiv.  •—  Von  anticonstitutiouellen  Höflingen    und  Mi- 
nistern handelt  Jout«  la  morale  appliqu^  a  1a  politique.  (Paris  i823),  T.  1^.  p- 
123  et  suiv.     AusEug  in  y.  Arstiv's    constitutionellem  Staatsr.,  Bd  I,  S.  s56  £ 
i)  Nassam'sckes  Edict  v.  i.  u.  2.  Sept.  i8i4  (oben  286,  a),  §.  2,  Num.  2.  5.  weimar- 
ehenack,  Grundgesetz  über  die  landst.  Verfass.  1816  >  f.  5  u.  111  ff,  5.  hiidktnrg' 
hausiehßt^  1818,  §.  2,  52  u.  55.    Baier,  Verfass.ürk.  t.  1818,  X.  4—6.  Beilage  IX, 
§.  16.  BadUche  v.  1818,  §.  7  u.  67.   Badisches  Gesetz  v.  5.   Oct.    1820.  fTintfuh^  * 
Verfass.  Vertr.  r.  18x9,  §•  ö»  ^i  *84  u.  ^99.  GH.  hessüche  Verfkss.  Urk.  ▼.  1820, 
Art.  109,  u.  Geseta  über   die  Verantwortlichkeit  der  Minister  t.  5.  JaK  1821. 
S,  ooburg-saalfeldische  Verfass.  Urk.  v.   1821,  §.  78.    fVaideckischer   Landes  vertr. 
über   die  landständ.  Verfass.,    1816,  %,  2$.      5.   Meining.   Grundgeseta    t.  1829. 
Art.  88.    Rurhestische  Verfass.   Urk.   v«   1^1,  %,   108.  u.   t56.    ffokenzaUem-Sig- 
manVf^.  Verfass.  Urk.  v.  i833,  f.  5o  f.  u.   192  ff.  —  I>en  Ständen  für   verant- 
wortlich  erklärt  die   Vorsteher  der  eecbs  MinisterialDepartements   die  königl. 
Sßok*.  Verfass.  Urk.  r.  18^1,  §.41«  "^i'  Bestimmungen  für  die  Verfahrongsweise 
bei  ständischen  Beschwerden  und  Anklagen,  %.  140 — i5i.  Die  frmnS*is€ke  Ver- 
fassungsurkunde  von   i83o,  Art.  12,   gleichwie  die  von  i8i4i   Art.  i3|  apricfat: 
«Die  Person  des  Königs  ist  unverletzlich  und  gesalbt  (nicht,  heilig).     Seine  Mi- 
nister sind  verantwortlich».    Hiesu  die  Art.  55  u.  56.  —  Von  dem  würtember- 
gischen  und  dem  königl.   sächsischen  StaatsGerichuhof,  oben  |.  283,  g.  —  Das  an- 
gef. grofsheraogl.  hessische  Geseta  v.   1821   sagt:  «Da  Befehle,  welche  au  gescta- 
widrigen  Handlungen  oder  cur  Verletsung  Unserer,  den  Standen  gegebenen  Zu- 
sagen fahren  könnten,  nie  von  Unserem  Willen  ausgehen,  sondern  nur  in  einem  Miß- 
verständnisse gegründet  seyn  können,   dessen    Aufklärung  Wir  als   eine  Pflicht 
Unserer    obersten    Staatsdiener   und    Staatsbehörden    betrachten,    so     haben 
Wir   —    -*•   für   gut   gefunden ,    Folgendes   gesetalich   au   verordnen :    Die  Mi- 
nister, das  Ministerium,  und  alle  jetzige  oder  künftige  höchste  Administratir- 
Stellen  sollen,  wenn   ihre  Verantwortlichkeit  wegen  gesetswidriger  Handlaagen 
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oder  Nichterföllung  der  Zusagen  des  Hegenten  an  die  Stande  des  Grofsherxog* 
thums  reclamirt  wird,  sich  nie  Mur  ßnUckuldiffunff  auf  angebliche  Befehle  des  Re^ 
f^tnUm  heru/eH-iännen^v 


§•    54Ö*  (263.) 

UeberiragHng  der  Skaatsgesehäfte  an  Siaaisbeamie ;  auf 

verschiedene  Art- 

I)  Die  oberste  Leitung  der  Staatsyerwaltung  liegt  In  der  Hand 
es  Souverains,  dessen  Subjectivitit  hier  yorzügliph  in  Betrachtang 
ommt  tt)«  II)  Er  ernennt  Staatsbeamte  ($.  487);  für  Erreichung  des 
taatszweckes  noth wendige  Geholfen^),  denen,  bald  einzeln,  bald  in 
iUatsColIegien  vereinigt  (Administration  durch  Einzelne,  und  Collegial- 
Ldministration  durch  Haupt-,  Neben-  und  FilialCoUegien) ^  Staatage- 
chäfte,  inländische  und  auswärtige,  nach  bestimmter  Ordnung  und  £in- 
iditung  der  Staatsverwaltung,  übertragen  werden.  IIl)  In  der  Art,  wie 
lic  Besorgung  der  Staatsgeschafte  den  Staatsbehörden  obliegt,  unter- 
cheidet  man:  i)  Collegial System,  das  faeifst,  Behandlung  der  Staatige- 
chafte  durch  Collegien,  in  welchen  die  Beschlüsse,  nach  gemeinschaftlieher 
ieralhung,  durch  Stimmenmehrheit  (vota  decisiva  majora)  gebildet  werden; 
0  Einheit-  oder  BnreauSystem,  das  heifst,  Behandlung  der  Staatsge- 
ichäfte  nach  dem  Willen  Einzelner  (en  bureau),  deren  Gehülfen  blofs  be- 
athende  Stimmen  (vota  consultatira  s.  deliberativa  ^  eingeräumt  sind  O9 
))  Mittelweg  oder  zweckmäsige  Yereinigung  beider  Systeme,  indem 
nanche  Arten  von  Staatsgeschäften  durch  collegialisoh  berathende  und  be- 
itlramende,  andere  durch  einzeln  ausführende  Staatsdiener  behandelt  wer- 
ben, damit  Reife  und  Sicherheit  der  Beurtheilung  mit  zwechmäsiger  Be- 
ichleunigung  der  Geschäfte  yerbunden  werde  ^. 

0  Gans  entziehen  darf  sich  der  Regent,  auch  In  monarchisch-repräsentativen  Staa- 
ten, weder  der  unmittelbaren  Theilnahme  an  der  Staatsverwaltung,  noch  der 
Aufsicht  über  die  Staatsdiener.  —  Schriften  in  Futtbh's  Lit.  IR.  285.  u.  Rlvbeb's 
l^t.  275.  Vormalige  Erinnerungen  des  Kaisers  an  Landesherren  zu  dem  Selbst« 
regieren,  in  Mosxr^s  persönl.  Staatsr.  R.  78  f.    Ebenders»  von  Regierungsacben,  4* 

0  Darum  schon  wesentlich  unterschieden  von  blofsen  Hof-  und  GarderobeDienern 
de«  Fürsten.    Vergl.  §.  4Ö7,  c,  u,  ff. 

^)  Dawider  und  von  der  Bnreaucratie,  vergl.  Behenugungcn  vor  dem  wiener  Con- 
S^ft  (1814.  a),  S.  3o  —  34.  Allgem.  Anzeiger  der  Deutschen,  1614,  Num.  85.  — 
Gesetzgebung  und  Justissachen,  sind  in  jedem  Fall  coUegialisch  su  behandeln. 
^- W.  RsBBBBG  Über  die  Staatsverwaltung  teutscher  Länder  (Hanno v.  1807), 
S*  4*  G.  H.  ▼•  BsRG  in  Cboax's  u.  Jaup's  Germanien,  Bd.  II,  Heft  1,  lium.  3. 
^esaische  allgem.  IJt.  Zeit  1808.  Num.  83. 

)  Beispiele  in  der  baierischen  Instruction  far  die  GeneralHreis-Commissäre,  v.  17« 
*^ul-  1808,  %.  45.  C,  und  in  d.  grolsherz.  frankfurtischen  Verwaltungsordn. 
^om  37.  Oct.  1810.  In  d.  Rhein.  Bund,  L.  34a.  337.  VergL  J.  F.  Fat»»  vom 
deutschen  Bund  fi8i6.  8.)  S.  laa. 
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§.    544.  (264). 

AhtheSung  der  Staatsbehörden. 

In  einem  grofsern  Staat   kann  folgende  Abtheilung  der  Staats- 
behörden Statt  finden. 

Der  SouYBRAiir  «), 

umgeben  yon 

Ministern  StaatsSecretaren  ^). 

Unter 

Seinem  Yoraitz 

Tenammelt  sich,  zu  Berathschlagung  über  die 

wichtigsten  Staatsangelegenheiten, 

4er  Staatsrath  «). 

tf)  Wie  dem  Steaermann  die  glückliche  Fahrt«  die  Genesung  dem  Ant,  den  Feü 
herm  der  Sieg ,  aUo  liege  diesem  Regenten  das  Wohl  der  Staatsbürger « 
Hersep,  auf  dafs  ihr  Leben  durch  Kraft  gesichert  reich  an  Glueksgütem,  durrk 
Bubm  ansehnlich,  achtbar  durch  Tugend  sey.  Ein  solches  Werk,  das  f^ts^ 
unter  Menschen,  und  das  beste ,  müsse  Ihm  gelingen!  Scipio  ap.  Cic.  ad  Atlt^ 
VÜL  n.  Beher^igungen  Tor  dem  wiener  Congrefs  (1814.  8.)i  S.  34—37.  i.l 
Ehosl^s  FürstensptegeL  ft.  TOrb.  Ausg.  Bei^in  iSöi»  8. 

^>  Auch  GabiaetRäthea  und  GencralAdiutanten ;  mit  ostensibler  VerantwortlicUal, 
«Ein  Jeder,  der  dem  Regenten  vortragt ,  rouGi  ein  Manu  von  Eioflufs  in  ^ 
Sachen  seines  Vortrags  seyn,  oder  er  ist  ein  unnützes  Geschöpf,  oder  die  Pe^ 
sonen  neben,  über  ihm,  lähmen  ihn,  aus  niedriger,  verderblicher  Eifersucll 
Der  Vortragende  bei  einem  Landesherrn,  ist  Minister  bei  dessen  Person,  t« 
auch  sein  Titel  laute.  Sollen  und  können  die  DepartementMinbter  in  der  Wirl- 
lichkeit  nur  DopartementChefs  bleiben,  so  mufs  der  Cabii«etRath  nidit  nur  )& 
nister  seyn,  sondern  auch  so  heilsen».  Die  Ursachen  von  PreusstfuT^X  (i8(r«i) 
S.  28.  MinisterGemälde^  in  den  angef.  Beberugungen,  S.  37 — 4^*  In  dem  vöUirr. 
rechtlichen  Sinn,  bezeichnet  das  Wort  Cahinet  die  Regierung  eines  monarthtscbM 
Staates,  in  ihrem  Verhältnifs  su  andern  unabhängigen  Staaten ,  k.  B.  le  Cabinet ; 
des  Tuileries.  In  dem  staatsrechtlichen  Sinn,  versteht  man  darunter  eise  f* -i 
heime  RathCanzlei  unmittelbar  bei  der  Person  des  Monarchen ;  no  man  su^TCiicn 
Civil;  und  MilitairCabiuet  unterscheidet.    Vergl.  auch  $.  3o6,  e. 

c.)  Seiner  Hauptbestimraung  nach,  eine  blofs  hertuhende  Behörde  $  ausnabroweis«, 
jfiir  bestimmte  Fälle,  auch  wohl  eine  entscheidende  (§.  366  a)  oder  verfugen^«- 
Wie  die  StaatsMinisterien  für  die  Ausführung,  so  ist  der  Staatsrath  furBcrathus^ 
die  Intelligenz  der  Regierung.  Preuss,  Verordn.  wegen  Einfuhr,  des  StastsraJK 
V.  20.  Mars  1817,  in  der  Gesetzsamml;  v.  1817,  S.  67.  Einführung  euicsSn^^ 
^aths,  im  GH«  Hesjtem,  im  August  iSsd,  ia  Folge  eines  Edicts  t.  sa  Mai  1611. 
Bäten  Verordn.  t«  18.  Nov.  iS^d,  betr.  den  Staatsrath«  in  manchen  lÖMkn 
wird  dieses  GoUegium  GeheimerBath    genannt,     if^ürtsmb.  Verfius.  Vertr.  von 

1819.  me. 

§♦    545^.  (265.) 

Fortsetzung. 

I)  iHe  renchiedenen  Zweige  der  Staatarerwaltung  sind:  0  «'^ 
auswärtigen,    2)   die  innern   Staatsverhältnisse.      Zu   den  ersten 
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hören  alle  Yerliandlang^n  tnit  andern  Staaten,  in  friedliehen  um)  Itriege- 
mchen  Terhaltnlssen.  Zu  den  letzten  geliSren :  Gesetzgebung,  Staats- 
wirthscluift  mit  Inbegriff  der  Finanzen,  innere  Sicherbeit  und  Woblfabrt, 
bürgerliche  und  peinlicke  Rechtspflege,  Lehor  und  Uircheasacliea.  Dem- 
nach sind  die  ordentliobeti  8taatsbeh6rden  o)  folgende: 

A)  StaatsbebSrde  der  auswärtigen  StaatsretbSItniase. 

B)  Staatsbeborden  für  die  innern  Staats  Verhältnisse : 

I)  bestimmende  und  dirigirende  oder  Regiminalfiehoi*den, 
für  i)  Gesetzgebung,  2)  Finanzen,  nebst  der  BechnungsCon- 
ffole,  3)^  Polizei,  4)  Justiz,  53  Lehnsachen,  6)  geistUcbe  Sachen 
nnd  oiFentlicben  Unterricht,  oder  Kirchen-  und  Schuisaehen,  7) 
Kriegsangelegenbeiten ; 

II)  ausführende  oder  yollziehungsBehorden:*  1)  gericht- 
liche oder  Justiz  Behörden,  oberste  oder  centrale,  proyinciale 
nnd  ortKche;  3)  Yerwaltungs-  oder  administrirende  Be- 
hörden (RSr  alle  StaalsrerwaltungsGegenstSnde  auf^er  der  Josti«  und 
dem  Kriegswesen),  centrale,  provinciale,  und  ortliche,  zuweilen  ge- 
trennte, a)  fiir  das  Pinanzfach,  und  b}  für  das  ßegierungs-,  Polizei- 
nnd  «taatswirthschafUiche  Fach;  3)  MilitärBebordent  generale  oder 
centrale  (Kriegsministerium  und  GeneralGommando)  nnd  paitienliire* 

11)  In  grSfsern  Staaten,  bisweilen  auch  in  verhältnirsmlistg  hieinern, 
iid  lur  die  verschiedenen  Zweige  dfer  Staatsverwaltung,  als  oberste 
StactUbehörden  folgende  Staats  Ministerien  angeordnet  ^) :  1 )  der  a  u  s- 
vnrtigen  Angelegenheiten;  2)  der  Justiz;  3)  der  Finan^t^n,  neben 
Ulm  zaweilen  ein  eigenes  Minbterium  des  Schatzes,  wichtig  anch  als 
GttieralControle  ^)5  4)  des  Innern  (der  innern  Verwaltung,  im  einge- 
Jcluanliten  Sinn);  5)  des  Kriegs.  '  Hiezu  hommen  in  manchen  Staaten, 
noch  eigene  Staatsministerien  fuLr  die  Polizei  und  für  die  Kirch en- 
o<ler  CaltAngelegenheiten;  das  letzte  etwa  mit  Inbegriff  des  öffentlichen 
Dnterrichtes  nnd,  Erziehungswesens,  welche  aufserdem  eoiwedeif  4em  Po- 
iizeiMinisterium  oder  dem  Ministerinm  des  Innern,  so  wie  die  Lehn- 
iachen  demjenigen  der  Justiz,  antertraut  werden,  HI)  Ein  St'aatslM[i- 
"isterium  besteht  gewöhnlich,  aus  einem  StaatsMinistor,  einem  General- 
Witctor,  mehreren  MinisterialBäthen,  einem  GeneralSecretär  i  »•  sv  w. 
<^1  Alle  Staatsminister,  für  gewisse  Angelegenheiten  coHegialisch  vereinigt, 
oiMen  in  manchen  Staaten  das  Staatsminfs^terium  im  h(?hern  Sinn» 
als  oberste  Staatsbehörde,  bald  entscbeidende ,  bald  beratbende,  iuweilen 
'ißter  dem  Vorsitz   des  Staatsoberberrn. 

')Sefarif^en  über  die  Einrichtung  oder  Organisation  der  Staatii^erwaltong,  in 
l'ÜTTn's  Lit.  HL  360.  u.  Klübsr's  Lk«  «85.  —  Vergl.  Mossa  V.  d.  Landesh. 
fibcrbaaptf  817.,  n.  ▼.  d.  Landesboh.  in  Regtemngss.,  7.  14  ff.  WBSVftAL's 
Staate*.,  Nam.  8.  Fxscnn's  LekrbegrÜf  d.  Katneral-  und  Poliseirechte ,  Q.  1  ff. 
Joach.  t.  ScawAHSHorF,  über  Staats-  u.  AdrefsKalender.  Berl.  179«!.  8.  Ideen 
KU  einer  Staatarerfassung  und  Regierung.  1801,  8.  Skizae  einer  LandesOrga- 
'^«^nj  b  d.  Rfadn.  Bund,  XUU.  47.    Vergleichende  Schilderung  der  Orga- 


540  n.  TheO.  VIL  Gap. 

nisation  der  fraiusot.  Stoatoverwaltong,  In  Besieb.  auf  d.  KSnigr.  WcttphaWa 
u.  a.  teuUche  Staaten.  Frankf.  n.  Leipft.  1808.  8.  K.  F.  t«  WiEBxniBC*«  Vor 
schlage  sur  Einriclitang  e.  Staatsyerwaltung.  Müncben  i8i5,  8.  C  A-  Frhnt 
T.  Malchus  Politik  der  innem  Staatsvemaltung,  od.  Darstell,  des  Organisini» 
der  Behörden  für  dieselbe,  in  drei  Tbeilen.  iS^S.  8  —  Die  StaaU  -  und  Ad- 
drefsKalendcr  einselner  t  Staaten..  Genealog.  StaatsHandbneb  (FrnnbC  a.  M. 
bei  Varrentrapp  u«  Wenncr,  seit  174a  bis  i8o5  jährlich,  dann  wieder  1811. 
8.),  im  9.  Band.  Gb*  H4ssbl^s  allgem.  europ.  Staats-  u.  AdrelsHandbucfa  für 
1809.  Weimar.  Th.  L  1809.  ^^*  ^  ^'^^  RheinbundStaaten ,  Ton  G.  Scbobci. 
1811.  Neue  Aufl  für  181a  u.  i8i3.  Für  1816  bearbeitet  ▼.  G.  Hässkl  ,  wo 
des  L  Bds.  1.  Abth.  (1816)  u.  Q.  Bds.  1.  Abth.  (1817)  den  sammlL  C  Bvindo- 
staaten  gewidmet  imd.  F.  Bvi.iLV9  die  Behörden  im  Staat  und  in  der  Gemeinde. 
Leips.  i836.  a 
b)  OrganisatJonsGesetse  teutscher  Staaten.  1)  Phsussxv:  Verordnungen  ▼.  16.  o. 
96.  Dec.  1808,  97.  Oct.  u.  I.  Nov.  1810,  94*  Apr.  1819,  3o.  Jan.  1814«  3o.  Apr. 
u.  16.  Dec  i8i5,  90.  Märe  1817  (Staatsrath) ,  3.  Nov.  1817  (StaatsminisCeriaiB) 
in  d.  Gesets- Samml.  ffir  die  preufs.  Staaten,  u.  in  d.  PoKi' Journal.  Vei^l 
J.  D.  F.  Rvnpp,  der  preufs.  Secretär.  9  Theile.  Berl.  9.  Anfl.  1810.  Ehendeu, 
Nachträge  au  dem  L  Tb.  Berl.  1806.  K.  L.  Woi.TXAm'8  Geist  der  neuen  preuft. 
Staatsorganisation  (v.  1810).  Leips.  1810.  8.  Die  neue  Staatsverfassung  der 
preufs.  Monarchie,  in  tabellar.  UebersichL  BerL  1811.  H£beri.tii's  Staatsarchir, 
Heft  39,  S.  946  fr.  (J.  G.  BoiTK's)  Anleit.  s.  Kenntnifs  des  öffentl.  Geacrhafii- 
ganges  in  den  preufs.  Staaten.  Berl.  1804.  8.  Fr.  v.  Rauxxa,  über  die  Verfafs. 
der  Behörden  im  preufs.  Staate ;  in  (  Mabtso^s  )  Geschichte  des  preols.  Staates 
vom  hubertsburger  Fr.  an,  etc.  Tb.  ID.  (Frankf.  1890.  8^).  Die  preufs.  Heor- 
ganisationsGesetegebung,  seit  1807  bis  i893;  von  J.  D.  F.  Rvxpf.  Berl.  ifo3.  & 

—  9)  SiiCHSBif:  KÖnigl.  Rescript  v:  Sept.  1817,  die  Errichtung  e.  Slaataratfas 
betr.  Von  diesem  Staatsrath  u.  dem  Gchcimenrath,  s.  Wbissi*s  Lehrb.  des  k. 
Sachs.  Staatsr. ,  Bd.  I,  §.  84  —  95.    Von  der  Landesregierung,  ebendas.   §.  96 

—  98.    Die  VerfaI!s.Urk.  v.  i83i,  §.  419  rerordnet  sechs  MinisteriatDepanemests 
(der  JustiE,  der  Finanzen,  des  Innem  des  Kriegs,  des  Gultus^  der  auswart.  Aa- 
geL)»  deren  Vorsteher  das  GesammtMinisterium,  als  die  oberste  collegiale  Staats- 
behörde bilden;  auch  kann  ein  Staatsrath  gebildet  werden.  —    3)  BAiuuf:  Or- 
ganisation der  LandesCoUegien;  in  Revss  Staatskanxlei  ^   i799i  ^*  i*    Constitu- 
tion des  Königreichs,  t.    t.  Mai  1808,  Tit  3;  in  d.  Rhein.  Bund,  XIX.  3.  iS*, 
Instruction  f.  d.  GeaeralKreisGommissare,  v.    17.  Jul.  1808;  in  d.  Rhein.  Bund, 
L.  995.    Verordq.  v.  ,9.  Feb.  1817,  wegen  Bildung  u.  Einrichtung  der  obersten 
Stellen  des  Staaates)  in  d.  Regier.  Blatt,  Nunu  IV.    Verordn.  v.  9.  Dec.  i8i3, 
wegen  Formation  der  Ministerien;  in  der  Allgem.  Zeit.  v.  i5.  Dec  181 5.  Hand- 
buch der  Staatsverfassung    u.  Staatsverwaltung  des  Königr.  Baiern.  7   Bande. 
München  1807  —  i8i3.  8.  —  4)  HAHirovEE;  Edict  v.  19.  Oct.  1899,  die  Bildaag 
der  künit.  Staatsverwaltung  betr.  Edict  de  eod.  betr.  die  Erricfat.  einer  Bomai- 
nenKammer.    Verordn.  v.   i5.  Mai  1893,  betr.  die  Erricht.  u.  Wirksamk.  v.  6 
LandDrosteien  (Regierungen,  als  Mittelbehörden  über  die  Städte,  Aemter,  Pa- 
trimonialGerichte  u.  a.  Unterobrigkeiten,  und   unter  den  CcntralbehÖrden,  mit 
collegialischer  Behandl.  der  Geschäfte)  nebst  dazu  gehörigem  Reglement;  in  d. 
Gesetcaaroml.9  1.  Abth.,  Num.  10  v.  1893.  Amtsordn.  v.  18.  Apr.  1893,  ebendas. 
Num»  11.  Reglement  für  die  Forstverwaltung,  und  für  die  GeneralDirection  des 
Wasserbaues,  de  eod«,  ebendas.  Num.  17.  u.  19.  —  5)  WirBTsrnsaaG:  Organisations- 
Patent  y,  18.  Mars  1806.  Rescr.  v.  1.  Jul.  i8f  t,  wegen  Einführung  des  Bureaa- 
SystemS'in  den  Ministerien  des  Innern  und  der  Finanzen.  Rhein.  Bund,  XXXIX. 
394.  LVL  985.  98a  3oo.  Desgl.  v.  8.  Nov.  t8i6,  für  das  Geb.  Rath&CoUegium ; 
desgl.  v.  18.  Nov.  1817,  betreffend    die   Organisation  der  höchsten  Gerichte; 
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de^  7.  i&  lfo¥.  t8i7,  die  StaatSTerwahun^Fonneii  und  die  RessortVerhSh- 
niue  der  obersten  Steatobehörden  betr.  G.  Kbapp's  Repertor.  über  die  k  wOr. 
temb.  Gesetsgebung  v.  1797—1809,  Tb.  m,  Abtb.  2.  (Stuttg.  1814.  8.)  J.  D.  G. 
Mxjpmr6SR*s  Beschr.  r.  Würtemberg  (a.  Aufl.  i8a3),  S.  489  ff.  —  6)  Bapkv: 
Organisation  der  bad.  Lande,  in  i3  Edicten.  a  Theile.  Mannh.  i8o3.  8.  Fünf 
ConstitutionsEdicte.  y.  1807  u  1808,  in  d.  Reg.  Blatt,  u.  besonders  Küsammen- 
fredrackt,  Carlsr.  1808.  8.  Neueste  Organisation  der  GescbaftsTerwalt  d.  ober- 
sten Staatabebörden,  v.  5.  Jul.  1808,  in  d«  Reg.  Blatt«  1808 «  N.  ai  n.  la,  u«  be- 
sonders abgedruckt,  Carlsr.  1808.  8.  Rhein.  Bund,  XX.  3ia.  OrganisationsEdict 
V.  26.  Nov.  1809,  mit  Beil.  A  —  F;  in  d.  Regier.  Blatt  y.  1809,  Num,  49  If. 
Auch  besonders  abgedruckt.  /Darlsr.  1810.  8.  Neue  Aufl.  i8i3.  8.  u.  in  d.  Rhein. 
Bund,  Heft  XL—  XLIV.  PersonalOrganisation  v.  3t.  Dec.  1810  in  d.  Reg.  Blatt, 
und  besonders  abgedruckt;  Garl^r.  1810.  8.  Verordn.  v.  ai.  Sept.  1811,  wegen 
Wiedereinföhrung  eines  Staatsraths  u.  eines  Cabinetsraths ;  in  dem  Reg.  Blatt» 
i8ti,  Num.  a4-  Verordn.  r.  i8ai,  die  Einriebt  des  Staatsministerii  betr.  — 
7)  KüBaassEN:  Verordn.  über  die  Einrichtung  der  Staats Yer waltung,  v.  89.  Jun. 
1821.  VervYaltungsordnung  y.  39.  Juni  i8ai.  —  8)  Grofshersogthum  Hksskv: 
Ha uptOrganisations Patent  t.  la.  Ott.  i8o3;  in  HXberlih's  Staatsarchiv^  L.  ii5 — 
j66.  —  Verordn.  v.  18a  i,  die  Erricht.  eines  Staatsraths  betr.  —  9)  S.  Weiäab: 
Terorda.  y.  1.  Dec.  181 5,  wegen  ISnrichtung  eines  StaatsMinisterii ,  in  KLtBsa's 
Staatsarchiv,  Bd.  I,  S.  76.  Gcseta  über  die  Organisation  des  Staatsdienstes  in 
den  LandesCollegien  v.  i5.  Dec'.  181 5.  Schwkitzbb*s  öffentl.  Recht  des  GH.  S. 
^VeiInarEiseIIach ,  I.  $.  79  ff.  —  10)  Nassau:  Verordn.  über  die  Organisation 
der  Staatsverwaltung,  v.  9.  u.  11  Sept.  i8i5,  u.  5.  u.  6.  Jan.  1816.;  in  d.  nassau. 
VerordnungsBlatt.  —  11)  S.  Coburg:  Verordn.  v.  4*  Jun.  1808,  die  neue  Ein- 
richtung des  LandesMinisterii  betr.;  in  d.  Rhein.  Bund,  XXI.  47^*  Dergl.  y.  1. 
Mai  180a;  in  (Rlijber's)  Rheinischen  Staatsanzeigen,  Heft  a,  S.  ia4  it  —  la) 
AsHiLTGÖTHxif :  Verordn.  v.  a8.  Dec.  1810  u.  19.  Febr.  1811^  in  d.  Rhein.  Bond, 
LH,  liV  n.  LXV.  —  i3)  S.  Altenbuhg,  OrganisadonsEdict  v.  18.  April  i83i. 
)  Vergl.  Memorial  de  St.  Hölcne,  par  le  comte  de  Las-Casas,  T.  II  (Paris  i8a3. 8.) 
p.  34^« 


§♦    346*  (266.) 

Vereinigung  mehrerer  Behörden* 
Ausaerordeniliche  und  prauisorische  Behörden* 

I)  Einheit  und  Uebersicht,  Zeit-  und  Koatenersparoifs  fordern  9  dafs 
die  Staatarerwaltnng  gerade  nur  in  so  riel  Abtheilungen  getrennt, 
and  unter  so  yiel  Collegiea  und  Einzelne  rertheilt  werde,  als  zu  ordent- 
licher und  schleuniger  Bearbeitung  nothig  sind  a)^  Zu  grofse  Yeryiel- 
faltigang  der  Staatsbehörden^  yermehrt  die  Yerwicbelung  der.  Verhalt« 
ntsse  in  der  Staatsrerwaltung«  Uebertriebene  Centralisirang  hindexi 
oäer  erschwert  die  Aufsicht  über  die  Unterbeh5rden.  Zu  weit  getriebene 
Trennung  und  Abgrenzung  der  einzelnen  Verwaltungszweige  ver- 
vieUaltigt  ohne  Noth  die  Mittheiiungen ,  folglich  die  Geschäfte.  II)  In 
Meinern  Staaten,  oft  auch  in  gr5fsem,  k5nnen,  miissen  daher  mehrere, 
kohere  und  niedere  Staatsbehörden  yer  einigt  seyn  ^)  (yermischto  oder 
camulative  Behörden).     Doch  «ist  nicht  rathsam,  Justizbehörden  mit  Yer- 
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waltangB  oder  Regierangs*,  Poliseii*  und  Fiaamlicborden  m  T«reiiiigen  t\  '. 
Selbst  die  Yerwaltnng  der  Gerielitbarhett  in  nicht  streifigen  Saeben  (§.3*9).  ' 
ist  nicht  selten  getrennt  von  derjenigen  der  Gerichtbarlseit  in  rtreitigen  ■ 
Sacbcn,  Beine  Absonderung  findet  sich  am  Allgemeinsten  bei  Militär-  1 
behordcn.  UI}  Auch  boonen,  aofser  den  permanenten  Behörden,  iur  | 
ei«Mlne  Aufträge  oder  Gescbiftzweige,  aufserordent liebe  and  pro> 
Tisoriscbe  Behörden  verordnet  seyn. 

a)  »Die  MimsteHen  sollen  sieb  in  der  Regel  nur  mit  der  obersten  Aufsicht  und  La- 
tung  der  su  ihrem  Geschaftkreis  gehörigen  Geschäftszweige  befassen,  das  Kahm 
(Detail)  der  Venvaltuog  aber  den  ihnen  untergeordneten  Behörden  und  Stelin 
überlassen».  Worte  der  haier.  Verordo.  y.  9.  Dec,  i8i5,  betr.  die  Formatlei 
der  Ministerien«  Nacbtheilig  und  yerhafst  ist  dio  Ueber treibung  der  Aim»^ 
strativCentralisation ,  welebe  die  Fragen  vbn  reinen  Gemeinde-  oder  ProTivlil»' 
Gegenständen,  die  Fragen  von  Errichtung  oder  Ausbesserung  eines  Vicinsl-  oder 
Dorfwc^Sf  Stegs,  Pfarr-  oder  Hirtenhauses,  Brunnens*  u.  d.  Ton  der  Prüfung 
und  Genehmigung  einer  Ministerial Behörde  abhängig  macht.  —  Den  Charakter 
einer  Staats  regier  ung  erkeunt  man  aus  ihren  Grundsätseu  und  ihrer  Handlung 
weise,  in  dem  Innern  und  Aeufsern,  aus  der  Organiitation  der  Venvaliuagi. 
behörden,  aus  ihrem  GeschäAgang  und  den  dabei  herrschenden  GrundsJUa 
XJeberail  sind  cu  meiden :  Ueberlastung  mit  Beamten,  Uebertreibung  der  Ctgct- 
aufsieht  (§,  35o),  Mehrung  des  Scbreib>vcrkes,  Viel-  und  Breitregicreo.  Die 
Chinesen  haben  zwei  Classen  von  Staatsdienern:  Denker  und  Ausferttger.  -  j 
Von  solchen  Gegenständen  der  höhern  Staatskunde^  s.  (Kriegsr.  ScnrrürFis  In  j 
Bönigsb.)  Gedanken  und  Meinungen  über  Manches  im  Dienst.  Königsb.  180). ; 
Zweite  Aufl.  »804.  IL  Bändchen.  i8o6«  IL  Bds9.Abschn.  181a.  3,  Abschn.  1811.^ 
(Gott  gel.  Anz.  i8o5,  55;  1807,  143.)  Iii.vDBB*8  Staatsr.  des  Bbeiab.,  §^  1^ 
Note  a.  A.  W*  BsaBiRO,  über  die  Staatsverwaltung  deutscher  Länder,  und  dk 
Dienerschaft  der  Begentea.  Hannover  1807.  8.  Fsjamn.  v.  Bülow's  Bemerliufii;» 
(zu  Behberg*s  Abh.)  BerL  1808.  8.  Einige  Erläuterungen  zu  v.  Bt'LOws  Bemfr-  I 
kun^n  etc.;  v.  Wacrebhagkh,  Hannover  1808.  8.  L.  Gervms  kleine  MittbeÜ-, 
Th.  I  (Leipz.  i8m,  8.),  8  «5—76.  G.  G.  Jochmanv's  Beliquien.  Hechingen  18V. 
Bd.  n,  S.  3o2— 3ii.  —  Von  dem  politischen  Tabellen'  und  Rechnungswesen,^^ 
von  der  ConjeehtralPolttii,  s.  Bössig's  Politik,  295  iL  Ueber  moralische  Slatistil 
und  von  Ueberschätzung  der  ZahlenStatistik,  s.  Minerva,  April  i8i4,  S.  "i-"". 
Vortrag  des  ghzgL  hessischen  Finänzmiiitsters  in  der  a.  Hammer  der  Stände, 
im  Sept.  i8s6,  tu  der  frankf.  OPostamlgZeit.  v.  16.  Sept.  i8s6.  B  W.  H^* 
>vA6Eis*s  Anleit.  zur  rieht.  Kenntnifs  d.  preufs.  Staatswirthschaft.  BerL  1808.  & 
C.  T.  PxBTns,  der  Staatsdienst  in  ProufMn.  Hamb.  i838.  8. 

$)  Mos»B  von  d,  Landeshob.  in  Bc^ierungstaehen,  38.  —  Zur  Probe,  doch  nicbt 
als  Muster,  vergl  man  das  angef,  S.  coburgischeOrganisatiousPatent  von  ^^ 
in  (Klübxb's)  Bhein.  Staatsanzeigen,  IL  124,  und  das  Patent  über  die  Orjaui^ 
tion  der  Landesbehörden  des  Fürstenthums  Leiningen,  d.  d,  Amorbach  den  «• 
Dec.  1804.    Wachtrag  dazu,  vom  10.  Jun.  i8o5.  Fol.       * 

e>  Leipzi^sr  UteratarZeStung,  i8t4,  St.  4.  VergL  unten  §.  ^yh. 

§.    547.  (267.) 

I 

XebenCoHegieti*    CommUsionen^    GemeindeverwaUung,    Ixiudräihe* 

l)  Für  Blanche  Staatsangelegeidieiten  werden  zaweileii,  ein  för  sU^"^'« 
beitlndign  Commis^ionen,   auch  lieben-   oder   FilialCollegieo; 


ngeoriiiet  11)  Für  einzelne,  Torotergehonde  Al^(eIegenhdt«^ ,  auch  fiir 
ewisse  Gageoaeande  oder  gieidurtige  Fälle  überhaupt^  werden  Commia'* 
ionen  ia  dem  eigentlichen  Sinn,  aach  ImmediatOoraniissionen  unntitt(9lkar 

00  dem  Staatooberltaopt,  ernannt  «},  mit  oder  ohne  Subdelegation»- 
lecht  Die  Commisttonen  aind  bestimmt,  bald  für  Jutizfiacheni  bald  (ur 
ndere  G^enstande  der  Staats rerwaltung;  in  dem  ersten  Fall^  entweder 
esetzmiüiig  Foa  Amtawegen,  oder  auf  Begehren  einer,  oder  beider  Parteien; 

1  ser  fSr  die  gance  Sache,  oder  für  einzelne  Yei^ndlungen«  Anch  un- 
(»cbeidet  man,  hin  und  wieder,  Hof-  nnd  LocalCoromissionen.  Mehrere 
lommissarien  ius  denselben  Gegenstand  werden  entweder  als  gemeinschaft- 
ich  bestellt,  oder  mit  der  Claiisel:  sammt  und  sonders,  oder:  sammt  oder 
onders.  DT)  Für  manche  örtliche  Yerwaltungsgegenstande  ^)  besteht,  rer- 
Düge  der  Gemeindeverfassung  ($.  259  u.  334)  gewohnlich  eine  Gemeinde- 
erwaltnng,  nnd  für  deren  Ausübung  ein  Ort-  oder  Gemeinderorsteher 
.Bürgermeister,  Schultheifs,  Statthalter,  Stabhalter),  ein  Gemeinderath ,  ein 
3ürger-  oder  Grcmeindeaussohufs-  IX)  Für  Mitaufsicht  und  geregelte  Ein- 
rirkung  in  Yerwaltangsangelegenheiten,  in  besimmten  Bemhen,  aind  in 
nanchen  Staaten  eigene  Yerwaltungsbeamte,  unter  dem  Namen  Landrüthe 
bestellt,  oft  solche,  die  demselben  Bezirk  durch  Grundbe^tz  besonders  zu- 
»elhan  sind  c). 

OSrhriAen  in  PifrreR's  Lit.  ID.  §.  1102.  Ki.^kh'8  Lit.  296.  G.  C  F.  SritBB'disfl. 
vindiciae  potestatis  camerae  imperialis  supreinae  decernendl  cbmmUsidne«  ad 
integram  causam  (Erlang.  1793.  4-)«  §-  ^  sq.  Gboivan'^s  TheoHe  des  geilrlitl 
Verfahrens,  %»  137.  —  ünterthanen,  selbst  der  höchsten  Classe,  senden  an  den 
Regenten  oder  dessen  Staatsbehörden,  keine  Commissarien,  sondern  BeFollroäch- 
tiglc,  Abgeordnete,  Deputirte. 

0  Verwaltung  der  OrtPolizei  (%.  B.  Markt-,  Brod-,  Fleisch-,  Bau.,  Feuer-  ui^  Feld- 
!(rliau,  Maas  u.  Gewicht) ,  des  Gemeinde-  und  Stiftungsvermögens ,  Bestellung 
der  Gemeindediener,  u.  d.  Für  manche  Gegenstände,  s.  B.  für  Kirchen-,  Schul-, 
Sitten-,  fromme  Stiflungs-  u.  ArmenPolizei,  tritt  meist  ein  Ortgeistlicher  hinzu, 
in  welrbem  Fall  die  Behörde  KirchenConFcni,  Stiftnngsrath  u.  d.  gehannt  ^trä. 

^)  So  in  den  preufsiscben  Staaten,  in  den  GrorshensogtliümeTB  Heasea  u.  S.  WH- 
marEuenach.  ScmhyMm^  '«  öffenti  Recht  des  GH.  S.  WeimafSis.  L  f.  \ifi. 
Achnliches  findet  man  in  dem  liönigr,  Sachsen,  in  dem  1816  ite.u  geordneten 
Institut  der  Kreis-  und  Amthauptleute.  Wsisse*8  Lebrb.  des  k.  sachs.  Staatsiy, 
§.  99.  —  Von  dem  Landrath,  einer  Art  von  Prorinzialstanden,'  oben'  $.  190. 


§.  548.  (26a) 

Ar^kwe  und  Megisiraiura^    ArehhnieckL 

I)  WicTitig  fiir  die  öffentliche  Geschäftführung  sind  die  Staat? Ar- 
Cnvve«)  (chartophylacea ,  tabularia  s»  chartaria  publica),  unter  Auetoritat 
^^  Staates,  in-  eigenen  Gebäuden  oder  Gemächern,  bestehende  Sammlungen 
Toa  Urkunden  und  Acten,  unter  Aufeicht  verpflichteter  Archirarc.  11)  Dem 
ß^genten  aUewi  steht  ism  Archi v recht  ^  (jus  *i*chivi)  «Uf  d]e Oefugnifs, 


' 
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SflentKche  Archive  ku  haben,  ih^en  SfFentüdies  Ansehen  zu  rerleihen,  wii 
fnr  die  darin  aufbewahrten,  an  sich  unverdächtigen  Urkunden,  die  RediU- 
vermuthung  der  Echtheit  zn  verordnen  c).  m)  Auch  landflandisdiea 
and  andern  Corporationen,  Stadt-  und  Grondobrigheiten,  kann  dieses  Rec^ 
untergeordnet,  in  bestimmter  Art  Tcrliehen  werden  <^. 

a)  PüTTKii's  Lit  UL  ao4.  Klübee's  Lit«  §.  990.     Huch's  Literatur  der  Dipl 
4s5  fH    H.  W.  Lawäts,  Handb.  für  B&cherfreunde  und  Bibliothekxro,  Tk 
Bd.  2  Abth.  9,  (Halle  i*^.  8.)  8. 71— 94.  J.  M.  t.  Abbu,  über  die  Gesducbta 
Kauslei-  und  Archivwesens.    Kempten  179B.  4* 

&)  3o.  EisxHHABT,  de  jure  diplomatum.  Hai.  1786.  4-  auct,  a.  G.  St.  Wibsaso 
17J7.  4*    *^*  P-  BiHLsar  diss.  de  probatione  per  documenta  archivalia.     Mog 
1760.  4*    F*  W.  A*  Latbu  obss.  de  auctoritatfe  diplomatum  ex  archiro  depr 
torum.  Baruthi  1796.  8.    Wistphal's  Staatsr.,  9a.     Jabgow  von  den  Regali 
^63.  —  Beweiskraft   der    archivaliscben    Staats-    und    PrivalOriginalUrki 
Lktskb  Sp.  a66.  m.  7.  a.  3.  6.     Bbobb's  sei.  obs.  for.,  obs.  4^^*  Curz,  de  p 
babilitate  jurid.,  §.  18a.  sqq.    C.  L.  Bokhmeb  in   Gxvslbb's  etc.  Archir   fur 
civilist  Praxis,  B.  II,  Heft  1  (1819),  Num.  YIIL   G.  L.  Boehxxb  princ  juris 
non.,  §.  804,  Note  c.   —  Beweiskraft  der  archlTalischen  Copialbücher  und 
Schriften»    J.  W.  WALDScflvmT  diss.  de  probatione  per  diplomataria.    Mark.  1 
Und  in  BAiuiro*s  dave  diplom.  pag.  391.    Wxstvhai.  a.  a.  O.  96*    J»  C  C  Sc 
tbb*s  verm.  AbhandL  IL   192«     Latbix.  I.  c.  $.  la.  sqqi 

c)  Wkstphai.  a.  a.  O.  91  ff.    Latbiz  1.  c.  §.  8.  sqq. 

d)  HiBTivs  T.  L  resp.  XX.  n.  17.  Wxstpbal*8  Privatr.,  L  126.  —  Ob  sie  dieses 
Recht  auch  ohne  Verleihung  haben?  Lktskb  Spec.  a68.  683.  m.  9.  Scsböt« 
a.  a.  O.  Latbu,  L  c.  $.  6.  sqq.  M^lxb  obss.  ad  Litssb.  T.  DL  oba.  ^:u 
Stbubbt's  Nebenst.  VL  1^%%. 

§,    549*  (209.) 

Fortsetzung. 

lY)  Meist  hat  ein  Staat  mehrere  Archive,  ein  General-  oder  Haupt«! 
Aürchiv,  and  mehrero  Particulär-  oder  Neben  Archive-*  ProFinzial-,  Kreis-, 
Begierungs^  Hammer*  n.  d.  Archive;  bisweilen  auch  ein  dgenes  Haus- 
Archiv,  för  die  RegentenFamilie*  Far  alle  hat  man  hie  und  da  dgene 
ArchivOrdnungen  a),  ^orin  der  ArchivPlani  die  äufsere  and  innere 
Einrichtung^),  die  Obliegenheit  der  Archivare,  u.  d,  'bestimmt  sind«'). 
Y)  Zaweilen  haben  abgetheilte  Linien  eines  Regen tenhauses  ein  gemein* 
schaftliches  Archiv  <0«  VI  Von  den  Archiven  unterscheiden  aich^ die 
oiFentlichen  Registraturen  oder  Reposituren  (altere,  und  laafende  oder 
Gurrente)  der  LandesCollegien  und  LocalBehorden ,  auch  der  städtischen, 
der  Landschaften,  Universitateo ,  Standes«  and  Grondlierren,  a.  a«  «).  Un- 
eigentlich werden  solche  zuweilen  Archiv  genannt,  z.  B.  Amt->  Kloster^  o. 
d«  Archiv* 

a)  Marhgräfl.  badische  ArchiFordnung  und  Instruction.    Carlsr.  180«.  8. 

h)  Hauptregel:  Jede  Urkunde  ist  wichtig,  för  eine  Person,  einen  Oh,  eine  Sacke»  — 

Schriften  von  Spisss,  Eckabtsbavsev  u.  a.,  bei  PCtteb  u.  Ki.t*BKB  a.  a.  O.   K.  G. 

QihrTHBB^  über  die  Einrichtung  der  Hanptarchive.  Altenb.  1783.  8.    Gattükb's 


StaatsVerwaltüngsform.     ,  545 

pract  Diplomatifc,  TIt  L  Abschn.  6.  G.  A*  Bacbmaihi  über  die  ArcbiTe.  Amb,  1601  •  8. 
J.  A.  Omg's  ArchiFwiMeiischaft.  Gotha  1804.  8.  J.  F.  X.  ▼.  Efplbb's  Anleit, 
ea  Einrichtuiij  der  Archive  u.  RegUtratureii.  Erf.  i8o5.  8.  Püttba's  |ttr.  Praxis« 
Ls66. 

e)  Zweckmasige  Einrichtung  der  Archive  t  äubere  und  innere ,  Repertorien.  Vor- 
sicbtregeln  und  Mitte)  wider  das  Verderben  der  Urkunden  und  Siegel,  vrider 
Moder  und  lasecten. 

ri)  So^  infolge  des  naumburger  Vertrags  von  i554i  unter  14  Schlössern  das  ge* 
meinschaftliche  Archiv  der  sSmmtlichen  täduischen  Hauser  albertinischer  und 
ernestinischer  Linie,  ehehin  eu  Wittenberg,  v.  Hömeb*s  Staatsr.  u.  Statistik  des 
ChurfÜrstenthums  Sachsen^  L  59i.  Im  Jahr  1802  ward  dasselbe  vertheilt,  doch 
mit  Vorbehalt  der  Gemeinschaft  und  gegenseitigen  Mittheilung  sSmmtlicher  Ur- 
kunden, Acten  und  Schriften.  Schwbxtkbb's  öfTentl.  Recht  des  GE.  S«  Weimar 
Eiseaach,  I.  j.  91.  —  Ein  gemeinschaftliches  Archiv  des  sachsen-^nM/fmi/cAeii 
Hauses,  unter  dem  Verschluls  beiderseitiger  Archivare,  befindet  sich  eu  Weimar, 
Schwutub  a.  a.  O.  StaatsHandbuch  des  GHzgth.  Sachsen WelmarEbenach* 
filr  i83o,  S.  44*  Vermöge  des  henneber§^üchen  TheilungsRecesses  v.  1660,  in 
GtAm's  Kern  der  sächs.  Geschichte,  S.  1098,  befindet  sich  das  gemeinschaft- 
liche hennebergisehe  Archiv  der  groishersogl.  u.  hersogL  sächsischen  Hauser  u, 
des  königL  Hauses  Sachsen,  für  welches  seit  dem  Friedensschlufs  t,  18.  Mai 
i8i5  Preuisen  eingetreten  ist,  eu  Meiningen  (nicht  eu  Weimar).  ScnwuTeia*  a. 
a.  0.  Das  angef.  StaatsHandb.,  S.  4^«  —  ^u  Braunsehweig  ward  das  gemein- 
ichafUiche  Archiv  des  Gesammthauses  Brmuudmetg  seit  dem  Ausgang  des  16. 
Jahrhunderts  in  dem  Stift  St.  Blasii,  in  einem  mit  sieben  verschiedenen  SchlöS' 
lera  versehenen  Schi^nh  aufbewahrt,  dieser  aber  am  6.  Sept.  i83o  in  das  Re» 
sidenischloia  gebracht,  wo  bei  dem  am  folgenden  Tag  angelegten  Schlofsbrand 
ein  grober  Theil  der  Urkunden  abhanden  kam. 

<)  Schriften  von  Glatboth,  Fladt,  Bvcbhobst  u.  a.,  in  Piittbb's  u.  Kl€bzb*s  Ltt. 
§.  990^  J.  M*  Mabthatb's  RegistraturPlan.  Wien  1789  8.  J.  C.  F.  Stuss  von 
Archiven  (eigentlich,  Registraturen),  I^eipe.  17909  8.  £.  F.  Kuxbsbamp's  Anleit. 
Bu  Anordnung  u.  Erhaltung  der  Amts-,  Rentere^-i  Stadt-,  Familien-,  Gerichts- 
und KirchenReposituren.  Marb.  180Ö.  8.  G.  F.  J.  Sbbblhatbb^s  Anleit.  eur  Sj- 
itematik  und  Führung  der  Registraturen.  Bamb.  1807.  S.  Cabi.  Hbcht's  Theorie 
der  Rcgistraturlehre.  Heidelb.  1808.  8.  Fbixdb.  Gutscebb's  Registraturwissen- 
schaft. Stuttg.  181 1.  8.  Gx.  FxBD.  DötLiBGEB  Über  die  zweckmasigste  Einrioh- 
tuDg  der  Registraturen.  München  1811.  8.  E.  Daubebt  über  das  Registratur, 
wesen.  Braunschw.  181  a«  8.  F.  X.  Bbohbxb's  Anleitung,  Archive  und  Registratu- 
ren einzurichten.    Aarau  i83a.  8. 

§♦    5Ö0.  (270.) 

GeschäftBexSrkordnung,    l$uiruciioH*    Auftiehi»   V^ratUworÜiehkeü  ti. 
VnverletxJichk^ä  der  SiaaUdiener-    Recurs. 

I) Eine  Wirhangs-  oder  GeschaftBezirhordnung  (Abgreiusang 
des  Gesclmftkreises,  Competenz-  oder  RessortReglement)  bestimmt  den 
IHenstkreis,  das  beifst,  den  Umfang  der  amtlichen  WirkungsbcAignifa  der 
hohem  StaatsbehSrden ,  in  Ansebung  sowohl  der  Gegenstände  «),  als 
such  der  Amtttntergebenen.  ü)  Einzelne  Staatsbeamte  und  niedere 
Behörden,  erhalten  eine  Dienstordnung  oder  Verwal^ungsVoi^ 
Schrift  A)  (Instruction);  wobei  der  Rleinigheitgeist,  welcher  in  regierungs- 

Klttber'i  SffenlL  Recht,  4.  Aufl.  35 
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reichen  Zeiten   nnd    bei   Begierungsuchtigen  leicht    überhand  nimmt,  a  . 
vermeiden  ist,    damit   die  Selbstthatigkeit,  d^s  freie,  nützliche  Wirken  jei 
Geistes,  bei  dem  Staatsdiener  nicht  gehindert  werde,     m)  Alle  Staatsdieoer 
sind  der  Aufsicht  des  Souverains  unterworfen,  in  Hinsicht  auf  ErfiüJQog ; 
der  Amtpflicht,  auch  auf  Priratieben,  so  fern  dieses  auf  Amtsansefaen  mi  [ 
Amtstreue  nachtheilig  wirken   li5nnte.     Bestimmte    Amtsgeschahe ,  kömen  i 
fortwährend  einer  Gegenaufsicht  oder  Controle  unterworfen  werden  ^V 1 
Diese,   so  wie  die   periodische  Bevision  und  Visitation,   ist  so  einzu- 
richten, dafs  wechselseitiges  Vertrauen  und  Ehrgeiuhl  dabei  bestehen  konoo. 
Militärische  Behandlung  rertragt    sich  nicht  mit  dem  intellectnellen  Staats- 
dienst,   und  pedantische  Uebertreibung  der  formalen  Punctlichkeit  sckadct; 
der  Sache  <^.     IV)  Auf  das  heiligste  und  einfachste,  selbst  wider  den  B^ 
genten, sey  gesichert,  die  Verantwortlichkeit  pflichtvergessener (§. 343), 
und  die  Unverletzlichkeit  pflichtgetreuer  Staatsbeamten.  V)  Wider  Mit 
brauche  und  Bedrückungen  der  Staatsbeamten,  dient  der  Becurs  an  & 
ihnen  vorgesetzten  hohem  Staatsbeh5rden,  auch  an  den  Begenteo  ^y 

«)  DepartementConflicte,  Gompetenc  oder  RessortStreitigJkeiten,  wegen  UobeitunD(> 
heil  der  Grensen  (s.  B.  hei  einem  so  genannten  Departement  des  Innern);  auci 
fe  nachdem   Herrschsucht  oder  Arbeitscheue,   die  Hand  zu  dem  Nehmen  oder! 
Zurückschieben  ausstreckt. 

< 

6")  Man  s.  s.  B.  die  königl.  preufs.  Instructionen  für  die  ProvinaalRegierongeB  toa  j 
a6.  Dec.  1808  u.  93.  Oct.  1817;  in  der  Sammlung  der  für  die  preuüi.  Stattet  j 
erschienenen  Gesetze  und  Verordnungen  von  1806  bis  fly..  Oct.  1808  (4.),  und  in  | 
der  preufs.  Gesetssamml.  von  1817,  S.  ^bj»  \ 

c)  F.  A.  V.  Z^vAvsiosn  über  Zweck,  Begriff  und  Bestimmung  jeder  CoDtrole;  ii ,' 
HXberliv's  StaatsarchiT,  Heft  Sa,  S.  4*^* 

ä)  G.  y.  BnxTEBN,  die  Stellung  der  Staats  Verwaltungsbeamten  im  Staate.  Rigai835.1L 
e)  Von  der  Verpflichtung  des  Staates  aus  Amthandlungen  seiner  Diener,  ohne  oder 
mit  Uebertretung  ihrer  Berufpflicht,  s.  de  NEiniAnr  medit.  juris  priyati  prifid- 
pium,  T.  L  pag.  3i6.  r.  GBAJixa*s  wetdar.  Nebenstunden,  Th«  laS,  S.  i45.  Hin- 
TXB*s  Beiträge,  L  Lieferung,  S.  160  ff.  Süsdbxdi  von  der  HaftTerbiodlicUteii 
des  Staats  für  Schadenstiftung  seiner  Beamten.  Gielsen,  1817.  8. 


§.     551.  (271.) 

Staatssprache. 

In  der  Staatsgewalt  ist  begriffen,  die  BefugniTs,  nicht  nnr  1)  dss  Ce- 
remoniel  und  Titularwesen  in  dem  öffentlichen  Geschaftgang  zu  b^ 
atimmen  ($.  114)9  sondern  auch  H)  über  den  Gebrauch  einer  bestimmtai 
Sprache  oder  Sprachform,  in  schrifUichen  und  mündlichen  Verhand- 
lungen zu  yerfiigen  a)  (SprachenBegal ,  jus  idioknatis,  jus  principis  ciro 
lingaam).  Dahin  geboren  Verordnungen  über  die  Sprache,  welche  in 
Staatsverhandlungen,  von  oder  bei  StaatsbehSrden ,  bei  dem  offentlicheo 
Unterricht,  bei  der  öffentlichen  Gottesverehrung,  an  dem  Hof,  in  Handeli- 
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achem  u,  d.  gebraucht  werden  soll  ^),  Entscheidung  erheblicher  Streitig- 
siten  der  Sprachlehrer  und  Sprachforscher,  u*  d. 

I  Ptttsi*«  Lit,  HL  2o5^     Kl<7bsb'8  Lit.  149.    Hcch's  Lit..  der  DiplomatOi,  39.  376. 
Stiübev*8  Nebenstunden,  VI.  416..    Jahi^owt.  d.  Regalien,  S«a66.    J.  L.  £•  Pvtt- 
HASKpr.  de  osa  linguae  Ut.  in  Tita  cWAi  ca^isisque  maxime  pfdilicis«  Lipa.  1798.  4- 
Arth.  DcKm  de  usu  et  auctoritate;  j^-rflß.  «iv.  Rom.,  p.  i5o»  aqq«    .C  F.  Waz.ch 
de  lingua  latina,  lingua  l^gitima;  i«  .dessen  Opuae.  L  402.  .  6.  H.  pupoa.de 
palma  linguae  latinae  ab  Europae  civitatibus  de  pace,  foederibus  etc.  publice 
ageatibus  optimp  jure  retribueoda«  Vratialariae  1817,  4*     v.  Mabtxit's  £inL  in 
das  europ.  Völkerr.  §.  174  u,  3a6,  Note  a.   Sar  runiveraalitö  de  la  langue  ,f)ran- 
caise,  in  dem   Journal:  Le  Nord   phyaique;    politiqne  et  moral;  1798,  n- IV. 
Ki.cb£h's   üeberaicht  der  diplomat«   Yerhandl«    des    wiener  Congr.,   $.  537  ff 
Ebtndfis,  droit  des  gens  moden^e  de  TEurope,  §•  .1 13  et.  suiv*  Von  der  Sprache 
der  t.  Bundesyersammlung,  s.  oben  §.  i49> 
)  Daher  Staats-,  Canzlei-  und  G^richtapracbe,  Kirchen-^  und  Schulaprache,  Hof*  u. 
Gemeinsprache  (idionia   publicum,  judiciale,  aacrum,  scholaaticum,  aulicumi  vul- 
gare).   Die  polnische  Constitution  >.  27.  Not.  181 5  ist,  im  Original,  französisch, 
aber  sie  verordnet,  §.  28,  den  ausschliefsenden  Gebrauch  der  polnischen  Sprache 
in  allen  öffentlichen  Verwaltungs-,  gerichtlichen  und  militärischen  Angelegenhei- 
ten.   Die  norwegische  Constitution  v.  4«  Not.  1814,  %  81,  verordnet,  dafs  alle 
Gesetze  in  norwegischer  Sprache  ausgefertigt  werden  sollen.     Königl.  nieder- 
länd.  Verordn.  ▼.  4*  Juni  i83o,  über  den  Gebrauch  der  niederländischen,   fran- 
zösischen und  (im  GH.  Luxemburg)  tcutschen  Sprache ;  in  dem  Journal  de  Franc 
fort  du  12  juin  i83o.    Nach  einer  Bekanntmachung  y.  14.  Juni  i832,  im  Luxemb. 
Gesetzgebungs-  und  VerwaltungsMemorial,  i832,  Nmn.  6,  sollen  im  GH.  Luxem- 
barg  als  Nationalsprachen  die  teutsche   und    französische  bei   allen  Behörden 
und  Eingaben  gelten,  doch  aollen  die  Behörden  bei  Verhandlungen  mit  Behörden 
des  t.  Bundea  aich  der  teutschen   Sprache  bedienen.    Journal  de  Francfort  du 
2  Sept.  i832.      Antrag  der  ungarischen  Beichsstände,   auf  dem   Beichstag  im 
Herbit  i83o,  den  Gebrauch   der  ungarischen  Sprache,   in  Staats-  und  gericht- 
lichen Verhandlungen  zu  verordne^v  und  genehmigende  königliche  Beaolution 
hieraof,  yom  2.  Dec.  i83o. 


§.    5Ö&.  '  (272.) 

EnUheihmgen  des  Siaatsgehietes. 


•    1 


Zn  dem  Zweck  der  Staatsrerwaltanjg,  -dienen  eigene  Territorial- 
Eintheilnngen  oder  geographlsch^-poKtiache  Abtheilutagen  des  Staatsge- 
licles,  z.  B.  in  Provinzen,  Kreise,  Regicrangsbeanrke ,  Oberämter,  Ober- 
oder LandrogteieU,  Landgerichte,  Landdrosteien,  Bezirke,  Cantone,  Bargermei^ 
rtereien,  Aemter,  Gerichte,  Städte,  Flecken,  DSirfer,  Bäaersehoften,  Stadt«*, 
Flecken-  und  Dorfgemeinden,  Sammtgemeinden  (§^359),  Amtkörp|ersdiÄf- 
*fn  0.  a.;  oder  in  Departemente,  Districte,  Cairtone  und  Municipalitäten  «>) 
desgleichen  in  Immediat-  und  MediatBezirhe,  z.  B.  standesherrliche  and 
grandherrliche;  auch  in  Städte  und  plattes  Land  *). 

ö)  Baieriiche  Verordn.  v.  ai.  Jun.  1808,  wegen  Eintheilung  des  Königreichs  in  lÖ 
^Tthe;  Bhein.  Bund,  XX.  241.  Neue  Eintheilung  desselben  in  9  Kreise  und  a 
^tadtbeurke  (Augsburg  u.  Nürnberg),  nach  einer  Verordnung  v.  ^6.  Sept^  1810$ 

35* 
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«bendat.  XLVIOL  440.  Verorda.  t.  a.  u.  10.  Febr.  1817,  wegen  ELatbeiL  b  8 
Kreise,  mit  £uiverleiboii|(  der  LocalCommissariate  etc. ;  Ri^er.  Blttt,  fiimu  IV. 
Veränderte  Begrensung  und  Umtaufung  dieser  8  Kreise  durch  ein  Edict  tob 
99. Nor.  1887.  Verordn.  wegen  Bildung  der  Stadt-,  FlerJien-  und  Dorf^emeindeo, 
T.  Jun.  1818.  —-  ßTürtemUrg^.  Verordn.  r.  Not.  1810/ die  Eintbeilung  de«  Röu«- ' 
reich«  in  11  Landrogteien  betr.;  ebendaa.  LL  3i4-  Ediet  ▼.  18.  Not.  181%  betr. 
die  Eintheil.  des  KAnigr.  in  4  Kreise  oder  VerwaltungsBezirke.  —  B^ksdu  Ver- 
ordn. ▼.  i5.  Not.  1810,  die  EintheUung  des  Grofsbenogtbums  in  9  Kreiie;  ebcr 
das.  LL  i^B ;  und  VerSnderungen  seiner  AemterEintheilung,  in  dem  Bad.  Regter. 
Blatt,  x8i3,  Num.  aa,  u.  1814«  Num.  9.  Später  ward  Baden  in  sechs,  und  doreh 
Verordn.  t.  «6.  Jan.  i83a  in  Tier  Kreise  eingetbeilt.  —  Von  der  jttrigeii  (uk 
1816)  Kreiseiatbeilung  des  K5nigr,  Sachsen,  s.  Wnsss's  Lebrb.  des  \.  ü(k, 
Staatsr.,  Th.  I,  $.  36  und  116.  —  Das  GH.  S.  WetmarEUenaek  ist  seit  i8i5n* 
getbeilt  in  drei  Ton  einander  TAIlig  getrennt  liegende  Kreise,  den  weimanrM 
eisenachischen,  neustadter. 

h)  Von  Forst-  und  JagdreTieren,  und  ron  Marken.  ~  Von  kirchlichen  Prorinifi 
DiÖcesen,  Pfarreien  und  Kirchspielen. 


VIII.    C  ü  P  I  T  E  L. 

iss  Kwiftckeii  StaatsHoheitrecbten  und  Eigfenthumrecbie^ 


§.   355.  (273.) 

GremM  der  SkaaUHoheUrechie. 

Der  Grund  der  StaattHobeitrecIite,  als  der  Mittel  zu  dem  Zweck, 
ist  die  unabhängige  Staatsgewalt  «)  (<|.  98  fE).  Durch  diese  wird  der 
wesentliche  Charakter  der  StaatsHoheitrechte  bestimmt,  und  der  Dn* 
fang  derselben  begrenzt  Wenn  man  aber,  in  teutschen  Staaten,  unter 
den  ao  genannten  benntzbaren,  IncratiTea,  Finanz-  oder  KammerBega- 
lien  ($•  99,  b)  Terschiedene  bemerkt,  die  eigentlich  nur  Patrimoniil* 
Rechte  ($•  893)  abd,  und  ursprunglich  blofs  Ausflüsse  des  Eigentham« 
rechtes  waren,  ao  haben  sie  den  Namen  Regalien,  so  fern  sie  in  dea 
Händen  einer  Staatsregiemng  sich  befinden ,  durch  Mtfsbranch,  oder  daitb 
Verwechslung  der  BegrifiFe  erhalten,  und  Tcrjahrter  Gebraudi,  selbst  der 
Regierangen,  hat  den  Besitzstand  des  unpassenden  Wortes  gesichert  ^Vi^ 
wohl  man  solche  Rechte,  in  dem  System  eines  positiven  Staatsrechtes^ 
nunmehr  in  der  Reihe  der  Hoheitrechte  nicht  vermissen  darf,  so  ist  ^(^^^ 
rorzuglich  bei  ihnen^  eiAe  richtige  Bestimmung  der  Grenze  zwischen 
Staatshoheit  und  PriratRigenthum  wichtig  ^). 
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»)  Ufacfa  fiunB  (d«  naECura  et  indole  dommii  in  tf  rritorUt»  Gei^m.  20.  iqij.)  dat 
^enilum  des  Staates  an  dem  Lande.    Von  dem  StuaU9igetahum,  in  dem  wahren 
Simi  des  Wortes,  oben,  $.  3a8  f. 

i)  Z.  fi.  bei  Flüssen,  bei  dem  Forst-  und  Jagdwesen,  bei  Bergwerlien,  Mineral- 
wasser, Saisquellen,  bermlosen  Sachen.  Rusz>x*8  teutsches  Priratr.,  ).  loa  ft 
Da»  Handbuch  des  teutsch,  Frivatr.  I.  §.  101^  fL  NarTSLaLAnr  von  den  wah- 
rsn  Hennxeichen  der  TerritorialRechte  oder  Regalien;  in  dessen  Erörterungen 
Num.  II.  PuTTXB^s  Beiträge,  Th.  I.  Num.  XU.  G.  F.  ZBffTJüxa  diss.  de  differen- 
tüt  jurimn  imperii  ac  dominii  eorumque  effectibttS  in  regimine  territoriali  (Heldelb. 
179^  4«)»  \*  >9-  s^?'  ^^  Sax»CHOw  elem.  juris  pubL  §.  4^^  Lsisu  de  assenta- 
tiooib.  JCtorum,  p.  100.  sqq.  Vergl.  hßier.  £dict  t.  a6.  Mai  1818,  betr.  die 
Verbältnissa  der  Standesherren,  {.  49« 


§.   554.  (274.) 

Fortset%ung. 

I)  Alle  wahren  Hoheitreclite  fliefsen  aua  der  Staatsgewalt  ($.  98 
.  353),  nie  aus  dem  Grundeigentham  o).  II)  Die  Herrnlosigkeit 
(.  336)  einer  Sache  9  begründet  an  sich  nicht  die  Regalität  derselben  ^). 
fl)  Da  der  Name  die  Sache  zu  ändern  nicht  yermag,  so  treten  Privat- 
echte,  die  bei  Yerleihong  oder  Yertheilong  des  Priratetgenthums,  Ton 
m  Staat  rorbehalte'n  wurden  <?),  darum  nicht  in  die  Classe  der  Be- 
aliea.  ly^  Die  Hoheitrechte  erstrecken  sich  über  das  ganze  Staats- 
rat, über  alle  darin  befindlichen  Personen  und  Sachen ,  auch  die  Privat- 
üter  des  Regenten  (%.  335).  Y)  In  Ansehung  der  unverleihbaren  Hoheit- 
echte,  ist  der  Regent  aliein  ao  die  Grundsätze  des  Staatsrechtes  ge- 
Dndeo.  VI)  Alle  Einkünfte  you  Hoheitrtchten,  gehören  zu  dem 
taatseinkommen.  YII)  Unbedingte  Yerleihung  oder  Yeräufserung 
tflzelner  Hoheitrechte,  findet  in  der  Regel  nicht  Statt  ($•  lOd.  33o). 

)In  einem  PatrimonialStaat ,  wfire  das  Rscht  su  der  Oberberrscliaft,  Eig^uthuni; 

nicht  die  Oberherrschaft.    VergL  oben,  ].  3s9,  Note  c. 
I  Voa  Adespotc^,  oben  ].  336  f. 
I Z.  B.  der  Bergisehnte,  vvo  und  so  weit  nicht  blofii  die  Berghoheit,  sondern  auch 

^  BergwerhGerecfatigfceit  R^l  ist.    Yei^  |.  449«  ^^^  <• 


§.    5ÖÖ»  (276.) 

Eig^nthumrechte^ 

/)   der   ünterthanen, 

1)  Die  aus  dem  Grundeigentham  ftiefsenden  Rechte,  unterschtidea 
>ck  wesentlich  von  der  Einwirkung  der  Staatshoheit  auf  dieselben  «), 
^Ton  den  darauf  haftenden  öffentlichen  Abgabett  und  Diensten, 
w^che  der  Staatszweck  nothig  macht.  II)  Die  R echterer muthung 
streitet  wider  den  Regenten  und  den  Fiscus;  daher  liegt  diesem  der  Be^ 
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weis  ohf  wenn  d€rselbe  wahre  Ausflüsse  Aea    Prirateigeatliams  i 
oder  Gerechtsame,  welche  in  die  naturliche  Freiheit  der   Staatsbürger  ein. 
greifeiV)  als  Staat<iHoheitrecht ,  als  Staatsyermogen^  oder  als  landesherrliches 
Prirateigentham.in  Anspruch,  nimmt  4). 

a)  Z.  B.  bei  Veräufkeroiig  und  Benutsung  des  Grundefgentbams;  Oheravfridit  tuf 
Friramaldung ,  Jagd,  Berg-  und  SaU werke,  Einscbränkung  des  Baarecbtes,  Bc. 
Steuerung,  das  auCserste  Recht  auf  Sachen.  Vergl.  K.  F.  EiCHBoaa^g  devUcbei 
Priralr.,  %,  265.  —  Das  Recht  der  TerräonaiLosung-  (Marldosung  im  weiten 
Sinn)  ist,  als  Näberrecht  bei  Veräußerung  inländischen  Eigenthnms,  den  Inlai. 
dem  gegen  Ansiander  hie  und  da  durch  Landesgesetse  gegeben.  C.  F.  WiUfi'i 
IVäherrecht  (3.  Aufl.  1795),  %,  3i.  G.  Wki8haa.r*s  wfhtemb.  Priratr.,  S.  i4(. 
W.  A.  ScHOipr  diss.  de  retractu  territorialL  Tub«  1748.  4«  —  Ob  deai  Luiui 
herrn^  als  solchem,  der  Retract^  selbst  gegen  Inländer,  gebühre?  L.  F.  £.]if 
diss.  de  retractu  territoriali  dominorum  territorialium  in  Germania.  Altort 
1774.  4*  Dem  Landesherrn  spricht  solchen  ab,  «nisi  jus  provinciale  vel  coi&i» 
tudo  contraria  legitime  doceatur»,  W.  A.  Schospv  diss.  decas  quaestiooum  ^ 
jure  retractus  (Tub.  1737.  4-)  9  quaest.  VIL  —  Der  Zweck  des  Eigenthumst  Ü 
ganz  Terschieden  von  dem  der  Oberherrschaft.  Jac.  Ravk  über  den  Untencliid 
der  Oberherrschaft  und  des  Eigenthums  (Jen.  1766.  8.),  S.  3i  ff.  —  Die  Staitt- 
regieruhg  darf  mündige  Unterthanen  nie  so  behandeln,  wie  ein  Hausvater  sein 
Hausgenossen. 

4)  Dem*  Staatsbürger  können,  ohne  Ungerechtigkeit,  Befugnisse  sieht  entsogen  \Ter< 
den^  TOD  welchen  es  nicht  evident  ist,  dals  deren  Besitz,  in  ihrer  Hand,  dm 
Staatssweck  wesentlich  und  nothwendig  widerspreche.  Vergl.  Fxcbts's  Ghibü- 
'  läge  des  Naturrechts,  Xh.  II,  S.  ao. 


§♦   556.  (27W  I 

Fortset%ung, 

iU)  Anzeige  des  Rechtstitels  oder  Beweisführung  kannder» 
Regent,  oder  in  seinem  Namen  der  Fiscus,  ron  jedem  Staatsbürger  fordern, ; 
wenn  die  Rede  ist  ron  einem  uny  er  leihbaren  StaatsHoheitrec^t  <<) , 
(§•  loa),  IV)  Nicht  so  bei  verleihbaren  Regalien  (J.  102),  oder  ao 
sich  zulässigen  Immunitätent  und  den  unten  C^om.  YI)  angeführten 
Abgaben  und  Diensten,  in  d^ren  ruhigem  und  untadelhaftem  BeflU 
ein  Staatsbürger  sich  befindet  ^).  Vielmehr  bann  dieser  defshalb,  in  ^ 
Fall  einer  Besitzstorung,  gegen  den  Fiscus,  die  Kammer,  die  Prifatguter* 
Verwaltung  (die  Schatulle),  sich  aller  possessorischen  Rechtsmittel 
bedienen  e).  V)  Verleihbare  Regalien  und  Immunitäten  koniiflB 
durch  unvordenkliche  Verjährung  erworben  werden  <'),  VI)  Wßfl" 
die  neuere  und  neueste  StaatsFinanzpraxis  die  Regalität  solcher  Rechte 
durchsetzt,  welche  ehehin  für  bloJjse  Ausflüsse  des  Privateigenthums  galtai 
C$*  353),  so  aoUte  sie  doch  ihrer  Behauptung  keine  rückwirkende 
Kraft  beileg^n^  auf  ältere  Abgaben  und  Dienste,  welche  in  der  Vorzeit 
der  £igenthumer  für  Benutzung  seines  Eigenthums  sich  rechtzeitig  hat 
vereprecheu  lassen  e). 


StaatsHoheit-  u*  Eigenthumrechten*  5öi 

«)  A.  H-  GöcBXL    diM.    possessorium    summariissimum  an    et   quateous  ad?ersus 
princtpem  a  subditis  possit  institui?  (Erl.  1798.  4*)  i«  ^4* 

i)  GÖcxsL  diss.  cit.  §.  aa.  a3«  Vergl.  C.  A.  v.  Bravb  in  Sisbshkxss  jur.  Magos.  ü, 
i83.  —  Ber  Besitzstand  muls  respectirt  werden,  so  lang  ihm  der  offenbare 
Bechtsstand  nicht  widerspricht.  Aufserdem  wfirde  kein  wohlerworbenes  Recht  der 
Staatsburger  sicher  seyn.  —  Die  Anzeige  des  Rechtstitels  halten  für  nothwendig, 
80  bald  nur  die  Regalität  des  Rechtes  überhaupt  aufser  Zweifel  ist,  C.  F.  HÄ- 
uBusr,  Handb.  des  t,  Staatsr.  DI.  190.  J.  F.  Döhlbb  von  d.  Regalien,  §.  33. 
Hnuzuross  Entwichel.    des  Begriffs  der  Regali  tat,  $.  27. 

c)  GöcBXL  L  c.  §.  19.  sqq.  et  33.  —  Andere  gestatten  swar  das  Possessorium  sum- 
mariissimum gegen  den  Regenten,  fordern  aber  zugleich  die  Edition  und  den 
Beweis  des  Rechts  titeis.  A.  G.  Fbterma.viv  diss.  de  ralore  possessorii  summa- 
rüssimi  adrersus  prlncipem  regalia  vindicantem  a  subdito  instituti  (Ups.  1731.). 
§.  7,  sqq.  J.  A.  T.  IcRSTADT*8  Abh.  t.  d.  Jagdrechten,  OL  297.  337.  Sam. 
SriTcs  diss.  de  necessitate  edendi  titulum  possessionis,  c.  3.  Webbhbb,  F.  DL 
obs.  366.  KiHn  quaest.  for.  L  c.  4^*  P*  1B8.  (In  der  9.  Ausg.  fehlt  dieses  c.  4^* 
{ans.  Vergl.  Wbissx's  Staatsr.  des  Königr.  Sachsen,  Bd.  D,  §•  ^^o«)  Hunr's 
Rechtssprüche.  Bd.  I,  Num.  19.  E.  F.  ppOTBirHAinm  über  das  gerichtL  VeirfiJi- 
reo ,  in  Sachen ,  welche  den  neuesten  Besitz  betreffen  (  Leipz.  1797*  8« )  9  §•  i4* 

i)  CoccBji  diss.  de  praescriptione  immemoriali,  c.  FV.  th.  4*  ^n*  ^*  ^'  Habp* 
rucHT  diss.  de  praescriptione  immunitatis  a  coUectis,  c.  2.  th.  ^o,  n.  184«  s^^* 
G.  D.  HorMijnr  diss.  de  munere  et  innnunitate  metatorum  militarium  (Tub* 
1/31 J,  S*  s4*  WsBBHBR,  P.  IV.  obs.  5.  n.  87.  sqq.  Böimii  decis.  et  consult 
T.  DL  F.  3.  cons.  658.  n.  5.  et  cons.  661.  n.  8.  Hofac&eb  princ.  Juris  civ.,  T. 
H  §.  868.  Lbtssb  Spec.  441.  m.  7.  et  8.  Spec.  458.  m.  i— 6.  Idttm  de  assen- 
tationibus  JCtorum.  c.  3.  Sect.  3.  $.  33.  p.  100.  Wxstpbal's  Staatsr.  169  f. 
BomaB  princ.  juris  feud.  §•  304.  Göcbbl  1.  c  §.  18.  Anders,  Geb.  Tbokasius 
diss.  de  praescriptione  regalium  ad  jura  subditorum  non  pertinente  (Hai.  1696), 
c  3.  und  in  Faisn  jure  domanialii  DI.  177.  —  Vierzigjährige  Verjährung  halten 
Hir  hinreichend,  Göbbbb  ron  Staatsdienstbarkeiten,  §.  70  —  77.  Hixmblstoss 
B.  a.  0.  f.  38.  —  Von  Verjährung  der  ß^calüchen  und  DomänenGuter ,  unten, 
i  4^5  u.  483. 

0  Z.  B.  Wassersins,  woron  §.  457. 

§♦   557*  (277.) 

i)  d€t   Staat9M  und  des  Rs^enien, 

0  Die  Eigenthuj^^erhaltnifise  des  StaatorermSgens,  so  wie  des 
PriTateigenthams  des  Regenten  ^und  seiner  Familie  ($•  335)i  sind,  in  der 
Hegel,  nach  dem  gemeinen  Pri ratrecht  des  Staates  zu  beortheilen* 
D)  Streitigkeiten  darüber  gebSren,  als  Privatsachen,  Tor  die  compctenten 
LandesJustizbehorden.  ÜT)  Ist  die  Verwaltung  jenes  fÜgenthnms  derselben 
Behörde  überU^en,  welche  SUatsHoheitrechte  zu  verwalten  hat,  so  ist 
^eselbe  bei  der  Mehrheit  ihrer  Repräsentation,  in  jedem  einzelnen  Fall 
nur  nach  demjenigen  ihrer  Verhältnisse  m  beiirtheilen,  oder  za  behandeln, 
^n  welchem  sie  handelt,  oder  in  Anspruch  genommen  wird.  IV)  Alle 
grundherrlichen  Berechtigungen  des  Staates,  so  auch  des  Regen* 
^  und  seiner  Familie,  nach  ihren  Privatverhältnissen ,  insbesondere  Patii- 
"^onialDieiiste  und  PatiimonialAbgaben,  sind  Privat  rechte. 
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IX.      GAPITEL. 

AttfseliCTicIe)  geaetxgehendej  vollziehende  Gewalt 


§♦  558*  (27a) 

AJ    Aufsehende  Gewalt^ 
Begriff. 

HSchste  Oberaufsicht  des  Staates  tf),  die  oberanfsehende  Gewalt 
(potestas  inspidendi  snprema,  jus  sapremae  inspectionis) ,  ist  das  BecKt  fort- 
wiQirender  wirksamer  Aufmerlisamlieit  auf  Alles ,  was  auf  den  Zweck  des 
Staates  EinAuTs  liai>en  kann  ^).  Wachsam  mufs  sie  joder  Anordnung  qkI 
Yorschrift  yorausgebelif  beobachtend  muls  sie  deren  Yollziehnng  und  h- 
folg  begleiten« 

a)  Schriften  in  PSma's  Lit.  JSL  3oo  ff.  Gab.  Auo.  Tittxasv  de  ambitu  juris  tu- 
preaia«  inipectionis»  G5tt  1797. 4«  Hi  G.  SauiuaMAVTn.'ft  Repertorium  des  Stuu 
und  Lelinr^  L  a38.  Eh^ntkss,  Staattr.  nach  der  Yemunft,  L  349  £ 

h)  Von  den  Gegenstanden,  s.  a  G.  Rössie*!  Politik  (Leipi.  1805.  8.),  S.  i5a 

§♦    559.  (279.) 

Besiandtheite. 

Begriffen  ist  darunter:  1)  das  Recht,  dem  Zweck  gemafs,  too  Allem 
Kenntnifs  zu  nehmen,  was  in  Absicht  auf  Erreichung  des  Staatszweckes 
wichtig  ist  A).  Diesem  Recht  entspricht  die  Pflicht  der  Untertkaoen,  zu 
Mittheilung  der  in  jener  Hinsicht  nothigen  Nachrichten,  aufgefordert 
oder  nicht  3)  Das  Recht  zu  billigen,  zu  genehmigen,  zu  b^&^^' 
tigen  ^),  was  dem  Staatszweck  gemäfs,  3)  zu  mifsbilligen,  aufzu- 
schieben, zu  hintertreiben,  zu  untersage^i,  zu  rernichteii)  ^^ 
ihm  zuwider  befunden  wird,  besonders  das,  was  die  Sidierheit  AlIcTt  oi^ 
Einzelner  bedroht.  4)  Zureranlassen^  was  mittelbar  oder  tmmittel- 
bar  zu  Erreichung  des  Staatszweckes  dienen  kann  e). 

a)  Von  EntdeckungsmiOeln^  ScHnDXXAHTKLS  RepertOr.  a.  a.  0.  §.  8— u.  Benku- 
allgem.  Staatsr.,  S.  85  ff.    KLVBxa's  Kryptographik,  |.  16  ff.  n.  8.  399  ff. 

h)  PüTtni's  Lit  nt  3oi.  Jo.  Lvn.  Ubl  pr.  de  jnre  prindpis  circa  actus  print«« 
Francof.  ad  Viadr.  1744.  J.  C  K,  ScHaöTxa't  ▼enuiachte  Abhandluflgen,  T^l» 
S.  437  fL 

e)  Jede  Aenderung  in  der  Verwaltndgsform,  geschehe  Ton  Ohen^  «Das  y^»^  ^ 
wohnt  sich  zu  andern,  und  Terlemt  zu  gehorchen».  AaiSTorttss.  Alle^S^' 
schehe  durch  Reform^  nichts  durch  Rerolution.  Nicht  leicht  werde  etwssfä»«' 
lieh  niedergerissen,  um  es  auf  einmal  wieder  neu  su  erbauen.  Meostu's^' 
trachtungen  Ober  die  StaatSTcrfassungen,  übers,  r.  Hutzlakd,  so6  f. 
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§•    560*  (280.) 

Grenzen^ 

I)  Nor  da,  "Wo  tie  Pflicht  daza  hat,  ist  die  Regierang  zu  Ausübung 
]ieses  allgemeinen  Hoheitrechtes  befugt  «)»  ü)  lieber  Gebühr  darf,  durch 
tLOsüboDg  desselben,  die  natürliche  Freiheit  der  Büi^ger  nicht  be- 
ichrankt  werden,  besonders  in  Pritat-  nnd  F«nilieniingelegenheiten  ^),  in 
tleiigionssachen,  in  Sachen  der  Autonomie  <^).  Dd)  Das  natürliche  Recht 
ter  EinsEelnen,  fiir  rechtliche  Privatzwecke  sich  zu  yereinigen ,  wird  durch 
Üe  Staat8?erbindung  nicht  aufgehoben  c'}.  Doch  dürfen  Gesellschaften 
^Vereine,  6£Fentliche  «O»  private,  geheime  '),  gieichviei  ob  diese  nur 
Iren  Zweck,  oder  auch  ihr  Dasejn  yerheimlichen,  aoch  religiöse  /),  und  milde 
itiftongSocietiten  ^),  der  Prüfung  und  Aufsicht  des  Staates,  nach  dem  Zweck 
ler  allgemeinen  Sicherheit,  Ruhe  und  Ordnung,  sich  nicht  entziehen,  wenn 
ae  auf  Duldung  und  Schutz  Anspruch  machen  ^').  Dafs  PriyatGeseli- 
chaften  und  Anstalten,  um  von  Seite  der  Staatsregierung  anerkannt  nnd 
ler  Rechte  moralischer  (juridischer)  Personen  theilhaftig  zu  sejn,  zu  ihrem 
tchtUchen  Bestehen  Staatsgenehmigung  oder  Bestätigung  bedürfen,  kann 
lurch  positive  Staatsgesetze  bestinunt  se]rn  A). 

0  Die  Regierung,  innerbalb  ihrer  Grensen,  fordert  ntcbt  Nachrichten  ein,  die  des 
Bürgers  Freiheit  föhrden,  und  dem  Despotismus  fröhnea.  Glück  su  mehren, 
Elend  Ku  mindern,  sey  der  Canon  der  aufgehenden  Gewalt:  nicht  die  Sucht, 
Alles  wissen  »u  woUen.  Der  Staat  habe  die  Augen  auf  Alles,  nicht  die  Hfinde 
ia  Allem.  Es  gibt  gewisse  Sitten,  Gebräuche,  Meinungen,  es  gibt  eine  Bildung- 
fitufe  des  VoUieSii  woran  jede  Macht  scheitert.  Yergl.  Jük^oiiKov^s  Worte  ilber 
%pten,  in  dem  Memorial  de  Ste«Häene,  par  Las  Ojlob^  T.  Vtt,  p.  i6a,  un- 
ter dem  11.  Not.  1816. 

0 1  J.  Mosn*s  Lebensbesehreib.  IV.  io5  iL  Scuiöibb's  StaatsanMigen ,  Heft  54, 
S.  siS,  Heft  6«,  &  ISO  ff.  141  iE  Ueber  das  Geheimnift  der  Posten.  Frankf. 
Q.  Leips.  178a  8.    Mx.«na*s  Hryptographik ,  S.  3o  ff. 

0  VergL  }.  36Ü.  H.  B»  jAür  diss.  de  ralore  pactonun  famiüae  etc.  (Giess«  179s. 
4')  p.  10.  P^ttsb's  lit.  nL  3o3.  Sbmsow's  Rechtsf.  IL  197.  Sratca  U»  M., 
lib.  5o.  tit  a  §•  a. 

'*)  Verhandlungen  in  der  sweiten  Kammer  der  badischen  StlndcTersammlung,  im 
Juli  tt.  August  i83a.  J.  H.  Znauu  (würtemb.  Oberjustisrath)  das  Associations- 
recht  der  Staatabfirger  in  den  deutsehen  constitutioneUea  Staaten,  u.  die  Lehre 
von  dem  Verbrechen  unerlaubler  Verbindungen  und  Versammlungen«  Leipsig« 
(834.  a 

0  H08IB  von  der  t  Unterthanen  Rechten ,  a6i  ff.  NnTXLBi.ADT's  Erörter.  36a.  — 
AssecuransGesellscheften,  PrivalGompagnieBanken  ( Joint -stock -banks),  sumal 
Zettelbanhen ,  die  Banknoten  oder  Zettel  nach  Art  des  Papiergeldes  in  Umlauf 
setzen. 

•)  Preuft.  allgem.  Landrecht,  Th.  II,  Tit.  i3,  $.  i3,  u.  Tit.  «o,  Abschn.  4,  §.  184  ^ 
Oestreiclu  Gesetabuch  über  Verbrechen  u.  schwere  Polis^flbertretungeo, 
Th.  n,  §.  37  — 5i.  Rast's  Rechtslehre,  186.  J.  J.  Mosia  von  Geduldnng  der 
FreimaurerGesellschaften.  Frankf.  1776.  8.  J.  A  O.  Gaiata  diss.  de  inspec- 
tlone  suprema  in  societates  occultas.  Lips.  1766.  t«  Rdxaii*s  kursächs.  Staatsr. 
D.  k(n.    BuLrsLD  institutions  politiques,  I.   n5.    FtsSLia's  semmtL  Sehriften 
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Ober  Freymtttrerey,  Th«  L  (Freyberg  i8o5.  8.  8teht  auch  fai  dem  Signatoten, 
TL  Vm  Berl.  1811.  8.)  Abhandl.  Nam.  3.  Lots  über  den  Begriff  der  Poliiei 
(1807),  8.  199  ff.  Klvub's  kl.  jur.  Biblloth.  Vm.  396.  EBendets.  Ut  1% 
GonTersatioluLexicoli ,  voc*  Tugendbund.  —  Verordnungen  wider  geheime  Ge- 
sellschaften: päpstliche  (Bullen  wider  die  Freimaurer)  r.  97.  Apr.  17%  u.  i7.3ki 
1751,  u.  (wider  die  Garbonari)  ▼.  i3.  Sept.  i8ai$  BuUe  wider  die  Freimaurer 
u.  a.  geb.  Gesellschaften  t.  3.  Mars  1826,  in  der  frankf.  (H)er-PostamtZeituM 
T.  17.  bis  29.  Mai  1816;  wider  geheime  GesellschaAen  jeder'  Art,  Terhoten  bet 
Todesstrafe,  r.  1$.  JuL  1819,  in  der  Allg.  Zeit.  t.  8.  u.  9.  Not.  1819;  hurffab. 
haterüche  t.  4*  Nov.  1799  u.  5.  Mars  1804 ;  baierüche  r.  i3-  Sept.  1814,  ini 
Allg,  Zeit.  i8i4t  N.  273,  u.  Gesets  y.  i4.Dec«  i8ao;  preusMcKe  ▼.  ao.  Oct.  179&,  4 
Der.  1808  u.  6.  Jan«  1816;  östrcichische  ▼.  1800,  inNixxAini's  Blättern  fiir  Polizei  y. 
Cultur  (Tüb.  1801),  Heft  VIL  Polit.  Journal  i8oa,  S.  »73;  schweduche,  üaliimit^, 
iiguHsehe^r,  i8o3,  in  dem  Polit.  Journal,  i8o3,  8.  343  ff.;  eng^iisehe,  ebendas  1799. 
8.  49^  ff-;  haducke^  ▼.  16.  Febr.  i8i3,  in  dem  bad.  Begier.  Blatt  i8i3,  Num.  V; 
spamseh»  rom  a4-  Mai  1814  u.  Jan.  181 5;  poriuffieHsckt  t.  ao.  Jon.  iSaS;  serk 
nücke  T.  .  .  Jun.  1814  u.  5.  Oct«  18a  1  (Journal  de  Francf.  du  7  noT.  1811); 
dstreichische  für  Mailand^  t.  27.  Aug.  1814 ;  päpstliche  y.  .  .  Oct.  i8i5,  ia  im 
Journal  de  Francf.  18 15,  n.  199;  neapolitanische  v.  8.  Aug.  1816,  ibid.  1816,6- 
95o;  modenesisehe  y.  90  Sept  i8ao  u.  «7.  MSrs  i8a4i  die  letste  im  Journal  Ji 
Francf.  i8a49  No.  118;  spaniseht  y.  i«  August  i8t4;  russische  t.  ii.  Aug.  iSn-, 
anhält 'oathensche  y.  i3.  Oct  1824.  Im  J.  i83i  wurden  in  den  Vereinigten  Stu- 
ten yon  Nordamerika  alle  Freimaurerlogen  aufgehoben.  Statut  des  Domcapiteli 
SU  Augsburg  wider  geh.  Gesellsch.,  in  y.  Bxbg's  Staatsmagasin,  BdL  UI  ( 1800)« 
Num.  16.  —  Urtfaeile  yon  Eingeweihten:  G.  F.  Lbssivo's  Ernst  u«  Falk;  in  de»' 
sen  yerm«  Schriften,  VIL  aaa — 3«9.  MifeABSAV  sur  la  monarcfaie  Prasneine, 
T.  V.  p.  58—  110.  y.  Ksieos  über  den  Umgang  mit  Menschen,  Th.  AI,  Op.& 
Bbenders,  in  Pott*8  pragmat.  Gesch.  der  teutschen  Unkm  oder  der  IXIIger 
(Leips.  1798),  S.  16&,  a4s.  (Frh.  y.  GLncmys)  Metaphysische  KeHeraa 
(179  6  8.),  38o.  ißbendess.)  Schöpfung  durch  Zahlen  u.  Worte  (  1791.  8),  S.  r^ 
Neue  Feuerbrände^  Heft  XI  (1808),  S.  10a  ff.  Die  WOnsehe  eines  Deatschoi. 
nach  dem  Friedensschlüsse  von  Schönbrunn  (Nürnb.  1810.  8.),  S.  389  t- 
y.  BaBTSCHvsfDBB ,  in  Mbvsxl's  histor.  u.  literar.  Unterhaltungen  (Cob.  1B18.8.1, 
8.  96  f.  Jos.  Nie.  Graf  y.  WnmisdBORJLTs  über  geheime  GeseUschaften.  FruU 
u.  Leips.  1788.  8.  Fransosich,  London  1788.  Das  Gänse  aller  geheimen  Ordeo»- 
yerbindungen.  Leips.  1806.  8.  £.  Biuxmxs  Betrachtungen  über  den  Zeitgeist  in 
DeutsehL ,  in  d.  letsten  Decennien  des  vor.  Jahrh.  Hannoy.  1808.  8.  Ebenden. 
Ober  geheime  Gesellschaften,  in  Schlösxb's  Staatsanseigen,  Heft3i,  8.976-1^ 
Sechs  Stimmen  über  geheime  Gesellschaften  und  Freimaurerei,  yon  J.  Stc«i« 
C  M.  ABimr,  A.  y.  BnoGB,  H.  Syxprxs's,  J.  F.  Maibb,  A.  FmuLa^  ti^ 
einem  Ayis  aus  ledeur  (Solothum)  1894.  8*  Freie  Bekenntnisse  eines  Vetera- 
nen der  Manrerey.  Hamb.  i8s4.  8.  — -  Oestreich^  Saiem,  ßß^ürtemberg'  und  Bei», 
dulden  keine  geheime  Orden.  —  Wo  nicht  alle,  doch  mehrere  su  dulden,  vA\tr 
Aufsicht,  ist  oft  ein  gutes  Mittel,  keine  fürchten  su  dürfen. 

J)  Lbtsxb  Spec«  559.  m.  1.  sqq.  Fbid.  Platbxb  diss.  de  sacris  clandestinls.  lip^ 
1766.  4.  Lots  Begriff  der  Polizei,  iSü.  K.  preufs.  Bestätigungen  der  BtrUßfr 
Gesellschaft  su  Beförderung  "des  Christenthums  unter  den  Juden,  und  ihrer 
Tochtergesellschaften,  y.  8.  Febr.  i8aa  u.  10.  Jun.  1823$  in  d.  GeseUsammlu^ 
y.  1833,  N.  la.  K«  niederländische  Verordn.  y.  31.  Aug.  1833,  wodurch  die  ro- 
misch^tholische  Gesellschaft  su  Utrecht,  und  die  katholische  (TCsellschaA  Bri 
giens  SU  Brüssel  aufgehoben  und  verboten  werden;  in  dem  Journal  de  Fraot 
fort  du  8  Sept.   idiS.    Die  avgef.  spanische  Verordn.  y.  1.  Aug.  1824,  Art  »t 
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▼erbietet  i^  fnmmtea  oder  geSitlichen'  Vereine,  Br&dertchaften  und  Coogre- 

gationco^  die*  niolif  lidnigliclie  Best&tiguiig  «rlaagt  liiüben. 
f)  KABrr't  RethtsieiMie ,  184  f.      Schkalc  naturl.  Staatsr.   %,    lao.     PÜTTxa's   Lit. 

696  C    KsernnV  Lit«  $.  1079  •£ 
f)  Yergl.  Code  p^iial*  ffancftis^  art.  «91*— «94* 
i)  RÖmiadie  Gesetse  fördern  tolcheü  L.  ir. '  D.  quod  ctQitt^e  irnivers.  nom»  L.  8. 

C  de  bered.  instit.  L.  1.  pr.  D.  de  collegiis.  L.  3.  ^.  1.  eod.     Vergl.'  C.  F.  Mvu- 

LinavcB's  recbtL  Bemrtbeilnng  des  StSdelscben  Beerbungafalles  (Halle  1818.8.), 

6w  194  iH 


§v   561.  (281.) 

i>  •       ■  .  • 

BJ  Ge^etxgehen-de  Gewalt* 

Der  zweite  allgiemeine  Bestandtheil  der  Staatsgewalt,  ist  die  gesetz- 
gebende Gewalt  a)  Cpotestas  leges^ ferendi) ,  die  Befagnifs,  Normen  dem 
Staatszweck  gemäft  festzusetzen,  für  Alles,  was  der  Staatsgewalt  unterwor- 
fen ist  ^).  Bestimmungen  dieser  Art,  heifsen  Gesetze  <?)•  Sie  sind  so 
mannigfaltig,  als  die  innern  Gegenstände  der  Staatsgewalt  Terfas- 
snngsmlisig  ^^  errichtet,  liegt  ihr  verbindender  Grund  in  dem  von 
Staatswegen  erklärten  Gebot  des  Staatszweckes  <0;  ein  Gebot,  das  far  jedes 
Torkommende  Yerhältnirs  pflichtmasig  zu  beurtheilen  und  zu  finden,  der 
Staatsregierung,  nur  ihr,  in  verfassungsmäsiger  Weise  zukommt.  Auch 
«tillschweigend,  kann  jene  Erklärung  geschehen;  in  welchem  Fall  die 
darcb  die  That  als  verbindlich  angenommene  Norm,  Rechtsgewohn- 
leit  (consuetndo),  und  das  daraus  entspringeiide  Recht,  Gewohnheit- 
recht  (jus  consuetudinarium)  heifst^). 

«)Pvttxa'8  Lit.  m.  3o2.     KLUBsa'8  Lit.    §.   1084   ff.     Schxidkmastel's  StaaUreckt 

nach  der  Vernunft,  L  164  ff. 
j)  Auch  die  Aenderüng,  Aufhebung,  imd  bestimmende  Erklärung  (§.  36a)  bestehen- 
der Gesetze,  ist  hierunter  begriffen« 
<)Vo]i  den  yerschiedenen  Benenfmnffen:  Geseta,  Landrecht«  Ordnung  (e.  B.;IiaJide8-) 
Poljxei-,  Procefa^,  GriminalOrdnung) ,  Constitution,  Verordnung,  Edict,  Patent, 
>Iandat,  Weisung,  Pr^cept,  Publicandum,  Bekanntmachiug,    Declaration,  Re- 
«cript,  Decret,  Statut,  u.  d. 
n  Offenbar  in  verfassungs-widriger  Form  errichtete,  oder  die  Staatsverfassung  ver- 
letzende Gesetibe,  Verordnungen  und  (§.  fls5  u*  369)  Beschlüsse,  wenn  gleich  in 
▼erfassuQgsroäaiger  Forjn  publicirt,  im  Rechtsprechen  ansuwendan ,  liegt  aufaer 
def  Befugnifs  richterlicher  Behörden,  denen   vor  Allem   treue  Bewahrung   der 
^Landesverfassung,  worauf  in  constitutionellen  Staaten  die  Behörden  und  Staats- 
fliener  auch  ausdrüchlicb  verpflichtet  sind,  als  oberstes  Gesetz  heilig  seyn  mufs. 
Verfassungswidrige  Gesetze  sind  nur  Scheingesetze,  durch  ihre  Nichtanwendung 
▼erstSfst  also  der  Richter  nicht  wider  die  Pflicht  sich,  nicht  über  die  Gesetee 
tu  erheben.    VergL  R.  £.  Sohwd's  Lehrb.  des  gemeinen  deutschen  StaatsRechta, 
^th.  I  (i8ai),  §.  /^6,  S«  ii5.|  Zacbabia,  erstrecht  sich  das  richterliche  Entschei* 
l^iuigsrecht  auf  die  Frage,  ob  die  Regierung  eine  Verordnung,  auf  welche  sich 
1»  einer  Streitsache  die  Parteien  beziehen,  zu  erlassen  berechtigt  gewesed  sey? 
'•»  FiuBHi's,  LiBTDi's  etc.  Archiv  für   die  cirilistische  Praiis,  Bd,  XV,  Heft  ü, 
^Heidelberg  i833.  8.),  Num.  VI.    Libd»,    in  Monarchieen   mit    landsländlscher 
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VerfaMUiig  tfad  die  Gerichte  nicht  befugt,  die  Gtftigkeil  der  f ob  den  Monar- 
chen ohne  Mitwirkung  der  LandüÜnde  erlnisenen  Getetee  ( Verordnungifi)  eüier 
Prttfung  und  Entscheidung  su  unterwerto ;  in  dem  ArduT  für  civilntitciK 
Praxis,  Bd.  XVI,  Heft  3  (Hcidelb.  i833),  Num.  8.  Einen  in  drei  Instinstn  m- 
schieden  abgeurtheilten  Rechtsfall,  indel  man  in  Adolph  Mamroi't  Jahrhütbcro 
der  Gesetagebung  und  Rechtspflege  in  Sechsen,  Erster  Jahrgang,  iStO,  Heft  3,1 
8.  «97  E. 

d)  Geselse  müssen  das  wesentliche  Recht  aussprechen |  daa  Recht  ist  das  Geicti 
der  Gesetae  (Legum  leges,  Baco,  aphor.  6o.  sqq.),  der  Souverain  der  Sonveriiiie. 
Dieses  ist  der  Prüfstein  der  GerecMk'g'keü  der  Gesetae,  ohne  welche  der  Aut- 
spruch  des  Richters,  seinem  Inhalt  nach,  gerecht  nicht  sejn  kann,  —  Darcb  dn 
in  dem  §.  erwShnte  Gebot,  rechtfert^  sich  die  gesetaweise  Aufhebung  besor 
derer  Institute,  s.  B.  des  Adels,  des  Lehnwesens,  der  FamilienFideicommiise, 
der  PatrimonialGerichtbarkeit,  der  Steuerfrelheir,  der  Zehnten,  u.  d.  m. 

e)  Pvttxb's  Lit.  ID.  3o6.  Klvbxb's  Lit  {.  loSg.  J.  N.  G.  Gvili^ums  von  der  G^ 
wohnheit  Osnabr.  i8oi.  8.  K.  Th.  Gutjahk^s  Gewohnheitsrecht  Leipz.  i8oi.  & 
K.  H.  L.  VoLanAa's  Beitriige  au  der  Theorie  des  Gewehnheitrechtes.  Heimst 
i8o6.  Leipe.  i8oi.  8.  Mxuaxa's  jur.  AbhandL  SemmL  I.  N.  4«  Pvtm*s  Beitr. 
Th.  n.  N.  ai.  CG«  W.  Hi.öTSKa's  Versuch  eines  Beitrags  sur  Revision  der 
Theorie  rom  Gewohnheitsrecht.    Jena  i8ia.  8. 
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§.  562.  (282.) 

Fortsetzung. 

Die  Kraft  der  positiven  Gesetze  ist  eingeschränkt  auf  die  Greaxe 
des  Staatgebietes  a);  doch  lionnen  sie,  anter  gevrissen  Yorausselxongen ^)i 
auch  in  fremdem  Gebiet  wirksam  seyn,  so  fern  dort  nicht  yerbtetende  Ge« 
setze  entgegenstehen.  Aber  die  von  dem  Regenten  erklärte  Aufnahme 
fremder  Gesetze  (leges  peregrinae  receptae),  gilt  für  eigene  Gesetzgebung  4 
Die  Verbindlichkeit  der  Gesetze  fängt  an,  mit  ihrer  laadesverfas- 
songsmäsigen  öffentlichen  Bekanntmachung^  (Promolgation).  Sie 
dauert,  bis  eine  Aufhebung  oder  Abänderung  0),  ausdrücklich  oder  still- 
^hweigend,  erklärt  wird.  Bestimmende  (authentische)  Auslegung 
der  Gesetze,  gebührt,  da  sie  eine  gesetzartige  Bestimmung  enthält  Z),  ini&a 
das  interpretative  Gesetz  eigentlich  ein  neues  Gesets  ist,  folglich  auf  dem 
Weg  allgemeiner  Verfügungen  erfolgen  mufe,  allein  dem  Gesetzgeber /> 
Unbeschadet  der  Befugnisse  und  der  Rechte  Dritter,  können  Corpera- 
tionen  und  Einzelne,  durch  ausdrückliche  oder  stillschweigende  Willens- 
erklärung) in  Absicht  auf  Personen  und  Eigenthom,  rechtsgültige  Bestim* 
mnsigen  machen  A)  (Autonomie).  Ob  und  wie  weit  Landatände, 
bei  der  Gesetzgebung  mitzuwirken  haben?  bestimmt  die  Landes jirondver- 
fassung  (§•  ^97).  Durch  den  Zweck  und  die  ConTentiönnIOsetze 
des  Teutschen  Bundes,  ist  in  den  Bund^staaten  die  gesetzgeb^e  Gt^ 
walt  mehrfach  beschränkt  ($.  214  u.  f.^  u.  asS  bis  sSy).  Ksh^  ^^^ 
zu  Beschlüssen   des  Bundes,    welche  Gegenstände  der   LainCsgesetz- 


■ 
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Birang Betreffen,  eine  Staatoregierung  nur  innerhalb  derdnroh  die  Landes^ 
rundyerfassung  ihr  gesetzten  Grenzen  niitzawirlien  )>efiigt  O9  und 
1  bedürfen  solche  Beschl{i8se,  am  in  einem  Bandesstaat  die  Behörden  and 
nterthanen  zur  Nachachtung  za  verpflichten,  einer  landesyerfassangsma- 
gen  Bekanntmachung  (§.  2a5). 

Ulr.  HvuR,  praelectiones  juris  rom.  et  hod.,  P.  11,  lib.  i.  tit.  3.  |.  a.  p.  638. 
Haaptsats,  bei  der  Lehre  tod  der  (klUsion  der  Gesetze  TerscbtedeDer  Staaten, 
PvTTXB*s  Lit.  m.  814.    Klvbsr's  Lit.  %,  i6o3. 

Diese  sind  angegeben,  in  KLifBXB*s  europ.  VöUierreeht,  (•  55. 

Während  des  rheinischen  Bundes,  ward  in  rerschiedenen  teutschen  Staaten  der 
Code  XKapoUon  als  Landrecht  aogenonunen.  In  dem  souTerainen  Fürstenthum 
Liechtenstein,  wurden  1817  die  östreichischen,  bürgerlichen  und  peinlichen  Ge- 
setze, nebst  der  Gerichtsordnung,  aufgenommen. 

I  SoU  die  Unwissenheit  des  Gesetses  nicht  entschuldigen,  so  ist  eine  bestimmte 
Ah  der  Proamlffaiian  festsuseteen.  Bxbvb.  tav  Esrav  de  promulgatione  legum. 
Bniiell.  171s.  Jos.  Hxaa  über  die  Behanntmaehnng  der  GeseUse.  Freib.  1783. 
Glüch's  Erlauter,  der  Pandecten,  Th.  I,  $.  19.  ao.  *-  Von  der  rOeMrhmden 
Kraft  der  Gesetse,  Abhandlungen  Ton  B.  W.  PrxiirrsR.  Ad.  Dnera.  Wbbsb. 
G.  G.  J.  T.  HsansTORV.  Tnon,  Wiisa.  J.  N.  Hobst.  Fbodb.  BaaeniNff. 
T.  BsBa's  RechtsfSne,  Th.  IV.  Num.  la 

I  H.  E.  Bdmpxl  von  der  nothwendigen  Veränderung  der  Gesetze.  Frankf.  1799.4. 
BoHOvoTSKi  T.  d.  Rechte  des  Regenten,  Gesetse  oder  bürgerliche  BechtsTerhäll- 
nisse  abEuSndern.    Landsh.  i8o3.    P0ttxb's  Lit  DL  %,  1086. 

)  T.  ZKiLLEa*s  Gommentar  über  das  bürgerliche  Gesetsbuch  fiir  die  Östreichische 
Monarchie,  Th.  l  CWien  1811),  S.  75.  Daher  kann  eine  authentische  Erklärung 
auf  schon  entschiedene  Fälle  nicht  surfickwirken ;  wohl  aber  ist  sie  anwendbar 
auf  alle  spater  entstandenen  Rechtsverhältnisse.  Ebendas.  S.  73.  Das  östreichi- 
Brhe  Gesetzbuch,  f.  8,  will  sie  auf  alle  noch  su  entscheidenden  BechtsfSUe  an- 
gewendet wissen,  auch  auf  solche,  die  por  der  Erklärung  entstandene  Rechts- 
verhältnisse sum  Gegenstand  haben,  wenn  der  Gesetsgeber  nicht  ausdrücklich 
Hinzugefügt  hat,  dafs  sie  auf  diese  nicht  zu  beliehen  sey. 

■)  Auch  die  gehörig  qualificirte  (durch  stiUschweigende  Einwilligung  des  Gescts- 
gebers  begründete)  17jiia/Interpretation  gehört  dahin.  ff^UsenechafiUche  oder  doc- 
trinale  Auslegung,  die,  grammatisch  oder  logisch,  blofs  nach  den  Regeln  der 
VTiasenschaft  au  machen  ist,  hann  bei  Enstcheiduag  der  Rechlstreitigkeiten  jeder 
gehörige  Richter,  und  auTserhalb  solcher,  jeder  Sachrerstandige  machen.  Schrif- 
ten, oben  V  i3. 

1)  Aeumemie,  Bef^nifs  der  Staatsbiuqger  su  SeUntgesatzgebnttg,  so  weit  die  Staats- 
gnctse  und  die  Rechte  Dritter,  PriratTerfugung  aulassen.  Kbavsx's  Abhandl. 
aus  d.  Staator.  90  ff.  PirrTBa's  IJt  HL  3oi,  Stbtch  tr.  d.  successione  ab  in- 
tesUto,  diss.  8.  c.  5.  $.  at.  Riccnrs  tou  Sudtgosetxen,  4a^  StsainiABOT's  Grunds. 
d.  teutschen  Rechta  in  Sprichwörtern,  1  ff.  Sblciow  elcro.  juris  gtrm.  priF., 
\  &5.  G.  H.  GnaLiB  sciagraphia  jaris  germ.  prirati,  f.  65.  P9ttbb  prhn.  lin. 
iuHs  pmati  prindpum,  |.  ^  £icn«OBV*s  deutsche  Staats-  und  Reehtsgeschiehte« 
^  in,  a  sa5.  Hafiasa'a  Abhandhingen  etc.,  Bd.  I,  S.  84  ff.  VeiigL  §.  5i  u. 
^  fc  —  la  Preuseen  haben,  durch  eine  Verordnung  rom  «i.  Jan.  i837,  3o 
P^fliche  und  freiherrliche  Stammhäupter  der  BheinproTina  und  Westphalens 
^^  Corporationsrecht  erlangt.  Jedes  Mitglied  hat  die  autonomische  TestirBe- 
^^^  (MsjoratStiftUngsRechtX  Das  benachtheiligte  Rind  hat  kein  RIagrecht 
^in  Richter,  sondern   nur   einen  Recurs  an  die  Corporation,  welche   durch 
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•inen  »8tfftungtAuMcbu(V«,  nach  adeücbcm  Herkommen  und  BiBIgkrit  du  ib. 
findangtQoantum  bestimmt. 
I )  Wiener  SchluCiActe  v.  i8a(»,  Art.  56.    Vergl.   die  baier.  Beiumntmacbnag  t.  i6. 
Oct.  1819,  unten  §.  5o4,  Note  d« 


§.    565.  (283). 

S    e    h    l    u    s    s, 

Allgemeinheit  der  Gesetze  a),  gleiche  Berechtigung  and  gletiii 
Verpflichtung  aller  Unterthanen  in  gleicher  Lage ,  ist  Begel  ^>  So  vdt 
der  Grund  der  positiren  Privatgesetze  auf  den  Regenten  Anvendna; 
findet,  ist  auch  er  zu  deren  Beobachtung  verpflichtet  c) ,  und  seine  Dis- 
pensationsBefugnifs  berechtigt  ihn  personlich  nicht  zu  unbedingter  Gesetz- 
losigkeit* Eine  solche,  kann  nicht  Mittel  sejn  zu  Erreichung  des  Staat»* 
Zweckes;  irofur  im  Gegeatheil  der  Regent  selbst,  die  positiven  Fiirat^ 
setze  erklart 

a)  Unterschied  der  GetetMe  von  Ferordmmgtn  oder  Ordonnaasen  u.  s.  w.  ($.  i6q))) 
8.  Kurhesft.  Verfass.  Urk.  ▼.  i83i,  §.  95«    Kl^xr's  Selbstständigke^  desBichter-, 
amtes,  Abth.  ü,  S.  ao.  A^sseichnen  müssen  Gesetze  sich,  durch  Weisheit,  Gertd*! 
tigkeit  u«  Billigkeit,  durch  Eweckmäsige  VollstäDdigkeit  und  AUgcmeinheit,  donV; 
leichte  Uebersicht,  Kurse,  Klarheitf  Bestimmtheit,  u.  einfachen  Schmuck  derBedctv 
nicht  durch  HleinigkeitGeist  und  schleppende  Unbeholfenheit,  oit  das  sprecbeo^'j 
Symbol  der  Staatsverwaltung;  auch  nicht  durch  Vielheit  (manie  r^gleinentaire).i 
L-  Gehtais  kleine  Mittheilungen,  II,  320.    Selbstthatigkeit  des  Hichters,  dordj 
Vielheit  gesetzlicher  Bestimmungen   überflussig,    oder  unmöglich    cu  machen 
übersteigt  das  Maas   menschlicher  Einsicht  und  Erfahrung.  -^   La  loi  ne  petf 
reafermer  toute  la  justice ;  encore  moins  la  peut-elle  exprimer ;  et  /t  eile  ac^ 
indifferemment  toutes  leg  hypotheses^  eile  cessera  souvent    d^ctre   la    justice.    Bcv 
x.A.mA9vi,  principes  du  droit  naturel,  T.  III,  eh.   16,  n.  370  j  ^dit  de  18)0.  De 
rinfluence  des  lois  sur  les  moeurs,  et  de  Pinfluence   des  möeurs  sur  les  lots: 
par  M.  Mattzb.   Paris   i83s.  8.     Gekrönte  Preisschrift,  mit  dem  grofsenPrä 
der  franz.  Acjademie  ron  10,000  Frauken.    Auch  in  das  Teutscbe  übersetzt  toi 
Dr.  J.  H.  BüSs.  Freib.  i834.  8.  —  Vorschläge  zu  Einführung  eines  allgemeisfa 
Gesetzbuches  für  die  teutschen  Bundesstaaten.    A.  F.  J.  Tbibaut  über  dieXoti- 
irrendigkeit  eines  allgem.  bürgerl.  Gesetzbuchs  für  Teutschland.    Heidelb.  1814-^ 
F.  C.  ▼.  Satzoht  yom  Beruf  unserer  Zeit  für  Gesetzgebung  und  BechtsimKfl- 
Schaft.  Heidelb.  1814.  &  a.  rerm.  AufL  ebend.  189& 

t)  Von  der  Theorie  der  Gesetzgebung,  s.  De  Tesprit  des  loix  '(par  M.  de  Moff»* 
qvaxf).  T.  L  et  IL  a  Leyde  1749«  4.  Auch  GencTe  1749.  a  VoL  8,  Vena,  iod» 
Verf.  OeuTres.  ^tion  Touquet,  la  senle  oü  Ton  trouTe,  rapproch^  du  texte, 
les  objections  des  critiq[ues  de  Tauteur,  ses  notes  et  les  obserrations  «fi/«/^^' 
VöUmire  et  Condaroet,  Paris  1821.  1  toY.  in  la.  Teutseh,  Altenb.  1789.  3  BdtS. 
Mit  Anmerk.  ▼.  A.  W.  HAtrswAin,  Görlitz  1804.  3  Bde.  8.  QoinmeBtsire  sur 
l'esprit  etc.  de  Montesquieu.  Liege  1817.  8*  Commentaire  sur  Pesprit  etc.  de 
Montesquieu;  par  le  c^  Dsstutt  de  I'eaot.  Paris  t8ai.  8.  Teutseh  fibertfttt 
Ton  G.  F.  Mobstadt.  9  Bande.  Heidelb.  i8ao  u.  i8si.  a  CAnth  in  deo  0»^ 
de  MoimsQüiBu,  die  i893  in  acht  Bänden  cu  Paris,  und  in  derjenigen,  <lie  eben- 
das.  1834  in  einem  eng  gedruckten  OctavBand  erschien.)  Tableaut  analytiqurs 
de  l'esprit  des  loix  de  Montesquieu;    par  Tfaeod.  BBOBrAULT.  Paris  tStS.  p«"^ 
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in-foL  If.  bBuv't  Versuch  über  die  Gesetcgebung.  Basel  1759.  n.  in  s.  Temu 
Schriften.  1770.  8.  CATHARniA's  Q.  Instraction  zu  Verfertigtuig  eines  neuen  Ge^ 
setsbochs.  Riga  1768.  8«  Job.  Hbvhabn's  tou  TxuTSCiixNBBüinr  Geist  der  Ge- 
setse  der  TeuUchen.  Nürhb.  1761.  8.  Franltf.  n.  Leips.  1779.  8.  De  la  legisla- 
tion  ou  principes  des  lois,  par  M.  Mablt.  i  Paris  1768.  8.  Teutscb,  Naumb.  1779. 
2  Tbeile  8.  Principes  de  la  legislation  universelle,  a  Amsterd.  1776.  a  Vol.  8. 
La  sciensa  della  legislazione,  per  Gaxtavo  FiLAiraisia.  NapbL  178a  •—  1768.  T. 
I— ynL  &  (In  dem  achten  Band  steht  die  Gedächtnilssohrift«  auf  den  Verfasser^ 
TOD  DovATO  ToxAsi.)  Tcutsch,  T.  Gh.  G.  G.  I^ihb.  Th.  I-*yQ.  Ansbach  1785— 
1790.  8.  Eine  andere  Uebersetzung ,  Wien  1784.  u.  ff.  8.  Eine  scharfe  Gritik 
dieses  Werhes:  La  scienza  della  legislazione  vindicata,  per  Giüskpfb  Gbippa. 
1783  u.  1784.  Dagegen  erschien  eine  Widerlegung,  zu  Gonstanz  1785.  Gom- 
meotaire  sur  PouTrage  de  Filangieri;  par  Bbsjaxiv  Govstavt.  Paris  i8a3.  S* 
Th.  G.  t.  HippbZi  Ober  Gesetzgebung  und  Staatenwohl.  Beftl.  1804.  8.  K  S* 
Zacrabia,  die  Wissenschaft  der  Gesetzgebung.  Lpz.  1806. 8.  J.  S.  Bxcb's  Grund- 
sätze der  Gesetzgebung.  Leipz.  1806.  8.  Scip.  Bexov  th^orie  de  la  legislation 
pönale.  Paris  1807.  Fol.  H.  E.  v.  Globio's  System  einer  vollständ.  Grimiual-, 
Polizei-  und  CiTilGesetzgebung.  Bd.  I^III.  Dresd.  1809.  8.  Ebenttess,  Sjstem 
für  das  gerichtliche  Verfahren.  Leipz.  1809.  8.  G.  G-  Rössio's  Politik«  S.  i63-^ 
184.  Pastobet,  histoire  de  la  l^slation.  Vol.  I— IX.  Paris  1817—1897.  8.  Gh. 
LicoxTx,  traitö  de  l^tslation.  Paris  1826.  8.  J^r^mie  Bbbtbam  de  l'organisation 
ittdiciaire,  et  de  la  codification;  traduit  deTanglais,  par  Et.  Dumojtt.  ^ris  18281 
Jerem.  Bbvtham's  Grundsätze  der  Givil-  und  GriminalGesetzgebung,  a.  d.  Engl. 
mit  Anmerkungen,  v.  F.  L.  Bettebk,  Prof.  zu  Berlin ,  i833.  8.  Bcntbam  starb 
EU  London,  im  Juni  i832,  85  Jahre  alt.  Frau  ▼.  Stabl  schrieb:  ydie  Tcrhäng- 
nifsvollen  Zeiten,  worin  sie  gelebt  habe,  würden  von  der  Nachwelt  nicht  das 
Zeitalter  Bonaparte^s,  oder  Byron's,  sondern  das  Zeitalter  Bentham's  genannt 
werden. 

I  Die  fürstliche  Nothwendigkeit,  das  Gesetz,  muüs  über  den  Fürsten  seyn.  »Digna 
▼Ol  est  majestate  regnantis,  legibus  alligatum  se  Principem  profiteri.  Adeo  de 
tuctoritate  juris  nostra  pendet  auctoritas,  et  revera  majus  imperio  est,  snbmit- 
tere  legibus  principatum.  .  Et  oraculo  praesentis  edicti,  quod  nohü  licere  non 
patimur,  alü  (per  leges)  indicamus.«  Impp.  Thxod.  et  Valbbt.  in  L.  4*  G.  de  LL. 
J-  T.  GaovoT,  in  not.  ad  Gboth  J.  B.  et  P.  Hb.  H.  c.  4*  8*  ^^*  i4*  ^'  so»  §•  34* 
HoBBZL,  obs.  4^*  •^'  ^*  Sgbbavsbbt  diss.  de  principe  legibus '  suis  obligato 
(Jen.  1795.  4»),  |,  1 — 13.  (auch  teutscb  mit  Anmerk.  u.  Zusätzen^  r.  E.  F.  Haob- 
vnsTSB.  Bost.  u.  Leipz.  1795.  8.)  Gb.  Jobdbhs  oratio  de  interna  legum  clTilium 
obligatione,  etiam  principem,  qua  ciyem,  tenente  (Deyent.  1747*  4-)»  P«  38.  sqq* 
Beherzigungen  yor  dem  wiener  Gongrefs  (1814.  8.)y  S.  34—37.  PreuÜs,  allgem. 
^drecht,  EinL  $.  87.  Allgem.  bürgerl.  Gesetzbuch  für  die  teutschen  ErbUnder 
der  Ostreich.  Monarchie  (1811),  §.  ao.  Kabt's  Bechtslehre,  %,  49-  —  Anders,  die 
Abh.  de  jure  magistratum  in  subditos,  als  Anhang  zu  Steph.  Junil  Bbdti  (Lau* 
6on)  Tindicüfl  contra  tyrannos  (edit.  Urseliis  1600.  12),  p.  a34*  PÜttbb  princ. 
iv.  pubL  germ.  §.  327.  K.  H.  Gbos  Naturr.,  ^.  341.  W.  J.  Bbbb  in  Baueb's  etc. 
aUgem.  StaatsGorrespondenz,  Bd.n  (i8i4),  Num.ii.  —  Schriften  in  Puttbb's  Lit. 
Dl  3io.  Klübbb's  Lit.  28.  —  Von  Privatgetekaften  des  Begenten,  s.  Puttbb's 
&örterangen  II,  177.  Ma3xb*s  Einl.  in  d.Pri?atfürstenr.,  139.  Scevavbxbt  1.  c- 
P'  14*  n.  11.  —  Blols  historisch  ist  die  Frage:  ob  bei  den  Römern  der  princeps 
'^us  solutus  gewesen  sey?  Diobts.  GonoTBBOvs  in  not.  ad  Nor.  io5.  c.  2.  §.4. 
^n.  NooDT  obs.  L  L  c.  3.  GLijca  a.  a.  O.  L  §'  43.  PifrrBB't  Lit  HL  3io. 
^«ttlm's  Lit.  28a 
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§•  564.  (28^. 

CJ  Vollziehende  Gewalt 

I)  Die  Befugniss,  zu  Ausföhnrng  and  Anwendung  der,  dem  Staatt- 
£weck  gemlfs,  festgesetzten  Nonnen,  die  n5thige  Anordnong  za  macW 
heifst  hSchste  vollziehende  Gewalt  «)  (vollziehende  Gewalt  in  itn 
weitern  Sinn,  ausfuhrende,  Tollstrecl&ende,  zwingende  Gewalt,  potestas  exe- 
quendi  suprema,  sublimis  s*  generaliter  definita,  ponvoir  esecutif).  II)  Di 
hSchste  ExecutivGewalt  beschränkt  sich  auf  die  allgemeine  Yeraostal- 
tong  und  Sorge,  dafs  fortwährend  die  Bestimmungen  der  gesetzgebeate 
Gewalt  zur  Ausffihrung  kommen,  namentlich  dafs  in  einzelnen  Fällen  nu^ 
nnr  das  Yerhältnifs  derselben  zu  dem  Gesetz  rechtsgültig  bestimmt  irerd^ 
sondern  auch  in  den  einzelnen  Fällen  dasjenige  geschehe^  was  auf  solch 
Art  festgesetzt  ist  Die  Politik  räth,  selbst  in  monarchischen  Staaten,  ei« 
bestimmte  Trennung  der  vollziehenden  Gewalt  von  der  gesetzgebenden  ^ 
unbeschadet  der  Einheit  der  Staatsverbindung  ($.  99). 

d)  L.  C.  ScaaÖDSB  elem.  juris  nat,  socialis,  et  gent.,  $.  Sag«  901.  Dav.  Nsttelblui 
System,  jurispr.  nat.  $•  ii43.  sqq.    ScaxiDsmATTEL  a.  a.  O.  L  269  £ 

ü)  J.  J.  WAOarBB  über  die  Trennung  der  legislstiTen  und  exeeutiTen  Gewalt.  I9i» 
eben  i8o4*  S.  RMexions  sur  les  constitutions,  la  distribution  des  pouToin,  m 
leg  garanties  dans  une  monarchie  constitutionnelle;  par  Bxvj,  CovsvAvr«  i  I^ 
1814.  8.    Vergl.  auch  ^  998«  197.  346. 


§♦    56Öt  (285.) 

Fortsetzung. 

In  Hinsicht  auf  einzelne  Fälle,  wird  den  hiezu  bestimmten  Staatilie* 
horden,  die  Yollziehnngs-  oder  ExecutionsBefugnifs  (vollziebeflj« 
Gewalt  in  dem  engem  Sinn,  untergeordnete  vollziehende  Gewalt,  potestai 
exeqnendt  subordinata  s.  specialiter  definita)  innerhalb  ihres  amtlicit^ 
Wirliungslireises  übertragen.  Durch  diesen  Theil  der  Regentengewalt,  wiri 
das  Ansehen  der  Gesetze  (auctoritas  legum)  erlangt.  Demselbea  est- 
spricht  die  Pflicht  der  Unterthanen,  zu  staatsbürgerlichem  oder  Ter- 
fassungsmäsigem    Gehorsam  (obsequium  cirile,  $.  41,  957  u.  sSq). 


I  • 


X.      €  A  P  I  T  £  L. 
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WtelUt^ekf   nach    ihren   verschiedenen  Beziehungen.     Begrif  und 

Imfeng  der  Jusiiihoheii.    tVirkungaarten  der  Regierung  in  Bexieki^ 

uf  Oesetbe,     Misslraueh  der  Justiigeivalb.    AdnumeiraUwifuM&iWegl 

Bee/Usverffustmg  eonsiiiuiionetter  Staaten.  •  i'\* 

•  .      .  .     '     ... 

I)  In  allen  ilir^ii  Yeriiiltiitssent  soll  die  8taaA8regiep«i'iig»6ere€k*tig4ieiJt 
beo  QAd  Iiiiadluiben  ^).  Nach  ibreii  Tersdkiedenen  Be&eh«.iigeii,  iit  di^Mi 
lerecbtS^hett,  i)  entweder  Sffentlieli- rechtliche,  «nd  awar  «n^edte 
Nkerreditlidie  od^  staatsrechtliche,  d)  oder  privat  reohtlkhe«  Sie  ?<lkefw 
ditliche,  auf  das  RecfatsYerhiitmCs  des  Staates  aa  andern  Staaten  aioh' Im^ 
Miend,  geb5rt  in  das  Gebiet  des  YOlkextvchts-  Gegenstand  4er  sCatetts^ 
editlidten,  ist  das  Sffentlidie  Recfatsverhi^tnifs  zwischen  dem  vegicfendeaf 
d^  und  dem  YolÜ.  Die  priratrecbitliche'  Oereohligheit  besdiriMit  'sieh' 
Bf  das  Becbtsrei^iäitnifs  unter  Privatpersonen,  die  Privatbeziehiuigen  Ae» 
egiereoden  Snbjectes  mitbe^riffen«  H)  Zu  YerhStraig  der  Eigenmtdil^ 
od  Selbsthilfe  (der  StSmng  des  Reehtfnedens),  ss  Untersuehiing  der 
teehtshSndel  and  Yei^brechen,  zu  Bestimmung  des  streitigen  Rechtes',  nad 
«  Besttiafttng  der  Yerbrechen,  anch  zu  Yerhotnng  raSgUdier  Rechts vösJ 
Btauigen  tind  Streitigltetten ,  übei'häupt  ttm  die  Herrschaft  der  Gesetze  vnd' 
b  Bedktes  gegen  WiUh'Shr  in  dem  StaSatsgebiet  aufrecht  zu  erhsiten,  «ndf 
(iezQ  die  n6thigen  Anstalten,  YerfSgungen  und  YorkehniAgea  «i  toachen,: 
Ittehrt  der  Staatsregiemng  die  Justizhoheit  *)  (potestas  jndioiarin  SUf: 
irema  seu  sttblimis).  Ol)  In  dem  weitern  Sinn,  wird  auch  das  Reclrt,  G^e^* 
«tze  für  Rechtssachen  zu  geben,  darunter  begriffen.  In  ^ese^i  fiinn^' 
Kifst  bürgerliche  oder  CivilJnstizhoheit  das  Reckt,  GititGeselze  m» 
;dieii,  and  dii^  Rechtspflege  in  Sachen  der  bargerlichen,  sowohl  oopitela* 
^  als  auch  frc^wtkiigen^  Gericfatbat-kMr  anzabüdnen  und  ku  "verwaten^' 
^^St^kfrethts-  odei^CriminalfiobWit^erfminalGewiiit)  dasA^dit»' 
P^Ucbefitrsf^esetze  zu  g^ben;  und  dii»  ^ra%erechtigkeftsplle^  WzAord^' 
aen  tmd attBzütjftbn.  '  IV) Sie  Äusühtmg  derfcstirihoheit,  iste&igeiclffiidit 
^tf  la  litlana^jt  A*cr  die 'Wirhsamheit  reehtsbrÄfrige*  E#-» 
Kenntnisse  des  geh^rigeki  Itidhters,  sollte,  wie  diejenige  redttsgOÜlger 
Vertrügt  Äiletfthaa'Äen  «),  ^o  nicht  Ware  Gesetze  das  Gegeniheil  vw-J 
^dnea,  anerliattttt  werden«  Denn  geboten  und  geheiligt  durch  ^en  Zw#sh 
^»  Biditeramtes,  wie  durch  das  gemeinsame  Interesse  aller  Staaten,  daher  ge^ 
^^4ks  m^  geilten  TSlh^m  zu  alten Zäten,ist  der  Grundsal^^  äem^ftmdh 
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des  Richten  gebubrt  überall  and  bei  Allen  Achtang  and  Folge.  Y)  Dagcgenat, 

den  Fall  einer  nothwendigen  Prorogation,  oder  aurfFartiger,  fortwäutoder  ! 

oder  Torubergehenderi  Unterthanrerhältaisse  abgerechaet,  ein  Staat  nickt  acbl-  [ 

dig  za  leiden,  dafs  seine  Unterthanen,  als  Beklagte,  vor  ans  war  tige  Gerichte , 

gezogen  werden  (jos  de  non  erocando).    VI)  Die  aomittelbare  Aeofsenni  j 

der  Staatsregierangf  in  Einsicht  aaf  Ausübung  der  Justizhoheit,  ist  geset^i 

gebend,  anordnend,  fSrdernd,  erhaltend*     Hemmend  and  redt-i 

sprechend  soll  sie  nie  und  nirgend  seyn  ($•  55o).     Mifsb rauch  der  Ja- J 

atizgewalt  waren:  directe  oder  indirecte  Justizverweigerung  (f  169,  e), 

Einmischaiig  der  Regierung  in  den  Rechtsgang  oder  die  Entscheidung  »^ 

richtlich  anhangiger  Streithändel   (§•  378  u.  553),  Hemmung  oder  Vnio^ 

drucküng  der  gesetzmasigen  Wirksamkeit  richterlicher  Erkenntnisse  ($.  i6^\ 

ao  genannte  Hof-  oder  CabinetJustiz  (§*  373).     Hachtspruche  sind  zn  est« 

ichaHigen^  mir  wo  Ausübung  des  «uTsersten  Rechtes  durch  die  Umstiode 

begründet  ist  ($.  553>    Tu)  Alle  offeatliche  Rechtspflege  geht  Ton  den 

Staat  ans.    Aber  nur  yon  Gerichten,  die  unmittelbar  oder  mittelbar  m 

ihm  besetz  sind,  darf  sie  in  Wirksamkeit  kommen.    Yerwerflich  nach  lik 

geaiebem  Recht  0  ^  demnach  der  so  genannte  Administratir-  oder 

YerwaltungsJusti^weg,  die  Verhandlung   ui^d  Entscheidang  betfim» 

ter  PrifatBechtsfalle,  WMriiber  die  Regierang,  my  es  der  StaatsFiscas  oder 

die  JKwiinenrerwaltui^,  mit  Privatpersonen  in  Streit  befangen  ist,  iviA- 

eine  StaatsYerwaltungsbehSrde  oder  eine  Art  von  administrativer  Special*'; 

Commission,  mit  AusschluGi  der  ordentlichen  Gerichte,  ein  Mittelding  2v>: 

sehen  Rechtspflege  ui|d  Selbsthülfe.     Positiv  begründet  kann  er  nordau; 

und  so  weit  sejn,  als  verfassungsmiisig  errichtete  Gesetz^  ihn  verordae&A; 

Bei  dieser  aufserordentlichea  Art  der  Rechtspflege,  sind  JustizmÜsbriodM,- 

namentlich  Justiz vemreigerung,  ^n  so  wenig  zu  dulden,  ala   in  dem  g^• 

üichtlichen  Rechtsweg. ^>     VIU)  In  constitotionellen  Staaten  A)  moii  dii 

gnnze  Rechtsverfassung,  nicht  blofs  die  bürgerliche  und  Strafge<et^ 

gabung,  auch  die  Rechtsverwaltung  und  die  Gerichtsverfassung  *),  auf  p- 

SQtzMchcr  Grundlage   ruh^n^    mithin  hervorgehen    entweder  aus  Sutts- 

Grundgesetzen  oder  ans  Gesetzen    im   engem  Sinn,   gesduiebeaat 

oder  angeschriebenen,  unter  den.  letzten   das  Yernunftrecht .  mitbegriffea. 

AUe  pesitivea  Bestimmungen 5  welche  die  Rechtsverfassung  betreffen,  ;^ 

h&nm  aonach  in  d«a  Reich  theils  der  constituii^nden,  theils .  der  yerfassoop* 

ming  gpBsetzgebenden  Gewalt,  keine  in  jenes  der.  yollziehenden*    Sie  dSrte 

heia  Gegenstand  sejm  von  oberherrlichen  Willi^erklSrungen ,   die  mter 

anderer  als  Gesetzform  »ichemen,  namentlich  nicht  .yon  blolsen  Cabinet- 

oder.  KinisterialRescripten,  regjtosientär^n  .Yeriugungen,  Yerordnongen  oder 

9Q  genannten  Ordonnanzen  der  Regier^ge»  oder  AdministrativGevalt  ^l- 

Hierauf,  nur  darauf,  beiroht  die  rolle  Selbstständigkeit  des  Bichter- 

amtea  innerhalb   der  Grenzen   seines  Beruft    und   die  Unabhängigkeit 

seines  Urtheils  im  Rechtsprechen  (^  373);  nicht  blofs  auf  der  staatigniod- 

läsigen  od^r  gesetdichen  Bestiounung  (der  Inamovibilitat),  dafi 
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Ridiler  tkätv^  niclit,  als  in  Folgie  dnes  Ge^tzes  taM  ttt  get^nUMger 
Form,  ihres  Arotes  entsetzt,  oder  Ihrer  Besoldung  ganz  oder  zam  Theil 
beranht  werden  dürfen  0- 

«)  Justa  liBperta  sunto.    VergL  §.  «t7,  a. 

()  Pvttkr's  Lit.  IIL  384  ff.  470  ff.  KT.vnB^l  Lit.  $.  ii58.  i»8.  F.  Bxboxaw^s  oor- 
piu  jarls  ludiciarii  civilis  academicum.  Hannov.  1820.  8.  J.  J.  Mossa  von  der 
Landeshoheit  in  Justizsachen.  Franlif.  u.  LeipK.  1774*  4'  Sciisi]>sxa.vtsl's  Staatar. 
nach  der  Vernunfl,  HL  4  ff*  ^*  J«  Mai.di.akc  conspectus  rei  judictariae  romano- 
germanicae.  Notimb.  1797.  8.  J.  G.  Si^bxk*8  gericbd.  Procefk.  Th.  I,  S.  i5S— 
w.  G.  G.  Rö8siG*s  Politik,  184. 

r)  Kdttigl.  Jbaier,  Verordn.  v.  9.  .Ocl.  1807,  die  Gerichtbarlieit  fremder  Staaten 
betr.  Rheui.  Bund,  XQI.  iBu 

d)  Für  die  RechUkraft  und  VoUsiehuiigafähigkeh  der  von  muwairtifeH  eempeteaten 
Gerichten  gesprodieaen  Urtheile,  s.  Jo.  A&*.  Fbb*.  Haas  äUsß  de  .effectu 
eieeptionu  rei  yndicalae  in  ferritorio  alieno.  Gott  1791«  4«  PthrrBa's  Rechtsfl, 
B4»'IS[,  Tk  1,  Num.  947—349»  t.  Manins  pr^is  dn  droit  des  gens  moderne 
de  FEurope  (Gott.  1811»)«  §«94*  Ki'^am  droit  des  gens  etc.  {.  .59  et  65. 
T.IUnrTB  Abb.  in.CnoxB'a  u.  Jacv's  Germanien,  Bd.  ni,Num.  X.  P.  J.  Ä»Fbvbb- 
BAca'a  Themta  oder  Beitrage  Bur  Gesetsgebnng  (Landsbnt  1819.  8.)*  Nuia  H« 
Von  de»  «ngarischen  Geeetaen,  in  Schuldsacben^  s.  Job.  ▼•  Juvo's  Darsiell.  dea 
110^.  PriTatrecbte»  (Wien  i8ia  8.),  Bd.  BI,  j.  1181—1191,  8.  76«-8«-  Evkla- 
ning  des  Card.  GonsdlTi,  als  pS|pstLSuiatsSeeretira,  ▼.  ii.MärB  i8l»oi  y«BanpTs 
Beiftrige  snm  Staat»-  und  VÜherreoht,  Bd.  I  (Berlin  161&  aX  S.  ii3w  Sgb«a|.b 
eoiop..Volkenrecht^  fi.  i5S  £  MmxBHAniB ,  Ton  der  VoUstreckong.  «ines  von 
ttBcm  auslandiacben  Gericht  gefällten  Urtheils;  in  dem  Archir  lur  die  ciWli- 
ititche  Praiia,  Bd.  XTV,  Heft  1  (Heidelb.  i83i),  Num.  3.  Lotb  (bu  Gebuig)  ron 
der  VoUatreckung  gerichtlicher  Erkenntnisse;  in.  dem  Archir  ßXr  die  civUiatiache 
IPraiia,  Bd.  XOI,  Heffc  3  4  u.  Bd.  W.  (i83i),  Heft  1,  »wru  5.'  Orofthemogl. 
wAnburg.  .Verovdn.  t.  6.  Juli  1811.  Veirlrag  -  awiseben  Baiem  mid  Wflrtem- 
Wrg  T.  7«  Mai  i8ai«  in  dem  baier*  Regier.  Blatt,  1891«  Num.  d3.  Vertrag  .swi- 
tchea  Frankreich  und  dem  Bislhum  Basel,. t.  178»,  in  MAHXva  recneü,  IL: 93. 
JariidictionaVertrag  Bwiseben  Baden  und  HohenBoUemSigeiariiigen  ?.  19.  u.  90. 
Sept  1897,  bei  Makt^s  I.  e.,  Supplement,  T^i  XL  p.  3o3.  Tertrige  WArlem- 
btfg»  mit  HoheiiBoHertiSigmariagett  u(nd  HohenBOllemHediingen,  Ton  189^  (tor- 
sflglich!X  ebendas.  S.  178  «nd  970.  Verträge  swiachen  Frankreich,  und/ der 
MhwIUer.  Eidgenoseeiurhalt»  ii68^  t.  97.  Sept.  i8o3,  Art  id,  bei  Maann's  L  c. 
^*m>  peg-  368^  tt.  w  la  Juli  1898,  ebendäs.  T.  XI,  S.  66S.  Vertrag  ewisehen 
Baden  und  GH.  Hessen  r.  19.  Mars  u.  94.  Apr.  {1899^  bei  Mastis  L  c*  XIL  93o. 
-^•DsarM^s.  ZsenAmK,  in  cksr  angef.  Germanien,  BdL  B,  Num.X,  S«  999  iß  «r 
Bie  VöUfliehbarheit  laniersagen  .die  franaösischen  Gesetae,  mit  Ausnahme  «der 
Schweiz,  nach  den  so  eben  angef.  Verträgen.  VergL  fiode .  eiml  dea  Franfaia, 
•rt«  9193^  »19^  11«'  Code  de '  proc^dure  cir.,  art.  546.  K.  fransösisehe  Ordon^ 
saaee  de  1699,  .art  iBi.  •  Mbbuv  reeueil'alphab^iquedes  questions  de  droit,  T. 
m,  toc.  Jufffnmnti^f»  i4~~l9^'  Eievd&sä*  Repertoire  uniTersel  et  raisonn^  de 
iorisprudence,  T.  VI,  roc.  JuffemmU^  §.  a  K«  £.  ScBsm's  Einleit,  in  das.  bfir- 
Serlicbe  Becht  des  ft^ena^  Reichs«  Bd.  I,  S.  364  fl&  Mdnigl.  teisr.  Verordn«  v;  9. 
^  1807  (in  demr  Rhein.  Bund,  XDL  i5i«)»  trelehe  aufgehoben  ward  dtirch  eine 
Vtrordaung  Titai  9.  Jün.  1811.  KönigL  weHpk&L  StnatsraShsGutaehten,  in  dem 
Hliein.  Bund,  Heft  LVR.  SIttin.  40b  BadisehB  Verordn.  t.  5.  Mai  iSiS,  f.  tc«  In 
dem  Bad.  RegierungaKAtt  i8i3^  St.  XVU.  —  Dieser  GegensUnd  TerdieBt,  unter 
dea  t  Bmidesstneien  gleichförmig,  duMh  allseitig«  üebereinkunft  beatimmt  au 
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wtrtei.    Vergl.  Emwurf  «uw  6taAi8T0rir«ii  Ober  die  gtgeaieit^ai'Gcrkkivcr. 
Vjsifnjffü  iweier  benachbarten  Staaten;  in  FBvsaBAcn's  angef .  Tbemk,  Sub.  MH 

«)  YergL  t.  &5o  und  367.  Stbubbv's  Nebenstunden,  Tb.  m,  Abb.  t3,  f.  s5,  S.  9! 
J.  G.  SiBBxa,  Ton  der  Macbt  der  ReicbsstSnde  und  GeHcbttberrea,  SelbaBeckt 
SU  Spreeben,  S.  90— it9.  STavssv,  in  der  unten  {•  3^6  ai^iH  Abbandl.,  Secl 
m,  insbesondere  $.  aa  u.  f.  &  Frbr.  t.  Wann  über  Verwaltung  und  Jaito, 
und  über  die  Grenilinie  awiscben  beiden.  Maunheias  iSad.  a.  Auft  18S0.  h. 
K.  T.  Pnaaa  über  die  Gränaen  awiscben  Yerwaltungs-  und  C^tü-Jusös,  n^ 
über  die  Form  bei  Behandlung  der  Verwaltungsiustia.  Ulm  i8a8w  8.  Von  4ea 
rechtlichen  Verhältnifs  der  Justis  und  der  Administration,  sism  Zweck  euer 
genauen  Sonderung  des  amtlichen  Wirkungskreises  der  Gerichte  und  der  Ter 
waltungsbehörden;  in  B.  W.  Pnirraa's  pract.  Ausftihrungen ,  Bd.  OL  (Hai- 
norer  i83i.  4*)*  ^-  Aaxns's  Staatsr.  der  constitutioneUcn  Monarchie,  IM.  IL 
8.  aa6  ff.  HLDaia ,  die  SelbsUtandigkeit  des  Richteramtes  XFrankf.  i83s.  a) 
a  ^  tt  u.  S.  17.  Wider  d«n  üafiig  der  AdadnistivlftrJiirtia  ms  Fraakrckk,  ib 
man  F.  N.  Batovx  de»  «onflile  ^u  Perapietement  de  l'amt^rMndminittMiiie  »ur 
le  pouT^ir  judiciaire.  l^ris  iSs8.  a  ^L  4.  --^  Von  Verbanuag  ätt  SfnkiGe 
Häktt,  V.  Aasnv,  Bd.  ■,  S.  aa.  Hsltan  a.  a.  CK  S.  69  £  —  Von  den  BsAti. 
bindefai  des  MaatsFüem»,  §.  474  u.  477,  u.  der  X>eiwinaiiiWwalrnn;  ,  §•  <9>*  - 
Von  dem  Vnlttreeliied  lmtis<4ien  Jb^Mmn/t^  und  Justtasaehen,  ^  875;  wmtthn 
JMstt^  und  Justissarhan,  i  38^  C  —  WMer  die  AdminlstrativJualb  a.  Anmi » 
(OberAppeü.  6er.  Prlsidealen  «a  Casvel)  practisohe  Auslübnii^aB,  Th  E 
T.  AaAmr's  Stiaalr.  der  conititutlonellan  Steaien.  Th.  S,  8.  a3&«  AnsUr  für 
die  cttiUsliseba  Praiis,  Bd.  m  <eeideib.  ittto),  6*  ^74— 999. 

/)  K.  freu9^di9  CabinetOrdve  -▼«  a7.  Ort.  vBao,  in  der  pranla.  'GaaeluunaL  yoi 
i8ai,  8.  %63,  n.  GabinecOrdre  v.  4.  f>Bbr.  «Saä,  Aendas^  ^Sa9,  S.  «4.  lüberfs 
^TOtt  unten  \,  47<(.  Plwuft.  OabinetfOvdras  wegen  unfreiwiUiger  DienslHlI^ 
anag  der  Givflbeanftten  auf  administrativem  Weg,  ^4  ai.  Febr.  s8a3  >s.  af.  Sept. 
i8a6  a«  unten  $.  4f4,  b.  GR.  ^stUclm  DfeasOnstmction  der  A^niimitrstiyfliim 
tm,  ▼.  tft  Not.  i8ai,  j.  la.^  ia  dem  Regier.  Blatt  ▼.  iBal,  Nm.  57.  —  C  E^^ 
W^anr,  Dafatalltfug  sbs  bajanaebeci  VeiMifena  in  nddbiiit  11  atiT^jontealiöse« 
BaebtMchen.  NOirab.  aSSii  &  ^'  Aveh  ro»  'der  i»  genannten  adminisimlin 
Becblipicga,  §ei^«ftfaan  db  »Fraamean  daa  Wort  /«Kjüfrtioü  nnd  Jmr&fndmct , 
i;  B.  um  Atiribntionon  und  GmudaMse  des  Gtaatsmibs  und  dar  beidea  Ma» 
«Mm  an  beaeichnen.  €.  llAacAaL  •Mmans  -de  furiqimdanee  adawuiiricife. 
nrla  i8t8.  a  J.  B.  Sibbt  dm  eenseil  Mwt  srtoa  la  aimt  In  ^mnatiiutionnsB^  0« 
Noiione  atur  la  justice  d^ovdre  p^tique  «et  almniiitinitifc  Paria  sBia  4«  1*  C 
loonnata  eode  de  la  compötence  des  aotoril^  oenHiliidis»  «h.  3QU  ^  «Si»  ^t 
1^,  87  et  auir.  (C  J.  Boam)  Droit  public  hmn^m^  mt  Oodt  pnGtifM,  ^*^ 
m^te  14  4t  S»  •6*7,  640  et  suIt. 

f)  Biafr  und  wann  wegehi  Bescbwarden  über  Justiafepweigtnmg  Xi«  l^^ «)  la  te 
ao  genamiien  AdmfaiistrativJiHtkweg,  Recurs  an  die  BmtdeiieirfimBifcliay  ft*» 
inde,  ••  oben  f.  169. 

A)  Va^  die  Uierüeke  Verfliss.  ürk  ▼.  i8ta  Tit  VB,  ^i  a$  Tit  ¥111,  $.  t  a.  i 
Wlttumbergudm  r.  1819,  {.  88  C  GB.  Htsisakt  v.  1800,  An.  7a*  u.  fi,  di«.  il^ 
Saabsen  m#duiiy.  landacbafU.  Grilndgeeela  ir.  1899,  Aat.85  und  io5«  EtFkesM' 
Vevibsa.  Urb.  ▼.  5.  Jan.  x83»,  §.  iit  iL 

•I  Biarke*ri0eke  Verihss.  Vrk.  ybn  iSBi,  §.  lao  £  Bie  0»nMUiei^>#M«^  tötriAty 
Ofganisatton)  iat  die  bestimmee  Ordnung  dair  Aaiiehta,  in  Abafeht  aaf  ik«f  £" 
aammenBetaung,  den  Umihng  ibror  Wicbsanikeifc,  Und  wbr  Varbiltnift  w  vm- 
dnr.    Ihre  Bestunmung  ist,  der  Justia  in  ibvem  'Ocgan,  oinem  dar  tn^  ^ 

>    vmsendiobsten  Boataadtheile  jeder  Staatsordnung,  nlebt  mehr ,  aber  aack  m^ 
Kraft  au  Tersobaflen,  als  «dtUg  ist^  dio  Idee  und  «snaehdt  deiBsfibu 


Ir  itm  g«M«a  Ünrfavge  iü^  ^taüifjtolMelie»  f^eHeiMl  tu  ma^k».  --  Die  Cbttefial' 
Fflcm  A»  Gcric1i|»(bt  tdift  sicfamte  fibr  die  Reditopllei^,  liei  yerlilltitfftiiils^er 
AnsaU  der  Richter,  besonders  in  höherer  Instans.  «Bkogna  che  i  giudkl  siano 
asiai,  perch^.  podii  seoipr«  fani^  9  «lodo  de'pocfaiv.  MicctuvilAi ,  disc#ri& 
sepra  Tito  liyio,  üh,  X»  e.  71  in  *.  Opere  (MHwio  töo4V  VH,  p.  a&  J.  B.  Sae- 
TOBivs  D^utachlands  Rechtspflege  durch  GoUegiaM^mcbte,  ihre  NHur  und  Ver- 
hältnisse. WOnhurg  iß3a.  Xli.  y.  ad8  &  a 

0  (P.  Ja  A*  t.  Fjivana«Gn)  pie  GflricbtST^fasstti^{  eines  conslitutioncllett  Staate», 
kann  sie  durch  bloCse  Verordnungen  jrechtsgifjtig  geändert  werden  (üiam^ 
i83o.  8.x  S.  3  ff.  \.  Kf^tvs  a.  9^.  Q,,  Bd^  II,  S.  1^7.  Hkaiov  ^  Pawut  de 
rautorite  judiciaire  eh  Franke«  Paris  1818.  4»  Veber  dasflecht  der  Regierungen 
constitutioneller  Staaten,  in  Beiiiebang  auf  Organisatiou  der  Geric^t^  Di^ruist. 
i833.  8.  Auch  unter  dem  Titel:  Reitrage  fiun^  canstit^tipiieUen  teutscben Staats- 
rechte, Heft  2. 

/)  Kaiserliche  Wahlcapitulation  seit  1790,  XXIV.  i<^  ff^Meckuchtr  LandesGrund- 
▼ertrag  yon  1816,  \,  i5,  lit.  h.  Baier,  VerfassungsUrliunde  von  1818.  Tit.  ß. 
f.  3.  0^1Strtemher^sche  von  1^19,  J.  46.  Gfl.  hessische  von  i8ao,  Art  64.  Kur- 
hessische  von  18S1 ,  f.  5^  f-  ^*  JUenSurgische  v.  i83i,  $.  46.  Französisch» 
ConstittttSoneh,  ^.  1791,  eh.  S,'  $.  a;  v.  1796,  Art.  «065  v.  1799,  Art  68;  v.  1814^ 
Art  58;  v.  i83o,  Art  49.  v.  Aaxnv's  constitutionelles  Staatsreeht»  fortgesetat  durch 
T.  RoTTXCK,  Bd.  n,  Abth.  1,  S.  ai5,  Num.  3.  Wegen  unfreiwilliger  Entlassung 
oder  Entsetzung  der  Justisbeamten,  verweiset  das  preußische  Allgemeine  Land- 
recht,  Theil  n,  TH.  10,  $.  io3,  auf  das,  was  im  17.  Titel  (soll  wohl  heilsen,  tm 
10.  Titel,  f.  d66  C)  ttn4,  in  ii^ip  ^oceibordnjiMig  bsatUomt  iat« 

§.    567.  '      (287.) 

B^ijpUs0  und  Hauptiheäe  der  JfuHtxJioheU»  Jh'iuäegirier  GtrichUUmd^ 

t)  Zu  der  Jostizliobeit  geboren:  die  Anordnung  der  Gericbte,  in 
mehreren  Instanzen  oder  Gerichtstufen  «);  die  Aufsicbt  über  die  Ge- 
richte, <tow6hl  über  die  dabei  angestellten  Personen^  als  aucb  über  die  gesetaB- 
nubige  Becbt-  und'  Gescbaftpfiege  (GericbtVisitatiohen) ;  die  Bestimmung  der 
QQtergeordneten  ricbterlichen  Gewalt  od^r  der  Gerlchtbarheit  ^) 
(potestas  jndiciaria  subordinata  s.  subaiterna,  jurisdictio).  TS)  Alles  dieses,  in 
i>ürgerlicben  streitigen  Rechtssachen c)  (Civilgericbte und  CiyilGericht- 
barkeit,  jorisdictio  civilis  contentiosa) ;  In  peinlichen  Sachen  (Straf-  oder 
CrimihalGericbte  und  Gerichtbarbett,  jurisdictio  criminalis} ;  in  nicht  streitigen 
Sachen,  in  Sachen  der  so  genannten  Freiwilligen  Gerichtbarheit  (Rechts- 
p^izei,  Bechtafürsorge,  jwriadietio  civilis  volontaria),  zn  Verhütung  mog^* 
üeber  Recktsverietziingeii  and Streili|gtieiten  ($.379).  111)  Privilegirter 
oder  eximirter  Gericfatstand  (privilegiom  fori  s*  forum  exemtum),  gilt  noch 
lim  und  wieder,  für  bestimmte  Personen  oder  Sachen.  In  der  Regel,  wi- 
derstreitet er  dem  heutigen  Bildungszastand  und  dem  Bechtsgefuh)  der 
Tentschen  ^,  IV3  P^iemand  darf  seinem  ordentücben  Richter  entzogeni 
Niesiaad  and^  ab  g^yeUmärig  verhaftet .  ped  bestraft  werden  ($.  ^59), 

')  Von  den /lUteitHefT,  ton  det  Sahordhtaüfm,  thnetirrenz  und  Präveniüm  der  6er!ehte. 
SuMia  a.  tt,'0.  S.  148.  sai  ff.  169—996.  'Bm'erisehes  Edrct  über  die  Gerlchts- 
Teifassunqg;  vl'^.  Jnl;  r8o8,  fn  d.  Rheid.  Bund,   XXffi.  ao6.      Ein  statistiseher 
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larUcke  Ueberticbt  de«  JmtiaOiymiMiw  dtr  simmtlkliai  dcuticlMft  Buiiici- 
fUalen.    Leip»  t836.  FoL 

h)  Perm't  Lit.  DL  386.  KtfesB^t  Lit.  |.  1159.  Fa.  Ek.  PvnvDOBr  de  )vradk. 
tione  germanica.  Lem.  1740«  ttc  1767.  8.  F.  6.  Löbbtmav's  System.  EnhnckcL 
der  gaou»  Lebr«  Ton  der  inrelü.  sowohl,  als  lurebL  Gericbtbarli.  Haue  177$.  8. 
J.  D.  MiTxa,  esprit,  origine  et  progr^s  des  instttutions  )udiciaires  des  pmctpau 

.     pafs  de  l'Europe.  T.  L  —  VI  a  la  Haje,  1819  —  181«.  a    Paria  i8a3.  5  toI.8. 

e)  Aus  der  blofsen  bürgerlicben  Gerichtbarbeit,  entvricbelte  sich  ebebia  m  Tentidi- 
laMd  die  ZdMdeskohnX  SraüBBv^s  Nebenst.  IV.  1.  J.  J.  BnasABi»*«  U.  Ausfiik. 
mngeiii  I.  18.  (▼.  Tböltsch)  Gedanben  von  der  Unmittelbarbeit  und  Territoiül 
Gerechtigbeit  (17O6.  8.),  §.  7  —  i3.  BLtsEa^s  Geschiebte  der  Gerichtdebei, 
Erl.  1785.  8.  Daher  betrachtete  man  den  Besitz  der  Gi?iIGericbtbarbeit,  ab  da 
sieberste  Merbroal  der  Oberbotmfistgbeit.  Mossa  von  der  Landeshoheit  in  Just» 
sacfaeBi  67.  Ceambe  obs.  1.  p.  946.  Ebendoss.  Nebenst.,  Tb.  68,  Abb.  1. 

i)  Die  Königl.  sddu.  Verfass.  Urb.  >•  i83i,  $.  55,  Terheifiit  Anfbcbiinglder  priTÜe- 
girten  Gerichtstande,  »so  weit  nicht  einselne,  auf  Vertrigea  oder  besoaden 
Verbiltnisaen  beruhende  Ausnahmen  noch  femer  nothwe&dig  bleiben.« 


§.  568.  (28a) 

AdnUnistratmrisehe  9md  PairimönialGeriehAarkeä. 

Die  Gericbtbarheit  wird  verwatlet  a):  1)  entweder  Terraoge  einei  ron 
dem  Regenten  erhaltenen  Auftrags,  als  AmtpiUcbt»  ron  landetherrlidteo 
AkstizCollegien  oder  Jostizbeamten  (jarbdictio  administratoria);  a)  oder 
hraft  landesherrlicher  Yerleibung,  ansdrücklicber  oder  9tiIJi$cbweigtD<lcr, 
als  eigenthumliches ,  immerwährendes  Yorrecbt^  yon  ansebnlidien  Grood- 
eigenthümern,  theüs  physiscben  Individuen,  theils  Gemeinbeiten  (Erbgendt- 
barkeit,  Hofmarbgerechtigbeit,  jurisdictio  poitrimonialis,  praedia^erif  1  in  (^ 
wissen  Fallen  aucb  dotalis,  z,  B.  bei  Pfarrgerickten ,  durc^h  welche  der  j^ 
desmalige  Pfarrer  die  Gericbtbarkeit  rerwalten  lafst,  die  abademiscbe  vai 
die  Stadtgericbtbarkeit).  Diese  wird  jederzeit  als  einer  Realität  anklebend 
betrachtet  ^).  Der  Gerichtherr  yerwaltet  sie  in  eigenem  Namen;  entwe- 
der, bei  gehöriger  Qualification ,  in  Peraon  <^),  oder  durch  einen  Geridit- 
halter  ^  oder  Justitiar  (jurisdictio  mandata). 

m)  ^roOier  Gewinn  ist  die  Aufhebung  oder  Vermeidmig  c&meurrtrembr  Jvrii^O' 
Jien,  und  die  Bescjiranbui^  der  hesaadem  Gericbtstande.  —  Sporteh  werte  «r 
hoben,  nicht  als  einsige  <^uelle  dee  Unterhaltes  der  Gerichte,;  sondern  sl<  <" 
masiger  Beitrag  dasu. 

i)  Eine  seltene  Ausnahme  ist  es,  wenn  dieselbe  ime  praedio  rerlieben  i»t  ^^ 
der  akademischen  Gerichtbarbeit  der  Universität  Leipzig,  s.  Wnsiui't  k.  üc)a- 
SUator.  Bd.  II,  §,  160  f. 

c)  J.  G.  SiäBka  ton  der  Macht  der  Reichsstinde  und  Geriebtsberren ,  selhit  Beckt 
au  sprechen,  §.  a56  fL  J.  H.  GaiJtt  diss.  de  femiaa  jurisdictionem  |lat^mow^ 
lem  ezercente.  Arg.  1706.  4»  Koai's  Theorie  des  sachs,  bürgerL  Procättet,  Tl^' ' 
(Jena  1819),  §.  96.    Eigene  Gericblrerwalluiy  wird  dem  F.  Gericktherm  ^ 
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fCttHttC«  Ib  d€*i.GH.  8.  WdnurrEiMiitch.    StirwizmaV  öffiAtL  B«eiK  lUiMl^ 
bcn,  i  S.  i5a 
)  Er  wird  als  mitteUMurer  Staatidieiier  betraclitet    Rmroi^t  BeitrSg«,  Tk  IL  Kviii. 


§♦   569^  (289.) 

Fortsetzung. 

Die  PatrimOBialGericlitbarkeit  <<)  iat  jetzt  eine  dingUche  Be- 
ogniTs,  das  Richteramt  C^as  bürgerKclie  allein,  oder  aach  das  peinUche) 
lurch  geliSrig  ^alificirte  Personen,  nach  den  Gesetzen  des  Staates  ^J,  anter 
lesien  Obet*aaf$iclit,  in  erster  Instanz,  innerhalb  eines  bestimmten  Bezirkes  O 
aierwalteiu  Begrenzt  wu*d  sie,  durch  die  höchste  Aufticht,  die  gesetz- 
l^de  and  höchste  ExecniitGewalt  des  Regenten,  so  auch  durch  eine 
iShere  landeshan^liche  JurisdiGtionsBefagniTs*  Es  wird  dazu  ein  besonderer 
lecbtstitel  erfordert,  und,  als  Ausnahme  ron  der  Regel,  ist  sie  6in* 
ichrankend  zu  erklaren.  Wegen  Mifsbrauchs,  kann  die  Priyation 
rcrfügt  irerden  ^  Derjenigen  Gerichtbarkeit,  welche  den  Mitgliedern  des 
EUgentenhauses  auf  ihren  Paragien,  und  den  Standesherren  in  ihren 
iUodesherrlichen  Bezirken  zusteht,  sind  meist  minder  enge  Grenzen  gesetzt, 
dl  der  gemeinen  PatrimonialGerichtbarkeit  In  der  neuem  Zeit,  besonders 
wit  AuflSsung  der  teutschen  Beichsyerbindung ,  wurden ,  in  yerschiedenen 
teotschen  Staaten,  der  PatrimonialGerichtbarkeit  engere  Grenzen  gesetzt; 
a  etlichen  ward  sie  ganz  aufgehoben  ^). 

i)  Pdnn't  Lil.  m.  97a.    Kx^bu's  UU  $.  io59.    6.  L.  HoirBa's  Geschichte  und 

Wfirdtgang  der  teatschen  PatrimonialGeriehtsbarkeit,  mit  besonderer  Rfidisicht 

auf  Baiara.  Landshüt  1804.  8.     B.  W.   Prsurrsa  Ober  die  Grensen  der  Ciyil- 

PatrimoniallttrisdictioD.  Gölt.  iBoöw  8.    £.  H.  WAcasaim's  Versuch  einer  System. 

I>arstellnBg   der   PatrimontalGerichtsTerfassung  der  Rittergater  nach  gemeinen 

vfld  tScbs.  Reckten.  Leipc.  1808.  8-  2.  rerm.  Aufl.  1809.     Eichhobh's  deutsche 

Stuu-  und  Rechtsgeschichle,  Th.  I ,  §.  357.     Wsissa's  Ubrbnch  des  k.  sSchs« 

SUattr.,  Bd.  I,  (.  116  IE     Rhein.  Bund,  XXXIX.  45o.  XIÜL  109.    XLVIL  309. 

GlGol's  Erläut.  der  Pandecten,  III.  60.    MAt.Bi.Aifc  1.  c.  §.  75.     Die  Patrtmonial- 

gerichtoyerfassung.  Qnedliab.  i83i.  a     Die  PalrimonialGerichtslfarkeit,  in  ihrer, 

dem  Gemeinwohl  nachtheiligen,  Vemimft-  und  Rechftswidrigkeit.  Leips.  i83s.  8. 

^*  W.  NsuvABS,   die  PalrimonialGerichtsbarkeit  im  Lichte  unserer  Zeit.  Leips. 

i835.  8.  —  Die  PatrtmonialGerichtbarheit  ist,   auf  Seite  des  Gerichtherm,  rer- 

erbbar  and  Teräulserlich.    Ptkiffbr  a.  a  O.,  S.  XXI  u.  f.    WiCHSMurH  a.  a.  O., 

S-  11.  ^  Die  P.  Gerichte  werden  jetst  fast  durchgehends  als  Unterobrigkeiten 

(nicht  des  Gerichtherm,  sondern)  des  Staates  betrachtet.     Daher  hat  swischen 

ihnen  und  den  Staatsbehörden  anmittelbarer  amtlicher    Verkehr  Statt,    ohne 

Vermittlung  der  Gerichtherren,  und  die  Verpflichtungsformel  der  Gerichtver- 

^ilter  ist  dieselbe,  wie  bei    den  von   dem  Landesberm  unmittelbar  beetelt- 

^  Jnstisbeamten.    Von  dem  jure  fisti  adelieher  Erfogerichte,  Pmrsa's  Reehls£ 

7*  ^99*  ^  Gnmdherrliche  Beobte  von  anderer  als  gertchtherrlicher  Art ,  sind 

"><^Ht  als  Ausflüsse  der  P.  Gerichtbarkeit  ni  betrachten.     WACBsmim  a.  a.  O.^ 

'^*  ii3  f.    H.  WiascBisoEa*8  Darstellung  der  Entstehung  etc.  der  Patrimonial- 

(^ricbtibarkeit  m  Bayern.  München  18^. 


S68  n.  TbML  X.  €ap. 


Up  MMm^Mf/b  VnuiiM^Bi  nki%L  MMnAv  YMii^  ab 

piege  in  lUbaiem,  Korpfab  u.  Henburg  betr.,  t,  6.  Jas.  18071  in-^te  Wir. 

.     Sef^n^tbL  180%  Hum.  t6.    Bmmr.  £die^  die  PatrimonilGencMbiiflck  Vctr. 
V.  a  Sept.  1808t  in  «1.  Rhein.  Bnnd,  XXIV.  35o.     Baier.  Edict  über  dk  Amfib.  i 
der  gutftberrl.  Gerichtbarbeit,  ▼.  1(1.  Aug.  1819;  in  dem  Reg.   BL   181s,  H.  ^8, 
Bainr.  Edict  über  die  guUberrL  Gerichtbarbeit,  ▼.  96.  Mai  1818,  ab  BeiL  6  a 
der  Verfasa.  Urk*  ▼.  1818.    Baür,  Oeaets   wegen    Aufhebung    der  ftogmui-  . 
ten  Edelmannsfreibeit,  Ton  so.  Apr.  1808«  in  dem  RegieningtBlatt  dei  folgeadn 
Jähret,  Ifum.  6.  L.  r.  Danen  Oruadaage  dt«  baiefcSlaatsrecht«,  {.83  ff.  Prnu. 
allgem.  Landreeht,  IL  17.  4*  ^    Preuss.  allgemeine   Gerichtsordttnng,  L  1.  io5.  \ 
'  i  4f .  58  fll    Von  dem  GH.  S.  fß^bdmarBtitmäk  g:  ScnwcmmTa   alftatt.  Recbt . 


I  dntelben,  L  i«  96  ff*  —  Vo*  den  doNigen  Stadtrithen  n.  Sttdtgtricliiet  i  j 
ebeodas.  $•  99  —  io3;  und  im  Körnig,  Sachsen,  Vixtm^%  angef.  Lebrb.  %.  iii  ■ 
Tob.  Jac.  Riiini4aTv  dist.  de  jprisdictione  crritatum  municipanum  Saioolcarua  | 
Erf.  1734.  4-     SravBBB^t  Nebenst.,  Th.  V,  S.  457  ff. 

k)  Zuwefle^  Ist  diese  Gerichtbarleit  eingetcbränkc  auf  etntctne  Hftft^  Räfheita, 
H.  d.;  JttrMdlelio  c^eMMwepft^  paiafiä^  ZmM-  oder  PfM^erkkt,  Vmg ümUihä  vmt 
Brt»*  oder  EM»r#>  mü  TlOr  umd  Angti  lm*MoMe$^,  oder  nih  PflUen  hcttrida 
Vogteit  Betßmg  oder  Bifang.  J.  J.  Bsca  tr.  de  juriadictione  rogtcrpc«  inaM^ 
p.  34»  S^"*  Stbtk  de  jnritdictione  eircumsepta.  Francof.  1670.  Hsfb.  Hooi* 
BRAVO  de  jurisdictione  emphyteuai  Gcrmaniae  annexa.  Alt  1790.  1.  X  Bus*; 
niiu>*i  kL  AuiAihrungen,  £  16.    £rroa*B  hl.  Schriften,  IIL  393.     PinrtBVMr  jt 

'     j^iidict  g«rm^  p^  doS^  696.  686.    Von  dem  Wort  Et^t,  s.  Sßaumm'a  eorp.  jnn 

. '  *p«bL  Snliab.  <i799.  ^  S.  160»  Fvina^a  MolibenSnmmlui^,  S.  89.  Ualuci 
gjosaar.  germ.  ▼.  Bifat^. 

d)  G.  H.  Mtuvs  diss.  de  priTatione  jurisdictionia  ob  ejoa  abusum.  Lipt.  1755.4. 
Cbaxxr»  T.  L  obs.  3 16.  5.  i5. 

^)  AufgeböbM  ward  die  P.  O.  hi  K8nt((r.  fritrtemBeri>^,  durth  ein  GettertlKesenpt 
▼.  lo.  Mai  1809,  in  dem  wfirtemBerK«  Kegler.  BL  18091,  S.  189)  M  jMMUn 
^eki*,  dureh  daa  Ovf aniaationaEdkt  ▼.  18«  f>e(^  1810«  in  dem  Rb^ib.  Bead,  UL 
98.  LIV.  383|  im  GroCihtraogth.  Bad$n,  dwreh  Veramin.  r.  i.  Jun.  a8l3,  ^i 
bad«  Reg4  Blatt«  i8i3,  Num.  t5*  Auch  im  Grofaheraogth.  Btrgt,  'durch  Dccret 
T.  ift.  Jan.  i8i9t  in  dem  Moniteur  utiiversd«  1819,  n.  .19;  «•  in  d»  ehaniAHö- 
nigr«  fVestfkaifn.  —  In  dem  Königr«  iAuMoarr  wardtie«  nadi  einem  Imä^- 

•  Beachlttfa  ▼.  1811,  wieder  hergeatelU,  doch  mit  Ananahaw  der  pciDiicheaG^ 
ricbtbarbeit«  die  nur  den  mh  P.  Gerichtbarheit  TeraeheBen  SfSdten  gdancs 
waH.  iTaiwAwr.  Patrim. .GerfdillOrdn*  r.  i3.  Mflrs  i^ihU  Dagegteil  blich  lii  in 
dem  Heraogtbum  Brumuckwedg'^  selbst  nach  dem  Wunach  der  rotmsÜgm  6^ 
richtherren,  an%ehoben.  «•  Ai.nx.  MöL^aa«  die  klaten  GrOadn.  mÜMW  Sk  JSfor 
thomagericbteu    Neuatadl  ••  d.  Orla  i8a6*  & 

« 

§•    570#  (t29o.> 

Gericht,    Pogieäichkeii*    ttmf"  und  öemc^mde/k^rrscktft* 


•  ■ 


Enehin  «},  wie  noch  jetzt  bie  nn^  da,  ward  nnt^r  urtliokem  Ge- 
ricktsEWMigy  Gericht  oder  Yogteilichheit  meiet  etwi»  mehr  rentaa^^ 
«la  dt^  AneSbitng  dtr  GeriöhtbArkeit  10  den  eifjentlichea  Stmii  ißt  Ao»- 
beMuPa  der  peitrKeben  Gerichtbarheit,  rerstand  man  damnler  eine  locai^ 
<^bri^heit1iche  Gewalt,  ^ine  untergeordnete  Begienmgsgewalt  (Gei>ot 
und  Yerbot,  Herrlichheit),  hurgerliche  Ordnung  zu  erhalten^  und  die  läien^ 


JuaiizboMt  I  4Mi9 

iifiMr  iiiMififcirrt  (j  aMv  c)^  Dm  PtaJioiiiiiC erJcfctWt»  tetncket« 
man  wi«  eine  Ort«  odifr  Uttterobrigheü,  Mr  Mlrgol*KcM  RechUlfibMlel, 
Gericlitbai^fceit  in  nicht  streitigen  Sädiett  und  ArtficKe  Pölizef,  seine  IKefiist- 
hemcbaft  als  Gericht-  unJ  Ortl'blizeilierr schafft  Torzufflicli ''war 
dieses  der  Fall  beider  Dorf«,  und  GameiAdeilierrsohaf^  wbeao9ier9 
ja  CmA>namtr*  oder  venniurhlai^  Orltn  ^> 

a)  Fnilier  nocb,  Tor  Entstehung  der  teutich'en  Landeshoheit,  war  4i^  ^*  .G*  ein  in 
der  Gutherrschait,  oft  auch  in  der  Stadtverfassung,  b^ründetes  Recht, 

i)  Geislbb  de  landsassiatu,  lib.  L  37^  Piffsv^obf  de  jurisdict.  gemk  p.  «93.  sqq. 
J.  J.  RnsnAftD*»  Ausführungen,  L  53  IC  G.  F.  Dxnruv  diss.  de  singulari  cus- 
todiendorum  ignium  ciirfi  et  inaptctione,  S^ct,««.  ^.^  ö'-S.  SnBsamKu  Beitr. 
L  Mg.  RönsR  von  Erbgerichten  und  Lehinyogteien,  211.  LoasrnAv  a.  a.  O.« 
6.  5o  £  T»  B6iow*a  u.  HAavMinr's  praeU  ErörStr.  Th.;I.M]ü||mw  4i/  BnTSL'a 
praxit  aifrea,  L  376.,  1S95.  J.  X  Jß«CK:tr.  de  jurisd^^idpie  ,v«|gt«jiei|,  in^Wf^^t^» 
414.  62^7.  £sTOB*i  kleine  Schriiteiv  m.  394,  )C.  G.  T^uffsl  d^a.  ide  jarisdic|ioi^ 
communitatis.  Alt,  1719-  4*  ~;  ^  Absicht  auf  den  Vmjang  dieser  Dorf-  und  Ge- 
meindeherrschaft, so  auch  der  VogteiUMtit^\%i\iL  einzelnen  Ftdien  iM  Get^etril, 
Vertrfige,  «nbestrittenes  Herkommen  und  Besttntand'  RfklMfii^t  Bn'n^iiiftea^ 
nach  d* Regelt  tantum  peasessuia^  qnantnm . ysmeseriptuwip  tM  l^e,  «•nsnetndbe 
sut  pacio  acquiaitua»  J4i»cii,diss.  4^  junsdict*  Vngjtbeiy»  c.  3^  §.  3*  ^  Tno|Uf 
Entw.  d.  fuld.  GerichtSTerfass.  (Frkf.  1784:  .8.),  |.  i3.  Freuss.  Publicandum  t. 
18.  Jun.  1798,  die  Dorf-  und  Gemeindeherrschaft  (in  den  Ffirstenthiün.  Ansoäcfc 
o.  Bairettth)  betr.  Preuss.  Declaration  an  die  Rittei^claft  des  FüVsrsnth.  Btf- 
reuth  T.  1«.  Aog.  1801,  j.  ii9-^f40w  BiiktfMie  Verottdti«  ^  «SL  t>€c^  1807^  di^ 
Dorf,  md  Gewsind^ierrstdiaft  in  temuHkten  OSrten  htko^  iÜiein.  Bnnd«*]U>r>il9& 


.  I 


t 


>   u  '•  .:  '  »>  A 


AusserorderUliche  und  pariiculäre  Gerichihark^ü.  .  , 


Neben  derorde^ttfchen'  GiertcMbal^lteitV>^rd  biä  und  da  iilb  GtkWt^ 
karkeit  über  besondere  Clässen  toti  l^erioiien*  ofiei*  Sacbt^i^;'dairiA 
aarserordentlicke  Gerichte  verwaltet«»).'  IJahih  geMreot  die  Lebii.^, 
Militär-,  Universität.,  Hofinarschallamt'-,  Jiiden-,  Gast*,  Kkndiib-:  W\Msbisci^ 
^ht-^  Znnft«,  Hols«)  Porst-  nod:  Jagd-^  BeBgw«fei<i^»  Waaser^v  FisiAHi:^ 
Gemeinheit-  und  MaVker-,  Erbzins-,  Feld-,  Go-  nnd  BajjeQerlcllte^  M^di»te 
Gerithte  *)  u.  d.t  auch  die  sogenannten  BaücrgidricHte  c)',  ^föKe 'der  Auf- 
QCht  des  Staates,  unterworfen,  nhd.  derfsn  Sentenzen,  in  der  Be^^el,  ajppel- 
U>el  sind  d).  Die  Competenz  dieser  Gerichtet  ist  nicht  ^op  glei^c;oi.j9ni- 
fiagk  Einige  düirfita  sich  nur  mit  gevriasen»  «oag^noaunenen  nlid« b^iselti* 
ReektsMhea  betofaiftigen;  ander«;  init  allen  bürgerKchen,  wohl  Meh  ]ptin- 
Htken  Rechlsachen  ihrer  Gerichttritergeb^neü.  '        « »      - '" 

»)  PüTfMr«  fit  RL  ^  ia4»-^-    Ki.firaa's  Lit..384  tf    RvMa^  .gM^bsL  Pnitoefr 
^  141«  161«  i8i--i^.    SoMow  «lenk  juris  ftm  pm«  |i.(Mi8.  496bi«[q4.  Vürn! 
»«i'  da  fnrisdiet.  germ.  P.  RL  p.  6f&,aqq,    njm^  Ofcss.  T.  JL  .4bs.45^>  M^ 
uasc  «eaapeel«s  rei  |udiciariae»  |.  jo6-^iu  •    •      1   ... . 

*)  PwisDoa»  1.  c.  p.  713.  ,   ...       '/   ..  . .;  >     -  .   '< 


t$70  IL  Thefl.  X.  Cap. 

•)  as.  B.  Ifeim^Uiig,  ProptUfag,  LiibgcrichtOUtttoJ»  Dunhof,  Utk  i^ttiiik^Hn^    1 

BUlBeii^richt,  AiidrMiferichl,  höfi^  Gericht,  Koblengericlit,  bkucr  Moati^i  ' 
Botdifig.,  Friede-,  Dorf-  und  Landf^cbl,  Narrengericht  (ku  GotsdiU^  m  ■ 
dem  Ffirstenthum  Hechin^n  (SiXBBraxie  neues  jurbt.  Malaiin,  L  5^8.)  ibd.ii.  ii 
Giunsv^a  S^oiulhu  tOiütr.  et  contin«  e.  3«  J.  4«  SxLenow  L  e. 
lO  SrmunB't  rechtl.  Bed«  L  «64.  Sncaotr't  Re^fcnfitti,  Bd.  IV  (^'789,  Mnm.  iX  .  1 
S.  so— 3o8-  Das  Gegentbeil  behauptet  E^mdtrs.  in  ••  Neuen  BcchtaaDo,  BiL  '1 
(1767),  Num.  s,  S.  i3S— 3i4. 

§.  372.  (292,)  i 

Inshesotulere  geidUehe  CreriehiharkeU. 

I)  kmAk  gdiSrt  in  diese  Classe  die  geistliche  oder  kirchliche  Ge- 
Tichtbatrlieit,  in  dem  heutigen  engem  Sinn  «),  die  Rechtspil^e  in  gdsüichci 
Sachen  ')•  D)'  Das  kircUiclie  Gesellschaftrecht,  allgemein  betrachtet,  be* 
gründet  in  dem  ,Staat  für  die  Kirchengesellschaft  eine  eigene  Gerichtbarkeit 
aicht;  wohl  aber  die  Hierarchie  der  romisch-kAtbolischeB  Kirche,  sick 
tiAtwtaA  auf  göttliche  Einsetnng  «>  III)  Wiewohl  der  Lehrbegriff  der 
Erangelischen,  sowokl  der  angsbnrgischen  ConfessionYerwandten  ab 
auch  der  Reformirten,  eine  eigene  kirchliclie  Gerichtbarheit  nicht  in  An- 
spmch  nimmt  ^  so  wird  eine  solche  doch  noch  oft,  gemäfs  den  friilierft 
Ideen  Ton  ihrer  Begründung  darch  die  Kirchengewalt,  eigenen  Gendits- 
kSfeoi  den  Consistorien,  übertragen  0).  Doch  find  diene  nicht  nott 
wendig.  In  jedem  Fall,  sbd  sie  der  Justizhoheit  des  weltlichen  Regenta 
nnterworf en,  und  bedürfen  nicht  geistlicher  Mitglieder  /).  lY)  Ehegerickt- 
•achen  der  ETangelischen,  hetrefiPend  das  Bestehen  oder  dieAuflSsonj 
des  EhcTCrtrags,  die  Qültigkeit  oder  Nichtgültigkeit  des  ehelichen  Baode^ 
sind  jetzt  oft  den  Civil-  oder  bürgerlichen  (also  weltlichen)  Gerichtet 
^|»Qrtngen  ^  sie  w^en  dann  zu  den  Hirchen^achen  nicht  gerecbet 
jpei  denjenigen  d^  Katholiken,  überllUst  man  die  Yerhandlttog  uul 
Entscheidung,  so  weit  sie  nicht  blofs  den  bürgerlichen  Vertrag  und  dessen 
Wirkm^pi  betreffen,  fas^  dorchgehends  noch  dem  geistlichen  Richter  fy 

0)  Diu  ^fsten  der  'rdmlsch«kadiolischen  Hierarchie,  begreift  allgenicin  unter  3cr 

.     geistlichen  Gerichtbarheit  die  ganse  Krrcbengewalt,  unterscheidet  aber,  ia  ^c" 

.    engern  Sinn,  bei  einem  katholischen  Bischof,  die  lex  dioeeeiomm,  und  lex  i»^ 

üctionisf  die  letste  schliefst  auch  die  Bechtspflege  in  geistlichen  Sachen  10  tirik 

Etbzl's  kathol.  Kircheiir.,  Th.  IV,  Bd.  3,  §.471.    v.  Sjlbtori's  StaaUr.  der  t  Er»-» 

äoch*  und  Bitterstifter,  Bd.  II,  Th«  3,  Abschn.  1,  %.  isi4« 

i)  Noch  fehlt  eine  feste    Bestimmung  des  Begriffs    der    geistlichen  BeehtsackeB* 

.,  ScHiTAVMnrr^t  Beitr.  L  as  if.     0i.vcn's  Erläut.  d.  Pandecten,  HL  j.  196.    Eio- 

JiAnr's  ErklSrungen  des  bürgerl.  Bechtes,  Tb.  V,  S,  87— 3i8.    Micml's  Kirchcsr^ 

I.  99.  —  Vergl.  Utier.  Goncordat  y.  1B17,  Art  XII,  lit  e,  u.  ha^.  Edid  über 

die  fiufildni  ReohtsvwhSltnisse  der  Einwohner,  in  Beaiehnng  auf  Religion  imi 

^    Uitoh).. Gesellschaften,  t.  s6»  Mai  1818  (als  Beilage  a   su  der  VeifsM.  CrU 

*S*  6a  It    J.  Scamn,  die  geisUiche  Geriehtbarkeit  in  streitigen  und  strafrecbtl- 

Angelegenheiten,  Th.  L  Hitsingen'  i839.  '<Oder  Faires  krit  Gonuaeatar  Aber  di» 

Kirchenrecht,  i.  Abtheilung.) 


Hm^n  bstit.  juruprai  ecdt«»  P.  O,  Itk  s,  V  5oS.  J.  Q.  MäntC^  «oMl* 
SiMUr^  n.  33i  ff.  Scaiuis«  dUi,  de  ongin«  jurUdiolionif  eocjetiastiete  in  eai»- 
•is  ciTilibus.  Lips.  i9%B.  4.  JPAVLVt,  der  Principieiikaoipf  swiKben  HierarcU« 
und  Suatsrechtlichlteit.  Heidelb.  i83a  8. 

Augsb.  Cvafbuioo,  Art.  716  a.  a&  Artieali  SdinidecJNKci ,  tiC  de  potot  «I  ftt« 
rtsdict.  epise«  G.  L.  Böviuii  prine.  jmri»  caji.  ^  %d^  Mkjm  a*  •«  O»  '  Seavav^ 
uav's  Hirrheor.  der  Protestanten  (9.  Aufl.  Jena  17^)»  S*  ^^  ^'  '^  ^"^ 
der  Wirkuttfibefii^fii  der  eTaageL  CSontittorien ,  ••  AUgen.  Kirchenseitmig, 
1816,  St«  1811. 

PvTTn*ff  Ut.  m.  70B.  KLibn'a  Lit  1494.  Srnn^i  gericbtl.  Proceftf  iS5  K 
PoTTta'a  Erdrter.,  Bd,  IL  HUjsb  a«  a.  O.  IL  34«.  —  Von  den  Öontltverien  iik 
dem  KB.  Saeksen,  Wxttsi'«  k  sScIm.  Staatar.,  Bd.  II,  $.  3i^*-*3i9  v«.  dai^  Ia 
Baier»,  ScvvBcn'a  StaaUr.  dea  Königr.  Baiem,  Tb.  I,  J.  .175. 
].  H.  Bönrnn  J.  £.  P.  T.  L  J.  63o.  Bqq.  Msrxua  P.  IV.  dec.  i.  Sci^vxivao 
prlnc.  prax.  jud.  L  19.  8xlchow  elem.  juris  germ.  prir.  $.  679.  PÜma^a 
Rechtsf.  i  «i5. 
I  Baier.  Regier.  Blatt,  1808 ,  N.  10.     Doeb  nicbt  ilberalL     WttsM*s  Handb.  dea 

Kirchcar.^  Bd.  ID,  &  itg. 
I  Einige  schlagen  ror,  sie  ihm  noch  femer ,  aber  nicht  als  solchem  ^^  solidem  ala 
judici  a  principe  delegato,  zu  lassen,  und  die  Appellation  an  die  landesherrlichen 
Gerichte  su  siehen.  Michl*s  Kirchenr.,  §.  8JS.  6ösvxb*s  Recfatsfalle,  Th.  L 
Kum.  i3. ' —  JoskpH  IL  Tindicirte  die  Rechte  des  Staats  auch  in  dieser  Hinsicht, 
in  dem  Ehepatent  ▼.  16.  Jan.  1783.  -—  Paternität  Alhnentation- und  8fttisfticti«n- 
Klageo,  geboren  ▼<»*  den  weltlichen  Biehter,  fibef'lianpt  äUe  Streitigkeilen,  wtlebe 
den  bilrgerUchen  Vertrag  und  dessen  Wirkungen  betreten.  Baier,  ^4i<Q^  ▼oe<i 
36.  Mai  181 8,  betr.  die  aufsem  Verhältnisse  der 'Einvrohoer,  in  Besieh. ,  auf  R% 
llgton  und  kirchl.  Gesellschaften  (ids.  Beilage  2  an  der  Verfafs.  Ürk.),  S^  ^« 
Dsgegen  ••  die  Unit.  Concordat  t.  1817,  tinten  $.  5o8L  * 


§.    575.'  (293.) 

Cwfinptiem  der  Gerichtbekordenj  in  gehörigem  MeehtS' 

fenjf.    fJngehührUche  EmmtBchung.     tfnabhungigkeä .  des  Richieramtes. 

Bo/*-  oder   Ctihineilnsianu      Trenttung   der  jMistit   von   Verwükung* 

OeffentUches  Verfahren. 


I)  Der  oompetente  Richter,  Er  allein,  ist  befugt  und  Verpflichtet| 
m  ordnungsmäsiger  Untersncbang  und  Entscheidung  der  Beeht^ 
liindel,  in  allen  Instanzen  ($.  367);  meist  anck  2a  Yollsieliiing- Ser 
Kckttkraftigen  Ürtheile  (jus  cognoecendi,  decidendi  et  ezei^nendi)*  II)  Ein- 
Bisch nng  einer  andern  Staatsbehörde  in  den  Recbtsgang  «iner  Saeb«  «)^ 
t&iet  nur  Statt,  so  fem  solche  von  OberricbterAmtswegeot  nacbVor^ 
'^t  der  Gesetze,  oder  blofs  zu  Beforderang  der  Rechtshülfe,  auf  Be- 
^werde  wegen  yersagter  oder  yerzSgerte^r  Justiz,  von  ,der  gehS^ 
'igeik  Stelle  gescbieht  hy  UI)  In  diesem  Sinn,  ist  die  Selbststnn^igkeit 
^iÜnabhiingigkeit  des  bürgerUchen  und  ^einlicben  Riobteramfes,  iil^ 
nerhaD)  der  Greni^en  seines  Berufs,  zu  Verstehen  O-  Wabrbeit  und  Ge- 
rcchtigheit  müssen,  in  allen  bürgerlichen  und  peinlichen  ^editsachen, 
^^  ron  dem  gel^origen  Richter,  mit  Reobischtang  der  ^(vetzmiMgevi  Form, 


STB  n.  Theä  X^  €ap. 

iiAg^pityehen  werden.  In  arfner  logisdiett  Fnnctton,  «It  cAiem'  Act  da 
Terstandes,  oiclit  des  Yt^illeos,  lo  der  Anwendung  der  Gesetze  aaf  g^ 
richtlicfae  Streitßlle,  aacli  mittelst  doctrinaler  Auslegung,  —  sej  es 
AsT'Giseiaie  ^  oder  «Mtow.  obeffa«rrlicker  Wilianaerkliruagea^  der  Ter- 
lriEg«,^ucb  der  Stitoverltfgge  «)y  die  kierin  «uf  den  Stundpuaote  dei  Rick, 
fers  Tür  Prif«trerfragen  nichts  romus  Kaben,  üdd  einseitiger  PriTitbefäm 
mungenf  —  darf  der  Freiheit  des  richterlichen  tJrtheils,  ab  dem  Diener 
^at:  des  ReclM^  kein  EinUag  geschehen;  a^kt  durck  Gesetze  nicht,  v^ 
aiger  aoeli  dunoh  Yerordnungeoi  MiiiiitiHrial»  und  jDabiaeta«scri|rta  Vf)  Der 
0o«Terain  soN  und  hanii  nieht  iti  «ig«ner  Person  da»  llieblenint 
üben  /);  nur  zu  wadien  hat  er,  dafs  dasselbe  fflberaH  zwtek*  und  geset^ 
m&ig  rerwaltet  werde*  Dazu  gehört  nicbt  nur  geprüfte  Kunde  der  Reckti' 
Wissenschaft  und  Gesetze,  sondern  aucb  personliche  besonder^  Yerpflichtuai 
m»  ÜMlllspAftg^.f  eine  Biditerfiihigkeit ,  die  bei  dem  Ubiber  des  Tkra« 
nicht  vorauszusetzen  ist*  Dasselbe  gilt  yon  dem  tandahenrladkeB  Cabisel 
litid  denk:  Staatsmini^teritim  r)-  Auch  sie  sind  keine  Gericktsh«fc, 
und  daher  eben  so  wenig  als  der  Landesherr  competent,  zu  bestimmen  oder 
^u  .entscheiden  I  was  in  einzelfien  .Juatizsacheui  wo  das  Factum  anter  4 
Qessbi  9»  iubsuiairea  ist,  Recbtena  aey.  Nur  yon  Rechtswegen^  «an 
gleich,  der  Form  nach,  im  Namen  dea  Soa?eraiiis  oder*  das  GcriditiT  «< 
<Ais  Recht  gesprochen  werden  A).  Y)  Darum  sind,  in  eini^nen  J«uitizsad)€a, 
Ti^fugungen  oder  Rechtspflege  von  Hof-  oder  Cabin^twegen  (fiof-  oder 
Cabinetlnstanz),  unzulässig  >)*  ^)  Nor  einfache  Fpi^derung»))^ 
fehle  (Promotoriales)  und  Man  data  de  administranda  juatitiadurfai 
in  einzelnen  Rechtsachen  yon  dem  Landesherm,  aus  seinem  Gabinet  oder 
Ministerium,  an.  die  GericfatbehSrden  erlassen  werden.  Für  diesen  Zwed 
ist  dea  Parteien .  der  Recursan  den  Landesherrn  oder^die  oberste^  StaiU» 
benorde  ^ti^tet^  als  auTseroraentUches  (nicht  suspeI^iTes3  Mittel «  Reclits- 
Verzögerung,  oder  Verletzung  abzuwenden  ^).  YH)  Aufser^rdcAtlicIil 
oder  Special  Gerichte  oder  Cömmissionen  (tribunanx  d'ejcfifption)  irai 
unzulässig,  wenn  und  so  weit  sie  nicht  durch  die  Yerfssüng  begründet 
md4^  Yin>  Die  BeChtspfLege  soUte  überall  getrettttt  scyv  toi  der 
Vevim'lliing  ly  IX)  Noch  bt  die  YorsügUehkeit  de»  offeatüeiie» 
«ifin.^iioliAn.Yel'fabre»a,  aö  bürgeritchen  und  peiiüidierii  Rechtidi« 
aichl  äkerall  ««erkaBiit,  s^  wenig  als  diejenige  der  Jury  edir  43res€liwor« 
9«BGe(fiehtt  zu  Aeaspreehung  des  Sdinldig  oder  NiekiscImMiKi  "> 
Crimielii-  iuimI  InjorienMohen,  und  bei  PveCivtcgehen  ($.  6o3'tu  £)• 

a)  Von  MäekiipHi^^,  Unten  f.  5S3. 

$y  &1  dein  eilt|{egenge«Mtte  ¥VilI,  IM  et  Miis^rrnuk  der  Staat^iewtft^  btbeioB^ 

1-  Jaetyhobrfa    .'      -  •• 

e).jObcHa  j.  ^M..  Kiitan»  dAsSeftalptikidiiheil  ds^nicteeramtee^le«  Ft«atf<  ^»^-^ 
^eiikwürd^t  Stelle  4n  dem  £iii|^uig  der  Reichsl^mmei|pöc^tsjpir4Ditfig  ?•  ^ 
§.  1,  in  der  Nenen  Samml.  der  Reicbsabschiede,  Th.  ID,  f.  45.  ReicbMlfpataboBf' 
Abschied  V.  k6öö,  V.  «.'  fteictisabsehied  t.  i6?4,  $.  io8  u.  109.    Kani.  Wii>l 


lMr4mn$  n  i65i.  Axt  •«  v.  4orti|«  Vcrorte^ig  n  3f>4  A«f..^^,  j|iflfta.d«i 
landeagrundgeMtaL  Priviiegba  f«r  4ie  l^odMndß  %,  ^  Apr.  ^JT«,  Ar^,.  i3. 
Nach  dem  meeJkienA.  Erblandesvergleich  ▼.  1755,  V  398,  mU  ier  ftidMAr«  fnil 
BkircgictoMi^  <UMr  GaliiMlBefilUe,  nick  nsr  4ie,  aUgcmmen  BedfttK«iBl9.:aiif 
Kons  diene«  latten.  PrtutsUckB  GabinelOrdre  t.  6»  6ept  iSi5 }  in  d^.  Gcfpts- 
MmmL  n  iBiS»  8»  f9D«  Frem*.  «llfM..  CMlfktoofdii,  .Xh.  X,  Tit.  13,  Si  3»'-r35* 
yrMtehmJm  lMdes6fwia4Mlrlrag  ir^  lAt^^  i  9&»:liU  ((.  BmrufM.  VM»»- 
ürk  T.  i8t«^  Vm.  a.;  JUbMr  V«r£us.  JJfk.  w.  4818,  ArJU  14  v.  |5».  ^«it""*- 
hergischß  t.  j8t^  i»  9S  u*  96.  Grofidi«!^  JH$*m^  VerfaM.  VHi.  t«  »8a«,  4^1« 
81-34.  &  eiAurg:Ü€hM  stUditdif  Yerlpsa.  Ur)u  v.  j8ai,  Afi  Hä  u».  n..  S. 
JV»iiii^Mbe4>la«d»ekBftL  GmodfeMs  t.  i8a^  Aftkr  1^.  £iirA«si|<cd^ .  Vefi^M. 
UrL  T.  5.  Jan.  i83i.  $.  ii3.  S.  alUnhutgischtM  QvwnAgtwtg  r.  i2A\^  §.  46.  Königl. 
jächiueke  VerfaM.  Urk.  r.  i83i,  §-  44  u.  47.  Bittvorstellung  de«  Frhm.  C  H. 
V.  StusTOBPW  (eii^ereicht  bei  derB«adetvwrsamniIung),  wider  den  Hersog  Carl 
T.  BraunscbweigLuneburg,  wegen  unternommener  Cassirung  einet  landetgerichtl. 
Urtheils  T.  iS^  mHK  i8sS.  ii^. 

GH.  Nessueke  VerfaM.  Urk  t.  1810,  Art  7a.  —  Auch  «die  Beurtbeilung ,  ob 
ein«  SadM  lami  Gcsklitnwrfabrai  tibh  eigne,  g^ibrt  dem.RicIrtar«.  ntfb/Maat- 
fibe  der  nnfmnftnen  .ileebli^rundMitae  «nd  «oJ^r  Gesetae«.  welche  n^i.  A^ 
»Ümmung  ^^  .Lan^^ande  werden  erlassen  werden*«  spricht  die  kurkessücke  Very 
fasflungsUrkunde  t.  i83i,  V  'i3- 

I>agegen  die  k,'  preuss,  «Verordnung  wegen  streitig  gewordener  AuiUgun'g  -vcttt 
Sumtfverttig'em,  -r.  ^B*  9an.'i8>^^;  in  4ter  CWi^taaatniat  f9r  die*  pfiNiA.  Sfm/fi 
18A  S.  19.  Darin  ist  ^enSanoiMn  btMdMi  «vtton  Aktr  idcpa  Bim^motriA 
einem  Staatsvertragt  entka|ti»ien9  s^r  Entsclu^duifg  beitragend^ .  BestimoHing 
nnter  den  Parteien  entgegengesetxte  Behauptungen  aufgestellt  werden,  yor  Ab- 
fauuag  des  Erkenntnisses  die  Aeusterung  des  Ministeriums  der  auswärtigen  An- 
^Gelegenheiten  einauholen,  und  iieh  4»iik$tk  b^  der  EnUekeidung  UA'gUck  mu  ocAten.» 
Betrachtungen  fiber  diese  Vorschrift,  in  A.  W.  Harrm^s  Beitrigen  sum  deut- 


BeUpiel  in  HL«Ma>  JM<Mn«4«9iW. M-  KS,  i^.  .).  u  ^^'   .   ur 
I  Treffliche  Ausführung  von  Movtxsquixu,  de  Tesprit  des  loix,  liv.  VI,   eh.  5. 

Fuua^  Fnan.  tSixru^  Auaübung  olmtri/ehterliirlier^  G^iiralt.  ^  ßJ^Mf^  uffl  der 

CabinetsJustis  in  wesentlicher  DüTerens.    Potsdam  18^.  8... 
)  MoBTB»^VTBi7  a.  a.  0.,  liT,  VI,  eh.  6. 
UR'empIttjiM  pas  cette  fomnile^asignifiuite,  4e  pttrieShCß  j^tfiMkUh^^  i^ 

fw*  U  JkAie$^.    Mr^mie  Bmattum  de  l^MTgaolsälion  »^ciaiitB ,  mv  de  4a  imUfi^ 

üoa;  trad.  de  ranglaie.  per  £t«  Dnpmnr  (Paria  ^Sflt\  »fh..X\^«        \        ...;.,. 

Hof-  oder  Qai^inetJli^atia  ist  Schein-  und  Unjustia^  ^<9ffl^  1^- '  ^l^^fp^^  M^  ^ 


483.  KLifB^'s  UU  383.  KneBU's  kl.  jur.  BibL  XVt  194.  P.  J.  BiBniir  des  J4- 
usBs  citirt  unten  ^  553,' a.  Principe  fondamental  des  droits  des  Souveraina 
(i'Gea^fe  rffB.^'ii't.'L'p.  t^b^tt \vaf.'  r.  IVcmV 'SUatir:  d«  i'^tLtAiOe.'V 
yv  Q.  tti.  «M  atäm^geviiia  PDOfldb^iL^n^.*  40«Mkrji  rf»i>i<iar.H|tM 
^  «eidbaaliiNle  losd  OefiahtAem»,  s^lb^l  Bnefat.  m^.  ^pr«d4flp..4Qf^^ii479Af 
lAufi.  1793.  ax  |.  .?4— 35  V*  i3o--a4a  B9i|<;|nB>  C^tsC  «wt  B.  ».  .ft  m  i|$>^ 
M.  J.  'ScaicB  über  das  reicluständische  Instansenrecht,  deren  uner|au)[>ti^  Varriel- 
^%™gi  u.  insbes.  t.  der  sogenannten  Gabinetslnstans.  Giessen  i8oa.  %.'  Bhein:' 
Bod,  m.  4ea.  iL  B.  G.  Bai&e*  &Q|fhi«iiMBo%  dMt  iKFmikfit*a)<  Ihiekiy«» 
«•VL  Wider  Gavai  (m  dMMia  Havilk.  »dea.AvecMM,  t  at)'.  ai.OjwriMty'a 
T^Mrie  des  feridktL  Varfiikreiia.^«  lAw^.  sBie)«  ijl-.-  -^^  dEM^piele  .ailtfeii 
V6S3,  d.  —  VomdM  Vaiteltw  d  «aibteBi»  ii^  >CrfiiiKfkrfiM«»gi»  Immmmtni. 
>^6itame.iut0^  SIk»l^Abh«fly$...63tl4  ---  ¥em  tdin  .liiüiii  mä  rüiiM^nn 
^  hmukum'smmhmgr  in  jE*«!!  Mar.  JiMMte*9«wir^iM^^»  ^}fm^§ti^  rm»;¥oB 
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dir  Piiekt  ta  Hänatnbiiiif  Mnei  Mätdigtn  HttkUMuHrndts ,  m.  ^m4m  lUmt 
'  an  dit  BandM^ersammluiig  bei  dtMBn  Verletittag,  oIma  §.  «17. 
«y  6«im&  if.  i.  O.  |.  «4—33. 
iP)  KtCm^t  iii^f.  AbhandL  S.  69  ft    ScUedTtbin  verboten  maä  die  ««(leMr^ 

Heben  GericHte  ftt  der  htthtsa.  Ver^M.  Urlu  ▼.  t83t,  |.  iM«  wie  m  dm  frans. 

Charta  conslStutloitneUes  t.  1814  u.  idSo,  ert.  63  et  54*  Nur  im  dem  Fall  oüeaa 

Empörnng,  oder  doch  leiaet   tbitigett  AufttiBdee  ge^gea  die  fluetitegiiiieg,  er. 

Übt  solcbe  Hbr  nlSMig,  die  6.  abeniaiifureAtf  Verfeü.  Urk.  ▼.  i83i,  i.  45. 
i)  tbtrh^sMthB  VeifMt.  Urk.  ▼.  6.  Jan.  iföi,  $.  ii«.    J.  BAnm  Aber  die  Nothfve» 

digbeit  und  Art  der  Trennung  der  Justiz  tob  der  Administration  und  Poliia 

Wflnb.  i0a3.  8.    ▼.  Ambtiii's  constitutiondlas  fitaatsr.,  Bd.  n«  S.  a3i. 


§.    574.  (2d« 

BeekUmiuA    Nkhiigkeähesehwerie^    Keeurs. 


Wer  dardi  das  Verfahren  ^  oder  die  Entscheidung,  des  Biebten 
beschwert  gianbl,  kann  durch  gesetzliche,  soqiensiTe  nnd  derolotiTe,  oiia 
blofs  suspensive  Rechtsmittel,  durch  NichtigkeitBeschwerde,  audi 
VI  gewissen  Fallen  durch  Recurs  (CassationsGesuch)  an  die  gesetzgebend 
Gewalt»  oder  an  eine  von  ihr  delegirte  Behordci  gesetzmasige  Prufong  ood 
Sriedignag  gegründeter  Beschwerden  yeranlasstn  «)• 

«)  pema's  lit  470  iL  6i3  K    KlCbsb's  Ut.  f.  laiB  ff.  1977. 

§.   575.  (295.)  , 

%unieken  Jusii^  mmd  Fierw&Uungthekihrden. 

0  Angelegenheiten,  welche  die  Staatsregierang,  insonderheit  m 
Ausübong  auTerleihbarer  Hoheitrechte,  unmittelbar  hetrefien  CRegieruDg-' 
Sachen),  sindliiein  Cregenstand  gerichtlicher  Erörterung  und  Entscheidang')-, 
n)  Jmaticsaohe  hingegen  i«t  et,  wenn  die  Rede  iit  Ton  Yerletsung  woht-i 
erworbener  Priratreohte  eines  Staatsgenossen;  namendich  Ton  streitiger 
iLÜsdbtitlg  yerleihbärer  Regalien,  ron  streitigen  persönlichen  oder  dinglidiei 
Fnratrechteii  des  Staates  oder  des  StaatsFiscns,  von  contentlosen  PHrat-l 
sicher  4ei.  Regsten  ^)  ($•  iinf).  D.er  Begri|F  ^ner  Jasdzsache«  ist  nnu-' 
Ubigig  nn  «Uen  ftbrigen  Yerhältniiaen  dea  Gegenstandes^  TB)  CeberCao- 
Patente  on'fiict'e  zwischen  Jnstiz-  nnd  Yerwaltangabehdrden,  eRtscka- 
d{el  die  hSchstä  StaatsbehSrde,  wenn  nicht  eine  andere  Bestimmäng  stuti- 
gissetdich  feststeht  «), 

myni  0.  StinnBtf  von  Regienmgs-  und  Justissaebeii.  Hüdesb.  1733.  4.  a«^  <^ 
^  iBJang»  in  dte  V.  Um»  sabier  redbti.  Bedenken,  HI,  804.  Msmi«  P.  F.a«. 
"  186.  ▼•  JMübw's  u.  H40tKurv*s  pcaet  Erörter.  Bd.  fl,  N.  la.  G.  L.  Fum,  ^ 
.    TeriMiM^  in  ibrtM  VeiMkni ft  ant  Jastis.  Zwiduu  t838.  a 

I)  Klage:  eher  veileisMs  Friietrteht,  ist  die  emsig»  nvissentlidle  ESgBmchsft,  ^ 
#abm  Qki^niams  wodarob  eine  Saibe»  ibfeaa  Ge^easland  naeh,  an  siaer  M>^ 


Just&hohdt  HT^ 

ttdM  lick  eIgMt  Gttnm&V  Haadb.  <lct  geacitien  ProcCMü,  N.^1]^  Abb.  XliVI 
Stufbsv  a.  a.  O.  i  7  iH  Mi^tukss.  racbtLBad.  0.  5ia  Fwavpaav  X.  HL  obt. 
37.  J.  8.  Sf .  T.  B0LOw*a  u.  HAexHAra's  pract.  Erörter.  Bd.  I,  N.  46.  F.  H. 
GATAa»,  welches  aind  Juatissaehen?  Th.  L  Numb.  1795.  8.  -*  Von  dem  Gerüki' 
Hatid  swiscben  Regenten  und  Untarfli^ien.  VergL  $.  9i(r.  356.  474-  P^ma'a 
lit  in.  499«  Hl^bb's  Lit.  i,  ia6o.  '  MraaiosBoni,  waa  iat  Juatts-  vnd  waa  ist 
AdrainiatratiTSacbe?  Darmatadt  ^&  8.  . 
r)  Die  konigl.  sädüiseke  Verfaas.  Urlu  ▼.  i83i,  {.  47«  beatimmt  daf&r  eine  beaendera 
Behdrde«  dirren  Hitglieder  cur  H8UVe  aua  Mitgliedern  dea  «beraten  JoatUhofea 
betteiM»  agilen.  Die  kMtkßuiuikB  Verfeaa.  .U^k  T.\i83af  (.  iid»'gibl:  die  EM 
•ekeidni^idem  Ricbter,.  nach  Uffaaagabe.  d#r  Geaetae,.^*  Die  ^^ttUankur£f99l^,r. 
i83i«  §•  41«  .gibt  aolche  der  höchaten  St^^tabehdrde*  ^ 


1  ii 


§.    576.  (298.) 

Feudkhe  Cteriehthttrk^ 

I 

I)  Die  peinliche  Gerichtbarheit  «)  (StrAfrecfttspflegey:  hob^ 
Obergericbtbarkeit,  Haligericbt^  HalefizobrigUeit,  jpriidi^tiQ  crimi^aliew 
i.  alta),  die  Strafgereehtigkeitspflege  gegen  Yerbrecher,  iat  ein  TheU  4^ 
httishobeit  —  in  dieser  Hinaicbtancb  Crimi n a Ibokeit  ^)  geoanntt  WQvrai 
(.366  — f  da  daa  Strafrecbt  des  Staates  durch  den  St^atazwech  hegrQn^A 
irird.  ü)  Die  Grenzen  der  hohen  Gerichtbarheit,  insonderheit  welche 
StrafialleY  als  geringe  Frevel  oder  gemeine  Yergehen,  an  der  CiTÜ-i  iJ^tßr^ 
oder  Niedergerichtbarheit  (juriadictio  basaa}  zu  rechnen  aejea^  beujnnH  das 
prticalire  Recht  «).  •  Aofserdem  pflegt  man  die  peinlichen  Pille  riAch 
jer  Qaahtitit  der  Strafth  zu  bestimmeny  indem  man  dahin  alle'  YerBrecHea 
rechnet,  auf  welche  Lebens-,  Leibes-,  oder  diesen  gleicti  geach!t^te  Strafen 
|0setzt  sind  ^  Cfwn^  inthesi).  Der  Gegensatz  sind  die  CiTii>.P|^Jla^ei» 
Bad  fiscalischen  Straffalle  «)•  W)  Die  peinliche  Geriohlbatlieit  irlrd 
^  zugleich  durch  die  ordentlichen  Ciyilgerichte ,  mit  Zuii^uiiig  Von 
SchSppen  f%  nicht  selten  aber  durch  eigene  beständige  Criminalgerteh^^* 
verwaltet  '    .  ! 

•)  G.  J.  F.  Mnana  prine.  |aria  crinu  ^8S«-87.  F.  G.  Mustbb's  Abb.  dea  p^. 
Procatias,  Tlu  I,  Abfoha*  a,  Hauptat«  9.  u;  10 — 13.  G.  A.  Kunsaaaaon'a  Lehre 
▼oa  der  peiid.  Gerichtabarheit  vnd  d.  peinL  Geriohtaalande ,  ^miS  ^Rficluicht' auf 
dia  ffhein.  BUndeaAcSe.  Franhf.  tgia.'S.  Bbtnätst.  \l  Bsanr'a  ii.KoH«arjji'a  fört- 
gct«iAlrehiv>dea  Grtaünaknehta,  Bd.  Vfly  Sc  3  (i8ao)t  :  Qeanhichle .  deaBalhen*  in 
Teuuchknd,  in  KLVBia'a  Geschichte  der  Geriobtalilien,  «k  tas»  ad.- 34^47-<6a. 
^5— 6a*  64 — 8«.  101  •  110.  199. 

^)  F6ma's  Lit,  IDL  S-  >a8i  fL    KLfaaa's  Lit  409  ff. 

c)  Laadesgeaetae,  Rechtsgewohnheit,  Yertri^e,  Rechtssprüche,  ImmemorialPri- 
icription. 

4  Qostoaa'a  peh|l*  Beebt«  II»  S»  535.  • '  Pevnuvv.  ebraLv  fueia.  cmfk;i^.^(i«f4 
I>oaa't  Commentar  über  dt^pfii^f.  Rechte  Bd.;  IC»,  f.  .aßg*  PeimoaF  t  e.''p. 
i$7*  (Koch)  Ueber  Civil-  und  GriminalSträfen  und  Verbreehen.  Gteaen  1788.  8. 
Gi«aa  a.  a.  O.  i  196.  <'.»:»<.'      l  «   M   ([ 

')  £.  F.  luoKa  pi^  Reebt,  i.  4i'    9iim«ar  a-a-.  O.  iiJo^.M^  M4.    ,..;.      .[ 


•  «Mr  ^elMtadMikci»  «ai  MttndlkUwit  der  GerecluigktiUbAege«  a  M. 


j  .    .» 


.*\  .  J-  3T7.'  ■  ■        '   cm). 

C    €    n   «. 

I)  lli€lu  Mll»n  ist  .4k  pmlicbe  Gmchtbarikdil^  mit  odar  ohne  die 
Mht^ijiütlio,  <3rr«iiiobrigkeiteiL  irerlieken  C$<  368  f.),  OBtOBgeonki 
der  GtintnalgewiLlt  des  Staates.  Srftetter  steht  oder  stand  sie  cmmi  fifn- 
den  Staat  als  Staatsdienstbarkeit  2a  «),  oder  einer  iriandisehen  Ge- 
richtherrsdiaft  in  einem  fremden  JurisdictionBezirh  desselben  Staates.  Ii 
beiden  Fallen ,  fuhrt  sie  oft  den  Namen  Cent,  Fraifs,  Fraiblichkeit, 
Fraisch,  fraisliche  oder  malefizische  (Nnigheit  ^).  II)  Diese  ist  entweder 
uneingeschrinlit  (cenf^^  JU^iti^, . aw>ilM>4*'»  nnirersalis),  oder  eio* 
geschränkt  (limitata,  specialis),  z«  B.  auf  die  yier  hohen  Verbrechen 0 
(koken  Wrogen,  Rügten'  oder  Wfinde),  öder  attf  ^ringere  yeribiieche% 
dder  ttiif  dai^R^dtft  der  VoUdriittng  schwerer  peinll«her  Strafen  ^  (fiUt- 
bau wy  fÜfft  auF ' die  ^titlobe  Oerfehfbürfteit  mit  Aimehluft  dieses  Toli- 
Ahnngsflfchti^  Cbohe  6ci4dhtbarrb^  oder  Halsgericht  in  dem  engem  Simi^ 
tS^'itk  keinem  F^l  ist  die  Staätdioheit  damnter  begriffen  ({•  ^jS). 

«)  TercL  oben  ).'  178.    PvTTSH't  lAu  m.  63o  ft,    KLifBÜ^s  Lit.  §.  1)91   C     frm- 

w^tt  V^'"p.  i^  t93.  ^.    EBendets.  animsdreirs. 'Ii5.    &6«t.«axcKT  de  senit. 

^f^ifian^kßiftMi,  mß^4  «3a  »«44.  446.  V989»    WssifruK^s  Suatsr.  636u    Es^dob's  kfii|6rL 

,:  Be€ht^|4.,.A.S,  ;4!^5«  -^  Dnr  .GcKe^aaAs  4nr  ^Cant»  keUs  oft  F^9^^4ü^  Vf^ 

^,.,|B<By^e<y  iM4r'f<i»M^  u.  d..B9i;a  a«  unten  a.  O^  d|4.  400.    Wssmuii  a. a.  Q.  938. 

h^  Mofu  yo|i  rdex*  Lafideiholu  in . Justis^achen,  60.,  J.  J.  Bbck  Ton  der  Öherjericht- 

barkeitl   Centgetickten ,   koken   Malefis   oder    fVaisL    Obrigkeit   und  Blalbasi. 

'  IMrtift.  \^\b.  \jt6,  4.  Ton  den  afk«  €^lgerii$kteA,  Wx^ci^rfaeSB.  Landes^ri 

hit//y^J- .)PofMi»oa»da  jfairisditt^'f^;  606^    GnvnaV  Obsi.  i^j.    •--    Ver^LBiiat. 

1^  ^|fi9fi,j|iicis  gqr^^  ^  <»^    J«  P..iUass  4«  nriia  j^^vis^tdiotiis  crini.  paerikv^i 

c.  s.  obä.  6.  in  Plitt's  analect.  juris  crim.,  p.  ^56- 
d)  Von  dem  Bhahomn,  PuYxvBoar  de  jurisdict  187.     J.  S  F.  Bömom  ad  CkWß'f 

lu^  a«i|..4b4L  lt.    lMas»'>s  Oesok  dar  ftemktoUhe^  6«  ^a.  49a  91.  uf-.  C  6. 

f>  ifiiibmviintpaacll  ad  Q  J.XvoaaMmovr  de  sopfiteftlbua  jimtIs  pliibL(ifS9*4i)  |i..ii«^- 

I  «Oft.ie4«    a.  A.  Sanrnna  m  Mam^'a    raicksiiittarBdiaftt.   Magaaia,  XL  1  ^ 
uBhw— fifa^StadU  nnd'  MtgeihMohl,  .ti^"^  Bier  irOinw%ji  AaficUUvtkso^ 

II  lehihly^imren  Sriefab^dten^iBda  jmi^  ptfaedil»  iPOBcnasa,    Hosmi  naa  id*  ^  Bntfc*- 
•  .aiaMe%  t^H&  -PiavaSB  JtaditafLv  Bd.  1II».  .^^  .' 


'•MM'«         ..!  •■   '     !•  '  .! 


§.    578:  (298.) 


I)  Das  Recht  der  Strafverwandlung  und  Yermindtranfi  .^^ 
Begnadi9««g' >«),   «der  ^4(ie4evtoM|ig««g   ^dap^  D«4(pr»Mlaflg  ^) 
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Abolition),  der  Restitation,  and  der  Asyle  C)  (Recht  der  Freiang, 
'reistätte),  bleibt  heut  za  Tage'  der  Staatshoheit  yorbehalten  <')•  11}  So 
uch  das  Bestatigangsrecht  bei  Todesurtheilen,  der  Recurs,  die 
[ichtigkeitbesch^erde,  die  Supplication,  die  Berufung«). 
I)  Die  Kosten  der  Peinlichheit,  insbesondere  des  Straf  Apparates /) , 
at  meist  der  Gerichtherr  zu  tragen*  Von  den  Gerichtuntergebenen  kon- 
ea  solche  nur  aus  einem  besondern  Rechtagrund ,  ganz  oder  zum  Theil, 
rkoben  werden  ^),  z«  B.  das  Henkei*geld,  Zuchthansbeitrag,  u.  d«  IV)  Hin«> 
egen  das  Recht  und  die  Pflicht,  Zuchthäuser  zu  errichten  und  zu  eiiial* 
m,  ist,  in  der  Regel,  mit  der  höchsten  Staatspolizei  yerbunden  A)« 

)  «Wo  das  Gewissen  losspricht ,  v^ährend  das  Gesetz  Terdammt^.  Manuscript 
Tena  de  Ste-Helene.  —  Schriften  in  Pütteb's  Lit.  des  Staatsr.^  HL  52i.  Klübsb*8 
lit.  {.  ii84-  *^^s*  OmcBTER  von  dem  Begnadigungsrechte  des  Regexiten.  Viricn 
1799.  8«  lieber  das  Begnadigungsrecht  des  Regenten  und  den  richterlichen 
Aussprach.  Jena  iBoa.  8.     t.  Abetiv's  constitutionelles  SCaatsr»  Bd*  I,  S.  3b6* 

)Ba»r,  Yerfals.  Urh.  ▼.  1818«  VÜL  4-  ßf^änemiergiseke ,  1819,  $.  97.  u*  ao5* 
UHiburghamische,  1818,  §•  53.    Königl.  säduiscke  v.    i83i,  §•  6a. 

)  Püttib's  Lit.  Qf  §.  ia88.  KlIjwb's  Lit,  S.  4i3.  Mosbb*s  StaaUr.  Y.  a86.  Ebßn-- 
deu,  woa  Gnadensachen,  84*  Pfvffingbh  Yitriar.  illustr.  m.  ia54  — 1271«  Ds 
Selcbow  elem.  juris  pabl.,  §.  870.  J.  Tb.  B.  Hklfrecht  Ton  den  Asylen. 
Hof  1801.  4*  "^  Die  Asyle  sind  aufgehoben,  durch  Yerordnungen,  in  Akshach  Ü, 
Burenth,  y.  iS.  Mai  u.  4-  Ju>^*  ^7999  ii>  Baden  durch  das  rierte  Organisationsk 
Edict  V.  14.  Febr.  i8o3,  §.  14«  i^  ff^ürUmberg  durch  Yerordnung  y.  a8.  Mai 
1804,  im  GH.  Weimar  durch  das  (§.  5i3  angef«)  Gesetz  y.  7.  Oct.  i8a3,  §.  io* 

I)  Die  Ausübung  dieser  Rechte  setzt,  in  jedem  Fall,  staatserhebliehe  Ursachen 
Toraus.  MosBB  Yon  Gnadensachen,  63.  67.  70.  G.  B.  BECHMAinr  diss.  de  aequi- 
täte  priidlegii  odiosi  (Goett.  1750),  §.  3,  not.  p.  10.  KiiÜBXA*s  kl.  jur.  Biblioth. 
XML  90.  BÖ8siG*s  Folitilf,  195.  Michl's  Kirchenr.,  §.  5o.  Jos.  Ohmeteh  y.  d« 
Begoadigungsrechte.  Wien  1799.  8.  Yergl.  Ka5t*s  Rechtslehre.  S.  ao6.  Pütteb^s 
lit.  IIL  5ai  ff.  Ki.ÜBBB*s  Lit.  §.  laSa  ff.  —  Yergl.  oben  §.  i43,u.  ebendas.  Note a. 

0  G.  M.  Weber  diss.  de  appellatione  in  caiisis  criminalibus  (Bamb.  ]8o3),  §.  la. 
C  L.  Bhvbittel's  Bemerkungen  über  die  Berufung  in  Strafsachen.  Mannh.  t8o6b  8. 
▼.  Fecebbach's  Lehrb.  des  peinl.  BechtSt  §.  643.  Göbveh's  Handb*  des  Processes« 
Bd.  m,  AT.  40. 

0  Das  Recht,  peinliche  Richtplä'tse,  Rabenstein,  Galgen  und  Rad,  Schandpfahl  u.  d. 
>a  errichten,  und  su  unterhalten,  ist  mit  der  YoUen  peinlichen  Gerichtbarkett, 
auch  mit  4em  Blutbann  Yerbunden.  Böhmbe  ad  Cabteoy.  qu.  109.  obs.  7, 
QnsTOBP  a.  a.  O.  II.  §.  788.  Dobn  a.  a.  O.  ü.  $.  3oo.  Jo.  Paul.  Ebdtbb  diss* 
de  symbolica  possessione  jurisdictionis  crim.  Altd.  171a.  4> 

r)  QüisTOBP  a.  ««  O.  $.  666.  J.  F.  G.  Ehmbbich  über  die  Frocefskosten,  Th.  H, 
S.  i35.  140.  i5i  ff.  Püttbb*8  RechUf.  Bd.  m,  Th.  3,  S.  637.  Ebendess.  Lit  HL 
S3i.   RLfiBEB's  Lit.  §.  ia94. 

A)  MosBB  Yon  der  Landeshoheit  in  Poliseisachen,  11 4*  y.  )Cbaxbb*8  Yretslar.  Nebenst. 
'^^  i3,  8.  1.  G.  J.  F.  Mb^stsb's  pract.  Bemerkungen,  I.  84*  PÜTTiii*»  Lit.  UL 
334.   Rlvbbb's  Lit.  $.  1114. 


Kttbtr'i  afffiHL  BMht,  4.  Asfl*  37 


978  n.  Theil.  X-.!C9.p.    Justizhoheit 

I  * 

§.  379.  (299.) 

FreiwUKge  Geriehiharkeü, 

Nicht  nur  für  gegen waitige  Streitigkeiten,  sondern  aoch  sn  TerhS- 
tang  möglicher  Rechtsverletzungen  und  Streitigkeiten,  ist  der  Regent  1k> 
rechtigt,  Teriugungen  zu  machen;  Yerfügangen  für  die  YoUziehniigsut 
mancher  Rechtsgeschäfte  unter  obrigkeitlicher  Bfitwtrkung,  and  für  Tor- 
mandschaften«  Die  Befugnifs  zu  der  gesetzlichen  Yerrahrnngsweise  in  As- 
gelegenheiten  dieser  Art,  bald  mit,  bald  ohne  rechtliehe  Prüfung  der  Uib* 
Stande  (causae  cognitio),  heifst  freiwillige  Gerichtbarkeit  0)  (Gerichtbir* 
keit  in  nicht  streitigen  Sachen,  Rechtspolizei,  Rechtsfursorge ,  jurisdict» 
drilis  Toluntaria),  in  dem  Gegensatz  der  contentiose»  Meist  ist  sie  dei 
ordentlichen  Cinlgerichtei^  übertragen  ^y.  Doch  sind  zu  Yerwaltong  <i(T 
Ob  er T  o rm  undschaft  ^)  (tutela  regia ,  sublimis ,  snprema) ,  hie  and  ^ 
eigene  Behörden,  Pupillen-,  Tutelar-  oder  WaisenCollegien  oder  Depota- 
tioneu,  bestellt  ^«  So  auch  fiir  das  Hypothekenwesen.  Aus  im 
Recht  der  Oberyormondschaft ,  fliefst  die  Befugnifs  des  Staatioberkaopt«, 
den  Mangel  der  in  Rechtsgeschäften  gesetzmä&ig  erforderlichen  £» 
willigung  der  Pflegbefohlenen  und  derjenigen,  welche  widerrechtlich  ihie 
Einwilligung  versagen,  ihrem  und  des  Staats  Interesse  gemäfs,  durch  Staats* 
einwilligung  zu  ersetzen  «)  (potestas  suppletoria). 

a)  C  G.  nopHAw  difts.  de  origine  jurisdictioxiis  Tolimtariae,  ex  principiis  jorUpmd.  | 
rom.  et  usu  Germaniae.  Francof.  1717«  Hofacbb  Drinc.  juris,  cir.  DI.  §.  4i<'6- 
Glvch*s  Erläutcr.  der  Pandecten,  IQ.  §.  198  f.  J.  Claproth  von  fremill.  Gt- 
richtshandlungcn.  Gott.  1789.  8.  (▼.  TRt}nscia.PB's)  Anireis.  zu  Abfass.  rtchü 
Aufsatse,  insoDderbeit  über  Handl.  der  willkuhrl.  Gerichtbarkeit.  Tb.  L  o-  n. 
Leips.  1783.  1784.  8  Vierte  Aufl.  1801.  Fünfte  1817.  8.  Göhukii's  Handb.  dn 
Processes,  Dd.  11,  Kum.  XXM,  §.  10  u.  23.  Kbüll^s  Prüfungen  einselner  Tbeüf 
d«6  bürgcrl.  Rechtes,  Bd.  I  (1802),  Sum.  1.  J.  P.  ▼.  Sevsbubg  über  die  Ver 
waltiing  d«r  willliührHchen  Gerichtsbarkeit.  Carlsr.  1811.  8. 

i)  PcPtifDOBr  de  jtirisdtct.  Germ.  p.  5«3.  £rtbl*8  praxi«  aurea,  c.  20.  obs.  ». " 
Einer  der  wichtigsten  Gegenstände,  ist  das  Depositen-,  Credit'  und  Hffotkekenmifef' 
Fiscbbb's  Cameral*  u.  Polnetreeht,  IH.  Sit.  365  u.  368. 

c)  S.  F.  WnxcMBBM«  de  supremo  orphanortim  tutore.  Gedan.  17S1 «  und  ia  dena 
Excrc«  D.  3717.  J.  G.  Hbiveccios  de  suprema  principum  magbtratvuinqiie  tu- 
tela.  Hai.  1730.  und  ia  dessen  Oper.  II.  713. 

d)  SxLCHOw  elem.  juris  germ.  priv.,  §.  604. 

#)  Veigl.  J.  Giv.  BwTia  dis«.  de  potestate  Auguatiaaimi  suppletoria.    Tob.  1771*  ^ 
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Polizeigpewalt. 


§.  580.  (3oa) 

In  den  Staatsbefngnissen  liegt  die  Polizeigewalt  «},  das  Recht  der 
besondern  Sorge  för  Sicherheit,  für  bürgerliche  Ordnung,  Cultur  und 
Wohlstand  der  Staatsgenossen,  aafserhalb  der  zu  andern  hesondern  Hoheit- 
rechten  gehörigen  Fälle  ^).  Die  Polizei  (nohrelä),  sich  beziehend  auf 
iUe  Zweige  der  Staatsregierung,  ist  von  eben  so  grofsem  Umfang,  als 
Ein  flu  fs  auf  den  Staatszwech  und  das  Wohlseyn  der  Staatsgenossen'c). 
Innerhalb  gehöriger,  hauptsächlich  durch  das  Dasejn  wohlgeordneter  Rechts- 
pflege bezeichneter  Schranlsen,  und  unter  selbstständiger,  weiser  und  men- 
lehenfreundlicher  Aufsicht,  ist  sie  eine  wohlthätige  ofientliche  Ordnuags- 
Anstalt  ^. 

•)  Schriften  in  P^ttkr's  Lit.  IE.  535  ff.  Klüder^s  Lit.  §.  1297  ß.  C.  G.  Rössig^s 
Literatur  der  Polizei  und  KameralistilL.  Th.  I  u.  11.  Leipz.  180a.  8.  (aueh  Chem- 
nitz 181a.  8.)  Traite  de  la  police,  par  M.  Bslakarx.  Edit  3  Amsterd.  1729. 
4  Vol.  Fol.  Dictionnaire  uniyersel  de  police,  par^M.  desEssARTs.  Paris  1786 — 
1790.  8  Vol.  4  Dictionnaire  de  police,  par  Alletz.  Paris  1820.  4  ^oh  8. 
)•  J.  Moser  von  der  Landeshoheit  In  Polizeisachen.  Franhf.  u«  Leip^  i773.  4* 
Jo.  HEcxAini  Lnitia  juris  politiae  Germanorum.  Norimb.  1757.  8.  J.  C.  G.  Rü- 
digkr's  systemat.  Theorie  der  Kameral Wissenschaften.  Halle  1777.  8.  Ebendess, 
Aofangsgr.  der  allgem.  Staatslehre,  mit  einem  LehrbegrifT  der  ökonomischen 
Polizei.  Halle  1795*  8.  ▼.  Justi's  Polizeiwissenschafl.  3.  Ausg.  t.  J.  Becrkävit 
Gott.  1782.  8.  C.  G.  Rössio's  Lebrb.  der  Polizei  Wissenschaft.  Jena  1786.  J.  H. 
Juse's  Lehrb.  der  StaatsPolixeiwissenscbaft.  Leipz.  1788.  A.  NncMAVv's  Grundsätze 
der  Staatswirtbs cfaaft.  Tb.  L  Altona  1790.  8.  t.  SoinfssEELS  Grundsätze  der 
Handlung,  Polizei  und  Finanz.  Siebente  yerb.  Aufl.  Bd.  I.  Wien  1804.  8w  H. 
Bts8Eif*s  Versuch  eiues  Grundrisses  der  reinen  und  angewandten  Staatslehre, 
Abth.  n.  Erl.  1799.  8.  G.  H.  t.  BtRO*s  Handb.  des  teutschen  Polizej  rechts. 
HanooT.  Th.  l  u.  ü.  1799.  (2.  Aufl.  1802.)  HL  1800.  (2.  Aufl.  i8o30  IV.  1804. 
V.  1806.  VL  Bd.,  r,  1806.  Bd,  2ii.3.  1808.  VH,  1809.  8.  (Th.  V— VII,  auch  unter 
dem  Titel:  Sammlung  teutscher  Polizeigesetze).  ButTs's  Leitfaden  der  Einwohner- 
QrdnvQgslehre.  .  Laadsbut.  «807.  .8«  Butte's  Versuch  der  Begruadui^g  eines 
neuen  S)-6tems  der  Polizei  Wissenschaft.  Th.  I.  u..n.  Landsh.  1807  u..  1808.  8. 
3.  P.  HabI^s  tf andb.  der  Polizeiwissenschaft.  Erl.  1808.  8.  Ebendess.  Handb.  der' 
KriegsPolizelwissenschaft  (SicherheitPolizei  während  eines  Kriegs).  Tb.  L  u.  IL 
Erl.  1812.  8:  J*' A«  D.  Höcr*s  Grundlinven  der  Polizeiwissenschaft.  Nürnb« 
1B09.  8.  G.  Hevvici'b  Grandzüge  zn  einer  Theorie  der  Polizei  Wissenschaft; 
Lüneh.  1808.  8.  Nachtrag  dazu:  ebendas.  1810.  8.  F.  A.  PFAjsarEirBERG^s  Handb. 
des  liönigl.  säch$.  Polizeirechts  Leipz.  Th.  I.  1812.  8.  A  ne%v  System  of  police; 
hy  B.  A.  Merewetheh.  Lond.  1817.  8.  Carl  v.  Salza  u.  Lichtewad's  Handb.  des 
Pölizeh'ecfates,  mit  be&ond.  Rüchsicht  auf  das    Königr.  Sachsen.    Leipz.    1825. 
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a  Binde.  8.  Bepertorimn  der  PoliEeigesetse  und  Verordnungen  in  den  Boiigl 
Preufsiscben*  Staaten.  Herausgegeben  ▼.  W.  G.  toh  der  Hstdc  Tb.  L  u.  n 
Magdeb.  1819.  Th.  DL  Ebendas.  1820.  Th.  IV.  BerL  1812.  &  Dr.  F.  H.  is«t. 
wiTTXB*s  Encjclopädie  der  Polizeiwissenschaft,  oder  Inbegriff  der  TOrcGglicbiteii 
in  Deutschland  rorhandcnen  gesetzlichen  Bestimmungen  und  Vorschriften  über 
Poliseigegenstände ,  in  Form  eines  Wörterbuchs.  18S2.  8.  Dr.  Bobskt  Mon.*i 
(Prof.  EU  Tübingen)  Polkeiwissenschaft,  nach  den  Grundsatsen  des  Ber htsstsatr«. 
a  Bande.  Tüb.  i832.  u.  i833  8.  B«  Moni,  System  der  PrärentiTJustis  0^ 
Bechtspolizei.  Tüb.  i835.  8. 

h)  Logikalische  Verzweiflung,  über  einen  untadelhaflen  Gattungsbegriff  der  Poliifl 
LxTSXR.  Spec.  684*  medit.  34.  sq.  Nxttxlbladt*s  Samml.  hl.  Jurist.  Ahbaadl 
(1793.  8.),  S.  157.  V.  ZwncBLxm's  Beitrage,  L  95.  IL  9a.  SGHi.Öe]ui*8  StaaUge- 
lahrth.  L  26.  Huoo's  jur.  Encycl.  $.  146.  —  Sammlungen  und  liicrari&cLe  No- 
tizen von  dem  Begriff:  Bebsxn  a.  a.  O.  IL  §.  219.  Uartlxbxs  in  der  Justiz- 1. 
Polizeifama,  i8o3,  Bd.  U.  y.  Bxro  a.  a.  O.  I.  4  ff«  u.  IV  19  fÜ  y.  Dhau  in 
den  Blättern  für  Polizei  imd  Kultur,  i8o3 ,  St  7.  S.  576.  Lots  a.  unten  a.  0. 
8.  18 — 37.  ▼.  Zahoev  a.  unten  a.  O.  S.  8— ii.  Hxstbici  a.  a.  O.,  S.  1—68.8) 
II.  i4i.  Allgem.Hameralcorrefipondent,  1808,  Num.  61.  Scnsar^a  allgem.  Arcbir 
der  GesondhcitsPolisei,  Bd.  I,  S.  44* 

c)  J.  F.  E.  Lote  über  den  Begriff  der  Polizei  und  den  Umfang  der  Staatspolud* 
gewalt  Hildburgh.  1807.  8.  Ueber  das  Princip,  die  Grenzen  und  den  Vmhr^ 
der  Polizeu  Leipz.  1808.  8.  Ehxxbxaitv  über  Polizei,  ihren  Tollständigen  B^ 
griff  und  ihr  eigenthümL  Verfahren.  Dillenb.  1811.  8.  CG.  Rössic's  Folitik, 
211  fL  NiXMAirs  a.  a.  O.  I.  11  ff.  38—47*  Dxlamaxk  a.  a.  0.  1.4*  HKvxA2r]T  l  & 
§.  44«  W.  J.  Bkhb's  Verfassung  und  Verwaltung  des  Staats ,  Bd.  I,  Etil  i 
(Nürnb.  1819.  8.)^  Num.  IL  Hartlkbxn*s  allgem.  Justiz-  u.  PolizeiBläiter,  Sepl 
s8ii,  Num.  101.  Ueber  Begriff  und  Wesen  der  Polizei;  in  L.  Gxbtau  kleines 
Mittheilungen  a.  dem  staatswisscnschaftl.  Gebiete,  Th.  I  (Leipz.  18a a.  8.),  S.  117 
— 143.  ▼.  AnKTiv^s  constitutionelles  Staatsrecht,  Bd.  II,  S.  177  fl^  —  Wie  über- 
baupt  in  dem  Regieren,  also  gibt  es  auch  in  Absicht  auf  die  Thätigkeit  ^a 
Polizei,  ein  Zuviel,  J.  L.  Scbwabz  System  der  uoTcrnünftigen  Polizei.  Bastei 
1797.  8.  Von  dem  Mifsbrauch  der  FremdenPoh'zei ,  s*  Klübxb's  Uebersicbt  ^tt 
diplom.  Verhandl.  des  wiener  Congr.,  S.  i3o,  Note  *. 

d)  Dienerin  der  aufsehenden  Gewalt  ($.  358)i  soll  die  Polizei  so  viel  möglieb,  sur 
negativ  handeln,  folglich  befehlen  so  wenig  als  möglich.  Vielheit  der  FoÜfei- 
gesetae«  BegleuientärLust,  würde  dem  Zweck  dieser  Anstalt  widerstreben. 


§•    581.  (301.) 

Hauptgegenstände  der  Sioi 


Die  Staatspolizei,  entgegengesetzt  der  PriYatConrentiooai 
Polizei  für  Privatgesellscbaflen,  hal  zwei  Hauptgegenstande  «}:  Sicle^ 
Iieit  und  Wohlfahrt  oder  VerroUkommnang  der  Staatsgenossen.  Dit 
SicherheitPolizei^)  dient  wider  Rechtsr erletzongen  and  schädlidie 
Ereignisse,  die  von  der  Natar  oder  sonst  veranlafst  werden  «).  Die  ß^ 
Stimmung  der  Wohlfahrt-  oder  VenollkommnungsPoIizei  ist,  Erlangung 
und  Erhöhung  des  physischen ,  sittlichen  und  geistigen  Gesellschaftwohls. 
Die  erste  ist  Staatspolizei  in  dem  engern  Sinn,   wegen  ihrer  ooflut- 
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»Ibaren  Beziehung  aof  den  Staatszweclfi :  die  andere  ist  Staatsgesell- 
chaFt Polizei,  wegen  ihres  mittelbaren  Verhältnisses  za  dem  Staatszweck, 
nd  ihrer  mmiittelbaren  Beziehung  auf  das  Wohl  der  allgemeinen  Gesell- 
;haf^  der  Einwohner  in  dem  Staat  (des  gemeinen  Wesens  oder  der  Ge- 
immtheit  der  Landeseinwohner),  wobei  der  Regent  indirect,  als  Uebemeh- 
ter  der  GesellschaftDirection,  zu  handeln  befugt  und  rerflichtet  ist  ^> 

I  Die  Schriftsteller  weichen  in  der  'Abtkeüung  der  Polizei  sehr  ab.  Einige  unter« 
scheiden  Sicherheit-,  Vormundscbaft- ,  Gesundheit-,  Grens-,  Bcvölkerungs- ,  Ge- 
iTcrb-  und  Handlung»-,  StraCsen-  und  Flufs-,  Jagd-  und  ForstPoUsei,  u.  d.  in. 
Vergl.  Note  d. 

I  Noch  in  dem  XVL  Jahrhundert,  auf  dem  teutschen  Reichstag  Rumorsuehen, 
der  Poliseidirector  Rumormeister  genannt. 

I  Diese  Art  der  Polizei  ist  entweder  oJfenJtUcha ,  oder  ffeheime^  diese  auch  allge- 
meine oder  hohe  (police  g^n^rale  ou  hante)  genannt.  —  In  Absicht  auf  das 
Poitwesen,  Keichnen  sich  die  preuOsischen  PafsPolizeigesetse  von  1817,  yor  allen 
andern  aus,  durch  Vielheit  und  Ausfilhrlichlteit  der  Bestimmungen;  in  t.  Rxis~ 
wiTE  u.  Homunrs's  Repertorium  der  europ.  PafsPolizeigesetze  (2  Thcile,  Berlin 
1821.  8.)  Th.  H,  S.  67 — 138,  besonders  das  allgem.  PafsEdict  y.  aa.  Juli  1817,  in 
der  preufs.  Gesetssamml.,  1817,  S.  151—161.  Beispiel  ösiretehiscker  Pafsstrenge, 
in  K.  FraoE  I.  polit.  Gesetzen  u.  Verordn ,  Bd.  48,  S.  71.  —  Zu  dem  mifslichen 
Versuch  der  Allwissenheit,  wird  die  geheime  Polizei  da  verleitet,  wo  man  sfch 
nichts  Gutes  bewulst  ist.  Sic  errichtet  ein  geheimes  Kundschaft-  und  Angeberei- 
System,  und  bedient  sich  da  nicht  selten  der  unsittlichsten  Erforschungsmittelf 
unter  andern  der  Entweihung  des  Briefgeheimnisses  ($.  444)«  ^er  Bestechung 
der  Hausgenossen,  der  so  genannten  Lockspione  (agens  provocateurs) ,  und 
während  sie  rechtliche  Leute  plagt,  haben  Schurken  freies  Spiel.  Die  berüch- 
tigte Tenetianische  Staatsinquisition,  deren  Statuten  Tom  16.  Juni  i454  datirt  sind, 
hat  der  Graf  Daru  durch  eine  nähere  gescliichtl.  Darstellung  entlarvt,  aus  den 
handschriftlichen  Quellen  in  dem  unter  Napoleon  nach  Paris  gebrachten  Archiv 
von  Venedig.  Histoire  de  la  republique  de  Venise,  par  P.  Dabv.  Vol.  I — VII. 
Paris  18..  bis  1810.  8.  Man  s.  auch  Gervais  a.  a.  O.,  Th.  I,  S.  ii4  f.  Haupt- 
quellen,  ans  denen  jene  Polizei  schöpft ,  sind  die  Berichte  ihrer  Spione ,  wozu 
in  der  Regel  nur  dio  verworfensten  Menschen  aus  allen  Ständen  sich  gebrauchen 
lassen.  Daher  betrachtet  man,  nach  dem  Mifsbrauch,  jenes  Institut  vielfaltig  als 
eine  «erkünstelte  Ausgeburt  der  eingerissenen  Regierungssucht  und  des  Hanges 
rar  Despotie».  Staaten  mit  stellvertretender  Verfassung,  sind  dem  Mifsbrauch 
der  Polizei  weniger  ausgesetzt  als  andere.  Gervais  a.  a.  O.,  Th.  I,  S.  i3i  C  C.  F. 
W.  Gravell  über  höhere,  geheime  und  Sicherheitspolizei.  Ilmenau  1820.  8. 
T.  ARETnr  a.  a.  O.,  Bd.  U,  S.  187.  Memoires  de  Vidocq.  Paris  1819.  8  vol.  8. 
Supplement  au  Mcm.  de  Vioocq.  Paris  i83o.  1  vol.  8.  Memoires  d'un  forcat, 
ou  VIdocq  de  volle.  Paris  1819.  3  vol.  8.  Aus  dem  Leben  und  den  Memoiren 
eines  ehemal.  GaleerenSclaven  (Vidocq).  Stuttg.  1827.  8  Theile.  8.  Livre  noir 
de  MM.  DsLATAC  et  Fraschbt.  Paris  1829.  4  ^<>1*  8.  Teutsch:  Das  schwarze 
Bnch  etc.  Sti|ttg.  1819.  i  Bde.  8.  La  police  devoilee;  par  M.  Fromevt.  Paris 
1819.  3  vol.  8.  Die  entschleierte  Polizei.  Stuttg.  1  Th.  8.  La  haute  police,  ou 
police  d'^tat  sous  le  regime  constitutionnel;  par  M.  d'Aubignose,  ex-directenr  ge- 
neral  de  la  police  a  Hambourg.  Paris  1882.  8.  —  In  dem  französischen  Budget 
von  1814,  waren  für  geheime  Ausgaben  der  allgemeinen  Polizei  «Vi  Millionen 
Francs  angesetzt.  —  Von  der  geheimen  Polizei,  auch*  in  der  Allgem.  Polizei« 
w»d  Jostizfama,  Mai  1806,  Num.  57—59.  Bcberzigungen  vor  dem  wiener  Coa- 
^^^  (1814.  8.),  8.  27—19«    Die  allgemeine  (geheime)  Polizei  des  fransösischea 
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Beicki  unter  Napoleon;  in  den  D^pecbes  et  lettres  iatercepi^  etc.  Premiere 
Partie.  Au  mois  de  f^vrier  18149  u.  in  e.  Auasng  in  C  D.  Voss  Zeiten,  Jahrg. 
i8i4i  St.  3,  S.  36 1  ff.;  St.  4i  S.  76  ff.  Von  derselben  s.  auch  DnauBu  di 
BoiSkLocAS,  in  der  Minerva,  April  i8i5,  S.  55—97.  Vergl.  auch,  die  entlarfte 
lohe  und  geheime  Polizei  des  serstörten  Königreichs  Westpfaalen.  1814.  8.  - 
Geheime  PoHxeischrifV,  in  Hl^bsb's  Kryptographik,  8.  ag«. 

d)  VergL  Haüt^s  Rechtslebre,  186.  G.  Scuösbb's  Staatsgelahrtheit,  18  fL  F.  W. 
Emmerkaitn,  die  Staatspolizei,  in  Beziehung  auf  den  Zweck  der  Staaten  nod 
«eine  Behörden.  Wiesbaden  1819.  8.  —  Für  die  rerschiedenen  Gegenstinile 
der  Polizeithatigkeit,  wählen  Andere  die  Eintbeilung  in  Zwo»«-,  u.  Nuff?o\\si 
Lots  a.  a.  O.  89  f.  Oder  in  Sicherheit'  und  FoilkommenkeäPolneu  Hssaiaa.!. 
O.,  S.  297  f.  Dawider  r.  AaxTiv  a.  a.  O.,  S.  181.  —  In  anderer  Ansicht,  oa* 
terscheidet  man  Ptrsonal*  und  EtgenthumPoliMiu 

§.    5Ö2.  (302). 

Abtheäungen  der  fVohlfahrtPoUteu 

Die  Wohlfahrt-  oder  StaatsgesellschaftPoIizei,  hat  dra 
Abtheilungen:  1}  BevÖlkerungs-  und  GeaundheitPolizei,  zu  ye^ 
mehrung  und  Erhaltung  dier  Einwohner,  und  za  Abwehrung  der  phjsisdies; 
Hindernisse  ihres  Wohlsejns  o),  3^  Die  Sitten«,  Erziehnngs-  uni 
UnterrichtPolizei,  zu  Beförderung  der  sittlichen,  geistigen  und  arti- 
stischen Cullur  ^).  3)  Gewerb-  und  IndustriePolizei  (Polizei  3er 
StaatsNationaiWirthschaft},  zu  Erleichterung  und  Vermehrung  der  Enverb- 
mitteU  Dahin  gebort:  die  ökonomische  Polizei,  zu  Beförderung  aller 
hervorbringenden  Gewerbe  ')  (Polizei  der  Landwirthschaft  oder  UrProdu^ 
tion}}  die  ManufacturPolizei,  zu  Beförderung  aller  rerarbeitendeii  odff 
formgebenden  Gewerbe  (Polizei  der  Fabriken,  Manufacturen  und  Hand* 
werke,  oder  der  industriellen  Production);  die  H an dlung »Polizei,  zaBe 
forderung  des  Umsatzes  und  Vertriebs  der  einheimischen  und  rerarbeite- 
ten  Erzeugnisse,  und  zu  Leitung  der  Lieferung  fremder  VFaaren,  xix  ^^ 
gemeinen  Be&ten. 

a)  Staatsanstalten  für  Gesundheitpflege,  Behörden  u.  Beamte,  Vorkebningen  ^^ 
Seuchen,  llungersnoth  u.  d.  —  Frucht-  oder  Getreidesperre-  Vergl.  i  s3^-  ^• 
B.  Nicolai  Grundrifs  einer  Sanitäts Polizei.  Berlin  i835.  a  Ueber  die  Msftregtb 
der  BevölkcrungsPolizei  s.  Mohst^dt  im  «Nationalökonomenv.  Mannheim  18I4* 
Bd.  n.  S.  9-r4.  ff, 

h)  G.  n.  Atrer  diss.  de  S.  R.  L  principe  politiam  circa  studia  et  commercia  ein 
rite  adomante.  Gott  1745.  HxvMA.irN'8  Geist  der  Gesetze  der  Tcutscbea,  H 

e)  J.  P.  Frawr's  System  der  landwirthschaftlichen   Polizei.  Tb,  I— ID.  Lpz.  1789 

1791.  8.    ScHLÖzEa*s  Staatsgelahrth.  Th.  I,  S,  19  f. 

§•    585.  (303.)  # 

Politische  und  geographische  Abtheilung  der  PoliieL 

i)  Piehochste,  hohe  oder  höhere  Staatspolizei  CPoU«*«'*^*'' 
OberPolizei,  jus  politiae  subUmisJ,  ist  überall  dem  Souverain  verbehalt^i 
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lie  niedere  oder  *  uhtergeördnete  (PoKzeiget  e^^htigkdt ,  UaterPolitei ,  jus 
politiae  (subordinatae  oft  Grundobrigl^eiteii ,  Standes-  oder  GruadIiert*eD, 
mch  städtischen  Corporationen  «),  bleibend  verliefen,  son^t  aber,  in  der 
Regel,  Sfinatabeamtea  von  dem  Regenten  nnmittelbar  a«r  Verwaltung  über- 
:ragen.  11)  Die  Staatspolixei  erstreckt  sich  bald  über  das  ganze  Staats- 
^biet  (allgemeine),  bald  nur  über  einen  Theil  desselben  (partfcu- 
äre),  z.  B.  Fronnzial-,  Kreis-,  Departement-,  Bezirk-  oder  DistrietPollzei, 
Jtaodesherrschaft-  und  AmtPolizei,  Stadt-^  Dort-  oder  OrtPpIizei,  u«  i  6). 
Ol)  Viele  Gegenstände  gehören  der  St^tsPoli^ei  ausschliefsend  (privar- 
dre)  an:  andere  schlagen  zugleich,  mehr  oder  weniger,  in  andere  Hoheit- 
rechte ein  (cumulative,  yermischte),  z..B.  ki  -die  CriminaiPolizei ,  wekhe 
die  Wirksamkeit  der  Criminalgewalt  unterstützt,  KirchenPolizei,  Rechts- 
Polizei  ({.  37q),  0.  a.  IV)  Was  von  PoHzeigegenständen,  ohne  Nachtheil 
des  Ganzen,  den  Gemeinden  und  andern  Gesellschaften  im  Staat 
überlassen  sejn  kann,  sollte  nie  in  den  unmittelbaren  Kreis  der  Staatspolizei 
gezogen  werden,, 

«)  J.  D.  Nbttelbladt's  erste  Gründe  von  dem  Polizeirecbte  mittelbare]^ Städte;  in  des- 
sen Sammlung  kleinem  >ari8t.  Abband i.  ii'^^)^  I^nm.  VIL  Msth'S,  P.  L  dec«  9&. 
MosiB  a.  a.  O.  5.  Stsioxb  u.  t.  BicnG  über  •  d.  IJntersobied  «wisohen  hok§r  n.  me- 
dercr  Polixei ;  in  d.  Bbein«  Bund,  L  78  ff.  V.  ai3.  139.  VL  38o.  X.  ai— do.  XVI. 

69.  XIX.  4t- 

k)  Wxbrb'8  Handb.  der  Staatsvrirthsch. ,  Tb.  I,  S.  75  f.  Wussb's  konigl.  tSchs. 
StaaUr.,  Bd.  II,  i.  170—175. 


§.    5Ö4.  (304.) 

PoUieigesetxe  und  Verfügungen. 

I)  Die  höhere  PolizeiGesetzgebnng  «<),  ist  Sache  der  geseta- 
gebenden  Gewalt  ^}.  Einzelne  Verfngnngen,  zumal  provisorische,  zn  er^ 
lassen,  gehört  meist  zu  der  Befognirs  der  provinzialen  und  locaien  Polizei- 
Behörden.  113  Gewohnlich  sind  Städte  «)  imd  andere  Corporationen  ^\ 
Standes-  und  Grundherren,  denen  die  niedere  Polizei  verliehen  ist,  befugt, 
innerhalb  der  Grenzen  ihres  Geschäftkreises,  Polizei  Verordnungen  von  be- 
stimmter Art  zu  erlassen,  insonderheit  solche  vorschreibende  nnd  vollziehende, 
welche,  zumal  in  eilenden  Fällen,  der  Zweck  ihres  obrigkeitlichen  Berufs 
ttnzwdfrfhaft  gebietet. 

*)  T.  Bxae  a.  a.  O.  Tb.  I,  Bocb  I,  Abacbn.  5.  Mosn  a.  a.  O.  S.  12  fL  HBüX4nr 
1*  <^*  §.  87.  —  Den  älteren  Polizeiordnungen  wurden,  da  man  unter  der  Landes - 
polisei  die  ganze  Slaatsregierung  begriff^  oft  Gesetze  über  Gegenstände  des  iVi- 
i^recAte^  eingemiscbt.  Sslchow  elem-  juris  germ.,  §.  49.  Binms's  t  Privatr. 
$.  46.  —  Yerzeicbnisse  von  PoUzeiorihiunf^en ,  bei  HFUxAinf  1.  c.  10 — 44*  u*  ^ 
J  B.  Hor¥ER*8  Beiträgen  su  dem  Polizeirecbt  (1764. 8.),  i35— lo«.  Sammlungen : 
3'H.  L.BEBonj8  Samml.  teutscbcr  Landesgesetze,  welche  das  Polisei-und  Cameral- 
we«cn  sum  Gegenstande  baben.  Tb.  I— IX.  Gölt  1781—1791.  4.  Bhendets  Voli. 
*^  u^  CameralMagazm.  Tb.   1—9.  Frhf.  a.  M.  1767—74  u.  neue»  P.  nnd  C 
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Magasliu  Tb»  i.  n.  a.  Leipi.  1775.  1776.  4*  ▼•  Bba«  «.  a,  O.  Th.  V  d.  VI  (Am^ 
«Dter  dem  Titel:  Sammlung  teutscber  PolieeigesetEe.)  C  H.  L.  W.  Spiun'i  j 
T,  M1TTZ11BBB6  Sammlung  neuerer  Polieeigesetze.  Cob.  1793.  4*  ^-  H.  Horatni 
Illagasin  der  Poltsei  u.  innem  StaaUwirthscliait.  Hamb.  u.  Mains.  1.  n.  3.  Hed  | 
1804.  8.  Tb.  K.  Hartlsbbit's  aDgem.  Justis-  u.  Poliseifama.  Tüb.  (seil  i8o3).  • 
Ehendess.  Allgem.  Poltseiblätter  Tab.  1808.  Gawn'a  u.  HaRi.sBBr'g  aUgen. 
Arcbiy  für  Sicberheita-  und  Armenpflege.  A.  Ninmni's  BlStter  für  Polisei  vU  '\ 
Kultur.  Tüb.  (seit  1803)  8.  Baierüche  PoliEeiOrganisationsEdicte  u.  Instructio-  1 
nen  ron  1808,  in  d.  baier.  Regier.  Blatt,  u.  im  Auasug  in  HöcK*a  angef,  Grund- 
linien, 6.  911  iF« 

I)  L.  H.  Jacob'«  Gmndaatse  der  Poltxeigesetzgebung  und  der  PoIiaeiAastaltaL 
a  BSnde.  Halle  1809.8.  Sohxidbmabtxl  a«  a.  O.  IL  69  f.  Hunaivv  1.  c.  §.  38.  Fion*! 
Gmndbge  des  Natnrrccbtea,  IL  i44*  TiTrxAinr's  Strafrechtswissenscbaft,  §.  1«.  Hr> 
nuiVD's  Beitrage,  II.  14«  Lots  a.  a.O.  8.40  iL  Anders,  y.Bbbo  a.  a.  0.  LiB.- 
Benutsung  der  Intelligensblätter  au  PoliseiTerfugungen.  -^  Von  der  GoBca^ 
rena  der  LantUUmde  bei  der  Poliaeigesetagebung,  oben  §.  as4  fll  u.  Mona  «.  l 
O.  S-  7*    ▼•  Bxbg's  RechUfalle,  Th.  lU,  Num.  4« 

c)  Riccius  Ton  Stadtgesetsen,  lL36*—^wk  Nxttxlbladt  a.  a.  O.  LKTSBaSpec  8.m.i. 
Wbbbhxb  P.  DL  obs.  i44«  STRDBxs'a  Nebenat  L  477*  ScBBxmxB  diss.  infn  tii, 
Seet.  DL  §.  4. 

d)  Hxnusv  1.  c  §•  4<^  EaisL'a  praxia  aurea,  c«  11.  obt«  3»  •—  Von  der  Dorf-  nsd 
Gemeindeherradbaft»  a.  oben  i>  870^ 


§•    585.  (305.) 

Insbesondere  der  SicherhetisPoUieL    PolizeiFerbrechen  und  SirafoL 

Es  ist  Pflicbt  der  SicherheitPoIizei,  durch  Gesetze  und  Anstalten 
auf  Erschwerung  der  Verbrechen,  Entdeckung  der  Verbrecher,  Vermeidang 
solcher  Gelegenheiteft,  und  Unterlassung  solcher  Handlungen  hinzuarbeiten^ 
die  leicht  zu  Rechtsverletzungen  fuhren.  Handlungen,  welche  blofs  darck 
Polizeigesetze  bei  Strafe  rerboten  sind,  heifsen  PolizeiVergehen,  and 
die  Ton  der  Polizei,  den  Gesetzen  und  -Vorschriften  gemals,  zu  TerßgeQ- 
den  Strafen,  Polizeistrafen  a). 


a)  Meist  Geldstrafen,  öfTcntliclie  Arbeit,  Arrest,  rivatsüchtigung,  auch  wobi  ins* 
Stellung,  Zucht-  und  Arbeithaus.     ScHEiDEMAirrxi.  a.   a.  O.  IL  67.  69.     H£inu!n 

•  L  c.  V  3oo.  J..E.  F.  Lora  über  öffentliche  Arbeitshauser.  Hildburgh.  1810.  &- 
Von  Erlassung  der  Poliaeistrafen.  Rössic  a.  a.  O.  ai3.  —  Man  untericboiiel, 
CiVi7-  und  Polueivergehen  und  CrimimUFerbrechnu  Vergl.  Lots  a.  a*0.  S.  56,Hote. 


§♦  586^  (306.) 

Grentjen  der  PoUtetßewaU» 

I)  Naturliche  Freiheit  und  wohlerworbene  Rechte  der  Ein- 
wohner, sind  einer  Einschränkung,  durch  Gebot  oder  Verbot  der  Polua- 
gewaltf.nur  soweit  unterworfen,  als  bei  der  SicherheitPolizei  der  Staats- 


Polizeigpewalt  585 

zwech,  bei  der  WohlfahrtPolizei  die  im  Voraus,  oder  gleichzeitig  ertheilte, 
aiwlruckliche  oder  stillscliweigende  Einwilligaog  der  StaatsgesellschaftGe- 
nossen  es  gestattet  <>).  II)  Unter  gewissen  Umstäaden,  kann  bei  Polizei- 
Yerfugungen  Pflicht  zur  Entschädigung,  gegen  den  Einzelnen  eintre- 
ten ^X  HO  ^^'®  Einwohner,  auch  temporare  Unterthanen  c^  sind  den 
Staats-  and  LocalPolizeigesetzen  unterworfen.  Berurung  auf  den  privile* 
girten  Gerichtstand,  findet  in  Polizeisachen  nicht  Statt  <f)*  IV)  Ein- 
griffe der  Poliasei  in  andere  Hoheitrechte,  sind  rechtwidrig  «).     « 

a)  Vergl.  Lots  a.  a.  O.  86  ff.  Ueber  das  Princip  u.  s.  w.  (s.  oben  §.  38o,  Note  c)* 
I)  ScumnASTSL,  IL  68.    Nbueatb  L  infra  cit.  obs.  14.  sqq.     PuntaDOW,  T.  I* 

obs.  i33i. 
()  Mosbb's  nacbbarL  Staatsr.  ai. 
d)  r.  Zasgbv,  wird  in  Poliseisacben   auf  einen  yorsfiglicben  Gericfatstand  gesehen? 

GieCieii  1794«  8.    KLtBiB's  kL  jur.  BibL  XXVI,  aiS.    y.  Hohbbthal  L  c.  |.  121. 

n.  p.  Vbttbb*8  üntcrr.  von  der  Polisei  (i753),  470«  477-      ^-  Justi's  Polisei- 

wissenscbaft  (Gott.  178a),  366.    BoDMAnr  in  Siebenkees  Beitr.  L  ii8«    Horv'a 

Nachr.  t.  bess.  Gerichten,  IL  44«    Biblfbld  L  €•  L  10 1* 
f)  BuLFBLs  L  c  L  xoa.    VergU  unten»  f.  391  £ 


§.    587.  307.) 

i^Uxieibehörden, 

Zu  Verwaltung  der  Polizei,  werden  eigene  Polizeibehörden  an- 
geordnet, centrale,  proyinciale  und  locale,  höhere  und  niedere;  PolizeiMini- 
ster,  PolizeiCollegien,  Magistrate,  Landräthe,  Intendanten,  Directoren  a)^  Be- 
amte, Assessoren,  Polizeimeister,  Rott-  oder  Quartiermeister,  Strassen-  oder 
PolIzeiAusreiter,  Polizeidiener.  Bisweilen  siad,  für  die  Ortpolizei  in  Städ- 
ten, eigene  PolizeiCommissionen  oder  Deputationen  h')  aus  mehrem 
LocalBehorden  zusammengesetzt,  um  alle  Stände  und  Einwohner  einem  ge- 
meinscha Alichen  PoKzeiForum  zu  unterwerfen,  weil  Einheit  des  Willens,' 
Leichtigkeit  in  der  Ausfuhrung,  die  Seele  guter  Polizei  ist  «)•  Nicht  selten 
ist  die  höhere  Polizei  einer  hohem  LandesAdministrativBehorde,  die  niedere 
irgend  einer  LocalBehorde,  z.  B.  dem  Stadtmagistrat,  Justiz-  und  Kammer- 
amt,  Gerichthalter,  Oorfschultheisen,  u.  d.  mit  übertragen  ^. 

«)  Von  dem  ehemaligen  pariser  Lieutenant-general  de  police,  bDel^xabb,  L'  ia9-i86. 
4  Von  Dresden,  s.  Scbmibdbb's  sächs.  PoIiBeiverfass.  L  668  ff.    Von  Berlin,  a.  Cor* 

pus  Constit.  Marchicar.,  Cont.  II.  65.  V.  laa.  —  Selgbow  elem.  juris,  germ.  priy. 

§.  804.  n.  4.    WnxBBBABD  von  den  Pflichten  einer  städtischen  FoliceL  1760.  foL 
^)  J'  B.  Schwabs  angef.  System  (oben  §.  38o,  Note  c). 
4  (J.  F.  Vbttbb's)  Gedanken  von  Einrichtung  eines  PoliseiCollegii.    Frankf.  und 

Leips.  1748.    ÜBUXiLBB   L  c.  §.  aoi  sq.  t.  Jvsti's  PoliBeiwissensch«  IL  S»  661  £ 

▼•  HoHBxTBAL  I.  €•  §•  ISO.  sqq.  BsBOivs  FolizeiMagaBin,  VIL  ^  ' 
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§■ 


5ß8-  (308.) 

P^lixeirecht,    Politeigertchtbarkeit.  ^  Verfahren.  ' 

I 

I)  Das  Polizeirecht,  unterschieden  ron  der  Poiiaeiwiiseoscbal),  i 
einem  HAupttheil  der  Cameral Wissenschaften,  ist  der  Inbegriff  der  gesetzUck  i 
feststehenden  Polieeibestimnuingen  «)•  11)  Zn  Untersnohung ,  Beortiieiluo«,  i 
nnd  Ahndung  polizeiwidriger  HAndlangen,  such  unaofgefordert,  ist  die 
Polia&eigerichtbarkeit  bestimmt  ^);  wefshalb  bisweilen  die  anfseheBdai 
ttnd  verwaltenden  Polizeibehörden  yoq  den  richteoden  getrennt  sind  ^) 
EU)  Summarische,  oft  schleunige  Erörterung  und  Yollziehting,  w^ 
practischer  Gewandheit,  Menschent&enntnifs,  Consequenz  und  Energie,  Te^ 
meidung  unnützer  Förmlichkeiten,  zumal  in  geringfügigen,  oder  driogeadeB 
Sachen,  ist  dem  Zweck  der  Polizei  gemäfs, 

«)  HvuHAsv  ].-  c.  j.  6.    F.  C.  J.  Fiscam*«  LehrbegriflT  sSmmtlicher  Hamenl-  ud 
Poltseirechte.  Th.  i.  11.  IIL  Frf.  a.  d.  Oder  1785.  1786.  8.     y.  Bug  s.  s.  0.  Tb. 
IV,  Abth.  L    A.  F.  Scbott^s  jur.  Encycl.,  $.  «o6>.    G.  H.  StocRVADstsr  de  irtoi- 
tiarum  cameralium  iinibus  regundis.    —  Dawider  s.  Göznrui's  teutsch.  SuaUr^  j 
^  3i8,  Note  a.    Hsvaici  a.  a.  O.,  S.  i33  ff. 

h)  Vergl.  jedoch  Lots  a.  a.  O.  S.  54  ff«  —  Wertheimlscbe  FoiiseiGertclitsordniiBg, 
in  HoFraa's  Beitr.  L  2o3   Rhein.  Bund,  L.  207. 

«)  Vergl.  E.  F.  KuumiAMP*  über  die  gerichlL  FoVsei,  und  das  Verftibren  der  Mu- 
nicipalCorrectionsTribunale;  nach  frans,  u«  westphaL  Gesetsen.   Brauiucliwdg  • 
1810.  8.  I 


§.    589*  (3090 

Ferhakmss  der  PMzeigewab  tu  der  JusHigewaU. 

Ist  das  Yerhältnifs  der  Polizeigewalt  zu  der  Justizgewalt«)  durdi 
positive  Gesetze  anders  nicht  bestimmt  ^),  so  ist  I)  Einmischung  <!€» 
Ilichters  unzulässig,  in  eigentlichen  Polizeisachen,  sofern  blofs  vonNotli- 
wendigkeit  oder  Zweckmiisigkeit  polizeilicher  Anordnungen  die  Bede  üt, 
der  Gegenstand  sey  mehr  oder  weniger  erheblich  c\  II)  Biofser  Wi- 
derspruch eines  Unterthans,  und  dessen  Einrede  gegen  Zweck  viw! 
Mittel,  kann  die  Polizeieigenschaft  einer  Sache  nicht  ändern. 

tf)  Schriften  davon ,  auch  von  dem  Unterschied  der  Begierungs-  oder  Administraür 

'  Saoben,  insonderheit  der  Potiseisacbeo,  Ton  Justissacben,  in  Pvttu's  Lit.  m. 

hifi.    K^eBn's  Lit.  i  i3o5.    G.  G.  ScnBKtBXB  (eigentiich  T.  h  BsraaAsn)  ^ 

de  caosarum  polttiae  et  earam,  quae  justitiae  dieunlur ,  conAictm  et  differeotn 

•  Goett;  173^    ScnoBHAvnL  a.  a.  O.  II.  65  11    Hobkittsai.  L  c.  |.  is4  sqq-   ^ 

•    «aa's  gerichtl.  Process,  L  %.  i34  ff.     BsnniaBra  ad  Christin»  vol.  IL  ohi.  9*  (^ 

99.  EsoBLBaBGST,  obs«  &.    LvTSBH   Sp.  434.   vi^  ^-  HoMVU   ob».  5es.  Caun>' 

wetslar.  Nebenst,  Th.  i,  S.  88;  Th.  s,  S.  88;  Th.  35,  S.  i43;    Tb.  44,  S.  i09- 

Stbvbbv*s  Unterr.  yon  Begier,  u.  Justissachen,  c.  s.  |.  7.  c.  4-  %-  ^^-    ^*  ^^ 

a.  a.  O.  Tb.  I,  Buch  9,  Abscbn.  4,  S.  i3i  ff    Lots  a.  a.  O.  S.   i6  f.  5o  £  H» 

atm  a.  a.  O.,  S.  ii5.  ff.     Max.blavo*s  Anleit.  sur  HenntniTs  der  t  Beidis-  ^ 
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ProriiiEialQerichts-  uA<Jk  Hanj^leiveriassung  und  Praxis ,-  Tb.  IV',  §.  67,  ^.  «68— 
275.  GöifirvB's  Handb.  des  gemeinen  Proresses,  3d.  II,  Niun.  XXVL  Wider 
diesen,  s.  W.  J.  Bbhb*8  Verfassung  u.  Verwaltung  des  Staats,  Bd.  11,  Heft  1 
(IVarnb.  i8n.  8.),  Num.  i. 

b)  Wie  in  der  preuss.  Constitution  r,  35*  Apr.- 1715,  in  MtLn  €•  C.  Marcbio.  T.If. 
P.  1*  p.  663.    Ho&szfimA.L.l,  t.  9*  ]ks8.  .     •  . 

c)  SiLCBow  ekngu,  juxia  pubL  gcrm ,  $.  $79.    Andm«..  Pütvxil  instU.  juris  puU^ 


§♦  590.  (3ia) 

F  0  r  t  s  e  i  z  n  n  g. 

m)  Das  WesentKche '  des  Unterscliiedes  zwischen  Justiz-  und  To- 
I  i  z  e  i  Sachen,  li^gt  darin  ^  dafs  jene  das  liumitteljbare  Interesse  einzelner 
Unterthanent  diese  auch.  4as  unmittelbare  IijLtepes^e  de^  ßt^tes,  oder  dei;  all- 
gemeinen Gesellschaft  der  Einwohner  in  den»  Staat  ($.  38i)  Angehen. 
lY)  Es  kann  daher  dieselbe  Sache,' in  rerschiedener  Bezidiung,  Justiz^ 
und  Po]izeisache  seyn  <>),  auch  aus  einer  Polizeisache  in  Jtistizsache  sich 
rerwandeln  (§♦  89 1)«  V)  In  dem  Fall  unvermeidlicher  CoUision  zwischen 
Privat-  und  dringendem  Staatsinteresse,  wird  in  einer  y ermischten 
Sache,  der  Arm  des  Richters  durch  die  Regierung  zuweilen  gelühmt  ^); 
loch  Entschädigung  vorbehalten,  für  den,  der  um  des  gemeinen  Besten 
willen  leidet  (§•  386). 

•)  ScnmiMAirrK.  a.  a.  O.  IL  63.  65.  Allgemeine  dentscbe  Bibliotb.  Bd.  79,  St.  9, 
S.  599.  —  Die  Entscheidung  der  Vorfrage,  über  die  Justiz-,  oder  PoUzeiEitgtn- 
tckajt  einer  Sache,  gebührt  in  zweifelhaften  Fallen  dem  Riebter.  Nutbatv  l.  e. 
obB.  i5.  Cbakeb's  wey.lar.  Nebenst.  L  88.  SrnirbBif  a.  a.  O.  61.  Mstivs  P.  L 
dec.  42*  —  Die  Prävention,  guasi  in  re  nweti  fori,  behauptet  Hohxxl,  obs.  5os. 
Heg.  3.  Graf  v.  B1.0MB,  über  den  Organismus  der  Staats Terwaltui^,  insbeson* 
dere  über  die  Trennung  der  richterlichen  und  der  administratii'en  Gewalt. 
Hamb.  i832.  8.  —  Im  Zweifel,  ist  eine  Sache  für  Justizsache  su  halten. 
UoKHEi.  1.  c.  Reg.  1. 

^)  NvuRATB  I.  c.  obs.  a6.    Stbubss,  V,  Bd«  973.  Ebendess»  Unterricht,  $.  i5. 


:§♦    591.  (311.) 

S     O      h     l     U     9     S. 

•  »       ♦ 

yi)  Zu  gerichtlicher  Erörterung  ^ualificirt  sich  ei^  .Poliz^isacjbe, 
wenn  sie  durch  die  Yorgebrachte  Einrede  einer  Rechtsyerlctzong,  >oder 
durch  Klage  üher  Yerietzung  wohlerworbener  Rechte,  durch,  Anfechtonj; 
eines  Polizeigesetzes  aus  dem  Grund  wohlerworbener  Rechte,  durch  Klage 
2x)er  unrichtige  Anwendung  der  Folizeigesetze,  über  Verstofs  einer  Polizei- 
behörde gegen  unzweifelhafte  Bestimmung  der  Gesetze,  oder  Ueber^chreitung 
^  Amtgftwab;,  oder  doich  gerichtlicli  rerfol^.  fiftfagnifsc^  Meines  Dritten, 


588  n.  Theil.  XL  Cap. 

in  Justizsache  sich  Tcrwandelt  hat  «)•  Doch  hat  dtesesi  in  AMcht  anf 
den  PolizeiPunctf  in  der  Regel,  nur  derolutiTe  Wirkung  *).  VII)  Daher 
findet  auch  in  Polizeisachen ,  ireder  Appellation,  noch  elo  anderes 
suspensiyes  Rechtsmittel,  gegen  die  Verfügungen  oder  das  Terfafarea 
der  Polizei  Statt  c);  doch  Beschwerde,  und  selbst  gerichtliche  Klage,  iran 
die  Sache,  wie  TOrhin  erwähnt,  zn  dem  Rechtsweg  geeignet  ist  ^. 

«)  P€ma  1.  c  ScnunBSB  üas.  cit.  Sect.  ÜL  %.  i.  3.  Vergl.  den  Aussng  aus  einem 
reiclislianiinergerichtliciien  SenatProtocoU,  in  BsBOsraAssia*«  Briefen  über  4ii 
Studium  eines  Practicanten  am  R.  Hammergericht  (1788.  8.)  9  S«  78  f.  Prmt. 
Verordn.  wegen  verbess.  Einriebt,  der  ProTtnxialPolisei-  und  Finansbebördes, 
T.  16.  Dee.  1808^  §.  s8  iE  in  der  GesetEsamml.  r.  1817,  S.  283.  Rirsidu.  Be- 
fehl ▼.  16.  Jan.  1794,  in  dem  Cod.  August.,  Cent  D.  T.  I.  p.  669.  J.  F.  JL  C 
HsvaATU  diss.  de  cognitione  et  potestate  judiciaria,  in  eausis  quae  poltdae  bo> 
mine  Teninnt  (Erlang.  1780.  4«  reo.  WetsL  179 1.)«  obs.  3.  sqq^  ao,  si.  i3.  6, 

%  T.  ZwixBLsiB^s  Beitr.y  IL  9a  Gösim's  Handb.  des  Processes,  IL  40-  Gbolusi 
Theorie  des  gerichtL  Verfahrens,  §•  71«  —  Von  dem  Ver Jahren  in  derglckbea 
Sachen,  Nsvbath  1.  c.  $.  7. 

i)  PSttm  1.  €.  Nbubatk  L  c  $.  s.  not.  1. 

0)  HBUxAm  1.  c  433.  NxuniTU  L  c.  obs.  1.  et  a»  t.  Zwxbblbiv^s  Beitrage,  H  109» 
Eiendeii,  rermischte  Briefe,  i45.  Rbvss  Staatshanslei,  XXVHL  89.  ▼.  Zusvts 
a.  a.  O.  S.  19  ff.  IxAN.  WxBSB  diss.  de  appellatione  irregülart,  ut  et  de  eo  <{uoJ 
justum  Tel  injustum  est  circa  appellat.  m  eausis  politiae  (Giess.  i7s5.),  Sect  IL 
p.  i3.  Cmu  TamiBAcu  diss.  de  non  recipienda  appeUattone  in  eausis  politiae. 
Marb.  1763.  4*  Parömie :  in  Ppliseisaehen  gilt  keine  Appellation.  Brnnnt  p^ 
roem.  38.,  in  s.  Opusc.  vol.  Q.  Eisehhajit^s  Grunds,  teutscher  Rechte  in  SprH^ 
Wörtern,  5 10.  —  Andere  halten  Polizeisachen  nicht  schlechthin  für  inappellabel 
MxTivs,  P,  in.  dec.  i54.  Sucnow  1.  c.  WB8TnAi.'s  t.  Staatsr.  356.  Scuiun 
L  c.  Sect.  m.  f.  6.  —  Ist  eine  Sache  schon  ^cricAtUeh  Terhandelt  wordea,  so 
.    kann  die  Appellation,  unter  dem  Vorwand  einer  FoliBciEigenschaft  denelbca 

*  nicht  gehindert  werden.  Decissiones  Hasso-Cass.  IL  63s.  Cbaxeb*s  vetsUr. 
Nebenst.,  L  88.    Nxvbath  L  c.  obs.  %%,  —  Schriften  in  KLUsn's  LiU  ^  i^i* 

1/)  Auch  kann  nur  in  diesem  Fall,  Beschwerde  über  JustisTerweigerun^  bei  der 
Bundesversammlung  Statt  haben«    VergL  §.  i^ 


§♦    592*  (312.) 

Insonderheä  %u  der  CriminalgewaU» 

Die  Polizeigewalt  unterstutzt  die  Criminalgewalt,  mittelbar  dardi 
Beförderung  der  geistigen,  und  sittlichen  Cultur,  unmittelbar  dnrch  Sicher- 
heitAnstalten ,  zu  Verhütung  der  Verbrechen,  auch  zu  schleuniger  Ent- 
deckung und  Herbeischaffung  der  Uebelthäter.  Beide  unterscheiden  i^ 
in  Hinsicht  auf  Gegenstande,  Wirkungsart,  Mittel  zu  ihren  Zwecken,  An- 
wendung dieser  Mittel,  und  Verfahrungsweise  «). 


■•••^.'^ 


et 


ü)  ScnxmnAVTKL  a.  a.  O-  IL  66.  Pancr.  Jos.  Haus  diss.  de  potestatis  politi^^  ^ 
criminalis  nezu  et  differentia,  praecipue  in  eausis  criminalibus,  plena  crunioi^ 
probatione  deficienle,  rel  poena  legali  ad  securitatem  reip.  band  sü!ßcieatt 
TVirveb.  S799.  4»  VefgL  auch  Lon  a.  n.  O.  S.  63  £  —  Untersohied  t^^ 


PoHzeigewalt  5BS| 

der  aufsthtnden  n.  Polieeigewalt,  ebendas.  S.  78  £  —  Der,  tbeoretiseH  yielleiclit 
nie  gan«  su  beeodigende,  Streit  über  das  VerhSltniüs  zwischen  GrimiiialJustiB 
und  PoHsei,  ist  in  Frankreich,  wie  ehedem  auch  in  dem  Königreich  Westphalen, 
practiscb  geschlichtet  durch  ein  Hfilfmittel  der  neuen  Gesetagebung ,  durch  die 
Cörrectioms^  oder  Zucktpoiizei,  Vei^l.  Kvlsi!iha.xp,  angef.  oben  j.  388.  M.  west- 
phäl.  Gesetse  t.  1809  u.  1810 ,  in  dem  Bulletin  des  lois  du  royaume  de  West- 
phalie,  1809,  N^.  44,  und  t8io,  M^  a3.  Code  de  procMure,  criminelle  et 
correettoiinelle,  du  royanme  de  Westphalie.    Cassel,  1809. 


Xn«    G  A  P  I  T  £  L. 

Finanzhoheit» 


§♦  393*  (313.) 

Ueberhaupt 
^jriff  undE   Bestimmung   der  Fmanxhoheä*     Bechi  %u  der  Fmani^ 
trwaliung, .  Staaisauflagen,  unterschieden  van  Lehn*  tu  Päirimotiial^ 

Abgaben. 

l)  Das  Staatseinkommen,  grofstentbeils  ein  Theil  des  NationalEin- 
lommeos  ä)  ^  fliefst  aas  Sachen ,  Rechten  und  Diensten  ^).  11)  Der  lobe- 
;nff  der  Staatsbefugnisse  auf  ziN^eckmäsige  Festsetzung,  Yertheilungy  Er« 
ttbnng,  Yerwaltang  und  Verwendung  des Staatseinhommens,  heifst  Finanz- 
loheit  e)  (Cameralhoheit  ^,  Staatsokonomie-  oder  Staatswirthschaft- 
loheit  ^),  (potestas  cameralis)*  m)  Die  Nation  mufs  jährlicb  aufbringen, 
iras  die  Staatsanstalt  notbwcndig  kostet ,  so  weit  die  Kosten  aus  andern 
wlitmasigea  Finanzqnellen ,  namentlich  aus  Domänen  ($.  332)^  nicht  er- 
intgt  werden  können.  Mebr  darf  dem  NationalVermSgen  durcb  Auflagen 
ucht  entzogen  werden;  denn  diese  sind  nur  ein  notbwendiges  Mittel  za 
Erreichung  desjenigen  Zweckes,  wefsbalb  die  Menschen  in  bilrgerlicber  Ge- 
iellschaft  leben.  lY)  Aus  jener  Pflicht  entspringt  das  Recht  des  Staates, 
iie  Finanzyerwaltung  anzuordnen  (jus  ordiuandi  et  administrandi  ae- 
nrium  teip.),  und  die  Staatsauflagen,  ordentliche  und  auGierordentlichey 
Kn  bestimmen  (Recht  der  Staatsauflagen  oder  Staatslasten,  jus  onemm  s» 
trikatorum  reip.,  jus  collectandi,  droit  d'impdt).  Y)  Die  öffentlichen 
oder  Staatsabgabeo,  auch  obrigkeitliche  genannt,  sind  wesentlich  unter- 
'^^^en  Ton  Abgaben,  welche  yermoge  der  Lehnherrlichkeit  und  der 
PatrimonialHerrlichkeit  erhoben  werden.  Diese  sind  priTatrechtlich, 
u&d  heifsen  theils  Lehnabgaben/),  theils  PatrimoniaU,  auch  gut- 
^^er  grundherrliche  Abgaben  ^)  ($.44,  3o5  d,  Saab)*  YI)  [Zu 
den  obrigkeitlichen  oder  Staatsabgaben  im  weitern  Sinn,  geboren  nicht 
^^  die  Steuern  aller  Art,  sondern  auch  alle  anderea  Abgaben,  wosa 


' 
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dte  StaatshoKeit  berechtigt,  die  also  vermSge  eines  (eigenen,  oder  rer- 
lieKenen)  Regierungsreclites  erhoben  werden  A), 

•)  F.  Q.  FvroA  tber  NationalEinliommeii.   Tfib.   i8o5.  8.    Rdaaio'a  PolltD^  8.  »3. 
*-  Die.  Quellen  des  NationalEvoikommen^  sind:    Arkerbau,  Mannfactar,  Haadel 
—  StaaUwirthJchaßSifsteme :      i)    das    phyaioliratisehe   (ökonomische,  landwirtb- 
acbaDUcb«  oder  AgrirulturSjatem) ;    a)  das  Industrie-  (Merkantil-  odcrHudels- 
und  Fabrik-)  Sjfite»  $    ä)  daa  Oekonomie-  iudusIrie-System  (von  Anis  Smi); 
4)  das  S>8tcm  der  natürlichen  Freiheit  aller  Gewerbe  und  der  gleichen  W 
theilung  aller  Staatslasten.    Vcrgl.  von  den  verschiedenen  Systemen,  C  D.  Vosi 
Handb.  d.  allgera.  Staatswissensch.,  in  d.  3.  Th.  (1^98.  8.)    A.   F.  Lvdib  über 
Nationallndustrie  und  Staatsv?issenscha(t  Th.  I.  11.  OL  Berl.  1800—1804.  8.  Dn 
aystemes  d*6conomie  politique;  par  Ch.  Gauixh,    T.  L  et  n.  Paris  1809.  t  - 
Hauptwerke  sind :  Inquiry  into  thc  nature  and  causes  of  the  wealth  of  natiooi 
Bt  Adjlk  Smith.  9  voL  Lood.   1774«  CL  edit^  3  vol.  ibid.   1799.    I^^&il*  ^^^ 
4  voL  in  8.    Neue.  Ausg.  von  Platt  Am,  mit  4  grofsen  HanjelsCharten  u.  rida 
Anmerk.  Londbn  xQoS.'TeuUch  i&bers.  v.  Gabv«  u.  Dömiixv,*  in  4  Bänden.  Bresl 
1799.  Dritte  Aufl.  Berl.    1810.  3   Bande  8.     Französisch  übers.,  mit  vielen  Za> 
Sätzen  v.  Germain  Garitter.  Paris  1803.  5  Bande  8.    Teutsche    Austüge  daran! 
V.  G.  Sartorius^  Gott.  1806,  u.  P.  V.  C^llv,  Berl.  1811.    Ch.  t.  Scblözem  Ao- 
fangsgründe    <ler  Staatswirfh^ba^  B'gA    ^8o5— 1807.  8.     An   inquiry  into  tbe 
nature  and  origin  of  public  -woalth  and  iuto  the  causes  of  its  increase.    Bj  tW 
Earl  pf  Laoderdalr.  Edinb.'  i8o4-  8*  Teutsch  übers.  Berl.  1808.8.   Henri  Stobci, 
cours 'd*^conoryiie  pofitlque.  St.  P^tersb.   i8i5.  6  vol..  8.  Ifour.  idb,  augm.de 
Notes  explicativcs  ou  criliques,  pafr   J*  B.  -Sat.  Parts   1893.  4  ^^l«  8.  Teutscb: 
nach  der  ersten  Aufl.,  unter  folg.  Titel:  H.  Storch's  Handb.  der  HationalWirtiK 
Schaftslehre.  Aus  d.  Frane.  mit  Zusätzen  v.  K.  H.  Bau.  3  Bände.  Bamh.  1819  IL 
lt.  It.  Kaü*s  Zusätze  zu  Storch's  Cours  d'^conomie  politique.     Aus  der  t  ^^ 
beraelKnng  besonders  abgedruckt.  Hamb.   i8«8.  8.     Simonde  de   Si«R0!mi  bos* 
veauE  |>niicipcs.  d'^ooaomie  politique.    T.  L  et  DL  Paria  1819.  8w    (Nach  Smi 
System.)  T.  B.  Malthus,  the  principles  of  political  Economy.  Lond.  iBaot  8.  i 
new  Edition,  corrected   and  enlarged.  Ibid.   1810.  8.     Traduit  en  francais,  par 
CovsTAvTio.  Paris  1820.  8»    Dav.  Bicaroo,  on   the  Principles    of  political  Eco- 
nomy and  Taxation.    A  third  Edition,  corrected.  Lond.  1820.  8.     Auch  teatsefa: 
~    D.  BfCARD0*8  Grundsätze  der  poiiL  Oeconomte,  oder  der  Stnatswirtbscb.  bq^ 
der  Besteuerung.    Nebst  ErläuL  u.  krit  Anmerk.  v.  J.  B.   Sii;     Aus  i.  EsgL 
i     und  in  Beziehung  auf  die  Anmerk.  aus  dem  Frans.,  von  C.  A.  Schjuat.  Weimar 
,1819.8.     Die  Staatswirthschaft  nach   Naturgesetzen.  Leipx.    1819.  8.    J.  F.  £- 
LoTz  Handb.  der  Staatsyvirlhschaftlchre.  Bd.  I—III.  Erl.  18a i  u.  iSa«.  8.  —  An- 
'     dere  Lebr-  und  Handbücher  über  Sfaatswirthscfaaft,  sind    oben  §.  i3.  Note  h, 
"    genannt   ^  y   CitrcRitr^s  Weh-  und  NationalReicfathum  u.  Staats^nrirthsckit- 
/    München.  t#9i.  a    K.  F.  Cahrrb*«  Xyrnndaätne  der  poiit.  OekoBooiie.    Aus  ikn 
^,  FraauVi.Tw  ^.yö^n.;  Au§ab«  |8«3.  8.    Dsstdtt-Tract,  traite  d'ecooomie  poUti^u<> 
^    Paris  i8a3«,  9-;    M^^h.  Agazziki,  la  sciencc  d'economie  politique.  Paris  iSaS.  & 
M.  G4HILH  essai  sur  le,revenu  public  des  peuples  de  Tantiquite,   du  mojen*age 
"'  et  des  siecles' modernes.'  Paris,  1«   ^dit.   i8iS  *  1  vol.  8."   E6endM.  dlctionnalre 
'*  nnalytiqiie'd'iSco^hifie  pt>1hit{ne. 'Pari^  i  8^6.  8.' LMhl^- Elemente  der  National- 
,.   Oe&oscMnej  Aus  id.  Englischen  «ron.  A.  iL  v.  Jaror,  mit  Zuaatten  vion  Staaur. 
▼.  J^oi.  Halle  i8?4.  8.    Jf^  H.  h.  Vöuwz  Yelkawirthsi^haftsleWlBt  SuaUwlrth- 
,  \scli^|UleVf , .  Ffiianzw^^onschaft     und    PolizeiwisAenschaAj     als' aweiter  Tbeii 
,    von  desaen  Staatswirthsc hauen.'  Leipz.  1804.  %,  Aufl.  1827.  S,    J.  B.  MAC-Cutiocs, 
tte  principles  of  political  tconomy.  Edinbnrg  iSaS.  8.  Teutsch  v.  G  M.  y.  Wi- 
'    -Ktk.  Sfünchen  i«3ol  6.  ü.  Stuttgart  183».  8:    Iffotions  d^eonomie  politique;  p«* 
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M.leeomte  d*H.  (dÜAUTBRiTB).  Paris  1836.  a«  Mit  i8«6.8.  J.  B.  Sat»  catfehismc 
tur  revonomie  poUlique.  2*  Mit.  PaHs  i8ai.  8.  3«  edit  1836.  19.  Eb^ndess, 
Trait6  d'öconomie  polttique.  Paria»  4*  ^dit.  i8i5.  1  toL  8.  5«  ^dit.  augmenteo 
d'un  vol.  Paris  i8ar>  3  vol.  8.  Teutsch,  nach  der  5.  Aufl,  mit  Anmerlu  voa  K. 
E.  MoasTADT.  Heidalb.  i83ow  8.  Ebendess.  Cours  complet  d'economie  politique 
pratique.  Paris  1818  et  1829.  6  voL  8.  Tcutsrh  (Vollständ.  Handb.  der  pract. 
NaiionalOekoaomie)  TonJ.  von  Tb.  (Thbobau)).  Stuttg.  1899  u.  i83o.  6  Bande  8. 
Eine  abgekfirste  Ueberseta.  v.  F.  A.  Rüdes«  Leipa.  1829.  6  Blinde  8,  CAaaioif- 
KisAs,  printipea  d*economie  polit.  Paris  i8a4  8.  FaAaHLm,  m^langes  de  mo- 
rale  et  d*econoniie  politique»  Traduit  de  Tattglais.  Paris  18a?.  %•  edit.  ibid«  eod.8« 
K.  H.  RAir*8  Lebrb.  der  polit.  Oekonomie.  a  Bände*  Heidelb.  1827  u.  1818.  Bd. 
I,  a.  Aufl.  i833.  8.  3  Bd.  (Finanzwissenschaft).  1.  Hälfte.  i83i«  £i8iLXa*s  Handb. 
des  Systema  der  Staalswisstnschaft.  Breslau  1816.  8.  Jos.  Daoa,  ^conomie  'po« 
Ittique.  Paria  1839.  8«  A*  F.  Ribdxl's  Nationalöconomie.  Bd.  I.  Berlin  i838.  8. 
—  Für  die  Geschiebte  der  Wissenschaft  der  national*  und  staatswissenachaftl. 
Oekonomie:  Essai  sur  Tbistoire  de  T^conoroie  politique  des  peuplcs  modernes 
jusqu'au  commencement  de  l'annee  1817.  Paris  et  Londres  181 B«  a  vol.  8.  Dis- 
cours sur  Torigine,  les  öbjets  particuliers  et  llmportance  de  Peconomie  politique. 
Traduit  de  l'anglais,  par  G.  Pbxvost.  Paris  1825.  8.  Job.  Scböb  (Prof.  xu  Bres- 
lau), neue  Untersuchung  der  NationalOekonomie  u.  der  natürl.  Volkswirthschafta- 
Ordnung.  Stuttg.  ]836.  gr.  8. 
0  Jedem  Unterthan  weiset  der  Herrscher  seinen  Reihedienst  an.  Wenn  die  Dienste 
mit  Geld  vergütet  werden,  fordert  er  Abgaben  (engl.,  er  taxirt,  übt  die  Taxen- 
oder Taxirhoheit).  Scblözier*s  Staatsgelahrth.  I.  23.  101.  —  Die  (Quellen  des 
Aso^Einkommens  finden  Einige  in  Fonds  (liegenden  Gründen  und  GeldCapitalen); 
und  in  Beiträgen  von  dem  reinen  Einkommen  der  Bürger.  G.  Sabtobius  Handb. 
der  Staatswirthsch.  Berlin  1796.  8.,  %.  99.  Andere  in  Arbeitlohn,  Capitalgewinn 
und  Landrente,  Lauderdalk  a.  a.  O.  u.  Lvokr  in  s.  Nationallndustrie  (1808), 
S'  3B2.  Noch  Andere  theils  in  dem  Staatsvermogen ^  theils  in  so  genannten  lu- 
cratlven  Hegalien,  insbesondere  Steuern.  ' 

e)  Andere  nehmen  das  fremdartige,  für  sich  bestehende  Fach  der  Polizeigewak,  ifi 
den  Begriff  der  Finanshoheit  auf.  Andere  unterscheiden  Finana-  u.  Camera!« 
hohcit.  C.  G.  Rössio*s  Literatur  der  Polizei  und  Kameralistik,  Th.  L  u.  11^ 
Leipz.  i8oa.  8.  J.  W.  Pl^cidvs  Literatur  der  Staatslehre.  Abth.  I.  Strasb. 
1798.  8.  C  D.  Voss  Einl.  in  die  Gesch.  u.  Literatur  der  Staatswissenschaft, 
Tb.  L  u.  n.  Leipz.  1800.  u.  1802.  8.  (oder  des  oben  angef.  Handbuchs  V.  und 
VI,  Th.)  ' 

^  Unbestimmtheit  und  Vieldeutigkeit  des  Namens  Camermlwissensokaften,  Scblosb» 
s.  a.  CK  I.  23.  26.  NtRSLAira's  Grunds,  der  Staatswirthsch.«  1.  i3.  i7<  J.  C.  BS* 
msib's  sjstemat.  Theorie  der  Kameral Wissenschaften.  Halle  1777.  8.  Sonderbar^ 
Definition,  in  J.  H.  K.  Böbietkb's  sämmtl.  Kamcralwissenschaften  (Halle  1778.  8.X 
S.  189.  —  Staatswiytlischaft  im  weitern  Sinn,  begreift  NationalOekonomie,  Staats« 
Ftnans-  und  Poliaeiwisltenschaft  unter  sich. 

4  ^ciiiotKiATBL'a  Stkatsit.  nach  der  Vernunft,  n.  $19. 

j)  2.  B,  l^hnsins  (ceasus  feudalis),  Lehndienstgeld,  Laudemium. 

f)  Z.  fi.  GfiiQ^.  qder  Bodenzinse  (Zinse,  census,  nicht  Zinsen,  nämlich  (Spital- 
^Qten,  usurae),  Renten,  Gülten,  Handlohn,  Bekenntnifsgeldcr.  manche  Zehnten, 
l^rohnablösungs-,  Dienst-  oder  BeluitlonsGelder  (§.  4^8  b),  Bannrechte,  auch 
die  aus  ehemaliger  Leibeigenkchait  herrührenden  Abgaben,  a.  B.  Besthaupt,  Ge* 
^adtheil,  Bedemund  oder  Heurath(k>nsen8geld ,  maritagium.  Eiosvbbovt  Hber 
^e  Natur  der  Bedeabgaben.  Gieisen  1826.  8.  >!ft^^A«itj?- solcher  Eigenthumreehte 
^nbt,  in  der  Regel,  auf  Vebereinkunft  der  Betheiligten.  Geawongcn«,'^ua 
Gründen  des  öffentlichen  Wohls,  aeta!  den  Fdl  des  ätttseraten  Reehta  «ndidio 
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Bcdin^migen  toiaer  Anwendung  (§.  65 1  u.  f.)  voraus.  Ueber  die  Flicht  n  Em. 
Schädigung  bei  gebotener  Zehntablösung;  in  dem  Hesperus  r,  ^^  v»  IL  HUi  i83i' 
K.  S.  Zacmauü^  der  Kampf  des  Grundeigenthums   gegen  die  Grundberrticbkeit,  • 
dargestellt  und  beurtheilt.  Heidelb«  i83a.  8.     Budiscket   Geseix  wegen  Abl«>iu^  j 

'  der  Herrenfrohnen,  von  i83i.  DesgL  wegen  Ablösung  der  Zehnten,  tou  \Vk  I 
Kurhessüekes  Gesets  ▼•  23.  Juni  i832,  betr.  die  Ablösung  der  Grundsiase,  Zcb-  j 
ten,  I>iettste  u.  a.  Reallasten.  S9ichsenGdthai*cht  Verordn«  ▼.  a.  Jan.  i83s,  betr. 
die  Ablösung  der  Huthen  und  Triften  und  über  die  Besömmemiig  der  Brac^ 
in  Alex.  Müllu's  Archiv  fiir  die  neueste  Gesetagebung,  Bd.  I,  Heft  3,  S.  ^^5. 
BaieHseke  Verordn.  v.Juni  i83a,  betr.  dieFixirung  und  Ablösung  des  Hudloku 
und  anderer  umständigen  BesitzveranderungsGefölle  des  Staates;  in  d.  Inier. 
Regier.Blatt  vom  27.  Juni  4833. 

A)  Sowohl  Sportein,  als  auch  GerichtStrafgelder,  die  Polizeiabgaben  und  PoIna> 
Stra^elder,  die  FiscalGefalle ,  die  Receptions-,  Schutz-,  Concessions-,  Hect<{- 
aitions*  und  DispensationsGelder. 

SiaaisFmanzverwaliung, 

T)  Das  Staatseinl&oinmenf  soweit  es  aus  dem  NationalEinkommen  iiedi, 
mufs,  in  dem  Yerhaitnirs  zu  diesem,  so  bestimmt  und  behandelt  wer^eo, 
dafs  ein  Gleichgewicht  entsteht  zwischen  rechtmüsiger  Einnahme  und 
nothwendiger  Ausgabe  des  Staates.  Wegen  dieser  wesentlichen  Bedlogun; 
•einer  Erhaltung  und  seines  Wohlstandes,  ist,  in  einer  weisen  StaatsOipni* 
aation,  die  StaatsFinanzVerwaltung  weder  ein  isoHrter  Appeuüii, 
noch  die  Magd  der  übrigen  Yerwaltungszweige  a),  sondern  wahrer  Mit tel- 
panct  der  ganzen  Staatsverwaltung  ^}.  Das  Recht,  dieselbe  anzuordnen,! 
ig%  daher  eines  der  wichtigsten  Hoheitrechte,  die  Aufgabe,  eine  der  schver-  ^ 
steiif  die  Handhabung  das  aliernothwendigste.  11)  In  der  Finanzrerwaltuo^  ] 
wird  die  Masse  des  Staatseinkommens,  nach  Yerschiedenheit  des  Grundes 
seiner  Erhebung,  des  Zwecks  oder  der  Verwendung,  in  yerschiedeoe  Ab- 
theilungen getrennt,  z.  B.  SteuerFonds,  Kammer-  und  DomaneaFondi) 
Polizei-  oder  YerwaltungsFonds ,  HriegsFonds,  o.  d.  III)  Das  gesammte 
Staatseinhommen  läfst  sich  nach  folgenden  Rubriken  ordnen:  Ein- 
nahme «US  1)  Steuern,  a)  directen,  b)  indirecten,  2}  Regalien,  3)  Domaoeo, 
4)  yerschiedenen  Quellen.  lY)  Die  Staatsaasgaben  kann  man  clasafi- 
ciren,  wie  folgt:  1)  CivilListe  oder  Bedürfnisse  des  Regentenhauses  luid 
des  Hofstaates;  2)  Landstände  oder  Ständefersammlung;  3)  Staatsrath, 
StaatsSecretariat,  Staats-  oder  geheimes  Cabinet  und  Hanptarchir;  4)  ^ 
schaflzweige  der  Ministerien,  a)  der  Justiz,  b)  des  Innern,  c)  derFInaozen, 
d)  des  Cultus  tmd  des  SfFentlichen  Unterrichtes,  e)  des  Kriegswesens,  f)  der 
auswärtigen  Angelegenheiten^  5)  Ruhegehalte;  6^  Yerzinsung  und  Tilgong 
der  Staatsschulden;  7)  Lasten  und  Abgänge;  8)  Reser?eFonds. 
«}  Hur  liegt  ob,  die  Sorge  (uTStaatsemnakme(ßnB  Domänen,  Steuern,  Regalien,  o.S'WJ 
ttod  Ausgabt  (aWlListe,  Civil-  und  MiljtärEtat,  Schuldentilgung,  Landesrnbes- 
aeruBg,  Ersparung  für  Nothfalle),  fftr  StaaUreehnungS'  und  CasMimewL  -*  I^ 
.    FiaanaMtaislerium  $  in  Lvnsa'a  Nemesis»  fid.  XI,  &  48. 
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l)  FoB  dem  Zeitalter  Tor  Des  Carte«,  urtbeüt  CoaDomcir  (Entwurf  eines  histor« 
GemaUdea  der  Fortschritte  des  mensch].  Geistes,  teutsch  durch  £.  L.  Possxlt, 
Tüb.  1796.  S.  178):  «Noch  gab  es  keine  Wissenschaft  der  StaauOeAonomü :  die 
Fürsten  säUten  nicht  die  Zahl  der  Menschen,  sondern  die  der  Soldaten;  die 
Jfuuuuff^üsensehofi  war  nichts,  als  die  Kunst,  die  Völker  su  plündern,  ohne  sie 
sum  Aufruhr  m  drängen,  und  die  Regierungen  beschäftigten  sich  mit  dem 
Handel  nur,  um  ihn  durch  Taxen  eu  brandschatsen,  durch  Privilegien  la  bem- 
meiii  oder  aicb  dessen  Monopol  streitig  su  machen»« 


§.  595.  (315.) 

Fmamwissensehaft^    Grensüen  der 


I)  Die  StaatsFinanzwissenscliaft  lehrt  die  Art  and  Weise,  wie 
lie  zu  Bestreitung  des  Staatsaofwandes  nothigen  Gütermassen  auf  eine  dem 
dlgemeinen  Wohlstand  möglichst  angemessene  Weise  anfzubringen,  zu  yer- 
iralten,  und  zu  Terwenden  sind.  II)  Die  Grenzen,  welche  die  Finanz- 
koheit  nicht  überschreiten  darf,  sind:  das  wahre  BedürfniTs  des  Staates, 
lie  Kräfte  des  Yolkes,  die  moralische  Scheu,  Mittel  zu  ergreifen,  welche 
lof  irgend  eine  Art  die  guten  Sitten  gefährden,  die  Ordnung  im  häuslichen 
Leben  stören,  den  stillen  Gang  der  Natur  unterbrechen  «). 

1)  Nicht  in  Zahlen  und  todtem  Metall  liegt  das  Geheimnils  der  Finanskunst,  son- 
dera  in  Erweckung  und  Unterhaltung  der  Lebenswärme  emsiger  Thätigkeit. 
Kicht  die  Frage:  wie  Tiel  Dienste  und  Abgaben  kann  dLet  Unterthan  tragen?  ist 
die  höchste  Aufgabe,  deren  Losung  ihr  obliegt.  —  K.  D.  HtJLLXABrv's  deutsche 
Fiaanzgeschichte  des  Mittelalters.  Berlin  i8o5.  8.  Eiendess,  Geschichte  des  Ur- 
sprungs der  Regalien  in  Deutschland.  Fraukf.  a.  d.  O.  i8o6.  8,  Rhein.  Bund, 
LXL  i^sft.  C  A.  ▼.  Mambvs  Handb.  der  Finanawissenschaft  und  Finanx Ver- 
waltung. %  Theile.  Stuttg.  >83o.  8.  J*  Scböv,  die  Grundsätse  der  Finans.  Bresl. 
i83s.& 


§.  596.  (316.) 

Staatsauflag^n. 

Staatsaaflagen  machen  nSthig,  die  Würde,  die  Selbstständigkeit, 
u&d  das  wahre  Bedurfnifs  des  Staates,  mithin  theils  der  Unterhalt  des 
Regenten  und  seiner  Familie  C$«  ^Si),  theils  die  allgemeinen  und 
«^sondern,  ordentlichen  und  aufserordentlichen  Kosten  der  Staatsver- 
waltung a),  insonderheit  der  Rechts-  und  Polizeipflege,  des  Erziehungs- 
^  ünterrichtRegals,  des  Verkehrs  mit  auswärtigen  Staaten,  der  Schutz- 
^i  VeitheidigungsAnstalten  gegen  Auswärtige,  der  Finanzverwaltnng  selbst, 
Auch  die  Staatsschulden  ($.  339  f«  u.  401),  die  nothigen  Pensionen,  sub- 
Auiarisch  die  Sfientliche  Gottesverehrung  (cultus},  die  Errichtung  und 
ünterhaltong  einer  DispositionsCasse  ^),  aus  den  Bestandgeldern  der 
Central.,  oder  GeneralCasse,   und   die  Sammlung   eines  verhaltniCunasigen 
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Schatzes  *),  als  Nollipfcnnigs,  eines  eisernen  oder  ResenreFondt,  des 
relnea  oder  NeltoErtrags  der  Staatsanstalt,  gemäfs  der  Staatsrechnüngs. 
Bilanz. 

a)  CiviUiste  (}»  ftoi)»  Civil-  u«d  MilitarSfeaatsausgabca.  —  Nur  fiHJbsidiamdi  findto 

Stftfltaauflagen  Sutt.    Oben  <^.  393.  u.  33a. 
ii  Aua  ihr  bildet  sieb  eia  MeUortUkmiFimds,  für  diesea  eia  MeÜorntiomPlatu 
e)  G.  Sartortcs  Handb.  der  .Suatowurlbscbait,  f.  i3i.    l>.  IL  Escmou.in'ji  SUiti- 

ökonomieRecht,  §.  io54. 


§♦    597»  (317.) 

'RechtUcKkeU  der  Außagen.    AbgahenSy^em. 

I)  Zu  jeder  Staatsanflage  geboren:  Recbtmasigkeit,  in  Absickt  aaf 
die  Art  der  Festsetzung;  Noth  wendigkeit,  in  Hinsicht  auf -wahres  Staab- 
bedürfnifs;  Gerechtigkeit,  in  Ansehung  der  besteuerten  Sache  oder 
Person,  auch  der  Art,  Grofse,  Vertheilung  und  Erhebungsform  der  Auflage, 
ihrer  Entrichtungszeit,  und  ihrer  möglichen,  wahrscheinlichen,  oder  wirk- 
lichen Einwirkung  auf  Sittlichkeit  der  Einwohner  und  auf  die  Bestand. 
theile  des  Nationalvermögens  (§.  898,  a).  Alte  Staatsgenossen  müssen 
gleichmäsig  zu  Abgaben  yerpflichtet  seyn,  weil  sie  alle  gleichniasig  die 
Yortheile  der  Staatsrerbindung  geniefsen.  U)  Das  AbgabeaSjttemser 
berechnet  auf  das  Einkommen,  in  seiner  wahren  und  eigentlichen  Ge- 
stalt, nicht  auf  das  Vermögen  der  Abgabepflichtigen  a).  ]^ar  der  reine 
Ertrag  Ton  den  Elementen  des  NationalEinkommens  (von  Land,  Arbeit  oder 
Gewerbe,  Geldcapital),  ist  der  wahre  Gegen«  tand  der  Besteuerung  0; 
nur  die  Prodncenten  sind  die  wahren  unmittelbar   Steuerpfliditigeii. 

a)  Nickt  auf  das  Besitothum,  nickt  auf  seinen  Kaufpreis,  sondern  auf  dessen  reinen 
Ertrag.  In  d^r  Regel  nehme  der  Staat  nur  da,  >to  auch  der  Staatsbürger  nimait 
In  so  fern  sind  nur  Einkommen  theile,  nicht  auch  Vermögentheile  ,  steuerfahi^ 
Objecte.  Die  Grundsteuer  belege  nur  die  gewöhnliche  reine  Bodenrente,  Dicht 
auch  die  durch  besondere  Cultur  bewirkte  Erhöhung  derselben,  die  Cultor- 
Rente,  weder  Gewerbe,  noch  Arbeitlohn,  und  bei  keiner  Abgabe  verlange  mio 
ef däche  Angabe  des  Einkomnens.  «^11  n'j  a  rten  qne  la  sagesse  et  la  prudeare 
doivent  plus  regier  que  cette  portion  qu*on  dte,  et  qu^on  laissi  aux  sujets.' 
MoiTTES^TTiKü,  liv.  XIII,  ch.  1*  Oft  verschlingt  schon  die  Form  des  gewähUrs 
AbgabenSystems  einen  grolsen  Iheä  der  Abgaben,  durch  dio  Erhebwogt-  and 
Bewachungskosten.  Map  s.  $.  399,  —  Von  SteuerSyttetnen^^  s.  H«  Escimnum» 
Vorschlag  zu  einem  einfachen  Steuersystem.  Heidelb.  1808.  4*  Ebenders.  über 
die  ConsumtionsSteuer.  Heidelb.  i8i3.  8.  Jcl.  Gr.  v.  Sodev^s  NationalOekono- 
mie,  Th.  DI  u.  V.  D.  F.  Seegeb's  Versuch  über  das  vorzüglichste  Ahgaben- 
System.  Heidelb.  1811.  8.  (Vergl.  Allgem.  HameralKerrespondeat  i9ii,  Nun. 
118— ii3.)  Jux..  Gr.  V.  So»BN*s  StaatsFinanswirthaohaft  (öder  dessen  Natfonal* 
Oekonomie,  Bd.  V).  Leipe.  1811.  8.  Darstellung  der  zeitkerigen  SteuerSy«teoM 
und  Empfehlung  einer  allgem.  VermögenSteuer,  in  d.  allgem.  HameralKoriv* 
spondenten,  1808,  St.  ^\  i,  Jenaischc  allgem.  Lit.Zeit.,  1807  u.  9  u.  10.  1809 
u.  286—488.  A.  L.  V.  Seütter,  die  Besteuerung  der  Völker.  Heidelb.  i8»8.  8- 
MvmyAmD't  Theorie  der  Besteuerung.  Gott.  i834.d.  A.  Bfttmr^XLL^a  Staalsr.  <i«> 
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T.  Bioidet  u«  der  Bundesstaaten*  Abtb.  n.  S.  io3.  S,  Von  dem  eheoiaU^ea  ho- 
nigl.  westphäii^chen  AbgabenSjstem ,  ebendas.  1810,  ti.  5i  £  Bat>r,  StcuerEdicl 
r.  i3.  Mai  1808.  Königl.  sächs,  Mandat,  be^r.  die  Einfuhrung  eines  neuen  Ab- 
gabenSjstems,  u.  einer  neuen  Grundabgabe  insbes.,  r.  9.  Juli  1812,  in  d.  Rbein. 
Bund,  LXV.  oSt.  Schriften  vpn  Büsghiro,  HtmoBs,  y.  Ebfva  u.  a.  in  Weissx's 
k.  Sachs.  Staatsr.,  Bd.  II,  S,  i34  u.  673-  h^ir^mb'  Edict  Tom  iB.  Nor.  1B17.  — 
Bas  einfachste  AbgabenSjstem  ist  das  nassam'sche.  Es  hat  nur  vier  Arten  der 
directen  Steuer:  Grundsteuer,  Gewerbsteuer,  Stempel-  und  ConfirmationsTaxen, 
ErbschaAsteuer.  Nassauuches  Edict  v,  10.  u.  14.  Febr.  1809.  Fol.,  u.  in  dem 
Rhein.  Bund,  XXXUI  u.  XXXIV;  womit  das  nassauische  Edict  v.  1.  u.  2.  Sept. 
iBta  SU  verbinden  ist,  durch  welches  eine  Menge  alterer,  sowohl  Staats-  als 
auch  P^trimpiual Abgaben  aufgdioben  wurden.  SitzungsProtocoUe  der  landständ« 
DeputirtenVersajnml.  desHerzogth.  Nassau  (Wiesb.  1818.  fol.),  S.  loo  01  —  Vou 
Preussen:  K.  W.  Schxidt's  Uebersicbt  der  gesammten  directen  und  indirecten 
Besteuerung  in  den  preufs.  Staaten..* Berlin  1835.  a  Bande,  8.  t.  Klxwits  all- 
g^m.  Steuerrerfassung  der  preufs«  Monarchie.  Magdeb.  182a.  8. 
j)  Daher  JLandrente.oder  Grundsteuer,  Gewerb-  oder  Patentsteuer,  und  Gapttal- 
Sleuer.  —  Vergl.*  hadiscf\fi  GrundsteuerOrdnung.  Carlsr.  1810,  8.  ßadtschg 
Häusersteuer Ordn.  Carlsr.  1811.  8.  Badfsche  AcciseOrdnung.  Carlsr.  181a.  4* 
Premsische  Zoll-  u,  VerbrauchsteuerOrdn.  t.  26.  Mai  1818.,  in  der  Gesetzsamml. 
für  die  preufs.  Staaten,  1818,  S.  4B3  ff-;  u.  Erhebungsrolle  fiir  \S^%^,  ebendas. 
1821,  S.  i65.  ^—  Um  einen  Fonds  für  die  im  J.  181 3  errichtete  copenhagener 
Beichsbank  eu  gewinnen,  wurden  alle  liegenden  Gründe,  auch  in  Schleswig  u« 
Holstein,  für  hypothekarische  Schuldner  dieser  Bank  erklärt,  ihre  Schuld  (Bank- 
hüft)  auf  6  pro  Cent  alles,  ohnehin  stark  besteuerten,  Grundvermögens  festge- 
seist,  diese  neue  Hypothek  feder  andern,  auch  der  schon  bestehenden,  vorge- 
setst,  der  Zinsenfufs  von  Privatanleihen  auf  4%  herabgesetzt,  und  befohlen,  dafi 
der  für  Bankhaft  erklärte  Theil  alles  Grundvermögens  mit  6V2  pro  Cent  jlhr- 
licfa  an  die  Reichsbank  Terzinset  werden  solle  (Banksteuer),  Dagegen  ward  den 
Bankzinsenpflichtigen  zu  einiger  Erleichterung  gestattet,  ihren  hypothekarischen 
Gläubigern  an  den  ihnen  stipulirten  Zinsen*  wegen  der  zu  entrichtenden  Bank- 
Bteuer,  einen  verlulhnifsnifisigen  Abzug  zu  machen.  Dänische  Reichsb'ankVer- 
ordn.  ▼.  6.  Jan.  181S. 


§♦  598.  (318). 

m)  Ton  allen  Arten  der  Production  (der  UrProduction,  der  industriel- 
len nad  der  commerziellen)  werde,  so  yiel  möglich,  nur  das  reine  oder 
NettoEinkommen  besteuert.  IV^  Die  blofsen  Consumenten  se?en 
unmittelbar  steuerfrei,  weil  sie  den  steuerpflichtigen  GewerbClassen  die  ror- 
geschossene  Steuer  in  dem  Preis  der  Producte  wieder  erstatten,  also  mit- 
telbar steuern.  Bei  einer  allgemeinen  Einkommensteuer,  würden  sie  doppelt 
in  die  Steuer  gezogen;  unmittelbar  durch  die  eigene  Anlegung,  mittelbar 
iorch  Erstattung  der  von  Andern  hesaihltea  Steuer  in  dem  Preis  der  Produete* 
Mathematisch  scharf  und  glei<;h,  läTst  sich  keine  Steuer  liir  jeden  concreten 
Fall  bestimmen,  aber  grobe,  den  NationalWohlstand  auffallend  störende 
Fehler,  lassen  sich,  auch  ohne  gehässige,  inquisitorische  Formen  und  lastige 
Förmlichkeiten,   vermeiden»      V)  Ein   AbgabenSystem,  welches  als  Mittel 
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dient  sn  BelSrderang  der  Gerechtigtieity  der  Sitdichheit,  der  Wolddiilig. 
keit,  und  zu  möglichster  Entinclieliuig  der  menschlicheii  Kräfte,  in  onei 
der  edelsten  Ideale  des  menschlichen  Geistes  «3-  TI)  Yerwerflich ,  in  Bttlidier 
nnd  politischer  Hinsicht,  sind  die  meisten  so  genannten  indirecteo({.4ot) 
Abgaben  ^),  aber  ron  Vielen  wenigstens  alsNebenstener  in  Schatz  g^ 
nommen,  da  yro  die  Grand-  and  Gewerbsteaer  nicht  jeden  SteaerpiBchtige& 
treffen  kann,  oder  doch  nicht  so,  wie  es  dem  Besten  des  Staates  am  ge* 
mäsesten  wäre.  Bei  Zoll  and  Accise,  trifit  der  Yorvrarf  am  baufigsteo, 
theils  die  Erstrechang  aaf  Gegenstände,  deren  Befreiong  das  wahre  Stuti* 
interesse  gebietet,  theils  die  Uebertreibong  und  nnyortheilhafte  Erhebungs- 
art,  so  wie  die  grofse  Anzahl  ron  demoralisirten  nnd  demoralisirenden,  für 
Erhebung  und  Aufsicht  Angestellten  e). 

«)  Quelle  influence  ont  les  direrses  etpeces  dlmpto,  sur  la  moralM,  rsctifit^  et 
riodustrie  des  peuples?  par  M.  ab  Mohtbiov.  Paris  1808.  8.  Teutscli,  mit  Ai* 
merk.  t.  Wilh.  t.  ZnooBMAHs.  Görlits  1811.  8.  Des  impositions  et  de  leor  ii» 
fluence  sur  rindustrie  agricole,  manufacturiere  et  commerctale ,  et  sur  li  pr«« 
Pyrite  publique;  par  M.  CaBi$Tii.v.  Paris  1814.  8.  F.  C  F<nu>A*s  Pretischrift 
Aber  denselben  GegensUnd,  in  dem  kanndperisekeH  Magaxm  t.  1807,  St  58-^ 
GdUmg,  gel«  Ans.  iSoS,  St.  199,  u.  1807,  St.  ii5  u.  itS. 

kiy  MovTvtov  L  c  p.  46.  66  C  75.  Sa.  is3 — s6a.  3oo  fL  Consid^rations  sur  lei  in- 
positions  indirectes;  par  C  H.  Sguattmavv.  Paris  i8i6.  4-  DieNacbtheile  der 
Aocise  iür  den  NationalWoklstand.  Berl.  1808.  8.  H.  C  Frhr.  t.  Uiaufnn 
(Reg.  Rath  su  DüsseldorO  über  die  Vorxüge  und  Mangel  der  bdirecln  B^ 
Steuerung.  Düsseldorf  i83i.  8.  Allgem.  Zeitung  1817,  Num.  33»  S.  i3a.  Fiui»- 
Proben  aus  teutschen  Ländern;  in  Voss  Zeiten  1816,  St.  4.  —  Nur  die,  welche 
offenbare,  blofse  Luxus  Artikel  treffen,  scheinen  eine  unsweideutige  Ansnahme 
au  machen.  Die  meisten  inJireeten  Abgaben  treffen  nur  d»  Gonsumeateii.  Bei 
den  meisten  ist  unTermeidlich,  da(s  Tiele  Ahgabepflichtigen  sich  ihnen  ng^ 
beim  entaiehen,  oder  da(s  viele  Personen,  welche  über  das  Gesets  wachen  loUei) 
durch  wiederholte  Versuchungen  häufiiche  Mittel  werden,  das  Gesets  su  ob* 
gehen ;  die  Restechlichkeit  dieser  verdorbenen  Classe ,  wirkt  dann  snrück  tof 
die  Sittlichkeit  der  übrigen  ünterthanen.  Die  meisten  indirecten  Steuern  lasseo 
keine  andere  Conirole  zu,  als  eine  drückende,  der  Betriebsamkeit,  der  oatür- 
liehen  Freiheit,  dem  Verkehr  und  der  Sittlichkeit  gefahrliche*  Sie  Tersnlasio, 
neben  direoten  Steuern  angewandt,  eine  mehrfache  Besteuerung  derselbe»  G^ 
genstande,  und  auf  eine  hinlänglich  bestimmte  Summe  des  Ertrags ,  läfst  sick 
bei  ihnen  nicht  rechnen.  Beabsichtigt  ist  dabei  einsig  ein  Plus  in  der  Einnahme, 
unbekümmert  um  das  durch  sie  veranlafste  Minus  in  der  Sittlichkeit  der  Suati* 
genossen  und  in  ihrer  Anhänglichkeit  an  die  Regierung. 

e)  Dafs  der  Finanskonst  je  wieder  gelingen  werde ,  in  teutschen  Ländern  ein  ia^* 
rectes  Steuersystem  annehmbar  su  machen,  welches  seiner  Natur  nach  ein  na* 
fehlbares  Reismittel  su  Schleichhandel  und  ZoUreruntreuong,  mithin  sa  Uositt« 
lichkeit  ist,  su  Aufstellung  eines  den  Ertrag  su  grolsem  Theil  aufsehreadea 
Heeres  von  Grenswächtem  und  Aufsehern  nöthigt,  Controlen  auf  Coatrolea 
bäult,  und,  nach  einem  vorherrschenden  Princip  des  Mifstraueas ,  wider  jeden 
der  landeinwärts  die  Grense  überschreitet,  die  rechtlose  Vermuthung  der  üa* 
gesetslichkeit,  mittelst  entehrender  und  erbitternder  Durchsuchung  selbst  der 
Personen,  in  Anwendung  bringt,  —  wer  hätte  Das  in  den  Befreiungskri^ 
Ton  i8i3  bis  i8i5  wohl  geahnt,  als  die  Abschaffung  der  Iraasösischea  Dooisei 
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kräftiget  WuA  dl«  dflhatUclM  KMamig  bu  gtwiaiMo, 


§•   599.  (319.) 

Fhumxgeseix.    Fttumgumsialien*    OeffeniUeUteit  der  FinanxverwaUtmg^ 


J)  Die  zweckmasige  Festsetzung,  Bestimmung,  Yertlieilnng,  Erhebung 
ind  Yerwendnng  der  Staatsauflagen,  erfordert  die  Errichtung  eines  für 
nnen  bestimmten  Zeitraum  geltenden  Finanzgesetzes,  eines  Haupt- 
)der  GeneralFinanzPlans  (Etat's},  eines  allgemeinen Yoranschlags  der 
In  dem  nächsten  Finanz-,  Dienst-  oder  Yerwaltungszeitraum,  theils  bestimmt, 
theils  rermnthlich  zu  erwartenden  Staatseinnahme  und  Ausgabe  o)  (Budget). 
Durch  dasselbe  wird  jede,  fiir  den  folgenden  BechnungsZeitranm  (Finanz- 
jahr, BndgetPeriode,  exercice),  in  dem  Staatshaushalt  als  gewisse  oder  währ- 
icbemlich  denkbare,  ordentliche  und  aufserordentliche  Einnahme  und  Ana- 
pbe,  nach  Willen,  Erfahrung  und  Wahrscheinlichkeit,  zum  Theil  sogar 
für  nnyorhergesehene  Fälle,  möglichst  genau  und  systematisch  im  Yor- 
«115  bestimmt.  Dasselbe  wird  jedesmal  zu  gesetzter  Zeit,  vor  dem  Anfang 
ie$  RechnungsZeitraums,  unter  Beilegung  eines  erläuternden  allgemeinen 
Finanzberichtes,  neu  errichtet,  mit  Bestimmungen,  wie  solche  die  jedes- 
malige Lage  des  Staates  nothwendig  macht  ü)  Die  Pflicht,  für  genaue 
Befolgung  des  Finanzgesetzes  zu  wachen,  macht,  aufser  den  nothigen  be* 
sondern  oder  SpecialEtats,  nicht  nur  zweckmasige  Anstalten  noth- 
wendig, für  Erhebung  und  Yerwendung  der  Staatseinkünfte,  namentlich 
one,  seibststindig  aufser  der  Yerwaltung  stehende,  EtatCuratel  and 
eine  ihr  zur  Seite  stehende,  die  Richtigkeit  aller  Cassenrechnungen  nach 
gehöriger  Prüfung  beglaubigende  Rechnungskammer,  sondern  erfordert 
sock  bestimmte  Instruction  für  Geschäftordnung,  insbesondere  Casse- 
vnd  Rechnungswesen,  diese  Fackel  der  Finanzverwaltang,  und  Ein- 
richtung der  nSthigen  und  nützlichen  Special-  und  GeneralFinanzGegen- 
soisicht  oder  Controle  O9  ^^^  beigeordneter  StaatsbuchhaitereL 
DO  Oeffentlichkeit  in  Finanzsachen,  zu  Gewinnung  des  hSchst  n5thi- 
gen  Yertranens,  ist  mit  Yerstand  zu  üben  <^)*  Aber  es  gebe  keine  Ab- 
gehe, welche  die  Stell  Vertreter  des  Yolkes  nicht  bewilligt  haben,  welche 
nicht  unTermeidlicbe  Ausgabe  zum  Gegenstand  hat,  nicht  yon  denen  allein 
getragen  wird,  denen  sie  yortheilhaft  ist,  und  in  dem  möglichst  richtigen 
Verhältnifs  ihres  Betrags  zu  diesem  YortheiL  Die  Abgabepflichtigen  müs- 
Kn  bestimmt  erfahren,  wie  riel,  woron,  wann  sie  zu  bezahlen  haben. 

*)  Aach  SraataFinaas-,  Wirtbschaft-t  oder  Oeconomieplan  genannt,  bestehend  aus 
cuier  allgemeinen  SoUEinnahme-  und  SoUAnsgabe-  oder  Exigens Vorschrift ,  in 
sweckmStig  geordneter  Uebersicht;  loi  des  finances,  etat  proTiaionnel,  ^tat  es- 
tunatif  DU  approximatif  des  recettes  et  depenses;  unterschieden  von  dem,  von 
Zeit  ca  Zeit  sa  fertigenden  SäuaiionsEiai,  einer  Uebersicht  der  augenblichlichen 
^^  der  Staatsfinanaen.     Yergl«   die  ehemalige   Constitution  du  rojaume  da 


598  II-  Tih^i'i-  xn.  Cap. 

Westpbalie,  art.  13.  Ebefaln  in  Frankreicli»  f^  du  Jtoi  (l'^t  des  reeetteict 
depenses  qu'il  avait  k  faire).  £ncyclop6die  ni^thodique  ^  Finaiites,  T.  11  (Pirii 
1785.  4*) 9  P*  B5  sq.  Rhein.  Bund,  L.  202.  LXL  i.^Der  Etat  sey  PolUtandigmi 
solidy  d.  h.  in  seinen  Ansätsen,  nach  Gründen  der  Erfahrung,  Klugheit  and  Wahr- 
scheinlichkeit, haltbar,  weder  zu  niedrig,  noch  überspannt,  die  Einnahme  eher 
EU  niedrig,  die  Ausgabe  eher  zu  grofs,  kein  blofses  RechnungsExcmpel;  auch 
«ey  darin  ftlr  ElatAusfSlle  hinlänglich  geborgt.  Nicht  angHiillt  mit  alten  Mlngehi, 
aber  auch  nicht  mit  LuAschlössern  filr  die  Zukunft,  ist  er  höchst  nottmendi«, 
aber  allein  nicht  hinreichend ,  zumal  wenn  etwa  die  V^rferttger  und  PrCtfer  bloik 
Bechen-  und  OberrechenMaschinen,  Rechenkncchle ,  nicht  echte  Staalswirtfac 
wären.  FV.  ▼.  Schuchma&h's  Ideen  über  Finanz  Verbesserungen  (Tüb.  180B.)) 
S.  47.    I*  G.  H.  FznsB's  Lehrb.  über  Etats  und  Rechnungen.  Tüb.  1819.  4' 

I)  Ohne  Controlir-  und  TabcUensucht,  ohne  SchrcibereiChaos  und  GescbäftFedafr 
tismus,   ohne  lästige  Plackereien.     EinJack   sey  die  Hehungt'  und  Berechjnap- 
Met/iode.    Unräthlich  ist  meist  die  Verpachtung,    Mit  Vorsicht  und  Nutzen  bns, 
bei  solchen  Abgaben,  zu  deren  gehöriger  Einziehung  mehr  als  blolse  Exmaha 
•Hbrdeit  wird,  mit  Vermeidung  kostbarer  Erhebungs-  und  ControIeAnstaltni, 
das  Interesse  der  Einnehmer  durch  Antheile  oder  Proeentgelder  (Tanüime,  regit 
intdress^,   im  Gegensatz  der  rdgie  comptable),   wo  möglich   von  der  AeaoEls- 
nähme,  um  zugleich  zu  Ersparung  an  Ausgaben  zu  ermuntern,  mit  demStaaL*- 
interesse  verknüpfl  werden ,  dafs  Erhöhung   des  Ertrags  durch  vermehrte  Auf-  | 
nterksamkeit  bewirkt  werde,   die  dann  eher,   als  von   PflichtenHeroismus,  sick  j 
erwarten  läfst.  —  Bei  gewissen  Einrichtungen  fri&t  das  Heer  von  Einnehmen,  i 
Controleuren  und  AVächtern,  ungefähr  die  HälAe  der  verrechneten  Einoakutt  . 
und  die  ganze  um  verrechnete»    Hier  würden  bei  einfachen  und  mäsigenZoil*uBd 
AcciseAnsätzcn ,  bei  Steuererhebung  durch  die  Gemeinden,  und  bei  SelbitJhi- 
r'ung  der  Abgabepflichtigen,   diese  und  der  Staat  gewinnen.  —  Wirtemb.  Edict  i 
T.   18.  Nov.    1817,  wegen  Errichtung  einer  StaatsControUe    u.  Oberrechnunjs- 
Hammer.  F.  G.  Wösbka's  Handb.  über  das  Gassen-  a.  Recbnungswesen,  für 
preufs.  Beamte.  Berl.  1797.  8.  a.  verm.  u.  verb.  Aufl.  von  J.  D.  Smoasai.  Berl 
i8i4*     BoROwaT*8  oben  §.   101  angef.  Werk.  (Frhm.   v.  Malchus)  Darttell.  <ltr 
Innern  Staatsverwaltung ,  u.  der  Formen  für  die  Geschäftsbehandlung  detselben- 
Heidelb.  1819.  8.  Ehendess,  Organismus   der  Behörden  für  die  Staatsverwaltung- 
Bd.  I  u.  U*  Heidelb.  1831.  8.  L.  H.  Gzbst*s  Materialien  zu  einem  CassenTenral- 
lung-  u.  Rechnui^Gesetz,  oder  Bechnungsreeht  f&r  das   Königreich  Baiera 
(Mftncheja  i8a3.  8),  f.  61—64. 

c)  TJnnöthige  Publicitat  ist  an  sich  schon  nachtheilig.  Sie  erregt  MUstrauen,  statt 
Zutrauen  einznflösen.  Das  englische  Budget  ist  das  wahre  Muster.  Was  darüber 
hinausgeht y  ist  vom  UebeL 


§.    400.  (32a) 

FkumsOperaiumen^ 

!Das  Mirsverhältnifs  zi/viscliea  Ausgabe  und  £inna)iine,  ^er  Ausfall 
(Deficit^  «ta  FinanBDefieit,  kein  brefsea  CassenDefieit),  mafs  hi  deft  Fteni- 
gesetz  gründlich,  d.  h.  ndcK  Rechtsge setzen  und  mit  Erfaaltttftg  <i^ 
Staatscredits,  gedeckt  werden  «),  am  besten  durch  MinderAasgabc,  aufser- 
dem  durch  MehrEinnahme  ^) ,  oder  durch  beide ;  nicht  durch  Voraasnaimc 
des  Staalseinkommens  C  Antidpation )|   nicht  durch  Auflagen,  die  der  Sit^ 
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Itchkeit  <l«r  VwiaMiMieii)  oder  ihrer  BcOmbsdinkdit ,  äfrem  Wohlsten^  der 
siclrersten  GrafrAiage  der  6taat^^anz€fii ,  g^brlidi  werden  <?)  (Rain An- 
stalten), and  durch  ein  Heer  von  Einnebmern  und  Aufpassern  zu  kost- 
spieliger Verwaltung  notbigen,  zumal  wenn  der  Staat  eine  sehr  ausgedebnle 
Grenae  4iAd  adkmaies  oder  zerstückeltes  Binnenland  besitzt,  nicht  durch 
Lotto^  Papiergeüd,  u.  d.  Die  Gerechtigkeit  fordert  ein  einEacbes,  zweck- 
roäsiges,  gerechtes  Steuersystem  ($.  397,  f.),  folglich  allgemeiBe  S t ea e r- 
Reyision,  Errichtung  eines  Lagerbuchs  oder  Catasters,  und,  zu  mög- 
lichst gleicbmäsiger  Yertheilung  der  Abgaben,  billige  Ausgleichung  <0y 
grofse  Vorsicht  bei  SteuerErhohangen  und  neuen  Grundabgaben,  ein 
gründliches  ErsparungsS^st^in  «),  und  Vermeidung  des  Finanztrugs 
durch  chimärische  und  poetische  FinanzProjecte ,  anweise  fixperimente, 
eitle  Plusmacherei,  Künstelei,  und  Täuschung  der  Abgabepflichtigen.  Pri- 
vatGe werbe,  so  lang  es  an  Privatunternehmern  nicht  fehlt,  treibe  der 
Staat  selbst  nicht,  da  er,  in  der  Regel,  sie  schlecht  ti^eibt,  und  durch  seine 
Concorrenz  den  Privatfleifs  drückt  /)•  Fern  bleibe  Ton  der  Staatswirthschaft 
der  Kr  am  ergeist,  die  Betrachtung  jener  grofsen  National  Angelegenheit 
aas  dem  Standpunct  kleinlicher  Interessen. 

«)  D.  H.  EscHKSMATEB  fiber  Staatsaufwand  und  die  Bedeckung  desselben.  Heidelb. 
1806.  8-   K.  F.  NEBXmvft  der  öffentl.  Credit.    Carlsr.  18a  1.  8.  2.  Auflage  1829« 

^)  f^ermehrung"  der  Einnahme  bewirken:  Terbesserte  Ordnung  und  Controle,  Be- 
förderung des  NationalReichthums,  sweckmäsige  Erhöhung  der  Abgaben. 

c)  Nicht  lucri  bonus  oder  e  re  qualibct.  Der  echte  Staatswirth  gönnt  jedem  Bauer 
Sonntags  sein  Huhn  im  Topf.  —  Der  Staat  wolle  nicht  dem  Bürger  in  den  Beutel 
gucken.  —  XJnablöivliche  Zehnten  empören  das  Gefühl  des  GruudeigeDthOmers, 
weil  der  Zehntherr  die  Früchte,  selbst  die  Früchte  individuell  erhöhter  land- 
wirlbschaftlicher  Industrie,  mit  ihm  theilt,  weil  die  Abgabe  nicht  blofs  den  rei- 
nen Ertrag  trifft,  weil  sie  unverändert  bleibt,  die  Ernte  falle* aus  wie  sie  wolle, 
auch  nach  Erhöhung  der  Culturkosten  und  der  Staats-  und  Oememdelasten, 
und  weil  sie  so  ungleich  ist,  dafs  sie  hier  ein  Funftfaeil,  dort  ein  Drittheil,  wohl 
gar  die  fiälfW  der  Rente  hinwegnehmen  kann.  Darum  ist  diese  Abgabe  cnltur- 
und  sittengesetzwidrig  zugleich.  Unschädlicher  für  die  Gultur,  und  minder  ge- 
hässig wird  sie,  durch  Ucbereinkunft  auf  eine  fixe  NaturalAbgabe  für  eine  be- 
stimmte Beihe  von  Üahren,  oder  auf  eine  Grundabgabe  in  Geld,  die  von  etwa 
20  zu  20  Jahren,  ntfch  dem  jedesmaligen  Durchschnittpreis  der  Erzeugnisse  zu 
bestimmen  «würe.  Vierf^.  VeiOiandlungen  der  a.  Hammer  der  Landstände  des 
OH.  Hetoen,  i8ao^  Bßk  4,  a  3,  75  £,  91  f. 

^)  Herkulisch,  zögernd  «nd  kostbar,  «ber  nothwendig,  so  bald  in  der  alten  Steuer- 
vertheilung  bedeutende  Ungleichheiten  liegen-  Was  absolut  4inrecht  ist,  kann 
nie  wahrhaft  nützlich  seyn.  Weisheit  und  yertheilende  Gerechtigkeit  müssen 
hier  Torwalten.  Immer  bleiben  ricfiUge  Steuerrollen  ^  selbst  bei  grofsen  Kennt- 
nissen mid  sehr  durchgreifenden  Maesregeln,  die  schwierigste  Aufgabe  in  der 
ganzen  ^taatshaushaltung.  Wie  die  Ausgleichung  vorzunebmen  sey?  y,  Scbvce- 
via«  a*  a.  O.  'S.  agff.  G.  ▼.  Abetin'b  Grunds,  über  die  Natur  der  öffentlichen 
Abgaben,  in  dem  Genius  v.  Baiern,  Bd.  I,  Heflt  3  (i8o3),  S.  1—126.  J.  P. 
Fa^aVs  System  der  landwirthschafllicben  Polizei,  Th.  III,  S.  270 ff.  G.  Sahto- 
Rivs  Handb.  der  Staatswirthschaft,  $.  io3ff.  Leonb. SpXth  über  die  pract.  Auf- 
nahme der  Gmodsteuer.  'Nftmb.  1809.  8»  <yergL  Heidelb,  Jahrbücher  1810,  Heft 
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1«,  8.  85.)  Benders,  über  GüterGUMÜcAtloB,  mm  Belrafa  im  BttottBM^ 
ruBgsGetchäftes.  Stuttg.  i8io.  8.  KaÖHCBx's  Anldt*  snr  Regnlimng  dcrSteuera. 
Giessen  iSio.  8.  Davon  u.  dawider  ••  Gott.  gcL  Ans.  i8i3t  St.  114.  Ehenders, 
über  die  Grandsätze  einer  gerechten  Besteuerung.  Heidelb.  1819.  8»  J.P.Hni'i 
Handb.  d.  gesammten  SteuerReguIirung.  1  Bände.  ErL  1817.  ^-  —  ^<"^  ^^  &- 
richtungsart  des  neuen  französischen  Lafferhueks  oder  Caiasiert ,  naeh  dem  V<»w 
gang  und  Muster  des  schon  im  J.  1759  eingeführten«  maflaadiachen,  Eorop. 
Annalen,  1810.  VL  375,  Jenaische  Allg.  Lit.  Zeit.  1807,  u.  9  u.  10,  1809  u.i8(^ 
388^,  und  Habl's  Handb.  d.  Staatswirthschaft  u.  Finanz ,  {.  1041*  ConFersationi> 
Lexicon,  toc.  Cataster.  Mailändische  Steuenrerfassungy  Ton  dem  Grafen  Cämlu 
aus  dem  Italiän.  mit  Anmerk.  y.  Wihosch.  Tarabtola«  Ü  sistema  pratico  dd 
censimento  predial  Milanese.  Milano  i8i6.  Pompeo  Nbbi*8  tre£FIiches  Werk  über 
denselben  Gegenstand«  Cadastr^  perp^tnel ,  ou  d^monstration  des  proe^ei  coih 
▼enables  a  la  formation  de  cet  important  ourrage ;  par  AuniFFaED.  Paris  1789. 8. 
Ebendest.  Cadastre  general  de  la  France.  Paris  1790. 8.  Gollection  des  lois,  decreti, 
Instructions  etc.  relatifs  au  Cadastre;  par  J.  B.  Oton.  le,  II,  IH  et  IV  Parties. 
Paris  1804 — 1808.  8.  Manuel  du  cadastre;  par  J. G. DuLAvanr's.  Lyon  an  XIILS. 
Becueil  m^thodique  des  lois,  döcrets,  reglemens  etc.  relatifs  au  Cadastre.  Parii 
1811.  4*  nebst  e.  Folioband  Modelle.  K  TBim's  systemat.  Handb.  des  Cadasteri. 
Mainz  i8i3.  8.  Bknzehbxiio  über  das  Cadaster,  a  Theile.  Bonn  1819.  &  TStM 
Aufl.  1824. 

e)  Nicht  das  englische  AnleiheSystem.  Von  diesem  s.  Götting.  gel.  Anzeigen,  1811, 
S.  960  fr. 

0  G.  Sartohius  a.  a.  O.  §•  100.  101.  Harx.  a.  a.  O.  f.  loaSff.  -^  Von  Staatsbanko. 
Vergl.  i.  146. 

§•     401.  (321.) 

Ferzinsw!^  uiul  gerechte  Tagung  der  SiaaUehMÜdetu    IBwangaMhi» 

Minderung  der  Zinsen  von  Staatsscbalden,  wird  gerechtenfosi 
nar  durch  Uebereinhunft  erlangt;  wozu  strenges  VV^orthalten,  und  allgemein 
y erbreitete  Ueberzeugong  yon  der  Sicherheit  des  Capitals,  den  Weg  hthr 
nen  «).  Tilgung  des  Capitals  wird  rechtlich  und  solid  ^)  bewirkt, 
in  der  stipnlirten  Art  (§•  389  u.  f.),  durch  richtige  Verwendung  des  zu 
Capital-  und  Zinsenzahlung  yerschriebenen  Staatseinbommens,  durch  zweck' 
masig  reranlafsten ,  oder  zufälligen  Ueberschafs  der  StaatsCassen,  dorck 
TerauTserung  entbehrlicheri  dem  Staat  in  der  Verwaltung  rielleicbt  lästiger 
Realitäten  und  Mobilien,  durch  richtigen  SchuldenEtat,  durch  feste  £io* 
haltung  emes  consequenten  SchuldenTilgungsplans,  und  einen  dieseio 
angemessenen  TilgungsFonds«),  mit  einer  eigenen  Scbuldentilgaiig»- 
oder  AmortisationsCasse:  nicht  durch  Yorausnahme  des  Staatsetn- 
homroens  (Anticipation),  durch  VerauTserung  des  notbigen  oder  nutzlidea 
Staats  Vermögens  9  durch  Lottogewinn,  durch  eigenmächtige  Herabsetsoog 
CReduction)  der  Zinsen,  Capitalisirung  der  Zinsenruckstande,  Herabsetzoog 
der  Staatsschulden  auf  eine  Quote  ihres  wahren  NominalBetrags,  Zabiong 
der  Capitale  und  Zinsen  in  mehr  oder  weniger  tief  unter  dem  W^rtb  des 
MetallGeldes  stehendem  Papiergeld,  selbst  yeranlalstes  oder  Tertdraldetet 
Sinken  und  dann  Einhandehi  der  StaatsObligationen,  Prägung  ganaglultV*^ 
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Mfioze,  EinfBlming  ron  Papiermunze  ^,  YerrafaDg  des  Pttpierjpeldes  und 
des  selbst  geprägten  schlechten  Metallgeldes  n.  d«  Zwanganleihe^  auch 
Sistiraog  der  Zinsenzahlang,  ist  nnr  erlaubt,  wenn  der  Staat  in  Gefahr  der 
Aaflosimg  kommt  «)•  Eine  liberale  und  gerechte  Begiernng  yenchmüht 
Finanzkunste,  welche  nicht  bestehen  können  mit  Rechtsgeseteenf  mit  wech« 
lebeitiger  Achtang  zwischen  Begiemng  und  Unterthanen. 

•)  Nkbinivs  Über  die  HerabsetEung  der  Zinsen  der  öffentlichen  Schulden.  Stuttg. 
1837.  & 

i)  Die  Kur  sey  radical.  Palliative  helfen  nicht;  Ausflüchte  und  Kunst^iffe,  die  der 
wahre  Staatswirth  nicht  kennt,  oder  kennt  und  yerachtet,  auch  nicht.  Es  gibt 
in  der  StaatsFinanzverwaltung,  ifvie  in  der  Privathaushaltung,  gegen  Schulden 
kein  anderes  rechtliches  Mittel,  keinen  andern  weisen  Rath,  als  zahlen^  —  den 
Anfang»  wenn  die  Schuldenlast  eu  grofs  ist,  mit  unverfänglichen  Versuren  sa 
machen,  die  vorerst  Luft,  und  su  dienlichen  Maasregeln  Zeit  schaffen,  sodann 
ohne  Verzug  su  diesen  Maasregeln  mit  Klugheit  und  Standhaftigkett  su  schreiten» 
sich  einzuschränken,  und  zu  sparen;  nicht  cu  Maasregeln,  die  das  Signal  geben 
XU  dem  Terderblichen  Agiotiren,  zu  der  gaunerartigen  StockJobberei,  zu  Ver* 
aicbtung  des  Staatscredits  in  dem  In*  und  Ausland.  Klübkr  über  den  Staats- 
wirthscha Alichen  Werth  des  Papiergeldes  (Tfib.  i8o5.  8.)*  S.  16.  do  f.  G.  G 
OxDEB  in  ScHLozxB^s  Staatsanz.  L  IX.  299.  Scheidekaittix's  Staatsr.  nach  der 
Vernunft,  IL  4oi  ff*  v.  Bülow  über  die  Quellen  zum  Abtrag  u.  zur  Tilgung 
von  Staatsschulden.  Rostock  181 1.  8. 

e)  Nunquam  de  republica  desperandum.  ^-  Badhche  AmortisationsCasse,  laut  Re* 
scriptes  t.  27.  Sept.  1808,  in  d.  bad.  Regier.  Blatt  1808,  Num.  3o  Bnürüeke^ 
gestiftet  durch  ein  Decret  t.  Sept  1811.  H^ärtemhergitehe  ^  errichtet  durch  e. 
Sutut  T.  6.  Jun.'  1816,  in  KLimia'a  Staatsarchir,  Bd.  I,S.a57iE  ^irlemA.  Edict 
T.  18.  Nov.  18t  7,  betr.  die  Verstärkung  des  StaatsschuldenTilgungsFonds.  PHr* 
Umk,  Verfafs.  Vertr.  r.  1819,  $.  190.  fFtrtemb.  StaatsschuldenStatut  ▼.  v%.  Jan« 
1820.  HantiSverische  SchuIdentiJgungsCasse,  gestiftet  durch  e.  Verordn.  t.  «3.  Aug. 
i8i3,  in  der  GesetzsammL,  Abth.  I,  Num«  33.  Ehemalige  königl.  westphälüek& 
SchuldenttlgungsCasse,  nach  e.  Decret  t.  17.  Not.  1808,  in  d.  Bulletin  des  lois 
da  royaume  de  Westphalie,  1808,  n®  149. 

^«H^talliser  le  papier«,  nach  Civzua's  Ausdruck.  Vergl.  unten  ](.  439.  -*  yVU 
derlegung  der  Behauptung,  dafs  durch  StaatsschuldenPapiere  ein  neues  Capital 
schaffen  werde,  und  den  Staatsbürgern  daraus  ein  Vortbeil  erwachse,  mden 
statt  eines  Capitals,  nun  zwet  Torhanden  seyen.  SAKToaiua  a.  a.  O.  §•  i34* 

*)  VeigL  §.  55i.  Motu  Ton  der  Landeshoh.  in  Cameralsachen,  io3> 
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§.    402.  (322.) 

Begriff.    Verschiedene  Arten  der  Steuer. 
Stener  «),  ein  Beitrag  der  Einzelnen  zu  dem  Staatseinkommen«  wird 
*^  terschiedene  Art  entrioblet,  gefordert^  bewilligt»  benannte    I)  Ordent* 
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liehe  oder  bleibende  Steoer  isf,  naoli  (Quantität  und  Erbcbongizeit,  ein 
lor  allemal  bestimmt^):  ausserordentliche  oder  roriibergdiaide  wkd 
entrichtet  in  ungewohn  lieben  Fallen ,  nach  jedesmaliger  Bestimnrang  der 
Quantität  und  Erhefoungszeit  ^)»  II)  Bei  der  directen  Steuer  ist  die 
Quantität  bestimmt,  welche  von  )edem  stenerpflichtigen  IndiTidonm,  Person 
oder  Sache,  innerhalb  eines  gewissen  Zeitrattma  erwartet  wird  ^):  bei  der 
indirecten  «)  Steuer  ist  die  Quantität  unbestimmbar,  wekhe  TOn  den 
Steuerpflichtigen,  birmen  einem  angenommenen  Zeitraum,  eingehen  mnfs/). 
in)  Man  lionnte  auch,  in  mehreren  Ländern,  die  Staatsabgaben  in  Haupt- 
und  Nebensteuern  abtheilen;  aufserdem  in  Personal-  ^),  Gewerl>- 
und  Erwerbsteuer,  Grund-,  Vermögen-  und  Einhommensteoer, 
Yieh-  und  Verbrauch-  oder  CoosumtionSteuer. 

#)  Staatsauflage«  Taxe.  —  Schriften  in  Püttshs  LiU  HL  %.  ii37  £  Ki^bu's  Li. 
ai6.  H.  W.  L^wÄTZ  Haadb.  für  Bücherfreunde  und  Bibliothekare,  Tb.  II,  Ul 
Abth.  i  (Halle  1794*  8-)«  S.  1—75  (voc*  Abgaben),  und  S.  ii3— i3i  (voc  Acci^) 
Labs  a.  unten  angef.  Orte,  S.  5— *i4«  Mosea  ▼.  d.  I^ndeshoheit  in  SteuerMcbeo. 
1773.  4-  Wx8TPHiu.*8  t.  Staatsr.  190.  v.  Sa&tobx's  Staatsr.  der  Erz-  und  Hoik- 
Stifter,  B.  ü,  Th.  II ,  Abscha.  2.  S.  6viß.  C.  F.  AYiuscv  diss.  de  jureio! 
lectaadi  in  territoriis  Germ.  Viteb.  1785.  4*  G.  H.  Lavg's  histor.  Eatwickl.  der 
t.  Staatsverfassungen.  Berlin  1793.  &  F.  W.  t.  Ulxekstxin's  Einleit.  in  dicLebre 
▼on  Steuern  und  Abgaben.  £i4*  1794*  8.  J.  B.  Matkb's  Versuch  einer  AbbtodL 
über  Steuer  und  Abgaben  im  Allgemeinen,  dann  Toreüglich  iin  Hochstif^e  Bam- 
berg. Bamb.  1795,  8.  Asoa.  Srüiiiacaii's  hiftt.  Jurist.  Abb.  über  die  Steuerverfiy 
gUBg  in  deutschen  Reichslanden.  Duisb.  1794*  8w  Ueber  Besteuerung  im  Gro&- 
hersogthum  Hessen.  (Darmst)  i8i4>  &  Stbblis's  Revision  der  Lehre  von  Auf- 
lagen. Erlangen  t8si.  8.  D.  BnursirsTsiv^  nur  Eine  Steuer.  Gotha  iSs&S.- 
Geschichte  der  Steuern.  Lavg  a.  a.  O.  HüiAHAvir  a.  (§.  396)  a.  O.  Bhein.fiuD^ 
LV.  3.  Von  Wirtemberg  s.  J.  IX  G.  Meioongka*«  Beschreib,  t.  Wurtember; 
(2.  Aufl.  Stuttg.  ]8a3),  S.  116  f.  Von  dem  Bönigr.  Sachsen,  V^^xissa*«  k  »chs. 
Staat«r.  Bd.  n,  §.  a^^K  y.  Klewitk  allgemeine  Steuerverfassoog  der  pretüs.  Mo- 
narchie, u.  besondere  Grundsteuer  Verfassungen  in  der  preufs.  ProvinBSscliseD. 
Magdeb.  1819.  8. 

^)  Grundstever  (yon  Grundstücken  u.  Haasem^  die  eigtatlich  so  geaaante  SKu^r, 
Schatsuag,  Landtaiie  «der  aUgemeiae  I«alidessteuer),  Erwerb-,  Vermegea- «- 
Einkommensteuer,  CapitalienSteuer ,  Gewerbsteaer  (PatentSteuer) ,  Hopf- oder 
FersonalSteuer ,  Vieh-  oder  KlauenSteucr,  Fleischsteuer,  Tranksteaer. 

c)  Kriegsteuer,  Prinzessinsteucr ,  Debitsteuer.  Moseb  von  Stcuersacben,  53).^^;. 
566.  569.  58i.  Stbubeh's  rechtl.  Bed.  IB.  378.  Westphal*s  Staatsr.,  209.  ^f^- 
see's  FamilienStaatsr.  IL  279.  396.  Kraüsi's  Abh.  aus  d.  Staatsr.,  194  ^  ^^^^ 
Bund,  XIX.  89.  Pütteb's  Lit.  ffl.  36a.  Klübeb*s  Lit  §.  1140.  Eiendess.  Anmeri 
au  SaintePalaye  von  dem  Bitterwesen,  I.  116.  0.  177  ffi  —  In  dem  preussUthcn 
Staat  ist  PrinsessinSteuer  noch  jet/.t  durch  Herkommen  begründet.  Gesctuamai' 
lung  für  d.  preufs.  Staaten,  1822,  Num.  i5,  S.  189.  Eben  so  imGH.S.Weiinar- 
Eisenach.  Schweizbb's  öffentl.  Becht  desselben,  Th.  I,  S.  47.  In  dem  Höoi^ 
Sachsen  ist  solche  Steuer  nicht  begründet.  Weisse's  Staatsr.  des  K.  Sachsen, 
Th.  I,  §.  43.  In  dem  Hzgth.  BraunschweigLuneburg  sind  20,000  Fürsteogoldeo 
dazu  ausgesetst,  in  den  Privilegien  der  Landschaft  v.  1770,  Art.  «5.  Hievon  0. 
T.  Morgengabe  n.  Leibgeding  s.  P.  C.  Ribbentbop*s  Beiträge  «ur  Vcrfafs.  de< 
Herftigtbi  Braunsehw.Länd)nrg,  wolfenbutt  Theils,  L  Beitrag  ^(Brauaschiv.  iT^^A 


S.  lA  V6m  UaUffbaU  u.  4ef  AoMletMr  dttr  PrinseMlUeii)  «b^n  $.  «5o^  ^  Ehe- 
hiu  der  gemeine  Pfennig,  die  Tfirkenhülfey   die  Beden.    FvBraxBeiu's  Vilriar. 

ijiust  m.  38d. 

d)  Bei  delr  ordentltehen  Steuer  l^t  dieses  jedesmal  der  Fall.    Die  diYeeie  Steuer  (yon 
EiflSgen  lOtmitteihare  benannt)  tvlrd  berechnet,  weder  nach  der  jedesmaligen  Pro- 
ducüott ,  noch  l^ath  dem  Verbrant;h,  der  NacbfV*age ,  dem  Preis.    Beispiele  sind, 
die  Gitmdftteiter  r  die  Gewerb-  oder  PateiHsteuer,   die  PersonalStener  (Hopf- 
geld) u.  d.  —  Die  jibikeilmg'  d^r  Steuer  in  iftirct«  und  mdirrete^  isl  nicht  sweck- 
mäslg,   und  "Wenige  gehen  dabei  von  einem  klaren  Begriff  aus.     £s  fehlt  an 
einem  richtigen  TMtungsgrund;     Denn  auch  der  Producent  und.  der  Fabricant 
suchen  in  dem  Preis  ihrer  Prodücie  und  Fabricate,  bei  dem  Abnehmer  Entschä- 
digung t9T  die  b^^ahhe  Grund-  und  Gewerbsteuer,   die  daher  eben  so  woU 
fii^'reeie  Steuer  heifsen  könnten,  wie  die  Verbrauchsteuer,  die  Acciseetc.  Die  Fran- 
zosen sagen:  '/les  contributions  directes  sont  ^tablies  dtreetement  sur  les  biens,  sur 
les  facultes,  et  sur  Ites  personnes^'.    (Vergl.  auch  nassauische  Steuerverordn.  t.  lo. 
Febr.  1809,  %,  6).    Sind  nicht  auch  die  Zölle,  die  Accise,  die  OonsumtionsSte'uer, 
dtrectement  gelegt  auf  die  Waare,  welche  transportirt ,  gekauft  oder  vertauscht, 
f erbraucht   u.  s.  w,  wird?  —  Anlafs  zu  dieser  Eintheilung  scheint  die  Finans- 
maasregel  gegeben  zu  haben,  das  Staatseinkommen  dadurch  zu  vermehren,  dafs 
man  auch  von  Steuerfreien,  mittelbar  oder  indirect,  Steuer  zu  erheben  suchte. 
Daher  bezog  sich  die  Benennung  indirect  ursprünglich  nicht  auf  die  mit  Steuer 
belegte  Sache,  sondern  auf  Personen ,  denen  man  auf  indirectem  Wege  Steuer 
abnehmen  wollte.  —  Die  FinanzPraxis  einzelner  Staaten  begnügt  sich  damit,  die 
einzelnen  Arten  von  Steuern,  welche  sie  zu  der  directen,  und  diejenigen,  welche 
#ie  zu  der  indirecten  rechnet,  blofs  aufzuzählen^  ohne  dabei  von  eiliem  bestimm- 
ten Sachbegriff  oder  Unterscheidiingsmerkmal  auszugehen« 

f)  harrtet  keifst  sie,  weil  sie  meist  der  Verzehr^r  (eigentlieh  Jeder,  der  dfie  Sache 
titttlo  oneroso  erwirbt)  mittelbar,  in  dem  Erwerbpreis,  und  nur  der  Veräus» 
serer,  der  Fabricant,  oder  der  Produccnt,  unmittelbar  entrichtet.  Einige  nen- 
nen sie  daher  mittels are  Steuer.  —  Die  indirecte  Steuer  —  ursprünglich  nur 
ausserordentliche  Steuer,  und  meist  zu  Tilgung  öffentlicher  Schulden  bestimmt  — 
steht  immer  im  YerhSltnift  theils  mit  dem  EinkaidT,  theils  mit  dem  Verbrauch. 
Die  unentbehrlicken  Lebensbedürfliisse  abgerechnet,  die  defswegen  in  England 
ganz  accttfrei  sind,  steht  es  in  der  WilikQbr  eines  jeden  Steuerpflichtigen^  durch 
gröfsern  oder  geringem  Einkauf  oder  Verbrauch,  mehr  oder  weniger  Abgabe 
zu  entrichten,  und  den  Verbrauch,  mithiu  auch  die  Steuer,  mit  dem  Einkom- 
men in  Gleichgewicht  zu  setzen )  den  Fall  ausgenommen,  wenn  man  als  Surrogat 
der  Steuer,  eine  bestimmte  Ablindnngs-  oder  AversionalSumme  entrichtet.  Nacb 
dem  A<ciseSystem  mancher  Länder,  sind  aile  Waaren  und  Sacben,  von  A  bia 
Z,  indirect  besteuert  —  Von  Aem  W<ertb  der  indirtden  .Steuer  s.  obeft  V  ^9^ 
u.  £scHE9JUTXB  a.  untcu.  a.  O.  —  Von  der  Eintheilung  der  Steuer  in  dire.c|e 
u.  indirecte:  in  der  preufs.  (berliner)  Staatszeitung  v.  a.  Nov.  1829,  Beilage. 

/)  Beispiele:  Verzehrung-,  Verbrauch-  oder  ConsumtionSteuer  von  Victualien,  r. 
ülxevsthv  a.  a.  O.  162.  Matsb  a.  a.  O.  74—84.  F.  EscRSiniATKB  über  die 
ConsumtionSteuer.  Heidelb.  t8i3.  8.  Rhein.  Bond,  XLIX.  39.  Von  der  Con- 
iumtionSteuer  im  Königr.  Sachsen  s.  Wxissn's  k.  säcks,  Staatsn,,  Bd  D,  §.  940-^ 
a63.  Badische  AcciseOrdnung  1813.  4.  Preuss.  Verbrauchsteu^rOrdn*  t.  fl(6-Mai 
1818.  Gbzgl.  hessische  v.  6.  März  1824.  Königl.  sächsische  v.  12.  Juni  1824;  na- 
mentlich Licent  (§.  4^4,  b),  Accise  (benannt  von  der  Incision  in  das  Kerbholz), 
Tranksteuer,  Ohmgeld  (eigentlich  Üngeld.  G.  A.  Will's  nürnb.  Münzbelusti- 
gungen, 3i4.  G.  £.  Waxj>ao's  verm.  Beiträge  zar  Gesch.  der  Stadt  NlLmber|, 
45^  t.  Xiö&T«cB  Anmerke  L  u%u    fiiteifc  AwfliUgmigtn»  tt^    Latfe  «.  t^iK  MiM, 
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ÜMtpfamlg,  W«b-,  Bier»  micl  BrumtireiBAeclM,  (da«  w^ffSa^U  «Odtii^ 
wid  gutherriicke  Abgabe,  Rhein.  Bund,  VIL  16«.  BBAvn'a  Beitr.  iSa),  MeU» 
•teuer,  Mehlaecite  oder  Mablgroschen,  Fleitchtteuer  oder Fleiscbpfennigi  Pfund« 
soll,  SaUsteuer,  Tabali-,  Puder,  u.  Kleidersteuer,  Siegel-  o.  StempelpapierTne, 
Zeitung-,  Kalender-  u.  SpielkartenStempel  (WasTraAL^t  Staatsr.  918.  Lrui, 
dpec.  361.  WxiMB  a.  a.  O«,  {.  s6df.):  2k>ll-,  Wohnung-  oderLogiMtcaer;  8po^ 
tkxt}  Mutiluteuer;  ErbscbaiUteoer  (CoUateralErbenbeitrag,  Lacberbeagcld,  Ab* 
sngageld  oder  AbechoOi),  Nachsteuer,  NachschoOi,  Abfahrtg^ld,  GabeUe,  sdmter 
Pfennig,  (r.  Epplbv's)  Princip  der  t.  TerritorialTerfals.  $•  ai3.  Liae  i.a.0. 
116X  Luxussteuer  (y.  Artikeln  des  Luxus  1  t.  UiJoasTata,  aa9).  —  Von  dea 
JHftutkandel  oder  der  DienstErwerbsteuer,  s.  MATxa,  S.  97. 
^^  Von  der  Personalsteuer,  YTsissa  a.  a.  O.,  f.  965.  Von  der  SteuerEiallialui 
überhaupt,  MoasTADT,  im  "Nationilökonomen  m.  Bd.  ID.  S.  i34  ^  Emfithm^ 
eines  Stempels  für  Urkunden,  Exhibitionen,  Protokolle  und  Taxen  (an  derSuUi 
des  seither.  Stempelpapiers)  auch  einer  Accisordnung  in  der  fr.  Stadt  FrsnUiul 
T.  9.  Apr.  1839. 

§.    405.  (323.) 

JFariseiumg.  GtogrofhUche^  rechiliche  und  maraUsehe  Besehranlamy% 

des  SieuerBegals. 

TV)  Notbwendig  sind  diejenigen  Steuern,  deren  E^tricbtuag  den 
Untertbanen  zur  Pflicht   gemacbt  mrd:  freiwillig  bringen    gutgesinnte 
Staatsbürger,  insbesondere  unter   aufserordentlichen  Umstanden,  ein  Opfer 
auf  den  Altar  des  Vaterlandes  «)•     Y)  Die  meisten  Steaem  sbd  keot  za 
Tage  allgemein,  für  das  ganze  Land;  doch  gibt  es  zu  Zeiten,  oder  he 
und  da,  ancb  particnläre,  die  nur  in  einzelnen  Bezirken  des  Staatsgebietes 
entrichtet  werden*    TI)  Benannt  werden  die  Steaem,  bald  Ton  dem  i^ 
atenerten  Gegenstand  ^)  (Person  oder  Sache),  bald  yon  der  Ursacke^ 
dem  Zwecke  der  Yerwendnng  «)•    Am  einfachsten  unterscheidet  man,  Per* 
aonal-,  Grand-    und    Gewerbstener.      Tu)    Die  Aasübang  des 
StenerRegals  beschranht  sich  auF  die   eigene  Landesgrenze.   Sie 
kann   daher  auf  fremde  Landesbezirke,  eingeschlossene  0*80 
oder  angrenzende,  nicht  erstreckt  werden  4;  es  sej  denn  durch  freie  IJ^ 
hereinkunft  «},  oder  in  Folge  einer  wohlerworbenen  StaatsSerritot 
($.  S7S  u.  56o  S.).    yiO)  Yerwerflich  wäre ,  auch   bei  dem  reichlickft» 
Ertrag,  ein  Steuersystem,  welches  seiner   Natur  nach  der  Sittlicbkeit 
der  Nation   gefahrlich  wäre,  und  der  Regiemng  die  offentÜclie 
Meinung  entfremdete  (§.  398,  c).    IX)  Untadelhaft  sind  insbesoodere 
die  so  genannten  mittelbaren  Steuern,  nur  bei  sehr  mäsigen  Sätzen,  fiei 
hohen  wird  ein  nnyerhaltnifsmiisig  grofser  Theil  ihres  Ertrags  Tenckliuip 
dorch  die  Yerwaltungs-  und  Bewachungskosten,  wird  das  YermSgen,  we^ 
den  die  Genüsse  der  Untertbanen  allzu  ungleich  belastet ,  wird  die  übertriebeae 
Vielheit  und  GrSfse  der  Abgabe   zur  lockenden  Yersachung,  die  Tüici^' 
treae  za  yerletzen,  gleicht  das  Zollsystem   einer  Werbanstalt  für  ScUeidi' 
Uadlert  wird  dasselbe  ein  Ersenger  and  Ernährer  der  SmoggelHjdi:«»  wird 
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jvdi  das  aufgesteUte  Princip  dea  HiTatraieDa  gegen  Jedemiaiuii  die  Re- 
gierungspflicbt  der  Achtung  für  die  Person  des  Bürgers,  sein  Eigenthnm 
und  das  Asjl  seines  Hauses  verletzt,  und  wird  daher,  was  allein  schon 
isron  abhalten  sollte,  die  Sittlichkeit  der  Nation  durch  den  allgemeinen 
^6z  zu  Schmuggelei  auffallend  gefährdet  Dann  aber  sind  diese  zu  hohen 
Steoem  unireise,  unrechtlich,  unmoralisch/);  oft  sogar  gefahrlich 
[8r  die  öfifentliche  Ruhe,  yerderblich  für  die  Staatsregierung  ir). 

i)  Laro  a.  a.  O.  5s.    Anders,  y.  ULKxssTinr  a.  a.  O.  i6i. 

\)  Sieuerg^tg^nHande  sind:  Grund  und  Boden,  Gebäude,  nutsbare  Rechte  (auf  dem 
Boden  haftend  oder  nicbt)  Gewerbe  (im  ausgedehntesten  Sinn,  d.  b,  jede  An- 
wendung menschlicher  Brafl),  die  umlaufenden,  d.  h.  in  Gewerben  u.  in  dem 
Baadel  angelegten  Capitale,  Fahmifs,  Renten  aller  Art,  Personen,  Luxus,  Erb« 
ichsAcQ  o«  a.  M.  — Beispüie:  Real-  oder  Grundsteuer,  Häusersteuer,  Dominieal- 
Steuer,  Vermögensteuer,  Personal-  oder  Kopfsteuer,  etwa  classificlrt  mit  Rück- 
licht auf  den  Vermögenstand,  FamilienSchutzgeld  oder  Steuer  (in  Baiem  seit 
s8.  Not.  1808),  Einkommensteuer,  Apanage-,  Besoldung,  u.  PensionSteuer,  Ver« 
brauch-  oder  ConsumtionSteuer,  e.  B.  Fleisch-,  Trank-  u.  Salssteuer  oder  Aecise^ 
Bier-  u,  Wetnaufschlag,  Pferdestener,  Vieh-»  oder  Klauensteuer,  Zugnehsteuer 
Obstbaumsteoer,  Patent-  oder  Gewerbesteuer,  Handelssteuer,  (^pitaliensteuer^ 
Mohilienstener ,  Häusersteuer  (nach  der  Grundfläche,  dem  Capitalwerth,  dem 
MiethzinsErtrag  u.  d.),  Thar-  u.  Fenstersteuer,  Kutachensteuer,  Erbschaftsteuer, 
Stufen-  oder  Gradations-  u«  Classensteuer,   Rang-,  Titel-  u.  Charakterstener» 
Pttdersiener.  —  Wider  die  CapüaitenSteuer,  s.  Kböscu's  Anleit  an  Regulirung 
der  Steuern,  {•  91 — 44*  "^  ^^  die  EmAommensteuer  s.  Lbvfirt  in  t.  AECHBimoitS 
H tnerra,  Juli  1810,  S.  38  ft    t.  Sciiijchma>vv  in  der  neuen  berliner  Monatschrift, 
Febr.  1810,  Num.  i.     Alsx.  Lips  über  die  Einkommensteuer  u.  ihre  Ausführ« 
barkeit  Erl.  i8ti.  8.  Dawider  s.  allgem.  Anzeiger  der  Deutschen,  1814^  Num« 
14  u.  i5.    F.  T.  Raumsb,  das  brittische  BesteuerungsSjstem,  insbes.  die  Einkom- 
meofteuer.  Berlin  iBio.  8.  —  Wider  die  /^r#oiiaiSteuer,  s.  Movthiov  in  d.  angeH 
Abhsndl.  quelle  influence  etc^  p.  111  s^q.    Rhein.  Bund,  LR'  iSy. 

t)  Beispiele:  Kriegs-  und  Militärsteuer,  Gamisongelder,  FestungsBaukosten,  Service, 
Prinsessinsteuer,  Prinzen-  oder  HeimfShrungsteuer,  Campagnegelder,  Debit-  oder 
Raramenteuer,  Residenzbaukosten,  Landtrauer-  oder  Beerdigungskosten,  Beaol- 
<iungsteuer,  Lohnsteuer,  Hofstaat-,  Leibgarde-  und  Schlo(swachsteuer,  Bargwerk« 
Steuer,  Wasser-  und  Deichbaukosten,  Bankstener  ($.  397  b). 

0  Erläuternd  ist  hier  der  vormalige  Streit  uinhaltCöthen'jy  auch  JnkaUBessau^  mit 
Preussen^  bei  der  t  Bundesversammlung  seit  1891,  wovon  oben  §.  178,  e« 

')  Beispiele  hiervon  s.  {.  ^i^^  Note  c,  Num.  EL 

1  T.  DoKx  in  dem  AUgem.  Anzeiger  der  Deutschen,  i8i5,  Num.  4^  HoBMami 
cbendas.  1819,  Num.  i3o.  KaxiL's  Steuersystem  (Erl.  1816),  ^.  3t  f;  Raunwa 
WM  sind  Mauth-  u.  Zollanstalten  der  NationalWohlfahrt?  Namb.  1816.  SaVa 
l^antell.  der  NationalOeconomie,  Th.  I,  Cap.  17,  j.  148  £  ScHABBsa's  Bemer- 
kungen Über  den  deutschen  Zollverein  u.  über  die  Wirkungen  hoher  Zölle. 
Nürnb.  1JB18.  8.  —  Als  Probe  kann  dienen  die  «Tabellarische  Vergleichuag  der 
Mischen  und  der  baierisch-wirtembergischen  Zollsätze»;  In  der  Freibuiger 
Zeitung  vom  Jan.  i83o,  uu  in  der  Frankf.  OberPostamtZeit.  v.  16.  u,  ao.  Jan.  i^o» 

r)  «Partout  on  a  vu  la  liberte  politique  et  religieuse,  opprimie,  renaitre  a%ee  dner- 
pe  lons  raction  stimulante  de  la  fiscalit^y.  (Du  Refus  du  Budget  Paris  i83o.) 
^^^e  liefert  die  Geschichte  der  vereinigten  Niederlande,  der  Vereinigten  Staa- 
ten von  Nordamerika,  'Frankreichs.  F.  C.  t.  Fulda  :  über  die  Whrkung  der  Steuern 
»Q(  aieliitf.istiit^  desFleia  u.  die  Induatrie  dea  Volha.  Stotlg.  1887.  &  t90-ri49. 
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§.    404.  (324.) 

I 

XnsbesQndere  ZolL  j 

I)  Eine  Art  der  Steuer  ist  der   Zoll  «)   (Mauth,   Aufschlag,  Land.  ' 
und  Wasserzoll,  rectigal,  jetzt  auch  Liceot,  Impost},   ein  Abgabe  an  dea 
Staat,  oder  die  von  ihm  hiezu  Berechtigten,    von    ein-,   a\is-,  odcir  dorcli- ' 
gehenden  ^)  Waaren,  sowohl  Producten    als   auch  Manufacturen.    IT)  Mao 
unterscheidet,  meist   in  der  Quantität  der  Abgabe,  bisweilen  auch  in  äer 
Benennung,  oder  in  anderer  Hinsicht,   die  Abgabe  Ton  Einfuhr  (Impor- 
tatioQ-«  oder  ConsumoZoll) ,  Ausfuhr  (Exportation«  oder  ElsitoZoll),  lul 
Durchfuhr  (Tran8ito2k>li).     Unter  den  erstes,  iaX  mmsl  eiae  Teneb' 
ning-    oder    ConsumtionStener,  nicht   selten    eine   LuxusSteoer,  begri&i 
ni)  Weder  allem,   noch  hauptsächlich  als   Finanzmittel  oder  Quelle 
der  Staats einHünfte,  ist  der  Zoll  zu  betrachten  <^),  sondern  yorzuglick 
^  Mittel  der  Aufmunterung  und  des  Schutzes,  die  dem  Handel  oni 
dem  Gewerbfleis  des  eigenen  Yolhes  gebühren.     Zunächst  in  dem  Staats- i 
wirthschaftlichen  Interesse,  nicht  in  dem  unmittelbar  finanziMlen  der  Staab- ! 
casse,  ist  der  Zoll  zu  bestimmen;   er   soll   daher  nicht  alle  Verlianfgeges-I 
stände   von  A  bis  Z   treffen.     Indem  die  Einfuhr   fremder  Producte  nii 
Waaren  theils  verboten,   thails  beschränkt  wird ,  mufa  der  Grandsatz  ton 
walten,  dafs  auf  der   einen    Seite   die    inländische  Indualrie    sich  erbebes 
könne,  auf  der  andern  immer  noch  die  zu  Belebung  der  Gewerbe  nöiiiigt 
Concurrenz  und  Nacheiferung  übrig  bleibe.      Auch   kann  die  Erscbwerao; 
der  Auffuhr  roher   inländischer  Producte,  indem  sie  für  die  Fabricatioi 
oütslich  ist,  (ur  die  Production  so  nachtheilig  seyn,  dals  jener  Natzea  darcli 
diesen  Nachtheil  weit  überwogen  wird  ^. 

«)  PemB'a  lit  HL  507.  Kivaxa's  Lit.  §.  iSiS  fL  PrsmirGia  Vitriar.  iUuitr.  E 
49«.  ▼.  OLVHSCBLAevB's  Erläuk  der  goldn.  Bulle,  198  ff.  Bovquxt  droit  pabüc 
de  France,  218.  Mossa  von  Steuersachen,  7^3.  Bibvsr  de  nat.  et  indole  do- 
minii  in  territ  Germ.,  io6.  Fiscm^  Gameral-  und  Poliseir-,  11,  4^^  ^  ^^' 
Bxa's  Samvdiuig  verschied.  Schriften,  L  1— 3o.  Huvgke*«  DenkwürdigkeitcD  der 
Finanzgesch«  in  Sachian  (1790.  8.),  8.  3—57.  F.  W.  ▼.  UuBSssnnf's  Gescb.  der 
Zölle  in  Teutschl.  Halle  1798.  a  —  Vergl.  baieruchB  Zoll-  u.  Mauthorda.  t.  180-. 
s.  Aufl.  1808.  4.  Baierüeh9  Zollordn.  t.  a3  Sept.  1811,  in  d.  Regier.  Bl.  1811« 
St.  61.  ßf^'rzburgisekc  Mauthordn*  y.  1813.  H^irtember^cht  ZoUordn.  t.  lifn 
n.  T.  18.  Juli  i8a4.  ßadtsehe  Zollordn.  1819.  4.  Nachträge  dazu,  in  d.  Begier. 
Blatt,  1819.  Num.  16.  Pnujs.  2;ollordp.  v.  a6.  Mai  1818  u.  a5.  Oct  iSu.  ^^ 
.    Zollwesen  in  Deutschland,  geaehichUich  heleuchtet.  Franli£  a.  M.  bei.  Schmerber 

isas.  a 

6)  Manche  besehrSnhen  den  Begriff  Aes  Zolles  anf  die  Abgahe  von  durekgthf^* 
Waarenv  —  Von  dem  Impoei^  s.  Mosxr's  Steuersachen,  77a  —  Von  dm  l^ 
8.  MosKa's  nachbarl.  Staatsr.  367.  Ebenders.  ▼.  Steuersachen*  71t.  ▼.  Gtsi»* 
BOBB'a  slnnmtl.  Werke,  II.  116.  Materialien  au  der  Statistik  des  niederrlieiii*  »• 
westphiU.  Kreises,  VL  Jahrg.  1.  Bd.  (1783)  Num.  1.  EiCHnorf 's  DsrsreU.  Je$ 
Rhehis  (1J814.  4.),  8.  69.  OoasART's  Barstell,  der  Gcaetig.  über  Z^lle  u.  H^ 
>delswhiffiKhrt  des  Rhehis,  S.  948.    Pvr»a*a  RechtsfiiUe,  Bd.  JI,  Th*  9*  &  391« 
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)5o*vK8rit*$  (Gniads.  dw  StaatsFotkei^  Hajidhing  11.  FimunKwisaeMcliaft «  ton 
F.  E.  1^  MoMun^  2«  Aufl.  UuBolieQ  1801 ,  S..  460)  Mgi  so^ar:  ^'.da«  Mituth*  u. 
MunsRegid  sind  diesigen,  bei  denen  die  geläuterten  Grundiätse  nicht  gestatten, 
sie  ai«  Q^iieUe»  d^r  öfTonlliclien  Einkünfte  aazuaehen'^.  -^  Eine  englische  Chronik 
(Thom.  WiCREs  chron.  ad  a.  1269.)  nennt  die  Zölle  "mira  insania  Germanorum^«. 
Im  Uebermaas  eine  lästige  und  zwangvolle  Begleiterin  des  Handels^  erschweren 
sie  den  Verkehr«  entsittjichen  die  Vnterthanen  durch  den  Reiz  zu  Unterschleif, 
nöthigen  zu  Aufstellung  eines  Heeres  von  Aufpassern,  die  stets  in  offener  Feind- 
schaft mit:  Ihreh.ilttiiörgeTnJ^«!«  itfBQ^  iegen  den  VöUiern  eine  Abgaberfast 
auf,  Ton  welcher  die  Staatscasse  nur  einen  Terhältnifsmäsig  nicht  grofsen  Theil 
j^ieht,  weil  die  Erhebung  da»  tJebrIge'  >er8«hlStigl;.  ^  M.  a.  auch  An.  8mith 
über  die  Nainr  n«  Ursachen  des  N^lionalveichtbiinif ,  Bd.  IV,  $.  ^gff.  Ca.  D. 
Voss  Handb.  der  allgero.  Staatswisaenaeh.«  Tb-  Hl»  S.  461  iL  A.  F.LvEnBa  über 
Nationallndustrie  und  Staatswirthscliaft,  Bd.  lU^  S.  48  ff.  A.  F«  Stocher  y.Niv 
roBir  Handb.  der  Finanzwissensch.  S.  448  iL 

)  Moi^TBxoTr  a.  a.  O.  p.  244* 


§.   405.  (325,) 

Fortsetzung. 

IV)  Der  HanptzoII  (vcctigal  principale  s.  primariam}  wird  auf  den 
Wktätten  der  gewohplichen  Strafsen  entrichtet,  der  Wetrzoll  «)  (vec- 
igal  subsidiarium,  s.  secundarium)  auf  Nebenstrafseni  hauptsächlich  zu  Ter- 
iatung  dea  Unlerschieifs  iy.  T).  PersonalZolle  kommen,  aeit  Aufliebung 
les  JudenLeibzolIes  ($.  467?  c)»  nicht  leicht  vor.  VI)  Zollbefreiung  c) 
yJrd  jetzt  selten  ertheilt*  Verleihung,  Erhöhung,  Verlegung  des 
Wies  steht,  in  der  Regel,  dem  Begenten  zu.  VII)  Selten  ist  jetzt  der  Zoll, 
Is  Staatsservitut,  eine  Berechtigung  in  fremdem  Gebiet  <0.  VIII)  Bis- 
weilen wird  mit  der  WasserZollgerechtigheit ,  das  Kran  recht  (jus  gera- 
Ä)  ?erbunden  «). 

)  iirr.  HomAn  disa.  de  vectigalibus  aubaidiariia.  Mog«  178^-  4«  IUnp^*a  HL. 
jur.  Bibl.,  xn.  435.  Moser  a.  a.  O.  Cap.  XV.  §.  39.  Schlxttwbih's  Staatsma- 
terialien,  L  4. 

)  Von  ZoDDefraudationen.   O.  C.  KiSobl  pr.  da  covnmissis  firaudatorum  Teot%»> 
lium  causa.  Viteb.  1785.  4.    Kz.ü»»'s  kl.  pir.  BibL,  ID.  398. 

)  PcTTxa's  u.  Kx.i7BEn*B  Lit.  §.  i.3^<v  EL  St*  Ato.csiOB's  diss.  de  immunitate  a  reettn 
galibus.  Mog.  179a.  —  Auswärtigem  Staats»  und.  Fürstengut  wird,  aumal  auf  er-- 
folgte  Req^uisition,  die  Zollfreiheit  nicht  leicht  versagt;  nöthieenfalls  werden  ku 
<*em  Ende  Freipässe  ertheilt.  Moser*8  Staatsr.  Th.XXXVIt  8.817  f.  Pfbffii!icbr'8 
^itriar.  illustr.  m.  io43.  J«  G.  Neürbvtsr  diss.  d.  e.  q.  j.  e.  circa  exemtionem 
^^^^m  prhicipum  a  rectigalibos.  M ogunt.  i748.  u.  in  ÜABTuasir's  Theaauro  dis» 
^^  Mogmottioar.,  Vol.  I.  F.  1.  n.  6,  ▼.  Bs»a*8  Anfrage  bei  der  Bnndesrertaipnii« 
^  der  yertraiil,  Sitenng  ▼•  4*  März  1819«  Preussen  u,  Sachsen  stipuÜrten  solche 
^  dem  Frieden  t.  1745,  Art  u>.  —  Vom  Gesandten^  s.  IIiüber,. droit  des gaoa 
"»odcrnc  de  l^Europe,  §.  2o5  u.  f.  J.  F.  Rbxtekbier  fiber  ZoÜfreihcit  der  6e- 
wndlen.    t.  IWabtbbt's  Völlierr.,  §.  «4. 

')  Mosn*!  oachbatl.  Staat«-.,  849. 
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t)  Motn    Ton  SCeuerMcben ,    776.     EmnuAv^t   StadI-  und  BiliferrM^, 
WivDSGXBm  comm.  de  stapula,  (•  3o.  sqq.  Estob's  burgerL  RechUfel^  L  $)86t 
KlObib's  Lit.  4^  —  Von  dem  WassersoU  auf  dem  Main,  ••  J.  B.  t.  Eon't 
Abhandlungen  a.  dem  t  Staats-  n.  Völkerreelit  (Bamb.  i8q4«  &)i  &  191. 

§♦   406^  (326.) 

Reekimmsigkeii  und  glekhe  Feriheibmg  der  Steuer.  SUuerCofiUL 

I)  Nor  was  das  wahre  Staatsbedurfniss  unrermeidlicli  erfordot, 
darf  den  Unterihanen  aufgelegt  werden  ($.  3^).  H)  Die  Staatspflick  st 
bei  allen  Unterthanen,  als  solchen,  dieselbe.  Daher  gilt,  bei  YertheOaif 
der  Steuer,  das  Princip  der  Gleichheit  «),  ohne  Unterschied  oh  dieBdi 
ist  70n  Auflegung  neuer  Steuern,  ron  ErhShung  oder  Ausgleicbiug  k 
JQtern  ({*  4oo),  yon  ordentlichen  oder  aufserordentlicheOi  OH)  Für  jedei 
Steuerpflichtigen  ist  ein  richtiges  Steuer  Capital  festzusetzen,  d.  L  eioe 
YerhUtniTszahl,  nach  welcher  er  yon  seinem  steuerpflichtigen  Yennö^ 
SU  denjenigen  Summen  beizutragen  hat,  die  nach  dem  SteuerfuGi  unter  & 
Staatsb&rger  yertheilt  werden  ^). 

m)  (Fb.  J.  ▼.  HBvnuoi's)  Gedanken  über  die  allerwicbtigste  Angel^enbcit  Tnbcl' 
lands,  Th.  m  (1796.  8.),  S.  63  ft  G.  $AAToanrs  Handb.  der  StaaUwirüiic^ 
$•  91.  io3  ff.  Rhein.  Bund,  XLVn.  a58.  In  der  Constitution  du  rojaone  3t 
Westpbalie,  art.  16,  biet»  es:  «Le  Systeme  d'imposition  sera  le  mkM  poir 
totttes  les  parties  du  royaume.  L'imposition  fonciere  (Grundsteuer)  ne  poam 
d^asser  le  cinpaeme  du  reyenu».  i 

h)  Bei  jedem  Steuerausschlag  wird  bestimmt,  wie  yiel  Groschen,  Hrenier  0^  j 
Pfennige  von  jedem  Thaler  oder  Gulden  SteuerCapital,  monatlich,  Tierteljälingi  j 
oder  jährlich  su  entrichten  seyen. 


§.   407*  (327,) 

SieuerfreikeiL    Verwendung  der  Steuer.   Landsiändische  Ceneurmi. 

I)  Steuerfreiheit«),  ganz  oder  zum  Theil,  ist,  nach  allgemeineD 
Bechlsgrundsiitzen ,  unyertraglich  mit  der  Gleichheit  der  Ansprüche  luf 
Schutz  und  andere  Yortheile  der  Staatsyerbindung,  folglidi  nur  dann  n- 
Ussig,  wenn  der  Staatazweck  solche  gebietet  ^).  II)  Ob  und  wie  fern  (b 
Steuerfreiheit  der  Staatsdomänen  <^),  der  standesherrlichen  Personen  no^ 
Grundgüter  ($.  3o4)f  der  Rittergüter  <0t  der  StadtkammereiGüter  0)  ^ 
geistlichen  Güter/),  der  Güter  frommer  und  milder  Stiftungen,  so  treit 
sie  als  Erleichterung»  oder  UnterstützungCaasen  für  den  Staat  zu  betrach- 
ten sind  g),  der  Forensen  A),  Statt  finde?  ist  aus  der  Yerfassuog  eioa 
jeden  Landes,  zum  Theil  ans  Individual-  und  LocalYerhaltnissen,  za  Bear- 
theilen.  m)  Diewichtigste  Frage  yon  EntschadigungsBerechtigangi 
bei  Aufhebung  der  durch  Gesetz,  Priyilegium  oder  unyordenkliche  Y^ 
jihmng  begründeten  Steuerfreiheit  ist  jetzt  mehr  theoxetiich  *)»  ^  V^ 
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jaeh.  In  den  meisten  Staaten  des  Teut^hen  Bundes,  ist  die  etiemalige 
keaerfreiheit  aafgeboben,  ganz  oder  theil'weise  ^).  IV)  Verwendung 
ler  Staatsauilagen  zu  einem  andern  als  dem  Staatszweds,  wäre  widerrecht- 
icb.  V)  CoRCurrenz  der  Landstände,  bei  Anflegung,  auch  wohl  £r^ 
lebung  und  Verwendung  der  Steuern,  kann  nach  der  Staatsverfassung  noth« 
vendig  sejn  ($.  298  £F.)« 

r/ PfiTTSR*^  Lk.  $.  1148.  Ki.iJBni'8  Lit.  819  ff.  —  Von  Gesetzen,  VertrSgen,  un- 
Tordenklicber  Verjäbrung,  in  Absiebt  aaf  Steuerfreibeit.  Pvttxh  a.  a.  O. 
\,  1149«  Klvbeb  a.  a.  O.  Letser,  Spec.  670.  m.  3o.  sqq.  Moseb  a.  a.  O.  4?^  ^* 
479.  WxsTPBAx's  Staatsr.,  169.  Wsisse's  k.  säcbs.  Staatsr.  Bd.  IL  f.  337»  Pt'T« 
tir's  Recbtsf.,  Bd.  IV»  Tb.  1,  Resp.  353.  Lxdserhosb's  kleine  Schriften,  Bd.  1, 
Anb.  2.  Rhein.  Bund,  XXXVIL  70.  154.  XIX  161.  XUIL  3.  i3i,  XLVÜL 
344.  395. 

\)  Z.  B.  per«5nlicbe  Steuerfreibeit ,  für  Dienste ,  -welche  der  Staat  helohnen  mufs. 
Bäthlich  ist  sie  selten.  Kurze  Entwickelung  derselben,  von  ihrer  politischen 
und  rechtlichen,  heutigen  Seite,  in  der  Jen.  Allg.  Lit.  Zeitung  1809,  Num  i3o. 
Vor  der  Revolution  nannten  in  Frankreich  die  Steuerfreien  die  Unfreien  ia  geru 
iaHlahU  et  cortteable  (auch  Wohl  raall^able)  a  merd  ei  miserioorde,  —  VergL  übri- 
gens Pötteb's  Lit.  III.  368.  Blübeb*s  Lit,  §.  1146..  Wbstphal's  Staatsr.,  169. 
PÜTTBB  instit.  juris  publ.  germ.,  §.  358.  -^  Von  einem  pacb'rten  Pausch»  oder 
jivershnaiQuarUum  ß  s.  y.  Röai£B*8  kursaohs.  StR.  11.  661  ff.  Püttsb's  Erört.  IDL 
96.  —  Geistes ffiäer ,  Fähigkeiten  und  Fertigkeiten,  sind  noch  steuerfrei. 

cj  Grunde /är  ihre  Besteuerung  liefern,  Fb.  J.  y.  Heshbicb,  in  Lüdkn's  Nemesis, 
Bd.  m,  St.  3.  (Weimar  i8i4)»  S.  267.  lieber  Besteuerung  in  dem  Grofsherzog- 
tbum  Hessen  (1814.  8.),  S.  13  f.  Von  dem  Königr.  Sachsen  ^  Wxisss's  k.  sächs. 
Staatsr.  Bd.  IL,  $.  33i. 

'j  PcrriB's  Lit  IB.  §.  1160.  Moser  a.  a.  O.  4^3.     HÜbeblis's  Staatsarchiv,  Heft  X, 
S.  123.  F.  K.  HADsa[A.s5*s  Beitr.  zur  Henntnifs  der  kursäcbs«  LandesTcrsamml. 
Th.  1,  Num.  4*    Vom  Anbaltiscben  s.  Pvtteb's  Rechtsf.,  Bd.  1,  S.  555  ff.    Von 
dem  gcraischen  Landestbeil  der  F.  v.  Reufs,   ebeudas.  Bd.  III,  S.  377  ff.    Von 
dem  Köoigr.  Sachsen,  \to  im  J.  i833  man  io37  Rittergüter  zahlte.  Weisse  i.  a, 
0.,  %.  33i  ff.    Die  fiir  nötbig  befundene  Aufhebung  der  Steuerfreibeit  der  Rit- 
tergüter  und  Untertbansfröhne.    Stockholm  (Leipz.)  1808.  8.    Gründe  für  und 
>vider,  in  der  Jenaischen  Allg.  Lit.  Zeit.  i8o9.  N.  i3o  f.  Hall.  A.  L.  Z.  1813.  £. 
B.  N.  33.  Fb.  S.  Mohseb  über  die  Steuerfreibeit  der  Rittergüter  im  Rönigreiche 
Sachsen,   so   wie  über  die  Aufhebung  derselben.    Dresden  i833.  8.  —  In  man- 
chen Landern  ist  auf  die  grundbcrrlicheu  Renten  eine  terhältnifsmasig  gerincere 
Steuer,  als   auf  die  Landrentc  anderer  Grundcigenthümer ,  gelegt,  hie  und  da 
Domifucat'Sieuer  genannt.  —  Der  Begriff'  der  Rittergüter  in   federn  Bundesstaat, 
ist  nach  dem  dortigen  besondern  Staatsrecht  festzusetzen.    Im  Allgemeinen  ist 
Rittergut  ein  Land-  oder  Grundgut,  welchem  der  RealAdel  zusteht,  d.  h.  ein 
Inbegriff  dinglicher  adelicher  Vorrechte«     Klübeb^s  comment  de  jure  nobiUum 
feuda  militaria  constituendi  (Goett.  1786^  8.),  p.  6  —  11.      Das  Nähere  der  Ril- 
tergutEechtc,    gibt  die  Landcsverfassung.    Man  s«  z.   B.   t.  Röbxb's   kursächs« 
Staatsr.,  TU*  IB,  S.  i53  —    179,  Tb.  IL   S.  393.      Scbott  iustit.  juris  saion., 
p<63.  In  den  teutschen  Ländern  auf  der  linken  Rheinseite,  und  in  denen  auf  der 
rechten,  die  unter  französischer  Hoheit  standen,  verschwanden  die  Rittergüter 
unter  französisclicr  Herrschaft ,  bis  auf  die  letzte  Spur.    In  dem  unter  preussi- 
*clie  Hoheit  gekommenen  Theil  dieser  Länder,   wurden  sie  wieder  hergestellt 
und  zugleich  ward  die  Erschaffung  neuer  vorbehalten,   in  den  Gesetzen  wegen 

Kluber'»  ttffenU.  Reeht,  4.  Aafl.  39 
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AaorA»«  der  FroTinsialStSiide  in  den  beiden  RheinproTinsen  nnd  n  der  Pr«. 
Tinz  WestpbaleOf  t.  27.  März  18249  §•  8;  in  der  Preulk.  Gesetii.  i8s4,  Kon«  91 

f)  I^Ujxb^s  weltL  Staatsr.,  IIL  159. 

J)  PöTTE&*8  Lit.  in.  ii5i.  Kx.i;BKa*a  Lit  319.  Mosxa  a.  a.  O.  4^4*  WMTPiALt. 
a.  O.  2i3  iF.  MicHi.*6  Bircbenr.,  $.  39.  C.  Gbvvd  über  die  SteacrpflichtigiKii 
des  cbristl.  Clerus.    Regensb.  1799.  8. 

g)  Baosb*8,  Bxhb*8  u«  Schottes  allgem.  StaatsCorrespondens,  Bd.  I  (i8i4),  Num.  d 

h)  Vergl.  S.  228,  276»  269  11.  466.  PvTTEB's  Lit.  RL  373.  Hbvid«  P.  IL  dec  > 
372.  Mo&sn  a.  a.  O.  485-  CaAxu^a  wetxlar.  Nebenat,  XVIL  78.  Mmnen 
ccnt.  2»  obs.  22. 

i)  Einige  sprccben  für  TolUioininene  Entscbädigung.  Rhein.  Bund«  XVB.  Kam.  sii 
V  25.  Ändere  Terwerien  alle  Entschädigung.  Bxan's  sjstemat  Darstellimg  dfi 
rbein.  Bundes»  S.  35o.  Noch  Andere  erklären  Entschädigung  für  notkwendi^ 
als  Ausnahme  Ton  der  Regel,  in  gewissen  Fällen.  Ein  Ungenannter  <P.  J.  Fio- 
bet),  in  Cbom£*s  u*  Javp's  Germanien,  Bd.  RI,  Heft  1,  Num.  2,  6.  39— 83.  Ab- 
handi  v.  Schus,  in  d.  Rbein.  Rund,  XLIX.  18.  wider  RinjJiAm  ebei^as.  XLH 
270.  Wirlemb.  Verordnung  t.  JuL  t823,  a.  unten  Note  k. 

k)  jimßebung  aller  Steuerfreiheit,  auch  der  Domänen:   in  dem  Gro&heno^oa 
HeMsen,    durch  Verordnung  ▼.  i.  Oct  1806;  in  dem  Königreich  Böhm,  dirck 
Verordn.  t.  8.  Jun.  1807,  in  dem  baier.  Regier.  Rlatt,    1807.  Num.  a5;  ia  dra 
HerEOgthum  /faismu,  durch  Verordn.  v.  6.  Mai  1807,  in  d.  Rhein.  Bund,  XI 
259.    Nachträge  dazu,  r.  6.  Oct.  1809  u.  9.  Oct  i8i3;  in  d.  Füratenthttin  S«i- 
senCohurgr,  i8ao,    Rhein.  Rund,    XUL  34i*  Allgem.  Anseiger  der  DentschcB, 
1810,  Num.  $2  f.;  in  dem  fTirtembergisehen ,  durch  e«  Rescr.  ▼.  i3.  Dec  1812, 
in  d.  Rhein.  Rund,  LXIV.  i549  bestätigt  in  d.  Verfassungsvertr.  r.  1819,  (•si- 
Verordn.  ▼.  Juli  1823,  dafs  Entschädigungsansprüche  wegen  entaogener  Steoff- 
frcibeit  £U  gerichtl.  Erörter.  u.  Entscheidung  nicht  gehören  $   in  S.  ff^amrU- 
senach,  gegen  Entschädigung,  in  der  Verfaüs.  Urk.  t.  1816;  in  dem  MeäUukv- 
gischen ,  seit  1808 ,   hörte  die  Steuerfreiheit  der  Ritterschaft  auf.    Von  dem  fiö' 
nigr.  Sachsen^  s.  Rhein.  Rund,  XLV.  43 1.    Nach  der  Königl.  sdcks,  Verfals.  Uri 
T.  i83i ,  §.  39,  sollen  die  RealBefreiungen  von  Steuerp,  gegen  angemessene  £fi^ 
Schädigung,  durch  ein  Gesetz  aufgehoben  werden.    Von  Baden,  s«  Allgem.  Ar 
seiger  der  Deutschen,  1810,  Num.   14 1.     Aufgehoben  ward  alle  Steuerfreiböl 
auch  in  dem  ehemaligen  Grofshcrzogthum  Berg,   im   Sept.   1806.  Rbein.  Buwi, 
n.  255.    Auch  in  dem  ehemaligen  Königreich  ff^estphalen,  durch  Recrete  t.  8. 
Januar  1808  u.  2.  Mai  1810,  in  dem  Bulletin  des  lois  etc.  1810,  n.  bö.ü^- 
in  der  Verf.  Urk.  des  Fürstenth.  HohenxollemSigmaringen  r.  i833,  j.  i4«  "  ^"^ 
willige  Entsagung  der  altenhurg,   Ritterschaft  auf  ihre  Steuerfreiheit,  in  io^ 
Isung  der  Grundsteuer  (nicht  auch  der  Landessteuer),   im  Nov.  1818;  desgl 
der  Rittergutbesitaer  im  Füratenthum  Lippe ,  auf  Grundsteuerfreiheit,  in  0^ 
tober  1819. 
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D.    Abscliaitt 
Strassen-»    und    GeleitReg^al. 


§.  40Ö.  (32a) 

StrassenRegaL 

I)Da8  Strafsen-oder  WegRegal  a)  (jas^ yiarum  regiam  8. 8iibli]ne3| 
ias  Recht  der  Oberherrschaft  über  alle  Wege  in  dem  Staatsgebiet, 
gebührt  dem  Staat;  namentlich  das  Recht  der  h6cfasten  Aufsicht,  der  Ge- 
setzgebung, der  Gerich tbarheit  und  Polizei.  JI)  Weder  die  Eigenthum- 
verhaltniase  der  Terschiedenen  Arten  von  Wegep,  aoch  die  Eigenschaft 
eines  Kuattwej^  einer  Chaussee,  KiMist-  o4er  Dammstrafse,  eine^  Strafsen- 
iammes,  welche  allen  Arten  äer  Landwege  beigelegt  werden  Iuums^  ändern 
oder  besqhränken  diese  Hechte  der  tOb^herrapl^ft 

i)  Kl^bih's  Lit.  4^6.  J.  A.  Rxuss  de  Tiarum  pvdMlcarum  munidone,  rulgo  Ohanssie- 
baiL  StuC^.  lifh.  4*  LeTSBs,  Sp.  6ou  Stbvumt,  Th.  IV,  Bed.  to  u.  isi, 
Wiswhax'b  SlAatsr^  677.  Fjsqiib»*«  Cameral-  und  Pji>llBeir.,  IL  893  ▼•  Aowia's 
kttnädi^  Staalsr.,  H.  807  ff.    yVmi^ß  k.  steh«,  (taaur.,  Bd*  U»  {•  19a. 

§.   409.  (329). 

Fortsetzung. 

DI)  Die  neue  Anlegung  öffentlicher  Wege  a),  der  Strafsenbao, 
die  Verlegung  derselben,  S9  fern  solches  mit  dem  wohlerwoii>enea  Becbt 
eines  Dritten  vereinbar  ist  ^},  eueh  die  Wegbe-sserung  <^),  und  £e  Be- 
sümmang  einer  Vergütung  für  den  Gebrauch  der  Wege,  des  Weg-, 
Pflaster-  oder  Chausseege>)des  ^),  auch  des  Brficikengeldes  ^),  und  des  Flaue- 
gelbes/)  beiÖffentliclhen  Wasserstrafsen,  hängt  toa  der  Staalsregierung  ab. 
fV)  80  auch  die  StrafsengeTichtbarkeit  ^),  die  Bestimmung  des 
Wegmasses  oder  der  Meilen'^),  und  die  Errichtnag  der  Weg-  und 
ChausseeOrdnungen.  V)  Die  Strafsengerechtigkeit  kann  einem  fremden 
Staat,  als  Staatsdienstbarkeit  zustehen  <). 

')  G.  T.  MvLLXB  diss.  de  eo  q.  j.  c.  circa  vias  publicas  et  militares  (Giess.  1776), 
p.  63.  Vergl.  Rsuss.  1.  c.  §.  a6.  sqq.  —  Beiträge  der  Unterthanen  su  dem  Stras- 
senbau,  durch  Geld,  Hand-  und  Spanndienste.    Repartttion  derselben. 

0  Mosx»'«  Zusätze  su  s.  neuen  Staatsr.,  IL  laoo.  IH.  ii5a.  E^etuless.  nachbarl. 
Staatsr.,  438.    Vergl.  unten  §.  55o  ff.  552,  b« 

0  Riüsi  1.  c. 

^)  I^oss  I.  c.  ).  44.  Wbstphjjl  a.  a.  O.  J.  C.  L.  Db  ScimLwm  diss.  de  exactione 
pecuniae  pro  viis  publicis  pontibusque  soWendae.  Frf.  et  Lips.  1777.  Kunr's 
Bechtftprficfae,  Bd.  IV,  Num.  si.  Von  städtiscbem  Weg-  und  Pflastcrgdd,  J.  H. 
consult.,  T.  I  P.  1   rcsp.  98 
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e)  ScBnLwrrs  1.  c  PmrxsDoiv  T.  HL  obs.  ii3. 

/)  F.  L.  Cabcbiis's  Abh,  von  dem  Wasserrecht  (Halle  1769.  4O9  S.  63  C 

^)  G.  G.  DB  WnrcRLXB  pr.  L  et  II.   de  jurisdiccione  crimiDali  in  yia  regia.  Ups. 

1786.    (Oder  corollarium  juris  crim.  19.  et  ao.)    PcTxifDOBr  de  jurisdJct.gerBL, 

609.  610. 
h)  FiscHBB^s  Kameral-  u.  Polkeirechti  IL  396. 
I )  Beispiele  unten  Cap.  XXI.    Ein  neueres  Beispiel  liefert  die  nun  wieder  aofge- 

bobene  Convention  awischen  Preussen  und  Sachsen ,  vom  i3«  Oct.  1807.  KkÖB. 

Bund,  XVL  37.    Journal  politique  de  Mannheim,  1808,  u®.  55.  56. 

§.410.  (330.) 

Arten  und  EigenihumverhaUnisse  der  Wege* 

I)  In  Ansebang  des  Eigenthums  der  Wege,  sind  hent  20  Tagen 
anterscbeiden  <<):  1)  Landstrafsen,  worunter  die  Heerstrafsen  (für  regel* 
mäsige  Durcbzüge  der  Kriegsbeere  nnd  ihres  Zagehörs),  die  Haupt-,  Han- 
dels-, oder  CommerzialStrafsen,  die  Poststrafsen,  und  die  Geleitstrafseiv  die 
Haupt-  und  Neben-  oder  Yerbindungstrafsen   (riae  poblicae,   regiae,  nüi- 
tares,  communes,  ordinariae)  begrüTen  sind ;  2)  Communal-,  d.h.  Stadt- 
und  Dorfwege  (viae  nrbicae   et  vicanae,  Communications-  Neben-  oder 
Bichtwege),  welche  zunächst  iur  den  Yerkebr  zwischen  Städten  and  Dör- 
fern, oder  mit  den  Landstrafsen,  bestimmt  sind;  3)  Flur-  oder  Feldwege 
(viae  agrariae),  für  landwirtbschaftliche  Zwecke  innerhalb  einer  Stadt-  oder 
Dorfmarkung,  für  die  Genossen  derselben  zunächst  bestimmt;    4)  Nack- 
barwege  (viae  yicinales),  bestimmt  blofs  für  einzelne  Haus-,  Hof-,  Garten. 
oder  Feldnachbarn,  entweder  unter  sich,  oder  auch  zu  ihren  wechselseitigen 
Grundbesitzungen;  5)  Gutwege  (viae  praediales),  bestimmt  für  den  Allein- 
gebrauch eines  Grundeigenthümers ;  63  Waldwege,  blofs  für  Benntzao^ 
der  Wälder  bestimmt.    II)  Die  Landstrafsen,  so  wie  in  der  Regel  aucli 
die  Wasser  st  rafsen,   die   natürlichen    auf  Flüssen   und   Seen,  und  die 
hünstlichen  auf  Canälen,  sind  Staatseigenthum;    die  Hosten  ihrer  Er- 
bauung und  Unterhaltung  lasten  auf  der  Staatscasse,  mit  TerbältnifsmriigeiD 
Zuschufs  Ton  einzelnen   Landestheilen,  für  welche  daraus  besondere  Tor- 
tbeile  entstehen.    Die  CommunalWege  sind  nicht   immer  Staatseigen- 
thum, sondern  oH;  Gemeinheit Eigenthum  ^).     Die  Flur-  oder  Feld- 
wege   sind    entweder    GemeinheitEigenthum    oder   GesammteigeDtliuii 
derjenigen  Mark-,  Flur-  oder  Feldgenossen,  zu  deren  Grundbesitzangen  ae 
führen  <^).    Die  Nachbarwege  sind,    in  der  Regel,   entvreder  GesxaäsX- 
oder  Alleineigenthum  der  Haus-  oder  Feldnachbarn.     Die  Gutwege  sind 
Alleineigenthum  des  Grundbesitzers.     Die   Waldwege  gdioren,  10  der 
Regel,  zu  dem  Waldeigenthum« 

«)  Die  altrömischo  Eintheilung  der  Wege  und  ihr  römischer  Sachbc^grtff  (L.  i*  $• 
32.  23.   et  24.  L.  3.  D.  de  locis  et  itine^  publ.  Bbissohius  d.  V.  S-,  ^oc  »ä.) 

.  .passen  auf  die  heutigen  teutschen  Verhältnisse  nicht  mehr.  Dessen  ungeachtet  sind 
solche,  selbst  den  Germanisten  noch  nicht  gan£  entfremdet  Vergl*  Diffs fi'"'^^' 
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d.  t.  Pritratr.,  TL  I,  V  ]a4  &  Fimbsb's  Kameral-  u.  PoUseirecbt,  OL  6ai  fH  — 
In  /VofiireMA  nnterscbeidet  man  jetot:  i)  grandes  Toutes  $  a)  routes  d^parte- 
mentales,  a)  de  i*~  classe,  die  auf  Kosten  des  ganzen  Departements,  ^)  de 
a<i«  classe,  die  auf  Kosten  ein^s  oder  mehrerer  BeeirJ&e  su  bauen  und  su  unter- 
halten sind;    3)  cheniins  yicinaux. 

()  Jo.  ScsAGH  diss.  de  jure  in  platca,  DorfstrassenGerechtigkeit.  Jen.  1744*  4*  ^ 
der  Regel  werden  die  Gemeindewege  zu  den  öffentlichen  Wegen  gerechnet. 
SraüBsvs  rechtl.  Bedenhen,  Bd.  V,  Bed.  63;  Bd.^  IV,  Bed.  19.  —  Von  Streit- 
fragen, ob  ein  Weg  ein  öffentlicher  oder  ein  Privatweg  sey,  s.  Clappbotb's 
Rechtofalle,  Bd.  II,  S.  6a  1. 

e)  Von  Feldwegen,  t.  Bunrnni's  neue  Samml.  yon  Rechtshändeln,  Bd.  I,  S.  76. 


§.   411.  031.) 

Geleitrecht 

Das  Geleitrecht  ")  (jus  conducendi),  die  Befagnifs,  den  Reisenden  and 
dem  WaarenTransport  auf  der  Geleitstrafse,  gegen  eine  Abgabe  CGeleitgeld), 
Sicherheit  za  TerschafFen,  ist  ein  Begal;  ehehin  nicht  selten  eine  Staats- 
dienstbarheit  ^)«  In  dem  letzten  Fall  hat  der  Geleitherr,  im  Zweifel,  kei- 
nen Ansprach  auf  das  übrige  WegeRegal  c)«  Lebendiges  Geleit  za 
aehmen,  hangt  ab,  in  der  Regel,  yon  der  Willkühr  der  Interessenten :  t  o  d t  es 
oder  schriftliches  (Geleitpafs  oder  Zeichen)  sind  die  Geleitpflichtigen  za 
losen  schuldig,  bei  Strafe  .«O*  ^^  verschiedenen  Ländern  ist  jetzt  das  Ge- 
leit abgeschafift  «)• 

f )  PuTTxa's  Lit«  m.  557.  KltjbxbV  Lit.  §.  1317.  Haltatts  glossar.  h.  r.  Datt  de 
pace  pubL,  lib.  I.  tit.  36.  u.  56.  sqq.  Ortb  t.  d.  frankf.  Beichsmessen,  S.  jB  f. 
Fischxr's  Gesch.  des  t.  Handels,  IL  6*  Ebendess,  Kameral-  und  Polizeirechte.  IL 
438.    Wxstphal's  Staatsr.,  401  •    Dahz  Handb»  d«  t.  Fri?atr.,  L  %*  i3o. 

h)  Ahast.  FaiTscB  de  viis  publicis,  c*  13.     Mosbb^s  nachbarl.  Staatsr.,  490*    C<  L. 
W.BuFFdiss.  de  conducendi  jure  per  Wetterayiam.  Giess.  1771.  —  Noch  bis  i834 
hatte  Sachsen WeimarEisenach  das  Geleit  als  sehr  altes  Finaneregal.,   welches  in 
früheren  Familienverträgen   der    emcstinischen  Hauptlinie   ihm   für  Land  und 
Leute  angerechnet  ward.    Nämlich  i)  das  thüringische  Hanpfgeleit  (Obergeleit, 
hohes  Geleit,  Gütergeleit)  su  Erfurt,  wo  defshalb  ein  weimarisches  OberGeleit- 
amt  mit  bedeutender  Einnahme  besteht,    dann  Beigeleite  zu  Gotha ,  Allstedt, 
Blanhenhayn,  Buttstädt,  Grofslupnitz,  Mechfeld,  Yogelsberg,  mit  1 3  Nebengeleit- 
Bnnehmereien  und  la  WehrgeleitEinnehmereien;    2)  das  Landgeleit,  mitHaupt- 
geleitEinnehmereien  zu  Allstedt,  Bürgel,  Burgau,  Creuzburg,  Eisenach,  Jena,  Neu* 
«tadt  an  der  Orla,  Weida,  Weimar  (Wiegendorf,  Buttelstedt  und  Eckardsbcrga), 
mit  i58  BeigeleitEinnehmereien.    Der  auswärtige  Theil  dieses  Geleites  ward  auf- 
gehoben durch  einen  Vertrag  mit  Preussen  y.   10.  Aug.   i83i.     Im  Jahr  i834 
hörte  der  inländische  Theil  dieses  Geleits,  das  Binnengeleite,  auf^  in  Folge  des 
mit  Preussen  etc.  geschlossenen  Zollvereins. 

c)  Rxüss  1.  c.  p,  89.  Anders,  Buf»  1.  c. 

^)  Ob  und  wie  weit  Beraubung  auf  der  Geleitstrasse,  den  Geleitpflichtigen  berech- 
tigt, EtOsehädigunff  von  dem  Geleitherm  zu  fordern?  Wsstphal  a.  a.  O«  Jabgow 
▼on  den  Regalien,  994*    Lbisbb  jur.  georgic,  lib.  HL  o«  3a«  n.  7.  sq. 
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•)  B^rtSC  wkvd  iet  Jrm/dtfitner  HflMtel  Von  alltn  Gekititebliii,  in  4.  RckMepot 
BanptflcM.  t.  «5.  Febr.  i8od^  f.*  97«  —  Abgeaehait  tmri  dn  CcIciigcM;  n  d. 
Heraegth.  NasHut^  durch  Veitrrdn.  r.  3.  Mai  1810,  Rbain.  Bund,  XIJV.  s36;  u 
d«  Grofsbcrsegtfa.  ihuem^  dnrdk  Verorrdn.  r.  f5.  Not.  1810,  RMn.  Bnai,  UL 
476;  in  dem  Grofsheraogth.  ff^irxhurg^  durck  Verordn.  t.  «3.  Frtr.  1^1;  in 
dem  eheaiaU  Depart«nien4^#«yU/Mnr^,  dnrch  BekanntaMickoagT.  3abllln  1811. 


UL    Akachnitt 
GommerzRegaL 


§.   412.  (332.) 

Etnes  des  irlcbtigstea  Hobeilreekta,  in  Abaicbt  anf  iimem  WohbtaBJ 
und  StaaitsFinanasen,  ist  das  CammerzRega)  Cjos  eomnuercionan  itgian) 
das  Recht  des  Staates  auf  Leitang  nnd  Benntsang  aller  Artem  des  Handeb 
zu  dem  Staatszweck  «>  Nicht  Aar  die  Oberaufsicht  nnd  Gesetx- 
gebvng  fiber  das  gesammte  Handelsgewerbe,  zn  Wasser  rtnd  zn  Lande. 
ist  daronter  begrifTen^  sondern  ancb  die  Leitung  und  BefordersBg 
des  Handels,  auch  des  auslandischen,  so  dafs  bei  diesem,  wo  mSglich;  die 
HandelsBilanz  stets  zu  dem  Yortheil  des  Inlandes  ausfalle  ^).  Zu  diesem 
Zweck  dient,  unter  anderem,  die  Schliefsung  vorlheilhafter  Handels-  and 
SchiffahrtVerträge  mit  andern  Staaten  «)*  Yerpflichtet  ist  die  Staats- 
regierung zn  möglichster  Begflnstigmig  der  Freiheit  des  Handels« 

a)  P(fTTaa*s  LSt.  fn.  548.  KLfv^a's  Lit.  $.  1307.  Jabgow  tob  d^  Regalien,  ra 
Mosaa  von  Gnadensaehen,  9i3.  Ebendess.  Versuch  des  europ.  Völktfrreclits,  TU 
983  ff.  —  Von  dem  tentschctf  Üaddel,  a.  ](fsosxi.*f  LehrK  der  SfatisülL  (4.ii»g- 
1817),  S.  47.  —  Der  tviener  Gongrefs  machte  Bestimmungen  für  Ertelchtcrtinj 
der  Handelssehiffahn  auf  FHissen  (unten'  Cap.  XXII).  Die  (euCscfie  Bondeslcte, 
Art.  19,  terbeifst  Berath^cMagungen  der  Bundes Tersamrtifung  über  den  Baa^l 
Oben  |.  337.  KiOBta's  Uebersicht  der  diplom.  Verbandt.  des  wiener  Coo^i 
S.  117,  f3i,  143  Q.  a68. 

b)  Cabl  Mübhabd's  Theorie  u.  Politik  des  Handefs.  a  Theite.  GrSttingen  18)1.8. 
—  Von  dem  Missbrauch  des  CoiinmeraBegals  a.  Bbein.  Bund,  !ß[fl.  37  ^  " 
Engherzige  Beschränkung  des  Staates  auf  seine  eigenen  MitteU  wirkt  desto  nacfa* 
theiliger,  je  kleiner  das  Staatsgebiet  ist.  Beschränkung  der  fiandcls-  und  Ge- 
werbefreiheit ,  wie  auch  der  Kunst-  und  WissenschaApfiegc ,  Alxugsgc^^  ^ 
Nachsteuer,  Indigenat  u.  d.,  yerdienen  In  dieser  tlinsicht  Erwägung.  H'^^j*' 
Jreiheit  bringt  Betriebsamkeit  und  Wohlstand.  Production  und  BanJe/  mi 
Haupt^ellen  der  politischen  Macht  Sie  schaffen  Reichthum,  und  cReicbtbiuB 
ist  Machtv,  schrieb  Hobbxs;  Jllles,  was  ohne  Roth  die  Ldebtigleit  des  Ver- 
kehrs beschränkt,  thut  dem  Bandet  einen  Eintrag,  dessen  GegenstölSl  in  den  at- 
femfetten  kteresseu  ihn  f&hlbar  ifiaeht.    Die  einzige  wohltfaitigtt  Fftnot|^f  ^ 
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•iii«  Rftgieniog  f&r  de»  Handd  treflRt«  kaii»,  iaft:  iit  ttriegsaritan  Ihm  Sckuts 
sa  gewältr^a,  §&r  »Ife  Zell  die  BeschrätüiuxigeB  fremder  Regienuigen  durch 
Vertrage  ma  entfernen,  und  «ich  ▼orsichlig  Tor  irgend  einer,  wenn  auch  für 
die  StaaUcaMe  noch  «o  Torlheilhaften^  eigenen  zu  hüten.  J.  G.  Lsuchs  über 
Gewerb-  und  Handehfreiheit.  Numb.  1827.  8.  Von  der  yölkerrechtlichen  Han- 
deiofreiheity  KLiJasn  droil  des  gen«  moderne  de  TEurope,  §.  71.  Sehr  liberale 
Grundaatse  enthält  die  prenssische  Instriftetioifc  för  die  h.  Regierungen,  t.  26.Dec. 
1808^  %.  5ob  Da«elb«t  heift  es:  «£«  ist  nicht  nölhig,  den  Handel  xu  begünstigen, 
er  muf«  nur  nicht  erschwert  werden.  E«  ist  dem  Sta«t  und  seinen  einselaen 
Gliedern  immer  am  zuträglichsten,  die  Gewerbe  jedesmal  ihrem  natürlichen 
Gang  SU  überlassen,  und  keine  derselben  vorsugweise  durch  besondere  Unter- 
stützung SU  begünstigen  und  su  heben,  aber  auch  heiue  in  ihrem  Entstehen, 
ihrem  Betrieb  und  Ausbreiten,  su  beschränken,  in  so  fern  das  RechtsPrincip 
dabei  nicht  yerletzt  wird,  oder  sie  nicht  gegen  Religion,  gute  Sitten  und  Staats- 
verfassung anstossen«. 

)  ▼.  STS€n*8  Versuch  über  Handels-  tk  SchifiahrtVevtrSge,  &  is  f.  Mossb^s  nach- 
barl.  Suatar. ,  610.  Ki.^Ba*s  droit  des  gens,  g.  149  et  «uit.  ▼.  Ammbem»  über 
die  Einigung  der  Handelsinteressen  Deutschland».  i83t.  8.  — 
Neuere  Handelsverträge  zwischen  teofeschen  Bundesstaaten : 
L  Grund  vertrag  sw.  Ba^m  n.  fTtFUm6§rff^  nnfer  sofortigem  Beitritt  t.  Ho- 
hnzoHem-Uechmgen  u.  Hohünzolkm'Sigmarmgen ,  wodurch  diese  Staaten  sich  sa 
einem  gemeinsames  ZoliSyjtem  vereinigten,  u.  sugL  übereinstimmende  Bestim- 
mungen trafen  über  Weggelder,  WasseraöUe,  Brücken-  n«  Pfla«tenölle,  Hrah- 
nen.  Werfte,  Wehrlochs-  und  Winter haltsgebühren,  fifaer  gegens.  Unterstützung 
in  dem  Vollzug  der  privativen  Abgabengesetse  n.  über  die  Ausübung  des  Salz- 
regals, ▼•  48.  Jan.  i8a8,  Bezug  nehmend  auf  einen  vorhergegangenen  vorl.  Vertr. 
V.  12.  Apr«  1817,  und  gefolgt  von  e.  VereiusZollOrdniuig  v«  16.  Sept.  1828. 

IL  Verein  zw.  Hannover,  KSnigr,  Sachsen,  Kurkessen,  Saekten-ßf^etmar-Eisenäeh, 
Brmtnsehweig'^  Hessen-Homhurg^ ,  Nassau,  (Hdenhurg^  S^-'Altenhurg,  S^-Coburg-Gotha 
11.  &'Metmngen  ,    Meuss  -  Greis  ,    Beuss- Schiets,    Reuss- Lodenstein    u.    Ehersdnrf, 
Sckmmrz^rg''Rudi>istaiit,  Bremen  u.  Frankfurt,  zu  Beförderung  eines  möglichst  freien 
Verkehrs  vi.  ausgebreiteten  Handels ,  unter  sieb  und  nach  aufsen ,  im  Sinn  de« 
Art  19    der  T.  B.  A.,  dorch  eine  in  Frankfurt  a.  M.  am  11.  Mai  1828  erlas- 
sene X>ec)aration  und  einen  darauf  zu  Cassel  am  24*  Sept.  1828  abgeschlossenen 
Vertrag  (der  ««genannte  mitteiteutscht  ZolU  tmd  Handelsverein);  Vertr.  über  den 
Beitritt  de«  F^  v»  Schwarzimrg'Sandershausen ,  för  s.  oberherrschaAlichen  Landes- 
theü,  zu  obigem  Handelsverein,  v.  aS.  Dec.  1828;  SeparatVerträge  in  Beziehung 
auf  ob^en  Haadelsvereia :  1)  zw.  Köm'gr.  Sachsen,  S^-fKeimar-Eisettach,  S.'Alten' 
^^g  1  S^Cokmrg'Gctha,  S.-Meiningen,  den  F,  Reussisehen  Blhisern  u.  Schwarzhurg» 
^itdoUiadi,-  v.  9^  Sept.  1828,  welchem  ScMoarziurg'Sondershausen  durch  Vertr. 
▼•  25.  Dec«  1828  beitrat;    2)  zw.  Kurhessen  einerseits   u.  S.'J^eimar'Eisenach,  «S.- 
Memingen  n«  S^ohurg-Cotha  andererseits,  r.   11.  Dec.  1828;  3)  zw.  Hannover 
n.  Oldenhurg  t.  lOu  Jan.  1829,  mit  e.  Kachtrag  t.  8.  Ang.  1829;  4)  ^^'  ^^^  ^^' 
hctheiliglenf  Staaten,  betr.  die  Besteuerung  der  Handelsreisenden,  abgeschl.  im 
Febr.  1829  (in  d.  Frankf.  O.P.A.Z.  r.  1.  März  1829);  ^^^"^^^  Vertr.  v.  11.  Oct. 
^829^  tfw,  KSnigr,  Sachsen,  Hannover^  Kurhsssen,  S,'¥^eimar'Eisenach,  Braunsc/iweig, 
Oidetthwg^  Nassau  u,  Bremen,  wodurch  der  Cassder  Vertrag  v.  24.  Sept.  1828 
bis  zii  Ende  1841  verlängert  wurde.  —  EHxmonAVs  über  die  Aufkündigung  des 
■titteUcotscheB  Handelsrereine»,  als  Bechtsfall.    Weimar  i833.  8. 

m.  Verträge«  wodurch  mehrere  Staaten  für  ihre  vom  preustischen  Gebiet  um' 
*Mitefnen  Besitzuagen  dem  preussiscken  Zoll'  und  FerbrauchsteuerSystem,  nach 
d.  Ges.  y.  s^  HUi  1818^  beitraten:  zw.  Preussen  u.  1)  Schwarnburg  Sondershausen, 
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wegen  der  sog.  Unterlierrscbaft,  Verträge  r.  aS.  Oet.  1819  v.  8.  Juni  i833; 
ft)  Sehwarzhurg'RudolHadt  ^  wegen  der  sogenannten  (RudolstldtisclieB)  ünterbtrr- 
Schaft,  Verträge  v.  14.  Juni  181a  n.  «5.  Mai  i833;  3)  S,»ff^eimar-Bdsenadt^  iregcn 
der  Acmter  Allstedt  u.  Oldisleben,  Verträge  v.  17.  Juui  1898  a.  3o.  Mai  i83B: 
4)  Ankaü^Bemburg^ ,  wegen  des  obem  Hensgtbms.  Bernburg  u.  de«  Amtes  Muh. 
lingen,  zwei  Verträge  ▼.  10.  Oct.  i8i3,  dann  auch  wegen  des  untern  HzgtkniL. 
V.  T.  17.  Juni  1836,  sämmtlich  erneuert  am  17.  Mal  i83i  ^  5)  Ijtpft,  wegen  Ijp. 
perode^  Bappel  u.  Grerenhagen,  V.  y.  9.  u.  17.  Juni  18^6;  6)  MectlenUrg- 
Schwerin,  wegen  Rossow,  Retzeband  u.  Scfaönberg,  V.  ▼.  9.  I>ec.  1896;  7)  ^s- 
halt-D9S9au,  Vertrage  v.  3a  Märss  (u.  5.  Apr.)  1897  u.  (j  Vertr.)  v.  17  3uK 
1898«  erneuert  am  36.  Jan.  i836;  8)  AnhaU-CSihen,  a  Vertrage  t.  17.  Juli  1818, 
erneuert  am  36.  Jan.  i836;  9)  Sachsen^oSurg-Gotha ,  wegen  des  Amtes  Volks- 
rode,  Verträge  t.  4*  Jul^  1839  u.  36.  Juni  i833. 

IV.  Zoll-  und  Handelsverträge,   wodurch  die  Contrahenten  su  Annehroooj 
eines  gemeinsamen  Zoll-  und  HandeUSystems ,  später  zu  dem  jetzt  sogenannten 
Allgemeinen  Uutsthen  Zoll'  und  Hundelsvereln ,  zum  Theil  auch  su  einem  überela. 
stimmenden  yerBraucksteuerSyjttem,    auf  bestimmte  Zelt  sich  yerbanden,  schlös- 
sen :  A)  zunächst  mit  Preussen,  und  zugleich  mit  den  bis  dahin  (tbeils  durch  die 
oben  unter  Num.  IIL  angeführten,  theils  durch  die  hier,  unter  Num.  IV.,  fol- 
genden Verträge)  mit  Preussen  zu  gleichem  Zweck  bereits  verbundenen  Slaateji; 
1)  Grosthtgthm*  Hessen,   V.  t.  14.  Febr.  18185    3)  Baiem,  und  3)    ßf^inember§, 
für  sich  und  zugleich   für  die  duVch  d.  V.  r.  i8.  Jan.  1838  (s.  ob.  i)  mit  dn   j 
beiden  Königreichen  bereits  in  einem  ZollSjstem  Tereinigten  Frstnthmm ;  4)  ^^  ', 
henzollem'Hechtng'en  und  5)  HohentoUemSigm^iringen ,  das  letzte  ausschlielslicli   .<! 
einiger  in  d.  Ghzgthm.  Baden  TorspringenderPa reellen  (s.  unt.  G.  9.)«  Vertrl|;e    ■ 
▼.  37.  Mai  11.  a6.  Dec.   1839  u.  (ausgedehnter)  ▼.  33.  März   i833,  sod.  Zasaii-   j 
Artikel  zu  d.  letzten,   ▼.  3i.  Oct.  i833;   6)  Hesstn^Homhurg^,   wegen  des  Ober-    : 
amtes  Meisscnheim,  V.  v.  3i«  Dec.  1839;  7)  S.'CoBurg^^otka,  wegen  des  Fürsten*    1 
tbumes  Lichtenberg,    V.  r.  6.  März  i83o;  8)  Oldenburg,  wegen  des  Fstntbmes 
Birkenfeld,  V.  ▼.  34.  Juli  i83o;    9)  fTaldeci  a.  Pifrmoni,  wegen  des  Prstenthm»    , 
Waldeck,  V.  ▼•  16.  Apr.  i83is    10)  Kurhessen,  mit  Ausn.  des  Kreises  Schaal-    . 
kalden   (s.  unt.  13.),  V.  ▼.  35.  Aug.    i83i;    11)  Köm'gr.  Satten,    zwei  Vertr.  t. 
3o.  März  u.  Zus.  Art.  t.  3i.  Oct.   i833;    13)  die  unmittelbar  .vorher,  durcb  e. 
V.  T.  10,  Mai  i833,  unter  sich   u.  mit  einigen  preussischen  Gebietstheiles,  d. 
Stadt-  u.  Landkreis  Erfurt  u;  den  Krsn*  Schleuslngeu  u.  Ziegenruck,  in  im 
sog.  Thüringischen  Zoll*  u.  /lande Isverein  verbundenen  Staaten,  namentlich  a)  Sur- 
hessen,  wegen  des  Kreises  Schmalkalden,  b)  S^^ff^eimar^Edsmach^  mit  Ausn.  der     I 
Aemter  Allstedt  u.  Oldisleben  (s.  ob.  L)  n.  Ostheim  (s.  unt.B.),  c)  S.-Mtinkph 
d)  S,'AUenburg,   e)  S.'Coburg'Goiha  ^  mit  Ausn.   des  Amtes  Volkenrode  u.  des 
Fstnthras.  Lichtenberg  (s.  ob.)  u.  des  Amtes  Königsberg  (s.  unt.),  0  SchwarUurg- 
Sondershausen,  wegen  s.  sog.  Oberherrschaft t  g)  Schwartburg-Rudolstadt,  avch     , 
wegen  s.  Oberherrschaft,  b)  Reuss-Schleis ,    i)  Reuss-Greiu,  und    k)  Reuss-üMe-' 
stein  u.  Ebersdorf,  V.  v.  n.  Mai  i833  (mit  3  darauf  sich  beziehenden  femerea 
Verträgen  vom  näml.  Tage,    über  einen  ZollCartel  u.  über  gleiche  Besteoeno^ 
innerer  Erzeugnisse),  welcher  schon  länger  vorbereitet  war,  durch  besondere, 
seit  1839,  mit  den  genannten  Staaten  einzeln  abgeschlossene  Verträge  $  ]3)  Ba- 
den (s.  um.  C),  V.v.  13,  Mai  i835;  i4)  Nassau,  V,  v.  10.  Dec.  1835;  i5)  Freifk- 
fürt,  V.  V.  3.  Jan.  1836;  16)  die  durch  die  Verträge  vom  i.  Mai  i834  u*  7.  M« 
i836  (s.  u.)  ?u  e.  gemeinscbaftl.  Steuerverband  vereinigten  Regierungen  v.  Äw 
nover^   Oldenburg  u.   Braunschweig ^   u,    zwar  namentlich   Hannover  wegen  der 
Grafsch.  Hoheustein  u.  des  Amtes  Elbingcrode,  sodann  Braunschweig  wegen  aei 
Frstnthmcs.  Blankenburg  nebst  dem  Stiftsamte  Walkenricd»  wegen  de«  A»«^^ 
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CalTÖrdOf  des  Bniiui8c1iwei|rigcben  Antlils.  an  d.  Dorfe  Pabstorf  u.  des  Dorfes 
HeMeo  4  V.  v.  i.  Nov.  i837  (durch  welchen  gegenseitig  Preiusen  mit  mehreren 
Tbeilen  seines  Staatsgebietes  dem  Steuerrerbande  v.  Hannover,  Oldenburg  vu 
Braunschweig  beitrat),  spater  theilweiae  ausgedehnt  auf  das  durch  Vertrag  r* 
11.  Nov.  i837  (s.  unten  VL)  dem  Verband  von  Hannover,  Oldenburg  u.  Braun- 
schweig beigetretene  Frstnihm.  Sdummburg-Lippe ,  mit  Ausn.  des  A rotes  Blom- 
berg;  17)  JSiedertande^  swei  V.  v.u.  Jan.  1889.  —  B)  zunächst  mit  Baiem  u.  yTir- 
temiergr  (unter  sich  vereinigt  durch  den  V.  v.  18.  Jan.  1828,  s.  ob.  I),  u.  damit  zugleich 
mit  den  mit  diesen  beiden  Königreichen  zn  gleichem  Zweck  bereits  verbundenen  Staa- 
teo  (s.  oben  A.i.  u.  3.  u.  unt.  C.) :  1)  S^-Coburg-Gotha,  wegen  des  Amtes  Königsberg, 
y.v.  14.  Juni  i83i;  2)  S.'Mf^eHnar-Büenach,  wegen  des  Amtes  Ostheim,  V.  v.  i5.  Jan. 
i83i;  —  C)  sunächstmit^^irfem^er^  u.  s.  w.;  1)  HokenioHem^Uediingen  (s.ob.  A. 
s.  u.  3.),  V.  V.  «8.  Juli  1824»  3)  HohenMoHem-Siffmannffen  (s.  ebendas.  u.  unten  £.), 
V.  V.  18.  Juli  18247  3)  Baden,  wegen  der  von  wirtemberg»  Gebiet  umschlösse- 
Den  Orte  Schluchtern  u.  Buchsen  u.  der  CondominatOrte  Widdern  u.  Edelfingen, 
V.  V.  12.  Apr.  i83i;  —  D)  zunächst  mit  dem  Grosshz^thm,  Hessen  u.  s.  w.,  ties- 
ien-Uombitrg;  wegen  des  Amtes  Homburg,  V.  v.  20.  Febr.  i835;  —  £)  snnäehst 
mit  Baden  u.  8.  w.,  HohenzoUemSiffwtarinf^en^  wegeii  der  in  das  badiscbe  Gebiet 
vorspringenden  Tfaeile  der  Oberämter  Wald  u.  Sigmaringen.  —  Philippi,  Samm- 
lung sämmtlicher  neuer  preussischen  Gesetze  über  die  iudirecten  Steuern.  Cöln 
i83i.  8.  PocBH&MXKB,  Handbuch  zur  vollständigen  Kenntnifs  der  Zoll  Verfas- 
sung u.  Verwaltung  in  den  K.  preussischen  Staaten.  Berl.  i832,  2  Thle.,8.  Eben' 
den,  Jahrbücher  der  ZollGesctzgcbung  u.  Verwaltung  des  teutschen  Zoll-  und 
Handelsvcreins.  Heftweise.  Berlin  1834—38.  8.  Schövbhodt  ,  Sammlung  der 
Verordnungen  über  Gewerbe-,  Handels-  und  Abgabenverhältnisse  in  den  Ver- 
einsstaaten Deutschlands.  Potsdam  i834  u.  ff.  8.  Nxbehtus,  der  deutsche  Zoll- 
verein ,  sein  System  und  seine  Zukunft.  Carlsr.  i835.  8.  Bxcbsb,  über  den  deut- 
schen Zollvcrband.  Cöln  i835.  8.  ZolheremCkarte  von  Deutschland,  ges.  v.  Stbut« 
gest.  V.  IixoTXx&inr.  Leipzig.  i834* 

y.  Verträge  für  gegenseitige  Erleichterung  des  Verkehrs  zwischen  den  bei- 
derseitigen Unterthanea:  1)  zwischen  Preussen  und  den  freien  Städten  Hamhur^jt 
Lübeck  u.  Bremen,  v.  4«  Oct.  1828;  2)  zwischen  Preussen  u.  Sachsen-Meirnng-en, 
T.  3.  Juli  1829;  3)  zwischen  Preussen  u.  S.^€oburg-GoUia ,  v.  4«  ^uK  1829. 

VI.  Besondere  Verträge  über  VerhebrsverhaUnisse  einzelner  Landestheile : 
zwischen  Kurhessen  u.  Gkzgthunu  Hessen,  v.  97.  Mai  1829;  zwischen  Kurhessen  «. 
Nassau  ^  v.  25.  Sept.  1829. 

^  Vn.  Vertrag  zwischen  Hannover,  Kurhessen  ^  Oldenhurg^  u«  Braunschweiff ,  ab- 
geschl.  zu  Einheck  am  27.  März  i83o,  wodurch  diese  Staaten  (Oldenburg  mit 
Ausn.  Birhenfeld's ,  wovon  ob.  IV.  8,  u.  des  Frstnthms.  Eutin',  welches  dem 
Holsteinischen  ZoUSystcm  einverleibt  ist)  sich  zu  Annahme  eines  gletchmasigen 
Q.  gemeinschaftlichen  Eingangs-,  Ausgangs-  u.  VerbrauchsabgabenSystems  verei- 
nigten; darauf  sich  beziehende  fernere  Vertrage,  zwischen  Hannover  u.  Braun- 
ickweiff  V.  7.  Oct.  u.  9.  Dec.  i83i ;  neueste  Verträge  zwischen  Hannover^  Olden- 
^rg  u.  Braunsehwetg  v*  u  Mai  i834  u.  7.  Mai  i836 ;  denselben  trat  Schaumhurgm 
tdppe  hei,  mit  Ausnahme  des  Amtes  Blomberg,  durch  einen  Vertrag  v.  ii.  Nov. 
1837.-.  Ueber  den  Einbechei*  Vertrag  s.  Bbas's  Minerva,  Mai  i83o,  S.  247—261. 
Vm.  Die  Verträge  über  die  Schiffahrt  ai^f  den  ieuUchen  Strömen^  s.  unten 
i563£ 

K.  Neuere  Handeis-  und  insbesondere  Schiffahrivererä^e  leutsclier  Bundes- 
staaten zur  Beförderung  des  Seehandels  (abgesehen  von  Holstein  u.  Lauenburg 
^  Laxembnrg):  1)  Oesireiths,  mit  Brasilien,  v.  17.  Juni  18)7;  mit  den  verein. 
Staaten  v.  Nordameriha,  t.  97.  Aug.  1829;  mit  Preussen,  t.  1.  Mai  i83i;  mit 
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Groftbritaiinieo,  r.  ai.  Not.  i88t  u.  3.  Juli  i838;  »)  Pmusms,  nitGro&brttu- 
aiea,  r.  ao.  Mai  1816;  mit  Meckkaburg-Scbwerin  ▼.  »9.  Dec  1816;  mit  Sclm^ 
den  u.  Norwegen,  r.  14.  Mira  i8«7;  lait  Brasilien  ^  ▼•  9.  Juli  1897  u.  18.  Apr. 
1818;  mit  den  Ter.  Staates  ▼.  Nordamerika,  r.  i.  Mai  i8a8;  mit  dea  firc^ 
StSdtcn  Lübecis  Bremen  u.  Hamburg,  ▼•  4*  Oct.  1818;  mit  Oldenburg,  ▼.s6.M 
]83o;  mitOettreicb,  s.  o.;  mit  den  Ter.  Staaten  t.  Meiiko,  t.  18.  Febr.  1B4  o. 
nachträgl.  Bekanntmacbnng  dasu  t.  27.  Febr.  i83!r;  mit  d.  päpstlicben  Regiemn^ 
T.  la.  Sept  1834 ;  mit  d.  Hönigr.  der  Niederlande,  t.  3.  Juni  i837;  3)  ki 
Kßmgr.  Smehsen^  mit  den  Ter.  Staaten  t.  Mexiko,  t.  4-  Oct.  i83i ;  4)  ^«"o- 
t«r#,  mit  den  Terein.  Staaten  t.  Mexico,  t.  10.  Juni  18^7;  5)  MtcUnAv^ 
Schwerins^  mit  Pk^utaen,  a.  o.;  mit  Frankreicb,  t.  19.  Juli  i836;  6)  OM» 
hurgM^  mit  Prenaaen,  a.  o.;  7)  der  freien  Städte  iätSeeä^  Bremen  u.  Hamhrg, 
mit  Braailien,  t,  17.  Not.  1827;  mit  den  Ter.  Staaten  t.  Nordamerika,  t.  10.  Dec. 
1817;  mit  Preuaacn,  a.  o.;  mit  Venesuela,  t.  27.  Mai  1837;  8)  d.  fr.  Sl  Fmk- 
fitri,  mit  Grobbritannien,  t.  i3.  Mai  i83a;  9)  d.  lir.  St.  Bremern,  mk  Hayti,  t. 
ao.  Febr.  18*9. 

Alle  dieae  VertrSgo  findet  man  in  den  GeaetaaammlangeB  der  Terack.  Suatta, 
aad  s«m  gröfalea  Tbeil  i«  t.  MAarzB'a  recueil. 


§.     413.  Ö33.) 

Messen  wind  Märkte.    HandelsPrwikjien. 

Za  den  Gegenständen  des  CommerzRegals  gehören  auch:  die  AoI^ 
gang  der  Messen,  Jahr-  und  Wochenma'rhte  «3,  mit  MeTs-  aui 
Marktfreiheit;  die  Ertheilnng  der  HandelsPriyilegien  ^)  (jus  emponi) 
för  Gemetnkeiteoy  Societalen  und  Einzelne,  der  Yorkauf  (jas  propoiii), 
die  Lagerhaus-  oder  Niederlagegerechtigkeit,  die  Wagegerechtiglieit,  das 
Kranrecht  ($.  4o5),  die  Stapelgerechtigheit ,  zu  gezwungener  temporirer 
Feilbietang  aller  oder  bestimmter  Waaren,  das  Recht  des  gezwungenea 
Umschlags  oder  der  Umladung  (StationenRecht,  §*  566,  677  u.  58 1)1  der 
Strarsenzwang ,  das  Recht  des  Alleinhandels  c)  (Monopol),  die  Eiricfatang 
der  KaofmAnngilden  und  Krämerinnungen,  der  Deposital-,  Giro-  oder  UIBsat^ 
Banken,  der  Zettel-  oder  CirculationsBanken,  der  Wechsel-  oder  Disconto- 
(Escompte-)  Banken  <'),  der  CreditCassen,  der  Pfand-  oder  Leihhaaser  ^} 
(Lombards),  der  CommissionBureaax,  u.  d. 


a)  F^ma's  Lit.  IQ.  590.  HtÜBn'a  Lit  45o  ff.  Moaaa  Tmi  d.  Landeskok.  ia  6b^ 
dena.,  73.  76.  Fiacam'a  Hameral-  und  Poliaeir.,  IlL  ai5.  Bern»'»  t.  Priratr« 
J.  4^3.  LoaxTBAH'a  Grunds,  dea  Haodhniipr.,  {i  99.  io3  f.  Ppsmvan  Vitrkr. 
inustr.,  Bl  167.  6.  A.  ATana  diaa.  pvincepa  politiaM  circa  oommercta  et  ste^ 
dTiwm  auorum  rite  adoman«  (Gott.  1746),  p.  74.  aqq.  —  Mawiie  Staate  er 
bSeketi  ehekin  MarMannPrmhghn^  dafii ,  imierbefb  eine»  bestirnnteB  Batirb, 
kernem  andern  Grte  Mefa^ecktigkeit  selke  ertkeilt  werden.  Aaasa  L  c  p.  T^ 
80.  —  You  der  Marktfalme,  ScuBäm'a  Term.  Abhandle  I.  do6;.  ^  You^ 
Mess/reiheäen  ^  T.  Maetivs  Handelsr.  §.  3i. 

h)  türm  u.  Kceasa  a.  a.  O.  Xaboow  to«  d^  HegaBeK»  988I  WnoaetfU)  de  sta- 
p«la,  g.  9b  a^  ATaaa  L  e.  pb  76.  194«  EttanuHt^a*  Stadt-  u.  Burgerr^  ^^' 
FttCHSa  a.  a<  O.  IL  4i5.  IS.  34.  3o5.  «06.  Bbendeee.  Geick.  dea  t  Haadcb,  H 
«9«.     BQacn  IftafitalL  der  HaadL,   L  196.     Vtm  dem  aw^Mv^r  Stspd,  ▼• 
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KAv't  fi0itr%»  mmr  HenaftBirs  m  B«f^rder.  ^  lUMMf  u.  der  Schifiabr^  BL  ü^ 
8.  it--45.  OtKvAKrV  DarsMÜ.  der  GeWDta|^b.  ttber  Zölle  u.  HandclMcHiflbhrt 
des  Rfaeiüs,  S.  s3o  ff.  Vergl.  vAtea,  §.  577« 

I  Mosn  rott  Goidensaclw^  ^6%^  ▼.  RevsV  Staatsr.  der  Beicbalande  ^  IL  i38. 
Klubeb's  LiU  $.  1345  a.  —  Freie  Concurren»  befördert  Handel,  Fabrike»  and 
Production.  Ferhote  erregen  Gefühl  des  Unrechtes ,  und  reisen  su  Schleich- 
handel und  Defraudation,  mithin  sa  ünsittliehkeit.  Heilsame  Beschränkung  in 
Ertheilnng  ansschliefsender  Handels-  und  GewerbePrivilegien,  enthalt  der  wirtemb, 
Verfass.  Yertr.  t.  18 19^  %•  3i.  —  Darstellung  der  Grfinde  wider  die  Monopole, 
in  dm  Debatten  der  französischen  DeputirtenKammer ,  besonders  Ton  Benja- 
min  CovsTAsT,  in  den  Sitzungen  ▼•  17.  u.  18.  Mars  1839,  in  dem  Moniteur  u. 
a.  frans.  Journalen.  —  Ein  wichtiger,  noch  tranig  berücksichtigter  Gegenstand,  ist 
die  Anordnung  von  fFeckselungsTypen.  (F.  J.  CLStnÜHB^s)  Gedanken  über  den 
Tjpus  aur  Wechselungsweise  zwischen  zweien  Handelsplätzen;  yeranlafst  durch 
einen  Aufsatz  in  ▼.  Fahv xaBxBo's  Magazin  für  die  Handlung,  Handelsgesetzgebung 
11.  Finanzverwaltung ,  Jahrg.  181a,  Heft  6,  S.  ai2-— ssa  Frankf.  a.  M.  (1812.)  8. 

)  J.  G.  BüsCH  sämmtl.  Schriften  über  Banken  u.  Itffinzwesen.  Hamb.  1801.  t. 
SrzwAnr  8  Staatswirthschaft,  B.  IV,  Th.  9.  Bd.  V,  Cap.  l3,  Th.  9.  Jitvg's  Hand- 
lungswissensch.,  |.  895--85o.  H.  W.>  hknlit^  fiandb.  ftr Bücherfreunde,  Th«  ü, 
Bd.  9,  Abth.  2,  S.  169—338. 

)  P.  J.  Mabpkrgxr  montes  pietatis  Bommettaes.  Lips.  1715.  8.  rec.  c.  J.  H.  G. 
OK  JvsTi,  ib.  1760.  8.  L.  J.MxTZB  diss.  de  montibus  pietatis.  Giess.  i743.  C.G. 
HnvDiL  diss.  super  monte  pietatis*  Lips.  iTöi*  J#  G.  Kbuhitz  Encjcl.,  toc, 
Leihhäuser. 


§^   414*  (334.) 

HandeUpoUxei.    Handel  der  Fretnden*    Handelsgeriehie. 

Ferner  gehört  dabin:  die  Anordnung  zweckmäsiger  Handelspoli- 
ce ja),  die  Beförderung  der  inländischen  Gewerbe,  zu  Yermehrung ,  Yer- 
i^Iuog  und  Verarbeitung  der  LandesProducte ,  ßestimmnrigen  für  Maas, 
£lle  Dod  Gewicht  ^),  auch  Waarenpreise;  die  Yerhütung  des  Schleichhan- 
dels bei  nifbedingtem  oder  bedingtem  Yerbot  der  Eiin,  Aus*  oder  Dtrch- 
ohr  gewisser  'Waared  0;  ^^  Aofftiekt  und  Gtsetzgebnng  übev  da» 
lissecuranz«^  Bodmerei-  und  GrorsAventurt'Wesen;  Bcativmaiig  des  Yer- 
^Itnisses  der  Fremden  ia  Hinstellt  watt  den  iftländisekea  Handel  <);  £r- 
^ckttn^  eigener  Handelt*  und  Wethselgerichte^  zm  ErltfUguag; 
chlewriger  Rechtshulfer  ^)y  u.  d«  m« 

1)  Mona  Toti  der  Landesbobeit  in  Polizelisacben,  si3  ff.  Atbkb  dfss.  eit,  StfCT.  lÜ 
l  »0.  LoBsr»4tf's  ff aftdiungsr. ,  }.  7  ft  —  tfe  niedefe  MttfHpöHzei  witil  gennA' 
^gHefa  den  sUdfisebe«  MagiaCrate«,  «»^  «Adcirif  liieiderai  #der  mittlenf 
behörden  ftberhssen.  Atau  1.  e^  p.  »13^  ii7*  Fiscnn  a«  a.  O«  UL  214,  Eis 
■AKT  a.  a.  a  «89,  LOBBTH4JI  a.  a.  O.  §.  106.  ^  Die  LususPoiueit  lur  Ostes* 
tatlon-  u.  BequemlichkeitLuxus,  ist  ein  Theil  der  HandelsPolizel. 

^)  8chriAen  von  GsaHAnnT,  NxLCHxvBazcnB»  Lixbhold,  Busb  u»  A.,  unten  §.  4^7  ^* 
u.  418  c.  Chxlxvs  Maas-  u.  GewicbtBucb.  Dritte  Aufl.  mitlS'achtra'gen  tou  J.F. 
Hivic^in.  Franifl  tfOö.  t.  fjeber"  Iffiaa^  196'  tu  Ckvficbt,  Bäi^tücke  VerorAa. 
^*  ^  Fd>r.  fto^  in  d.  Befieif4  Blitt,  iSei),  Sb  so;   ladMU  Tda  id^  vu  1811. 
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MaasardnuHg'  für  dat  Grofaheraoglli.  Baden^  in  d.  Bad.  Regi«r.  Blatt  t.  s«.  Jan. 
iSag.  n.  —  Za  wünschen  wäre  ein  uUgemeines  MaatSifstem  für  alle  BondeftsUateo, 
für  Werthmaas  (Münzfufs),  Raummaas  (Gewicht-  u.  Stück-  oder  Zahlmaas)  uod 
Zeitmaas.  Vorschläge  dacn,  in  G.  H.  Bosk's  ComptoirBuch,  Th.  I  (äninn  1811X 
Vorrede. 

e)  Verordnungen  der  meisten  ehemal.  rhein.  Bundesstaaten,  rom  Oct.  u.  Not.  1810, 
wodurch  lunfuhr  und  Verbrauch  der  Cotonialfß^aaren  theils  verboten,  tbeiU  eio- 
geschränkt,  auch  das  Ferhrennen  der  englischen  Fabriknroar^ii  befohlen  wari 
Rhein.  Bund,  XLIX.  34«  99*  i36.  L.  161.  3io.  Polit.  Journal,  Nor.  1810,  & 
1075  E 

d)  O,  L.  BÖBHXB  diss.  de  jure  principis  libertatem  commerciorum  restriiigen£  b 
utilitatem  subditorum,  %.  !i4*  *<!•  ('^^  dessen  Electis,  TSL  194)*  —  Vormalige  It» 
aerl.  französische  und  königl.  sachsische  StaatsdienstBarkeit^  wegen  des  Transit»- 
handeis,  in  Preussisch  Schlesien,  und  preussische  in  dem  Königreich  Sachsea. 
Rhein.  Bund,  XVL  3j. 

e)  Mossn  von  der  Landeshoheit  in  Justissachen,  Cap.  3.  Sism^s  gerichtL  Procefs, 
L  19a.  SiLCHow  elem.  juris  germ.  prir.,  §.319.  668.  y.  Mabtshs  Handehr^ 
j.  35.    VergL  Busch  u.  EBXLniG'a  UandlungsBibUothek,  Bd.  I  (Hamb.  1785),  S.  i5i 


IV.    Abschnitt 
ttnsRegaL 


§.    415.  (33S.) 

Das  Müntwesenj  eine  PPeÜ-  und  StaaisanstaU.    RechtsverhäUnüs  Jks 
MünzRegaUy    auch  in  den   teutschen  Bundessiaaien,   im 

Allgemeinen^ 

I)  Wie  Licht  und  Wärme  sich  Terhalten  zn  dem  thierischen  Lebeo. 
80  die  Schreib-  und  Buchdrackerkunst,  das  Geld  und  die  Post, 
za  dem  geselligen  Leben  der  Menschen,  in  dem  Stande  der  Caltnr.  Be- 
griffen unter  den  Tier  (nächst  der  Sprache)  grofsten  CultnrMittein,  ist  daher 
das  Münzwesen  als  Welt-  und  Staatsanstalt  za*  betrachten ;  ab  einer 
der  wichtigsten  Gegenstände  der  Staatsweisheit  und  NationalOehonomie,  der 
Finanzhunst  und  des  öffentlichen  Rechtes.  11)  Diese  alle  yereinigt,  gebieten. 
wie  überall  also  auch  in  Teutschland ,  und  zwar  gemeinschaftlich  für  alle 
Bandesstaaien,  die  Annahme  and  Handhabung  eines  festen  Münzsjstems, 
das  nicht  mehr  Geldsorten  als  nothig  zuläfst,  für  jede  derselben  ein  1^ 
stimmtes  Schrot  und  Korn  (§.  4iB)  yorschreibt,  und  kein  Remediam  (f 
433),  einen  Schlagschatz  (§.  43 1)  aber  nur  so  weit  gestattet,  als  sein  £^ 
trag  hinreichend  ist  die  nothigen  Münzkosten  zu  decken,  aofrichtig  eotsa- 
gend  jedem  directen  Finanzgewinn  tou  der  Ausmünzung  ($.  430i  ^^ 
überall  für  die  Staatscaase  mehr  nicht  ab  einmal  1   dann  lüber  nicht  ohne 
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lozahligmalige  Beschädigung  derselben  und  der  StaatsangebSrigen,  erlangt 
mden  konnte.  III}  Ohne  Yertrag  kann,  aucb  in  Teatscbland,  kein  Staat 
ron  einem  andern  fordern,  dafs  in  diesem  seine  Münzen  in  demselben  aos- 
lero  Werth  angenommen  werden,  den  er  selbst  ihnen  gesetzlich  beigelegt 
i2t  (§  362);  eine  Münzunabhängigkeit,  welche  täglich  sich  bewährt, 
tiircli  die  StaatsPraxis  und  das  kaufmännische  CursPari  der  Wechselpreise 
^.  418)  auf  allen  Handelsplätzen  «).  IT)  Jeder  teutsche  Bundesfurst  ist, 
Is  SouFCrain,  zu  Ausübung  des  MünzRegals  ^),  nach  dessen  ganzem 
FmfaDg,  innerhalb  seines  Staatsgebietes,  ausschliefsend  c)  berechtigt*  V)  Ein 
rofscr  Theil  des  Geldes,  welches  jetzt  in  den  teutschen  Bundesstaaten  in 
miaaf  ist,  ward  noch  yor  Auflösung  der  teutschen  Reichsyerbindung  ge- 
ragt; er  ist  also  nach  der  gleichzeitigen  teutschen  ReichsMünzverfassung 
1  benrtheilen.  Aber  auch  seit  AufLebung  der  teutschen  Beichsyerfassung, 
stracktete  man  zeither,  wo  nicht  in  allen,  doch  in  den  meisten  teutschen 
laaten,  jene  älteren  Normen  grofsentheils  als  solche,  zu  deren  fortwähren- 
?r  Befolgung  jetzt  noch  eigenes  Interesse  nothige.  Daher  ist  eine  zwar 
edrängte,  aber  doch  möglichst  vollständige  Abhandlung  dieser  sehr  wich- 
gen  und  practischen  Materie,  nach  der  vormaligen  ReichsMunzverfassung, 
storisch  und  politisch  wichtig,  staatswirthschafUich  und  publicistisch  nothig. 

Klubib,  droit  des  gens  moderne  de  TEurope,  §.  73.  «Le  cbange  a  6t^  les  granda 
coups  d^autorit^ ,  ou  au  moins  le  succes  des  grands  coups  d^Autoritöy«  Mohtu- 
9V1SÜ,  Tesprit  des  lois,  liv.  aa,  eh.  i3. 

Scbrinen  in  PiIttsb's  Ut.  ID.  66a  fL  Klvbkb's  Lit  J.  i3ia  iL  J.  Gra.  Hiasca 
teuUches  Münzarchiv ,  Th.  I  --  IX.  Nurnb.  1766  —  1764  fol.  (ßhendess.)  Eröff- 
netes GebeimniCi  der  practischen  MunzYvissenschaft.  NQmb.  176a.  4.  Frankf. 
1768.  4.  Le  Blavc  traite  historique  des  monnoyes  de  France.  Paris  1690.  4.  Nouv. 
edit.  augm.  ibid.  1705.  J.  Boisabd  trait^  des  monnoyes.  T.  I  et  TL  Paris  et  a 
La  Haye  1714-  la.  Abot  ob  Babhighin  traite  des  monnoies.  Paris  1764*  a  Xheile. 
4.  Gl.  AiroB.  Skpt.  t.  Pbauv*s  gründl.  Nacbricht  von  dem  Münz^esen  insge- 
mein, insbesondere  von  dem  teutschen  Münzwesen  alterer  und  neuerer  Zeiten. 
Gott.  1739.  ^«  -^ufi.  Heimst  1741*  Dritte  verb.  u.  yerm.  Aufl.  (von  J.  F. 
Klotssch)  Leipz.  17^4«  B.  3.  G.  Bbdthsr*s  MünzLexicon.  Augsb.  1774.  8.  C.  G« 
Schbixdxr's  Handwörterbuch  der  gesammten  Münzkunde.  Halle  1811.  8.  Eben- 
^is.  Nachtrag  hiezu.  Halle  181 5.  8.  F.  X.  WBn.KATBB*s  allgem.  numismat.  Le- 
xicon  od.  Münz  Wörterbuch.  Th.  I  und  11.  Salzb.  1817.  8.  Mit  Rupf.  H.  G. 
Flöshb*s  Münzkunst  und  Münzwissenschaffc.  Mit  19  Kupfert.  Berlin  i8o5.  8. 
Auch  unter  folg.  Titel:  J.  G.Hbü9itz  Ökonom,  tcchn.  Encyclopädie,  fortges.  ron 
B.  G.  Flöbbb,  Bd.  97,  Art.  Münze;  überdiefs  handelt  auch  der  98-  Band  von 
der  Münze.  J.  L.  Blvber  ,  das  Münzwesen  in  Teutschland ,  nach  seinem  jetzi- 
gen  Zustand,  mit  Grundzügen  zu  einem  Münzrerein  teutscher  Bundesstaaten. 
Stiatg.  i8a8.  8. 

)  Erloschen  ist  das  ehemalige  Münzrecht  der  tuhjidrten  und  supfn^imirUn  teut- 
schen retchsständischen  Landesherren,  und  anderer  münzberecbtigter,  unmit- 
telbarer oder  mittelbarer,  Reichsan^ehorigen ,  welche,  bei  Auflösung  der  teut- 
schen Beichsverbindung,  die  Souverainetat  nicht  erlangt  haben,  oder  der  erlang- 
ten  entsetzt  worden  sind. 
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§♦    4t6.  (336.) 

Das  MünsMegiä  wmr^  m  dem  ieuiseken  Reich^  kaiseriieku  £eferMt 

I)  Die  Münzgerechtigkeit,  das  BechtGeld  za  prägen,  im,  nock 
in  der  neuesten  Zeit  der  teutschen  Beichsrerfassung,  kein  BestandtheS  jer 
Landeshoheit,  sondern  kaiserliches  BeserTat  a).  Jeder  MÜDzlle1T])^ 
durfte  kaiserlicher  Yerleihung,  oder  unTordenklicher  Yerjahrung  ^).  11)  Jks 
Kaiser  unmittelbar,  pflegte  das  MünzBegal  nicht  mehr  auszuüben  c),  ob- 
gleich er  ursprünglich  dieses  ausschliefsend  gethan  hatte  ^.  III)  Munt* 
Privilegien  konnte  der  Kaiser  in  neuern  Zeiten  nicht  ertheiien,  obe 
Einwilligung  der  Kurfürsten,  und  ohne  yorher  den  Kreis  zu  hören,  ifom 
der  Munzstand  gesessen  war.  Dasselbe  galt  von  der  Münzrerleihaug  an 
Mittelbare;  wobei  überdiefs  die  Mitbetheiligten  zu  vernehmen  waren  fy 
lY)  Schon  in  der  frühern  Periode  des  Mittelalters  erfolgten  etliche  läset- 
liehe  Münzverleihungen/};  dann  andere  an  die  Kurfürsten  ^),  nacE 
und  nach  häuBger  auch  an  andere  Beichsstände^),  vorzüglich  geütliclie} 
sogar  an  landsässige  Beichsstande,  an  nicht-reichsständische  Beichsnnmittd* 
bare*),  an  mittelbare  Fürsten,  Bischöfe,  Aebte,  Grafen,  Edelleute  aoi 
Städte,  auch  an  einzelne  Stadtbürger,  adeliche  und  nichtadeliche  ^),  dod 
vielfältig  mit  Einschränkung  0  und  reichslehnban  Y)  Die  BeicksTic»* 
rien,  waren  zu  Ertheilung  des  Münzrechtes  nicht  befugt «»). 

uj  Reichsmünsordn.  r.  iSSg«  $•  3o.  176.  Beichsabscb.  1570,  S-  i3a.  Walilcap-B- 
6.  7.  11.  MtiiI»  ab  EvAWAAov  de  principibus  et  statibus  imperii«  p.  6t&I<i- 
saa,  Spec.  599.  Mosm  t.  Beichstags^chfi^taa,  S.  1877  f.  v.  Bsost  sciagraplu 
jwis  moneUndi  <4745.  4»),  p.  j3s.  ~  'Wider  klare  ReicfasgiBaetae,  behauptete! 
das  Gegentbeil :  IiVdbwio,  Spavsa,  Aosshabb,  J.  T.  CABa4«Bt  u^  F.  C  J.  Fiscsn 
in  d.  Kameral-  v.  Fpliseir.,  SÜL  876  Si 

h)  Wahleap.  (i663  u.  1711)  IX.  7. 

e)  Ausnahmen  machten  Frans  L,  seit  1748«  u.  Joseph  IL  1765.  Gbxllkaw's  Sinti- 

künde  v.  TeuUcbland^  I.  104.     Paavv  a.  a.  O.  S.  iö3.  f.  flanf aica's  Gesch.  i  t. 

Reichs,  YIIL  166.    (CtEYNXAirs*^}  Materialien,  S.  181  f. 
d)  Da  B6v4ir  de  jure  circa  rem  monetär,  in  Germania,  c  a.  §•  29.  sqq,  Ficscmi 

instit.  juris  feud.,  874  ff.    Sc«QFPXBX.ur'6  kleine  bist  Schriften,  L  34a  B^ssuf 

Allerthümer  d.  Teutschen,  6o3. 

#)  Wablcap.  IX.  6.  ii* 

/)  Die  älteste  873 ,  nach  Sca6pFX.iH's  Alsal.  illnalr. ,  IL  Si^« .  Ein  älteres  Beispiel 
Ton  833,  für  die  Aebte  au  Corvey  vl  Prüm,  a.  in  GaaBAaniV  geaaal.  Geirli.  der 
erbl.  Reichsstände,  L  i5o.  Ein  Beispiel  von  io56  für  St.  Maximia,  in  CiJMrt'\ 
bist,  de  Lorraine,  L  447*  Beispiele  für  Dynasten,  aus  dem  it.  u.  i3.  Jihrt^ 
GaanAaoi  a.  a.  O.  166.  220,  369.  u.  in  (Faire)  Beitr.  x.  d.  henneberg«  Berg^verks- 
und  Münawesen,  in  Mbusxi.'8  Geschichtforscher,  VL  1  —  3o.  Da  BvsauI-^' 
€.  9.  V  «S*  >qq-  KöaLsn's  Mfinabelustigungen,  L  169.  IL  aao.  Flöbbbs  Bfutf- 
kunst,  8.  Sil. 

g)  Aurea  Bulla,  X.  1.  3.    Gxbstlachse's  Handbuch  der  t.  Reichsgesette,  IV.  49^ 
A)  PfSFtniOKa,  m.  459.    OLKssCHLAoza*»  Erlaut,  der  G.  B.,  ao4.    Höblkb's  Mut»- 
belust.,  XXL  4>* 
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{)  MMn  ▼.  BekUtagi^cliäftent  idXk,  Ehmdus.  toviMliM  ^taaltr.  IXSL  373.  »U. 
pb's  reichsrittersch.  Mt^gaz.,  VID.  337« 

\}  Pfsffihgbi^,  ni.  481.  MosBB  a.  a.  O.  i383.  Bivst,  i34*  Büvaü  c.  9.  $,  46. 
GiBaABoi  a.  a.  O.  L  S97.  MKnxAt's  Miscell.,  L  83.  Hesskl  diss.  de  jurib.  civi- 
tatum  imperial.  (Alt.  1789),  p.  34-  C.  F.  Etxes  mecklenburg.  MünsTerfafs. 
(1798.  8.),  n.  38.  MüBsen  der  Dofneapüei,  während  einer  Sedisracanz.  Mossa 
a.  a.  O.  i383.  HLtasB's  U.  jur.  Bibl.,  XIX.  336.  G.  F.  ZEPBBvicii,  die  Capitela- 
n.  SedisvacanzMünzen  u.  Medaillen  der  t.  Erz-,  Hoch-  u.  unmittelb.  Reicha- 
stifter.  Mit  Kupf.  Halle  1822.  4«  Schwäbische  Kreismunzen  von  1694  u.  1737, 
MosEB  a.  a.  O.,  i385.  In  Städten  waren  zuweilen  Münzjwiker,  Münzbürg-er  u. 
Hausgenossen,  die  ein  Münzhaus  in  Gemeinschaft  besassen,  auf  das  Münzrecht 
privilegirt.  Db  Bvhau  1.  c.  c.  2.  §.  23.  47.  Fleischxb  1.  c.  38i.  C.  G.  Bdobb 
diss.  de  Monetariis  principum  ac  civitatum  Germaniae,  dictis  Hausgenossen. 
Jen.  1751.  4.  Dafs  manche  mittelbare  Städte  aus  landesherrlicher  Erlaubnifs, 
doch  unter  des  Reichs  Wappen  u.  des  Baisers  Namen,  Münzen  geprägt  habe^, 
s.  in  Köelbb's  Münzbelust.  XL  40*  Von  dem  Münzrecht  der  Stadt  Rostock,  s. 
(L  grundgesetzl.  Erbvertrag  y.  1788,  $.9;  in  Rbuss  Staatshanzley ,  Th.  XXII, 
S.  19. 

/)  Z,  B.  auf  Widerruf,  auf  silberne  Münzen,  auf  Heller  und  Pfennige,  u.  d.  Bei- 
spiele T.  1393  u.  1398,  in  Meusbl^'s  Geschichtforscher,  I.  i5o  ff.  H.  290.  Kaiser- 
liehe  Verpjändang  des  Münzrechtes  t.  i43i,  in  Betschlag's  Beitr.  zu  d.  Kunst- 
geschichte der  Reichsstadt  Nördlingen,  St.  IV  u.  V  (1800),  60  ff. 

m)  LimvABus  ad  capit.  Matthiae,  art.  34.  n.  6.  p.  569.  Anderer  Meinung  sind,  ob 
BuvAU  L  c.  c.  3.  %,  4*  ^  Bbcst,  100.—  Die  R.  Vicarien  bedienten  sich,  auf  ihren 
eigenen  Münzen,  des  Vicariatwappens  u.  Titels.  Mosbb  v.  röm.  Kaiser,  794. 
Fleisgbeb  L  €.  383.  sq.  Köbleb's  Münzbelust.,  i3.  73.  79.  XIX.  32 1. 

§•    ^17«  (337.) 

GM-    Münze  j  reale  ^  nommak,  fingirie. 

I)  Geld,  in  dem  w eitern  Sinn,  bezeichnet  eine  Masse  von  Gütern 
oder  Genursmitteln.  Geld,  in  dem  engern  Sinn  (ivas  allgemein  gilt, 
peconia),  ist  eine  Sache,  deren  Taoacbwerth  allgemein  als  Maasstab  des 
Werthes  und  Preises  der  übrigen  Sachen  dient,  als  TansoKraittel,  als  Mittel 
der  Verm5gettsAttsgleidiang  und  als  Schätzangsmittel  (Werlh-  oder  Vor- 
stellangszeichen,  reprSsentirendes  Medium,  signe  representattf).  Werthver« 
treter  tod  Waaren  aD4  Arbeit,  dient  es  blois  als  Mittel  dieselben  zu  sehätzen, 
za  Tergleicken  And  ¥0n  Hand  zu  Hand  m  übertragen^  mithin  als  Umsatz- 
inittel,  for  Erleicblernng  und  Belebung  des  YeiiM^hrs.  Durch  Geld  irird 
Macht  erlangt,  Sachen  und  Dienste  2U  häufen.  B)  Münze  (moneta)  ist 
^e  Sache,  mit  einem  Ton  Staatswegen  beglaubigten  Maasstab  för  den 
Tauschwerth  der  Dinge  ")*  Real  Münze,  Sachmünze  oder  Bealgeld  (nu- 
'■B^ndre  effectif ),  ist  ein  unter  Staatsberechtignng  geprägtes,  d.  h*  mit  2^i. 
<^ea  seines  wahren  Tauscliwerd&es  versehenes  Geldstüeh;  gewöhnlich  ron 
Metall  (hliogende  Münze,  aus  Silber,  -Gold  oder  Hupfer,  Metallgeld), 
sonst  auch  von  Waaren  anderer  Art  (Waarenmünze).  Nominale  oder 
symbolische  Münze,  Creditmünze,  Münzzeichen,  ist  eine  Staatsurkunde,  welche, 
^  jeden  Inhaber,  eine  Anweisung  auf  reelle  Münze  enthält,  z*  B.  Panier- 
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münze  ($.  4s3)f  ehebin Ledermanze«  Fingirte,  idealische  oderRecb- 
nangsmünzen,  Idealgeld,  monnoies  de  compte  ^),  sind  ein  aoliorper- 
lieber  Maasstab  für  den  Tausch werth  der  Dinge,  mitbio  ancfa  der  reelles 
Münzen  Oi  z.  B.  Q^tbs-  oder  rheinische ,  fränkische  und  meisnisdbe  Gol- 
den, teutsche  Reichsthaler,  der  augsburger  GiroThaler,  die  MarbBancOf  die 
Mark  GrobConrant,  u.  d. 

«)  «Materia  forma  publica  percussav.  Pahllüs,  in  L.  i.  D.  de  contrab.  emt  Al&o 
jedes  Öffentlicb  eingeftibrte,  jedem  Inbaber  (au  porteur)  dienende  Zablung^mit- 
tel.  Geld  ist:  nacb  Mostesqoisu,  der  Repräsentant  de»  Werthes  aller  Wah- 
ren;—  nacb  FicHTS,  die  Form  desEigentbums;  — nach  Kaut,  das  allgemeine  >Ih> 
tel  £am  Verkebr  des  Fleifses  der  Menseben  gegen  einander }  —  nach  Aech»- 
HOLs  eine  Sache,  deren  Gebraucb  nur  durch  ihre  Veräusserung  möglich  ist.  - 
Vom  Gelde;  in  Dav.  Huhk's  politischen  Versuchen,  aus  d.Engl.  (Hönigsb.  iSofr 
8.)  S.  57  —  83.  K.  MuRHARB  über  Geld  und  Münze  u.  s.  w.  Cassel  1809.8. 
Ehendesi,  Theorie  des  Geldes  u.  d.  Münze.  Alteub.  1817.  8.  A-  Mclleb^s  Ver- 
such e.  neuen  Theorie  des  Geldes.  1817.  8.  Cph.  t.  SchmidtPhiseldeck  über  da 
Begriff  vom  Gelde,  u.  den  Geld  verkehr  im  Staate.  Copenb.  1818.  8.  G.  Hm- 
x.AVD*s  Staatswirthschaftskunst.  Tb.  I,  S.  ia8.  J.  £.  F.  Lots  Hevision  der  Grun^ 
begriffe  der  NalionalWirthschaftlehrc,  Th.  I,  S.  9  —  171,  H.  Stobch  coan 
d^^Gonomie  politique,  T.  HI  et  fV  et  T.  VI,  notes  4,  7  —  11 ,  i3  et  16  (oben 
|.  393,  a).     J.  G.  HoFFKABV,  die  Lehre  TOm  Gelde.    Berlin.  i838.  8. 

l)  Stxwabt's  Staatswirthscbaf^,  Buch  HI,  Cap.  1.  Montssquisu,  esprit  des  loi$lir. 
sa ,  cb.  3.  An.  Smith's  Untersuchungen  über  die  Natur  u*  die  Ursachen  des  X) 
tionalreicbtbums   (Breslau  1794),   Bd.  I,  Buch  I,  Gap.  4,  S.  38  ff.    J.  B.  SiT, 
trait^  d'economie  politique  (Paris  i8o3.  8.),  T.  I,  lir.  a.     Fi.öbrx*s  HJuiukusit 
S.  809  ff.  —  Die  Recknunffimünzen  sind  theils  gemeine,  Yvonacb  jeder  Ort  df)' 
selben  Münzbezirks  im  gemeinen  Handel  rechnet,  s.  B.  rheinische  Guldeo;  \hh 
besondere,   wonach  man  in  einem  bestimmten  Ort  oder  Bezirk  nur  hei  be»Mh 
dern  Gelegenheiten  rechnet,   z.  B.  bei  dem   WechselhaudeL     Ihr   Zahlwertk  id 
doppelt:    1)  Ortwerth,   d.  h.  Valuta,  wonach   die  Münze  an  demselben  Ort  be- 
zahlt wird,   e.  B.  nach  Banco-   oder   CurrentGeld  (über  Banco,   Courant  usd 
Münze,  Ton  Oedkb,  in  Schlökeb's  Staatsanz.,  XLVII.  3 10),  nacb  Frankfurter 
Wechselgeld,  Augsburger  GiroGeld  C§.  419,  aX  u.  d.;    3)  fremder  Werth,  'en 
die  Münze  an  einem  andern  Ort  hat,  und  der  aus  des  Ortes  Münsfufs  bergein* 
tet  ist.  —  Werden  ff^echsel  an  dem  Ort  A   auf  den  Ort  B   eingehandelt  oder 
▼erkauft,  so  ist  ein  Stück  oder  eine  bestimmte  Anft^bl  ron  Stücken  aas  einer 
bestimmten  Münzsorte  des  einen  von  beiden  Orten,  die  beständige  Grosse,  mch 
welcher  der  Preis  des  Wechsels  in  einer  bestimmten  Münzsorte  des  andern  b^ 
duogen  wird;  er  ist,  wie  der  Preis  der  Waaren,  bald  höher  bald  niedriger«  ^^ 
Teränderlicb.    Die  beiderseitigen  reellen  Geldsorten  bilden  daher,  in  der  Begel 
das  gegenseitige  ff^ecfuelgeld ^  und.  yf^eckselpari  Ul  der  Preis  für  zwei  Werfet 
die  gegeneinander  ausgetauscl^t   dieselbe  Menge  fein  Silber  oder  fein  Gold  ent- 
balten.     Um  noch    sicherer  zu   gehen,   bat   Hamburg  Silbcrbarfen  «u  m^^ 
Wechselgeld  gewShlt     Der  zwischen  beiden  Orten  bald  steigende  bald  faUea«^« 
Preis  des  Wechsels,  beiist  ff^echselpreis ,   ff^eckeelcure^  oder  schlechthin  Cer^- 
Man  ersieht  ihn   aus  den  Vurstetteln.    J.  F.  Loasvx  Grundrifs  der  reinen  ^ 
angew.  Mathematik,  Tb.  I  (1798),  S.  129.     (F.   Cubthmahbt's )  Materialien  ßr 
Münzgeselzgebung  (Frankf.  182a.  8.) ,  S.  3a3  ff.    Ebendcss.  unten  (§.  4«o)  ^' 
Aphorismen,   S.  85.    y.  FAnirsirsxRGV  Magazin  für    die  Handlung,  Jahrg.  »8^'' 
Heft  6,  S.  5o8  —  5so.    Die,  in  der  neuesten   Zeit  nicht  selten  abgeso^^^^ 
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Weduftmgt/JSfftn  (V  41^9  c>    Aft<^K  welchen  auf  den  fertcUedeDen   Biuidel*- 

piilseA  die  Wecli^etpreise  bestimmt  werdea,  findet  maa  in  J.  G.  NBLCKunBicma*« 

(Gebeabdt's  des  Aeli.)  laschenbuch  der  Münz-,  Maa«-  u.  Gewichtkunde.   9.Aufl« 

▼erm.  u.  verb.  von  M'  R.   B.  Gebbhahdt.     Bcrl.   i8o5.  8.     ii.  Aufl«  Tcrm.  u, 

▼erb.  r.  J.  S.  G.  O^o.     Berl.   1817,   i3.  Aufl.  t.  J.  P.  SonELXXvBiBG.  j8io.  i4« 

«oi^rb.  Aai|.  18^  8.  i5.  ▼erm.  Aufl.  i83a.  a  (2  Rthlr.  7Vt  Sgn);  anch  in  J.  E. 

]i«iHOLD*s  allgen.  GomptwHandbuch.    4.  Anfl.  Frankf.  1821,  8.,  in  der  Neue- 

jtcn  Geld-,  Mflns«,  Maas-  u.  Gewichtkunde.     4-  -^ufl.  ^ürnb.  1821.  4.,  u.  sunt 

Tkeil  för  fr&here  Zelt,  in  den  Anweisungen  und  Tabellen  y.  Kruse ,  GsänARDT, 

Au«,  Flugxi^  Ramphb,  Lkvz,  Euleb,  Wagsxh,  J.  F.  Lasgb  u.  Mos.  Isbazi.,  Cbb. 

N014CB  (unten  §.  418;  c)  u.  a.,  J.  G.  Btfsca  über  Geld-  und  Wechselciirai  Mfla- 

ze&.  Pari  n.  s.  w.  liamb.  1801.  8.  '      j  , 

t)  Bssi^  Handb.  der  Geldkunde,  theoret  Theil,  &  108  ff 


§•  418*  (338.) 

Fwm  vni  Materie  ^der  RealMünxe.     Ihr  Schrai  und  Kom;   ihr  iL 
nerer  und  äusserer   fPerth.     Valvation  der  Münzen*    Emfluss  der* 
selben  auf  die  fViechselpreise*    MünzPoliiik* 

1)  Bei  Real  Münzen  komitit  in  Betracht:  i)  die  Porm^  insonderheit 
ias  Gepräge,    welches   den  Zahlwerth  (Yaluta,   und  zwar  mit  Angabe, 
wie  viel  Stucke  aus  der  Mark  fein  geprägt  sind),  Jahrzahl,   Namen,  Titel 
qimI  Wappen,  auch  wohl  das  Bildnifs  des  Münzherrn  a),  enthält,  wo  die  Wap- 
penseite die  Kehr-  oder  Rückseite  (Revers),  die  andere  die  Hauptseite  (Avers) 
Keifst;    2)  die   Materie,   jetzt   die  drei   Münzmetalle,   Gold,  Sill^eri 
Kupfer  0.     Die  beiden  edlen  Metalle  in  ihrer  Feinheit,  erhalten  meist  einen 
Ziuatz  von  anderem  Metall  (eine  Legirung);  Silber  wird  mit  Kupfer,  Gold 
mit  Silber,  oder  Kupfer y,  oder  beiden   legirt  oder   beschickt  (rermischt, 
i  b.  mit  solcher  Zuthat  zusauHnengeschmolzen).     U)  Was  die  Mischung 
oder  zusammbngeschmolzene  Masse ,    dieses   legirte  Silber  ^  oder  Gold ,  an 
edlem  Metall  (edlem  Münzstoff)   enthält,  nennt  man  ihren  Feingehalti 
ibe  Feinheit.     Die  aus  dieser  Mischung  entstandene  rohe  Masse  heifst,  wenn 
Münzen  damos  geprägt  sind^    das^Korn    (titre)    der   Münze«     Schrot 
(poids)  d^  Münze  hingegen,  heifst  das  Gewicht  (Metallgewicht),  welches 
sick  aus  ihrem  edlen  Metall  und  aus  Aer  Zuthat  zusammen  ergibt  c).  DI)  Der 
innere  Werth  einer  Münze  wird   geschätzt  «Oy  nach  ihrem  Korn  und 
Sckrot,   nacli  dem  quali  et  quanto.     Bei  der   Fabricatlon  mufs  daher 
nicht  nur 'für  Richtigkeit  des  Gehaltes  gesorgt  werdeii,    sondern  auch  für 
Gleichheit  in  dem  (gewicht  der  individuellen  Stücke  einer  Münzsorte.    Man- 
zen,  die  den  gesetzmäsigen  innern  Gehalt  nicht  erreichen,  heifsen  gering- 
haltige.    Der  äussere  Werth  einer  Münze, ^ihr  Geld-  oder  Zahlungs- 
werth,  ist  der  von  Staatswegen  ihr  beigelegte.    Je  weniger  er   den    innern 
übersteigt,  desto  hochhaltiger  oder  werthyolier  ist  die  Münze.    lY)  0er 
ans  ihrem  Korn  und  Schrot  hervorgehende  Werth  der  Münzen,  als  eines 
stanuFactarirten  Metalls   oder  Fabricats,    hat  unvermeidlichen  Einflafs  auf 

lUakc^'i  dffcalL  Recht,  4.  Auf.  40 
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4en  Gang  der  im  Wecli^hafidel  und  WaarehGro&liaiidel  tMiebcideiilen 
'^Vechselpveise  oder  Curse  Oi  ^o  das  Geld  als  Waarc  (irie  Bmch- 
metfill  oder  Tiegelgut)  betrachtet  -wird  (§.  417  u.  421),  ffjglidi  scblerlite 
JAüjiise  nicht  auf  höhere  Geltung  steigen  kann,  als  ihr  Bletailwcrth  mit  sich 
bringt»  Ist  für  den  mnem  Werth  Terschtedener  in  eincpn  Lani  geaeti- 
mnsig  nmlanfender  Geldsorten  ron  yerschiedeneiti  innerem  Gdalt  doick  ein 
gehurig  befolgtes  Gesetä:  dem  Ausland  heine  sichere  Bürgschaft  ffifü^ 
$p  rechnet  dasselbe  in  dem  Wechseh erkehr  (bei  Umsätzen  aosIaDdiscWr 
Wlih mögen  odet*  Geldsorten  Ton  verschiedenem  innerem  Gehalt  gegen  iiv 
landische,  und  umgekehrt),  um  sicher  zu  gehen,  in  der  Regel  auf  die 
schlechteste  oder  geringhaltigste  der '  Wührungien ,  welche,  in  dem  Staat, 
mit  dessen  Einwohnern  es  verkehrt,  eingeführt  ist,  weil  mit  ihr  Zahloo^ 
zu  leisten  im  Zweifel  Jeder  geneigt  seyn  wird  /).  Um  so  viel  werdeo  dalier 
in  dem  gegenseitigen  Verkehr  die  Preise  der  Wechsel  (die  Curse)  vondem 
j^slajn^  gesteigert,  und  müssen  dessen  Werthgegenstände  rqn  .dem  Inlanil 
tb^erer.  bezahlt  werden.  Diesen  wichtigen  Gegenstand  hat  die  Münz- 
Politik  zu  beachten  fi^). 

a)  GvBSTLACHEB*«  Handb.  d.  ReichsgeseCze,  IX,  1677  f.    Nach  der  tieichsMamordj]. 

r.  t5ö8«  $.  10,  sollte  fuf  der  Haaptseile  das  Reickfumppen  slehea»    Höiui'« 

,     MüQfcbelufit.,  I.  i57  fr.    Dawider,   s.  in  Ansehung  der  kurfiirstl.  MüJixen,  ?.  Lc« 

QFwiG*8  Erläut.  der  G.  B.,  L  9P1.    Es  \«'ar  aber  dieses  nacbher  tirillkübrlicb  ge> 

worden.    Köhler^h  Vorrede  bu  v.  PaArN*«  Nachr.  von  d.  Mün^we^en,  XX  ft 

6)  7m  der  Rea)Mun/.e  sind  die  edlen  Metalle  besonders  taa|(1tcb,  wegen  9nrt§  tigei- 

'     fhAmlichen   innern  Werthes,  ihrer  Terhältnirsniasigen  Seltenheit,  Dickttglieit  «ad 

r     die  kleinsten  Vermögentbeile  erreichenden  Theilbarkeit;   EigenscbaAen,  die  m- 

einigt  keinem  andern  MünsstofT  in  so  kobein   Grad  eigen  sind.  —  Aus  Pitif>'^ 

(Weiüsgold)  werden,   seit  1B28,  in  Rufsland   Münsen   geprägt.    ftLCsn^  Heis- 

wesen,  S.  211  f*  —  Ehe  das  aes  signatum  üblich  war,  diente  den  R&menu  «if 

den  alten  Tcutschen,  Vieh  (pecus)  als  gemeines  Tau8chmitlel|  daher  die  spitfre 

'     Geldbenennung  pecunia. 

0)  feÄ»  Gold  oder  Silber,  ist  rein,   d.  h.   ohne  Zusats.     Vermischt  mit  aadeitiB 

MvQisinetSll,  hei&t  es  legt'rt  oder  bestückt,     Silber  wird  mit  Kupfer,  Gold  fot- 

,     weder  mit  Silber  oder  mit  Kupfer,  oder  mit  beiden  legirt    Daher  die  DeDen* 

,    nungcn:  weifsc,  rothe,  gemischte  Legtrung  oder  Karatirung.  -^  Von  des  iß«- 

metallen,  s.  FtÖRRE*s  Münzkunst,  S.  290  —  3i6«  —  V<^n  5i0r^  imd  £»ni^  eben- 

'    das.  S.  344  ^'  ^  Zu  dem  MinzgewitM  bei  Gold  und  Silber,  bedient  rasa  lidn 

•   -^  lV)ut$chIand,  des  cölmscken  Markgewdaes.    Dieses  teutoche  Markgewicbt  rüri 

gebraucht,   theils  zum  Abwägen  jener  Metalle,  theils  zu  Probirung  ihrer  Feise 

und  des  Zusatses.    Zum  Abwägen  wird  es  eingetheitt,  wie  folgt:' 
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G«wogM  winl  aber  gewöbnlicb  ^  bei  dem  Verkauf  des  Goldes  und  Silbera«  aur 
nach  Mark  und  JLoikem,  naeh  Vs,  %,  ^(9  Vm«  Vss  u.  %«  Lotben.  In  VaWationa- 
£dieten  wird,  aeit  dar  öatreicb-baierischen  MunBoonyentioa  von  1753  (^  4^7)« 
die  eöbiisehe  Mark,  welcho  4864  bolländiscbe  Aase  wiegt,  eingetheilt  in  4010 
Asse,  deren  60  das  Gewicbt  eines  Dncaten  aoamachen«  t.  Peavit,  176  f.  (Die 
Eintheilang  der  Mark  ia  ^36t  Aase,  Eschen  oder  Grains  —  r.  Pbaüv,  19  £  — , 
ist  nickt  mehr  üblich.)  Ueberdiela  wird  in  dem  Münswesen  m  Berechnungen, 
weleke  'die  Stfiekclung  der  Geldsorten  und  deren  ValTatiim  betreffen,  der  iUekU 
fjemdff  gebraucht,  welcher  aus  einer  Mark  besteht,  und  in  65,536  Theile  ge- 
theilt  wird,  als  die  QuadrätZahl  tou  ad6  Pfennigen,  in  welche  die  cölniaGhe 
Mark  getbeilt  ist.  — >  Gegenseitiges  Vorhältnifs  des  eölnischen,  des  neu/rmoMsthen 
u.  das  neuen  täederländiseken  Markgewiekta ,  in  Scnvuv's  nieder!,  und  grofsbrit, 
Wed»el-  u.  Mfinsgeaetsen  (Frankf.  1827.  8.)«  d.  116  f^  Fünf  wiener  Mark  ha» 
Ben  die  Schwer^  ron  6  cölnischen«  (CLXTSMAmi'a)  MateriaUen,  S.  191.  5^6 Mark 
üugr*kurff9r  Silbergewicht  machen  601  cölnische  Mark.  CumruAVB's  unten  (i^^to) 
anget  Aphorismen,  S.  106.  -^  Anlangend  die  Beieidmung^art  des  FcAige/kätltes 
der  edlen  Münsmetalie ,  so  wird  in  Teutschland  nach  .dem  Prokirgrmeki  die 
höchftte  Feinheit  des  GöUes ,  bexeichnet  durch  14  Karate  (ao  viele  maehea  eine 
eölnische  Mark),  -und  jedes  Karat  wird  getbeilt  in  1«  Grin«  Die  höchste  Fein» 
heit  des  SilMrrs,  wird  beeeicknet  durch  a6  Lothe^  (so  Tide  machen  eine  Malrk). 
and  yedes  Lotb  wird  getbeilt  in  iB  Grfin..  Demnach  hat,  bei  Gold  und  bei  Sil- 
ber, die  Isine  Mark  188  Grün.  (CbsrsHAVv's)  angef.  Aphorismen,  S.  4  u.  f*  — 
Eine  Mark  feines  Gold  oder  Silber,  beiist  eine  ferne  Mark;  wenn  es  besehickt, 
Ocgirt  oder  yeniiiscbt)  bt  mit  andern  Metallen,  eine  rauhe  Mark. —  Zu  genauer 
frufimg  des  Feingehaltes  sowohl  des  Goldes  als.  audi  des  Silbers,  in  Barren 
nnd  ia  Münsen,  bedienen  sich  Müni&wardeine  am  aichersten  der  Sekäpf^  oder 
Ti'felproie^  welohe  gr^bsere  Genauigkeit  gibt,  als  die  Aaskieh'  oder  Meüeedprohe 
(Hlübeb's  Mfinzwesen,  S.^^off.  247  ff.);  dann  zu  Prüfung  des  Gewichtes  derMfinsen 
eiaer  sehr  feinen  Wage,  der  Probirvmf^e,  und  eines  eigenen  verjüngten  Gewicb« 
le^^'Ami  BtMrgewiehtee,  Wie  bei  geometrischen  Arbeiten  dev  verjungte  Maas- 
sub  in  beliebiger  Grosse  sich  annehmen  Ififst,  so  kann  man  aaek  in  dem  Mflna* 
wesea  das  Probirgewkbt,  welches  die  ganae  Mark  daratellen  aoU,  nach  Gefalle^ 
leickt  machen;  wenn  es  nnr  ao  abgetfcetif  wird,  dafs  es  bei  Goldproben  in  Ka- 
rate und  Grane,  bei  Silberproben  ia  Lothe  und  Grane  richtig  aernillL  Denn 
der  Zweck  isl,  dafe  der  feine  Gehslt  des  in  Probe  genommenen  Metalls,  nach- 
dem eine  ganae  ProbirMark  deaaelben  von  dem  Ziisata  befreit  worden,  bei  dem 
Wiegen  de»  gereinigten  Bestes  ricbtig  an  den  Tag  komme.  Bestände  s,  B.  die, 
eine  Mark  schwere  Masse  aur  H&lfle  aus  .Zuaata,  so  müiste  dieser  reine  Best, 
SD  GeM  in  Karate,  aa  Silber  8  I^tk  wiegen,  und  wenn  der  Zusats  ein  Drit* 
tbeil  der  Masse  betrüge,  wäre  der  Best,  aa  Gold  16  Karate^  an  Siiber.  10  Loth 
und  11  GrSn.  Dan»  würde  man  aagen,  dafs  jede  Mark  der  iir  Probe  genom- 
menen Maase-  ao  viel  an  feinem  Metall  enthalte.  -^  ProM^Sieme  und  Prohir»  oder 
StreicknaMn,  d.  h.  dttnne,  aaa  einer  veraduedenen  Zuaanunenaetaung  der  edlen 
Metalle  gefertigte  Stifte,  wem  gkteb  richtig  legtet,  üefem  eine  nur  oberflach- 
Hehe  ProbOb  F^daaa'a  Münakunst,  S»  337  ^  '^  Ans  Eigennnta  oder  Gehrim- 
nilkkrämerei,  möchten  manche  Münzbeamte  der  Mänaknnst,  besonders  der  Pro* 
hirkunst,  in  den  Augen  unkundiger  Staatsmänner  das  Ansehen  einer  Art  von 
Zauberei  oder  geheimer  Wissenschaft,  wenigstens  einer  höchst  tiefsinnigen  und 
Mhwer  SU  erlernenden,  verschaffen,  nm  v<Hft  genauer  Erforschung  des  Müna^ 
Wesens  abauaehrecken«  —  G^  G.  CnaLiirs  über  die  wdire  9ölnische  Mark.  Fraukf* 
)8io.  8«  Von  der  Mark  lothigen  Goldes  und  Silbers,  s.  die  angef.  Materidien 
(von  CLXTiruAirH),  S.  a  ff.  —  Von  Jiutinmg'  der  Münaen,  s.  FLöaaa's  Münakunst, 
8.  8M  -«  891;    (CtBTmuss's)  angeC  Materialien,  S.  a35  ff    (O.  J.  Ftaca)  £1, 
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• 

ifvas  über  das  rlcliHge  Ajtutirrn  der  MilnEe.  Malir  fiWr  die  Verthefle  <lcr 
"Wipper.  Altona  1788.  8.  ^  Von  dem  Gebalt  der  bekannten  GM*  und  SiUn- 
Sorten,  s.  F«  G.  Bo6k*8  Kenntniaae  und  Betrachtungen  des  neuereu  Mümvesos 
für  Deutsche,  a  Theile.  Leipa.  1795.  8.  M  B.  B.  GxaiAanT's  Haadb.  der  t. 
Muna-,  Maas-  und  Gewichtkunde.  BerLi78&8.  G.ILBüss's  ToUstand.  HaB&.dtr 
.     Geldkunde.  Theoret.  Theil.    £rf.   1804.  Pract  Tbeil  in  a  Bauden.    £rt  1800  o. 

•  180a.  8.     Ebendess,  ComptoirBuch ,  L  Theil;   erliuterte  und  ergäaste  DanteH 
-     der  in  den  ComptoJrTafeln  Terglichenen  europ.  IMOna-f   Maaa«  und  Gcvickt' 

▼erhaltnisse     Brunn  i8aa.  8.      Andr.  Wagbibb*s   Müna-  und    Wecksetubellen. 

(Leipa.  i8o4*  4'     ^*  ▼Cfn>*   <^ufl.  181a.),  S.  298  ff.    Ehendess,  Muna-,  Maas-  und 

Gewichtkunde.     Leipa.  1816.  8.    J.  C  NauiKirBascBxa'a  oben  (§.  417)  sngef*  Ti- 

achenbueh.    Besiiminung.  des  Werthes  der  bekannteaten    in-  und  aualandl&ebei 

'     Gold-.»  Silber -f  Bupfer-  u.  fingirten  oder  Rechnungamunaen  in  der  Wdl,  sack 

ihrer  Würdigung  in  Schrot  und  Korn,  u.  nach  Hiaasgabe  ihrea  Counea«  auf 

Tierfache  Weise  reducirt.    Leipa.  1786.78  S.  in  kL4*   Geld- u.  Munawissenscluft. 

Nümb.'  1807.  4*    Jdchbl*s  europäische  Muna-,  Maasr  und  Gewichtskunde.  1  Tbcik. 

Wien  1827.   8.     Dr.  Fr.  Alb.  Nxxmayb's   vollständiges   Handbuch  der  Bluiufn, 

Maase  und  Gewichte  aller  Länder  der  Erde.     In  alphab.  Ordnung.    QuedlinK 

i83i.  8.     J.  P.  ScBSLLKSBEBG'a  geuBu  berechnete  und  auverliaaige  iMMCMuT«- 

heUen  der  bekanotesten  deutachen  und  übrigen  europäischen  Munaent  Gewickti 

■  und  Maaae ,  etc.  Umenau.   i83*..  4*     Christiaa  Nosaca's  CI>irectors  der  Haad- 

lungsLehranstalt  in  Erfurt)  Tollständiges  Handbuch  der  Muna>  Bank-luad  W^b* 

aelrerkältnisse  aller  Under  und  Handelaplätae   der  Erde.     Drei  Abtbeiluogei. 

Rudolstadt  i833.  8.    BicaKAvv'a  Technologie,  Gap.  3a.   HiLnanAiLHnT^  Anfaa^s^. 

der  Chemie,  IL  V  1710. 1767.    Gass's  Handb.  der  Ghenüev  S»  aS3&  a549.  ^*  ^^ 

TaoiuuDoavr^s  Handb.  d.  geaammten  Chemie,   Bd»  VU,  |.  laai  —  is45.  Lo- 

Bua  a.  a.  O.  L  i3i  ff.  — -  Von  dem  Werth  der  ehemaUg^n  MOnaen,  s.  PvRii's 

Lit.  ÜL  570.    KLvaxB*s  Lit  436.  , 

d)  Von  der  Valvation  oder  Werthschätaung  der  Münae,  als  der  Bestimmvag  dei 
Geldnamens,  der  ihnen  ihres  Innern  Werthes  wegen,  nach  einem  beatiinnteB 
Mflnafufs  aukomint,  s.  man  Flöbbs^s  MOnakunst,  S.  698  ff.  —  In  dem  Höai^ 
reich  Sachsen  sollen  seit  181t  halbjährig,  vor  Eintritt  der. Leipaiger  Oster- ua^ 
Mif^haelisMesscn,  FalvaitonTaieiien  filr  diexumlaufenden  fremden  Munaen  erichn 
nen.  Wbissx*s  k.  sächs.  Staatar.,  Bd.  U,  §.  ao8  u.  S.  Ö77.  —  Die  germf^Ultif^n 
Munaen  werden  ükaie  genannt,  yon  Movtbs^^uisu,  esprit  des  IchAi  lir.  IXU»  ^ 
S;  also  in  einem  andern  Sinn,  als  oben  S'  4i7« 

e)  '3i  G.  B<tscv  sämmtl.  Schriften  über  Banken  u«  Mflnawesea  (Hamb.  1801. 3. )i 

•  S.  664  ff.  |.  la  m.  ff.    Flöbhx  a.  a.  O.  6aa  ff. 

fj  Cpb.  V.  ScniDT-  Pbisbldbcb  über  den  Begriff  vom  Gelde,  und  Geldrerkehr  im 
Staate.    (Kopenh.  181^  8.),  Absatx  IV. 

g)  €ph.  V.  Scnnu>T«PnsixDxcR  a.  a.  O. ,  Absata  IV.  —  Von  der  MihuPoUiik  ube^ 
haupt,  nach  Bt'scn  Grundsätae  der  MünaPolitik.  Hamb.  1789.^  8.  u.  Ebeade«. 
über  Bankgeld,  Müiiae  u.  Munarerwirrung ,  in  dessen  ange£  SämmtL  Schriftro, 
S.  66t  ff.)  verglichen  mit  den  Bemerkungen  in  der  Allg.  Lit  Zeitung  t.  i79't 
Nom.  i37  u.  3aa,  handelt  Flöbbb  a*  a.  O.,  S.  789  —  839.  Man  s,.  auch  (Cors- 

-    MAHv^s)  Aphorismen,  S.  160  ff. 

§♦   4I9*  039..) 

Bluntfuss,    Jetzige  Artete  desselbent  i)  in'  Säker* 

Der  MünzfuTs  ist  eine  Bestimmung  furUorn,  Schrot  und  ZaUungs- 
weiih  einer  Münze.     Er  aeUt  fest;    a)  wie  viel  Zuaats  ron  g^mgerm 
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Metall)  daB  HaupImetaU  einer  bestimmteii  MuQzsorte  haben  datfy  welchen 
Feingehalt  demnach  dieselben  haben  mofs  (Korn};  b}  wie  yiel  Stüche 
derselben  Sorte  aus  einer  Mark  geschlagen  werden  dürfen,  das  heifst,  das 
Gewicht,  oder  wie  schwer  jedes  Stück  seyn  mu(^  (Schrot);  c)  welchen 
Bossem  oder  Zahlungswerth  jedes  Stück  einer  bestimmten  Geldsorte  haben 
•oll,  das  heifst,  wie  der  äussere  oder  Zahlungswerth,  welcher  den  einzelnen 
Stücken  der  bestimmten  Geldsorte  yon  dem  rorgeschriebeneh  Schrot  und 
Korn  beizalegen  ist ,  sich  verhalten  mufs'  zu  dem  angenommenen  Anschlag 
der  feinen  Mark.  I)  In  Silber  waren  bis  jetzt  in  den  teutschen  Bundesr 
Staaten  yorzuglich  bemerkbar,  vier  verschiedene  Munzfüfse  «):  i)  diec 
Acktzehngnlden-  oder  Leipziger  Fufs  von  1690  (i2Thalerfurs)  ^)$ 
t)  der  Zwanziggttlden*  oder  ConventionsFufs  ( iSVs  Thalerfufs)^ 
seit  1753  0$  3)  der  kürbrandenburgische ,  jetzt  preufsische  £Ln  und 
zwanzig  Galden-*  oder  1  4Thalerfur8,  seit  lySo,  verbessert  seit  1764  «0^ 
4)  der  so  genannte  Vier  und  zwanzig  Guldenfufs  «),  dieser  kein 
eigentlicher  Münzfufs,  nur  eine  abweichende  Zahlungsart  der  nach  dem 
ZwanzigGuidenfofs  geprägten  Münzen  ($.  427  u.  429)-  In  der  neuesten 
Zeit  ut  hinzugekommen:  5)  der  Kronthaler-  oder  24 Vs  GuIdenfuHi 
(§.  429  u.  429**)- 

Die  vertragsmäsig  gemeinschaftliche  Annahme  des.  zuletzt  erwähnten 

34'^2Gnldenfufses  in  den   zu  dem  «Allgemeinen  teutschen  Zoll-  und  Han- 

delsverein»  gehörenden  südteuts'chen  Staaten,  durch  die  Münchner  Con« 

rention  vom  25.  August  1837  (§.  l\^<f^\\izX  die  nächste  Yeranlassung  ge^ 

geben  zu  dem  Zustandekommen  der  schon  früher  in  den2«oll-  und  Handel»* 

rerträgen  angekündigten  Münzconvention  zwischen  allen  den  den  genannten 

Verein  bildenden  Staaten.      Dieselbe    ward    durch    Bevollmächtigte  dieser 

sammtlichen  betheiligten  Staaten  abgeschlossen  zu  Dresden  am  3o.  Juli  1 838, 

and  es  trat  ihr  gegen  das  Ende  des  nämlichen  Jahrs,    in  Folge  seines  un* 

mittelbar  vorhergegangenen  Anschlusses  an    den   Zoll-  und  Handelsverein^ 

auch  noch  HessenHom bürg  bei.     Als  «Grundlage  des  gesanmiten  Münzwe- 

leiK»  ist  darin  die  bei  dem  preufsischen   i4ThaIerfufs  wie  bei  dem  neuen 

südteutschen    24V2  Guldenfufs  bereits    gleich  bestehende   Mark   Silbers,   von 

333,835  Grammen   angenommen,  und   essoll  danach  einer  Seits  in  den 

l^niglich-preufsischen  und  sächsischen,  in  den  kurfürstlich-hessischen,  grofs- 

kerzoglich-sachsischen  und  herzogUch-sachsen-altenburgischen  Landen,  ,in  dem 

flerzoglich^sachsen-cobnrg-gothaischen  Herzogthum  Gotha,   in  der  furstlich- 

wWarzburg-rudolstädlischen  Unterherrschaflt ,    in    den   furstL-schwarzburj^^ 

Sondershausischen    Landen,    so    wie   in  den  Landen  der  fürstl.-reufsischen 

alteren  .'und  jüngeren  Linie  der  i4Thaterfurs,  in  dem  Werlhverhältnifs  des 

Thaler^ii  zu    i^A  Gulden,    andererseits  in    den  konigl.-baierischen   und 

^^embcrgischen ,  in   den   grofsherzogL-badischen    und  befischen,    so  wie 

»n  den   herzogl.-sachsen  -meiningischeu    Landen ,   in   dem   h erzog l.-sachsen- 

cobarg-  und  gothaischen  Fürstenthum   Coburg,  ö  dem  Herzogthum   Nas- 

^U)  in  der   fiicstlich-schwarzburg-rudolstädtischen   Oberherrschaft  und  in 
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dar  freie»  Stadt  FVankliiit  (und  imdi  dem  oUgen  «wsh  in  der  LbocI^- 
tchaft  Hessen  Homburg}  der  24V^GuldeiifiüjS  mit  dem  WerthTerhStnifs  do 
Guldens  sa  ^Thaier,  ansschlierslich  als  LandesmüuzfnTs  fortbestehen,  oder 
iro  ein  «Qderer  Landesmünzfufs  besteht,  spätestens  mit  dem  i«  Januar  1841 
eingeführt  werden;  dieser  LandesmünzAifii  soll  bei  den  HauptmunzeD  kh 
wohl,  als  bei  deren  Theilstuchen  —  Courantmünzen  —  genau  einge- 
klten  werden  I  [zur  Yermittlnng  und  Erleichterung  des  gegenseitigen  Ver- 
kehrs soll  eine  gemeinschaftliche  Hauptsilbermünze-— Ter  eins  münzt — 
SU  '/V  ^Th  Cd  Thaler  oder  3V,  Gulden)  ausgeprägt  werden,  detea  K- 
acbungSTerhältnifs  (*/^o  Silber  und  V^o  Kupfer),  Gewicht,  Gro&e  ud  w^ 
aentUche  Bezeichnungen  genau  bestimmt  sind;  die  Ton.den  contrahireodei 
Regierungen  nach  einem  bestimmten  Yertheilnngsmaasstab  auszupragendea 
Vereinsmünzen  sollen  gegenseitig  geprüft  und  n5thigenfalls  wieder  eing^ 
iogen  werden;  auch  dieeigenen  groben  Silbermünzen  der  contrahireodea 
Staaten  sollen  niemals  deraWirti  und  nicht  anders  ausser  Cnrs  gesetzt  1re^ 
den ,  als  nachdem  eine  yierwochentliche  Einlosungsfrist  festgesetzt  und  b^ 
hannt  gemacht  ist;  dagegen  sollen  abgenutzte  Stücke  zu  ihrem  toIIcd 
Nennwerth  eingezogen  und  eingeschmolzen  werden;  die  Auspragong  toa 
Scheidemünze  nach  einem  leichtem Münzfufs  bleibt  rorbehalten,  jedoch 
war  XU  Zahlungen  im  kleinen  Yerkehr  und  zur  Ausgleichung,  und  also 
nach  nur  in  beschranktem  Maas  ^);  auch  diese  soll  nie  heruntergesetzt, 
and  rucksichtlich  ihrer  etwa  nothigenAussercurssetEung  und  der  Einziehong 
abgenutzter  Stfioke  soll  es  eben  so  gehalten  werden,  wie  mit  denCouxant- 
münzen;  jeder  Staat  soll  ausserdehi  yerpflichtet  sejn,  seine  Silbersclieide- 
münzen  auf  Verlangen  gegen  grobe  Münze  umzuwechseln;  besondere  B^ 
Stimmungen  bezwecken  mSglichste  Uebereinstimmung  in  den  MünzGesetzm 
und  Verordnungen  und  gemeinschaftliches  Entgegenwirken  gegen  Münz- 
verbrechen;  die  Dauer  der  Conrention  ist  bis  zum  Schlüsse  des  Jahn  i85S 
festgesetzt,  undyon  da  an  soll  sie,  insofern  kein  ausdrücklicher Rucktri^ 
statt  findetf  stillschweigend  als  TOn  5  zu  5  Jahren  yerläogert  aogesehen 
werden« 

«)  Ausser  diesen  HauptMunsitissen,  gibt  es  10  Teutschland  noch  ▼erscbiedene  »• 
dere  particoläre  Münsfilsse ,  sam  tbeil  .nur  locale.  Bemerkenswerth  ^lod  hfcr 
folgende:  1)  Der  iübüeha,  die  Mark  fein,  in  GrobCourant  sa  yi^^H»^^ 
34  Mark,  also  ein  17  Guldenfuis,  in  Stacken  von  a  Mark,  1  Mar«.,  8  SciiilH 
4  Schilling  u.  a  Schilling,  t.  PaAcrir,  na  Flöbu,  49a  (CuTva:ASs's)  Mat^ 
rialien,  S.  4^ ;  dem  ausser  Lübeck,  auch  Meekhnburg^Schwerin  und  Utmkurg  fol- 
gen, das  letzte  so,  dafs  dieses  Geld  dort  CourantGeld  keifst,  suin  \SdMtnSxi 
von  dortigem  Bankgeld  (f.  4179  b);  s)  Der  neue  Jämiek'höüUmiseke ,  ^^^ 
aber  durch  ein  Edict  Tom  6.  Jan.  i8i3  so  TcrSndert  ward,  dafii  aus  (*iiKr  ^^ 
neu  Mark  cölntsch,  18%  neue  danische  ReichsBankthaler  sollen  geprsttwf^ 
den.  3)  Der  Zwei  und  zwanzig  GuldenfusM^  au  Frankfurt  a.  M.  bei  Zahiugco 
aus  Verpflichtungen ,  die  vor  1766  auf  so  genannte  frankfurter  Währung  eio^ 
gangen  wurden.  Auch  im  Fürstenthum  Waldeck  gilt,  noch  jetst,  neben  ^ 
andern  Müncfilssen,  im  gemeinen  Verkehr  der  si  Guldenfufs,  die  so  genanfltt 
waldeckische  Währung.    (CLsmuss^s)  MateriaUen,  S.  319  n.  397  -  dda.  is^^ 


m  ii9S9entm»id  ward  if»  (8.  Jalirh  ändert    eine   Zeit    Ifing   nach   dem   v^  FL- 
Fttls«  oder  so  genannter  niederhe«»i«clier  Währung,  gemünst,  so  daCs  i834  4a- 
▼on  noch  melir  als  i«ir  3  Millionen  Gulden  davon,  yorsüglicb  in  Niedevbesten, 
in  Unlaof  wtr.  —  Neumekn  teulsclie  Munxfusse  in  Silber,  die  jedoch  nicht  alle 
im  taglicben  Verjiehr,  sondern  «im  Theil  nur  bei  alten  Grundrenten  u.  Geld 
capitalen,  in  Verträgen  n.  d.  gebraucht  werden,  xum  Tbcll  nur  besondere  Zäh« 
loaganrttn  sind,  verMsichnet  M.  ^.  B.  GsRHAanT,  iq^d-  allgemeinen  Contoristej», 
(BerL  1791«  1  Tbeile  in  4*)«  ^'^^  Deutschland,  L  \oi^     Alaji  s.  auch  Fi.ÖKKx'a^ 
Mfinskunst,  S»  4^3  -*  44^*  *^  'S^vlt  fingirte  UtealH^ahrungtn  sind:  diie  JrankfiirUr 
H^tdüelGUd^äknm^,  ein  iS-Vi,  Thalerfuls  oder  aoVos  Guldeofufs.  ,  (HiiivBB^s 
Münswesen,  &  )i5.  ff.  u.  184);   das  au^^hurger  GiroGeU,  m  welchem  der.ein- 
gebiUele.  GiroThaler«  eiAe  blofse  Rechnungsmünse«   su  nur  4i4Vso  Hreucpr^ 
ang»fourger  Courant  oder  des  so  Guldenfusses,  nach  welchem  der  Tbaler^  ^ao 
Hreuxer  hat,  berechnet  wird  (Blöbkb  a.  a.  O.  S.  aai  n.  a65);  die  hambwr^r 
Baneofuimam,  der  Geldfufs  der  hamburger  Bank,  ein  9Vs4  Thalerfufs.  .  Nach 
dieser  Valuta  steht  die  cölnische  Marh  fein  Silber  aof  9Vm  Rthlr.  odJer  27^8 
Mark  Banko)  site  ist  also  von  ^hamburger  GrobCourant  unterschieden  ^^n  a3/M 
^ro  Genl^  oder  .i3  Mark  Banco  kommen  genau  überfein  mit  16  Markhambi^rg. 
Courant,    doch  so,  .dafs   die  Nachfrage  diesen  Werth  auch  Veränderungen  un- 
terwirft.     Klübeh^s  Munzwesen,  S.  312    u^  184*     Der  aUonaer  BancoFuss  von 
1777,  ist  Ton  dem  hamburger  nur  am  2  Schillinge  Banco  unterschieden;  er  be- 
stimmt die  cöln.  Mark  bu  9%  fetlilr    oder  27%  MarkB.  y.  Pbaub,  198.    J.  G* 
Bfiscn'Ober  MilnBen'(i6oi.  &),  S.  9  fi    (CLBi^sXitiji's)  Materialien,  S.  33a    Si* 
TiuBo  über  den  hamburgischen  Münzfufs.  Hamb,  1789.  8.  — >  Von  der  ehemali- 
gen V^ch^Kaimmerf^richuwäkrung  (einen  Kammei^golden  cu  78  Kreuifer  n»  2.u. 
*V,j  Heller),  s.  ▼.  Pbiüw,  S.  11 3.    Ki.übib  a.  a.  O.,  S.  17,  Note  ♦♦♦. 
l)  Bis   1817  nur  noch  hnnnd i'e rucke j ^  so  genanntes  Cassengtld  oder  Gassenmünse 
(Flöbhk^s  Münskunst,   S.  83 1  f.),  auch  bis  1814  schwediscH-pommerisches  Courant, 
den  alten  Loiusd'or  zu  4  Rthlr.  16  ggr.    t.  pBAtrar,   i65.  '  Die  Mark  fein  ward: 
im  GrobGottrant«  bis  auf  1  gute  GroachenStücke,  zu  is  Rthlr.,  in  den  feinen 
hannlWoriaclien   Vs  Stücken  aber  nur   bu  ii^>^  Thaler  ausgebracht«     VergU 
§•4^6.  —    Seit  dem  1.  Nov.  18171  münzte  Hannover   nach    dem    2oGuldenfu(s*^ 
Verorda.  ▼.  1.  Oct.  1817,  in  (Cletnxaiim's)  Materialien,  S.  474*     Doch  wurden 
wenigstens  %  Thalerstücke  aus  ganz  feinem  Silber  gemünzt,  nicht  aus  idy,  16- 
tbigem,  welches  letzte  das   ConventionsMunzsystem  för  diese  Mflnzsorte  vor-' 
schreibt    (pLBTBXAinf's)  Materialien,  S.  478*    Im  J.  1820  wUrden  Drei  Marien* 
groschen-  oder  Vi,  Thalerstücke,  und  im  J.  1821  Vs  Thalerstücke;  zwar  nach 
dem  20  GnldenfuCs,  aber  jene  aus  7V9  löthiger,  diese  aus  8V3  löthiger  Silber-i 
gattung,  geprägt;  Silbergatlungen»   welche  den  Bestimmungen  der  Müozconven- 
tion  Tcm  1753  \%.  4^7)  ^i*cnid  sind,  obgleich  jene  beiden  Münzsortcn  die  Üin-^ 
Schrift   «K.   hannöi^   GonventionsMilnzev    führen.      Klöbvb   a.    a.  O./  S.  xifll 
Aber  tbm  1.  Juli  i834  &n»   nahm  Hannover  den  14  Thaler-  oder  91  Guldenluf« 
an  (§.  4a8).  —    In   dem  Herzogthiun   Pommern   u.    dem   Fürstenthum    Rügen; 
wurden  alle  fremden  (d*  i.  nicht  proussischen)  Münzsorten  von  den  öffcntlichcq 
Gassen  auageschlossen,  durch  e.  preuss.  CabinetOrdre  v.  25.  Oct.    1821,  in  d. 
angef«  Materialien,  S.  443.  —  Auch   Oldenburg  prägte,   bis  zu  dem  Eindringen 
franzöilscher  Herrschaft,  neue  Vj  und  %  Stücke  nach  dem  leipziger  Fußi,  aber 
sogleich  auch  nach  drei  andern  Münzfiissen.     NntamfaBBCiiEB  a.  a.  O.  (9.  Aufl. 
i8q&.),  S.  t39.    KuJBBB  a.  a.  O. ,  S.  7  u.  143  f. 
«)  Vergl.  §.  417,    T.  Pbaust,    i56.  184.  189.     Püttbr  über  den  Werth  der  Conven;. 
tioQsmünze.  Gott.  1784.  8.  —   In  den  Münzen  K.  Fbanz  I.  und  seiner  Gemahlin 
^au  Tbbbbsi4  schon  seit  1748»    Daher  heif«t  er  auch  KuuerguUen^  desgleichen 
^iemr  Mnktungß  (\Torunter  aber  jetat  gc%vöhnlkh  östreichisches  Papiergeld 
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Tcrstanden  wird,  im  Gcgciuate  der  kUng9nSeH  Coiiv«iitloBalIiiHt%  BnvBci'i 
Gesell,  des  t.  Reichs,  VIIL  166  f.  ▼«  Phauv,  i53.  (GLsnnLUiv't)  Hstmtien, 
S^  i8t  — 177.  461  ff.  474*  ^Bc^  demselben  Mflnsfufo  prif^tcn  aacli,  BmaMlnrcig 
scbon  17489  Kursachsen  im  J.  i75o,  BrandeuburgÄnspach  u«  Bairsutii,  \¥in- 
barg  u.  Nürnberg,  seit  1754«  PGttbb's  faistor«  EoIwicImL  UL  70.  ▼.  Puw  tS;. 
Hl6bzb  a.  a.  O.,  S.  ai,  116,  t33  ff.  a83. 

d)  Preusnschßs  Courant,  nach  seinem  Urheber«  ehehiD  aueb  der  Qtkvuxsaaa, 
Mfinxfurs  benannt    HLt^ava  a.  a.  O.,  S.  oo  iE    t.  Vwiäxv  i54  f-  Vergl.  {.  418. 

«)  r.  PKAvir«  160.  i8o.  191.  Im  Grunde  ist  es,  meist  sogar  in  dem  Gepr^e,  ia 
so  Fl.  Fufs,  nur  mit  Erhöhung  des  Zahlwerthes  um  20  pro  Cent,  Fmub'i 
Mfinakunst»  S.  43^  £ 

/)  Horrjitknr,  die  Lehre  rem  Gdde  n.  s«w.  mit  besonderer  Beaebiing  auf  dea  pitos- 
sischen  Staat.  Berlin,  i838.  8.  Darin  insbesondere  der  (in  I>r«sdeD  nicka- 
genommene)  Vorschlag  eines  gemeinschaftlidien  Goltfmfinafafses  für  gans  Tcoiirb- 
land,  wonach  die  Goldmünsen  als  alleinige  Hauptmünaen,  und  die  Silbcrnriu- 
sen  nur  zur  Ausgleichung  fernerhin  dienen  sollten« 

|)  Man  Torgl.  d.  {.  7  des  Gesetaes  über  die  MünEverfassung  in  den  preaniidai 
Staaten,  t.  3o.  September  x8l5,  is  der  preuss«  Gesetasamml.,  S.  1^9» 


§.    420.  (339^) 

2)  tu  GM*^  S)  m  Kupfer.    Siaaaislnieresse. 

ü)  In  Goldy^sind  jetzt  in  den  teatscben  Bundesstaaten  yenchiedcse 
MunzfuTse  üblich:  1)  ^^  rheinische  Goldguldenfafs  O9  ^^  ^^^^ 
a)  der  mchsgesetz-  und  conventionsmäsige  DacatenFufs  O9  3)  der 
teutsche  Pistolen  Fürs,  Fünfthaler-,  Loui8d*or-,  Friedrichd  or-  o.  s.  ir«  FuTsc); 
4)  der  S.ewerin-  oder  SouTeraind^orFufs  ^.  5)  Geprägt  worden  in  der 
aeoesten  Zeit:  badische  ZehnGuldenstücbe,  1819  and  i8ao,  und  Fünf- 
Guldenstüche,  1819,  1824 und  182$;  wirtembergische  Fünf- und Zekn- 
Guldenstücke,  1819,  1824  und  iSod;  grofsherzoglich- hessische  Zeba- 
Guldenstücke,  1826;  die  Gulden,  bei  allen  diesen  Goldmunzeui  nach  dem 
M>  genannten  24  Guldenfufs  gerechnet.  Diese  Goldsorten  sind  ireder  nacl 
gleichem  Münzfufs ,  noch  nach  einem  der  yorhin  genannten  gepra;^ '} 
m)  In  Kupfer,  werden  nur  hie  und  da  geringe  Scheidemünzen  geprägt /). 
IV)  In  dem  vormaligen  Königreich  Westphalen,  gleichwie  in  demGfofs- 
herzogthum  Berg  und  in  den  franzosischen  Lippe-  und  hanseatischen  D^ 
partementen,  war  nach  1807  bis  1814  das  neufranzosische  Münz^ 
Maas-  und  GewichtSjstem  eingeführt  ^).  Y)  Da  kein  Fehler  der  Mudz- 
Politik  straflos  bleibt,  so  gebietet  das  Staatsinteresse,  in  dem  ganzen 
Umfange  aller  teutschen  Bundesstaaten,  so  viel '  möglich ,  Einheit  in 
Hünzform  und  Münzfufs,  Errichtung  umfassender  Münzvereine,  Auf- 
stellung gemeinschaftlicher  GeneralMünzwardeine^  regelmäsige  Münz- 
Convente,  Verhütung  der  in  quali  et  qnanto  überspannten  Scheide* 
münzen,  u.  d.  m.  A). 

«)  In  der  ReichsMünsordn«  ▼.  i559,  ist  die  rauhe  cdln.  Mark  sn  18  Karat,  6-GraB 
ieia,  und  7s  Stück  GoUguUkn  auf  die  rauhe  cdlnische  Mark,  bestimnit.  F<^>' 
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m^s  MBnslNattt,  S.  436.  —  SpSter,  leit  1732,  wurdeo  naeb  dieiem  Fdfii  CktoU' 
nem  sv  ^4  StGeken  aus  der  rauhen  Mark,  eines  Gehaltes  von  iB  Karat  6  Gran 
feinen  Goldes  und  6  Gran  feinen  Silbers ,  gemünst;  sie  aählten  fQr  3  Goldgul- 
den, gewannen   aber  hohem    Gurs,    bis  ku  10  pro  Gent.     r.  PaAüSTf  i44>  " 
Aueb  wurden  so  genannte  MaxtTor,  au  36  Stücken  aus  der  rauhen  Mark- des 
erwähnten  Gold-  und  Silbergehaltes  der  Carolinen,  geprägt}  sie  hatten  also  den 
IVertb  Ton    3  Goldgulden.    Man  s.  ValvationsProjeet  von  allen  im  beil.  r6ni« 
Beieli  dermalen   cursirenden  u.  richtig  waradirten  Gold-  u.  SilberGeldsorten« 
Frankfarl  n.M.  1760. —  Alle  diese  .Goldsorten  werden  jetst  nicht  mehr  g^rfigtf 
auch  nicht   der  (bis  gegen  das  Ende  des  18.  Jahrhunderts  geprägte)  KanttSveri* 
sckt  Goldgulden,  dessen  Werth  verschieden  ist  von  dem  rheinischett.   Scmtsnan 
a.  a.  O.  S.  soi.    Kx.0bib's  Mflnswesen,  S.  196  ff.     Aber  in  YertrSgen  nnd  bei 
Geldstrafen  kommen  sie  noch  in  Betracht 
)  67  Stack  ihuaien  auf  die  rauhe  Mark  des  Feingehaltes  ron  «3%  Karat ,  werden  ■ 
retrhsgesetsmäsig  seit  i559  ausgemfinst.   Davon  enthalten  also  67*V7i  StOck  eine 
feine  Mark  Goldes.     Flöbhb's  Münakunst,   S.  437*     So  auch  die  östreichtscb- 
baierische  MünaConvention  v.  1753,  %,  9.     GnsTLACHaa's  Handb.  der  Reichsge- 
selxe,  Tb.  IX,  S.  i534  f.   —  Aber  Oestreich  änderte  diesen  DucatenFufs,  indem 
es  den  äuaaem  Werth  des  conventionsmasig  gemfinsten  Ducaten  ron  4  Fl.  10  Kr. 
des  aoGuldenfusses ,  wie  er  in  der  Convention  tartfirt  ist,  nach  und  nach  erhö« 
bete  auf  4  Fl.  3o  Kr. ,  oder  5  Fl.  14  Kr.  des  ^Gnldentusws ,  durch  Patente  r* 
1768,  T.  aS.  Mars  1771  u.  i.  Sept.  1763  (Rauss  Staatskanalei ,  IV.  iqS),  durch 
ein  Edict    v.    ii,  Jan.   1786  (in  CLBYiiHiLVEr's  Materialien,  S.  345),  und  in  dem 
MünsTartf  v.  17«  Juli   1816.    ( Ci«vYvn4irar'8 )   Aphorismen,  S.  191.  —  Dadurch 
bestimmt  sieb  das  Verhaltniis  swischen  Gold  und  Säber  auf  1  su  i5^/io4«  wäh- 
rend es  in  der  Convention  von  17Ö3  festgesetst  ist  auf  1  au  i4^/4i*     Di«  unlaa 
$.  4^9  angef.  Schlüsse  der  Reichskreise  Ober-   und  Kurrhein  v.  1793,  setzten 
den  äussern  Werth  des  Ostreich.  Ducaten  ebenfalls  auf  5  Fl.  a4  Kr.  des  24  FL 
Futses.    Die  angef.  Materialien,  S.  38o.    Klvber's  Manswesen,  S.  188  fC 
€)  P!stoieu^  ursprünglich  eine  spanische  Goldmünze,  gesetamäsig  ausgemfinat  su  39 
Stücken  aus  der  rauhen  Mark  dts  Feingehaltes  von  160  Grän,  d.  h*  ii'^  Karat« 
wovon  also  38^Xs  Stücke  eine  feine  Mark  Goldes  enthalten ;  sufolge  des  preufik 
Münageaetaes  v.  3a  Sept.  i8ai,  $.  1  u«  a,  in  (CLETavAaa's)  angef.  Materialien, 
S.  4ii.  —  Dieser  Münzfufs,  nach  welchem  hannoverische  Georgd*or,  sächsische 
Augustd*or,  preussische  Friedrich-   n.  FriedrichWilhelmd'or,  braunscfaweigische 
Carld'or,  u.  e.  w.  ausgeprägt  wurden  oder  werden,  kam  auf,  als  1726  in  Frank* 
reich  die  alten  Lonisd'or  abgesetzt  u.  in  die  Münzhäuser  verwiesen  wurden. 
FLöaBB*s    Münzkunst,  S.  437  ff«      ScamiBoxa's   Handwörtorbach «   voc  Fistda« 
KLÜBKa*s  Münzwesen,  S-  197.  f 

4  Der  Gehalt  der  Severinen  oder  Souveramttor  ist :  aa  Kar,  (nach  Andern  aa  Kar. 
%  Gr.)  fein,  und  ^^y^  (nach  Andern  ^^V^")  einfache,  oder  aiV«  (nach  Andern 
^iVu)  doppelte  gehen  auf  die  rauhe,  46'^/sooo  einfache,  oder  a3^"Viooo  doppelte 
auf  die  feine  cölnische  Mark.  Diese  Goldmünze  wird  au  "Wien,  ehehin  audi  in 
den  östreicbischen  Niederlanden,  geprägt,  und  im  gemeinen  Verkehr  gew^haUci^ 
XU  3  Ducaten  gerechnet,  KLiJBsa's  Münzwesen,  S,  1989  5i  u,  i83. 
0  Klübeb's  Münzwesen,  S.  191. 

/)  Vergl.  §.  41a.  V.  Pbauv,  174.  Flöbbb  a.  a.  O.  S.  3oo  ff.  695  ff. 
f)  Constitution  du  royaume  de  Westphalie,  1807,  art  17  et  ift  Kdnigl*  westpbäl; 
Mfiosdecret  v.  11.  Jan.  1808,  in  d.  westphäl.  Moniteur,  1808,  n.  9.  Did  unten 
(Note  h)  angef.  Aphorismen,  S,  127  tL  Klvbbb  a.  a.  C,  S.  63,  -*-  Von  diesem 
^uJrtmxdMchen  System,  nach  welchem  seit  dem  Münzgeseta  v.  a8,  lltära  i8o3, 
das  Verhält^iift  des  Goldes  au  dem  Silber  ist«  wie  1  au  iSV,,  a.  die  aiigeC  Apho« 
n«>n«a,  S,  93.    KLitea  a.  a,  O.,  S.  64«  76  £,  137  ff,  lod,  117,  i9Sy  92%  »48, 
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s5^    J.  P«  MsMHttT'«  Uebersftcht  des  neuen  A*«B«de.  KalendferwMcn,  te  MaiK, 
ABiaBtD  u«  Gewichte,  ja^L  der  neueii  Laade»eiiitheiliiiig  in  DeparleneBtc,  o.  k  w. 
£rl«    ]8o«.  8.      Rapport  des  aouTeaux  poid»  et  mesures  avec  ce«i  de  tous  Ws 
payt,  par  Sohlst  d'UeiJiociix,    Pari*  1807.  8.     Das  fransosisclie  Miiac^  Maas- 
11.  GewiciilSytteni,   t«  Eo»tfTHA£.     3  Hefte.  Nordbausen  1808b  &    Maattd  4ei 
poida  et  mefures,  dea  raonnaiet  et  du  calcul  decimal;  par  Tiu»»  de«  Sauds 
t^^mm  Mit.  tret-augment^.  Park  i8a8.  8. 
k)  VergL  FLÖami*«  Münakuntt,  S.  797.  £    (F.  J.  Gi.BTHmAH's>  AplMrisacn  aus 
dem  Fache  der  Münsgetetagebung  und  des  Munaweseos,  aua  di  iretgai^  ■.g^ 
genw.  Zeit  (Fraakf.  1817.  &)»  insbes.  S.  904  ff.     EAenJess.  (dbeH  i  4»7  ^bs^-^ 
Materialien  8.  7d  ff«,  83,  a44'  46i  ff.,  467.  *J.  G«  Bvacn  über  Bankgeld,  Münu 
u.  Mfinaverwirrong;  in  dessen  Simmtl.  Schriften  über  Banken  nnd  Miniwcia. 
Hamb.  1801.  8.     Wivhopp's  rbein.  Bund,  XXIL  34«  —  Das  Mfinswesea  febört 
Tor  das  Forum  der  Mathematik  und  Chemie  nicht  weniger ,   ala  vor  jcaei  der 
Politik  und  des  Öffentlichen  Rechts*     finst  wurden  Gopemicoa  und  Newtos  da- 
bei au  Rath  gesogen. 


§•    421.  (3400 

Geg9n9eUigeM   fVe$*thverkaUniss  der  Mümmeiane.     GMemur:    Jf^ 

fVahrung. 

I)  Das  gegenseitige  yerhältnifs  in  dem  Wertbder  Mün^metalle, 
ist  nicht  unTerahderlich^  mithin  eben  so  wenig  der  iofsere  Wertk 
des  Goldgeldes,  bei  nothwehdiger  Festhaltnng  des  SUberMünzfarses  «> 
n)  Aus  der  Yeranderlichlteit  des  Preises  der  Munzmetalle^  dann  aas  der 
Seltenheit,  aus  d^r  vermehrten  Ein-  und  Ausfuhr,  aus  der  augenblichlicliefi 
vehrern  oder  mindern  Brauchbarheit  gewisser  Gel^dsorten ,  aus  der  über- 
triebenen E>h5hung  des  anssem  Werthes,  des  Nenn*  oder  Nominal  Wa^«i 
mancher  Münzen  über  ihren  innem,  n.  d.  m.,  erkliirt  nncl  rechtfertigt  sich 
der  kaufmännische  Geldcurs  (unterschieden  yon  dem  Wecliselcari 
und  dem  Curs  der  Staatspapiere) 3  ein  besonderer  Werth  der  Hiiozeo,  ge- 
meiaigiich  ron  dem  Münzfufs  abweichend«  Dieser  Curs  richtet  sich  nach 
dem  jedesmaligen  freien  Handelswerth  der  Münzen,  wie  bei  Gold-  nnd 
Silberharren  oder  Stangen.  Es  wird  bei  dessen  Festsetzung  das  Geld  ab 
Waare,  wie  Bi:uchmetall  oder  Tiegeigut,  betrachtet;  nicht  als  Staats- 
oder Nationalgeld,  sondern  als  Welt-  oder  Handelsgeld  ^).  Dasselbe 
gilt  Ton  dem,  gleichfalls  wandelbaren,  Agio  oder  Aufgeld  Of  if^lciio 
nidit  nur  in  dem  Handel,  sondern  auch  in  dem  gemeinen  Yerhehr,  nun- 
dien  Geldsortei^  über  ihren  gesetzlich  bestimmten  gemeinen  Werth  zage- 
ttanden  zu  werden  pflegt  HI)  Die  in  dem  Lande  übliche  Rechnaagsart 
in  dem  Geldverkehr,  heifst  Währung  (valor),  z»B*  rheinische,  sächsiscie} 
preuCriachei,  wiener,  fränkische,  lübische,  u«  d.  <0* 

c)  FAasm's  europ.  StaaUCanxlejf  LXX.  549.  Q,  H.  Bvsx*s  Handb.  der  Geldkunde, 
L  5o  C  Encjdop^die  par  Didxbot  et  o'Alshboit,  toc.  monnme.  'Eneydopc^'^ 
mitbodiqne;  Arts  et  Metiers,  T.  V^  (ParU  178&  4.)»  p.  i3o  et  suir.  Bemerkun- 
gen ttbflr  die  Gelderhöhnng  in  Frankreich  und  Oestreich.  AugJi.  1766»  J*  ^' 


B€fCH  Aber.  e.  in  Europa  einsuftiiirendeii  allgcmetneit  WkaAtt;  Ja  BQ/lc«  ik 
EvrnsG^  HandL  Biblioth.  IL  5o5  ff.  (F.  J.  Clsyvmauh)  Ueber  das  MÜDswesen^ 
(Frankfurt  a«  M.  1802.  8.),  S.  a5  ff.  Ehendess.  angef.  Materialien,  S.  197—  90i. 
—  Der  Zahlvtertb  des  Sitber^eldes^  als  des  eigentlichen  Richtgeldes  Ton  Teutsch-' 
tond,  nraft  fosMehenf  derjenige  des  Goldes  mag  dann  steigen  oder  fallen«  FlÖe« 
u's  MunskiUBst,  S.  633  f.  n.  796.  (Clbthxabb's)  Materialien,  8.  197—901* 
Vei^l.  ^  417  u.  418.  .0.  H.  Bvsx  a.  a.  O.  L  8o*  ^oFSIaJn>  a*  a.  (X  IL  87. 
S98  ffy  4>*  ^  Theod.  {Hbsr's  diss.  de  valore  monetae  mercatorum  auctoritate 
mutato.  Gott.  1776.  —  Dawider,  s.  Sklchow  elero.  juris  germ.  priv.,  §.  594*  — 
Von  dem  Verbaltnifs   des  Goldes  au  dem  Silber,  s.  Büscn  fiber  Mflnsen  etc., 

s.  44  ^ 

Jac  GoTsovBxni  opusc&  Tar.  n.  HL  i4*  ^%»  Dissertationen  TOn  Estob  (MarK 
1754)  u«  PsaTsi.  (Rint  1757).  Fiscma^s  Kameral-.  n.  Poliseir.,  HL  385.  Btr4». 
a.  a.  O.  l.  ia3.  BBaaHAUS  Encycl.  der  Handl.  Wissensch.,  IL  13.^  97.  —  (Guctv- 
xabh's)  Apborismen,  S.  76  u.  f.  KLtasB's  Munswesen,  S.  188  u.  a64  f«  —  Yon 
dem  Aufgeldspiel  oder  Ag^ioUren,  von  der  Siock^ohbery ,  und  von  Vertragen 
über  Ueforutig'  von  Staatspapieren.  Die  StockJobbery  u.  der  Handel  mit  Staats- 
papieran.  Mfinchen  1890.  8.  J.  v.  W^tba's  Antwort  auf  die  StockJ^berf«> 
Wien  1891.  Beleuchtung  der  Schrift  Ober  StockJobbery.  Wien  1899.  8.RfcklL 
\nsicbt  über  Lieferungsverträge  in  Staatspapieren.  München  1890.  8.  Ebbsaj^b*^ 
recbtL  Ansicht  über  den  Handel  mit  Staatspapieren.  Frankf.  189a  8.  Beweis, 
dafs  die  Rotbsdiilder  Loose  au  100  fl.  wahre  LotterieLoose  sind.  München 
1890.  8. 
IBusB  a.  a.  O.  L  118  E 


§.  422» 

Land*  und  Scheidemünze. 


(341.) 


I)  Von  den  HBanpt-  und  allgem  ei^nern  Münzen,  sind  za  unter- 
cbeiden,  die  so  genannten  Landmünzen.  Es  sind  Mebeh-  und  par- 
icnlare  Münzen,,  in  Silber  oder  Kupfer,  oder  in  einer  aas  beiden  za- 
ammengesetzten  Mischung  (Billoii).  Sie  sind  bestimmt,  weqigstens  dem 
!9ainen  nach,  nur  ^zu  inländischem  Umlauf;  sej  es  in  dem  ganzen  "Staats- 
^iet  des  Münzherm,  oder  nur  in  einem  Theil  desselben  ^).  Schon  wäh- 
^d  der  teatschen  Reichsrerbindung  durfte  auch  sie  nur  ein  Münzberech- 
igter  prägen 9  doch  mehr  nicht,  ab  zu  dem  inländischen  Yerbehr  erforder* 
Heb  war.  Auch  dabei  waren,  yrie  in  groben  Sorten,  für  Hornv  Sc.brot 
and  ZahlangsWerth,  die  Rmchsgesetze  und  MünzConTentionen  zu  btebach- 
^H  n)  Insonderheit  galt  dieses  von  Scheidemiinzen  oder  Hand* 
niunzen  in  geringen  Geldsorten,  welche  zu  Zahlungen  bestimmt  ftind^  die 
"iit  Hauptmünzen  oder  gröberen  Geldsorten  entweder  gar  nicht  oder  nicht 
Tolktändig  geleistet  werden  können,  welche  also  theih  aU  Anagleicbongs« 
inunzen,  das  heifst,  zu  Ausscheidung  oder  Ausgleichung  bei  Zahlrnigen  yon 
grörserem  Betrage  theiis  zu  Zahlungen  in  dem  Yerkehr  der  geringsten  Art 
^enen  sollen*  Ül)  Ein  Terhältnifsmäsig  stärkerer  Zusatz  von  iCupfer  öder 
'i^rtercm  Metall ,  als  in  den  groben  Münzsorten ,  wird  hier  bei  den  Silber- 
^ÜQzen  in  redlicher  Absicht  gewählt»    Diese  Absicht  ist,  dem  idlzaatarkea 
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Abreiben  oder  Abschleifen,  dem  allmShIigen  Abnehmen  des  Gepräges  and 
Gewichtes,  und  dem  zu  leichten  Yerlorengehen  möglichst  Torzubeogen, 
and  so  eine,  dem  Zweck  angemessene,  grofsere  Aosdehnoog  uiid  Festigkeit 
derjenigen  Munzsorte  zu  geben ,  die  für  den  häufigsten  nod  scbonon^o- 
testen  Wandel  yon  Hand  zu  Hand  bestimmt  ist;  ein  Yortheil,  der  nit 
Munzsorten  aus  feinerer  Silbergattung,  die  zu  klein  und  dünn  ausfallen  irör- 
den,  nicht  zu  erlangen  wäre  c),  IT)  Dennoch  sollten  überall  aack  W 
diesen  Munzsorten,  wie  bei  den  groben,  die  Gesetze  des  Munzfitfses  un- 
eigennützig befolgt,  und  nicht  nur  in  der  Menge  der  in  Umlauf  gesetzten 
Scheidemünze,  sondern  auch  in  dem  Betrag,  wofür  damit  die  Ifork  fm 
Silber  ausgebracht  wird,  Maas  und  Ziel  gehalten ,  und  die  Pflicht ,  lie  an- 
zunehmen ,  nur  auf  solche  Zahlungen  beschränkt  werden ,  die  durch  da 
^rofseres  Münzstück  sich  nicht  leisten  lassen;  damit  eines  Theils  dem  gn^s- 
aen  Nachtheil  einer  übermäsigen  Menge  ron  kleinen  Münzen  ausgewichen, 
und  andern  Theils  das  Kupferrothwerden  der  Münzstücke  rerhutet  werde, 
welches  allen  Yolksclassen,  die  in  die  Münzkunst  und  das  Münzrecht  niciit 
eingeweiht  sind,  ein  immerwährendes  Mifstrauen  in  die  Redlichkeit  uod 
Wohlmeinung  der  Münzregierung  um  so  gewisser  und  dauernder  ütiMa^ 
als  sie  den  vollgültigsten  Grund  dazu  jeden  Augenblick  augenfällig  in  Bio- 
den  zu  haben  vermeinen« 

•)  Jeder  Regent  kann  den  Cnrs  fremder  Landmunien  in  seinem  Lande  votenap. 
Vergl.  f.  4do.  KlÜbib  droit  des  gens  moderne  de  I'Europe,  V  73.  L^i^* 
ad  A.  B.  I.  901.  —  Beispiele  von  Landmünzen,  von  is5i  und  1343  bit^i389«i. 
bei  RosflMAW  1.  infira  c.  c.  a.  $•  9.  Hurtrierischll  Petermännchen ,  gemfioxt  seit 
1614  V  geduldet  in  dem  Müns verein  ▼.  1765.  ScHmianKB*«  angef.  Handwörtcrb^ 
S.  341.  (CLrmusff's)  Materialien,  S.  aa3.  —  Zu  Landraftncen  pflegt  iimd  mir 
Geldsorten  der  kleinern  Art  su  wählen.  Doch  hat  man,  als  particiliare  Haupt- 
mflnaen,  aus  dem  J.  18a  1  htrhestüche  Einthalerstüclie,  in  Silber«  mit  der  ün- 
achrift  auf  dem  Band:  «Kurhessische  Landmiinsev,  ohne  Angabe  des  MunzfufMi. 
Ein  StQck  ward  6100  Bichtpfennige  schwer  gefunden ,  also  la  Bicbtpf.  oder 
I  As  weniger,  als  ein  preussisches  Thalerstfick  mit  Abxug  des  Bemedmms  wi^ 
gen  mufs.  Kurhessen  legt  ihm,  nach  dem  24  Guldenfub,  einen  Zahluo^vertb 
von  1  Fl.  48  Kr.  bei,  und  schalst  ihn  dem  preussischen  Tbaler  gleich.  H»^ 
|.  438,  Note  b. 

hj  Von  Land-  u,  Scheidemünzen  handdn:  B.  A.  v.  i566,  %.  i54.  16s.  ReiebsKU 
V.  10.  Sept.  (1.  Dec.)  1738,  §.  a«  bei  GKasTi.A<!kBB,  IX.  i5i6  fil  iöa4  f.  a*  ^^]^ 
--  Z«t  iS  Fl.  die  Mark  feb,  setsen  den  SeheidetmmtFtus  ^  dib  MreicL  baier. 
MünsGottTention  ▼•  1763 f  {•  ^^t  der  Münsverein  t.  1765,  ew.  Mains,  Tnen 
Pfala,  DarmsUdt  u.  Frankfurt,  §.  10,  und  der  Munzverein  v.  1766,  tvnichta 
Ebendenselben,  V  6*  ( Clstivmaiih's )  Materialien,  S.  ai3,  s3d  ft,  3io  ft)  388. 
434  ft,  441,  34  f.  Ki.eBia's  MOnswesen,  80  ff.,  i5i  if.vu.  260,  aacb  im  Bcsj- 
aler,  voe.  Seheidemünaen.  —  Die  oben  angef.  Beichsgesetse  yerordnetea  für  ^^ 
demfinaen  denselben  MOnsfufs,  wie  für  grobe  Geldsorten.  Gasp.  Zis«i^  ^ 
jurib»  maje&t.,  p.  817.,  t.  Zxch's  gegenw.  Yerfass.  d.  kais.  Begieruogi  ^*  ^' 
Fbaubt,  n8,  |.  19  u.  173  f.  FABia's  europ.  St  C.,  LXXH.  140.  iSg.  »««»,  i6i. 
Mosia  von  BcichstagAgeschäAen,  1439.  Anderer  Meinung  sind,  A.  £.  Boisii^^ 
dias.  de  moneta  symbolica  et  prorinclali  (ErL  176a),  c.  a.  ^  la  iqq»  ^'^' 
Mwie  ad  A.  B.  L  901*    BUndess.  EinL  ni  d.  t.  MOnswasen,  54«   B»''^'  '^ 
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juris  pabl..  Hb.  a  Ut.  16.  S.  19.  Europ.  Herold,  L  954«  —  Seit  i8si  prigt 
Preussen  ganxe  so  genannte  Silber groichen,  3o  auf  1  Thaler,  und  halbe,  beide 
aus  der  3%  löthigen  Silbergattung,  die  Marli  fein  su  16  Thaler.  Man  s.  unten 
%,  4«8,  d.  —  Die  SchcidcmünsBe  (*.  B.  Kreuzer,  einzelne  Groschen,  Centimes) 
wird  gewft&nlich  aus  Bilhn  geprägt,  d.  h.  aus  einem  Gemisch  von  Silber  und 
Kapfer,  worin  das  letzte  der  Ha^ptbestandthell ,  und  an  Silber  euweilen  mir 
3  bis  6  Loth  ia  der  Mark  enthalten  sind.  ( CLEnfXAas's )  Materialien,  8.  434. 
Ehendes4,  Aphorismen,  S.  77.  Kx.imEa's  Munzwesen,  S.  77  ft  u.  29.  —  Auch 
Co/ifBillon,  worin  ebenfalls  das  Kupfer  vorherrscht,  hat  es  gegeben,  wiewohl 
höchst  selten;  ein  Beispiel  aus  Rufsland,  seit  1763,  in  Scbi.öZ£B's  Mfins-,  Geld- 
und  BergwerbsGeachichle  des  rufs.  Kaiserth.  (Gott  i79i>f  S.  160*  Flöarx's 
Munaknnst,  69S  f.  —  In  Ostindien  hat  man  ScheidemCnien  ans  sohlecbtem 
Uomgold,  von  der  Grösse  einer  Linse,  Fano  oder  Fanam  genannt.  Scvoi^ 
deb's  Hftndwörterb.  der  Münzkunde,  voc.  Fano  u.  Billoin.  . 
)  Von  der  ythnutzung  der  Gold-,  Silber-  u.  Kupfermünzen,  und  den  defshalb  in 
London  gemachten  Versuchen,  S.  Exp^riences  et  observations  sur  les  differens 
aliiagea  de  Tor,  leur  pesanteur  sp^ifique,  et  leurs  propri^t^s  comparto  per 
rapport  au  frai  comme  monnaie;  par  Cj^abu»  Hatchxtt;  traduites  de  l^digUds 
par  F.  C.  LsBAT  (Paris  1804.  4.),  p.  loa— 171,  FLöamx's  Münzkunat,  8.  733— 
^'l\h.  —  Den  SilberBillonMünsen  und  den  niederhaltigen  Silbermuneen ,  wird 
gewöhnlich  durch  so  genanntes  ^Fehssteden  (Flöbhe,  S.  348*  u.  916  ff.)  ein 
silherartigeres  Ansehen  gegeben.  Diese  künstlich  hervorgebrachte  feine  Ober- 
flache, auf  welcher  düreh  Minderung  der  HupferLegirong  das  feine  Silber  Mkt* 
forgehoben  wird,  vermehrt  nicht  nur  die  FabricationsKoaten,  sondern  es  witijl 
auch  die  Münze,  bei  der  Verfeinerung  ihrer  Oberfläche,  einer  Minderung  ihrea 
Werthea  durch  Abnutaeu  mehr  auagesctat  Daher  empfiehlt  tioh  der  Vorschlag, 
den  SilberScheidemfiaaen  gleiche  Legirung  mit  den  kleinern  der  hochballig  Inir- 
tea  HattptGeldaorlea  au  geben. 

§.    425»  (342.) 

SfiniMMeh€  ißiniu\  msanderheä  i)  Papiergßkk 

I)  Die  ajmbo Hache  Münze  (Staatsgeldzeiohen),  ioMoiderlieit  das 
Papier g-eld  a)  Cpepier^monnoie,  Papiermünze,  soheisbares  odet*  fingirtes 
Surrogat  des  Metallgeldes,  meist  eine  Art  ron  Notbgeld),  enthält  nur  eine 
Anweisung  aufBealMünze,  für  jeden  Inhaber  (§.417).  Sie  ist  eine  Staats- 
urkaade  ^)^  eine  Art  von  StaatsScbuldscheinen  oder  Y erbriefungen ^  mit 
oder  ohne- Zinsen ,  (bisweilen,  zn  Beförderung  des  inländischen  Yerhehrs) 
»of  den  Staatscredit,  unter  dem  Yersprechen  deo  Entschädiguiig,  ats  gang- 
^1*6  Hünzzeichen  für  Jedermann  errichtet,  mithin  lautend  auf  jeden  In* 
^W  (pajable  au  pörteur);  z.  B*  StaatsBanknotcn,  Steuerscheine,  Cass^n- 
Blllets,  TresorScheine,  CasseAnweisungen ,  faolosungscheinei  Anticipa^ona- 
^äne,  Staatfpapiere,  Bions^  Pfandl^riefe,  Traiisportzettel>,  Assignate^  jlbin- 
^te,  u.  d.  c).r  n)  Mit  der  Gerechtigkeit  steht  das  Papie^^  nibfat 
^Q  Widerspruch,  wenn  und  so  weit  eine  gewaltsame  Finanzoperation  darun- 
ter nicht  yerborgen,  und  eine  sichere  Anweisung  auf  reelle  Münze  darin 
Enthalten  ist;  so,  dafs  der  Staat  dasselbe  zu  gehöriger  Zeit,  in  wahrer, 
vollgültiger  Münze,  oder  deren  Werth,  al  Pari  rcidlisirt,  auch  ih«  heic allen 


6S8  n.  TfieiL  Xll.  Gap.    FitianKhoheit 

Zahlungen  an  StaalsCanen  <0y  T51Kg  gleichen  Werth  mit  baarem  Geld  ein» 
räumt,  oder  hinreichende  AuswechselungsAnstalten  errichtet ,  oder  dessen 
nothwendige  Annahme  auf  den  wechselseitigen  Verkehr  zwischen  Rcgieroo; 
und  Unterthanen  beschrinlit  III)  StaatswirthschafUich  betrachte  kano  dk 
Eanfühnittg  der  Papiermünase  anfer  Yoraossetzang  ihrer  eben  erwähntes 
Vebereinsttmmang  mit  der  Gerechtigheit,  nur  dann  rithlich  seyii^  ireu 
nnd  so  weit  sie  ohne  Zweideutigheit  ab  Wohlthat  für  die  Staatsdn^nl}. 
ner  erkannt  wird  ^).  Gewohnlich  aber  ist  sie  ein  eben  so  gefährliches 
als  leichtes  Mittel,  ein  Aftergeld,  womit  man  der  StaatsCasse  aaf  kern 
Zeit  ans  der  Noth  htlfV,  und  auf  lange  emfindlich  schadet.  Ihr  gaii«;harer 
W^rth  bemht  einzig  auf  dem  Grad  von  Zutrauen,  welchen  das Pubiieun 
auf  die  Zusage  des  Ausstellers  setzt,  jeden  Inhaber  vollständig  zu  ent- 
schuldig en.  Brauchbar  ist  sie  nur  in  dem  innern  Verkehr,  nicht  in  den 
Welthandel*  IV)  Von  einem  Münzfnfs  kann  dabei  die  Rede  nicht  im; 
sie  hat  keinen  innern,  sondern  mir  eingebildeten  oder  fingirten  Wertb, 
und  erhalt,  wie  jede  Verbriefung,  wahren  Werth  nurdurbh  solide  üntfr- 
läge  lon  Werth,  durch  Hjpothek.  Ebensowenig  V)  besteht  ein  Zwang- 
r.eeht  gegen  andere  Staaten,  das  diesseitige  Papiergeld  anzunehmen ,  oder 
frei  cursireo  zu  lassen.  VI)  Aber  dessen  Ausfertigung  wird  mit  Redt 
Ü9  Ausflufs  des  MnnzRegals  betrachtet. 

^hlM  HitaiB  fib«r  den  BtaaUwirtksehaftliche&  Wertb  des  Papiergeldes.   Tiibai' 
. .  .^n  >to5.  8.  (ameh  im  den  Europ.  Aonalen«  1805,  lü  401.)  Ideen  Aber  die  milc 
Grundlage  eines  notb wendigen  Papiei^geldcs.    B^ensb.   1606^  ft.    Vermcli  n  ei- 
ner Terbesserten   Girculation   des   Papiergeldes    in   dem  kais.    dsterreichUc^ 
Staat.    Begensb.  1806.  8.    J.  H.  Jacob's  kurse  Belehr.  Ober  d.  Papiergeld.  Halk 

1806.  8.  SiiHosDB  de  SisnoBOi  du  papier-monnoie.  Jon.  Fnaoa.  Rnnum'» 
neues  System  des  Papiergeldes ,  u«  des  Geldwesens  beim  Gebrauch  des  Papirr 
geldes.    Kiel  a6t4*  ^     J. '  L*  SnoBasncasm  de  |ua«  aiMwtae  ckarUceae.  J^ 

1807.  8.    Joa.  IftAAC  BxBGHAvs  Über  das  repräsentative  GeldSystem.  Leipt.  i8)& 
'    4*  ScnuDi^PatsauiscH  u.  Stobch  angef.  oben  §.  417*    E.  r.  MtOw^Cräanon'f 

9et|\4rh|angen  «ber  Metall-  u.  Papiergeld  etc.  Berlin  i8t4.  8.    Die  StatUnirth* 

Sjchaft  na^  Naturg^setacn  (Leips*  1819.  8.),  Hauptst.  IV,  Abschn.  s.  LonStuiS' 

wirthschaftslebre^  Bd.  U,  $.  ii5.    BvsiV  Geldkunde,  L  171  ff.    8cai,öurB*s  SiMtv 

apieigen,  XLDL  369,  ^1^  ^7^  —  ^>>*    Bvscb  über  Mün«en    etc.,  S.  5i  it  }• 

B.-Sat  trail^  d^economie  politique,    T.  L  (Paris   i8o3.  8.)  lir.  s.     t.  M^btim 

'  VftQwrr.,  ^  io5.  Moaxa  t.  d,  Landeaheh.  in  PoKaeisachen ,  4<n.    Bfha  Welt- 

bandet,  169^  «76.     Gr.  Jvl.  t.  Sookb,  in  BABTuam^a  allgem.  JnstiB-  a.  Pali«* 

,  JUältem,  1810,  JSiam.  5.  —  Von   dem   ö^ir^ichiMtfn   Papiergeld,  s.  Blcui'i 

Staatsarchiv,   Bd.  I,  S.  2o3  u.  238  ff.  —  Geschichte  der  k.  säcAwchtn  CasKo- 

'''BiITets,   bei   K.  H.  L.  Pöutz,    die   Regierung  Friedrich  August's,  Königs  fo* 

"'Bftehaen  (i83<y.  8.),  Th.  I,  S.  110  ff.  Th.  ü,  S.  65  u.   194  1t'   Man  s.  auch  r. 

-1  Aftsaa^a  ktfrsKchs.  Staaksr.,  II.  775,  u.  Wbissb^  k.  saehs:  Bimttr*  H^  §.  ttx}.  - 

t.:  V#n'4fn%  Fapfergeld  in  Franb^M,  Sräkrend  der  Bevblution  (Assigaatca,  Bc- 

,  s^rigplionen  u.  Mandaten),  s.  Possxi.t*s  europ.  Annale^  180»»  XI»  144  "^  '^i* " 

Aadere  halten  Landmünze  (§.  4^^)  und  symbolische  Mfinxe  f&r  gletchhedeuten^. 

BpssMAVV  I.  c.  c.  1.  (.  .3.  et  9.  —   Die  Materie  der   sjmbolischcn  Münse,  kaoo 

'   nithl'nor  Metall,  s.  B.  Rupfe rseichen,  Bankmarquen,  Bankmfinse,  sondcin  auck 

.  Ijadnr«  Papiei^»'  Baomrinde  u;'d.  sejrn. 


IV.  Abfichnilt  M&nzIWgaK  459 

)  Wem  ZfUeUmken,  Sie  nicht  alt  öAentüclie  BaiücanstalteB  ciim*  SUMtoregitfiiiig 
begltttbiKt  find)  Bmninoten  in  Umlauf  aetsent  ao  haben  dieae  die  Nalnr^  von  /Vi- 
vutSokmIäkrieffm' ,  a  können  daher  nur  als  PrivatbankPapiergeld  betrachtet  wer- 
deo.  ^  Von  gleicher  Art  sind  die  PfatMrie/e,  Pfandscheine  oder  Becepisae, 
welche  eine  PHvatLeilibank  oder  Cr^drtAnstuk  in  Umlauf  setst,  und  weiche  gewohn- 
lich auf  liegende  Grunde  hypothekarisch  ^  oder  auf  Fanatpfimd  versichert  sind, 
mit  oder  ohne  Zinsen. 

>  fieroerkenawerth  ist,  dafa  nirgend  noch,  wo  Papiergeld •  in  Uiitawf  gesetzt  ward, 
eine  gewiaae  moralische  Scheu  zugelassen  hat,  von  Siaatawtgen  -ihm  den  rech- 
ten Namen  beisulegen ,  der  es  allgemein  verständlich  sofbrt  beäeicbnct.  - 

I  Den  PapierGeldxeichen  aollto  ausdrücklich  das  Versprechen  einrerleibt  sejn, 
dafs  dieselben  au  jeder  Zeit  in  allen  StaatScassen '  nach  ihreib  Nennwertb  im 
I.  B.  M  Gttldenfufii,  statt  klingender  Münae  in  Zahlung  angenommen  werden 
sollen. 

\  Mit  weiser  Beschrankung,  gewöhnlich  nur  in  einem  bMikenden  Zustand  dea 
Staates;  und  nie  in  grösserer  Menge,  in  der  Regel  aber  in  weit  geringerer,  als 
zu  den  gewöhnlichen  Zahlungen  in  die  Staalscassen  nöthig-  ist.  Daa  sicherste 
Merkmal  -seiner  Unschädlichkeit  ist,  ^wenn  es  fortwährend  ih  rollern  Nennwertb 
ungezwungen  von  Hand'su  Hand  geht,  und  der  Gang  des •  Wecbseicnrsea  nicht 
Start  Nifsltch  ist  der  inländische  erzwungene  Curs«  •*-*  Immer  ist  Papiergeld 
«in  gegebenes  National«  oder  landesherrliches  Wort,  dessen  W^rtb  suletat  da- 
rauf beruht ,  dafs  das  Wort  gehalten  werde.  In  der  Regel  ist  -  es  entbehrlich, 
und  daher  meist  schädlich.  Gefährlich  ist  es  immer)  wegen  s^ner  Uicbteu'und 
irUlkührlieben  Schöpfung;  und  Vermehrung  der  Ausgleidiiingsmittel ,  ist' lioch 
nicht  Schöpfung  Terhiehrter  Indhistrie  u.~  Vermehrten  Verkehrs.  Bei  «Uen  eul- 
tiürten  Völkern,  ist  Metallität  der  Grundcharakter  des  Geldes:  Papier  ist  aber 
nicht  Metall.  Die  Unsummen  dies>  Papiergeldea,  stören  allen  Verkehr  nmt  alle 
Verbältnisse,  wie  die  MOnzverwirrung.  —  Von>  der  Frage:  ob  bei  Aendertuig 
des  Münsfufses,  das  Papiergeld  in  seinem  ursprünglichen,  oder  in  seinem  jetzi- 
gen Werth  gegen  das  neue  Geld,  zu  schätzen  und  anzunehmen  sey?  bandelt» 
nach  BirscH,  Elöbilb,  in  d.  Munzkunst,  S^  827  ff. 

§'.   424.  (343.) 

*  • 

l]nd  S)  Xfothmün%ei%.    MedaiOen  tmil  Sf'ielpfennüi^. 

I)  Notlun.unz^en  oder  Nothklippen>  .  die  als  UoTse  Mikussymbole.  fSv 
VoiUaUe,  k.  B.  int  Ki*ie|g9gefahr ,  während  ^inet  Beiagennig;  .(fiosieta..oiBi«' 
iK^nalis),  auf  Kriegis^rhifiPen  ul  d.«  geprägt  werden  v'gelU«N,  meist  als  ge^ 
Ewottgene,  teverxifisUche  Staatsanleibef  nar  für  die  Zeii  der  Noth^  und  imlt: 
Vorbehalt  der  Eigendium-  und  Entsbbädigungsrechte  ß)*  Auch,  dürfe»  sie,. 
>n  der  Reget«,  unter  dem  Stempel  eines  fremden  Münahemmicht  geprägt 
werden  ^).  U>  Medaillen^  Sekui-,  Preia-,  Denk<-  ode^  GedäehtnifsniiH' 
tto,  Jettons,  Zahl-,  SpieL^  und  Rechenpfennige,  haben  kemen  bd*r 
BÜmmtea  MiiDatweith,  und  sind  nicht  bestimmt  iSr  den  Verkehr;  sie  W]ar«>i 
den  auch  nicht  dnrchgehends  Ms  Gold  oder  Silber  gepragjL  Ihre  Fabiäii 
^on  bann  bürgerliches  Gewerbe  aejn,  nnter  landesherriicher  Goncesaioii^. 
^^^if^r  und  poltzetniäsiger  £inschränliung.  Nicht  leicht  wird  daza,  einem^ 
^Maillew,  der  Gehraudi  eines  Streckwerka,  Sohneidewerks  und  Anwinftr 
«riaobt  t\  sondecn  nar  das  Fragea  auf  dem.PrägMotik  jaüt  dem 


f   .  • 


1^4)8  n.  TheiL  XU.  Cafi^  Finmizhöheit 


«)  Httberltb.  Fried«  w.  i763,  Art  %  «.  trt  tip.  9,  in  n  MAnm  reciKi1,lH 
77.  HairacBiu»  de  jurib.  ^t  priviL  civit.  imperiaL«  lib.  IL  c  1^  ^  3r.  m  n 
FfcdBKB*«  MunEkunftt«  S.  «83  f.  83i,  f.  Höm.BB*t  Mfinsbelust^  BegisUr  vor.  Soll 
MUIUB8D.  Wibdib's  Beschreib,  der  kurf.  Pfals  am  Rhein,  Th.  D,  &  406. 
Noihmfinsen  in  dem  sichtHJährigen  Kriege  (Ephraimiten) ,  unter  hnnaelisi%bff 
preimiachem ,'  anhall-bernburgiscbem  etc.  Stempel,  auletct  nach  einem  (rG« 
den-  bis  60  Tbalerfofs;  wodurch  Friedrich  IL  eilf  MUKonen  Thaler  gcvu 
Man  ••  desaen  Hlstoire  de  moa  temps»  T.  IV,  p.  4^0,  ▼.  Pkiica^  i63ff.ÜLonii 
Ver  ttch  e.  hursachs.  Al£nsgescbicble,  Th.  11(1780),  8.  840  —  914.  Ail^a 
deutsche  Biblioth.,  B.  io5  (i79s>9  S.  137.  139.  t.  Stbvxvssb^s  Abhasdli 
Ober  wkht.  Gcgenstlnde  d.  StaaUwirthsch.,  Bd.  III,  &  565  n.  579  f.  G 
XAvv's  Staatskunde  von  TeutschL ,  L  91.  io5»  Noseb  t.  ReichslagagCKb.,  1^1 
1419.  Fi.öaax  a.  a.  O.  S.  410.  —  £ben  so  schlechte,  aum  Theil  ooch  scU 
'tere  Munaen  als  die  Ephraimiten,  erschienen  um  dieselbe  Zeit  unter  da  St 


pela  TOB  SchwediachPomniem,  AnhaltBembni^ ,  A.  Zerbat,  MecklenburgSi 
liU,  SaehseaHildburghausen,  des  GraCen  ▼.  WiedBunkel,  u.  A.  —  Pomin 
JSfothmüaaen  ^  aus  au  Jassy  erobertem  Geschfits,  F^Öbbb's  Iftnnaknut,  S.  3^ 
*«•  Schvediseke  MfyuueUn  (MAncaeichen,  les  Bleux  de  Görta)  Imter  KarlX 
I7t5  —  1718.  ▼.  Pbavb,  ara.  Köbub,  VI.  933.  Bifscs  Wdthändel,  169. 
Sc<i>i€Bis6aoi.i.^s  Annalen  der  geaammten  Numismatik,  Bd.  ü«  Heft  1  (1806), 
4&  •—  47«  Scbmibbbb's  Handwörterb.  der  Münak«  S.  3i3  f.  ^  I>as  fraasontl 
papieme  Rev^lutiim^g'tld  (f.  438,  a). 

i)  Vevfl.  Q.  G.  C«  (Halsgeriebtoordn.  Carls  V.)  Art  111.     GftBSTLACHia,  HL  138! 
'  BaiserL   MünaEdict  ▼.  i3.  Aug.  1769,   |.  3;   ebendaa.  1589.     Streit  de&äaft 
dam  aiebenjährigen  Krieg,  gegen  Preuasen.    Mosbb's  Versuch  des  neneiteB  tnti 
VöUieer.,  VUL  46. 

e)  MiMBB  Toa^Bcichstagsgeacfaliftent  i386.     Da  Bvvav  diss.  cit.  c.  3.  $.  i3  -  Hr^ 
nirty»»  JnbOXuma-«  Vermählnngs-,  Siegas-  u.  d.  SchaumiinBen. 


§4    425*  (344.) 

Ehemaliger  KeichsMänxfuss* 

I)  Die  dritte  und  letzte  eigentliche  ReichsMunzordtmogi  m 
1559  a),  bestimmte  das  Terhaltnifs  zwischen  Gold  und  Silber,  irie  1  z 
liVs  i))  so  daTs  die  Mark  fem  in  Silber  zn  10  Fl.  iSV«  Kr.  in  den  pohel 
Sorten  auBgeprägt  werden  sollte;'  irelches  jetzt  der  alte  Reich sfufsbeifst^ 
n)  Ifan  bemerkte  bald^  dafs  jenes  Yerhaltnifii  nicht  ganz  angemessen 
a6jw  Eb  entstand  mannigfaltige  Müneverandernng  c)  und  yer1ri^ 
rung  f).  Endlich  ward,  nach  vielfachen  Comitiaiyerhandlnngen'/ 
uad  Ttrscfiedenen  Reichsgesetzen/),  inabesondere  von  i566  bis  iH 
•nji  1667  bis  1689,  ni)  durch  die  ReichasoMüsse  vom  i5.  April  \nli 
und  1.  Sept  i'738  ^)  der  AchtzehngaldeÄ-  oder  Lei{>ziger  Hiu>' 
fnfs  (9;  folg.  $.),  mit  Bestimmung  des  aofsem  Werths  des  Doealenza^ 
Gttiden,  bu  einem  allgemeinen  ReichsMünzfufs  provisorisch  erbobeo; 
doch  90 j  difs  unter  die  gproben  Silbersorten  auch  die  halben,  die  Acbteh 
Yiertel-  und  Zwölf telThalerstücke  gehören  aoUten«  Schon  ianeAalh^ec 
vier  ersten  Jahre  nach  ihrer  Entstehung,  zumal  bei  dem  hinoBOgehomiDesefl 
Sftreicliiachen  SaecesaiomKrieff.  waren  alle  dieae  Anordnimirea  fSOk 


IV.  Abschnitt.  MaazRegal  (S41 

M  geworden 9  besonders  dadurch,  oafs  etliche  andere,  zu  nachtrSglicher 
eichs^esetzlicher  Bestimmung  ausgesetzte  wichtige  Puncte,  nameptiich  die 
ollstandige  Regalirung  des* Scheidemünz weseos,  unerledigt  blieben  A),  Da- 
er  hielt  liein  MünzHerr  sich  verpflichtet,  nach  dem  leipziger  Münzfufs 
II  ffluazen;  und  eine  übernommene  Yerbindlichkeit ,  in  reichscon* 
titutionsmäsigen  Münzsorten  zu  zahlen ,  war/  im  Zweifel  auf  den  leip* 
iger  Fafs  nicht  einzuschränken  <*).  IV)  Die,  wahrend  des  si  eben  jähr  i- 
en  Kriegs  (  i^Sö — 1763)  überhand  genommene  Münzverwii.ung  (§, 
a4,  a),  reranlafste  ein  kaiserliches  MünzEdict  vom  i3.  August  1759; 
loe  compendiarische  Wiederholimg  und  Erneuerung  der  bisherigen  Reichs- 
lünzgesetze  ^),  grof&tentheils  ohne  Erfolg«  Y)  Auch  ein  MünzPro- 
ationsTag,  welchen  die  drei  correspondirenden  Beichskreise,  Franken, 
chwaben  und  Baiem,  nebst  Oestreich,  yom  23.  Febiniar  1760  bis  zudem 
8.  April  1761  zu  Augsburg  hielten,  hatte,  aufser  dem^  dafs  die  meisten 
täiiile  dieser  Kreise  sieh  zur  Annahme  des  ZwanzigGuIdenfufses  geneigt 
rklärteo,  ,nicht  die  beabsichtigte  Wirkung  i).  Doch  ward  durch  «eine 
testimmungen  der  Grund  gelegt,  zu  der  nachherigen  Annahme  des  Con- 
entionsmünzSystems  im  grosten  Theil  von  Teutschland  m). 

)  Steht  in  der  neuen  Sammlung  der  RetchsAbsch.  m.  186.  Hias^ji  M«  A»  I.  383* 
GusTL4CBB]i*8  Uandb.  der  Retchsgesetse,  DL,  1477  ff.  u.  bei  Schmauss.  —  Die 
MinzPfohirordmmff^  ebenfalls  Ton  i559,  6»  bei  Hibsch,  I.  ^pb\  GuRSTLACHKa«  IX. 
1574  ff«  a*  ScaxAuss.  —  Man  hat  noch  twei  altere  eigentliche  Reich»Münsord- 
nungen,  ▼.  i5s4  u/i55i.  v.  Pbaun,  81  u.  9o.  Nach  Gbbatlacbsr  (corp.  juris 
publ.,  I.  375.) 9  wäre  die  tou  i55i  nicht  publicirt  Worden;  es  erhellet  aber  das 
Gegentheil  aus  einem  Tor  mir  liegenden  «Extract  aus  der  Kay.  9([t.  münxordnung 
Anno  etc.  LL  im  Reich  publiciert  )>;  welchen  die  Reichsstadt  Strasburg  vor  i5aq 
auf  einer  Quartseite   hat  drucken  lassen. 

)v.  pHAüif,  96  ff.   Eigentlich  circa  ii"*Viöo« 

)  PüTTia's  Lit.  ni-  5?o.  Hlübsr^s  Lit.  436.  v.  Pbauh,  108.  BRODaioEs's  Abh.  in 
d.  histor.  Portefeuille  1787,  St.  HI,  ia65  ff.  —  Nach  dep  Schlufs  der  obem  drei 
Kreise  (Baiern,  Schwaben  u.  Franken)  y.  i665,  sollte  das  Verhältniss  zwischen 
Gold  und  Silber  seyn  wie  1  zu  14%*  Hirsch,  IV.  849,  36ft.  v.  pRAim,  .»0.  — 
Kach  dem  T^umaiscken  Fuls  (so  benannt  von  einem  kursäcbsisch-brandenburgt- 
scben,  im  Kloster  Zinna  oder  Zinnen  geschlossenen  MünzRecefs  von  1667,  dem 
später  auch  das  Haus  Braunschweig  Lüneburg  beitrat  ist  Gold  zu  Silber  wie  1 
SQ  idy,.  Der  zinnaische  ist  ein  loV^  Thaler-  oder  i5%  GuldenFufs,  weil  die  Mark 
feinen 'Silbers  so  hoch  sollte  ausgebracht  werden.  Ganze  Tbaler  wurden  nicht 
geprägt,  wohl  aber  V,  Thaler-  oder  Guldenstüche.  Dieser  Fufs  (später  auck 
ober^ächsi^cker  genannt)  artete  bald  in  einen  löGuldenfufs  aus;  er  verbreitete 
sich  in  dieser  Abart  fast  allgemein.  Hirsch^  V.a4-  Moser  von  Reichstagsgesch.,  ' 
1396.    V.  pRAUjr,  111.  i«4  ff*    PÖTTERS  Lit.  in.  571. 

)  Von  ä.erm  Kipp^V'  und  Wipperzeit  i6o3 — 16«3,  s.  Köhler,  ü.  sSi.  v.  Praüit,  110. 
PvvEEDORr,  T.  IL  obs.  a5.  Klotzsch  Versuch  e.  chursachs.  Münzgeschichte, 
1%.  n,  S.  463  u.  f.    Pctter's  Lit.  m.  671.^  KLthiBa's  Lit.  487. 

)  Da?on  9.  H«  G.  Frabrb^s  Vorr.  2u  Göbel's  Abhandlungen  aus  d.  Staatsr.  (1737, 
^)i  17  iL    V.  PaAiFif,  isQf    Moser  v*  ^eichstagsgesch.,  1389  ft 

^)  GiasTiACHBR,  IX.  14Ö7  fll    V.  Päaüh,  129,  Note  r. 

r)  GnisTLACHBR,  IX.  1&12.  i5i4«    Auch  bei  Scnuvss..—  Die  HedacHon  nach  diesen 
Klober»  »ffnitl.  Recht,  4.  AoO.  41 
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Reichsscbiflssen ,  s.  bei  j>sBSTLAORn,  IX.  i5i4  it  ▼.  Pi&vVf  149.  Pfmiiottit. 
jurU  pubL  germ.,  %,  343.  sq. 

k)  (CLXYsxAvar's)  angef.  Materialien,  S.  393—194«  Kaiserliche  ßf^akU-of.  t.  174t  u. 
179a,  IX.  4«  GsasTLACBEH's  corp.  juris  publ.,  I.  4^^  GsasTLAcna*!  Handb., 
IX.  i5ii,  riote*''^^  i5a3.  1537.  Moser  a.  a.  O.  1401.  —  Doch  wird  noch  is  den 
haiserl.  MGueEdict  v.  1759,  ^.  1,  die  Beobachtung^  des  Reichsschtvuset  r.  i5.  Apr. 
1737  emgtschärfu  Die  rücktiiindif^tn  BerathschlagungsPuncte  wurden  voa  dien 
Kaiser  in  Erinnerung  gebracht,  durch  CommissionsDecrete  t.  16.  Oct  i:45, 4. 
NoF.  1766  u.  1767.  Gkbstlacmr,  IX.  i5a6.  Mosxa  t.  Reichstagsgesch,  \\^. 
1 433.  —  Der  Reichsschi.  t.  1738  nahm  den  leipziger  Münzfufs  an,  ohne  Beachtus^, 
dafs  seit  1690  das  Verhältnifs  zwischen  Gold  und  Silber  sich  merklich  gelodert 
hatte  j  in  Spanien ,' Holland  ^und  Frankreich  stand  es  wie  1  zu  14.  Nicht  oiu» 
bedeutenden  Nachtheil  für  Teutschland,  kamen  seitdem  besonders  die  frafi 
LouisdW  daselbst  häufig  in  Umlauf. 

1)  ReUkttM,  V.  16.  Dec.  1775,  %.  34.  Mosaa's  Rechtsmat.,  XIX.  5o6  ff.  -  Drr 
Kaiser  selbst,  Franz  I.,  liefs  1748  Münzen  schlagen,  nicht  nach  dem  rficb»- 
schlufsmasigen  i8Guldenfufs ,  sondern  nach  einem  loGuIdenfuls.  (CuiBHisiV 
Materialien,  S.   181  f. 

h)  Faseb*s  neue  St.  C,  IL  107  (F.  Moseb  a.  a.  O.  14 13.  t.  Pbavs,  166  ff.  GwT' 
LACBSii,  IX.  1539.  —  Dieses  MünzEdictes  ward  in  Josephs  IL  Wabicap.  1\.  i 
erwähnt,  dieselbe  Stelle  aber  1^:90,  als  gegen  die  Stimmenmehrheit  eingeschoben, 
weggestrichen.  KurJ,  ff^ahlprotoc,  y.  1790,  I.  478.  —  Von  der  MütuÄnardit  üi 
d.  siehenjähriffen  Kriege^  s.  oben  §.  434«  Note  a. 

/)  GBBSTLACHBa,  IX.  547  ff-  Die  Protocolle  stehen  in  Hmscs  Munsarcbif,  VUL 
t83— 336.  Münzpatent  der  drei  obern  Kreise,  Franken,  Raiem  u.  Schwabeoi  r. 
31.  März  1761.  Mit  Kupf.  gr.  Fol. 

m)  HiBScn,  VIR.  336.  ( CLXizrMAffN's )  Materialien,  S.  187  f.  Vergl.  unten,  i  41' 
Note  e. 


§.    426.  (345.) 

Kreis  •  und  TerräorialMünifusse  für  Stlbergeld. 

/)  Leipziger   oder    Achtnehngulden  Münzfuss. 

Durch  Kreis-  und  TerritorialMünzConventionen  «)  and  Ver- 
ordnungen, wurden  yerschiedene  yon  der  ReichsMünzordnang  abweichezKl» 
Munzfufse  eingeführt*  Die  merh würdigsten  sind:  I)  der  leipziger  Munt- 
fufi  von  1690,  ein  SilberMunzfuTs,  durch  einen  Recefs  zwischen  deo  Raa* 
sem  Karsachsen,  Kurbrandenburg  und  BraunschweigLuneburg  festgesetzt  ^); 
dem  nachher  Schweden  wegen  seiner  teutschen  Lande  c),  und  gewisser- 
masen  auch  Rurmainz,  Kurtrier,  Kurpfalz  und  Frankfurt  beitraten.  & 
sollte  sogar  ReichsMünzfufs  seyn  ($.  425).  Aber  selbst  die  ursprungHcbeo 
Paciscenten  befolgten  ihn  schon  in  der  letzten  Zeit  der  teutschen  Beiclis- 
yerbindung  nicht  mehr  durchgehends,  und  er  ist  seit  1817  ganz  aufser  Ge- 
brauch gehommen  ({•  4>99  h).  Es  ist  ein  ^chtzehnguldenFufs  20  (^ 
Gulden  oder  13  Thaler  auf  die  feine  Mark,  die  Scheidemünzen  hingegen 
zu  i3  Thaler,  den  Thaler  zu  s  Gulden  oder  i3o  Kreuzer  gereclinee^> 
Der  Goldwerth  erhielt,  bei  Gründung  dieses  Münzfufses,  keine  JBestim* 
mang  O* 
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f )  Verschiedene  hier  nicht  genannte,  «.Mn  Mosb&'s  nacfabarl.  Staator.,  38a  f. 

()  MuiuRecels  eu  Leipsig,  i6.  Jan«  1690,  bei  Hirsch,'  V.  a6o.  LIInig's  R.  A.,  P. 
spec,  SachMvi,  a35.  —  Darauf  folgte  sogleich,  als  Supplement,  der  Tor  gauer 
AIünKReceCi  v.28.  Febr.  1690,  die  Scheidemünse  betr.,  in  (Klotksch)  kursächs. 
MunKgesch.,  IL  696,  in  Fabkr's  St.  C,  LXXII.  297,  und  ausKugweise  ebendat. 
LXDL  610.  PaAirv,  i3i.  Daher  wird  der  leipstger  Miinxiurs  su weilen  der  «leip« 
Eiger  und  torgauer*  genannt*  —  Für  Scheidemünze  nimmt  der  torgauer  Hecefa 
einen  ebenen  Fufs  an. 

c)  MünzRecefs  zwischen  Schweden  und  Brandenburg,  v.  4-  «^ul-  1690,  bei  Hinscs 
V.  a8«.     Y»  Praübi  ,  i35. 

i)  V.  Pravs,  i3i  f&  i85.  Klotssch  a.  a.  O.  IL  668  ff.  Flöbrb's  Münshunsl,  8. 
399  £ 

e)  Erst  im  J.  1693  setzten,  nicht  die  Urheber^ des  leipziger  Münzfufses,  sondern 
die  drei  obern  Rreise  (Baiern,  Schwaben  u.  Franken)  in  ihrem  MunzProbations- 
Recefs «  einen  äussern  Werth  von  Goldmünzen  fest ,  des  Ducatens  auf  4  FI.« 
des  Goldguldens  auf  1  FL  36  Kr. ;  eine  Bestimmung,  welcher  nachher  der  Kaiser, 
dann  1700  der  oberrheinische  Kreis,  endlich  1769  Rurbraunschweig,  sich  an- 
schlössen.  ▼.  pRAU^r,  i3&  u.  186.  —  Graumavv  (Vernunft.  Yertbeidigung  des 
Schreibens«  die  deutsche  und  anderer  Völker  Munzverfass.  betr.,  1752,  S.  11) 
behauptete,  man  habe  bei  dem  leipziger  Münzfufs  stillschweigend  den  Ducaten 
7.wei  SpeciesThaler  gelten  lassen ,  und  dadurch  das  Verhältnifs  zwischen  Gold 
und  Silber  angenommen,  wie  1  Gold  gleich  iby^o  Silber 3  eigentlich  aber  be- 
rechnet sich,  nach  jener  Angabe,  das  Verhältnifs  zu^i  Gold-  gleich  i&Vn 
<t5"ViaTi)  Silber,   r.  Praüh,  S.  i36. 

§♦    427*  (346-.) 

2)   Conventions"   oder   Zwanziggulden  Fusjs, 

II)  Der  eigentlich  so  genannte   ConrentionsFufs  erhielt  seine £n^ 

stehang,  durch  eine  MünzConrention  von  1753,  zwischen  Oestreich 

und  Baiern  «}.     £r  ist  ein  Z wanzigguldenFufs.     Die  Ausmünziing  der 

feinen  Mark  Silbers,. ward  festgesetzti   in  allen  Rotten,  ton  dem  Spedet» 

Tbaler  bis  zu  und  mit  dem  Groschen  oder  DreikreuzerStück  herab,  zu  20 

€ulden  oder  i'iYa  Reichsthaler;  die  Ausbringung  der  coiniscfaeu  Mark  (^ 

nen  Goldes  aber  zu   383    FL  5  Kr.' 3V91   Pf.  <{.  420,  b).     Hierdurch 

erhielt  der  Ducaten  den  äuTsern  Werth  von  4  Gulden  10  Kreuzern^  im  ao 

Galdenfufs,  und  der  ConventionsSpeciesThaler  denjenigen   rou   2  Gulden; 

womit  sich  das  yerhaltnifs    zwischen    Gold  und  Siibe^  bestimmte, 

netto  zu  t  Gold  Kr  (nicht,  wie  in  der  Convention  steht,  i4*yff,  sondern) 

14^%!  odar  14' Vi 00   Silber,  welches  aber  bei   einem  äussern  Werth  des 

Dttcatens  von  6  FL  34  Kr,  im  24  Guldenfufs  (S.  4^0,  b3.sich  bestimmt 

<Qf  1  zu    iS^^joo*     Auch  Salzburg  trat  dieser  Convention  im  December 

17S3  bei  If).    Aber  Baieni   kündigte  dieselbe  schon  1754,  8alz{iurg  1755, 

förmlieh  auf  <?),  bis  ein  allgemeiner  ReichsMünzbesehlufs  erfolgen  würde; 

^och  bezog  die  Lossagung  «ich  weniger  auf  das  Wesentliche  des  Conventions* 

MünzSjstems,  als  ävtt  die  Zahlungsart  der  nach  demselben  geprägten  Hün« 

^  indem  beide  Regierungen  dazu  den  so   genannten   24 Guldenfufs  wähl- 

^>  oder  vielmehr  zu  solchem  zurück   zu  kehren  beabsichtigten;  daher  sie 

41* 
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auch  fortfahren,  conventionsmasige  Speciesthaler  and*  KopfStüdie  zu  mü» 
zen.     Dagegen  münzten  schon  seit  1 764  nach  dem  ConTentionsFurs,  Br» 
denburgAnspach    and  Baireuth,  Wirzbarg  und  l^ümberg,  .und  erUärm 
sich  beifallig  der  fränkische  (i753}  und   der  schwabische  Kreis  ^.    km 
yereinigten  sich  1761  zu  dem   ConventionsFufs^  die  drei  Kreise,  Franken 
Baiem  und  Schwaben  «),  mit  Verwerfung  des  leipziger  Fufses;  jedoch  ^  ii 
Ansehang  des   üafsern  Werthes  oder  der  Zahlungsart,   prorisoriscU 
mit  dem  Untei*schied  wie  5  zu  6,  dafs  nämlich  dem  ConyentionsThaler  der 
äufsere  Werth  zu  a  Fl.  24  Kr.,  den    Ducaten  zu  5  FI.,  und  so  nach  » 
haltnifs  bei  den  übrigen  Gold-  und    Sübersorten,  beigelegt  werden  sollte; 
eine  Ziihlungsart,  welche  den  so  geoannten  24  Guldenfufs  (^*  429)  bildet -^ 
Früher  schon  hatte  der  kurrheinische  Kreis,  zuerst  prorisorisch dorc^ 
Beschlufs  vom  8.  Oct.    175^,   den   ConventionsFufs   angenommen,  äe&jätii 
aber  durch   Beschlufs    Tom    9.   Jan..  1760,  mit  Festsetzung  der  Art  saj 
Weise,  und  zwar  ohne  Erwähnung  einer  Zählungsart  nach  dem  24  Gatden- 
fttfs  /).  —  Kaum  hatte  der  hubeitsburger  Friede  der  in  dem  siebenjahriiei 
Krieg  eingerissenen  MünzAnarchic  ein  Ziel  gesetzt,  so  ward  auch  in  Kor- 
rachsen  das  GonFCntionsMünzsystem  eingeführt   durch  ein   Edict  rem  1^ 
Mai  1763  O  ""^  Fünf  im  Münzwesen  ^correspondirende  Reichsstände,  Kor- 
mainz,    Kurtrier ,  Kurpfalz,  HessenDarmstadt  und  Frankforf, 
überzeugt  ?on  der  grofsen  Schädlichkeit  der  bolirung  und  Yerwirrung  in  dem 
Münzwesen,   errichteten   zu   Frankfurt   am   22.    Febr.    1765  einen  Münz* 
verein,  dafs  sie  den   ConTcntionsMünzfofs    als  Richtsatz   künftiger  Yo^ 
münzungen  und  Yalyirungen  beobachten  wollten  A)^    Sie  bestätigten  solche 
durch  einen  zweiten  Verein  vom  9.  Jan*  1766  zu  Worms;  nur  mit  Zu- 
lassung des   24Guldenfufses  als  blofser  Zählungsart  im  Handel  und  W^odd. 
aufserhalb  der  herrschaftlichen  Abgaben  und  künftiger  Capital-  und  Wedt 
eelzahlungen  t )•      Endlich    genehmigten    auch    Kaiser    and   Reich  (die 
ReichsStaatsgewalt)  im  J.  1776  dieses   ConventionsMünzSystem,  indem  se 
die  Entrichtung  der  Kammerziele  im  2oGuIdeniiifs  geboten  ^).  Seitdem  1. 
Nov«  1817  bis  an  das  Jahr  i834y  münzte  auch  Hannover   nach  demseibeo 
($*  419,  b).  ' —  Nach  dem  ConventionsMünzsjstem ,  ist  in   Silber  der  con- 
ventionsmasige SpeciesThaler  oder  ConventionsThaler  die  NormalMunz^ 
das  heifst,  diejenige  Münze,  nach  welcher,  in  Einsicht  auf  Gewicht  and  FeiiH 
gehalt  (Schrot  und  Korn),  alle  übrigen  SilberGeldsorten  su  schätzen  ood 
Wesentlich  ist  zwar  nicht,  dafs  alle  Sorted  von  gleich  hoher  Feinheit  seren;  se 
sind  aus  verschiedenartig  legirtem  Silber  Caus  den  $.422  angegebenen  Grufl<l^) 
geprägt,  namentlich  die  ganzen,  halben  und  YiertelConveutionsThaler  au 
i3y^   iothigem  Silber,  zu  beziehungsweise  SVa,  16V3  und  33>/s  Stuck  aaf^ 
die  rauhe  Mark,  die  so  genannten  Kopfstücke  (20  oder  24  Kr.  Stucke)  aos 
q^/^  ISthigem  Silber,  die  halben  Kopfstücke  (10  oder  12  KreazerStucite} 
aus  8  ISthigem   Silber,  wovon  beziehungsweise  35   und  60  eine  eolmscke 
Mark  wiegen,  die  YiertelKopfstüjcke  (5  oder  6  Kr.  Stücke)  aus  7  lotbig^ 
Silber,  wovon  io5  auf  die  rauhe  Mark  gehen,  mithin  240  aus  einer  f^m^ 
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lark  geprägt  werden  0*  Aber  eine  Haaptbestimmung  dieses  Systems  ist, 
A^  bei  jeder  Zabluug  irgend  eines  Xieldbetrags  in  qonyefttionsniäsigem 
»ilbergeld,  in  allen  Sorten  gleichriel  feines  Silber  gegeben  werde, 
lamlich  eine  Mark  colniscb  ganz  feinen  Silbers  in  jeder  Zahlung  von  20 
lulden,  gleichviel  in  welcher  Geldsorte  dieselbe  geleistet  wird  •»);  es  mag 
iso  nach  dem  Ausdrucli  des  10.  Art.  der  Gonrention,  <!( Jedermann  gleich- 
^tig  sejn,  mit  was  für  (Conventions-)  Silbermunsse  er  bezahlt  wird». 

)  Die  östrei^faisch  -  baieriscbe  MfinzConyention  y.  91.  Sept.  i7f^3(,  bei  Hibscv,  VI* 
398.'  GnuTi^ACflXR ,  IX.  i53i  u.  in  EmmvcBAos  corp.  juris  germ.  acad.  V  TB.  II, 
S.  480  ffl  —  Die  Hauptbeitimmungen  dieser  Convention  sunt  Theil  naher  ent- 
^Tickelt,  enthalten  auch  das  kursächsische  MünzEdtct  ▼.  14.  Mai  1768  (in  Glztm- 
Mi72i*8  Aphorismen,  S.  i4 — 33)  und  die  MünzConTentionen  von  Kurmainz,  Kur-. 
trier,  Karpfalz,  HessenDarmstadt  und  Reichsstadt  Frankfurt  v.  176$  u.  1766, 
bei  Hirsch  Th^  YDI,  S.  443  u.  6i5,  u.  in  den  angef.  Materialien,  S.  179  ff.  u. 
3o3  ff.  —  Vergl.  auch  Mosbb  ▼•  Reichstagsgesch^  1409.  —  ▼.  Pbaüv,  i56.  i84« 
189.  Die  aogef.  Materialien,  S.  181—971.  Flöbrb's  Munzkunst,  S.  4i4~^43o.' 
VergL  oben  §.  4>9«  —  Von  dem  Schlagschatz  (den  Miinzkosten)  u.  dem  so  ge- 
nannten MünzRegal  (Gewinn  bei  der  Ausmünzung)  bei  der  CouTentionsMünze, 
5.  unten  §.  43i. 

0  Hirsch  ,  VHI.  480. 

r)  Hirsch,  VL  436.  t.Pravn,  169 ff.  169.  180  f.  Cbbstla^ohbr,  IX.  i53i.  CToJe^.— 
Späterhin  bestätigte  Baiem  vorläufig  den  ConyentionsMunzfufs,  durch  ein  Edict 
▼.  38.  Febr.  1809.  ConventionsThaler  hat  Raiern  seit  1763  his  jetzt  (i83o)  zu 
prägen  nicht  aufgehört.  Eben  so  Salzburg,  bis  zu  der  Secularisation  des  Erz- 
histhums. 

d)  HiBSCB,  VL  373.  389. 

t)  MOnzabschied  der  drei  Kreise  zu  Augsburjg,  6.  Mai  1761»  bei  Husch,  VHI.  336. 
Gbrstlacheb  IX.  1547.   Vergl.  %,  4«5,  V. 

/)  Hirsch,  VUL  i3i  u.  «57,  verglichen  mit  VH.  617,  v,  Pbauv  a.  a.  O.  S.  i8i> 
nennt  diesen  kurrheinischen  Kreisschi ufs  einen  kur-  und  oberrheinbchen.  Vergl. 
auch  Gxrstt.achbr  ,  K.  1547'»  Note  *.    . 

g)  In  dem  Codex  Augusteus,  T.  IH.  Seet.  1.  p.  1598,  u,  in  (-Clxtvhavn's )  Apho- 
rismen, S.  14  ff-  Geschichte  des  kursSchs.  Münxwesens  seit  dem  Anfang  des. 
18.  Jahrhunderts,  in  dem  GeneralGouvemementsRlatt  für  Sachsen  (Leipz.  u. 
Dresd.  i8i3-^i8i5.  4  Rde.  4.),  Rd.II,  Num.  40,  42,  47  u.  48.  Wbissb's  k.  säch«. 
Staatsr.,  Bd.  II,  §.  207  ff  Von  der  k.  sächs.  jlusmunzung  von  1763 — :i8i3,  wozu 
seit  1789  die  inländischen  Bergwerke  im  Durchschnitt  jährlich  55,20O  Mark  Silber 
lieferten,  s.  man  K.  H.  L.  Pölitz,  die  Regierung  Friedr.  Augusts,  H.V.Sachsen 
(Leipz.  a83o.  8.),  Th.  I,  S.  108  f. 

^)  Bei  QzBBCH,  Th.  VHI,  u.  mit  Bemerkungen,  in  ( (Ilbthmihh^s )  Materialien, 
S.  190  ffl 

0  Bei  Hirsch  a.  a.  O.9  n.  in  den  angef.  Materialien,  S.  3o3  ff  —  Eine  Uebersicht 
der  alhnähligen  Verbreitung'  des  ConventionsMünzsystem  findet  man  ebendas. 
S.  461^453,  477  ^  >^  ^  "  ^^  Verzelchnils  der  ConvenUonsGeUUorten  j  mjt 
ihrem  ^Schrot  und  Hom,  ebendas.  S.  226. 
^)  ReiohsschluÜs  v.  16.  Dec.  177$,  §•  84.  Mosbr's  Rechtsmaterien,  XIX.  614  f. 
Vei^l.  y.  Cbahbb*»  wezlar.  Nebenat«  LIL  9.  t-  Von  Kammergulden  ^  a.,  oben 
i  419«  Note  a. 
0  (Cx.iii!niu.Bif's)  JUaterialton,  S.  225.  •* 

^)  So  auch,, übereinstimmend  mit  der  Ostreich -baieriscben  Oonventioii»  der  angef. 
MüiiRver^ia  n  176^,  Art.  6  u.  7*  ((Iukthkahh's)  Aphorismen,  S.  10  ii>  f»    : 
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•  §.    428.  (3461».) 

S)     Kurhrandtnimrgiseher,    jetu  preussiso^er,  Courani'  odff 

Ein  -  u  nd'Xwanxiggu  Ide  nFus  m. 

III)  Die  Voraussetzung,  daffs  zu  Yerhinclerung  der  Aosfulir  des  Gold- 
geldes ^  ein  niedrigeres  yei^hältnifs  zwischen  Gold  nnd  Silber,  als  nach 
dem  le  pziger,  und  auch  nach  dem  spätem  ConventionsMünzfoTs  (nacli  je- 
nem wie  1  Zu  i5%j  f  nach  diesem  wie  i  za  i4'%t)9  anzanehmen  se>, 
und  die  Meinung,  daPs  zu  Verhütung  der  Ausfuhr  des  Silbergeldes,  dasselbe 
nicht  ans  einer  höheren  als  der  zwoifiotlugen  Silbergattnng  zu  münzen  sey, 
führten  König  Friedrich  11.  Ton  Preufsen  zu  der  Annahme  des  Yerhäh- 
niases  Ton  i  Gold  für  li^Vi^  Silber*  Sie  begründeten,  aeit  1760  imd 
(rerbessert)  1764,  den  knrbrandenburgiscben  (d.  h.  anfange  Uofs  iur 
Brandenburg  eingerichteten)  Münzfnfs,  jetzt  bekannt  unter  dem  Namea  do 
preufsischen  Courant,  nach  dem  damaligen  Mnnzdirector  GraumanQ 
zuweilen  der  granmannische  genannt  «}.  Derselbe  ist  ein  Vierzehnthaiff- 
oder  Ein-  und  -zwanzig  guldenFufs ,  die  feine  colnische  liarh  Silber  zb 
14  Thaler  *),  in  ganzen  Thalerstucken,  und  in  Vi,  V3,  */i  nnd  Vj«,  ancb, 
in  den  i790ger  Jahren  ^  in  den  Fürstenthümem  Ansbach  und  Baireutli, 
in  Vs  Thal  erst  ücken.  Durch  neuere  Gesetze  ^),  hat  dieses  Münzsystera  im 
Einzelnen  manche  andere  Entwichelung,  und  seit  1831  einen  Zusatz  toq 
neuen  Scheidemünzen  «0)  nach  einem  Sech  zehn  Thaler-  oder  Tier- 
nnd  zwanzigguldenFufs,  erhallen;  so,  dafs  Preussen  jetzt  in  Silber  nach 
awei  Terschieddnen  Münzfüfsen  ausprägt  Ausnahme  von  der  Regel  irar 
es,  dafs  Preussen  in  den  Jahren  1794  und  1795  ConventionsThaler  oder 
Zweigt] IdenStüche  nach  dem  2oGuIdenfurs  (10  eine  feine  Mark)  prägen 
lief^.  —  Der  i4rhaler-  oder  aiGuldenfufs  ward  angenommen,  in  dem 
Königreich  Ilannorer,  Tom  1«  Juli  i834  aui  durch  ein  Münzgesetz  rom 
8.  April  1834  e),  noch  in  demselben  Jahr  auch  in  dem  Herzogthnm 
Braunschweig,  und  in  KurhesSen  durch  Verordnung  vom  3.  Mai 
1834- 

m)  Könt|ri.  prcufs.  Edict  v.  39.  Mars  1764,  wo  jedoch  dieser  M8fi«fVifs  Tom  J  br 
1750  datirt  wird,  Hibsch,  Vm.  4«!  r.  Praün,  i54  ff.  ^FtöÄha*«  Mööskunst, 
S.  401—414.  Klotsch  kursäcks.  Münigeschicktc,  Th.  11,  S*  4^3.  61»»»^^'* 
Bandb.  der  MGn«-,  Maas*  u.  Gewichtkiinde  (  1788)  S.  i52.  Jon.  Pira.  6>^i^ 
MANN  (t  iTÖ«)  war  der  Urheber.  Pötteb's  Lit  IL  i69.  III.  57«.  Pütrö'shist. 
Ilitwiclil^  III.  70.  (CLK-rtittAHx's)  Materialien ,  8.  184  ff.  u.  419^431.  BiP»i»'< 
Münzwesen,  8.  so  ff. 

h)  Der  ThuUr  preufs.  Courant,  ih  seiner  vollkommettcii  Ausmüneung,  utid  ^^^^ 
Absug  des  ursprünglich  gestatteten  Remediuitis  am  Schrot,  wird  auf  höchst''^ 
I  Gulden  ii^y^  RreuKcr  des24  ^tildcnfurses  gesch&tiit,  in  ( J.  £.  LnaiiOLo's)  ^*^^' 
Weisung  einiger  der  neuern  auffallendsten  MünzVaUationsIKrergenscn  (Sine  I< 
et  a.,  aber  Frankf.  |u  M.  i8ai.  &),  S.  4.  Aber  bei  einem  Anschlag  der  feiof" 
Mark  Silber  «u  a4V2  Gulden  des  Con%\  Fufses,  nach  dem  BeispiH  de?  einslwci 
ligen  WeHhbesftiiimang  der  brhbanter  Kroiithalor  (§.4^9),  wflrdesich  d^rTb^'f 
KU    1  OuMcrt  45  Hr.  berechnen.   —  iViw^tf  hat  ihn    1891  V^ltirt  iaf  1  Gu'<^<^ 
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45  Kr.     Htsstnüarmutadi  1819  auf  eben  so  hoch,  nachher  (1820)  aber  den  ganzen 
Thaler  auf  i  Fl.  4a  Kr.,  das  Vs  Thalerstück  auf  34  Kr.,  das  %  Thalers tuck  auf 
i7Kr^  das  Visf  halerstück  auf  (offenbar  viel  SU  hoch)  8%  Kr.  Ebendas.  S.5 — 7.  Kur- 
ktssen  legte,  durch  Beschlufs  vom  11,  Aug.  1822,  dem  preufs.GourantGeld,  blofs 
mit  Ausnahme  der.Vis  Thalerstück c,  «einen  der  hessischen  Münze  (§.4^^i  1>)  gleich- 
kommenden  Werth  bei» ;  nämlich  dem  preufs.  Thaler  den  Werth  von  1  FL  48  Kr.  In 
der  konigl.  sächsischen  ValvationsTabelle  v.  16.  Sept.  1819,  wurden  die  preufs.  Tha- 
lerstücke  nach  verschiedenen  AusmünzungsPerioden  verschieden  geschätzt :  1)  v. 
1764  bis  und  mit  1769,    1)  v.  1770  bis  u.  mit  1779^    ^)  ^*  ^^^  ^^^  ^'  "^^^  ^^^ 
ercl.  1804,  auf  nur  1  Gulden  40V8  Kreuzer,    4)  ^*  1780  bis  und  mit  1799,  dann 
1810  bis  und  mit  1818;   in  dieser  letzten  Periode,  nach  dem  a4  Guldenfufs  be-< 
rechnet,     auf  1  Gulden  4^%  Kreuzer.     Das    Nähere   in  Klvseh's  Mfinzwesen« 
S.  3i.   —    ]^ach  dem  in  dem  preufs.  Edict  v     1764  angenommenen  Yerhältnifs 
zwischen    Gold  und   Silber,    ist  der  Friedrtchd^.or ^  als   die  eigenthümliche  Gold-' 
mume   des  Staates ,    zu  5  Thaler  gerechnett    einerlei  mit  4  Bankpfund  Pr.    Bis 
auf  das  Gesetz  v.  3o.  Sept.  1821,  ward  seine  gesetzmasige  Beschaffenheit  ange- 
geben auf  35  Stucke  aus  der  rauhen  cöln.  Mark,  des  Gehaltes  Ton  ax  Karat- 
9  Gran  '(ai%  Karat),  d.  i.  a6i  Grän  feinen  Goldes,    Gkrhaju>t^s  Münz-,  Maas- 
und  Qewichtkunde  (Berlin  1788),  S.  i44  ^*    Aber  durch  das  angef.  Gesetz,' §.  1» 
ist  festgesetzt,  dafs  derselbe,  «wie  bisher»,  zu  35  Stücken  aus  4cr  rauhen  Mark 
geprägt;    und  in   dieser  Mark  260  Grän   feinen  Goldes   enthalten  seyn  sollen, 
d.  i.  at  Karat  8  Grän  (21V3  Karat),  also  1  Grän  weniger,  als  oben. 
c)  Neuere  Jliuntg'esetze  für  die  preufs.  Staaten t  Yerordn.  v.  i3.  Dec.  1811,  dieEin- 
schmelsung  der  Scheidemünze  betr.    Bekannfmachung  v.  25.  März  1812,  entbal* 
teud  einen  Tarif  der  franz.  Münzen,  in  (CLKT%'HA52r*s)  Aphorismen,  S*  ,i73-  Ver- 
ordn«  ▼.  a8  Febr.  1816,  enthaltend  e.  Tarif  fremder  Geldsorten,  u.  ▼.  3o.  Sept. 
1821;    in  der  Gesetzsamml.  für  die  Preufs.  Staaten,  181t,  S.  373;  1816,,  S.  118; 
i8ai«  S.  159;  auch  in  (CLCTBVAifif's)  Materialien,  S.  389,  4^^  u*  4<o*    Cabinets- 
Ordre  ▼.  25.  Oct.  1621,  in  d.  Gesetzsamml.,  1821,  S.  184,  n.  in  den  Materialion, 
S.  44^  —  Bekanntmachung  wegen  des  Werths  ^em^r  Geldsorten  gegen  preuCs« 
Geld,  mit  e.   Vergleich ungsTabelle,   v.   27.  Nov.  1821,  in  d.  Gesetzsamml.  1821, 
S.  190,  u.  in  den  Materialien,  S.  444*    Klübkr's  Münzwesen,  S.  24  ff* 
d)  Durch  das  Gesetz  ▼.  3o.  Sept  1821,  ward  die  Ausmünzung  von   V131  V3,  V4  u. 
Vi  Thalerstücken  eingestellt,  aber  diejenige  der  V^  beibehalten.    Zugleich  ward 
eine  neue  Münssorte  als  Scheidemünze  eingeführt,  Säher ß^oschen  genannt,  jeder 
in  12  Pfennige  getheilt    Davon  gehen  3o  ganze  und  60  halbe  anf,  einen  Tbaler, 
aus  der  3%lÖthigen  Bilbergattung  (3  Loth  10  Grän);  so,  dafs  darin  die  Masse 
(Billon  in  dem  Gesetz  genannt)  aus  2  Thcilen  Silber  und*7  J'heilen  Kupfer  be, 
steht,  und   die  Mark  fein  zu  16  Thaler  (24  Gulden)  ausgemünzt  wird,   sonach 
in  3o  Stücken  (oder  in  60  halben  Sgr.)  ein  Loth   feines  Silber    sich  befindet, 
statt  daCii  in  einem  Thaler  preussisch  Courant  1V7  Loth  feines  Silber  enthalten 
&ind«    Gegen  preussisches  CourantGeld   hat  sjso  diese  nette  Scheidemünze  einen, 
mindern  Werth  von  12*/^  pro  Cent.    Beabsichtigt  ward  damit,  eine  neue  Mäm- 
Berechnungsart^  zunächst  für  die  öffentlichen  Gassen,  und  mit  der  Zeit  auch  für 
die  Einwohner,   denen  im  Privatverkehr  jede  bisher  erlaubte  Berechnungsart, 
durch  das  Gesetz  ausdrücklich  auch  fernerhin  gestattet  ward.    Cabinetsordre  v. 
35.  Nov.  1826,  wegen  wirksamerer  Verbreitung  der  neuen  Scheidemünze  in  den 
wcstL  Provinzen,  in  der  Gesetzsamml.  S.  11 5.   Vergl.  die  Bemerkungen  in  den 
ftngef.  Materialien,  S*  427  ff.  u..  G-   B.  ^Loos  Samml.  einzelner  Aufsätze  über 
Gegenstände  (ie^  Müiizwesens,  Heft  1  bis  3.   Berl.  1823.  8.    Hannover.  Magazin, 
1824J  St.  65,  66,  83  u.  84.    Ki.üBER*s  Münzwosen,  S.  28  ff.,  32 ,  39,  83  u.  i56. 
0  In  der  Hannover.  Gesetzsammlung  v.  i834v  Abth.  I,  Num.  8. 
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4/    Der    tO*/n    oder    ungejdhr    24y^GulaenFuss ,    bei    hrahanUr 
Kronthalern,      i)  24GuldenFusi,     S)   Ferbreitung    des 

Conventions  S'^  Sterns» 

IV)  Im  Widersprach  mit  der  gesunden  MünzPolitilc ,  und  mit  den  ei- 
genen, Torla'ngst  angenommenen  Grundsätzen  des  ConTentionsSjstems ,  bil- 
ligte der  oberrheinische  Reickskreis,  daixdi  ein  £diclyom5i9«Apnl 
1793,  einen  soVi«  oder  (nach  der  Zäblangsart  des  s4Goldeaf«fiws ) 
94*^100  GnldenfufSf  indem  er,  auf  ostreichisches  Ansinnen  in  dem  dama- 
ligen Beichshrleg,  dem  (seit  1755  üblichen)  brabanter  Thaler  oder 
Östreichisch-niederländischen  Kronthaler  (doch  ohne  zogleicli 
der  halben  und  ViertelKronthaler  zu  erwähnen)  für  a  Gulden  4s  Kreozer 
d«s  94 Guldenfafses  Umlauf  gestattete  a);  während  demselben,  adbn  ia 
•einer  rollliomnienen  niederländisch-gesetzmäsigen  BeschafFepheit,  nur  ein 
Ziihlungswerth  von  a  Gulden  38 Vs  (eigentlich  38^  Vi 9)  Rr^zer  des  a4  G&I* 
denfofses  zuhommt,  und  er  darum  auch  in  den  ostreichischen  Staaten  selfaft 
nur  auf  so  hoch,  auf  3  Gulden  1  a  Kreuzer  (2  V^  Fl.  des  so  Goldenfafseä), 
in  dem  Königreich  Hannover  seit  dem  26«  Nov.  i8i3  auf  t  Thalar  it  Gro- 
schen 6  Pfennige,  in  dem  Königreich  Sachsen  seit  dem  27.  April  1816 
auf  nur  1  Thaler  11  Groschen,  in  Preussen  seit  dem  27.  Nov.  1821  aof 
a  Thaler  i5  Silbergroschen  2  Pfennige,  fort'während  tarifirt  ist  Doch 
ward  bei  jener  Werthbestimmung  des  brabanter  Kronthalers,  die  Beibe- 
haltong  des  CooventionsFufses  im  Uebrigen,  ausdrücklich  für  unabanderiidi, 
mkhin  jene  nur  für  eine  Ausnahme  von  der  Regel  erklärt.  Durch  ein 
Edict  vom  14.  Mai  1798,  erklärte  auch  der  kurrheinische  Kreis  sein« 
Uebereinstimmung  mit  den  Bestimmungen  des  oberrheinischen.  Seit  Auf- 
losung der  teatschen  Reichsverbindung,  prägten  auch  Baiern,  Wir t cm- 
berg,  Baden,  GH.  Hessen,  Nassau,  SachsenGoburg  imd  Wal- 
deck, alle  ohne  Anzeige  des  MtlnzfuSses,  Kronthaler,  die,  auf  einen 
äussern  Werth  von  2  Gulden  4^  Kreuzern  gesetzt,  laut  amtlicher  Münz- 
proben,  etwas,  niehr  od^r  weniger,  geringhaltiger  sind  als  der  brabanter 
Kronthaler,  mithin  einen  noch  hohem  als  ^i^^\^  Guldenfuls  bilden^]; 
so,  dafs  das  Versprechen  einer  Zahlung  in  brabanter  Hronthalem,  dtirdi 
2Sahlung  in  Kronthalern  anderer  Art,  in  geringhaltigeren,  su  demselbea 
äussern  Werth  wie  jene  gerechnet,  nach  strengem  Recht  füi*  gehSrig  er- 
füllt nicht  zu  achten  wäre.  Auch  sind  Wirtemberg  und  Baden,  bei 
Yon  ihnen  nach  Auflösung  der  Reichsverbindung  geprägten  Ein-  ojui 
ZweiguldenStucken,  und  bei  badischen'  EinhundertkreuxerStu- 
cken,  ungefiihr  dieser  Art  von  Münzfufs  gefolgt  «)«  Dageg  n  findet  man 
keine  unter  ostreichischem  Stempel  geprägte  Kronthaler,  deren  Jahr- 
zahl neuer  wäre,  als  die  von  Oestreich  an  Frankreich  erfolgte  Ablrctuug 
seiner  Niederlande.  Y)  Der  so  genannte  Vier-  und  zwanzigGulden- 
fufs  ist  kein  iMünzrurs;   er  ist   eine  höhere   Zählungsart    der  nach  dem 


IV   Abschnitt«    MfinzRegaL  040^ 

ionveotions-  oder  ZwanzigGaldenfufs  geprägten  Münzen,  atiter  ErhShiing 
tres  äufsern  Zahlungswei^thes'  um  20  pro  Cent,  also  nach  dem  Yerhaltnifs 
on  5  zu  6  oder  von  20  zu  24  ($•  437).  Er  ward  seit  der  -um  die  Mitte 
es  18.  Jahrhunderts  eingetretenen  Münzverwirrung,  im  gemeinen  Yeriiriiri 
att  des  reichsgesetzlich  vorgeschriebenen  iSGuldenfnfses ,  hanptäwichliGh 
i  oberteutschen  Landern,  zu  FrankPurt  a.  M.,  am  Niederrhein,  und  in 
iiem  Theil  ron  Westphalen  <^,  üblich*  Er  ward  daselbst,  der  Gewohn- 
eit  wegen 9  auch  dann  noch  beibehalten,  als  nach  dem  2oGuIdenfufs  ge- 
lÜDzt  ward,  indem  -man  die  nach  diesem  geprägten  Münzen,  im  Yerbehr 
ach  dem  24Guldenfufs  zählte  ($.  427),  und  neben  dem  letzten  hie  and 
a  auch  den  2oGuldenfurs ,  besonders  bei  Wechselpreisen,  gehratichte» 
1)  Am  weitesten  verbreitete  sich  in  Teutschland,  auch  in  der  Ans» 
nünzung,  der  ob.en  (§»  4^7)  gemeldete  Conventions-  oder  Zwaazig- 
loldenfufs,  theils  in  der  eigenen,  theils  in  der  Zählungsart  yor  24  Gül- 
len «);  und  in  dem  grossen  Handelspublicum  des  Auslandes  hat  er  .nel- 
iiliriges  Ansehen,  Zutrauen  und  feste  Werthbestimmung  erlangt.  Micfat 
>lofs  darum,  auch  wegen  der  Echtheit,  Bestimmtheit,  Zweckmäsigkeit  und 
U>geschlossenheit  seiner  Grundsätze,  wäre  allgemeine,  vollständige  Annahme 
ud  gewissenhafte  Beobachtung  desselben  zu  wünschen  gewesen/). 

0  (F.  J.  Glxtvmans)  Ueber  das  Münzwesen  (Frankf.  a«  M.  i8(»*  8»),  S*  ao  ff« 
Ebendes^.  angef.  Aphorismen,  S.  176,  i83  fL    Mendess,  Materialiea,  S*  9^«  377fr. 
^  ff.     Die  angefitbrten  Bestimmungen  zweier  Reicfasl&reise  erfolgten,  während 
des  Reidiskriegs ,  auf  Antrag  der  bei  ihnen   accreditirtea  römisch-kaiserl.  Ge- 
sandten.   Sie  föhrten  an:  da  der  damals  in  SudTeutschknd  häufig  umlaufende 
iranzösifiche  6  Livre-  oder  Laubthaler,  der  nach  Mflnzproben  im  Goavenlions- 
Fufs  nnr  a  Fl.  4a  Kr.   (zu  hoch  geschaut!)  werth  sey,  in  beiden  Kreisen  für 
1  Fl.  45  Kr.  angenommen  werde,   so  sey^es  billig,  nach  demselben  WertbTcr- 
hältnifs ,   den  brabanter  Kronthaler  auf  a  Fl.  4a  Kr.  zu  tarifiren.     War  der 
Werth  des   Laubtbalers  im  Yeriiehr   zu  hoch  gesetzt,  so  hätte  man  Ihn  durch 
Krebsehliisse  und  Landesgesetze  herabsetzen,  oder  vielmehr  a^s  fremde  Gald- 
sorte  ganz  terrnfea  sollen.    Durch  den  dem  niederlandisehen  Kronthaler  beige- 
legten anftern  Werth  von  a  Fl.  4a  Kr.,  ward  derselbe,  im  Vei^hältiairfl  zu  Con- 
▼entionsGeld,  um  mehr  als  a  pro  Gent  zu  hoch  tarifirt    Er  ist  geprägt  aus. der 
^3"/m,  d.  i.  'Viooo  ^ein  haltenden  Silbe  >gattung,  und  97,  Stücke  wiegen  1  wiener 
Mark,  mithin  v^Vxa  Stücke  eine  cölnlsche  Mark.    1.  WAeaaa's  Anleil.  zur  Be- 
rechnang  der  Kronen-  oder  brabanter  Thaler.  Leipz.  i8o3.  8.    Danach  berechnet 
sich  der  Werth  des  brabanter  Thalers,   im  Verhältniis  zu  den  Gomtenti^ns- 
oderaoGuldenfuGi  aufaFI.  laV^^Kr.,  oderaFLSSVi^Hr.  des  a40uldenf«tes.  Jn- 
defs  hat  Oestreich.  in  seinem  MünzPatent  vom  37.  Juli  1816,  denselben  geseUt  auf 
ntiraFLjaKr.oderaFl.SdVs  Kr.  —  Nach  Auflösung  des  teutschen  Beiehs  ward 
in  verschiedenen  Bundesstaaten  der  Werth  des  hrabanter  Thalera  durah  Gesetze 
^stimmt     Man  s.  oben  im  §.    In  den  königl.  säeksisehen  Valri^ousTabenen  t. 
^.  Apr.  1816  u.  5.  Apr.  1837,  ward  der  brabanter  (auch  der  baierisehe)  Krön. 
Thjder  gesetzt  auf  i  Thaler  1 1  Gr.  des  aoGuldenCuIses ,  d.  i.  a  Gulden  ^%  Kr. 
rheiiuich  oder  des  a4Guldenfufaes.     Aphorismen,  &  38  u.  i83ff    In  der  |»r«ii#- 
iiickßu  Verordn.  v.  a8.  Febr.  1816,  ist  er  valvirt.auf  iVi  Thaler  preuDI.  CSour., 
«nitfain  14  Thtfkr  für  a4  Gulden  gerechnet^  auf  a  Gulden  34.V7  Kr.  des  a4Gul* 
denfuiteB;  hingegen  iik  der  VergleichungsTabelle  bei  der  pr^ufs.  BekaammaiAting 
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T,^7.  Nov.  1891,  auf  1  Thaler  i5  Silbergroschen  a  Pf.  (iV»Tblr*  Cour.  iLiPt) 
Materialien,  S<  4^7  u.  449*  ^^'^^  CabinetsOrdre  ▼.  10.  Mai  1828  rerordnete  die 
Annahme  der  brabanter  Kronthaler  bei  öffentlichen  Gassen  der  westlichen  Pro- 
Tinsen  su  obigem  Preis,  aber  sugleich  die  Ablieferung  der  eingegangenen  u 
die  'Münse ,  und  dafs  bei  Strafe  Niemand  diese  Geldsorte  b6her  als  oben  gt- 
meldet  ausgeben  dfirfe.  KUfaFB^s  Münawesen,  S.  58  u.  169.  —  Otorekkückt 
Verrufung  von  andern  als  brabanter  Kronthalern,  unten  %  43o,  e. 

h)  Hi.VBza*s  Münzwesen^  S.  54  if.  Von  Baiern,  unten  V  43 1,  e.  —  Nacb  amilicheB 
Proben  ergibt  sich  folgender  Wertb  dieser  nirht-Arabanter  Kronthaler,  im  Vrr- 
hältnifs  au  dem  aoGuldenfufs,  nach  der  Zahlungsart  des  so  genannten  24GUI- 
denfufses.  Der  hai^risekt,  a  Fl.  S7V4  Kr.  (5  Francs  66  Cent,  nach  der  pariser 
Muasprobe);  der  grofsbereogl.  hessische,  9  FL  dy'^^/ijoo'Hr.;  der  waldeeiisdit, 
%  Fl.  337«  Kr.  Das  Stück  zu  a  Fl.  4>  ^i*-  berechnet,  ergibt  sich  auf  100  \\ 
in  solcher  Geldsorte,  gegen  ConventionsGeld  ein  Verlust,  bei  badistAm  Kron- 
thalern von  a^Vso  Gulden ,  bei  nassauischen  1  '^/ioq  Gulden.  Der  hrahauter  oder 
niederländische  Kronthaler,  gesetr.mäsig  ausgemünzt,  hat  einen  Werth  von  1  Fl 
38'X  ^^-  Kl^bsb  a.  a.  O.,  S.  5a,  56  u.  a8i.  —  Oestreich  hat  alle  nicht  nieder. 
ttadttchcn  Kronthaler  verrufen.  Unten  %.  43o,  Note  e. 

c)  Ungefähr  nach  dem  oben  angegebenen  a4*yiooFufs,  sind,  ohne  Anaeige  des  Müu- 
fttfses,  grofsherzoglich -^a^iVc/10  EinguldenSluche  von  1821  und  ZweiguldrnStöck 
von  i8a5  gemünzt,  die  für  1  und  1  Gulden  des  a4GuIdcnfufscs  umlaufen,  ric 
hadisches  £inguldenStück  ward  356a  Richtpfennige  schwer,  und  la  Loth  fein  gr 
fluiden,  also  dabei  die  feine  Marh  cölnisch  au  a4'/it  Gulden  ausgebracht  Die« 
Geldsorte,  in  dem  erwähnten  Zahlungswerth  angenommen,  gibt,  im  VeriiäUnil» 
"  SU  M&nzsorten  nach  dem  Conventionsfufs  einen  Verlust  von  aVss  pro  Gent.  ^ 
ilfrcAtfZwciguldeaStüekeTon  i8a5,  gehen  9'? Viooo  auf  eine  cölnische  rauhe;  n'^Vi« 
auf  eine  feine  Mark,  es  hat  also  das  Stück  einen  innem  Gehalt  von  1  R 
W*»/,ooo  Hr.,  welches  an  100  Fl.  einen  Verlust  Ton  a  Fl.  ^^^Vxot»  Kr.  thuL  - 
Auch  WirtevtAfvf  hat  ZweiguldenStücke  geprägt  Davon  gehen  auf  die  ranke 
cölmtciie  Mark  9'^Viooo  Stück,  auf  die  feine  ia*^Vioi»  Stück,  vrelche  ausgeprägt 
ist  au  14  Fl.  a8  Kr.  i^^Vxooo  P^m  «•  hat  also  das  Stück  an  innerem  Gefaalt  iH. 
^^'Viooo  Mr.,  welches  aii  100  Fl.  einen  Verlust  thut  von  1  FL  56*Vioflo  R'- ' 
Ein  badtseker  EinhundertKreuzerThaler  (1  Fl.  40  Kr.)  von  1819,  ^iegt  5^ 
Richtpfennige,  und  es  gehen  la**^/^  Stücke  auf  die  rauhe  Mark,  in  dem  Fein 
gehalt  von  14  Loth.  Demnach  gehen  14^*^7«  Stück  auf  die  feine  Mark,  and  i»t 
ein  Stück  im  a4Guldaifufs  werth  t  Fl.  37ViaoKr.  Zu  1  FL  4oKr.  aufgcsebeo, 
ergibt  aich  dabei,  gegen  ConventionsGeld,  ein  Verlust  von  3  FL  49  Hr.,  welches 
ian  100  Fl.. 3  FL  17' 'i  Kr.  oder  beiläufig  a*/,  pro  Cent  beträgt.  Auf  der  Wap- 
penseite  ateht:  «Ein  Thaler  au  looKrar.  imKronenthalerFuft».  Damit  istfrobl 
der  badische  KronthalerFufs  (die  carlsruher  Zeitung  v.  ai.  Jan.  1819  spn>i|( 
von  einem  «Kronthaler-  oder  a4Vii  Guldenfufs»)  gemeint,  welcher  weder  mit 
dem  brabanter  noch  mit  den  übrigen  genau  übereinstimmt.  M.  s.  oben,  Kote«-" 
Früher  schon  hatte  der  badlsohc  Mtinxrath  J.  G.  Diaaa  den  Vorschlag  getbao, 
den  circa  a4^4  Guldenfuls  als  NormalMünzfufs  anaunehmen,  jedoch  sogleirfadeB 
Kronthaler  auf  den  fiufsem  Werth  von  a  FL  38V2  Hr.  herabxusetaen.  Mas  ^ 
Seesen  Geschichtl.  Darstellung  des  alten  u.  neuen  tentschen  Münawesens,  u.  Vor- 
seblige  an  Gründung  e.  dauerhaften  Münaverfass.  in  den  t.  Bnnflesstaatea.  \^f>' 
mar  1817.  101  S.  8.  (Auch  in  Lunis's  Nemesis,  Bd.  D^  SL  3.)  Ekendess.  Vcr- 
liieidigang  dieser  Schrift,  nebst  c.  Anhang.  Mannh.  i8aa.  8.  Dawider  s.  m^" 
jedoch  die  Recensionen  in  der  Hallischen  allgem.  LiteraturZeitung,  1818  ^  ^ 
ftaä*— 640,  u.  i8aa,  Num.  77. 

»n  l>icaer  so  genannte  Miinafafs,  bekannt  auch  unter  dem  Namen  der  rheimsfkt» 
^iktMufr,  war  im  J.  1764  schon  im  Gang,  in  den  Ländern  der  fönf  0"  ^^^*' 
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wcMvi)  correstiondiretKleii  Reichs«  und  Kreisttande^  HurmaiiiB,  Hurpftfa«  Kurtrinv 
HeMeoDarmsUdr,  FranJifurt,  (CtsrintAvs's)  Materi^Uen,  8.  187.  KlObvb*«  Miilp- 
wesen,  S.  119  u.  140.  —  Franlfurt  ist,  durch  sein  lacrliantilisches  llebergewicht» 
in  weitem  Umlcreis  tongebend  für  Kaufmännische  Werthbestimmung  der  umlau- 
fend en  MQnsen. 

)  Vergl.  §.  497.  Verzeichnifs  der  Lilnder,  welche  das  ConrentioiMMÜfMsiystAii 
angenommen  hidien ,  bei  v.  Pbaitit  a.  a.  O^  S.  189  if.  und  in  (GzitTinuiiar't)  Ma«* 
terialien,  S.  461  ff.,  auch  in  FLdBKx's  Mün£liuiist,  S,  397  (E  Auch  Freua^en 
prägte  1794  u.  1795  ConventioftsTbalcr.  Hannover  führte  das  ConTentioosMuns- 
Sjrstem  ein,  durch  Verordnung  v.  1.  Oct.  1817.  Man  s.  oben  §-419^  Note  b. — 
Durch  ein  Patent  v.  1.  Nor.  iB^S  führte  Oestret'ck  dasselbe  auch  in  seinem  lom- 
bardisch'  venetiamsehen  Königreich  ein;  doch  mit  Unterschied  in  der  Silbergattting, 
SD,  dafa  s.  B.  ein  LireStfick  ewar,  eben  so  wie  ein  loKreuaerStüeh,  4Vf  OritB 
feinet  Silber  enthält ,  aber  nicht  wie  dieses  aus^  der  9Vj  löthigea  Silbergattuag^ 
sondern  aus  der  i4Vs  löthigen  (Vio  ^^s  16)  -geprägt  wird,  daber  35  Zwanxiger- 
stucke  eben  so  schwer  wiegen  als  54  LireStüche,  und  ein  LireStüch  wegen  des 
gleichen  Feingehaltes  eben  so  viel  werth  ist^als  ein  Zwanxigerstück ,  obgleich 
nel  leicbter  und  auch  kleiner  als  dieses.  H.  Franz  I.  polit*  Gesetze  ti.  Verordn., 
Bd.  5i  (Wien  i8i5.  B.),  S.  «na  ff.,  u.  der  MQnsTarif,  ebcndas.  S.  9^  ff. 

^)  Aber  so  ,  dals  nicht  nur  die  Mark  feinen  Silbers  für  den  durch  die  Con- 
Tcntion  bestimmten  Zahlwerth  geprägt ,  sondern  auch  die  verschiedenen  Geld- 
sorten nach  dem  vorgeschriebenen  Gewicht  und  Feingebalt  (Schrot  und  Korn) 
getnünzt  werden.  Zugleich  möchte  entweder  durchaus  gleichförmige  Conventions- 
mäsige  Werthbestimmung  des  Kronthalers,  oder  gänzlicher  Verruf,  desselben 
nöthig  sejn,  um  die  Miin^Anomalie  gründlich  zu  heben,  die  durcb  dessen  Um- 
lauf nacb  verschiedenartiger  Werthbestimmung  zeither  verursacht  worden  ist.  — 
Von  der  Verbreitung  des  ConventionsMünzsystems,  und  von  den  Mitteln  zu  Her- 
stellung der  Ordnung^  in  dem  Münzwesen  Teutschlands,  s.  man  die  angef.  Ma- 
terialien, S.  4^1  "47^1  u.  }(Li'BKn*s  angef.  Münzwesen,  wo  S.  257  ff.  ein  Plan  zu 
einem  Mdnzverein  teutschcr  Bundesstaaten,  bei  welchem  dieses  MQnzSystem  zur 
Grundlage  zu  nehmen  wäre. 

§•    429b.  •(346a} 

7)  Reiner  24y^  GuldenFuss. 

Vn)  In  den  von  dem  Jahr  id33  äti  zu  Erweiterung  des  allgemeinen 
teutschen  Zoll-  nnd  Handelsvereins  abgeschlossenen  Staatsrerträgen  ($.^413, 
c,  ly.)  ward  die  sofortige  Einleitung  besonderer  Unterhandlungen,  durch 
welche  die  contrahirenden  Regierungen  gemeinschaftlich  dahhi  -wirken  woll- 
ten, dafs  in  ihren  Landen  ein  gleiches  Münz-,  Maas-  und  Gewichtsjstem 
Zar  Anwendung  komme,  in  Aussicht  gestellt;  die  Erreichung  des  so  wfln- 
schenswerthcn  Zieles  einer  allgemeinen  Vereinbarung  fand  indessen 
Schivierigkeiten  in  der  seit  den  neueren  Abweichungen  von  dem  Conven- 
UonsMunzsYstem  immer  mehr  hervortretenden  Scheidung  Nordteutschlands 
^on  Suciteufschland  in  Munzwahrnng  und  Rechnungsweise.  Im  Verfolg 
dieser  getheilten  Richtung,  bewirkte  die  durch  jene  VertrKgc  gegebene  Au- 
fgang zunächst  (i834)  die  Annahme  des  i4Thaler-  oder  diGuldenfufses 
in  Hannover,  Braunschweig  und  Kurhessen  ($.  42^)9  ^p^tet  abdr  (am  «sS. 
^^g«  »837,  zu  München)   den  Abschlnfs  einer  MunzConvention,'  mit 
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eiatr  beigafÜgtea  beioiiderii  Cebereinkaiift  über  die  Scheidenftoze 
ztriachen  Baiem,  Wirtemberg,  Baden,  GH,  Hessen,  Nassau  .und  Fnnk- 
ihrt,  der  im  Laufe  des  Jahi*es  i838  auch  HohenzolIernSigmaringen,  Ho- 
henzoUernHecliingea ,  SachsenMeiningen  und  HessenHomburg  beitntea. 
Yoraiugeschiclit  ward  in  dieser  Convention  die  Yer&icberang ,  dafs  durch 
sie  das  für  alle  sud*  und  nordteatsche  Staaten  des  ZolWereins  beahsicktigte 
Debereinliommen  in  keiner  Weise  erschwert  oder  entfernt ,  nefanelir  dk 
jetzige  Munzvereinbaning  der  sudteutschen  Staaten  so  sebr  als  möglich  ao- 
nabernd  an  das  Münzsystem  der  nordteutschen  Staaten  gebracht  werdeo 
•olle«  Für  die  <;ontrabirenden  Staaten  soll  der  Krontbalerfnfs,  jedoch  unter 
genaner  Einkaltuag  de«  a4V9  Guldenfufses,  als  gemeinscbaftlicber  Mooz- 
Alls  angenommen  werden^  die  Rechnung  nach  Gnlden  ssa  60  Kreoseni 
soll  nicht  nur  fortbestehn,  sondern  es  sollen  auch  die  Münzen  der  Galdeo- 
und  Krenzen^echnang  gemäfs  ausgeprägt  werden;  als  Hauptmunzeo 
werden,  yorbehaltlich  der  Bestimmungen  über  die  Ausprägung  weiterer 
Theilstücke  des  Gnldens,  angenommen,  ein  Gnldenstüch  zu  60  Krenzeili 
und  ein  halbes  Gnldenstüch  zu  3o  Kreuzern;  die  Ausprägung  gröberer 
Münzsorten  bleibt  der  Vereinbarung  mit  den  nordteutschen  Staaten  des 
Zollvereins  vorbehalten;  der  Silbergehalt  der  Hauptmünzen  wird  zu  %m 
und  der  Kupfergehalt  zu  Vio  des  Gewichts  angenommen;  der  Durchmesser 
wird  für  die  ganzen  Guldenstücke  auf  3o  Millimetres,  für  die  halben  Gul- 
denstüoke  auf  94  Millimetres  festgesetzt,  dieGrofse  des  Markgewichtes  (wie 
in  dem  preufsischen  Münzsystem)  auf  333,855  Granunen,  das  Bemediam, 
für  die  ganzen  und  halben  Guldenstücke^  auch  einzeln,  auf  Viotoo  ^^  ^^ 
gehalt  and  .auf  Vjooo  im  Gewicht;  eine  gegenseitige  strenge  *  Controle  ist 
angeordnet;  Devalvation  oder  Aussercurssetzung  der  nach  den  Grandsatieo 
der  Convention  ausgeprägten  Münzen  kann  nicht  Statt  finden,  jeder  Staat  hat 
aber  die  Yerbindlichkeit,  diese  Münzen  seiner  Zeit  wieder  einzuziehen  and 
nmzupragen,  wenn  sich  ergibt,  dafs  dieselben  durch  Abnutzung  eine,  u& 
Weg  künftiger  Yer^inbarung  nocb  festzustellende  Greifze,  der  Geiricbt- 
a]bnahme  überschritten  haben;  die  gemeinschaftliche  Scheidemünze 
soll  bestehen  in  Sechskreuzer-*  und  in  DreikreuzerStücken  von  SUber,  künf- 
tiglun  überall  auszuprägen  im  27  Guldenfuls;  der  Silbergehalt  derselben  wird 
auf  %,  oder  5Vs  Loth  in  der  Mark,  festgesetzt;  der  Durchmesser  der 
Sechskreuzerstücke  wird  zu  so,,  und  der  der  Dreikreuzerstücbe  zu  ijp 
Millimetres  angenommen;  das  Bemedium  beträgt  Viooo  an  Feingehalt  und 
'%ooo  a^  Gewicht,  beides  jedoch  nicht  am  einzelnen  Stück,  sondern  nur 
in  der  ganzen  Mark;  jeder  der.  contrahirenden  Staaten  macht  sich  verbind- 
lich, alle,  Tor  der  Vereinbarung  sowohl,  als  nach  derselben,  von  üud  g^ 
prägten  Seohs-  und  Dreikreuzerstücke,  auf  Verlangen,  gegen  oorsfiäige 
grobe  Münze  umzuwechseln,  die  zum  Umwechseln  bestinmite  Summe  darf 
jedoch  nicht  unter  100  Gulden  betragen;  die  Ausprägung  ron  Einkreazcr- 
fitücken  von  Silber  oder  Kupfer  und  der  Theilstücke  derselben,  bleibt 
dem  E|:ip^en  der  einiseli^n  Staaten  überlassen«  —  Von   der  im  Yerfoig 
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ler  dbenerwfthnteD  MünzConvention  der  südteutsGhen  Staatn  «piter, 
m  3o.  Jali  i838,  in  Dresden  abgeschlossenen  Convention  zwischen  allen 
er  zu  dem  «Allgemeinen  teatschen  Zoll-  and  Handels?ereini»  gehSrenden 
»taaten^  f.  oben  $.  419* 


§.  450.  (347.;) 

Siaai^hefugmsse  m  Ansehung  des  Bßinzwesens. 

Jedem  Souverain  des  Tentschen  Bundes  gebührt,  auch  in  Muncaachen: 
[)  die  Oberpolizei  «)  und  Gesetzgebung;  die  sich  wirksam  zeigen, 
In  MiinzEdicten  und  Patenten,  in  Bestimmung  des  Munzfufses,  und  der 
ricldsorten,  auch  ihrer  Abstufungen  (coupures),  damit'  bequeme  Ausglei- 
chung im  Verkehr  Statt  haben  könne  ^J,  in  dem  Verbot  des  Anfgeld^iels 
[Agiotage),  des  Einschmelzens  der  Münzen,  des  Eingangs  fremder,  und 
Jer  Ausfuhr  guter  Münzsoiten,  in- Festsetzung,  Erhöhung,  oder  Herabsetzung 
(Äbwurdigung  ihres  Zahlwerthes  (Valvatiohs-  und  neyalvationsTabellen ), 
in  Handhabung  der  Münzordnung  durch  fleifsiges  Wai*diren  (Probiren)  des 
omlaufenden  Geldes  durch  verpflichtete,  sachkundige  tmd  ge¥rissenhafte 
Münzwardeine,'in  Vermfnng  und  Einrufung  schlechter  oder  dem  geltenden 
Münzsystem  nicht'  angemessener  Münzsorten,  in  Verfügung  ihrer  Ummün- 
zung,  in  Beschränkung  des  Gold-  und  3iiberverkaufs ,  in  Bestimmung,  wie 
es  bei  Bezahlung  der  Geldschulden,  nach  einer  Münz  Veränderung,  soll  ge- 
halten werden  ^),  u.  d.  m.  In  dem  Münzwesen  kann  der  Rigorismus  kaum 
m  weit  getrieben  werden.  U)  Die  richterliche  Gewalt,  in  bürgerli- 
chen und  peinlichen  Sachen  der  bei  dem  Münzwesen  angestellten  Personen, 
in  Münzstreitigkeiten  und  Münzverbrechen  ^.  m)  Auch  steht  in  dem 
duröh  das  eigene  Staatsinteresse  bestimmten  Willen  des  Souverains,  aus- 
ländischen Münzen,  Staatspapieren  und  Papiergeld,  auch  Ijand-  und 
Scheidemünzen,  in  seinem  Lande  Cnrs,  mit  oder  ohne  Selbstbestimmung 
3ires  Zahlungswerthes,  zu  gestatten,  oder  zu  versagen  0»  IV)  Werden 
HuDzen  eines  Staates  von  einer  fremden  Staatsregierung^,  oder  nnter 
ihrem  Schatz  von  Privatpersonen  nachgeprägt  /),  geringhaltig  oder 
gleichhaJtig',  in  Friedens-  oder  Kriegszeiten,  etwa  während  feindlicher  In- 
^hang  ihres  Landes,  so  steht  ihr  dawider  'der  Gebrauch  der  Mittel  zu, 
welche  das  Völkerrecht  wider  Rechtsverletzung  unter  Staateti  znläfst  g). 

a)  BiusT,  137.     MosBB  von  Beiclistagageseh.,  i435.    Elender s,  von  d.  Landeshoheit 

in  Poliseisachcn,  396  ff.    v.  Bsbg's  Polizeirecht,  IIL  54 1. 
0  (CLmntAvs's)  Materialien,  S.  227,  4^^  ^-^  ^^  u.  34o. 
c)  Beispiele,  s.  in  Fabsb^s  StaatsGanzlei,  LXX.  543.  569.  092.  610.  61 5.  u.  in  Fabib's 

neuer  8t.C.,   X.  3A  XVL  410.  XVU.  282  flF.  3o3. 366  ff.  XXIV.  274.   XXVn.455. 

Von  dem  Königreich  Sachsen,  s.  v.  Röxzb's  kursächs.  Staatsr.,  IL  767.    Bönigl. 

Sachs.  ValvationsTabellcn  v.  27.  Apr.  1816  u.  6.  Apr.  1827.     Von  Kurbraun- 

schweig,  8.  Stbubsn,  Th.  ÜI,  Bed.  2.     Oestreich.  Müns Verordnung  v.  1.  Sept. 

1783,  wodurch  der  Zahlwerth  gewisser  Geldsorten,  sogar  über  den  Conventions; 
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Fufs  crlkalil  wird,  in  Bxvm  StMUk.,  IV.  191.  ^  Kete  und  fiUstke,  gtmghßn  uai 
u^gungbare,  trem(/(»iie  und  tmverrufene^  auch  kerabgesetste  oder  gtjallene  Müoi 
«orteu.  In  den  Östreichischen  Staaten  ist  die  Verfertigung  u.  der  Verkauf  toh 
MeUillahdrücken  cursirender  in-  und  ausländischer  MGnsen  Terbotea.  Hofliainineri 
Decret.  r.  12.  Juni  18149  in  K.  Franz  /.  polit.  Gesetsen  u.  Verordiu,  M.  Si| 
8»  «88.  —  Bei  eingerissener  Unordnung  im  Münswesen ,  ist  das  Cebel  selteo  m| 
ders  grundlich  su  heilen,  als  durch,  allgemeine,  doch  behutsame,  Verruf uog  lu»! 
Ummunsung  des  alten  Geldes.    Fi^öbkb's  Munskunst,  S.  63o  ffl  80t  if.  8S-. 

d)  Schriften  in  Hli/i^^'s  Lit  §.  i339.  Moseb*s  Justiz vcrf.,  L  704.  ns  BvHir  i^ 
rit  c.  3.  f.  16.  —  Die  teutschen  Beichsgesetee  eiferten  ivider  alle  Arten  to< 
Münzverbrechem^  wider  unberechtigte  Müncer,  Münxmeister,  die  pflichtwidrii 
münaen,  MunsfSlscher,  Granalirer,  Seigerer,  fiLingerer,  Bescbaeider,  Schwlcherj 
^Wäscher,  Schmelcer,  Abgielser,  Auswteger,  Auicieher,  Aufwechsler,  Ausfubrer  u.d{ 
BxusT,  S.  3o4— 369.  MosxH  a.  a.  O.  141 3.  —  Durch  genaues  JusUren  (§.  4i8.e 
wird  den  Hippen  (Abwägen,  Einschmelzen  und  Verhandeln  der  zu  schnein 
Munzstücke ) ,  durch  kunstvolles  Gepräge  wird  der  Verfälschung,  insbesonder 
durch  Rändeln  und  Ringgepräge  (Klübxb's  Mflnewesen,  S.  itS  u.  1,63  ff.)  winj 
dem  Kippen  (Beschneiden)  vorgebeugt/  so  wie  auch  6bt  faUchm  MÖmse.  Scnö- 
ua*s  Slaatsanz.,  XLVU.  3i5  f. 

#)  Oben  f.  4^«  9  *•  Mossb's  nachbarl.  Staatsr.,  383 — ^388.  Mossb's  Versuch  def 
neuesten  europäischen  Völkerr.,  VIII.  i5  S,  Rorsssr  recueil  de  memoires,  X^ 
56  f.  HLÜbFn,  droit  des  gens  moderne  de  l'Europe,  $.  73.  —  lu  Oestreick  irur 
den  alle  tiuerischen  Kronthaier  mit  ihren  Abthetlungen  verrufen ,  die .  ia  dea 
MfinaTarif  v.  1816  afs  gesetzmasige  Zahlungsmittel  nicht  aufgeführt  sind,  Hof- 
caneleiDecret  v.  14.  März  t8-io ;  in  Franz  /.  polit.  Gesetzen  u.  Verordn^  Bd.  4^. 
S.  71.  In  dem  Tarif  v.  27.  Juli  1816  (ebendas.  Bd.  44,  S.  «5?  u.  in  CLXTnaiss'» 
Aphorismen,  S.  191)  sind  aber  gar  keine  baier.  Kronthaler,  nur  k.k  östreichisciv 
niederländische  ganze,  halbe  u.  ViertelKronthaler  fßr  gesetzmasige  ZaUungsmitirl 
aneiiiannt,  Damit  wurden  also  die  baierisehen  ,  wirtembergisdien,  badüeken^  gro& 
berseglich-Ae^^cAtffi  und  nastamschen^  MLchäen-cobargiseken  und  waldecÜttkn 
Krenthaler  inagesanimt  stilbchweigend  yerrufen.  Dagegen  sind  in  dem  Müoi- 
Tarif  ßUr  das  lombardisch  -  venetianische  Königreich,  welcher  dem  bei  dem  «on- 
g^a  (•  angef.  Patent  r.  i.Nov.  i8a3  beigefügt  ist^  die  9^ baierisehen  Schwert-  oder 
Kronenthaler V  tarifirt  auf  6  Lire  60  Cent.,  d.  L  2  Fl.  ia  Kr.  im  toGulden- 
fufs.  — -  Hannover  Terordnete  1811 ,  dafs  die  neuen  kurhessiseken  V^  und  Vi  Tba- 
lerstiicke  in  den  dffentUeben  Gassen  nicht  angenommen,  auch  im  Handel  oa^ 
Wandel  fir  ConventiousMünae  nicht  ausgegeben  werden  sollen*  HaABÖTCr.  ßt* 
setasaifiml.  181«,  L  Num.  i^5, 

/)  Beispiele,  ausser  dem  oben  §.  4^4)  s«  angeführten,  liefert  die  neuere  Müns- 
geschickte.  Im  J.  1819  oder  i8ao,  wurden  in  Mexico  die  französbcfaea  Fütf- 
Frankenstücke  nacfhgeprägt. 

g)  K&9BBB,  droit  des  gens  moderne  de  TEurope,  V  73i  «3i  et  suir. 


§♦    431*  (547«».) 

Das  MünxRegaly  kein  lucratives*    Schlagschaix. 

I)  Da  die  Hauptmasse  des  Geldes  bestimmt  ist,  nicht  bloPs  in  (iem 
inlandisclieD,^  sondern  auch  in  dem  Welthandel  als  Ansgleiehuogsmittel 
au  dienen  ($•  4»5)i  so  sollte  diese  Bestimmung  Hauptgesichtspunct  seyo 
hei  der  Gesetzgebung  und  Aosmunzungi  als  Waffe  gegen  Geirinnsuc^^ 
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fAnzfchier  und  IsoIirungsLost.  Namentlich  sollte  das  Munzwesen  sni  einem 
icratiren  Begal,  zu  einer  Quelle  von  directem  Finanzgewinn  («Mer- 
inzei»),  nirgend  herabgewürdigt  werden  «);  denn  nichts  ist  wirksamer  als 
Jilechte  Münze,  den  Glauben  an  die  Rechtlichkeit  einer  Staatsregierung 
n  In-  und  Ausland  allgemein,  bis  in'  die  untersten  Yolksclassen,  zu  Schwa- 
ben oder  zu  vernichten.  II)  Vntadelhaft  ist,  und  zugleich  nützlich  zu 
erhütung  gewinnsüchtiger  Einschmelzung  guter  Münzen,  der  Präg-  oder 
chlagschatz  ^);  eine ,  bei  der  Ausmünzung  -  in  Rechnung  gebrachte, 
ergütang  nur  der  unvermeidlichen  Münzkosten  c ),  bei  kunstmäsiger,  mog- 
chst  wirthschaftlicher  Betriebart  der  MünzFabrication  ^.  Verwerflich 
ingegen  ^äre  ein,  nach  Abzug  des  Siihlagschatzes,  mit  Absieht  oder  durch 
*ehler  in  der  Ausmünzung  erlangter,  merklicher  Ueberschufs,  als  rei- 
er«  wohl  gar  in  Vorschlag  gebrachter  FabrikGewinn  für  die  Staatscasse  ')i 
on  Einigen  übel  und  mit  Unrecht  MünzRegal  benannt 

)  G^en  das  Finanziren  des  MünzRegals,  auch  durch  Ferpadtitmf^  der  Müosge- 
rechtiglieit ,  eifert  scbon  der  Reichsabschied  von  iSyo^  §•  i33.  Mau  s.  auch  das 
kais.  MünzEdict  t.  1759,  §.  11  u.  £>  PüTtsa's  instit,  juris  pubL  gepn^  %•  34t 
u.  346.  (Ci.sT9XAvi!r*s)  Materialien,  S.  «44-  —  Durch  Prägung  geringhaltiger 
MOnse,  gewinnt  die  Staatscasse  nur  bei  der  ersten  Ausgabe  derselben,  also  nur 
nnmal  und  sdmell  vorübergehend ,  bringt  aber  sich  selbst  und  die  Nation «  im 
Verliehr  mit  dem  Ausland,  foriwährend^  mithin  unzähli^emal %  in  Schaden;  denn 
Hern  Ausland  mufs  Alles  auf  da^  Wenigste  um  so  yicl  theurer  besahlt  werden^ 
ab  das  inländische  Geld  geringhaltiger 'ist  als  das  ausländische. 

^)  Von  dem  ScAla^schaiz  ^  in  t.  Reichsgesetzen   auch  MÜnserlolin   genannt,  s.  HlS.  * 
Bm*s  Münzwesen,  98  —  11 5.  10  u.  18a.    Ebendess,  neue  Lit.  des  Staatsr.,  S.^^o,^ 
J<  6.  BtJscH  über  den  Schlagschatz;   in  dessen  Sämmtl.  Schriften  über  Banhen 
und    Munzwesen,    S.  664  ff.     Flörhs's  Münzkunst,    S.  3oa  u.  f.  611  —  658. 
(CLsnrmAKN's)    Materialien,  S.  944   "    ^56  u.  795.     Schlözkb  a.  a.   O.  3l5  f. 
T.  Praun,  S.  9  £P.    MosKR  von  Reichstagsgeschäften,  i43i.    G.  H.  Birsx*s  Handh. 
der  Geldkunde,  I«  69.    Sat  traite  d'^conomie  politique,   liv.  11,  eh.  4?  u.  In  der 
teutsch.  Uebersetzung  e.  Anmerk.  v.  L.  H.  Jacob,  Th.  H,  S.  468  — 49<>«  -"  Von 
den   Kosten  der  Jwumüntung  handeln,   Fiörbx  a.  a.  O,   S.  63?  ft    Bvsx  Kennt- 
nisse u.   Betracht,  des   neuern  Münzwesens,  Th.  I,   S.  194  ff*     Storch,  cours 
d*economie,  politique,  T.  VI,  Note  11 ,  u.  KLinixR  a.  a.  O.    Die  beste  Auskunft 
darüber  —  bei  Hu\sch,   VIR.  «77  ff.  u,  in  den  angef.  Aphorismen,  S.  63  ff.  — 
liat  Teutschland  Oestreich  zu  verdanken.    Zwanzig  Kreuzer  des  üo  GuldenfVifses 
für  die  cöln.  Mark  feinen  Silbers,  sind  im  Durchschnitt  hinreichend,  die  Kosten 
der  Ausmunzung  einer  cölnischen  Mark  feinen  Silbers,   in  allen  Geldsorten  des 
GonventionsMünzfufses  sicher  zu  decken.    Anerkannt  ward  solches  stillschwei- 
gend in  der  Convention  v.  1753,   ausdrücklich  in  dem  Münzverein  fünf  ehema- 
liger teutscher  Reichsstände   v.    1765,    Absatz  9,  und  noch  Jetzt  in  der  Praiis. 
Zu  Wien  bietet  fortwährend  das  Münzamt,  laut  öffentlichen  Anschlags,  Jedem, 
der  eine  feine  wiener  Mark  Silber,   in   einer  Silbergattung  von  i3  Loth  6  Gran 
und  darüber,  liefert^  eben  so  viel  feines  Silber,  durch  Zahlung  mit  Conventions^ 
ThaUrn  oder  20  Kreuzerslücken  ^  mit  einem  Abzug  von  mehr   nicht    als  34  Kreu- 
ser  für  jede   feine  wiener  Mark,   welches  gleichviel  ist  mit  30  Kreuzer  des  ao 
Ouldenfufses  für  die  feine  cölnische.Mark.    Vergl.  Oestreich.  HofkammerDccret 
«•  ^4-  Juni  i8ao;  in  Franz  I.  polit.  Gesetzen  u.  Verordn.,  Rd.  48,  S,  i35.  (CLVTif- 
iiA3rs*s)  Aphorismen,  S.  62  —  68.    Ebendess.  Materialien,  S.  244«  ^^^  u.  396  ff* 
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--  Zu  wdcbem  Preit  die  fransoMschen  MünstUStten  dai^gd>nc1itei  Gold  ui4 
Silbef  gegen  Geld  eintauschen,  8.  in  dem  Annuaire  pour  l'an  de  i8s8,  par  U 
Bureau  des  Longitudes,  p.  4^,  u.  in  d.  Aphorismen ,  S.  59. 

c)  Den  SchtagscJuUi  TerschafTen  manche  Münsverwaltangen  sich  durch  TerbSltnilk- 
mSsigen  Mindergehalt  der  Münsen,  also  durch  Ueberschub  des  ZablWerte 
der  Mfinaen,  über  den  in  diesem  Werth  berechneten  Preis  der  dasu  Terw«s» 
deten  Metalle.  Echten  Grundsätzen  folgend,  thun  andere  es  dadurch,  dats  ui 
für' die  feine  Mark  des  sum  Verkauf  dargebotenen  edlen  Metalles  nnr  denPrclJ 
bewilligen,  der  sich  ergibt,  wenn  man  an  dem  Betrag  desjenigen,  wofür  die 
Mfinxstätten  in  gemfineten  Geldsorten  die  Mark  dem  Publicum  liefern,  so  rn^ 
aber  auch  nur  so  viel,  absieht,  als  erfordert  wird,  die  Mflnakosten  sicher« 
decken.  Denn  der  Preis  des  Silbers  rfickt  immer  demjenigen  nach,  wekw 
dafür  in  dem  gemünzten  Zustand  su  erhalten  ist  (CutTirKANii's)  Matern)!«, 
S.  255,  4^9  3^^9  3^3.  Kllseb's  Münswesen,  S.  107  ff.  276  u.  110.  —  Die  Müm- 
geset£e  von  Grotsbritannhn  ei^anntcn ,  seit  der  Parlament  Acte  Ton  i683  bis  li 
das  J.  1816,  keinen  Schlagschats,  sondern  die  Regierung  bestritt  ans  der  Staate 
casse  die  FabricationsKosten  der  Mfinse,  unter  Verbietung^  der  Ausfuhr  aO» 
M finden ,  nicht  aber  der  rohen  Metalle.  Bifscn  a.  a.  O.  Flöbbb  a.  a.  0.,  S. 
6tö  ff.  Aber  eine  königl.  Verordu.  t.  aa.  Jun.  1816  (in  P.  F.  Scnvuai's  niederl 
«.  grofsbrit  Mansgesetsen,  Frankf.  18)7,  S«  438  ff.)  verfiigt,  dafs,  nach  einoa 
bekannt  su  machenden  Tag ,  Silbermunsen  und  Stangensilber  (Standard-  oder 
Probesilber,  Bullion)  in  die  Münse  gebracht  werden  können,  um  narb  dm 
Fufs  Ton  66  Schillingen  per  Pfund,  TroyGewicht  («Pound  Troysv)  gesetni«^ 
gen  Silbers,  11  Umsen  %  Pennyweights  fein  (teutscb:  i4Vs  Lioth  feinX  gepr^^t 
EU  werden,  wovon  6a  SchilL  per  Pfund  dem  der  das  Silber  bringt,  und  4  Schill. 
Itir  Legirung,  Abgang  und  Pragekosten  surückbehalten  werden  sollen,  die  lu 
den  PrHgkosten  au  verwenden ,  der  etwa  sich  ergebende  Ueberscfaufs  aber  dm 
coasolidirten  Fonds  susuwenden  sey.  Ein  unrerhältniismasiger  Scfalagscbati, 
Ton  6V«j  pro  Ont,  von  den  ausgemfinst .werdenden  Summen!  während  Frasi* 
reich  bei  Silbermünzen  mehr  nicht  als  1V1  Vo«  l>oi  Gold  nicht  völlig  Vs  VsT' 
stattet.  (Clxtbvasn's)  Aphorismen,  S.  6a  u.  94.  Zugleich  ein  neuer  Benei». 
dafs  England ,  der  Klugheit  gemäfs ,  das  Ausniünsen  in  Silber  nicht  eu  bclör 
depi  trachte,  während  Teutschland  solchem  den  Vorsug  vor  dem'Coldprjgni 
gibt,  weil  hier  Silber  durch  die  Bergwerke,  dort  Gold  durch  den  Handel  zu« 
HauptMünametall  wird.  Jene  Verordnung  erklärt  (Art  11)  bei  Zahluogen,  die 
40  Schillinge  übersteigen,  die  Goldmünzen  fiir  das  einzige  gesetzmäsige  ZabluAgv 
mittel,  die  Silbermünzen  aber  (Art.  la)  nur  bis  zu  dem  Belauf  von  40  ^^^' 
lingen ,  so  dafs  Niemand  schuldig  ist ,  bei  Zahlungen  mehr  als  4^  Schilllage  io 
Silber  anzunehmen.  Schuuv  a.  a.  O. ,  S.  4^6  ff.  u.  476.  Die  gesetzliche  Pro- 
portion zwischen  Gold  und  Silber,  ist  jetzt  in  England  wie  1  zu  i4''*^/W 
Ebendas.  S*  479*  Dort  prägt  die  Begier ung,  ungefähr  seit  1816  (früher  scboi 
unter  Heinrich  VBL  i54o),  in  Gold  Sovereigns  zu  ao  Schillingen  (eine  GuinM 
hat  ai),  und,  nach  einer  Verordn.  vom  Juni  iBaS^  doppelte  Sovereigns  uod 
Goldstücke  von  5  Pfund  Sterl. 

d)  Der  Kostenaufwand  der  MünzFabrication  steht  im  Verhältnirs  mit  dem  ArbeitlofaB 
und  der  Vollkommenheit  der  Münzwerkzeuge.  Man  s.  FlÖbhs  a.  a*  0-  ^ 
vollkommensten  und  am  wohlfeilsten  arbeitenden  Münzmaschinen  Terdankt  mUi 
seit  1788,  dem  englischen  Mechaniker  und  Münzfabrikanten  BouLTOir  ku  Sobo 
bei  Birmingham  (KLtBsa's  Münzwesen,  S.  100),  u.  seit  i8a9  dem  Tischler  und 
Mechaniker  Joseph  Hbbbst  zu  Wien.  Allgem.  Zeit.  v.  aa.  Dec.  i83o,  ausserord. 
BeiL  a4a  u.  a43-  —  Ist  in  der  neueren  Zeit  der  Arbeitlohn  gesteigert,  90^^ 
dagegen  die  Arbeit,  durch  die  Vervollkommnung  der  Münzmascbinen,  bedeo- 
lead  gemindert. worden. 
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In  dem  FloaiisEtat  von  Baiem  für  18'%,,  kamen  8000  Fl.  als  MAnzg^umm  in 
AnsaU.  Man  prägte  dort  seit  1809,  damals  auf  Bitte  des  augsburger  Handels- 
standes, Kronthaler,  die,  bei  einem  äussern  Wertb  von  a  Fl.  ^%  Kr.,  einen 
ungefähr  24 Vs  Guldenfufs  ausmachen,  und  sog  von  180^  bis  i8*Vi6  9  ^^  einer 
Ausmfinsuiig,  in  Gold,  SUber  und  Kupfer,  ron  etwas  mehr  als  3o  Millionen 
Gulden  im  Nominalwerth,  worunter  7,099,147  Stücke  Krontkaler  im  Gesammt- 
betrag  von  19,059,966  Fl.  54  Kr.,  im  Durchschnitt  einen  jährlichen  reinen  MQns- 
gewinn  Ton  8,187  Fl.  Baierische  LandtagsVerhandlungen  von  1819,  ^^  ^  ^ 
157.  Jvu  Ga.  V.  SoDEv,  der  baier.  Landtag  v.  1819  (Nurnb.  1821.  8.),  S.  33a  S, 
—  Schon  dann,  wenn  Kronthaler  nach  der  gesetzlichen  Vorschrift  der  ehe- 
maligen dstreichisch-niederländischen  Munzberrschaft  ausgemünzt  werden,  d.  h. 
9^/^  Stücke  aus  der  wiener  Mark  des  Feingehaltes  von  i3  Loth  17  Gran,  wird, 
so  bald  man  sie  zu  3  Fl.  4^  ^r*  ausgibt,  an  innerem  Werth  über  %  pro  Cent 
weniger  gegeben,  als  bei  Zahlung  mit  ConrentionsGeld ,  dargezählt  nach  dem 
14  Guldenfufs.  Vergl.  $.  439*  '  ^  <^^n  haschen  Budgets  für  i8ao  u.  18a  1,  ist 
der  Ertrag  der  Münze  angesetzt  auf  3ooo  Gulden ;  in  dem  grofsherzogL  hetsi" 
sehen  für  i8i4  9  i8a5  u.  1826,  auf  jährlich  853  Fl.,  in  dem  wirtemhergischen  für 
iB^Vi,  und  i8'Vii  auf  jährlich  3149  Fl.  38  Kr. 
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§•  432.  (347..) 

Remeüum.     Varsehlag  tu  einem  Münzverem  der  Bundesstaaten  ^ 
wenigstens  einer  provisorischen  Vereinbarung. 

I)  An  sich  schon  ^    zamal   bei  dem  heatigen  Grad  von  yollliommen- 
teit  der  Münzkanst|  unzulässig  1   and  daram  in  älteren  und  neueren  Münz- 
jesetzen  verboten ,   ist  das  Remedium«)  in  dem  Schrot  and  Korn  (la 
:oIerance  da  poids  et  da  titre  de  la  monnaie),  oder  in  einem  von  beiden; 
nn  bestimmter y  dem  Hunzmeister  überhaupt  bewilligter,  Nachlals  an  dem 
rorgeschriebenen  Gewicht  and  Feingehalt  einzelner  Munzstüchef  also  Nach« 
sieht  eines    bestimmten  Hehr-  oder  Mindergehaltes    einzelner  Münzen  an 
Sckroti  oder  a;i  Koro,   oder  an  beiden,  wegen  möglicher  kleiner  Unrich- 
tigheiten  in  der  Legirong  der  zu  der  Ausmünzang   verwendeten  Metall- 
masse  und  in  der  Aosstückelang  der  Münzen.    11)  Dagegen  ist  nicht  za 
besorgen,  daüs  zuverlässiges,   ohne  Uehertreibang  des  Schlagschatzes,  ohne 
Remediam,  und  ohne  merkliche  FabricationsFehler  gemünztes  Geld,  wohl- 
feüer  werde,  als  die  rohen  Münzmetalle  ^)*    ID)  Yertragmäsige  Vereini- 
gung aller  teutschen  Bundesstaaten,   zu  Ausübung  des  MünzRegals 
nnr  allein  in  dem  staatswirthschaftlichen  Interesse,  insbesondere  zu 
Oleichformigkeit  in  Schrot  and  Korn,  im  Nennwerth  und  Aeussern 
ibrer  Münzen,   in   dem  Maas  der  auszuprägenden   geringern  Sorten  oder 
Scheidemünzen,  wäre  dem  allseitigen  Staatsinteresse  gemafs,  und   im  Sinn 
^^  19.  Artikels  der  Bundes  Acte  c).    rV)    Bis  ein  solcher  Münzverein 
za  Stande  kommt,    mochte  der  Ehre  und  dem  allseitigen  Interesse  oder 
Bedurfnifs  der  Bundesstaaten  gemäfs  seyn,  dals  durch  einen   Beschlufs 
^er  Bandesversammlung  Folgendes  festgesetzt  würde:     1)  Auf  {eder  in  ei* 
1^^  Bundesstaat  geprägten  Gold-  oder  Silbermünze,  muTs  der  Munzfufs, 
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nach  welehem  sie  ausgeprägt  ist ,  bestimmt  angezeigt  seyn  ^,  3)  Dn  » 
genannte  Remedium  wird,  in  keinem  Bundesstaat,  bei  der  Aasmunzuni 
gestattet.  3)  Am  Sit2  der  Bundesversammlung,  und  unter  ihrer  unmittei» 
baren  Aufsicht,  wird  eine  technische  BundesMünzbehorde,  z.  B.  ek 
GeneralMunzwardein  des  Teutschen  Bundes  unter  der  besondem  Anftickt 
eines  Ausschusses  der  B.  V.,  angeordnet,  welcher  zur  Pflicht  geaacht  i^ 
alle  Münzen ,  die  in  Bundesstaaten  ausgeprägt  sind ,  oder  daselbst  in  IV 
lauf  hommen,  hunstm«nsig  zu  prüfen  ,  und  das  auf  solche  Art  gefond« 
VerhaltniTs  derselben  zu  dem  ConventionsMünzsjstem,  als  einer  festen  GnU 
von  Zeit  zu  Zeit  ufFentlich  bekannt  zu  machen  «)• 

m)  Flöhrs  a.  a.  O^  S.  346.  639.  KLtJBKH''s  Mfincwesea,  S.  it6  ff.,  i34«  i5«,  t5&* 
Die  ReichsmünxProbirordnung  r.  1509,  Art.  18,  liefs  ein  Remetiittm  ao  Konti 
1  Grän  für  1  Werk  Silbers«  uad,  ein  Remedium  am  Sehrot,  nur  bei  Itleian 
MOnssen  su,  unter  6  Kreuzern  äussern  Werth« ;  doch  unter  der  Be^jogusg,  m. 
das  bei  einem  Werk  mangelnde  bei  einem  andern  eingebracht  werde,  dadurd 
dafi  dieses  desto  reicher  ausfalle.  Hirsch.  I.  4o5.  —  FerboUu  wurden  beÜl 
Remrdien,  in  dem  Reichsabschied  von  1670,  ^.  i36,  dann  bei  dem  unuischn 
Münxfufs  T.  1667,  u.  bei  dem  leipziger  Munsfufs  ▼.  1690,  endlich  in  der  östrncb-| 
baierischen  MünsConvention  y.  1753.  Hirsch,  Munzarcbiv,  Th.  Vi,  S.  7?;Th.V^ 
8.  «4,  s46  VL  s6o.  y.  PB4rH  a.  a.  O.  Th.  I,  Gap.  1,  §.  10.  (F.  CLET5ii!n's^ 
.  angef.  Aphorismen,  S.  Ss  — 56,  u.  S.  78  ff.  Auch  ist  das  Remediam  Ycrton, 
in  dem  (§.  4^B ,  c)  angef.  preufs.  Gesets  v.  3o.  Sept»  iQai ,  $.  17.  Dals  glad)' 
wohl  nach  eben  diesem  Gesetz,  %.  18,  19  u.  10,  bei  Goldmunsen  %  P"^  ^^ 
bei  ganzen  Thalern  ni^e  an  1 ,  bei  V6  Thalerstüchen  nahe  an  s  pro  Cent  B^ 
medium  zugelassen  seyen,  >yird  nachgewiesen  in  (CLBTHKAKsr)  Materialien,  S. 
438  —  44^*  —  Durch  die  That  selbst  ah^cschafft  ist  das  Remedium,  in  dem  K^ 
ttigreich  der  Niederlande;  in  d«  Münzgesetz  y.  28.  Sept.  1816,  Art  4i  inl'-^ 
ScnvLv's  niederL  u.  grofsbrit  Münzgeselzen  (Frankf.  189?.  8.),  S.  ioi<  Anmers. 
ebendas.  S.  iSo  u«  i33.  (Clbthhahh)  Ueber  Mansgetetsgebang  (Frankf.  ifos- 
8.x  S.  43  u.  f.  —  Von  den  jetzigen  Remedien :  in  Frtmkrekk  s.  die  angef.  Apho- 
rismen, S.  5i  ffl  u.  91,  u.  das  Annuaire  pour  Fan  1811,  par  le  Bureau  in 
Longitudes,  p.  ^5;  in  England,  s.  Schcliet^s  angef.  Muncgesetze,  S.  4^)^  ^^^ 
433  f.  u.  436*  Höchstens  bei  gewissen  geringen  Geldsortcn,  ist  ein  R^mnÜtim 
au  dulden.  Hi.übib^s  Mtlnzwesen,  Sw  i5x  —  Warnende  Releucfatui^  des  Benc 
dienwesens,  in  den  angef.  Materialien,  S.  i37  ff.«  t8&,  «o5  u.  438  f. 

i)  Der  Preis  des  rohen  Metall*  rüclit,  natQrlich,  immer  demjenigen  nah  bei,  ^ 
dafür  in  seinem  nach  echten  Grundsätzen  getnünzten  Zustand  zu  erhalten  Ist 
Man  8.  Hirsch,  V.  196  f.  Hannoverische  geL  Anseigen  y.  1754«  St.  55.  (Pamer' 
Moniteur  universel,  i8o3,  p.  843.  Vergl.  oben  §.  43i,  a.  —  Von  dem  Preij  der 
Münxmetallc,  s.  FtÖRRE's  Munzkunst,  S.  809  ff.  —  Von  den  Ursachen  d«  g«- 
wtnnsüchtigen  Einschmelzens  der  Münzen,  indem  das  rohe  Gold  oder  Sift^^ 
theurer  wird,  als  das  gemünzte,  folglich  Gewinn  entaleht,  wenn  man  Aesnak 
Tiegelgut  ansieht,  und  wieder  in  rohes  yerwandelt,  a.  Bcsoa  a,  a.  0.  Fidau 
S.  617  ff.  u.  63i. 

c)  Vergl.  oben  §.  4i5,  4>9»  4«o,  V,  439  VI  u.  4a9»>.  AUgenu  Anseigar  der  De«»' 
sehen,  1818,  N.  269;  1819,  ^-  ^7*  '"  Grundzüge  zu  einem  Mü nz verein  teuUch<!r 
Bundesstaaten,  in  Hlübsr's  Münzwesen,  S.  257  —  270.  —  In  einem  Hei»chlufi 
yo«i  17.  Mai  i8«i  (Protoc.  §.  126),  erhlSrte  die  Bundesrerssminrung  il"*" 
yf'uHsch,  «dafs  einer  oder  der  andern  Regierung  eines  Bnndesstsstcs  ^^'^H 
•eyn  möge,   den   Antrag  auf  ein   vorläuiigas   Bundesgeaetz  za  machen,  i^* 
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welches  8cbrot  und  Korn  der  im  Bereich  des  Bundes  circultreoden  Münsen  und 
der  Höhe  des  ScUa^scbatxes  zu  bestimmen  sey».  Dieser  heilsame  Wunsch  ist 
bis  jetst  ein  frommer. 

d)  Wie  s.  B*  bei  nach  dem  ConTentionsMünzfufs  geprägten  Silbermünzen,  auf  fol- 
gende Art  zu  geschehen  pflegt:  «!s4<>  ^^^^  feine  Marki>,  oder  «60  eine  feine 
Mark»,  «zwanzig«  oder  «zehn  eine  Feine  Markv,  oder  «Gon^entionsMüuze»,  oder 
«ad  normam  conventionis«.  Münzen,  auf  welchen  eine  Angabe  des  Münzfussea 
fehlt,  oder  ein  nicht  gehörig  bestimmter  angegeben  ist  (§.  438  c),  sind  oft  an 
sich  schon  ▼erdäcntig;  welches  eine  hunstmasige  Prüfung,  und,  nach  deren 
Ergebnifs,  ein  Verbot  derselben  yeranlassen  kann. 

e)  Eine  ähnliche  Verfahrungsweisc  ward,  als  Maxime  der  MünzPolitik,  schon  um 
die  Mitte  des  18.  Jährhunderts  empfohlen,    in  Nie.  Magens  universal  Merchant, 
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§.    433.  (3480 

PostUfesen  überhatipi.   Oeffeniliche  und  Prtvaiposi.    LandhUscheK, 

RegalUat  des  Posttvesens*    Privatpost 

I)  Post  a),    in  dem   allgemeinen  Sinn,    ist  eine  Anstalt ,    schrifUiclie 
^Nachrichten,  Personen  oder  Sachen,  regelmäsig  von  einem  bestimmten  Ort 
^Station)  nach   einem  andern  zu   bringen.     Sie  ist  eines   der   yier  grossen 
Cultarmittel  (§•  4i5).     Station   faeifst  ein  Ort,   wo  die   Postpferde   ror- 
«ehrifhnSsig   gewechselt   werden,    Personen   postmäsige    Beförderung   ihrer 
Reise  erhalten,   schriftliche  und  andere  Sachen   für  den  Ort  ihrer  Bestim- 
inang  postmäsig  auf-  und  abgegeben,  und   die    aufgegebenen  weiter  beför- 
iert  werden,     ü)  Man   unterscheidet    öffentliche   und  PriratPost  ^). 
Fine  Art  der  öffentlichen  Post,  ist  die  Staatspost,  welche  ansschliefsend 
ta  dem  anmittelbaren  Gebrauch  des  Staates  bestimmt  ist ^  wohin  meist  auch 
iie  Fernschreiber  oder  Telegraphen  gehören.     DI)  Ordentliche  Land- 
Itutschen  sind  privilegirte  Fuhrwerke,  die  zu  dem  Transport  der  Perso- 
06n,  Effecten,  und  Waaren,  von  einem  bestimmten  Ort  zu  einem  andern, 
fortwährend  bestimmt  sind  c).    In   der  Regel  befinden   sich   für  sie,   zwi- 
schen den  beiden   Endpuncten   ihrer  ReiseRoute,    heine  Stationen.     Auch 
ist  gemeiniglich  für  sie  ein  eigenes  Boten-  oder  Kutschenamt  (Botenmeister, 
Schaffner,  Botenschreiber  etc.)  bestellt,    IV) 'Das  öffentliche  Poslwesen 
war  in  Teutschland   von  jeher  Regal  <0»   Joch  verleihbar;   so,  dafs  unter 
dem  PostRegal  lange  Zeit  nur  das  Recht  der  Concession  zu  Errich- 
tung und  Betreibung    einer   öffentlichen   Fostanstalt    verstanden   ward,    bis 
die  Finanzkunst  mancher  Staaten  Anlafs  gab,  die  öffentliche  Post  in  eigene 
Verwaltung   zu  nehmen.     Selbst   Landkutschen,    obgleich    nelfaltig  nur 
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Privalgewerbe,  bedürfen  oberherrücher  Concession.  Privatpott,  blofs 
EU  eigenem  Gebrauch,  ohne  sie  als  Gewerbe  (Nebenpostiren)  und  sa  an«- 
laubten  Zwecken  zu  benutzen ,  kann  Jeder  errichten. 

a)  Geld,  Scbreibkunst,  Bucbdruckerkunst,  und  Post,  sind  die  wichtigsten  Verkelir- 
und  CulturMittel.  Vergl.  §.  4i5.  —  Schriften  in  Pdttxb's  Lit  OL  576.  Kicini 
Lit.,  440.  u.  hei  Viscvbr  a.  unten,  ||.  434  ^9  angef.  O.  S.  4*  —  ^  Pmmcn 
Vitriar.  illustr.,  IH.  107.  MosEa*s  Staatsr.,  V.  1  -—  173.  Das  Postwesen  inTeutitV 
land,  wie  es  war,  ist  und  seyn  könnte |  von  J.  L.  Klübke.  ErL  1811.  8.  (£kt 
JeM.)  Patriotische  Wünsche,  das  Postwesen  in  Teutschland  betreffend.  \Yei 
mar  181 4*  8-  Archir  der  Postwissenschaft,  herausg.  t,  J.  ▼.  HBBaraj»T.  (Fnak 
fürt),  Jahrg.  1819—1839. 

h)  Ausserdem  unterscheidet  man  noch:  \)  fahrende  (Fahrposten,  nämlicb  eileo^i 
Postfuhrwerke  ftir  Personen,  Briefe  und  Packete,  sowohl  kleinere  als  auch  grö» 
sere.  Eil-  oder  Schnell  wagen  benannt,  die  in  Teutschland  Ton  der  füntLtban» 
u.  taxischen  Post  Verwaltung  suerst,  seit  i8si ,  eingeführt  wurden,  desgl.  Däi 
gencen,  Postwagen,  Packwagen,  Carriol Posten  für  Briefe  und  Packete,  auch  Es 
trapostFuhren),  dann  reiunde  oder  Reitposten  und  Fusshotenposten  oderFu& 
boten  (die  beiden  letsten  heifsen  passender  auch  l^nif/jKMten,  wohin  auch  (k 
kUine  Briefpost  in  manchen  grofsen  Städten  gehört);  2)  ordentUehe  (ordinire: 
Posten,  die  au  bestimmter  Zeit  abgehen  und  ankommen;  ausserordentUdit  (Eitn- 
posten),  und  awar  entweder /aArei»^  für  Reisende,  oder  rettende,  die  bald£: 
trariUe  für  Couriere  oder  andere  Reisende  sind»  bald  Estafetten,  d.  h.  P«t- 
knechte,  die  mit  Briefen  oder  Packeten  ausser  der  Ordnung  abgescbicht  irtr 
den,  versehen  mit  einem  Pafs-  oder  Stundensettel.  3)  Auch  hat  man  Hof^^ 
Feidpostj  ff^atter»,  insbesondere  Seepost  (Markt-  und  Postschiffe,  PottDampf 
boote  oder  Dampfschiffe,  Packetboote,  Gallioten). 

c)  Schriften  in  Klübbr's  Lit   i35i  >.    Moskb  a.  a.  0>  V.  17$.     Unterschieden  tm 
4 ausserordentlichen  Lohnfuhren  oder  Miethkulschen*    Diese  sind,  in  mancben  lii- 

.    dern,  au  einer  Abgabe  an  die  Post  (StaHong^ld)  verpflichtet,    v.  Bbbg^s  Polwlr^ 
OL  56o. 

d)  Vergl.  Reichsabschied  V.  1641,  $.93.  Hurfursd.  CollegialGutachten  v.  i5;a  Gdst^ 
lacebr's  Handb.  der  Reichsgesetse,  DL  1698.  1707.  171a.  HAaaaLnr*!  Hindk 
des  t.  Staatsr.  KL  65.  Dans  Handb.  des  t  Privatr.,  L  {.  i3a.  v.  Bsvsr  Erhlv. 
des  Postregals,  I.  ai.  0.  27.    Ockil  de  regali  postar.  jure,  X,  10. 

§.    454*  (349.) 

I)  Postwesen  während  der  teuisehen  Reichsverfassmy» 

f)  Reichsposten;  ein  ReiehsReg'ai  u,  ReichsUhn.     Geschichte  nnd  Protectien  des 

R*  Postwesens, 

Vor  Errichtung  des  rheinischen  Bundes,  unterschied  man  Reichs^  ^ 
TerritorialPosten.  I)  Das  ReichsPostRegal  war  dem  furstlicbeir  Hanse 
Thnrn  und  Taxis,  seit  i6i5  als  Reichsmannlehn,  seit  i6ai  als  Mano- 
und  subsidiarisches  Weiberlehn ,  unter  dem  Titel  eines  kaiserlichen  ^^(i^ 
General£rbPo8tmeisteramtes  über  die  Posten  in  dem  Reich,  aarertraat. 
113  Zwar  beginnt  die  Geschichte  des  ReichsPostwesens  scbon  mit  den 
Jahr  i563,  aber  erst  in  dem  Jahr  1595  wurden  eigene  Reichsposten  er 
richtet,  und  in  dem  Jahr  i6i5  ward  das  ReichsPostgeneralat  erblich  und 
rcichslehnbar  a),     III)  Das  ReichsGeneralErbpostamt,  stand  unter  dem  b^ 
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sondern  Schutz  des  Kaisers  ^).  Ueberdiefs  war  das  Reichspostwesen, 
der  Protection  and  Direction  des  ReichsErzkanzIers  vorlängst 
empfohlen.  lY)  Zuletzt garantirte  noch  der  ReichsdeputationsHaupt- 
schlufs  Tom  25.  Febr.  i8o3,  $.  i3,  den  Status  quo  des  thurn-  und 
taxischen  Reichspostwesens,  in  seiner  ganzen  Vollständigkeit,  so  wie  es, 
der  Ans  Übung  und  Ausdehnung  nach,  in  dem  Zeitpnnct  des  lune- 
yiller  Friedens  (als  Entscheidungstags)  constituirt  gewesen  war.  Zu- 
gleich übergab  derselbe  diese  Reichsanstalt,  um  sie  desto  mehr  zu  sichern^ 
dem  besondern  Schutz  des  Kaisers  und  des  hurfürstlichen  Collegi- 
ams.  Sonach  ward  der  yielseitige  practisch  wichtige  Streit,  über  Eigen- 
schaft und  Umfang  des  Reichspostwesens,  gesetzlich  beseitigt.  Y)  lieber- 
diffs  hafte  der  Fürst  von  Thurn  und  Taxis  seine  Rechts  Verhältnisse  ge- 
sichert, durch  Postverträge,  Vergleiche  und  CombinationsRe- 
cesse  mit  einzelnen  teutschen  c),  und  selbst  mit  auswärtigen  <0  Staaten. 

e)  Geschichte  der  Posten,  nach  Stadien:  I)  jieluste;  hei  den  Persern,  Griechen, 
Römern,  Franken  etc.  Ü)  In  dem  Miuelalur;  hauptsächlich  in  Frankreich  (in- 
sonderheit unter  Ludwig  Xl.  Gouin  ,  essai  historique  sur  Tetablissement  des 
postes  en  France.  Paris  18^4.  8.)  und  Teutschland.  Hier,  ausser  dem  Mdii^ 
sehen  Botenwesen:  1)  burgundisch^ niederländische  Post,  seit  i5i6  u.  i543,  ange« 
legt  und  besorgt  durch  niederländische  Postmeister,  aus  der  Familie  von  Taxis. 
—  1)  Erste  Spuren  des  >?eicA^Postwesens ,  in  den  Reicbsabschieden  Yon  i5is, 
§.  5,  und  von  i549,  $•  4^;  In  Gkbstlacbzh's  Handb.  der  Reichsgesetse,  IX. 
1698  f.  —  In  den  Jahren  i543  und  i563  spanisch -niederländische  Posten  in  dem 
Reich,  ans  den  Niederlanden,  durch  Lüttich,  Trier,  Speier,  das  Wirtembergi- 
sehe,  Augsburg,  Tyrol,  bis  in  Italien,  unter  kaiserlicher  Auctorität  und  Bestä- 
tigung. Ferdinands  11.  Patent,  ▼.  21.  Aug.  i563,  bei  Gbbstlachsb,  IX.  170a  — 
Kuriurstl.  CoUegialGutachtcn  r.  1670:  dafs  die  Post  ««tue«  römischen  Kaisers  son- 
dere  Hoheit  und  Regah  sey ,  und  der  üaiser  solche  in  fremde  (spanische)  Unnde 
nicht  könne  kommen  lassen.  Gebstlacbbb,  IX.  1698.  —  Vorgang  von  1579. 
PnFrxKGXB,  ni.  ao8.  not.  b.  —  Eigene  i?fftc/i4posten ,  seit  i595.  Leonhard  v. 
Taxis  ward  von  K.  Rudolph  DL  als  kaiserl.  General -Obrist- Postmeister  in  dem 
Reich  patentirt^  16.  Jun.  1595  u.  6.  Nov.  1597.  LünG's  Reichsarchiv,  Part.  gen. 
443.  Gbbstlacbxb,  IX.  1703.  Rbüss  Staatskanzlei,  XVL  33o  fH  Pfbffxbtgxb 
Vitriar.  illustr.,  IIL  ai8.  sqq.  Püttxb^s  Erörter.,  L  36. —  3)  Seit  i6a5  reichslehn- 
bare ,  erbliche  Verleihung  des  e^GeneralPostmeisteramtes  über  die  Posten  in  dem 
Ktich",  an  die  freiherrliche,  seit  i6t5  gräfliche,  seit  x686  fürstliche  Familie  von 
Thurn  und  Taxis.  Der  Lehnbrief  und  die  taxischen  Reversalien,  stehen  bei 
ScBKAVss  corp.  juris  publ.,  u.  Gxbstlacbbb,  IX.  1705.  Ferdinand  IL  erklarte 
1611  das  taxische  ReichsPostlehn  für  subsidiarisches  Weiber  lehn.  —  4)  Erhebung 
jenes  Amtes  zu  einem  'BieichBthronlehn  1744  9  unter  dem  Titel:  Erbgeneral  -  und 
ObristHofpostmeisteramt.  Erste  Thronhelehnung  1747.  Merkw.  Reichshofraths- 
GuUchten,  IL  169  f.  —  6)  Reichspost  von  Fenedig  nach  Trientj  v.  Rxbg'b  Staats- 
magazin,  IL  293.  —  Schriften  von  der  Geschichte  der  Posten,  in  Pt'TTXB*s  Lit., 
HL  588  u.  Klubxb's  lit.,  446.  Mosxb's  Staate.,  V.  1  ff.  Pdssxlt*s  kl.  SchrifWn, 
3o6.  341.  Rlubbb^s  angef.  Postwesen ,  S.  7  ff.  Rhein.  Rund,  LVR.  417.  G.  G. 
VisGBBB*s  allgeni.  geschichtliche  Zeittafel  des  Postwesens  j  nebst  einer  allgemei* 
neu  Literatur  desselben,  TOb.  i8ao.  4. 

^)  Von  seinen  Rechten  u.  Pflichten,  s.  Rlübbb's  Staater.  des  RheinbunÄes,  §.  3s7. 

')  PÜTTBB*s  Erörter.,  I.-  114.     Vertrag  mit  HessenCassel  v*  1719,  in  d.  teutechcn 
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Hrtegskainlei  t.  1759«  L  19$;  mit  Kurbrawuehweig-  t.  i?4d«  tn  ^  Cburl>m» 
schweigificben  Beweis  der  Nichtigkeit  aller  taxischen  Scheingniode  (1769  Fol) 
Beil.  J.  S.  67.  Die  Convention  mit  BadenOurlach  von  1765,  steht  in  V<ten*i 
Rechtsmaterien,  III.  «64.  Der  Vergleich  mit  Frankfurt  v.  1-89;  in  Jageb*«  .Mai 
gasin  für  d.  Reichsstädte,  11.  47.  Taxischer  Pachtrertrag  wegen  der  Post  fci  ^c^ 
vcrderSstreichiscken  Staaten.  Vertrag  mit  5.  CoburgSaalfoU ,  bei  Mosn,  V.  iD^j 
mit  KurpfaU  t.  1748,  mit  PJaUhmem  ▼.  1784  v.  1799.  Vertrage  von  1804  ■! 
Kurhrandenburg ,  Nassau,  HessenDamuiatU^  v.  i8o5  u.  1806,  mit  Baden,  Hartem 
berg ,  Pfulzbaiern,  fVirzburg,  S,  Coburg  u.  5.  ff^enmar,  Rhein.  Bund,  \TL  3i 
Von  Kursachsen,  s.  Röxer*s  kursachs.  Staatsr.,  TL.  814. 
d)  Mit  Frankreich,  Dänemark,  Schweden,  Preussen,  Königreich  Italien,  dem  Papit 
der  heWetischen,  und  den  ehemal.  batavischen  und  ligurischen  Repui^ken,  u. « 


§♦    435*  (35a) 

fj   Territoriai Posten» 

Ungeachtet  vielen  Landesherren  anfangs  die  Einfuhrung  der  Reicb- 
posten  in  ihren  Ländern  nicht  unangenehm  gewesen  war,  Blanche  tou 
ihnen  dieselbe  sogar  gesacht  und  begünstigt  hatten,  and  Einheit  der 
Postanstalt  für  das  teutsche  Publicum  sehr  ersprierslich  gewesen  wiit; 
so  reizte  doch  der  bemerkte  Postertrag  hie  and  da  za  Einführung  eigeoff 
TerritorialPosten.  I)  Der  Kaiser  selbst  gab,  in  dem  grofsten  Theü 
seiner  teutschen  Erbstaaten,  das  erste  Beispiel  <>).  D)  Die  nkhsHa 
folgenden  Versuche  dieser  Art  machten,  schon  in  dem  letzten  Yiertheil  des 
XYL  Jahrhunderts,  Kursachsen,  Braunschweig  und  yVirtemherg  ^)^  do^ 
Posten  jedoch  zum  Theil  während  des  dreifsigjährigen  Krieges  wieder  eb- 
gingen.  III)  Aber  seit  dem  westphälischen  Frieden,  wurden  noch  me!>r 
TerritorialPosten,  zum  Theil  in  Ländern  Ton  minderem  Umfang,  eingefuhrtr 
z.  B.  in  kurbrandenburgbchen,  kursächsischen ,  kurhraanschweigischeD,  Bl^ 
burgischen ,  hessencasselischen  und  darmstädtischen,  mecklenburgischen,  Tor* 
pommerischen,  holsteinischen  und  oldenbargischen,  osnabriickischen,  man- 
sterischen,  gothaischen  und  altenburgischen,  herzoglich  -  braunschwe^[iscbai 
u.  a.  Staaten  c),  IV)  Etliche  dieser  TerritorialPosten  erstrechten  «ck  so- 
gar, hraft  besonderer  Uebereinkunft,  als  StaatsSerritaten,  über  oder  doi^ 
benachbarte  Territorien^),  widerraflich  oder  anwiderroflich,  obae 
oder  neben  Reichs-  oder  inländischen  TerritorialPosten ;  ja  es  bestanden 
zuweilen ,  sogar  im  Inland ,  neben  ihnen  noch  Reichsposten*  V)  Di^  ^ 
fuhrung  dieser  TerritorialPosten,  Tcranlafste  nicht  selten  ^iiertfvüm 
des  ReichspostGeneralats  e). 

a)  Ferdinand  IL  ertheilte  16^4  dem  Freiherm  von  Paar  das  schon  um  dk  MiUt 
des  16.  Jahrhunderts  erlangte  Erbland Postmeisteramt  in  Ungarn,  Böhmen  lu» 
Oestreich  unter  und  ob  der  Enns,  als  östreichisches  Mannlehn.  Auch  ga^es 
schon  unter  Rudolph  ü.  einen  niederöstreichischen  Landpostmetster,  dann  eio^ 
in  Tyrol,  und  auch  einen  in  Stejermark.  PrsrnKOKR,  IIL  209.  sao.  Bbce  i^. 
{uris  publ.  Austr.,  i56.  Sohböttbb^s  Ostreich.  Staatsr.,  IV.  164.  P^tv\^ 
<>rler.,  L  34,  46.    Mosta  s  Slaatsr.,  V.  38.  VI.  «38.    Ebemders.  v.  d.  röm.  Ki»w, 
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4^3  fr.    E6end6rs,  v.  Itaiserl.  Bfgieniii|rsr. ,  69t.     GKBAiiAcian's  Ajunerii.  s«  Jcn 
Mpbä  IL  Wablcap.«  i56.    Wai.i»&sro£b,  ob  das  Poatweaen  eia  kaiserl.  Eetervat 
sej?  Wie»  1795.  %.  JiS  fL  —  In  den  Torderöstreicbiscben  Landen,  in  dem  Breis- 
gau, in  den  DonauStadlen,  in  dem  Innviertel,  und  in  den  Ösireicbiscben  IVieder- 
landen,  liefs  Oestreiefa  dem  Fürsten  Ton  Thum  u.  Taxis  die  Poslverwaltung,  so 
lan^  es  in  Besite  dieser  Lander  und  Städte  war. 
^)  Püttxb's  Erörter.,  L  33.  54*  117-    Ki^öbsb^s  Postwesen  etc.,  S.  2^  tt»  —    Von 
Brtuauchwtiff,  1569  bis  i589,  u-  1640,  8.  PürrEBt  L  117.  —  Von  Kurhrandenhurg^, 
ft.  das  kurfiirstl.  Scbreiben   t.  a6.  Apr.  1660,  bei  Pfxffihgkr  ^  HL  209.    Mosva, 
V,  59.  —     In  Kursachsen,  ward  1681  das  Post-  und  Botenwesen  für  ein  landes- 
herrliches    Regal  erklärt.      Römxb's  kursächs.  Staatsr.,   B.  3 10.     Li*inG*^  corp. 
iuris  saxo».,   II.  loos.     Aber  schon  1674  war  ein  landesherrlicher  Postmeister 
angestellt.     Püttzb*s  Erörter. ,  L  34-     Geschichte  des  kursäcbs.  Fostwesens»  iQ 
der  Samml.   rerm.  Nachrichten  sur  säcbs.  Geschichte,  Bd.   VQ,  S.  2112 ,  u.  in 
\VnssK*s  k.  sSchs.  Staatsr.,  Bd.  II,  %.  210.  —   Von  ßß^rtetnierg ,    i58i    Mosbb, 
V.  i5  ff. 
c)  PeTTB»i*8  Erörter.,  L  45.  66.   11 1.  m.  —    Von  Salzburg,  schon  vor   i665,  s. 
19achrichten  von  Juyatia  (Salzb.  1784.  fol.)  475.  478.  —  Von  MtcUenburg^,  Mo- 
ftXB  T.  kaiserl.  Regierungsr. ,  689.   —    Das  dur lacker  LandkuUchenfFerk ,  eine  Art 
Ton  TcrrilorialPostwagen,    das  Recht  von  Durlach  aus  eine  Landkutsche  von 
Mannheim  und  Heidelberg  bis  Strasburg  zu  unterhalten,  hat  die  Familie  .Her- 
zog als  Mann-  und  Weiberlebn  von  Baden.     Im  J.  1783  verkauften  die  Vassal- 
len   die   Ausübung   desselben   mit   lehnberrlicber   Einwilligung,  an  Thum  und 
Taxis  fiir  26,78^  Fl.  3o  Hr.,  wovon  17,216  Fl.  3o  Rr.  bei  der  Lehnhorrschaft 
baar  niedergelegt  wurden,    wovon  die  Vassallen  die  Zinsen   beziehen   sollten. 
Nach  3o  Jaliren  (i8i3)  sollte  der  Wiederkauf  oder  die  Wiedereinlösung,  sowohl 
den  Vassallen  gegen  Erlegung  von  22,000  Fl.,   als   auch  der  Lchnberrscbaft  ge- 
gen Zurückgabe  der  bei  ihr  niedergelegten   17,216  FI.  3o  Kr.,  und  auf  gldcbe 
Weise  dem  furstl.  Hause  Taxis  die  Zurückgabe   der  Berechtigung  frei  stehen, 
bn  J.  1800  ward   dieser  Vertrag  auf  andere  3o  Jahre,  von  i8i3  bis  1843,  er- 
neuert.   Als  Baden,  im  J.  1811,  die  taxischen  Postgerecbtsame  im  Badischen  an 
sich  zog,  trat  es  auch  bei  jenen  Vertragverhältnissen   an  die  Stelle  des  Hauses 
Taxisb     Vei^k  JKmx»  von  Poliseisachen ,  8.  4»6.  —   Vewielter  Versuch  von 
1691 ,  in  Baiern  TerritorialPost  einsofuhren,  ebendas.  ^ii\.  —  Von  VFtrtemberg, 
MosxBs  Staatsr.,  V.   \b.  ^.  A  ^.  49.  96.  147.  i83.  189.  217.  219.    Pöttm  a. 
a.  Q.  34.     Potl vertrag  mit  Thum  u«  Taxis,  wegen  der  Postwagen  u.  der  auf 
3o  Jahre  pachtweise  übernommenen  Landkutschen  v.  ^^'/^  Nov.  177&.  —  Von 
TerritortalPojr</eAm^  s.  Boxbhxb  princ.  juris  feud.  §.  70. 
i)  Mosbr's  nachbarL  Staatsr.,  339  ff.    Rxuss  Staatsk.,  XVI  328. 
*)  SehriAeti   in  Pättbu's  Lit.,  HL  584.     Ki-^bkh's  Lit.,  441.     Mosna  StaaUr.,  V. 
121.  141.    -     Von  dem  Hecht,   T«rritor]alPoeten   ea  erridUen,   s.  HXaxBiav'a 
pn^ro.  Gesch.  d.  Wablcap.  LeopcOds  II.,  S.  320  ff.     Fvttxr  a.  a.  O.  46  —  76. 
Da5s  Handb.  des  t.  Privatr.,  L  §.  i3i.     Dafs   die  TerritorialPosten  blois  W 
kungen  einer  kaiserL   Conmvem  gewesen  seyen,  behauptet  Humub.     Schot t's 
uupart.  Critik.  II.  622. 


§.  436*  (%i.) 

S^  PostRegal  «.  Bötenwesen  in  HetchsstätUen.    4)  Lanäboten  und  LandkuUchen, 

1)   lo  Reichftstäüten   waren  Keichsposteu  «<)  hie  uud  da,  na- 
iQeiitlick  zu  Hamburg,    Franbfiut  uml  Bremen,  auch   fremde    Territo- 
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rialP Osten,  eingefuliit.  Indefs  galten  bei  Reichsstädten  in  Aosehiug 
des  PostRegals,  in  der  Regel,  dieselben  Grundsätze,  wie  bei  andern  Lao- 
desherrscbaften.  IQ  Ordentliche  Boten,  gehende,  reitende  oder  (aK- 
rende,  in  entfernte  Gegenden  zu  senden,  war  manchen  Reichsstidten, 
meist  schon  seit  dem  Mittelalter.,  durch  Herbommen  oder  Vertrage  gettat- 
tet  ^)*  m)  Diese  Boten,  so  auch  die  gemeinen  ordentlichen  Land- 
boten nnd  Landkutscher,  sollten  jedoch  unterwegs  weder  Briefe 
und  Pachete,  noch  Personen  mitnehmen  oder  absetzen,  auch  keine  Pferde 
wechseln  c),  Mifsbräuche  und  CoUision  dieser  städtischen  und  andern  Bo- 
ten mit  den  Reichsposten,  Teranlafsten  Streitigkeiten  ^  Yerordnongea «), 
Yisitationen  /). 

a)  In  manchen  nach  langer  Weigerung.  Da  Mama,  Acta  Pacis  WeitpK,  \. 
446.  44B. 

i)  Schriften  in  PÜTTsa's  Lit.,  DL  5^8  u.  687.  PrxFinrGaa,  DL  ai3,  not.  c.  Motn's 
Suatsr.,  Th.  V,  pauim.  Repertor.  des  Staats-  u.  Lehnr.  Art.  Boten-  o.  Ftet* 
wesen»  §.  7.  Dans  Handb.  des  t  Privatr.,  L  §.  i38.  t.  Bxvst,  IIL  dtfi,  Pvi* 
Txa*s  Erörter.,  L  4^*    KLihisa's  Postwesen,  etc.,  S.  11—14. 

c)  Wahlcap,   (1749)  XXDL  3.     Von  Landkutschen  und   HiethJiutschen,  s.  obo 

S-433- 

d)  Sc^on  seit  i636.  Pvttxb's  Lit.,  m.  676.  578.  Ki.vbzb's  Lit.,  441  fH  ScarriBii'i 
tbeatr.  praetens.,  T.  n.  Saq.  543-  ^*  HoLBscavua's  Deduct.  BibL«  L  87.  Mosn's 
B.  H.  R.  Condusa,  Vm.  344.  347. 

e)  Kaiserliches  Patent  gegen  die  ISebeü-  und  Winl&elposten ,  y.  «7.  Oct.  1706/0 
GxasTLACHxa's  Corp.  jnris  publ.,  IV.  417*    H^ahlcap-  a.  a.  O. 

/)  FABsa's  neue  Staatskanslei,  XXL  371.    Mosxa's  ReichsStaatshandb.  v.  1768,  Li5o. 


§♦    457*  (552.) 

II)  PesiRejfal  seU  Aufhebung  der  teutsehen  Reiehsverfasnmj, 

1)   f^ährend  des  rheinischen  Bundes. 

In  diesem  Zustand  befand  sich  in  Teutschland  das  Postwesen ,  die« 
för  das  Publicum  nnd  das  5jBPentliche  Wohl  so  wichtige  Staatsaostalt,  ab 
der  presburger  Friede  (i8o5)  drei  Reichsständen  (Raiern ,  Wirtembet; 
und  Raden)  ebe  relatiye  Sou?erainetät  ertheilte,  auch  bald  nachher  die 
teutsche  Reichsverbindung,  und  mit  ihr  die  ReichsPostverfassung,  anfge* 
ISset  ward.  Mit  der  Souyerainetat,  erlangten  die  rheinischen  Rundesfursteo 
auch  das  PostRegal  nach  seinem  ganzen  Umfaog  <>).  Es  erfolgten  noo 
mannigfaltige  Yeranderungen;  wobei  nicht  überall  der  bei  manchen 
andern  ReichsLehnyerhaltnissen  anerkannte  Rechtsgrund  bestätigt  irM 
dafs  bei  den  Postgerechtsamen  des  ftirstlichen  Hauses  Thum  und  Tax»» 
nur  die  Reichslehnbarkeit  als  durch  den  Fall  der  Reichsverhis^iuf 
erloschen  zu  betrachten,  und  die  Lehnherrlichkeit  nunmehi*  auf  denjenigea 
Bundesstaat  übergegangen  sej,  unter  dessen  Staatshoheit  der  Gef^o^ 
der  Lehnverbindung  jetzt  ausschliessend  sich  befand  ($.  538  o*  S4o)* 
I)  Die  schon  yorhin  eigene  TerritorialPosten  gehabt  hatten) 
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solche  fortdanern  0,  jetzt  ohne  fernem  Widersprach  von  Seite  des 
fürstlichen  Hanses  Thurn  and  Taxis«  11)  Andere,  unbehümmert  am  die 
Vorschrift  des  ReichsdepatationsHaaptschlosses  yon  i8o3  ($•  4^4)9  errich» 
teteo,  ganz  für  eigene  Rechnang  in  Selbstrerwaltang ,  neae  Landespos- 
ten, mit  Aafliebang  der  bisherigen  forstlichen  tharn-  und  taxischen  Pos- 
ten, z.B.  Wirtemberg  Of  derK5nig  ron  Westphalen  <^,  der  Grofs- 
berzog  ron  Berg  ');  aach  Baiern,  seit  i8o8/),  und  Baden  seitdem 
1.  Aug.  i8ii  g). 

a)  Rbeia.  Bund,  YD.  3i.  .  Ml€bxb*8  Postwesen  etc.,  S.  4?  ^ 

i)  s.  fi.  der  König  von  Sachsen,  die  Herzoge  yon  Mecktemburf,  HoUtemOldenhurg', 

SachsenGotka. 
c)  H^irumherg"  föhrte  eigene  Landesposten  ein,  schon  Tor  Errichtung  des  rbeini- 

schen  Bundes,  im  Dec.  iSoö«  als  es  kaum,  durch  den  presburger  Frieden,  eine 

relative  Souverainetat  erlangt  hatte. 
i)  Rhein.  Bund ,  XLVL  i4o. 
t)  Der  neue  Gro&berzog  von  Berg,  hob  die  taxischen  Posten  schon  vor  Errich« 

tang  des  rheinischen  Bundes  auf.    Er  errichtete  auch  autserhM  Landet  eigene 

PostBureaux,  z.  B.  in  Hamburg'  und  Bremen,    Bergische  PostCouTentionen,  mit 

Hamburg,  v.  8.  Dec.  1807,  in  d«  Rhein.  Bund,  XVL  44 9  ^^  Bremen,  r.  4-  Juni 

1808. 
;)  Note  a  des  folg.  §. 
g)  Note  i  des  folg.  §. 

§.   458*  (353.) 

Fortsetzung. 

m)  Die    meisten,  welche   vorhin  eigene    Landesposten   nicht    gehabt 
hatten,  rerwandelten  die  bisherigen  taxischen  Reichsposten  in  Landes- 
pos ten,  and  gaben  dem  fnrstlichen  Hanse  Tharn  und  Taxis  das  Erbland- 
Postmeisteramt  zu  Lehn,  zum  Theil  mit  der  Verpflichtung,  einen  jahrlichen 
Canon  za  entrichten,  and  eine  inländische,   yon  einer  aoswärtigen  taxischen 
Postbehorde   (mSglichst)  anabhängige   PostDirection    anzaordnen*      Dieses 
traten:  Baiern  «r},  doch  nur  bis  1808,  der  Forst  Primas,  nachher  Grofs- 
herzog  Ton  Frankfurt,  Baden  ^),  bis  zu  dem    1.  Aug*  1811,  der  Grofs- 
Lerzogyon  Hessen  c),  der  Grofsherzog  yon  Wirzbnrg  ^J,  Nassau,  die 
Herzoge  yon  Sachsen  «},  die  Fürsten  yon  Reufs  and  Seh yyarz bürg. 
Der  Fürst  Primas  hob  die  hessen-casselische  Post  auf,  welche  za   Franh- 
iort  am  Main    bestanden    hatte/).     lY)  Einige   gestatteten 9   yertragweise, 
auswärtige  Posten    in  ihrem  Lande  g%  zum  Theil  anentgeldlich.    Y)  Et- 
uche  hatten,  wie  yorhin,  weder  taxische   noch  andere  Post  A>     YI)   Das 
KSnigreich  Sachsen  hatte    1807  yon  Preassen   eine  eigene  TransitoPost- 
roQte  darch  Schlesien,   yon  and  nach  dem  Herzogthnm  YFarschaa,  als 
Staatadienstbarheit    erhalten  t).      YH)    Einzelne     Bandesstaaten    schlössen, 
theils  anter  sich,  theilsmit  auswärtigen  Staaten,  Postyerträge,  insonder- 
aeit  CombinationsRecesse  ^).     YIIQ  In  demjenigen  Theil   des  nSrd- 
'U^lttn  Teutschlandes,  welchen  Napoleon  im  December  1810  mit  Frankreich 
^erdoigt  hatte  ($•  Sa),  ward  franzfisische  Postyenyaltnng  eingeführt« 
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•)  Baietn^  bald  nacli  dem  prflburgcr  Frieden,  Dm  taxiache  ErblaotfosUneftter- 
«mt  scbrinkte  fleh  nun  ein,  auf  die  altlMuerischen,  und  auf  die  duixh  des 
Friedensscblu&  von  Presburg  erlangten  Staaten ,  worin  damals  eigene  oder  be- 
sondere Postanstalten  nicht  eingeführt  waren.  K.  baier.  Patent  ▼.  14.  Febr. 
1806,  m  dem  baier.  Beg.  Blatt  v.  1806,  R.  9.  Häbkbi.i9's  Suatsarchiv,  Heft  58, 
S.  «87.  Bbein.  Bund^  VH  3a,  und  Sehw&b.  Merkur,  1806,  IT.  46.  —  AU» 
durch  ein  Patent  f,  i,  Slära  1808,  hob  Baiem  die  lasische  PoatFerwalfeuog  »u£ 
u.  I&brte  eigene  ein.    Beg.  Blatt,  1808,  S.  laSi. 

h)  Badische  Verordnung  ▼.  35.  Sept.  1806,  in  dem  bad.  Begier.  Blatt,  1806.  \\\ 
und  in  d.  Bbein.  Bund,  VIL  35.  Woeu,  als  Belatum,  gebort  die  PoslCunrea 
tion  awischen  Baden  und  Taxis,  v.  11.  Mai  i8o5.  Vertrag  swiacben  Baden  uu 
Taxis,  ir.  98.  Vot.  180B,  wodurch  dieses  als  ErblandPostmeister  die  Fto&lver 
waltung  au  Lehn  erhielt.  —  Allein  am  1.  Aug.  1811»  nahm  Baden  die  Postö 
eigene  Verwaltung.    Beg.  Blatt,  1811,  St.  ai. 

c)  Groisberaogl.  hettittht  Verordn.  ▼.  «6.  Juni  180-*. 

d)  fFirünirgucke  Verordn.  ▼.  aa.  Nov.  1806,  in  dem  wirab.  Begier.  Blatt  ▼.  1-.  Dei 
1806,  N.  2a,  u.  in  d.  Bbein.  Bund,  VIL  41. 

r)  S.  Cohurgitdie  Verordn.  v.  19.  Sept.  1807,  in  Ossmaxican^a  Arcbiy,  IL  Jafai* 
6t  9,  Num.  I. 

/)  Fürstl.  frimtOisthe  Verordnung  r.  at.  Rot.  1807.    Bbein.  Bund,  XlflL  iS^. 

ir)  So  verstanden  sich  die  drei  anhaititchen  Begenten  au  der  Aufnahme  königÜrb 
westphäliseher  Post;  durch  Verträge  (Dessau)  v.  3.  Jimi  1808,  (Cotbeo)^«« 
5.  Juni  1808,  u.  (Bernburg)  v.  16.  Juni  1808.  Bhein  Bund,  XX.  3«)'.  V\I\ 
4a5.  Dasselbe  thaten  Ltppe  u.  SchaumburgUppe ,  1808,  desgleichen  jirrtA-r;- 
UokenMolUrnHec/unf^en  verpatbtete  die  Post,  auf  seiner  einzigen  Station  HecfaiB- 
gen,  an  Wirtemberg,  auf  acht  Jahre. 

A)  Der  Fürst  von  Liechtenstein;  auch  die,  seit  i8i5  nicht  mehr  souverainen  Für 
sten  von  Isenburg  n.  von  der  Leyen.  HohenKollemSigmariagen  hat  Pwt,  en) 
•eit  ungefähr  1810.    Man  a.  §.  440,  e. 

j)  Convention,  geachloasen  awiaehen  FranJ&reicIi ,  Prenasen  und  Sachsen,  sn  Elbia^ 
den  i3.  Oct.  1807,  gemäfs  dem  frans,  preuis.  Frieden  von  Tilsit.  Bbein.  Bu4 
XVI.  40.  W.  H.  Matthias  Daratell.  des  Postwesens  in  den  preufs.  Staat« 
Berl.  181a.  8. 

k)  Baden  mit  Baiem,  am  aa.  Oct.  1810,  and  mit  dem  Canton  Aargau,  am  r.Se|i 
1808,  Art.  9,  in  d.  bad.  Begier.  Blatt,  1809,  Num.  36;  desglcieben  mit  Tk«« 
tt.  Ta&ia  am  3.  Dec.  1811  u.  im  J.  iBaa.  P^euasen  wk  Thurn  u.  Taxis  »JJ 
i8a3.  —  Oldenburg  u.  Weatpbalen,  im  Febr.  1809. 

§.   459.  (:i54*.) 

2)  Seit   Errichtung'   des    Teutschen  Bundes» 
IsoiirungsStfstem,    Sicherung  der  j&rstL  toxischen  Gerechtsame^  | 

a)     durch  die  BundesActe« 

I)  Durch  das,  zum  gröraten  Nachtheil  des  PaUicmUt  aodi  10  ^ 
Postiresen  eingerissene  TerritoriallsolirungsSystem,  war  es  so  wsl 
gekcmunen,  daTs  am  i.  Dec»  1810 ,  auf  der  Gmndfliicbe  des  aaff  elöi^j 
teotschen  Reichs,  weniger  nickt  als  drei  nnd  Ti«rzig  ytrsclMeD^  ^^| 
ritorialPostanatalten  gktckseitig  arbeiteten;  sieben  kleinere  ahg^o»'^ 
nidit  gereckaet  «)«  Fast  dben  so  rerhielt  es  sid^  als  die  tenticke  Bosicf  j 
Acte  erridbtet  ward  h)^  naebddm  an  die  Steile  der  eingegan(|eiieD  b*^  I 
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sosischeiif  homglicli-westpliälischen  und  grofsherzoglich-bergischen  Posten, 
wieder  andere  TerritorialPosten  getreten  waren.  11)  Die  teutsche. Bunde«- 
Acte  liefs  den  Mangel  einer  fiir  Gemeinwohl  bochst  wünschenswertken 
Einheit  der  Postanstalt,  wenn  nicht  in  allen,  doch  in  dem  grofsten  Theil 
der  Bandesstaaten,  unbeachtet;  und  eben  so  die  Nachtheile,  welche  aus 
einer  unbeschrankten  Trennung  in  der  technischen  und  finanziellen 
Verwaltung  der  Tcrschiedenen  Landesposten,  für  die  Gesammtheit  der 
Bundesstaaten  unTermeidlich  und  fortwihrend  erwachaen.  III)  Sie  be- 
schrankte sich  auf  bestätigende  Anerkennung  der  RechtsansprQche 
des  fürstlichen  Hauses  Thurn  und  Taxis.  Ihr  zufolge,  soll  dieses  Hans 
in  dem  durch  den  ReichsdeputationsHauptschlufs  Ton  i8o3  (oben  $.  236 
Q,  434)9  oder  in  späteren  Verträgen  bestätigten  Besitz  und  Genufs  der 
Posten  bleiben,  so  lang  nicht  etwa  durch  freie  Uebereinkanf^  anderweite 
Verträge  abgeschlossen  werden.  In  jedem  Fall  wurden  demselben,  in  Folge 
des  §.  i3  jenes  Hauptschlusses,  seine  auf  «Belassung  der  Posten,  oder 
auf  eine  angemessene  Entschädigung  gegründeten  Rechte  und  AnsprQche 
rersichert».  Zugleich  ward  bestimmt,  dafs  «dieses  auch  da  Statt  finden 
solle,  wo  die  Aufhebung  der  Posten  seit  180 3,  gegen  den  Inhalt  des 
ReichsdeputationsHauptschlusses,  bereits  geschehen  wäre,  In  so  fern  diese 
Entschädigung  durch  Verträge  nicht  schon  definitiv  festgesetzt  ist»  «). 

a)  Man  s.  die  aogef.  Patriotbchen  Wuoscbe,  S.  32—35. 

h)  Ebendaselbst. 

c)  BondesActe,  Art.  17.  KLrBXa's  Acten  des  iviener  Congr.,  Bd.  fl,  S.  3<>3  f., 
438  f.,  535  u.  455  f.  Ebendess,  Uebersicht  der  diplomat.  VerhandL  des  wiener 
CoDgr.,  S.  a3i,  i4a,  148  f.,  a58  o.  36a 


§•   440.  (a54^) 

b)  Und  durch  Verträge. 

I)  Zufolge  dieser  Bestimmung  der  BundesActe,  haben  1)  Entschä- 
digung, für  die  nicht  zurüchgegebene  Post^erwaltung ,  dem  f&rst liehen 
Hause  Thurn  und  Taxis  yertragweise  bewilligt:  Oestreich  «),  Preuf- 
sen  6),  Baiern  c^  Baden  <')«  s)  In  andern  Bundesstaaten,  hat  Thurn 
und  Taxis  die  Postyerwaltnng  entweder  behalten  odei*  wieder  erhal- 
ten, mid  es  sind  über  das  wechselseitige  Bechts^erhältnifs  Verträge  «) 
geschlossen  worden,  raeifst/)  Lehn  vertrage,  durch  welche  das  Becht  zu 
inländischer  Postyerwaltung,  und  zugleich  die  Würde  eines  ErbLandpost- 
meisten,  als  Erb-,  Mann-  und  Thronlehn  verliehen  ist*  Ü)  In  etlichen 
l^leioem  Bundesstaaten  oder  Bestandtheilen  von  Bundesstaaten,  wo  im  Jahr 
i8o3  Thurn  und  Taxis  heine  Postverwaltung  hatte,  hat  es  soldie  nun 
durch  Verträge ^  zum  Theil  mit  SSeitbestimmung,  neu  erworbene). 
^)  fo  dem  grofsern  Theil  der  vorhin  genannten  Post  vertrage,  ist  Ent- 
richtung ebes  bestimmten  jährlichen  PostCanons  an  die  Staatmasse,  in 
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allen  die  Ausübung  der  Staatshoheit,  insbesondere  die  landedierrlkhe 
Oberaufsicht  (j.  44  >  Q«  f')^  ^"^i*  ^io  inlandische  Postyerwaltung  aosdnick- 
lieh  Torbehalten* 

«)  (hnreich  (ur  die  Pottverwaltung  im  IiuiTiertel,  durch  Uebereinkiuift  vom  Hirt 
i8ai. 

h)  Für  die  Postrerwaltang  in  den  neuerworbenen  freuuUehen  Staaten  auf  der 
rechten  Bfaeiiiseite,  und  in  dem  Hersogthum  Westphalen ,  ward  saent  das 
Quantum  der,  mittelst  einer  Jahrrente  su  gebenden  Entacfaidiguog  fett^cacbt, 
durch  Vertrag  t.  4«  Juni  1816.  Hierauf  ward  an  dessen  Stelle,  durch  Vertrag 
▼•  11.  Mai  1819,  das  nutzbare  Eigenthum  eines  vierfachen  DomänenCompleus, 
in  dem  GroDifaersogthum  Posen  an  der  schlesischen  Grenze,  abgetreten.  Das 
Ganze  ward,  unter  der  Benennung  FürstefOhum  Ktotoszyn^  zu  einer  sckietuekn 
Standeshernekaft  erhoben,  und  als  ThronMatmUhn  dem  Fürsten  und  toner  mloo- 
lichen  Nachkommenschaft  yerliehen;  für  den  Fall  ihres  Abganges  wsrd  den 
Oheim  des  Fürsten,  dem  Prinzen  Maximilian  und  dessen  männlicher  Kachkon- 
menschaft,  durch  Mitbelehnung  die  Nachfolge  zugesichert. 

e)  Baum,  Durch  Grundgüter  und  Geßille  in  der  Stadt  Begensbur^,  in  dcres 
Umgebung,  und  in  dem  Untermainkreis,  mit  Verleihung  standesherrlicher  Vor 
rechte,  durch  Uebereinkunft  Ton  1809.  VergL  %,  3i3,  d.  Zugleich  bekleidet 
Thurn  u.  Tai^s  in  Baiem  fortwährend,  als  lehnbares  BeichsKronamt,  die  Yi^i 
eines  OberstPostmeisters. 

d)  Baden.  Durch  Uebereinkunft  Tom  «6.  Juli  1811,  ward  eine  Jahrrente  för  Taiis 
festgesetzt,  welche  in  Grundgüter  ▼erwandelt  werden  soU. 

«)  Verträge  dieser  Art,  haben  die  Staatsregierungen  folgender  Bundesstaaten  oit 
dem  fÜrstl.  Hause    Tkum  und  Taxis  geschlossen,     i )  fVlrtem&erff,  am  «7.  Jv& 
1819,  wodurch  das  nutzbare  Eigenthum  sämmtlicher  Posten  im  ganzen  Urofaif 
des  Königreichs,  mit  der  Würde  eines  ErbLandpostmeisters,  als  TbronErbmaniH 
lehn  rerliehen,  zugleich  aber   die  Entrichtung  eines  jahrlichen  LehnCanons  vob 
70,000  FL  und  (in  einem  Nebenvertrag)  ein  jährlicher  Ersatz  Ton  5o,ooo  FL  (m 
das  von  Staatsbehörden  bezahlte  Porto,   festgeseUt  wird.    Wtrtemb.  Verordo. 
▼.  9.  Sept.  1819,  in  dem  Begier.  Blatt,  ▼.  1819,  Num.  64«    Verordn.  v.  16. Febr. 
1811 ,  wegen  Beschränkung  des  Landboten-  und  Güterfuhrwesens.    Ueber  das 
Post-  u.  Botenwesen  in  Württemberg.  Stuttg.  1837.  8.    s)  Kurhessen,  am  11  Jon» 
1816  (Erbzins  4s,ooo  Bthlr.),  und  3)  Grosshertogtkum  Hessen,  am  3i.  Man  1818, 
in  der  darmstädter  Zeit.  t.  9.  Apr.  1818 u.  in  der  Gesetssamml.  v.  i838,S.  35;beide 
Hessen  wie  Wirtemberg.     Grofsh.  Hessen  erhält  einen  jährlichen  LehncaooB 
▼on  3o,doo  FL    4)  Nassau^  am  19.  Dee.  1806.    5)  5.  fVehnarEisenach^  ain&Dec. 
1816.    6)  5.  Gotha^  am  34.  Febr.  1817.    Für  das  Fürstenthum  ^Uenburg^  bestand 
ein  besonderer  Vertrag,   y.  36.  Oct  1817,  mit  vierjähriger  Zeitbestimmnng,  er- 
neuert am  8.  Juli  1828.     7)  5.  CoburgSaal/eid^   am   16.  Sept  1807;  aueb  wird 
die  Postverwaltung  in   dem  Fürstenthum  Ucktenberg  ^  im  J.   1816  dem  iuritl* 
Hause  Th.  u.  Taxis  übergeben.     Nachdem  durch  den  herzogl.  sächs.  TbeOun^' 
vertrag  von  1836  das  Fürstenthum  Gotha  an  S.  Coburg  gefallen  war,  flcUoTs 
der  Herzog  von  5.  Cdktrg-Gotha ,  iÜr  Coburg  u.  Gotha  am  4-  Nov.  1827  etoen 
neuen  PostLehnvertrag  mit  Th.  u.  Taxis.  8)  5.  CoburgMeinmgen^  am  3.  Mai  180:; 
5.  Hiidburghausen^  am  4*  Apr.  1808.    Nachdem,  durch  den  TheilungsTertf^;  ^ou 
1836,  Hildburghausen  mit  Meiningen  vereinigt  worden  war ,  schlols  der  Hersos 
von  S.  MeiningenHildburghausen  am  3.  März  1839  mit  Th.  u.  Taxis  einen  neuo 
Postvertrag,  fQr  Meiningen  u.  Hildburghausen.    9)  S>  AUenbyrg^  am  s&I^•' 
l839,  Supplementär  Vertrag   zu  dem   oben  Num.  6  erwähnten  von  tSiSt  '^ 
95  Jahre.     10)  HolstemOldenburg ,   am  1.  Oct.   1817,  wegen   des  Farstcaliion^ 
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BirkenJcU,  ii)  SckwarshurgSonderMhauBen ^  am  8.  Jun.  i8ia  u.  19.  Jan.  1819,  we- 
gen der  PostTerwaltuog  in  der  Herrschaft  oder  dem  Amt  AmttatU^  dem  obem 
Fursteothum;  sodann  wegen  des  Postcurses  swischen  Arnstadt  u.  Gotha  ^  am 

I.  NoF.  1819.  (La  den  übrigen  schw.  sondershausischen  Landestheilen  ist  pretia- 
fische  Pottverwaltung.)  la)  SekwartburgRuäoUtadi,  am  s3.  Aug.  1817,  als  Thron- 
Erbmannlehn.  i3)  ü^henzollemNeekmgen  y  am  a4*  Oct,  18a  i«  >4)  fiokenMotiem-' 
SiffHorinffen ^  das  erst  seit  nngeföhr  1810  Post  im  Lande  hat,  nahm  durch  Ver« 
trag  mit  Wirtemberg  ▼.  11.  Febr.  1819  (dessen  Inhalt  in  der  Samml.  der  Gm- 
serse  u.  Verordn.  ftir  das  Furstenth.  HohenKollernSigmar.,  von  1808  bis  1810^ 
Sigmar.  1811.  4.,  S.  a3a— a34),  k  wirtembcrgische  Post  auf  10  Jahre  an,  ftir 
ein  Postamt  in  Sigmaringen  u.  cwei  Posthaltereien  au  Haigerloch  u.  GaroertiBgen, 
non  auch  auf  3  andern  Stationen,  unter  landesherrlicher  Oberaufsicht  u.  Rechts- 
pflege, Als  bald  nachher  das  fElrstl.  Haus  Taxis  in  dem  Königr*  Wirtemberg 
die  Postverwaltung  übernommen  hatte,  trat  dasselbe,  Tom  1.  Oct  1819  an,  in 
jenen  Vertrag  ein.  Man  s.  die  angef.  Samml.,  S.  a55.  Jener  mit  Wirtemberg 
errichtete  Postvertrag  ging  mit  Ende  des  Mars  1819  £u  Ende.  Vermöge  eines 
mit  dem  Fürsten  von  Thum  und  Taxis  geschlossenen  Postvertrags  vom  aa  Mära 
1819,  ward  diesem  vom  1.  April  1839  an  die  Postrerwaltung  überlassen*  i5)  ^^Z- 
deei  und  Pyrmont,  am   17.  März   1814.     16)  lUus^,  ältere  Linie  (Greita),  am 

II.  Mars  1809.  17)  Rauss^  jüngere  Linie,  schlofs  Postüberlassungs Verträge: 
a)  Schleitz,  am  18.  Mars  1809  u.  1.  Mars  1816,  dann,  auf  weitere  a5  Jahre,  am 
19.  Juli  i8a6;  b)  Lobensiein^  am  17.  Mars  1809;  c)  Sehleüz,  Lobenstem  und 
Biersdorf y  wegen  der  gemeinschaftlichen  Herrschaft  Gera,  am  1.  Mars  1817, 
dann,  auf  weitere  a5  Jahre,  am  aa.  Febr.  1837.  18)  SehaumhurgUppe ^  am  i5. 
Febr.  18 14-  19)  l*ppc  (Detmold),  am  10.  Febr.  181 4*  ao)  HetitnHomhurff^  am 
aa.  Sept.  1817,  auch  wegen  Meisenheim,  als  ThronErbmannlehn.  ai)  UUeek^ 
am  ai»  Sept.  1819.  aa)  Frankfurt  a.  M.,  am  3i.  Dec.  i8ai.  a3)  Brtmen^  am 
i5.  Jul.  1816. 

f)  Lehnverbindung  ist  nickt  festgesetzt,  in  den  Verträgen  mit  HohensoDernHechingen, 
HohenzollcrnSigmariDgen ,  SchaumburgLippe,  Lippe,  und  den  Freien  Städten. 

g)  So  in  dem  KurfÜrstenthum  Hessen,  in  dem  Fürstenthum  HohensollemSigma- 
ringen  seit  1819,  in  dem  sachsen-coburgischen  Fürstenthum  Lichtenberg,  In  dem 
holstein-oldenburgischen  Fürstenthum  fiirkenfeld,  in  der  hessen-homburgischen 
Herrschaft  Meisenheim,  in  dem  Fürstenthum  Altoiburg,  In  dem  leisten  seit  dem 
a6.  Oct.  1817,  mit  Zeitbestimmung. 


§♦    441*  (355.) 

V^sekränkiheä    der  Posihoheii.      VersehieienheU  der    Posiver- 
Haltung  in  den  Bundesstaaten.     Posiveriräge.     Posiverwahungs^ 

Bezirke. 

I)  Die  ($.  439)  angeführten  Bestimmungen  der  BandesActe  abgerech« 
net,  ist,  nach  dem  Grundsatz  der  ftir  die  innere  Staatsverwaltung  in  der 
Hegel  geltenden  Unbeschränlitheit,  kein  Bundesstaat  in  der  Ausübung 
^  Posthohoit  von  Aussen  her  positir  beschränkt  Jeder  Bundes* 
Staat  übt  dieselbe  aus;  auch  dann,  wenn  er  die  Post  nicht  unmittelbar  für 
^g^ne  Rechnung  verwalten  laTst,  oder,  wegen  Beschranktheit  seiner  Ge- 
bietverhaltnisse,  in  seinem  Gebiet  keine  Postanstalt  besteht,  sondern  nur 
die  Post  des  angrenzenden  Auslandes  für  den  eigenen  Postverkehr  benutzt 


670  n.  TfaeiL  XIL  Cap.  Finanzhoheit. 

wird  ($.  438,  V,  und  Note  h).  II)  Die  Postverwaltong,  abgesonaert 
Ton  der  Posthoheit,  läfst  i)  der  dem  geographischen  Umfang  nach  b^ 
deatcndste  Theil  der  Bundesstaaten,  für  eigene  Rechnung  ftlih 
ren  '0*  ^)  Andere  Bundesstaaten,  haben  solche  Andern  für  derea  Rech- 
nung überlassen;  und  zwar  a)  entweder  andern  Bandesstaaten,  durcli 
besondere  Debereinhunft,  gegen  bedungene  Yortherle  ^);  b)  oder  demfunt- 
liehen  Hanse  Thurn  und  Taxis,  theils  vermöge  der  Aurch  den  Beiclu- 
deputationsHauptschlufs  und  die  BundesActe,  zum  Theil  auch  darch  oeo 
lunzugekommeoe  Verträge  begründeten  Rechte  desselben,  theils  durch  freu 
Deberetnkunft  c)^  3)  In  etlichen  Bundesstaaten  ist  mehrfache  Poskm- 
waltung  neben  einander  Ccumulatir);  entweder  theils  für  eigene,  tieib 
für  fremde  Rechnung  *f)j  oder  blofs  für  fremde  f).  4)  Auch  haben  et- 
liche Post?erwaltungen  durch  Verträge  gegen  fremde  PostTerwaltaageo 
sich  rerpflichtet,  m  einem  PortoTarif,  zu  Verbindungslinien  für 
Brief-  und  Pahrposten /) ,  zur  Durchfuhr  (Transito)  renchkmetic 
BriefPackete  (Packetschlüsse)  mittelst  der  inländischen  Postanstalt,  auf  einer 
bestimmten  Route,  gegen  festgesetzte  Entschädigung  nach,  dem  Gewick 
5)  Aus  diesem  Allen  ergibt  sich  eine  Mannigfaltigkeit  der  PostTcrwal- 
tun gs bezirke,  in  dem  Gesammtumfang  der  Bundesstaaten  ^3« 

«)  Namentlich  Oestreich,  Preussen«  Sachsen  (Königreich),  Baiern,  HannoTer,  OVir- 
temberg  bis  1819),  Baden»  Holstein,  Luxemburg,  Braunschweig,  Mecklenbari* 
Schwerin  und  MecklenburgStrelitz,  Oldenburg  im  Grofsliersogthum  Oideobai^. 
Früher  auch  SachsenGotlia  im  Altenburgischen,  bis  1817,  wo  furstl.  thurn-  und 
laxiscbs  Postverwaltung  eintrat;  so  wie,  um  dieselbe  'leil^  im  G< thaiseben  ^ie 
neben  der  tauschen  Post  bestandene  hersogliche  Post  Verwaltung  aufhörte. 

i)  Z.  B.  Liechtenstein  an  Oestrcich :  Oldenburg  in  dem  Furstentbum  Lübeck  (u 
Eutin)  an  Holstein;  die  drei  Hersoge  von  Anhalt  (doeh  mit  Ausnahme  «i« 
ExtraPostwesens),  und  der  Fürst  von  ScbwarsburgSondershauseu  (doch  mit 
Aasaafame  von  Arnstadt),  an  Preussen;  auch  Hamburg  und  Lübeck  an  Freussea 
und  an  verschiedene  Andere,  neben  einer  eigenen  StadtPostanstalt,  woron  ^ 
TOD  Bremen ,  unten  Note  d.  So  auch  HohensollemHechingen  bis  1819  as  ^W 
temberg;  desgl.  1819,  HobensollernSigmaringen,  vergl.  ^.  440,  e«  Im  Janw 
t835  wurde  fAvischen  Hannover  und  ßraunschweif  eine  Postübereinkunft  ab^ 
schlössen,  nach  welcher  «war  das  Herzoglich-Braunschweigische  Interesse  «iunh 
atna  eigene  Ober|»ostbflhdrdc  fernerhin  gewahrt,  der  siUnmtliehe  Fostdieiwt  ihtr 
unter  die  Hannoverische  Verwaltung  gestellt ,  und  die  Postrechnung  ^^' 
schaftlich  ist. 

c)  Man  sehe  §.  44oi  ^ote  e. 

d)  So  in  den  drei  Freien  Hansestädten.  LuAecA  hat:  1)  eigene  Stadtpost,  reiteiMie 
und  fahrende  nach  Hamburg,  %)  Hirstl.  thurn-  und  Uxische  Briefpost,  3)i 
hannoverische,  reitende  und  fahrende.  —  ffwniurff  hat:  1)  eigene  Stadtpo^t, 
reitende  nach  Bremen,  Lübeck,  Mecklenburg  und  Pommern,  und  fabreadc 
nach  Lübeck,  auch  Fufspost  in  der  Stadt  und  deren  Vorstädten;  s)  tkum-tt< 
taiische  Briefpost;  3)  k.  dänische,  reitende  und  Frachtpost,  auch  FnApoit 
naeh  Altona;  4)  k*  schwedische,  reitende  durch  Dänemark  nach  Schwedea; 
6)  k.  preussische,  reitende  umfahrende;  6)  k.  hannoverische,  rtiitnä^  ^  ^^'' 
rende;  7)  k.  hannoverische  u.  hersogl.  hraunschweig-lüneburgische  CommttDjoo* 
Post,  fahrende;  8)  hannoverische  u.  HansesUdt-Uambnrg-Bremer  Coiamvt^ 
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Post,  falireadr;  9)  grofiik  mveUenbur^scbe,  falMmul«;  10)  anierilniibeht 
privilogirtc  Fosf Expedition,  för  die  vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  mit 
Scliiff^elegenheit  ▼on  Hamburg,  Bremen  oder  Amsterdam.  "^  Bremen  hat: 
I  )  eigene  Stadtpost,  nur  Briefpost,  nach  Hamburg  und  Holland,  mit  welcher 
seit  1^94  d>0  prenssische  Briefpost  in  der  Verwaltung  vereinigt  ist»  1)  hannove- 
rische Brief-  und  fahrende  Post,  3)  prenssische  Briefpost,  4)  thnm*  nod  taxi- 
sche  ßriefpost.  -*  Auch  Gotba^,  im  Fiirstenthum  Gotha,  bis  1817,  und  Braun- 
srhwpig  bis  1790,  hatten  mehrfache  Postverwaltung  neben  einander,  theils  eigene 
thcils  fremde. 

Mehrfache  Postverwaltung,  neben  einander,  blofs  ^r  fremde  Rechnung,  haben: 
Lippe  und  SchaumburgLippe,  wo  preussische  und  taxische  Post  ist  So  ehehin 
auch  die  Reichsstadt  Frankfurt,  wo  taxische  oder  Reichspost  und  hessen^asaeli- 
sche  Poet  war  (§.  4%)* 

Beispiele  in  WnssK^s  h*  sächs.  Staatsr.,  Bd.  Ü,  §.  35o. 

'  Man  s.  F.  M.  Dum  Post-  und  Reisekarfe  von  Deutschland.    Gotha  18^5,  in  vier 
Blattern.  Posteours-  oder  PostInfluenzRarten  v.  Fraivb  RAmcLsmoiai  in  Wien. 

§.   442.  (356.) 

Oberaufsicht,  Poliiei,  Gerichibarkeä,  Postordnungen,  u.  s.  w. 

Die  StaatsPostanstalt  steht  jetzt  unter  der  staatsoberhauptlichen  Lei- 
ing  jedes  teuischen  Bundesstaates.  Dieser  ist,  jedoch  mit  Hinsicht  auf 
ie  Bestimmungen  der  BundasActe  C§-  4^4  v*  4^9)9  befugt  und  verpflich- 
et,  durch  Aufsicht,  Gesetze,  Polizei  0)  und  Gerichtbarheit  A), 
rubesondere  durch  Postordnungen  c)^  das  Institut  zu  dem  gemeinen 
ksten  zu  leiten,  zu  vervollkommnen,  und  zu  schützen,  auch  gegen  Ein- 
[riffe  fremder  Staaten*  Insbesondere  geboren  dahin:  die  nothigen  Bestim- 
nangen  über  Präsentation  oder  Ernennung,  über  Bestellung  oder  Besta- 
igang,  und  über  Verpflichtung  der  Postbeamten,  über  Postwappen  und 
Siegel,  über  PostUniform  und  Livree,  über  Privilegien  für  die  Posthäuser 
imd  PostOfKcianten,  über  Befreiung  d6r  ordentlichen,  reitenden  und  fah- 
renden Posten  von  Chaussee-,  Wege^^  Pflaster-,  Brücken-,  Fähr-  und  Sperr- 
geld, über  PostTarif  <0  und  Postfreithum ,  über  das  Verfahren  bei  Be- 
schwerden der  Beisenden,  über  Controlirung  der  LocalPostbeamten  durch 
die  OrtPolizeibhorden,  u*  A4  m. 

«)  V.  RKft«*B  Handb.  des  Polieeir.,  HI«  557*  Fiscvsa's  Rameral-  und  Poliieir.,  H. 
kk^.  MosBB  V.  d.  Landesfa.  in  Poliseisaehen,  4t3.  Mossn's  Staatsr«,  V.  «68. 
Mkvius,  P.  L  dec.  101.  Göavsa's  Rechtsf.,  L  N.  3  u.  6.  Davs  Handb.  d.  teut- 
schoQ  Private,  I.  |.  i36.  —  Plackereien,  Erpressungen,  Veruntreuung,  Unter- 
trlileife  einzelner  Postbeamten. 

^)  Wo  ein  wirklicher  ErblandPojnmetster  sich  befindet,  da  ist  diesem  gemdn?glMi 
über  die  PostOffieianten  die  Geriehtbarkeä  in  tHemUaeken ,  und  eine  bestimmte 
I>t90^l^marGtriehtbarkeü,  auch  Concttrrenx  bei  (Hsig^naturen ,  eingeraumJU  Eltia. 
Bond,  Vn.  —  Von  dem  PöitPripotrevhi,  s.  Dass  a.  a«  O.  i3i  ff.  v.  Bsao  «.f. 
0.  UL  653.  RuvDi's  Privatr.,  $.  i3i  ff.  Bössio's  t.  Privatr.,  4^3  ff.  Eaoku 
«W.  juris  germ.,  lib.  Ü.  $.  287  sqq.  Steslin's  Wörterb.  für  Kameralisten 
Bd.  VT.  (Nördl.  1791.  8.),  voc.  Post.  Preujit.  allg.  Landr.,  IT.  i5.  4.  141  ff.,  u. 
Beriehtigungen  faie«u,  vom  i*.  Jun.  1804. 
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c)  VeracIiiedeHe  Postordnmigeii,  s.  B.  die  prmssistkt  woa  1781«  in  Jm.  Btcimiii 
Samml.  «luerlet.  Landesgetetie,  Th.  II— VI  Frankf.  1786 — 1768»  (Man  t.  atcl 
die  preuft«  Instmction  für  die  Regiemugen ,  t»  a6.  Dec.  1806,  §•  67) ;  die  Iv 
^äaiuüeke  t.  11.  Febr.  1763,  mit  Erliuterongen  ron  1783«  1784  u-  i8io,  woto 
WsttSB^i  k.  aacha.  StaaUr.  Bd.  OL,  (.  ai4i  desgL  (b.B.  die  sekleimg-koisteinUck 
in  NuHaw^a  Blätteni  für  Poliaei  und  Kultur,  Heft  a  u.  3  (TüIk  180t.  a);  di 
htrirmmsekweifücke  ▼.  4»  Sept.  i765,  in  F.  C.  WiLucua  br.  lOneb.  Landet^ 
aets^  IL  911.  u.  Supplem.,  L  a65.  IL  i8e.  Pf^irtemb,  Extrapoatordn.  t.  19.  Jm 
i8i5,  in  d.  NationalZeit.  i8i5,  St.  4i-  Badische  BriefPostgesetse,  in  ▼.  Bim*! 
Handb.  d.  Poliaeir.,  Th.  Vn.  Taxordn.  t.  9.  Febr.  181a,  in  dem  Regier.  Bbtt 
i8ta,  N.  9.  BatUseke  ExtraPostordn.  t.  a3.  JuL  1818,  im  Reg.  BL  N.  a5.  S 
wehmmr-eisenaok.  Foatordm  v.  a6.Nov.  1819.  Beatimmungen  üb*  d.  grofak  A0<f.Fo» 
ten,  T.  1(1.  Apr.  i8a4«  >n  d.  Reg.BL  t.  t8a49  N.  27.  EbemaL  westphäUstiie  Postordi 
r»  1808,  nebst  Decret  v.  3o.  Sept  1810,  in  d.  AUgem.  Anseiger  d.  Teatsd» 
1809,  N,  11  u.  la,  u.  1810,  N.  296 — 3oo.  Rhein«  Bund,  LDL  5a  Ebemil 
grofahers.  hergiseke  P.  O.  t.  1809,  in  d.  AUgem.  Anseiger,  1809,  N,  3^4 «^^ 
^  Rhein.  Bund,  XXX VIR.  145.  XXXIX.  491.  S.  meming^.  Edict  ▼.  4.  Nor.  M 
die  PoatlehnTerhIltniaae  u.  die  Postverwaltung  betr..,  in  der  Samml.  der  iaod» 
berrL  Verordn«  im  Hagth.  S. Meiningen,  1819,  Num.  18.  Sacbaen-Altenbui^iie 
PostTerordnung  Tom  10.  Dec.  i83o;  in  dem  Archir  der  Poatwiaaenachaft  (FruU.) 
▼on  i835,  Num.  I,  Beilage  u.  ft  —  Vergl.  auch  H£BEBLnr*a  Repertor.*  Ait 
Poatweaen,  f.  a.  KLVBxn'a  aystemat.  Entwurf  d.  haiaerl.  WaUcap.,  S.  $7,  sjd 
(HoiTMAvv*8)  Abb.  wie  weit  ist  der  Succesaor  singulsris  ex  pacto  et  proni. 
majorum  au  Anerkennung  der  Verträge  dea  Vorfahrers  yerpfiicbtet?  (179?.  B.) 

f.  91. 

dy  KönigL  sdeksüeke  PostTaxordn.  t.  3.  Dec.  i8aa,    in  der  k.   aXcbs.  GeseUtuui- 

i8aa,  St.  33,  S.  44^-  IVriw/.  ReguIatiT  über  das  PostTaxwesen ;  in  der  Presi 
GesetasammL  1814«  December,  St.  i4*  Alex.  Frhr.  t.  Ihhof's  Ideengang  u.  Mo- 
mente einer  Theorie  des  Rriefpostporto.  Ehendess»  Theorie  dea  BriefFraek- 
preiaea.    Landsh.  i8ao.  8 

§.    445.  (357.) 

I)  DieAnaubang  der  Poatbobeit,  geschieht  dnrch  eine inlaDdisde 
oberste  Staatsbehörde»     Dieser  ist,   in    den   grofsera   Bandesttaatai, 
oomittelbar    untergeordnet    eine    inländische    PostVerwaltangsbehorde, 
welche  die   Benennung  General-   oder    Oberdirection    der  PostaD, 
GeneralPostmeisteramt,  Haupt -,  General-,   oder  OberPostamt  o.^ 
fuhrt  «3*    n)  Die  GeneralPostrerwaltung  hat  zwei  Hauptzweige:  das  Btief- 
und  ExtraPostwesen,  und  das  Fahr-    oder  fahrende  Postwesen 
(Postwagen,  Diligenceui  Packwagen,  und  Eilwagen  oder  SchnellPostwagea). 
a)  Für  jenes  sind  theila  Ober  Postämter,  theils  diesen  coordinirte,  ^i- 
rigirende  Postämter   (die  letzten   für  kleiDcre  Bezirke)  aogeordset; 
welchen,  jedem  in  aeinem  Bezirk,  (Unter-)  Postämter,  PostvenrattoageD, 
Postwärtereien,  (Brieipost-)  Expeditionen,  Briefsammlungen,  Postmeister, 
Postrerwalter,   PostSecretäre ,  PostExpeditoren,  PostStallmeister  und  Po^' 
(Pferde)haltereien  untergeordnet  sind,  in  Offidal-,  Jorisdictional-,  Rechnonp- 
nnd  Polizeiaachen,     a)  Das  Fahr-  oder  fahrende  Poat(wagen}ire*^« 


ynri  durch  die  jOfayerPosta'pitery.  oder  durch  eigene  ObecPo^tGpin'Qils^ 
sariate  dirigirti  welc)ien  die  HanptExpedition  und  übrigen  Ex pei 
ditionen  fabrend^r,  Postqn,  die  Posthalter,  Couducteure  und  Post-*, 
packer»  in  Ansehung  der  ordinären  Frachtgebuhrefi  und^  ihrer  AnitF.er^ 
richtttng^,  untergeordnet  sind«  3)  Qft  is&  jedoch,  an  kleinern  Oitenf 
nicht  nur  das  J^nef-  nnd'  (Ixtrapostwesen,  sondern  i|uch  das  fahrende*  Post*, 
wesen,  einer  Person  anvertraut  ^).  4)  Durch  eigene  Postyertrngei 
insbesondere  ComhinationsRecesse  (§t  434  u.  438),  werden  die  Yer* 
hältuisse  der  iniahdisclieii  Postverwaltung  zu  jener  4e&  Ausbndes  bestinunV« 
in  Absicht  auf  2^sammefitrjefifen  der  PostRonten  ufid  der  Brief*  und  fab-i 
renden  Posten,  auf  Ablösung  und  Ablieferung  an  GrenzStatianem ,  auf^ 
Durchfuhr  verschlossener  RriefPackete  ($•  44  ij«  .Taxwesen,  Begleitung  der 
Fahrendea  Posten  durch  Conducteure«  u^  d« 

i)  Ia  dem  Köoign  Sachen  ist  da^  OberPos^mt  »u  Lf  Lpzjg  die  Uberbehörde ,   vel« 
cliem  seit  dem  i.  April  1816  auch  da^  oberlausitzer  Po^twesen  ifoter^ordiiet, 
ist.    K.  H.  L.  PÖLiTZ,    die  Hegierung  Friedr.  Augusts ,  K.  ▼..Sachsen,   Th^  II* 
S.  391.  —   Der   Ftirst   ron  Thum  und  Tkrijjiat  seit  1811  die,   seiner   Geheimen 
Ksnzin  sa  Regensburg  nachgeordnete,   »GeneraiPostDtreetton  der  SürstUch-thum' 
tt.  tajgUchen  tehnpfkrt^n*  ^ä  Frankfurt,  sur  Cen^albehÖrdle  seiner  Pos^erwaltungs«* 
Angelegenheiten  l^^stimmt,  —  VergL  im  Velirig^n;  ,I9ei»e  Org^nisa^Olft  des  t^uV 
sehen  Postwesens.    Mannh.  i8o3.     P.  F.  G,  Reibi^ot.;^  .  über  das  Ppstwe«en  und 
die  Art  der  Einrichtung  desselben.     Gott.  180I.  8.  Herhpxldt's  System  der  Post- 
einrichtupg.    f  r^nhf.  i8o8-  (a^cb  1810)  8,     Postir^^r^u  11^  I^mM^land«  Von  J«. 
V.  Hehrfxldt.  Frankfurt  1839.  8. 

0  Von  der  postStatistUi  u'  von  Postharten.  Yergl.  KLiJBxa's  Postwesen,  S.  49  ".ä". 
Die  angef.  Patriotischen  Wünsche  ^  S.  29  u.  Sa  ff.  —  Von  der  Geschaft- 
ordnung,  Beschleuui|(üng  und  Finanzirun^  in  dem  Postwesei^,  a.  F.  W.  Heidk- 
iA5v's  pract.  Bemerkungen  über  das  Postwesen,  ynlt  be^ond.  Rücksicht  auf  das 
preussische.  Weimar  i8ao.  8.;  auch  in  der  San^mlung:  Vorwärts,  S.  ÖSq  — 
636.  Das  deutsche  Postwesen.  Patriotische  W^ni^che  und  Bemerkungen.  Wies« 
baden  i836.  8. 

§.  444.  (338:) 

Richten  ^er  Bundesstaaten, ,  in  ffinsicht  ^uf  die  Postanstalt.  Post» 
<reue  oder  Srfefyeheimniss*    Einwirhußg  der  Bundesversammlung. 

I)  Das  Publicum  hat  gegen  die  Postanst^it  gerechten  Anspruch,  auf 
'reue,  Verschwiegenheit,  Rechtlichkeit,  Dilligkeil  (billige 
^se),  Gescbwindigheit.  Da  Einheit  der  Postanstalt  in  Teutseh- 
öid,  und  Verwaltung  derselben  durch'  Privatunternehmer  unter  strenger 
taatsaufsicbt,  wahrscheinlich  frommer  Wunsch  bleiben  Wfrd^  ^o  sollten 
wenigstens  alle  Bundesstaaten  sich  TCrpiliphtet  halten,  durch.  Uebeneiokunflt 
este  BestimvQYtngen  zu  errichten,  für  Gleichförmigkeit  in  der  V^r« 
rsltungsart  sänuntlieher  LandesPostanstalten,  insbesondere  in  Absidht 
üf  gehörigen  Zusammenhang  nnd  zweckmäsige  Richtung  der  PostRouten^ 
nunterbrochenen  Lauf  nnd  dem  Yerhehr  angemessene  Anzahl  der  Rejt- 
ad  FahrpoBten^  und  billigen  Tarif  a}^    Auch  ist  .jeder  Staat  TerpfUch- 

Klübcr*«  «fcnlL  lUeht,  4.  Aufl.  43 
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tet,  die  Potttr^ae,  die  Unrerletzbarlieit  der,  der  Post  aiiTertnaten 
Briefscluiftea  und  E£Fecten  (das  Briergeheimnirs,  im  Gegensatz  des  so 
genaonten  P ostgeheim aisses,  secret  de  la  poste,  oder  des  ^[kübrlicleo 
Manipalirens  der  der  Post  anrertrauten  BrieFe),  staatsTerbredierischai  Ver- 
kehr ausgenommen  Y  zu  handhaben  und  zu  achten  0.  Ueberhaapt  solhe 
eine  för  Staats-  und  Priratrerhehr,  für  Cnltar  ($.  4i5)  und  Han- 
del so  hSchst  wichtige  Anstalt,  ron  den  Staaten  stets  nach  gereckten 
und  liberalen  Grundsätzen  behandelt ,  auch  überall  und  immerlin  za 
etwas  Besserem  benutzt  werden,  als  für  unmittelbaren  Finanzgewinn,  gekeime 
Polizei  und  unbefugte  Neugier  e>  II)  Auf  einen  Antrag  der  FVeien  Stidte, 
mittelst  einer  Vereinigung  der  Bundesstaaten  den  Zustand  des  Postv^ 
sens  io  Teutschland  zu  verbessern,  insbesondere  den  Klagen  über  übe- 
masige  Thenrung  des  Porto,  über  eigennützige  Umleitung  der  Fostlimea 
und  Yerliingeruog  der  PostRouten,  abzuhelfen,  und  zu  dem  Ende  im  Boa- 
destag  eine  Commission  anzuordnen,  beschlofs  die  Bundes  versammlang,  an 
5*  August  1819,  dafi^  dieser  Gegenstand  (von  den  einzelnen  Gesandtsdufteo] 
den  Regierungen  empfehlend  vorzutragen,  und  Instructionen  von  Suen  u 
erbitten  aeyen,  in  der  Hoffnung«  dafs  solche  die  B»  Y*  in  den  Stand  seUen 
werden,  der  hiernachst  zu  erwählenden  Commission  einen  achem  Leit- 
faden ihres  Gutachtens  an  die  Hand  zu  geben  <0« 

«)  Möge  es  nicht  auch  hier  heissent  «Vezces  da  mal  am^ne  le  remede»! 

^)  An  Geietzen  wider  Eröffnung  der  Briefe  auf  der  Post,  in  den  so  genaiuta 
achwarsen  (gehcimeo)  Kammern  oder  cabinets  noirs,  fehlt  es  nicht  \tr^ 
Römisch -hals.  Wahlcapitulation,  seit  1690,  Art.  39,  J.  i«  KönigL  wet^lVo^- 
Ordnung  v.  3i.  Oct.  1808,  Art  3.  i3.  18.  101.  146.  Bmer,  Pflichtformel  för  die 
Postbeamten,  in  d.  baier.  Begier.  Blatt«  1806.  Num.  34«  Baier.  StrafgeseubuiS 
V.  i8i3,  Th,  I,  Art,  396,  S.  i5a.  fflriemA.  Verordn.  t.  18.  Nov.  1816,  indfG 
Allgem.  Anzeiger  der  Deutschen,  1817,  Num.  i3,  u.  Journal  de  Fraiicf.  i8;t', 
n^  359.  8.  wimar^eüenach,  Postordn.  v.  1.  Jan.  i8«o,  §.  19.  Premss.  BeguUiir 
über  das  PostTaiwesen  ▼.  18.  Dec  i8a4  (in  der  Gesetasamml.  N.  s4)fi*4^ 
wo  ein  Verbot  ohne  PönalSanction.  Verhandlung  in  der  «.  Hammer  dff^» 
nötfer,  StandcTersammfung  am  17.  Sept  i83i.  Die  framtSsisehen  GefeUe  tat 
1789,  sind  angeftlhrt  io  dem  Code  de  la  competence,  per  Jovboaib,  T.  I,  p-  ^^ 
In  Fortu/fäi'  und  in  Kurhesjen  ist  d^r  Achtung  des  Briefgeheimnisses  auf  ^ 
Post,  sogar  in  der  Constitution  ein  eigener  Paragraph  gewidmet ;  in  der  poi^** 
gies*  V.  181^  Art  146,  $.  s5;  in  der  hurhefii.  y.  i83i,  %.  38.  — -  ZalMcumd 
durch  ein  Decret  ▼.  «4.  Mars  i8«4«  die  Direction  der  Briefpost  mit  derPol«i' 
Direction  verbunden !  —  Schriften  über  unbefugte  Brieferoilnung:  Die  Fotf* 
geheimnisse.  Leips.  i8o3.  8.  Ueber  das  Gebeimaäb  der  Posten.  Frfcf.  a.  I^i* 
1788.  8.  Schlöxkr's  Suatsanseigen,  Heft  43,  S.  219.  Hösv's  BetrugsLeoroB, 
▼oc.  Postmeister,  8.  «88.  Mosxa*s  Lebensbeschreib. ,  IV.  ^  io5.  t.  Maitu» 
Völherr.,  §.  loö.  Dam  a.  a.  O.  f.  i55,  N.  IV.  Jo.  Jod.  Beck  diss.  de  re»^ 
tione,  avulsione,  et  turbatione  sigillorum  (Alt.  i?4i),  $.  s5.  J.  B.  Fsiesd  ^ 
de  eo  q.  j.  e.  circa  litteras  resignatas  (Jen.  i75i),  c.  a.  (▼.  Riwfei.)  DerBeicb^ 
hofrath  in  Justis-  und  Gnadensachen ,  Th.  D  (1792),  S.  999—30*.  PatrtotL<(if 
Wünsche  etc.,  S.  6  f.  NamAKu's  Abb.  in  den  Kieler  Blättern,  Bd.  V,  Hfß  • 
(1817),  N.  4.  ▼•  KBoatAtJca  über  die  Hechte  des  Staates,  Briefe,  die  «n '^ 
nickt  geriebtec  sind,  au  erbrechen;  in  d.  Neuen  d.  Mercur,  Num.  K.  4.  ^^^ 
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du  ftecbt  des  CHmiiuItlichtert,  Bri<$f(i»rbrectiuiig  als  WAhrheitsEi^ofs^^faungs* 
miUH  ansuwendeii;  in  HLiiascHAQ0*s  <ite.  neuem  Ai*chiF  des  GriminalRechts«  Bd.  IB^ 
S.  i^i—^Su    GiBABOiv's  Rede  iü  der  SiUsun^  der  DeputirtenHammer  bu  Paris 
▼.  IS.  Ipr.  1823,  in  den  polit  Tagblättern«     Memorial   de  Ste-Helene,  par  iD 
comte  LIs-Gasxs,  Th,  11  (Paris  i8s3.  8.)«  p*  7^  et  suiv.     0u  secret  des  lettres, 
et  de  la  nicesslte  de  mettre  eu  accuSatiou  M.   de  Vaulctiier«   directeur-gen^ral 
des  postes ;  par  IIL  GsaxAnry  avocat  a  la  cour  royale  da  Paris*  a  t'aris  1828.  8. 
Schriftto  in  v.  ttAxpTs  netler  Lit-  des  Völkerrechts,  S.  96.   —  Beispiele  Ton  so 
genannten  InUroepUn^  in  Flassav^s  histoire  de  la  diplomatie  fran^aise,  T.  rV^p.agSi 
T.V,p.47,  T.  VILp.  119  et  suiv.  (nach  der  diAusg.),  u.  in  Mes  d^couTertes,  par 
le  prince  Louis  de  Hohav«  piece  secrete  etc.«  in  (Favixb*s  I^oliti^e  de  tous  les 
cshineb  de  TEurope  etc.  (edit.  dd  Parii,  1793. 8.)»  p.  463—475.  —  Verwahrunf^s* 
"^^^  gegen  das  unmerkliche  Brieferbrechen ,   in  Ki.6bkb's  Kryptogfaphik  (Tüb. 
1809.  8.),  §.   17—39.     Gegen  die  Entdeckung  des  Inhaltes    erbrochener  Briefe 
dient  das  Chiffriren  nach  sicherer  Methode,  wovon  ebendaselbst 
r)  Kl@beb*s  Postwesen,  S.  129  ff.    Ebendess.  tJebersicht  der  diplom«  Verhalidl.  des 
wiener  Congr.,  S.  i3i,  148  f.  u.  268.    Die  angef.  Patriotischen  Wünsche^  S.  43  ff« 
Bhein.  Bund«  XXII.  11  ff.    HAattxaxv's  Justls-,  CameraU  u.  l'oliseiFama,    1817, 
6t  45.    A»  f .  ^.  CAons,  Deutschlands  u.  Europens  Staats-  u.  Nationalinteresse 
(Giessen  1817.  8.),  S.  96  ff.    (Alex.  Frhr«  t.  Ikhof)  Ueber  Fostanstalten ,  nach 
ihrem  FinansPrincip  etc.  Halle  18174  8.    Der  unttfh,  Note  d,  angef.  Antrag  der 
Freien  Städte,  in  dem  Protoc  der  t  B.  V.  t.  29.  Jul.  1819.    ^-  ^*  fixiDBKAHv 
am  oben  (§.  443,  b)  a.  O.  -^  Fftr  das  GB»  Baden  (mit   1,100,000  Einw»),  wo 
uuler  allen  Bundesstaaten  auf  der  Post  das  strengste  Gewichtsystem  eingeführt 
ist,  ward  in  den  den  Ständen  rorgelegten  Budgets   für    1820  u.  1821 ,  der  em« 
jährige  Posterlrag  angesetzt  auf  2o5,oöo  Gulden;   in  dem  Königr.  H^irumherg 
(mit  1400/10  Einw,)«  in  dem  HauptFiuanzEtat  für  1820  bis  1823  auf  70,000  Gul' 
den  (Termuthlich  der  taiische  PostCanon) ;  in  Baiem  (mit  3,56o,ooo  Einw.)  in 
dem  den  Standen  Torgelegten  Budget  fUi'  1819,  auf  344,ooo  Gul4en  netto  (man 
s.  die  Stande  Verhandlungen  von  1819  über  das  baierische  Postwesen,  im  J,  Gr. 
V.  Soosv's  baierischer  Landtag  Ton   1819,  Nürnberg    1821,  8.«  S-  329 — 332); 
in  der  preiusiscken  Monarchie  (mit  nahe  an  11  Mill.  Einw.),  in  dem  Budget  für 
1821  auf  800,000  Thlr.  (i>4oo,doo  Gulden);  ht   Pfankretch   (mit  ungefähr  29^4 
IfilL  EinMr.)  in  dem  Budget  für  i823  auf  23,900,000  Francs  (10^1,093  Gulden)  j 
in  dem  Hdnigreich  dtr  Niederiaade  (in  Europa  mit  5%  Mill.  EinwOf  in  dem  Bud- 
get für  1821,  auf  2,ö3o,Ooo  Gulden  $  in  Grossbrittanmen  {mit   17^200,000  Einw.)^ 
in  dem  Budget  für  1822  ,  auf  i«356|OOo  Pf.  Sterling.    —    Wenige  wissen,   dafs 
eine  erhöhete  l^axe  fast  nie    eine  erhöhete  Postcijuahmc^,  ofit  eine  Minderung 
derselben  stur  Folge  hatte.     Welch  ein  engherziger,  einer  Staatsteg^ierung  un» 
w^diger  Kleinhandel,  wenn  man  fortälhrt,  das  PorCo  nach  fransöslseher  Sitte, 
das  heilst,  fast  nach  der  möglichen  Zahl  der  in  dem  Brief  enthaltenen  Buch«* 
Itaben,  niit  einer  Goldwage  nach  Grän  und  Eschen  zu  bestimmen,  statt  dem 
Publicum  ,^  um  des  allgemeinen  Besten  wlUen^  den  Gebrauch  der  Post  dnrch 
ff^oki/eiikeä,  Sich/irheii  und  Gesekwmdigkeä  auaunöthigen!    Die  Urheber  des  Po^t« 
Tarifs  sind  portofrei. 
4  Protoe«  d^  B.  Y<  t<  29.  Jul.  u.  5«  Ang.  1819,  5.  169  u»  170« 

§*   44i>*  (359.) 

Aach  1b  Attstliang  der  ordentlichen,  gehenden^  reitendcM  find  fah-' 
ttndeii  Boten,  aas  nahen  oder  entfernten  Gegenden^  der  gemeinen  liand- 

♦3* 
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boten,  Laadkutschen,  Hauderer  und  Frachtf ahrleaie,  ^er 
Pacbetbote;  Dampfscbiffe,  Marktschiffe  u.  d.,  ist  jeder  Bundes- 
staat befugt,  die  nuthigeti  Bestimmungen  zu  machen  «). 

a)  ff^irtemh.  Veror(ln.  v.  27.  Jan.  u.  «4-  ^^^'  '807,  u.  r.  4-  Sept,  1810.  in  dem 
wirtcmb.  Regier.  Blalt  Im  tVirlembergischen  ward  seitdem,  jku  wesentlicher 
Beförderung  des  innern  Verkehrs,  die  Landboten  Anstalt  wieder  Kerge^felU,  m\ 
gewissen  Bcschranliungen.  BaierUche  Verordn.  t.  i5.  Jul.  1808,  in  d.  baier. 
Regier.  Blatt,  1808,  Num.  35,  u.  v.  1.  Dec.  1807,  St  54.  K.  baier.  VcrordiL, 
das  Bolenwesen  betr.,  r.  38.  Apr.  i8i5,  in  der  Allgem.  HandlungsZeitung,  i8i5. 
Num.  97—99.  Oestreich,  Patente  v.  a.  Febr.  1771,  i.  9,  u.  r.  «4.  Ort,  1781,  desgl. 
Decret  t.  5.  Jan.  1820,  in  Fran«  I.  polit.  Gesetsen  u.  Verordn.,  Bd.  47,  S.  4-  - 
Von  fAindkuUchem,  ScHaSrsR's  rerm.  Abhandlungen,  E.  101.  Fr.  Philippi  Üva, 
de  rhedis  meritoriis.  Lips.  i685.  v.  Roheres  karsächs.  Staatsr.,  11.  814  f.  818.  - 
Von  dem  Botenweseu  in  dem  fTirzhur^hchen ;  in  dem  Journal  v.  u,  fiir  Fraa 
ken,  Bd.  II,  Heft  5.  (Nürnberg  1791.)  v.  HKRRrFXDT,  die  Transportwi&sen- 
Schaft.  I.  Bd.  a.  Aufl.  Frankf.  1887.  8.  v.  Herbteldt,  die  freie  Concurrem 
im  Transportwesen.   Frankf.  1889.  8. 


YI.    Abschnitt, 
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§♦  446.  (3eo). 

Regalität  des  Berghaues. 

In  den  SouTerainStaaten  des  Teutschen  Bandes,  gilt  die  Regalität 
dei  Bergbaues  «).    Warum?  und   tne   weit?   ist  eine  Aufgabe,  jelÄ  *i 
mehr  für  Gelehrte  c),  als  für  die  Staatsregierung  ^y     I)  Jene  suchen  die 
Regalität  zu  begründen ,  theils  durch  die  Yoraussetzung   einer  Begrenzang; 
de»  PrivafcGruadeigenthums  mit  der  Ob!erfl«iche  der  Erde,  und  einer  Tlieo- 
fie  von  Adespoten  '),  theils  durch  die  PoUz^ Absicht  einer  Sichemag  dfö 
l^ttblicums  gegen  Münzbetrugerei/},  theih    durch    die  Betrachtung,  dafs 
vollständiger   Betrieb  des   Bergbaues  unmöglich   wäre,  sollte    er   von  der 
Oberfläche  des  Grundes  und  Bodens  abhängig  seyn  g), 
a)  PtTTta's  Lit,  DI.  6ai  fL    ülüb^r's  LiC,  $.  1882  ff.     H.  .W.  L^wXts  Handb.  für 
Bücherfreunde  imd  Bibliothekare,  Th.  ü,  Bd.tK,Abth.  n  (1795.  8.X  S.  5io-ii56. 
Jaboow  ▼.  d.  Regalien,  49^*     Westpbal's   Staatsr. ,  467  ff.     Dana  Handb.  d.  t. 
Privatr.,  11.  §.  161— 17&    ▼•  Bkrg's  RecbUfalle,  Bd.  ü,  Num.  a8.     Cph.  Bebt- 
wift's  Bergbucb.  Dresd.  u.  Leipc.  1710.  foL     J.  J.  Moser  tou  d.  Landesboh.  m 
Anseh.  Erde  u.  Wassers.  Frkf.  1778.  4*    Adolph  Beyer*s  BergStaatsrecbt&Iebre, 
mit  Berichtig,  und  Zusätzen  tou  F.  L.  ▼.  Gakcrubt.  Halle  1790«     Fi    L.  t.  Qu- 
ciiiv*s   Grundsätze   des   teutschen    Berg-   und    Salerechtes.    Frankfurt    1790.  8. 
A.  W.  KÖHi.ER*s  Einlei t.  zu  den  Rechten  u.  der  Verfafs.  bei  dem  Bergbau  in 
KÖnigr.  Sachsen.    Neue,  sehr  Tcrm  Aufl.*  Freiberg  1814.  8.    C«  J.  B.  Carstds 
Grundrifs  der  teutscben  fiergrecbtslebre.  Berlin  i8a8«  8. 
6}  Vergl.  §.  353—356.  —  Nach  dem  Staatsrecht  des  tsUuchtn  Reichs,  war  aUgeroein 
die  HergwerkGerecbtigkeit^  d.  b.  das  Eigetitbum  der  BergwerlLi,  die  AaJegung, 
der  Botrieb  und  die  ^«Hständigc  autschliessende  Benmtsung  derselben  (ia  der 
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Regel  M  Aittflifis  des  OrundelgBitthums),  keia  BestaadtheQ  der  Landeshoheit. 
Nur  den  KurfÜrtte»  ^vfar  durch  ein  Beichs^set«  (Gold.  Bttlle,  Tit.  XI^  $•  i) 
das  Recht  der  Bergwerke  zugestanden;  doch  nur  auf  Metalle,  Mineralien  und 
SaUe;  und  «prout  possunt  seu  consueverunt  talia  possiderl».  Landesherren 
anderer  Art  bedurften  dasu  eines  besondem  Rechtstitels.  Ihnen  gebührte  die 
Regalität  nur  au^  diefenigen  Metalle,  Mineralien  und  Fossilien,  auf  welche  sie 
solche  durch  besondern  Rcchtstitcl  erlangt  hatten,  durch  rechtmäsige  katser 
liehe  Verleihung  oder  Lehnreichung,  dutrch  Verträge,  Herkommen,  oder  iinvor- 
Jenkliche  Verjährung.  Hingegea  war  die  Ber^hoAtit  (\  4^0)  allgemein  in 
der  Landeshoheit,  nach  ihrem  neuern  Umfang,  begriffen. 

c)  Tb.  V.  WA«srsR  über  den  Beweis  de^  Regalität  des  teutschen  Bergbaues.  Freyb. 
u.  Annab.  1791.  8.  J.  H.  Esslbr  über  die  Bergwerke  in  Teutschland.  Herb.  u. 
Giessen  i8o3.  8.  K.  D.  UÜLLMAirK's  Gesch.  des  Ursprungs  der  Regalien  (Frf. 
a.  d.  O.  1806),  62.  V.  Fpplkn  über  das  Princip  d.  t,  TeY*ritorial Verfassung 
(i8o3),  116.  H.  BxNSEif*s  Grundrifs  e.  Staatslehre,  Abth.  IR,  §.  796.  Ueber  das 
Bergregal,  in' d.  Rhein.  Bund,  XVL  By, 

d)  Jvliahus  in  L.  non  omnium  20.  D.  de  LL.  Rössio's  Gesch.  des  t.  Privatr.,  188. 
T«OM.  Wagj^sr's  corpus  j^ris  metallici  recentissimi  et  antiquioris.  Lips.  1791.  fol« 
J-  G.  V.  LoHis  Samml.  des  baier.  Bergrechtes.  Müncheu  1794.  fol.  ▼.  Hömxr's 
kursächs.  Staatsr.,  II  670 — 770.  Wxisse*s  k.  sächs.  Staatsr.,  Tb.  0,  §.  I98  und 
S.  076.     l>\tif,  a.  a.  O.  §.  161  f. 

v)  PÜTTER  instit.  juris  publ.  germ.  f.  37i.  t.  Cauobih  a.  a.  O.  ^  37.  4^.  44*  — 
Als  Quelle  aller  Regalien,  geben  Einige  das  landesherrliche  Eiffenthum  an  dem 
Land-  und  lAiftRevier  des  Staatsgebietes  an,  da  den  Unferthanen  nur  die  Ober- 
fläche des  Landes  zum  Behuf  der  Land wirtbschaft  sugetbeiit  worden  sey;  woraus 
die  Regalität  sowohl  der  Bergwerke,  als  auch  der  Windmühlen  folge.  C  Gr.  Bix- 
HXR  de  natura  et  indole  dominii  in  territ.  Germ.  §.  ao.  a5.  Fiscbbr^s  Ham'eral- 
und  Polifteirecbl.  II.  388  ff.  877.' 

/)  G«»LRa  pr.  d^  lUMlogift  juria  pubL,  $.  10. 

0  F,  V.  ScHucH&Ainy's  Ideen  über  FinanzTerbesserungen  (Tüb.  1808.  8),  S.  25. 
GÖs^fVs  Kechtsfälle,  Bd.  H,  Num.  XVn.  L.  Himhelstoss  Entwickel.  des  Be- 
grilTs  der  Regalität,  §.  l3,  14,  25  u.  26.  S.  64  ff.,  90  f.  u.  92  f.  Fichtr's  Grund- 
lage des  Naturrechtes,  Tfa.  II,  S.  4>*  —  L.  Gervais  in  s.  Kleinen  Mitthitiiungen, 
Tb.  0,  8.  279  f.  muthmafst,  dafs'  die  Regalität  des  Bergbaues  darauf  gegründet 
worden  sey,  weil  die  Fossilien  einer  weitem  Vermehrung  unföhig  im  Scho^s 
der  Erde  liegen.  '     ' 


§.    447*  (3ßl.) 

Umfang^ 

11)  Wie  weit  die  Regalität  des  Bergbaues  sich  erstrecke  a)?  und 
welche  Metalle,  Mineralien  und  Fossilien,  als  deofi  PrtvatGrundeigen- 
^kum  angehörig  zu  betrachten  seyen?  ist  in  den  einzelnen  teutschen  Staaten 
auf  Tersclnedene  Weise  bestimmt  ^).  bn  Allgemeinen  streitet  die  Reehts- 
^ermuthung  för  den  Grand eigenthümer.  Gold-  und  Silberbergwerhe, 
^e  Gewinnung  der  romehmstQn  MünzmetaUe  bezweckend,  sind  jetzt  überall 
^%al  cy  Rechtsgelehrte  nnd  Kameralis^n  rechnen  nicht  selten  dahin,  auch 
^U«  unedlen  Metalle^,  Kujp£er-,  Zionr,  Blei-  und  Eiaea-,  aooh  Ar- 
8^wl<-,  Spiefsglas-,  oder  Antimonial-,  Wismath-,  Einh-,  Quecksilber-  und 
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Kobalt-  oder  FarbeBergwerke,  ja  alle  Fossilien,  Seen  und  Quellen, 
die  wegen  ihres  medicinischen,  technologischen,  oder  meriiantilischea  Nntzeos 
Gewinn  geben,  oder  hoffen  lassen. 

ff)  (t.  BxsscKxaooiff'g)  Grab  der  Cbikane,  Th,  n,  Bd.  3,  $.  33—35. 

h)  Die  Gesetse  aus  fas(  allen  teutocben  Staaten  t  das  Königreich  Sacbica  ausg^ 
nommen,  stehen  in  Waghxm's  corp.  jqris  metallioi.  Sehr  weit  entredt  hier 
die  RegaUtat,  das  prenssische  Allgm.  Landrecht,  Tb.  II,  Tit.  16,  f,  69  1 

f)  BxTBB*s  BergStaatsrechtslehre,  €!ap.  VIII,  $«  lo. 

4)  HxBTwxa's  Bergbuch,  377,  —  Nach  Göasn«  (RechUfSIla,  Bd.  ü,  8.  1—^4),  pih^ 
ren  nur  diejenigen  Gegenstände  aus  dem  Mineralreich  zu  den  Regalien,  wekM 
4urch  JiuQSt  dep  pergleiite,  also  durch  r^ularen  Bergban,  ersiielt  werden, 

§♦   448*  (362,) 

Fortsei%un^ 

Insbesondere  rechnet  man  hie  und  da,  doch  nicht  immer  ohne  Wider* 
«pmch,  za  dem  BergRegal:  Steinkohlen  <?J,  Braunkohlen,  Torf  ^),  Salpe> 
ter  Of  Edelsteine,  Marmor  <Q,  Alabaster,  Acbatsteini  Schiefer,  Feuersleine, 
gemeine  Steinbrüche  e),  namentlich  anf  Mflhlsteine,  gebrannte  Steine  nnil 
Kalk  /),  die  ^aIbmetal|e,  Alaun,  Schwefel  und  Vitriol}  ferner  Salzqoello, 
Salzseen  und  Steinsalz  oder  Salzbergwerke  ^),  Sauer-  und  Gesnndbraiua, 
Badquellen  *),  Bernstein  «*),  Perlen  *),  Goldsand  i)  (Waschgold,  Coli- 
wasche),  Schwefel,  Zinnober,  Farberd^,  Tbon  od^r  Töpfer-,  Walker-  und 
PorcellanErde,  Mergel,  Kreide,  Lehm,  Streusand,  wohl  anch  gemeüiea 
6and  ffOj  fossile  Knochen.    Schatte  geboren  nicht  zn  dem  BergBegsl  *) 

fl)  Hl^xb*s  Lit  $.  i384*  ▼•  Cascbiit  a.  a.  D.  (.  ^^u  J.  J.  DoasrsLD  diss-  de  ja« 
ribns  qrca  lithantbri^ce«  (Lip^.  174s),  $.  19—14«  Bxtvb's  BergStaatsrecbukbre, 
S.  69,  Hoxmu.,  obs.  607.  Preuss.  allgem.  Landr.,  Th.  H,  Tit.  10,  {.  39  u.  71.  - 
Anders,  Hvarwip  in  d.  Bergbuch,  a4i«  C.  B*  Hoaif  diss.  de  re{|sli  metalE- 
(  fodinarum  ji^re,  §.  17.  Hxhtius,  T.  L  resp.  .336.  Hoav,  class.  XU.  cent4. 
Stbvuv,  Tb.  II,  Bed.  77,  f.  3.  Grab  der  Cbikane ,  Bd.  IIL  |.  36.  Hins  ^ 
ligno  et  lapidc,  p,  478*    OÖHvxa*s  Rechtsfalle,  Bd.  II,  Num.  XVH 

»  KLihixii^s  Lit.,  %.  i384^.  PÜTTxa*s  Erörter.,  Pd.  m,  H^(^  I,  &  5i  iH  Bisirsns, 
in  SixBxnxxs  Magaz,,  L  xsi.  —  Anders,  Ca.  T.  Roch  diss.  de  jure  fodieoü 
Turfam  lutosam  inter  regalia  principis  band  referendo.  Lips.  i8o3.  8,  t.  dr 
cBtN  a.  a,  O.  $.  8. 

p)  Pyvvxa's  Erörteis,  Bd.  m,  Heft  1,  S.  37.  BxTxa  a.  a,  O.  S.  67.  t.  GuxnS 
wetslar.  I^ebenst,  \J(L  106*  Madxb's  SammL  rejcbsger.  Sr]|enntpu«e  ia  rei<^^' 
rittersch.  Sachen,  V.  a47.  995.    Püttxh^s  Lit.,  III.  633, 

#0  P6ttxh*8  Lit.  m.  $.  i383.  G.D.  gormuLsiv  d^  regali  marmoris  Jure.  Tu)>'  ^T^'* 
T.  CijrcBia,  S.  44i 

f )  HoxMxi.,  obs.  607.  SvmiTBBH,  Th.  H  Bed.  77^  r,  CUsqsnr^s  retfrhtL  Be^eo)'^ 
über  die  Regalitat  der  Steinbruche^  Rigi^  ^78^  1797,  un4  in  desfeA  ^tr^i^^^ 
Schriften. 

f)  HoMXXL,  obl.  607.  Oral)  der  Cbikane,  Bd,  III,  Tb.  a,  5,  37,  .-»  Ztegel-  ^ 
KniHrennereien  sind,  als  Gewerbe t  an  landesberriiche  Concessioa  gebaiid«>- 
T,  CUacaiif  a,    a.  O,  §.  43.    Hun's  peielisprälat,  Sualsr.,  R,  617«    Lvaiwis'» 

Ijelf  Awi,  It  7Wt    F,  y.  PasTW.  diss,  de  jure  circa  lal^raria ,  ?Qa  Sejelbmi' 
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nereiea.  Rint.''i746.  Ptfrm'f  RecfaUf.,  Bd.  H,  Tb,  4«  6^  991.  ^  3o  auch  AEmm- 
werke ^  Hamtmgrwerle,  SekmeUhütten^  Vitriol-  u.  Ahunwerke^  1U  d.  Mo81cb  ▼.  d.  Lan- 
deshob.  in  ^nseh.  Erde  u.  Wassers,  168.  Desgl.  das  Potaschennetien.  K.  J.  Sit- 
rERT%  u.  K.  L.  Kassa  Jahrbuch  für  teutsche  Rechtogelehrte ,  Heft  V  (Wetal. 
179«),  S.  407. 

>  Pl^rTn;*»    Ltt,  JR,  480«     Ki.itaa's  tit«  %  1387.    Jaboow  t.  d«  Regalien«  5o3. 

PFBmsexn  Vitriar.  illustr.,  DL  i444«    ▼•  Cavcbis  a.  a.  O.  $.  87a  A    Jkiam  tu 
a.  O.  §.  175  fC    J.  G.  S.  Rodsuch  diss.  de  jure  regio  salinarum  eammqne  in- 

feudatione.  Lips.  1791.  —  Anders,  J.  H.  Jxmo  de]  jure  Winarum   (Goett  1793), 

c.  i.  $•  6.  sqq.    Vergl.  den  folg.  |.  Note  b. 
)  Mosern  ▼•  d.  Landeshoheit,  in  Anseh.  Erde  u  Wassers,  an. 

\  P.  R.  ScvBdTsa  diss«  de  jure  succini  in  regno  ßorussiae.  Regiom.  177a.  Dabb 
Handb.  des  t.  Privatr.,  I.  §.  iii*  Im  August  i833  gab  die  preussische  Regierung 
das  Bernat  einsam  mein  frei. 

)  MossB  a.  a.  O.  a56.  Dabs  a.  a.  O.  Wsisss  a.  a.  0.  Bd.  H,  S.  676.  J.  H*  Tau^ 
BBv's  Beitr.  zur  Naturkunde  des  Hensogth,  Zelle,  B.  I,.S.  77. 

)  Badiscbea  atandesherrL  Verfass.  Edict,  Art.  4^»  DesgL  grundherrlivhes,  Art  18. 
Jul.  IiiUBPAoivs  Beitr*  aur  Vaterlandsgeschlchte  (1811*  8.)«  S.  16—4 1*  ~*  Scböpf- 
lib's  AlaatiaJ  illustrata,  L  39—32.  Scbu.tbb  tbesaur*  antiqnit.  germ«,  L  a3- 
B.  G.  Strut  diss.  de  auro  fluviatill,  s.  Waschgold.  Jen.  1698.  J.  C.  Gbob*s  orjc. 
tograpbia  Neostadiensis ,  nebst-  Nachrichten  ron  den  pfölz.  GoldwXschen. 
Speyer  1740.  Die  Zigeuner,  von  !!•  M.  G.  GaxubXASB  (i783,  8.)  S.  a7*-84* 
(Salssaüib)  Von  d»  Rbeingold,  in  Msussl's  Gescbichtforscher,  VX  14^'*'^^^- 
F.  L»  TaxiTtiKfisa  diss.  de  aurilegio«  praecipne  in  RheiMK  Argent.  1776»  4*  Mo- 
SBB  a^  a.  O.,  954.  J.  F.  Gkklib's  Geach.  des  t.  Bergbaues,  %.  38.  ▼.  Röhsb's 
kurs.  Staatsr^  IL  806.  Rbvbitb  Encycl.  %.  Gold.  Corp«  Constit.  Culmbac, 
T.  n.  ToI.  a.  p.  319.  KiBDUBOBB  Ober  das  Alter  des  Flufsgoldes,  in  d.  AUgem. 
Vit.  Anseiger,  1800,  Nuoi.  .9a.  16a.  i63«  171« 

m)  Alle  Tagwerke  (die  nicht  in  der  Tiefe,  sondern  in  dar  Oberfläche  der  Erde  ge- 
funden werden)  scbliesacn  Ton  der  Regalitat  aus,  Fxsgbsb  in  dem  Lehrbegriff 
des  Rameral-  und  Poliaeir.,  IL  §.  i35i.  ▼.  CAacaiir  a.  a.  O.  f*  8.  4^  1^'*  Ha« 
GEMABB^s  Handb.  des  Landvvirthschaftrcchta,  {•  t39-**i4i* 

n)  Davon  oben,  ^  337,  Noto  a. 


§.    449»  (363.) 

Ftrkiktmjf  des  Bergbaues  und  der  Saunen. 

I)  Der  rcgale  Bergbau,  wie  weit  er  sich   erstreehen  magf  gehSrt 
zu  den  verleihbaren  (§.  101)  Regalien  a);  aach   die  Salinen  ^)*     Bei 
der  Verleihung  wird  dem  Staat  meist  yorbehalten,  das  Recht   des   Berg- 
zehuten  c)  und  des  Yorhaafs  <Q   bei  der  Aasbeate,  nebst  einer   Re- 
cognitionsAbgahe  «)  (Quatember- oder  Recefsgeld).     0)  Das  Recht,  un- 
^  gewissen  Einschränkungen .  nach  Erz   zu   schürfen  und  zu  Tage 
einzuschlagen,  wird  durch  Schürfscheine  rerliehen  7).     HI)  Die  Fin- 
dling eines  Ganges,  gibt  das    Alter  (Seniorat)  '  in  dem   Felde  oder  den 
Vortng  IQ  der  Muthang  der  2ieche,  zu  dei*en  Bau   der  Muther  darch  den 
Mathzettel  berechtigt  wird,  nicht  nur  bei  dem   Bau  der  Eigenlehner  oder 
i^^nspannigeii,  deren  jeder  nur  fSr  seine  Rechnung  Bergbaa  treibt,  sondern 


ancfc  bd  dem  Gesdleiibata,  den  nicht  über  acht  Personen  in  Gememsdbft 
zu  'beistiinmten  Bergtheilen  (Antheilen  oder  Actien)  treiben,  and  der  Ge- 
l^erk^h^f),  in  welcher  mehr  als  acht  Personen,  jede  fSr  besdirnnte 
Kuxe  oder  Bergtheile,  für  Bergbaa  Tcreinigt  sind.  TV)  DebenU  iit  der 
Bergbaa  xu  treiben,  mit  gehöriger  SotfgFalt  and  Entaohadignng  der  Grand- 
eigentbumer. 

a)  Pfsffihgxr  Vltriar.  illustr.«  HI.  1460  sq«  Djlvz  a.  a.  O.  i64  f«  ^«  Giscin, 
$.41*  —  bi  dem  Königreich  Sachsen,  unterscheidet  ma»  Aohes  und  mcierti 
BergRegal.  Zu  jenein  gehören^  Gold^  Silber,  Edelsteine,  Sals  u.  a.  t.  Roms 
Iiursächs.  Staatsr.,  IL  683.  69 1*    Dabz  a.  a.  O.  §.  i63. 

l)  Die  Salinen^  wenn  sie  Privatpersonen,  meist  als  Erbleihe,  überlassen  sind 
(v.  Cakcrih  a.  a.  O.  §.  891  it)»  werden  gewöhnlich  in  gewisse  intellectnelle  TKeQe, 
JTiixe,  Koten,  Stuhle^  Steilen  oder  Siedrechu  getheilt,  wovon  ein  jährlicher  Canoo 
feu  entrichten  ist.  B.  G.  H*  Wkitch  de  domino  partium  metallicarum.  Lips.  1814.4' 
Manche  Salinen  sind  Bann-  oder  Zwanf^Saiinen ,  weil  die  Unterthanen  eines  be- 
stimmten BAirks  ihr  Salsbedurfnifs  daselbst  xn  nehmen  schuldig  sind.  Landes* 
gesetee  in  Sst.caow's  elem.  juris  germ.  prtv.,  %,  546  u.  571.  —  Aach  ist,  m  des 
meiaten  Staaten,  der  Saithandei  ein  landesherrliches  Monopol,  ein  Salzbaiu. 
9.  W.  LANGsnoRV  von  den  Hechten  des  Landesherm  auf  Salsquellen  nnd 
Alleinhandel  des  Salces ;  hmter  dessen  Einl.  zu  Anlegung ,  Verbesserung 
Verwaltung  der  Salswerhe.  Gicssen  1781.  4*  ^«  Röxra's  kursächs.  StaaUr^ 
B.  866.    Wbissx  a.  a.  O.  $.  I04  ff.    v.  Ciircmir  a.  a.  O.  V  ^  ^ 

e)  J. -G.  Bbötschbkb  epiif.  grttt.  de  deeiniis  raetallicis.  Lips.  1795.  t.  Roax'sHaU' 
baltungsr.«  Buch  X,  Cap.  a.  §.  9  f.  Bkykb  a.  a.  O.  55.  K5Ri.tB's  Anleit  la 
den  Rechten  u.  der  Verfassung  bei  dem  Bergbau,  S.  18.  —  Die  Zehntbefagnlii 
bei  der  Ausbeute  der  Bergwerke,  ist  ihrer  Natur  nach  eben  so  wenig  Regal 
als  die  Bergwerkgerechtigkeit.  Im  Zweifel  ist  sie  PrivatGerecfatsame ,  ancli  b 
den  H&nden  des  Staates.    VergL  |w  354,  HL 

lO  B.  G.  MouLx&BRCK   diss.  d^  regali  protinriseos  melaUicaei  jure.    GieMcn  1691. 

De  SK1.C90W   eletn.   juris  publ.,   %  4^^«    '^-   CABcanr,  |.   164«     Bavn,  &  i^> 

Weisse  a.  a.  O.  Bd..n,  S.  576.    Rheis.  Bund,  XVI  65. 
0)  Hebtwig's  Bergbuch,  309.      v.   Cascbiv,  §.   i45  ff.     Von    dem  Schligesckatif 

ebendas.  §.  161  ff. 

f)  J.  G.  Bau8X*s  EinL  bu  den  Bergrechten,  L  93.  Crr.  Bösbb's  HaushaltungftPrin* 
cipia  vom  Berg-,  Hütton-,  SalzForitv^esen,  11,  46.  v.  Cavcrib  a.  a.  0.  §.70^ 
101  ff.    Dabz,  $.  166. 

g)  T.  Caiücriv  a;  a*  O.  lift  C  Hnnukra  Inhia  juris  p^HCiM,  ^33^  Dar«,  i.  1^^ 
D.  G.  DiEz  diss.  de  jure  senioratus  metallici.  Erf.  1727.  Wsrgr  L  c.  Eisbsküu'^ 
Sprichwörter,  %tA  F.  L«  t.  CancBiv  von  der  Natur  und  Einrichtung  einer  Berg' 
belehiiung.    Oieas.  11789*  8, 


§♦   450»  (364.) 

B  e  r  g  h'  ö  h  e  i  $• 

Die  Berghoheit  d^s  Staates  (jua  m^Uifodinarum  et  saliaanin 
aubüme),  welche  das  Becht  der  Öberaofsichti  der  Gesetzgdiung,  der  Obe^ 
Polizei  und  der  Gerichtbarh^it  iq  Bergwerlisachen.  in  sich  begreift)  ^ 
itr^cl^t  sich  über  jede  Art  dea  Bergbaues,  auch  die,  ^welche  einem  C"^^ 


VU.  Altodmittk  Foiift^  uHd  JÜgklf  EUgal.  A8t 

tfaan  am  itfjtai  einon  Xteclltsgniiid  <ziist€lil  •)v  Ab]iiiag%  ^okit  ftr-^istidie 
Yerteihimg  dxir  Bergli^äiten,  Bek*gpatMfe  und  PriTille^efi,'Ae  Erftbhtüng 
der  Berggesetze,  d^r  Berg-,  äütten-,  Hammer- ^  Hs^l-,  T$al-'^  Bedte-,  S^b- 
uod  Pfannerordaungea  ^),  dio  Yerleihuni;  der  3ei3g0^c^th<^fl^^  ^).  f"^^ 
OberBergpoU«!  <(>.  Aucjbi  igSniic^  iQrudoigenAüBicrh  welcbe.  nUbt  rMlbst 
der  Gewinnung  ron  Fossilien  sich  unterziehen  wollen,  AtaA  Gtietae  -Ter- 
pflichtet  werden,  dieselben  ÄAdeM  gegen  itutsbblidigtthg  zu'g^ditÄttlKn"^)* '  ^ 

a)  R0DXBKG&  L  c»    T«  Caicbxv  a^.  a.  9.  |.  49  ff*  '   (  .» 

&)  T.  Gavcbjv  a.  «•  O.  §.  a4*  ^-  9^6^    ßf^^fi  ^;  a.  O«  S.  ^  176.  ,.Da^;^  i»'^^^  f* 
Eine  reichhaltige  Sammlung  solcher  Ordnujqgen,  liefert  W^PirBa  a».  a,  p.    « 

c)  Gx.  Engxlbhxcht  de  judiciis  metallicis«  Heimst*  i7o5.     ^,  G*  SfWXA.disi^  di^  ja* 
risdictione  metallica.     lips.  1754.    Decis^  Hasso-Cass.,  ^  75.     Pytivf o9^f  - n w 
■ladvers.,  L  7.  Sneafi^s  gerichtL  Procels,  JL  188.  ▼.  Cabcbiv  a.  a«0.  J.  7a9''  1364» 

66.  ff:  .■.,...'..• 

d)  T.  CAacaisr,  ^.  53.  178,  ,       i     .     . 

e)  T.  Bxaa's  Policeirecht,  Tfau  fli,  a  4o5. 


For8t-     andJagdRegai. 


(• 


ForstBega^  oder  Por»tho.h^iit.fJ  .^or«llicha  Henrlicbbeif:  9der 
Ohrigkeit,  saperiotfcas  forekali^),  ist  der  Inbegtiff*  der  4ms  Ider  fitintige- 
walt  fli'esstoden  BefiigtiiMe,  übe^  die  in  d«ta  'Stasftsgebiet  tfefihdlftSf^h'  For- 
sten ^)«  £8  ist  darunter  begriffen,  das  Recht  der  höchsten  Aufsicht  über 
das  gesammte  Forstwesen  O9  ^^  I^vstgesdi^gebung  ^^  der  ForstPolizei  «) 
nnd  ForstGerichtbarkeit  /)•  Es  erstreclit  sieh  über  die  Staats-  oder  Doma- 
oial-,  und  alle  PriTatWuldittgeAV  ^'tkmil«i!k«Wiildttiig0n  mt«r  di^en  mit- 
begrifFen«  Wesentlich  Tonsolchem,  als,  Staatsbefugni^,  unterscheiden  sich 
die  Rechte  des  Forst-  oder  VYaldei^enthums  ^). 

«)  Pvttbr's  Lit.,  m.  639.  KiÜBXB^s  lit.,  |,  1399  (F.  NiTnEi.9&ADT  tob  der  Forsi- 
hoheit;  in  s.  Samml.  kl.  jur.  Abh.  (17^3.  Ö.)«  S.  304.  P.,  R.  Kbebs  de  ligdo  et 
lapide.  Aug.  Vind.  1690.  i700.  1756.  4»  J^o.  Jac.  ReIüthabd  tr.  de  jure  foreslaii 
Germanorom.  Francöf.  1^49.  8.  Jo.  J)^d.  Bxck  v(m  derfbfstl.  Obriglifeft«  Portl- 
gerechtiglBeit  liad  Wildb^n«  C^jlnib.  vy^^.  ytvau  v.  J.  G.  KfiivaaM* 'Brf.»u. 
Ups.  174&.  u.  1767.  .4.  J.  G*  PuxracH  Gnund«.  dis  Porit-  und  ^agjlrefbt^i^ 
Lcip«.  1779,  a  F.  A*  GsOBG  iostit,  juris  forcstalis  Germ.  Frf*  1803.,  8^  .  H,  C. 
MosKB^s   Forstrecbt.  Baireuth  1806.  8.     F.  K.  Habtig*«  forst-   und   JagdStaats- 

•  recht  Lei{^z.  1809.  8.  £.  M.  Sobillivo's  Randb.  des  in  dem  Königr..  Sachsen 
gelt  F^rat-  und  Sa^d^ethts.  Leips.  1837.  3  Bde. '8.  D.  L.  Bött^sb'*  Bteitt'S^e 
Bu  Erlaut  des  Forstrechu.  Giesicn  i8aa.  8.    'S. '  %tiLtii>s  Uhrb.  dtk*  «edtsdMn 


MÜ  a  Huoit  XIL  Gtp.   FiiianilidMiu     ^ 

Fbrtt»  imd  Jagdgttclilclile.  FrtnUl  laai.  a  €.  L.  Simun  giaclMllkhe  Eit. 
wiekdiiag  d^i*  JBgeotfaaaiSTCrlialtiittM  an  fß^mld  luid  /i^  in  DeaUcUaBd.  Leipt. 
i833.  8.  C»  Gt  BiSKM  de  nat  ft  bclole  domiaü  in  tcrritor.  Gennto.. 
{•  i4-  p*  >3i.  Bild*!  reichtpralat.  Suatoc«  ÜL  643.  Fucaia'a  Kameral-  und 
toliaelreclite,  IL  79a  iL  Davk,  Himdb.  d.  t  PriTatr.,  IL  f.  139  IL  ▼.  Röm's 
knrtiäka.  Staau^:,  Q.  7^6  K  Rliain.  Aimd,  XVU  3ta  £  #W«j».  Vcrordi. 
T.  «4.  Die.  1816. 

^)  MoaiB  Ton  d.  Landeaboh«  in  Anteb.  £rda  und  Wasaerif  67  ff.  Gmaa  l  c 
$.  48.  sqq.  ▼.  Mosia*!  ForsUrchir,  X.  33.  Von  dem  Worte  Forste  F.  U.  Std- 
•n*t  Ferst  nnd  Ja|[dhittorie  (1754.  8.),  8.  9.  G.  VoixeaArr  über  Begründung 
der  Forat-  u.  JagdRegalitlt ;  in  dessen  Abbandlnogen  (Bfarb.  i8iaX  Ku<n-  i* 
J.  G.  Frbr.  t.  SaoTTxa  über  den  Bestand  nnd  die  Behauptungen  des  Forst- 
Regals.  Heidelb.  i6a4.  a 

e)  C  G.  BtsvxB  dtss.  de  suprema  principis  in  sÜvas  inspectione,  legibus  pitriii 
fflustrafa.    Ups.  1796.  4.    Badiscbes  Forstgesetx  r.  3i.  Oct.  i833* 

^0  A.  FaiTScn  corpus  juris  Tenatorio-forestalis.  Rüdolst.  1675.  anct.  Lipa.  fnn.  fol 
F.  D.  F.  MtfiÄiBKAHrr^s  Samml.  der  Forstordnungen  rerscbiedener  Lander. 
Fortgesetst  Ton  H.  E.  Frbrn.  ▼.  Moll.  Tb.  L  Mainx  1791.  1h.  II.  Saixb.  \'^ 
(t.  Liboivav's)  Codex  Augusteus  (saxonicus)  venatorio-forestalis.  Leips.  i'H^fi.  d- 
Die  Forst-  u.  Jagdgesetae  der  preufs.  Monarchie;  eine  vollstindige  Sammlung 
n.  a.  w.  Görlita  i8i3.  iB.  Preu(s.  allg.  Landr.,  L  8.  83  ff.  L  aa.  170  ff.  Fucm 
•k  a.  O.  IL  787.  G.  DöLLi5GSB*s  Samml.  der  im  HR.  fiaiem  bcatebendeo  h^- 
und  Forstverordnnngen.  Mfllichcs  Bd.«  L  i83i.  6.  (Auch  als  i5.  Bd.  von  Da- 
Liaesa's  Repertorium  der  Staalsvervralr.  des  KR.  Baiem.)  Von  dem  liönl^. 
Sachsen.    W<tssa*s  b.  aicha.  Staatoi\  Bdl  If  §.*  196  u.  ai6  ff. 

•)  T.  J.  RniTHABTH  de  jure  privatorum  circa  silras,  inprimis  cacduas,  adinodwu 
restricto.  Erf.  173«.  t.  Cbamxb's  wetal.  Nebenat.«  V.  37.  Landcsgesetie,  in 
SxLCBow*s  elem.  juris  germ.  priv,^  $•  •t87« 

0  FVttbb's  Lit.,  HL  486.    Klübbb's  Lit,  $.  ia43.    Fotsoi  a.  a.  O.  f.  i5  ff 

g)  Snssxa  a.  a.  O.  174.  RsranAaD-J.  c.  '79-  sqq.' 87.  Bixbbb  I.  c.  141.  Rhein.  Bund, 
XVn.  3i5  ff.  Dabin  gehören:  daa  Bebobsungsrecht,  das  Recht  der  Ma«luag  «• 
Eicbellese,  der  Weide«  dis  Recht,  Laub,  Gras,  ftars  und  Waldblenen  sieb  m 
BQeignen.  Fiacntn  a«  ä.  O.  $•  1970— i3i^  Pmaena.  a«  O.^  58  ff  firaM*' 
I.  PriTPlTn,!-.  a44  fl^  —  VoA^dcn  ^TMrtt^  «(a,  Senrüut,  Dav»  a«  a.  O.  f.  i^ 


§•   4S2.  (366.) 

FerkihMtng  der  FhrsigereekHj^eit*    FQrskforkUhmrknL 

Die  niedere  Forstgerecbtigkeit^  die  H^ndbabung  da*  F'ont* 
polizei ,  die  HolzanweiaaDg  anter  Fühnxng  eigener  Waldaxt  <>),  die  Bestel- 
lung d6r  niiedern  Pörstbeamten  *),  auch  die  Ausübung  der  Foratgcricht- 
b arbeit  (gerichtliche  Untersuchung  und  Bestrafung  der  Waldfrcyel)  ^^ 
Beziehung  der  Foralstrafeo  <?),  alles  antergeordnet  der  Staatsgewalt,  ist  ein 
verleihbarei  ($•  102)  Regal,  nicht  nur  für  Waldeigenthümer.  sondern 
auch  fSr  andere  Unterthanen  ^0«  So  fei*n  eigene  Forst-  und  Holsge- 
richte  c),  landesherrliche,  patrimonialhcrrliche,  oder  Mariierdihge,  nickt 
angeordnet  sind,  gebort  die  Gerichtbarkeit  iij  Forstsachen  d^m  ordent- 
lichen, LocalRichter /).  Den  Stand^shevren,  ist  die  Fors^erecbtigte* 
uflid  Forstgeriditbarkeit  gj^lieben  ($•  3o6)* 


Vn.  Absdimtt  Forst*  imd  Jagd-RegaL  ß^ 

a)  ▼.  Chuus's  wctslar«  Nebentandco,  Th.  9B,  8.  198.  r.  Mom'ji  Forptac^n 
IX.  101«  .* 

^)  f.  MofBm  a.  «.  O.  RL  96^  149.    XIV«  »96.  .  FoprstnagMip,  VIDL  »3a,  , 

c)  T.  Motm  ••  «.  O.  i35* 

(0  VergL  §.  353—356. 

e)  PorasDOKF  de  jurisdict  germ.,  638.    Sblcbow  L  c  {•  618. 

/)  Stbvbbh,  Tb.  n,  Bed.  109»  §,  5»  S«  386.  Bed.  i36.  Stissba  «.  a.  O.  i8i.  Fkpytoi 
a*  a.  O.  §.  91. 

I 

§•  4Ö5.  Qejy 

JagdhokeiL    JagdgerechiigieU. 

I)  Ein  tuutreitiget  Regal  ist  die  Jagdhoheit  «),  das  Recht  der  Ober- 
herrschaft in  Jagdsachen.  Oberaufsicht,  Gesetzgebung  h)  und  OberPolizei« 
über  alle  Jagdberechtigungen  in  dem  Staatsgebiet,  nebst  der  Gerichtbarkeit 
in  Jagdsachen,  sind  darunter  begrifien.  Vl)  Die  Realität  der  Jagdge- 
rechtigkeit,  der  landesherrlichen  ausschliefsenden  Befugnifs,  jagdbare 
wilde  Thiere  aufzusuchen  und  sich  anzueignen,  —  obgleicb  nicht  gegrün- 
det in  dem  allgemeinen  Staatsrecht  «),  nicht  in  der  Natur  der  Jagd  und 
des  Grundeigenthums,  nicht  in  dem  lUtesten,  grofstentheils  auCh  nicht  in 
dem  mittlem  teutschen  Staatsrecht  0>  "vne  in  dem  rSmischen,  *-^  ist  fetaft 
in  fast  allen  teutschen  Bundesstaaten  ein  geltender  Grundsatz  des  pesitiTeii 
Staatsrechtes.  nEu  einigen  wird  alle  Jagd  in  dem  ganzen  Staatsgebiet  «),  in 
andern,  auf  grundherrlichen  Jagdrevieren,  auch  wohl  auf  städtischen,  aar 
die  hohe  Jagd/),  oder  blofs  die  Mitjagd  ^),  als  Riegal,  doch  alarerf 
leihbares  ($.  103),  angesdien«  Den  Standesherren  iit,  in  ihren 
standesherrlichen  Bezirken,  die  hohe  und  nkdere  Jagd  geblieben.  Aach 
den  Grundberren  sind  die  rormaligen  Jagdberechtigungen  meist  geblieben; 

<)  P6Tm*8  Ut,  HL  6s6  ft    BreumV  Lk.,  t*  1889  It    Mossa  voii  d.  Landeshok 

in  Anseh.  Erde  und  Wassers,  74  ft    J^aoow  v.  d.  Bedien,  606. 
')  Note  d.  SU- dem  ehevorigen  ^  ../.., 

0  Anders,  J.  C.  Lvm,  Job.  Ad.  ^,  IcasviDV,  J«  Vi  v.  Cbammi,  F^  C  Bum^  G.  F. 
HoaxxL,  (oblectam.  juris  feudi,  48.).  Gxobo  a.  a.  O.  }.  36S.  Die  GriUide  s..  bei 
J.  A.  L,  SsmiBsncRSB  de  ftiadameatis  jufris  snpremae  ^oteptatis  circa  ades^oU 
(Goett  1789.),  $.  19.  PFiderUft  tob  Stbubbb  in  d.  Ncbenst,  L  18s.  IL  684. 
&>endts4.  Tindiciae  juris  renandi.  nobiHtatis  germ.  Bildeslk  11:^39.  L.  G.  Bilbb». 
BiCH*t  Deduction  gegen  die  Termeintl.  Regalitit  der  Jagd.  Celle  itsS.  1741. -foL 
C.  G.  Rioons  Entwurf  ▼.  d.  in  Teulsehl.  flbL  JagdgenickCigkeit.  Nflnibi  t^db^ 
verb.  Frankf.  177t.  4.  Pema*«  Becfauf.,  Bd.  i;  tb.  s,  8*  4»6.  HtvBn's  teut- 
•ckes  Pnvatr.,  {.  »49  ff.  VergL  oben  §.  363  e  --  Ihrer  Natur  nach ,  ist  die 
^agdgerechtigkeit  eio  Ausflufs  des  Griindeigonthums ,  sie  kans  aber  einem  An- 
dern als  Servitut  sustehen«  Auch  das  östreichbcbe  Gesetsbuch  betrachtet  sie 
aU  Priratrecht.  VergL  auch  die  Verhandlungen  in  der  s.  Kammer  der  Land- 
Btlnde  des  GH.  Hessen,  1810,  Keft  9,  8.  '40  ff.  Im  Jänner  i83s  hob  in  England 
cia  Gesets  die  ausschlielsende  JagdbcrechtigiMig  das  höheren  Adels  auf;  fortan 
soll  jedem  Grundagenthflmer  das  Recht  der  Zueignung  in  Absichl  auf  Wildpret 
K^cr  Art  auf  seinem  Grund  und  Boden  eben  so  wobi  susteben,  als  in  Ansehung 
der  daselbst  wachsenden  Fruchte  und  der  Maulwürfe  und  Mause.*  ^ 


•  r 

if)  Sins&xH  <•  ti.  0.  i3.  io6;  160.  Ricciui  a.  ft.  O.  9.  10.  SbitxiBnftam.,  in  den 
Repertorium  des  t.  Staats-  und  Lehnrecbts,  Bd.  n,  S.  5oi.  HAGCBi:sii*t  Laad« 
wirthtchafbrtodit,  }.  168  IT«  C.  L.  Svadtm  -^  jttre'"Yeiiatronem  exerceo£ 
in  Germania  utque  ad  tec.  XVI.  obtinente.  Lips.  1898.  8.  ~  In  Kunacbsm 
ward  noch  bis  an  die  Mitte  des  16.  Jahrhunderts,  die  Jagdgerechciglieit  als  m 
Ausflufs  des  Grundetgentliuftis  betrachtet.     Seitdem  begründete  man  nach  anj 

'  nach  ein  he^kümmen  ihrer  RegaHiat,  aber  erat  1746  ward  durch  die  4.  landes- 
herrliche Decision  ausdrücklich  als  Grundsatz  ausgesprochen,  da&  nur  darth 
kurfürstliche  Verleihung  oder  unvordenkliche  Verjährung  die  Jagdgereehtigkeii 
erworben  seyn  könne.    Wxisss  a«  a.  0.,  Bd.  II,  $.  116. 

•)  Von  dem  Hö^igvcfich  Sachsen,  $.*r,  R9ian*s  kursächs.  SUatsr.,  0.  778. 

/)  Particuläre  Rechtsquellea,  s.  bei  SfLCHow  e^m.  juris  germ.  prir.,  $.  284.  s<j. 
Preuss.  allg.  Landreclit,  IL  9.  41  •  1^7.    ^VH  Absch.  3. 

g)  Da  SiicHow  1.  c.  ^,186. 

§.   454.  (868.) 

Ausübung  und  VerteikUng  der  JaydgereehttgktiL 

* 

I)  Dii  Aosfflbvng  der  Jag^g^i^eehtiglieit,  gpnz  oder  sam  Tkeil,  gebSbri 
bald  4eit  Staat,  bald  «inem  PriTfitbere«btigten,  auf  eigenem,  odier 
freaid«in  Waid-  und  GrUadeigeoUiam,  rauch  wM,  einem  fremden  Sta&t 
als  BtaatsServitat  «)•  Freie  Pür^ch  ist,  wo  sie  in  neuem  Zeiten  nocfi 
galt)  jetzt  fast  überall  abgeschalft  A)l  il)  £ine  Jagdvei'ieibüng  gibt,  in 
f&w^ifel,  ujiwiderraFliiehe  und  ,privatira  )  fierecMgung.  Ds^ 
irird  bloTse  Beyexs-»  oder  Gnadenjagd  ^,  oder  ein  Recht  des  Ver- 
ttäers  tzu.  der  Vorj^gd  odier  Yorbata«,  «11  der  Mit«»  und  UoppelJa^ii 
niolit  teriuntliet  •>  IB)  Sek  Einßikning  de^  Regalitüly  und  der  Eintlel- 
IkHig  inhdie  'kiA  bie-dere  Jagd,  ist^  [bei  oeuerci  Jagdtr erbribnngcn ,  nur 
fibrdie  iii?ad*rie  Jagd  «m  piüseuAiraii  /^. 


«^  Jtf  Cti A>ii^öRa  de  jmK  fanandi  per  J*#di<iii  ser«itulfe  juris  pubL  in  terrtcario 

alieno.  Alt  tjjfi,, 
h)  Hbld's  rcichsprälat.  SUator.,  II,  661.  698.    Sxlcoow  L  €•§.  öd^.    Bmkr^  Vcror<]& 

r«  ifl.  Jan.  i8a3.  u«  fahr.   i8Q7<     BmiMm'  Verardn«  ▼.  i5.  Jun»  1807,  ia  ^ 

bad«  Rag.  RIatt,  N.  aa*     . 
•>  Von  dem  iFuda/m,  «.  Haiia  a»  a.  O»  $,  XL  .66^  661  iL    Rjaomaa»  1.  c  n.  a^ 

65.  97»    FiKTSoa  a*  a.  O«  §*  64* 
^  Fearaars  Lit,  m.  637.    Kt'i^aaB's  Lit.«  (.  %y^.    h  A.  Hvatiraa  dt  venatione  prc 

caria^  Ups.  1778^ 
j>  Ricmna  a.  a«  O.  S.  da^    te.caow  1.  c»  V-  <86.    ScHBaoBaarTa  Ealiat.  des  Ubr^ 

4.  tJk    PlxTsea  a.  a.  O.  98  ff.    t.  B&aaa'«  kanaohs.  StaaUr.,  II.  768. 
y)iVerschMden«  MieiuiiQgen,  bei  RÖh«kb  prino.    jultris  .^ftsad«  (•  67.  sq.    Sslcioit 
'  1.'  c«  f«  a66« 

Fortstttung. 

*  '  . 

1V>  Forstg/ecechligkeit  mid   Waldeigentbum,   sind . unter  ei- 
ner Jagdrerbilutng  nie  sn  marittehidn.    Amrh,  im  2KireifeU  nick^  ^^^  ^^ 


VII,  Altecbn^  f  pr^t^  m  ,#ag^RqgaJ^  ^^ 

tUhiksJ'htit'm  Jagdiccbi9n4  Y).  Die  Gpf n2eii  der  Vbjlf  (av^ Qacbiifilä) 
and  nrodern  Ja^  ^,  rnmi  in  tkii^^a  Laitdet^n  nock  dk  mit-ftldfe  iiommt  ^) 
sind  in  den  effizef ftcn  St^teH  tei'ycfiliedtfn  bestimnft.  VliT  EbeikSO'dM  PHige: 
ob  der  Jagdherr,  bei  Verminderuiig  de«  Wildes  berechtigt  sef ,  fem  den 
Gruiid(ige?itburaern  c^s  j£igdRevier3  Efits^Küdigurtg  zu  fordera^)? 
VII)  Die  YerbiAdlicUoife  der  Qn^ertbane«  ^ .  Jag4folgez|f,  flirrst,  |uiS{,der 
Staatspflicht,  zu  Jagdfrohnen  aus  der  Patrimonialpflicht  <0*  VIII}  Za 
Erhaltung,  Aufstockung  oder  Aisttog  dar  Jagdhunde,  liSunen  Untertha- 
nen  nur  durch  besondern  Rechtstitel  verpflichtet  sejn  e'),  IX)  Die  Jagd- 
oder  Wildfolge,  Tecfolg^i^g  des  angeschossenen  Wildes  in  «fremdes 
Staatsgebiet  oder  JagdRevier,  kann  Ibei  dem  ersten  nur  durch  Verträge, 
bei  inländischea  fremden  JagdR^ierqn  Aur  dur^  fpandf^esetze ,  Landes- 
Gewohnheitrecht,  Verträge  oder  Verjährung  gerechtfertigt  werden  /). 
X)  Die  Staatsregierung  ist  verpflichtet,  d6m  Mi  fsbrauch  der  Jagdgerech« 
tigheit,  namentlich  der  zu  grofsen .  Vermehrung  des  Wildes ,  entgegenzu- 
arbeiten ^},  und  die  Duldung  des  Hochwildes,  insonderheit  des  Schwarz- 
wildes, auf  Bezirke  zu  bßsi^hräakei^,  wq  es  ni^r  «i^  Kosten  des  Jagdberech- 
tigten sich  nähren  kann,  z.  B.  auf  sehr  ausgedehnte,  ihm  gehörende  Wald- 
be^lrke,  eingefriedigte  Parks,  u,  d.  Sie  Hanii  terordnen-fdAfe' Y^rpafcbtung 
der  Jagd,  nur  dfuf  rerhiiltnifsiMäsig  kleinen  Bezirken,  odet«<«ta->  tfn- diet  bü 
treffenden'  Genieinden  gesübehen  d&rfe,  und  bei  den  leti^  ifetoi^  d^  Öi»^ 

dIngung,  did^elbe '4üi*ch' besondere  Schfltzen' atwzuffbeä*   •      *  ^^'    •  »n  '  ■•> 

.1    *  • .     ,        .    i       ' 

a;  von  der  Erfindung  und  dem  Alter  dieser  Eintbeilung.  LstseIi'  de  asseiit'ail 
ICtor.  102.  HxuxANTs's  Geist  der  Gesetze,  c.  l5.'§^8.  Biti^femteek  ä,  »;"GK 
S.  Sofl.  HkbvA  tbeorie  des  matiei^  f^odales  ^  censMIe^,  t;  TL  p^  ii8^3aa^ 
Von  denf  s«  der  Jagd  gebörigc«  rogiißmffy  PihntB's  Llt,  IIL  €4^  CUv«  .1^  % 
0.  HI.  i  iSfi. 

h  V.  RöMXR^s  Ifursäcbs.  Staetsr.  ^  IL  ^^80.  PrethTs.  all(;eia.  Lapdr.^  IL  iß.  Abschuß 
3.  §.  37  ffl 

e)  C.  M.  Webeh  über  die  Einftihruiig  der  Witdsteuer:  Mrab.  17^4.  «.  Üdevchi 
tong  dieser  Schrift.  Nürnb.  i^^5:  "VViE^KA^et  Näefttrdg  zU  »» Abb^  «^ -s. 'ifi^  I^ünkln 
170-  Vergk  Neue  allgem.  t^  BibUotlMk^  Bd.  984  Heft  6^  Bd.  «8,  S»  »77«  Bd^i^fi 
St.  1,  6.  a^a/Staatawissensföb.  «u.juk»  JLiit.  v7d4«JiW-i^t*-  Daszb.  a.  Q,  §.  160. t-« 
Vo^  aer  P^icbt  de^Ji^dbcrm  zu  dem  Ersatz  des  Wildpretscbadens.  J.  M.  Seue- 
raHT  pr.  de  damno  per  ferarum  incursus  dato  resarciendo.  Wirceb.  178Ö.  ft 
KitBEB's  kl  }ur.  Bibl.,  XVL  4o5.  Dlvz  a.  a.  O.  §.  160.  Von  d et*  VerbIridKtehi 
keik  der  Jag^berecbtigten  «um,  Ersatz  dfs  den  Gruudeigentbümern  zugefugten 
Wüdscbadei« ;  iu  B.  W:  ,P?mffjmi'8  pracV  Ausfuhrungen.  6d.  lH.  (BannoVer 
18S1.  4«)^  Nuni.  &.  S.  91  IT.  Yf^rgL  des ,  Landgrafen  Philipps  des  Grofsmüthlgen 
Testament  y.  i$»6i,  in.F.  D.  HÄbeblih's  neuester  teutschcr  Reichshistgrie^  Bd.  MI, 
S.  433.  Von  dem.  Köinig;r*  Sachsen  s.  Wbxssb  a«  a.  O.  §.  219.  GHerz.  hessische 
Vtrordn,  y.  €•  Aug.  ißiQ.  •  G^rz.  hessische^  Gesetz  vom  3.  Au£.  i8iö*  yer- 
baDdluQ|en  4er  zweiten  Hainmer  (ks  GH.  HessexH  «820,  Hef^  4,  S..  %5  f.,  fSI  ff., 
9%  fL   KiirJbess»  WüdschadenGescts  y. 29!.  Febri  i832.    ßadisches  v.  3u.  Oct^'  i833. 

«0  Hiervon  unten  §•  468.f. . 

0  Fi«c«B'^  Kameral-  ,und  Poüzeirechte,  IL  868. 

J)  PiivTEB*8  Lit  m,  Sk  1610«  J.  A.  NntPBB  (diss.  de  sequela  venatoria.'  Goett.  .1789. 
PüEiyDOBF  T.  m.  obs«  192.    Sthumh?,  Th,  n,  Bed.  i4o.    Fischbb  a,  a.  0.  IL  Ö66. 


666  n.  Theil.  XIL  Gap«  Finanzholieiu 

PiiTSGM  6«  a.  O,  8«  i5t  f.  Riocivt  a.  a«  O.  8.  3t7  f.  ▼.  R5aB's  lunti^ 
StMtsr^  H,  78&  BAUBOfLD*s  k  ticlis.  Privatr.  (.  9374  Wnaax  a.  ^a«  0.  ^  ii-i 
Beichaanaeiger,  1794,  Nunu  76.  76.  t.  Bthoyf's  u«  Hi«nura'a  practfirörten« 
gen,  Bd.  I,  Num.  %;  Bd«  VII,  Num.  81.  —  Sehen  der  SachaentjMegel  (D.  61^ 
und  der  Scbwabenipiegel  (Art  356)  erwälinen  der  Jagdfolge. 
g)  CommunWildscliütsenAnatall  im  Wirtembergiscliea.  BttEOgh  Beicript  t.  ij 
MSrs  1798.    Wiederhergestellt  im  J.  1816  s  Regier«  Blatt,  N.  4«« 


Vm.    A  b  8  e  h  n  i  t  t 


§.  456.  (37a) 

JV  asserBegal 

Das  Waa^aerRegal  O  o^^^  ^i^  Waaserhoheitf  bestellt  in  (iei| 
Recht  der  Obarherrichaft,  über  das  ia  dem  Staatsgebiet  befindliche  ^'asid 
and  dtasen  Zag;eb8r«  Es  erstreckt  sich  nicht  nar  über  alles  Sffentiicb^ 
oder  sa  dem  öffentlichen  YermSgea  des  Staates  (§..  3s8)  gebärende  Yf» 
aeri  wohin  fast  alle  grSIsern  Flüsse  (die  schifiPbaren)  und  Seen  gdioren'l 
sondern  auch  über  alles  Pnratwasser  und  dessen  Zugehor  c) ;  über  Mea 
busen  <0^  Seen,  Teiche«  Lachen,  Feld wasaer,  Quellen,  Strome,  Flusse,  Bache 
Caikale  mit  ihren  Betten ,  Uftem ,  Inseln  (Werdern) ,  Anlagen ,  u.  d.  <).  T 
berall  sind  hiebei  die  aus  dem  Privat eigenthum  und  aus  der  natu 
liehen  Freiheit  fliefsenden  Rechte,  yon  den  Rechten  der  Staatsgewili 
sorgfiQtig  zu  unterscheiden  ({.  353 — 356),  so  weit  nicht  auch  jene,  g 
oder  zum  Theil,  durch  das  positire  Staatsrecht  erweislich  f)  zu  den  Bsp* 
Uen  gezogen  sind«  Eben  so  unterscheidet  üch  davon  das  Yerhaltoili  ^ 
Staates  zu  andern  Staaten,  in  Ansehung  der  GrenzStrüme,  Seen  uai 
Accessionen,  der  Anspülung,  des  Anwurfs,  der  Inseln,  der  schirimmeo- 
den  Inseln,  vu  d.  g}. 

a)  Peraa's  lAt,  IH  554  ft  KLilan*»  Lit.,  i3i«  ff.  F.  L.  Givcns's  Abhaadliui^ 
Ton  dem  Wasserrechte,  Bd.  L  u.  IL  Halle  178^  u.  1790. 4.  C  G.  Rössm*s  WaMO^ 
PoliseL  Leips.  1789.  fol.  OsTinota  de  ftife  limitum,  lib.  L  c  is.  jAaG<rw  r.  i 
Regalien,  *468.  Mossa  ron  d.  Landesh.  in  Ansah.  Erde  und  Wassers,  soo-^T^ 
C  6.  BixBEa.de  natura  et  indole  domlnii  In  territ  Germ.,  $«  la.  sq.  p.  ns- 
(v.  BxffBCKxsDoav's)  Grab  der  Chihane,  Bd.  Et,  Th.  2,  ).  si.  Fisccta's  Bane- 
ral-  und  Poliseirechte,  HL  3  ft  ▼.  Römia^s  hursfiehs.  Steatsr,  IL  794  £  -  ^ 
rSmie:  Sand  und  Land  gehört  der  äerivcihaft.  -^  Teuttehs  Fhuifftitgis  ffi  k^t- 
sehen  QuadratMeUen:  Bhein  3,598,  Elbe  a,8oo,  Weser  874^  Oder  1,07172,  Donaa 
i44i3.  Hjdrographia  Germaniae,  e.  Charte  t.  ZoLLMAstr.  Kümb.  173^  ^ 
Charte  der  teutschen  Stromgebiete,  in  J.  t.  Xn.Aa]ixa*s  Strat^ie.  Mflnch.  1818. 8. 
Bei^g-  und  Qew&sserCharte  v.  TeuUchL;  in  J*  M.  F.  Sattint*a    u«  C  H^öoiy'' 


VOl.  ibbtoM«*  WasseiRegaL  687 

poIititcl^Mtilial.  AtfM  (BerL  1B19)«  N.  6. .  A«  SnxLU'i  Fldk-  tu  BergCburte 
von  TeutAcMaAcL  Gotlia  i8aob  FluiiOharte  voo  Tiiütcbltnd»  WeiiMr  a8ii«  — 
V'on  der  •€liifln>aren  Verbindung  der  teutochen  Meere »  Flfiste  nnd  Hudele' 
Staaten,  a.  Eichhofv's  topogr.  Statist«  DarslelL  dea  Rheins.  CÖln  i8i4*  4«  Ocn«» 
HABT,  der  Rhein  etc.  Mains  i8a6.  8.  D.  Rxnmouy  «.  J.  Ouiubss,  der  deutscbn 
UandelaCanal.  Leer  1817«  8.  —  F«  IV.  Ono*s  System  e.  allgem.  Hydrographie 
des  Erdbodens. 

')  Wo  das  positive  Staatsrecht  ein^  ftsfe  Bestimmung  gibt,  nt  hier  die  Rechti- 
Termuthnog  fir  Staatseigentbum,  xi^mal  bei  wenig  schiffbaren  Flüssen,  behnt« 
sam  SU  fassen.  C.  F.  G<}bthxb  qoaestionum  de  jure  aquarum  Spec*  L  quaenam 
aquae  proflnedtes  publicae,  quae  privalae  sint  (lips.  18^6),  p.  19.  Bei  Ueineren 
Flüssen  ist  die  Yermuthung  dawidier.  Havsoui's  k  sachs.  FriTatr.  $.  139.  Hisp 
quaest.  for.  (edit.  2.)  c.  44. 

0  G.  L.  BÖHHXB  diss.  de  jure  principis  circa  loca  et  opera  publica,  c.  3.  $.  3  sq.; 
in  dessen  Elect  jur.  civ.  !.  6a3. 

0  Von  dem  Staatseigenthum  des  Meeres«  G^Ttaiirs  VöttMfr.^  &a5.  lUfkin,  dfolc 
des  geas. moderne. de  rEuvope^  |.  k3o  et;suivv  -    . 

?)  Von  Badern,  Sauer,  imd  Gesi^n^brunnen,  oben  $»  44^ 

0  V.  BüLOüv's  u,  Hagmubb's  pract.  Erörter.,  B.  L  Num.  3. 

g)  GSbthkb  a.  a.  0.  U.  18.  35.  55.  57,  t.  Römsb's  Völherr.  der  Teutochen,  S.  aSo' 
T.  Cabchih  a.  a.  O  L  6ö.  Mosbb's  nachbarl.  Slaatsr.  4^o-^4^*'  699-^706.  ESen- 
diSM,  Grunds,  des  europ.  Völherr«  in  Friedensseiten,  47^*  "^  Von  dtoÜAf»^ 
oben  K  88  ffi.  u,  unlen  f.  667. £    KjLosxa  L  c  V ^33  el  auin  -  . 


§♦    457.  (37],) 

Geg€»H'dnde  des.fVasserUegals* 

Das  WasserRegal  bezieht  sieb,  nach  Erfotdernifs  des  Staatszweckes, 
Ij  auf  i)en  Gebrauch  des  Wassers«).  Dabin  geboren:  WasserstraTsen 
und  SchifiTabrt  ^),  Canäle,  Scbleussen  c),  Brficken  ^),  Fähren  ^)  Flofsen  O1 
Mühlen  und  andere  Gewerb  Anstalten  an  oder  aof  dem  Wassef  ij\  Was- 
serung A),  Brunnen  »).  Das  Recht,  Wasserzins  oder  Wasserlauf ,  ab 
Vergütung  für  Benutzung  des  Wassers  zu  erbeben,  ist  im  Zweifel  ein 
Ausfluss  des  Wassereigenthums,  und  es  mufs  der  in  der  Yorzeit  ent- 
standene Wasserzins  dafür  auch  dann  noch  gelten ,  wenn  Abgaben  dieser 
Art  späterhin  für  benutzbare  Regalien  erklart  worden  sind  ($.  356,  \t). 

«)  BtaasB  1.  c.  119. 

i)  Pi}TTia*8  Lit,  m.  55o.    HiiJBia's  lit,  f.  i3ea    Mosxa  r.  d.  Landesh.  in  Aaseh. 

£rde  und  Wassers,  s3o.    Wxissb's  könlgL  sichs.  Staator.,  Bd.  II,  V  190  f. 
e)  PvTTsm's  Lit.,  DL  556.    ▼.  CiscBni  a*  a.  O.  IL'a3i.    Fiscna,  IH  i3. 
4  Pfima's  Lit.,  1IL|&56,  Mosca  a.  a  O.  917.  Dan  Handb.  des  t.  Privatr.,  L  §.  109. 

T.  Cahcbis,  n.  1. 
•)  3iis  trajectus.  v.  Gavcbiv,  S.  63.  Mossi«  396.  Dabs,  L  V  >o8,  —  Von  fllegeddetf 

Bracken,  w*  Gahcu«,  OL  70.  .   .  r    ' 

0  P€TTBa*s  14t.,  ÜL  666.    Xa«Bsa*s  Lit»  §-  ^3i6  K    Moaaa,  aa3. .  Pass,  ^  t-  >>>7i 

▼•  Cahcuv,  IL  93.    Fiscna,  m.  11s.    LxTssa,  jus  georg.  L  35* 
S)  PtTTu's  Lit,  m.  643.  KLvan's  Lit.,  V  >4o3.  .^ABeow  a.  a.  0.  4.94.  Wsstphal^s 

PHvstr.,  iL  i5a    Bktinta  I.  c.  *V  ^3.  p.  iai.    Mossa,  a56.  a68.    Fucnka,  lU.  48. 

SucBow  elem,  juris  germ.  priv.,  §.  519.    Davs,  L  {•  to3  £'  fftiito^B  t^hM^ 


I .  t 


JB88  Ili  TheiL  Xll.  Capi  Fi«aiuhoheiL 

i  BehitriL,  i.  39^    t.  WhamH  lU  U^MMAan*9  prad.  Erötter.  Tk  L  H«  4.-  Km 
aMlUeMmbi.  fui»  Bidmk  Cferbr«  iftid.  &  -^  Von  WiiulAfifala^  Biim*a  teuticb. 
'    1^Mti%,  |.  Mi5i    Djun  1^  I«  lo&w 
4^)  vi  C^vqflw:  aw  a.  O.  iL  t3j*    Fucihi,  HL  ii* 
^'^  ChuroMy  H«  169»'  FiscBBB^  EL  *f*    •      . 

« 

A 

^     Fortsetzung. 

Das  WanerRegal  beeielkt  aidi  H)  auf  die,  in  ond  unter  den  Waner 
beflndKcbeaSachenf  lebendige  und  leblose.  Dabin  geboren:  die  Fische 
und  die  Fiscbereigerecbtigl&eit  <>) ,  welcbe ,  in  der  Regel ,  kein  Regal ,  ioo' 
dern  Wirkung  des  Wasser-  oder  Plufseigentbums  ist  i)^  die  Was&erge- 
iräcli30^  fiand  c)  and  Slttoe,  Sal«,  Perlen  ($»  448)1  Bernstein  (§.  448)1  ^ 
Strandrecbt  <0  (Grundmbr,  jua  littoria),  welcbet  jseillier  nor  noeb  gegen 
Seeräuber,  Scbleicbbändier,  Schiffer  aoF  verbotenen  Flufs«,  oder  Seegegeo- 
den,  an  den  dänischen  ufern  der  Elbe  «),  und  retorsionsweise  ausgeübt 
Ufard,  nun  ajber  durch  die  ElbachifiOPahrtConveBtion  vqn  1821,  Art«  39,  ab- 
geacbafft  ist  (j^  471  b>  , ... 
«)  Püttxb's  lit,  DL  64t«    Ut^aiBB'«  Lit,  J.  i4ga.    Mosss,  940.    Jaboow  a.  a.  a 

493*  Dun  L  §.  110. 
n  Stbubxv,  Tb.  n,  Bed.  87;  Tb.  V,  Bed.  17.  Lxtseb,  Sp.  5o3.  Moixa  a.  a.  0. 
PüiWDOBF,  T*  I-,  oba.  lay.  EBqn^sji  ai^imadT.,  L  78.  Bzxbkb  L  c.  ii5. - 
In  dem  Mittelalter  betrachtete  man  die  Fischerei  als  einen  Theil  der  JapL 
Sti88Xr*8  Forst-  und  JfagdlllMe«  9^. '9<K>.  •**  Alvr,  miid  Fückattem  geböm 
noch  jetzt  zu  der  Ja^d.  Letsxh  jus  geore.,  m.  14.  C.  G.  WisBi'BB  diis.  de 
jtti^  circa  'ffum}aa  (IUI.  i7G8);'9  §.  a^.  aq^  -  •         - 

•)  MoafeB  a.  a.  O.  956»  v.  Von  deriGoldnvaaehe,  <d)ea  §.  448. 
d)  PüTl^n'a  lit«  OL  616.    ULi^Bxa's  Lit,   ^  1374.    Mosaa  a,  a.  O.  %jfk    Eh^u, 
nachbarU  Staatar.,  705.    Jabgow  a.  a.  0.  471 — 489.    Sb^cbow  elem.  juris  fem. 
priF.,  $.  533.    PvBFFiNGUi  Vitriar.  illustr.,  IIl.   1471*     Fiscbxb*s   Gesch.  des  L 
'Handels,  L  4^5.    v.  Mahtbhs  Einleit  in  d.  Völherr.«  |.  i5o  f.   Ki^bsb  droit  des 
gens*  moderne  de  TEut^ope^  ).  77.  Dfinischa  Strandordn»  ron  i8ö3,  in  maBUü'i 
Statotaarchlv,  Heft!  45,  S.  1  £ 
a)  J,.  G.  Bqscb  Darstell,  der  Handlung  Ci792t  8.),  IL  ii3.    EheutUss.  ptarstelL  de» 
vi\  den  nördl«  Gewässern  üblichen,  besonderf  des  Schleswig «holstein.  Strand' 
rechtes.  Hamb.  1798.  8. 


8-    ^^^'  (373.) 

.   S  V  Jl*  /  -u.  #   #.       • 

Das  WasserRegal  oezient  sich  TU)  auf  den  Grund  und  Bo^eiit 
iNdohen  d«a  Wasser  zn  ßeineu^  ßett  h^t,  oc|i^  nrnsch^Uffst  „  od^  zqoaciist 
berührt.  Dahin  geboren,  das  Flufsbett  «),  das  6fe»  oder  Gestade  ^),  ^< 
Instin  (Werd^)  und  Anlagen  <')  (AnspUllm^^  Anwnrf,  AHüyiofiea),  ^ 
Dämme  qder  Deiche  <0,  die  Häfen  f)^  L^ndpngs-,  Aus*  i^nd  BinJadpUtzer 
Bucl^ten  und  Ankerplätze,  der  Kai  (^uai),  die  Leii^pf s^di^^  Zieh-  oderTreppel- 
yr^g^  oder  Trfidel  /)#  . 
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i)  Jabgow  a.  B.  O.  49^-  Moskh  a.  a.  O.  aa5.  ▼.  GA&caiv,  119  fL  Puriaooav 
T.  IV.  obs.  «38. 

i)  FiscHEB,  HL  16.  ao.  35.  v.Cxwcbis,  Vioi,  Davs,  §/io».IV.  —  Von  der  rechtU 
Verbindlichkeit  zum  Uferbau  an  schiffbaren  Flüssen ;  in  B.  W.  Pfxuffbr's  pract 
Ausfuhrungen ,  Bd.  m.  Hannov.  i83i. 

0  Fctteh's  Lit.  n.  619.  Klübeh^s  Lif.,  §.  i38o  f.  Jargow  a.  a.  O.  49<>-  49^« 
MossB,  219.  aai.  Ebendets,  Nebeast. ,  ^fio.  Bikitbb  1  c.  116.  Dans  a.  a.  O« 
I.  $.  106.  V.  Gascbib,  I.  i(yj.  184.  GirsTHSR  a.  a.  O.  n.  63.  —  Von  den 
Insebi  in  d.  Main,  s.  J.  B.  ▼.  Roth's  Abhandlungen  aus  d.  teut.  Staats-  u. 
Völkerr.,  S.  186.    Von  Bheininseln,  oben  §.28    u.  91. 

(0  MosEB  a.  a.  O.  2i5.  Dakk  a.  a.  O.  §.  ii3— i23L  v.  Caucrin^  I.  111.  i45.  162, 
Bv3roE*s  t.  Priratr.,  §.  ii3  ff.  BÖssig's  t.  Privatr.,  S.  435  ff.  Bbktxb's  Miscel- 
laneen,  Num.  I,  S.  1— dy.    ▼.  Bkbg*8  Pollseir.,  HI.  95— 182. 

t)  Jabgow  a.  a.  0.  49^-    Mosbb,  226. 

/)  M08XB  a.  a.  O.  2i4-  .BLi7BXB*8  kl.  jur.  Bibl.,  XV.  3 10. 


§♦    460^  (374.) 

Umfang  des  fVasserRegah, 

Ueber  alle  diese  Gegenstände  gebührt  dem  Staat  die  böohste  Aufsicht,  Ge-> 
^elzgebung,  Polizei,  Gericbtbarkeit  und  Finanzhoheit;  das  Beeht,  Wasser-, 
SchiiTahrt-,  Ufer-,  Deich-,  Damm-,  Dünen-,  Fischei^,  Brunnen-,  Strand-  u«  d* 
Ordnungen  zu  errichten  ;  das  Recht  zu  Anstalten  «3  gegen  Hindernisse  der 
Schiffahrt,  Wasserschaden,  Mifsbrauch  des  Wassers  und  der  Schiffahrt,  das 
Bang,  und  Marktschiffwesen,  das  Schiffer-  und  FischerZunftwesen,  die 
SchifFbarmachung  der  Flüsse,  Anlegung  der  Canäle  u.  d.;  die  Errichtung 
eigener  Wasser-,  Deich-,  Mühlen«  und  Fischergerichte  *),  in  deren  Er- 
mangelung Wassersacheu  vor  den  ordentlichen  Richter  geboren;  die  Be- 
stimmung der  Abgaben  für  die  Yerleihung  oder  den  Gebrauch  des  Öffent- 
lichen Wassers,  der  Schiffahrt  und  Wasseranstallen ,  z.  B.  Wasser-  und 
Mühleiizins  (§•  457),  Wasserzoll,  Flufs-,  Damm-  und  Uferbaugeld,  Hafen-| 
Fähr-,  Flofs-,  Schleussen-  und  Brückengeld,  u.  d*  0^ 

a)  M08EB  a.  a.  O.  107.  112.  23i.    J.  K.  Rössig's  Wasserpol izey.  Leipz.  1798.  8. 

^)  Beispiele,  bei  Püfebdobf  de  jurisdict.  germ. ,  6i3.  Moser  a.  a.  O.  «o3. 
V.  Gbaheb's  wetzl.  Nebenst.,  XXm,  34.  XXX.  85.  LXXV.  Num.  1.  Fiscbsb  a.  «. 
0.  ni.  3i.  Lamg's  diplomat.  Blumenlese,  Num.  i45,  in  Meüsel's  Geschicht- 
forscher, VII.  27.  J.  B.  Fxsober's  6«S(Dhfeib.  des  Burggrafth.  Nürnberg 
unterhalb  Gebürgs  (Ansb.  1790.  8.),  IL  5.  Estob's  bürgerl.  Bechtsgel.,  I. 
S'  2204  £  UI,  22o5.  T.  Gabcribt  t.  d.  Redbte  des  Eich-  oder  Sichcrpfahla 
^Giessen  1788.  a),  §.  45  ff.    K.  sächs.  ElbestromUferordn.  v.  1819. 

0  VoB  der  OctroiGebOhr  auf  dem  Rhein,. jonten  %,  669. 


Utb«r's  ott'MU.  R««ht,4.  Aafl  "  44 
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IX*   Abschnitt, 
IndastrieConcessionsRejraL 


§•    461.  (375.) 

IndMisirieCaneessüm. 

I)  Vermöge  der  Pflicht,  die  Gewerbe  dem  Staatszwech  gemali  zu 
leiten,  und  den  Erwerbzweigen  gehörige  Aufsicht  zu  widmen,  ist  die  StaaU- 
regierung  befugt,  Bewilligung  oder  Concession,  oder  auch  Empfeh- 
lung zu  ertheilen,  für  nützliche  Unternehmungen,  Gewerbe,  Handlungen 
und  Befugnisse,  vorübergehende  und  fortwährende,  welche  eine  Quelle  des 
Privateinkommens  sind,  aber,  wegen  des  Staatsinteresse,  der  Willhuhr  eioef 
Jeden  nicht  überlassen  werden  <>}.  11}  Diese  Gegenstände  werden  oft  m- 
gleich  als  Quelle  des  Staatseinkommens  betrachtet,  indem  daroo  b^ 
stimmte  ConcessionsEmolumente,  ConcessionsGelder ,  Pachtgelder. 
Bekenn-  oder  Bekenntnifsgelder  oder  GewerbRecognitionen  ^^9  ^^^  ^  ^^'^ 
mal,  oder  fortdauernd  zu  gesetzter  Frist  CGewerbstener},  erhoben  werden. 
nO  Manche  Concessionen  dieser  Art,  beziehen  sich  auf  Polizei  Ein- 
schränkungen zu  dem  Besten  des  Ganzen  oder  eines  Theiis  desselben 
Diese  sind,  nebst  dem  Ertrag,  nicht  selten  den  mit  der  niedern  Polizei 
yersehenen  Grundobrigkeiten  nnd  städtischen  Gemeinheiten  überlassen  0. 
lY)  Untergeordnet  sej  die  Ausübung  dieses  Regals,  der  Pflicht  der  Staats* 
regierung  zu  Beförderung  freier  Kraft äusserung  der  Staatsbürger. 

a)  F^tttb's  Lit.,  HI.  644*  Klvbkr^s  Lit.,  %.  1404.  Mosui  ▼.  der  LandeshoL  in 
Steuersachen,  783  ff.  791.  Pvttsh  instit.  iuris  publ. ,  §.  S76.  Rii5iAiti>'i 
Samml.  Jurist,  pbilos.  u.  krit.  Aufsätse,  St.  HI,  Num.  6.  Ver^^U  HmnuT^^ 
Entwickel.  des  Begriffs  der  Regalitat,  §.  a3,  S.  86  ff.  Pretus.  Edict.  t.  3.  5or. 
1810  u.  Gesetx  v,  7.  Sept.  1811;  in  der  preuOs.  Gesetxsamml.  v.  1810  u.  1811, 
S.  79  ffl  u.  263  ff. 

ii)  MosxR  a.  a.  O.  8o5. 

e)  Königl.  prenfs.  Declaration  an  die  Ritterschaft  des  Fürstenthums  Baireuth,  ^ 
10.  Aug.  1801,  §.  133,  195,  ia6,  i3i— 137. 


§.    462.  (376.) 


Hieber  wird  gerechnet,  theiis  in  allen ,  theiis  in  mehreren  Staaten,  die 
ConCession  für  Gesellschaften  ä) ,  insbesondere  der  Octroi  für  grofse  Asse- 
curanz-  und  Handelsgesellschaften  ^3,  Dampfschi£FahrtGesellschaften,  Eisen- 
bahngesellschaf^en  ^'),  Markt-  und  PostschifFahrt ,  kaufmännisches  Gewerhe^ 
Alleinhandel  O1  Patentwaaren,  iu  Folge  von  ErfindungsPatenten,  Marktrer- 
kauf,  Hausiren  <0,   Pferdeverkanf  0  ?  Kalender-  und    Spielkarlenverlwn''A 
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ihirilcgieoSchats  wider  den  Büchernachdruck  ({.  4i8}>  Apotheken  ^)f 
irzaeimittel,  chirurgische  Werkzeuge  und  Operationen  CAngenOperateure, 
kndagisten,  Zahnärzte},  Arcana  A),  Buch-  und  Steindruckereien,  Fa- 
iräen,  Manufacturen ,  chemische  Bereitung  von  Apotheken-  und  Fabiik- 
tedurfnissen,  Potaschensiedereien ,  Kalk-  und  Ziegelbrennereien  ($*  448« 
lote  f),  Seiden  Würmer  und  Maulbeerplantagen  O9  Muhlengerechtigheit 
§.  457),  Bierbrauerei  *),  Branntweinbrennerei  /)  (wovon  der  Blasenzins), 
lastwirthschaft ,  Garküchen-  und  Schankgerechtigkeit,  KafFeeschenken, 
lillardm),  Zünfte  und  Freimeisterschaft  1),  Heurathen  (TleurathConsens- 
elder). 

I  Zunft-  oder  InnungsPrivUegien.  —  Von  SchützengesellschaOen,  Voigt's  gemcin- 
nüteige  Abhandlungen  (179a),  Num.  3«  S.  180  fT.  Hannover.  IVIagazin,  1784, 
Sr.  5i,  60,  61. 

)  Oben,  §.  4 »3.  Mosbh's  Versuch  des  europ.  Völkcrr.,  Bd,  VC  S.  ii3  fL 
)  J.  lUisssxi^ir,  die  Eisenbahnen  und  deren  Actionäre,  in  ihrem  Verbältnifs  cum 
Staat.  Leips.  1887.  L.  Camphavsbn:  Versuch  eines  Beitrags  zur  EisenbahnGesets- 
gebung.  Köln.  i838.  GH.  hesji'scho  Consessionsurliunde  ftir  die  TauousEisenbahn- 
Gesellschaft  v.  ii.  Mai  i838;  desgl.  h.  nass,  v.  i4*Jun.  ]838.  Preufs.  Eisenbahn 
Terordn.  t.  3.  Nor.  i838,  in  der  Gctetzsamml.  v.  i838^  S.  5o5 — 5 16.  Durch  Be- 
schlufs  y.  19.  Oct.  i838  genehmigte  die  deutsche  Biindesversammlung  die  Durch* 
(uhrung  der  TaunusEisenbahn  durch  das  Gebiet  der  Bundesfestung  Mainz 
nach  Wiesbaden. 

Vergl.  |.  41 3.     Klvber's  Lit.,  §.  i355  ^.  S-  4^1. 
Mosn  T.  d.  Landeshoh.  in  Polizeisachen,  234. 
MosEB  T.  d.  Landeshoh.  in  Steuersachen,  797. 
MosKH  ebend.«  798. 

Ghb«  Thomasivs  diss.  de  jure  circa  pharmacopolia  civitatum.  Hai.  1697.  rec  1753. 
Westphal's  t.  Privatr.f  L  186.   Biccius  spicil.  juris  germ. ,  38i. 
C  F.  Harppbscht  diss«  de  jure  principis   circa  artes   subditorum  singulares  et 
arcanas.  Tüb.  1753. 

H.  D.  HoFFMAifir  diss.  de  juribus  circa  bombyces,  moros  et  scricum.  Ttib.  1756. 
Mosxa  von  der  Landeshoh.  in  Steuersachen,  789  f.  Putonei  ei^unciata  jur., 
n.  593.  V.  Crauh*s  wetzl.  Nebenst.,  XVH,  Num.  9.  Pütteh^s  Lit.,  IB.  544- 
F.  A.  FiscBBH  de  jure  coquendi  et  vendendi  cerevisiam.  Viteb.  1765.  F.  X.  v. 
MosHASN  über  das  Bierbrauerrecht  in  Baiern.  Ingoist.  1791.  8* 
PÜTTXB^s  Lit.,  in.  544*  HoMMSL  de  jure  yini  adusti.  Lips.  1703.  Hoksbl,  obs. 
97.  FuvBBDOBy,  T.  HL  obs.  89.  164.  Putonbi  enunciata  juris,  T.  VI.  cons.  270. 
)P€ttbb*b  Recbtsf.,  Bd.  ü,  S.  1060  f.  Wbstphai's  t.  Privatr.,  L  i55  f 
I  MsTiQS,  P.  I.  dec.  56.  J.  D,  H.  MusÄus  Beitr.  zu  dem  deutschen  Recht  (Erf.  1801. 
8.),  S.  i63 — ai5.  Ovebbbch's  Meditationen,  Bd.  I,  Num.  ii.  J  A.  Ortlofp's 
Becht  der  Handwerker,  $.  87  f.  —  In  dem  Königreich  fVestpkakn  war  der 
Zunftzwang  aufgehoben;  blofs  ein  StaatsPateJst  ward  zu  Ausübung  der 
sonst  zünftigen  oder  unzünftigen  Gewerbe  erfordert.  So  auch  im  Herzogth. 
AoMotf,  seit  1819. 


§♦    ^00.  (377.) 

Fortsetzung. 

Auch  gebort  in  diese  Classe,  die  Concession  für  Glüchsbäfen  «},  Zah- 
fn-  und  ClassenliOtrerien  *)  und  WettComtoire  oder  V\^inl(eILotterien  <?), 
la^ardspiele ,   oftentlicbe  Lustbarheiten  ^  (Musikpacht,   IVfusih-   und  Tans- 

44  ♦ 
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lettel,  Taae Anlage})  Schauspiele,  Kunstfertiglteiten,  gymnastische,  tndiTtscbei- 
Spieler-  and  d.  Künste,  Vorzeigung  sehenswürdiger  Dinge,  seltener  Men- 
schen, Thiere,  Natur-  und  Kunstproducte,  Scharfrichterei,  Wasenmeistem  <i 
(Abdeckerei,  Ca  rillerei),  Caminfegen,  Schweinschneiden  (Yiehschnitr),  Scheerj 
schleifen,  Zinngiefsen,  Pfannen-  und  Hesselflichen /) ,  Haarschnetden,  Bnfi^ 
haar-,  Aschen-,  Knochen-  und  Lumpensammeln^  u.  d.  Auch  manche  ZiiraDgJ 
oder  Bannrechte  werden  hieher  gezogen  g), 

a)  Moses  von  der  Landesbob.  in  Polizeisacben ,  437«  49^  f* 

*)  Püttkb's  Lit.,  ni.  366.  Klüber'«  Lit.,  §.  1144.  —  Lolti  und  Lotterien  üd 
untrfiglicbe  Mittel  zu  Beförderung  des  Volkselendes.  Man  s.  Mos»  a  s  (I 
484*  Ehenders  v.  d.  Landeshob.  in  Stcuersachen ,  796.  Schlözeb's  Briefwecb«el 
Bd.  X,  Hefk  ÖQ,  S.  297.  PÜTTEH^s  Erörter.,  Bd.  I,  Heft  4,  Wum.  11.  ▼.  Brisj 
BUindb.  des  Polizeir.,  Tb.  II,  S.  253.  Dabz  Handb.  des  t  Privatr.,  Mi 
|.  212,  S.  309.  Habebliiü^s  Staatsarcbiv ,  Heft  X,  S.  1B6.  Bvscv  r.  d.  Geni 
.  Umlauf  (1780),  5o6.  Der  Kosmopolit,  St.  V  (i':'98),  Mai,  S.  389.  Urisd 
Geist  und  Gbarakter  des  18.  Jabrhunderts,  Tb.  I  (Berl.  1800),  S.  159.  B'i> 
BossE*s  Uebersicbt  der  französ.  Staats wirtbscbaft  bis  zum  Finanzplan  für  iN 
Tb.  n.  (1807.  8.),  S.  5o.  M01VTH1021,  quelle  influciice  etc.  (s.  oben  f.  M 
Note  a),  p.  79.  212  sq.  De  la  passion  du  jeu  etc.;  par  DrsAUL4.  Paris  i"*c- ^ 
CoLQUBOüv  über  Landespolizey  u.  s.  w.  aus  d.  Engl  von  Volbkaitf.  s  Tbeik 
Leipz.  1800.  8.  Ueber  Spiel  u.  Spiclgesetzc ,  in  L.  Gervais  kleinen  M'ut'ü^i 
lungen  aus  d.  staatswirtbschaftl.  Gebiete,  Tb.  I  (Leipz.  1822.  8.),  S.  3od  fi 
Benj.  GoBSTAirT*s  Rede  wider  die  Lotterien,  in  der  französiscben  DeputirtfB 
Kammer,  in  der  Sitzung  v.  8.  Juli  1829;  in  dem  Moniteur  universel  u.  la  cm, 
Courrier  francais  du  9  juillet,  tentscb  in  dem  bamburger  unpart.  Corresp&cd 
denten  v.  18.  JuK  1829.  Land  tag  Verband  lungen  darüber  in  Baieru,  wo  )U, 
das  Lotto  einen  reinen  Ertrag  von  1,267^000  Gulden  lieferte;  in  J.  Gr  * 
SoDEsr's  der  baier.  Landtag  v.  1819,  S.  336  ff.  Ein  Verzeichnifs  geselzlicber 
Verbote  der  Lotti  u.  Lotterien,  wenigstens  des  'Einsetzens  in  ausländische,  b  i 
ReicbsAnzeiger,  1794»  Bd.  I,  Num.  41 ;  Bd.  H  Num  76.  Baditcfie  Verordn.  da^c: 
▼.  3.  Oct.  1811,  in  d.  bad.  Reg.  Blatt  1811,  Num.  26.  Baierische  v.  ?i.  Man 
1817.  —  Verboten  ward  das  Einsetzen  in  I^tterien,  bei  schweren  GeWstraf«, 
in  England,  vom  1.  März  1826  an^  bei  Strafe  der  Landesverweisung  vni 
einer  Geldbusse  von  100  bis  3oo  Ducati,  in  Neapel,  durcb  ein  b.  Deritt  t. 
Nov.  1826.  Aufgehoben  ward  ^as  Lotto  di  Genova,  in  dem  KÖnigr.  3er 
Niederlande,  im  Nov.  1827. 

c)  Schlözbb's  Briefwecbsel,  XXXV,  3i5. 

d)  MosBB  y.  d«  Landesbob.  in  Stenersaeben,  8o<2.  ULMBssTcnr*«  CinL  is  ^ 
Lebre  von  Steuern,  23o.  —  Festlichkeit  ist  ein  Erbolungsleben,  wo  ^tr 
Mensch  der  Gegenwart  froh  wird.     Wahre  A'olksfreudc  maobt  froh  vbA  fpit. 

«)  Nettbibladt's  Sammlung  kl.  Jurist.  Abbandlungen,  Num.  X,  S.  242.  Stbcsf^« 
Tb.  n,  Bed.  72.    Jargow  t.  d.  Regalien,  228, 

D  Von  dem  ehemaligen  KessUr  -  und  KaUschmidschuU  ^  Püttem's  Lit.i  T* 
RLi7BER*s  Lit.,  $.  918. 

g)  Vergl.  unten  §.  486  /. 
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,^.    4ß4.  (378). 

Aufnahme  neuer  Landesimterihauen^ 

Die  Ertheilung^des  Laiidessch  utzes^  ist  ein  Regal^  welches 
aU  unmittelbar  Yon  der  höchsten  Landesbchorde ,  bald  mittelbar  durch 
indesherr liehe  Unterbeh5rden ,  oder  durch  Standesherren,  städtische  oder 
rundherrliche  DnterobrigUeiten ,  auch  wohl  durch  Gemeinden,  ausgeübt 
rird.  Eis  gehört  dahin:  l)  Die  Aufnahme  neuer  Landesunterthanen 
od  Staatsgenossen  jeder  Art,  yerbürgerter  und  schutzverwandter,  na- 
mentlich der  Bürger,  Bauern,  Colonisten^  Burg-  und  Freisassen,  Beiwohner, 
Seisds^en,  Schutzter wandten,  Zettelleate,  Permissionisten,  Unter-  oder  Hinter- 
Msen  und  Erbgesessenen  «).  Wenn  gleich  den  Gemeinden  die  Aufnahme 
lerGemeindebürger  und  Beisassen,  unter  Vorbehalt  der  Kntschei- 
iung  der  Staatsbehörden  in  streitigen  Fällen^  zusteht  C$-  sSq),  so  ist  doch 
rubere  oder  gleichzeitige  Erwerbung  des  Staatsbürgerrechtes  (§•  467)  nuthig. 

f)  Vergl.  §.  228.  Pütter's  Lit.,  III.  607.  Klvber*s  Lit.,  §.  i366.  Mosk»  von  der 
Ixiadcshob.  in  Anseh.  der  Unterthanen ,  Personen  u.  Vermögen»,  34»  Pufbs- 
DORF,  T.  L  obs»  80.  Jo.  Thsoi».  Ssgüb  dU$.  de  coloniis  mcrcatorum  in 
Germanin.  Lips-  1781.  4-  —  Von  dem  Grofsherzogtb.  H^sen^  s.  Rhein.  Bund, 
\1X.  74. 

§.     465.  (H7a) 

i^iäenschuiz..     Rechte  und  bürgerliche  Verbesserung  der  Juden. 

Ferner  gebort  dahin,  10  die  Ertheilung  des  Judenschutzes  "),  die 
Aufnahme  der  Juden,  und  die  Festsetzung  ihrer  bürgerlichen  Rechte  ^). 
^  ermöge  der  Teutschen  BundesActe  (Art  16),  wird  die  Bundesversamm- 
lung in  Berathung  ziehen,  wie,  au^'  möglichst  übereinstimmende  Weise,  die 
bürgerliche  Verbesserung  der  Juden  in  Teutschland  zu  bewirken, 
und  ihnen  der  Vollgenufs  der  bürgerlichen  Rechte  zu  gestatten  sey  ($.  232). 
Unterdessen  wird  ihnen  in  den  meisten  Bundesstaaten  ein  Inbegriff  von 
bürgerlichen  Rechten  eingeräumt,  welcher  dem  vollen  Staatsbürgerrecht 
mehr  oder  weniger  nahe  kommt;  in  etlichen  Staaten,  zur  Zeit  des  rheini- 
schen Bundes,  hatten  sie  sogar  voUes,  wie  nach  den  neueren  französischen 
Hetzen,  und  noch  jetzt  in  dem  baierischen  Rheinkreis.  Zudem  Jude n- 
icbutz  kSnnen  Standesherren,  Grundherren  und  städtische  Gemeinheitem 
uurcb  Privilegien,  Verträge,  oder  unvordenklicheVerjährung  berechtigt  seyn  O' 

«)  PöTTEiNi  Lit.,  m.  6o5.    Klvbsh's  Lit.,  $    i365. 

'  ^^1*  I.  «3»^    5i5  f.  u.  SiS.     Neue  Stätigbeits  -  und  Scbutxordn.  der  Juden- 
»cbaft  gu  Franl/igrt  t.  M.   r.   3o.  Nov.  t8o',   Frankf.  18oa    Rhein.  Bund,  XTV. 
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3o3.  LTV^.  461.  LXIV.  78.  Verordnungen  über  die  büi^erlicben  Rechte  der  Judei: 
Badacke  t.  i3.  Jan.   1809  und  25.  Jan.  1817;  sachscn-mtininffische  r.  5.  Jan.  1811, 
Rhein.  Rund,  LV.  91 ;  meckhnhurfftscke  ▼.  sa.  Febr.  1811,  Rhein.  Rund,  LIV.  45o,  n- 
V.  11.  Sept.  1817;  preusMche  r.  11.  Mirs  t8ii,   in  der  preufs.  Gesetssamml  t' 
1813,   S.  17  ff.  Rhein.  Rund,   LXIV.  78;  hateriscke  r,  to.  Juni  t8i3,  in  d.  Re^. 
Rl.  181 3,  S.  931;  wirtembergtiche^   Rhein.  Rund,  XLV.  3«i,  xu  Gesetz  ▼.  i8i5. 
Commtssionsbericht  in  der  s.  Rammer  der  hatmöver,  allgem«  StändeversamKl 
am  9.  Jan.  i833,  u.  landstSndische   Verhandlungen  daselbst  in  jener  Zeit;  GB. 
hessiscliß  Verfafs.  Urk.  ▼.  1890,  Art.  i5;  ConsfHutionsErgansungsAete  der  Freieji 
Stadt  Frankfurt ,  y.  1816,  Art.  7.    Denkwürdiges  Decrct  des  Hersogs  Fauti  IV. 
Ton  Modena  wider  die  Juden,  datirt  Modena  den  aa.  Mars  i83i,  in  der  FrasU 
OPAZeit.  V.  i3.  April  i83i.  —    R.  E.  Scnxio*s  Zeitschrift,  der  deutsche  Bosd, 
Rd.  I  (1816).    SGiwuTEKn*s  öffeatL  Recht  des  GH.  S.  WeimarEiscnacb,  L  V  4«. 
Wzissx*s  Lehrb.  des  k.  sacbs.  Staatsr. ,  Rd.  I,   §•  5i.    Scsimc&'s  Staatsr.,  da 
KR.  Raiem,   Th.  I ,  S.  ^65  u.  345.     Dr.  Leop.  Ladebi^bg  ,  die  rechtlichen  Vtr- 
hältnisse  der  Juden  in  Baden,  Mannheim  i83a.  8. 
e)  £sTOB*8  bürgert  Rechtsgel.,  I.  43.    Wxstpbal's  Staatsr.,  44«*    SrauBBs,  Th.  DI, 
Red.  70,   §•  4  ff*    Dccisioires  Hasso  -  Cassel.    T.  iL  dec.  188.    Wölb.  RijacHjust 
diss.  de   regali  judaeis  incolatum  largieadi  jure.  £rf.  et  Herb.  1766»  —  iod« 
kalten  den  Judenschuts  für  ein  verleihbares  Regal.     Zueolbb  de  juribus  mteftm^ 
lib.  L   c  3.  ^  18.     HxBTivs  diss.  de  superioritate  tcrrit,  |.  14.    G.  H.  Ann 
diss.  de  jure    recipiendi  judaeos  (Goett.  1741)»  [c-   i.   5.  }•  i4«     Funawu, 
T.  n.  obs.  1.  $.  i3. 

§.  466.  (380.) 

Forensen,    Fremde.    ExterrkorUditäi  der  Gesandten^ 

m 
HL)  Auswärtige  Eigentbumsbesita&er   inlaudisdier  dinglichei*  Pmd- 

berechtigungen  (Foi^enses),  genieTsen  nicht  nur,  (ur  ihr  in  dem  Staatsgebid 

befindliches  Grund eigenthum,  den   dinglichen,  sondern  auch ,    in   dem  Fei 

ihres  Aufenthaltes  iu  dein  Lande,  den  personlichen  Staatsschntz  »)«  fV)  F  remd<, 

durchreisende  und  anderCi  die  sich  für  bestimmte,  oder   unbestimmte  Z^ 

erlaubterweise  in  dem  Staatsgebiet  aufhalten,  erlangen,  für  die  Zeit  ilffti 

Aufenthaltes,  den  temporaren  Landesschotz ,   aasdrücklich    oder  stillscbv?»* 

gend  ^).    V)  Angenommene   Gesandte   eines   fremden   Staates,  genidict, 

für  die  Dauer  ihrer  Gesandtschaft,  nicht  nur  auszeichnenden  Landessekutt 

(Vnverletzbarheit),  sondern  auch  fSr  sich,  ihr  Gefolge  und  das  Gesandsdatt' 

Quartier,  die  EiLterritorialität  und  Qoartierfreiheit  ^). 

a)  VergL  oben  §.  228.  267.  269.  u.  RundesActe,  Art.  18,  lit.  a.  J.  C.  Lixb4cb  diss  ^ 
forensibus.  Giess.  1669.  Rönigl.  baier,  Erklärung,  das  Verhältnifs  der  Foremen  u 
der  Staatsgewalt  betr.,  v.  3.  Apr.  1807,  in  dem  Rhein.  Rund,  VIR.  333,  u.  ia  ^"^ 
baier.  Gesctablatt  v,  1819 ,  V  ^3 — i5j  nach  welcher  die  Forcnaen  in  Fenoesl' 
Sachen  nur  von  baierischen  Unterthanen  ^  nicht  auch  von  Ausländers,  tot 
baierischen  Gerichten  belangt  werden  *  können.  Baier.  Edict  über  Indlgea<^ 
Rechte  der  Forensen  etc.,  v.  6.  Jan.  181s,  in  dem  Rhein.  Rund,  LXnL  3. 

I)  Püttbb's  Lit.,  Di  608.  Rlubbb's  Lit.,  f.  i968.  A.  F.  Scbott  diss.  de  vi  1^-» 
ci\ilium  iu  subditos  temporarios.  Lips.  1772.  4«  J<>*  Scan^rBB  de  jure  pertgnucr 
Jen.  1676.  C  F.  HoMMKi»,  s.  resp.  Fbid.  Pi^atneb  de  usu  hodiemo  din$i<v^^ 
bominum  iuter  cives  et  pcregrinos.  Lips.  1750*     F.  W.  PasTSt  justitis  et  h^at^ 
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niUs  legum  gerro«  erga  pcrcgriuos.  Bint.  lyd/j.  Schbötbb'ü  Term.  Abband  1. 
L  a58.  Von  GutsgerichUn,  Schottxl  de  jurib.  quibusd«  singularib.  germ.,  p.  36a. 
Su,cHOV¥  eleni.  juris  germ.  priv.,  $.  2i9.  668.  Badisches  £!dict,  die  Grund  Verfassung 
der  veracbied.  Stände  betr.  y.  1808,  §b  i — 5,  in  dem  Rbein.  Bund,  XXII.  64* 
c)  T.  Omptxoa's  Lit  des  Völkern,  $.  aSa  ff.  Db  Vattbl  droit  des  gens,  vol.  III1 
Hr.  3,  cb.  7,  §.  80  et  suiv.  Db  B&il,  science  du  gouTernement,  T.  V.  eh.  1. 
Sect.  7»  8. 9.  C  H.  V.  Böxbb*s  £in1.  in  die  Grundsätze  über  die  Gesandtschaften 
3i3  fil  T.  Mabtbbs  Einl.  in  das  VöBierr.,  §.  aia  ff.  Klüibb,  droit  des  gens  de 
TEurope«  S  49i  ^4)  ^^*  ^4  «t  ^o^* 


§•    467.  (381.) 

Indigenai.    Erirag  des  SehuizRegab.    Schutzlose.    LanAstreicher. 

Auswanderung.    Enilasswig. 

TT)   Die   Ertheilung    des    Indigenatsa),    des   Staats-  oder  Laodes« 
bürgeri-echtes    im   weitem  Sinn    (das  Recht  der  Staatsangehörigkeit,  der 
Eingeborenschaft,  des  Heim-  oder  Heimathrechtes,  Eingebohrnen-,  Einwoh- 
ner-, Insassen-,  oder  Einzoglingsrechtes ,  Incolats),  des  Tollsta'ndigen   oder 
uDYoll ständigen,  mit  den  davon  abhängenden  Rechten  ^),  durch   ausdruck- 
liche oder  stillschweigende   Erklärung,   unbeschadet  der  LocalRechte,  ge- 
bührt   dem   Sou verain.      Es  ist  zu   unterscheiden   von  dem  Ort*  und  Ge- 
meindebürgerrecht.     YII)   Der  Ertrag   des    LandesschutzRegals,  das  Re- 
ceptions-,  Ein-  und  Ueberzuggeld ,   das  Schutz-  nnd  Schirmgeld,   Beisitzer- 
geld, u.  d.,  gehurt  in  der  Regel,  der  Landesherrschaft  c).     YIII)  Die  Auf- 
suchung,  Verfolgung,  Aufgreifung   und  Vertreibung   der  Schutzlose n^ 
der  Landstreicher  CVagabunden},  Gauner,  Zigeuner  «O?   u*  d,,  liegt  den 
Polizeibehörden    ob.      DL)    Wegen    wechselseitiger    Ausweisung    (nicht 
Landesverweisung),  Auslieferung   und  Ue bernahme  der    Vaganten 
Mos  so  genannten  Schubwesens),  ist  bei  der  Bundesversammlung  eine  all- 
gemeine Uebereinkunft   der  Bundesstaaten  . in  Berathung ,  aber  nicht 
zu  Stande  gekommen  «).     Dagegen  sind  defshalb   unter  einzelnen  Bundes- 
Maaten  mehrfache  Verträge  geschlossen  worden/);   wenigstens   besteht 
die  Schubaustalt  zwischen  fast   allen    Bundesstaaten.      X)  Die  Auswan- 
derung oder  das  freie  Wegziehen,  in  schuldloser  Absicht,  aus  einem  Bun- 
desstaat in  den  andern,  der  erweislich  sie   zu  Unterthanen  annehmen  will, 
Ist  eine^Befugnifs,  welche  die  BundesActe  allen  Unterthanen   der  teutscheii 
Bundesstaaten  beilegt  ^);  es  mufs  jedocb    Anzeige  der  Auswanderung   bei 
der  Regierung]erfolgen,  mit  Bescheinigung  der  auswärtigen  Annahme.    Die 
Entlassung  der  Unterhanen  in  das  Ausland,  steht  der  Landesherrschaft  zu. 

u)  Püttbb's  Lit.  HL  607.  Hlvbbb's  Lit. ,  §.  i366  ff.  Jo.  Stbauöb  de  indigenatu 
Gemianoruoi.  Lips.^]65o,  und  in  dessen  Opusc,  L  1  — 19.  Mosbb  von  der 
t.  Unterthanen  Becbten,  5o8  iL  EbentUrs,  von  der  Landeshoheit  in  Begierungs- 
nacben,  91.  i55.  Sblchow  elenu  juris  germ.  priv.  §.  »17.  Dabjs  Ilandb.  des 
Privati*.,  IIL!3ia  ff.  F.  W.  HsaxAsar  diss.  de  indigenatu  in  lerris  hci*cdltariis 
pcincipis  olcctoris  Saioniae  receplo.    Vitcb.   1804.  4.     Wxissb^s  Lehrb.   des   k. 
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iächs.   Staatsr..    Bd.  I,  §.  47  u.  90)   Bd.  II,    §.  336.     Schusck^s  StaaUr.  6« 
Königr.    Batern.      Bd«   I,    §.   56.      J.  C.  ▼.    Anmn'a  kooatitutiotienes  StaaUr^ 
Bd.  I,  S.  148.    Kbünitz  Encyclopiidie ,  v.  Indigenat,  Slaatabfirgerrcfbt,  Rechte 
der  Forensen  und  Fremden;  in  d.  Rhein.  Bund,  LXIQ.  3.  —  Von  Ekni^ir^ern,\ 
in  (J.  M.  HASoy'a)   Preussiscb«r  Lieferung  alter  u.  neuer  ÜrlL,   Th.  I  (Leipt.; 
1755),  S.  i37.     C  F.  Waich  OpuscM   IL  71.    Barä  Haiidb.  des  t.  PriTatr.  IV, 
$.  4^^*  ~     ^OA  dem  Loea/Indigenat  oder  Ortsassenrecfat.  —    Der  BegrifT  rot 
Eingebohrnen ,  das  heifst,  der  mit  dem  LidigenatRecbt  Begabten,  ist  eoger  ai» 
jener  von  Staatsanffehoriffen^  unter  welchen  auch  die  mit  jenem  Recht  nicht  be- 
gabten  beständigen   Staatsunterthanen   mitverstanden  werden.      Vergl.  "Wnsa 
a.  a.  O.,  Bd.  U,  §.  336. 
h)  MosEB  a.  a.  O.   5ia.    Ehenders,   t.   d.   Landeshoh.   in   Regierungssachea ,  S.  91. 
P.  A.  Fravch's   Etwas  über   die  Wahlcapitulationen   in   d.   geistl.   Wahlstaaten, ' 
114  ff«    Elsässer's  Tcrm.  Bemerkungen,   6.    SUvkib's   corp*  Juris   genn.  pm.,! 
§.  217.  Note  3.  Schh6tfh*s  vcrm.  Abhandl.,  L  235.  Wnsss  a.  a.  O.  S.  Mcuiu, ' 
was   gebieten  in   eiueiti  konstitutionellen  Staate  Recht  und  Politik,  binuchtGcii 
der  Behandlung   der  Fremden?   Gassei    i83i.   8.   Convers.Ijexion   der  neuestes 
Zeit  etc.   Bd.  11,   H.  1.   Art.  Heimathrecht,     t.  Rottxck's  Staatslexion ,  Bd.  M 
(Altona  i838)  8.  291  —  317,  Art.  Gastrecht  (Fremdenrecht),   Bd.  VII  (Altona 
1839  ) ,  S.  665— 672«     Badüehes  Edict  Ton  1808 ,   über  die  Grundrerfasiung  der 
Tcrschied.  Stände,  (.  7,  in  d.  Rhein.  Bund,  XXDL  72.    BaÜsehes  Gesetx  über  ^t 
Heimathrecht  t.  3i.  Dec.  i83i. 
•  )  Moser  von  der  Landeshoheit   in  Steuers.,    804.     Von   dem  ehemaligen  Leihzf^l 
der  Judcn^  s.  SchrÖter^s  verm.  Abhandl.,  Th.  I,  5.  2i3  ff.    U.  F.  Kopf*s  Brück- 
Stücke  ÄU  ErlSutcr.   der  t.    Gesch.   und  Rechte    (Gassel   1799   4-)»  S.  97  —  154- 
F.  J.  K.  Screpplxr  über  ditf  Aufhebung  des  JudenLeibzolles.  Hanau  i8o5.  8.- 
In  dem  Königreich  Sachsen  ward  dieser  Leibeoll  aufgehoben,  erst  durch  cb 
rufs.  GouvernemeniPatent  v.  28.  Dec«  i8i3.    Wkissx  a.  a.  O.  %»  5i;  in  dem  Kö 
nigreich  Raiern  durch  die  Mauthordnung  t.  1808  u.  e.  Verordn.  t.  16.  Mars  1808« 
in  dem  Reg.  Bl.  v.  1808,  S.  i388. 
ä)  Ahasv.  Fritsch   Opusc.,  T.  II.  P.  IV,  n.   i5.     Jac.  Thoxasius  diss.   de  cingar'^ 

Lips J.  F.  MöGxiirG  diss.  de  circularibus  edictis   contra  personas  p^l'H- 

tes.  Tüb.  iT^|6.    F.  J.  KoRTHOtr  diss.  Giess.  i75i.  und  in  Putt*s  analect  fun< 
crimm.,  1.  87.  sqq.     Malblahc  progr.  Alt.   1775.  u.  bei  Plitt  I.  c.  L  67-   D»' 
Zigeuner;  von  H.  M.  G.  Grellmann.  Dessau  1783.  8.    £stor*s   bürgerl.  Becbts- 
gel.,  1.  4*8.    Danz    a.  a.  O.  HI.  §.  3io.     Morl,  in   v.  Rottecr^s  Staatslexicon, 
Hd.  VI.  8.  3i7  « 
t)  Beschlufs  der  B.  V.,  die  Sache  zur  Berichterstittuag  zu  nehmen ,   und  den  Br 
gierungen  anheim  zu  geben ,  ob  eine  solche  Uebercinkunfl  allgemein  eingegaogeo 
werden  wolle,  in  d.  Prot.  v.  1819,  §.  118,  dann  Ernennung  einer  Gommissioa  för 
diesen  Zweck,  in  d.  Prot.  ▼.  1820,  §.  36.  Vergl.  auch  d.  Anträge,  Anzeigen  u.  Abstim- 
mungen, in  d.  Prot.  r.  1819, 5.  i"8, 171, 199,  206:  v.  1820,  §.  101  u.  i39;  v.  1821,  §«5& 
/)  Verträge  defsbalb,  v.  1808    bis  in  das  J.   1819,  in  M^RtEvs   recueil,  Supplem. 
Vin.  202  et  suiv.  IX.  293  et  suiv.    Verträge  «\t.  Baiem,   ff^ttttmberf^  u.  ÄwÄr«, 
Tom  7.   März   1816;   Beil.   zu   dem  Protocoll    der    B.  V.  Tom   t4*  ^nn*  ^^^9« 
§,  118;  zw.  Baiern  u,  Reiiss  jung.  Linie,  im  J.  1821,  Frotoc.  der  B.  V.  t.  ifl«»; 
$.  208;  des  Königs  r.  Sachsen:  mit  Preussen,  21.  Jan.  1820;  mit  Baiem,  26.Jui^' 
1810,  als  Beilage  bei  d.  Protoe.  der  B.  V.  ▼.  3.  Aug.  i8«is^  i  10t;  mit  5.  f^» 
marEisemcfi^  v.  12.  Oct.  u.  i4>  Not.  1821   u.  &  GocAii   t.  17.  Dee.  1811 1  ^r^^^- 
der  B.  V.  tSn,  §.  i4  a  3&,   desgL   mit  den  beiden  LUtien   rtftk  Reutt,  Uut  k. 
Verordn.  t.  2.  Jan.  1821.    Mehr  in  Wxissk's  k.  säeh».  Staatsr. ,  Bd.  D,  §•  ^ 
Verträge  Prrussjns:  mit  Bat'ern^  v.  9.  Mai  iRf8.  Beil.  au  dem  Prot,  der  B.  V. 
▼•  1.  Sept.  1819,  if.  199;  mit  GH.  Hessen  u.  mit  übusau^  PrOloe.  der  &  V.  «oo 
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i8i9,  f.  199;  mit  dem  König  v.  Sachsen  (h.  oben);  mit  üeuss  jüngeirer  Linie,  t. 
5.  April  i8ai,  in  iler  preiiss.  Gesetzsamml.  1821,  Num.  6.  ÜebereinkuAft  fcwi" 
cbeu  Oldenburgs  und  der  freien  Stadt  Lühcch  v.  20.  Aug.  i833,'  in  der  Lübeck' 
Gesetwamml.  Bd.  VII,  S.  98.  GH.  Wrmiar/jcÄ^f  Gesetz  über  die  Heimatbverbält- 
ntsse  T.  11.  April  i833.  —  Uebcr  die  Feststellung  alfgemeiner,  fBrgänjs  Tentsch- 
lond  gültiger  Normen  in  Betreff  der  Heimath  Verhältnisse  bat  die  B;  Vi  itnter 
dem  2b.  Juni  i838  Iii^truetionsBinbölung  beschlossen. 
f)  Oben  §.  328.  —  IVirtemh,  Verfafs.  Vertrag  von  i8i9,  §.  -24  u.32— 35.  Oestreick. 
Gesetz  über  die  Auswanderungen  y.  24.  März  i832.  VergL  Lüdew's  Nemesis, 
Bd.  K,  St.  1,  Num.  1.  Gübthib's  Völkern,  H.  3o6  ff.  Vattkl,  droit  des  gens, 
lir.  I,  eh.  IQ,  5.  220—226.  Schriften  in  PiJTXBR's  Lit.,  HI.  yiS.  KtiJwiB's  Lit., 
695  f.    V.  Kabptz  neue  Lit.  de»  .Völketr«,  %.  199  f. 
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XI.    Abschnitt, 
LandesdienstRepaL 


§♦    468.  (382.) 

Staatsdienste.     VerpflicIUung  dazu. 

I)  Auch  Dienstleistung,  positive  Handlungen,  Staatsdienste  «)  (Land- 

olgen,  iunctfones  publicas,  s.  regales,  operas  territoriales,  ursprünglich  den 

^eihedienst),  ist  der  Staat  von  seinen  Ütiterthanen,  dem  Staatszweck  getnüfs, 

:n  fordern   befogt  *).     II)  Diese  Dienste,   Geldeswerth,   gehören   zu  dem 

>taatseinkommen  «?),    ffl)  Die  Terpflichtung  dazu,  findet  sich   bei  allen 

Jnterthanen,  und  bei  allen,  iti    der  Regel,  unter  gleichen  Umständen,  auf 

jleiche  Art  <')•     fV)   Sie  haftet  auf  der   Person,  auf  dem  Gruud- 

iigcnthum,  oder  auf  beiden  (personliche,  dingliche,  vermischte  Dienste). 

^  Die  nothwendigen  Staatsdienste ^  sind    rum  Theil  eingeschränkt  a|if 

sine  bestimmte  Quantität  oder  Qualität;  in  so  fern  sind  es  gemessene  Dienste. 

Dngeinessen  sind  sie,  so  weit  dringendes  StaatsbedürfViifs  solches  fordert  «). 

■)  Wcsentlicb  unterschieden    von  den,   nicht  in  der  Staatspflieht ,   sondern   in   der 

Patrimonial-      oder    Gutpflicht    gegründeten    Patrimontat-    oäev  '  f^rohntUeyksten 

{ operis  patrimonialibus  ) ,  e,  B.  Ton  Hand  -  und  Spanndiensten ,  von  Jagd  -  und 

Botendiensten,    WSscb-    und   Gesindediensten.      Desgleichen    von   Stadt-    und 

Gemeindediensten\    und    tob    Lehndiensten,    —      Von   Jn^arns    und   parangariity 

BucRKR   a.  unten  a.  O.    §.   i.     Abe.  Kastneh   pr.   de  angariis  et  parangariU. 

l'ips.  1^41. 

*iKT.t'BEB's  Lit.  §.  1374  fc.  Dawk  Handb.  des  teulscben  Privatr.,  §.  491  u.  493. 
C.  H.  deBmciB  diss.  de  Jure  ordinum  imperii  ferritoriali  circa  operas  subditorutt 
Jen.  17^4.  J.  Pbth.  BtJcHKR  pt.  de  functionum  publicarum  seu  operarum  terri- 
torialiam  indole,  finibusque  earum  recte  regundis.  Rint.  i'r85.  Klübfr's  kl. 
i»r.  Bibl.,  V,  17.  HsKTiüs  de  superioritate  territoriali,  §.  57. '  M.  D.  Gholxma»» 
•li&s,  de  operarum  dcbitarum  mutatione  (Giöss.  1707.  i7i4»  *7"5.  rec,  c.  praef. 
EsTOÄis,  ib.  1734),  f.  i.  §.  8.  LüDOLF,  T.  L  obs.  io5.  Strubkh  de  Jure  vilti- 
föram,  c.  5.  §.  2—8.  thendns.^  Th.  11 ,  ßed.  8.  Badhches  Edict  v.  1808,  die 
Grundverfasirung  der  versc  hied.  Stande  betr  ,  $.  i5  f. ,  iii  d.  Rhein,  dund, 
XXXII.83. 
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c)  Bv$cB  von  a.  Geldumlauf,  lU.  §.  78  f. 

d)  F.  A-  H.  Wbcmhxblin's  Darstell,  der  Grundsätac,  nach  welchen  Frohn^eMte, 
und  insonderh.  Landesfrohnen  «uxutheilen  und  aussugleichen  sind.  17^.  & 

«)  LonoLT  L  c.  —  Doch  sind  auch  ungeroesaene  Dienste»  von  ülermäsigen  tuu] 
unbüligen  unterschieden.  STBcRKa«  Th.  I,  Bed.  8a.  Decis.  Haiso-CaKe^ 
T.  IL  dec.  i83.  Msvius,  P.  IV.  dec.  i33.  Lvooir,  T.  L  oba*  ao5.  §.  1.  aam.  IV. 
et  not  7.    Gniiuui's  vretxU  Nebenstunden,  lUL  i3o.    Bqcsbb.  L  c  $.  4« 


§♦   469*  (383.) 

PersMiehe  Dienste. 


h 


Zu  dein  personlichen  Staatsdienst  gehören,  aafser  den  inteUeaael 
leu  Diensten:  die  Kriegs-  oder  MilitairDienste,  die  Heerfahrt,  Reitt 
oder  Heerfolge  ^')  C^equela  armata),  zu  der  wirklichen  A),  oder  vorsorg- 
lichen Landes vertheidigung  als  Wehren  oder  Wehrleute,  in  der  Ge»ult 
von  stehenden  oder  LinienTruppen,  von  Landwehrmannern  und 
von  Landsturm,  so  wie  Ton  PolizeiSoldaten  (§.  546  u.  f.);  zu  velebm 
Ende  die  Conscription  oder  RecrutenAushebung ,  die  CantonEintheiloDi, 
Landesmusterung  oder  Heerschau  veranstaltet,  Verfügung  gegen  die  Mili- 
tär- oder  Waifenscheuen  (refractaires)  und  Ausreisser  getroffen,  ein  Cordoo 
gezogen  wird,  u.  d,;  die  Nacheile  c)  oder  eilende  Folge,  zu  Yerfol^in^ 
derer,  welche  gegen  die  Öffentliche  Sicherheit  gefrevelt  haben;  die  Ge- 
richt- uf^  Centfolge,  Einziehung  und  Bewachung  der  Verbrecher. 
Centwacht  ^^  das  Streifen  «)  auf  heimath-  und  gewerbloses,  lienun- 
schweifendes  Gesindel  C§.  4673,  u.  d.;  die  JagdfoIge/3,  welche  ^ck 
wesentlich  unterscheidet  von  Jagdfrohnen  g)  Q.  l\5S)\  Fafsdienste  eder 
Boteilgehen. 

a)  Hieven  unten,  §.  547*  ^  üeber  die  persönliche  Leistung  des  'Waffendleost« 
der  iathoUsehen  GeüUiMeä^  in  d.  Archiv  für  das  hathol.  Kirchea-  u.  Scbulwe»«, 
Bd.  m,  St.  2  (Frank.  i8i5.  8.)«  S,  39—59.  Buieritch»  Verordn.  v.  1814 1  betr. 
die  Exemtion  der  Geistlichen  von  d.  persönl.  MilitärDienst  u,  von  RelaitioB 
desselben;  ebendas.  S.  iSy  ff. 

h)  In  dem  Mittelalter  die  Landschreye ,  Landhude ,  Landwere ,  cri  d'armes 
HLt'BiB^s  Anmerk.  va  Saitüe-PaUi^  von  dem  Ritterwesen,  IL  i5o  fil  Voa  deo 
heutigen  Landsturm^  unten  §.  547« 

c)  Pvttsb's  Lit.,  m.  819«  KitacB^s  Lit. ,  §.  1609.  Mtvsibgsh,  cent  s.  ohs,^ 
Ertxl  prax.  aurea ,  p.  437.  Quistorp's  peinL  Recht «  11.  §.  8a4'  ^*  ^^^^^^ 
wetsl.  Nebenst.,  L  1.    Moskaus  nachbarl.  Staatsr.,  55i. 

d)  Bisweilen  hat  ein  Gerichtherr  das  Recht  su  diesen  Diensten,  durch  besonderfl 
RechtstiteL  Strubsit  de  jure  villicor.  c  V.  §.  3.  sqq.  Oeconomia  forensis, 
T.  V.  §.  579.  Wästphal's  Privatr.,  L  338.  Estor's  büi^rl.  Bechtsgel. 
IIL  %  397.    Sklchow  elem.  juris  priv.  germ. ,  §.  349* 

e)  MosER*8  nachbarl.  Staatsr.,  897.  559. 

/)  Zu  Verfolgung  und  Ausrottung  gefahrlicher  Thiere.  J.  M.  Seufixst  pr- 
operac  venatoriae  ad  territoriales  quatenus  refercndae  sint  Wirccbji'^9<>-  ^ 
Klüber's  kl.  jur.  Bibl.,  XVIl.  4^«  Grollmass  diss.  cit.  L  c.  t.  $.  3.  Stimebs 
For»t .    und  Jagdbistorie ,   34o.     v.   Crahkb's  wctKl.   Nebenst. ,    Th«  99«  ^  ^' 
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HiLu's  rütchnpralat.  StaaUr.,  II.  686.  Ftsciua's  Karoeral»  und  Poliseirecbie, 
n.  86t.  —  Von  der  H^olfjagd^  Pät.  Mvlusb  de  pertequutione  luporum.  Jen. 
1679.  SrissBA  a.  a.  O.,  S.  37.  34o*  Oecoii.  forens.,  V.  f.  161  •  Spinxia^t 
Gesrb.  des  Füratentb.  Hannover,  11  111.  ▼.  Mof(Eii*s  Forstarchiv,  IL  34^. 
g)  Dienste  sti  landesberrlicben  Lustjagden,  sind  Jagdfrohntn^  PatrimoniaMienste. 
GBOU.MAWV  diss.  cit.  L  c.  9.  §.  3.  Fiscbbb  a.  a.  O.  n.  867.  J.  A.  Rxicbabdt 
de  operis  renaticis.  Jen.  1770.  —  Für  Staatsdienste  b81t  sie,  G.  G*  »b 
WivcBLBB  diss.  superioritas  territorialis  fons  operarum  venaticarum.  Lips. 
i'*86.  Ki.i}BXB*8  W  jur.  Bibl.,  IX.  53.  —  Sowohl  die  Jagdfolgen,  als  aucb 
die  Jagdfrobnen,  unterscheiden  sieb  ron  Wildjolgt  ^  woron  oben  (.  4SÖ«  In 
dem  GH.  Hessen  sind  die  Jagdfrobnen  abgescballt,  seit  i8a5. 


§•    470.  oa  ) 

Dingliche  und  vermischte 


Za  den  dingiicben  Diensten  gehor^i:  Spanndienste,  Yonpann,  Mi- 
litai*-  und  Urie^rfabi-en  «),  Burgfesten  ^),  za  Erbauung,  Unterbaltung  oder 
Herstellung  der  Festungen,  Burgdienste,  zu  dem  Yortheil  landesherrlicher 
Schlosser  oder  Burgen  <?),  Dienste  zu  landesherrlichen  Dicasterial-,  Canzlei- 
iind  Amtsgebäuden  <'),  Hofdienste  oder  Hoffolgen,  Hoffuhren  '),  zu  Fort- 
bringung  landesherrlicher  Effecten  und  Yictualien,  und  des  Hofstaates, 
Dienste  zu  dem  Deich-,  Damm-,  Strafsen-  und  Brückenbau,  zu  Wegrau- 
mung  des  Schuttes  und  Ausbesserung,  bei  Verheerungen  dui*ch  Feuer,  Erd- 
heben, £rd falle,  Ueberschwemmungen  u.  'd.  /).  Zu  den  rermischten 
Diensten  gehören  manche  Hand-*  und  Fufsdienste,  Schanzarbeit,  Feuerreiten  xu  a* 

0)  MosKB  von  der  Landeshob.  in  Militarsacben,   188.     Stbubxb,  Tb.  11,  Bed.  9; 

TL  m,  Bed.  143.    PunsDOBT,  T.  TSL  obs.  190. 
h)  Stbubbit  de  jure  Tillicoram ,  c.  V.  §.  6.    Eienders,  TV ,  Bed.  71.     ▼•  Cbahbb'b 

wetzl.  Nebenst.,    Th.    i44*  S.   198.   S09   f.     Pwbvdobf  animadvers.,  T.   L  ifl, 

V.  BiJLOYv^s  u.  Hagbhavb*s  pract.  Erörter.,  Bd.  I,  Num.  4o. 
c)  Stbvbxb,  Tb.  m,  Bed.  143.    Gtlhabv  sympbor.,  T.  HL  fol.  317.    J.   G.  L.  ob 

ScBZLLwiTS   pr.    de  impensis   ad  arcium  extructtonem    et  refectionem   neces- 

sariis.  Jen.  1779. 
i)  Cbaxib  ,  T.  I.  obs.  53. 
e)  Stbuben  de  jure  villicorum,  c.  V.  $.  7. 
/)  BUCBSB  1.  c  S*  4- 

§♦    471,  (385.) 

SubHitulicn.     Vergütung  der  INensie. 

l)  Sowohl  der  intellectoelle,  als  auch  der  mechanische  Staatsdienst, 
serzt  Fähigkeiten  oder  Fertigketten  voraus,  die  nicht  bei  Jedem  sich  finden. 
Dabei'  mufs  der,  welchen  die  Dienstpflicht  trifft ,  wenn  ihm  jene  fehlen, 
o^er  rechtmäsige  Hindernisse  ihn  abhalten,  und  die  Natur  des  Dienstesi, 
odei*  das  Staatsintei*e8se  einen  Stellvertreter  nicht  gestattet  «),  statt  des  Na- 
luraldienstes  Vergeltung  leisten«     11)  Aber  in  der  Regel  bann,  statt  des 
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Dienstes,  Geld  ^weder  gei'ordert  noch  aufgedrungen  werden  *) .  Ol)  Hin- 
gegen gebührt  Entschädigung  (Besoldung,  Honorar,  Lohn)  dem,  dessen 
Staatsdient  seinen  individuellen  Pflichttheii  übersteigt.  TV)  Bei  Verricbtung 
mancher  mechanischer  Staatsdienste,  wird  jedesmal  ein  bestimmtes  Quantom 
Lebensmittel  verabreicht  c)  •  doch  ist  eine  Yerpflicbtang  hiexo,  im  Zwei- 
M  nicht  zu  yermuthen  ^f). 

•)  Nicht    der    Fall,    in    der   Regel,    bei    BealDieuten.     Moskb    roa  d.  t  Üatcr* 

thanen  Rccbten  und  Pflichten,  4^4-  Buohxb  L  c.  §.  3.  6. 
h)  BccHKR  1.  c.  V  6.    Moser  von  der  Landeshoh.  in  Steuersachen ,  198. 
e)  EsTOR^s  bürgcri.  Rechtsgel.,  L  %.  J^iO,  II.  §.  4i7*    Bucbxr  1.  c  §•  4- 
d)  T.  Cramer*s  Wetzlar.  Nebenst,  XIL  i36.    Vergl.  Pvfkboobf,  T.  L  obi«  isi.  §,  lä 


§.    472.  (386.) 

hnmmniäi.    CölUsimuFalL    jAkfiegung  neuer  Diensie.    NüAigebrmuk 

Uncntgeld liehe  Befreiung  Einzelner  von  dem  Staatsdienst,  mit  Vei- 
mehruiig  der  Last  für  Andere,  wäre  widerrechtlich  «).  H)  In  CoUiv- 
sionsF allen,  gehen  die  Staatsdienste  allen  andern  Arteu  von  Diensten 
vor  i}.  Ill)  Zu  Auflegung  neuer  Staatsdienste,  kann,  den  Nothfall  aosgu- 
nommen,  die  Einwilligung  der  Landstände  nothig  sejn  c).  Vf)  Durch 
blofsen  Nichtgebrauch,  erlischt  das  Recht  zu  irgend  einer  Art  vo& 
rechtmäsigen  Staatsdiensten   nicht  <^. 

a)  Ricttüs  8|iictleg.  juris  germ,,  149.    ▼.  BSiow  tu  Haoxmabv  a.  a.  O.  L  194« 

b)  LcDOLF,  T.  I.  ob«.  io5.  §.  I. 

r)  StRtBxir  de  jure  villicor.,  c.  5.  §.  10.    Ebendess.  Obss.  jnr.  et  bist.,  obt.  t.  {.  i- 

sq,    Ebendess.  Nebcnst.,  I.  455.  II.  388. 
iO  MiYits,  T.  IV.  obs.  104.    BüRi's  Erläuter.  des  Lebnr.,  735. 
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§♦    475,  (387.) 

Fiscus.    Differenxen. 

I)  Die  FiscalGewalt<x)  oder  FiscalGerechtigkeit  des  Staates  (jai 
^},  ein  Ausflttfa  der  Staatsgewalt,  nicht  biofs  der  Josttzhoheit  ^)^  bezweckt 
niübt  nur  Wahrung  und  Yerfolgung  bestimmter  Rechte  des  Staates  gegen 
£in£«lne,  sondern  sie  verschafit  anch  knehrere,  Terschiedenartige  c)  Qoeües 
esner  besondern  Art  von  Staatseinkoinnien,  des  fiscalischen,  dieses  Inb^ 
gvtffa  fisCBÜscher  StiMtseinhünfte.  li)  Der  Inbegriff  von  Staatsbefugnisten 
solcher  Art,   wird-  Fiscas   (StaatsFiscus)   genannt     In   sub^ctirem  ^n^ 
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fuhrt  dieien  Namen  sowohl  die  für  Wahrang  fiscalischer  Gerechtsame,  als 
auch  die  für  Verwaltung  nutzbarer  fiscalischer  Rechte  angeordnete  Staats- 
behurde  (§.  478).  IIl)  Wie  weit,  oder  wie  eng  man  auch  den  Begriff  des 
Staat  sFiscus  fassen  mag  <^,  so  darf  solcher  doch  auf  andere  als  fiscal  ische 
StaatsCassen  nicht  ausgedehnt  werden 5  nicht  auf  das  Aerar  «),  weder  auf 
die  General-  oder  HauptStaatscasse,  noch  auf  eine  besondere  Aerariai Gasse, 
wie  die  Steuer-  oder  Ijandschaf^Casse  (§.  295),  die  Kriegscasse,  die  Staats- 
Postcasse,  die  StaatsLotteriecasse,  die  Staatsbank,  u»  d.,  anch  nicht  auf  die 
DomanenCasse.  Diesen  gebühren  daher  auch  nicht,  in  Ermangelung  be- 
sonderer gesetzlicher  Bestimmungen  oder  privilegienartiger  Verleihungen 
(^»  47Ö) ,  die  Vorrechte  oder  Privilegien  des  StaatsFiscus  /)  (jura  fisci) , 
welche,  yrie  jedes  Privilegium,  einschränkend  zu  erklären  sind  C$«  4Ö5). 
IV)  Noch  "weniger  gehören  das  landesherrliche  Privat-  oder  Schatull Vermö- 
gen, obgleich  in  dem  romischen  Recht  yersehen  mit  den  Von-echten  des 
Fiscos  ($•  335),  das  Gemeinde-  und  Stifbingsvermögen  oder  das  so  genannte 
mittelbare  Staatsrermtigen  (§.  334),  ^^^  ^^^  LehnFiscns  (fiscus  feudalis), 
zu  dem  Staats-  oder  TerritorialFiscus. 

•)  Schriften  in  Püttbb's  Lit^  §.  343.  Klöbeb's  Lit„  §.  mä3  ff.  tvTSXt,  Sp. 657,608 
MosBR  von  der  Landeshoh.  in  Cameralsachen,  106.  Jargow  von  Regalien,  4^6  ff* 
KiBD  quaest.  for.  T.  IV.  (edit.  2)cap.  3i.  3aop  über  das  Fiscusrecht;  in  Kromb's 
u.  Jaup's  Germanien,  Heft  II  (1808.  8.)-  J.  G.  B.  NJlblin  über  die  Bechtc  des 
Fiscus,  vorzüglich  nach  baierischen  Gesetzen.  Ulm  i^io.  8, 

B)  Gbixbker  da  juribus  regalibus,  quae  fulgo  sed  perperaui  ad  Jurisdictionen!  refe- 
runtur,  in  s.  Opusc.  juris  publ.  T.  I.  Sect.  IV.  §  19.  sq.  p.  i."^.  sqq.  G.  L. 
Mebchw  de  jure  fisci  mero  adbaerente  imperio  (Viteb.  .i735),  §.  q.  Cbamkb, 
T.  V.  obs.   1367. 

t)  Vermifst  wird  wegen  dieser  Versehiedenarliglceit,  ein  durchgreifender,  generiseher 
SacbbegriiF  des  Fiscus.  —  Die  Verwalter  der  Staatsgüter  (Domänen)  imd  des 
StaatSTermögens  (was  zu  Bedecliung  der  Staiitsbedürfnisse  bestimmt  ist),  werden 
Fisctts  definirt,  in  dem  Allgem.  bürg.  Gesetzbuch  (ür  die  deutschen  Erblande 
der  öjitreieh,  Monarchie,  §.  i47St  ^ergl.  mit  $.  287  11.  dem  Begister,  too^  Do- 
mainen. 

i)  Beispiele,  bei  Huch  in  Sibbxvbbxs  jitrisl.  Magas.,  I,  i63  ff.,  in  Gkblib's  u.  El- 
sKssbr's  gemelnnütz.  Jurist.  Beobachtungen,  V.  i45.  148-  Madxb*8  reichsriltersch. 
Magaz.,  Vm.  i83.  iB5»  t.  KBBiTJsAtxB's  allgem.  u.  baier,  St.  B„  37*  H-  G, 
Fba^vobe  notitia  domaniorvm,  roavime  litteraria  (hinter  LxtsxA  de  assentat.  ICtor.) 
%»  3,  p.  i63.  sqq,  Hofachbb  prinrip,  juris  cir.,  §.  461^,  F.  W.  Gaiiui,  in  den 
Anmerk.  zu  des  Gr.  v.  HoHxarTB4i.'6  Uebersetz.  von  Füttkb^s  instit.  juris  germ. 
§.  ^6.  Prtttss.  allgem.  Landr.,  Tb.  H,  Tit.  14.  —  Die  sachsen-weimar-eisenach. 
ObcrAppell.Ger.Ordn.  f.  1816,  §.  17,  begreift  unter  dem  Fiscus  alle  und  jede 
8tAats<'afisen«  in  ihren  Privatverhaltnissen.    Schwsitsbb's  öffentL  Becbt  des  GH. 

S.  WeimarEiseoach,  I.  §.  4^ 
0  Unterschied,  bei  den  Römern,  zwischen  Aerarium  und  Fiscus,  nach  rerschiedenen 

Perioden.     liKivBCCn  cojnment.   ad  L.  Jul.  et  Pap,  Fopp.  lib.   3.  c.    i.  §•  1. 

p.  5*73.  Cedit.  Lips,  1778.  4.)    EbemUsj,  elem.   jur.  civ.   sec.  ord.   Fand.  F.   VDL 

V  s88.    HvBx«  disgression.  lib.  3.  c.  ai.    Ebenäess,  praelection.   juris  civ.  p.  84. 

68  et  15-75.     OmLiB  u.  Ei^siüsKB  a.  a.  O.  S.  144  f-  LsTSiBSpec.  677bfned.  i.sqq. 

S(»ec.  45a  med.  3-    Stbubbit  «.  unt^n  a.  O.  —  Von  demselben  Uater»<;hied,.  ins- 
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bcAondere  auch  nach  der  Natur    der  Sache ,  und  nach  letOacken  Berhteiu  i. 
Henr.  Coccaji  juris  public!  prudentia,  c.  IX.  §.  18. 
/)  Stuttbkit,  Th.  IV,  Ped.  16.    Behusb  nov.  jur.  contror.,  L  obt.   11.     G.  UWi^Ck 
LEB  diss.  de  jure  aerarii  militaris,  romani  et   hodiemi.    Lips.    1788.      Hlvmi\ 
kl.  jur.  BtbUotb.  XIV.  i58. 

§•    474.  (388.) 

Grundbestimmungen  der  FisealGewak. 

Zu  Vermeidung  des,  durch  Uebertreibung  der  FiscaiGerecfatigheit  ent- 
stehenden Unrechtes  «),  dienen  folgende  Grundsätze*  l)  Der  StaatsFiscm 
ist  nur  solche  Sachen  sich  zuzueignen  befugt,  zu  deren  Zoeignong  entwe- 
der die  Staatsgewalt  überhaupt,  oder  klare  Gesetze  oder  Herkommen  den 
Souverain  yerpflichten  und  berechtigen  ^}.  11}  Die  FiscalAngelegenhellen 
sind,  in  der  Regel,  nach  dem  gemeinen  PriTatrecht  des  Staates  zu  benr- 
theilen  c)  ({.  3 1 6,  356  u.  f.).  DI)  Der  Fiscus  kann,  in  eigener  Sache,  nickt 
Richter  sejn.  Er  mufs,  als  ein  Subject  Ton  Priratreehten  und  Yerinnd- 
lichkeiten,  mit  und  neben  andern  Unterthanen,  in  allen  PrivatRechtstreitig- 
keiten,  vor  den  ordentlichen  Gerichten  Recht  geben  und  nehmen  «O»  ^^ 
es  finden  in  Confiscations-  und  andern  fiscalischen  Sachen,  die  gewohnlichen 
Rechtsmittel  Statt  «). 

a)  FiscalUnfug:  1)  bei  den  Römern.  Ivu  Gasah.  Jutknalis  Sat  IV.  Buuvcci  de 
tributis  ac  vectigalibus  pop.  rom.^  c.  43*  49«  ^'^  74*  T9>  —  2)  in  der  fjombardd 
K.  Friedr.  L  Regalien  Verordnung  oder  (nach  Cujas)  constitutio  de  junbiu  6s(i, 
V.  11 58,  n.  F.  66.  P.  E.  Bkrtham  in  Zbpsbricm's  Samrnl.  zu  d.  Lehnr.,  L  139. 
Scip.  Gkbtilis  opera.  Neap.  1768.  Histoire  des  rcpubliques  italiennes  du  inorcfl 
üge,  par  J.  C.  L.  Simobdx  Sismobdi,  T.  II  (Zuric.  1807.  8  ),  p.  70  ff.  —  3)  io 
Teutschland  u.  andern  europ.  Hctchen,  Lbtsxb  de  assentationib.  JClorum,  c.  31 
^.  b4*  p«  100  »qq,  HoBB  jurispr.  feud.,  c.  8.  §.  53.  Jaboow  a.  a.  O.  4^  ** 
J.  F.  ScKABFP  diss.  de  bis  quae  jurib.  ac  privilegiis  fisci  perperam  accensentnr. 
Giess.  1711.  4*    Von  Königsfischen,  s.  db  Stbcb  esaais  (1790.  8.),  Nunu  8. 

^)  M08XB  a.  a.  O.  111  f.  —  Nicht  blofs  noth wendige,  auch  manche  xm/oZ/i^  Reebte 
werden  dem  Fisrus  beigelegt.  Nach  der  Landesverfassung,  kann  hiebei  eis 
Einwilligungurecht  der  Lundständt  Statt  finden.    Stbubbv,  Th.  II,  Bed.  79* 

c)  Jo.  Mich.  Dahm  diss.  de  vero  sensu  illius:  fiscus  in  dubio  utitur  jure  commiinl 
Mog.  1751.  Lktsbb,  Sp.  557.  m.  17.  nq.  ^3.  sq.  98.  ^q,  —  Auch  das  Possesso 
rium  summartisimum,  findet  wider  den  Fiscus  Statt.  Lbtsbb,  Sp.  557.  n.  s&  ^ 
A.  H.  GÖcbbl  diis.  possessorium  summariissimum  an  et  quatenus  adversvs  pHn* 
cipem  a  snbdiis  possit  institui?  (Erl.  1798.  4-)  S*  19*  sqq.  —  Nur  petitorisrie 
Klagen,  keine  possessorischen,  und  keinen  Arrestschlag,  gestattet  gegen  den  Fis- 
cus, eine  preus*.  Verordn.  t.  «6.  Dec.  1808,  §.  43.  —  Nassau-Msrngüche  Vw- 
ordn.  ▼.  11.  Mai  i8o5,  dafs  in  dubio  ffeg'cn  den  Fiscus  xu  sprechen  sej.  HhciB* 
Bund,  VIL  lai. 

d)  VergU  oben  %,  ai6  u.  917.  Stbubbv's  Unterricht  von  Regienings-  und  Jvät» 
Sachen,  Sect  IIL  f.  10.  Cbambb*s  weular.  Nebenst.,  LV.  66  ff.  Baier.  Verfius. 
Urk.  T.  1818.  Vm.  5.  Badiiche  y.  1818,  Tit.  a,  §.  14.  f^trtemier^'ich  v.  1819 
%.  94.  OH.  hesMiMckt  r.  i8ao,  f.  10s.  Kön.  Säehnscke  r.  i83i,  $.  So.  fi<^ 
aoiUrw^gnMringistk»  r.  i83a,  {.  67.     GH.  kessischeM  Geseta  r.  is.  Mai  M 
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Nttssauüeke  Gerichtsorfin.  v.  Nny.  1806,  in  d.  Rhein.  Bund,  IQ.  4?^*  'VewM.  all- 
gemein. Landrecht,  Th.  II,  Tir.  14,  $.  81  ff.    Preius.  allgem.  Gericbtsordn.  Th.  I, 
Til.  3 1,  |.   1 ;  Th.  in,  Tit.  6,  §.  3.  (Der  privilegirte  Gerichtstand  des  Fiscuft  ward 
aufgehoben  durch  eine  preufs.  Verordn.  v.  96.  Dec  1808,  $.  34t  in  der  Samml. 
der  preafs.  Gesetse  t.  1806  bis  27   Oct.  1810,  Berlin  189a,  4r  S.  47'>)    Allgem. 
Gesetzbuch  der  Österreich,  Monarchie,  Th.  I,  Hauptst.  1,  §.  10.    GH.  S,  ßf^etmar- 
Et'jfenach,  OberAppell.Ger.Ordn.  t.  20.  Dec.  1816,  %.  17.    GH.  tneeUeniurg-,  Ver- 
ordn.  zur  Publication  der  Ober AppelLGerichtsordn .   v.  1.  Juli  1818,  §.  1,  dafa 
in  allen  Recbtsachen  wider  den  Landeshorrn,   auch  In  seinen   PriTatrerluiltnis- 
sen,  die  Mitglieder  seines  Hauses,  seine  Regierung,  Rentlcammer  u.  a.  Behörden, 
die  Justiscanzleien  die  erste  Instanz  bilden  sollen.  —  Anders,  folgende  preussische 
Rechtsbeatimroungen :   die  angef.  Verordn.  r.  a6.  Dec.   1808,  §.  4^1  ^^^^  wider 
den  Fiscus    kein  Arrestschlag   und    kein   posscssor.  Rechtsmittel,  sondern  nur 
petitorische  Klage  Statt  findet.     GabinetOrdre  r.  97.  Oct.  1820,  dafs  für  Ent- 
scheidung  der  Streitiglieiten,  die  aus  der  Regulirung  des  Provinzial-  und  Gom- 
munal-KriegsSchuldenwesens  entspringen,  kein   förmlicher  Rechtsgang  Statt. ha- 
ben,  sondern   dieselbe  in   erster  Inslanz   von  der  Regierung   der  Provinz,  in 
zweiter  und  letzter   von  fünf  rechtskundigen  MinistcrialRälhen   erfolgen    soll; 
in  der  Gesetzsamml.  für  die  preufs.  Staaten,  1821,  S.  i53,  zu  vergleichen  jedoch 
mit  der  GabinetOrdre  t.  3.  Nov.  1823,  in  der  Gesetzsamml.  1822,  S.  229.    Gabi- 
netOrdre V.  4.  Febr.  1823,  dafs  bei  Verwaltungsansprfichen  an  den  Staat,   aus 
der  Zeit  vor  der  preussischen  Occnpation  der  neu  und  wieder  eroberten  Pro< 
vinzen,  «die  Gerichte  sich  durchaus  jeder  Einmischung  im  Weg  eines  von  den 
Interessenten  versuchten,   oder  beabsichtigten  Processes  ganzlich  zu  enthalten 
haben»;  ebendas.:  1823,  S.  21.     Das  preufs.  allgem.  I^andr.  Th.  11,  Tit.    i4t 
§.  78,  bestimmt!   «Ueber  die   Verbindlichkeit  zu  Entrichtung  allgemeiner  An- 
lagen, denen  sämmtliche  Einwohner  des  Staats,   oder  alle  Mitglieder  einer  ge- 
wissen Claase  derselben,  nach    der  bestehenden  Landesverfassung  unterworfen 
sind,    findet  kein  Procefs  Statt».    Beschränkungen  dieser  Regel,  ebendas.  §.  79  ff. 
Vergl.  ebendas.  Einleit.  §.  80.  Von   der  Theilnahme   des    öflentl.   Ministeriums, 
bei  den  preufs.  Gerichten  französischer   Verfassung,  an  den  gerichtlichen  Ver- 
handlungen der  Staatsverwaltung,  s.  m.:   Ucber  die  Form  des  gerichtl.  Verfah- 
rens   in   DoraanialSachen  und  andern  den  Staat   betreifenden   Angelegenheiten. 
Cöln  1824-  8.  —  Von  dem  so  genannten  ./#</i?u'»t>fra^VJustizweg,  oben  §.  366.  — 
Von  dem  Gerichtstande  der  SiasX&Domänenkammer  §.  482,  und  des  monarchischen 
Sfmverains  in  seinen  Frwtüsaclten  §.  239,  IV,  u.  177,  Num.  16. 
)  MosEB  a.  a.  O.  110  f. 

§.    475.  (389.) 

Fortsetzung. 

lY)  Das  r5raische  jus  fisci,  hauptsächlich  zu  dem  römischen  Staats- 
"echt  gehörend,  ein  Inbegriff  von  Vorzugrechten  und  Privilegien  des  Fis- 
i^us  a),  ist  in  teutschen  Staaten  nur  so  weit  anwendbar,  als  dessen  Annahme 
dder  rechtmäsiger  Gebrauch  keinem  gegtnindeten  Zweifel  unterworfen  ist^*). 
Nicht  selten  bestimmen  Landesgesetze,  die  Von^echte  des  Flscns  oder  der 
Verwaltung  der  nutzbaren  fiscalischen  Rechte  des  Staates  0  ($.  473)* 
V)  Unechte,  Ton  Pri?atgelehrten  ersonnene  Vorrechte  des  Fiscus  (pririlegia 
^i  spuria),  sind  verwerflich  (f  477).  VI)  Nicht  immer  sind  Unterthanen 
schuldig,  dem  Fiscus  ihren  Rechtstitel  anzuzeigen  C§-  356).  VlIJ  Fiscus- 
Sachen,  hSnnen  durch  vierzigjährige  Verjährung  erworben  werden  c). 


a)  PÜTTxa*»  lit*/  QI,  ^  1194*  M.  A.  Pebxcbivqs  de  juribus  et  priTiIegüs  Eid 
Colon.  i588.  8»  1736»  4*  *^*  ^>  Bbager  enarratio  Legis  X.  D.  de  jure  Ue^ 
quat  quo  jnre  fiscus  in  dubüs  quacstiooibus  utatur,  expenditur.  Lips  i-o5.  ^. 
HovACHBR  princ  juris  civ.,  §.  4^37*  ^qq*  Vobtius  ad  Dig.  lib.  49.  tiu  i4-  i-i.  ^ 
HvBKR  praelect.  juria  rom.,    lib.  49-  tlt.  14.  |.  a.  sq.    Lavtsabach  coUeg.  tbeor. 

pract.,  Hb*  49*  ^i^-  ^4*  ^-  ^*  ^^4* 
h)  NxTTXLiiiAOT's  Erörterungen  aua  dem  teutschen  StaaUr.,  S.  267  S» 
e)  Z.  B.  Vorrecbte  des  privilcgirtcn  Gericbtstandea  u.  der  Sportelfrelbeii, 
Begünstigung  in  der  Verjährung,  in  der  Verhandlung  gerichllicbcr  Prot»», 
ia  Concursen  seiner  Schuldner,  namentlich  der  Caution-  und  Abgabepflicbü^eD. 
der  üscalischen  Pächter  und  Bechnungsbeamten,  derer  die  mit  dem  Fi&tJi 
contrahirt  haben,  Befreivng  von  Verzugdnsen,  u.  d.  m.  Man  reri;!.  da 
preust,  allgem.  Landr.  Tb.  II,  Tit.  14«  §.  34«  76  ft  Anhang  zu  diesem  LaAd.% 
j.  a6.    Preufs.  allgem.  Gerichtordn.,  Th.  I,  Tit.  5o.   §.  356.  36o.  398.  695.  So*. 

399.  4<>o.  401« 

d)  Andr.  Ocaxi*  tr.  de  pracscriptioue  immemoriali  (Hai.  1707.  4*)«  «^^P-  3.  th.  ;^ 
Kbvss  diss,  de  natura  et  iudole  Tetustatis  s,  praescriptionis  immemoririL 
(Heimst.  1734)?  cap*  3.  §.  i3.  Letsbb,  Sp,  4^^  m.  1.  —  Inxv  de  aasentat.  JCtoi, 
p.  100.  —  Anders,  Libcbbr  Respons.  lib.  I.  n.  2.  —  VergL  §.  356>  Note  d. 


§.  476.  ^390.) 

,  Emkünfle  und  Fwreehte. 

Als  Berecbtigungea  und  Bestandlheile  des  Fiscas,  auf  jeden  Fall  m 
den  rerleibbaren  oder  niedem  Regalien  ($.  102)  oder  zu  den  nalzbaren 
Rechten  des  Staates  gehSrend,  sind  anzusehen:  die  gewöhnlichen  S\\^' 
nutzungen  «),  insonderheit  der  ConfiscationsErtrag  ^),  bei  Defraudation  der 
Staatsauflagen  oder  bei  peinlichen  Verbrechen  (verwirktes  Gut),  und  die- 
jenigen Güter,  welche  aufser  jenen,  rernioge  der  Gesetze,  dem  Fiscos  heiiu- 
fallen,  sowohl  ledige,  insbesondere  erblose  <?),  vermöge  des  fiscalischeo  Of- 
Gopation-  oder  Heimfall rechtes  (droit  dMpave),  als  auch  andere,  z,  B.  Ba- 
starderbe,  Schätze«'),  der  Ertrag  des  Heimfallrechtcs  im  engern  Sifln') 
(jus  albinagii ,  droit  d*aubaine) ,  des  Wild  fangrechtes  /),  des  Abzog-  oder 
Abschofs-  und  iVachsteu^rrechtes  ^3,  des  Hagestolzenrechtes  A),  des  Tor- 
kaufrechtes  bei  der  Ausbeute  der  Beiigwerke  (§.  449),  schiffbrüchige  Gu- 
ter (bona  naufragorum)  vermogjß  des  Strandrechtes  (§.  458),  die  Gerade  bei 
crmangelnder  GeradeErbin  O1  oder  wegen  Retorsion  ^),  u^  a.  d.,  so  fern 
dicoC  Rechte  noch  üblich  sind. 

«)  MosBB  a,  a.  O.  ii5.  lao. 

k)  Jabgow  a,  B.  O.  553.  Chr.  Schlöbbb  diss,  de  bonorum  confiscatione.  Gott  i'i^ 
Kön.  baier.  Edict  über  die  Coufiscationen ,  v.  1808,  in  d.  Regier.  Blatt  i8oä, 
St.  5j,  —  In  verschiedenen  Staaten  sind  die  Confiscationen  des  ganzen  V'enn(>- 
gcns  ah^scknffl^  z.  B.  in  den  Verfafs.  Urkunden  von  Saiern,  1818,  ^Tß.  6; 
von  ff^irtemb^rg,  1819,  $.  9;  von  dem  Hdnigreicli  Suchern,  i83l,  $.  53;  von  Kur 
htssen^  i83i,  &«  i^;  von  Hoben^^UemSigmariti^n,  i833,  %  %Ji  von  GH.  Heaai, 
18^,  Art  100;  von  Bßden,  1818,  §•  16.  und  durch  c.  Gesets  v*  5.  Oct  \^^ 
Vergl.  die  Verhandlungen  der  ersten  Stäudeversamml.  des   GH,  Baden,  Hef^^ 
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fiStoX  &  707  ffi  u.  754.  Auch  in  Bremen,  durch  e.  iUth-  und  Bürgergchlufs 
w,  i3.  Qcl.  1810;  in  d»  Samm]»  der  Yerordoungen  des  SenaU  der  fireien  Hanse* 
Stadt  Bremen  v.  1830,  S.  98. 

)  Pctteb's  Lit,  ni.  617*  Klübbr^s  Lit.  ^  1376.  Jabgow  a.  a»  O.  Sii.  —  Von 
rebus  nullius,  bonis  vacantibus  u.  Adespoten,  oben  §.  337  fT.  —  Lediges,  ver- 
lassenes und  yerwirhtes  Gut,  eignet  sich  der  Fiscus  ausschliefsend  zu.  Oben 
V  338.  Gx.üc&'s  Erlättter.  der  Pandecten,  n.  |.  169.  Dave  Handb.  des  t.  Pri- 
Tatr.f  n.  $.  18^    Es  heifst  daher  Füctuffut  in  dem  eigentlichen  Sinn. 

I  Oben  5.  337,  Note  a. 

}  So  heifst  das  Recht,  nach  Welchem  der  ganssc  inländische  Nachlafs  der  im  Lande 
Tcrstorbenen  Fremden,  dem  StaatsFiscus  heimfallt,  mit  Auschlufs  aller  TesUi- 
ment-  und  Vertragerben,  und  der  auswärtigen  (nicht  der  inländischen)  Intestat- 
Erben.  —-  SchriAen  in  Pt'TTXB^s  Lit,  HL  610.  Hl9bbb*s  Lit.,  $.  i369.  -^  Bbsmbb 
nor.  jus  controY.,  L  obs.  5a.  Sblchow  elem.  juris  germ.,  §,  m.  RtnrnB's  t. 
PriTatr.,  §.  3ao.  —  Durch  Verträge  haben  die  meisten  Staaten  dieses  Recht 
gegenseitig  aufgehoben.  Hlübbb,  droit  des  gens  moderne  de  l'Europe,  §.  82. 
Wbissx's  k.  säch».  Suatsr.,  Bd.  IL  §.  338. 

)  Pöttbe's  Lit.,  m.  617.    WxsTPHAL*s  Staatsr.  444. 

')  Püttbb's  Lit,  ni  648.  Klvber's  Lit.,  §.  1370.  *^Haubold*s  h.  sächs.  Privatr. 
S.  %i9— aiT.  Weissb  a.  a.  O.  Bd.  II,  §.  2-i3.  —  Die  verschiedenen  Meinungen 
von  dem  Rechtsgrande  der  Nachsteuer,  s.  in  L.  Himmblstoss  Entwiche!,  des 
Begriffs  der  Regalität  etc.  (Landsh.  i8o4\  S.  5i  ff.  u.  87.  —  Von  der  Frei- 
siigigkeit  unter  den  t.  Bundesstaaten,  oben  %.  229.  —  Von  Verträgen  teutscher 
Bundesstaaten  mit  hundesfreien  europäischen,  über  Preis ugigheit^  s.  KLtrBBBi 
droit  des  gens  §.  83. 

()  PcrrBB's  Lit.,  ID.  617.    Kl^bkb's  Lit,  §.  1377.  Bkrassl.  c.  Sxlchow  1,  c.  §.  410. 

')  G.  Babth*s  Bericht  Ton  der  Gerade,  S.  4o*  J<  F.  Rivnivs  diss.  de  successione 
fisci  in  Geradam.    Lips.  177^. 

0  Eisbhbabt's  Sprichwörter,  208.  C.  T.  Gbüitiiijkb  diss»  de  retorsione,  speciatim 
quoad  geradam.    Viteb.  i8o5.  4- 

§.   477.  (391.) 

Fortsetzung* 

U)  Ein  Rott-f  Nea-,  Neubrach-  oder  NovaiZehntrecht  a),  in  Be- 
nrken,  wo   der  Fiscus  nicht  UniversalZehntberechtigter  ist  9  und  ein  Suc-* 
cessio nsRiecbt,  bei  Privatlehen,  oder  bei   inländischen    Activlehen    aus- 
wärtiger Staaten,  in  das  nutzbare    Eigenthumj    namentlich  der    Erb- 
lehen, bei  dem  Mangel  lehnfahiger  SuccessionsBerecbtigten  ^),  oder  in   das 
aUodiale  Obereigentbum,    in  dem  Fall  einer  Erloschung   der  lebn- 
herrlichen  Familie  O1    gebührt    dem    StaatsFiscus,    in    der  Regel,  nicht, 
ni)  Vorrechte,  welche  der  Fiscus  anspricht,  müssen  gesetzlich  bestimmt 
^^  (§•  ^7^)'    I^)  Hat   der  StaatsFiscus   zu  E victionsLeistung   oder 
Entschädigung  allgemein  genug  sich  verpflichtet,  ode%  verpflichtet  ihn  die 
Natur  des  Rechtsgescbäftes  zur  Gewährleistung  oder  Entschädigung,  so  liegt 
ilim  solche  auch   dann   ob,   wenn   der   Gegenstand   durch   Maasnebmungen 
i^er  Verfugungen  zurückgenommen,  aufgehoben  oder  verändert  worden   ist, 
wozu  die  Staatsgewalt  durch  das  Staatsinteresse  oder  durch  die  Macht  der 
IJmstände  sich  veranlafst  gesehen  hat.     War  dieselbe  nicht  scbaldig,  bievon 

Klibn'i  ütMtl.  Recht,  4.  Aufl.  45 
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durdi  fisoaliscke  Yerpflichtangea  jener  Art  sich  abhalten  asa  latsaoi  so  konnte 
sie  dagegen,  indem  sie  dnreh  eigene  Handlangen  die  Entwahning  Terao- 
lafste,  ihren  Fiscus  von  der  Schuldigkeit  nicht  entbinden,  YerpDichtangeo 
2u  erlullcn,  die  ihm  privatrechtlich  obliegen.  Ausserdem  würde  sie  selk 
das  verderl>ende  Beispiel  eiper  Abweichung  yon  Rechtsbestimmaagen  ge* 
ben,  durch  welche  die  Privatrechte  vor  wiJlhührlichen  Eingriffen  geschert, 
Treue  und  Glaube  im  Verkehr  gehandhabc  and  gefördert  werden  ^ 

«)  PüTTia'a  Lit.,  m.  618.  Kltosb*»  IJt.,  §.  1379.  ScaifAUBKBT's  Erlaut.  des  Lebr^ 
.  S.  i65.  EsToa's  burger].  RechUgeL,  I.  ^  483.  Böskea,  L  £.  P.  lib.  3.  tit  3a 
J.  69.  sq.  J.  J.  RxivHAaD  de  jure  forestali  Gerroanor.  Sect.  IL  $.  10.  G.  M. 
WiBEE  diss«  de  decimis  novalibus.  Bamb.  1793.  —  Anders,  Perrsa  instit  juris 
publ.,  §•  375.  Hebtius  de  supariorilate  lernt.,  |.  5o.  Fischsb*s  Kameral- ood 
Poliseir.,  m.  359  ^-  Pfetfingeb  Vitriar.  illustr*.  Üb.  3«  tit.  18.  §.  75.—  lo 
dem  im  {.  ausgedrückten  Fall,  kaan  dieses  Recht  auch  Stamlesherren  und  As- 
dem  Kustehcn.  Rhein.  Bund,  X.  48.  XIL  335*  XUL  7a.  XIV.  23a 

t)  G.  F.  Deihliit  diss.  de  exclusione  fisci  a  successione  in  feuda  roere  beraditaria, 
AU.  1741*  u.  in  JEflicBEü's-thes.  juris  feud. ,  T.  IL  n.  34*  Möllbb,  usus  pnci. 
disiinct.  feud  ,  cap.  t6.  dist.  9. 

c)  FöKSTEB  von  d.  Lebnstamm,  Cap.  8,  §.  3.  Klübeb*s  kl.  jur.  BibL,  XQL  \l 
Anders,  Stbte  de  success.  ab  intest  ,  Diss.  V.  c.  3.  $•  7.  Möixeb  L  c.  cap 
16.  dist.  9.    BöraEB  princ.  juris  feud.,  §.  371. 

lO  Vergl.  das  ungedrackte  Urtheil  des  berliner  Revisions-  o»  GassationsHofs  für  die 
preussisch- rheinischen  Provinzen,  in  S.  der  Stadt  Ronsdorf  wider  dai  csto- 
werdensche  Bergamt  u.  die  Regierung  bu  Düsseldorf,  t.  .  .  iSaS. 


•§.    478.  (392.) 

Verwe%idung  der  FiscalGefalle^    FiscalBeamie.    Verfahrunßswtitt » 
fiscalisehen  Stichen.    Verleihung  der  FisealGerechiigkeä. 

I)  Die  Verwendung  der  Fiscal Geialle,  als  eines  Tbeils  des  Staits- 
einkommens,  mufs  zu  dem  Yortheil  «ler  Staatsbedürfnisse  geschehend 
11}  Zu  Wahrung  und  Verfolgung  der  FiscalRechtet  2n  Verwaltung  ia 
FiscalEinkünCYe,  werden  fi scalische  Staatsbeamte  angestellt,  Fisde, 
Staats-  oder  FiscalAnwälte,  KammcrProcuratoren,  Provisoren  oder  Beot- 
beamte  des  Fiscus  u.  d.  ^).  Alehrere  dieser  Beamten  bilden  zuweilen  aa 
Collegium,  oder  eine  Abtbeilung  eines  StaatsCoUegiums,  z.  B*  eine  Fiscil- 
Section  oder  Deputation.  111)  Den  Gerichten  ist  zuweilen  eine  eigene  ye^ 
fabrungsweise,  in  fiscalisehen  Sachen ^  gesetzlich  yorgeschrieben 4 
IV)  Mit  eigener  Gerichtbarheit  versehenen  Uuterobrigkeiten,  oaclge- 
bohrnen  paragirten  Hj^rren  ans  regierenden  Häusern,  Standesherren,  GmA- 
herren,  städtischen  Magistraten,  «•  d*,  ist  oft  eine  onyollständige  und  eiir 
geschränkte  FiscalGerechtigheit  überlassen  «Oi  deren  Umfang  in  jedem  Fall 
besonders  auszumitteln  ist«  Aehnliche  Verleihung  ist  zuweilen  ouuicbeji 
nicht-liscaliscben  Staatscatsen  ei^theilt|  z.  B.  der^Staatshank-,  der  Gea^ 
ralLotteriecasse  '),  u   d 
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)  Moam  a«  a.  O.  119. 

)  Kurse  Gescbichte  der  FUcale;  in  d»  Blieiiu-  Bund ,  LVL  «79. 

)  F.  M.  BAcn^sir  de  jit^lce  causftrum  fisin^lium.  ErC  1788.  Kl^bxh's  kl.  jur. 
Bibl.  XVIIL  146.  Preufs*  allgem.  Crerichlsördn.',  L  35.  Preufs.  Verordn.  t. 
16.  Dec.  1810,  %,  43,  in  der  preufs.  Gesetzsammlung,  t8io,  S.  984* 

)  Vcrgl.  %.  103.  Pdttxr's  Lit.,  lOL  346.  KtüBicR^s  Lit.,  §.  iiiS*  LrrsKii,  Spec.  658. 
SraYR  U.  M.  tit.  de  jure  Usci,  §.  4*  Wanvaa  obs.  praet  v.  Vogtey ;  t.  CkAxu^s 
wctsl.  Nebenst.,  CIV.  ^i9^  IUobou>*s  k.  aacfaa.  Prirair»«  (•  i64*  HsaraL  Aber 
das  standesherrlicha  Fiscusrechi)  in  dem  Arcbii^  für  die  dvilisüsche  Praxist 
Bd.  VII,  HeA  2  (Heidelb.  i8i4),  Num.  14,  S.  !i42— 265,  welcher  den  t  Standes- 
berren  im  Allgemeinen  das  Fiscusrecht  abspricht.  Dagegen  yindicirt  ihnen  das- 
selbe, durch  Interpretation  des  Art  i4  der  Bundesacte,  W.  EnaaicB,  die  An- 
Sprüche  der  teutschen  Standesherren  auf  die  Jura  ffsei  des  röm.  Becbls  (Hanau 
i834.  8.>,  8.  3  iE  u.  11.  --  Dia  blolaa  Bewidmung  mit  dem  UHiich$n  Becht,. 
schliefst  eine  solche  Verleihung  nicht  in  sich«  H.  L.  Böhxbb  elect.  juris  d?., 
T.  n.  n.  10. 

^)  Preuss.  allgem.  Gerichtsordn. ,  T.  I^  Tit.  5o,  $.  401.  Preuls.  LotterieEdict  ▼, 
10.  JunL  1794*    WiBCKLXB  diss.  cit.  c.  IV.' 
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§.   479.  (393.) 

Bestandiheik  der 


Der  Betriff  und  die  EigentbumTerbältnisse  der  Domänen 
oder  Kammergiher,  eines  BeiUndtlieils  des  StaatsyennSgens,  und  einer  wiob- 
tigen  Quelle  des  Staatseinhammens,  sind  oben  ($.  SSs  o.  f.)  angegeben  «)• 
Die  Domänen  können  bestehen  O  au<  Herrschaften,  Aemtem»  Städten, 
Flecken,  Doifern^  Weilern,  Liandgütern,  Vorwerken,  BaaerhSfen,  MAhien,. 
Gebäuden,  Fabriken,  WaMnngen  oder  Forsten,  Gärten,  Aeckern,  Wein- 
Bergen,  Wiesen,  Weiden  oder  Triften,  Quellen,  Flossen,  Bächen,  Se^n, 
Fischteichen,  Hiitten-,  Hammer-,  Berg-  und  Salzwerken,  Stein-  und  Marmpr- 
brüchen  u.  d.,  auch  ans  Grundgerechtigkeiten,  Zehnten,  Gutpachten,  Ren- 
ten, Gülten,  Grund ->  oder  Bodenzinsen,  Frohndiensten,  Jagdautzungeui 
Fischereigerechtsamen,  u»  d. 

•)  Ehemaliger  Hifsbrauch  des  altern  ft'anxösisihen ,  und  des  röiniachen  Domanial- 
Rerhtes.  Fisobbb's  Kameral*  u.  Poliseirechte ,  IL  481  ff.  J.  C  DssTogcRis 
Beurtheil.  v.  d.  Domfinenrechte  (München  1768.  8.),  S.  8.  — -  Bbb.  Choppiit 
de  domanio  Franciao,  in  C.  Frisii  {ure  domaniali,  p.  1  —  4>6>  Jbab  Baqvbt 
des  droit  du  domainc  -de  la  oovrenne  de  Franre.  Paris  1691,  u.  in  dessen 
Oeutrcs,  T.  I  et  O«  La  Fevbb  de  la  Plabchb  memoires  sur  les  matieres 
domaniaAes,  ou  traile  du  domaine.  T.  I  — III.  Paris  1767-  4*  Encyclopedie, 
par  DiDMOT  et -^PAfcKMBEBT,  T.  Domaine.  EncyclopWie  m^thodique;  Finances, 
T.  L  (Paris  1784.  4.),  p.  637—63«. 
^)  Vergl  ein  Verseichnirs  v.  MecklenhurgSchwerin ,  in  Mscnve's  Magacin,  HL  71. 
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§.   480,  (394). 

Erwerb.    Ertrag  u.  Verwendung.    Verwakung. 

1}  Der  Erwerb  der  Domänen^  ist  tbeiU  ursprünglich,  theils  denn- 
tiv,  durch  verschiedene  Rechtstitel,  auch  Heimfall  und  ConfiscatioD «). 
n)  Der  Ertrag  derselben  ist  Staatseinkommen,  und  bestimmt,  nicht  blob 
zu  dem  persönlichen  Aufwand  des  Regenten  und  zu  dem  Unterhalt  seiner 
Familie  ^),  sondern  vorzüglieh  auch  zu  dem  Staatsaufwand  ($.  33s). 
IIT)  Die  Verwaltung  der  Domänen,  und  der  Incrativen  oder  sogenann- 
ten KammerBegalien,  wenigstens  die  Aufsicht  über  diese  Yerwaltong,  ist 
eigenen  CoUegien  übertragen,  Kammern,  Rent-  oder  DomanenHammern. 

a)  Stbubsv,  Th.  II.  Bed.  i. 

b)  Beispiele  von  S.  WeimarEisenacli  und  Nassau,  oben  $.  333,  d. 

c)  Moser  t.  d.  Laindesboh  in  Criminalsachen ,  54«  Bheniers,  t.  d.  LaodeiliolL  in 
Regierungssachen,  65.  J.  L.  F.  t«  LiXBnrsTinr  ron  Kammer-  o.  JusttsCoIleiiea. 
Tüb.  1770.  4«  —  ^on  dem  Alter  der  KamroerCollegien ,  Srtmxa's  Gcschicku 
▼.  Hannover,  L  170.    Kl^bsr's  kL  jur.  Bibliothek,  L  870. 

§♦    48  !♦  (395.) 

BenuJtamgMart. 


I)  Die  Renutz ung  der  Domänen  «)  geschieht  theOs  durch  eigene 
Bewirthschaftung  oder  Selbstverwaltung  ^),  theils  durchZeitpacht  ^\ 
oft  aber  auch,  da  beides  eigenthümliche  Gebrechen  hat,  durch  Zerschlagung 
und  Yeriiurserung  zu  Erbzins  oder  Erbpacht  Die  letzte  Art  ist  M 
Landgutern  meist  rorzuztehen  ^),  mit  Ausnahme  der  Forsten  «)  bis  za  ei- 
nem gewissen  Qaantum.  II)  Nicht  in  allen  tentschen  Bundesstaaten,  aod 
die  Domänen  steuerfrei  ($.  4<>7)* 

a)  K.  D.  HÜLUiAiiif^s  Geschichte  der  DomanenBenatcung  in  Teutschland.  PKis- 
Schrift  Frankf.  a.  d.  O.  1807.  8.  G.  F.  W.  Fbbvsdorp  über  Benutnuig  a. 
Verpachtung  der  DomänenGüter.  Giessen  i8i5.  8«  Fiscsxa'a  Kameral-  b. 
Poltseir.,  IL  497«  WaaniBTS  vermischte  Abhandlungen,  Bd.  I  (BerL  1814.  8.)f 
Num.  n.  J.  M.  ▼•  LixcHTENSTEBH  Über  Domänenwesen  u.  dessen  vortheiüiaftcst> 
Benutzung  durch  eigene  Verwaltung.  Berlin  1826.  8. 

h)  FaxirsDOBP  a.  a.  O.  §.  4 '"  ^Q* 

c)  Indem  man  sie  s.  B.  in  kleinere  Güter  verwandelt.  Verwandlung  der  DomaneD 
in  Bauergüter.  Strasburg  1767.  PrapFaa's  Finanswissensch.,  Hauptst.  DI.  S.  69. 
73.  V.  Justins  Staatswirthschaft,  *TL  ii4«  FBinsDoiF  a.  a.  O^  $.  5a— 153.  Jurist 
ökon.  Grundsätae  von  der  Generalverpachtung  der  Domänen  in  d.  preufi».  Stastn. 
Berl.  1785.  —  Bei  Zehnten  ist  der  Zeitpacbt  am  gewöhnlichsten.  —  Von  der 
Halbpacht  (cbampart),  s.  Faxvsnoar  a.  a.  O.,  §.  63  ü 

d)  Tbaxb's  Grundsätae  der  rationellen  Landwirthschaft,  Bd.  L  Fasvanoar  a«  a.  0. 
§.  3o— 5i.  J.  P.  Fbaiih*s  System  der  landwirthschafU.  Poliaei,  Th.  II,  S.  fti7- 
«48—253..  Sucaow's  Kameralwissenschaft,  S*  969.  G.  SAaroaivs  Haadbucb  der 
Staatswirthschaft,   §.  toi,     Geschichte  tou   der  Terbesserten  Einrichtiuig  der 

im  Preussiscben,  S.  a6  ff.    J.  J.  Cilul  ron  Zerschlagung  der  Domioe" 
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und  Bauergflter.  Amb.  1783.  K.  G.  FVbstxvau  Zweifel  dagege%  in  d.  hesaischcn 
Bcitr.,  178dl  St.  7.  —  TerHaiüten  oder  Dritte]|^ter  in  Vorpommern.  Esosubbost, 
ob«.  17.  Greifsyvald.  Wocbenbl.  1743»  S.  999.  3o8.  3i7*  3^1.  362.  37».  377.  Gnn. 
Nie.  ScBLicBTüHcii.  diss.  de  praediis  tertialibue;  cum  progr.  de  obligatione  ter- 
tialistarum  ad  lolrendum  debita  ab  ipsis  oontracta.  Gryph.  1777. 
•)  In  Frankreich  wurden  diese  aorgfüllig  aufbewabrt,  bei  Verfioaserung  der  National- 
Domänen. 

§.    482.  (396.) 

der  DamamenFerwakung. 


I)  Die  landesherrliche  Domänenrerwaltang  wird,  in  ihren  streitigen 
Rechtsachen,  in  der  Regel,  nach  dem  gemeinen  Privati'echt  des 
Staates  beartheilt  a).  Daher  kann  U)  nicht  nur  das  Possessorium  sam- 
mariissimum,  selbst  Ton  Unterthanen,  gegen  dieselbe  mit  Erfolg  gebnmcht 
werden  ($.  35^),  sondern  es  findet  auch  III)  nach  Grundsätzen  des  gemei- 
nen Rechtes,  vierzigjährige  Yerjährung  gegen  dieselbe  Statt ,  so  fem  die 
Yei^äusserung  und  der  Erwerjb  der  Kammerguter  nicht  gesetzlich  yerboten 
ist  ^).  IV)  Auch  ist  dieselbe  nicht  befugt»  wegen  ihrer  rer jährbaren  Rechte 
und  Güter,  von  dem  Besitzer  derselben  die  Anzeige  seines  Rechts- 
titels zu  begehren  (§.  356).  Y)  Der  EyictionsLeistung,  nach  den 
Yorschriften  des  Privatrechtes ,  hann  auch  die  Domänen Yerwaltung  sich 
nicht  entziehen  (§.  477)- 
a)  Avo.  A  IdBTssni  meditationes  de  assentationibus  ICtorum  et  doctrina  de  domaBiis 

(Yiteb.  1712.  edit.  2.  Heimst.  1726.  edit.  3  cura  H.  G.  Fbavchx,  ibid.  1741*  4*)f 

cap.  3.  Sect.  2.  %.  25.  p.  107,     Frtuss,  allgem.  Landr.,  Tb.  II  ^  Tit»  14,  f.  76. 

Vcrgl.  oben  {.  474* 
h)  LxTSEn  1.  c.  c.  3.  Sect  2.  |.  23.   p.  96.  %q.  et  100.  —    ImmemorialPraeseriptioii 

fordert,  Anna.  Ochil  de  praescriptione  immemoriale,  c  3.  tb.  23.  —    Yergl. 

oben,  §.  356  u.  475* 


Xm.     G  A  P  I  T  E  L. 

PrivilegpienRegpaL 


§♦   483«  (397.) 

Begriff  und  Arten  der  Prwäegien,    Dispensationen. 

I)  Ans  dem  allgemeinen  Hoheitrecht  der  Gesetzgebung,  fliefst  dasPri« 
vilegienRegal«),  die  Befugnifs  des  Gesetzgeberst  dem  Staatszwech  ge- 
inäfs,  Ausnahmen  von  allgemeinen  Rechten  zu  verfugen,  theils  für  einzelne 
^^rsonen  (physische  oder  moralbche),  oder  Sachen,  theils  fSr  gewisse  das- 
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«en  dOTtelben  ^)*  D)  In  dem  letzten  Fall,  heifsen  sie  besondere  Rechii 
(jtira  dngalaria,  benetfcia  legis),  uiieigentltche  Pririlegien.  In  dem  erstes 
Fall,  beirsen  sie  Privilegien  in  dem  eigenttichen  Sinn,  wenn  sie  für  alle 
oder  mehrere  gleichai^tige  FäHe,  hingegen  Dispensationen  oder  Frei- 
apreckungen  ron  einem  ein^elxien  Gesetz,  wenn  sie  für  einen  einzelDCfl 
Fall  eitheilt  werden  0*  HI)  Man  unterscheidet  personliche  und  ding- 
liche, affirmative  and  negative,  auch  ausschliefsende  und  ca- 
mulative  Privilegien  d),  ly)  Nicht  selten  sind  Privilegien  und  Dispen- 
sationen, eine  Quelle  von  Staatseinkommen  «). 

a)  PiJTTiii's  Lit.,  m.  3 12.  Klübzb^s  lit,  §.  1098  ff.  Mossa  Ton  der  Landesh.  m 
Gnadensachen,  38.    Jabgow  von  den  Regalien,  i85  fL 

i)  Verg).  Hartlebeit  medit.  ad  Pandect.,  Spec.  XE.  m.  1.  Gottl.  Hemm 
praecognila  juris  Pabdeetar.  bod.  (Jen.  1795.  8.),  §.  38  et  83.  C.  D.  Euuid's 
Critik  des  allgem.  Gesetsbücbs  Itlr  die  preafs.  Staaten,  L  184.  —  Ancb  durd 
HiUschweig'ende  Verleihung  (sprecbende  Handlungen)  des  Regenten,  kann  ek 
Privilegium  erworben  werden,  z.  B.  durch  Öffentliche,  unvordenk'.irbe  Zeit 
hindurch  Statt  gehabte  Ausübung  eines  Rechtes,  das  nur  durch  PririlegiDE 
liann  erworben  werden.  LetseA  1.  c. ,  Spec.  44  >•  nied.  7.  Rzihhabti  ad 
C/tristinaet'  observ.,  IV.  do.  Anders  Sax.  Stbte  in  usu  modemo  Pandectar^ 
üb.  XUV.  tit.  3.  §.  4. 

c)  Vergl  ^  37&  Füttsb's  Lit.,  10.  3ia.  Klitekh's  Lit.,  §.  10911.  J.  H.  Bonn 
diss*  de  sublimi  principuni  evangelicorum  dispensandi  jure  in  causis  et  nc^otos 
tarn  sacris  quam  profanis.  Hai.  173a.  Jabgow  a.  a.  O.  so6.   Rössio's  PolUil^  196. 

d)  Von  der  Eintbeilung  der  Privilegien  in  converuionelle  und  ffratio*e,  in  gwutigt 
und  (!)  odiose,  Gvllius,  N.  A.  X.  20.  L.  C.  de  'WÖlcheb  de  privilegiis  odiotb. 
Alt.'  1718.  G.  B.  Beckasit  de  aequitate  privilegii  odiosi,  et  potestate  impcraAts 
circa  illud.  Goett.  1750.  —  Dauer  der  Privilegien.  Gi<jcb*8  ErlSut.  der  Pandedes, 
L  §•  100.  S.  566.  MosEB  a.  a.  O.,  ifo,  J.  G.  F.  Wasmuth  diss.  de  pri%ilegioniD 
natura  generatim,  et  in  specie  de  modis  quibus  finiuntur  vel  amittuntar  (Goett. 
1787.  4.).  §•  ^o.  sq. 

0)  Der  Ausspruch  der  trideiitini^ehen  Kirchen  Versammlung  «raro  ei  g^ratis^,  loUtt 
auch  bei  weltlichen  Dispensationen  gelten. 

§.    484.  (398.) 

Güliigktü  utid  fVirksamkeä  der  Prwäeqten. 

I)  Die  Rechtmäsigheit  eines  Privilegiams  hangt  ab,  Ton  der  Be- 
fugniss  des  Erth^ilers,  von  der  Erwcrbfahigkeit  des  Prinlegirten,  von  ge- 
fahrdeloser  Erlangung  desselben  «])•  O)  Die  heutige  Gültigheit  älterer 
Privilegien  wird  betirl heilt,  in  der  Regel,  nach  den,  der  Ertheilong  gleiclt- 
zeitigen  staatsrechtlichen  Grundsätzen  ^).  III)  Die  Wirksamkeit  der  Pnri- 
legien  schränkt  sich  ein,  auf  das  Staatsgebiet  des  Ertheilers  c),  wo  anch 
Ausländer  solche  anerkennen  inussen  d)  und  in  der  Regel  auf  die  Foige- 
zeit  (Zukunft).  lY)  Ein  Privilegiara  enthält  zugleich  eine  Hattdlongs- 
Norm  für  andere  Unterthaneil  «),  wefshalb  yerhaltnifsmäsige  Bekannt- 
machung desselben  nothig  oder  nützlich  aejn  hann.  Y)  Unwirksam  '^ 
es  gegen  das  wohlerworbene  Recht  eines  Dritten  /);   übei^hAttpl,  so  oft  « 
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ie  Staatspfticlit  der  Nichtprinlegirten  überschreiter«     Daher  kann,  ror  Er- 
beiluDg  mancher  Prinlegien,  Vernehtnang  der  Interessenten    rathsam  seyn- 

)  Von  dem  vitio  sub-  et  obreptionis.  Böbmeb  jiir.  eccics.  protestant.«  T*  I.  Üb.  i. 
.tit.  3.  §.  9.  sq.  C.  O.  Ghäbe  pr.  de  exceptionibus  sub-  et  obreptionis  earumque 
probatione.  Rint.  1788.    Klvbkr's  Itl.  jur.  Bibl.,  XIV.  249* 

)  Püttkb's  Lit.,  m.  3i5.  Klcber's  Lit.,  §.  1095  G.E.  Kobe  diss.  de  effcctu  hodierno 
pririlegiorum  ae?i  antiqiiioris.  AU.  1760.  4*  Pütteb^s  Recbtsf.,  Bd.  11^  Th.  3, 
S.  8o3,  MosEB  von  l&aiserl.  Regierungsrecliten,  5«4»  —  Von  der  Verbindlicblceit 
der  von  He^ierunffsvorfahren  ertheilten  Privilegiep ,  oben  §.  aSs*  Oyebbecb's 
Meditalionen,  Bd.  Vn.  Med.  366.  Moseb  von  d.  Reichsstände  Landen,  ii5i. 
11 58«     Washtjth  1.  c.  §.  39,  sq. 

)  Mit  fiscalisvber  Strafe  Iiann  daher  nur  nider  den  verfahren  werden,  welcher 
in  dem  Staatsbezirk  des  Ertheilers  dem  Privilegium  zuwider  handelt.  Selchow 
elem.  juris  publ.  germ.,  §.  366.  —  Wirkung  der  VoUjährigkeitErhlärung, 
ausserhalb  Landes.  Pdfeitdobf  animadversion.  juris,  T.  I.  p.  187.  sq.  — 
Wirkung  der  an  ausländer  crtheiltcii  Privilegien.  Moseb's  nachbarl.  Staatsr., 
671.     Wasmuth  1.  c.  §,  9. 

i)  Püttxb's  Beiträge,  I.  219. 

t)  L.  C.  ScHRÖDKB  elem.  juris  nat.,  soc.  et  gent.,  §.  878. 

f)  Mxvios,  P.  VI.  der.  240.  n.  a.  Wasmuth  1.  c.  §.  18.  sq.  Jaboow  a.  a.  O.  909. 
Von  Moratttrien^  %.  486.  —  Ein  Privilegium  derselben  Art  kann  nicht  blofs 
Einem,  es  kann  auch  Mehreren  verliehen  werden,  wenn  nicht  seine  Natur  oder 
die  Verleihung  demselben  die  Eigenschaft  eines  ausschlielsenden  (privil.  exclusivum) 
beilegt.  HABTLiBEsr  l.  c.  Spec.  XIL  med.  4.  Lbtsxb,  Spec.  10.  m.  4*  Wasxdts 
1.  c.  §.  10. 


^^*  (399). 

VertragEigensehaft ,  fViderrufj  Minderung^  Vermmderung^  Jlusltgung 
dtr  Privilegien^    LandstÖMaisc/ie  Cencurrenz.     PriviwgienJUeefu 

landsässiger  Obrigkeiten, 

I)  Privilegien,  in  dem  eigentlichen  Sinn,   auch  Dispensationen ,   haben 
die  Krad  eines  Vertrags  zwischen  dem  Ertheiler  und  dem  Privilegirten; 
gleichviel,  ob  sie  auf  Widerruf  (auf  Wohlgefallen,  precario,  ad  bene  pla- 
citum),  oder  für  immer,  nnentgeldlich  oder  gegen  Vergeltung  (priril.  gra- 
tuita  ?el  onerosa),  ertheilt  sind  a).    II)  Daher  darf,  in  der  Regel,  Wider- 
raf*),     Minderung  c),     Veränderung  <0»      authentische     Ausle- 
gung e')^  einseitig  nicht  geschehen.    III)  In  der  Hegel,  sind  die  Pririlegien 
einschränkend  zu  erklären,  können  nicht  rermuthet,  und  nicht  ^d  ezem- 
plnm  gezogen,  auch  kann,  in  der  Regel,  kein  Priirilegirter  zu  deren  Ausr 
ubang  genothigt  werden /)•    Land  ständische  Concurrenz,  kann  bei 
li^rtheilaag    solcher  Privilegien   nothig  seyn,  welche   in   Hoheitrechte  ein- 
schlagen, bei  deren  Ausübung  landständische  Mitwirkung  durch  die  Slaats- 
Terfassung  begründet  ist  ^r).     IV)  Bei  Standesherren,    Grundherren 
und  städtischen  Magistraten,  wird  das  Recht,  Privilegien,  a^ch  ge* 
rlogere  zu  ertheilen,  nicht  yermuthet,  sondern    es  ist,  für   jede   Art   von 
Privilegien,  zu  erweisen.    Zuweilen  ist  ihnen  ein   eingeschränktes  Verleih- 
un|STicht  (jos  privUegioriim  minm  vel  mimmum)  eingeräumt 
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a)  GusDLiB«  jas  nat.  et  gent. ,  cap.  XIL  $.  45.  —  Einige  machen  einea  Ualenclycd 
zwiscben  PrirQegüs  graUosis  et  convenUonaiibus,  J.  G.  ScH^vxBoao  diM.  de  natura 
priyilegiorum  y  tarn  gratiosorum  quam  conventionalium.  Jen.  1736.  4- 

h)  Obfts.  Halentes,  T.  lU.  oba.  15—17.  SrairBxv,  Th.  II,  Bed.  80.  Mona  tob 
der  t.  Reichsstlinde  Landen,  11 55.  Ors&BBca's  Meditationeiif  Bd.  VIL  Med.  366. 
Gbbaukr  de  pri^il.,  %,  i9.  Wasxvth  1.  c.  %,  aa.  sq.  Kuas  dies,  de  prinlegB 
conventionalis  irreyocabilitate.  Heidelb.  1760.  4«  —  Von  dem  Widermf  ex  ratio« 
salutis  publicae,  s.  Böhsxr  consult.  et  decia.,  T.  L  P.2.  reap.  12.  Eine  eigene Tlieonc 
bat  GÖHficER  in  a.  teutach.  Staatar. ,  §.  393.  —  Aufbebung  oder  Minderung,  rer- 
möge  dea  äuaaeraten  Recbtea,  Terpflichtet  an  verhaltnifamäsiger  EntacbädiguBg. 
HoMMXL,  oba.  4^9-  Habebuh^  Handb.  dea  t.  Staatar.,  Bd.  11 ,  |.  228.  Scaus 
naturl.  Staatar.^,  §.  118.  12a  DMpretuMsche  allgem.  Landrecbt,  Th.  I,  Ftnkitua|, 
j.  70  u.  71  beatimmt,  da(a  durch  einen  läatigen  Vertrag  erworbene  Prin]egiai 
«nur  aui  überwiegenden  Gründen  dea  allgemeinen  Wohla,  und  nur  gegen  Ud- 
längliche  Entachddigung  dea  Frivilegirten ,  aufgehoben  werden  dürfen;  die  Eni* 
achädigung  aelbat  aber,  könne  nicht  andera,  ala  durch  Vertrag,  oder  rechtliches 
Erkenntnila  featgeaetzt  werden».  Man  a.  auch  ebendaa.  Th.  n,  TiU  14,  I*  4'^- 
Den  Füraten  von  Löwenatein Wertheim  u.  dem  Grafen  von  Ingelheim  ward  Toa 
Baicm  Entachädigung  sugcaichett  für  die  ihnen  1818  entsogenen  MainsöUe.  - 
Von  dem  Ende  der  Privilegien  überhaupt,  a.  G&BrTHxa  princ.  juriä  rom.  prif^ 
T.  L  %,  25. 

e)  Von  der  clauaula  minuendi.  Hommrl  1.  c.  Stbvbsb,  Th.  IV,  Bed.  21.  —  £b- 
achränhung  der  PriTiIegien  durch  Geaetae.    Stbubbs,  Th.  m,  Bed.  189. 

d)  J.  GuiL.  Gadehdam  disa.  de  legibua ,  praeaertim  apecialibua ,  aeu  privil^is, 
quatenua  mutari  aut  revocari  jure  posaint.  Erl.  i743*  4* 

0  WaaTPHAL'a  Staatar.,  168.    Wabhotb  L  c.  V  i3.    VergL  oben  |.  3o4,  d. 

y )  Glvch  a.  a.  O. ,  L  %.  99 ,  S.  56o.  Authentiache  Aualegung  hat  nur  aubsidiarisch 
Statt,  und  jede  Aualegung  mufa,  wenn  gleich  atreng,  doch  ao  beachaffen  kjb, 
dafa  der  Wille  dea  Ertheilera  yollatändig  in  Erfüllung  gehe.  C  A.  Güsnn 
1.  c.  T.  L  f.  24.  Püttxb  pr.  de  jure  et  officio  judicia  circa  interpreUtioaen 
privilegiorum.  Goett  1758.  Ebendess,  Rechtafölle,  Th.  I,  Bd.  2,  Beip.  ». 
Preufa.  allgem.  Landr.,  Einleit.  §.  58  ff.  —  Von  Erlöachung  der  Prinlegien 
durch  Nichtgebrauch.    Mobbb  a.  a.  O.    WAaxvTH  1.  c.  %,  26. 

g)  Oben  §.  290.    MoacB  a.  a.  O.  4o*    HIbbrlxn  a.  a.  O.  %.  23t. 


§.    486.  (400.) 

yersehiedene  Arien  der  Priväegien. 

ItXL  den  Privilegien  geboren,  unter  andern:  Stadtrecht  a),  SchloCirecht, 
Marhtrecht,  HandelspriTilegien  (§.  41 3),  insbesondere  Monopolien  and  Bücho^ 
Pririlegien,  akademische  Privilegien,  Moratorien  h)  (doch  nur  Gnadenlndalte> 
Titel-,  Adels-  and  WappenE;rtheiIung  (§.  487,  495  fF.),  Asjlreclit  ($.  378), 
yolljährigheitErhlärung  <^)  (yenia  aetatis),  Legitimation  anehelicher  Kinder  0 
Salvegarde  «),  Bannrechte  oder  Zwanggerecbtigheiten/),  u*  a.  m.,  aach 
Vierleihang  solcher  Rechte,  deren  Aasübang  der  f^rivatwillhühr  nicht  ükr- 
lassen  zu  vrerden  pflegt  (§.  ^61  ff). 

a)  Stadtreoht  heifat  daa  Becht  auf  (meiat  sunftmaaige)  Betreibung  burgerlicber 
Nahrung,  unter  einem  mit  unterobngheittichem  Anaehen  bekleideten  Stadtratk, 
der  aua  dem  Mittel  der  Gemeinde  au  erwShlen  ist     PtfTTsa'a  Lit,  ^  ^ 
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Kb^sBB'ft  Ut.,  ^.  i3ö3.  MoAEM  von  Gnadensacheu ,  80.  PismxGnt,  HI.  146.  168. 
6qq.  390U  CoHs.  rkv  Btithsashokk  quaest.  juris  pubK  (Lugd.  1754  )<»  p.  a83. 
Stbobxb's  Nebenst. ,  IV.  50.  100.  Rüvdb's  teutscbes  PriYatr.,  |.  4^3.  Glvch's 
Erlaut,  der  Pandecten,  Th.  I,  §.  88.  Preufs.  Städteordnung  y.  19.  Not.  1808.  — 
S.  den  Artikel  «3tädiecrdnungy>  in  d.  Gonversationt-Lexion  der  neuesten  Zeit  etc., 
Bd.  IV.  S.  608  fll 

)  Pvttxb's  Liit.,  m.  §.  i36o.  Hx.i;BKB'8  Lit.,  4^*  PCrm's  Beitr.,  L  aa4-  PnmirGBB 
Vltriar.  illustr.  T.  IQ.  p.  i38.  sqq.  Moser  Ton  kais.  Regier.Recbten ,  358. 
Ehenders.  von  Gnadensacben ,  56.  Ebendess,  Recbtsmaterien ,  VIII.  814*  Jabgow 
a.  a.  O.  ai2  f.  t.  Roth's  Staatsr.  d.  R.  Lande,  II.  1 36  ff.  G.  C  Dabilow^s 
EntwickL  der  Lehre  Tom  Goncurse  der  Gläubiger  (Halle  1801.  409^5i«  173. 
5ot.  G]ucx.nr*8  u.  Els&ssbr's  gemeinnüts.  jur.  BeobachL,  Bd.  11,  Num.  12.  J.  H. 
BosHMEB  diss.  de  litteris  respiratlonis ;  in  dessen  Exerc.  ad  Pandect.  y  DL  173. 
Archiv  für  civilistische  Praxis,  Bd.  XVI,  Heft  3  (Heidelb.  i833),  Num.  16.  — 
Die  Ertheilung  von  Moratorien,  im  Gnadenwege  (moratorta  ex  .causa  graciae)i 
ist  verboten,  in  der  Königl.  säclut,  Verfafs.Urk.  v.  i83i,  $.  54.  So  auch  durch 
Ministerialbeschlurs  v.  97.  Juni  i83a,  im  badischen  Regier.Blatt  v.  20.  Aug.  i83i. 

e)  Ki.ÜBm*8  Lit  ,  ifo%,  Mosm  a.  a.  O.  3o.  Ebendess.  persönl.  Staatsr.,  I.  588.  db 
Cbamtbi  Opttsc. ,  Vol.  n.  n.  28.    PvrtimoBr  animadvers. ,  I.  187. 

d)  Mosm  von  Gnadensachen,  6  u.  ii.    Klüber's  kl.  jur.  BibL,  X.  189. 

e)  Gb  EvGiXBBECBT  de  salva  guardia.  Jen.  1743.  (Mabxb's  reichsrittersch.  Magac., 
VnL  666.)  Vattel,  droit  des  gens,  liv.  3,  eh.  9,  §.  171.  v.  Mabtbhs  Einl.  in 
d.  europ.  VÖlkerr.,  §.  287. 

f)  Sblchow  elem.  juris  germ.  priv.,  §.  567.  sq.  Rüitob's  t.  Privatr.,  %.  278  ff. 
Dahb  Handb.  des  t.  Privatr.,  11.  §.  277  ff.  Schbötbb's  verm.  AbhandL«  L 
461.  —  Diese  Bannrechte  sind  an  sich  keine  Regalien.  Auch  nicht  Servitutes 
in  faciendo  consistentes ,  wie  Selchow  a.  a.  O.  mit  Andern  behauptet.  Man 
s.  B.  W.  Pfsiffer's  verm.  Aufsätze,  S.  223  ff.  Auch  nicht  negative  Servituten, 
wie  pFZirTER  a.  a.  O.  annimmt.  Sondern  durch  Vertrag  oder  Privilegium, 
oft  durch  unvordenkliche  Verjährung,  nach  Art  eines  Monopols,  erworbene 
IndnstrieConcessionen ,  mitbin  blofse  Privatrechte.  VergL  §•  377  n«  Gabl 
Gebhabdt  über  den  Unterschied  »wischen  Servituten  und  Zwang-  oder  Bann- 
gerechtigkeiten. Leipz.  1807.  8. 


XIV.    C  A  P  I  T  E  L.   . 

Aemter-9   Titel-,  Ehrenzeichen-^   Rang^-  und        % 

StandeserhöhnngpsRecht. 


§.  487.  (401.) 

StaaUmUer*     Verschiedenheü  des  Siaatsdiensies  und  der  StaaUdiener* 

Diensierirag^    Dienstehre,     Amicharakier» 

Ueberhaapt, 

I)  Staatsämter  <i),  fortwahrende  Aufträge   za  bestimmten   Staatsge- 
scliäften,  statt  eines  ReihedieDStes  aller  Staatsbürger,  sind,  in  noth wendiger 
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Anzahl,  Bedfirfnifs   eines  Staates,  für  Erretchnng  seiner   Zwecke    Daher 
das  Hoheitrecht  der  Staatsämter  (jus  muneinim  publicomm).     Ber 
Regent  steht  an  der  Spitze  der  Staatsbeamten  ^)*     Alle  sind  ihm,  als  dem 
obersten  Organ  des  Staates,  untergeordnet,     U)  Der  Staatsdienst,  we- 
sentlich unterschieden  yon  dem  landesfürstlichenHor-  und  GarderobeDienst  c)i 
theilt  sich  in  Civil-  und  Militär-   oder  Kriegsdienst«       A)  Die  Civil- 
Staatsdiener  (functionaires  pnblics)  sind   i)  theils  Staatsbeamte,  för 
intelluctuelle  Dienstleistung,  wozu  gebildeter  Verstand  und    ein   bestimmta 
Maas  von  Kenntnissen  und  Fertigkeilen  gehören;  s)  theils  Staatsdieiier 
im  engern  Sinn,  zu  deren  Verrichtungen  (operae  illiberales)  nnr  gonei- 
ner  Verstand,  Dienstrertigkeit  und  Körperkraft  gefordert  werden.     Die  er- 
sten sind  a}  entweder  Staatsbeamte  im   engern  Sinn,    die   mit  einem 
gewissen  Grad  von  Selbstständigkeit  und  Freiheit   des  Drtheils  zu  arbatea 
haben,  oder  b)  Subalterne,  die  in  ihren  Verrichtungen  einen  oder  meh- 
reren Vorgesetzten,  zur  Unterstützung    ftlr  amtliche  Zwecke,  fortwären^ 
untergeordnet  sind.     Unbestimmt,  ohne  feste  Abgrenzung,  ist,  in  Ermange- 
lung einer  positiven  Grundlage,  die  Abtheilung  des  Staatsdienstes  in  hohera 
und   niedern,    und   der    Staatsdiener    in   höhere   und    niedere,    der  ersten 
und  zweiten  Classe.    Eben  so  wenig  erschöpfend  ist  die  neuere  Abthdlong 
in  Justiz-  und  Verwaltungsbeamte.     Die  Staatsbeamten  im  engern  Sinn  sind 
weit  zum  gr(>rsten   Theil   Geschaftmänner    oder   Practiker,    bestimmt 
für  Anwendung  und  xVusfiihrung  der  naturlichen  und  positiven  Justiz-  oder 
Verwaltungsvorschriften.      Ein  minderer  Theil    sind   blofs  Theoretiker, 
für  öffentliche  Lehrzwecke,    in  Abjiicht    auf    Verbreitung,  Entwickelang, 
Auffindung   yon   Wahrheiten,  Kenntnissen    und  Fertigkeiten,    die  wichtig 
sind  für  Staatszweche.     Sie  sind  in    der   Regel  angestellt    bei   ofTaitlichen 
Lehranstalten,    in  welcher  Hinsicht    jetzt  meist  auch  die  Geistlichen  oder 
Kirchenbeamten  zugleich  als  Staatsbeamte  berufen  und  verpflichtet  iverden. 
—  Nach  der  Natur  ihrer  amtlichen  Zwecke,   unterscheiden   sich   die  prac- 
tischen   Staatsbeamten    in  Justizbeamte,    für   richterliche    Zwecke i  und 
Regierungs-,    Verwaltungs-    oder    AdministrativBeamtCf  ßr 
Zwecke  der  Staatsverwaltung  im  engern  Sinn,  wohin  auch  die  Verwaltung 
des  Staats  Vermögens  und  die  Geschäfte  mit  auswärtigen  Staaten,  die  so  gf- 
nannten  diplomatischen,  gehören.     BloGien  Regiemogsbeamten   ist  zuweilen 
die  Verwaltung  der  so  genannten  AdministrativJqstiz  übex*tragen  Cf366).  - 
So  fern  Communal-,  Municipal-,  standesherrliche    (§•  3o6)  und 
grundherrliche    Beamte,  auch     manche    CorporationsBeamte 
(z.  B.  der  Kirchengesellschaften,  Vorsteher  octroyrter  Handels-  und  Bank- 
gesellschaften)  für  ofFentliche  Zwecke,  entweder  unmittelbar  von  der  Staats- 
regierung, oder  nur  unter  ihrer  Bestätigung  bestellt  werden,  gehören  aucli 
sie^  ganz  oder  zum  Theil,  in   die    Classe  der  Staatsdiener,   dann  zuweilen 
mittelbare  benannt     Selbst  die  gerichtlichen  Anwälte   (Advocaten 
und  Procuratoren)  und  die  Notarien,  jetzt  überall   von  Staatswegen  b^ 
stellt  und  vei'pfUchtet,  werden  in  manchen   Ländern  zu  den  Staatsdiea^* 
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erechnet.  B)  Die  MilitärDiener  sind  bestimmt  iur  den  Dienst  der  be- 
waffneten Macht.  ($•  545).  Aus  der  Natur  ibrer  Bestimmung  ergeben  sich 
igenthumliche  Dienst-  und  YerbaltungsNormen  d^.  Hl)  Mehrere  Staats- 
eamte,  für  Staatsgeschäfte  bleibend  rereinigt,  bilden  ein  Landes*  oder 
taatsCoIlegium,  eine  Staatsbehörde  oder  Landesstelle  (§.  343  u.  ff.). 
V)  Mit  einem  Staatsamt  sind  verbunden :  1)  eine  bestimmte,  anständige 
nd  verhältnirsmäsige  Entschädigung  für  Leistung  dei  Staatsdienste  «) 
initeinnahme  oder  Dienstertrag  ($•  471)9  insonderheit  Besoldung,  Salarium, 
ml  Accidentien,  £mo]umente);  2)  eine  Amt-  oder  Dienstehre  (Dig- 
ität.  Würde,  bonos  cum  vi);  3)  ein  AmtChar akter  (Titel). 

0  Schriften  von Becmatsit,  Mti.er  u.a.,  s.in  Pcttsr's  Lit.,  HL  §.  1096  ff.  u.  Klübbb*» 
Lit.,  295.  N.  T.  GöfiraxR,  der  Staatsdienst,  aus  dem  Gcsichtpunct  des  Rechte» 
und  der  NaiionalOcconomie  betrachtet,  nebst  der  HauptlandesPragmatik  über 
die  Dienstverhältnisse  der  Staatsdiener  in  dem  Königr.  Baiern.  Landsh.  1B08.  8. 

))  Dafs  der  Souverain  der  ersie  Diener  des  Staates  sty^  erklärte  König.  Friedrich  IL, 
in  seinem  Anti-Macchiavel,  in  den  Oeuvres  de  Frederie  11,  publiees  du  Tivant 
de  Tauteur*  T.  II,  p.  2.    Desgl.  in  seinen  Oeuvres  posthumes,  T.  VI,  p^  60. 

;)  Hofdiener  sind  Diener  des  Fürsten,  nicht  des  Staates.  Von^ihnen  §.  25 1,  4^  494 
lu  495.  —  Auch  die  Staatsdiener  erklärt  blofs  fiir  Diener  des  Fürsten,  L.  v. 
Hallkb,  in  seiner  Restauration  der  .Slaatswiasenschaft ,  Th.  I,  S*  6id^  Tb.  H, 
S.  141  ff«  -^  Nicht  nur  von  Staatsdienern,  auch  von  Hofdienem,  unterscheiden 
sich  die  Privauiiener  der  Fürsten,  für  sehne  Privatgeschäfte,  s. B.  zu  Verwaltuug 
seiner  Schatullgüter.  Pofendobf  de  jure  uaturae  et  gentium,  üb.  VIL  c.  1.  §-24* 

<0  «La  force  pupliquo  est  esscntiellement  obeissante;  nul  corps  arm^  ne  peut 
dciibcrerv.  Constitution  Francaise  de  1791,  tit.  4«  art.  la;  de  1795,  tit*  11, 
art  275.  F.  Saatfeld  recueil  histörique  des  lois  conslitutionneHes,  T«  I»  p.  60 
et  148.     V.  SoDEsr,  der  baicrische  Landtag  v.  1819  (Mürnb.  1821),  S.  7. 

e)  A.  W.  Rkhbebg  über  die  Staatsverwaltung  tcutscher  Lander  ( 1807.  8.) ,  S*  6. 

§.    488.  (402). 

Gthurtstand.    ItttdarfVürden.  Hofbeamte^   Ehrenxeiehen.  Rang. 

Ueberhaapt» 

« 
Der  Regent  fuhrt  im  Staat  den  Stempel  der  Ehrenmünze,   deren 

Gepräge  verschiedene  Formen  darbietet*    I)  Geburtstand  und  Stand  es- 
erhohnng,    geben    StaiidesCIassenEhre  a""     (Castenehre).      11)    Titular- 
Würden  oder  TitularChargen,  Amttitel  ohne  Amt,    bei    welchen  die  Be- 
stimmung zu  StaatsgeschafYen  fehlt ,  geben  fingirte  oder  scheinbare  Dienst- 
^•iie  (bonos   sine  vi).     III)  Ehrenzeichen  (Decorationen,   honoiis  orna- 
menta)  sind  privilegirter  Leibesscfam^uch ,  ron  dem  EIeri*scher  verliehen  oder 
geboten  ($.496)«     IV)^Hof'beamte  und  Hofdiener    (Domestiken  oder 
Hofgesinde  des  Regenten),  allseits   Diener  des  Fürsten,  sind   unterschieden 
von  eigentlichen  Staatsbeamten  *).     V)  Rang     c)  (praecedentia),  ein  Vor- 
zug in  <ler  von  mehreren  zu  beobachtenden    Ordnung,  ist   ein   Theil,   bald 
der  Dienstehre,   bald  der  blofsen   Standes-  (Gasten-)  Tiluiar-.  oder  Decora- 
^onsEhre.    Er  wird  meist  beatiiiiiilt  durch  formlichie  Rangordnungen  d(. 
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Unter  Personen  derselben [RangClasse,  entscheidet  gewShnltch  das  Dienst- 
alter (anciennetc).  Rangstreitigkeiten  sind  nicht  immer  Jastiz- 
sachen  ^). 

m)  ik  jingeerbier  Adel  ist  ein  Rang,  der  vor  dem  Verdienst  Torhergelit,  imd  dieiei 
«auch  mit  keinem  Grund  hoffen  lalst,  ein  Gedankending,  ohne  alle  Realität. 
Kabt*s  Reclitslehre,  $.  49*  B«  S.  91.  «Enthehrliches  Trümmerwerk  ans  der 
«Vorseit».  S.  M.  E.  ▼.  SGauxmir's  Nachricht  tod  einigen  HSuseni  des  GescUefbu 
der  Ton  Schlieffen  (Cassel  1784«  4*)i  S.  s.  «AdelsDifttnctionen  setsen  da 
ererbten  Ruhm  Tor  den  erworbenen ,  und  die  Abkömmlinge  grober  Männer  rsr 
die  grofsen  Manner».  Rödxbeb,  in  dem  Corps  l^islatif,  180s.  CabiiietOrdrt 
Friedrich  fVilhelms  IIL  t.  10  März  1798.  Napoleon^  in  dem  3i.  Bulletin  de  b 
grande  arm^e,  datirt  Berlin  s.i.  Oct.  1806,  u.  in  der  Constitution  ou  Statnii 
fondamentaux  du  rojaume  de  fß^estphaUe  ^  ▼.  i5.  Not.  1807,  Art.  11.  i«.  1:. 
Abschaffung  aller  Geburttitel,  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamfrib; 
auch  in  dem  Ffirstenthnm  Lueea  1807,  und  in  Toseana,  Apr.  1808.  —  Ih'ettätkn 
sollte,  wie  schon  lang  in  Dänemark,  und  seit  Peter  dem  Grolaen  in  Bnisbiid, 
lederaeit  Qber  Outenehre  erheben,  schon  um  defswillcn,  damit  die  Verlkgr 
rung  einer  Spalte  s wischen  Staatsbürgern  rerhfitet  werde,  an  deren  Verrl- 
nigung  der  Zettgeist  so  eifrig  arbeitet,  dafs  sie  endlich  doch  wird  geim§ea 
müssen,  wie  sehr  auch  Castengeist,  Eitelkeit,  Nepotismus,  Protectioi  ud 
FaToritismus  sich  entgegenStämmen  mögen.  Was  in  der  Natur  liegt,  wird 
seine  bessere  Zeit  allemal  finden.  Aus  der  Gährung  entwickeln  sich  KeuDc  u. 
Kräfte.  VergL  (Scnarnxii^s)  Gedanken  und  Meinungen  über  Manclitt  k 
Dienst.  Zweite  Aufl.  1804.  11.  Bd.  Rönigsb.  1806.  8.  A.  W.  RmnnG  über  die 
StaatSTCrwaltung ,  und  die  Dienerschaft  der  Regenten.  Hannor.  1807.  8. 

b)  Verfassungs.Urk.  des  Königr.  Sachsen  v.  i83i ,  $.  44*  —  Der  Hof  ist  bestimnt 
den  Herrscher  mit  nütslichem  Glanz  zu  umgeben.  Zu  dem  Qofdienst  empüdili 
sich  daher  Torsflglich  die  Anstellung  reicher  Personen,  auch  ohne  so  genauBtc 
Geburt.  Arme  sollten  höchstens  ku  niedern  Hofstellen  gelangen,  won  m 
Reicher,  noch  weniger  ein  Mann  von  W^issenschaft  und  Verdienst,  ungern  sieb 
hergibt.  Hofstellen  sollten  nicht  leicht  Anspruch  geben  auf  Anstellung  in  den 
Staatsdienst.  Vergl.  |.  487  9  ^* 

e)  Schriften  von  Hoas,  Hbllbach  u.  a.,  s.  in  Pi'ma^s  lit,  UL  §.  iiio.  u.  Kims 
Lit.  3o2.    Ca.  Hsllba.cb's  Handb.  des  Rangrechtes.  Ansb.  1804.  8. 

d)  ScBLÖsxa's  Brie^echsel,  Heft  4^,  S.  4^4^  w<>  die  hessencasselische  Bangordouiii 
r.  176s.    Markgräfl.  badische  Rangordnung  y.  3o.  Jan.  1800,  in  HiBiBLnr's  Suiu- 
archiv,  Heft  XVI,  S.  5ii.     GH.  badische  Rangordn.   t.  5.  JuL  1808,  St.  io. 
Röm'gL   mrtemb,  RangReglements    t<  4-  Apr.    1806,  u.  r.   1.  Aug.  1811 ,  io  i 
Allg.  Zeit  1811.  Num.a96  f.  ff^irtew^.  Rangordn.  ▼.  18.  Oct.  18a  1,  ind.  wirtesk 
Regier.  Rlatt  t.  si.  Oct.  i8ai.  Saier.  Rangordn.  der  hohem  Givfl-  und  .Milftlr- 
Stellen  (der  6  obersten  Claasen)  von  1808,   in  d.  Reg.  Blatt.  1808.    Prewilttk 
T.  7.  Febr.  1817,  in  der  preuss.  Gesetssamml.  ▼.  1817,  S.  61.  Knrhessisch  M- 
Rangordn.  ▼.  i5.  Mai  1814,  in  Ha.8Ssl*s  Staats-  u.  AdrefsHandb.  fflr  1816,  Bd.  l 
Tb.   I,  S.  193  ff.     Kurhessisehe  fttr  die  Dienerschaft  vom  Ci?il-  u.  Walßj^t^ 
y,  10.  Aug  .i8ii.  Nachtrag  daau,  ▼.  3o.  Apr.  1827.  Neue  kurhessisehe  rom  t6.  Ko^ 
1834.  GB.  hessische  r,  i83o.  GH.  hessische  verbesserte  HofRangordnung  v.  7.  f^- 
i83t ;  in  dem  Hesperus  t.  26.  Mai  i83i,  vergl.  mit  der  früheren,  ebendas.  i83o, 
Num.    i63.    Königl.   sächsische   HofRangordnung  (nach  6   Classen)  t.  19.  I>^' 
1818,   in  der  GesetasammL  f.  d.  R.  Sachsen,    1819,  St  1,   u.  in  Polits  Begi^ 
rung  Friedrichs  Augusts,  K.  ▼.  Sachsen,  Th.  II,  S.  887.    Gemeiner  Bacheid 
über  den  künftigen  Gebrauch  der  den  Staatsbüigem  der  Freien  Stsdt  Brcn^B 
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beisulegenden  Fradicale  und  Titulaturen,  ▼.  «5.  Sept.  1896,  in  der  Brem.  Ver- 
ordnungasammL,  Num.  18. 
Sravan,  Tb.  HI.  Bed.  199. 

§.  489.  (403.) 

%$teUung  der  Civü-  und  MäitärSiaaisdiener.    Sehranken.     Indigenai 
und  Religion.    Adeliehe  Chargen.  Smeeuren.    DiensihandeL 

I)  Die  Anstellung;  der  StaatsCiyil-  und  Militärdiener,  ist^eine 
srechtigung  des  Staatsoberhauptes  ^)^  hie  und  da  etwa  mit  Aus- 
hme  landstandischer,  dann  gewisser  Hof-  und  Landgericht-,  auch  Muni- 
palBeamten,  Schul-  und  Kirchenlehrer,  u*  d«  IT)  Indefs  können,  in  man- 
lea,  wenn  gleich  souTcrainen  Staaten,  Gebrauch,  Politik  und  politische 
achtrerhaltnisse  gewisse  Schranken*  setzen,  bei  Errichtung  und  Erthei- 
ing  wirklicher  Aemter  und  TitularChargen;  zumal  wenn  man  auf  Ach- 
mg  und  HofEtiquette,  auch  Rangverhaltnisse  mit  Bundes-  und  answärti- 
en  Staaten,  Rücksicht  nimmt  ^).  DI)  Auch  Indigenat  ($.  467)  und 
^eligion  kommen  bisweilen  in  Betrachtung  c).  lY)  So  genannte  ade  liehe 
Jürgen  sind,  bei  Staatsamtem,  wider  die  Regel,  und,  gleich  den  Sine- 
nren  (Aemtem  mit  Dienstgehalt,  ohne  AmtTerrichtnng)  und  dem  Dienst- 
landel  ^,  ausser  dem  Staatszweck  «),  also  gegen  die  Natur  des  Staats- 
ienstes.  Die  Staatsweisheit  und  das  allgemeine  Recht  gebieten,  dafs  für 
len  Staatsdienst  alle  moralischen  und  intellectuellen  Kräfte  der  Nation  her- 
beigezogen werden« 

0  Scbriften   in  Perm's  Lit.,  ID.  3ao  f.  336.  u.  Kl^bsb's  Lit.,   996.    Hosxa  t.  d. 
Landeshoh,  in  Gnadensachen,  95.  u.  in  Regierungss.,  94  ^  i47  ^    Hbvg's  Ab- 
riCi  der  Staatsökonomie  (Berl.  1808.  8.)i  f.  269  ft  —  Vom  Hofitaatj  §.  49$  u. 
95 1.  —  Von  MiUt&rChargtn^  8.  Mossa  Ton  Militärsachen,   ii4«    Jo.  Gb.  EsToa 
comment.  et  opusc.  Vol.  L  Part.  3.  p.  619.  Püttxb's  Lit,  DL  336. 
()PrBPnvosa,  in.    11s.     Mossa's  auswärt.  Staaten,  47  fL     PeiTn^s  Beitr.,   L 
194  ff-  u.  Erörter.,  I.  10.     G.  F.  t.  Mossa's  patriot.  Phantasien,  IV.  985*  — 
Keine   Generalität  ohne  Armee,  keine   Offiziere   ohne  Gemeine;  kein  Landes- 
Ministerium  ohne  Minister,  zum  wenigsten  in  der  mehrem  Zahl;  keine  Hof-, 
Regie rungs-  und   Lcgationsrätbe ,  ohne  Hof,  Regierung,  und   Legation;  nicht 
twei  wirkliche,  ein  Dutzend  Titularräthe  (Rathomanie);  keine  blofs  inländische 
Local*  oder  BedientenExcellenz,  etc. 
c)  Von  dem  Indi^enai^  oben  §.  467.    GönrXB  a.  a.  O.  §.  6i.  —    Tugend,  Einsicht, 
Kenntnisse ,  *  Geschicklichkeit ,    sollten   fiberall   wie   ein    Gemeingut    behandelt 
werden,  das  Jeden  anspricht  und  Jedem  offen  steht.    Schon  darum  sollten  ia 
keinem   teutschen   Staat,   Teutsche   engherzig    wie   Fremde   hehandelt  werden« 
Wie  viel  haben  nicht  oft  schon  die   so  genannten  Fremden  gewirkt  und  ge- 
leistet!   Vergl.  ßf^irtem6.  Verfals.  Vertr.  y.   1819,  %.  44.     Verhandlungen  der 
)>  Kammer  der  Landstände  des  GH.  Hessen,  1890,  Heft  4i  S.  74  u.   108  ff., 
Heft  5,  S.  49*  ^  Von  der  Religion^  s.  Mosn  ▼.  geistl.  Sachen,  166,  397. 
4  Schriiten   in  PüTTxa's   Lit.,  ID.   39o.     Mossa   Ton    d.  Landeshoh.  (in  Regier.- 
^hen,    Gap.  9.     G.  L.  Böhmsb's  RechUf. ,  IL  Abth.  9.  Num.  97.  —     Zwei 
^rtemh^rgisch»   Rescripte   y.    1790  u.   1791,   in  dem  Polit.  Journal  yon  1791, 
K^rz,  S.  37a  ff.    Ueber  den  Diensthandel  teutscher  Ffirsten.  (Frankf.  u.  Leips. 
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1-^9.  8.),   S.  11  fH     P.  J.  A.  Feobbbacs*s  merkw.  GrimiiialBeclitsfille,  Bd.  Q 
(Giessen  i8ii.  8.)«  Num.  3.    Oben  %.  J^tn^  f. 

•)  ScnöszR*8  Staatsanz.,  in.  114.  Rössio*»  Politik,  S.  109  f.  —  Vergl  jedort 
ehemalige  kaiserl.  Wablrap.,  XXID.  4.  Preufs.  allgem.  Landr.,  IL  9.  Ij  f 
SvLCHOw  elein.  juris  gerni.  priF.^  (,  a44-  n*  3.  et  5.  |.  261.  n.  4.  J.  G.  Cftiui 
de  nobilitate  avita,  4Ö9*  sqq*  BvD>a  in  Opusc.  2^1,  Römze*8  kursacbt.  Suabr. 
IQ.  t4fr.  —  Eine  mäeüehe  Bank,  im  GegensaU  der  gelebrirn  Bank  (Bank  itt 
Gelehrten),  in  dem  ObcrAppcUatiom^ericht  au  Celle,  ward  aocb  im  J.  1818 
durch  eine  hannoverische  V^erordnung  v.  3i.  Jul.  anerkannt,  und  besteht  Dod 
jetzt.  Ein  im  J  1828  von  dem  O.  1.  Geriebt  angebrachtes  Gesiicli ,  ob  AufHc 
bung  dieaea  Bankunterachiedes ,  ward  nbgescblagep.  Dagegen  bestimmte  in  Mi. 
i833  eine  VerordnunigY  dafs  in  ZukuoA  in  der  Forstverwaitung  kein  Unterschied 
Statt  haben  soll  zwisrheo  Adelichen  und  Kichtadelichen.  —  Ein  berfiboitfr 
Schriftsteller  fragt:  «gibt  es  denn  adelicben  Verstand,  adeliche  Keiintniite 
adeliche  Gerechtigkeit,  adelicbe  Tugend»?  Ja!  wenn  —  CbriatHs,  wenn  Pbto. 
Aristoteles,  SoUn,  Socratcs  und  Goafncius,  wenn  Coi4Mnbo,  Galilei,  Keppkr, 
Newton,  Leibnila,  Wolf  und  Kant,  wenn  Tluicydidca,  lacitua  und  Linus,  neju 
Homer  1  Virgil»  Hlopstock  und  Leasing  Eddleute  waren.  —  Von  gehokTf* 
Rätheo,  Mosia  t.  Regieriings.sachen,  90.  —  Gänzlich  aufgehoben  in  dem  Staa! 
dienst,  ist  der  Unterschied  zwischen  Adel  und  Michtadel  in  Ruisland,  in  k 
Schweiz,  durch  die  Verfassungsnrkunden  in  Frankreich,  in  dem  Königreich  Her 
Niederlande,  in  Baiem,  Hönigr.  Sackten,  Wirtemberg,  Baden,  Hurhrvten. 
GH.  Heaaen,  S.  Cobi»qg  u.  Gotha«  S.  Meiniagen,  S.  Alteaburg,  HokeazoUcrB' 
Siginaringen.  Vor  1614  wr  ^r  aufgehoben  auch  in  Italien ,. Neapel,  Spantn. 
Weatphalen,  GH.  Ber^^  etc.  Gegen  das  Staatsinterease  ist  es,  dem  Zuftll  ^^r 
wahren  oder  fingirten  Geburt,  Vorrechte  in  dem  Staatsdienst  einzuramnen  - 
Hofadel  hat  sich,  an  den  meisten  teutschen  Höfen,  noch  erhalten. 


§♦   490*  (404.) 

Besetzung  der  Siaatsämier.    Gründe,    Zwmng. 

I)  Staatsimter  a)  irerden  Ton  dem  Soa verain   verliehen,  entwfdrr 
unmittelbar,  oder   mittelbar  durch  liiezu    erinh'ehtigte   Staatsbehörden  oder 
Pririlegirte  ^);    allenfalls   auch    mittelst    Bestätigung   oder   £rnennun<^  der 
von  Aodern  Prisentirten.    Jt)  Persönliche  Fähigheit  und  Würdi;?- 
heit,  Geiste  Kenntnisse^  Geschicklichkeit,  Hera  and  Charahter,  müssen  ^i> 
Wahl,  und  die  nothwendige  stufenweise  Beförderung  der  Staatsbeamten  be- 
stimmen c).    Schon  darum  sind  ErbStaatsamter,  gebohrne  Beamte,  so 
auch  erhandelte  und  so  genannte  Schurzen-Aemter,  nicht  zaduldeo: 
eher    Erbhofä'mter.     Adjunctionen    und   Substitutionen  lonnen 
nützlich,  sogar  nothwendig   sejn  d).      Anwartschaften  (£xpectan2eo) 
auf  bestimmte  StaatsdlenerStelien  sind,  in  der  Regel,  unzulässig  ').    Nepo- 
tismus ist  Staatssünde;  so  wie  Besoldung   ohne  Arbeit.     HI}  Zwingen 
kann  der  Staat  seine  Bürger  zu  intellectaellen  Staatsämtern ,  in  der  Begfi« 
nicht  /)• 

a)  Von  dem  Begriff  der  Staatsämter.    Göweb  a.  a.  O.  $.  10  ff.    Eintbeilufl^fl  ^^ 
Staatsamter,  in  gemeine  und  leehnucke,  in  unmiUeUare    und  nuttefhart,  mjoKr 
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währende  und  vorSiUrgehenäe   (temporare) ^  in  weeentUche  w^  Mu/miitffe.    Vergl. 

0  Z.  B.  höhere  Staatsbehörden^  städtische  u.  a.  Gemeinheiten,  Standesberrschaften, 
Grundherren ,  Erbgcpchtherren.  VergL  ,Lstakb  ,  Spec.  97.  oor.  3.  Glückes  £r- 
läuter.  d.  Pandecten,  Tb.  IH,  Abscbn.  1,  $.  ao8.  Die  ImHtestische  Verfafs.  Urk 
V.  i83i  Terordnet  §.  5i:  «Der  Landesherr  ernennt  oder  bestätigt  alle  Staats- 
diener, des  geistlichen  und  vvcitlichen,  sowohl  des  Militär-  als  CivilStandes,  in 
so  fem  den  Behörden  nicht  die  Bestellung  überlassen  ist^>.  Und  §.  53:  «Der 
Ernennung  oder  Beförderung  zu  einem  Staatsamte  mufs  der  Vorschlag  der  ror- 
gesetzten  Behörde,  wenn  eine  solche  vorhanden  ist,  vorausgehen v.  Vergl.  un- 
ten §.  49^- 

e)  Kurheseueke  Verfafs.  Urk.  t.  i83i,  §.  5):  «Ein  Staatsamt  kann  nur  demjenigen 
übertragen  werden,  welcher  vorher  gesctzmäsig  geprüft  und  Hir  tüchtig  und 
würdig  zu  demselben  erkannt  worden  ist*. 

i)  GöBTBXH  a«  a.  O.  §.  61  ff.    Kurhessische  Verfafs.  Urk.  t.  i83i  ,  %.  64* 

«)  Kurhessische  Verfafs   Urk.  v.  i83i ,  §•  54- 

/)  £.  F.  Ma.9Z£l  diss.  de  coactione  ad  munera  et  officia  publicia.  Rost.  175Ö. 
Badisches  Edict,  die  Grundverfafk.  der  verschied.  Stände  betr.,  v.  1808,  |.  i5, 
in  d.  Rhein.  Bund,  XXDL  83.  Für  das  Gegentheil  streiten,  SxemaT  (angeß 
unten  %,  49^«  ^ote  a)  u.  GönorER.  Von  Gründen  und  Gegengründen,  s.  Göhhib 
^.  i(^  (F.  Wider  ihn,  s.  von  der  Bbcre  a.  unten  §.  492  angef.  O.  und  Habtlbbeb's 
Justiz-  u«  Polizeifama  181 5,  Num.  34  ff. 


§.    491.  (405.) 

Comäiv.    NüiariaU   Akademi9che 


1}  Die  ehemaligen  Ober-  and  Unter-Comiti ve  C^alatinate),  die 
Aemter,  Würden  und  Befugnisse  der  kaiserlichen  Ober-  und  Unter- 
Hofpfalzgrafen  (comitum  patatinoram^  majorum  et  minorum,  comitum 
sacri  palatii  Lateranensis},  sind  mit  der  teutscben  Reicbsverfassung  erloschen  a). 
n)  Eben  so  das  Amt  der  kaiserlichen  Notarien  ^)«  Doch  sind  Hand- 
lungen, welche  diese  wahrend  der  Reichs  Verfassung  gultigerweise  unter- 
nommen hatten,  fortwährend  gültig.  Jeder  Bundesstaat  ist  jetzt  befugt, 
^gene  Staats-  oder  TerritorialNotari^n  za  creiren,  d.  h.  Männer, 
die  zu  öffentlicher  Beglaubigung  der  yon  ihnen,  meist  in  Gegenwart  einer 
bestimmten  Anzahl  requirirter  Zeugen,  bemerkten  £rfahrungsGegenstände> 
onter  laadesheirlidier  Aoctorität  bestellt,  «nd  obrigkeitlich  verpflichtet 
sind  c),  m)  Auch  die  akademischen  Würdevi,  kSnonen  jetzt  nur  allein 
Qiiter  landesherrlicher  Anctorität  ertbeiit  werden  (§.  Soü). 

•)  Hosta  Ton  iuiserlicben  Regieruj^rechten,  468*     TeotKhe  Encydopädie,  IV. 

604»  VB.  417.    V.  Röuh's  Slantsr.  ^es  Churiuratenlb.  Saclisen,  L  436.  —    In 

dem  Köftigreicb  Sadheen   ward  jedoch  den  JuristenFacultäten   und  dem   Rath 

stt  Leipzig  die  Ausübung  der  C^m\l\w  auch  fernerhin  gelassen,  durch  Verordn. 

▼.  6.  Jan.  1807.    Cod.  August.,  Conlin.  HL  T»  L  p.  asi. 
^)K*Max.  L  IVotariatordn.  v.  j5is,  in  GnsixA€siE*s  Handb.  der  Reichsgesetse, 

^  i<)t«,  auch  in  der  N.  S.  der  R.  A.  II.  i5i,  und  besonders  edirt  von  J.  M. 

SriüH.  Ffvinkf.  1799.  8.  —    Pürrxa's  Lit.,  RL  3a4.    IUvbze's  Lit.«  IL  |.  1104. 

GtsftfJLAcmui's  Uandb. ,  X.  1949.    Ehendese.  corp.  juris  pubL,  L  c  6.    Mosrn's 
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SfaaUr.,  V.  411  ^  Ebenders,  von  lukiserl.  Regierungtrecbteii ,  S.  4?^.  So.- 
cBow'g  R.  H.  B.  Procefs,  I.  i34  ff-  Sixbeb's  gerichtl.  Procefs,  %.  11S.  —  Vob 
dem  ehemaligen  Ansehen  der  hu'serbehen  und  p^fstUektn  Notarien ,  in  fast  gaoi 
Europa,  8.  ▼.  MARTKifs  Völkerr.,  |.  86,  Note  e. 

e)  J.  G.  A.  GniBssE  diss.  de  mutationibus  circa  notarios,  sublata  Lnperii  ger- 
manici  forma.  Landsh.  1807.  8.  EjustL  dias.  de  notis  characterl&dcts  Kou- 
riorum  tum  imperial! um  tum  noviorum  ,  et  inprimis  de  illoruro  qnalitat«, 
tublato  Germanorum  imperio.  ibid.  1807.  Badiseke  Notariatordnung,  i8oi 
H^rtembergrische  Verordn.  y.  21.  Mai  1806/  wider  ausländische  Hof-  und  PMt 
grafen  und  Notarien.  Hessendamutädtische  Notariatordn.  yom  30.  Sept.  t^. 
u.  Verordn.  ▼•  10.  Mai  1801  wider  die  kaiserl.  Hofpfalegrafen.  Prtuuuckt 
Notariatordn.  v.  1771.  Pretus.  allgem.  Gerichtsordn.,  Th.  HL  Tlt  7.  Vob 
Oestreich^  H£BXRi.nr's  Handb.  des  t.  Staatsr.,  f.  463.  Mosn  von  GnadeiuaclteB, 
18.    Von  dem  KR.  Sachsen,  Weissk's  k.  sachs.  SUaUr.,  Bd.  H,  ^  118. 


§•     492-  (406-) 

zwischen  dem  Siaat  und  dem  Skaaisbeamien*  AufldknlifK^. 

Entlassung^ 

Die  wechselseitigen  Rechte  zwischen  dem  Staat  und  den  Staats- 
beamten a),  sind  zuvörderst  zu  beurtheilen  ans  den  Stipulationen  des  Dienst- 
yertrags  ^);  dann,  aus  den^  die  Stelle  einer  Uebereinhunft  vertretendoi 
Staatsgesetzen  c);  zuletzt  aus  der  Natur  des  gegenseitigen  Yerhllt* 
nisses.  In  dem  letzten  Fall  findet,  so  wie,  in  der  Regel ,  kein  Zwang  za 
Annehmung  intellectueller  Staatsämter  <0)  ^^^  auch,  auf  beiden  Seiten,  heb 
Zwang  zu  Fortsetzung  des  Dienstverhältnisses  Statt  «).  Daher  ist  I)  eine, 
nioht  zur  Unzeit  und  ohne  Gefährde  erfolgende  Aufkündigung,  Nieder- 
legung  des  Amtes  oder  Resignation  des  Dieners/),  eben  so  erlaubt,  als ü) 
eine  Entlassung  oder  Verabschiedung  (einfache  Dimission,  dimissio  bo* 
nesta)  desselben,  die  in  Gnaden  und.  ohne  Anführung  einer  for  seine  Ebre 
nachtheiligen  Ursache  geschieht  g). 

a)  Von  dieser  sehr  bestrittenen  Frage,  s.  die  altem  Schriften  in  Potter^s  Ui, 
m.   §.  1098.  u.  bei  J.  H.  BosHMEB  in  der   unten  Note  g    angef.  DisserUbon. 
De  Nkümabh  medit.  juris  privati  princip.  T.  Lp.  16.  sqq.    Seb.  Malacokd  äi&s. 
de  publicis  ofHciis  absque  justa  causa  ejusque  legal!  cognitione  non  auferes^». 
Gott.   1788.     Klubxb*8   jur.  Bibl.,   XXO.   i52.      (Bebmasv's)  Versuch:  ob  eis 
Herr    seinen   yerpflichteten   Beamten,    ohne  Ursache  seiner  Dienste  eottetzcJ 
oder  entlassen  könne?    Regensb.    1791*       S.  J.  M.  Seutixet   von  dem  Ver- 
hältnisse des  Staats   und   der   Diener    des   Staats  gegen  einander^  im  recl)^ 
liehen  und  politischen  Verhältnisse.     Wünsb.    1793.   8.     Faisn.  Gvil.  £5«^ 
di»s.  de  muneribus  publicis ,  justitia  sacerdotibus  absque  justa  causa  non  aufe- 
rendis.  Lips.   1794.    4*      ^*  N.  Biscnorr  über  die  Endigung  der  Staats^iemtc- 
Heimst,   u.  Leips.    1797.  8.     (Steht  auch  in*  dessen  Handb.  der  CandeiPi'*^'^ 
Th.  II  (1798)^  \.  96-^104,  und   in  H&beblih*s  Suatsarchiv,  Heft  VID).    C.  F. 
HliBBBX.111  über  die  Rechtssache  des  Herrn  HoArichters,  auch  Land-  und  Scl»tt* 
raths  von  Berlepsch.  Berlin    1797.   8.     Fbavs  Abv.  von  der  Bbcbb  von  St»^^ 
Smtern  und  Staatsdienem.    Heilbronn  1797.  8«     J.  F.  RönraxBO  über  Dien<it 
entlassung   und  Dienstaufkündigung.  Berlin    1799.  8.    Merkwürdiges  Becbt^u^' 
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acbten  einer  JuristenFacuItSt ,"  die  willliührliche  Entlassung  eines  Staatsdieners 
betreffend.  (Weimar)  April  1801.  DienstEntlassungs -  u.  Procersgcschicb^e  dea 
berzogl.  vvürtembcrgiscben  StaatsMinisters,  rrbrn.  v.  WöttwABTH.  Aus  kammitr- 
gcrichtlicben  und  andern  Acten  gezogen.  Franlif.  u.  Leipz.  i8o3.8.  Reicbsboft'atbs- 
Erkenntnisse,  in  HJlberuk's  Staatsarcbiv ,  Heft  ^o,  S.  319—359.  K.  A.  v.  Wabt- 
GEimEix's  Beitrag  zur  Gcscbichte  der  Organisation  der  coburg-saalfc'discbea 
Lande  durch  den  etc.  r.  RRETSCHaiAys ,  Tb.  I  (i8o5.  8.),  S.  i4i  — 183.  GöwirEB 
a.  a.  O.  A.  W.  Rehbebg  über  die  Staatsverwaltung  tcutscber  Länder,  §.  6.  C. 
A.  C  HEaTrEL*s  Worte  über  den  Staatsdienst.  Darmst.  189,7.  Ö»  J-  D.  F.  Rumpf 
Dienst-  u.  RecbtsTerhaltnisse  der  k.  prauss.  Staatsbeamten.  Berl.  1827.  8.  Von 
dem  pretusischen  Staatsdienst  bandelt  auch  A.  W.  Hkfft£:r*s  Beiträge  zum  I. 
Staats-  u.  Fürstenrecbr.  L  Lieferung  (1829),  ^*  '^'^  ^*«  di^nik  überhaupt  von 
obiger  Frage ,  S.  i25  ff. 

h)  Z.  B.  wenn  das  Amt  ausdrücklich  unter  Vorbehalt,  oder  Bedingung,  auf  be- 
stimmte Zeit,  auf  Wohlgefallen,  provisorisch,  u.  d.  übertragen  war.  Dahin  ge* 
hört  auch  der  Fall,  wenn  das  Amt  seiner  Natur  nach  Umporär  oder  vorüber- 
gehend, d.  h.  der  Natur  des  aufgetragenen  Geschäftes  zufolge,  stillschweigend 
auf  gewisse  Zeit  eingeschränkt  war,  z.  B.  eine  Commission,  Gesandtschaft,  u.  d. 
—  Dafs  Staatsämter  auf  einem  Vertrag  nicht  beruhen,  behauptet  Göitker  a.  a.  O. 
§.  29  ff.  Dawider  s.  v.  d.  Becks  a^  a.  O.  u.  Hartlebeb's  Justiz  -  u.  Polizeifama, 
1814,  Num.  40—465  i8i5,  Niim.  34—38. 

e)  fVei/M.  allgeni.  Landr.,  Th.  11.  Tit.  10.  %.  94—103.  Konigl.  preuss.  CabinetOrdre 
V.  17.  Dec.  1805.  Inslniction  für  die  Regierungen,  v.  a6.  Dcc.  i8o9,  §.  44i  ^ 
Verordnungen  v.  10.  Jul.  u.  7.  Aug.  1810,  in  der  Allg.  Lit.  Zeit.  1811.  F.  B.  N. 
104,  S.  83o.  Code  Napoleon,  §.  jo6.  107.  Kurp/alzbaierische  Verordn.  oder 
HauptLandespragmatik  v.  i.  Jänner  i8o5,  über  die  gesetzlichen  Verhältnisse  der 
Staatsdiener,  ihrer  Witwen  und  Waisen;  in  d.  baier.  Regierungsblatt,  u.  als 
Anhang  bei  Gökkrr  a.  a.  O.  Dazu  gehört  noch  die  bnierische  Verordn.  v.  28.  Nor. 
1812,  über  den  PensionsStand  der  Staatsdiener;  in  d.  baier.  Regier.  Blatt  von 
i8i3,  u.  in  der  411gem.  Zeit.,  i8i3,  Num.  169.  Baier.  Edict,  die  Verhältnisse 
der  Staatsdiener  betr.,  v.  26.  Mai  1818,  als  Beil.  9  bei' der  baier.  Verfafs.  ürk. 
V.  1818.  KuTsalzburgisdie  Verordn,  v.  9.  Jan.  i8o5,  über  denselben  Gegenstand. 
(Von  beiden  Verordnungen,  s.  Justiz-  u.  PolizeiFama,  ]8o5).  Badische  Ver- 
ordn., den  staatsdienerschaftl.  Stand  betr.,  v.  25*  Apr.  1809,  in  d.  Regier.  Blatt, 
1809,  Num.  17,  aufgehoben  durch  eine  Verordn.  v.  14.  Nov.  1809,  in  d.  Be^ 
gier.  Bl.  N.  47»  durch  welche  §.  107  der  markgräfl.  bad.  Hofrnthslnstruction  r. 
1794  wieder  für  gültig  erklärt  wird.  Neue  badische  Verordn.  über  die  Rechts- 
verhältnisse der  weltlichen  CivilStaatsdiencr  v.  3o.  Jan.  1819;  sodann  über  die 
Rechtsverhältnisse  der  MilitärDiener ,  v.  3i,  Dec.  i83i.  Nassaitische  Verord.  v. 
3.  u.  6.  Dec.  1811,  über  die  Dauer  der  Dienstverhältnisse  u.  der  Pensionirung 
der  Staatsdiener-  ff^ürtetnb.  Edicte  v.  i8-  Oct.  1817,  betr.  die  Besoldung  u. 
Fensionirung  der  Staatsdiener.  H^ürumb.  Verfafs.  Ürk.  v.  1819,  §.  4^  —  öo. 
^ürtemb,  Dienstpragmatik  v.  28.  Juni  1821 ,  und  dazu  gehörige  Verordn.  in  d. 
würlemb.  Staats-  u.  Regier.  Blatt  v.  20.  Apr.  1822.  GH.  hessische  DienstPrag- 
nialik  v.  la.  April  1820:  in  d.  Hcfs.  Regier.  Bl.,  1820,  Num.  23.  DienstPrag* 
n»«itik  der  Freien  Stadt  Frankfurt  v.  6.  Oct.  1829;  in  der  frankf.  Gesetz-  «. 
SlatutenSamml.,  Bd.  IV,  S.  i65 — 172.  Kurhessischrs  StaatsdienstGelsefz  v.  8.  Mars 
i83i.  S.  Altenburg.  Grundgesetzy.  29.  Apr.  i83i  ,§.  83 ff.  HohenzollemSigmarin((e»scha 
Verf.  ürk.  v.  i833,  §.47  ff.  Hannoverisches  Grundgesetz  v.  26.  Sept.  i833, 
S*  i57ff.  K.  sächs,  Gesetz,  die  Verhältnisse  der  Staatsdiener  betr.,  vom 7.  März  i835* 

°/  Anders,  J.  H.  Boshbzr  iutrod*  in  jus  publ.  univ.  lib.  IL  c.  6.  %,  11.  Ebendsrs. 
in  Eiercit.  ad  Pandect,  T.  IIL  exerc.  LVR.  p.  768.  Ahasr.  Frjtscb,  in  s.  opusc. 
T.  L  p.  j2.    BxmvB  a.  a.  O. ,  S.  127.    Vergl.  oben  %.  490. 

KlSUt*.  «ffwü.  lU^,  4.  Anfl.  46 
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t)  «Keinem    Staatsdiener    liann    die   oaebgesachte    Entlatanag    Tenagl  wtrdci.i 

Kurhe4süche  Verfafs.  Urk,  t.  i83i,  %,  69. 

fj  Preuss.  allg.  Laudr.,  II.  10.  9^.  Die  angef.  haierisehe  HauptLandetpragmatih, 
Art.  17.  BiscBOFF  a.  a.  O.  %,  97.  Blöbeb  a.  a.  O.  S.  i56.  t.  d.  Becks  a  a.  0. 
(.  98*  Malacobd  1.  c.  §.  i5.  GÖsasB  ^.  io5  f.  k,  W.  Möcbebt  diu.  de  \m 
resignandi  ofHcialium  publicorum.  Gott.  1793»  Von  der  Parömie:  HerrendieittU 
sind  keine  Ehegelübde,  s.  J.  F.  £isbvhart*s  Grundsätze  des  leutscfaen  Rerhtsu 
Sprichwörtern  (i.  Aufl.  i'-93.  8.)«  S.  54«  Hbrtivs  de  paroemiis  juns  genn.  n 
9;  in  dessen  Opusc.  Vol.  IL  T.  3.  p.  399.  Anders,  Göbbbb  a.  a.  O.,  S.  i56fl 
u.  Hbfitbb  a.  a.  O.,  S.  189  f. 

g)  Mevios,  P.  n.  dec.  la.    J.  H.  Boehxbb  diss.  de  jure  principia  circa  dimissioan 
minislorum,  §.  16.  sq.  in  seinen  Exercit.  ad  Pandect.  T.  IIL  u.  LVIL  PninKa 
Vitriar.  illustr.  T.  m.  p.  ii57.   Myleb  ab  Ehrenbach  hyparchologia,  cap.  .«.  ^' 
n,  6.   De  Nbusahn  medit  juris  pri^ati  princ,  lib.  3.  tit.  20.  ^.  481.  4^  Ziigui 
de  jurib.  majest.,  lib    1.  c.  39.  <^.  7.    Lstser,  Sp.  870,  m.  46.     Stbubes,  TL  Dl 
Bed.  i44-  ▼•  Bieffel's  Beichshotrath  in  Justiz-  u.  Goadcnsacben,  I.  266.  IV.  ir 
Klübeh's  kl.  jur.  Biblioth.,  XXII.  i56.     Heffter,  a.  a.  O.,  S.  14 1  ff^  Gösm 
§.  107  fr.,  welcher  nur  die  Besoldung^  unter  gewissen  Umständen,  für  uowidfr 
ruflich  hält.  —     Bei  Staatsdienern,   die   nicht   definitiv  oder  bleibend,  sondm 
nur  provisorisch  oder  vorübergehend,  namentlich  für  einen  einzelnen  Auf^ 
oder  eine   Art  von  Aufträgen  angestellt  sind,   ist  die  jederseitige  Zulässigkeil 
einer   anständigen  Abrufung  oder  Entlassung  unbestritten.    Dieses  ist  derfaS 
bei  Gesandten,  als  solchen,  die  nach  der  Abrufung  in  ihr  voriges  BechtSTcriült- 
nifs  zurück  treten.     Anders  die   SchlufsActe  des   wiener  Congr.,   Art.  49  - 
Beiderseitige  vierteljährige   DienstaufkündigungsFreiheit ,    war  verordnet  in  der 
badischen  Hofrathslnstruction  v.  1794 «   %*  i57;   einseitig  steht  sie  in  Baden  dea 
CivilDiener  zu  nach  %,  a.  der  oben  angef.  Verordn.  v.  3o.  Jan.  1819;  o.  eba 
so  dem  MilitärDiener  nach  §.  6.  des  gleichf.  angef.  Ges.  v.  3i.  Dec  i83i.  Sark 
der  an^ei,  frank/.  DienstPragmatik  v.  1829,  ^.12«  sind  alle  Staatsdiener  iweitff 
Classe  als  auf  Widerruf  angestellt  zu  betrachten.  —    Ein  blofs  verabschiedeter 
Diener  behält  seinen  vorigen  Rang  und  Titei,   Westphal^s  Staatsr.,  172.  Gös^m, 
%.  93.  —  Nach  dem  hannoverischen  Grundgesetze  von  i833  kann  ein  CirilSuatt- 
diener  nur  nach    des  Geheimerat/uCoiiegii  genauer  Erwägung  des  erwiesenen  U>- 
würdigkeitsgrundes  suspendirt  oder  entlassen   werden.    Albbecht's  ProtestatioB 
n*  Entlassung  der  sieben  Göttinger  Professoren.  Leipz.    i838.   8.     Dafs  Verab^ 
schiedung  so  schimpflich  sej,  als  Cassation,  behauptet  Cbameb^  T.  IL  obs.  63^ 
u.  in  dessen  Opusc.  X.  IV^  opusc.  21.   Ehendess.  Wetzlar.  Ncbenstunden.  Bd.  3S, 
S.  8m  Bd.  67,  S.  10;  Bd.  123,  S.  445.    Dawider  s.  STiirsEN.  Th.  m.  Bei  u^. 
Moser  von  d.  Landeshoh.  in  Begierungssachen,  S  i83.    Secfferf  a.  a.  0.  V  ^ 
— -  Von  der  Praxis  der  ehemaligen  Beichsgericlite ,   s.  v.  Craxsr  u.  v.  Bttnß 
a.  a.  O.,  auch  Uäberuh's  Staatsarchiv,  Hef^  40,  S.  819.  —    Dafs  selbst  ela  tä 
der  Clausel:  ad  heneplacitum  oder  auf  Gutfinden   oder  ff^ohlge fallen ,  trthehM 
Amt ,  von  Seite   des  Staates  unwiderruflich  sey ,  behaupten  Fohtahzua  tr.  de 
pact.  nupt.  lib.  L  claus.  4*  gloss.  10.  und  Böhrbebg  a.  a.  O.  Abtb.  3^  Abscb)«  | 
Dawider  s.  Göhiter  a.  a.  O.,  S.  241  £  J*  H.  Boehmer  1.  c.  T.  UL  p.  763.  sq.- 
In  der  neuern  Zeit  ist  Inamovibilität  der  Justiibeamten  nicht  sehen  durch  Suiti- 
Grundgesetze  festgestellt.    Die  kaiserliche  Wahlcapitulation  seit  1790,  irt  M« 
^10,  machte  in  Teutschland  hierin  den  Anfang.  Für  alle  Staatsbeamte  verordnet 
die  Unabsetzbarkeit,   die  hirkessische  Verfafs.  Urk.  v.  i83i,   %,  56:  ^dhi^^^' 
theil  und  Becht  darf  kein  Staatsdiener  abgesetzt,    oder   wider  seiaeo  Wiüei 
entlassen,  noch  demselben  sein  rechtmäsiges  Diensteinkommen  veirmiadert  oder 
entzogen   werden,    vorbehaltlich    der    besondern   Bestimmungen,   welcbe  dii 
fltaatsdienstGesetz  enthält*.  Mehr  oben  ^  366,  VUL 
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Fersetzung.    Zuruhesetzung^     Pensionirung.     Entschädigung*     Pfiicht 

heider  Tneile.    Siaatsveränderung. 

in)  Dasselbe  gilt  von  einer  Versetzung  oder  Translocation  des 
Dieners,  auch  von  einer  Aenderung  in  seiner  Bestimmung  und  Dienstleistung 
mit  oder  ohne  Yortheil  auf  seiner  Seite,  und  ohne  daCs  eine  Herabsetzung 
desselben  damit  verbunden,  oder  dieselbe  ausdrücklich  oder  stillschweigend 
(ur  eine  Strafversetzung  erklärt  ist  «).  IV)  Auch  ist  nicht  widerrechtlich 
die  Zaruhesetzung  (Jubilirung,  Quiescirung,  Emeritirung,  Versetzung 
in  den  Ruhe-  oder  OuiescentenStand)  eines  Dieners,  dessen  Dienste  dem 
Staat  überflussig  geworden  sind,  oder  der  zu  Verwaltung  des  Amtes,  ganz 
oder  zum  Theil,  unfähig  geworden  ist.  V)  Ist  dieses  ohne  des  Dienen 
Yerschulden  geschehen,  so  pflegt,  mit  Beibehaltnng  des  vorigen  Ranges  und 
Titels,  eine  Terhältitifsmäsige  jährliche  Pension  (Ruhe-  oder  Versorgung»- 
gehalt,  pension  de  retraite),  als  Staatsschuld,  in  der  Regel  auf  die  Lebens- 
zeit des  Empfangers,  gegeben  zu  werden  ^J.  War  der  Staatsdienst  selbst 
die  unmittelbare  Ursache  der  UnfohigkeitJ  so  ist  volle  Entschädigung 
des  Dieners  Zwangpflicht.  VI)  In  allen  diesen  Fällen,  legt  die  Heiligkeit 
des  Staatszweckes  beiden  '!' heilen  wesentliche  Pflichten  auf  c^ :  dem 
Staat,  die  Entlassung,  Versetzung,  oder  Zuruhesetzung,  nur  nach  der  For- 
derung des  Staatszweckes,  mithin  nach  Pflicht,  zu  verfügen;  dem  Die- 
ser, bei  einer  Aufkündigung  nach  untadelhaften  Gründen  (nicht 
nach  blofser  Willkühr)  zu  verfahren,  zu  deren  Beurtheilnng  zwar  vorzüg- 
lich ihm  die  Data  gegeben  sind,  die  er  aber  dem  Staat  anzuzeigen  in  einzelnen 
Fällen  verpflichtet  seyn  kann  <').  Vll)  In  der  neuern  Zeit,  hat  man  in 
Hinsicht  auf  Entschädigung  solcher  Staats-  und  Hofdiencr,  auch  Pen» 
sionisten ,  welchen  eine  eingetretene  Staats-  oder  Organ isationsVer* 
Änderung  den  Verlust  ihrer  Stellen  und  Amtvortheile,  oder  Pensionen, 
entweder  androhte  oder  zugefügt  hatte,  die  wohlbegründete  Entschädigungs- 
pilicht  anerkannt  und  billige  Bestimmungen  eintreten  lassen  ^3. 

a)  Rhein.  Bund,  XXXVm.  ^24.  -—  «Jeder  Staatsdiener  muCi  sich  Versetsungen, 
welche  seinen  Fähigkeiten  oder  seiner  bisherigen  Dienstßihrung  entsprechen, 
atu  höheren  Rücksichten  des  Staats,  ohne  Verlust  an  Rang  und  Gehalt,  ge- 
fallen lassen».    Kurhetsisehe  Verfafs.  Urk.  v.  i83i ,  %.  67. 

')  Vergl.  oben  §.  ^33  ff.  Sx^ptebt  a.  a.  O*  §.  74*  Göv^nn  a.  a.  O.  %.  6.  v.  Mossb*s 
politische  Wahrheiten,  Bd.  ü,  S.  Sog.  Gbwd's  Abb.  über  das  Recht  der  Pen- 
sionen. (Ohne  Drurkort)  1811.  8.  Ueber  die  Rechte  der  Staatsdiener  u«  Pen> 
iioaisten  bei  Staatsveranderongen.  Frankf.  1819.  8.  Hettteb  a.  a.  O.,  S.  148  ff. 
Vergl.  die  angef.  Bäurische  HauptLandespragmatik ,  Art.  it  u.  17  ff^,  wo  defs- 
wegen  bei  der  Besoldung  des  Staatsdieners,  StandesgahaU  und  Dienst'  oder  Func- 
^msGehaU  uatersehieden  wird.  Jener  bleibt,  als  Pension  oder  Ruhegehak.  S.  die 
oben,  \,  492  Not  c,  angeführten  Gesetze  u.  Verordnungen  mehrerer  tent«chen 
Staaten.  Das  baierüche  Ediet  ▼.  17.  Apr.  1834«  vvegen  Regulirung  der  Pensionen 
n*  9^>*^'^^^balte  nach  dem  Verhältnifs  des  Standes-  u.  Dienstgehaltes,  ward 
aufgehoben  durch  e.  Verordn.  ▼.  &  Mars  1896.  -    ff^temb.  Edict  ▼.  i&  Nor. 

46* 
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1817,    Yvegcn   Pensionirung  der  Staatodiener^  ihrer  fTitmen   und  ff^auen,    V« 
den  letzten  s.  unten  ^.  494-  —    Bei  ^taatsdienem ,  denen  in  Hinsiebt  auf  ibno 
pfiichtmäsigcn  HepräsenUUiontAufwcmi  eine  höhere  Besoldung  bewilligt  su  werdco 
pflegt,  als  sonst  gewöhnlich  oder  nölhig,  s.  B.  Staatsministern  und  Gesandten. 
pflegt  hei  Bestimmung   ihrer  Pension  dieser  höhere  Theil   ihrer  Besoldung  tu- 
Törderst  abgezogen,  und  nach  dem  Verhältnifs  des  Ueberrestes  das  Quantua 
der  Pension  bestimmt  zu  werden.    Man  vergl.  ▼.  d.  Bkchs  a.  a.  O.,  $.  -4.  v 
GösfitKB  a.  a.  O.  %.  53  n.  102,  S.  i45,  248,  1S1  f. 
t)  Um  jedem  Zweifel  vorzubeugen ,  wird  in  manchen  Ländern ,  bei  Annabaie  der 
Staatsdiener,    wechselseitige,    Tierteljährige    oder   halbjährige,    Aulkfindigiuii 
b9itmf(en*     Mossa  v   d.  JLandesboh.  in  Regier.  Sachen,   i83.      Caassa,  TitUL 
obs.  8a 4.  Ebendess.  Nebenst. ,  Th.  79,  S.  94*   Für  ungültig  hält  diese  BediDguc|. 
RÖHürBERG  a.  a.  O.   Abtb.  4«   Abscbn.  a.     Dawider,   Gönber,   %,  101.  —  F&r 
ungültig  wird  die  KündigungsClauscl  erklärt,   in   d.  furstl.  lippe-detmoldbcbfs 
Bekann fmachung  t.  aij.  Mai   1807.     Rhein.  Bund,  XL  a33.  —    Durch  Gfsetn 
sollte  fest  stehen,  dafs  Richter ^  gegen  ihren  Willen,  anders  nicht  als  durch  gf 
richtlichea  Erhenntnifs  von  dem  Richteramt  entfernt  werden  dürfen, 
d)  Die  Meinung^en  sind  sehr  getheilt.     Z.  B.   1)   einige,  vorzüglich   ältere  Beclitf 
khrer ,   halten   ein  Staatsamt  nur  dann  für  widerruflich ,   auf  Seite  des  Staates 
wenn  solches  auf  Bitte  de*  Dieners  verliehen   ist.  —     2)   Andere  sprecbefi  er 
dem  Diener  die  AufkündigungsFreiheit  zu.  Crascr,  T.  II.  obs.  6^8*  m.  obs.  814. 
Ebendes4,  Nebenst.,  Th.  38,  Num.  5;  Th.  79,  Num.  7.  MA.LACORn  1.  c.  ^.  11.  i5.  sq.r  i 
Becrb  a.  a.  O.  §.  69  u.  98—104*  Röhsbxro  a.  a.  0.  Abth.  4*  Abschn.  1 ;  ifenigsto» 
dann,  wenn  der  Diener  ausserhalb  seines  Amtes  nicht  tJnterthan  des  Staats 
ist.     Db  Mt'ircHHAusnf    de  jure   ministorjim  exigendi   a   principe    dimissioDcs, 
§.  13.  —  3)  Nach  Andern  kann  ein  Diener,  der  vorhin  ünterthan  des  Dientthm 
gewesen ,  nach  Belieben  entlassen  werden ,  nicht  aber  ein  in  Dienste  gCDoniM' 
ner  jluslander.     Dx  LonEwio   consiL    Halens.    JCtor.,   T.  IL  lib.  s.  cons.  k 
num.  6.      Vergl.   auch  Göniter,  §.  33.  —    4)  Noch  Andere,  sprecheo  beideo 
Theilen  das  einseitige  Aufkündigungsrecht  ab.    Ssüffxrt  a.  a.  O.  $.  87  ff'  v. 
RoTB^s  Staatsr.  teutscher  Reichslande,  Th.  I.  §.  34.    Biscroff  a.  a.  0.  $.  99" 
104.  —    5)  Einige  schreiben   dem  Regenten  ein   wiliMUkriiches  Entlassoagsrerfat 
Bu.    Casp.  Ziegler  de  jurib.  majest.,  lib*  I.   c.  ig,  §.  7.    Dawider,  Kaet's  me- 
taphjs.  Anfangsgr.  der  Rechtslehre,  §.  49«  D.  S.  190  f.  —  6)  Nach  Andern,  könoen 
Staatsdiener,  denen  die  Ausübung  der  richieriichen  Gewalt  anvertraut  itt,iucbi 
eigenmächtig  entlassen,  sondern  nur  durch  Urtheil  und  Recht«  verübter  Ver- 
gehungen halber,  ihres  Amtes  entsetBt  werden  (Enoler,  angef.  §.  49^,  i)'-  ^^^ 
gegen  findet  willkührUche  Entlassung  Statt,    bei  allen  Dienern,  die  su  Ausübung 
der  volbsiehenden  Gewalt  angestellt  sind.     Ruen   in   ZacharzX's  Annalen  der 
Gesetsgebung  in  Rursachsen  (LeipB.  ]8o6.  8*),  S.  347  u»  369.  —  7)  Dafs  Staats- 
ämter auch  ohne   Vertrag  ein  unwidermflichea  Recht  erseugen,  so  fera  sof 
ihnen  ein  Nahrungsatand  mhet,  behauptet  Göbsbr  a.  a.  O.  §.  5a  £,  ^^^ 
überhaupt  läugnet,  dafs  Staatsämter  auf  einen  Vertrag  sich  gründen. 
#)  ReichsdepatationsHauptscblufa  von  i8o3,  §•  «4«  ^>  ^«  &6,  59,  68  fil,  89/  ^ 
oben  |.  27,  5o  nnd  58.    Teutache  BnndesActe,  Art.  i5,  und  die  in  F<^e^e^ 
aelben  Statt  gehabten  Verfügungen  der  Bundeaversammlung.  GÖbbbe's  teutscbes 
Staatsr. ,  §.  944  u*  4^*    Lxist's  Lehrb.  des  t.  Staatsr.  V  4>  "•  99  f*   Hivnu'i 
Beiträge,  1.  Liefer.,  S.  106  f.    Üeber  die  EntochädigungsberechtigiiBg  der  Staats- 
diener,  bei  Aufhebung  ihrer  Stellen;   von  den  B.  iL  6.  Aaaeaioreft  v.  Kaw* 
te.  ▼.  Smv.    Franko  180&  & 
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assaiton,    auch  Fersetzung,  Zurukeseiumg  oder  Pensianirtmg  %ur 

Strafe.    Suspension.     tVitwengehaU. 

YUt)  Cassation,  Bestrafung  eines  Staatsdieners ,  wegen  Dienstrer* 
thiang,  wegen  Verbrechen  oder  gemeiner  Vergehen,  durch  Amtsentsetzung 
*emotio),  mit  oder  ohne  Vorbehalt  der  Ehre,  desgleichen  Versetzung^ 
lurahesetzang  oder  Pensionirung  zur  Strafe,  so  wie  IX)  Sns- 
ension  öder  einstweilige  Entfernung  eines  Staatsdieners  von  seinem  Amt, 
rährend  der  Untersuchung  eines  ihm  zur  Last  gelegten  Verbrechens,  mit 
ider  ohne  Beibehaltung  aller,  oder  bestimmter  Amtsnutzuugen  <>),  kann, 
n  der  Regel,  nur  von  dem  Richter  verfügt  werden  *).  Widrigenfalls 
lat  der  Diener  von  dem  Richter  ein  Erkenntnifs  auf  Restitution  und  Ab* 
ieferung  des  ruckshindigen  Gehaltes  zu  erwarten  0*  Dagegen  steht  dem 
[)ienstherrn  nachher  frei,  ihm  eine  anstandige  Entlassung  zu  ertheilen  <0* 
Vj  Bei  blofsen  Hausdienern,  Gesinde  und  Dienstboten,  so  auch 
bei  Hofbeamten  und  Hofdienern  (§.  487  c,  und  488),  ist  die  wech- 
elseitige  Aafkündigungsfreiheit  am  wenigsten  bestritten  ^).  XI)  Ob  und 
iFie  weit  die  Witwe  eines  Staatsdieners  Witwengehalt  zu  fordern  be- 
rechtigt sey?  beruht  auf  vertragmäsiger,  oder  staatsgesetzlicher  Bestimmung  /)• 

s)  Nach    erfolgter    gänzlicher   Lossprechung,    müssen   die    innebehaltenen    Amts- 

nutzungen  dem  Diener  verabfolgt  werden.  Pvfbndohf,  T.  IV.  obs.  208. 

h)  Malacobd   1.  c.  %.  a5.    Sam.  Stbth  diss.  de  suspensione   ob  officio.   Ual.    1680. 

u.  in  Collect,  diss.  (Erf.  1743.  fol.),  Vol.  IV.  n.  4-    Bischofi  a.  a.  O.  98  Vergl. 

die  angef.   baier,  HauptLandespragmatik ,  Art.  8  ff.  u.  Beilage  VL  £u  der  baier. 

Verfafs.  Urli.  ▼.  1818.  ^  Wider  die  Suspension  s.  C.  F.  Schesh  in  Habtlxbsv's 

Justiz-  u.  PolizciFama,  181 5,  St.  5o*~52.  —  Bei  notorischer  Vernachlässigung  der 

Geschäfte,   und  bei  scandalöser  Sittenlosigkcit ,  verthcidigt  die  Entfernung  des 

Dieners   von  seinem  Amt,  ohne  förmlichen  Richterspruch,  wenn  dem  Diener 

ein  verbältniCiroäsiger  Theil  seines  Gehaltes,  so  wie  seine  bürgerliche  Existenz, 

gesichert  bleibt    A.  W-  Rxhbsbo  über  die  Staatsverwaltung  deutscher  Länder, 

tud  die  Dienerschaft  der  Regenten,  ( Hannover  1807«  8.)  %*  6«    Vergl.  auch  die 

Uönigl.  preujs.  CabinetOrdre  t.  17.  Dec.  i8o5;  dergleichen  ▼•  11.  Apr«  1831,  betr. 

das  Verfahren  bei  Amtsentsetsung  der  Geistlichen  u«  Jugendlehrer,  wie  auch 

anderer  Staatsbeamten;  dergl.  y.  21.  Febr.  1828,  bett.  das  Verfahren  bei  auf 

administrativem  Wege  erfolgenden  anfreiwilligen  Dienstentlassungen  der  Civil- 

Bcamten,  mit  Ausnahme  der  richterlichen  Beamten,  desgl.  ▼.  a4*  Sept.  i8s6, 

wodurch  die  vorige  auf  die  bei  der  Militärverwaltung  angestellten  Beamten  für 

anwendbar  erklärt  wird;  alle  in  der  preufs.  GesetsSammlung. 

c)  V.  RtBnsL's  Rcichshofrath,  L  366.    De  Cbamsb,  T.  II.  obs.  638.  EJusd.  Opusc« 

T.  IV.  p,  481.  Ehcndess,  wetd.  Nebenst.,  Th.  t33,  S.  445- 
'^  MoszB  von  der  Landeshoh.  in  Regier.  Sachen,  i83.  Mzvivs,  F.  IL  dec.  13. 
Db  Cbambb,  T.  IIL  obs.  834.  Ehendtss.  wetslar.  Nebenst.,  Th.  «-g,  S.  94«  ^ 
£hehin  begünstigten  die  teutschen  Reichsgerichte,  besonders  das  R.  Raromerge* 
rieht,  oft  auch  solche  Diener,  die  bloss  verabschiedet  waren,  durch  Mandata 
oder  Rescripte  restitutoria  S.  C  oder  C.  C,  meist  aus  Gründen  der  eviden- 
testen Billigkeit.  Dx  Cbaxbb,  T.  II.  obs.  665.  63^  m.  obs.  8o7.  Ebendess. 
Wetzlar.  Nebenst.,  Th.  38,  S.  81$  Tb«  79,  S.  94;  Tb.  ii3,  S.  445.  Mosia  a.a.O. 
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8*  199.  i83.  4>^*  ScHLÖEXH*a  Staataanseigen,  Heft  10,  S.  117;  Heft  14,  &  tC, 
Heft  39,  S.  43.    HIbkbliv's  Stüatoarchiv ,  Heft  46,  8.  189  ff. 

0J  T.  d.  Bec&b  a.  a,  O.  8.  34«  Note.  H.  vmrumb.  Verordo.  wegen  EBtUbbarl»! 
*^       der  Hofbeamtcn  u.  Hofdiener,  y.  90.  Dec.  1817. 

f)  Neuere  Verordaungen  teutsciier  Bundesfürsten  hierüber,  in  d.  Bhetn.  Rm^ 
UV,  368.  Die  angef.  baier.  HauptLandeaPragmatik,  Art.  24«  H.Hatmof.  Gesets  t.8. 
Mai  i838  über  die  Erriclitung  einer  Witwencasse  für  die  Hof-  u.  CivilDiesersrhaft- 
5.  wetmar-eisenactiisches  Staatsgesets  t.  6.  Apr.  18^1,  die  Pensionirung  der  Witwea 
u.  Kinder  verstorbener  Staatsbeamten  betr.  S.  sum  Tbeil  die  oben,  %.  491,  NoU 
c.  u.  49^  Note  b,  angef.  Gesetse  u.  Verordnungen.    HsirrsB  a.  a.  O.  S.  147  i 

%.  495.  (409.) 

Enamtery  Erbhofamter  m.   Hofämter.     Leibgarde  u,   BofCeremmM! 
Titel  und  Prädicate^    Excellenx.    fVappen.   iiattg,  Ehrenoezeuyunjtn! 

l)  Die  Errichtung  eigener  Erzämter  and  Hron-,  Reichs-,  oder 
ErblaDdhofämter  «),  der  hohem  und  niedern  Hofämter,  and  der 
Bof-  und  Leibgarden  ^),  so  auch  die  Bestimmung  des  eigenen  Staate 
und  HofCeremonielsc),  ist  dem  zweclimüsigen  Ermessen  eines  jedes 
Staatsoberhauptes  überlassen.  Eben  so  ist  dasselbe  berechtigt,  II)  zu  Er- 
theilung  blofser  Titel  und  Prädicate,  namentlich  der  Excellenz'j, 
IIT)  auch  zu  Wappenverleihung  «),  und  IV)  zu  Bestimmung  do 
Ranges,  sowohl  am  Hofe,  als  auch  in  dem  Civil-  und  MilitärDienst /), 
so  wie  V)  der  militärischen  und  andern  Ehrenbezeugungen. 

«)  G.   F.   ^'-  Masza'«  Hof  recht,  11.    i3i.    i5o.     Mosm's  penönL   Staatsr.,  0.  81. 
85.     E&enders,  r,  d.   t.  Rcichsständen ,   428'   ^^4«   657.   789.     Deutsche  Encyklo- 
pädie,  VHL  585.    Püttkk*s  hist.  Entwichl.,  D.  191.   Rasdxl^s  Annalen,  i.  §.  n^ 
T.  BoTu's   Staatsr.    t.    Reichslandc,    II,    8.     KLViixa's    Anmerkungen  su  SaJak- 
Palaye   vom   Ritterwesen,    I.  3     179.    181.  II.    195.     Ebenders.   über  Einführung, 
Rang,  Erzänitcr,   Titel,  WappenReichen  u    Wartschilde   der  neuen  KuHtiritfl) 
(Erl.  i8o3.  8.)»  S.  9'-:|0.     Schriften  in  Püiter's  Lit,  HL   120,  209.    Hict»* 
Lit.,   §.   911.  997.  —    Die  zahlreichen  Erbämter  in  den  östreidasektn  xa  de» 
Teutschen  Bund   gehörenden    Staaten,   sind   verzeichnet    in  Bisibokb's  fcrglei- 
chender  Darstell,  der  Staats verfass.  der  europ.  Monarchien  u.  Repuhl.  (\^i^ 
1818.  8.),  §.  56,  Note  u,  S.  187.  —  T^ie  preussischen,  ebendas.  Note  w,  S.  19»  ^ 
—  In  Baiem,  wurden  durch  die  Constitution  des  Rönigreichs  v.   1.  Hai  180S, 
Tit.  3,   §.   10«    vier  lehnbare   RcichsRronämter  angeordnet:    Ohersthoimasi^ 
(OettingenWallcrstein) ,  Obersthämmerer  (  FuggerBabenhausen «  jetst  Oettinges- 
Spielberg),    Oberstmarschail    (noch  unbesetzt),  OberstPostmeister  (Thum  a- 
Taxis).   Rhein.  Bund,  XIX.  8.    Reglement  v.  2a  Jul.  1808,  die  Kronämter  ^^ 
Reichs  betr.,    ip    d.  baier.  Regier.   Rlatt,    1808.  S.  2109.     VerfassuogturJc.  ^• 
1818,   Tit.  V,    ^.  u     Sie  sind  Mitglieder  des  königl.  Familicnraths  (Families- 
Statut.,  Tit.  X,  $.4)  u.  der  ersten  Rammer  der  Ständeversammlung;  auch  z» 
der  Reichsverwesung  berufen,  in  Ermangelung  eines  Agnaten  oder  einer  Hön^» 
Mutter.     Verfafs.Urli.  Tit.  II ,   §.  9  fL  —    Die  Erbämter  in  den  kamövemt^* 
Provinzen,  sind  angezeigt  bei   Bisivgkb   a.  a.  O.  Note  x,  S.  192.    hn  J<  i^M 
ward   daselbst    ein  ErbLandmarschallamt    des  Rönigreichs   errichtet,  iiir  aea 
Grafen  von  Münster.  —    fViknemherg'  errichtete,  im  Juni  1808,  vier  Uhshvt 
KronErbhofämter:  Erbmarschall  (Hohenlohe),  Erbhofmeister  (TrucfaseftWald- 
bürg),   Erbkämmerer   (LöwensteinWertbeim),    ErbPanner    (Graf  Itff^^' 
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BUsu  kam»   nach  e.  Ttrordn.  y.  9.  Sept.  1819,  das  ErbLandpofttmeiitertint, 

alt  ErbmaanThrottlshn «   für  Thum   u.  Taxis.  —    In  Brmmtekwsig    sind  Titr 

Erbämfcer:  Erbmarachall,  Erbkuchenrocister ,  Erbffchenk,  Erbkämmerer. 

/  Von    dem    Hofstaat,    oben    §.   25 1,    und    C.  F.  v.  Moser^s  Hofrecht,    I.    917» 

Mossa*8   peraÖnL  Staatsr.,  11.  88.     Ehendert.  von  Steuersachen,  55?.    BisiffGBa 

a.   a.   O. ,    %,  57,    S.   19a  ff.     ▼.  Aretis's  constitutionclles  Staatsrecht,  Bd.  I, 

S.  197,   Note  b:  wo  auch  von  Höflingen  u.  höfischen  Staatsdienem.     Giaaoifr'a 

historisch -sittliche  Betrachtung  über  den  Hof  dienst  \  in  dessen  The  History  ^ 

the   decline   and  Fall  of  the  Romain  Empire,  vol.  I,  cbap.  3,  p.  90,  der  ba- 

seier  Ausg.  von  1787-  —  An  teutschen  Höfen  war  ehehin  unter  den  Hofamtern 

(sa  Berlin   und  Dresden  noch  in  der  ersten  Hallf^e  des  18.  Jahrhunderts)  das, 

dem  Titel    und  der  Tracht  nach,  nicht  mehr  übliche  Amt  der  Hofnarren  nicht 

das   HJü&utseste.     C.  F.  Flöo£l*s  Geschichte  der  Hofnarren.    Liegnitz   u.  Leipff. 

1789.   8.       Diese  «lustigen  Räthev  begleiteten  ihre  üoflierren  Kuweilen  in  dia 

geheimen    Rathsitaungen.      Bei    der  sächsischen  Landertbeilung   i4B5,    soll  der 

berühmte    Hofnarr  Ciaus    (Flöckl,    S.   782)    zu    80,000    Tbaler    angeschlagen. 

worden  aeyn,  weil  Jeder  der  verschiedenen  J^achfolger  ihn  su  besitsen  wünschta*^ 

Jenaische  Allgem.  Lit.  Zeit.  i8ii,  Num.  199,  S.  l^\^* 

0  MosBB*8    persönl.   Staatsr.,    IL   91.     C.  F.   v.  Moseb*s   Hqf recht,  Th.  I  n.  IL 

1754.  1755.  4*    Cer^mouial  des  cours,  par  M.  Dumobt,  mis  en  ordre  et  aug- 

ment^  par  M.  Rousset  T.  I  —  V.   Amsterd.    1739«  foK    Lfsio's  theatrum  cere- 

noniale.  —    Nützlich  ist,  dafs  der  Herrscher  mit  einem  gewissen,  seiner  poli* 

tischen  Grösse  und  dem  Staatseinkommen  angemessenen  Glanm  (MajestatNimbus) 

umgeben    sey.      Der   Aufwand   auf   seltene   kostbare   Festlichkeiten,    wo   der 

Fürst   sich  dem  Volk  und  angesehenen  Personen  mit   \\  ürde  aeigt,   ist  nicht 

Verschwendung,    bei    sonst   sparsam  eingerichtetem  Staatshaushalt.     Schädlich 

nur  sind ,    und    den  Zweck  verfehlend ,   oft  wiederholte  grofse  Festlichkeiten^ 

übertriebene  Hofiippigkeit,  und  tägliche  Verschwendung, 

4  Mo^v.a's  Staatsr..   XXXV.   484.     Ki.übeb's  Lit.,  §.  1006.  —    Baürueha  Verordn. 

wegen  der  Excellenf.,  v.  Febr.  181a. 
•)  MosBB  von  Gnadensachen,  33.  Schriften  in  Pdttbb*s  Lit.,  lEL,  3^7.  KLVBsa'a 
Lit.,  3oo.  — -  Für  Reichsberold - ,  Adels-  und  WappenprüfungsGeschäfte,  ist  in 
Baiem  ein  eigenes  ReichsUeroidenAmt  ^LtigeorCinei^  durch  ein  Edict  v.  i.Nov.  i6o8» 
/)  Oben  %.  48B.  MosEa  von  Polizeisachen,  371.  Scei.ö2Bb*s  Staatsanscigen« 
Heft  4a,  S.  364. 

§♦  496.  (410.) 

SiuaU'^  HauS"  und  Siandeszeichen.     Ehrenteichen,  inshesandere 

Ehrenorden. 

I)  Die   Wahl    nnd    der    Gebranch    eigener    Staats-,    Hans-    and 
Standeszeichen,  bei  Landes-,  Familien-    und  Hofleierlichkeiten ,   auch 
auf  Wappen,    z.  B.  der  Konigslirone,  des  Fürstenhats ,  and   der  Fürsten* 
kleidung,   der   Insignien  (Krone,   Scepter,  and  d«),    nach  dem  Stande  des 
Souyerains,  hängt    ron  desse.ben    Gutfinden  ab  <<).      II)  Auch    zu   Stiftung 
ttnd  Verleihung  bestimniter  Ehrenzeich eYi  oder  Decorationen*),    inson- 
derheit der  Ehrenorden  c)»  der  Haus-,  Hof-,    Jagd-   und  Ritterorden, 
auch  der  Milit.nr-  und  Civil  Verdienstorden    (§.  248,  2l5i),    etwa  nach  ver- 
schiedeoea    Ciassen,   nnd    zu   Errichtung    TOn  OrdensSta tuten,  ist   das 
Staatsoberhaupt  berechtigt.    Mit  ErtheUuiig  anes  Ordens  ist  fSir  den  Ordens«- 
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ritter,  in  der  Regel,  StandeserhShiuig  nicht  verbunden  d)^  'woU  aber  Bof* 
fiihiglieit  und  der  Rang  mit  dem  Adel,  mit  etlichen  Orden  andi  ein  b^ 
ttimmtes  Einkommen:  Die  Annehmung  nnd  das  Tragen  auswärtiger 
Ehrenzeichen,  bedarf  landesherrlicher  Genehmigung  «).  Soll  ein  PriYat- 
orden,  z,  B.  ein  Gesellschaftorden ,  von  einem  Souverain  bei  seinen  Ud- 
terthanen  geduldet  und  anerkannt  werden,  soll  er  oiTentliche  nnd  obliga- 
torische Existenz,  und  ein  Yerbietungsrecht  gegen  alle  Ungenossen  in  dem- 
selben Staat  geniefsen;  so  wird  hiezu  ein  Pririlegium,  wenigstens  Bestä- 
tigung des  Souverains,  erPordcrt  f). 

«)  Lt'Bio's  theatrum  cercmontale ,  L  i258.  Moseb's  Hofr.,  IL  4*7-  Mosn'i 
Staalsr. ,  ü.  385.  XXXIU.  2S0.  XXXV.  447.  Zusätze  IL  77.  Bninuifi's 
Wappcnkunst ,  166.  GBELi.xAvt*8  Staatskundc  t.  Teutschl.,  L  276.  Kiüsn 
über  Einfuhr.,  Rang,  Erzämtcr,  Titel,  Wappenzeichen  und  WartschOde  der 
neuen  Kurfürsten  (ErL  i8o3),  §.  3o    u.  f. 

t}  Zu  solchem,  od  übertriebenem,  Ehrenschmuch  gehören:  Ehrenorden  (geneio- 
Itiu,  wie>vohl  in  zu  weitem  Sinn,  Ritterorden  genannt)^  und  die  Stiftzdcbfs, 
womit  in  manchc/i  preussischen,  Ic.  sächsischen  (Weisses  h.  sächs.  Staatsr.  L 
%.  i33)  u.  a.  StiAen  die  Capitularen  und  Canonici,  und  in  FrauleinstiAen  ü^ 
Stiftdamen,  auch  in  Blöstcrn  die  Aebte  und  Prälaten  begnadigt  sind.  Feroer 
gehören  dahin:  Kammerherrnschlüssel,  militärische  Dienstzeichen  und  Dieost* 
ehrcnzeichen  ( Porte- epeo  und  Epaulettes  oder  Degenquasten  und  Schulter- 
maschen,  Ehren-  u.  VerdienstMedaillen ,  Efarensäbel,  Ehrenflinten,  Ehna- 
schnallen,  in  Preussen  seit  1827  Ehrentrompeten  für  Postillone,  u.  d.),  irat- 
tracht  oder  Uniform ,  und  andere  Auszeichnungen  durch  KlciderorilnuB^. 
Pleurenscn,  u.  d.  —  Von  der  gräfl.  Fuggcrischen  FamiltenVaiform^  6.  hhek 
Bund,  L  85.  —  Der  Ansicht  eines  Ungenannten,  «bei  dem  üeberflufs  tob 
Orden,  müsse  es  zum  guten  Ton  werden,  so  viel  möglich,  keinen  zu  tragcfl't 
steht  meist  das  Staatsinteresse  und  die  Eitelkeit  der  Mehrzahl  entgegen. 

e)  PFEFFiNGEn,   H.   902.     MosEH*s  Hofr. ,  DL  687.      Moseb*s  persönL  Staatsr.,  H 
85  ff.     Ehendess,  Zusätze  zu  s.  neuen  t.  Staatsr.,  II.  357.    Pcttsb's  instit.  jviä 
pubL  germ.,  §.   ia5.      v.  Mabtens  Völkcrr.,  ^.  i65.     Klvbse,   die  Ebreoordea 
in   politischer  u.  staatsrechtl.  Hinsicht;   in  der  Neuen  berliner  Monatscbr.  Oct 
1804 9  S.  255,  insonderheit,  S.  ^5  ff.     Bisimgeks  rergleichende  Darstcll.  it: 
Staatverfafs.  der  europ.  Monarchien  u.  Bepubl.  (Wien  1818.  8.),  ^.  58 —  6:1 
S.   193  —  231.      Ueber   Belohnung   des  Verdienstes    in  politischer  Hinsicht;  io 
L.    Gertais    kleinen    Mittheilungen    aus    d.    staatswissensch.    Gebiete.     Th.  l 
(Leipz.  182a.  8.),  S.  79—115.    Schriften  in  Pötteb*s  Lit.,  III.  210  u.  Kuub'i 
Lit. ,    227.  —    Ehrenorden ,    die   Ehrenzeichen    ungerechnet ,     Terleibea   jeüt 
folgende  Bundftfüniüni  Oestreich,  Preussen,  Baiern,  Sachsen  (König),  Hannorer, 
"Würtemberg,    Baden,  Kurbessen,   Grofsberzog  von  Hessen,   Sachsen Wei)1U^ 
Eisenach  und  Oldenburg,    die   Herzoge  von  Sachsen   ernestinischer  Linie  ios* 
gesammt,    der  Herzog   t.  Braunschweig   und    die  3  Herzoge   ?ou  Anhalt.  - 
Vor   andern  merkwürdig  sind   die    Pflichten^  welche   die  Statuten  des  \ftixü- 
rischcn ,    am    18.   Oct.    181 5    erneuerten   Ordens    der   Wachsamkeit  oder  rom 
weissen  Falken,  den  Bittern  auflegen;   in  Klübsr's  Staatsarchiv,  Bd.  I,  S>  S6. 
*-   Von    35   teutschen  Ehrenorden,    u.    von    andern    teutscten    EbreuMicbes, 
8.   Fb.  Gottschalh's  Almanach    der   Bitterorden.      Leipzig    1817.   2.  Js&rgaog, 
ebendas.  1818.    3.  Jahrgang  1819.   8.    Mit  Abbildungen.      C.  H.  v.  Gelbu  Rit- 
terorden  und  Ehrenzeichen,  erläutert  durch  die  vorhandenen  Urhondeo.  i^ 
Anhang    des    Werks:    «^Abbildungen    und   Beschreibung  der  Bitterorden  und 
Ehrcnseicben   sämmtlicher  SouYeraine    und  Regierungen*.    Berlin  i834*    ^ 
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Ritterorden,  in  dem  Goth.  Hofkalender  für  1837.   Wappenbuch  der  Österreich. 
Monarchie,  herausgegeben  t*  J.  A*  Tyaoff.  Nürnberg.  Bd.  I — X.    Man  s.  auch 
Gs.  Hasssl^  Staats-^u.  AdrefsHandb.   der  t.  Bundesstaaten  fiir   1816,   1.  Ab- 
theiiung.  —  Im  J.  1819  zählte  man,  nach  Gottschalh,  in  Europa  98  Orden«  — • 
Im  Februar  1817    war  die   Zahl  der  verliehenen  russischen  Orden  =  3»,4^y 
worunter    16,825  St.  AnnenOrden.  —     Man    hat  Orden    vom    goldnen  Sporn, 
vom  Roseoband,  von  der  Distel,  vom  Elephanlcn,   vom  Löwen,  von  allerlei 
Heiligen^   8.  B.  vom  h.  Simplicius,   i4o3  von  dem  Abt  zu  Fulda  gestiftet,  aber 
noch  keinen  vom  Pflug ,   für  verdiente  Landwirtbe.  —     Von  Ehrenzeichen^   ■•* 
BisnrcxR  a.  a.  O.,  §.  63,  S.  a3i— a33. 
i)  LniKÄvs   jur.   publ.,   üb.  6.  c.  3«  n*  7.  sq.      Moseb's  persönL  Staatsr. .   11.  87. 
Klubxb  a.  a.  O.  280   —     Jeder  Bitter  des   östreichischen  MariaThcresicnOrdens« 
der  nicht   schon  den  Bitterstand  oder  eine  höhere  Adelsstufc  besitzt,  wird  als 
erbländiscfaer  Bitter  in  die  Standcsbucher  eingetragen;    auch  wird  ihm   oder 
seinen   Nachkommen,   auf  Verlangen,    ein  förmliches   BitterschaftDiplom  aus- 
gefertigt,  gegen  blosse  Expedition&Taie.  ■   HofcanzleiDecret  v.  8.  Juli  1820,^  in 
Franz  I.   polit.  Gesetzen  u.  Vcrordn.,   Bd.  47  9   S.  282.  >-    Mit  dem  russischen 
St.  WladimirQrden   ist  der  russische,   mit  dem   GommandeurKreuz  des   tosca« 
nischen  (vorhin  grofsherzogl.  wirzburgischen,  im  J.  1807  gestifteten)  St.  Joseph- 
Ordens   der  toscanische  Erbadtlstand  verbunden.  —    In  etlichen  Bundesstaaten» 
ist  mit  einem   inländischen  Ehrenorden,    wenigstens    der  ftrsSnU'che  Adel  ver« 
bunden.      So  bei  dem   würtembergischen  CivilVerdienstorden.     Von  Baiern  ^   s» 
Verordo.   v.  23.  Dec.   1812,    betr.    den  Adelstand    der  Bitter   der  baierischen 
Civil-   und  Militär  Verdienstorden.     Nach  dem  baier.  Edict  über  den  Adel,  v, 
26.  Mai  1818  (Beilage  V   zu  der  Verfafs.ürk.  v.  1818),  §.  5,  schliefst  die  Er- 
theilung    des   Militär-    oder   des    Civil  Verdienstordens   an   Inländer,    die  Ver- 
leihung des  Adels   in  sich;  doch,   für  die  Zukunft,   nur  für  die  Person  des 
Begnadigten.     Ein   Ordensmitglied,    dessen    Vater   und   Grofsvater   diese   Aus« 
Zeichnung  des  Verdienstes  sich  erworben  hatten,   kann  taxfreie  Verleihung  des 
Erbadels  verlangen. 
«)  Vergl.  L'Ambassadeur,  par  Wic9übfoht,  p.  99.  (^dit.  de  1689O  (Hahsob's)  Account 
of  all  the  Orders  of  Knighthood,   vol.  II,   p.  3o4  sqq.  —    Das  Ansuchen   um 
fremde  HammerherrnSchlüsscl  u.  Orden,  u.  das  Tragen  derselben  ohne  kaiserL 
Erlaubnifs,  ward  in  0$ streich  untersagt,  durch  Decrete,  bei  jenen  vom  19.  JuU 
1818,  bei  diesen  v.   17.  Sept.   1818;   in  den  Politischen  Gesetzen  u.  Verordn. 
Franz  I.,  Bd.  46,  S.  191   u.  235.     Eben  so  das  Tragen  der  £/irmBitterkreuze 
des  Johanm'terordens  ^  durch  Decr.  v.  9.  Febr.   1B19;   ebendas.   Bd.  4?  9  S.  28, 
Ein   baier,  Edict  v.  8.  Sept.   1808,   erklärt  den  JohanniierOräcn  in  Baiern  für 
aufgehoben.    In  manchen  Bundesstaaten,    sind  die  Orden  aufgehoben,   welche 
von  dem  teutschen  Kaiser  den  Mitgliedern  der  ehemaligen  Reichsriuerschaß  in 
Scftwaben  u.  des  frank.  Cantons  Ouenwald  verliehen  waren.    Eben  so  der  vom 
Kaiser  der  Reichsburg"  Priedberg  verliehene  St.  JosephOrden^  durch  Verordn.  der 
baier»  LandesDirection  zu  Bamberg  v.  6.  Jul.  1807;  in  OESTxnnztcHSB's  Archiv, 
Vin,  Num.  19.     Aehnliche  Orden,  oder  vielmehr  Ehrenzeichen,   wurden  1804 
von  dem  Kaiser,   der  Ganerbschaft  des  Hauses  AULimpurg  u*  der  Gesellschaft 
des  Hauses  Frauenstein ^  beide  zu  Frankfurt,  verlieben,  die  noch  fortdauern. 
/)  Moseb's  Hofr.  11.  692.    Klübkb  a.  a.  O.  (in  d.  berliner  Monatschr.),  S.  279  f. 
So  der  1755  gestiftete  St.  JoachimOrden ,   wovon  bei  Klübeb  a.  a.  O. ,  und  der 
«Ordens verein  der  welll.   u.  geistl.  Kreuzherren  vom  heil.  Grabe  zu  Jerusalem», 
von  dessen  Daseyn   im  Aug.  1821   in  öffentlichen  Blättern  aus  der  Gegend  von 
Nenndorf  eine-  Nachricht  verbreitet  ward« 
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§.  497.  (411.) 

Slandeserhöhung 

I)  Das  Recht,  einzelnen  Personen  oder  Familien  Stand  es  erhohnng, 
allenfalls  mit  neaem,  verändertem,  oder  yermehrtem  Wappen  und  einem 
liShern  Prädicat  in  dem  CanzIeiCeremoniel,  za  ertheilen  «)i  eignet  sich, 
in  den  teutscben  Bundesstaaten,  jeder  Souverain,  in  seinem  Staatsgebiet,  der 
Regel  nach  ausseht iefsend  ^)  zu;  nach  allen  Stufen  des  hohen  and  nieden 
Adels  c),  und  zwar  des  ersten,  so  weit  es  dem  eigenen  politischen  Bang- 
rerhältnifs  des  Bundesfursten  angemessen  ist.  U)  Zuweilen  wird  die  Stan^ 
erhShung  mit  Ueberspnngung  ein^  oder  mehrerer  niedern  Adelsstofea  ^) 
(per  saltum),  zuweilen  stillschweigend  mit  der  Yerleihang  eines  Ritter- 
Ordens  ($.  496)  ertheilt.  Zuweilen  wird  sie,  besonders  die  Furstenwurde, 
auch  wohl  nur  mit  dem  Erstgehurlrecht  verbunden  «)•  DI)  Dem 
Rechte  dritter  Personen,  insbesondere  der  SuccessionsBerechtigten ,  ao- 
derer  Familien  und  Souveraine,  kann  durch  Standeserhohung  kein  Eintng 
geschehen.  lY)  Auch  die  mit  dem  Briefadel  geschenkten  Ahnen  sini 
in  der  Regel,  ohne  Rechtswirkung/).  V)  Die  einer  Person  oder  Familie 
ertheilte  StandeserhShung,  schliefst,  in  der  Regel,  nicht  auch  eine  gleiche 
Titelerhohung  ihrer  Besitzungen  C<^olIatio  dignitatis  realis)  in  sicL 
Diese  kann  auch  besonders  g)  und  unabhängig  von  jener  erfolgen.  YI)  Die, 
seit  Aufbebung  der  teutschen  Reichsverfassung,  für  eine  Familie  und  be- 
stimmte Besitzungen  derselben,  hie  und  da  Statt  gehabte  Ertbeilang  der 
ttandesherrlichen  Würde"  (§*  3i5),  gibt  1)  für  die  Person,  tieils 
den  hohen  Adelstand,  wenn  dieselbe  nicht  vorhin  schon  damit  begabt  ^-^t^ 
theils  die  personlichen  Yorrechte  der  inländischen  Standesherren,  2)  für 
die  standesherrlichen  Besitzungen,  die  diesen  in  demselben  Lande  tnAom- 
menden  dinglichen  Yorrechte. 

«)  Vergl.  Mossn  von  kaiserl.  Regierungsrecfaten ,  S.  4i8-  J*  6*  Szen  diu.  de 
jure  conferendi  dignitates.  Lips.  1773.  Klübbb  de  nobilitate  codicillan 
(Erl.  1788),  cap.  a.  et  3.  Ebendets.  Jurist.  Bibl.,  XXY.  1  fL  ScbnAeo  io 
PiJTTBa*s  Lit.,  in.  3i6.    IUvbxh'b  Lit. ,  3oo. 

¥)  B.  hannöv.  Yerordn.  v.  18.  Man  1816 ,  dafs  die  liannöver.  Untertliafl« 
Standeserhöhungen  von  fremden  Potentaten  überall  nicht  annehmen  solles.  - 
Baiem  erhob  (19.  Not.  1812)  die  beiden  Chefs  der  swei  grüflicben  SpecialUoieo  tob 
LßwetuUmfyertheimFreuden&erff  in  den  Fürstenstand,  obgleich  ihre  Besitsun^en 
sämmtlich  unter  fremder,  nämlich  wurtembergischer ,  grofsherÄOglicb-frani 
furtischer,  u.  badischer  Hoheit  lagen.  Dagegen  mufsten  sie  bei  Würtembcri 
Im  J.  i8i3  dieselbe  Standeserhohung  abermal,  und  bei  den  beiden  Grof»- 
bersogen  Bestätigung  derselben  erlangen.  --  Unerlaubt  und  strafbar  iit  ^^ 
Anmasunff  adelicher  Titel  und  Wappen,  oder  höherer  Adelstitel  (s.  B.«  ^^ 
besonders  seit  1806  nicht  selten  geschieht,  des  freiherrlichen)  als  tvoMt  man 
berechtigt  ist  Oettreieh,  Strafvcrordn.  v.  Nov.  18^7 ;  nach  welcher  solcbf  «U* 
erstemal  mit  30  bis  100  Gulden,  oder  bei  Unrefmögenheit  mit  3  bis  i4(Üg'g^ 
Arreststrafe,  im  Fall  einer  Wiederholung  mit  100  bis  1000  Fl.  oder  mit  1  ^ 
6  wöchentlichem  Arrest  bestraft  werden  soH. 
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)  Hfctosii  L  c.  §.  a4.     Vergl.  oben  $.  ^62  u.  f.    -     Im  Juni    1814  erhielt  der 
beieriftche  Feldinarschall  fF'rede,   fvelcben  H.  Napoleon  im  J.  1809  in  den  fran- 
fiötisrben    Grafenstand  erhoben  hatte,    die  baieriscfae  FürstenwGrde.  —     Der 
Grofsbersog  von  Hessen   erhob,  am    ii.  Mai    x8i3,  den  Grafen  Carl  von  Sayn- 
ff^iu^ensteinHohensUin  in  den  Fürsteustand.    —     Zu  grofsherzoglicheo  Prinzen 
und  Markgrafen  von  Baden,  mit  dem  Prädicat  Hoheit,   und  mit  Ertheilung  des 
badiBchen  Hauslitels  und  Stammwappens ,   >vurden  erhoben,   die  drei  ehelichen 
dem  Vater  ebenbürtigen  (ohnehin  successionsberechtigten )  Söhne  sweiter  Ehe 
des  Grofsbersogs  Carl  Friedrich  v.  Baden,  welche  bis  dahin  Grafen  v.  Hockhsrg 
hiessen,   durch   ein    badisches   Patent  v.  4*  Oct.    1817     Deren  Schwester  ward 
fiur  Prinzessin  t.   Baden,    unter  Beilegung  des  badischen   Wappens,    ernannt, 
durch   e.    badische  Verordn.  von  demselben  Tage.    —    Preussen  erhob  in  den 
Fürstenstand,   die  Grafen  v.  SalmReiffitrscheidDi/k  (1816),   von  BentheimStein/un, 
Ton   BentketmRheda,  oder   Tecklenbutg,  und  von  SalmHorstmar  oder  Rbeingrat 
(alle    1817),  den  Grafen  von  PucklerMuskau   1822.  —    Von  der  ReektmäsigHU 
der    Standeserhöhung    und   des    Erbadels,    s.   Kant's   Rechtslehre,    S.    192    f. 
Mki3ieb'8  Gesch.  der  Ungleichheit   der  Stände,  S.  576   f.     «Die  Adels  Fabriken, 
die  Fabril&en  von  Titel.   Ehre,   Würden  u.  Patriziat,   waren  Binder  des  Kunst- 
fleifses,   der  Eitelkeit,  der  Noth»  u.  s.  w.,  sagt  Luedeb,  in  s.  Nationallndustrie 
(  1808.    8.  ) ,   §.   369. 
</)  KLUBxa    1.   c.   v^.   24*    ~~     Beispiele    von    ehemaligen    NobiÜtationen    in    Mass: 
Carl  V.  erhob,  in  Einem  Patent,  alle  Bürger  der  Stadt  Vicenxa  in  den  Grafen- 
stand.    R.  Philipp  IV.  von  Spanien  machte   i633  alle  Oflisiere  der  Besataung 
zu  Maestricht  zu  Rittern,    alle  Soldaten  su  gemeinen  Edelleuten,« wegen  der 
bei  der    Vertheidigung  jener  Festung  bewiesenen  Tapferkeit.     In  dem  Findel- 
hause SU  Madrid,    gelten   alle  Findelkinder  im  Zweifel  für  adelich.   —     Von 
Formeiti  u.  Clausein  der  StandeserhöbungsDiplome,  ebendas.  %,  28.  —   Von  dem 
Verlust  des   Briefadels,   ebendas.   §.  25.  —    Von  Erneuerung  (Renovation)  des 
Erbadels,  s.  v.  Steck  a.  oben  %.  263,  Note  f,  a.  O. 
•)  So^    von   dem   römisch •  reutsclien    Baiser:    ColloredoMansfeld    1763;    Kauniti- 
Rietberg   1764;  die  drei  Linien  Wolfegg,  ZeiiZeil   u.  Zeil  Wurzach  des  Hauses 
Truchscfs Waldburg    i8o3 ;   Metternich   i8o3   (nachher,  i8i3,   von  dem  Kaiser 
von  Ocstreich,   für  alle  Nachkommen);   FuggerBabenhausen    i8o3;   Sinzendorf 
i8o3;  SaimReifTerscheidKrautbeim  1808,   SalmReifferscheidRaitz  179a     Für  das 
jedesmalige  Stamm/iaupt,   erhielt,  schon  1692,  Windischgrätz  die  ReichsFürsten- 
würde. 
/)  Klubsb  1.  c.  §.  23.    Moser's  t.  Staatsr.  IV.  187. 

i)  Beispiele  oben  §.  817,  a^  u.  440,  b.  Preussen  erhob  im  Juni  1827  die  frefe 
Standesherrschaft  PUss^  dem  Fürsten  von  AnhaltCötbenPlefs  gehörend,  tu 
einem  Fürstenthum. 


§.    498.  (412.) 

Fortsetzung. 

Y)  Die  AdelsTaxea)  bestimmt  der  Sourerain  YI)  Landesanter- 
thanen  wird  nicht  gestattet,  ohne  landesherrliche  Erlaubnifs,  Standeserhöhung 
bei  einem  fremden  Staat  za  suchen,  oder  von  demselben  auzunehmen^ 
oder  sich  solcher  zu  bedienen,  wenn  sie  ihm  von  demselben  aus  eigener 
Bewegung  war  verlieben  worden  &).  YII)  Ausländischer  Adel,  erlangt 
^ie  Rechte  des  üiländischen^  durch  Bestätigang   des  8oaveraiiu,w  wtrfMi 
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gemeiniglich  gewisse  Taxen  za  entrichten  sind«  In  Tersehicdenen  Bandei> 
Staaten  ist  eine  Adeimatrikel  eingeführt,  in  welcher  jeder  nicht  bloli 
temporäre  Landesunterthan,  der  in  dem  Lande  sein  AdelPrädicat  {uhrea 
und  anerkannt  wissen  will,  nach  vorhergegangener  Adelprobc,  mit  dem  'ihm 
zukommenden  adelichen  Prädicat  eingetragen  seyn  mufs  c),  YUlJ  Obgleich  selbst 
die  ehemaligen  rheinischen  Bundesfiirsten  auf  diejenigen  ihrer  Titel  verzich- 
teten, welche  eine  Beziehung  auf  das  tentsche  Reich  ausdrückten  ^,  und  unter 
den  teut5ichen  BundesSouverainen  nur  Kurhessen  noch  seinen  auf  die  ell^ 
malige  Reichs  Verfassung  sich  beziehenden  Titel  fortfuhrt  (§*  48  n.  in); 
so  läfst  man  doch  die,  unter  ehemaliger  kaiserlicher  und  Reichs- 
Auctorität  erlangten  Standeserhohungen  der  Unterthanen  teutscher Bandes- 
staaten noch  fortdauern  ($.  53);  nur  mufs  die,  auf  das  teutsche  Reich  sich 
beziehende  Nebenbenennung  (z.  B.  Reichsfürst,  Reichsgraf,  Reichs- 
freiherr, u.  d.  unterbleiben  Q.  48). 

•)  Vergl.  Klvbkr's  jur.  Bibl.,  XXV.  68.  Rheiniscbe  RelcbsVicariatHofgerichrs. 
Conclusa,  1790,  S.  80.  Allg.  literar.  Anzeiger,  i':*99»  u.  5i  u.  114.  G.  F. 
Mt'LLzn,  die  Art  und  Weise,  wie  im  teutsclien  Reiche  neue  Fürsten,  Grafen, 
Freiherren  und  EdcUeutc .  gemacht  werden,  und  was  dafür  bezahlt  werdco 
mufs  (Wolfcnb.  1-97.  8.),  S.  9}.  RcichshofCanzlciTaxordn.  ▼.  1659,  in  Giäst- 
x.ACHKa*s  Handb.  V.  778,  und  in  Schm4uss  C  L  P.  A.  —  In  dem  Königreich 
Baiem  gehört  zu  einem  Adcisdiplom  mit  dem  Prädicat  pon,  samrat  allen 
darunter  begriffenen  Abstuiungen,  ein  60  GuldenStempelbogen ,  zu  dem  Fiti- 
herrndiplom  ein  90  Gulden-  u.  ku  dem  Grafendiplom  ein  120  GuldenStempei' 
bogen.  Die  AdelsTaxe  ist  daselbst,  für  einen  Grafen  4589,  für  einen  Frei- 
herrn 2453,  für  einen  Ritter  733,  fiir  einen  Edlen  633  Gulden.  Regier  Blatt 
y*  1808,  Num.  i3. 

^)  Vergl.  Note  b.  zu  dem  vorigen  §.  Preuss,  allg.  Landr. ,  IL  9.  2.  Rönigl.  prenst, 
Declaration  r.  24.  Sept.  1798,  §.  V.  Bzrxeb  nor.  Jur.  contror.,  T.  I.  ohs.  76. 
Mt'LLBB  a.  a.  O.  io5.     Btskurshoeh  quaest.  juris  puhl.,  IIb.  IL  c.  iS.  n.  9. 

e)  Baierisdie  Declaration  v.  19.  März  1807,  A.  2.  3.  4.  Badisehe  Verordn.  t.  3.  JoL 
181 5.  fVürtembergtsche  t.  Jan.  1818.  Rlübxb's  Suatsr.  des  Rbeinbondei, 
f.  iqo,  Kote  b. 

d)  Rheinische  BundesActe,  Art.  3. 


XV.    C  A  P  I  T  E  L. 

Erziekaog^s-    und  UnterriciitRegal. 


§.  499.  (413.) 

Staatsmieresse  bei  Erziehung  und  ünterrichi» 

Nützliches  Wissen,    Aafiilärung   und  —  eine    Folge  wabrer 
AüfUlärang  «)  —  Tagend,  geistige  undgesellige  Cultnr  der  St««^'' 
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bürger,  sind  Beddrfüifs  des  Staates.  Zti  Erreichung  dieses  HuIFzweckes, 
kommt  der  Staat,  durch  Wissenschaftpflege,  darch  Erzieh ungs- 
und  Unterrichtsanstalten,  für  sittliche  und  inteilectuelle  Bildung  der 
Staatsburger  ^),  den  Einzelnen  und  Familien  zu  Hülfe  <^);  denn  nicht  alle 
Ton  diesen  können  Hauslehrer  halten,  gute  Snbjecte  dieser  Art  sind  in  er^ 
forderlicher  Anzahl  nicht  anzutreffen,  zu  häuslicher  Bildung  und  Jugend- 
erziehung findet  sich  nicht  in  allen  Familien  gute  und  hinlängliche  Gele* 
genheit,  und  auf  Ideen  und  Sitten  vermag  der  Staat  heilsam  zu  wirken  <0* 

a)  LusDEB  über  Nationallndustrie  und  Staatswirthscliaft,  III.  2o5  f.  G.  6.  Rög- 
6iG*8  Versuch  über  die  Aufklarung.  Leipz.  1799.  8.  Graf  t.  WindiscrobXts 
Betracht,  über  yerscbied.  Gegenstände  ( Nürnb.  1787.  8. ) ,  S.  «5  ff.  J.  F.  £. 
LoTz  über  den  Begriff  der  Polizei,  S.  379  ff.  ▼.  Abstijv's  coDstitutionelle« 
Suatsrecbt,  Bd.  ü,  S.  35  iE 

h)  Jetzt,  nächst  der  Sprache^  und  der  Bundeseinheit,  das  dauerhafteste  National- 
Band  der  Tcut&chen. 

c)  SGBciDEXAi!rTKt.'s  Staatsr.  nach  der  Vernnnft  und  den  Sitten  der  vornehmsten 
Völlier,  I.  88.  n.  i53  ff.  181  ff.  J.  J.  Bvblamaqvi  principes  ou  Riemens  du 
droit  politique  (Laus.  1784.  8.)i  p-  2i3.  Mossb  von  der  Landeshoh.  in 
Polizeisachen,  S.  38  ff.  —  Von  der  Kunst-  und  Wissenschaft  pflege  in  con- 
stitutionellen  Staaten,  ▼.  Abbttst  a.  a.  O.,  S.  65-^71. 

i)  Voss  Versuch  über  die  Erziehung  für  den  Staat.  B.  S.  ZachabiI  über  die  Er- 
ziehung des  Menschengeschlechtes  durch  den  Staat.  Leipz.  1802.  8.  H.  Stkpbaiti's 
System  der  Öffcntl.  Erziehung.  £rl.  1806.  8.  a.  Aufl.  i8i3.  W.  T.  Kbug,  der 
Staat  u.  die  Schule.  Leipz.  1810.  8.  J.  P.  Habt's  Grundlinien  einer  Theorie 
des  Staates  (£rl.  i8o5),  S.  79  ff.  J.  G.  Ficbtb^s  Beden  an  die  deutsche  Nation 
(1808.  8.),  Num.  a.  3.  9.  10.  11. 


§•    500.  (414.) 

Eniehunffs-  und   UnierriehiAnstaUen. 

Dem  zufolge  errichtet  der  Staat  öffentliche  Anstalten,  i)  for 
Yolksnnterricht,  yorzuglich  in  den  untern  und  mittlem  Menschen- 
classen;  2)  für  gelehrte  und  künstlerische  oder  artistische  Bildung, 
höhere  oder  niedere;  3)  für  Sittenbildung,  um  Sittenyerderbnifs  und 
Charahterlosigheit  entgegenzuarbeiten  a).  Alle  diese,  auch  ähnliche  Priyat- 
anstalten  ^),  sind  der  Gesetzgebung,  Aufsicht,  Gerichtbarheit  nnd  Polizei 
des  Staates  untergeordnet  <?),  welcher  dadurch  die  Mehrung  der  Vollhom- 
menheiten  seiner  Bürger  zu  be fordern  strebt  «O?  ohne  der  gesetzmäsigen 
^d  Ternunftgemäsen  Freiheit  derer  zu  nahe  zu  treten,  welchen  das  Recht 
und  die  Pflicht  der  Erziehung,  mithin  auch  die  Wahl  des  Unterrichts,  bei 
^n  Einzelnen  zukommt  O*  In  der  Regel  findet  Freiheit  der  Beruf- 
wahl Statt,  nnd  eben  so  der  Ausbildung  im  In-  oder  Ausland  /*}. 

')  Ob  und  wie  weit  eine  römische  censura  morum  (Albx.  Adam's  Handb.  der 
röm.  Alterthümer,  L  236  ff.),  ein  CoUegium  Ton  Sittenrichtern,  in  dem  Staat 
solassig  sey?  t.  Justi'4  Grundrifs  einer  guten  Regierung,  §.  160.  Jo.  HxmtAirv 
de  fontibut  et  oecooomia  legnm  civiliom,  Scct  I,'  §•  17.    Mossb  von  P^tsei- 
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«neben.  370»  6cMBfDi»4»Tgi  «.  ••  O.  IL  i4«*  Dawider,  Caa«  TIwaww  fii». 
de  judicio  s.  censura  moruin.  Hai.  1701. 

h)  Bei  allen  diesen  Anstellen  interessirt  den  Staat  nicbt  blols  das  Lenun^  «o&. 
dern  vonüglich  auch  die  Einprägung  guter  GrundbäUe  und  rechtlicher  G<. 
sinnungen,  die  Bildung  des  sittlichen  Charackters,  die  Angewöbnnag  an  gutei 
Betragen,  und  «an  redliche  Beobachtung  der  Pflichten.  Man  vergL  den  Lehr- 
plan  für  alle  hurpfalsbaierische  Mittelschulen.  München  1804*  4*  "  <^^  ^- 
cension  in  der  Allgem.  Lit.  Zeitung,  i8o5,  St.  i53  f. 

e)  Vergl.  bayerische  Schulordn.  v.  1809,  in  d.  baier.  Regier.  Blatt,  Febr.  1B09. 
Ordnung  der  latein.  Schulen  u.  der  Gymnasien  in  BaTern,  ▼.  i3.  Mär^  :8V 
Gh.  Hess.  Edict  ▼.  6.  Juni  i83a,  das  Volksschulwesen  betr.,  in  Pölitx  Europ. 
•  Verf.  Tb.  L  Abth.  3.  S.  701.  Gh.  Badische  Verordnungen  über  das  Volkv 
Schulwesen,  y.  3o.  Mai  i834»  u.  über  die  gelehrten  Schulen,  ▼.  3i.  Der.  i836b 
in  dem  St.  u.  Reg.  Blatt. 

d)  DsKorniLos  an  pukratcs  über  die  Grenzen  der  Staatsgewalt.  Germanien  1*99.  & 

0)  Die  Freiheit  des  Unterrichts.  Bonn  1829.  8. 

/}  ßfürtemS,  Verfafs.Vertr.  r.  1819,  §.  «9.  KurhesMck»  Verfa£ii.Urk.  t.  iMi, 
§.  27.  —  Thingen  darf  der  Staat  seine  Bürger  nicht  su  dem  Erwerb  eines  be- 
stimmten Grades  von  geselliger,  arlistischer  oder  wissenschaftlicher  Cultnr: 
aber  voraussetzen  darf  er  solchen,  nach  der  Forderung  des  Staatasweckes,  aJi 
Bedingung  zu  Erlangung  besonderer  Staatsv ortheile.  —  Beschränkung  der 
Stuäirfreiheit ,  insbesondere  Schul-  u.  UniversitäuBann,  RL&BXa'a  Uebersicht  der 
diplom.  Verhandl.  d.  wiener  Congr. ,  S.  %ifiy  i5«  u.  169.  Verordnungen,  «m- 
durch  das  Besuchen  inlfMdisdier  Lehranstalten  geboten  wird.  Groishenogl 
hasiüehe  Verordnung,  in  d.  Rhein.  Bund,  XIIL  i52.  Freust,  Verordn.  v.  «0.  Msi 
i833,  enthaltend  ein  Verbot  des  Studirens  auf  fremden  Universitäten  ^  io  der 
preuls.  Gesetzsamml.  t.  i833  ,  6t»  6 ;  aufgehoben  durch  eine  K.  CabtnetOrdn 
T.  t3.  Oct«  i838,  in  der  Gesetzsamml.  v.  i838,  St.  34* 


§•    ÖOl.  (415.) 

Industrie f  Runsi-  und  gelehrte  Gesellschaften.  Oeffenüiche  BAUothdx» 
und  andere  Sammlungen,    Niedere  und  höhere  Lehranstalien. 

I)  Für   Industrie-,    Kunst-    und    Wissenschaftpflege    über- 
haupt, ohne  nninittelbare,  wenigstens  ausscbliefsende  Bestimmung,  lür  den 
Jngendunterricht,  werden  Industrie-,  Kunst-,  pbilantropische  und 
gelehrte  Gesellschaften  (Institute,  Akademien    der   Künste,  Wisfeo- 
schaften,  u.  d«),  auch   LeseAnstalten,   von    dem    Staat  errichtet,  oiler 
bestätigt'»),  und  II)  5(fen  liehe  Bibliothehen,  Knnst-,  NatnraÜei}- 
o.  a.  Sammlungen  angelegt  und  unterhalten  ^).     HI)  Für  den  Jugend- 
Unterricht  in  Pflichten,  Lesen  und  Schreiben,  Sprachen,  WissensckAen 
Künsten  und  Gewerben,  werden  niedere  und  höhere  LehranstaiteDf 
audi  Bildungsanstalten    (Seminarien)    für    hünAige  Schullehrer  ent- 
weder unmittelbar  yon  dem  Staat,  oder,  unter  dessen  Auctorität  und  Aof- 
ticht,  fon  Gemeinden   und   Andern  errichtet.     In   Absicht  auf  den   i  eli- 
gionsunterricht,  gebührt  den  geistlichen  Behörden  bestimmt  Mitiiirliang 
lY)  Für  Volk-  oder  Elementarunterricht,  so  weit  aol^h^  allen  Staats- 
gUed^m  pQlhwendig  ist,   für  Anabildung   zu    Sittlichkeit   und  reehtlicbco 
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rriTialSGniilen  cj;  ancb  isurger-,  mittel-  und  tf ealSchalea, 
lebst  Normal-  und  Musterschulen.  Y)  Dem  Unterricht  für  wissen* 
icbaft liehe  oder  gelehrte  Bildung  werden  gewidmet:  i)  zur  Grund- 
bge  für  höheren  Unterricht,  Lyceen,  Pädagogien,  Gymnasien  <0; 
i)  für  höheren  Unterricht,  höhere  oder  hohe  Lehranstalten.  Diese 
Akademien  in  dem  weitern  Sinn),  so  fern  sie  für  Unterweisung  in 
dien  Wissenschaften  gestiftet,  und  auf  Ertheilung  der  akademischen  Wür- 
leD  in  allen  Facultaten  privilegirt  sind,  heifsen  Uniyersitäten  e);  hohe 
Schalen,  wenn  sie  zu  Verleihung  der  akadembchen  Würden  nur  zum 
rleiiy);  Akademien  in  dem  engern  Sinn,  wenn  sie  dazu  gar  nicht 
[berechtigt,  wohl  auch  auf  den  Unterricht  in  bestimmten  Wissenschaften 
und  Künsten  beschränkt  sind.  Die  höheren  Lehranstalten  sind  in  der  Re- 
^I  Staatsanstalten;  doch  können  sie  auch,  und  es  fehlt  nicht  an  Beispielen, 
telbstständige  Corporationen,  unter  höchster  Aufsicht  des  Staates,  sejn. 
PI)  Für  Unterricht  aosschliefsend  zum  Zweck  der  Künste,  Handlung  und 
t-„«,.k^^  auch  einzelne  Theile  der  Staatswirthschaft  und  ''''»  ^-«''  '«**^'>'»< 
Verden  errichtet:  Kunstschulen  oder ^\'  der  Gr 
lien,  Gewerbschulen,  poiKMnten  Poeteni^Juu 
lien,  Land  wir  thsc^>*flieU  auch,  dA^J^echni; 
arkeit,  Di&ciplin  uni^zgrafen  yS   -*«ftlnstitute. 


vi)  Für  Unterncnt  aosscbueisena  zum  zwecu  der  iiunste,  Handlung  und 
Sewei*be,  auch  einzelne  Theile  der  Staatswirthschaft  und  die.alipc  'ertheilt 
tchaft,  werden  errichtet:  Kunstschulen  oder ^\'  der  Grad  eines  J^ogJSJJ^gfi^f^L;  »k 
ikademien,  Gewerbschulen,  poiKMnten  Pocten,^Jioi*rta3emien,  Handlunes- 
ilademien,  Land wirt hsc^flieil  auch,  dA^J^echnische  Institute,  Forst- 
Gerichtharkeit,  Disciplin  uni^zgrafen  A -|«^.^^°«titute.  Vn)  Die  Gesetzgebung 
ler8taatsregierung,it  knünsw^^  Polizei,  diese  Institute  beireffend,  hängt  von 
Versammlung  auc.WsitätFa^^^.  ^^'      ^^^   können   Beschlösse   der  Bun< 


Autlosu^. 


idet- 


60  f.    T.  A-'«*»«'  «f*"-  ••  OD.   ,94.     Mo.«  von  der  Landcboh    in  Poiw      .. 
demie  d«  «.Uten  or^""  «■  «0..  Bd.  U,  8.  5..     Constitution  triZj'^'^r^ 

St  3,..«  Anfraß  "rr?"  T'   '•  ""'  '«•''  «  <»•  «•«■er    R«^^?  Bl.r*  .Ji"' 

"tia  hoV-e  de  l'.cademie  ro,ale  de.  .Wip^ir  !f  vn  ***'"*'    '•   ■"-  •"  ^'- 
der«atar  «fAbbandlung«  der  müacLt  ^l^     •'/'*'"'"'"•'  '°'  ^""^  ««'«"  TheU 
!)  T:tZ^'\  '•  ••  O-  ^"  Wissenschaften,  .8.0. 

n!A'*TT'"*  ®y*'«™  <!««■  I^ndwirthMbafUPolieei      m    n/      « 

MJoGiML  n    s       g    _     «*'•'«*«'««.  Conv.LexKon  der  neuesten  Zeit  und  Literatur^ 
GÄ.p.  n/'«"'«-"«'    a.   a.    O.    n.    ,8,.     Mo«,  ,.  «.  q.  50  ff      V«„  T 

r     5i  n.  S.  3oo.  u  Bd  m  «  M.      rV  7    !:  ^"""•''«««•«o  der  neuesten  Zeit  etc. 
Jaboo-*      ^  »»  "'•  ""•  "•'  »•  657.    C.L.  der  Gegenwart   xxA  n  d  e.  r        ,-,  ' 

icadeS'^'"  *'"'^««'  ••  A.Mic^'sRirchenr    sT  lui-    I^t^T  ^*°  *"'*' 
C™«^*  iatholisch-tbeolodsche  FarulVstä  ;  J     t    ^  kurhesswche  Regierung 

rfote.tir.en  ^a^ideiTl! St^"]^: J/^^^^^^^^  erricb.enU^ 

..  Jminarium  «u Fulda  für  den.<.lh.»7  ,  "'°  .  ""  "*'  P«P*"-  S"»U,  weil  das  S«> 
3^.aui.cbe  Bischof  u  Zs  olt^L^  r  T™""  *?  "•  ^^''  •'«^'-  ^«"-  «•- 
f   c«Ita~t  einen  Profe^io/er^eTnÄl,"   S  Ei^ULt""""  '?'","  '"  ^•*'"'- ^•■ 

J?.)  Von  Hochachulen,  y.  A«,./"  To    8?^^^!^  T"  ^*'"''^' ""•«'•"'■*'»• 
^  ,      AUTn  a.  •.  O.,  Bd.n,  S.  54.  Im  J.  ,79,  haue  TeuUcUand 

f 


^   ^  n.  Thefl.  XV.  Cap. 

^  «-x«-.JHten  Im  3.  i8«6  waren  »i ;  »3  eyangeli»cbe,  5  liatlioluclie,  STerniMh^ 

v  Tr    wo  theologische,  katholische  uttd  evangelische  FacalUtet  Beben  w. 

a«»  heiisi,  rTübinaen,  Bonn,  Breslau,  wosu   »83o  auch  Gietten  o.  .Si 

ander  besienen  ».        J^^^^  ^^  Universitäten  befanden  sich  im  J.  i8i6.  i«, 

'*'K^'"lnr.'5  5*3  Sludirende.  -  I"».  3.  .827  ward  «u  Grat«  eine  rm.er,te 
Ixihrer  *  __  '  j|ß„,,er  ist  eine  höhere  akademische  LehransUlt .  mit  fi» 
errichtet.  -  .    Faculiät,  u.  der  Befugnif»,  «kad.  theologiKbe  Gni 

theolog.  n.  «««■^  P  J^^^  ^^  Insbruck  ward  su  einer  üniversilät  für  Berte 
•"/Klmr  7  Philosophie    erhoben.  -     Von   den   baierischen  Cnimsiü,, 

.  8*'"';**  „„„„^,„.  'Teil  fiir  die  Universität  Jena  .  u.  auf  solcher  geschehen  ii; 
r"*,  *p  "toc  der  B  V.  '•  '8.9,  Beil.  8  «u  \.  46.  Bühmliche  Erwihan«.  fe 
in  ü.  rr        •  g,i8  eine»  slolscn  Denkmals  teutscher  Entnickelavi, 

"tSe^SUesandten.'  Couv.-Uxicon  der  neuesten  Zeit  e,c    Bd.  m  S.^1 
^    .    rr.  iiaiscrl    Priv»^«6^^"*  ^*   "^^^  ^"5  Erricblung  einer  jturistucktn  b»i 


/)  Beispiele '  *r*-*'t  --.  Giovatihi  Germania  princcps  (edit.  1752),  rsg.  G» 
Schule  «u  ff'«^*/^^^^^^  ,.^  bestandene  CarUHoheSehuU  eu  Stuttgart.  Erri* 
ähnliche«,  tur  ««  ^^  >7V^ct«lar.   mit  der  Befugairs,   die  jurisliscba  ab 

tung  ^"^**^„.r7     .«  crtWilcn.  Ceom'»  u.  Jw's  Gcrmanieii,  Bd.  H.  S.  i^£ 


Rcichstagsg^X^u:^^^!  ..6.  ScBEU>«i.^TEL  a.  a.  0.  IL  .88  ff.  Moseb  ;u  ^  a 
Historie  des  Pennalwcseus.  Drwiii"Cn  PennaUsmus  auf  ümrersilaten.  Mosa  m 
aladem.  Annalcn,  Bd.  I  (Haonor.  ,804.  ai,^?^^^»'^^-  ^taatsr.,  899    C.  ScHömn'. 

der  Reichsgesct«?,  IX,  1184.  -  Von  VollEiehung  d.c^*'*V'  .^  *'™''f  ?f"^ 
I7Q3,    liegen  der  StudentcnOrden ,  s.  Hibke's  Archi^X"  f:  ^^^'^'^^'^ 
gcschiclite,  Bd.  ffl,  S.  226  ff.  V.  BiLo.Vs  Annalen,  j^^aTS^bs^Uchlens  t   .4.M 

5.  i$3.  -     In  den  Jahren   i8i7  und    1818  bildete  "ch?<<[^^^  ""^^  ^^ 
Bursdnnschaft^   eine   Verbrüderung    von   Studierenden,    ^e^cKT^^'    /^ '  *^/ 
meisten     tcutschen     Universitäten    verbreitete.      Einzelne    Regiet?**" . I^'V.  r 
Maasregeln,    theils     z\x    Beschränkung,    thcils    ku    Unterdriichuii|s"  'f 
Preussuche  CabinetOrdre ,  betr.  die  Bestrafung  aller  geheimen,  hesij^   ^^ 
burschcnschaftlichen  Verbindungen    auf  preufs.  Universitäten,   y.  21.  V^     ^^ 
in  der  Gesctzsamml.  18M,  St.  n.     Amtlische  Belehrung  über  den  gS^c,  . 
das  Wesen    der   Burschenschaft,    aus   den   Uutersuchungs Acten    gczog^'^' 
Eunäcbst  zur   Verwarnung  für  alle  Studierende   auf  den  R.  Preussischc^  ^ 
Tersitäten  bestimmt.    Halle   1824,  4.    (Steht  auch  in  Zeitungen,  e.  B.       j-^ 
Hamburg,   unpart.  Corresp.  1824,   Num.  177   u.  f.,    auch   in  der  Frankrjg. 
Zeitung,  N.  3i4— 3i6,  u.  a.)    Darlegung  der  Hauptrcsultate  aus  den  weg^^ 
revolutionären  Complotte   der    neuem    Zeit    in   Deutschland    geführten   f^ 
suchungen.  Frankfurt  (in  der  BundesPräsidialDrucherei)  1889.  4.              ^^ 

h)  Provisorischer  Beschlufs  (auf  unbestimmte  Zeit)  der  B.  V.  wider  üngebii|^ 
Universitäten,  in  ihrem  Protoc.  v.  20.  Sept.  1819,  §.  220,  in  Rlvber*a  Q"\|^ 
Sammlung,  S.  282  ff.     Erneuerung  dieses  Beschlusses  und  Niedersetzung    ^ 
BundestagsCommission,   wegen  der  Erörterung  der  Gebrechen  des  gesami^ 
Schul-,  Unterricht-  u.  Erziehungswesen  u.   der  Maasregeln  dawider,   in  >^ 
Beschlufs  der  B.V.  v.  16.  Aug.  1824,  in  d.  Protoc.  §.  i3i,  in  Rlvbioi's  9«ct^ 
Sammlung,   S.  821.  —     Auf  Veranlassung   der  grofsherzogl.  u.  herzogl.  säjj^ 
Häuser  (Protoc.  v.  1819,  §.  46,  S.    14?)  emannlc  die  B.V.,  in  dem  ProlocV 

6.  Mai  1819,  §.  79,  eine  Commission  zu  Vorbereitung  der  wegen  der  UniversilaifiT 
en  treffenden  Maasregeln.   Hierauf  erfolgte  ein  loco  dictaturae  zu  der  Conferei 
V.  27.  Aug.  1819  (S.  565  der  Orig.Ausg.)  gedruckter  Bericht  des  hannöveriscJ 
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GeModteii,  an  die  CommiMion  für  die  UBivenitatAngelcgenheilen,  Ein  BeMblnft 
der  B.V.  Tom  i3.  Nov.  ]834  entbalt  gemeinsame  Maasregela  der  in  dem  Bunde 
yereinigten  Regierungen,  in  Absicht  auf  die  Universitäten  und  andere  öffentliche 
sowohl  als  auch  Privat-,  Lehr-  und  Ersiehungsanstalten.  Ein  Bescbluls  der 
B.V.  Tom  11.  Sept.  i834  verbot  das  Stndiren  auf  den  UniversitSten  Bern  und 
Zürich.  Grofsb.  Bad*  Verordnung  t.  6.  u.  23.  Sept.  i83a,  die  Beorganisation 
der  UnWersiUit  Freiburg  betr»  . 

§♦    502.  (416.) 

Akademische  Privilegien  und  Wurden.    Rechte  der  Graduirten* 

Nur  zu  £rtheilung  der  akademischen  Würden,  und  zu  Ausübung  ge- 
isser  accessorischen  Rechte  mancher  Universitüten,  z.  B.  der  Comitir,  he» 
irfte  es,  in   dem  teutschen  Reich,   der  kaiserlichen   Auetoritat  <>).     Zu 
em    Ende    verschafi^e   ein  Landesherr,  bei  Errichtung   einer   Universität, 
ich    ein    kaiserliches    akademisches    Privilegium  ^)»     Papstliche 
lestatignng  "ward,  wenigstens  bei  protestantischen  Universitäten,  nicht  mehr 
"fordert. c^.        Seit    Auflosung    der    teutschen    Reichsyerfassung,     können 
4ademtsc1ie  Privilegien  nur  von  dem  inländischen   Staatsoberhaupt   ertheilt 
erden  <0-     U)  ^^^  akademischen  Würden,   der  Grad  eines  Doctors^ 
icentiaten,  Baccalaureus,  Hagbters,  gekrönten  Poeten,  konnten  ehehin  aus 
T  Reichscanzlei  0)  sum  Theil  auch,  doch  mit   geringerem   £rfo]g, 
m  haiserlichen   Hofpfalzgrafen  7)   erlangt   werden,  sie  wurden   aber 
eist,  und    werden,  seit   Auflosung   der  teutschen   Reichs  Verbindung,  aus- 
hliefsend  yon   Uni versitätFacul täten,  unter  landesherrlicher  Auctoritat| 
theilt  g)\  wobei  die  gehörigen  Prüfungen  und  Förmlichkeiten  gewissen- 
ft  zu  beobachten  sind.     EhrenDiplome     (Bullen,   namentlich  Jobel- 
:>ctorate),  sollten  nur  bei  notorischer,  ganz    besonderer    Würdigkeit,  und 
cht  ohne  Anfrage  bei  der  Regierung,  ertheilt  werden  A).    in}  Die  Rechte 
, ()d  Vorzüge  der  Graduirten,  sind  in  Staatsgesetzen  oder  Herkommen 
1  ^gründet  <);     z.  B.  der  höhere  Gerichtstand,  die  Fähigkeit    zu   Beisitzer- 
in ^llen  in  höheren  Landes JustizColiegien  und  UniversitätsB'acultäten,  zu  der 
irocatur  und  Procnratur,  zu  gewissen  Hirchenpfründen,  u.  d. 

rank:  ** 

,  ^^^hriften  in  Pvttxb's  Lit.,  m.,   589.    Kl^bib's  Lit.,  44^  f>    Mosn  von  kaiserl. 

1^^  Begierungsr. ,  a66.  669.  v.  Gnadens.,  39.  v.  Polizeis.,  53.    Bechtsmaterien ,  VL 

do6.     J.   G.  Gös.  geographia  academica*  Norimb.   1789.  8.     Verseichniis  der 

,^^  Ümversi täten    und    gelehrten   Gesellschaften,    in  Püttvb's   Lit.,   L   55.      Stbitv 

'j^  et  JüGLER,  bibl.  bist.  lit.  selecta,  Ol.  1906  —  ^075,  und  J.  F.  Koscbeb,  Suppl. 

^  ad  bibl.    liter.    Struvio  -  Juglerian.      Fase.    L   29)  —  3a3.      Msitsel's    Statistili, 

^,.,  Cap.  n,   ^.  VI,  n.  6.     J.   D.    ScHiass^s  Literaturgeschichte  der  sämmtlichen 

.   Schulen  und  Bildungsanstalten  im  teutschen  Beiche.    'Weissenfeis  1804.  8. 

,J  3ABeow    V«  d«  Begalien,    141*   201«   —     I)    Alter    der    kaiserl.    Privilegiorum 

academicorum.     II)   Streit:   ob  die   Hetchjvicarien  su  deren  Ertheilung   befugt 

gewesen   seyen?    Mosxb^s    Staatsr.«    Vm.    5o.     Lvddsbhosk's    kleine  SchriAen, 

m.  154.     in)  Ertheilung   der  akademischen  Würden  bu  Marburg  von  1527  bis 

1541,   ehe   noch   ein    kaiserl.  Privilegium   erlangt  war.     Lki>dbrboss   a.   a.   O. 

ID.   i53.      IV)   Schvreden    erhielt    ein   Privilegium    acad.    in .  dem   Instr.   Pac. 

Osnabr.,  X.  i3. 

KlBber's  SfftiiU.  Reckt,  ^.  AnS.  47 
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e)  Dafii  Mlbftt  bei  katMudun  Uiiif«ititllieo,  fdpstHek»  BertiCigaiig  aiebt  «ehr 
notbwendig  sey,  wie  das  Bciftpiel  von  Suiihurg  (1699 — 1619)  und  von  ßv« 
(178«—  1794)  lehre,  behauptet  C.  6£btbibb  pr.  de  jnre  siitnmi  poatifiris  Ia 
crectione  acadeiniaram.  Germ,  catholicftrain  (Selisb.  1796.  )i  %•  3 — 9. 

d)  Vi  preufs.  CabinetOrdre  ▼.  iB.  Oct.  1818 ^  betr.  die  Emcbtuiig  der  Ici 
versilSt  Bonn. 

«)  BeichshofcanzleiTaiordn.  ▼.  1659,  bei  GKB8TZ.Aoan,  VI«  773k  —  Aueh  Oettrfkk 
hatte  ein  kais.  Pri^  ilegium  auf  Ertheilung  der  akad.  Wurden.  Ittsb  de  graHlb. 
acad.,   XIV.'  5. 

/)  Bei  dem  R.  Kammergericht,  wurden  die  pfalxgraflichen  BulUnDoetortn  su  Bei- 
fiitxerstellen  nicht  zugelassen.  Wegen  der  akademischen  so  genannten  Jul^i 
Doctoren^  war  es  Bweifelbaft.    BA&BMAvir'a  Beiträge,  58. 

^)  Dafs  Inländer  nur  auf  der  LandesUniversitat  akademische  Würden  aanubmu 
dürfen,  bestimmen:  e.  wurtemb,  Decret  v.  5.  Dec.  1806;  e.  kurhtssüchc  Verorda 
V.  9.  Jun.  i8i5,  in  d.  NatlonalZeitung  der  Deutschen  i8i5,  St.  39;  e.  öttrtick. 
Decret  v.  9.  Dec.  1819,  in  Franz  L  polit.  Gesetzen  n.  Verordn.,  Bd.  4?^  S.  "7& 

A)  Oestreieh.  Decret  ▼.  17*  Dec.  1819,  dafs  bei  keiner  FacuItSt  weder  Sacfaiirlit 
in  Ansehung  der  strengen  Prüfongen*  Statt  haben,  noch  ein  EbvenDiploni  oh» 
höchste  Bewilligung  verabfolgt  werden  dürfe,  und  zwar  EhrenDipbme  uur 
an  solche,  denen  TcrmÖgc  ihres  Postens  der  DoclorGrad  einigemiasen  nötbi^ 
u.  denen  man  dessen  Erwerbung  auf  dem  gewöhnlichen  Weg  nicht  wohl  nehr 
zumuthen  kann;  in  Franz  I.  polit.  Gesetzen  u.  Verordn.,  Bd.  4'!^,  S  4^i* 

O  Vergl.  ron  ehemaligen  Reiehsgesetzen,  die  R.  G.  O«  r.  1495.  I.  t.  Conccpt  der 
H.  G.  0.,  L  I.  3w  L  P.  O.  V.  17.  BiXBMAKn*8  Beiträge,  S.  42.  49.  58.  PfMÜ. 
Proceisordn. ,  L  a«  74*  —^  Schriften  in  Pcttehs  Lit«,  IIL  323,  und  Bubus 
Lit. ,  297.  HoHHXL,  obs.  99.  618.  Ebendess,  Litteratura  juris,  211 — 278.  F.  L 
Vogt  or.  de  nobilitate  doctorum.  Rllon.  1733.  {Zoh.  Frhr.  ▼.  Hoatx)  Die 
Ehre  des  Bürgerstandes  nach  den  Reichsrechten.  Wien  1791.  8.  Cimsi  n 
Saistb  -  Palatb's  Rttlerwesen  des  Mittelalters,  mit  RLÖBKB't  Aimnerk,  l  itti 
IL  184.  3i8*— 326.  —  Von  den  ehemaligen  Bäum  der  Baehu^  chevalien  ei 
lois ,  ebendas,  —  Von  dem  so  genannten  perjonlicheu  Adel  der  Graduirten,  tn»- 
besondere  der  Doctoren  der  Rechte ,  s.  Hoksbl  a.  a.  O.  Sblcbow  elem.  jurii 
germ.  priv.,  §.  245. 


§.    505*  (4t7*.) 

BüeherRegal.    Censur-,  Schreib »y  IVesj-,  Rede-  und  Lesefreiheii. 

Lüernrüehe  PoUieu 

Dem  Staatsoberbaupt  stebt  das  Buche rRegaM)  za:  I)  das  Recltf 
Kunst-  and  Buchhandlungen,  Buch-  und  Steindruckereiea^j 
und  Buch  er  zu  priTÜegiren^  11)  das  Recht  der  Bücher-  und  Les^ 
Censur  c);  Hi)  die  Bestimmung  der  Schreib-  und  Druck*  oder  Pre/s- 
freiheit  '),  der  Befugnifs  zu  öffentlicher  Gedanken-  und  NotizenMittkei' 
Inngi  mit  Hülfe  der  Buchdrucherhunst  oder  jedes  andern  Pubiications* 
Mittels,  der  Freizügigkeit  des  Geistes,  unter  genauer  Bezeichnung  und  ge- 
setzmäsiger  Strafbarkeit  des  beleidigenden  Mifsbrauchs,  als  eines  Eingriffs 
in  fremdes  Rechtsgebiet,  des  Staates  oder  der  Einzelnen  0)  gleich  dem 
Mifsbrauüh  der  Redefreiheit;  auch  lY)  die  Bestintmmg  der  Lesefrei- 
heit;  unterschieden  von  Rede-,  Schreib-  und  Prefsfreiheit;  V)  die  Uteri- 
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Tische  Polizei  überbaupt,  die  Oberaufsicht,  Gesetzgebung./)    und   Ge- 
riclitbarkeit  in  Buchersachen. 

c)  Pvttbb's  Lit,  HI.  Ö93.  Klüber*s  Lit. ,  ^ö3.  (Bochs's)  Materialien  ssu  einer 
GeschieMe  Aen  Buchhandels  (Lps.  1795),  S.  52.  58.  90.  C.  G.  Rössio's  Recht 
des  Buchhandels.  Leips.  1804.  8.  Moser  von  Poliiseisachcn.  64.  aSg.  — 
Oestreieh,  Decrcte  r.  lo.  Dec.  1816  u.  v.  12.  Mai  1818,  betr.  die  Verleihung  u. 
AusüK  der  Sttiniruelerei  u.  Papierographte ;  in  den  Polil.  Gesetzen  u.  Verordu. 
Frans  t,  Bd.  44«  S.  4^7;  Bd«  46,  S.  i55.  Desgleichen  v.  ta.  Sept.  1819,  eben- 
das.  Bd.  47 1  S>  327. 

h)  6.  F.  DKruLiir  diss.  observationes  juris  miscellae,  cap.  3.  de  regali  jure  eri- 
gendi  tjpographias.  (Maosb's  reichsrittersch.  Magaxin.  VUL  664.)  y.  Rotb*s 
Staatsr.  d.  B.  Lande,  IL  i35.    ScBEinxxAirrBL  a.  a.  O.  If.  195. 

e)  MoiXB*  TOn  Polixeisachen ,  64.  Van  Swixtkv*s  Grundregeln  für  die  Bücher- 
censur;  in  Scbl5ssb*s  BriefvTerhsol ,  Heft  58,  S.  222  fT.  u.  in  d.  Polit.  Journal« 
17B1,  Bd.  I,  437  ff*  —  Beispiel  einer  Censur,  bei  den  Memoires  d^Olivter  de 
la  Mark,  schon  unter  Philipp  I.,  Bönig  ▼.  Castllien  (f  i5o6);  Tb^mis  fran^ise, 
T.  X,  p.  i5o.  —  In  Oestretck  mufs  jede  Handschrift  eweifach  der  CensurBc- 
hörde  überstehen  werden;  nach  Ertheilung  des  Imprimatur  behält  dieselbe  das 
Duplicat. 

d)  Möglichst  genau  bestimmende ,  den  rechten  Gebrauch  nicht  beschränkende, 
Gesetze  sind  nöthig,  nicht  nur  itlr  Bestrafung  der  durch  JHüHrauch  der  PresS' 
Freiheit  begangenen  Vergehen  und  Verbrechen,  sondern  auch  für  Verfaknm^x- 
und  EnUektidungsweife,  —  Bant.  Antheologie,  S.  i5i.  Dav.  HtHX  über  Prefs- 
freibeiti  in  dessen  Politisrlien  Versuchen ,  aus  d.  Engl.  (BÖnigsb.  1800.  8.), 
S.  257 --ft6?.  Blachstohb's  eonimentaries  of  the  Laws  of  England,  IV,  IL 
▼.  Gsims,  berliner  Monatsschrift,  11.  812.  B.  G.  Gros  Lehrb.  des  Naturrechts, 
$.336.  Lois  de  1a  presse  en  i836,  ou  Legislation  actuelle  sur  Fimprimerie  et  la 
librairie  et  sür  les  delits  et  contra ventions  commis  par  toutes  les  voies  de  pub- 
licaiions;  par  Mr.  Parabt,  avocat-general  ä  la  cour  royale  de  Cassation.  Paris, 
ches  Didot,  i836.  8.  J.  £.  Grvbbr*s  Cremutins  Codrus  (Tacit.  annal.  IV. 
34.  35 ),  ader  Über  die  Bücherrerbote.  Leipz.  1798.  8.  J.  F.  £.  Lotz  über  den 
Begriff  der  Polizei ,  168  ff.  J.  Tb.  Zavbkr  über  anonymische  SchriAen.  Salzb. 
1794.  BLfjBiBs  hl.  jur.  Bibl. ,  XXVL  245.  Ein  Wink  über  die  Mifsbrauche 
der  Prefsfreiheit.  Germanien  1800.  8.  G.  G.  Rössio  über  die  Aufklarung,  zu 
Bestimmung  der  Grundsätze  über  die  Censur-  und  PrefsPolizei.  Leip«.  1799. 
8.  Gr.  ▼.  WnDttcHOBAvz  Betrachtungen  über  Terschiedene  Gegenstände 
(Nümb.  1787),  S«  46.  123.  De  la  libert^  de  la  presse  sous  un  gourernement 
monarcbique;  par  Mr.  Babbxt  (Ohne  Jahrzahl)  8.  s.  Allgem.  Lit  Zeit.  1812. 
E.  B.,  N.  leow  De  la  liberte  de  la  presse;  par  Bbbj.  Covstavt.  Paris  1814.  8. 
Quelques  id^s  sur  la  libert^  de  la  presse;  par  F.  Gvizov.  Paris  i8i4*  8. 
C.  F.  W.  GnivBLL  über  Prefsfreiheit  u.  Volksgeist.  Berl.  i8i5.  8.  Ueber  Prefs- 
iVnheit  Halberst  iBid.  8.  A.  J.  STBien^s  Ansiebten  des  BücherCensnnrresens 
und  der  Prefsfreiheit  Landshut  i8i5.  8.  F.  Bbbbxibb's  Betracht,  über  d.  Werth 
der  Prefsfreiheit.  Bamb.  181a  &  Ueber  PrvfsIVeiheit ;  in  d.  schweizer  Mosium 
V.  1816.  Ueber  Prefsfreiheit.  Frankf.  t8i6.  8.  W.  T.  Bbug's  Entwurf  zu  e. 
allgem.  Gesetzg.  über  die  Prefsfreiheit  in  Deutschi.  Leipz.  1816.  8.  Steht 
aoch  in  A.  MiJixsB*s  deutschen  Staatsanzetgen ,  Bd.  I,  S.  3oi  — 327»  wo  zu- 
gleich (S.  482  —  3io)  Gegenbemerkungen.  Aehnliche  Entwürfe,  in  der 
3enais€hen  Allg.  Lit.  Zeit.  1817,  Num.  3  u.  4,  u.  in  L«j»Bir*s  Nemesis,  Bd.  XIL 
(1818),  Num.  VI;  man  s.  auch  ebendas.  Bd.  11,  St.  2,  Num.  4,  SC  3^  Num.  3, 
Bd.  vm,  St.  2,  Num.  10.  S.  Ascbbr's  Idee  einer  Preftfreiheit  -  u.  Ceasur- 
Ordniuig.  Leipc   t8i8.  8.     Verfheidigungsschrift    des  brüsseler  Merenre  sur- 
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Tcillant  (e.  polit  Zeitung);  aus  cL  Frans.  Berlin  1817.  8.  Beberrigoogen  rot 
dem  wiener  Congrefs  ( i8i4*  8.),  S.  10  fL  BsnaKiiBniG'g  Abh«  in  d.  Hamb. 
deutseben  Beobachter,  r.  20.  Jan.  1818.  J.  P.  Bsifruza  Antfrort  eines  Rbei»' 
Preussen  auf  Jvi.  v.  Vom  Sendschreiben  (Bonn  1818.  8.),  S.  35  ff.  Verhaiid 
lungen  in  der  sweiten  Kammer  der  baierischen  Standeversammlmig  ▼.  1819. 
u.  der  badischen  ▼.  1819.  Lvow.  Homuira*s  Censur-  n.  Prefiifreibeit,  historiMl 
u,  philosophisch  bearbeitet.  Berlin,  Th.  I,  1819.  8.  KkSats  Encyelopadir, 
Th.  117^  S.  a83^3i4,  Art.  Prefsfreiheit,  gröfstenthttls  Ton  Tbeod.  Hinrsirs. 
BealEncyclopädie  oder  ConTersationsLexicon,  toc.  Prefsfreiheit,  Prefsgesctst 
Prefsge richte,  Prefs vergehen.  Von  der  Prefsfreiheit  in.  England  u.  ron  der 
dortigen  Verfihrungsweise  bei  Klagen  über  Prefsrergeben,  a.  Gorrr  (k 
Tadministration  de  la  justice  criminelle  en  Angleterre,  et  de  Fefiprit  du  gon- 
yernement  anglais  (Paris  i8ai.  8.),  p.  199— a  17.  J-  L.  tum  IjOimx,  die  Vfr- 
fassung  von  England*  In  das  Teutsche  übersetzt,  mit  Vorrede  tob  F.  C.  Divir 
XASir  (Altona  1819.  8.),  S.  269  —  983.  Loi  de  la  presse  en  Portugal,  de  18 '\ 
•  arec  des  obserrations  de  M.  Pinheiro-Ferreira;  dans  la  «Kevue  ^trangere  de 
legislation  et  d*economie  politiquc»,  publice  a  Paris  par  M.  Fokut,  i83ö,  mars 
num.  5,  p.  267 — a65.  Des  crimes  de  la  Presse  consid^res  comme  g^nenteun 
de  tous  les  autres.  Paris  i8a5.  8.  (Casimir  Pftfvxb*«  Vertheidigung  der  Freu- 
freiheit,  in  der  schweiser  Tagsataung  Ton  1819;  in  der  Allgem.  Zeitung  r.  ]5.SepC 
1839,  ausserord.  Beilage  89.  C  Th.  Wklcrf.b,  die  Tollbommene  u.  ganze  Preft- 
freiheit,  nach  ihrer  sittlichen,  rechtlichen  u.  politischen  Nothwendigkeit  a.  ibrtr 
Uebereinstimmung  mit  teutschem  Fürsten  wort,  und  nach  ihrer  völligen  Zeit$^ 
mafsheit  dargestellt,  in  ehrerbietigster  Petition  an  die  hohe  Bundeaversammluii^ 
Freib.  i83o.  8.  Ueber  Preisfreiheit  und  Buchercensur,  vom  Grafen  Jo$.  t. 
Dbsskwpft.  Aus  d.  Ungar,  übers.  Ton  C»  F.  Lcips.  i83i«  Paoiüs  uher  dk 
Principien  der  PrefsfreiheitsGesctzgebung.  Heidelb.  i833.  8.  Wohlfabbt  über 
Censur  und  Prefsgesetcgebung.  Rudolstadt  i835.  8. 

e)  Näheres  hievon  in  dem  nächstfolgenden  §. 

f)  BuchdrudserOrdnungen  enthält:  Die  so  nöthige  als  nütslicbe  Baobdmdierkiatft, 
mit  J.  E.  Kafpb's  Vorrede  (Leipa.  1740—1745.  4.),  Th.  H,  S.  aa5— 3o4. - 
CenMtrFerordmmgeHp  oft  nach  sehr  yerschiedenen  und  wechselnden  Grondsltzfo,  | 
und  mit  hüraerer  oder  längerer  Dauer,  sind  in  dem  Lauf  der  Zeit  in  rielei  | 
Staaten  erschienen.  K.  Josipv's  11.  CensurVerordn«  v.  ii.Juil  1781.  Baien'i(k\ 
Verordnungen,  die  polit.  Zeitschriften  betr.,  f.  6.  Sept.  1799  ^  *^*  ^^^' 
i8o6«  Baierisehe  Verordn«,  die  Genaur-,  Preis-  und  Buchhaad^freiheit  betr^ 
T.  iS.  Jun.  i8o3.  Baier,  Edict  über  die  Freiheit  der  Presse  u.  des  Bucfabandels» 
▼.  «6.  Mai  1818,  als  Beil.  S  su  der  baier.  Verfafs.  Urk.  y.  1818,  u.  Verordn.  dasu  toü 
S18.  Jan.  u.  11.  Juni  i83i,  betr.  die  Censur  der  von  innerer  Politik  und  Suü&tik 
handelnden  Artikel  u.  Aufsatae  in  Zeitungen  und  periodischen  Schriften;  aticl 
e.  Verordn.  t.  Not.  1825.  BadücKe  BüchercensurOrdnung  v.  19.  Dec  1^ 
Carlar.  1804.  8.  KönigL  /deA#.  Censur-  u.  BflcherEdict  ▼.  10.  Aug.  181t,  ia  <^ 
Bbein.  Bund,  LXID.  4049  aufgehoben  durch  Verordn.  v.  i5.  Sept.  i8i5.  KÖnigL 
säcks,  Bekanntmachung  ▼•  37.  Mai  i83i  wegen  der  Censur  der  in  periodistba 
Blattern  isiufiiunehmendeii  Aufiiatae  und  Aensserungen,  die  gegen  klare,  wr 
öffentlichen  Kunde  gelangte  Vorschriften  der  Bundesbeschlüsse  gerichtet  «oi 
Frankf.  OPAZ.  v.  9.  Juni  i83i.  GH.  Sachsen^frehnar^EisenackUcke  VcrordnuoS 
▼.  ai.  Apr,   i832,  betr.  die  Scbärfung   der  Censur  politischer  Tagblätter  tmi 

-  Flugschriften,  auch  in  Hinsicht  auf  innere  Landesyerhältnisse ;  in  der  AUgnO' 
Zeit.  V.  8.  Mai  i83a.  Nassamsehe  Verordn.  t.  4.  u.  5.  Mai  1814,  den  BucbbaDdrl, 
Nachdruck  u.  die  Prefsfreiheit  betr.,  in  Biima's  allgem.  StaatsCorrespoodeat, 
Bd.  I.  Num  16.  (Dawider  s.  Allgem.  Anzeiger  d.  Deutschen,  1814,  Nuin.  2io.)> " 
Preu4süche  Verordnungen  v.  18.  Qct  1819,  aS.  Dec.  i8a4  u.  6.  Aug.  i837«  UUtert 


Erziehuogs-  uiid  ÜnterrichtRegaL  74  t 

verpönt  das  Andeuten  von  CensurLücken.  Merkwfirdig  für  Prelsfreiheit ,  ist 
die  Verordn.  för  die  ▼ereinigten  Nitderltmde,  nachher  auch  für  das  Grofsher- 
soglhiim  Luxemburg,  eine  wahre  Uaheas  - an$mam -  Acte  —  datirt  Brüasel  den 
22.  Sept.  1814«  in  d.  AUgem.  Zeitung,  1814«  Num.  298;  und  deren  Modification, 
in  Besiehung  auf  auswärtige  Mächte,  v.  25.  Sept.  1816,  in  dem  Journal  de 
f  rancfort,  1816,  n®  277.  Desgl.  die  k.  würUm6.  Verordn.  über  die  Prefsfreiheit, 
w,  3o.  Jan.  1817;  in  Klui»xb*8  Staatsarchiv,  Bd.  n,  Heft  7,  u.  in  den  Constitu- 
tionen der  europ.  Staaten,  Th.  in,  8.  i63.  Ein  königl.  sächs,  Mandat  v.  i83o. 
(in  d.  GesetzsammL,  IN  um.  89)  erstreckt  die  Censur  auf  Schrifllithographie.  — 
Vergl.  auch  königl.  framös,  Verordn.  über  die  Prefsfreiheit,  v.  21.  Oct.  1814* 
hkivk'*s  u.  Anderer  Berichte  darüber  an  die  Kammer  der  Deputirten,  in  d. 
Moniteur  t.  3.  Aug.  1814«  n.  2i5.  Journal  de  Francfort,  1814«  n^  192,  219  u. 
229.  Aufhebung  dieser  Verordn.  im  Jul.  181 5,  Journal  de  Francfort,  181 5,  n^ 
212;  1816,  n®  3dl.  Erörterungen  in  der  DeputirtenKammer»  im  Pec-  1817»  u. 
im  Jan«  bis  April  1822.  Rede  des  Fürsten  Taixbtbaso  für  die  Prefsfreiheit,  in 
der  Sitzung  der  PairKammer  v.  26.  Febr.  1832 ;  in  dem  Journal  de  Francfort 
du  7  mars  1822,  n®  66.    Bttdische  Verordn.  r.  8.  Aug.  18849  ti.  3.  Jan.  1840. 

§.    Ö04.  (417^.) 

Denkfreiheü,     fVerth^  Grenze  und  Gesichipuncte  der  OeffeniUchkeü 
der  Schrift  und  Presse,    BücherCensur.    Hede-,  Schreib »  und  Press- 
fr  eiheii^     fVirksamkeit  der  B.   V.  und  Beschlüsse  derselben   in  Be- 
ziehung auf  Pressfreiheil» 

I)  Die  Denkfreiheit  ist,  ihrer   Natur  nach,   oberherrlicher  Bestim- 
mung,   nur    so    weit    erreichbar,    als    der  Gedanke    äosseriich    erscheint, 
das  heifst,   in   Rede   oder  Handlang  erkennbar   gemacht  wird.     U)  Ver- 
nünftige Oeffentlichkeit    (Pablicität) ,  das  Recht  zu  freiem  Gebrauch 
der  Schrift  und  Presse,  dieser  künstlichen  Sprache  in  die  Nähe,  Ferne 
und  Zukunft  hin,  unter  der  Verpflichtung,  solche  vor  dem  Richter  zu  ver- 
antworten, ist  ein  rechtliches   Gemeingut    der  gebildeten  Menschheit.     Sie 
ist  ein  Bedürfnifs  aller  gebildeten  Nationen,  unter  jeder  Staatsform ,  gebo- 
ten Ton  der  Gerechtigkeit  und   Sittlichkeit,    empfohlen    von  der  Politik. 
Sie  ist  eine  grofse  moralische  Kraft,  ein  Schirmdach,  unter  welchem   sich 
der  Nationalgeist  entwickelt,  und  jede  Art  nützlicher  Aufklärung  und  Mit- 
theilung sich  verbreitet;  in   constitutionellen   Staaten  ein    wesentlicher   Be- 
standtheil  der  Verfassung,  als  Wächter  derselben,   der    bürgerlichen  Frei- 
heit und  des  allgemeinen  Rechtszustandes,    überhaupt  aber  für  jede  Staats- 
reglerung  ein  wichtiges  Mittel,  die  Volkstimme   und  die.ürtheile   der  Ver- 
ständigen im  Volk  zu  vernehmen,  Gebrechen  der,  Staatsverwaltung   ;su  er- 
fahren, Staatsgebrechen  und  gerechten  Beschwerden   vorzubeugen  und  ab- 
7.uhelfen,  nothwendiges  oder  nützliches   Besseres  einzuführen.     In    so   fern 
wt  Prefsfreiheit   eines  der  sicheisten   Verwahrungsmittel ,   gegen  Aufstand, 
Aufruhr  und  Umwälzung   der  Staatsordnung.     Ihre   Vortheiie   überwiegen 
^eit  den  möglichen  Mifsbranch*     Unterdrückung   oder  zu  grosse  Beschrän- 
kung derselben,  namentlich  mittelst  d(sr  Censur,   kann   heut  zu  Tage  ohne 
NachtheiJ  oder  Gefahr  für  den  Staat  nicht  StaU  haben,  und   laut  der  Er- 
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fahrung  wird  dadurch  dem  iMifsbraach  der  Presse  aicht  gewekrt,  dnr  dasi 
gereizt.  Ein  altes  Sprichwoit  sagt:  wir  tban  was  wir  sollen,  und  spreckea 
was  wir  wollen.    UngeschlifiPenheif,  BSswilliglieit,  Strafwurdigkeit  etiiclter 
Wenigen,  sind  kein  zureichender  Grand,  wider  die  Gesammtheit  der  Staats- 
bürger besondere  Censar,  Sirenge  and  Prefszwaog  anzuordnen,  und  wegen 
der  m5glicben  Ungebühr  Weniger  die  ganze  Nation  mit  einem  liierärischea 
Interdict  za  belegen.     Dem  Milsbraach  ist  Alles  ansgesetst,  selbst  die  \t> 
nunft  and  die  Religion,  anch  die  Staatsgewalt.     So  lang  man  den  Gelraud 
des  Feuers  und  Eisens  nicht  beschränkt  oder  rerbietet,  damit  sie  nicht  za 
Brandstiftung  und  Mord   dienen,  so   lang  man   die  Weinberge  nicfat  ans- 
roftet,  damit  Niemand  in  Wein  sich  beraasche,  wird  anter  gebildeten  Na- 
tionen die  öffentliche  Meinung  über  Prersfreiheit,  des  mdglichen  Mifsbraochs 
wegen,  nie  ein  Yerdammungsurtheil  aussprechen  «).    Ihr  Verhutungs-,  Heil- 
and   Besserungsmittel    (preservatif    et   correctiO    trägt  die  Prefsfreibcit  in 
sich  selbst,  durch  die  Freiheit   der  Bede   und   Gegenrede,    und  durch  den 
gesetzmäsigeu  Rechtschutz  des  Richters  wider  die  Frevler.      TST)  In  mdl^^ 
ren  Staaten,  ward  daher,  zu  verschiedener  Zeit,  die  Bücher Censur  ab- 
geschafft 0,   als   in   der   Regel   mehr   schädlich   denn   nützlich  c).    ^it 
Anerkennung    vernunftgemäser,    gesetzlichfreier     Gedankenaussening ,   ^er 
Rede-,  Schreib-  Bücher-  und  Prefsfreiheit,  als  eines  natürlicheD 
Rechtes  der  Vernunft,  ward  gestattet,    auf  geziemende  Art  alles  Gute  ▼*$ 
nicht  ge;:chieht,  und  alles   Böse  was  geschieht,  öffentlich  za  sagen.    Da- 
gegen macht  man,  als  Schatzmaasregel    wider  den  Mifsbrauch   der  PreL- 
freiheit,  mit  Recht  den  Schriftsteller,  in  gevrisserArt  auch  denBucb- 
händler   und   Buchdrucker,    gesetzmäsig    verantwortlich^  wegen 
Verletzung  der  Rechte  des  Staates,  des  regierenden  Subjectes,  und  der  Pri- 
Tatpersonen.     IV)   la  Hinsicht  auf  das  Verhalten  der  Einzelnen  und  die 
Wirksamkeit  der  verschiedenen  Staatsbehörden,  ist  dieser  wichtige  Gegeo- 
stand  bei  der  Gesetzgebung  aus  einem  zweifachen  Gesichtpunct  zu  betnuih- 
ten,  nach  Rechtspflege  und  nach  Polizeipflege.    Auch  koonea  aus- 
nahmsweise, bei   revolutionären  Bewegungen,   provisorische    und  vorüber- 
gehende oberpolizeiliche  Maasregeln   und  gesetzliche  Bestimmungen  notbig 
werden.     V)  Die  BundesActe,  Art  18,  macht  der  Bundesversammlung 
zur  Pflicht,  bei  ihrer  ersten  Versammlung  mit  Abfassung  gleichförmiger 
Verfügungen  über  Prefsfreiheit  sich  zu  beschäftigen;   sie  zahlt  die 
Prefsfreiheit  ausdrücklich  zu  den  «Rechten»,  welche  die  verbündeten  FSr- 
sten  und  freien  Städte  übereingekommen  sind,  den  Unterthanen  der  Bandes- 
staaten zuzusichern.     Zu  dem  Ende  liefs,  im  Jahr  1818,  die  B.  Y.  ^^^ 
in  einem  amtlichen   Vortrag,  eine  «Uebersicht   der  verschiedenen  Gesetz- 
gebungen über  Prefsfreiheit,  besonders  in  Teutschland»    vorlegen,  und  er- 
nannte sie  aus  ihrer  Mitte  eine  Commission,  zu  Erstattung  eines  Gutachtens 
über  möglichst    gleichförmige    Grundsätze    und   Verfügungen    wegen  der 
Prefsfreiheit  in  den  Bundesstaaten  <')j  beides  bis  jetzt  ohne  sichtbaren  Er- 
folg,    VI)  Harz  vorher  hatte  die  B.  V.  sich  reranlafst  gesehen ,  eine  pr(>- 
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iaoriache  Yerfügang  wider  den  Mifsbrauch  der  Presse  za  enN 
rei'fen,  utid,  am  ao.  September  1819,  deren  allgemeine  Einfuhrang  in  den 
Sdhdesötaaten  auF  fünf  Jahre  zu  beichliefsea  ^).  Bis  zu  einer  Yereiabarung 
iber  ein  definitivei  Prefsgesetz,  ward  diese  ycrfugung  provisorisch  aaf 
inbestinunte  Zeit  erneuert.,  durch  einen  Beschlufs  der  Bundesrersamm- 
ung  Yoin  16.  August  1834/)*  Durch  Beschlufs  vom  10.  November  i83i 
rinnerte  die  B.  Y-  an  die  Fortdauer  der  von  den  Bundesgliedem  bis  zur 
rerein1>arung  über  ein  definitives  Prefsgesetz  übernommenen  Yerpfiichtung 
;ur  Aufsicht  über  die  in  ihren  Ländern  erscheinenden  Zeitungen,  Zeit-  u. 
riugschrifteR.  YU)  In  constitutionelleu  Bundesstaaten  ist  die  Anwendbar- 
leit  der  genannten  provisorischen  Pi^efs Verfügung  nach  den  älteren  Yor- 
tchriften  der  LandesGnmdverfassung  zu  beurtheilen  ff). 

1)  Prcsü-,  Sohreih'  und  RetUzwauff    überhaupt  (politiscber ,    religiöser,   socialer), 
iffi  Betokränkuiig  der  Freiltett,  Erfahrungen,  Gedanken,  Getinnungen  und  Ge- 
fühle  SU  Süssem;  unweise,  so  bald  sie  weiter  gebt  als  auf  ffejetznuui ff e Ahndung 
das  MUsi/raueks.    G^ea  diesen,  besonders  wider  literarische  Aufwiegler,   sind 
StrafffeseUt  nothwendig,  noch  welchen  Jeder,    der  auf  dem  Weg   der  Presse 
frevelt,  dem  Richter  su  geseUmasiger  Yerfolgung  und   Bestrafung  erreichbar 
wird.    VergL  Cicsao  Fragm.  lib.  VL  de  rep.  Casah  de   hello    galt.,   YL    20« 
Graf  ▼«  WivnisoHGBiTs  über  Pressfreibcit,  insbesondere  Budbereensur;  in  dessen 
Betracfalangen  über  versohiedeae  Gegenstande  (Nurnb.   1787.  8.),  $.  ^^ — 158» 
—  Grobe,    freie,  geistige   Cultor  der  Staatsgenossen ,  ist  ron  unschätsbarem 
Werth  für  die  Stantsrerbindung.    Ein  unentbehrliches  Mittel  daau,  ist  vernünf- 
tige Preüs-,  Lese-  und  Redefreiheit.     Unglückliches  Volk,  das  nur  Geldsäcke, 
Waarenballen  und  Schwerler  achtet    Die  Herrschaft  des  Geistes,  ist  die  höchste 
Gewalt;    Knechtschaft  des   Geistes»   der  unterste   Grad    der   Srlaverei.     Was 
wären  alle  Freiheiten,  w£nn  der  Geist  der  Staatsgenossea  berormuadet ,  wenn 
er  in  Fesseln  gehalten  wäre  ?    An  der  mchrem  oder  mindern  Beschrünkung 
der  Prefsfreiheit,  kann  man  den  Grad  der  Freiheit  erkennen,  welchen  dn  Volk 
geuiefsC     «Herrscht  einmal  der  Geist,   dann  sind  Rückschritte  unmöglich.  Eu- 
ropa   kann  noch  Zeiten   erleben,  die  ui«ht  gefallen,  aber  surficksinken  in  die 
Zeit  der  Barbarei  kann  es  sieht j  dafür  hat  die  Bndidruokerkanst  gesorgt».    So 
schrieb,   schon   vierzig  Jilnre  vor  der  französischen  RcToIution,  BsAüasLU,  in 
Mes  penaees.    Paris   1753.  —  Dis  Pressjreikeit  soll  ein    wachsamer  Hüter   der 
Rechte  der  Regierung,  des  Volkes,   der  Einseinen  seyn.    Sie  soll  zu  allen  eine 
offene   und  loyale,   zu  der  Regierung  zugleich  eine  ehrerbietige  Sprache  reden. 
Sie  darf  weder  das  Land,   noch  die  Regierung,   noch  die   guten  Sitten,  noch 
irgend  eine   im  Lande  aufgenommene  oder  geduldete  Religion   befehden   oder 
herabwürdigen.    Sie  darf  Diiemand  beleidigen.    Wo  RepräsentativYerfassung  be- 
steht, gehört  sie  zu  dem  Wesen  derselben.  —  In  diesem  Sinn  schützten  Fried» 
rieh  U,  und  Joseph  iL  die  PreCsfreibeit ,   und  verkündigte  solche  König  Friedrieh 
yf^ilkelin  lil,  von  Preussen«     In  einer  GahinetOrdre  vom  October  i8o3 ,  an  das 
beriiner  GeneralDirectoriam ,   erklärte    Dieser:   dafs  «der   Unterdrückung  der 
Prefsfireibeit  ein  allgemeiner  Nachtheil  immer  auf  den  Fufs  nachfolge».     Eine 
andere,  an  den  Staatsminister  von  Angern  erlassene  prcussische  GahinetOrdre, 
vom  aa  Febc.  1804  (erschien  spater  in  dem  Hamburg,  unpart.  Correspondenteu 
Y.  1816,  St.  87),   spricht  1   «Eine  anständig  Publicitat  ist  der  Regierang  und 
den  Untcrtfaanen.dieaiohevste  Bürgschaft  gegen  die  NacMässtgkoit  und  den  besen 
Willen  der  untcrgeordneton  Officianten,  und   verAiemt   aaf  alte  Fülle  gefördert 
tttid  ^schützt  «u  werdenv.     Aueh  .eine  preuis.  CabinetOrdre  v.  8.  Febr.  1804, 
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Spricht  in  gleichem  Sinn.    VergL  damit  die  preuss.  CabinetOrdret  t.  18.  Se^t. 
u.  a8.  Dcc.  1814*  '^  Gustav  IIL^  König  Ton  Schweden,  erklärte  am  «6.  April 
1774  auf  dem  Rath hause   zu  Stockholm:    «Durch   die  PreCifreiheit  erfahrt  ein 
König  die  Wahrheit,  die  man  mit  so  vieler  Sorgfalt,  leider  oft  genug  mit  rielm 
Erfolg,   ihm  verbirgt.     Dem  Beamten  verschafft  sie  den  Vortheil,  rerdieate  öf- 
fentliche Anerkennung  und  Lobspruche  erhalten  au  können.    Das  Volk  eriük 
den  Trost,  seine  Klagen  anaubringen,   und  oft  überaeugt  sa  werden,  diCs  tk 
ungegründet  sind».  —  Ein  Grundgesets  der  Vereinigten  Staaten  wou  NortUmriU, 
von  1789,  bestimmt  (Art.  3),  da£»  nie  ein  Gesets  solle  gegd>en  frerdea,  «ko- 
durch  die  Freiheit  im  Reden,  und  die  Prefsfreiheit,  oder  das  Hecht  de&  Vol- 
kes ,  sich   friedlich   su  versammeln,  und  der  Regierung  Petitionen  wegen  Ab- 
stellung von  Mifsbräuchen  au  überreichen ,  gemindert  würde».     GonsUtulivott 
der  europ.  Staaten,  Th.  I,  S.  53.    Die  Verfassui^urkunde  von  lUiri  (St.  Do- 
mingo) vom  1.  Juni  1816,  Art.  a6,  bestimmt:    «Niemand  soll  verhindert  wer- 
den,  seine  Gedanken  eu  sagen,  niedersuschreiben  und  drucken  su  laMea.  Die 
Schriften  sollen    vor    ihrer  Erscheinung   keiner   Censur  unterworfen  werden. 
Niemand  ist  für  das  durch  den  Druck  bekannt  Gemachte  verantwortlich ,  als  ii 
den  Fällen,  welche  das  Gesets  vorschreibt». 
Ü)  Ahgetchafi  ward  die  (von  Kaiser  DomUtitm  und  Papst  jiUxmmder  FL  auerttcis- 
geführte)  Censur,    durch  e.  htrpfalz,  Verordn.  v.   i3.  Jun.   i8o3,  u,  durrfc  i 
haier,  Verfais.  Urk.  v.  1818 ,  Tit.  IV,  §.11»  nebst  dem  dasu  gehörenden  Edkt 
V.  «6.  Mai  1818«  wo  nur  politische  Zeitungen  u.  periodische  Schriften,  politi- 
schen  und   statistischen   Inhalts  der  Censur  unterworfen  werden ;  mit  nahcrtr 
Bestimmung    durch   e.  Verordn.  v.  a8.  Jan.   i83i;   durch  das   afnmar-eütwtä. 
Grundgesetz  über  die  landständ.  Verfais. ,    1816  (au  veigl.  jedoch  mit  den  spi- 
tem  Verordn.  v.  6.  Apr.  1818  u.  6.  Nov.  1819).    Abgeschafft  ist  sie  in  EMglaii. 
Delolvb's  Constitution  Englands,   Buch  II,  Cap.  la  u.  i4«    Auch  war  sie  es  i& 
Dänemark,  HoUum  u.  Schleswig,   nach  einem  Gesets  vom  14.  Sept.  1770  his  la 
dem  97.  Sept.  1799.     SoHLÖxaa's  Staatsans«,  Heft  64«  S.  4^  ^     ^  Fmdmick 
ward  sie  abgeschafft  bei  den  polit.  Zeitungen  u.  Journalen ,  am  17.  Mai  1819. 
indem  man  das  ErkenntniGi  über  Prefsvergehen  der  Jury  übertrug ;   wieder  ein- 
geführt im  J.  i8ao;   wieder    aufgehoben  im   Mära   181s,  aber  mit  Erricbtang 
strenger  Gesetxe  gegen   den  Mifsbrauch  der  Presse.    Im  Juli  i83o  wurden  die 
politischen  Bl&tter  durch  eine  k.  Ordonnsna  einer  Censur  unterworfen;  wonuf 
eine  ThronRevolution  folgte,  in  deren  Folge  die  periodische  Presse  wieder  frti 
ward.    Schicksal  der  fratußsüchen  Presse  seit  der  Restauration;    in  der  AUicn. 
Zeitung  v.  4«  u.  5.  Oct.  i835 ,  ausserord.   Beil.  398  u.  399.    Loi  Jramautt  da  q 
scptembre   i835 ,  sur  les  crimes ,  delits  et  contraventions   de  la  freut  et  de« 
auires  nw^ens  de  pu6licMion ;   dans  le  Moniteur  universel  du  10  scpt.  i835.    Or 
donnance  royal  du  meme  jour,    relativement  a  Tex^cution  de  cctte  loi;  ihü 
Lettre  circulaire   du  ministre   de  la  justice  aux   procureurs  g^nereaux,  de  U 
meme  date,  pour  le  meme  objet;  ibid.    Nach  obigem  Gesets  dürfen  auch  IuIb^ 
Zeichnungen »  Kupferstiche ,  Steindrucke ,  Bilder  oder  Embleme  ohne  vorher  er- 
haltene Erlaubnifs  publicirt,  ausgestellt  werden.    Das  CircularSchreiben  regnürt 
die  Anwendung  des  Prefsgesetaes ;    es  soll  nur  die  Charte  und  den  Röaig  ^r 
Angriffen  schütaen,  sonst  aber  der  Discussion  vollen  Spielraum  Imcu.    Franl^> 
OPA.  Zeituog   V.  14.  Sept.  i836,  Beilage.  Presse  und  BmMandei  sind  Br  jrti  er- 
klart ,  doch  unter  Befolgung  der  gegen  den  Milsbrauch  bestehenden  oder  er- 
folgenden  Gesetse,  in  der  haitr.  Verfafs.Urk.  v.  1818,  Tit.  IV,  S.  11,  und  (mit 
Ausnahme  der  politischen  Zeitungen  und  periodischen  Schriften  politischen  oder 
statistischen  Inhaltes)  in  dem  als  Beilage  HI   daau  gehörenden  Edict  Ober  die 
Freiheit  der  Presse  und  des  Buchhandels  v.  «6.  Mai  1818 ;  desgleichen  io  den 
wavtemh  Verfa(s.Vertr.'  v.  1819,  $.  28»  u.  in  d.  wuriismh,  Gesets  über  die  Prefi- 
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freihett  ▼.  3o.  Jan.  1817,  in  Pdi.rr2  europ.  VerfaMuagen,  Bd.  I,  Abtk.  I^  S.  37$« 
u«  in  der  grofsbertogl.  hessischen,  i8ao,  Art.  35.  Die  badische  Verfals*  Urk. 
iSiS,  $.  17,  will  Handhabung  der  Prefsfreiheit,  nach  den  künftigen  Bestimmong. 
der  Biundesversaromlung.  In  Folge  dessen  wurde  tmter  d.  ^8.  Dec.  i83i  ein  die 
Genaor  aufbebendes* Preisgesetz  erlassen,  welches  inzwischen  auf  Veranlassung 
eines  Beschlusses  der  B.V.  r.  5.  Juli  i83i  durch  e.  Verordn.  ▼.  a8  des  namL 
Monates  sum  Theil  wieder  för  unwirksam  erklärt  ward.  «Ausdrücklich  aner- 
kannt und  ge^etslich  begrühdetv  ward  das  Recht  der  Staatsbürger  auf  «Freiheit 
der  Presse»,  in  dem  SachseifFF^eimar,  Gmndgeseta  v.  1816,  am  Schlufs.  Die 
htrkeseieeke  Verfhls.  Urk  t.  i83i,  §.  87,  verordnet:  «Die  Freiheü  der  Fresst  und 
des  Buchhandels,  wird  in  ihrem  rollen  Umfange  Statt  finden«  Es  soll  jedoch 
suvor  gegen  PrefsTOrgehen  ein  besonderes  Gesetz  alsbald  erlassen  werden.  Die 
Cenavir  ist  nur  in  den  durch  die  Bundesgesetze  bestimmten  Fallen  zulässig«. 
Und  %.  89:  «Niemand  kann  wegen  der  freien  Aeusserung  blosser  Meinungen  zu 
Verantwortung  gezogen  werden,  den  Fall  eines  Vergehens  oder  einer  Rechts- 
▼erlelzung  ausgenommen».  In  dem  GH.  OUenhur^  ward  im  Jan.  t83i  die  Presse 
für  frei  erklärt,  in  Absicht  auf  innere  Angelegenheiten.  Die  Königl.  sävhs. 
VerfaCs.  Urk.  t.  i83i  ,  V  ^  y  bestimmt :  «Die  Angelegenheiten  der  Presse  und 
des  Buchhandels  werden  durch  ein  Gesetz  geordnet  werden ;  welches  die  Frei- 
heit derselben,  unter  Berücksichtigung  der  Vorschriften  der  Bundesgesetze  und 
der  Sißberung  gegen  Mißbrauch,  als  Grundsatz  feststdlen  wird».  Darauf  folgte 
eine  Verordnung  über  die  Verwaltung  der  Prefspolizei ,  nebst  Instruction  für 
die  Gensoren,  ^4  la.  Oct.  i836;  in  d.  K.  Sachs.  Gesetz-  u.  Verordnungsblatt, 
t836,  St.  20,  8.  978—298.  Die  HohenaoHemSifftnaHnffcnsehe  Verf.  Urk.  v.  i838, 
§.  20,  sagt:  «Die  Freiheit  der  Presse  und  des  Buchhandels  findet  mit  Beobach- 
tung der  gegen  den  Miüsbrauch  bestehenden  oder  künftig  zu  erlassenden  Ge- 
setze Statt».  S.  a.  das  8.  Altenburgische  Grundgesetz  v.  20.  Apr.  i83i.  $.67^. 
—  Von  den  gerechten  Grenzen  der  Censur,  s.  man  Schlözxh's  Staatsanzeigen, 
Bd.  IV,'  6.  25o  u.  4^o*  —  Savotb,  Garantien  der  freien  Presse  im  baierischen 
Rhmnkreise.    Zweibrücken  i832.  8. 

c)  Nutzen  der  Prefsfireiheit  in  England ;  s.  t.  Abchxbholz  England  u.  Italien  (1785), 
Bd.  I,  Th.  1,  S.  9  fE  4^  f*  —  RvoHART  über  die  Censur  politischer  Zeitungen. 
Erlangen  1826.  8.  —  Napoucoit's  literarische  Tjfrannei  und  militärisch-despotischer 
Jesuitismus;  eine  Warnungstafel  in  der  Geschichte;  s.  dessen  Decret  v.  6.  Febr* 
1810,  die  Buchdruckereien,  die  Censur  und  den  Buchhandel  betr.,  in  d.  Moni- 
teur,  u.  in  d.  Hall.  AUgem.  Lit.  Zeit.  1810,  Num.  63.  (Wenig  modificirt  ward  es 
durch  ein  Decr.  t.  i4«  Dec  1810.  Rhein.  Bund,  LVIII.  84-  149-')  Märtyrer- 
Schirksal  des  Nürnberger  Buchhändlers  Palx;  s.  polit.  Journal,  1806,  S.  971. 
Joe.  Phil.  Palk,  auf  Napolbois's  Befehl  hingerichtet  zu  Braunau  den  26.  Aug. 
1806.  Nürnb.  1814.  8.  —  Von  der  Schädlichkeit  und  Unrechtmäsigkeit  der  Bächer- 
steuer,  s.  Mokthiov  quelle  influence  ont  les  diverses  especes  d*imp6ts  etc. 
(Paris  1808),  p.  181. 

d)  Beides  in  dem  Protoc.  t*  12.  Oct«  1818,  vergl.  oben  $.  287.  Die  angef.  Ueber- 
sicht,  befindet  sich  bei  diesem  ProtocoU,  als  Beilage  3&  Sie  ist  auch  besonders 
abgedruckt,  auf  62  Seiten  in  4|,  —  Schon  im  April  1818  hatte  S.  FTeimar  bei 
der  B.  V.  auf  Festsetzung  allgemeiner  Grundsätze  über  die  Preßifreiheit  ange- 
tragen. Protoc.  ▼•  1818,  §.  99  u.  287.  —  Ohne  ein  besonderes  Gesetz  für  Ver- 
gehen und  Verbrechen  mittelst  des  Gebrauchs  der  Presse ,  dienen  wider  diese 
dem  Richter  die  allgemeinen  Rechtsgrundsätze  über  den  strafbaren  Mifsbrauch 
der  Rede  und  Schrift,  z.  B.  in  Absicht  auf  Verläumdung,  Injurie,  Majestäts- 
▼erbrechen,  Hocbverrath»  dann  über  Rechtsgrfinde  der  Milderoag  oder  Schär- 
fang  d^r  Strafe,   die  letzte  s«  B.  wegen  grölserer  OeSantlkbkeil. 
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#}  DkMT  «i/  dem  CarblMidOT  C»ngreit  entworfene  FreftbeMUiifs  siebt  ia  im 
Protoc.  T,  «o.  6ept.  »8*9.  §.  wo,  IV;  auch  in  Hi.vnR*s  9iicil«BMniaibiig,  Su«« 
XIK,  8.  a8&.     Nach   demselben  dürfen  Schriften,  die  in  der   Form  tigficber 
Blatter,  oder  heftweiae  erscheinen,   nnd  «okbe  die  nicht  über  so  Orackboga 
•lork  sind,  in  keinem  Bundesstaat  ohne  Farwisttn  und  vorgangige  {kmkmkalh»e 
dßr  ImnäesMtoräm  aum  Druck   befördert  werden.    Bestimmungeii  für  Schriften 
anderer  Art,  sind  der  J^ndesregtemng  überlassen;   doch  sollen  Klagen  «n»«" 
milverbsiadoten  Regierung  gegen  Vorfasser  oder  Verleger ,  die  durch  sie  was. 
lafat  werden^  im  Namen  der  Landesregierung  erledigt  werden.     PriTatpenoo« 
ateht  gerichllifhc  Verfolgnag  wider  den  Verfasser  oder  Verleger  frei,  wenn 
durch  Mifsbraurh  der  Prefsfreiheit  sie  sich  verlelxt  glauben.  In  alkn  inTeotsclh 
land  erscheinenden  Druckschriften   ohne  Ausnahme,   mufs  ^er  Name  des  Ver- 
legers, in  Zeitungen  und  Zeitachriften  auch  der  Name  des  llemusgebers ,  ange- 
geben teyn.    Wird  in  irgend  einer  aolchen  Drucket  hnft  die  Wurde  oder  Sicher 
beit  «ioes  andern  Bundes^raates  Terietat,  oder  dessen  Verlassung  oder  Verwal- 
long  angegriffen,  ao  iat  defshalb  die  Lande8regie;-ung  ▼erantwortlick,  nicht  nur 
dem  unmittelbar  Beleidigten,   sondern  auch   der  Gesamntheit  des  Bwides,  lo 
dafs  defshalb  subsidiarisch  Beschwerde  bei  der  B.  V.  Statt  findet    Dem  Bedae 
•enr  eiaer  wegen  Ungebühr  unterdrückten  Schrift,  darf,  biaiwn  fitaf  Jahren, 
in  keinem  Bondesstaat  die  Redaction  einer   ähnlirken  Sehrift  gesUttet  werden, 
u   d.  m.     (Von  der  Voliaiehuagsbefu^fs  der  B.  V.,   s,  §.  17^  •  u.  c)    ^'»' 
Ablauf  der  fünf  Jahre,  sollte  die  B.  V.  einen  i)efinitioBfsckiuM  «her  die  reckt 
maaigen  Grenaen  der  Prefsfreiheit  in  BeratharklAguag  nehmen.     (Indefs  warf 
obige  Verfugung  im  J.   1834   auf  unbestimmte   Zeit  eraeneft.     Man  ».  «■»<■• 
Note  f.)     Die  B.  V.  hatte  einstweilen  einen  Aussrbnfs  fiir  die  ^fiicki  über  «iic 
PrefsgeKctJse   u.  für  Re<'ur€e  in   PrefsangelegenJieiten  eTiiailnt.     Protoc.  r.  iSi?« 
S.  27  1.  XU.    J.  C  Frlir.  v.  Abktu,  wie  darf  «nau  in  den  deutachen  Bnadeistaalffl 
über  politische  Gegenstände  m  hreiben?  Altenb.  i8»4.  8.  -  In  Folge  eines  aafb 
Stimmeiunchrheit  gefa&ten  ITmi  hliuLlH  ^fll  H    V.  r.  3»  Juli  ida3,  ward  ei«  w 
Stuttgart  unter  dem  Titel:    «Der  Teut$cbeD^l>a<:b^^T  erocMcneo«  folilisfli« 
Blatt  unter'irückt.    BlübfbS  OueIlensammlun^*»m.  XIX,  Anmerkung  wS.  «9^ 


Auch  rerfugtc   ein   Besthiufs   der  B.  V.  v.  aof 'ai\,*%  ^"^  PubücilalSperre 

in  einer   Streitsache   zwischen   dem  König   von  G    litt?'''**®*  ^^^  Banna^^f 

und  dem  Herzog  Carl    .on  BrauntM^hweig     Ebeml^a^^liy.?^^  ^*^"'*^* 

..   .9.  Nov.  .83.   untersagte  die  B.  V.  dfe  Vers^dL  J^^ 

Strasburg   erscheinenden    Zeitblattes :    «Das  i^n.fU?     „     ^l#!L 

allen  Bundesstaaten.     Durch  Bescbluft  v   7   dT   ^    "    '  1    '.'^^^^^^fer 

streckt  auf  iede  uoter  irgend  einem  Titel  emhei^eS    F^llt     ''•^*' 

blattes.     In  d.  Protoc.   v.   ,7.  Febr.   ,83i  (5.  Sir^L  ..      '"u^    ^^^ 

den   Antrag    zu  Aufrechthaltung    u.   «enauer  Bpr'/'   ^     7   '''^"'''^    ^»-^ 

Stimmungen  wider  die    PrcfsfreLt    -  Tetra!^;^^^^^^^^  .k"    "^'-^^r^ao^ 

scLlufs  dec  B.  V.  .  .8.9,  enthalten  folgenrSehS^^  W  :  |'^?^"      ^"^"^ 

lands  Prefsgeaetz,   seinem   Wesen  und  seinen  Fol  Jn  „«1*     ß      T    ^^"'^ ' 

hang  SU  <Fr.  v.  GshtfI  ^r    k    m  •    «   •  / "  f^^%^^  nach.     1821.  8.      I>er      1 

f)  In  4em  Protoc.  der  B.  V.  v.  i8«4,  6.  ,3i  «   ,5o.  „   ;„  «         . 
tr)  V«y  ob«  §.  ,,5  „.  „5.    D,^  „,^j  ^^^  Art 56  d«. 
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nvr  «uf  ▼•rfaMUQgpmw^em  Wege  wieder  abgeändert  werden  können;  so  Ul 
in  denen  Bundesstaaten,   wo  solche  Verfassungen  besteben,  nach  Urnen  die  An- 
vftndbarkeit   dieses  Beschlusses  zu  heurüieiten ,    so   wie    die    Bejugniss   der   Staats^ 
reffierung-,   dazu   ihre  Zustimmung   zu  geben.     Oben  $.  284  c.     Hierauf  bezieht 
sich  die  SehlussCiausei  der  k.  baieriseken  Bekanntmachung   obigen  Prefsbeschlus- 
ses  ▼.  16.  Oct.  1819,  in  dem  baier.  Begier.  Blatt  1819,  8r.  49:    AMachen  Wir 
dieselben  hiermit  bekannt  und  Ferordnen,   dafs   Uiuere  sämrotliche  Behörden 
und  Unterthaoen,  mit  Bücksicht  auf  die  Uns  nach   den  bestehenden  Staatsver- 
trägen  und    der  BundcsActe  zustehende  Souverainetät,    nach  der  von  Uns  Un- 
sercm  treuen  Volke  ertheilten  Verfassung  und  nach  den  Gesetzen  Unseres  Kö- 
nigreichs, sigIi   ücnaeh  geeignet   eckten».    Vergl.  ScHvarcR's  Staatsr.  des  König- 
reicht  Baienat   Bd.  I,  8.  169  u.  das  Gesetz  nber  die  Freiheit  der  Presse  u«  des 
Buchhandels»  als  Beilage  m  zu  der  baier.  Verfafs.Urk.  t.  ]6i&    (Mit  derselben 
Qausel  verkündigte  Baiern  auch  den  oben  %,  149  erwähnten Beschluls  der  B.  V. 
V.  17.  Oct»  i83i ,  betr.  die   Adressen  an  die  B.  V.)    Auch  s.  man  die  würtem- 
bergische  Bekanntmachung  des   genannten  Prefsbeüchlusses  von   1819.     Ansicht 
der  kurhessischen  Begieriükg   über  <\tn  Sinn  der  Bundesbeschlusse  von  1819  und 
%8i4,  betr.  die  Beschränkung  der  Prebfreiheil  ^   und  deren   Verbiadlicbkeit  f&r 
Burhessen,  mitgetheilt  der  kurheMiscfaen  Standeversammlung)  in  der  ^Ugem» 
Zeitung  v.  i6,  Febr.  i83s,  ausserord.   Beilage,  S.  984  fL     Bechtaverwahru^ 
wider  die   von  der  B.  V.    im  November  i83i    gegen  die  Prefsfreiheit  gefafsten 
Beschlüsse,  angekündigt  von  der  zweiten  Kammer  der  barliichen  Sländeversamn^ 
lung  in  ihrer  Sitzung  v.  a.  Dec.  i83i;   in  dem  badischen  Landtagsbhtt   o.  in 
andern  öflEbntlichen  Blättern.    Erklärung  der  a.  Kammer  der  badiicben  Stände 
über  die  neuesten  BundestagsBeschlüsse,  die  Prefsfreiheit  betr.  Carlsr.  i83t.  8* 


§.    5U5.  (4ia) 

Insonderheit  Büchemachdmck  und  BücherPrivUegitn* 

\)  Unter  Buchernachdruch  «)   versteht   man  jede  Vervielfälti- 
gung schriftlicher  oder  bildlicher  GeisteswerUe,  gegen  Willen  und  Ab- 
sicht ihrer  Urheber  oder  deren   Bechtsnachfolger;  es  sej  durch  Schreib-, 
L^chdrucher- ,  Stein-  oder  Metallschreib*,  Formschneide-,  Kupferstedier-, 
üfÄ  irgend  eine  andere  bildende  Kunst.     Fast  immer   unbillig,  sehr  oft 
Litcsei  »^icb,  obwohl   ohne   posistiye   Einschränliung   nicht   wider   das   strenge 
^  ht    P  "  F^*'^*^"^    ^^  zugleich   aber   auch   die    Festsetzung   und    ilandhabnng 
besteiieiMlea  ^   Bücherpreise,  eine  gesetzliche  Bestimmung,  übereinstimmend, 
obigen  Preislich,  für  alle  Bandes9taaten  ond  auch  für  iVachbars^aten«     IT)  Die 
ScHüw  I>Mt5c)undes\cte  *)  rcrwiefs  die  Abfassung  gleich (iSrmiger  Verfugangen, 
hl.  8.  1^'f '^"{erstellung  der  Rechte  der  Schriftsteller  und  Verleger   gegen    den 
R   T  -^  fl  \ch,  an  die  Bundesversammlung  ($. 287).     Dieselbe  liefs  sich  hier- 
TCKeiichhtttib'  Wag  erstatten,  und  setzte  einen  Ausschufs   nieder,    bu    Erstattung 
ichtens  fnr  die  erwähnten  Verfügungen  «),  welches  erstattet,  und 
I  (>iicfleo«aiini-  nionsErtheilung  an  die  Regierungen  gesendet  wurde  <0-    HI)  Darauf 
verlängernden  »^  vorläufiger  Beschliifs  der  Bundesversammlung  vom  2.  April  i835, 
90  Rffgifrtinp  •  ]\^achdruck    im   Umüang  des  ganzen   Bundeiigebiets  zu    verbi^ten, 
rMUtf'OB   ipbriOsteUeriKhe  £ig««tbum  nach  gteidkf&raMgftn.Gniuidsatzea  fest- 
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sasteileii  und  2u  schützen  sej.  Die  definitireu  BestHnmungCB  hierfiber 
wurden  gegeben,  durch  einen  nahern  Beschlufs  der  BandesversammluDg 
Fom  9.  Nov.  1837,  der  im  Anfang  des  Jahres  i838  durch  die  Gesetz- 
sammlungen der  einzelnen  Bundesstaaten  bekannt  gemacht  uvurde,  und  des- 
aen  wesentlicher  Inhalt  oben  ^  2 87^9  angeführt,  ist.  lY)  Bis  dabin  war 
der  Schutz  gegen  den  Nachdruck  stillschweigend  überlassen,  theib  parth 
culären  Vereinbarungen  einzelner  Bundesstaaten  unter  sich  O1  ^^  ^^ 
besondern  Gesetzgebung  jedes  Bundesstaates  f)  \  theils  den  durch  die  SUab- 
hoheit  begründeten  landesherrlichen  Privilegienrecht  ($•  461  o*  f-/)  ^^ 
dessen  Ausübung  der  Nachdruck  and  der  Verkauf  nachgedruckter  Exemplare 
nur  solcher  Schriften,  für  welche  der  Verleger  defshalb  ein  Privilegium 
erlangt  hat,  in  dem  Staatsgebiet  des  Ertheilers  auf  bestimmte  Zeit  für  ter- 
boten  geachtet  ward.  V)  Als  particula'res  Schutzmittel  gegen  Biicliernacli- 
druck,  wurden  daher,  in  einzelnen  Fällen,  landesherriiche  BucherPriu- 
legien  oft  gesucht,  und  meist  auch  ertheilt.  Die  wirksamsten  vareo, 
wegen  der  leipziger  Messen,  die  koniglich-sachstschen  g\  VD  Ist  eine 
Druckschrift  von  dem  Verleger  unzweifelhaft  mit  der  Ciausel  des  eio- 
geschränkten  Eigenthuras  versehen,  mit  der  Erklärung,  daTs  das  Ei- 
^enthum  jedes  einzelnen  Exemplars  von  Ihm  an  Niemand  anders  als  mit 
der  immerwährenden  Bedingung,  dasselbe  nicht  aachzudrackea  oder  wdi- 
drucken  zu  lassen,  überlassen  werde,  so  bedarf  es  zu  gerichtlicher  ^ tu- 
folgung  des  Nachdruckers  weder  eines  positiv-gesetzlichen  Verbots  des  NacL- 
drncks,  noch  eines  Privilegiums  A). 

a)  Schriften  für  oder  nider  den  Büchernachdruck :  Pcttbk's  Lit.,  HL  5^5.  Ktcui  ^ 
Lit,  $.  i35a  PÜTTraa  Beitr.,  L  «41,  Eesch  Handb.  der  teutach.  LUenlär. 
Bd.  I,  Abtb.  1,  Abschn.  a,  Num.  56o  — 564.  Abtb.  3,  Absdin.  1,  Num.  1903 
— 1908.  —  R.  Z.  Bechkr  über  das  Eigenthumsrecht  an  Geisteswerkeiu  Goi^a 
1791.  8.  J.  G.  FicHTK*8  Uorechtmäsigkeit  des  Bücbernachdrucks ;  in  d.  Berlia^ 
Monatscbr.,  1793,  Mai,  443.  J.  M.  GbXpf'b  Darstell,  der  Eigenthumsrerlite  ä^ 
Schriftstellers  u.  Verlegers.  Leips.  1794.  8.  C.  S.  Zachabiab  diss.  de  dofnüüe 
quod  est  auctori  in  libris  a  se  conscriptis.  Viteb.  1799.  4«  Kavvm  Eactd» 
pKdie,  fortgea.  v.  H.  G.  Florcm,  Bd.  99,  S.  688  — 781.  Kiübwi's  kl.  jur.  Bibl 
VIII.  401.  IX.  20.  A.  G.  Ebkbhard,  die  teutsclien  Schriftsteller,  was  sie  thaus. 
was  sie  für  Unrecht  leiden ,  u.  was  ihnen  für  Lohn  gebührt.  Halle  1814-  ^ 
Eienders,  in  d.  Allgem.  Anzeiger  d.  Tentschen,  1811«  Nnm.  69,  u.  i8t5,  5un.'^ 
Ch.  S.  Kbavbx  über  (für  den)  BuchernBchdruck.  Stutig.  1817.  8*  L.  F.  Gbh 
stBGKB,  der  (für  den)  Büchernachdruck.  Stuttg.  t8t3.  8.  Dehatten  über  ^^ 
Büchernachdruck  in  der  würtemb.  Kammer  der  Abgeordneten  im  3.  18a  u  ^^  ^^^ 
Samml.  der  Acten  dieser  Kammer,  S»  1204—1266;  auch  unter  obigem  Titel  u^ 
sonders  abgedruckt.  Stuttg.  i8aa.  8.  Würtembergische  Abstimmung  in  ^^ 
ProtocoU  der  B.V.  t.  1823,  $.  i3.  W,  T.  Kbüo  gegen  den  Wangenbeimisfl»« 
Bericht  (sollte  hetsson:  gegen  die  wurtembei^ische  Abstimmung)  am  Bondestaje, 
den  Nachdruck  betr.  Leips  1823.  8.  K.  £.  Schhi»,  der  Büchernachdruck  v& 
dem  (^sichtspunkte  des  Rechts,  der  Moral  und  Politik.  Gegen  L.  F.  {jvxtß^- 
Jena  1823.  8.  Die  neuesten  Schritten,  Nachdruck  und  Verlagsrecht  betr.;  ^^ 
J.  F.  Fries.  Leips.  1823.  8.  (Abgedruckt  aus  dem  Hermes,  St*  18.)  ^' ; 
Rbaxxm,  die  Rechte  der  Schriftsteller  u.  Verleger.  L.  J.  Nevstitbl,  der  ft« 
chemachdrttok,  nach  römischam  Recht  betsttchtet.     Heidelb.    i8i4-8*   ^'^^ 
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den  BflelierjiaebdntclK,  eine  AUu  in  Habl*s  aUgem,  Arehit,  Ettt  5  (idtS).  Et. 
sai  aar  la  propri^t^  littiraire;  par  M.  Florentin  Dvcos.  Paris  1825.  8.  Pöute, 
Jabrbttcber  der  PoHdk,  1828,  December.  —  Die  natur-  oder  allgemeinrecbüiche 
Erlaubiheit  des  Bücfaemacbdrudis  behauptet:  Faixoa.  Wsissaa  (David's  Briefe 
ao  Jonathan,  1818),  in  seinen  SSmmtliehen  Werken,  Bd«  VI,  S.  369—445;  för 
naturrech tlieh  unerlaubt  erUiren  dagegen  den  Bücbernacbdruck :  Habt,  Rechts- 
lehre, S.  138,  und  Hbovl,  Philosophie  des  Rechts,  S:  70— 74. 
\)  Bunde» Acte,  Art.  18.  Auch  die  rorlaufige  CompetensBestimmung  der  B.V.,  in 
d.  Protoc.  V.  1817,  %,  aa3,  B,  §«  4«  Art  3  u.  7,  u.  die  wiener  Schlufsacte  von 
i8ao,  Art.  65,  verweisen  auf  diesen  Artikel  der  B.Acte.  —  Von  Schriften  und 
Verbandlungen  über  den  Büchernachdruck,  auf  dem  wiener  Congrees,  s.  VM- 
Bvii's  Acten  des  wiener  Congr^  Bd.  IV,  6.  31  ff.  Ehendese.  Uebersicht  der  diploak 
Verbandl.  des  wiener  Gongr.,  S.  i53,  249,  a5i,  a6i,  669,  i43,  i54)  367. 
c)  Beides  in  dem  Protoc  der  B.V.  v.  sa.  Jun.  1818,  §.  159. 

i)  CommissionsBericht  u.  Entwurf  e.  Verordn.  wider  den  Nachdruck,  als  Beilagen 
zu   dem   Protoc.   der  B.V.  v.  11.  Febr.  1819,  §.  ^3,  wo  auch  der  Beschlufs  der 
B.V.  Verhandlung  in  d.  Protoc.  der  B.V.  ▼.  1810,  S.  3i5  (des  OriginalAbdrucks); 
▼.  18^2,  §.  91  u.  i53.    Abstimmungen  hierüber,  in  d.  Protoc.  t.  i833  u.  seitdem» 
s.  in  d.  Register,  voe.  Nachdruck.     Vergl.   auch   C.  F.  Elvbbs  Themis,  Bd.  I. 
St.  9  (i8a8),  Num.  1.  —  Erinnerungen   gegen   den   Entwurf,   enthält  das,  bei 
der  B.V.  eingereichte.  Ehrerbietige  Gutachten  über  den  Entwurf  einer  Verordn. 
u.  s.  w. ;  Ton  dem  Wahlausschusse  der  Teutschen  Buchhändler.    Leipziger  Oster- 
messe, 18 19.  Fol.  —  Die  tviener  SchiuesActe  v.  i8«o,  Art  65,  hat  diesen  Gegen- 
stand der  BandesTcrsammlung,  cur  femern  Bearbeitung  Torbehalten.    Die  ^er» 
handlungen,   welche    diesem  Artikel  Torausgingen,    sind  oben  §•  a37,  Note  e, 
angeseigt. 
c)  In  Folge   einer  königl.  CabinetOrdre'  rom  16.  Aug.  1827  (in   d.  preols.  GesetL' 
saroml.  1897,  S.  ii3,  u.  in  Mabtbss  recueil,  Supplöm.  T,  XI,  p.  294)f  schlofs 
Prtussen    durch  wechselseitige  Erklärungen,    in  den  Jahren  1827,  1828  u«'  1829, 
Vereinbammgen  fUr  den  Schute  der  Rechte  der  Schriftsteller  und  Verleger  wider 
den  Büchernachdruck  in  den  beiderseitigen  Staaten,  einaeln  mit  allen  Bundes** 
Staaten,    folgende    fünf  ausgenommen:   Oestreich,  Luxemburg,   Uechtenstein 
HessenHomburg,  Freie  Stadt  Frankfurt.     Man  findet  die  preussischen  Erklä- 
rungen defshalb,  in  der  preuls.  Gesetzsammlung  yon  1827  u.  1828,  u.  bei  Mab- 
TKNs  a.  a.  O.  T.  XI. 
f)  Vergl.  Oestreich,  allgem.  bürgerl.  (^esetab.,  §.  1169  ^,  Oestret'eh,   HofcanaleiDecr. 
T.  14.  Jul.  1825,  dafs  Steindruei  dem  Nachdruck  mit  Lettern  gleich  au  halten 
sey;  in  K.  Frana  L  polit  Gesetae  u.  Verordn*,  Bd.  53,  S«  139.  Preues.  allgenu 
Landr.,  Th.  II,  Tit  20,  Absehe  17,  $.  1296  f.     Badieche  Verordn.  über  den 
Büchemachdruck  ▼.  8  Sept  1806,  in  d.  bad.  Regier.  Blatt,  1806,  Num  20.    Ba- 
ditches  Landrecht,  Art  677  d.  h.  Baier^  Strafgesetsbuch  (i8i3)  Th.  I,  Art  397, 
wo  der  Nachdruck  fttr  poliaeistrafbar  erklärt  wird.    Oldenburf^,  Strafgesetsbuch« 
Art  416.    Die  oben  bei  f.  5o3,  Note  f ,  angef.  naesmusehe  Verordnung,     /^«r- 
temiergiMohe  Verordn.  r.  25.  Febr.  t8i5,  wodurch   nur  die  Bücher,  für  welche 
ein  iniändieches  Privilegium  spricht,  gegen  Nachdruck  sichergestellt  werden  $  in 
dem  AUgem.  Anzeiger  d.  Teutschen,   1816,  Num.  77.    Verordnungen  wider  den 
Bachemachdruck,  ron  Kurkessen,  t.  6.  Mai  1829   (Gesetzsamml.,  Num.  3),  von 
S»  Meinrngen  (Gesetssamml. ,   Num.  10),   ron  jtnkaUCSthen ,   1829,   tou  Grossk 
Heuen  y,  21.  Oct   i83o,  TOn  5.  Meiningen  ▼.  7.  Mai  1^2.  —    Schreiben  des 
preussischen  Fürsten  Staatskanders  nach  Cöln,  wegen  e.  allgem.  Verbots  des 
INschdrucks  in  allen  preussischen  und  teutschen  Bundesstaaten;    in  der  frankf. 
OPA.Zeitung  r.   16.  Sept   i8i6.     K.  ftreuss.  Gesetz  Tom   ti.  Juni  1837,  v«  In- 
struction hiexn  vom  i5.  Mai  i838. 
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^)  Von  Büeherf^Mi^giem,  a^  Moffs  -«.  CoadeaMcbca,  5i.  *—  E^  Ul^$k,  h»  jetzt 
I)e]iaofite,  BüdiorPriviltgiwm  ist  «oa  1469.  -^  V«a  der  lidaigL  BmehrCmmmiHm 
%n  Leipsiff,  von  jhmoUUtomm  bei  dersettieB,  und  ▼on  königi  suektiseig»  Bacher- 
Pririkgiea,  t.  A.  F.  Soaorr  de  publica  rei  librariae  cnra,  inprimtt  lipsienil 
Lipa.  iT^S.  4.  PoTTn  voa  d.  Bilciienieclidrurk,  $.  i85.  WKsrPAUb's  Pn^-atr^ 
I.  160.  —  Bei  der  Btmde^vtrmmmiumg  tarkte  Gdtaa  ein  Privilegnim  wider  dea 
Nachdruck  einer  neuen  Tollttftidigen  Auflage  seiner  Werke.  Die  Gfsaodtea 
vereinigten  sich  eu  allneidger  Verwendung  bei  ikren  Regierungen,  for  Erthei- 
Inng  landesherrlicher  Privilegien  der  nachgesnchlen  Art.  Protoc.  der  B.V.  r 
]8i5,  §.  38.  1839,  %  a-;  desgl.  die  Erben  des  Fr.  ▼.  ScuuLn.  Prot  der  B.V. 
▼.  i838,  V  i53. 

A)  Von  diesem  von  mir  vorgeschlagenen  aiiffememtm  Scfautsmittel  gegen  den  Kari 
druck«  k  HLtsioi  iu  den  aagef.  Aden  etc.,  Bd.  IV,  S-  «4  C 
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XVI.     C  A  P  1  T   E  L. 

Kirchenhoheit. 


§.  506,  (418.) 

Kirche,     Kwchenhoheä.    KirchenSiaaisreehi. 

I)  Kirche  ist  eine  Gesellschaft,  welche  za  sittlicher  TervoIIIiomiD« 
AQDg  der  Einzelnen  f  und  zu  geoieinschafUicher  äusserer  Gottesyerehnrng« 
nach  einem  bestimmten  Lehrbegriff,  vereinigt  iat.  II)  Als  GeeeUschaH,  be- 
darf eine ifirche  zu  ihrem  rechtlichen  Daaepi  in  dem  Staat,  der  Billigung 
der  Staatsregierung.  Sie  mufs  sich  Bedingungen  dieses  lh:>e}Di 
gerallen  lassen,  welche  dem  Staatszweck  angemessen  sind.  Diese  Beding- 
ungen sind  theils  natürlich,  theils  positiv,  je  nachdem  sie  aus  der 
Katur  der  gegenseitigen  Verhättniase  ftieisen,  oder  auf  willhüluriicbeo  Be- 
fftiramungen  beruhen.  TU)  Der  Inbegriff  der  Rechte  des  Staates,  über  die 
Kirchen  in  dem  Staatsgebiet,  oder  der  Inbegriff  der  wehlich-kirchlichcn 
oberherrlichen  Rechte  in  Rirchensachen,  heiTst  Kirchenhoheit  (jus  ma- 
jestaticum  s*  jus  imperii  civilis  circa  sacra}  oder  StaatsKircheogewalt; 
wesentlich  auterschieden  von  der  SocaatKircbengewait  ($.  öaoX  die  a^ 
sprüngtich  der  Hirchengesellschaft,  als  solebeis  nsteht.  IV)  Der  Inke^ 
der,  in  dieser  Hinsicht,  zwischen  beiden  Statt  findenden  vollkommeneD 
Rechte,  heifstRirchenStaatsrecht  ^);  natürliches,  oder  positires. 

a>  Aneh  jus  publicum  ecdesia&ticum  genannt.  ^  Sdiriflen  von  dem  Kirätn 
Suuiureekii  I)  von  dem  ailgemsineni  s.  Kliraxa*«  lit.«  f.  i44>  ^«  Mosfft  Mvaü^ 
sona*s  Judentlium  oder  über  religiöse  Macht  und  Judenthtnm.  Beriin  i*^  & 
J  F.  ZÖLLUEa  über  M.  Mendelsohn*s  Jerusalem.   Berlin  1784.  a     Ta.  SciiiU 

•  natürl.  Kivcbenr..  Berlin  i'*!^.  8.  Versuch  eines  natürl.  Hircheftr.  Berlin 
i'^qS.   8.     Allgemeines  Religions • ,    Kirchen«  und  Kirckanstaatarecbt.    \^  ^ 
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Miiltt   dt»  natürli  Kirchenrerlilt  n.  der  neulMten  VeHrehimgen  d^Hndben  ftir 
das   Inleretse  der   Hirrarehie.      Gevmaaten   ( Afmuhcim )    t8iQ»   8.-    Und   mil 
uragedruektem    Titelblatt,     1830.      W.    Tr.    Bavo,    das    KircbeBreoht ,    nacb 
Gruadsfitse»  der  Vernunft   «.   im  Lieble    des  Chrisleathums.    Leips.    i8a6.    8. 
iürclienfvcbilicfae     ÜAtersucbaegen.       Em    nothweail^r    Nachtrag     su    dem 
Kirchenr.  des  Hrn^  Prof.  Krug.  Greifsw.  iSftQ.  8«   —    II)  Von  dem  JUu/tolüehan : 
PöTTEB*e  Lic^  §«  144««    Blüber-s  Lit.«  S..  607  ff.    C  GÄKTsn  corpus  {uris  eccle- 
siastier  GaUtoltcarum.   T.  L   et  IL  Satfsb^   it^,  if^   8»     C  E.  Weiss  corpus 
juris  ecciesiastici  Gatbolfcorusa  hodterni,  qiiod  per  Germaniam  obtinet.  Gicss. 
i833.  8w    £»6  »Inliche  Saimnbnig  entbäH,  Pars  IV.  von  HxnDSBicH*s  eiern,  juris 
eao.  (  179a  ).    (  G.  C.  Nxlixbi  )  Principia  juris  publ.  eccles.  Catbolicor.  1749.  8. 
Frf.  et  Lipsw  i''46  u.  1768.  4-  Jvsnsus  Fxbbovius  (Jo.  Nie.  ab  HoirTRzm,  Weih- 
btsehoFB« Trier) de  statu  ercle»iae  et  legitkna  pottslaie Reraani  pontificis^BaUicni 
(FrancoC  ad.  M,\>  i^iS,  edit.  a.  multo  emendL  et  aactior,   ibid.  176.^.  4.  edir.  3 
anct.  (mit  den  Vertbeidigungsscbrtften) ,  T.  I— 'IV.  Frencof.  et  Ltps.  1770—1-774. 
Der  Tom.  IV.  in  twei  Abt  heil  uagen.  edit.  ^.  ibid.  1789»   Zweimal  nariigedruK^t  in 
Italien,   und  eben  so  od  in  Franbreicb.  (ÜebersctsI  m  das  Tettlache«  FrasBö- 
«iKche   und   Ilalictniscbe.)      Auofa    ein    Auseug*   von    dem  Verf.    selbst    rei'fafs' : 
Justinus   Ftobroaius   abbreviatos  et  oaseikdatn»»   €oKmi.  et  Frf.    f^^*   4^     Ein 
leursrher  Auseng  erschien,   Th.  I  bu  Warduigen   (Fraabf.  a.  M. )   1764«   Tb.  11 
XU  Franbf   n.  Leips.   it^o.  8.     (Von  den  Srbirlisalen  dieses  Biu4ies,   und  des 
am  s.  Sept«    «790   verfttrorbenen  Verf»,  s.  WeiduChV  biogr.  Nachr.,    1«  363.) 
Pvttvb's   bfstor.  Bnt>vi4«kl.,   III*   179.     8ci«j:oxL*t(  Miiichengescb*  dea  A  Jahrb. 
II.  1040—1070.     V.  EiHKm's  Kircbeogescb.  des  18«  Jahrb..^  &  6Bt.     H«  Fl  B. 
Bsshb*s  Rif«hengesc*b.  de»  18.  Jahrb.,   Th.  I..   Phil.  Wocv*a  Ge^b.  der  eöm« 
kaibol.  Kircbe  nntiir  Pius  VL,  Bd.  ID  Ot^  8.),  S.  169-189.    U  T«  SnvtvtB's 
Gescbi^bto-  des  Papsttbums;  nacb  dessen  ahad.  Varles.  herausgegebevi  v.  GvBtiTT. 
Für  den  sUgememen  Gebiraudi  erneuert  von  H.  E.  G.  Paulos.  Heidelberg  i8li6.  8» 
Hittoire  gdilcrale  de  l'Eglise,  pendant  le  18«  siecle.  Paris  18)3  et  i8b4«  ^  vol.  8. 
F-  J.  a  RiMom  instit.-  jnrbpr.  eccl.  T.  I— -IV.  edit,  4.  Vienn.  1780»  8«    F.  X. 
GnrnsM  nwtieiitiones  jin-is  eccl.  Edit.  1.  T.  I  et  IL  Graecii  178^.  Edit.  4.  T.  I-^m, 
ibid.  1807.  8«  Bktnd$»s.  öffentl«  u.  PrivatKirebenrecbt  2  Tbcile.  Gvits  178^«- 1790. 8. 
Neue  Aufl.  180t.  J.  V.  Etbeb  introd»  10  jus  eccles.  CatboUc.  Viennae  r777'*i779* 
4  Tomi.  4«  Teutsche  UebersetB.  Franko  u.  Leips.  1778—1782.  4  Tfaeüe.  8.  Ehendess^ 
katb.  Birrhenr.,  Tbi  i  et  H.  Ingoist.  ^790.  1799.  8.      P.  HnnDsnicB  elem.  furis 
fanomei.  Bonnae^   F.  I  — HL  edit.  a.    1791.   P.  IV.  e£t.  1  ^^   1792.   &      A.  J. 
ScBvAvBsm^s '  KSrcbettr.  der  Haibolüien.  Jena  1794.  8.     J.  N.  Pbohk'ib  Vorles 
über  das  Bieebenr;^  Bd.  I  u.  11.  Wien  i8e3.  8.    Avcfa  lateiniscb,.  in  3  Tb.  Wien 
1789  — 1790^    Maob.  Scbeibbl  inslilutiones  lovis  eccles.^  P.  J  et  IL  Inigolst.  1797. 
8.    Auch   1790  u^  1791.   edit.  cura  Jos.  ScaiiLu  Landsh.   i8»3.  %  TbooL  &  rec. 
ibid.  t83o.     Das  System  der  hircblicben  Hierarchie,  nach  den  Bedürfnissen  des 
Zeitskers  bearbeitet.  1807.  8.  J.  A.  Sautbb  fundamenta  juris  eccles.  GatboUeorum. 
Frib.  et  Const.  P.  I—Dl.  i8o5  — 1816.  8.  edit.  3.  1829.     Alex.  Müllbr's  Handb.. 
über  das  kathol.  Bircbenr.  in  Teutscbl.  Erf.  1825.  8«  J.  B.  HoBsivGBAes,  gegen- 
wärtiger Bestand  der  römisch  -  katholischen  Birche  auf  dem  gansen  Erdkreise» 
Ascbaffenburg  i836.  8.  —  ni)  Von  dem  evongelischen:  Pöttxb's  Lit.,  DDL  |.  ^489» 
Hlöbb|i's  Lit.,  S.  579.     J.  C*  Wiesebbavebv  Bircbenstaatsr.  der  Protest irenden, 
Frf.  1749,  "•  ""**  umgedr.  Titel,    1764.   8.     A.   L   Schwaübebt's  Kircbenr.  der 
Prolestanten.  Jena  1792.   8.     Ta.  Schmalb  Handb.  des  canon.  Becbts  u.   s.  An- 
^vend.  in  d.  t.  evaog.  Bircheo.  Berlin  181 5.  8.  2.  Aufl.  1824.  H.  Stephab*8  allgem. 
kanonisches  Bccbt  der  pfotest.  Birche  in  Deutscl«!.  Tiib.  1825.    8.     J.  G.  Pahl, 
da»  öffentliche  Becbl   der  evangel.  luther.  Kirche   in  Teutscbl.   Tob.   18*7.  — 
iV)  Fllr  das  kaAoiische  n.  evangeUtche :  J.  J.  Mossb's  Bellgfonsvertesiing«  17^ 
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4.  Ehender».  tob  4er  LandeslMh.  im  GcUtliclieii.  1773.  4*  J<  G.  MAm^s  tenticto 
gebti.  Staator.  9  Thcile.  Lemgo  1773.  &     G.  L.  Boanon  princ.  jark  can.  Gott 
1767.  edit.  7.  180%.  8.     G.  Wissx's  Handb.  des  Kirchenr.  Th.  I—UL  Leips.  17^^ 
— 1804.   &    Ehendess.  Grundsätse   das  in  TeuUchL  übL  Kirchenr.   Vierte  AnL 
Leips.  1817.  8.    A.  MicsL*«  Kirchenr.  für  Katholiken  u.  Proteataaten.    lfitncltt& 
1809.  Zweite  verb.  Ausg.  1816.  8.    Commentar  daau,  ron  F.  A.  Fbky.  S  TheSe. 
Bamb.  181a.  1817. 1890.  8.  C  GlaTBxa't  EinL  in  das  gemeine  n.  tentacbe  Ktrebc&r. 
Augtb.   1817.  8.     F.  Waltxb^s  Lehrb.  dea  Ktrchenrechte  aller  chnsü.  Confes- 
sionen.  Bonn  i8ai.  3.  Aufl.   i8a5.  4*  -^^    i^9-  7«  Anfl.  i836.  8.     ▼•  I>bo$ti> 
Hui^taor's   Grundsitze    des    geroeinen  Kircbenrechts    der  Katholiken    u.  Evaa- 
geliscben.  Münster  i8a8.  8.     G.  Ed«  Wnss  Grundrifs  der  teutachen  Kircben- 
rechts Wissenschaft.  Mains   1819.  8.     J.  A.  t.  GBOuuanr*8  Grands,  des  ailgesL 
kathoL  u.  protest.  Kirchenr.  Frankfurt  i83a.  8.     K.  F.  EionnoBB'a  Gmadsktie 
des  Kirchenrechts  der  erangeL  u.  der  kathol.  Religionspartei  in  DeatscUaod. 
Berlin   i833.   9  Bde.    8.     Jon.  Rvn.  Scelboxl*s  Kirchengescb«    des    18.  JakHi. 
Th.  I— KL  Heilbr.   1784— 1^96.  8.      H.  P.  K.  Hxm's  aUgem.  Geschichte  der 
christl.  Kirche  des  18.  Jahrb.  Th.  I  u.  IL  Braunschw.  1800  u.  1804.  &  P«  J.  Hers*« 
Versuch  einer  Kirchengeschichte  des  18.  Jahrhunderts.  Angsb.  Tb.L  1807.  Tb.n. 
1809.   8.    J.  G*  V.  Ehgxlkardt's  Handbuch  dev  Kirchengeschichte.   3  Bdei  Er- 
langen i833.   8.     Mt'ixxn's  Lexikon  des  Kirchenrechts  u.  der  römiacb  -  katMi 
Liturgie.  Wirxb.  1899  — 1839.  6  Bde.  8.   Alex«  Miji.i.xa ,  encjdopadisehes  Hand- 
buch des  gesammten  in  Deutschland  geltenden  katholischen  nnd  protestantt&chea 
KIrchenrachts.  Bd.  L  Erfurt  1899.  Bd.  H.  Leips.  i839.  8.  -    V)  i^urtKuUns 
Kirchenrecht  einselner  Bundesstaaten:  1)  A.  J.  Olsax^s  Mreieü  NationalKirchear. 
6  Binde.  Grits  1788^1791.  8.  Gx.  Bxcnxxnosx's  MtmcA.  Kirchenr,  Wien  1806.  a 
JBItmfejj.  Handb.  des  östr«  Kirchenr.  s  Bande.  Lins  1807.  8.  4.  Tenn.  Aufl.  1814. 
Auch  lateinisch  unter  dem  Titel:  Enchiridion  juris  eccles.  austriaci.  Edit.  4.  UM. 
1894.  9  Tomi.  8.  A  W.  GvsrxnmAxir's  Ostreich.  Kirchenr.  3  Bande.  Wien  1819.  8. 
9)  BIdxcxxb's  allgem.  Kirchenr.  der  freuss,  Staaten.  Neue  Aufl.  Dortnu  1816.  & 
G.  A.  BiXLns  Handbuch  des  preussischen  Kirchenrechts.  9.  Term.  u.  Terb.  Ani. 
Leips.   i83t.  8.     3)  Handb.   des  haitr»  Kirchenr.  (von  BmmoxDx).     s  Bande, 
Innsbruck  1819.  8.    4)  J-  F.  Kxxs  Handb.  der  protest  Kirchenr.,  nach  htrtAäts, 
Gesetsen.  Leips.  1791.  8.    CG.  Wxbxx's  system.  DarstelL  dea  in  dem  KSm'gr, 
Sachsen  geltenden   Kirchenrechts.   Leips.   Th.   I,    Abth.   1    u.   9.    1819.   Th.  Q, 
Abth.   I.    1895.  8.     Auch   Wxissx's  k.  sdcks.  Staatsrecht »  Bd.  II«  S.  3ii— 3i3 
u.  33o.    5)  J.  G.  F.  ScHLXGXi.*s  hmmdver,  Kirchenr.«  9  Bande.  HannoT.   1801  a. 
1809.  8.    6)  jyitrtembergUdiie  grofiie  Kircheaordn.  ▼.  i666>    Bsucu^n*«  Hin^ea- 
gesetse  des  K.  WQrtemberg  ▼•  1798  bis  Ende  1808.  Stuttg.  1809.    G.  G.  Qhsn, 
das  bestehende  Recht  der  evangelischen  Kirche  in  WArtemberg.   9  Bde.  Stutt- 
gart i833.  a     7)  P.  C.  RoMAx's  hadisehes  Kirchenr«  Pforsh.  1806.  8.     8)  C.  W. 
LxnnnHOBx's  heswü- etuseUckeg  Kirchenr.  Cassel  1785.  8.     Neu  bearbeitet  tob 
C.  H.  Praivm.  Marb.  1891.  8.     9)  Wilh.  Otto's  Handb.  des  besond.  Hirchenr. 
der  erang.  christl.  Kirche  im  Hersogth.  Nassau  Nümb.  1898.  8. 

§•    5074  (4ao«.) 

&aaisgesetze  und  SkatUsveriräge ,  insbesondere  Concordate-      tVlemtr 

CongressPerhandlungen^ 

I)  Wahrend  der  teutscben  Reichs  Verfassung  wurden,  in  Absicht  auf 
das  Kirchenwesen,  Tcrschiedene  Staatsverträge  errichtet,  wobei  zum 
Theil .  jetzige  teutsche  BundeBStaaten  MitPaciscenten  waren  «)•      U)  Anch 
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r<chienen,  theils  ror  theils  seit  Errichtung  des  Teatschen  Bundes,  in  beu- 
gen Bundesstaaten  eigene  Staatsgesetze,  über  das  RecbtsFerbältnifs  der 
irchengesellscbaften  zu  dem  Staat  ^).  UI)  Bei  dem  Mangel  maasgebender, 
[>n  der  weltlichen  Macht  anerkannter  ConcilienSchlusse,  ei'wartete 
lan  neue  Concordate  c)  mit  dem  Papst,  allgemeine  oder  particuläre, 
eiche  für  das  YerhäitniTs,  nicht. nur  zwischen  den  Bundesstaaten  und  der 
itholischen  Kirche,  sondern  auch  zwischen  dem  Papst  und  der  katholischen 
irche  in  den  tentschen  Bundesstaaten,  yertragmäsige  Bestimmungen  fest- 
jtzen  sollten,  wie  sie  dem  yernünttigen  Geist  der  Zeit,  und  dem  wesent- 
chen  Verhältnifs  beider  Theile  gemäfs  erachtet  würden  <Q.  IV)  Auf  dem 
riener  Gongrefs,  ward  die,  schon  beschlossen  gewesene,  Einrückung 
Ines  Artikels  in  die  teutsche  BundesActe  hintertrieben,  in  welchem  der 
atholischen  Kirche  in  Teutschland,  unter  der  Garantie  des  Bundes, 
ine  ihre  Rechte,  und  die  zu  Bestreitung  ihrer  Bedürfnisse  nothwendigen 
iittel  sichernde  Verfassung  yerheissen,  und  zugleich  die  Aufrechthaltung 
er  Rechte  der  Eyangelischen  in  jedem  Bundesstaat,  in  Gemäfsheit  der 
■Viedensschlüsse,  Grundgesetze,  oder  anderer  gültiger  Verträge,  festgesetzt 
rei'den  sollte  ^')*  Ueber  das  Gebiet  des  heiligen  Stuhls  und  dessen  Ein- 
wohner wurden .  Bestimmungen  in  die  SchlufsActe  des  wiener  Congresses 
lufgenommen,  aber  die  eigentlich  kirchlichen  Angelegenheiten  wurden  darin, 
vie  in  der  tentschen  BundesActe,  mit  Stillschweigen  übergangen.  Unzu- 
Heden  darüber,  liefs  der  päpstliche  Hof  feierliche  Protestation  ein- 
egen,  wider  alle  Verfügungen  des  wiener  Congresses,  welche  er  der 
misch-hatholischen  Kirche  überhaupt,  sodann  dem  Interesse  der  katholischen 
iürche  Teutschlands,  wie  auch  den  TerritorialAnsprüchen  und  Gerechtsamen 
les  hei  igen  Stuhls  insbesondere,  für  nachtheilig  hielte  auch  wider  Allci 
vras  auf  dem  Congrefs,  zum  Nachtheü  der  Rechte  imd  wider  das  Interesse 
ier  Kirchen  Teutschlands,  unverändert  gelassen  worden  sej/),  womit 
lamentlich  auf  die  SecularisationsBestimmungen  des  Reichsdepntations- 
üauptschlusses  von  i8o3  hingedeutet  ward.  Später,  am  4.  September  181 5, 
aiheilte  Pius  VII.,  in  einer  ConsistorialRede,  der  Protestation  seines  Le- 
gaten seine  vollkommene  Bestätigung,  gleich  als  wäre  eine  apostolische  Bulle 
iebhalb  erlassen  g-y 

s)  Oben  §.  5o  f.  Klvbsb*8  Einleit.  za  e.  neuen  LehrbegrifF  des  tentschen  Staatsr., 
J.  3i.  —  Von  der  stillschweigenden  Aufhebung  dieser  Verträge,  oben  §.  5o, 
Note  f.    L«  y.'  Dresch  öfTentl.  Recht  des  t.  Bundes,  §.  19,  d. 

^)  Majxr^s  geistl.  Staatsr.,  IL  92  ff.  Schkibdeb's  corpus  juris  ecclesiastici  Saxonici. 
Neueste  verm.  Ausg.  Dresd.  Bd.  I,  1778.  Bd.  II,  1784«  4-  G.  Döllihger's  Samml. 
aller  li.  baierischen  Verordnungen  (bis  i8i4)  in  Beligions-  und  Rircheusachcn, 
nach  alpbabet  Ordnung.  München  iBaa.  8.  Lechner's  beurliundete  DarstelL 
des  Kirchcnwesens  in  Baiern.  Bd.  I.  Sulzb.  1810.  8.  K.  Fuch's  Annalen  der 
Protestant.  Kirche  im  KR.  Baiern,  seit  1799.  ^  Hefte.  Nürnb.  1819.  1820.  1823.  8. 
f^urpfäh.  ReligionsDeclaration  t.  9.  Mai  1799;  in  Bsüss  Staatslianzlei ,  1799, 
Bd.  m,  S.  1 — 4^-  Buierisches  ReligionsEdict  t.  24*  März  1809;  in  d  Rhein. 
Bund,  XXXV.  161.  Baier,  Edict  über  die  äussern  Rechts rerhältuisse  der 
Einwohner  des  Königr. ,  in  Bezieh,  auf  Religion  und  hirchliche  Gesellschaften* 
KliU>er's  UffenÜ.  Recht,  4.  Anfl.  48 
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T.  16.  Mai  t8i8,  als  Beilage  1  bei  der  baier.  Verftft.  Urk.  ▼.  t8i8.  Aner.  U&d 
über  die  inneru  kirchL  Angelegenheiteii  der  protettantisclieii  SammtGeniebde, 
V.  %6,  Mal  1818,  als  Anhang  su  §.  io3  des  vorhin  genannten  E£ctes  t« 
demselben  Tag.  fVürtemierg^,  Dedaration,  die  freie  Religionsfibting  der  m 
schiedenen  BeligionsParteien  betr.,  t.  i5.  Oct.  1806$  in  dem  Rhein.  Bub^ 
m.  373.  ConstitutionsEdict ,  die  hirchl.  Staatsrerfassung  in  dem  Gro(sher- 
KOgthum  Baden  betr.,  v.  14.  Mai  1807.  Garlsruhe  1807.  8.  n.  in  dem  Blica. 
Bund,  VUI.  a57.  Badtsehe  Verordn.  ¥.19.  4pril  1808,  die  Ansfibnag  der 
Kirchenlehnherrlichkeit  betr.,  in  d.  bad.  Regier.  Blatt,  1808,  St  is.  GE 
wachsen 'wehnansches  Gesets  ▼.  7.  Oct.  i833,  augef.  unten  §.  5i3.  —  Dtnider 
rergl.  Bemerkungen  u.  Wünsche  über  die  seit  1806  erschienenen  Beligiott- 
Edicte.  Deutschi.  1807.  8. 

e)  Man  s.  das  badische  Constit.  Edict  ▼.  i4-  Mai  1807,  $.  20.  —  Die  bislteri^ 
Coneordate,  tvoTon  §.  5o  f,  in  £•  MiJvcH*s  TollstSnd.  Samml.  aller  altern  & 
neuem  Coneordate  (3  Tbeile,  Leipa.  1880  u.  i83i.  8.),  ferner  bei  Giinn 
1.  c.  I.  5.  64. 89.  131.  IL  353.  u.  in  Schmaüss  corp.  juris  publ.  edit  1794«  p«  1666.  sq^ 
das  wiener  r.  1148,  auch  in  Ekxinghaus  corp.  juris  germ.  acad.,  Tb  IL  S.  96 
ff.  —  Schriften  in  Pütter's  Lit.,  0.  4o3.  486.  III.  677.  KLVBsn's  Lit,  698.  -8-. 
i449*  JvsTin.  FsBROBnis  abbreviatus  et  emendatus,  c.  5.  $.  3.  p.  195.  mj^. 
BiBVEB  de  ortu  et  progressu  legum  germ.,  P.  H.  toL  1.  p.  168  sqq.  MiiBunt 
Anleit.  cur  Kanslei-  u.  Gerichtsverfassung,  IV.  iss.  (Föuch)  Erlfiuter  des  t 
Staaisr.  (Wien  1793),  S.  i83^3ii.  Von  Gegenständen  der  Coneordate,  t. 
Abstiit's  constit.  Staatsr.,  Rd.  II,  S.  iio.  —  Die  Coneordate  auaserhalb  Teutsd- 
lands,  sind  angeseigt*in  KLijBza's  europ.  Völkerrecht,  §.  3i  d. 

d)  Klübbb's  Uebersicht  der  diplomat.  Verhandlungen  des  wiener  Congr.,  S.  4^^" 
Versuche  des  pSpstL  Hofes,  PardicularConeordaie  su  sehlieften,  namentlich  ihr 
mit  Baiem  und  Würtemberg;  ebendas.  &  4^3  f.  Neueste  Emricfatnng  desktib 
Kirchenwesens  in  den  preuä.  Staaten  (Frankf.  1829.  8.),  S.  a3  ff«  Aoer.  Goa- 
cordat  ▼.  1817,  s.  im  folg.  §.  •—  Schriften  über  neue  Einrichtung  der  iatkoUsckn 
Kirche  in  Teutschland,  nebst  Entwürfen  su  e.  neuen  Gmcordai:  Das  System  itr 
kirchlichen  Hierarchie ,  nach  den  Bedürfnissen  des  Zeitalters«  1807.  8.  G.  J. 
Plattch's  Betrachtungen  Über  die  neuesten  VerSnderungen  in  dem  Zostaad  ^ 
katholischen  Kirche ,  und  besonders  über  die  Coneordate  swiacben  protestaiti- 
sehen  Soa^erains  und  dem  rönuschen  Stuhl.  Hannoy.  1808*  8.  Ueber  das  Pria- 
cip  2u  Bestimmung  des  Verhältnisses  zwischen  dem  Staat  u.  der  darin  befio^ 
kathol.  Kirche,  mit  besond.  Hinsicht  auf  die  rhein.  Bundesstaaten;  in  d.  Jr(^ 
far  d.  kathol.  Kirchen-  u.  Schulwesen,  Bd.  I,  St.  1  (Frankf.  1810.  8w),  S.  1-3$ 
(C4BL  ▼.  Daibebo,  Erebischof  Metropolitan  au  Begenaburg)  Von  d.  Friedes  der 
Kirche,  in  den  Staaten  der  rhein.  Conföderation.  Frankf.  i8iow  8.  s«  Avil  1810. 
4.  u.  in  d.  Bhcin.  Bund,  XLUL  120  ff.  Auch  französisch.  De  la  paix  de  regÜse- 
etc.  Paris  1810.  8.  (VergL  Kl€bxb*s  angef.  Uebersicht  etc.,  S.  411  £)  Eriäu- 
ternde  Bemerkungen  zu  der  Schrift-  Von  d.  Frieden  der  Kirche.  Bamb.  u-MM* 
1811.  8.  (▼.  CoLBOBif*s)  Ideen  zu  der  Organisation  der  teutschen  Kirche.  FraskC 

1814.  8.  F.  W.  Jungks  Beitrag  zu  Ideen  über  Kirche  und  Kircbengebriuciie. 
Berlin    i8i5.  8.     (H.  J.  Frhr.   v.  WxssxffBsao)    Die   deutsche   Kirche  (Zurirli) 

181 5.  8.  Entwurf  einer  neuen  Verfassung  der  teutschen  kathoL  Kirche  in  dan 
teutschen  Staatenbunde.  1816.  8.  Kirchenrechiliche  Untersuchung  über  ^ 
Grundlage  zu  den  künftigen  katholisch -kirchlichen  Einrichtungen  in  DeutschiaiuL 
Frankf.  i8i6>  8.  Palingcnesia,  oder  der  katholischen  Kirche  Gerroanieos  Wiede^ 
geburt,  nach  ihres  Stifters  Jesu  Geiste,  ohne  Beeinträchtigung  der  Recbie  de« 
Staats  und  der  Kirche.  Frankf.  1816.  8.  G.  J.  Plancb  über  die  gegenw.  U^ 
u.  Verhältnisse  der  kathol.  u.  protest.  Partei  in  TeutschL  Hannov.  181&  ^ 
Deber  die  Verbesserung  der  kathol.  Kirchenverfassung;  in  dem  ang^A  Jrcki' ^^ 


Kirchenhoheit*  755 

Bd.  in  (»8i5X  St  1,  &  1-— 9.  Koch  andere  Schriften»  unten  $•  5s9 ,  u.  VAiSB^f 
i,  5i7  angeC^  Schrift* 

tf)  RLum*6  «nget  Ueberatclit  etc.,  S.  397  £  u«  44i  ft 

/)  KLvnn^t  angef.  üebersicht  etc. ,  &  468  ff. 

g)  Ebendetelbst ,  8,  47>«  ^<^i>  d^™  rechtlichen  Werth  dieser  Protettation, 
gleichwie  Jener  wider  den  westphalischen  Frieden,  ebendaselbst«  S«  483~~~^o3. 
Im  September  i83i  erklärte  Gregor  XVX  in  einer  Bulle,  daCs  der  heilige  Stuhl, 
wenn  er  wegen  geistlicher  Gegenstande  mit  den  weltlichen  Regierungen  über 
streit^  Rechte  unterhandelt,  nur  beabsichtige,  das  Factum  ansuerhennon ,  und 
von  jeder  Üntersuchting  über  das  Reefa  Umgang  eu  nehmen,  damit  nicht  wegen 
seitlicher  Büchsichten  die  Vorsorge  des  apostolischen  Dienstes  für  das  Seelen- 
heil i^hindert  werde.  (FranhiL  OPAZeitung  v.  11.  Oct  i83i.) 


§.  508*  (4aob.) 

Nähere  Bestimmungen  für  das  kaihoUsehe 

/)    In    B  a  i  e  r  n. 

Seit  dem  wiener  Congrefs,   sind  für  Verfassang   and  Einrichtung  des 
katholischen  Kirchenweseos  in   teutschen    Bundesstaaten,   für   ein- 
zelne TOn  diesen,   Bestimmungen  erfolgt,  mit    oder  ohne  YertragPorm« 
i)  Baiern  hat  im  J.  1817  mit  dem  Papst  ein  formliches  Goncordat  «} 
geschlossen«     Nach  demselben  soll    die  romisch-katholisch-apostolische  Re- 
ligion in  dem  ganzen  Dm&ng  des  Königreichs  nuTCrsehrt   mit  jenen  Rech- 
ten und  Prärogatiren  erhalten  werden,  welcbe  ne  nach  gottlicher  Anord- 
nung und  den  canonischen  Satzungen   zu  gemessen  hat.     Bestehen  sollen 
in  dem  Königreich   zw;ei  Erzbisthümer    und  sechs  Bisthümer  0,    alle  von 
dem  Staat  mit  Grondgutern  zu  Selbstverwaltung  ausgestattet,   oder  zwei 
Urchlidie  ProTinzen  und  acht  Didcesen,  mit  erzbischoflichen  und  bischof- 
lichen Capitdn,   in  jeder  Di5ces  ein   bischöfliches   Seminarium,   so  auch 
Versorgungshänser  für  sieche  und   alte  Geistliche,   und  etliche  yom  Staat 
angemessen    ausgestattete  Klöster    für    MSnchorden  beiderlei   Geschlechtes. 
Der  KSnig  hat  das  NominationsRecht  c)    zu  den  erledigten  Stühlen  der 
Metropotitan-  und.  GadiedralKirchen,  zu  den  Domdechaneien   und  zu  denen 
Canonicaten,  die  in  den  so  genannten  apostolischen  Monaten  erledigt  werden; 
dagegen  ernennen  die  Erzbischöfe  und  Bischöfe  zu  den  Canonicaten,  die 
in  den  drei  ersten,  die  Capitel  zu  denen,  die  in  den  drei  andern  der  übri- 
gen Monate  vacant  werden,  der   Piapst  aber   besetzt  die  Dompropstei^n. 
Bei  den  Domherren  wird  persönliche  Tüchtigheit,  keine  Ahnenprobe,; er- 
fordert    Mehrheit    der   Beneficien    ist  yerboten«     Annaten   und  Canzlei- 
Taxen  werden   ?on  Neuem  festgesetzt,  nach   Yerhältnifs   des  Einkommens 
^  Erzbischofe  nnd  Bischöfe.     Das  Patronatrecht  besteht,  wo  es  der  König, 
die  Erz-  nnd  Bischöfe,  oder  königliche   ünterthanen   hergebracht  haben. 
IKe  Kirche  ist  befugt   zu  Erwerbung  neuer   Besitzungen  mit  Eigenthum- 
recht,  bei  denen  Suppression  oder  Union  ohne  Zustimmung  des  apostolischen 
Stahls  nicht  Statt  findet,  doch  mit  Vorbehalt  der   bischöflichen  Faeultäten 

48* 
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doch  so,  dafs  zwei  kirchliclie  Provinzen  and  nenn  Diocesen  oder  liaclior'* 
liehe  Sprengel  sind  <^);  mit  Snpprimining  des  Ksthams  Aachen«  dessto 
Cathedrale  in  eine  ColiegiatUirche  anter  dem  Erzbischof  yon  Cotn  umge- 
wandelt ist  Zu  Besetzung  erledigter  erzbischoflicher  und  bischoflieber 
Stühle^  soll  bei  den  Kirchen  Ton  Cöln,  Trier,  Munster,  Padarbom  ond 
Breslau,  den  Domcapiteln  das  Wahlrecht  zustehen ,  wenn  die  Erledignng 
durch  Todesfall  extra  romanum  curiam,  oder  durch  Abdankung  und  Ent- 
sagung erfolgt  <^,  bei  den  erzbisdiöflichen  vereinigten  Kirchen  von  GoeKn 
und  Posen,  wo  die  beiderseitigen  Capitel  den  Erzbisehof  gemeinsohaftficli 
wählen  sollen,  und  bei  den  Kirchen  von  Ermland  und  Colin,  bleibt  ei  ine 
zeither,  folglich  auch  bei  dem  entscheidenden  Mitwirhongsrecht  des  Htnig^ 
In  den  Domcapiteln  hat  der  Papst  die  Propsteien  und  die  in  den  apoito- 
lischen  Monaten  erledigten  Canonicate,  der  Erzbischof  oder  Bischof  lin- 
gegen  die  in  den  übrigen  Monaten  erledigten  Canonicate ,  und  die  Dedu- 
neien,  so  auch  die  Yicarieen,  zo  besetzen«  Alles  jedodi  mit  laadeAenp» 
lieber  Genehmigung.  In  dem  CoUegiatStxft  za  Aachen,  conferirt  der  Papst 
die  Propstei,  hingegen  die  sechs  Canonicate  abwechselnd  mit  dem  £i^ 
bischof  von  Coln.  Nur  canonische  Tuchtigheit  der  Person ,  nicht  StaoJ 
und  GeLari',  kommen  in  Betracht  Das  Einkommen  der  Erabischofc  uü 
Bischöfe,  der  Dignitarien,  der  Dom«-  and  Stiftherren ,  der  Honoiw-  oder 
Ehrendomherren,  und  der  Yicare  ist  festgesetzt,  so  wie  die  apostolische 
Kammertaxe  der  Erz-  und  Bisthümer,  Auch  ist  gesorgt  für  Weihbischofe 
und  GeneralYicare ,  für  Unterhalt  der  erzbischoflichen  und  bischöflichen 
Canzleien,  (ur  Seminarien,  für  den  BaoFonds  der  MetropditBOr  und  Ka- 
thedralKirchen,  für  Tersorgungshäuser  dienstunfähig  gewordener,  und  Co^ 
rectionshäuser  mifsrathener  Geistlichen.  Die  neue  Ausstattung  dieser  geist- 
lichen Anstalten,  oder  die  Ergänzung  der  vorhandenen,  geschieht  rom 
Staat,  für  jede  Di5ces  besonders,  in  jährlichen  Grundrenten,  die  als  Real- 
Last  auf  DomanialWaldungen  radicirt,  und  von  den  DiScesen  onmittelbtf 
erhoben  werden« 

a)  In  der  Gesetssammlung  für  die  preufs.  Staaten,  i8ai ,  Num.  is,  u.  ia  JUabtcs 
recueil.  SuppUm.,  toL  supplem,  au  DL  Tome,  p.  3io;  auch  in  der  Keuestto 
Einrichtiuig  des  katboL  Kirchenwesens  in  den  k.. preufs.  Staaten  (Frank£  a.  K 
1899.  8. ) ,  S.  56  fil  u.  in  Eicbhobv's  Kircfaenr. ,  Bd.  II,  S.  836.  Aacb  in  ^ 
bei  dem  Torigen  $.  angef.  Schrift  ron  Alex.  Müllsb. 

6)  Vom  23.  Aug.  18a  1 ,  in  der  Gesetssamml.  a.  a.  O.  u.  in  der  angef.  Nenatn 
Einrichtung  etc.,  S.  124*  —  Diese  CabinetOrdre  erwähnt  einer  « Verabrediui, 
die  unter  dem  25.  Mars  18a  1  (su  Rom)  über  den  Gegenstand  der  Bufle 
getroffen,  und  unter  dem  9.  Juni  1821  Ton  dem  König  genehmigt  worin 
seyv.  Die  Verabredung  soll  in  gegenseitigen  Erklaruagen  (nicht  in  ciBer 
förmlichen  Uebereinkunft )  enthalten  seyn,  welche  in  gewechselten  Notes  ^ 
befinden.  Ihnen  geroäfs  erfolgte  sowohl  die  Bulle,  als  auch  das  uateu  (Note  4 
angef.  Brere. 

c)  Mit  mehr  als  Ssoo  Pfarreien,  ungerechnet  die  Hunderte  tou  HulfPfsrrein 
und  Nebenkirchen.  —  In  den  Östlichen  ProTinsen  sind:  1)  das  Ersblsthoii 
Gfusen  u.  Posen ^  wosu  die  Diocesen  ron  GneMn  und  Posen,  wdciico 
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der  Erzbbcliof  unmitlelbar  Torgesotet  ist,  und  das  Bisthum  Culm  gehören; 
2)  u.  3)  die  ezemten  Bisthümer  Breslau  u.  Ermland,  In  den  westlichen 
Provinzen  ist  das  Erebisthum  Cff/n,  tvo^u  die  Diöcescn  Ton  Cöln ,  Tritr, 
Münster  und  Paderborn  gehören.  Der  Dioces  Cöln  steht  der  Erebiscfaof 
unmittelbar  vor. 

/)  Ein  mit  der  ßnlle  Rogleich  erlassenes,  aber  öffentlich  nicht  bekannt  gemachtes 
Breve^  mreiset  die  Domcapitel  flu  Breslau,  Cöln,  Trier,  Münster  und  Faderborn 
an,  nur  solche  Personen  su  wählen ,  die  dem  König  angenehm  sind,  und  sich 
dessen  Tor  der  feierlichen  Wahl  zu  yersichem.  —  Bei  Besetzung  des  ere- 
bischöflicben  Stuhls  zu  Gnesen  und  Posen,  und  der  bischöflichen  Stühle  zu 
Culm  u.  Ermland,  hatte  der  König  schon  vor  1891  ein  entsoheidendes  Mitwirkangs- 
reckt;  dabei  hat  os  auch  fernerhin  sein  Bewenden. 


§♦    510>  (42oa.) 

S)  In  denen  Bundesstaaten,  deren  kuhoUscher  Theil  die  oberrheinische  Kirchen^ 

provins  bildet     4)  In  dem  Königreich  Sachsen* 

m)  Für  die  Icatholiscli-kirGlilichea  Angelegeoheiten  ibrer  Staaten,   im 
YerhältniTs  zu  der  Slaatsregierung,  zu  dem  Oberhaupt   der  Kirche   und  zu 
andern  christlichen  Glaobensyerwandteay   onterhaadelten  seit  dem  J.   1817 
eine  Reihe  Ton  Mit{;liedern  des  Teutschen  Bundes  «)  eine  Yerein- 
bamng,  sowohl  unter  sich  0,  als  auch  gemeinschaftlich  durch  Abgesandte 
in  Rom*      DiCi  auch  nach  Zuruckberufung  der  Abgesandten  fortgesetzten 
Yerabredangen  mit  dem  romischen  Hofe^  hatten  im  J.  1831   'eine   päpst- 
liche Balle  zur  Folge,  die^   obgleich   weder   yerlangt  noch  gewünscht, 
angenommen  ward.     Zusätze  und  nähere  Bestimmungen    lieferte,    im    Jahr 
1827,    eine   zweite  Bulle«     Beide  Bullen  c),  betreffend  die  Begrenzung, 
Ausstattang  and  Einrichtung  der  Bisthümer  und  Domcapitel,  dieBesetzang 
des  erzbischoflichen  Stuhls  und  der  bischöflichen  Stühle,  so  wie  der  Bom- 
capitularStellen,  wurden  yon  den  Staatsregierungen,   unter  aosdrüohHchcr 
auf  den  Inhalt   der  beiden  Bullen   bezogenen  YYahrung   ihrer   «Hoheit- 
rechte, Landesgesetze  und  Verordnungen,  der  erzbischoflichen   und  bischof- 
lichen  Gerechtsame,  auch    der  Rechte  der    evangelischen    Confession   und 
Kirehe»,  genehmigt,  und  hierauf  zu  Yollziehung  gebracht  «O*     Dem   zu- 
folge ist  der  Isatholische  Theil  der  jetzt  noch  in  dem  Verein  begrifiPenen 
sechs  Bundesstaaten,  Würtemberg,  Baden,  Kurhessen;  Grossherzog- 
tham  Hessen,  Nassau  und  Frankfurt,   yereinigt    zu  einer  kirch-« 
liehen  Proyinz,  der  oberrheinischen,  bestehend  aus  fünf  bischoflichen 
Sprengein,  mit  einem  MetropolitanErzbischof  und  yier  Bischöfen.    Als  Me- 
tropolitan ist   derselben  yorgesetzt  der  neu  yerordnete  Erzbischof  zu 
Freiburg  im  Breisgau,   zugleich  bischoflicher  Vorsteher  der    freiburger 
DiSces.    Ansser  dieser  sind  demselben  als SafirsganKirchen  yier  bischof- 
liche Kirchen  untergeordnet,   die    zu   Mainz,  Fulda,   Rotenburg 
An  Neckar,  und  Limburg  an  der  Lahn,  zu  welcher  letzten  auch  die  ka- 
tholische Pfarrei  zu  Frankfurt  gehört^  mit  eben  so  vielen  Diocesen;    unter 
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Supprimirung  der  bischöflichen  Kirche  zu  Consta nz  und  der  exemten 
Propste!  St  Yiti  zu  Elwangen,  und  unter  Befreiung  der  bischöflichen  Hir- 
chen  zu  Mainz  und  Fulda,  Ton  den  seit  1801  (zufolge  der  Balle  Qoi 
Christi  Domini  vom  29*  Nor.  1801)  bestandenen  MetropolitanGereckt- 
samen  des  Erzbischofs  Ton  Mecheln«  Die  erste  der  beiden  Ballen  bestimot 
den  Umfang  der  ftinf  zu  einer  Provinz  vereinigten  Diucesen ;  sie  theüt  za 
der  ft^eiburgcr  Dioces  die  Katholischen  Pfarreien  der  Fürsten thümer  Ho- 
henzolIernHechingen  und  Sigmaringen,  zu  der  fuldaischen  neno 
weimarische  Pfarreien,  zu  der  limburger  die  hatboliscbe  Pfarra  za 
Frankfurt  Sie  verordnet  für  jedes  Capitel,  das  erzbisch5 fliehe  and  die 
vier  bischoflichen,  eine  Dechanei  und  eine  verhältnifsmüsige  Anzahl  ron 
Capitnlaren  und  Dompfründnern  oder  Yicaren,  so  wie  ein  PriesterSemina- 
rium.  Erledigte  Stühle  des  Erzbischofs  und  der  Bischöfe  erhennt  sie  denen 
zu,  die  auf  canonisch  gültige  Art  dazu  werden  bestellt  sern,  nach  vor- 
ausgegangenem InformativProcefs ,  welchen  der  Papst  in  jedem  einzelnen 
Fall  nach  der  Vorschrift  Urbans  YIIL  veranstalten  werde.  In  Gemaifshelt 
der  von  den  Staatsregierangen  gegebenen  Zusagen,  benennt  die  Balle  den 
Aufwand  anf  den  Unterhalt  der  oben  genannten  Personen  and  Anstalten. 
•  auf  die  ei*z-  und  bischoflichen  Canzleien,  auf  die  BauFonds  und  getstlicbeo 
Yersorgungshäuser,  so  wie  die  Ausstattung  mit  Grundgütern  und  Gmmi- 
renten*  Sie  setzt  die  apostolische  Kammertaxe  «)  für  die  venchiedenea 
Metropolitan-  und  Cathedrallürchen  fest,  und  ernennt  einen  Execator  der 
Bulle.  Alles  Uebrige  überlöfst  sie,  stillschweigend,  den  theils  schon  be^ 
»tehenden  oder  bevorstehenden  Verabredungen  der  vereinigten  Staats^egi^ 
rungen  mit  dem  römischen  Hofe,  oder  blofs  anter  sich,  theiU  den  Anord- 
nungen einer  jeden  von  ihnen.  —  Die  Bevollmächtigten  der  vereiBigten 
Staaten  unterzeichneten  hierauf  eine  Convention y),  beti^ffend  ihr  fer 
neres  gleichförmiges  Benehmen  und  die  dabei  zu  befolgenden  Grundsatze  ?)] 
welcher  beigefügt  wurden,  eine  Pragmatik  A)  über  die  gemeinschaftlidi 
zu  befolgenden  Grundsätze,  und  Formulare  der  von  jedem  für  seinen  Staat 
auszufertigenden  FundationsUrhunde ,  und  eines  in  das  Land  zu  eriassenden 
Eldictes.  Nach  verschiedenen,  wegen  dieser  Verabredungen  bei  der  römi- 
sehen  Curie  entstandenen  Bedenklichkeiten,  wurden  modificirteB^ 
Schlüsse  durch  die  Bevollmächtigten  gefafst,  zu  Frankfurt, im  August  1836^ 
und  im  August  und  October  1827.  IV)  In  dem  Königreich  Sachsen, 
bestehen:  1)  für  den  sächsischen  Theil  der  Oberlaositz,  zu  Bautzen  eb 
Bischof  in  partibus  als  apostolischer  Vicar,  mit  besimmter  Unterordnon; 
unter  den  Erzbischof  von  Prag;  2)  für  den  übrigen  Theil  des  Königreichs, 
za  Dresden  ein  exemter  apostolischer  Vicar  f*),  der  seit  1816  zagl^Sä  Bi' 
schof  in  partibus  ist.  ' 

a)  Anfangs  nur  Wirtemberg,  Baden,  Kurhessen,  GH.  Hessen,  lifaMirai,  Oldenburg, 
von  wegen  des  FGrstcnthums  Birltenfeld,  iiud  die  Freie  Stadt  Fraiüifiirt  Die 
unten  angef.  päpstliche  Bulle  TOn  1821  benennt  ausser  diesen ,  als  solche,  die 
gemeinschaftlich  Abgesandte  nach  Rom  geschiclit  haben,  noch  folgenile:  Die 
Herzoge  von  Mecltleuburg,   die  Herzoge  von  Sachsen,   (von  denen  jedoch  S. 
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Hfldburghausen  an  den  Verabredungen  t&einen  Theil  genommen  hatte),  die  bei- 
den Fürsten  von  Hobenzollem  in  Folge  eines  Vertrags  v.  x8ai,  den  Fürsten 
von  Waldeck  (der  vor  dem  9.  Febr.  1812  von  dem  Verein  zurüclige treten  ist), 
die  Freien  Städte  Lübeck  und  Bremen.  Noch  vor  dem  9.  Febr.  1823,  trat  aucb 
Hamburg  hinzu.    (HessenHomburg  nicht.) 

A)  Hauptsächlich  in  Confercnzen  zu  Frankfurt  a.  M.  Als  Resultat  dienen  vorzüg- 
lich, die  im  Druck  erschieneneu  Grundzäg'e  zu  e.  Vereinbarung  über  die  Ver- 
haltnisse der  kathol.  Kirche  in  teutschen  Bundesstaaten;  Beilage  8  zum  Proto* 
coli  der  17.  Zusammenkunft  v.  3o.  April  1818.  Fol.  Auszüge  aus  den  Gon- 
ferenzprotocollen  liefern:  der  Kirchen-  u.  Staat&freund,  und:  Vorlaufige  Nach- 
richten von  den  Frankfurter  Beralhungen  u.  s.  w.  Jena  i8t8.  8.  Den  wesent- 
lichen Inhalt  der  Vereinbarung  findet-  man  in  der  Suite  des  quatre  Concordats, 
par  M.  de  Pbadt  (Paris  1810.  8.),  p.  90— io5.  —  Dagegen  s.  man:  Darstellung 
der  Gesinnungen  Sr.  Heiligkeit  über  die  Erklärung  der  vereinten  protestantischen 
Fürsten  und  Staaten  des  teutschen  Bandes.     Aus   dem  Italian.    Cöln  1821.  8* 

c)  Die  erste  Bulle,  anfangend  Provida  solersque,  ist  datirt  Rom  den  16.  Aug. 
1821,  die  andere,  anfangend  Ad  Dominici  gregis  custodiam,  vom  11.  April 
1827.  Beide  sind,  nebst  teutschen  Uebersetzungen,  abgedruckt  in  dem  würtemb. 
Regier.  Blatt  v.  3o.  Oct.  1827,  in  dem  badischen  von  1827,  St.  XXXKI,  in  dem 
nassauischen  Verordnungsblatt  v.  17.  Nov.  1827,  und  in  v.  Mahtsss  recueil, 
Suppl^m.  XI.  146,  beide  auch  in  Eichhornes  KIrchenr.,  Bd.  11,  S.  868,  und  be- 
sonders unter  dem  Titel:  Die  päpstl.  Bullen,  zur  Errichtung  des  Erzbisthums 
zu  Freiburg  im  Breisgau,  u.  der  oberrhein.  Kirchenprovinz.  Frcib.  1827.  4» 
Zweite  Auflage  ibid.  eod.  Und  teutsch,  in  der  Allgem.  Kirchenzeitung  y.  1827, 
Num.  176, 

<0  Wörtlich  übereinstimmend  sind  die  VerwahrungsClauseln  in  den  Bekanntma- 
chungsverordniingen  von  Kurhessen  v.  3i.  Aug.  1829,  GH.  Hessen  t.  12.  Oct. 
1829,  ▼.  Baden,  Würtemberg  und  Nassau,  alle  drei  v.  3o.  Jan.  i83o;  in  den 
Neuesten  StaatsActen  u.  Urk.,  Bd.  XVI,  S.  346  ff.  —  Zur  Vollziehung  war  vom 
Papst  bevollmächtigt,  der  Bischof  (in  partibus)  von  Evara  (v.  Keller,  zu  Bo- 
tenborg  am  Neckar).  Man  s.  die  ^Dccrete  des  Hm.  Bischofs  t.  Evara,  als  Be- 
Tollmäcbtigten  für  die  Suppression  der  GeneralVikariatc  zu  Konstanz  u.  Bruch» 
sal,  u.  für  die  gegenwärtige  Errichtung  des  Erzbisthums  zu  Freiburg  im  Breis- 
gau, mit  den  päpstl.  Bullen  Provida  solersquc  u.  Ad  Dominici  gregis  custo- 
diam. Garlsr.  1827.  8.  —  Am  20.  Oct.  1827  erfolgte  die  Einsetzung  des  Dom- 
capitels  isu  Freiburg,  u.  am  folgenden  Tag  daselbst  die  Gonsecration  des  ersten 
MetropolitanErzbischofs,  nachdem  derselbe  unmittelbar  vorher  dem  Landes- 
herrn den  Huldigungseid  abgelegt  hatte.  —  Um  die  Verhältnisse  der  oberrhei- 
nischen Kirchenpro  vi  nz  näher  und  gleichförmig-  zu  bestimmen ,  verabredeten 
sämmtliche  dabei  betheiligte  Staatsregierungen  einen  gemeinschaftlichen  Beschluss, 
welchen  (in  89  §§.  abgefafst)  jede  von  ihnen  bekannt  machte,  z.  B.  die  Freie 
Stadt  Frankfurt  durch  Verordn.  v.  2.  März  i83o,  in  ihrem  Amtsblatt  ▼.  5.  Mära 
i83o,  Num.  19;  GH.  Hessen  durch  Verordn.  v.  12.  Oct.  1829,  In  Mabtxss  re* 
c\ieil,  Supplement,  Xu.  161.  Verschiedenes  von  dem  Inhalt  dieses  Beschlusses, 
unten  §.  520.  Ji,  würtemberg.  Verordn.  v,  3o.  Jan.  i83o,  die  Ausiibung,der  ver- 
fassungsmäs.  Schutz-  u.  Aufsichtrechte  des  Staats  über  die  kathol.  Landeskirche > 
in  d.  Regier.  Blatt,  i83o,  Num.  9.  Darstellung  der  RechtsTerbältnisse  der  BischÖfb 
in  der  oberrhein.  Kirchenproyinz.  Eine  >on  der  Juristenfacultät  In  Tübingen 
gekrönte  Preifsschrift.     Von  Ion  atz  Loacssa.    Tüb.  1840.  gr.  8. 

')  In   Goldgitlden  des  römischen  Kammersatzes,  deren    jeden   die   Gurie  zu 
4  Gulden  5o  Kreuzer  rheinisch  rechnet. 

f)  Zu  Frankfurt  am  Main,  den  9.  Febr.  1822. 

6J  Namentlioh  über  die  Besetzungsart  der  Erz-  und  .Bischofstühle,  der  DSgnitäten' 
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uad  CapitularStellen ,  bei  welchen  leUten  päpttlicbe  oder  apotlolbclie  KoMtc 
nicht  anerkannt  werden.  Ueberall  Ut  gesorgt  für  lande»berrlicbe  Aufsickt  und 
Mitwirkung,  verhütende,  leitende,  genehmigende. 

A)  Kirchenpragmatik  fiir  die  oberrheinische  katholische  KirtrhenProTka  der 
rereinigten  Staaten  Wtrtemberg,  Baden,  beider  Hessen,  u.  Nassau  mit  Frank« 
fürt.  Herausgegeben,  mit  Noten,  von  Loaisz  Wolt,  Pfarrer  zu  Kleinrinderfeid, 
Wirxb.  i8a3.  3a  S.  8. 

0  Mit  dem  Plats  in  der  zweiten  HofRangclasse,  unmittelbar  nach  dem  ObeiCos- 
fiStorialPräsidenten.  Bekanntmachung  v.  5.  Apr.  1821,  in  d.  Gcsetssannl  für 
das  Königr.  Sachsen,  1821,  St.  6.  Mandat  t.  19.  Febr.  1897,  betr.  die  iui- 
Übung  der  kathol.  geUtL  Gerichtbarkeit  in  den  k.  sachs,  Kreislaaden  (also  nh 
Ausnahme  der  Oberlausits),  in  der  angef.  GeaetasammL,.  1897,  u.  auch,  mi 
Prüfung,  in  der  unten  (|.  626,  Notea)  angefl  Abb.  Ueber  die  GleichsteUung etc^ 
S.  86—104.  —  Durch  ein  ^escript  r.  3.  Sept.  1807  u.  ein  Reglement  v.  «4.  Oci. 
1807  (in  der  Contin.  IH.  Cod.  Aug.  T.  L  p.  i63  u.  S95)  ward  1)  den  Katbolikn 
In  kirchlichen  und  geistlichen  Sachen  dieselbe  Befreiung  von  der  welllicbes  u. 
fremden  Gerichtbarkeit  vu  Poliaeigewali ,  wie  den  A.  ConfesaioasVerwaAdten. 
eiagerSumt;  t)  es  wurden  ihre  Ehesachen,  so  weit  «ie  die  Stelle  des  bfkli|tea 
Thfils  yerlreten,  der  ordentlichen  Obrigkeit  entnommen  und  dem  apostoli«cfaeB 
Vicar  au  Dresden  übertragen;  so  wie  3)  durch  ein  Rescript  vom  11.  Sepl 
1807  (ibid.  p.  38.)  und  durch  ein  Mandat  ▼.  10.  Aug.  181a,  die  Gensar  der 
katholisch -theologischen  Schriften.  Waaaa's  DaratelU  das  im  KEL  Sachsen  gel- 
tenden Kirchenr.,  Bd.  I,  S.  aos. 

§•    511.  (Nen.) 

^)    in  dem   KSmigreiek   Hannover,     ff)    In  dem   Gro4ßher»ogthtm    ff^eimir  wd 

Fürsienthmn  ßf^aldeok, 

Y)  Für  das  Hönigreicb  Hanaover  wurden  durch  eine,  landeshe^^ 
lieh  genebmigte^  papstliche  Bulle,  anfimgend  mit  den  Worten:  Im- 
pensa  Romanonim  Pontificum  Soliicitudo,  rom  36.  Mäns  i8s4  '))  <^^i 
Bisthumer  emcblet,  Hildesheim  auf  der  rechten,  Osnabrück  anf 
der  linken  Seite  der  Weser.  Die  Ausstattung  des  letzten  bleibt  noch  auf- 
geschoben,  bis  die  dazu  nothigen  Mittel  vorhanden  sejn  werden;  bis  dakio 
ist  dasselbe  ron  dem  Bischof  von  Hildesheim  durch  einen  GeneralVicar 
zu  yerwalten.  Nach  Erledigung  eines  bischSflichen  Stahls ,  hat  das  Dom- 
capitel  innerhalb  eines  Monats  eine  Liste  der  Wahlcandidaten  der  obersteo 
Staatsbehörde  yorzulegen,  und  aus  denen  Candidalen,  welche  dieselbe  als 
ihr  weniger  angenehm  nicht  ausgestrichen  hat,  einen  zum  Bischof  za  wil- 
len, und  dieWahlnrknnde  binnen  Monatfrist  dem  Papst  zur  Bestatigaiig  ^1^ 
zulegen.  Erfolgt  diese  nicht,  so  hat  das  Opitel  eine  neue  WshI  auf  ^ 
vorige  Weise  yorzunehmen.  Die  Besetzung  der  Dechanei,  der  C^glmf^^^ 
und  Ticarieen  in  jedem  der  beiden  Domcapitel,  geschieht  abwecKUiiid  too 
dem  Bischof  und  dem  Capitel,  aus  denjenigen  inländischen  Ctaodidaten, 
welche  die  Regierung,  auf  der  ihr  binnen  sechs  Wochen  einsurasbenden 
liste  yon  vier  Candidaten ,  als  ihr  unangenehm  oder  rerdSchtig  nidit  b^ 
zeichnet  hat  Das  Einkommen  der  Bischöfe  und  der  Mitglieder  der  Doo- 
capitel  ist  bastimmt;  die  Ausatattung   erfolgt  durch  Anweisung  der  Eifl* 
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iunfte  von  Kunden  Gründen,  Zehnten  and  Grandzinsen.  Die  Balle  be- 
timmt  die  Grenzen  der  beiden  Bisthümer.  Die  Abbängiglieit  liatholiscber 
gemeinden  und  Pfarreien  im  Königreich  yon  auswärtigen  geistlichen  Be- 
iorden, h5rt  aa£  Die  apostolische  Kammertaxe  der  bischoflichen  Tafel 
on  Hildesheim,  ist  aaf  766,  die  Taxe  derjenigen  yon  Osnabrück  anf  666V^ 
joldgalden  des  päpstlichen  Kammersatzes  C$*  5 10,  e)  gesetzt  VI)  Mit  lan- 
lesherrlicher  Bewilligung  und  unter  Yorbehalt  aller  landesherrlichen  Rechte, 
ind  die  hatliolL<ichen  Pfarreien  des  Grorsherzogthums  SachsenWeimar- 
iLisenach,  und  die  Pfarrei  Eppen  in  dem  Fürslentham  Waldeck,  dem 
»ischoflichen  Sprengel  Ton  Paderborn  und  der  Kirchenprovinz  C5ln 
iugetheilt  worden  ^). 

0  Sie  steht,  lateinisch  mid  leutsch,  nebst  dem  sie  genehmigenden  KöaigU  Patent 
T.  ao»  Mai  18x49  in  der  banndv.  Gesetasamml.,  1894«  ^*  Abth.  Num.  ts,  S«  87 
— 110;  aach  in  Mabtxvs  recueil,  Supplto.,  T.  X,  p,  4*>*  ^  i^  £icaHOBa*s  Kir- 
chenreeht,  Bd.  11,  &  858.  Ein  besonderer  Abdruck  erschien  su  Rom  in  der 
pipstL  Druckerei,  1824^  und,  nach  diesem,  ein  aweiter,  lateinisch  u,  teutpeh, 
SU  Mfinster,  1894«  4* 

0  In  der  oben  (§.  609,. a)  aagef.  Bulle  De  salute  animarum  etc.  t.  16.  Juli  1891; 
in  den  ange£  Veuesten  Einriebtungen  etc.,  &  48  u*  88.  Bestätigt  in  dem  unten 
(§•  6i3)  aagefl  weimar.  Gesets  t.  7.  Oct.  1823,  im  Eingang,  mit  der  Bestimmung, 
dafii  jeder  neue  Biscbof  Ton  Paderborn  wegen  seiner  Amtwirksamkeit  sich  in- 
dem Grolshenog  ausdrücklich  au  Terpflichten  habe. 


§♦   Ö12,  (421.) 

JDie  Kürehe  isi  dem  Siuat  u»Uergemrd$i€i. 


Ans  dem  natürlichen  Yerhaltnifs  zwischen  Staat  und  Kirche,  ffliefst 
der  Hauptsatz:  eine  Kirche  ist  nicht  Staat  im  Staat  Ais  im 
Staatsgebiet^  aber  nicht  des  Staates  wegen,  bestehende  Gesellschaft,  mit  ei- 
genem Zwecke  ist  sie  untergeordnet  der  Staatsgewalt  a).  Mit  Recht 
ibrdert  man,  dafs  nur  unter  Auetoritat  des  Staates  sie  in  dem  Staatsgebiet 
bestehe  ^),  und  dafs  sie  jenem  nicht  nur  nicht  schiidlich  c),  sondern  yiel- 
mehr,  als  sittlich-^reiigioser  Verein,  nützlich  sey.  Antagonismus  zwischen 
beiden,  gleichwie  Pi-iesterherrschaft,  darf  nicht  Statt  finden  <0*  ^^^  g^^- 
liehe  Siegel  eines  religiösen  Glaubens  ist,  wenn  er  wohltha'tig  wirkt,  wie 
die  Gottheit  O* 

«)  VergL  V  957,  b.  Bakr.  Edict  t.  ad.  Mai  1818,  dber  die  RechUTerbfiltniase  der 
Einwohner  in  Besieh,  auf  Religion  u.  kircfal.  Gesellscbaflen  (als  Beilage  s  bm  der 
Vcrfaf.JtJrk.)»  §•  50—79.  Bönigl.  sackt.  Verfafs-Ürk.  v.  i83i,  §.  57-  (Fttr  Aus- 
übung ^er  Kirchengewalt  herteht  in  mancben  Staaten  ein  eigenes  Miaisterium 
des  Cullus.)  Ps.  Hbddbbics  elem.  juris  canon.,  P.  L  |.  1  i8-^i33.  A«  Mmvl's 
Kirehear.,  $.  1.  Jag.  Gaupp  Ober  das  Verh&ltni£i  der  Protestant  Kirche  sum 
Staat.  Glogau  i8tto.  8.  t.  AaxTis's  conslitutionelles  Staatsrecht,  Bd.  U,  S.  80  ff. 
Aus.  M6i.lxr's  kircbenrechtlicfae  Erörterungen ,  I.  SammL  (Weknar  i8s3b  8), 
S.  97  fll  _  Selbst  in  Spanien  leisten  die  BischMe  ihren  Eid  nur  mit  d«r  dau* 
Mit  «salffis  regni  legibus  et  consuetudinibus  et  toca  subjeetioBi  Begi 
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Dafi  Staat  und  Kirche  einander  nichl  untergeordnet  seyn  dürften,  sonden 
neben  einander  bestehen  inüfsten,  behauptet  noch  in  der  neuesten  Zeit,  nick 
nur  ein  gelehrter  Katholik,  in  dem  ConversationsLeiicon,  IVeuc  Folge  Bd.  L 
Abth.  i  (1822),  im  Anhang,  Art.  Gatholicismus ,  Kum.  IV,  S.  XXVm,  soaden 
auch  ein  gewesener  evangelisch-reformirter  Prediger,  Fb.  Avcii.i.Off,  über  des 
Geist  der  Staatsverfassungen  (Berlin  i8i5.  8.)  S.  5i.  —  Die  romischt  Otne  for« 
dert,  für  die  katholische  Kirche,  nicht  nur  eine  von  der  weltlichen  Macht  dard- 
aus  unabhängige  Selbstständigkeit,  sondern  auch  eine  indirecte  OberherrlicbJieit 
des  apostolischen  Stuhls  über  die  weltlichen  oder  Staatsregierungen.  Die  letzte 
vcrthcidigle  noch  1824  zu  Rom  der  Advocat  Gabl  Fea.  Seine  Gründe  u.  derai 
Widerlcgiing ,  so  wie  den  Widerspruch  der  galKcanischen  Kirche  seit  1682, 
findet  man  in  H.  £.  G.  Paulub  Sophronizon ,  TIL  Jahrgang  (lieidelb.  i8«5.  &| 
St.  6,  S.  1  — 11 3.  Der  GulminationsPunct  der  Curie  fallt  in  da«  Zeitalter  G^^ 
gor^s  Vn.  plildebrand's),  Innocenz  m.,  und  Bonifacius  NHL,  wo  sie  auf  falstbe 
Decretalen ,  auf  eine  aus  den  heterogensten  Theilen  gemischte  canonische  Ge- 
setxgebong,  ihr  hierarchisches  Gebäude  aufRlhrte.  (Man  s.  Zeugnisse  ans  aOea 
Christi.  Jahrhunderten,  bis  auf  das  J.  1818,  für  die  Gewalt  der  Kirche  u.  ilim 
Oberhauptes.  Zweite,  ganz  umgcarb.  Aufi.  Frankf.  iSsS.  8.  L.  T.  Sprmn's 
Geschichte  der  Hierarchie,  von  Gregor  VIL  bis  auf  die  Zeiten  der  BcformatioiL 
aus  dem  liteiär.  Nachlafs  des  D.  Gublttt,  herausg.  mit  Anmerk.  von  Cou. 
MiJLLKB.  Ha'mb.  1828.  4*  Histoirc  politique  de  TEglise ;  par  M.  de  Vidiiuis 
Paris  i832*  3  vol.  in  80  In  Grundsätzen  und  Absichten ,  ist  sie  seitdem  sirb 
stets  gleich  geblieben.  Roma  ne  rscule  ptu,  Nie  verzichtet  sie  bestimmt  und  for 
immer  auf  Ansprüche ,  nur  zu  Nachsicht  und  Temporisiren  entschlieCit  sie  scL 
Noch  in  einer  im  Mäns  1826  erschienenen  Schrift,  stellte  der  Abbe  de  Is  Mo- 
bais zu  Paris  den  Grundsatz  auf:  dafs  der  Papst,  in  Folge  der  Schlüsselgeirall 
das  Becht  habe,  die  Unterthanen  in  gewissen  Fällen  von  ihrem«  dem  Landes- 
berrn  geleisteten  Eide  zu  entbinden.  Mit  ihrem  Stabil! tätPrincip  würde  die 
Curie  sich  erhalten,  wenn,  ihr  gegenüber,  auch  die  Civilisation  still  stände  asd 
stehen  könnte.  Da  aber  diese  mächtigere  Grösse  unaufliaUsam  fortschreitet  vd 
sich  verbreitet,  so  wirkt  dieselbe  —  wenn  auch  nur  allmählich,  doch  unwider 
Stehlich  —  serstörend  auf  Alles,  was«  wie  der  Gurialismus.  mit' ihr  in  Wider- 
streit kommt,  ^  In  dem  Mittelalter  schreckte  päpstliche  ßxconoimmeaUom  die 
weltlichen  Begenten  bei  Irrungen  mit  dem  röm.  Hofe.  Ohne  die  beabsichtigte 
Wirkung  blieb  die  Excommumcati'onjBuli«  v.  10.  Jun.  1809,  welche  Piiu  Hl. 
wider  Napoleon  als  eine  Art  von  politisch-kirchlichen  Manifest  erliefs,  ohne  daria 
dessen  Namen  auszudrücken.  Hierauf  erfolgte  als  GegenManifeat ,  Napolcoä* 
Umlaufschreiben  an  die  kathol.  franz.  Bischöfe,  aus  seinem  Heerlager  zu  Znaioi 
in  Mähren  den  i3.  JuL  1809.  Db  Pbaut,  les  quatre  Concordats  (Paris.  1818.  &)f 
ch»  37^0,  T.  n,  p.  167  —  5a3.  Schoxll,  archives  hist.  et  polit.,  T.  0  etill 
(Paris  1809.  8.).  J.  S*  Vatkb,  Napoleon  Bonaparte  und  die  Päpste  des  Mittel- 
alters, e.  hist.  Parallele.  Leipz.  181 5.  8.  Vergl.  §.  5i5,  c.  —  ProUstatm  der 
höheren  kathoL  Geistlichkeit  des  HB.  Hannover^  v.  s5.  Jan.  i833,  wegen  der  io 
dem  Entwurf  e.  Staatsgrundgesetzes,  Cap.  2,  §<.  3,  dem  König  zugeschrkibeo«^ 
Kirchenhoheü  über  die  kath.  Kirche  u.  die  das.  im  Gap.  6  enthaltenen  Ji^ncl>rif 
ten.    (Frankf.  OPAZcit.  v.  «4.  Febr.  i833.)  !jl/ 

b)  Als  poläüche  oder  StaaUanttalty  wird  die  Kirche  vdn  Einigen  daT^et^,.it.  J- J* 
BoBLAMAQUi,  in  s.  Principes  ou  elemens  du  droit  politique,  P,  DL  chf  3.  p«  ^^9^ 
Die  Einheit  des  Staates  und  der  Kirche.  Leips.  •1797.  8.  H.  SnraAm  über  die 
-absolute  Einheit  der  Kirche  und  des  Staates.  Wirsb.  i8oa.  8.  a.  Aufl«  1816.  - 
Von  dem  Rechts verbältnifs  zwischen  Staat  und  Kirche,  s.  man :  J.  C  Ganii'^'' 
Bieropolis,  ein  Versuch  über  das  wechselseitige  Verhältnils  des  Staates  and  der 
Hii«he.  Magddb.  tSo^  a  Lotz  über  den  Betriff  dar  Polasei,  410  £  Gutachdidier 
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Etttinnf  cfiuer  geftetslieben  •Bestiimnaiig  d^s  YeHiiiltiiisses  sii^Aeli^ii  Staat  u^d 
Kirche,  vtiB  J,  B-  T.  Kurab.  1807.  8.  Staat  und  Kirche.  DorjnW  1810.  a 
J.  Reibsx.*8  St^at  u.  Hierarchie,  Tüb.  1810.  8;  Ebendets,  Diöcesanverbältnifa 
katholischer .  Bischöfe  in  Ansehung  kathöl.  Unter thanen  u.  Einwohner  protestan- 
tischer Länder.  Nebst  e.  Ansicht  der  Verhältnisse  zwischen  der  landesherrl. 
u.  katbol.'  Kirchengewalt.  Ulm  1806.  8.  Fravz  Frhr.  ▼.  Droste  über  Kirche 
u.  Staat  Mfinater  1617.  8.  H.  G;  SscBiBirEa's  Froitestantisinua  u.  CatbolicisDnw, 
aus  dem  StaadpiulcC  d^r  Po)lItil&  ,  betrachtet.  Leips.  182s.  8.  Jo.  Scqcdiivovf 
über  die  oberbischöfliche  Hoheit  der  Regenten.  Ronneburg  1826.  8.  H.  GaoTiua 
de  imperio  principum  circa  sacra.  Paris  1647*  8.  Les  devoirs  respectifs  de  T^tat 
et  de  r^glise  appelles  a  leurs  principes.  1767.  8.  ScBsiniMjkiiTEL's  Sta^tsr.  nach 
d.  Vernunft,  Q..21.  Anti-LeWathan  (Gott.  1807.  8.),  Heft  I,  Gap.  3.  Schriften 
o.  Schicksale  des  Fbbronius  (s.  §.  5o6,  Note  a).  Adv.  Maktiit,  in  Alex.  Müixxa's 
Archiv  für  die  neueste  Gesetzgebung,  Bd.  I,  S.  4^1  ff.  —  Dagegen  s.  nuu^  die 
Grundsätze  der  Jesuiten ;  Ton  Spittler  entwichelt  in  der  Deutschen  Encyclopädie, 
Bd.  XVH  (Franhf.  1793.  4.),  S.  8ia  ff. 

)  Unter  dem  Vorwand  der  Religion,  unter  dem  Deckmantel  des  K?rchenthums, 
darf  nicht»  Tersneht  oder  unternommen  werden,  was  dem  Staatszweck  '  wider- 
streitet. —  Aber-  und  Unglaube.  Mosbr  v.  der  Landeshoh.  in  Polizeisachen,  47*  *~ 
Landesherrliche  Verfugungen  wider  des  Pater  GAssm^a^s  Unfug  durch  Teufels- 
beschwörungen. ScaMioT^s  Gesch.  der  Deutschen,  fortges.  y.  MnBiLLEa,  Th.  XXII, 
S.  23.  ScHi.B6EL*s  Kirchcngcsch.  des  18.  Jahrb.,  Th.  I,  S.  109a  u..  1096.  —  Neuere 
Streitigkeiten  zwischen  weltl.  Regenten  und  dem  Papst,  in  P.  J.  y.  Huth's  Kirohf  n- 
geschichte  des  18.  Jahrhunderts,  Th.  I  (Augsb.  1807.  8.),  Sw  3a3— »Si^* 

')  Erinnerung  ao  die  Deere  talenSamrolung  des  Pseudolsidor,  die  angilraroniachen 
Gapitel,  die  Dlctatua  Hildebrandinos,  die  päpstl.  Regulas  Cancellariae,  md  an  das 
berühmte  Düsidium  inter  Imperium  et  iaettdo^iunu  PÜTTsa^s  Handb.  der  t.  Reichs- 
geschickte,  I.  aa5.  r.  Gaa.  Tbohasu  historia  contentionis  inter  Imperium  etsaoerdo- 
tium.  Hai«  1722.  8.  —  Bulle  in  Coena  Domini,  yon  Pias  V.  1568,  Gregorius  XUL 
i584,  u,  Urban  VIIL  16275  in  Gärtster's  corp.  juris  eccL,  I,  365 — 3^79.  (J.  F.  JLb 
Bretts)  Pragm.  Geschichte  der  Bulle  in  Coena  Domini.  Th.I— IV.  Ulm  1769—1770. 
4.  Neue  Aufl.  des  Th.  I  u-  n.  1772.  —  Bockhold's  Lehren,  s.  Rorbbtsoh's  Ge- 
schichte Carls  V.  —  Weigerung  der  Quäcker  und  Menoniteu,  an  den  IfVehr- 
und  WafTenanstalten  des  Staates  persönlich  Theil  zu  nehmen. 

)  Practisch  wichtiger  Unterschied,  zwischen  Religion  (z.  B.  Christenthum),  und 
Theologie j  und  zwischen  Religion  und  Kirche,  De  la  religion  consideree  dans 
sa  source,  ses  formes  et  ses  ddveloppemens;  par.  M.  Benjamin  Coitstaiit«  Paria 
1823  - 1826.  3  vol.  in  8*». 

'  '      '  .       .     '    . 

'  I  •  . 

Grenze  und  BestandtJkeUe  der  EirchenhoheU» 

I)  Die  Hircbenhoheit  ($.  5o6)  >¥ird  begrflnzti  oatürlich^  darch 
^  Reich  des  Ge^rissens  »)  und  die  SoeialGewalt  der  Kirche  ^)9  podtiy, 
brch  Uebereinkmift  II)  la  ihr  sind  begnffen  cy.  das  weltliche  Befa.iv 
nationaRecht  Cjns  reformandi)  oder  das  Majestatreoht  der  bärgerliebeii 
Religionsduldangf  das  Recht  der  Aufnahme,  Zulassung  oder  Gestattung  re- 
ligiöser Gesellschaften  d);  das  Schutz-  oder  Schirmrecht  (jus  protec- 
tionis  s.  advocatiae  secularis)  über  die  aufgenommenen  ReligionsGesellscbaf- 
^f  in  Hinsicht  auf  moralische  Persönlichkeit  und  Eigenthum  derselben 


706  U-  "Hiea-  XVL  Cap. 

($b  5ti);  im  Recht  der  weltliehen  Oberanfsieht  (jvt  npicnic  io- 
epeetioiui) ,  ein  negatires  Reeht  CVeto),  za  wachen,  iaSk  dieie  ediiicb 
Vereine,  durch  kirchliche  Wirksamkeit,  insbesondere  darch  Ldire  ood  Cultu, 
dem  Staatszwech  nicht  hinderlich  werden  «).  HI)  Ueberall  ist  in  Rirdie&- 
Sachen  ihr  zweifaches  yerhaltnifs,  zu  dem  Staat  und  der  K]iche,a 
oaterscheiden  /).  lY)  Für  Ansubung  der  Staatsgerechtsane  über  dk  Ri> 
eben,  aller  oder  einzelner,  sind  meist  eigene  weltlidie  Oberbekordeo 
angeordnet 

a)  Für  Meinungen,  Glauben,  l/Visscn«  ist  der  Mensch  sich  selbst  Geseb^. 
—  AUgem.  pretus.  Landr.,  Th.  ü,  Tit  ii,  §.  i  — 4.  F.  G.  ▼.  Mo&n's  Rec^ 
der  Mentchkeit  in  Beligionssacken.  1879.  8<  Roussbau  ,  contract  social,  h 
IV,  ck.  8. 

4)'Wakre8  Verhfiltnifs  swiscken  Tkeokratie  und  Kosmokratie,  geistiiekerinui welt^ 
licker  Macht ,  Sacerdotium  et  Imperium.  Verschiedenheit  ihrer  Zwecke.  Ver|^ 
J.  G«  Sioxa  diss.  de  finibus  potestatis  eccleslasticae  reguadis«  üpSi  1^  r 
J.  A.  RvGii.*s  Kosmokratie  und  Theokratie,  in  ihrer  wechselseitigen  Verhindu^, 
Freib.  u.  Constana  181s.  8  —  Der  Umfang  der  Kirchengewalt  und  ihr  \a^ 
nils  EU  der  Staatsgewalt,  wird  gründlich  dargestellt,  in  der  Angsbargbcba 
Gonfession  Ton  i53o,  Art.  s8  u«  16. 

«)  G.  L.  Boanna  princ.  juris  canon«,  §.  so.  sqq.  Mosza  tob  der  LandeslMli« 
im  Gebtlichen  ( 1773),  57.  «49.  P.  A.  Fbavk's  GrundbeCraehtungen  aber  Staat 
u.  Kirche  (Mains  178409  ft*  i3  £  MiaTavs  gebtl.  StaaUr^  I.  ^  11  f.  H  V  4«- 
SaamnmMwnL  a.  a.  O.  IL  s3  A  47—60.  Vergl.  Beilage  II  so  der  bsier.  Verfaik 
Drk*  ▼.  1818.  6oniTvca*s  Suaisr.  des  KR.  Baiem,  Bd.  I»  §.  17$  fC  Verfall.  Crl 
des  H6nigr.  Backsen  r.  i83i ,  $.67.  —  Vom  landesherrlichen  Recht  vhtt  §^ 
misckce  Gegenstände,  s.  MicaL^s  Kirckenr.,  |.  s8. 

d)  K.  J.  WaosaniD,  die  Aufhakme  neuer  Kirchen  im  Staate.  G5tt.  M.  t 
▼.  AasTis's  constitutionelles  Staatsreokt ,  II ,  S.  91  u.  101.  Baier.  Relig.  T&A 
y.  34*  ^Srx  1809.  $.  3s  u«  65  —  94.  —  Grofiihersogl.  weimarischet  Geseb  ober 
die  Verhältnisse  der  kathol.  Kirchen  u.  Schulen  im  Grofshersogtham  r-  f»  Od 
i8s3,  in  dem  welmar.  Regierungsblatt,  i8s3,  Num.  16.  —  Mehrere  Bet^Mas* 
Parteien  im  Staat  su  dulden,  ist  das  Meistorstack  der  Politik,  und  das  »cha^ 
Mittel ,  kerne  fürchten  su  dOrfen«  —  Der  f.  56  der  königL  sächsisches  Verfais. 
IJiiL  von  i83i  verbietet  auf  ewig  die  Zulassung  eines  Jesuiten-Goll^'ums,  vir 
irgend  eines  sonstigen  katholischen  Klosters. 

c)  Vergl.  §.  519.  y.  Abjetv  a.  a.  O.,  8.  io3  1^  Ffir  diesen  Zweck  war  für  to 
keidnischen  Cultus  in  dem  römischen  Staat,  eine  eigene  Staatsbekörde  bestiiDst, 
der  Pöniifesmaxifmu ;  ein  Amt,  welches  sdt  Julius  Cäsar  sogar  die  Imperatorei, 
selbst  die  ekristlieken,  bis  auf  Gratian  (480)  bekleideten.  —  Aus  derObfl" 
aufsickt  (liefst  die  landesherrliche  PölizeigewaU  Ober  die  KirchengeselkckaM- 
Im  CbUühmsFmli,  mOssen  die  Kirchengesetse  den  Gesetaen  des  Stutei,  ^«lei 
Schuts  die  Kirchei^^eselisckaft  geBiefst,  nachstehen. 

r>  Dieses  giH  nicht  blo&  Toa  so  ganannten  eausis  ecclesiasticis  rnM.  &  ^ 
Boxnua  princ  juris  oan*  &•  si3*  J.  Ulr,  Cauua  de  mm  eaSe  fori  isixti  eccl^ 
siastici;  in  seinen  Opusc,  T,  IH.  p.  694«. 
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§•514.  (423.) 

Kurekemgewü^  und  Krehenregimeniy  mU  ikrem  VerktUtmiss 

%u  dem  SUuti* 

I)  Die  Social-  oder  CollegialKirchengewalt  (potestas  soeielts  eecle- 
dae)  steht  ursprünglich  nar  der  Kirchengesellschaft«)  zu,  als  In- 
begriff ihrer  gesellschaftlichen  Rechte;  ohne  Unterschied  des  religiSsen 
Lehrbq;ri£Ps,  sowohl  der  beiden  ohristlichenf  in  Teutschland  befind- 
lichen HanptGlaubensparteien  ^),  als  auch  der  übrigen,  christlichen 
und  nidit- christlichen,  GlaubensParteien  und  Secten  o).  11)  Das 
Recht  zu  Ausübung  dieser  Gesellschaftgewalt,  das  Kirchenregiment 
oder  Kirchenregierung  (regimen  societatis  ecciesiasticae),  hann  Ton  der  Ge- 
sellschaft selbst,  ihrem  Zweck  gemäTs,  bestimmt  werden,  in  Absicht  auf 
Anordnung,  Vollziehung  und  Aufsicht  ä);  doch  so,  dafs  die  Festsetzung  oder 
Anordnung  des  kirchlichen  Lehrbegri£&  ($•  5i8  u»  f.),  als  seiner  Natur 
nach  Ton  fremdem  Willen  schlechthin  unabhängig,  unter  das  Kirchenregi- 
ment nicht  gezogen  werden  kann«  III)  Wie  aber  auch  die  Organisation 
einer  Kirche  und  ihrer  Socialgewalt,  oder  der  Inhalt  ihres  LehrbegriflFs 
sejm  mag,  so  dürfen  solche  doch  die  natürlichen  Bedingungen  ihres 
Daseyns  in  dem  Staat  nicht  ündem;  auch  nicht,  die  etwa  vorhandene  Ue- 
bereinhunft  (Concordat)  über  das  wechselseitige  Yerhaltnifs  zwischen 
Staat  nnd  Kirche* 

•)  ScmuMAimt  a.  a«  O.  IL  3e  C  Baler«  Ediot  ▼.  94.  M8rs  1809,  )•  ^^  °*  ^' 
Badisches  Gonstit.  Edict  t.  14.  Mai  1807,  §b  1 1  u.  ao«  —  Von  den  yerscbiedenen 
Kircbeageselbckaften  oder  GiauhetuParteün  ^  s«  Mbvssl^s  Literatur  der  Statistik, 
L  68  £  K.  T.  G.  Sca^inniAss's  Gnmdrils  einer  Statistik  des  teutschen  Re- 
ligiona-  und  Kirchenwesens.  Gott  1797«  8.  H»  SrlunLiv^s  kirchliche  Geographie 
nnd  Statistik,  oder  Darstellung  des  gegenwärt.  Zustandes  der  christL  Religion. 
Tfib.  L  Q.  II.  Bd.  1804.  8.  G.  J.  Plasce's  Gesch.  der  Christi  kirchl.  Gesell- 
schafUvcrfasanua|{,  Bd.  I— V.  Hannover  1803—1809  &  (der  3.  bis  6.  Band,  auch 
anter  dem  Titel:  Geschichte  des  Papstthiuns  etc.).  Ebemdsss,  Abrifs  einer  histor. 
u.  vergleichenden  DarstelL  der  dpgmat.  Systeme  unserer  Terschied.  ehristl*  Haupt- 
parteien. Gott  1796.  8.  RzivHABn^s  Geschichte  der  religiösen  Ideen.  L,  Mxnaa^s 
allg.  kritische  Geschichte  der  Religionen.  L  u.  IL  Bd.  Hannover  1806  u.  1807.  8. 
Histoire  des  sectes  religieuses,  depuis  le  cooimencement  du  siecle  dernier;  par 
Gbkooibx.  T.  I  et  n.  Paris  1809.  8.  Nouv.  ^dit  ibidi.  i83o.  VI  vol.  8.  Bisnron's 
▼ergleichende  Darstell.  der  SUatsverfal^.  der  europ.  Monarchien  u.  RepubL 
(Wien  181a  a),  §.  86—98,  S.  367  —  463, 

^)  Die  ekrütitchen  GlaubensParteien,  sind  in  Teutschland  sweifach:  1)  ränusek' 
katkoiuehe^  %)  evtmg^iisehe»  Die  Evangelischen  unterscheiden  sich,  in  augshut' 
gi^c^  ConfettwtnuV^Twanita  (A.  C.  addictos)  und  Reformirus  ein  Unterschied^ 
der  Jedoch  sdt  1817  an  vielen  Orten  aufgehoben  ist,  durch  Yereinigwig  beider 
Theile  n  einer  evangtiUehen ,  gvamgUisek-ekruUidUn,  oder  evangwUsth-j^ratrsimr 
^cken  Hirdie  ({•  5ft6)L  —  In  den  Beichsgesetsen  und  in  dem  KanskiStyl,  war' 
den  unter  den  ji,  C  f'erwandun,  in  dem  vreitem  Sinn,  auch  die  Rejformirten 
mithegriffen.  Unten  $.  616,  e.  Kl^bke's  EinL  zu  e.  neuen  Lehrbegriff  des  t. 
Staatsr.,  %.  106,  Note  f.  -^   Auch  i8i5  zu  Wien,  bei  Unterhandlung  der  teut- 
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sehen  Bundes  Acte,  ward  die  sonst  von  Einigen  gebrauchte  Eintheilttiig  in  in 
christliche  GlaubensParteien  (Katholische,  A.  C  Verwandte,  u.  Beformirte) 
yerworfen.  KlCbeb^s  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  II,  S.  439.  —  I^  ganxe 
ahendybiÜBCii-chrMlUche  KircbB,  eis  Eine . Aägemeaie  su  tetracht«,  &  nur  ii 
die  römisch- katholische  und  proteslanti&eb.-liatholische  getheilt  sej,  schilt  tot, 
H.  Stbphabi,  das  heil.  Abendmahl  (Landsh.  1811.  8.),  S.  69.  —  Der  cKroÜicha 
.  Micht'umirten  griechischen  Glaubenspartei  ist  PriratReligionsubung  eii^äimt  k 
"Wien,  Leip/.ig,  seit  1829  in  München.  Vergl.  §.  5a5,  c.  —  Auf  dem  Erdball 
ist  ungefähr  der  sechste  Mensch  ein  Christ ,  der  eiU\e  ein  hatholischer.  —  Unter 
allen  christlichen  Glaubenspartclen  gibt  es  Denigläuhige ,  Eklektiker,  die  ired^r 
HU  einer  eigenen  Haupt  parte!  noch  eu  einer  Secte  sieh  Teremigen« 

e)  Von  Menonittn^  F.  D.  HlBEniiH^s  neue  t  Reiehsgescli. ,   VÜL  649.   MosmBf 
ligtonsverfass.,  95.     Ebendess,  Abl>  aus  d.  Kirchenr.  89  £    ▼.  Baumass's  Vw- 
tutioiisschlüsse,  86.  468.     Hoscheb*s   EechUf.   am  £L  K.   G.,  L  i34.  ff.  J.K 
Scblegbl's  Kirchengesch.  des  18.  Jahrb.,  U.  996  ff.  —  Von  nicht-imirten  Gmaifs 
und  von  Mahometanem,  Klübkb's  Uebersicht  d.  dipl.  Verbandl.  des  vrien.  Coogr. 
S.  416.     T.  Huth's  Birchengesch.  des   18.  Jahrb.,   Th.  I,  S.  459  —  486  u«  536. 
MoscB^s   angef.   Abb.  tu.   ]i4«  is6.  —    Von  Hermhutem^   Hoxhbl  rhaps.  obs. 
an.  voc.  ZiuBendorfianus.   Mosbb  a.  a.  O.  111.   Hcth  a.  a.  O.    Üeber  die  ens- 
gelische  Brüdergemeinde.  1798.  8.   Kujbbr*s  angef.  Acten  etc.,  Bd.  II,  S.  ^io.  - 
Von  Pietisten,  Moseb  in.  i36.  X95.    Schlegel  a.  a.  O.  IL  35o  — 4»Ö»  Mojidi'j 
Kirchengesch. ,  IV,  353—371.     Hüth  a.  a.  O.  I.  533.  —    Von  Schvenijcldm, 
Schlegel,  H.  io65.     Huth,  I.  544-  —     Von  Philiponen  oder  Filipojien^  Hism'» 
sUtist.  Umrifs,  Th.  I  (i8o5),   preufs.  Monarchie,   S.  3i.  —    Von  Se/navt^i 
BvTH,  I.  545.    Badiscbe  Verordn.  v.  10.  Mai  1818.    Bhein.  Bund«  XVIIL  494-  - 
Von    Methoiisten,    böhmischen    Brüdern^    Quäckem,    BuUarianem,  Bßti^^fiastrt 
Brüffglerianem,  Inspirirten,  Gichtelianem,  Montpellianem ,  s.  Hoth  a.  a.  0.  L  s^Tl 
fL  —  Von  Juden  ^  %,  5i6.  —    Von  dem  Deismus  oder  der  Vemunftreligion.  s. 
J.  &i6 ,  K    Von  D9üun ,  J.  G.  Scblösseb  über  die  Duldung  der  DeisteB.  Bud 
1784.  & 

1^)  Zu  den  Collegial-  oder  Social  -  Rechten  einer  Kirche  gehören:  Errichtung  lurci- 
lieber  Disciplinar-  und  Verwaltungsordnungen  5  kirchliche  Aufeicht  auf  die  AmU' 
Terwaltungen  der  Kirchenbeamten ,  uT  auf  die  Verwaltung  des  Rirchengats,  ot 
mentltch  mittelst  der  KirchenVisitation ;  Verfügung  und  Vollziehung  der  Kircb«- 
strafen.  Von  dem  katholisch-kirchlichen  CölibatGesets  für  den  Cieruc  s.  S,  V^-  \ 
Cabote,  vollständige  Sammlung  der  CöIibatGesetze  iiir  die  katbol.lfYeltgeuilW^ 
Ton  den  ältesten  bis  auf  die  neuesten  Zeiten.  Frankf.  i813.  8.  HraiEsrscE  vber 
das  Becht  u.  die  Pflicht  des  christl.  Staatsoberhauptes ,  das  "f  apstl.  Verbot  der 
Priesterehe  aufi^geben.  Neustadt  a.  d.  O.  i832.  8.  ""n 

\ 

§♦   öl  5.  (424«0       S 

In  der  römisch -katholischen  Kirche.  \ 

lY)  In  der  rSmiscb-hatholischeA  <>)  Kirche  galtzeither,  in  di 
Hiosicbt,  das  Princip  monarchiscb-repräsentatiyer  Einbeit  (Pi 
tificat).  Nacb  solchem,  ist  die  Verfassung  der  Kirche,  (monokratisch  nn 
primatisch)  eingerichtet  hy  auf  einen  Terfassongsmäsigen  obersten  Yorstehei 
(totios  universitatis  ecclesiasticae  rectorem,  et  nnitatis  primarium  custodem); 
mit  angenommener  Cntruglichkeit,  mit  unTeraufserlicber  Bin(i-  and  Lose^ 
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kraft  für  die  Geirisseri,  und  mit  allgemeiaem  Recht  auf  Erhaltung  der 
Einheit  oder  des  Zusammenhanges  der  unyeränderliehen  hirehlichen  Glaubens- 
lehre und  der  Kirchenzucht,  auf  provisorische  beschränkte  Gesetzgebung, 
und  auf  oberste  Leitung  und  Verwaltung  in  Kirchensachen,  jedoch  abhängig 
von  den  Beschlüssen  der  Kirchen  Versammlungen,  dieser  Vertreter 
der  einzelnen  Kirchengemeinden,  und  alle  kirchlichen  Gemeinden  bilden  zu- 
sammen eine  (allgemeine)  Kirche.  Die  gepriesene  Zeit  der  ersten  christ- 
lichen Jahrhunderte,  zeichnete  sich  aus,  durch  eine  demokratisch-re- 
präsentative Form  der  kirchlichen  Verfassung,  und  durch  Anerkennung 
der  rechtmasigen  Obergewalt  des  Staates.  Diese  echten  Grundsätze,  haben 
in  dem  Lauf  der  Jahrhunderte  rechtlich  weder  rernichtet  noch  geschwächt 
werden  können  c),  Iq  den  teutschen  Bundesstaaten,  steht  das  katholische 
Kirchenregiment  zunächst  den  LandesbischSfen  zu,  in  festgesetzter 
Verbindung  theils  mit  ihren  Domcapiteln,  theils  mit  dem  Metropolitan. 
Erzbischof,  mit  den  Diücesan-  und  ProvinzialSynoden,  und  mit  verfassungs- 
mäsiger  Unterordnung,  sowohl  unter  den  Papst  als  auch  unter  die  Kirchon- 
versammlungen.  Es  bestehen  eigene  geistliche  Gericht.höfe,  und  für 
Appellationen  in  letzter  Instanz  ist  die  Wiederherstellung  der  Pro- 
vinzialSynodalGerichte  ein  Gegenstand  vorzüglicher,  sowohl  landes- 
herrlicher als  auch  erzbischöflicher  Sorge  geworden  «^f), 

a)  Die  römisch-katholisclie  Religion  hiefs,  in  Beichsgesetzen  des  XVI.  Jahrhunderts, 
auch  die  alte.  In  Frankreich  heist  sie  la  religion  catholique,  apostoliquc  et 
romaine. —  F.  W.  Cabove,  was  heifst  römisch-katholische  Kirche?  Altenb.  1820.8. 
S.  den  Art.  Curie  (römiÄche)  in  f.  Rotteck's  Staatslexik.,  Bd.  IV,  S.  i3i  ff. 

6)  Augustinus   de  HosHoyiirT,    dioecesis   Agriensis   Presbyter    et   archivarius,   de 
Primaiu  RonuuU  Panttfieis  ejusque  juribus.  Augustae  Vindel.  i834*  B.  Charta  membr. 
Von  dem  Streit,  ob  die  Form  des  Kirchenregimentes  monarchisch,  aristokratisch, 
oder  demokratisch  sej?  s.  JusTur.  Fxbrohius  abbreviatus  et  emendatus,  c.  L  §.5. 
p.  ao.  sqq.  —  Primat  des  Papstes,  und  jura  primatus,  vel  primigeuia  seu  essentialia, 
vel  adrentitia  seu  accidentialia,  ebendas.  c.  UL  per  tot.,  c.  IV.  §.  3.,  c.  VIL  §•  3. 
—  Rechte  der  Metropoliten,  —  Dem  Pa/»a/System  (GurialSystem)  steht  gegenüber 
das  EpiscopalSy Btem»    Nach  dem  letzten,  gilt  als  Regel:   omnes  Apostoli  in  apo- 
stolatu,  omnes  Episcopi  in  episcopatu,   sunt  paresj  und  gebührt  die  Ausübung 
der  Hirchengewalt  nur  den  Lehrern,  nämlich    den  Bischöfen  und  Pfarrherren. 
Ebendas.  cap.  I.  §.  4-   Michl's  Rirchenrecht ,  S.  79.     Dawider  streitet  der  UUra- 
montanismujt  oder  Curialismus,  nebst  dem  Jesuiten-  und  Mönchthum  mit  päpst- 
licher Unfehlbarkeit.  —    Den  JesuHenOr^en  ^   diese  welthistorische  Erscheinung, 
hob  eine  Bulle  Clemens  XIV.  Ton  1773  (in  Mabteks  recueil,  IV.  84.  106.)  auf 
.'ewige  Zeiten  auf,    als  höchst  gefahrlich  für  Kirche  und  Staaten.     Eine  Bulle 
Pius  Vn.  Tom  7.  Aug.  1814  (in  Mabtbns  supplem.  VI.  ^6,)  stellt  ihn  auf  ewige 
Eeiten  wieder  her,   als  höchst  nützlich  und  nothwendig  sogar  für  Kirche  und 
f  in  dltaaten,   und  angeblich  auf  vielfaches  Verlangen  fast   der  ganzen  katholischen 
'^^^elt    Die  römische  Curie  u.  die  Jesuiten.  Carlsr.  1818.  8.     Deutsche  Encyclo- 
i  dd!^®'  ^^'  ^^^  (Frankf.  1793.  4.),  S.  65-i43,  von  Sfittleh;  dann  S.  8i3— 8a8. 
^  mversat.  Lexicon,  Art.  Jesuiten,   u.  in  der  Neuen  Folge  dieses  Werkes,  oder 

yoTStelief\^  XI,  2.  Hälfte  (1824),  Anhang,  S.  XXI  ff.  —  Wider  den  kirchlichen  Absolu- 
rii5tO(i^))  pnus  und  Primat  s.  man:  der  Papst  u.  die  Freiheit.  Zweibrücken  i832.  8.  JesuJ- 
lUiJ  Lü**  »  Jeamtismusy  v.  S.  Jordan;  in  v.  Rottecr's  Slaatslexik.,  Bd.  VUL  S.  437— 538. 
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e}  AU  HttupiquelUn  für  «ehu  (voriftid^risehe  und  TorhiMebraiidiiiisrhe)  Grandsatu, 
in  Absiebt  auf  das  FerhaUnis^  zwischen  dem  Staat  und  der  romsck'k§Aoii»kn 
Kirche,  sodann  in  Hinsicht  auf  die  Rechte  der  allgemeinen  und  besondern  fiirekt- 
Versammlungen  (concilia  oecumenica  seu  universalia  und  particalaria,  sTe  ns- 
nationalia,  sive  provincialia,  sive  dioecesana),  des  päpstlichen  Primats,  und  dn 
ErZ'  und  Bischöfe  (£piscopa1S}stem),  dienen:  i)  die  KirchenTeHsnun«  der 
sechs  ersten  Jahrhunderte ,  und  die  Beschlüsse  der  ökumenischen  KircheiiTfr- 
Sammlungen  dieses  Zeitraums  (J.  H.  BÖbxsb's  Kirchenstaat  derer  3  ersten  Jabrh. 
Halle  1733.  8.  W.  C.  L.  Zikglzb's  pragm.  Gesch.  der  kirchl.  Verfassungsforiseo  ii 
den  ersten  6  Jahr h.  Leipz.  1798.  8.);  2)  die  Beschlüsse  der  costnitzcr,  und  3)  der 
baseler  allgem.  Kirchen  «Versammlung;  4)  die  Urkunde  über  die  AcceptaiioB  der 
I>ecrete  der  baseler  Kirchenversammlung,  auf  dem  Reithstag  su  Mainz  \^\, 
5)  das  frankfurter  oder  FürstenConcordat  von  i446;  6)  die  Beschlüsse  der  tri- 
dentinischen  Kirchenversammlung  von  154^  bis  i563 ;  7 )  die  Declaraiio  eleri 
gallicani  a.  1683  facta  (les  4  articles  du  cicrge  de  France);  8)  die  had-emser 
Punctation  der  Erxbischöfe  von  Mainx,  Trier,  Göln«  und  Snlxhurg,  tod  r^ 
in  Gärtiixr*s  corp.  juris  eccl.  Cathol.  IL  347;  9)  die  Beschlüsse  der  Di&reian- 
8jnode  von  Pistoja  in  Toscana,  von  1786;  10)  die  Geschichte  der  lüsriiöft 
( des  Ersbischofs  von  Utrecht  u.  de^  Bischofs  von  Haarlem )  der  uirechter  Pro- 
vins  oder  Ecclesia  Ultra jectina,  seit  175a;  11)  die  Veriugungen  vencbie'fBer 
katholischer  Souveraine,  s.  B.  Joscph*s  EL,  des  Grofsherzogs  von  Toscana  ?i\a 
Leopolds  (nachher  Kaiser  Leopolds  II.)«  K.  Ferdinands  IF,  von  Neapel,  il  l: 
11  die  Schriften  unparteiischer  Gelehrten,  s.  B.  Sabpi,  ds  Mabga,  Dct?, 
Thoxassiv,  Babclat,  Ncixbr,  Pxbxiba,  FBBBOmirs  (v.  Hontheim),  Wolf,  Mico, 
des  Abbe  Taxbvrihi  (\  rai  id^e  du  St.  Siege.  Traduit  de  Titalien.  sur  Teditioi 
publice  a  Milan  en  1818—1819.  a  Paris  18^0.  8.)  9  u.  A.  —  Von  der  Foh^k^ 
römischen  Hofes  in  Verhältnjfs  sowohl  zu  den  Erzbischöfen ,  als  ancb  su  dct 
vreltl.  Regenten,  s.  %,  5ii,  a,  den  oben  (|.  5o6,  a)  angef.  Fsbboiitus,  das  Burb: 
Les  droits  des  Souvcrains  contre  le  Pape.  %  Parties,  a  La  Haye.  173 1*  &  ^ 
das  meisterhafte  Tableau  historique  de  la  politique  de  la  rour  de  Borne.  P»« 
1810.  8.  Auch  teutsch  übersetzt:  Historisches  Gemälde  der  Politik  des  röa 
Hofes  (von  J.  L.  Koca).  Frankf.  181 3.  8.  Essai  historique  sur  la  pul^saDre 
temporelle  des  Papes.  Paris  1818.  8.  Die  neuesten  Bemühungen  eines  gebehnen 
römisch  -  teutschen  ObscurantenClubs.  Teutschl.  1817.  8.  Micbl^s  Hinhenr^ 
%.  17  u.  f.  —  Eine  Uebersicht  der  Rechte,  Freiheiten  und  Gebranche  ^ 
kathoL  Kirche,  in  den  meisten  europäischen  Staaten,  findet  man  ia  Bin'« 
•cience  du  gonrernement ,  T.  VII,  eh.  4  et  5.  Juan-Antonio  Llobbstz  portrait 
politique  des  Papes,  consider^  corame  prinoea  temporeis  et  chef^  de  lEgt^ 
depuis  r^tablissement  du  Saint-Siege  a  Rome ,  |usqu*en  1899.  Paris  Mt-  1 
▼oL  in  8^.  Teutsch ,  unter  dem  Titel :  Die  Päpste  etc.  Leipz.  1823.  s  Th.  io  & 
F.  W.  Cabovb  über  allein  seligmachende  Kirche.  Frankf.  1896.  &'  Gebt  der 
römischen  Curie.  München  \%A  8.  ConversationsLexicon ,  Neue  Folge,  Bd.  A 
(i8«5),  Anhang,  Art.  Papst. 

d)  Von  den  Behauptungen  des  römichen  Hofes,  in  Hinsicht  auf  das  geistlicbe 
Instanzenreeht  ^  s.  man  (J.  B.  a  Hoaix)  De  appellationibus  et  advocationibu» 
ad  curiam  romanam.  Francof.  1771.  4*  J*  6.  KÖbsxb  de  provocationibus  ^ 
sedem  rom«  Lips.  1785.  8.  Geschichte  der  Appellationen  von  geiitl.  Gerichb- 
höfen.  Frankf.  u.  Leipz.  1788.  8.  T.  C.  HAaTutasv  über  das  Recht  des  Pap$te$i 
die  teutschen  SynodaiRichter  der  dritten  Instanz  für  jede  geistL  Streitsache  ta 
bevollmächtigen.  Bamb.  u.  Wirzb.  i8o5.  8.  —  Schon  nach  der  altern  hirchea- 
Verfassung,  bildete  das  bischöfliche  Gericht  die  erste,  das  MetropoliianGericbt 
die  zweite,  die  ProvinzialSynode  die  dritte  Instanz.     Die  pseudo > isidomcb^ 
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Decretalea  begfiiwtigton  die  Appeilationen  nach  Rom  oder  aa  die  pSpallicIieQ 
iVuncien,  und  daüs  der  Papst  gewisse  so  genannte  causas  majores  in  erster 
Instanz  seiner  Entscheidung  vorbehielt  Ein  Decret  (de  causis  et  appellatio- 
nibus)  der  baseler  Kirchenversammlung,  die  FürstenConcordate  v.  1446,  das 
tridentittische  Concilium  (Sess.  XXV.  c.  lo.  de  reform. )«  eine  Constitution 
Benedicts  XIV.  v.  27.  Aug.  1741«  die  emser  Puncte  Ton  1786,  und  die  kaiserl. 
Wahlcapttulaiionen  Ton  1790  und  179a  (XIV.  5.)  dringen  auf  Wiederher- 
alellung  der  ProtnnitalSynodalGerichte ,  damit  Appellationen  nicht  fernerhin  nach 
Hom  oder  vor  die  Nuncien  gexogen,  sondern  alle  durch  Richter  derselben 
Gegend,  wo  der  Procefs  entstanden  (judices  in  partibus)  entscbieden  werden. 
HAsxBi.fs'8  Handb.  des  t  Staatsr.,  Bd.  HI,  §•  4ao.  J.  Juno's  Betrachtungen 
über  die  Abänderungen  der  geistl.  Gegenstande  in  der  Wahlcap.  Lkopold's  IL 
(Mainz  1791.  8.)»  S.  «78 — »91.  —  Das  (§.  5i3)  angef.  weimarische  Gesetz  v.  7, 
Oct.  i8a3,  %,  4,  dringt  auf  Anordnung  eigener  SynodalRichter,  bevollmäch- 
tigt fQr  das  Grofshersogthum  ad  generalitatem  causarum.  —  Die  $.  5 10  er- 
wähnte Pragmatik  (§.  10)  will,  dafs  ein  (Provinsial-)  SynodalGerichl  (judices 
in  partibus)  gebildet  werde,  aus  5  Mitgliedern,  wählbar  nach  den  5  Diöcesen 
der  Provinz.  Unter  dem  Vorsitz  eines  aus  ihrer  Mitte  von  ihr  selbst  gewähl- 
ten Directors,  ist  diese  Behörde  bestimmt  für  Beschwerden  höherer  Art  wider 
Geistliche,  und  in  dritter  Instanz  für  Appellationen. 


§♦    516*  (424b.) 

In  der^-evangelischen  Kirche^  und  m  der  jüdischen. 

Y)  In  der  durch  die  KirchenReformation  <>3  gebildetea  evangeli- 
schen &)  oder  protestan tischen  c)  Kirche,  sowohl  nach  der  aagsbnrgi- 
sehen  Confession^Qi  &^  ^"^^  nuch  dem  Glaobensbelienntnirs  der  Re- 
formirten  «),  besteht  heine  äussere  allgemeine  Yereinigang  der  yer* 
schiedenen  Kirchengesellschaften,  Doch  honnen  auch  hier  mehrere  einfache 
Hircheugesellschaften,  z.  B.  alle  in  demselben  Staatsgebiet,  oder  in  einem 
Theil  desselben,  am  besten  in  demokratisch -repräsentativer  Form/),  eine 
zusammengesetzte  Kirche  (Landeshirche,  kirchliche  Saramtgemeinde)  bilden, 
nud  es  kann  selbst  eine  äussere  Yereinigung  der  evangelischen 
Rirchengemeinden  beider  Art  Statt  habend),  wodurch  evange- 
lisch-vereinigte Kirchengemeinden  entstehen*  YI)  Auch  in  der  jü- 
dischen oder  mosaisch -israelitischen  Kiixhe,  besteht  keine  äussere  allge- 
meine Yereinigung  A). 

a)  PtAHCH's  Gesch.  der  protestant  Theologie,  Buch  Vlll,  Gap,  11.  K.  L.  Wolt- 
HABB*s  Geschichte  der  Beformation  in  Teutschland.  3  Theile.  Altooa  1801 — i8o6- 
8,  Zweite  Aufl.  1817.  J.  A.  LuEBasa's  BeformationsGeschichte  D.  Luthers.  £rf. 
1811.  8.  P.  Maruinxhx*s  Geschichte  der  teutschen  Beformation.  3.  Theile.  Berlin 
1816.  8.  1.  Aufl.  3  Theile.  Ebendas«  i83o.  8.  Essai  sur  Tesprit  et  l'influence  de 
la  rcformation  de  Luther,  par  Chablxs  Villers.  Paris  1804.  8.  Auch  in  Ewei 
teutschen  üebersotzungen.  Dawider  erschien:  Ucbcr  den  Geist  u.  die  Folgen 
der  Beformation.  Deutscbl.  1810.  8.  Zweite  Aufl.  1817.  P.  Mabheibvkb's  Geschichte 
der  deutschen  Beformation.    Zwei  Bände.    Zweite  \erb.  u.  verm.  Aufl.  Berlin 

«83i.  8* 
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h  )  Von  der  Benenn ong :  Evangelische ,  s.  Instr.  Pac.  Osnabr.  X.  i6.  Estoi  Opi.^. 
P.  n.  praef.  §.  i5.  t.  Scuauboth's  Samml.  der  Conclusor.  Corp.  Erang.,  L  '^. 
£.  L.  PossKLT  Sjstcma  furium  G.  E.  p.  3o.  sq.  J.  G.  Mareeoli.^  tvaram  necai 
sirli  unsere  Kirche  die  evangelische?  Jena  u.  Leip«.  1811.  8. 

c)  Den  eTangelischen  wird  auch  der  Naine  Protestanten  beigelegt.  Instr.  Par.  Osaabr. 
VIL  1.  —  Woher?  Hkikbich^s  Reichsgesch.  V.  a5i  ff.  260.  466  iL  Rosniimn, 
warum  nennen  wir  uns  Protestanten?  1791.  8.  Tittmakh  über  die  Protes^tioc 
auf  dem  Reichstage  zu  Speier  im  J.  1529.  Leipx.  18-29.  8.  Herzogl.  roagdebur 
gische  (preussische)  Mifsbilligung  dieser  Benennung,  bei  Scbavboth  a.  a.  0.  l 
402.  —  Die  Benennung  jiugsburgische  ConfessionsVerwandte  ( A.  C  ad^ktl  ] 
Itommt,  in  Beichsgesetxen ,  zuerst  vor,  in  dem  R.  A.  v.  i543,  §.  34"^^*  ^'^^ 
delin.  juris  publ.  eccles.  Protestant. ,  c.  6.  §.  a.  —  Luther  selbst  eiferte  wider 
alle  Parteinamen,  e.  B.  Lutherische,  Lutheraner  und  Luthertbun.  —  b  ^n 
Regel  geniessen  auch  Secten  die  Rechte  der  A.  C  Verwandten ,  wenn  hei  iboeri 
die  Sacramente  im  Wesentlichen  auf  dieselbe  Art  wie  bei  diesen  Terwaltet  vitr- 
den  —  Die  BrüderGemeinden  oder  Herrnhuter  {%,  b\^^  c),  sind«  in  dem  Hoßk; 
reich  Sachsen,  als  der  A.  C.  gemafs  anerkannt,  r.  Römeb^'s  kursächs.  Staatsr^ 
n.  507.  HoKxzL  rhaps. ,  obs.  211.  toc.  Zinzendorfianus,  Anders,  lydo,  in  dee 
IsenburgBüdingischen.    Moskb's  Abhandl.  aus  d.  KirchenstaatsrJ,   i43. 

d)  Confessio  Augustana   et  Responsio  pontificia  elc,  c.  M.  Wfbeb.  Berol.  1810.  8. 
Beide  stehen  auch  (nach  Abdb.  Fabbicu  Ausgabe.  Cöln   i573,   mit  VanaDt») 
in  Lx  Platts  monumentor.   ad  concilii  Tridentini  historiam  spectantium  collef 
tione,  T.  IL  (Lovanii  1782.  4-)  ?•  332.  sqq.     Die  unveränderte  Augsh.  Cot- 
fession,   teutsch   u.  latein.,  nach  der  im  Archiv  zu  Nürnberg  befind!,  aatbni 
Abschrift,   nebst   Vorbericht    von   G.  W.   Panzeb.  Nurnb.    1783.    8w    Confessio 
Augustana.     Ad  fidem  edittonis  principis,   c.   brevi  annot.     G.  H.  W.  Whia 
Erlang.  1825.   8.     Das  Augsb.  Glaubensbckenntnifs,   aus   d.  latein.  Original  m 
Deutsche  übertragen,  v.  £.  Sabtobids.    Frankf.   a.  M.   1824.  ^     (Nach  dieser 
Ausgabe,  in  Emkihghaus  corp.  juris  germ.  aead.,  Th,  I,  S.  i65  ff.)  Die  Augsb 
Gonfession   u.    die  Geschichte  ihrer   Uebergabe ,  nebst  e.  Einlcit.   v.  M.  Cm*. 
Dresd.  1829.  8.    Die  ungeänderte  wahre  Augsb.  Gonfession   u.   die  drei  Haapt 
Symbole  der  christl.  Rirche ,   mit  histor.  Erlauter.  u.  erläuternden  Anmerk  ^ 
M.   £.   H.   Schott.    Leipz.    1829.   8.      Die   Augsb.    Gonfession ,    nach  e.  in  d. 
Archiv  der  Stadt  IVördlingen   befindl.   Handschrift,   mit  Varianten  einer  norfa 
ungedr.  Handschr.   aus   d.  Biblioth-  zu  Augsb.;   herausg.  v.  D.  £.  Bsrsciufi- 
Augsb.   i83o.   8.     Die   Augsb.   Gonfession,   deutsch  u.  latein.,   nach  den  Orig- 
Ausgaben   Melanchthon's ,    herausg.    v.    J.    A.   H.   TiTTKAinr.    Leipz.    i83o>  & 
Gonfessio  fidei  exhibita  imperatori  Garolo  V.  in  comitiis  Augustae  i53o,  cob- 
futatio  pontificia ,  apologia  et  repetitio  confessionis,  ratio  fidei  Huldrici  Zwinffi 
et   Tetrapol itana.     Ad   codicum   et   editionum   veterum   fidem   recensuit,  Tara 
generis  animadvcrsionibus  instruiit  rerumque  indice  illustravit  Gh.  G.  Srrssn. 
Pars  L   Berol.  i83o.  8.     Gh.  G.  Spiebeb,   das   augsburgische   Glauhensbekeoiit- 
Ulfs   und   die  Apologie   desselben.      Mit    kritischen,    geschichtlichen  u.  erläu- 
ternden  Anmerkungen.    Berlin    i83o.    2  Bände    8.  —    Formula  ConfttUU'oois 
Augustanae  Gonfessionis  ciun  latina ,  tum  germanica  ex  Actis  tabularii  Mogun- 
tini   nunc  primum   edita,    c.    G.    G.   Müllbb.      Accessit  formula  coafutatiomi 
Gonfessionis  Tetrapolitanae  latina   nunc   quoque   primam   edita.   Lips.  1808  & 
Die  Widerlegung  der  Augsb.  Gonfession,   welche  im  Namen  des  Kaisera  ^ 
der  römisch  gesinnten  Stande,  am  3.  Aug.  i53o  auf  dem  Reichstage  zu  Mains 
ÖiTentlich  vorgelesen  worden  ist;  nach  der  Urk.  des  mainzer  Archivs  ahgti\r^ 
mit  e.  Einleit.  u.  erläut.  Anmerk.  v.  J.  W.  Schöpft.  Dresd.  1829.   ^   ^^°  ^^ 
gaben  auch  anderer  symbol,  Bücher  der  Evangelischen,  unten  §.  517«  c.  -  ^^° 
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der  Geschichte  und  dem  Ori^nal  der  aug&hurguchen  ConfeMioa:  M-  Ws«kr*s 
krit.  Geschichte  der  A.  C.  Bd.  I  u.  II.  Weimar  1783  a.  1784.  8.  H.  W.  Boteb- 
xu?id's  Geschichte  des  auf  d.  Reichstag  su  Augsb.  i53o  übergebeneo  Glaubens- 
behenzttnisses  der  Protestanten.  Hannov.  1829.  8.  K.  Pfaff's  Geschichte  des 
Reichstags  zu  Augsb.  im  J.  i53o  u.  des  augsb.  Glaubensbekenntnisses  bis  auf 
die  neueren  Zeiten.  Stuttg.  i83o.  3  Theile.  8.  Kaisbb's  kirchl.  Geschichte  der 
OriginalAusgabe  der  augsb.  Confession.  NUrnb.  i83o.  8.  Hxivbich^s  t.  Reichs- 
gescb.,  V.  a8i  ff.  P.  W.  Gerchen*s  Reisen,  DI.  60.  Püttsr's  Lit-,  6^.  Klxjbi:h's 
Lit. ,  §.  863.  K.  PvAFir,  Geschichte  des  Reichstags  zu  Augsburg  im  J.  i53q  u. 
des  Augsburgischen  Glaubensbekenntnisses  bis  auf  die  neueren  Zeiten.  Stuttg. 
i83o.  12.  K.  £.  FüRSTEMASTN ,  Urkundenbuch  zu.  der  Geschichte  des  Reichstags 
8u  Augsburg  im  J.  i53o.  Halle,  Bd.  I,  i834.  8* 

)  Anfangs  sprachen  die  Reichsgesetse  nur  Ton  €Betden^  Religionen,  der  allen 
und  der  ^.  C,  Reichsabschied  y.  i555 ,  §.  17.  i566 ,  §.  5.  Es  wurden  aber 
hierunter  die  Reformirten  noch  nicht  mitTcrstanden.  Mosxb  a.  a.  O.  61.  Ebendess. 
iKebenst.,  IV.  477'  —  Vor  dem  westphäl.  Frieden  wurden  die  Reformirten 
öffentlich  nicht  anerkannt.  Estob  1.  c.  c.  6.  V  3-  Ppasvkb  bist!  P.  W.,  c.  5. 
V  38.  sqq.  Moseb*s  Abh.  aus  d.  Rirchenr. ,  i47*  Schauboth  a.  a.  O.  IL  407-  — 
Von  der  confessione  Tetrapolitana ,  s.  HBimucH's  t  Reichsgesch. ,  V.  39a,  u« 
oben,  Note  d,  das  von  Mdlleb  herausg.  Werk. 

0  Selbst  gewählte  örtliche  provinsüale  und  allgemeine  Rirchenvorstände  oder 
Presbytereien.  Vergl.  Würtemb.  Verfafs.Vertr.  v.  1819,  $.  75  u.  f.  Pavlus,  in 
dem  Archiv  für  landständ.  Angelegenheiten,  Bd.  II,  S.  1  u.  ff.  Regulativ  über 
die  kirchl,  Rechtsverhältnisse  der  crangel.  reformirten  Glaubensgenossen  in  d. 
königl.  Sachs.  Landen  v.  7.  Aug.  1818;  in  d.  Gesetzsammlung  f.  d.  Rönigr. 
Sachsen,  1818,  St.  9.  J.  Ch.  M.  Rettig,  die  freie  protestantische  Rirche,  oder 
die  kirchlichen  Verfassungsgrundsätze  des  Evangeliums.  Giessen  i833.  8.  Add. 
ConversatLex.)  Neue  Folge  v.  i8a6,  Xu.  a»  ^%o.  Art   Union. 

g)  Nassatusches   Edict    v.    11.   Aug.    1817,   wodurch   die   äussere   Vereinigung   der 
beiden   evangelischen  Landeskirchen  zu  einer  einzigen,   unter  dem  Namen  der 
evanf^e lisch- christli'c/ien,  bestätigt  wird.  Radische  Verordn.  v.  23.  Jul.  1831,  welche 
die  Vereinigung  der  Rirrhen  beider  evangel.  Confessionen,  unter  dem  Namen 
der  evangelisch-protestantischen  Rirche,  genehmigt;  in  d.  Rcgier.Hlatt  v.  31.  Sept 
1821.  G.  F.  Rikcb^s  Erläuterungen  der  evangel.  protestant.  Rirchenvereinigungs- 
Urkunde  des  GH.  Baden.    Heidelb.  1837.  8.    Aehnliche  Vereinigungen  erfolgten 
seit  1817,  bei  vielen  evangeL  Gemeinden  der  preussischen  Staaten,  des  Rurf. 
Hessen,    des    GH.   Hessen,    insbesondere  in  Rheinhessen,   zu  Hildburghausen, 
Stuttgart  (April  1827)  u.  a.^   auch  in  St.  Petersburg.     Anderswo  erfolgte   eine 
äussere  modificirte  Vereinigung,  verbunden  gewöhnlich  mit  unbeschränkter  inne- 
rer.   Den  ersten  äussern  Anlafs  zu  diesen  verschiedenen  Vereinigungsarten,  gab 
die  dreihundert  jährige  Jubelfeier  der  Rirchenverbesserung  im  Oct.  18 1''.     J.  G. 
Mevsbl  über  die  Vereinigung  der  beiden  evangeL  Religionsparteien.  Erl.  1818.  8. 
Ein  Entwurf  zu  einem  Glaubensbekenntnils  der  unirten  evangelischen  Kirche  ist: 
G.  Hase,  Confettio  Fidei  Ecclesiae  evangelicae  nostri  temporis  rationibus  accom- 
modata.  Lips.  i836.  8.    Conv.  Lex.  der  Gegenwart,  Bd.  III.  (Lpz.  1839.)  S.  60— 
67.  Art.  Kirc/ienvereinigung. 

h)  Seit  der  Sanhedrin  oder  das  Synedrium  (Rathscollegium),  diese  höchste  geistliche 
und  weltliche  Behörde  zu  Jerusalem,  nach  der  Zerstörung  Jerusalems  durch  die 
Römer,  mit  dem  jüdischen  SUat  selbst  aufgelöst  ist.  —  In  Teutschland,  gründete 
sich  die  Toleranz  der  Juden  auf  ein  uraltes  Reichsherkommen,  und  auf  ReicbS'- 
gesetze  von  i548  u.  iSyj.     Gebstlaghzb's  Handb.    der  Reicbsgesetze  >  X.  1889. 
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MoffBB  a.  a.  O.  ^9.  1 1  r.  Elenden,,  von  d6r  Lasdesbob.  im  WeftHcben.  TUL  i- 
Hoscaxa'g  Recbtef.  am  R.  K.  6^  L  t33.  (Ribfpel's)  Reicbsbofratb,  H  ito.  Vcb 
den  Recbten  der  Juden  in  liirchlicfaer  Beeichung,  im  KR.  Sacbsen,  Webb's 
Darstell,  des  im  KR.  Sachsen  geltenden  Kirchenr.,  Bd.  I,  S.  aai«  Wnssz's  k 
fiäcbs.  Staatsr.y  Bd.  II,  $.  330.  —  Von  den  beutigen  Recbten  u.  der  büi^ 
Verbesserung  der  Juden,  rergl.  oben  §.  aSa  u.  465.  —  J.  C  G.  BoDzasarin 
bircbl.  Verfassung  der  beutigen  Juden,  sonderlicb  in  Teutscblan'l.  Th.  I— IV. 
Erl.  1748.  4*  (Mosss  MsKnxLSOBv's)  Ritualgesetze  der  Juden.  Vierte  Ani.  Berl 
1799.  8.  T.  Abstiv's  constit.  Staatsr.,  Bd.  II,  S.  96—101.  Schriften  oben  {.  nh. 
*-  Scbilderung  des  rabbiniscben  Juden tbums  oder  des  Rabbinismus ,  des  Judfs- 
tbums  in  den  Formen  des  Mittelalters ,  in  Rlvbxb*s  Uebersicbt  der  diplomat 
Verband!,  des  wiener  Congretses ,  S.  389  ff.  —  Dem  durcbaua  rabbinisebcn  Jo- 
dentbum  oder  dem  Talmudismus  gegenüber,  bildet  sieb  seit  einiger  Zeit,  wie 
wohl  für  eine  Terhähnirsmasig  nocb  geringe  Zahl  von  Bekennem,  ein  reformirtes 
oder  nicbt  - rabbinisches ,  von  Moses  Mendelsobn  vorbereitete«  Judentbum,  den 
reinen  Gottesglauben  und  der  natürlichen  Sittenlehre  ergeben,  frei  von  drücken 
dem  Ceremoniendienst,  von  den  mosaischen  Speisegesetsen  und  dem  streogfo 
Gebot  des  Sabbaths.  Wahrscheinlich  wird  dieses  zu  reinem  Deismus  oder  Vtr- 
nunfiReiig'fbn  sich  erbeben,  und  dann  Prosei}' ten  nicht  aus  der  jüilLschcn  Karins 
allein  erbalten.  Fereine  dieser  Classe  Ton  Israeliten  für  sittlicbe ,  rebgiöse  uu^ 
bürgerliche  Bildung  der  andern,  können  viel  wirken  für  Verbesserung  des  bür- 
gerlichen Rechtszustandes  der  Juden  überhaupt.  £in  solclier  Verein  von  JuJn 
u.  Christen,  für  Teutschland,  bildete  sieb  i83i  im  GH.  Hessen.  Seine  Statuieo 
stehen  in  derFrankf.  OberPostamtZeit.  v.  i3.  Dee.  t83i.  Man  s.  aucbConr.  Ln. 
der  G^enwart,  Bd.  n  (Lps.  1839.),  S.  ii55— 1178.  Art.  Juden. 

§.    517.  (425.) 

VerhöknUs  der  webUchen  Begenien  %u  dem  htahol.  KirehenregimeiU' 
Ueberiragung  des  evangeL  jßrckenregimenies   an  weUUche  ReqaUe»- 

Kirchliche  Behörden, 

yil)  Nach  der  Lehre  und  Verfassung  der  katholischen  Kirche, 
bann  ein  weltlicher  Regent,  als  solcher,  zudem  Kirchenregiment  ($.514} 
auf  keine  Weise  befugt  sejn.  Hiedarch  und  durch  das  staatsrechtlidie 
Yerhältnirs  der  Kirche  zu  dem  Staat  überhaupt  (5 14),  bestimnit  sick  der 
Umfang  der  Gerechtsame  weltlicher  Regenten,  katholischer  und 
evangelischer,  über  die  k  a  th  o  1  i  s  c  h  e  Kirche  in  ihren  Staaten  <>).  yni)  E  rao- 
gelische  h)  Regenten  befinden  sich,  über  evangelische  Untertbneo, 
gewohnlich  in  dem  Besitz  des  Hirchenregimentes.  Der  Grund  1»^ 
von  O  wird  gesacht,  bald  in  etn<5m  EpiscopaU  oder  DevolutionsSTStem  ^ 
bald  in  einem  Sourerainetat-  oder  TerritorialSystem  «),  baid  in 
dem  Social-  oder  Collegial-/),  wenigstens  CollegialEpiscopai -  oder 
vermischten  gi)  System.  Nach  Verschiedenheit  des  Grundes  dieser  Kir- 
chengewalt, ist  der  Umfang  der  unter  ihr  begriffenen  Rechte  verschie 
den  h),  IX)  Ein  bestimmtes  Mitwirhungsrecht  kann,  bei  den  Evangelischeoi 
einer  kirchengesellschaftlichen  Behörde  zustehen^  z.  B-  einer 
Synode,  die  General*,  oder  ProvinzialSynode  «')  seja  kann,  einem  Presbr- 
terinm  oder  HirchenTorstand  ^),    den   Landstanden,    als    Vertreteni 
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er  Mirchengesellschatt,  einem  Hirchenrath,  Consistorium  oder  Ober- 
Konsistorium  ($.  3'7'f)^  den  Superintendenten,  dem  Landesbiachof 
der  Erzbischof  C§-  523)  u.  d. 

)  Baür,  ReligioDsedict  ▼.  a6.  Aug.  i8of.  (Dawider  ein  sehr  eifemdes  Brere  PiatVIL 
▼on  i8o3.  In  dem  Allgent,  kirchl.  Wächler  der  Deutschen,^  y.  Alex.  MDilsh,  ▼• 
6.  Apr.  s834,  Num.  ^.)  fVürtemb.  Verfaf».  Vertr.  y.  1819,  ^.  78  ff.  J.  Bzibkl's 
DiöcesanVerbSltniffl  etc«,  9.  oben  %,  5i2,  Note  a.  AetenatÜcke  fiber  die  in  den 
Jahren  1814  «•  i8i5  verftigte  TrennaJig  der  zum  Biithum  Constans  geb^igen 
sehweixer  Vanione  ron  der  constanzer  Diöces)  ili  d.  j^rcMv  (ür  dt»  katholische 
Kirchen-  und  Schulwesen,  Bd.  m  (Frankf.  i8i5.  &),  St  9,  S.  iiS  ff.  St.  3, 
S.  166 — 176,  S.  186—189.  J.  S.  Vatbh'»  Erörter.  des  Verhältnisses  katholischer 
Landeaherren  sn  dem  Papste.  KÖnrgsb.  1819.  8*  Fbavb  Drostb  au  Visouaivo  fiber 
Kirche  und  Staat  Munster.  i838.  8. 

^ )  Bisweilen    sogar  taiholische.      Die    königl.   baierischen  Edicte  von    1809 ,    fiber 
Prüfung    der   protestantischen   PfarramtCandidaten,    fiber   Bildung  der  Mittel* 
stellen  ( GeneralDecanate )  för  die  protestantischen  Kirchengemeindeu,  über  die 
äussern  Bcchtsverhältnisse  des  Königreichs  in  Beziehung  auf  Beligion   u.  kirchl. 
Gesellschaften,  über  die  SchullehrerScininaricn,  die  Instruction  für  das  General- 
Gonsistorium  (Beg«  Blatt  1809,   St.  10,   4^9   43,.  65),   bilden  ein  ziemlich  voll- 
ständiges protestantisches  KirchcnStaatsrecht.  In  einem  königl.  baierischen  Decret 
V.  18.  Juli  i8a3,  die  Einführung  von  Presbvterien  in  den  evangelischen  Rirchen- 
gemeinden  A.  G.  betr.,  wird  dem  kalholisrheu  König  ein  oberstes  Episcopai  fiber 
die    protestantische  Kirche   in    dem  baicr.  Staat   beigelegt     Dawider  s.  B.   v. 
Ievkabacb's  kleine  Schriften  (Numb.  i833),  S,  a53— 33o.    Auch  der  katholische 
Grofsh erzog  von  H^ürzburg  legte  sich,  über  seine  evangviischen  Unterthanen,  die 
höchste  Episcopal-  und  Kirchengewalt  bei,  Bhein.  Bund,  X.  3o  u.  3s.  —    Da* 
gegen  fibertrug  in  S.  Gotha  u.  yiUenburff,  im  J.  1821,  der  neue  katholische  Her- 
zog jede  staatsoberh^rrliche  Wirksamkeit   in  e?angelischen  Kirchensachen ,   aus- 
scbliefsend  seinem  GeheimenrathsColIegium.  —    Die  kurhessische  Verfafs.  Urk.  v. 
i83i,  %,  i34,  bestimmt:  «Die  unmittelbare  und  mittelbare  Ausübung  der  Kirchen- 
gewalt über  die  evmiffe tischen  Glaubensparteien  verbleibt,  wie  bisher,  dem  Landes« 
herm.     Doch  mufs  bei  dem  Uebertritt  desselben  zu  einer  andern  als  evangeli- 
schen Kirche,  die  alsdann  zur  Beruhigung  der  Gewissen  gereichende  Beschrän- 
kung dieser  Gewalt  mit  den  LandständfAi  ohne  Aufschub  näher  fostgesteUt  wer- 
deuY.  Vergl.  auch,  insbesondere  von  dem  Königreich  Sttchsen^  unten  §:  538,  b.  — 
B.  £.  G.  Pavlos,  kann  ein  deutscher  Begent,  wenn  er  römisch-katholiseh  wird, 
eine  Pflicht  oder  ein  Becht  haben,  auf  eine  evangelisch-protestantische  Landes- 
kirche unmittelbar  und  persönlich,  als  Souverain  oder  als  oberster  Bbchof  zu 
wirken?  Heidelb.  1837.  8. 

c)  Pütteh's  Erörterungen,    Bd.  11.     Michl's  Kirchenr.,  §.    19 — ai,  S.  67 — 77.  — 
Schriften  in  Pvtteb's  Lit,  III.  706.    KLUBia^s  Lit,  §.  14 93. 

f')  V«  MosHsm's  Kirchenr«  der  Protestanten,  673.  579.  u.  ebandas.  die  Zusätze  von 
G.  A.  GuirrmR,  in  der  neuen  Ausgabe  von  1806.  Hkrk  Bbcrkb*s  Gedanken  und 
Erläuter.  über  das  Kirchenr.,  S.  5 14.  534.  Dan.  Nettklblaot  obss.  juris  eccles., 
obs.  VI.  p.  io5.  Ebenders,  v.  d.  wahren  Gründen  des  protestant.  Kirchenr. 
(1783;,  Num.  3.  Hahchkb  diss.  de  jure  circa  sacra,  p.  44*.  61.  90.  C.  F.  v. 
Moser,  Bened.  Carpzov,  Christian  Weber  u.  A.  Vergl.  Wissens  Handb.  des 
Kirchenr.,  Th.  IQ,  Abth.  1,  §.  36i.  Grofs herzogt,  hessische  Declaralion,  die 
Staatsrecht].  Verbältnisse  der  Staadesherren  betr.,  v,  1.  Aug.  1807,  §.  40.  In 
dem  zu  dem  folg.  $•  angef.  Edict.  v.  1.  Juli  id%4 ,  nennt  sich  der  Grofsherzog 
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Ludwig  Ton  Baden  Landeshuehof  in  Absicht  auf  seine  eTangeliscben  Uolertbauo. 
In  der  KönigL  täcksischen  Verfafs.  Urk  v«  i83i,  §.  5^,  wird  die  landeshcrrlicht 
Kirchengewalt  (unterschieden  von  der  Kirchenhoheit,  §.  di3),  jus  epiKopale 
genannt 

e)  Chb.  Thokasii  yindiciac  juris  majestatis  circa  sacra.  Hai.  1699.  J.  H.  Bonn 
consult.  et  decis.«  T.  L  resp.  i5.  p.  i68.  J.  J«  Mosva's  Abhandi.  aus  dem  t. 
Kirchenr.  (1772*  8.)i  ^*  ^  ^  Ebendtss»  Lebensbeschrcib. ,  IV.  197.  (Fölscb) 
Erläuter.  des  t  Staatsr.  (Wien  1793),  S.  5ii*  5i5.  v.  Doam's  Denkwürdigkfites. 
Bd.  n,  S.  290  if.  3i4  ff*  34^  ff*  BauBTKHAVv,  PcFBaDcar,  Ludolph  Hugo,  Rnriri. 
Ca->|>.  Z1K6LEB.  VergL  Wixss  a.  a.  O.  §.  36a.  —  Ldthbb  stellte  i52o  (in  seiner 
Schrift:  An  den  chnsl.  Adel  teutschcr  Nation)  das  TerritorialSystem  aef 
FöuTz  Staatswissenschafl,  Bd.  I,  S*  a4i  iL  — 

f)  Vermöge  eines  von  der  Kirchengesellschaft,  ausdrucklich  oder  stiilschweigcod 
erhaltenen  Auftrags.  C  M.  Ppawu  origines  juris  eccles.  Tub.  1719.  4-  Ehendert, 
de  jure  ^acrorum  absoluto  et  collegialL  Ehendess.  Ahad.  Reden  uhtr  das  aU^ 
u.  besoqd.  protest.  Kirchenr.  Tüb.  i75a«  J.  U.  Crahkb  de  jure  circa  sacra  coQe. 
giali  et  majestatico.  Marb.  1736.  G.  L.  Böhmkr  princ.  juris  canon.,  §.  \h/%.  sqq. 
Schkackkbt's  Kirchenr.  der  Protest.«  %,  48.  Pöttbb*8  Erörter. ,  Bd.  II,  Ilift  1. 
Vcrgl.  Wiese  a.  a.  O.  §.363  ff.  ücbersicht  der  geistl.  Slaatsgeschichte  (1-^.  K). 
S.  i44*  i4q-  Eichhobb's  teutsche  Staats-  u.  Hechtsgeschichle ,  Bd.  IV,  |.  553. 
A.  V.  Feuerbach,  a.  a.  O.  Von  dem  Königr.  Sachsen,  Webxbs  Darstell,  des  im 
KK.  Sachsen  gelt.  Kirchenr.,  Bd.  I,  S.  i43.  C.  £.  Wsisb's  Geschu  der  churMcb.^ 
Staaten,  Bd.  III,  S.  260  ff. 

^)  Dan.  Nettelbladt  diss.  de  imperii  sacri  statnum  protestantium  vera  natun 
et  indole.  Hai.  1751*  Job.  Schudsbofp*8  Grundsüge  cur  erang.  protest.  Birrbea- 
Verfassung.  Leipz.  1817.  8. 

A)  Verseichnifs  der  dahin  gehörenden  Gegenstände,  bei  r.  Abstis  a.  a.  0., 
Bd.  n,  S.  ii3. 

1)  Die  Sy nodal Verfafsung  hat  eine  repräsentative  Grundlage.  VergL  §.  5i6.  Nach 
der  iur/iess,  Verfafs.  Urk.  v.  i83i,  %,  i34y  steht  die  Zusammenberufung  einer 
evangel.  Synode  der  Staatsregierung  zu.    Vergl.  unten  §.  5 18,  d. 

k)  Baier,  Vcrordn.  v.  31.  Dec.  1821,  betr.  die  Einfuhr,  e.  Raths  von  Kircbeav^or- 
Stehern  in  allen  protest.  Gemeinden.  Bbendel^s  Handb.  des  Kirchenr.,  S.  16a 
Schuitch's  Staatsr.  des  KR  Baiern,  Tb.  I,  S.  677  ff.  —  Manche  haben  für  Ein- 
führung einer  Presbyterial-  und  SynodalVerfassung  sich  erklärt.  Gründe  wa 
für  Presbyterial Verfassung,  gibt  K.  G.  L.  Pölite,  in  s.  Andeutungen  über  den 
Staatsrecht!,  u«  polit.  Charakter  des  Grundgesetzes  für  das  Hersogth.  S.  Ailec- 
burg  (Leipz.  i83i  ),  S.  85  ff«,  u.  in  dessen  Beleuchtung  des  Entwurfes  eio» 
Staatsgrundgesetzes  fus  das  Königr.  Hannover  (Leipz.  i83i),  S.  4^'  ff* 

§.    518.  (426.) 

Rechte^  und  Pfliehien  des  Siaaiest 

in  Absicht   /)  auf  Gewissensfreiheit ,    Unduldsamkeit,   und  Fanatismus;  2)  auf  reÜpStc 

Doffnien,  Maximen,   und  Lßhrhe griff ^  auch  liturgische  Anordnungen  und  KirchenRäuJ 

der  Kirche ;    3)  auf  Bekennung  der  Einzelnen  zu  einer  bestitnmlen  Glaubenspartei, 

I)  Da  die  Staatsgewalt  begrenzt  wird,  durch  das'  Reich  des  Gewissens 
($.  SiS^)  und  da  der  Staat  nicht  weniger,  als  die  Kirche,  ein  Verein  ist) 
welcher  das  Emporstreben   der    Menschen   zu   einem   vollendeten  Zustai») 
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»eßrdern  soll;  so  ist  der  Staat  Teqpflichtet,  die  Gewissensfreiheit,  die 
Selbstständigkeit  der  moralischen  Urtheiiskrafl  auch  in  religiöser  Beziehung, 
iie  religiöse  Glaubensfreiheit,  nicht  nur  anzuerkennen,  sondern  auch 
uschützen,  folglich  dem  Gewissenszwang  und  der  Glaubensdespo- 
ie  (tjrannis  sacra),  Ausbrüchen  der  Unduldsamkeit  und  des  Fana- 
ismus,  der  Verketzerung,  dem  Religionshafs ,  der  Glaubenstollheit  wirk- 
am zu  begegnen  o,y  £r  mufs  wollen  und  befördern,  dafs  Liberaflität  in 
lem  Forschen  und  Mittheilen  der  Religionsideen,  das  Glück  der  Staatsgenossen 
rhohe.  U)  Diesem  gemäfs,  bleiben  alle  religi5senDogmen  und  Maxi- 
Den,  der  freien  Ueberzeugung  der  Indiriduen  ^)  die  Bestimmung  des  kirch- 
Ichen  Lehrbegriffs  oder  Sjmbols  <^),  auch  die  liturgischen 
knordnongen,  namentlich  die  Einrichtung  der  Kirchen-Agenten  und 
lesangbücher  «O?  und  das  KirchenRitual  Oi  der  Kirche  oder  ihren 
Repräsentanten  überlassen/).  Bei  Bestimmungen  und  Anordnungen  dieser 
Vrt,  ist  Abänderung,  Mehrung  und  Minderung  zulässig;  und  die 
ßefugoifs  hiezu,  kann  von  Niemand,  auch  durch  Vertrag  der  Interessen- 
ten nicht,  aufgehoben  werden  ff).  Blofs  negativ  wird  die  Autonomie  der 
Kirche,  in  Bestimmung  ihres  Lehrbegriffs«  beschänkt  /<)  durch  ihre  Un- 
rerordnung  gegen  den  Staat  EH)  Wohl  gewährt  das  allgemeine 
Staatsrecht  -jedem  Staatseinwohner  Gewissensfreiheit,  Freiheit  seines  Reli- 
gionsbekenntnisses, Schutz  für  seine  Glaubenspartei.  Daraus  folgt  jedoch 
Dicht,  dafs  in  teutschen  Staaten  ein  Einwohner  sich  als  Bekeimer  keiner 
positiven  Religion  oder  als  zu  keiner  Glaubenspartei  gehörend  angeben 
dürfe  <).  Im  Zweifel  ist  anzunehmen,  dafs  Jeder  zu  der  Glaubenspartei 
gehure,  in  deren  Schofs   er  gebohre n  ist. 

a)  Bater,  Verfafs.  Urk.  v.  1818,  Tit.  IV,  §.  9,  u.  Beil.  11  aur  Verf.  Urk.  §.  io3. 
fVürtemb.  Verfafs.  Verlr.  v.  1819,  §.  «4  u.  ay.  Kurhess,  Verfafs.  Urk,  v.  i83i, 
J.  3o.  Königl.  Sachs,  Verf.  Urk.  v.  i83i ,  %.  3a.  HohenzoUernSigmaringenscbe 
V.  i833,  §.  19.  MicRL*8  Kirchenr.,  §.  i5.  r.  Aretht's  constitutionelles  Staatsrecht, 
Bd.  n,  S.  88.  —  «Religiöse  und  politische  Freiheit  durch  die  ganze  Weltv,  war 
das  Losungswort  Ga^niho^s,  des  im  J.  1827  verstorbenen  brittischen  Ministers. 

^)  Eine  Folge  hievon,  ist  die  Freiheit  der  Individuen,  ihre  Religion  su  ändern, 
Moseb's  Religionsverfassung,  34  if.  Schnaubert's  Rirchenr.  der  Protestanten, 
§.  75.  —  Uebertritt  vom  Ghristenthum  sum  Judenthum  wird  in  den  preossiscben 
Staaten  nicht  gestattet.  Königl.  CabinetOrdre  vom  17.  N0V4  1814.  Erlafs  des  k. 
Ministeriums  der  geistl.  Angeleg.  nach  Oberschlesien  v.  18.  Mäns  1818,  in  Gass 
Jahrb.  des  protest.  Kirchen-  u.  Schulwesens  v.  u.  f.  Schlesien,  1818. 

c)  Der  Form  nach,  kann  in  einer  Kirche  das  Symiol  zweifach  seyn:  1)  GlauhenS" 
hekenntniss  oder  Confession,  ein  Inbegriff  der  religiösen  Sätze,  welche  die  Mit- 
glieder der  Kirche  für  wahr  erMären  j  2)  /^ÄrÄe^iJ^  oder  Religionslehre  in  dem 
engern  Sinn,  eine  Vorschrift,  gegeben  von  der  Kirche  ihren  Lehrern  für  den 
religiösen  Lehr  vor  trag.  —  Von  einem  ReligionsEid  der  Kirchenlehrer,  Klübbh*s 
Lit.,  §.  1499  ^*  ^'  ^  ^'  Johasitseb's  Untersuchung  der  Rechtmäsigkeit  der  Ver- 
pflichtung auf  symbolische  Rucher  überhaupt,  u.  die  augsb.  Gonfession  insbe- 
sondere. Altona  i833.  8.  Ueber  die  Nothwendigkeit  des  Symbol  -lAufstellens  8. 
den  Anonymus  «Ueber  Ghristenthum  und  Kirche  und  ihr  Verhältnifs  sum  Staate* 
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Leipi.   i836,  8.  «9  fll  «.  H«  SWHA.B*»  Beri<At%wig  swoier  histor.  IrrtkfiMr 
Würzb.  i837. 

d)  «Ihren  (der  im  Staat  anerkannten  Kirchen)  ▼erfassun^ftmatigen  IkKUiiiieB 
bleiben  die  Sachen  des  Glaubens  und  der  IJturffie  überlauen».  Kttrheuis^t 
Verfafs.  Urk.  r.  i83i ,  fi«  i3i.  Ohne  Zutlimmung  einer  von  der  Staatsregieruc; 
SU  berufenden  Synode,  darf  in  liturgischen  Sachen  der  evangelischen  Kircke 
keine  Neuerung  Statt  finden.  Ebendas.  %,  184.  Ueber  das  liturgische  Reck 
evangelischer  Fürsten.  Gott.  i8i4-  &•  Haan.  Roskhauzb  vom  Litai^gifReebie 
evangelischer  Fürsten.  Bonn.  \%%b*  8«  P.  Mabhbiickei  über  die  wahre  Steüe 
des  liturg.  Bechis  im  evang.  Kirchenregimen L  Berl.  i8a5.  8.  Avocsn  über  das 
Slajestätsrecht  in  kirchlichen,  besonders  in  liturgischen  Dingen.  Braiinscbv. 
1897.  8.  HoHsiTTHAi.  StXbtkls  vom  liturgischen  Rechte  des  evangelischen  Furitca. 
Nach  Dr.  G.  C  Schkidt  frei  rerteutseht.  Leips.  i833.  8.  —  Von  dem  KB.  $acktn, 
s.  Wkbxb's  Darstell,  des  im  KR.  Sachsen  geltenden  Kirchenr.,  Bd.  I,  8.  46B.  l 
Wkissb's  k  Sachs.  Staatsr.,  Bd.  0,  $.  3it.  •*-  Ueber  die  in  /Vnwea  voitiec 
König,  aunächst  (ür  die  Hof-  und  Militär  Kirchen,  im  J.  i8f  1  gegebene  Kircbct- 
Agende  (KirchenAgende  für  die  Hof-  u.  Domkirche  in  Berlin.  Berl.  1831.  1.  iol 
1821.  40  erschien ,  für  und  wiHer  eine  Reihe  von  Schriften ;  s.  B.  die  Kritik  i"-- 
neuen  preufs.  KirchenAgende.  (Von  L.  F.  SniOs,  evang.  Pfarrer  sa  Paderinrh 
bei  Dierdorf.)  Frankf.  i8a3.  8-  Freimüth.  Darlegung  der  Grfinde,  wtnin  dk 
avang.  Kirche,  insbes.  die  Lutheraner  und  Reformirten  der  weall.  Provintes  des 
preufs*  Staats,  die  neue  MilitärKircben Agende  nicht  annehmen  können.  (Von L. 
F.  Simoa).  Wiesbaden  i8a4.  8.  C.  J.  Nixtzsch  theol.  Votum  über  die  mt 
KirchenAgende.  Bonn  1814*  8.  Wer  bat  das  Recht  u.  die  Verpfiichtiuig,  drr 
evang.  Landesgemeinde  eine  gemeinschaAL  Agende  tu  geben?  BerL  i8i5.  8.  C 
F.  V.  AxMos,  die  Einfuhr,  der  berliner  HofkirchenAgende-  Dresd.  i8i5.  8.  L 
F.  Smos's  Anklage  u.  Rechtfertig,  wegen  meiner  Schrift:  Gründe,  wsninett. 
Essen  1827.  8.  Actenstücke,  betr.  die  neue  preuls.  KirchenAgende,  hem^> 
mit  Bemerk,  v.  N.  Falch.  Kiel  1817.  8.  Eylbht  über  den  Werth  u.  die  Wlrkai^ 
der  für  die  evang.  Kirche  in  den  preuls.  Staaten  bestimmten  Liturgie  u.  A^u^m 
nach  dem  Besultat  e.  10  jähr.  Erfahr.  Berl.  i83o.  8.  Der  Agendenkampf.  Stun^> 
i83o*8.  Freimüth. Betrachtungen  über  die  preufs. KirchenAgende.  Stuttg. i83iS. 
Reccnsion  von  14  Schriften  ftir  u  wider  die  preufs.  neue  KirchenAgende,  in  k: 
Jenaischen  allgem.  LiteraturZeit.  v.  i8a5,  Num.  141  u.  ff.  Königliche  ErUänm;. 
in  einer  CabinetOrdre  v.  18.  Febr.  i834  (>>^  ^^  Preufs.  Gesetssammluag):  d.-^ 
die  Agende  als  «  Landes  Agende  »  xu  betrachten  sey,  und  ihr  Gebrauch,  oater  dei 
ftir  jede  Provinz  zugelassenen  Modificationen ,  in  allen  evangelischen  hittki 
«Statt  finden  müsse»,  «weil  die  darin  vorgeschriebene  Ordnung  des  GottesdieBSia 
und  die  ftir  kirchliche  Amtshandlungen  vorgeschriebenen  Formulare  scbriffaüsif 
seyen,  und  daher  ohne  Anstols  und  Beschwerde  auch  in  solchen  Gemeinden  *  di< 
aus  beiderlei  Gonfessions Verwandten  bestehen,  in  Anwendung  kommen  bönnicB''; 
sie  sej  nicht  bestimmt,  an  die  Stelle  der  Bekenntnifsschriften  der  beiden  e«»«. 
Confessionen  zu  treten»  oder  diesen  in  gleicher  Eigenschaft  beigesellt  la  i^^- 
den»;  durch  sie  solle  nur  ftir  den  öffentlichen  Gottesdienst  und  die  smillcii^B 
Verrichtungen  der  Geistlichen  eine  dem  Geist  der  Bekenntnifsschriften  eotspr«' 
cbende  Ordnung  festgestellt  werden;  ein  Beitritt  zu  der  Union  d^  beiden  eno^ 
Confessionen  sej  durch  den  Gebrauch  der  Agende  nicht  bedingt.  —  Badix^ 
Verordnung,  betr.  die  Anträge  der  evangelisch -protestantischen  GeneralS^flOik 
vom  J.  i834,  V.  26.  Mai  i835,  in  d.  Regier.Bl.  Num.  XXVU.  Con?.  Lei,  dff 
neuesten  Zeit  u.  Literatur,  Bd.  11  (Lpz.  i833),  S.  905.  Art.  LUnrgtewesen» 

#)  Pontificak  Romauum   ad  omnes    ponCificias   ceremonias,     quibua   nuac  n^i^ 
sacrosancta   B.  E.  accomnodatum.   VenetUa    i589»  tÖ7  BlÄter   in  Fol.  Bito>' 
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nach  dem  Geist  und  den  Anordnungen  der  katbol.  Hlrcbe.  Stuttg.  i83i.  8.  VergU 
J.  5a7 ,  Note  c. 

)  Hbookbich  elem.  juris  can.,  P.  I,  §.  ia3.  «Zwar  gehen  Religionsideen  nur  den 
Menschen,  nicht  den  Bürger,  an,  und  der  Staat,  der  Iieine  Fähigkeit  hat,  zu 
beurtheilen,  welche  Beligionsideen  wahr  oder  falsch  scyen,  hat  noch  weniger 
Reckt  und  Macht,  bestimmte  Arten  derselben  dem  Bürger  aufzuzwingen.  Aber 
schützen  mufs  er  jedem  seine  Religion,  wie  seine  Person  und  Habe )  auch  sorgen 
mufs  er,  dafs  lieine  Art  von  Religion  die  höheren  Zwecke  der  bürgerlichen  Ge- 
sellschaft störe».  A.  L.  ScBLÖzsa's  Staatsgelahrtheit ,  I.  ii.  B\  ▼.  Mosbr  an 
dem  §.  480  a.  O. 

)  Da  bei  den  Boangeltsehen  Tollliommene  Gewissensfreiheit,   und  nächst  der  Ver- 
nunft  nur    die  Bibel  als  Grundlage   des   religiösen  Denhglaubens  gilt,    mitbin 
selbsteigene   Prüfung  aller   Glaubenssätze    zulässig  ist   ( Prüf ungsFreiheit  oAet 
rechtliche  Freiheit  der  Exegese);  so  sind  imverämUrliche  symbolische  Bücher  bei 
ihnen  nicht  denkbar.  Der  Geist  der  freien  Untersuchung  in  Religionssachen,  frei 
von  Fesseln  orakelartiger  Glaubensformeln,  ist  die  Grundlage  des  evangelischen 
Systems,  des  so  genannten  Protestantismus.   Er  verschmäht  jede  andere  Gewalt, 
als  diejenige   der  freien   Üeberzeugung  eines   Jeden.    Vergl.  Erklärung   des  k 
preuss.  Depart.  d.  auswärt.  Angel,  r.  18.  Febr.  1791,  in  A,  F.  W.  Cboks's  Aus« 
gabed.  W^ahlcap.  K.  liEOpoin's  II.  (Hildburgh.  1791«  4«)9  Anhang  S,  9— 16.  Crohs 
ebcndas.  S.  ti-~37.    Schsavbxrt's  Kirchenr.  d,  Protest.,  §,.i56.    v.  Bülow's  Be- 
tracht, über   die  Wahlcap.  Leop.  II.,  S.  99 — 111.     G.  L.   Voigt's  gemeinnütz. 
Abb.  C  179a.  8.),  S.  168  ff.    (FÖlsch)  Erläut*  des  t.  Staatsr.  nach  Püttbb  (1793 
8.),  S.  i55.    C.  A.  Gbühdlbb,  kann  die  augsb.  Gonfession  abgeändert  oder  auf* 
gehoben  werden?   (Ja!)  in  C.  £.  Weiss  Archiv  für  das  KircKenrecht ,  Bd.  D 
(t83i),  S.  4^  ff.     P.  L.  MuTZBL  über  die  Verpflichtnng   auf  die  symbolischeil 
Bücher  der  evangelischen  Kirche.  Berlin  i83i.   8.    ConversationsLexicon,   Neue 
Folge,  Bd.  n  (1825),  Anhang,  Art.  Protestantismus.    Klvbeb's  Lit.,  583.  VergL 
unten  §.  5^7,  Note  c. 

i)  Glaubensbefehle  zu  erlassen,  liegt  nicht  in  der  rechtlichen  Macht  einer  Staats- 
regierung. Das  Gegentheil  behaupten,  A.  Hbise,  in  Daijb*s  und  Cbeuzeb's 
Studien,  Th.  I  (Heidelb.  1806),  S.  355  ff.  Böbkbebo  über  symbolische  Bücher 
in  Bezieh,  auf  das  Staatsr.  Rost  1789.  8.  Auch  das  preuss.  RelighnsEdiet  vom 
9.  Juli  1788  ging  von  der  entgegengesetzten  Behauptung  aus.  Eben  so  das 
badiseke  v.  i.  Juli  18149  bi  der  AUgem.  Rirchenzeitung  t»  18249  Num.  90,  welches 
jedoch  der  Grofsherzog  «sowohl  als  Regent,  als  auch  als  Landesbischof»  an 
die  geistlichen  Behörden  und  an  die  Lehrämter  erliefe.  —  Man  s.  aber  G.  L. 
Böhmeb  princ.  juris  canon. ,  §.  169.  Kabt's  Rechtslehre,  188  f*  Scbkalz  natür- 
liches Kirchenr.^  %•  h\.  G.  Hutelahd  über  das  Recht  protestantischer  Fürsten, 
unabänderliche  Liehrvorschriftcn  festzusetzen.  Jena  1788.  8.  W.  A.  Ti>;e££b's 
Valentinian  I.  oder  geheime  Unterredung  eines  Monarchen  mit  seinem  Thron- 
folger über  die  Religionsfreiheit  der  Unterthanen.  Zweite  vernu  Aufl.  Berlin 
1791.  8.  Schriften  für,  wider  u.  über  das  angef.  preuss.  ReHgionsEdict^  in  Rlübea's 
Lit.,  663.  (Maesov's)  Geschichte  des  preufs.  Staates  seit  1768,  Bd.  I  (1819), 
8.  171  — 178. 

< )  Die  im  Februar  i83i  ron  dem  NationalCongrefe  zu  Brüfscl  errichtete  belgische 
Constitution,  Art  i5,  setzt  fest:  «Nul  ne  peut  etre  contraint  de  concourir 
d'une  maniere  quelconque  aux  actes  et  aux  c^r^monies  d'un  culte  ni  d'en 
observer  les  jours  de  repos». 
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§.    519.  (427.) 

4)     In  Hinsicht  auf  GlaubentHerrschtuchl ,    Proselyti^mus ,   und  g-emi^chi»  Ehen^  D/jpea- 
sation    von  E/iehindermssen,      KirchL  Censur-    und  Strajrechl,     Bischofi,   Einßuss    sn^ 

ünterrichtamtalten^ 

IV)  Die  Staatsregierang  ist  befugt  und  verpflichtet,  durch  Einsprache 
(Veto)  und   Gesetze   zu   verhüten   und   zu   hindern,   dafs   die  Kirche   ihn 
Wirksamkeit  über  ihre  Gesellschaftgrenzen  ausdehne  (§.  5i3)^  ir.ä- 
besondere,  dafs  sie   durch  Lehre   und  Handeln  dem  Staatszweck  hinderücL 
falle  a).     Die   Staatsregierung   darf  und    mufs  also     i)   hindern,   dafs   der 
Friede    im  Innern    der  Kirche    gestört    werde.     Sie  darf  und   muis 
s)   der   Giaubensherrschsucht,  dem  Verfolgongsgeist   und   dem 
kirchlichen  Uebermnth  einzelner  Religionsparteien,  kirchlicher  Obern, 
geistlicher  und  weltlicher   Mitglieder,   steuern,    damit   keine  Kirchengesell- 
schaft sich  irgend   eine  Art  von   Herrschaft ,  Zwang   oder   Verfolgung  an- 
mafse  ^),  vielmehr  jede  für  Einigkeit  und  rechtmasige  Aufrechthaltung  ge- 
setzmösiger  Freiheit  der  Staatsbewohner    nützlich  werde«     Sie    kann  and 
mufs    3)   Maasregeln  wider    kirchliche  Bekehrnngssucht  oder  Prose- 
Ijtenmacherei  ^)   (Seelenfischerei)    ergreifen^    damit   kirchliche    Obere  imd 
Mitglieder  sich   nicht    Verfühningskünsten   und    einem   unnaturlichen,  mit 
der  sittlichen  Würde  des  Menschen  und   der  Religion   unvereinbaren  Stre- 
ben nach    (von  der  weltregierenden    Weisheit  selbst  verschmähter)   Glan- 
benseinheit  hingebe  'O*     ^^^  ^^^^  ^^^  mufs  4)  ^^i*  Erschwerung  der 
Ehen  unter  verschiedenen    Religionsverwandten    (der  gemischten 
Ehen)  durch  Kirchendiener  «),  und  53  der  ungebührenden  kirchiicfaen  Ver- 
hinderung   oder  Erschwerung    der    Wiederverheirathung  ge> 
schiedener    Ehegatten     von     verschiedener    Religion  /),    entgegenarbeiten. 
6)   Dispensation    von   blofs   weltlichen   Ehehindernissen,    steht 
ausschiiefsend  der  weltlichen  Obriglieit  zu;    von  blofs  canonischen,  die 
durch  Staatsgesetze  nicht  mifsbilligt  sind ,   der  geistlichen  Oberbehorde  §y 
Bei  den  einen  und  bei  den  andern,  darf,  wenn  und  so  weit  Kirchenglaube 
und  Menschenglaube  nicht  zusammentreffen,  der  Gewissensfreiheit  der  Ein- 
zelnen kein  Eintrag  geschehen.     7)  Dem  kirchlichen  Censur-  und  Straf- 
recht,   und  8)   dem  Einflufs   des  bischoflichen  Amtes  auf  Unterricht- 
anstalten, sind  von  Staatswegen  Schranken  zu  setzen,  nach  Erfordemifs 
des  Staatszweckes  h). 

a)  Iniportance  des  opinions  religieuses,  par  Mr.  Nbchxb.  k  Paris  1788.  Tentsch  t. 
Stabhlih,  1788.  —  Eine  Ausgeburt  des  Despotismus,  in  dieser  Hinsicht,  ist  der 
auf  Napolsob's  Befehl  verfafste  imd  in  Frankreich  eingeführte  Catech'sme  a  Fiisagc 
de  toutes  les  ^glises  de  l*Empire  francais.  Paris  1806.  8.  Teutsch  übersetst, 
Leipz.  1807  u.  Amsterd.  1807.  8.    Abgeschafft  im  Mai  i8i4- 

b)  Gewalt,  der  Wahrheit  zur  Hülfe,  ist  unnütz,  sie  wäre  Schmähung  der  Natur 
und  ihres  L-rhebers.  Gewalt,  dem  Irrtbum  zur  Hülfe,  ist  verabscheuungs- 
mtrdiger  Druck.  Der  Staat  achte  jede  Glaubcnsforro,  so  weit  sie  seinem  Zweck 
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nicht  olFenbar  widerstrebt  ^  «Vicarii  Ghrisd  et  Clayi|;eri  regni  coeloramv, 
nannten  sieb,  in  geistlichem  Uebermatli,  schon  vor  dem  Mittelalter  die  Mit- 
glieder der  Priestercaste   —  De  Pautorite  du  Glerg^.  Paris  1766.  9  Tomes.  8. 

K.  Sachs.  Mandat  v.  20.  Febr.  1827,  betr.  den  üebertritt  von  e.  cbristl.  Confes- 
sion  zur  andern;  in  d.  k.  sächs.  GesetzsammL  u.  in  d.  unten  (§.  536,  a)  angef. 
Abb.  Ueber  die  Gleichstellung  etc.,  8.  107.  W.  T.  Kbuo's  Darstellung  des  Un- 
%Tesen8  der  Froselytenmacherei.  Leipz.  i8aa.  8.  (Vergl.  Protoc.  der  B.V.  t.  182«, 
§.133.).  Ebendess,  neueste  Geschichte  der  Proseljtenmacherei  in  Teutschland.  Leipz. 
1837.  8-  Auch  in  Bban's  Minerva,  1837.  F.  V.  P.  tT  Aanios's  Gallerie  der  denk- 
würdigsten Personen,  welche  im  16.,  17.  u.  18.  Jahrhundert  von  der  evangel. 
zur  katbol.  Kirche  übergetreten  sind.  Erlangen  i833.  8.  L.  T.  Frhr.  v.  Spittuh 
über  Christoph  Bksold's  Religionsveränderung  (i63o).  Mit  Zusätzen  von  G.  G. 
F.  MoHsiGHX.  Greifsw.  1822.  8.  (Der  Spittlerische  Aufsatz  steht  auch  in  F.  G.  v. 
Mosxr's  patriot.  Archiv,  Bd.  VlII.)  Püttkb's  histor.  Entwickelung,  Th.  E,  S.  336. 
J.  J.  Moskb's  Lebensgeschichte,  Th.  I  (Frankf.  u.  Leipz.  1777.  8.),  S.  3i  ff. 
Gewaltsame  Bekehrung  des  Grafen  Ernst  Wilhelm  von  BentheimSteiufurt  durch 
den  Bischof  von  Münster,  Bernhard  von  Galen,  im  J.  1668;  s.  das  von  des 
Grafen  Gemahlin,  Gertrud  van  Zelst,  im  J.  1669  herausgegebene  « Manifest », 
das  bcntbcim-steinfur tische  «Gegenmanifestv  (1686.  4«)i  ^^^  Abr^g6  du  Manifeste 
de  M»«  la  comtesse  de  Bentheim,  n£e  de  Zelst.  A  La  Haye  1679.  12.  La  vie  et 
les  ac^tions  de  Christ.  Bernh.  de  Gales.  Gologne  1679.  12.  (Auch  in  hoUänd.  u. 
Italiäu.  Uebersctz.  ibid.  eod.  12.) —  Sam.  Bvttleb's  (f  1680)  Hudibras.  Aus  dem 
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)  Indem  sie  s.  B.  «Erwachsene  ingeheim  herüberlocken,  und  indem  sie  dieselben, 
nach  dem  heimlichen  üebertritt,  von  der  äusserlichen  und  öffentlichen  Thcilnahme 
an  der  Kirche  und  deren  Gebräuchen  auf  anbestimmte  Zeit  entbinden,  ihnen 
erlauben,  scheinbar  in  der  vorigen  Kirchengemeinschaft  zu  beharren,  bürgerliche 
und  selbst  kirchliche  Aemter,  die  ihnen  nur  unter  Voraussetzung  jener  Gemein- 
schaft anvertraut  wurden,  zur  leichtern  Verbreitung  ihres  Glaubens  fortzuver- 
walten,  und  so  ihre  Mitchristen  auf  die  treuloseste  Art  zu  hintergehen  v.  Worte 
Kbug's   in  dem  Schreiben  an   die   hohe  t.  Bundesversammlung,    in  der  angef. 
Darstell.,   S.  VI.  —    Heimlich    katholisch  waren:    vier  Jahre  lang,    der  oben 
(Note  c)  genannte  tübingischc  Rechtslehrer  Besold;   von  1712  — 17179  Friedrich 
August,  Kurprinz  von  Sachsen;  v.  1715—1717,  Herzog  Moritz  von  Sachsen2^itz, 
Administrator  des  Stiftes  NaumburgZeitz  (Knue  a.  a.  O.  S.  9  u.  fH))   von  1749 
-^1754,  Friedrich,  Erbprinz  von  HessenCassel;  einige  Zeit  bis  1800,  Graf  Friedr. 
Leopold   V.  Stolberg;   etliche  Jahre  lang  bis  1820,   G.  L.  v.  Haller,  Bathsherr 
u.  Professor  zu  Bern.  —    3Ierkwürdiges  Glaubensbekenntniis  katholischer  Gon- 
vertiten,  in  H.  £.  G.  Paulds  Sophronizon,  Bd.  m,  Heft  3  (1822),  S.  86  ff.  — 
Strafe  der  Proseljtenmacherei,  in  dem  (§.  5i3  ange£)  wemar,  Gesetz  v.  7.  Oct. 
1823,   §.  60.     Vergl.   auch  v.  Abbtiv's   constit.   Staatsr.,  Bd.  II,  S.  ii5.     Die 
römische  Propaganda  im  Rhein-  und  Mosellande  etc.  Frankf.  1822. 8.  (G.  Fbibobich) 
Der  Freimaurerbund  u.  die  jesuitisch-hierarchische  Propaganda.  Darmst.  i838-  8. 

0  Indem  z.  B.  Geistliche  sich  weigern,  Ehen  dieser  Art  kirchlich  zu  weihen,  wenn 
nicht  vorher  vertragmäsig  festgesetzt  wird,  alle  aus  solcher  Ehe  stammenden 
Kinder  dem  Schoos  ihrer  Kirche  zuzuführen,  oder  indem  sie,  wenn  ohne  solches 
Versprechen  Ehen  dieser  Art  zu  Stande  kommen,  kirchliche  Censuren,  nament- 
lich SacramentSperre ,  Verweigerung  oder  Verkümmerung  des  Aussegnens  der 
Wöchnerinnen  und  andere  Nöthigungsmittel  sich  erlauben^  u  d.  m.  Vergl.  Instr. 
Pac.  Osnabr.,  V.  34.  Bbvbdicti  XIV.  declaratio  super  matrimonüs  inter  prote- 
stantes  et  catholicos.  Colon.  1746.  8.  Das  (§.  5i3  angef.)  weimar.  Gesetz  v.  7.  Oct. 
i8i3,  %,  47  ff,  §.  51  —  57.     Baierüche  Verordn.  ▼.  i6.  Juni  i83o.     Bürgeiüches 
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G«MUbuoh  Ar  die  deutschen  firbiander  der  (hturreiak.  MonarcUe,  K-  i^"' 
i4o.  (H.  Joseph'tü.)  TolcraDScircular  ▼.  i8b  Oct.  178^.  Pntusiscke»  AUgen.  Laodr. 
Th«  IL  Tit.  9.  V  76  ff.,  abgeändert  durch  eine  K.  Declaration  ▼.  91.  3tor.  \^>, 
welche  letztere  auf  die  preufsischen  Rheinproyinseu  u«  auf  Westphalen  ao^ 
dehnt  wurde  durch  eine  CabinetOrdre  v.  17.  Aug.  i8a5.  BadUcke  Verordnai^ 
T.  8.  Juni  1826.  A.  L.  Scbott's  Eherecht ,  %,  97.  ScnireL,  insüt.  juris  ml 
(  nach  Schsill'8  Ausg.  v.  i83o  ) ,  P.  IL  p.  409  —  436.  K.  F.  Eichhobk's  Gruse 
sätse  des  Kirchenrechts,  Bd.  11,  S.  49^  —  0^9«  C  A.  Zum  Bach  über  die  Ebs 
sw.  Katholiken  und  Protestanten.  Cöln  1821.  8.  Rechtfertigung  der  gemiscka 
Ehen  sw.  Katholiken  und  Protestanten,  mit  e.  Vorrede  Ton  L.  Tan  £«&  Cöb 
i8ai.  8,  A.  Gbusblxr  über  die  Rechtmäsigkeit  gemischter  Ehen.  Leips.  i838b  8.- 
In  neuerer  Zeit  ist  die  Ungunst  des  katholischen  Kirchenregiments  gegen  ^• 
mischte  Ehen,  und  sein  Streben,  da  wo  solche  nichtsdestoweniger  gescUosss 
werden,  die  darin  erzeugten  Kinder  ausschliefsend  für  die  katholische  Kircbe  n 
gewinnen,  mehrmal  sur  öffentlichen  Erörterung  gekommen.  Nach  BuUm  eHifü 
auf  Anfrage  der  Minderzahl  der  dortigen  Bischöfe,  der  Papst  im  J.  1^  fa 
Breve  in  jenem  Sinn,  welches  aber  von  der  Regierung  das  Placet  nicht  erbidi 
Verhandlung  deishalb  in  der  a.  Kammer  der  baicr.  Ständerersammlusg  aa 
98»  April  18)14.  Ein  ähnliches  Brere,  sunächst  veranlafst  durch  die  oben  aigtt- 
K.  CabinetOrdre  f.  17.  Aug.  i8a5 ,  war  unter  dem  a5.  Mars  i83o  ergangea  is 
den  Ersbischof  von  CÖln  und  an  die  Bischöfe  Ton  Trier,  Paderborn  undMüosifr 
Ueber  die  Anwendung'  dieses  Breve  schlois  die  König].  Staatsregierung  durch  mn 
ImmediatCommissarius,  am  19.  Juni  18349  eine  (durch  K.  Cabinetordre  v. 
3a  desselben  M.  genehmigte)  Uebereinkunft  mit  dem  Ersbischof  ron  Cök 
Grafen  von  Spiegel,  ab,  der,  im  Juli  des  naml.  Jahres,  die  Bischöfe  ronTrirr, 
Münster  und  Paderborn  beitraten.  (Man  s.  f,  Mabtbvs  recueil,  Suppl.  T 
XVm.  p.  3i  seqq.)  Die,  später  Ton  dem  Papst  gebilligte,  Verweigenio; 
des  Nachfolgers  des  {Grafen  ron  Spiegel,  des  jetzigen  Erabiachofes  Freilimi 
Droste  bu  Vischering,  die  angef.  Uebereinkunft  t.  19.  Juni  i834  au  beohaekten, 
war  Mit'  oder  Hauptursache  der  durch  die  Regierung  swangswdse  bewiritca 
Entfernung  des  letstem  ron  seinem  Amtsitse  und  der  Suspension  semer  aat- 
liehen  Functionen,  angekündigt  und  motivirt  durch  ein  Publicandum  derKöcifL 
Minister  der  geistlichen  Angelegenheiten,  der  Justia  und  des  Inneni  und  Hr 
Polizei  vom  i5.  Not.  i837.  (Officielle)  Darlegung  des  Verfahrens  der  Prealsi^lKB 
Regierung  gegen  den  Ersbischof  von  Cöln,  mit  Beilagen.  Berlin  1887,  s  Heile, 
4.  Dawider  erschien  von  pSpstlicher  Seite  eine  gleiche  officielle  Gegetisehrill 
au  Rom  in  lateinischer  Sprache,  und  übersetzt,  unter  dem  Titel:  Urkuiidlici)« 
Darstellung  der  Thatsachen,  welche  der  gewaltsamen  WegfUhrung  des  bori)«r. 
Herrn  Frhm.  r.  Droste,  Erzbischofes  von  Cöln,  vorausgegangen  und  gefoi^i 
sind.  Nach  dem  in  der  Druckerei  des  StaatsSecretariats  su  Rom  am  4-  ^^^ 
i838  erschienenen  Originale  wörtlich  übersetzt.  Mit  Beifügung  der  I>oettneiit( 
in  den  Originalsprachen.  Regensburg.  i838.  8.  M.  s.  a.  Gönaas,  Atfaaoasiiu« 
4»  Ausg.  Regensburg  i838.  8.  v.  Rottzce,  die  Cölnische  Sache,  betrachtet  Tom 
Standpunct  des  allgemeinen  Rechts.  Speyer,  Landau  und  Grunstadt,  1838.8- 
MAnaxnriCBX  (wider  Görres)  Beleuchtung  des  Athanasius  von  Görres.  Beroi 
i83a  a  E.  Mijscn,  Römische  Zustände  und  katholische  Kirchenfragea  der  neuest» 
Zeit.  Stuttg.  i838.  8.  Paulus,  der  wieder  laut  gewordene  Principienkampf  cm- 
achen  römischer  Hierarchie  und  teutscher  Staatsrechtliehkeit.  Heidelberg  n» 
Leipaig.  i83&  a  Beurtheilung  der  Thatsachen,  durch  welche  die  Maasaaluoa 
der  Prenfsischen  Regierung  gegen  den  Erzbischof  von  Cöln  herbeigeführt  wordei 
sind.  9.  Aufl.  Bonn.  1888.  a  —  Aehuliche  Streitigkeiten  entstanden  in  <^ 
Grofsheraogthum  Posen.  Schreiben  des  Erabischofs  Ton  Gnesea  und  Po$c> 
an  den  König,  vom  a6.0ct.  1837.    ^^^  Hirtenbrief  des  Erabischofs  von  GofiO' 
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uAd  Posen  (t.  17.,  Febr.  i838)«  gesclnchtlich ,  Staats-  und  Idrchenreelitlich  und 
weltbürgerlicli-christlich  xergliedert.  Tübingen  i838.'8.  v.  RoracHYStaatsIexUion, 
Bd.  VL  S.  475.  —  Man  s  a.  Conv.LeT.  der  Gegenwart,  Bd.  I  (Leips.  i838)  S, 
1099.  Art.  Gemisehte  Ehen^  und  Bd.  11.  (Leips.  1839),  S.  ioa4*  Art.  CSiner  Angele genhetU 

Vergl.  Preufs.  allgem.  Landr.,  Th.  ü,  Tit.  11 ,  §.  6,  if^'k  u.  f.,  u.  86—88.  Jabr* 
bücber  der  preufs.  Monarchie,  ▼.  1800,  S.  35»7  if.;  v.  1801,  S.  827  ff.  Schott 
a.  a.  O.,  S.  319.  A.  WALDUAiifii,  utrum  matrimonio  a  consistoriis  protestanticis 
dissoluto  parti  catbolicae  dari  possit  facultas  transeundi  ad  aliud.  Mogunt.  i8o3.  8. 
Rvppert's  Critik  der  Abb.  Prof.  WALDXAnir's,  u.  s.  w.  Fraulif.  1804. 8.  Schriften, 
▼on  F.  X.  I^zupAUEB,  Gräte  i785;  drei  von  BxirsD.  Mah.  Wxbrxsistxr,  Carlsr. 
1804,  u.  Bamb.  1804  u.  18065  zwei  von  F.  A«  Jagxb,  Arnst.  ]8o5;  von  Matte. 
Kübel.  Meersb.  1804.  ^ 

I  Vergl.  das  (§.  5i3  angef.)  w^knar.  Gesetz  v.  7.  Oct.  i8a3|,  $.  44*  M*  Kubsl  über 
die  Gesch.  bischöfl.  Dispensen.  9.  Aufl.  Heidelb.  1788. 

bi  Kurhessen  besteht,  über  bdde  Gegenstände,  ein  mit  dem  TOrmaligen  bischöflichen 
General Vicariat  yerabredetes  Regulativ  t.  3x.  Aug.  1819,  bestätigt  in  der  liur- 
hefs.  Verfafs.  Urk.  v.  i83i ,  V  '^^  9  *•  ^^ok  s.  auch  den  Art»  Hermesiitmer ,  in 
dem  Conv.  Lex.  der  Gegenwart,  Bd.  n  (Lps.  1839),  8.  1206^ 

§•  Ö20.  (4oa) 

undesherrliches  PlaceL  Beschränkung  des  f^erkehrs  mii  dem  römischen 
Hof.     Eid  der  Geistlichkeit  atif  die  Verfassungsurkunde. 

Demnach  sind  I)  alle  kirchlichen  Anordnungen,  Yerfügun- 
en  and  Lehrsätze  auch  die  grufseren  Kirchenstrafen  und  die  Aus- 
ihliefsuog  aus  der  Kirchengesellscbaft,  die  Anstellung  der  Kirchenbeamten, 
ie  Einluhrung  und  Erhaltung  des  Monchthums  aller  Art,  namentlich  der 
3suiteii,  zumal  in  Yerbindnng  mit  einem  auswärtigen  General,  welcher 
nroittelbar  unter  der  römischen  Curie  steht,  der  Prüfung  and  Geneh- 
ligung  des  Staates,  in  politischer  Hinsicht  unterworfen«  Nichts  dieser 
rt  darf  yor  ihm  geheim  gehalten  werden.  Insbesondere  bedarf  jedes 
irchengesetz,  jede  neue  Bestimmung  der  KirchenFerfassung,  jede  Yermeh- 
ing,  Aendemng,  nähere  Bestimmung  oder  Yerminderung  kirchlicher 
rlaubenslebren,  jede  kirchliche  Yerfügung,  bcFor  solche  zur  Bekanntmachung 
nd  Yollziehung  kommt,  der  Zustimmung  des  Staatsoberhauptes  a) 
Staatsgenehmigung,  Erklärung  des  NichtWiderspruchs,  Placet,  placedum  re- 
ium  seu  territoriale,  regium  exequatnr,  sea  litterae  pareatis);  sie  geschehe 
urch  Social-,  oder  Synodal-Prcsbyterial-,  Synedrial-  u.  d*  Schlüsse,  oder 
urch  Yerfugungen,  Yerordnungen,  Erklärungen  und  Bescheide  kirchlicher 
)bern,  Behörden  und  Congregationen ,  namentlich  durch  päpstliche  Be- 
cripte,  Ballen,  Breven,  Befehle  oder  Consilia  an  die  Kirchenlehrer,  Beicht- 
ater  oder  Hircheurorsteher,  durch  Hirtenbriefe,  Agenden,  Gebete  und  Ge« 
arigbucher,  u.  d.  Nach  blofser  Willkübr,  kann  die  staatsoberhauptliche 
'ustimraung  nicht  versagt  werden;  doch  ist  der  Begent  nicht  verbunden, 
Gründe  seiner  Mifsbiliigung  anzugeben*  Einmal  ertheilt,  kann  jene  Zu- 
timmung  nur  bei  dringender  Forderung  des  Staatszweckes  zurückgenom« 
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men  werden  e).  U)  Auch  ist,  in  mehreren  Staaten,  der  unmittelbare 
Verkehr  der  inländischen  Geistlichkeit  mit  dem  romischen  Hut. 
und  mit  dessen  Behörden,  Nuncien  und  Agenten,  durch  Gesetze  tlieils  be- 
schränkt^ theiis  ganz  yerboten.  lEt)  Mit  Recht  wird  auch  der  GeistlicbLä' 
die  Beschworung  der  StaatsverfassungsUrkunde  zur  Pflicht  gemacht  ^), 

a)  Abt.  Rexiz  diss.  de  justitia  placeti  regii.  Viennae  1774-  8>  Krejah  über  cn 
Placetum  regium  et  ecclesiasticum.  Wien  1798.  8.  Peth.  dk  Mabca  de  coBcordl« 
fiacerdotii  et  imperii ,  lib.  IL  c.  lo«  tl  9.  et  c.  17.  n«  5.  Z.  B.  van  "Esfra  tr.  er 
promulgatione  legum  ecclesiasticarum.  Pbtb.  STOCBitAszr,  jus  Belgarum  cirra 
bullarum  pontificiarum  receptiooem.  Justiv.  FsBBOinvs  de  statu  ecclesiae,  c. 
V.  §.  a.  p.  28a.  sqq.  et  c.  TX,  §.8.  p.  740—750.  et  p.  81  a.  sqq.  Fmo^n* 
ahbrenatus  et  emendatus,  c.  VI.  p.  218.  sq.  Micbl*s  Kirchenr.,  |.  tB,  yikicii 
neueste  Religionsgesch. ,  Th.  V,  S.  219  ff.  Db  Rixgoeb  instir.  jaiis  eanoa, 
L  §.  36o.  m.  $.  865.  Merkwürd.  ReichshofratlisGutaeliteii,  DL  i^5  o.  198.  ^ 
T.  Kbüg  über  das  Verbältnifs  protestantischer  Regierungen  sur  papsdichen.  Ja: 
1828.  8.  (Auch  in  Beah's  Minerva,  1828.  v.  Abstht^s  constit.  Staatsr.,  BiQ. 
S.  io3.  —  KaiserL  Ostreich*  CabinetBefeU  t.  19.  Sept  1814.  Baier,  Edicte  >. 
24.  Mars  1809,  §.  65  f.  (Rhein.  Bund,  XXXV.  161.'!),  u.  t.  26.  Mai  i8i&V5^ 
Bat&sehes  Constit.  Edict  v.  1807,  %.  21.  Preuss.  MinistcrialVerfu|;ung  r.  3i.  i^- 
(oder  5.  Oct.?)  1818.  Baier,  Verfafs.  Urk  t.  1818,  Tit.  IV,  |.  9,  «.  das  cjk 
als  Beilage  2  gehörende  Edict ,  |.  58.  PFürtemh.  Verfafe.  Vertr.  r.  iBiq,  ^  "t. 
GH.  hessische  Verf.  Urk.  v.  1820,  Art.  40.  GH.  weimar.  Gesets  t.  7.  Oct.  läjd 
§.  3  (oben  §.  5i3,  d).  Königl.  sächs,  Mandat  y.  19.  Febr.  1827  (oben  j.  3io,cl 
§.  3.  Landständ.  Grundgesetz  des  Hzgth.  SachsenMecRm^eji  t.  23.  Aug-  ^^''^ 
Art.  3o.  Badische  Verordn.  in  d.  RegierungsBlatt  t.  2.  Febr.  i83o.  ßif^urUfnberpirv, 
in  d.  Regier.  Blatt  y.  11.  Febr.  i83o.  GH.  hessisc/te  y.  3o.  Jan.  u.  8.  Febr.  iS^:»- 
ÄtirAtf/W^cAff  Verfafs.  Ürk.  y.  i83i,  §.  i35,  b  u.  c.  HohenMoUemSiffnuwmffeuifke  \ 
i833,  §.  33.  Man  s.  auch  die  oben  (%.  5io,  IV)  wörtlich  angef.  WahrungsCIausd 
iu  den  bei  landesherrlicher  Bekanntmachung  Evreter  papstL  Bullen  in  des  a 
der  oberrhein.  Hirchenproyinz  gehörenden  Staaten.  Verordn.  des  Cantons  C.^^ 
T.  7.  April  1820.  Köuigl.  Griediische  Verordn.  y.  4.  Aug.  i833,  auszugsweise  3 
Klüber's  pragm.  Geschickte  der  nationalen  u.  polit.  Wiedergebart  Griecheolii.^ 
(Franhf.  i835.  8.),  S  515.  —  Dagegen  s.  man  das  baierische  Concordat  v.  181'. 
Art  Xn,  lit.  e.  oben  %.  5o8.  Rönigl  neapoUtaniscfte  Decrete.  y.  17.  Juli  i^:^ 
u.  y.  .  .  .  Sept.  1817.  Neapoliian,  Concordat  mit  d.  päpstl.  Stuhl,  y.  16.  Febr. 
1818,  Art.  22.  .(Auch  das  yon  dem  RÖnig  Ludwig  XVin.  nicht  genebin^tf 
französ,  Concordat  y.  1817).  —  Päpstliche  Zurechtweisung  und  Ermahnang  <^ 
den  Erzbischof  von  Freiburg  und  die  Rischöfe  yon  Mainz,  Rotenboiig,  Lim- 
burg und  Fulda,  eine  Einmischung  der  Staatsregierungen  in  hirchliche  Aog^l^S^ 
beiten,  und  ihre  Beschranhung  des  freien  Verkehrs  der  Glaubigen  mit  des 
Oberhaupt  der  Rirche  nicht  zu  dulden,  in  einem  Prere  Pius  VIIL  yom  So.  Jos 
i83o;  in  der  Monatschrift:  Der  Ratholili,  Octoberheft  i83o.  Beilage  X,S.V& 
Auch  s.  man  das  Rundschreiben  (litterae  encyclicae)  Pius  VIR.  an  alle  Patnarck«. 
Primaten,  Erzbischöfe  und  Rischöfe,  datirt  Rom  yom  24.  Mai  18291  ^^^^^^"^  '* 
der  Monatschrift:  Der  Ratholik,  Augustheft  1829,  S.  254  1>I8  360,  teatsch  a 
der  Allgem.  iteit.  y.  1.  u.  2.  Oct.  1829,  Reilagen  274  u.  275.  —  Sogar  die  P^^ 
lication  der  tridcntinischen  ConcilienSchlüsse ,  ward  in  Franl&reich  yenvog^" 
in  andern  Landern  aber  nur  mit  manchen  Reschränhungcn  bewilligt.  39ao  ^ 
Fbbrovius  de  statu  ecclesiae,  1.  c. ,  u.  Lb  Plat  collectio  monumentor.  coo^-^ 
Tridentini,  T.  VR.  Part,  i  (Lovanii  1787.  4.),  p.  225— 3i4.—  Durch  eine  kiß: 
lieh  -  französische  Ordonnanz   yom  10.  Jan.  1824,  ward  ein  Hirtenbrief  des  Car- 
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dinalErabkchofs  von  Toulouse  untcrdrfick^  wegen  darin  enthaltener  Aenaserun- 
^n,  die  dem  Staatsrecht  und  den  Gesetsen  des  Königreichs,  den  Vorrechten 
und  der  Unabhangigheit  der  Krone  zuwider  waren.  £r  war  suerst,  mit  päpst- 
licher Erlaubnifs,  ku  Rom,  nachher  zu  Toulouse  gedruckt  worden. 

)  Nassauisches  Edict  ▼.  9.  Juli  1817.  Kurhessische  Verfafs.  Urk.  y.  i83i,  §.  i35,  d. 
Code  p^nal  francais,  art.  307.  —  Verbote  dieser  Art  enthielten  schon  die 
Schreiben  der  kurmainzischen ,  kurtrierischen ,  und  kurcölnischen  Vicariate,  da- 
tirt  Mainz  t.  31.  Dec,  Coblenz  ▼.  20.  Dec,  Göln  ▼•  19.  Dec.  1786. —  Anders  das 
baierische  Concordat  von  1817  {%,  5o8). 

)  In  dem  oben   (§.  5 10,  d)  angef.  gemeinschaftlichen  Beschlufs  der  bei  der  ober^ 
rheinischen  Kirchenprovinz  betheiligten  Staatsregierungen,   kommen  folgende  Be* 
Stimmungen  vor.    %,  4*   «Die  yon  dem  Erzbischof,  dem  Bischof,  und  den  übri^ 
gen  kirchlichen  Behörden  ausgehenden  allgemeinen  Anordnungen,  Kreisschreiben 
an  die  Geistlichkeit  und  Diöcesanen,  durch  welche  dieselben  zu  etwa^  verbunden 
werden  sollen,  so  wie  auch  besondere  Verfügungen  tou  Wichtigkeit,  unterliegen 
^er  Genehmigung  des  Staates,  und  können  nur  mit  der  ausdrücklichen  Bemerkung 
der  Staatsgenehmigung  (Placct)  kund  gemacht  oder  erlassen  werden.  Auch  solche 
aUgemeine  kirchliche  Anordnungen  und  öffentliche  Erlasse,  welche  rein  geistliche 
Gegenstande  betreffen,   sind  den  Staatsbehörden  zur  Einsicht  vorzulegen,    und 
kann  deren  Kundmachung  erst  alsdann  erfolgen,  wenn  dazu  die  Staatsbewilligung 
ertheilt  worden  istv.    %.  5.    «Alle  römischen  Bullen,  Breven  und  sonstigen  Er- 
lasse müssen,   ehe  sie  kund  gemacht  und  in  Anwendung  gebracht  werden,  die 
landesherrliche  Genehmigung  erhalten,  und  selbst  für  angenommene  Bullen  dauert 
ihre  ferbindende  Kraft  und  ihre  Gültigkeit  nur  so  lange,  als  nicht  im  Staate 
durch  neuere  Verordnungen  etwas  anderes  eingeführt  wird.  Die  Staatsgenehmigung 
ist  aber  nicht  nur  für  alle  neu  erscheinenden  päpstlichen  Bullen  und  Constitu- 
tionen, sondern  auch  für  alle  frühem  päpstlichen  Anordnungen  nothwendig,  so 
bald  davon  Gebrauch  gemacht  werden  willv.  %,  6.  «EJien  so  wie  die  weltlichen 
Mitglieder  der  katholischen  Kirche,  stehen  auch  die  Geistlichen  als  Staatsgenossen 
unter  den  Gesetzen  und  der   Gerichtbarkeit  des  Staats».     %•  9.     «Provinzial- 
Sjnoden  können  nur  mit  Genehmigung  der  vereinten  Staaten,  welche  denselben 
Gommissäre  beiordnen,   gehalten  werden.    Zu   den  abzuhaltenden  SynodenCon- 
ferenzen  wird  der  Erzbischof,  so  wie  jeder  Bischof,  mit  Genehmigung  der  Be- 
gitrung,   einen  Bevollmächtigten   absenden y.    %.  10.   «In   keinem  Falle   können 
kirchliche  Streitsachen  der  Katholiken  ausserhalb  der  Provinz  und  vor  auswär- 
tigen Richtern  verhandelf  werden.    Es   wird  daher  in  dieser  Beziehung  in   der 
Provinz   die    nÖthige  Einrichtung  getroffen   werden».     §.  18.   «DiöcesanSjnoden 
können  vom  Bischof,   wenn  sie  nöthig  erachtet  werden,   nur  mit  Genehmigung 
des  Landesherm  zusammen  berufen  und  im  Beisejn  landesherrlicher  Commissarien 
gehalten  werden.  Die  darin  gefafsten  Beschlüsse  unterliegen  der  Staatsgenehmigung, 
nach  Maasgabe  der  in^  den  %%.^  und  5  festgesetzten  Bestimmungen».  %,  19,  «Nur 
der  Erzbischof,  Bischof  und  Bisthumsverweser,  stehen,   in  allen  die  kirchliche 
Verwaltung  betreffenden  Gegenständen,  in  freier  Verbindung  mit  dem  Oberhaupte 
der  Kirche ;  jedoch  müssen  dieselben  die  aus  dem  Metropolitan  Verbände  hervor- 
gehenden Verhältnisse  jederzeit  berücksichtigen*  Alle  übrigen  DiöcesanGeistlichen 
haben  sieb  in  allen  kirchlichen  Angelegenheiten  nur  an  ihren  Bischof  (Erzbischof) 
zu  wenden».    %»  aa.  ««Taxen  oder  Abgaben,  von  welcher  Art  sie  auch  seyn,  und 
wie  sie  auch  Namen  haben  mögen,   dürfen  weder  von  inländischen  noch  aus- 
ländischen geistlichen  Behörden  erhoben  werden.  Die  Erhebungen  von  Expeditions- 
Oebühren  hangt  in  jedem  Staat  von  der  landesherrlichen  Bestimmung  ab».  %,  a3. 
«Die  Decanato  werden  unter  gemeinschaftlichem  Einverständnisse  der  Begierungs- 
und bischöflichen  Behörden  mit  würdigen  Pfarrern,  welche  auch  in  Verwaltuags- 
Klober*!  Sffcnü.  Recht,  4.  Atifl.  60 
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gesehaften  gefibt  »ind,  besetxl».  %,  »7.  «in  dai  Seminar  werden  nur  diejeoi|» 
Gandidaten  aufgenommeu ,  welche  in  eioiCF  durfl*h  die  Staats-  und  bbehöiliciicn 
Behörden  gemeinschaftlich  vonunehmenden  Prüfung  gut  bestanden  uiul  xur  Er> 
langung  des  landesherrlichen  Tischtitcls,  der  ihnen  unter  obiger  VoraosscUnct 
ertheilt  wird,  würdig  befunden  worden  $ind».  §.  34-  «Jeder  Geistliche  tri'i 
beror  er  die  kirchliche  In»tituliüa  erliält,  dem  Oberhaupte  des  Staate»  deo  Lid 
der  Treue  ablegen,  dem  liischof  aber  den  canonischen  Gehorsam  geloben'. 
%.  39.  «Den  Geistlichen,  so  wie  Weltlichen,  bleibt,  wo  immer  ein  Mifsbnuck 
der  geistlichen  Gewalt  gegen  sie  Statt  findet,  der  Recurs  an  die  Landesbebördec*. 

d)  Kurhesj,  Vcrfafs.  Urh.  v.   i83i,  ^  i65.   Königl.  suchsücke  v.  i83i,  %-  189.  Baürisüif 
V.   1818,  Tit.  X,   §.  3.     GH.  htt tische  v.  i8tio,    Art.  108.     S.  cobur fische  f.  1&2:, 
%,  100.    Das  (oben  %,  5o8  angef.)  bmerische  Concordat  mit  dem  römischen  Stubl 
von  1817,  Art.  1,  sichert  der  römisch-katholisch-apostolischen  Beligion  in  Bdirn, 
ausser  ihren  Rechten,  auch  alle  diejenigen  «.yorreclde^  (praerogativa)  ku,  neldie 
sie  nach' den  canonischen  Satzungen  zugeniessen  habe.  In  dem  J.  1819  weigertn 
sich   in  Bcuem  römisch   katholische   Geistliche,    den  Eid  auf  die  Verfassung  vi. 
leisten 4  andere  wollten  ihn  nur  unter  Vorbehalt  schwören.     Auf  Andringender 
römischen  Curie,    erklärte  hierauf  das  Staatsministerium,  in   einer  allgemeines 
Verordnung  vom    i5.  Sept.   i8ai    (Regier.  Blatt,    1891,   Num.  XXXI,  S.  8(ul: 
«dafs   der  von  den   kaUiolischen  Unterthanen    auf  die  Constitution  ahsule^otie 
Eid  lediglich  auf  die  bitrger liehen  Verhältnisse  sich  beziehe,  und  dafs  sie  dadanh 
zu  nichts  verbindlich  gemacht  werden,   was   den  göttlichen  Gesetzen,  odeßim 
Aalholischen   Kirchensatzungen   entgegen   wäre «.     Einseitige   Aenderung  der  W- 
fassungsurkunde ,  konnte  mit  dieser  Erklärung  nicht  bezweckt  seyn,  um  so  w^ 
niger,    da  der  Verfassungseid  selbst  ein  Bestandtheil  der  Verfassungsurkundi? 
(Tit.  X,  %.  3)  ist.     Aber  Anlafs  zu  Mental  Bedingungen,  bei  Leistung  des  Hid^ 
kann  sie  geben.  —   Eben  so  verweigerte  späterbin  auch  in  dem  Rönigreicli  der 
Niederlande   und  in  dem  Grofsherzogthum  Luxemburg ,    von   dem  römischen  M 
dazu  aufgefordert,  die  römisch  katholische  Geistlichkeit  den  Eid  auf  die  Verfis- 
sungsurkunde.  —  Zu  Fulda  beschwuren  zwar  der  Bischof,  das  Domcapitel  und 
die  übrige  katholische  Geistlichkeit  die  kurhessische  Verfassungsurkuode  roa 
5.  Jan.  i83i,  doch,  wie  es  in  dem  BeschwörungsProtocolI  heilst,  «mit  Ausnahoe 
der  im  %.  i35,  lit.  c,  d  und  e  vorkommenden,  der  Birchen-  und  Gewissensfreiiirit 
zuwider  laufenden  Bestimmungen,  und  mit  Verwahrung  gegen  allen  MifsbrauHi 
der  §§.  3o  u.  i55  zum  NachtEeil  der  garantirten  Gewissensfreiheit  und  der  vroU- 
erworbenen  Bechte  der  Bircbe  i>.    Die  bezeichneten  ^teilen  des  %,  i33  betretltB 
den  Verkehr  mit  dem  päpstlichen  Stuhl  und  das  landesherrliche  Placet-  Vk 
widersprochene  Stelle  des  %•  3o  sagt:   cdie  Beligion  darf  nicht  zom  VonraiKi 
gebraucht  werden,  um  sich   irgend  einer  gesetzlichen  Verbindlichkeit  su  ^ 
ziehenv.    Der  §.  i55  erklärt  für  aufgehoben,   «alle  gesetzlichen  Bestfmoiuiigffl 
und  andere  Anordnungen  jeder  Art,  welche  mit  dem  Inhalte  der  gcgeowär!ig<?A 
Verfassungsurkunde  und  der  für  Bestandtheile  derselben  erklarten  Gesetz«  io 
"Widerspruch  stehen)^. 

§.    521-  (429.) 

Landesherrlicher  Schutz.     Verhühma  kirchlichen  ünheHs.    Mäi»rst> 
bei  Kirchenversammlungen,    Geistuche  Gerichtharkeä*    Föpsriick 

Nuncien.    AppeUaiio  ah  ahusu^ 

I)   Berechtigt   und    verbanden    ist    der    Staat,    die  Vis^^  ^ 
schützen^  bei  den  von  ihm  genehmigten    Anordnnngen    und  \Ani\i^ 
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»ei  der  jtffi^tlichen  und  Pri?atGottesverehrung,  und  bei  ihrer  Yerfasning  <>)• 
I)  £r  ist  befugt,  nicht  nur  willhührlicfae  und «taatsxweckwidrige  Herr- 
chaft  der  geistlichen  Obern  zu  yerhindern,  den  Clerus  auf  seinen 
geistlichen  Beruf  zu  beschränken,  und  zu  fordern ,  dafs  derselbe  den 
taatsb  u  rgerlichen  Verhältnissen  sich  nicht  entziehe^),  sondern 
uch  staatsgefährliche  Spaltungen  und  Streitigkeiten  in  der  Kirche 
;u  yerhüten  und  zu  entfernen,  doch  ohne  der  Gewissensfreiheit  der  Ein- 
«Inen  zu  nahe  zutreten  c),  JH)  Kirchenversammlungen  dürfen  ohne 
ein  Yori^issen,  und  ohne  Mitvorsitz  seiner  Abgeordneten,  in  dem  Staats- 
gebiet nicht  gehalten  werden  <0.  IV)  Ein  Recht  der  Kirche  auf  Gericht- 
)arkeit  in  geistlichen  Sachen,  findet  ohne  Bewilligung  des  Staates  nicht 
Statt  (§.  372}.  Y)  Der  Regent  ist  berechtigt,  aber  der  Regel  nach  nicht 
verpflichtet,  päpstliche  Legate,  namentlich  Nuncien,  als  Gesandte  anzu- 
nehmen; er  ist  nicht  schuldig,  ihnen  die  Ausübung  geistlicher  Facultäten, 
heimlicher  und  öffentlicher,  insbesondere  Gerichtbarkeit  oder  Judicatur,  zu 
gestatten  0)«  YI)  Wider  Mi fs brauch  inländischer  oder  auswärtiger 
Kirchengewalt,  findet  Recurs  an  den  Landesheri*n  (appellatio  ab  abusu} 
Statt /> 

a)  Von  dieser  landesherrlichen  Schirtnoogui  (adyocatia  ecclesiastica  )  handelt  J.  C. 
Barthsi.  de  jure  reformandi  antiquo,  art.  8;  in  seinen  Opusc,  T.  L  p*  191.  et 
a^s.  —  Dem  römisch-teutschen  Kaiser  ward  in  der  Wahlcapitulatton  die  Schirm- 
▼ogtei  &ber  die  Christenheit,  den  Stuhl  su  Rom,  päpstliche  Helligkeit  und  Christ^ 
liehe  Kirche  cur  Pflicht  gemacht.  Klüiibr's  Einleit  £u  e.  neuen  Lehrbegriff  des 
tentsch.  Staatsr.,*^ Anhanges.  3  u.  f .  —  Auf  eine  Fortdauer  dieser  römisch-kaiser- 
lichen Schirm vogtei  schien  noch  1829,  nach  der  Wahl  Piub  VIIL,  bei  dem  diesem 
Papst  abgestatteten  Glückwunsch,  der  Östreichische  Gesandte  für  den  Kaiser  von 
Oestreich  anspielen  su  wollen.  Diario  dl  Roma  (pSpstl.  Hofiseitung)  vom  14*  März 
1899.  Dawider  s.  Alex.  Müiaxb,  die  neue  auflebende  Schirmvogtei  des  öster-» 
reichischen  Kaisers  über  die  römisch-katholische  Kirche.  Erfurt  1899.  ^' 

h)  fTürtcmB.  Verfafs.  Vertr.  v.  1819,  %.  j3. 

e)  MosxB  von  der  Landeshoh.  in  Polieeisachen,  4o  iE  J..  B.  Scbuwxl^s  Kirchen» 
gesch.  des  i8.  Jahrb,,  11.  289.  396.  477-  ^79«  588. 

d)  Vergl.  das  angef.  Baier.  Edict  v.  1809,  |.  63. 

t)  BadEmser  Ponctation  v.  1786,  §.  4«  ii^  GXbtbieb^s  eorp.  Juris  eccl.  Cathol. 
BeichshofrathsGonclusum  ▼.  27.  Febr.  1787,  wider  die  Nuncien  tu  Cöln  Und 
München.  J,  v.  Sahtohi's  Staatsr.  der  t.  Erz-,.  Hoch-  und  Bitterstifter,  Bd.  I, 
Th.  i,  S.  209— 24^*  Malbla.kh'8  Anleit.  zur  Gerichts-  n.  Canzleirerfafs.,  Th.  IV, 
S.  i38  fL  Michl's  Kirchenr.^  §.  35.  —  Viele  Schriften  in  Ki.t7BXR*s  Lit., 
S.  556 — ^697. 

/)  FiBHOffiüfl  de  statu  ecclesiae,  T.  I.  c,  9.  p.  697 — 775.  et  810.  sq.  edit.  2.  Michl*s 
Kirchenr.,  §.  27.  Botabb,  des  dhus  en  matiere  ecclesiastique,  ou  des  causes  de 
l*orighie  et  de  l'utilit^  des  appcls  commed'abus.  Paris  1829.  8.  Grotsherz*  hessische 
Verfafs.  Urk.  ▼.  1820,  Art.  4^*  KönigL  sächsische  v.  i83i,  §.  58.  HoltcntolUm- 
Siffmarinffensche  v.  i833,  §.  36.  Bater.  Edict  y.  26.  Mai  1818,  die  äussern  Bechts- 
Verhältnisse  der  Einwohner,  in  Bezieh,  auf  Beligion  u.  kirchl.  Gesellschaften 
(als  BeiL  2  zu  der  Verfafs.  Urk.),  §.  62  u.  ff.   GH.  weimar,  Gesetz   v.  7.  Oct. 
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18^3,  |.  5  (aben  §.  5t3,  d).  Kurkessüehe  V^rfafs.  Urk.  r.  i83i«  ^  i36,  c  -  h 
Frmtttireick  bestinunte ,  während  des  Coasulato  ein  Gescts  v.  18.  GcnniBal  J.  V 
die  Fälle,  wo  appels  coinme  d^abiu  Statt  habea  sollen;  mm  Richter  über  solche 
Appellationen  ernannte  es  das  Gonseil-d'Etat.  Dawider  s.  man  Lettres  surU 
cour  de  la  Cbancellcrie  d'Änglelerre  (Paris  i83o.  8J,  die  IntroduclioD  ?od  dnr. 
Advocaten  P.  Rotka-Collaiio  ,  cli.  8.  p.  91—96. 


§.  522,  (43a) 

Siaaisbefugniss  in  Ansehung  des  äussern  Culius. 

I)  Ort,  Zeit  und  Form  des  äussern  Cultus,   der   gemeinschaft- 
lichen Gottesverehrung  (des  so  genannten  Gottesdienstes,  nameotücl 
in  Hinsicht  auf  Liturgie,  Ritual,  Ceremoniel),  auch  Disciplinarsaclen, 
sind  zunächst   der   Bestimmung   der    Kirche  überlassen;    doch  rorbehalten 
dem  Staat,  theils  die  Befugnifs,  Abstafungen  festzusetzen,   in  Absicht  dof 
Reception  und  Toleranz  «),  und  auf  die  Art  der  äussern  Religioosübang  i), 
theils  dieselben  Rechte,  welche  ihm  in   Absicht  auf  den   kirchlichen  LAt- 
begriff  zustehen  c)    (^.  518  f.}.     II)   Abänderung  oder    Aufhebung  schoa 
bestehender,  Einführung  neuer  kirchlicher  Einrichtungen,  den  les- 
sern  Cultus  betreibend,  ist  der  Regent   zu  fordern  befugt,  so  oft  er 
durch  den  Staatszweck  sich   dazu  verpflichtet    erachtet  <0*      Besonders  gilt 
dieses  von  der  Zeit  und  Zahl  der  Festtage  «),  von  oöentlicheo,  der  Gottes- 
Verehrung  gewidmeten  Oertern,  Gebäuden   und  Symbolen,   von  Kirchhöfen 
und  BegräbniTsortern,   von  Processionen   und  Wallfahrten,    von   geistlichen 
Orden/),    Klöstern,  Verbindungen    und    Brüderschaften,    von  Haus-  no^ 
Kirchen-  oder  BecbenCollecten,  auch  von  dem  Asyli^echt  geistlicher  Oerter 
(§*  378) ,  welches   ohne  genehmigende  Bewilligung  der  weltlichen  Madtt 
nicht  fortbestehen,  ohne  ihre  Verleihung   oder  Zustimmung    nicht  erlang 
werden  kann» 


a)  Majsb*8  geistL  Staatsr. ,  IL  §.  i3  E  u.  59  ff.  Scrsidxmahtkl  a.  a.  Ol  0.  3i  C 
MicaL*s  Hircbenr.,  §.  16.  Pvttbb's  Lit.,  HL  80.  714.  Klübbb's  Lit.,  %  drjl  i5ot. 
S.  V.  RoTTXCK  über  Duldung,  im  Staatslexik.  Bd.  IV,  S.  4^9  ff« 

b)  Pvitbb's  Lit,  m.  719.    'hi.ÜBsa*s  Lit.,  |.  1498.     Majxb  a.  a.  O.  E  {l  19  ^ 
'    PÜTTBB  instit  juris  pubL  germ.,   %,  497.     Schvavbbbt's  Rircbenr.  d.  Protest., 

$.  i5  f.  Jaboow  V.  d.  Regalien,  147.  Schbidbxabtzl  a.  a.  O.  IL  38  £  Baieruc^ 
Erklärung  an  die  protest.  Gemeinden,  sie  su  einer  Kirche  sa  vereinigen,  too 
3o.  Sept.  1807.  fTürtemberffüches  ReligionsEdict  v.  a5.  Oct.  1806.  H.  iidiMcki 
Mandate  u.  Rescr. ,  das  Kirchenwes^  der  verschied.  Glaubensverwandten  betr^ 
V.  16.  Febr.  1807,  18.  Mars  1811,  7.  Aug.  i8i5,  19.  Febr.  u.  s5.  Juli  1817. 

c)  Vcrgl.  das  angef.  baier.  Relig.  Edict.  v.  1809,  ).  42  ff  u.  88  f.  J.  P-  Fun« 
System  der  landwirthschafU.  Polizei ,  HI.  169.    ScHEmBMi.HTXL  a.  a.  0.  ü.  si* 

d)  Rick.  v.  Ron  über  das  Recht  teutscber  Landesherren  gegen  Religi<m  u.  Kirdie. 
Wirsb.  i8o5.  B. 

c)  Michl's  Kirchenr.,  §.  47*  Das  ^.  5i3  angef.  weimar*  Gesets,  %.  7.  In  Folge  einei 
päpstL  Rreve  v.  i4«  Nov.  i83o,  und  dessen  Genehmigung  von  Seite  der  Si»^ 
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regier ung  machte  das  apostolische  Vicariat  eu  Dresden  am  Ende  des  J.  i83o 
bekannt,  dafs  ron  den  Katholiken  des  Königr.  Sachf»en  in  Zukunft  ausser  den 
Sonntagen  nur  14  Feste  besonders  gefeiert,  hingegen  die  Feste  der  Reinigung 
und  Heioisuchong  Mariens,  des  Erzengels  Michael,  Johannes  des  Tfiofers,  der 
übrigen  Apostel  u.  des  h.  Laurentius  nie  mehr  an  Wochentagen,  sondern  an 
den  sonachst  darauf  folgenden  Sonntagen  gefeiert  werden  sollen.  Auch  erging 
im  3änner  i83i  daselbst  eine  Verordn.  für  die  evangel.  Unterthanen,  nach  wel- 
cher acbt  Feiertage  theils  ganz  wegfallen,  theils  auf  Sonntage  verlegt  seyn  sollen. 

7  F.  St.  de  Rautesstbaucb  de  jure  principis  praefigendi  aetatera  pro  professione 
monast.  Prag  1773.  —  Die  königl.  säctu,  Verfafs.  Urk.  v.  i83i,  %.  56,  bestimmt : 
&£»  dürfen  weder  neue  Klöster  errichtet,  noch  Jesuiten,  oder  irgend  ein  ande- 
rer geistlicher  Orden,  jemals  im  Lande  aufgenommen  werden».  In  Bayern  er- 
richtete man  seit  i835  euerst  Bettel-  und  Nonnenklöster,  dann  ein  Bcncdictiner- 
Priorat  su  Metten  und  i834  nicht  nur  ein  solches  suOttobeucm,  sondern  auch 
eine  Benedictinerabtei  bei  St.  Stephan  eu  Augsburg. 


§.    523.  (431..) 

KircMiche^  AenUerreeht     LandesherrUc/ies  PairontUrechi.     Landes- 

hischöfe  und  Erzbisehöfe  y  und  ihre  Coadjutoren.     Metrapotiian-  und 

DavneapiieL    Seminarien.     Provinzial-  und  DiöcesanEinrielUung» 

Rechte  ausländiseher  Er%'  und  Bischöfe* 

m 

I)  Das   kirchliche  Lehr-,    Seelsorger-    und    Priester  Amt,   der 
Religionsunterricht  (Predigtarot),  die  Seelsorge,  die  Besorgung    der   kirch- 
lichen  Gottesverehrung,   die  Yerrichtung  der  religiösen    Gebräuche,  auch 
die  Bestellung  und    Direction  der  Kirchenbeamten    für   weltliche  Ge- 
schäfte der  Kirchengesellschaft,  Ist  abhängig  von  der  Kirchengeselischaft  <>)* 
ü)  Bei    der   Kirche    angestellte  Personen    (Kirchendiener),    sind   der 
Staatsregierang  nur  in  bürgerlicher  Hinsicht  unterworfen  ($•  5 1 2, 5 1 8 fT-)* 
In  solcher  sind  sie  zur  Abiegnng  des  Constitutions-   und   Burgereides   verr 
pflichtet,  stehen  sie  unter  den  Gesetzen,  unter   der  bürgerlichen   und  pein- 
lichen Gerichtbarheit,  unter  der  Polizeigewalt  des  Staates,  sind  steuerpflich- 
tig, und  es  können,  nach  Erfordernifs  des  Staatszweckes,  Bedingungen  ihrer 
Anstellungsfähigkeit  gesetzweise   festgesetzt   werden*      Wenn   oder  so  weit 
der  Staatsregierung    die   SocialGewalt  der  Kirche   von   dieser   nicht   iiber- 
tragen    ist,   hat  dieselbe   über   jene   Personen,  in  ihrem    kirchenamtlichen 
VerhältniPs,  keine  andern  Bechte,    als   über  die    Kirche  selbst  ^)   ($.  5i3). 
III)  Das   Patronatrecht   (PfarrbestellungsBecht),  ein   von  der  Kirchen- 
gewalt abhängiges  Becht,   gebührt  also   dem  Staatsoberhaupt,  als  solchem, 
allgemein  und  nach  Art  eines  Begals,  bei  den  Kirchen  seines  Landes  nicht  c). 
Es  kann  ihm  aber  durch  besondere  Bechtstitel,  ganz  oder  zum  Theil,  zu- 
stehen.    Namentlich    gilt  dieses    von    Ernennung   (jus    nominandi)    der 
Landesbischofe     und     MetropolitanErzbischofe  <0i     ^^^     ihrer 
Coadjutoren  «)  mit  oder  ohne  Becht  zur  Nachfolge.      IV)    Bei  Errich- 
tung der  Metropolitan-  und  Domcapitel    und  der  bischöflichen    Se- 
nnin arien,    so  wie  bei  der  hirchlichen   Provinzial-   und   Diöccsan- 
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Einrichtung,  und  bei  Bestimmung  der  Decanat-  and  Pfarr- 
grenzen,  hat  die  Staatsregierung  in  so  fern  mitzuwirken,  als  solche  ohoe 
ihre  Genehmigung  nicht  Statt  haben  bann  f)>  Y)  Auch  hat  sie  Baug 
und  Titel  zu  bestimmen,  welche  den  Erzbischofen  und  Bischofen,  so  wie 
den  übrigen  Geistlichen,  im  Staat  znhommen  sollen  ^\  VI)  Dafs  und  wie 
weit  einem  ausländischen  Erzbischof  oder  Bischof,  Metropolitan- 
oder  DiocesanRechte  oder  geistliche  Gerichtbarkeit  über  hatholische  Lande- 
einwohner zustehen  sollen,  bedarf  landesherrlicher  Zustimmung  A). 

d)  Die  Vorzuge  der  StaaUdiener ,  gehen  den  angestellten  Geistlichen,  das  angef. 
baier,  Edict  v.  1809,  §.  4«  ^"d  das  badisdte  v,  1807,  %.  i3.  —  In  Bmem  ist  1» 
Prüfung  u.  Anstellung  derselben,  der  Staat  fast  ausschliessend  l batig;  auch  bei 
Eintbeilung  der  Decanate  und  Pfarrsprengel.  —  In  mehreren  Staaten,  wird  die 
CuratGeistlichkeit  zugleich  für  verschiedene  Zweige  der  Staatsverwaltung  bfnotEt. 

6)  Bössig's  Politili,  S.  204  f.     v.  Aretiüt's  constit.  Staatsr.,  Bd.  ü,  S.  106.—  VergL 

das  angef«  baditche  Constit utionsEüict,  §.  i3,  2a  u.  23.    Baierüche  Verfa&i.  Urk 

V.  1818,  Tit.  IV,  %.  9*     Kurhessische  v.  i83i ,  §.  i36. 

« 

c)  Ueber  das  landesherrliche  Patronatrecht  5  eine  neue  Erfindung  (1804.  8.),  V  ^^ 
S.  55.  Michl's  Rirchenr.,  §.  »3. "  So  auch  das  baier,  Goncordat  t.  1817,  Art 
II.  u.  das  (§.  5i3  angef.)  wemar,  Gesetz  v.  7.  Oct.  i8i3,  §.17.  —  Ei»  1"^^«^ 
herrliches  Patronatrecht,  als  Regel,  vertheidigen :  ein  Ungenannter,  in  d.  Rbca 
Bund,  XXXIX.  43o,  und  J.  P.  Gbsqkl  über  das  landesherrliche  Patrosatrecbt, 
nach  den  veränderten  Verhältnissen  der  bischöflichen  Gerechtsame  betracbtei 
Wirzb.  u.  Bamb.  i8o5.  8.  —  Dawider  s.  Bemerkungen  über  Hm.  Gregefs  Sdirift 
für  das  landesherrl.  Patronatrecht.  i8o5.  8.  Geschichte  des  Patronatrecbtei  ia 
d.  Kirche.  Deutschl«  1806.  8.  Abhandlungen  über  das  alte  u.  neue  landesfaeni 
Patronatrecht.  Von  e.  alten  Rechtsfreund  (Eug.  Mobtag,  letztem  Prälaten  t. 
Ebrach).  Bamb.  1810.  8.  Vindicirt  wird  dieses  Patronatrecht  dem  weltL  Re^s 
ten ,  in  verschiedenen  Ländern.  Königl.  baier,  Verordn.  t.  16.  Febr.  1808.  Xi- 
pOLi:oir*s  Decret  für  das  Königreich  Italien,  datirt  Mailand  t.  22.  Dec  1807- ' 
In  den  EntschädigumgsLandern  von  1802  vu.  i8o3,  fiel  das  Tormalige  freie  histkij- 
liehe  CollationsBecbt ,  dann  «las  Patronatrecht  der  aufgelöseten  Stifte,  Abteien 
und  Klöster,  an  die  neuen  Besiuer  des  Landes  oder  der  Sa/utng;  RetcbsDepu* 
tationsHauptschl.  v.  25.  Febr.  i8o'3,  §.  36.  BeibeI^s  Diöcesan Verhältnis  Itatho- 
lischer  Bischöfe  (Ulm.  1806.  8.),  S.  109.    Grxgel  a.  a.  O. 

d)  Michl's  Kirchenr.,  §.  22.  Schriften  in  Klcbkb's  Lit.,  543.  F.  A.  SrAUBisEAins 
Geschichte  der  Bischofswalilen,  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Rechte  uod 
des  Einflusses  christlicher  Fürsten  auf  dieselben.  Tüb.  i83o.  8.  -  hi  dem  hm- 
rischen  Concordat  v.  1817,  Art.  9,  concedirt  der  heil.  Vater  dem  König  «u» 
perpetuumv  ein  fulndultum  nominandi  ad  vacantes  Arcbiepiscopales  et  Episcopa- 
les  Ecclesias  Begni  Bavarici  dignos  et  idoneos  ecclesiasticos  viros  v ,  denen  als- 
dann Se.  Heiligkeit  die  canouische  Institution  nach  den  gewöbnlicben  Formen 
ertheilen  werde.  Dieses  NominationsBecht  haben  auch  die  Kegenten  von  Oest' 
reich,  Frankreich,  Spanien  u.  Portugal.  Gkixtner's  Kircbenrecht,  Th.  H,  HauplstJ. 
Vergl.  auch  französisches  Concordat  v.  10.  Sept.  1801,  u.  Napolkob's  angef.  D^ 
cret  V.  22.  Dec.  1807.  —  Aphorismen  über  die  künftige  Einrichtung  der  Capite» 
u.  der  LandesBischöfe ;  in  d.  Arduv  für  das  katbol.  Kirchen-  und  Scbahveseo, 
Bd.  I  (Frankf.  1820.  8.),  S.  457  —  464.  An  die  Souveraine  der  rbein.  Conf()a^ 
ration,  über  das  Becht,  ihren  Staaten  eigene  Landesbischöfe  u.  e.  biscbÖfl.D>^ 
cesanEinrichtung  nach  Gutfinden  eu  geben;   ein  patriot.  Wort  von  Dr.  B- (^^' 
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1IK1II.1II  SU  GarUr.).  Carkr.  181  a.  8.  Ueber  das  patriotische  Wort  von  Dr.  H. ».. 
Freib.  u.  Gonstans  181a.  8.  Ao  die  Souveraine  der  rhein.  Conföderalion ,  über 
das  denselben  zugesprochene  Rechte  ihren  Staaten  eigene  Landesbischöfe  u.  e. 
bischöfl.  DiöcesanEinrichtung  zu  geben,  nebst  e.  Entwurf  zu  e.  Goncordat,  v. 
Dr.  Fk.  (Faxt  bu  Bamb.)  Bamb.  u.  Wfirzb.  181 3.  8.  Nocb  andere  Schriften, 
oben  I«  507. 

Von  Erwählung  oder  Ernennung  der  CdadjiUoren^  8,  Schriften  in  P&ttxr's  Lit., 
m.  686.  u.  in  Hx^bbh's  Lit.,  §.  i465<    Ebendeis,  hl  Jurist.  BIbl.,   St  XI,  S.  34 1 
u.   f«      Lanrumn  vicarius  episcopalis.   Colon.  1708.  Fol.     CollectiFRecenaion,  in 
dem  Hermes  oder  hrit.  Jahrbuch,  St.  VI  (Amsterd.  1820.  8.),  S.  99 — 145.  Auch 
besonders,  unter  dem  Titel:  t.  Wessenbebg*s  Angelegenheit.  Lcipz.  1820.  8.    (F. 
A.  Fbey)    Ueber  die  Ernennung   des  Hrn.  Gen.  Vicars    Frhrn.  v.  Wessenbkro 
£um    Coadjutor  und   Goadministrator  des  Bisthums   Gonstanz.     Rom   (Bamb.) 
1816.  8.     Dawider  s.  (Bvao)  die  Ernennung  eines  Goadjutors  für  das  Bisth.  Gon- 
stanz. Germanien  (Garlar.)   1816.  8.    (Amtliche)  Denkschrift  (der  badischen  Be- 
gicrung  )    ül)er  das  Verfahren   des  röm.  Hofes  bei  der  Ernennung  des  General- 
Virars  Frhrn.  v,  Wessenbkbg  zum  Nachfolger  im  Bisthum  Gonstanz,  u.  zu  des- 
sen Verweser.  Carlsr.  1818.  Fol.    Uebersetzungen  bie^on,  französische  zu  Carlsr. 
1818,  englische  zu  London  1819«     J.  L.  Koch's  Rechtsgutachten  über  das  Ver- 
fahren des  röm.  Hofes,  in  der  Angelegenheit  der  constanzer  Bisthums  Verwaltung 
des  CapitularsVicar,  Frhrn.  y.  Wbsseubkro.  Frankf.  1819.  ^«  Dawider  erschien: 
Lob.  Doi.leb's  Frage  u.  s.  w.  Mainz  1819.  8. 

)  Vergl.  oben  Note  d,  u.  $»  601  d,  u.  den  Reichsdep.  HauptschL  t.  i8o3,  f.  6«, 
aucb  §.   1,  25  u.  3d. 

;)  Baier ,  Edict  über  Titel  u.  Rang  der  Erz-  u.  Bischöfe,  v.  aa  Jan.  1822.   Oben 
§.  5io,  IVote  g. 

^)  Beispiele  Ton  Weimar  u.  Waldeck,  oben  §.  5ii  Die  Jurisdiction  der  Erzbischöfe 
Yon  Prag  u.  Olmütz,  der  Bischöfe  von  Hönigingrätz  u.  Leutmeritz,  in  prcussi- 
schein  Gebiet,  ward  bestätigt,  in  der  von  dem  König  genehmigten  Bulle  v.  16. 
Juli  iBm  (oben  §.  509;.  —  Richtig  verstanden,  spricht  auch  die  streitige  Stelle 
in  dem  westphälischen  Frieden  (L  P.  O.  art.  V.  §.  48)  die  oben  in  dem  §.  ge- 
nannten Gerechtsame  den  evangelischeu  Landesherren  in  Absicht  auf  katholische 
rmcrthanen  zu.  G.  D.  HoraAüir  diss.  ad  I.  P.  O.  art.  V.  §.  /|8.  Tüb,  1777.  4. 
^KTTiaBLADT  obss.  juris  eccl.,  p.  75.  MosEB  von  der  Landeshuh.  im  Geist!., 
S.  75 1  ff.    V.  Tböltsch  Anmerkungen,  Th.  I,  S.  281  ff* 


Vormaliger  erxhischöflich  -  regensburgischer  Primat    von  Teutschland. 

NationalKirche.     TerräorialKirchen, 

I)  Durch  ein  päpstliches  Brde,  datirt  aus  Paris  vom  1.  Febr*  i8o5 
ward  in  Folge  der  durch  den  luriuviller  Frieden  und  den  Reichsdeputa- 
tionsllauptschlufs  von  i8o3,  $.  25  und  62,  geschehenen  Verfugungen,  ob- 
gleich das  Breve  ihrer  nicht  erwähnt,  die  CathedralKirche  zuRegens- 
bnrg  zu  einer  erzhischoFI  ichen,  mit  einem  dabei  zu  errichtenden 
MetropolitaoCapi  tel ,  erhöhet^  und  indem  Heichsdeputationsllaupt- 
schlufs  war   zugleich    der   Erzbischof    von   Regensburg    zum   Primas   \on 
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Teatsohland  erklärt  «)•  Dieser  Primat  hat  durch  das  im  Jahr  1817  o- 
folgte  Ablebea  des  Fui*sten  Primas  aufgehSrt.  Auch  hat  durch  das  in 
denaselben  Jahr  errichtete  baierische  Concordat,  der  Stuhl  zu  Begensl>ai| 
seioe  Metropolitanrechte  verloren;  er  ist  wieder  blofse  GathedralKirdie  ge- 
worden (§.  5o8).  n)  Sollte  wieder  eine  teutsche  Nationalkirche 
aus  den  Landeskirchen  mehrerer,  für  diesen  Zweck  besonders  sich  rera- 
nigenden,  Bundesstaaten  gebildet  werden ,  so  müfste  solches  geschehen  mit- 
telst eines  kirchlichen  Vereins  der  gesammten  Episcopate  dieser  Stuteo, 
mit  einem  Primas  oder  Patriarchen  an  der  Spitze,  dem  ein  Pres- 
b)terium  zur  Seite  stände,  welches  aus  gewählten  Repräsentanten  aller 
yereinigten  Erz-  und  Bisthümer  zusammengesetzt  wäre,  und ,  als  Kern  des 
gesammten  Cterus,  unter  dem  Primas  eine  beständige  mit  der  Gewalt  der 
alten  Synoden  bekleidete,  NationalSynode  darstellen  würde  ^).  Sollen 
aber,  wie  zu  y'ermuthen  ist,  nur  Landes-  oder  TerritorialKirclieQ 
Statt  haben,  so  wären  wenigstens  je  vier  bischofliche  Diocesen,  es  sef  des- 
selben Bundesstaates  oder  mehrerer,  zu^iner  KirchenProvinz  anter  einen 
Metropolitan  zu  vereinigen  ^3*  In  diesem  Sinn,  bestehen  fetzt  oeoe 
Einrichtungen  des  katholischen  Kirchenwesens,  in  Baiern  C$-  5o8),  in  der 
prenfsischen  Monarchie  (§.  509},  in  den  Staaten  der  für  Etnriditiuig 
des  katholischen  Kirchenwesens  rereinigten  Bundesfürsten  und  Freies 
Städte  ({•  5to),  in  dem  Königreich  Hannover  (§.  5ii)« 

a)  Reichsdeput  Hauptschi.  t.  i8o3,  §.  a5.  Breve  Plus  Vn.  r.  i.  Febr.  i8od,  Du. 
MoLiTOB  dis8.  de  primatibus  eorumque  juribus,  speciatim  de  primata  6ermaiu«e. 
GÖtt.  i8o6.  Hlubeb's  Uebersicht  der  dipl.  Verhandl.  des  wiener  Congr^  S.  401 
f.  u.  408.  —  Die  von  Napoleon  1810  yerftigte  Uebertragang  des  ersbicböfl.  Sitss 
▼on  Regensburg  nach  Frankfurt,  und  Ernennung  des  Frzbicbofs  durch  den  iünf- 
tigen  Grofshersog  von  Frankfurt  (Rhein.  Bund,  XLVIL  258.  36o.  XLVm.  408  L) 
kam  nicht  zur  Ausführung.    Klvber  a.  a.  O. 

b")  (D.  Joe.  Ludw.  Koch*s)  Uirchenrechtl.  Untersuchung  über  die  Grundlage  n 
den  künftigen  kath.  kirchl.  Einrichtungen  in  Teutschland  ( Frankf.  1816.  &)i 
S.  22  —  55. 

c)  Koch  a.  a.  O.  S.  55  ~  56.  Die  teutsche  kathol.  Kirche.  Frankf.  1818.  &  Be- 
trachtungen über  die  Veiliältnisse  der  kathol.  Kirche  im  Umfang  des  t  Bandes. 
Frankf.  i£i8.  8-  Jos.  Hillbbraito's  Deutschland  u.  Rom.  Der  Kircfaen-  jai 
Staatsfreund.  Jena  1818.  8.  Beiträge  zur  Geschichte  der  kathol.  Kirche  im  19. 
Jahrh.  Heidelberg  1818.  8.  Die  neuesten  Grundlagen  der  deutsch-kathoL  Kir- 
chenrerfassung.    Stuttg.  1821.  8. 

§.    525*  (432..) 

Rechisgleichheä  der  Gtatibensparieien  und  ihrer  MägUeder. 

f)   Ueherhaupt;  namentiich   ohne  herrschende  Kirche  und  StaaUreUgunu     Simäitan««^ 

Toleranz, 

I)  Die  Religion  der  Staatsgenossen,  so  fern   sie  dieselbeo  an  £r- 
föUung  der  staatsbürgerlichen  Pflichten  nicht  hindert,  soUtCi  in  der  fi^^^i 
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reder  aaf  ihre  poliHtfclien  ond  bürgerlichen  Rechte  «),  noch,  durch  po- 
tische  Trennung,  auf  die  Staatsverfassung  und  Staats \'erwaUung  Einflofs 
aheo.  Blofs  als  Staatsgenofs,  nicht  als  Bekenner  eines  bestimmten  Clau- 
sus, der  nicht  Gegenstand  ä'ossern  Zwanges  seyn  kann,  ist  der  Einwohner 
>n  dem  Staat  zu  behandeln«  Yon  Nator  ist  jeder  Mensch  berechtigt  und 
n*pflichtet,  die  Gottheit,  doch  ohne  Beeinträchtigung  Anderer,  zu  rer- 
Iren,  wie  seine  gewissenhafte  Ueberzeugung  ihm  gebietet.  ET)  Nie  sollte 
ne  in  dem  Staat  recipirte  Religion,  noch  weniger  eine  Glaubenspartei, 
s  herrschend^  oder  irgendein  Glaubensbekenntnifs  als  Staatsreligion, 
n  wenigsten  mit  Aasschlufs  aller  andern,  betrachtet  werden  ^*)*  10)  Allen 
ifgenommenen  ^')  Glanbensparteien  gebühren,  als  solchen,  im  Zweifel, 
leiche  Rechte  <?),  insbesondere  an  demselben  Ort  gleichberechtigte, 
ameutlich  öffentliche,  Gottes  Verehrung  oder  Simultaneum.  VT)  So 
im  aber,  in  Folge  positiver  Rechtsnormen,  eine  Rechtsungleichheit 
er  yerschiedenen  Glaubensparteien  und  ihrer  Mitglieder,  als  solcher,  be- 
eht,  ist  ihre  politische  Toleranz  dem  Grad  nach  mehr  oder  weniger 
erschieden  <0-  V^  Erklären  Staatsgenossen,  bei  denen  die  allgemeine 
iechtsvermuthung  der  Rechtlichkeit  und  der  Treue  gegen  den  Staat  durch 
ine  entgegenstehende  besondere  Yermuthnng  nicht  entkräftet  wird,  dab 
ire  religiösen  Ansichten  wesentlich  abweichen  von  denjenigen,  welche  die 
[irche,  worin  sie  äusserlich  lebten,  oder  irgend  eine  andere  in  dem  Staats* 
ebiet  bestehende  Kirche  verlangt  oder  voraussetzt,  und  dafs  sie  einer  sel- 
ben Kirche,  welcher  sie  geistig  nicht  beipflichten  können,  auch  äusserlich 
icht  angehören  wollen;  so  ist  die  Staatsregierung  berechtigt,  ihr  religiöses 
vlaubensbehenn!nifs  in  Erwägung  zu  ziehen,  und,  wenn  sie  dasselbe  ver- 
inbar  erachtet  mit  dem  Staatszwech ,  verpflichtet,  Maasregeln  zu  treifen, 
lie  ihnen  möglich  machen,  innerhalb  des  Staatsgebietes  ihrer  religiSsen 
Jeberzeugung  gemäfs  zu  leben  «)• 

)  Vergl.  5.  618.  Baterüche  Verfass-Urk.  v.  1818,  Tit.  IV,  §.  9,  u.  ein  Edict  iu  der 
Beil.  n  SU  der  yerfafs.l7rk.  nebst  dem  Anbang  £u  §.  io3  desselben,  y.  Drxscs 
Gruudzüge  des  baier.  Staatsr.,  §.  94  ff.  Scinnra's  Staatsr.  des  KR.  Baiern,  Tb. 
1«  |.  173  C  H^ürtember frische  Vcrfafij.  ürk.  von  1819,  §.  17.  GH.  hessische 
▼.  i8ao,  Art,  ao  u.  i5.  GonstitutionsErgänKungsActe  der  freien  Stadt  Frankfurt 
▼.  i8i6,  Art.  6.  Kurhessische  Verfafs.Urk.  v.  i83i,  §.  29.  u,  i3a.  v.  Ibftiw's  con- 
stit  Staatsr.,  Bd.  H,  S.  92.  —  Ausnahmweise  kann  der  VoUgenufs  der  bürger- 
licben  Rechte,  als  Preis  der  sittlichen  und  bürgerlichen  Veredlung  einer,  mit 
solchen  noch  nicht  ausgestatteten,  Glaubenspartei  ausgesetzt  werden.  Klubkr^s 
angef.  üebersicht  elc^  S.  398  ff.  Baier.  Verf.ürk.  v.  1818,  Tit.  IV,  §.  9. 

^)  'Eme  Staatsreli^on  (religion  de  Tetat)  ist  weder  rechtlich  noch  theologisch  denk- 
bar; und  die  Kirche,  zu  welcher  der  Regent  und  die  Mitglieder  seiner  Familie 
persönlich  sich  bekennen ,  darf  defswegen  weder  als  Kirche  des  Staates ,  noch 
als  herrchend  betrachtet  werden.  Herrschend,  oder  auch  Staatsreligion,  wird 
aber  zuweilen  diejenige  Kirche  genannt,  welche  grössere  und  mehr  Rechte  ge* 
nie&t  als  andere  Kirchen.  Beispiele  in  v.  Aasrnr^s  constit.  Staatsr.,  Bd.  II,  S. 
9a  fL  Von  der  Lausitz^  vergl.  y,  Römsb's  Statistik  des  Ghurfurstenthums  Sach- 
sen,  n.  4ai.  u.  unten  Note  c,  gegen  das  Ende.  S.  a.  das  oben  anget  Toleranacir- 
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cuter  K.  Jo8epfa*s  Q.  ?«  18.  Oct.  1781-  —  Eine  humü^eriickm  Verardn.  t.  )& 
Sept.  1824  gibt  allen  chrUtlicben  Religionsparteien  gleiche  Hechte,  mit  Verb», 
nung  des  Ausdrucks  und  Unterschiedes  von  fierrMchender  u.  ^edultUterVATcht. - 
Ein  Grundgesetz  der  Vereinigten  Staaten  tou  Nordamerika,  v.  1789,  bestlfnB)* 
(Art.  3)  ausdrücklich,  dafs,  «nie  ein  Gesete  soll  gegeben  werden,  wodurch  tat 
Religion  für  die  herrschende  erklärt,  oder  die  freie  Ausübung  einer  andero  iv- 
boten  werde  »•  Constitutionen  der  europ.  Staaten,  Tb.  I,  S.  53.  —  Eiae  uü»t 
tnbine  Staats-  oder  iVo^bna/- Kirche,  gibt  es  in  Teutschland  nicht.  Gegen  secb 
Millionen  Katholiken  sind  /etzt,  in  teutsiben  Bundesstaaten ,  Unterthanen  im 
evangelischen  Souverainen.  Hingegen  haben  nur  ungefähr  dritthalb  Mniio&cB 
evangelische  Untcrthanen  katholische  Souveralne*  —  Dag^en  vergl.  die  spamMif 
Constitution  r.  i8i3f  Art.  is,  und  die  französische  t.  4*  Juni  1814  u.  t.  7.  Ao^ 
i83o,  Art.  5  tt.  6,  nebat  den  Aeusaerungen  in  d.  Hanuner  d.  I>eputirtefl  am  n. 
Jul.  1814«  iA  d.  Journal  de  Francfort.  1814«  n^  198.  —  Ob  ea  eine  iatkotadn 
(National-)  Kirche  Teutschlands  oder  in  Teutschland  gebe,  oder,  nach  dem  rö- 
mischen CurialStylt  nur  katholische  Ktrc/ien  Teutschlands?  s.  Klcbkr's  anget 
lieber  sieht  etc.,  S.  473,  Note  ♦.  Vergl.  oben  %,  624»  D- 

^')  Aufgenommen  aber  sind  in  fast  allen  deutschen  Provinzen  Oesterreichs  keiofv 
wegs  die  Protestanten.  Daher  Anno  i837  der  Befehl  an  die  akatholisch  gmor- 
denen  Ziller -Thaler,  ihre  Heimath  Tyrol  zu  räumen,  und  ihre  Ueberwandenu^ 
nach  Schieaien.    Allgem«  Zeitung  v.  i837,  Num.  1^3. 

e)  Baier.  Verfafs.Urk.  ▼.  1818,  Tit.  IV.  ^.9,  u.  das  als  Beilage  %  dazu  gehörade 
Ediet  V.  36.  Mai  1818^  wo  auch,  %,  90  ff.,  ron  dem  SimultaaGebraucb  der  Kir- 
chen. Ein  biuBritchss  Gesetz  v.  i.  Juli  i834  ertheilte  den  Bekennem  der  mf 
ten  und  der  nicht  unirten  griechischen  Kirche  gleiche  bürgerliche  und  poHhMbe 
Rechte  mit  den  Bekennem  der  in  dem  Königreich  bereits  yerfassungsmäsig  br 
stehenden  drei  christlichen  Kirchengesellschaften.  5.  memtnf»:  Grundgesetz  v. 
1819,  Art  13.  Kurhessidte  Verfafs.Urk.  a.  a.  O»  —  In  allen  Acctssums-  uod  &• 
eeptumsVeHrägen  der  in  den  rkeinuchen  Bund  neu  aufgenommenen  Begetio, 
•eit  dem  Friedenschlufs  zwischen  Frankreich  und  dem  König  von  Sachsen,  i.^iixi 
Posen  11.  Dec.  1806,  ward  dieses,  zumVorthcil  der  Kathotilen^  ausdrütblitb  zur 
Bedingung  gemacht.  Am  merkwürdigsten  ist  die  Stelle  in  dem  Art.  5  de«  g^ 
dachten  Friedenschi uases.  Bhein.  Bund,  IIL  468.  —  Im  Wesentliehen  steht  d^ 
selbe  in  allen  spätem  Beceptions Verträgen ,  z.  B.  der  Herzoge  von  Saci^-*, 
Mecklenburg  und  HolstetnOtdenburg^  der  Fürsten  von  Anhalt^  Schwarzburj^,  fFJ- 
deck,  Reusj,  ^'pp^i  ^^^  ^^^  ^^^  wichtigen  Einschränkung,  «sans  cependant  de- 
roger  i^  la  possesion  et  jouissancc  actuclle  des  biens  de  l'^glice  v.    Rhein.  B<>o<^ 

IV.  43.  V.  3o3.  vn.  137.  159.  X.  Q-'.xm.  137. 139.  xvii.  321.  f.  xvra.  4:i.xm 

159.  XXVin.  i5i.  (In  dem  würzburgischen  Beceptions  Vertrag  r.  «5.  Sept.  M 
kommt  diese  Beligionsbedingung  noch  nicht  vor.  Rhein.  Bund,  V.  ^91)  ^^ 
Constitution  du  royaume  de  ff^estptialie^  art.  10,  versicherte:  «le  libre  eimit 
des  cultes».  Rhein.  Bund ,  XEL  482.  Auch  in  der  königl.  ProelamAtion  an  die 
H^estphalingery  Cassel  v.  i5.  Dec.  1807,  heisst  es:  «l'ögalite  des  cultts  sera  niaift- 
tenuev.  —  Man  hatte  erwarten  sollen,  der  Protector  werde,  wie  in  evangeli- 
schen Ländern  für  die  katholische  Religion,  so  auch  in  kaUtoUsehen  iur  die  tv» 
gelische  gesorgt  haben.  Aber  davon  findet  sich  keine  Spur.  Klübsb's  l'ebfr- 
aicht  der  dipl.  Verhandl.  des  wiener  Congr.,  S.  4h  ^*  —  Königl  sächiicha 
Mandat  v.  1 6.  Febr.  1807»  wegen  Ausübung  der  röm.  ioMo/.  Religion;  in  Gestik 
nj<:icHEB*s  Archiv  des  rhein.  Bundes,  St.  V%  Mum.  6.  Königl.  sucksisckts  Decret 
V.  6.  Jan.  1811,  wegen  Rechtsgleichstellung  der  Refomu'rten  mit  den  A.  €.  ^^r 
wandten  u.  den  Katholiken.  Durch  ein  Patent  des  kaiaerl.  russ.  GeneralGou- 
rernears/dea  Königreichs  Sachsen,  Fürsten  von  Repnin«  v.  ^%|.  April  i8ii,f^' 
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liirlten  daselbst  die  Einwohner  ffHanchitckar  *Beligi<m  gleiche  Rechte  mit  Aen 
Katholiken  und  Reformirten.  Pafi»  sie  dadurch  nur  in  Ansehung  des  GenutsACH 
der  bürgerlichen  Rechte,  den  Evangelischen  und  Katholiken  gleichgestellt  seyen« 
behauptet  Wkissk  in  dem  k.  sächs. Staatsr.,  Bd.  IL,  %.  3'20,  Note  s.  Näheres  über 
die  ältere  und  neuere  Religtonsverfassung  in  dem  Königr.  Suchjttm ,  m  Wkisse's 
h.  Sachs.  Staatsr.,  Bd.  I,  §.  49  u.  5o;  Bd.  H.  §.  :-$ii  -Sil,  S.  553.  Von  den  dor- 
tigen/?^^/*mtWtffi  insbes.  ebendas.  ^.  3t9u.  3a  1,  desgl.  der  Katholiken,  §.  390  u.  f. 
—  Sachsen-^oehaischei  u.  aäfnburffitchet  Patent/  wegen  ReligionsParitat  der  Rc^ 
Jormirten  u.  A.  C  Verwandten,  v.  16.  März  1807  —  Königl.  baieriches  Religions- 
Kdict  T.  «4.  März  1809,  in  dem  Rhein.  Bund,  XXXV.  161.  H.  C.  A.  EichstXdt 
pr.  de  Lutheranismi  novissimis  quibusdam  fatis.  Jen.  1808.  4-  —  1°  ^^^  Mark- 
graflhümern  O^rr-  und  Nt'edcrlausitz  war  die  katholische  und  die  eTangelische  der 
A  G.  gemSfse  Religion,  för  gleickherrschend  (gleich  recipirt)  erklart,  schon  durch 
den  Majestätbrief  v.  11.  Jul.  1609.  v.  Rohxb's  chursächs.  Staatsr.,  IL  5oi  ff. 

Daher  unterscheiden  Einige  Toleranz  (Duldung)  im  allgemeinen  oder  weitera, 
und  im  besondern  oder  engem  Sinn.  Grundsätze  der  ReügionsPolitik,  S.  1  ff. 
V.  Arktin's  constit.  Staatsr.,  Bd.  II,  S.  93—101  u.  die  das.  angef.  Schriften.  — 
In  dem  teutschen  Reich  unterschied  man  recipirte  Religionen  oder  Glaubenspar- 
teien, und  tolerirte.  Jene  waren  nur  die  römisch-katholische  und  die  evangeli* 
sehe,  sowohl  der  A.  C  gemase  als  auch  reformirte. 

Vergl.  Entwurf  einer  Bittschrift  an  deutsche  Fürsten.  Kiel  i83a  a3  S.  8.  Da- 
wider:   Unmaasgebliche  Wüidigung  des  Entwurfs  u.  s.  w.    Kiel  i83o.  s4  S.    8. 


§.    Ö26.  (432»>.) 

jS)   Insbesondere  nach  der  L  Bundes  Acte,    Festkalender, 

V)  Nach  Vorschrift  der  teatschen  BundesActe  «),  «kann  die  Ver- 
chiedenheit  der  christlichen  Glaubensparteien  C^^  christ- 
chen Glaubensgenossen),  in  den  Ländern  und  Gebieten  des  Teutschen 
(nndes,  für  die  Staatsgenossen  keinen  Unterschied  in  dem  Genufs  der 
ürg  er  Hohen  und  politischen  Rechte  begründen».  Oemaadi  ist,  in 
em  ganzen  Umfang  des  Teatschen  Bundes,  keine  Staatsregiemng  befugt, 
ine  Ungleichheit  in  dem  Genufs  bürgerlicher  und  p'olitischer 
kchte,  bei  Mitgliedern  der  verschiedenen  christlichen  Kirchengesel  1- 
(^haften,  wegen  dieser  Eigenschaft  zu  handhaben,  oder  gesetzlich  zu  vor- 
rdnen.  Keine  darf  Mitglieder  solcher  Art,  der  Religion  halber,  für  be- 
itz-,  erwerb-,  ^b-  oder  successionsunfahig  erklären,  oder  aus  demselben 
irund  einen  Unterschied  zwischen  ihnen  festsetzen  oder  beobachten,  in 
Absicht  auf  Schutz,  Rechtspflege,  ActivBürgerrecht,  bürgerliche  Ehre  und 
i' ortheile,  Gewerbe,  Verkehr,  Fähigkeit  zu  Erbschaften  und  Vermächtnissen, 
öffentliches  Begräbnifs,  u.  d,  m«  Diese  staatsrechtliche  Beschränkung 
1er  zu  dem  Teutschen  Bund  gehörenden  Staatsregierungen,  bezieht  sich 
iuf  das  Verhältnifs  sowohl  der  einzelnen  christlichen  Unterthanen  \ön  rer- 
«ikiedenem  ReHgionsbekenntnifs,  als  auch  der  verschiedenen  christlichen 
Klaubensparteien  oder  Kirchengesellschaften,  zu  dem  Staat.  Damit  ist  je- 
doch VI)  die   privatr  echt  liehe   DispositionsGewalt  der  verschiedenen 
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christliclien  Kirchengesellschaft^n  über  ihr  Kirckengnti  aim  as- 
scbliefsenclen  Yortheil  ihrer  Religionsrerwandtea  (§.  535,  c),  und  diejeois 
jedes  Einzelnen  über  das  Seinige,  ausschliessend  zam  Besten  seber 
Glaubensgenossen  ($•  53o),  weder  aufgehoben  noch  beschränkt  Dnrtk 
Ausübung  dieser  Befugnifs,  geschieht  kein  Eingriff  in  Staatsberechttgangt!:, 
und  wird  keinem  Einzelnen  ein  yoUkommenes  Recht  entzogen,  midiio  der 
Umfang  der  priratrechtlichen  Autonomie  ($.  243  u.  345)  nicht  überschritta 
Alles  beschränkt  sich  auf  den  Kreis  der  aus  dem  unbeschränkten  Eigeotkoa 
fliefsenden  DispositionsGewalt;  wobei  jedoch  die  Vorschriften  des  bür^- 
liehen  Rechtes,  namentlich  in  Hinsicht  auf  Enterbungsbefugnifs  undPflidt- 
theilForderung,  zu  beobachten  sind,  YII)  In  der  neueren  Zeit,  haben  is 
Teutschland  die  rerschiedenen  christlichen  Glaubensparteien,  über  ms. 
gleichen  Festkalender  sich  verglichen  ^). 

aj  BundesActe,  Art  16.  VergL  oben  $.  23o,  u.  HlGbkr's  Acten  des  wiener  Gci^r. 
Bd.  II,  S.  5,  365  u.  401.  Ebende*^,  Uebersicht  der  diplomat.  Verfaandlungpn  da 
mener  Congr.,  S.  a49i  ^^*  ^^^i  2^9  ^^^  u.  370.  Ueher  die  Bechtsglekiibeit 
der  Terscbiedenen  cbristlichenReligionsrerwandten^  in  den  Bundesstaaten.  FraiE 
iSij.  8.  Ueber  die  Gleicbstellung  der  Protestanten  u  Katholiken  in  den  t  Bus- 
desStaaten.  Hanno v.  i8«8  8.  G.  E.  Wnss  über  die  recbtl.  Gleicbstellmg  der 
cbristl.  Gonfessiouen  in  den  teutschen  Biin4es8taaten5  in  dessen  Arcbi?  für  die 
Hirchenrecbtswissenschaft,  Bd.  I,  Num.  1;  BA,  ü  (i83t),  Num.  8.  Yf.  Grafv. 
HoRsvTHAL,  die  Parität  der  Rechte  zwischen  den  katholischen  and  nicbtbtliO' 
tischen  Unterthanen  der  teutschen  Bundesstaaten.  Lcipeig  i83i.  —  Eineäb- 
liche  Vorschrift,  wie  diejenige  in  der  Bundes  Acte,  findet  man  in  dem  westpbi- 
lischen  Frieden.  L  P.  O^  art.  V.  %.  35;  desgl.  in  neueren  Staatsvertragen,  obci 
$.  535,  c.  —  So  viel  die  Freie  Stadt  FratUcßtrt  insbesondere  betriift,  s.  nun  oha 
f.  5s5,  Note  a,  u.  §«  916,  Note  b.  Femer,  Klubsb's  Acten  des  wiener  Co>§r. 
Bd.  IV,  S.  74*  Acte  final  du  cougres  de  Vienne  du  9  juin  181 5,  art.  46.  Erklar. 
des  Senats  y.  35.  JuL  1816,  in  Ki.öbbh's  Staatsarchiv,  Bd.  I,  S,  290.  hivnii 
angef.  Uehersicht  etc.,  S.  35o  f.,  360  u.  366.  —  jitunahmen  von  derRecbtsgldclr- 
heit  der  Terschiedenen  Religionsrerwandten,  unten  §.  639.  —  Von  den  J^^  ^ 
oben  |.  333,  4^.u«  ^^^  f* 

ii)  Sghi.bosl*s  Kirchengesch.  des  18.  Jahrb.,  IL  331.  ff.  SchbÖtxb*s  yerm.  AbhaoilL 
Th.  n,  6.  313 —  339.  Die  Reichsgesetze,  insbesondere  den  BeichsschluGi  tob 
1776,  8«  in  GxBSTi.ACiiER*s  Handb.  der  teutschen  Reichsgesetse,  IX.  yefit—  li'^« 
Herbich's  Fortsets,  der  Scbaurotbischen  Samml.  Gonclusor.  Corporis  Efangel- 
cor.,  36  ffi  Repertorium  des  Staats-  und  Lehnr.,  IQ.  voc.  Osterfest  K»Bn'$ 
Lit,  6o3.  J.  H.  Voiot's  allgemeiner  katboltsch-protestantiscber  Kalender.  ^^^ 
mar  1809.  8.  Mxhhsrt's  Uebersicht  des  neufranzösischen  Galenderwescus.  £^ 
langen  1803.  8.  L^art  de  yerificr  les  dates  de  la  rövolution  (franc;iisc)  jusqu'afl 
1  vend^miaire  an  XR.  Paris  i833.  13.  —  Vergl.  auch  Schkidemaktkl  «.  a.  0 
IL  5i.  *—  Von  dem  gregorianiseken  Kalender,  s.  Micbl's  Kircbenr.,  §.  4^ 

§.     527.  (433.) 

EtUseheidung  der  Religianseigenschafi.    AniiwUclikeüen  und  Jns^ 
aigungen,     Pressfreüieä.    Symbousche  Bücher. 

l)  Die  Frage:  wem  die  Entscheidung  darüber  zustehe,  welcber  B^ 
ligion  Jemand  zugethan  sey?  und  jene  von  dem  Recht  zu  iLUt schlief' 
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ng  aus  der  Hirchengesellschaft  ($•  52o),  ist  mit   Unterschied  zu  beant- 

»rten  ^3.   ü)  Anzügliche  und  Seh m ih a u sdrü che, Spott- und Secten- 

meo,  z.  B*  Ketzer,  Papisten,  Lutheraner,  Lutherthum,  Caivioisten,  Zwing- 

ner,  gegenseitige   Anschuldigungen  von  Begünstigung  oder  Anstif- 

ig  von  recht-  oder  sittengesetzwidrigem  Beginnen,  z.  B.  Aufruhr,  Thron- 

Solution,  von  politischer  Yerketzerung  u.  d.,  sind  rechtwidrig  ^).     Jeder 

kenne  in  aller  Freimüthigheit,  seine  Ueberzengung :    aber  er    glaube  und 

re  auch,  dafs  jeder  Andere  gleiche  Ueberzengung  für  seine  Glaubensform 

ile.     Ut)  Die  Prefsfreiheit  in  Religionssachen,  besonders  in   Absicht 

Pdie  symbolischen  Bücher  oder  Behenntnifsschriften  ^}  einer  Glaubens- 

rtei,  htingt  zunächst  ab  von  der  Bestimmung    des  Regenten  ^     Es  ist 

er  hierin  keine  Religionspartei  vor  der  andern  zu  begünstigen. 

« 
J.  G-  GoBrax   dies*  de  probatiooe  religionis.     ErU    1751.    Erlan.  geL  Anz.  i75a, 

S.   5^.   C.    G.  Gkisleb  pr.  de  judicio   super  religione  aliorum  ferendo-    Marb. 

17*9.    MossR*8  Abhandl.  aas  dem  Kicchenr.^  ia6  ff.  141  ff-  Püttzr's  Lit.,  HL  80. 

Rlvbbb's  lAUj  i3i.  —  DerKirchcngewaU  eignet  durchaus  das  Entscheidungsrecht 

zu,  V.  Aheti9<,  in  d.  const.  Slaatsr.,  Bd.  II,  S.  ii6. 

\'crgl.  WissBNHAYXBv  Kircheustaatsr. ,  i57  C  Puttsb*s  bist.  EntwickeL,  U«  386. 
—  Von  oben  erwähnten  Anschuldigungen,  s.  r.  Abbtib's  constit.  Staatsr.,  Bd. 
n,  S.  116  f. 

Was  unter  siptibolischen  Büchern  bu  verstehen  siey,  und  ob  die  evangelischen  ihre 

symbolischen  Bücher  (die  A.  C.«  die  Apologia  A,  C,  beide  i53o  von  Melanch* 

tbon  verfafst,  die  Schmalkaldiscben  Artikel^  von  Luther  i537  für  das  Goncilhim 

zu  Mantua  aufgesetzt)  ändern  und  verbessern  können?  Vergl.  5 18,  g.  Wixsbvha« 

vb&ei  Kirchenstaatsr. ,   162.  Moskb's  Abhandl.  aus  dem  Kirchenr.,  ao3.    Cbohb's 

Anmcrk.  su  der  Wahlcap.  Leopold 's  11.,  S.  24.    Ki.rBBB*s  Lit.,  583.  Vergl.  oben 

%.  5 18,  d.  —  K.  A.  MiBTUvs  über  die  sjmbol.  Bücher  der  evangel.  Kirche,  ihre 

Entstehung.  Geltung  u.  Vereinigung  mit   den  evangelisch- reformirten  Symbolen. 

Pesth  i83o.  8.  —  Von  der  augsburg.  Confession,  oben  %.  5 16,  Note  d.  —  Wa&cb 

christL  Goncordienbuch,  worin  sämmtl.  gewöhnlichste  symbolische  Schriften  der 

evangeliscb-luther.  Kirche  teutsch  u.   latein.  enthalten  sind,  mit  histor.  Einleit. 

Jena  lySo.  8.    Christi.  Concordienbuch.    Leips.  1766.  8.    Libri  Symbolici  Ecde- 

siae  evaogelico-lutheranae,  accuratius  editi  etc.  a  Mich.  Wbbxbo.    Vlteb.  1809.  8- 

Die  symbolischen  Bücher  der  evangel.- lutherischen  Kirche.     Herausg.  y.  F.  A. 

HÖTHB.    LeipB.  i83o.  8.    J.  G.  G.  Auovsti  corpus  librorum  Symbolicorum ,  qui 

in  ecclesia  Refonnatorum   auctoritatem  publicam  obtinuerunt     Bonnae  1897.  8. 

J.  J.  Mess  Sammlung  symbolischer  Bücher   der  reformirten  Kirche.     Neuwied, 

Th.  L  1838.  Th.  IL  i83o.  8.     Die  symbolischen  Bücher  der  evangelisch-reformir- 

ten  Kirche.    Zum  erstenmale   aus  dem  Lateinischen  vollständig  übersetst  u.  mit 

histor.  Einleitungen  und  Anmerk.   begleitet    Zwei  Theile.    Neustadt  a.  d.  Orla 

1819.  8     Aeltere  Ausgaben  der  symbol.  Bücher  der  Evangelischen,  von  Pippure, 

RKlHECaVS,  PPAFV  u.   A. 

0  VergL  Kl€bxb*s  Einl.  bu  einem  neuen  Lehrbegriff  des  t  Staatsn,  (.  109,  Note  h. 
WissB*s  Handb.  des  Kirchenr.,  Th.  m,  %.  472.  Michl's  Kirchenr^  $.  36.  Klv- 
MB's  Ijt.,  %,  873«^  —  Bei  religiösen  Schriften  der  Kirchenlehrer,  kann  auch  Er- 
laubnila  ihrer  geistlichen  Obern  nöthig  seyn. 
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§.    528.  (434^) 

Religionsänderting  des  Regenten.     ReUaum  des  Regiertmgs-,  Stoan., 

oder  Lehnfoyers. 

I)  Die  personliche  Religionsaodera  ng  des  Regenten  «),  oder  di 
von  der  Religion  der  vorigen  Regenten  yerschiedene  Religion  des  Nach- 
folgern in  der  Regierung,  darf  den  bestehenden  Regierangs-  and  Soc 
cessionsRefngnissen  und  Pflichten  keinen  Eintrag  thun  ^).  U)  lusonderln!! 
kann  der,  durch  seine  Abstammung  von  dem  ersten  Erwerber ^  oder  sonst 
mit  einem  wohlerworbenen  SuccesaiosRecht  versehene  Regierungs-, 
Stamm-,  oder  Lehn  folg  er,  durch  neuere  Haus  vertrage,  oder  ande^: 
YerFügungen,  zu  einer  bestimmten  Religion  ohne  seine  Zuslimmang  nu^i 
verpflichtet,  noch,  der  Religion  wegen,  von  der  Succession  ansgeschlo&eti 
werden  c). 

a)  ProselytenListe,  in  PCttsb*«  bist.  EntwickeL,  IL  336.  W.  T.  Kbug,  welcbe  F<v 
gen  kann  und  wird  der  neuliche  Uebertritt  eines  protestantischen  Fursleo  ua 
Herzogs  Fhnoa.  Fxan.  von  Anhalt  Köthen)  sur  hathoL  Kirche  haben?  Lript 
i896.  8.  —  Ob  und  wie  weit  kathol.  Landesherren  über  erangel.  CntertbifleD 
die  eyangelische  Kirchengewalt  auseuüben  haben?  oben  §.  5i7*  b. 

6)  Doch  Hessen  in  solchen  Fällen,  sich  su weilen  die  Agnaten,  oder  die  Landstänle, 
auch  wohl  in  der  Zeit  des  teutschen  Reichs  das  Corpus  Catholiconun  oder  ca 
Corpus  Evangelicorum ,  die  unreranderte  Erhaltung  der  LandesReligionsveräf 
sung  von  dem  su   einer   andern  Religion   sich  bekennenden   Landeshem  o^^ 
Regierungsnachfolger  ausdrücklich  versichern,  durch  Vertrage,  Assecuratlocv. 
Acten,   oder  Reversalen.     Beispiele  liefern:   t.  Römzb   a.  a.  O.  IL  iiiffL^n 
ScHAUBOTH*s  Samml.  der  Conclusor.  Corporis  Evang.,  ÜL  832.    Bnuuci't  Fori- 
setxung.«  69.  178.  398.  493*Faber's  europ.  Staatsk.,  LXIV.  180.  308.  neueStaiuk. 
XXXL  355.    Eine  Samml.   von  Urkunden    dieser  Art,  hat  den  Titel:  itt»ii§c: 
sweite  Beilage  xu  den  Protocollen  der  ausserordentlichen  ReichsdepaCatioo.  R^ 
gensburg  1801.  4.    Püttsii*8  Lit.,  UL  733.     Klubicr^s  Lit.,  6o5.  —  Ob  Rerigion^ 
verstcberungs Verträge  dieser  Art,  auch  ohne    ein    ausdrückliches  Versprecfaeo, 
stillschweigend  bestehen?    Meister  von   d.  Religionsbeschaffenheit  der  ReirW 
tagsStimmen^  39  u.  49*  Pijttse's  Lit.,  IIL  78.    Klübbb*s  Lit,  i3i.  —  'VMdcr<)'e 
Verbindlichkeit   der  Religionsvcrs icher ungs Verträge   katholisch    werdender  Ufi- 
desherren,  a.  (Fölsch)  Erlaut.  d.  t.  Staatsr.,  5a6.     Klübeb's  kl.  jur  Bibl,  Sl 
XXrV.  4^0.  —  In  dem  Königreich  Sackten  wird ,  nach  §.  57  der  Verfafs.  Url  t. 
i83i,  4L  die  landesherrliche  Kirrheugewalt  über  die  erangolischen  Glaubeosgeno»- 
sen«  so  lang  der  König  einer  andern  Confessiou  sugethan  ist,  von  dem  Minister 
des  Cultus  in   Gemeinschaft  mit  wenigstens  xwei   andern  Mitgliedern  des  G^ 
sanuntMinisterii  derselben  Confcssion,  ausgeübt*. 

e)  Ausserdem  würde  ihm,  durch  Entziehung  eines  ihm  zustehenden  volUtommeiieD 
Rechtes ,  eine  Rechtsrerletzung  zugefügt.  Moskb's  FamilienStaatsr. ,  I  5a  Gä5- 
jrea^s  Jurist.  Abh. ,  I.  1  ff.  —  Anwendung  auf  den  pfölzisefien  Hausrertrag  toi 
1771,  §.5,  und  auf  Zwei  markgräfl.  badische  Testamente  ron  t6i5  u-  16491  ^ 
Vergleichung  mit  dem  tteiig-.Pyieden  r,  i555,  §.  i5.  n.  dem  Instr.  Pac  Osnabr., 
V.  1.  u.  35.  Moseb's  Anm.  zu  dem  teschner  Frieden,  i«i.  Ehendeu,  markjräÄ 
badisches  Staatsr.,  i8*  Dafs  die  in  den  angef.  pfalzischen  Familien  vertrag  auf- 
genommene fideicommissarische  Ermahnung  des  Herzogs  Albrecht  V.  an  ^taa 


Kirchenhobeit.  790 

Nacfafolger:  dafs  sie  keiiw  andere  ala  die  luthoUacfae  Religion  aelbst  belieiinen 
u.  in  Baiem  einfuhren  sollen;  u.  die  weitere  Bestimmung  dieses  Vertrags:  dafs 
keinem  Begenten  in  das  Hersogthum  Baiern  einige  protestantische  Minister,  BSthe 
u.  Beamten  einzufahren  erlaubt  seyn  solle,  —  nicht  als  solche  (swischen  dem 
Landesförsten  ii.  den  Landständen  geschlossene)  Landesverträge  angesehen  wer- 
den können » ,  indem  die  pfalzzweibrücliische  Linie  in  dem  teschener  Frieden 
diesem  Familienvertrag  anders  nicht  beigetreten  sey,  als  wie  er  in  dem  Art.  8 
dieses  Friedens  bestätigt  worden,  nämlich  in  so  weit  er  dem  westphäl.  Frieden 
nichts  zuwider  enthält,  unter  welchem  ausdrücklichen  Vorbehalt  auch  nur  der 
Beitritt  des  Beichs  am  38.  Febr.  1780  erfolgt  sey;  dieses  wird  erklärt  in  einem 
Rescript  des  Kurfürsten  (nachher  Königs)  Maximilian  Josephs  an  die  General- 
LandesDirection  zu  München,  vom  26,  Aug.  1801 ;  abgedruckt  in  der  Geschichte 
der  ersten  Bürgeraufnahme  eines  Protestanten  in  München  (Ohne  Druckort, 
1801.  8.>,  8.  '70.  K.  baier.  FamilienStatut  v.  5.  Aug.  1819  (in  d*  Begier»  Blatt  ▼« 
6.  Jan.  18^1,  S.  5  f.),  im  Eingang,  refgl«  mit  der  baier.  Verfafs.  Urk.  v.  1818, 
im  Eingang  der  Absatz  «Freiheit  der  Gewissen v,  dann  Tit.  II,  §.  16.  Man  s. 
auch  PüTT£B*s  Darstell,  der  pfalz.  Beligionsbeschwerden ,  S<  a3u  K.  F.  Wzds- 
iiisD  über  die  Aufnahme  neuer  Kirchen  im  Staate  (Gott.  i8o3.  8),  S.  219.  — 
Anders  ist  es,  wenn  dem  Subject  ein  TollkommeneB  Successionsrccht  facht  zu- 
steht.   Hieven  Num.  IV  des  folg.  §. 


§•    S29*  (435*.) 

Au9tMhmen  wm  der  Reehisgleiehheä  der  verMAiedeueu  Glauhens^ 

purieieu  iomI  ihrer  Mitglieder, 

Aasnahmen  von  der  Rechtsgleichheit  der  verschiedenen  Glaubensgenos- 
!n  (§.  525  u.  f.),  können,  aus  besondem  Gründen,  Statt  finden,  l)  Diefs  ist 
ir  Fall,  wenn  eine  Glaubenspartei  mit  Einschränhungen  in  dem  Staat 
Bcipirt,  oder  tolerirt  ist  (§.  5i6,  h  und  535,  a),  z.  B.  nur  für  Pri- 
atBeiigionsübung,  oder  nur  für  Hausandacht  (devotio  domestica); 
)  oder  wenn  particuläre  oder  locale  Rechte,  in  Absicht  auf  den  Genufs 
emeindebürgerlicher  Rechte,  Ausnahmen,  oder  Einschränkungen 
egraaden,  z.  B.  bei  nicht-christlichea  ^)  Glaubensgenossen ,  in  Aiwehnng 
er  Fähigheit  zu  dem  vollen  Bürgerrecht,  zu  Staats^  Stadt^  oder  Dorf- 
intern,  zu  dem  Erwerb  liegender  Grunde ,  zu  dem  Genufs  milder  Stif- 
ingen,  u.  d,  Ul)  Das  Kirchengut  (der  Schul-  und  KirchenFonds)  ge- 
ührt,  als  Privatgut,  ausschliessend  demjenigen  BeligionstheiU  welcher  sol- 
kes  durch  irgend  einen  Rechtstitel  erworben  hat  ^);  wohin  auch  der  Be- 
tz  in  dem,  durch  den  westphälischen  Frieden  festgesetzten  Entscheidungs- 
iel c)  gebort  <0'  lY)  Auch  ist  ausser  Zweifel,  dafs  Rechte,  weldie,  ihrer 
^tur  nach,  eine  bestimmte  Religion  des  Berechtigten  voraussetzen,  auf« 
oren,  sobald  dieser  zu  einer  andern  Religion  sich  bekennt  «). 

)  Die  BundesAete,  in  der  oben  §•  5^6  angeführten  Stelle,   spricht  nur  von  der 
Hecbtsgleiohheit  der  Behenner  des  chrhtlichen  Glaubens. 

)  Vergl.  §.  5a6,  u.  Hi.übba'8  Uebersieht  der  diplom.  VerhandL  des  wiener  Coogr*, 
8.  a53  u.  ayo. 
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r)  KL9Bn*8  Einl.  zu  einem  neuen  Lehrbegr.  des  tentecben  SUattr.«  i  tit  t 

d)  Vergl.  oben  §.  5o  u.  53. 

t)  Vergl.  das  angefjf  badische  ConstitutionsEdict ',  (.  6.  —  Von  dem  ffeüükhen  Tor 
behalt  (Freistellung,  Freistellionat ,  Reservatum  ecclesiasticum)  handelnder  Br 
ligionsFriede  v.  i5$5,  $.  i8.  n.  das  Instr.  Pac.  Osnabr.,  V.  i&.  Wiisminn 
Kircbenstaatsr. ,  i64«  J.  W.  ▼•  Göbkl*s  Abhandlungen  aus  d.  Staater.  (Heüo^i 
1737.  8.),  St  I,  S.  4>  ff*  Scnv4VBSBr*s  Hlrchenr.  der  Protest.,  $.  75.  Permi 
lit,  m.  76.    lUifaEB's  Lit,  i3o. 

§.    550.  (4a5b.) 


Insanderheü  der  ReHgiansClausely  in  leHtwiOigen  oder  vertmjwMjCh 

Bestimmungen. 

V)  Letztwillige  oder  rertragmäsige  Bestimmungen,  welche  zum  Ge- 
nufs  der  durch  sie  freiwillig  oder  unverpilichtet  verlidienen  FtiTäi- 
Sttccessions-  oder  Geaufsrechte ,  eines  Nachlasses,  Vermächtnisses,  Fuleh 
commisses,  Majorates,  Seniorates,  u«  d«,  einer  Familienstiftung ,  einer  frooi- 
men  oder  milden  Stiftung,  die  Bedingung  setzen,  dafs  der  Begünstige 
Mitglied  einer  bestimmten  kirchlichen  Glaubenspartei  sey, 
sind  unter  der  staatsrechtlichen  Regel  der  bürgerlichen  and  politischen 
Rechtsgletchheit  der  yerschiedenen  christlichen  Glaubensgenossen  (§.  626) 
nicht  begrifFen,  wenn  sie  an  sich  rechtsgültig,  namentlich  früherai  r^ 
bietenden  Staatsgesetzen  nicht  zuwider  sind,  und  auf  eine  ron  dem  Staat 
nicht  Terbotene  Religionsgesellschaft  sich  beschranhen  a).  Wie  ?ersduedts 
auch  die  subjectiyen  Urtheile  über  den  sittlichen  Gehalt  einer  solchen  Be- 
stimmung sejn  mögen,  so  wird  doch  durch  sie  jene  staatsbürgerliche  Rechts- 
gleichheit nicht  beeinträchtigt,  da  sie  sich  auf  den  Kreis  TOn  willkührlicheD 
Privatrechten  beschränkt,  mithin  den  Umfang  der  priyatrechtlicken  ki\(r 
nomie  der  Einzelnen  nicht  überschreitet  ^). 

a)  Die  Einwendung,  eine  solche  Bestimmung  sey  conditio  turpis,  folglich  fürlnft- 
los  und  nicht  bestehend  (pro  non  adjecta)  su  achten,  wäre  unbegründet  Dau>i 
emes  TheUs,  enthält  dieselbe  keine  Rechtsverletzung  mittelst  Entsiehung  vofl- 
kommener  Privafrechte,  die  ohne  sie  dem  Andern  zustehen  würden;  aDdera 
Theils  ist  sie  gesetzlich  imverboten  (l^g®  seu  jure  non  improbata).  Auch  wird 
durch  sie  eine  Beibehaltung  oder  Aenderung  des  Kirchenglaubens  weder  gebot« 
noch  untersagt,  sondern  ganz  der  freien  Willensbestimmung  des  Einzelnen  über- 
lassen, also  dem  echten,  d>  h,  von  zeitlichem  VortheU  unabhängigen  Gewisso 
irgend  ein  Zwang  nicht  angethan,  noch  eine  rechtwidrige  Zumuthung  genadii 
Ist  doch  selbst  eine  ausdrückliche  oder  directe  conditio  mutandae  Tel  oon  na- 
tandae  religionis ,  nur  dann  für  schändlich  zu  halten ,  wenn  Jemand  auigde^ 
wird,  eine  vom  Staat  verbotene  Religion  anzunehmen.  Jo.  Gvil.  Soquius, 
praes.  H.  F.  ScnoacH,  diss.  utrum  conditio,  qua  certa  religio  in  suhjecto  r^ 
quiritur,  pro  turpi  yel  honesta  sit  habenda?  Erford.  1752.  4«  Thisadt,  Systen 
des  PandektenRechtes,  §.  1031.  Die  Bechtsgültigkeit  der  Religionsdansel,  in  der 
Bedingung  eines  bestinunten  kirchlichen  Glaubensbekenntnisses  zu  dem  Gebraacb 
bestimmter  Vortheile ,  insbesondere  zu  der  SuccessionsFähigkeit  in  Stamiii'  uw^ 
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Qii^ern  Priv&trechfcn ;  in  KLVsfeB*«  Abbandlungen,  Bd.  II,  S.  a33  ft  Andefo 
halten  für  nicht  recbtTvidrig  nur  die  Bedingung,  die  Religion  nicht  zu  lindern. 
Wa^lcb,  conlrovers*  juris  clv.  ,**  p»  283.  Hofachkh  -  ptrine.  juris  rom.  giv*>  T»  L 
$•  195.  Tu.  HAGSMAffif's  u.  G»  A»  Gvvtbia's  Archiv  für  die  tfaeoret.  und  pract« 
Rechtsgelehrsamkeit,  Tk.  Ol  (Braunschw.  1789.  8.)»  S»  ^6  ff.  Robds,  teutschet 
Privatrecht,  §.  687.  A.  D.  Wsaui,  £rläut.  der  Pandekten;  herausgegeben  von 
dessen  Sohn,  A.  W.  K.  Wnw,  Tb.  n  (Leips.  i8ftO.),  S.  «46« 

)  VergL  §.  5*6,  V. 

§♦   ö51.  (436.) 

Kirchengut.    Secularisation* 

I)  Als  selbstständige  Gesellschaft  im  Staat,  ist  die  Kirche  berechtigt 
u  Anwendung  der  2ur  Erreichung  ihres  Zwecks  nothigen,  mit  dem  Staats* 
Qteresse  yereinbaren  Mittel.  Dahin  gebort  das  Recht,  Vermögen  an  er» 
irerben,  ausschliefsend  zu  besitzen,  zu  benutzen,  und  selbst  zu  ver* 
vaitem  tl)  Das  Kirchengut  ist  Privatgut  der  Kirche  (§.  334,  ^26  u* 
»29),  folglich  an  sich  unterworfen,  weder  der  Verfügung  noch  der  Ver* 
raltung  des  Staates}  wohl  aber  dessen  Oberaufsicht,  auch  in  Absicht  auf 
Erhaltung  und  zwecbmäsige,  insonderheit  stiftungsmasige  Verwaltung,  dum 
Tortheil  der  Gottesverehrung,  des  Unterrichtes,  und  der  Vt^ohlthätigkeit  «)• 
D)  Hienach  ist^4in  Allgemeinen,  die  Frage  von  der  Befugnifs,  sowohl  der 
(irehe  als  auch  des  Staates,  zu  Verwandlung  des  geistlichen 
der  Kircheaguts  in  weltliches  ^)  Staats-  oder  Privatgut  (Verweltlichung, 
iecuiarisation}  zu  beurtheilen  <^>  Zu  Verletzung  des  Eigenthumrechtes, 
it  hiebe!  auch  der  Staat,  in   der  Regel  ($•  55 1  u.  f.),  nicht  befugt 

)  Vergl.  Instr.  Pac.  Osnabr.  1648,  art.  V.  §.  3i.  R«  Deput  BauptschluCi  v»  a5* 
Febr.  i8o3,  %.  63.  Von  ^Urtewherg^  s.  Fxtzte's  Orundange  der  erbland.  Ver* 
fais.  Würtembergs  (1817.  8.).  §.  18  ff.,  und  Verbandlungen  in  der  Versamml» 
der  Landstande  des  Königr.  Würtembcrg,  181Ö  u.  1816,  Heft  21,  S.  lo  ff.;  Hefk 
39,  S.  9  fi^  Das  angefahrte  hadische  ConstitutionsEdict,  §.  9  und  19»  RönigL 
baier,  Verordn«  v.  1.  Oct.  1807.  Baier,  Edict  v.  94*  März  1809,  §.  5o  ff.;  wo 
jedoch,  §.  85,  wegen  landesherrlicher  Aufsteht  und  Schutzherrlichkeit,  das  Rir« 
chengut  unter  Verwaltung  weltlicher  Staatsbehörden  gestellt,  auch,  $.  52  und 
53,  über  den  Ueberschufs,  nach  Befriedigung  der  LocalBedürfnisse,  von  Staats* 
wegen  verfugt  ward.  Diese  Verfugung  ward  abgeändert,  durch  eine  Verordn» 
V.  6.  Man  1817,  die  Verwaltung  des  Stiftung-  und  CommunalVermögens  betr* 
Bw'eriscfui  Verfafs.  Urk.  v.  1818,  Tit.  IV,  %,  9.  (v.  DhescA  baier»  Staatsrecht, 
§.  67.)  Ä^ff/OT«r. ' Gesetz  v.  7,  Oct.  i823,  §.12  (oben  §.  5i3).  'Tiurhesg^  Verfafs* 
Urk.  V.  i83i ,  %,  i38.  Acte  final  du  congr^s  de  Vienne,  art.  21,  u.  preusstsch» 
iuchs,  Friede  v.  18.  Mai  i8i5,  art.  16;  in  Ki.vbkb*s  Acten  des  wiener  Congn, 
Bd.  VI,  S.  3i  und  i33*  Hlvbib's  Uebersicht  d.  dipl.  Verhandl.  des  wiener 
Congr.,  S.  73*  Michl's  Kirchenr.,  §.  3i.  v.  Abbtits's  constit.  Staatsr.,  Bd.  11, 
S.  107  ff.  Bundes  vertrag  der  22  Cantone  der  Schweiz,  v.  7.  Aug.  i8i5,  Art, 
12;  in  d.  Handb.  des  Schweizer.  Staatsr.  (2.  Aufl.  1821),  S.  11.  Englische  Par 
lamentverhandlungen ,  in  der  Allgem.  Zeitung  1816,  Num.  175.  Abhandl.  von 
dem  Bechte  der  Staatsgewalt  über  das  Kirchengut.  Frankf.  i8o5.  8.  V.  Sabpi 
von  dem  Hirchengut.  Aus  d.  Italiän.  v.  J.  G.  Stbxb.  Frankf.  und  Lcipz.1786.  8 
Klfibtr's  affraiL  Recht,  4.  A.aiL  61 
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gcmxiDBMUiTV.  a.  a.  O*  U.  53.  RöMie's  Politik,  8,  ao6.  Fbash's  Sysien  der 
landvvirthschaft].  Poliiei,  178  f.  —  Von  Behandlung  des  Kircbenguts,  als  mmel. 
bares  StaatsTermögen,  oben  $.  334.  Conv.  Lex.  der  Gegenwart,  Bd.  DL  (Lcipi. 
1839.)  S.  6a  — 60.  Art  KircfungiUer. 

b)  Cnterschieden  von  der  Ferausserung'  des  KirchenguU  im  AllgemeiaeB.  —  Vrr* 
scfaiedene  Arten  der  Secularisation.  In  dem  ehemaligen  tentschen  Staatsrvrkt, 
▼erstand  man  unter  Seeulmrüatimt  im  engem  Sinn,  die  Verwandhing  rmes  ^tiH' 
liehen  fVahhiaaiee  in  einen  weitUcken  (Erb-  oder  Wahl-)  Staat-  —  Gesddekk  dff 
Secularisationen:  1)  Ton  den  Meronngern  bis  auf  die  Reformation;  Wm»  l 
unten  a.  O.  S.  6  —  3o;  a)  von  der  Reformation  bis  su  dem  westphäL  Friedet; 
ebendas.  S.  3o  --  60.  Puttxb's  hiator.  Entnickel.  d.  SUatoverfass.  d.  t.  Btirki, 
I.  38a;  3)  in  dem  westphäl.  Fr.;  ebßndas.  S.  60  -^  i55.  Pctteh's  Gebtd« 
westphal.  Fr.,  an  mehreren  Stellen.  Ebendett»  instit  juris  publ.,  ^  33  um]  8^ 
Ebendess,  histor.  EntwickeL,  II.  66  ff.;  4)  Secularisationen  seit  dem  westphalFr.; 
▼orzuglich  durch  den  R.  Dep.  HauptschL  t.  i8o3,  besonders  in  dem  Eingang,  daiu: 
\>  34  ff.,  in  Folge  der  in  dem  Ifin^tiller  Frieden  Art  7  angenommenen,  auf  den 
raatatter  FriedensCongreCa  im  Namen  des  leutschen  Reichs  schon  bewilügto. 
Grundlage  der  Entschädigung  d^r  tentschen  erblichen  Reichaatände  durch  Ski- 
larisation,  für  Verlust,  welchen  die  Abtretung  der  Land«  auf  der  link« 
Rheinseite  an  Frankreich  verursacht  hatte;  6)  Secularisation  seit  liBoS,  l  E  «ier 
Besitzungen  der  beiden  geistlichen  Ritterorden.  Oben  §.  a4a ,  Note  b  uad  c 
KLiTBiR's  üebersicht  der  diplomat.  Verhandlungen  des  wkeoer  Congr.,  S.  39-  i 
Neueste  Einriebt  des  kathol.  Hirchenwesens  in  den  k.  preufs.  Staates  (Fraulf. 
iSaa.  &),  S.  3  —  17.  Mxchi.'s  Hirchenrecht,  $.  3a.  K5nigl.  ^rtuss.  ££dTO« 
3o.  Oct  1810,  betr.  die  Einaiehung  sammtlicher  geistl.  Güter  in  der  Mooarcbie; 
in  d.  Gesetzsamml. ,  1810«  S.  3a.  In  Folge  dessen,  wurden  alle  Guter  des lo» 
hanniterordens  in  der  Monarchie  als  Staatsguter  eingezogen.  Man  s.  Geteti- 
samml.  y.  181a ,  S.  109.  —  Pius  VIL  ertheilte  dem  König  Cuil  IV.  eine  Bewil- 
ligung, dalk  ein  Siebentheil  sammtlicher  Klosterbesitaungea  cum  Bestes  äer 
Staatsoasse  YCrkauft  viterd^n  dürften  j  ea  iai  aber  von  dieser  Erlaabnift  bi&  jeU 
kein  Gebrauch  gemacht  worden. 

c)  Schriften  in  Pijttke's  I^t.,  III.  697.  Hxubbb's  Lit,  i  1480.  —  Von  reobtaiaiigei 
und  unrechtmäsigen  Ursachen  der  Secularisation ,  s.  unten  §.  56« •  L-  P<  Bnus 
diss.  (Mogunt  1746.  4*  ^^^  '^  -^^^  Sooudt's  thesaur*  >um  eodes.,  T.  U 
p.  78  sqq.)»  §.  75  sqq«  "^  Vergl,  G.  L,  BojKKMxa  princ.  juria  can»,  |.  58<k\. 
WiUE*s  Hirchenr.,  %.  36a.  GÖKiiva*s  teutsch.  SUaUr.«  i.  447.  C  C  Wnssi  u])er 
die  Säcularisation  teutscher  geistlicher  Reichsländer  (Leips.  179&  8.),  &  3. 
Ebendeis,  Nachtrag  zu  s.  Abh.  über  die  Säkularisation.  Leips.  1800.  8.  Pi^ 
Unrechtmäsigkeit  der  Sacularisirungen.  Als  Antwort  auf  Hrn.  Wvssa's  Scbrifl 
Fhilalethopolis  1799.  8.  Ucber  das  Staatsnothrecht ,  als  Grund  des  Becbte»f& 
säcularisiren;  eine  Antwort  auf  Wkisse's  Nachtrag  etc.  Fhilalethopolis  i8oa8> 
Das  landesherrliche  Recht  übef  Klöster.  I,ieipz.  1801.  8.  Abhandlung  von  dem 
Rechte  der  Smatsgewalt  über  das  Kirchengut.  Frankf.  i8o5.  8.  Die  Vernufift 
fordert  die  Sccularisirungen  nicht,  Teutschl.  1798.  8.  Freimüthige  Gedaiikeo 
über  die  Secularisirung  der  geistl.  Wahlstaaten.  Altona  u.  Hamb.  1798.  8.  C 
F.  HAEsaLnr  über  Aufhebung  mittelbarer  Abteien  u.  Klöster.  (Heimst  iSoS.  t). 
$.  79.  —  Anders  als  oben  im  ^.,  J.  N.  F.  BaAvxa  in  s.  Abhandlungen  u  Eriiu* 
ter.  d.  wcstphäl.  Fr.,  Bd.  II,  S.  a4  f.  y,  AbxtuKs  Genius  von  Baiem,  St.  IV 
—  Von  den  kirchlichen  u«  politischen  Folgen  der  durch  den  R.  Dep.  HanptscU 
V.  i8o3  festgesetzten  Secularisation,  s.  man  die  Staatsrecbtlich-politiscbe  Eriat- 
terung  des  §.  34  des  neuen  EniscbädigungsPlans*  (Ohne  Druckort)  1893.8." 
Nicht  blols  die  Politik ,  auch  die  Sittenlehre  kann  Gründet  dnrbiftfa,  wide^ 
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rechtliche  Serulariimtioileii  bestehen  su  lassen.  Man  s«  Bescheidene,  doch  frei- 
muth%e  Andeutung  über  Uebertreibungen  und  Bflchwirlcmigen  etc.  Germa- 
nien   181 5.  8« 

§.    552.  (437.) 

IncameraUan^    Reformation.    AmortiaationsGesetxe» 

I)  Auch  ZQ  80  genannter  Incameration,  das  heifst,  zu  Einzie- 
ung  defl  Kircbenguts,  oder  des  Yermogens  frommer  oder  milder 
tiftnngen,  in  der  Absiebt,  dasselbe  unmittelbar  durch  eine  landesherr- 
che  Finan2s-  oder  CameralBehorde ,  ohne  formliche  Verwandlung  oder 
ufhebung  seiner  bisherigen  Eigenthumseigenschaft  verwalten  zu  lassen  o), 
innte  der  Staat,  ohne  Verletzung  des  Eigenthumrechtes,  nicht  schreiten  ^); 
ilbst  dann  nidit,  wenn  er  den  ganzen  reinen  Ertrag  zu  dem  stiftungs- 
lasigen  Zwech  Terwenden  wollte.  Das  eine  wib  das  andere  Gut  darf,  un- 
eschadet  der  dem  Staat  gebührenden  Oberaufsicht  ^  seiner  stiftungsmäsigen 
'erwaltung  eben  so  wenig  als  der  stiftungsmäsigen  Verwendung,  ent- 
ogen  werden  <:)  (§.  334)*  n)  Von  der  Secularisation  und  Incamera- 
ion,  ist  jedoch  die  Reformation  des  Kirchenguts  wesentlich  ver- 
diieden.  Sie  erfolgt,  erlauBterweise ,  wenn  eine  Kirchengesellschaft, 
ach  iln^em  Uebergaiig  zu  einer  andern  Religion,  ihrem  Kirchengut  eine 
Stimmung  gibt,  welche  ihren  neuen  ReligionsGrundsätzen  gemäfs  ist  </). 
Q)  Der  ubermäsigen  Vermehrung  des  Kirchenguts,  kSnnb^'f  durch  Amor- 
isations Gesetze  0),  Schranken  gesetzt  werden. 

)  Von  der  Incameration  ist  die,  Ton  dem  gehörigen  Richter  verfQgte,  Sequestration 

des  Kirchen-  and  frommen  Stiftungsgutes  zu  unterscheiden. 
)  VergL  R.Deput.Haapt9Chl.  v.  i8o3,  %.  65.     GH.  hessische  VetikfkiJJA  r.  1810, 
Art.  43;     ff ahemollemSi^nmrtnffen' stehe  ▼.  i833,  ^  38  f.     Uebto  das  geiitllöhe 
Gut  im  ^ürtemiergischen.   1809.  8.     Klübbb's  Acten  d.  wiener  Congr.,  V.  347. 
CP LttL^i)  Nationalchronik  der  Teutschen,    1804,  S.  34 9.     Verhandlungen  in  d. 
VersammL  d.  Laüdstände  des  Bönigr.  Wdrtemberg,  Abth.  Vm  (i8i5.  8.),  S. 
97  ff  Abth.  IX ,  S.  ^  ff.  Abth.  XX,  Xlfl*  u.  XXflI.     Grundsätze  über  das  Ver- 
treten' der  Hirbhe-  bei  Ständeversammliingen ,   berausgeg.  von  K  £.  G.  Pavlvs 
(Heidelb.    1816.  &) ,  S.  8  fil     DarstelL  des  Betragens  d.  wfirtemb.  Landstände 
(iBi5.  8.),  Abschn.  I,  Art  4;   und  Fortsetzung  (181^.  8.),  S.  12  ff.    HJLBBBLnr's 
Staatsarchiv,   Heft  5o,  S.  199  ff.   Sbb.  BBxBmxL»    das   Becht  der  milden  Stif- 
tungen etc.  Leipz.  i8i4>  8.     Baubb*s,  Bxhb's   u.  Scnotr's  allgem.  StaatsCorre- 
spondenz,  Bd<  I  (i8i4.  8.),  S.  4^9*  ^«  —  ^^^  ^klt  vrohl  bei  Incamerirungen  die 
VerBieherinig,  dafs  der  Ertrug   in  dem  Sinn' det<  8tiftting  solle  verwendet  wer- 
den.   Aber  wer  bürgt  für  gehörige  und  ▼oUstindige  Verwendung  desselben? 
Wer  leistet  Sicherheit  für  den  Fall,  wenn  durch  Vermengung  des  geistlichen 
und  frommen  Stiftungsgutes  mit  dem  StaatSTcrmögen,  jenes  verschwunden,  die- 
ses nicht  wahrhaft  gebessert  ist? 
c)  Die  eine  und  die  andere,  stände  im  Widerspruch  ndt  der  Absicht^  der  Stifter. 
Die  üurhessisehe  Verfafs.  Urk.   v.  i83i,  §.  i38,  setzt  fest:    «Nur  in  dem  Falle, 
wo  der  stifbingsmasige  Zweck  nicht  mehr  zu  erreichen  stehet,  darf  eine  Ver- 
wendung zu  anderen  ähnlichen  Zwecken,  mit  Zustimmung  der  Betheiligten,  und» 
M>  fern  öffentliche  Anstalten  in  Betracht  kommen,  mit  Bewilligung  der  Land* 
Stande^  erfolgen».     Wörtlich  so  auch  die  königL  säehsisehe   Verfafs.  Urkunde 
▼•  i83i ,  %,  60.  —  Anordnung  einer  landesherrlichen  General  Administration  des 

51* 
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StiftungB^  und  CoimnunVennögenft,  in  dem  Baierüehen  Repemngs  Blatt,  idoS, 
St.  5  Abgeändert  durch  die  oben  V  ^i  9  'Sou  a,  angef.  Vcrordaiutg  voe 
17.  Mär*  1817. 

d)  Vergl.  J.  C  MAJxa*8  geistl.  StaaUr.,  L  179  f.  —  Von  der  Reformalioii  unter- 
scheidet sich  die  Innovation ,'  die  Bestimmung  des  geistlichen  Sliflungsguics  zu 
einem  andern  frommen  Zwech,  als  dem  eigentlichen  stiftungsmäaigen.  Ver]gl 
Majzb  a.  a.  O.  u.  Bochjuh  1.  c.  %.  575.  sqq. 

«)  Pöttxh's  Lit.,  m.  694.  Klübxb's  Lit.,  $.  1476.  Ekendess.  kL  jur.  Biblioth  .  XL 
394.  Selchow  elem.  juris  germ.  priv.,  %•  657.  Dass  Handb.  des  t«  PriTatT.  DL 
%,  362.  Jabgow  y.  d.  Regalien,  i3a.  Sciixidkxa0tel  a.  a.  O.  IL  53  ffl  Micn's 
Kirchenr.,  §.  3o.  F.  X.  t.  MosuAmm  über  AmortisationsGesetse.  Regensb.  1798.  8. 
Adr.  Mabtibt,  die  todte  Hand,  in  Jurist,  polit.  u.  staatswirthschaftL  Hinsidbt; 
in  PöLiTZ  Jahrbüchern,  Mäns  iSSa«  —  Ein  baier,  Edict  ▼.  3i.  Dec.  1811  beleg! 
die  Vermächtnisse  und  Schenkungen  an  die  Kirchen  und  Geistlichen ,  mir  eiaem 
Absug  von  zwei  Quarten  (quarta  scholarum  et  pauperum)  des  Ertrag« 


§.     555.  (4380 

Vermögen  und  Religiösen  aufgehobener  und  nicht  aufgehobener  geist- 
licher Corporationen,    HeimfdtL  und  fiscalisehes  Oeeup€UiansMecl£ 

I)  Theoretisch  wird  gestiitten  a),  ob  das  Vermögen  aafgelloh^ 
ner  geistlicher  Corporationeiif  insonderheit  aufgehobener  Hlostor, 
1)  fortwährend  als  Kirchen  gut  ^),  oder  2)  als  zarückge  fallen  an 
.die  Stifter,  oder  deren  Nachkommen  c),  so  weit  es  geschenhtet  Gut  ist, 
oder,  wenn  nicht  3)  als  gemeinschaftliches  Eigenthtmi  des  Staates 
and  der  geistlichen  Corporationen  (§.  334),  welches  jener  in  AUeindgen- 
thum  rerwandle  <^,  doch  4}  i^&ch  ErlSschung  der  moralischen  Person,  die 
solches  eigenthumlich  besafs,  als  lediges  Gut  za  betrachten  sej  «)|  welches 
dem  StaatsFiscus  heimfalle?  Auch  ob,  in  solchem  Fall,  das  auswärtige 
VeiTuogen  untrennbar  sej  yon  der  inländischen  Hauptstiftang  /)?  Oder 
ob  der  gegenseitige  StaatsFiscus  berechtigt  sej  zu  der  Oocapntioii  inlän- 
discher Besitzungen,  Renten  und  Rechte  auswärtiger  secnlarisirter 
geistlicher  Stiftungen  ^}?  weil  das  fiscalische  OccupationsRecht  begrenzt 
werde  durch  das  eigene  Staatsgebiet,  und  eine  Erstreckung  desselben  in 
fremdes,  Verletzung  der  auswärtigen  Staatshoheit  wäre.  D)  Die  büiger- 
liehen  Yerhältnisse  der  Religiösen  aufgehobener  Stifte  und  Kloster, 
beiderlei  Geschlechtes  A),  und  selbst  die  bürgerlichen  und  klosterlichen  Yer- 
hältnisse der  Mitglieder  nicht  aufgehobener  Kloster  >),  sind  hie  and  da 
durch  eigene  Staatsgesetze  bestimmt* 

•ff)  PiJTTEB*s  Lit.,  DI.  816.  699.     Klvbsb's  Lit.,  §.  i6o5  u.  148a.    ▼•  Roth*8  Staatsr. 
t.  R.  Lande,  11.  44* 

5)  J.  Majbb's  Erläuterungen  des  westphäl.  Friedens.  1785.8. —  So  auch  derReid» 
hofrath,  in  Ansehung  der  ursprünglichen  Stiftungsgütef  der  JesuitenGollcgieiL 
Merkw.  ReichshofrathsGutachten,  Th.  DI  (Frankf.  1795.  8.),  S.  s6B  £ 
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ScHMiLc  natfirL  Staatsr.,  f.  iio.  Dawider  J.  G.  Majbe  über  da«  Eigonthum  an 
den  geistl.  Gfttem  (Ulm  1766) ,  8.  79  f. 

T.  Stech's  Ausführung  einiger  gemeinnätziger  Materien  (Halle  1784)9  S.  26.  RoTB*ii 
Vertheidigung  der  recbtl.  Staatsbetrachtungen  u.  s.  w.  Frankf.  u.  Lpz.  1788.  8. 
GosKEB  a.  (oben  §.  334,  ^oXe  a)  a.  O.  — .Vergl.  auch  Grotivs  de  J.  B.  et  P. 
Üb.  IL  c.  3.  f.  19.  und  das  angef.  badische  ConstitutionsEdict,  $.  9. 

G.  L.  Böhmkb's  Bechtefallo,  Bd.  m,  Abth.  1,  S.  62  u.  io3.  J.  F.  E.  Böaua 
(liss.  de  jure  occupandi  statuendique  de  bonisOrdinis  extincti  Jesuitaruin.  Goett. 
1779.  4-  Auch  teutsch,  Frankf.  u.  Leipz.  1779-  4*  u*  U^'u  1781.  4*  J*  C  Koches 
Revision  der  rechtl.  Staatsbetrachtungen  u.  s.  w.  1783.  8.  Ebendess*  neuer  Auf- 
schlufs  über  die  Stellen  des  westphäl. Friedens  u.  s.w.,  nebst  zwei  Postscripten 
178a.  1784.  8.  Vergl.  auch  Brauxb's  Beiträge  zu  e.  allgem.  Staatsr.  der  rbein. 
Dundesstaaten,  S.  180.  —  Ein  dominium  eminens  in  bona  ecclesiastica  legt  der 
Staatsregierung  bei,  Wissi  in  s.  Grundsätzen  des  gemeinen  in  Deutsch],  übl. 
Kirchenrecbts,  Hauptst  I,  Cap.  2,  |.  33.  —  Königl.  baier,  Edict  r.  8.  Sept  1808» 
die  Aufbebung  des  Joharmiierordens  in  Baiem  betr.,  nach  welchem  das  Ordens- 
Termögen  zur  Dotation  der  bater,  Bisthümer  und  ihrer  Capitel,  der  Ueberschuls 
zu  Verbesserung  des  SchulFonds  gewidmet  werden  solL  Das  königl.  westphäL 
Decret  ▼.  i.  Dec.  1810  (Bulletin  des  loix  du  R.  de  Westphalie  1810,  n.  170. 
Rhein.  Bund,  LR.  93.)  hob  alle  Capitel,  Hlöster  und  geistl.  Stiftungen  auf,  und 
vereinigte  sie  mit  den  StaatsDomanen.  Auch  in  der  öttreiehischen  Monarchie  ist 
der  Grundsatz  aufgestellt:  das  geistliche  Vermögen  unterliegt  der  Staatsvorkeh- 
Tung.  Schriften  för  u.  wider,  s.  in  der  Allgem.  Lit  Zeit  1812,  N.  69.  —  Wider 
die  analoge  ErbSuccession  des  Fiscos,  s*  M^jxa's  Succession  des  Fiscus  u.  s.  w. 
(1786),  S.  i3i,  Note  7a. 

)  Die  Untrennbarkcit  behauptet  Roth  a.  a.  O.  Dawider  s.  Koch  a.  a.  O.  —  Be- 
dingungsweise spricht  dem  fremden  Staat  ein  Anfallrecht  zu,  Bbavbh  in  den 
Abh.  zu  Erlänt.  des  westph.  Friedens,  Bd.  H  (i784)t  S.  10  ff.—  Der  Reinhsdep. 
Hauptschlufs  y.  i8o3,  $.  36,  setzt,  für  die  von  ihm  verfugten  u.  zugelassenen 
Secularisationen ,  die  üutrennbarkeit  fest.    Vergl.  ebendas.  §•  39  u.  1. 

')  Ausübung  des  fiscalischen  Occupations-  oder  Heimfallrechtes  (droit  d'^pave)  bei 
ledigem  Gut  (§.  47^)«     ^  Beziehung  auf  den  angef.  R.  Dep.  Hauptschi.  y.  i8o3, 
s.  man:   Das  Heimfalls-  und  fiscalische  OccupationsRecht  des  Erzhauses  Oest^ 
reich  j  auf  den  in  dessen  Erbstaaten  gelegenen  Besitzungen  und  Einkünften  der 
durch  den  neuesten  EntscbädigungsReichsschluis  secularisirten  teutschen  Stifter, 
Klöster  etc.  (von  dem  damal.  Ostreich.  Landvogt  zu  Rothenburg,   v,  Benzei) 
i8o3.  8.    J.  L.  Klübxb,  das  OccupationsRecht  des  landesheriL  Fiscus,   im  Ver- 
haltnifs  zu  den  Besitzungen,   Renten  u.  Rechten,  welche  den  secularisirten,  als 
Entschädigung  gegebenen  geistl.  Stiftungen  in  fremdem  Gebiete  zustanden,  recht- 
lich geprüft.  (Erl.)  1804.  8.    LeccHssnri's  bist.  Entwickel.  der  Ursachen  u.  Wir- 
Itungen  des  Rheinbundes ,  Th.  I  (Leipz.  i8aiX  S.  38a  u.  f.    Histoire  abregee  des 
traites,  par  Koch  et  Scbosli.,  VIL  i5o  — 155.  —   Oeslreich  slüizte  sich  auf  sei- 
nen mit  Frankreich,   unter  russischem  Beilritt  zu  Paris  geschlossenen  Vertrag 
V.  a6.  Dec.   i8oa,  Art.  4 9  0°  3Iabtkhs  recueil,  Suppl^m.  HL  228),   u.  auf  den 
im  R.  D.  Hauptschi.,  ^.  1,  so  wie  auf  den  in  dem  kais.  Ratif.  Decret  r.  a8.  Apr. 
i8o3  gemachten  Vorbehalt     Dem  ward  entgegengeseUt,  die  in  dem  angef.  §.  1 
des  R.  D.  H.  stehende  Qausel  «in  so  fem»  (u.  s«  w.)     Am  3i.  Mai  1808  er- 
klärte Oestreich  sich  bereit  zu  Aufhebung  seiner  Incameration  schweizerischer 
(▼ergl.  ReichsDep.Hauptschlufs  $.  99)  geistl.  Stiftungsguter.    Dagegen  klagte  die 
Tagsatzung,  in  ihrer  Sitzung  Tom  24*  Aug.  1819,  über  Nichterfüllung,  überhaupt 
^^ber  die  seit  rideu  Jahren,  zum  Vortheil  eines  auswärtigen  StaatsFiscus,  fort- 
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dauernden  so  genanannten  Incameralionen,  oder  nelmehr  Sequcelriruagen  gwt> 
lieber  Güter,  die,  eu  in  der  Sihwei«  befindlichen  (noch  betteheiMlen)  Hauplglff- 
tungen  gehörig,  aber  in  teutsvhem  Staatsgebiet  gelegen  sind«  ss.  B.  in  TjroL, 
Vorarlberg,  HohenzoIlernSigmaringen.  Wegen  der  incamerirten  Güter  in  der 
Landgrafschaft  Neuenbürg,  kam  ein  Vergleich  su  Stande,  £w.  Baden  u.  dis 
Cantonen  Zürich,  Scbafhausen  u.  Thurgau,  am  i^.Vec.  1820;  in  d.  bad.  Regier.- 
Blatt,  V.  11.  Sept.  1831,  u.  in  der  Allgem.  Zeitung  ▼.  8.  Juni  1821. 

A)  In  dem  Grofshersogthnm  Baden  durch  eine  Verordnung  r.  39.  Mai  1807,  in  dl 
Bhein.  Bund,  Vm.  a36. 

t)  Grofshersogl.  SadiscUes  Regulativ  für  die  ItathoL  Frauenklöater ,  als  wuhlicfae 
Lehr-  und  Ersiehungslnstitute,  ▼.  16.  Sept  18t  1,  in 'dem  Regier.  Blatt  181  s 
Num.  «5.  —  Von  Baum  s.  Mickl's  Kirchenr.,  $.  44* 


XVII,     C  A  P  I  T  E  L. 

Lehnhoheit    aad    Lehnverbindang. 


§.   Ö54,  (439.) 

I)   Lehnhoheit. 

I)  Jede  Lehnverbindung  hat  ihren  Rechtsgrand  in  einem  Vertrag, 
dem  Lehnvertrag.  Darum  sind  alle  durch  sie  begründeten  Rechte  und 
Pflichten,  selbst  die  durch  diesen  Vertrag  genehmigten  lehngesetzüchen, 
ursprunglich  conventionelle  a).  Diesem  Entstehungsgrnnd  and  ihrem  We- 
sen nach,  subjectiv  und  objectiv  unterschieden  und  getrennt  von  der  Staats- 
Verbindung,  von  dem  durch  diese  begründeten  staatsoberherrlichen  and  va- 
terthanschaftlichen  Rechtsverhältnifs  ^),  ist  jede  Lehn  Verbindung,  gleichnel 
ob  Staatslehen  oder  Privatlehen  ihr  Gegenstand  sind  <?),  privat  recht- 
licher Natur.  Eben  darum  ist  auch  die  Lehnherrlichkeit,  als  solche, 
nur  Privateigenthum  und  nur  privatrechtlich  d)^  denn  auch  sie  wird  nor 
durch  jenen  Vertrag  begründet.  Es  erscheint  daher  bei  StaatsActivlebeB 
der  Lehnherr,  als  solcher,  nicht  in  staatsoberhauptlicher  Etgenschaft,  gleich- 
wie der  Yassall  nicht  in  unterthanschaftlicher  oder  Staatspflichtiger.  II)  Da- 
mit jedoch  das  Lehninstitut ,  dieses  blofs  privatrechtliche  Verhaltnifs,  dem 
Staatszweck  nicht  widerstreite,  vielmehr  übereinstimmend  mit  demselben 
wirke  und  geleitet  werde,  gebührt  jedem  Staat,  und  so  auch  jedem  teot- 
schen  Bundesstaat,  über  alle  in  seinem  Gebiet  befindlichen  Lehnverbindnn- 
gen,  das  Recht  der  Zulassung,  des  Schutzes  und  der  Aufsicht,  die  Lehn- 
hoheit  «3  (imperium  civile  cii^ca  feuda,  potestas  feudalis  sublimis,  jus  circa 
feuda  majestaticum).    Ihre  Wirksamkeit  zeigt  sich,  hauptsachlifih   hei  Lehn- 
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»elzen,  liehngerichtbarkeit  and  Lehndiensten /).  Staatsrechtlich  unterge« 
rdnet  sind  ihr  alle  inländischen  Lehen,  Staatslehen  nicht  weniger  als  Pri- 
itlehen.  In  dieser  Hinsicht  gilt  gleichviel,  ob  bei  StaatsActivlehen  die 
ehnherrlichbeit  dem  inländischen  Staatsoberherrn  (feuda  in  carte),  oder 
nem  aaswnrtigen  (feada  ea^tra  eurtem,  AosSen-  oder  Batenlehen),  zusteht. 
ie  liehnherrlitihkeit  wird,  rechtlich,  durch  die  Lehnhoheit  mehr  nicht  be- 
Jtränbt,  als  der  Staatsswecb  fordert  f). 

I  0.  L.  ßoKiLiisB  principia  juris  feudalisy  %,  3. 

I  BocHXEB  1.  c.  §.  «17. 

BoimxR  U  c.  $•  4* 

I  In  dem  rcchtiicben  Verhältnifii  bu  der  Staatshoheit  und  Staatsregierüug,  liahca 
LchfiTerbindung  und  Lehnherrlichlieit  nichts  Torau^  v6r  andern  privatfechtlichen 
Instituten;  nichts  Tor  Grund-,  Gut-  und  Erbzinsherrlichkeit,  nichts  vor  Zehnte 
Zins-  und  Gültpflichtigkeit ,  nichts  vor  Pfandschaft  und  Patronatrecht.  Darum 
ward  aach  von  jeher  das  Lehnrecht,  als  Wissenschaft,  allgemein  als  ein  TheQ 
des  Privatrechts  betrachtet,  und  pflegt  es  in  der  neuesten  Zeit  auf  hohen  Schu- 
len in  Verbindung  mit  dem  teutscben  Privatrecht  vorgetragen  tu  werd^li. 

)  Dar.  NrrtBtBiAnt  syst  jurisprud.  liaturalis,  %»  i^Si.  1464.  sqq.  (y.  Grolhast's) 
Deductfon  iti  Sachen  i^as^auSaarbrücken  c.  HesscnDarmstadt,  die  Feudalität 
einiger  Nordeck  von  Habefiauischen  Güter  betr.  (Giessen  1785.  Fol.  )i  §•  16  u. 
81.  Schitaübxbt's  Staatsi*.  der  gesammten  Reichslande,  $.  56  f.  HAGBHABrif's 
Einl.  in  das  Lehnr.,  ^.  8.  M.  J.  Bbhb's  Versuch  einer  allgemeinen  Bestimmung 
des  recfatl.  Unterschieds  liwischen  Lehnherrlichkeit  und  Lebnhoheit.  Würzburg 
1799.  8.  M.  H.  GaiBihSB  diss.  de  dominio  directo  in  territorio  alieno.  Viteb. 
1717.  4-  B.  C.  Stbüv  diss.  de  eod.  arg.  Jen.  1724.  4«  ^^'er.  LehnEdict  v.  7. 
Jnli  1808,  in  dem  Begier.  Bl.  v.  1808,  S.  1893.  Baier.  Verordn.  v.  6.  iani  i8i5 
(Reg.  Bl.  S.  481)  u.  V.  6.  Febr.  1818  (in  Gbrbt*8  Samml.  baier.  Verordn.,  Th. 
VIR,  S.  649). 

0  BOEHMBH    1.    C.   §.   5. 

^)  Beispiele  Ton  Aufhebung  des  Lehnwesens  durch  Staatsverträge  und  Staatsgesetze, 
unten  §.  543  u.  f. 

§♦    555.  (440.) 

Ins0nderhea  iH^er  auswärtige  Staatslehen. 

Ueber  auswärtige  Staats Actittehen  (Aussenlehen,  feuda  extra 
eurtem),  so  weit  dergleichen  noch  rorhommen,  steht  die  Lehnhoheit  dem 
Lehnherrn,  ganz  oder  zum  Theil,  nur  dann  zu,  wenn  Solche  als  Staats- 
dienstbarkeit  begründet  ist.  So  fern  der  Tassall  selbst,  in  Absicht  auf 
das  Lehn,  in  dem  Besiiii  der  Söurerainetät  sich  befindet,  gehört  auch 
ihm  die  Lehnhoheit  «> 

<>)  H.  G.  ScBBioBHABTTBi/  diss.  de  ncteu  feudait  toter  gentes.  Jen.  1768.  4«    J-  C.  Rav 
progr.  de  superiori  inferioris  vassallo.  Ltps    1801.  4* 
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§•  S56.  <44i.> 

II)  Lehnverbindung. 

TheiU  die  Auflösung  der  teatscheta  BeichsrerbiDdiuig  überhaupt,  tkcib 
die  in  der  rheinischen  BundesActe  geschehene  wechselseitige  YcnidK- 
leistung  aller  Bundesfiirsten,  aaf  jedes  wirkliche  oder  gegenwärtige  Beclit, 
welches  Jeder  von  ihnen  haben  oder  ansprechen  hSunte,  anf  Besitzanga 
der  übrigen  Mitglieder  des  Bundes  ($•  83),  ward  von  den  Biindesfürsten, 
in  Beziehung  auf  das  Lehnverhältnifs  in  den  rheinischen  Bundesstaaten} 
zu  yerschiedenen  Bestimmungen  a)  benutzt,  welche  gröfstentheils  noch  jetzt 
wirksam,  und  nur  hie  und  da,  seit  Yernichtang  des  rheinischen  Bandes, 
abgeändert  worden  sind«  Von  dem  einen  und  yon  dem  andern,  ist  hier 
zu  handeln. 

«)  Baditehe  Bekanntmachung  ▼.  95.  Nov.  18061  in  dem  bad.  Begieningsblatt,  1806, 
Num.  S9,  u.  in  d.  Rhein.  Bund,  IV.  98L  Staat6?ertrag  swischen  Baden  uad 
H^ür^hurg  T.  17.  Mai  1807,  (.  6,  in  d.  bad.  Regier.  Blatt,  1807,  Num.  «4.  ffir- 
temh,  Patent  v.  16.  Dec  1806.  Batet.  Declaratton,  die  Bestimmung  der  Verkäll- 
nisse  der,  der  königl.  SouTerainetät  unternorfenen  Fürsten,  Grafen  und  Heirea 
betr.,  ¥.19.  Mars  1807,  M.  1,  in  d.  Rhein.  Bund,  VL  872.  Baier,  Erklämag 
T.  17.  April  1807;  in  d.  baier.  Regier,  Blatt,  1807,  Num.  36.  Baier.  Aufruf  u 
die  Vassallen  in  der  Oberpfals,  v.  99-  Mai  1807,  in  Tyrol  v.  1.  Juni  1807,  11 
Neuburg  etc.;  in  d.  baier.  Regier.  Blatt,  Num.  96.  Baier.  Edict  v.  3i.  Ing. 
1808,  die  Lehnverhältnisse  in  dem  Königreich  betr.,  in  d.  Regier.  Blatt,  i8<^ 
Num.  4&  Orofshersogl.  württurg^sche  Verordn.  ▼.  9.  Jun.  i8cf7,  %,  i63  E;  id 
d.  Rhein.  Bund,  X.  49  ^  Würzburg.  Verordn.  y.  14*  Dec.  1811.  GrofshenogL 
hessüc/ie  Bekanntmachung  ▼.  4*  Febr.  1807;  in  d,  Rhein.  Bund,  VUi.  998.  Ha- 
Eogi.  arenbergijtche  Bekanntmachung,  d.  d.  Becklinghausen  16.  Oct.  1807.  .Mut- 
Cöthensche  OrganisationsEdicte  v.  98.  Dec.  1810,  Art.  I9,  u.  19.  Febr.  1811,  Art 
99;  in  d.  Rhein.  Bund,  LDL  99.  LIV.  384. 


§.    557.  (4420 

I)  Bei  vormaligen  Meichslehen^ 

a)  entweder  mä  ^it^ßebuug  der  Lehmverimdum^ 

In  Hinsicht  auf  die  vormaligen  Reichslehen  aj,  sind  mannigfal- 
tige Veränderungen  eingetreten.  I)  Bei  Tielen  hat  die  LehnTerbinduog 
gänzlich  aufgehört.  Es  sind  nämlich  1 )  solche  Reichslehnverbindungeo, 
sowohl  wegen  Yorderlehen  als  auch  wegen  Afterlehen ,  deren  Gegenstand 
durch  Auflösung  der  teutschen  Reichsverbindung  verschwand  (z.  B«  Reichs- 
ämter), oder  durch  die  rheinische  BundesActe,  oder  nachfolgende  Macht- 
geböte,  dem  Vassallen  entzogen  ward  (z.  B.  manche  Regalien  jetziger  Stan- 
desherren), als  erloschen  anzusehen  ^],  Dasselbe  gilt  s)  von  der  Lehn- 
Verbindung  wegen  solcher  ReichsVord erleben,  deren  noch  fortdaoernder 
Gegenstand,  der  Staatshoheit    eines  Bundesstaates  nicht   unter- 
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orfen  ist  «)•  Aach  hat  3)  diejenige  LehnpOicht ,  womit  die  meisten 
*r  jetzigen  Bundesstaaten  selbst,  wegen  l>estimniter  Grandbesitzangen 
ler  TerritoriaIGei*echtsanie ,  dem  Kaiser  and  Reich  zngethan  waren,  bei 
uflosung  der  Reichs verbiodang  ganz  aafgehort|  durch  Appropriation, 
odlich  4)  hSrte  auch,  schon  durch  die  rheinische  Bandes  Acte  ^  die  Ldin- 
irbindong,  wegen  solcher  Reichs Aft erleben  ganzlich  auf,  welche  ein 
beinisoher  Bandesfürst  von  einem  andern  Bundesfursten  bis 
ihin  empfangen  hatte  ($.  83,  lY). 

I  VerKeichnisse  derselben,  bei  Mosbii  y.  d.  teutschen  Lehns Verfassung,  S.  34  ^ 

I  Bhejn.  Bund ,  XU  827,  §.  16.  XUL  96.  99. 

I  Von  ebemaligen  Reichslehen  In  der  Schweiz,    s.  Mosxa  a.  a.  Ol,  S«  i44 — 147« 
Ehenders.  von  d.  t.  Reichstagsgeschäflen,  S.  i383. 

§.    558.  (443,) 

b)  Oder  bloss  mä  Veränderungen  m  Ansehung  des  Lehnherm. 

II)  Bei  andern  vormaligen  Reichslehen,  ist,  unter  Fortdauer  der  Lehn- 
erbindung, nur  in  Ansehung  des  Lehnherrn  eine  Veränderung  ein- 
;etreten.  E^  wird  nämlich  1)  bei  denjenigen  Reichs Yord erleben,  deren 
ksitzer,  wegen  solcher  lehnbaren  Besitzungen  oder  Gerechtsame,  jetzt  der 
Staatshoheit  eines  Bundesstaates  unterworfen  sind,  die  Lehn- 
lerrlichheit  dergestalt  als  fortdauernd  behandelt,  dafs  der  InbegrifiP  der 
ehnherrlichen  Rechte  nunmehr  demjenigen  Bundesstaat  zusteht,  indessen 
Staatsgebiet  der  Gegenstand  der  Lehnverbindung  sich  befindet  ay  2)  Reichs- 
^ft  er  leben,  welche  in  dieser  Eigenschaft  vorhin  schon  von  einem  Bun- 
lesstaat,  als  ReichsAfterlehnherrn,  verliehen  wurden,  haben  sich,  nach 
Erlöschung  der  Reichs lehneigenschaft,  in  unmittelbare  oder  Yorder- 
^ctivlehen,  und  zwar  desjenigen  Bundesstaates  ($.  83,  IY3  verwandelt,  in 
Jessen  Staatsgebiet  sie  gelegen  sind. 

1)  Bhetn.  Bond,  Y.  242.  390.  YHI.  29a  X.  5o.  XIL  3a6.  XUL  8a  96.  XV.  491.  Der 
König  Ton  Sachsen  erklärte  für  ihm  angefallen ,  jede  dem  Kaiser  und  Reich  su- 
gestandene  Lehnherrlichkeit  über  inländische  Besitsungen.  Patent  v.  sS.  Aug. 
1809,  n.  zu  dessen  Erläuterung  ergangene  Rescripte  v.  7..  Mai  u.  6.  Dec,  1809 
u.  3.  Jan.  1811,  in  der  Gontin.  DI.  Cod.  Aug.  T.  L  p.  557— 56o.  Dasselbe  ver- 
ordnete Preussen,  in  Ansehung  der  in  seinen  Staaten  gelegenen  Reichslehen, 
durch  eine  CabinetOrdre  ▼•  16.  Sept.  1806,  in  Cboxb^s  u.  Jaiif*s  Germanien, 
Bd.  n,  S.  5ii  u.  in  v.  Abcheitbols  Minerva,  Oct.  1806,  S.  189.  Desgl.  fVür' 
temherg,  in  der  Derlarationi  betr.  die  staatsrechtL  Verhältnisse  des  (urstL  Hauses 
Hohenlohe WaldenburgBartenstein ,  t.  27.  Oct.  i8a3,  %.  68.  Und  Hannover^  in 
Ansehung  der  vormaligen  ReichsLehnverhältnisse  des  furstl.  Hauses  Bentheim, 
^egeu  der  Grafschaft  Bentheim,  in  e.  Verordn.  ▼•iS.  Apr.  i8a3,  Art.  77,  in  d. 
hannö^er.  Gesetzsamml.  v.  1823,  Abth.  I,  S.  i43  f.  Klübbb's  Abhandlungen, 
Bd.  I,  S.  146.  —  Anwendung  auf  die  reichslehnbaren  fürstlich-f/itini-  und  taxüchen 
Pongerechtsame.  Yergl.  §.  434,  4^9  u.  f.,  u.  642,  d.  —  Die  ReichsLehnverhält- 
aisse  preussücher  Standesherren  im  Sinn  der  t.  Bundes  Acte,  sind  bei  BcichsYer- 
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Herlcben  für  «ufgchoben,  biiiKegen  bei  mljMitdieit  iik*icksAfterlofficii,  Adlr-  vuä 
PcissirLebexif  so  wck  diese  immittelAt  nichr  «ilodilUirt  worden,  f&r  foiidMiend 
erklärt,  in  der  k.  preufs.  Ii^^truction  v«  3o.  Mai  1820,  §.  aa;  in  der  preul«.  (k- 
setzsamml. ,  1810,  S.  88.  Bafs  die  Lehnherrlichlieit ,  nur  bei  f^e^thtuen  Lehea 
dem  inHbidischen  Bundesstaat,  bei  auf^etra^nen  hingegen  als  coniiolidirt  mit 
dbm  LebnuBtereigeiitbum  (ak  appropiirt)  dem  L^lNimana  bitte  bermfallen  ftoUo, 
bebawptet  Gvuu  Wobabo  in  der  oben  (§.  49%  ^^'*  * )  ^^^f*  «NnmenU  Part.  L 
c.  3.  G.  U.  V.  BsB6*t  Abhandlungen  tu  ErlauU  der  rhein.  Bandet  Acte,  TK  U 
S.  174  ff. 

§.    559.  (444.) 

Fortsetzung. 

Aach  ist  3)  bei  denen  Reichs  A  ft  er lehen,  welche  ein  ehemaliger  rhei- 
nischer Bundesfiirst  von  einem  solchen  reichsstandischen,  durch  Anflosan^ 
der  Reichsyerbindung  souverain  gewordenen  Landesherrn  onpfing, 
welcher  zu  dem  rheinischen  Bund  nicht  gehorte,  die  LehnyerbindaDg, 
der  Regel  nach,  durch  die  rheinische  BundesActe  (ur  anfgeHoben  nicht, 
sondern  das  Lehn,  nach  ErlSachuog  der  ReichsLehneigenschaft^  nnamehr 
für  ein  Vorder  lehn  zu  achten  «).  Dasselbe  gilt  4)  ^on  solchen  Reichs- 
Afterlehaif  welche^  wahrend  der  Reichsrerbindang,  yon  jetzt  als  Standes- 
herren untergeordneten  ehemaligen  reichsständiachen  Landesbarren  voa 
fürstlichem  oder  gräflichem  Stande,  an  nachher  zu  dem  rheinischea  Boad 
nicht  gehörige  Staaten,  gleichviel  ob  diese  zu  dem  teutscfaen  Raiok  ge- 
horten oder  nicht  ^),  oder  an  solche  Reichsunmittelbare,  welche  nacb 
Auflosung  der  Reichsyerbindung  rheinischen  Bundesfürsten  untergeoidiiet 
wurden  <?),  oder  an  ehemalige  Reichsmittelbare  <^,  yerliehea  wurden. 

d)  Theils  böhmische  theils  östreichische  Beichsafterlehen  hatten  die  Fürsten  n>n 
Reafs,  TOn  Seh  warebarg,  u.  von  der  Leyen.  Mosta  y.  d.  t.  Lehnsyerfassci^. 
418  f.  420.  Die  BeichsaflerL«haverbiad«lng  der  rett&iselMta  Haiiaer  mit  j^f 
Krone  Böhmen,  wird  seit  Auflösung  der  t.  Rcichaverbindting  ytfn  beiden  Tbaks 

stillschweigend  als  gänslich  aufgelöset  betrachtet. 

6)  Mossa  A.  a.  O.  8.  49i- 

e)  Mossa  a.  a.  O.  8.  4*3» 

d)  MosKB  a.  a.  O.  B,  4^3«  Nor  werden  Lehnterbltldangc^Tt  dieser,  so  wie  der  darrh 
die  Note  c  angedeuteten  Art,  nieht  in  allen  teutschen  Bundesstaaten  feraertis 
geduldet.    Vergl.  %.  943. 


§,   540^  (445.) 

SIÜ  Fortdauer  der  SuecesstonsRechie  und  der  ursprüng^he» 

Rechtsbestünmungen, 

Dieser  Veränderungen   ungeachtet,  ist  I)    rechtlich   anzunehmen,  daA 
die   yoirnaaligen   Reichslehn    Su  ccessionsRecbte,    nebst    der  Succes- 
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ionsOrdnang,  g;leidiTiel,  ob]tich  dieselben  grSndeii  auf  die  Abstammung 
on  dem  ersten  Erwerber  (Jos  sangninia))  oder  auf  Mitbelehnscbaft,  oder 
iii  gesetzmäsig  erlangte  ErentaalBelehnong  oder  Anwartscbaft  0),  oder  auf 
ndere  gültige  Yertragbestimmang  od^r  WiUenserhlä'niBg,  unverändert 
ortdauern  C$«  S3);  nidit  nur  bei  den  vormaligen,  jetzt  appropritrten, 
letchsleben  der  teutscben  Bandesforsten  selbst,  sondern  ancb  bei  denjeni- 
;en  Reicbslebeni  die  nach  Aofllhang  der  Reichsverbindang  In  Staatslehen 
heiniscfaer  Bnndesförsten  rerwandelt  wurden,  und  jetzt  ron  teutscben 
(undesfursten  releviren  ^).  Bei  diesen  letzten,  bleiben  überdem  11)  nach 
rie  vor,  so  wie  die  ursprünglichen  Rechtsbestimmangen  (lex 
(lYestiturae)  überhaupt,  also  auch  namentlich  die  besondern  Eigen- 
chaften  oder  Inproprietaten  einzelner  Lehen,  unverändert  gültig. 

1)  Rheinische  BundesActe,  Art  34,  und  Analogie  dieser  Rechtsbestimmuog,  Oben 
§.  83.  V.  Bkhg  a.  a.  O.  S*  185.  Wusabd  1.  c.  Klübbb'b  Staalsr.  des  Rhein- 
bundes, %,  89  u.  92* 

')  Durch  den  in  der  rhein.  Bundes  Acte  (Art.  34)  enthaltenen  Versieht,  sind  die 
unmittelbaren  (Rhein.  Bund,  IV.  iis)  SuccessionsRechte  eines  Bundesfursten  auf 
solche  siandetherriteke  BesitKungeo  ausgeschlossen ,  welche  in  dem  Souverain- 
Staat  eines  andern  Bandesftirsten  gelegen  sind*  RliIbbb's  angef<  Staatsr.,  \.  191. 
Ebendess.  Abhandlungen,  Bd.  I^  S.  35« 


§«541«  (446.) 

2)  Bei  TerräorialLehetu 

» 
In  Ansehung  der  'während  der  teutscben  Reichsverfassung  bestandenen 

teutscben  TerritorialLehen,  blieb,  bei  AnflSsnng  der  Beichsrerbindung, 
1)  jede   bisherige   inländische  TerritorialLehnverbindung ,    bei    welcher 
Torhin  schon  dem  jetzigen  BundesfSrsten   die   Lehnherrlichheit  gebührte, 
ohne  Veränderung  in  der  Person  des  Lehnherrn  und  seiner   Rechte;  aber 
späterhin  erfolgten,  in  etlichen    Bundesstaaten,   Lehn  Vererbungen  ($.  542)J 
H)  Was  aber  die  auswärtige  Lehnherrlichlteit  über  inländische  Privat- 
besitzungen (Aussen-  oder  Bntenlehen,  feuda  extra  curtem),   betriff;  <'),   so 
begründete    die   staatsrechtliche    Thatsache    der    Auflosung    des    teutscben 
Reichs,  der  Errichtung  des  rheinischen  Bundes,  und  der  Erweiterung  der 
Landeshoheit  bis  zu  voller  politischer  Unabhängigheit  (Souverainetät),  einen 
XJebergang  derselben  auf  den   inländischen  Staatsoberherrn 
ipso  jure  nicht;  denn  dieselbe  ist   privatrechtlicher  Natur,  und  es  war 
io  dem   gesammten   TerritorialBestand  des  teutschen    Reichs   Auswärtigen 
der  Eigenthuinbesitz  inländischer  Privatberechtigongen  gesetzlich  nicht  ver* 
boten,  und    solche  Besitzfahigheit  der   Ausländer  durch   die  Unterordnung 
des  Landes  unter  die  Reichshoheit  nicht  bedingt.      Dennoch  ward  die  aus- 
wärtige Lehnherrlichheit,    i)   von  mehreren   rheinischen   Bundesfür- 
sten &)    als   unter  den     rheinischen    Bundesstaaten   au%ehoben 


812  U*  TheiL  XVII.  Cap. 

und  auf  denjenigen  Bundestursten  übergegangen  betrachtet,  in  <le»fii 
Staatsgebiet  das  Lehn  sich  befindet;  dem  zufolge  auch,  in  dem  hfinftigea 
Fall  einer  firofFnong  des  Lehns,  der  yorige  Lehnherr  zu  der  Conaoli- 
dation  des  Lehns  nicht  berechtigt  ist  «).  Dagegen  haben  a)  andere 
rheinische  Bundesstaaten  entgegengesetzte  Grundsatze  aafgeatdlt  ^). 
m)  Jede  Lehnverbindnng,  welche  onmittelbar  zwischen  rheinischen 
Bundesfürsten  bis  dahin  bestanden  hatte«  ward  als  ajifgeloset  be- 
trachtet <).  lY)  Und  eben  so  die  Lehnberrlichkeit ,  welche  einem,  nui.- 
mehr  als  Standesherrn  untergeordneten,  vormaligen  reichsstaDffischefl 
Landesherrn,  über  einen  nunmehrigen  sou verainen  Bundeafursten  zdi- 
her  zugestanden  hatte /}•  Y)  Lehnverbindungen  zwischen  rheimseh&i 
Bundesfürsten  und  Souverainen,  die  zu  dem  rheinischen  Bund  ni^^t  ge- 
hörten, blieben  in  der  Regel,  nach  wie  vor  bestehen.  VI)  Doch  wor- 
den Ausnahmen  hievon  gemacht.  Jede  Lehnvei*biadung  Oestreich«^ 
mit  Baiern,  Wurtemberg  und  Baden,  ward  in  dem  presburger  Frie- 
den wechselseitig  aufgehoben  g).  Auch  erkannte  imd  erklärte  Oest- 
reich  im  Jahr  1808  die  Auflösung  seiner  böhmischen  Lehnherrlichkeit 
über  eine  fürstlich- reussis che  Besitzung  A).  YIQInder  wiener  CongreiV- 
Acte  (Art«  18  u.  19)  verzichteten  Oestreich  auf  seine  böhmische  IjAu- 
herrlichheit  über  den  preussischen  Theil  der  beiden  Lausitzen,  und  Press- 
sen  und  Königreich  Sachsen  gegenseitig  auf  jedes  FeudalHecht  ode 
Anspruch  («tout  droit  ou  pr^tention  de  feodalite»),  die  sie  ausserhalb  3irer 
jetzt  bestimmten  Grenzen  ausgeübt  oder  auszuüben  gehabt  hätten.  Vui)  De» 
KSnigreich  Böhmen  räumte  das  Honigreich  Sachsen  die  Lehnfaerriichkat 
ein,  über  yerschiedene  von  seinen  Schlossern  und  Oertern,  unter  dem  Nü> 
men  der  böhmischen  Hauptlehen  '");  desgleichen  über  etliche  andere  Lehn- 
stücke  ^).  IX)  Seit  Errichtung  des  Teutschen  Bundes,  haben  verschjedene 
Bundesfursten  vertragweise  verzichtet  auf  ihre  lehnherrlichen  Gerechtsame 
in  andern  Bundesstaaten.  So ,  wechselseitig ,  Preussen  in  Yerträgeo 
mit  SchwarzburgSondershausen  O  und  Seh warzbur gRndul- 
stadt  m)y  und  Königreich  Sachsen  mit  SacbsenAltenburg  »),  Auck 
schiofs  Preussenmit  Hannover  am8-December  1817,  und  mit  Braaa- 
schweig  am  3.  August  1832,  Yerträge  über  Aussenlehen  ($r  543,  cV 
X)  Braunschweig  weigert  sich,  die  wegen  seiner  LehnheiTlichkeit  über 
Lehen  in  fremdem  Gebiet  o),  von  rheinischen  Buudesiürsteu  gemachtes 
Yerfügungen,  und  die  mit  dem  Honig  von  Westphalen  geschlossenen  Va- 
träge  anzuerkennen  p). 

ä)  (£.  A*  Haus)  Ueber  die  Lehnbcrrlichlceit  eines  Souverains  des  rhetniscben  Bun- 
des im  Gebiete  dA  andern.  (Würsb.)  1807.  8.  Avt*  Huhokb  über  die  EHö- 
srhung  der  auswärtigen  Lehen,  in  den  Staaten  der  rheinischen  Coofoderanou 
Landab.  1808.  8.  Max«  Gübthsb  (praes.  G.  £.  Wsissbj  diss.  de  matata  feud»- 
rum  extra  curtem  inter  principes  foederi  rbenano  adscrtptos  ratioae.  Lip^ 
1809.  4.  Rhein.  Bund,  XXVL  i85.  196.  KLVBEirs  Abhandlungen  etc.,  Bd.  I,  \ 
398  ff.,  wo  der  oben  in  dem  $.  unter  Num.  U.  stehende  IlechtsaU  rror- 
tert  is^ 
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\  Baurueke  Vcrordn.  t.  3t«  Dee.   1806;  m  d.  Rbein.  Bond,  V.  94s.    BaUriseki 

Verordn.  v.  17.  Apr.  1807;  in  dem  Regier.  Blatt,   1807,  N.  36,  iL  in  OBmsBxi- 

chfb's  Archiv,  St.  Vm,  Num.  i5.    Bmeriseke  Declaratioa  r.  19.  MSrs  1807,  lit. 

M.  n.  1 ;  in  d.  Rhein.  Bund,  VI.  890.    fß^urumh.  Patent  t.  16.  Der.  i8o7.    ^TJr- 

ttmber^,  Declaration  ^   betr.  die  staatsrcchtl.  Verhältnisse  des  fursth  Hauses  Ho« 

lienlobeWaldenburgBartcnstein^  TOm  17.  Oct.  ]8i3,  |.  58.     Baduche  Verordn. 

\.  a5.  Nor.  1806.    Badischa  Verordn.,  die  StandesherrlichlieitsVerfals.  betr^   t. 

aa.  Juli    1807,   $.  i5;   in  dem  Rhein.  Bond,  XIL  Ssd.    BadüMs  Conatitutiona- 

Edtct,  die   Lchnverfafsung  des  Grolshersogthuros  betr.,   ▼.  la«  Aug.  1807,  $.  3. 

Grofsherxogl.  hesjiisdie  Verordnung  v.  4«  Febr.  1807;  in  dem  Rhein.  Bund,  VIR. 

298,     u.    in  Okstebreichxb's  Archiv,   VIR.  Num.   i3.  R.  täduischss  Patent  ▼. 

23.   Aug.  1809,  mit  Rescript   vom  7.  Mai  1810  als  Erläuterung  dieses  Patents. 

fFurzhurgische  Verordnung   vom  14.  Dec.   1811    (Tergleiche  Rheinischer  Bund, 

X.  5o).     fTür%burgtsche  Verträge,  1)  mit  Baden,  y.   17,  Mai  1807,  §.  6,  in  d. 

Rhein.  Bund,  DL  495;  a)  mit  SachsenCoburgAfemm^efi,  «.  20.  Juni  1808,  $.  9  u. 

10,  ebendas*  XXR.  i3o;  3)  mit  dem  F.  Prinuu^  y.  19.  Aug.  1808,  V*  i3,  ebendas. 

XXIV.   392.    SAchgen-weitnarische  Verordn.   vom  14*  Juni  1809.    Schwor tburgSon^ 

dershausiäches  Patent  v.  5.  Dec.  1809.    Uppische  Verordn.  ▼.  8.  Jan.  1809.    Kö- 

nigl.  westphäL  Decret  t.  a8.  Mars  1809,  Art.  3.    (Dieses  Deeret  ist  wichtig,  in 

Beziehung  auf  den  unten,  in  der  Note  p.  xu  diesem  %»  erwähnten  Streit  awi- 

schen  Braunschweig  und  Lippe.)     Der  Rönig  von  Sachsen  erklärte  für  ihm  an- 

gefallea,  jede  seither  einem  andern  rheinischen  Bundesförsten,  oder  irgend  einem 

andern  fremden  Souverain,   seither  zugestandene  Lehnherrlichkeit  über  inländi* 

sehe  Besitsungen ,  in  dem  oben  (f.  538,  a)  angef.  Patent  y.  i3.  Aug.  1809.    G^v- 

THtR  1.  c.  §.  16.  —    Diese  Grundsätze   glaubte  man  aus  dem  in  der  rheinischen 

BundesActe,  Art.  34,  geleisteten  Ferxicht  (oben  §.  43  u.  83,  u.  Rlubbb's  Staatsr. 

des  Rheinb. ,  §.  89  fü)  folgern  zu  können,  oder  zu  müssen.    Rbauxb's  Beiträge    * 

KU  e.  allgem.  Staatsr.  des  rhein.  Bundes,  S.  264.    Rhein.   Bund.  FV.  83.  XXVL 

196.     Man   s.  aber  Rlübsb's   Abhandl.   etc.,    Th.  I,  S,   17,  36  u.  899.  —  Von 

der  Frage,  ob  jener  Verzicht  durch  Auflösung  des  rhein.  Bundes  entkräftet 

worden  sey?  oben  (•  47*  ^  Rlübsb  a.  a.'  O.  S.  64.  *—  Von  pAr^VLehen  der 

Skatdtsherren^  die  ihnen  bis  dahin  tob  einem  autwärtigen  BnndesRlrsten  yeriie- 

hen  wurden,  z.  B.  die  feuda  palatina  extra  curtem,  wie  die  Grafschaft  Wied«  t. 

Bbausr  a.  a.  O.  11 5,  u.  die  angef.  würtemb.  Declaration  y.  97.  Oct.  1893«  $•  58. 

—  Von  kömgL  säehsiicher  Seite,  liefs  man  sich  die  Auflösung  der  mit  dem  gräfl. 

Hause  Pappenkeim  bestandenen  Lehnverbindung  geftdlen,  betreffend  nicht  nur 

das  ReichsErbmarschallamt,  sondern  anch  Schloss  und  Stadt  Pappenheim  nebat 

Zngehörungen.     Dagegen  nahm  Baiem  dieselbe,  über  die  letzgenannten  seiner 

Staatshoheit  jetzt  unterworfenen  Gegenstände   in  Anspruch,  worüber  zwischen 

ihm  und  Pappenheim  ein  Rechtstreit  entstand,  worin  i83o  Baiern  siegte. 

:)  Bhein.  Bund,  IV.  ii3,  %.  7.  —  Dawider  s.  £.  A.  Haus  a.  a.  O.  8.  la  £  35  (& 

Rhein.  Bund,  XXVI  t85  ff. 
0  So  1)  der  Groüsherzog  von  Hessen  und  der  Ffint  Primas  ^  in  e.  Vertr.  y.  26. 
Sept  1806  •  worin  die  Sonyerainetät  über  die  in  dem  GroCsherzogthnm  Hessen 
(also  extra  curtem)  gelegenen  Lehen  des  Fürstenthums  Aschaffenburg,  dem 
ersten  überlassen,  die  Lehnherrlichkeit  hing^en  dem  andern  yorbehalten  ward. 
Rhein.  Bund,  ID.  367.  Auch  erkannte  a)  Hessen  die  nassautsche  Lehnherrlichkeit 
uher  den  unter  seiner  Staatshoheit  t>eflndlichen ,  freiherrl.  y.  Löwischen  Ort 
Steinfurt,  an,  in  e.  Vertr.  y.  3o.  Aug.  1806.  Rhein.  Bund,  DL  487.  3)  Die 
grolshersogL  wurshurgisehe  Constitution  T..9.  Juni  1807,  (.  170,  setzte  die  defi- 
x^dve  landesherrliche  Erklärung  dieses  Punctes  aua^  bis  nach  Berichtigung  der 
nachbarlichen  Verhältnisse.  Rhein.  Rund,  X.  5o*  Es  wurden  nachher,  in  den 
oben  Note  b  genannten  wÜrzburgischen  Verträgen  und  in  der  späteren  Verord- 
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Bung  vom  M.  Dect  idii,  di»  GminAiStte  «ngeaoiiiiiiea,  w^be  tu  gcyawai tif^t» 
§•  unter  U^  i ,  angezeigt  simoL  4)  SmehtenCokur^Samlfeld  und  Sekmartkarg^Huiat 
Stadt  kamen  überein«  den  Status  «{uo  bis  auf  Weiteres  betsubefaaltcik  Nach- 
dem 1896  Saalfeld  an  S.  Meining*n  gefallen  war,  ward  das  Lehnveriiakpifs  m 
J.  18^7  durch  Vertrag  rogulirt    Regenten AUnanach  für  1819,  S.  96. 

#)  Aach  dieses  glaubte  man  aus  dem  (oben  Note  b  erwähnten)  in  der  rhräi. 
BundesA^te  geleisteten  Versieht  foTgem  xn  dürfen,  oder  su  müssen.  Doe^ 
spricht  der  Versieht  nteht  von  ^Vafrechtlichen  Verhältnissen.  Kz.ubsb*s  Staatsr. 
des  Bheinb.,  %.  90,  Num.  a.  •—  Kurhe^sen  erktnfnt  eine  solche  Aufhebung  tob 
LehuTerbindungen  nieht  an.  Man  s.  §.  142,  a.  —  Von  der  Lehnbarkeit  der 
Grafschaft,  jet«t  Fürsten ihum ,  Wald/sck  gegen  Kurhessen ,  und  der  Grafschaft, 
yt\xX  Fürstenthum,  Pyrmoitf  gegen  Braunschweig,  s.  Rhein.  Bund,  VE.  161. 
UL  449. 

/)  Bbaiteb  a.  a.  O.,  S.  108.  Vergl.  unten,  §.  543,  Note  b,  u.  |.  544*  —  Die  rWin. 
Bundes  Acte  lieflert  för  einseitige  Aufhebung  solcher  privatrechtlichen  Veriiält- 
nisse  keinen  Entscheidungsgrund. 

g)  Presburger  Friede  v.  i6u  Dec.  1806,  Art.  i& 

A>  Die  Stadt  und  Pflege  HhiMerg  an  der  Saale.  Rais.  Ostreich.  t>hl2rung  v.  si. 
Jan.  iSoi.  ReufliLebensteinEbersdorfisGhes  Mandat  v.  19.  Oct  1808,  in  Woh 
HOPP*s  rhein.  Bund,  XIX.  66. 

f')  Vermöge  eines  Vergleichs  vom  a5.  April  14^9,  in  Mvusb's  Reiehatheater  nalfr 
Friedrich  V.  (oder  m.)  Vorstell.  R.  Cap.  9,  S.  587.  Wbisss's  k  aacba.  Stutsr. 
Bd.  n,  §.  354.  —  Die  böhmüche  Lehnherrlichkeit  über  die  unter  k.  aachsiscbrr 
Hoheit  gelegenen  SMnburjgischen  Herrschaften  Glaucha,  Waldenbui^g  und  Wh 
tenstein,  wurden  in  dem  teschener  Frieden  vom  i3.  Mai  1779,  von  Böbmea  ai 
Baiern,  von  diesem  an  das  Kurhaus  Sachsen  abgetreten.  Wsiasa  a.  a.  O^  Sote 
6,  u.  Bd.  I,  §.  19. 

k)  Namentlich  Etlenburg*,  Goldits  und  Leianig,  vermSge  de«  prager  Vertrags  tob 
14.  Ckt  i546,  und  des  naumburger  Vertrags^  vom  94.  Febr.  1^4.  Wsiasi  a. 
a.  a  Bd.  n,  V*  3^1  ▼«1^^  nwli  Bd^  If  $.  tS^Dtete  3«  u.  }.  16,  Rote  3. 

ty  Vertr.  v.  19.  Juni  1816«  Art.  1  n.  a,  in  BlABTtnrs  recueil,  SuppUm.  T.  XIB, 
p.  919. 

m)  VoitR.  V.  19^.  Juni  i8a6,  Art.  1  u.  «,  bei  Mabtw»  L  c.  p^  ^36. 

tSfr  üebereiiiiraiift  v.  ^/^.  Mai%  18)7,  bei  Mabi^bts  L  c.  T*  XI,  p.  i43. 

o)  Von  den  Lehen,  welche  von  dem  herzogl.  Hause  BraunsckweigLünebarg  andern 
Reichsstanden  ertheilt  wurden,  namentlich  von  dem  Stad-  und  BudjadingerLaad; 
in  P«  C:  RiBKVTBOPP*8  Beyträgcn  cur  Verfafs«  des  Hereogth.  Braunschweig  Läa^ 
bürg,  wolfenbütteL  Theils,  t  Beytrag  (Braunschw.  1787),  S.  96 — io3. 

pY  Streit  deCihalb  zwischen  Ermauckmeig  b-  ^w^*«  ^^'  ^'^  ^  Buadesverianmihmg 
seit  1829« 

§♦   5421  (447.) 

F  a  r  t  s'&  t  %  u  n  gi 

XI)  In  dem>  Zeibramn  de»-  rheini^^beit  Bandes  ward,  in  rorschiede- 
nen  Bondesstaaten,  die  Allodi'fic'ation  der  T'erritorialLehen«  zum 
Tbeii  aucb  der  Privatleben  (§.  543))  durcb  landesherrliche  Yerordnaog 
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ve^r  verfügt^  oder  Bereitwilligkeit  dasu»  bei  StaatsAethrLehen,  Ton  der 
('ierung  erklärt  «).  Nach  Yernichtang  jenes  Bundes^  ward  in  dem  unter 
mdeis  nim  vertii^bcaer  Hcr^-scWl  gestandeaea  Laoderii  oder  Lande«« 
ilen ,  voa  der  wieder  eingetretenen  rechtmäaigeii  Laodesliemeluift  (§t  t53 
1  f.)  die  AUodificatioB  theils  nur  so  weit,  als  dieselbe  bereits  rollzogen 
r,  anerhannt  *) ,  theils  allgemein  für  nichtig  erklärt  C),  XII)  Seit  Auf- 
riMg  der  teutscheo  Reiclis Verbindung,  sind  in  mehreren  Bundesstaaten  so- 
'  neue  Staatslehea  entstanden  <0*  XU)  Doeh  wird  nickt  gestattet^ 
s  Jemand  inlfüidiacke  Besitzungen  einem  aoew&tigeB  Souveraia  zu  Lehn 
(trage,  oder  ron  ihm  inländische  Priva^uter  oder  Einkünfte  zu  Lehn 
hme  O*  XIY)  Auch  wird  einem  fremden  Souverain,  inländischer 
hnbesitz  nicht  leicht  erlaubt/]).  XV)  Lehnähnliehe  Institute^  last 
e  auswärtige  Staatsiebea  (feiifla  publica  extra  curtenOi  waren  seit  1806, 
YCRichiedeneo  tetttsehen  Staaten,  die  kaiseriicb-fvanzösischen  Sehen- 
ngs«  imA  MajoratDotatfonsGSter  and  Jahrrentem  Sie  wurden, 
t  wenigen  Ausnahmen^),  vernichtet,  oder  wenigstens  tou  den  Re- 
tt-angen.,  ia  deren  Staaten  sie  befindlich,  ab  Temiohtet  betrachtet, 
rch  einen  geheimen  Artikel  des  pariser   Friedens  TOm  3o.  Mai  1814  ^)* 

Baierücke  Ent8cblie«aung  ▼.  17.  Apr..  1807,  die  Umwandlung  aämmtlicher  Passiv* 
Lehen  des  Staats  ia  freies  Eigent^^ni  hctit* ,  nebst  Veror^  ▼«  18;  Aug.  i8k5 ; 
beide  in  d.  Begier.  BL  v.  1807,  S.  i34^;  ▼.  i8i5,  S.  753.    Baier,  Edicl  v.  7.  Juli 

1808,  die  Lehn  Verhältnisse  im  Königr.  betr.;  in  d.  Reg.  B].  ▼.  1808,  S.  iQgS. 
Döllibgsr's  Verftifii.  des  KR.  Baiern,  Tb.  I,  S.  CXLL  Novellen  sum  baier. 
Landr.  (Memmingen  i8ao)  S.  54a.  —  Badische  Verordn.  y.  92.  Juli  1807,  %,  i5, 
worin  den  badischen  Standesherren  die  gegen  Oestreich  auf  sieb  gehabte  Lahn- 
pflicht,  in  den  ssu  Badto  jetzt  gehörenden  Landestbeilen,  erlassen  wird.  Rhein 
Bund,  XII.  3a6  f.  —  Die  grolsherzogl.  hessische  Regierung  machte  am  ^.  Mai 
1808  ihre  aligemeine  Bereitwilligkeit  bekannt,  su  Allodificirung  ihrer  inländischen 
Staaulehen  in  dem  Fftrstenthum  Starkpnburg,  geg^n  ein,  billiges  Aequi?alent. 
Rhein.  Bund,  XX.  359.  —  AUgem.  Aufhebung,  des  Lehnwesens  Terftigten:  K. 
Napol6on*s  Decret  fUr  d'.  Grofsherzogth.  £^er^,  vom  11»  Jan.  1809,  in  Caoxx'a  u. 
jAvp'ft  Germanien,   Bd.  D,  8.  5 18,  u.  d,  königl.  westphäl,  Decret  v.  a8.   Mars 

1809,  ebendas.  S.  519,  in  dl  Bulletin  des  lois  du  rajaume  de  Westpbalie,    1809, 
n'^47.  u.   in  d.  Rhein.  Bund,  XXXII,  3i4.    Vergl.  ebendas-  XLV,  591,  LL.434. 
K.  schwedische  Verordh.   v.  11.  Oct.   1810«  wegen  Vererbung  der  landesherrli- 
chen ActiVLehen   in  dem  Herzogthum    P'orpommem  und  dem  Fürstenthum- Aü- 
ffen.  —   üeber  die  neuesten  Schicksale  des  Lehninstituts;  in  Caoxs*s  u.  Jaup's 
Germanien,  Bd.  IV,  Heft  a  (1810  8.),   Num.  5.    v.  HomraoBST  über  die  Allodi- 
fieation  der  liehen  in  Deutschland »>  ▼onsiigHeb  in  den  Staaten  des  Rheinbundes; 
«bendM.  BcL  DI,  Heft'«  (1809)^  ^^*>™  ^^«  ^  ^-  ^^1  ^^  >  (1^10),  Num.  4.  — 
In  der  Kurmarl  Brastdankmrg  wurden  schon  1717  aüe  TerritortalLehnTerbiadnn 
gen  aufgaheben.    V^-^mksm  obss.  juria  fend.,  cap-.  34«    Bi  Htnterpofnmem  1787. 
ZapiBviG&'s .  MiscelL   Tb.   IB,   Num;  i4-  u.  i5i    —    Dasselbe  geschah    in   allen 
durch  den  lun^  viller  Frieden,  von   1801.  an 'Frankreich   gekommenen,    sowohl 
östreicUischr niederländischen,  oder  belgischen,   ds  auch  teutschen  Ländern  auf 
^r  linkfn  Rheiaseite.'     Desgieieken   1811    in  dem  unter  dem  HAmen  des  Lippe- 
Departenicnta«  u.  der  hanseatiacliea  Departemente,  im  Dec«  1810  mit  Frankreich 
vereinigten  Ländeni  (V  3q)^ 

^  H.  hn  itßr^.  «lettere  ficklari  «bar  die  AUodifiealioa  der  Lehelr  im  ffiidesAtimi^ 
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jcken^  T.   i5.  Sept   i8i5.     Freuss»  Verordn.  r.  ii.  MJän  iBiB,  u.  i.  Jafi  i8te; 
in  der  preuss.  Gesetuamml.  1818,  S-  i*;;   1890,  S.  i3i. 


e)  Skrkessueke  Wiederherstelluiig  d.  Lehnwesens,   im  Jan.    181 5*     Andi  fft 

(mit  Ausnahme  des  von  ihm.  neu  erworbenen  Hildesheimiscben')  und  Brm/oh' 
schweige  stellten  die  von  der  fremden  Regierung  aufgehobenen  LehmnerbUtnii« 
wieder  her.  —  In  Absiebt  auf  seine,  in  preussischem  Gebiet  gelegenen,  wahresd 
der  fremden  Regierung  allodificirtcn  jitusenUlien  (feuda  extra  curtem),  kaa 
Hftnnover  am  8.  Dec.  1817  mit  Preusjen  fiberein,  daüs  beide  auf  jeden  Anspradi 
(wechselseitig)  versichteten ,  den  die  eine  Regierung  in  Absicht  auf  'Wiederher- 
stellung ihrer  Lehnherrixcfakeit,  oder  auf  die  IQr  deren  Aufhebung  fcstgeseti^ 
Entschädigung,  bei  solchen  im  Gebiete  der  andern  gelegenen  Aussenkhea 
machen  könnte,  und  so,  dafs  in  beiderlei  Hinsicht  Alles  sur  freien  VeHügBn^ 
der  inländischen  Regierung  gestellt  seyn  solle.  Eine  ähnliche  Uebereinkunft^ 
wenige  Modificationen  abgerechnet,  kam  am  3.  Aug.  1819  swiscben  Pmutea 
und  Braunsckweig  «u  Stande.  '^  Nassau  stellte,  in  seinen  TOrmals  bergiscken 
Landestheilen,  die  lehnherrlichen  und  agnatischen  Rechte,  wie  Tor  1809,  im  Jahr 
1836  wieder  her^  ausgenommen  bei  den  bis  com  1.  Nov.  i8t6  schon  veräusMr- 
ten  und  vererbten  Lehen. 

d)  Z>  h,  furstl.  taxische  Postlehen  (§.  44^)9  eine  Art  von  Zinslehen  (fieudia  censoali- 
bus),  doch  da,  wo  sie  vorhin  als  Reichslehen  bestanden,  keine  aeiicn  Lekes, 
sondern  nur  Umwandlung  in  inlän^sche  Staatslehen  (§.  538  u.  4^7);  in  Baiem 
und  Wurtemberg  die  ReichsKronamtlehen  ((.  49^) ;  in  Schlesien  daa  Standesberr- 
liehe  Ffiratenthum  Krotossyn  des  Fürsten  von  Thum  und  Taxis  (V  4¥>f 
Note  b). 

e)  Das  angef.  badischc  ConsUtutionsEdict  v.  la.  Aug.  1807,  $.  3. 

/)  Ebendas.  $.  4* 

g)  Kais,  frans.  Ui'kunde  für  den  frans.  Reichsgrafen  (nun  baier,  Fürsten)  ▼•  fFnit 
V.  i5.  Nov.  1810,  wegen  der  ihm  geschenkten  frans.  Majorate  Engelsell,  Haasee 
u*  Suben,  in  dem  Inn-  und  Hausruck  Viertel;  dann  Fertrag  hierüber  swiscbea 
Frankreich  und  Baiem,  v.  28.  Febr.  1810,  Art.  4»  u.  baier*  Verordnung  ▼.  S. 
Aug.  1811,  über  die  rechtlichen  Verhältnisse  dieser  Güter;  in  d.  baier.  Regier. 
Blatt,  1811,  St.  5i.  —  Die  Dotation  des  Hersogs  von  Ragitsa^  Marschalls  Mar- 
mont,  mit  einem  jährlichen  Ertrag  von  70,000  Franes,  hat  Oestreicb  ubemam- 
men.  —  Die  Dotation  des  Hersogs  von  Dalberg  hat  Baiern  übernommen,  welches 
auch,  im  J.  1816,  ihren  Uebergang  auf  dessen  älteste  Tochter  für  den  fall  be- 
willigte, wenn  er  ohne  männliche  Nachkommen  sterben  werde.  —  Dem  gewese- 
nen grobhersogl.  bergischen  Minister  Agar  ward  seine  DotationsBesitsong 
(Mosburg)  bei  Düsseldorf  von  Prenssen  aus  Gnade  gelassen;  er  verkaufte  sie 
im  J.  1818. 

h)  Art.  5  secret,  in  v.  Mabtxhs  recueil,  SuppUm.  T.  Vni,  pr^ace,  p.  VII,  Note  **. 
Nach  der  Rehauptung  der  Donatare,  hat  in  diesem  Artikel  nur  die  fransosische 
Regierung  versichtet  auf  die  Gerechtsame ,  welche  damals  ihr  noch  auf  die  Do- 
tationsGüter  anstanden,  auf  das  ihr  daran  eustehende  Recht  des  BückfisUs  (droit 
de  retour).  —  Der  erste  SeparatArtikel  su  dem  pariser  Tractat  der  Tier 
verbündeten  Mächte  mit  Frankreich,  v.  a5.  April  1818,  setst  fest,  dais  die  Sti- 
pulationen dieses  Tractats  den  Rechten  und  Ansprüchen  der  napoleoniscben 
Donatarien  nicht  nachtlieilig  seyn  sollen.  Mastshs  recueU,  Suppl^m.  VIL  ^v>. 
Die  im  {.  angef.  vernichtende  Stipulation  des  pariser  Friedens  von  1814,  konate 
rechtlich  nicht  rückwircken  auf  die  bis  dahin  von  Donatarien  nach  gleichseiti- 
gen Gesetsen  rechti^üli^  geschehenem  Verausseningen  ihrer  Donationen.  (Rechts- 
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streit  des  Duc  de  Rovigo  mit  dem  Preuss,  StaatsFiscuSy  dem  darcb  ürtbeile  der 
beiden  letslen  LutaDsen  i83i  seine  Dotation  (Schloss  und  Amt  Sommerschen- 
burg, in  dem  Regierungsbezirk  Magdeburg)  entrissen  ward,  die  er  im  J.  1819 
von  dem  Käufer,  wegen  InsolTens  desselben,  bei  der  öffentlichen  Venteigerung 
titulo  oneroso  eurückerworben  hatte«  (Man  s.  das  pariser  Journal  «Le  Temps» 
du  31  Jan  vier  i83i.)  —  Durch  ein  Aachener  ConferenzProtocoU  y.  Via*  ^ov. 
18t 8  ward  festgesetzt,  dals  den  Donatarien  zu  den  ihnen  bis  zu  dem  pariser 
Frieden  t.  3o.  Mai  1814  gebfihrenden  Rüekstämden^  so  viel  möglich,  verholfen 
werden  solL  Doeumens  historiques  et  diplomatiqpies  faits  par  la  russie  ayec 
des  GouTememens  occidentaux  de  PEurope,  depuis  1814  jusqu'au  congres  de 
y^one  en  i8«2,  imprim^s  d'autorit^,  a  St.-P^tersbourg,  T.  11,  (i8a5.  fol.)  p.  375. 
—  Abweisung  eines  Reclamanten,  m.  s.  Bitte  wegen  e.  napoleon.  Dotation  auf 
den  Ertrag  des  BheinschifiahrtOctroi,  duroh  Beschluss  der  B.  V.  in  dem  Protoc. 
T.  i8ao»  §•  6o. 

§.  545.  (44a) 

5J  Bei  PrivaiLehen. 

Anlangend  die  inländischen  PrivatLehen,  so  war  bei  diesen 
1)  die  Lehnverbindang  mit  auswärtigen  PriTatLehnherren,  in  den  ehe- 
maligen rheinischen  Bundesstaaten,  für  anfgehoben,  durch  die  rhei- 
nische BundesActe,  nicht  zu  achten^  sie  ward  aber  fernerhin  nicht  über^ 
all  geduldet,  a)  Die  Lehnverbindung  mit  inländischen  Priyat Lehn- 
herren, ist  in  verschiedenen  Bundesstaaten  aufgehoben;  in  den  meisten 
aber  dauert  diese  Lehn  Verbindung  unverändert  fort  «);  doch  mit  Unter- 
ordnung unter  die  inländische  Staatshoheit^  und  dafs  Ritterdienste  nur  für 
den  Sou  verain  gefordert  und  geleistet  werden  hSnnen«  3)  Zu  dieser  Classe 
gehören  jetzt  auch  die  noch  bestehenden  inländischen  ActivLehen  inlän- 
discher Standes-^)  und  PatrimonialHerren  c)^  die,  wenn  sie  vor- 
hin BeichsAilerlehen  oder  Territorial  ActivLehen  jetziger  Standesherren 
waren,  sich  aus  solchen  in  PrivatLehen  verwandelt  haben  <9* 

0)  Nach  dem  (§.  641,  b)  angef.  badisehen  ConstitutionsEdict,  §.  3,  hönnen  diese  Le- 
hen nur   in  der  Form  von  uneifferalieken  Lehen  (fou  lehnahnlichen  Instituten, 
als  Feudaster) ,  mitbin  nur  in  ietiischem  privatrechtUehem  Verhältnis«  fortdauern. 
^  In  Baiem  ward  die  Aufhthung  aller  inländischen  Privai^  u.  udf/^terLehnverbin- 
dungen,  und  dals  forthin  nur  Mannlehen  der  Krone  ^  theils  Thron-  theils  Gans- 
leilchen,  bestehen,  und  königliche  Lehen  von  keinem  Lehnmann  weiter  verliehen 
werden  sollen,  TeHugt;   durch  Edicte  v.  10.  April   u.  7.  3uli  1808  t  3o.  Dec 
1808,  3.  Febr.  1809,  v.  2.  Jan.  i8i3  u.  6.  Jan.  i8i5.    Auch  erging  daselbst  eine 
Verordnung  v.    16.   Aug.  1810,  die  Auflösung  der  Privatleben  betr.  (Reg.  Bl. 
1810,  8.  657.    Novellen  zum  baier.  Landr.,  S.  587.    Döij.nroxB  a.  a.  O.  Th.  I, 
S.  GLXn)  mit  Nachtragen  v.  sS.  Dec.  1811,  3i.  Jan.   184  und   26.  Dec.   1818 
Cebendas.);    u.  eine  Verordn.   v.  7.  Aug.  i8i5,  betr.  die  Umwandlung  der  Pri- 
vat-   und  Afterlehen  in  Erbrecht,  Reg.  BL   v.   i8i5 ,   S.  711.     Novellen  etc. 
S.  591.     DöLLiiTGSB,   Th.  I,   S.  GLXXV.   —  Von  Aufhebung  des  Lehnwesens 
und  der  Lehnfolge,    in  dem   ehemal.  Grofsherzogth.  Berg   und  in  dem  ehemal. 
Königr.  WestphaUn^   s.  in  vorigem  $.,  Note  a.   v.  Hohvsobst's  ebendas.  angef. 
Abhandl. 

Kliiber*«  «ffentl.  Recht,  4.  Anft.  52 
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h)  Von  j^ußebung  der  »tandesherrlichen  ActivLehen  in  Bauern^  s.  die  Edirte  t.  l. 
Febr.  1809,  u,  a5.  Der.  1811. —  ^^«r^rmÄer^,  Declaration,  betr.  die  sUaUrech'.L 
Verhältnisse  des  fiirstl.  Hauses  Hohen  lobe  WaldenburgBartenstein,    f.  2-.  Ort. 
i8i3*    $.  59,   wo   diese  ActivLchnge rechtsame  dem  Fürsten  gelassen  werden. 
Von  PVürz6tirg,  s.  Rhein.  Bd.  X.  So. 

c)  J    L.  Klvbeb  de  jure  nobilium  feuda  militaria  constituendi.    Goett.  i~86.  8. 

d)  Braukk*s  angef.  Beiträge,  101.  —  In  dem  Grolsherzogthum  Baden  werden  di->* 
blofs  so  weit  geduldet ,  als  damit  nur  Gütert  Renten  und  Rechte  TerbiuKJea 
sind,  welche  die  Standesherren  selbst,  als  Eigenthum  besitsen  können,  ßadf 
sehe  Verordn.  v.  23.  Juli  1607,  %  17,  die  Standesherrlichkeits-VerfaM.  betr^  i:: 
d.  Rhem.  Bund,  Xu.  397.  Vergl.  Bravsb's  Beiträge,  111  u.  ii«.  —  DavseOK* 
ist  verordnet)  §.  52  der  groCsherzogl.  hessischen  Declaration,  die  Rechte  der 
Standesherren  betn,  v.  1.  Aug.  1807,  nur  mit  demZusats:  «und  in  so  weit  nicl-t 
das  dominum  utile  souveram  gewordenen  Herren  «usteht».  Rhein.  Bund,  \IIL 
80.  Dieser  Zusatx  findet  sich  nicht  in  der  grofsherzogl.  hessischen  Verordn. 
für  die  adelichen  Gerichtsherren,  ▼.  1.  Dec»  1807,  §.  Ifi,  Rhein  Bund,  XIV. 
a33*  —  In  der  baierischen  Declaration  v.  19.  März  1807,  lit.  JH.  beifst  es: 
«Was  die  AcUvLehen  betrifft,  so  werden  ihnen  (den  subjicirten  Fürsten  yxxkA 
Grafen)  dieselben  ferner  belassen)  jedoch  geht  in  allen  streitigen  Lehnsacbei 
die  Appellation  an  Unser  oberstes  JusticTribunal ,  und  die  RiuerdiensU  hönuen 
nur  für  den  Souverain  verlangt  werden)  alle  übrigen  Lshnf^e/äile  blähen  dem 
Mediatherrn^.  Rhein,  Bund%  VL  391.  Dieses  ward  späterhin  abgeändert,  darch 
Aufhebung  aller  inländischen  Privat-  und  AAerLehn Verbindungen,  in  dem  oben 
(Note  a)  angef.  Edict,  die  Lehnverhältnisse  im  Rönigr.  Baiern  betr.  t.  ".  Juti 
1808,  %,  1  u-  22  IT.  (in  d.  baier.  Regier.  BL  1808,  St.  48)  und  in  den  obea 
(Note  b.)  angef.  Edicten  v.  1809  u.  1811. 


§.    544.  (449.) 

Insbesondere  bei  PrivaiPassivLehen  der  Bundesfürsten, 

In  Ansehung  solcher  PrivatPassivLehen ,  "welche,  während  der  tcot- 
schen  Reichsverbindung,  ein  nunmehriger  Bundesfurst  Ton  eigenen  tn- 
terthanen  empfing,  ward  in  dem  Königreich  Baiern,  abweichend  tod 
der  bis  dahin  in  Teutschland  allgemein  bestandenen  I^ehnsitte  <i3,  als  GroJKl- 
satz  aufgestellt:  dafs  kein  rheinischer  BandesSouyerain  fernerhin  Yassall 
eigenerUnterthaneu  sejn  k5nne,  sondern  dafs  alle  Lehen  dieser  Ait 
als  allodificirt  zu  betrachten  seyen ;  jedoch  gegen  Entschädigung  der 
Lehnherren, so  weit  sie  dadurch  an  wirklichen  Einkünften  yerlieren  ^)< 

a)  J.  C.  Bau  progr.,  angef.  oben  §.  635,    Boxbvxa  princ  juris  feud.,  §.  100. 

b)  H.  baier,  Erklärung  v.  17.  Apr.  1807,  in  d.  baier.  Reg.  Rlatt,  1807,  St.  36.  u. 
in  OssTEHBEiCHER*s  Arcbiv,  VIII,  N.  i5.  EntschädigungsGrundsätse  defshalb,  in 
d  baier.  Regier.Blatt  1808,  N.  4.  u.  in  e.  Verordn.  v.  18.  Aug.  i8i5,  in  d.  Regier. 
Blatt  18 15,  St  36.  Vergl.  auch  die  (zu  vorigem  $.)  angef.  grolshersog^  kessisrk 
Dedarationt  und  Bhavxb's  angef.  Beitrage,  108. 
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W  e  b  r  -      und      W  affenhoheit« 


§.  545.  (450.) 

fVehr-  und  tVaffenhoheü.     Kriegsgesetzgebung  und  Polixeu 

Jeder  Staat  bedarf  einer  bewaffneten  Macht  zu  dem  Schutz  seiner 
Bechtej  also  für  Vertheidigungsliriege  und  Handhabung  der  ofifentlichen 
Ordnung.  Daher  gebührt  jedem  teutschen  Bundesstaat  die  Wehr-  und 
Waffe  n  höh  ei  t  «)  (Recht  der  Armatur,  Militärgewalt,  jus  armorum,  po- 
testas  militaris),  das  Recht,  Schirm-  und  Wehranstalten  zu  errichten 
und  zu  unterhalten,  insbesondere  bewaffnete  Macht  fortwährend  zu 
unterhalten  und  zu  dem  Schutz  meiner  Rechte  anzuwenden*  Zu  diesem 
Zwecl(,  ist  jeder  Bundesstaat  befugt:  I)  zu  Kriegsgesetzgebung  ^), 
und  II)  zu  KriegsPolizei  c), 

a)  PüTTEH^s  Lit.,  in.  335.  Klübfr's  Lit^  §.  iii6  —  uao  »>.  Bössig's  Politik,  33a  ff. 
—  Die  BundesActe,  Art.  lo,  yeiheifst  eine  Einrichtung  in  Absicht  auf  die  mili- 
tärischen Verhältnisse  des  Teutsc/ien  Bundes,  Hieven,  insbesondere  von  demJ^uit- 
deslieer^  oben  %,  \(ß  u.  ff. 

h)  A eitere  TerritorialKriegsgesetKe  findet  man  in  J.  C.  Lvvie's  corpus  juris  militaris. 
Lips.  1723.  fol.  Die  Geschichte  der  Kriegsverfassung  in  dem  Königreich  Sachsen, 
in  Weissb's  h.  sächs.  Staatsr.,  Bd.  II,  §.  290 — ^3ii,  u.  S.  öqS  f.  —  Neuere  Ge- 
setze, unten  §.  548. 

c)  Eine  Sammlung  von  Gesetzen  und  Anstalten,  fiir  Öffentliche  und  PrivatSicher- 
heit  hei  dem 'Ausbruch  eines  Kriegs,  und  während  desselben,  enthält  L  P. 
Habl*s  Handb.  der  KriegsPolizeiwissenschaft  u.  MilitärOeconomie,  Th.  I  u.  II. 
£rl.  181a.  8. 

§♦    546*  (451.) 

f^ehrmannschaft^  stehendes  Kriegsheer  ^  ordentliches  und  ausser or- 
«  deutliches,  insbesondere  Landwehr  und  NationalGarde, 

Ferner,  EU)  zu  Anstellung  und  Unterhaltung  jeder  Art  von  Yiothiger 
.Wehrmannschaft,  nach  den  TCrschiedenen  Graden  (Mannen  und  Ober- 
mannen), namentlich  der  dazu  gehörigen  Befehlhaber  «),  Wehr-  oder 
Feldobem  (Offizieren),  tmd  Kriegsbeamten,  für  Streit-  und  Pilegwesen. 
Dahin  gehören:  1)  das  stehende  ordentliche  Kriegs  he  er,  bestehend 
aus  FufsTolb,  Reiterei,  und  Geschützmannschaft ,  sowohl  Hof-  oder  Haus- 
truppen (Kriegs-  oder  Militäi'Hofstaat,  HofMilitär,  maison  militaire),  als 
duch  LinieaTruppen  (Linienheer),  mit  angemessener  Reserve,  dann    aus 

52  ♦ 
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Schirm-  oder  PoUzeiSoldaten  ^)  (Landjäger,  LandDragoner,  Landreiter  oder 
Landhusaren,  Geosdarmerie);  2)  das  stehende  a asser or den tliclie 
Kriegsheer,  die  Landwehr  c),  die  NationalGarde  «Ov  bestehend  in 
der  Regel  aus  Fufsrolk,  geübt,  schlagfertig,  aber  im  Friedenstand  nnr  für 
die  noth wendige  Uebangszeit  unter  den  Waffen,  und  wahrend  eines  Kri^ 
auch  ausserhalb  Landes  zu  dienen  verpflichtet;  eine  HSlfanstalt,  zu  Siche- 
rung des  Vaterlandes  gegen  innere  und  äussere  Feinde  O9  bei  welcher  dk 
Unterhaltung  eines  grofsen  stehenden  ordentlichen  Heeres  in  Friedenszeitea 
entbehrlich  ist  Die  Ijandwehr  hat  in  manchen  Landern  Abtheilungra 
oder  Classen  (z.  B.  erstes  und  zweites  Aufgebot),  nach  Yerschiedeohdt 
des  Alters  der  Landwehrpflichtigen« 

a)  PörrsB*s  Beiträge,  L  194.    MösBfi^s  patriot  Phautasien,  IV.  ^85. 

b)  Für  den  Landschirm,  d.  h.  die  Erhaltung  der  öffentlichen  Ordnung  duTc\  W^ 
ren  (bewafihete  Männer).  —  Preuts,  Edict  wegen  Errichtung  der  Gensdamiene 
▼.  3o.  Juli  1813,  in  der  preuss«  Gesetzsammlung  1812,  S.  i4i-  —  ▼•  Kabrs 
Codex  der  Gcnsdarmerie.  Baierüehei  Edict  rem  11.  Oct.  181a,  w^en  Erricb- 
tung  einer  Gensdarmerie ;  in  d.  Regier.  Blatt  v.  24*  Gct  1812.  —  Ba Asche  Ver- 
ordnung über  die  su  Handhabung  der  öffentlichen  Sicherheit  und  Ordniiag 
errichtete  Gensdarmerie,  t.  3.  Oct.  1829$  in  dem  Bad.  Regier.  Blatt,  1839, 
Num.  20. 

e)  Der  Soldat  und  der  Landwehrmann;  in  den  Behersigungen  ror  dem  wieaer 
Gongrefs  (1814.  8.))  S.  4? — ^9*  L.  A,  F.  v.  Lisbenstkiüt  über  stehende  Heere  o. 
Landwehr.  Carlsr.  1817.  8.  —  Bater»  Vcrordn.  v.  10.  Juni  181 3,  wegen  Errick- 
tung  einer  NationalGarde,  und  die  Landwehr- Ordnung  v.  1826,  in  don  bakr. 
Regier,  j^latt  y.  16.  Mars  1826.  Die  unten  §.  548  angef.  ^/CreteA.,  preuss,,  Msr. 
u.  a.  Geisetse.  Preuss.  Land  weh  rordn.  v.  21.  Nov.  181 5,  in  der  preuds.  Geseti* 
Sammlung  v.  181 5,  S.  77.  Hannover.  Anweisung  über  Landwehrordn. ,  t.  3o. 
Dec.  1816.  Grofsherzogl.  hessische  Verordn.  y.  17.  Jan.  1817,  die  Kosten  der 
Landwehr  betr.,  u.  Verordnung  wegen  Aufhebung  der  Landwehr  ▼.  sou  Kor. 
1819.  Königl.  sächsische  Verordn.  ▼.  Febr.  1817,  die  Bildung  und  Unterhaltug 
einer  LandRescrve  betr.  —  Neue  Errichtung  der  NationalGarde  in  Frankrekk 
im  Herbst  i83o. 

d)  Rönigl.  sächs.  Regulativ  v.  29.  Nov.  i83o,  über  die  Errichtung  einer  Gomraunal- 
Garde  im  ganzen  Königreich,  in  welche  alle  waffenfähigen  selbststandigen  Eis- 
wohner  der  Städte,  vom  21.  bis  su  dem  zurücligelegten  54«  Jahre  eunntrelcn 
verpflichtet  sind;  in  der  k.  sächs.  Gesetzsammlung,  i83o,  Num.  34.  Die  in 
voriger  Note  angef.  baier,  Verordn*  v.  i8i3.  —  W.  Schulz,  über  Bürgergardea 
u.  Landwehr.    Hanau  i833.  8. 

#)  Von  &^W</f>n Verträgen^  unten  §.  558  a  und  c.  —  HniValionalHeer,  echt  teutsehc 
Anstalt,  welche  den  Fürsten  das  Volb,  das  Volk  den  Fürsten  achten  lehrt,  und 
wahren  Vaterlandsinn  erzeugt  und  nährt;  am  zweckmäsigsten  ,  wenn  sie  fort- 
währende Staatsanstait,  und  als  solche  zugleich  ßiidunffsansutä  für  kri^eriachea 
Geist  und  vaterländische  Gesinnung  ist,  mithin  für  kri^erische,  poliaeüiche  und 
nationale  Zwecke  dient,  und  wenn  darin  alle  Staatsbürger  zum  Staatsdienst  be- 
rufen, und  alle  zu  allen  Graden  fähig  sind.  So  bildet  sich  ein  mit  den  Wafien 
und  dem  Kriegsdienst  vertrautes  Volk,  als  allgemeine  Schutzwehr  des  Vater- 
landes. —  Nützlich  ist  die  Bildung  einer  NaMülfe  (Reserve)  auch  für  die 
Landwehr ,   die   zugleich  zu   dem  ersten  Aufgebot  des  Landsturmee  gehören 
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würde.  —  Durch  Form  wird  bei  der  Landwehr  der  Geist  getödtet,  wenn  man 
sich  in  Anordnungen  verliert,  die  nur  auf  unwesentliche,  wohl  gar  spielende 
Aeusserlichkeiten ,  Besiehung  haben,  und  überdiefs  einem  grofsen  Theil  des 
Volhes  KU  überflüfsiger  und  verhafster  Plage  gereichen.  Das  Wichtigste  ist 
auch  hier,  innere  Einheit  und  Freiheit,  Liebe  u*  Anhänglichkeit  an  Regierung  und 
Vaterland.  Die  Form  beschränke  sich  auf  das,  was  fSr  den  Zweck  unentbehr- 
lich ist.  —  Die  Grösse  des  stehenden  Heeres,  mufs  in  gehörigem  VerhältniCi 
stehen  su  der  Volkzahl  und  dem  Staatseinkonunen.  Die  Aufgabe  ist:  das 
▼erbältnifsniasig  (nach  Volksahl  u.  Staatsfinanzkraft)  kleinste  stehende  Heer  und 
die  gröfst mögliche  Reserve.  Klüber  über  das  europäische  StaatsMilitärSystem, 
u.  die  militärische  Wichtigkeit  deutscher  Landesherren:  in  d.  Europ.  Annalen, 
i8o5,  Heft  V.  |Russwubm's  Vorschlag  zu  einem  unüberwindlichen  Heer;  in 
ARCR1EKHOI.S  Minerva,  1808,  Jan.,  Num.  3.  CabinctMaximcn,  cbendass.  Num.  6. 
Ucbcr  stehende  Heere  und  LandesbewafFnungen,  ebendas.  1807,  Sept.,  S.  385  IF. 
üeber  die  V^ichtigkeit  des  Militärs  in  kleinen  Ländern,  ebendas.,  1808,  Bd.  3, 
S.  a33  ff.  4^  ff*  Von  dem  Militär  in  kleinern  Staaten,  dessen  Geist  und  Werth,; 
in  dem  Rhein.  Bund^  LXVI.  374*  Wünsche  und  Gründe  för  Reduction  der 
stehenden  Heere;  in  Batjzh^s,  Bbhb's  u.  Schott*s  allgem.  StaatsGorrespondcnz, 
Bd.  I  (i8i4)>  Num.  11  u.  i5.  R.  v.  Rottbck  über  stehende  Heere  u»  National- 
Miliz.  Freib.  1816.  8.  D.  Txittwabt  Schutsov,  die  Wehr-  und  SchirmAnstalt. 
Leipz.  1B16.  Fol.  Ebendess.  Grundrifs  einer  Wehranstalt  des  teutschen  Bun- 
des. Leipz.  1817.  Fol.  Betrachtungen  über  die  .verschiedenen  Formen  der 
bewaffneten  Macht.  Leipz.  1817.  8.  Das  teutsche  Rriegswesen.  Frankf.  (ohne 
Jahrgang).  8.  L.  Gervais  kleine  Mittheilungen,  Tb.  II ,  S.  226  —  23i.  Euro- 
päische Annalen,  1814,  St.  XI,  S.  173  f.  v.  Lixbxssteiv  über  stehende  Heere 
und  Landwehr,  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  teutschen  Staaten.  Garlsr. 
1817.  8.  V.  ARETiif's  constitionelles  Staatsr.,  Bd.  I,  S.  233;  Bd.  U,  S/170. 
TiTTHAim  über  stehende  Heere;  in  Pöutz  Jahrbücher,  i83i,  März,  Num.  1. 
J.  S.  V.  31n.ARDBR*s  Untersuchungen  über  das  Heerwesen  unserer  Zeit.  Mün- 
chen i83i.  8.  Man  s.  auch  v.  Rottscr*s  Staatslex.,  Bd.  VH.  (Altona  1839),  S. 
574  u«  589*  Art  Heerwesen  v.  v.  Thxobald,  ji.  Lanäwehrsystem,  y.  Wslcreb. 

§♦    547*  (452.) 

Landsturm  und  H^erfolge»     Lehnwehr.    Allgemeine  Volkswehr^ 

Gemeindewehr* 

Ferner  geboren  dahin:  3)  der  Landstarm  a),  eine  Art  yon  Volks- 
bewaffnung, als  nicht  stehendes  ansserordentliches  Kriegsheer, 
biofs  für  den  Nothfall,  gegen  innere  nnd  äossere  Feinde;  ein  Aufgebot  der- 
jenigen yorzüglich  ^rehrbaren  (erstes  Anfgebot),  oder  aller  (erstes  und  zwei- 
tes Aufgebot)  derjenigen  wafFenfähigen  Unterthanen,  welche  in  dem  ordent- 
lichen und  ausserordentlichen  stehenden  Heer  nicht  begriffen  sind  ^),  be- 
gründet durch  das  Recht  der  Heer  folge  c)  (Reifs  und  Folge,  jus  seque- 
lael;  4)  die  Lehn  wehr,  ebenfalls  als  ausserordentliches  Kriegsheer;  ein 
Aufgebot  der  wehrpflichtigen  LandesLehnleute  oder  Yassallen,  in  den 
durch  das  Lehnrecht  bestimmten  Fällen  d),  5)  Für  den  äussersten  Noth- 
fall,  kann,  weil  Yertheidigung  des  Vaterlandes  die  heiligste  Pflicht  des 
Bürgers  ist  ($.  468  u. .f.),  allgemeine  Volhswehr  (allgemeines  Auf- 
gebot) geboten,  das  heifst,  da«  gesammte  wehrfähige  Volh,  ohne  Unter- 
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schied  des  Geschlechtes^  Alters  and  Standes,  selbst  ohne  regelmasige  Be- 
waiFnang  und  Einrichtung,  zur  Wehr  gegen  den  ungerechten  Feind  auf- 
gefordert werden  «)•  ^)  Für  innere  ort  liehe  Sicherheit  dient  die  Ge- 
meindewehr odei*  CommunalGarde.  Bei  zweckmäsiger  Eiarichtong  sind 
die  Municipai-  oder  Bürger-  und  Bezirkgarden  J)  ein  sehr  nütz- 
liches Institut,  das  zugleich  in  Friedenszeit  der  Last  der  Unterhaltung  eine> 
grossen  stehenden  Tieres  bedeutend  nnitüberheben  kann.  7)  Zwischen 
sämmtUchen  Bundesstaaten  besteht,  für  gegenseitige  Auslieferung  der  Deser- 
teure, eine  allgemeine  Gar tel Convention  g)» 

a)  Die  teutsche  Volksbewaifaung.  In  einer  Sammlung  der  darüber  in  sanuntllcbea 
deutseben  Staaten  ergangenen  Verordnungen;  herausgegeben  von  Rühlb  f. 
LiLiKHSTEBzr.  Berlin  181 5.  8.  *—  Archiv  für  den  teutschen  Landsturm.  Heft  L 
Sonders b.  181 6.  8.  Jos.  Spobschil,  die  allgem.  Volksbewaflfnung,  ihre  Organisa- 
tion und  ihre  Vorzüge  vor  den  stehenden  Beeren,  Leipz.  i^i.  8.  Verord- 
nungen über  Errichtung  und  Einrichtung  des  Landsturms:  hannoverische  Tom 
13.  Jun.  i8i5  und  1.  Jun.  1816;  ^othuificit£  vom  36.  Mai  i8i5;  weim'wische  rom 
i5.  Aug.  181 5;  hitdbur^hausensche  v,  Jan.  1817^  reuss-scfth/zisches  DienstBegLe« 
ment  för  den  Landsturm.  Schleits  i8i5.  8.  NationalZeitung  der  Deutscbea 
181 5,  St.  36  und  37. 

6)  Demnach  bleibt  für  den  Landsturm  derjenige  wafTendienstfahige  Theil  des  ralui' 
liehen  Geschlechts  übrig,  welcher  nicht  unter  dem  stehenden,  ordentlichen  und 
aasserordentlichen,  Kriegs  beer  begriffen  ist,  ein  gewisses  Lebensalter  Doch  nicht 
erreicht  hat,  und  dessen  Aussehliefsung  von  dieser  Art  des  Waffendienste 
dringende  Verhältnisse  (Staatsdienst,  Gewerbe,  Verhaft,  u.  d.)  nicht  gebieteiL 
Ausgeschlossen  sind  also,  die  Unhebbaren,  die  Heimpfltchtigen ,  die  Kricgun- 
fahigen,  die  Vertagten.  Bei  dieser  auf  Vaterlandsinn  gegründeten  Anstalt,  eat- 
scheidet  der  Geist  alles,  die  Form  wenig,  oft  nichts.  In  allen  teutschen  Bun- 
desstaaten zusammen ,  leben  ge(i|en  acht  Millionen  wehrfähige  Männer.  Sind 
diese  auch  nur  zum  grössern  Tben  wehrhaft,  so  bedarf  der  Teutscbe  Bund 
keines  Kriegsbündnisses  mit  Auswärtigen.  MÖseb^s  patriot.  Phantasien,  Bd.  I, 
Num  3a.  Der  Volkskrieg;  in  den  Europ.  Annalcn,  i8i3,  St.  XII,  S.  ^S^—t^ 
Reflexionen  über  den  Landsturm.  8.  Ueber  allgemeine  Landesbevrafinang;  ia 
dem  Allg.  Anzeiger  der  Deutschen,  1816,  Num.  198.  Ueber  den  Landsturm; 
ebendas.  1817,  Num.  2a. 

c)  Vergl.  §.  469.  Aar.  Gumprscht  diss.  de  jure  sequelae.  Gott.  1799.  ^*  Srac- 
Bxir,  Th.  n,  Bed.  8;  Tb.  HI,  Bed.  i43.  Weissb  a.  a.  O.,  Bd.  11,  %,  990.  --  Von 
dem  Wort  Reissig-  u.  Reissa^  s.  C.  F.  Walch's  glossariiun  germ.  interpretatioiu 
0.  C  C.  inserviens,  p.  437* 

d)  BÖHMER  princ.  juris  feud.,  §•  219.  sqq.  et  219.  sqq. 

e)  VerfafsungsUrk.  des  GH.  Hessen^   i8ao,   Art.  a8.    v.  Abxtiv  a.  a.  O. ,   Bd.  H, 

S.  17a. 

/)  In  dem  Herbst  i83o  gaben  aufruhrische  Bewegungen  Anlafs  su  Errichtung  tod 
Bürgergarden,  in  Preussen,  Königreich  Sachsen,  Kurhessen,  GH.  Hessen,  Braun- 
schweig  etc. ,  eum  Theil  zu  freiwilliger.  Kurhess,  Verordn.  t.  aa.  Oct.  i83o, 
betr.  die  Bürgerbewaffnung,  in  der  kurhess.  Gesetzsammlung.  Kurhess.  Bürger- 
gardeGesetz  v.  ^3.  Juni  i83a.  Landesherrlich  genehmigtes  Beglement  der  Bür- 
gergarde zu  Braunschweig-^  y,  Juni  i832.  Preuss.  Verofdn.  .......  i83a,  we- 
gen  Errichtung  yon  bewaffneter  Mannschaft  in  Städten,    worin    kein  Militär 
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liegt.  Die  Errichtung  städtischer  SchutzenCorps  verordnete  ein  k.  säc/u,  Man- 
dat V.  1.  Febr.  1817.  Weissx  a.  a.  O*  %,  293. 
')  Allgem.  CartelConirention  aller  souverainen  Fürsten  u.  Freien  Städte  Teutsch- 
lands, geschlossen  am  10.  Febr.  i83i,  in  Folge  des  Art.  XXIV  der  in  der  Ple- 
narVersamml.  v.  9.  April  18a  1  festgestellten  Grundzüge  der  Hriegsverfassung 
des  TcutAcben  Bundes;  in  dem  Protocoll  der  t.  Bundes versam ml.  v.  10.  Febr. 
i83i ,  §.  a5 ,  u.  in  ▼.  Metxb's  Corpus  juris  conf.  Germ.  II.  3jB,  Vergl.  oben  ^. 
19-,  Note  a. 

§.    548.  (453,) 

hishebungy  fVerhung  und  Annahme  der  Kriegsmannschaft    Kriegs^ 

pflichif   allgemeine  und  besondere, 

IV)  Das  stehende,  sowohl  ordentliche  als  auch  ausserordentliche  Kriegs* 
teer  wird  zusammengebracht:  1)  durch  'l^ruppenauswahl  oder  Aushe- 
bung a)  (Conscription,  Recrutirung  oder  Enrftlement)  kriegsdienstpflichtiger 
^launschaft;  (der  Wehrpflichtigen  oder  Cantonisten),  nach  einer  gesetzlichen 
Luswahiordnung,  worüber  die  BundesTcrsammlung  gleichförmige  Yer- 
ügungen  zu  treffen  hat  (§♦  238);  2)  durch  Werbung  ^)  (Anwerbung) 
)der  Annahme  freiwilliger  c),  sowohl  Streit-  als  Pflegmannschan:.  V^Bei 
1er  Kriegs  p  (licht,  der  Verpflichtung  der  wehrfähigen  Staatsgenossen  zum 
.Kriegsdienst  (§.  468  u.  f»),  ist  die  allgemeine,  zur  Landesvertheidigung 
im  a'ussersten  Nothfali  (§.  547,  Num.  5),  zu  unterscheiden  von  der  be- 
bendem, nur  eines  Theils  der  Wehrfähigen,  sowohl  zum  Soldatendienst 
im  stehenden  Heer^  dem  ordentlichen  oder  ausserordentlichen  (§.  546},  als 
iach  zum  Landsturm  (§.  547)7  dem  Dienst  im  nicht  stehenden  ausserordent- 
lichen Heer  «'). 

(z)  Oben  §.  469.     T.  Arbtis  a.   a.  O.^  Bd.  n^  S.  168.  —  Verhandlungen  in  der  2. 
Kammer  der  Stände  des  GH.  Hessen,    1820,  Heft  7,  S.  108  ff.;  Heft  8,  S.  1  ff. 
Oesireich.lEdici  y.  3.  Sept.  1814«  betr.  die  Verpflichtung  zum  Kriegsdienst.  PreusA, 
Gesetz  T.  3.  Sept.  1814,  denselben  Gegenstand  betr.,  in  d.  preuss.  GesctKsamml. 
1814,  S.  79,  u.  in  d.  AÜgero.  Zeit.  1814«  Beil.  ii4-    H.  säc/is,  Mandat  v.  ^5.  Oct. 
18^5,  betr.  die  reguläre  Miliz,  nach  Berathung   mit  den  Landständen  erlassen, 
in  der  Gesctzsamml.  v.    1830^   S.  29.    Weisse  a.  a.  O.   §.  293.    Baier,  Verfafs. 
Urk.  V.  1818,  Tit.  IX.    Die  oben  angef.  bater.  Verordn.  r.  31.  Oct.  1814«  u.  das 
ältere  Gonscript.Reglement  v.  29.  März  1812,  in  den  allgem.  Justiz-  u.  Polizei- 
Blättern  V.  1812,  IVum.  201 ;   nebst  Verordn.  v.  9.  Febr.  1818  u.  12.  Apr.  1821. 
ScHMKLzi£rG*s  Nachtrag   zum    baicr.    MilitärConscriptionsGesetz.    1817.    8.    Sii- 
\vEL*8   ToUständ.  Samml.  zum   baier.   CouscriptionsGesetz.     1821.  8.     JVürtemb, 
Verordn.  über  die  Recrutirung  der  Armee   v.  5.  u.  7.  März  i8i5,   mit   Wider- 
rufung der  CuuscriptionsGesetze  t.  26.  Aug.  1809  (in  d.  Rhein.  Bund,  XXXVH. 
26.)  u.  17.  Febr.  i8i5;  in  d.  schwäb.  Merkur  v.  9.  März  i8i5.     FFürtemb,  Ver- 
fassungsVertr.  v.  1819,   %.    100.     Badisches  Gesetz  über  die  Verpflichtung  zum 
Kriegsdienst,   t.   14.   Mai    1825,    Regier.Bl.  Kum   10.      GrofsherzogL   hessisches 
Gesetz  über  die  Kriegsdienstpflicht  v.  20.  Juli  i83o,  nebst  Instruction  f.  18.  Febr. 
i83i.    Kurhessischss  Recrutirungsgcsetz  y.  10.  Juli  i832  u.  25.  Oct.  i834.    MeckL' 
Schwerin,  Recrutirungsgesetz  v.  22.  Febr.  i83o;   s.  auch  Rhein.  Bund,  UJL  284. 
Holstein-oldenb,  Verordn.  v.  20.  Mai  1809,  in  d.  Rhein.  Bund,  XXXV.  228.   L/ppischcs 
i'OnscriptionsGesetz  v.  2,  Jul.  1811.     AnhaU-cöthensdies  v.  28.  Dec.  1810;   5.  liiU 


824  U*  TheiL  XVIU.  Cap. 

hurghautensd^s  v.  Jan.  1817;  desgL  ▼.  ai.  Hai  1824«  in  d.  hilbm^li.  Begfler.  und 
Intell.  BI.  y.  18149  Num.  97.  HantUfvertsehes  ▼.  14*  Jul«  1810.  Hamk.  Krieg«- 
pflichtordnung  y.  18.  Febr.  1821.  Bremtsche  WehrpflicIitigkeitOrdiL  ▼•  6.  Jan. 
i8a3.  Hamburg,  VerordD,  w.  Einriclit.  des  Bunde« Conttugents,  und  der  damit 
yerbundenen  allgemeinen  Kriegspflicht,  y.  6.  Sept.  i8ai.  IMeeHscke^  y.  6.  Oct 
1821,  in  den  lübeckischen  Anzeigen  y.  1831,  N.  81.  Frankfitrtückes  Kecm^run^ 
Gesets  y.  17.  Sept.  189a,  u.  StadtWehrordnung  y.  10.  Juni  i823,  beide  in  der 
frankfurter  Gesets-  und  StatutenSammlung.  Bremueke  WehrpflicbtigkaUordnoag 
y.  6.  Jan.  i8a3. 

b)  Schriften  in  Kl^bsb's  Lit.,  §.  iiao^»- 

e)  Diese  bilden  suweilen,  besonders  in  Hriegsseiten,  eigene  Abtheilungen  des  Heeres 
(Corps). 

d)  Erörterungen  hierüber ,    in  den  Verhandlungen  der  1.  )(ammer  der  badiscba 
StandeyersammL  y.  i8ao,  Heft  6,  S.  714  ff« 


§♦    Ö49*  (454.) 

Kriegsansialien  und  Auflagen, 

yi3  Auch  ist  jeder  Bundesstaat  befugt,  zu  jeder  Art  von  ordentlidben 
and  ausserordentlichen  Anstalten  und  Aufla.gen|  welche  der  Zweck 
des  Wehr-  und  WafTenrechtes  gebietet.  Namentlich  gehören  hieher:  i)dxe 
nähere  Bezeichnung  der  Verbindlichkeit  der  Staatsangehörigen,  üchy  ausser- 
halb des  regulären  Militärs,  zu  dem  Waffendienst  tüchtig  zu  machea; 
a)  Festungen  und  andere  Befestigungsarten  (Fortificationen)  ior 
Landesvertheidigung ;  3)  Stücbgiessereien  für  4^  Geschützwesen, 
Waffen-,  Salpeter-  und  Pulverfabriken,  Zeughäuser  und 
Waffenplätze;  militärische  Biidungsanstalten,  5}  Einqaar- 
tirung  und  Pflegwesen  oder  Service  a);  6)  Lazarethwesen; 
7)  Wehrsteuern  ^)j  8)  Heerschau  oder  LandesKriegsmusterung,  und 
Wehr-  und  Waffenübungen;  9)  Verbot,  ohne  besondere  Erlanl^ 
nifs  oder  gesetzmäsige  Ermächtigung  in  fremde  Kriegsdienste  zd 
treten  «)•  —  Die  staatsbürgerlichen  Verhältnisse  der  im  Waffen« 
dienst  befindlichen  Staatsangehörigen,  ihr  Gerichtstand  O*  die  milita« 
rischen  Strafgesetze,  und  die  Frage,  ob  das  Heer  den  Eid  auf  die 
Verfassung  zu  leisten  habe,  sind  Gegenstände  der  Gesetzgebung  «)« 

a)  Von  dem  KÖnigr.  Sachsen»  s.  man  Wxissb  a.  a.  O.,  §•  3oo  — 3o3. 

b)  MosxR  yon  d.  Landeshoheit  in  Militärsachen,  S.  loS  fil 

c)  Vergl.  t  Bundes  Acte,  Art  18,  Num*  9.  —  Ebendas«  Art.  14,  wird  den  Stande»- 
herren,  für  sich  und  ihre  Familien,  und  dem  ehemaligen  unmittelbaren  Beicfas- 
adel,  Befreiung  yon  aller  Militärpflichtigkeit  eingqräumt. 

d)  Von  dem  Königr.  Sachsen,  Wbissb  a.  a.  O.,  §.  197. 
ff)  y.  Aairar  a.  a.  O^  Bd«  B,  S.  173  fL 
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Aeusserstes  Recht  und  Einschränlnngpen  der  Staatsgewalt. 


§.    550.  (466.) 

NatürUehe  Grundbestünmungen  der  SiaatsgewaU. 

Die  Staatsgewalt  ist,  auf  das  Wenigste,  nach  dem  allgemeinen  oder 
natürlichen  Rechtsgesetz  zu  beurtheilen.  Daher  hat  sie  natürliche  Ein- 
schränkungen (§*  4  u*  &)•  D  Nur  zu  Erreichung  und  Beför- 
derung* des  Staatszweckes,  kann  sie  ausgeübt  werden  a).  Sie  be- 
rechtigt das  regierende Subject  nur  dazu,  wozu  sie  dasselbe  verpflich- 
tet; denn  durch  die  Natur  ihrer  Bestimmung  ist  sie  beschränkt  auf  Er* 
reichung  des  Staatszweckes  durch  gerechte  Mittel  (§*  4)9  ^^  ^^  °i^ 
der  Schleier  des  Staatswohls  Handlungen  blofser  Willkühr  bedecke.  Der 
Gegensatz  wäre  Sultanismns,  Verbrechen  der  beleidigten  Menschheit  II}  Die 
Staatslasten  müssen,  wie  die  Yortheile  der  Staatsyerbindung ,  unter 
die  Staat^enossen,  so  yiel  möglich,  gleich  vertheilt  werden  ^).  III)  Nur 
gerechte  Mittel  sind  der  Wahl  der  Staatsregierung  überlassen  ($.  4)9 
und  Mäsigung  in  ihrem  Gebrauch,  ist  HauptpÜicht  derselben.  lY)  Je- 
dem muTs  sein  wohlerworbenes  Recht  ungekränkt  gelassen.  Jedem 
mofs,  innerhalb  der  gesetzlichen  Schranken,  der  GenuTs  seines  Eigen- 
thums,  und  seiner  staatsbürgerlichenGerechtsame  und  Freiheit, 
die  mSglichst  freie  Entwickelung  und  Anwendung  seiner  Anlagen^ 
Fähigkeiten  und  Kräfte,  gestattet  werden  c)«  Keinem  Staatsangehörigen, 
der  sich  durch  einen  Act  der  Staatsgewalt  in  seinem  auf  einem'  besondem 
Titel  beruhenden  Priratrecht  yerletzt  glaubt,  darf  der  Weg  zu  dem  Rich- 
ter yerschlossen  werden  <0- 

a)  Vergl.  !•  4.  R0U88BA17  du  contrat  social,  liv.  9,  eh.  4-  Schsidikantkl's  Staatsr. 
nach  der  Vernunft  u.  den  Sitten  der  vornebrnsten  Völker,  ÜL  3i4~~37S*  P^'* 
tsb's  Beitr.,  L  317.  Schuttweiv's  Archiv,  Th.  ü,  Num.  3.  Ebendess.  ivichtigste 
Angelegenheit,  H.  87.  Lstsbr  medit.  Vol.  IV.  i3a4.  C.  G.  Römi6*s  Lehrb.  der 
Politik,  S.  161  ff. 

h)  Gluck  der  Staatsgenossen  unter  solchen  Gesetzen,  die  Niemand  erniedrigen,  und 
Niemand  erhöhen* 

^)  L.  11.  D.  de  R.  J.  LxTSKR  Spec.  104.  med.  a.  Scbobch,  Respons.  T.  L  p.  i. 
TCsp.  7.  N.  17.  p.  29.  Pöttbb's  Beitr.,  L  35i.  Ebendess.  instit,  juris  publ.  germ. 
%.  119.  WxsTPHAL^s  t  Staatsr.,  S.  77  f,  Jo.  Chb.  Majbb,  resp.  C.  H»  hv^z^ 
dis8.  de  regimine  territorial!  ejasque  habitu  ad  jura  cpiaesita  aubditorum.  Tüb. 
^79>*  4*     J^vp  über  die  Aufhebung  wohlerworbener  Reehte;  in  d.  Zeitschrift: 
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Germanien  u.  Europa,  Bd.  I,  Heft  I  (1819),  S.  91  —  io5.  Preoss.  InstructioB 
für  die  Regierungen  ▼.  36.  Dec.  1808,  %,  34«  G.  H.  v.  Beeg's  Abhandlungen  zur 
Erläuterung  der  rheinischen  Bundes  Acte,  Th.  I,  S.  266  ff.  Mostcsquisi?  espnl 
des  lois,  Hr.  26,  eh.  id.  —  aII  n*y  a  pas  de  droit  contre  le  droit«.  BossrzT 
5«iiie  avertissement  aux  protestans,  ^.  32.  —  Ob  und  wie  fern  Gesetze  ein  jus 
quaesitum  begründen?  v.  Bebo*s  Rechtsfalle,  Th.  m,  Num.  10.  BoHoaow»i 
Ton  dem  Rechte  des  Regenten,  Gesetze  über  bürgerl.  Rechtsverhältnisse  abzu- 
ändern. Landshut  i8o3.  8.  —  Namentlich  ist  die  Staatsregierung  nicht  befugt 
das  \'ermögen  moralischer  Personen  (V  336),  insbesondere  frommer  und  milder 
Stiftungen,  sich  suKueignen,  oder  bei  dessen  Verwendung  den  Stiflungsswerk 
wesentlich  su  verändern. 

d)  Würtemb.  Verfafs.  Vertr.  v.  1819,  §.  95.     Vcrgl.  oben  §.  366,   SyS,  38^  u.  ff. 
474,  d,477,  169,  a. 

§.551.  (456.) 

Aeusserstes  Recht. 

Ausgenommen  hievon  ist  der  einzige  Fall,  wenn  bei  eridenten 
dringender  Noth  des  Staates,  unvermeidliche  Coliision  zwischen 
Gen.einwohl  und  Privatwohl  eintritt  a},  so  dafs  Verletzung  der  Rechie 
Einzelner^  absolute  Bedingung  zu  Erhaltung  des  Staates  (ganz  oder  theii- 
weise)  ist,  folglich  die  (eiserne)  Noth  der  Seihsterhaltung  sich  aiifdrin«;!. 
Hier  kann,  wenn  grofse  Gefahr  auf  dem  Verzug  haftet,  imd  nur  augen- 
blickliche Hülfe  Ton  Nutzen  ist,  Einwilligung  der  Berechtigten  aber  nicht 
sofort  erlangt  werden  kann  oder  versagt  witxl,  die  Staatsgewalt,  seihst  aal 
Kosten  der  Persönlichkeit,  der  Geistes-  und  Korper  kraft  (äusserste  Ge- 
walt, potestas  eminens),  und  des  Eigenthums  (O her e igen thnnr 
recht  des  Staates,  dominium  eminens)  Einzelner  ausgeübt  werdiea,  doch 
unter  Vorbehalt  nachheriger  Entschädigung,  so  weit  solcher  möglich  vA. 
Dieser  Nothbehelf  C&vor  s.  apex  necessitatis),  dieser  ColiisionsFall ,  un- 
eigentlich (denn  wider  das  Recht  gibt  es  kein  Recht)  genannt  das  äus- 
serste Recht  ^)  (jus  s.  imperium  eminens,  jus  extremae  necessitatis,  lis 
potestatis),  Staatsnothrecht,  Staatsraison  (ratio  Status,  seil,  extr^- 
ordinarii)  hat  auch  in  den  teutschen  Bundesstaaten  mehrentheils  keine  an- 
dern als  die  natürlichen  Grenzen  c)^  namentlich  bei  See ularisat  10 neu  ^;. 

a)  «Suprema  pericula  setnpcr  dant  Teniam  eulpaev.  CLAVoiAirvs  #  in  Eutrop.  E 
596.  LvTSEB  1.  c.  —  Beispiele:  nothwendige  Maasregeln,  gegen  den  Feind,  wi- 
der Ueberschwemmung  eines  Landesbesirks ,  wider  Feuergefahr,  gegen  lebens* 
gefährliche  Seuche;  Vernichtung  der  über  Ablieferung  von  Fruchten  nach  dem 
Ausland,  oder  über  Fructus  in  herbis  gcsetzmasig  geschlossenen  Kauf-  und 
Tausch  vertrage,  wegen  drohender  oder  eingetretener  eigener  Uungersnoth ,  Ma- 
troscnpressen  in  England,  nur  in  dem  im  ^.  bezeichneten  Fall,  u.  d.  V^on  er- 
zwungenen Darlehen  oder  Zwangdarlehen,  §.  4oi> 

6)  Kicht  MadttvoUkomfneiiheii  oder  plenitudo  potestatis.  Vergl.  oben  §«98. —  Auch 
nicht,  im  Allgemeinen,  donUmum  eminens.  Hommel  litteratura  juris,  p.  318;  so 
dafs  auch  der  Ausdruck  Oöeretfrentkumrecht  ^  als  genetischer,  nicht  tadelfrei  ist. 
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da  überhaupt  von  einent  Recht  der  Oberherrschaft  die  Rede  ist.  —  Sondern 
iuisserstes  Recht,  jus  emmtns,  worunter  begriiTen  sind :  äusserste  Gewalt,  potestas 
emtnens,  und  Obcreigenthumrecht,  dominium  eminens,  je  nachdem  Persönlich- 
keit, oder  Eigenthum  sein  Gegenstand  ist. 

)  Vergl.  §.  d3i,  Rote  a.  Schriften  in  PüTTxa's  Lit.,  DI.  198.378 — 303.  Klübeh's 
Lit.,  21 3.  33  u  Muster  bibl.  juris  nat.,  v,  jus  eminens,  —  Hoxksl  litteratura 
juris,  318.  sqq.  Ahistotixss  Folit.  iib.  IL  c.  3  et  8.  Plai.o  bei  Cicxbo  de  offic. 
üb.  I.  c.  30.  Hugo  Gbotios  de  J.  B.  et  F.,  L  5.  6.  Ei*.  Lvzac  disqu.  num  civis 
innocens  irae  hostis  longe  potentioris  juste  permitti  possit,  ut  excidium  totius 
civitatis  evitetur?  L.  B.  1749*  B.  BYimsasHOXA  quaest.  jur.  publ.,  Iib.  I.  c  35. 
n.  10.  K.  S.  Zachabül  vom  Staate  (Stuttg.  1830.  8.),  S.  64  ff-  J*  J.  Bvbi.amaqoi 
principes  du  droit  poUtique  (a  Lausanne  1784*  8.)  9  F*  HI.  eh.  5.  %.  34  sqq.  p. 
378.  A.  L.  Jacobi,  einige  Staatsangelegenheiten  (1787),  7  — 148>  ScHBinEKABfBL^s 
Staatsr.  nach  der  .Vernunft,  IL  3g6.  C.  U.  D.  de  £goeb*s  instit.  juris  ^ivit., 
pubL  et  gentium  ^universalis  (1796.8.),  p.  181.  C.  F.  Dietbich  diss.  de  suprema 
lege  rcipublicae.  Erf.  1773.  4.  J.  C.  Majeb  diss.  cit.  J.  F.  A.  G.  Neubath  diss. 
de  cognitione  et  potestate  judiciaria  in  causis  quae  politiae  nomine  veniunt  (Erl. 
1780.  4.),  %.  10  — 13.  MosEB  von  der  Landeshob.  in  Ansehung  der  Unterthanen, 
Personen  und  Vermögens,  179  —  3i4*  Dakz  Handb.  d.  t.  Privatr.,  I.  %.  101«. 
Versuch  eines  Lebrb.  des  natürl.  Staat« r.  (Altoiia  ,1790.  8.),  %,  ifi\  ff.  Das 
Staats nothrecht  inrolvirt  kein  Obereigeuthum ,  von  Fr.  Hoppe,  in  CBoaui's  u. 
3aup*6  Germanien,  Bd.  I,  St.  3,  Num.  16,  S.  449  ^-  ^^^  ^^^°  ^%'  '«  ^^^^  a) 
angef.  Scb rillen. 

i)  Vergl.  oben  %  53i.  Gönner's  teutsch.  Staatsr.,  §.  44?«  C«  ^»  W^eissb's  Nach- 
trag zu  seiner  Abh.  über  die  Secularisationen  etc.  Nebst  e.  Aufsatz  über  d. 
Lmfang  und  die  Grenzen  des  Notfarechtes.  Leipz.  1800.  8.  Ueber  das  Staats- 
nothrecbt  etc.  Antwort  auf  Weiss£*s  Nachtrag  etc.  Philaletbopolts  1800.  8.  — 
Die  Secularisationen  von  i8o3,  wurden  in  dem  Reichsgutachten  vom  '24.  März 
i8o3  für  «das  einzige  Mittel»  erklärt,  «den  fiir  das  Wohl  des  gesammten  teut* 
«sehen  Vaterlandes,  und  die  Erhaltung  des  Reichsverbandes  selbst,  so  noth- 
«  wendigen  Ruhestand  zu  befestigen,  und  eine  gute  Ordnung  der  Dinge  im  Reich 
«wieder  herzustellen v.    Martehs  recueil,  Supplem.,  III.  348. 


§.    552.  (457.) 

Fortsetzung. 

Ausser  dem  Fall  der  dringendsten  Noth,  darf  dieses  traurige,  so  ge- 
nannte Hecht,  anders  nicht  a!s  nach  vorhergegangener  gesetzmäsiger  Prü- 
fung seiner  Anwendbarkeit  auf  den  rorliegenden  Fall,  und  dann  nur  mit 
aasserster  Schonung,  ausgeübt,  auch  mufs  der  leidende  Theil,  nach  dem 
Grundsatz  der  rechtlichen  Gleichheit,  so  weit  es  möglich,  vorher  ent- 
schädigt werden  0).  Blofser  staatswirthschaf tlicher  V  o  r  t h  e  i  1  (Interesse), 
tloCse  Conyenienz,  oder  Bequemlichkeit  des  Staates  ^),  insbesondere 
des  Fiscns,  oder  die  so  genannte  Beglückungsgewalt  Of  so  auch 
^Privatinteresse,  oder  Privatlust  des  Sourerains  ^)y  berechtigen  auf 
keine  Weise  zu  Anwendung  desselben  «). 

^)  Hysckbushoi»  quaest.  juris  publ.,  Iib.  U.  c.  i5.     Kkveath  1.  c,  pbs.  14.    Stbu- 
B£a,  Tb.  m,  Bed.  3,  V  4*     Bas  angef.  Lehrbuch  des  natürl  Staatsr.,  %.  463. 
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—  Zvrang  su  Abtretung   Ton  PriTateigenthum ,   insbesondere  Gnmdeigentbum 
und  andern  auf  unbewegliche  Güter  sich  besiehenden  Rechten ,  gegen  Entschä- 
digung,  wenn   die  Abtretung  für  Staats-  oder  Körperschaftswecke,  z.  B.  lur 
Festungen  oder  für  gemeinnütsige  Anstalten  su  Beförderung  des  Verhekrs  (Ca- 
nale,  Landstra&en ,  Eisenbahnen),  unparteiisch  för  nöthig  befunden  wird   (£■»- 
äusserunff  oder  ExpropriaUim^.     Davon  s.  man  AUgem.  bürgert  Gesetxbuch  fur 
die  gesammten  teutschen  Erbländer  der  d#lrftcA.  Monarchie  (181  iX  t- 365.  Preusj, 
allgem.  Landr. ,   Einleit.  |.  70,  71«  74  u.  jB;  Tb.  I,  Tit.  11,  |.  4—10;   Tit.  8, 
V  29  — 34$  Th.  n,  Tit.  14,  i  4  —  6.     Preufs.  Gabinetordre  ▼.  25.  Apr.  >836, 
wodurch  die  Verordn.   t.  8.  Aug.   i83s  fUr  anwendbar  erklärt  wird  und  auf 
Geldentschädigungen  für  die  au  Festungswerken  erworbenen  Grundstücke;  b 
der  Preuis.  Gesetzsamml.,  i836,  St.  10.     K.  däniiche  Verordn.  ▼.  tS.  Ckt.  1811. 
GHxgl.  hessische*  Gesets  ▼.  27.  Mai    18a  1.    Kurhessisches  v.  3o.  OcL  i834«      ^^ 
nigl.  sächsisches  Geseta  t.  3.  Juli  i836.     Badisches  t.  a8.  Aug.  i835.     Prmd^- 
tisches  T.  10.  Jan.  1837.    Königl.  haierische  Verordn.  r.  i4*  Aug.  18t 5,  betr.  die 
Fälle  f  wo  PrivateigenthuDi  für  öffentliche  Zwecke  abgetreten  werden  raafs,  und 
die  dabei  su  beobachtende  Verfahrungsart.  F.  X.  Kaüll's  Handb.  des  baier.  gif- 
meinen Privatr.,  (1807),  Bd.  I,  |.  7.    Charte  constitutionnelle  de  la  princtjMut^ 
de  Neuchdtel,  du  18  jnin  1814,  art.  i3;  in  dem  Handb.  des  schweizer.  SCaatsr. 
(a.  Aufl.  Aarau  i8ai.  8,),  8.  4^4*     Charte  constitutionnelle  de  France  de  181^, 
art.  10;  de  i83o,  art.  8»    Code  ci?il  francais,  art.  545,  wo  vorgän^ge  EntscKiH- 
digung  verordnet  wird.    Hieau  die  kais. /rairs^/.  Gesetze  v:  8.  Mars  u.  ai.  Apr. 
1810  u.  7.  Juli  i833.    liOcas,  legislation  sur  les  mines  et  sur  les  expropriaboa« 
pour  cause  d'utilit^  publique,  ou  lois  des  ai  avril  et  8  mars  1810.  Paris  i8s&.  b. 
Vergl.  a*  die  Verfafs.  Urkunden,  Ton  Baden,  1818,  %,  14,  von  fT'HrtewA.,  1819, 
|.  3o,  vom  GH.  Hessen^  i8ao,  Art.  27,  von  S.  0>bargSaalJeld,  18a  1,  §.  18,  tos 
5.  Meininffen,  1829,   Art.  16,   ▼.  Kurhessen,   i83i,   %.  32,  t.  d.  Konigr,  Sackst^, 
i83i,  %,  3i ,   y.  HohenzollemSigmaringen ,    i833,   %.  22.     Verhandlungen  der  s. 
Kammer  der  gh.  hess.  Landstände,   1820,  Heft  2,  S.  33  C,  87  fil;   Heft  3,5. 
38  ff.;  Heft  6,  S.  90;  Heft  7,  S.  3  £,  19  ff.;  Heft  10,  Beilagen,  S.  57  flL   >Ycr 
für  die  Gesammtheit  ein  Opfer  bringt,  mufs  dafür  verhältnifsmäsig  von  ihr  eB^ 
schädigt  werden.    Bes  sacra  miser.     Dafs  in  Fällen  der  Noth  («ui^nte  neces- 
sitate»)  su  Staatslasten   alle  Grundeigenthfimer  ohne  Unterschied,   selbst  der 
Kaiser  und  seine  Gemahlin,  beitragen  müssen,  und  dafs  davon  kein  Privilcgiam 
oder  Vorrecht  befreien  könne,  gleichviel   auf  welchem  Bechtsgrutid  es  beruhe, 
selbst  richterliches  Erkenntnifs  nicht  ausgenommen,  verordnete  im  J.  494  Kaiser 
Anastasius.  L.  i.  C.  ut  nemini  liceat  in  cmtione  specierum  se  excusare. 
A)  Das  so  genannte  Besu  des  Staates,  der  Staatsvortheil,  das  Staat&interesse,  Staats- 
wohl, Salus  publica,  voraeiten  auch  ratio  Status  (id  quod  reip.  expedit)  genannt. 
De  LvDBwio  singularia  juris  publ.,   c.  1.  §.  25.   p.  i37.     J.  G.  SisBxa  von  der 
Macht  der  Reichsstände  u.  Gerichtsherren  Selbst  Recht   su  sprechen  ,^5-^8. 
Z.  B.  Anlegung  neuer  Strafsen,  oder  Aenderung  der  bisherigen,  au  Befordenio* 
des  äussern  und  innem  Verkehrs,  aur  Verschönerung,  u.  d.,  berecht^  nicht 
£u  Ausübung  des  äussersten  Rechtes.     LsTSsa  1.  c.     Vergl.  |.   17s.     Anders 
RuBDB,  teutsch.  Privatrecht,   |.  126.  —  Einschränkungen  s.  bei  Jacobi  a.  a.  0. 
%.  55.     Grotivs  de  J.  B.  et  P.  lib.  3.   c.  17.     Pf euba.tr  1.  c.  obs.  i5.     Lktsbb, 
Sp.  4*  ^*  ^1-     Strvbkb's  Bedenken,  IL  3o3.    Homxel,  obs.  469.    J.  C.  F.  Mn- 
stbb's  Lehrbuch  des  Naturrechtes  (Frankf.  a.  d.  O.  1809.  8.),  ^.  597.  —  Vergl 
jedoch  Wbbvhbb,  Tom.  L   part.  V.   obs.  242.      Preuss*  allgem.  Landr«,  Th.  I, 
Tit.  8,  §.34,  Tit  iiy  §.  4  u.  5.  —    Von  Schifflarmuchmg  der  Privatllusse  a. 
ihrer  Benutzung  cum  Holaflössen,  s.  ebendas.,  Th.  ü,  Tit,  i5,  Abschn.  a.    Di- 
LALLXAV,  traite  de  l'expropriation  pour  cause  d'utilite  publique.  Brüssel,  i835i  8. 
Eine  Sammlung  der  neuesten  Gesetae  Ober  diesen  Gegenstand  ist  v.  Wxsnr's 
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neuster  Eipropriationscodex,  oder  Tergleichende  Darstellang  etc.  Nürnberg, 
1837.  8.  Man  s.  a.  ConTersations-Leiicoa  der  Gegenwart,  Bd.  L  (Leips.  i838.) 
S.  1237,  Art.  Expropriaä'onsrecht» 

)  Oft  nur  eine  Folge  der  politischen  Erbsünde  des  Vielregierens!  VergL  §.  4,  b, 
u.  93.  —  Die  Grenzen  des  aussersten  Rechtes  sind  so  eu  bestimmen,  da(s  dem 
Forwand  so  wenig  Spielraum  bleibt,  als  möglich.  MosrasQUixir  de  l'esprit  des 
lois,  XnL  I.  Lbtssr  medit.  ad  Fand.,  toL  IV.  p.  i3a4.  G.  G.  H«  Buvs  dlse. 
de  regimine  territoriali  ejusque  habitu  ad  jura  quaesita  subditorum  (Tüb,  1791X 
^.  i5.  9€iq.  Ueber  das  Staatsnothrecht,  als  Grund  des  Rechtes  su  secularisiren 
(1800.  8.),  S.  5  f. 

0  Jacobi,  %.  49«  Neubath  1.  c.  obs.  11.  CG.  Jab60w*s  EinL  zu  d*  Lehre  toxi  d. 
Regalien,  4^3.    Pvtteb's  Beitr.,  L  36i  f. 

r)  Privatorum  dominia  sacraj^sunto. 


§.    555.  (45a) 

Machispruch  y  unUerschtcden  van  dem  Em-  und  Durchgreifen  ^  und 

vim  JustixMiissbräMichen. 

I)  Nur  in  solchen  Fällen,  wo  die  Ausübung   des   änssersten  Beclites 
durch  die  Umstände  begründet  ist  ($.  55 1   f.) 9  darf  der  Staatsoberherr 
unmittelbar,    oder   in  constitutionellen   Staaten  durch  das   verantwort- 
Uche  gesximmte  Staatsministeriam,  mit  Abweichung  von  den  sonst  anwend* 
baren,  gewöhnlichen   Verband lungsformen  und  Entscheidungscpielien ,  und 
mit  Hintansetzung  der  gerichtlichen  Competenz,  die  Entscheidung  ei- 
nes einzelnen  Rechtstreites   oder    einen  Strafbefehl  ertheilen,  oder, 
auf  seinen  SpecialBefehl,  yon  andern  als  richterlichen  Staatsbehör- 
den ertheilen  lassen.     Eine   solche   Entscheidung   ist  kein  Richterspruch; 
sie  ist  eine  Verfügung  des  Inhabers  der  Staatsgewalt.     Als  hl ofses  Macht- 
gebot, heifst  sie,   in  dem  eigentlichen  Sinn,  Machtspruch  a)  (decisio  yi 
juris  eminentis  lata).     II)  Sie   unterscheidet  sich  wesentlich:    1)  nicht  nur 
Ton  dem,  durch  Gesetze  oder  durch  den  Zweck  des  gerichtlidien  Verfah- 
i*ens,  gebotenen  oder  nachgelassenen  Eingreifen,  Aufgreifen  oder  Durch- 
fahren ^)  (abruptio  causae)  des  Richters,  wodurch  in  der  Procefsform 
Ausnahmen  Ton  der  Regel  gemacht   werden,  um  den  Rechtstreit  aus  er- 
heblichen Gründen  abzukürzen,  und  zweckwidriger  oder  bedenklicher  Ver- 
zögerung oder  Verwickelung  der  Sache,   oder  ungeziemender  Vermischung 
oder  Vervielfältigung  der  Rechtshändel  entgegen  zu  wirken  5  sondern  auch 
2)  von  dem  Durchgreifen  (decisio  pro  auctoritate,  secundum  arbitrium 
Tel  legislatoris  vel  jadicis),  welches   bald  ron  dem  Gesetzgeber  selbst, 
hald  von  dem  Richter  geschieht,  durch  Entscheidung  von  Haupt-  oder 
Nebengegenstanden  eines  Rechtshandels,  für  welche  eine  gesetzliche 
(positive  oder  natorrechtliche)  Besimmuug  fehlt,  oder  die  vorhandene^  we- 
gen ausserordentlicher  Umstände   der  Sache  oder  Personen,  nicht  passend 
istc)-   noch  mehr  von   offenbaren  Justizmifsbranchen,   namentlich 
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3)   von    blofs  willhttlirlicher  Entscheidong  (decisio    ad   Kbidine!«! 

oder  Behandlung  eines  Rcchtsbandels,  von  Seite  des  Regenten,  oder  dr« 
Richters  <');  von  willhührlicher  Einmiscliung  des  Sourerains,  oder 
einer  andern  Staatsbehörde,  in  den  Rechtsgang  eines  vor  einem  Gerichlv- 
hof  anhängigen  Rechtshandels«);  5)  von  wilikubrlicher  HeininuL^ 
oder  Aufhebung  der  gesetzmasigen  Wirksamkeit  richterlicher  Elrkennt- 
nisse  O* 

a)  Rlvbsb's  LiL,  396.     Stbubkn,  Th.  III,  Bed.  3;   Th.  IV,  Bed.  49.    &em^s*.  ^t 
benst.,  V.  83  ff.    (v.  Hywuv's)  Beiträge  zu  der  Jurist.  Lit.  in  den  preass.  Sta.»- 
ten,  in.  113.   VII.  i3o.     v.  Gbameb's  wetzl.  IVebenst.,  LXX.  5o.     J.  G.  Sh^fk'» 
gerichtlicher  Procefs,   I.  i5  fF.     (P.  J.  Pakoin  des  Jabiges)   Reflexions  phno«(»> 
phiques  et  historiques  d*un  jurisconsulte  sur  Tordre  de  la  procedure  et  sur  k* 
decisions  arbitraires  et  imm^diates  du  SouTerain.  a  Berlin.  1765.    Maut.  Schki- 
DBB  diss.  de  sententiis   ex  plenitudine  potestatis  latis  (Lips.  1708),   %.  4.      Da5 
Nkttelbladt  diss.  de  decisione  casuum,  quae  fit  pro  auctoritate  (Hai.  1764)  |.  14- 
Vergl.  Protocoll  der  t.  Bundcsrersamml.  v.  12.  Ott.  1818,  %.  338.  u.  34>-  —  ^ 
Zustand  der  höchsten  Noth,   darf  sich  der  Staat,  durch  Bestrafung  ohne  fim- 
liehe  Untersuchung  des   Verbrechens   des  Hochverraths ,    vom  Untergang  rcttec 
LxTSBB,   medit.  ad  Pandect.,   Spec.  573.     Fedebbacb^s  peinl.   Recht,  |.  1-0.  — 
Für    Selbstcrhaltung    kann    ausnahm  weise    eine    politisch- administrative  Maa»- 
rrgel    statt    eines  richterlichen   Strafurtheils ,    nachgebend  einer   gebietert>cheB 
Nothwcndigkeit  (n^eessite  imperieuse  absolue  et  souveraine),  wider  einen  Ver- 
brecher verHigt  werden,  Mobtesquibv  schrieb :  il  est  des  occasions  ou  la  ttatot: 
de  la  loi  doit  etre  voilee.  So  in  dem  Fall  der  verwitweten  Hersogin  von  Berrv. 
welche,  wegen  revolutionärer  und  hocl^errätherischer  Umtriebe  in  der  Vcndet. 
zu  Nantes  am  7.  Nov.  i833  gefangen  genommen,   seit  dem  i5.  Nov.  auf  der  G- 
tadclle  von   Blayc  in  Verhaft  gehalten,   und   von  da,  nachdem  sie  am  10.  Mti 
von  einer  Tochter  entbunden  worden,   am   8.  Juni  i833  auf  ein  Schiff  gebracht 
und  nach  Palermo  geföbrt  ward,  ohne  dafs  man  sie   aus  Gründen  der  höheni 
Politik,  einer  getichtlichen  Untersuchung  unterworfen  und  einem  vor  Assisen 
gesprochenen   Urtheil  ausgesetzt  hätte.     Man  s.  die  Erörterungen   hierüber  in 
der  Deputirtenkammer  zu  Paris,    in   dem   Moniteur  universel   du  11  ;uin  i83B, 
p.  1641 — 1643.    Das  im  %.  Gesagte  gilt  auch  von  der  Frage:   ob  und  wann  der 
Regent  ein  von  dem  GriminalRichter  gesprochenes  Strafurtbeil  schärfen  (in  pejus 
reformiren)  könne?  Einen  Fall,  wo  Friedrich  n.  sich  eine  Schärfung,  von  der 
▼om  Gericht  erkannten  dreijährigen  FestungsbauS träfe  bis  zur  Strafe  des  Schwerts, 
erlaubt  hatte,  sich  aber  die  hierauf  auch  in  höherer  Instanz  erkannte  Strafe  za 
dreijähriger  Festungsarbeit  gefallen  liefs,  s.  in  Rlkiüt's  Annalen  der  preufs.  Ge- 
setzgebung, Bd.  VIII,   Num.  8,  Fall  11.  —   Von  entgegengesetzter  Art   ist  die 
Frage:   ob  und  wann  gegen  richterlich  erkannte  GriminalStrafen,   insbesondere 
Todesstrafen,  das  landesherrliche  Begnadigongsrecfac  bis  su  ganxUeher  Freüprt- 
chung^  ausgeübt  werden  könne?  —   Der  Kaufmann  Fonk  und  der  Rieferinei^ter 
Hamacher  zu  Cöln,  wurden,  gegen  die,  bei  dem  Einen  auf  Todesstrafe,  bei  dem 
Andern  auf  lebenslängliche  Rettenstrafe   sprechenden  richterlichen  Erkenntnisse, 
aus  Aec/it^gründen  für  nicht  straffällig,  die  Richtersprtiche  fiir  factisch  und  recht- 
lich unbegründet  erklärt,   durch   eine.k.  preufs.  Ca$ineiOrdre  v.  a8.  JuH  i8s3. 
Vergl.  Ravt^s  Rechtslehre,  §•  49- 

b)  C.  F.  Honsx.*s  teutscher  Flavius,  in  d.  GeneralRegeln ,   f.  97  u.  ^o.     Nsmi- 
BLAST  diss.  cit.,  %,  i6.    Hlübxr*s  Lehrbegriff  der  Referirkunst,  ^.  64. 

e)  NxTTzi.BiADT  diss.  cit.,  V  ^*  7-  9-  ^o*    Ejuid*  diss.  de  rariis  casus  in  foro  obvios 
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decidendi  niodis  in  gcnerc  (Hai.  1750)^  ^.  17.  £.  ^.  F.  Mahksl  diss.  de  dcci- 
sionibus  quae  ünni  pro  auctoritate.  Rost  1741.  4«  C!.  F.  Houtl'«  Flavius  (edit. 
1775),  S-  334.  F.  A.  Hokmel's  Anleit.  Acten  rii  eitrahiren,  S.  5i.  Klövxr's 
ReferirlLunst ,  §.  65.    Strvben,  rechtl.  Bedenken,  Bd.  I,  Bcd   66. 

0  PASDrv  DES  Jahigfs  a.  a.  O.  —  Karmärkisclier  LandSyndIcus  Möscbi^i.  (1713  — 
1723),  oder  Sclirechlichkeit  der  CabinetCriminalJustix ;  in  C.  F.  HÄbermk's 
Staatsarchiv,  Heft  2  (irQ?),  S.  349  —  280.  —  Von  der  Müller  Amoldischen 
Sache  1779«  ^^^gl.  den  Briefwechsel  über  die  gegenwärtige  JustizReform.  Berlin 
1-80.  8.,  u.  (Mahso^s)  Gesch.  des  Preufs.  Staates  Tom  Fr.  zu  Hubertsburg  bis 
zur  zweiten  pariser  Abkunft,  Bd.  I  (Frankf.  a.  M.  1819),  S.  75  ff.  Mirabeau 
sur  la  monarchie  prussienne,  T.  V.  a3i.  Allgem.  deutsche  Biblioth.,  Bd.  106, 
St.  2.  Berlinische  Monatschrift,  Oct.  1804,  S.  3i6.  «Aufgehobener  Unterschied 
zwischen  Gerechtigkeit  und  Justiz»  in  Schlözer*s  Briefwechsel,  Heft  3^,  S.  128; 
Heft  36,  S.  368;  Heft  38,  S.  i3o.  Ebendess.  Staatsanzeigen,  Hoft  4t,  S.  ii5. 
V.  DoHK*$  Denkwürdigkeiten  seiner  Zeit,  Bd.  I.  (Lemgo  i8i4-  8.) 

0  ^  ergl.  oben  %.  373.  —  Zu  Erstattung  von  Anfra^eberickten  an  die  Staatsregie- 
rung (relatio  postulatoria  ad  principem),  zum  Zweck  der  Entscheidung  eines 
bei  ihm  anhängigen  CivilProcesses ,  ist  ein  Gericht,  durch  seine  Richterpflicht 
verbunden,  wenn  es  authentischer  Interpretation 'eines  Gesetzes,  eines  Privile- 
giums, oder  einer  andern  staatsoberherrlichen  Willenserklärung  bedarf,  oder 
wenn  es  erhebliche  Aufschlüsse  in  facto  von  derselben  erlangen  zu  können 
glaubt,  so  fern  es  von  Amtswegen  oder  auf  Verlangen  einer  Partei  dieselben 
einzuholen  befugt  ist.  Zu  einfacher  Berichterstattung^  an  die  Staatsregierung  (re- 
latio simplex  seu  notifiratoria )  kann  ein  Gericht  'durch  seine  Staatspflicht  ver- 
bunden seyn,  wenn  eine  dem  Staat  drohende  Gefahr  oder  Beeinträchtigung,  in 
Beziehung  auf  dessen  Gerechtsame,  (Ltn  öffentlichen  Ruhestand^  oder  widitige 
politische  Verhältnisse,  oder  wenn  erhebliche  Umstände  in  Absicht  auf  Gesetz- 
j;cbung  fiir  künftige  Fälle,  bei  Verhandlung  oder  Entscheidung  eines  Bechts- 
haiidels  zu  seiner  Kunde  und  Erwägung  kommen.  Damit  ist  jedoch  nicht  ge- 
sagt, dafs  in  irgend  einem  Fall  de  Berichterstattung,  ein  Gericht  seine  richter- 
liclio  SelbstRt.'indigkeit  und  die  Unabhängigkeit  seines  Urtheils  im  Rechtsprechen 
/um  Opfer  bringen,  dafs  es  die  Entscheidung  vor  ihm  anhängiger  Rtnhtshäudel 
der  Staatsregierung  anheim  geben  oder  überlassen,  da&  es  sich  zu  einem  Quasi- 
Rechtsweg oder  QuastUrtheil  hergeben,  dafs  es  das  Recht  beugen^  hemmen 
oder  versagen,  dufs  es  die  Gerechtigkeit  verläugnen  dürfe.  Lsyseb«  Spec.  466. 
£siG£LBRvcHT  in  obss*  Spec.  I.  Obs.  1.  p.  24- 

f)  Von  Justizmifsbräuchen ,  oben  §.  169,  366  u.  373. 


§♦  i554^  (459.) 

Positive  Einschränkungen  der  Staatshoheit. 

Ausser  diesen  natürlichen  Einschränkungen  der  Staatshobeit,  finden 
noch  urkundliche  oder  positive  Statt,  auch  in  teutschen  souverainen 
Bundesstaaten.  Ein  Theil  derselben  ist  gegründet  in  der  Bundesverfas- 
sung; nicht  nur  in  ausdrücklieben  Vorschriften  der  Grundverträge  des 
Bundes  a),  aondern  anok  in  den  durch  sie  bezeichaetea  Buiideszwecken  ^)« 
^dere  sind  es  in  der  individueUen  Verfassung  des  Landes  ($.  ^^S^fO^ 
(ioch  andere  in  Verträgen  mit  andern  Staaten. 
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a)  Beispiele  oben,  %.  tu  4£,  si4«  ^^  ^ 

i>)  Die  erklärten  Bundesswecke  untersagen  Jede  Verletsnng  des  durch  die  Bon&i 
Acte  beabsichtigten  und  bedingten  allseitigen  Hechtsnistandes  (V-si?  «.£.0.160), 
namentlich  die  Verletsung  der  landständischen  Verfassung  (V  ^^  i)  nudle 
Milsbrauch  der  Souverainetat  (ebendas.  u.  $.  55o  E).  VergL  unten  ia  denZi- 
satien,  am  Schluls  dieses  Buchs ,  jenen  su  %,  106,  IV. 


XX.     C  A  P  I  T  E  L. 

Aeussere  StaatoHoheilreckte  ^  Gesandtschaft-,  Kriegs*  md  ¥(f* 
trag- 9  insbesondere  Friedens-  und  Bfindnifsrecht 


§.  5öd  (4ao). 

Aeussere  SiaaisHoheäreehie. 

Da  jedem  teutschen  Bandesstaat,  in  seinem  Yerhaltnils  nach  AnsOf 
unter  den  durcb  den  Bond  gesetzten  Besckrankongen ,  die  Rechte  uah- 
gängiger  Staaten  zukommen  ($.  324  a>  238)i  so  gebühreii  ihm  aadiin 
so  weit,  die  äusseren  StaatsHobeitrechte  ($•  ioo)i 

§.   556.  (461.) 

Geaandischaflreeki. 

Namentlicli  gebührt  das  Recht,  Gesandte  för  Staatsangelegeobatea 
zu  schicken  und  anzunehmen  (jus  legationum),  in  seinem  ganseoUiD' 
fang  a},  allen  teutschen  souyerainen  Bundesstaaten;  nicht  nur  onler  sä^ 
und  in  der  Bundesrersammlung,  sondern  auch  in  dem  Yerhaltnifii  n  »a- 
wartigen  Staaten  ^). 

d)  Püttxh's  Lit.,  m.  ai8.  KLihiSR's  Lit,  %.  ioo5  fL  t.  Oxptbba's  Literatur  ^ 
Völkerrechts  f  S.  534  ^  ^-  MAarnrs  EinL  in  das  europ.  Völherr.,  §.  iSi  ^ 
Klübsr  droit  des  gens  moderne  del'Europe,  $.  166  et  suir.  F.  X.  t.  Hosuss) 
europ.  Gesandtschaftsrecht  Landsb.  i8o5.  8* 

i)  Vergl.  Bbein.  Bund,  DL  447.  Xm.  i35. 

§.    557.  (402,) 

RriegsrechL 

Eben  so  sind  die  teutschen  Bundesstaaten,  unter  den  oben  ($•  ss(h^^ 
n.  3s4)  angezeigten  Einschränkungen,  einzeln  befugt,  die  Rechte  ihrer^ 
ten  durch  Repressalien  «),  und  selbst  durch   Krieg   (YerlhddigaoS'' 
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rieg)  asu  Terfolgen  (jos  belli,  potestas  bellica),  als  Haupttheile  and  als 
Jliiite  ^).  Aach  sind  sie,  anter  denselben  Einschränkangen ,  berecbtigt, 
^urchmärscbe  za  gestatten,  oder  za  verweigern  0»  ^^^  i^  Kriegen 
iderer  Mächte,  Neutralität  ($•  22a)  zu  beobachten  <0*  DasRechti  Re- 
orsion  za  verfugen  Of  ist  in  der  volkerrechtlichen  Gleichheit  and  Selbst- 
tändigheit  anäbhängiger  Staaten  gegründet 

)  Dx  Mahtsbs  prM%  du  droit  des  gens   (^dit.   1811),  §.  ^53  sqq.    Ki.tBBB,  droit 
des  gens  moderne  de  l*£urope,  %,  a34'    ▼•  Roth*s  Staatsr.  teutscber  Reichslande, , 
n.  168.     PvFXKDOBr  introduct.  io   prooess.  ciy.,  p.  841.     Schriften  in  Püttsh's 
Ut,  UL  660.    RiüBiR's  Lit.,  §.  1409. 

)  Davon,  iwas  in  solchen  Fällen  das  Verhältnifs  eines  Bundesstaates  su  dem 
Bund  mit  sich  bringt,  s.  man  die  Wiener  SchlufsActe  von  1820,  Art.  35 
u.  ff. 

)  Beispiele  von  Etappen-  oder  MtlüärStrasten^  die  in  der  neuesten  Zeit  für  Durch- 
marsch durch  Vertrage  bewilligt  worden  sind,  findet  man  in  y.  Mabtxbs 
recueil,  Suppl^m.  VIII.  3ai  et  suiv.  6o6.  6i4.  617.  IX.  aio  —  275;  auch  T. 
X  et  XI. 

I)  V.  OmpTXDA  a.  a.  O.  S.  614  f^»  ▼.  Mahtkbs  a.  a.  O.  $.  5i.  258  fT.  287.  3oo.  — 
Der  Vorschlag  auf  dem  wiener  Gongrefs,  Neutralität  der  Bundesstaaten  für  den 
Fall,  wenn  Bundesglieder,  welche  Staaten  ausser  dem  Bund  besitzen  (§•  95, 
191,  238),  mit  andern  Staaten  oder  unter  sich  in  Krieg  gerathen,  in  der  Bun- 
des Acte  Torsubehalten,  ward  nicht  genehmigt.  KLiTBxa's  Acten  des  wiener  Gon- 
gresses,  Bd.  11,  S.  358,  378,  4^^»  43i ,  485.  —  Nachher  wurden  der  wiener 
SchlulsActe  y.  1820,  Art.  45  —  4?*  Bestimmungen  über  diese  Art  von  Neutrali- 
tät- und  Kriegsverhältnissen  eingerückt  Neutralität  des  K.  Belgien;  i|i  dem 
Londoner  Vertt.  y.  19.  April  1839,  Art.  VIL 

e)  De  Mabtxvs  1.  c.  §.  254«  not.  a.  Vnrc.  Oloxitbubg  diss.  de  retorsione  jurium. 
Gott.  178O-  Klvbxb,  in  der  Vorrede  su  der  Abhandlung  über  Erbschaft- 
steuer. Erl.  1790.  8*  Schriften  in  Pöttbr's  Lit.,  UL  65i»  Klvbbb's  Lit.,  §. 
1410.  —  Grolsherzoglich  •  hessischer  Vorschlag  zu  Vermeidung  aller  Betör- 
sionen  unter  Bundesgliedern,  in  d.  Protoc.  d.  B.  V.  y.  9.  Juni  1817,  §.  214» 
Num.  10. 

§.    558.  (403.) 

Vertragreeht 

Das  Yertragrecht  mit  Auawartigen,  sonach  das  Recht,  nach  Er- 
fordernifs  des Staatszweches,  Kriegs- und  Friedensverträge  «),  Bünd- 
nisse oder  Allianzen  aller  Art*)  ($.  2i5  und  aaS),  SubsidienTrac- 
tate  c3,  um  Hülftruppen  in  Bereitschaft  zu  halten  und  za  schicken,  Grenz- 
verträge (§.  86  fif.),  JurisdictionsVerträge,  Polizeiverträge, 
(^  467),  Finanz-,  Handels-  und  Schiffahrtverträge  C$*  4129 
476,583),  Post  vertrage  (§.441),  u.  d.,  für  gerechte  Zwecke  zu  schliefsen, 
T ermittlang  bei  Streitigkeiten  senverainer  Staaten,  und  auch  Garantie 
oder  Gewährleistung  ihrer  Rechte,  Stipulationen  und  Staatsgebiete  0  zu 
übernehmen,  oder  sich  versprechen  zu  lassen  « ),  ist  teutschen  Bundesstaaten 
anbetiommen,  wenn  dabei  die   oben  ($.   920—222   und  224)   angeführten 

Kliib«r'i  ÜftentL  Recht,  4,  Ana.  53 


834         li*  rkeil.  }ÜL  Gap.  AeuMcre  St  Uoheteechte, 

Sk'hranken  nicht  übet*achritten  w«rd«n.  In  der  tf  tacten  BandesAae^i 
garantirteii  alie  Bundesgenossen  gegenseifig,  ihre  aäamtlidien  anter  da 
Blind  begriffeneo  Besitzungen. 

d)  EinwilTigong  Act  Landstände ^  ist  bei  Ausübung  des  Vertragrecbtes,  nsroenüirlibr 
Handeli-  «nd  Subsidien Verträgen ,  auch  des  Kriegs-,  Friedens-  und  Büidiii» 
rechtes,  nur  krafl  eines  besondem  Reobtstitels   nothwendig.    STAom's  Heb» 
stunden,  Th.  D,  Abb.  lo,  §.  i3.  17.  18.  Ejusd,  Obfs.  juris  et  bist.,   obs.  4.  \,  iti 
HÄDBRLn's  Slaauarebiv^    Heft  V^  8.  44  f.    EwniHAmT's  Uöne  Scbriftes,  E  ?> 
Aut'li  in  coDstittttioneUen  Staaten,  gehört  die  Vertretung  des  Staates  nscb  Ausid 
in   der  Begel   a«  den  ausscbliefsenden  Prärogatiren  der  Krone ,  unter  rerfi^ 
•ungsmäsiger  Mitwirkung   des  verantw ortlichen  Ministers  der  auswärtigen  kuf 
legen  halten.    Doch  wird  bei  Ausflbtmg  der  äussern  Hobeitrecbte  badständiu^ 
Mitwirkung  oder  £iawilUguag  dann  erfordert ,  wenn  und   so  weit  dieselbe  6« 
Stimmungen    über  Rechte   oder  Pflichten  betrilTt,    wobei  in  Absiebt  auf  ihn 
Gründung   oder   Folgen ,  jene  Mitwirkung  oder  Einwilligung  durch  die  ^  erf^f 
sung  begründet  ist,  s.  B.  bei  Einräumung  oder  Beschränkung  eines  Tbronfoi^e 
rechtes«    bei   Verausserung    oder  wesentlicher  Veränderung   des  Stsatsgebifrn 
und    Staatseigenthums,    bei   Uebernahme    Ton   Lasten,    namentlich   LeUtuBgri, 
Staatsservituten  und  Verwendung  inländischer  Truppen  für  auswärtlgri  SUai«- 
iuteressc,  bei  Verträgen,  insbesondere  Handelsverträgen,  welche  neue  ge»etiiirbf 
Bestimmungen,  Aufhebung  oder  Aenderung  \on  Landesgesetzen,   oder  tob  1  er- 
fassungsmäsigen  Rechten  der  Staatsgenossen,  zur  Folge  haben  würden.   Dtfior 
Prüfung   und  Beurtbeilung  des  Gegenstandes  nöthige  Kenntniss   von  den  \ff 
handlungen  mit  auswärtigen  Regierungen  ,   ist  den  Ständen  su  geben,  so  bal^ 
und  so    weit  das   Interesse  der  Unterhandlung  es  sulässt.    Vergl.  oben  §.  !i3, 
IV,  sodann,  den  wureeraiJ.  Verfass-Vertr,  v.  1819,  §.  85  —  87.     Hildhw^ii,  Gn*?* 
gesets  der  landscbaftl.  Verfass.  ▼.  1818,   §.  46*    Desgl.  die  Verhaadlun^  orr 
Aurhess.  Ständeversammlung   am  21.  Dec.   i83i ,    dann  im  Jänner  und  Februr 
i832«  über  die  Frage:  ob  und  wie    weit  die   sur  Publicität   nicht  bestimmtts 
Protocolle  der  Bundesversammlung  den  Ständen  mitsatheilen  sejen,  besondm 
die  Aeusserung  des  Ministeriums   der   auswärt.  Angelegenheiten,  in  der  Bei1a^ 
zu  der  casseler  Zeitung  vom  17.  Febr.  i83i,  Num  47,   u.  in  andern  politiscHn 
Tagblättern,  z.  B.  in   der  frankf.   OPAZeitung   Num.  5i  u.  Sl,  und  die  >Uc 
dische  Erwiederung  darauf,  in  der  casseler  Zeit.  t.   i832,   Nnm.  94,  0.10  ^^ 
OPAZeit.  V.  7.  April  i83a.    Dieselbe  Frage  kam  in   Verhandlung  in  der  basi- 
schen Ständeversammlung  von    i83i ,  auch  in  der  k.  sächs.  Stände versamrol  ▼. 
1839;  in  der  frankf.  OPAZeit.  von  1839,  Num.  3i8,  319     Baierns  Heerzng  oif^ 
Criechenland  im  Juli  i&33,  contrndietnriath  erirtert    Hanau,  i833.  8. 

b)  Anerkannt  in  der  Bundes  Acte,  Art  11;  doch,  dafs  ihre  Bündnisse  mchtftp 
die  Sicberbeif  des  Bundes  oder  eunriner  Bundesstnaten  garicfatet  werden  Sur- 
fen. *  Beitritt  der  StaaUregiemngen  aller  teutscben  BnndaMrtnaten»  eher  jede 
insbesondere!  sn  der  von  den  Beherrschern  Rufslands,  Oestreichi  aad  Preu»- 
sens,  am  26.  Sept.  181 5  zu  Paris  geschlossenen  so  genannten  heäiftn  JUi^ 
in  den  Jahren  1816  u.  1817.  KLesu,  droit  des  gens  moderne  de  rEorope,^ 
2,  d  et  e;  S,  d;  146  n.  349.  Verzeiehnet  nach  ihren  Zeit&nten  sind  jeseBn- 
tritterklämngen  in  der  kaiserL  russischen  anitlicfasn  Samndung  der  roa  E^ 
knd  mit  abendIliUldischen  Staatsre|^mngea  geschlossenen  Vertrage  ssü  ^  ^ 
Mai  1814  bis  2.  Dec.  1822  (fvanzöaisch  u.  russiscbi  St,Petersb.  in  sBäoden  M 
u.  1825,  in  Fol.),  Bd.  11,  S.  9  u.  f. 

c)  Von  dem  ehemaligen  SuisüUenwesen^  ▼ergl.  Poss>lt*s  europ.  Annales»  1^« 
IX.  23i.  Ki.trBn  über  das  europ.  StaatsMilitärSystem;  in  den  Earop.  ina«!^ 
iSoS,  V    i5o;   insbes.  von  der  SuisidienMtmie  der  Temisr/un^  ebenda».  &  i^^ 
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Ei««iv«mtt«^tt  kl.  S«l»rifteil,  n.  i— 88.  H«w«  SlaaUk,  XI.  460.  Die  fremde  Wer- 
betrommel;  itt  den  Befaersigungen   vor  dem    wiener  Gongrefs   (1814.   8.),  S. 

▼.  Omptxda  a.  a.  0.  S.  661  ff.  585  ff.  5v4.  v.  Mabtksis  a,  a.  O. ,  §.  6i ,  Note 
a,  56  f.  u.  333.  Ana.  Mabt»  über  pplit.  Garantien,  in  Pölxtk  Jahrb.  d.  Geach. 
und  Staatslcunst,  1828,  Beh  U 

f  Beispiele    von  dem   wiener  Gongrefii,  s«  in  Hl^bbb's  Ueberticht  der  üpL  Ver- 
handlangen  des  wiener  Congr^  S.  55o  f.    Man  s.  auch  oben  §.  75. 

I   Art.   11«    ▼•rgL  mit   Art  i.  —  Der  Bund  garanlirt  die  Verfaasnngsurkunden 
verachiedener  BnadeastaateA.    V6rgL  ofaeai»  f«  «83. 


XXI.      G  A  P  I  T  E  L. 

Staatsservituten. 


§•    SS9.  (4^4.) 

Begriffe     Activer  und  passiver  Gesiehtpwnci  der  SiaatsServäuten. 

l)  Oeffentliche  oder  StaatsSer?itnt  a) ,  ist  ein  auf  besöndern 
RecKtstitel  gegründetes  Recht  eines  Staates  oder  Staatenbundes,  wodurch  zu 
dessen  Vortheil,  die  Freiheit  eines  andern  Staates  oder  Staatenbundes,  In 
dem  zu  ihm  gehörenden  Gebiet,  unabhängig  von  seiner  Staats-  oder  Bundes- 
hoheit, eiogeschriuikt  wird  ^y^  IL)  In  Hinsicht  auf  die  einander  gegenüber- 
stehenden  Subjoctay  ist  eine  oiSeatliGhe  Ser?itiit  aas  sweifachem  Gesicht- 
pnnct  zn  betrachten.  Sie  heifst  actir,  in  so  fem,  alt  ein  Staat  oder 
Staatenbund  in  dem  zu  dem  andern  Staat  oder  Staatenbtmd  gehörenden 
Gebiet  dieselbe  auszuüben  berechtigt  ist:  passir,  in  so  fem,  als  ein  an- 
derer Staat  oder  Staatenbund ,  in  einem  zn  ihm  gebSrendea  Gebiet,  die 
Attsl&Qng  denelben  zn  leidm  Terpflicbtet  ist  e). 


«)  Sthriften  in  PfiTTsa't  Lit,  TBL  819.  Kb^bbb's  Lit,  689.  —  &  J.  C.  EvexiASBcirr 
tr.  de  aepvitutibas  juris  publici.  Heimst.  1715.  rec.  e»  praef.  G.  G.  Bgasai. 
liipt*  1739.  4«  D»  Sveoa  eclairtissemens  de  divers  sajet  interesBans  (1785.  d.), 
ak  (b  (J»  F.  t.  Taef.TMB)  Von  Freiheilcii  und  bnmaflitaten  in*  IV*emdem  Ge- 
biet; in  SoftBaanft  Beiträgen,  Tb.  I  —  VL  N.  T.  Göavaa'»  Entwickel.  des 
Be^riffi  und  der  recfalL  VerbiUnisae  teutscher  Staatsrechtadienstbarkeiten. 
Erlang.  iBoe.  8.  Baets  Staatrii«,  XVII.  3sr  «.  Mosbb's  aaebbarl  St.  B.,  239  ff. 
GtBvaBa's  VÖlkerr«,  n.  o^t.  v.  Mabtbbs  Völkerr.,  ^111.  Maab^s  weltl.  St. 
R.,  BI.  «7  iL    PiJTiSB's  bist.  Sntwickel.,  OL  277  S- 

1)  fSiie  Öffentliche  Servitut  kt,  Hirer  Hatur  naeh,  immer  eine  vSiUrreehiUchey  eine 
servitas  juris  gentium,  weil  hier  immer  Staat  gegen  Staat  steht.  Eine  ituaU" 
rtckUkke^  im  engem  Sinn  dieses  Worle»  (%,  5),  ist  eine  öffentliche  Servitut 
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selbst  dann  nicht,  wenn  sie  swiscben  Staaten  besteht,  die  einer  gemetiiicW£ 
eben  StaatsObergenalt  unterworfen  sind,  wie  ehebin  die  tentachen  BcichsUair 
der  Reichshobeit  (,%,  36);  obgleich  hier  das  gemeinschaftliche  Staatsrecht  {wi 
ehedem  das  ReichsStaatsrecht )  Bestimmungen  auch  für  StaatsSenitiiten  dioci 
Staaten  unter  sich ,  enthalten  kann.  Also  aus  dem  Tölkerrecbtliclien  Gew» 
punct ,  sind  die  gewöhnlichen  AusdrQclie  StaaUServiba  und  ServAiu  juris  p^ 
f.vL  betrachten.  Immer  sind  die  öfFentlichen  Servituten  Gegensats  der  Prni 
Servituten  (servitutum  juris  privati). 

c)  Unpassend  sind  hier  die  pri ratrechtlichen  Eintkeilung^euy  der  Servituten  io  di^ 
liebe  und  persönliche,  in  urbanaa  et  rusticas.  Richtig,  wenn  gleich  ohne  pne 
tisches  Moment,  sind  die  in  affirmative  und  negative,  in  einseitige  und  weriwi 
seitige,  in  continuas  et  discontinuas. 


§♦    560*  (4ß5.) 

i  Arten  vom  Staai$Servihiten. 


Denkbar  sind,  in  dem  Teotschen  Band,  zwei  Arten  ron  offentlkbea 
Servituten:  i)  BandesServituten,  d.  b*  die  entweder  dem  Teatschen Band 
gegen  auswärtige  Staaten,  oder  diesen  gegen  jenen,  oder  auch  dem  fiood 
gegen  einzelne  Bandesstaaten  »}  zukommen ;  s}  Territorial  Servituten, i L 
die  entweder  teutscben  sou verainen  Bundesstaaten  gegen  auswärtige  Staaten  ^\ 
oder  diesen  gegen  jene  Of  oder  einem  teutscben  Bundesstaat  gegeo  den 
andern  «Oi  zusteben. 

a)  Von  Rundesfestungen,  oben  %.  208,  u.  f.  —  Aeltere  Reispide  inKLOsn*«  Suatir. 
des  Rheinbundes,  §.  i37,  Note  a,  b,  u.  c. 

h)  Reispiele,  unten  Cap.  XXR.  Oest reichisches  Resatsungsrecbt  in  Ferrtn  usc 
Commacchio ,  laut  des  Acte  final  du  congres  de  Vienne,  art.  io3.  Desgleirbn 
in  Ftacenxa^  in  dem  Art.  6  des  pariser  Vertrags  v.  19.  Juni  1817,  geschlostcc 
von  Spanien  mit  Oestreich,  Russland,  England,  Preussen  u.  Frankreidit  u.ii 
dem  Reces-g^n^ral  der  frankfurter  TerritorialGommission,  v.  30.  JuL  1819,  Art 
46;  in  V.  Mabtxvs  recueil,  Suppl^m«,  VIU.'  6a3. 

c)  Ebendas.    Aeltere  Beispiele,  in  HLüaKn's  asgef.  Staatsr^  $.  137,  Note  d. 

d)  Rebpiele ,  unten  Cap.  XXR.  FUisnmgsreehi  auf  dem  Sinnflnss,  in  WmorrS 
rltein.  Bund,  XXIV.  391.  Wfirtemberg-badischer  Staatsvertrag  v.  3o.  Bee.  1808, 
Art.  1,  lit  c,  Art.  4;  in  dem  bad.  Reg.  Rlatt,  1809,  Num.  4.  Von  itt  fTiU- 
hämmelei  in  fremdem  Gebiet,  in  J.  R.  v.  Rom's  Abhandl.  aus  dem  Stuts-  na^ 
Völkern  (Ramb.  1804.  a),  S.  «33  ff.  ^  KönigL  sachsische  B^rgngaMkrtcit 
same  in  dem  in  Böhmen  gelegenen  Theil  der  Herrschaft  Schwtneobers- 
Wsisss's  k.  Sachs.  Staatsr.,  Rd.  II,  §.  36o.  --  Die  Krieffs»  u.  imtarGfwcit  i\d 
einem  kleinen,  an  Rremen  £u  einem  Hafenbati  an  der  Weser,  bei  de«  ^idvk 
der  Gerste  von  ihm  abgetretenen  Resirk,  behielt  sich  Hannover  vor,  ia  e.  fvl> 
sehen  beiden  geschlossenen  Vertrag  v.  11.  Jan.  i8s7,  Art.  7.  --  In  Absiriit  auf 
die  Vorzeit,  s.  die  rhein.  RundesActe,  Art  94  (für  Raiem  und  Rerg),  «ad  Art. 
34,  die  Versichtleistnng,  wovon  §.83;  von  deren  Sinn  in  Absicht  auf  StaaliSer- 
vituten,  8.  Wnraopp's  rhein.  Rund,  IV.  84.  ii3.  XXL  490  ff.  —  Die  würtemb^- 
gisehen  PairmuUrechU  in  dem  Radischen,  u*  die  badischen  in  dem  Yivtteah^- 
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sehen,  ivurden  durch  einen  zwischen  beiden  Souverainen  geschlossenen  Vertrag 

weobselsehig  dem  miändUckan  Souveraiii  überlassen,  doch  unter  Vorbehalt  des 

Eigeathums  der  davon  herrührenden  Gflter,  Zehnten  und  Gefälle,  so  fern  solche 

nicht  XU  Unterhaltung  der  Kirche  oder  des  Pfarrers  bestimmt  sind.     Auch  ver- 

eicbteten    beide  Theile  auf  alle  Jagd,  Porst,   Geleite  u.  a.  Staatsdienstbarheiten ; 

mit   Ausnahme  des  Flossrechtes ,    in  d»  Austausch-  u.  Purifications Vertrag  v.  16. 

Apr.   1807,  ni.  Vn.    Badisches  Regier.  Blatt,  1807;  Num.  a5.    Militärstrassen  för 

Baiern,  Preussen,  u.  Oestreich,  durch  badische,  hessische,    oldenburgische  u.  a. 

Staaten,    festgesetzt  in   d.  angef.  Reces-g^^ral  der  frankfurter  TerritorialGom- 

mtssion    v.    1819,  Art«  6,   a3  u.  3i.      Man  s.  auch  den  unten  %,  567,  Note  e, 

angeführten  Vertrag  ▼.  i8i5,  Art  6.  —  Aeltere  Beispiele  bei  Moskr   a.  a.  O. 

M^jBEa,  HL  29.    Römbb's  Völherr.  d.  Teutschen,   224   ff-    GösnirBR,    11  ff.  92  ff. 

Bstjss  ,  rV.  a36.    ▼.  Rökbb's  kursächs.  St  R.,  IL  96.  673.    Von  dem  Tonnenrecht 

der  Stadt  Bremen  nach  Tormaligem  Staatsverhältnifs ,   s.  v.  Bulow's  und  Hage- 

xABif^g  pract  Erörter»,  Li  —  38.    Von  dem  Aushürgerrecht^  s.  Wesckbb  de  Us- 

burgeris  ,  in  s.  GoUectan.  juris  publ.  (Arg.  170a.),  p.  229  und  Bodsass  in  Sie- 

BXB11XX8  Beytr.,  L  1. 

§•    Ö61.  (466.) 

Grundsätze* 

F)  Die  Unabbängigkeit  des  Berecbtigteo,  in  Ansehung  seiner  Be- 
ognits,  von  dem  belasteten  Staat,  ist  wesentlicher  Charakter  einer  Staats- 
eryitat  <>)•  IT)  Beide  Theile  müssen  unabhängige  Staaten  seyn  ^). 
D)  Alle  Staatsdienstbarkeiten  sind,  auf  beiden  Seiten,  dinglich  cy 
F)  Nicht  nur  Hoheitrechte,  sondern  auch  Privatrechte,  verbunden 
oit  der  Staatshoheit  darüber,  k5nnen  Gegenstand  yon  öffentlichen  Ser- 
itttten  86 jn  «O*  Hingegen* sind  biofse  Priratrechte,  standen  sie  auch 
unem  auswärtigen  Regenten,  oder  einer  fremden  landesherrlichen  Kammer 
^u,  z«  B*  Grundeigenthum^  Renten,  TriAigerechtigkeit,  untergeordnet  der 
nländischen  Staatshoheit,  nie  Staatsservitut  «).  Y)  Rechte,  auch  hoheit- 
liche, und  Befreiungen,  welche  das  Staatsrecht  eines  einzelnen  Bundes- 
itaates,  einzelnen  Unterthanen,  oder  einer  gewissen  PersonenClasse,  in  dem 
Staatsgebiet   beilegt,  gehören  nicht  in  die  Reihe   der   Staatsservituten/). 

a)  Reuss  Staatsk.,  XVEL  32  ff.  Nbttxibladt's  Erörterungen «  365.  —  Andere  Mei- 
nungen in  WssTPHAL's  Staatsr.,  535.  Sciebaxjbbbt^s  Staatsr.  der  ges.  Reichslande, 
§.  11 3.    GÖBvxB  a.  a.  O.  §.  84—90. 

h)  Docb  ist  gleichviel,  ob  der  Vortbeil  dem  berechtigten  unabhängigen  Staat  un- 
miuelbar  sugeht,  oder  mittelbar  durch  seine  Unterthanen.  Beispiel  in  d.  pariser 
Frieden  v.  1763 ,  Art«  17.  (v.  Stbck^s)  £ssais  sur  divers  sujets  de  politique 
(1779.  8.),  p  3  —  12.  —  Verpflichtung  eines  Staates  su  gänzlicher  Abhängigkeit 
von  einem  andern  Staat,  so  dafs  jener  in  die  Classe  der  s.  g.  halbsouverainen 
Staaten  herabsinkt,  übersteigt  den  Begriff  der  Staatsservitut  VergL  den  rus- 
sischen Allians Vertrag  mit  der  Bepublik  Polen,  v.  1793,  Art.  6  —  8  u.  11.  Db 
Mabtbbs  recueü,  V.  222. 

c)  Ebgblbbbcht,  p.  232.  sqq.    GövTfBB,  §.  78. 

^)  J.  R.  V.  Rotb's  Abhandlungen  aus  d.  t.  Staats-  u.  Völkerr.,  Abth.  II,  Num.  IX. 
And^s  GöBBXB,  §.  9,  10,  36. 
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e )  Rivss  Staatflkandey,  IV.  2^7.  XVU.  3s  ffl    Göbsxb«  $.  ar  fl. 

/)   Beispiele:  der  TmnsitoHandel,  die  Zoll>  Chnasteegeld  ,  Kacbstousr-  v.  Abia^ 
geldfreiheit.    v.  Both's  Staattr.  deutiicller  Reichalande,  IL  119. 


§•   Ö62*  (467.) 

S  e  h  l  u  s  s. 

YF)  Eine  StaataServitat  mafs  immar  «uf  eiii«ii  besondem  Beclti- 
titel  gegründet  aejn  «).     Daher  kt  die  Regel    oder  RechtTfemiiitkong, 
jedesmal  für  den  einheiniiaclien  Staat  ^)«      VllJ  Jede  StaataSerFitnt  ist,  als 
Ausnahme    von   der  Regel,  einschränkend  za    erktaren  f).     TUT)  Sie 
erreicht  ihr  Ende,    durch  aufhebende  Vertrage,    Uotergang   der  Sack 
Aufhören  des  Zweckes,  Consolidation,  Eintritt  der  bestiiiUDlta  Bediagug^ 
Ablauf  der  festgesetzten  Zeit  ^*    IX}  Seit  Auflösung  der  teatsdien  Reicb- 
Verbindung,   sind  d^r  StaatsSerrituten  weaiger,  indem  die    meisten  ilUn 
aufgehoben   wurden  «).      Aber    diose  Lehre  hat    dadurch   an    practiscber 
Wichtigkeit  nicht  verloren.     Merkwürdig,  als  Staatsservitut,    unter  wAf- 
fächern  Gesichtpunct,  war  seit  1804  der  Rheinschifl&kTtOctroi  0,  und  and 
es  jetzt  verschiedene  Bestimmungen,   welche  auf  dem  wiener  Cosgre&f  in 
Hinsicht  auf  Schiffahrt  und  HandeLsrerkehr  auf  gewissen  Plüssen,  mA- 
tet  wurden  ß-  563  ff.). 

a)  EüGBLBaBGBT,  p^  167  ff.  ~  NoUirUcLe  Staatsservituten«  a.  B.  bei  Staates,  ktm 
Gebiet  von  dem  Gebiet  eines  fremden  Staates  umschlossen  ist  (%^  81),  statuirto, 
Hebtius,  Eitgelbrscht  ,  u.  A.  —  Blosse  FöUer gebrauche  tu  SiaatsCertmumul^  ^ 
hören  nicht  xu  den  Staatsservituten,  Dx  NiVMATsm,  meditation.  juris  pmati 
princip.,  T.  IV.  Üb.  a.  tit.  3.  Vergl.  Klvbbb,  droit  des  ^aoa  modene  de  FEi- 
rope^  ^.  i36,  a.  —  Aber  der  BesUzstund  äussert  auch  hier  rechlilchff  Wirluuf 
^EvanuBBCHT,  p.  33a.  utm,    Gövbbb,  §.  91. 

6}  Rbvss  Staatakanaley,  L  36o.  XVIL  3%  ff.  G^nva,  p.  31—34. 

c)  WestphäL  Fr.   v.  1648,  L  P.  a  art  V.  44.     GBUvt.in  L.  99.    a  de  V.  0. 

GönraB,  §.  80  ff. 

d)  E9GELBBECHT,,p.  386.  Sqq.     GÖETBEB,    $.  94  ff«  —  Verjährung  ist  in  dem  allgea. 
Völkerr.  nicht  begründet. 

e)  Vergl.  rhein.  Bundes  Acte,  Art  34.     Hhein.  Bund,  IV.  133.    HiibmB's  Scaatsr* 
des  Rheinbundes,  §.  89  £ 

y)  K1.VBBB  a.  a.  CK,  §.  f4o  ff.  « 
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khiilahrt    oad   Handelsverlsehr    aaf   solchen  FliisseD,    welche 
erschiedene  Staaten  scheiden  oder  dordiströnienj  insbesondere 
auf  den  Flüssen 9  Rhein,  Neckar,  Main,  Mosel,  Maas, 

Scheide,  Elhe  und  Weser. 


§.  Ö65.  (46a) 

Bestimnumgen  des  wiener  CongresseSy  und  Verpflichtung 
aller  Bundesstaaten  tu  deren  Etflittung,  überhaufa*  Campetewt  der 

A  r.  denhalL 

In  Gemafsheit  des  pariser  Friedens  von  1814  C^rt  5)9  worden  auf 
em  "vriener  Congrers,  yon  ieu  acht  Mächten^  welche  die  CongrefsActe  un- 
erzeichneten,  ($r  Schiffahrt  undHandelsv^rkehr  auf  solchen  F las- 
en, welche  rerachiedeae  Staaten  scheiden  oder  durchströmen, 
ie  hier  folgenden  allgemeinen  Bestimmungen  festgesetzt  a),  die 
Is  Grundlagen  dienen  sollten  für  nähere  Bestimmungen  über  densel- 
en  Gegenstand,  welche  die  Regierungen  jener  Staaten  durch  Yei*aammelte 
^mmissarien,  gemeinschaftlich  festzusetzen  hätten  ^>  Diese  Uebereinkunft 
rard,  für  sämmtliche  ;^utsche  Bundesstaaten,  zuerst  in  der  Bun- 
iesActe  (Art.  19)  angenommen.  Dann  ward  dieselbe,  in  Folge  eines  in 
len  wiener  MinisterialGonferenzen  abgefafsten,  einem  SeparatProtocoll  vom 
(4*  Mai  1820  einverleibten  Artikels,  durch  einen  PlenarBeschlufs  der  Bun- 
lesversammlung  vom  3.  August  1820  bestätigt,  und  ihre  ungesäumte  Aus- 
ukrang  zugleich  festgesetzt  c).  Bewlrhnng  der  ErfiUlung  der  durch  jene . 
Bestimmungen  begründeten  Yerbindlichkeiten ,  ward  sonach  der  Bundes- 
versammlung zur  Pflicht  gemacht  <0- 

i>  Acte  final  d«  cöngres  de  Viemre/  art  108 — 117,  und  dessen  Beilage  Num.  16, 
in  HLihnm's  Aeten  des  wiener  Congr.,  Bd.  Dl,  8.  ^54  ff.  2B7  ff.  «45  ff.  In  dem 
118.  Art.  des  Acte  final  vmrden  die  Bestimmungeii  über  die  Flaftsehiffafart  für 
einen  Theil  der  CongrefsActe  erklärt,  mithin  unter  die  Garamie  der  acht  Mächte 
gestellt f  welche  diese  Acte  unterzeichnet  haben.  —  Zu  Vorbereitung  und  Ab- 
fassung dieser  Bestimmungen,  war  auf  dem  Gongrefs  eine  eigene  Commissian 
niedergesetzt,  deren  Verhandlungen  man  findet,  in  Klübers  angef.  Acten,  Bd. 
m,  S.  1  —  4i4.  Vef^,  £ft«m£iAc  Udberskht  der  diplomat.  Verbandlungen  des 
wiener  Gongr. ,  &,  49.  ConyersationsLexicon,  Neue  Folge,  Bd.  n  (1825),  Art. 
Stromfreihett. 

^)  Acte  final  etc.,  art  108. 

0  «Sämmtliche  dabei  betheiligte  Bundesglieder  machen  sich  verbindlich,  die  in  der 
wiener  Gongre&Acte,  Art.   109  bis  116  (sollte  betssen  I17)  incIusiTe  gegebenen, 
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und  Termöge  des  Art  19  der  BandetActe  den  Berathongen  derB.y.  lomßnu^ 
gelegten  Vorschriften  unrerbrüclilich  su  befolgen ,  —  —  und  in  der  kunat 
möglichen  Frist  su  beendigen,  wo  aber  noch  keine  Unterhandlungen  eungflri. 
tet  sind,  solche  unTersüglich  eintreten  su  lassen».  Worte  des  Beschluues ii 
dem  Protocoll  der  PlenarVersamml.  der  B.V.  v.  3.  Aug.  i8ao,  §.4;  in  Hu. 
am's  9^^^^°^^"^™^^^  '^  ^^™  Öffentl.  Recht  des  T.  Bundes,  Num.  XXIU  & 
3o4«  Zu  fernerer  Bearbeitung  durch  die  Bundesversammlanng ,  ward  dicMr 
Gegenstand  vorbehalten,  in  der  Wiener  SchluIsActe  ?•  idao,  Art.  65» 

d)  Einem  Protocoll  der  wiener  MinisterialConferensen  Ton  i8ao  (Sita.  sS,  am  1^ 
April),  ward  der  einstimmig  gefasste  Besehltigs  einveridbt:  «  dais  indemsl 
Art.  der  Schlussacte  unter  der  ««Gewährleistung  sugesicherter  Rechtet*,  iwk 
die  durch  die  Congrefs-  und  Bnndesacte  festgesetsten  Rechte  der  FlutnrUlakrt 
begriffen  seyen».    VergL  |.  4^79  %3j  b,  vnd  571,  OL 


Insbesondere  i  ij  Freiheit  der  Sek^ahrt  und  des  Handels.  9)  Sjtkm 

der  Abgehen  und 


I)  Die  Schiffahrt  auf  den  genannten  Flüssen,  in  ihrem  gnuen 
schiffbaren  Lanf,  bis  an  ihre  Mündnng,  soll  dnrchaas  frei,  and,  in 
Hinsicht  auf  den  Handel,  Niemand  untersagt  sejn;  doch  anter  Beohadh 
tung  der  Yorschriflen  über  die  Schiffahrtpolizei  |  welche,  ubereinstimmeDd 
für  Alle,  und  für  den  Handel  aller  Nationen  so  günstig  wie  ni5glidi|  sol- 
len errichtet  w^den  ').  II)  Das  System,  welches  für  Erhebang  der 
Abgaben  und  für  Handhabung  der  Polizei  einzufahren  ist,  soll,  so 
yiel  mdglich,  für  den  ganzen  Lauf  des  Flusses  dasselbe  sejn.  Es  sollf 
so  fern  nicht  besondere  Umstände  widerstreiten,  auch  auf  diejenigen  seioer 
Arme  und  Zusammenflüsse  sich  erstrecken,  welche,  in  ihrem  scluff- 
baren  Lauf,  yerschiedene  Staaten  trennen  oder  durchströmen  ^), 

a)  Acte  final  etc.,  art  109,  übereiostimmend  mit  dem  Art«  5  des  pariser  Friedeai. 
So  auch  der  erste  CongrefsArtikel  über  die  Rbeiuschiffahrt;  in  Klvbcs's  aosef' 
Acten  etc.,  Bd.  UI,  S.  a57  f. 

6)  Ebendas.  art  110.  Eben  so  der  zweite  CongrefsArtikel  über  die  Rhemschübiirt, 
a.  a.  O.,  S«  a58.  —  Mifshelligkeiten  awischen  Oldenburg  und  Bremen,  über  £e 
von  jenem  TerfQgte  Auslegung  euies  Wachtschiffes  an  der  Mündung  der  Weser» 
Protocolle  der  B.y.  t.  10  Jul.  (^  77)  u«  3.  Aug.  ($.  106)  iSso. 


§.    Ö65*  (47a) 

5)  SehiffahrtMqahen.    4)  Erheiungshehärden, 

m)  Die  Abgaben  für  die  Schiffahrt,  sollen  gleichf5niiig,  unirao- 
delbar,  und  möglichst  unabhängig  yon  der  yerschiedeoen  Beschaffenk^ 
der  Waai^n  festgesetzt  werden ,  damit  eine  ins  Einzelne  gehende  Unte^ 
suchung  der  Ladung,  aur  wegen  gesetzwidriger  Handlungen  notkig  m^^* 
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)er  Betrag  dieser  Abgaben,  wetcber  denjen^n  TomJutii  i8i5  in  keinem 
i^all  übersteigen  darf ,  ist  nadi  SrtÜchen  Yerhältnitten  zu  bestunmen«  Be- 
ebong  des  Handels  durch  Erleichterung  der  Schiffahrt,  mufs  hiebei  zur 
lichtscbnar  dienen,  und  der  RheinschiffahrtOctroi  kann  annäherungsweise 
;um  Maasatab  genommen  werden.  Der  einmal  festgesetzte  Tarif,  hann  nur 
gemeinschaftlich  von  den  Uferstaaten  erhöhet,  und  die  Schiffahrt  darf  mit 
rgend  andern,  als  den  in  der  Schiffahrtordnung  (R^lement)  festgesetzten, 
Vbgaben  nicht  beschwert  werden  <>).  lY)  Die  Erhebungsbehorden, 
io  wenige  ak  möglich,  bestimmt  die  Schiffahrtordnung.  Nur  gemeinschaft- 
ich,  kann  darin  Aenderung  getroffen  werden  j  es  wollte  denn  ein  Ufer- 
staat, die  Anzahl  der  ihm  ausschliessend  zugehörigen  vermindern  ^). 

a)  Acte  final  eto«,  art  iii. 
fr)  Ebendas.  art,  iis. 

§.    566.      -  (471.) 

S)  Leinpfade  und  Arbeiten  im  FhissbetL  6)  Skapelreehi  und  gexwun' 
gener  Vmsehlag.    7)  ZöBe.    8)  Schiffahriordnung. 

Y)  Für  Unterhaltung  der  in   ihrem  Lande  befindlichen  Leinpfade 
oder  "Freppelwege  (Schiffzieh-  oder  Schiffreitwege,  chemins  de  halage), 
und  für  die  daselbst  in  dem  Flufsbett  für  die  Schiffahrt  nfithigen  Ar*> 
heilen,    hat  jede   Uferherrschaft  Sorge   zu  tragen,    damit  die  Schiffahrt 
nicht  gebindert  werde«    Für  den  Fall,  wenn  die  einander  gegenüber  ata« 
henden   Ufer  verschiedenen  Landesherrschaften  gehSren,  bestimmt  die 
zu  errichtende  Schiffahrtordnung  die  Art,  in  welcher  die  Uferstaaten  zn 
jenen  Arbeiten  mitzuwirken  haben  <>).     YT)  Stapelrecht  (droit  d'^tap^ 
$•  4^3)  und  gezwungener  Umschlag  (Umladimg)  oder  Stationenrecht 
(droit  de  relache  forcee  et  d'echelle  ou  de  rompre  Charge)  dürfen  nirgend 
eingeführt  werden.    Wo  sie  schon  bestehen,  sollen  sie  nur  so  weit  fort- 
dauern, als  die  Uferstaaten,  ohne  Rücksicht  auf  besonderes  Interesse  des 
Orts  oder  des  Landes,  solche  für  die  Schiffahrt  oder  den  Handel  im  All- 
gemeinen  für  nothwendig    oder  nützlich  erachten  werden  ^3.    .  YII)  .Die 
Zolle  der  Uferstaaten  sollen  nichts  gemein  haben  mit  den  Schifiahrfabga- 
ben.     Durch  Yerordnungen  ist  dafür  zu  sorgen,  dafs  die  Schiffahrt  durch 
Amtyerrichtungen  der  Zollbeamten  nicht  gehindert  werde;  doch  mag  durch 
strenge  Polizei  an  dem  Ufer,  dem  Zollunterschleif  begegnet  werden, 
welchen  die   Einwohner   mit    Hülfe    der  SchifReute  begehen  konnten  c> 
Till)  Ueber  dieses  Alles,  und  was  sonst  noch  nothig  sejn  mSchte,  ist  eine 
gemeinschaftliche  Schiffahrtordnung    zu    errichten,    die  anders 
nicht  als  mit  Einwilligung  sämmtUcher  Uferstaaten  abgeändert  werden  darf, 
und  für  deren  Yolkdehnng  auf  schickliche,  den  Umstanden   und  Oertlich* 
keiten  angemessene  Weise  Sorge  zn  tragen  ist  ^. 
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a)  Acte  filMil  eltM  Vt*  1«^    V#i^  Hill«»  V  M«  IV  «.  V. 

^)  Sbeadbu^  avlb  ii4*  ^  Dw  Umtelilag*  «i«r  Oebtvtcfali^redil  su  JftftMler^  an 
JfoM  <ifM>d  «ii%eh<A#i  wid  4ieaehifr«brl  4itf  dem  Maio  pdem  da$«  qiudifinrtn 
Schiffer  firm  ftegehen.  mil^  Aufbübung  alkr  ^is  dafaiai  besumdenen  betoodecB 
Gebühren  und  Beschränkungen,  durch  eine  h.  baierische  Verordnung  v.  li 
Mirx  1818)  f «  V  u.  mV}  in  dem  baier.  Gesetzblatt  t.  1818,  S.  3o. 

«)  Ebenda«^  art.  i5.  —  Der  ehflether  fV^s^ioU  hörte  mit  dem  7.  Mai  i8m  äst, 
nach  einem  atvischen  Oldenburg  und  der  Freien  Hansestadt  Bremen  am  35.  Aug. 
1819  gescblosatoeii ,  von  dem  Teutachen  Bund  garanti^n  Vergleich ,  in  r.  Mu- 
nv«  ractteil,  dcppÜmw  T.  VlII«  p.  64$.  Vei^K  Rei0hsdeputatioiwHa«pl6eUu6 
T<  t8o9>,  i«  8  u.  97»  Prokoc«  der  ILV.  v.  »6«  Aug.  1819«  V-  ^Q^*  Aachener  Cod- 
fereneprotocoU  ▼•  i4-  Nor.  1818,  bei  J^lMmors  L  c.  p,  55a.  —  Bei  den  ZbUtM 
auf  dem  N$ckar  und  Main,  ist  eine  Erhöhung  über  den  Tarif  von  180t  ttoter- 
tagt    Man  s.  unten  |.  ö8i. 

d)  Ebendaa.  art  116. 

§.567.  (472,) 

Amvet^dung  dieser  allgemeinen  Bestimmungen  auf  einzelne  fbux 

und  (ieiü&ssef*. 

13  Diese  allgemeinen  Bestimmungen  wurden  aaf  dem  wiener  Con- 
pgfs  sofort  t.n«twandt,  Ibeili  «sf  den  Rhein  C$-  568  n.  fiF.)«  theils 
auf  di6  Floise  Neokar,  Main,  Moael,  Maas  and  ScheUe  «)•  11)  Des- 
gki#hen  anf  die  FIuü-  and  SekifiahrtTtrhaltnnae  zwiaehen  Preofsen  ood 
Sttdutta»  aanylntlkk  auf  die  £]he  ($.  583),  tuki  so  Tiel  das  Flolseii,  so- 
woU  des  Terbnndenen  als  auda  des  losen  Holzes,  betrifft^  aof  die  Gewäs- 
ser, welebe  die  Namen  Eisterwerdaer  Flofsgraben,  Schwafze  ood 
'Weifae  Elster  ftÜDes^  so  wie  auf  den  Flofagraken,  der  ans  der 
letctn  abgeWtet  ist  A).  IQ)  Auch  wurden  sp&terhin  dieselben  Gnndsatae 
flur  honftig  aowendbar  erklärt,  aiif  diejenigen  Flisse,  welohre  ostreiehisch« 
nndangrenaende  baierisebeStaaten  durebstromen  oder  scheiden  «).  IV)^^ 
handhingen,  in  demselben  Sinn,  katten  Statt  für  die  Elbe  sek  1819,  tvr 
die  Weser  seit  iBao^  und  eigene  Cohrentionen  anr  Folge,  (3r  jene  18t  11 
Iwt  diese  s8a3  <0-  V)  EndUck  wurden  auf  dem  wiener  Congrefs  Bestim- 
miittgen  errichtet,  für  Beiordemng  der  Schiffahrt  und  des  Handeis  pren- 
siecher  nnd  kannoverisoher  Unlerthanen  mittelst  der  Ems,  und  der  erstes 
in  der  Stadt  nnd  dem  Hafen  too  Emden,  ao  wie  för  die  Sebifiahrt  da- 
hennSTeriseben  Uoterdianen  anf  dem  Canal  der  Stech nits  ).  TT)  Inder 
tentsdken  BnvdesActe/)  behielten  sieb  die  Bandesglieder  vor,  bei  di- 
enten Znsammenkaoft  der  Bundesrersammhing  in  Frankfort,  wegen  de« 
Handels  und  der  Sckif fahrt,  naeh  Anieitunf^  der  auf  dem  nieiMr 
Congrefs  angenommenen  Grundsätze,  in  Beratkung  su  treten;  bis  jetsst  ohne 
sidstbaren  Erfolg«  TU}  Niekt  anwendbar  sind  die  Bestimmungen  des  wi^ 
uer  CongreMes,  auf  solche  Flüsse,  welche  in  ihrem  schiffbaren  Lauf  ytr- 
sckiedene  Staaten  nicht  scheiden  oder  durchströmen  sr). 
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0  Acte  final  «tc  ,  «rtu  117,  und  deiien  Beüagt  Hiini«  16»  HxfBM'k  Aetm  Am  wie- 
ner Congr^  B4.  VI»  &  to^t  Bd.  m»  &  ft4&  ft  «57  ft    Mm  e.  «ttten  i  Mi^  «;  f. 

>)  Wiener  Friede  des  Königs  von  Sachsen  mit  Frenlsen,  Oestreich  n.  RuCsland, 
vom  18.  Mai  t8t4,  Art.  17 ;  in  HLfärtXR*»  angef.  Acten  etc.,  Bd.  VI,  $.  i33  fi 

)  Oestreichisch- baier.  Tractat,  geschL  su  MOocIwii  «m  »4*  Apr»  iQiit  AvC»  91  in 
Klubxe's  Staatsarchiv,  Bd.  I,  8.  406. 

f)  Von  bcidea  Convcntionen,  unten  |.  58S  n.  £ 

)  Acte  final  etc.,  art  3o.  Preufsisch-hannörer.  Tractat,  geschL  an  Wien  am  «9. 
Mai  181 5,  Art.  5,  in  Klvsbr's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  VI,  8»  i46  Ql 

')  ArL  19.  Auf  äaiem*  Antrag,  ward  atatt  ^jinordmaiffm  an  treflÜn«  geaetsti  ain 
Berathuu^  en  treten y.  Ki«bib's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  ■,  a  M9,  388»  471, 
492  tt.  5o9.    KLtBKB*s  angef.  Uebersicht  etc.,  8.  a5i,  a6i  «•  167. 

fj  So  die  Oder  und  die  loA».  Kl^xr's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  10,  8.  226  f.  — 
Von  der  Lahn,  Lippe  und  Ruhr,  s.  Ockhabt,  S.  191  u.  a4t. 


§.  568.  (ff8,> 

Insbesondere  auf  den  Rh  e  t  it. 
Besünmungen  vm  iSOi,  iß05,  und  £804. 

i)  Seit  einer  Beihe  von  Jahrlianderten,  war  der  Rhein  «},  in  AMeht 
auf  Schiffahn  und  Handeisyerhehr  ^3,  ein  hochwichtiger  Gegenstand',  theils 
von  Sireitiglieiten  der  Cferstaaten,  theils  yon  reichs-  und  territorialgesetz- 
lichen and  Ton  vertragmäsigen  Bestimmiuigen  c)^  ü)  Seil  i648>  zugj^eich 
wieder,  abwechseln^  mehr  oder  weniger,  Gvenxflara<  zwischen'  FranhMfch 
and  teatsohea  Staaten  ^,  wird,  vermöge  des  lün^Tiller  Fnedens  tdd  i0oi, 
Art.  6,  «nd  des  ReichsdepatationsHauptschlosses  ron  i8o3,  $399  BO  wie 
nach  dem  pariser  FVieden  von  1814  und  dem  pariser  Hauptvertrag  vom 
20.  Nov.  i8i5  (oben  $.  88  —  91),  dessen  Thal  weg  als  SouverraineUit- 
Grenze,  der  ganze  Strom  hingegen,  so  viel  S^ohiffakrt  «)t  ^^^ 
Handlang  betrifft,  als  zwischen  beidtraeitigeii  StuHen  g^mtfinaehaft- 
lich  betrachtet  A 

a)  G.  Sabvobhis  de  libeva  Bheni  narigatione  in  ceogreaan  BaaladieiiBi  oMnanda. 
Goett.  1798.  J.  £.  F.  Dabs«  die  OlierherrscbafV  über  den  Bhehi  und  die  Frei- 
heit der  Bheinschifiafart.  Frankf.  179t.  8.  J.  L«  Bxom  fiber  den  riieSniaehen 
Handel  u.  SchifSahrt.  Mainz  1799.  8*  Ueber  den  Handel  auf  u.  ana  dem  Bhein, 
in  dem  Mittelalter;  in  der  Allgem.  Zeitung  r,  6.  n.  7.  SepC  1806,  Beil.  949  u. 
25o.  G.  A.  Jacobi  über  die  Rheinsehiffahrt;  in  Possblt^r  europ.  Aanalen,  i8o3, 
n.  167  C  Handbuch  der  Angestellten  des  BbeinschiffahrtsOßtroi.  Cöhi  i8o9.'  8. 
(F.  W.  Gauk^s)  Bemerkungen  über  den  OctroiVertrag  «.  die  nudnaer  Sohiflbr* 
Organisation,  nebst  e.  histor.  EinL  übet  das  SchifPahrtweaen  dea  Qbevrheins. 
Heidelb.  t8o6.  8  X  F.  Zbi.i.bb  die  SKechaiN,  Bhein«  u.  tilainachiffakrt,  swiseben 
Heilbrpnn,  Main«  und  Franbfart,  geschichtlieh,  rechtlich  vnd  ba«fiii«niaob  be* 
trachtet.  Heilbronn  1809.  8.  J.  J.  Eicaaorr^  analytiachar  Eaiwwf  einer  SammL 
von  Abhandlungen  .  .  .  über  die  SchiffahKl  .  •  .  des  Uheiaatvoiaa«  Mains  sBia. 
Uie$uks*^  topogr.  aftattat.  DursleUuag  dea  Bheines,  mit  vorsöglmher  Bücbaicht 
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•af  dnttn  Sdtfakit  und  HamHOTg.   G5Ia  1814.  4.     E^endess.  pt^ffgasmth  -  ge- 
•cbidttliclie  DttivteUiuig  ier  VeriMaAuibgMi  u.  Beschlösse  des  Congre&Comiie 
für  die  Freiheit  der  Flflsse,  so  wie  der  Berathimgen  der  in  Gefolge  ieaer  Ht- 
schlösse  in  Mains  niedergesetsten  GentralConmissicML  Mains  1819.  ft.    J.  F.  Oa- 
■ABT,  der  Rhein,   nach  der  Länge   seines   Laufs  u.   der  Beschafienheit  sdnes 
Strombettes,  mit  Besieh,  auf  dessen  SchiffahrtrerhSltnifs.  Mains  1816.  8.    EkgJt- 
ders.  fiber  den  SchiffahrtOctrot ;  inBKBTocH^s  allgem.  geogr.  Ephemeriden.  Ekn- 
de*4.  geschieht!.  Darstell,   der  frcybem  u.  sp&tern  Gesetigebung  fiber  Zölle  mi 
Handelsschiffahrt  des  Bheins,  mit  Rucksicht  auf  die  Beschlüsse  des  wiener  Coa^. 
f3r  die  kflnft^e  Verwaltung  dieses  Stroms  und  seiner  Nebenflüsse.  Mains  iSift.  & 
H.  Hbsmahv's  Sammhing  der  seit  180S  in  Besug  auf  Rheinhandel  und  Schiffahrc 
erscUeMnen  Gesetae»  Verordnungen  und  allgemeinen  Instructionen.  Mains  1810. 8. 
Erste  Fortsetsung  dieser  Sammlung,  ebend.  1828.  8.    Ebendest.  Topographie  d« 
Rheins,   von  s«  Quellen  anf  d.  St.  Gotthardsberg  bis  su  s.  Miindungea  in  dk 
Nordsee.  Mit  e.  Charte.  Mains  lIhS.  8.   Ebemdets.  Adrefshandbuch  für  die  Rheia- 
•chiffahrt Verwaltung ;  erscheint  seit  i8a3  jährlich,  su  Mains.   Neue  Ocganisatioii 
der  Schifihhrt-  und  HandelsTerhältnisse  auf  dem  Rheinstrom.    Mit  e.  btstor.  £• 
plonat.  EinL   Rasel  1899.  8.     Ueber  die  Freiheit  der  RheinschifTahrt.   9  Heile. 
Franhf.  1816.  8.   B.  S.  t.  Nav's  Beitrage  sur  KcnntniCs  u.  Beförderung  des  Han- 
dels u.  der  Schlffhhrt.  Mains.  Bd.  I^V.  1818—1895.  4.   Actenstficke,  die  Rheb 
Schiffahrt  betr.,  in  den  Neuesten  Staatsacten  u.  Urhunden,  Rd.  V,   Heft  tu.) 
(Stuttg.  i8s6-  8«),  n.  Rd.  Vtll,  Heft  1  ( 189'-).'    ConyersationsLeiicon,  a.  uatti 
V  &7>9  ff«  <u  O«  Schriften  in  Hi.0aia'i  angef.  Aeten  efc,  Bd.  f,  Heft  3,  S.  i- 
84;  Bd.  m,  S.  36i  -  416;  Bd.  IV,  S.  534. 
ii)  Vor  dem  J.   1790,  konnte  man  auf  dem  Rhein  einen  jahrlichen  ^^komtfrou- 
porf  Ton  ungefShr  swei  Millionen  Centnem,  blofs  durch  etwa  i3oo  Sclufle  tu 
9000,    i5oo,  und  1000  Gentner  Ladung,   annehmen.     Den  Geldwertk  des  iahrfi- 
eben  Waarenverkehrs  auf  dem  Rhein,    nur  allein  s wischen   den  NiederlaiMia 
und  den   westlich-  teatschen  Provinsen ,  schatste   man  auf  mehr    als   hoadert 
Millionen  Gulden.    Der  WaarenTransport  im  J.  1891,  in  13,998  su  Mains  oa^ 
Gdln   angekommenen  und   abgegangenen  Schiffen,  war,  in  Centnem  (su  101 
Pfund  3  Unsen  amsterd.  Gewichtes  oder  60  Hilogr.) :  su  Rerg  bis  Göla  1,679,080, 
u.  bis  Mains  753,968,  dann  su  Thal  bis  Göln  9,o65,538,  u.  Ton   Coln   abwärts 
13449535$  also  im  Gänsen  5,836,i9i  Centner,  worunter  aber  Manches  doppelt« 
)a  dreifach  begriffen  seyn  soll,  s.  R.   was    Ton  Mannheim  nach  Holland  trans- 
portirt  wardf  und  umgekehrt    Im  3.  i895  kamen  an:     1)  su  Cdln,  vom  Nieder- 
rhein  1,669,170  Centner;  vom  Mittelrhein  9,187,748  Centner;  9)  su  Mains,  tos 
Mittelrhein  748,970  Gentner,  Tom  Mainu.  Oberrhein  1,087,596  Centner.    U  deai- 
selben  J.  1895  gingen  ab :    1)  von  Coln  nach  dem  Nied^rrhein,    i,63«,693  Geat 
»er,  nach  dem  Mittelrhein  1,013,787  Centner;  %)  von  Mains  nach  dem  Mitteirbcia 
1,138,547  Centner,  nach  dem  Main  n.  Oberrhein  694,510  Ctner.      Ein  ia  das 
Einaelne  gehendes  Verseichntik  hievon    findet  man   in    Hsiuiuini'a  Adrc&baiidh. 
der  RhehuehiflahrtVerwaUung  für   1897,  S.  66  —   74.     Vergleichende  Tabefl« 
.  über  den  WaarenTransport  in  den  J.  1893,  1894   nnd  9,896,  ebend as.  S.  t3  — 
83.    Als  die  RheinschiffihrtActe  von  i83i    in  Wirksamkeit  getreten,     und  die 
Dampfiiehillahrt  mehr  in  Gang  gekommen  war,    seigte  sich ,   dafs  im  J.  i839  der 
Handelsverkehr  auf  dem  Rhein,  dem  Gewicht  nach,  sich  fast  vervierfacht  liatte. 
im  Vergleich  gegen  das  J.    1899.     (Das  Nähere  in  der  Frankf.  OPAZcit  t.  x& 
April   i83d,  Beilage.)     Resultate  der  Bewegung   des  Handels   nnd  der  SeUt* 
fahrt  auf  dem  Rhein,  bn  J.    1889;  in  der  OPAZeit.  t.  9.  Juni  i833,  ReQage.  - 
Der  gesammta  tnme  Ertrag'  des   Ek$ifuehiffahrtOcirot\  von  Strasburg  bis  an  die 
holiindische  Grenae,  anf  beiden  Rheinseiten,   betrug  in  den  sieben  Jahres  ts« 
1806  bis  1819,  wo  der  Handelsverkehr  durch  die  fransösische  Rqperung  sckr 
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gehemml  war,  im  Durchscbnitt  jährlieli  xfi^o/iS^  Francs  oder  854,170  IMden. 
EicHBOFr's  angef.  Darstell.,  S.  16^.  Vergl.  Kl^bsb's  Staataarefaiv.,  Bd.E.,  8.dia.— 
Nach  einem  sechsjährigen  Durchschnitt,  von  i8i5  bis  und  mit  1810,  war  der 
gesammte  BruttoErtrag  des  Octroi  jährlich  a,686,538  Franea  81  Vs  Cent,  oder 
i,a4^f7^>  Gulden  53%  Kr.  rheinisch.  In  den  fünfzehn  Jahren  Tom  1.  Jan.  1806 
bis  letzten  Dec.  1830,  war  der  gesammte  BruttoErtrag  33488,835  Francs  5oGent. 
Hieven  die  Vervyaltungskosten  mit  i3  pro  Cent  oder  4f353,548  Fr.  61  Cent,  abge- 
sogen, bleiben  als  reiner  Ertrag  39,135,286  Fr.  89  Cent  Vom  1.  Juni  i8i5  bia 
1.  Juni  1834,  war  der  gesammte  BruttoErtrag  33,393,861  Fr.  63  Gent,  alao  im 
Durchschnitt  jährlich  2,585,873  Francs  13  Gent.  Vom  J.  183^/s  war  der  ge- 
sammte BruttoErtrag  3,591,883  Fr.  63  Cent;  im  J.  183 '/s  war  er  3,767,769  Fr. 
Der  BruttoErtrag  vom  1.  Juni  181 5  bis  17.  Juli  i83i  war  43,967,809  Fr.  5  C. 
oder  30,o5 1,644  Gulden  36  Hr.,  die  Ausgabe  betrug  för  Admniiatratiöiia-  und 
PerceptionsKosten  3,66o,735  Fr.  i5  C ,  und  Ar  Hosten  der  GentralCommiaaion 
958,676  Fr  6  C.  Mehr  s.  man  in  der  tmten  §.  579,  Note  g^  angef.  Denlcachrift 
der  Fr.  Stadt  Frankfurt,  g.  33,  S.  4>  ^  Von  der  Einnahme  in  den  J»  1816 — 1831, 
T.  Nav*s  angef.  Beiträge ,  Bd.  II,  S.  69;  Bd.  III,  Heft  3  u.  4,  S.  5i  —  60.  Die 
HeiunffS'  und  Verwahun^skotten  schätzte  Nassau  1833  auf  ungefähr  i3  pro  Cent 
des  rohen  Ertrags;  nach  Eichhoft  a.  a.  O.  waren  es  aber,  bis  i8i3,  nur  10 
pro  Gent.  —  Von  den  Leinpfad •  u.  a.  Kosten,  s.  |.  566  u.  575.  Voft  des  auf 
dem  Octroi  haftenden  JaArrenten  und  Petuiotun^  s.  ^  678  u.  £  ^  Von  den 
Vortheilen,  welche  für  Frankreich  aus  der  Freiheit  der  Rheinschiffahrt  erwach' 
sen,  ein  Aufsatz  in  der  Allgem.  Zeitung  t.  i5.  Mai  1839,  Beilage  i35. 

c)  Gaits's  angef.  Bemerkungen  ,  S.  5  —  48*  OcEHA.aT^s  angef.  geschichtl. '  Dar- 
Stellung,  8.  40—  Si^. 

d)  Oben  |.  85  u.  88  £  KLtsBa's  Bnl.  su  e.  neuen  Lebrbegriff  d«  teataehea 
Staatsr.,  §.  57  ff.  —  Man  unterscheidet,  den  rhütischem  oder  bündneriscben 
(diesen  mit  Unterabtheilungen  in  Vorder-,  Mittel-  u.  Hinterrhein),  den  schwet» 
zerisch'teuUchen^  den  teutsch-französuchen,  den  teutschen,  und  den  mederlänJi- 
jtchen  Rhein;  zusammen  in  der  Länge  eine  Wasserstrecke  von  3o3V^  (nach 
HsaxAiTBr  377)  Wegstunden,  von  welchen  nur  die  ersten  30  i&r  Schiffahrt  un- 
benutzbar sind.  OcRHART,  der  Rhein  u.  s.  w.,  8.  31  u«  33  IL  •—  UeberdieiSi 
unterscheidet  man,  auf  der  in  der  OctroiCouTention  yon  1804  als  con^en« 
tionellen  Rhein  angenommenen  StromStrecke :  Oberrhein,  Ton  Strasburg  bia 
Mainz,  55  Wegstunden,  nach  Hermann  54^*%w«  MiUelrhein^  Ton  Mainz  bis 
Cöln,  41  Vi  Wegstunden,  nach  Hermann  38*'®/5oo,  Niederrhein ^  von  C51n  bia 
Lobith  oder  Emmerich,  37%  W.  St.,  nach  Hermann  35 Va-  Endlich  den.  jetzt 
Conventionellen  Rhein,  Ton  dem  Punct  an  wo  er  schiffbar  wird  bis  an  das  Meer 
(%'  571  ).  Die  Lange  des  conven tionellen  Rheins  berechnet  Hermann  (jedoch 
die  Strecken  der  verschiedenen  Arme  in  Holland  im  Mittel  genommen,  man 
8.  5.  574  a)  auf  646,600  Metres  oder  i6o*"Vsooo  Wegstunden.  MAn  s.  ▼.  Nau's 
(§.  57t  angef.)  Beiträge,  Bd.  II,  S.  33*  OcaHAar,  der  Rhein  u.  s.  w.,  S.  34. 
£icBH0XF*s  angef.  Darstellung,  8.  i3.  H.  Hxrmjlw's,  oben  (Note  a)  angef. 
Topographie  des  Rheins. 

e)  Die  Rheinschiffahrt  unterschied  man  seit  1804,  in  kleine,  fSr  landwirthschaft- 
lichen  und  andern  Industrie  Verkehr  der  Rheinländer  unter  sich,  und  mit  den 
Uferbewohnern  der  Nebenströme,  imd  grosse ,  für  den  Waarenzug,  zwischen 
Holland,  Teutschland,  Frankreich  und  der  Schweitz  (grolse  Handelschiffahrt), 
endlich  die  Fahrt  der  Nachen  u.  Jachten,  hauptsaehlioh  für  Reisende.  VergL 
die  unten  angef.  Convention  sur  Toctroi,  art.  19  et  suir.,  101  et  suiy.  Ook- 
hakt's  DarsteU.,  8.  358.  In  dem  Sinn  dieser  CouTention,  soll  jener  Unter- 
schied nrcht  mehr  bestehen,  rermöge  einer  Erklärung  des  wiener  Congreases. 
Ki.VBxa'8  angef.  Acten  etc.,  Bd.  IR,  8.  269.    Doch  bleibt,  aua  dem  Geeicht- 


IL  Theil  XXIL  Cap. 

{cii«r  Ibr  HanäiUT^mntp&rte,     Ocahabt's  getchichtl.  DanteUung ,  S.  48  ff 

/)  Aneb  in  der  im  fblg.  $.  angef.  ConTention  sur  l'octroi  tod  1804 ,  aru  %.  — 
Von  der  Geftchicbte  des  RbeinOctroi  teit  dem  R.  Dep.  HauptscÜafii  ▼.  i8q3, 
T.  Hau*!  angef.  Beiträge,  Bd.  H,  S.  71  —  88. 


§.    Ö60.  (474..) 

Forisei%umg. 

m)  Durch  den  BeichedoputetioiuHaQptsGhlofs  too  i8o3,  wurden  nidt 
B«r  ^  mannigfaltigen  und  betriohtiichen  RheinsSIlei  sondern  andialk 
ttidem  auf  die  TVansitoScbifFalirt  aich  beziehenden  Abgaben,  u  B,  U- 
Cent,  Transito,  Accise,  Abgabe  von  Halileuten  und  Halfpferden,  a.  d.,  auf- 
gehoben} doch  mit  Torbehalt  der  Eingangsgebuhren  (droits  de  dooane)  in 
den  Uferstnaten  und  eines  au  errichtenden  SchifiahrtOctroi  «>  Die  h 
RheinkSUe^  i5  auf  der  itnhen,  17  auf  der  rechten  Rheinseite,  mit  einem 
|8hrltehen  Gesaiiimtertf%g  Ton  nng^fthr  2  Millionen  Gulden,  horten  asi, 
mit  dem  iS*  Oct.  (6.  Nov.f)  i8o5.  tV)  Dagegen  ward  von  dem  teutsdien 
Reich  und  Frankreich,  mittelst  eines  Vertrags  ^')  COctroiConventioa  um 
i5.  Aug.  1804)1  ein  gemeinschaftlicher  RheiaschiffahrtOetroi, 
«in#  Mitsdi-»fr«B8Msche  GesammlAüstalt  md  Ordminrg  für  Sehiffabrt 
vuttf  Hattdiufig;  auf  dem  Rhein,  utid  f&r  die  ron  der  tinen  und  der  an- 
dern zu  entrichtenden  Abgaben  <?),  genannt  bei  der  ersten  Recognition, 
bei  der  andern  OctroiGebuhrf  deren  reiner  Ertrag  CnngelSkr  um  die 
Hälfte  geriag^r  als  der  Gesanuatbetrag  Ider  vornuiligen  Rheii»511e>  swisebea 
TetitflcUand  i«id  Ftankreich  gleich  getbeilt  werden  sollte,  vom  1.  !(or. 
i6o5  an  eingeführt,  in  Absicht  adf  Btftg-  und  Thalfahrt;  doch  nur  too 
Strasburg  bis  aH  die  niederländische  Grenze,  in  einer  Strecke  da 
Flulskufs  von  i3o  bis  i34  Wegstunden  oder  ungefähr  3ä5,79o  Toisan  ^ 

a)  B.  beput  Hauptschi.  v.  i8o3,  |.  3^  Die  unten  angef.  GonventiMi  rar  Foctroi, 
art.  38  — 4^*  —  Auch  auf  der  Rheinschiffahrt  ron  der  SchwaiserGrense  1» 
Kehl,  hob  Baden  im  J.  1809,  alle  Transü^bgaben  auf.  — -  Fortdauemd  für  beide 
Theile,  nach  dem  BesitBstand  vom  17.  Sept  1808,  gelten  neoh  die  JRkemzSiU  da, 
wo  der  Rhein  das  GrofsherKOgthum  Buden  und  den  SchweiserCanton  Aargwik 
scheidet.  Staatsvertrag  swiachen  beiden»  y.  17.  Sept.  1808*  Art.  3.  6u  rr.  8; 
in  dem  Bad.  Regier.  Blatt,  1809,  Num.  35.  Rhein.  Bund,  XXX V1L  46.  Mai- 
TBira  recueil.  Suppig»  V.  i<|i.  Auch  über  die  Rheinsekiffahrt  ^  daa  Fletstn 
,  (beides  nach  einem  so  genannten  BlaienbrieO«  die  Rhemüber fahrten,  die  so  g^ 
nannten  ff^inkelfakrten,  <lie  Geleit-  oder  Lootsenrechte ,  und  die  Fischerei,  sind 
daselbst,  ArU  4  u.  5,  Bestimmungen  enthalten. 

A)  Cf^nvenHioB  sar  Toctioi  de  Navigation  do  Rinn,  faite  h  Paris  le  «7  Ihennidor, 
m  XB  (t5»A«g.  i8o4);  in  BLuan's  Aden  des  wiener  Congr. ,  Bd.  Di,  aaSafll 
Convention  suppMte,  dat^  de  Mayence  le-  9  yead^miaire-  an  XBl  (i.Ocei6b4); 
eb^^a«.  &•  3«8.  Beide  Gonwentienfln  sind  auch,  framosiscb  «.  tenlach,  sosam- 
men  herauagageben  ^  au  CiHli   i8o5.  4>  u*  in  HKaBurH*»  angef.  SaraaaL,  &  3  £ 
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u.  56i  IL    Blofs  die  erste  steht  auch  inEmxivoHAVS  corp^  juris  germ.  acad^  l'h. 
n,  S.  388  ff.  --  Diese  Convention  (hf  Schiffahrt  and  Gebührenerhebung,  ward, 
auf  ein  kurfui'sll.  CollcgielGutachten  v.  i8.  Mäns  i8o5,  im  AUgeoeifi^a  genali- 
migt,   durch  ein  kaiserl.  CommissionsRatificationsDecret  ▼.    ii.    Mai   i8o5,  mit 
Vorbehalt  einer  weitem  Uebereinhunft  über  yerscbiedene  Anträge  wd  Erinne- 
rungen. —  Anmerkungen  su  dieser  Convention,  in  Gavm's  angef.  Bemerkungen, 
5.  70  —  140,  u«  in  EicHHOFp's  angef.  Darstellung,  S.  1 13  —  169. .  Ihre  Geschichte 
u.  eine  üebenicht  ihres  Inhaltes,  tn  CNmmiBv's  geschfchtL  DarstefHung,  8.  i*^-*- 
«99*  *-  GeachichiG  des  Oeti^i^  aek  seinam  EatatehMi  im  J.   i€aS  Mi  1^4$  b 
Kau's  oben  §.  568  aage£  Beitrigan,  Bd.  H^  Si  172  —  87. 
c)  Diese  Rbeinschiffahrt/^^^a^e»,  kein  Surrogat  der  aufgehobenen  BheÜHEöUef  sind 
Eweifach:     1)  Recognition  oder  Schiff^ebühr  (Besichriguugsgebühjr,   eine  Art  Ge- 
werbsteuer) von  ledern  beladenen  oder  leeren  Pahr%9ug,  welches   $0  Centner 
oder   mehr  trägt,   nach   Verschiedenheit   senier   LadungsfShigkett;     1)   Otier&i' 
Gekühr  oder  Tari(  auch  Hh»imataü  faenamit,  von  H^mattm  und  L^eMimiUtlm,  Mach 
Verschiedenheit  ihrer  9^>^^^^     i^^   ^rat«   Abgabe  Mrir4  Mify^iükfr ,  4ie 
zweite  Zoll  wm  der  Ladung  benannt  in  der  unten  ($.  $76,  g»)  erwähnten  Bhein- 
schiffahrtActe   von    i83i.     Den    Tarif  s.  in   der  Convention  Ton  1804,    art.  94 
u.  99  —  io5,  u.  in  HtaitABiv's  angef.  Samml.  S.  ao6  —  ai6.    Gavx^s  Bemerkun- 
gen» 8.  85  C    OcKBABT,  der  Rhein  u.  s.  w.,  S.  ^63  ff.     HL^aia's  Staatsr.  des 
Rheinbundes,  §•  14  !•  Note  c  —  Dia  Bheinschiffhhrt Abgaben  werdflA  kiaah  frmk 
zosüchem  Geld  berechnet»     Von    der   BetechaiuifBart   4ar   Irawb  Mfinaa»!    s* 
(Clbtskavb's)  Materialien  f^r  MiUsgcsetsgebung  (i8aa.  8.),  S.  t75.    lEiefideesO 
Aphorismen  aus  dem  Fache  der  Münxgeschichte  u,  des  Munzwesens  (1817.  8.), 
S.  196 —  3o3.    ResolvirungsTabellen,  in  Hxbmavbt's  Samml.,  S.  iSi   ff.   — :  Von 
der  Lmdtmgsfäh'ffkeii  der  Fahraeuge  und  der  dieselbe  beglMd)2gtedaft  SeAiJfäieht, 
OGBSAKr,  6.  96  ffi  T.  Kau's  angef.  Beitrüge,  Bd*  I,  8.  354  -^  di9  «'  ^  -^  4%*« 
Ukbkavh's  ange£  Sammlung,  $.  176«— a^i*-  "^  ^^^  Htmfthrw  ^er  Ijeiolllsdkiffi^e, 
OcHHABT,  S.  119,  \%t  u.  126.    Gauk,   S.  8^  ff«    Vott  loueriofmeu  u*  a.  Schifien 
von  geringer  Ladungsfahigkeit ,  £icbbopf*s  angef,  DarstelL,  S.  6   ffl     Ocbbabt« 
der  Rhein  u.  s.  w.,  S.  io5,  lai,   ii5  f.   i43  u.    161    ffl     Von  Poetsc/uffen  und 
ff^as^erdiligencen.  Jachen^  Nachen  und  MartiUr^iffen ,   und   den  daroil  zU  eUtHch- 
tenden    Abgaben,  s.  Convention,  art.  aa,   34  ^  *<>i-    Hkbhavii*s  angef.  SammL« 
S.  354  -^  389.    RlAbkb  a.  a.  O.,  J.  143,  Note  b.  —  Seil  18^6  fahren  auch  Dampf- 
h^erte,    Statuten  der  DampfschiffahrtGeseUschaft  vom  Rhein  H.  Main,  y6n   1896, 
nebst  der  grofth.  hessischen  u.  Fr.  Stadt- f^ankfurtischen   Bestätigung,  in  Hxa- 
mabb's  AdrefsHandb.  far  die  RheinschiffahrcVerwaltung  für  1837«  S.  i3~a4  u 
39.  u.  Statuten  der  preu&itch -rheinischen  DampftchiffahrtGesellschaft  zu  Cöln, 
von  i8a6,  nebst  der  k.  preufs.  Bestätigung,'  ebendas.  S.  i5 — 39.    Rdnigl.  nie- 
deiiandiaffhe  CDocassion  fUr  die  Dampfscfrfffohrf  von  NlMwegen  nach  C5hi,  und 
zurJWk»  vo»  t8a5»  ebesdas.  S.  34  f.    GH.  badisehe  Ct)nC«s*iofl  ftif  tü«r  badtsche 
Rheia»cfaMhhrteeBallschaft',  imti  Basel  bis  anr  die  unte<*e  ^adiscfae  Gtfvnze,  von 
1835,  ebendas.  S.  9—  is.    Beiläufige  Kost^ttberedMuiig  der  twischei»  C51ii  und 
Holland  fahrenden   Dampfboote,  ebendas.  S.  39 — 4^«  —  yon  Hollander  Flossen^ 
s.  Eicotoff's  Darstellung,  S.  5o  ff«    Abbildung  aller  Arten  yon  Rheinfahrxeugen 
und    eines  Holländer Flosses ,   ndttst   ihrer  Beschreibung,  in  Hbbxabv's    angef. 
Samml.,  S.  5q3  —  537. 
d)  OcHBABT ,  der  Rhein  u.  s.  w.  S.  ^3  £  ,  67  f  u.  94.  —  Nur  bis  Strasburg,  reicht 
die  Bergfahrt,  filr  eigentliche  BaodelsTransporte.     Die  gesummte  Ufer  lange  von 
Strasburg  bis  an  die  niederländische  Grenze,  ward  später  f\B8tgesettt  auf  i,i93,%tx> 
Metres  und  ohne  die  zu  71,900  berechnete  französische  Uferlänge ,  auf  i,2ai,3oo 
Metrea.    Anlage  Num.  563  zu  dem  iProtocoll  der  Mainzer  SchiffahrtCommission 
y-  ^/n^  laih  t83i. 
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§•   Ö70.  rt74b.) 

BeHümmungen  wahrend  des  rhemUchen  Bundes,  Jhtfhekumg  derseAem. 


I)  Bei  AoflSsung  der  teatschen  Reichs  Verbindung,  änderte  die  rliei- 
nische   BandesActe  nichts  in  dem   Rechtsrerhaltnifs  des  OctroL     Sie 
erklärte  ausdrücklich  (Art.  i)^  dafs  die  Bestimmungen  des  $.  39  des  Reich»- 
DepotationsHaupticblnsses,  die  sich  auf  den  RhetnschifFahrtOctroi  besidie&, 
unrerandert  gelten  sollten*    11)  Aber  vier  Jahre  spater,  änderte  sich  die- 
ses Yerhältnifs.     Durch   einen  mit  Napoleon  zu  Paris  am  19.  Febr.   1810 
geschlossenen  Vertrag  «),  Art.  6,   trat  der  Fürst  Primas,  GroCsherzog 
Ton  Frankfurt,  Tormals  KurfurstReichserzkanzler,  seine  Rechte  auf  den 
RbeinOctroi  an  Frankreich  ab.    Er  beipflichtete  sich  zugleich,  in  Gemä&- 
heit  des  ReichsdeputationsHauptschlnsses  diejenigen  immerwährenden  Jakr- 
renten  zu  bezahlen,  welche  daselbst  auf  die  teutsche  Hälfte  Ton  dem  reioeo 
Ertrag  des  Octroi   gelegt  wurden   (unten  §.  578);  weTshalb  die  ihm  Ton 
Napoleon  abgetretenen  Domänen  yon  Fulda  und  Hanau  als  SpecialHjpothdi 
bestimmt  wurden.     W)  Unter  stillschweigender  Aufhebung  dieses  Ter- 
trags,  stellten,  in  den  Jahren   1814  und  i8i5,  der  pariser  Friede  md 
der  wiener  Congrefs  das  vorige  RechtSTerhaitnifs  wieder  her  ^).  Franli- 
reich  yerlor  zugleich ,  auf  dem  von  ihm  abgetretenen  Theil  des  Rheins,  die 
vorhin  gehabten  Rechte  auf  den  Octroi,  und  die  OctroiRente  des  Füntea 
Primas  ward  nicht  wieder  hergestellt,  wohl  aber  die  übrigen  OctroiRentea 
($*  578).    An  Frankreichs  Stelle  traten  die  teutschen  Bundesfursten,  denen 
die  von  jenem  abgetretenen  Besitzungen  am  linken  Rheinufer  waren  mge- 
theilt  worden;  ihnen  gebührte  fortan   der  auf  diese  Besitzungen  fallende 
Jheil  des  reinen  OctroiErtrags  der  linken  Rheinseite. 

a)  In  dem  Rhein.  Bund,  XLVIO.  409.  u.  in  AUmTBirs  SuppC  V.  §43.  Bieranffo^te 
ein  Decret  Napoleon^  v.  8.  Apr.  181  Oi  wodurch  die  obere  yerwaltiuig  ia 
BheinOctroi  der  frans.  GeneralRegie  der  vereini|^en  Abgaben  (droits  rcios) 
übertragen  ward,  und  ein  zweites  v*  91.  Oct  1811,  betr.  die  Bheinsdiiffiikrt- 
Abgaben  in  dem  Departement  der  Rheinmündungea.  Man  s.  die  bei  dem  fo^, 
§.  angcf.  von  Op  den  HoorF,  S.  18  ff. 

ij  Nach  Vertreibung  der  fransösischen  Berrschaft  im  Reibst  i8i3,  ward  for  den 
teutschen  Rhein  eine  proyisoriscbe  Octroi  Verwaltung  angeordnet,  unter  dm 
Grafen  von  SolrosLaubach.  KLfhiSB's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  m,  S.S76. 
Erst  im  Berbst  1817  hörte  sie  auf. 

§•    Ö7I.  (475.) 

Bestimmungen    des    pariser   Friedens   und    des    ufiener  Congressu. 

Freiheit  der  Schiffahrt  bis  an  das  Meer.  Conventieneüer  Rhein.  Siebeu 

BheinVferstaaten,  Campetent  der  B.V.  CenJtralCommission  %u  Meua. 

I)  Der  pariser  Friede  von  1814  ")  und  der  wiener  Congrefs  <), 
gingen  auch  bei  dem  Rhein  yon  den  oben  C$-  563  —  566)  angeführtes 
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HauptbestiiiHiiangeti  aas.  Der  Congrefs  erneaerte,  bestätigte  und  erweiterte 
Terschiedene  der  in  der  OctroiConvention  von    1804   enthaltenen  Bestim- 
mangen«     Namentlich  setzte  er  fest,  dafs  «die  Schiffahrt  auf  dem  gai^ 
zen  Laufe  des  Rheins 9  yon:  dem  Punct  an  wo   er  schiffbar  wird  bis 
an  das   Meer   («jasc[a*a   la  mer»),   auf-  und  abwatts,  gänzlich  frei, 
und  in  Hinsicht  auf  den  Handel  Niemand  untersagt  seyn  solle»  0*     Jene 
Strecke   heifst  darum  jetzt   der  conventionelTe  Rheia    (§.    568   d,   u. 
574  a).     Der  über  den  Sinn   der  Worte   «jusqu'a  la  mer*,  —  über  die 
Endlinie   des  conventionellen  Rheins  am   Meer,   seine  Einmündung  in  die 
offenbare  See  oder  das  Weltmeer,  über  die  Scheidelinie  zwischen  dem  flu- 
yialen   and   dem  maritimen  Wassergebiet  —   entstandene  Streit,   ob  damit 
dem  Honigreich  der  Niederlande  die  Erhebung  eines  Seezolles,   von  den 
nach   oder  aus  dem  Meer  über  den  Rhein,  aus  oder  nach  andern  als  den 
niederländischen  Staaten   durchgehenden  Waaren,    zugestanden   sey  <0i  ist 
bis  jetzt  noch  unentschieden  «}.   11)  Demnach  sind  bei  dem  conyentionellen 
Rhein  betbeiligt:   Frankreich,  die  fiinf  teutschen  bundesverwand- 
ten Rb ein nf erStaaten,   das  Königreich  der  Niederlande.     Das  con- 
ventionell  begründete  RechtsverhältniTs  dieser  drei  Classen  von  Betheiligten 
unter   sich,    ist  ein  europäisch-völkerrechtliches.     Wenn   und  so 
weit  aber  dasselbe  sich  beschränkt^  auf  teutsche  bundesverwandteRhein- 
oferStaateu   unter  sich,   oder  dabei  Yerpfiichtungen  eines  oder  mehrerer 
von  ihnen  gegen  Privatpersonen  in   Betracht  kommen,   sind  auch  bei 
ihm  die  Bestimmungen   der  Bundes  Acte  anwendbar,   welche  alle  und  jede 
($.  17a)  Streitigkeiten  der  Bundesglieder  unter  sich    ($.  166   u.  ffOi  und 
Beschwerden   von   Privatpersonen  gegen   Bundesglieder   (§.  169,  Beispiele 
§.  578  u.  ff.)  betreffen,   namentlich  die  Competenz   der  Bundesver- 
sammlung  für  jene   und    diese  begründen«   (Yergl.  §•  563.)      III)  Eine 
CentralCommission  für   den  Rhein,   zu  welcher  jeder   der  sieben 
Uferstaaten  (Frankreich,  Baden,  Baiern,  GH.  Hessen,  Nassau,  Preufsen, 
Königreich  der  Niederlande)  ein  Mitglied  zu  ernennen  hat,  soll,  als  oberste 
Aufsicht-   und  ControleBehorde,    in  jedem   Jahr   am    1.   November,   und, 
wenn  sie  es  für  nothig  erachtet,    auch  im  Frühjahr,    zu  Mainz  sich  ver- 
sammeln.   Dieselbe  soll  über  Beobachtung  der  RheiuschiffahrtOrdnung  und 
das  gemeine  Beste  der  Schiffahrt  und  Handlung  wachen ,    den  Bericht  der 
Inspectoren  über  ihre  Verwaltung  vernehmen,  und  für  Verhandlungen  und 
Vereinbarung   zwischen   den   Uferstaaten,    vorzüglich  in   Hinsicht   auf  die 
Schiffahrt ,  dienen  /).      IV)  Diese  CentralCommission ,   überhaupt   die  neue 
Ordnung  der  Dinge,    sollte  vom    1.  Juni   181 5  an  in  Wirksamkeit  treten 5 
es  geschah  erst  am  5.  August  1816.     Als  ausserordentliche  Beschäf- 
tigung ward  der  Commission  vorerst  angewiesen,  die  Abfassung  einer  neuen 
Schiffahrtordnung  (5»  876,  f),  und  bis  dahin  die  Stellvertretung  der,  nach 
Vertreibung  der  französischen  Herrschaft  im  Namen  der  verbündeten  Mächte 
angeordneten,   provisorischen  Octroi Verwaltung  g).     V)  Die  in  den  wiener 
Artikeln  festgesetzte  Einführung  dieses  Octroi-  und  SchiffahrtSystems,  auch 

Kiiiber's  Öfftntl.  Recht,  4.  Aall.  5^ 
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auf  der  Rheinatreclba  Ton  Strasburg  bis  aa  die  scfaweiser  Grenxt 

($.  569  u.  574)9  ^^^  ^^  j^^^^  "^^  proFisorisdi  bu  Stande  gekonmieii  A). 

•)  Pariser  Friede  v.  3o.  Mai  1814?  Art.  6.  »'La  mm^ation  sur  le  RAin^  an  pokt 
oü  il  devieüt  naTigable  jttsfu'ä  la  nur  et  rMproquement,  aera  libre ,  de  tdk 
Sorte  qu'clle  nc  piässe  iire  inUrdiu  a  ptrsomne^  et  l'oa  s'occupera  au  fator  cos- 
gres  des  principes  d'apres  lesquels  on  pourra  regier  les  troits  a  levcr  par  le« 
^tats  riverains,  de  la  maniere  la  plus  ^gale  et  la  plus  favorable  au  comsures 
de  toutes  les  natiomv.  Klübeh's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.1,  Heft  1,  S.  i5. 
Bestätigt  ward  diese  Stipulation,  in  dem  pariser  Hauptvertrag  der  Tier  Terbunde^ 
ten  Mächte  mit  Frankreich,  vom  ao.  Not.  i8i5,  Art.  11,  in  MA&Tsaa  recueiL 
SuppUm.  VI-  690.  —  Klar  leuchtet  aus  obiger  Bestimmung  die  Aksiekt  berror. 
nicht  nur  die  Freiheit  der  Rheinsch^ahrt ,  sondern  auch  mittelst  derselben  des 
Welthandel  zu  begünstigen.  Der  Vertrag  t.  3i.  März  i83i  (s.  (.  976)  schlie&t 
indessen  die  Flaggen  aller  fremden  Staaten,  d.  h.  die  nicht  RheinuferStaaten  sin«^. 
Ton  dem  Rhein  aus;  er  beschränkt  die  Verbindung  des  Flusses  mit  dem  Meer 
mittelst  der  Schiffahrt  auf  die  Uferstaaten.  Von  dem  durch  die  Treaanng 
Belgiens  Ton  Holland  geänderten  Verhältnifs  dieses  Punctes,  f.  ciiieii  Artikel  ia 
der  Allgem.  Zeit.  t.  26.  Dec.  i83a,  aufserord.  Beil.  53o,  S.  3118. 

i)  Wiener  ^rticles  concernant  la  naTigation  du  Rhin,  Tom  i4*  Mära  i8i5,  eise 
Beilage  (Num  16)  tu.  den  Art.  117  u.  118  des  Acte  final  du  congres  deVienne; 
in  Hlvbkr^s  angef.  Acten  etc.,  Bd. DI,  S.  iBj  ff.;  Bd.  VI,  S.  io3. 

e)  Art.  i«r  der  angef.  wiener  Articles:  »La  navigathn  dans  tout  le  cours  do  Bka, 
du  point  oü  il  deWent  naTigable  juspi*ä  la  nur ,  seit  en  descendant,  soit  en 
remontant,  sera  entieremcnt  libre,  et  na  pourra  sous  le  rapport  du  commerce^  Are  aSer- 
(Ute  ä  personne,  en  se  conformant,  toute  fois  aux  reglemens  qui  scront  arretes,  poiir 
la  police,  d*une  maniere  uniforme  pour  tous  et  aussi  favorable  que  possible  ^u 
commerce  de  toutes  les  nationsi>.  Dieser  Artikel  stimmt  fast  wörtlich  flbcrein  mit  den 
allgemeinen  Art.  109  der  wiener  CongressActe  (^.564);  statt  «jusqu'a  la  mer*.  steigt 
in  diesem  «jusqu'a  son  embouchure».  —  Was  dessen  Entstehung  in  den  wiener  Coa- 
ferenzen  betrifft,  so  trug  zuerst  der  ^onzo^tVeÄ«  Bevollmächtigte  darauf  an,  dea 
Rhein  nur  proTisorisch  fiir  frei  zu  erklären,  »in  Beziehung  auf  Handel  uod 
Schiffahrt  (also  auch  für  Depeschen-  und  PersonenTransporte)  jusqu*ä  la  roer«. 
Dann  TCrlangte  der  englische  BcToUmächtigte  den  Rhein  ftir  gänzlich  frei  tu 
Erklären ,  für  den  Handel  und  die  Schiffahrt  aller  Nationen'».  Es  ward  aber  di^ 
oben  im  Text  angeführte,  Ton  diem  preu$sischen  Bevollmächtigten  t.  Humboldt 
herrührende  Rcdaction  beliebt,  nach  einer  kurzen,  die  Verschiedenheit  der 
Anträge  betrefTendcn  Erörterung,  welche  aber  nicht  die  Worte  »jusqu'a  la  mer» 
berührte.  Man  s.  die  angef.  Acten,  Bd.  III,  S.  i3.  21.  147.  170  f.  io\.  233. 
•iS?  f.  Op  den  Hoff  a.  unten  a.  O.,  S.  42.  —  Der  SchlufsActe  des  wiener 
Congresses,  wozu  die  oben,  Note  c,  genannten  wiener  Articles  etc.  «k  Beilage 
16  gehören,  trat  der  König  der  Niederlande  durch  eine  eigene  Acte  (aach  dea 
in  Klüber's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  VI,  S.  218,  befindlichen  Formular)  bei.  Sie 
ist  datirt  vom  Vjg.  Oct.  ]8i5,  laut  der  petersburger  amtlichen  .Sammlung  der 
Ton  Rufsland  mit  abendland.  europ.  Mächten  geschlossenen  Verträge ,  Bd.  1 
(i8a3,  Fol.),  S.  549. 

d)  üebor  den  Sinn  der  Worte  «jusq*a  la  mer»  ob,  ihnen  zufolge,  die  gancHcfae 
Freibett  der  Schiffohrt  nur  bis  zur,  oder  bis  Ober  die  Einmündung  des  Bhdas 
in  die  See,  d.  h.  nur  bis  an,  oder  bis  in  die  See?  ob  ein  Zwischenraum  (ein 
niederländisches  TerritorialMeer )  anzunehmen  sey,  zwischen  der  äufserste» 
Rheingrenze  und  der  freien  Seegrenze,  und  ob  auf  solcher  Ton  dem  Rönigreirh 
der  Niederlande  Seeabgahen  (droits  maritimes)  oder  TransttoZoU  gefordert 
werden  dürfen ,  Ton   aus  oder  nach  Teutschlaad ,  Frankreich  und  der  Sckweä 
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aus-  oder  eingelieiiden  Waaren?  auch,  ob  diese  Streitfrage  als  achoii  entschie- 
den   in    den    wiener   CongrersBesllmroungen    anxunelimen  sej?    oder  ob  ihre 
Entscheidung  aur  Gompetena  der  mainzer  CentralCommission  gehöre?  oder  ob 
sie  Gegenstand  einer  authentischen  Auslegung  der  wiener  CongrefsActc,  oder 
liünftiger  Handelsverträge   sey?    darüber   s.    man    die  Erörterungen  bei  jener 
Gommission,   z«  B.  in  v.  Nav's   oben  |.  568  angef.  Beiträgen,  Bd.  I,   6.  67  ff., 
100  f.,  341  ff.,  369  u.  385;  Bd.  n,  Vorrede  zu  dem  9.  Heft,  u.  8.  102  ff.  ]i5  ff. 
18a  ^«  193,  ^43  ffl  a64  ff.  Schreiben  u.  Denkschrift  der  cölner  Handelskammer ; 
ebendaas.  Bd.  I,  S.  1^9  —  261,  37$ — 284  u-  34i  —  347*     F.  Nebevius  Bemer- 
kungen  über    den  Zustand .  Grofsbritanniens   in  staatswirthschafUicher  Hinsicht 
(1818  8.),  S.  tat  ff.    ]>ie  oben  %,  568  angef.  Actenstücke.    Op   den  Hoorv  a« 
unten  a.    O.,  S«   5o  —  60.     Ueber  die  Handelsschiffahrt  auf  dem  Rhemstrom, 
%,  28  u.  38.    Prenfs.,  nassan.  u.  gh.  hefs.  Erklärungen  bei  der  B.  V.,  1.  dict., 
in  dem  Protoc.  ▼.   1819,  8.  44 1»    ^4^  ^*    ^^«     Proces- verbal  au  cengr^s  de 
V^rone  en  date  du  27  novembre  (18  nov.)  1822.    Baier.  Votum  in  der  293.  Sitzung 
der  CentralCommission,  in   v.  NAtr's  angef.  Beiträgen,    Bd.  V.     Beschlufs  der 
Mehrheit  der  Mitglieder  jener  Gommission,  v.  27.  Aug.  1825 ,  in  dem  Journal  de 
Francfort    du   6    nov.    »825.     Von    den    RbeinuferStaaten    bestritten     (Mars 
i83i)  nur  Baden  und  Nassau  nicht,  die  niederländische  Beschränkung  der  freien 
Schiffahrt  auf  die  Grenze  des  Meeres.    Mittheilungen  von  Verhandlungen,  findet 
man  in  'Beilagen  zu  der  Allgem.  Zeitung  r.  9.,  10.,  23.  u.  24.  Dec.   1825,   und 
vorzfiglich    v.  2.  Febr.    1826.     Niederländische  Erklärung   in  der  frankf.   Ober- 
PostamtZeitung  t.  18.  Febr.  1826.      Oestreiekische  Note  ▼.  14  •   Febr.    1826,   fulr 
die  Freiheit  der  Bheinschiffahrt  bis  in  die  offene  See,   dem  k.   niederländischen 
Hof  übergeben,  in  der  Allgem.  Zeitung  v.  19.  bis  21.  Mai  1826,  Beilagen  139  — 
141 9  im  franz.  OriginalText  in  dem  Journal  de  Francfort  dn  27  mai   1826,   und 
in  der  AbhandL:  De  la  navigation  du  Rhin,   p.  107  et  suiv.    K.  niederländische 
Widerlegung  dieser  Note,  ▼.   12.  April  1826,  in  dem  Journal  de  Francfort  des 
10  et  ti  juin  1826,  in  der  angef.  Abbandl.:  De  la  navigation  du  Rhin,  p.  tio, 
u.  in  der  Allgem.  Zeitung  v.  1826,  Beil.  166,  177  u.  f.,  s.  auch  Op  den  Hooet 
a.  a.   Q.,  S.  73  ff.  Dawider,    Aufsatz  in  der  Allgem.  Zeitung  v.  21.  Juli  1826, 
Beilage.     Auch  s«  man  die  merkwürdige  k.  niederländische  Verordn.  ▼.  10.  Sept. 
1826,  betr.  die  Erleicbterung  u.  Ordnung  der  Bheinschiffahrt  auf  niederländ. 
Gebiet,  in  dem  Journal  de  Francfort  du  3  nov.  1826,  u.  in  der  Allgem.  Zeitung 
V.  7.  Nov.  1826,  u.  das  k.  niederländische  ArrM  du  i^  roars  1827,  portant  regle- 
mens  provisoires  sur  la  navigation  du  i^oyaume  des  Pa^s-Bas,  und  Reglement  pro- 
visoire  pour  la  navigation  des  bÄteaui  du  Rhin,  dcpuis  Krimpen  jusqu'  en  pleine 
mer,  et  depuis  la  pleine  mer  jusqu*  k  Krimpen,   du   1«^  mars  1827;    beide  als 
Beilagen  zu  dem  ^lu  (Separat-)  ProtocoU  der  malnzer  RheinschiffahrtCommis 
sion  Tom  3i,  März  1827,  u.  in  HBEHAinr's  AdrefsHandb.  fUr  die  Rheinschiffahrt- 
Verwaltung,  för  1828,  S.  41—58.    Englische  Pariamen tVerhandluugen,  über  die 
Freiheit  der  Rheinschiffahrt,  in  der  Allgem.  Zeitung  v.  23.  Mai  i83o.  Beil.  143, 
auch  in  der  frankf.  OPA  Zeit.  v.  27.  u.  f.  Mai  i83o.  —   Auch  in  eigenen  Druck' 
Schriften ,  zum  Theil  amtlichen  oder  halbamtlichen ,  ward  dieser  Streit  erörtert. 
J.  Op  den  HooFF,  Etwas  über  die  Bheinschiffahrt.  Aus  d.  Niederl.  übers    Main« 
1826.8.  Dawider:  UcberdieHandelsscbiffahrtauf  dem  Rheinstrom.  Heilbr.  1827. 8. 
J.  Op  den  HooFF,  Bemerkungen  gegen  die  teutsche  Schrift:  Ueber  die  Handels- 
Schfffahrt  auf  d.  Rheinstrom.  Aus  dem  Niederl.  Amsterd,  1827.  8.   L.  Elzx  echte 
Stukken  betreffende  de  vrije  Vaart  op  den  Rijn.  Amsterd.  1827.  8.  Pkxl-Bobbb 
über  die  wahre  Bedeutung  der  Worte  jusqu'  k  la  mer.  Mains  i83o.    (AlsMspt. 
gedruckt.)    Nnsmos  a.  a.  O.     GonversationsLexicon,  a.  unten  (Note  g)  a.  O.  — 
Auf  dem  Congress  au  Verona  ward,  auf  Veranlassung  einer  Note  des  englischen 
Bevollmächtigten,  dieser  Gegenstand  su  gOtiieher  Adeetntmdersetnmg  Terwieaen, 
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in  den  Protocoü  ▼.  17.  No¥.  181a.  Allgem.  Zeilung  t.  ^  Hai  i8s3.  Beil.  84. 
Die  RheioschiffahrtOrdnuiig  von  i83]  lätst  solchen  noch  imentocfaieden.      l^ntn 
Note  e.      Eine  Entocheidunj;  der   wiener  GongrefaMächte,  ist  bis  jetxt  weder 
▼erlangt  worden  noch  erfolgt.  —    Nur   Ton  niederländischer  Berechtigung  zu 
Erhebung  eines  Seezolle*  (droit  maritime),    gleichviel    unter  welcher    andere 
Benennung,  ist  bei  dieser  Streitfrage  die  Rede;  nicht  von  Erhebung  billiger  Ab- 
gaben zu  Vergütung  des  Aufwandes  auf  Hafen-   und   andere  Schifiahrtajkstalteii 
an  der  See,  e.  B.  Leuchtthurme,  Seetonnen,  Lootsen  ($.585,  b).  —  Der  dect  ringle 
Ausleger  möchte  hier  eine  Befugnifs  su  SeeeoU  nicht  begründet  finden.     Frac- 
xÖsische  Sprachkundige   ziehen,    su  Bezeichnung   desselben    Sinnes,    den   Sau 
«jusqu'  a  la  men»   dem  übelhlingenden  «jusques  dans  la  raer»   vor.      Untrr 
Meer  wirJ,  TÖlherrechtlich ,  wie  schon  nach  dem  gemeinen  Sprachgebrauch,  b 
der  Regel  die  offene  ,  keiner  Staatsherrschaft  unterworfene  See  (la  pleine  mcr) 
▼erstanden,  nicht  ein  Seegebiet  (territoire  maritime)  eines  Staates;   xumal  wenn 
überhaupt  die  Rede  ist  von  der  Einmündung  (embouchure)  eines  Flusaes  in  das 
Meer.    Klvrzb,  droit  des  gens  moderne  de  l'Europe»  §•  i3o  et  i3s.     Die  alJge- 
meine  Recbtsvermuthung  streitet  für  die  Freiheit;   ihr  gemals  ist  im  Zweifel, 
mithin  bei  zweideutigen  Ausdrücken,  su  entscheiden.     In  den  Bestimram^n  des 
pariser  Friedens  und  des  wiener  Gongresses  (Note  a,  b  u.  c),  diesen   KormeB 
für  alle  hier  betheiligten  Regierungen,  ist  klar  die  Absicht  ausgesprochea ,    daD 
für  den  ganaen  Lauf  des  schiffbaren  Rheins,  bis  in  das  Meer  und  aus  demaelbes 
in  den  Rhein ,  die  Freiheit  der  Schiffahrt  und  des  Handels  für  Jedernuuu  Sit 
höchste  Begünstigung  erhalten  soll,  nur  mit  Ausnahme  der  durch  jene  Besdin- 
mungen  besonders   vorbehaltenen    RheinschiffahrtAbgaben    und  Poliaeiberecfali- 
gungen,  und   dafs  in  jener  Hinsicht  zwischen  dem  Strom  und  dem  Meer  dse 
unmiueihare  Verbindung  bestehen  solL     In  den   wegen   der  Elbe-   und   Weser- 
schiffahrt geschlossenen  Verträgen   haben    die    dabei   betheiligten    Uferstaatcs. 
gleich  in  dem  ersten  Artikel,  für  jene  Bestimmungen  den  Sinn  anerkannt,  naek 
welchem  die  in  Rede  stehende   Freiheit  von  dem  ganzen  Zug  nach  und  aas 
dem  Strom  aus  und  in  das  offene  Meer  zu  verstehen  ist  (V  583  u.  f.)-     in  den 
wiener  Articies  etc.  schafft  der  Artikel  19  den  gezwungenen  Umschlag  ab,  auf 
dem   ganzen  schiffbaren  Lauf  des  Rheins  bis  in  das  Meer,   «jnsqu'  ä  aon  em- 
bouchure daru  la  mer»;    ein  Beweis  mehr,   dafs  in  jenen  Articies  die  Worte 
jusqu'  a  la  mer»  und  «jusqu'  dans  la  merv  gleichbedeutend  seyen.     So  weni^ 
die  niederländische  Regierung    auf  der  mathematischen   oder  idealiachen  Zwi- 
schenlinie  zwischen  Meer   und   Rhein   einen  gezwungenen   Umschlag   eiirfiikreB 
könnte,  eben  so  wenig  darf  oder  kann  sie  daselbst  Seeabgaben  erheben«    Aucii 
der  Acte  final   du  congres  de  Vienne,  art  109,  übereinstimmend  mit  dem  Art 
5  des  pariser  Friedens  von  1814  (§.  564),  setzt  fest,  dafs  auf  den  schiffbare 
Rhein  die  Schiffahrt  frei  seyn  solle,  bis  zu  seiner  Einmündung  in  das  Meer, 
ft jusqu*  a  son  embouchure».   —  Mehrfach  sind   die  holländischen  An/brdenmg^eu. 
Holland  lafst  sich  von  den  Gütern,  die  auf  dem  Rhein  in  die  See  gebracht 
werden,  also  nur  transitiren  sollen,  nicht  nur  einen  sehr  hohen  Dttrckg^angtoU, 
der  oft  zwanzig  bis  dreifsigmal  mehr,  als  die  Befahrung  des  Rheines  auf  einer 
gleichen  Strecke  belrägt,  sondern  auch  noch  andere  Nebenabgaben  von  Bedea- 
tung  bezahlen.    Es  nimmt  ausser  dem  Lagergeld,  den  Gommissionsgebuhren  etc., 
noch  das  so  genannte  Syndicai^  d.  h.  einen  Zusatzzoll  von  i5  Procent  auf  den 
Betrag  der  Transitgebühren.    (Von  den  SyndicacGehühren,  y.  Kav's  angel  Bei- 
trage,   Bd.  I,  S.  384  f-)     Es   nimmt  ferner  unter  der  Benennung:    Picmtofe 
der  durchgehenden  AVaaren,  nicht  etwa  eine   Vergütung  för  die  verweadetea 
Bleie.,  sondern  eine  weit  bedeutendere,  bis  auf  iV«  pro  Cent  steigende  Sttutr 
von  Traneii,  selbst  derjenigen  Güter,  die  ihrer  Natur  nach  gar  nicht  plomhirt 
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w^erden  können,  wie  s.  B*  von  Blei ,  Kupfer,  Zinn  in  Blöcken*  u.6. w.  ConTers. 
Ijexic.  a.  a.  O.,    S.  745.    S.  übrigens  die  folgende  Note  e  am  Schlufs. 

p)  In  der  RhemtchißahrtOrdnung  yon  i83i  (§.  576  g)  ist  die  Entscheidung  dieses 
Streitpunctes  den  Worten  nach  umgangen,  in  d^r  That  aber  der  niederländischen 
Behauptung^  unter  Vorbehalt  der  ihr  widerstreitenden  Rechte  nachgegeben. 
Nach  Art.  1  soll  zwar  die  Schiffahrt  auf  dem  Rhein  « bis  in  die  See^  sowohl  auf- 
^Färts  als  abwärts,  völlig  frei  seyn,  und  in  Bezug  auf  den  Handel  Niemaud  un- 
tersagt werden».  Aber  —  1)  nach  Art«  3,  wird  nur  «für  Schiffe,  die  Eigent/tum 
der  (von)  Untertkanen  der  Uftrstaaten  und  zur  Rheinschiffahrt  gehörig  sind » , 
Bewilligung  ertheilt,  dafs  sie,  «wenn  sie  durch  das  Königreich  der  Niederlande 
aus  den  Rheingewässem  in  die  offene  See  und  umgekehrt  fahren,  zu  keiner 
Umladung  oder  Löschung  angehalten  werden  dürfen».  Sodann  ist  2)  indem  Art. 
4^  für  «Waaren,  die  aus  der  offenen  See  eingehen,  um  durch  die  Gewässer  der 
Waal  oder  des  Lechs  über  Lobitb  nach  Teutschland  oder  weiter  gefuhrt  zu 
werden,  wie  auch  für  solche,  die  aus  Teutschland  kommen  und  durch  die  frag- 
lichen Gewässer  in  die  offene  See  ausgeführt  werden  sollen»,  zwar  nachgege- 
ben, dais  sie  «  bei  ihrem  Durchgang  durch  das  niederländische  Gebiet ,  auf  den 
im  Art  3  yorgezeichneten  Wasscrstrafsen,  von  allen  Transito Abgaben,  Zöllen 
oder  andern  dergleichen  Gebühren  frei»  seyn  sollen;  es  werden  aber  dieselben 
unmittelbar  hierauf^  einer  Seeabgabe,  (droit  maritime)  mit  folgenden  Worten 
unterworfen :  «An  die  Stelle  dieser  letztern  (Transito Abgaben,  Zölle  oder  andern 
dergl.  Gebühren)  tritt  eine  festbesUmmte  Abgabe  (droit  fixe)  von  Dreizehn  und 
einem  Viertel  Genten  niederländischen  Geldes  für  den  Gentner  bei  der  Berg- 
fahrt, und^von  Neun  Genten  niederländischen  Geldes  für  den  Centner  bei  der 
Tfaaifahrt»;  mit  Ausnahme  der,  in  einem  unter  A  beigefügten  Verielchnlfs, 
nahmhaft  gemachten  Waaren Artikel,  welche  thells,  wie  Thee  und  Salz,  mit  einer 
noch  höheren,  thells  z.  B.  Asche,  Eisen,  Getreide  \u  a.,  mit  einer  niedrigeren  Ab- 
gabe, belegt  sind. —  In  dem  Eingang  dieser  RhelnschiffahrtOrdnuug  wird  gesagt: 
die  niederländisc/w  Regierung  behaupte  beharrlich,  dafs  «ihre  SouverainetätsRechtc 
sich  ohne  die  mindeste  Beschränkung  über  das  ihre  Staaten  bespülende  Meer 
selbst  dabin  erstrecken,  wo  mit  demselben  die  Gewässer  des  Rheins  zusammen- 
fliefsen  » ;  während  die  preitsst'sche  Regierung  beharrlich  behaupte,  «die  Ausübung 
dieser  Rechte,  so  weit  solche  auf  die  aus  dem  Rhein  ins  offene  Meer  und  um- 
gekehrt fahrenden  Schiffe  angewendet  werden  wollten,  sey  durch  die  wiener 
CongrefsActe  beschränkt  worden».  Indefs  hätten  «die  Uferstaaten  für  angemes- 
sen erachtet,  alle  die,  über  allgemeine  Grundsätze  der  wiener  GongrcfsActe  in 
Bezug  auf  die  Rheinschiffahrt  erhobenen  Streit/ragen^  so  wie  die  daraus  abzu- 
leitenden Folgerungen»  unherüJirt  zu  lassen,  und unter  dem  f^orbehalt,  dafs 

diese  Verständigung  den  beiderseits  behaupteten  Rechten  und  Grundsätzen  in 
keiner  Art  Eintrag  thun  solle,  eine  Vereinbarung  über  diejenigen  Maasregeln 
uud  reglcmentarischcn  Bestimmungen  zu  treffen,  deren  die  Rheinschiffahrt  nicht 
länger  entbehren  könne.  Man  s.  auch  das  (Separat-)  Protocoll  52 1  der  Gen- 
tralRheinscblffahrtCommission  Tom  16.  Juni  i83i,  bei  AuswecbsluHg  der  Rati- 
ficationen der  Rheinschif!ahrtOrdnung,  $.  3,  Num.  8  u,  11;  in  der  (unten  §.  576, 
j^ote  f,  angef«)  Ausgabe  der  genannten  Ordnung,  S.  80,  auch  in  dem  ebendas. 
angef.  Archiv  von  Alex.  Müller,  Bd.  I,  S.  681  ff.  --  Ein  unt/sr  dem  3.  Juni  1887 
zwischen  Preussen  und  den  Nieäsrlanäen  abgeschlossener  SchiffahrtV'ertrag  hat, 
für  sämmtllcbe  RheinuferStaaten ,  mehrere  Erleichterungen  bei  deren  Verkehr 
mit  dem  Königreich  der  Niederlande  stipullrt.  S.  dens.  in  der  preuss.  Staats- 
zeitung V.  a5.  Juli,  und  in  der  Frankf.  OPAZeltung  v.  a8.  Juli  1887^  mich,  in 
d.  badischen  Regierungsblatt  v.  1837,  Num.  XXXVH,  S.  335. 

f)  Wiener  Articles  etc.,  art.  10,  it,  i3,  16,  17,  18,  et  3i<  —  Auch  bildet  diese 
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GomifiiMion  eine  ApptiUuhiuinstnnz,  Man  8.  §.*57a,  ^  —  »Die  BeMtkÜsse  der 
Gommission  werden  nach  absoluter  Stimmenmehrbeit  gefaCrt:  aber  für  die  Cfer- 
staaten  sind  sie  nur  dann  verpflicbtend ,  wenn  sie  durcb  ihren  Commissär 
darin  gewilligt  haben,  indem  die  Mitglieder  der  Gommission  als  Agenten  der 
Uferstaaten  zu  betrachten  sind,  beauftragt.  Über  die  gemeinschaftlichen  In teressea 
der  letzten  sich  zu  vereinbaren».  Art.  17.  Von  der  Eutstehungsgeschicbte 
dieses  schwierig  gefafsten  Artikels ,  für  welchen  Tielleicht  der  Art.  Sa  ,  Num.  u 
einen  Erklärungsgrund  an  die  Hand  gibt,  s.  Klüber's  angef.  Acten,  Bd.111,  S.i33. 
17a,  223  u.  266.  Von  den  Streitigkeiten  über  seine  Auslegung,  s.  t.  Nad^s  Be- 
träge, Bd.  I,  S.  123  f.  173  u.  25 1;  Bd.  II,  S.  5.  Eichhoff's  Darstellung,  S.  104 
fL  —  Den  PrtUtdunUn  der  Gommission  bestellen .  die  Gommissarien,  aas  ihrer 
Mitte,  durch  das  Loos  und  jedesmal  für  einen  Monat.  Ein  anderes  Mttgli^ 
über  dessen  Wahl  die  Gommissarien  sich  vereinigen,  fuhrt  das  ProtocoU,  Art  11. 
Geschichte  der  GentralSchiffahrtGommission  in  der  Frankf.  OPAZcitung  r.  11. 
Der.  1834^  Beilage.  —  Auch  zu  Amsterdam  besteht  eine  Rhcin^chiffakrlCommis^iez, 
Verordn.  der  Bürgermeister  zu  Amsterdam  für  dieselbe,  y.  i5>  Apr.  i8a5,  io 
HKHXAim's  AdrefsHandb.  für  die  Bhcinschiff.Verwalt.  für  1827,  S.  4?  —  ^7- 

g-)  Wiener  Articles  etc.,  art.  3i  et  3a,  Vergl.  oben  %.  670,  b.  —  In  Wirksamkeit 
trat  die  CentralCommission  erst  am  5.  Aug.  1816.  Die  wichtigsten  ihrer  ausser- 
ordentlichen Verkandlungen  bis  in  das  Jahr  1829,  findet  man  in  B.  S.  t.  Naü^s 
(oben  $.  568,  a)  angef.  Beiträgen,  in  J.  J.  Eichhoff's  Darstellung  der  Verband], 
der  GentralGommission  für  die  BheinschifTahrt.  1819.  8.  in  t.  Dohx's  Darstellui^ 
u.  8.  w.  in  Bdchbolz  Journal  für  Deutschi.,  1817,  Heft  8,  S.  4^3  —  4^  ^  ^^ 
9^  S.  63  —  99  u.  in  dem  GonversationsLexicon ,  Neue  Folge,  Bd.  IL  (i8a5),  Art 
Bheinschiffahrt  u.  Handel,  S.  736—761,  u.  in  dem  SupplementBand  zu  der  <:. 
Aufl.  (1829),  Art.  Bheinschiffahrt  S.  899,  auch  in  d.  Gonv.  Lex.  der  nenestes 
Zeit  u.  Lit.  Bd.  BI  (i833),  S.  742 — 764,  wo  eine  Uebersicht  der  Verhandlungea. 
bis  zum  J.  i83i.  —  Fünf  Streit-  oder  Bescfiwerdepuncte  der  teutschen  Ufer- 
Staaten  wider  die  k.  niederländische  Begierung,  sind  benannt  in  der  Schrift: 
XJeber  die  Handclsschiffahrt  auf  dem  Bheinstrom,  §.  54;  auch  in  dem  Conrers. 
Lexicon  a.  a.  O.    Vergl.  oben  Note  d,  am  Schlufs. 

A)  T.  Nah*«  Beiträge,  Bd.  n,  S.  53,  u.  Supplement  zu  dem  7.  u.  8.  Hef^,  S.  i — 22, 
Bd.  II,  S.  1  —  i3.  —  Für  die  Bheinstrecke  zwischen  5tr«^Äur^  nnä  Basel,  wurden 
Erhebungsämter  für  Bheinschiffahrtgebührcn  errichtet:  von  Frankreich  bei  der 
grofsen  Bheinbrücke  vor  Strasburg,  am  18.  Juni  1821;  von  Baden,  provisori^h 
zu  Altbreisach ,  nach  einer  Verordnung  v.  26.  Jan.  1827 ,  in  dem  Bad.  Reg. 
Blatt,  1827,  Num.  VII.  —  Ein  Entwurf  eines  Vertrags  zwischen  Frankreich  uod 
Baden^  für  Bheinschiffahrt  und  Octroi  auf  dem  Bhein  von  der  schweizer  Gren?« 
bis  Strasburg,  datirt  Mainz  den  25.  Aug.  1820,  ward  von  Frankreich,  nicht  aber 
von  Baden,  genehmigt,  und  zur  Ausfuhrung  gebracht  durch  den  unten  angef.  franx. 
FräfccturBeschlufs  v.  18.  Juni  1821 ;  abgedruckt,  mit  e.  Gommentar,  inMuBHAs^'s 
allgem.  polit.  Annalen,  1821  ,  Heft  8,  S.  44^  —  48i.  Von  der  Gescbiehte  dieses 
Entwurfs,  s.  die  Allgem.  Zeitung  v.  3.  Aug.  1821,  Beilage.  Ausfuhrung,  da6 
jene  beiden  Begierungen  berechtigt  seyen,  für  die  erwähnte  Stromstrecke  ver- 
tragmäsige  Bestimmungen  zu  machen,  sofern  dabei  der  Tarif  von  i8i5  nickt 
überschritten  wird  ^  unter  Beziehung  auf  die  wiener  Articles ,  Art.  3 «  5  u.  2? ; 
in  dem  Journal  de  Francfort,  1820,  Num.  292.  —  Der  oben,  Note  e,  erwähnte 
preufsisch  •  niederländische  Entwurf  etc.  von  1829,  Art.  i5,  bestimmt  Erbebungs- 
ämter  zu  Breisach  und  Strasburg.  Vergl.  %  573,  a.  —  GH.  badische  Bestimmung 
des  BheinschifTahrtOctroi  zu  AltBreisach,  durch  Verordn.  v,  10.  Marx  18^7,  ia 
HERX4ii]f*8  AdrefsHandb.  der  Bheinschiffahrt  Verwaltung  für  1828,  S.  9,  und  is 
dem  bad.  Begier.  BL  1827,  Num.  VII.  Beschlufs  des  Prifecten  des  Depart 
NiedtrrheiM  t.  18.  Juni  18a  1 ,  enthaltend   die  Bestimmung  dea  ScbiffiUirtOetroi 
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BwitcbcD  Baidl  md  Strasbiiiig,  berHsaxAinr  a.  a.  O.,  8.  19  •—  38.  -^  Vdn  eiaem 
ioMUr  SMffahrUUflemem,  t.  Nav's  angef.  Beiträge,  Bd.  O,  8.  63  —  56. 

§♦    572^  (476.) 

CmnemschaftUehe  VerwaUungehehörde.    Richtende  Behörden* 

I)  Die  wiener  UebereinliuQft  «3  setzt  fest,  daüs  eine  gemeinschaft* 
liehe  Verwaltnngabehörde  fortwährend  bestehen  soll,  welche  den 
ErhebaiigsBoreaux  vorgesetzt  ist  %  mit  den  übrigen  LocalBehorden  der  Ufer- 
staaten  zu  verhandeln,   und   für  Handhabung   der  Schiffahrtordnung,   auch 
während    der   Abwesenheit    der   CentralCommission ,  Sorge  zu    tragen  hat, 
und  an  welche  zu  jeder  Zeit  der  Handelstand  und  die  Schiffer  sich  wen- 
den können.     Diea«  Behörde  soll  bestehen   aus  einem   Oberinspector 
(inspecteur   en  chef)    und  drei   Unterlnspectoren,    alle   ernannt  auf 
Lebenszeit.     Der  Oberinspector  soll   von   der   CentralCommission   er-^ 
nannt  werden,    und  zu   Mainz   wohnen;    er   wird   ernannt   nach  Stimmen- 
mehrheit, aber  so,  dafs,  Aach  einer  festzusetzenden  IdealZahl  von  Stimmen, 
der  preufsische  Commissär  V3,  der  französische  Ve,  der  niederländische  V^, 
die  Commissäre  der  teutschen  Uferstaaten  ausser  Preufsen,  zusammen  '/^  des 
ganzen  Stimmengewichtes  haben  f»').     Die  drei  Unterlnspectoren  sollen 
bestimmt  sejn ,  jeder  für  eine  bestimmte  Strecke  des  Rheins,  für  den  Ober-, 
Mittel-  und  Unterrhein;   den  einen  soll  Preufsen  ernennen,  den  andern  ab- 
wechselnd Frankreich   und   der  Konig  der  Niederlande,  den  dritten,    nach 
einer  unter  ihnen  zu  treffenden  Uebereinkunft  über  die  Ernennungsart,  die 
übrigen  teutschen  Fürsten,  welche  U^erstaaten  beheri^schen  0-    ^3  Bei  je- 
dem ErhebungsBüreau ,    hat   der  dortige   Uferstaat   eine   richtende   Be- 
hörde  erster   Instanz  zu   bestetleo,    für  Rechtshändel,    die   nach  der 
Schiffaht'tordnung  zu  entscheiden  sind;   er   allein  ernennt  die  Gerichtbeam- 
ten,  aber  die  Kosten   trägt   er  nur  dann  allein,    wenn   das   Ganze  der  auf 
demselben  Bureau  zu  erhebenden  Abgaben  ihm  ausschliefsend  zufallt.     Die 
Y erfahrungsweise   wird   durch   das   DefinitivRcgIement   festgesetzt;    sie  soll 
gleichförmig  sejn  für  den  ganzen  Lauf  des  Rheins,  und  möglichst  summa- 
risch.    In  zweiter   und   letzter  Instanz,   können  die  Appellanten  sich 
entweder  an  die  CentralCommission ,   oder  an   ein  hiezu  ernanntes  Oberge- 
richt desselben  Uferstaates  wenden  <0« 

a)  Wiener  Articles  etc.,  art  la  —  lö  n.  18;  in  Klübbr^s  Acten  des  wiener  Coogr., 

Bd.  ra,  S.  »63  f. 

^)  Nach  Art  i3  der  "wiener  uebereinkunft,  und  nach  Art.  95  der  oben  (§.  571.  e), 
erwähnten  RheinschiifabrtOrdnung  von  i83i,  sollen  Stimmen  haben:  Preussen  34, 
Frankreich  12,  Baden  11,  Baiern  4,  Niederlande  13,  Hessen  6,  Nassau  3;  zu- 
sammen 72.  —  Nach  Art.  96  ehendaselbst  werden  su  den  ffemeinschaßlichen 
Hosten  nur  die  Besoldung  des  Oberaufsehera,  dessen  etwaige  Pension  und  die 
CansleikosCen  gerechnet.  Ihre  Vertheilnng  geschiebt  in  der  Art,  dafs  su  jedem 
tausend  Francs  beitragen :  Frankreich  11a,  Baden  >8o^  B«ern68,  GH.  Hessen  100, 
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Nassau  4%  Preussen345,  die  Niederlande  147-    Die  Zahlongen  geseheben   Tiefte]- 
jährig  zum  Voraus,  spätestens  am  2^,  Dec,  14.  Mars,  94.  Juni  11.  a4-  Sept. 

c)  In  der  melirangefilhrten  SchiffahrtOrdnung  ?on  i83i,  Art,  101,  ward  der  Rhein  in  nrr 
Aüfsichtbeurke  gethcilt:  1)  von  dem  Anfang  seiner  Schiffbarkeit  bis  su  dem  AusfltiC» 
der  Lauter  9  2)  von  da  bis  zudem  Ausfluls  der  Nahe;  3)  von  der  Naiiebis  zu  der 
niederländischen  Grenze  5  4)  ^"^  ^^"^  übrigen  Theil  des  Stroms  bis  zu  dem  Meer. 
Für  jeden  dieser  viet  Bezirke  soll  ein  besonderer  Aufseher,  ein  ünteritupedor^ 
von  den  UJerre gierungen  desselben  Bezirks  (nach  einem  Turnus)  auf  Lebensiet 
bestellt,  u.  auch  von  ihnen  besoldet  werden.  —  Nach  Art.  io3,  ernennt,  ver- 
pflichtet und  besoldet  jeder  Uferstaat  die  «^Zollbeamten*^  welche  an  den  ZoQ- 
stellcn  (Erhebungsämtern)  seines  Gebietes  zum  regelraasigen  Dienst  und  za 
schneller  Abfertigung  der  SchifTPatrone  oder  Führer  erforderlich  sind. 

i)  Die  angcf.  Articles,  art.  8,  9  u.  27.  —  Nach  dem  in  Note  b  genannten  £ot- 
wurf  etc.  von  1829,  Art.  88,  sollen  die  Acten  vor  dem  judex  a  quo  bis  zum 
Spruch  instruirt,  und  dann  an  den  Oberaufseher  gesendet  werden,  der  sie 
der  CentralCommission  bei  ihrer  nächsten  Zusammenkunft  zur  SntscheiduDg 
vorlegen  solL 

§♦    575.  (477.) 

Erhebungsämier.    OctroiFlagge, 

I)  Für  Einnahme,  Aasgabe  und  Berechnung  der  RheinschifFahrtA]);»- 
ben  C§*  ^69»  c)?  sollen  eigene  Erhebung  samt  er  bestehen;  zwischen 
Strasburg  und  der  niederländischen  Grenze  nicht  über  zw5if^  und  überdier$f 
in  verhältnifsmäsigen  Zwischenräumen  und  nach  gleichen  Grundsätzen,  die- 
jenigen zwischen  Basel  und  Strasburg  und  in  den  Niederlanden^  über  deren 
Einrichtung  man  übereinhommen  wird.  Jeder  Uferstaat  kann  die  Anzahl 
der  ihm  ausschliefsend  bewilligten  ErhebungsAemter  yermindern,  nicht 
aber  ohne  Einwilligung  der  übrigen  Uferstaaten  yermehren,  oder  de- 
inen Wohnsitz  ändern  <>).  III)  Die  Schiffe  und  Nachen  der  Rheinschiffalirt- 
Verwaltung  führen  die  Flagge  dessjenigen  Staates,  dem  sie  angeboren,  j^ 
doch,  zu  Bezeichnung  ihrer  Bestimmung,  mit  Beifügung  des  Wortes 
Rhenus  ^}. 

a)  Die  wiener  Articles  etc.  art.  5  et  37.  Vergl.  Klvbsb's  Staatsr.  des  Rhesabiui- 
des,  §.  14^.  —  Dem  gemafs  verlegte  Baiern  das  Erhebungsamt  su  Germersbfim, 
vom  1.  Jänner  1826  an,  nach  Neuburg  an  der  Lauter,  und  lieJs  Prealsen, 
Tom  1.  Jädner  1829  an,  die  Erhebungsämter  zu  Andernach,  Line,  Rubrort  und 
Wesel  eingehen.  —  Die  unten  (§.  576)  angcf.  RheinschifflabrtOrdnung  Ton  i83i, 
Art.  i5,  ^bestimmt  zu  Erhebung  der  Schiffgebühr  und  des  Zolles  Ton  der  La- 
dung, folf^ende  Erkebungsstellen  (daselbst  Zollstellen  benannt)  für  die  Schifiahrt- 
abgaben;  i)  Für  die  Fahrt  abwärts  (16):  Breisach  bei  Strasburg  an  der  grossen 
Ubeinbrücke,  Neuburg,  Mannheim,  Mainz,  Caub,  Coblenz,  Andernach,  Line, 
Cölu,  Düsseldorf,  Ruhrort,  Wesel,  Lobith,  Vrceswyk,  Tiel;  a)  für  die  fahrt 
aufwärts  (18):  Gor  cum,  Tiel,  Krimpen,  Vreeswyk,  Emmerich,  Wesel,  Rubrort, 
Düsseldorf,  Cöln,  Linz,  Andernach,  Goblenz,  Caub,  Mainz,  Mannheim,  Germers- 
huini,  Strasburg,  Breisach«. 

b)  Die  angef.  Articles  etc.,   art  93,  VergU  Hlübxb  a.  a.  O.  §.  i49-  Der  (%,  576,  f) 
angef.  Entwurf  Ton  1899,  Art.  107. 
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§•    Ö74.  (478.) 

Tarif  der  Schtffahrtahgahen.    Mündungen  des  Rheins.    ZöUe  und 

Sieuergesei%e  der  Uferstaaten. 

I)  Die  Oetroigebühr  C§-  669,  c)  für  Waaren,  auch  Zoll  für 
lie  La  dang,  Rheinzoll  oder  Tarif  benannt,  darf,  für  die  ganze  Strecke 
zwischen  Strasburg  und  der  niederländiscben  Grenze,  mehr  nicht 
)etragen,  als  bei  der  Bergfahrt  zwei  Francs,  bei  der  Thal  fahrt  einen 
[«"ranc  und  33  Centimen,  auf  den  Centner.  Sie  darf,  indem  man  nach 
lemselben  Verhältnifs  das  Ganze  der  Abgabe  yermehrt,  auch  auf  die  Strecken 
zwischen  Stipasburg  und  Basel,  und  yon  der  niederländiscben 
jrenze  bis  an  die  Mündungen  des  Flusses  «),  ausgedehnt  werden  ^X 
11)  Die  Recognition  oder  Schiffgebühr  (§.  569,  c)  bleibt,  wie  sie 
11  der  OctroiConyention  yon  1804 9  Art  94 9  bestimmt  ist;  doch  darf  die 
»tafenweise  Erhöhung  der  Abgabe  anders  festgesetzt  werden,  so  dafs  auch 
lie  Fahrzeuge  yon  25oo  bis  5ooo  Centner  Ladungsfahigkeit  darin  begriffen 
seven,  in  demselben  Yerha'ltnifs  der  oben  erwähnten  Strecken  c).  ni)  Die- 
ser Tarif  kann  nur  durch  albeitige  Debereinkunft  der  Uferstaaten,  und  aus 
den  gerechtesten  und  dringendsten  Ursachen  erhShet,  und  es  darf  die 
Schiffahrt  unter  keinerlei  Namen  oder  Vorwand  mit  irgend  einer  andern 
Abgabe  beschwert  werden  <0«  IV)  Die  Zolle  (überhaupt  die  Steuerge- 
setze) in  den  Uferstaaten,  in  Beziehung  auf  die  daselbst  yon  und  nadh 
iem  Rhein  ein -und  ausgehenden  Waaren,  bestehen  für  sich  0)  ($.  566  )• 
Prei  yon  den  Zoll-  und  Steuergesetzen  dieser  Staaten,  ist  auf  dem 
Rhein  die  Durchfuhr  aller  Waaren  ohne  Ausnahme*  Jene  Gesetze  sind 
nur  anwendbar,  wenn  Waaren  yon  dem  Rhein  zur  Einfuhr  in  das  Land^ 
oder  aus  demselben  zur  Ausfuhr  auf  den  Rhein  gebracht  werden  /)• 

b)  >Viener  GongrefsBeschlufs,  die  Mündungen  des  Rheins  betreffend,  dafs  nur  der 
T^rk  oder  Lech  als  Fortsetzung  des  Rheins  (des  niederländischen  Conventionellen 
Uheins),  die  ff^aal  hingegen  als  Fortsetzung  der  Maas  ansusehen  sey.  Klcbsb*s 
angef.  Acten  etc.,  Bd.  in,  S.  2i3,  verglichen  mit  S.  106.  So  auch  die  (oben 
^.  671,  d  angef.)  königl.  niederländ,  Verordnungen  vom  10.  Sept.  1826,  Art*  r^ 
tu  V.  1.  März  1827.  —  Indöfs  wird  der  Leck  gewöhnlich  ini  Sommer  sum  ThMl 
seicht  bis  auf  drei  Fufii  Tiefe;  er  ist  dann,  fdr  gröfsere  Selnffe,  nicht  durchaus 
schiffbar  oder  zugänglich.  Vergl.  v.  Nav's  Beiträge,  Bd.  I,  S.  176.  Ueber  die 
Handelsschiffahrt  auf  dem  Rheinstrom  (Heilbr.  1827  8.),  %*  Ö4,  Num.  3.  (Von 
der  Schiffahrt  auf  der  f^aal^,  dem  Leck  und  der  Krjf/,  s.  Ochhabt,  der 
Rhein  u;  s.  w.,  S.  a5o  ff.)  —  Daher  bewilligte,  in  der  unten  (§.  576)  angef. 
RheinschiffabrtOrdnung  von  i83i,  Art.  9,  der  König  der  Niederlande',  «dafs 
als  Fortsetzurtfr  des  Rheins  innerhalb  des  Königreichs  der  Niederlande,  der  Leck 
und  der  mit  dem  Namen  ff^aal  bezeichnete  Stromarm  betrachtet  werde«,  und 
dafs  «auf  diese  beiden^  als  Verlängerung  des  Rheins  zu  betrachtenden  Fl&sse,  die 
Bestimmungen  der  gegenwärtigen  RheinschiffahrtOrdnung  Anwendung  finden» 
sollen.  Nach  Art.  3,  «dürfen  Schiffe,  die  Eigenthum  von  ünthertanen  der  üferstaaten 
und  zur  Rheinschiffahrt  gehörig  sind,  wenn  sie  durch  das  Königreich  der  Nieder- 
lande aus  den  Rbeinwassem  in  ^\t. offene  See  und  umgekehrt  fahren,  zu  keiner 
Umladung  oder  Löschung  angehalten  werden».    £a  soll  aber  lilr  sie,  wenn. 
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«sie  geraden  Wegs  und  ohne  umzuladen  durch  das  Königreich  der  Niederla«k 
fahren,  die  Vcrhindung  mit  der  offenen  See,  sowohl  bei  ihrer  Ausfahrt  doitk 
den  Leck  und  (oder)  die  Waal,  als  bei  ihrer  Einiahrt  ans  der  See  in  diae 
Stromarme,  mittelst  der  besuchtesten  J^asser Strassen  Statt  finden«  ;  welche  b 
demselben  Art.  3  angezeigt  sind.  —  Die  Rheinmündung,  zur  Berichtigung  daes 
alten  Irrthums,  als  ob  der  Rhein  sich  (zwiscben  den  Dörfern  Katwrk  op  hhn 
und  Katwyk  op  Zee )  eine  Meile  von  Luyden,  im  Sand,  nämlich  theila  im  Moor- 
grund theils  in  den  Sanddünen  der  Nordsee,  verliere ;  in  Berghaus  Annalen  der 
Erd-,  Völker-  und  Staatenkunde,  Junibeft  i834. 

h)  Wiener  Articles  etc.,  art.  3  et  37.  — Die  RheinschiffahrtOrdnung  von  iB3i  bob 
den  Rheinzoll  von  PerjonenTransporten ,  z.  B.  auf  Dampfschiffen  und  Wasser- 
dUigencen ,  auf)  femer  wurden  gegnueitig  die  Schiffahrtabgahen ,  nicht  aber  ^ie 
MecegmtimsGeiükr,  auf  dem  Rhein  und  seinen  Nebenflüssen  au%ehoben,  Bwbebei 
Freulsen,  Baiern  und  Würtcmberg  durch  eine  Uebereinkunit  vom  3o.  luli  i83i 
der  im  nämlichen  Jahre  auch  das  Grossherzogtbum  Hessen  und  darauf  Bades 
beitraten ;  sodann,  im  Jahr  i836,  zwischen  Preulsen,  Baiem  und  der  Freien  Sudt 
Frankfurt. 

c)  Ebendaselbst«  —  Zu  dem  Ende  werden  die  Schiffe  geaicht.  Von  Wiedereis- 
richtung  und  Verbesserung  der  Schiffaiche  oder  Schiff?ermessungs Anstalt,  s.  die 
oben  (§.  569,  c)  angef.  Schriften. 

d)  Ebendas.  art.  4*  ^^^^  Abgaben  von  der  Schiffahrt,  sind  hauptsächlich  k. 
stimmt  zu\Bestreitung  der  Kosten  ihrer  Unterhaltung,  und  das  wahre  lotere»» 
der  Üfcrstaaten  besteht  in  der  Belebung  des  Handels«.  Ebendas.  art  4.  - 
Erörterung  des  AbgabenTarifs,  in  ▼.   Nau's  Beiträgen,  Bd.   II*  S-  3«  —  68  a. 

^  8>  88  ff.  —  Zwei  Tarife^  für  |ede  von  beiden  Abgabenarten  einer,  sind«  ah 
Beilagen  B  and  G»  der  (^  576)  angef.  RheinschiÄihrtOrdnung  beigeliigt  - 
Von  Dampßooten^  ebendas.  Art.  63*  —  Von  Defrawiatkm  der  Hheinabgahea, 
ebendas.  §.71  ff. 

0  Articles  etc. «  art.  as 

/)  Der  angef.  Entwurf  e.  SohiüBahrtReglements  v.  1819 ,  Art.  87  ff. 


§.    575*  (479.) 

Erhelmngs-  und  Fertheilungsari  der  Schiffahrtahgahen,     FerpachiuMj 
und  mrTMgweüe  Bestimmung  derselhen^     Leimpfade. 

I)  Die  Erhebung  der  Rheinabgaben,  soll  in  jedem  Rheionfer- 
Staat  für  dessen  Rechnung  geschehen,  durch  seine  Beamten,  und  nach  Ter- 
hältnifs  der  Länge  seines  üfergebietes ,  indem  das  Ganze  der  Ahgabeo 
($.  574)  I)  auf  die  Längen  der  verschiedenen  Dfergebiete  sammtÜcher 
Dferstaaten  (§.  569)  nach  gleichem  Verhältnifs  rertheilt,  und  so  das 
auf  jedem  Bureau  zu  erhebende  Quantum  durch  Rechnung  gefunden  wird. 
Erstreckt  sich  ein  Bureau  über  Gebiete  zweier  oder  mehrerer  üferitaatei, 
80  sollen  diese  die  Einnahme  unter  sich  vertheilen,  nach  Verhaltoil"* 
der  Uferstrechea  ihrer  rerschiedenen  Besitzungen  (^  579,  g)<  Dasselbe 
^H  von  den  Faü,  ivvna   die  eimuider  gegenubenteheaden  U£er  n  s^a 
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refscbiedenen  Staaten  gehören.  II)  Die  bei  ien,  ErkckuUgsümtiaro  aBg^ftfeell- 
ten  Beamten ,  sollet!  eidlich  rer^Miehtet  werden ,  auf  strenge  Beobachttng 
les  DefinitivBeglemeots  «).  IIl)  Verpachtung  der  SchiffahrtAbgaben, 
Sndet  zu  keiner  Zeit  Statt,  weder  theil weise  noch  im  Ganzen  *).  IV)  Je- 
1er  Uferstaat  ist  verpflichtet,  Sorge  zu  tragen  für  Unterhaltung  der  in  sei- 
nem Bezirk  befindlichen  Leinpfade^  und  für  die  daselbst  in  dem  FLofs- 
bett  für  die  Schiffahrt  nSthigen  Arbeiten,  damit  die  Sefaiffahrt  nicht 
jehindert  werde  c).  V)  Die  SchiffahrtAbgaben  sind  vorzagweise 
bestimmt  zu  Deckung  der  Kosten,  welche  die  Unterhaltung  der  S c h i f f- 
Fahrt  fordert  <0' 

0  Die  Bestimmungen  I  und  11  findet  man  in  den  wiener  Articies  etc.,  art.  6. 
Ueber  die  Entstehung  dieses  Artikels,  s.  man  Blvbsb's  Acten  des  wiener 
Congr.,  Bd.  EI,  S.  6o,  149,  17a  u.  260.  —  Von  mainzer  Verhandlungen  hier- 
über, s.  man  y.  N^u's  angef.  beitrage,  s.  B.  Bd.  I,  S.  i53  u.  3io;  Bd.  IT,  S. 
64.  —  Der  angef.  Art.  6  setzte  an  die  Stelle  der  vormaFigen  gemeinschaftlichen 
Erhebung  der  Abgaben,  die  partielle,  d.  h.  aa  die  Stelle  der  Erhebung  Hlr 
eine  gemeinsehaft liehe  Casse,  diejenige  für  die  besondere  eines  jeden  üfer- 
staates.  Man  s.  Art.  3i.  --  Aach  verordnete  der  Art.  6  eine  Veränderung  ^der 
in  der  OctroiConTention  von  1804,  Art.  99,  nach  ungleichem  Vcrhfiltnifs  der 
UferlSnge,  auf  die  Erhebungsämter  gemachten  FerUieüung'  des  GaBsen  der 
OctroiGebühr  (§.  574),  in  eine  nach  gleichem  Verbfiltnifs  ^v  tHtUmzen  su 
machende.  Nach  jener,  ward  auf  den  Erhebungsämtem  am  Oberrbein  weit 
weniger,  am  Mittelrbein  etwas  weniger,  am  Niederrbein  bedeutend  mehr  erho- 
ben, als  nach  der  in  den  Articies  des  wiener  Congresses  vorgeschriebenen  Ein- 
richtung geschehen  soll.  Jene  neue  Vertheihing,  und  der  Genufs  der  partiellen 
Einnahmen  für  jeden  Üferstaat  nach  dem  gleichen  VerhäUnifs  der  Distaneen, 
sollten  mit  dem  1.  Juni  i8i5  beginnen.  Man  s.  von  Hooff  a.  a.  O.,  S.  44  f* 
Da  aber  ein  Tarif  nach  der  in  dem  Art.  6  enthaltenen  Vorschrift,  erst  in  der 
definitiven  RbeinscbiffahrtOrdnung  vom  3i.  Mfire  i83i  zu  Stande  und  vom 
17.  Juli  i83i  an  zur  Vollziehung  kam,  und  bis  dahin  die  belheiiigten  Uferstaatea 
über  Modificaiionen  jener  frühem  Vorschrift  unterbatidelten ,  so  ward  die 
OctroiGebühr  bis  dahin  noch  nach  dem  Tarif  ron  1804,  nur  mit  verschiedenen 
▼on  der  CeiitralGommission  festgesetzten  Ausnahmen  erhoben,  und  es  bestand 
noch,  unter  den  sechs  octroiberechtigten  Uferstaaten,  im  rechtlichen  Sinn,  eine 
Gtmeiruehaft  der  Einnahme  und  Ausgabe.  Nur  Nassau  erhob  seit  dem  i.  April  1827 
eine  stärkere  Abgabe  ^  worüber  eine  Beurtheilung  in  der  Abb.  üeber  die 
Handelsscbifffahrt  auf  dem  Rheinstrom,  %,  77  u.  80,  Note*.  Jede  Regierung 
liefg  jedoch,  sejt  dem  August  1816,  die  in  ihrem  Gebiet  befindlichen  OctroiCassen 
für  sich  verwalten,  die  darauf  besoader«  ruhenden  oder  angewiesenen  Lasten 
daraus  bestreiten,  und  den  reinen  tJcberschuCi  einstweilen  in  ihre  Staatscasse 
liefern,  bis  zu  dereinstiger  Auseinandersetzung  der  octroiberechtigten  Staaten. 
—  Bei  Preufsen  befand  sich  überdiefs  noch  eine  g-emtinsthmJtUeht  Haupt-  oder 
CentraiOeiroicMse  ^  namentlich  filr  jenen  Theil  der  reinen  Einnahme  der  preus- 
sischen  Erhebungsämter,  welche  die  preussiscbe  OctroiQuote  überstieg,  mithin 
als  Ueberschufs  zu  betrachten  war.  An  diese  gemeinschaftliche  Casse  behaup- 
ten die  fünf  andern  octroiberechtigten  Uferstaaten ,  Frankreich ,  Baden ,  Baiern, 
GH.  Hessen  u.  Nassau,  aus  dem  Zeitraum  vom  1.  Juni  i8i5  bis  zu  dem 
17*  Jttll  i83t  ein  Guthaben,  welches  bis  su  dem  1.  Juni  1694  auf  ungefähr  zwei 
Millionen  Gulden  (4,ois,3si  Francs)  brutto  berechnet  ward.  Darüber  wurde 
gegen  Prenfken  bei  der  CentralCommiMioB  zu  Main»  gestritten,  aber  ohne  be- 
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lunBten  Erfolg«  da  Prealjeii  die  Schuld  in  Abrede  stellte,  nnd  iiberdie&  bc- 
kanptete,  da(a  eine  Gememsckmft  der  RbeinuferStaaten  in  Absicht  auf  dk  Ottrd- 
Gebühren  bestanden  habe  nur  in  dem  Zeitraum  vom  i.  Juni  181 5  bis  «1  ax 
Zeitpunct  des  J.  1816,  wo  der  wirkliche  Uebergang  der  Erhebung  des  RheinOctr.i 
auf  die  Uferstaaten  selbst  Statt  gefunden  habe.  (Preufsische)  Denkschrift  über 
die  bei  der  RfaeinschiffifahrtCentralCommission  in  Mains  schwebende  Di&retz 
wegen  der  RhenuchiffahrtEmkÜHfu  und  Lasten,  (Uebergeben  im  J.  i8s6  an  uk 
dabei  betheiligten  Regierungen,  gedruckt  auf  3i  S.  in  Fol.)  Zweite  preususcbe 
Denkschrift^  denselben  Gegenstand  betr.,  übergeben  su  dem  Protocoll  der  Ce£- 
tralRheiuschiffahrtGommission «  JuliSession  i836,  Num.  XXL  Lithographirt  si 
4i  FolioSeiten. 

b)  Ebendas.,  art.  a4* 

e)  Ebendas.,  art.  7  et  37.  Acte  final  etc«,  art  11 3.  So  auch  der  unten  (§.  St^,  fi 
angef.  Entwurf  einer  SchifFahrtordnung  ▼.  1819,  Art.  67  f-  Vergl.  oben  §.  5^ 
y.  Nau^s  Beitrage,  Bd.  II,  S.  ia6.  —  Von  den  Leinpfaden^  von  welchen,  %  auf 
dem  linken  Ufer  hinsiehen,  s.  oben  §.  566  u.  Ochhakt,  der  Rhein  u.  s.  w. 
S.  47f  ^^  ^y  ^^  ^9  17^  ^M  9>9  ^  ^  943  fi^ 

d)  Die  aagef.  Articles  etc.,  art  4«  Terglichen  mit  art  7  und  27,  und  mit  dem  ictr 
final  du  congres  de  Vienne,  art  ii3  (oben  §.  566).  —  Schon  der  Beicbsd«p. 
Hauptschlufs  ▼.  i8o3,  %,  39,  hatte  den  gansen  Kostenaufwand  für  die  beides 
unter  Num.  IV  bemerkten  Gegenstande,  auf  den  OctroiErtrag  gelegt,  und  jeder 
Bheinseite  den  ihrigen  besonders  sugewiesen,  so  dals  solcher  yon  den  ihr  lu- 
kommenden  Ueberachufs  jenes  Ertrags  Toraugweise  su  bestreiten  aey»  -  Di« 
ConYontion  sur  Toctroi  de  navigation  du  Rhin  ▼•  1804«  Art  33  bis  35,  wicb 
einigermasen  Yon  dieser  Bestimmung  ab,  indem  sie  i)  nur  von  Unterbaltufig 
des  Leinpfades  spricht,  hingegen  yOn  den  zu  der  Schiffahrt  nöthigrn  Jrbe^ 
schweigt/  deren  der  R.  D.  Hauptschluts  erwähnt,  und  dafs  sie  9)  im  Art  ^  <üe 
Hosten  des  üferbaues^  der  Dämme^  u.  a.  ff^asserkauwerke^  denen  TcrritorialHerrrn, 
Gemeinheiten,  oder  Privatpersonen,  suweiset,  deren  Eigenthum  dadurch  Scbuu 
erhält;  woau  so  genannte  RheinDeichgelder  erhoben  werden.  —  Die  wkaer 
Articles^  (art  37,  Torgl.  mit  art  4)  beschränken  sich  auf  die  Kosten  der  Leispiadt 
und  der  in  dem  Flusskeu  (s.  R.  au  dessen  Räumung,  insonderheit  der  Stroni- 
bahnen  für  Berg-  und  Thalfabrt)  für  die  Schiffahrt  nöthigen  Arbeiten.  Gsx 
frei  ist  die  OctroiCasse  unstreitig  da,  wo  Wasserbauwerke  für  die  Schiffiiirt 
gans  gleichgültig  sind,  weil  sie  andere  Vortheile  ausschliessend  zum  Zitetk 
haben»  Dieser  einfache  Grundsats,  ist  aber  in  der  Anwendung  bedeataidni 
Schwierigkeiten  ausgesetat.  Zur  Frage  kann  kommen:  ob  die  OctroiCasse  gaix« 
oder  nur  verhältnifsmasig,  und  wie  weit  im  letaten  Fall,  frei  sey,  ron  Kostei 
für  sichere  Landungsplätse  da,  wo  keine  Häfen  yorhanden  sind,  für  Uatn' 
haltung  der  Häfen  da,  wo  keine  Hafengelder  bexogen  werden,  für  Anbga 
Eur  Sicherung  gegen  Durchbrüche,  die  auch  den  Leinpfaden  und  der  Stron- 
bahn  nachtheilig  werden  könnten,  fiir  Wiederherstellung  der  Stromofer 
nach  solchen  Einbrüchen  des  Stroms,  denen  mit  geringem  Rosten  hatte  TO^g^ 
beugt  werden  können,  wenn  nicht  der  Leinpfad  hätte  'offen  erbalten  wer^ies 
müssen  ?  Vergl.  das  kurbrandenburgische  Votum  •  im  KurCollegium .  in  ieo 
Protoc.  V.  7.  Jan.  ]8o5.  (Gaux*8)  Bemerkungen,  S.  108  S,  Rlitsxb's  Sustsr. 
des  Rheinbundes,  §.  i45,  Note  c.  —  Nach  einer  preufs.  Verordn.  t.  5.  Dec.  1829 
wird  ein  bestimmtes  HafenSchutz^eld  von  denen  Schiffen  erhoben,  welche  ik 
au  Emmerich,  Wesel  und  Düsseldorf  erbauten  Sicherbeitshafen  benufsea.  — 
Bestimmungen  in  dem  unten  ($.  576,  f )  angef.  Entwurf  einer  Srbiffahrtordnuii§ 
T.  18^9,  über  Sidterhsitsh^en  Hafet^zei^  VlätK  sur  Niederiage^  fTer^,  ß^- 
werke,  Krame^  ffofn^  Ma^oMtne,  u.  daffir  tu  entrichtende  Gthühremj  Art  69  il  f. 


Schiffahrt  und  Handekrerkehr  etc.  064 

§♦  576.  (49CL) 

'^hifferberechiigung  auf  dem  Rheine  auch  der  Anwohner  des  Neckars^ 
des  Mains  und  der  Moseh    Rhemsch^ahrtOrdnung. 

I)  Heine  Schiffergilde  <>),  noch  weniger  ein  zur  Schiffahrt  ermäch- 
igter  Einzelner,  da  wo  keine  Giide  besteht,  ist  ausschliefsend  za  der 
chififahrt,  auf  irgend  einem  Theil  des  Flusses,  berechtigt;  und  üntertha* 
en  des  einen  Uferstaates,  können  Mitglieder  der  in  einem  andern  beste- 
enden  Gilde  bleiben  ^).  11)  Die  Unterthanen  der  Uferstaaten  am  Neckar, 
m  Main,  und  an  der  Mosel,  haben  in  Ansehung  der  Rheinschiffahrt 
lieselben  Rechte  und  Pflichten,  wie  die  Unterthanen  der  Uferstaaten  am 
ihein  c).  Ul^  Für  die  Rechte  des  Handels*  und  der  Schiffahrt  auf  dem 
Ihein,  soll  eine  eigene  Schiffahrtordnung  (Reglement  definitif)  er- 
ichtet  werden  <0*  Nachdem  bis  in  das  Jahr  1821  acht  Entwürfe  einer 
olchen  definitiyen  Ordnung  fruchtlos  waren  vorgelegt  worden  «),  ward, 
n  den  Jahren  1829  und  i83o,  ein  preufsisch  -  niederländischlsr  Entwurf 
finer  RheinschiffahrtOrdnung  yon  den  übrigen  Uferregierungen  einzeln, 
loch  von  jeder  unter  Redingungen  angenommen  /),  bis  endlich  am  3i. 
Aärz  i83i  eine  definitive  RheinschiffahrtOrdnung  zu  Stande  kam  g)* 

0  Von  den  mainner  und  cölner  Scbiffergilden,  s.  Ochkjjit,  der  Rhein  u.  8.  w., 
S.  178  ff.  Klvbbh's  Staatsr.  desRheinb. ,  §.  147.  RoissiiuaB,  der  Cölnisclie  Schif- 
fahrtVereins Vertrag  und  Releuchtung  desselben.  Cöln,  i834-  B»  —  Von  den 
baseler  und  strasburger  GUden,  Ochhabt  8.  109  u.  119.  *—  Von  der  pfölser, 
Ebenders.,  8.  122. 

^)  Wiener  Articles  etc.,  art.  21  et  37.  —  Nach  der  unten,  Note  g,  angef.  Rhein- 
Schiffahrtordnung  von  183 1,  sind  «alle  bis  jetzt  noch  bestehenden  Schiffergilden 
und  Zftnfte  aufgelösety  (Art  44),  ist  die  Zahl  der  Rhemschifibr  (Schifipatnone 
oder  Führer)  unbestimmt  (Art.  ^5)^  und  jede  Uferregierung  befugt,  Mabpuier, 
die  sie  nach  gehöriger  Prüftuig  tüchtig  befunden,  durch  Patente  sur  Schiffiihrt 
auf  dem  ganzen  schiffbaren  Lauf  des  Rheins  bis  in  das  Meer  ukid  aus  solchem, 
zu  berechtigen  (Art.  ^2  u.  ifi).  «So  fem  ihnen v,  heüates  in  dem  Art.  4^}  ^das 
Recht  eingeräumt  wird ,  auf  den  in  den  Rhein  sich  ergiessenden  Nebenströmen, 
als  dem  Neckar,  dem  Main,  der  Mosel  und  der  Maas,  ingleichen  auch  auf  der 
Scheide  die  Schiffahrt  auszuüben,  sind  gegenseitig  auch  die  dortigen  SchiffPatrone 
oder  Führer  auf  dem  Rhein  zuzulassen». 

c)  Wiener  Articles  sur  la  naiigation  du  Neckar,  du  Mein,  de  la  Moselle  etc., 
art  6;  u.  Hlübeb's  angef.  Acten  etc.,  Rd.  m,  S.  a47* 

«0  Wiener  Articles  concemant  la  navigation  du  Rhin,  art  18,  37,  3i  et  3^.  —  Vor- 
schläge zu  dem  Inhalt  dieser  Schiffahrtordnung,  thut  Ocehabt,  der  Rhein  u.  s.  it., 
S.  92,  225  —  238,  258  ff.  u.  278  ff.  u.  in  Ebendess.  geschieht!.  Darstellung, 
S.  299  ff.  u.  3i8  ff.  J.  J.  EicHBOFp  projet  du  reglement  definitif  concemant  la 
navigation  du  Rhin  etc.  a  Mayence  1820.  4* 

e)  Am  7.  Jan.  1818,  kam,  zufolge  des  3i.  der  wiener  Articles,  unter  den  zu  der 
maiuzer  CentralGommission  Abgeordneten  der  fünf  Uferstaaten ,  Raden,  Raiern, 
Frankreich^  Hesaen  und  Nassau«    eine  ^InterimüUscke  ItuirucUan  für  die  RUm" 


• 
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Schiffahrt'»^  in  5  Artikeln  su  Stande,  welcbe  aber  die  Genehmigang  slmmtlH 
Uferstaaten  aicbt  erbicit.  Sie  ttcbt  in  ▼.  N^u's  Beiträgen,  Bd.  I,  S.  io3 
Ver^L  ebendas.  Bd.  l,  S.  i  ff.,  99  u.  i37  ff-,  309  — 3m,  369  — 895;  Ml 
S.  1  -^  3o,  io5,  112  ff.,  279  ff.  u.  i83.  CicHHorr's  angef.  Darstellung,  S.  146  £ 
Sieben  Entwürfe  einer  solcben  definitiven  Inttructitm  wurden,  Tom  16.  Aug.  18; 
bis  eu  Ende  des  Jabres  181 7  ^  der  Gommission  vorgelegt.  Im  J.  i8i3  bescblo 
diese,  die  Arbeiten  für  die  interimistische  Instruction  ruhen  su  lassen,  10^  \t\ 
sucbweise  das  definitive  Reglement  su  bearbeiten«  mit  dem  Vorbehalt,  auf  iei 
Instructioa  zurück  am  kommen ,  wenn  der  Versuch  fehlschlagen  wurde.  Xi 
Sw  T.  Nad's  Beiträge,  Bd.  I,  S.  1  ff.;  Bd.  H,  S.  J14  ff.  u.  isa;  Bd.  lU,  S.  i33- 
a8a;  Bd.  IV,  S.  na  —  i3».  Exchhoff's  Darstellung,  S.  i8  ff.  Op  den  Hoor 
a«  a.  O.«  S.  5?  ff.  Im  J.  18a  1  theiUe  Preufsen  einen  Entwurf  zu  einem  defici 
tiven  Reglement  den  Höfen  der  RheinuferStaaten  mit.  Op  den  Hoorr  s.  a.  0< 
S.  5o  ff. 

/)  Ein   Ton  Preufsen   und  Ifiederland  gemeinschaftlich   verfWfster  « Ejowrf  eiocr 
Oehrretnhmft  uflter  den  Uferstaaten  des  Rheins«   und  einer   aitf  die  Sdufiaiirt 
diesss  riuasfiB  sich  beaiebenden  Ordnung -»^  bestehend  aus   109  Artikcb  unter 
10  Titeln,  mit  BeilageA  A  bis  D,  ward  im  August  1839  su  Mains  der  Ceurra! 
Gommission  mitgetbeilt.    Am  3t.  Oct.  1839  S^^  ^^<*  preufsische  Bevollmäcliti«» 
denselben  als  Anlage  su  dem  47 >•  (Separat-) Pro tocoll  der  Gommission.  52ffc 
dem,  in  der  Sitsung  vom  3i.   October  1839,   Baiern,  Baden,  GH.  Hesseo  ^ 
Nassau,  und  am  i4*  April  1819  auch  Frankreich,  sich  su  dessen  Anoalune,  biot 
einaeln  Torgebracbten  Bedingungen ,  bereit  erklÄrt  hatten ,  ward  am  1 3.  Octo- 
ber i83o  von  der  Gommission  beschlossen,  dafs   am  i5.  December  i83o<üm$ 
Reglement  anerkannt,  ontarscichnet  und  dann  sur  Volkiehung  gebracht  vreHec 
sollte.    Dieses  geschah  nicht,  aondern  erat  am  3i.  Mars  i83i  wurde  die  Rkia- 
•achiffahrtAete  errichtet,  wo?mi  unten  Note  g.    Abgedruckt  ist  jener  Entwirf  ia 

'    der  AUgem.  Zeitung  ▼.  i.  n«  9.  Dnc.  1819,  in  Beilagen.    Daa  CoramissiostProttH 

coli  T.  3i.  Oct.  i8a9  steht  in  der  Allgem.  preufs.  Staatsseitung  r,  17.  Kor.ife^, 

auch   in   der   frankf.  OPostamtZeitung  ▼.  ao.  Nor.  1839 ,  u.  Nachträge  daiu  ii 

den  BlSttern  ▼.  3.,  9.,  i5.,  a6.  u.  3i*  Dec.  1839. 

I 
ffi  unter  folgendem  Titel:  .RheinjohffahrtJcl»  oder  Uebereinkiuift  unter  des  Hier- 

•     Staaten  daa  Rheina  und  auf  die  Schiffahrt  dieses  Bluaaea  aich  beucfasode  Ord*  i 

nung  (geaehleasen  ron  BevoUnukhtiglea  der  Uferstaaten:  Baden.  Baien,  Franii-  j 

reich,  Grofsbersogthum  Hessen,  Nasaau,  Preufsen,  Niederland).  Amtlkhe'W 

gäbe,  Mains,  >den  3i.  März   iBSi.    86  Seiten  in  Fol.    Auch   teutKh  uodfrai- 

Bttsisch,   in  der  Gesetasanunlung  iiir    die  k    preufs.  Staaten,  i83i,  Nun.  m 

S.  iS  ff.,  ferner   teutsch  in  dam  Badisohen  Regierungsblatt  v.  i83i, Kun»^ 

S.  89«    Ein  Abdruck  .der  angef.  Amtlichen  Ausgabe,  im  tentschea  Text,  ersrüa 

unter  demselben  Titel,    herausgegeben  von  H.   Hkmuhv,  GeneralSecretir  ^er  j 

RheinschiffahrtCentralCommission.    Mainz ,    bei   Müller,   i83i.  35  S.  in  &  ß& 

anderer  Abdruck  ist  erschienen  zu  Cöln  i83i.  4-    Desgleichen  in  Alex-  Mnin» 

Archir  fQr  die  neueste  Gesetzgebung,  Bd.  I,  S.  619  —  686,  und  in  G.  ▼.  I!>n>'* 

Staatsacten,    Th*    ü,    S.    407  —  485f    auch    in    von   Mabtsbs  Recneil,  ^ 

lern.,  T«  XnL  a5a  -*-  3i3.    Der  französische  Text  erschien  in  dem  pariser X> 

nitenr  unirensel  du  3  Septembre  i833;  auch  besonders  abgedruckt  suCöbi83i« 

in  JFoL  auf  aiV»  Bogen.  —  Zu  dieser  Uebereinkunlt  gehört:  (Separat)  P/^^f 

5a  1    der  GentralRheinschiffahrtGommission   vom    i6.  Juni  i83i ,  errKiitet  to 

Auswechslung  der  Ratificationen  der  «Uebereinkunft»  etc.;  abgedniclit  ifl  <I<" 

angef.  Abdruck  der  Üebereinliunft  von  HtuiAvn,  8.  80— 85,  und  nsshie''^ 

bei  T.  Msm  a.  a.  O.,  S.  489  —  464;  auch,  nur  mit  Wegtasaung  des  ^  >«  i*" 

m^LLBB  a.  a.  O. ,   S.  681  —  685.    Danaeb  wwrde  der  Anfang  der  YoObA^ 
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der  neaen  Orddong  f^tgttetsl  auf  den  17,  Jsii  iflSi.  •*  Eine  Suppie$mntatAat 
EU  der  HheinachiüahrtActe,  in  4  Artikeln,  ward  van  der  CentralRbciatchiffahfC- 
Commission  su  Mainz  errichtet  am  i.  Dec.  i834t  in  ihrem  Protocoll  von  i834« 
IVovembrrSession,  l^um.  XXi  gedruckt  auf  iVa  Bogen  in  FoL,  auch  in  dem 
Baier.  Regierungsblatt  v.  5.  Dec.  i835  und  in  dem  Badischen  ▼.  i836,  Num.  XU, 
8.  75;  ihr  folgte  eine  zweite  folche  Supplementär  Acte,  in  5  Artikeln,  v.  i.  Au- 
gust i837,  im  Bad.  Regierungsblatt  v.  i838,  Num.  XXXV,  S.  agS.  —  Die  Rhein- 
srhifTahrtActe  vom  3^i.  Mars  i83i  bat  unter  Anderem  festgesetst:  i)  die  freie 
BeschifTung  des  Rheins  bis  in  die  See,  für  alle  Schiffe  der  Uferstaaten;  i)  die 
Aufhebung  der  Gilden  und  Bangfahrten,  «o  wie  3)  der  Umschlagrechte  in  Cöln 
und  Mainz;  4)  ^i^  Errichtung  von  Freihäfen^  fiir  Preussen  in  Cöln  und  Düssel- 
dorf, für  Nassau  in  Biebrich  nnd  Oberlahnstein ,  für  das  GH.  Hessen  in  Mains, 
für  Baden  in  Mannheim.,  fiir  Framkreick  in  Strasburg,  —  mit  Vorbehalt  aller 
dieser  Regierungen»  die  Zahl  ihrer  Freihafen  nach  Gutfindea  au  «eonehren 
(wonach  im  Juli  i83i  von  Preussen  die  Städte  ICoblenis,  Wesels  Duiabavg  und 
Emmerich,  und  von  Baden  Sch^Mx  (Leopoldshafen)  und  Freistett  zu  FreibSfen 
am  Rhein,  —  sodann  gleichzeitig  von  Baden  «um  Freihafen  am  Main,  'Wertheim, 
und  im  März  i83a,  am  Neckar,  Heidelberg,  desgleichen  im  Norember  i83i  Ton 
H^ürumbergj  am  Neckar,  Cannstadt  und  Heilbronn,  zu  Freihüfen.  erklärt  wur- 
den). —  Einige  Worte  über  die  Entstehung,  den  Zweck  und  die  Wirkung  des 
am  3i.  März  i83i  abgeschlossenen  Rbeinschiffiihrt Vertrags  und  Reglements. 
Durch  einen  Niederländer.  Amsterdam  i835.  8.  Im  Interesse  HoHands  Jür 
sein  SeegrenzRegal,  wider  das  Conversat  Lexicon  und  dessen  neueste  Supple- 
mente, Art.  Rheinschiffohrt  und  Rheinhandel,  s.  Frankf.  O.P.A*Zeit,  v.  «9.  u. 
3o.  April  id35,  Beilage.  Nai7*6  Rede  über  die  Wofalthätigkeit  der  Bestimvmngen 
in  dem  RheinschüTahrl Reglement  von  i83i,  in  der  Fraiikf.  O.P^A.Zeit.  vom 
7.  April  .i83t.  —  Loi  relative  a  la  navigaiion  du  Rbin,  du  ai  Avril  t89t;  in  d. 
Moniteur  universel  du  97  Avril  i83'i,  Num.  118.  Handelt  in  2  Titeln:  des  juges 
et  de  la  proc^dure,  und  dis  la  responsabilit^  et  des  peines. 


§.  577,  (^1.) 

NeuiraliiiU.    Aufhebung  des  mamzer  und  cHner  Skapelrechies  und 
Umschlags,    Kran*,  Kai-  und  Magatmgeld' 

I)  In  dem  Fall  eines  Kriegs  zwischen  Uferstaateo,  «oll  die  Erhebung 
ier  Octroi,  oder  RheinschifiPahrt Abgaben  ungehindert  ihren  Fortgang  haben« 
)ie  SchifFladungen  nnd  VerwaltungsBeamten ,  geniefsen  alle  Rechte  der 
Neutralität,  und  die  Büreaux  und  Gassen  erhalten  Sauvegarden  a). 
I)  Das  durch  die  pctroiConvention  von  1804 1  Art.  8,  aufgehobene  Sta- 
)elrecht  (der  Städte  Co  In  und  Mainz,  diese  ge?»wungene  Feilbietnng 
ier  Waaren,  für  bestimmte  Zeit)  bleibt  au%ehoben  ^).  III)  Aoch  findet 
ier,  durch  die  genannte  OctroiConyention ,  Art.  4  u-  5*  noch  begründet 
gewesene 9  gezwungene  Umschlag  (Umladung)  oder  ein  StationenRecht 
[$.  566)  der  Städte  Mainz  und  Coin,  nicht  mehr  Statt,  so  da£i  die  Scliif- 
Pahrt  auf  dem  Lauf  des  Rheins,  zu  Berg  tind  zu  Thal,  frei  sejn  soll  Ton 
äem  Punct  an,  wo  er  schiffbar  wird,  bis  zu  seiner  Einmündung  in  das 
Meer,    ohne   dafs   man   irgendwo   verpflichtet   ist,    die  Ladung   aus  einem 
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Fahrzeug  in  ein  anderes  Fahrzeug  za  bringen  <?)•  IV)  Kran-,  Hai-  ubI 
Magazingeld,  da  wo  Einrichtangen  dieser  Art  bestehen  oder  erricli^, 
^eirdeti,  sollen  gleichförmig  durch  die  SchifFahrtordnung  bestimmt,  m 
dürfen  einseitig  nicht  erhöhet  werden  ^. 

a)  Die  wiener  Articles  etc.  art   26.    Der  angef.  Entwurf  etc.  von  1839,  Art.  loH 

i)  Die  angef.  Articles,  art.  19.  Oben  §,  66.  Vergl.  Ocbhart,  der  Rbm  u.  s.  w^ 
S.  196  ff.  HG.  W.  Daihkl's  über  das  Stapelrecht  fiu  Cöln  u.  Maios.  Cök 
i8o4*  d-  Memoire  sur  le  droit  de  reUche  appartenant  aar  viUes  de  Go1o<m 
et  Mayence  publik  de  la  part  de  la  cbambre  de  Cologne  en  1804.  ParDunii 
se^dit.,  avec  une  preface.  a  Cologne  1813.  8.  —  Ueber  die  Srhmerigleitn. 
welche  sich  der  wirklichen  Aufhebung  dieses  Stapel  rechtes  schon  Tor  Erriet 
tong  des  DefinitiTReglements ^  seither  entgegen  setzten,  s.  man  t.  Nic's  ao§ef 
Beiträge,  Bd.  I,  S.  67  ff-,  100  ff.,  229,  34i,  869,  385;  Bd.  n,  S.  1  —  3f.  ii5  i 

•  yorredc  zu  dem  a.  Heft»  u.  S.  lOs  ff.,  127  ff.,  182  —  198,  217  ff.  i'^i  ff.  ha- 
Horv's  Darstellung,  S.  i5  ff.  u.  ai.  Nassauische,  prcub.  u.  gfa.  bessisclie  Erili 
rungcn,  ▼.•98.  Jun. ,  96.  Aug.  u.a.  Sept  1819,  1.  dict.  gedruckt  in  d,  Protof- 
der  B.V.  ▼.  1819.  S.  44 11  M&  n.  563.  Nassau  schätete  daselbst  den  jäbrlieki 
»directen  Ertrag  des  Umschlags  ,  damals  für  Cöln  auf  400,000  Francs,  für  Main 
auf  etwa  weniger  als  V3  dieser  Summe,  die  aber  nach  aufgehobenem  Umsrbi^ 
keineswegs  gans  hinwegfallen. —  Nach  der  oben  (§.576,  g)  angef.  Rheiascinitihrt- 
Ordnung  von  i83i,  Art.  43  u.  3,  darf  ein  gehörig  patentisirter  BheinSchifipät^?o 
oder  Führer  «nirgendwo  gezwungen  werden,  wider  seinen  Willen  zu  }6scbea 
oder  umzuladen ,  oder  seine  Ladung  an  Bord  eines  andern  Schiffes  eo  bnn^rs. 
Daher  sind  alle  Bechte,  Privilegien  und  Gebräuche »  die  mit  dieser  Bestinnuif 
direct  oder  indirect  in  Widerspruch  stehen ein  für  allemal  aufgebobu». 

e)  Wiener  Articles  etc.,  art.  19.  Vergl.  ^  413.  Klubzb's  Staatsr.  des  RiKwk. 
§.  146  u.  143.  Ehendess,  angef.  Acten  etc.,  Bd.  I,  Heft  3,  S.  1  ff;  Bd.IIlS.^1 
iL  34^  ff.  366  ff  Ogkhaht's  geschichtliche  Darstellung,  S.  a84  f.  u.  379  f.  Alk^ 
gemeine  Beal£ncyclopädie  oder  ConversationsLexicon,  voc.  StationenrecbL  -  Vcn 
den  Verhandlungen  derCentralCommission  über  die  bis  jetzt  noch  aicht  erfolgte 
Aufhebung  des  gezwungeneu  Umschlags ,  die  Preussen  erst  bei  Einführung  eiitß 

•(  definitiven  Reglements  zugeben  will,.«,  man  v.  Nad*s  Beiträge,  Bd.  JI^S-i-H 
100,  18«  —  294  u.  2i7 — 243.  Op  den  Hoorr  a.  a.  O.,  S.  40  ff.  4^  f-  -"  ^^^ 
der  angef.  RheinschiffahrtOrdnung  von  i83i ,  sollen  Stapelrecht  und  Unuchlii 
för  immer  aufgehoben  scyn.  Man  vergl,  oben  Note  b.  —  Der  OctroiVertra«  r. 
1804«  Art.  10^12,  bestätigte  die  Frankjurter  Mefs-  u.  a.  Freiheiten  in  insebus^ 
der  Bheinschiffahrt.  —  Den  strasburger  Schiffern  gebührte  schon  früher,  Termc'|e 
des  mainzer  Definitiv  Vertrags  von  1751 ,  freie  Fahrt  nach  Frankfurt,  in  <in 
beiden  Messen  (6  Wochen  lang)  und  im  Monat  Jänner.  Ocrhart,  der  Bbej 
u.  8.  w.,  S.  110  ff.  —  Auch  Düsseldorf  und  etliche  andere  Orte,  waren  früijff 
schon  frei  von  dem  mainzer  und  colner  Umladerecht.  —  Für  Festseteung  ^ 
Stationenrecbtes  (doch  ohne  Stapelrecht)  für  die  Städte  Strasburg,  Msüu  uci 

'     Cöln,  streitet  Ociusaht,  der  Bhein  u.  s.  w.  (oben  §.  576,  Note  d). 

i)  Die  angef.  Articles  etc.,  art.  26»  —  Von  den  Kran-,  ^ag--  u.  ff^erjt^eh'^ 
EU  Mainz  u.  Cöln,  v.  Nait's  angef. Beiträge,  Bd.  I,  S.  526  ff.;  Bd.  B,  S^  196^' 

'!  Festsetziuig  der  BohiwerA-j  Kran-,  ff^ag*  und  Magasmgebühren,  in  dem  ($.976,0 
angef.  Entwurf  e.  Schiffahrtordnung  v.  1829,  Art.  69. 


Schiffahrt  und  Handelsverkehr  etc.  865 

§.    678.  (482..) 

Jahrrenten  auf  dem  RheüuehifführtOctrou 

I)  Der  BeichklepuUtionsHauptschlttfs  Toa  i8o3;  hatte  hypothekarisch 
P  den  reinen  Rest  der  teutschen  Hälfte  des  Ueberschosses  in  dem  Er- 
g  des  teatsch- franzosischen  RheinschifFahrtOctroi ,  auf  der  Strecke  von 
hl  und  Strasburg  bis  an  die  holländische  Grenze  vom  J*  i8o3  ($«  669), 
»er  einer  dem  Kurfürsten  Reichserzkanzler  zu  Ergänzung  seiner  Ausstat- 
lg  yorzugweise  bestimmten  jährlichen  Rente  von  35o,ooo  Gulden  (unten 

579,  g),  verschiedenen  teutschen  Fürsten  und  Grafen  Anweisnug*  gege- 
Q  zu  immerwährenden  Jahrrenten;  theils  unbedingt  oder  principa- 
gra),  hier  direct  benannt,  zusammen  90,000  Gulden  rheinisch,  theils 
idingungsweise  oder  subsidiarisch,  das  heifst,  für  den  Fall,  wenn 
ch  Rezahlung  der  unbedingten  oder  so  genannten  directen  Renten,  für 
ese  ein  hinreichender  Ueberschufs  sich  ergebe  ^),  zusammen  71,500  Gul- 
d;  alle  diese  Renten,  zahlbar  am  i.  Dec  jeden  Jahres  im  34  Gnldenfuls, 

laufenden  harten  Silbersorten;  jederzeit  ablösbar  gegen  ein  Capital  zu 
/^  Procent,  oder  mittelst  jeder  andern  Uebereinkunft  der  Interessenten  c). 
I  Die  rheinische  Bundes  Acte  (Art  1)  änderte  nichts  an  diesem  Renten- 
rhältnifs;  wohl  aber  der  Fürst  Primas  im  J.  1810,  durch  einen  mit  Na- 
)Ieon  geschlossenen  Vertrag  C$-  ^1^^^  worin  er  auf  seine  OctroiRente 
rzichtete,  hingegen  die  Entrichtung  der  übrigen  Renten  auf  seinp  ha- 
aischen  und  fuldaischen  Gassen  übernahm* 

Reichsdeput.  HauptochL,  §.  89  u.  25;  dann  %,  9,  14«  17«  19  u.  ao.    Ueberbaupt 
t.  man  hievon«  ausser  oben  §.  a33,  Ki.eBSB*9  Staatsarchiv,  Bd.  1,  S.  519  f^ 

Ebendas.  %,  7  u.  37.  Klübee's  Acten  etc.,  Bd.  VI,  S.  887  if.  Bis  su  den  Bezug 
dieser  Art  von  Renten,  ward  jedem  dann  Berecbtigtep  einstweilen  ein  anderer 
Zahlangspflichtiger  in  dem  R.  D.  Hanptschluts  angewiesen.  —  Die  subsidiariscbe 
Rente  von  UetsenRothenburg,  Ton  i9,5oo  Fl.,  kat  jetst  Preufsen  ex  pacto  su 
besiehen.  Jene  von  WittgensteinBcrleburg,  ▼.  i5,oooFl.,  hatPreuIsen  (vorhin,  ver- 
möge d.  R.  Dcp.  Hauptschl.  §.  7  u.  33,  HessenDarmstadt)  im  J.  i8i5  einstweilen  auf 
das  Hersogthum  Westphalen  übernehmen  müssen;  sie  ist  aber  nun  der  preuss. 
Regierung,  welche  den  gleichen  Betrag  an 'WittgensteinBcrleburg  entrichtet,  fort- 
während aus  dem  OctroiErtrag  zu  entrichten,  seit  dieser  dasu  hinreicht.  Von 
den  drei  übrigen  subsidtariscken  Renten  gebühren,  nach  Verträgen  von  i8o5: 
der  Freien  Stadt  Franlifurt  jetzt  von  jeder  derselben  Vi«  nämlich  33,332  Fl. 
20  Kr.  von  der  SalmDyckischen ,  3ooo  FL  von  der  StadionWarthausischen,  und 
aoooFl.  von  derStadionThannhausischen,  zusammen  jährlich  a8,332  Fl.  20  Kr.;  da- 
gegen bleibt  Vi  jedem  dieser  3  Rentenberechtigten,  nämlich,  S.  Dyck  49666  FL 
40  Hr.;  StadionWarth.  600  FI.;  StadionThannh.  400  Fl.  Klübzb's  Staatsarchiv, 
Bd.  I,  S.  556. 

)  R.  Dep.  Hauptschl,  §.  3a  —  Die  angef.  wiener  Articles  etc.,  art.  28  n.  6,  ver- 
ordnen halhjäknge  Zahlung.  So  auch  der  (im  folg.  S-  «ngef.)  wiener  Rechts- 
sproch  T.  96.  MSrz  181 6. 

KJSb«/!  SSr«aU.  RMbt,  4.  Aufl.  55 
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§.    Ö79.  (482  M 

Fortsetzung. 

in)  Der  wiener  Congrefs  setzte  fest«),  dafs,  mit  stübchweigender 
Ausnahme  der  nun  erloschenen  C$*  ^7^9  ^)  erzhanzlerischen  oder  primä- 
tischen  Rente ^  jene  Renten,  -weiche  durch  den  ReichsdeputätionsHaapt- 
schlufs  von  i8o3,  $$.  9,  14,  17,  19  u.  20,  auf  die  teatsche  Hälfte  des 
Ueberschusses  in  dem  reinen  Ertrag  des  RheinOctroi  direct  (^uobediogti 
angewiesen  wurden,  fernerhin  bestehen  sollten.  Demnach  liege  i)cen 
cteutschen  Uferherrschaften v  deren  Bezahlung,  und  zwar  halbjäh- 
rig, ob;  mit  Vorbehalt  der  Einlösung  zu  2V2  Procent,  oder  nach  an- 
derer Uebereinkunft.  Doch  sollten  3)  von  dieser  Zahlungspflicht  ausge- 
nommen seyn,  diejenigen  Fälle,  wo  dem  Recht»  jene  directen  Renten  zl 
fordern,  besondere  und  gesetzmäsige  Einreden  entgegenstehen.  3*)  T)ii 
Entscheidung  über  diese  Einreden,  sodann  4)  über  denGrnndsati^ 
ob  die  jetzigen  Uferherrschaften  zu  Bezahlung  der  in  dem  R.  Dep.  llanpt- 
schlufs,  $$•  9,  14 9  179  19  u-  20 9  angewiesenen  (directen)  Renten  rer- 
pflichtet  seyen,  so  wie  über  dessen  Anwendung  auf  die  einzelnen  Rück- 
stände Ton  directen  Renten,  aus  der  Zeit  vor  dem  1.  Janner  1814,  ward 
von  einer  hiezu  in  Wien  niedergesetzten  schiedsrichterlichen  Spruch- 
Commission  ertheilt  ^}»  5)  Diese  Entscheidung  ist  bejahend,  für  Jen 
Grundsatz  sowohl,  als  auch,  im  Allgemeinen,  für  die  Ruckstinue: 
für  den  Grundsatz  jedoch  nur  in  Ansehung  der  in  den  $$.  17  xu  19  des 
R.  Dep.  Hauptschlusses,  desgleichen  der  in  dem  $.  30 'für  LeiningenGün- 
tersblum  und  Heidesheim  (jetzt  Billigheim  und  Neudenan)  and  Lietningea 
Westerburg  jüngerer  Linie  angewiesenen  directen  Renten,  im  Gesammtbe- 
trag  65,ooo  Gulden,  also  mit  Ausschiufs  der  drei  directen  Beaten,  welcLe, 
$$•99  &4  J^'  ^^Y  ^^^  Häusern  MechlenburgSchwerin,  LSwensteinWertheün 
und  Leiningen  Westerburg  älterer  Linie  (zusammen  35,ooo  fl.)  bewilligt 
waren.  6)  Den  zur  Zahlung  verpflichteten  Uferherrschaften  ward  die  WäLi 
gelassen,  ob  sie  die  für  fortdauernd  erkannten  Rückstände  von  directea 
Renten,  in  zehn  Jakrterminen  bezahlen,  oder  den  Betrag  derselben, 
nach  Analogie  des  R*  Dep.  Hanptschlusses  von  i8o3  ($.578),  in  2V2  pro- 
centige  Jahrrenten  verwandeln,  und  diese  als  immerwährende  Addi- 
tionalRenten  mit  den  laufenden  directen  Hauptrenten  zugleich  abflihrer 
wollten.  Die  Uferherrschaften  wählten  das  Letzte.  Als  Surrogat  der  Rüc«- 
stände,  setzten  sie  für  jeden  Berechtigten  eine  immerwährende  jaki- 
liehe  directe  Additional-  oder  Zusatzrente  fest;  für  alle  im  G^ 
sammtbetrag  von  17,699  Gulden  55  Kreuzer  0*  7)  Präcludirt  wurdet 
alle,  die  der  directen  Renten  halber  etwa  Forderungen  zu  haben  rermetAe: 
mochten,  solche  aber  bei  der  Commission  nicht  angebracht  haben.  IT)  >Vr 
gen  der  subsidiarischen  Renten,  im  Gesammtbetrag  von  ^^i^v 
Gulden,  und,  gleich  den  directen,  hypothekarisch  C$*  578)  auf  den  Rbe» 
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schiffahiiOctm  renichert,  setzte  die  teatsche  BundesActe  tt)  fest,  dafs 
die  Fortdaaer  derselben,  so  urie  jene  der  direeten,  von  dem  Bund  ga- 
rantirt  werde;  der  Rückstande  ward  hiebei  aasdrucklicb  nicbt  gedacht. 
Y)  Für  alle  auf  den  Ertrag  des  RheinOctroi  radictrten  Renten,  Terhj- 
potbecirte  der  ReichsdeputationsHanptscblufs ,  den  reinen  OctroiErtrag 
ttor  der  rechten  Rheinseite,  auf  der  oben  C§*  869)  angegebenen  Strecke. 
Der  wiener  Congrefs  (art  d8)  hingegen  erklarte  überhaupt  die  teut- 
scben  Uferherrschaften  («les  gouvememens  allemands,  co-possesseurs 
de  la  nve  du  Rhin»)  für  zahlungspflichtig,  ohne  Beschränkung  auf 
die  rechte  Rheinseite.  Das  Urtheii  der  wiener  SpruchCommission  erklärte, 
insbesondere  in  Ansehung  der  darin  für  fortdauernd  erklärten  directen  Ren- 
ten, und  der  dayon  geforderten  Rückstände,  «die  am  Rheinufer  Län- 
<der  besitzenden,  am  RheinschiffahrtOctroi  Theil  nehmen- 
cden  teutschen  H5fe»,  für  zahlungspflichtig,  aus  dem  Er- 
trag des  Octroi,  mit  der  darauf  gesetzlich  ruhenden  Hypothekar- 
Last  •)•  YI)  Der  jetzige  jährliche  Gesammtbetrag  aller  auf  den  Er- 
trag des  RheinOctroi  hypothekarisch  noch  radicirten  Renten,  im  a4Gul- 
denfuts,  ist  i54,i33  Gulden,  nämlich:  directe  oder  unbedingte  Hauptren- 
ten,  jetzt  noch  65,ooo  Gulden;  directe  AdditionalRenten/),  17,693  FI. 
55  Kr.;  subsidiarische  Renten  71,500  Fl.  Yü)  Der  wiener  Congrefs  machte 
der  niainzer  Rheinschi£FahrtCentraICommission  zur  Pflicht,  die  Zahlung 
der  gesammten  OctroiRenten  an  die  Renteberechtigten  so  gunstig  wie  mSg- 
lich  für  diese,  unter  die  sämmtlichen  jetzt  zahlungspflichtigen  Rheinufer- 
Staaten  ein-  für  allemal  zu  yertheilen  gy  YIH)  Den  Vorzug  yor  der 
Rentenzahlung,  geben  die  wiener  CongrefsArtikel  den  Kosten  .für  Unter* 
baltung  der  Schi£Pahrt  ($.  675,  Y). 

«)  Die  angef.  wiener  Artides  etc.,  art.  18.    KitUbehs  Acten  etc.,  Bd.  ITL,  S.  170.« 

—  In  diesen  Article»  werden  die  S\*  ^5  u.  89  des  R.  Dep.  Hauptschlusses,  worin 
der  erekansleriftchen  Rente  gedacht  ist,  unerwähnt  gelassen,  weil  Hese  Rente 
erloschen  war. 

h)  Rechtspruch  Toni  96.  Mars  1816;  in  KrtJBsa*s  Staarsarchiv ,  Bd.  I,  S.  545  ff, 
in  Mabtshs  recueil,  SuppUm.  VUL  9s5,  undinY.Mrfxa^sStaalsacten,  Th.1,  S.258. 

—  Die  wiener  Articles  (  art.  28 ,  (.  5 )  überlassen  für  den  Fall,  wenn  die  wiener 
SpruchCommission  die  Uferherrschaften  va  Besahlungder  Rückstände  fär  schuldig 
erklären  würde,  der  mainsscr  CentralCommission  die  Entscheidung,  ob  und  wie  weit 
Frankreich,  das  seit  1B10  denOctroi  auf  der  rechten  Rheinseite  genossen  hat  (^.  670)9 
dasu  beixutrag«n  habe.    Die  CentralCommission  hat  Frankreich  frei  gesprochen. 

e)  Die  angefl  wiener  Artides  etc.,  art.  aS,  n^  5,  Klübib^s  StaaUarcbir,  Bd.  I,  S.  523 
o.  547  fil  '  Alle  Rentensahluugen  sollen  HMjährig  erfolgen.  Ebendas.  S.  549* 
ArUoles  etc.,  art  18 ,  n^  6.  —  Bei  der  mainscr  CentralSchiffahrtCommission  war 
man  darin  einverstanden,  dafs  die  AdJUtUmalRtnUn  ▼.  1.  Mars  1816  an  lu  ent- 
richten seyen. 

d)  BundesActe,  Art.  i5.  HLifan's  Staatsarchir,  Bd.  I,  S.  5i5.  VergL  oben  §.  333« 
u.  ▼.  BTait's  Beitrage,  Bd.  II,  8.  ia5.  Hlübkb's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  HI, 
8.138. 
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r)  Man  8.  den  angef.  Elechtopruck,  ••  ••  O«,  8.  6^  o.  548^  veff||t  nil  &  644.  Vm 
angef.  wiener  Artictes  etc. ,  «rt.  a8,  (.  !•    R.  Di  HaypIicM,  ▼.  i8o3,  V  ^ 

/)  Verzeichitifs  aller  OctroiRenteo,  in  HxBMAn's  angef.  Sammlung,  S.  14«  f.  u.  56». 
—  Von  dem  Anspruch  der  Freien  Stadt  Frankfiirt  anf  subsidiariaclic  HentcB. 
s.  das  angef.  Staatsarchir,  Bd.  I,  S.  5i5  f.  u.  55i  ff.  und  die  angef.  Acten,  Bd.  VI 

g)  Wiener  Articles  etc«,   art«  «8,  V  ^    ^  ^U  nSmücb  die  maiastr  €}9mtruKammit- 
ston  die  Zahlungsart  festsetaen,    und  swar  mdgUchst  günstig    für    die   Beats^ 
herecbtigten.    Die  Kahlungspflichtigen  Regierungen  tollen  dazu  nacli   deniselbea 
Verhältnifs    beitragen,    in    welchem    sie   an    der  OctroiEinnahme  TbeQ    kabea 
(§.  575).    Dieses  Verhältnifs  soll  die  CentralCommission  ein-  för  allemal  fest- 
setzen, und  hiebet  als  Grundlage  nehmen  den  einjährigen  Durchsehnittertrag  aei 
der  Einnahme  der  verschiedenen  Erhabungaämter  in   den  ersten   arrha  Jahrea 
nach  Einführung  der  OctroiConvention  tob  1804.  —  In  Ansehung  .der  laiilcadca 
directen  AdditionalRenten ^   erfolgte  endlich   die  Festsetzung  der  Quoten^  welche 
jeder  der  fünf  zahlungspflichtigen  Uferstaaten  (Baden,  Baiem,  Hessen,  Nassau, 
Preufsen)  vom  1.  März  1816  an  halbjährig,  aus  bestimmten  Gassen  (an  Maoa- 
heim.  Speier,  Mainz,  Canb  —  die  preuftisehe  ward  noch  nicht  beatin^mt),  and 
zwar  unmittelbar  an  jeden  Renleberechtigten  entrichten  soR,   durch   Bescfafads 
der  CentralCommission  Tom  3i.  Juli  i83o,   iu  ihrem  65.  SeparatProtocott,  die 
auf  dem  RheinOctroi  haftenden  Renten  betreffend«     «  So  gunstig  wie    möglir h« 
für  die  Berechtigten  ist  diese  Vertheilungsart  nicht  ausgefallen.    So  haben  s.  B. 
die  Erben  der  geh.  Räthe  t.  Feder  und  Stephan!  halbjährig  zu  empfangen,  ss 
Mannheim  a  FL  18^^  Kr.,  an  Speier  1  Fl.  58%  Kf.  u.  a.  w.  Bis  zu  dieaerVertkeaai^ 
wurden  die  AdditionalRenten  nur  unToIlstandig  (ungefähr  80  Proceat)  bczaUl. 
Darüber  haben  LeiningenWesterburg  jüngerer  Linie  und  die  Vormundacbaft  der 
Prinzessin  Caroline  von  IsenburgBirstein,  seit  i83o  Termählter  Gräfin  BaoISchauca- 
stein,  als  Nutaniesserin  der  grafl.  Parksteinischen  Rente,  im  J.  i8a4  bei  der  B.  V. 
Beschwerde  geführt.     Protoc.  d.  B.  V.,  Bd.  XVR,  S.  n,  39  u»  Sy.  —  Die  seit 
dem  I.  J$nner  1814  laufenden  dirt&un  Haufttent»n^  wurden  seither   volhcfisd^ 
bezahlt;    aber  die  Vertheilung  derselben   unter  die    aahlungspfllcbtigen  \jhr- 
staaten,   von  der   CentralCommission,  erfolgte  erst  in   einem  SeparatProtocoll 
derselben  vom  97.  Febr.  i8a8,  in  Folge  eines  Beschlusses  der  B.  V.  ▼.  97.  Juli 
1817.  —  Die  Zahlung  der  subndiarisohßn  Renten  ist  noch  nicht  im  Gang.     We- 
nigsten^ vom   1.  Juni  181 5  an  (wo  die  Theilung  der  RheinschiffahrtEinhonfke 
anfangen  soll)  sind  sie  Ton  den  teutschen  Ufersherrschaften  zu  berichtigen.   Ejb 
Beschluss  der  CentralCommission  hierüber,  wird  noch  erwartet     Denkschrift, 
die  Ansprüche  der  freien  Stadt  Frankfiurt  auf  eine  subsidiarische  RheinoctroiReste 
(betr.)  Frankfurt  i836,  4*  —  Von  der  Competenz  der  Bundearer Samm- 
lung bei  Streitigheiten  und  Beschwerden  über   die   2Uihlung  dieser  Beuten,  s. 
oben  %•>  57t  Q.  563.   —  Die  IntestatErben  des  vormaligen  Kurfürsten  Reieksen- 
kanzlers,  nachherigen  Fürsten  Primat  u.  Grofsherzogs  Ton  Frankfurt,  forder- 
ten die  Rüchstände,  zusammen  666,49a   FL  45^i  Kr.,  ?on  der  durch  den  R.  D. 
Hauptschi uss  v.  i8o3  ihm  auf  den  Dctroi  angewiesenen  Jahrrente  von  35o,ooo 
FL  (§.  578),  wurden  aber  von  der  B.  V.  abgewiesen,  durch  Beschlüsse  t.  14. 
Febr.  u.  7*  März  i833« 

§•  Ö80,  (48a.) 

Pen^toneis. 

13  Mit  Aofhebung  der  Art  73  bis  78  der  OctroiCon?eiitioii  tc«  1804, 
fSr  die  Zahnnft^  ist  die  Sorge  für  Ruhegebalte  cTer  OctroiBtamten, 
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und  für  Unters Ifitsang  ikrsr  Witwen  und  Waisen,  jedesi  Cfferststtt 
insfaesoodcre  fiberlssaen.  Die  CentralConuniasioD  wird  sieh  angelegen  seyn 
lassen  I  theils  die  Anseinandersetznng  mit  Frankreich ,  wegen  Hersosgabe 
des  in  Gemafsheit  des  73.  Art.  der  OctroiConTention  gesammelten  Pensions- 
Fonds,  theils  die  yertragmasige  Anwendung  desselben  zu  bewirken.  Die 
Torigen  OctroiBeamten,  welche  bei  der  neuen  Einrichtung  nicht  wieder 
angestellt  werden,  oder  ans  gültigen  Ursachen  keine  Anstellung  annehmen, 
sollen  nach  dem  69.  Paragraphen  desReichsdepotalionsEbuptschlnsses  yon  i8o3 
pensionirt  und  behandelt  werden  ").  TL)  Auch  die  Fortzahlung  der  Pen- 
sionen, sowohl  an  ehemalige  Angestellte  bei  den  durch  den  R.  Deput  Haupt- 
schloTs  von  i8o3  aufgehobenen  Rheinz51]en,  als  auch  an  diejenigen, 
welchen  sokhe  seit  Einfuhrung  des  RheinschiffahrtOctroi  rechtmasig  be- 
willigt worden]^sind,  ist  festgesetzt  ^), 

a)  Wiener  Artidet  etc.,  art.  99. 

6)  Ebenda«.,  art.  3o.  Vergl.  t.  Nav's  Beiträge,  Bd.  n,  8.  ia4  ff.  —  Im  J.  189Ü 
ward  die  gesammte  FensionsLast,  von  Nom.  I  u.  II,  angegeben  auf  71,000  Gul-* 
den,  wahrscbeinlicli  fClr  beide  Bheinswten. —  Am  Ende  des  Jahrs  i83o  betrugen 
sämmtliche  Pensionen  noch  61,961  iVancs  70  Cent.  (28,754  Gulden  6^^Kr.),  näm- 
lich: alte  Pensionen,  rrotu  Frankreich  nicht  beiträgt,  137,611  Fr.  21  C;  neue 
Pensionen  13,389  ^^-S  Pensionen  der  Beamten  von  Germersheim  8,614  Fr.  49  G.; 
WitwenPensionen  3,447  ^-  Preussen  besahlt  jetzt  die  BheinschiffahrtPensio- 
nen,  welche  preussischen  Unterthanen  gebühren,  Tollständig.  —  Vormalige 
RheinZollbeamte  führten,  namentlich  seit  1817,  Beschwerde  bei  der  Bundesver- 
sammlung, wegen  Vorettthaltuiig  ihrer  Pensionen.  Ein  Streit  über  die  Frage, 
wer  diese  Pensionen  sa  beaahlen  habe ,  ward  entschieden  wider  Nassau,  durch 
ein  am  is.  Märe  i83s  eröffnetes  AusträgalGerichtsurtheil ,  oben  %.  176  e.  Man 
s.  die  Verhandl.  hierüber  bei  der  B.  V.,  nebst  dem  AusträgalgerlchtsUrtheii,  in 
T.  LtOHEAEDi's  Austrägalyerfahren  des  D.  Bundes.  (FranKf.  i838. 8.)  S.  690 --637. 
—  Das  Pensionswesen  ward  endlicb  im  Juli  i833  geordnet,  durch  die  GentralRhein- 
schiffahrtCommission  zu  Mains.  —  Verseichnisse  ron  pensionirten  Rheinschif- 
fahrtBeamten,  BheinsoUBeamten,  und  Witwen  ron  solchen,  in  Hbbhavb*s  Adrers- 
Handb.  der  Bheinschiffahrt Verwaltung  für  1828,  8.  6— 8. 

§♦   Ö81*  (484.) 

Vorschr^en  ßr  die  Seh^ahrt  auf  dem  Neclar  und  Main,   auf 

der  Mo$ely  Maas,  und  Scheide» 

1)  Dieselbe  Freiheit  der  Scbiffahrt,  wie  sie  fiur  den  Rhein  festgesetzt 
ist,  soll,  nach  den  Bestimmnngen  des  wiener  Congresses,  auch  auf  dem 
Neckar,  auf  dem  Main,  anf  der  Mosel,  Maas,  und  Scheide  Statt 
finden,  von  dem  Pnnct  an,  wo  jeder  dieser  Flüsse  schiflFbar  wird,  bis  zu 
seiner  Einmündung  «).  II)  Was  ausserdem  noch  in  Ansehung  der  Scheide 
festzusetzen  seyn  mochte,  soll  definitiv  zwischen  Frankreich  und  den  Nie- 
derlanden so  bestimmt  werden,  wie  es  für  Schi£fahrt  und  Handlung  am 
günstigsten  ist,  und  mit  der  für  den  Rhein  eingeführten  Ordnung  am  mei- 
sten übereinstimmt  4).     111)  Stapelrecht  und  gezwung«ner  Umschlag 
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auf  dem  Neckar  nnd  Main,  sind  aofgeholien;  jedem  qaAlificirten8dii& 
steht  die  Freiheit  der  Schi£Pahrt  überall  auf  dieaen  Flnaien  auf  dieadbe  Ait 
zu  9  wie  sie  auf  dem  Rhein  eingeführt  ist  c). 

a)  Wiener  Articles  sur  la  naTigatioii  du  Neckar^  du  Mein^  de  la  Mostlie,  de  U 
Meu4e  et  de  tEseaui^  art.  i;  in  Klvbsb's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  HI,  S.  ipL 
Verg].  ebeodas.  S.  i33.  —  Von  der  Main-  und  NeekarscWUhrtf  s.  Zcuni. 
(§•  668)  a,  O.  Gavm's  Bemerkungen,  8.  4^  —  J^S,  i^^  ff.^  167  u.  179  f.  —  V« 
der  üfomachiifiihrt,  8.  Ocrhabt,  der  Bhein  u.  s.  w.,  8.  i36  —  14^  Unrr.  Ver- 
ordn.  T.  i3.  März  1818,  $.  5  u.  i4;  in  d.  baier.  Beg.  Blatt,  i8id,  Num.  3.  G» 
TersattonsLexicon,  Neue  Folge,  Bd.  11  (i8a5).  toc.  Mamsckiffakru  —  Toa  bs 
JVeciarscIiiffahrt,  s.  «Ochhabt  S.  119  u.  111  ff.  ConTera«  Lexic.  a.  a.  0- 
▼oc.  Neckar4chiffakrt.  Der  im  J.  1808  eingeÜOirte  f^tmungtne  ümnkUg  t^ 
dem  Neckar  bei  Mannheim»  hat  aufgehört,  vom  1.  April  18*7  an.  In- 
dische Verordnung  vom  i5.  Febr.  1817,  in  dem  Begier.  BL«  18*7,  Hub.  TB. 
Auch   in    Hxbhabs's  Adre&Handb.  für    die  Bheinschiff;  Verwaltmig  für  iB^ 

8.  39.  Es  ward  aber  Beschwerde  geföhrt^  dals  durch  eine  badis«;lie  VerordBus^ 
T.  3.  Juli  1819,  solcher  factisch  wieder  hergestellt,  auch  die  £rhebii]^  obo 
TransitoZoUes  auf  dem  Neckar  und  Main  eingeftihrt  sey.  Man  s.  einen  Au£uti 
in  der  Allgem.  Zeitung  t.  17.  Oct.  1829,  BeiL  390.  Dawider  einen  GcgeBAn&aU, 
ebendas.  in  d.  Blatt  v.  3o.  Oct.  1819,  BeiL  ao3.  —  Durch  einen  BeacUofs  kt 
Bundesversammlung  t.  3i.  Juli  i8a8  wurden  die  betheiligten  Begierongea  eö^ 
laden,  su  Vollsiehung  der  die  Begulirung  der  Mainschifiahrt  betreffendcB  B^ 
Stimmungen  der  wfener  CongrelsActc,  die  Verhandlungen  alsbald  su  begiBAeiLi 
und  Ton  der  Erftlllung  dieser  Aufforderung,  so  wie  demnächst  Ton  der  getrof- 
fenen Uebereinkunft,  der  Bundesversammlung  Kenntnifs  eu  geben».  Lokerb- 
seher  Staatskalender  auf  1829,  ^  ^*  Hierauf  constituirte  sich  am  6.  Juni  1814 
SU  Mains  eine  CentralComnussüm  für  die  Mainschiffahrt ,  bestehend  ans  Be?o&* 
mächtigten  ron  Baiern,  Kurhessen,  GH.  «Hessen,  Frankfurt  und  Nassau,  dem 
Verhandlungen  aber  rerschoben  wurden.  8päter  wurden  swischen  den  be^cd^tcB 
Staaten  unmittelbar  Verhandlungen  angeknüpft,  die  indessen  auch  noch  aacbt  mm 
Ziel  gefiihrt  haben ;  doch  kam  swischen  'Würtemberg,  Baden  und  Grafshers.  Hesscfi 
am  3o.  Juli  und  i5.  Aug.  i835  eine  üebereinkunft  su  Stande^  "wegen  einer  ab- 
suschliefsenden  Necktn'sduffahruConvetaion^  Bad.  BegierungsbL  t  i835,  Hbbi. 
XXXVn^  S.  aaS.  —  Depouhov,  die  Scheideschiffahrt,  in  ihren  Besiehungat  auf 
die  Handelsinteresscn  £uropa*8.  Brüssel  i83a.  La  narigation  de  TEscaut  Ab- 
Ters  i83s.  8.  Die  Scheideschiffahrt;  in  der  Allgem.  Zeit.  y.  27.  Januar  i83i 
Ueber  das  Interesse  Teutschlands,  sich  eine  Ton  Holland  unabhängige  Verbm- 
dimg  mit  dem  Meer  durch   die  Scheide  bu  erhalten;  in  der  Allgem.   Zeit,  roo 

9.  Dec  i839,  ausserord.  Beil.  5oo  u.  5oi.  Antwerpens  Verhältnis  sn  der  frdea 
Bheinschiffahrt ;  ein  interessanter  Artikel,  in  holländischem  Interesse,  aus  den 
Journal  aNord  Starv;  in  der  Frankf.  O.  P.  A.  Zeitung  ▼.  as.  Mära  i83i,  Tcr^ 
mit  d.  Zeitungsartikel  aus  Mainz,  ebendas.  t.  26.  Mars  i83i.  Beil.  85-  ProtocoU 
der  mainzer  HheinScbiffahrtCommission  y.  3o.  Juli  i83s,  wodurch  Baden  umA 
Hessen  gegen  Holland  erklären,  dafs  sie  keineswegs  yersichten  auf  den  Gcbranck 
einer  unmittelbaren  Communication  zwischen  den  Gewässern  des  Bheias  vai 
der  Scheide,  nebst  den  Abstimmungen  aller  übrigen  Commissäre.  AbgednirU 
im  Journal  de  Francfort  du  3o  aoüt  i839,  u.  in  der  O.  P.  A.  Zeit.  y.  3i.  Au- 
gust i832.  Zusatz  in  der  O.  P.  A.  Zeit.  y.  i3.  Sept.  i83s;  sodann  in  der  Allgfffl. 
Zeit.  V.  so.  u.  27.  Aug.  i832. 

jb)  Die  angcf.  Articles.  etc.,  art.  7.  —  Von  dem  Hafen  ron  Antwerpen,  s*  Kiisn*! 
angcf.  Acten  etc.,  Bd.  in,  S«  248  ff.  u.  i52  ff. 
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;)  Die  aogef.  Articles  etc.,  art.  «.    Vergl.  oben  §.  &7(s  u.  Eicnott^s  angeC  Dar- 
stellung, S.  i3  ff. 

§•     Ö82.  (485  s) 

Fortsetzung. 

ly)  Die  Zolle  aaf  dem  Neckar  und  Main  sollen  fortdauern,  docb 
nicht  über  den  Tarif  von  1802,  und  neue  Auflagen  von  irgend  einer  Art 
finden  nicht  Statt;  auch  sollen  die  Uferherrschalten  dui*ch  neue  Auflagen 
die  Schiffahrt  nicht  beschweren,  vielmehr  baldmöglichst  über  einen  Tarif 
sich  vereinigen,  welcher  mit  dem  RheinschifFahrtOctroi  so  viel  möglich 
übereinstimmt  a).  Y)  Auf  der  Mosel  und  Maas,  sollen  die  im  Jahr  i8i5 
üblichen  Abgaben  im  Ganzen  und  über  ihr  Maximum  nicht  erhöhet,  viel- 
mehr^ so  fern  sie  im  Ganzen  die  fiir  den  Rhein  festgesetzten  übersteigen, 
bis  zu  dem  Betrag  der  letzten,  vermindert,  überhaupt  aber  Einrichtungen, 
wie  anf  dem  Rhein,  getroffen  werden  *)•  VI)  Bei  der  SchifiPahrt  auf  dem 
Rhein,  sollen  die  Unterthahen  der  Uferstaaten  am  Neckar,  am  Main, 
und  an  der  Mosel,  desgleichen  bei  der  Schiffahrt  auf  der  Maas  die  preus- 
sischen  Uaierthanen,  dieselben  Rechte  gemessen,  wie  die  Unterthanen  der 
Uferstaaten  des  Rheins  und  der  Maas  O*  VR)  Die  Uferstaaten  an  allen 
diesen  Flüssen,  sind  verpflichtet  zu  Unterhaltung  der  Leinpfade,  und  zu 
den  in  dem  Flufsbett  nothigen  Arbeiten  <0« 

a)  Die  angef.  wiener  Articles  etc.,  art  3.  Die  neueren  vertragmäfsigen  Be- 
stiminungcn  s.  oben  §.  574«  Note  b.  —  Durch  eine  badische  Verord.  v.  i.  Sep* 
tember  iS^B,  ward  Mannheim  fiir  einen  Freihafen  erklärt  —  Der  Stadt  Miltenberg 
ward  schon  im  Jahr  1818,  durch  k.  baierlsche  Verordnung  y.  i3.  März,  ihr 
Marktrecht  entzogen,  eine  Berechtigung  zu  Erhebung  verschiedener  zollartiger 
Abgaben,  als  Surrogat  ihres  früheren  Stapelrechtes.  —  Von  fiirstl.  löwenstein- 
wertheimischen  u.  gräfl.  ingelheimischen  Mainzöllen,  §.  485,  b. 

^)  Articles  etc.,  art.  4-  Vergl.  Klübbb's  angef.  Acten  etc.,  Bd.  m,  S.  ^35.  —  Die 
von  den  Uferstaaten  der  Maas  und  Mosel  bei  der  GentralGommission  für  den 
Rhein  angestellten  Commissarien ,  sollen  eine  Schtjfa/trtordnunff  auch  für  jene 
beiden  Flüsse  entwerfen,  möglichst  übereinstimmend  mit  derjenigen  ftlr  den 
Rhein.  Art.  4> 

e)  Articles  etc.,  art.  6.  Ver^rl.  Hlöbbh's  angef.  Acten  etc.,  Bd..  Ol,  8.  939* 

d)  Articles  etc. ,  art.  5. 


§♦    583*  (485*».) 

ElbeschiffahrtCanvention  von  iSSi. 

Zu  Vollziehung  der  wiener  CongrefsBestimmungen  (§.  563  flf.),  ward 
fiir  die  Schiffahrt  anf  der  Elbe,  im  Jahr  1821  von  den  zehn  Uferstaaten 
ein  Staatsvertrag  errichtet  a)^  der  Bundesversammlung  mitgelheilt,  und  von 
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ihr  in  4«ni  BundesALrchiT  hinterlegt.     Nicht  mit  dem  i.  Jänner ,  eandcrn. 

einer  spateren  Abrede  zofolgei  erst  mit  dem    i.  März  1822   trat  derselbe 
in  Kraft.     Nach  solchem,  ist  I)  die  Schiffahrt  anf  dem  Eib^troin. 
von   da   an,  ifo   er  schiffbar  wird  (Melnik])«  bis  in  die  offene  See,  uni. 
umgekehrt,  für  den  Handel   yollig  frei  (Art.  1).     ü)  Aufgehobea 
sind:  alle  ausschliefsenden  Berechtigungen  Frachtfahrt  zu  treiben,  mit  Ans- 
schlufs  blofser  Fähren  u.  a.  Ueberfahrtanstalten  (Art  2);  alle  Stapel-  00^ 
ZwangumschlagRechte  (3);    alle  zeitherigen   Zollabgaben  (7);   jedes  etwa 
noch  bestandene  Strandrecht  (29).     HL)  Jeder  kann  die  Schiffahrt  trei- 
ben, der  Ton  seiner  Landesobrigkeit  dazu  firlaubnifs  erhalten  bat   (4). 
IY3    Zwei  oder  mehrere   Handelsstädte,    können   unter   sich  Rang-  iin^ 
Beurtfahrten  errichten  (6).      V)  Von  allen  Fahrzeugen,   Flofsen  und 
Ladungen,  ist  nichts  weiter  zu  entrichten,  als  bei  den  festgesetzten  14  £r- 
hebungsämtern,  eine  (nicht  rerpachtbare)  allgemeine  SchiffahrtAbgabe, 
theils  von  der  Ladung  ^)  (Elbezoll),  theils  von  den  Fahrzeugen  (Be- 
cognitionsGebübr),  beide  nach  dem  20  Guldenfnfs,  und  nach  einem  in  dem 
Vertrag  festgesetzten  Tarif  (7  —  13  u.  i5).    Nicht  begriffen   sind  jedocii 
hierunter:  die  Mauthen  (Land-  oder  Stadtzolle),  Eingang-  und  Yeibrancb* 
steuern ,  in  jedem  Landesgebiet;  die  Kran- ,  Wage-  und  Niederlagegebühren 
in  den  Handelsplätzen;   die  Brücken-,  Aufzug-  und  Schleussengelder  (14); 
auch  ist  wegen  des   (hannoveiischen)  brunshäuser  Zolles  eine  Claosei  bei- 
gefügt (i5)*     VI)  Die  CouTCntion  enthält  eigene  Bestimmungen s   in  Ab- 
sicht auf  polizeiliches  Verhalten  der  Schiffer  und  Fldfser  (17 — si);  ZoQ- 
Contraventionen    (25  n.   27);    Berision  oder  Visitation    der  Schi£Fe  und 
Flöfse  c)  (22  —  24);  richtende  Behörden  (26);  Bettungs-  und  Sicherangs- 
anstalten  (29}.     VII)  Für  Unterhaltung  des  Leinpfades,   und  für  Weg- 
räumung der  im  Fahiwasser    sich  findenden  Hindernisse    der  Schif- 
fahrt,   hat  jeder  Staat,   der   eine  Hoheit  über  das  Strombett  ausübt,  za 
sorgen  (28).    VlIT)  Für  yollständige  Beobachtung  dieses  Vertrags,  soll  tod 
Zeit  zu  Zeit  eine  BerisionsCommission  aller  Uferstaaten  sich  Tersam- 
meln  (3o)«  IX)  Im  Uebrigen  bleiben  die  Hoheitrechte  über  den  Strom 
und  dessen  Bett,  namentlich   die  Schiffahrtpolizei,  jedem  Uferstaat  (so. 
28).      X)   Anwendung  und    Ausdehnung    dieser   Convention    auf  Neben- 
flüsse,  die   das  Gebiet  verschiedener  Staaten  trennen  oder  durdutroraen, 
so  weit  nicht  besondere  Umstände  entgegenstehen,  bleiben  besonderer  üeber- 
einkunft  der  Staaten,  die  es  angeht,  überlassen  (823»   XI)  Fünf  Uferstaatea 
errichteten  auf  sechs  Jahre,  bis  zu  Ende  1827,  an  demselben  Tage  einen 
Vertrag  über  gegenseitige  Erleichterung   der  Visitation  bei  ihren  SlbeZoU- 

ämtern  für  die  vorüberfahrenden  Schiffe  und  Flofse. 

« 

a)  Elbeschiffalirtj^cte  ^  abgeschlossen  und  unterzeichnet  su  Dresden  den  23.  Jiuu  1831 
▼on  den  Bevollmächtigten  der  Üferstaaten :  Oesterreicb,  Preussen,  Sachsen,  Han- 
nover, Dänemark  fiir  Holstein  und  Laiienburg,  MecklenburgSchwerin,  Anhalt- 
Bernburg,  AnhaltCöthen,  AnhaltDessau,  und  die  Freie  (der  Freien)  Bondeutadt 
Uauiburg,  und  deren  Ratificationen  von  Seiten  sämmtlicher  genannter  UlcFStaateii 
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aiugeweebseU  wurdtn^  su  Dreid«»  i4n  ^V—*  \9$u  Wie«  aiu  A«r  lu  lu  6M- 
uod  StaaUAerarUlDracJierei  iCbi»  4«  Auch  gedrac]&l  »U  BeU«|«  so  dmn  Pro» 
tocoll  der  BundesTersaminluqg  y.  t.  Febr.  1899,  §.  49;  desg^l.  m  Mabtshs  recueO« 
Suppl^m.  IX.  714,  in  Gust.  CMmnroBAVs  corp.  juris  acad.,  Th,  ff,  S.  tit  ff. ,  in 
H.  Hkbhavv*8  AdreftHandb.  der  RbeinsebifbhrtTerwaltuiig  fQr  1898,  S.  60  ft^ 
in  ▼.  Mbyxb^s  Staataactea«  Tb.  I|  &  819  C  und  in  dar  GateUtamnüung  f&r  die 
preufa.  Slaataa,  181$,  Num.  a,  -^  Ein  erUtttemdar  Aiumig  ditiar  ConTantiOQ« 
in  Wxi8X*8  konigl,  säcbt.  StoaUr.,  Bd.  U«  S*  494  *-  6o5;  aucb  in  dem  Conrar- 
sationsLexicon,  Nene  folge,  Bd«  I,  Abtb.  %  (i9a4)i  Art.  Elbescbif&brt  —  Das 
^irchiv  der  Elbescbiffahrt Acten  befindet  sieb  au  Wien  bei  der  k  k.  Staatskanalei^ 
gemeinacbaftlich  fSr  den  Gebranch  aller  betbeilfgten  Regleningen.  —  Die  erste 
Comnuaaion  für  Revision  der  ElbascbiffiilirtActa,  endigte  ihre  SiCsangen  aa  Dras*^ 
den  am  18.  Sept.  i8a4«  Die  Resultate  ibrer  Verbandlungen  findet  mai)  in  der 
Allgem.  2^ituug  %om  6.  Nor.  i8a4«  BeiLao4.  Ergtoaende  Bestimmni^ian  au  der 
ElbeschiffabrtActe,  festgesetst  in  dem  ProtocoU  der  RerisionsCoromission  Tom 
18.  Sept.  i8i4i  in  dem  Elbeblatt,  i8i5,  STum.  4,  u.  bei  HaaMAvv  a.  a.  O.,  S»  98 
~  106.  —  Ueberbaupt  handelt  von  der  Schiffahrt  u.  dem  Handel  auf  der  Elbe: 
T.  L.  EUssb's  Elbe-  Woobenblatt«    Sobneeberg,  seit  181a. 

V)  Vertrag  Preussens  mit  AnhaltCöthen  und  AnhaltDessau  ▼.  17.  3uK  t8a8,  betr. 
die  Befreiung  der  beiderseitigen  Untertbanen  rom  Elbesoll;  in  BfAnravs  reeneÜ, 
Suppl^m.,  XL  653. 

c)  Convention  «wischen  Preussen,  Sachsen,  Hannorer,  DSnemark,  und  Mecblenbarg* 
Schwerin  über  das  Refisions-  oder  YisitaäcnsVerfahren  an  der  Elbe,  TOm  ad. 
Jun.  18a  1;  in  der  GesetesammL  lÜr  die  preuik.  Staaten,  tSaa«  St.  %  und  in 
UAaTXBs  recueil,  Supplement,  T.  IX,  p.  731.  Ucbereinlinnll  wegen  Verlan* 
gerung  dieser  Convention  auf  anderweite  sechs  Jahre«  ebendas*  T.  XI,  p.  547* 
K.  Sachs.  Generale  vom  17.  Febr.  i8aa,  betr.  die  Inland.  Elbescbiffahrt;  in  der 
sächs.  Gesetssamml.,  Bf.  7. 


§.    084.  (Neu.) 

fVea^sdUffakrtdeU  von  IB9S. 

Gleichmasig  za  ErföUung  der  wiener  CohgreiaBestimmqngtti  ($.  563  fil)f 
ward  für  die  Scbiffahrt  auf  der  Weser,  einer  der  vor2liglichateii  nor- 
dischen TVasserstrafsen  flir  den  tentscben  Handel,  im  Jabr  i8a3  von  den 
sieben  Uferstaaten  ein  Staatsrertrag  geschlossen  'O^  der  Bnndesversamxnlung 
am  i3.  Mai  1894  mitgetbeilt,  nnd  von  ihr  in  dem  BandesArcbir  hinter- 
legt. Dieser  Acte  zufolge,  soll  I)  die  Schiffahrt  auf  dem  Weserstrom, 
von  seinem  Ursprung  durch  Zusammenflnfs  der  Werra  nnd  Fulda,  bis  in 
das  offene  Meer,  und  umgehehrt  aus  dem  offenen  Meer,  stromauf-  und 
niederwärts,  in  Beziehung  auf  den  Handel  yollig  frei  sern;  doch  bleibt 
<ile  Schii}ahrt  von  einem  Dferstaat  zu  dem  andern  (cabotage),  auf  dem 
ganzen  Strom,  ausschliessend  den  Untertbanen  desselben  überlasaen  (Art.  1). 
U)  Aufgehoben  für  immer  sind:  alle  ausschliessenden  Berechtigungen, 
Frachtfahrt  auf  der  Weser  zu  treiben,  oder  aus  solchen  Privilegien  her- 
Torgegangene  Begünstigungen  für  Schiffergildeo  oder  andere  Coiporationen 
und  Indiridueo,  doch  mit  Ausnahme  blofier  Fähren   nad  anderer  Ueber- 
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jftJirUtiistaltai ,  auch  derjenigen  Schiflßer  and  ihres  Geireribes,  deren  Fakt 
sich  auf  das  Gebiet  ihres  Landesherrn  beschränkt  (2);  alle  Stapel-  nnd 
ZwangumschlagRechte,  namentlich  die  zu  Bremen,  Minden  und  Munde« 
(33;  alle  seitherigen  Zollabgaben,  SchifiahrtErhebangen  ond  Anflageo  (14); 
jedes  etwa  noch  bestandene  Strandrecht  (43).  HI)  Aosübang  der  Weser- 
schif&hrt  steht  Jedem  frei,  der  von  seiner  Landesobrigheit  Erla^ibnifs 
dazu  erhalten  hat  (4)>  lY)  Dem  Handelsstand  zweier  oder  mehrerer  W'e 
serplatze  bleibt  überlassen,  Reihe  fahrten  unter  sich,  doch  inuner  nv 
anf  hSchstens  fünf  Jahre,  za  errichten,  die  dem  Kaufmann  billige  Frackt 
dem  Schiffer  schnelle  Befrachtung  sichern  ( 10  u.  f.)*  V)  Yon  den  La- 
dungen ist  nur  eine  (nicht  rerpachtbare)  allgemeine  Schiffafartabgabe. 
unter  dem  Namen  Weserzoll,  bei  den  festgesetzten  zehn  Erhebungsamterm 
nach  dem  Bruttogewicht  und  dem  in  dem  Vertrag  (§.  18 — 33)  bestimm- 
ten Tarif  ^),  in  ConyentionsGeld  n^ch  dem  soGuIdenfufs  zu  entrichten 
(14  u.  ff.)-  Nicht  begriffen  sind  unter  dieser  Abgabe  die  Ein- 
gang-, Ausgang-  und  Yerbranchsteuem  der  Uferstaaten,  die  Hafen-,  Hnhn-, 
Wage-  und  Niederlagegebühren  in  den  Handelsplatzen  (a3).  Yl)  Eigene 
Bestimmungen  enthalt  die  Convention:  in  Absicht  auf  Controle  (s5 — ^y; 
gegen  natürliche  Schiffahrthindernisse  und  Unglücksfälle  (42 
n.  fO^  ^  Leinpfade  (44 — 48)9  Nebenflüsse,  für  welche  die  dabd 
betheiligten  Staaten  besondere  Vertrage  errichten  können  (49)9  f^^  Ao>- 
führung  dieser  Acte  und  künftige  Revision  derselben,  durche  eine  von 
Zeit  zu  Zeit  in  einer  Weserstadt  sich  versammelnde  RevisionsCommission. 

m)  ff^esersehiffakrtAete  ^  unterzeichnet  su  Minden  am  10.  Sept.  i8a3>  von  Beroilmicb- 
tigten  der  Uferstaaten :  Preiusen,  HannoTer,  Kurhessen,  Braunschweig,  Oideo- 
bürg«  Lippe,  Freie  Hansestadt  Bremen,  ratificirt  am  14.  Jan.  1834 ;  in  den  Pro- 
tocollen  der  L  Bundesversammlung  v.  1824 ,  als  Beilage  su  $.  85,  Bd.  WV,  S. 
i55  ff.,  auch  in  der  GesetasammL  fiir  die  preuTs.  Staaten,  1814«  St.  4«  ia  r- 
MAETErs  recueil,  Snppl^m.  X.  3oi  —  336,  in  H.  HsasAinr^s  AdrefsUandb.  der 
RheinscbiffahrtVerwaltung  f3r  1838,  S.  107  ff.,  in  Ehmotgiiaus  corp.  juris  gem. 
acad.,  Th.  H,  S.  799  —740,  n.  in  v.  Bfsm's  Staatsacten,  Th.  I,  S.  d6i  fE  0~<» 
vorausgegangenen  Verhandlungen,  seit  1830,  s.  v.  Nav's  oben  §.671  angef.  Bei- 
träge, Bd.  I,  S.  so3  ff.,  3s9  ff.  und  347.)  —  Dasu  gehören:  1)  SeparmFtru^ 
■wischen  Hannover  und  der  Freien  Hansestadt  Bremen,  wegen  des  Pferderor* 
Spanns,  y.  9.  Sept.  1823,  in  der  hannÖver.  Gesetzsamml.  1.  1834,  Abth.  1,  S.1S, 
bei  Mabtshs  1.  c.  p.  336 ,  u.  bei  Hbbmasv  a.  a.  O. «  S.  i44  ^*  ^)  SeparaiFiertraf 
Bwischen  Preassen  u.  der  Fr.  Hansestadt  Bremen,  v.  10.  Sept.  iS^S,  bei  Bn- 
KANN  a.  a.  O. ,  S.  145  f.  und  in  den  Protocollen  der  t.  Bundesversamml.,  Bd. 
XVI,  S«  186.  3)  SchlufsProtocoll  der  WescrSchtfTahrtBevUionsCommission  in 
Bremen  v.  10.  Sept.  1828,  bei  H.  Hibhahit  a.  a.  0.,  S.  i40b  149  ff-  4)  ^^*^ 
tende  Sestt'mmung^en  eu  der  WeserschifTahrt Acte ,  in  dem  SchlufsProtocoll  der 
WeserschiffafartBevisionsGommission  su  Bremen  v.  31.  Dec.  1825,  in  der  preuGs. 
Gesetssamml.  t.  1826,  St.  5;  in  der  h.  hannÖver.  Gesetssammhing ,  1826.  K.  i3« 
S.  47«  u*  ^^  der  Sammlung  der  Verordnungen  der  Fr.  Hansestadt  Bremen,  i8s6, 
S.  46.  Auch  bei  Mstkr  a.  a.  O. ,  Th.  I,  S-  394.  6)  heHrag^  «wischen  Hannover 
und  der  Fr.  Hansestadt  Bremen  y.  11.  Jan.  1827;  betr.  die  Anlegung  eines  Ha- 
fens an  der  Weser  und  Geeste,  in  der  hannÖver.  GesetssammL  v.  1827«  Abth.  1. 
S.  19,  u.  bei  Maitsss  I.  c.  T.  XI,  p.  100$  6)  FereMarung  iwischen  Bannorer 
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und  Oldenburg  t.  aS,  Febr.  1899«  betr.  Schiffahrt-  und  sonstige  YerkSltnisset 
und  Nachtrag  dasu,  r.  4*  Mars  1819,  in  der  Oldenburg.  Geaetxsamml.  ▼•  1899, 
S.  84 —  106.  —  Vergl.  auch  den  reichhaltigen  Artikel  «Weserschiffahrtv  in  dem 
Con?ersationsLexicon,  Neue  Folge,  Bd.  3, 1826.  —  Von  dem  yormaligen  eUßether 
ffesersoU^  oben  f.  566,  c. 

li)  Von  jedem  SchifTpfund,  su  3oo  Pftind  Bremisch,  sollte  mehr  nicht  erhoben  wer- 
den, als  3i5  Pfennige  (1  Bthlr.  9  Gr.  3  Pf.)  GonveutionsGeld.  Davon  sollten 
erhalten:  Preussen  69  Pfennige,  Hannover  196,  Kurhessen  4^«  Braunschweig  169 
Lippe  i3,  Bremen  60.  Doch  ist  bei  yielen  Waaren  diese  Abgabe  ermäsigt,  auf 
die  Hälfte,  auf  V^  %,  Vs4«  Leer  passirende  Schiffe ,  auch  die  neuen  und  sum 
Verkauf  bestimmten,  sind  gänalich  frei*  Allein  zufolge  der  oben  (Notea)angef. 
Erganaenden  Bestimmungen  y.  i8i5,  sollen  nicht  3i5,  sondern  nur  936%  Pfen- 
nige erhoben  werden. 


§♦   585.  (486.) 

SouverametätReclUe  und  FlussbemUzung. 

Vorstebende  ($.563  —  584)  beschränkende  Bestimmangen  abgerechnet, 
bleiben  den  souverainen  Uferberrschaf^en  ihre  StaatsHoheitrechte  über 
die  genannten  Flüsse  «),  namentlich  die  Oberaufsicht,  Gesetzgebung,  Poli« 
7.ei,  Gerichtbarkeit,  und  Strafgewalt,  desgleichen  das  Benutzungsrecht 
der  Flüsse  und  ihrer  Ufer  ^),  so  weit  dadurch  der  Schiffahrt  und  Hand- 
lang auf  solchen,  nach  Inhalt  vorstehender  Bestimmungen,  hein  Eintrag 
geschieht.  Wo  der  Flufs,  der  Lange  nach,  zugleich  die  Staatsgrenze 
bildet,  da  erstrechen  sich  diese  Hoheitrechte  nur  bis  an  diese;  es  sey  die 
Mitte,  oder  der  Thalweg  c)  des  Flusses  ($.  9a). 

9)  F.  W.  Gavh*s  Bechte  der  Staatsgewalt  über  die  Bheinschü&hrt,  nach  den  neuesten 
StaatsFerträgen.    Mannh.  1809.  8«  Elbeschiffahrt  Acte  t.  1831,  Art  9« 

i)  Die  Octroi Convention  Ton  1804,  Art.  1,  erklärt  ausdrücklich  nur  den  Strom 
(le  fleuve),  nicht  das  Flufsbett,  und  auch  jenen  nur  in  Ansehung  der  Sehiffahrt 
und  Handlung^  für  ^ememschaftitch»  —  Die  Kran',  ff^ag'e-,  Lagerhaus'  und  Hafen' 
emnekiungr,  bleibt  jedem  Sou verain  des  Rheinufers  überlassen. 

c)  Da  der  Tkalweg'  keine  mathematische  Linie  ist,  und  selbst  die  Achse  des  Thal» 
wegs ,  so  wie  die  Ueberschreitung  derselben  bei  Thathandlungen  auf  dem  Thal- 
weg, in  der  Wirklichkeit  sich  schwer  bestimmen  lafst;  so  verdient,  wenn  man 
sich  den  Schwierigkeiten  der  Prävention  nicht  aussetxen  will,  noch  durch  Ueber- 
etnkunft  bestimmt  zu  werden,  wie  es  mit  der  Gerichtbarkeü  gehalten  werden  soll, 
bei  Fergekunffen  auf  dem  Thalweg  selbst^  die  weder  auf  den  Octroi,  noch  auf 
die  SchiffabrtPolizei  Beziehung  haben,  z.  B.  Todschlag,  gefahrliche  Verwundung 
auf  dem  Schiff,  Diebstahl  u.  d.  Vergl.  Gaitm's  Bemerkungen  a.  a.  Ol,  S.  104*  — 
Badische  Verord.,  die  künft.  Behandlung  der  SchifTahrtsachen  betr.,  t.  14.  Mai 
1810,  in  d.  bad.  Regier.  Blatt,  1810,  Num.  ai. 
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ssheeres. 
Nach  dr  Febn  1819,  und   9.  u*   12,  April  1821 


Bemerkungen* 


I.  3.  3. 

4.  5.  6. 

7- 


8. 


10. 


kG 


Ql  Tab^Il«  gibt  ein«  nnaoa  Z«rl«|piBg  )««Im  Geatiagento  in  di«  Terichtedtaca 
pigeo,  nach  d«B  im  ).  so  der  «  Näheren  Beatioimaiigen  der  KriegfTerfaaaang  • 
Q  io  den  übrtffca  obeo  in  der  Rabrik  aagefbbrten  BetcblttMeo  derB.  ▼.  ent- 
O^arbriftm.  Oafa  mit  dieaer  Zerlegung  aiebt  bei  jedem  Gontingent  die  wirk- 
•v^^bc  Formafion  gemeint  sej,  iat  aiii  der  Tabelle  aclbtt  offenbar.  Sie  aollt« 
^*  ciowa  Maiiaaiab  an  die  Hand  geben,  um  das  ermtfMen  «u  können*  waa  jeder 
liim  Vcrbaltaira  «a  allen  äbrigen  und  wegen  des  qnalitatiTen  Untcracbicdes 
Qfattangea  eigentlicb  tu  leisten  habe ,  in  so  weit  nämlieb  die  Leistung  id 
T|bc«teht. 

5Y*'  ^'^  Berecbnong  vorkommenden  Brfteb«  sind  dadureb  weggefallen,  da/s 
L| darüber,  überall,  tum  Vortbeil  der  Streitmacht,  ein  Mann  gHUt,  bingegen 
^joater  V*  als  0  sagen ommea  wurde. 

m  Protokoll  der  B.  V.  r.  so.  Aug.  i8i8  ((.  9io)  war,  naeb  den  damals  tob 

eo  amtliek  gelieferten  Angaben  die  Gesammtsabl  der  Einwohner  angenommen  s« 

lurbesaen  and  Laxemburg  erhöbtea  daraaf  ihre  Angabea  in  dem  Protokoll  t. 

\(S'  (9)*  wonach  die  Bundesmafrikel  so  berichtigt  wurde,  wie  sie  spater  den 

er  B.  y.  T.  9.  u.  la.  ApriJ  i8ai  Über  die  RriegSTer/aMungdes  Bundes  sum 

w<ird,    and   wie    sie   Jkier  «erlieft.     —    Durch  die  in  dea  nachfolgenden 

.  jngeführtea  Besehlasse  der  B.  V.  hat  sie  abermal  Terschiedene  Abänderungen 

ayCt  ihre  Hauptsummo  sich  auf  3o,i64,39a  erhöht  hat;   die  GeUMträM  an 

L^trikulareasse  haben  aichaecb  hiernach  geändert  (s.aatea  die  Tabelle  IJf,  B), 

iM-i-ecbnung   über  die  ZasamaMasCillnnf  dt  Bnad«sA««r«s    aber  ist  bis  )etat 

O^rldseboag  des  Sachsea-Oothaiseben  MannstamaMS  im  J.  i8a5  und  den  hier- 
fsten  lerritorialTeräaderuagea  wurdea,  darch  Vergleich  der  dabei  bethei- 
icb-Sächsischea  Häuaer  v.  la.  Not.  1836  uad  aafoige  Protokolls  d?r  B.  V. 
^^7   ((•  79)1   £iowohacrsabl   uad  Coaliagente,  ohne  Yorkndemag   der  Ga- 

rertbcill  wie  folgt: 
nCoburgGotha       '—  EinwobnenabI  i36,6oo  —  Gant.  1,366  Mann« 
Mein.  Hildbrgb.  -—              ■               Ii5,ooo   —      •       i,i5o       • 
Alleabarg  —  • 98,«oo    —       »         98a      > 

349f8oo  —     3499* 

jaagerer  Liaie,   begreift    aater    sieh   Reuf»SchIets  uad    RenfsLobanatai»- 
Sc  Vaeh   einem  Bescbl.  der  B.  V.   t.    19.  Jan.  i8a9   aoll   jedem   derselben  die 
enommenen  GesammteinwohneraMbl  Ton  5a,ao5,  mit  a6,io3,  anfiasclat  war- 
p    «tab  der  jedem  Ton  ihnen  obliegenden   Bnndesleistnngen. 
'^^  lenbnrg  kommt,  »eit  dem  Yerlraa  t.  i8a5  und  den  BesehlSsrnn  der  B.  ▼.  [j 

10    ($.    3i4)  und   3o.  April  i83i  (|.  iii).  die  freia  Herrschaft   Kniphanaaa 
iwobaersahl    tob    3,949  ^^^   eiaem  (mit   dem  Oldeabnrgischea  Tereinigtan) 
n    39  Mann.     Dadurch    erhöbt  sieb  die  EiHwofanmabl  tob  Oldenburg  aaf 
Hie  Bem.  5  sa  dem  Ifmektrm^  tu  den  Tabellea  Num.   I  u.  II,  unten  S.884« 
■  Vertrag  t.  3i.  Mai  t834  ward  das  Fttrslentbnm  Lichtenberg  Ton  Saehsen- 
nann  Preuaaen  abgetreten,  und  Prensscn  nahm  doTon  am  aa.  Sept.  l834  Basits. 
Q|.|aBC  an,  und  ia  Folge  BeschluAses  der  B.  V.  T.a6.  SepL  i834«  ward  die  fttr 
•|a  b  der  Buadvsmatrikel  aageselxte  EiBwobaeraahl  voa  35,ooo  bei  Sachsea Coburg« 
^^ig,  bei  Prenssea  ia  Zn|;aag  gebracht.  Dadurch  ward  die  Eiawohoenabl  bei 
I        >,ooo  auf  111,000  berabgesetst,  bei  diesem  aber  tob  7,933439  auf  7,948439 
iQija  nämlicbea  Verhällaifa  äadertea  sieh  die  beiderseitigea  Goatiageatc. 

Wblretttog  eiaes  Theils  dasGrofsberaogthuais  Luxemburg  aa  Belgiaa  and  dia 
.       'des  neu  gebildeten  Hersogthums  Limburg  litr  denselben  (s.  nntaa  dea  2«- 
Sci,  Note  e)  haben  eine  abermaliga  Abänderung  der  Matrikel   aar  Folge  ge- 
Ij^lria  awei  Beschlossen  der  B.V.,  t    5.  a.  16.  Sept.  i839 .  fastgrsatat  worden 
I  .Ichlag   Ton  Luxemburg  bat  sich   danach  um  a,a4S ,  oder  auf  a53,S83,  Tor- 

ßrtei  fsmiscACsn  Armeecorps,  Num.  8,  9  u.  lo,  haben  tmDeoamber  i83o  eiaa 
I  UAerliilen,  indem  aus  ihnen  die  Goatiageate  Tarscbiedeaer  Baademtaaten  her- 
uad  tu  eiaer  Acserveln/WiilariaDivisian  Tereiaigt  wordea  siad.     Hicrftber, 
{e   Veränderaagea   ia  dem  Verbältaifs  der  Waffengattungen   bat  mahraraa 
s.  m.  den  Kmekürmf  au  dan  Tabellea  Nam.  I  a.  Il,  aaten  S.  883. 
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idesheeres, 

nach  dem  Jen  BestimmuogeQ  der  Kriegsverfassung^O* 
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o  r  p  8 
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1. 
a. 
3. 

4- 

5. 
6. 
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a. 
1. 
1. 
1. 
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1. 
1. 
I. 
2. 
1. 
9. 
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1. 
3. 
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Bemerkungen. 


Oesti 


948 


Prcu 


79« 


8.  /   3. 


Baiei  356 

Wür 

Bade 

Groi  3i5 

Hoh( 

Liecl 

Hoh< 

Hess 

Fran 

Koni 

Sacli 


48 


lO. 


9. 


I 


Beul 

Kuri  3i7 
Luxe 

Nass 
Sach 
AnhJ 


Schv^ 

HUnl 
Brau 
Wah 
Scha 

hSS  *89 
Med 

Olde 
Labe 
Bren 
Ham! 

3,017 


40 


18 


16 


96 


80 


36 


39 


16     39 


i5 


i63 


3o 


48 


40 


18 


16 


16 


i5 


i53 


1)  Dm  di«  üwcrc  Eint  heil  ang  der  «nye- 
mi$ekt*m  ArmeeCorp«  noeli  siebt  lur 
KeDBloi/a  gelangt  ist,  »o  wurde  hier  die 
EintkeiluDg  derselben  in  1  Divisioocn 
aar  in  m  fem  angefiibrt,  ale  aecb  $.  94 
der  «Näheren  BcelimniangeB »  (f.  aoo) 
jedee  Corps  wenigstens  in  so  tiel  Divi- 
sionen  abintbeilen  ist. 

a)  Ans  übniicbem  Grund  ist  Von  den  3 
^eaiiscfcf«»  Armi^Corps  nur  die  Ein- 
tbeilung  in  Diri^ionen,  nnd  nicht  aneb 
die  fernere  in  Brigaden  t  Regimenter  etc. 
•ufgefhbrt. 

3)  Eben  so  konnten,  weil  die  Uebcrein- 
känfke  der  mindermäehtigrn  Staaten  we- 
gen Stellang  der  Geschütse  noch  nicht 
vorliegen,  diese  nur  der  Antabl  nach, 
nicht  nach  den  formirtcn  Batterien,  anf- 
geführt  werden. 

4)  Auch  sind  lur  Bildung  Tollstindiger 
Batterien  tob  6  oder  8  Gaschatxcn,  die 
nach  §.  a4  der  Ifiheren  Bestimmungen 
als  Einheiten  dieser  Waffengattung  gel- 
ten, sum  Yortheil  der  Streitmacht  1 

bei   dem    Goatiagent  Ton   Oestrcich    3 
»         »  »  »      Prcnssen    3 

»         n  m  »      Baiem         1 

bei  d.  Gontinfinten  t.    8.  ArmeeGorps  >  (  | 
11    »  »  *    9*  *  > 

•    »  m  n  la.  »  3 

mehr  angenommen,  als  das  ansgeepro-' 
ebene  Tarhaltnifs  von  >  Gcschttlien 
auf  je  1000  Mann  beträgt. 

5 )  Die  Bemerkungen  in  der  Tabelle  Nua.  I 
sind  auch  bei  der  gegenwärtigen  Tabelle 
tu  beachten,  namentlioh  die  Bern.  9. 
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Nachtrag 
XU   vorsteheodai  TaLellen  Num.  I  nnd  II. 

f  in   der   Za»ammeii»etiaaf;   der    drei   ^emi,eAti,n  Armn- 
BilduDK   einer    RetervilnJanfritDivitio»,   Dach  den  Be- 
der  Bundesversammlung  t.  9.  n.  14.  December  i83o,   t.  11. 
lar,  3.  Mir«  u.  3«.  April  iSSi,  ti.  r.  3.  Septemhet  j835. 
Die  drei    gemischten    ArmeeCorp». 


Staaten. 

I>lk.»H. 

C«d«i. 

™!  ;■ 

WQrtemberg 

Baden     ....             ... 

?£ 

■i 

.,14s 

810 

5o8 

.i95» 

1 3. 

li,.95 

1 

.3J«, 

a.» 

«73 

ao,.L- 

■■ 

Königreich  Sachten 

3.711 

Jl 

a 

19,0OQ 

Maasau 

DL 

.7^« 

«,015 

T^m 

a  1,7.8 

Zur  Besatxang  der  Burnktfettuag 
logthuiD  Qmburg,  a.  unten  Bern-  it. 

«.556 

"    '• 

Braunfchneu       ', 

»          Streift. 

Oldenburg 

1,79; 

IJJ65 

1" 

Kl) 

7» 

3» 

1,07» 

»79 

17.) 

9 

1    1 

Die  Freiei  Städte  Lübed,  Bremen 
und  HamburR  ....... 

'■»                .    ^              . 

",•46 

3^. 

■.«49 

ss;^ 

ReaerreInfanterieDiviai 
r  Ei^inning  der  Bcsatcuiuen  der  BundesfealmiMn 
&*   Oberfeldherni. 

Baadesstaaten. 


und  inr  Diapoaition 


Sachsen  Weimar        .... 

>  Altenbarg   .... 

>  CoburgGolha        .     . 

*      MeininsenHUdburghav 

AnhaltDeiwu       

>     fiembnrg        .... 

»    Cöthen 

Sehwanb  urgSondershansen 
BudolsUdt 


Beufs,  allerer  Linie.     . 
»       jüngerer  Linie  . 
S  cliB  umburgLippa 


T   M.lriM.       Imflalni^tallm. 


i,i5o 

6«9 
370 
336 


soo 
479 


),iao 

370 


.4S 
66 
356 


8114  Anhmg. 

Bemtrkaagen. 

i)  Durch  Basahhift  der  B.  V.  ▼.  9.  Dec.  i83o  ().  3i4)  wurden  die  in  der  tot- 
stellenden  Tabelle  abgesondert  nufgefuhrten  Bundesstaaten  von  der  CamUrit- 
und  Anälerie%lt\\\>ng^  %^fl^^  ^>Ae  in  der  Kopfsahl  theilt  gleiche,  ikeiU  croCi«rt 
InfanterieStellung,  biefreit,  und  sodann  wurden  ihre  ContingeDle  aus  Sat  drei 

Scmischten  ArmeeCorps  ausgeschieden,  und  in  eine  uinachst  sur  Yerslarkin^ 
er    Kriegsgarniaonen    in    den    Bondeafestungen    bestimmte    RtsermimfarntTK^ 
DhisioH  yereinigt. 

%)  Durch  den  nSrolichen  Beschlnüi  wurde  Nassau  Ton  der  CctMi/rrteSlellnnc  ht- 
freit,  gegen  Erhöhung  seines  Infanterie-  und  ArtillerieContingents  (wdcfan 
•ine  vollständige  lufanterieBrigade  mit  3o  Pionniers  und  8  Gesi-hutacn  bÜdea 
soll);  eben  so  CHdenborg,  gegen  Erhöhung  seines  InfhnterieContiiigcnta.  (Ene 
entsprechende  Bestimmung  traf,  rflcksichtlich  des  Nassauischen  ^««ertvCoatungeat^ 
ein  Beschlufs  der  B.  V.  t.  6.  Scpt  i836  [(.  965].  Danach  hat  Nassau  andi  is 
der  Reserve  keine  Caralerie,  sondern  1,346  Mann  Infanterie,  Artillerie  und 
Pionniers,  mit  9  aiebenpffindigen  Haubitaen  su  stellen.) 

3)  Durch  Bearhlufs  der  B.  Y.  t.  14.  Dec.  i83o  (^  3a4)  wurde  das  Cno^enr- 
Contingent  von  MecklenbursStrelita  von  einem  Siebentheil  des  gansaii  GoatiB- 
gents  auf  ein  Zehntheil  (71  M.)  yermindert. 

4)  Ein  Beschlufs  der  B.  V.  t«  17.  Febr.  i83i(|.  39)*  erklarte,  da£s  das  Luxen* 
burger  Gontingent,  ungeachtet  seiner  Bestimmung  aur  Besatzung  der  Bond»- 
festung  Luxemburg,  auch  femer  au  dem  neunten  ArmeeCorps  genöre. 

6)  Zufolge  eines  Beschlusses   der  B.  V.  r«   3«.  April   i83i   (V-   >it)  —  *•  obea 

kSig  a  —  sind  dem  Oldenbarsischen  Coatingent  «9  Mann  Infanterie  (ohne 
eserve)  beigefügt  worden,  wcdcne  die  Freie  Herrschaft  Kniuhausen  su  stelka 
hat.  Dadurch  hat  sich  die  Infanterie  jenes  Gontingents  auf  i,d5o  Mann,  und  das 
gante  Coatingent  auf  2,899  ^&iu>*  erhöht  Man  s.  hierfiber  auch  die  Beai.  6 
tu  der  Tab.  Num.  L 

6)  Nach  einem  Beschlufs  der  B.  V,  y.  3.  M&rs  i83i  (^  53)  soll: 

a>  die  Kfiegsbesatsttng  der  Bundesfestung  Maüu  bestehen  aus 

7^000  M.  Oestreichischen 

7,a6o  9   Preussbcliea 

%4>t6  y  SachseflWeimarEisenachischen 

98a  »        »        Alteaburgischen 

i,n6  »         »        CoburgGothaischen  l     »--j^-t«»»«! 

f,i5o  ♦        »        Meintn^enHlldbarg^umstschen     f    «»■•eeinapp». 

519  »  AnhaltDessauisciien 

S70  »        »       Bemburgischen 

Si5  V        *       Cöthischen 

too  9  BessenHombnrgischen 

snaiinmen  ao,93a  M. 

XMe  au  dieser  Kriepbesatsung  gehörenden.  Genie-  und  ArtiHerieOliiciere. 
Artilleristen,  Sappears,.  MineuKs,  Pionniers f  Pontonlers  vad  CavaleristeB 
sind  in  den  östreichischen  und  preussischen  Conttngenten,  au  ^^eickca 
Theilen,  begriffen. 

b)  Die  Kriegsbesataung  ron  Luxem6itrg  soU  bestehen  aus 

3,000  Mi  Preussischen  \ 

2,556   *   Luxemburgischen  | 

519  »  Waldeckischen      ^  |    fiimdestruppen. 

t4o  *  Schaumburg- lippischen  I 

691   *   Lippischen  ; 

susammen  7/)o6  M. 

Die  erforderlichen  Oenie>  und  ArtillerieOffieiere,  die  Artilleristeni,  Sappeurs, 
BGneurs,  Pionniers  und  Garaleristen  werden  ron  Preussen  und  Luxemburii 
nach  Verhiltaifs  und  Antheil  an  dem  KriegsbeaatsnngsGontiiigente ,  gemem- 
schaftUch  gegeben. 

a)  Die  Kriegsbeeaisung  von  Landau  soll  bestehen  aus 


Anhang.  885 

4<)00o  M.  Baierischen 

45 1  »  Schwarzburg-Sondershausischcn 

539  «               y            Rudolstäd tischen  . 

145  «  HobeiuBollern-Hechinfischea        Inj 

65  »  Lieclitensteiiiisrheii                       /    Bimdcslruppen , 

356  9  Holienzollern-Sigmarineischen 

213  V  Reufsischeii  (älterer  Linie) 

5i2  y  Reuisiscben  (j^i^g^i^K*  Linie) 


Eusammen  6,391  M. 

Die  erforderlichen  Genie-    und  ArtillericOfficiere ,    j^rtilleristen,   Sappeurs, 
Mineurs ,  Pionniers  und  Cavaleristen  werden  von  Baiern  gegeben. 

7)  Nach  dem  nämlichen,  ebenan^efiihrten  Bcschlufs  der  B.  V*.  ▼.  3.  März  i83i, 
bleibt  das  Contingent  der  freien  Stadt  Frankfurt  der  Disposition  des  Ober- 
feldherrn vorbehalten;  es  wird  jedoch  dasselbe  der  Widmung  zum  Bundes- 
festungsdienst, nach    dem  Ermessen  des  Oberfeldherrn,  keineswegs  entzogen. 

8)  Nach  einem  Beschlufs  der  B.  V.  t.  3i.  Januar  i833  ist  bestimmt,  dafs  das 
liechtensteinische  Contingent  blofs^  in  Scharfschützen  bestehen,  und  zu  dem 
hohenzollerischen  ganzen  Bataillon  stofsen  soll. 

9)  Zwischen  den  zu  den  drei  gemischten  ArmeeCorps  gehörenden  Bundesstaaten  sind, 
durch  ihre  MilitärBevollmächtigten  bei  der  MilitärCommission  der  B.  V.,  folgende 
Uebereinkünfle  über  die  innere  Organisation  dieser  Corps,  zu  Frankfurt  a.  M., 
abgeschlossen  worden: 

a)  für  das  achte  ArmeeCorps,  am  i4*  Sept.  i83i;  wozu  noch  gehört,  eine 
zwischen  HohenzollernHechingen ,  Liechtenstein  und  HohenzollernSigma- 
ringen  am  8.  und  a5.  Oct.  und  .10.  Nov.  i836  abgeschlossene  Ueberein- 
kunft,  wegen  Formirung  eines  gemeinschaftlichen  Bataillons,  in  von 
Mbteb*s  Staatsacten,  Ih^  il,  S.  54a;   .    . 

b)  für  das  neunte  ArmeeCorps,  am  3o.  Dec.  iB34 ; 

c)  lur  das  zehnte  ArmeeCorps,  am  ^5.  Juni  i835;  wozu  noch  gehören, 

a)  Schlutsacte  zuRegulirung  der  inneren  Verhältnisse  des  gesammten 

zehnten  u.s.w.  ArmeeCorps,  .d.  d.  Frankfurt  a.  M.  den  25.  Juni  i835, 

fl)  Schlufsacte ,    die   Formation   der   zweiten  Division  des  zehnten 

ArmeeCorps  betr.,  d.  d.  Frankfurt  a.  M.  den  3i.  Juli  i835, 
y)  Convention  zwischen  dem  Grofsherzogthum  Oldenburg   und    den 
Freien  Städten  Lübeck,  Bremen  und  ilarnburg,  wegen  Verbindung 
ihrer  Contingente  zu  einer  gemeinschaftlichen  Brigade,  der  dritten 
der  zweiten  Division   (wonach  insbesondere  Oldenburg  die  ganze 
Artillerie,  und  daecgen  die  drei  Freien  Städte  die  ganze  Cavalerie 
der  Brigade,   steHen  sollen),   d.  d.   Oldenbure   den  6.  Jan.  i834, 
nebst  Ztuatzarü'kein  vom  nämlichen  Tage,    cntoaltend   nähere  Be- 
stimmungen über  die  Ausführung  jener  Vereiubarung, 
S)  Convention  zwischen  den  drei  Freien  Städten  Lübeck«   Bremen 
und  Hamburg,  d.  d.  Lübeck  d.  17.,   Bremen  d.  22.  u.  Hamburg 
d.  24.  Febr.  i834, 
t)  Convention   der   Freien   Städte   Lübeck  und  Bremen,    über   die 
Stellung  eines  gemeinschaftlichen  Bataillons    und    einer   gemein- 
schaftlichen Schwadron,  d.  d.  Bremen  d.  22.  Oct  und  Lübeck  d. 
i5.  Nov.  1834. 
to)  Nach  einem  Beschlufs  der  B.  V.   vom  3.  Sept.    i835  vermehrt  sich,  in  Folge 
der  Abtretung    des   Fürstenthums    Lichtenberg    ron    SachsenCoburgGotha   an 
Preussen  {%.  286  p.),   das  k.  preussische,  und  vermindert  sich  das  h.  S.  C. Go- 
thaische  BundesContingent  um  260  Mann,   und  es  ist  danach  das   preussische 
Contingent  zu  der  Kriegsbesatzung  der  Festung  Maine  von  7,000  auf  7,250  Mann 
erhöbt,  dagegen  das  S.f.Gothaische  Contingent  zu  der  BeserveInfanterieDivision 
von  1,366  auf  1,116  Mann  heruntergesetzt. 

h)  Ob  und  wie,  nach  der  Abtretung  eines  Tbeils  des  Grofsherzogthums  Luxem- 
burg an  Belgien  und  der  Substituirung  des  Herzo^thums  Limburg  für  denselben 
(wonach  die  BundesMatrikel  abgeändert  worden  ist,  —  s.  die  Niim.  Ill,  B.  des 
gegenw.  Anhanf^es,  und  die  Zusätze,  zu  S.  253  u.  5i9\  auch  das  luiemburgisclie 
(nunmehr  luxemburglimburgische)  BundesContingent  herabgesetzt  worden  ist, 
ist  bis  jetzt  nicht  bekannt. 


KlUber't  Uffcntl.  Recht,. 4.  Aufl.  56 
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Nnm.  m. 

Biindesmatrikeln  für  Geldbeitrage. 


A«     Matrikel    der    BnndescaozIeiCasse, 

nach    den  Beschlüssen    der    sechsten   PräliminarConferenz  der  Gesandten, 
Tom  3o.  October  t8i6,  and  der  Bundesyersammiang,  vom  4«  Mai  und  20. 

August  1818,  $$•  104  und  210,  N.  s* 

(Zu  den  $f.  i36,  I81  u.  195.) 


Zu  der  BundescanKleiCasse  steuert«  so  oft  es  ron  der  BundesTeritfiin- 
lung  für  nöthig  erachtet  wird«  jede  der  17  Stimmen  des  engem  Raths  3/xk>  Gul- 
den im  Vierundswanzigguldenftiu ,  mithin: 

die  11  VirilStimmen aa,ooo  t.  —  kr. 

1  Sachsen -Weimar 666  fl.  40     l^r. 
»        Coburg  -  Gotha 5ao   ^  Ao      v 
»        Moiningen- Hildburghausen.      438   i>  ai      » 
y        Altenburg ^74   *  19      * 

"  ^^mmm^^,,^^m^    «,000      »      —     » 

^^   j  Nassau     .  ^ 1,000  fl.   —    kr. 

{Braunschweig i«ooo   »   —     » 

.    j  Mecklenburg -Schwerin 1,000  11.   -—    kr.    * 

^*  t  V  Streute •   1,000  »  —     v 

a«ooo   »   —  » 


Oldenburg «    .    .    .    .      888  fl.  537,  kr. 

Anhalt- Dessau aaa   v    iSV,  v 


i5. 


y       Bernburg aaa    v    i3y.  * 

»    i3V»  » 


2,000    v 


16. 


17. 


)»       Cöthen aaü 

Sohwaraburg. Sondershausen    .    .    .  %%%  v  iSV]  * 

»  Rudolstadt     .    .    -    .  aai  »  i3y,  » 

HohenEoUem- Hechingen a5o  iL.  —  kr. 

Liechtenstein 35o  *  —  y 

jHohensol lern- Sigmaringen    ....  sSo  »  —  « 

Waldeck aSo  »  —  » 

,  Beufs,  älterer  Linie !i5o  y  —  » 

Reufs,  jüngerer  Linie a5o  y  —  » 

Schaumburg  -  Lippe       •••.•-  aSo  y  —  t 

Lippe       aSo  »  —  » 

Lübeck 5oo  fl.  —  kr. 

Frankfurt öoo  »  —  » 

Bremen •    •    •    .  5oo  »  — 

Hamburg 5oo  »  — 


—  a,ooo 


Zusammen 34^000  fl.  —  kr« 
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S«    Matrikel   der  BuDdes-   oder  BttndeflUMtrihilarGasse 

(ancli  Krieg^casse), 

nach    den   nenesten    Bewhlüuea   der    BandesTemmmlaiig     rom    5.     and 

16.  Septeinlter  i83g, 

(Zu  den  §§.  i36,  181,  19511.  iiy?.)*] 


Berecfanung  eines  AiuscUigi 

EU  604000,  3d,ooo  und 

,000  Gulden  rheiniicK 

Seelenzahl 

60,000 
Golden. 

3o,ooo       1      1,000 
Gulden.     1    Gulden. 

i.       |W 

'■    i^'i  "  1";^:, 

1.  Preuuen 

4-  Baiern       

5.  Htnnorer 

6.  WOrttmberg 

-.  B»den 

a  Kurhewen 

.0.  Holstein  n.  Lauenburg  .    . 

ii.  BrauDSchweuF 

.3.  Mecklenburg. Schwerin  .    . 

ib.  Sachten.  Weimar   '.'.'.'. 
ifi.       »        Coburg-Gotha .    . 
.;.       .       Meiningen  .  HÜd- 
burebausen     .     .     . 
iB.       .        Altenbure.    .    .    . 

»0.  Oldenburg 

11.  Anhalt- Dewau 

31.       "      Bemburg  .... 
i3.       1       Cäihen 

19.          .            Budohtadt     . 

in.  Hohenzollem-SigmarinKen  . 

iq.  Waldeck 

3a.  Beufa,  älterer  Unie  .    .    ■ 
3,       „       jüngerer  Linie     .    . 

33.  Lippe     .    r  ,  ?  .    ".    ".    . 

34.  Hm™ -Homburg.    .    .    . 
15.  Lflbech  ........ 

36.  Frankfurt 

3-.  Bremen 

W.  Hambu.^ 

948i,»i7 
71948.439 
1,100,000 
3.56o,ooo 
i3o5,35. 
1.895,461 
■,000,000 
567,868 
619,500 
36o,ooo 
»53,583 
109.600 
358.OO0 
301.-69 
aoi.ooo 
11. ,600 

115,000 
98,100 

71 1769 
«o.7'8 
5i,94- 
3-.046 
31.454 
45,"7 
53,937 
■  4.500 
6.546 
35,560 
51.87- 
ai,i55 
5i,io5 
a4,ooo 
69,061 

4o,65o 
47.850 
48,500 
iic|,8oo 

.8,861 
.5,8.0 
1,386 
7<'>8. 
1^9^ 

'^ 

4 16 

601 
3m 

«8 

107 
18 

70 

io3 

1 
1 

6 
14 
55 

18 

33 
.9 
5 

Ii 

6 
<4 
49 
59 

45 

15 
* 
'9 
33 
45 
17 
5. 

44 

16 
5o 

44 

l 

18 

i    -iE 
•     ^ 

358              1.,"». 
>5>              8.„„ 

^              .5= 
3oi              lo,„„, 

1.4                3..^ 
97                  3n«*. 

7"                        4«!«» 

a>9                7.J1T1J 

i     i= 
ii      -T^ 
1     -  = 

6t                        !„,.„ 

5)                1^'^ 
a3            —  ,™i, 
68               »«.,„ 
19            —  »™ 

8      := 

Summa    . 

30,164,391 

60,000 

- 

3o,ooo  1—1 1,000 

iK  d»  N«ki|a  n  brankn. 


«rll  b>l»<it,  lU  An 

M     ■■   <bF    Not*   b,    Ül 
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Nam.  IV. 
Yerzeichniss  der  teutschen  Standesherren, 

im   Sinn   der  BundesActe,    und   nach  Bestimmungen   thetls  der 
SchlussActe  des  wiener  Congresses  theils  besonderer  Besdilüsse, 

Vertrage  oder  Verleihungen. 

Qcordnet  nach  den  Bundesstaaten,  in  -welchen  die  standesherrlichen 

Besitzungen  gelegen  sind. 
(Zu  %,  3oi,  Note  L) 


Vorbemerkungen. 

Bei  Standesherren  und  Stande sherrlichkeit  (§.  3oa)  im  Sinn  des  Tiersehntea  Ar- 
tiltels  der  teotscben  BundesActe  ,  setzt  diese  Toraus ,  neben  furtüicber  oder 
gräflicher  Familienwürde ,  ehemalige  Rcichsstandschaft  wegen  eine«  reichtstla- 
dischen  Besitsthums,  welches,  mit  der  Person  des  Besttsers  und  seiner  FamSic, 
im  J.  1806  oder  seitdem  der  Staatsboheit  eines  teutschen  Bundesfursten  stande»- 
herrlich  untergeordnet  worden  ist.    So  die  RtgeL 

Allein  es  finden  sich  Ausnahmen  von  dieser  Regel.  Die  SchlufsActe  des  wieser 
Congresscs  räumte  einem  Freiherrn,  wegen  seines  rOrmals  rcichsständischen  Besitz- 
thums,  Standesherrlichkeit  ein,  dem  Freiherrn  t.  Bömmclberg,  wegen  der  Herr- 
tchaft Gehmep  (^.  3oi,  e).  Sie  gesteht  dieselbe  etlichen  vormaligen  ReicfassUndcn 
£u,  wegen  nicht-reichsstandischer,  doch  reichsnnmtttelbarer,  nlcht-reicbsrittersdiaft- 
lieber  Besitsungen;  so  dem  Grafen  (seit  1817  Fürsten)  von  Bentbeim  wegen  der  Graf- 
Schaft  Steinfurt,  und  dem  Grafen  (seit  1817  Fürsten)  von  Bentheim-TecUenbaf^ 
oder  Bheda  wegen  der  Herrschaft  Bheda  nebst  Güterslobe,  dem  Fürsten  ron  Sani- 
'Wittgenstein -Berleburg,  wegen  der  Herrschaft  Homburg  an  der  Mark,  dem  ror- 
mals  nicht- reichsständischen  Hersog  von  Cr 07  wegen  Dülmen  ($.3oi,  d  und  unten  bfi 
Freussen,  I.  die  Note  cu  Nuro.  4)*  —  Dem  oben  schon  genannten  Grafen  (seit 
1817  Fürsten)  von  Bentheim •  Tecklenburg  hat  Freussen  Standesherr] icbkett  be^ 
vrilligt  für  seine  vormals  nicht -reichsständische,  doch  reicbsnnmittelbare  Grafschaft 
oder  Herrschaft  HohenLimburg  {%.  817,  a).  —  Dem,  in  anderer  Hinsicht,  wrgea 
▼ormals  rcichsständischer  Verhältnisse,  standesherrlichen  fürstlichen  Hause  Löwen- 
ftteinWertheim ,  gesteht  Würteniberg  Standesherrlichkeit  su,  wegen  der  vormab 
weder  reichs-  noch  kreisständischen  Graf-  oder  Herrschaft  Löwenstein  (§.  3oi,  A\ 
Etlichen  wird  Standesherrlichkeit  eingeräumt,  die,  ohne  reichsständiscbes  Besiti- 
thum ,  nur  für  ihre  Person  Theil  an  einer  reicbsgräflichen  0)mitiaICuriatStima!e 
hatten,  also  reichsständisch -gräfliche  Personalisten  waren;  so  dem  Grafen  von 
Schlit£  genannt  von  Görtz  {%,  3i5,  b),  und  dem  Grafen  von  Neipperg  (unten  bei 
Würtemberg,  V,  die  Note  zu  Num.  a4).  Dem  Freihferm  (seit  1810  Grafen  von 
Bechberg  imd  Bothenlöwen,  welcher  weder  reichsständischer  Pcrsonalist  noch 
reicbsständtscb  begütert  war  (unten  bei  Würtemberg,  V,  die  Note  ku  Kum.  28). 
räumt  Würtemberg  Standesherrlichkeit  ein.  —  Wo  eine  Anomalie  einer  der  vor- 
erwähnten Arten,  bei  einem  Standesherrn  in  dem  hier  folgenden  Vcrseichnlfs  sieb 
findet,  ist  solches  Jedesmal  angemerkt. 

Von  dem  rechtlichen  fVirkungsvanfang  einer  Standcsherrlicbkeit ,  die  ihrec 
Grund  bat  in  einer  hundcsjürstlichen  Verleihung ,  nicht  in  Bestimmungen  des  xier- 
sehnten  Artikels  der  BundesActe,  oben  %.  317,  vergl.  mit  %%.  3oa  u.  3i5. 


Num.  IV«    Verzeichnifs  der  t  Standesherren*         8ß9 

£üi6  siemliche  Anzahl  von  Standesherren  sind  zweien  ^  oder  andere  dreien, 
ctlicbe  sogar  vier  bundesfürstlichen  Souverainen  untergeordnet  (§.  3oi,  k).  Solche 
kommen  daher,  in  nachstehendem  Verzeichnifs ,  unter  eben  so  vielen  Bundes- 
staalen  ror. 

I. 

In  den  königlich -prenssiseben  PrOTinzen  Westphalen  nnd 

IViederrhein,    auch   Sachsen. 

A)  Westphalen  «). 

i)  Herzog  yon  Arenberg;  wegeo  der  Grafschaft  ReckHoghausen  0« 
7%   QMeilen,  3 1,148  Eiuw. 

2)  Fürst  Ton  Bentheim-Steinfurt;  wegen  der  Grafschaft  Stein- 
furt c).     1I/3  QM.  3,774  E. 

3)  Fürst  yon  Bentheim-Techlenbarg  oder  Bentheim^Rheda; 
wegen  der  Herrschaft  Bheda  <')  (3  i^M*  ii,a55  E.)  und  der  Grafschaft 
Hohenlimburg  «),  2V4  QM.  6,480  E. 


a)  Die  Standesherrschaften  in  den  Provinzen  TVestphaUn  und  Niederrhein  ^  mit 
Ausnahme  von  HohenLimburg  (Num.  3),  kamen  an  Preussen,  theils  durch 
den  Acte  final  du  congres  de  Vienne,  art.  a4  et  43«  Rhein.  BundesActe, 
Art.  24«  theUs  durch  die  unten  bei  Num.  11,  und  bei  Nassau  (Num.  IX),  angef. 
Verträge.  Bestimmungen  über  den  Rechtszustand  der  Standesherren  in  diesen 
beiden  Provinzen,  oben  |.  3i6.  —  Verzeichnet  sind  hier  die  preussischen  Standes- 
herren nach  alpliabetischer  Ordnung  der  Familiennamen.  Die  Angaben  der  Voüis- 
eahl  in  den  Provinzen  Westphalen  und  Niederrhein,  beruhen  auf  Zahlungen  in 
den  Jahren  1817  oder  1818. 

b')  Man  s.  oben  §.  3a.  Der  Herzog  von  Arenher g^  dem,  für  den  ihm  aufgenöthig- 
ten  Verlust  an  hoheitlichem  und  grundherrlichem  Einkommen  in  Reckling- 
hausen,  von  Napoleon,  als  Grolsherzog  von  Berg,  im  Jahr  181 3  eine  Jahrrente 
von  106,70a  Francs  war  zugesichert  worden  (Rlübse's  Acten  des  wiener  Gon- 
gresses,  Bd.  IV,  S.  129  ff.),  erbot  sich  gegen  die  preussische  Regierung  zu 
Aufgebung  der  Standesherrlichkeit  in  Recklinghausen  gegen  Entschädigung,  doch 
mit  Beibehaltung  seiner  dortigen  Eigenthumrechte.  Das  Erbieten  ward  nicht  an- 
genommen, dagegen  sein  dortiger  besonderer  Rechtszustand  durch  Uebereinkunft 
vom  29.  Nov.  i8a4  festgesetzt;  er  erhalt  eine  Jahrrente  von  i3,5oo  Rthlr.  Von 
seiner  Standesherrschaft  Meppen  unten,  bei  Hannover ,  Num.  IV. 

c)  Die  Grafschaft  Steinfurt  war  nicht  reichsständisch,  doch  rcichsunmittelbar ,  sie 
wird  aber  in  der  wiener  GongrelsActe ,  Art.  43,  zu  den  Standesherrschaften 
im  Sinn  der  BundesActe  gerechnet.  Wegen  Bentheim,  war  der  Besitzer  reichs- 
ständisch (man  s.  unter  Hannover).  Das  ehehin  landsässige  bentheimische 
Gogericht  Riuchau,  mit  5,783  Einw.,  im  Regierungsbezirk  Münster,  ist  nicht 
standesherrlich. 

d)  Der  Acte  final  du  congres  de  Vienne,  art.  43»  nennt,  aufser  Rheda,  auch 
die  bentheim -tecklenburgischen  oder  rhedaischen  Herrschaften  Gütersloh  und 
Gronau.  Allein  das  Dorf  Gütersloh  ist  Bestandthcil  der  Herrschaft  Rheda,  und 
das  Haus  oder  die  Unterherrlichkeit  Gronau,  in  dem  ehemaligen  Fürstenthum 
Münster,  war  zur  Zeit  des  t.  Reichs  eine  mittelbare  oder  landsässige  Besitzung 
des  Grafen  von  BenUieimTecklenburg,  und  ist  jetzt  nicht  standesherrlich. 

i)  Wegen  der  Grafschaft  UoksnUmburg ,  frilberhin  meist  Herrschaft  genannt«  di 
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4)  Herzog  von  Cr oj;    wegen    der   Herrschaft  IHImen  f),     6  Q3L 
10,829  E. 

5)  Fürst  von  Kaanitz-Rietberg^    wegen    der   Grafschaft  Riet- 

l^S  ^)*     3  Q^*  i3,i8i  E. 

6)  Herzog  von  Looz-Corswarem;  wegen  seines,   im  prcoTsischeii 
Gebiet  liegenden,  sudlichen  Antheils  ron  RheinaWolbeck  A).  8  QIUL  ^5,967  £. 


in  dem  Acte  final  du  congres  de  Yieiioc,  art.  a3,  für  ein  preosaische«  Schati- 
land  erklärt,  und  in  den  Art.  43  ^  s4  unter  den  preuasiachen  Standeaberr- 
achaften  nicht  genannt  isti  ward,  auf  Bitte  des  Besitzers,  durch  eine  höoag< 
liebe  CabinetOrdre  r.  19  Dec.  1816,  Standesherrlichkeit  eingeräumt«  —  Weder 
Wteda  noch  UohenUmburg^  gaben  Reichsstandschaft  t  aber  beide  waren  reichs» 
unmittelbar.  Beide,  in  der  rheinischen  BundesActe  nicht  genannt,  bamen  nicht 
schon  1806,  sondern  erst  1807  unter  grolsbersoglicb-bergisebe  Hoheit.  In  der 
wiener  CongreisActe,  Art.  43,  wird  Bbeda  au  den  Standesherrarhaftea  is 
Sinn  der  BundesActe  gerechnet. 

/)  Die  Herrschaft  Dülmen^  war  ehehin  ein  Theil  des  bocbstift-münaterischen  Amtes 
Dülmen,  welchen  Crof  durch  den  B.  Dep.  Hauptscbl.  t.  i8o3,  )•  3,  erfaieit 
Das  bersoglicbe  Haus  Cro^  hatte  nie  Reichsstandschaft,  und  nur  reichsmittclbare 
Besitzungen  auf  der  linken  Rheinseite.  An  die  ausserordentliche  Reichsdepiita- 
tion  au  Regensburg,  erliefs  der  Herzog  im  J.  1809  die  Bitte,  Dülmen  su  einer 
Grafschaft  zu  erheben,  und  demselben  Stimmrecht  in  dem  westphaliscbea 
GrafenCoUegium  beizulegen.  Von  der  R.  Deputation  erfolgte  hierauf  der  Be> 
schlufs^  «die  Erledigung  dieses  Gesuchs  beruhe  auf  der  bereits  för  nöthig  be- 
fundenen Organisation  der  reichsgrSflicfaen  CoUegien«.  Protocoll  der  ausser» 
ordentl.  R.  Deput,  $.  184,  S«  543,  u.  Beilagen,  Bd.  IR,  S.  97.  Diese  Orgaai- 
aation  unterblieb.  —  Durch  die  rheinische  BundesActe,  Art  24  ^  ward  Dfibaen, 
unter  dem  Titel  Grafschaft,  dem  Herzog  von  Arenberg  ab  Standesberrschaft 
untergeordnet.  Als  dieser,  im  Dec.  1810,  seiner  SouverainetSt  beraubt  ward 
(oben  %,  3a),  kam  es,  mit  Verlust  seiner  standesherrlichen  Rechte,  unter 
kaiserlich -französische  Hoheit.  Die  wiener  CongreÜsActe  nennt  dasselbe  unter 
den  preussischen  Standesherrschaften.  Für  ihm  entzogenes  Einkommen,  erhüt 
Croy  Ton  Preussen  eine  immerwährende  Jahrrente  Ton  6000  Thalern.  VergL 
§•  3oi,  Note  d. 

g)  Rietbtrg  kam  1807  unter  königlich  -  westphälische  Hoheit  In  der  rheiniscben 
BundesActe  war  es  mit  Stillschweigen  übergangen.  Der  Fürst  von  Raanits, 
ohne  männliche  Nachkommen,  hat  Rietberg  in  dem  J.  i8aa  verkauft,  an  den 
Gutsbesitzer  Tenge  zu  NiederBarkhausen  im  Fürstenthum  Lippe.  Die  Berichti- 
gung des  Besitztitels  för  diesen  fand  Schwierigkeit,  weil  das  furstlicbe  Haus 
Liechtenstein,  Gundaccarischer  Linie,  die  Fortdauer  des  in  einem  Vergleich  Toa 
1716  ihm  für  den  Fall,  wenn  der  Raunitzische  Jllannstamm  aussterben  würde, 
Torbehaltenen  Nachfolgerechtes  in  Rietberg,  hingegen  der  Fürst  Kaunitz  die 
Erlöschung  dieses  Rechtes  behauptete;  in  dem  hierüber  bis  i834  geführten 
Rechtsstreit  hat  indessen  der  Fürst  Raunitz  obgesiegt,  und  danach  jene  Be- 
richtigung im  Mai  i835  Statt  gehabt. 

A)  Dem  Herzog  von  Looz^  der  früher  nie  Reichsstand,  aach  reichsvnmittelhar 
nicht  begütert  war,  hatte  der  ReicbsdeputationsHauptschlnfi  von  i8o3,  %,  3^ 
•inen  Theil  der  münsteriscben  Aemler  Berergem  ^md  Wolbeck,  dann  Fürsten- 
thum  RheinaWolbeck  genannt,  ohne  Anieige  wofür,  sugotheilt,  und  ihm  eine 
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7)  Fürst  (vorhin  Rheingraf)  von  Salm-Horstmar;  vregen  der  Graf- 
schaft Horstmar  0*     12V2  QM.  5o,4ii  ^ 

8)  Fürst  von  Salm-Salm;  wegen  der  Herrschaft  Anholt  Vs  Q^« 
1,718  £•    Man  s«  oben  $«  82. 

9  u*  10)  Fürsten  von  Salm-Salm  und  Salm-Kjrburg;  wegen 
der  Aemter  Ahaus  und  Bocholt  oder  des  Fürstenthnms  Salm,  gemeinschaft- 
lich anter  ihnen  zu  V)  und  Va  ^)*   ^7  9^*  62,587  £«  Man  s*  oben  §.  32* 

11)  Fürst  von  Sajn-Wittgenstcin-Berleburg;  wegen  %  der 
Grafschaft  Wittgenstein  /).     3'/,  QM.  7,177  E. 

12)  Fürst  von  Sayn- Wittgenstein-Hohenstein;  wegen  %  der 
Grafschaft  Wittgenstein  «>     4%  QM.  9,211  E. 

Ueberbaupt,  in  der  Provins  ff^estphalen:  ySVs  QM.    »4)^88  £. 


VirilStimme  in  dem  Reicbsfurstenrath  sugesicbert.  Die  wiener  GongrefsActe 
unterwarf  standesherrlich  den  gröfsem  Theil  Ton  RheinaWolbeck  der  prenssi^ 
•chen^  den  Ueberrest  der  hannoverischen  (unten  Num.  IV)  Staatshoheit.  Durch 
Uebereinkunft  um  das  Jahr  18249  hat  der  Herzog  die  Ausübung  der  Gericht* 
luirkeit  und  standesherrlichen  obrigkeitlichen  Verwaltungsrechte  an  Preussen  ab- 
getreten und  auf  gewisse  Geldansprucho  verzichtet,  gegen  eine  immerwährende 
Rente  von  2000  Thalem.  ' 

1)  Die  Ausübung  der  Gerichtbarkeit  und  standesherrlichen  Verwaltungsrecbtea 
nebst  etlichen  nutzbaren  Rechten  oder  Ansprüchen,  hat  der  Fürst  an  Preussen 
abgetreten ,   gegen  eine  immerwährende  Jahrrente  Ton  ao,ooo  Thalem. 

k)  Die  Salm-SalmUche^  von  Napoleon  unter  dem  3i.  Dec.  1811  bewilligte  Jahrrente, 
betragend  mit  Einschlufs  jener  für  Anholt  100,968  Francs,  aber  mit  Apsschluls 
jener  von  10,968  Francs  für  den  AnholterZoli,  ward  durch  Uebereinkunft  mit 
Preussen  im  J.  1825  auf  18,390  Thlr.  preufs.  Cour,  festgesetzt;  die  Salm-Kyr' 
hurguche^  durch  UebereinkunA  vom  27.  Oct.  1824,  auf  6000  Thlr.  Beide  TheUe 
haben  dagegen  auf  die  Gerichtbarkeit,  Polizei  und  Steuerfreiheit  verzichtet.  — 
Saim'Kyrburff  verkaufte  1825  an  Salm-Salm,  fiir  eine  Jahrrente  von  52öo  Thlr. 
und  Uebernahme  ron  5o,ooo  Thlr.  Schulden,  sein  Vj  ^^  Ahaus  und  Bocholt ,  mit 
Ausschlufs  des  Vs  am  Schlofs  zu  Ahaus  und  dessen  ZugehÖr  nebst  Jagdgerechtig- 
Keit,  zu  welchem  die  GemahUn  des  Fürsten  Friedrich  IV.  von  S.  Ryrburg  auf 
ihren  Namen  die  Salm  -  Salmischen  V3  hinzukaufte. 

/)  Die  ganze  Grafschaft  ff^ug-ensUin  ^  im  zu  Vs  u.  V$  getheilten  Besitz  der  beiden 
Hauptlinien  zu  Berleburg  und  Wittgenstein,  ward  1806  durch  die  rhein.  Bundes- 
Ade  der  Staatshoheit  des  GH.  von  Hessen  standcsherrlich  untergeordnet.  Als 
die  wiener  CongrelsActe  i8i5  das  ghzgl.  hessische  Herzogthum  Westphalen, 
wozu  jene  Grafschaft  gehörte,  der  Krone  Preussen  zugetheilt  hatte,  überliefs 
Hessen,  in  einem  Staatsvertrag  vom  do.  Juni  18 15,  mit  jenem  Herzogthum  an 
Preussen  auch  die  «Oberhoheit  und  Lehnherrlicfakeit  ftber  die  Grafschaften 
Wittgenstmn- Wittgenstein  und  Wittgenstein -Berleburg)»  (sie!);  welches  in  dem 
GeneralRecefs  der  frankfurter  TerritorialGommisüon  ▼•  10.  Juli  1819,  Art.  18, 
wiederholt  ward.  Aueh  wurden  in  einem  zwischen  Preussen  und  Hessen  zu 
Münster  am  12.  März  1817  geschlossenen  Vertrag,  Art.  14  —  28,  Über  ver- 
schiedene Gegenstände /  die  Grafschaft  Wittgenstein  betreffend,  Bestimmungen 
gemacht.  —  Die  besondem  sfaadesherrlicben  und  finanziellen  VerbSItrsise  der 
fürstlichen  Hanptlinie  su  Berlttttrg^  sind  geordnet  durch  eine  üebereinknnft 
mit  Preossen  vom  16.  Juli  1821. 

m)  FOr  entzogenes  Einkommen  hat,  darch  üebereinknnft  r.  6.  Mai  1828,  die  fürst* 
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B)   Niederrhein. 

i3}  Fürst  von  Solms- Braanfels;  wegen  der  Aemter  Braanfels 
und  Greireostein  m^}  ^Bestandtheile  der  Grafschaft  SoImsX  4V3  Q3L 
14,900  £. 

14)  Fürst  von  Solms-Lich  und  Hohensolms;  wegen  des  Amtes 
Hohensolms  CBestandtheils  der  Grafschaft  Solnis).     1%  QM.  8,007  ^ 

i5)  Fürst  von  Wied  «);  1)  "wegen  der  niedern  Grafschaft  Wied, 
mit  Ausnahme  des  unter  nassauischer  Hoheit  stehenden  Amtes  Grenzhansen, 
jetzt  eines  Theils  des  Amtes  Selters  (3%  QM*  11,218  £•);  2)  wegen  der 
obern  Grafschaft  Wied,  mit  Ausnahme  der  unter  nassauischer  Hoheit  ste- 
henden Bestand theile  in  dem  Amt  Bunkel,  dann  wegen  der  ehehin  kar- 
trierischen  Aemter  Altenwied  und  Neuerburg,  6V^  QM.  16,107  El. 
Ueberhauptf  in  der  Provins  Niederrhein:  15%  QM.  4^«^33  E. 
Total  der  standesherrlichen  Besitzungen  in  den  Provin&en  Westphalen  und 
Niederrhein:  94  QM.    269,920  E. 

C)    Sachsen« 

Aus  dieser  Provinz  wurden,  im  J.  1829,  die  Häupter  drei  gräfikli- 
Stol bergischer  Linien  o)  als  Standesherren  im  Sinn  der  tentschen  Bund»- 
Acte  zu  dem  Prädicat  Erlaucht  berechtigt,  doch   nicht  als   standesheirlich 


liebe  Hauptlinie  WtU^eusiern' Hohensiem  Ton  Preiissen  Entschädigung  erhallem, 
durch  eine  Geldsumme  und  eine  beständige  Jahrrente  Ton  b^ao  Thalera. 

m')  Für  diese  Aemter  nvard  1828  ein  standesherrliches  RcgiernngsCollegiuin  be- 
willigt, wie  früher  schon  dem  Hause  Wicd.    Man  s.  die  nächstfolgende  ^ote. 

n)  Die  hier  genannten  beiden  Theile  der  Grafschaft  Wied  waren  getrennt  bis  £& 
dem  28.  April  1824 ^  wo  die  altere  Linie  fViedRunkel  erlosch.  Diese  besaü 
die  obere  Grafschaft,  VF ied- Neuwied  die  niedere.  Seit  der  Vereinigung  beider 
Theile,  nennt  sich  die  letzte  bloGs  FFied,  Ihr  hat  Preussen,  1826,  Hir  Aus- 
übung der  standesherrlichen  obrigkeitlichen  Gerechtsame  ein  standesherrlicbes 
RegierungsCollegium  bewilligt,  das  sum  Theil  ein  Gericht  zweiter  Instana  bildet. 

o)  fieiclysständisch  waren  die  jetzigen  Grafen  von  Stolberg  durch  Tbeilnahme  an 
der  reichsgräflich  -  wetterauischen  GomitialCuriatStimme ,  auf  folgende  Weise. 
1)  Stolberg -fFemif^erode  war  nur  reichsstäudisch  -  gräflicher  Personalist,  bis  es 
am  5.  Jan.  1804«  wo  der  Stolberg -Gedemsche  Mannstamm  erlosch,  in  dem 
reichsständisch  berechtigten  Gedern  snccedirte,  wodurch  es  reichsstandisch- 
gräflicher  Realist  ward.  2)  Stolberg  -  Stolberg  war  nur  reichsständisch-graflicbcr 
Personalist;  denn  die  Grafschaft  Stolberg  stand  unter  kursächsischer,  aön  An- 
theil  an  der  Grafschaft  Hohnstein  unter  kurbraunscbweigischer  Landeahofaeit. 
Doch  hatte  es  Kreisstandschaft  im  obersächsischen  Beichskreis,  wegen  der,  ob- 
gleich mittelbaren,  Grafschaft  Stolberg.  3)  Stolberg 'Rosla  reichsstasdisch- 
gräflicher  Realist,  wegen  seines  Antfaeils  (Ortenburg  u.  s.  w.)  an  der  reiehs- 
ständischen  Grafschaft  Königstein.  —  Standesherrliche  Besitzungen,  im  Sinn  der 
teutschen  Bundes  Acte,  haben  diese  drei  Linien  unter  preussiscker  Staatsbobeit 
nicht;  wiewohl  sie  wegen  ihres  Besitathums  unter  dieser  sehr  bcTorreclitei  stod. 
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(im  Sinn  der  BiindesActe)  in  dieser  Provinz  begütert,   von  Preiusen  bei 
der  Bondesyersammlang  angemeldet: 

a)  Graf  von  Stolberg-Wernigerodej 

b)  Graf  von  Stolberg-Stolberg; 
e)  Graf  von  Stolberg-Rosla. 

Anmerkung. 

Ueberdiefs  warea ,  ia  der  PrpviiuB  Clere-Berg,  swei .  Standeslierrschafteii : 

a)  Die  vormals  reichsstaudiscfae  Herrscbaft  Gimborn  und  Neustadt,  dem 
Grafen  ron  Wallmoden  gehörend,  4  Q^*     1 3,763  £. 

b)  Die  Herrscbaft  Homburg  au  der  Mark^^l^  dem  Fürsten  von  Sayn- 
Wittgenstein-Berleburg  gehörend,  a  QM.    9,891  £. 

Es  haben  aber  die  Besitzer,  für  sich  und  ihre  Nachfolger,  durch  Ueber- 
eliikunft  mit  der  Krone  Preussen,  datirt  Jene  des  ersten  aus  dem  Jahr  1819,  jene, 
des  andern  Tom  16.  Jul.  1831,  ihren  dortigen  standesherrlichen  Gerechtsamen  ge- 
gen Entschädigung  entsagt.  Von  dem  Standes-  und  Besitsvcrhältnifs  des  Grafen 
Ton  Wallmodeu,  s.  man  KLVtVB's  Abhandlungen  etc,  Bd.  I,  S.  296«  Durch 
die  erwähnte  Veräusserung  standesherrlicher  Personalist  geworden,  ward  er  nicht 
Ton  Preussen,  sondern  i83o  von  Mecklenburg,  unter  welchem  er  standesherrlich 
nicht  begütert  ist,  als  zu  dem  standesherrlich -gräflichen  Prädicat  «Erlaucht*  be- 
rechtigt bei  der  B«  V.  angemeldet. 

Femer  waren  in  der  Provinz  Westphalen,  bis  iBaS, 

c)  Die  Herrschaft  Gehmen,  eine  vormals  reichsstandische  Herrschaft, 
%  9^.  i4*>  E.  ihr  Besitzer  war  der  Freiherr  von  Bömmelberg,  der  letzte 
Ton  dem  Mannstamm  seines  Geschlechtes.  Derselbe  succedirte  in  Gehmen,  im 
J.  1800^  einem  Graleu  von  LimburgStyrum.  Durch  die  rheinische  BundesActe, 
Art.  34,  kam  Gehmen  als  Standes  herrscbaft  unter  die  Hoheit  von  SalmKyrbnrg. 
Als  dieses,  im  Dec.i8io,  seiner  Souverainetät  beraubt  ward  (oben  §.  3i},  kam 
Gehmen,  mit  Verlust  seiner  standesherrlicben  Bechte^  unter  französische  Hoheit. 
In  dem  königl.  Edict  vom  ai.  Juni  i8i3,  war  Gehmen,  unter  den  preussiaehen 
Standesherrschaften  nicht  genannt,  wohl  aber  in  der  wiener  CongrefsActe,  Art.  43; 
daher  ward  späterhin  durch  eine  königliche  GabinetOrdre  vom  3o.  April  1B17  er- 
klärt, dafs  jenes  Edict  auf  Gehmen .  Anwendung  finde.  Bömmelberg  war  der 
einzige  Standesherr //viA^rr/zc^ii  Standes»  (Man  s.  ^.  3oi,  Note  e.)  Er  verkaufte 
Gehmen  im  J.  i8a5,  dem  Vernehmen  nach,  für  126^000  Thaler  im  soguldenfufs 
oder  326,800  Gulden  im  a4guldenfufs ,  an  einen  Freiherm  von  Landsberg* Vehlen, 
welcher  in  der  Nähe  von  Gehmen  das  Gut  Vehlen  besitzt.  Vergebens  hat  sich 
dieser  bemüht,  von  der  pfeussischen  Begierung  eine  Bewilligung  zu  Fortsetzung  der 
Standesherrlichkeit  für  sich  und  seine  Nachkommen,  oder  eine  neue  Verleihung 
derselben  zu  erwirken. 


Oben  %.  10a,  a,  u.  §.  3i8,  b.  —  Von  diesen  und  andern  Personal-  und  Besitz- 
Verhältnissen  und  Veränderungen  des  gräflichen  Hauses  Stolberg,  habe  ich 
nähere  Nachricht  gegeben,  in  dem  Genealogischen  u.  StaatsHandbuch  für  das  J. 
1837,  S.  630  ff.—  Angemeldet  wurden  im  J.  1839  bei  der  Bundesversammlung: 
Stolberg -Wernigerode  von  Hannover  und  GH.  Hessen;  Stolberg-Stolberg  von 
GH.  Hessen;  Stolberg-Rosla  von  GH.  Hessen.  Man  s.  unten,  unter  Hannover 
u.  GH.  Hessen. 
p>  CH>woU  früher  BestaaJtheil  der  reicbastandiachen  Graftchaft  Sayn,  und   von 
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In  dem  Königreidi  Baiern  ')• 

Fürsten« 

i)  Esterhazj  ron  Galantha;  -wegen  Edelstettm,  Vio  QM.  85o  E.^ 
a)  Fagger*Babenhausen;  -wegen  seiner  simmtlichen   standesherr- 
liehen  Besitzungen,  7  QM.  11,000  E. 

3)  Hohenlohe- Schiilingsfurst.     (Man  s.  unter  Wurtembei^, 
Num.  9,  Note  f.) 

4)  Lein  in  gen  ^),  mit  nngef.  5  QM.  u.  16,000  E. 

5)  u.  6)  LSwenstein-Wertheim-Freudenberg,  beide  Special- 
Linien  c).  « 

7)  LSwenstein-Wertbeim-Rosenberg  ^, 

8)  Oettingen-Spielberg. 


daher  noch  in  der  letsten  2Mt  des  t»  Reicht  iteuerpflichtig  su  Böroermonatn 
und  Kammersielen ,  gab  die  Herrschaft  Uomhurg'  an  der  Mark  doch  weder 
Reichs-  noch  Kreisstandschaft,  sie  wird  aber  in  der  wiener  CongrefsActSp 
Art«  4^9  SU  den  Standesherrschaften  im  Sinn  der  BundesActe  gerechnet. 

a)  Nach  dem  baierischen  IntelligensBlatt  ▼•  s.  Jan.  1819,  der  baierischen  AiUBel* 
dang  der  dortigen  Slandesherrcn  bei  der  B.  V.  im  J.  1819,  o.  einer  haier. 
Verordn.  v.  sa.  April  1839,  betr.  das  den  Häuptern  der  dortigen  standeshefi^ 
lieh  -  gräflichen ,  yormals  reichsstSndischen  Familien,  au  gebende  Pradkat  Er- 
laucht, in  dem  baier.  Regier.  Blatt  ▼.  i6.  Mai  1899  \u  in  der  Allgem.  Zeit,  von 
19«  Nor.  18)9,  Beil.  139.  —  Von  der  standcsherrUchen  Unterordniui^  der  kier 
genannten  Familien  unter  Baiern,  s.  man  die  iheinische  BundesActe,  Art  s4t 
u.  die  unten  bei  Wflrtemberg,  Baden  u.  GH.  Hessen  angef.  Vertrage  t.  iSto, 
181 5,  1819 1  insbesondere  den  Reces  -  gen^ral  der  frankftirter  TerrilorialCo«- 
mission  y.  ao.  Jul.  1819,  Art.  4  u.  5,  in  Mastibs  recueil,  Suppl^m.  VIIL  6«^. 
Auch  den  noch  ungedruckten  Vertrag  awischen  Baiern  u.  dem  ehemaligen 
Grolshersog  Ton  Würzbnrg,  geschU  su  Paris  am  a6«  Mai  1810,  wotob  die 
TerritorialVeranderungen  angegeben  sind  in  Wunorr's  rhein.  Bund^  Heft  49, 
8.  ^b  —  54.  —  Bestimmungen  über  den  Rechtssustand  der  baierischen  Standes- 
herren,  oben  %,  3i3  a.  3i6. 

h)  Man  s.  die  rheinische  BundesActe,  Art.  a4>  den  Vertrag  Napoleon's  mit  GH. 
Hessen  v.  7.  Sept.  1810«  u.  den  badisch -ghagl.- hessischen  Vertrag  r.  8,  Scpt 
1810,  Art.  1,  in  Mjjitbns  recueil,  SuppUm.  V,  280^  Koch  et  Scaoau.  hutoire 
abregne  des  trait^s,  T.  VXll,  p.  3aa;  den  yon  Oestreich  und  Preu(sen  mit  GH. 
Hessen  am  3o.  Juni  1816  geschlossenen  Vertrag,  Art.  3,  rergl.  mit  dem  ostreich- 
baierischen  Vertrag  ▼.  i4-  April  1816,  Art.  3,  bei  Mabtsits  L  c.  VIL  74  et  i4; 
und  den  angef.  Reces-geniral  ▼.  ao.  Jul.  181 9  ^  art«  4- 

c)  Der  angef,  Reces-gin^rai,  art.  1,  a^.  I,  lit  c,  et  art.  8» 

H  Man  s.  den  angef«  Reces  •  gen^ral,  art.  4«  8,  et  %  n\  I,  iit  c.  Daa  Amt  Hemkaek 
(mit  i38o  E.  im  J.  1810),  an  der  linken  Seite  dea  Mains,  wHohes  atandesherr 
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9}  Oettingen-Wallerstein* 

10}  Schwarzenberg;  iregen  Schwarzenberg  u.  Hohenlaodabei^. 

11)  Thurn  und  Taxis  «). 

la)  Waldbarg -Zeil  -  Trauebbarg;  wegen  Trancbborg  and 
Wengen. 

i3)  Waldbarg-Zeil-Warzacb;  wegen  Fortbofen,  eines  Dorfs, 
sonst  zu  der  unter  wortembergiscbe  Hobett  gekommenen  Herrscbaft  Mar^ 
stetten  geborend.  (Man  s.  unten  bei  Wurtemberg  die  Note  k  za  Num.  17.) 

Grafen. 

14)  Castell-Remlingen. 

i5)  Castell-Rüdenbausen. 

16)  Crbacb-Wartemberg-Rotb;  wegen  der  Herrschaft  Escbau 
in  dem  Regierangsbezii*k  Unterfranken  und  AscbafFeiiburg ,  welche  ein  Be- 
standtheil  der  Grafschaft  Erbach  war/). 

»7)  Fugger-Glott  ^). 

i8j  Fugger-Kirchheim  ^). 

19)  Fugger-Nordendorf  ^). 


lieh  1806  uuter  Baden,  dann  1810  unter  GH.  Hessen  gekommen  war,  kam  1816 
aus  groDibcntogl.  hesnischer  unter  baierische  StaaUhoheit,  in  Folge  des  von 
Oestreich  und  Preufsen  mit  GH.  Hessen  am  3o.  Juni  1816  geschlossenen  Ver- 
trags, Jirt.  3,  bei  Mahtsss  1.  c.  VIL  74  (wo  das  Wort  Houbacb  ausgelassen  su 
seyn  scheint);  yergl.  mit  dem  Östreich-baierischen  Vertrag  t.  14.  April  1816,  Art.  3« 
ebendas.  S.  14*  Wiederholt  und  bestätigt  ward  solches  in  dem  angef.  Reces- 
gen^ral,   art.  4* 

e )  Die  fürstlich  •  tAum  und  taxiichen  Besitzungen  in  Baiern ,  sind ,  mit  Standesherr« 
liehen  Vorrechten,  von  dem  Staat  als  Entschädigung  für  das  Postwesen  abgetre- 
ten worden.  Man  s.  oben  §.  440f  Note  c.  Vergl.  auch  die  baier.  Declaration  für 
Thurn  und  Taxis,  v.  27.  Märas  1813,  oben  §.  3i3,  d,  u.  3i6.  Reichsstandschaft 
hatte  dieses  Haus  seit  1754*    Vergl.  unten  bei  Wurtemberg. 

/)  Auch  ward,  durch  den  baierisch  -  würtembergischen  Tausch  -  und  Grenzvertrag 
T.  18.  Mai  1810,  ein  kleiner  Theil  der  vormals  reichsständischen,  jetzt  standes- 
herrlichen Grafschaft  Roth  dem  Königreich  Baiern  standesherrlich  untergeordnet« 
das  Amt  Stein bach. 

gj  Ueber  den  Hechtszustand  der  Grafen  von  Fugger  ^  besteht  eine  eigene,  kurz 
vor  Auflösung  der  t  Reichsverbindung  ertheilte,  kGnigl.  baierische  Declaration 
V.  7.  Jon.  1806.  Man  s.  oben,  f.  3i3  e,  und  Nachtrage,  §.  3 16.  —  Fugger-GlSti^ 
besitzt  standesherrlich,  nur  unter  Baiem,  die  Herrschaften  Glött,  Obemdorf, 
Ellgan,  Boxberg,  Emersacker  u.  Lauterbron,  i'/o  QM.  mit  3,960  E.  und  die 
durch  Tausch  standesherrlicher  Besitztheilo  von  Baiern  im  J.  1806  erhaltene 
Herrschaft  Blumentfaal.  -^  Függer^Kirehherm  hat  nur  unter  Baiern  standesherrliche 
Besitzungen,  die  Herrschaften  Kirchheim,  Eppishansen  u.  Schmiechern,  i'/^QM. 
s,40u  £•  Der  erbliche  Reicbsrath  Graf  Fugger  v,  Kirekhem,  hat  i83i  die  ihm 
zustehende  Gerichtbarkett  an  den  Staat  abgetreten,  -r  Fugger-Nordenäorf  bat 
standesherrlicb  unter  Baiem  in  dem  baierischcn  Regierungsbezirk  Schwaben  und 
Meubnrg,  die  Herrschaften  Nordendorf  und  Mickhansen  mit  ungeflifar  lyfoo  E., 
dann  unter  Wfirtemberg  das  Rittergut  Nieder  Ailingen.  —  Fugger  ^KirMwg' 
fTeusenkom  besitzt  in  Batern  standesherrlich  die  GrafiKbait  Kirvhberg  und  die 
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flo)  Orttenburg;  wegen  Tambacli. 

21)  Bechteren-Limparg*8peckfeld.      (Man  8.  oben,  $•  3i6,  b, 
und  unten  bei  Würtemberg,  die  Note  zu  CoUoredo-Mansfeld«) 
2a)  Scbonborn-Wiesentheid* 

23)  Stadion-Thannhausen;  wegen  Thannbausen,  V^QM.  iSooE. 

24)  Waidbott-Bassenbeim;  wegen  Buxbeim  (3o8  £•  i*n  J.  1806) 
und  Winlerrieden  (35o  E.)»    Man  s.  die  Note  e  unten  bei  Nassau« 

25)  Giech«    (Man  s*  oben,  $•  3o3,  e.) 

26)  Pappenbeim*     (Man  s*  oben,  $»  3i5,  bO 

27)  Pückler-Limpurg  A). 


m. 

In  dem  Königreich  Sachsen, 

Als  2u  den  standesberrlichen  Prädicaten  «Dorcblaucbt»  und  «Erlancbt« 
berechtigt,  wurden  im  J.  1829  von  kSniglich  -  Sächsischer  Seite  bd  der 
BundesYersammlung  angemeldet  a)  die  Häupter  der  Fürstlichen  ood 
Gräflichen  Linien  des  Hauses  Schoaburg^  also: 

1)  Fürst  von  Schonburg-Waidenburg. 

23      »       »  9  y       Hartenstein. 

3)  Graf  von  SchSnburg-Hinterglauchau. 

4)  y       »  »  9        Bochsburg, 

5)  »       y  »  9       Wechsclburg. 


Herrschaften  Wollenste tten,  Marstetten,  Weifsenborn  und  Pfaffenhofen,  mit  oa- 
gefahr  9,900  Einw. ,  ward  aber  dessen  ungeachtet  nicht  von  Baiem ,  sondern 
Ton  Würtemberg ,  wo  er  standesberrllch  nicht  begütert  ist ,  bei  der  B.  V.  za 
dem  Prädicat  «Erlaucht«  angemeldet.  In  Würtemberg  bat  diese  Linie  nur 
yormals  reichsritterschaftliche  Besitzungen,  mit  ungefähr  a,5oo  £.,  Fermuthlich  ia 
Folge  des  baierisch •  würtembergischen  lausch-  und  Grenzvertrags  r.  i&  Mai 
18t o;  man  s.  unten,  unter  Würtemberg,  V,  am  Schlufs  der  Anmerkungen. 

h)  Am  ai.  Aug.  i834  wurde  der  Graf  Friedrich^  und  am  i3.  Aug.  i835  der  Graf 
Ludwig  Ton  Pückler-Umpurg,  Ton  Baiem  zu  dem  Prädicat  «Erlaucht»  bei  der 
Bundesversammlung  angemeldet;  dieses  aber  ohne  Zweifel  nicht  wegen  des  Aa- 
theib  dieser  beiden  Brüder  an  der  vormals  reichsständischen  Grafschaft  limpmf, 
welcher  unter  würtembergischer  Staatshoheit  gelegen  ist  (s.  unten,  V,  Korn.  1, 
I^ote  b  und  17 um.  26,  Note  q),  sondern  wegen  ihrer  in  Baiem  gel^eneat  tot- 
mals  reichsritterschafUichen  Güter  Burg-Farrikbach  und  Brunn« 

€)  Die  Anmeldung  geschah  in  Folge  des  für  das  forstliche  und  grafl.  Haus  Schön- 
burg gefafsten  Beschlusses  der  Bundesversammlung  vom  7.  Aug.  18989  oben  {. 
3 18,  b,  S.  499*  hl  dem  teutschen  Beich  war  das  Haus  Schonbnrg  reichastäo- 
disch- gräflicher  Personalist.  Von  seinem  persdnlich  nnd  dinglich  sehr  bevor- 
rechteten Zustand  in  dem  Königreich  Sachsen,  oben  $•  SiS^  b^  und  in  den 
Genealog,  und  StaatsHandbuch  för  das  J.  iS'y««,  S.  730  C 
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IT. 

In  dein  Königreich  Hannover''). 

1)  Herzog  von  Arenberg;  wegen  des  1826  zum  Herzogtham 
ArenbergMeppen  erhobenen,  Tormals  münsterischen  Amtes  Meppen  ^),  mit 
ungefähr  3 1^000  Einw» 

2)  Herzog  yon  Looz-Corswarem;  wegen  seines,  im  Königreich 
Hannover  liegenden,  sudlichen  Antheils  yon  RheinaWolbech,  des  jetzigen 
Kreises  Emsbühren  <?),  mit  ungefähr  5ooo  Einw.  (Man  s*  oben,  unter 
Prenssen ,   A ,   6. ) 

3)  Fürst  von  Bentheim-Steinfurt;  wegen  der  vormals  reichs- 
ständischen Grafschaft  Bentheim  <0f  ungefähr  19  QM.  mit  24,5oo  E. 

Ausser  diesen  wurden  1829,  als  zu  dem  Prädicat  «Erlaucht»  der 
Häupter  standesherrlich -gräflicher  Familien  berechtigt,  doch  nicht  als 
standesherrlich  im  Königreich  Hannover  begütert,  bei  der  Bundesversamm- 
lung von  Hannover  angemeldet: 

a)  Graf  von  Stolberg- Wernigerode  und 

b)  »       :»  >»         Stolberg  e);  dann 

c)  !»       y     Platen -Hallermund/). 


a)  Acte  final  du  congres  de  Vienne,  art.  3a. 

^)  Der  Herzog  von  Arenherg  wollte  die  durch  die  wiener  GongrefsActe  ihm  zu- 
gesicherte Standesherrlicbkeit  nicht  annehmen,  verlangte  aber  die  Fortdauer 
der  von  Frankreich  im  J.  18 13  ihm  zugesicherten  jährlichen  £ntschädigungsrente 
von  134)000  Francs.  Dieses  Begehren  ward  nicht  zugestanden.  Man  s«  oben 
Num.  I,  unter  Preufsen,  A,  1,  u.  Klübsr's  Acten  des  wiener  Congr.,  Bd.  I, 
Heft  1,  S.  124  1  u.  Bd.  IV^,  S.  129  ff.  Von  dem  besondern  standesherrlichen 
Rechtszustand  des  Hauses  Arenberg  wegen  Meppen,  oben  §.  3i6. 

c)  Von  den  Bestimmungen  des  Beichsdep.Hauptschhisses  von  i8o3  für  Looz,  oben 
unter  Preufsen,  A,  6,  Note  h.  —  Durch  Uebereinkunft  hat  der  Herzog  gegen 
Hannover  auf  Ausübung  der  Gerichtbarkeit  und  standesherrlichen  Verwaltungs- 
rechte und  auf  gewisse  Geldansprüchc  verzichtet,  gegen  eine  immerwährende 
Rente  von  1200  Thalern,  laut  einer  königl.  Verordnung  y.  11.  Sept.  1836.  Oben 
§•  3i6,   c. 

^)  Von  dem  dortigen  besondern  Rechtszustand,  oben  %.  3 16,  c. 

«j  Die  Häupter  dieser  beiden  Slolbergischen  Linien  besitzen,  mit  ansehnlichen  per- 
sönlichen nnd  dinglichen  Vorrechten,  Landestheile  der  Grafschaft  Hahnstem^ 
welche  schon  in  der  Zeit  des  teutschen  Reichs  unter  hannoverischer  Landesho- 
heit standen.  Man  s.  das  Genealog,  u.  StaatsHandbucb  auf  das  J.  18V40  ^  780. 
Von  ihren  vormaligen  reicfasständisch  -  gräflichen  Verhältnissen ,  oben  unter 
Preussen,  G,  Note  o. 

f)  Platen-Halhrmund  war  reicbsstandisch-gräflicher  Personalist.  War  und  ist  sten- 
desherrlich  nirgend  begütert.  Vergl.  %,  3o3,  c.  Hi.i7BBB's  Abhandlungen  etc., 
Rd.  I,  S.  996. 
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In  dem  Königreich  Würtembergp '). 

Fürsten, 
i)  CoUoredo-Mansfeld  ^). 


a)  Alpbaketiicb  geordnet;  nach  einem  amtlicben  VenBeichniis  tooi  Juni  1819,  ter- 
anlafst  darch  die  BescbliUse  der  B.  V.  Tom  18.  Ang.  i8i5  u.  i3.  Febr.  1819, 
betr.  die  den  Standesberren  cu  ertbeilenden  Prädicate  v  Durchlaucht «  und  y  Er- 
laucht«. Damit  verdient  Tcrglicben  au  werden,  das  »Alphabetische  Vcneidi- 
nila  der  in  die  PersonalMatrikel  des  begüterten  Adels  des  Königreichs  eingetr^ 
nea  Besitser  und  Tbeilfaaber  der  Standesberrschaften  und  Ritterguter,  nach  ihren 
Terschiedenen  Stufen«;  in  dem  Königlich -Wörtembcrgiscben  Hof-  und  Staari- 
Handbuch  von  1889^  S*  555  —  584»  ^^  zugleich  bei  jedem  Standesherm  seine 
Besitzungen  hurz  angegeben  sind.  Hinzugehommen  sind  hier  eigene,  theib  er- 
läuternde, tbeils  berichtigende  Anmerkungen.  In  J.  D.  G.  MnmiaGxa's  Bs- 
Schreibung  von  Wfirtemberg,  in  der  ersten  Aufl.  (Stuttg.  1890.  8.),  S.  448  £ 
und  in  der  zweiten  völlig  umgearbeiteten  (i8a3.  3«),  S.  4a3  f.  atebem  swä 
Verzeicbnisse ,  worin  manche  als  würtembergische  Standesberren  angcgdMs 
werden,  die  es  tbeils  nie  waren,  tbeils  nicht  mehr  sind.  Man  s.  unten  die  ScUb&- 
anmerkungen  zu  gegenwärtigem  Verzeichnifs.  —  Die  in  dem  wurtemb.  Staats- 
Handbuch,  in  dem  Verzeichnifs  der  Landstände,  angenommene  Rnn^orixmtg,  wird 
▼on  allen  Standesberren  nicbt  auerkannt. —  Als  Quellen  dienen:  aofser  dem  ehe- 
maligen teutschen  ReicbsStaatsrecbt ,  insbesondere  dem  ReichsdeputationsHaupt- 
schnfii  V.  i8o3,  die  rheinische  Bundes  Acte,  Art.  24^  und  der  baieriscb-würtcfn- 
bergische  Tausch-  und  Grenzvertrag  y.  18.  Mai  1810,  in  Ms^nTSva  recveil, 
SuppUm. ,  V.  157.  —  Königliche  Bestimmungen  über  den  allgemeinen  Bechls- 
zustand  der  wfirtembergiscben  Standesherren,   oben  $•  3i3  u.  Si6. 

hj  Reichsständisch  war  der  Stammberr  des  seit  1768  fürstlichen  Hauses  CMmio^ 
Manefeld,  und  zwar  seit  1787  als  Personalist  in  dem  schwäbischen  GrafenCoV 
legium,  dann  als  Realist  in  dem  fränkischen  GrafenCollegium ,  wegen  eines  i8g3 
▼on  dem  Grafen  von  Nostitz  ihm  verkauften  Tbeils  (1  ^M.  3o5o  E.)  der  Graf- 
schaft Rieneck  am  Main  u.  Sinn,  unweit  Würzburg,  jetzt  unter  baierischer  Staats- 

/  hoheit,  dann  seit  1804  wegen  eines  von  HobeulobeBartenstein  ihm  Terkauften 
Tbeils  der  reichsständischen  Grafschaft  Limpurg  (unten  in  dieser  Note),  nämlich 
der  Herrschaft  (Limpurg-Sontbeim-)  Groningen.  Die  letzte  verkaufte  er  an  die 
Krone  Würtemberg,  durch  Vertrag  v.  2.  Jan.  1817.  Er  ward  jedoch  Cals  Perso- 
nalist) von  derselben  1839  ^^  ^^^  B.  V.  zu  dem  Prädicat  »Durchlaucht«  an- 
gemeldet; nicht  auch  ron  Baiern  wegen  Rieneck.  —  Die  rormals  reichsstia- 
dische  Grafschaft  Umjmrg  ist,  seit  Erlöschung  des  gräflleh-limpurgischen  Mann- 
stammes im  J.  i7i3,  so  vielfach  vertheilt,  dafs  blofs  an  der  Stadt  GaOdorf  mit 
1400  Einwohnern,  einer  der  verschiedenen  Tbeilbaber  mehr  nicht  als  V^«,  und 
ein  anderer  sogar  nur  V*«  besitzt.  Daher  sah  man  hier  während  der  Reichs- 
Verfassung  regierende  Landesherren,  auf  deren  Einen  man  ein  halbes  Dutzend 
Unterthanen  rechnen  konnte.  Blofs  wegen  ihrer  Antbeile  an  dieser  Grafschaft, 
aind  in  diesem  Verzeichnifs  der  wurtembergischen  Standesherren,  aufser  dem 
bis  i8s7  bei  Limpurg  betbeiligten  Fürsten  von   Golloredo  -  Mansfeld ,  auch  auf 
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s)  Dietrichstein  «)» 

3)  Fürstenberg  0« 

4)  Hohenlohe-Kirchberg  #). 

5)  »  »       Langenburg. 

Oehringen« 
Walde  nbarg-Bart  engt  ein. 

9  »      Jaxtberg. 

y  1»      WaldenburgO  (Schillingsfurst). 

lo)  LSwenstein-Wertheim-Freudenberg  ff)i 

a)  Yollrathische  SpecialLinie^ 

b)  Carlische  SpecialLinie« 


6) 

y 

» 

7) 

» 

y 

8) 

» 

y 

9) 

» 

» 

gefCibrt:  swei  PriOKen  von  Solnu- Braun/eh^  und  unter  deu  Grafen:  fValdeck- 
Pyrmont,  Isenburg-Budingen-MeerhoU,  PäcHer-Limpurg^.  Verkauft  haben  seit  1806 
ihre  Antheile  an  der  Grafschaft  IJinpurg:  Colloredo-Mansfeld,  Löwerutein-yTert- 
heim  *  Freudenberg  ^  Carlische  SpecialLinie,  und  Rechteren'Limpurf^SpeciiJeld  an  die 
Krone  TVürtemberg.  Solnu-Rödelheim  an  den  Grafen  ?on  fP^aldeck-Ptp-mom.  Von 
den  seltsam  Terzweigten  Besitzverbältnissen  der  Grafschaft  Limpurg,  s.  man 
WisHOPp's  rhein.  Bund,  Heft  36  (1809),  S.  376  ff.  etc.  PolizeiFama  v.  i8o5,  S. 
io3o,  den  (nürnberger)  Correspondenten  ▼.  u.  für  Teutschland,  v.  i5.  Jan. 
182a,  u.  aus  diesem  in  d.  Archiv  für  Standes-  und  grundherrl.  Rechte,  Bd.  1, 
Heft  3,  S.  161— 164«  Am  ausführlichsten  handelt  davon,  bis  1789,  Prxscber,  in 
der  Geschichte  u.  Beschreib,  der  sum  frank.  Kreise  gehörigen  Reichsgrafschaft 
Limpurg.  a  Theile.  Stuttg.  1789  u.  1790.  8.—  Der  grölste  Theil  dieser  Graf- 
schaft gehört  jetzt  zu  dem  Königreich  H^ürtemberff.  Zu  Baiem  gehört  blofs  der 
unter  dem  Namen  Herrschaft  Speckfeld  bekannte  Theil,  mit  ungefähr  ^bbo'EAnsv.^ 
welchen  das  gräfliche  Haus  Rechteren  besitzt,  nur  mit  Ausnahme  der  Hälfte  von 
Gollhofen,  welcher  dem  Fürsten  Georg  t.  LSwenstein-ff^ertfietm-Freudenberg  gehört. 

p)  Dietrichstein  hatte  Reichsstandschaft,  mit  VirilStimme  im  Reichsfürstenrath,  wegen 
der  geforsteten  Grafschaft  Trasp.  Für  diese,  die  an  die  Schweiz  abgetreten 
ward,  entschädigte  ihn  der  Reichsdep.Hauptschlufs  v.  i8o3  mit  der  Herrschaft 
NeuRavensburg  (1%  QM.  325o  £.),  welche  die  rheinische  Bundes  Acte  der 
Krone  Würtemberg  standesherrlich  unterordnete.  Er  hat  diese  letzte  durch 
Vertrag  ▼.  7.  Febr.  1829,  gerichtlich  bestätigt  unter  dem  ai.  Juli  des  nämlichen 
Jahres,  an  die  Krone  Würtemberg  verkauft,  ward  jedoch  (als  Personalist)  ron 
derselben  1829  bei  der  B.  V.  zu  dem  Prädicat  Durchlaucht  angemeldet. 

1)  FOrstenherg^^  wegen  der  Herrschaft  Neufra,  und  einzelner  Orte  in  dem  Ober- 
amt  Münsingen,  welche  die  rheinische  BundesActe  von  seinen  übrigen  reichsstän- 
dischen Besitzungen  absonderte  und  der  Krone  Würtemberg  standesherrlich  un^ 
terordnete.  —  Die  standesherrlichen,  vormals  reichsstandischen  Besitzungen  des 
Hauses  Furstenberg,  unter  würtembergischer,  badischer  und  hohenzoUern-sigma- 
ringischer  Staatshoheit,  haben  eine  Grundfläche  von  37VS  9^  ^'  ^^^  ^'' 
loS^ooo  E 

f)  Nach  den  hohenlahüchen  Hausgesetzen,  nehmen  die  Haupter  der  ebielnen  Linien, 
unter  #icA^  den  Ramg  nach  ihrem  persönlichen  Alter.  Von  dem  besondem 
Rechtssustande  der  hohenlohisehen  Häuser  in  Würtemberg,  oben  $•  3i6,  d. 

0  Schillmgrs/ärstj  im  Königreich  Baiem,  hat  der  Fürst  Carl  Albrecht,  am  6.  April 
1807,  an  seinen  Bruder  Franz  Joseph  abgetreten.  Man  s.  oben  unter  Baiem, 
Num  3.. 

if)  Das  Haas  LSwetutev^J^ertheim  tbeilt  sich  in  zwei  Hauptliuien:   FrtudenUrg  und 
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ii)  LBwcnstcin-Wertheim-Rosenbcrg.     (Note  zo  Nam«  lo.) 

12)  Oettingen-Spielberg. 

i3)  »  Wallerstein. 

14)  Sayn-Wittgenstein-Hoheiistein  ^). 

i5)  Soims-Braunfels  t). 

16)  Thurn-  und  Taxis.  (Man  s.  oben,  $.  3i3,  d,  c.  §.  816,  d.) 

17)  Waldbiirg-Wolfegg-Waldsec  iy 


Roienberg.  Die  altere  oder  frendenbergitclie  (1819  von  Baiern,  i8i3  auch  tob 
Würtemberg ,  in  den  Fürstenstand  erhoben)  hat  Antheil  an  der  Grafschaft  Lim 
pwff  (s.  oben  die  Note  b  su  Num  1).  An  dem  limpurgischen  Laadestheil  Soul- 
heim  -  Obersontheim ,  besitst  nämlich  die  freudenberger  erste  SpecialLinie  (die 
wertheimer  oder  Vollrathische)  Vs^  die  eweite  (die  kreuz wertheimer  oder  Carli- 
sche) besafs  daran  y^^  hat  aber  diesen  Antheil  durch  Vertrag  t.  a6.  Sept.  i8i() 
an  die  Krone  Würtemberg  verkauft,  so  jedoch,  dafj  der  Verkäufer ,  Fürst  GrW 
Ludwiff  Friedrich,  und  sein  Bruder,  Fürst  Philipp^  für  ihre  Person  dea  Titel 
als  Grafen  Ton  Limpurg  behalten,  auch  der  Chef  des  Hauses  •  als  Personalift, 
Tou  Würtemberg  bei  der  B.  V.  zu  dem  Prädicat  Durchlaucht  angemeldet  wordeo 
ist.  —  Ueberdies  besitzen  beide  Hauptlinien,  eu  bestimmten  Antbcilen,  im  Kö- 
nigreich Würtemberg  die  Graf-  oder  Herrschaft  JLottfen/Wn,  welche  weder  rticb- 
noch  kreisständisch  war.  Man  s.  ^.  3oi,  d.  —  Dieses  Haus  hat,  w^cn  Tormaii- 
ger  reichsständischer  Verhältnisse,  standesherrliche  Besitzungen  unter  rkr  Sos- 
▼erainen,  Baiern,  Würtemberg,  Baden,  GH.  Hessen. 

h)  Es  sind  sämmtliche  Nachkommen  des  im  J.  1796  verstorbenen  regierenden  Gra- 
fen Johann  Ludwig  von  Sayfi-ff^tUffenstetn-Hohenstein  wegen  ihres  Antbeils  an  der 
Grafschaft  Umpurg,  Sic  besitzen  daselbst  gemeinschaftlich  ^Vto  ^^  einem  Secb$- 
theil  von  LimpurgSontheimObersonthcim.  Man  s.  oben  die  Note  b  sa  Niun.  i. 
—  In  dem  würtemberg»  Hof-  und  StaatsHandbuch  von  18249  S.  609,  wird 
Wittgenstein ,  statt  unter  den  Fürsten,  unter  den  Grafen  aufgeführt,  unter  na- 
mentlicher Benennung  des  Grafen  Adolph  Ernst  Carl  Alexander;  allein  auch 
dieser  ist  im  J.  181 3  von  dem  Grofsherzog  von  Hessen  in  den  Fürstenstand  er- 
hoben worden J  Vergl.  dasselbe  Handbuch  v.  1839,  ^*  ^^9* 

t)  Es  sind:  der  jetzige  Fürst  von  Solms- Braun feU^  Friedrich  Wilhelm  Ferdinand, 
und  dessen  Bruder,  Prinz  Bernhard,  wegen  eines  gemeinschaftlichen  Antbeils  ai 
der  Grafschaft  Limpurg,  Man  s.  oben,  die  Note  b  zu  Num.  1.  H.  Wfirtember- 
gische  Declar.  v.  17.  Sept.  i833,  die  staatsrechtl.  Verhältnisse  des  FurstL  Hauses 
Sotms^ratmfels  betr.;  in  d.  Beg.  Bl.  v.  s6.  Sept.  i8'33,  Num.  38. 

k)  Das  gräfliche  Haus  ff^aldhurg^  war  reichsständisch,  wegen  eines  AntheiU  an  der 
ComitialCuriatStimme  des  schwäbischen  GrafenCollegiums.  Im  J.  i8o3  TcrÜefa 
Kaiser  Franz  II.  den  jedesmaligen  Stammhenren  der  drei  Linien,  Wolf«^,  Zeil- 
Zeil  und  Zeil- Wurzach,  die  BeichsFürstenwürdc.  Zugleich  erhob  er  ihre  sammt* 
liehen  reichsständischen  Herrschaften  in  ein  Fürslenthum,  Waldbui^.  Die  rhei- 
ntsche  Bundes  Acte  unterwarf  dieselben  standesherrlich  der  Staatshoheit  dei 
Bönigs  von  Würtemberg.  Durch  dtn  baierisch  -  würtembergischen  Tavaeh-  und 
Grensvertrag  v.  t8.  Mai  1810,  kam  ein  Theil  derselben  «tandesherrlich  unter 
Baiem.  (Man  s.  oben  unter  Baiem,  Num«  19  u.  i3.)  Unter  Würtemberg  (unter 
Baiem  nichto)  besiUt  VFolftg^ -H^ald$t9  die  Herrschaften  Wolfegg,  Waldsee, 
Prafsberg  u.  Leypolz,  Hislegg  u.  Gericht  Beute,  6  QM«  1600  £.  Von  den  staa- 
desherrlichen  Besitzungen  der  Linie  Zeil  -  TrauMurg,    zusammen  ^Va   QM.  Bit 
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i8)  Waldburg-Zeil-Traucliburff    )  „  ,.      ,       , 

.^^        ^        ^      rj^'i  XKT  1.  1  Man  s.  die  Note  k. 

19)        »         »      Zeil- Wurzach  •        J 

ao)  Windischgräts  O« 

Grafen. 

31)  Erbach-Wartemberg-Roth  m),  sonst  Erbach-ErbacL 

22)  Pngger-Nordendorf.  (Man  s.  unter  Baiern,  Num.  19,  Note  g.) 

33)  Königsegg-Aulendorf  »). 

34)  Neipperg.     War  reicbsständischer  Personalist  o). 
sS)  Plettenberg-Mietingen  p)« 

36)  Pückler-Limpurg  ?)• 


9,700  E.,  steben  die  Herrscbaften  Traucbburg  und.  Wengen  zum  Theil  unter 
Baiern.  Von  den  Besitzungen  der  hinie  Zeil-ff^urzach^  susammen  3  OM.  mit 
6,900  £. ,  steht  das  Dorf  Ferthofen  ebenfalls  unter  Baiern. 

0  ff^indUchgräu  war  seit  1684  Mitglied  des  fränkischen  GrafenCollegiumt,  aber  nur 
Personalist.  Er  kaufte  späterhin  von  dem  gräflichen  Hause  Traun,  die  su  Sits 
und  Stimme  in  dem  schwäbischen  GrafenCollegium  berechtigende  reichsnnmittel* 
bare  Herrschaft  EglofFs,  nebst  der  bei  dem  ReichsritterCanton  Hegau  immatri- 
culirten  Herfschaft  Siggen,  welche  susammen  (1%  QM.  a,35o  E. )  K.  Frans  IL 
am  94*  ^ai  18049  unter  dem  Namen  Windischgrätz,  zu  einem  Reichsfurstenthum 
erhob. 

m)  Graf  Franz  Carl  Friedrich  Ludwig  von  Erbach  -  Erbaeh  übernahm ,  durch  einen 
Adoptions Vertrag,  Ton  seinem  StiefGrofsvater ,  dem  Grafen  Ludwig  von  War* 
temberg-Roth  (gest*  io:Mär«  1818),  die  mit  FamilienFideicommifs  belegte  Graf* 
Schaft  Roth^  iVi  9^*  '"'^  11,950  £.  (mit  Eiiischlufs  des  1810  unter  Baiern  ge- 
kommenen Amtes  Steinbach)  mit  der  darauf  haftenden  beträchtlichen  Schulden* 
last.  Von  dem  wurtembergischen  besondern  Rechtszustand  der  Grafschaft  Roth, 
oben  5-  3i6,  d.  —  Durch  den  baierisch -wurtembergischen  Tausch*  und  Grenz* 
▼ertrag  vom  18.  Mai  1810,  kam  ein  kleiner  Theil  der  Grafschaft  Roth  in  stan- 
desherrliche Unterordnung  unter  Baiern,  das  Amt  Steinbach. 

n)  Wegen  der  Herrschaften  Königsegg  -  Wald  und  Aulendorf  (ay^  QM.  4,83o  E.)- 
Von  ihrem  besondern  Rechtszustand,  oben  $.  3 16^  d. 

0)  Neipperg  ist  in  Würtemberg  nur  mit  vormals  reichsritterschaftlichen  Gütern  an- 
sässig, mit  den  Rittergütern  Neipperg,  Schwaigern,  Klingenberg,  Haussen  bei 
Massenbach  (1V4  QM.  3,2oo  E.  ).  Auf  der  allgemeinen  Reichsversammlung  war 
er  Personalist,  in  dem  schwäbischen  GrafenCollegium.  Er  wird  in  dem  ange- 
führten amtlichen  Verzeichnifs  als  würtembcrgischer  Standesherr  aufgeführt,  und 
ward  als  zu  dem  standesherrlich-gräflichen  Prädicat  «Erlaucht»  im  J.  1819  von 
Würtemberg  bei  der  B.V.  angemeldet. 

»)  Wegen  der  Orte  Mietingen  und  Sulmingen,  nebst  dazu,  gehörenden  Parcellen, 
Vi  9M.  i,35o  E. 

7)  Wegen  eines  Antheils  an  der  Grafschaft  Limpurg,  insbesondere  an  Limpurg-Sont- 
heim « Gaildorf  und  Sontheim  -  Obersontheim.  Diese  Besitzung  bildet ,  nach  der 
k.  wurt.  DecL  ▼.  17.  Aug.  i83i  (s.  |.  3i6  Note  d),  ein  Condominat  in  3  Stäm- 
man,  deren  dermalige  Häupter  die  Brüder,  Grafen  Carl,  Friedrich  und  Ludwig 
V.  iMekler-Pimpurg  sind.  Man  s.  oben  die  Note  b  zu  Nummer  1;  sodann  bei 
Baiem,  n,  Num.  27.* 

KlUbci*t  »ffenü.  Recht,  i.  Aafl.  57 
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97)  Qaadt-Isny;  wegen  der  Hen*icli»ft  bnjr»   (Vt  QM*  i55o  Einw. 
Oben,  $.  3 16,  d.  u.  anten  Zusatx  aftu  S.  49^0 
28)  Rechberg  und  Rothenifiwen  r). 


r)  Die  jetzigen  Grafen  von  Rvchherff  wurden  1810  ton  dem  Honig  von  Vfurtemberv 
aus  dem  Freiberrnstand  in  den  Grafenatand  erhoben,  uad  181 5  jenen  fürstUcfaei 
und  gräflichen  Familien  beiger^äblt,  auf  deren  Besitsungen  Reichs-  oder  Kre»- 
stimmen  ruhten.  Regier.  Blatt,  iBi5,  S.  109.  ^  Den  Freihermstand  erhielt, 
▼on  dem  Kaiser,  Conrad  von  Rechberg,  welcher  1992  starb;  mit  seinem  Soira 
Albert  Hermann  erlosch  1599  dessen  Nachkommenschaft  Ton  ausgestorbeseB 
Linien  dieses  Geschlechtes  wurden  von  Baisem  in  den  ReicfasGrafenstand  erho* 
*ben,  oder  ihnen  solcher  erneuert:  ff^oif  Conrad  yon  Bechbei^  1609«  Cgj^ 
Bernhard  1636,  und  Frans  Albrecht  1699.  Buboebmxistxb's  codex  diplom.  eqnes- 
tris,  P.  IL  p.  35.  sqq.  PPEFnncKB,  Vitriar.  illust  T.  I.  p.  789.  Von  der  alters 
Geschichte  der  Familie  handeln :  Imhof  notitia  S.  B.  L  procerom,  T.  L  p.  644. 
edit.  1731.  —  Der  genannte  Grat -Pf^olf  Conrad  war  i6i3  in  das  acbwäbiscfa« 
GrafenCoUegium  aufgenommen)  doch  ausdrücklich  nur  als  Personalist,  da  er 
aelbst  in  seiner  Bitt Vorstellung  erklSrt  hatte,  dafs  er.smner  Gflter  halber  xuden 
Collegium  nicht  contribuircn  könne,  indem  er  wegen  seiner  drei  Herracbaftea 
Cronburg,  Weissenstein  und  Hellmüns  yon  den  Rittercantonen  Donau  ud 
Kocher  sich  abeusondern  nicht  begehre.  Bvbokbveistkb  a.  a.  O.  S.  74  —  8e> 
Im  Jahr  161 3  erschien  er  auf  dem  Reichstag  eu  Begensburg,  durch  einen  6e- 
TollmSehtigten.  Neue  Sammlung  der  Beichsabschiede,  Tb.  lü,  S.  53 1.  IGt  itr 
Erlöschung  seiner  Linie,  erlosch  die  PersonalVerbindung  mit  dem  GralcnGol- 
leginm.  Der  genannte  Graf  Caspar  Bernhard,  Besitzer  der  bei  der  Beirb»- 
ritterschaft  in  den  Cantonen  Kocher  und  Donau  unmatriculirten  Hemckaftri 
Rohenrechberg  und  Uleraichheim,  liefs  diese  Herrschaften,  die  letste  1696.  dk 
erste  i638,  vom  Kaiser  eu  unmittelbaren  Beichsheirschaften  erbeben,  «nd  er- 
wirkte dadurch  Kreisstandschaft  bei  dem  schwäbischen  Beichskreia.  Er,  and 
später  auch  der  Graf  von  LimburgStyrum,  an  welchen  Bleraichbeim  1676  durrh 
Henrath  gelangt  war,  gerieth  darüber  in  Streit  mit  der  Beicbsritterschaft  bei 
dem  Beiobshofratb,  welcher  17^4  und  1738  die  Mifsdeutung  jener  Erhebof  rer- 
warf,  und  die  Fortdauer  des  Nexus  mit  der  Beicbsritterschaft  verfugte.  Moas*& 
teutsche  CrajsVerfassung,  S.  120.  Ebendese,  neueste  Geschichte  der  unnutlelb. 
Reichsritterschaft,  Tb.  11,  S.  184  u.  188.  MASxa's  Samml.  rcicbsgericbtl.  Er- 
kenntnisse in  reichsrittersch.  Sachen«  Bd.  II,  S.  ii4  u.  117  ff*;  Bd.  VRI»  S.  619. 
Seitdem  erschien  Bcchberg  nicht  mehr  auf  Kreistagen.  Moskr  von  L  Reichs* 
ständen«  S.  869.  ESendess.  Anmerkungen  su  CarFs  VIL  Wahlcapit,  Tb.LS.i& 
(HoPHAHn's)  Theorie  von  den  teutschen  Beichskreisen,  Tb.  I,  S.  s38,  Note**.  Der- 
selbe Graf  Caspar  Bernhard  ?on  Bechberg,  Herr  von  Hohenrechberg  und  lUer- 
aichheim,  reichsständisch  nicht,  nur  reichsritterschaftlich  begütert,  hatte  aneh 
die  Aufnahme  als  Personalist  in  dem  schwäbischen  GrafenCoUegium  erwirkt.  Is 
dieser  Eigenschaft  unterschrieb  er  den  Beichsabschied  von  1641  und  sein  Sokn 
Johann  den  Beichsabschied  von  i654.  Neue  Samml.  der  R.  Abschiede,  Tb.  lH 
S.  571  u.  685.  Mit  Johann  erlosch  diese  persönL'chc  Reicbsstandscbnft ,  als  er 
.  um  das  J.  1676  ohne  männlicfac  Nachkommen  gestorben  war.  Mit  seiner  Tochtfr 
liam  nieraichheim  an  LimburgStyrum.  Hohenrechberg  fiel  an  seines  Vater« 
Bruder,  den  Freiberrn  Johann  Wilhelm  von  Rechberg.  Seitdem,  sumal  seit  des 
oben  erwähnten  reichshofräthlichen  Erkenntnissen,  verschwindet  die  Spur  von 
Recbbergischer,  auch  nur  persönlicher  Reichsstandschaft,  und  erscheint  daher  in 
der  neuem  Zeit  diese  Familie  nicht  mehr  in  gedruckten  glaubwürdigen  Verseick- 
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39)  Schaesberg-Thannheim;  wegen  äer  Herrschaft  Thanaheim 
(1^/4  <^M.  i,aoo  EJ. 

3o)  Stadion,  sonst  Stadion -Warthaosen  <r)« 
3i)  Sternberg-Manderscheid  <). 


niftsen  der  Mitglieder  des  schwäbischen  GrafenCoUegii.  Moseh^s  t.  Staatsrecht, 
Tb.  XXXVn  (174B),  S.  377.  Eiendesj.  hfiraere  Einleit.  in  das  t.  Staatsr.  (175a), 
S.  126  f.,  wo  eine  eigene  Anmerk.  über  Rechberg.  J.  G.  Majvr^s  teutsch,  weltl« 
Staatsr.,  Th  I  (1775),  S.  4^9«  Pvtteb,  instit.  juris  publ.  germ.  (1792),  §•  100. 
Der  Herausgeber  der  su  Regensburg  1698  gedruckten  «Matricula  Impcrii»  (neu 
aufgelegt  Ulm  1776.  8.)  macht  bei  dem  schwäbischen  Kreis  folgende  Bemerkung: 
«Grafen  Ton  Rechborg  sind  im  J.  i683  intertmsweüe  wegen  Illeraichheim  und 
Hohenrechberg  angeschlagen  worden  auf  1  au  Pferd,  ao  au  Fufs,  oder  20  Fl.«  ha* 
ben  sich  aber  seit  geraumer  Zeit  aur  Ritterschaft  geschlagen  und  nichts  abge-f 
tragen».  —  Indefs  ward  im  J.  1819  der  Stammherr  dieser  Familie,  als  au  dem 
standesherrlich^räflichen  Frädicat  «Erlaucht»  berechtigt,  w6n  Würtemberg  bei 
der  B.  V.  angemeldet.  Eine  eigene  königliche  Deilaration,  in  Num.  28  des  Re» 
gierungsbL  V.  i83a,  bestimmte  den  standesherrlichen  Rechtszustand  des  gräflichen 
Hauses  im  R.  Würtemberg.  —  Die  freiherrlich  •  rechbergischen  Besitzungen,  zu 
der  schwäbischen  Reichsritterschaft  (Canton  Rocher)  gehörend,  kamen  1806,  in 
Folge  der  rheinischen  BundesActe,  unter  würtembergische  Hoheit*  Wivaopp's 
rhein.  Bund,  Heft  4^  S*  i<>0-  ^^  sind:  Hohenrechberg  mit  2,170,  Donzdorf  mit 
2^385,  Ramsberg  mit  109,  Weissenstein  mit  3,5oo  Einw. ,  zusammen  auf  2V4QM. 
Rödeb's  Würtemberg,  Th.  D,  S.  60  ff. 

*)  Diese  Linie  der  gräflichen  Familie  Stadion  (von  der  Linie  Stadion -Thannhausen, 
oben  unter  Baiem)  ward  wegen  der  nicht- reichsständischen  Herrschaft  fVart- 
hauten  (  i  ^^  QM.  2,900  £.),  in  der  rheinischen  BundesActe  der  Krone  Würtem- 
berg standesherrlich  untergeordnet.  Seit  sie,  am  16.  Jan.  1826,  Warthausen  an 
Würtemberg  verkauft  hat,  könnte  sie  daselbst  höchstens  als  siandeshcrrltcher 
Personalist  angesehen  werden,  der  jedoch  Mitglied  der  in  Baiern  standesherrlich 
begüterten  Familie  Stadion  ist.  ludefs  ward  ihr  Stammherr  1829,  unter  dem 
Namen  Stadion-Stadion-Thannhausen,  als  zu  dem  standesherrlich-gräflichen  PrS- 
dicat  «Erlaucht)»  berechtigt!  von  Würtemberg  bei  der  Bundesversammlung  an- 
gemeldet. —  Rittergüter  besitzt  die  Familie  Stadion  in  dem  Königreich  Würtemberg 
mehrere:  OberStadion  (für  welches  eine  königl. Bekanntmachung  v.  17.  Jan.  i836, 
in  d.  wfirtemb.  Regier.  Blatt,  i835,  Num.4)Y  Moosbeuem,  Emerkingeu  zur  Hälfte, 
nnd  Albersweiler,  wovon  wenigstens  die  beiden  ersten  reichsritterschaftlich  und 
hei  dem  Rittercanton  Donau  immatriculirt  waren. 

t)  Sißmbtrg-Mander scheid.  Diese  gräfliche  Familie  hatte  durch  den  R.  Dep.  Haupt- 
schluüs  V.  i8o3,  %,  24»  die  Herrschaften  Schusstnried  und  Weissemtu,  rormalige. 
reichsstandischc  Abteien,  als  Entschädigung  erhalten,  für  die  Grafschaft  Blanken-* 
heim,  Geroldstcin,  Mandertcheid  und  Keil,  welche  Grafschaft  durch  die  Mander- 
scheid-Blankenheimische  Erbtochter,  Gräfin  Auguste,  ihrem  Gemahl,  dem  Gra- 
fen Christian  von  Stemberg,  im  J.  1762  zugebracht  worden  war.  Ein  Drittheil 
jener  Herrschaften,  Schnssenried  und  Wetssenau,  war  durch  eine  Tochter  des 
genannten  Grafen  Christian  von  Sternberg  an  das  Haus  Salm-Salm  (  s.  unten  die 
Anmerkung  lit.  e)  gekommen,  von  welchem  es  aber  Graf  Franz  Joseph  von 
Sternberg-Manderseheid,  Sohn  des  Grafen  Christian,  wieder  erwarb,  und  so  die 
beiden  Herrschaften  von  neuem  ungetfaeilt  in  seinem  Besitz  vereinigte*  Nunmehr 
hat,  am  3o.  Mars  i835,  dessen  Bruder  und  Nachfolger,  Graf  Johann  Wilhelm 
▼on  St.  M.,  dieselben  an  die  Krone  Würtemberg  verkauft. 
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3s)  Torring-Gnttenzell;  wegen  der  rornuds  reidmlaii^sdiea 
Herrschaft  Guttenzell  (iV^  QM.  1,960  E.). 

33)  Waldbott-Bassenheim;  wegen  der  Herrschaft  Heggback 
(Vje  QM«  620  £•)•  (Oben  bei  Baiern,  Nom.  s4,  a»  die  Note  e  zb 
^^unu  4  unten  bei  Nassau.) 

34)  Waldecli-Pyrmont  tt). 

35)  Isenburg-Büdingen-Meerholz.  (Oben  Note  b  sa  Nmn.  1, 
u.  $•  3i6,  d.) 

Anmerkungen. 

Die  oben  unter  den  Nummern  1,  s,  iob,-3o  u.  3i  genannten  Familien^  habet 
cwar  ihre  in  dem  Königreich  Würtemberg  gelegenen  BesitKongen  Tvrauffiert«  6ek- 
halb  aber  doch  nicht  aufgehört,  in  Wtirtemberg  als  Standesberren  aneriunnt  n 
werden.  Dagegen  sind  die  folgenden,  nach  Verausserung  ihrer  atandesherrüdin 
BesiUungen,  aus  dem  standesherrlichen  Verhältnifs  in  Würtemberg  gans  ausge- 
schieden. 

d)  MeUemich^Winneburf*- ^  Fürst,  wegen  des  Ffirstenthums  Ochsenhausen ,  mit 
6,s88  £inw,  auf  sVlo  9*^-^  welches,  durch  Vertrag  v.  37.  Jan.  iSiS,  der  Koai^ 
Käuflich  erwarb  und  dem  unmittelbaren  Staatsgut  des  Königreichs  einverleibte. 

h)  Salm-Reifferscheid-KrauUieim^  Fürst  und  AUgraf,  wegen  des  auf  der  linlun  Salt 
der  Jait  gelegenen  Theils  von  Krautheim,  welcher  durih  Vertrag  t.  9.  Nor.  i8a6t, 
gerichtlich  ratiiicirt  d.  is.  Juli  1828  «  an  den  König  für  i25,ooo  FL  Terlauf^ 
worden  ist. 

c)  Salni'Salm.  Die  f^lnf  fürstlichen  Geschwister  dieses  Hauses,  aus  der  sweilen 
Ehe  des  Fürsten  Covs tantin,  mit  einer  Tochter  des  Grafen  Cbristidn  von  Steraber^- 
Manderscheid ,  die  Prinzen  Maximilian  und  Fran»  und  die  Prinsefsinnen  Eleonore, 
Johanne  und  Auguste,  hatten,  von  wegen  ihrer  Mutter,  ein  Drittheil  der  (Mander- 
scheidi^hen)  Herrschaften  Schussenried  und  Weissenau  geerbt.  Diesen  Aotbel 
überlielsen  sie  ihrem  Oheim,  dem  Grafen  Frans  Joseph  von  Sternberg- Manderscbeid, 
durch  einen  Abtheilungsvertrag,  der  ihnen  dafür  die  manderscheidischen  Besitsua^ 
iu  der  EifTcl  ertheilte.    Man  s.  oben  die  Note  zu  Num.  3i. 

d)  Solms'Rödelhetm ,  Graf,  hat  seinen  Antheil  an  der  Grafschaft  Limpurg  1819 
an  Waldecli-Pyrmont  verkauft.    Man  s.  die  Note  su  Num.  34* 

r)  Rechtertn-Limpurg^peclfeld^  Graf,  hat  seinen  Antheil  an  Adelmannsfelden,  ei- 
nem Bestandtheil  dei*  Grafschaft  Limpurg  (Note  b,  zu  Num.  1),  an  die  Hroae 
>\ürtemberg  verkauft.    In  ßaicrn  ist  er  noch  standesherrlich  begütert. 

Am  Schlufs  des  V^erzeichntsses  in  der  angef.  MKnirrcKBiscHza  Bescfareiboag, 
wird  auch  Salm-ReifferschetiUDyck^  Fürst  (seit  1816)  und  Altgraf,  als  Standesberr  im 
Königreich  Würtemberg  genannt;  er  wird  aber  dort  dafür  nicht  anerkannt    Es  ist 


u)  H^aldeck'PyrmonL  Wegen  eines  Anthells  an  der  Grafschaft  Umpurg^  insbcsoD- 
dere  an  LimpurgSontheimGaildorf.  Auch  kaufte  derselbe,  1819,  den  griflicbes 
sohis-rodelheimischen  Antheil  an  der  Grafschaft  Limpurg,  insbesondere  an  Lim* 
purgGaildorfSolms Assenheim ,  verkaufte  aber  die  darunter  begriffenen  Waldnih 
gen  im  J.  i8so  an  die  Krone  Würtemberg.  Man  s«  die  Note  eu  Num.  1,  und 
§.  3i6,  d.  Der  Graf  (Georg  Friedn  Carl)  starb  am  18.  Juni  ]8s6  obse  iÜAder 
Ihm  succedirte,  kraft  eines  Vertrags,  seine  Gemahlin,  gebome  Wirths« 
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ier  Fönt  pNoa  Joseph.  Dieser  wollte  Standesherrlichkeit  in  Würtcinberg  auf  sei« 
Den  Besite  der  Tormals  reichsstandischen  (Abtei  nacbher)  Herrschaft  Buindt^  bestem 
hend  aus 'dem  Dorf  Baindt  (Vlo  9^^  'QO  £•)«  gründen,  und  defshalb  an  den  Stutt- 
garter Verhandlungen  über  den  Rcchtscustand  der  Standesherren  Theil  nehmen. 
L«aut  des  Einganges  des  3.  VerhandlungsProtoeolls ,  "ward  er  hiezu  nicht  geeignet 
gefunden,  weil  Baindt  dadurch,  dafs  es  von  dem  Qrafen  Mpremont'lAfndetij  dem  c$ 
der  R.  Dep.  HauptschL  v.  i8o3  als  Entschädigung  sugetheilt  hatte,  1812  an  su  stan* 
desberrlichen  Gerechtsamen  nicht  qualificirte  Privatpersonen  (ulmer  Kaufleute)'  war 
veräussert  worden,  die  standesherrlichen  Gerechtsame  verloren  hatte,  ehe  es  der 
Fürst  von  Salm-Dyck,  im  Nov.  1817,  von  jenen  Privatpersonen  durch  Häuf  erwarb. 
—  Zwar  hatte  der  Fürst  überdiefs,  durch  Vergleich  mit  dem  Grafen  von  Stern- 
berg (s.  Num.  3i)  ein  Miteigentbumrecht  an  den  vormals  reichsständischen  Herr* 
Schäften  Schusenried  und  f^eUsenau  in  Würtemberg  erworben ,  aber  nur  auf  so 
lang,  bis  der  genannte  Graf  das  Pfandcapital  von  60,000  Gulden  surückgezahlt  ha- 
ben würde.  Dieses  ist  geschehen ;  daher  kann  von  ihm  auch  hierauf,  ein  Anspruch 
auf  Standesherrlichkeit  in  Würtemberg,  fernerhin  nicht  gegründet  werden.   . 

Auch  der  Graf  von  Fuggnr-Kirchhtrg'Wnsstnhom  wird  in  Würtemberg  nicht 
als  inländischer  Standesherr  anerkannt  Seine  dortigen  Besitzungen  waren  in  der 
Zeit  des  teutschen  Hetchs  landsässig  unter  Oestreich.  Aber  in  Baiern  ist  er  stan- 
desherrlich begütert.  Dennoch  ward  er  von  Bäiern  nicht,  wohl  aber  von  W*ürtem- 
berg,  bei  der  B.  V.  zu  dem  Prädicat  Erlaucht  angemeldet.  Man  s.  oben  unter 
Beuem,  II,  Num.  18,  Note  g. 


VI. 

In  dem  Grofsherzc^hum  Baden''). 

Fürsten. 

1)  Fürstenberg^  wegen  des  grofsten  Tbeils  seiner  schTväbiscbeni 
Tormals  reicbsständiscben  Besitzungen.  29^^100  QM.  86,io5  E.  (Oben, 
§.  3i6f  e.  Yon  seinen  standesberrlichen  Besitzungen  unter  Würtemberg 
und  HohenzoUernSigmaringen,  s.  man  unter  Num.  Y  u.  X.  In  dem  Grofs- 
herzogthum  Baden  bat  der  Fürst  auch  einige  grundherrliche.  Besitzungen, 
mit  3,i5o  £.) 

2)  Leiningen^  wegen  des  grofsten  Tbeils  des  Fürstenthums  Leiningen. 
>9^^^oo  Q^  9^i7^^  ^*  —  Nebstdem  auch  einige  grundberrliche  Besitzungen. 
(Oben  unter  Baiem,  II,  die  Note  zu  Nom.  4.) 


d)  Von  der  standesherrlichen  Unterordnung  der  hier  genannten  Familien  unter 
Baden,  s.  man  die  rheiniache  Bundes  Acte,  Art.  %4t  den  Aote  final  du  congres 
de  Vtenne,  art  5i  (Leyen  betr.),  und  die  unten  bei  Num.  3,  und  unten  bei 
GB.  Hessen  angeführten  Verträge  (Num.  Vm).  —  GroIahersogUche  Bestimmun- 
gen über  den  allgemeinen  Becbtssustand  der  badischen  Standesherren,  oben  §. 
3i3|  e,  und  §.  3169  e. 
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3)  Von  der  Leyen;  wegen  der  Grafachaft  HoheaGeioldseck  Ot  acit 
dem  von  Badea  mit  Oestreich  geschlossenen  Vertrag  vom  4-  Oct.  1819- 
i**/ioo  QM.  3,607  E.    (Oben,  $.  3i6,  e.) 

4)  o.  5)  Löwcnstein-Werlheim-Freudcnberg,  beide  Special- 
Linien;  wegen  des  grof&ten  Theils  ihrer  Besitzungen  auf  der  Hohen  Maia- 
seile.  (S.  unten  bei  Num.  6;  dann  oben  bei  Baiern,  O,  die  Note  zn 
Mum.  5  u.  6.) 

•  6)  Lowenstein-Wertheim-Rosenberg;  wegen  des  grofsten 
Theils  seiner  Besitzungen  auf  der  linken  Mainseite.  (Man  a.  ohen  bei  Baieni, 
n,  die  Note  zu  Num.  7.)  —  Die  sämmtlichen  fürstlich -lowensUaa- 
wertheimiscben  Besitzungen  im  Badischen  (von  Num*  4,  5  u.  6)  haben 
t^Vtoo  QM.  u.  i8,36o  E.,  wovon  11,400  gemeinschaftlich,  3,a34  unter 
L*-W.-Freadenberg  und  3,726  unter  LM-W.-Bosenberg. 

7)  Salm-Reif  ferscheid-Krautheim,  Fürst  und  Altgraf  c).  (Oben, 
$.  3 16,  e.  u,  unten  Zusatz  zu  Seite  49^0 

Grafen* 

8)  Leiningen-Billigheim;  wegen  des  Amtes  Billigheim.  Vs  Q^ 
3,021  E.     (Oben,  $.  3i6,  e.) 

9)  Leiningen-Neudenau;  wegen  des  Amtes  Neudenau.  '/,  QU« 
i,8aa  E.  —    (Oben,  §.  3i6,  e.) 

Anmerkungen. 

Durch  Kauf  erwarb  das  Grofsherzogtlium  Baden  schon    früher  folgende,   ihm 
durch  die  rheinische  Bundes  Acte  untergeordnete  Standesherrschaften: 


kj  Die  vormals  reichsstandische  Grafschaft  NohenGeroldseek  war  in  der  Zeit  des 
rheinischen  Bundes  souverain,  aber  sie  ward  in  der  SchkilsActe  des  wiener 
Congresses,  Art  51,  verglichen  mit  Art.  5t^  wo  Leyen  unter  den  Bundesfirstca 
nicht  aufgeführt  ist  (KLitBSH's  Acten  des  wiener  Congr.,  OL  579-  Vlü.  i5t),  ihrer 
politischen  Unabhängigkeit  stillschweigend  dadurch  entsetzt,  dafs  sie  unter  den 
dem  Kaiser  von  Oestreich  unterworfeneil  Ländern  und  Besitiungen   raitrerstan* 

-  den  ward.  KlCbsb's  Qneltensamnilnng,  8.  56  u.  f. ,  Note  a.  Oestreich  trat  die» 
selbe  an  Baden  ab,  in  einem  swiachen  beiden  au  Fcaalcfurt  gescfalosaenen  Vcr« 
trag  ▼.  10.  Jul.  1819,  bekräftigt  durch  den  Reces-g^neral  der  frankf.  Territorial- 
Coinmission  y.  sa  Jul.  1819,  art.  8.  Am  4.  Oct.  1819  erft>]gte  die  Uchergabe 
an  Bilden. 

ej  Der  Fürst  su  Salm -Reifferseherd -Krautheim  hat  den  unter  badiscber  SooTe- 
rainetSt  gelegenen  Theil  seines  Ffirstentbums  Salm  •  Krautheim  (3^Vioo  Q^- 
18,776  E.)  durch  Vertrag  vom  «.  Oct.  i896  u.  5.  Febr.  1839,  ralificirt  a«  7.  Febr. 
1889,  ^^  ^^®  S^*  Badische  Regierung  verkauft,  bleibt  indessen,  in  GemST^lieit 
emer  gh.  Verordnung  v.  37.  Mfirs  1839,  '^^  ^^-  °*  ^^S*  ^1.  St.  to,  mit  seiner  Fanilie 
in  dem  Grofshcrtogthum  Baden  standesherrlick  bevorrecktet. 
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a)  voa  dtm  PQrtteo  von  jiuer4perg'^  die  gebürstete  Grafscliaft  Thengien »  hn  J» 
181 1  (Regier.  Blatt,  1811,  Nuuu  31).  V2  QM*  t,iio  E.; 

b)  von  dem  Fürsten  ron  ScAwarzenherff,  die  Landgrafscliaft  Riet tgau^  im  J.  i8i3. 
3  QM.  8,910  E.; 

diese  beiden  (Qretllcben  Häuser  sehieden  aus  dem  standesherfliclien  Verbält- 
niis  in  Baden  ganslicb  aus;  TOn  dem  Fürsten  %}x  SulnifReifferscheüL'Kranihtim  dagegen« 
welcber  nach  dem  Verl&auf  seiner  Standesherrscbaft  standesherrlicbcr  Personafist 
in  Baden  geblieben  ist,  s-  d.  Note  c  zu  Num.  7. 

c}  Die  rheinische  BundcsActe  hatte  auch  die  nassau-oranische,  vormals  su  der 
Abtei  Weingarten  gehörende,  Herrschaft  Hagnau^  bei  Meersburg,  Baden  als  Stan- 
desherrschaft untergeordnet  Napoleon  beraubte  aber  bald  nachher  das  Haus 
KassauOranien  seiner  teutschen  Besitzungen,  und  seitdem  befand  sich  Hagnau  im 
Besitz  des  gh.  Hauses  Baden.  Nach  dem  Fall  Napoleon's  ward  dieselbe  an  Nassau* 
Orauien  zurückgegeben.  . 

d)  Die  ffroiskerzog-iiche  Fanälie  besitzt,  als  FamillcnFidcicommirs ,  zum  gemein- 
schaftlichen Genufs  für  drei  nachgcbohrne  Prinzen  (dermal,  1889,  ^^^  grossberzog- 
lichen  Prinzen  und  Markgrafen  Friedrich^  fTilketm  und  Maximilian)^  die  durch 
den  Reichsdep.Hauptschlufs  von  i8o3  an  das  Haus  Baden  gekommenen  Grafschaf- 
ten Salem  (Salmannsweiler)  und  Peurihaueen  am  Bodensce,  vormalige  rcichsstan- 
dische  Reichsabteien.  Grofsberzogl*  Verordn.  t.  a8.  Juni  1837,  betr.  den  Standes^ 
herrlichen  Rechtszustand  von  Salem  und  Petershausen,  oben  §.  817,  a. 

e)  Die  grofsherzoglichen  Prinzen  und  Markgrafen  fFll/telm  und  Majrimilmn  von 
Baden^  Brüder  des  jetzigen  Grofsherzogs,  besitzen  die  von  ihnen  (damals  in  Ge- 
meinschaft mit  ihrem  Herrn  Bruder  Leopold)  im  J.  1808  bei  dem  Bürsten  von 
Bretzenheim  erkaufte  Herrschaft  Zwingenherg  am  Neckar,  iVio  Q^-  294^0  ^  l^ic* 
selbe  war  früher,  Jahrhunderte  lang,  als  reichsunmittelbar  bei  der  fränkischen 
Reichsritterschaft,  Ganton  Ottenwald,  iromatriculirti  dann  aber  von  Rurpfalz  ezimirt 
und  unter  dessen  Landeshoheit  gezogen  worden.  Der  berühmte  Rechtstreit  hier* 
über  am  Reichshofrath,  zwischen  der  Reichsritterschaft  und  Rurpfalz,  ward  175a 
durch  Vergleich  beigelegt.  Im  Jahr  1808  ward  ihr  von  dem  GroCsherzo^  Standes- 
herrlichkeit verliehen.    (Oben  %.  3i5,  b.) 

f )  Die  Herrschaft  HeiUherg^  mit  den  Ortschaften  Oottmadingen  und  Ebria|;en, 
welche  der  imJ.  i83o  verstorbene  Grofsberzog  Ludwig  von  Baden  erkauft,  und 
seinem  natürlichen  Sohn,  dem  Grafen  von  Langenstein^  hinterlassen  hat,  sollte  die 
standesherrlichen  Bechte  und  Befugnisse  (des  Grofsherzogthums)  geniefsen,  zufolge 
einer  Verordnung  des  genannten  Grofsherzogs  vom  11.' Od.  18)9;  anders  ward 
diefs  aber  bestimmt  durch  eine  Verordnung  vom  3i.Deo*  i833,  im  Bad.  Begier^BU 
von  1834,  Num.  t.    (Oben  |.  317,  a.) 


Ib  dem  RarfursteDduun  Hessen  ')• 

1)  Fürst  Ton  Isenburg-Offenbach-Bir stein;  wegen  der  Aemter 
Birstein  und  Langensdbold,  2  CM.  «5,900  E.,  und  eines  Antbeils  am  Ort 


a)  Von  der  alandesherrlicben  Unterordnung  der  hier  genannlieiL  Familien  unter 
Rurheasen  soid  nachsuaehen:  der  Aote  final  du  congr^s  de  Vienne,  art«  5a.  GH» 
hcaaiaeher  Vertrag  mit  Horhes&en  v.  29.  Jun.  i&i(»,  'm  MABvsna  rccueiU  SuppMm.^ 
VIL  65.  74*     Reeea*g^eral  de  la  Conunission  territoriale  rasaemblee  a  Franc* 
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Bückingen f  der  jedoch  froher  nicht  reichagtändisch  war,  sondern  zo  der 
mittelrheinischen  Beichsritterschaft  gehorte.  (Man  8.  unten  die  Note  hä 
Vin,  Grofsherzogtham  Hessen,  Niun.  i.) 

a)  Graf  von  Isenburg-Büdingen  in  Wachtersbach;  wegen  des 
Amtes  Wächtersbachf  mit  Aosnahme  der  zu  dem  Amt  Assenheim  gehörenden 
Orte,  1V4  QM«,  5,100  £,  Dann  wegen  seines  Antheils  an  dem  oben  bei 
Num    1  genannten  Ort  Bückingen. 

3)  Graf  von  Isenburg -Büdingen  in  Mieerholz;  wegen  des 
Amtes  Meerholz,  1  QM. ,  4)Oio  £!•,  mit  Ausnahme  des  Amtes  Harienbora. 
Dann  wegen  seines  Antheils  an  dem  oben  bei  Nom.  i  genannten  Ort 
Bückingen* 

4)  Graf  Yon  Isenburg-Büdingen  tu  Büdingen;  wegen  seines 
Antheils  an  dem  bei  Num*  1  genannten  Ort  Bücküigen,  in  dem  Amt  Seibold, 
welcher  dem  fürstlichen  und  gräflichen  Hause  Isenburg  gemeinschaftlidi 
zusteht. 

5)  Graf  yon  SoIms-B5delheim;  w^en  seiner  Hälfte  an  dem 
Marktflecken  Praunheim,  mit  890  E*  (Man  s.  Note  b  zu  Num.  i,  bei 
GH«  Hessen,  TBL) 


vm. 

In  dem  Grofsherzo^kum  Hessen  ^). 

Fürsten. 

1)  Isenburg-Offenbach-Birstein  ^)^  wegen  der  Aemter 
Offenbach  und  Dreieich  (8,028  £•))  ^^^  wegen  des  Amtes  Wening» 
(3,197  E.).    (Oben,  §.  3i6,  f.) 


fort  8.  M.,  date  du  20  juillet  1819,  art.   25;  bei   Mahtiss  L   c  VIIL 
Hurfiirstl.  Bestimmung,  oben  $.  3i6,  g. 

a)  Von  der  standetherrlichen  Unterordnung  dieser  Familien  unter  GH.  Hesaeiii 
sind  nacbsusehen:  die  rheinische  BundesActc,  Art.  24*  Acte  final  du  congres 
de  Vienne,  art.  52.  Vertrag  swiscben  Baden  u.  GH.  Hessen,  y.  8.  Sept.  1810,  in 
WiJf HOPPES  rhein.  Bund,  Heft  5o,  S.  3o2,  vergL  mit  S.  256  u.  f.,  u.  in  Mjüarsa» 
recueil,  Supplcm. ,  V.  280.  GH.  hessischer  Vertrag  mit  Preulsen  u.  Oestreich 
T.  3o.  Jun.  1816,  ebendas.  VIL  78.  Desgl.  mit  Kurhessen  vom  29.  Jun.  1816, 
ebcndas.  VIL  64«  Reces-g^neral  der  frankf.  TerritorialConunission,  t.  20.  JoL 
1819,  art.  19  u.  25,  bei  Mabtksts  I.e.  VIIL  604.-*  GrofsherEOgliche  Bestimmun« 
gen,  über  den  allgemeinen  Rechtssustand  der  ghzl.  hessischen  Standesherren, 
oben  V  3i3,  e,  u,  §.  3i6,  f.  —  In  dem  GH.  Hessen,  machen  die  standesiierrli> 
chen  Besirke  falst  den  vierten  Theil  des  gansen  Staatsgebietes  aus.  GH.  hessi- 
sche Erklär,  in  dem  Protoc.  der  B.  V.  v.  1818,  ^  65.  —  Die  hier  angegebenen 
Einwohnerxahlen  sind  entlehnt  aus  der  1.  Tabelle  in  A.  F.  W.  Caonx's  Handb. 
der  Statistik  des  Grofshersogthums  Hessen,  Th.  L  Darmst  1822.  8.  Doch  feh* 
len  daselbst  Angaben  au  Num.  9,  10,  14  ^  *8»  —  Die  Ordnung  bt  alphabetisch. 

I)  Die  rhemische  BundesActe  hatte  dem  Füiiten  Ton  Istnhtrg^  die  Souverainelat 
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a)  Leiningen;  wegen  der  CiTÜGerichtbarbeit  enter .  InstEuiz  .  über 
HLesselbach,  dann  der  Cent-  und  Forstgerichtbarlteit  iher  Hesselbad^ 
Sanunelsbach,  Kailbach^  Hebatahl  nnd  Untersenabacfa.  (Oben  unter  Baiem^ 
I,  die  Note  zu  Nuin«4.) 

3)  11.  4)  Lowenatein-Wertbeim-Freudenberg,  beide  Linien; 
Rregen  des  Amtes  Habitzheim  und  ihres  Antbeils  an  dem  Dorf  KirchbeerfurL 
;Habitzheim  und  Birchbeerfürt  haben  zusammen  3,0^6  E.) 

5)  Lowenstein-Wertheim-Rosenberg;  iregen  des  Amtes 
äabitzheiin,  seines  Anthcils  an  der  Herrschaft  Breuberg  und  an  dem  Dorf 
EUrchbeerftirt*  (Breuberg  hat  io,382  £•;  von  Kirchbeerfurt  s«  bei  Nom«  3  u«4*) 

6)  Solms-Braunfels;  wegen  der  Aemter  Hungeo  (Grafschaft )| 
VFSifersheim  nebst  Gambach,  uhd  (iriiningen.     10,237  Einw« 

7)  Solms-Lich  und  Hohensolms;  wegen  der  Aemter  Lieh  und 
>}iederweiseL    6,589  E* 

Grafen. 

8)  Erbach-Wartemberg-Roth,  sonst  Erbach-Erbach;  wegen  der 
iemter  Erbach  (3,48i  E«)  und  Reichenberg  (4,106  E.),  und  seines  An- 
theils  an  dem  Dorf  Kirchbeerfurt.  Die  Yoikszahl  des  letzten,  s.  bei  Nunu  3  u  4« 

9)  Erbach-Fürstenau;  wegen  des  Amtes  Fürstenau  und  Michel- 
stadt (69 183  E.),  dann  des  Amtes  Freiensteia  und  Rothenberg*    6,3 10  E. 

10)  Erbach-Schonberg;  wegen  der  Aemter  Konig  und  Schon- 
berg (5,189  EO,  und  seines  Antbeils  an  der  Herrschaft  Breuberg«  Die 
Volkszahl  der  letzten,  s.  man  bei  Num.  5.     (Oben,  §•  3i6,  f.) 

11)  Isenburg  -  Büdingen  zu  Büdingen;  wegen  der  Aemter^ 
(Grafschaft)  Büdingen  und  Mockstadt»     i0y45a  E, 

12)  Isenburg  -  Büdingen  in  Heerholz;  wegen  des  Amtes 
Marienbom,     I9999  E. 


gelassen ,  und  ihm ,  Art.  ^4  9  sogar  sammtlicbe  Grafen  von  Isenburg  als  Standes- 
berren  untergeordnet.  Aber  Er  und  diese  wurden  im  J.  181 5  Oestreich  subji- 
cirt,  durch  die  ScbuIsActe  des  wiener  Congresses,  Art.  5a.  Klvbkb's  Acten  des 
wiener  Congr.^  D.  579«  Diese  Bestimmung  ward  näher  erklärt  in  einem  wiener 
Protocoll  der  Bevollmächtigten  der  fünf  Mächte  y.  10.  Juni  i8i5f  u.  in  einem 
Ostreich -preussischen  Vertrag  vom  12.  Juni  i8i5.  Koch  et  Schoell  bist,  abre- 
gne des  trait^s,  T.  XI,  p.  363.  Nach  einem  pariser  Protocoll  r.  3.  Nov.  i8i5f 
vertragweise  errichtet  von  Bevollmächtigten  der  vier  verbündeten  Mächte  (Oest- 
reich, Grofsbritannien,  Bufsland,  Preussen),  nach  einem  Vertrag  Oestreichs  und 
Preussens  mit  dem  GH.  von  Hessen,  v.  3b.  Juni  1816,  nach  einem  Tags  vorher 
zwischen  Hurhessen  und  GH.  Hessen  geschlossenen  Vertrag  (in  Mabtes s  recueil, 
SuppUmcnt,  VH,  65  et  74),  und  nach  dem  GeneralRecefs  der  frankfurter  Ter- 
ritorialCommission  Tom  20.  JuH  1819,  Art.  19  u.  25  (Kl^xb*s  QuellensammL« 
S.  116  u.  lao),  erhielten  thcils  Kurhessen,  theils  GH.  Hessen  die  Hoheit,  jeder 
über  einen  bestimmten  Thcil  der  ftirstlichen  und  gräflichen  isenburgischen,  so 
vrie  über  die  solms-rödelheimischen  Besitzungen.  Von  den  letzten  kam  die 
Hälfte  des  Marktfleckens  Praunheim  1816  unter  kurhessische  SouverabietSt 
Mastibs  L  e. 


aiO  Anhang. 

i3)  Itenborg-Bfldingen  in  Withterbacli;  ^regen  läiiei  Ao- 
theiU  (VisD  >n  i^ok  Ant  AwcDhcim  CR<nui®binng  und  IGchdaa).  4o5  E. 

14)  I86nbarg-Philippsdichf  wegaa  das  PuragialAmlOi  Pliilipps« 
eich.    6,590  £. 

i5)  Leiningen-Westerbarg,  ChristopUiche  oder  altere  linie; 
wegen  der  Herrschaft  Ilbenstadt  cy    74  E« 

163  Schlitz,  genannt  Ton  G6rtB$  wegen  der  Hemobaft  Schlitz  ^ 
•V4  QM.  6,98i  E.    (Man  s.  oben,  $.  3i5,  b.) 

17)  Solms-Laabach;  wegen  derAemter  (Gnfichaft)  Lanbadi  ood 
Dtphe.    6,606  E« 

18)  Sölms-RSdelheim;  wegen  der  Aemter  Rodeiheim  ujid  Ifiedff- 
wollstadt,  und  seines  Antheils  (V12}  s^  Asseaheim«  (Dorf  Einarlshassen, 
init  4ai  E.) 

193  Solms- Wildenfels;  wegen  der  Herrschaft  Engelthal  e).  40  E 
20)  Stolberg-Wernigerode;  wegen  des  Amtes  Gedem.  3,75oL 
3i3   Stolberg  -  Rosla;  wegen  seines  Antheils  an  der   ebemaligefi 
Grafschaft  Konigstein  /)j  V^   Ton  Stadt  und  Schlafs  Ortenberg,   ^^  roe 
Stadt  und  Schlofs  Munzenberg,  und  V^^  ron  Henchelheim.  3,65o  E. 


•*0m 


e)  Die  PrämonstratenserOrdens Abtei  lUenstadt  (ein  Mönch •  und  Franenldoster),  aa 
dem  Gebiet  der  ehemaligen  Reichsburg  Friedberg,  war  nicht  reächssCaa&du 
auch  nicht  reichsonmittelbar.  Der  R.  Dep.  Hauptschluft  ▼.  i8o3,  {.  so,  g»b 
dieselbe,  y  mit  der  Landeshoheit  in  ihrem  geschlossenen  Umfang «,  ab  EnUeU- 
digung  dem  Grafen  Ton  Leiningen Westerburg ,  ä.  h» 

J)  Die  Herrschaft  Schlät  war  ehehin  reichsunmittelbar  und  immatriciilift  bei  aer 
Reichsritterschaft,  dem  buchischen  Quartier  des  fränkischen  Reichsrittercamois 
Rhönwerra.  Ihrem  Besitzer  ward  1804  die  Aufnahme  (als  Personalist)  m  das 
reichsgräfliche  wetterauische  Collegium  sugesichert,  sie  kam  aber  nicht  anrVo& 
aiehuug.  Durch  eine  Urkunde  ▼.  3o.  Dec.  1808  (in  Wivnorp's  rhein.  Bus^ 
Heft  XXIX,  S.  24?)  ^9rköi  und  emannie^  der  GH.  von  Hessen  den  Grafea  ua 
Schiit«  genannt  v.  Görts,  seinen  «PatrimonialGerichtsherm«,  in  RurksiiLt 
der  besondern  Verhältnisse,  in  welchen  er  cum  vormaligen  weCterauischen  Gn- 
ienGoilegio  gestanden »  ,  ihn  «und  dessen  eheliche  Nachkommenschaft,  cun 
Standesherm  des  Grofshercogthums  v.    Vergl.  oben  (.  3i5,  b. 

e)  Die  vormalige  nicht- reichsständische,  und  nicht  -  reichsunmittelbare  Cisterrieoser^ 
Frauen  Abtei  Engelthal^  in  dem  Gebiet  der  ehemaligen  Reichsburg  Friedben;, 
erhielt  durch  den  R,  Dep.  HauptschU  v.  i8o3,  §,  ao,  der  Graf  von  Leuungefl- 
Westerburg,  jüngerer  Linie,  der  sie  i8o3  an  Sobns Wildenfels  verkaufte.  3(irl 
einem  Recefs  mit  der  Reichsburg  Friedberg,  hatte  die  Abtei  blolk  die  niedere 
Gerichtbarkeit  in  dem  Umfang  dea  Rlosters;  Verbrecher  mufsten  an  die  B«r| 
abgeliefert  werden.  —  Im  J.  182a  veräufserte  SolmsWüdenfeU  dieses»  wie  <a 
.  acheint,  von  Hessen  seit  1806  als  standesherrlich  behandelte  Resitatkuia , 
dem  Weg  einer  GüterLotterie.  Dessen  ungeachtet  ward  1829  der  Graf  v.  ^\ 
Wildenfels  von  GH.  Hessen  als  Haupt  einer  standesherrlichen  Linie  des  Hani 
Solms  angemeldet;  eine  Eigenschaft,  worin  er  höchstens  als  standeaberriic 
Fersonallsf  gelten  könnte. 

/)  Die  rheinische  Bundes  Acte,  Art.  24,  unterwarf  ttandesherrlich  dem  GH«  B»^ 


Num.  IV.  Veraeiclmiis  idor  t.  Standesherren«  91  € 

IX. 

In  dem  Herzog^hum  Nassau^)« 

i)  Graf  von  Leiningen-Westerburg  (sowohl  die  Christophische 
oder  ältere  Linie,  als  auch  die  Georgische  oder  jüngere  Linie)  5  wegen  der 
Grafschaft  TVesterhnrgi  welche  beide  Linien  gemeinschaftlich  besitzen  ^). 
3,958  E. 

2)  Fürst  Ton  Wied  0>  1)  wegen  seiner  Besitzungen  in  dem  jetzigen 
Imt  Bunkely  Bestandtheile  der  TomuUs  reichsstäadischen  Grafschaft  Wied 
(8,169  £.);  3)  wegen  seioer  Besatzungen  in  dem  jetzigen  Amt  Selters« 
vorhin  Grenzhausen^i  Bestandtheile  der  yorroals  reidjLsstiindischen  Grafschaft 
Wied,   5,159  E. 

33  Erzherzog  Stephan  Franz  Victor  von  Oestreich;  wegen  der 
Grafschaft  Holzappei  und  der  Herrschaft  Schaumburg  d). 


namentlich  n«r  «la  partie  du  comte  d^  Königstein  possedee  par  le  prince  de 
Stolberg -Geiifrji».  (J>\e  fürstUche  Linie  Stolberg,- Gedern  war  im  Mannstamm 
schon  am  5^  Jan.  1804  erloschen ,  und  Stolberg ^^erfii'^ro<ie  war  ihr  in  Gedern 
gefolgt.)  Allein  auch  der  gräftich-Stolberg  -  Hotlmsche  Antheil  an  der  Grafschaft 
Königstein  (Ortenberg  u,  s.  w.)«  verrauihUch  durch  Verseben  in  der  Bundesacte 
mit  Stillschweigen  übergangen»  ward  standesherrlich  uni^r  gbal.  hessische  Staats- 
hoheit gezogen. 

)  Von  der  standesherrlichen  Unterordnung  der  hier  genannten  Familien  unter 
Nass(iu,  s.  man  die  rheinische  BundesActe,  Art.  24*  Vertrag  »wischen  Preussen 
u.  Nassau  v.  3i.  Mai  18 15,  in  Martens  recueil,  Supplem.,  VI.  333.  Protocoll 
der  B.  V.  ▼.  i8a8,  $.  «o.  —  Die  hier  gewählte  Ordnung  der  Standesherren  ist 
bestimmt  durch  den  Rang,  welchen  ihre  der  nassaulscben  Staatshoheit  unterge« 
ordneten  standesherrlichen  Besitzungen  ehedem  in  der  allgemeinen  Beichsver- 
sammlung  gaben;  mit  Ausnahme  des  Grafen  von  Waldbott-Bassenhelm,  dessen 
im  Nassauischen  gelegene  Besitzungen  zu  Reichsstandschaft  nicht  berechtigten. 

)  Nur  die  jüngere  Linie,  «.die  gräfliche  Familie  Neu- Leiningen -Westcrburg*, 
ward  Ton  Nassau,  1829  (wie  früher  schon  in  dem  Nassauischen  Staats,-  u. 
AdrefsHandbuch,  zu  der  erblichen  Landständschaft  auf  der  Herrenbank)  als 
berechtigt  zu  dem  Pradicat  « Erlaucht  v,  bei  der  B.  V.  angemeldet.  Doch 
besitzen 9  meines  Wissens  (Wiitbopp's  rhein.  Bund,  Heft  XXIX,  S<  ig4«  196 
u.  aoo),  hiJe  Linien  gemeinschaftlich  die  standesherrliche  Grafschaft  Wester- 
burg.  So  auch  besitzen  beide,  unter  nassauischer  Hoheit»  die  Tormals  nicht- 
reicbsstäbdische ,  jetzt  grundherrliche  Herrschaft  Schadeck,  im  Amt  Bunkel,  mit 
ungefähr  400'  Ehiw. 

«  Wied  ist,  in  dem  nassauischen  Staats-  und  AdrefsHandbuch,  unter  den  Land- 
ständen des  Herzogthums  nicht  genannt.  —  Der  unter  Num.  I  genannte  Theil 
der  wiedischen  Besitzungen  gehörte  der  Linie  fVied- Ranket  bis  in  das  J.  i8a4} 
wo  diese  Linie  erlosch. 

>  Die  rheinische  BundesActe  unterwarf  standesherrlich  dem  Herzog  von  Nassau 
die  vormals  reichsständische  Grafschaft  Holzappei  und  die  Herrschaft  Sckaumhurg, 
damals  dem  Fürsten  von  Anhalt- Bernburg -Schaumburg  gehörend.  Ab  im  J* 
18t a  der  Mannstamm  erloschen   war,    succedirtcn   in  jenen  Besitzungen   vier 


912  Anhang« 

4)  Graf  Ton  Waldbott-Baasenheim  •)« 


X. 

In  dem  Fürstenthom  Hohenzollern-Sig^marin^en  ^). 

i)  Fürst  von  Fürstenberg;  wegen  der  H^rrsduften  Trochtelfingea 
und  Jangnaa,  und  des  Theib  yom  Amt  MSfskirch  auf  der  linlien  Seite  der 
Donau«     5V4  QM«  lo^ooo  Einw.    (Oben,  $.  3i6y  k) 

2}  Fürst  Ton  Thurn  und  Taxis;  wegen  der  Herrschaft  Slrasbef; 
und  des  Amtes  Ostrach«     1'/^  QIL  3,6oo  E* 


Töchter  aus  dieser  Linie.  Eine  war  yermShlt  mit  dem  Ershersog  Josepb  tos 
Oestreieh,  Dieser  fand  die  andern  Miterben  mit  Geld  ab,  und  erwarb  so  das 
Ganze  für  seinen  mit  jener  Miterbin  erseugten  Sobn,  den  ErsfaerBog  Stepka 
Franz  Victor.  Da  wegen  seiner  Familienwfirde  dem  Erxberzog  ein  boheres 
Prädicat  zukommt,  als  die  standesberrlich-ftirstlicbe  «Durchlaucht »,  so  kooste 
er  zu  dieser  im  J.  1829  von  Nassau  bei  der  Bundesversammlung  nicht  angenddet 
werden.  Es  ist  ihm  aber  in  dem  nassanischen  Staats-  und  AdrefsHandbncb 
unter  den  erblichen  Landständen  auf  der  Herrenbank  die  erste  Stelle  eingerssaiL 

e)  Der  Graf  tod  ßf^aidBott' Basienheim  wird  in  den  ProtocoUen  der  B.  V.  t.  1818, 
}.  20,  wegen  der  « Standesherrschafteni»  (sie!)  Retffenher^  und  Cransherg  (jeae 
unweit  Königstein  mit  636,  diese  bei  Usingen  mit  563  £.)«  ^on  Nassau  aU 
Standosherr  aufgeführt  Ob  diese  Herrschailen  dafür,  im  Sinn  des  Art  14  der 
Bundes  Acte  (§.  3oi,  d)^  gelten  können,  da  sie  nicht  reichsstandisck ,  sondcn 
blofs  reichsunmittelbar,  doch  nicht  reichsritterschaftlich ,  waren?  —  Die 
wiener  Congrefsacte  erwähnt  ihrer  nicht,  die  rheinische  BundesActe,  Art  14« 
blofs  der  Herrschaft  Cransberg;  welche  sie  als  «terre  6^estre*  beseicbiet 
Dagegen  ist  der  Graf  ron  Waldbott-Bassenheim  unter  Baiem  und  fPurtgmbfrg 
unstreitig  Standesherr  im  Sinn  der  BundesActe;  hier  wegen  Ht^g^ack,  dort 
wegen  Buxheim  und  fTnOerricden,  Man  s.  oben  bei  Baiem  und  Wfirtember{. 
11/94  u>id  V,  33.  —  Als  zu  dem  standesherrlich-gräflichen  Prädicat  «Erlaadit' 
berechtigt,  ward  er  im  J.  1839  nicht  blofs  tou  Baiern  und  Wflrtemberg,  sondere 
auch  TOn  Nassau  angemeldet.  In  dem  nassauischen  Staats-  und  AdrelsHandbock 
wird  er  unter  den  erblichen  Landständen  auf  der  Herrenbank  aulgefuhrt,  ab 
Besitzer  der  «Herrschaften»  Gransberg  und  Reiffenberg. 

a)  Von  der  standesherrlichen  Unterordnung  dieser  Fürsten  unter  den  Fürsten  t«b 
H.  Sigmaringen,  s.  man  die  rhein.  BundesActe,  Art.  a4' 


OIB 

Nom.  V. 
Allgemeines  Verzeichnifs 

er  Häupter  rormals  reichsständischer,  jetzt  standesherrlich  untergeordneter 
ürstlieher  und  gräflicher  Familien,  welche  im  J»  1829  ^^^  Regierangeo 
eatscher  Bundesstaaten  bei  der  BundesTersammlung  als  solche  angemeldet 
irorden  sind,  denen,  and  zwar  den  fürstlichen  das  Prädicat  Durchlaucht, 
len  gräflichen  das  Prädicat  Erlaucht  zukomme^  in  Folge  der  Beschlösse 
ler  Bandesyersammlung ,  für  die  ersten  vom  18.  August  1825  und 
3*  Februar  1820,  für  die  andern  gleichfalls  yom  13.  Februar  1829 
Vergl.  oben ,  $.  3o3  ). 

Mit  Anzeige  der  Bundesstaaten,  in  welchen  die  standesherrlichen  Be» 
Sitzungen  eines  Jeden,  so  fern  er  damit  Tcrsehen  kt,  gelegen  sind. 

Vorbemerkungen. 

Vou  den  Bedingungen  der  StandesherrliMeit  im  Sinn  der  teutschen  Bundes« 
Icte,  und  Ton  An&mali'en  in  dieser  Bexiebung,  sehe  man  oben  S.  888  die  Vor* 
»emerkungen  su  dem  nachstTorhergehenden  yerzeichnifs,  Nnm.  IV.  —  In  dem 
;egenwärtigen  VcraBeichnifs. ,  welches  zunächst  auf  die  su  den  standesherrlicben 
i^rädicaten  « Durchlaucht v  und  « Erlaucht v  als  berechtigt  bei  der  BuodesTer 
Ammlung  Angemeldeten  sich  besieht, '  finden  sich  auch  Anomalien  anderer  Art 
iU  in  jenem.  Diese  sind  hier  bei  den  Einzelnen,  welche  sie  betrofTen.!  angezeigt» 
iufmerlisam  gemacht  auf  dieselben,  ist  schon  in  der  ersten  Colurone,-  äurch  die 
\)ruckart  des  Familiennamens.    Es  sind  nämlich  defthalb  ausgezeichnet: 

1)  Durch  GarmondCursiv  (Italique),  die^  welchen,  obgleich  sie  in  der  Zelt  des 
teatschen  Reichs  nur  reichsständiscA- gräfliche  PerMonalisten  waren,  oder  ihnen  Auf 
nähme  in  ein  reichsgräfliches  GoUegium  nur  zugesichert  war,  dennoch  für  sie  und 
ihre  Tormals  nicht -reichsständischen,  doch  rcichsunmittelbaren  reichsrillerschaft- 
lichen  Besitzungen,  Standesherrlichkeit  Im  Sinn  der  teutschen  Bundes  Acte  gestattet 
vrird.    Von  dieser  Art  sind:  Görtz,  Neipperg  und  Giech. 

2)  Durch  GarmondCursiv  und  Einschließung  des  Namens  in  Klammem^  die, 
welche,  wegen  Verausserung  ihrer  standesherrlichen  Besitzungen  siandesherrUchs 
Personalisten  geworden  sind.  So,  Aucrsperg,  Colloredo-Mansfeld ,  Lobkowitz, 
Mettemich,  Solms -Wildenfels  ^  Stadion  (die  Friedericanische  Linie,  sonst 
Stadion  -  Warthausen  genannt),  Wallmoden. 

3)  Durch  Druck  mit  teutschen  Lettern,  Bourgeois  Fractur ,  und  Einschliefsung 
des  Namens  in  Klammem ,  die ,  welche  reichsständisch  •  gräfliche  Personalisten  waren^ 
mithin  ehehin  reichsständisch ,  auch  jetzt  standesherrlich  nirgend  begätert  sind  oder 
waren.  Dahin  gehören:  Hheyenhüller-Metsch,  Bosenberg,  Starhemberg,  Trantt« 
mansdoHF,  Harrach,  Kuefstein,  Platen - Hallermnnd ,  Wurmbrand. 

4)  Durch  Druck  mit  GarmondAntiqua  und  in  Klammern  ^  der  Herzog  von  Groj*, 
welcher  keine  Beichsstandschaft ,  aber  unmittelbares  nicht -reicbsritterschaftliches 
Besitzthum,  und  Aufnahme  in  ein  GrafenCollegium  zu  erwarten  hatte.  Oben  in 
dem  Anhang  IV,  bei  Preussen,  die  Note  zu  Num.  4  9  S.  890. 

5)  Durch  Druck  mit  teutschen  PetitSckwabaeher  Lettern  und  Einschliefsung  in 
Klammem^  jene,  welche  nieht-stimm/uhrende  Mitglieder  einer  reichsstSndischen  Familie 
waren,  und  standesherrlich  nirgend  begütert  sind  oder  tvaren,  aber  jetzt  Mitglieder 
einer  standesherrlichen  Familie  sind.  So,  Salm-BeifTerscbeid-Baitz  und  SchÖnbom- 
Buchheim. 

6)  Durch  Druck  mit  lateinisch  -  ^our^eoiVCur/tv  und  in  Klammem  der  Freiherrf 
seit  1810  Graf  von  Bechberg,  welcher  weder  persönliche  Beichsstandschaft  noch 
reichsstSndisches  Besitzthum  hatte,  doch  reichsunmiltelbar  -  reichsritterschaftUch 
begütert  war.    Eben  so  der  Graf  Ton  Pappenheim,  wovon  %,  3i5,  b. 
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ZUSÄTZE, 


M-elche  Kum  grossen  Theil  in  dem  zwe^ahrigen  Zeiträume  des  DrHcks  dieser  Auflage 

ihren  Entstehungsgrund  haben. 


S.  26,  Z.  93  T.  o.,  %.  94,  Note  b,  ist  beizufügen:  J.  D.  Leuthsosskr  (Bundes- 
Rcgistrator),  Alphabetisches  Register  über  die  Verhandlungen  der  deutschen 
B.V.,  V.  1.  Oct.  1816  bis  zum  Schlufs  des  J.  i836.  In  zwei  Abtheilungen,  wovon 
die  zweite  die  Militärverhältnisse  enthält.  Frankfurt  a.  M.,  in  der  BundesPräsidial- 
Druckerei.  697  S.  in  Fol.  (Die  Abdrücke  sind  nur  für  die  Gesandtschaften  und 
Regierungen  bestimmt.) 

S.  46«  Z.  19  T.  u.,  §.40,  Note  c,  setze  man  hinzu:  Neuere  Beschlüsse  der  B.V. 
über  die  Yerabfolgung  der  in  dem  reichskammergerichtlichen  Archiv  befindlichen 
Bildnisse  teutscher  Kaiser  und  Kurfürsten^  vom  i3.  Mai  i836,  —  über  das  reichs- 
karomergerichtliche  Depositenwesen,  vom  16.  März  u.  5.  Oct.  1837,  9.  Aug.  u« 
97.  Sept.  i838,  —  sodann  über  die  gänzliche  Auseinandersetzung  des  reichs* 
kammergerichtlichen  Archivsi  vom  17.  Mai  i838,  95.  Juli  u.  93.  Sept.  1839,  finden 
sich  in  v«  Metsh's  Staatsacten,  Th.  II,  S.  5ii«  544  u-  607. 

S.  97,  Im  16  V.  u.,  %n  87,  Note  d,  ist  beizufügen:  Zwischen  Baden  und  dem 
Schweizerkantone  Schaffhausen  wurde  am  1.  März  1839  ein  GrenzRegulirungs- 
Vertrag  abgeschlossen,  der  400jährigen  Streitigkeiten  ein  Ziel  setzte.  Allgm.  Zeit. 
V.  91.  März,  Beilage. 

S.  98,  Z.  96  V.  o.,  §.  88,  Note  c,  setze  man  hinzu:  Ein  im  April  1840  «wischen 
Baden  und  Frankreich  abgeschlossener  Vertrag  hat  die  Rheingrenze  zwischen 
den  beiden  Staaten,  welche  bis  dahin  an  mehreren  Stellen  ungewifs  war,  be- 
richtigt.   Allgem.  Zeit.  v.  11.  April  1840. 

S*  194,  Z.  5  V.  u.,  §.  108,  Note  g,  dersgl.  S.  139,  Z.  i4  ^.  u.,  %.  191,  ist  beizufügen: 
Durch  einen  Beschlufs  der  B.V.  v.  17.  Mai  i838  (in  v.  Mbykr's  Staatsacten, 
Th.  n,  S.  55o)  wurde  bestimmt,  dafs  der  Landgraf  zu  HessenHomburg  in  pleno 
eine  Stimme  haben,  und  den  Platz  vor  den  Freien  Städten  einnehmen,  sodann 
veranlafst  werden  solle,  sich  im  engern  Raüit  den  zur  16.  Gcsammtstimme  ver- 
einigten Fürsten  anzuschliefsen. 
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S.  300,  Z.  s6  V.  c,  $.  167,  Note  a,  noch  Folgendes:  Darlegung  der  Hauptresultate 
aus  den  wegen  der  revolutionären  Gomplotte  der  neueren  Zeit  in  Deutschland 
geführten  Untersuchungen.  Auf  den  Zeitabschnitt  mit  Ende  Juli  i838.  Frankfurt 
a.  M.  in  der  BundesPrSsidialDruckerei.  1839.  4*  I™  AusEug  in  ▼.  Mbtbb*s  Staats- 
acten,  Th.  II,  8.  427  ff. 

S.  SSO,  Z.  5  V.  u«,  §.  174,  Note  i,  beisufSgen:  Ueber  die  unter  a  u«  c  bemerkten 
Streitigkeiten  ergingen  durch  das  badische  Oßerhofgericht  su  Mannheim,  als 
Austragalinstanc,  swei  Urtheile,  das  eine  am  ao.  Dec.  i838,  das  andere  am 
la.  Dec.  i838. 

S.  n5,  Z.  3  ▼.  o.,  %,  175,  Note  1,  nach  «S.81  iL*  setse  man  hinsu:  Ein  Beschlufs 
der  B.V.  rem  a5.  Juni  n835  (in  ▼•  Mxyib*s  Staatsacten,  Ih.  ü,  8.  600)  hat  all- 
gemein bestimmt,  dals  ron  dem  Art  26  des  Entwurfs  eines  Bundestagsbeschlusses 
über  das  Verfahren  in  Streitigkeiten  der  Bundesglieder  unter  einander  (Prot.  v. 
31.  Dec  iBao,  %.  ai4,  s.  oben  %.  174«  Note  c),  so  wie  überhaupt  von  jeder 
bundesgesetslichen  Bestimmung  über  die  Zulassigkeit  von  Nichtigkeitsbeschwerden^ 
zu  abstrahiren  sey. 

S.  34s,  Z.  i5  V,  u.,  %.  i85,  Note  d,  am  Schlufs,  noch  hineu:  Damit  vergleiche 
man  jedoch  den  Beschlufs  der  B.V.  v.om  18.  8ept.  i834  über  Unstatthd^gkeit 
der  Einmischung  fremder  Mächte  in'  die  inneren  Angelegenheiten  des  Bundes,  ab- 
gedruckt in  T.  Mbtbb*s  Staatsacten,  Th.  U,  8.  47^* 

S.  353,  Z.  a4  V.  u.,  §.  195,  Note  b,  nach  «5  Fl.  3o  Kr.v  ist  einsuschalten :  Die 
Abtretung  eines  Theils  des  Grofshensogthums  Luxemburg  an  Belgien  und  die 
Substituirung  des  neu  gebildeten  Hensogthums  Limburg  für  denselben  (s.  unten 
den  Zusatz  su  §.  33o,  Note  e)  haben  eine  abermalige  Abänderung  der  Matrikel 
sur  Folge  gehabt,  welche  in  swei  Beschlüssen  der  B.V.,  vom  6.  u.  16.  September 
1839,  festgesetzt  worden  is^.  Die  hiernach  berichtigte  Matrikel,  vom  1.  October 
1839  an  geltend,  ist  dem  Protoc.  der  B.V.  v.  16.  Sept  1839  ^^  Beilage  beigefögt, 
und  es  war  noch  thunlich,  sie  oben  in  den  Anhang  unter  Num.  HI,  B.  aufzunehmen. 

S.  361,  Z.  29  V.  o.,  §.  90O,  Note  b,  ist  am  Schlufs  beisufUgen:  S.  den  Anhang, 
Nachtrag  su  den  Tabellen  Num.  I  und  II,  S.  883  ff. 

S.  3i3,  Z.  19  V.  u.,  §.  333,  Note  a,  am  Schlufs  noch  Folgendes:  Die  B.y.  hat  über 
die  Anerkennung  der  als  liquid  nachgewiesenen  Schulden  der  BeichsOperations- 
casse  und  über  deren  Tilgung,  innerhalb  dreier  Jahre  vom  i5.  Nov.  i838  an, 
definitive  Beschlüsse  gefafst,  am  5.  Nov.  i835,  i5.  Nov*  i838  und  28.  Febr.  1839, 
die  abgedruckt  sind  in  v.  Mstxr*s  Staatsacten,  Tb.  II,  8.  558. 

S.  3i7,  Z  a6  V.  o.,  §.  334«  Note  c,  ist  sususetsen:  Am  i5.  Januar  1839  hat  der 
Kaiser  von  Oestreieh  genehmigt,  dafs  sich,  sur  Erhaltung  und  Beschütsung  des 
Ordens,  ein  eigenes  lombardiseh-venetianisches  JohanniterOrdensPriorat  bilde. 
Seinem  Beispiel  folgte  der  König  beider  Sicilien,  indem  er  durch  Bescript  vom 

7.  December  i83q  in  seinen  Staaten  den  Orden  wieder  herstellte. 

f 

S.  349,  Z.  8  V.  u.,  §.  348,  Note  e,  und  8.  35i,  Z.  8  v.  u.,  %.  960,  Note  a,  setze 
man  noch  hinzu:  Badisches  Apanagengesetz  v.  21.  Jali  1839. 

S.  374,  Z.  6  V.  u.,  §.  362,  Note  g,  ist  das  in  d.  §.  324,  Note  d  (S.  5 10)  zu  findende 
AUegat  der  Hon.  Preufs.  GabinetOrdre  v.  16.  Jan.  i836,  wegen  Errichtung  von 
adelichen  Familienfideicommissen  in  Bheinpreussen,  beizufügen. 

S.  408,  Z.  12  V.  o. ,  |.  283»  Note  g,  ist  beizufögen:  Nach  einem  Beschlufk  der  B.V. 
V.  28.  April   i836   (in  v.  Mitbb*b  Staatsacten,    Th.  II,  8.  507)  sollen  Berichte 
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uad  Nachrichten  über  Verhandlungen  teuUcher  Standeversammlungen  nur  aus 
deu  öffentlichen  Blättern  und  aus  den  cur  Oeffentlichkeit  bestimmten  Acten  des 
betreffenden  Bundesstaates  in  die  Zeitungen  und  periodischen  Schriften  aufge- 
nommen werden. 

S.  419»  Z.  21  V.  tt,,  ^.  986,  Note  m,  am  Schluls,  Zusatz:  Eine  Vereinbarung  über 
ein  neues  Staatsgrundgesets  hat  seitdem'  und  bis  jetzt  (März  1840)  in  kleiner 
Weise  Statt  gefunden ,  vielmehr  scheinen  sich,  im  Widerspruch  mit  dem  ange- 
führten Patent  ▼om  5.  Juli  1837  und  dem  spätem  vom  i.  November  desselben 
Jahres,  welches  das  Staatsgrundgesetz  von  i833  ausdrücklich  für  erloschen  er- 
klärte, der  Wunsch  nach  Aufrechterhaltung  dieses  Gesetzes  und  die  Meinung 
von  dem  rechtlichen  Fortbestehen  desselben,  in  Hannover,  innerhalb  und  ausser- 
halb der  Ständeversammlung,  immer  mehr  verbreitet  und  befestigt  zu  haben. 
Auf  mehrere  in  diesem  Sinn,  theils  von  verschiedenen  Städten,  theils  von  Mit- 
gliedern der  allgemeinen  Stände  Versammlung ,  bei  der  B.V.  übergebene  Gesuche, 
hat  diese,  in  einem  Beschlufs  vom  5.  Sept.  1839,  in  Hannover  bekannt  gemacht 
durch  eine  Königl.,  Proclamation  vom  10.  desselben  Monats,  erklärt:  «dafs  den 
«in  der  fünften  Sitzung  vom  26.  April  1889  auf  das  Einschreiten  des  Bundes 
A  in  der  hannoverischen  Verfassungsfrage  gestellten  Anträgen  keine  Folge  gegeben 
«werden  könne,  da  bei  obwaltender  Sachlage  eine  bundesgesetzlich  begründete 
«Veranlassung  zur  Einschreitnng  in  diese  innere  Landesangelegenheit  nicht  vor- 
« liege.  Dagegen  hege  die  Bundesversammlung  die  vertrauensvolle  Erwartung, 
«dafs  Se.  Majestät  der  König  von  Hannover  Allerhöchstihren  ausgesprochenen 
ft landesväterlii'hen  Absichten  gemäfs  geneigt  seyn  werde,  baldmöglichst  mit  den 
«dennaligen  Ständen  über  das  Verfassungswerk  eine  den  Bechten  der  Krone 
«und  der  Stände  entsprechende  Vereinbarung  zu  treffen».  Die  entstandenen 
Schwierigkeiten  scheinen  durch  diese  Erklärung  nicht  gemindert  worden  zu  seyn. 
Die  Königl.  Begierung  hatte  schon  vorher,  am  i5.  Februar  1889,  den  obener- 
wähnten Entwurf  eines  neuen  Staatsgrundgesetzes  zurückgenommen.  Die  im  Mai 
1839  versuchte  Wiederaufnahme  der  Berathungen  darüber  scheiterte  an  der 
Weigerung  der  zweiten  Kammer,  einer  von  der  Begierung  vorgeschlagenen  ge- 
meinschaftlichen Commission  durch  die  verlangten  zwei  Abgeordneten  aus  ihrer 
Mitte  beizutreten.  Die  seit  dem  Februar  i838  bestehende  Ständeversammlung, 
in  welcher,  wegen  des  Nichterscheinens  oder  des  Bücktrittes  mehrerer  Mitglieder, 
so  wie  wegen  der  Weigerung  verschiedener  Wahlbezirke,  (ur  dieselbe  zu  wählen, 
eine  namhafte  Anzahl  von  Mitgliedern  fehlt,  ist  mehrmal  vertagt  und  wieder  ein- 
berufen worden.  Zuletzt  ist  sie,  nach  besonderer  eindringlicher  Ermahnung  zu 
Vornahme  der  noch  rückständigen  Wahlen,  sehr  unvollzählig  zusammengetreten 
am  19.  März  1840.  Ein  neuer  Entwurf  einer  Verfassungsurkunde  ist  ihr  alsbald 
zur  Bcrathung  vorgelegt  worden.  —  Man  sehe  u.  a.  die  Verhandlungen  der 
zweiten  Kammer  der  sogenannten  allgemeinen  Ständeversammlung  im  Königreich 
Hannover,  Juni  1889.  Stuttgart  1889.  la.  u.  1840.  8.  Dahlmaitv,  Gutachten  der 
Juristenfacultäten  in  Heidelberg,  Jena  und  Tübingen,  die  hannoverische  Ver- 
fassungsfrage betreffend.  Jena  1839.  ^  Schafxb,  die  hannoverische  Verfassungs- 
frage bei  der  Ständeversammlung  im  Königreich  Sachsen*  Dresden  1840. 8.  Hanno- 
verisches Portfolio.  Sammlung  von  Actenstücken  zur  Geschichte  des  Hannoverischen 
Verfassungskampfes,  2  Bande,  Stuttgart  1840.  8.  ConversationsLexicon  der  Ge- 
genwart, Art.  Hannover  und  Hannoverische  Verfassungsfrage. 

i.  4ao,  Z,  16  V.  u.,  §.  286,  Note  p  am  Schluls,  ist  beizufügen:  s.  v.  Meybb*s  Staats- 
actcn  Th.  II,  S.  477. 

>.  440,  Z.  7  V.  o.,  §.  291,  Note  m,  setze  man  hinzu:  Nach  dem  Grundgesetz  vom 
26.  September  i833  traten  in  der  ersten  Kammer  hinzu:  die  Königlichen  Prinzen, 
Söhne  des  Königs,  und  die  Häupter  der  Nebenlinien  der  Königlichen   Familie, 
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ein  zweiter  evangeliscber  Geistlicher  undyier  yondem  König  ernannte  Hitglieder; 
dagegen  schieden  aus,  der  Präsident  und  die  rttterschaftliclien  auf  Lebensseit  er- 
wählten Mitglieder  des  SchatsCollegiL  Die  tweüe  Kammer  besteht  danach  aus 
3  Deputirten  der  Stifte,  3  Mitgliedern«  welche  der  König  wegen  des  allgemeinen 
Klosterfonds  ernennt,  i  Deputirten  der  Universität  GÖttingen,  a  von  den  evan- 
gelischen Consistorien  su  erwählenden  Deputirten,  i  Deputirten  des  Domstiftes 
KU  Hildesheim,  37  Deputirten  der  grösseren  Städte  und  Flechen  und  38  Deputirten 
der  Grundbesitser  aus  den  übrigen  Städten  und  Flechen,  aus  den  Freien  und 
aus  dem  Bauernstände. 

S.  44^9  ^4  ▼•  o.,  S.  294«  Hote  e,  nach  den  Worten  «angestanden  haben»  fuge 
man  bei:  S.  $•  986,  Note  m  und  den  Zumiz  dazu  (zu  S.  4*9)* 

S.  474t  Z.  8  V.  u«,  §.  3o3,  Note  q,  Zusatz:  Defsgleichen  erschien,  in  Folge  eines 
kaiserlichen  Cabinetschreibens  vom  21.  Sept  1819,  am  9.  Oct«  18^9  ein  Hof- 
kanzleiMinisterialSchreiben,  betreffend  die  Bestimmung  des  Bangesund  Titels  der 
mediatisirten,  vormals  reichsständischen  gräflichen  Familien  (in  der  Anrede  «Er- 
lauchtig Hoch-  und  Woblgebohmer  Graf»,  im  Context  «Erlaucht»),  nebst  einem 
Verzeichnifs  der  in  der  östreichischen  Monarchie  domieilirten  gräflichen  Familien, 
in  K.  Franz  L  politischen  Gesetzen  und  Verordnungen,  Bd.  LVII  (Jahrgang  1819), 
S.  656. 

S.  481,  Z.  3  V.  o.,  §.  3o6,  Note  d,  bemerke  man  nach  den  Worten  «nicht  mit  auf- 
fuhrt» die  folgenden  Abänderungen:  und  eben  so  Würtemberg  nicht  den  Grafen 
von  AspremontLjnden,  der  schon  1812  seine  Standesherrschaft  Baindt,  den 
Ffirsten  von  Metternich,  der  1825  seine  Standesherrschaft  Ochsenhausen,  den 
Grafen  von  Stadion,  der  1826  seine  Herrschaft  Warthausen,  und  den  Fürsten 
von  SalmHeiferscheidKrautheim,  der  gleichfalls  im  J.  1826  den  unter  würtem- 
bergischer  Staatshoheit  gelegenen  Theil  seiner  Standesherrschaft  verkauft  hat; 
wohl  aber  die  Fürsten  von  ColloredoMansfeld  und  von  Dietrichstein,  obgleich 
auch  diese  beiden,  der  erste  1837  seine  Herrschaft  Groningen,  der  andere  1829 
seine  Herrschaft  Bavensburg,  verkauft  haben.  —  Auch  der  Fürst  von  Kaunitz- 
Rietberg,  ohne  männliche  Nachkommen,  hat  die  Grafschaft  Bietberg  in  West- 
phalen,  welche  durch  den  Art  4^  ^^  wiener  Gongressacte  von  181 5  für  eine 
Standesherrschaft  unter  preufsischer  Staatshoheit  erklärt  war,  um  das  Jahr  iSoS 
an  den  Gutsbesitzer  Tenge  zu  Niedorbarkhausen  im  Furstenthum  Lippe  verkauft. 
Defsgleichen  verkauften  der  Graf  von  SternbergManderscheid  i835  seine  Standes- 
herrschaft Schussenried  und  Weissenau  an  die  Krone  Würtemberg,  und  der  Fürst 
von  SalmBeifferscheidKrautheim  1839  den  unter  badischer  Staatshoheit  gelegenen 
TheU  seines  Fürstenthums  an  Baden;  so  wie  früher,  1811,  der  Fürst  von  Auers- 
perg  die  geforstete  Grafschaft  Thengeu  an  Baden,  und,  1807,  der  Fürst  von  Lob- 
kowitz  die  gefiirstete  Grafschaft  Stcmstein  an  Baiern.  —  Man  s.  auch  den  An- 
hang, Num.  IV. 

S.  495,  Z.  18  V.  Om  |.  3i6,  Note  d,  nach  «St.  79»  ist  einzuschalten :  c')  für  Fürsten- 
herg  V.  i5.  Juli  18a  1  und  v.  93.  Jan.  1839,  in  d.  Beg.  Bl.  von  18a  1,  Num  61,  u. 
▼.  1839,  Num.  7. 

S.  495,  Z.  16  V.  o.,  §.  3i6,  Note  d,  nach  «Num.  54»  ist  beizufügen:  und  vom 
3.  März  i83i,  Beg.Bl.  Num.  11. 

&  495,  Z.  91  V.  u.,  %.  3i6,  Note  d,  ist  zu  berichtigen:  9)  für  die  Grafen  von  Redt- 
berg  und  Rotheniöwen  v.  3.  Mai  i839,  Beg.  BL  Num.  93. 

S.  495,  Z.  90  V.  u.,  %.  3 16,  Note  d,  nach  QuadUsn^^  ist  ergänzend  zu  setzen:  vom 
a  Mai  1897,  4.  Nov.  i834  u.  i5.  Febr.  1839,  Beg.  Bl.  v.  1897,  Num.  18,  jr.  i834 
Num.  56  (v.  99,  Nov.)  u*  v.  1839,  Num.  10. 

S.  496,  Z.  7  V.  o.,  f.  3i6,  Note  e,  nach  «|*  85»  ist  einzuschalten:  neue  GH*  Ver- 
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Ordnung  aber  denselben  Gegenstand,  v.  97.  Mars  1889,  ^°  ^'  ^^g-  Bl.  Num.  10, 
veranlarst  durcb  den  am  3.  Oct.  ]838  u.  5.  Febr.  1839  geschehenen  Verkauf  der 
Standesherrschaft  an  die  GH.  Badische  Regierung. 

S.  496,  Z.  27  V.  o.,  §.  3i6,  Note  f,  am  Schlufs  ist  beizufügen:  e)  Uebereinkunft  mit 
JsenhitrfffT'ächtersbach^  wegen  Verzichtleistung  deCselben  auf  die  Ausübung  der  Ge- 
richtbarkeit  und  Polizei  und  der  Aufsicht  in  Kirchen-  u.  Schulsachen,  in  d.  Reg. 
Bl.  ▼.  1887,  Num.  3.  f)  Aehnliche  Uebereinkunft  mit  dem  Grafen  ▼.  Schlitz  gen. 
GorU^  in  d.  Reg.  Bl.  v.  i838,  Num.  20.  g)  Uebereinkunft  mit  dem  Grafen  v.  Er- 
bachSchonberff  wegen  Abtretung  der  Forst-  und  JagdPolizei  in  dem  Revier  Reichen- 
bach an  den  Staat,  Reg.  Bl.  ▼.  i838,  Num.  3i. 

S.  498,  Z.  14  T*  o. ,  §.  8179  Note  a,  ist  am  Schlufs  beizufügen:  Durch  eine  Verord- 
nung vom  1.  Dec.  i833  (Reg.  v.  i834,  Num.  I)  wurden  die  Verordnungen  vom  25. 
(nicht  28.)  Juni  1827  u.  12.  Oct.  1829  ausser  Kraft  gesetzt,  und  andere  Bestim- 
mungen getroffen.  S.  §.  818,  Note  b  am  Schlufs,  u.  d.  Anhang  S.  907,  Anm.  f. 
zu  Num.  VII. 

$.  4999  Z.  12  V.  u.  %,  3i8,  Note  b,  nach  «Quellensammlung  a.  a.  O.»  ist  zuzu- 
setzen: Durch  e.  Beschl.  v  3.  Juni  i836  (in  v.  Meter's  Staatsacten  Th.  II, 
S.  5i3)  hat  die  B.  V.,  auf  den  Antrag  der  K.  Sachs.  Regierung,  den  Schutz 
der  von  der  Krone  Sachsen  dem  Hause  Schönburg  auf  den  Grund  der  Recesse 
vom  4-  Mai  1740  undJ9.  Oct.  i835,  so  wie  der  Declaration  vom  7.  Nov.  i835,  zu 
gewahrenden  Rechtshülfe  übernommen. 

S.  5i3,  Z.  20  V.  o.,  %.  826,  Note  a,  Num.  2,  nach  «Reg.  Bl.  Num.  35»  setze  man 
hinzu :  in  Beziehung  auf  die  gräfliche  Familie  Stadtönj  wegen  ihrer  ritterichafiUchen 
Besitzungen  in  Würtemberg.  Stuttg.  17.  Jan.  i885.  Reg.  Rl.  Num.  4« 

S.5i9,  2-  *^  ^'^.9  §.  83o,  Note  e,  ist  beizufügen :  Nach  der  im  Jahr  i83o  stattgehabten 
factischen  Trennung  Belgiens  von  dem  übrigen  Theil  des  Königreichs  der  Nieder- 
lande, wurden  von  den  fünf  Mächten,  Grofsbritannien,  Frankreich,  Oestreich, 
Preussen  und  Rufsland,  in  einem  Protokoll,  welches  ihre  zu  dem  Zweck  der 
Beilegung  des  entstandenen  Streites  zu  London  in  einer  Conferenz  vereinigten 
Bevollmächtigten  am  i5.  October  i83i  gemeinschaftlich  aufnahmen  (die  so  ge- 
nannte Separations  Acte,  in  24  Artikeln),  die  Bedingungen  der  definitiven  Tren- 
nung der  genannte.n  beiden  Länder  und  der  Anerkennung  des  dadurch  neu  gebil- 
deten Königreichs  Belgien  festgesetzt.  Unter  den  hiernach  von  dem  Königreich 
der  Niederlande  abzutretenden  Gebietstheilen  befand  sich  auch  der  wallonische 
Theil  des  Grofsherzogthums  Luxemburg  (näher  bezeichnet  in  dem  Art  H  des 
angeführten  Protokolls,  mit  —  im  Jahr  1889  —  149,572  Seelen),  und  es  bedurfte 
somit  KU  der  Abtretung'  dieses  TheiU  des  teutschen  Bundesgebietes  der  Zustimmung 
des  Bundes.  Diese  Zustimmung  wurde,  in  einem  Beschlufs  der  B.V.  v«  18.  Aug.' 
i836,  tAx,  dem  Vorbehalt  in  Aussicht  gestellt:  dafs  dem  Bunde,  vermittelst  der 
in  dem  Art.  IV  der  Separations  Acte  hierzu  bezeichneten  Gebietstheile,  eine  (in 
einer  besondem  Unterhandlung  zwischen  dem  Bunde  und  Seiner  Königlich- 
Niederländischen  Majestät  noch  näher  auszumittelnde )  angemessene  Territorial 
Entschädigung  gegeben,  sodann  dem  Belgischen  Gouvernement  die  Verpflichtung 
auferlegt  werde,  in  dem  an  dasselbe  abzutretenden  Theil  des  Grofsherzogthums 
Luxemburg  keine  Befestigungen  anzulegen,  namentlich  zu  keiner  Zeit  die  Stadt 
Arlon  zu  befestigen.  Die  definitive  Zustimmung  erfolgte  hiernächst  —  nachdem  am 
19.  April  1889  zu  London  ein  endlicher  Abtheilungs vertrag  zwischen  den  König- . 
reichen  der  Niederlande  und  Belgien  zu  Staude  gekommen  war,  und  die  fünf 
Mächte  demselben  durch  zwei  besondere,  an  dem  nämlichen  Tage  und  ebendaselbst 
von  ihnen  mit  dem  König  der  Niederlande  und  dem  König  der  Belgier  abge- 
schlossene Verträge,  beigetreten  waren  —  durch  die  von  dem  Bunde  zu  diesem 
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Zwtck  bcauftraglen  Gesandlen  Oestreichs  und  Preussens  bei  der  Londoner  Con. 
ferens,  in  einer  von  diesen  beiden  Gesandten,  aU  BevollmucfuigUn  des  TeuUcken 
Bundes y  mitunterzeichneten  Urkunde,  gkichfalb  d.  d.  London  19.  April  1839, 
geneboiigt  durch  einen  Beschlufs  der  B.V.  vom  ii.  Mai  1839.  Vorher  hatte,  in 
einer  SiUung  der  B.V.  vom  i5,  Juni  i838,  der  niederländisch -luiembur^gische 
Gesandte  erklärt,  dafs  seine  Regierung  die  Verpflichtung  ku  der  Ton  ihr  dem 
Bunde  so  gewährenden  TerritorialEntschädigung  anerkenne,  und  in  einer  spätem 
Eröffiiung  desselben  Gesandten,  in  einer  Siteung  vom  i6.  August  1839,  wurden, 
als  lu  solcher  Entschädigung  bestimmt,  die  nach  Art.  IV  der  Londoner  Separations- 
Acte  unter  die  k.  niederländische  Regierung  zurückkehrenden  Gebietstheile,  die 
von  dem  Könige  Grofsherzog  zu  einem  neuen  Herxogthum  Limburg  gebildet  wer- 
den sollten,  bezeichnet.  Die  B.V.  erklärte  in  ihrer  Sitzung  vom  5.  Sept.  1839: 
dafs  sie  in  der  von  Sr.  Majestt^t  dem  König  der  Niederlande,  Grofsherzog  von 
Luxemburg,  gefafsten  Entsrhlicfsung ,  an  die  Stelle  des  an  Belgien  abgetretenen 
Gebiets  im  GrofsherzOgthum  Luxemburg,  mit  dem  ganzen  neu  gebildeten  Her- 
zogthum  Limburg  dem  Teutschen  Bunde  beizutreten,  eine  genügende  Erßltung 
derjenigen  Bedingung  erkenne,  unter  welcher  allein  der  T.  Bund,  vermöge  des  in 
der  Sitzung  vom  18.  Aug.  i836  gefafsten  Beschlusses,  zu  der  Abtretung  eines 
bisher  demselben  einverleibten  Gebietes  seine  Einwilligung  geben  zu  wollen  er- 
klärt habe;  so  wie  daher  der  Bund  von  nuu  an  das  Herzogthum  Limburg  als 
zum  Bundesgebiet  gehörig  betrachten  werde,  so  blieben  auch  dem  nunmehrigen 
Grofsherzogthum  Luxemburg  und  Herzogthum  Limburg  collectiv  alle  diejenigen 
Rechte  und  Vorzüge  vorbehalten,  welche  bisher  mit  dem  Grofsherzogthuni 
Luxembui^  allein  verbunden  gewesen  seyen^s.  hieraächst  den  Zusatz  oben  zu 
§.  195,  Note  b). 

Li  dem  angeführten  Beschlufs  der  B.V.  vom  11.  Mai  t839  war  nicht  allein 
die  nähere  Ermittelung  und  Feststellung  der' dem  Bundesgebiet  als  Ersatz  fiir  den 
abgetretenen  Theil  des  Grofsherzogthums  Luxemburg  zuzuschlagenden  Gebiete, 
sondern  auch  die  Entschädigung  der  Walramischen  Linie  des  Hauses  Nassau  für 
die  in  Gemäfsheit  des  Erb  Vereins  von  1783  und  des  Art.  71  der  SchlufsActe  de.i 
Wiener  Congresses  von  i8i5  an  jenem  Theil  des  Grolsherz<^thums  Luxemburg 
ihr  zustehenden  Rechte  (des  familienfideicommissarischen  Gesammteigenthums 
und  der  Succession  nach  Erlöschung  des  Mannstammes  in  der  Ottonischen  Linie) 
vorbehalten.  Wegen  dieser  Entschädigung  waren  schon  im  Jahr  i834  lu  Wies- 
baden Verhandlungen  gepflogen  worden;  erst  am  27.  Juni  1839  aber  ward  darüber 
ebendaselbst  zwischen  den  Bevollmächtigten  des  Königs  der  Niederlande  und  des 
Herzogs  von  Nassau '  eine  Uebereinkunft  abgeschlossen,  vermöge  welcher  die 
Walramische  Linie,  statt  eines  TcrritorialErsatzes ,  eine  sogleich  (binnen  drei 
Monaten)  zahlbare  Geldentschädigu^g  von  750,000  Gulden  im  24gulden^ufs  erhielt, 
während  ihre  Rechte  auf  das  übrig  bleibende  Grofsherzogthum  Luxen^burg  von 
neuem  anerkannt  und  bestätigt  wurden. 

V,  MABTxirs  recueil,  Suppl.  XIV.  61,  XV.  «09,  XVL  174,  XVDL  i5,  39,  67, 
63,  io3.  Papers  relative  to  the  affairs  of  Belgium,  presented  to  both  houses  of 
Parliament,  bj  command  of  His  Majesty^  London  i833,  1  voL  in  foL  Recueil  de 
pieces  diplomatiques  relatives  aux  affaires  de  la  Hollande  et  de  la  Belgique  en 
i83o^  i83i  et  i83a.  3  vol.  La  Haye  i83i— 33.  8.  NoTHons  (S^cretaire  gen^ral 
du  ministcre  des  äff.  ^trangeres  a  Bruxelles  etc.),  Efsai  historique  et  politique 
sur  la  r^volution  beige.  3^»«  cdit.  Bruxelles  i834.  8.  v.  Mbter*s  Staatsacten  u.  s.  w. 
Forts,  z.  n.  Thl.  (Frkf.  1840)  S.  571  ff.  Conv.Lex.  der  Gegenw.,  Art.  Luxemburg. 

S.  616,  Z.  7  ▼.  o.,  |*4i2,  Note  c,  ni,  4,  nach  «ir.MaiiSSiv  ist  beizusetzen:  noch- 
mals erneuert  am  6.  Juli  1839. 

Kltther*!  dffcntL  Rccht^  4.  Aufl.  59 
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S.  616,  Z.  «3  ▼.  a.,  V  4>^)  Note  c,  IV,  A,  8,  nach  «a4.  Juli  i83ov  setise  man  hin- 
SU :  erneuert  am  3i»  Dec.  i836. 

S.  616,  Z.  91  ▼.  u.,  §.  4*^9  Note  c,  IV,  A,  9«  nach  «16.  April  i83iv  ist  beizufügen: 
erneuert  am  11.  Jan.  1839. 

S.  617,  Z.  7  ▼•  ol,  §.  41^«  Note  c,  IV,  A,  müssen  die  durch  ein  Versehen  der  ent- 
fernten Druckerei  hier  eingeschalteten  Worte:  17)  Niederlande^  zwei  V. v.u.  Ja« 
nuar  1839.  —  gestrichen  werden,  und  statt  dessen  ist  weiter  unten  bei  Num.  V. 
am  Schlufs  (Z.  so  y.  u.)  beisufugcn:  4)  zwischen  den  Staaten  des  Allgemeinen 
umsehen  Zoll-  und  Handelsvereins  und  dem  Königreich  der  Niederlande^  ein  V.  v. 
si.  Jan,  1839;  5)  zwischen  den  ebengenannten  Staaten  und  der  Freien  Stadt  ffam' 
Burg ,  V,  y,  *Vi7.  Dec,  1839. 

S-  617,  Z.  19  V.  o.,  §.  ^i2>  Note  c,  IV,  E,  ist,  nach  *Sigmaringeni>  su  setzen:  V.  v. 
IS.  Oct.  ]835,  erneuert  im  Dec.  1889. 

S.  629,  Z.  17  V.  u.,  §.'4 19«  1^1®  Worte  «in  Folge  sein^  Anschlusses  an  den  Zoll- 
und  Handelsrereini»  müssen  hier  (wie  auch  in  d.  Verx.  der  Druckfehler  bemerkt 
ist)  wegfallen;  dagegen  ist  beizufügen,  dafs  gegen  Ende  des  J.  i838  auch  noch 
HohenzollemHechingen,  HohenzollernSigmaringen  und  SachsenMeiningen,  sodann 
SU  Anfang  des  J.  1840  iOldenburg  mit  dem  Fürstenthum  Birkenjtld^  sämmtlich 
unter  Annahme  des  s4%  Guldenfufses  (und  also  auch  unter  Beitritt  zu  der  Con- 
vention Tom  s5.  Aug.  1837),  endlich,  1840,  die  herzoglich  -  anhaltitchen  Regie- 
rungen, diese,  unter  Annahme  des  14  Thalerfufses ,  der  Convention  vom  3o.  Juli 
i838  beigetreten  sind. 

S.  645,  Z.  19  T.  o.,  §.  4^*^«  Note  a,  fuge  man  hinzu*-  Becher^  das  österreichische 
Münzwesen,  t.  J.  i5s4  bis  i838,  in  historischer,  statistischer  und  legislativer  Hin- 
sicht, s  Thle.    Wien  i838.  8. 

S.  65s,  Z.  4  ^*  o*«  V  4^9  b/  >s'  zuzusetzen:  Auch  SchwarzburgRudolstadt  ist  mit 
der  Oberherrschaft  dieses  Fürstenthums,  wie  der  Convention  ▼.  3o.  Juli  i838  (s. 
§•  4^9)9  >o  auch  derjenigen  vom  s5.  August  1837,  beigetreten ;  defsgleichen  Olden- 
burg mit  dem  Fürstenthum  Birkenjeld  (s.  hier  oben  den  Zusatz  zu  S.  639). 

S.  73i,  Z5  T«  o.,  §.497«  Notec,  nach  « Fürstenstand  »  füge  man  hinzu :  defsgleichen 
wurde  von  dem  Grofsherzog  von  Hessen^  \m  April  1840,  der  Graf  Ernst  Casimir 
von  JsenhurgB&dingen  zu  Büdingen^  mit  seiner  Dcfcendenz,  in  den  Fürstenst^nd 
erhoben.  —  Dieses  ist  auch  im  Anhangs  S.  908,  909  u  918,  zu  bemerken. 
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Di«  Ziffer  zeigt  den  Paragraphen  an;  der  auf  gleicher  Linie  mit  ihr  stehende 
Buchstab,  wjeiset  auf  die  mit  eolchem  beseichnete  Note« 


Abdanhuo^  des  Regenten  i47  b*  ^^ 

Abdeckerei  4^- 

Abdtcation,  8.  Abdankung.  ♦ 

Abfahrtgeld,  8«  Nachsteuer. 

Abgaben,  s.  Auflagen. 

Abgabensperre  a55  f. 

AbgabenSystem  397. 

Abolitioosrecht  378. 

Abschofs,  8.  Abzugsgeld. 

Abschriften,  Beweiskraft,  348b. 

Absetzung,  s.  Abdankung. 

Absolute  Staaten  s.  Staatsform. 

Absolutismus  49  b  und  c,  76.  98.  a53d. 

Abstimmung  in  der  B.V.  s.  Stimmgebung. 

Abwesenheit  des  Landesherm  ^147  b. 

Abzugsgeld  476*     Befreiung  davon  939. 

Accessions  Verträge  zu  der  wiener  Con- 
grelsActe  67  b,  zu  dem  rhein.  Bund 
5a5  c.  würtemb.  und  badische  zu  dem 
t.  Bund  107  d. 

Accise  4oa  u.  f. 

Actenversendung  bei  den  gemeinschaftli- 
chen Ober. Appell.  Gericnten  227. 

ActivBürger  ado.  98  a.  4  c« 

Adcitation  ad  Iitem,  ob  ein  BundesAus- 
trägalGericht  dazu  befugt  sey,  176, 
Num.  11.  176  b  u.  d. 

Adel  259  ff,  488  a.,b]o£s  persönlicher 
360.  Verdienst-  u.  '  (Jeistesadel  a6o. 
Geburt-  und  Briefadel  a6i.  Beichs- 
adel  und  Landesadel  269.  hoher  und 
niederer  262.  Stufen  des  hohen  und 
niedern  263.  Erwerbung  des  Adels  497* 
im  Staatsdienst  489  e.  ausländischer  498* 
Adel  der  Standesherren  3o3.  817.  still- 
schweigende Wiederherstellung  des 
Adels  824.  ausdrückliche  oder  still- 
schweigende auf  der  linken  Bheinseite 
162  £.024*  Anmassun^  adelicher  Titel 
u.  Wappen  497  b.  s.  Standeserhöhung. 


Adeliche  Chargen  489* 
Adelskette  264  a. 
AdelsMatrikel  498. 
AdelsTäxe  498. 
Adelung  497  u.  f. 
Adespota  528«  336  u.  f.  354* 
Adjunctionen  490. 

Administration,  s.  Staatsverwaltung. 
.*  AdministratiT Justizweg  366.    Unterschied 

zw.  Administrativ-  und  Justizsachen 

889.    39a 

Administrative  Gerechtigkeit  366.  474  ^* 
59o,  IV.  wie  fem  der  StaatsFiscus  zu 
EvictionsLeistuiig  yerpflichtet  sey  477* 
8.  auch  Aeiuserstes  Recht,  u.  §.  389 
und  iL 

Administrative  VerfQ^unjsen,  ob  u.  wann 
dawider  bei  e.  Justizmifsbrauch  Recurs 
an  die  B.y.  Statt  findet  169  a« 

Adoptirte  ,  ihr  Successionsrecht  24$  1 
Num.  V. 

Adressen  oder  gemeinschaftl.  Eingaben 
aus  Bundesstaaten,  bei  der  B.y.  14^* 
149.  160.  225,  Num.  6.  8.  a.  Eingaben  u. 
Protestationen. 

Advocatie,  6.  VogteL 
Advocatie  über  die  Kirche  5i3.  52i. 
Aemterrecht487.  der  Kirche  523.  s.  Dienste 
und  Staatsämter. 

Aerar  473« 

Aeusserstes  Recht  55i  ff.         t 
Agende,  s.  KirchenAgende. 
Agenten  bei  der  B^VT  149  !• 

Agio  42>* 

Agnaten,  ihrVorzug  in  d.Succo88ionen,  244* 

Anaus,  Amt,  Anhang,  S.  891* 

Ahnen,  geschenkte,  497. 

Aich-  o^Schiffvermessungsanstalt  auf  d. 

Rhein  574  c. 
Akademien  5oi. 
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Akademische  Gerichtbarkeit  368.  Wurden 

49t.  503. 
Alaunvrerke  448 /• 
Albinafjii  jus  47^ 
Allegation  und  Autorität  publicistischer 

Schriften,  Bescblufsder  B.V.  de[shalb69. 
Alleinhandel,  s.  MonopoUen. 
Allianz V  heilige,  558  b.  s.  Bündnifsrecht. 
Allodialitat  der  Bundesstaaten  2^2. 
Allodificaticmen  54^1  u*  tf- 
Alluyionen  45q. 

AltLimpure,  Gesellschaft,  ai6  b.  496  e. 
Altonaer  Kancofufs  319  a. 
AmortisationsCasse  340  a.  401. 
AmortisalionsGesetse  534. 
Amtsassen  269  a. 
Amtcharakter  487- 
Amtehre  487. 
Analogie  6a  ff  76. 
Ansariae  468  a. 
Anhalt,  Landstfinde  387.  s.  Rechtsverwahr. 

83  b.    Vergl.  84  b.  sein  Successions- 

Vcrhältnifs  su  Preussen  84  b. 
AnhaltCöthen ,  sein  Streit  mit  Preussen, 

173  b. 
Anlagen  459* 

Anlerne,  gezwungene,  401  • 
Anticipalion  401. 
Antwerpen.  Hafen«  58 1  a. 
Anwartschaft  auf  Staats&mter  490« 
Anwartschaften  aSa.  ehemalige  auf  Reichs» 

leben  53  d. 
Anwendung  vertragmäsigcr  Pestirnmun» 

gen  des  Bundes  auf  etnxelne  Fälle  ]3o. 
Apanagirte,  s.  Nachgebohrne. 
Apotheken  46a. 
Appellation,    in    katbol.   geistl.  Sachen, 

5i5.  —  ab  abusu  Ssi. 
Appellationsgericbte,    Ober-,    gemein- 

scbaflicbe  einselaer  Bundesstaaten  997. 
Appellationslnstans,  als  Beweis  der  Lan« 

djssboheit,  975  b. 
Arrana  461. 
Archiv  348  u.  f.    gemeinschaftliches  349« 

des  teutschen  Reichs  39  f-  dei  Reicbs- 

hofraths  u.  R   Kammergerichts  3^.  40 

b  u.  c.  u.  ZuKoU  eu  8. 46.  des  Reichs- 

Frbmarschalj Amtes    39   d.    der   k«iis. 

PIcnipotenK  in  Italien  40  a.  der  Reichs- 
kreise 40.  der  B.V.  i36. 
ArchivOrdnung  349. 
Archivrecht  848  b. 
ArealOröfse  des  T.  Rundes  78.  des  rheib. 

B.  78  b. 
Arenberg  32.  3oi   ff.    Anhang,  S.  689, 

897  u.  '^14. 
Aristokratie  98  a.  264  «• 
Aristokratismus  264  a» 
Armaturrecht  546  ff. 
Arme  «67. 
Aschcnsammeln  463. 
AspremontLyndcn     3o6  d     u.    Anhang, 

Seile  905. 
Assenheiin,  Anhang,  S.  908.  910. 
Associationen,  s.  Gesellschaften. 
A»}lrcrht378.  486.  622.  am  Buiulfj,lag  i^3. 


Aubaine,  droit  d\  s.  Heimfallrerbt. 

Auersperg.  Anhang,  $.907.914- 

Au%el>ot  der  VassaUen  547.  der  üoter- 
thanen  54'7. 

Auflagen  393.  896  fL  4oo.  4ei  ff.  406.  ii^ 
directe398w4<>^*  *•  **>^^  AbgabeBSjitca. 

Aufruhr  n.  aufrfihrische  Beweeun^a  167 
u.  f.  2i5  n.  226.  Ziuau  SU  S.  100. 

Aufsehende  Gewalt  358.  Bestandtbcilelo^. 
Greiiaen36o.  Aufsicht  über  die  Gcrable 
367.  über  die  Staatsdiener  35a 

Augsburg.  Confession  5i4  b.  5i6  L 

Ausbfiq^errecht  56o  d* 

Ausfall  4oo* 

Aushebung  548. 

Auslegung  der  Gesetse  362.  3r3.  lasd- 
ständische  Mitwirkung  dabei  vp,- 
der  Verfaafunjnurkunde  297.  —  ^ 
Staatorerträi^e  $73.  —  der  BundaActe 
70.  ob  u.  wie  weit  die  B-Y.  datu  be- 
rechtigt sey  70.  1 16.  i3o.  —  der  t 
ReichsgesetM  52.  58.  —  der  rbeu. 
Bundes  Acte  44*  70  d.   3i3.  3i5. 

Auslegungskunst  i3.  • 

Auslicferuns  wegen  politischer  Ter]^lK> 
oder  VerDrechen  225  c 

Ausnahmen  von  bundeagesetsSckeBBegelB 

Ausreisser  469. 

Ausschüsse  der  B.T.  i52.  landitindiKhr 
298. 

Austrage,  Bedeutung  des  Worti,  lik 
Familien-  u.  Vertrag  --  irS.  Mcbiiiek, 
braunschw.  u.  reussische  ebesdas.  i 
der  Nachgebobrnen  24Q  f- 

Austrägallostana  d.  Bundesgenossen  r) 
—  176.  216.  221.  ▼orgekommene  Aw- 
trägalFalle  174  i.  176  e.  tiuaU  wS. 
220.  Verhandl,  wegen  einer  pennanenten 
i':2  a.  174  «•  Vorschläge  A  e.  A-  G^ 
richtsordn.  174  n.  CntschetdungMpi^^ 
176. 

Auswanderung  228. 467.  nach  Amtriki  l 
Rufsl.  228  d. 

Autonomie  der  Bundesstaaten  5i.  der 
Standesherren  3o6.  3i3  d.  der  Corpo- 
ratioucn  u.  Einaelncn  36o.  36i. 


B. 


Baden,  Vcrhältnifs  «u  der  ScbufW.  n 
Ansch.  der  Grensc  92  c.  86  f^.  ^'^,\ 
der  Rhcinschiff.   569  a.  wi  Frankreifk 

32  dk  Landstäude  286.  StsodeserböbnflS 
er  Gr.  v.  Hochherg  497  ^* 
Badquellen  448.  , 

Baiern.  Grenee  gegen  Oestr.,  9s  b.  Lum 

stänae  286. 
Baindt,  Anhang,  S.  9o5. 
Bank,  adcliche,  489  e. 
Bank,  Handelslnstitut,  4oi.  4^3  u. f. 
Rankhaft  397  b. 
Banksteuer  39''  b. 
Raunrechtc  463.  4^6. 
Barbarcsken,  s.  Sccräubcrei. 
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Baron,  i63  h* 

Baseler  Friedensschlüsse  58  a.  84*  ^  ^* 
ConcilienSchlQsse  5i5  c. 

BasUrderbe  ^76, 

Bauergericbte  371. 

Bauerstand  166.  seine  Vertretung  auf  dem 
Landtag  389  o.  ff. 

Beglückungsgewalt  1  a.  557. 

Be£nadigungsrecbt  378. 

Benörden,  s.  Staatsbehörden. 

Beifang  369  c. 

Beisassen  464. 

Beispiele ,  staatsrechtliche,  14  b. 

Beiwohner  «67. 

Bekanntmachung  der  Beschlüsse  der  B.V. 
u.  der  Bundesstaaten,  s.  Bundesver- 
sammlung. 

Bekehninessucht  519. 

Bentheim$telnfurt3oi  ff,  Anhang,  $.8891 
897  u.  914. 

BentheimTecklenburg  3oi  ff  Anhang,  S. 
88^  u.  914. 

Bentinck,    s.  Kniphausen  u.  Varel. 

BergwerkRegal  U6fL  Regalität  des  Berg- 
baues 446.  Umfang:  44?  u.  f.  Verleihung 
des  Bergbaues  u.  a.  Sahnen  44q-  Berg- 
hoheit 450.  Bergsehnten  449*  Vorkauf 
449. 

Berichterstattung,  gleichlautende  allseitige 
der  Gesandten  in  der  B.V.,  i5i. 

Bernstein  44&  458. 

Besatsuugarecht  56o  b.  s.  auch  Bundes- 
festungen. 

Beschlüsse  der  B.V.  165.  ii5.  Verfassungs- 
mäsigkeit  derselben  117.  sind  Vertrag- 
gesetiBe  67  a.  114«  Protestation  u.  Re- 
curs  dnes  Bundesgliedes  dawider  117. 
Protestationen  dawider  in  Bundesstaa- 
ten 325.  Aenderung  oder  Aufhebung 
der  Beschlüsse  i65.  Beschlufssiehung 
in  der  B.V.  16a.  i65.  Aufschub  164. 
Verbindlichkeit  dieser  Beschlüsse  in 
den  Bundesstaaten  ai5.  aa5.  36i. 

Beschwerde ,  gemeinsame  der  Bundes- 
glieder wider  die  B.V.,  s.  Graramen. 

Beschwerden  bei  der  B.V.  s.  Reclama- 
tionen. 

Beschwerdeföhrung ,  Recht  der  Land- 
stände, 193.  —  oei  der  B.V.  217  IV. 
der  Unterthanen,  s.  Unterthanen. 

Besitzstand  unter  Bundesgliedern  68. 

Besoldung  47i.  487« 

Bestätigunssrecht  359.  378. 

BeyoUmäcbtigte  zu  Betreibung  von  Recla- 
mationen  bei  der  B.V.  149  1* 

Bezirkgarde  547* 

Biber  458  b. 

Bibliographie  23. 

Bibliotheken  5oi.  der  B.V.  i36. 

Bierbrauerei  46a. 

Bifang  369  c 

BillardGerechtigkelt  46a. 

Billon  4aa  b. 

Biographie  a3. 

Birkenfeld,  s.  Oldenburg.         ' 

Birstein,  Anhang,  907. 


Bischöfe  5a3  u.  f.  ausländische  5a3.-  No- 
'  minationsrecht  5a3. 

Blankenburg,  Landstände,  a86. 

Blutbann  377. 

Bocholt,  Anhang,  S.  891. 

Bodensee  70  b. 

Bohlwerkgeoühren  577  d. 

Bömmelberg,  Freiherr,  a6a  b  u.  d.  3oi  e. 
3oa.  3o6  d.  Anhang,  S.  893. 

Bona  vacantia  336.  Sa8*  476b 

Boten  44^.  Botenwesen  ehemaliger  Reichs- 
städte 436.  Landboten  436. 

Botengehen  469. 

Bouillon  89  e. 

Branntweinbrennerei  46a. 

Braunfels,  Anhang,  S.  89a. 

Braunschweig, landständ.  Verfassung,  a86. 
Hzg.  Carl,  sein  Streit  mit  Hannover 
170  a.  179  f.  a47  a*  wider  ihn  erkannte 
Execution  179  f.  Beschwerde  wider  ihn 
'weeen  Justizmifsbraucbs  169  i.  und 
Milsbranchs  der  Regierungsgewalt  a47 
b.  Beschwerde  der  Xiandstände  wider 
ihn  a84*c.  a98  d.  seine  Flucht  und 
Regierungsentsetsung  a55d«  Vormund- 
schaft über  ihn  a49  d. 

Bremen,  Verfassung,  a4o  d.  a8ö« 

Breuberg,  Anhang,  S.  909. 

Briefgeheimnifs  444* 

Broicb,  Herrschaft,  3i8  b. 

Briidertitel  iia. 

Brücken  457.  470.  Staatsgrenze  darauf  9a. 

Brüdergemeinde  5 14  c.  5i5  c. 

Brunn,  Anhang,  S.  896. 

Brunnen  457.  460. 

Bui'hdruchereien  46«-  5o3«  Ordnungen 
für  sie  5o3  f.  der  B.V.  i36. 

Buchhandlungen*  5o3* 

Budget  399. 

BÖchercensur  5o3.  5a7. 

Bücherprivilegien  5o5.  s.  Nachdruck. 

Bücherwesen  5o3  u.  f. 

Büdingen,  Anhang,  S«  900. 

Bündniferecht  des  T.B.  187.  der  Bundes- 
staaten' aao.  aa4*  558. 

BüreauSystem  343. 

Büi^er,  Staats^Activ-  98  a.  a59.  Gemeinde- 

'  a59. 

Bürgereid  37a. 

Bfirgergarde  5^7. 

Büreerstand  ao5. 

Bulten  5ao.  —  in  coena  Domini  5ia  d. 

Bund,  nordteutscher  u.  nordeurojMiischer, 

'  projectirt,  87. 

Bund,  rheinischer,  ••  Rheinischer  Bund,' 
u.  BundesAete. 

Bund,  teutscher,  Begriff  6<  104«  ^i^* 
Zweck  u.  Nebenewecke  106.  «17.  a83. 
Folgerung  daraus  at7.  169.  polit  Cha- 
rakter 93  u.  ff.  rechtlicher  io5.  Stiftung 
34*  47*  Notification  s.  Bestehens  an  an- 
dere Mächte  i85.  TerritorialBeeUnd 
oder  Areal  u.  Volksmenge  78. 87.  aia. 
Wohnsitse,  Meere,  Bewohner  8o. 
Grenzen  87.  9a.  insbes.  gegen  Frank- 
reich 88  u.^ff.  sein  Umfang,  Character 
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und  Ifaiip1b«ie1iiiiif(en  io5.  hat  keine 
Staatftcewalt,  sondern  nur  polttiache 
SocialGewalt  104.  dazu  ccbörendc 
Staaten,  t.  Bundesstaaten.  Sub-  und 
Ob>ect  des  Bundes  96.  seine  Garantie 
56.  io5.  seine  Unauflösbarkeit  104.  Aus- 
bildung der  Bundesverfassung  io4> 
Orgamscfae  Emrichtun^en  5?  a.  isÖ. 
Titel  109.  im  Verbaltnifs  su  auswart. 
Staatsregierungen  t8ö  b.  144*  Diplo- 
niatiscber  VerEebr  186.  Courtoisie  111. 
144.  Unterschrift  i85  b.  Ceremoniel 
114.  Wappen  ii3.  149.  Bundesgcwalt 
104.  Der  Hund  ist  nicht Recbtsnarhfolger 
oder  Stellrcrtreter  der  HcichsStaats- 
gtiwalt  6.  5».  933  b  u.  e.  238  a.  undsu 
authentischer  Auslegung  der  Beichsge- 
setse  nicht  befugt  5a.  sein  Organ  ist  die 
liundesycrsamnilnng  1 16  u.  if.  er  ist  eine 
eurouiiiscbe  Gesa mmtnia cht  i85.  sein 
Vcrtneidiguni^sSystem  188  u.ff.  1^3  u.  IT. 
All  u.  f.  Matrikel  195.  Kriegs  Verfassung 
196  u.  fi.  Festungc»  208  u.  ff.  Rechts- 
▼erbältnifs  su  den  Bundesgenossen, 
ihren  Staaten  u.  Untertbanen  i83  u  If. 
9ia  u.  IT.  er  hat  keine  oberherrlicbe, 
namentlich  keine  ffesetzgcbenile  Ge- 
walt 314.  richtcrlicue  nur  in  gewisser 
Art  116.  sein  Forum  ai6.  scme  Ein- 
mischung in  innere  Angelegenheiten 
der  Bundesstaaten  ai5.  104.  184^  pi4« 
936.  seine  Handhabung  eines  allsertigen 
Bechtszustandes  9 1*7.  Recurs  an  die 
B.V.  bei  dessen  VeHetxung  317.  seine 
Verwendung  u.  Daswi.schenkunfl  (s. 
unter  dies.  Worten ).  seine  Schute-  u. 
Schirrapflicht  aao.  iit  a.  seine  Rechte 
u.  Pflicliten  bei  Krieg  u.  Streitigkeiten 
unter  Bundesgenossen,  bei  Störung  der 
Innern  Ruhe  u.  Verrückutig  des  Besits- 
standes  sso,  Verbrechen  von  Unter- 
tbanen eines  Bundesstaates  g^n  den 
Bund,  ob  Hochverrath  184  0.  Rechts- 
verbaltnifs  des  Bundes  xu  auswärtigen 
Staaten  und  Staatenyereinen  i85  u.  ff, 
u.  Zusatz  zu  S.  24^*  Notification  seiner 
Errichtung  an  fremde  Mächte  i85. 
völkerrechtl.  Gleichheit  u.RangdesBun- 
des  ii5«  äussere  Rechte  107 — 192. 
actives  u.  passives  GesandsebaArecht 
187. 183. 145.  Gesandte  auswärt.  Mächte 
bei  ihm  144  n.  f.  diplomatischer  Ver- 
kehr 186.  sein  Vertretungsrecht  bei 
auswärt.  Mächten  für  Bundesglieder 
u.  deren  Untertbanen  186.  seine  Ver- 
wendung für  diese  bei  jenen,  und  für 
fremde  Mächte  bei  Buadescliedern.i8s. 
31^.  seine  Daswiscbenkunft  bei  Irruneen 
Ewischen  auswärt.  Mächten  u.  Bundes- 
gliedern  183.  188.  (Man  s.  auch  -die 
hier  folg.  Artikel.) 
BundesAcle,  rheinische,  3 1.  Ausgaben  4i< 
Bundes  Acte,  teutscbe,  34*  56.  ihre  Garantie 
5<i.  187  c.  ihre  ReglementarArlihel  5t  a. 
fransöftiscbe  Ueberseteung  56  ebenda^, 
d.  andere  Uebcrsetzungen  ebendas.  b. 


ihre  grundgesctzlicfaeo  n.  nicbt-ernnd' 
gesetzl.  Bestimmungen  iiSe.  Ausleeun^ 
70.  rheinische  B«Acte  3o  u.  f.  ihre  Aus- 
legung 70  d.  44. 

Bundescanslei  i36.  —  Casse  i36. 

BundescanzleiDirector  i36.  ebendas.  e. 

BundescanzJer,  Vorschlag  «i  dessen  Be- 
stellung, i36. 

Bundescassen  i36.  CAnzleicasae  i36u  Ma- 
tricularcasse  i36.  i&i.  195« 

Bundesfestungen  308  u.  ff. 

Bundesfursten,  s.  Bundesgenossen,  So«- 
verain,  u.  Souverainetat. 

Bundesgebiet,  besteht  nicht,  76. 137«.  91 1« 

BundcsGeldcapitale  309^ 

Bundesgenossen,  Aufnahme  it.  ClasiCtt 
derselben,  107  u.  f.  ihre  Titel  109  C 
Gleichheit  u.  Rang  11 5.  Stimmordnung 
i3i  u.  f.  ihre  gegenseitige  Recktsgleich 
heit  3i3.  ihre  Religion  3i3.  Unterord- 
nung unter  den^  nund,  Lotungen, 
Veränderung  in  ihrem  Besiixatand,  u. 
^'eräusserung  Ton  SouverainetätRecb- 
tcn  31 3.  13).  ihre  Streitigkeiten  eis 
Privatpei  sonen  176  u«  f.  u.  in  ihrer 
StaatscigenschaA,  173  u.  ff.  s.  Aasträge 
u.  Austräj^llnstans.  ihre  Streitigfaeitai 
mit  einheimischen  u.  a.  Privatpersonen, 
s.  Untertbanen.  ihr  sweifacner  polit 
Charakter  338.  euroiiäisciieMacbteia- 
ter  ihnen,  mit  bundesfreiea  Gebieten 
78  c.  87.  95.  101.  338.  ihr  Recbtsvcr- 
hältnifs  313.  1}  EU  dem  Bund  3i3  C 
Beschränkung  ihres  Einwilligungsrech- 
tes KU  Bundesbestimmungen  3i5.  335  f. 
3)  SU  andern  SouverainStaatea  und 
StaateuTereineu  334*  3)  au  ihren  eise- 
,  neu  Staaten  335  ff.  Entscheid ungs^elhea 
in  ihren  Streitigkeiten  unter  sich  11. 
53.  73.  175. 

Bundesgericht  31 6.  173  a.  174  a. 

Bnndeseewalt  97.  104. 

Bundeskriege  333. 

Bundeslehren,  neue.  69. 
--  Buudesroatrikel,  s.  Matrikel. 

Bundesrecht  7.  Quellen  55  ff  104  ff 

Bundesstaat  104  o. 

Bundesstaaten  6.  io5.  ihre  Benennong  tu 
Ansahl  108.  ihr  Staatsrecht  7.  \er- 
schiedenh.  80.  87.  Areal  u.  Volkunenge 
78.  u.  f.  u.  Anhang  IVum.  I.,  poliL  u. 
geograph.  Besohaffcnh.  8 1.  VereinKw^ 
arten  83.  Grenzen  93. 86  ff  Matncnlar- 
Quoten,  im  Anhang  Num.  IIL  sw«- 
»eher  Charakter  3&.  zugleich  earo> 
päische  Mächte  95.  338.  ihr  Verbaltnifs 
^  KU  dem  Bund  183  ff.  3i3  ff  Einmisrbnng 
der  B.V.  in  ihre  inneren  Angel^^- 
beiton,  s.  Einmischung.  Allodialität, 
Staatsforra  u.  Thronfolge  34«-  Üntbet^ 
barkeit  34«  c.  Lehnbarkeit343.8i.5' 

BundcstagsDiscipIin  118. 
Bundestagsgesandte  137  a.  183«  s.  Specbl- 
Bcvollmächtigte. 

Bundestagsordnung  1 18. 
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Bundesversammluiig   116  ft     Begriff  u« 
Bestimraun^    97.    116.      Grenze    ihrer 
Wirksamkeit,  Umfang  ihrer  Wirkungs- 
befugni&  oder  Competens,  und  Natur 
ihrer  Beschlüsse  117.  Recurs  wider  die 
ietotcn  an  die  Gcsammtheit  der  Bundes- 
glicder  ebendas.  Protestation  dawider 
ebendas.    Notification   des    Bundes  an 
andere   Machte  i85.   ihre  Titulatur  in 
Schreiben  an  dieselben  113  b.  149*  i85b 
in   Eingaben   an    die    B.V.  149.   113 
GompetenxOrdnung,  proviiorische,  117 
a.  definitiTe  ebendas.  u.  i65  u.ff.  Com 
petenx  in  Rheinschiffahrt Angelegenhei 
ten  571.  8.  auch  Competens.  Sits  u.  Er 
öifiiufig    118.    Torläuf.    GeschSftordn. 
118.  Daner  u.  Vertagung  119.  Geschäft- 

fan^  während  der  Vertagung  oder 
'erien  119.  Abtheilung  1)  in  Plenum 
ISO.  Gegenstände  für  solches  i93.  Vor- 
bereitung derselben  1^4.  Verhandlungs- 
art  d.  Pleni  ia4  u.  ff.  PlenarBeschlüsse, 
Verseichniis  ia3c.  %)  engere  Versamml. 
ni.  Gewicht  und  Verhältnisse  der 
Stimmen  123.  Bildung  der  Bundestassbe- 
schlfisse  ti6.  125.  i65.  die^e  Beschlüsse 
sind  Vertragsgesetse  57.  214.  73.  Stim- 
menmehrheit 125.  Ausnahmen  davon 
127  bis  i3o.  Stimmordnung  i3i  ff.  Aus- 
schüsse, Commissionen  u.  Referenten 
i52.  ^  Austrägallttstans  174*  3i6.  221. 
Vorsitss  ut  Directorium  i35.  Benennung 
des  PrasidialGesandten  i35.  i85  b. 
Local.  Canzlei,  Archiv^  Registratur, 
Bibliothek,  ßuchdruckerei  ^  Bundes- 
canzlei-  u.  Matricular€assen  i36.  Ge- 
richtbarkeit  über  die  GanzleiPersonen 
]36.  Gesandte  der  Bundesg^enossen  in 
der  B.V.  i37  ff.  für  CuriatStimmen  i56. 
Gesandte  ausw.  Mächte  bei  dem  T.Bund 
i44*  i4^-  '^«  diplomatischer  Verkehr 
1&5  u.  f.  Verhältnifs  der  Gesandten  su 
d.  Stadt  Frankfurt  141  ff.  die  B.V.  kann 
hier  Scbutzbricfe  crtheilen  1^3.  Lega- 
tionsräthe,  Secretäre  u.  Ganzlisten  140. 
Agenten  bei  der  B.V.  149  f-  Eingaben 
bei  der  BA^.  149*  160.  Adresse,  Sprache 
u.  Siegel  der  B.V.  149.  Verhandlungen 
der  B.V.  146  ff.  i5o.  Zeitfristen  der 
Verhandlungen,  Verlafsnehmung,  Fri- 
sten u.  Termine  i5o.  allseitige  u.  indi- 
viduelle InstructionsEinholung,  gleich- 
lautende allseitige  Berichterstattung» 
Reife  xur  Abstimmung,  Aufhaltung  der 
Abstimmung  durch  Mangel  von  Instruc- 
tionen, Abstimmung  u.  Beschlufssiehung, 
Reihenfolge  der  Geschäfte  i5i.  Vor- 
trage u. Berichterstattung  in  d.  B.V.  i52. 
Sitzungen  i53.  Ansage  u.  Absage  i54- 
Nichterscheinen,  u.  Nachtrag  der  Stim- 
men i55.  Abstimmung  för  mehrere  Staa- 
ten i56.  Gcsammtstimmen  166.  Proto- 
kolle, Registraturen  u.  SeparatProto- 
colle  2i;b.  i58f.  i65,  u.  Zti^ols  su  S.  26. 
Hruck  derselben  i58.  Dictatur  160.  Um- 
frage u.  Abstimmung    162.    Aufschub 


der  Bescblufssiehung  i5i.  164.  Geneh- 
migung der  Stimmen  164«  noch  unbe- 
"ktimmte  Puncto  164*  Festsetzung,  Ge- 
nehmig., Aufhebung  u.  Bekanntmach, 
der  Beschlüsse  i65.  Recurs  an  die  B.V. 
217  u.  218.  Verhältnifs  der  B.V.  zu 
den  Bundesgenossen,  ihren  Staaten  u. 
Untertbanen,  so  wie  Einmischmig  in 
deren  innere  Angelegenheiten  i83  ff. 
2i3.  225.  284  ■  not.  i.  in  ständische 
Angelegenheiten  217.  2'84  >  not.  i.  ff. 
Beschränkung  des  Einwilligungsrechtes 
der  Bundesgenossen  in  Bundesbestim- 
mungen 2i5.  225  f.  Wirksamkeit  in 
Ansehung  der  Prefsfreiheit  5o4*  desgl. 
in  Besiehung  auf  auswärtige  Verhältnisse 
182.  in  Streitigkeifen  bundesverwandter 
RheinuferStaaten  571.  desgl.  zwischen 
Landesherrschaf^en  u.  Laudständen  217. 
169.  225. 25.*^.  s.  auch  Competenz.  Ver- 
mittlungsrecht 173.  180.  221.  TOlI- 
ziebende  Wirksamkeit  der  B.V.  117. 
166  u.  fil  Vollziehung  der  Bundesbe- 
schlüsse in  den  Bundesstaaten  21 5.  u. 
ihre  Bekanntmachung  daselbst  2i5.  225. 
ExecutionsOrdnung  178  ii.  f.  Verwen- 
dung der  B  V.  auf  Begehren  fremder 
Staatsregierungeii  2 1 9. 

Burgdienste,  Burgfesten  470. 

Burg-Farrnbach,  Anhang,  S.  896. 

Burgfrieden  25 1  a. 

Burschenschaft  5oi  ß. 

Buxhcim,  Anbang 


,  S.  912. 


Cabinet,  was  es  bedeute,  344  !>•  standes- 

herrlirhes  3o6  e; 
Gabinet  Befehle  ,    als   Justiz  Verweigerung 

169. 
CabinetCasse  od.  Gut,  s.^  Schatullgut. 
Cabinetlnstanz  oder  Justiz  378. 
Cameralwissenschaften  398  d. 
Caminfegen  463. 
Canäle  457.  4^* 
Canonisch -päpstl.  Recht  73. 
CanzleiDirector  der  B.V.  §36. 
CanzleiPersonen  der  B.V.  i36. 
CanzleiPraxis  12.  ii4> 
Ganzleisassen  269.. 
CapitalienSteuer  4o3  b. 
CartelConvention     aller     Bundesstaaten 

197.  547. 

Cassation  e.  Staatsdieners  494* 
CassationsGesuch  374. 
Cassel  bei  Mainz  32. 
Cassen  des  Bundes  i36* 
Cassenwesen  399. 

CastellRemlingen  3oi  ff.,  Anhang,  S.  895 
u.  917, 

CastellRüdenhausen  3ui  ff.,   Anhang,  S. 
895  u.  917, 

Cataster  400  d. 
Cavillerei  463. 


936 


R  ^  g  i  »  l 


c  r. 


Centur  5o3  u  f*    CensorVerordaiiiifMi 

5o3  f*  Alitch«iiaiic  der  Gcnsur  604.  3er 

Angaben  bei  der  B.V.  149  a.  —  iircb* 

liehe  619« 
Cent  377.  «7^.  469 
Gentibljra  469. 
CeolralBeliörde    s.    Erforschung    einet 

ComploU  gegen  d.  T.  Bond  u«  ••  w. 

167  •• 
CentrelUnteisuchiuigfCommission,  main- 

ser,  i67  a.  • 
Ceremomel,  Staats*  u.  Völher- 114«  669  a. 

CanaleICerenioniel  d5i.  Hofceremoniel 

i5t.  49^* 
Cessions*  n«  Furifications Vertrage  43. 
Charten,  s.  Landcbarteu, 
ChatoulleGut,  s.  SchatuUGut. 
Cbaus^ «  s.  StrafsenRegaL 
Citoyen  4*  >^  ^* 
CtvilEut  489. 
CiTilisation  sa. 
CiTilListe  i5i. 
CirilMitbesiu    eines    ThronfolgeBerech- 

tigteD  «4^^ 
Coadjutor  698. 
Cölibat  614  d. 

CoUateralErbschaftsteuer  199  b, 

>höi 


CollegialSystem  bei  Staatsbehörden  343. 

der  Kirchencewalt  5i4*  5i7. 
Collegien  343  n.  347.  487- 


ColloredoMansfeld  3oi  fil,  Anhang,  S.  898. 
914. 

Comitiv  iq\, 

Commertnegal  41*  ff* 

Commiiiiiionen  347.  in  der  E.V.,  ihre  Ge- 
schSftordnung  iSi. 

Gommunen  334.  —  Ordnungen  959,  s. 
Gemeinden. 

CompetensBestimmung  d.  B.V^  117«  pro 
visoriscbe  ebendas.  Note  a.  bei  Streitig- 
heiten u.  Beschwerden  in  Schiffahrt- 
Sachen  187  b.  563.  671.  in  landständi- 
schen Angelegenheiten  91 5.  917.  995. 
984  i* 

CompetensConflicte  swischen  Justiz-  und 
Verwaltungsbehörden  3^5. 

GompetensOrdn.  der  B.V.  117  a.  der 
Staatsbehörden  35o. 

Compromifs  für  Streitigk.  der  Bundes« 
genossen  i73. 

ConcessionsRegal  461  ff.  Gegenstande  469. 

Concordate  5o  f.  507.  617.  baierisches 
5o8  a. 

Condom inat  81. 

Confessionen ,  s.  Glaubensparteien. 

Confiscation  476. 

Congrefs,  wiener,  34*  dessen  Sehlnis- 
acte  56. 

ConjecturalPolitik  846  9l 

Conscription  46f  •  54& 

Conscriptionsfreiheit  der^  Standesherren 
3o^.  549  c. 

Consistonen  379.  517. 

Constitution,  s.  Grund^erfasaang,  Staats- 
verfassung, Staatsform  u«  Staatsgrund* 
▼ertrage. 


Constitutionelle  Staaten,  a.  Staatafomu 

Constitutionen  t  Bundetataaten  74* 

Consumenten  967.  398. 

ConsomtionsSteuer,  s.  Steuer,  indirecte. 

Contignitat,  geocraphiscbc,  977. 

Cotttingente  der  Bundesstaaten  198  u-  ^ 
tat.  ihre  Unterhaltung  bei  fetadL  Bc- 
setaung  des  eigenen  Gebiets  loa  a.,  l 
Rriegprerfassung. 

Contrasignatnr  eines  der  oberaloi  Staats- 
beamten 983. 

Controle  der  Staatsdiener  98.  35o.  der 
Finanaen  899. 

Contro^ersen  i4* 

Conveniens  659. 

Copialbacher,  ihre  Beweiakraft  348  b 

Corpus  Catholicor.  ant  Evaagelicor. 
36.  9i3  c. 

Corvey  817  a. 
Courtoisie  iia.  36t. 
Gransberg,  Anhang,  S.  91s- 
Credit,  ötTentlicher,  400. 
Crediteassen  4^3. 
Criminalgerichtskosten  StB« 
Criminalhoheit  866.876  11.  f.  Uatmchied 

r.  d.  Poliaewewalt  89«. 
Croy,  Heraog,  Soi  fL  Aakaii|(,  &  890c  914. 
CulturGesehichte  des  ölEeiidicbeB  Bechu 

16  iL 
Cultns,    StaatsbefugnUs   ia    Anach.  de» 

Süssem  699,  s.  Kirche. 

Curia  romana,  s.  Papst. 
CuriatStimmen  in  derB.V.  131.  i56b  ir, 

Benennungen  i56  a.  Gesandte  daffir  t56. 

u.  f .  —  der  Standesherrea  3o8.  3i*. 
Curs  des  Geldes  491.  der  Wechsel  417  h. 


D. 


Dämme  4^9  u.  f.  470* 

Damenorden  948. 

Dampfschiffahrt  auf  dem  Rhein  569  c. 

Daawischenhunft  des  Bundes  bei  Streitig- 
keiten einnelnerBuad^lieder  nüt  Aas- 
wärtigen  189.  187  u«  flu 

DecaUatGrenaen  593. 

Declaration  austragalgerichU.  Vrtheile 
175,  Num.  19. 

Deeorationen  488.  49^- 

Dedicationen  an  die  B.V.  i49- 

Deductionen  »4* 

Deficit  4oo» 

Deiche  4^  n.  f.  470w 

Deismus,  s.  Vemunftreligion. 

Demokratie  98  a.  980  b.  989.  S901. 

Denkfreiheit  5o4. 

Denkgläubige  5i4  ^* 

D^artementalRäthe  900. 

Derelinquirte  Sachen  ^87  a.  338.  47^ 

Deserteure  469. 

Despotie  98  a.  966. 

Despotismus  76W  966. 

Dethronisation  966. 

Dictatur  bei  der  B.V.  16a 


Register. 
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Dictatürae  loco  gedruclite  Registraturen 
etc.  bei  der  B.v.  A58.  161. 

Dienste  468.  persönliche  469.  dingtiefae  47o* 
▼ermischte  J^.  Substitution  471.  Ver- 
gütung  der  Dienste  4?'i*  tmmnnitfit  da- 
von, Collisionsfall,  Auflegung  neuer 
Dienste«  Nichtgebrauch  472,  s.  Staats- 
ämter  u.  Staatsdienste. 

Dienstehre  487- 

Dienstentlassung  491  u.  ft 

Dienstertrag  487* 

Diensthandel  4^* 

Dienstordnung  l5o. 

DienstBegal  468  £ 

Dietrichstein  3oi  ff.,  Anhang«  S.  899  u. 
914. 

DiöccsanEmrichtung  5i3. 

Diplomatik  i3. 

Diplomatischer  Verkehr  det  Bundes  186. 

Disciplin  des  B.Tag8  118.  kirchliche  5i4  d. 

Dispensation  483,  ron  Ehehindemi88en5i9. 

DispositionsCasse  39O. 

Dissidium  iater  n^um  et  sacerdotium 
5n  d. 

Doctoren,  s.  Graduirte. 

Dogmen  5i8. 

Domänen  33^.  479*  EigenthumTerhaltniis, 
Vcräusserung  u.  Belastung  333.  Erwerb« 
Ertrag,  Verwendung,  Verwaltung  480. 
33).  Benutzungsart  481.  Steuerfreiheit 
407.  481.  Verjährung  48a.  Rechts  rer- 
haltnift  der  Domänen  Verwaltung  48a« 
Casse  4*73. 

Domänen  der  Standesherren  333  e.  s. 
Standesherren. 

Domcapitel  523.  Erb-  u.  Grundherrschaft 
i38  d. 

Dominii;alSteuer  4^3  b.  407  d. 

Dominium  eminens  55t. 

Donau,  Flufsgebiet,  456  a. 

Dorf*  u.  Gemeindeherrschaft  870.  3ao  c. 

DotalGerichtbarkeit  368. 

Dotationen«  napoleonische  inTeutschl.  54^. 

Drcieich,  Amt,  Anhang,  S.  908. 

Dritter  SUnd  366. 

Droits  seigneuriaux  et  f^daux  44*  3*4  ^* 

Druck  der  Bundestags  Verhandlungen  i58« 

Drurkereien,  s.  Buchdruckereien. 

Druckfrei beit  5o3. 

DruckschriAen,  welche  bei  der  B.V.  einge- 
reicht odL  ihr  augeeigneC  werden  aollen 
149. 

Dülmen  3oi  d.  u.  Anhang,  &  890. 

Durchgreifen  553. 

Durchlaucht,  PrSdicat,  113.  der  Standes- 
herren 3o3  o  u.  q.  3 16.'  u.  Anhang. 
8.  Qi3  ff. 

Durchmarsch  557. 

l>yi'k  324  a*    A*  auch  Salm. 

t)ynaslen  262  d. 


E. 


Kbcnhürtigkeit    der   Standesfaerren   3o3. 
ebcndas.  g.  317.  3i5  b. 


Ebriflgen,  Aobaug,  8.  907. 

Ehe,  sur  linken  Hand,  s.  MmgaMliKheetc. 

und  Mifsheurath. 
Ehegerichtsachen  372. 
Ehebindernisse,  Dispensation  davon,  $19. 
Ehen,  gemischte,  519. 
Ehrenbeseugungen  49^^ 
Ehrenbürger  407  a. 
Ehren^rden  248.  aSi.  4^*  49^- 
Ehrenzeichen  488.  49^ 
Eichstädt,  Fürst  t.,  seine  Staadaahcrr* 

lichkett  3i7  a.    . 

ESgenthumlande  43* 

Eigenthumrechte  der  Ünlefthanen  276. 
355  u.  fL  Beschränkung  derselben  355 
a.  —  des  Staates  u.  des  Regenten  357. 


Einartshausen,  Anhang,  S.  910. 
Eingaben  bei  der  B.V.   i49-   »öo.  inre 
Gensur  lAo  a.  wie  riel  Exemplare  ein- 


aureichen  160.  ihre  Anzahl  in  jedem 
Jahr  159  c.  anonyme,  unförmliche  u. 
ungeziemende  149*  A«  a«  Adressen. 

Eingreifen  663.  .*  -    •      -,    . 

Einkommen  des  Suates  SgS.  der  Nation 

393   «.  «  -»   V 

Einkommensteuer  398.  4^3  O. 
EinkommenSystem  290.  1      »  «r 

Einmischung  des  Bundes  oder  der  B.V. 
in  innere  Angelegenheiten  der  Bundes- 
staaten 2i5  u.  226. 

Einquartierung  649.  « ,,     *,  , 

EinreichungsProlocöll  der  B.V.  169.      J 
Einrichtungen,  organische,  128  u.  f. 
Eintheilungssucht  i4*  10$  c. 
Einweisungsurkunden  für  die  rbein.  Bun- 

desförsten  3o  e. 
Einsug  d.  Thronfolgers  246. 
Einzugsgeld  4^* 

Eisenwerke  448  f.  .      ,  * .  .^ 

Elbe,  Schiffahrt  667.  Convention  defshalb 

583.  Flufsgebiet  456  a.  Strandrecht  468. 

Elsflether  Weserzoll  566  c 
Elster  unJElsterwerdaerFlofsgraben567. 
Emancipation  der  Kinder  des  Regenten  249. 
Emden,  Hafen,  567. 
Eminens,  jus,  potestas,  dominium,  55 1  f. 
Ems,  Schiffahrt  667. 
Enclaven  81. 

Engelthal,  Anhang,  S.  91a 
Entschädigungssystem  ▼•  i8o3.  26. 
Entscheidungsquellen    für  Streitigkeiten 
unter  Bundesgliedem,  s.  Bundesglicden 

Entthronung  255. 

Epave,  droit  d'  — ,  533  g.  476«  ^38  d. 

Ephraimiten  4^4  a* 

EpiscopalSystem  5i5  b. 

ErbachFürsleaatt  3oi  C,  Anhang»  S.909 

und  017.  •     *.         . 

ErbaehSchönberg3oi  ff.,  Anhang,  S.  909 

und  917. 

ErbachWartembergRoth  3oi  ff.i  Anhang, 

S.  896,  901,  909  u.  917. 

Erbämter  49^* 
Erbeid  272. 
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Erbfolgerechte,  ••  SucceMioiitReclite. 

Erbgencbtbarkeit  368. 

Erbhofömter  49$. 

Erbbuldigung  371. 

Erbloset  Gut  336.  33a  476. 

Erbsassen  169. 

Erbverbrfideruiigeii  53  d.  84  b.  24*  e. 

Erdarten  44?  ^  f* 

Erkenntnisie ,    gericbtlicbe ,   ToUsiebbar 

auch  im  Ausland,  366. 
Erklärung  der  Bundes  Acte,  s.  Auslegung* 
Erlaucht^  Prädicat,  wurd  von  gräfl.  Stan- 

desherren  Terlanjrt  3o3  p.  und  erlangt 

ebendas.  9.  3i5.  3i6.  Aiiliang,  S.  9i3n. 
Ernennungsreebt,  landesherrl.,  5i3. 
ErsparungsSystem  400. 
Erstgeburt  ai^. 
Erwerbung  des  Staates  33o. 
Ersämt«Y  4g5. 

Enbiscböfe  5a3.  auslandisiobe  5i3. 
EniehungsRegal  499  ff*  Anstalten  5oo. 
EsterhasT  3oi  flu,  Anhang,  8. 894  u.  914. 
EtappenStrassen    557     c.     als     Staats- 

SerTituten  56o  dL 

Etats,  s.  FftianageselR. 
Etters,  Gerichtbarkeit  innerhalb  369  c. 
Europäische  Mächte  unter  den  Bundes- 
genossen 95.  a38.  191.  557  d. 

Europäische  Politik  in  Besieh.  aufTeutschl. 

95.  558  b. 
Europäisch -TÖlkerrechtl.  VcrhSltnifs  in 

Absicht  auf  die  Bheinangelegenheiten 

571. 
Europäisiren  95  ebendas.  c. 
Eutin,  s.  Oldenburg. 
Evangelische  5 14  b.  916.  ihre  Vereinigung 

916. 
EventualBelehnung,  ehemalige,  auf  Beichs- 

lehen,  53  d. 

EventualHuldigun^  346.  als  Mittel  die 
Succession  au  sichern  2^6  e.  271. 

EvictionsLeistung,  Verpflichtung  des  Fis- 
cus  dasu  477>  48a. 

ETOcation  vor  auswärtige  Gerichte  366. 

Excellens  495.  ob  sie  Gesandten  in  der 
B.V.  gebühre  137  t. 

Eicommunication  5iaa.  519  c.  —  Napo- 
leons 5ia  a. 

Execulionsbefucnils  365.  der  B.V.  i65  s. 
auch  Vollsienbarkeit 

EierutionsOrdnung  des  T.  Bundes  178. 
ExecutirGewalt  364  «.  f.  der  B.V.  166. 
170.  178  u.  f. 

Exempel  §4. 
Exequatur  92  o. 

Expropriation  55i,  u.  ebend.  a. 
Exterritorialität  des  auswärt.  Staats-  od. 
Privatguts  3a8  b.  .der  Gesandtem  466. 


F. 


Fabriken  469. 
Fähren  457. 


FamilienFideiconimisse  75.  s6s  g.  Zusmu 

Sil  S.  374*  3o6.  3i3.  3a4  ^  ^^  aouTer. 

Begentenbäuser  333. 
Famiuengüter  d.  Begenten  33«. 
FamilienSUtute  der   BondetHirsteB    tS. 

der  Standesherren   3o6.    der  Grund- 

herren  3a3. 
Familienverträge  75.  3o6.  333.  3*4. 

Fano  4^^  b- 

Febronins  5o6  m, 

Ferien  der  B.V.  119. 

Festkalender  5i6. 

Festtage  Sas.  6a6. 

Festungen  54^.  470-  ^^  ^*  Bundes  108. 

u.  ffl  s.  KncgSTcrfatsung. .  ^ 
Fideioommiis ,  s.  Familienndeicommils. 
Finansanstalten  399. 
Finansbericht  399.  3oo. 
Finanxcesets  39^ 
FinansDoheit  393.  Grensen  395* 
FinansOperationen  400. 
FinansBegalien  99  b  u«  c.  353. 
FinansTerwaltung    394»      Orilentlichkett 

399. 
Finanzwissenschaft  305. 
FiscalGewalt  473  ff.  Begriff u.  Differemea 

473.  Grundbestimmungen   derselben 

474.  FiscalUnfug  474  a.  FiacalGutrr, 
Bechte  u.  Vorrechte  4?^  1^  f  3^  n*  ^- 
Verpflichtung  des  Fiscus  su  Erictioas- 
Leistung  477  (*•  auch  Administrative 
Gerechtigkeit  u.  AdministratiTC  Ver- 
fügungen). Verwendung  der  Fiscal- 
Gefalle,  FiscalBeamte ,  Verfabruas»- 
weise,  in  fiscalischen  Sachen  478-  Ver- 
leihung der  FiscalGerecbtigkeit  478L  ob 
sie  den  Standesherren  gebühre  4t^ 
Fiscalische  Straffalle  376. 

Fischergerechtigkeit  458. 

Fischergerichte  ^o, 

Fischottern  458  b. 

Fiscus  473  ff.  Vorrechte  4?^»  v.  f.  S«£^ 
cession  in  Lehen  477.^  sein  Forvn  4''4- 
sein  Anspruch  auf  Hircbei^gnl  533»  «^ 
FiscalGewalt. 

FiscusGut  3i8  c.  338. 

Flächeninhalt,  s.  Areal. 

Flössen  457  f. 

Flössungsrecht  56o  d. 

Flofsgraoen  567. 

Flösse  sw.  Oestr.  u.  Baiem  567. 

Fluftbett  459. 

Flufsgebiete ,  teutsche,  456  «. 

FlufsHegal,  s.  WasserBegal. 

FlufsBcluffahrt,  s.  Schiffahrt. 

Folgen  468  ff.  455. 

Forensen  ss8.  967.  969.  4^  Steoerfipei> 
heit  407* 

ForstBegal  iBi  u.  f.  ForstgerichtbariBBit 
45s.  Verleihung  der  Forstserecbd^ek 
453.  4^^*  Forstakademien  5oi. 

Fortiiication  549* 

Fossilien  447f> 

Frachtfuhrleute  445. 

Fraifs  377.  275. 
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Frankfurt,  ebema].  Grof8bcrzoe|th.,  Pen- 
sion! rung  semer  Diener  a35.  Hauptver- 
tras  über  die  Ausgleichung  seiner  Lasten 

«33  c. 

Frankfurt,  freie  Stadt,  Verbaltnifs  su 
dem  Bundestag  u.  den  Gesandten  14t 
ff.  Constitution  2^0  u.  a4i.  285.  524  &• 
Streitigkeiten  defshalb  216.  341.  Rechte 
der  Katholiken  ad?  b.  216  b.  525  a. 
526  a.  TeutschordensHans  daselbst  u. 
das  Condominat  su  Niederrad  81  b. 
234  b.  Befreiung  ^  von  Geleitrechten 
411  e.  tongebend  in  dem  Münswesen 
229  d.  s.  Frauenstein  u.  Limpnrg. 

Frankfurter  Mefsfreiheiten  677  c. 

Frauenstein,  Gesellschaft,  216  b.  49^  c* 

Freienstein ,  Amt,  Anhang ,  S.^  909. 

Freiheit»  bürgerliche  4*  politische  4  !>• 
natürliche  4  279-  >97.  ^i>  Einschrän- 
kung derselben  durch  die  Oberaufsicht 
36o.  u.  Polizeigewalt  386. 

Freiherren,  reichsständische,  262  d. 

Freimaurer,  s.  Gesellschaften. 

Freimeisterschaft  462. 

Freistaat  98  a. 

Freistätte,  s.  Asylrecht. 

Freizügigkeit  in  allen  Bundesstaaten  228. 
229. 

Fremde  267.  466«  '^^^  Oülererwerb  in 
Bundesstaaten  228  d.  können  in  Frankf. 
Schutz  von  der  B.V.  erhalten  143. 

Freudenfeste  274.  4^^* 

Friedberg,  Burg,  43.  4^6  e. 

Friedensrecbt  des  T.B.  18".  der  Bundes- 
staaten 222.  224* 

Friedensscblüsse  tcutscher  Fürsten  mit 
Frankreich  88  d.  58  a.  ^.  s.  auch 
lünenller,  rastatter,  tllsitff ,  pariser, 
presburger  Friede. 

Fristen  u.  Termine  bei  der  B*V.  i5o. 
Frohnen  468  a. 

Frucktsperre  382  a.  s.  Lebensbedürfbisse. 
Fürstenau,  Anbang,  S.  909, 
Furstenberg   3oi  %,   Anhang,  S.  899, 

905,  0112  u.  914. 
Fürstenbund,   teutscher«  38. 
Fürstengut,  dessen  Zollbefreiung,  4^5  c. 
Furstenmäsi£e  263  d. 
Fürstenwürae ,   für  den  Erstgebohrnen 

497  d. 
Fi^er,    Fürst,  Anhang,  S.   894*  914. 

Grafen,  3oi  ff.,  Anhang,  S.  895,  901. 

905  u.  918.  ihre  FamilienUniform  496  b. 
Fulda,  Departement,   Hauptvertr.  über 

die  Vertheil.  t.  Lasten  2^  c 

Fufsdienste  469  f. 

G. 

Gambach,  Anhang,  S.  909. 

Gammelsbach,  Anhang,  S.  909. 

Garantie    des   T.   Bundes  56*    io5.   der  ' 
BundesActe    187    c.   56.    der   wiener 
GongrebBestimmungen  über  die  FluCs- 


Schiffahrt  563  a.  der  BheinOctroirenten, 
Beichskreisschulden  und  Pensionen  233. 
579.  580.  des  Bundes  für  die  unter 
Bundesgliedern  geschlosseneu  Ver- 
gleiche 173.  für  Verfassungsurkunden 
▼.  S.  Weimar,  Hildburehausen  u.  Co- 
burg, nicht  auch  für  die  von  Baden, 
B  urbessen,  SchwarzburgSondershausen 
u.  HohenzollernSigmaringen,  «83  f.  u. 
für  e.  mecklenburg.  Staatsgesetz  225. 
fuf  den  Oldenburg  -  brem.  Vergleich 
wegen  des  Weserzolles  566.  für  den 
Vertrag  wegen  Kniphausen  319. 
Garantie  der  Landesverträge  und  Grund- 
yerfassung  75.  i84-  durch  den  T.  Bund 
225.  283  f.  297  d. 

GarantieBecht  des  T.Bundes  184. 187.220. 
283  f.  319.  558.  —  der  Bundesstaaten 
220.  558. 

Gastwirthschaftrecbt ,  462. 
Gebiet,  s.  Staatsgebiet. 
Gebrechen  am  Körper  u.  Geist,  hindern 
die  Thronfolge  245.  247. 

Geburtsstand  258  a.  259—263.  488. 
Gedem,  Anhang,  S.  910. 
Gefangenschaft  des  Landesherm  247. 
Gegenzeichnung  283 

Geheime  Gesellschaften,  s.  Gesellschaften. 
Gehmen,  s.  Bömmelberg. 
Gehorsam,   bürgerlicher.  4*  ^57  c.  365. 
blinder  oder  blofs  leidender  5. 

Geist  der  Zeit,  s.  Zeitgeist. 
Geisteskrankheit  des  Landesherm  ^47- 
Gei6tliche52i.  ihr  Successionsr.  245.  ihre 
Verpflicht  zu  W^endienst  469  a.  zu 
Beschwör,  der  Verfaf8.Urk.  52o.  Steuer- 
freiheit 407.  Landstandschaft  290.  202. 
Beschränkung  der  Geitl.  im  verhält- 
nifs  zu  d.  röm.  Hof  520.  522. 

Geistliche  Güter,  ihr  Heimfall  an  den 
Fiscus  533.  ihre  Incameration  532. 

Geistliche  Wahlstaaten  81.  Veräusserung 
der  Domänen  darin  33^.  wem  die  Lan- 
deshoheit darin  zugestanden  238  d. 

Geld  417.  Banco-  u.  Wechselgeld  eben- 
das.  b. 

Geldcurs  4^1,  G^ldsorten  247.  418  a. 
426  fü 

Geldern,  preufs.,  87  b. 
GeleitBe^al  411- 

Geleit,  sicheres,  dessen  Ertheilung  durch 
die  B.V.,  s.  Schutzbriefe. 

Gemahlin  des  Souverains  248   SSnuatz  zu 

S.  340.  deren  SchatullGut  335. 
Gemeindebürger  259.  4^« 

Gemeindedienste  4^  <. 

Gemeinde berrschaft  370.  32o  e. 

Gemeinden  259.  352.  ihre  Verwaltung 
tt.  Vermögen  334-  347.  473.  Aufnahme 
ihrer  Bürger  u.  Beisassen.  464. 

Gemeindeordnungen  259.  , 

Gemeindewehr  547- 
Gemeines  Becht  175  a. 
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Gemeinnfittke  AiMftrdnim|eii  io6.  «37. 
köDBeii  mckt  durck  SUmmenmehrheit 
bMchloMca  werden  129.  Ver«eiciiniCi 
oder  Rcgiftter  für  die»elben  148  b. 

GeaeralReeefii  der  frankf.  Territor*  Com- 
mift.  ▼•  1819  68L 

GcBfdanMrie  4^« 

Gern  taillable  «to.  t6o  a. 

Geograph»  i3.  da»  T.  Buadea  78. 

Gorade  476. 

Gerechtigkeit,  nach  ihreo  ¥erachifl{^eoeii 
Beaiehungeo  366. 

Gericht  870.  verschiedene  Arten  der  Ge- 
richte S71.  auflierordentlicbe  371.  geiat- 
Uehe  37^  Geachwornen  373.  Handels- 
gerichte 4>4« 

Gerichte,  ihre  Unabhängigkeit  u.  Selbst- 
ständigkeit 373.98.  gemeinsch.  oberste 
gewisser  Bundesstaaten  127*  —  dritter 
Instana  in  allen  Bundesstaaten  117. 
ausserordentliche  378.  Criminalgerichte 
876. 

Gerichtbarkeit  867.  Grandstoff  der  Lan- 
deshoheit 175  b.  administratorische  u. 
patrimoaiale  368  u.  f.  8aa.  ausser- 
ordentl.  u.  particulXre  8'^i.  oircnmsepta 
369  c.  geutliche  872.  5ii.  bfirgerl.  3iS7. 

Feinl  867.  876  tt.  H  fretwill.  367.  879. 
olhetgenchtbarkeit  888.  Straisenge- 
richtbarkeit  409.  Handels-  «•  Wechsel- 
gf  richtbark*  4*4*  Gerichtbark,  in  Forst- 
u.  Jagdsachen  45a.  4^5*  ^  Fiach-  und 
Wassersachen  460. 

Gerichtbarkeit  der  Standes-  und  Grund 
herren.  s.  Standes-  «ad  Grundherrea. 

Gerichtfolce  4^* 

Geriehthalter  868. 

Gericbthöfe.  geistlicfae,  6i5. 

GericfalsUnd,  privikgirter,  86t.  —  der 
BundesgUeder,  s.  Austrage  u.  Austragal- 
Instans.  *~  derPriratpersoBen,niit  ihrer 
Landesherrscbaft,  dem  Fiscus,  andern 
bundesvemvandten  oder  bundesfreien 
Staatsregieningen,  s.  Unter thanen. 

Germanisiren  n5  c. 

Gesandte,  Zulassigkeit  ihrer  Abrufung 
Aqa  g.  ihre  Exterritorialität  466.  — 
n er  Bundesglieder  in  derB.V.  187—1^8. 
ihre  InstructionsEinholunc  u.^  gemem- 
same  Berichterstattung  i5i.  ihr  Ver- 
hältnifs  EU  der  Bundescanslei  186. 
Gesandte  fBr  Curiatstimmca  i56.  Ge- 
sandte ausvrfirL  Mächte  am  Bundestag 
144  vu  f.  18a  •  186. 

Gesandscbaftrecht  des  T.B.  187. 144. 18a. 
der  Bundesstaaten  556. 

GescfaSftbeairkordnung  35o« 

Geschiftordnung  der  B.V.  118.  der  Com - 
missionen  der  B.V.  i5a« 

Geschichte,  teutsche,  la.  des rhein.  Bundes 
a5  u.  ff. 

GeschwomenGerichte  878* 

Gesellschaften,  i^eheime,  religiöse  u.  a., 
Aufsicht  aber  sie  860.  Industrie-,  Kunst 
u.  gelehrte  -  601  -  der  Einwohner  im 
Staat  881.  854  b. 


Gesetae  verpflichten  auch  den  Begcntc« 
863.  aufisenommeoe  36a«  proTtsoris<bf 
aoi  c.   Wirkaamk.  in  fremdem  Gebiet 


Si. 


Geaetagehende  Gewalt  861  iL  in 

'  aachen  384  u.  f.  Tbeilnahme  der  LsimI 

atünde  294.  —  des  t.  Bandes  «14. 
Gestade  459. 
Geaundbrunnen  447  n.  t 
GeaundhcitPoliaei  38i. 
Getreidesperre  38t  a.s.  Ldbenabedurfni»««. 
GewissensEhe  «45  e.  a6i  c. 
Gewissensfreiheit  5 18  g.  £%niigeL  519. 
Gewohnheitrecht  861. 
Gezwungene  Anleihe  401* 
Giecb,  Graf,  8o3  e.  Anhang,  S.  d^t^it 
Gimborn,  s.  Wallmoden. 
Glaubensbekenntnifs  5i8  c.  Verschäedca* 

heit  5a6.  5a8.  a3o. 
Glaubensfreiheit,  s.  GewiaaensIreiheiL 
Glaubensherrachsucht  5 10. 
Glaubenaparteien,  chriatlicbe,  5i4  a,  b,  & 
ihre   Bechtsgleichheit   5a5.     ihre  \ef- 
schieden  heit   wirkt  nicht  bürgerlich  h. 
polit.  Bechts Verschiedenheit  ai3.  i3o. 
5a6.   Ansahl  700. 
Gleichen,  Grafschaft,  3 18,  b. 
Gleichgewicht  68. 
Gleichheit  der  Bechte  d.  StaatsgcaosMs 

a5o* 
Glockenschlag  276  b. 
Glückshafen  468. 
Görtz,  Graf,  3i5  b,  Anhang,  S.  9101. 

918. 
Görs,  Küstenland  87  b. 
Görtsische  Münaseichen  4^  ^ 
Goldsand  448. 
Goldwäsche  448. 
Gondelsheim  817  a. 
Gottmadingen,  Anhang,  S.  907. 
Graduirte,  Bechte  derselben,  491.  Set. 
Grafen  48  a.  a6a.  368.  ihr  Pridicat  Er- 
laucht 808.    TitularGrafen  a6«  c. 
Gravamen  commune  der  Bundesglieder 

wider  die  B.V.  117,  VL 
Great- charter,  englische,  98  b. 
Greifenstein,  Anhang,  S   09a. 
Grenae  des  ehemaligen  Teutsc blandes  81 
der  Staaten  des  rhein.  Bundes  86.  dfr 
Staaten  d.  teutschen  Bundes  99. 87.  gcj^ 
Frankreich  88  tL  Zusätze  su  S-  9'  o.  oB 

Grenzen,  verschied.  Arten  derselben  ar*b 
Griechen,  ihr  Becht  zum  Widerstand  ge- 

Sen  die  Türken  a55  e.  Anerkemuis^ 
er  griechischen  Königawfirde  duti 
den  Bund  i85  c.  Beligionaübmng  der 
nichtunirten  5i4  b  u.  c  79.  5a5  c . 

Groningen,  Anhanfr,  S.  914. 
Grolsherzoge  u.  grö&herzogL  Wurde  loft. 


111. 


Grünin^en,  Anhang,  S.  909. 
Grundeigenthum,  Recht  ausländisches  zs 

erwerben,  328.  Grundeigenthum  er  36*. 

«69  b.  s.  Forensen« 

Grundgesetae  dos  Bundes  55  n. 
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Orundberren  43«  3^*.  verschiedene  Arten 
3io.  Reehtosustand:  I)  allgemein  nacb 
d.  teutoch.  Btindesacte,  u.  swar  der  vor- 
mals reichsunmitteibaren,  i)  auf  d.  rech- 
ten Bheinsette3«i  u.  C  a)  auf  der  linken 
3a4.  Verhandlungen  n.  BeacUüase  dhr 
B.V.  3a5.  ErUSrungen  u.  Beschwerdan 
der  GH.  ebendas.  u.  f.  ü)  nach  ataatt- 
gesetsl.  u.  vertracmäsigen  Bestimmun- 
gen einselner  Bunaeastaaten3a6.  U<>ber- 
sicht  u.  Auanabme  3^7»  Steuerfreiheit 
407.  Lehnsachen  544«  J*gd  4^3*  a^  auch 
Grundherrliche  Recnte  u.  Patrimonial- 
Abffaben. 

Grundherrlichkeit  43*  3io. 

Grtindruhr  468. 

GrundTerfassumr  des  Staates  4-  S*  9^ 
(s.  Staatsverfassung),  octroyrie  und 
▼ertragmSsige  ^83  c.  e.  ob  und  wie 
fern  e.  Staatsregierun^  ^^>jf!;(  *^i  >^.u 
Bundesbeschlfissen  mitsuwirlien ,  die 
mit  der  LandesGrundrerfassung  in 
Widerspruch  stehen  ai4  d.  a84  *  c. 

Grundvertrige  1  b  u.  e.  55.  74-  ^^-  *B7. 
des  Bundes  55.  56.  ihre  Abfassung  u. 
Aufrechthaltung  durch  die  B.V.  116. 
sie  beschränken  die  landesherrl.  Mit- 
Kvirkung  su  Bundesbeschlüssen  36a. 
die  B.Acte  enthält  grundgesetsliche 
und  nichtgrundcesetaliche  Bestimmun- 
gen ia3  e.  —  der  Bundesstaaten  71. 
73.  s.  Grundverfassung. 

Giitererwerb  in  Bundesstaaten,  s.  Fremde. 

Gütersloh,  Anhang,  S.  889. 

Guttenaell,  Anhang,  S.  904. 

Gutsherrliche  Rechte  der  Standesherren 
3o5.  der  Grundherren  3a9.  s.  auch 
Patrimonial  Abgaben. 

Gymnasien  5oi. 
Gymnastische  Kfinste  4^* 


H. 


Habeas- corpus -Acte  93. 
Habitzheimf  Anhang,  S.  909. 
Hafen  459.  575  d. 
Hagestolaenrecht  476* 
Hafrnau,  Anhang,  S*  907. 
HatbsouveraiAe  Staaten  6  d. 
Hamburg,  Verfassung,  340  u.  f.  186. 
Hamburger  Bankgeld  4>9  >• 
Hammerwerhe  448  £ 
Handel  ^x*k  fL  der  Fremden  4^4*  ^^' 
aicbt  4i9*  Schleichhandel  4o3* 

Handel  u.  Verkehr,  Bestimmungen  der 
B.V.  i37«  mit  Lebensbedüifnisaen , 
ebendas.  a. 

HandelsGongrels  y  Darmstädter  a37  a. 
Handelsgerichte  \\k* 
Handelsgesellschaften  469. 
Handelspolisci  4i4- 
Handelsprivilegien  41 3.  4^* 
Handelsverein,  s.  Handelsvertrage. 
HandekTerkehr  anf  SlOasen.  s.  fikhiiahrt. 


Handelsverträge  187.  4^3  e.  ^\%  c.  558. 
578. 

Handwerksgesellen,  Beschränkung  des 
Wandems  derselben  u.  s.  w.  167  a. 

Hannover,  dessen  Occupation  3i  b.  Land- 
stände  a86  u.'a9t  m.  Zusätse  au  S.  4>9 
u.  440.  kathol.  Bisthümer  5ii.  Streit 
mit  d.  Hersog  Carl  v.  Braunschweig, 
s.  Braunschweig« 

Hansestädte,  ihre  Occupation  3a.  s.  auch 
Städte. 

Harrach,  Anhang,  S.  918. 

Hauderer  44^« 

Hausandacht  529. 

HausFideicommifs,  s.  FamilienFiddcom- 

mifs. 
Hausgesetze   75.     standesherrliche    3o6. 

grundherrliche  3a3. 

Hausiren  46s. 
Haut'Domaine  44  ^ 
Hasardspiele  4^^ 
Hebstahl ,  Anhang  •  S.  909. 
Heerfolge  4^*  ^47* 
Heerschau  549« 

Hemsbach,  Anhang,  S.  904.  91s. 
Heilbronn,  Handhings-  und  Schiffahrt- 
▼erhältnisse  568.  a.    s.  Neckar. 

Heiligkeit  der  Person  des  Regenten  «39. 
^55.  a8o. 

Heilsberg  3i7  a.  Anhang,  S.  907. 

Heimathrecht  467. 

Heimfallrecht  338.  47^.  533  g. 

Heraldik  i3. 

Herkommen  59  iE  76. 

Herren,  reichsständische,  a6a  d. 

Herrenloses  Gut,  s.  Adespota. 

Hermhuter  5i4  c.  5 16  c 

Hessen,  GHersogth.,  Landstände  a86. 

HessenHomburg  io8g|.  3oi  f.  Titel  108  g. 

u.  111,    Aufnahme  m  den  t.  Bund  107. 

108.  CuriatStimmrecht  lai.    Zusais  su 

S.  ia4.  Landstände  «88. 

Hessen,  Kurfurstenthum,  Landstande  286. 
HessenRheinfelsRothenburg  317  a.  3 18  a. 

rothenburger  Quart  101a.  3i8b.  seine 

Rhein  OctroiRente  578  b.« 

Heubach,  Anhang,  S.  80^. 
Heuchelheim,  Anhang,  S.  910. 
Heurathen,  unstandesmäsige,  a4^*  Verbot 
standesmäsiger  24^.  Gonsens  4^^* 

Heusenstamm,  Anhang,  S.  990. 
Hildesheim,  landständ.  Verfassung  a86  m. 
Hintersassen  4^* 
Hochberg,  Gr.  v.,  s.  Baden. 
Hochverrath,  ob  gegen  den  Bund  184  b. 

Auslieferun||;    der  des   Hochrerrathea 

Angeschuldigten  aad  c 

Hoß  488  b. 

Hofämter  48a  495.  487  c. 

Hofbeamte  488.  495.  487  c. 

HofCeremoniel  95 1.  495. 

Hofdienste  470.  s.  HofSmter. 
HofEut  '»'i^  i88  tt.  £ 
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Hofi^lgen  u.  HoffTubren  470. 

Hofmannbcfae  Bescbwerdesacbe  wider 
KnrbeMen  ai?  d. 

Holinarbgerecbtif(beit  368. 

Hofiiarreii  4^  ^• 

Hofpfalcgrafen  491. 

Hofstaat  aSi.  488  u.  f.  49^- 

Hobeit,  Prädicat,  köniylicbe  etc.  iia. 
Antrag  auf  das  Prädioat  bersoglicbe 
Hoheit  111  b. 

Hobeitrecbte  98.  weaentlicbe  u.  sufallige 
99.  976.  äussere  u.  innere  loa  Boo. 
allgemeine  u«  besondere  101.  andere 
Eiotbeilungen  99  b  u.  c.  100  b.  be- 
nutzbare. Finanz-  oder  KammerRe- 
galien  99  o.  35a.  verleihhare  u.  unver- 
leibbare  loa.  nyB»  356.  4^1.  jene  entw. 
private  oder  cumulative  101.  einge- 
schränkte tt«  uneingeschränkte  io3. 
Ausübung  101  f.  375.  Grenze  u.  Unter- 
schied Ton  Eigenthumrechten  353  (F. 
Veräusserung  101. 354.  Verjährung  356. 

Hohen -Geroldseck,  Anhang,  S.  906. 

HohenLimburg  3i  a.  3oi  d.  3i7  a.  u. 
Anhang,  S.  889. 

Hohenlohe  -  Birt'hlÄrg  ,  Langenbur({ , 
Oehriugen,  Waidenburg  -  Bartenstein 
u.  Waßenburg-Jaxtberg  3oi  ff.,  An- 
hang, S.  899  u.  915. 

Hohenlohe  -  Waidenburg  -  Waldenbui^ 
(  Schillingsförft )  3oi  £,  Anhang, 
S.  894 ,  »99  u.  915. 

Hohenlohe,  wegen  Gleichen,  3i8  b. 

HohenSolros,  Anhang,  S.  909. 

Hohenzollem  Hechingen,  Landständejs88. 
HoheazollcrnSignianngen  »     Landstände 

186. 
Hohnstein,  Grafsch.  101  a.u.Anhang,S.897. 
Holland,  Grenze  85  ff. 

Holländer  Flösse  569  c. 

Holstein,  Vereinigung  mit  Dänemark  86  d. 
mit  Lauenburg  108  c.  Vertragursprung 
der  do'-tigen  Hegen tengewalt  1  f.  land- 
stand.  Verfassung  286.  Banksteucr  397  b. 

HolsteinOldenburg,  s.  Oldenburg. 

Holsappel,  Grafschaft,  Anhang,  S.  911. 

Hblcgerichte  453. 

Homagium  372  f. 

Homburg»  s.  Hessen. 

Homburg  an  der  Mark  3oi  d«  u.  Anhang, 

S.  894. 
Honoratioren  i65. 
Horde  1  a. 

Horstmar,  Anhang,  S.  891. 
Hülfswissenschaften  des   öffentl.  Rechts 

11  f.  • 

Huldigung  a46.  37a  f.    PatrtmonialHul- 

digung  373. 

Hungen,  Anhang,  S.  909. 
Hydroeraphie  456  a. 
Hjpotnekenwelen  379. 


L 


Ubenstadt,  Anhang,  S.  910. 
Imperium  herile  5  c 
InamoribiUtät  der  Richter  366.  493  g. 
Iihpost  404  ^* 

Incameration  d.  Kirchenguts  533. 
Incolat  467; 
Incorporation  83 
Indigenat  Ä67.  48^ 

faidustrie-doncessions-Regal  461  ff.  Grg»- 
stände  463  ff. 

Innere  Angelegenheiten  der  Bundesstsatea 
gehören  nicht  vor  die  B.V.  104-  ^i3. 
184.  314.  336. 

Innovation  des  Kirchenguts  533  d. 

Insassen  369. 

Inseln^  38.  91.  4^^-  4^- 

Insignien  35 1. 

Instanz,  Gerichte  dritter  —  sollen  is 
allen  Bundesstaaten  sevii  337. 

Instanaen  367.  ob  drei  seyn^hnussen  w 
d  u.  i. 

Instanzenrecht,  geistlich-ka  tfaoliacbrs  5o  d. 

Instruction  der  Staatsdiener  ^3.^0.39^ 
der  Gesandten  137.  i5i-  ihr  Mu« 
hält  die  Beschlutsziehung  auf.  ebenes. 

InstructionsEinhoIung  der  Gesandtes  u 
der  B.V.  i5i.  1*37.  70.  i3o  cL  aliseE^e 
i5i. 

InteresseStreiti|gkeiten  unter  Bundci|li^ 
dem,  ob  sie  von  Recht£treitigk&l» 
unterschieden  seyen  173.  139  a.  &5i.  k 
auch   Convenienz. 

Interloquiren  164. 

IsenburgOffenbachBirstein  3oi  lü,  Anhai^ 
S.  907,  908  u.  915. 

IsenburgBüdingen,  su  Büdingen,  3oi  fL, 
Anbang,  S.  908,  909  u.  918. 

IsenburgBüdingen,  in  Meerholz,  3oi  ff., 
Anhang,  S.  904 /  908,  909  u.  918. 

IsenburgBüdingen,  in  Wäcbtersbark,  3oi 
ff.,  Anhangs  S.  908,  910  u.  918. 

IsenburgPhilippseich  3oi  ff.  Anbang. 
S.  910  u.  918. 

Isny,  Anhang,  S.  903.. 

Itio  in  partes ,  auf  landstandiscben  Ver- 
sammlungen 3oo  e. 


Jagdfolgen  4^5  4^- 

Jagdfrohnen  455.  469  g. 

Jagdgerechtigkeit  45^.  Verleihung  und 
Ausüb.  454  u.  f.  Revers-  oder  Gnaden- 
jagd 454*  Vor-,  Mit-  u.  Kopoelfa;^ 
455.  hohe  und  niedere  455.  MiisDraatlt 
455.  freie  Pürsch  454. 

Jagdhoheit  453. 

Jagdhunde  i55. 

Jesuiten  5i5  b.  533  f.  ihre  Grundsatz 
613  b. 
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lerer  86  a. 

Johanniterhof  eu  Frankfurt  ^34  c 
Jobaniiiterorden  4^*  ^34.  49^  c*  seine 
neueren  Schicksale  a34  c.  ZusaU  zu 
S-  3 17.  Schulden  u.  Pensionen  234  d« 
in  Baiern  533  e.  preussischer  ebendas. 
u.  53i  b. 

Juden,  Toleranz  5i6«  Rechte  u.  bürgerl. 
Verbesserung  23a.  4^^*  ^^^  u.  f. '529« 
zu  Frankfurt  216  b.  zu  Lübeck  ebendas. 

.Tudengefalle  467 'c. 
Judenschutz  465* 
Jungnau,  Anhang,  S.  912. 
Jura  singulorum  129. 
Juramentum  assecura'ionis  272. 
Jureconsultorum  ora:ula  20  a.  69. 
Jurisdictio  circumsepla  369  c. 
JurisdictionsVertrage  558. 
Jus  commune  175  a. 
Jus  de  non  e^ocando  366. 
Jas  eundi  in  partes,  s.  Thcilgehen. 
Justiren  der  Münzen  4i8  c.  43o  d. 
Justiz,  8.  Reehtspflege» 
Justizbehörden  345  u367  ff. 
JustizGonsulenten  bei  der  B.y.,  Vorschlag 
dazu  i35  e.  172  a. 

Justizhoheit  366  ff.  s.  auch  Rechtspflege. 

Jostizmifsbräuche    169.  366.  373.  653. 

Justizsachen  375.  Einmischung  in  solche 
373.  des  Regenten  375.  Recurs  darin 
an  dieB.V.  169.  Unterschied  von  Polizei- 
aachen 389.  391.  Ton  Regierungssachen 
375. 

Justiz  Verweigerung  169.  216. 217. 227. 373. 
5do,  IV.  bei  Priyatverpflichtun^en  des 
SouTerains  239.  in  dem  Administrativ- 
Jnstizweg  169  a.  366. 


K. 


KabinetsGut  oder  Gasse,  s.  SchatulIGut, 
Kärnthcn  87  b. 
Kai  459.  577. 
Kailbach,  Anhang,  S.  909. 
Kalender  5i.  5 10. 
Kalender  verkauf  5i.  462. 
Kalk  448.  Kalkbrennereien  448  f.  462. 
Kaltschmidtschutz  463  f. 
Kameralhoheit,  s.  Finauzhoheit. 
Kameralwissenschaften  393  d. 
Kaminfegen  463. 
Karamergüter,  s.  Domänen. 
Kammern egalien  09  b  u.  c.  353. 
Kammerschulden  009. 
Kammertaxe  der  röm.  Curie  5io  e.  5ii. 
Kanäle  4^7«  46o. 
Kanonisch  -  päpstU  Recht  73. 
KanzleiPraiis  12.  iiA- 
Kaufmannsinnung  41 3. 
Kaunitz,  Fürst,  3oi  ff.  3o6  d.,  Anhang, 
S.  890  o.  915. 

Hehl  32. 
Kesselflicken  463. 

KJfiber'f  Sffcad.  Redu,   4.  Aufl. 


Kesslerschutz  463  f. 
Khevenhüller-Metsch,  Anhang,  S.  916. 
Kinder  des  Sou^erains  249. 
Kippen  u.  Wippen  4^5  d.  43o  d. 

Kirchbeerfurt,  Anhang,  S.  909. 
Kirchberg,  Anbang,  S.  895. 

Kirche  5o6.  Staatsgesetze  u.  Verträge 
defshalb ,  Concordate  Soj.  wiener 
Gongr.  Verhandl.  507.  dem  Staat  un- 
tergeordnet 257  b.  5 12.  514.  5i8  ff. 
ob  eine  Staatsanstalt?  5i2  a.  ob  eine 
herrschende?  525.  GoUegial-  od.  Social- 
Rechte  der  Kirche  5i4-  röm.  kathol. 
Kirche,  evangel.,  d.  A.  C.  gemäfse  u. 
reformirte  5 14  b.  5 16.  evangelisch- 
vereinigte öl 4  b.  5 16.  Secten  5i4  c. 
jüdische  5 16.  Vereinigung  der  protest. 
Gemeinden  beider  Art  5 16.  Kirchen- 
regiment 5 14.  dessen  Uebertragung 
an  wehl.  Regenten  5 17.  Lehrbegrin 
oder  Symbol  di8  u.  f.  5 14.  525.  527  c« 
u.  Gesetze  520  Beschützune  der  Kirche 
521.  Rechte  d.  Staates  in  Anseh.  ihres 
äufsern  Gultus  522.  landesherrl.  Placet 
u.  Beschränkung  des  Verkehrs  der 
Geistlichkeit  mit  dem  röm.  Hof  52o. 
Hauptquellen  für  das  Verhaltnifs  zw. 
der  kalhol.  Kirche  und  dem  Staat , 
desgl.  den  Kirchenversammlungen,  u, 
den  Erz-  u.  Bischöfen  5i5  c.  Aemter- 
recht  der  Kirche  523.  landesherrL 
Patronatrecht  523.  Landesbisrböfe  u« 
Diöcesen  523.  Erzbischof  524*  National- 
und  Territorial  Kirchen  524.  neuere  Be- 
stimmungen « für  das  kathol.  Kirchen» 
wesen,  in  Baiern  5o8.  in  Preussen  509. 
in  den  die  oberrhein.  Kirchenprovins 
bildenden  Bundesstaaten  5io.  im  König- 
reich Sachsen  5 10.  in  Hafdnover  5t  1. 
in  S.  Weimar  u.  Waldeck  ebend.  Rechts. 

S^eichheit  der  GlaubensParteien  und 
rer  Mitglieder  auch  nach  der  Bundes- 
Acte  525  u.  f.  Ausnahmen  629.  Rechte 
über  das  Kirchenffut,  s.  Kirchengut. 
Prefsfreiheit  527.  neligiousänderung  d. 
Regenten  528. 

Kirchen  Agende  u.  Ritual  5 18. 
Kirchengeoet  274. 

Kirchengewalt  5i4  u.  f.  Systeme  der 
landesherrl.  —  über  evangel.  ünter- 
thanen  617.  276.  MiCsbraucn  52o.  52i. 

Kirchengut  334.  4^3.  526.  529.  53t  ff. 
Kirchenboheit  5o6  il.  Grenze  u.  Bcstand- 

theile  5i3.  52o  ff. 
KirchenReformation  5i6. 
Kirchenregiment  5 14.  5 17. 
Kirchensachen,  ihre  Verhandlung  in  der 

B.V.    146   f.    der  Standesherren  3o5. 

Grundherren  322. 

Kirchenstaatsrecht  5o6. 
Kirchen  Vereinigung  5 16. 
Kirchen  Versammlungen  620  u.  f.  5t  5  c. 

517. 
Kleinodien  201. 

60 
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Klettgaii  3o3  c.  Anuan^,  S.  90-*. 

KlÖAlcr  5ia.  533.  Vermögen  u.  Religiösen 
der  aufgehobenen  und  nicht  aufgeho- 
benen 533. 

KniphauAen  86  a.  87  a.  319. 

Knocbcnsammeln  4^3. 

König,  Anhang,  S.  909. 

Königstein,  Anhang,  S.  910. 

Königsegg\ulendorf  3oi  ff.,  Anbang, 
S.  901  ii.  918. 

Kcal  heim  39. 

Kräinergoist  ^00» 

Krämerinnung  4>3* 

Kran-,  Hai-  u.  Magaftingeld  577« 

Kranrerht  4o5.  4i3. 

Krautlicim,  AnhAng,  S.  Q04. 

KreiseinHieilung  der  Lanaer  35a. 

Kreisarbulden,  a.  Schulden. 

Krieger  fuhren  4*0. 

Kriegscasse  4^3. 

Kriegsdienste  460  55o.  der  Bttodesftirsten 
aa3.  der  Staudeaherren  804.  derVuter- 
Ihanea  046  ff. 

Kriegsceselsgebung  545^ 

Kriegsheer  546. 

Kriegspflicht,  allgemeine  u.  besonilere  548. 

Kriegspoliaei  545. 

Kriegsrecht  des  T.  &  187  u.  ff  189  u.  ff. 
saa.  der  Bundesstaaten  aau  aai.  557. 

Kriegsverfassung  des  T.  R.  193  u.  ff.  Uc- 
bersicht  193.  Obliegenheit,  Verhand- 
lungen und  Beschlüsse  der  B.V.,  Militär- 
Ausschufs,  MilitärCommission,  MilitÜr- 
LoralCommissionen  u.  MilitärOommis- 
sionsCanzlei  194.  I)  BundesMatrikel  für 
Geldbeiträge  und  MannschafUteilung 
169.  Anhang  S.  877  und  ImsoIz  zu  S. 
a53.  II)  Knefftver/assunff,  A)  in  ihren 
a/l^rm,  Umrisaen  u.  wesentl.  Best  im- 
roun|;en  196  u.  f.  B)  nach  ihren näA^r^n 
Bestimmungen:  1)  Stärhe  des  Bundes- 
hceres  198.  Contingrnte  ebenda».  Re- 
luilion  desselben  aoo  b.  nassauisches 
aoo  c.  a)  \  erhältnifs  der  Waffengattung 
een  19Q.  3)  Eintheilung  dea  Bundes- 
neeres  aoo  BescrTe  ebenda«,  u.  f. 
Rcluitionsrerträge  aoo  b.  4)  Bereit- 
hall ung  im  Frieden  201.  5)  IVIobil- 
piachung  aoa.  6)  Oberfeldherr  ao\ 
sein  V^erhältnifs  zu  d.  B.  V.,  zu  dem 
Heer.  11.  .%u  dem'  eignen  Bundesstaat, 
ebend.  Operations.Plan  cbendas.  Gene- 
ralLieutenant  d.  Bundes  ao3«r  7)  Corpa- 
Commandanten  ao4.  8>  'Bildung  de« 
Hauptquartiers  2o5.  o)  Verpflegung 
ao6.  10)  Gerichtbarkeit  ao?.  lU) 
BundesfeKtungen,  ihr  Bechtsverhältnifa 
in  Absicht  auf  d.  Bund  u.  die  Staats- 
hoheit der  Bundes^Iiedcr  ao8-  Benen- 
nung d.  B.  Festungen  ao9.  Be^iataung 
aio  u.  Anhang.  S.  884.  Beschlufs  der 
B.V.  wegen  IJcbernabme  u.  Herslell. 
oder  Voliend.  der  B.  Festungen ,  und 
Anerkenn,  der  Besatzungsrecnte  an. 
Kronämter  495. 
KronFideicommifs,  preufs.  33a  a.  333  d. 


Krönung  14^« 

KrönungaOrnat  a5i. 

Krotosern  3i7  >• 

Kaefstein,  Anhang,  S.  918. 

Kurbesaen  erhennt  keine  Aufhebung  toh 
Lehnverbindungen  an  a4a  au  dAi  e.  Be- 
schwerde wider  dasselbe  217  a.  Land- 
Stande  «86. 

Kuxe  449  ^* 


L. 


Lage  innerhalb  des  Staatsgebietes  477. 

Lagerbuch  400  d. 

LagerhausGerechti^eit  4  >  3. 

Lahn  567  g. 

Land,  geschlossenes  Bi.  177.  s.  Staats- 
gebiet. 

Landau  208  c  u«  e.  X09,  Anbang,  8.884^- 

Lande  harten  '"8  b  u.  c,  85  b. 

Landesbischöfe  5i5.  5a3. 

liandescollegien  3^4  ^*  4^7- 

LandesdienslRegal  4^  ^• 

Landesgrund verlassung,  ob^  sie  durch 
Auflösung  der  teatsch.  Reichs  verbind, 
aufgehoben  49* 

Landeseriind?erträge  1  d.  74.  a86.  a8T. 

Landesherr,  s.  Souierain. 

Landesherrlichkeit  36  a.  untergeordarte 
loa  a.    3ao  c. 

Landeshoheit  36.  s.  Staatshoheit.  Tertrs^- 
mäsige  oder  subalterne  Landeshoheit 
loa  a.  3 18  b.  3ao  c.  Beweisgrund« 
derselben  270  ff.  s.  auch  Staatshoheit 
u.  Souverainetät 

Landes-  oder  Ortsverweisun^,  poliaeükhf, 
ob  dawider  Recurs  an  die  B.V.  Statt 
finde  169  a. 

IjandesschutzRegal  4^  ^ 
Landesverrath,  s.  Hochverrath. 
T^ndeswürde  8i- 
Land  folgen  468  u.  f.  547. 
Land  kutschen  433.  436.   445.  durlacher 
435  c. 

iMindprlsx  a47  a. 

Landrath ,  Art  von  Proviasialstandea 
^90.  347  b.    . 

Landriithp,  Verwaltungsbeanilc  34T* 

Landsassen  269. 

Landsassiat,    vollständiger   n.   unvollst., 

activcr  u.  passiver  a69.  Beweisgründe 

des  passiven  170  ffl 

Landstandschafl  a'*4.  279.  ihr  Beebtstiiel 
2*9.  ihre  Grundlagen  289  d.  Standes- 
herren, des  Reichsadels,  u«  d.  Geist- 
lichkeit 292. 

Landstände,  Begriff 2 79- 'Wirksamkeit  9*9. 
politischer  Gesichtpunct  280.  Geschichte 
281  u.f.  Nothwendigk.227.  283.  Gewähr 
u.  richterlicher  Schutz  derselben  283. 
vertragmäsig  bestehende,  nicht  octrof  rte 
283  e.  in  anerkannter  Wirksamkeit' be- 
stehende  284  •  c.   AufrechthaltuDg  de» 
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monarch.  Princips,  u.  Verbülnng  des 
Mifsbraiichs  durch  e.  Geschäfloronung 
«83.  Fortdauer  der  in  der  Zeit  des  t. 
Reichss bestandenen  49.  383.  Bestimmun- 
gen   d.   wiener  SchlufsActe  von  1820, 
1184  *•    Verbältnifs  des  Bundes  u.  der 
B.V.  KU  der  landständ.  Verfassung  u. 
deren  Garantie,  ebendas.   Aenderung 
dieser   Verfassung,    nur    auf   yerfas- 
sungsmäs.  Weg,  eoendas.    Einwirkung 
der   B.  V.   in  landst.   Angelegenheiten 
384  ■•  V  u.  L  Schiedsrichterliche  Ent- 
scheidung  ▼.  Streitigheiten  sw.  Regie- 
rungen und  Landständen  a84  ^-  Haupt- 
gesichtpuncte   d.   heutigen   landständi- 
schen VerfassungsSystems.    Sein  jetsi- 
ger Bestand:  1)  in  d.  freien  Städten  a85. 
a)      in     den    monarchisch    geformten 
Bundesstaaten;  wo  landstanoL  Verfass. 
a)  theils  neu  errichtet  ist  236,  b)  theils, 
wie  in  der  neuern  Vorzeit,  fortdauert, 
oder  wieder  hergestellt  ist  3879  c)  theils 
noch  zu  erwarten  ist  288.  allgemeiner 
Reprasentations  -    oder    Vertretungs- 
Grundsatz  279.  289.  297.  ob  den  Land- 
stäiiden  Mitregentschait  zustehe  297  a. 
Auslegung  der  Verf.ürk.  297    Wahl- 
gesetze   289.     Grundlagen   der   Land- 
standschaft,  ebendas.    Verschiedenheit 
der    Stimmenführer     289.    gebohrne, 
patrimoniale  u.  erkohrne,  ebendas.  Ein- 
neit,   oder  Abtbeilungen   der  Stände- 
Versammlungen  in  Kammern  u.  Classen 
290.  allgemeine  oder  Reicbsstände  und 
ProrinzialSUnde    und    Landtage    290. 
Ü  reisstände    290.    Provinzial-,    land- 
räth liehe  oder  DepartementalCoUegien 
290.  Landstandschaft  der  Standesherren 
u.    des   ehem.   unmittelb.  Reichsadels, 
so  auch  der  Geistlichkeit  292.   Rechte 
der  landständ.  Corporationen:  i)nach 
den    wiener  GongrefsVerhandU    298; 
ü)  nach  der  Grundverfass.  t.  Bundes- 
staaten 294  u.  ff.  Initiative  zu  Gesetzen 
295  a.  Grundsätze  über  Art  und  Um- 
fang   der    landständ.  Rechte  297.    ob 
Hfitregentschaft    297.      Collegial    297. 
Gollegial  -    u.   DeputationsRecht   298. 
Rechte   bei    Ausübung    des   Kriegs-, 
Friedens-    u.  Bundnifsrerhtes   55o  a. 
296.   Wirkungsbefügnifs  der   B.V.   in 
ihren    Angelegenheiten  21 5.  217.  22^. 
284  ■•  i.    inr   Beschwerderecht    wegen 
Mifsbrauchs    der   Souverainetät    217. 
255.  Versammlungen,   Ausschreibung, 
Ort  u.   Zeh,   Sitz-   u.  Stimmordnung 
299  u.  f.  Auflösung  3oo.  Ausschufstage 
299.  gemeinschaftliche  Landtage  299  a. 
verhandhingen  während  der  Stände- 
▼ersammlung  3oo.  Oeffentlichkeit  der- 
selben, ebendas.  auch  283  u.  284.  Ver- 
hütung des  Mifsbrauchs  der  Oeffent- 
lichkeit 288  g    u.    Zusatz  zu  S«  4o8* 
Opposition  3oo.  Stimmenmehrheit  3oo. 
Theilgehen,   ebendas.    e.     Recht    eine 
Separatstimme     abzugeben ,    ebendas. 


Landtagfahigkeit  der  Grundberren  292. 
322.  landschaftliche  Diener  298. 

Landständische  Verfassungsarkunden,  00- 
troyrte  283  e.  1  f  Aenderung  derselben 
284  a-  q5.  Vcrzeichniüs  1  f.  74  b.  270  a. 
286  ff.  287. 

Landstreicher  467. 
Landsturm  469.  547. 
Landwehr  469.  546. 
Langensei bold,  Anhang,  S.  907. 
Langenstein,  Graf,  317  a,  Anhang,  S.  907. 
Langobardisches  Lehnrecht  78. 
Laubach,  Anhang,  S*  910. 
Lauertannen  469  c. 

Lebensbedürfnisse,  nothwendigste,  Handel 
damit,  Verhandlungen  der  B.  V.  287  a. 

Lech  574  a- 
Ledig  Gut  336.  338. 

Legate,  päpstl.  52 1.  Verkehr  mit  ihnen  520u 
Legationsräthe,Secretäre  a.CanzIisten  189. 
Legirung  418. 

Legitimation  unehel.  Kinder  486. 
Legitimität  98- 

Lehnbarkeit  t.  Bundesstaaten  81.242.54  t* 
Lehndienste  468  a. 
Lehnherrlichkeit  276.  534*  536  ff. 
Lehnhoheit  276.  534  ^■ 
Lehnhuldigung  272. 
Lehnmilitz  547* 
Lehnrecht,  langobard.  78. 
Lehnsachen  der  Standesherren  537.  ^4^ 
543.  der  Grundherren  548. 

Lehnvererbungen  54a  u.  f.  477« 
Lehn  Verhältnisse  bei  vormaligen  Reichs- 
ieheu 537  —  540.  Successions  Rechte  da- 
bei 53  d.  bei  TerritorialLehen  81. 242  a. 
54 1  u.  f.  bei  Privat  Passiv  Lehen  der  Run- 
desfursten  544  u.  bei  ihren  vormaligen 
Staats-Passiv  Lehen.  81. 242  a.  541.  AUo- 
dification  54^  f*  Succession  des  Fiseus 

47-. 

Lehnzins,    Lehndienstgeld,    Laudemium 
393  f. 

Lehranstalten  5o]. 
Lehrer,  s.  Rechtslehrer. 
Leibeigenschaft  266. 
Leibgarde  49'^* 
Leibzoll  ^oo.  4^7*  ^> 
Leihhäuser  4^^. 

Leiningen,  Fürst,  3oi  ff.  Anhang,  S.  894 
905.  909  u.  915. 

LeiningenBilligheim  3oi  ff.  Anhang,  S.906 
918  und  919. 

LeiningenNeudenau  3oi  ff.  Anhang,  S.  906 
und  919. 

LeiningenWesterburg  3oi  ff.  Anhang,  S* 
910.  911  u.  919. 

Leinpfade  4^9*  566.  575.  583« 

Leipzig,  Schlacht,  33. 

Leseanstalten  5oi.  5o3, 

Lesefreiheit  5o3. 

Leuchtenberg,  s.  Eichstädt. 

Leyen,  Fürst, 3oi  f.  589  a.  A nb«,  5. 906  9 15 

60* 
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Register. 


Liberalismus  i5. 

Licent  /|Oi  f.  4^4  *>• 

Lieh,  Anhang,  S.  909. 

Lichtenberg  286  p- 

Liebau  3i8  c. 

Liechtenstein,  Landstanue  wo, 

Licferungs vertrage  in  Staatspapieren  4  « 1  c. 

l.imburg,  Herzoglhum ,  Zusatt  zu  S.  SiQ. 

Limburg.  Hohen-,  3i7  a. 

Linipurg,  Grafschaft,  im  Anh.  S.8c)8u«9o4. 

Limpurg  (Alt-),  Gesellschaft,  496  c. 

Lippe,  Landslände  a86. 

LippeFlufs  567  g. 

Literatur  des  öftentl.  R.  23  ff. 

Liturgie  5 18. 

LobkowitK,  Anhang.  S.  915. 

Loco  dictaturae  i58.  160. 

Löwenstein,  Fürsten,   3oi    ff.   Anhang, 

S.  894.  899.  900.  906.  900  u.  915. 
Löwenstein,  Grafsch.  3oi  d. 

Lombard  4*^*  - 

LoonCorswarcm    3a.    3<n    fL     Anhang, 

S.  890,  897  «.  916. 
Lotterie  4^3. 
Lotterien  u.  Lotti  4oo.  4^3.  i37  f. 

Lübecks,  Verfassung  a4o  "•  ^  ^85- 
Lübecker  Juden  gemeinde  23^  b. 

Lübisches Recht,  Bewidmungmit  demsel- 
ben 478  d.  lübischer  Munzfuls  419  a. 

Lüne  viUer  Friede  96.58.88  d. 

Lattich  87  c. 

Lumpensammeln  4^* 

LustDarkciten,  öffcntlicbe,  274. 4^« 

Luxemburg  82  a.  87. 89  d.  seine  Stände  Ver- 
fassung 286.  290  i.  Nationalsprachen 
35 1  b.  seine  Verbindung  mit  dem  Königr. 
der  Niederl.  8a  a.  111. 286  b.  Abtretung 
eines  Theiles  davon  an  Belgien,  Zusatz 
zu  S.  519  Bundesfeslung  208.  211.  An- 
hang ,  S.  884.  Insurreclion  im  GH.  167 
b.    i6i3  a. 

LuxusPolizei  4^4  a- 
Lyceen  5oi. 


M. 


Maas,  Elle  u.  Gewicht  414. 

MaasSchiffahrt  567.  674  a.  58i  f. 

Macht  238  a. 

Machtspruch  553. 

Machtvollkommenheit  55 1  b. 

Mächte,  auswärtige,  ihre  Gesandte beidem 
T.  B.  144  u.  f.  Rechtsvcrhältnifs  d.  B.zu 
ihnen  i85  u.  Zusatz  zu  S.  242. 193.  ISoti- 
ücation  der  B.  V.  an  dieselben  i85. 

Märkte,  Jahr- u.  Wochen-  4^3- 

Mahometaner  5i4  c* 

Mainschiffahrt  967.  58i  f.  Inseln  45q  c. 

Mainz,  Bundesfestung  209  a.  Anhang, 
S.  884. 

Mainzer  Central  UntersuchungsGommiss. 
167  a. 

Majestät  239. 

Majestätrechte,  s.  Hoheitrechte. 


MaJesUtSymbole  25i. 

MafestätTitel  112.       ^         .,     ..  « 
Majestät  Verbreche«  239  c.  wider  die  Ge- 
mahlin des  Regenten  248.  wider  den 
T.  Bund  184. 
Majorate  243.  französische  542, 
Majorcnnität   der  t.  Bundesförslen  i^?. 
Venia  aeUtis  oder  Blajorenn.  Erklä- 
rung 483.  48^* 
Malefiz  275.  376.  , 

Malteserorden,  s.  Johanmterorden. 

Manufacturen  46«. 

Marienborn,  AnhaM,  S.  908.  909. 

Mark,  cölnische,  418  c. 

Marklosung  355  a. 

Marklrecht  41 3.  486. 

Marktschiffe  969  c. 

Marmor  448* 

Marstetten,  Anhang,  S.  8q6. 

Matrikel  des  Bundesheercs  u.  GcWMi- 
trikel  181.  195.  Zusatz  «u  S.  w3.  i 
Bundcscanzlei  Gasse  i36.  BimdesMa- 
tricularCasse  i36.    i8i* 

Maulbeerplaniagcn  4^^* 

Mauth,  s*  Handelsverträge. 

Mavscheid,  CondominatAmt,  3i8  c 

Mecklenburg,  Landständc  287.»euieErb. 
Verbrüderung,  84  b.  EnUcheidongsirt 
bei  Verfassungsstreitigkeiten  mit  da 
Landständen  283  f. 

Mediation  558.  . 

Mediatisirtc  Länder  u.  Personen  43.»«». 

3oi  g. 
Meer  70. 

Meerholz,  Anhang,  S.  908. 
Meinung,  öffentliche ,  22.  93.  i65.  »0  d. 
Meisenheim  288  f. 
MeliorationsFonds  396  b. 
Mennoniten  5i4  c 
Meppen  32  u.  Anhang,  S.  889. 
Messen  4^3. 

Metalle,  s.  BergwerkRegal 
Metapolitik  2  a. 
Methode  des  öffentl.  RechU  i4* 
MetropolitauGapitel  523. 
MetropoUtanErzbischöfe  523.  « 

Metternich-Wjnneburg,  Anhang,  0.9^ 

916. 
Micbelstadt,  Anbang,  S.  9^9* 
Milde  StiftungsSocietäten  36o. 
MilitärCommissionen  des  T.  B.i94/f*" 

tocoUe  der   Milit.    CentralComnu^» 

160.  8.  Kriegsverfassung  und  Bundes- 

festuneen. 
MilitärDienste  469.  .       ,. 

MilitärEinrichtung  d.  T.  Bundes  U^ 
MilitärEtat  489.  546  fL 
MilitärGewalt  545  ff.  ^  ,  , 

Militärpflichtigkeit  in  Absicht  aniAo^ 

Wanderungsfreiheit  228-  287.  Berrenus 

der  Standesherren  3o4.  549  J» 
MilitärStrasaen  öSyc  als  StaatsScrntoW 

56o  d.  . 

Militärverfassung  d.  T.  B. ,  s  Rnegs^f 

fassung. 
Miliz  546  ff. 
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Miltenberg,  sein  Afarktrecht  6%7  a* 
Minderjährigkeit  d.  Thronfolgers  247. 
Minister^   ihre    Verantwortlichkeit  34i. 

Ministerien  345. 
MinisterialConferensen,  wiener,    v.  1819 

und  1820,  8.  SchluIsActe. 

Minorat  343. 

Mifsbrauch  der  Staatsgewalt,  Streitig- 
keiten darüber  317.  s.  Souverainetat. 

Mifsbeurath  n^B*  standesherrliche  3o3  g. 
Mitregent  247  b. 

Mitregentschaft,  ob  sie  den  Landstanden 
Bustehe  397. 

Mittelbare,  s.  Reichsunmiltelbare  u.  Me- 
diatisirte. 

Mockstadt,  Anhang,  S.  909. 
Möfskirch,  Anhang,  S.  913. 
Monarchie  98  a.  339.  343.  34i* 
Monarchisches  Princip  98.  383. 
Monopulien  4i3*  4^^*  4^* 
Moratorien  4B6.   als  Justisrerweigerung 
169  b» 

Morganatische  Ehen  345  d.  Nachkommen 
aus  solchen,  ihr  Successionsrecht  345. 
363  c.  morganat.  Ehen  der  Standesherren 
3o3  g. 

Mosel  567-  58i  u«  f 

Mühlen  457.  ^62, 

Münxe,  vVelt-  u.  Staatsanstalt  ^\5,  — 
reak,  nominale,  fingirte  4>7»  Form  n. 
Materie  der  realen.  Seh  rot  und  Korn  4 1 8» 
innerem,  äusserer  Werth  ebend.  Münz, 
metalle  ebend,  Piatina  ebend.  b.lVIünz- 
Politik  ebend.  Valvation,  ihrEinflufsauf 
den  Wechselcours  ebendas*  cölni»ches 
Markgewicht  4 18  c.  Probirung  des  ßol- 
des  u.  Silbers,  ebendas.  Gehalt  der  Gold- 
11.  Silbersorten,  ebendas.  Gold  ,  Silber 
u.  Kupfermünze  419  u.  f.  und  TMsatz  zu 
S.  639.  Rechnungs*  u»  Wechsel  münze  4 1 7* 
CourantMünze  4^9  b.  Land-  u,  Scheide- 
münze 433.419*  4^9  ^*  Billon  ebend.  b. 
symbolische435.Nolhmünzen,  Medaillen 
u.  Spielpfennige  434*  Papiergeld  340. 400 
f.  4^3.  Valvation  der  Münzen  4 18  d*  Ver- 
einsmünze 419«  4^9*  b* 

Münzenberg,  Anhang,  S.  910. 

Münzenkunde  i3. 

Münzfufs,  in  Silber  funfPach  419«  desgl.  in 
Gold  4^0.  localer,  lübischer  u.  a.  419  a. 
ehemaliger  Reichsmünzfufs  4^5.  Kreis-  u. 
Territorial Münzfüfse  in  Silber:  i)leipz. 
u.  torgauer  436. 3)  Conventions-  437. 439« 
dessen  V^erbreitung437. 499*  3)  branden- 
burj;ischer  ^12,  ^%Q.  ^)  ober-  und  kur- 
rheinischer oder  34V3  Guldenfiifs  439. 
A39.b.  und  Ziuau  zu  S*  653.  5)  34Gul- 
(ienfufs  419.433. 4^7*  4^9«  Zahlungsarten 
desselben  ebend.,  lübischer  Münzfufs, 
dänisch-holsteinischer,  hamburger  Bank- 
u.  33  Guldenfufs  ^19  a.  zinnaiACher  435  c. 
Münzfüfse  in  Gola  430.  Schlaetchatz  43 1 . 
Remedium  433.  Geldcours,  Agio,  Wäh- 
rung 431. 


MünzRegal  4'^  ff**  in  den  t.  Buodb^staaten 
im  Allgemeinen  A\5.  in  dem  t,  Reich 
416.  Verleihung  aesselben  4i6*  Obef- 
polizei,  Gesetzgebung,  richterliche  Ge- 
walt 43o.  ehemal.  MünzProbationsTage 
435.  Verfügung  über  ausländische  Mün- 
zen 43o.  kern  lucratives  Regal  43 1.  Münz- 
rerein  der  Bundesstaaten  419*  4^9 b.  433. 
Münzverbrechen  43o  d.  Kippen  u.  Wip- 
pen, ebendas.  Justiren,  ebendas. 

Muhametaner  5i4  c 
Mulifenrecht  338  d. 
Municipal^arde  547. 
Municipalitäten,  s.  Gemeinde. 
Municipal Verfassung  339. 
Musikpacht  463. 


N. 


Nachdruck  337.  4^^*  ^o5- 

Nacheile  469« 

Nachfolger,  s.  Thronfolge. 

Nacbgcbohrno  Mitglieder  d.  Regentenhau- 
ses 349.  ihre  Apanage  35o.  Zusatz  zu 
S.  35i.  ihr  Gericiitstand  349.   >73  d. 

Nachsteuer  476.  Befreiung  davon  339. 

Napoleon,  seine  Uebennacht  u.  Vernich- 
tung des  t.  Reichs  9  u.  ff.  seine  £x- 
communication  5 13  a.  seine  Sorge  für 
die  kathol.  Religion  535  b.  c. 

Nassau ,  Landstände  386^  Gontingentsacho 
300  c.    Anhang,  S.  883  f. 

NassauOranien ,   seine  Staaten   occupirt 

3i  b. 
Nation  357.  359.  367.  teutsche  79.  slavi- 

sche  79. 
NaiionalEinkommen  393  a.  397. 
Nationalgarde  546. 
NationalKirche  534« 
NationalOeconomie  i3.  393  d. 
Natürliche  Kinder  345. 
Neckarschiffahrt  568.  58i.  583. 
Neipperg  3o3  e.  Anhang,  S.  901.  919. 
Nepotismus  49^* 
Neubrucb,  s.  Novalzehnten. 
Neuchatcl,    seine  landständ.  Verfassung 

379  c. 
Neutralität  d.   T.   B.   187.  der  Bundes- 

Staaten  18«).  190. 191.  333. 597.  d.  Rhein- 
Schiff.  Octroi  577. 
Nicbtigkcitbcschwerdc   374.    wider    bun- 

desausträgalgerichtlirhc     Ürtheile   175. 

und  Zusatz  zu  S.  335. 
NiederlageGcreclitißkeit  ^iS. 
Niederlande,  s.  Holland. 
Niederlassung  im  Lande  374« 
Niederrad,  Dorf,  Condominal  81.  a. 
Niederweisel,  Anhang,  S.  909. 
Niederwollstadt,  Anhang,  S.  910 
Niemand  gehörige  Sachen  336  ff. 
Nobilitation  497  ^  ^• 
NominationsRecht  bei  erledigten  Erz-  u. 

fiisthümern  533. 
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Notariell  49  >- 

Notlimiin/<e  4^4* 

Nothrccht  55i. 

Nothwehr  994* 

Notification  der  B.  V.  an  answ.  Mächte 

i85. 
Novalzehntrecht  <|7* 
NallitätaBeAch werde   wider  Aoatra^lge- 

richUurtbeilc  lyS. 
Numiimatik  ]3. 
Munciea,  päpstl.  5ii.  Verkehr  mil  ihoeo 

5ao. 


o. 


OberAppellationsGerichte  917. 
Oberaufsicht 358 ff., aber  die  Kirche  5i3. 
Obcreigcntbumsrecht  328  a.  55i. 
Oberherrschaft  328-  329  c. 
Oberhoheit  43.  44  9* 
Oberhoheitslande  43. 
Oberlausits  287  b. 
Obervormuadschafl  379. 
Object  des  Staatsrechtes  d.  T.  B.  06. 
Obsignation  der  Papiere  e.  verstorb.  Ge- 
sandten in  der  B.  V.  i38. 

Occupationen  in  Franken,  s.  Preiusen. 

Oceupationsrecbt  des  Fiscus  476. 338.  bei 
Gutern  auswärt,  aufgehob.  geiatL  Stif- 
tungen 533. 

Ocbloliratie  98  a. 

Ochsenhausen,  Anhanf,  S.  Qo4* 

Octroi  der  Rheinschiffahrt  58.  569.  674. 
Ertrag  ö68  b.  Octroi  Vertrag  von  1804. 
569.  Bestimmungen  während  d.  rhein. 
Bundes  570.  Jahrrenten  5 7^  u.  f.  u. 
Pensionen  darauf  58o.  Schiffemlden 
576  a.  s.  auch  Schiffahrt  auf  d.  Rhein. 

Octroyi-te  Verfassungsurkunden«  s.  Ver- 
fassungsurkunden. 

Oder,  Flufsgebiet  456  a.  667  g. 

Oeffentl.  Recht,  s.  Staatsrecht. 

Oeffentl.  Sache  10.  &  auch  Meinung. 

Oeffentlichkeit  22.  der  Schrift  u.  Presse 
5o3.  u.  f.  landständischer  Verhandlun- 
gen 283.  3oo.  der  Rechtspflege  373.  s. 
auch  ZeitungsArtikel  und  Frotocolle 
der  B.  V. 

Oeatreich,  seine  sum  Bund  gehörende 
Staaten  87  b.  Grösse  78  d.  Versieht 
83  b.  Grenze  mit  Baiern  92  b.  Land- 
stände 287*  288.  seine  Teutsch-  und  Jo- 
hanniterOrdensBesitaungen  234  b  u.c. 
Condominat  mit  Frankfurt  81  a. 

Oettingen  3oi  ff.,  Anhang,  S.  894,  896, 
900  u.  916. 

Offenbach,  Amt,  Anhang  S.  908,  8.  Jsen- 
bürg, 

Oldenburg,  Holstein-,   32.    108    e.    sein 

frofsherzogl.  Titel  1 1 1.  nennt  sich  jet/.l 
lofs  Oldenburg  108  e.  Landständc  288. 
sein  Verkällnirs  zu  Knipbanaen  319. 
Oligarchie  98  a. 


Opposition  in  atändiacfaen  VenanuBhu- 
gen  3oo. 

OraculaJctonim,  a.  Jure  oOBaultomm. 

Orden,  Ehren-  25 1. 488.496.  Damenorden 
248.  Privatorden  49^«  geiaüicbe  &siL 
533.  geheime  36a  Studenten^  5oa  §. 
a.  Ritterorden. 

Organisation  74.  3t3.  343  £,  s.  muck 
Staaubehörden. 

Oreauische  (  anordnende  u.  einrichtende ) 
Bestimmungen  des  Bundes  57  a.  55  a. 
Begriff  derselben  127  u.  ebendas.  Hote 
d.  Organische  (organisirende)  Geactu 
57  a.  und  Einrichtungen  des  Bundes 
aind  ausgenommen  von  der  SdmnMn- 
mehrheit  127.  Verfahrungaweiae  bei 
ihrer  Errichtung  128. 

Ortenberg,  Anbang,  S.  910. 
Orttenburg,  3oi  ff ,  Anhang,  S.  B96  und 
919. 

Ostfriesland  86  a   Ländstande  986  m. 
Ostracfa,  Anhang,  S.  91a. 


P. 


Pädaffogien  5oi. 

PapaiS>stem  5i5  b. 

Papiergeld  34o.  4o<>  u*  ^*  4*^« 

pappen  heim  262  a.  3i5  b.  und 
8.    896.    019.    seine     "   * 
541  b. 

Papst,  Art  und  Geschichte  seiner  Potitik 
5i2  a.  5i5  a.  Culminationspuaet  seiner 
Macht  5 12  a.seine  Verfügungen bcduHctt 
landesherrlicher  Genenmigung  daOb  s. 
Kirche  und  Nuncien. 

Parallelismus  66. 

Parangariae  468  a. 

Pariser  Friede  v.  1814«  58. 88.  91.  Partaer 
Hauptvertrag  von  tSiS,  58.  89^  91. 

Pafspolieei  38 1  e. 

Patentwaaren  462. 

PatrimonialAbgaben  44-  3^  ^  ^^  ^• 
priv.  Arten,  ihre  privatreefatlicbe  Ka- 
tur  und  Ablösung  derselben 3q3.  manche 
sind  jetzt  KammerBegaliea  SoS.  s.  aurb 
Patrimonialherrlicbe  Rechte  u.  Patri- 
monialDienste. 

PatrimonlalDiensle  3o5  e.  32«  b.  468  a» 
s.  auch  PatrimonialAbgaben. 

PatrimonialGericbtbarkeit  368  u.  £  3o5. 
320  e.  322. 

PatrimoniaJGut  des  Regenten  335. 

Patrimonial  Herren,  s.  Urundberren. 

Patrimonialberrl.  Rechte  der  Standes- 
herren 44*  3o6.  der  Grundberren  3». 
manche  sind  ^etst  KammerR^alien  3»^ 
8.  auch  PatrimonialAbgaben. 

PatrimonialHuheit  44  ** 

PatrimonialPflichtigie  272. 

PatrimonialStaaten  33 1. 

PatronatRecht  276.  322.  56o  d.  landcn- 
herrliches  523.  grundherrliches  Saa. 

Peinlichkeit,  Kosten  derselben,  378. 
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PennalUrous  öoi  ^ 

Pension  396.  49^  Fensioneu  aus  d.  R. 
Dcput.Schlufs  233  u.  f.  der  Mitglieder 
des  TeuUeben  u.  Jobanniterordens  334* 
der  ehem.  Dom-  u.  freien  Reichsstifte, 
des  Reichskammergerichtes,  des  Fürsten 
Primas,  u,  der  Diener  des  ehemaligen 
Grofsherzogth.  Frankfurt  a45.  der  ene- 
maligen  RheinzollBcaniten  58o  b. 

Pensionirung  der  Staatsdiener  493.  der 
standesherrlicfaen  4^*  >•  Pension. 

Perlen  448.  458. 

Personalisten,  reichsgrafiiche  369  c.  3o3  e. 
standesherrliche  öo3  e.  3o6  d. 

Petershausen  ^  Anhane,  S.  907. 

Petitionen  bei  der  B.V.  s.  Adressen. 

Petitionsrecht  Einzelner,  vereinigter  Ein- 
zelner u.  Corporationen,  bei  land- 
ständ.  Versammlungen  296« 

Pfaifenhofen ,  Anhang,  S.  896. 
Pfahlgericht  369  c. 
Pfandhäuser  4^3, 
Pfarrgericbt  368. 
Pfarrsrenzen  5i3. 
Pfennig,  eemeiner,  ^02» 
PferdeverKauf  46a. 
Philiponen  5 14  c. 
Philippseich,  Anhang,  S.  910. 
Pietisten  614  c. 
Placet,  landesherrl. ,  520. 
Platen  3o3  e.  u.  Anhang,  8.  897.  919* 
Plebejer  364.  489  e. 
PlenarBeschlüsse  i23  c. 
Plenum,  s.  Bundesversammlung. 
PlettenbergMietiAgen   3ot    ff.,    Anhang, 
8.  901  u.  919, 

Pöbel  266. 

Pöbelherrschaft  98  a«  280. 
Politik  i3.  68. 

Politische  Freiheit  4.  —  Hecht  4- 
Folitische  Natur  der  Streitigkeiten  unter 
Bundesgenossen  173  a. 

Politischer  Charakter  des  T.  B.  98.  des 
Zeitalters  93* 

Polizeigesetze  290  b. 

Polizeige^valt  38o.  Grenzen  386.  Ver- 
hältnifs  zu  der  Justiz-  u.  Griminalgewalt 
389  —  392.  Begriff  der  Staatspolizei 
38o.  dtaatsgesellschaft  •  Polizei  38 1. 
PrivatConventionalP.  38i.  Sicherheit- 
und  WohlfahrtP.  38i ,  geheime  38t  c. 
359  a.  36o  b.  BevÖlkerungs-  und  G6- 
sundheitP.  382.  Gewerbe-  oder  In- 
dustrieP.  382.,  ökonomische,  Manu- 
factur-  u.  HandlungsP.  382.  Sitten-, 
Erziehungs-  u.  UnterrichtP.  382.  litera- 
rische 5oS.  hohe  u.  niedere,  allgemeine 
u.  particulSre  383.  Corrections  oder 
Zucbtpolizei  392  a.  Polizeigesetzgebung 
384  u.  f.  Polizeiverbrechen  u.  Strafen 
385.  Behörden  387.  Polizeigericht,  Ge- 
richtbarkeit  u.  Verfahren  388. 

Poli^eirecfate  der  Standesberren  3o5.  der 
Grundherren  322. 


Polizeisachen  389.  391.  ob  und  wano 
darin  Recurs  an  die  B.V.  Statt  findet 
169  a. 

Polizeisoldateu  469.  546. 

Polizei  vertrage  558. 

Polytechnische  Institute  5oi. 

Pommern ,  Schwedisch  —  ,  Landstände 
282  d. 

Pontificat  5i5. 

Possessorische   Rechtsmittel    wider    den 

Fiscus,   die  Rammer,   d.  Schatulle  d. 

Regenten  356. 

PostRegal  433  ff.  Postwesen  überh.,  ver- 
schied. Arten  derPosten,  Landkutsohen, 
Regalität  d.  Postwesens  433.  Geschichte 
d.  Posten  434  a.  Ehemal.  Reichspost- 
wesen434-  TerritorialPosten  435.  Post^ 
Regal  und  Botenwesen  derReichsstädtei, 
Landboten  und  Landkutschen  4^^* 
PostRegal  während  d.  rbein.  Bundes 
43t.  seit  Errioht.  des  T.  B.  439  f.  236. 
Pflichten  d.  Bundesstaaten,  444-  ^^- 
wirkung  der  B.V.  444*  taxische  Post>> 
rechte  u.  Ansprüche  236.  434*  4^9. 44^* 
538  a.  542  d.  rosthoheit,  Verschicdei\h* 
der  Post  Verwaltung,  Post  vertrage,  Post^ 
rerwaltungsBezirke  44 1  ^^8.  Ober- 
aufsicht, Polizei,  Gerichtbarkelt,  Post- 
ordnungen 44^*  PostOrganisation  44^. 
Boten,  Landkutschen,  Hauderer,  Fracht* 
fuhrleute  44^*  Briefgeheimnifs  444* 
Postschiffahrt  462.  569  c. 

Potaschensieden  44B  f>  4^2. 

Prädicate  49&- 

Präsident  derB.V.  i35.  seine  Benennung 

i35.  185  b.  entscheidende  Stimme  125. 

■52  d. 

Prätengionen  83*  Verzicht  darauf  43. 83.84. 
Praunheim,  Anhang,  S.  908.  909, 
Presburger  Friede  27.  58  a. 
Presbyterium  517. 

Prefsfreiheit  5o3  u.  f.  5o5.  527.  237. 
Wirksamkeit  der  B.V.  hiebei  5o4. 

Prefs-,  Schreib-  u.  Redezwang  17.  5o3. 
u.  f.  52«*.  am  Sitz  des  Bundestags  14 1« 
vorläufiges  Prefsgesetz  des  T.  Bunaes 
v.  1B19,   170  a  u.  c.  5o4  e. 

Preussens  Staatsservituten  414  ^.  Verzicht 
auf  Prätensionen  u.  Succefs.Rechte  83 
b.  84*  seine  zum  Bund  gehörende 
Staaten  87  b.  ihre  Volkzahl  78  c. 
ProvinzialStande  288.  Rreisversamm- 
lungen  u.  CommunalLandtage,  ebendas. 
b.  Verbeissutig  einer  Repräsentation 
dei  Volks,  ebendas.  Verfassung  von 
Neuchatel  279.  Edict  fiir  die  Standes»  ' 
herren  3 16.  Landstände  a88.  Haus« 
Fideicommifs  333  b.  Münzsystem  4^8. 
Occupationen  in  Franken  26  c.  in- 
directes  Steuersystem  4^3  ^-  neuer 
Johanniterorden  234  c*  Streit  mit  Anhalt 
Cöthen  173  b. 

Primas,  Fürst,  seine  Pensionirung  235 
Primas  v.  Teuttchl.  524. 
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Primat  d«s  Papstes  61 5.  sein  Culmiiiatioiis- 

Punct  5ta  a.  s.  Papst 
Primogenitur  24^. 
Princip,  monarchisches,  98  a* 
Prinse&sinSteuer  409  c.  —  Aussteuer  u. 

Unterhalt  aSo. 

PrivatEigenthumrechte  276.  353.  355  u.  tL 
Beschränkung  derselben  355  a* 

PrivatFürstenrecht  ii,  69.  jö, 
Privalgewcrbe  400. 

Priratgut  3^8.  334»  353.  355  u.  ff,  des 
Regenten  333.  335.  4*3. 

Privatnachlafs  des  Souverains  a43.  335^ 
339  f. 

PrivatLehen  543. 

Privatorden  49^« 

Privatpersonen,  ihre  Streitigkeiten  mit 
einzelnen  Bundesgliedern  217 ,  mit 
mehreren  sugleich  176  u.  f.  s.  c«ch 
Unterthanen ,  Austräge  u.  Austrfigal- 
Instanz«. 

Privatrecht  12.  allgem.  u.  positives  lo«, 
teutsches  53.  zuweilen  in  Poliseiord- 
•nungen  384  ^' 

PrivatReclamationen  bei  der  B.V.  218. 
149.  i52.  und  ebendas.c.  wegen  Justiz- 
Verweigerung  169  b. 

Privatsache  10. 
Privilegien,  kaiserliche,  77* 
PriulefienHegal  483  ff.   Begriff  u,  Arten 
'    der  Privilegien  483.  Dispensation  483. 
Gültigkeit  u.  Wirksamk.  der  Privilegien 

484.  Vertrageigenschaft ,  Widerruf, 
^linderuttg,  Veränderung,  Ausleeun^ 

485.  landst^nd.  Concurrenz  485.  Privi- 
legienrecht landsässiger  Obrigkeiten  485. 
verschied.  Arten  der  Privilegien  486.  Bfir 
cherP.  5o5.        ^ 

Pri^  ilegirter  Gerichtstand  367. 
Processioncn ,   kirchliche,  522. 
Producenlen  267.  397. 
Proprietät  43. 
Prosei jtismus  5i5.  519. 
Protection  kann  die  B.V.  in  Frankf.  er- 
theilen  i43. 

Protestanten  5i6  c. 
Protestantismus,  seine  Natur,  5 18. 
Protestation  wider  Beschlüsse  der  B.V* 

117.  225. 
Protocolle  der  B.V.  24  b.  i58.  169.  160. 

i65.  218  a.   SeparatProtocolle   i58  ff. 

ganz  geheime  160  b. 

Protocolle  der  wiener  MinisterialConfe- 
renzen  v.  1819  u.  1820,  70  a  u.  b. 

ProvinzialEinrichtungen,  kirchliche,  523. 

ProvinzialStände  290.  preussische  290. 
288  b.  holsteinische  288.  290.  hanno- 
verische 290.  —    Räthe  290  i. 

Provisorische  Verfugungen  des  Austrägal- 
Gerichtes  176.  • —  organische  Bundes* 
einrichtungen  127  d. 

Public'isten,  verschiedene  Arten  derselben 
69  b.  i5«  23.  ihre  Unterdrückung  20.  69. 


Piiblicitfit  22.  landataod.  Veriiaiidlnnm 
3oo.  s.  Oeffentlichkeit.  —  der  Bun  j»- 
tags  Verhandlungen  i5B. 

PucklerLimpurg  3oi  fil,  Anhimg,  S.896. 
901  u.  919 

Pursch,  freie,  4^4- 


Q 


^uadtlsny  3oi  £,  Anhang,  &  909  a.  919- 

^uartierfreiheit  der  Gesandten  4^* 

Quellen,  ihre  Regalität  447* 

Quellen  des  teutsch.  öffentlichen  Rechtes 
54  ff.  ^)  des  Bundes:  Grund-  und 
Staatsverträge  55  ff  Herkommen  69  £ 
Analogie  62  ff.  aligemeines  Staats-  u. 
Völkerr.67.  Gleichgewicht  u.PoUtik6& 
Nebenquellen  u.  Erläuterungsnoittel  69. 
Auslegung  d.  Bundes  Acte  70.  —  B)  des 
Staatsr.  der  Bundesstaaten  71  fil  gemebe 
Quellen  72.  ob  fremde  Reente  73. 
besondere  Quellen  74«  Staatsgrundvcr- 
trage  u.  andere  Staatsverträge,  Staats- 
gesetze 74  f.  Staatsherkommen  76.  Ana- 
logie 76.  manche  Ursprung.  Reckts- 
titel  76. 
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Rang,  des  T.  B.  u.  der  Bundesf&raten  ii5. 
i3i — 133.  Rangordnungen,  Rangstra- 
tigkeiten  488.  495.  zwischen  Hanno*« 
u.  Würtemberg  ii5  c.  Ebenburtigkek 
der  Standesherren  3o3. 

Rastatter  FriedensGongrefa  88  d. 

Ratibor  3i7  a. 

Ratio  Status  55 1.  552  b. 

Receptions Verträge  525  c« 

Rechoerg,  Graf,  sebie  standesberrliche 
Quali&ation,  im  Anhang,  S.  902  u.  919. 

Rechnungswesen  399. 

Recht,  das  Gesetz  der  Gesetze  217.  öffentl. 
5.«  teutsches  7. 47*  *•  QueUcn  u.  Staats- 
recht. 

Rechte,  fremde,  73. 

Rechte  ,  wohlerworbene ,  Einschränk, 
durch  die  Policeige w.  386. 

Rechteren  -  Limpurg  •  Speckfeld ,  Anbang, 
S.  896.  904.  919. 

Rechtlosigkeit,   s.  Rechtszusland. 

Rechtsgewohnheit  36 1. 

Rechtsgleichheit  der  Unterthanen  4*  ^^ 
der  Glaubensparteien  u.  ihrer  Mitglieder 
625  u.  f.  529.  23o.  verweigerte  oder  ge- 
hemmte 216.  227.  373. 

Rechtslehrer,  Ansehen  ihrer  Scbrifkn 
in  dem  Bundesrecht  69.  20. 

Rechtspflege  373.  117.  Einmiscbmig  in 
solche  373.  553.  Trennung  v.  der  Ver- 
waltung 373.  öffentl.  Verfabren  373.  s. 
auch  Justiz. 

Rcchtstitel,  dessen  Anzeice  dem  Fiacui 
356. 
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Recbtsziistand,  dessen  allseitige  Handha- 
bung in  ganz  Teutschl.  117 — 2 19.  169. 
8.  Justizverweigerung.' 

Reclilinghausen  3a. 

Reclamanteu  bei  der  R.V.  können  per- 
sönlich oder  durch  Revollmächtigte 
ihre  Angelegenh.  betreiben  149  1> 

Rerlamationen  bei  der  B.  V.,  dabei  ist 
die  Gompetenz  der  letzten  zu  begrün« 
den  ai8.  Commission  dafür  iSi  c.  — 
wider  zu  d.  Bund  nirht  gehörende 
Regierungen  ai8. 

Recurs  an  den  Sou verain  35o.  in  Givil- 
Justizsachcn  374.  in  peinl.  Sachen  378. 
wider  Mifsbrauch  der  Kirchengewalt 
5a  1. 

Recurs  der  Landstände  u.  Unterth.  an 
die  B.V.  bei  Verletzung  des  Rechts- 
zustandes  in  Bundesstaaten  217  u.  f. 
insbes.  der  Staatsverfassung  317.  2a5. 
wegen  Justizverweigerung  u.  bei  Hern-, 
mung  oder  Vernichtung  richterl.  Er- 
kenntnisse 169.  wider  administrative 
n.  Poliseiverfugungen  169  a.  von  Seite 
eines  Bundcsgliedes  wider  ein  anderes 
166  lu  ff.  317.  von  Landständeu  und 
Unterthanen  wider  d.  Landesherrschaft 
217.  225.  284  •  i.  von  Privatpersonen, 
im  Fall  des  Art.  3o  der  wiener  Schlufs- 
Acte  176-  dem  Gf.  Bentinck  wegen 
Kniphausen  vorbehalten  319.  ron  Stan- 
desherren 3oQ.  3i  1.  von  d.  vormal.  un- 
mittelb.  Reichsadel  323.  324  &• 

Recurs  eines  Bundesgliedes  an  die  Ge- 
sa mmtheit  der  Bundesglieder,  wider 
Beschlüsse  der  B.V.  117. 

Recurs  wider  reicfasgerichtliche  Erkennt- 
nisse an  die  allgem.  Reichs versamml. , 
wer  jetzt  darüber  zu  entscheiden  habe, 
217  h.  ,      . 

Reformation  der  Kirche  616.  —  d.  Kir- 
chenguts 532. 

Reformationsrcc'ht  5i3.  27»  b. 

Rcformirte  5 14  b.  5 16  e.  025  c. 

Rcfractaires  4^9. 

Regalien  99.  der  Stadt  Minden  275  b. 
benutzbare,  Incrative  od.  einträgliche 
99  b  u.  c.  353.  verleihbare  102.  275. 
449«  höhere  102  c.  3o5  a.  3o6.  s.  Ho- 
heitrechte. 

Regalien Verordn.  Friedrichs  I.  73  c. 


Regensbure,  Erzbisthum  u.  Bisthum  524* 
Metropolil 
egent  3. 
Oberhaupt. 


etropolitankirche,    ebendas. 
Regent  3.  4>  247«  &•  Souvcrain  u.  Staats- 


Re^entenhandlungen,  während  einer  feind- 
lichen Inhabung  des  Landes  253 — 254. 

Regentschaft  247* 
Regierung,  s.  Staatsverwaltung. 
Regierungsantritt  246. 
Regierungseid  246. 
Regierungsforni  34 1  ff. 
Regierungsgehülfe  247  b. 
Reaierungsgewalt,  untergeordnete,  102  a. 
020  c. 


Regieranganaclifolger,  ••  Thronfalge« 
Regierungsrechte,  Srörteningendarüber, 

98.    verleihbare  102« 
Reeierungssachen    375.     GompetensGon- 
flictc  zw.  Justiz-    u,  Verwaltungsbe- 
hörden, ebendas. 

Regier ungsunfahigkeit  947* 

Registraturen  der  B.V.  i58.  ihre  Registra- 
tur i36.  Reposituren  349*' 

Reglementar  Artikel  der  BundesActe  Bj  a. 

Reich,  als  Staatsform  98  a. 

Reich,  teutsches,  seine  Schulden  u.  Staats. 
eigenthumSo  a.  seine  Staatsverfass.  35  S, 
Auflösung  25  ff.  Wirkungen  seiner 
Auflösung  48—53.  insbes.  in  Absicl^t 
auf  Landesverfassung  49*  ^^-  ^^^  ^ 
Bund  ist  nicht  sein  Rechtsnachfolger 
6.  52.  233  f.  238  a.  auch  ist  solches 
nicht  der  Regent  eines  t.  Bundesstaates 
^i33  a. 

Reichenbach,  Anhang,  S.  909.^ 
Reichsadel,  ehemaliger,  262.  sein  Rechta- 

zustand  32i  fE    auf  der  linken  Rhein- 

Seite  324* 

Reichsarchiv  39  u.  f. 

Reichsdeputatious-Hauptschlufs  v.  i8o3y 
26.  45.  5o.  58.  i33.  233.  dessen  authen- 
tische Auslegung  52.  58.  des  §.38,  betr. 
die  Schulden  45  g.  Ausgaben  desselben 
und  der  dazu  gehörigen  Protocolle  58  H 

Reichserbmarschallamtsarchiv  39  d. 

Reichsgerichte  35. 

Reichsgerichtliche  Processe,  deren  For^ 
Setzung  40.  177  g.  Vollziehung  reichs- 
gerichU.    rechtskräftiger  Erkenntnisse 

177  g- 
Reichsgesetze,  teutsche,  deren  Gültigkeit 

38.  5o  f.  ihre  Auslegung  52.  58. 
Reichshofrath  35.    sein  Archiv  39  f. 
Reichskammergericht  35.  sein  Archiv  39 

u.  f.   Zusau  zu  S.  46*    ?eine  Gebäude 

5o  a.  Deposita  4^  c.    Bibliothek  5o  a. 

Archiv-  u.  PassivGapitale  5o  a.  Susten- 

tationscasse  u,  Taxgelder,  ebendas. 
Reichskreise  35.  ihr  Schuldenwesen  6.  45. 

233.  ihre  Archive  40. 
Reichslehen,  s.  Lehnverhältnisse. 

Reichslchnbriefe  77.  • 
ReichsOperationsGasseSchulden  5oa.  233. 

Zusatz  zu  S.  3i2. 
Reichsritterschaft,   ehemalige,   36  a.  43. 

23 1.  320  ff.  324.  327.  ihre  Orden  496  c. 

Schulden  ihrer  Gantone  6  c. 
Reichsstände,    ehemalige,  von  freiherrl^ 

Stande  262  d. 
Reichsunmittelbarkeit  37.  «58.  Mittelbare 

ebenaas. 
Reichs  Verfassung,  teutsche,  i8r  35  ff.  ihre 

Auflösung  19  ff.  deren  Wirkung  48  ff* 

283. 
Reichsverwesung  247* 
Reiffenberg,  Annang,  S.  912. 
Reihenfolee  der  Geschäfte  in  der  B.V.  i5i. 
Religiöse  Dogmen  n.  Maximen  5i5. 
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RelkUm,  8taaU*  oder  herrtcbende,  8i. 
5<o.  Reoeption  deraelbea  6i3.  &s5. 

Belifion,  persönliche  der  Buodeegenosten, 
9i3  &  9i8*  519.  698. 

Bdigionsänderang  5 18  b.  619.  des  Re- 

Senten  5i8. 
igionsangelegenhriten  aM  Bundestaff, 
darin  soll  die  Stimmenmehrheit  nicnl 
entscheiden  197.  wann  sie  bei  der  B.V. 
au  Terhandala  sind  146  £  gehören  vor 
das  Plenum  ia3. 

ReligiOBfcharaliter  der  Staaten  81.  ai3  €• 
BeligionsClattsel ,     in    letatfviUigen    und 

vertragmisigen  Bestimmungen  59o. 
ReligjonsEdiet,  preussisches  u.  badi^cbes 
5 10  h.  würtemb.  5a9  b.  baierische  5i7 
a  «.  b.  6«o  a.  5%%  b.  h.  sachs.  532  b. 

Religionseid  5 18  c. 

Religionsei^enschaft  5s7. 

Religionsfriede  5o  f. 

Religionsglcichhcit,  Wirkungen  derselben 
i&.  6fto  u.  f.  Ausnahmen  619  u.  f. 

Belif^ienanarteien  5i4«  ihre  Verschieden- 
heit soll  keinen  Unterschied  in  ihren 
Solit.  u.  bürgerlichen  Bechten  begi  ün- 
en,  s.  Glanbcnspartcien  ai3.  sSo.  5^6. 

Beligionssachen,  s.  Beligionsangelegen- 
heiten. 

Btljgionattbung  5a5.  529. 

Beliffiosen  au&ehobener  und  nicht  auf- 
gehobener Klöster  633. 

Bemedium  43i. 

Beuten  auf  d.  Rheinschiffahrt  -  Octroi  a33. 
578  u.  f.  Rückstand  dererekanalerischen 
Rente  579  g, 

Rentensehrer  267. 

RepräsentatiTSystem  98  ebend.  a.  ado. 
ao3.  ob  unterschieden  von  landstandi« 
sehen  379  a.  380  b.  «83  a.  —  Grund- 
Terfassung,  s.  Landstünde. 

Repressalien  171  b.  5Ö7> 

Republik  98  a. 

Res  derelictae  338.  33*7  a. 

Res  Iudicata,  vis  ejus  in  territorio  alieno 
366. 

ReserTatRechte  1«^  a. 

Reservatum  ecclesiasticum  $39  e. 

ReserveContingent  r«  Nassau,  Anhang, 
S.  884* 

BeserreFonds  396* 

Beser?eInfanterieDIvision ,  s.  Kriegsrer- 
fasaung. 

Besidens  361.  der  Standesherren  3o4« 

Resistendi  jus  5  c.  355. 

Bes  nullius  336.  338. 

RessortRrglement  35o. 

Restitution  geeen  bundes  -  auatragalge* 
richtl.  Urtbeile  175. 

Retorsion  557. 

Relractna  territorialia  355  a. 

Reufs,  ältere  u.  jüngere  Linie,  Bundes- 
yerhaltnisse  108.  i3i.  i56  a.  i57  e. 
BundesMatricularStreit  der  jüngeren 
Linie  195  b.  FamilienAusträge  173  d* 
Gondominai-    oder   Gemeinschaft Ver- 


hältiiifs  81   a.  Landstknde  «87-  Lefan- 
verbliiduna  539  &.  54i> 

Reuoionen  43. 

Betolution  355  u.  f. 

Revolutionäre  Umtri^e  167  a. 

Bheda  3i  a.  3ot  C  u.  Anhanc,  S.  889. 

Bhein,  Thalw<^  desselben  W— 91.  566. 
Gerichtbarkeit  auf  demselben  585  c. 
Flulsgebiet  456  a.  Ö69.  der  Lech  setzt 
ihn  fort  574  a.  seine  Grense^  am  Meer 
571.  Abtheilungen  des  Rheins  368  d. 
569.671«  Conventioneller  Rhein  568  d. 
571-  574  a.  Competenader  B  V-  bei  Strei- 
tigkeiten u.  Beschwerden  56a.  571- 

Bbeinangelegenheiten  ,  ihr  eoropäisches 
▼ölkerrechtl.  VerhäUnifs  571. 

Bbeiainseln  38.  91. 

Bhetnischer  Bund  6.  Stiftung  3o.  Erwei- 
terung u.  Verminderung  02,  Dauer  u. 
Ende  ö3.  47*  Art  seiner  Auflösung  33. 
Mitglieder  4 1  a«  bundesfreie  Souveralne 
3 16.   noch  sichtbare  Folgen  desselben 
33.  4?  b.  70  d.  BeceptJons-    n.  Acces- 
aions Verträge  535  c.   Bundesrecht  4i 
&    Ter ritonal  Verhältnisse    kraft    des- 
selben 43   f^.  Bundes  Acte  3o  u.  f.  "i 
u.  f.  deren  Auslegung  44-  70  d.  Wir- 
kung   desselben    aur    die     Titel   der 
Bundesgenossen  u.  die  t.Beichsgeielie 
48  S,   Ob  u.  wie  weit  die  rbein.  B«d- 
desStipulationen    noch   wirksam   M 
47,  vergl.  70  d.  mit  53,  IV,  n.  8ä,m 
u.  IV;  u.  die  in  seinem  Zeitraum  eat- 
standenen  BechtSTCrhältnisse  70  d.33S  t 
Arealeröfse  u.  Volksmenge  76  b.  Grea- 
aen  80. 

BheinOctroi,  s.  Octroi. 

Bheinschiffabrt,  s.  SchifTahrt  u.  OctroL 

BheinschiffahrtOrdnung  576. 

RheinaöUe  569.  574*  a.  Pensionen. 

Bichteramt,  seine  Unabhängigkeit,  3^3. 
366.  Inamovibilitat  der  Kcbter  366. 
493  g. 

Bichtersprüche  ,^  ihre  VoUsiehbarkeit  in 
fremdem  Gebiet  366. 

Bichtpfennig  4i8  c. 

Biencck,  Anhang,  S.  914. 

Bietberg,  Grafschaft,  3i  a.  3oi  t  u.  An- 
bani;,  S.  890. 

Bitterbürtig  361  a. 

Bittergüter,  BeerifF  407  d.  ihre  Steuer- 
freiheit  407  o. 

Bitterorden  348.  35i.  496.  geistliche  43» 
334.  s.  Orden. 

Bödelheim,  Amt,  Anbang,  S.  910.  s. 
Solms  -Rödelheim. 

Bömisch^  Becht  73. 

Bosenberg,  Anhang,  S.  916. 

Bostock,  dessen  grundgesetal.  ErbTertr., 
74  b. 

Bothenberg,  Anhang,  S.  909. 

Rottsehnten,  s.  Novalsehnten. 

Bückin^en,  Anhanc,  S.  908. 

Buhe,  mnere  der  6.  Staaten  S17.  167. 

Ruhr  597  g. 

BunkeU  Amt.  Anhang«  S.  61t- 


Register« 


91» 


8. 


Sacbsens,  Bönigr.,  Verzicht  83  b.  Stände 
a86. 291.  sein  SucceÜBionsVerhaltnifs  za 
Preussen  846. 

SachsenAltenburg,  LandstSnde  s86* 

SachsenCobui^,  Laodstande  286. 

SachsenGolha ,  Erlöschung  seines  Mann- 
stammes und  dadurch  erfalste  Verthei- 
lung  seiner  Lande,  u.  Aenderungen  in 
s.  Bundesverhältnissen  108  d.  129  d. 
^287  c.  Anhang,  Num*I,  S.  8^5,  Note  10 
Landstinde  907» 

SachsenHildburghausen»  LandstSlnde  186. 

SacbsenMeiningen ,  Landstände  286. 

Sachsen  WeimarEisenach«  Landstände  a86. 

Salem  3i7  a.  u.  Anhang,  S.  907. 

Salinen  44^*  449* 


SalmHorstmar  ,  ^almKyrburg    a.  Salm- 
u.  916. 


Salm  3a»  3oi  ff;,  Anhang,  S.  891.  904 


SalmBeifferscheidDjck  3oi   ff.^  Anhang, 

S.  904. 

SalmReifferscheidKrautheim  3oi  ff.,  An- 
hang« S.  904,  9<^  u.  916. 

SalmHeifferscheidUaitz  3oi  ff.  Anhang, 
S.  916. 

Salpeter  448.  549. 

Salus  reip.  4> 

Salvegarden  4^6. 

Salzhandel  449  ^* 

Salzquellen,  Salzseen,  Salzbergwerke,  44^ 
u.  f.  458. 

Sand  458. 

Sanhcdrin  5i6  h. 

Sauer-  u.  Gesundbrunnen  44& 

SaynWittgensteinBerleburg  3oi  ff.,  An- 
hang, S.  991.  89a  u.  916. 

SaYnWitteensteinHohenstein  3oi  ff.,  An- 
hang, S.  891.  900  u.  916. 

SchaesDergTbannheim  3oi  ff.,  Anhang, 
S.  903  u.  919. 

Schatz  des  Staates  396. 

Schätze  33?  a.  338.  44^>  47^* 

Schanh^erechtigheit  402. 

Scharfrichterei  4^3. 

SchatallGut  des  Regenten  d3a.  335.  473. 
seiner  Gemahlin  u.  des  Thronfolgers 
335. 

Schauen,  Herrschaft,  3i8  c. 

Schaumburg,  Herrschaft,  Anhang,  S.  911« 

Schaumburg,  Landstände,  286. 

Schauspiele  463. 

Scheerschleifen  463. 

Scheide,  Schifiabrt,  567.  58i  u.  f. 

Schiedsrichter  für  Streitiglieiteii  der  Bun- 
desgenossen 173.  für  Streitigheiten  der 
Landesherrschaft  mit  ihrenLandständen 
284  u.  284  b.  Beispiele  von  Mechlen- 
bure,  von  SchwarzburgRudolstadl  u. 
V.  HohenzollernStgmaringen  297  d. 

Schiffahrt  457  u.  Handelsverkehr  auf  sol- 
chen Flüssen,  die  verschiedene  Staaten 
scheiden,  oder  durchströmen  563  ff 
Bestimmungen  d.  wiener  Congresaes  u. 


Verpflichtung  aller  Bnndeattaeten  au 
deren  Erfüllung  fiberh.  563  u.  derea 
Garantie  563  a.  Gooi^etenz  der  B.V« 
237  b.  563.  571.  insbes.  Freibeil  der 
Schiffahrt  u.  d.  Handels  564-  System 
der  Abgaben  u.  Polizei  564.  Schinahrt- 
Abgaben  565.  ErhebuagsbehÖrde,  Lein- 

gfade  u.  Arbeiten  im  Flu£ibett  566. 
tapelrecht  und  gezwung.  Umschlag 566. 
Zölle  u.  Schif&hrtordn.  566.  Anwead. 
auf  einzelne  Flüsse  u.  Gewässer  567. 
Hoheitrechte  585. 

Schiffahrt  auf  dem  Bheln  460.  grofiie  und 
kleine  568  e.  Bestimmungen  für  die 
Folgezeit  23^.  567.  568  ff.  Betrag 
des  vVaarenTransports  568  b.  Zölle  u. 
Octroi  569,  Bestimmttngcn  deXiihalb 
während  des  rbcin.  Bundes  u.  deren  Auf- 
hebung 570.  GentralCommiasiea  571* 
Yerwaltuugs-  und  richtende  Behörde^ 
572.  ErhebungsBüreaux  u«  OoCroiFlane 
578.  AbgabenTarif  u.  ZöUe  574*  & 
hebungsar  t,Vemachtttag,  Leiapfade57& 
Schifferberecht&ung ,  auch  der  An* 
wofaner  von  Neckar,  Main,  Mosel, 
Maas  u.  Scheide  597.  576.  58 1.  Schif- 
fahrtordnung 576.  Neutralität  577.  Auf- 
hebung äM  Stapelrechts  u.  Umschlaes 
577.  nran-,  Hai-  und  MagazingeU 
677.  strasburger  und  düsceldorflw 
Scniffer  577  c.  frankfurter  Meisfreihei- 
ten 577  c.  Jahrrenten  auf  d.  Octroi 
578  u.  f.  Pensionen  58o.  Hoheitrechte 
585.  s.  auch  Octroi. 

Schiffahrt  auf  d.  Neckar,  Main,  Mosel, 
Maas  u.  Scheide  58 1  u.  f.  Scheide  567« 
Hoheitrechte  585. 

Schiffahrtverträge  412  c.  563  fL 

Schiffergilden  576. 

Schiffgebühr  569  c. 

Schlagschatz  43 1« 

Schleichhandel  4o3* 

Schlesien  6  a.  &;  b* 

Schleswig,  s.  Holstein. 

Schleussen  4&7* 

Schlitz  3i5  b.  Anhang,  S.  910  u.  918. 

Schlofiirecht  486. 

SchtufsActe,  wiener,  v.  1820,  56.  70. 
ihre  Entstehungsart  1 16  d  franz.  Ueber- 
setzung  56.  Art.  3o  derselben  176.  — 
des  wiener  Congresses  56.  ihre  Aus- 
legung 70  b. 

Schmelzhütten  448  f. 
Schünberg,    Amt,   Anhang*    S.  909.  a» 
Erbach. 

Schönbom  3oi  ff.  Anhang,  S.  896«  919 
u.  920. 

Schönburc,  fÜrstl.  und  gräfliches  Haus, 
3 18  d.  äo3  q,  Anhang,  S^  896.  916  u. 
920,.  Zusau  zu  Sb  499- 

Schoppen  376. 

Schrifuassen  269  a. 

SchriftsteUer,  s.  Publicisten. 

Schrot  u.  Rom  41B. 

Schubanstalt  467- 
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Seharfen  nach  Ers  449« 

Schulden»  s.  StaaUschulden. 

Schulden  des  t.  Reichs  /^6,Bo  a.  der  Reichs- 

OperationsGasse  5o  a.  933  a.  dcrReichs- 

Itreise  4^*  >^'    ^^  Landesherren  und 

Lander  aus  der  Zeit  des  t.  Reichs  933. 

Verhandlungen  der   R.V.  a33  a.   der 

Oberhoheitlande  und  Standesherren  45. 

der  Entschädigungsländer  r.  i8o3,  45. 

der  reichsrilterscbaftiichen  Cantone  6  c. 

s.  Staatsschulden« 
Schulen  5oi.  3o5* 

Schussenried ,  Anhang,  S.  9o3.  ()o4.  Qo5. 
Schutz,  landesherrl.,  464.  von  Gesandten 

am  Bundestag  bewilligter  143. 
Schuts  der  Rirche  5i3.  du. 
Schutzbriefe  kann  die  B.V.  in  Frankfurt 

ertheilen  i43.  auch,  in  gewissen  Fällen, 

in  andern  Bundesstaaten  184* 
Schutslose  467. 
Schutzrerwandte  4^« 
Schwarza,  Schlofs  u.  Flechen,  3i8  c 
Schwarzburg's  Verhältnisse  zu  S.  Gotha 

3i8    b.   u.   ehehin    zu  S.  Weimar  u. 

Preussen ,    ebendas.    Lehn  Verbindung 

539   a.    Rudolstadts    Landstände  280. 

Sondershausens  Landstände  988. 
Schwarzenberg  3oi  ff.,  Anhang,  S.  895. 

907  u.  917. 

Schweinschnitt  463. 
Schweiz  87.  88.  569  a.  s.  Baden. 
Schwenkfelder  5i4  c. 
Secten,  religiöse,  5i4  c  publicistische  i5. 
Secularisation  96.  53 1. 
Secundogenitur  943. 
Seen  79.  447. 

Seeräuberei,  Verhandlnngen  bei  der  B. V. 
i85  d. 

Sehenswürdigkeiten  463. 
Seidenwurmer  469. 
Selbold,  Anhang,  S.  908. 
Selbsthülfe  bei  Streitigkeiten  der  Bundes- 

elieder  unter  sich,  ist  verboten  991. 171. 
Selters,  Anhang,  S.  911. 
Semiuarien  5oi  d.  59o. 
Scniorat  943* 
Sentenzen«  richterliche,  ihre  Vollziehung 

in  fremdem  Gebiet  366. 
Separatisten  5i4  c. 

SeparatFrotocolle  der  B.V.  1 58  — 160. 
Sequela  armata  4^9.  547* 
Service  549* 

Servitus  juris  publiri,  s.  Staatsservitut. 
Sicherheit,  Zweck  der  Staatsverbindung 

1.  —   der  Bundesstaaten,   äussere   u. 

innere  106.  i84  u.  ff.  991. 

Siegelmäsige  965  d.  396  a. 
Siersforpinsche  Beschwerde  über  Justiz* 

roifsbrauch  169  u  317  g. 
Silbergattungen  m  den  Gonv* 

ten  497. 

Simultaneum  595. 
Sinecuren  489. 
Sinnflufs  56o  d. 
SituationsEtat  399  a. 


Münzsor- 


Sla wische  Nation  79. 

SolmsBraunfeU  und 

SolmsLich  u.  Hohensolms  3oi   ff,,  As» 
haue,   S.  899.  900.  909  u.  917. 

SolmsLaubach  3oi  ff..  Anbang,  S.  910 
u.  990. 

SolmsRödelheim  3oi  fil,  Anhang,  S.  904* 
908.  910  u.  990. 

SolmsWildenfels  3i8  b,  Anhang,  S.  910^ 
u.  990» 

Souverain  3.  s.  Rechte  4*  ^9<  ^59.  Pr§- 
dicate,  souverain  111.  914  a.  und  ver- 
fassunesmäsiger  939.  Unverletzbarkeit 
o.  Heiligkeit  seiner  Person  «39.  955. 
980.  gehört  nicht  zu  d.  Adel  96^.  3o3L 
sein  Familienr.  11.  949.  962.  seine  Un- 
terordnung unter  die  Pri  vataeseiBe  363c. 
sein  persÖnL  PrivatGericbtstand  y3ty 
177.  Entscheidungsquellen  in  Streitie- 
keiten  unter  Souvenainen  11.  53.  ?jL 
Regierungsunfahigkeil  947.  s.  auch 
Tyrannei  u.  Abdankung.  Privat  ver- 
brechen 947  b.  Minderjährigk.  14?. 
Mifsheurath  949.  Gemahlin  u.  Witwe 
948.  Rinder  949.  Vormundscbaft  94^ 
Verbindlichkeit  aus  Staats-  u.  Privat- 
Handlungen  d.  Vorfahren  959.  Schatull* 

fut  339.  335.  473«  Religionseigenschaft 
98.  Dauer  des  Verhältnisses  zw.  ihn 
u.  d.  Volk  955.  ist  den  Gesetzen  unter- 
worfen 3^3.  ist  nicht  befugt,  zu  Bundes- 
beschlfissen  zu  stimmen,  die  der  Grund- 
Verfassung  seines  Landes  zuwider  sind 
984  «c. 

Souverainetat  3.  938.  d.  B.  SUaleaS.  m. 
996.  938.  Beweis  derselben  9"^ — 977. 
ihre  Bcstandtheile  u.  Entsteh un^^rund 
938.  Modificationen  ders.  9i3  n.  994' 
995  ff.  natürliche  4-  5.öi.  nositive  554- 
ob  sie  die  ältere  Landesverfafs.  aufbebt? 
49.  Verausserung  956.  Mifsbraucfa  der 
Souverainetat  169  917  u.  f.  984*  i-  55o 
—  654.  dessen  Folgen  955-  947  b,  IV. 
Becurs  der  Landstände  lu  Untertbanen 
defshalb  917.  983.  VolkSouverainetat, 
e.  falsche  Idee  ib.  980  d.  s«  auch  Staats- 
gewalt. ^ 

SouverainetatLande  43. 

SouverainetatRechte,  Erörterungen  dar- 
über 98  a.  in  d.  Dberhobeitlanden  44- 
Zweifel  u.  Streit  darüber  44. 

Spanndienste  4*^0. 

SpecialBevollmächtigte ,  an  die  B.V.  ab- 
geordnete 137. 

Sperre  389  a. 
Spiel,  s.  Lotterien. 
Spielkar  ten  Verkauf  462« 
Spione  38 1  c. 
Sportein  368  a. 
Spottnamen,  kirchliche,  59~. 
Sprache,  Rechte  des  Regenten  darüber 
35 1.  der  B.V.  149 

Staat,  Begriff  u.  Entstehuupart  1  f.  Staat 
im  Staat  957  b.  5i9.  seine  Ewigkeit  \ 
a59. 
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Staaten  des  T.  B.  6. 80  ü.  87.  107  ff. 

StaateoSystem  oder  Staatenbund  9*  104  b. 
98  a. 

Staatsacten  54-  69.  die  sur  Auslegung 
dienen  etc.  70  a  u.  b.  Sammlnnffen  34. 

Staatsämter  48'^*  Besetz.  der8.490.  i^wang 
dazu  490.  erblirhe  490.  Verhältnifs  kw. 
d.  Staat  u.  Staatsdiener,  Aufkündigung, 
Entlassung  49'>*  Versetzung,  Zuruhe- 
Setzung  493*  Cassation,  Suspension  494* 
Drzamter  /^qö,  s.  auch  Staatsbeamtet 

Staatsangehörige  467  a. 

Staatsauflngen ,  s.  Auflagen. 

Staatsausgabe  394  a.  396. 

StaatsbanKen ,  s.  Banken. 

Staatsbeamte  S/\2  ff.  s.  auch  Staatsdiener. 

Staatsbehörden  343  ff.  347.  487.  490« 

StaatsBesles  55i  b. 

Staatsbürger  4.  157.  «65  b. 

Staatsdiener  343  ff.  48r  ff.  Aufsicht  35o. 
Verantwortlichk.  u.Unverletzlichk.  34^. 
35o.  ob  der  Staat  für  ihre  Amtband- 
lungen hafte  35o  d. 

Staatsdienst  u.  Diener,  4^  ff- 

Staatsdienstbark.,  s.  Staatsservitut. 

Staatsdienste  4^  ff«  s*  Dienste« 

Staatsdienste  der  Bundesfursten  2i3»  der 
Unterthanen  in   fremd.   Rundesst.  239 

Staatseigent  humrecht  338  ff. 

Staatseinkommen  394* 

Staataeinnabme  394  a. 

Staatsform  4.  98.  343-  34 1-  Tcrschied.  Ar- 
ten  ders.  98  a.  des  T.  B.  und  der  Bun- 
desstaaten 6.  104.  repräsentatire  98. 
Staatsgebiet,  Veräusserung  desselben 
33o.  Abtheil.  353.  Bestandtheile  377. 
geschlossenes  377«  81. 

Staatsgebiet,  dessen  Eintheilung  353.  s« 
auch  Veräusserung  u.  Grenzen,  Un- 
veräusserlichkeit, TerritorialCessionen, 
Territorium,  TerritorialBestand ,  Bun- 
desgebiet. 

Staatsgenossen  4>  ihre  Verschiedenheit 358. 

Staatsgerichthof,  wfirtembergischer  u.  k. 
sächsischer  383  h. 

Staatsgeschichte  la. 

Staatsgesellschaften  334  ^<  ^^^  Einwohner 
im  Staat  38i. 

Staatsgesetze  55  ff.  74- 

Staatsgewalt  3.  5-  338.  Streitigkeiten  über 
Mifsoraucb  derselben  317.  s.  Souve- 
rainetät. 

Staatsgrundverfassung  s.  Staatsform  und 
Grundverfassung. 

Staatsgrundverträge  1  b.  73.  74  f.  49« 
merkwürdige  74  d.  386.  387.  8.  auch 
Staatsverfassung. 

Staatsgut,   8.  Staatsvermö^en. 

Staatsoandlungen,  verbindlich  für  d.  Nacb- 
f  olger  353. 

Staats-,  Haus-  u.  Standeszeichen  496t 

Staatshoheit^  Begriff  u.  Entsteh uncsgrund 
338.  haftet  auf  dem  Lande  33o.  Aus- 
übung derselben  339.  Erwerbunit  u. 
Veräusserung  33o.  Beweis  der8elbeii 
370—377,  8.  Souverainetät 


Staatsinteresse  553  b.  s.  Staatswohl,  Con- 
venienz  u.  luteresseStreitigkeitea. 

Staatsinventar  338  c. 

Staatsnoth recht  55i«  5Hi. 

Staatsoberhaupt  3.  diese  Benennung 
ebendas.  u.  339  a.  Becbte  4*  &•  Sou- 
verain. 

Staatsökonomie  i3.  393  d. 

StaatsPraxis  13.  114. 

StaatsBai.'^on  55 1. 

Staatsrath  344> 

Staatsrecht,  natürl.  u.  positives  5.  Ver* 
fassungs-  und  Verwaltungsr.  5.  aüge* 
meines  13.  67.  73.  des  rhein.  Bundes 
41  ff'  ^T.  heutiges  teutsches  7.  47* 
Quellen  dess.  54  ff*  Subject  u.  Object 
96.  Bundesrecht  104  ff*  der  Bundes- 
staaten 338  ff.  teutsches  Bcichs-  und 
TerritorialStaatsr.  13.  18.  33u.  f.  35ff. 
47  ff*  Literatur  33  u.  f. 

Staatsreligion  535. 

Staatsschulden  395.  330.  34o.  396.  Haus- 
u.  Staatsgesetze  deshalb  SSq  f.  Verpflich- 
tung der  Begierungsnachfoleer  353  b. 
Tilgung  360  a.  330.  s.  Schulden. 

Staatsservituten,  Begriff  559.  aclive  upd 
passive  559«BundesS.  187.  TcrritorialS. 
560.  409.  4o5«  438.  454.  4 11-  440  e*  435. 
536.  Grundsätze  561  f.  wie  fem  sie  die 
StaatsSubjection  beweisen  387.  durch! 
d.  rhein.  Bund  veranlafste  4^* 

Staatssprache  35 1.  149« 

StaatsSubjection,  s.  Subjection. 

StaatsSuccession  343  u.  f. 

Staatsverfassung  1  u.  f.  4  —  6*  49*  ^^* 
octroyrte  u.  pactirte  383  e.  384  a  u.  f* 
repräsentative  oder  stellvertretende  4« 

98  a.  3>4  3*  ^79  B*  ^^'  vertragmäsige 
49. 74*^83  e.  zeitgcmä&er  Verbesserung 
nihige  74  d,  am  Schluls.  Nichtein Wir- 
kung des  Bundes  314.  3i5«  einseitiges 
Vorschreiben  einer  Verfassung  3S4*. 
Aufhebung  od.  Aenderung  der  Ver- 
fassung 49*  Streitigkeiten  über  die  Ver- 
fassung, Ents^rheidung  derselben  384« 
Staatsverfassungsurkunden,  teutsche  74. 
386.  287.  andere  t  f.  s.  auch  Garantie. 
Fortdauernde  Gültigkeit  der  zur  Zeit 
des  t.  Beichs  errichteten  49  u«  ^>  ^83 
8.  auch  StaatsGrundverträge  u.  Grund- 
verfassung. 

Staatsvermögen  838  iL  mittelbares  334. 
473.  53 1. 

Staats  vertrage,  sowohl  Grund  vertrage 
als  auch  Staatsverträge,  im  engem  Sinn 
1  b  u.  f.  55  ff.  7^.  74  u.  f. 

Staatsverwaltung  98.  339.  ^i  fL  ihre  ver^ 
schiedenen  Zweige  345*  ausserordent- 
liche 347.  ^53. 

Staats  Verwaltungsform  34  >  ^ 

Staats  vorfalle  i4-  17* 

Staatsvormundschaft  347* 

Staatswirthschaft  i3*  3^.  Systeme  39Sa. 

Staatswissenschaften,  ihre  Classiflcation 
8  a. 


8tt6 


Register« 


Staaiswohl  4«  •.  Staatalnterette. 
Staatssweck  i.  u.  Note  a. 
StadionThannhausen  3oi   ff.  Anhang,  S. 
896  903  u.  910. 

Stadion  (Warthausen)  3ot  ff«  Anhang,  6* 
90S  u.  910. 

Stadtdienste  4^  A* 
Sudtcerichte  368.  S69  b. 
StadtkämmereiGüter,     ihre    Steoerfrei- 
heit  407. 

Stadtrecht  486. 

Stfidte,  Freie,  Titel  111.  Courtoisle  11«. 
ihre  Stimmführung  in  der  BV.  i56. 
ihr  oberstes  Gericht  9«7.  5i  a  Staats- 
▼erfassung  140.941.  285.  116.  ihr  Ver- 
hSltnifs  SU  d.  i3.  Art.  d.  B.Acte  94i, 
VI.  s.  Frankfurt 

Stadteordnungen  159, 
Stammhaupt  249* 

Stande  der  Staatsburger,  Arten  u.  Rechte 
derselben  i58  ff. 

Stande  u.  StändeTersammlong,  s.  Land- 
stande. 

Standeserhöhong  497  ^  f«  Znuatt  su  S« 
73 1. 

Standesfebiete  3oi  h. 

Standesherren,  Bejjriff  u.  Benennung  3oi  e, 
43. 80  b.  Media tisirte  3oi  g^erseichnils 
derSt«H.  im  Anhang  Num.lV.  u.  V.Bun- 
desstaaten, worin  Standeshcrrschaflen, 
ebendas.  und  3oi.  Unterordnung  eines 
St.H.  unter  mehrere  Bundesstaaten  3oi. 
Geschichte  der  standesherrl.  Unterord- 
nung 3oi  f.  A)  Hechte  der  St.H.  nach 
der  rhein-  BundesActe  4^  —  45-  Zwei- 
fel u.  Streit  darüber  44*  Besitxungen 
45.  grundherrliche  und  Lehnrechte  44* 
l)omänen,  Capitalien,  Einkünfte,  Staats- 
auflagen u.  Veräusseruugsbefugtiifs  4^* 
3o6.  SucccssionsAnspruche  80.  Resi- 
dens  4^«  AustragalRecht  u.  Bestrafung 
in  GrIminalSachen  45.  Landes-  u.  Kam- 
merschulden 4^.  Pensionirung  u.  Ab- 
theil, ihrer  Diener  45.  ehemaliges  Mün/.- 
recht  4^5  ^  ^)  neuerer  Rechtssustand 
3oi  ff,  I)  nach  Bestimmungen  des  T. 
Bundes,  im  Verhättnifs  1)  su  d.  T. 
Bund  (  Curia tSti mm cn )  3o3.  120  g. 
a)  SU  sämmtl.  Bundesstaaten,  Gleichför- 
migkeit, h«iher  Adelstand,  Ebenbürtig- 
keit 3o3.  Ehen  ^5  b.  3o3  g.  morga- 
natische 3o3  g.  PrSdicate  Durchlaucht 
u.  Erlaucht  3o3  q.  u.  Zusatz  su  S.  474* 
Personalistcn  3o3  e.  3o6  d.  3  )  su  denen 
Bundesstaartem,  su  welchen  sie  gehören, 
a)  persdnl.  VerhSllnifs  3o4-  »)  ding- 
liches, insonderheit  patrimontalherrl. 
3o5.  Fiscusrecht  478.  Domänen,  Patri- 
monialDienste  u.  Abgaben  44  u.  f.  3o9 
c  33a  e.  Beamten. Gabinet 3o6.  c)  ver- 
mischtes 3o6.  FamilienAtttonomie  u. 
Farn.  Verträge  806.  3i3  d,  d)  Grund- 
lage su  künft.  näherer  u.  gleichförm. 


Bestimmung  S07.  RechtsTerwahr.  d. 
St-H.  gegen  Vorstehendes,  beliauplete 
Wiederherstell.  einiger,  u.  Unterwerf 
anderer  unter  Preuasen  3o6.  Bestim- 
mungen der  wiener.  S.A.  3o<^  Ver- 
handluncen  «u  Beschlösse  der  B.  V. 
3io  u.  f.  Aachener  Congre&Besehlaüs 
3ii.  standesherrl.  Beschwerden,  lau- 
desberrl.  Gegenerklärungen  u.  Anzeigen 
wegen  Erfüll,  des  14.  Art.  der  Bun- 
desActe 3ts.  309  b  u.  c.  R)  nach  staats- 
Sesetsl.  Bestimmun0En  einzelner  Bub- 
esstaaten,  1)  Tor  Errichtung  des  T. 
Bundes  3 1 3.  ihre  Anwendung  und  UdK^ 
sieht  3 14.  ihre  EnUtehungaart  u.  Ver- 
schiedenheit, Beschwerden  dage^ea 
3i5.  Verleihung  der  Standesberrlicb- 
keit  3i5.  3i7.  497.  Wirkungen  dersel- 
ben 317.  i)  seit  Errichtungaes  T.  Bun- 
des; preufs.  Edict  3i6  m.  £  —  Be- 
•itsungen  3oi  Domänen  33«  e.  Besi- 
dens  3o4.  Lehnsachen  6^7,  541.  ^43- 
Titel  48.  besonderes  Prifatreckt  u. 
Steuerfreiheit  3o4-  407»  Forstrecht  45s. 
Jagdrecht  453.  —  Mittelclasse  swiscbea 
Standesherren  u.  Grundherren  3i8 

Sundesherrliche  Würde,  Erthrilungders. 
3iö,  497. 

Standesherrlichkeit  43  f.  Soi.  Erlöschui^ 
3o«.  Veräusserung  45.  3o9*  3o6.  Ver- 
leihung derselben, 3oi  b.  3i5.  3i'. 

Standesherrschaften  3oi. 

StapelgcrechUgkeit  4 13*  566. 5r7.  am  Rhein 
577.  am  Main  u.  Neckar  58t. 

Starhemberg.  Anhang,  S.  917. 

Statistik  i3. 

Status  in  Sutu  i57  b.  5is. 

Stecknits  567. 

Steinbruche  44a 

Steindruckerei  46«.  5o3  u.  Note  a.5o5f. 

Steine  458. 

Steinfurt,  Grafschaft,  Anhang,  S.  889,  s. 
Bentheim. 

Steinkohlen  44^- 

Stempel papier  ^o^  f. 

SternbergManderscheid  3oi  ff.  Anhang, 
S.  903  u.  920. 

Steuer,  ordentliche, ausserordentLdirecte, 
indirecte  409.  398.  allerlei  Arten  und 
Benennung  4^^  b  —  f.  4o^*  nothwendL, 
freiwill.,  allgem.,  jparticulärc ;  Benen- 
nungsart 409  f.  uegenstände  4o3  h. 
Rechtmäsigk.  u.  sleiche  VertbciL  4^* 
4oa  SteuerCapital  406.  Verwendung  u. 
landständ.  Coneurrens  993.  295.  4^'- 
Selbstbesteuerune  395.  399  b.  Buch- 
steuer 5n4  9m  Annahme  e.  fremden 
SteUjörSystems  durch  Vertrage  4o3L 
Teutsche  Reichsgesctse  verpfuchtcteu 
4io  UnterChanen  nur  subsidiarisch  sn 
Steuern  33a  f. 

Steuer  der  Standesherren  4^*  3o4»  407* 

Steuercasse  S95.  473* 

Stenerf^iheit  407.  Entschadigong  bet  de- 
ren Aufhebung  407* 
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Sieuerrecfat,  als  Beweis  der  Landesbobeit 
975  b.  beschränkt  sich  auf  die  eigene 
Landesgrenze  4o3.  seine  moralische  Be- 
schränkung ebendas. 

SteuerBerlsion  und  Ausgleichung  897  f* 
400.  4o6. 

Steuerrollen,  Cataster  400  d. 

Steuersystem  897  a. 

Steuerverweigerung  «55  f. 

Stiftlande  u.  Stiftungen,  geistliche,  wem 
die  VermögensSubstans  derselben  tu* 
stand  a38  d.  S.  Secularisation. 

Stiftungen,  fromme  u.  milde^  334  a.  ihr 
Vermögen  334*  473*  53 1.  55o  c.  55 1. 
Steuern*eiheit  407. 

Stimme  entscheidende  des  Präsidenten, 
in  d.  engern  Versamml.  der  B.  V.  ia5. 

Stimmen,  in  der  B.V.  ihre  Natur  107.  ob 
und  wie  fern  jene  im  Plenum,  bei  Be- 
sitzTeränderungen  durch  Erbfolge,  auf 
d.  neuen  Besitzer  übergehen  i3o.  ver- 
schiedene Arten,  Gewicht  u«  Verhält- 
nisse derselben  lai.  112.  i36.  bei  Bil- 
dung der  Beschlüsse  %i5  u.  f,  quies- 
cirende   i63. 

Stimmengleichheit  im  engern  Bath  d.  B* 
V.  125.  i52  d.  in  landständ.  Versamm- 
lungen 3oo  e. 

Stimmenmehrheit  in  der  6.V.  i%5  b.  i3o. 
in  landständ.  Versammlungen 3oo  eben- 
das. Note  e. 

Stimmenverhältnisse  überhaupt,  bei  Bil- 
dung V.  gesellschaftl.  Beschlüssen  136  a. 

Stimmgebune  in  der  B.V.  163. 164.  Ver- 
pflichtung dazu  i63.  Ausnahmen  hievon, 
ebendas. 

Stimmrecht  in  der  B.V.,  a.  Stimmen. 

Stock-Jobbery  ^21  e. 

StolbergRosla  3oi  fL  Anhang,  S.  69a« 
910  u.  921. 

StolbergStolberg  3oi  ffi.  Anhang  S.  89s. 

9^1. 

StolbergWernigerode  3oi  ff.  Anhang,  S. 

^  893.  910  u.  920. 

Straftrerwaadlung  878. 

Strandrecht  458  4?^ 

Strasberg,  Herrschaft,  Anhang,  S.  91a. 

Strafsennegal  4o8  u.  f.  Arten  u.  Eigen- 
thum  derStrafsen4io.  Anlegung,  Ver- 
legung, Wegbesscrung  409.  Strafsenge- 
richtbarkeit  409«  Stralsenzwang  ^i3. 

Streifen  /J69. 

Streitigkeiten  der  Bundesglieder  unter 
sich,  Verfahren  darin  321.  179  Un.f£f 
2841». 

Studirfreiheit  5oo  f. 

Subject  des  Staatsr.  des  T.  B.  96. 

Subjection  gegen  d.  Staat  268.  pertönl. 

u.  ding].  270.  Beweis  derselb.  270  «•  f. 

Beweisgründe  272  ff. 
Subjectionen  48.  Geschichte  derselb^B  b. 

Staudesherren  3oi  f. 
SubsidienTractate  558. 
Substitutionen  in  öffentl,  Aemtern  49a  — 

in  d.  B.V.  137.  iö5.  i59  a.  dea  Prfai- 


dialGesaadten  i35.  der  BimdeatagaG»' 

sandten  137. 

Sttccession    in    einem    Bundesland    129. 

ihre  Wirkung  auf  Bundesrechte,  ebendas. 
SuccessionaOrdnung    in  der  Thronfolge 

242  u.  f. 

SuccessionsBechte  242  f.  deren  Fort- 
dauer 53«  83  u.  f.  Mittel  sie  zu  sichern 
246  e. 

Successor,  s.  Thronfolger. 
Sultanismus  76.  55o. 
Superioritas  territorialls,  s«  Landeshoheit 
Suppletoria  potestas  379. 
Suspension  494- 

Sustentationswesen  der  überrheinischeii 
Geistlichkeit  233. 

Symbol  der  Kirche  5i8b 
Symbolische   Bfieher   5i8.    527  c.  Aus 
gaben  527  c. 

SynodalBichter,  kathol.  geistliche,  d.  drit- 
ten Instanz  5i5  d. 

Synodal  Verfassung  evangelischer  Kirchen- 
gemeinden 5 16.  017. 

Synoden,  8.  Kirchenversammlungen. 


Tabellenwesen  346  a.  399  b. 

Tafeleüter  332  c. 

Tau^Concession  463. 

Taschenspieler  463. 

Taxis,  s.  Thurn^  u.  Post. 

Telegraphen  433. 

Termine  bei  der  B.V,  i5ou 

TerritorialBestand  des  T.B.  8-,  78.  107 
u.  f.  212.  kein  Bundesgebiet  7&  de» 
rhein.  Bundes  78  86. 

TerritorialCessionen,  Purifikatioaen,  Be» 
Unionen,  Subjectionen  43*  "^  Vermi- 
schungen 8i.  —  Eintbeiluqg  352. 

TerritonalCommisaioD«  frankfurter,  ihr 
GcneralBecefs  58. 

TerritorialKirrhen  524. 

TerrirorialLosung  oder  Betract  365  a. 

Territorium  clausum  277.  81. 

Tertiogenitur  243. 

Teutsc%,  nielit  Deutsch  79  d. 

Teutscbe  Nation  79. 

Teutscher  Bund,  s.  Bund. 

Teutscher  Orden  43.  234-  seine  neuere«. 
Schicksale  234  b.  Projectirte  Stiftung 
eines  neuen  1»  Ordens,  eben<las. 

Teutsches  ^eich,  Gröfse  78.  Verfassung 
u.  >afic>sung  ^5  ff.  35  f£  Wirkungei\ 
^er  letzten  48  ff.  ob  der  T.  Bund  sein 
Bechtsnachfolger  geworden  6.  233  f. 

Teutschland  68.  80.  was  die  BundesActa 
darunter  verstehe  3o3  d. 

TeutschordensGüter,Verfugungen.dfirtlber 
234  b.  Kurheaaens  Ansprüche  daraafi 
ebendas.  Güter  in  Schlesien,  Bobinen^ 
Ocstreich,  ISiederlanden  234  b* 
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TeatscIlordeluHaiit  ftu  Frankfurt  s34  b. 

Thalweg  88  bis  92.  86  e.  s.  Bhein. 

Theilgeben  i«7  b.  auf  landständ.  Versamm- 
luogeo  3oo  e. 

Tbengen  3oa  c  u.  Anhang,  S.  907. 

Theorien,  neue  69. 

Throncrledigung  «4?.        ,    ;^  ,     ^, 

Thronfolge  «4»  if.  Eigenschaft  de«  Thron- 
folgers «44  f.  seine  Courl#isie  in.  s. 
Ereiehung  »47  a.  •.  Minderjährigk.  u, 
Unfahigh.  «47.  s.  Vcrbindlichk.  «u  Hand- 
lungen s.  Vorfahren  «5a.  sein  Schatull- 
Gut,  s.  Legitimität. 

Thurn  n.  Taxis  «36.  3i3  e.  3i7  a.  439« 
495  a.  «eine  Postgeschichte  434  a.  Stan- 
desherrl.  Rechte  m  Würlemberg  3i6d. 
sein  «tandesherrl.  Fürstenth.  KrotosKjn 
817  a.  440  b.  54«  d.  seine  Böslichen, 
ebendas.  S.  auch  PostRegal.  Anhang, 
S.  895.  900.  91«  u.  917«       , ,      ^ 

TilgungsCasse  für  Staatsschulden  34o  a. 

Tilsiter  Friede  3i.  68  a.  84-  ward  für 
aufgehoben  erklart  58  a.  84. 

Titel  486.  487  u.  f.  495.  der  Bundesge- 
nossen 48.  109  ff.  Regenten- und  Haust 
titel  11 3.  «5i.  Courtoisie  11«.  Titel  u. 
.Wappen  der  Appanagirten  11«.  11 3» 
der  Standesherren  48. 

Titulaturen  des  Bundes  u.  der  Bundcsgcn. 
109  —  1 14.  der  B  V.  149.  in  ihren  Schrei- 
ben an  auswärt.  StaaUregierungen  i85  b. 
11.  ▼.  ihnen  i44- 

TörringGuttensell  3oi  £,  Anhang,  S.  904 

u.  9«i. 
ToWrans^  5««.  5«6.  5«6. 
Tonnenrecht  56o  d. 
Torf  448. 

Trauer,  öffentl.  «74. 
TrauttKiansdorfT,  Anhang,  S.  917. 
Trennung  der  exerutiTcn  Gewalt  von  d. 

gesetzgebenden  364.  der  richterlichen 

Ton  der  ftdministratiTen  389* 
Treppelwe^e,  s.  Leinpfade. 
Trias  politica  100  b. 
Triest  8?  b. 

Trorhtelfin£en,  Anhang.  S.  91«. 
Trödel,  s.  Leinpfade. 
Tfirkenhülfe  40«^  e. 
Turnus  in  d«  StinimfuhrunK  in  der  B^V. 

166  u.  f.  i5«  c. 
Tatela  illustrium  «47  c. 
Tjrol,  Welsch-,  87  b. 


ü. 


XJebersugsgeld  467. 

Ufer  459. 

IJmfirage  in  der  B.V.  16«.  ^ 

tJmpfenbach,  Dorf,  3i8  c. 

I7mschlae  66iS.  am  Bhein  677.  am  Mam 

Ö66  b.         . 
Umschlossene  Gebiete  81. 
Umtriebe,  reyolutionäre,   167  a.   168.  s. 

Aufruhr. 


Register. 

Unabhängigkeit,  s.  Sourerainetat.  • 
Uneheliche  n&chkommen,  ihr  Succeasions- 

recht  «45.  «61  c 
Unfähigkeit  des  Bcgenten  «47. 
Uniform  496  b.  Farn  tuen  —  ebend. 
Union    der   A.C.  Verwandten    und   der 

Beformirten  5 16. 
Unions Arten  der  Staaten  8«. 
Universitäten  5oi.  ihre   Landstand&chaft 

?9«. 
UniFersitätsbann  5oo  f. 
Umuhen,  s.  Aufruhr. 
Untergebene  «57  d. 
Unterricht,  öffentlicher,  in  atandeslierr- 

lichen  Bezirken  3o5. 

Unterricht Begal  499  ^ 

Untersassen  464« 

Untersensbach,  Anhang,  S.  90<u 

UntersuchungsGommission,  s.  Central  — . 

Unterthanen  4.  «57  ff.  temporare  «o- 
immcdiate  u.  media te  «68.  ihr  Recht, 
Grundeigenthum  in  t.  Bundesstaates 
zu  besitzen  und  zu,  erwerben'  «28  i 
Aufnahme  neuer  464.  ««8  d.  ihre  durch 
den  Bund  gesicherten  Beehtc  184.  «2- ff 
deren  Handhabung  sie  vom  Rund  for- 
dern können  io5  b.  184.  Reriitscleicb- 
heit  «59.  ihre  Streitigkeiten  mit  dULan- 
desherrschaft  «t6.  «17.  4~4*  "^'^  ^^^ 
StaatsFiscus  356.  474  u.  mit  Bund»- 
gliedern  176  u.  f.  «17.  »hr  V^crbaltaife 
au  dem  Rund  i84*  Verwendung  der 
KV.  für  sie  bei  auswärt,  Staaten  18-. 
ai8.  deren  Vertretung  wider  solebe  irS 
a.  177.  s.  auch  Administratire  Gerech- 
tigkeit u.  Administr.  Verfügungen. 

Unterwürfigkeit,  s.  Subiection. 

Untheilbarkeit  des  Landes  «4^  c. 

Unverletzbarkeit  des  Regenten  «89.  «55. 
«80. 

Urkunden, '  archivalbche,  Bestimmung 
ihrer  Reweiskraft  348.  Hepertorien  da- 
rüber «4  b,  Num.  6. 

Urkundenlehre  i3. 

Urtheile  der  Gerichte,  ihre  VoUaiebbariKeit 
in  fremden  Staaten  366  d« 

Utphe,  Anhang,  S.  910. 


V. 


Vacantes  Gut  336.  33a  476.  533. 
Väterliche  Gewalt  des  Regenten  «49. 
Vagabunden  467.  469.   Vertraec   wegen 
ihrer    Auslieferung   und   UeoemaliBe 

467  f. 

Valvation  der  Munaen  418  d. 

Varel  86  a.  3i8  b. 

Vassalien,  s.  Lehnbarkeit  u.  a.  w. 

Vi>hmgerichte  «76. 

Venia  aetatSs  484  c.  486. 

Veräusserung  der  '  Siaatsrecierung  «56. 
«2«.  des  Staatsgebietes  'una  der  Staats- 
hoheit 107.  33o  u.  f.  ««3.  der  Domä- 
nen ««3.  333.  in  geistlichen  Wablstaa- 
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ten  a33  f.  des  SchatullGutes  335.  ein- 
zelner Hobeitrechte  loa.  35^. 

VerantwortlichlLeit  derStaatsnunister  343. 
der  übr«  Staatsdiener  35o. 

Verbrecher,  politische,  deren  Ausliefe- 
rung 184  b.  325  c  . 

Vereine,  s.  Gesellschaften. 

Vereinigung  der  Reformirten  u.  der  A.€. 
Verwandten  616, 

Vereinigungen  der  Staatserwerbungen 
mit  d.  Staatsgebiet  33o. 

Vereinigungsart  mehrerer  Staaten  8a. 

Vereinsmunze  419.  4^9  b. 

Verfassung,  s.  Staatsverfassung. 

VerfasBungsurliunden  t.  Bundesstaaten  74* 
286  fr.  octrojrte  und  vertragmäsige  a83 
e.  1  f.^  Aenderung  derselben  384  a.  39^. 
Verzeichnifs,  Sammlungen  u.  Verglei- 
ch ung  derselben  1  f.  74  b.  379  a.  286  ff. 

Verjährung  unter.Bundesgliedern  68.  562 
d.  —  der  verleihbaren  Regalien  u.  Immu- 
nitäten 356.gegen  denFiscus  475.  der  Do- 
mänen 482.  un  vordenldicbe  277  d.  483  b. 

Verkehr  unter  den  Bundesstaaten  337. 

Verlassene  Sachen  337  a.  338. 

Verlafsnehmung  i5o. 

Vermittlung  bei  der  B.V.  173.  180.  221. 

Vermiltlungsrecht  563. 

VemunAreligion  5 16  h. 

Verordnungen  363, 

Verrat  fa,  s.  Hochverrath. 

Vertagung  der  B.V.,  und  Geschäftgang 
während  derselben  119. 

VertheidigungsSystem  des  T.B.  193  a.ff. 
8.  KriegsTCrfassung. 

Vertragrecht  d.  T.B.  187,  der  B.  Staaten 
658.  dessen  Bescbränliung  dem  Bund 
gegenüber  21 5.  225.  s.  auch  Thronfolge. 

Vertretung  der  Bundesglieder  u.  ihrer 
Untcrthanen  bei  Auswärtigen,  durch 
den  Bund  187  u.  f.  182.  Streitigkeiten, 
veranlafst  durch  Vertretung  der  Un- 
ter t  bauen  gegen  Bundesglieder  173  a. 
s.  aui:h  Verwendung. 

Vertretungsgrundsatz  m  landständ.  Ver* 
Sammlungen  279.  289.  297. 

Verwaltung,  s.  Staatsverwaltune*  Rechts- 
pflege, Administrative  Gerechtiglieit  u. 
Administrative  Verfugungen, 

Verweisung,  s.  Landesverweisung. 

Verwendung  der  B.V.  bei  Bundesstaaten 
auf  begehren  fremd.  Staatsregierungen, 
und  umgekehrt  187.  188.  21&  219. 167« 
182    s.  auch  Vertretung. 

VerwilligungsRegal,  s.  GoncessionsRegal. 

Verzichtleis^ung,  gegenseitige,  der  rhein. 
Bundesfursten  auf  Rechte  u.  Präten* 
sionen  83.  43.  Folee  daraus  auf  Lehn- 
Verbindungen  54i  o.  und  auf  Staats- 
servituten 56o  d.  ob  sie  durchAuflösung 
des  rhein.  Bundes  entkräftet  worden  47i 
ebendas. Note b.  53.  Baierns  Vorschlags 
zu  e.  äbnl.  Verzichtleist.  84  a. 

Veto  bei  der  Gesetzgebung  295  a. 

Vicariat,  Reichs-  247» 

Viehschnitt  463. 

KlUber'a  ÖffentL  Recht,  4.  Aufl. 


Vielre^ieren  4  b.  93.  552  c. 

Visitation  der  Staatsbehörden  35o. 

Vitriolwerke  44^  £ 

Völkcrgebräuche  562  a. 

Völkerrecht  5,8  u.f.  13.67. 72.  d,  t.Bund.u. 
d.  Bundesst.  9. 107  fl*555  fr.5o9ff.  563  ff. 

Vogelfang  455  a. 

Voglei  376.  377  a. 

Vogteilichkeit  370.  32o  c.  377  a. 

VolK  1  a.  8.  257.  250.  393.  seine  poli- 
tische Freiheit  4«  Dauer  d.  Verhält- 
nisses zw.  ihm  u.  d.  Souverain  255  u.  f. 

Volksbildung  33.  499« 

Volksherrscbaft  98  a, 

Volksmenge  des  T.B.  78.  iq5c. 

VolkSouvcrainctät,  e.  falsche  Idee  1  d, 
379  a.  380  u.  Note  d. 

Volksvertretung,  s.  Landstände. 

Volkswebr  547. 

Volljährigkeit  484  c.  486.  der  Bundes- 
fursten 347»^ 

Vollzichbarkeit  der  Urtheile  in  fremden 
Staaten  366  d. 

Vollziehende  Gewalt  364  u.  f. 

Vollziehende  Wirksamkeit  der  B.V.  117. 
166  u.  ff.  unmittelbare  170. 

Vollziehung  der  Bundesbeschlüsse  in  Bun- 
desstaaten 214.  auswärt.  Urtheile  366  d. 

Vorbehalt,  geistlicher,  529  e. 

Vorfahr  des  Regenten,  Verbindlichkeit  sei- 
ner Handlungen  für  die  Nachfolger  252  ff. 

Vorkauf  bei  aer  Ausbeute  der  Berg- 
werke 449-  476. 

Vorkaufgerechtigkeit  41 3. 

Vormundschaft  über  d.  Kinder  des  Soure^ 
rains  249  über  Nachgebohrne25o.  Ober- 
vorm.  079.  Staatsvormundschaft  247« 

Vorsichtregeln  b.  d.Studium  d,öffentl  R.i5. 

Vorspann  470« 

Vota  majora  125  —  i3o, 

Votum  ad  principem  553  e. 

Votum  decisivum  des  Präsidü  in  der  B*V. 
125.  i52  d. 

w. 

Waal  574  a. 

Währung  4>i. 

Wässerung  457. 

W^affenhoheit  545. 

Waffenscheue  A69. 

Waffenstillstand   in  e.  Bundeskrieg  192. 

Waffenübun^en  549. 

Wagegerechtigkeit  4^3. 

Wageebühren  577  b. 

WaldbottBassenheim  3oi  iE,  Anhang,  S. 
806,  904,  913  u.  931. 

Waldbui^  Wolfegg  Waldsee  3oi   ff.,  An- 
hang, §.  900  u.  917. 

WaldburgZeilTrauchburg  und 

WaldburgZeilWurzach    3oi  ff., 
S.  895,  901  u.  917. 

Waldeck,  Landstände  386.  kathol.  Kirchen- 
verhältnifs  5 11.  Lehnverbindung  54i  e. 

WaldeckPyrmont,  Graf,  3i6  d.  Anhang, 
S.  904  u.  931. 

Waldeigenthum  45 1.  455. 

61 


Anhang, 
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Register« 


Walcbecht,  als  Serritut  J^Bi  g. 

'Wallfahrten  5i9. 

'Wallmoden  3o6  d.  u.  Anbaus ,  8. 893  u.  99 1  • 

Wappen  ii3.  i4q«  s5t.  40^  49^-  497- 

Wappenkunde  i3. 

'Wartbausen,  Hemcbaft,  Anbafigi  9*9^<^* 
i.  Stadion. 

Watenmeiiterei  463. 

'Wastergerichte  460. 

Wasaergewächse  4^> 

WaaaerHegal  456  ff.  Ge^enstlndf  des- 
selben 457  n.  Umfang  460. 

Watserstraiken  410.  4&7* 

Wasserains  457*  356  e* 

'WasseraoU  460. 

Weehselcurs  4^7  !>• 

Wechselgeld  iij  h. 

Wechselgericnte  4i4« 

Wechselpan  4^7  <>• 


Wechselsahlang,  frankf arter,  4i9  *• 
WeclisluncsTypen  4i3  c.  4>7  »• 
Wege,  s.  StraisenRegaL 


WeeEug,  freier,  saS  n.  f.  467« 
Webr-  und  Waffenreeht  545  ff. 
Weiberstamm,  Recht  cur 'J'hronfb]ces44* 
Weimar,  &athoL  Kircbenverhaltnin  5ii. 
Weissenau,  Herrschaft,  Anbang,  S«  90^« 

904.  905. 
Weissenhom,  Anhang,  3-  896. 
Weifssieden  4aa  c. 
Wellingsbfittel  3i8  c. 
Wendische  LSnder  377  a« 
Wenings,  Amt,  Anhang,  S.  908« 
Werbung  548. 
Wernigerode,  s.  Stolberg. 
ifFeser,FlurBgebiet456a.el8llelher  Zoll  666 

c.  173  i.  I^lisei  auf  der  Weser  564  b. 

fik^hiffahrt    B67.  SchiffbhrtActe  584. 
Wessenber^s  Ernennung  sumBischof  5a3e. 
"Westerburg,  Grafschaft,  Anliaqg,  S.  911. 

s.  Leiningen Westerburf^. 
Westphälische  (vom Kontor.  Westnbaleii 

herrührende)  Angelegenheiten  109  e. 

334  b.  RechUfra^e  «53  b. 
Westphalische  Genahte  376* 
Westphäl.  Friede,  s.  fortwährende  Gül- 
tigkeit 5o  f. 
WettComtoire  463. 
Widersetslichkeit   der   Unterthanen  167 

u.  f.  955. 
Widerstand,  Recht  d.  Volkes  anra—355. 5c. 
Wied  3oi  ff.,  Anhang,  S.  89a,  911  u.  9 17. 
Wiedertäufer  5i4  c. 
"WiencrFriede  58  a.  —  CongrefsActe  v.  i8i5 

66.  67.  —  SchluIsActe  t.  1820  56«  70* 
Wildbann  4^4  ®* 
WilJenbifTgSchönstein,  Herrschaft,  317  a. 

3i8  c. 
Wildfangrecht  476. 
Wildfolge  455.  469  f. 
Wildbämmelei  56o  a. 
Wildschaden  455  c. 
Wildsteuer  /^bb  c. 


Wnilnihr  76.  a55  c.  —  Herrschaft  98  a.  24?. 
Winterrieden,  Anbaue,  S.  913. 
Windischffräts3oi  ff.  Anhanges.  901  B.91* 
Windmahlen  467  g. 
Wippen  u.  Kippen  4*6  d«  43o  d. 
Wisch  3 18  c. 
Wissenschaftpflege  499  A 
Wittgenstein,  s.  Sayn. 
WiltWe  des  Souverains  148- 
'Wittwengehalt  der  WIttwan  d.  SUatsfie- 

ner  404 
Wölfersneim,  Anbaitf,  8.  909. 
Wehnsits  bestandigei^  Recht  äarmtd^  aaBi 
Wolfjagd  469  f. 

WoUenstetten ,  Anbang,  S.  896. 
Wrede  F.,  sein  Majorat  64a  j^ 
WfirtembeiY,  Landatände,  aA. 
^urmbrand,  Anhang,  S.  ^i. 


Y. 


Yssel  674  a. 


ZShlungsarten   M   dem  CoavJlifiBifii& 

419.  42'7.  429. 
ZahlenStatistik  346  a. 
Zaungericht  369  c. 

Zehnten  393  g.  400  c.   Bergwbnten  44f 
Noralsehnten  477> 
Zeitgeist   32.  o3.  a8o  b  u.  e.    S^riftcs 

davon  32.  9$  f. 
Zeitungen,  Verbot  m^rerer  i.  d.  B,&5e4c< 
Zeitungs Artikel,  Ton  VerbandlunMi  düer 

R.y.  i65. 
Zeügfriuser  66. 
Ziegclbrennereien  448  £  4^* 
Zigniner  467. 

Zinnaischer  Münsfufs  4a6  c. 
Zinse  u.  Zinsen  3o3. 
Zinsensahlung  401. 
Zoll  404  u.  f.  3o8.  Einfuhr-,  4iisf.-  u.  Dnrck- 

fubraoll  404.  Haupt«  und  Webrsoll4i6. 

Verleihung,  Verlegung,  Erböhung  40?. 

Defraudation  4^^  n-  BcireiuBg  40^.  an 

Furstenguts  4o6  e.   auf  Flnasea  566. 

Rheinsölle  569. 674,  esflether  Wcaenafi 

566  c.  Main-  u.  Neckaraoll  Ö8a. 
Zollvereine  u.  Vertrfige,s.HandclsvaMgc 
Zuchthauser  378. 
Zui'htpolieei  39a  a« 
Zueignungen  Ton  Dmckscbrifleii  an  dir 

B.V.^49. 
Zanfte  462. 

Zugehör  des  Staatsgebietes  277. 
Zwang  im  Staat  3  a. 
i£wangrechte,  s.  Bannrecbte. 
Zweck  der  Staaten  i.  des  Bundes  toö. 
Zweikammersystem    für    landstaadkcbf 

Versammlungen  aoo. 
Zwingenbere,  Standeaberrscbaft,  3i5  b. 

Anhang,  S.  907« 
Zi9 Ischen rcgierung  «47«    während    einer 

feindlichen  InhaDung  des  Landes  293. 
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Verbesderiingeir. 


$.3,  Z.  aO  T.   O.«  8t.  WlSBOP»    1.  WlSKOPP* 

*  4»  *  9   V.   U.»  8t.   ShCLÖKXR    1.   SCBLÖSSB« 

»9,       »  i5  V.  u.,  8t.  2737  1.  1737. 

V  IS,     «  16  ▼.  u.,  8t.  Merrel  ).  Merkel. 

y  14,     »  17  ▼.  u.,  8t.  FranQuesnav  1.  Frdnqifesiiaj. 

V  17,     »  18  T.  o.«  8t.  L.  V.  noTTsoL  1.  K,  y.  RotrscE. 
y  36,     y  i3  ▼.  u.,  St.  ^.  56  a.  L  56  b. 

y  17,     y  11  Y.  u«,  st.  Paschner  1.  Pachner« 

y  29,     y  4  ^-  ^M  st.  Pister  1.  Pfisler. 

y  29,     y  22  T.  o.,  St.  059  1.  159. 

y  20,     y  28  V.  o.|  St.  Fbauhk  1.  FkasciU. 

y  3o,     y  26  V.  o.,  St.  1801  1.  1808. 

y  45,     y  6  ▼.  o.,  St.  Gfsbbsns  L  GsBBBsrs. 

y  96,     y  6  y.  u.,  st.  78  e.  1.  '78  d. 

y  i5  y.  o.,  8t  Note  d.  l*  Note  c. 

y  i5  y.  u.,  St.  Die  sichersten  Mittel  1.  Des  tficlieriteB  Mittels. 

y  9  y.  u.,  St.  Ochlokrati  L  Ochlokratie. 

y  2  y.  u.,  St.  199  L  109. 

y  17  y.  o.,  St.  122«  1.  129. 

y  23  V.  o.,  St.  ^)  1.  •)• 


y  27  y.  0.9  ist  beizufügen:  Noteb)  Wienet^cUufiiActe  y.  1840,  Art«  25u.3t. 

y  14  ^*  U'9  s^*  353  1.  553. 

y  4  ^-  o*9  s^  einen  1.  Einen. 

y  i5  y.  u.,  St.  Weise  1.  Weisse. 

y  7  y.  u.,  st.  Note  h.  i.  Note  i. 

y  16  y.  o.,  St.  127  l.  i36. 

y  19  y.  o.,  St.  durch  den  Bescbl.  der  B.V.  y.  it.  JuH  1807  aaehgetragenen 

1.  späteren, 

y  1  y.  o.,  st.  Herr  1.  Heär. 

y  3  y.  u.,  St.  Matbb  1.  Mbtbb. 

y  Q  y.  o«,  st»  V  8i3  L  883. 


y  3  y.  o.,  st  X.  l.  y. 

y  17  y.  o.,  st  nichts  1.  nicht 

y  26  V«  o.,  st  217  1.  247- 

y  20  y.  u.,  st.  Giinterblum  1.  Güntcrtfbluih. 

y  20  V.  o.,  st.  tuteli  t  tutela. 

t  2  y.  u.,  st  618  1.  611  S, 

y  11  y.  0.,  st  3o8  1.  3o3. 

y  25  y.  o.,  St.  sin  i.  fin. 

y  10  y.  n.f  st.  288  c.  1.  286  t 

y  8  y.  u.,  st  287  c.  L  286  r. 

y  3  V.  tr.,  st.  291  h.  1.  29t  i. 

y  6  y.  o.,  st.  Recht  1.  Rechte. 

y  i3  y.  u. ,  st  401  b.  401  c. 

y  i3  y,  o.f  6t.  lutermisticum  L  Interimisticum. 

y  7  y.  o.,  st  Vertrag  I.  Vortrag. 

y  9  u.  10  y.  o. ,  st  Nietberg  1.  Rietberg. 

y  22  y.  u.,  yor  1882  ist  einzuschalten:  y.  3.  Mai. 

^     y      y  21  y.  a.p  St.  y.  28.  l.  Num.  23. 

^     y      y  23  y.  u.,  st  Limburg  1.  Limpurg. 

»  4q6,  y  i3  y.  o.,  st  i838  1.  i833. 

y  498,   y  1  y.  o.,  st  28  1.  25. 

y  5o4,  y  22  y.  u.,  1.  3o.  April  i83i. 

«  5io,   y  17  y.  o.,  St.  Rhein  Hessen  l.  Rheinpreussen. 

y  612,   y  7  y.  o.,  st  u)  1.  a). 

y  524,  y  6  y.  u.,  st  1810  l.  1808. 


962  Verbesseningen. 

S. 533,  Z.  3  T.  u.,  St.  4oi  b.  L  4^^  <^* 

y  536,   »  6  V.  o.,  8U  Foelin  l.  Föelix. 

9  53?,   »  4  ▼.  o.,  8t.  345  1.  343. 

9  540.  »  17  ▼.  o.,  8t  1810  1.  1816. 

9  567,  *  18  V.  u.,  st  Th.  I,  V  357.  1.  f.  86  vu  3o3. 

»  617,   »  6  ▼.  o.,  st  VI  1.  Vil.  —   Z.  7  V.  o.  die  Worte:  17)  NUderUmJe^  iwft 
V.  V.  31.  Jan.  1839;  siod  eu  streiohen* 

*  619,   »  19  V.  o. ,  nach  4^9^)  ^^  beisufugen:  O- 

V     »  V  17  T.  u,,  sind  die  Worte:  in  Folge  seines  unmittelbar  Torhcrgcg^agenfi 

Anschlusses  an  den  Zoll-    und  Handelsyerein;   aa  sireieken, 

9  63a,  V  18  V.  0.9  st  i8a5  1.  1811- 

»  635,  »  18  T.  u.,  St.  Meben  1.  Neben. 

*  630 ,  »  1  o  y.  o.  ^  st  der  1.  den. 

*  653,  »  ö  ▼.  o«,  St.  der  1.  den. 

*  654,  »  i5  T.  o.,  St.  den  1.  dem. 

'  671,   V   91  ▼.  o«,  St.  Bundas  1.  Bundes« 

*  691,   *     1  ▼.  o.,  st  4*8  1.  4o5. 

9  69a,   y    i5  T.  o.,  Tor  5o6  setxe  ein:  I. 

*  695,  y     9  T.  o.,  St.  3o4  1.  ao4. 

*  698,   »     4  ^*  ^M  *^*  Lodolf  1.  Ludolf. 

9  700,   V    i5  V.  o.,  st  Coliission  1.  ColUsion. 

*  701,   y    i3  T.  u.,  St.  maTime  litteraria  1.  maximc  literaria. 

9     T»  »      4  ^»  "• »  •*•  ^7^  '•  *73« 

*  70a,  »  10  T.  u.,  St.  Subdiis  1.  Subditis. 
»  7»3,  9  94  ▼.  o.,  st.  a78  1.  a77. 

*  714«  *     TV*  o.,  st  functionaires  1.  fonctionaircs. 
9  73a,  V  i4  ▼•  o.,  nach  u.'  d.  seifte  eine:  ). 

9  734,   9  aa  y.  o.,  st  Studirfreiheit  1.  Studierfr. 

9  739,   9  a3  y.  o.,  st.  Hume  1.  Hume. 

9  744,   9  i4  y.  u.,  st  rojal  L  royale. 

9  758,   9     7  y.  o.,  st.  romanum  L  romanam. 

»  765,   9     a  y.  o.,  st  1810  1.  1808. 

9  766,  »  II  y.  o.,  st  187a  1.  i?8a. 

9  769,   9  a3  y.  o.,  St.  i8ao  1.  1839. 

9  773,   9     8  y.  u.,  st  confettio  1.  confessio. 

9  777,   »  ta  y.  o.,  st  Agenten  L  Agenden. 

9  784,   *  a3  y.  u.,  sind  die  Worte:  in  den,  das  erstemal  su  streieken, 

»     9      9     9  y.  u.,  st.  litterae  1.  literae. 

9  787,  9  19  y.  u«,  st  neue  1.  neu. 

9  793,  9     5  y.  u.,  st  herrchend  1.  herrschend. 

«811,  9  la  y.  o.,  St.  Inpr.  1.  Impr. 

9  814«   9     o  y.  u.,  st  RiBBVTEOPP  1.  Rdbutbopp. 

9  8ao,  9  i3  y.  u.,  st  34  1.  54^ 

9  8a6,   9  i8  y.  u.,  st  solcher  I.  solche. 

9  8a7,   9     7  y.  o.,  st  Plalo  1.  Plato. 

9  835,   9  10  y.  u.,  st  Sujet  1.  Sujets. 

9  8^4,  9  lo  y.  u.,  st  a8a5  1.  i8a5. 

9  845,  9  27  y.  o«,  st  rhütischen  L  rhatiscben. 

9  847«  9  a5  y.  o.,  st  i5i  1.  45i. 

9  85o,   9     6  y.  o.,  St.  troits  1.  droits. 

9     9     »  14  y.  u.,  st  Hoff  1.  Hooff. 

9  854,  9     7  y.  u.,  S.  856.  Z   i3  y.  o.  und  Z.  a.  y.  u.,  S.  858«  Z.  14  y.  o.,  S.  8^^. 

Z.  i3  y.  o.,  S.  864,  Z.  5  y.  o.,  st  Entyyurf  u.  s.  w.  yon  1899  1.  Rhcb 

schiffahrtOrdnung  yon  i83i. 
9  864,   9     6  y.  o.,  st  66  1.  566. 

9     9      9  i5  y.  u.,  St.  ao4  1«  io4* 

9  860,    9    19  y.  c,  st   1^7,611   1.37,611. 

»  88^,  9     1  y.  u..  St  10,93a  u.  10,93a  1.  ii,i5a  u.  ii,366. 
9    9      »   18  y.  n.,  st  1,116  u.  1,116  1.  1,336  vu  1,336. 
9  901,   9     a  y.  u.,  liefs  Pflckler  -  Limpurg. 
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